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Da  einem  Werke ,  das  mit  so  warmer  Hingebung  und  immer 
Bteig«ider  Begeisterong  geschrieben  worden^  wie  das  Vorliegende, 
wird  wenig  Ar  die  Vorrede  zu  sagen  bleiben,  was  nicht  im  Laufe 
der  Darstellung  seinen  Ausdruck  gefunden  bitte.  Der  Gedanke, 
der  mich  zu  meinem  Unternehmen  gedrängt,  zieht  sich  wie  ein 
lotender  Faden  durch  die  ganze  Ausführung  desselbeiL  Ich  wollte 
ihn  nicht  verschweigen,  nicht  der  Aufmerksamkeit  des  Einzelnen 
das  Suehtti  und  Finden  seiner  Herrschaft  überlassen,  noch  weniger 
ab«r  ihn  mit  trugmschem  Schleier  verhüllen.  Für  jene,  die  ihn 
als  wahr  anerkennen,  wäre  dies,  wenn  ich  es  gethan,  nur  ein 
Gnmd  an  der  Wahrheit  meiner  eigenen  Ueberzeugung  zu  zweifeln; 
fb  jene,  die  ihn  als  eine  T&uschung  verdammen,  wSre  es  nur 
eine  Waffe  zum  Kampfe  gegen  mich  und  meinen  Glauben. 

Ich  sehe  in  der  grossen  französischen  Revolution  nicht  eine 
grauen-  und  schauererregende  Verwirrung  des  menschlichen  Ge- 
fälles und  Geistes,  nicht  ein  furchtbares  Weltgericht  Gottes  über 
die  sündige  Menschheit,  nicht  ein  Ereigniss,  das  die  Geschichte 
mildttiätig  verzeichnet  und  lehrt,  als  ein  abschreckendes  Beispiel 
konunenden  Geschlechtem.  Ich  sehe  in  der  französischen  Revolution 
ebensowenig  die  Wahrheit  als  unantastbar  verkörpert,  dass  Staaten 
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und  Völker,  um  gross  und  frei  zu  werden,  Revolutionen  machen 
müssen,  als  in  der  Darstellung  ihrer  Geschichte  die  Liehrerin, 
wie  man  sie  machen  solL  Ich  wollte  keine  Parteischrift  schrei- 
ben. Aber  ich  erkenne  in  der  französischen  Revolution  die 
Geburtsstunde  des  Geistes,  der  das  neunzehnte  Jahrhundert  be- 
herrscht Die  Erschütterungen,  die  sie  begleiten,  der  Sturm,  der 
sie  durchbraust,  der  Donner  der  Kanonen,  der  sie  verkündet,  die 
Brandfackel,  die  sie  durchleuchtet,  die  Ströme  von  Blut  und 
Thränen,  die  sie  kennzeichnen,  sind  Zeugen  der  Gewalt  und  Grösse 
dieses  Geistes.  Nur  das  Schwache  und  Ohnmächtige  wird  ohne 
Schmerzen  geboren.  Was  aber  leben,  lange  leben  soll,  das  muss 
Weh  und  Leid  ertragen,  Ge&hren  trotzen,  Jammer  und  Elend 
überdauern  können. 

Und  der  Geist,  der  also  gezeugt  wurde,  hat  dies  alles  ver- 
mocht! Die  Grausamkeiten  der  eigenen  Mutter,  ihre  Zärtlichkeit 
selbst  drohte  seinem  Leben,  der  Welteroberer  sah  in  ihm  den 
allein  unbezwingbaren  Feind  und  rang  durch  ein  Jahrzehnt  ihn 
zu  vernichten,  Jahre  des  Elends,  der  Finstemiss,  der  Schmach 
und  Erniedrigung  folgten,  und  er  rang  sich  hindurch  durch  die 
Ohnmacht  der  Zeiten  und  stand,  lange  vergessen  und  todt  beweint, 
den  Lebenden  wieder  zur  Seite  im  Kampf  um  das  Leben.  Nicht 
ein  Volk,  die  Völker  alle  bedarf  das  Grosse,  wenn  es  herrschen 
soll.  Sie  erst  mussten  das  Dasein  dieses  Geistes  ahnen,  sie  alle 
mussten  erst  die  Wege  bahnen,  auf  denen  er  zu  seinem  Thron 
emporsteigt  Und  als  ein  Pulsschlag  das  Leben  Europa's  bewegte, 
ein  einzig  Leben  die  alte  Erde  zusammenschloss,  Staaten  und 
Völker,  lange  geschieden,  sich  von  einem  Geiste  beseelt  fühlten, 
da  begrüsste  die  Zeit  als  Mann,  was  man  kurz  nach  seiner  Kind- 
.  heit  dahin  geschieden  wähnte.  Die  Regentenweisheit  allein  ist 
ohnmächtig,  die  Geschicke  der  Staaten  zu  bestimmen.  Die  Völker 
selbst  wollen  ihre  Hände  regen  und  ihre  Zukunft  schaffen.  Freiheit 
und  Gleichheit,  f&r  die  man  kämpft,  sind  die  Tragsäulen  dieser 
Begierde!  Es  war  wieder  eine  Revolution,  die  Europa  das  Zeit- 
alter verkündete,  in  der  sie  sich  bewahrheiten  sollte. 

Von  diesen  Gedanken  ausgehend,  die  grossen  und  dauernden 
Interessen  der  Völker  mit  Wärme  umfassend,  zog  ich  mir,  in  der 
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Absiebt  eine  neuere  Verfassungsgeschichte  der  Staaten  Europa's 
zu  schreiben,  die  Grenzen  meiner  Thätigkeit  wohl  sehr  weit. 
Aber  in  der  Kenntniss  der  Schwäche  meiner  Kraft,  schränkte  ich 
sie  auch  augenblicklich  wieder  so  weit  ein,  dass  ich  zuerst  der 
Oeffentlichkeit  nur  die  Beschreibung  der  Basfs  übergebe,  auf  der  ich 
das  neuere  Verfessnngswesen  der  Staaten  Europa's  ruhend  glaube. 
Wird  die  vorliegende  Arbeit  der  Anerkennung  würdig  gehalten, 
dium  zweifle  ich  nicht,  dass  sich  gleicligesinnte  Kräfte  zur  Vollen- 
dung des  AVerkes  finden  werden.  Ich  selbst  habe  einen  grossen 
Theil  der  Vorarbeiten  schon  begonnen  für  die  Darstellung  des 
Staats-  und  Gesellschaftsrechts  Oesterreichs,  vom  Wiener  Frieden 
bis  auf  die  Gegenwart 

Ganz  abgeFehen  von  der  Art  der  Behandlung  liegt,  wie  es 
mir  scheint,  gerade  in  dem  Material,  das  ich  zu  erschöpfen  und 
zu  bearbeiten  mich  bemühe,  das  besondere  Interesse  der  gesetzten 
Aufgabe.  Die  Gesetze  müssen  den  Geist  der  Geschichte  erklären. 
Sie  allein  sind  im  Stande,  es  streng  und  wahr  zu  thun,  denn  wie 
Maiksteine  am  Wege  der  Zeit  stehen  sie  da,  unparteiisch  und 
intresselos,  widerstrebend  dem  Parteigeist  zu  dienen,  nur  geeignet 
das  zu  sein,  was  sie  in  Wahrheit  sind.  Starre  Zeugen  vom  Geiste 
der  Zeit,  welche  sie  geschaffen.  Aber  gerade  in  dieser  Sicherlieit 
und  Unparteilichkeit  geben  sie  ein  kräftiges  Zeugniss  von  den 
Kämpfen,  in  denen  mühsam  aber  sicher  die  Völker  und  Staaten 
sich  emporringen.  Vor  allem  in  den  deutschen  Staaten  wird  man 
durch  eine  Geschichte  ihres  Rechtslebens  erkennen  Jemen,  wie  bei 
einem  scheinbaren  Stillstand,  bei  einer  drückenden  Versumpfung 
alles  öffentlichen  Lebens  doch  immer  und  immer  rege  der  for- 
schende Geist  schafft  und  arbeitet  und  vorwärts  schreitet.  Man  wird 
erkennen,  dass  in  diesem  ewigen  Fortschritte,  den  der  Geist  der 
Gesetze  am  Besten  beweist,  selbst  wenn  ihn  flüchtige  Ereignisse 
verleugnen,  unser  Vaterland  jedem  Patrioten  die  Gewissheit  giebt, 
da^s  es  in  seinen  Giundlagen  stark  und  tüchtig  ist,  und  dass 
die  geistige,  sittliche  und  wirthschaftliche  Entwicklung  der  Massen 
uoi^eres  Volkes  mit  jeder  anderen  Nation  sich  messen  darf,  viel- 
leicht die  anderer  Staaten  überragt.  Auch  Deutschland  ist  ein 
Musterstaat  de/  Civiliiuiion.    Seine  geistige  Kraft,  sein  unermüd- 
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liches  Streben  und  Schaffen  berechtigen  es  dazu.  Aber  es  fehlt 
ihm  noch  die  Fähigkeit  zur  grossen  That,  die  im  Stande  ist,  es 
jeden  Augenblick  gewaltig  zu  beweisen.  Da  uns  das  Schicksal 
nicht  begünstigt,  durch  grosse  Ereignisr^e  das  zu  sein,  was 
wir  sein  sollen,  ein  Staat,  ein  Volk,  —  vielleicht  zeigt  es  die 
Macht  des  Gedankens,  dass  wir  im  Lauf  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts immer  mehr  und  mehr  aneinander  rücken,  Bande  der 
Vereinigung,  des  gleichen  Fühlens  und  Denkens,  der  gemeinsamen 
Interessen  um  uns  legen,  und  uns  langsam  aber  sicher  vielleicht 
zu  dem  emporarbeiten,  was  die  Sehnsuclit  aller  Vaterlandsfreunde 
seit  langen  Jahren  war  und  bis  zur  Erfüllung  sein  wird.  Diese 
Macht  des  Gedankens,  diese  ausgleichende  und  versöhnende  Ge- 
walt soll  die  Geschichte  des  Staats-  und  Gesellschaftslebens  und 
seines  Rechtes  beschreiben.  Und  wenn  es  gelingt,  Trost  und 
Vertrauen  der  Nation  für  die  Zukunft  zu  bieten,  dann  glaube  ich, 
hat  die  Arbeit,  die  damit  angestrebt  wird,  ihre  Bestimmung  er- 
füllt und  ihren  Lohn  erreicht. 

Von  dem  Standpunkt  dieses  Zieles  aus  mag  man  diesen 
ersten  Stein  zu  einem  grösseren  Gebäude'  betrachten ,  und  wenn 
er  so  bearbeitet  ist,  dass  er  seiner  Bestimmung  genügt,  ihn  auch 
freundlich  würdigen. 


Berlin,  im 'Februar  1865. 

Carl  Bichter. 


Einleitung. 


Die  Bedeatang  einer  Bechtsgeschichte  der 
französischen  Beyolntion. 
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rei  mächtige  Ereignisse  sind  es,  welche  in  der  Geschichte  Europas 
seit  dem  Untergang  der  alten  Völker  das  gesammte  Leben  der  Staa- 
ten in  dem  Augenblick  erfassten,  in  dem  sie  geboren  wurden,  die 
es  bis  ins  Innerste  erschütterten,  deren  Bedeutung  nicht  allein  an  der 
Scholle  eines  Landes  haltete,  deren  Träger  und  Helden  nicht  einem 
Volke  allein  entsprungen  sind.  Europa  theilt  nach  ihnen  die  Perioden 
mtr  Geschichte.  Es  sind  die  Krenzzüge,  die  Reformation  und'  die 
französische  Revolution. 

Wie  stets  bei  den  Völkern  einer  niederen  Cultur  eine  aufregende  dio  Krem- 
Phantasie  mehr  Gewalt  über  die  Geister  hat,  als  der  Verstand  des  *^«^- 
Verständigsten,  so  war  eine  eitle,  aber  begeisternde  Idee  allein  im 
Stande,  alle  germanischen  und  romanischen  Völker  zu  jenen  wilden 
Veraiehtniigskriegen  aufzurufen,  welche  die  Geschichte  als  die  Kreuz- 
nge  verzeichnet  hat.  Ein  trügerischer,  nutzloser  Gedanke  war  die 
Veranlassung,  ein  reeller,  fassbarer  Werth,  ein  unschätzbarer  Sieg 
das  Resultat  derselben.  Aber  dieser  Sieg  lag  nicht  im  Reich  des 
Glaubens,  für  den  man  kämpfen  wollte.  Eine  andere  Welt  hatte  Ecfropa 
erobert,  neue  Bahnen  hatte  der  Handel  gewonnen,  einen  reichen  Ver- 
kehr hatten  die  Kriege  erzeugt  Europas  Cultur  und  Sitte  wurde 
damab  geschaflfon   und  lebendig    gestaltet.     Wie  Griechenland    ein 
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neues  Leben  verzeichnete  nach  seinen  Kriegen  gegen  Troja,  so  begann 
eine  neue  Zeit  für  Europa  nach  den  Kriegen  um  Jerusalem.  Die 
Materie  möchte  ich  sagen,  war  frei  geworden.  Die  Völker  der  Cultur 
dehnten  über  sie  ihre  Wege  und  Strassen. 
Die  Rafor-  ^^^  Reformation  brach  den  Bann,  durch  den  das  seit  jener  Zeit 
■»»«»on'  allmächtige  Papsthum  über  Europa  herrschte.  Eine  neue  Lehre  ward 
der  verwilderten  römischen  Kirche  gegenüber  gestellt,  unter  deren 
Laster  alle  christlichen  Völker  seufzten.  Alle  jubelten  dem  neuen 
Geiste  zu,  alle  begiüssten  mit  Freuden  die  Reformation.  Ueber  ganz 
Europa  ergossen  sich  die  Kriegsheere,  die  den  Kampf  ausfechten 
sollten,  den  die  neue  Religion  entzündet  hatte  und  alle  Völker  stellten 
ihre  Streiter,  alle  trugen  die  Kriegsschrecken  und  als  man  Frieden 
schloss,  theilten  alle  den  Segen.  Der  Herrgott  war  frei  geworden; 
für  das  Gewissen  des  Menschen  sollte  es  kein  anderes  Gesetz  geben, 
als  den  Glauben,  den  es  freiwillig  bekannte. 
DieStuta-  So  hatten  für  das  Höchste  und  das  Niederste  die  Völker  gemein- 
fn^tfsUcb'  sam  gestritten,  sie  hatten  die  Freiheit  der  Erde  und  die  Freiheit  des 
RtvoiatioD.  Himmels  erkämpft,  aber  die  Menschheit  selbst  war  unfrei  geblieben. 
Die  absolute  Gewalt  der  Fürsten  hatte  die  ganze  Vergangenheit  hin- 
durch die  Völker  beherrscht  und  die  Rechte  derselben  lagen  ohn- 
mächtig vor  dieser  Gewalt  darnieder.  Europa  besass  im  Mittelalter 
ein  vollständiges  System  einer  politischen  Organisation,  die  überall 
errichtet  war  auf  einer  gleichmässigen  socialen  Hierarchie.  Die  Fea- 
dalität  füllte  das  ganze  Gebäude  aus,  die  gleichmässige  geistige  Auto- 
rität des  Papstes  umschloss  und  gipfelte  es  in  seiner  Gewalt  Die 
Reformation  hat  diese  religiöse  und  politische  Einheit  für  alle  Zeiten 
zertrümmert  und  in  dem  Strom  der  auflebenden  Künste  und  Wissen- 
schaften, einer  lebendigen  Industrie  emancipirte  sich  der  menschliche 
Geist  Den  gesetzlichen  Ausdruck  dieser  geistigen  Freiheit  bildete 
der  westphälische  Frieden.  Doch  wie  er  den  Bruch  der  einen,  alle 
Mächte  umschliessende  Gewalt  des  Papstes  sicherstellte,  so  errichtete 
er  an[  Stelle  dieser  die  einzelne  Selbständigkeit  und  Allgewalt  der 
verschiedenen  Fürsten  und  Regenten  und  erhob  diese  Gewalt  zu  einer 
zwingenden  Macht  für  die  Unterthanen  durch  die  Ableitung  derselben 
von  Gottes  Gnaden.  Aus  einer  uralten,  wenig  bedeutenden  Formel  ward 
jetzt  ein  alhnächtiger  politischer  Gedanke.  Mit  ihm  aber,  durch  den 
die  absolute  Gewalt  sich  heiligte,  war  ein  ewiger  Widerspruch  geboren, 
der  Völker  und  Fürsten  trennte  und  der  einen  furchtbaren  Kampf 
erzengen  mnsste,  sobald  die  Völker  zu  seiner  Erkenntniss  gekommen 
und  die  Fürsten  in  dieser  ihre  Gewalt  bedroht  sahen. 

Die  AUmacht  der  Fürsten  von  Gottes  Gnaden  ist  unnahbar  dem 
Volke.    Es  giebt  kein  Recht,  welches  das  Volk  derselben  entgegen- 
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setzen  kann;  es  giebt  keine  Pflicht,  welche  den  Fürsten  beugt  unter  oerwfder- 
die  Hechte  des  von  ihm  beherrschten  Volkes.  Wenn  Recht  und  Pflicht  ■p™«'»  *» 
80  zerrissen  sind,  dass  das  eine  nur  auf  der  einen,  das  andere  nurgtaaugcwAit. 
auf  der  andern  Seite  ruht,  und  wenn  diese  scharfe  Scheidung  zum 
Gesetz  geworden,  dann  kann  es  nie  eine  friedliche  Versöhnung  geben 
und  nur  die  Gewalt  allein  kann  neue  Bahnen  brechen.  Das  friedliche 
Hingeben  auch  nur  eines  Theilchens  ihrer  Rechte  wäre  der  Verlust 
des  ganzen  Rechts  und  die  absolute  Gewalt  kennt  keine  Pflicht,  ein 
gebrachtes  Opfer  dauernd  anzuerkennen.  Von  ewiger  Eifersucht  auf 
ihr  nnumschränktes  Recht  getrieben,  werden  die  Fürsten  das  als  eine 
Gnade,  die  sie  stets  verweigern  können,  ansehen,  was  die  Völker  als 
ihr  unveräusserliches  Recht  in  Anspruch  nehmen.  Von  ewiger  Angst 
am  ihr  geringes  Recht  gepeinigt,  werden  die  Völker  mit  stetem  Miss- 
trauen  den  Fürsten  betrachten,  dessen  Gewalt  sie  dulden  müssen,  aber 
deren  Rechtskraft  sie  bezweifeln.  Nur  eine  unüberwindliche  Gewalt 
konnte  diesen  Kampf  des  Misstrauens  beenden,  und  diese  lag  allein  in 
der  Macht  des  Volkes,  als  es  zur  allgemeinen  Revolution  sich  erhob. 
Das  eikannte  zuerst  das  französische  Volk  und  stand  auf  gegen  die 
ganze  Vergangenheit  und  den  obersten  Rechtsgedanken,  der  sie  be- 
herrschte. 

Von  diesem  Augenblicke  an  beginnt  ein  Kampf  der  neuen  Ge-  nie  fran- 
danken  und  Ideen,  welche  als  letztes  Ziel  sich  gesetzt,  den  recht- '^'^'^^*^*' 
liehen  AuBdmok  eii  finden,  wie  sich  in  einem  Staate  di§ 
Gewalt  des  gansen  Körpers  organisiren  rnnss,  um  nach  un- 
antastbarer Gerechtigkeit  für  eine  ferne  Zukunft  die  Grund- 
lage für  Recht  und  Pflicht  swischen  Volk  und  Begierung 
sein  Bu  können.  Was  war  das  anders,  als  die  erste  Idee  des 
Beohtsstaates,  um  dessen  Herrschaft  die  Völker  Europas  seit  jener 
Zeit  unermüdlich  ringen  1  Den  grossartigen  Versuch,  mit  unver- 
gleichlicher Kühnheit  gedacht,  bis  zur  äussersten  Consequenz  durch- 
geführt, diesen  Versuch,  den  Gedanken  in  Wahrheit  darzustellen» 
nennt  man  die  französische  Revolution.  Was  eine  Phantasie  für  die 
Kreuzzöge,  was  die  Glaubenslehre  für  die  Reformation,  das  war  die 
Rechtslehre  für  die  französische  Revolution.  Wie  nie  bei  einem  Er- 
eigniss  vor  ihr  kehrte  sich  die  gesammte  geistige  Thätigkeit  eines 
Volkes  auf  eine  Rechtsidee,  blutige  Kämpfe  wurden  für  sie  gekämpft, 
grosse  Siege  für  sie  errungen.  Ausgehend  von  einem  Rechtsgedanken, 
kämpfend  und  ringend  für  die  Herrschaft  desselben  in  den  Tagen  der 
höchsten  Bewegung,  hielt  die  ganze  Zeit  bis  zum  letzten  Augenblicke 
fest  an  dem  Glauben  der  Möglichkeit  dieses  Gedankens.  Der  Eid 
Ludwig  XVL,  welcher  die  erste  Anerkennung  desselben  gewesen,  war 
auch  der  Eid  des  Kaisers  Napoleon  I.,  welcher  die  Herrschaft  dieses 
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Gedankens,  wenigstens  der  Form  nach,  wieder  verkündet  hat.  Und 
dieser  eine  Gedanke  war  die  Freiheit !  Mit  ihr  als  Herrscherin  wollte 
man  das  letzte  Ziel  der  Revolution  erreichen;  um  sie  gnippirt  sich 
die  ganze  Gesetzgebung  der  französischen  Revolution,  die  Geschichte 
dieses  Gedankens  ist  die  Seele  der  Rechtsgeschichte  jener  Zeit. 
DieBedeu  Aber  mit  all  ihren  Thaten  war  die  französische  Revolution,  ge* 
mngd.fran  tragen  von  dieser  absoluten  Rechtsidee,  nur  der  Beginn  eines  grossen 
voiauon.  Kampfes  zwischen  den  Völkern  Europas  und  den  herrschenden  Ge- 
walten, zwischen  dem  Recht  der  Völker  und  der  Macht  der  Herrscher. 
In  den  Strassen  von  Paris  begann  blos  eine  Revolution,  die  der  all- 
gemein vorwärtsstrebende  Geist  der  germanisch -romanischen  Völker 
längst  vorbereitet  hatte.  Die  Laster  und  das  Elend,  an  denen  Frank- 
reich vor  dieser  Revolution  siech  damiederlag,  waren  allen  diesen 
Völkern  gemein,  die  Macht  der  Ereignisse,  welche  die  altgewordene 
Lasterhaftigkeit  aufstörte  und  zertrümmerte,  diese  Macht  wühlte  in 
ganz  Europa  die  Sünden  der  Zeit  auf  und  der  Sieg  darüber,  der  die 
Welt  zum  Besseren  führte,  gehörte  so  wenig  Frankreich  allein  an,  als 
das  Blut,  das*  in  dem  Kampf  geflossen,  als  die  Erde,  die  in  dem  Streit 
verwüstet  w^urde.  Und  gerade  in  dieser  Allgemeinheit  bildet  die  fran- 
zösische Revolution,  wie  die  Kreuzzüge  und  die  Reformation,  den 
Wendepunkt,  auf  dem  mit  dem  Scheiden  eines  Jahrhunderts  ein  anderes 
imd  erhabneres  geistiges  Leben  begann,  das  wie  die  eine  Sonne  der 
Welt  über  alle  Völker  Europas  sich  erhob.  Sie  war  es,  die  endlich 
auch  den  Menschen  frei  machte  und  mit  der  Freiheit  des  Einzelnen 
die  Staaten  selbst  einer  neuen  Geschichte  entgegenführte. 
Der  Ocirt  Es  geht  ein  tiefer  Widerspruch  seit  jener  Zeit  durch  die  Geschichte 
deii9.jahr.  ^^j.  europäischen  Völker  und  in  einer  dauernden  Revolution  £cährt  das 
Leben  der  Staaten.  Man  weiss  aus  Erfahrung,  dass  ein  ewiger  Kampf 
zwischen  den  Regierungen  und  den  Völkern  besteht,  man  erkennt  den 
Zwiespalt  selbst  in  den  Tagen  der  Ruhe,  das  Misstrauen  in  den  ge- 
genseitigen Beziehungen  und  leidet  ewig  unter  der  Unsicherheit  eines 
nicht  mit  unverbrüchlicher  Treue  geschlossenen  Waffenstillstandes. 
Man  sieht,  man  berührt  die  Gründe  dieses  Zustandes,  man  beweint 
die  Wirkungen  desselben,  und  in  Mitte  der  wiederholten  Betheuerungen, 
gemeinsam  das  Ende  dieses  Elends  zu  suchen,  sieht  man  Fürsten  und 
Völker  in  dieselben  Fehler  verfallen,  denselben  zieHosen  Weg  verfolgen 
und  aus  all  den  kostbaren  Streitigkeiten  nicht  die  geringste  Frucht 
ernten.  Das  ist  der  Geist  des  19.  Jahrhunderts  und  er  wurde  durch 
die  französische  Revolution  geboren.  Die  gesammte  Rechtsgestaltong 
der  folgenden  Zeiten  bewegt  sich  um  ihn  und  versucht  auf  dauernden 
Grundfesten  des  Gesetzes  die  Versöhnung  dieses  ewigen  Widerspruchs 
SU  erringen:  in  der  Herstellung  des  unantastbaren  Rechtsstaates. 
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Damm  ist  ja  diese  2^it  von  so  hoher  Bedeutung,  darum  ist  sie     di«  b«- 
eiiie  bis  jetzt  noch  unerschßpfte  Fundgrube  des  menschlichen  Wissens  ««a««»«?  d. 
and  Denkens.    Das  Recht  ist  seit  jener  Zeit  ein  Element  des  Lebens  .cweh'rd. 
geworden,  welches  dahin  strebt,  bei  allen  Völkern  gleich  sich  zu  ge-  '»"*»"•  Ge- 
stalten und  durch  seine  Gleichheit  auch  die  Völker  selbst  einander  ^^^  °°' 
zu  versöhnen.    Darum  aber  darf  man  auch  die  Resultate  der  franzö- 
sischen  Revolution   und  ihrer  Rechtsgeschichte  nicht  in   den  engen 
Grenzen  des  Staates  betrachten,  dessen  I^amen  sie  trägt,  sondern  aus 
dem  Boden  Europas  mnss  man  ihre  Bedeutung  lesen;  darf  den  uner- 
messlichen  Werth,  der  mit  Strömen  Bürgerbluts   erkauften   geistigen 
Emingensehaften  nicht  nach  den  Vortheilen  und  Fortschritten  des  einen 
Staates   schätzen,   sondern   mnss  in  Europas   Culturfaöhe   sein  Maass 
suchen.    Frankreich  hat  seine  geistigen  Siege  nicht  behaupten  können, 
aber  Europa  hat  sie  behauptet,.  Frankreich  schritt  nicht  mit  gleichen 
Schritten  auf  der  einmal  geebneten  Bahn  vorwärts,  aber  Europa  durch* 
Hiisst  unaufhaltsam  den  Weg  des  Fortschrittes  und  keine  Gewalt  ist 
mehr  im  Stande,  die  Völker  desselben  zurück  zu  halten.    Der  endliche 
Sieg,   die  vollste   staatsbürgerliche  Freiheit  und  die  allein  dauernde 
Macht  der  Staaten  in  ihr  wird  endlich  auch  errungen  werden.    Wohl 
wird  man  bis  zu  diesem  Ziele  einen  grossen  Weg  durchmessen  haben, 
der  kaum   mehr  eine  Würdigung  des   dann  verschwindend   kleinen 
Ausgangspunktes  zulassen  wird.   Dennoch  aber  wird  ihm  der  Triumpf 
bleiben,  die  Zeit  geboren  zu  haben,  die  nachher  durch  ihren  Kuhm 
and  ihre  Grösse  die  Stunde  der  Geburt  überstrahlte. 


Umfang  der  Beohtsgeschlehte  der  französischen 

Bevolntion, 

Der  Umfang  einer  Rechtsgeschichte  der  französischen  Revolution,     g^^^^  ^ 
wenn  es  gelingt,  ihn  mit  unumstösslichen  Grenzen  zu  kennzeichnen,  wird  schichte  u. 
vor  allem  auch  die  Grenzen  dessen  am  klarsten  sicherstellen,  was  diese  J|."ichT 
vorliegende  Arbeit  leisten  will  und  welcheu  Zweck  sie  zu  erfüllen 
bestimmt   ist.    Kicht  aus  den  Ereignissen,   wie  die  Staatsgeschichte, 
sondern  ans  dem  Begriff  des  Rechts  selbst  wird  die  Rechtsgeschichte 
ihre  Grenzen  ableiten.    Diese  werden  sich  finden   in  der  Lösung  der 
Fragen,  wann  die  französische  Revolution  für  die  Rechtsgeschichte 
derselben  begonnen  hat  und  wann  sie  als  beendigt  fOr  dieselbe  an- 
gesehen werden  kann. 
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Dm  Beebt  ^*^  GeschichtsforschuDg  der  französischen  Revolurion  ist  in  ihren 
d.Dynwtie.  Resultaten  über  diese  Frage  keineswegs  einig.  Die  meisten  Geschichts- 
schreiber dieser  Zeit  zählen  die  Tage  der  Revolution  von  der  Einbe- 
mfung  der  Etats  generaux  und  der  Begründung  der  constitutionellen 
Monarchie  bis  zum  Sturze  des  Kaiserreiches,  das  Napoleon  auf  den 
Trümmern  der  blutig  erkämpften  Freiheit  errichtet  und  mit  dem  gan- 
zen Ruhme  Europas  umgeben  hatte.  Das  Wesen  dieser  Eintheilung 
ruht  in  der  Anerkennung  der  unantastbaren  Heiligkeit  der  dynastischen 
Rechte.  Das  Haus  der  Bourbonen  war  ein  durch  Jahrhunderte  dem 
französischen  Staate  angestammtes.  Von  dem  Augenblicke,  wo  sich 
gegen  dieses  durch  die  Zeit  geheiligte  unantastbare  Recht  dieser 
Dynastie  die  Volksgewalt  erhob  und  das  unbeschränkte  Recht,  die 
volle  Gewalt  des  angestammten  Herrschers  in  Zweifel  zog,  von  dem 
Augenblicke  an  rechnen  diese  Geschichtsschreiber  den  Beginn  der 
Revolution.  Und  mit  dem  Tage,  als  die  vollste  Anerkennung  der  dyna- 
stischen Rechte  wieder  im  Staate  hergestellt  worden,  also  mit  dem 
Tage,  als  auf  den  Thron  Frankreichs  abermals  ein  Bourbone  stieg 
und  die,  wenn  auch  Constitutionen  beschränkte  Herrschaft  ergriff,  mit 
diesem  Tage  erscheint  ihnen  die  Revolution  als  beendigt! 

Diese  nur  nach  äusseren  und  vorübergehenden  Erscheinungen 
angenommene  Grenze  muss  von  vornherein  zurückgewiesen  werden. 
Sie  ist  weder  durch  die  Ereignisse  bestätigt,  noch  durch  den  Geist 
der  Zeit  anerkannt. 
Kritik  der  ^^  göttliche  Rccht  der  Dynastien  hat  in  unserm  Jahrhundert 
hbtor.  Dar*  keinen  anderen  Schutz,  als  die  Gewohnheit  des  Glaubens,  keine  andere 
"''  Macht,  als  den  persönlichen  Muth,  sich  zu  behaupten.  Der  letzte  Stuart 
verblutete  unter  dem  Urtheilsspruch  des  Volkes  und  eine  andere  Dynastie 
bestieg  den  Thron  Grossbritanniens  ohne  die  heiligende  Salbung  des 
Papstes,  ohne  das  Recht  der  Geburt,  und  die  Herrscher  Europas  hul- 
digten dem  neuen  Fürsten  und  die  Völker  anerkannten  durch  ihre 
legitimen  Herrscher  den  von  dem  Volke  E)nglands  freiwillig  herbei- 
gerufenen Regenten.  Nach  einem  durch  die  Jahrhunderte  befestigten 
Rechte  brach  der  Thron  der  Bourbonen  zusammen,  und  in  dem  Sturm 
einer  Revolution  fiel  das  Haupt  eines  geheiligten  Monarchen,  und  kein 
Fürst  Europas  zog  mit  verwegenem  Muthe  sein  Schwert  für  das  Recht 
der  Dynastie.  Und  als  der  Kriegsheld  seiner  Zeit  auf  den  Thron 
Ludwig  des  Heiligen  stieg,  salbte  ihn  der  Papst  und  die  Fürsten 
Europas  nannten  ihn  ihren  Bruder!  Als  er  selbst  wieder  stürzte,  als 
er  seiner  eigenen  Grösse  erlag  und  unter  dem  Siegesgeschrei  der  Völker 
die  legitimsten  Herrscher  Europas  in  Paris  einzogen  und  unter  dem 
Schutz  eines  ungeheuren  Heeres  über  das  Geschick  Frankreichs  ent- 
schieden, da  waren  es  diese  Fürsten  selbst,  die  das  göttlicbe  Recht  der 
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angestammten  Herrscher  bezweifelten  and  nach  einem  neuen  Regenten, 
sogar  nach  einem  bessern  suchten,  als  jener  war,  der  das  unverbrüch* 
liehe  Recht  der  Dynastie  für  sich  hatte  I 

Auf  den  Thron  Frankreichs  stieg  nach  kurzem  Bestände  der  wie- 
derheigestellten  Dynastie  der  Bourbonen  mit  sicheren  Schritten  ein 
Mann,  dessen  Vater  unter  den  Königsmördern  sass  und  abermals  stärkte 
sein  Recht,  das  er  aus  dem  Willen  des  Volkes  allein  ableitete,  die 
Zustimmung  der  Kaiser  und  Könige  Europas  und  wie  die  gefallene 
Dynastie  nannte  sich  Louis  Philipp  von  »Gottes  Gnaden'%  zu  einer 
Zeit,  als  obdachlos  der  vertriebene  rechtmässige  Bourbone  in  der  Fremde 
iiTte!  Das  Gluck  heiligte  das  Recht  des  Orleans  und  die  Fürsten  an- 
erkannten, dass  auch  die  Laune  des  Schicksals  und  vorsichtige  Weisheit 
das  göttliche  Recht  ersetzen  können.  Und  wieder  waren  es  gar  eilig 
die  Fürsten  Europas  selbst,  die  auch  in  dem  Glück  der  Kühnheit  einen 
firwerbstitel  des  göttlichen  Rechtes  anerkannten  und  in  dem  glück- 
fichen  EduporkömmJing  Napoleon  III.  „ihren  lieben  Bruder'*  begrüssten. 

So  ist  das  götUiche  Recht  der  Dynastie  ein  verfaultes  und  ruht 
unter  Gräbern.  Die  Fürsten  selbst  anerkennen  es  nicht  mehr  und 
veitbddigen  es  nicht  nnt  dem  letzten  Tropfen  ihres  Blutes,  obgleich 
e^  in  den  SSeiten  der  Noth  immer  wieder  von  ihnen  als  einzige  Macht 
angerufen  wird.  Es  kann  vor  den  Völkern  nicht  mehr  auf  Achtung 
rechnen  und  ist  ohnmächtig,  durch  seine  abgestorbene  Gewalt  allein 
den  Geschicken  der  Völker  eine  Grenze  zu  setzen! 

Einen  anderen  Endpunkt  der  Revolution  kann  man  finden,  wenn  Andere  m«i- 
man  unter  dieser  nichts  mehr  verstehen  will,  als  die  Anarebie,  die  »^"^'^ 
wilde  Herrschaft  einer  blutdürstigen  Menge;  wenn  man  den  Geist  der 
Revolution  nur  aus  der  unheilvollen  Entartung  des  Menschengeschlechtes 
ableitet  und  die  Thaten  einer  Volkserhebung  nur  in  soweit  anerkennt, 
als  sie  durch  die  schrankenlose  Gewalt  der  Masse  erzeugt  worden; 
w^m  man  die  Revolution  selbst  nur  in  dem  Mord  und  Brand  findet, 
mit  dem  eine  aller  Fesseln  entledigte  leidenschaftliche  Menge  die  Welt 
entsetzte!  Wer  die  französische  Revolution  nur  nach  diesen  Entartun- 
geu  des  menschlichen  Herzens  und  Geistes  richtet  —  und  diese  An- 
sdiaaang  hat  auch  ihre  Vertreter  —  der  wird  die  Revolution  als  beendet 
ansehen  mit  dem  als  Gesetzeswort  anerkamiten  Machtspruch  des  ersten 
CoosQb  vom  15.  December  1799:  Bürger!  die  Revolution  hat  die 
GfondsiUe  festgesetzt,  mit  denen  sie  begonnen,  sie  ist  beendet!  „Welch 
eigsnAnmlicher  Beweiss  der  Täuschungen  des  menschlichen  Geistes! 
ruft  Thieis  aus.  Dennoch  mnss  man  übrigens  anerkennen  dass  etwas 
beendet  war  und  das  war  die  Anarchie"  *). 


*)  Histoare  du  Conaalat  et  de  i'empire  par  Tbiers  1846  B.  1.  109. 
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Der  Anfans  ^^  Duii  die  Geschichtschreiboiig  das  Ende  einer  Zeit  festsetzen 
der  frAMö«.  ^0  sie  immer  will,  vielleicht  hat  sie  ein  Recht,  die  Grenze  grosser 
Tbaten  in  einer  That,  den  Abschioss  mächtiger  Ereignisse  in  einem 
Ereigniss  zu  suchen;  die  Kechtsgeschichte  mnss  ihre  Grenzen  genau 
bestimmen  kOnnen,  muss  die  Beweise  schärfer  sichten,  die  sicherstellen, 
dass  die  gezogenen  Grenzlinien  nicht  von  der  blossen  Willkür  geschaf- 
fen sind  und  der  Machtspnich  eines  Mannes,  und  wenn  er  noch  so 
gewaltig  ist,  hat  für  sie  keine  unwiderstehliche  Bedeutung;  ein  Ereigniss, 
und  wenn  es  noch  so  sicher  ist,  kann  allein  für  sie  nicht  von  über- 
zeugender Gewalt  sein.  Die  Rechtsgeschichte  wird  An&ng  und  Ende 
in  einem  Begriffe  suchen,  der  allein  gewaltig  genug  war,  eine  2^it 
auszufüllen,  und  wenn  neben  und  um  ihr  noch  so  grosse  Thaten  her- 
vorgebracht wurden.  Der  Begriff  allein,  wenn  er  von  zwingender 
Gewalt  ist,  ist  auch  das  Wesen  des  gesammten  Lebens  und  beherrscht 
als  solcher  den  Geist  der  Geschichte.  Ich  habe  in  dem  Vorhergehenden 
die  Bedeutung  der  französischen  Revolution  dahin  gekennzeichnet,  dass 
sie  in  ihrem  ersten  Anfange  ein  Kampf  war  gegen  jenen  höchsten  Grund- 
satz der  absoluten  Gewalt,  der  die  ganze  Vergangenheit  von  der  Zeit  des 
westphälischen  Friedens  an  ausfüllte.  Einer  der  ersten  Acte  der  franzö- 
sischen Revolution  war  daher  auch  die  Abschaffung  dieses  Grundsatzes, 
welcher  den  Zwiespalt  zwischen  Volk  und  Regierung,  die  Unverein- 
barkeit zwischen  Recht  und  Pflicht  heiligte.  König  Ludwig  XVL  legte 
den  Titel  eines  Königs  von  Gottes  Gnaden  ab  und  als  König  der 
Franzosen  begrüsste  ihn  das  Volk  als  den  Vater  des  Vaterlandes  und 
Wiederhersteller  der  französischen  Freiheit.  In  diesem  Bruch  der 
neuen  &it  mit  der  Vergangenheit,  der  eine  ganz  neue  Zukunft  gestal- 
ten sollte,  da  sie  von  einem  ganz  anderen  höchsten  Princip  geleitet 
wurde,  liegt  denn  auch  für  die  Rechtsgeschichte  der  Anfang  der 
Revolution. 
D.  Inhalt  d.  Selten  will  eine  Revolc^on  im  Anfang  das  Recht  stürzen,  sondern 
ReToimion.  ^|||  allein  dasselbe  auf  dauernden  Grundlagen  und  in  unwandelbaren 
Grenzen  feststellen.  Die  verschiedenen  Constitutionen  der  Revolution 
sind  die  Zeugen  der  Versuche,  mit  denen  man  dieses  Resultat  erreichen 
wollte.  Diese  und  die  Rechtsacte,  die  sich  um  sie  in  dem  dauernden 
aber  gleichartigen  Kampf  gruppiren,  bilden  den  Inhalt  der  Revolutions- 
thfttigkeit  und  kennzeichnen  das  weite  Gebiet,  über  das  sich  das  vor- 
liegende Werk  ausdehnen  muss.  Nun  habe  ich  gleichfalls  in  dem 
Vorhergehenden  darauf  hingewiesen,  wie  gerade  in  diesen  grossartigen 
Versuchen  die  Bedeutung  der  Revolution  ruht  Denn  so  ward  sie  der 
Ausgangspunkt  des  Kampfes,  den  die  folgende  Zeit  eröffnete  und  der 
noch  für  lange  die  Zukunft  bis  zum  endlichen  Siege  ausfüllen  wird.  Die 
Revolutionszeit  hatte  in  diesen  Bestrebungen  nichts  mehr  mit  der 
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Terpmgeiiheit  gemein.  Sie  eröffnete  eine  neue  Welt,  sie  wird  selbst 
eine  neue  Welt,  die  ans  der  Kraft  des  menschlichen  Geistes  sich  ge- 
staltete, nachdem  die  Yemichtang  der  Vergangenheit  den  Boden  geeb* 
net  Die  Geschichte  hat  entschieden,  dass  die  Revolution  den  endlichen 
Sieg  nicht  errangen  hat  In  welchen  Augenblick  fällt  die  Niederlage 
derselben,  wo  ist  das  Ende  der  Revolution  zu  suchen? 

In  dem  Augenblicke,  wo  das  französische  Volk  den  Rechtsbegriff,  DaaEnded. 
den  es  als  die  Crquelle  des  Jahrhundert  alten  Elends  durch  eine  ^•^ö'»*'*»"»- 
blutige  Revolution  für  immer  vernichten  wollte,  als  den  wieder  allge- 
meia  gellenden  und  den  Staat  beherrschenden  Lebenssatz  anerkennt»  in 
dem  Augenblicke,  wo  am  18.  Mai  1804  das  senatus  consulte  organique 
verkündete,  dass  das  Gouvernement  der  Republik  einem  Kaiser  an- 
iFcrtraut  wird,  welcher  den  Titel  „Napoleon  von  Gottes  Gnaden**  und 
duck  die  Constitution  der  Republik  Kaiser  der  Franzosen  annimmt, 
ifi  diesem  Augenblicke  war  die  Revolution  beendet.  Derselbe  Rechtsact 
besckliesst  daher  auch  das  vorliegende  Werk.  Das  Gesetz  des  Staates, 
der  Wille  des  Volkes  anerkannte  wieder  die  umfassende  Idee  der  ver- 
gangenen Jahrhunderte  und  aus  dem  Schutt,  von  Bürgerblut  getränkt, 
wüUt  es  die  alten  Grundfesten  eines  mächtigen  Baues  hervor,  um  nach 
den  fermoderten  Mustern  der  Vergangenheit  einen  neuen  Bau  aufzu- 
füllen und  bis  auf  unsere  Tage  zu  erhalten.  Dass  der  Träger  dieser 
Idee  ein  anderer  war  als  jener,  welchen  die  Gewohnheit  des  Volkes 
aU  allein  befiüügt  hätte  anerkennen  sollen,  das  ist  für  die  Wissen- 
schaft so  gleichgültig,  als  es  gleichgültig  jener  Zeit  war,  die  der 
Scklachtennif  jenes  ersten  Kaisers  der  französischen  Nation  erschütterte. 

Wenn  in  dem  grossen  Kampfe  während  der  französischen  Revo-  k^j^i^  ^^^ 
lation  ein  dauerndes  Resultat  geschaffen  worden  wäre,  welches  eine  nartuiiang 
friedliche  Entwicklung  des  französischen  Staates  auf  den  Rechtsgrund-  g^^cbichte* 
Sätzen  einer  republikanischen  Organisation  zugelassen  hätte,  dann 
würde  die  Geschichtschreibung  wahrscheinlich  von  einer  Geschichte 
der  französischen  Republik  und  nicht  allein  von  jener  der  französi- 
schen Revolution  sprechen  und  die  Darstellung  der  Rechtsgeschichte 
v^rde  sich  sicher  an  diese  Ausdrucks  weise  anlehnen!  Wenn  das 
erste  Kaiserreich  seine  Gewalt  nicht  auf  den  Grundfesten  des  alten 
KOnigthums  au%ebaut  und  aus  den  revolutionairen  Grundsätzen  der 
Zeit  eine  neue  Gestalt  erzeugt  hätte,  und  erst  nach  ihm,  m^  seine 
äesehiehte  wie  immer  sich  entwickeln,  das  alte  Königthum  wieder 
erstanden  wäre,  dann  könnte  man  mit  Recht  das  Kaiserthum  als  einen 
^ichfaUs  kühnen  Versuch,  der  aus  dem  Ringen  um  eine  letzte  Wahr- 
M  hervorgegangen  war,  zur  Geschichte  der  Revolution  ziehen  und 
unter  diesem  Namen  oder  einem  anderen  eine  zusammengehörige  Gestalt 
bilden  und  auch  die  Rechtsgeschichte  der  Zeit  würde   dann  seinen 
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Umfang  in  anderen  Grenzen  finden.  So  ^er  war  das  Kaiserreich  für 
Frankreich  selbst  keine  weitere  Entwicklung  der  Revolution,  sondern 
es  war  ein  gewaltsamer  Bruch  mit  ihr.  Die  Revolution  hat  das 
Kaiserreich  nicht  geboren,  sondern  diente  in  ihrer  gänzlichen  Erlah- 
mung nur  als  Werkzeug,  ja  sogar  nur  als  eitler  Vorwand  für  dasselbe. 
Sie  hatte  nichts  mehr  mit  der  ihr  folgenden  Zeit  gemein  und  das 
Kaiserreich  war  ihr  so  fremd,  wie  das  alte  Königthum,  das  sie  zer- 
stört hatte.  Nur  die  Begründung  des  Kaiserreichs  bis  zur  endgültigen 
Volksabstimmung  war  ein  noch  revolutionairer  Act  und  drohte  der 
ganzen  Geschichte  der  Revolution  mit  einer  absoluten  Vernichtung. 
Das  Volk  konnte  sich  erheben,  wenn  es  treu  den  durch  mehr  als 
15  Jahre  vertheidigten  Grundsätzen  bleiben  wollte.  Die  Abstimmung 
des  Volkes  aber,  sie  mochte  auf  redliche  oder  unredliche  Weise  durch- 
gesetzt sein,  war  eine  feierliche  Anerkennung  des  neuen  Staatsge- 
setzes. Damit  war  die  französische  Revolution  beendet  und  durch 
die  Huldigung,  welche  die  Mächte  Europas  dem  neuen  Träger  des 
alten  Rechtsgedankens  brachten,  fand  auch  die  europäische  Revolu- 
tion ihren  Abschluss.  Die  Salbung  des  Kaisers  durch  den  Papst 
versöhnte  den  letzten  Zweifel  mit  dem  Glauben  der  vergangenen  Jahr- 
hunderte. Der  Wiener  Frieden  ist  die  für  ganz  Europa  gültige  Aner- 
kennung des  Rechtsgedankens,  dass  durch  die  französische  Revolution 
mit  dem  alten  Glauben  nicht  gebrochen  wurde,  und  was  Napoleon 
als  Thatsache  wiederhergestellt,  als  er  die  Krone  ergriff»  das 
bringt  der  Friede  nur  in  eine  gesetzliche  Form,  die  ein  späteres  Datum 
trägt,  als  das  Ereigniss.  Dieses  aber  in  die  Darstellung  einer  beson- 
deren Geschichte  zu  ziehen,  muss  Dem  überlassen  bleiben,  der  eine 
Geschichte  der  Rechtsentwicklung  Europas  durch  das  19.  Jahrhundert 
hindurch  schreiben  will.  — 


Elnthellung  der  Bechtsgeschlchte  der  ft-anzösi- 
schen  Beyolution, 

Dl«  Aaf-  I^i^  allgemeine  Geschichte  zieht  die  Grenzen  der  einzelnen  Ab- 
faiiong  d«r  theilungeu  des  gesammten  Bildes  gewöhnlich  nach  den  hervorragenden 
taaugeac  g|.^|gnigg^,j^  wolche  längere  Zeit  vor-  und  nachher  die  allgemeine 
Bewegung  des  Volkes  in  sich  schliessen  und  einem  Abschnitte  ihr 
alleiniges  Wesen  als  Charakter  aufjprägen,  oder  sie  gruppirt  um  die 
über  die  Masse  des  Volkes  hervorragenden  Geister  die  einzelnen  Zeit- 
abschnitte, welche  geführt  und  bewegt  durch  die  gewaltige  Kraft  eines 
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oder  mehrerer  Helden  der  Zeit,  den  Charakter  derselben  anfiehmen, 
obgleich  immer  die  Zeiten,  die  das  Grosse  schaffen,  ihren  Ffihrer  er- 
zei^n,  der  ihren  Charakter  trägt  und  nicht  umgekehrt.  Die  Bewe- 
gongen  der  französischen  Revolution  waren  in  allen  ihren  Theilen 
TOD  zü  furchtbarer  Gewalt  und  ergriffen  stets  so  die  ganze  Hasse 
des  Volkes,  dass  es  dem  einzelnen  Geiste,  und  wenn  er  noch  so  gross 
gewesen,  unmöglich  war,  sein  alleiniges  Wesen  an  die  Stelle  des 
allgemeinen  zu  setzen.  Nur  einem  einzigen  Manne  aus  dem  Heer 
geistiger  Grössen,  welche  jene  Zeit  geboren,  gelang  es,  den  wilden 
Strom  der  Bewegung  in  jene  Bahnen  zu  lenken,  in  denen  er  das  Ziel 
des  dauernden  Ruhmes  und  ewiger  Grösse  f&r  sich  und  sein  Vaterland 
ZQ  eneichen  hoffte  und  erreichte.  Aber  selbst  dieser  Mann  bedurfte 
eis  Giuck,  so  gross  als  seine  Macht  und  sein  Geist,  und  konnte  es 
onr  ausbeuten,  weil  rings  um  ihn  alles  Leben  in  eine  tiefe  Orschlaf- 
foB^  gefallen  war.  Die  Rechtsgeschichte  geht  auch  hier  einen  sicher- 
Toigeschriebenen  Gang  und  findet  auf  ihrem  Wege  in  den  einzelnen  Prineipder 
Gesetzen  die  unmnstösslichen  Grenzsteine.  Deü  Gesetzen  aber  eilen  ^imheunng 
die  Ihaten  und  Ereignisse  gewöhnlich  voraus  und  die  Rechtsgestaltung  geMUcht«. 
bildet  gewissermassen  den  letzten  Abschluss  der  Zeiten.  Alle  grossen 
Ereignisse  schliessen  mit  der  Schöpfung  der  Gesetzbücher  und  eben 
daium  bilden  die  Gesetze  gewöhnlich  den  sichersten  Ausdruck  des 
Gtiigtes  einer  Zeit,  der  Bestrebungen  derselben  und  ihres  gesammten 
Charakters.  Die  Gesetze  der  Völker  sind  starre  Culturmomente  und 
die  Rechtsgeschichte  einer  Zeit  ist  zugleich  eine  Culturgeschichte 
dersdben. 

Als  das  letzte  Product  der  Zeitenstürme  sind  die  Gesetze  aber 
auch  die  sichersten  Resultate  derselben,  und  darum  wird  man  in  der 
Geschichte  der  Gesetzgebung  und  des  Rechts  nur  selten  den  Zweifel 
des  Znfdls  oder  das  Spiel  des  Glücks  finden,  wie  in  der  allgemeinen 
G^cbichte.  In  sicheren  Formen  stellt  sich  das  Recht  einer  Zeit,  das 
Gesetz  eines  Volkes  dar,  es  ist  in  keiner  Zeit  eine  Erscheinung,  die 
vie  der  Blitz  in  die  ruhige  Erde  fährt,  sondern  ist  für  jede  ein  sicher 
gewordenes,  ein  schrittweise  entwickeltes  Element.  Aus  einem  Gedan- 
ken wird  der  Gedanke  der  Zukunft  geboren,  aus  einer  Form  gestaltet 
sich  die  Form  der  folgenden  Jahre. 

Die  vollendete  Geschichtswissenschaft  unserer  Tage  hat  bereits 
gezeigt,  dass  die  Ereignisse  der  französischen  Revolution  keine  wild 
^verworrenen  Stückwerke  sind,  sondern  dass  die  Zeit  einem  Strome 
glicht,  der,  wenn  auch  von  vuloanischen  Mächten  bewegt,  dennoch 
einem  sich  gleichmässig  entwickelnden  Geiste  gehorchte;  dass  die 
Si^eignisse  nicht  eine  lange  unglückliche  Reihe  von  Frühgeburten  oder 
Entartungen  der  Zeit  waren,   sondern,  nachdem   sie  das  Licht  des 
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Tages  begrüsstea,  ein  volles  Leben  durcheilten  und  immer  eine  ein- 
zige machtige  Lebenskralt  auslebten.  Die  Rechtsgeschichte  der  fran- 
zösischen Revolution  wird  eben  auch  nur  eine  alte  Wahrheit  beweisen. 
Sie  wird  zeigen,  wie  Schritt  für  Schritt  ein  Rechtsgedanke  sich  in 
einer  langen  Reihe  von  Gesetzen  gestaltet,  wie  die  Schöpfungskraft 
eines  Volkes  immer  und  immer  wieder  die  Formen  der  Idee  zerbricht 
und  zu  neuer  Gestalt  zusammenfugt,  wie  aber  das  Neue  nicht  ein 
fremdartiges,  ganz  verschiedenes  von  dem  Gewesenen,  sondern 
wie  das  Gegenwärtige  stets  nur  eine  Entwicklung  des  jüngst  Vergan- 
genen war,  dessen  lebenskräftiger  Saame  in  diesem  schon  begründet 
lag.  Auf  diesem  Grundcbarakter  des  Rechtslebens  wird  stets  auch  die 
Eintheiiung  einer  besondern  Recbtsgeschichte  ruhen. 
Die  drei  Pe-  Di^  Rechtsgeschichte  der  französischen  Revolution  zerfällt,  wie 
rioden  der  di^  Staatsgeschichte  derselben,  in  drei  grosse  Abtheilungen,  in  die 
^'^^^^  '  (i^f  constitutionellen  Monarchie,  der  Republik  und  der  Herstellung 
des  Kaiserreichs.  Die  Rechtsgeschichte  aber  setzt  Anfang  und  Ende 
einer  Periode  theils  in  weitere  Grenzen,  als  die  Staatsgeschichte,  theils 
schränkt  sie  den  Raum  eines  Abschnittes  bedeutender  ein,  als  jene. 
Den  Mittelpunkt  jeder  ihrer  Perioden  bildet  stets  ein  grosser  Gesetz- 
gebungsact,  eine  Verfassung,  um  die  sich  als  Anfang  derselben  die 
Vorbereitungen,  als  Ende  die  Auflösung  einer  Gesetzgebung  gruppiren. 
Die  kon-  ^^®  coustitutionelle  Monarchie  hat  zu  ihrem  Mittelpunkt  die  Con- 
•titationeiie  stitutiou  der  Assemblee  Constituante  vom  3. — 14.  September  1791. 
^789-1799.  ^^^  beginnt  mit  dem  Versuche,  ohne  Verfassungsänderung  das  wan- 
kende Staatsgebäude  aufrecht  zu  halten.  Dieser  Versuch  war  die 
Einberufung  der  Notablen  durch  das  königliche  Arrete  vom  5.  October 
1788  und  setzt  sich  fort  in  der  Einberufung  der  Etats  generaux  durch 
das  königliche  Arrete  vom  24.  Januar  1789  bis  zur  Zeit,  in  der  durch 
die  Gonstituirung  der  Assemblee  nationale  am  17.  Juni  1789  als 
Assemblee  Constituante  die  constitutionelle  Monarchie  als  gegründet 
angesehen  werden  kann.  Die  Staatsgeschichte  muss  diesen  ersten 
Zeitraum  bis  zur  Enthauptung  Ludwig  XVI.,  also  bis  zum  20.  Januar 
1793,  fortführen,  denn  so  lange  der  König  lebte  und  die  angeblich  zu 
seinem  Schutze  an  die  Grenzen  Frankreichs  herandrängenden  Heere 
die  schon  ausgerufene  französische  Republik  bedrohten,  war  diese 
noch  nicht  vollendet  und  sichergestellt.  Die  Rechtsgeschichte  schliesst 
diesen  Zeitraum  aber  in  dem  Augenblicke,  wo  die  Assemblee  legis- 
lative das  Königthum  suspendirte,  eine  Convention  berief,  und  diese 
in  ihrer  ersten  Sitzung  am  21.  September  1792  das  Königthum  als 
abgeschafft  erklärte  und  die  Republik  ausrief. 
D.Repubik.  ^'^^  diesem  Rechtsact  eröffiiet  die  Rechtsgeschichte  die  zweite 
i7n~i804.  Periode  der  Revolution,  jene  der  französischen  Republik  und  führt 
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sie  fort  bis  dnrcb  das  senatas  consnlte  organique  vom  18.  März  1804 
die  Gonsularyerfassung  aufgelösst  und  das  Kaiserreich  hergestellt 
wurde.  Diese  Periode  zerfällt  in  drei  Abschnitte,  deren  Mittelpunkte 
die  Constitution  des  Convents  vom  24.  Juni  1793,  jene  des  Directo- 
riimis  Tom  5.  Fructidor  an  m.,  proclamirt  und  Tom  Volke  acceptirt 
am  1.  Yendemlaire  an  IV.,  und  die  Constitution  des  Gonsulats  vom 
22.  Frimaire  an  VIH  sind.  Der  Staatsstreich  des  9.  Thermidor  und 
der  Sturz  Robespierres  schliessen  die  eigentliche  Hevolutionsthätigkeit 
^  Conrentes  und  machen  seine  weiteren  Arbeiten  nur  zu  Vorberei- 
toBgen  liir  die  Herrschaft  des  Directoriums.  Mit  dem  Staatsstreich 
des  18.  Brumaire  endet  mit  einem  Schlage  Staats-  und  Rechtsge- 
sehichte  des  Abschnittes,  welcher  das  Directorium  behandelt.  Die 
Bepablik  endet  far  die  St^tsgeschichte  auch  schon  mit  diesem  Tage, 
ioo  die  Gewalt,  die  Napoleon  theils  usurpirte,  theils  durch  die  Gon- 
^üon  empfing«  machte  ihn  nach  Aussen  und  Innen  zum  vollkom- 
Bienen  Alleinherrscher.  Das  Schicksal  seiner  Person  bestimmt  das 
Schicksal  Frankreichs,  sein  Wille  ist  der  Staatswille.  Was  thatsächiich 
Torfaanden  war,  stellte  nach  Gesetz  und  Recht  das  s^natus  consalte 
des  Jakres  1804  Toltträftig  hin. 

Die  Herstellung  des  Kaiserreichs  ist   der  letzte   Rechtsact    der  Dai  Kaiser- 
Betolirtion  und  geht  für  die  Rechtsgeschichte   bis   zur  Anerkennung  ''*****• '^^*' 
d^selben  durch  die  Volksabstimmung  und  die  Organisation  des  Staates 
durch  die  sogenannte  Constitution  des  Kaiserreichs  Vom  18.  Mai  1804. 

Wie  der  Geist  des  Rechtslebens  in  seinem  inneren  Getriebe  ein 
anderer  ist,  als  jener,  welcher  äusserlich  die  Geschicke  der  Völker 
bestimmt  und  sie  durch  den  schnell  verrauschenden  Jubel  der  Freiheit 
ZQ  einer  Zeit  des  Schreckens  und  Entsetzens  geführt  hat,  um  endlich 
die  Gewalt  eines  ganzen  Volkes  unter  den  allmächtigen  Willen  eines 
eiozigen  Mannes  zu  beugen,  so  wird  die  Entwicklung  der  Rechtsge- 
schichte auch  andere  Träger  der  geschaffenen  Ideen  jener  Zeit  vorführen, 
als  jene  der  Staatsgeschichte.  Das  Recht  der  That,  der  Schlachten- 
mnih  und  die  Kühnheit  des  Henkers  ruhen  in  anderen  Geistern,  als  die 
Macht  des  Gedankens  und  die  unbeugsame  Gewalt  der  Wissenschaft. 
Da«8  gerade  in  einer  Zeit,  wie  in  jener  der  französischen  Revolution, 
alle  diese  Gewalten  geboren  wurden  und  alle  in  gleicher  Begeisterung 
sich  ineinander  fugten,  das  erzeugte  die  Furcht  und  den  Schrecken 
&ser  Zeit,  aber  auch  ihre  Herrlichkeit  und  GrOsse. 
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Die  Behandlung  der  Rechlsgeschichte  der 
französischen  Rerolntion. 

Princip  d.  Die  gesaramto  Becbtsgestaltung  der  Zeit,  die  ich  darzustellen 
Behandig.  yersuche,  erschien  mir  wie  ein  grosser  Bau,  in  welchem  man  jeden 
Stein  anerkennen  muss,  wenn  auch  alle  in  ihrem  Werthe  verschieden 
sind.  Alle  aber  sind  sie  gleich  in  der  Bedeutung,  dass  sie  die  Ver- 
suche sind,  jene  grosse  Idee  zu  schaffen,  welche  heute  die  ganze 
europäische  Welt  erfüllt,  dass  sie  die  ersten  Träger  sind  jener  grossen 
Aufgabe,  die  seit  jener  Zeit  die  Völker  begeistert,  der  Aufgabe,  die 
freie  staatsbürgerliche  Gesellschaft  aus  dem  Chaos  der  Zeit  und 
der  Begriffe  siegreich  emporzuheben  und  sie  auf  den  unwandel- 
baren Festen  von  Recht  und  Freiheit  für  die  fernste  Zukunft  sicher 
zu  stellen. 

Zwei  Ideen  haben  mich  nun  bei  der  Behandlung  des  vorliegenden 
Werkes  geleitet  und  haben  auf  die  Art  derselben  bestimmend  eingewirkt: 
die  Idee  von  dem  letzten  Ziele  dieser  Arbeit,  damit  die  Darstellung  des 
neuen  Verfassungswesens  der  europäischen  Staaten  einzuleiten  und  die 
Idee  von  der  Bedeutung  dieses  W^erkes,  welche  ich  in  erster  Richtung 
darin  zu  erkennen  glaubte,  dass  die  Rechtsgestaltung  der  französischen 
Revolution  die  tiefe  und  feste  Grundlage  ist,  auf  der  das  gesammte 
Staatsrecht  des  continentalen  Europas  im  neunzehnten  Jahrhundert  sich 
entwickelt  hat  und  noch  entwickelt.  Kurz,  dass  die  Rechtsgeschichte 
der  französischen  Revolution  in  Wahrheit  der  Anfang  einer  europäi- 
schen Rechtsgeschichte  ist.  Von  diesem  Gedanken  geleitet,  habe  ich 
diesem  ersten  Theil  einer  grossen  Aufgabe  eine  weite  Ausdehnung 
gegeben.  Der  erste  Band  dieses  Werkes  soll  in  einem  organischen 
Dw  MTent.  gy^j^  ^^  Grundsätze   des  öffentlichen  Rechtes  darstellen,   welche  die 

liehe  Recht 

ii.d.verwfti- französische  Revolution  mit  Strömen  Blutes  erkauft  hat;  an  ihn  reiht 
tangereeht  g|^jj  ^^  zweiter  Thoil,  der  das  System  des  gesammten  Verwaltuugs- 
rechtes  enthält,  dessen  Grundsätze  heute  noch  ganz  Frankreich  be- 
herrschen und  dessen  Wahrheiten  und  Täuschungen  mit  harten  Hän- 
den in  die  Gestaltung  und  Entwicklung  der  übrigen  europäischen 
Staaten  eingegriffen  haben.  Für  die  Entwicklung  der  einzelnen  Rechts- 
gedanken habe  ich  nun  freilich  jene  flüchtigen  Bestimmungen,  welche 
nur  durch  locale  Bedürftiisse  erzeugt  wurden,  ausscheiden  zu  können 
gemeint.  Aber  jene  grossen  Schöpfungen  des  Conventes,  obgleich  die 
meisten  in  den  Stürmen  der  Revolution  wieder  untergegangen  oder 
zum  Theil  nie  rechtskräftig  geworden,  habe  ich  in  das  gesammte  Bild 
mit  Sorge   und  Genauigkeit  aufgenommen.    Wenn  sie  nichts  weiter 
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sind,  ab  die  grossen  Denkzeichen  von  der  Schw&che  und  Verirrang 
des  mensdilichen  Geistes,  so  werden  sie  als  solche  die  Macht  der 
Bekhmng  haben,  wie  jeder  Fehler  und  jede  Sünde,  die  zur  Erkennt- 
oiss  des  Besseren  fuhrt  und  erzieht.  Die  Ereignisse  und  Ideen  wurden 
mit  fieberhafter  Eile  geboren.  Was  jetzt  gross  erschien,  wurde  im 
foigendeD  Augenblick  schon  durch  das  Grössere  verdrängt ;  was  heute 
noch  neu  war,  wurde  am  andern  Tag  als  veraltet  bei  Seite  gelegt. 
Aber  durch  die  gesammte  Entwicklung  zieht  sich  ein  einheitlicher 
Gedanke,  dem  gerade  oft  jene  Ideen  zumeist  Vorschub  gaben,  welche 
er  dann,  selbst  stark  genug,  wieder  vernichtete.  Die  Rechtsgestaltung 
«einend  der  französischen  Revolution,  war  eine  geistige  That,  die  sich 
oijgaaisch  entwickelte,  in  der  das  Eine  das  Andere  erzeugte,  und  in 
kt  die  einzelnen  Theile  selbst  da  von  Bedeutung  sind,  wo  man  ihren 
lerth  nicht  durch  eine  glückliche  Zeit,  oder  ihre  Bedeutungslosigkeit 
■d  Schlechtigkeit  nicht  durch  schwere  Verluste  beweisen  kann. 

Weiter  glaubte  ich  bei  dieser  Darstellung  mich  nicht  beirren  Dia  Form 
lassen  zu  dürfen,  dass,  da  ich  die  Grenzen  der  Revolution  selbst  so  fug'^""^^' 
eng  gezogen  habe,  weil  ich  sie  eben  scharf  ziehen  wollte,  die  grössten 
Recfatsflchöpfiuigen  der  Revolution  erst  ausserhalb  dieser  Grenzen  zu 
liegen  kommen.  Die  Codification  des  französischen  Rechts  und  in 
ihr  ein  endgültiger  Abschluss  der  Revolution,  bilden  den  Ruhm  des 
ersten  Kaiserreichs.  Aber  die  Gesetzbücher  werden  nicht  in  einem 
loment  geboren,  sondern  gedeihen  allmählig  im  Schoosse  der  Zeit 
and  in  der  Mitte  des  gesammten  LfObens.  Die  Gesetzgebung  Napoleons 
ist  im  wahrsten  Sinne  das  letzte  und  grösste  Werk  der  Revolution  und 
ist,  wie  Portalis  es  kennzeichnet  *),  auch  die  grösste  Wohlthat  der- 
selben. Sie  entstand  aus  dem  Bruch,  welchen  die  Ereignisse  zwischen 
der  Vergangenheit  und  der  neuen  Zeit  geschaffen,  sie  entstand  aus 
len  Ideen,  welche  in  den  Ereignissen  heranreiften.  Die  grossen  Juristen, 
welche  Napoleon  umgaben,  gingen  den  Spuren  dieser  Gedanken 
nach  und  sammelten  auf  ihrem  Wege  die  gereiften  Früchte.  »Die  Ge- 
setig^ung  der  Revolution**,  erklarte  der  genannte  Staatsmann  weiter, 
»gleicht  schwebenden  Pfeilern  in  Mitte  eines  sturmbewegten  Meeres**. 
Cnd  diese  Pfeiler  waren  der  sichere  Wegweiser  der  Schöpfungskraft 
Napoleons.  Alle  Ereignisse,  welche  sie  möglich  machten,  gehören 
tei  sturmbewegten  Meere  an.  Dieses  hat  durch  seine  dahinbrausen- 
<kn  Wogen  den  Pro'iinzialgeist,  der  Frankreich  bis  in  die  letzten 
Begangen  seines  öffentlichen  und  Privatlebens  trennte,  zerschellt. 
Abs  der  von  einem  göttlichen  Stnrm  bewegten  Nacht  des  4.  August 
1769  erhob  die  Gleichheit  ihre  siegreiche  Fahne  und  vernichtete  die 
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Verschiedenheit  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  anter  den 
einzelnen  Ständen,  vernichtete  endlich  diese  selbst  und  machte  mit 
dem  Geist  der  Einheit,  der  sie  schuf,  den  festen  Gürtel  der  einheit- 
lichen Gesetzgebung  möglich,  den  Napoleon  mit  glücklichen  Händen 
um  den  Leib  Frankreichs  schlang.  Nur  in  der  Einheit  eines  Volkes 
liegt  die  Kraft  zur  nationalen  Gesetzgebung,  und  der  Beruf  eines 
Volkes  dazu  liegt  in  seiner  nationalen  Grösse. 

Nach  diesem  Geiste  nimmt  die  Rechtsgeschichte  der  französischen 
Revolution  die  Leistungen  der  Zeit  Napoleons,  als  ihre  letzten  Resul- 
tate noch  in  Anspruch  und  ich  greife,  unbekümmei-t  um  die  Ereignisse, 
die  ich  als  nicht  mehr  revolutionair  anerkenne,  um  den  Schluss  eines 
Rechtsgedankens  zu  finden,  in  jene  Zeit  hinein,  in  denen  die  Gesetz- 
bücher des  Kaiserreichs  die  endliche  Vollendung  geschaffen  haben. 
System.  Bo-  Was  die  Darstellung  im  Einzelnen  betrifit,  so  konnte  ich  mich 
we°se°"'^  nicht  entschliessen,  obgleich  mir  grosse  Muster  vorgelegen,  das  Wer- 
den und  Entstehen  der  einzelnen  Rechtsinstitute  zu  zerreissen  und 
die  einzelnen  Theile  derselben  in  die  besonderen  Zeitabschnitte,  in  die 
ihre  Entstehung  fällt,  zu  gruppiren.  Wenn  es  mir  dabei  nun  auch 
gelungen  wäre,  ein  Bild  der  gesammten  Organisation  jeder  einzelnen 
Herrschaft  der  Revolutionszeit  zu  geben,  so  wäre  ich  doch  andererseits 
genöthigt  gewesen,  in  allen  Abschnitten  zahlreiche  Wiederholungen 
vorzunehmen;  ich  hätte  in  den  einzelnen  Zeiten  grosse  Lücken  an- 
deuten müssen,  in  denen  das  eine  oder  andere  Rechtsinstitut  die  Auf- 
merksamkeit der  Staatsregierung  nicht  in  Anspruch  nahm,  oder  in 
denen  es  wegen  der  Stürme  der  Zeit  nicht  beachtet  werden  konnte. 
Ich  habe  mich  daher  entschieden,  den  gesammten  Staatsbau  in  eine 
systematische  Ordnung  zu  bringen,  und  in  dieser  jedes,  einzelne  Staats- 
institut so  darzustellen,  wie  es  in  der  Zeit  und  mit  ihr  sich  entwickelt 
hat.  Es  wird  sich  sicher  auch  bei  dieser  Art  der  Darstellung  ein 
übersichtliches  Bild  von  der  jedesmaligen  Thätigkeit  einer  Zeit  ge- 
winnen lassen.  Es  erschien  mir  auch  für  die  Gegenwart  gerade  die 
historische  Darstellungen  jeder  einzelnen  Institution  in  einem  System 
viel  wichtiger,  als  die  Beschreibung  immer  je  eines  der  kleinen  Ab- 
schnitte der  gesammten  Zeit.  Man  wird  am  Ende  der  Darstellung 
ein  sicheres  Resultat  vom  gesammten  Staatsorganismus  finden  und 
mit  Leichtigkeit  jedem  einzelnen  Theile  in  seinem  Werden  nachgehen 
können.  •         . 

So  habe  ich  mir  die  grosse  Angabe  gesetzt  und  gestaltet  and 
bin  mit  Hingebung  an  die  Lösung  derselben  gegangen.  Die  Vollendung 
der  Gesellschaft  liegt  in  der  Vollendung  ihres  Rechts.  Die  reinste 
Rechtsidee  ist  die  höchste  Gulturidee.  In  diesem  Gedanken  glaubte 
ich  die  Grösse  und  Würde  der  gesetzten  Angabe  zu  erkennen  und 
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strebte,  von  Vorurtheilen  mich  frei  kämpfend,  der  Vollendung  der- 
selben entgegen.  Nur  die  Begeisterung  konnte  ich  nicht  aus  der 
Bmst  bannen. 


Anmerkung  zur  Erklärung  der  citirten  Quellen:  Ich  habe  nur 
eine  Bemerkung  zur  Erläuterung  der  benutzten  und  angeführten  Quellen  hier 
beizofagen.  Der  Moniteur  vom  Jahre  1789  bis  1804  diente  mir  aU  Haupt- 
quellc  der  Verhandlungen  der  einzelnen  Volksyertretnngen.  Wo  mir  die  Ge- 
nanigkett  des  Textes  zweifelhaft  erschien,  Terglich  ich  denselben  mit  Bau- 
dofiin,  der  ron  der  Constituante  zur  Herausgabe  der  Verbandlungen  derselben 
die  besondere  Ermächtigung  erhielt  Bis  zur  Herrschaft  des  Directoriums  diente 
mir  die  R^impression  de  Tancien  Moniteur  par  Leonard  Gallois.  Paris  1840. 
Ich  citire  dieselbe  mit:  R^imp.  de  Tanc.  Mon.  B. ..  S. ..  Von  der  Zeit  des 
Diiectoriuros  hia  zum  Kaiserreich  zog  ich  die  ofBciello  Ausgabe  des  Moniteur 
n  Rathe.  Ich  citire  ihn  mit :  Mon.  B. . .  S. . .  Ich  habe  es  nicht  für  nöthig 
festen,  die  Citate  desselben  zu  häufen,  da  zumeist  im  Text  die  Tage  der 
Verhandlungen  genau  Terzeichnet  Eben  so  hielt  ich  es  mit  den  Angaben 
der  QueUen  für  die  einzelnen  Gesetze.  Es  ist  leicht,  nach  ihrem  Datum 
allein  sich  in  der  Collection  de  Baadoüin  in  8*,  CoDection  du  Loa  vre  in  4® 
ood  besonders  den  Bulletins  des  Lois  und  der  ausgezeichneten  Collection 
de  Dorergier  zu  orientiren.  Die  übrigen  Citate  bedürfen  keiner  Erklärung 
Kar  ein  Werk  bedarf  einer  besonderen  Bemerkung.  Ich  halte  L.  Steins: 
Einleitung  zur  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frankreich,  „Der 
Begriff  der  Gesellschaft  und  die  Gesetze  ihrer  Bewegung",  für  eines  der 
Hauptwerke  der  Gesellschaftslehre.  Ich  habe  es  meiner  Darstellung  in  Man- 
chem zu  Groode  gelegt  I  Leider  kann  man  der  eigentlichen  Darstellung 
Steins  keine  besondere  Auszeichnung  gönnen. 


Richter:  StMtt-  n.  GeielUchaftcreebt.  I. 


Das  öffentliche  Recht. 


D 


Das  Land. 

Einleitung. 


OcKchicbte  l^äs  Gebiet  eines  Staates  ist  die  räumliche  Grundlage  der  Ge- 
und  Gco.  schichte  eines  Volkes  und  ist  oft  eine  bestimmende  Kraft  für  den  In- 
halt und  die  Gestaltung  derselben.  Mit  dem  Gebiet  erst  wird  aus 
einem  "Volke  die  Nation  und  aus  dem  politischen  Begriff  der  dauernde 
und  feste,  der  geographische.  Die  Schöpfuugskraft  einer  Nation,  die 
Helden  und  grossen  Männer  derselben  werden  zu  Trägern  eines  Ge- 
dankens, dessen  Einheit  und  Dauer  durch  das  Staatsgebiet  gegeben, 
dessen  ganze  Gestalt  <lurch  dieses  bedingt  wird.  Wandelbar  und  mw 
gleichartig  sind  die  Schöpfungen  eines  herumziehenden  Volks,  ver- 
schieden seine  Führer  in  Absicht  und  That  und  mit  dem  jedesmaligen 
Schöpfer  bricht  das  Werk,  das  er  geschaffen,  zusammen.  Unwandel- 
bar und  gleichartig  ist  das  festsitzende  Volk,  gleich  arten  die  Ab- 
sichten in  Handlungen  seiner  Herrscher,  wenn  auch  der  Geist  der- 
selben noch  so  verschieden,  und  in  stetem  Wechsel  ändern  sich  die 
Namen,  aber  das  Werk  bleibt  dauernd  dasselbe. 

Seit  jener  Zeit,  als  sich  von  der  grossen  carolingischen  Monarchie 
auf  altgallischem  Grund  und  Boden  nach  dem  Vertrag  von  Verdun  ein 
eigenes  Königreich  abgelösst  hatte  und  aus  dem  ehemaligen  West- 
ftanken  das  Königreich  Frankreich,  die  französische  Monarchie,  her- 
vorging,  seit  jener  Zeit  ziehen  sich   zwei  grosse  geographische  Ge- 
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Yei]gaiige]iheit  gemein.  Sie  erGfihete  eine  neue  Welt,  sie  wird  selbst 
«ine  neue  Welt,  die  aus  der  Kraft  des  menschlichen  Geistes  sich  ge- 
staltete, nachdem  die  Yerpichtang  der  Vergangenheit  den  Boden  geeb- 
net Die  Geschichte  hat  entschieden,  dass  die  Revolution  den  endlichen 
Sieg  nicht  errangen  hat  In  welchen  Augenblick  fällt  die  Niederlage 
derselben,  wo  ist  das  Ende  der  Revolution  zu  suchen? 

In  dem  Augenblicke,  wo  das  französische  Volk  den  Rechtsbegriff,  OMEnded. 
den  es  als  die  Urquelle  des  Jahrhundert  alten  Elends  durch  eine  ^«^oi°^>'>°' 
blutige  Revolution  för  immer  vernichten  wollte,  als  den  wieder  allge- 
mein geltenden  und  den  Staat  beherrschenden  Lebenssatz  anerkennt^  in 
d^  Augenblicke,  wo  am  18.  Mai  1804  das  senatus  consulte  organique 
veiköndete,  dass  das  Gouvernement  der  Republik  einem  Kaiser  an- 
feitrant  wird,  welcher  den  Titel  „Napoleon  von  Gottes  Gnaden^  und 
durch  die  Constitution  der  Republik  Kaiser  der  Franzosen  annimmt, 
io  diesem  Augenblicke  war  die  Revolution  beendet  Derselbe  Rechtsact 
beschliesst  daher  auch  das  vorliegende  Werk.  Das  Gesetz  des  Staates, 
der  Wille  des  Volkes  anerkannte  wieder  die  umfassende  Idee  der  ver- 
gangenen Jahrhunderte  und  aus  dem  Schutt,  von  Biirgerblut  getränkt, 
wühlt  es  die  alten  Grundfesten  eines  mächtigen  Baues  hervor,  um  nach 
den  vermoderten  Mustern  der  Vergangenheit  einen  neuen  Bau  aufzu- 
fahren und  bis  auf  unsere  Tage  zu  erhalten.  Dass  der  Träger  dieser 
Idee  ein  anderer  war  als  jener,  welchen  die  Gewohnheit  des  Volkes 
als  allein  be^igt  hätte  anerkennen  sollen,  das  ist  für  die  Wissen- 
schaft so  gleiehgfiltig,  als  es  gleichgültig  jener  Zeit  war,  die  der 
ScUachtenmf  jenes  ersten  Kaisers  der  französischen  Nation  erschütterte. 

Wenn  in  dem  grossen  Kampfe  während  der  französischen  Revo-  Kritik  der 
lotion  ein  dauerndes  Resultat  geschaffen  worden  wäre,  welches  eine  nantttUiuig 
friedliche  Entwicklung  des  französischen  Staates  auf  den  Rechtsgrund-  gelcbiekte' 
Sätzen  einer  republikanischen  Organisation  zugelassen  hätte,  dann 
würde  die  Geschichtschreibung  wahrscheinlich  von  einer  Geschichte 
der  französischen  Republik  und  nicht  allein  von  jener  der  französi- 
schen Revolution  sprechen  und  die  Darstellung  der  Rechtsgeschichte 
würde  sich  sicher  an  diese  Ausdrucksweiae  anlehnen!  Wenn  das 
^ste  Kaiserreich  seine  Gewalt  nicht  auf  den  Grundfesten  des  alten 
R(nigthums  aufgebaut  und  aus  den  revolutionairen  Grundsätzen  der 
Zeit  eine  neue  Gestalt  erzeugt  hätte,  und  erst  nach  ihm,  m^g  seine 
^lewUehte  wie  immer  sich  entwickeln,  das  alte  Königthum  wieder 
entanden  wäre,  dann  könnte  man  mit  Recht  das  Kaiserthum  als  einen 
^hblls  kühnen  Versuch,  der  aus  dem  Ringen  um  eine  letzte  Wahr- 
hdt  hervorgegangen  war,  zur  Geschichte  der  Revolution  ziehen  und 
unter  diesem  Namen  oder  einem  anderen  eine  zusammengehörige  Gestalt 
bilden  und  auch  die  Rechtsgeschichte   der  Zeit  würde   dann  seinen 
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schmaler  Weg,  ein  kleines  Bächlein  trennte  sie,  aber  verschiedene 
Menschen  wohnten  über  beiden  Grenzen,  verscliiedeu  an  Geist  und  Herz. 
Diese  Verschiedenheit  erzeugrte  die  Gleichgültigkeit  gegen  einander; 
hohe  Zollsclu-anken  und  Schlagbäume  trennten  den  Verkehr,  und  rück- 
sichtslos gegen  das  Interesse  des  Anderen,  lebte  man  sein  eigenes  eng- 
herziges Leben.  Als  Colbert  bemüht  war,  wenigstens  im  Innern  des 
Landes  diese  Ab-  und  Ausscheidung  aufzuhelfen,  erklärte  die  Bretagne, 
la  Guienne,  Languedoc,  Dauphine  und  Provence,  trotzdem  sie  mit  Eng- 
land in  fast  freihändlerischem  Verkehr  standen,  ihre  Zollschranken  gegen- 
über Frankreich  unter  keiner  Bedingung  aufzuheben  ^ ).  Im  eigenen  Lande 
war  man  ein  Fremder  und  war  es  so  lange,  bis  die  Revolution  die  Herzen 
erweiterte  und  den  Blick  schärfte.  Unter  solchen  Umständen  konnte 
natürlich  die  Cultur  des  Landes  keine  besonders  hohe  Blüthe  erreichen, 
cnitarrer  Gelegen  Unter  der  glücklichsten  Zone  ist  Frankreich  fähig,  alles 

pJan^^cht^^  schaffen  und  zu  erzeugen,  was  der  Mensch  bedarf  für  seine  Erhaltung 
und  für  den  höchsten  Genuss  seines  Lebens.  Wenn  man  die  Grund- 
und  Bodenverhältnisse  dieses  Landes  aber  gerecht  würdigen  will  in  der 
Zeit,  die  ich  beschreibe,  so  darf  man  einerseits  ebensowenig  die  Re- 
gierung Ludwig  XVI.  mit  dem  >,alten  Regime'*  vermischen,  als  an- 
dererseits die  Prüfung  blos  auf  den  engen  Zeitraum  der  Revolution 
beschränken.  Die  Statistik  bedarf  für  ilire  Wahrheit  und  Beweise  mehr, 
als  ein  und  zwei  Jahrzehnte. 

Die  Regierung  Ludwigs  XVI.  war  unleugbar  nicht  blos  den  Ver- 
suchen, sondern  auch  der  That  nach  eine  glückliche  Epoche  in  der 
Geschichte  des  Fortschrittes  Frankreichs.  Sie  war  die  Vorläuferin  jener 
grossen  aber  gewaltsamen  Neuerungen  der  Revolution,  und  wurde  eben 
nur  durch  das,  was  folgte,  vergessen  gemacht.  Während  das  alte  Regime 
statt  durch  Erziehung  und  Bildung  die  Cultur  des  Landes  und  seinen 
Wohlstand  emporzuheben,  durch  eine  tyrannische  Bevormundung  und 
Willkürlichkeiten  aller  Art*)  diess  zu  erreichen  suchte,  erklärte 
Ludwig  XVL  zuerst,  geleitet  von  Turgot  und  Malesherbes,  in  den  be- 
rühmten Edicten  der  Jahre  1774,  1775  und  1776  die  Freiheit  der  Cultur. 
„Der  öffentliche  Wohlstand  hat  als  erste  Basis  die  Cultur  des  Landes, 
den  üeberfluss  der  Lebensmittel  und  ihren  vortheilhaften  Verkehr;  das 
sind  die  einzigen  Ermunterungen  der  Cultur,  ist  die  einzige  Sicherheit  des 
Ueberfiusses.  Der  vortheilhafte  Verkehr  aber  kann  nur  erzeugt  werden 
durch  die  grOsste  Freiheit  des  Kaufes  und  Verkaufes.  ^^  Aus  diesem 
Gedanken  entsprang  das  Gesetz  der  Constituante  vom  28.  September 


1)  Forbonnais,  E^cherches  bwc  les  finances  de  la  France.    Bd.  L  356. 

2)  Tocqueville  Tancien  regime  et  la  Revolution  8.  86.     Auch  Necker  de 
Tadministration  des  6nance^  de  la  France.  Bd.  Iir.  Cap.  XX. 


1791,  welches,  wenn  auch  spät  nach  den  grossen  Reformen  der  Revo-  Freiheit 
ktion,  dennoch  denselben  Geist  athniet,  der  seine  Vorgänger  erzeugte.  **""  ^"""• 
„Das  Gebiet  von  Frankreich  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  ist  frei  wie 
die  Personen,  die  es  bewohnen;  das  ganze  Land  kann  nur  den  Ge- 
bräuchen unterworfen  sein,  welche  das  Gesetz  anerkannt  und  eingeführt 
und  der  allgemeine  Nutzen  gegen  eine  gerechte  und  genügende  Ent- 
schädigung erheischt.  Art.  1.  Die  Eigenthümer  sind  frei  in  der  Art 
üirer  Landescultur  und  der  Ausbeutung  ihres  Besitzes,  in  der  Erhaltung 
ihrer  Ernten  und  der  Verfügung  ihrer  Production  im  Innern  des  Reiches 
Qod  Dach  Aussen  hin,  ohne  die  Rechte  Anderer  dabei  zu  verletzen  und 
den  Gesetzen  gemäss/'  Art.  2.  Wenn  die  Gesetzgebung  Ludwig  XVI. 
nicht  den  Erfolg  hatte,  den  die  Gesetzgeber  anstrebten ,  so  lag  dies  in 
den  unzähligen  Lasten  und  Missbräuchen,  von  denen  Grund  und  Boden 
T«rzehrt  wurden,  und  die  abzuschaffen  sie  keine  Macht  hatten.  Wenn 
das  Gesetz  der  Revolution  Segen  bringen  konnte,  so  lag  dies  in  der 
Refonoation,  die  ihm  in  der  denkwürdigen  Nacht  des  4.  August  1789 
Toransgegangen.  „Die  Assemblee  nationale'',  heisst  es  in  dem  Decret  vom 
11.  August,  „zerstört  vollkommen  das  Feudalwesen;  alle  Feudal-  und 
Zehentrechte,  und  jene  Privilegien,  welche  auf  eine  persönliche  Leistung 
gehen,  sind  ohne  Entschädigung  abgeschafft,  alle  anderen  sind  ablösbar. 
Deu  Preis  und  die  Art  der  Ablösung  wfrd  die  Nationalversammlung 
hestimmen."  Art  1.  Die  folgenden  Artikel  zählen  nun  ausdrücklich  ein- 
zelne Rechte  auf,  welche  sie  ganz  besonders  der  Bestimmung  des  Ge- 
setzes unt^worfen  wissen  wollen. 

Das  waren  jene  beiden  Gesetze,  welche  wie  Heiligthümer  der  Revo-    Bauern- 
lution  betrachtet  wurden,  und  mit  Recht.   Mit  ihnen  war  ein  Bauernstand  ■*■"  V°^ 

Feldwirth- 

erst  geschaffen,  und  durch  sie  erst  eine  rationelle  Feldwirthschaft  möglich,  »chmtt 
Vor  der  Revolution  waren  zwei  Drittel  des  ganzen  französischen  Landes 
priviligirtes  Eigenthum,  das  also  der  Krone,  der  Kirche  und  dem  Adel 
gehörte  und  von  diesen  in  Pacht  gegeben  wurde.  Ein  Drittel  des  Landes 
war  als  Eigenthum  unter  die  Millionen  des  Volkes  vertlieilt.  Die  Pach- 
tungen auf  dem  Grossgrundbesitz  wurden  von  den  Herren  nur  auf  kurze 
Zeit  gewährt,  höchstens  auf  6  Jahre.  Die  Kirche  besonders  hielt  fest  an 
diesen  niederen  Pachtzeiten  und  an  den  sogenannten  Domaines  congeables, 
auf  denen  der  Eigenthümer  nach  Belieben  den  Pächter  gegen  Entschädi- 
gung der  Verbesserungen  austreiben  konnte.  Die  ganze  Bretagne  war  von 
solchen  Pachtverhältnissen  beherrscht  *) ,  nebst  dem,  dass  hier  fast  ein 
Drittel  des  Bodens  unbebaut  lag.  Unter  solchen  Umständen  konnte  von 
Fleiss  und  Eifer  der  Landbevölkerung  keine  Rede  sein.  Die  bestbebau- 
testen  Theile  waren  noch  die  nördlichen  Provinzen  Frankreichs  und  Elsass, 


*)  Boiteaa:  Etat  de  la  France  en  1789.  S.  600. 
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aber  auch  hier  war  die  Wirthschaft  nur  auf  einer  niederen  Stufe ,  und 
trat  nach  3  Jahren  schon  die  Brache  ein,  nachdem  man  im  zweiten  Jahr 
die  Saat  schon  abgeschwächt.  Und  dennoch  kostete  diese  elende  Cultur 
verhältnissmässig  viel  mehr,  als  jene  von  heute,  nach  so  ungeheueren 
Fortschritten  * ).  Einer  der  ausgezeichnetsten  Männer  jener  Zeit,  dessen 
Hinrichtung  stets  ein  Schandfleck  des  Convents  sein  wird,  Lavoisier, 
hat  in  einer  kostbaren  Schrift  *)  der  Constituante  von  der  Lage  der 
Cultur  Frankreichs  ein  Bild  entworfen.  Er  berechnet,  dass  320,000 
Pflüge  von  Pferden  und  600,000  von  Ochsen  geführt  in  Frankreich 
arbeiten,  und  ein  Gebiet  von  14,402,300  Heotaren  bebauen.  Mit  Hin- 
zuschlag eines  Brachlandes  von  9,499,390  Hectaren,  und  Weidelandes 
von  9,193,000  Hectaren,  zählt  er  als  trägfähiges  Land  33,094,690  Hec- 
taren auf.  Aber  auch  das  sind  nur  Annahmen,  da  die  Arbeitskraft 
eines  Pferdes  und  Ochsen  einem  bedeutenden  Wechsel  unterliegt.  Nach 
der  Revolution  gestalteten  sich  diese  Verhältnisse  mit  Riesenschritten 
ganz  anders.  Im  Jahre  1840  ist  von  26  Mill.  Hectaren  Landes  die 
Hälfte  reich  cultivirt  •).  Ich  stelle  zur  Anschauung  eine  Tabelle  der 
Cultur  im  Jahre  1789  und  1859  nach  der  trefflichen  Arbeit  M.  de  La- 
vergne*)  einander  gegenüber: 

10,000,000  Hectaren  1789,  und  5,000,000  Hectaren  1859. 
„  ,,        „     6,000,000         „  „ 

»  6,000,000         „ 

«            „        „  3,000,000 

,,            ,,        „  3,000,000         „ 

,.            «        „  2,000,000 

,,            .,         „  1,000,000          „ 

25,000,000  Hectaren.  26,000,000  Hectaren. 

ErtrKgni».  So  hat  slch  das  Brachland  um  die  Hälfte  vermindert,  der  Weizenbau 
der  Landes-  ^^^  gjjj  Drittel,  die  Kunstwiese  um  das  Dreifache  vermehrt.    Die  Zahl  der 

cnltar. 

bei  der  Cultm:  verwendeten  Thiere  ist  um  Millionen  gestiegen,  so  dass  man 
heute  4,893,500  für  die  Verwendung  zur  Landescultur  zählt,  wovon 
fast  1 J  Mill.  Pferde  und  3  Älill.  Hornvieh.  Die  Zahl  der  Pflüge  beträgt 
2,780,000  *).  Das  gesammte  Erträgniss  der  Landescultur  schätzt 
Lavoisier  auf  2,750,000,000  Liv.,  und  das  reine  Erträgniss  auf  1200 
Mill.,  wovon  dei-  Staat  fast  die  Hälfte  verschlang.    Er  vertheilt  diese 


Brachland 

10,000,000 

Weizen 

4,000,000 

Korn  u.  and. 

Getreide 

7,000,000 

Hafer 

2,500,000 

Kunstwiesen 

1,000,000 

Wurzelland 

100,000 

Gem.  Cultur 

400,000 

1)  Boiteaa  a.  ä.  0.  S.  499. 

2)  Lavoisier,  De  la  rlchesse  territoriale  du  royanme  de  France  1791. 

3)  Statistique  de  la  France  publ.  par  le  Gouvernement  vol.  4.  XXIII. 

4)  Lavergno,  Econoraie  rurale  de  la  France  1861. 

5)  Maurice  Block:  Statistique  de  la  France  1860.  S.  36. 
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nur  annihernd  bestimmte  Summe  so,  dass  das  Erträgniss  des  Getreide- 
haaes  728  Mill.,  des  Weinbaues  80,  Waldbaues  120,  der  Wolbtucht  50, 
Thicrproduction  169,  des  Hafers  32,  Heu  und  Strohs  17,  der  Seide  2 
XilL  betrugen.  In  reiner  Summe  also  1198  Mill.  Liv.  Das  Erträgniss 
Towheute  schätzt  man  auf  5  Milliarden  Francs*).  Der  Getreidebau  ist 
dabä  am  ein  Zehntel  gestiegen,  das  Erträgniss  des  Weines  hat  sich  mehr 
alsTcrdoppelt,  desgleichen  die  Pferdezucht,  während  die  Homviehzucht  in 
einem  Verhältniss  von  7  :  10,  jene  des  Wollviehes  um  4  :  7  gestiegen. 
Im  Jahre  1840  betrug  das  gesammte  Erträgniss  erst  beiläufig  3}  Milliar- 
den, an  dem  sich  der  Weizen  mit  32.61 ,  das  Korn  mit  18,  der  Hafer 
mit  14.13,  die  Kartoffeln  mit  23.53,  das  Gemüse  mit  27.00  u.  s.  w. 
betheiligten  *).  Das  alles  hat  die  Freiheit  des  Bodens  geschaffen,  welche 
die  Revolution  errang,  und  die  Bildung,  welche  im  Gefolge  der  FVeiheit 
ist.  Ackerbauschulen  wurden  von  Napoleon  I.  schon  angeregt  und  er- 
richtet, die  Gartencultur  ermuntert  und  gross  gezogen,  die  Mittel  des 
Tericehrs  verbessert  und  vervielfältigt.  Strassen  und  Canäle  wurden 
eröffnet,  alte  Wege  aus  dem  Schutt  hervorgehoben.  Die  Strasse  von 
Grenoble  nach  Briancon,  die  Canäle  zwischen  Charleroi  und  Brüssel, 
TOD  Yilette  und  St  Denis,  die  Freiheit  der  Scheideschifffahrt  sind  Zeugen 
dieser  Thätigkeit.  Louis  Philipp  setzte  dies  grosse  Werk  des  Fort- 
schrittes im  weitesten  Maasse  fort.  Seit  1830  hat  man  an  125,000  Kilom. 
neue  Wege,  9000  Kilom.  Eisenbahnen  eröffnet;  die  Ufer  der  Flüsse 
worden  ausgebaut,  neue  Häfen  eirichtet,  die  alten  vergrössert  ^). 

Man  hat  lange  behauptet,  dass  durch  die  Einziehung  der  Güter  vertbeuim« 
des  Clerus  und  der  Emigration  und  deren  Verkauf  und  Verschleuderung  **  ^••***^- 
erst  der  kleine  Grundbesitz  geschaffen  worden.  Tocqueville  ^)  hat  längst 
das  Irrige  dieser  Anschauung  bewiesen..  Necker  hatte  es  übrigens  früher 
schon  bestätigt,  ebenso  wie  Arthur  Young  *).  Im  Uebrigen  war  aijch 
der  Verkauf  dieser  gewaltsam  exproprürten  Güter  nicht  so  günstig,  als 
man  bei  der  vorgeblichen  Besitzlosigkeit  hätte  annehmen  sollen.  Die 
Kirche  hat  ihr  Eigenthum  verloren,  die  Emigration  ward  zum  grössten 
Theil  kraft  des  Gesetzes  vom  5.  December  1814  in  ihren  verlorenen 
Besitz  wieder  eingesetzt,  und  die  Milliarde,  die  sie  vielleicht  am  Grund- 
besitz verloren,  ward  ihr  durch  das  Gesetz  vom  17.  April  1825  reich- 
lich ersetzt.  Im  Jahre  1815  war  der  Boden  so  vertheilt,  dass  man 
3,805,000  Grundeigenthümer  zählte,   wovon  21456  Familien  je  einen 


1)  Larergne  a.  a.  O.  8.  413. 

tj  SUt  de  la  France  pabl.  par  le  Gonv.  vol.  4.  8.  664. 

3)  Larerg^ne  a.  a.  O.  S.  47. 

4)  Toequeville  a.  a.  O.  8.  69.  a.  ff. 

5)  Toungs  Travels  in  franed. 
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Grundbesitz  von  880  Hectaren  im  Durchschnitt,  168,643  annähernd  62, 
mehr  als  200,000  Familien  22,  fast  ebensoviel  12  und  8,  mehr  als 
851,280  nur  1  Hectar,  und  1,101,421  nur  50  ares  besassen').    Nach 

25  Jahren  der  Revolution  hatte  noch  inuner  das  Grosseigenthum  die 
Hälfte  des  Bodens  im  Besitz,  und  es  ist  gewiss,  dass  die  Güter^der 
Geistlichkeit  und  der  Emigration  beim  Verkauf  mehr  die  Besitzer  als 
ihre  Ausdehnung  geändert  haben.  Dennoch  theilt  sich  das  Grundeigen- 
thum  seit  der  Revolution  dauernd,  und  wird  in  dieser  Theilung  zumeist 
von  der  kleineren  oder  mittleren  Cultur  beherrscht.  Der  Werth  des 
Grosseigenthums  ist  kaum  um  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  in  den  letzten 
dreissig  Jahren  gestiegen,  während  jener  des  kleineren  Landes  sich 
vervier-  und  verfünffacht  hat*). 

Wenn  nun  die  Revolution  wirklich  nichts  geschaffen,  wenn  sie  nichts 
weiter  gewesen,  als  ein  Beschleunigungsmittel  dessen,  was  auch  ohne 
sie  gekommen  wäre,  wie  manche  Schriftsteller  behaupten,  so  genügen 
diese  trockenen  Zahlen,  diese  materiellen  Werthe,  um  das  Gegentheil 
zu  beweisen.  Die  Nation  hat  die  Lasten  und  Sunden  der  Zeit  ver- 
nichtet, wie  sie  das  Recht  dazu  besass  und  die  Macht  dafür,  und  mit 
der  Freiheit  des  Bodens  schuf  sich  das  Volk  die  Basis  einer  segen- 
bringenden Frdheit  seines  ganzen  Lebens. 


Die  Grenzen  des  Landes  und  seine  Verhältnisse 
nach  Aussen. 

D.  Grensen  Vor  der  Revolution  hatte  Frankreich  jene  Ausdehnung  und  jene 
Tor  der  (ji^nzen,  welche  durch  die  Herrschaft  Ludwig  XIY.  festgestellt  worden 
waren.  Im  Norden  das  Meer  und  im  ganzen  Westen,  bis  herab  zu 
den  Pyrenäen,  vom  Ocean  bespült,  im  Süden  durch  die  Pyrenäen  von 
Spanien  geschieden  und  süd-östlich  wieder  offen  gegen  das  mittellän- 
dische Meer,  hatte  es  von  Anfang  seiner  Geschichte  nach  diesen  Seiten 
hin  eine  natürliche  Grenze,  die  es  zugleich  eine  der  ersten  Seemächte 
Europas  zu  sein  bestimmte.  Von  Nizza  aus  durch  die  Alpen  von 
Italien  getrennt,  ist  das  Land  nur  gegen  Osten  hin,  bis  wieder  zum 
Norden,  frei  und  offen.  Seine  östliche  Seite  grenzt  durch  die  Schweiz, 
die  zahlreichen   deutschen  Fürsten-  und  Hei-zogthümer  und  durch  die 


1)  Lavergne  a.  a.  O.  8.  49. 

2)  Block  a.  a.  O.  S.  25. 
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feterreichisclieii  Niederlande  an  deutsche  Staaten,  und  nur  Marksteine 
Dod  Zollschranken  schieden  das  französische  Volk  von  der  germanischen 
Xatioo.  So*  hatte  das  Land*  eine  Ausdehnung  nach  Necker  von 
27,951  OMeilen.  Zahlreiche  und  mächtige  Colonien  in  allen  Meeren 
der  Welt  stärkten  und  bereicherten  den  Mutterstaat. 

Die  Revolution  brach  aus  und  von  den  grossherzigen  Gedanken,  Erobenmgt- 
die  Freiheit  sich  selbst  zu  erobern  und  sie  allen  anderen  Völkern  zu  ^^^  * "" 
geben,  erklärte  die  Constitution  1791,  dass  die  französische  Nation 
eotsagt  irgend  einen  Eroberungskrieg  zu  unternehmen  nnd  niemals 
ihre  Macht  gegen  die  Freiheit  irgend  eines  Volkes  verwenden  wilU 
Tit.  \1  Aber  kurz  vor  der  Constitution  schon  war  dieser  Grundsatz 
aosser  Kraft  gesetzt  wonlen.  Durch  das  Gesetz  vom  14.  September 
nsi  vereinigte  Frankreich,  gemäss  der  Bestimmungen  des  Friedens 
m  Orange  vom  15.  Juni  1791,  das  Gebiet  von  Avignon  und  die 
Gra^haft  Venaissin  seinem  Gebiete.  Die  Assemblee  legislatife  rief  in 
doer  stolzen  Declaration  vom  14.  April  1792,  als  der  König  von 
ÜDgarn  und  Böhmen  Frankreich  mit  Krieg  bedrohte:  „die  französische 
Nation  ist  frei,  aber  was  mehr  als  das  blosse  frei  sein  ist  —  sie  hat 
das  Bewusstsein  dieser  Freiheit!''  Und  nachdem  sie  erklärt,  dass  die 
Nation  und  der  König  bereit  sind  und  sein  werden,  ihre  Freiheit  zu 
Teitheidigen  und  nur  nach  diesem  Ziele  alles  Glückes  zu  streben,  heisst 
es  weiter:  »das  sind  die  Gefahle  eines  giossherzigen  Volkes,  dessen 
Vertreter  sich  stolz  fOhlen,  dieselben  erklären  zu  können,  das  sind  die 
Abaditen  der  reinen  Politik,  die  es  adoptirt  hat.  Zurückzustossen  die 
Gewalt,  zu  widerstehen  jedem  Drucke,  zu  vergessen,  was  nicht  mehr 
ta  furchten  ist  und  in  den  Besiegten,  Ueberzeugten  und  Entwaffneten 
rm  Brüder  zu  sehen,  das  ist  es,  was  alle  Franzosen  Wollen,  das  ist 
es,  warum  sie  den  Krieg  allen  Feinden  erklären/'  Und  in  diesem  Sinne 
und  mit  Wiederiiolung  der  Worte  der  Constitution,  keine  Eroberung 
machen  zu  wollen,  erklärte  die  französische  Nation  durch  das  Decret 
vom  3a  April  1792  dem  König  von  Ungarn  und  Böhmen  den  Krieg, 
zn^eidi  mit  der  Aufforderung  "^ an  alle  Nationen,  sich  unter  Frankreichs 
Fahnen  zu  stellen  und  für  die  Freiheit  zu  kämpfen. 

Der  Convent  trat  mit  denselben  Gedanken  seine  Herrschaft  an. 
Schon  waren  die  französischen  Heere  über  den  Rhein  und  im  Norden 
ober  die  österreichisch-belgische  Grenze  in  das  Land  des  Feindes  ein- 
^ednmgen,  schon  zog  eine  Armee  gegen  Savoyen,  da  erliess  der 
CoQ?ent  am  19.  November  1792  ein  Decret,  in  dem  er  erklärte:  allen 
Völkern,  welche  ihre  Freiheit  erlangen  wollen,  Hülfe  und  Brüderlich- 
keit anzubieten,  und  den  französischen  Generälen  Gewalt  geben  zu 
wollen,  aUe  jene  Bürger  zu  unterstützen,  welche  bereit  sind,  für  die 
Sache  der  Freiheit  sich  zu  opfern.    Als  am  Ende  des  Jahres  1792  die 
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französischen  Waffen  in  Belgien  vor  Jemappes  glücklich  gewesen  und 
das  Heer  in  Deutschland  bis  nach  Frankfurt  gedrungen  war,  verkün- 
dete ein  Decret  vom  17.  December  1792,  dass  alle  LändeV,  welche  die 
Armeen  der  französischen  Republik  besetzen,  im  Voraus  frei  erklärt  sind, 
die  Souverainität  des  Volkes  anerkannt  und  aUe  Feudalinstitute  als 
abgeschafft  angesehen  werden.  Zugleich  befiehlt  der  Convent  den  Gene- 
rälen, die  freie  Verfassung  Frankreichs  auf  alle  Länder  zu  übertragen. 
Nur  jene  Völker,  welche  die  Freiheit  zurückweisen,  mit  ihren  Fürsten 
gegen  Frankreich  sich  verbinden,  sollen  als  Feinde  betrachtet  und 
gegön  sie  die  Waffen  nicht  niedergelegt  werden,  als  bis  zu  ihrer  Unter- 
jochung. Für  diese  kühnen  Pläne  hatte  Anacharsis  Clootz,  der  Redner 
des  Menschengeschlechtes,  schon  am  21.  März  1792  imMoniteur*)  eine 
Adresse  an  das  französisclie  Volk  erlassen,  in  der  er  im  Interesse  der 
Freiheit  eine  allgemeine  Annexion  der  zunächst  an  Frankreich  grenzen- 
den Länder  anempfiehlt.  Man  solle  Savoyen  cassireu  und  es  in  ein 
Departement  des  Mont  Cenis,  Mont  Blanc  u.  s.  w.  verwandeln,  Belgien 
und  die  batavischen  Länder  sollen  in  Departements  der  Scheide  und 
Meuse  verwandelt  werden,  wie  es  denn  auch  später  die  Republik  gethan 
hat.  Durch  das  Decret  vom  27.  November  1792  wurde  Savoyen  „auf 
seinen  eigenen  ausdrücklichen  Wunsch''  mit  der  französischen  Republik 
als  das  Departement  du  Mont  Blanc  vereinigt,  imd  durch  das  Decret 
vom  31.  Januar  1793  die  Grafschaft  Nizza  im  Namen  des  französischen 
Volkes  als  Departement  d'Alpes-maritimes  mit  Frankreich  verbunden. 
Im  Namen  der  Freiheit  vereinigte  mit  diesem  Departement  das  Decret 
vom  15.  Februar  1793  das  Fürstenthum  Monaco  und  durch  dasselbe 
Decret  wurde  das  Departement  der  Mosel  um  einige  deutsche  Städte 
vergrössert.  So  waren  mit  einem  Male,  wie  von  einer  ungeahnten 
Naturkraft  überwältigt,  all  die  hohen  Ideen  der  Revolution  verloren 
gegangen.  Man  hielt  die  Eroberung  fiir  nöthig,  man  dachte  daran, 
man  eroberte. 

Die  französischen  Heere  hatten  Belgien  von  der  Herrschaft  Oesterreichs 
befreit  und  die  französische  Gesetzgebung  annectirte  es  alsbald  ihrer 
eigenen  Gewalt.  Das  Decret  vom  31.  März  1793  vereinigte  das  Gebiet 
der  Stadt  Brüssel  und  ihre  ganze  Umgebung  mit  der  Republik,  dann 
die  Stadt  Gand  und  das  Land  von  Hainaut,  welches  als  Departement 
de  Jemappes  eingezogen  wurde.  Bald  darauf  fielen  die  Stadt  Floren- 
nes  mit  36  Dörfern,  die  Stadt  Toumai  und  ihr  ganzer  Bezirk,  die 
Städte  Ostende,  Louvain,  Namur  u.  s.  w.,  bis  das  ganze  belgische 
Gebiet  mit  Frankreich  vereinigt  ward.  Im  Osten  besetzten  die  fran- 
zösischen Soldaten  das  ganze  deutsche  Gebiet  am  linken  Rheinnfer, 
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Bod  die  Gesetze  des  Convents,  wie  später  jene  des  Directorinms,  er- 
klärten Stadt  für  Stadt,  Gebiet  für  Gebiet  als  französisches  Land,  bis 
der  Rhein,  von  seinem  Austritt  aus  der  Schweiz  bis  zu  seiner  Mundung 
in  das  Meer,  die  naturliche  Grenze  Frankreichs  im  Osten  bildete,  und 
mitten  in  diesen  Annectiruugeu  und  Gebietserweiterungen  erklärte  Gesetz 
auf  Gesetz,  dass  die  französische  Republik  die  Freiheit  der  anderen 
Volker  acht«  und  keine  Eroberungen  machen  wolle. 

Das  Directorium  vor  allem  kümmerte  sich  um  diese  Grundsätze 
gar  nicht  mehr.  Längst  hatte  der  allgemeine  Krieg  ganz  Europa  ent- 
flammt, die  Siege  Bonaparte's  die  Absichten  und  Wünsche  der  Republik 
geändert.  Der  Friede  zu  Campoformio,  welchen  das  Gesetz  vom  3. 
November  1797  (13.  Brumaire  an  VI.)  verkündete,  bestätigte  Frankreich 
iaßtsitz  der  österreichischen  Mederlande,  Art.  3,  und  gab  ausserdem 
as  dasselbe  die  venetianischen  Inseln  der  Levante,  Ooi-fu,  Zante  u.  s.  w. 
Art.  5.  Der  Friede  mit  dem  Papste  vom  24.  April  1797  (10.  Floreal 
an  V.)  überliess  der  fianzösischen  Republik  Bologna,  Ferrara  und  die 
Römagna  und  bestätigte  sie  im  Besitz  von  Ancona.  Am  17.  Mai 
1798  (2S.  Floreal  an  VI.)  hatte  die  Republik  auch  Genua  und  sein 
ganzes  Gebiet  an  sich  gebracht. 

So  hatte  Frankreich  vom  Jahre  I.  der  Republik  bis  zum  Jahre  VII.  oebieucr- 
sein  Gebiet  um  1,555  üMeilen  vergrössert  und  mit  dem  erobertenj,^'^^*]!^"!.^* 
Gebiet  eine  Bevölkerung  von  4,895,781  Seelen  gewonnen*).  Als  Bona- 
parte aus  Aegypten  zurückkehrte,  fand  er  diesen  Besitz  wohl  bedroht, 
aber  noch  nicht  verloren.  Die  Schlacht  von  Marengo  am  14.  Juni 
ISOO  und  der  Sieg  Moreau's  bei  Hochstädt  am  17.  Juni,  stellten 
ihn  von  Neuem  sicher  und  nach  dem  Frieden  von  Luneville  vom  9. 
Febniar  1801,  und  jenem  von  Amiens  ward  Frankreich  von  Europa 
in  seinen  neuen  Grenzen  bestätigt  und  anerkannt.  Die  Friedensfeste 
des  18.  Brumaire  an  X.  beglückwünschten  einen  neuen  Staat  und  ein 
neues  Volk,  das  bald  über  seine  neuen  Grenzen  abermals  hinaus- 
«•hreiten  sollte,  dessen  Heere  bald  ganz  Europa  in  vernichtenden 
Kriegen  durchziehen  und  dessen  allmächtiger  Herrscher  den  ewigen 
Kampf  wagen  sollte  um  eine  Weltherrschaft,  der  sich  ganz  Europa 
langen  musste.  Eine  jahrelange  Erniedrigung  bedurfte  der  alte  Welt- 
tkeü,  ehe  er  sich  erhob  gegen  den  Eroberer  und  Tyrannen.  Die 
Schlacht  bei  Leipzig  und  jene  furchtbare  Niederlage  bei  Waterloo 
endeten  den  Siegeslauf  Napoleons,  und  der  Friede  zu  Wien  führte 
Frankreich  auf  seine  Grenzen  zurück,  die  es  vor  der  Revolution  gehabt. 
Ke  Königreiche,  die  Napoleon  um  Frankreich  herum  errichtet  hatte, 
wurden  gestürzt,  die  Könige  vertrieben,  es  schien,  als  wollte  Europa 
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zurückkehren  in  Allem  und  .ledern  in  die  alte  Zeit.  Frankreich  verlor 
das  belgische  Gebiet,  die  Rheinlande  am  linken  Rheinufer  bis  auf 
Mühlhausen  und  einige  kleine  deutsche  Cantone,  verlor  endlich  Piemont 
und  Savoyen  und  behielt  auf  italienischem  Gebiet  nur  Avignon.  Seine 
schönste  und  reichste  Colonie,  Domingo,  hatte  Frankreich  schon  während 
der  Revolution  opfern  müssen,  durch  die  Verträge  von  1814  verlor  es 
auch  Ambargo,  St.  Lucie  in  den  Antillen,  die  II  de  france  und  fast 
alle  Besitzungen  im  indischen  Ocean.  So  war  Franlcreich  nach  den 
ungemessensteu  Anstrengungen,  nach  furchtbaren  Kämpfen  und  Sieben, 
nach  Gewaltthaten  und  Ungerechtigkeiten,  die  es  sich  nicht  scheute  zu 
vollbringen,  dennoch  wieder  auf  sein  Gebiet  zurückgeworfen  worden, 
das  ge<gen  Osten  und  zum  Theil  auch  gegen  Norden  hin  frei  liegt  und 
durch  keine  natürliche  Grenze  gedeckt  wird.  Die  Siege  der  Revolution 
und  jene  Napoleons  haben  es  nicht  vermocht,  die  Grenzen  des  Reichs 
an  den  Alpen  und  am  Rhein  festzuhalten.  Ludwig  XIV.  rang  vergeblich 
darum,  die  Stimmen  des  firanzösischen  Volkes  und  der  französischen 
Wissenschaft  schreien  bis  auf  den  heutigen  Tag  danach,  man  sieht  in 
jeder  Stunde  sein  Vaterland  verwüstet  und  erobert,  ruft  die  Geschichte 
zum  Zeugen  'und  das  Interesse  Europas,  nennt  es  ein  schmachvolles 
Verbrechen  der  anderen  Völker,  dass  sie  1814  die  dem  französischen 
Volke  fremden  Nationen  von  der  Herrschaft  Frankreichs  befreit  haben, 
und  sieht  eine  dauernde  Unnatürlichkeit  in  den  Besitzverhältnissen  der 
europäischen  Staaten  und  keine  Möglichkeit  eines  dauernden  Friedens, 
so  lang  Frankreich  nicht  besitzt,  „was  ihm  so  nothwendig  und  was 
das  Interesse  Europas  ihm  eines  Tages  geben  wird,  was  die  französi- 
sche Revolution  in  wenig  Jahren  erobert  und  Napoleon  ohne  Vernunft 
üljerschritten  hat"  »).  Es  Ist  gerechtfei  tigt,  hier  diese  Ansprüche  Frank- 
reichs zu  prüfen,  denn  die  Revolution  ist  die  Geburtsstunde  jenes  Ge- 
dankens der  natürlichen  Grenzen,  der  seit  dieser  Zeit  eine  so  hohe 
politische  Bedeutung  gewonnen  hat.  Der  grosse  Ocean,  das  mittelländi- 
sche Meer,  die  Pyrenäen,  die  Alpen  umgürten  Frankreich  mit  natür- 
lichen Grenzen.  Nur  gegen  Deutschland  zu  liegt  es  offen.  Die  Frage 
der  natürlichen  Grenzen  hat  also  keine  andere  Bedeutung,  als  jene 
nach  dem  Besitz  der  Rheingrenze. 
Die  nfttuii.  Am  Ende  des  Jahres  1794  berichtete  Robeijot  dem  Convent*)  über 
GrcD«en.  ^^^  Missiou  iu  den  eroberten  Ländern  durch  die  Armeen  du  Nord  und 
de  Sambre  et  Meuse.  Nachdem  er  geschildert,  wie  und  dass  das  ganze 
Geljiet  bis  zum  Rheinufer  erobert  sei,  legt  er  die  Meinungen  dar,  welche 
sich  über  die  Zukunft  dieser  Lander  entwickeln  können  und  die  auch 
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sciion  aasgesprochen  worden.  Es  herrschen  drei  Meinungen:  die  erste 
sagt,  dass  es  politisch  und  gerecht  Ist,  die  eroberten  Länder  frei  zu 
geben  und  damit  zufrieden  zu  sdn,  den  Feind  weit  von  den  alten 
Grenzen  zurückgedrängt  zu  haben;  die  andere  Meinung  geht  dahin, 
die  Grenzen  Frankreichs  durch  den  Lauf  der  Meuse  bestimmen  zu 
lassen  und  die  dritte  Meinung  begehrt  den  Rhein  als  Grenze.  Die 
erste  Meinung  stützt  sich  auf  die  Nothwendigkeit  des  Friedens  und  die 
Unzakdmmlichkeiten,  die  aus  einem  zu  grossen  Landesgebiet  entstehen; 
die  zweite  gründet  sich  auf  die  Nützlichkeit  und  Gerechtigkeit  ihrer 
Forderung  und  behauptet,  dass  das  Land  zwischen  der  Meuse  und  dem 
CK;ean  von  Natur  aus  zu  Frankreich  gehöre,  dass  erst  dann  eine  leben- 
dige Schilfüahrt  der  Scheide  und  der  Meuse  möglich,  und  dass  sie  dann 
erst  Nntzen  bringen  werde.  Die  dritte  Meinung  allein  gründet  sich 
vd  die  Befestigung  der  Republik,  welche  nur  statthaben  kann,  wenn 
Fraskreichs  Grenze  der  Rhein  ist.  Die  Feinde  werden  in  jedem  An- 
pi&  gehindert  sein,  Fi-ankreich  Avird  für  seine  Anstrengungen  entschä- 
digt, vor  allem  aber  wird  dadurch  ein  politisches  Gleichgewicht  und 
eine  Handels-Balance  erzeugt,  die  immer  der  französischen  Nation  vor- 
theilhalt  sein  muss.  Es  wird  eine  für  Frankreich  ganz  freie  Schifffahct 
geschaffen  werden,  denn  der  Antheil  am  Rhein  von  ehemals  hat  gar 
keinen  Werth.  Die  Besitzergreifung  des  Gebietes  am  Rhein  wird  übri- 
gens gar  sehr  erleichtert  durch  die  überaus  gute  Stimmung  der  Ein- 
wohner, welche  mehrmals  schon  die  Vereinigung  mit  Frankreich  begehrt 
haben.  Man  glaubt,  dass  die  Fortschritte  der  Revolution  und  die  Höhe 
der  Gesinnung  nicht  bis  an  den  Rhein  gedrungen  sindl  Grosser 
Irrtham!  Man  denkt  so  wie  wir,  man  spricht  unsere  Sprache,  das 
Flämische  und  Deutsche  verschwindet  vor  dem  Französischen,  das 
onsere  Heere  eingeführt  haben.  Vor  allem  aber  wird  diese  Gebietser- 
gieifimg  vollzogen  werden  durch  den  Willen  der  französischen  Nation, 
welche  nicht  den  Frieden  bedarf  und  sucht,  sondern  nur  einen  Kriegs- 
schloss  haben  will,  der  auf  günstigen  Bedingungen  ruht. 

Man  sieht  daraus,  dass  die  Politiker  Frankreichs  bis  auf  den  heu-  cntik  der 
ügen  Tag  gar  keine  Fortschritte  gemacht  haben  in  der  Vervollkomm-  n**8rt'chen 
nung  ihrer  politischen  Weisheit  in  dieser  Frage.  Man  kämpft  heute 
noch  mit  denselben  Gründen,  wie  damals,  hat  nichts  Neues  au^efun- 
den,  nichts  Altes  vergessen,  nur  drückt  man  es  heute  anders  aus; 
höflidier  und  freundlicher,  unschuldiger  und  natürlicher  ist  die  Sprache 
von  heate  als  die  der  Republikaner.  Aber  man  muss  das  Recht  dieser 
Anschauung  und  Anmassung  leugnen,  man  muss  dies  vor  allem  heute 
und  gewiss  einem  Volke  gegenüber,  das  das  Recht  der  Nationalität 
immor  und  immer  anerkannt  haben  will,  man  muss  die  Nützlichkeits- 
grande zurückweisen,  denn  die  Geschichte  straft  sie  Lügen.    Die  Ge- 
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rechtigkeit  gegen  die  Gescliichte  und  gegen  die  Y6lker  wurde  nur 
selten  geltend  gemacht  und  wenn  es  geschah,  so  war  sie  stets  nur  ein 
schönes  Wort,  an  das  von  vornherein  Jsiemand  geglaubt.  Fraukreich 
hatte  natürliche  Grenzen,  als  es  Napoleon  zu  seinem  Herrscher  erhob, 
und  Europa  hatte  keinen  Frieden  darum.  Selbst  der  getreulichst  be- 
wahrte Frieden  hinderte  den  Eroberer  nicht,  auch  die  natürlichen 
Grenzen  zu  überschreiten,  den  Rhein  zu  übersetzen  und  Deutschland 
zu  verwüsten,  die  Alpen  zu  übersteigen  und  Italien  sich  zu  unter- 
werfen. Die  natürlichen  Grenzen  schützten  andererseits  Frankreich  nicht 
vor  einer  zweimaligen,  schnell  auf  einanderfolgenden  Invasion.  Europa 
sah  die  Gefahr,  die  ihm  von  Frankreich  her  drohte,  sammelte  sein  Heer 
und  stand  auf  französischem  Boden,  nicht  gehindert  vom  Rheinstrom 
und  den  Alpen,  ja  selbst  ungehindert  von  dem  hinter  seinen  natürlichen 
Grenzen  gerüsteten  Frankreich.  Wenn  man  die  Geschichte  als  Zeugen 
anruft,  dann  spricht  diese  stets  dagegen.  Die  Natur  der  Dinge  ist  im 
ganzen  Weltenleben  stärker  als  der  Wille  der  Menschen.  Wenn  es 
eine  Naturnoth wendigkeit  wäre,  dass  Frankreich  den  Rhein  und  die 
Alpen  als  alleinig  mögliche  Grenze  nöthig  habe,  die  Geschichte  würde 
ihre  dauernde  Eroberung  schon  verzeichnet  haben,  denn  die  Männer  hat 
sie  geschaffen,  die  es  vollenden  konnten,  aber  alle  Thaten,  die  es  ver- 
suchten, brachen  wieder  zusammen,  hatten  keine  Dauer  und  keinen 
Werth. 

Vor  allem  aber  entscheidet  der  Geist  unserer  Zeit  darüber.  Europa 
ist  nicht  mehr  nach  den  einzelnen  Staaten  strenge  geschieden  und  die 
Grenzen  derselben  treimen  die  Völker  und  die  Macht  derselben  nicht 
mehr  von  einander.  Gleich  schreitet  die  Civilisation  in  allen  vor  und 
die  Cultur  umschlingt  mit  ihren  versöhnenden  Armen  die  Völker  der 
verschiedensten  Zungen  und  Interessen.  Das  Heil  eines  Staates,  sein 
Friede  und  sein  Krieg,  seine  Siege  und  seine  Niederlagen  sind  nicht 
mehr  sein  alleiniges  Geschick,  sondern,  auf  welchem  Theile  der  Erde 
eine  grosse  That  sich  auch  entscheidet,  im  selben  Augenblicke  gehört 
sie  ganz  Europa,  fast  der  ganzen  W^elt  an.  Das  Interesse  der  Völker 
ist  kein  Einzelinteresse  mehr,  das  Wohl  und  Wehe  des  Einen  ist  das 
Wohl  und  Wehe  Aller.  Diese  Macht  der  Idee,  welche  heute  Europa 
beherrscht,  hat  eine  grössere  Gewalt,  als  die  physische  Macht  eines 
Staates,  als  seine  Heere,  als  seine  temtoriale  Ausdehnung.  Der  will- 
kürliche Krieg,  der  Eroberungskrieg,  ist  aus  der  Geschichte  des 
19.  Jahrhunderts  verschwunden,  und  Napoleon,  der  ihn  durch  so  viele 
und  so  herrliche  Siege  noch  zu  heiligen  versuchte,  ragt  gerade  in  dieser 
Eigenschalt  zurück  in  die  wildeste  Vergangenheit,  und  war  in  ihr  nicht 
mehr  der  Ausdruck  der  grossen  Zeit  und  der  Ereignisse,  die  ihn  geboren 
haben.    Die  französische  Revolution  aber  hatte  zuerst  die  mächtige 
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Gegenseitigkeit  aller  Völker  gezeigt,  sie  hatte  gelehrt,  dass  eine  grosse 
Idee  nicht  mdir  an  die  Scholle  ihrer  Geburtsstätte  gebunden  ist,  und 
dass  sie  mit  allen  ihren  Folgen  und  Wirkungen  der  ganzen  Welt  an- 
geyrt,  dass  sie  nicht  durch  einen  Strom,  eine  Gebirgshöhe,  ja  dass 
jell^  das  Weltmeer  sie  nicht  hinderte,  in  die  Mitte  der  andern  Völker 
za  dringen. 

Die  Männer  des  Convents  ahnten  den  Geist  dieser  Zeit,  als  sie  in 
grossherziger  Begeisterung  jede  Eroberung  von  sich  wiesen  und  in  einem 
D«^t  Tom  17.  November  1793  (27.  Brumaire  an  U.)  erklärten,  dass 
seine  Beziehungen  beständig  schrecklich  gegen  die  Feinde,  'grossherzig 
gegen  die  Verbündeten,  gerecht  gegen  alle  Völker  sein  und  blei- 
ben BoUen*  — 


Die  Eintheilnng  des  Landes  und  seine 
Yerhältnisse  nach  Innen. 

Vor  der  Revolution  hatte  Frankreich  eine  vierfache  Eintheilung.  dic  »iten 
Die  älteste  war   die  kirchliche,   in  Diöcesen   mit    111   Bischöfen   und  Eintheiimi- 
Erzbischöfen  ').    Sie  war  nur  in  Rom  bekannt  und  hatte  für  die  Staats-  ^^"eicht" 
Verwaltung  keine  Bedeutung  *).    Die  zweite  war  die  Provinzialeinthei- 
loiig,  welche  die  historische  Geographie  Frankreichs  bildete.    Sie  war 
aus  der  Geschichte  der  Eroberung  hervorgegangen  und  galt  beim  Hof 
und  im   Volke,   und  alle  Bemühungen   der   Gesetzgebung,  die  alten 
Grenzen  im  Innern  Frankreichs  zu  zerstören,  waren  vergebens.    Heute 
noch  haben  die  Namen  der  Provinzen  in  der  Volkssprache  Geltung, 
und  sind   selbst   durch  die   Departementseintheilung  nicht   verwischt 
worden.    Man  zählte  ohne  Corsica  41  Provinzen,  und  zwar  33  grosse 
imd  7  kleine,  welche  nach  der  Eintheilung  Franz  I.  zwölf  Gouverne- 
ments bildeten  *).   Sie  waren  von  grosser  Bedeutung  in  der  Verwaltung 
und  Regierung  des  Staates,  und  mit  einer  für  die  Einheit  derselben 
ge&hrlichen  Macht  ausgerüstet,  die  erst  Richelieu  zu  zertrümmern  im 


1)  Laferriire  Coors  de  droit  public  et  administratif.    6.  Ausgabe.     1860. 
Bd.  I.  B.  340  u.  ff. 

2)  Boiteaa  a.  a.  O.  S.  55  u.  ff. 

3)  Warnkönig    und    Stein:    Französische  Staate-   und  Keehtsgeschichte. 
Bd.  L  506. 
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Stande  war.  Die  dritte  Eintheilung  des  Königreichs  war  jene  in  Gene- 
ralitäten und  Intendanzen,  welche  die  Departementseintheilung  der 
Revolution  angebahnt  hat.  Diese  Eintheilung  hatte  einen  rein  fiscali- 
schen  Ursprung.  Das  Land  ward  für  die  Erhebung  der  Steuern  von 
Heinrich  III.  in  eine  Anzahl  Conscriptionen  getheilt,  innerhalb  welchen 
auch  die  dafür  angestellten  Beamten,  die  Generalsteuereinnehmer,  ihren 
Sitz  hatten.  Sie  hiessen  nach  diesen  Generalitäten  " ).  Richelieu  setzte 
in  diese  Bezirke  auch  Justiz-  und  Polizei-Intendanten,  welche  1054  schon 
dauernde  Posten  waren,  und  den  Namen  Intendants  de  justice,  de 
police  et  de  finances  führten.  Nach  ihnen  wurden  ihre  Amtskreise 
Intendance  genannt.  Man  zählte  1780  mit  Corsica  39  Intendances  für 
die  ehemaligen  35  Generalitäten,  da  die  beiden  Generalitäten  von 
Languedoc,  Montpellier  und  Toulouse  nur  1  Intendanten  hatten  *). 
Eine  vierte  Eintheilung  des  Königreichs  war  die  Justizeintheilung, 
nach  der  das  Land  in  829  Presidiaux,  Bailliages  und  Senechaussees 
zerfiel  ■).' 
Die  Reform  S'^  ^^^^  ^^^  Revolution  Frankreich,  zerrissen  in  eine  Zahl  Pro- 
der  Einthei- vinzen,  welche  durch  die  schärfste  Trennung  von  einander  das  ganze 
Landet  Rcich  wieder  nach  seiner  ganzen  Verwaltung  in  eben  so  viele  Länder 
theilten,  und  dadurch  in  sich  eine  so  grosse  Individualität  entwickelt 
hatten,  dass  das  Königreich  selbst  nur  eine  Vereinigung  mehrerer  be- 
sonderer Staaten  zu  sein  schien.  Das  Bewusstsein  von  dieser  Lage 
des  Staates  war  allgemein.  Schon  im  Jahre  1778  veröffentlichte  der 
Parlamentsrath  Tellier  in  einem  Projecte  über  die  Municipaladministra- 
tion^)  eine  neue  Landeseintheilung  in  Generalitäten,  Districte  und 
Arrondissements,  und  begehrte,  dass  diese  territoriale  Eintheilung  auch 
die  Basis  einer  administrativen  Hierarchie  werde,  und  in  ihr  das  Volk 
durch  Räthe  seine  Vertretung  finde.  Er  war  der  Erste,  der  die  spätere 
Landeseintheilung  anregte,  und  nicht  Sieyes,  der  allein  diese  Idee  sich 
aneignete,  und  den  Schöpfer  verschwieg.  Wie  einzelne  Gelehrte,  so 
traten  ganze  Stände  für  die  Reform  auf,  und  begehrten  sie  am  Vor- 
abend der  Revolution  mit  lauter  Stimme.  Die  Cahiers  von  Paris  for- 
derten wie  Tellier  jene  Organisation,  die  denn  auch  später  von  der 
Constituante  durchgeführt  wurde.  Sie  wollten  eine  Provinzialeintheilung, 
und  in  jeder  Provinz  Etats  provinciaux  für  die  ganze  Provinz;  die 
Provinz  ward  in  Districte  getheilt  und  jedem  District  eine  Assemblee 


1)  Warnkönlg  a.  a.  O.  Bd.  I.  611. 
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gegriwn,  anter  der  die  Assemblees  der  Gomanen  stehen  sollten.  Diese 
iHldeten  die  letzten  Glieder.  Die  Constituante  begann  ihre  grossartige 
Tbitigk^  mit  der  Berathung  dieser  Forderungen.  Dem  Gomite  der 
Constitution  ward  die  Vorlage  des  Gesetzentwurfes  übergeben,  und  in 
demsdben  entwickelten  die  bedeutendsten  Männer  der  Zeit  die  ganze 
Kraft  ihres  Geistes  und  ihrer  Erfahrung.  Schon  am  22.  September  1789 
hatte  die  Assembiee  ein  Decret  erlassen,  welches  in  Consequenz  der 
vorausgegangenen  Gesetzgebung  über  die  Aufhebung  aller  Lehensrechte 
Dsd  Priyilegiena  uch  die  Privilegien  der  einzelnen  Provinzen  und  selbst 
äse  Namen  abschaffte.  In  der  Sitzung  vom  39.  September  1789  legte  Die  neaa 
Thouret  als  Berichterstatter  des  Constituti«nscomite's  den  Entwurf  der  ,^^^' 

cintheilnng. 

DBooi  Landeseintheilung  vor.  Es  war^ine  der  grössten  Arbeiten  der 
CoQstituante,  welche  Frankreich  eine  neue  innere  Gestalt  gegel)en,  die 
Be?5ikerung  zu  einer  einzigen  und  festen  Nation  gemacht,  so  dass  sie 
seither  von  denselben  lastitutionen  regiert,  denselben  Gesetzen  unter* 
vorfen  ist,  in  welcher  alles  dem  gleichen  Anstoss  gehorchen  muss  und 
ien^  Auflösung  für  alle  Zukunft  unmöglich  war.  Die  Rede,  in  der 
Thouret  diese  Charakterzüge  entwickelt,  ist  eines  der  glänzendsten 
Zeichen  staatsmännischer  Weisheit,  und  vor  allem  darum  wichtig,  wml 
sie  zeigt,  wie  klar  das  Bewusstsein  von  der  Nothwendigkeit  einer  durch 
die  Landeseintheilung  allein  möglich  zu  machenden  alles  umfassenden 
politischen  Centralisation  vor  den  Augen  aller  stand.  Man  ging  bei 
der  neuen  Landeseintheilung  von  der  Ueberaeugung  aus,  „dass  die 
Organisation,''  wie  Thouret  sagte,  Jedes  grossen  Districtes  des  Reiches 
in  der  Art  constituirt  werden  soll,  dass  er  in  derselben  Zeit  für  die 
Bildung  der  Gesetzgebung  und  für  jene  der  verschiedenen  Klassen  der 
AdministratiTversammlungen  diene.  Eine  einzige  Kraft  wird  so  den 
ganzen  politischen  Körper  in  Bewegung  setzen.  Die  Erhaltung  dieses 
Kraftmittelpunktes  wird  auf  der  einen  Seite  dem  Volke  um  so  theurer 
8^  als  es  immer  alle  Vortheile  seiner  Constitution  verliert,  wenn  es 
diesen  zerstört;  auf  der  anderen  Seite  aber  wird  die  Zerstörung  dieser 
Centralisatiouskraft  der  Autorität  schwieriger  werden,  denn  sie  wird 
sie  nicht  zerbrechen  können,  als  mit  einer  gänzlicjien  Zerstörung  des 
Staates.*"  ^Das  ist  der  Grundgedanke  aller  Centralisation.  Man  kann 
ihn  nicht  schärfer  und  sicherer  ausdrücken.  „Das  Comite,''  fährt 
Thouret  fort,  nachdem  er  die  alte  Landeseintheilung  geschildert,  „das 
Comite  hat  gedacht,  dass  es  unabweisslich  ist,  Frankreich  nach  der 
Ordnung  der  Repräsentation  so  gleich  zu  theilen,  als  es  nur  immer 
iDögUch  ist  Es  sollen  dabei  die  alten  Grenzen  und  die  Leichtigkeit 
des  Verkehrs  nach  Möglichkeit  beachtet  werden.^' 

Frankreich  soll  in  80  grosse  Departements  getheilt  werden,  jedes  HUnreu« 
beiläufig  324  [J  Meilen  gross.    Paris  bildet  theils  wegen  der  Höhe  seiner  J^thMa^, 

Blchttr:  Stuto-  und  OMelUehaftareiht.  L  8 
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Bevölkerung,  theils  wegen  seiner  Wichtigkeit  ein  besonderes  Departement 
Von- ihm,  als  dem  Centrum  des  Reiches,  wird  zugleich  bei  der  Bemessung 
der  Departements  nach  allen  Grenzen  hin  vorgegangen.  Jedes  Depar- 
tement soll  in  9  Districte  zerfallen,  unter  dem  Titel  Comunes,  jeder  mit 
einer  Ausdehnung  von  36  O  Meilen.  „Diese  grossen  Gemeinden  werden 
die  wahrhafte  Einheit  oder  die  politischen  Elemente  des  französischen 
Reiches  sein."  Damach  werden  im  Ganzen  720  Comunes  gebildet. 
Jede  derselben  zerfällt  wieder  in  9  Cantone,  mit  einer  Ausdehnung  von 
je  4  G  Meilen,  was  eine  Anzahl  von  6480  Cantone  ergiebt.  Die  Can- 
tone werden  je  nach  ihren  inneren  Verhältnissen  in  Municipalitäten 
eingetheilt.  So  wu*d  der  Raum,  den  Frankreich  einnimmt,  und  den 
Thouret  auf  26,000  ü  Meilen  schätzt,  getheilt  und  soll  in  dieser  Theilung 
die  territoriale  Grandlage  der  Wahlkörper  worden,  welche  ergänzt  wird 
durch  die  Population  und  die  Steuerhöhe  eines  Cantons  und  Departe- 
ments. Wenn  aus  diesen  Wahlkörpern  einerseits  die  gesetzgebende 
Gewalt,  andererseits  die  einzelnen  Verwaltungsorgaue  hervorgehen,  so 
konnte  die  territoriale  Eintheilung  in  erster  Richtung  die  Ba.sis  der 
Gentralisation,  in  der  zweiten  aber  die  Basis  der  Selbstverwaltung 
Mirabean*«  werden.  Mirabeau  erhob  sich  gegen  diese  Gesetzvorlage.  In  der  Sitzung 
^Land  ■*'  ^^™  ^'  November  legte  er  einen  Gegenentwurf  vor  und  vertheidigte  ihn 
•intheiiuDff.  mit  der  ganzen  Schärfe  seines  Geistes.  Er  wollte  nur  Departements, 
und  weder  Comunen  noch  Cantone.  Frankreich  soll  in  120  Departe- 
ments zerfallen  und  die  Sitze  der  Verwaltung  derselben  sollen  in  der 
jedesmaligen  Hauptstadt  eines  Departements  sein.  Jedes  Departement 
ward  von  ihm  auf  200,000  Einwohner  und  3G,000  Bürger  geschätzt, 
welche  nur  auf  Grundlage  der  Kop^hl  die  Administration  des  Departe- 
ments und  die  National -Vertretung  wählen.  In  der  Sitzung  vom  11. 
November  führte  er  den  Plan  weiter  aus:  »Eine  Theilung  des  Landes 
in  G Meilen  muss  vollkommen  ungleich  ausfallen,  sowohl  nach  der 
Bevölkerung,  als  nach  der  Cultur,  und  wenn  man  sagt,  dass  man  die 
Departements  gleich  wolle,  so  soll  man  nicht  gerade  das  ungleichste 
Maass  wählen;  wenn  man  sie  aber  ungleich  wolle,  so  ist  es  gar  nicht 
nöthig,  ihnen  territorial  dasselbe  Aussehen  zu  geben.**  Er  bezweifelte, 
dass  eine  so  geringe  Zahl  Departements,  wie  sie  das  Comite  vorschlage, 
den  Provinzialgeist  zerstören  werde,  auf  dessen  Vernichtung  ja  die  neue 
Eintheilung  abziele.  Er  schon  tadelte  die  vielen  Gemeinde- Administra- 
tionen und  meint,  dass  man  eine  gute  Verwaltung  gründen  könne, 
ohne  die  Ausgangspunkte  derselben  zu  vermehren.  Trotzdem  seine 
Pläne  viel  Beifall  errungen  hatten,  drangen  sie  doch  nicht  durch. 
Am  26.  Februar  1790  vollendete  die  Constituante  das  berühmte  Decret 
über  die  Departementseintheilung  Frankreichs  und  begann  alsbald  dar- 
nach die  Execution  desselben,   wie  es  heisst  nach  den  Bemessungen, 
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die  der  beste  Geograph  des  Landes,  wie  ihn  Madame  Roland  ^)  nennt, 
der  Kdnig  selbst  vorgenommen  hatte. 

Die  32  alten  Provinzen  wurden  in  83  Departements  getheilt,  nnd  Die  Depar- 
zwar  80,  dass  die  Provence  in  3,  die  Dauphin^  in  3,  Franche  Comte  J^^J*^||'^°^* 
in  3,  Eisass  in  2,  Lorraine  in  4,  Champagne  in  4,  die  beiden  Flandern 
in  2,  Isle  de  France  mit  Paris  in  6,  die  Normandie  in  5,  die  Bretaj^ne 
in  5,  Hant  et  Bas  Maine  in  4,  Poitou  in  3,  Orleannais  in  3,  Berry  in  2, 
Bomgogne  in  4,  Marche  Dorat,  Haut  et  Bas  Limousin  in  3,  Bordolais, 
Bozadois  etc.  in  4,  Languedoc  in  7,  Veiay  in  3  Departements  zerfiel. 
Nirenuus,  Lyonnais,  Bourbonnais,  Angoumais,  St  Onge,  Perigord, 
GoercT,  Ronerque,  Basque  et  Bearn,  Bigorre,  €onserans  et  Foix,  Roussillon 
Qsd  Corsica  bildeten  je  ein  Departement.  Jedes  Departement  wurde 
in  Districte  abgetheilt,  so  dass  jedes  wenigstens  3,  keins  mehr  als 
^  Districte  haben  und  alle  Departements  zusammen  547  Districte  und 
diese  wieder  4  bis  5000  Cantone  bilden  sollen,  welche  zusammen  an 
44,000  ^)  bis  48,000  Municipalitäten  zahlten  *).  Innerhalb  der  be* 
stimmten  Grenzen  eines  Departements  oder  Districts  sind  die  Städte 
den  directen  Administrationen  ihrer  Municipalbeh(>rden  unterworfen, 
and  eine  Landgemeinde  umfasst  stets  ihr  ganzes  Land,  d.  h.  alle  Weiler 
and  einzelnstehende  Häuser,  deren  Einwohner  in  die  Steuer-Rollen  des 
Haoptortes  eingetragen.  Paris  ward  nach  drei  Districten  getheilt,  mit 
den  Hauptorten  Paris,  St  Denis  und  Bourg  de  la  Reine.  Der  Sitz  der 
Departementsregierung  war  dauernd  in  Paris.  In  allen  übrigen  Depar- 
tements sollte  die  Assemblee  der  Departementsverwältung  ihren  Sitz 
abwechselnd  in  die  grössten  Städte  verlegen.  Dieser  Wechsel  ward 
jedoch  schon  durch  das  Decret  vom  11.  September  1791  abgeändert 
und  der  Sitz  derselben  an  einen  Hauptort  des  Departements  dauernd 
festgestellt  Die  Constitution  vom  3.  September  1791  bestätigte  diese 
Landeseintheilung  und  gab  ihr  durch  den  obersten  Grundsatz:  das 
Reich  ist  ans  und  ist  untheilbar,  die  Kraft  eines  Staatsgrundgesetzes. 
Tit  IL  Art  1. 

Dieses  vielleicht  grösste  Werk  der  Revolution  hat  die  Stürme  der-  Bedeatung 
s^ben  überdauert,  reicht  in  seinen  Grundlagen  bis  auf  unsere  Zeit  und  •*•' ^"<^«•• 
uks,  was  die  Gesetzgebung  weiter  hervorbrachte,  ruhte  auf  ihr.  Auf 
der  strengen  Gliederung  des  Territoriums  bauten  die  Gesetze  vom  12. 
nnd  14.  December  1789  die  gleichartig  gegliederte  Departements-  und 
Goneindeverwaltung  auf.  Durch  die  Justizorganisation,  welche  die 
Nationalversammlung  mitten  unter  diesen  Arbeiten  fortführte,  übertrug 
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sie  den  Gedanken  der  territorialen  Einheit  und  organischen  Gliederung 
auch  auf  die  Gerichtspflege.  Endlich  hatte  die  CiWIconstitution  des 
Clerus  auch  die  Kircheneintheilung  damit  verbunden,  aber  das  Schisma, 
das  alsbald  nach  der  Revolution  eintiat,  machte  die  Ausführung  unmöghch. 
Die  poif.  Es  ist  das  erstemal  in  der  Rechtsentwicklung  der  germanischen 

tische  C€n-mj^  gallischen  Völker,  dass  der  Gedanke  der  vollkommensten  Einheit 

traliMtloD. 

des  Staatsorganismuss  einen  so  klaren  und  durchgreifenden  Ausdruck 
gefunden,  und  dass  er  das  feste  Gebiet,  den  Grund  und  Boden,  als 
unwandelbare  Basis  desselben  anerkennt.  Es  ist  das  erstemal,  dass 
eine  solche  Centralisation  das  Werk  der  Gesetzgebung  wu*d,  um  eine 
einheitliche  Macht  zu  gestalten,  und  dass  sie  nicht  mehr  der  Versuch 
der  absoluten  Herrscherwillkür  ist,  um  als  blosses  Mittel  zur  Macht- 
erhaltung zu  dienen.  Colbert  hat  die  Nothwendigkeit  derselben  als 
Finanzmann  erkannt,  Richelieu  sah  in  ihr.  die  Waffe  des  Absolutismus, 
Tux^ot  und  Malesherbes  wollten  als  Philosophen  diesem  durch  eine 
strenge  Staatsgliederung  ein  dauerndes  Uindemiss  entgegensetzen.  Aber 
erst  die  Revolution  erkannte  in  ihr  eine  politische  Nothwendigkeit,  und 
kaum  erkannt,  ward  sie  der  Zukunft  Gesetz.  >,&Iit  der  Centralisation 
würde  Frankreich  seine  Macht,  mit  seiner  Macht  seine  Unabhängigkeit 
verlieren  ')".  Die  Centralisation  das  ist  die  Einheit  der  Nation,  und 
die  Einheit  der  Macht  ^).  Tocqueville ')  glaubte  in  diesem  Punkt 
der  Revolution  nicht  jene  Bewunderung  zollen  zu  müssen,  mit  der  die 
meisten  Franzosen  die  Centralisation  derselben  begrüssten.  »Sie  ist  im 
Gegentheil  das  Product  des  alten  Regims'S  sagt  er,  „und  der  einzige 
Theil  der  politischen  Constitution  derselben,  welcher  die  Revolution 
fiberlebt  hat."  Der  Grundzug  desselben  war  sie  wohl,  aber  sie  war 
nicht  das  Product  des  Gesetzes,  kaum  das  der  Staatsweisheit.  Erst 
die  Revolution  erkannte  in  ihr  eine  wahre  Befriedigung  der  territorialen 
Bedürfnisse,  sie  war  jetzt  ein  Staatsgesetz  und  keine  Willkür ,  sie  war 
jetzt  selbst  eine  Macht  und  kein  Mittel  einer  Macht.  Jetzt  erst  fand 
Paris  seinen  politischen  Werth,  obgleich  es  längst  seine  natürliche 
Bedeutung  wie  jede  Hauptstadt  bewiesen.  Die  Gesetze,  welche  Paris 
verhindern  wollten,  sich  zu  vergrössern  *),  waren  ohnmächtig,  weil  sie 
der  Natur  des  Staates  widerstrebten,  und  zeigen  nur,  wie  wenig  das 
alte  Regim  den  politischen  Gedanken  der  Centralisation  begriff. 

Die  Männer  der  Revolution  wechselten  im  raschen  Zuge,  ab^  dem 
Gedanken  der  Einheit  und  Untheilbarkeit  des  Landes  blieben  sie  alle 


1)  Cormenin:  Droit  adrainistratif  Bd.  I.  VIII. 

2)  Trollej :  Coars  de  Droit  administratif  Bd.  J.  88. 

8)  Tocqueville:  Tancien  R6gime  et  )a  R<$voIntion  8.  73. 
4)  Tocqueville  a,  a.  O.  S.  139. 
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tKfL  Nor  eine  Partei  erhob  sich  mitten  in  der  heftigsten  Bewegung.  Dar  r«dt- 
ood  wollte,  ausgehend  von  dem  obersten  Grundsatz  der  individuellen '^|JJ^]J^*' 
Freiheit,  wie  sie  der  philosophische  Gondorcet  lehrte,  die  drohende 
Centralisation  sprengen  und  nach  einer  neuen  Eintheilung  Frankreich 
oeo^estalten.  Bei  der  Berathung  der  Constitution  des  Jahres  1793, 
trat  die  föderalistische  Gironde  mit  ihren  Plänen  hervor,  welche  Frank- 
reich abermals  zerrissen,  die  einzelnen  Theile  abermals  einander  ent- 
fremdet hätten,  und  jetzt,  zu  einer  Zeit,  wo  nur  die  starreste  Einheit 
den  Staat  vom  drohenden  Untergang  retten  konnte.  Anacharsis  Clootz 
erhob  sich  zuerst  gegen  die  Absichten  der  verrätherischen  t^artei*). 
»Diese  Föderalisten,**  rief  er  aus,  »sind  weniger  klug  als  der  römische 
^enat,  der  den  Föderativstaat  schon  verworfen  hat,  und  derselbe, 
dorcbgdührt  in  Amerika,  zeigt  dasselbe'Elend.  Erhalten  wir  den  un- 
s^tzbaren  Yortheil  einer  souverainen  Einheit,  um  den  Amerika  uns 
äzbl  beneiden  wird.**  In  der  Sitzung  des  15.  Mai  1793  sprach  der 
JQgendliche  St.  Just  im  gleichen  Sinne;  nachdem  er  gezeigt  hatte,  wie 
eine  Monarchie  ohne  Gefahr  nie  eine  stets  trennende  territoriale  Ein- 
thnlong  annehmen  kann,  sprach  er  die  denkwürdigen  Worte:  »In 
eiimr  Republik  ist  die  Theilung  nach  Volksstämmen  und  die  Abgrenzung 
des  Landes  \int  eine  Trennung  des  Volkes  . . .  Wenn  die  Eintheilung 
anf  dem  Gebiet  beruht,  ist  das  Volk  getheilt,  die  Kraft  des  Gouverne- 
ments aufgelöst  . . .  und  die]  zerstreuten  Souveraine  vereinigen  sich 
schwer;  wenn  die  Eintheilung  aber  nur  auf  der  Bevölkerung  oder  den 
Volksstämmen,  oder  den  Gemeinden  boruht,  und  darnach  das  Stimm- 
redit  geübt  und  der  allgemeine  Wille  ausgedrückt  werden  soll,  da 
bildet  sich  alsdann  der  Souverain  und  festigt  sich,  und  die  Republik 
existirt  in  Wahrheit.  Die  vereinigten  Staaten  Nordamerikas  haben  das 
nicht  erkannt  ...  Sie  bilden  in  der  That  keine  Republik.  Die  Gesetz- 
geber haben  in  ihrem  Werke  ein  Princip  der  Auflösung  gelassen.  Es  wird 
eine  Zdt  kommen  (und  sie  kann  noch  weit  entfernt  sein),  wo  sich  ein 
Staat  gegen  den  andern  bewafiPhen  wird.  Die  Volksvertretung  wu-d  sich 
tbeilen  und  Amerika  wird  enden  wie  die  griechische  Conföderation.** 
Sie  haben  sich  erfüllt  diese  prophetischen  Worte,  und  ahnend  ihre 
ganze  Gewalt,  jubelte  der  Convent  dem  Redner  zu  und  anerkannte  in 
smer  ersten  Constitution  ^den  obersten  Grundsatz  der  Constituante: 
Die  französische  Republik  ist  eins  und  untheilbar.  Man  ging  in  der 
weiteren  Berathung  nicht  auf  die  Ideen  St.  Jusfs  ein ,  das  Land  blos 
nach  der  Bevölkerung  zu  theilen,  sondern  behielt  die  Eintheilung  der 
Constitution  1791  im  ganzen  Umfang  bei.   Art.  2  und  3.    Freilich  hat 


*)  Clootz:    Bases  constitutionelles  de  la  Rdpublique  du  GeDre  humaine. 
W.  April  1703. 
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man  den  inneren  Charakter  derselben   durch  die  neue   Verwaltungs- 
organisation bedeutend  umgestaltet,  und  dur<  h  das  Revolutionsgouver- 
nement  fast  zerstört.  Aber  die  Basis,  das  unwandelbare  Landesgebiet, 
blieb  doch  stets  dasselbe. 
Reform  Nach  dem  Staatsstreich  des  9.  Thermidor  wurden  durch  das  Comite 

^L«nd^l^°  zur  Verfassung  der  neuen  Constitution  einige  Fehler  der  Landesein- 
eintheiiung.  theiluug  der  Constituante  abgestellt,  aber  im  Wesentlichen  dennoch 
die  Arbeit  derselben  abermals  anerkannt.  Man  erschrack  über  die  un- 
geheure Anzahl  der  Municipalitäten,  welche  die  Constitution  des  Jahres 
1793  angenommen  hatte ,  und  Boissy  d'Anglas  nennt  in  seinem  Bericht 
über  die  Constitution  am  5.  Messidor  an  III.  „diese  547  Districte  und 
44,000  Municipalitäten  eine  gefährliche  Ausschweifung."  Die  Constitu- 
tion an  III.  anerkennt  die  Departementseiutheilung  und  zählt  Art.  3 
schon  89  solche  Landestheile  auf.  Die  Grenzen  eines  Departements 
können  nur  durch  ein  Gesetz  geändert  werden.  Kein  Departement 
kann  einen  grösseren  Flächenraum  eiuschliessen  als  400  [J  Meilen. 
Art.  4.  Jedes  Departement  zerfällt  in  Cantone  und  jeder  Canton  in 
Gemeinden,  deren  Grenzen  gleichfalls  nur  durch  die  gesetzgebende 
Gewalt  geändert  werden  können.  Art.  5.  Diese  Eintheilung  übertrug 
jetzt  die  Constitution  auch  auf  die  französischen  Colonien,'  welche  vor- 
her nicht  von  der  Gesetzgebung  beachtet  wurden.  Art.  6  und  7.  Wie 
die  Constituante  nahm  auch  diese  neue  Constitution  die  so  wieder 
hergestellte  scharf  ausgeprägte  Landeseintheilung  als  die  Basis  der 
neuen  Verwaltungs-  und  Justizorganisation  an,  und  unter  der  fried- 
licheren Regierung,  die  jetzt  folgte ,  zeigte  sich  das  erstemal  der  hier- 
archische Geist  in  Beiden,  der  seither  das  ganze  innere  Staatsleben 
Frankreichs  beh^rscht  Das  Gesetz  vom  11.  October  1795  (19.  Ven- 
demiaire  an  IV.),  welches  die  neue  Verwaltung  und  Justiz  organisirte, 
bestimmte  zugleich,  dass  Paris  mit  seinem  ganzen  Gebiet  einen  ein- 
zigen Ganton  bilden  soll,  Ai*t.  2,  der  in  12  Municipalitäten  getheilt 
wird.  Die  Städte  Bordeaux,  Lyon  und  Marseille  bilden  wegen  ihrer 
hervorragenden  Bedeutung  gleichfalls  nur  1  Canton,  der  in  3  Municf- 
palitäten  zerfällt.  Napoleon  wollte  die  reine  ursprüngliche  Idee  der 
Constituante  wieder  hergestellt  wissen.  Durch  das  Gesetz  vom  17. 
Februar  1800  (28.  Pluviose  an  VUL.)  organisirte  er  von  neuem  die 
Gomunen,  und  führte  die  Eintheilung  nach  Districten  unter  dem  Namen 
von  Arrondissements  wieder  durch,  welche  jetzt  das  zweite  Glied  der 
Departementseintheilung  bildeten.  Die  Cantoneintheilung  wurde  gleich- 
falls beibehalten,  als  der  Bezirk  der  Friedensgerichtsbarkeit,  so  wie 
in  der  früheren  Zeit  der  Revolution.  Nach  den  ersten  Eroberungen 
Bonaparte's  zählte  das  französische  Staatsgebiet  jetzt  schon  98  Depar- 
tements mit  402  Arrondissements. 


Die  Eintbeilang  des  Landes  und  seine  Verhältnisse  nach  Innen.       39 

Am  7.  März  1800  (11.  Ventose  an  VUI.)  erfolgte  auf  Grandlage  Die  lufor- 
dicser  Landesemtheilang  die  neue  Verwaltangsorgani»ation.  Alle  ge-  "p^^f  nr 
machten  ETfahrungen  wurden  geopfert  und  ein  System  geschaffen,  das  die  admini- 
bestimmt  war,  nur  dem  Willen  des  einzigen  Mannes  zu  gehorchen.  ^I||^*^^*"* 
Die  Departements ,  als  der  Ausdruck  der  politischen  und  administra- 
tiven Localeinheit,  fanden  in  der  Person  des  Prefet  ihre  alleinige 
und  unmittelbare  Darstellung,  welcher  sie  direct  der  Thätigkeit  des 
ganzen  Staats  verbünden  sollte,  und  der  er  alle  Fäden  der  Administration 
derselben  zufuhrt,  die  sowohl  aus  der  Sphäre  der  Privatinteressen,  als 
jeaer  der  öfifentlichen,  in  seinen  Händen  zusammenlaufen.  Das  Arron* 
dissement  bezeichnete  keinen  so  scharfen  Begriff  mehr,  wie  die  ehe* 
maligen  Districte  und  fanden  in  ihrer  schwankenden  und  ohnmächtigen 
Bedeutung  einen  eben  solchen  Ausdruck  in  der  Person  des  Sousprefet. 
Die  Gemeinde,  deren  Freiheit  die  Grundlage  des  freien  Staates  sein 
iDÜ,  war  jetzt  nichts  weiter,  als  das  letzte  Glied  einer  Maschine,  das 
sich  bewegte  und  bewegen  musste,  je  nach  dem  Impuls,  den  es 
emp^gt  von  einer  ihrem  inneren  Leben  oft  fremden,  stets  aber  ver- 
schiedenen Gewalt.  Während  die  Gemeinde  nach  ihrem  Wesen  be* 
standig  nach  einer  inneren  Selbständigkeit  hindrängt,  ist  es  diese  abso- 
lute Staatsgewalt,  welche  dauernd  dieses  Streben  zu  vernichten  sucht. 
Napoleon  schuf  in  der  fast  absoluten  Gemeindegewalt  der  Maires  für 
diese  Thätigkeit  das  sicherste  Organ.  Die  Justizorganisation  wurde 
nicht  mehr  so  streng  mit  den  Landestheiien  in  Harmonie  gesetzt  wie 
früher,  und  die  einzelnen  Tribunale  blos  nach  Bedürfhiss  vertheilt 

Diese  Eintheilung  ist  heute  noch  die  Frankreich  beherrschende 
und  hat  in  allen  Elementen,  in  denen  sie  zum  Ausdruck  kommt,  be- 
sonders in  der  Verwaltung,  nur  wenig  ihre  Gestalt  verändert  Nach 
der  Landesbeschreibnng  von  1856  zählte  Frankreich  365  Arrondis- 
sements,  2850  Cantone  und  36,826  Gemeinden  auf  36,039,364  Ein- 
wohner'). 

Man  nxag  aus  der  Organisation  Napoleons  erkennen,  dass  ein 
gewaltiger  Unterschied  zwischen  dem  Gedanken  der  Gentralisation 
eines  Landes  und  der  Ausführung  dieses  Gedankens  ist,  und  dass  das 
Verderbliche  der  Gentralisation ,  über  das  heute  so  viel  geklagt  wird, 
nnr  in  dieser  letzteren  liegt.  Die  Nationalversammlung  centralisirte 
anf  der  Basis  ihrer  Landeseinthetlung  und  erhielt  dennoch  ein  freies 
Volk.  Leider  suchte  sie  die  Freiheit  durch  die  Vielverwaltung  zu 
enengen.  Das  Directorium  centralisirte  auf  der  gleichen  Basis  und 
es  erschuf  aus  seiner  Gentralisation  erst  wieder  ein  freies  Volk.    Auch 


*)  Lftferri^re  a.  a.  O.  Bd.  L  S.  342. 
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die  Schreckeusherrschaft  fiisste  in  ihrer  Kraft  auf  der  Landeseinthei- 
lung  uud  hatte  nach  ihr  ihre  Gewalt  und  Tyrannei  organisirt,  so  wie 
Napoleon  aus  der  organischen  Gliederung  des  Staatsgebietes  die 
Elemente  seiner  Gewalt  und  seines  Despotismus  schuf  und  zu  einem 
Ganzen  zusammenfügte. 
Notbwcn-  Jeder  Staat  bedari  zu  seiner  Macht  der  Gentralisation  seiner  Kräfte, 

digkeit  der  ixQd  es  schcint  ein  Naturgesetz  aller  grossen  Staaten  zu  sein,  da  die 
irtiisaiilp.  Geschichte  uns  heute  lehrt,  wie  selbst  jene,  die  lange  der  Gentralisa- 
tion widerstrebten,  unwiderstehlich  ihr  unterworfen  werden,  wie  Oester- 
reich,  Italien  und  vor  allen  das  gesammte  Deutschland.  Gerade  hier 
sehen  wir,  wie  der  Gedanke  sich  immer  weiter  Bahn  bricht  und  in 
das  Bewusstsein  des  Volkes  eindringt,  wie  er  1848  der  Geist  einer 
allgemeinen  Revolution  wurde  und  bis  zum  heutigen  Tage  in  den 
verschiedensten,  wenn  auch  stets  machtlosen  Versuchen  um  Geltung 
ringt.  Darum  konnte  Frankreich  eine  grosse  politische  Revolution 
machen,  weil  es  mit  einem  Schlage  zuerst  die  geographische  Revolu- 
tion gemacht.  Deutschland  ist  ohnmächtig  für  jene  uud  w-ird  es  so 
lange  sein,  bis  es  nicht  in  Volk  und  Staat  ein  geographischer  Begriff 
geworden.  Hier  ist  noch  das  Schlagwort  der  Zeit  die  Einheit,  wäh- 
rend in  Frankreich  dies  längst  überwunden  und  die  Freiheit  das  Ziel 
aller  Bestrebungen  ist.  Alle  Staaten,  welche  heute  dieser  Centralisi- 
rung  entgegen  zu  arbeiten  versuchen,  oder  welche  zu  schwach  sind, 
sie  zu  vollenden,  müssen  nothwendig  zerfallen.  Heute  ist  es  nicht 
mehr  die  einzelne  Person,  der  Regent,  w^elcher  den  Staat  allein  dar- 
stellt, nicht  mehr  die  Idee  des  Einzelnen  und  seine  That,  welche  das 
Geschick  des  Staates  bestimmt.  Die  Völker  drängen  immer  mehr  in 
ihrer  ganzen  Gesammtheit  dahin,  in  ihr  Leben  selbstbestimmend  ein- 
zugreifen. Die  Macht  der  Idee,  des  Allgemeinen  hat  die  Herrschaft 
erfasst,  der  Regentenwille  ist  ohnmächtig,  so  absolut  er  sei,  wenn  er 
sich  dieser  Herrschaft  nicht  fugt  uud  nicht  vorsichtig  sich  selbst  zu 
ihrem  Träger  macht.  Und  je  kräftiger  ein  Volk  in  diesem  Strome  der 
Gegenwart  ist,  desto  sicherer  kann  es  auf  eine  Bedeutung  und  lange 
Lebensdauer  rechnen.  Der  Staat  ist  in  seiner  äusseren  Erscheinung 
nichts  weiter,  als  die  Macht  zu  sein,  die  Centralisinmg  ist  die  Lebens- 
kraft dieses  Daseins,  das  einige  gleiche  Staatsgebiet  die  Basis  seiner 
Entwicklung.  Die  französische  Revolution,  die  sie  zuerst  als  politi- 
sches Element  erkannt  und  ausgebildet  hat,  zeigt  einerseits  seine 
Wichtigkeit,  andererseits  aber  vor  Allem  auch,  dass  die  Gentralisation 
nur  in  ihrer  Entartung  oder  in  der  Willkür  des  Herrschers  ein  Feind 
der  politischen  Freiheit  ist. 
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ie  die  alte  ProvinzialeintheiliiDg  Frankreichs  das  Land  in  ebenso  venehie- 
^iele  besondere  und  verschiedene  Theile  theilte,  die  mit  einander  nichts  *J°^®**  *«' 

Bewohner 

g^nein  hatten ,  so  war  darch  dieselben  territorialen  Grenzen  auch  das  Frank- 
Volk  getrennt  und  geschieden.  Oft  nur  ein  kleiner  Bach,  eine  schmale  ''*^°*"' 
Strasse  schied  die  einzelnen  Provinzen  von  einander  und  dennoch  war 
die  Bevölkerung  der  einen  Provinz  so  verschieden  von  der  andern,  dass 
man  mitten  unter  einem  anderen  Volke  zu  leben  meinte,  wenn  man 
jene  oft  nur  schwer  erkennbare  Grenze  überschritt.  Eine  Sprache 
vard  Mer  gesprochen,  die  von  jener  des  benachbarten  Gebietes  ganz  ' 
verschieden  war.  Sitten  und  Gewohnheiten  herrschten  hier,  welche 
gerade  entgegengesetzt  waren  jenen,  die  das  Leben  der  nächstliegenden 
Provinz  ausfüllten.  In  der  engen  Abgeschlossenheit  der  einzelnen  Pro- 
vinzen entwickelte  sich  ein  Provinzialgeist ,  der  unversöhnlich  mit  dem 
^eren  schien,  und  die  Rechtsinstitutionen,  die  verschiedenen  Handels- 
und Erwerbszweige,  die  gleichfalls  d^e  Gesammtheit  trennte,  erhielten 
durch  die  längste  Zeit  diese  Erscheinung  in  kräftigem  Lebeu.  Der 
Absolutismus  war  ohnmächtig  gegen  diese  Beschaffenheit  des  Volkes, 
nnd  wenn  er  in  der  Person  des  Königs  eine  Vereinigung  der  so  ver- 
BcUedenen  Elem«[ite  schuf,  eine  Versöhnung  und  Verschmelzung  konnte 
er  nicht  erzeugen.  Die  Revolution  mit  ihrer  ganzen  Gewalt  musste 
^hereinbrechen,  sie  musste  das  ganze  Volksleben  bis  in  das  innerste 
Ittk  aofw^en  und  ans  dem  Chaos,  das  dadurch  geboren  ward. 
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Dievereini-  konnte  allein  eine  einheitliche  Gestalt  heranwachsen.    Die  Landesein- 
du ide^cn  d*  ^^^'^^°o  Hiusste  umgcstüFzt,  die  besonderen  Gesetze  vernichtet,    durch 
Revolution,  ein  anderes  Staatselement  als  der  Absolutismus  musste  ein  neuer  all- 
gemein fühlbarer  Pulsschlag  erzeugt  werden,  ehe  die  Theile  des  Volkes 
von  einheimischer  Sitte  und  Gewohnheit  sich  lossagten,  den  alten  Geist 
opferten  und  dem  neuen  zuströmten.    Der  Absolutismus   der   Könige 
hatte  den  Volksschaften  nichts  Verlockendes  geboten,   um  zu    opfern, 
was  die  Jahrhunderte  geheiligt  hatten,  um  alles  hinzugeben,   das  den 
Einen  vom  Andern  schied,  und  aufgehen  zu  wollen  in  dem  einzigen  und 
grossen  Gedanken:   eine  Mation  zu  sein,  gleich  an  Namen,  gleich  in 
Sitte  und  Recht,  gleich  in  Sprache  und  Glauben !    Die  Revolution  aber 
brachte  den  Gedanken,  sie  rief  die  Völkerschaften  auf,  um  die  Fahne 
der  Freiheit  sich  zu  schaaren  und  als  Menschen,  gleich  von  Natur  und 
durch  das  Gesetz,  für  die  höchsten  Güter  des  Geschlechtes,  für  Freiheit 
und  Gleichheit  zu  kämpfen.    Sie  hat  die  Provinzialeintheilung  zerstört, 
sagt  Portalis  zu  den  Tribunen*),  die  Nacht   des  4.  August   1789  hat 
die  Gleichheit  der  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  erklärt,  die  ver- 
schiedenen Privatrechte  abgeschafft,  die  Privilegien  vernichtet.  .  .    Die 
katholische  Religion  hat  den  Charakter  eines  herrschenden  Cultus  ver- 
loren.   Man  hat  diesen  grossen  Gedanken  aufgebaut,  dass  man  ertragen 
muss,  was  die  Vorsehung  zulässt  und  dass  das  Gesetz,  ohne  sich  um 
die  Meinung  und  den  Glauben  zu  kümmern,  nur  Franzosen  sehen  soll, 
wie  die  Natur  nur  Menschen  sieht."    Und  als  das  französische  Volk 
zum  Föderationsfest  nach  Paris  seine  Abgeordneten  senden  sollte,  er- 
liess  die  Pariser  Municipalität  eine  Einladung  an  die  Departements  und 
schrieb:    »Wir   sind   nicht   mehr  Bretonen,   Provencalen,   Auvergner, 
Pariser  —  wir  sind  Franzosen!"    Die  Gesetze  der  Revolution  haben 
die  territoriale   Einheit    geschaffen,   die   Revolution   selbst    schuf  die 
nationale!    Die  Gesetze  erst  haben  einen  Staat  a^s  den  32  Provinzen, 
die  Revolution  hat  ein  Volk  erst  geschaffen  aus  den  Provinzbewohnern. 
Nie  wäre  die  Revolution  für  eine  so  lange  Zeit  möglich  gewesen,  wenn 
diese  beiden  Schöpfungen  nicht  ihren  Anfang  gebildet  hätten,  nie  hätte 
die  Revolution  gesiegt,  wenn  sie  dadurch  nicht  das  ganze  Volk  zu  ihren 
Kämpfern  gemacht  hätte.    Dieses  einige  Volk  wurde  jetzt  emporgehoben 
aus  seiner  Bedeutungslosigkeit  und  die  Constitutionen  aller  Regierungen 
während  der  Revolution  erklären  die  Nation  zum  Souverain,  von  dem 
alle  Gewalt  ausgeht. 
GetetE  über         Die  Gesetzgebung  gestaltete  den  inneren  Oi^anismus   von  Staat 
^'^einheTJ ^  Und  Volk  um,  verwischte  alle  Besonderheiten,  riss  alle  Grenzen  nieder 


*)  Tribanftt,  4.  Frimaire  an  X. 
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und  schuf  dnrcb  eine  überall  gleichartige  Gesetzgebung  auch  ein  voll- 
kommen  gldchartiges  Leben.  Im  ersten  Jubel  der  Freiheit  hatte  man 
die  besonderen  aussäen  Zeichen  der  einzelnen  Provinzen  vernichtet, 
Camille  Desmoulins  rief  im  Garten  des  Palais  Royal  die  Farben  der 
Hoffianng,  des  Glaubens  und  der  Begeisterung  als  Nationalfarben  aus, 
ood  die  IVicolore  wehte  alsbald  auf  den  Trümmern  der  Bastille.  Der 
Convent  befahl  dann  durch  das  Decret  vom  20.  Juli  1794  (1.  Thermi- 
d(n-  an  ü.)?  dass  von  nun  an  nur  die  französische  Sprache  in  Frank- 
reich gesprochen  und  in  Schule  und  Kkche,  bei  Gericht  und  im  Öffent- 
lichen V^kehr  allein  zulässig  sein  soll.  Wer  als  Staatsdiener  dieses 
Gesetz  verletzt,  wird  mit  6  Monaten  Gefängniss  und  Entsetzung  bestraft. 
St  Just  hatte  bei  seiner  Abreise  von  Strassburg  2000  Gefangene 
zsröckgelassen ,  die  man  im  Rhein  ersäufen  wollte  und  deren 
Vobrechen  war,  die  deutsche  Sprache  noch  zu  sprechen.  Durch 
diese  Gewaltmassregeln  erzeugten  die  Regierungen  plötzlich  das  Be- 
wnstsein  der  Einheit  im  Volke,  das  noch  getragen  wurde  von  den 
grossen  Thaten  und  Ideen,  für  die  vom  Anfang  der  Revolution  an 
Staat  und  'Volk  eintreten  wollten.  Eine  grosse  Idee,  die  Begeisterung 
enregt,  ist  überall  eine  Macht.  Bei  dem  französischen  Volke  aber  ist 
äe  ein  zündender  Funke,  der,  sobald  er  in  die  Mitte  desselben  fällt, 
immer  alles  mit  sich  fortreisst.  Kaum  hatte  man  die  Freiheit  für  sich 
errungen,  wollte  man  sie  der  ganzen  Welt  erobern,  nicht  in  Frankreich 
aUdn,  in  der  Welt  wollte  man  die  Tyrannen  vernichten. 

Nachdem  man  so  ein  Volk  geschaffen,  konnte  man  erst  von  emem  fran-  ^^ 
zöaschen  Yolkscharakter  sprechen,  und  man  muss  den  Charakter  dieses  "^l^lHoVaV 
Volkes  immer  prüfen,  um  seine  ganze  Geschichte  und  vor  allem  die  Revolu-  cbarakter. 
tion  za  verstehen.  Kein  Volk  beugt  sich  der  Autorität  des  Geistes  mehr, 
kdn  Volk  folgt  leichter  und  muthiger  der  Führerschaft  jener  Männer, 
wekhe  sie  haben,  als  das  französische.  „Aus  diesem  Geiste,  der  aus 
der  Nation  hervorgeht,  folgt  das  ganze  Wiesen  Frankreichs.  Es  ist  ein 
Geist,  der  keine  Individuaütät  hat,  der  nur  in  der  Gesammtheit  gilt. 
Daher  hält  k^  Volk  mehr  an  der  Einheit,  als  der  Franzose.  Darum 
ist  er  im  Siege  so  gross,  in  der  Niederlage  so  klein.  Darum  schreitet 
er  von  der  Berathung  zur  That,  vom  Wort  zu  den  Waffen,  vom  Club 
ZOT  Erneute,  von  der  Emeute  zur  Revolution,  darum  macht  er  sie  und 
danun  dauert  sie  nicht*).  Man  wird  begreifen  wie  ein  Volk  Ludwig  XVI. 
zujubelte,  als  er  die  Verfassung  beschworen  und  die  Freiheit  verkündet, 
wie  es  ihn  stürzte,  als  Robespierre  die  Gleichheit  lehrte  und  versprach, 
sie  dem  ganzen  Volk  zu  geben.    Man  wird  begreifen,  wie  dasselbe  Volk 


^)  Cormenm:   Droit  administrativ.    Bd.  I.    S.  VIII 
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Robespierre  bewunderte  und  ihm  gehorchte   um  der  Freiheit    willen, 
und  wie  es  Napoleon  krönte  um  des  Ruhme«  willen.    Dieser  Autoritäts- 
glaube  macht  ihm  die  katholische  Religion  t heuer,   darum   kehrt   es 
stets  zum  Absolutismus  zurück,  stürzt  Throne,  um  sich  von   ihm  zu 
befreien  und  baut  sie  im  selben  Augenblick  wieder  doppelt    mächtig 
auf.    Darum  hat  es  eine  Hauptstadt,  die,  wie  keine  andere,  so  sehr  das 
ganze  Land   ist,   die  in  ungeheurem  Contraste   mit  demselben    st«ht, 
aber  auch  nur  in  so  fern,  als  sie  alle  Elemente  des  nationalen  Lebens 
in  sich  vereint,  der  Höhepunkt  und  Glanz  desselben  ist.     Es  ist  ein 
Volk,  sagt  ein  Franzose,  der  es  kennt  und  gewiss  auch  sehr  liebt,  das 
extrem  in  seinen  Handlung, en  mehr  geführt  wird  durch  seine  Neigungen, 
weniger  durch  Grundsätze,  alles  bald  schlechter,  bald  besser  machend, 
als  man  es  erwartet,  bald  über  dem  gemeinen  Maass  der  Menschlichkeit, 
bald  tief  darunter,  ein  Volk,  so  unwandelbar  in  seinen  Instincten,  dass 
man  es  noch  in  den  Portraits  erkennt,  welche  von  ihm  vor    2  und 
300  Jahren   gemacht  worden,   und   dennoch   wieder   so  beweglich   in 
seinem  tägUchen  Gedanken  und  seinem  Geschmack,  dass  es  endet,  um 
sich  endlich  selbst  ein  unerwartetes  Schauspiel  zu  sein.  .  .    Heute  ein 
erklärter  Feind   des  Gehorsams,   morgen  bereit  zu  dienen  mit  einer 
Hingebung,  welche  eine  an  die  Knechtschaft  gewöhnte  Nation   nicht 
ertragen  könnte,  leicht  geführt,  wenn  es  auf  keinen  Widerstand  stösst, 
unlenkbar,  so  lang  es  das  Beispiel  derselben  auf  einer  Seite  gegeben  — 
geeignet  zu  allem,  ausgezeichnet  nur  im  Kriege,  Anbeter  des  Zufalls, 
der  Gewalt,  des  Sncces,  der  Grosssprecherei  und  des  Lärms  mehr  als 
des  wahren  Ruhms,  mehr  fähig  zum  Heroismus  als  zur  Tugend,  zum 
Genie  als  zum  gesunden  Verstand  —  das  glänzendste  und  gefährlichste 
Volk  Europas,  und  am  besten  geschaffen,  bald  ein  Gegenstand  der 
Bewunderung,  bald  des  Hasses,  bald  des  Mitleids,  bald  des  Schreckens, 
aber  niemals  der  Gleichgültigkeit  zu  sein!*)    Alle  diese  Schilderungen 
wurden  erst  nach  der  grossen  französischen  Revolution  entworfen  und 
nahmen  aus  ihr  zumeist  den  Stoff.    Wichtiger  aber  ist  gerade  für  die 
Revolution  das  Urtheil,   das  wählend  ihrer   Stürme  gebildet  wurde. 
„Die  menschUche  Natur  ist  wohl  schlecht  und  furchtbar,"  schreibt  Maria 
Antoinette  *),  „und  dennoch,   diese  Nation,    ich  habe   eigenthumliche 
Beweise  davon,  ist  im  Grunde  nicht  schlecht.    Ihr  Fehler  ist,  allzube- 
weglich  zu  sein.    Sie  hat  grossherzige  Anwandlungen,  welche  sie  aber 
nicht  erhält,  sie  lässt  sich  entflammen  wie  ein  Kind  und  ebenso  führen, 
aber  einmal  verführt,  kann  man  ihr  alle  Verbrechen  zutrauen,  unbe- 


1)  Tocqnerille:  Tancien  Regime.  S.  840. 

2)  Feuillet:  Correspondance  de  Maria  Antoinette.    Paris  1864:   An  ihren 
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kosiiiiert,  ob  sie  blutige  Thränen  dabei  vergiessen  moss.*'  Ein  solches  dm  tnm 
Volk,  masste  immer,  bis  auf  unsere  Tage  eine  grosse  Rolle  in  der  y^oi'jfi 
Weltgeschichte  spielen ,  es  ist  ein  Civilisationsvolk  mehr  yrie  jedes  «ationiToik. 
aDdere,  a1>er  es  steht  als  Culturvolk  den  meisten  anderen  nach.  Die 
CiTifisatioD  ist  dn  politischer  Begriff  und  Frankreich  ist  der  verkörperte 
Ansdruck  desselben;  die  Cultur  ist  ein  sittlicher  Begriff,  der  nie  in 
Fiaiikrdch  die  kräftigsten  Säulen  gefunden.  Die  Civilisation  will  ein 
Yolk  als  Kämpfer,  Frankreich  bietet  es,  die  Cultur  will  eine  Persön- 
lichkeit, eine  Individualität  voll  Kraft  und  Selbständigkeit,  und  die 
zahlt  in  Frankreich  nicht,  hat  keinen  Werth  und  findet  keine  Anerken- 
nimg.  Und  da  wo  die  Individualität  immer  aufgelösst  wird  in  der  grossen 
Masse,  da  fehlt  auch  die  individuelle  Meinung  und  die  Freiheit  und 
SeOkständigkeit  derselben;  wo  diese  die  Thaten  des  Einzelnen  nicht 
beierrschen,  da  wankt  Glaube  und  Sitte.  Kein  Volk  zählt  solche 
Sd^onsverfolgungen,  bei  keinem  Volke  reichen  sie  so  weit  in  die 
Beneste  Zeit,  als  bei  dem  französischen,  und  dennoch  ist  keines  so 
äosserlich,  so  gleichgültig  in  seinem  Glauben,  keines  schritt  zu  solchen 
Entartungen  der  Religion,  als  eben  dieses.  Die  Religion  ist  eben  so 
wie  die  Sittlichkeit  nur  Sache  des  Einzelnen,  der  individuellen  Kraft, 
der  Staat  kann  nicht  für  sie  sorgen  und  nichts  für  sie  thun,  und  wenn 
et  es  versucht,  dann  übt  er  stets  eine  Gewaltthat,  die  kein  anderes 
Resultat  erzeugt,  als  den  Gedanken,  sie  zu  brechen. 

Dennoch  hat  sich  seit  der  Revolution  das  Volk  im  grossen  Gan-  porttchHu 
zen   sittlich  und   physisch  bedeutend   entwickelt.     Nicht  der   Purita-  ^*  voikient- 
nismas  Robespierre's  und  seiner  Freunde  haben  dafür  eine  Grundlage 
geschaflfen,  die  Ausschweifungen  der  Zeit  während  der  Herrschaft  des 
Directoiiums  haben  es  nicht  gehindert    Der  Bruch  mit  der  Gewalt- 
benschaft des  Feudalstaates,  die  sociale  und  politische  Freiheit,  und 
das  dadurch  begiundete  neue  Leben  haben  dem  Einzelnen  mehr  sitt- 
liche  und   physische  Kraft  gegeben.    Es   ist   nothwendig,    auch   auf 
diese  Eigenschaften  der  Revolution  einen  Blick  zu  werfen.  Die  Lebens- 
dauer  des   einzelnen   Individuums    schätzt   Duvillard    und    mit   ihm 
Peachet')  vor  der  Revolution  auf  29  Jahre  9  Monate.    Sie  hat  sich 
seit  dieser  Zeit  bedeutend  verlängert.    Im  Jahre  1817  berechnete  man 
31  Jahre  bei  acht  Zehntel,  dann  1820  schon  32  Jahre.  Im  Jahre  1837 
war  sie  auf  34  Jahre  bei  sechs  Zehntel   der  Bevölkerung  gestiegen 
und  heute  ist  sie  beinahe  40  Jahre.    Die  Revolution  hat  den  Todt  ge- 
schlagen!«)   Die  Bevölkerung  Frankreichs  selbst  steigt  seit  der  Revo- 
lation  mit  jedem  Jahre,  gewiss  ein  Zeichen  von  der  sich  kräftigenden 
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Volk!  St«.  Natttrkraft  des  Volkes.  Necker  und  Lavoissier  nehmen  als  die  rande 
uitiqnc.  Bevölkerungssurame  für  17b9  kaum  2G  Millionen  an.  Das  Comite  der 
Constituante,  welches  mit  der  Stenervertheilung  beschäftigt  war, 
schätzte  jedoch  in  seiner  ersten  Arbeit  die  Bevölkerung  auf  mehr  als 
28  Millionen,  welche  Zahl  sie  aber  später  auch  auf  26,3G3,0()0  Seelen 
zurückführte  ').  Von  dieser  Gesammtzahl  giebt  Arthur  Young  6  Mil- 
lionen als  Stadt-  und  20  Millionen  als  Landbevölkerung  an,  was  ziem- 
lich genau  zu  sein  scheint  *).  Das  Departement  der  Seine  hatte  1790 
eine  Bevölkerung  von  725,333  Seelen  und  als  Stadt  556,SOO.  In  dem 
Berichte  Bailly\s  an  den  König  im  Jahre  1791  war  die  Bevölkerung 
von  Paris  6G0,125,  und  auch  diese* Zahl  scheint  sehr  genau  zu  sein.  Im 
Jahre  VII.  (1798  —  1799)  zählte  das  alte  Gebiet  von  Frankreich  28  Mil- 
lionen, die  Eroberung  von  Belgien,  Nizza,  Genf,  die  Rheinlande  hatten 
eine  Bevölkerung  von  mehr  als  5  Millionen  gegeben,  so  dass  damals 
das  französische  Gebiet  schon  33,502,000  Einwohner  hatte.  Im  Jahre 
IX.  liess  Napoleon  durch  die  Prefets  eine  Zählung  der  Bevölkerung  vor- 
nehmen, welche  an  X.  vollendet  (1802),  eine  Seelenzahl  von  34,976,313 
ergab.  Die  schnelle  Erhöhung  war  durch  die  Vereinigung  Piemonts 
und  der  Insel  Elba  mit  Frankreich  erzielt  worden').  Lavoissier  zählt 
nach  seiner  allgemeinen  Schätzung  12^  Millionen  Männer  und  fast 
eben  so  viel  Frauen,  und  giebt  mit  anderen  Statistikern  *)  gleichlautend 
die  Zähl  der  waffenfähigen  Männer  auf  5  Millionen  an.  Bei  einer 
Arbeiterbevölkerung  von  mehr  als  12  Millionen^  theilt  er  4  Millionen 
dem  Handelsstande  zu.  Nach  der  Religion  war  die  grösste  Zahl  katho- 
lisch, 1  Million  Protestanten  und  60,000  Juden  ^).  Seit  der  Gleich- 
berechtigung der  Religionsbekenntnisse  hat  sich  die  Zahl  der  Juden 
verdreifacht,  die  Zahl  der  Protestanten  ist  um  ^  Million  gestiegen. 
Die  gesammte  Bevölkerung  Frankreichs  aber  zählt  heute  so  viel  Seelen, 
als  es  unter  Napoleon  I.  Herrschaft  mit  allen  Eroberungen  besass. 
Man  zälilte  im  Jahre  1853  36,225,000  Seelen,  von  denen  auf  das 
Departement  der  Seine  1,501,000")  entfallen,  und  während  die  Land- 
bevölkerung seit  70  Jahren  gleichgeblieben,  hat  sich  die  Stadtbevöl- 
kerung von  6  auf  15  Millionen  gehoben').' 

Die  persönliche  Freiheit,  die  Freiheit  des  Handels  und  des  Gewer- 
bes, die  theilweise  Ver>'ollkommnung  des  Unterrichtswesens  haben  diese 


1)  Peuchet  a.  «.  O.  S.  227. 

2)  ßoitcaa  a.  a.  0.  S.  11. 

3)  Peuchet  a.  a.  O.  S.  227  n.  ff. 

4)  Mohrau:  Rechcrchcs  et  consid^ration  sur  la  population  de  France.  S.  92. 
6)  Boitean  a.  a.  O.  S.  206. 

6)  Statistiqne  de  la  France  pnbl.  par  le  Gonvem.  1863.  VII« 

7)  Lavergne  a.  a.  O.  S.  420. 


Die  Menschenrechte.  47 

segensreichen  Fortachritte  des  französischen  Volkes  befördert  Der 
B^chthom  des  glücklichen  Landes  strömt  nicht  mehr  dem  Einzelnen, 
dem  Privilegirten  allein  zu,  er  vertheilt  sich  über  das  ganze  Land. 
Wählend  die  härtesten  Gesetze  des  alten  Regims  die  Bettlerei  in  den 
Städten  und  im  Lande  nicht  abzustellen  vermochte,  während  1768 
Choiseal  an  einem  Tage  50,000  Bettler  einsperren  und  theils  auf  die 
Galeere,  theils  in  die  Hospitäler  schaffen  lassen  musste,  strömen  heute 
rnche  Stiftungen  den  Armenhäusern  zu,  und  die  Wohlthätigkeit  fördert, 
vas  die  anderen  Institutionen  nicht  zu  leisten  vermögen.  Im  Jahre 
1778  schätzte  man  noch  1,200,000  Bettler  im  Königreich,  und  Paris 
allem  hatte  1791  an  118,784.  Im  Jahre  1853  zählte  diese  Stadt  bei 
einer  doppelten  Bevölkerung  nur  noch  65.264*). 

Nach  dieser  allgemeinen  Uebersicht  werde  ich  jetzt  die  Rechts-  Eimbciiunflr 
CöUlhmg  des  Volkes  darstellen.  Ich  werde  zuerst  die  Menschenrechte  pj^\*ji"„|f° 
äi>  das  allgemeine  Rechtselement  entwickeln ,  dann  das  Staatsbürger- 
reeht  und  die  Grundrechte  des  französischen  Bürgers,  als  jene  Rechte, 
welche  dem  Burger  ohne  jeden  Unterschied  zukommen ,  wie  die  Men- 
^h^irechte  dem  Menschen  angehören,  ohne  Rücksicht  auf  sein  Bürger- 
thnm.  Dann  erst  werde  ich  die  politischen  Rechte  des  frahzösischen 
Bä^rs  entwickeln,  für  deren  Genuss  die  Gesetzgebung  noch  Staats- 
rt^Mche  Bedingungen  festsetzt. 


Die  Menschenrechte. 

Selten  hat  ein  Rechtsgedanke  und  ein  Gesetz  vom  Tage   seines  Vewchje- 
Erscheinens  bis  in  weit   nachfolgenden  Jahren    so  oft  und  so  heftig  fMannffend. 
Wst  und  Gemüth  der  Menschen  in  Aufregung  versetzt,  selten  wurde  Men«chen. 
^e  Rechtsinstitution  so   einseitig  und   falsch,   oder  so  verschieden  • 
beortheilt,  gelobt  und  getadelt,  gesegnet  und  verdammt,  als  die  Erklä- 
nmg  der  Menschenrechte,  wie  sie  die  französische  Revolution  in  ihren 
Terschiedenen  Perioden  geschaffen  hat.    Manche  übergehen  sie  ganz, 
Viele,  die  sie  nicht  verstanden  oder  auch  vielleicht  nicht  gelesen  und 
stodirt  haben,  beurtheilen  sie  nach  Lob  oder  Tadel  falsch  und  verkehrt. 
Die  Einen  sehen  in  ihnen  nur  die  Waffen  der  Zerstörung   für  Recht 
lad  Gerechtigkeit,  für  Hab  und  Gut,  die  Vernichtung  von  Staat  und 
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Gesellschaft;  die  Anderen  betrachten  sie  achsehuckend  als  nichts 
weiter,  denn  als  einen  leidenschaftlichen  Ausbruch  des  Revolutions- 
geistes. Der  vortreffliche  Mignet  erkennt  in  den  Menschenrechten,  weil 
er.  nichts  weiter  betrachtet,  als  den  trockenen  Wortlaut  des  Gesetzes, 
nur  eine  Reihe  allgemeiner  Ideen;  der  deutsche  Geschichtsschreiber 
Siebel,  weil  seinem  scharfen  Blick  stets  die  äussersten  Folgen  eines 
Gedankens  oder  einer  That  erscheinen,  wird  in  seinem  Urtheil  über 
dieselben  am  Ende  doch  nur  von  diesen  bestimmt,  und  erkennt  in 
ihnen  nichts  anderes,  als  einen  der  mächtigsten  Hebel  all  jenes  Un- 
glückes, all  jener  Verwüstungen,  welche  später  der  Lauf  der  Revolution 
erzeujit  hat.  Ein  so  umstrittener  Gegenstand  erheischt  bei  jeder  Ge- 
legenheit eine  ernste  und  eingehende  Betrachtung,  um  endlich  aus  den 
Ereignissen,  die  ihn  geboren,  aus  den  Schicksalen,  die  er  durchlebt, 
kurz  aus  seinem  ganzen  und  innersten  Wesen,  ein  freies  und  vielleicht 
letztes  Urtheil  sicher  zu  stellen. 
Prineip  der  Man  wird  dies  aber  nur  dann  vermögen,  wenn  man  den  Gegen- 
Beurthei-   gtaud  vou  jenen  drei  Seiten  stets  zusammenp,enommen  betrachtet,  die, 

lang  der 

Menschen    Sobald  sie  Vereinzelt  das  Urtheil  bestimmen,  dieses  nur  falsch  und  ein- 
rechte,     geitig  machen.    Was  sollte  die  Erklärung  der  Menschenrechte  im  An- 
fang sein,  was  war  sie  wirklich  und  was  waren  ihre  Folgen. 

Was  ioiheii         »Die  Unwissenheit,  das  Vergessen  und  die  Verachtung  der  Men- 
***       schenrechte  sind  die  einzigen  Gründe  des  öffentlichen  Unglücks  und 

reehfesein?  der  Zerrüttung  des  Gouvernements.'*  Mit  diesen  Worten  leitet  die 
Assemblee  Constituante  die  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen  und 
mit  dieser  die  Constitution  des  Jahres  1791  ein.  Und  im  Anbetracht 
jener  Gründe  beschloss  sie,  »die  natürlichen,  unveräusserlichen  und 
heiligen  Rechte  des  Menschen  feierlich  und  gesetzmässig  auszudrücken, 
damit  dadurch  jedes  Glied  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stets  an  seine 
Rechte  und  Pflichten  gemahnt  werde,  dass  die  Acte  der  gesetzgeben- 
den und  executiven  Gewalt  immer  wieder  mit  dem  Ziele  aller  politi- 
schen Institutionen  verglichen  werden,  und  die  Forderungen  der  Bürger, 
in  Zukunft  gegründet  nur  auf  diese  einfachen  und  unzweifelhaften 
•  Grundsätze,  allein  auf  die  Erhaltung  der  Constitution  und  des  allge- 
meinen Glückes  zurückkehren  können.*'  Man  kann  daraus  schon 
ersehen,  dass  es  der  ersten  Nationalversammlung  nie  eingefallen  ist, 
zu  glauben,  mit  den  Menschenrechten  einen  besonderen  Fund  gemacht 
zu  haben,  ungehörte  und  neue  Weisheit  zu  predigen,  oder  in  ein^ 
Verfassungswerk  Grundsätze  aufzunehmen,  welche  weder  dahin  gehören, 
noch  überhaupt  berechtigt  sind,  von  dem  Geist  einer  Gesetzgebung 
ergriffen  und  dargestellt  zu  werden.  Aber  sie  wusste,  dass  es  Noth 
thut,  einer  gewissenlosen  Beamtenmasse  gegenüber,  gegenüber  einer 
corrumpirten  Geistlichkeit  und  der  verrottetst^n  Adelswirthschaft,  aber 
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aach  in  Betracht  eines  tiefgebeugten  und  erschlafften  Volksgeistes, 
die  einfachsten  Grundsätze  des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  christ- 
lichen rmnen  Religion,  ja  blos  die  Wahrheiten  der  einfachen  mensch- 
lichen Erkenntniss,  von  der  Höhe  der  Gesetzgebung  herab  zu  verkün- 
digen, und  in  der  Erfüllung  derselben  das  alleinige  Ziel  des  gesammten 
Staatsieb^is  zu  setzen  und  zu  erkennen.  Was  in  jeder  Brust  als 
onantastbare  Wahrheit  lebte,  das  sollte  für  den,  der  es  unbewusst  in 
sich  trug,  ausgesprochen,  was  Zagende  nicht  auszusprechen  wagten, 
das  sollte  durch  den  Gesetzgeber  selbst  laut  verkündet  werden.  Was 
die  Grundlage  alles  Rechts,  was  die  Macht  der  Cultumationen  und 
der  modernen  Gesellschaft  ist,  die  Freiheit  und  Gleichheit,  das  sollte 
auch  in  den  Gesetzen  zur  Darstellung  kommen,  die  auf  diesen  Gründ- 
eten errichtet.  »Es  ist  unabweislich,^'  erklärte  Desmeuniers  in  der 
ätzong  des  1.  August  1789,  „die  Rechte  des  Menschen  in  der  Gesell- 
schaft festzusetzen.  Diese  Rechte  geh(teien  allen  Zeiten  und  allen 
Xati<men,  sie  haben  jene  Herrschaften  überlebt,  deren  Glück  sie  gemacht, 
und  sie  scheinen  die  Ewigkeit  mit  dem  zu  theilen,  dor  sie  geschaffen 
hat  .  .  .  Wenn  diese  ersten  Grundsätze  niemals  unbekannt  gewesen 
wären,  so  würde  sie  heute  Niemand  begehren.  Aber  in  welchem  Jahr- 
hundert leben  wir?  Die  reinsten  Wahrheiten,  die  heiligsten  Grundsätze 
and  den  meisten  Menschen  ins  Herz  gegraben,  aber  trotzdem  sind  sie 
heute  nur  dunkle  Ahnungen;  der  Despotismus  hat  alles  zerstört,  alles 
vernichtet,  die  Unwissenheit  ist  absolut  bei  den  Einen  und  die  Anderen 
schwanken  noch  in  Ungewissheit  und  Furcht.  Wer  kann  unter  solchen 
Umständen  zweifeln,  dass  es  nützlich  sein  wird,  auch  Jene  aufzuklären, 
welche  die  Schatten  der  Unwissenheit  noch  umhüllen.  Dem  Abge- 
ordneten der  Linken,  dem  Yolksmann,  schliesst  sich  der  Herzog  von 
AiguiUon*)  an.  „Mehrere  Mitglieder  dieser  Versammlung  finden  es 
Qimötz,  die  Menschenrechte  zu  erklären,  indem  sie  sagen,  dass  sie  in 
dem  Herzen  jedes  Einzelnen  leben  und  das  Volk  sie  fühlt  —  dennoch 
aber  ist  es  nöthig  sie  bekannt  zu  machen  in  einfacher  Art  und  für 
alle  verständlich.«"  Und  als  Thouret  die  Schlussredaction  der  Consti- 
tution und  mit  ihr  jene  der  Menschenrechte  m  der  Sitzung  des  5. 
August  1791  der  Nationalversammlung  vorlegte,  erklärt  er  in  seinem 
Bericht,  dass  diese  letzteren  nichts  weiter  sein  sollen,  als  eine  einfache 
Anericeanung  angeborener  Rechte,  zu  der  man  nur  eine  formelle 
Garantie  dusdh  die  Constitution  hinzufügt. 

Wenn  nun  gerade  diese  formelle  Anerkennung  der  Absicht  und      wu 
des  letzten  Ziels,  das  von  der  Nationalversammlung  durch  die  Erklä- 
rung der  Menschenrechte  erreicht  werden  sollte,  die  Erziehung  und    reohtef 

^  A  C.  4.  August  1789. 
auiiter:  Staate-  n.  OeMlIfchafUrteht.  I.  A 
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Aufklärung  des  Menschen  und  Bürgers,  nicht  vollkommen  klar  und 
scharf  gelang,  und  eine  spätere  Zeit,  von  den  Stürmen  der  Revolution 
bewegt,  aus  denselben  alles,  selbst  die  Frevel  der  Revolution  ableiten 
und  rechtfertigen  konnte,  so  war  dies  nicht  die  Schuld  der  Wahrheiten, 
welche  die  Menschenrechte  enthielten,  sondern  des  Zwiespaltes  über 
die  Form  der  Erklärung,  der  sich  von  Anfang  an  geltend  machte.  Es 
war  die  Schuld  zumeist  der  gehaltlosen  Schw^ärmerei,  die  Lafayette 
als  erster  Antra^eller  und  seine  Genossen  in  die  Menschenrechte 
hineintrugen.  Dies  erklärt,  wird  auch  die  zweite  Frage  erklären:  was 
waren  die  Menschenrechte  wirklich? 
Lftftiyette.  Wenige  Menschen  der  französischen  Geschichte  nehmen  so  unver- 
dient am  Ruhme  einer  Zeit  theil,  führen  so  grundlos  einen  grossen 
Namen,  als  Lafayette;  ein  Mann,  der  mit  aller  Unruhe,  mehr  der  Eitel- 
keit als  des  Ehrgeizes,  mehr  der  Geschäftigkeit  als  der  wahren  That, 
die  Revolution  begrüsste.  Voll  von  Plänen  und  Entwürfen,  so  lange 
es  nichts  zu  schaffen  gab,  ohne  Kraft  und  Energie  in  dem  Augenblick, 
wo  die  That  seine  Hände  und  seinen  Geist  begehrte,  so  stand  dieser 
Mann  im  amerikanischen  Freiheitskrieg  und  in  den  zahlreichen  Revo- 
lutionen, in  denen  er  Stück  für  Stück  seine  mageren,  aber  durch  eine 
starke  Gesundheit  und  ein  langes  Leben  dennoch  zahlreichen  Lor- 
beerblätter seines  Ruhmes  einsammelte.  Darum  steht  sein  Name  in 
der  grossen  Revolution  vorzüglich  neben  den  Menschenrechten,  weil 
sie  ihm  selbst  als  keine  That,  sondern  nur  als  hohle,  schillernde 
Worte  erschienen.  Maria  Antoinette  hat  ihn  ebenso  wahr  und  streng 
gezeichnet,  wie  ihn  die  Nachwelt  richten  soll.  „Zur  Opposition 
gehören,  ohne  einen  Gegendienst  thun,  das  ist  es,  was  man  jetzt  Muth 
und  Geist  haben  heisst.  Wahrhaftig,  das  ist  nur  der  Muth  zur 
Schande.^'  Und  zu  diesen  Helden  zählt  »ebenso  Lafayette,  der  seine 
Ansichten  stets  nach  dem  bemisst,  was  in  Philadelphia  geschieht'^*). 
Getrieben  von  der  Begierde  nach  democratischen  Ruhme,  beantragte 
er  denn  als  der  Erste  am  11.  Juli  den  Erlass  einer  Erklärung  der 
Menschenrechte.  Als  er  dafür  am  15.  Juli  von  einer  begeisterten 
Volksmasse  am  Greveplatz  zum  Befehlshaber  der  Pariser  Miliz  gewählt 
wurde,  da  berauschte  ihn  der  junge  Ruhm  so,  dass  er  nunmehr  nur 
von  seiner  Freiheit  und  seiner  Gleichheit  sprach,  die  er  der  ganzen 
Welt  geben  wollte,  da  kündigte  er  mit  hohlen  Redensarten  an,  dass 
die  dreifarbige  Cocarde  die  Reise  um  die  Welt  machen  werde,  da 
kehrte  er  in  der  Nationalversammlung  inmier  wieder  auf  seinen  Antrag 
zurück  und  durchbrach  in  der  Fassung  desselben  alle  Schranken, 
welche  die  Achtung  vor  dem  Völkerrechte  wenigstens  hätte  lehren 
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soUen  und  machte  aus  einem  unberechtigten  Eingriff  in  die  Ordnung 
imd  die  Freiheit  alier  Staaten  ein  ideales,  höchst  eigenes  Staatsrecht. 
Statt  der  Gleichheit  der  Rechtsföhigkeit  und  des  Rechtsschutzes  stellte 
er  den  Anspruch  auf  thatsächliche  Gleichheit  hin,  war  so  der  Yor- 
Unfer  eines  Marat  uxid  Robespierre,  und  verkündete^  was  später 
Babeuf  in  seinem  „Manifeste  des  egaux^  lehrte.  Nicht  den  Willen  der 
Gesannntheit,  sondern  die  Willkür  des  Einzelnen  erklärte  er  als 
berechtigt,  gegen  die  missliebigen  Gesetze  sich  aufzulehnen  und  jede 
bestehende  Herrschaft  zu  beseitigen;  nicht  die  Allen  gemeinsame  Ver- 
Donft,  sondern  die  individuellen  Leidenschaften  erhob  er  auf  den 
Thron.  Kurz^  jener  wahre  Grundgedanke,  dass  in  allen  Menschen 
die  Würde  des  menschlichen  und  das  Ebenbild  des  göttlichen  Geistes 
adi  abspiegele  und  vor  demselben  kein  Unterschied  des  Standes  und 
Besitzes  gelten  k^nne,  jener  Grundgedanke,  mit  dem  die  Amerikaner 
ein  grosses  Volk  zum  Freiheitskampfe  aufriefen  und  damit  wirklich 
die  Fxeiheit  von  dem  tyrannischen  Mutterlande  erkämpften,  erscheint 
bei  Laffayette  in  jeder  seiner  Anwendungen  entstellt  und  verfälscht 

Vergebens  erhoben  sich  Malouet  und  Glermont  gegen  die  Selbst-  Die  oegncr 
äberiiebung  dieser  philosophischen  Schwärmerei,  vergebens  warnten  ^'*y®""'*' 
LaUy  ToUendal  und  Mounier,  dass  man  auf  diese  Art  die  bestehenden 
nnd  anerkannten  Rechte  des  Königs  verletze  und  am  Ende  auch  ver- 
nichte. Man  zürnte  Mirabeau,  dass  er  für  die  Menschenrechte  La- 
fayette's  so  wenig  Interesse  zeige  und  brach  in  lautes  Missvergnügen 
ans,  als  er  sich  gänzlich  von  ihnen  lossagte,  da  er  nichts  weiter 
darin ,  als  die  Auflösung  jeder  Staatsordnung  erkannte.  Auch  Sieyes 
eikannte  die  Gefahr  und  wollte  ihr  vorbeugen,  indem  er  eine  lange 
[ihik>sop)ii8che  Auseinandersetzung  der  Menschenrechte  beantragte*). 
In  ihnen  tritt,  wie  nie  vorher  und  nachher,  die  wissenschaftliche  For- 
schnag  siegreich  in  die  Ereignisse  und  ihre  Grundsätze  wurden  als 
Gnmdrechte  anerkannt  Liegt  darin  stets  eine  grosse  Gefahr,  und 
war  es  die  grösste  Quelle  alles  Unglücks  der  Revolution,  dass  sie  die 
Resultate  der  Wissenschaft  nur  nach  dem  Klange  ihrer  Worte,  ohne 
Rücksicht  der  reellen  Verhältnisse  zur  Herrschaft  bringen  wdite,  so 
hatten  doch  die  Grundrechte  Sieyes  eine  ganz  andere  Bedeutung. 
Wären  sie  angenommen  worden,  so  hätte  man  sich  später  wahr- 
scheinlich nie  über  die  wahre  Absicht  des  grössten  Theils  der  National- 
versammlung täuschen  können,  man  hätte  deutlich  den  Versuch 
eikaoQt,  ein  ganzes  Volk  durch  die  Macht  des  Gesetzes  zur  augen- 
blidüichen  politischen  Reife  erziehen,  zur  Selbstbeherrschung  empor- 


^  Emannel  Si^yis  politische  Schriften,    gesammelt   von  dem  deutschen 
Uebenetzer.  1796.  Bd.  I.  416  n.  427  a.  ff. 
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heben  zu  wollen.  Mirabeau's  staatsmännischer  Blick  erkannte  die 
Unmöglichkeit  und  die  Gefahr  auch  eines  solchen  Versuches.  Er 
widersetzte  sich  einer  derartigen  Erklärung*),  obgleich  er  bekannte, 
dass  er  nichts  dagegen  einwenden  würde,  wenn  er  glauben  könnte, 
dass  ein  Volk  so  ruhig  und  philosophisch  zu  denken  vermöchte.  „Aber 
die  Zeit  ist  anders  und  in  ihr,  wenn  überhaupt,  nur  der  kurze  und 
starre  Vorschlag  des  Comites  möglich.^'  Dieser  wurde  denn  auch  nach 
heftigem  Kampfe  angenommen,  aber  die  Ideen  Lafayette's  hatten  die 
Gemüther  schon  verwirrt  und  die  Vorstellungen  verkehrt.  Nicht  in  der 
ersten  Fassung  der  Menschenrechte,  aber  in  ihren  Folgen  machten 
sich  diese  Verkehrtheiten  geltend.  „Der  Mensch  wird  frei  und  gleich 
an  Rechten  geboren  und  bleibt  es.  Seine  gesellschaftliche  Unterschei- 
dung kann  sich  nur  auf  seine  Nützlichkeit  gründen.  Art  1.  Das 
Ziel  aller  politischen  Gesellschaften  ist  die  Erhaltung  der  natürlichen 
und  unveräusserlichen  Rechte  des  Menschen.  Diese  Rechte  sind  die 
Freiheit,  das  Eigenthura,  die  Sicherheit  und  das  Recht  des  Wider- 
standes gegen  willkürliche  Bedrückung.  Art.  2.  Das  Princip  der 
Souverainität  ruht  seinem  Wesen  nach  in  der  Nation,  Art.  3,  und  das 
Gesetz  ist  sonach  der  Ausdruck  des  allgemeinen  Willens.**  Art.  6. 
Das  waren  die  drei  obersten  Grundsätze,  welche  die  Quelle  aller 
Rechte  des  Menschen  im  Staate  sind.  Das  Maass  dieser  Rechte,  wie 
es  in  jedem  Augenblick  im  Staat  zur  Geltung  kommen  sollte,  konnte 
nur  das  Gesetz  bestimmen,  aber  eben  darum  wäre  es  geboten  gewe- 
sen, gegenüber  demselben  auch  die  Gewalt  zu  kennzeichnen,  welche 
es  im  Einzelnen  zum  Schutz  der  Gesammtheit  einzuschränken  vermag 
und  dazu  berechtigt  ist  In  den  folgenden  Artikeln  erklärt  die  Con- 
stitution die  Menschenrechte  in  ihrer  Uebung  und  Aeusserung  und 
zwar,  wie  sie  es  in  der  Einleitung  verkündet  hat,  „so  dass  die  Acte 
der  gesetzgebenden  und  executiven  Gewalt  immer  wieder  vei^lichen 
werden  können  mit  dem  Ziel  aller  politischen  Institutionen."  So  weit 
mir  die  Gritik  und  die  Literatur  dieses  Gegenstandes  bekannt  ist»  hat 
auf  diese  Seite  des  Charakters  der  Erklärung  der  Menschenrechte 
noch  Niemand  hingewiesen.  Niemand  hat  gezeigt,  dass  in  ihr  die 
obersten  Grundsätze  zum  Ausdruck  kommen,  in  deren  Geist  das  ge- 
sammte  Recht  des  Staates  sich  entfalten  soll.  Ich  scheide  daher  nach 
dem  öffentlichen  Recht,  der  Gerichtspflege  und  der  Verwaltung,  drei 
Gruppen  in  der  Erklärung  der  Menschenrechte.  Und  wenn  in  den- 
selben die  Nationalversammlung  nicht  immer  stichhaltige  Erklärungen 
von  den  einzelnen  Begriffen  giebt,  wenn  es  selbst  ermüdend,  fast 


*)  A.  C.  18.  Augast  1789. 
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widrig  ist,  in  den  VerhandluDgen  derselben  zu  lesen,   wie  man  ab-      Dia 
stimmte  über  die  Begriffe  von  Freiheit  und  Gleichheit,  und  wie  die  ^'«'^■«**«°- 

^  '  rechte  als 

Parteileidenschaft  bis  zur  äussersten  Verwirrung  der  Begriffe  führte,  Badi  der 
so  darf  man  daraus  dennoch  keine  Verurtheilung   der  Zeit  und  des    ö«*«^*- 

^  gebang. 

Gegenstandes  ableiten.  Die  grössten  Geister  der  germanischen  und 
romanischen  Völker  haben  vor  und  nach  der  französischen  Revolution 
um  den  Preis  des  wahren  Begriffs,  des  einzigen  Lichtes  gerungen. 
Ais  Leitstern  alles  öffentlichen  Rechtes  erklärt  die  Constitution  zuerst 
d«i  Begriff  der  Freiheit  als  das  Recht,  alles  Das  thun  zu  können, 
was  dem  Andern  nicht  schadet  Ein  Grundsatz,  der  in  seiner  ganzen 
Coffil^iichkeit  und  Tyrannei  nur  gemildert  wird  durch  die  Erklärung: 
so  dass  die  Uebung  der  natürlichen  Rechte  des  Menschen  ihre  Gren- 
ten  in  dem  gleichen  Recht  des  Anderen  zur  selben  Uebung  hat.  Die 
Bestimmung  dieser  Grenzen  setzt  das  Gesetz  fest.  Art.  4.  Das  Gesetz 
aber  hat  nur  das  Recht  zu  verbieten,  was  der  Gesellschaft  schadet 
Was  das  Gesetz  nicht  verbietet,  kann  nicht  gehindert,  was  es 
Dicht  befiehlt,  nicht  geboten  werden.  Art.  5.  Das  Gesetz  soll  gleich 
sein  für  Alle,  sei  es  belohnend  oder  bestrafend  und  vor  ihm  sind  alle 
Bärger  gleich,  nur  Tugend  und  Talent  erscheinen  vor  demselben  er- 
haben. Art.  6.  Aus  diesem  Recht  der  äusseren  Freiheit  folgt  das 
mit  demselben  innig  verbundene  Recht  der  geistigen  Freiheit  Jeder 
Bürger  kann  sprechen,  schreiben  und  drucken  ohne  Grenze,  als  der 
des  Missbraucbs  dieser  Freiheit  in  den  vom  Gesetz  bestimmten  Fällen. 
Der  freie  Verkehr  der  Gedanken  und  Meinungen  ist  eines  der  kost- 
barsten Recbte  der  Menschen.  Art  11.  Das  Eigenthum  ist  ein  unver- 
letzliches und  heiliges  Recht,  das  nur  wegen  des  allgemeinen  Nutzens, 
nnd  dann  nur  in  den  vorher  schon  gesetzlich  bestimmten  Fällen  und 
gegen  Entschädigung  dem  Bürger  entzogen  werden  kann.   Art.  17. 

An  diesen  beiden  Grundfesten  des  öffentlichen  Rechtes,  die  Freiheit 
nnd  das  Eigenthum,  schliesst  die  Erklärung  die  obersten  Wahrheiten 
an  für  die  Gerechtigkeit  und  ihre  Pflege.  Aus  dem  Recbte  der  Frei- 
heit folgt  daher,  dass  kein  Mensch  angeklagt,  ergriffen  und  festgehalten 
werden  kann,  ausser  in  den  vom  Gesetz  bestimmten  Fällen  und  nur 
in  der  Form,  welche  die  Gesetze  vorschreiben.  Art.  7.  Kein  Mensch 
darf  bestraft  werden,  als  Kraft  eines  vorher  promulgirten  und  einge- 
führten Gesetzes  in  gesetzlicher  Anwendung.  Art.  8.  Aus  der  geisti- 
gen Freiheit  des  Menschen  folgt,  dass  Niemand  auf  Grund  seiner 
Meinung,  selbst  der  religiösen,  beunruhigt  werden  darf,  so  lange  die 
Kundgebung  derselben  die  öffentliche  Ordnung  nicht  stört.  Art.  10. 
Für  die  gesammte  menschliche  Freiheit  aber,  und  aus  seinem  Recht 
auf  Sicherheit  hervorgehend,  gilt  jener  mit  der  christlichen  Religion 
innig  verwachsene  Satz:    Jeder  Mensch  gilt  so  lange  für  unschuldig. 
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als  seine  Schuld  nicht  erwiesen  ist  Jede  Strenge,  welche  nicht 
nöthig  ist,  um  einer  Person  sich  zu  versichern ,  ist  vom  Gesetz  zu 
unterdrücken.    Art.  9. 

Alle  Rechte  des  Menschen  und  Bürgers  sind  Nichts,  wenn  sie 
nicht  vertheidigt  werden  können,  und  aus  dieser  Nothwendigkeit  der 
Vertheidigung  gegen  ungerechte  Eingriffe  in  seine  Rechtssphäre  folgt, 
das  administrative  Recht  bestimmend,  dass  eine  bewaffnete  Macht  die 
Rechte  des  Menschen  und  Bürgers  garantirt.  Diese  Macht  aber  ist 
zum  Vortheil  Aller  und  nicht  für  Sonderzwecke  dessen  eingesetzt,  dem 
sie  anvertraut  ist.  Art.  12.  Wie  zur  Erhaltung  dieser  Macht  und  die 
Bestreitung  der  gesammten  Verwaltungskosten  eine  allgemeine  Steuer- 
last nöthig  ist,  so  haben  Alle  auch  zu  dieser  nach  ihren  Kräften  bei- 
zusteuern. Art.  13.  Aus  dem  zweiten  Elementarrecht  des  Staatslebens, 
aus  dem  Eigenthum  und  seiner  Un verletz lichkeit,  folgt  dafür,  dass  nur 
die  Bürger  selbst,  oder  diese  durch  ihre  Vertretung,  die  Nothwendig- 
keit der  öffentlichen  Besteuerung  aussprechen  können  und  die  Höhe 
derselben  festzusetzen,  die  Dauer  der  Belastung  und  die  Erhebung 
derselben  zu  bestimmen,  berechtigt  sind.  Art.  14.  Die  StaatsgeseU- 
schaft  hat  das  Recht,  über  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder 
von  allen  Staatsdienern  Rechnung  zu  fordern.    Art.  15. 

Und  um  der  Einheit  des  Staates  nach  Innen  und  Aussen  einen 
besonderen  Ausdruck  zu  verleihen  und  erklären  zu  können,  dass  die 
Constitution  das  Gedeihen  dieser  Rechte  und  die  Möglichkeit  derselben 
nur  im  Staate  hofft  und  sieht,  erklären  die  Menschenrechte  am 
Schlüsse:  Jene  Gesellschaft,  welcher  diese  Rechte  nicht  gesichert 
sind,  hat  keine  Constitution.  Art.  16.  Diese  Bestimmung  will  nichts 
anderes  sagen,  als  dass  in  dem  durch  eine  Constitution  so  geordneten 
Staat  kein  anderer  Staat  sich  bilden  kann,  dass  hiermit  keine  Privi- 
legien und  Sonderrechte  einen  Theil  des  Volkes  vom  anderen  abschei- 
den, einen  Theil  des  Staatsgebietes  dem  allgemeinen  Gesetze  entziehen 
kann.  Die  Adels-  und  Priesterherrschaft  war  damit  gebrochen,  die 
Privilegien  zerstört,  eine  neue  Gesellschaftsordnung  für  den  neuen 
Staat  angekündigt.  Dieses  letzte  Princip  führten  die  Bestimmungen 
der  Constitution  selbst  erst  aus. 
Dio  Diese  Menschenrechte,  welche  aus  den  ersten  Revolutionsstürmen 

Folgen  der  ^gg  August  hervorgegangen,  nach  der  Meinung  und  Hoffnung  der 
rechte.  Meisten  das  Volk  auf  die  Freiheit  vorbereiten  und  für  deren  Genuss 
erziehen  sollten,  welche  endlich  als  starres  und  unantastbares  Gesetz 
mit  der  Constitution  verkündet  wurden  —  was  mussten  sie  in  der 
grossen  Masse  des  Volkes  erzeugen,  welche  Hoffnungen  und  Wünsche 
mussten  sie  erregen,  welches  mussten  ihre  Folgen  sein?  In  einem 
begeisterten  Manifest  wurden  in  Nordamerika  die  Menschenrechite  gegen 
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den  Hutterstaat  geschleudert  nnd  damit  ein  unterdrücktes  aber  kühnes  Die  ameri- 
QDd  stolzes  Volk  zum  Freiheitskampf  gegen  den  äusseren  Feind  auf-  jjjj,**^*". 
gerufen.  Das  Ziel  der  Freiheit  nach  Aussen  sollten  dort  die  Menschen-     rechte, 
rechte  hesEeichnen,  den  äusseren  Feind,  der  mit  übermüthiger  Hand 
das  amerikanische  Volk  niederdrückte,  sollten  sie  vernichten,  durch 
die  Verköndigang  der  Freiheit  seine  Herrschaft  zertrümmern,  durch 
die  Berufung  auf  die  »von  dem  Schöpfer  in  das  Herz  des  Menschen 
geiegten  unveräusserlichen  Rechte"  den  fremden  Herrscher  für  immer 
Ton  den  Eingeborenen  des  Landes  trennen*).    Darum  erzeugten  die 
Menschenrechte  in  Amerika  eine  grosse  That,  darum  führten  sie  das 
Land  zur  Freiheit  und  gaben  dem  Volk  Frieden  und  Wohlstand. 

In  Frankreich  aber  wurden  die  Menschenrechte  verkündigt  als  ein 
ningeodes  Gesetz,  als  eine  Aufgabe,  die  der  Staat  für  den  Letzten  des 
Volkes  zu  lösen  habe,  hier  waren  sie  gegen  einen  Theil  des  eigenen 
Volkes  gerichtet,  indem  sie  mit  der  Verkündigung  der  allgemeinen 
Gleichheit  Adel  und  Geistlichkeit,  Privilegium  und  Vorrecht  vernich- 
teten, hier  erhoben  sie  sich  gegen  die  aus  dem  Volk  selbst,  mit  den 
Jahrhunderten  hervorgegangene,  mit  demselben  innig  verwachsene 
Herrschaft,  als  sie  mit  der  unbegrenzten  Freiheit  des  Einzelnen,  die 
Macht  der  Regierung  zerstören  wollten:  die  Ausschreitungen,  die 
Willkär  des  Einzelnen  zu  zähmen  und  in  die  Schranken  des  Gesetzes 
n  verweisen.  So  musste  in  Frankreich  die  Erfüllung  der  Menschen- 
rechte das  Ende  aller  Staats  Weisheit,  das  letzte  Ziel  des  gesammten 
Staatelebens  werden.  Hatte  dies  die  erste  Nationalversammlung  in 
seiner  ganzen  Schärfe  weder  geahnt  noch  gewollt,  so  hätte  sie  doch 
erkennen  sollen,  dass  ein  Volk,  das  durch  eine  lange  Despotie  sittlich 
so  zerrüttet  war,  wie  kein  anderes  Volk  Europas  damaliger  Zeit,  dass 
ein  solches  Volk  nur  dann  durch  das  Gebot  des  Gesetzes  erzogen  und 
herangebildet  werden  kann,  wenn  eine  starke  Hand  es  fuhrt. 
Und  darum  endlich  waren  es  selbst  diese  Menschenrechte  an  sich 
nicht,  aber  gegenüber  diesen  der  Mangel  jeder  kräftigen  Staatsgewalt, 
das  war  es,  was. aus  den  einfachsten  Grundsätzen,  deren  Wahrheit 
heute  Niemand  mehr  bezweifeln  wird,  für  Frankreich  damals  die 
furchtbarste  Waffe  der  Tyrannei  und  des  Schreckens  schmiedete.  Als  verwirrnng 
die  iweite  Volksvertretung  zusammengetreten  und  aus  ihr  der  Convent  ^«'^•»'^*^- 
hervorgegangen  war,  da  war  das  Vaterland  mit  dem  Blute  des  Königs 
befleckt,  die  Gesinnungen  waren  von  der  Begeisterung  zur  verzehren- 
den Gluth  des  Parteihasses  getrieben  worden,  man  sah  nicht  mehr 
das  Ziel,  das  man  im  Freiheitskampf  erreichen  wollte,  man  sah  allein 
die  Hindemisse,  die  sich  dem  Sieg  entgegenstellten,  und  glaubte  sie 


*)  Unabhäogigkeitserklämiig  der  vereinigten  Staaten  4.  Juli  1776. 
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immer  gewaltiger,  je  höher  die  Fluth  ging.  Und  diese  allein  wollte 
man  jetzt  zertrümmern,  nur  sie  wollte  man  vorerst  vernichten  —  alles 
Andere  sollte  folgen.  Für  diesen  Kampf  wollte  man  das  Volk  immer 
von  Keuem  aufrufen,  wollte  es  bis  in  die  untersten  Schichten  begei- 
stern und  man  that  es  in  jener  Form,  die  für  den  Gemeinsten  einen 
mächtigen  Werth  hat  —  in  der  Form  des  Gesetzes  und  der  Consti- 
tution, man  that  es  durch  das  gleiche  Mittel,  welches  einst  die  Natio- 
nalversammlung gewählt  hatte,  durch  die  Menschenrechte,  und  was 
ich  jetzt  zu  verzeichnen  habe,  das  waren  die  äussersten  Folgen  nicht 
mehr  der  Grundsätze  der  Menschenrechte,  sondern  der  Entartung  der- 
selben. Der  Girondist  Isnard  begehrte  am  11.  Mai  1793,  dass  der 
Constitution  eine  feierliche  Erklärung  der  Menschenrechte  wieder 
vorhergehen  und  ein  besonderer  Gesellschaftsvertrag  die  Grundsätze 
darlegen  solle,  nach  denen  die  gesammte  französische  Nation  verjüngt 
und  neugestaltet  werden  könne.  Robespierre  hielt  dies  letztere  für 
überflüssig,  indem  nach  ihm  die  Erklärung  der  Menschenrechte  allein 
die  Grundlage  des  neuen  Staates  sein  könne  und  müsse.  Das  Decret 
voüi  29.  Mai  1793  proclamirte  endlich  dieselben  noch  vor  der  Con- 
Die  stitution.  Diese  nahm  sie  dann  als  Einleitung  in  sich  auf.  Die 
Gleichheit,  jetzt  vor  der  Freiheit,  die  Freiheit  selbst,  die  Sicherheit, 
Convents.  das  Eigeuthum,  der  gesellschaftliche  Schutz  und  das  Recht  des  Wider- 
standes sind  die  natürlichen  und  unveräusserlichen  Rechte  des  Men- 
schen. Art.  2, 16,  33,  35.  Wie  die  Assemblee  Constituante,  so  definirt 
auch  der  Convent  die  einzelnen  Rechte,  doch  sucht  er  die  Beweis- 
gründe zum  Theil  in  der  Bibel,  um  die  Ueberzeugung  desto  leichter 
zu  gewinnen.  Die  Freiheit  besteht  darin.  Alles  thun  zu  können  was 
dem  Andern  nicht  schadet.  Sie  ruht  auf  der  Maxime:  Was  du  nicht 
willst,  das  dir  geschehe,  sollst  du  auch  keinem  Andern  thun.  Art  6. 
Vor  Allem  aber  betont  der  Convent  das  Recht  des  Widerstandes,  das 
Recht,  gesetzwidrige  Eingriffe  zunickzuweisen  und  Gewalt  mit  Gewalt 
zu  zerstören.  Art.  11.  Dies  ergänzend,  fügt  der  Art.  29  des  Decretes 
hinzu:  „In  jedem  freien  Gouvernement  muss  der  Mensch  ein  gesetz- 
liches Mittel  haben,  dem  Druck  zu  widerstehen  und  wenn  dies  ungenü- 
gend ist,  dann  ist  der  Aufstand  die  heiligste  seiner  Pflichten.'*  Wie 
die  Nationalversammlung,  so  erklärte  und  definirte  auch  der  Convent 
das  Recht  des  Eigenthums  und  der  Sicherheit,  er  nahm  wie  jene 
dieselben  Grundsätze  für  die  Gerechtigkeitspflege  und  die  Verwaltung 
in  sich  auf,  aber  der  oberste  Satz,  welcher  alle  Staats  Weisheit  leiten, 
alle  Rechte  in  ihrer  Cebung  beherrschen  sollte,  lautete  in  den  Menschen- 
rechten des  Convents  anders,  als  in  jenen  der  Constitution  von  1791. 
Die  Menschen  sind  nicht  mehr  gleich  an  Rechten  und  die  gesell- 
schaftliche Unterscheidung  gründet  sich  nicht  mehr  auf  die  gemeinsame 
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Nntilic&keit.    »Das  Ziel  der  Gesellschaft  ist  das  allgemeine  Glück,^ 

so  laatete  ]etzt  der  erste  Artikel,  »und  alle  Menschen  sind  gleich  durch 

die  Hator  und  durch  das  Gesetz,**  so  lautete  jetzt  der  Grundsatz,  auf 

dem   die  Staatsgesellschaft  beruhen  sollte.    In  dem  Augenblick,   wo 

diese  Sätze  den  Ausdruck  der  Geseilschaft  bildeten,  musste  auch  die 

Staatsgewalt  eine  andere  Aufgabe  erhalten,    Sie  musste  vernichten, 

was  sich    dieser  natürlichen  Gleichheit    entgegenstellte,    sie  musste 

serstdren,  was  die  Erschaffung  des  allgemeinen  Glückes  hindern  konnte. 

Dem  Menschen   allein,   ohne  Rücksicht  auf  sein   Talent  und   seine 

Fihigkeit,  auf  seine  Erziehung  oder  seinen  Besitz,   der  rohen  Masse 

allein  ward  der  Staat  überliefert,  sie  allein  bildete  dadurch  den  Inhalt 

imd  die  Aufgabe   des  gesammten  Staatslebens.    Nur  ein  Mann   wie 

Bobespierre  fand  in  dem  Glauben  an  die  Wahrheit  dieser  Gedanken 

die  Kraft   zur  Herrschaft,   und  in  jenem   Grundsatz,   den   nur   der 

ichwarzeste  Jesuitismus  auf  seine  Fahne  schrieb,  fand  auch  der  Mann, 

der  für  die  unbegrenzte  Freiheit  des  Menschengeschlechtes  zu  kämpfen 

meinte,  den  Muth  zur  Herrschaft.    In  dem  Grundsatz,  dass  er  mit 

Allem  was  er  that,  das  allgemeine  Beste  wolle,  fand  er  die  Waffen 

zu  jener  Schreckensheirschaft,  die  ganz  Europa  mit  Schaudern  erfüllte. 

Er  hatte  es  in  den  Menschenrechten,  die  er  dem  Convent  vorlegte,      di« 

ausgesprochen,  dass  jede  Institution,  die  nicht  voraussetze,  dass  das  Mentchen 

Volk   gut  und  der  Magistrat   verderblich  sei,  verdammen^swerth  ist,     Robei- 

Alt  29,  er  hatte  es  verkündet,  dass  die  vorzüglichsten  Rechte  des    p*«"«'*- 

Menschen  sind,   in  seiner  Existenz   und  seiner  Freiheit  gesichert  zu 

sein^  Art  2,  und  diese  Rechte  jedem  Menschen  zustehen,  wie  immer 

er   auch  physisch  oder  moralisch  von  den  anderen  verschieden  sei. 

Art  3.    Die  Gesellschaft  ist  daher  verpflichtet,  für  den  Unterhalt  ihrer 

Mitglieder  zu  sorgen,   sei  es,  indem  sie  ihnen  Arbeit  verschafft,   sei 

es,   dass   sie  ihnen   die  Mittel   der  Existenz  bietet,   wenn  sie  ausser 

Stand   sind  zu  arbeiten.    Art.  11.    Dieser  Glaube   au  die  natürliche 

Güte    der  Masse,   diese   aufopfernde  Sorge  für  das  Wohl   derselben, 

weiche  er  in  seinen  Menschenrechten  verkündete,  waren  das  Band, 

das  ihn  innig  mit  der  niederen  Klasse  des  Volkes  verband  und  seine 

Herrschaft  erhielt.    Darum   konnte  er  ungescheut  sagen,   dass   das 

Volk  der  Souverain  ist,  und  das  Gouvernement  sein  Werk  und  sein 

EigeDthum  und  alle  öffentlichen  Functionaire  seine  Diener  sind.  Art.  15; 

dass  kein  Theil  des  Volkes  die  Gewalt  des  ganzen  Volkes  üben  kann, 

aber  der  Wille,  den  es  ausspricht,  so  geachtet  werden  muss,  wie  der 

eines  Theiles  des  Volkes,  der  beiträgt,   den  allgemeinen  Willen  zu 

schaffen.    Art  16.     RobespieiTe   fürchtete   das   Volk   im  Ganzen   so 

wenig  als  die  Partei,  das  Ganze  wusste  er  zu  beherrschen,  den  Theil 

wncfttP.  AT  xn  vernichten.    Es  ist  das  einzigemal  in  der  Weltgeschichte, 
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dass  die  reine-  Democratie  mit  so  umfassender  Gewalt  zur  Herrschalt 
kam.  Sie  dankte  es  nicht  der  Kraft  ihres  inneren  Werthes,  sondern 
dem  Muth  des  Mannes,  der  sie  vertrat.  Den  Demoeraten  gewöhnlicher 
Art  fehlt  zumeist  der  Glaube  an  die  Redlichkeit  ihrer  eigenen  Ueber- 
zeugung,  fehlt  immer  der  Muth,  die  letzen  Folgen  ihrer  Grundsätze  zu 
erfüllen  und  fehlt  gewöhnlich  auch  die  Kraft,  diese  sowohl  zu  begreifen 
als  in  der  Erfüllung  zu  tragen.  Das  Volk  war  stets  der  unterliegende 
Theil,  wenn  es  sich  den  democratischen  Tageshelden  anvertraute. 
Nur  so  ausserordentliche  Erscheinungen  wie  Robespierre,  Danton, 
Marat,  Babeuf  werden  in  Wahrheit  thätige  Führer  und  können  für 
einige  Zeit  die  Herrschaft  ergreifen, 
nie  Partei  Diese  Männer  waren  die  Helden  der  Parteien,  welche  zumeist  die 

Robes  Herrschaft  der  Menschenrechte  Robespierre's  vorbereiteten  und  dann 
erhielten.  Danton,  indem  er  sie  zuerst  durch  die  Acte  der  rohen 
Gewalt  thatsächlich  durchführte,  Marat,  der  si9  mit  einer  in  Blut  und 
Schmutz  getauchten  Feder  in  jeder  Nummer  seines  »L'ami  du  Peuple** 
aligemein  verständlich  machte  und  an  fasslichen  Beispielen  erörterte, 
Babeuf  endlich ,  der  sie  in  das  Gebiet  der  philosophischen  Speculation 
erhob,  und  als  Robespierre  gefallen  war,  auf  die  Zeit  des  Durectoriums 
als  letzte  Erbschaft  übertrug.  „Volk  von  Frankreich!"  so  sprach  er  in 
seinem  Gleichheits-Manifeste,  „die  Gleichheit  ist  der  erste  Wunsch  der 
Natur,  ist  das  erste  Bedürfniss  der  Menschen,  der  feste  Knoten  der 
gesammten  gesetzlichen  Gemeinschaft.  . . .  Aber  wir  wollen  gleich 
wie  wir  geboren  sind,  leben  und  sterben,  wir  wollen  die  reelle  Gleich- 
heit oder  den  Todt.  Die  thatsächliche  Gleichheit",  so  hatte  er  vorher 
schon  einmal  sich  ausgesprochen  ^),  „ist  keine  Chimäre.  Der  practische 
Versuch  wurde  glücklich  schon  von  dem  grossen  Tribunen  Lykiu-g 
unternommen. . . .  Der  Jude  Jesus  Christus  verdient  den  Titel  (eines 
ausgezeichneten  Volksmannes)  nur  annäheningsweise,  da  er  die  erste 
Maxime  der  Gleichheit  nur  dunkel  ausgesprochen  mit  den  Worten: 
Liebe  deinen  Nächsten  wie  dich  selbst. . . .  Rousseau  hat  dasselbe 
Princip  am  besten  ausgedrückt  als  er  schrieb:  Damit  die  Gesellschaft 
vollkommen  sei,  ist  es  nöthig,  dass  Jeder  genug  und  Keiner  zuviel 
habe.  Das  ist  das  Ele&ir  des  ganzen  Geselischaftsvertrages."  Ein 
würdiger  Schüler  Babeufs  führte  weiter  aus,  dass  die  sogenannte 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  nur  eine  politische  Täuschung  und  Verfah- 
rung ist^),  und  erklärte,  dass  der  et^te  und  gefährlichste  Einwurf  gegen 
die  thatsächliche  Gleichheit  das  sogenannte  Eigenthumsrecht  sei.  »Das 


1)  Le  Triban  du  Peaple  No.  85. 

2)  Armand  de  la  Mease  im  Journiü  universel  26«  April  1793. 
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Reckt  des fiigenihmns**,  sagte  ein  anderer  Schüler  Babeufs'),  ,48t  der 
bekhgenswertheste  Irrthnm  unserer  Phantasie/*  Dahin  hatte  die  Ent- 
artni^  der  Menschenrechte  geführt ! 

Soldie  Grundsätze  konnten  nur  so  lange  Kraft  und  Bedeutung  Reaction 
haben,  als  jener  Mann  herrschte,  der  sie  zuerst  als  Basis  des  Staats-  Menschen- 
lebens  aufteilte.  Mit  Robespierre  fiel  die  Herrschaft,  die  er  begründet  rechte. 
Ke  farehtbare  Verschwörung  Babeufs  j  die  mehr  als  17,000  Theil- 
D^imer  zählte,  ist  ohne  einen  Flintenschuss  ^on  einigen  Gensdarmen 
Ttfnichtet  worden.  Das  Directorium  war  zur  Herrschaft  gelangt,  die 
TÜden  Elemente  des  Volkes  sanken  in  die  Tiefe  zurück,  aus  der  sie 
piötzlich  emporgestiegen,  Lust  und  Freude,  Vergnügen  und  Seligkeit 
wollten  herrschen.  Aber  es  lebte  dennoch  der  republikanische  Geist, 
lelbeodig  im  Volk  und  seinen  Gesetzgebern.  Und  abermals  fand  man 
äs  Mittel '  seines  Ausdruckes  in  den  Menschenrechten.  Aber  man 
fdite  jetzt  zurückkehren  auf  die  ersten  Absichten  der  Constituante, 
lOD  wollte  die  Republik  mit  dem  Geiät  der  Mässigung  versöhnen. 
»Die  Erklärung  der  Menschenrechte^S  sagte  Boissy  d' Anglas  als  Bericht- 
entatter  der  Constitution  an  in.*),  „ist  kein  Gesetz  und  es  ist  gut, 
dies  za  wiederholen.  Aber  sie  soll  das  Verzeichniss  aller  Grundsätze 
sein,  auf  denen  unsere  Gesellschaft  beruht,  sie  ist  die  nothwendige 
Voirede  aller  freien  und  gerechten  Constitutionen  und  muss  der  Führer 
der  Gesetzgeber  sein."  und  so  erklärt  die  Constitution  denn  auch 
diesdbeo  Menschenrechte,  wie  die  beiden  vorhergegangenen  Verfassungen. 
Nur  jöier  Art.  35  der  Constitution  des  Conventes,  der  die  ewige  Revo- 
hitioD  und  das  willkürliche  Auflehnen  gegen  Recht  und  Gesetz  heiligte, 
woide  yydls  ein  Werk  Robespierre's^'  weggelassen.  Den  Trümmern 
Kiner  Herrschaft  gegenüber,  entgegen  der  Ohnmacht  seiner  einstigen 
Goiossen,  erklärt  jest  diese  Constitution  das  erstemal  den  Begriff  der 
GMdüieit  und  beschränkt  ihn  auf  .die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz. 
jJ)ie  Gleichheit  besteht  darin,  dass  das  Gesetz  dasselbe  ist  für  Jeder- 
inann,  ob  es  belohnt  oder  bestraft."^  Art.  3.  Dies  ist  der  endlich  er- 
worbene sichere  Ausdruck  der  Idee  der  Gleichheit,  wie  ihn  die  neuere 
Zät  begrdfen  lernte  und  bis  in  die  Gegenwart  vertreten  hat. 

Das  erstemal  stellt  nun   auch  eine  Constitution   der  Revolution  Pflichten  d. 
»Aen  die  Rechte  des  Menschen  seine  Pflichten  und  nennt  diese  wie  '*®°*^^®"- 
j^  nicht  mehr  blos  Rechte  des  Menschen  und  Pflichten  desselben, 
sondern  Rechte  und  Pflichten  des  Menschen  und  Bürgers.    Dennoch 
l^D  diese  Pflichten  nicht  den  Werth,  den  man  ihnen  öifters  zuschreibt. 
Bse  Erscheinung  hängt  innig  mit  den  Fortschritten  des  ganzen  Staats- 


1)  ADtonelli:  Oratear  pldb^ien  nor  9. 
S)  C.  N.  5.  Meseidor  an  UI. 
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rechtes  zusammen  und  erst,  wenn  ich  diese  geschildert,  kann  ich  auf 
eine  nähere  Erklärung  derselben  eingehen.  Uebrigens  sind  diese  Pflichten 
gar  keine  positiven  Gesetze,  sondern  Lehren  und  Rathschläge,  gemischt 
mit  Ideen  der  Religion,  nach  denen  der  Mensch  sein  Handeln  einrichten 
soll.  „Die  Erhaltung  der  Gesellschaft  fordert,  dass  jene,  welche  sie 
bilden,  ihre  Pflichten  kennen  und  erfüllen.  Art.  1.  Alle  Pflichten  des 
Menschen  und  Bürgers  kehren  auf  zwei  Grundsätze  zurück,  welche  die 
Natur  in  jedes  Herz  gegraben:  Was  du  nicht  willst  das  dir  geschehe, 
sollst  du  au.h  keinem  Andern  thun,  und  was  du  willst  das  dir  ge- 
schehe, sollst  du  auch  dem  Andern  thun.  Art.  2.  Die  Verpflichtung 
jedes  Mitgliedes  der  Gesellschaft  besteht  darin,  diese  zu  vertheidigen, 
ihr  zu  dienen,  nach  dem  Gesetz  zu  leben  und  jene  zu  achten,  welche 
die  Organe  des  Gesetzes  sind.  Art.  3.  Niemand  ist  ein  guter  Bürger, 
der  kein  guter  Sohn  und  Vater,  kein  braver  Bruder  oder  Freund,  kein 
guter  Gatte  ist.  Art  4.  Keiner  ist  ein  guter  Mensch«  der  nicht  frei 
und  gläubig  die  Gesetze  beobachtet,  Art.  5,  und  der,  der  sie  verletzt, 
setzt  sich  selbst  in  Feindschaft  mit  der  Gesellschaft.  Art;.  6.  Der- 
jenige, der  die  Gesetze  listig  umgeht,  verletzt  die  Interessen  anderer 
und  ist  unwürdig  ihrer  Wohlthat  und  Achtung.  Art.  7.  Jeder  Bürger 
schuldet  dem  Vaterland,  der  Erhaltung  der  Freiheit,  der  Gleichheit  und 
des  Eigenthums  seine  Dienste,  so  oft  das  Gesetz  ihn  dazu  ruft.  Art.  9. 

Abschaffung  ^^^  ^^^^  ^®^  Aufhebung  dieser  Menschenrechte  und  dem  Sturze 
der  der  Constitution  Äes  Jahres  III.  Napoleon  seine  Herrschaft  begrün- 
dete, fand  die  Erklärung  der  Menschenrechte  in  keiner  Constitution 

Menschen-  mehr  Raum  und  es  wäre  eine  solche,  gegenüber  dem  gewaltigen 
rechte,  gertscher,  auch  ganz  unnöthig  gew^esen.  Diesem  gegenüber  gilt  nicht 
mehr  der  Mensch :  der  Bürger  allein  mit  seinem  Staatsbürgerrecht  und 
seiner  Pflicht  als  Staatsmitglied  kann  jetzt  zur  Geltung  kommen. 
Der  Bürger  selbst  aber  steht  dem  neuen  Herrscher  nur  als  Unterthan 
gegenüber.  Da  findet  sich  der  Ausdruck  alles  Rechtes  nur  in  dem 
Willen  des  Herrschers!  In  seiner  Grösse  findet  das  Bürgeithum  seine 
alleinige  persönliche  Gestalt  und  kehrt  in  allen  seinen  Regungen  auf 
die  Thätigkeit  des  Herrschers  zurück.  In  jeder  Einzelherrschaft,  sei 
sie  eine  militairische  Despotie  oder  eine  constitutionelie  Monarchie, 
werden  die  Rechte  und  Pflichten  des  Volkes  ihre  alleinige  Bestinunung 
nach  Form  und  Inhalt  in  den  Pflichten  und  Rechten  des  Herrschers 
finden.  Um  so  mehr  bei  einem  Herrscher,  der  wie  Napoleon  in  seinem 
gewaltigen  Geiste  das  ganze  Leben  seines  Jahrhunderts  concentrirte. 
Das  Wort  der  Constitution  ist  da  nur  ein  Hauch,  der  Herrscher  allein 
ist  der  Staat.  — 
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Das  Bürgerrecht 


Her  Erwerb  des  BArserreehtefl* 

Das  Burgerrecht  war  in  den  alten  und  mittelalterlichen  Staaten  Die  mteren 
die  Basis  für  den  Genuss  aller  Privat-  und  öffentlichen  Rechte.  Erst  .^^""„''^"'^ 
die  neu»«  2^it  brach  mit  diesem  Gedanken.  Die  Nützlichkeit  lehrte 
gerecht  sein,  und  fast  allgemein  war  der  Genuss  der  Privatrechte  nicht 
wtbi  Yom  Bärgerrecht  des  Landes  abhängig.  Immer  aber  unterschied 
naa  swischen  dem  Eingeborenen  und  dem  Fremden  in  Hinblick  auf 
die  politischen  Rechte,  ebenso  wie  man  in  jedem  Staate  nach  dem 
(jcaass  der  Rechte  und  der  Uebung  derselben  zwischen  dem  Einge- 
bofoen  und  dem  Bürger  unterscheidet,  oder  zwischen  dem  blossen 
KitiaDalitäts-Begriff  und  dem  politischen.  Die  politischen  Rechte 
kbca  nicht  vvie  die  Privatrechte  eine  blos  individuelle  Natur,  sie  inter- 
essiren  in  ihrer  Uebung  und  selbst  in  ihrem  Genuss  immer  die  Ge- 
sumntheit  des  Volkes.  Sie  äussern  sich  in  der  Oeffentlichkeit,  und 
in  dies«-  sind  die  Interessen  eines  Volkes  nicht  auf  das  Individuum 
be!>chrankt.  Die  alten  und  modernen  Staaten  haben  mit  Strenge  sie 
mir  dem  Burger  vorbehalten.  Während  der  französischen  Revolution 
allein  hat  man  sich  von  Zeit  zu  Zeit  von  den  Beschränkungen  losge- 
sagt, welche  zwischen  den  Menschen  Unterscheidungen  festsetzen. 
Mit  den  Menschenrechten  und  dem  Begriff  der  allgemeinen  Gleichheit 
fersachte  man  die  Schranken  niederzureissen ,  welche  einerseits  eine 
Nation  von  der  anderen  trennen,  andererseits  inmitten  einer  Nation 
sdbst  Unterschiede  festhalten.  Nach  den  verschiedensten  Gesetzge- 
bmgen,  die  bald  eine  allgemeine,  bald  eine  beschränktere  Gleichheit, 
bald  eine  grossere,  bald  niedere  Freiheit  lehrten,  schuf  erst  die  Gesetz- 
geboi^  Napoleon*s  wieder  eine  feste  Grundlage.  Sie  unterscheidet 
strenge  wieder  das  Privatrecht  von  dem  öffentlichen  Recht  und  setzt 
für  das  erste  das  Maass  in  dem  Code  civil  fest,  und  verweisst  für  das 
xweite  auf  die  Constitution.  »Die  Uebung  der  Privatrechte  ist  unab- 
häi^ig  v(Ni  der  Qualität  als  Bürger,  welche  sich  nur  erwirbt  und  er- 
hält nach  den  constitutionellen  Gesetzen*). 

Es  genfigt  daher  nicht  die  Qualität  Franzose  zu  sein,  um  die  po*  Framose 
litisdien  Rechte  zu  gemessen,  sondern  man  muss  die  Qualität  des  ^^f^,^'^/ 
Borgers  OTworben  haben.    Die  Gesetzgebung  setzt  gewisse  Fähigkeiten    Bürger. 
und  Interessen  dafür  voraus,  und  nur  in  dem  Maasse  derselben  schei- 
den sich  die  Gesetze  der  verschiedenen  Perioden  der  französischen 

•)  C.  dT.  Art  7. 
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Revolution.  Dieses  Maass  hängt  von  der  Zeit  und  ihrer  Gesittung 
von  der  Bildung  und  Erziehung  ab,  und  es  greifen  gerade  in  einem 
wesentlichen  politischen  und  staatsrechtlichen  Begriff  die  Elemente 
desselben  in  die  Sitten  und  Culturgeschichte. 

Allgemein  gilt  der  Satz:  »Jeder  Bürger  in  Frankreich  ist  Fran- 
zose, aber  jeder  Franzose  ist  nicht  immer  auch  Bürger"')»  Darum 
schon  kann  man  die  Beschreibung  der  Erwerbung  des  Bürgerrechtes 
nicht  von  jener  des  Rechtes  Franzose  zu  sein,  abtrennen. 
Erwerbung  Man  wird  Franzose  nach  allen  Gesetzen  der  Revolutionszeit: 
NationliitÄr  Erstens:  durch  Geburt.  Nach  dem  alten  französischen  Recht  war  man 
durch  Franzose,  wenn  man  auf  französicher  Erde  geboren  wurde,  unbekümmert 
ö^b"»"'-  welche  Qualität  die  Eltern  hatten  *).  Die  Constitution  vom  3.  Sep- 
tember 1791,  Tit.  2  Art.  2,  erklärte:  a.  derjenige  ist  französischer 
Bürger,  der  in  Frankreich  von  einem  französischen  Vater  geboren, 
b.  der  in  Frankreich  von  einem  fremden  Vater  geboren  wurde,  welcher 
dauernd  im  Königreich  seinen  Wohnsitz  aufgeschlagen;  c.  wer  im 
fremden  Lande  von  einem  französischen  Vater  geboren,  sich  in  Frank- 
reich aber  etablirt  und  den  ßürgereid  schwur;  d.  endlich  jene,  welche 
im  fremden  Lande  geboren,  und  in  welchem  Grade  immer  von  einem 
Franzosen  oder  einer  Französin  abstammen,  die  einst  auf  Grund  ihrer 
Religion  expatriirt  wurden,  wenn  sie  nach  Frankreich  zurückkehren 
und  den  Bürgereid  schwören.  Diese  Bestimmung  wurde  in  Hinblick 
auf  jene  zahlreichen  wohlhabenden  protestantischen  Familien  gegeben, 
die  nach  der  Aufhebung  des  Edicts  von  Nantes  und  den  Verfolgungen 
Ludwig  XIV.  flüchtig  wurden,  und  deren  Verlust  Frankreich  noch 
schmerzlich  fühlte.  Die  Constitution  des  Jahres  1793  erklärte  wieder 
allgemein:  Jeder  Mensch,  ]^eboTen  und  wohnhaft  in  Frankreich,  ist 
Franzose  und  nach  Vollendung  des  21.  Jahres  auch  französischer 
Bürger.  Art.  4. 

Die  Constitution  des  Directoriums  bestimmt,  dass  jeder  Mensch 
Franzose  ist,  der  in  Frankreich  geboren  und  daselbst  wohnhaft  ist, 
und  französischer  Bürger,  wenn  er  das  21.  Jahr  vollendet,  sich  einge- 
schrieben hat  in  die  Bürgerlisten  seines  Cantons  und  seither  während 
eines  Jahres  ansässig  war  im  Gebiet  der  Republik  und  eine  directe 
Steuer  zahlt.  Art.  8.  Diese  Bfirgerlisten  wurden  durch  diese  Consti- 
tution erst  eingeführt  und  auch  durch  die  Consu^atsconstitution  bei- 
behalten, welche  dieselben  Bedingungen  für  das  Bürgerrecht  mit  Aus- 
nahme der  Forderung  einer  Steuer  aufstellt.  Erst  der  Code  Napoleon 
stellte  festere  Grundsätze  auf  über  das  Recht,  durch  Geburt  Franzose 


1)  Foncart:  Droit  public  et  administratif  Bd.  I.  S.  233. 

2)  Pothier:  des  Persoxmes  Tit  II.  Sect.  1. 


Der  Erwerb  des  BvrgerrechtB.  g3 

and  firanzfisischer  Bürger  zu  werden.  Das  Kind  aas  legitimer  Ehe 
folgt  der  Nationalität  des  Vaters,  Art.  10,  denn  der  Vater  ist  das 
Haupt  der  Familie  und  übt  die  väterliche  Gewalt.  Art.  148.  373. 
Beaospraclien  Vater  und  Matter  ein  Kind,  so  moss  derselbe  Grund- 
satz gelten  ').  Mit  poetischer  Wärme  rechtfertigt  Treilhard  in  seinem 
Bericht  Yor  dem  Corps  legislatif  in  der  Sitzung  vom  6.  Ventose  an  XL 
diese  Entscheidungen  des  Gesetzbuches.  Uebrigens  gelten  für  das 
französische  Bürgerrecht  auch  heute  noch  die  Bestimmungen  der 
Gonstitalion  an  Vm.,  mit  Ausnahme  des  einjährigen  Aufenthalts  und 
der  Eintragung  in  die  Givilliste  ^). 

Man  wird  Franzose  zweitens  durch  Naturalisation.  Ehemals  hatte  Durch  Na- 
sie  statt  durch  die  sogenannten  „lettres  du  prince**,  welche  feierlich  *"'*""**°'*' 
citheilt  and  bei  den  Cours  souveraines  eingetragen  wurden.  Nach  den 
Gesetzen  der  Revolution  erwarb  ein  Fremder  das  Bürgerrecht  durch 
i&EHallang  jener  Bedingungen,  die  die  Gesetze  vorschreiben  und 
auf  die  man  sich  heute  noch  berufen  kann  ').  Das  Gesetz  der  Con- 
stituante vom  30.  April  1790  bestimmt,  dass  alle  Personen,  welche 
«userhalb  des  Reiches  geboren  wurden,  nach  einem  fünQährigen 
Aafmtbait  in  Frankreich,  als  Franzosen  gelten  sollen,  wenn  sie  ein 
vobewegliches  Gut  erworben,  ein  Handelsetablissement  errichtet,  eine 
Französin  geheirathet  oder  von  einer  Stadt  das  Bürgerrecht  erhalten 
iuiben.  Die  Constitution  des  Jahres  1791  fordert  dieselben  Bedin- 
gangen  um  französischer  Bürger  zu  sein,  doch  muss  man  noch  den 
Böigoeid  geleistet  haben.  Tit.  2.  Art.  3  und  5. 

Die  Constitution  des  Jahres  1793  geht  noch  weiter.  Jeder  Fremde 
ist  franzüsischeT  Bürger,  wenn  er  das  21.  Jahr  vollendet  und  seitdem 
ein  Jahr  lang  in  Frankreich  gewohnt  hat,  von  seinem  Erwerbe  lebt, 
ein  ^enthum  erworben,  oder  eine  Französin  geheirathet,  oder  ein 
Kind  adoptirt,  oder  einen  Greis  ernährt.  Art  4.  Die  Constitution  des 
Diiectorinms  schränkt  dieses  Gesetz  wieder  ein.  Der  Fremde  wird 
französischer  Bürger  nachdem  er  das  21.  Jahr  vollendet  und  erklärt 
bat,  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  nehmen,  und  während  7  Jahre 
ununterbrochen  daselbst  residirt,  vorausgesetzt,  dass  er  eine  directe 
Steaer  zahlt,  und  dass  er  ein  Grundeigenthum  besitzt,  oder  ein  Agri- 
cnltnr-  oder  Handelsetablissement  errichtet,  oder  eine  Französin  ge- 
bmthet  hat.  Art.  10.  Diese  wechselnden  und  schwankenden  Be- 
stimmnngen  waren  für  Frankreich  wenig  heilsam.  Sie  öffneten  die 
Tbore  des  Landes  Jedermann,  theils  gegen  die  Erfüllung  anderer  oder 


1)  Demolombe  Cours  de  Code  Napoleon. 

2)  Demolombe  a.  a.  O.  I.  148.    Foncart  a.  a.  0.  I.  182. 

3)  FoQcart  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  237. 
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geringerer  Bedingungeii,  was  bei  dem  Schwanken  der  Gesetze  möglich 
war,  theils  auch  mit  Umgehung  jeder  Bedingung.  Erst  die  Constitution 
an  Vm.  und  das  strenge  Gouvernement  hat  dagegen  eine  genügende 
Schranke  errichtet.  Sie  anerkennt  die  Bestimmungen  der  früheren  Con- 
stitution, doch  verlängert  sie  die  Zeit  auf  10  Jahre,  während  welcher 
man  in  Frankreich  gewohnt  haben  muss.  Nur  das  Staatsoberhaupt 
konnte  nach  einem  Senatus  consulte  vom  18.  October  1802  (26.  Ven- 
demiaire  an  XI.)  die  Zeit  des  Aufenthaltes  für  jene  Männer,  welche  dem 
Staat  hervorragende  Dienste  geleistet,  abkürzen.  Nach  Ablauf  der  10 
Jahre  bedurfte  man  spater  zur  Yollkräftigkeit  der  Naturalisation  die 
Bestätigung  des  Kaisers,  wie  das  Decret  vom  17.  März  1809  bestimmt. 
Diese  Bestimmungen  galten  bis  zum  Jahre  1848,  wo  die  Naturalisation 
wieder  bedeutend  erleichtert  wurde,  so  lang,  bis  abermals  ein  grosser 
Missbrauch  Einschränkungen  nöthig  machte  ^).  Die  naturalisirten 
Franzosen  stehen  den  Eingeborenen  an  Rechten  und  Pflichten  gleich, 
und  nur  wenige  Gesetze  begründen  hier  Ausnahmen. 
Dnreh  Ge-  Man  wird  drittens  Franzose  und  französischer  Bürger  durch  die 
neu  und    Woiiithat  eines  Gesetzes  und  durch  Verleihung.    Nach  der  Constitution 

Verleibnng.  ° 

1791  konnte  die  Executivgewalt  aus  besonderen  Gründen  das  Bürger- 
recht ertheilen,  ohne  jede  andere  Bedingung  als  jener  des  Aufenthalts 
in  Frankreich  und  der  Leistung  des  Bürgereides.  Tit.  2.  Art.  4.  Die 
Assemblee  legislatif  dehnte  diesen  Grundsatz  durch  das  Decret  vom 
26.  August  1792  thatsächlich  viel  weiter  aus,  indem  sie  ohne  jede 
Bedingung  einer  Reihe  ausgezeichneter  Zeitgenossen  das  französische 
Bürgerrecht  ertheilte.  >J[n  Anbetracht,  dass  Menschen,  welche  durch 
ihre  Schriften  und  ihren  Muth  der  Sache  der  Freiheit  gedient  . . .  nicht 
wie  Fremde  betrachtet  werden  können  ...  in  Anbetracht ,  das  «jetzt, 
wo  ein  Convent  das  Geschick  Frankreichs  festsetzen  wird,  vielleicht 
jenes  der  ganzen  Welt  sich  vorbereitet,  geziemt  es  einem  grossherzigen 
und  freien  Volke  alle  Geister  herbeizurufen,  und  ihnen  das  Recht  an- 
zubieten, zum  grossen  Werk  der  Vermmft  beizutragen  ...  und  die 
Nationalversammlung  erklärt  zu  französischen  Bürgern:  H.  Klopstock, 
Th.  Koziusko,  H.  Campe,  Pestalozzi,  Anacharsis  Clootz,  Thomas  Payne, 
Jeremias  Bentham,  Friedrich  Schiller  u.  s.  w."*  ^).  In  Folge  dieses 
Decrets  wurden  bei  der  bald  darnach  erfolgten  Conventswahl  Thomas 
Payne  und  Anacharsis  Clootz,  der  Redner  des  Menschengeschlechtes, 
als  Deputfrte  für  den  Convent  gewählt.    Die  Constitution  des  Convents 


1)  Foucart  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  240. 

2)  Siehe  die  Geschichte  dieses  Decrets  in  meinem  AufsaU:  „8chiller*8 
Bürgerrecht  in  Frankreich^*  in  Oppenheims  deutschen  Jahrbüchern.  Bd.  XU. 
Seite  373.    Berlin,  Gattentag  1864. 
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erkUrt  gleichüalls  jene  Fremden  für  französische  Bürger,  welche  nach 
derEntscfaeidiing  des  Corps  legislatif  als  »sehr  verdient  um  die  Mensch- 
heit" befunden  werden.  Art  4.  Die  Constitution  des  Directorioms 
gewährt  als  Wohlthat  des  Gesetzes  jedem  Franzosen  das  französische 
Büzgerredit,  d^  einen  oder  mehrere  Feldzüge  für  die  Herstellung  der 
Repobük  mitgemacht  hat  Art.  d.  Das  Senatus  consulte  vom  18. 
October  1802  (26.  Yendemiaire  an  XI.)  bestimmte,  dass  jeder  Fremde, 
welcher  dem  Staat  hervorragende  Dienste  geleistet  habe  oder  leisten 
werde,  welcher  eine  Erfindung  oder  eine  nützliche  Industrie  nach 
Frankreich  gebracht,  daselbst  ohne  jede  andere  Bedingung  da's  vollste 
Börgenrecht  erhalte.  Nach  der  Wohlthat  des  Gesetzes  wird  auch  jene 
Fiefflde,  die  einen  Franzosen  heirathet,  französische,  Bürgerin,  und  der 
T«o  Fremden  auf  französischer  Erde  Geborene  ist  nach  dem  Code 
äfil  Art  11  französischer  Bürger,  wenn  er  ein  Jahr  nach  seiner 
Gros^äfarigkeit  dasselbe  reclamirt  »Denn,*^  sagte  lYdlhard  in  seinem 
Sericht,  „man  kann  freilich  nicht  sagen,  dass  ein  solcher  kein  Fremder 
bt,  aber  sem  erster  Blick  sah  die  französische  Erde,  auf  dieser  gast- 
frnindliefa^  Erde  fühlte  er  zum  erstenmal  die  Liebkosungen  der  Mutter, 
die  Eindrücke  seiner  Kindheit  verschwinden  niemals,  durch  sein  ganzes 
Lebeo  hin  ziehen  sich  die  Erinnerungen  seiner  ersten  Spiele,  seiner 
ersten  Freuden  I"" 

Man  wird  endlich  viertens  30ch  französischer  Bürger  durch  die  i>a>-ch  ver- 
Vereinigung  eines  Landes  mit  Frankreich,  und  in  diesem  Fall  wird    **°i*^°' 
man  es  selbst  g^en  seinen  Willen.    Das  französische  Volk  und  die  Landet  mit 
Zahl  seiner  Borger  wuchs  vor  allem  während  der  Revolution  durch  ^'■■"^'*'*®^- 
diesen  Erwerbsgnmd.    Aber  die  Revolution  war  nicht  immer  nach  der 
Eroberung  so  grossherzig,  als  sie  es  vor  derselben  versprach.    Ein 
Decret  vom  1.  October  1795  (9.  Yendemiaire  an  IV.),  welches  einen 
grossen  Theil  Belgiens  annectirte,  ertheilte  den  Einwohnern  von  Li^e, 
Stavelot,  Logne  u.  A.  alle  Rechte  der  französischen  Bürger,  wenn  sie 
die  Bedingungen  det  Constitution  erfüllt  haben  wwden,  Art.  5,  aber 
doi  Einwohnern  jener  ehemals  österreichischen  Rheinbesitzungen  wur- 
doi  nur  jene  Rechte  gewährt,  welche  die  Fremden  in  Frankreich  ge- 
messen, Art  6. 

Dieses  Erwerbsrecht  für  die.  Bürger qualität,  wie  es  der  Krieg  ge- 
schaffen hat,  wurde  auch  durch  den  Krieg  wieder  aufgehoben  und  mit 
den  Verträgen  von  1814  und  1815  erloschen  die  meisten  dieser  so  er- 
worbenen Bürgerrechte.  Jene  französischen  Unterthanen,  welche  nach 
dieser  Zeit  in  das  Innere  des  französischen  Landes  wanderten,  behielten 
ihr  Bürgerrecht.  Am  14.  October  1814  erliess  die  Restauration  ein 
l^ecret,  welches  ihre  Stellung  dahin  ordnete,  dass  jene,  welche  seit 
öffem  21,  Jahre  schon  10  Jahre  vom  Tage  des  Decrets  an  in  Frankreich 
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gelebt  haben,  als  französische  Bürger  angesehen  werden,  wenn  sie  in 
drei  Monaten  die  Erklärang  darüber  abgeben.  Jene,  die  noch  nicht 
10  Jahre  daselbst  gelebt  haben,  können  nach  Ablauf  derselben  auch 
ihren  Willen  erklären,  welcher  ihnen  dann  das  volle  Bürgerrecht  erwirkt*). 


Der  Verlast  und  uriederernrerb  des  BArfferreeiite. 

Aiigom.  Alle  Constitutionen  der  Revolutionszeit  waren  über  die  Gründe, 

Gnindeatz.  ^gi^jj^ß  einen  Verlust  des  Bürgerrechts  nach  sich  ziehen,  vollkommen 
einig,  und  dieselben  gingen  zum  grössten  Theil  so  streng  aus  dem 
Staatsbegriff  hervor,  dass  auch  die  spätere  Zeit  von  ihnen  sich  nicht 
lossagen  konnte.  Der  Staat  ist  kein  willkürlicher  Begriff,  in  dem  der 
Mensch  nach  Belieben  leben,  die  Rechte,  die  er  gewährt,  gemessen,  die 
er  auferlegt,  erfüllen  oder  unerfüllt  lassen  kann.  Weil  der  Staat  Rechte 
gewälu*t,  die  das  persönbche  Leben  gestalten  und  erhalten,  darum 
knüpft  er  den  Genuss  derselben  an  eine  Reihe  von  Bedingungen,  nach 
deren  Erfüllung  man  allein  die  Qualität  einer  Nation  und  jene  des 
Bürgers  derselben  erlangen  kann.  Weil  der  Staat  Pflichten  auferlegt, 
darum  kann  sich  Niemand  willkürlich  der  Mitgliedschaft  in  demselben 
entäussern,  und  mau  verliert  die  Qualität  einer  Nation  und  das  Bürger- 
recht in  derselben  nur  nach  festgesetzten  Bestimmungen.  £ben  so 
wenig  aber  können  auch  die  Rechte,  die^  der  Staat  gewährt,  Jemanden 
willkürlich  entzogen  oder  deren  Genuss  vorenthalten  werden.  Nur  die 
Constitution  des  Directoriums  weist  darauf  ausdrücklich  hin  und  er- 
klärt Tit.  II.  Art.  18:  »die  Uebung  der  Bürgerrechte  geht  nur  verloren 
oder  wird  nur  suspendirt  in  den  von  dem  Gesetz  ausdrücklich  vorge- 
sehenen Gründen.''  Allgemein  galt  für  Frankreich  der  Satz,  dass  mit 
dem  Verlust  des  Franzosenthums  auch  der  Verlust  des  französischen 
Bürgerrechts  verbunden  ist,  oder  mit  der  nationalen  Qualität  auch  die 
politische  verloren  geht. 
Verlast  Müu  vcrlicrt  das  französische  Bürgerrecht  erstens  durch  Naturali- 

dc8  Bürger,  gatiou  iu  einem  anderen  Lande.    Die  Constitution  1791  Art.  6  No.  1, 

rechts  dnrch  ,         ^  *  i         t-w.  • 

Nataraii-  jene  dcs  Couveuts  Art.  5,  des  Directonums  Art.  12  No.  1  und  des 
sation.  Consulats  Art.  4  nehmen  diesen  Grundsatz  in  sich  auf.  Man  verliert 
dadurch  die  nationale  Qualität  und  jene  eines  Büj^ers.  Es  war  nicht 
mehr  wie  im  alten  Rechte  ein  Verlust  seines  Vermögens  damit  ver- 
bunden, doch  fordern  die  späteren  Gesetze,  ein  kaiserliches  Beeret 
vom  26.  August  1811,  die  Bewilligung  des  Kaisers,  widrigenfalls  man 
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TOD  schweren  Strafen  getroffen  werden  soll  ').  Jeder  naturalisirte 
Franzose  kann  seine  Rechte  im  Vaterlande  wieder  gewinnen,  wenn  er 
mit  Bewiliigong  des  Gouvernements  zurückkehrt  und  erklärt,  allen 
Rechten,  die  dem  französischen  Recht  entgegenstehen,  zu  entsagen. 
Cde  dvil  Art  18.  Man  kann  hierher  auch  die  Bestimmung  des 
Code  dvil  Art.  17  rechnen,  wonach  man  das  französische  Bürger- 
recht verliert,  wenn  man  in  der  Fremde  ein  Etablissement  errichtet, 
ohne  Aussicht  auf  eine  Rückkehr  in  die  Heimath.  Man  verliert  zweitens  Durch 
das  französische  Bürgerrecht  durch  den  Eintritt  in  einen  fremden  f^'°^^"u^° 
Adelsorden  oder  andere  Verbindungen,  welche  den  Beweis  eines  Ge-  dische  ver- 
barts-  oder  Religionsunterschiedes  erfordern.  Die  Constitutionen  haben  ^*°^'*"&«^- 
in  den  angegebenen  Artikeln  diese  Bestimmung  aufgenommen,  nach- 
dem die  französischen  Gesetze  den  Adel  abgeschafft,  die  Mönchs-  und 
Kkstergelübde  verboten  hatten.  Als  Napoleon  den  Adel  wieder  her- 
stellte, erklärte  das  Senatus  consulte  vom  30.  März  1806  diese  Be- 
^timmong  da*  Constitution  für  aufgehoben.  Erst  die  Constitution  der 
französischen  Republik  des  Jahres  1848  setzte  dieselbe  wiedet  in  Kraft, 
bis  sie  abermals  vom  zweiten  Kaiserreich  unterdrückt  wurde  ^).  Der 
Code  civil  nennt  als  ähnliche  Verlustgründe  für  die  nationale  Qualität 
die  Annahme  einer  Wurde  oder  Function,  oder  eines  Militairdienstes 
in  einem  fremden  Staate,  wenn  es  ohne  Erlaubniss  des  Gouveme- 
mentd  geschieht  Art.  12.  Die  Constitution  des  Consulats  erklärt 
Art  4,  dass  man  das  französische  Bürgerrecht  durch  Annahme  einer 
Function  im  fremden  Lande  oder  einer  Pension  in  demselben  verliert. 
Voraasgesetzt  aber,  dass  dies  mit  BewilDgung  des  Gouvernements  ge- 
%Mien,  verliert  man  dann  im  Vergleich  mit  der  Bestimmung  des 
Code  civil  nicht  die  nationale  Qualität.  Eine  Person  aber,  die  in  der 
Fremde  Militairdienste  geleistet,  kann  ohne  Erlaubniss  des  Gouverne- 
ments nidit  nach  Frankreich  zurückkehren,  und  muss  immer  wie  ein 
Fremder  die  Qualität  eines  französischen  Bürgers  wieder  erwerben. 
Code  civil  Art.  21.  Man  verliert  drittens  das  französische  Bürger- 
recht in  Folge  einer  Verurtheilung.  Die  Constitution  1791  erklärt:  in  Durch  ver- 
Folge  dner  Verurtheilung  zu  einer  Strafe,  welche  die  bürgerliche  De-  '^rthciiung.. 
padaiion  nach  sich  zieht,  so  lange  als  der  Verurtheilte  nicht  rehabili- 
tirt  ist,  und  durch  ein  Contumaz-Urtheil ,  wenn  dies  nicht  aufgehoben 
werden  kaim.  Art  6  No.  2  und  3.  Nach  dem  Code  penal  vom  25. 
September  bis  6.  Octob^  1791  ist  der  Verlust  des  Bürgerrechts  eine 
Criminalstrafe,  Tit  L  Art,  1,  welche  von  dem  Sitz  des  Tribunals  auf 
dem  öffentlichen  Platz  von  dem  Greffier  des  verurtheilenden  Tribunals 
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ausgesprochen  wurde  mit  der  Form:  dein  Land  hat  dich  einer  infa- 
mirenden  Handlung  fiberwiesen  erkannt.  Das  Gesetz  und  das  Gericht 
entziehen  dir  die  Qualität  des  französischen  Bürgers.  Tit.  L  Art.  31. 
Ein  so  Yerurtheilter  wurde  durch  zwei  Stunden  ausgestellt  mit  einer 
Tafel,  auf  der  sein  Name,  sein  Verbrechen  u.  s.  w.  geschrieben  war. 
Der  Verlust  des  Burgerrechts  konnte  im  Fall  der  Wiederholung  eines 
Verbrechens  als  Strafverschärfung  verhängt  werden.  Tit.  IL  Art.  1  u.  2. 
Die  Constitution  des  Gonvents  Art.  5,  und  jene  des  Directoriums  Art  12 
No.  4.  nehmen  dieselbe  Bestimmung  in  sich  auf,  ebenso  wie  die  Con- 
stitution an  Vm.  Art.  4.  Da  der  Code  civil  keine  Erwähnung  davon 
macht,  so  verliert  man  aus  einem  solchen  Grunde  noch  nicht  die 
Qualität  der  Nationalität.  Erst  im  Jahre  1830  erhoben  sich  Zweifel 
über  die  Rechtskräftigkeit  dieser  Bestimmung  der  Constitution  an  Vm., 
und  man  wollte  in  die  Constitution  1830  eine  neue  Bestimmung  über 
den  „Etat  des  Citoyens**  aufgenommen  haben.  Dennoch  aber  blieb  es 
beim  Alten.  Der  Code  penal  Art.  28  ist  formell  in  dieser  Beziehung 
und  hat  nichts  an  den  Bestimmungen  der  Constitution  geändert*). 
Nach  ihm  ist  der  Verlust  des  Bürgerrechtes  eine  Hauptstrafe  Art.  S 
und  34,  und  bildet  den  directen  Gegenstand  der  Verurtheilung,  oder 
er  ist  eine  gesetzliche  Folge  und  folgt  einer  V«rurtheilung  nach,  und 
ist  entweder  zeitlich  oder  dauernd,  unbeschadet  des  Falls  der  Rehabi- 
litation Art.  9,  42  und  43,  oder  er  umfasst  nur  den  blossen  Verlust 
einzelner  Bürgerrechte,  wie  des  Wahlrechts  und  der  Wählbarkeit,  des 
Waffentragens,  Zeugenschaft  abzulegen,  Geschworener  zu  sein  u.  s.  w. 
Der  Wiedergenuss  der  bürgerlichen  Rechte  tritt  aber  in  diesen  Fällen 
nicht  mit  dem  Ablauf  der  Strafe  ein,  sondern  kann  nur  durch  Rehabi- 
litation erworben  werden.  Code  instr.  crim.  Art  619  u.  ff. 
Zeitlich«  Die  Constitution  des  Durectoriums   allein   fOhrt   eine  Reihe  von 

verinit-  Gründen  auf,  aus  welchen  man  für  mige  Zeit  von  der  Uebung  seiner 
Bürgerrechte  ausgeschlossen  werden  kann,  Tit.  EL.  Art  13:  1.  durch  ge- 
richtliches Verbot  wegen  W^ahnsinn  oder  Blödsinn,  2.  durch  den  Stand 
der  Zahlungsunfähigkeit,  in  der  Person  des  Schuldners  sowohl  als  seiner 
Erben,  3.  durch  den  Stand  der  Anklage  und  einer  Verurtheilung  in 
Contumaz,  so  lange  diese  nicht  aufgehoben  werden  kann.  Auss^dem 
haben  die  Stürme  der  inneren  Revolution,  die  Rebellion  in  der  Vendee 
unter  der  Herrschaft  des  Directoriums  einige  vorübergehende  aber  in 
ihrer  Schärfe  bedeutende  gesetzliche  Bestimmungen  erzeugt,  welche 
Alle  des  Bürgerrechts  verlustig  erklären,  die  an  den  Rebellionen  Theil 
nehmen,  die  die  republikanische  Regierung  umstürzen  und  ihr  eine 
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fremde  Macht  entgegen  zu  stellen  versuchen.    Decret  vom  23.  Februar 
im  (5.  Vcntose  an  VI.) 

Allgemein  gilt  för  das  Yerhältniss  der  Nationalität  zur  Bürger- 
qoalltit  for  den  Fall  der  Wiedererwerbung  der  Grundsatz,  dass  man 
sein  Bfirgeirecht  wieder  gewinnt,  wenn  man  seine  Nationalität  wieder 
gönnen.    Code  civil  Art  18. 


Bei  allen  Nationen  deren  Charakter  leicht  erregbar,  deren  Gesin-  !>»•  Em»n. 
uBg  wankend  und  veränderlich,  die  Phantasie  glühend  und  lebendig '  p'^aen.*^' 
ist,  imd  in  Zeiten,  denen  die  menschliche  Leidenschaft  zumeist  Gesetze 
liktirt,  spielen  die  Frauen  stets  eine  hervorragende  Rolle.  Mitten  unter 
^dien  Völkern  werden  sie  überwiegend  der  Ausdruck  der  Schwächen 
des  nationalen  Charakters,  mitten  in  solchen  Zeiten  sind  sie  die  Träger 
der  höchsten  Leidenschaft,  werden  leider  zumeist  der  grellste  Ausdruck 
der  Ausschreitungen  und  der  Ausschweifung.  Nur  in  solchen  Zeiten, 
nie  in  den  Tagen  des  Friedens  und  der  Ruhe  des  bürgerlichen  Lebens, 
eitdoen  die  Rufe  nach  der  sogenannten  Emancipation  des  Weibes, 
der  Gleichberechtigung  und*  der  politischen  Rechtsfähigkeit.  Die  For- 
derungen werden  durch  einen  dehnbaren  Begriff  oder  die  feilschen 
Aofusongen  eines  Gedankens  erzeugt,  entwickeln  sich  demgemäss  in 
der  verkehrtesten  Art  und  Weise  und  enden  in  sittlicher  Zerrüttung 
des  Geschlechtes  oder  in  Lächerlichkeiten.  Selten  nimmt  im  gesell- 
schaftlichen Leben  oder  in  der  nationalen  Geschichte  eines  Volkes  das 
Weib  dnen  so  grossen  Raum  ein,  als  in  dem  Leben  und  der  Geschichte 
des  französischen.  Es  war  natürlich,  dass  in  dem  Augenblicke  einer 
allgemeinen  und  furchtbaren  Erschütterung  des  Staates,  wie  in  den 
Tagen  und  Jahren  der  französischen  Revolution,  dieses  Element  des 
Lebens  und  der  Geschichte  Frankreichs  desto  schärfer  hervortrat. 
Weiber  waren  es,  welche  zumeist  dem  Bastülensturm  zujubelten  und  die 
mit  wildem  Feuer  die  Seelen  der  Strassenkämpfer  entflammten.  Weiber 
Uideten  zumeist  jenen  drohenden  Petitionssturm  nach  Versailles,  Wei- 
ber waren  es,  die  Marat,  den  Freund  des  Volkes,  krönten  und  seinem 
TriompfiEuge  nach  dem  Convent  folgten.  Die  Damen  der  Halle  waren 
fö.  welche  zuerst  vor  der  Constituante  erschienen  und  sie  beglück- 
wünschten ob  der  herrlich  begonnenen  Revolution  und  damit  den  Segen 
för  das  neue  Jahr  erbaten*).    Es  war  ein  Weib,  welches  herabgestürzt 
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von  der  Höhe  eines  glänzenden  Thrones  und  schmachtend  im  Elend 
des  Kerkers,  dennoch  Bedeutung  genug  hatte,  ein  ganzes  Volk  zur 
blinden  Wuth  zu  reizen,  die  Gesetzgebung  dieses  Volkes  zu  einem 
Verbrechen  zu  drängen.  Man  hatte  den  alten  Gott  verleugnet  und 
von  seinem  Altar  vertrieben  und  hielt  ein  schönes  Weib  für  mächtig 
genug,  dem  Volke  allein  Glaube  und  Religion  zu  sein.  Ein  Weib, 
nicht  schön  aber  reich  an  Geist  und  Verstand,  nicht  sittenrein  aber 
verwegen  in  That  und  Gedanken,  war  die  Seele  einer  grossen  und 
mächtigen  Partei,  die  Frankreich  in  eine  Republik  umgestaltete  und  gegen 
Europa  .  den  Krieg  begann.  Als  die  Girondisten  im  Kampf  gegen 
Robespierre  erlagen  und  Madame  Roland  im  Kerker  lag,  da  ahnte 
dieses  merkwürdige  Weib,  dass  eine  Zeit  kommen  könne,  in  der  man 
sie  strenge  richten  wird.  In  dem  Buche,  das  sie  im  Gefängniss  schrieb, 
den  Appel  ä  Timpartiale  Posterite*),  suchte  sie  vor  dem  kommenden 
Geschlecht  ihr  Andenken  rein  zu  erhalten.  Aber  wenn  man  diese 
Blätter  liesst  und  besonders  jene  dem  zw^eiten  Theil*)  angehängten 
Briefe,  die  mit  mehr  Unmittelbarkeit  geschrieben  worden,  so  schreckt 
man  zurück  voTvdem  Ausdruck  und  den  Ideen,  welche  hier  ein  Weib 
sich  erlaubt.  Wir  können  diese  Gestalt  bewundern,  aber  wir  wanken 
in  unserer  Liebe  zu  ihr,  ebenso  wie  bei  jenem  Weibe,  das  ans  dem 
Frieden  ihres  Hauses  auszieht,  mit  kaltem  Muthe  sich  ein  Schlächter- 
Messer  kauft,  mit  List  und  Lüge  sich  in  das  Zimmer  des  gefürchteten 
Volkstribunen  schleicht,  um  ihn  zu  ermorden.  Wir  bewundern,  dass 
Rosa  Bouillon  an  der  Seite  ihres  Gatten  in  der  Revolutionsarmee  so 
lange  känipfte,  bis  er  in  einer  Schlacht  gefeilen  war,  aber  mehr  be- 
wundern wir,  dass  sie  dann  ihren  Abschied  nahm,  um  ihren  Kindern 
die  Sorge  zu  weihen,  die  sie  ihnen  als  Mutter  schuldet  ^).  So  bewun- 
dem und  lieben  wir  auch  die  Mutter  Goriolans,  aber  die  Roland,  eine 
Charlotte  Corday  ist  unserm  Herzen  fremd  und  der  Theatereffeet ,  der 
beide  umgiebt,  schreckt  uns  kalt  zurück.  Lamartine  nennt  diese  einen 
Engel  des  Verbrechens ,  mancher  Geschichtsschreiber  umgab  jene  mit 
kühner  Poesie,  aber  keiner  vermag  es,  die  Wahrheit  gänzlich  zu  ver- 
wischen und  der  Gerechtigkeit  des  Urtheils  die  Augen  zu  schliessen. 
Das  Schaffot  war  ihre  Bildsäule  und  machte  allein  sie  zu  Heiligen 
und  nur  eine  Rechtfertigung  dieser  Erscheinungen  im  Leben  giebt  es, 
und  diese  liegt  in  den  Stürmen  und  der  Zerrüttung  der  Zeit.  Aus 
diesen  nur  gingen  Worte  und  Thaten  hervor,  nicht  aus  der  Seele  des 
Weibes.    Mitten  in  der  Zeit,   welche  diese  Ereignisse  bewegten  und 
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erstaunten,  entwickelte  sich  ein  Rechtsgedanke,  der  einen  zu  kräftigen 
Ausdruck  gefunden  hat,  als  dass  er  in  einer  Geschichte  der  Revolution, 
welche  Recht  und  Gesetz  derselben  entwickeln  will,  nicht  auch  einen 
Platz  finden  sollte. 

Als  Ludwig  XVI.  in  dem  Emberufungsdecret  der  Etats  generaux  Ansprüehe 
xogleich  alle  WahlkOrper  auff<Mrderte,  ihre  Beschwerden  vorzubereiten ''^'^  ^"*"°°" 
Qod  den  Abgeordneten  zur  Berathung  mitzugeben,  da  verfassten  auch 
die  Frauen  des  Tiers  Etat  eine  Petitionsschrift  an  ihn*),  in  der  sie 
begehrten,  „um  alle  Uebel  abzustellen^,  dass  nicht  mehr  die  Männer 
allein  und  unter  keinem  Yorwande  jene  Gewerbe  üben  dürfen,  welche 
wie  Nahen,  Strick^i,  Modearbeiten  u.  s.  w.  die  Apanagen  der  Frauen 
sind;    sie  begehrten ^  „dass  die  Güte  des  Königs  ihnen  die  Mittel  ge- 
vihie,  durch  welche  sie  die  Talente,  niit  denen  die  Natur  sie  ausge- 
rastet, geltend  machen  können;  sie  begehrten  Aufklärung  und  Zulässig- 
kcü  za  den  Aemtem,  „nicht  um  die  Autorität  des  Mannes  zu  usurpiren, 
sondern  ran  mehr  geachtet  zu  sein  und  die  Mittel  zu  haben,  leben  zu 
können  an  dem  Rande  des  Unglücks/'    Diese  Forderungen  waren  ge- 
mässigt und  hatten  zum  Theil  alle  Gerechtigkeit  für  sich,  da  sie  sich        • 
auf  das  Begehren  nach  Arbeit  und  Bildung  stützten.    Durch  die  Ge- 
werbefreiheit,  welche  die  Constituante  später  erklärte,  wurde  auch  ein 
Thttl  der  Bittschrift  erf&Ut    Für  die  E^iehung  und  Bildung  des  Weibes 
aber  schuf  die  Revolution  in  ihrer  ganzen  Dauer  kein  Rettungsmittel, 
ja  nicht  einmal  einen  befruchtenden  Gedanken.    Den  politischen  For- 
derungen der  FVauen  aber  Gehör  zu  geben,  blieb  sie  in  klarer  Erkennt- 
niss  der  Natur  unersdiütterlich  und  getreu  dem  Recht,  das  diese  gesetzt. 
hl  d^  Wahlgesetz  zu  den  Etats  generaux  selbst  erklärte  der  König, 
dass  Frauen,  welche  einen  Lehenbesitz  haben,  nur  durch  Vertretung  bei 
d»  Wahlen  mitwii'ken  können.    Daran  knüpft  sich  nun  abermals  eine 
Besdiwerde  der  Frauen,  welche  der  Nationalversammlung  überreicht 
wurde ')  und  die  das  Wahl-  und  Deputirtenrecht  auch  für  das  weib- 
liche Geschlecht  in  Anspruch  nimmt.    „Die  Znlässigkeit  der  Frauen 
n  den  Etats  generaux,  wird  man  sagen,  ist  die  Anmaassung  einer  un- 
begr^flichen  Lächerlichkeit    Die  Devise  der  Frauen,  heisst  es  immer, 
ist:  Arbeiten,  gehorchen  und  schweigen.    Man  wird  sagen,  dass  alles 
was  möglich  auch  schon  geschehen  ist,  das  ist,  sich  bei  den  Etats 
durch  Procuration  vertreten  zu  lassen.    Aber  man  kann  darauf  antwor- 
ten, dass  ein  Adliger  keinen  Rotourier,  noch  dieser  einen  Adligen  ver- 
tretoi  kann,  weshalb  nie  ein  Mann  eine  Frau  zu  repräsentiren  im 
Stande  ist,  da  die  Stellvertreter  immer  dasselbe  Interesse  haben  müssen, 


1)  Petition  des  femmes  du  Tiwrs  Etat  au  Roi  1789. 

2)  Cahien  des  Dol^ances  et  Reclamatlons  des  femmes  1789. 
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wie  jene  die  sie  vertreten,  die  Frauen  dahar  nur  durch  Frauen  vertreten 
werden  können."  und  als  die  Assemblee  die  Gleichheit  der  Menschen 
in  den  Menschenrechten  mit  sokher  Begeisterung  verkündet  hatte,  da 
begehrten  die  Frauen  in  einer  neuen  Bitt-  und  Beschwerdeschrift  die 
vollkommene  Gleichstellung  mit  den  Männern*).  „Oeffnet,  öfifaet  doch 
das  grosse  Buch  der  Zeit",  heisst  es  daselbst,  »und  sehet  was  zu  allen 
Zeiten  so  viele  grosse  Frauen  gemacht  haben,  sie,  die  Ehre  ihres  Lan> 
des,  der  Stolz  ihres  Geschlechtes  und  richtet,  ob  wir  nicht  dasselbe 
leisten  können,  wenn  eure  blinden  Voraussetzungen,  eure  Männeraristo- 
cratie  nicht  unseren  Muth,  unsere  Weisheit  und  unsere  Talente  in 
Ketten  legt."  Und  daran  schliesst  sich  ein  Gesetzentwurf,  der  begehrt: 
Abschaffung  aller  Privilegien  des  männlichen  Geschlechts  in  ganz 
Frankreich  und  für  immer;  Herstellung  derselben  Freiheit,  derselben 
Vorrechte,  derselben  Ehren  für  das  Weib  wie  für  den  Mann.  Aus  der 
Grammatik  selbst  soll  die  Unterscheidung  des  männlichen  Geschlechts 
gestrichen  und  jene  „das  schöne  Geschlecht  so  beschimpfende  Form", 
dass  die  Frau  durch  ihren  Mann  autorisirt  werde,  aus  den  Gerichts- 
•  acten  weggelassen  werden,  die  Frauen  sollen  für  die  Volksvertretung 
wählbar,  zu  allen  Civil-  und  Militairämtern  zugelassen  werden.  Und 
bald  nach  der  Constitution  des  Jahres  1791,  welche  die  Menschenrechte 
an  die  Spitze  der  Grundrechte  stellt,  begehrt  eine  Schrift  der  glühendsten 
Wortfuhrerinnen  der  Frauenrechte  und  Heldin  der  Revolution,  Olympe 
de  Gouges,  eine  „Declaration  des  droits  de  la  femme" :  das  Weib  wird 
gleich  dem  Mann  an  Rechten  geboren  und  bleibt  es.  Das  Ziel  der 
politischen  Gesellschaft  ist  die  Erhaltung  der  natürlichen  und  unver* 
äusserlichen  Rechte  des  Weibes  und  des  Mannes:  Diese  Rechte  sind, 
Freiheit,  Wohlstand,  Sicherheit  und  vor  allen  der  Widerstand  ge- 
gen Unterdrückimg. ...  Die  Frau  hat  das  Recht,  auf  das  Schaffot 
zu  steigen,  sie  hat  in  gleicher  Weise  auch  das  Recht,  die  Rednerbühne 
zu  betreten.  Die  Frau  trägt  bei  zu  den  Steuern,  sie  kann  wie  der 
Mann  Rechenschaft  über  deren  Verwendung  fordern  u.  s.  w.  Am 
6.  März  1792  reichten  die  Frauen  eine  Petition  bei  der  Nationalver- 
sammlung ein,  in  der  sie  baten,  Piken  tragen  und  auf  dem.Marsfeid 
militairische  Uebungen  abhalten  zu  dürfen'), 
atozifche  Je  weiter  die  Revolution  fortschritt,  desto  höher  gingen  die  Wogen 

^Vrirde-  *"^^  dieser  geistigen  Bewegung.     Die  Pressfreiheit   hatte   auch  die 
rangen.    Fraueu  in  den  Journalismus  gedrängt  und  mit  diesen  in  die  politischen 
Kämpfe  der  Schriftsteller.   Zuerst  vertrat  das  »Journal  des  Dames"  oder 
„Le  veritable  ami  de  la  Reine^^  die  Interessen  eines  Theiles  der  Frauen. 


1)  Requdte  des  dames  k  rassembl^e  nationale.  1791. 

2)  Bachez  et  Boas  Bd.  XIII.  426. 
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Dieser  Zeitiiiig  folgte  der  allgemein  gehaltene  „Observateur  feminin^. 
Das  freie  Yersamminngsrecht  erzeugte  neben  den  Clubs  der  Männer, 
die  Clubs  der  Frauen  >).    Aus  dem  Jacobinerclub  gingen  die  Jacobi- 
nerinnen   hervor,  die  sich  dann  in  der  Societe  fraternelle  zusammen- 
fiDdeii.     Rosa  Lacombe  hatte  die  Gesellschaft  der  republikanischen 
und  revolationairen  Frauen  gegründet,  und  in  der  „Societe  fraternelle 
de  denx  sexes**  ward  zum  erstenmal  die  Vei^söhnung  beider  Geschlechter 
rar  Darstellung  gebracht    Man  sandte  sich  Deputationen,  theilte  sich 
Ton    Club  zu  Club  die  Beschlüsse  mit,  und  als  eine  andere  Heldin 
der  Rerolntion,  Theroigne,  nach  ihrer  Verbannung  im  Februar    1792 
uaeh  Paris  zurückkam,  empfing  sie  Manuel  bei  den  Jacobinern  und 
bot  ,»der  ersten  Amazone  der  Freiheit"  den  Sitz  auf  dem  Präsidenten- 
wahl an  ^y  Mehrere  Journale  vertraten  in  vollem  Ernste  die  politischen 
R^te  der  Frauen,  Gondorcet  selbst  trat  für  sie  in  die  Schranken  und 
figrtliadigte  auch  die  äussersten  Forderungen.    Die  Frage,  welche  die 
Zeit  in  dieser  Richtung  beschäftigte,  war  so  auf  ihrem  Höbepunkt  an- 
gelangt. Denn  nicht  in  dem  Toben  der  Leidenschaft,  sondern  im  ruhigen 
Ernst  des  Gedankens,  der  mit  Festigkeit  begründen  will,  was  er  als 
Ziel  sich  gesetzt,  muss  man  ihn  suchen.    Zuerst  in  der  Sittenstrenge 
der  Republikaner  der  Schreckenszeit  machte  sich  die  Reaction  gegen 
die  Bestrebungen  geltend,   die  sich  endlich  in  der  Genusssucht  und 
Zägellosigkeit  der  Periode  des  Directoriums  verlief.    St.  Just  suchte 
in  sänen  »Institutions  republicains''  den  Frauen^)  eine  reine,  sittliche 
Stellung  zu  geben,  aber  es  fällt  ihm  nicht  ein,  für  politische  Rechte 
des  Weibes  in  die  Schranken  zu  treten.    Das  Recht  der  Liebe  ist  ihm 
bei  der  Frau  das  Höchste,  und  Mann  und  Frau,  die  sich  lieben,  gelten 
far  ihn  als  Gatten.    Durch  die  Zärtlichkeit  allein   und  nicht  durch 
einen  Gerichtsact  verbindet  sich  das  Weib  dem  Manne.    Wer  ein  Weib 
sddägt,  wird  verbannt,  eine  Frau  darf  niemals  beschimpft  werden." 

Das  war  der  Ausdruck  jener  strengen  Sittlichkeitsgrundsätze,  auf   neaction 
denoi  Robespierre  und  St.  Just  einen  neuen  Staat  aufbauen  wollten,    £**^„^*® 
Je  consequenter  der  Mann  um  eine  republikanische  Freiheit  kämpft,  pation  der 
d«to  strenger  wird  er  das  Weib  auf  seine  Natur  einschränken.    Tugend    *'"^«"- 
imd  Sittlichkeit  war  das  Princip  jener  Republik,  die  sie  dachten;  wo 
soU  sie  herrschen,   wenn  das  Weib   sie  nicht  als  höchstes  Recht  in 
Anspruch  nimmt,  als  heiligste  Pflicht  übt    Unter  ihrer  Herrschaft 
denn  ward  auch  zuerst  dem  entsittlichenden  Treiben  ein  Ende  gemacht, 
hl  der  Sitzung  vom  31.  October  1793  (9.  Brumair^  an  II.),  schilderte 


1)  Lairtallier  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  189  u.  ff. 

2)  Baches  et  Rodx  Bd.  XIII.  259. 

3)  Baches  et  Roux  Bd.  XXXV.  269  a.  ff. 
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Amar,  als  Berichterstatter  des  Comites  der  allgemeinen  Sicherheit,  das 
Treiben  der  Frauen.  Durch  die  Strassen  zogen  6000  Mitglieder  der 
Gesellschaft  der  revolutionairen  Frauen  und  wollten  andere  Frauen 
zwingen,  Hosen  anzuziehen  und  das  Costüm  anzunehmen,  das  sie 
selbst  trugen.  Die  meisten  aber  erklärten,  ein  Costüm  nicht  zu  tragen, 
welches  sie  ehrten,  aber  welches  den  Männern  vorbehalten  bleiben 
müsse.  „Nein",  sagt  Amar,  „die  Frauen  sind  nicht  fähig  die  Rechte  des 
Mannes  zu  üben,  ihr  Beruf  ist,  die  Sittlichkeit  zu  erhalten,  denn  ohne 
Sitte  kann  keine  Republik  bestehen."  Das  Decret,  welches  er  vorlegte, 
ward  angenommen  und  zuerst  das  Versammlungsrecht  der  Frauen 
aufgehoben,  alle  Frauenclubs  geschlossen  und  für  die  Zukunft  ver- 
boten. Unter  Führung  ihrer  Präsidentin,  Rosa  Lacombe,  stürmte 
der  revolutionaire  Frauenclub  die  Comune  und  begehrte  Einlass  zu 
der  Sitzung  des  Conseil  general.  Da  empfing  sie  der  Generalpro- 
curator  Chaumette  und  donnerte  ihnen  ihre  Rechte  entgegen,  wie 
sie  die  Natur  in  das  ewige  Gesetzbuch  der  Menschheit  geschrieben. 
„Seit  wann  ist  es  den  Frauen  erlaubt  ihr  Geschlecht  zu  verleugnen 
und  sich  zu  Männern  zu  machen?  Seit  wann  ist  es  Gebrauch  zu 
sehen,  dass  die  Frauen  die  fromme  Sorge  ihres  Haushalts  opfern,  die 
Wiege  ihrer  Kinder,  um  auf  die  öffentlichen  Plätze  zu  eilen,  die  Tri- 
bünen zu  besteigen,  in  die  Reihen  der  Armee  zu  dringen  und  jene 
Pflichten  erfüllen  zu  wollen,  welche  die  Natur  allein  für  den  Mann 
festgesetzt  hat .  . .  Hat  denn  uns  die  Natur  Brüste  gegeben,  um  unsere 
Kinder  zu  säugen?...  NeinI  Sie  sagte  zum  Mann:  sei  Mann!  Die 
Rennbahn,  die  Jagd,  die  Arbeit,  die  Politik  und  Sorgen  aller  Art,  das 
ist  dein  Recht.  Sie  sagte  zum  Weibe:  sei  Weib!  Die  Sorge  für  die 
Kinder,  für  den  Haushalt,  die  süsse  Unruhe  der  Mutter,  das  ist  dein 
Recht! . . .  Unkluge  Weiber!  Warum  wollt  ihr  Männer  werden?  Ist 
die  Welt  nicht  gut  getheilt?  Im  Namen  der  Natur!  Bleibt  was  ihr 
seid"').  Schon  in  der  Sitzung  des  1.  October  1793  hatte  er  dem  Con- 
vent  ein  schneidendes  Bild  entworfen  von  der  Sittenlosigkeit,  die  allent- 
halben um  sich  greife,  und  als  Robespierre  die  Führerinnen  dieser 
Bewegungen  auf  das  Schaffet  sandte,  unbekümmert  um  die  einstige 
Freundschaft,  erstarb  im  Blut  der  Guillotine,  was  gegen  die  Natur  der 
Menschheit  und  eine  weise  Weltordnung  war.  Nur  einmal  noch,  in 
der  VerschwöiTing  Babeufs,  tritt  mit  Sophie  Lapierre  ein  Weib  in 
die  Mitte  der  revolutionairen  Bewegung*),  aber  wie  diese,  geht  auch 
ihre  Heldin  spurlt^s  unter.  Die  Zeiten  hatten  sich  geändert  und 
gegen  die  Unnatürliche  Bewegung  machte  sich  eine  ebenso  unnatär- 


1)  LairtuUier  a.  a.  O.  Bd.  II.  180. 

2)  Baonaroiti:   Conspiration  poar  Tegalit^  dite  de  Babeuf.  Bd.  U;  230. 
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fiehe  Reaction  geltend.  Zurückgeschreckt  durch  das  Schaffet,  welches 
die  Volksrache  aufgerichtet,  selbst  hineingerissen  in  den  Strom  der 
blutigen  Bewegung,  wo  es  keine  Freude  und  keinen  Genuss  gab,  konnte 
das  Weib  nur  zur  Geltung  kommen,  wenn  es  sich  in  seiner  Entartung 
«igte.  Jetzt  aber,  nach  dem  Sturze  Robespierre's,  durchbrach  die  Natur 
alle  Schranken  Sind  im  wilden  Taumel  der  Lust,  in  der  sich  das  Weib 
in  aller  Gluckseligkeit  fühlte,  vergass  man  die  Vergangenheit  mit  ihren 
Verkehrtheiten  und  wurde  mehr  Weib  als  jemals*).  Dann  aber,  wenn 
an  Mann  wie  Napoleon  die  Welt  mit  seinen  Namen  ausfüllte,  dann  hat 
das  Weib  nie  einen  grösseren  Spielraum,  als  den,  den  ihr  der  Friede 
des  Hauses  und  die  Macht  des  Herzens  bietet. 

So  oft  auch  in  der  späteren  Geschichte  die  Emancipation  des 
vablichen  Geschlechtes  gefördert  wurde,  es  sind  doch  nur  schwache 
NadikÜlnge  einer  vergangenen  Zeit,  oder  es  sind  die  Hebel,  eine  Bewe- 
inog  mit  ungemässigter  Leidenschaft  zu  entflammen.  Und  bezeichnend 
genug  für  den  Werth  der  ganzen  Frage  istves,  dass  die  öffentliche 
Gescluehte  nur  in  solchen  Zeiten  von  ihnen  erzählt,  oder  unter  Natio- 
oeo.  die  sittlich  unentwickelt  und  der  fortschreitenden  Civilisation 
oBzagäoglich  sind.  Sie  sind  die  Vermittler  der  Natur  in  ihrer  Liebe 
and  in  ihrem  Frieden,  aber  ein  Staatsrechtsgedanke  gedeiht  um  sie 
Bod  für  sie  nicht,  trotzdem  ausgezeichnete  Männer,  wie  ein  Bentham, 
ein  J.  Stuart  Mill,  ein  Laboulay,  dafür  in  die  Schranken  treten. 


Die  Fremden« 

Die  alte  französische  Jurisprudenz  war  im  Zusammenhang  mit  den      Alter 
in  Frankreich   bestehenden  Fremdengesetzen   und   Coutumes  zu  dem    ^«*^*»'"- 

■     gmiidsatB. 

allgemeinen  Satz  gekommen:  Der  Fremde  lebt  frei  und  stirbt  als 
Soiave  in  Frankreich*).  Allein  die  Zeit  forderte  auch  von  diesem 
Grundsatz  ihre  Ausnahmen,  und  allmälig  verlor  sich  durch  den  auf- 
lebenden Verkehr  und  die  dadurch  begründeten  Wechselbeziehungen 
der  Völker  dieses  drückende  Recht ').  Bis  in  die  neuere  Zeit  herauf- 
rageod,  erhielt  sich  eine  verschiedenartig  gestaltete  Steuer  und  Abgabe, 
das  Droit  d'aubaine,  gegen  welches  der  Fremde,  bei  allen  Lasten, 
denen  er  damit  unterworfen  war,  einen  theilweisen  Genuss  der  Privat- 
Bärgerrechte  erkaufte.     Doch  konnte  das  Droit  d'aubaine  nur  vom 


1)  Goncoart:   La  soci^td  francaise  sous  le  Directoire. 

2)  Demangeat:    Histoire  de  -la  condition  civrle  des  Etrangers  en  France 
^ana  rancien  et  dans  le  nonveaa  droit.  1844.  S.  135. 

S)  WaroköDig  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  462  a.  681. 
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König  geübt  werden  und  galt  als  ein  Ausfluss  der  höchsten  Staats- 
gewalt. Die  üebung  dieses  Rechts  war  vom  achtzehnten  Jahrhundert 
an  ausser  Gebrauch  gekommen,  und  fast  alle  europäischen  Mächte 
strebten  vereint  dahin,  gegenseitig  dieses  Ausnahmsrecht  gänzlich  auf- 
zuheben, um  den  Handel  von  einer  drückenden  Fessel  zu  befreien  und 
den  Verkehr  der  ünterthanen  der  einzelnen  Staaten  s^  erleichtern*). 
Die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  und  einer  weisen  Politik  siegten  über 
die  alten  Traditionen  und  die  üscalischen  Interessen.  So  war  schon 
gegen  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  Stellung  der  Fremden 
in  Frankreich  fast  eine  unbegrenzt  freie,  und  Ludwig  XVl.  gewährte 
in  einem  seiner  letzten  Regierungsacte  vor  der  Revolution  selbst  den 
Engländern,  welche  die  gegenseitige  Eifersucht  der  französischen  und 
englischen  Nation  so  lang  als  möglich  von  jedem  Genuss  einer  Staats* 
bürgerlichen  Berechtigung  auszuschliessen  beharrte,  die  vollständigste 
und  freieste  Ausnahme  von  dem  Droit  d'aubaine*).  Die  Fiction  der 
ExteiTitorialität  der  Stellvertreter  anderer  Staaten  an  den  Höfen  der 
Fürsten  hatte  seit  den  ältesten  Zeiten  Geltung  und  fand  ihren  Grund 
von  Anfang  an  in  der  Befürchtung,  sich  ohne  diese  Freiheit  den  ver- 
schiedensten Beunruhigungen  und  Verfolgungen  unter  allen  möglichen 
Vorwänden  ausgesetzt  zu  sehen. 
Aaniebang  Die  letzten  Reste  endlich  einer  Ausscheidung  von  Personen,  welche 
des  »itcn   ^^£  französischem  Boden   lebten ,   von  dem  allgemeinen  Recht ,  das 

Fremden-  ^  ' 

reohu.  jeder  Franzose  genoss,  konnten  vor  einer  Volksvertretung,  welche  die 
ersten  Tage  der  Revolution  geschaffen  hatte,  und  welche,  wie  die 
Assemblee  Constituante,  mit  freiem  Blick  und  nach  den  Grundsätzen 
der  Philosophie  die  Rechte  der  Menschen  über  alle  anderen  Nützlich- 
keitsgründe stellte,  nicht  mehr  Stand  halten.  Die  Grundsätze  der 
Menschenliebe  und  Freiheit  sollten  sich  über  alle  Menschen  ausdehuen, 
welchen  Ursprunges  sie  sind,  welches  Land  immer  sie  ihr  Vaterland 
nennen.  Die  Vorrechte,  welche  die  Franzosen  von  einander  geschieden 
^  hatten,  waren  gebrochen,  es  sollten  auch  jene  Privilegien  zertrümmert 
werden,  welche  den  Franzosen  von  dem  Fremden  schieden.  Zahhreiche 
Deputationen  mit  den  Farben  und  Kleidern  aller  Nationen  erschienen 
vor  den  Schranken  der  Nationalversammlung  und  der  Wortführer  der 
Rechte  des  Menschengeschlechtes,  der  Deutsche  Anacharsis  Clootz, 
bestürmte  mit  leidenschaftlichen  Reden  die  Assemblee,  die  Freiheit 
aller  Menschen  zu  verkünden  und  mit  der  Freiheit  die  Gleichheit  her- 
zustellen. Necker  hatte  schon  früher  mit  klarem  Blick  erkannt  und 
vertheidigt,  dass  die  Freiheit  des  Verkehrs  nothwendig  die  Freiheit  der 
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Rremden  in  Frankreich  begehre,  und  dass  beide  allein  einen  glücklichen 
AoMwong  in  Handel  and  Wandel  zum  Segen  des  Landes  herbei- 
lühren  könoen,  und  hatte  eine  unbedingte  Aufhebung  des  Droit  d'aubaine 
begehrt  In  Consequenz  der  Grundsätze,  welche  die  Revolution  ent- 
vkkdt  und  vorkündet  hatte,  erklärte  das  von  Barere  vorgelegte  und 
am  6.  Aogost  1790  beschlossene  Gesetz: 

„Die  Nationalversammlung  erklärt  in  Anbetracht,  dass  das  Droit  Freiheit 
d'aabaine  den  Grundsätzen  der  Brüderlichkeit,  welche  alle  Menschen 
?erbiDden  sollen ,  welches  ihr  Vaterland  und  ihre  R^erung  auch  sei, 
entgegengesetzt  ist,  dass  dieses  Recht,  in  einer  barbarischen  Zeit  ge- 
schaffen, verbannt  sein  soll  von  einem  Volke,  welches  seine  Constitu- 
tum aof  die  Rechte  der  Menschen  und  Bürger  gegründet  hat,  und  dass 
Ftankreich  allen  V&lker  der  Welt  seinen  Busen  Offnet,  um  sie  einzu- 
iadeo,  die  geheiligten  und  unverletzlichen  Rechte  der  Menschheit  unter 
da»  freien  R^erung  zu  gemessen.  In  Anbetracht  dieser  Gründe 
«ridärt  die  Nationalversammlung  des  Droit  d'aubaine  und  jenes  der 
Detraction  als  für  inmier  abgeschafft/^  Trotz  der  in  den  Gründen  für 
die  Aufhebung  der  beschränkenden  Rechte  der  Fremden  ausgedrückten 
Qobegienzten  Freiheit  scheint  dennoch  die  Nationalversammlung  die 
Abschaffung  dieser  Beschränkungen  in  einem  nur  sehr  engen  Sinne 
ao^eiasst  zu  haben.  Denn  nachträglich  erst  erklärte  das  Decret  vom 
$.— 1^  April  1791  ausdrücklich,  welche  Rechte  dem  Fremden  in 
FTankreich  zustehen,  ohne  weiter  mehr  der  altdn  Ausdrücke  der  Rechte 
der  Detraction  und  d'aubaine  sich  zu  bedienen.  Alle  Fremden,  selbst 
aoäserhalb  des  KOn^reichs  wohnend,  erklärte  das  Decret,  können  in 
Frankreich  ihre  Verwandten,  selbst  Franzosen,  ohne  jede  Beschränkung 
beerben,  me  können  empfangen  und  über  ihre  Güter  verfügen  mit  allen 
Mittehi,  welche  das  Gesetz  gewährt  Art.  3.  Wenige  Tage  nach  diesem 
Decret  erklärte  die  Assemblee,  dass  das  Gesetz  vom  6.  August  1790 
andi  auf  alle  aussereuropäischen  französischen  Besitzungen  Anwendung 
finden  solL 

Diese  Grundsätze  der  Freiheit  der  Fremden  nahm  auch  die  Gon- 
atiUiüon  des  Jahres  1791 ,  'Ht  VL  in  sich  auf.  Die  Fremden  konnten 
AUen  ihren  Verwandten  succediren,  liegende  Güter  in  Frankreich  er- 
werben, Verträge  schliessen  und  über  ihre  Güter  frei  verfügen,  wie 
alle  anderen  französischen  Bürger,  mit  allen  Mitteln,  welche  das  Gesetz 
gewihrt  Die  Fremden,  welche  sich  in  Frankreich  befinden,  sind  den- 
selben Griminal-  und  Polizeigesetzen  unterworfen  wie  die  französischen 
Barger,  unbesehadet  dem  gesetzlichen  Uebereinkommen  mit  fremden 
Mächten.  Die  Person,  die  Güter,  die  Industrie  und  die  Religion  der 
Fremden  sind  gleichfalls  durch  das  Gesetz  geschützt.  Die  steigefiden 
Canihen  in  Paris   und  im  ganzen  Lande  erheischten  jedoch  bald,  be- 


78  Das  Volk. 

sondere  Vorsichtsmassregeln,  welchen  die  Fremden  unterworfen  waren. 
Ich  kehre  später  auf  diese  nur  polizeilichen  Sicherheitsmassregeln 
zurück.  Der  Convent,  stürmisch  in  seinen  Entschlüssen  und  ebenso 
gewaltsam  in  der  Ausfühnmg  derselben,  verbot  durch  das  Decret  vom 
9.  März  1793  die  persönliche  Inhaftirung  des  französischen  Bürgers  und 
der  Fremden  auf  Grund  einer  Schuldverpflichtung, 
verietiun-  In  der  ersten  Constitution   des  Conventes   vom  Jahr   1793  wurde 

Freunden-  ^^klärt,  dass  jeder  Fremde,  wenn  er  21  Jahre  alt,  in  Frankreich  seit 
rechts,  einem  Jahre  wohnhaft  ist  und  von  seiner  Arbeit  lebt,  oder  ein  Grund- 
eigenthum  erworben,  oder  eine  Französin  geheirathet,  ein  Kind  adoptirt 
oder  einen  Greis  ernährt,  endlich  alle  Fremden,  welche  durch  das 
Corps  legislatif  wegen  ihrer  Verdienste  um  das  Menschengeschlecht 
für  würdig  gehalten  werden,  alle  Rechte  eines  französischen  Bürgers 
geniessen.  Für  alle  anderen  Fremden  galt  ein  früher  erlassenes  Decret 
vom  21.  März  1793,  welches  alle  unter  eine  strenge  polizeiliche  Aufsicht 
stellte.  Wer  sich  nicht  ausweisen  konnte,  dass  er  eine  Profession  übt, 
ein  Etablissement  oder  unbewegliches  Eigenthum  besitze,  der  musste 
die  Republik  verlassen  oder  6  Bürger  als  Bürgen  stellen  und  eine 
Caution  bis  zur  Hälfte  seines  angeblichen  Vermögens  leisten.  Der 
Fremde,  der  bei  einem  Aufstand  ergriffen  wird,  wird  mit  dem  Tode 
bestraft.  Der  allgemeine  Krieg,  der  Europ?^  bedrohte,  veranlasste  den 
Convent  aber  bald  zu  anderen  schwereren  Gewaltmassregeln  als  sie  je 
in  der  alten  Monarchie  geübt  worden.  Durch  das  Decret  vom  11.  Juli 
1795  (23.  Messidor  an  III.)  befahl  er,  dass  alle  Fremden,  welche  nicht 
schon  vor  dem  Jahre  1792  in  Frankreich  gewohnt  haben,  binnen  3  Tagen 
die  Republik  verlassen  sollen.  Nur  jene  sind  ausgenommen,  die  Bür- 
ger der  mit  Frankreich  alliirten  Völker  sind.  Selbst  diese  aber 
mussten  eine  Aufenthaltskarte  lösen  mit  den  Worten:  Gastfreund- 
schaft und  Sicherheit.  Die  Constitution  des  Jahres  lü.  kehrte 
wieder  auf  die  Verfassungsbestimmungen  der  Constitution  1791  zurück. 
Art.  335.  Jeder  französische  Bürger,  erklärte  diese  Constitution 
Art.  15,  welcher  7  Jahte  ununterbrochen  im  Ausland  ohne  Mission 
und  Auftrag  im  Namen  der  Nation  gewohnt  hat,  gilt  als  Fremder  und 
ist  den  gleichen  Bestimmungen  unterworfen.  Aus  Nützlichkeitsgründen 
hob  das  Directorium  durch  das  Decret  vom  25.  Ventuse  an  V.  das 
Gesetz  des  Convents  vom  9.  März  1793  auf  und  gestattet  die  Inhafti- 
rung für  nichterfüllte,  auch  vor  diesem  Gesetz  eingegangene  Verpflich- 
tungen. Dieses  Gesetz  sollte  keine  Ausnahmsbestimmung  für  die 
Fremden  sein,  sondern  traf  dem  eingeborenen  Franzosen  mit  gleicher 
Strenge*).    Diese  Grundsätze  wurden  durch  das  besondere  Gesetz  vom 
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15.  Gennlnal  an  VI.  über  die  persönliche  Inhaftirnng  näher  .erörtert 
Bod  auf  Gnmd  der  juristischen  Gleichheit  zwischen  Fremden  und  Ein- 
gebarenen  ent3chieden.  Es  trifft  vorzüglich  jene  Personen,  welche  durch 
HaDdelsgeschälte  mit  Franzosen  im  Gebiet  der  Republik  in  Verpflich- 
taug  getreten  sind,  und  gilt  desgleichen  für  alle  Geschäfte,  welche 
aasso'halb  der  Republik  geschlossen,  deren  Execution  aber  in  Frank- 
mch  gefdM'dert  wird. 

Die  sich  allmählig  mässigende  Stimmung  des  Volkes  hatte  diese 
Grundsätze  nothwendig  erzeugen  müssen,  denn  die  Freiheitsliebe  kann 
nidkt  80  weit  gehen,  dass  sie  zu  einer  „blinden  Grossherzigkeit  führt, 
weldie  die  öffentliche  Ordnung  und  die  Sicherheit  des  Staates  oder 
^Einzelnen  gefährdet*).'' 

Der  Code  des  delits  et  de  peines  vom  25.  October  1795  unterwarf 
&  Fremden  den  französischen  Gerichten  in  allen  jenen  besonderen 
Verbrechen,  welche  g^en  die  Sicherheit  der  Republik  gerichtet  waren. 
Art  12.  In  Anbetracht  aller  anderen  Verbrechen,  wenn  sie  ausserhalb 
der  Republik  vollbracht,  wurden  die  Fremden  weder  gerichtet  noch 
verfolgt.  Art.  13.  Aber  wenn  diese  Verbrechen  gegen  das  Eigenthum 
odff  die  Person-  gerichtet  waren  und  von  den  Gesetzen  mit  einer  Leibes- 
oder in&mirenden  Strafe  belegt  sind,  werden  sie  von  der  Republik 
durch  die  Corrections-Polizei  ausgewiesen  und  die  Rückkehr  verboten, 
elie  sie  sich  nicht  vor  dem  competenten  Gericht  gerechtfertigt  haben. 

Nachdem  mit  dem  Consulat  in  die  Hand  des  ersten  Consuls  die  Hentiges 
absolute  Macht  eines  Monarchen  gel^  worden,  strebte  der  Ehrgeiz 
d^selben  und  die  ganze  Gesetzgebung  nur  dahin,  auf  der  Grundlage 
«oer  politischen  Machtfülle  dem  Oberhaupt  des  Staates  den  grösst- 
iB^cken  Einfluss  auf  die  Bestimmung  und  das  Schicksal  Frankreichs 
in  der  Welt  zu  übergeben.  Der  Grundsatz  der  natürlichen  Gleichheit, 
weldwr  die  Gesetze  der  Republik  durchdrungen,  ward  aufgegeben  und 
sdbst  das  Nützlichkeitsinteresse  ward  ausser  Betracht  gesetzt.  Keine 
besonderen  Bestimmungen  kennzeichnen  vor  dem  Erscheinen  des  Code 
ci^  den  Gedankengang  der  Regierung  und  keine  vorläufige  Massregeil 
verräth  ihre  letzte  Absicht.  Wohl  waren  die  Fremden  ausgeschlossen 
darch  das  Gesetz  vom  19.  Ventose  an  XL,  die  Heilwissenschaft  und 
Qiinirgie  in  Frankreich  zu  üben  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des 
GoiiTemements,  auch  wurden  sie  durch  das  Notariatsgesetz  des  Gon- 
solats  als  nnföhig  erklärt,  die  Function  eines  Notars  zu  üben  oder 
SQch  nur  Zeugenschaft  ablegen  zu  können  in  einem  Notariatsact.  Nach 
to  Concordat  konnten  nur  eingeborene  Franzosen  Bischöfe  in  Frank- 
i^  irerden,  und  kern  fremder  Geistlicher  ohne  Erlaubniss  des  Gouver- 
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nement,  irgend  einen  kirchlichen  Act  üben.  Dieses  alles  sind  nur 
Ausnahmsbestimmungen ,  welche  sich  durch  verschiedene  politische 
Gründe  rechtfertigen  Hessen.  Im  Allgemeinen  muss  man  annehmen, 
dass  die  bestehenden  Grundsätze  der  bürgerlichen  Freiheit  und  Gleich- 
heit der  früheren  Zeit  so  lange  galten,  bis  der  Code  civil  mit  seinen 
neuen  Bestimmungen  in  Kraft  gesetzt  wurde.  Die  Verhandlungen .  vor 
dem  Corps  logislatif,  betreffend  die  Bestimmungen  des  Code,  kenn- 
zeichnen zur  Geniige  die  Gründe,  welche  die  Rückkehr  auf  das  alte 
Recht  befürworteten.  In  der  Sitzung  des  11.  Frimaire  an  X.  erklärte 
der  Staatsrath  Boulay  de  la  Meurthe  nach  einer  Schilderung  der  alten 
Gesetzgebung  und  des  Systems  der  Constituante:  Dieses  System  war 
durch  menschenfreundliche  Gesichtspunkte  gelehrt!  Es  schmeichelte 
sich,  indem  es  jede  Schranke  niederriss,  welche  uns  von  den  anderen 
Völkern  trennte,  diese  selbst  auch  zu  ermuthigen,  jene  zu  stürzen,  die 
sie  von  uns  abscheiden.  Die  Constituante  meinte  sogar,  dass  ihr 
System  nicht  nur  schön,  sondern  auch  nützlich  sei.  Aber  keine  Nation 
folgte  diesem  Beispiel.  Ja  man  ging  sogar  weiter.  Man  hat  jene 
Staaten,  die  das  Droit  d'aubaine  schon  abgeschafft  hatten,  wieder  ver- 
anlasst, es  gegen  uns  allein  zu  errichten.  Es  ist  daher  das  Beste, 
wieder  auf  das  Princip  der  Reciprocität  zurückzukehren,  dessen  Vor- 
theile  wir  in  den  letzten  Zeiten  der  Monarchie  gefühlt  haben.  Und  in 
der  Sitzung  vom  11.  Ventose  an  XI.  erklärte  Treilhard  bei  dem  Abschnitt 
des  Code  „über  das  Bürgerrecht«:  Die  schwierigste  Frage  ist  jene, 
welche  die  Stellung  der  Fremden  in  Frankreich  betrifft.  Es  handelt 
sich  nicht  um  das  Bürgerrecht,  das  bestimmt  die  Constitution.  Was 
aber  ist  das  Schicksal  des  Menschen,  der  erst  nach  10 jährigem  Aufent- 
halt unter  uns  das  volle  Recht  des  Bürgers  erwirbt.  In  seinem  Vater- 
lande hat  er  vielleicht  durch  den  Wechsel  des  Domicils,  dieses  verloren, 
bei  uns  kann  er  es  nooh  nicht  erwerben.  Er  ist  für  10  Jahre  politisch 
todt?  Nein!  Die  Uebung  der  politischen  Rechte  beginnt  erst  nach 
10  Jahren,  aber  die  der  Civilrechte  knüpft  sich  an  das  Domicil,  nach 
der  Vorlage  des  Code  civil.  Dafür  aber  muss  auch  eine  Grenze  fest- 
gesteckt werden.  Jene,  welche  dem  Fremden  eine  totale  und  absolute 
Theitnahme  an  allen  Civihechten  gewähren  wollten,  suchten  den 
Ursprung  des  Droit  d'aubaine  in  der  Feudalität  und  betrachteten  die 
gänzliche  Unterdrückung  dieses  Rechts  als  eine  nothwendige  Consequenz 
der  Aufhebung  der  Feudalrechte. . . .  Montesquieu  hat  dieses  alte  Recht 
als  ein  wahnsinniges  erklärt  und  die  Constituante  hat  es  abgeschafft, 
ganz  und  vollständig,  ohne  Bedingung  der  Reciprocität ,  als  ein  Mittel, 
alle  Völker  eines  Tages  zum  Segen  einer  allgemeinen  Brüderlichkeit  zu 
führen.  Das  ist  jedenfalls  ebenso  kühn  als  grossherzig  gedacht,  aber 
jene,  die  es  wünschten,  haben  die  Menschen  nicht  gesehen  wie  sie  sind, 
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sondern  so  wie  sie  diese  wollen.^  Die  neue  Gesetzgebung  stützt  sich 
uf  den  Gnmdsatz  der  Reciprodtät  und  sie  nimmt  ihn  wieder  auf,  weil 
kooe  andere  europäische  Macht  dem  edlen  Beispiel,  das  Frankreich 
wifarend  der  Revolution  gab,  folgte.  Der  Code  civil  stellte  dann  im 
Art  11  diese  Grundsätze  fest,  so  dass  Fremde  in  Frankreich  nur  jene 
Rechte  gemessen,  welche  Verträge,  die  Frankreich  mit  anderen  Mächten 
sehliesst,  den  Franzosen  gewähren,  je  in  dem  Land,  dem  der  betreffende 
ftemde  angehdrt  In  den  Art.  726  und  912  führte  er  auch  das  Droit 
diobaine  wieder  ein,  bis  es  dann  erst  die  Restauration  durch  das 
G^etz  Yom  17.  Juli  1819  wieder  abschaffte.  Diese  hier  aufgestellten 
Grundsätze  gewannen  bald  in  den  Gesetzbüchern  des  neunzehnten 
Jahrhonderts  allgemein  Eingang  und  doch,  bemerkt  mit  vollem  Rechte 
Demangeat*),  rohen  diese  Dispositionen  alle  auf  einem  Princip,  welches 
i^cfatig  nur  existiren  kann  in  einer  Zeit  und  bei  einem  Volke,  das 
ier  Barbarei  vo&llen  ist  oder  der  absoluten  Herrschaft;  sie  ruhen 
iof  dem  Princip,  welches  alle  unsere  Rechte,  seien  sie  öffentliche  oder 
hivatrechte,  als  nichts  anerkennt,  denn  als  gnädige  Goncessionen 
des  Fürsten;  Goncessionen,  von  welchen  er,  folgend  seinem  Eigensinn 
oder  sdnem  Interesse  oder  dem  Interesse  einer  von  ihm  privilegirten 
Klasse  freiwillig  mehr  oder  weniger  Ausnahmen  feststellen  kann,  unab- 
hängig aber  stets  von  der  Idee  der  Gerechtigkeit  1^'  — 
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Das  «ste  Recht  und  das  natürlichste,  welches  die  Schöpfung  dem  dm 
Menadien  tief  ins  Herz  geprägt  hat,  welches  ihn  erhebt  über  alle  •!»•  »««'»*• 
utderen  Gebilde  der  Natur,  das  Recht  auf  die  Uebung  und  den  Genuss 
mer  persönlichen  Freiheit,  hat  in  der  französischen  Gesetzgebung  vor 
der  Revolution  keinen  Raum,  vor  den  französischen  Herrschern  und 
Segwten  kdne  Anerkennung  gefunden.  Die  Willkur  des  Königs  und 
böge  auch  die  noch  viel  drückendere  Willkür  der  grösseren  und  kleineren 
Hmen  und  Herrchen  verfögte  über  die  Person,  über  den  Menschen  und 
Borger.  Die  Verläumdung  eines  Höflings,  die  Rachsucht  eines  Vor- 
nehmen, jede  niedere  Leidenschaft,  eine  Laune,  wenn  sie  die  Macht 
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hatte,  sich  Geltung  zu  verschaffen,  waren  im  Stande,  einem  Menschen 
und  Hunderten  die  Freiheit  zu  entziehen.  Ohne  Untersuchung,  ohne 
Vertheidiguiig  und  Urtheil  flogen  die  Verhaftsbefehle  durchs  Land,  wie 
die  ganze  Gesetzgebung  Frankreichs :  ein  bon  plaisir  seines  Herrschers. 
Und  wenn  gegen  die  Willkür  der  höheren  und  niederen  Beamten  den 
Bürger  oft  noch  sein  Name  und  seine  Stellung  schützte  —  der  Niedere, 
der  Schwache,  der  Bauer  war  schutzlos  und  ohnmächtig^).  Mirabeau 
verbrachte  die  schönsten  Jahre  seiner  Jugend  im  Gefängniss,  Tausende 
schmachteten  als  das  Opfer  einer  Laune  in  der  Bastille.  Dem  grossen 
Helden  der  Revolution  aber  sollte  es  auch  gegönnt  sein,  durch  seine 
„Lettres  de  cachet^'  zuerst  und  am  lautesten  am  Vorabend  der  Revolution 
das  Begehren  nach  einem  unantastbaren  Schutz  der  persönlichen  Freiheit 
auszusprechen.  ,>Denn  welcher  AugenbUck  ist  geeigneter  den  Despo- 
tismus zu  bekämpfen  als  jener,  in  dem  man  noch  in  seinen  Ketten 
seufzt"  *).  Und  ehe  Fürst  und  Volk  noch  der  Revolution  dachten,  rief 
er  den  Fürsten  zu:  „Wo  die  Freiheit  ihre  Rechte  verliert,  da  findet 
sich  die  Grenze  eurer  Herrschaft"  *).  Die  alte  Zwingburg  der  Freiheit, 
die  Bastille,  dieses  finstere  Zeichen  der  königlichen  Despotie,  musste 
als  erstes  Opfer  der  losbrechenden  Revolution  geweiht  werden.  Aber 
wie  alles  im  Leben,  das  mit  Gewalt  den  zögernden  Händen  entrissen 
werden  muss,  dem  Besitzergreifer  nicht  in  friedlichem  Glücke  erfreut, 
so  war  die  so  erworbene  Freiheit  auch  für  das  französische  Volk  eine 
gefahrvolle  Errungenschaft.  Zuerst  eine  berauschende  Gabe  der  Zeit, 
dann  das  Maass  aller  Willkür  und  Ungerechtigkeit,  endlich  nur  der 
schüchterne  Zeuge  für  vergangene  Tage  des  Schreckens,  wurde  sie 
bald  ganz  erstickt  in  den  Armen  des  gewaltigen  Imperators. 

Die  Freiheit         England,  wclches    stolz   seine  Freiheit  rühmt,  zählte  durch  die 

"  Geietjf*  Jahrhunderte  seines  Staatslebens  nicht  so  viel  Opfer,  welche  der  Frei- 
heit hingeschlachtet  wurden,  als  Frankreich  in  dem  Jahrzehent  seiner 
Revolution.  Während  die  Gesetzgebung  der  englischen  Freiheit  einen 
Stammbaum  hat,  der  bis  in  die  ältesten  Zeiten  seiner  Geschichte  zurück- 
reicht, in  dem  Common  Law  ihre  Basis  von  Anfang  an  fand,  ist  die 
französische  Freiheit  das  plötzliche  Product  einer  Revolution,  es  ist  in 
ihr  wie  ein  Raub.  Man  hat  ihn  mit  blutigen  Händen  begangen,  man 
glaubt,  ihn  mit  blutigen  Händen  schützen  zu  müssen. 

Brtte»  Ge.         In  der  Declaration  vom  23.  Juni  1789  erklärte  Köng  Ludwig  XVI. 

die  personi.  zum  erstenmal,  dass  allen  Bürgern  auf  eine  feste  und  dauerhafte  Weise 
Freiheit,   die  persönliche  Freiheit  garantirt  werden  solle,  und  fordert  die  Etats 


1)  Tocqueville  a.  a.  O.  225. 

2)  OuTres  de  Mirabeati.    Edit.  par  J.  M^rilhon  1827  Bd.  L  18. 
8)  Essai  sur  la  Despotisme  a.  a.  O.  Bd.  II.  44  i. 
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geoeranx  auf,  nach  allen  Mitteln  zu  forschen,  wodurch  dies  erreicht 
werden  kann.  Damit  vor  allem  sei  die  Abschaffung  der  geheimen 
Yerhaftsbefehie,  der  so  gehassten  Lettres  de  cachet,  zu  vereinen.  Art.  15. 
Bei  (kr  Prufang  der  Cahiers  der  einzelnen  Wahlbezirke  der  National- 
TersammloDg  fand  man  in  allen  als  erstes  Begehren  des  Volkes  die 
Sicherung  der  persönlichen  Freiheit ;  selbst  jene  des  Adels,  obgleich  sie 
auf  die  Ekrhaltung  der  alten  Standesvoireohte  beharren  und  so  die 
sociale  Freiheit  beschränken,  jene  der  Geistlichkeit,  obgleich  sie  in 
der  Forderung  einer  herrschenden  Kirche  der  geistigen  Freiheit  noch 
eiDe  Schranke  setzen  wollen,  begehren  doch  fast  einstimmig  die  Garantie 
der  persönlichen  Freiheit,  welche  die  Geistlichkeit  selbst  ein  unver- 
inssertiches  Recht  nennt 

Diesem  läuten  Begehren  nachzukonmien  erklärte  in  einem  Decret  schntz  der 
vom  23.  August  1789  die  Nationalversammlung,  dass  kein  Bürger  wegen  unreif  die 
seifler  Mdnung  oder  wegen  der  von  ihm  eingebrachten  Vorschläge  bei  Gemeinde, 
den  Departements-  and  Nationalversammlungen  beunruhigt  werden- dürfe, 
und  be&hl  die  augenblickliche  Freilassung  der  auf  Grund  einer  politi- 
schen Meinung  oder  ohne  Richterspruch  gefänglich  Eingezogenen. 
Niemand  hat  in  Zukunft  das  Recht,  die  Freiheit  der  Person  anzutasten, 
ond  die  Gemeindebeamten  haben  alle  Mittel  anzuwenden,  um  das 
öffentliche  Vertrauen  zu  erhalten  und  die  Freiheit  der  Person  zu 
Bchütxen.  Die  bewaffnete  Macht  soll  ihnen  dazu  behülflich  sein  und 
wenn  ae  es  unterlassen  oder  versäumen,  ihre  Pflicht  zu  erfüllen,  so 
liaftoi  sie  für  allen  dadurch  eintretenden  Schaden.  Die  Gerichts- 
tribunale  des  betreffenden  Ortes  haben  diese  Verantwortlichkeit  zu 
richten  und  zu  bestrafen.  Die  erste  Nationalversammlung,  welche  die 
Frdhdt  wirklich  wollte,  erkannte  sehr  klar,  dass  alle  Freiheitsgesetze 
ohnmächtig  sind,  wenn  mit  ihnen  die  Verantwortlichkeit  der  Behörden 
nicht  verbunden.  Sie  wusste,  dass  diese  Verantwortlichkeit  nichts 
bedeute,  wenn  sie  nicht  in  unmittelbarer  Folge  von  einem  unabhängigen 
Gericht  gmchtet  werden  kann.  Der  Gonvent  gab  Freiheitsgesetze,  aber 
er  legte  ihre  Debang  in  die  Willkür  der  Behörden,  Napoleon  selbst  sprach 
iH)ch  das  Wort  der  persönlichen  Freiheit  aus,  aber  er  bot  der  Ver- 
letznng  nur  auf  einem  langen  entnervenden  Rechtsweg  Sühne. 

Die  Nationalversammlung  führte  ihr  erstes  Freiheitsgesetz  in  einer 
Reihe  anderer  Gesetze  klar  und  deutlich  aus.  Sie  beschränkte  die 
Mdgliddceit,  dass  aus  der  Freiheit  die  Willkür  entstehe,  indem  sie  im 
Decret  vom  20.  April  1790  erklärte,  dass  jeder  Bürger  seine  Freiheit 
oben  und  gemessen  könne,  aber  in  den  von  den  Gesetzen  festgesetzten 
Sduranken,  und  dass  er  andererseits  in  der  Uebung  und  dem  Genuss 
tti&er  Freiheit  nur  unter  den  Gesetzen  des  Staats  stehe.  Die  Gonsti- 
tntioD  des  Jahres  1791  sprach  dann  den  obersten  Grundsatz  aus,  der 
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das  Grundrecht  der  persönlichen  Freiheit  und  die  darauf  bezugliche 
Gesetzgebung  bestimmen  soll.  ,,Jeder  Mensch  geniesst  die  Freiheit,  hin- 
zugehen und  zu  bleiben,  wo  er  will  und  Niemand  kann  ausser  den 
Fällen  und  den  bestimmten  Furmen  des  Gesetzes  daran  gehindert 
werden.  Die  gesetzgebende  Gewalt  kann  kein  Gesetz  erlassen,  welches 
diesem  oder  einem  anderen  Grundrecht,  das  die  Constitution  garantirt, 
Eintrag  thun  könnte.  Und  so  wie  die  Freiheit  nur  darin  besteht,  thun 
zu  können,  was  den  Rechten  des  Anderen  nicht  schadet,  so  kann  auch 
das  Gesetz  nur  jene  Acte  bestrafen,  welche  die  öffentliche  Sicherheit 
und  die  Rechte  des  Anderen  verletzen.  Jedes  andere  Gesetz  würde 
zum  Schaden  der  Gesellschaft  sein''.  Art.  3.  Damach  bestimmte  dann 
das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Sicherheitspolizei  vom  16.  — 29. 
September  1791  als  obersten  Grundsatz,  dass  keine  Person,  wes 
Stande^  und  Ranges,  berechtigt  ist,  Jemanden  die  persönliche  Freiheit 
zu  entziehen,  wenn  es  nicht  Kraft  eines  Urtheils  oder  Befehls  einer 
gesetzlich  bestimmten  Person  geschieht,  und  dass  eine  Gefangenhaltung 
stets  nur  in  den  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Formen  statthaben  soll. 
Alle  Attentate  gegen  die  persönliche  Freiheit  nennt  der  Code  penal 
vom  26.  September  —  16.  October  1791  Verbrechen  gegen  die  Con- 
stitution, zählt  die  Arten  derselben  auf  und  bestimmt  ihre  Strafen. 
Part.  2.  Tit.  I.  Art.  19  —  22.  Später  erklärte  das  Decret  vom  28, 
September  —  16.  October  1791,  dass  das  Recht  der  Freiheit,  weil  es 
ein  dem  Menschen  angeborenes  ist,  auch  ein  allgemeines  sein  muss 
und  daher  jedes  Individium,  das  den  Boden  FVankreichs  betritt,  wes 
Standes  und  welcher  Farbe  es  auch  sei,  dieses  Recht  geniesse. 
Du  Als  einen  Ausfluss  der  persönlichen  Freiheit  muss  man  das  Haus- 

Haurecht.  j^^^j^^  erkennen.  Es  ist  kein  besonderes  Recht,  sondern  verbunden  mit 
dem  Gedanken  des  Eigenthumsrechtes  bildet  die  Person  erst  in  dem 
sie  umgebenden  Besitz  die  wahre  staatsbürgerliche  Persönlichkeit 
Deshalb  nahm  die  Constitution  des  Jahres  1791  eben  äo  wenig  wie 
alle  folgenden  dieses  Recht  als  ein  besonderes  in  sich  auf.  Alle  ver- 
einen es  stets  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  Freiheit.  Nur  die 
immer  wiederkehrenden  Aufregungen  in  Paris,  die  dauernden  Revolu- 
tionsstürme, welche  diese  Stadt  durchwühlten,  machten  ein  besonderes 
Sicherheitsdecret  nöthig.  Die  Assemblee  legislatif  verordnete  nach  den 
Auguststürmen  am  19.  September  1792,  dass  während  der  Nacht  das 
Haus  jedes  Bürgers  unverletzlich  ist  „Von  einer  Sonne  bis  zur  andern 
darf  daselbst  keine  Verfolgung  vorgenommen  werden,  mit  Ausnahme 
des  Falls  der  Ergreifung  auf  frischer  That^  In  allen  anderen  Fällen 
berechtigt  das  Gesetz  jeden  Burger  zu  offenem  Widerstände  durch  alle 
Mittel,  die  ihm  zu  Gebote  stehen,  und  bestraft  den  Urheber  einer 
solchen  Verletzung  wie  den  Verletser  der  persönlichen  Freiheit    Um 
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allen  diesen  Gesetzen  eine  höhere  Weihe  zu  geben,  Hess  die  Assemblee 
le^slatif  nach  dem  Decret  vom  3.  September  1792  jeden  Bürger  und 
alle  administrativen  Behörden  einen  besonderen  Eid  schwören,  die  per- 
sönliche Freiheit  und  das  Eigenthum  mit  allen  Kräften  zu  schützen 
and  zu  sterben  in  der  Ausführung  des  Gesetzes. 

Mit  ebenso  hohen  und  begeisterten  Worten  anerkennt  die  Constitution       Di« 
des  Conventes  und  eine  Reihe  anderer  Gesetze  desselben  die  persönliche  conytntfc' 
Froheit.    Aber  die  staatsbürgerliche  Freiheit  findet  durch  das  Gesetz  ' 

allein,  venu  es  dictirt  und  geschrieben  ist,  keine  Garantie.  In  dem 
Bewusstsein  des  Bürgers,  in  der  gegenseitigen  Achtung  vor  dem  Gesetz 
selbst,  auch  wenn  es  nicht  droht  und  erschreckt,  fussen  die  Grund- 
festen desselben.  Es  giebt  Zeiten,  sagt  Montesquieu,  in  denen  man  das 
Kid  der  Freiheit  verschleiem  muss.  Die  Stürme  der  Revolution,  die 
Leidenschaften,  welche  sie  entfesselte,  schufen  eine  solche  Zeit.  Die 
Winkür  des  Einzelnen  begann  zu  herrschen,  der  persönliche  Hass,  der 
5eid,  jedes  Laster  sass  offen  zu  Gericht.  Und  wenn  der  Gesetzgeber 
selbst  einen  hohen  Gedanken  gebraucht,  um  die  heiligsten  Rechte  des 
Bürgers  zu  verletzen,  dann  geht  Staat  und  Gesellschaft  in  Trümmern, 
Recht  und  Gesetz  verhüllen  ihr  Haupt. 

Danton  beantragte  wenige  Monate  nach  Eröffnung  des  Convents^),  Missbrauoh 
dass  alle,  welche  wegen  Schulden  eingesperrt  seien,  augenblicklich  Freiheit! 
freigelassen  werden  sollen,  „denn  es  ist  eine  Schande  für  die  Mensch- 
heit, die  um  Freiheit  kämpft,  dass  jene,  welche  arm  sind,  wegen  ihrer 
Annoth  leiden  sollen."  Hier  hob  man  unter  dem  Schild  der  Freiheit 
die  unantastbaren  Privatrechte  auf,  da  zerstörte  man  die  stolzesten 
Schöpfungen  der  Revolution,  die  sichersten  Festen  der  Freiheit,  die 
Jmy  and  die  Unabhängigkeit  der  Richter  und  setzte  Ausnahmsgerichte, 
die  Revolutionstribunale,  an  ihre  Stelle.  Vor  allem  aber  gefährdete  der 
Conveot  die  persönliche  Freiheit  durch  sein  Spionirsystem,  das  er 
,Jedem  guten  Burger"  zor  Pflicht  machte,  und  vor  Allem  durch  sein 
Gresetz  über  die  Verdächtigen.  Was  das  grösste  Verbrechen  der  alten 
Despotie  war,  die  Laster  des  zertrümmerten  Staatswesens,  gegen  die' 
eich  die  Revolution  erhob,  erzeugte  sie  jetzt  selbst  und  in  viel  furcht- 
barerer Form.  Einer  der  grössten  Juristen  Frankreichs,  Merlin,  war  der 
Verlasser  des  Gesetzes  vom  17.  September  1793,  welches  »alle  Ver- 
däditigen^  in  der  Republik  plötzlich  gefangennehmen  liess  und  in  der 
Erklärung,  wen  es  als  verdächtig  betrachtet,  die  schärfsten  Massregeln 
der  Inquisition  oder  des  hohen  Rathes  von  Venedig  übertraf.  Als  ver- 
däi^tig  galten  alle,  welche  y,durch  Sitte  und  Beziehung,  durch  Wort 
oder  Schrift  für  Feinde  der  Freiheit  oder  Genossen  der  Tyrannei  ge- 


*)  5.  C.  9.  März  1793. 
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halten  werden  könnten,  alle,  welche  nicht  im  Stande  sind,  die  Erfül- 
lung ihrer  Bürgerpflicht  nachzuweisen,  eine  Bestätigung  über  die  Ab- 
legung des  Bürgereides  besitzen,  alle  in  ihren  Functionen  suspendirte 
Beamte,  alle  ehemaligen  Vornehmen,  Jünglinge,  Männer  und  Greise, 
ihre  Frauen  und  Kinder,  alle  Emigrirten,  die  nach  den  Mahnungen  des 
Gesetzes  nach  Frankreich  zurückgekehrt."  Die  furchtbare  Dehnbarkeit 
des  Gesetzes,  ein  Kunstgriff  der  gesetzgebenden  Gewalten,  den  man 
selbst  in  unseren  Tagen  noch  nicht  verschmäht,  füllte  bald  alle  Gefongen- 
häuser.  Die  Opfer  dieses  Gesetzes  mussten  sich  selbst  erhalten  und 
die  Posten  der  Bewachung  bezahlen.  Die  Bewachung  selbst,  man 
muss  staunen  vor  der  Sicherheit  des  Fanatismus,  übertrug  man  Jenen, 
deren  Kinder  und  Verwandte  an  den  Grenzen  dem  Feinde  gegenüber- 
stehen. Wer  kann  die  Zahl  der  Opfer  bestimmen,  die  diese  Zeit  ge- 
fordert, in  der  solche  Gesetze  herrschten?  Es  bedurfte  keiner  Anklage; 
ohne  Untersuchung  und  Verhandlung  wurde  das  Urtheil  gefällt.  Man 
nahm  zwanzig  bis  dreissig  Menschen  auf  einmal,  oft  vergass  man  die 
Namen  zu  lesen,  verwechselte  mit  dem  wirklich  Angeklagten  einen 
ganz  Unbetheiligten ,  mit  dem  Vater  den  Sohn  und  umgekehrt').  Im 
Departement  Vauclouse  und  der  Rhonemündung  waren  von  500,000 
Einwohnern  nahezu  15,000  gefangen  gehalten;  Bassal  hatte  im  Jura, 
während  des  Wijiters,  2800  Menschen  verhaften  lassen;  St.  Just  liess, 
als  er  von  Strassburg  abreiste,  noch  2000  Gefangene  zurück.  Nach 
ihm  stieg  die  Zahl  aufs  Doppelte.  Das  unglückliche  Lyon  war  vom 
Convent  der  Vernichtung  preissgegeben  und  unterlag  dauernd  dem 
Aechtungsgesetze  *).  Der  Henker  ward  der  Eckstein  der  Gesellschaft, 
sein  Amt  ein  heiliges"^und  mit  seiner  Abschaffung  würde  die  Welt  ins 
Chaos  stürzen.  Das  war  eine  blutige  Wahrheit,  ehe  ein  frivoler  Philo- 
soph Frankreichs  sie  als  Glaubenssatz  aufstellte. 
Wiederher-  Erst  die  Constitution  an  III.  stellte  die  persönliche  Freiheit  des  Bür- 
'**  erlöL?*'  ^^^  wieder  her  und  die  Directorialregierung  glaubte  Kraft  genug  zu  be- 
Freiheit, sitzen,  die  neuen  Grundsätze  zur  Wahrheit  machen  zu  können.  »Niemand 
kann  gehindert  werden  zu  thun,  was  das  Gesetz  nicht  verbietet,  Niemand 
gezwungen  werden  zu  thun,  was  es  nicht  befiehlt".  Art.  7.  In  dieser  zweifel- 
haften Bestimmung  erkennt  die  dritte  Constitution  der  Revolution,  trotz 
schwerer  Lehren,  noch  immer  die  Freiheit.  »Niemand  kann  angeklagt 
und  festgehalten  werden,  als  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  und 
nur  nach  den  Formen,  die  dasselbe  vorschreibt.  Art  8.  Jedermann  hat 
das  Recht,  sich  zu  vertheidigen  und  ohne  dies  soll  Niemand  gerichtet 


1)  Campardouz:    Hist.    de  Tribunal   r^volut.  und  Berriat  St.  Prii:  La 
jastice  r^voluHonaire. 

2)  Prudhomme:   Crimes  de  la  Revolution. 
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werden.  Art  lt.  Die  Strafe  kann  nur  so  gross  sein  als  das  Y^- 
brecheo,  and  nur  so  weit  als  sie  nötbig  ist  Art.  12.  Jede  besondere 
EiBchw«nuig  der  gesetzlich  bestimmten  Strafen  ist  untersagt.  Art.  13. 
MeDDADd  kann  ergrififen  und  vor  die  Polizei  geführt  werden,  als  Kraft 
eines  Verhaftsbefehls  eines  Poiizeibeamten  oder  des  Directoriums  im 
Fall  einer  Verschwörung,  gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  Art.  145, 
oder  Kraft  eines  Verhaftsbefehls  eines  Gerichtes,  einer  Anklagejury, 
oder  des  Corps  legislatif  in  den  Fällen,  wo  ihnen  die  Anklage  zusteht, 
oifer.Kraft  eines  Urtheils,  das  auf  Geföngniss  lautet.  Art.  222.  Damit 
eb  Verhaftsbefehl  Kraft  habe,  muss  er  die  Gründe  der  Verhaftung  und 
das  Gesetz,  das  diese  als  kräftig  erkennt,  enthalten  und  an  die  Person 
iberreicht  werden,  die  er  betrifft.  Art  223.  Jede  Person  muss  längstens 
«eil  Tag  nach  der  Verhaftung  verhört  werden.  Art.  224.  Wer  un- 
sdnidig  erkannt,  ist  alsogleich  freizulassen;  im  anderen  Fall  längstens 
B  3  Tagen  an  das  Arresthaus  abzuliefern.  Art.  227.  Kein  Gefängniss- 
lirter  darf  eine  Person  in  Empfang  nehmen,  ohne  Einsicht  in  den 
Verbaftsbefehl  begehrt  zu  haben,  und  jeder  Arretirte  ist  alsogleich  nach 
seiner  Ankunft  dem  Beamten,  der  die  Hauspolizei  führt,  vorzustellen. 
Art.  229.  Der  Verkehr  mit  Verwandten  und  Angehörigen  ist  in  Gegen- 
wart des  Gefängnisswärters  frei.^'  Art.  230.  Im  weitesten  Umfange 
fobt  diese  Constitution  das  Princip  der  Freilassimg  gegen  Cautions- 
stellong  durch  ;  nur  in  Fällen,  wo  sie  das  Gesetz  ausdrücklich  verbietet, 
ist  sie  nicht  zulässig.  Art.  225.  Niemand,  den  nicht  das  Gesetz  dazu 
ermächtigt,  darf,  selbst  in  den  Fällen  des  Gesetzes,  Jemanden  die  Frei- 
bat eotziehen.  Art.  231.  Jede  Strenge,  die  nicht  unbedingt  nöthig  ist, 
am  sich  einer  Person  zu  versichern,  ist  verboten,  Art.  19,  und  das 
Gesetz  bestraft  b^de  Fälle  als  das  Verbrechen  der  willkürlichen  Fest- 
haltong.  Art.  9.  Alle  diese  Bestimmungen  nahm  auch  der  Code  des 
delits  et  des  peines  des  Jahres  1795  in  sich  auf.  Um  selbst  für  die 
positiven  Fälle  die  persönliche  Freiheit  keiner  Willkür  oder  selbst 
Versehen  auszusetzen,  bestimmie  ein  Gesetz  vom  4.  April  1798  (15. 
Germinal  an  VI.)  genau  die  Fälle,  wo  in  Civilsachen  eine  Verhaftung 
stattfinden  darf,  desgleichen  unter  Anerkennung  des  Satzes,  dass 
^rnand  festgehalten  werden  kann,  als  Kraft  eines  bestimmten  Ge- 
setzes. Tit  L  Art.  1.  Frauen  und  Mädchen  stehen  den  Männern  im 
Fall  sie  ein  Handelsgeschäft  betreiben  ganz  gleich,  und  haften  für  die 
Verpflichtungen  aus  denselben  ebenso  wie  mit  ihrem  Vermögen  auch 
mit  ihrer  Person.  Doch  ist  auch  hier  Gautionsstellung  im  weitesten 
Maass  zulässig. 

Wie  die  früheren  Constitutionen  leitet  auch  die  Verfassung  des  HAatrceht 
Jahres   DL   das   Hausrecht  aus  der  persönlichen  Freiheit  ab,  und   °**^^  **' 

^  '  OonttitQtlon 

Munt  das  Haus  önes  jeden  Bürgers  ein  unverletzliches  Asyl.    Niemand     an  ni. 
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darf  während  der  ^acht  in  dasselbe  eindringen,  ausser  im  Fall  eines 
Brandes,  einer  Ueberschwemmung  oder  eines  Hülferufes  aus  dem  Innern 
desselben,  in  welchen  Fällen  die  allgemeine  Sicherheit  das  Recht  der 
persönlichen  Freiheit  aufhebt.  Nur  während  des  Tages  können  die 
Befehle  einer  öffentlichen  Autorität  vollzogen  werden.  Eine  Haus- 
untersuchung darf  nur  in  Folge  eines  Gesetzes  und  dann  nur  bei  jenen 
Personen,  welche  das  Gesetz  bezeichnet,  vorgenommen  werden.  Art.  359. 
Mangoi  Aber  die  Schwäche  und  Lässigkeit  der  Regierung  während  der 

Sterken  Herrschaft  des  Directoriums,  die  tiefe  Zerrüttung  aller  Sitten«  die 
Regierung.  Parteileidcnschaft ,  die  Frankreich  jetzt,  wie  während  des  Convents, 
durchwühlte,  hinderten  jede  strenge  Durchführung  der  Gesetze  und  der 
Mangel  jeder  Achtung  vor  denselben  hinderte  deren  Geltendmachung 
und  Wirkung.  Man  köpfte  nicht  mehr,  aber  man  deportirte;  man 
lösste  die  Revolutionstribunale  auf  und  schuf  keine  Ausnahmsgerichte, 
aber  man  leitete  die  Organisation  der  Gerichte  nur  mit  schwachen 
Händen  und  die  Schwurgerichte  errangen  in  den  bewegten  Zeiten 
weder  mehr  Achtung  in  der  Mitte  des  Volkes  denn  vordem,  noch  eine 
kräftigere  Unterstützung  von  Seiten  der  Regierung.  Es  mnsste  ein 
Mann  auftreten,  der  in  sich  selbst  die  Ordnung  und  die  Freiheit  des 
Staates  repräsentirte  und  die  Kraft  allein  besass,  diese  gegen  jeden 
üebergriff  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ob  die  Freiheit  eines  Volkes  am  Besten  gesichert  ist,  wenn  sie 
allein  im  Willen  des  Herrschers  ruht,  wird  Niemand  behaupten,  der 
die  innere  Geschichte  der  absoluten  Staaten  Europas  vor  oder  nach 
der  französischen  Revolution  prüft.  Wenn  aber  kein  Recht  und  kern 
Gesetz  in  den  Sitten,  in  der  Bildung,,  selbst  in  dem  Stolze  eines 
Volkes  einen  sicheren  Boden  findet,  wie  dies  in  Frankreich  selbst  nach 
einem  zehnjährigen  Kampfe  um  Recht  und  Freiheit  der  Fall  war,  dann 
muss  es  dem  Willen  des  Einzelnen  verMlen  und  wenn  dieser  stiark 
genug,  das  Bewusstsein  eines  ganzen  Volkes  zu  repräsentiren,  dami 
ist  er  die  einzige  Rettung  vor  dem  Verderben.  Dieser  Mann  war 
Bonapai^te. 
Die  Die  Constitution  des  Consulats  giebt  keine  Erklärung  mehr  von  dem 

rreiheit«.  ß^griff  der  persönlichen  Freiheit,  ja  sie  nennt  in  keiner  ihrer  Bestim- 
Napoieons«  muugcu  uur  das  Wort.  Dort  selbst,  wo  sie  von  den  Gefährdungen 
derselben  spricht,  sucht  sie  das  Wesen  derselben  in  der  Ordnung.  Dort 
aber,  wo  diese  allein  als  Maass  des  Rechtes  auftritt,  ist  sie  keineswegs 
ein  Recht  des  Bürgers,  das  er  fordern  kann,  sondern  überwiegend  eine 
Massregel,  welche  die  öffentlichen  Behörden  verpflichtet.  Dieser  Charak- 
ter der  Gesetzgebung  unterscheidet  sich  ebensoweit  von  jenem  der 
früheren  Gesetze,  als  sich  die  Militairherrschaft  von  der  Volksregierung 
trennt.    Beide  gehorchen  ihrer  Natur  und  gestalten  die^  in  den  Formen 
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des  Gesetxes.    Nach  der  Constitution  an  VIIL  ist  jede  Yerhaftung  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  formell  der  Grund  derselben  und  das 
Gesetz,  nach  dessen  Auslegung  dieselbe  vorgenommen  wird,  ausgedrückt 
wird.   Art  2.    Jedem  Verhaftsbefehl  ist  Folge  zu  leisten,  wenn  er  von 
eiiKm  Fanctionair  vorgewiesen  wird,  dem  das  Gesetz  ausdrücklich  die 
Gewalt  dazu  ertheilt.    Art  3.    Doch  muss  jeder  Verhaftsbefehl  der 
betreffenden  Person  in  Abschrift  zugestellt  werden.    Art.  17.    Kein 
Gefiognisswärter  darf  eine  Person  in  Gewahrsam  nehmen,  wenn  er 
nicht  den  Verhaftsbefehl  eingesehen  und  in  sein  Register  eingetragen. 
Art  7S.    Er   ist   verpflichtet  zugleich  jeden   Gefangenen   dem   Civil- 
beamten,  der  die  Polizei  des  Arresthauses  leitet,  so  oft  dieser  es  be- 
^  vorzustellen,  ohne  dass  ein  entgegengesetzter  Befehl  es  hindern 
bu.   Art  79.    Dem  Gefangenen  ist  der  Verkehr  mit  seinen  Freunden 
od  Verwandten  gestattet,  wenn  diese  die  Erlaubniss  des  wachhaben* 
deo  Beamten  erhalten    und   kein  Befehl   des  Richters  es  untersagt. 
Alt  $a    Jede  Strenge,  die  das  Gesetz  für  die  Arretirung  nicht  aus- 
drücklich vorschreibt,  gilt  als  Verbrechen.    Art.  82.    Jede  Gefangen- 
lialtimg,  welche  gegen  diese  Bestimmungen  der  Constitution  vorgenom- 
men oder  befohlen  wird,  sei  es  von  Personen,  welche  nicht  das  Recht 
dazQ  haben,  oder  selbst  im  Auftrage  des  Gesetzes  an  einem  Ort  ge- 
s>:luelit,  der  nicht  dazu  bestimmt  ist,  bildet  für  alle  schuldigen  Personen 
das  Verbrechen   der .  willkürlichen  Gefangenhaltung.    Art.  81.    Diese 
Bestimmungen  müssen  als  verpflichtend  gelten  auch  für  die  Constitution 
des  Kaiserreichs  vom   18.  März  1804,  welche  in  Form  eines  Senatus 
coDsulte  proclamirt,  die  Constitution  des  Consulats  als  Grundgesetz  des 
Kaiserreichs  anerkennt. 

Aber  schon  beherrschte  ein  anderer  Geist  die  Zeit.  Weil  der  Untergang 
Missbrauch  der  Freiheit  das  Land  ins  Verderben  gestürzt,  erschien  die  Jgr^^^wö"* 
Freiheit  selbst  als  ein  gefährliches  Gut.  Man  versuchte  es  nicht,  diese  Freiheit, 
selbst  geradezu  aufzuheben,  denn  jede  Despotie  sucht  den  Schein  der 
Freiheit  zu  retten,  aber  man  zerstörte  nach  und  nach  jene  Institute, 
die  sie  schätzen.  Weil  der  Convent  und  das  Directorium  die  Geschwor- 
en benutzte,  die  persönliche  Freiheit  mehr  zu  gefährden  als  ihr  zu 
i^Qtten,  griff  man  jetzt  den  Geist  des  Instituts  an  und  verwechselte 
die  Folgen  einer  missbrauchten  Einrichtung  mit  ihr  selbst.  Ich  werde 
darauf  bei  Betrachtung  der  Jury  im  Zusammenhang  zurückkommen, 
^eoes  andere  Paladium  der  Freiheit,  für  das  die  Zeit  gekämpft, 
der  Grundsatz,  dass  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen 
Verden  kann,  wurde  wie  ehemals  durch  die  Revolutionstribunale;  so 
jetzt  durch  die  Ausnahmsgerichte  illusorisch  gemacht  An  die  Stelle 
der  Willkur,  die  ehedem  Jeder  übte,  setzte  man  jetzt  die  Willkür  des 
^^«setzes  und  ihrer  Diener.    Mit  unsicheren  Ausdrücken,  in  kaum  er- 
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kennbaren  Grenzen,  ward  die  Gompeteuz  dieser  Specialtribnnale  fest- 
gesetzt. Weil  unter  einer  schiechten  Regierung  unter  schlechten 
Gesetzen  die  Gerechtigkeitspflege  schlecht  war,  wie  sie  es  aliein  sein 
konnte  und  musste,  suchte  eine  starke  Regierung  die  Verbesserung 
in  der  Willkür  der  Gerichte  und  sanctionirte  sie  durch  das  Gesetz. 
Das  Blut  des  Herzogs  von  Enghien,  welches  dieser  Gesetzgebung  zum 
Opfer  gebracht  wurde,  wird  stets  eine  Anklage  gegen  Bonaparte  sein. 
Die  Politik  mag  diese  That  entschuldigen,  die  Gerechtigkeit  aber 
wird  sie  stets  einen  Mord  nennen  und  die  schreiendste  Verletscung  der 
persönlichen  Freiheit. 

Der  Begriff  der  Freiheit  hatte  sich  freilich  sehr  geändert.  „Was 
ist  die  bürgerliche  Freiheit?"  frug  Portalis  als  Vertheidiger  des  Ge- 
setzes über  die  Specialtribunale  ');  „das  Supplement,  aus  dem  sie 
besteht,  ist  die  Sicherheit!  Um  sie  eben  zu  erreichen,  muss  man 
alle  Mittel  als  zulässig  erklären  und  dafür  selbst  Opfer  bringen.  Die 
Strenge  ist  oft  die  einzige  Garantie  der  Sicherheit!  Die  Repressiv- 
gesetze  schützen  sie,  und  ein  Gesetz  ist  doch  darum  allein  nicht  un- 
gerecht, weil  es  repressiv  ist?  Ja  es  ist  oft  nothwendig,  dass  es 
nur  repressiv  sei,  damit  es  eben  nicht  ungenügend  sei!" 

Eine  oberste  Behörde  ward  nun  zum  Schutz  der  Freiheit  in  einer 
besonderen  Senatscommission  eingesetzt,  an  welche  die  Klagen  über 
Verletzung  derselben  direct  eingebracht  werden  konnten.  So  geföhrdete 
man  die  Freiheit  mit  jedem  Schritt,  den  man  that,  um  sie  zu  schützen. 
Indem  man  dem  ordentlichen  Richter  das  Recht  entzog,  schnell  und 
kräftig  gegen  eine  unstatthafte  Gefangennehmung  zu  protestiren  und 
diese  aufheben  zu  lassen,  wies  man  die  Klage  auf  einem  weiten  Weg 
an  den  Senat,  um  ein  Urtheil  vielleicht  nach  einer  Zeit  zu  erlangen, 
wo  man  längst  jene  That,  welche  eine  absolute  Regierung  als  Ver- 
brechen gegen  ihre  Weisheit  und  Unfehlbarkeit  anzusehen  stets  berech- 
tigt sich  glaubt,  in  einem  quälenden  Vorarrest  abgebüsst  hat.  — - 
Sicherheit  Wohl  Strebte  Napoleon  dahin,  durch  die  Sicherheit  aller  Gesetze, 

u.  Ordnung  duTch  ihre  Codification,  der  Gerechtigkeitspflege  im  ganzen  Land  eine 
^*  ^  '  unerschütterliche  Basis  zu  geben  und  es  gelang  seiner  riesigen  That- 
kraft  auf  das  Herrlichste.  Auch  findet  in  der  Sicherheit  des  Gesetzes 
und  seiner  Codification  die  persönliche  Freiheit  ein  mächtiges  Bollwerk, 
aber  man  hüte  sich,  darin  eine  besondere  Quelle  des  Jubels  und  des 
Ruhmes  für  sie  zu  erkennen.  So  lange  wenigstens  darf  man  es  nicht, 
so  lange  Recht  und  Gesetz  nicht  mit  dem  innersten  Leben  des  Volkes 
verwachsen  ist.    Die  Freiheit  Englands,  welche  Caffinieres')  darum 


1)  Monit  21.  682. 

2)  Caffiniires:   Liberia  individuelle  Bd.  II.  S.  209. 
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beklagt  und  eines  grossen  Schutzes  beraubt  nennt,  da  die  Gesetzgebung 
io  tausend  Rechten  und  Gewohnheiten  in  der  Luft  fliege,  steht  auf 
festeren  Grundfesten  schon  seit  Jahrhunderten,  ehe  Frankreich  noch 
den  Begriff  derselben  kannte  und  wird  noch  manches  Jahrhundert 
iberdanem,  in  denen  Frankreich  vielleicht  schon  wieder  den  Begriff 
rerioren  hat  In  England  ist  das  Volk  der  erste  Hort  seiner  Gesetz- 
febuDg,  es  lebt  in  ihr  und  wurde  für  sie  sterben;  in  Frankreich  muss 
an  absoluter  Geist  sie  beschützen,  damit  sie  nicht  den  Phantasien  der 
Sdiwinner  verfällt,  die  heut  so  reichlich  sind,  wie  vor  einem  halben 
Jahrhundert  Wie  diese  die  Freiheit  vernichten,  haben  wir  gesehen! 
¥m  man  sie  erhalten  muss,  mag  man  von  England  lernen. 


Das  Loi  martiale. 

Die  gefährlichsten  Feinde  der  persönlichen  Freiheit  sind  die  Aus-  oefahr  d«r 
shmsgesetze  und  die  Ausnahmsgerichte.  Mit  beiden  kann  man  die  An«nahms- 
fräesten  Gesetze  zu  leeren  Worten  erniedrigen,  jedes  Recht  lahm  legen, 
jede  That  zu  einem  Verbrechen  umgestalten.  Nicht  das  strenge  Gesetz 
^dne  Gefahr  für  den  Bürger,  wohl  aber  jenes,  welches  durch  Aus- 
nahmen und  Zusätze  in  seinem  Geiste  getrübt,  in  seiner  Anwendung 
veryiellaltigt  und  endlich  so  entstellt  wird,  dass  man  den  Geist  des 
Gesetzes  nur  mehr  in  der  jedesmaligen  Auslegung  des  Richters,  in  der 
augenblicklichen  Anwendung  der  Behörden  erkennen  kann. 

Jene  Gesetze,  welche  sich  direct  gegen  die  persönlichn  Freiheit 
richten,  sind  die  Kriegsgesetze,  jene  Ausnahmsgesetze,  welche  die 
persönliche  Freiheit  nicht  mehr  beschränken,  sondern  aufheben. 

Die  Pariser  Aufstände  und  Strassenmorde  des  5.  und  6.  October  dm  loi 
1739  bestimmten  die  Nationalversammlung  auf  den  Antrag  eines  Auf- 
nüfffezetzes  einzugehen  und  schon  am  14.  October  brachte  Mirabeau  "  i789. 
den  Entwurf  eines  Loi  martiale  ein.  Nur  Robespierre  erhob  sich 
dag^n  und  wies  auf  die  Gefahren  hin,  die  daraus  dem  Bürger  und 
wnem  heiligsten  Rechte  erwachsen  könnten.  Mirabeau  selbst  wusste, 
welche  Gewalt  ein  solches  Gesetz  in  einer  kräftigen  Hand  haben 
k5nne.  Er  hatte  zuerst  den  Antrag  bekämpft  und  als  er  dabei  unterlag, 
Hch  wenigstens  mit  der  Redaction  des  Gesetzes  beauftragen  lassen. 
Kr  bemühte  sich,  dasselbe  so  milde  als  möglich  zu  fassen  und  versuchte 
<&  stärksten  Befürchtungen  durch  einen  Hinweis  auf  England,  dessen 
Freiheit  auch  ein  ähnliches  Gesetz  zulasse,  niederzuschlagen.  Er 
erkürte,  dass  die  Gesetzvorlage  der  englischen  Riot  act*)  nachgebildet, 
^och  aber  wesentlich  von  ihr  verschieden,  milder  und  gerechter  sei. 


martUle  ▼. 
Sl.  October 


*)  Fiidiel:  Die  Verfassang  Eoglands  2.  Aufl.  S.  107. 
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Die  Freiheit,  sagte  das  betreffende  Decret  vom  21.  October  1789, 
bestehe  im  Gehorsam  gegen  die  Gesetze.  In  jenen  Fällen,  wo  die 
öffentliche  Ordnung  und  Ruhe  in  Gefahr  kommt,  haben  die  Gt-emeinde- 
beamten  mit  Militairgewalt  einzuschreiten,  um  die  Ruhe  herzustellen 
und  alle  Folgen  der  Ruhestörung  zu  vorantworten.  Art.  1.  „Wir  ver- 
trauen dieses  weittragende  Recht  also,  sagte  Mirabeau,  nicht  den 
Militairbehörden,  sondern  den  vom  Volk  gewählten  Magistraten.  Wohl 
haben  in  England  die  Magistrate  der  Städte  dieses  Recht  auch,  aber 
diese  sind  vom  König  eingesetzt  und  diesem  ergeben." 

Das  Loi  martiale  wird  durch  das  Ausstecken  einer  rothen  Fahne 
verkündet,  nach  welchem  Signale  jede  Zusammenrottung  strafbar  ist 
und  mit  Gewalt  auseinandergesprengt  werden  kann.  Art.  3.  Vor 
jeder  Gewaltanwendung  hat  ein  Officier  die  Masse  um  die  Gründe  der 
Zusammenrottung  zu  befragen  und  von  sechs  an  derselben  Betheiligten 
Beschwerde  und  Bitte  entgegenzunehmen.  Die  Masse  aber  hat  augen- 
blicklich auseinanderzugehen.  Art.  15.  „Auch  dies  ist  ein  Vorzag 
unseres  Gesetzes,"  fügt  Mirabeau  bei,  „denn  das  englische  Aufruhr- 
gesetz  tritt  ohne  jede  Vorverhandlung  mit  dem  Volke  in  Kraft". 

Wenn   einer  dreimaligen  Aufforderung,   sich  zu  zerstreuen,   nicht 
Folge  geleistet  wird,  und  im  Falle  thätlicher  Angriffe  von  Seiten  der 
Aufruhrer,  kann  auch  ohne  jede  Ermahnung  Waffengewalt  angewendet 
werden.    Von  diesem  Augenblick  hört  jede  Verantwortung  der  Voll- 
ziehungsorgane auf.    Art.  7.    Der  bewaffnete  Aufstand  wird  an  den 
Führern  mit  dem  Tod,  der  unbewaffnete  mit  3  Jahren  Kerker  bestraft 
Wenn  die  Masse  widerspenstig  bleibt  und  sich  nicht  zerstreut,  verfallen 
alle  Gefangenen   denselben   Strafen.    Art.  8,  9.    An  einem  Aufstand 
betheiligte  Soldaten  werden  in  allen  Fällen  als  Verräther  mit  dem 
Tode   bestraft.    Ist   auf]  diese  Weise  die  Ruhe  wiederhergestellt,   so 
haben  die  Municipalbeamten  durch  ein  Decret  augenblicklich  das  Loi 
martiale  aufzuheben,  die  rothe  Fahne  einzuziehen  und  durch  8  Tage 
eine  weisse  aufzupflanzen. 
Bedeutung         Dicscs  Gesetz  hat  in  der  französischen  Revolution   eine   grosse 
des  Loi    Bedeutung.   Die  Aufforderung,  welche  die  Behörde  bei  einer  Zusammen- 
rottung anzuwenden  habe,  um  diese  zu  zerstreuen,  war  in  eine  Formel 
gebracht,   welche  den   Charakter   des  ganzen  Gesetzes   kennzeichnet. 
„Man  wird  Feuer  geben,  wenn  die  gpiten  Bürger  sich  nicht  zerstreuen." 
Darin  lag  die  Formel  des  künftigen  furchtbaren  Kampfes.    Die  guten 
Bürger  wurden  emporgehoben  über  die  gemeineren.    Dem  bis  jetzt  so 
gefeierten  Namen  der  „Nation"  setzte  in  seiner  Bekämpfung  des  Loi 
martiale  Robespierre  das   seitdem  gewaltige  Wort  des  „Peuple"  ent- 
gegen, „gegen  den  es  allein  gerichtet  sei".    Die  Assemblee  nationale 
ahnte  eine  Gefahr   von  einem  noch  ungekannten  Feind!    Sie  wollte 
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zo  ihrer  Dnto^tützang  gegen  denselben  eines  Genossen  sich  yersichem 
ond  wählte  dazu  „die  guten  Bfirger'%  die  nun  in  Schlachtordnung  gegen 
den  Peaple  traten,  dem  sie  dennoch  bald  unterliegen  mussten,  jemehr 
sie  ihn  zwangen,  sich  zu  einer  bewussten  Masse  zusammen  zu  schliessen. 
Ais  Dach  der  Flucht  des  Königs  von  Paris  diese  guten  Burger  unter 
Fobning  der  Assemblee  nationale  den  König  dennoch  wieder  als  con- 
stitQtioDellen  Fürsten  begrüssten  und  nicht  absetzten,  da  fand  die 
Masse,  »der  Peuple'*,  der  ohnedies  all  sein  Unglück  von  den  Königen, 
dem  Adel  and  den  Reichen  herschrieb,  ein  festigendes  politisches  Band. 
Unter  Fohrung  der  Jacobiner  begehrte  er  die  Absetzung  dieses  treu- 
brüchigen Königs,  rottete  sich  zu  drohenden  Demonstrationen  zusammen, 
^leiief  seine  Genossen  endlich  auf  das  Marsfeld  und  zeichnete  am 
11.  Joli  1791,  an  einem  Sonntag,  eine  Petition  an  die  Nationalversamm- 
b^,  welche  in  einem,  trotz  Allem,  doch  bescheidenen  Tone  um  die 
Absetznog  des  Königs  bat>). 

Ich  will  das   vielbesprochene   Ereigniss   auf  dem   Marsfeld,   die      ni« 
sofenannte  Massacre  du  Ghamp  de  Mars,  wo  das  Aufruhrgesetz  zum  40"*^,^? 
astenmal  in  Anwendung   kam,    nicht  wieder  erzählen.    Nur  auf  die   de  Man. 
Folgen  dieses  Ereignisses,  welche  die  Bedeutung  der  Aufruhrgesetze 
scharf  beleuchten,  will  ich  einen  Blick  werfen.    Fünfzehn  Personen 
wen  verwundet  worden,  zwölf  blieben  todt  auf  dem  Platze.    Das  ist 
die  Wahrheit  jener  Massacre,  in  der  man  oft  Hunderte  von  Todten  und 
V^wnndeten,  ja  sogar  schon  2000  Todte  angegeben  hat^).    Aber  es 
var  ^eichgültig,  in  welchem  Maasse  das  erstemal  in  der  Revolution 
ßöfgerblut  durch  Bfii^er  vergossen  worden.    Seit  jener  JZeit  lagerte 
OD  Mass  in  den  Schichten  des  Volkes,  den  erst  nach  einer  furchtbaren 
Bache,  die  der  Peuple  an  den  guten  Bürgern  während  der  Schreckens- 
berrschaft  nahm,  Napoleon  beendete. 

Das  Aufmhrgesetz  hatte  nicht  den  Frieden,  sondern  den  Kampf  KutsiosiK 
eneugt,  es  hatte  nicht  Versöhnung  durch  die  Strafe  einer  Schuld  ge-    l^tnhl- 
schaffen,  sondern  glühenden  Hass  gesät.    Woran  liegt  dies?    Ist  die    gesetie. 
organisirte  Gewalt  machtlos,  die  nichtorganisirte  zu  zerstören?  Ist  die 
^icwaffnete  Macht  ohnmächtig,  die  unbewaffnete  Masse  zu  vernichten? 
Keineswegs!    Aber  es  liegt  in  dem  Wesen  dieser  Gesetze  selbst.    Sie 
^n  einen  vernichtenden  Widerspruch  in  sich,  sie  werden  zumeist 
g^ben,  um  eben  nicht  gehalten  und  durchgeführt  zu  werden.    Sie 
^Qen  Schrecken  verbreiten  durch  ihr  blosses  Dasein  auf  dem  Papiere, 
aber  nie  durch  ihnen  entsprechende  Thaten  ihre  Furchtbarkeit  bewahr* 
boten.   Und  selbst  dann,  wenn  sie  zur  Ausführung  gebracht  worden 


1)  Bücfaez:   Hist.  pari.  Bd.  XI.  S.  20  u.  ff. 
V  Buches:  Hut  pari.  Bd.  XI.  S.  72. 
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sollen,  legt  das  Gouvernement  dieselben  zumeist  in  solche  Hände,  deren 
Schwäche  im  Voraus  eine  Garantie  für  die  Ohnmacht  des  Gesetzes 
sind.    Lafayette  commandirte  die  Nationalgarde  auf  dem  Marsfelde  und 
Bailly  erklärte  in  seinem  Bericht  an  die  Nationalversammlung,   dass 
die  Comune  tief  betrübt  sei  über  das  Ereigniss  und  dass  sie  nur  zu 
versichern  wage,  dass  es  nöthig  war*).    Das  Volk  hasst  die  Kanonen, 
aber  es  fürchtet  sie  auch;  die  democratischen  Regierungen  theilen  diese 
Gefühle,  aber  nur  aus  Besorgniss  um  die  Popularität  ihrer  Herrschaft; 
die  absoluten  Herrschaften  selbst  schrecken  vor  dem  Gebrauch  ihrer 
einzigen  Stütze  zurück,  weil  sie  diese  doch  für  ohnmächtig  halten  im 
Augenblick,  wo  sie  sie  nützen  sollen.   Darum  findet  der  Volksaufstand 
seine  Kraft  auch  zumeist  nur  in  der  Schwäche  der  Regierung  und 
steigt  in  seiner  Macht,  jemehr  diese  in  Schwäche  und  Zagen  verfallt 
Qcffihrlich-         Ist  es  daher  gefährlich,  solche  Gesetze  zu  geben,  denn  sie  ver- 
kcitder    bittern  die  Gemüther  und  sind  doch  ohnmächtig,  etwas  zu  leisten,  so 
geaetze.    Ist  CS  gefährlicher  noch,  sie  anzuwenden,  denn  in  schwachen  Händen  ver- 
spotten sie  selbst  nur  die  Gewalt  und  in  starken  werden  sie  zu  einer 
Ungerechtigkeit;  aus  Verdächtigen  werden  im  Augenblick  Verurtheilte, 
aus   Verurtheilten   im  selben  Augenblick    Gerichtete.     Die   National- 
versammlung hatte  dies  geahnt,  aber  sie  erkannte  den  wahren  Grund 
der  Ohnmacht  ihres  Gesetzes  nicht.    Als  nach  der  Massacre  am  Mars- 
feld die  Aufstände  sich  mehrten,  als  die  politische  Begeisterung  jetzt 
erst  Diebes-  und  Räuberbanden  adelte  in  der  Ausführung  ihres  Hand- 
werks,  suchte  sie  tastend  nach  einer  Aufklärung  der  Sachlage  und 
sie  fand   sie  darin,   dass   sie  selbst   ihr  erstes  Gesetz  als   zu   milde 
erachtete.     Sie  gelangte    zur  Philosophie   der   despotischen   Staaten. 
Immer  glauben  diese,  dass  nur  der  Mangel  an  Strenge  und  Gewalt  der 
Grund  ihrer  Schwäche  sei! 
Dai  Das  Gesetz  vom  3.  August  1791  bestätigte  vom  Neuem  das  erste 

Meu"vom  Aufruhrgesetz  und  fügte  hinzu,  dass  von  nun  an  zur  Erhaltung  der 
3.  Ang.  1791.  öffentlichen  Ruhe  die  Requisition  jeder  bewaffneten  Macht  zulässig  und 
das  augenblickliche  Einschreiten  derselben  gegen  jede  Zusammenrottung 
auf  das  Schnellste  und  Strengste  geboten  sei.  Alle  Bürger  wurden 
durch  ihren  Eid  verpflichtet,  bei  dem  Wort  „force  ä  la  loi"  der  be- 
waffneten Macht  jede  Art  thatsächliche  Hülfe  zu  leisten.  Alle  Personen, 
welche  über  eine  bewaffnete  Macht  verfügen,  sind  für  Ruhe  und  Sicherheit 
des  Staates  verantwortlich.  Als  eine  aufständische  Zusammenrottung  gilt 
die  Verbindung  von  15  Personen,  welche  dann  als  Aufwiegler  behandelt 
werden.  Jede  Behörde  kann  ihre  Verstärkung  durch  Linientruppen  be- 
gehren.  Gegen  Diebes-  und  Räuberbanden  können  diese  auch  ohne  Re- 


*)  A.  N.  18.  Juli  1791. 
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qoisitioa  der  CiTilbehörden  einschrdteiL  Die  Gensdarmerie,  die  Nationai- 
garde,  selbst  die  blos  in  den  Rollen  derselben  eingetragenen  und  nicht 
im  Dienst  stehenden  Bürger  sind  im  Falle  eines  Aufstandes  verpflichtet, 
sich  zu  stellen.  Nur  über  die  Requisition  der  Linientruppen  haben  die 
Procoreur  Syndics  der  Districte  und  jene  der  Departements  dem  König 
Beridit  und  Rechenschaft  zu  geben.  Doch  dürfen  thatsächlich  die  Waffen 
Bar  in 3  Fällen  gebraucht  werden:  Wenn  Gewaltth&tigkeiten  gegen  die 
Trappen  geübt  werden,  wenn  diese  sich  nicht  anders  vertheidigen  können 
Qod  wenn  sie  von  der  Civilbehörde  ausdrücklich  dazu  ermächtigt  worden 
sind.  Die  Municipalbeamten  sind  für  die  Ruhe  ihrer  Gemeinde,  die 
Districtsdirectorien  für  die  des  Districts,  die  Directorien  der  Departements 
Sir  die  Rohe  desselben  verantwortlich.  Wenn  ein  Aufstand  mehrere 
Departements  ergreift,  hat  der  König,  unter  Verantwortung  der  Minister, 
die  Unterdrückung  desselben  anzuordnen,  jedoch  dem  Corps  legislatif 
Vi»  sdnen  Massregeln  Nachricht  zu  geben  und  im  Fall  dieses  nicht 
Tssammelt  ist,  dasselbe  augenblicklich  einzuberufen.  Dieses  Gesetz 
hm  nie  zur  Ausführung  und  wurde,  wie  das  Loi  martiale  vom 
il  October  1789,  vom  Convent  ausser  Kraft  gesetzt.  Erst  als  die 
Schreckensherrschaft  mit  dem  Sturze  Robespierre's  zu  Ende  ging  und 
^r  decimirte  Convent  rath-  und  thatlos  nach  einer  Sicherung  des 
Friedens  sich  umsah,  lebte  es  in  dem  von  Sieyes  am  25.  März  1795 
(1.  Gerakinal  an  III.)  eingebrachten  Gesetz  über  die  hohe  Polizei,  dem 
Ui  de  grande  police,  wieder  auf. 

Die  Erfahrung,  welche  man  durch  traurige  Tage  gemacht  hatte,  si^yfet  loi 
war  den  Gesetzgebern  und  Volksmännern  zur  Lehrmeisterin  geworden.  ^*po^^.  * 
Nachdem  Sieyes  lange  geschwiegen  und  erst  scharf  Zurechtgewiesen 
werden  mosste,  seiner  Pflicht  als  Deputirter  nachzukommen,  trat  er  mit 
einem  Gesetzentwurf  über  die  allgemeine  Sicherheit  hervor.  Das  Gesetz 
ward  durch  die  wüthenden  Angriffe  der  Partei  Robespierre's  gegen 
den  Convent  selbst  am  30.  Yentöse  veranlasst  und  sollte  vor  allem 
»eine  Garantie  der  Nationalvertretung*^  geben.  „Die  Vorsieht'S  sagte 
Sieyes*),  „ist  eine  der  ersten  Eigenschaften  und  die  wesentlichste 
Pflidit  des  Gesetzgebers. ...  Es  gilt  mehr  einem  Verbrechen  voraus- 
gekommen zu  sein,  als  es,  nachdem  es  vollbracht,  ausgebessert  zu 
baben.  Dies  Ziel  allein  ist  anzustreben  und  darin  zeigt  sich  die 
Weisheit  des  Gesetzgebers.'*  Dann  schildert  er  die  Feinde  der  Ordnung 
Q&d  z^  mit  klarem  Blick  das  Wesen  der  Stellung  der  Staatsgewalt 
gegenüber  einer  aufständischen  Partei.  „Dass  man  uns  nicht  immer 
wiederhole,  dass  es  unpolitisch  von  uns  sei,  unsere  Furcht  zu  gestehen ; 
^  würde,  indem  man  immer  nur  scheint,  die  Gefahr  zu  erkennen,  am 
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Ende  heissen,  dem  Verbrechen  eine*  Macht  geben,  die  es  nicht  hat  und 
die  Kühnheit  steigern. . . .  Bürger!  Darum  aliein,  weil  wir  |uns  täuschen 
über  den  Weg,  den  vdr  zu  gehen  haben,  indem  wir  uns  unter  den  eitelsten 
Vorwänden  die  Wahrheit  verheimlichen,  indem  wir  eine  falsche  Schonung 
anwenden,  lassen  wir  die  Tyrannei  aus  der  Verborgenheit  hervorwachsen 
bis  zu  dem  Momente,  wo  stark  durch  unsere  Schwäche,  sie  selbst 
in  unserer  Mitte  sich  erhebt,  um  uns  zu  decimiren  und  zu  köpfen. 
Wollt  ihr  noch  einmal  die  Narren  dieser  Weisheit  sein  und  ihre  Opfer  ? 
Nein!  Ihr  zeigt  euch  niemals  grösser  und  mächtiger,  als  wenn  ihr 
gerade  darauf  losgeht  auf  das,  was  euch  bedroht. . . .  Eure  knäbische 
Bedenklichkeit  zeigt  in  Wahrheit  nichts  als  eure  Schwäche  und  Furcht" 
Das  war  der  Priester,  der  die  Schwäche  des  menschlichen  Herzeus 
kennen  gelernt,  das  war  der  Blick  des  Politikers,  der  verstand,  wie 
man  sie  behandeln  und  nützen  muss! 
Die  Das  Gesetz  hatte  folgende  Bestimmungen:    Die  AuJQForderung  zur 

ge!ad"neu°n  Plööderuug  des  Privateigenthums,  zur  Wiederherstellung  des  Königthums, 
Aufruhr-  jede  Verletzung  einer  Person,  jede  Revolte  gegen  die  gesetzliche  Autorität 
gcsetic».  ^jm-^jj  aufrührerisches  Geschrei  in  den  Strassen  und  öflFentlichen  Plätzen^ 
gegen  die  Souverainität  des  Volkes  in  die  Nationalrepräsentation,  die 
Versuche  in  die  Gefängnisse  des  Tempel  einzudringen  und  mit  den 
Gefangenen  zu  verhandeln  sind  schwere  Verbrechen.  Die  Verdäch- 
tigen sind  festzunehmen  und  wenn  sie  von  der  Jury  schuldig  befun- 
den werden,  zur  Deportation  oder  bei  Hilderungsgründen  zu  zwei 
Jahren  Eisen  zu  verurtheilen.  Jede  Versammlung,  die  sich  über 
Aufforderung  der  Magistrate  nicht  zerstreut,  wird  als  aufständische 
Zusammenrottung  angesehen  und  so  bestraft.  Jeder  gute  Bürger,  der 
Zeuge  einer  solchen  Zusammenrottung  ist,  kann  die  Verhaftung  der 
Theilnehmer  vornehmen  und  die  bewaffnete  Macht  zu  Hülfe  rufen.  Jede 
Gewalt  ist  mit  Gewalt  zurückzuweisen  und  jeder  Widerstand  zu  be- 
siegen. Alle  diese  Massregeln  gelten,  wenn  die  Zusammenrottung  gegen 
eine  öffentliche  Behörde  gerichtet  ist,  und  wenn  dabei  eine  Verletzung 
eines  Volksrepräsentanten  vorkömmt,  wird  der  Schuldige  mit  dem  Tode 
bestraft.  Vor  allem  aber  ist  die  Nationalvertretung  mit  diesem  Gesetz 
umgeben  und  jede  bewaffnete  Macht  zu  ihrem  Schutze  mit  allen  Mitteln 
verpflichtet.  Auf  das  Signal  der  einzigen  Glocke,  die  in  Paris  ist  and 
sein  darf,  im  Pavillon  de  TUnite  (in  den  Tuillerien),  haben  alle 
Sectionen  ihre  bewaffnete  Macht  zur  Hülfeleistung  aufzubieten.  Wer 
in  der  Mitte  der  Gesetzgebung  selbst  zum  Aufruhr  mahnt,  wird  deportirt, 
und  im  Fall  einer  früheren  Verabredung  mit  dem  Tode  bestraft.  Ein 
Massenauflauf  gegen  die  Volksvertretung  setzt  alle  Schuldigen  ausser 
das  Gesetz.  Endlich  heisst  es:  Wenn  nach  einer  letzten  und  entsetz- 
lichen Annahme,  welche  die  Seele  des  Gesetzgebers  zurückweist,  die 
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aber  dennoch  nach  der  Erfahrung  möglich  ist,  die  Feinde  des  Volkes, 
Royalisten  und  Anarchisten,  eine  Aufreizung,  Unterdrückung  oder 
Äoflösang  der  Nationalversammlung  versuchen,  dann  erheischt  die 
bedrohte  Versammlung  Folgendes:  Alle  Deputirten,  die  nicht  ermordet 
^d  od^  auf  einer  Mission  in  den  Departements  sich  befinden,  haben 
^ifh  in  Chalons  snr  Marne  einzufinden  oder  dort,  wo  die  Mehrheit  des 
CoDvents  sich  hinbegiebt.  Dort  ist  alsdann  die  Nationalvertretung  mit 
jener  Autorität,  die  das  Volk  ihr  gegeben. . . .  Das  französische  Volk 
wird  in  dieser  Grisis  ruhig  und  fest  bleiben,  decretirt  der  dritte  Absatz 
dieses  Artikels,  und  die  Nationalgarde  und  bewaffnete  Macht  werden 
die  öffentliche  Ruhe  schützen  und  ....  eine  Armee  bilden,  um  das  Volk 
ta rächen^  den  Gesetzgebern  die  Mittel  zu  geben,  die  Republik  einig, 
mtbeübar  und  democratisch  zu  erhalten! 

Das  war  ein  Blutgesetz  wie  die  früheren,  obgleich  Sidyes  es  ver- Fainche  Be- 
flöDte  und  behauptete:  „Ich  lege  euch  nicht  eines  jener  blutigen  Gesetze  ^^ufruhr" 
ror,  welche  selbst  nichts  anderes  sind,  als  eine  beständige  Verletzung  gesctzen. 
der  Freiheit  und  Sicherheit,  welche  im  unnennbarsten  Missbrauch  nur 
den  Namen  eines  Gesetzes  tragen!    Ich  lege  euch  ein  Gesetz  vor,  das 
Mos  dem  Schuldigen  Schritt   für  Schritt   folgt   und   ihm   auf  jedem 
Sfhritt  ein  Hindemiss  in  den  Weg  legt.    Es  soll  immer  gegenwärtig 
»ID.  trotz  ihm  und  gegen  ihn,  es  soll  das  sein,  was  für  den  Menschen 
das  Gewissen  ist!^   Sieyes  wollte  seine  Popularität  retten! 

Bekli^nswerther  Irrthum  aller  Democratie,  dass  sie  sich  selbst 
dann  die  Wahrheit  ihrer  -That  und  Absicht  nicht  einzugestehen  wagt, 
venn  sie  dieselbe  erkennt  und  für  nothwendig  hält.  Man  spielt  mit 
Namen  und  sacht  in  F(Hrmeln  sein  Heil !  Man  thut  dies  so  lange,  bis 
ach  der  Held  findet,  der  der  Phrase  die  That  gegenübersetzt  und  damit 
die  UeiTSchaft  gewinnt.  Napoleon  frug  nicht  nach  dem  Wortlaut  und 
d^  verborgenen  Absichten  des  Gesetzes,  er  stellte  am  15.  Vendemiaire 
and  9.  Bnunaire  die  That  dort  hin,  wohin  sie  gehörte  und  siegte  über  den 
Aa^stand,  schaffte  Ruhe  und  Sicherheit  und  begrub  für  diese  Güter 
endlich  auch  die  Republik  mit  allen  Helden  des  Worts  und  der  Idee! 


Die  Emigration. 
Wenn  ein   Staatsgrandgesetz  Werth   haben  soll,   dann  muss  es  Bedentang 
allgemon  sein.    Wenn  es  ein  Menschenrecht  ist,  welches  die  Natur  ins  ^^^  Qe8et«e 

ttber  die 

Herz  des  Menschen  gelegt,  dann  darf  es  nicht  der  Willkür  des  Menschen  Emigntioa. 
überlassen  sein,  es  in  dem  Einen  anzuerkennen,  im  Anderen  zu  leugnen. 
Die  Ausnahme  gefährdet  die  Kraft  des  Gesetzes,  die  Besonderheit  zerreisst 
die  Wahrheit  des  Allgemeinen  und  löst  dieses  selbst  in  ohnmächtige 
Bruchtheile  auf. 

Richter:  Suali-  n.  Oeeellecbaftsreofat.  I.  7 
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Die  Asseiablee  nationale  gab  das  Signal,  von  der  Freiheit,  dem 
ersten  Menschenrechte,  eine  Ausnahme  zu  schaffen,  indem  sie  die 
adeligen  Geschlechter  von  dem  Genüsse  derselben  ausschloss,  die 
Assemblee  legislatif  gab  diesen  Ausnahmen  eine  grössere  Dehnbarkeit, 
der  Convent  gestaltete  sie  zu  einem  Gesetz,  unter  dessen  Macht  die 
Hälfte  der  französischen  Nation  hätte  erliegen  müssen,  wenn  seine 
Herrschaft  länger  gedauert  hätte.  Die  Gesetzgebung,  welche  diese  nach 
Tausenden  zählenden  Ausnahmen  von  dem  Recht  der  persönlichen 
Pi'eiheit  schuf,  betraf  jene  Personen,  welche  von  dem  Sturm  der  Revo- 
lution aufgeschreckt,  Frankreich  verliessen  oder  im  eigenen  Vaterland 
sich  verborgen  hielten,  die  Emigration. 
Die  Die  monarchische  Politik  mag  es  ein  Verbrechen   nennen,   dass 

gerade  jene  ihr  Vaterland  und  ihren  König  in  der  Zeit  des  Unglücks 
verliessen,  auf  die  er  hätte  im  Kampf  gegen  dasselbe  zählen  können; 
die  democratische  Politik  mag  es  Feigheit  nennen;  jede  Anschauung 
mag  es  tadeln,  dass  ein  Bürger  sich  von  seinem  Staat  trennt  in  dem 
Augenblicke  der  Gefahr;  die  Geschichte  mag  es  mit  welchen  Farben 
immer  ausmalen.  Niemand  wird  einen  Widerspruch  dagegen  erheben. 
Es  ist  verächtlich  davon  zu  laufen,  wenn  die  Zeit  die  That  von  allen 
Händen  begehrt,  es  ist  entehrend  für  ein  Volk,  wenn  seine  eigenen 
Söhne  ausserhalb  seiner  Mitte  in  der  Fremde  um  Hülfe  betteln,  das 
eigene  Vaterland  zu  bekämpfen;  aber  die  Massregeln,  die  das  Vater- 
land gegen  diese  verrätherischen  Umtriebe  ergriff,  da  sie  die  ersten 
Rechte  des  Menschen  verletzten,  muss  Recht  und  Gerechtigkeit  ver- 
dammen und  selbst  die  Politik  in  ihrem  Werthe  bezweifeln.  Diese 
Hassregeln  waren  zweifach.  Sie  betrafen  die  Person  und  das  Hab 
und  Gut  der  Emigrirten;  sie  verletzten  das  Recht  der  persönlichen 
Freiheit  und  jenes  des  Eigenthums.  Ich  werde  die  Gesetzgebung, 
soweit  sie  die  erste  betrifft,  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  hier 
darstellen;  die  Güterverhältnisse  der  Emigrirten  als  Beschränkungen 
des  Eigenthumsrecht  bei  der  Darstellung  des  Eigenthumsrechtes. 

Am  Anfang  der  Revolution,  deren  erste  Stürme  gegen  die  bevor- 
rechtigten Stände  sich  kehrten,  flüchteten  einige  Adelsgeschlechter, 
und  als  in  den  blutigen  Juli-  und  Augusttagen  die  aufgeregte  Masse 
das  Eigenthum  auch  nicht  mehr  zu  achten  schien,  und  Marat  im 
»L'ami  dupeuple"  mit  bitterer  Wuth  den  Zorn  gegen  die  Reichen  anfachte; 
hier  schilderte,  wie  sieben  Zehntel  der  Stadtseinwohner  elend  und 
hungernd  sind,  während  die  anderen  drei  Zehntel  in  Ueppigkeit 
schwelgen*),  dort  bewies,  dass  nur  durch  eine  Folge  von  Räubereien, 
durch  Neid  und  Betrug  der  grösste  Theil  des  Landes  in  die  Hände 


*)  L*ftmi  du  peuple.  n.  670. 
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einiger  Wenigen  gegangen  sei  und  es  nöthig  sei,  dieses  Yerhältniss  zu 
indem*),  da  fingen  auch  die  Reichen  zu  bangen  an  und  retteten  sich 
mit  ihrem  beweglichen  Hab  über  die  Grenze.  Die  Assemblee  nationale 
schwieg.  Ja  sie  schwieg  sogar,  als  die  Prinzen  des  königlichen  Hauses 
Frankreich  yerliessen  und  Niemand  an  der  Absicht  zweifelte,  mit  der 
sie,  den  Degen  in  der  Faust,  von  Land  zu  Land  eilten,  um  Hülfe 
flehten  gegen  die  Räuber,  die  den  königlichen  Thron  bedrohen.  Erst 
aU  Conde  an  den  Grenzen  Frankreichs  eine  Schaar  flüchtiger  Edelleute, 
zun  grossteu  Theil  bettel-  und  geckenhaftes  Gesindel,  um  sich  ver- 
sammelt hatte  und  zu  gleicher  Zeit  mit  den  verbündeten  deutschen 
Mächten  Frankreich  bedrohte,  da  erliess  die  Nationalversammlung  am  i>ie  ersten 
13,-15.  Juni  1791  ein  Decret  über  die^idesverschärfung  der  Truppen,  (;",^. 
ftlches  in  seinen  letzten  Artikeln  den  l^rinzen  Louis  Philipp  de  Bourbon 
C«ode  auffordert,  binnen  14  Tagen  nach  dem  Königreich  zurück- 
zokefaren  oder  sich  von  der  Grenze  zu  entfernen  und  zu  erklären,  dass 
er  nidits  gegen  die  Constitution  unternehmen  werde  und  nichts  gegen 
die  Ruhe  des  Staates,  widrigenfalls  nach  dieser  Frist  die  National- 
versammlung ihn  für  einen  Rebellen  erklärt,  der  Kronrechte  verlustig 
spricht,  seine  Güter  einzieht  und  jede  Verbindung  mit  ihm  verboten 
ond  abzubrechen  ist  und  dass  er  haftet  für  alle  Feindseligkeiten  an 
den  Grenzen  des  Landes.  Alsbald  erfolgte  jetzt  ein  gegen  alle 
Emigration  sich  richtendes  Decret  vom  21.  Juni  1791,  erklärend,  dass 
jede  Person,  welche  das  Königreich  verlassen  will,  zu  arretiren  und 
der  Ausgang  von  Effecten,  Waffen,  Gold-  und  Silbergegenständen  etc. 
anf  das  Strengste  verboten  ist.  Durch  ein  späteres  Decret  vom  9. 
Juli  1791  vemrtheilte  die  Assemblee  nationale  alle  Franzosen,  welche 
Frankreich  verlassen  haben  und  binnen  3  Monaten  nicht  zurückkehren, 
zu  einer  dreifachen  Steuer  nach  der  Steuerumlage  des  Jahres  1791. 

Zahlreiche  Gesetze  erflossen  seit  der  Flucht  des  Königs  gegen  die 
Emigrirten,  die  immer  schärfere  Massregeln  anwendeten  und  mit 
grosseren  Nachtheilen  dieselben  bedrohten.  Das  Decret  vom  6.  August 
1791  ruft  von  neuem  alle  Emigrirten  zurück  und  verheisst  ihnen 
den  besonderen  Schutz  des  Gesetzes  in  Anbetracht  ihrer  Sicher- 
heit und  Freiheit.  Jene,  welche  nicht  heimkehren,  werden  in 
dreifadier  Höhe  besteuert,  verlieren  ein  Drittel  der  Interessen  ihres 
Vermögens,  ihre  Aemter  u.  s.  w.  Um  diese  Lasten  desto  sicherer  ein- 
xonehmen,  mussten  die  Hunicipalitäten  genaue  Listen  der  Emigrirten 
nnd  ihres  Vermögens  machen  und  den  Directorien  der  Districte  ein- 
reichen und  die  Pächter  und  Miether  oder  andere  den  Emigrirten  ver- 
pflichten Personen  wurden  dafür  verantwortlich  gemacht. 


*)  Marat:   Let  chaines  de  TEBclavage. 
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Die  Emi-  Mit  grösserer  Entschlossenheit  trat  die  Assemblee  legislatif  auf. 

grtuoniige.  j||^  j^^^  Revolutionswuth,  dem  Parteihass  im  Innern  stieg  die  Gefahr 

setze  der  ° 

Aaaembide  an  den  Grenzen  des  Landes.  Von  beiden  geleitet,  glaubte  man  durch 
UffUUüf.  gtrenge  und  unerbittlich  foitgosetzte  Verfolgung  die  Parteien  auszu- 
gleichen und  die  Gefahr  von  Aussen  zu  beschwören.  Mit  dem  Decret 
vom  9.  November  1791  erklärte  sie  alle  Franzosen,  ausserhalb  und  au 
den  Grenzen  Frankreichs  versammelt,  als  der  Verschwörung  gegen  das 
Vaterland  verdächtig  und  alle  vom  1.  Januar  1792  an  derselben  schuldig, 
und  verfolgt  und  erreicht,  werden  solche  Verbrecher  mit  dem  Tode 
bestraft  werden.  Der  Haute  coiir  national  wird  aber  sie  richten  und 
alle  in  Contumaz  Verurtheilten  verlieren  für  ihr  ganzes  Leben  die  Rechte 
auf  ihr  Eigenthum  in  Frankreich.  Kein  Gehalt,  keine  Pensionen  und 
Renten  werden  ihnen  mehr  geza&lt  und  die  Pächter  und  Miether  auf  den 
Gütern  der  Emigrirten,  die  Verwalter  ihres  Vermögens  dafür  verantwort- 
lich erklärt.  Officiere,  welche  die  Truppen  verlassen,  werden  als  Deser- 
teurs behandelt,  Beamte,  welche  ihrem  Amt  entfliehen,  als  Emigiirte 
behandelt  und  ihres  Amts  und  aller  übrigen  Rechte  verlustig.  Am 
30.  August  1792  erklärte  endlich  ein  Decret  mit  kaum  20  Worten, 
dass  jeder  öffentliche  Functionair  und  jeder  Pensionair,  dessen  Eltern 
oder  Kinder  emigrirt  sind,  aller  seiner  öffentlichen  Rechte  verlustig  sei. 
Nachdem  man  so  die  Personen  specialisirt  hatte,  begannen  die 
Confiscationen  der  Güter  der  Emigration  und  diese,  sowie  die  Ver- 
waltung derselben,  die  Rechte  die  damit  begründet  und  angehoben 
wurden,  erzeugten  eine  Gesetzgebung,  die  für  die  französisihe  Justiz- 
und  Administrationspflege  von  grosser  Bedeutung  ward  und  auf  die 
ich  später  noch  zurückkommen  werde.  Um  in  der  Vornahme  dieser 
Geschäfte,  welche  auch  die  Finanznoth  des  Staates  immer  dringender 
forderte,  nicht  mehr  gestört  zu  werden,  verbannte  der  Convent  durch 
das  Decret  vom  23.  October  1792  alle  Emigrirten  für  immer  aus  der 
französischen  Republik  und  setzte  auf  ihre  Rükkehr  die  Todesstrafe. 
Emigr*.  Aber  erst  das  Decret  vom  28.  März  1793  bildet  ein  vollständiges 

tionngeiRetiE  Q^g^tz  Über  alle  Verhältnisse  der  Emigration,  welches  für  die  folgende 

▼on  29. 

Mftn  1793.  Revolutionszeit  bis  zu  den  Reformen  des  Kaisen-eichs  die  Grundlage 
aller  anderen  blieb.  Es  erklärt  in  gesetzlichen  Bestimmungen,  wer 
als  Emigrirter  angesehen  wird.  Tit.  L  Sect.  3.  Art.  6.  Alle  Fran- 
zosen beider  Geschlechter,  welche  seit  dem  1.  Juli  1789  das  Territorium 
Frankreichs  verlassen  haben  und  in  den  gesetzlich  gewährten  Fristen 
nicht  zurückgekehrt  sind.  2.  Alle  Franzosen  beider  Geschlechter,  die 
vom  Ort  ihres  gewöhnlichen  Domicils  abwesend  und  nicht  einen 
ununterbrochenen  Aufenthalt  in  Frankreich  seit  dem  9.  März  1792 
rechtfertigen  können.  3.  Ebenso  Alle,  welche,  obgleich  thatsächlich 
gegenwärtig,  dennoch  von  ihrem  Wohnort  entfernt  sich  halten.    4.  Alle, 
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welche  die  Republik  verlassen,  ohne  die  im  Gesetz  vorgeschriebenen 
Bediaguni^en  erfüllt  zu  haben.  5.  Alle  Agenten  des  Gouvernements, 
welche  mit  einer  Mission  an  fremde  Mächte  betraut,  nicht  binnen 
S  Monaten  nach  ihrer  officiellen  Zurückberufung  zurückkehren.  6.  Alle 
Franzosen  beider  Geschlechter,  welche  das  Territorium  der  Republik, 
welches  nicht  vom  Feinde  besetzt  ist,  verlassen  und  sich  in  jenes 
begeben,  welches  von  demselben  occupirt  worden.  8.  Alle  Fremden, 
welche  das  französische  Bürgerrecht  besitzen  und  ein  doppeltes  Domicil 
haben,  in  Frankreich  und  in  der  Fremde,  wenn  sie  nicht  einen  ununter- 
brochenen Aufenthalt  in  Frankreich  seit  dem  9.  März  1792  nachzuweisen 
Termögen.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  waren  nach  Tit  I. 
Sect.  4.  Art  8:  Kinder  der  Emigrirten  unter  14  Jahren,  wenn  sie 
LiBaen  3  Monaten  zurückkehren  und  in  Frankreich  bleiben,  2.  die  auf 
Zeil  Verbannten,  3.  die  Deportirten,  4.  Jene,  welche  schon  vor  dem 
I.  JqU  1787  ausgewandert,  5.  Alle,  welche  im  Dienst  der  Nation  ab- 
wet^ad,  6.  alle  Kauf-  und  Geschäftsleute,  die  als  solche  notorisch 
bekannt  sind,  7.  alle  wegen  ihrer  Studien  von  Frankreich  Abwesenden 
ond  8.  alle  jene  Kinder,  welche  von  ihren  Eltern  und  Vormändern  zur 
Erziehuiig  in  andere  Länder  gesandt  und  darüber  von  den  Districts- 
directoren  ausgewiesen  und  bestätigt  sind. 

üeber  alle  nach  diesem  Gesetz  als  emigrirt  anzusehenden  Personen  Die  ROKcn. 
UDd  deren  Vermögen  sollten  von  den  Comunen  genaue  Listen  angelegt  t,^"]'™^. 
werden.  Diese  wurden  von  den  Districtsdirectorien  zu  allgemeinen 
Tabellen  und  nach  ihrer  Uebergabe  an  die  Directorien  der  Departements 
zn  alphabetischen  Uebersichten  zusammengestellt  und  an  die  Minister 
des  Innern,  der  Justiz,  des  Krieges  und  der  Steuern  überliefert  Von 
den  Ministem  wurden  noch  die  in  ihren  Departements  entflohenen 
Beamten  hinzugefügt  und  in  dieser  Ordnung  bildeten  diese  Listen  die 
Grundlage  der  Verurtheilungen  und  Confiscationen  bis  auf  Napoleons 
Zeit  und  die  Restauration.  Die  Wohnungsausweise  und  Aufenthalts- 
Certificate,  welche  das  Gesetz  fordorte,  wurden  von  den  Conseils 
generaux  der  Gomunen  des  Hauptortes  jedes  Cantons  ausgestellt,  von 
diesen  und  den  Directorien  der  Districte  und  Departements  gezeichnet 
and  von  den  Mitgliedern  dieser  Behörden  gesiegelt.  Die  Maires,  alle 
Monicipalbeamten  und  Conseilmitglieder  hafteten  für  die  wirkliche 
Anwesenheit  Jener,  denen  sie  diese  Certificate  ausstellten. 

Das  Gesetz  fosste  weiter  alle  Folgen  der  Emigration  zu  einem  Folgen  de« 
Ganzep  zusammen.    Diese  sind  zweifach:   persönliche  und  sachliche.  ^^••'"•* 
Die  pers^^nlichen  Folgen  sind  nach  Tit.  L  Sect.   1.  Art.  1:   Dauernde 
Verbannung    vom    französischen   Boden    und    der    bürgerliche   Tod. 
Der  Bruch  der  Verbannung   wird  mit  dem  leiblichen»  Tod  bestraft. 
Die  Folgen  des  bürgerlichen  Todes   sind  die  Auflösung  aller  Substi- 
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tutionen  zum  Profit  der  Nation,  die  Unfähigkeit  einer  Vererbung 
durch  50  Jahre,  wie  jene,  beerbt  werden  zu  können  während  gleicher 
Zeit,  vom  Tag  des  gegenwärtigen  Gesetzes.  Alle  Kauf-  und  Ver- 
kaufsacte,  alle  Dispositionen  über  jene  Güter,  welche  einst  von 
der  directen  Linie  der  Nachkommen  der  Emigrirten  geerbt  werden 
können,  sind  ungültig.  Ebenso  wurden  alle  Kauf-  und  Verkaufs- 
verträge, alle  Obligationen  und  Hypotheken  der  Väter,  Mütter  und 
Grosseltem  der  Emigrirten,  der  Kinder,  Enkel  und  Erben  als  nicht- 
geschlossen  und  ungültig  ^klärt.  Tit.  I.  Sect  2.  Art.  3 — 5.  Alle 
Mitschuldigen  der  Emigrirten,  alle,  welche  diese  unterstützten  u.  s.  w., 
werden  von  denselben  Folgen  und  Strafen  getroffen.  Tit.  L  Sect.  9 
Art.  154  u.  flF.  Die  öffentlichen  Functionaire,  welche  ihre  Plätze 
verlassen,  trifft  ausserdem  der  Verlust  ihres  Amtes  und  ihrer  Würde 
und  aller  Ansprüche  aus  denselben.  Die  Schenkungen  aller  dieser 
Personen  unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall,  in  Testamenten, 
Codicillen  und  Ehecontracten  sind  null  und  nichtig.  Ausgenommen 
sind  nur  jene,  welche  auf  öffentlichem  Wege  oder  ohne  Urtheil  vor 
dem  9.  Februar  1792  gemacht,  und  jene,  welche  zu  Gunsten  von  Armen, 
Lehrern  und  Dienern  für  die  Dienste  vor  diesem  Tage  errichtet. 

Die  sachlichen  Folgen  der  Emigration  betreffen  ihr  bewegliches 
und  unbewegliches  Vermögen,  welches  im  Namen  der  Republik  und 
für  diese  confiscirt  wurde  und  alle  in  Betracht  derselben  errichteten 
Acte,  welche  als  nichtig  erklärt  wurden,  wie  ich  dies  in  Folgendem 
näher  darstellen  werde.  Die  Frist  der  Reclamation  gegen  die  Liste  der 
Emigration  ward  so  lange  gegönnt,  als  diese  nicht  als  rechtskräftig 
erklärt  und  öffentlich  bekannt  gegeben  worden  ist.  Personen,  deren 
Reclamationen  verworfen  wurden,  hatten  binnen  einem  Monat  das  Land 
zu  verlassen.  Jedem  Bürger  dagegen  ward  es  zur  Pflicht  gemacht, 
Anzeige  zu  machen,  wenn  in  den  Listen  Personen  oder  Vermögens- 
angaben vergessen  oder  geflissentlich  verheimlicht  worden  sind. 
Der  Die  entscheidende  Behörde  über  alle  Angelegenheiten  der  Emigrirten 

i^nd^der  ^^®  ^^^^  J®^®'  wclche  als  solche  nach  diesem  Gesetze  ergriffen  worden, 
Emigration,  ist  das  Crinünaltribunal  des  Departements,  in  welchem  die  betreffende 
Person  zuletzt  gewohnt  hat.  Die  Verhandlungen  in  diesen  Processen 
sind  öffentlich  und  die  Urtheile  alsogleich  executionsföhig.  Tit.  L 
Sect.  12  Art.  179.  Später  fügte  ein  Decret  vom  26.  April  1793 
hinzu,  dass  die  Emigrirten  in  keinem  Fall  von  Geschwornen  gerichtet 
werden  dürfen.  Durch  die  Zerrüttung  der  Grhninaljustiz,  die  Ein- 
führung der  Revolutionstribunale  während  des  Convents,  durch  die 
Uebermacht  der  Administrativbehörden  während  dieser  Zeit  und 
während  des  £>irectoriums  gingen  alle  Angelegenheiten  d^  Emigra- 
tion an  die  Verwaltungsbehörden  übet,  stärkte^  deren  Gewalt  and 
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machteD  far  lange  Zeit   selbst   die  Missbräache  der  Administrativ- 
jastiz  DOthwendig. 

Diese  schwertreffenden  Bestimmungen  wurden  nach  der  Schreckens-  Milderung 
hen-ächaft  durch  ein  neues  Emigrirtengesetz  vom  15.  November  1794,  g^Itio»' 
(ib.  Bromaire  an  m.)  in  einzelnen  Bestimmungen  gemildert.  Die  Con-  vetetse. 
stitation  des  Jahres  III.  erklärt,  dass  die  Rückkehr  jener  Fran- 
xo$en,  welche  seit  1789  ihr  Vaterland  aufgegeben  haben,  nicht  mehr 
geduldet  wird  und  dass  das  Gesetz  keine  Ausnahmen  statuiren 
dar!  Art  373.  Damit  war  eigentlich  die  Frage  abgeschlossen. 
Auch  die  Constitution  des  Consulats  anerkannte  diese  Bestimmung 
und  fügte  noch  ausdrücklich  hinzu,  dass  die  Güter  der  Emigrirten 
uwidenroflich  zum  Yortheil  der  Republik  eingezogen  bleiben.  Art.  93. 
Dennoch  begann  Bonaparte  die  seit  der  Schreckensherrschaft  gelten- 
den Gesetze  in  ihrer  Wirksamkeit  langsam  abzuschwächen  und  die 
liste  der  Emigrirten  zu  schliessen.  Schon  durch  das  Arrete  vom 
^  Februar  ISOO  (7.  Yentuse  an  YIU.)  wurde  die  Art  und  Weise 
bekannt  gegeben,  wie  man  sich  aus  den  Emigrationslisten  streichen 
lassen  könne  und  zu  diesem  Behufe  eine  Commission  von  30  Burgern 
angesetzt,  die  in  6  Sectionen  getheilt,  unter  Leitung  des  Polizei-  und 
Jnstizministers  die  Anmeldungen  entgegennahm..  —  Das  Arrete  vom 
iO.  October  1800  (28.  Yendemiaire  an  IX.)  zählt  endlich  alle  Personen 
aof,  welche  von  der  Emigrirtenliste  zu  streichen  ufid  welche  allein  auf 
ihr  zu  erhalten  sind,  und  selbst  diese  letztere  Liste  musste  erst  vom 
Minister  der  Justiz  und  der  Polizei  und  vom  Staatsrath  anerkannt  wer- 
^en,  ehe  sie  Geltung  empfing. 

Endlich  löste  das  Senatus  consult  vom  26.  April  1802  (6.  Floreal  Abschaffung 
an  X.)  die  letzten  Spuren  der  Revolutionsgesetze  über  die  Emigration   ^|^tj^"j.' 
auf  and  überwies  Jn  Anbetracht,  dass  nach  den  verschiedenen  Zeiten,    geteue. 
in  denen  die  Gesetze  gegen  die  Emigration  gegeben  wurden,  Frankreich, 
zerrissen  in  viele  Parteien,  gegen  fast  ganz  Europa  einen  in  der  Ge- 
schichte unerhörten  Kampf  unterhalten  musste  und  genöthigt  war,  zu 
so  strengen  und  ausserordentlichen  Massregeln;  dass  aber  heute,  nach 
hergestelltem  Frieden,  Alles  daran  liegt,  im  Innern  zu  befestigen,  was 
Frankreich  erheben,  die  Familien  beruhigen  und  alle  Uebel  einer  langen 
SeTolution  vergessen  machen  kann,''  —  und  überwies  in  Anbetracht 
dieser  Gründe,   das  Schicksal  der  Emigrirten   „an    die  Gnade  des 
Volkes.« 

Damach  wurde  allen  Emigrirten,  welche  noch  nicht  von  der  Liste 
gestndien  waren,  Amnestie  ertheilt  und  die  Rükkehr  nach  Frankreich 
gestattet.  Alle  aber,  welche  von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  machen 
wollten,  mussten  bis  zum  1.  Yendemaire  an  XII.  in  Frankreich  ein- 
getroffen sein.    Bei  ihrem  Eintritt  hatten  sie  in  den  Hauptgrenzstädten 
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zu  erklären,  dass  sie  Kraft  der  ertheilten  Amnestie  zurückkehren  und 
dem  Gouvernement  Treue  zu  schwören  bereit  seien. 

Wer  diesen  Bedingungen  nicht  nachkommen  will,  ist  ausgeschlossen 
aus  der  Amnestie  und  auf  der  Liste  der  Emigration  zu  erhalten.  Ebenso 
sind  auch  jene  ausgenommen,  welche  als  Commandanten  einer  be- 
waffneten Macht  gegen  Frankreich  gekämpft  und  in  den  Häusern  der 
französischen  Prinzen  ein  Amt  bekleiden. 
Polizei  Alle   nach  Frankreich  zurückgekehrten  Personen   bleiben  jedoch 

""e'n^die  ^^^^  ^  ^  Jahre  unter  polizeilicher  Aufsicht  und  das  Gouvernement  kann, 
Emigration,  wcun  CS  dies  uöthig  erachtet,  den  einzelnen  Personen  auch  einen 
Aufenthaltsort  anweisen,  mit  der  Bedingung,  denselben  nie  zu  verlassen. 
Nach  10  Jahren  aber  soll  jeder  Zwang  zu  Ende  gehen.  Uebrigens 
sollen  auch  die  so  internirten  Personen  das  vollste  Bürgerrecht  geniessen. 
Nur  wenige  hochadlige  Familien  Frankreichs  machten  von  dieser 
Amnestie  keinen  Gebrauch.  Der  grösste  Theil  aber  Derjenigen,  die 
vor  einem  Jahrzehen t  in  wilder  Flucht,  aber  stolz  und  hochmüthig 
ihren  verbrieften  Rechten  die  Zukunft  vertrauend,  den  heimathlichen 
Boden  verlassen  hatten,  kehrten  jetzt  in  eiliger  Hast  zurück  um  sich 
vor  dem  neuen  Herrscher  zu  beugen  und  ihm  zu  huldigen.  Die  Noth 
in  der  Fremde  hatte  den  Hochmuth  des  Blutes  gebeugt ;  die  Verachtung, 
die  man  allenthalben  gefunden,  den  Zweifel  an  die  Allmacht  des 
Adelsbriefes  erregt!  Es  war  der  beste  Beweiss  dafür,  dass  eine  Dynastie 
nur  so  lange  im  Adel  eine  Stütze  findet,  so  lange  diese  die  Vorrechte 
und  Privilegien  und  mit  diesen  die  Herrschaft  derselben  zu  schützen 
vermag. 

Die  Bauern  der  Vendee  ballten  noch  die  Fäuste  gegen  die  neue 
Herrschaft  und  schwuren  noch  bei  ihrem  alten  Gott  und  alten  König, 
als  die  Emigration  schon  in  Paris  «um  Ehre  und  Titel  buhlte  bei  dem 
neuen  Herrschergeschlecht.  — 


Das   Elyenthiiiiisreclit. 

Der  Eigen-  Iß  keinem  Lande  Europas,  unter  keinem  Volke  hat  der  Begriff 
thum«-     ^ßg  Eigenthumsrechtes  eine  so  mächtige  Herrschaft  über  die  Geister 

Frankreich,  der  hervorragcusten  Männer  und  jene  der  niedersten  Volksklasse  geübt, 
als  in  Frankreich.  Nirgends  hat  er  eine  Gewalt  sich  erringen  können, 
die  Revolutionen  schafft,  nirgends  konnte  der  Begriff  zu  d^  Bedeutung 
sich  emporschwingen,  Staat  und  Gesellschaft  zu  zertrümmern  und  aas 
sich  eine  neue  Weltordnung  zu  gebähren.  In  allen  andern  Staaten 
Europas  bildet  eben  das  Eigenthum  die  ruhende  Grandfeste  des  ganzen 
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Gebaades,  auf  der  die  Cultur  und  Civilisation  sich  weiter  entwickelt 
Qsd  das  Geschlecht  zur  Entfaltung  führt,  in  Frankreich  aber  sollte 
e5  stets  das  bew^ende  Element  sein,  ja  es  sollte  selbst  nie  zur  Ruhe 
^langen,  immer  in  einer  wilden  Revolution  bleiben.  Die  Ideen  des 
Commonfsmus  haben  in  Frankreich  viel  Bürgerblut  gekostet,  sie  haben 
das  Land  verwüstet,  sie  waren  die  bewegenden  Elemente  dreier  grosser 
Eevoltttionen,  sie  halfen  Dynastien  stürzen,  andere  erheben,  aber  selbst 
lareo  sie  unfruchtbar  und  gingen  stets  am  eigenen  Leben  zu  Grunde. 

Seit  den  Reformationskriegen,  wo  sich  in  Deutschland  das  erste-  d.  commn- 
loal  die  Ideen  des  Communismus  erhoben ,   war  die  französische  Re-  °*'°!°*  *° 

'  Frankreich. 

volution  die  einzige,  wohl  auch  die  grösste  Erschütterung  der  eure* 
fischen  Welt,  welche  dieselben  zu  neuem  Leben  hervorrief.  Wohl  war 
Mi  Lehre  in  jener  Zeit  noch  niclit  so  entwickelt,  nicht  geklärt  in 
hm  Grundsätzen,  nicht  streng  in  ihren  Folgerungen,  und  hatte  darum, 
yim  auch  stark  genug  die  Köpfe  für  Augenblicke  zu  erhitzen,  dennoch 
im  Kraft  für  ein  dauerndes  fortwirkendes  Leben.  Vor  allem  aber 
varsie  noch  zu  schwach,  um  die  Staatsgewalt  selbst  zu  veranlassen, 
üreo  Grundsätzen  und  Forderungen  Gehör  zu  geben  und  durch  das 
Gesetz  des  Staates  selbst  zu  heiligen,  wie  dies  in  den  planlosen  Um- 
nrieben  einiger  Parteiführer  des  Jahres  1848  der  Fall  war,  und  die 
Nichts  erreichten,  als  die  schöusten  Resultate  dieser  Revolution  in  ihrer 
Gebortsstunde  erstickt  zu  haben.  Aber  unfähig  das  Positive  zu  scha£fen, 
bt  eine  anklare  Idee  doch  oft  mächtig  genug  zu  negieren,  unfähig  zu 
baocD,  ist  sie  doch  oft  stark  genug  zu  zerstören. 

Zwd  Ideen  waren  es,  welche  die  französische  Revolution  geboren  ^^® 
ktten,  die  Freiheit  und  die  Gleichheit.  Für  diese  Ideen  wollte  man  oioichheit. 
kämpfen  und  sterben.  Die  Freiheit  hatte  man  leicht  begrifiPen  und  in 
üffem  ganzen  Urnüang  durch  die  ersten  Stürme  der  Revolution  zur 
Gdtimg  gebracht.  Die  Gleichheit  zu  erklären,  sie  als  ein  besonderes 
Gesetz  zu  verkünden ,  als  noch  etwas  anderes  denn  die  Freiheit  auf- 
iQstell^  fiel  Niemanden  ein.  Als  aber  aus  den  Stürmen  der  Revo- 
htioQ  die  Noth  geboren  wurde,  und  eine  Menge  liederlichen  Gesindels 
iiod  ein  Heer  von  brodiosen  Bürgern  die  Staatsgewalt  belagerte,  da 
sachten  die  Führer  der  Revolution  nach  einem  Grundgedanken,  welcher 
^h  diesen  Theil  des  Volkes  erheben  und  voUbürtig  machen  sollte, 
oad  da  es  dazu  kein  anderes  Mittel  gab,  als  die  Aufhebung  der  Noth 
u^  Armuth,  die  Fristung  des  Lebens  und  Erhaltung  der  brodlosen 
^asse,  da  kehrte  man  von  der  Freiheit,  als  dem  obersten  Gott  der 
Ketolation,  sich  ab  und  rief  nach  Gleichheit  und  fand  dieselbe  nicht 
in  einer  positiven  Form,  die  sie  selbst  geboren,  sondern  in  der  Negation 
eines  andern  Elementes,  in  der  Vernichtung  des  Eigenthums.  Der 
CcQTent,  dessen  Helden  dies  erkannt  und  gelehrt  hatten,  schuf  dann 
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eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche  zur  Wahrheit  machen  sollten,  was 
man  ehedem  vielleicht  geahnt  hatte,  aber  ohnmächtig  war  zu  vollführen. 
Es  gehörte  dazu  eine  Gewalt,  die  es  vollendete;  denn  jedes  Gesetz, 
das  zum  Ausdruck  dieses  Geistes  werden  sollte,  war  ein  Gewaltstreich, 
der  eben  nur  bei  jenen,  die  die  Gewalt  in  Händen  hatten,  Schutz  und 
Anerkennung  finden  konnte.  So  gruppirte  sich  um  den  Begriff  des 
Eigenthuins  stets  der  der  Freiheit  und  der  Gleichheit.  Man  fand  das 
Wesen  des  Ersteren  nur  aus  den  äussersten  Consequenzen  der  beiden 
Letzteren,  und  die  Gesetzgebung  desselben  ist  so  innig  mit  der  der 
Letzteren  verschlungen,  dass  man  sie  nur  begreifen  kann,  wenn  man 
die  Lebensentwicklung  der  beiden  anderen  Begriffe  stets  vor  Augen 
hat  Die  positiven  Bestimmungen  der  Gesetze  beziehen  sich  auf  das 
Eigenthumsrecht  selbst,  die  Uebung  und  den  Genuss  derselben,  auf 
ihre  Sicherheit  und  Ordnung  und  endlich  auf  die  durch  das  allgemeine 
Wohl  gebotenen  Einschränkungen. 
Das  Ef^en-         j^jj^  ^.^^^^  gezeigt,  wie  die  Menschenrechte,  so  oft  sie  während  der 

ihumsrecht.  j 

Revolution  verkündet  wurden,  das  Eigenthum  als  ein  unverletzliches 
und  heiliges  Recht  anerkennen,  welches  Niemanden  entzogen  werden 
kann,  ausser,  wenn  es  das  allgemeine  Wohl  erheischt,  in  den  gesetz- 
lich bestimmten  Fällen  und  gegen  eine  gerechte  und  genügende  Ent- 
schädigung. Die  Constitution  des  Jahres  1791  erwähnt  des  Begriffes 
nicht  als  eines  zu  garantirenden  Rechtes,  aber  sie  verweist,  Art.  3,  auf 
die  Verfassung  eines  Civilgesetzbuches,  welches  das  Eigenthum  wie 
alle  Privatrechte  zur  gesetzlichen  Darstellung  bringen  sollte.  Mit 
der  Unverletzlichkeit  des  Eigeothums  und  der  Garantie,  welche  die 
Constitution  jeder  Veräusserung ,  die  nach  den  Formen  des  Gesetzes 
vorgenommen  wird,  verheisst,  giebt  sie  mittelbar  dem  Eigenthumsrecht 
selbst  die  stärkste  und  kräftigste  Anerkennung.  Daneben  aber  ver- 
letzte die  Constituante  selbst  zuerst  den  einmal  als  allgemein  gültig 
verkündeten  Begriff  durch  die  Zerstörung  aller  jener  Rechte ,  welche, 
mögen  sie  in  ihrem  Uranfange  gerecht  oder  ungerecht  begründet  wor- 
den sein,  dennoch  durch  ihren  Jahrhundert  alten  Bestand  geheiligt,  von 
dem  Feudalstaat  auf  die  neue  Zeit  überliefert  wurden.  Sie  vernichtete 
alle  öffentlichen  und  Privatrechte  des  Adels,  welche  aus  jener  Zeit 
herrührten ,  sie  erklärte  alles  Eigenthum  der  Kirche  und  jeden  einer 
öffentlichen  Nützlichkeit  geweihten  Besitz  als  der  Nation  allein  gehörig, 
entzog  sie  der  Verfügung  ihrer  alten  Besitzer  und  stellte  sie  allein  der 
Nation  zur  Disposition.  Die  Nationalversammlung  begann  endlich  jene 
Reihe  der  Confiscationen  des  Privateigenthums  der  französischen  Bürger, 
welche  der  Convent  zur  furchtbarsten  Gewaltthat  entwickelte. 

Dieser  hatte  das  Eigenthumsrecht  noch  vor  seiner  Constitution  mit 
den  Menschenrechten  als  ein  heiliges  und  unantastbares  Recht  verkündet 
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und  es  erlüirt,  Art.   17,  als  das  Recht  frei  zu  verfügen  fiber  seine      Dia 
Güter,  seine  Gapitalien,   seine  Revenuen  und  seine  Industrie.     Aber  ^^^"°J^ 
kaum  zum  Bewusstsein  seiner  Macht  gelangt ,    vernichtete  er  dieses  und  Direc- 
Recht  nach  allen  seinen  Aeusserungen,  welche  er  selbst,  als  aus  dem    *®'^°™- 
EigeDthumsrecht  hervorgehend,  anerkannte,  durch  die  Fortsetzung  der 
wilikörlichsten  Confiscationen ,  durch  die  planloseste  Geldwirthschaft, 
den  Zwangscours,  den  er  einem  werthlosen  Papiergeld  gab,   durch 
Zwangssteaem  aller  Art,  durch  das  Maximum,  die  Einziehung  aller 
Tom  Staate  selbst  garantirten  Renten  und  Pensionen,  die  Beraubung 
der  Kirchen  und  anderer  öffentlichen  Institute,  endlich  die  gesetzlich 
befohlene  V^nichtung  ganzer  Städte,  wovon  Lyon,  Touion  u.  a.  m. 
funrhtbare  Beweise  sind.    Obgleich  nach  dem  Convent  die  Constitution 
u  HL  abermals  die  Unverletzlichkeit  und  Heiligkeit  des  Eigenthums 
ferirändete,  so  war  doch  die  Gewalt  des  Directoriums  viel  zu  ohn- 
nichtig,  den    steten  Verletzungen    dieses   Rechts   Einhalt   zu   thun, 
ja  die  Finanznoth  des  Staats  begehrte  laut,  denselben  eine  dauernde 
Rechtsmässigkeit  zu  gewähren.     Der  Zwangscours   der  entwertheten 
Assignaten  blieb  in  Kraft,  willkürliche  Besteuei-ung  und  Zwangsanlehen 
wurden  wie  früher  ausgeschrieben,  die  Confiscationen  gingen  ungehin- 
dert ihren  Gang. 

Erst  Napoleon  war  hier  wie  überall  die  Rettung  des  Staates  Napoleons 
vor  Htm  unaufhaltvsam  hereinbrechenden  Verderben.  Die  Constitution  ,ü*'*^* 
des  Consulats  gedenkt  des  Eigenthumsrechtes  nicht.  Sie  hielt  den  Eigen. 
Begriff  desselben  als  zu  fest  mit  dem  Rechtsgefühl  des  Menschen  *»^"°>«"<^^<- 
verwachsen,  als  dass  ein  besonderer  Ausspruch  der  Constitution 
für  seinen  Schutz  und  seine  Anerkennung  nöthig  sei.  In  der  Sch6p- 
hog  eines  büi^erlichen  Gesetzbuches  aber  sollte  es  seinen  klaren 
Aasdmck  finden,  seinen  Schutz  und  seine  Sicherheit.  „Das  Eigenthum 
Ut  das  Recht  zu  geniessen  und  zu  verfügen  über  die  Sache  in  einer 
onbeschränkten  Art  und  Weise,  vorausgesetzt,  dass  man  keinen  Ge- 
brauch damit  mache,  welchen  die  Gesetze  und  Verordnungen  verbieten. 
Art  544.  Niemand  kann  gezwungen  werden,  sein  Eigenthum  aufzu- 
geben, als  aus  Gründen  der  öffentlichen  Nützlichkeit  und  gegen  eine 
gerechte  und  genügende  Entschädigung.  Art.  545.  Das  Eigenthums- 
Rcht,  erklärte  Napoleon  im  Staatsrath  bei  den  Verhandlungen  über 
den  Code  civil,  das  Eigenthumsrecht  ist  so  mächtig,  dass  selbst  Na- 
poleon mit  allen  seinen  Heeren  und  Siegen  nicht  stark  genug  ist,  auch 
selbst  die  schwächste  Aeusserung  desselben  zu  hindern,  denn  ein 
Theilchen  daran  vernichten,  hiesse  das  Ganze  zerstören.''  Und  darum 
schloss  er  die  Liste  der  Emigrirten  und  gab  den  Heimkehrenden  zu- 
rück was  ihr  Eigen  war,  gab  der  Kirche,  was  sie  ein  Recht  zu  fordern 
^tte,  ohne  jedoch  seine  Macht  soweit  zu  gebrauchen,  nun  einmal 
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begründete  Rechte  wieder  um  eines  andern  Rechtes  willen  zu  ver- 
nichten, er  ordnete  den  Staatsschatz,  und  Ordnung  und  Sicherheit, 
so  sehr  diese  bald  die  Tyrannen  jeder  anderen  Lebensäusserung  des 
Volkes  waren,  hier  waren  sie  Versöhnung  und  Friede! 
Uebung  des  \^i^  ^gj.  Begriff  des  Eigenthums  in  seiner  Allgemeinheit  eine  be- 
rcchtei.  souderc  Geschichte  während  der  Revolution  hat,  so  entwickelten  auch 
die  einzelnen  Theile  und  Aeusserangen  desselben  ein  besonderes  Leben. 
In  dieser  Beziehung  entfaltete  die  erste  Nationalversammlung  eine 
bewundemswerthe  Thätigkeit  und  ihre  gesetzgeberischen  Schöpfungen 
sind  zum  Theil  bis  auf  die  Gegenwart  in  voller  Kraft  geblieben,  oder 
waren  wenigstens  die  Basis,  auf  der  eine  weitere  Thätigkeit  der  Ge- 
setzgebung sich  entwickeln  konnte.  Das  erste  aller  Decrete  der 
Nationalversammlung  vom  17.  Juni  1789  stellte  das  Princip  auf,  dass 
das  Land  von  nun  an  sich  selbst  besteuern  soll.  Alle  Constitutionen 
der  Revolutionszeit  bis  auf  jene  des  Kaiserreiches  haben  es  anerkannt. 
Die  Constitution  des  Jahres  1791  ertheilt  der  Volksvertretung  aus- 
schliesslich das  Recht,  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  fixiren  und  die 
öffentlichen  Steuern  auszuschreiben,  deren  Natur,  Höhe  und  Dauer, 
wie  die  Art  der  Erhebung  festzusetzen.  Tit.  EI.  Cap.  1  Sect.  1  Art.  1. 
»Von  diesem  Augenblick  an  war  die  Nation  unabhängig  vom  Souveraine, 
und  sorgte  von  nun  an  allein  für  ihre  Bedürfnisse  und  ihren  Wohl- 
stand *')'S  Von  diesem  Augenblick  an  aber  hatte  das  Eigenthmn 
des  Bürgers  den  mächtigsten  Schutz  empfangen,  denn  dem  Regenten 
war  jene  Gewalt  entzogen,  durch  welche  in  den  vergangenen  Jahr- 
hunderten das  Hab  und  Gut  jedes  Bürgers  der  schnödesten  Willkar 
überliefert  war.  Zu  diesem  obersten  Grundsatz  fügte  die  Constitution 
noch  jenen,  dass  alle  Steuern  unter  alle  Bürger  und  im  V^hältniss 
ihrer  Leistungsfähigkeit  vertheilt  werden  sollen.  Tit  L  Art  2.  Nur 
in  der  Gleichheit  der  Verpflichtung  kann  die  Gerechtigkeit  derselben 
ruhen,  nur  in  der  Verhältnissmässigkeit  der  Leistung  vom  Eigenthmn 
und  Besitz  zum  Eigenthum  und  Besitz  liegt  die  klarste  Anerkennung 
der  Sicherheit  desselben.  Dies  zu  erreichen  richtete  die  Nationalver- 
sauDunluDg  schon  ihre  Thätigkeit  auf  die  Herstellung  eines  das  ganze 
Staatsgebiet  umfassenden  Catasters,  dessen  Vollendung  jedoch  die 
Stürme  der  Revolution  nicht  zuliessen.  Erst  Napoleon  nahm  die 
mächtige  Arbeit  wieder  auf  und  übertrug  dem  Staatsrath  die  Vollendung 
derselben.  »Derjenige,  der  ein  gutes  Gesetz  über  den  Cataster  macht, 
verdient  eine  Bildsäule",  so  drückte  er  die  hohe  Wichtigkeit,  welche 
er  demselben   beilegte,  in  einer  Rede  über  diesen  Gegenstand  voll 


*)  Gaadrj:    Trait^  da  Domainc  Bd.  L  58. 
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Kraft  und  Eneigie  aus  ■).  Die  Constitution  des  Jahres  1793  stellte 
das  Recht  der  Selbstbesteuerang  sogar  unter  die  Menschenrechte, 
Art  20,  wie  die  Constitution  des  Jahres  DL  das  Recht  der  gleichen 
Dod  Terhältnissmässigen  Besteuerung.  Art  16.  Die  Constitution  des 
CoDsalats  verwischte  den  klaren  Ausdruck  dieses  Rechtes,  obgleich 
k  anerkannte,  dass  nur  durch  ,>ein  Gesetz''  die  Steuern  alljährlich 
anagesdurieben  werden  können,  Art.  35,  und  dass  Napoleon  in  seiner 
Allmacht  endlich  dahin  gelangte,  als  Kaiser  dieses  Recht  willkürlich 
n  verletz^  das  entfremdete  ihm  die  Liebe  und  das  Vertrauen  seines 
Volkes  und  war  bald  ein  mächtiger  Hebel,  der  seinen  Sturz  beförderte. 
Die  Restauration  stellte  in  vollem  Umfange  das  Recht  der  Selbstbe- 
staienuig  wieder  her  in  jener  Form ,  wie  die  Nationalversammlung  es 
Ycrknndet  hatte,  und  so  beherrschte  es  die  folgende  Zeit. 

Fie  der  Staat  in  seinem  Besteuerungsrecht  durch  die  Anerkennung  Freiheit 
fc  Eigenthums  und  seiner  Freiheit  sich  selbst  eine  unverletzbare  ^hum^*" 
Grenze  zog,  so  wollte  er  diese  auch  anerkannt  wissen  gegenüber  der 
PriTatwillkür.  Vor  der  Revolution  war  alles  Eigenthum  mit  einer 
Menge  Lasten  und  Abgaben  beschwert,  welche  zu  jeder  Zeit  von  dem 
Lehnsherrn  willkürlich  vermehrt  und  erhöht  werden  konnten  ^).  Das 
hatte  die  Freiheit  der  Bauern  in  Frankreich  illusorisch  gemacht.  In 
jener  denkwürdigen  Nacht  des  4.  August  1789  wurden  sie  mit  einem 
Schlage  ?eruichtet  und  das  Decret  darüber  augenblicklich  vom  König 
bestätigt  So  war  die  grösste  Civilisationsthat  der  Revolution  vollendet, 
in  mem  Taumel  der  Begeisterung  unter  Umarmungen  und  Küssen. 
Das  Eigenthum  war  in  seinem  Gebrauch  und  seiner  Yerwerthung  und 
Beoatzung  frei.  Für  den  König  votirte  man  den  Titel:  Restaurateur 
de  la  liberte  fran^aise.  Mit  der  Freiheit  des  Eigenthums  und  Besitzes 
erklärte  die  Constituante  durch  das  Decret  vom  5.  Juni  1791  auch 
die  Freiheit  des  Genusses  und  der  Bebauung.  Ich  jiabe  darauf 
schon  früher  hingewiesen.  Aber  auch  hier  wurde  die  Revolution  zu 
Einschränkungen  dieses  Grundsatzes  gedrängt.  Doch  wenn  dies  ge- 
schah, wenn  das  Gesetz  •)  die  Bebauung  von  Flur  und  Feld  erzwingen 
nnsste,  nachdem  die  Kriege  und  Räubereien,  Gesetz  und  Guillotine 
den  Nährstand  zerrüttet  oder  die  ungeheuren  Rüstungen  ihn  in  einen 
Wehrstand  verwandelt  hatten,  wenn  man  selbst  in  segensreichen 
Jahren  die  Einbringung  der  Ernte,  unter  Androhung  schwerer  Strafen 
nn  Weigerungsfall,  befehlen  musste^),  so  waren  dies  alles  nur  vor- 
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übergehende  Erscheinungen,  die  die  Noth  des  Augenblicks  erzwang. 
Auch  diese  Freiheit,  die  man  so  schnell  geschafiFen  hatte,  musste  man 
erst  begreifen  lernen,  ehe  man  sie  nützen  konnte.  Eine  Reihe  anderer 
Gesetze  ergänzte  das  Werk,  das  die  Revolution  in  dieser  Richtung 
als  Aufgabe  sich  gesetzt  hatte. 
Porst-  nnd  So    konnten    nach    dem    Gesetz    über  die  Forstverwaltung  vom 

uXiunln-  15-— 29.  September  1791  alle  Privatwaldungen  mit  voller  Freiheit 
Oesetze.  vou  ihren  Besitzern  verwaltet  werden  und  h5rten  auf,  den  Staats- 
FUchcrei.  g^gg^^eu  Unterworfen  zu  sein.  Freilich  bildeten  diese  nach  den  un- 
geheuren Confiscationen  der  Krön-,  Adels-  und  Kirchengüter  nur 
einen  sehr  kleinen  Werth,  und  selbst  dieser  ward  nicht  mehr  geachtet, 
als  der  Convent  durch  das  Decret  vom  20.  September  1793  alle  Eigen- 
thümer  und  Besitzer  von  SchiflFbauholz  und  solcher  Materialien,  die 
zur  Ausrüstung  dienen  konnten,  einer  willkürlichen  Requisition  unter- 
warf. Die  Torflagerungen,  selbst  wenn  sie  Privateigenthum  waren, 
wurden  durch  das  Decret  vom  25.  December  1790  der  gesetzlicheu 
Aufsicht  unterworfen;  desgleichen  die  Durchschlagung  der  Wälder, 
um  das  Land  vor  einer  Entwaldung  und  vor  Holztheuerung  zu  schätzen, 
an  die  gesetzliche  Bewilligung  geknüpft.  Durch  das  weise  Gesetz 
vom  12. — 28.  Juli  1791  organisirte  die  Nationalversammlung  die 
Berg-  und  Minen  Verwaltung.  Die  Gewinnung  aller  Erd-  und  Metall- 
producte  im  Privatbesitz  ward  der  Freiheit  des  Eigenthümers  über- 
lassen und  nur  wenn  das  öffentliche  Wohl  es  erheischte,  konnte 
eine  Exploitation  daselbst,  jedoch  gegen  Entschädigung  des  Eigen- 
thümers, erzwungen  werden.  Der  Eigenthümer  der  Oberfläche  ward 
auch  als  Eigenthümer  des  Inneren  seines  Bodens  anerkannt.  Die 
alten  Jagdprivilegien  waren  mit  der  Abschaffung  der  Feudalrechte 
zerstört  worden,  und  mit  den  Decreten  vom  4. — 11.  August  17S9 
gewann  Jedermann  das  unbeschränkte  Recht,  mit  Befolgung  der 
Polizeigesetze  für  die  allgemeine  Sicherheit,  auf  seinem  Eigenthum 
zu  jagen  oder  jagen  zu  lassen.  Um  Missbräuche  weiter  zu  verhindern, 
die  alsbald  eintraten,  als  die  Jagdfreiheit  verkündet  ward,  bestimmte 
das  Decret  vom  28.— 30.  April  1790,  dass  Niemand  bei  der  Jagd  das 
Gebiet  eines  Andern  betreten  oder  überschreiten  dürfe.  Es  ward  ver- 
boten, auf  eingefriedeten  Landstrecken,  auf  Brachfeldern  oder  Feldern 
wo  die  Ernte  noch  ausstand,  zu  jagen.  Jeder  Eigenthümer  aber 
kann  in  seinem  Besitz,  wenn  er  mit  einer  Einzäunung  umgeben  ist, 
nach  Belieben  jagen.  Jedermann  kann  das  Wild,  das  in  sein  ver- 
schlossenes oder  freies  Feld  eingebrochen  ist,  tödten  und  gefangen 
nehmen.  Nur  dem  König  blieben  besondere  Rechte  für  sein  Jagd- 
vergnügen vorbehalten.  Bei  der  durch  die  ungeheuren  Confiscationen 
erzeugten  Schwierigkeit  und  Lässigkeit  der  Verwaltung,  waren  die 
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Monaiwilder  dauernd  d^  willkürlichsten  BeranbtiDg  und  Verwüstung 
aosgesetzt  Erst  das  Directoriam  setzte  das  alte  vortreffliche  Jagd- 
gesetz von  1669  wieder  in  Kraft  und  verbot  nach  Art.  4  Tit.  XXX. 
alle  Jagd  in  den  Nationalwaldungen.  Durch  ein  späteres  Arrete 
gestattete  es  aber  selbst  in  diesen  die  Tödtung  und  Verfolgung 
der  wilden  und  schädlichen  Thiere.  Die  Seefischerei  ward  allgemein 
frei  g^ben.  Die  Fischerei  in  nicht  schiffbaren  Wässern  gehörte 
aiidn  den  Ufereigenthümem,  und  die  den  Seigneurs  einst  zustehenden 
Privilegien  wurden  gleichfalls  vollkommen  abgeschafft.  Da  die  schiff- 
bsren  Flüsse  ein  öffentliches  Gut  sind,  so  konnte  auch  die  Fischerei 
in  denselben  nur  zum  allgemeinen  Besten  ausgebeutet  werden  und 
^  Einnahme  ans  derselben  floss  demgemäss  in  den  öffentlichen 
Sebatz.  Alle  diese  Bestimmungen  haben  auch  für  heute  noch  ihre 
Utong  erhalten*). 

Wie  das  nnbew^liche  Eigenthum  auf  diese  Art  frei  und  ge-  dm 
kaügt  ward,  so  sollte  auch  das  bewegliche  Eigenthum  nicht  mehr  £*^*j"^^' 
der  Willkür  der  Gewalt  anheimfallen,  und  musste,  da  es  auf  der- 
selben Basis  mht,  wie  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden,  mit 
diesem  des  gleichen  Schutzes  sich  erfreuen.  Die  Bedeutung  des  be- 
weglichen Eigenthums  ist  eine  Gulturfrage  und  hängt  in  ihrer  Ent- 
wicklung mit  den  Fortschritten  der  Gesittung  zusammen.  Es  ist  mit 
der  Zttt  herangewachsen,  hat  sich  mit  der  Entwicklung  des  Ackerbaues, 
des  Handels  und  der  Industrie  entfaltet  Mit  diesen  ergriff  es  neue 
Elemente  und  erhielt  grössere  Werthe.  Die  öffentliche  Meinung,  der 
Credit  haben  es  zu  einer  Höhe  emporgehoben,  die  es  dem  unbeweg- 
bellen  Eigenthum  gleichgestellt,  an  Werth  fast  über  dasselbe  gehoben 
bat  Es  theilt  sich  ins  Unendliche,  es  vertheilt  sich  überall  und  er- 
böht  und  vermehrt  dadurch  seine  Bedeutung.  Es  war  natürlich,  dass 
während  der  Revolution  nü)  dem  Verfall  des  Ackerbaues,  der  Industrie 
and  des  Handels  auch  dieses  Eigenthum  in  seiner  Bedeutung  sank. 
Ue  Zerrüttung  der  Sitten,  der  Mangel  allgemeiner  wirthschaftlicher 
Kldong  erhöhten  die  Gefahr  desselben  und  entzogen  es  andererseits 
d«*  Thätigkeit  der  Gesetzgebung.  Der  Convent  entliess,  gßstötzt  auf 
das  .Recht  der  persönlichen  Freiheit,  die  Schuldner  aus  den  Gefäng- 
mss^  er  schloss  die  Börsen,  jene  Sammelplätze  des  beweglichen 
Vermögens,  jene  socialen  Gewalten  für  die  Bestimmung  des  Werthes 
nnd  der  Sicherheit  desselben,  als  unsittliche  Institute.  Durch  den 
Zwangscours  der  Assignaten  wurden  Tausende  und  Millionen  von 
PriTatfordemngen  vernichtet,  der  Schlechtigkeit  und  dem  Betrug  Thür 
ud  Thor  geöffnet.    Man  benutzte  das  Ehescheidungsgesetz,  um  sich 


*)  Gaudry  a.  a.  0.  Bd.  II.  683. 
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von  seiner  reichen  Gattin  zu  trennen  und  ihr  ihr  Heirathsgut  and  Ver- 
mögen in  werthlosen  Assignaten  auszahlen,  und  sioh  selbst  dadurch 
am  Ende  zu  bereichem.  Wer  im  Jahre  1790  ein  Darlehen  von  10,000  L. 
baar  empfangen  hatte,  kaufte  sich  im  Sommer  1795  den  gleichlautenden 
Betrag  in  Papiergeld  für  20  Louisd'or,  und  der  Gläubiger,  berechnet 
Siebel  *),  welcher  diese  Assignaten  für  sein  Guthaben  empfing,  sah  sie 
nach  4  Wochen  auf  den  Werth  von  12  oder  15  Louisd'or  zusammen- 
geschmolzen. Im  Juli  1795  machte  der  Convent  einen  Versuch,  diesem 
Unwesen  durch  ein  Gesetz  zu  steuern,  welches  für  die  Auszahlung 
jeder  alten  Schuld  einen  Zuschlag  von  25  Procent  des  Nennwerthes 
für  je  500  Mill.  Assignaten  verfugte,  die  über  die  Summe  von  2  Mil- 
liarden im  Umlaufe  wären.  Da  nun  damals  12  Milliarden  circulirten, 
so  wäre  für  eine  Schuld  von  1000  Liv.  Silber  6000  zu  zahlen  gewesen, 
während  der  wahre  Werth  jener  Summe  nach  dem  damaligen  Course 
33,000  betragen  hätte.  Die  Pächter  bezahlten  ihren  Grundzins  in 
Assignaten  und  lebten  in  Saus  und  Braus,  während  der  Eigenthümer 
im  Elend  verkam.  Jedermann  suchte  des  Geldes  los  zu  werden  und 
gegen  ein  Besitzthum>einzutauschen,  bis  endlich  zu  Ende  der  Gonvents- 
herrschaft  das  werthlose  Papier  in  Händen  der  Arbeiter,  Beamten  und 
kleinen  Rentner  lag,  deren  Vermögen  selbst  nicht  ausreichte,  um  es 
in  Waarenvorräthen  oder  Nationalgütern  anzulegen. 
Allgemeine  Die  Noth,  die  furchtbarste  Noth,  die  allenthalben  herrschte,  machte 

hcr^dT  J^^®  vereinzelte  Massregel  der  Regierung  kraftlos.  Die  Constitution 
Verkehrt,  vou  1791  selbst  garantirte  jede  Veräusserung,  die  nach  den  Formen 
des  Gesetzes  vorgenommen  worden  w»ir,  Ait.  3,  und  Niemanden  konnte 
es  einfallen,  einen  so  alten  und  natürlichen  Rechtsgrundsatz  ausser 
Kraft  zu  setzen.  Aber  man  achtete  weder  das  Gesetz  noch  die  Heilig- 
keit des  Vertrages.  Eine  Getreidelieferung,  hier  oder  dort  abgeschlosseu 
und  für  diese  oder  jene  Gemeinde  bestimmt,  wurde  untenvegs  von 
einem  Dritten  abgefangen  und  ausgeraubt.  Man  erliess  Gesetz  auf 
Gesetz  gegen  den  Korn-  und  Geldwucher,  setzte  die  Todesstrafe  damuf 
wie  auf  vorrätherische  Aufkäufe,  aber  die  einzelneu  Behörden,  ja  die 
Regierungen  selbst  trieben  die  Preise  in  die  Höhe,  machten  planlose 
überstürzte  Aulkäufe  und  zahlten  Wucherpreise  dafür.  Die  Preise 
stiegen  binnen  14  Tagen  in  ein  und  demselben  Departement  um  100 
Procent,  und  an  einem  Tage  oft  standen  dieselben  in  benachbarten 
Kreisen  in  einer  Differenz  von  80  und  90  Procent.  Dazu  kam  vom 
Beginn  der  Revolution  an  bjs  auf  Napoleons  Zeit  die  erschreckende 
Unsicherheit  alles  Lebens.  Eine  Masse  fremden  Gesindels  trieb  sich 
im  Lande  herum,  Räuberbanden  durchzogen  sengend  und  brennend 


*)  Siebel  tt.  a.  O.  UI,  481. 
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das  Land.  In  dem  Gebiet  von  Maconnais  und  Beaujolais  wurden 
allein  72  Schlösser  geplündert  und  ausgeraubt,  das  Privateigenthum 
so  wenig  geschont,  als  die  Kirchen  und  Presbyterien.  Am  29.  Juli 
I7S9  schlug  die  Nationalgarde  bei  dem  Schloss  von  Cormartin  einer 
solchen  Bande  eine  förmliche  Schlacht.  100  wurden  getödtet,  172 
£e£uigen  und  nicht  ein  Einziger  gehörte  zu  den  Einwohnern  des  Ge- 
bietes*). Unter  solchen  Umständen  konnte  nur  eine  allmächtige 
Regierangsgewalt  Rettung  schaffen,  und  Bonaparte  schuf  diese  von 
dem  Tage  an,  als  er  die  Zfigel  der  Regierung  ergriff.  Ordnung  und 
Sicherhett  brachte  er  durch  eine  Reihe  von  Finanzgesetzen  in  den 
Staatshaushalt,  und  verbreitete  diese  durch  seine  Civil-  und  Straf- 
gesetzgebung,  durch  eine  schnell  und  streng  whkende  Polizeiorgani- 
«atioD,  durch  die  allmächtige  Gentralisation  der  Verwaltung  und  Justiz 
ober  das  ganze  Land  bis  in   das  Haus  des  Privatmannes.    Er  schuf  ^''"»fn»? 

^  der  BOrsen 

iach  das  Gesetz  vom  14.  April  1803  (24.  Germiual  an  XI.)  die  a.d.BAnque 
Baaqne  de  France,  um  dem  Staatseigenthnm  selbst  die  nöthige  Sicher-  ^^  P'*o<^* 
hat  zu  geben  und  setzte  dadurch  dem  Unheil  der  Papiergeldwirth- 
seliaft  ein  Ziel,  er  eröffnete  von  Neuem  die  Börsen  an  allen  Orten,  wo 
^  diedem  bestanden,  gründete  neue  und  ordnete  ihren  Verkehr  und 
Betrieb  durch  eine  strenge  Gesetzgebung,  um  dem  beweglichen  Eigen- 
thom  einen  Boden  zu  schaffen,  auf  dem  es  seine  sichere  Werthbe- 
stimmung  und  seinen  Verkehrsschutz  finden  konnte.  In  einem  geordneten 
Gnutdbnchswesen  gab  er  neben  dem  bürgertichen  Gesetzbuch  allem 
Eigenthum  und  seinem  Verkehr  eine  ewige  Grundfeste  für  Sicherheit 
vBd  Ordnung.  Nicht  den  Heller  kann  die  Staatsgewalt  aus  sich  ge- 
währen, wenn  die  Kraft  des  Landes  ihn  nicht  schafft,  aber  wenn  er 
b  Lande  umläuft,  soll  sie  ihn  schützen,  denn  nur  in  der  Gerechtigkeit 
ond  dem  Schutz  des  Gesetzes  wächst  er  zum  Vermögen  heran. 

Ich  habe  jetzt  noch  auf  die  Gesetze  einzugehen,  welche  das  Eigen- 
thomsrecht  in  seinem  ganzen  Umfange  wieder  aufheben  und  ausser 
Kraft  setzen:  auf  die  Gesetze  über  die  Expropriation. 

Die  Expropriation  ist  eines  der  ausserordentlichsten  Privilegien,  Die  Ezpro. 
welches  man  der  Administration  ertheilt  hat,  sagt  ein  französischer  'q^,^^^' 
Bechtsgelehrter,  denn  es  verletzt  das  geheiligte  Recht  des  Eigenthums. 
•  ••Es  bezieht  sich  nicht  blos  auf  das  Grundeigenthum,  sondern  auf 
alle  Arten  des  Eigenthums,  welche  zum  allgemeinen  Nutzen  für  die 
Ibkaae  der  Bürger  dienen  können  *).  Ich  kann  mich  nicht  entschliessen, 
^  viel  angefeindete  Recht  des  Staates  zur  Entziehung  des  Eigen- 
äunns  für  den  öffentlichen  Nutzen  zu  verdammen,  am  wenigsten  bei 


1)  Dnfaj :  Histoire  des  Comuncs  de  France.  S.  '247. 

2)  Gaadry  a.  a.  O.  Bd.  IL  85. 
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der  Betrachtang  der  französischen  Gesetzgebung  and  des  ungeheuren 
Nutzens,  welchen  sie  gerade  hier  für  das  allgemeine  Staatswohl  er- 
zeugt hat.    Das  Privateigenthum  soll  heilig  sein,  es  i3t  die  Grundlage 
aller  socialen  Institutionen.    Aber  auch  die  Nation  hat  ein  Recht  auf 
ihr  Gesammtwohl  und  ihre  äussere  und  innere  Sicherheit,  und  dennoch, 
wenn  sie  kein  Mittel  dazu  hat,  wird  oft  das  eigensinnigste  Privat- 
interesse das  heiligste  Staatsinteresse  stören  oder  wenigstens  hindern 
können.   Ackerbau,  Handel  und  Industrie  können  in  ihren  Fortschritten 
gehemmt,  das  Gouvernement  in  allen  seinen  Untemehmui^en  lahm 
gelegt  werden.   Das  Interesse  der  Nation  hat  sich  über  das  des  Privat- 
mannes zu  erheben,  das  Interesse  des  Privatmannes  dem  des  Staates 
willig  zu  weichen.    Und  niemals  haben  die  Privatinteressen  bei  einem 
Handel   mit  dem  Staat  in  dieser  Beziehung  Schaden   geUtten.     Der 
Staat  ist  ein  guter  Kunde.    Nur  ein  Grundsatz  muss  für  die  Staatii- 
gewalt  unabweisliches  Gesetz  sein.    Da,  wo  es  sich  um  die  Aufhebung 
eines  Princips  handelt,   das   die  Basis  der   ganzen   Gesellschaft   ist, 
darf  der  Grundsatz,  der  sie  leitet,  nicht  willkürlich  sein.    Das  Gesetz 
muss  feste  Formen  aufstellen,  welche  gleich  in  allen  Fällen  und  für 
Jedermann  mit  derselben  Kraft  zur  Anwendung  konmien. 
Di«  Expro-         In  Frankreich  rangen  sich  die  Expropriationsgesetze  durch  einen 
^"^neien*"  l^ng^ö  Kampf  ZU  einem  sicheren  Princip  hindurch.    Im  alten  Regim 
Reffm«  ond  war  die  ganze  Operation  der  öffentlichen  Arbeiten,  die  Leitung  der- 
^^'^*^^  selben,   die  Liquidation   und  Zahlung   von  Entschädigung   nur  der 
Administrativwillkür    anheimgestellt.     Man    findet  dafür  Beweise  in 
allen  Acten  der  alten  Monarchie,  bei  der  Anlage  von  Ganälen,  der 
Eröffnung  von  Strassen  und  Wegen  u.  s.  w.     Ludwig  XIY.  befahl 
1666  bei  der  Eröffnung  des  Ganais  von  Languedoc   die  Ei^eifnog 
alles  Landes  und  Erbes,  welches  nach  dem  Plan  nöthig  werden  sollte. 
Je  nach  der  Schätzung,  welche  von  Sachverständigen,  die  durch  seine 
Gommissaire  ernannt  werden  sollen,  gemacht  wird,  werde  er  die  ver- 
letzten Eigenthümer  entschädigen.    Aehnlich  lautet  die  Instmetion  für 
die  "Eröffnung  der  Canäle  von  Orleans  1679,  Loing  1719  u.  a.  m.  *) 
Beim  Beginn  der  Revolution  ward  an  diesen  Verhältnissen  nichts  ge- 
ändert.   Die  Vornahme  der  Expropriation  gehörte  der  Executivgewalt 
und  den  Administrativbehörden.    Ihnen  gehörte  das  Recht  mit  allen 
seinen   Gonsequenzen.    Die  Revolution  anerkannte   das  Princip  der 
Expropriation,  und  obgleich  kein  besonderes  Gesetz  für  dieselbe  er- 
lassen ward,  so  beweisen  doch  die  Acten  der  Constituante,  in  denen 
sie  öffentliche  Bauten  anordnet,  dass  sie  über  die  Administrativwillkur 
sich  nicht  erhob.     Die  Entscheidung  über  die  Nothwendigkeit  einer 


*)  Lalleau:  Trait^  de  Texpropriation  pour  cause  d*utilit^  publique.  S.6ii.  0*« 
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EigeDtinunsentziehang  gehörte  der  Yolksvertrefang,  aber. das  Aasmaass 
derEntschidigaDg  bleibt  den  Gommissairen,  welche  das  Departements- 
Diiectorium  ernennt  Selbst  die  £mennang'  der  Sachverständigen 
blieb  dem  Gutachten  derselben  vorbehalten.  Nach  dem  Gesetz  vom 
7^11.  September  1790  gehen  die  Klagen  der  Privaten  wegen  Ent- 
^hädlgung  vor  das  Directoriom  des  Districts,  und  in  letzter  Instanz 
Tor  jenes  des  Depaiiements.  Als  man  dabei  dem  Friedensrichter  die 
Schätzung  znwies,  musste  das  Gesetz  in  diesem  Punkte  aufgehoben 
werden,  weil  es  gegen  die  Constitution  eine  Einmischung  der  Justiz- 
^vah  in  die  Administration  anordnete.  Sollte  bei  Anlage  eines 
Militairetablissements  ein  Privateigenthum  expropriirt  werden,  so  hatten 
uch  dem  Gesetz  vom  8.— 10.  Juli  1791,  Tit.  IV.  Art.  7,  die  Admini- 
4ntioiira  im  Weigerungsfall  augenblicklich  die  Sch&tzung  selbst  vor- 
»ehmen.  Erst  das  Gesetz  vom  4.  April  1793,  Art.  13,  war  ein  Fort- 
Kbitt,  aber  keine  Aenderung  des  Pnncips.  Es  bestimmte,  dass  die 
Sdiätzong  von  zwei  Sachverständigen  vorzunehmen  sei,  von  denen 
der  eine  durch  den  Eigenthumer,  der  andere  vom  Districts-Directorium 
zueraemien  ist. 

Aach  der  Code  civil  hat  im  Art.  545  nichts  als  das  Princip  aus-  Napoleon*« 
gesprochen,  dass  man  g^en  eine  gerechte  und  genügende  Entsch&di-  ^le'^JIJ^.ura'! 
gong  für  den  allgemeinen  Nutzen  sein  Eigenthum  aufgeben  müsse.  »«»«  ^e« 
Dennoch  aber  handelt  es  sich  bei  der  ganzen  Frage  der  Expropriation  owt/ vom 
immer  nur  darum,  wer  die  Frage  des  öffentlichen  Nutzens  und  das  &•  vai  isio. 
Maass  der  Entschädigung  zu  entscheiden  habe.    Die  republikanischen 
Gnmdsätze,  nach  denen  die  Entscheidung  der  ersten  Frage  der  Volks- 
Tertretung  zukam,  wurden  bei  Seite  gesetzt.    Ein  Avis  du  Gonseil 
dltat  vom  18.  August  1807  entschied  für  das  Kaiserreich,  dass  dies 
aUein  dem  Gouvernement  zustehe.   Das  Gesetz  vom  16.  September  1807 
Obergab  die  Schätzung  dem  Präfecten,  aber  band  sie  an  eine  Zu- 
stunmong  des  Raths  der  Präfectur.    Erst  das  Jahr  1810  brachte  eine 
entscheidende  Wendung  hervor.  Napoleon  wollte  das  Eigenthumsrecht 
des  ßnzelnen  mit  dem  Öffentlichen  Nutzen  versöhnt  wissen  und  ein 
klares  und  strenges  Princip  in  dem  Gesetz  der  Expropriation  aus- 
gesprochen haben.     Es  war  klar,  dass  dies  nur  dann  möglich  sei, 
wenn  man  dem  Gericht  die  endgültige  Entscheidung  überlasse.   Lange 
Mabte  sieh  der  Gonseil  d'Etat  und  strebte  eine  Yermittelung  an. 
PöofiDal  sandte  der  Kaiser  die  Gesetzvorlage  zurück,  bis  sich  endlich 
der  Ausdruck  fand,  „nur  durch  die  Autorität  der  Gerichte^  kann 
JemaDd  seines  Eigenthums  enthoben  werden.    Auf  dies  Gesetz  vom 
^  Mai  1810  stützte  sich  die  ganze  folgende  Gesetzgebung.    Freilich 
niht  auch  nur  auf  Anerkennung  desselben  die  Gerechtigkeit,  durch 
welche  sie  alldn  in  Kraft  sich' erhalten  hat.  Nie  hat  man  gehört,  da^s 
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ein  Eigenthümer  durch  das  Gesetz  verletzt  wurde,  und  wenn  in  manchen 
Fällen  das  Prätium  affectionis  nicht  geleistet  werden  kann,  so  mag  der 
Burger  sich  erinnern,  äass  er  ebenso  reiche  Pflichten  gegen  den  Staat 
habe,  als  er  Rechte  von  ihm  fordert.  Dieser  Gesetzgebung  dankt 
Frankreich  die  schnelle  Herstellung  seiner  Strassen  und  Ganäle,  eines 
viel  verzweigten  Eisenbahnnetzes,  danken  die  meisten  Städte  ihre 
Schönheit,  dankt  Paris  seine  heutige  Pracht. 


Die  Feudalität. 

Das  Eigenthumsrecht  wurde  nach  zwei  Richtungen  hin  während 
der  französischen  Revolution  auf  eine  in  der  Geschichte  einzig  da- 
stehende Weise  verletzt,  ja  fast  gänzlich  zerstört  und  vernichtet:  durch 
die  Auflösung  des  Feudalverbandes  und  die  Vernichtung  aller  Rechte, 
welche  mit  dem  Jahrhundert  alten  europäischen  Staatswesen  heran- 
gewachsen waren,  und  durch  das  Recht  der  Coniiscation,  welches  naan 
unbeschränkt  in  die  Arme  der  Staatsgewalt  gelegt.  Die  Gesetze, 
welche  dadurch  erzeugt  wurden,  könnten  einen  ganzen  Band  fällen, 
aber  ihr  Werth  ist  heute  nichtig,  die  Namen  der  Rechte,  an  welche 
sie  sich  anlehnen,  fast  völlig  unbekannt,  die  Verletzungen  und  Schäden, 
die  sie  geschaffen,  sind  mit  den  dahinziehenden  Jahren  zum  Theii  getilgt 
und  geheilt  worden.  Ich  werde  versuchen,  den  Geist  jener  Gesetz- 
gebung darzustellen. 
AaflörinBg  Bei  der  Betrachtung  der  Gesetze,   w^elche  den  alten  Feudalstaat 

mit  allen  seinen  Rechten  und  Privilegien  zertrümmerte,  durchzieht 
den  Leser  ein  Gefühl,  welches  dem  des  Wanderers  gleicht,  dessen 
Fus^  dahinschreitet  über  die  verwesenden  Trümmer  eines  einst 
gewaltigen  Baues.  Am  Vorabende  der  Revolution  hat  ihn  Henrion 
de  Pansey  noch  einmal  mit  der  Leuchte  der  Wissenschaft  erhellt. 
Man  ahnt  bei  seiner  Betrachtung  die  Macht  der  vergangenen  Jahr- 
hunderte und  ihr  Elend,  man  ahnt  die  Gewalt  jener  Stände,  welche 
reich  und  mächtig  durch  den  Besitz  jener  Rechte  waren,  man  begreift 
aber  auch  die  verzehrende  Wuth  jener  Klasse,  die  elend  und  ohn- 
mächtig war,  weil  sie  ihr  gegenüber  Geltung  besassen.  Aber  auf 
der  anderen  Seite  beherrschte  längst  die  Gemüther  ein  Geist,  welcher 
mit  allen  Vorstellungen  der  Vergangenheit  gebrochen,  jede  Achtung 
vor  dem  Leben  und  Denken  der  Väter  zerstört  hatte.  Dar  Geist 
Montesquieu^s  war  tief  in  die  Herzen  des  Volkes  eingedrungen,  man 
glaubte  als  unumstössliche  Wahrheit,  was  Voltaire  mit  keckem  Spott 
in  seinen  „Pens^es  sur  l'administration  publique«  über  die  allgemeine 
Gleichheit  der  Menschen  hingeworfen  hatte,  aber  vor  Allem  galt  die 
Erfüllung  der  Lehren  Rousseau's  für  die  grosse  Aufgabe  der  Zeit.    Er 
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hatte  es  ausgesprochen,  dass  der  sociale  Vertrag  anter  den  Burgern 
eme  soldie  Gleichheit  herstellt,  welche  alle  denselben  Bedingungen 
mterwirft  und  a^le  zum  Genuss  derselben  Rechte  beruft').  Wo  aber 
lieft  die  Erfüllung  dieser  allen  so  wohlthuenden  Lehren  und  die  Lösung 
des  Widerspruchs,  den  ihr  gegenüber  die  bestehende  Staatsordnung 
edueh?  Der  »Emil'<  brachte  jene  Lösung.  Sie  war  kurz  und  starr  in 
ärffFonn,  furchtbar  aber,  wenn  sie  Geltung  gewinnen  sollte.  »Alles, 
was  die  Menschen  machen  können,  das  können  sie  zerstören,  und  es 
peU  kernen  unwandelbareren  Charakter  als  jenen,  welchen  die  Natur 
den  Menschen  aufgedrückt  hat  Die  Natur  bat  keine  Prinzen,  keine 
Rekheo  und  grossen  Herren  gemacht.*'  Zu  diesen  Lehren  kamen  kurz 
^or  dem  Ausbrach  der  Revolution  eine  Menge  Schriften,  welche  die 
paze  Verächtlichkeit  der  Vorrechte  und  Privilegien  des  alten  Staats 
20^0,  das  Elend,  das  daraus  entstand,  und  das  Recht  des  Hasses 
dig^n,  der  jeden  Bürger  erfüllen  muss  *). 

Ludwig  XVI,  geleitet  von  weisen  Rathgebem  und  von  seinem  Refonnen 
edkD  Herzen,  trug  in  sich  dieselbe  Erkenntniss  und  strebte  nach  der  „^.r^f^^^,, 
Erleichterung  des  Elends.  Durch  das  Edict  vom  Jahre  1779  hob  er 
<lie  Mainmorte  auf  allen  seinen  Domainen  auf,  aber  keiner  der  grossen 
ond  kleinen  Lehensherren  war  ihm  gefolgt.  Der  leibeigene  Hintersasse 
des  Lehensherm  war  an  die  Scholle  gebunden,  ohne  Freiheit  des 
Gates  und  in  vielen  Richtungen,  der  Person.  Er  hiess  main  mortables 
ood  das  Lehensrecht  unterschied  in  dieser  Hörigkeit  drei  Ordnungen: 
die  mainmorte  personelle,  reelle  und  mixte.  Zu  dem  Hörigkeitsrechte 
gehörten  ausserdem,  als  besondere  Stufen  derselben,  die  Bannrechte 
Bod  alle  Arten  der  Frohnden.  Als  die  Revolution  ausbrach,  stand  der 
Baaer  noch  zum  grossen  Theil  in  diesem  Hörigkeitsverhältniss,  der 
Ackerbau  lag  unter  dem  furchtbaren  Druck  dieser  Verhältnisse  dar- 
nieder. Als  Tnrgot  den  Staatsschatz  mit  einem  Deficit  von  22  Mill., 
bei  schon  vorweggenonmienen  Steuern  von  78  Mill.,  beschwert  fand 
nod  als  Finanzdirector  mit  Macht  in  die  ungeheure  Verwirrung  ein- 
freuen  wollte,  begehrte  er  zuerst  die  Abschaffung  der  Wegfrohnden 
vod  der  drückendsten  und  willkürlichsten  feudalen  Abgaben ').  Man 
villigte  murrend  ein  und  wich  dem  Gebot,  welches  die  Noth  des 
Staats  gesetzt  Als  aber  Turgot  das  Steuerprivilegium  des  Adels 
angriff  und  begehrte,  dass  die  Grundsteuer  auf  allen  Grundbesitz 
vertheilt  werde  und  ausserdem  die  Freiheit  des  Getreidehandels,  des 


1)  Contrat  social  L.  2  Ch.  4. 

I)  Eine  Schrift  tod  Lingnet:   LMmpdt  territorial  et  ses  avantages  (1787), 
vir  da  iD  dieser  Richtang  sehr  wirksames  and  ylol  gelesenes  Urtheil. 
S)  foeeson  a.  a.  O.  Bd.  n.  8.  11. 
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Gewerbes,  die  Aofhebiuig  der  InnaDgen  und  Zünfte  forderte,  erhob  sich 
die  ganze  Adelspartei  gegen  ihn,  Strassenonrohen  wurden  angezettelt 
and  Torgot  erlag  1776  den  Intriguen  des  Hofes.  Der  Adel  jubelte  und 
glaubte  sich  im  vollen  Recht,  weil  er  nur  seinen  Sieg  und  keine 
andere  Wirkungen  dieses  Ereignisses  sah!  Aber  es  waren  solche 
vorhanden,  nur  wirkten  sie  im  Stillen!  Seit  jener  Zeit  war  jedes 
Band  zerrissen,  welches  den  Bürgerstand  mit  dem  Adel  verband,  jede 
Hoffnung  zerstört  —  er  kehrte  seine  Blicke  anderen  Ereignissen,  einer 
neuen  Zukunft  zu. 

Refonn-  Im  Jahre   1781,  als  Necker  das  .Finanzdirectorium  ubemommeD, 

Nw^eVl**!!-  "b^^gäi^  ^^  ^®™  König  sein  bekanntes  „Compte  rendu",  in  dem  er  die 

caionne^t.  Grundsätze  Turgofs,  obgleich  früher  sein  heftigster  Gegner,  nun  auch 
zum  Princip  der  ganzen  Finanzwirthschaft  erhob.  Und  Necker  erhielt 
wie  Turgot  die  Entlassung.  Seit  1776  bis  1786  waren  1200  Mill.  L 
theils  geliehen,  theils  vorweggenommen,  das  Deficit  betrug  112  MilL 
das  Volk  seufzte,  aber  der  Adel  lebte  im  glücklichen  Taumel  seines 
zweiten  Sieges  über  den  ausbrechenden  neuen  Geist  der  Zeit.  Auf  den 
bürgerlichen  Minister  folgte  ein  adliger  und  als  auch  er  1785  in  seinem 
y,Hemoire  de  Mr.  Calonne*^  vom  König  forderte:  Befreiung  des  dritten 
Standes  von  den  drückendsten  Lasten,  Abschaffung  aller  Frohndienste, 
Vertheilung  der  Grundsteuer  auf  allen  Grundbesitz,  da  mochte  dem 
Adel  wohl  der  Tag  dänmiern,  der  mit  blutigrothem  Scheine  anbrach. 
Jetzt  wurden  die  Notabein  zur  Bewilligung  dieser  Gesetze  einberufen. 
In  ihnen  schloss  sich  Adel  und  Geistlichkeit  zu  einer  festen  Masse 
zusammen,  in  ihnen  übersahen  beide  erst  die  Stärke  ihrer  Partei,  in 
ihnen  trat  das  Privilegium  mit  Stimmenmehrheit  als  Gesetzgeber  anf. 
Diese  Nothwendigkeit,  in  die  jede  Adels-  oder  Ständekammer  vergilt, 
ist  stets  auch  ihr  Unglück.  In  der  Form  der  Stände  ringt  das  Volk 
nach  Auszeichnung,  nach  Sonderrechten  und  Privilegien,  und  wenn  es 
sie  besitzt,  sinnt  es  nur  auf  ihre  Erhaltung  und  weicht  kein  haarbreit 
von  ihnen  ab,  giebt  keines  von  ihnen  friedlich  dahin,  wird  es  stets 
auf  einen  Kampf  ankommen  lassen,  der,  wenn  die  Kräfte  stark  genng 
sind,  zu  einer  Revolution  sich  entwickelt,  in  dem  Bürgerblut  immer  die 
Rechnung  schliesst.  Als  Calonne  vor  die  ersten  Stände  hintrat  und  die  Ab- 
schaffung einzelner  Privilegien  forderte,  erhob  sich  gegen  ihn  der  Sturm 
der  Entrüstung,  wie  gegen  Turgot  und  Necker,  und  er  fiel,  wie  diese. 
D,^  Aber   der  Geist  der  Zeit  wirkte  und  er  war  mitten   in  diesen 

Reforin«ii  Kämpfen    zu   einer   unwiderstehlichen   Macht   herangewachsen.     Die 

■iit'o«nt«.  Etats  generaux  wurden  umgeworfen  und  von  dem  Bewusstsein  seines 
guten  Rechts  getragen,  seine  Macht  ahnend  und  auf  die  grosse  Masse 
des  Volkes  zählend,  gestaltete  sie  der  Tiers  Etat  zur  Assemblte  nationale 
und  einmal  angelangt  auf  dem  Kampfplatz,  konnte  ot  nur  unteigehen 
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oder  nach  eiiiem  ToUstandigen  Sieg  eine  neue  Ordnung  der  Gesell- 
schaft schaffen.  Die  Schwerkraft  der  Ereignisse  riss  ihn  unaufhaltsam 
fcat  Qiid  fahrte  ihn  zum  Siege. 

In  der  Erklärung  der  Menschenrechte  war  das  Princip  der  Freiheit 
find  Gleichheit  aller  Menschen  Terköndet    Einmal  verkündet,  konnte 
&  kein  leeres  Wort  mehr  bleiben,  es  rang  nach  Gestaltung  und  rang 
Bach  einem  fassbaren  Inhalt.    Diese  Gestaltung  schuf  die  berühmte  Die  Nacht 
Nacht  des  4.  Augusts.    Die  adeligen  Jacobinerführer,  Lameth,  Aiquillon,  ^'  '*  ^^'"'^ 
St  Gorgeau  hatten  längst  das  Zeichen  zum  Abfall  von  dem  Glauben 
an  die  alte  Zeit  gegeben.    Lafayette  hatte  sich  in  Angst  um  seine 
Volk^unst  an  sie  angeschlossen.   Da  erhob  sich  in  Mitten  der  National- 
veisammlung  der  junge  Yicomte  de  Noailles.    In  einer  feurigen  Rede 
riss  er  die  Seelen  der  Zuhörer  fort ,  forderte  sie  auf,  den  alten  Kechtea 
md  Privilegien  zu  entsagen  und  erklärte  dies  selbst  zuerst  thuu  zu 
wollen.    Der  Marquis  des  Blagons  verzichtete  auf  alle  Privilegien  der 
Dauphine  als  Provinz,  andere  folgten  nach.    Die  grösste  Anzahl  der 
D^utirten  eilte  herbei,  um  auf  dem  Altar  des  Vaterlandes  das  Opfer 
niederzulegen.    In  wenigen   Stunden  war  der  Bann  gebrochen,  der 
Jahrhunderte  auf  der  Masse  des  Volkes  lastete  und  die  National- 
versanunlung  erklärte  das  Jagdrecht,  das  Recht  auf  Nationalzehent, 
auf  grandherrUche  Gerichtsbarkeit,  die  Steuerfreiheit,  die  Ungleichheit 
der  Abgaben,  die  Annaten,  die  Privilegien  der  Städte  und  Flecken, 
die  2«aiifte  und  Innungen  für  abgeschafft    Man  jubelte  und  weinte  vor 
Freude;  die  Ideen  der  Freiheit  und  Gleichheit   hatten  zum  erstenmal 
eioeD  positiven  Inhalt  gefunden.    Der  Jubel  im  Volke  war  grenzenlos 
and  ganz  Europa  stimmte  in  denselben  ein.    Es  war  ein  reiner  und 
unbefleckter  Triumpf  der  Revolution,  wie  sie  keinen  mehr  in  ihrem 
Veriaufe  verzeichnete.    Ein  Misston   aber  hatte  sich  mitten  in  den 
Jubel  eingeschlichen.  Die  Geistlichkeit  protestirte  gegen  die  Abschaffung 
des  Zehnten.    Da  erhob  sich  Mirabeau:  „Der  Zehnten  ist  )cein  Besitz, 
sondern  nur  eine  Art,  auf  welche  die  Nation  die  Priester  besoldet 
(G^nuire).    Ich  höre  hier  Murren.    Es  ist  nöthig,  die  Vorurtheile  der 
Dummheit  zu  zerstören.    Ich  kenne  nur  drei  Arten  in  der  Gesellschaft 
zu  leben:   Man  muss  ein  Bettler,  ein  Räuber  oder  ein  Besoldeter  sein. 
Der  Grundeigenthümer  selbst  ist  nichts  anderes,  als  der  erste  Besoldete.^ 
Gegen  solche  Beweisfahrung,  aus  solchem  Munde,  war  jede  Entgegnung 
vergebens.    Die  Nationalversammlung  stellte  den  Grundsatz  auf,  dass 
alle  Rechte,  welche  durch  Gewalt  eingeführt  und  der  Freiheit  wider- 
sprechen, ohne  Entschädigung  aufgehoben  seien.    In  diesem  Maass, 
das  s^e  Grenzen  endlich  doch  nur  in  der  Willkür  finden  konnte,  lag  der 
Anfiaog  einer  Reihe  schwerer  Ungerechtigkeiten.    Der  beiruhmte  Rechts- 
gelehrte  Merlin  wurde  mit  der  Prüfung  dieser  Rechte  beauftri^  upd 
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legte  der  Constituante  am  15.  — 28,  März  1790  ein  Decret  vor,  welches 
mit  einem  Schlag  die  Vergangenheit  von  der  neuen  Zeit  ohne  jede 
Meriin'sGe  Vermittlung  trennte.  Alle  Vorrechte,  Oberherrlichkeiten  und  Gewalten, 
'tiberdie''  welche  aus  dem  Feudalregimente  hervorgegangen,  wurden  abgeschafft, 
Abschaiiang  Art.  1 ,  alle  Personalleistungcn  der  Vasallen  aller  Art  aufgehoben, 
**^rJhte  *^  Art:  2,  und  in  einer  langen  Reihe  jene  Abgaben  und  Verpflichtungen 
aufgezählt,  welche  für  alle  Zukunft  unterdrückt  sein  sollen.  Alle  jene 
Feudal-  oder  Zehentrechte,  welche  ihrer  Natur  nach  oder  nach  dem 
Gesetz  der  Augustnacht  ablösbar,  sind  einer  Beschreibung  nach  den 
verschiedenen  Gesetzen  und  Coutumes  des  Landes  unterworfen,  Art.  10, 
der  ganze  Privilegienreichthum  der  Geburt  und  des  Alters,  die  Vor- 
züge des  männlichen  Geschlechtes,  das  ganze  Lehenerbrecht  zerstört, 
Art.  11.  Ausgenommen  waren  nur  jene  Feudallasten,  welche  zum 
Besten  des  öffentlichen  Schatzes^  der  Städte  und  Gemeinden  errichtet, 
das  Schifffahrtsrecht,  die  Rechte,  welche  als  Entschädigung  für  Canal- 
bauten  und  andere  öffentliche  Werke  dienen,  Zölle  und  Abgaben  als 
Ersatz  an  die  Eigenthümer  von  Bauwerken  u.  s.  w.  Art.  15.  Mit  der 
Abschaffung  aller  Bannrechte,  Art.  22,  23,  wurde  zugleich  verboten,  je 
wieder  eines  dieser  Re'^hte  einzuführen  oder  dergleic  hen  Abgaben  auf- 
zulegen. Art.  26.  Von  allen  Frohnrechten  wurden  nur  die  Realfrohnde- 
rechte  erhalten,  welche  einem  Grundeigenthum  oder  Reahrecht  als 
Entschädigung  gegeben  waren.    Art.  27.  , 

Alle  noch  erhaltenen,  aus  der  Feudalität  herrührenden  Rechte 
müssen  in  ihrem  ursprünglichen  Rechtstitel  nachgewiesen  und  wo  dies 
unmöglich,  durch  einen  ununterbrochenen  40jährigen  Besitz  gerecht- 
fertigt werden.  Art.  29.  Niemand,  der  eines  der  abgeschafften  Rechte 
durch  Kauf  oder  einen  anderen  Titel  erworben,  kann  ein  Recht  auf 
Entschädigung  geltend  machen.  Die  noch  erhaltenen  Rechte,  Tit.  UI., 
werden  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Gepflogenheiten  geübt,  die 
als  ablösbar  Erklärten,  nach  den  Bestimmungen  abgelöst,  welche  die 
Gesetze  darüber  festsetzen  werden.  Diese  Bestimmungen,  die  Art  der 
Ablösung,  die  Zeit,  innerhalb  welcher  sie  vollzogen  und  den  Preis 
derselben  betreffend,  erklärte  das  folgende  Gesetz  vom  3.  —  9.  Mära 
1790.  Jedes  Eigenthum  konnte  darnach  von  allen  Feudal-  und  Zehent- 
lasten befreit  werden.  Keine  Ablösung  konnte  getheilt  werden,  auch 
wenn  sie  auf  mehreren  Gütern  ruhte.  Mit  der  Ablösung  einer  Leistung 
war  auch  das  Recht  selbst  aufgehoben.  Den  Preis  und  die  Bedingungen 
der  Ablösung  konnten  die  Parteien  untereinander  vermitteb,  nur 
Tutoren  und  Pupillaradministratoren  konnten  eine  Ablösung  nur  nach 
den  gesetzlich  bestimmten  Preisen  liquidiren.  Ein  besonderes  Gesetz 
vom  5.  — 30.  März  1790  bestimmte  die  Art  und  Weise  der  Ablösung 
der  Feudalzehente. 
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För  jene  Rechte  and  Lasten,  welche  den  Nationalgütern  anhaften 
BDd  ?on  den  Gesetzen  nicht  aufgehoben  wurden,  bestimmte  das  Gesetz 
Tooi  20.  März  1791,  dass  sie  wie  ehemals  zu  entrichten  und  fQr  die 
!iatioii  Terwaltet  werden. 

Die  Constituante  ging  bei  dieser  Gesetzgebung  von  dem  Grund-  E^ige  und 
atse  aus,  dass,  was  willkürlich  eingeführt  worden  ist,  sei  es  selbst  ^*^i^"*>*>'« 
Jahrhunderte  alt,  ebenso  willkürlich  zerstört  werden  kann,  —  dass  Das, 
wss  Gontractmässig  eingeführt,  aber  nicht  vernichtet,  sondern  auf  einem 
rechtlichen  Wege  aufgelöst  werden  müsse.  Um  dies  ebenso  schnell 
als  einfach  durchführen  zu  können,  erklärte  man  alle  Abgaben  für 
einfitehe  Grundabgaben,  und  um  selbst  den  letzten  Schein  des  Lehen- 
Staats  zu  verwischen,  erklärte  man  endlich  das  Princip  der  unablös- 
baren  oder  ewigen  Grundrenten  als  der  neuen  Gesetzgebung  zuwider 
1^  verordnete  durch  das  Gesetz  vom  18.  — 29.  December  1790,  dass 
f^  Grundrente,  welcher  Art  und  Natur  sie  sei,  auf  was  immer  für 
Guter  sie  lasten  möge,  ablösbar  ist  und  in  Zukunft  ewige  Grundrenten 
aie  mehr,  zeitliche  nur  für  99  Jahre  und  darunter  errichtet  werden 
dürfen.  Die  Bestimmung  des  Preises  der  Ablösung  für  ewige  Renten 
^llte  das  Gesetz  noch  den  Parteien  frei.  Die  Renten,  welche  Gemeinden 
besassen  oder  von  diesen  geschuldet  wurden,  waren  denselben  Be- 
.^mmuogen  unterworfen,  nur  traten  bei  den  ersten  die  Directorien  der 
Districte  und  Departements,  bei  den  anderen  die  Verwaltung  der 
Staatsgüter  als  Parteien  ein.  In  der  Instruction  vom  6.  August  1791 
forderte  die  Constituante  die  Administrationen  der  Districte  und 
Departements  auf,  besonders  schnell  die  Ablösung  jener  Zehnten, 
welche  abl(Vsbar  erklärt  und  die  Vernichtung  jener,  welche  nicht 
al'zalösen  waren,  zu  betreiben. 

Durch  diese  Gesetze  hatte  die  Nationalversammlung  einen  Stand 
vollkommen  seines  Glanzes  und  seiner  Macht  beraubt,  aber  auch  einen 
oeoen  für  Wohlhabenheit  und  Selbständigkeit  geschaffen.  Jetzt  war 
ein  Bauernstand  geboren  worden ,  eine  Landwirthschaft  konnte  sich 
entwickeln,  Frankreich  hätte  einer  schnellen  Blüthe  entgegen  gehen 
können,  wenn  die  Greuel  der  Revolution  nicht  das  erste  Leben  erstickt 
bättea. 

Die  Assemblee  legislatife,  welche  noch  kräftiger  mit  dem  alten    oowait- 
Rechte  brechen  wollte,  erklärte  durch  das  Decret  vom  20.  August  1792  »«•'■•«•in 
alle  jene  Rechte,  welche  die  Constituante  noch  erhalten  und  auch  der  L^gitiatife. 
Ablösung  Dicht  unterworfen  habe,  für  ablösbar  und  nannte  jede  Grund- 
last dne  Feudallast,  welche  von  nun  an,  wie  alle  rückständigen  Zinsen 
von  Zehnten,  wenn  sie  nicht  binnen  fünf  Jahren  ab-  und  eingelöst 
seien,   in  dieser  Zelt   verjähren.     Endlich    erklärte  das  Decret  des 
Agenden  25.  August  geradezu  alle  Rechte  und  Lasten  der  Feudalzeit, 
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welche  die  früheren  Gesetze  gegen  Entschädigung  aufheben  oder  ab- 
lösen lassen,  als  abgeschafft,  wenn  nicht  die  Berechtigten  durch  Vor- 
zeigung der  Originalurkunde  die  schuldige  Leistung  als  den  Zins  eines 
Capitalanleihens  erweisen  konnten.    Die  rückständigen  Zahlungen  der 
so  aufgehobenen  Rechte  sind  nicht  mehr  einlösbar  und  alle  über  diese 
oder  andere  Lehensfragen  anhängigen  Processe  mit  Compensation  der 
Kosten  unterdrückt.    Alles,  was  für  den  Privatbesitz  gilt,  hat  gleiche 
Kraft  für  die  Nationalgüter.   Abgesehen  von  den  Verlusten,  welche  die 
Staatskasse  durch  dieses  willkürlichste  aller  Gesetze  erlitt,  kann  man 
den  Schaden   der  Privatpersonen   sicher  auf  6   Milliarden   schätzen. 
Dann  erklärte  noch  das  Decret  vom  28.  August  1792,  dass  alle  Privat- 
besitzer und  Gemeinden  in  die  einstigen  Lehensgüter  als  volle  Eigen- 
thümer  eintreten  können  und  die  Gesetze,  welche  den  Seigneurs  deo 
Besitz  einst  ausschliesslich  zuertheilten,  als  nicht  zu  Recht  bestehend 
anzusehen  sind.   Das  Recht,  in  diesen  Besitz  einzutreten,  muss  bei  den 
Tribunalen  angemeldet  werden,  es  verjährt  in  5  Jahren  und  Niemand, 
weder  die  Seigneurs,  noch  im  betreffenden  Fall  die  Gemeinden,  können 
eine  Entschädigung  für  Erhaltung  und  Verwendungen  fordern.  Das  Recht 
der  Gemeinden   auf  einst  besessene  Güter  reichte  jetzt  bis  auf  das 
Jahr  1669  zurück.    Können  die  Gemeinden  ihren  einstigen  Besitz  nach- 
weisen, so  treten  sie  augenblicklich  in  ihre  Rechte  ein,  können  sie 
dies  nicht,  so  haben  die  Districtstribunale  ihnen  dieselben  zuzusprechen* 
wenn  sie  diese  binnen  5  Jahren  fordern  und  die  Leliensherren  dagegen 
nicht  einen  ununterbrochenen  40jährigen  Besitz  nachzuweisen  vermögen. 
•  Damit  waren  jene  schreienden  Rechtsverletzungen  beendet,  für  welche 
selbst  Napoleon  keine  Hülfe  wusste  und  nur  den  Vortheilen  entsagen 
konnte,  welche  dem  Staatsschatz  daraus  erwachsen  waren,  als  er  mit 
der  Herstellung  der  Monarchie  auch  den  Glanz  des  alten  Adels  wieder 
um  sich  versammeln  wollte. 
NOiziiehkeit         Aber  trotz  jener  Ungerechtigkeiten,  welche  die  Revolution  hierbei 
der  M«u-  geschaffen  hat,  wenn  wir  die  Kühnheit  des  Geistes  betrachten,  der  in 
Fendftiitit  einer  Stunde  mit  Jahrhundert  alten  Lastern  gebrochen,  allen  Vor- 
Anderer    urtheilen,  die  ganz  Europa  beherrschten,  kühn  ins  Gesicht  schlug,  da 
muthet  uns  dennoch  ein  anderer  Geist  aus  dieser  Betrachtung  des  Endes 
des  18.  Jahrhunderts  an,  als  wenn  wir  auf  der  Höhe  des  19.  Jahrhunderts 
Rundschau  halten  und  in  Deutschland  Staaten  sehen,  wo,  wie  in  den 
beiden  Mecklenbui^s,  die  elendeste  Verrottung  des  Mittelalters  keck  dem 
Geist  der  Civilisation  trotzt,  wo,  wie  in  Preussen  eine  verkommene, 
geist-  und  besitzlose  Junkerpartei   einem  lebenskräftigen  Bujgerstand 
gegenüber   um  die  Herstellung  des  alten  Staates   ringt,   wo,  wie  in 
üesterreich  unter  den  Fittigen  einer  jugendlichen  Verfassung,  die  freiüch 
nie  berufen  sein  mag,  mit  stolzem  Flug  das  Reich  der  Freiheit  zu 
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eneicbeD,  wo  hier  in  monatelangen  Sitzungen  und  Debatten  ein 
Leheo^setz  noch  berathen  wird,  bei  denen  es  Adel  und  Geistlichkeit 
gar  gewaltig  Ernst  genommen  und  Minister  und  Volksvertretung  nach 
dessen  Vollendung  wohl  Wunder  glaubten,  was  sie  für  die  Freiheit  und 
Cmlisation  gethan  I  Wer  nichts  von  der  Geschichte  in  den  Tagen  des 
Friedens  lernt,  an  dessen  Ohren  donnert  sie  einst  mit  Faustschlägen 
vad  man  mag  Acht  haben,  dass  nicht  wieder  ein  Tag  der  allgemeinen 
BedmuDg  anbricht! 


Die  Confiscation  und  die  Güter  der  Emigration. 
So  wenig  die  Willkürherrschaft  der  Könige  des  alten  Frankreichs  conflieauoii 
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Regime. 

teo,  80  wenig  achteten  sie  das  Eigenthum  der  Privaten  und  das  Recht 
fo  Cnverletzlichkeit  desselben«  Den  Lettres  de  cachet,  welche  die 
Person  dauernd  bedrohten,  standen  die  Befehle  der  Confiscation  ent- 
${n«eliend  zur  Seite.  Hier  ward  sie  vorgenommen  in  Folge  eines 
gerichtlichen  Urtheils,  dort  auch  ohne  dieses.  Einmal  erheischte  die 
Fioanznoth  der  Könige  dergleichen  Gewaltthaten,  ein  andermal  genügte 
<iaza  Mos  die  Willkür  und  die  Laune  des  Herrschers.  Als  die  Revo- 
Intion  ausbrach,  griff  zuerst  die  Macht  des  Volkes  nach  der  Herrschaft, 
dann  der  Hass  des  Volkes,  endlich  die  Willkür  desselben  und  dies 
waren  die  Quellen  einer  Gesetzgebung,  die  die  grössten  Rechtsver- 
letzungen heiligten,  die  je  eine  Regierung  verübt. 

In  zwei  Beziehungen  ward  diese  Gesetzgebung  mit  aller  Macht  vermögen 
wirksam,  in  Beziehung  auf  das  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  ^*'„^^^* 
der  Kirche  und  in  Beziehung  auf  jenes  der  Emigration.    Ich  werde  die  Emigration. 
Gesetzgebung  über  die  Confiscation  des  gesammten  Kirchengutes  bei 
te  Darstellung  der  kirchlichen  Verhältnisse  in  Frankreich  entwickeln, 
am  das  Bild  der  Zerrüttung  derselben  im  Zusammenhang  desto  deut- 
lieber  darstellen  zu  können.    Hier  genüge  nur  zu  erwähnen,  dass  mit 
<)er  Civil-Gonstitution  des  Clerus  vom  13.  Juli  1790  die  Confiscation 
d«r  geistlichen  Güter  begann  und  wb-ksam  blieb,  bis  Napoleon  mit  dem 
Coocordat  von   1801    derselben  ein   Ziel  steckte  und  die  erlittenen 
Verluste  der  Kirche  soweit  auszugleichen  versuchte,  als  es  ohne  Ver- 
letzimg  der  nun  einmal  begründeten  neuen  Rechte  möglich  war. 

Die  Gesetzgebung  über  die  Confiscation  der  Emigrantengüter  hängt 
imiig  mit  jener  zusammen,  welche  die  persönliche  Freiheit  der  Emigranten 
betraf,  sie  steigerte  sich  mit  jenem  Hass,  der  in  diesen  Ausdruck  ge< 
wann,  und  fand,  wie  diese,  ihren  Abschluss  mit  dem  Beginn  der  Herr« 
cfaaft  Napoleons. 
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GcBciz  Tom         In  jenem  Decret  vom  13. — 15.  Juni   1791,   welches  die  Prinzen 
?,^^^*  ^"°*  des   königlichen  Hauses   zur  Rückkehr  nach  Frankreich   aufforderte, 

1781  gegen  *-' 

die  wurde  zugleich  festgesetzt,  dass  ihr  gesammtes  Vermögen  mit  Beschlag 
Emigration,  y^i^g^  y^^j  j^  YiiW  sic  in  der  gesetzlich  bestimmten  Frist  nicht  zurück- 
kehren sollten,  zum  Vortheil  der  Nation  eingezogen  werden  wird.  Als 
nach  der  Flucht  des  Königs  durch  die  Gewaltmassregeln  der  National- 
verrsammlung  gegen  die  persönliche  Freiheit  der  Schrecken  vor  der 
Revolution  im  ganzen  Lande  immer  mehr  erhöht,  die  Emigration  immer 
zahlreicher  wurde  und  die  schärfsten  Gesetze  über  das  Verbot  der 
Auswanderung  fruchtlos  blieben,  bestimmte  die  Constituante  in  dem 
Decret  vom  9.  November  1791,  dass  alle  Franzosen,  welche  an  den 
Grenzen  Frankreichs  unter  Waffen  stehen,  der  Verschwörung  gegen  das 
Vaterland  verdächtig  und  ihres  Vermögens  in  Frankreich  und  aller 
Rechte  darauf  verlustig  seien.  Durch  das  Decret  vom  30.  März  1792 
wurden  alle  Güter  der  emigrirten  Franzosen  und  die  Revenuen  derselben 
eingezogen.  Jede  weitere  Disposition  darüber  nach  der  Verkündigung 
dieses  Gesetzes  ward  als  nichtig  erklärt.  Mit  der  Beschreibung  und 
Sequestration  dieser  Güter  wurden  die  Municipalitäten  betraut.  Die 
Schuldner  der  Emigranten  blieben  mit  denselben  Pflichten,  die  sie  gegen 
ihre  Gläubiger  hatten,  der  Sequesterkasse  verpflichtet.  Den  Frauen, 
Kindern  und  Verwandten  verblieb  noch  die  provisorische  Nutzniessung 
der  Wohnungen,  die  sie  auf  den  eingezogenen  Gütern  inne  hatten,  sowie 
der  Gebrauch  der  beweglichen  Güter.  Die  Gläubiger  der  Emigrirten. 
welche  ihre  Forderung  vor  den  9.  Februar  1792  datirten,  sollten  von 
der  Sequestrationskasse  befriedigt  werden.  Alle  jene  Emigrirten, 
welche  seit  dieser  Zeit  wieder  zurückgekehrt  oder  binnen  einem  Monat, 
nach  Publication  dieses  Gesetzes,  zurückkehren,  können  in  den  Genuss 
ihres  Vermögens  wieder  eingesetzt  werden.  Doch  waren  sie  zur 
Caution  verpflichtet,  ihr  Vaterland  nicht  mehr  zu  verlassen.  Im  Fall 
dies  doch  geschieht,  sind  sie  aller  ihrer  Güter  verlustig  und  alle 
während  ihres  Aufenthaltes  eingegangenen  Verpflichtungen  sind  nichtig. 
Umfang  Die   Confiscationeu ,   die  in   Folge   dieser   Gesetze  vorgenommen 

dercon.  wurden,  trafen  mehr  als  145,000  Personen  »)•  Im  Jahre  1793  liess  die 
Regierung  einen  Maueranschlag  verfertigen ,  auf  dem  die  confiscirten 
Güter  der  Emigrirten  des  Departements  von  Paris  verzeichnet  waren. 
Kr  kostete  nach  Druck  und  Papier  über  eine  Million  und  die  Leser 
mussten  daran  mit  Leitern  hin-  und  herklettem  *).  In  417  anderen 
Bezirken  standen  damals  Emigrantengüter  im  Werth  von  1700  Mill 
zum  Verkauf  aus.    Die  Güter  lagen  bis  August  unter  Sequester  und 
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wnideny  wie  alle  Nationalgüter,  bei  der  Verwirrung  der  Verwaltung 
and  der  eingerissenen  Unordnung  schlecht  verwaltet  und  verursachten 
der  Staatskasse  ausserdem  noch  grosse  Kosten.  Daher  bestimmte  das 
Decret  vom  14.  August  1792,  dass  sie  in  Parcellen  von  2,  3  oder 
4  Morgen  getheilt  und  unmittelbar  dem  Verkauf  übergeben  werden 
sollen;  m  späteres  Decret  vom  25.  August  fugte  hinzu,  dass  die  Güter 
der  Emigration  in  den  Colonien  denselben  Bestimmungen  unterworfen 
sein  sollen.  Das  bewegliche  Verm(^gen  wurde  in  öffentlichen  Verstei- 
gcnuigen  dahingegeben,  welche  dieSyndics  derDistricte  leiteten.  Das 
unbewegliche  Vermögen  ward  dreimal  durch  öffentlichen  Anschlag 
aosgeboten.  Alle  angemeldeten  und  bewiesenen  Schulden  der  Emigration 
wurden  so  weit  getilgt,  als  eben  der  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  Güter 
reichte.  So  weit  der  Staat  Forderungen  an  die  Emigration  hatte,  sei 
6  ans  Steuerverpflichtungen  oder  anderen  Rechten ,  blieben  die  Güter 
fan  Verkauf  entzogen  und  wurden  der  Verwaltung  der  Nationalgüter 
Bbergeben.  Den  Eltern  und  Gattinnen  der  Emigrirten  blieb  ein  Nutz- 
§enuss,  den  Kindern  derselben  ein  volles  Eigenthum  an  einem  Viertel 
des  confiscirten  Vermögens  vorbehalten. 

Um  zum  Kauf  dieser  Güter  anzulocken,  erklärte  das  Gesetz  vom      ^•r- 
2S.  März  1793,  dass  alle  Lasten   und  Verpflichtungen,  die  seit  dem  y^^^^g 
^.  Februar  1792  auf  irgend  einem  Emigrationsgut   errichtet  worden,  der  confli- 
nnll  uid  nichtig  seien,   die  allfallsigen  Zahlungen  der  Pächter  und    ^^au»! 
Sdiuldner  derselben  als  nicht  geleistet  angesehen  werden,  kurz,  alle 
Leistungen  aufrecht,  alle  Verpflichtungen  als  nicht  verbindlich  betrachtet 
werden  sollen.    Ausgenommen  sind  die  Löhne  der  Arbeiter  auf  den 
betreffenden  Gütern,  jene  der  Dienstboten  seit  den  letzten  3  Jahren 
und  alle  Lasten  und  Forderungen,  die  vor  dem  9.  Februar  1792  errichtet 
worden  sind.    Doch  müssen  diese  auf  die  im  Gesetz  bestimmte  Art 
ausgewiesen  und  vom  Conseil  general  der  Gomune  bestätigt,  von  deu 
Directoren  der  Districte  und  Departements  vidirt  und  rectificirt  sein,  um 
Geltung  zu  haben  und  in  Kraft  treten  zu  können.    Bis  zum  Verkauf 
blieben  diese  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  nach  dem  Decret 
vom  25.  Juli  1793   der  Administration  der  Nationalgüter  zugewiesen. 
AUe  Rechtsfragen,  welche  bei  der  Bewirthschaftung  und  dem  Verkauf 
dieser  Güter  erhoben  werden  konnten,  wurden  den  Administrations- 
Miörden  oder  einem  besonderen  Conseil  von  Rechtsgelehrten  zuge- 
wiesen.   Diese  Bestimmung  hatte  für  lange  Zeit  noch  in  Betreff  der 
Adroinistratiyjustiz  in  Frankreich  die  weittragendste  Bedeutung.   Zwei 
Drittel  des  Bodens  Frankreichs  kamen,  wenn  man  die  gesammten 
Confiscationen  überschaut,   unter  die  Herrschaft  der  Administrativ- 
behfirden.  Alle  Gläubiger  dieser  Güter,  persönliche  und  hypothekarische, 
nrassten  vor  ihnen  ihre  Rechtstitel  produciren  und   liquidiren,  die 
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Frauen  der  Emigrirten  in  Betreff  ihrer  Güteransprüche,  alle  Miteigen- 
thümer,  die  Schulden  und  Forderungen  derselben  u.  &  w.  wurden 
administrativ  gerichtet.  Die  Folge  dieser  Gesetze  war  jene  Allmacht 
der  Administrativbehörden,  die  man  in  Frankreich  seit  jener  Zeit 
beklagt.  Aber  man  muss  gestehen,  dass  sie  nothwendig  wurde.  Man 
betrachte  nur  jene  Verhältnisse,  welche  durch  diese  und  die  folgenden 
Gesetze  über  die  Emigrantengüter  und  durch  die  Verwaltungswirth- 
schaft  der  Nationalgüter  überhaupt  erzeugt  worden  sind.  „Die  Zahl 
der  Verkäufe  durch  die  Administration  der  Domainen  erhob  sich  auf 
1,009,336,  jene,  durch  die  Amortisationskasse  realisirten,  auf  13,104, 
in  Summa  also  auf  1,022,440.  Die  Folgen  waren  eine  unendliche 
Zertheilung  der  Ansprüche,  da  diese  Güter  durch  die  Titel  der  Succession, 
der  Mutation  u.  s.  w.  in  andere  Hände  kamen.  Diese  neuen  Interessen 
überdauerten  die  Revolution  nnd  iuhten  auch  in  der  Folge  nur  auf 
dem  Schutz  der  Administrativbehörden  und  eine  Administrativjustiz 
war  auch  für  das  neue  Frankreich  geboten*)."  Auf  diese  Art  war 
das  gesammte  Vermögen  der  Emigrirten  in  die  Gewalt  des  Staates 
übergegangen.  Dieser  erklärte  dagegen,  dass  ihm  die  Schulden  der- 
selben zur  Last  fallen  sollen  und  in  dem  Decret  vom  20.  April  1795 
(1.  Floreal  an  in.)  bestimmte  der  Gonvent  die  Rechte  der  Gläubiger 
der  Emigrirten  und  die  Art  der  Liquidation  ihrer  Forderungen.  Jene 
Gläubiger  aber,  deren  Schuldner  als  notorisch  zahlungsunfähig  bekannt 
waren,  blieben  auch  gegen  den  Staat  mit  ihren  Ansprüchen  aus- 
geschlossen. Die  Forderung  des  Gläubigers  musste  den  gesetzlichen 
geforderten  Beweispunkten  genügen  und  die  Beweisführung  vor  dem 
Districtsdirectorium  geführt  werden.  Die  Liquidation  der  Gläubiger 
aber  ward  durch  die  Administration  der  Departements  vorgenommen. 
Confbeation  Mit  den  Gutem  der  Emigration  vermischte  die  Schreckensherrschaft 
^TitHTr  ^^^^  J®^^  ^^^  Hingerichteten  und  unterwarf  sie  denselben  Gesetzen. 
Verbrecher.  Im  Elsass  hatte  Eulogius  Schneider  mehrere  Tausend  Bauern  hinrich- 
ten lassen  und  all  ihr  Hab  und  Gut  eingezogen.  Mehr  als  30,000 
waren  während  dieser  Zeit  über  den  Rhein  geflohen  und  ihre  Güter 
verfielen  nach  den  Bestimmungen  der  Emigrantengesetze  dem  Staat, 
Ebenso  war  es  im  Norden  Frankreichs,  so  im  Süden,  so  überall.  Mit 
dem  Eigenthum  des  Mannes  ergriffen  die  Behörden  auch  das  der  Frau, 
mit  dem  Hab  und  Gut  des  Vaters  auch  das  mütterliche  Erbe  der 
Kinder.  Bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  wurde  mit  schonungs- 
loser Härte  den  Unglücklichen  entrissen  und  diese  nackt,  hülflos  und 
mittellos  auf  die  Strassen  gestossen.    Endlich  legte  der  Convent  anf 


*)  Anonim  (Cormenin) :  Du  Conseil  d'EtAt  dans  notre  Monarchie  constttti- 
tienelle,  1818,  S.  113. 
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alle  Guter  jener  Familien  Beschlag,  deren  Söhne  ausgewandert,  da  die 

.Nation  aacfa  das  künftige  Erbe  der  Emigration   sich  sichern  müsse. 

Es  war  die  h5ehste  Ungerechtigkeit,  die  geschehen  konnte;  man  strafte 

den  Einen  für  das  Verbrechen  des  Andern,  man  strafte  selbst  für  ein 

iBderZoknoft  mögliches  Verbrechen.    Nach  dem  Sturze  Robespierfe's 

■achte  sich  denn  auch  eine  Reaction  gegen  all  diese  Grausamkeiten 

^teod.   Johannot  beantragte  am  9.  November  1795  die  Aufhebung  Milderung 

des  Sequesters,  mit  dem  alle  Güter  der  Unterthanen  der  kriegführenden  ^•^  GeMtze 

üieikte  betroffen  worden  waren,  da  dabei  die  französischen  Bürger  is^^^^^V 

selbst  den  grössten  Schaden  erleiden,  indem  diese  durch  die  Repres-     ffUter. 

salien,  welche  die  auswärtigen  Mächte   ergriffen  haben,   nahezu  an 

JO  MiJL  eingebüsst  hätten,  während  der  Werth  der  in   Frankreich 

(Mäsdrten  Fremdengüter  kaum  auf  20  Mill.  sich  belaufe.    Als  dann 

la  la  December  ein  trauriger  Zug  von  Wittwen  und  Waisen  der 

kiagerichteten  Burger  im  Convent  erschien  und  ihr  Elend  schilderten, 

Tcrfugte  dieser  sofort  die  Einstellung  des  Verkaufes  des  confiscirten 

MoUliarTermögens.    Wüthend  erhoben  sich  die  Jacobiner  gegen  diese 

Beschlösse  und  eingeschüchtert  nahm  der  Convent  sein  eben  erlassenes 

Gesetz  wieder  zurück.  Dennoch  aber  siegte  bald  die  öffentliche  Meinung 

über  diese  letzten  Regungen  der  gestürzten  Partei.  Im  Convent  erhoben 

die  laruckgekehrten  Girondisten  Languinais,  Louvet,  Doulcet,  weldie 

der  Guillotine  entflohen  waren,  die  aber  die  Greuel  der  Schreckens- 

benächaft  selbst  bitter  empfunden  hatten,  ihre  Stimme  und  so  kam 

es  am  25.  April  1795  über  RewbeU's  Antrag  neuerdings  zu  einer  Ver- 

haodlimg  über  die  Eltern  der  Emigranten.    Es  sollte  nun  aus  jeder 

Venn^nsmasse  die  Erbportion  des  Emigranten  ausgesondert  und  diese 

allein  mit  Beschlag  belegt  werden.    Dem  Ascendenten  desselben  sollte 

der  Best  zurückgegeben  und  dem  Vater  bei  der  Bestinmiung  der  Erb- 

pctüoii  ein  ansehnliches  Praecipuum  angerechnet  werden.  In  Anbetracht 

der  Güter  der  seit  dem  10.  März  1793  wegen  politischer  Verbrechen 

Uisgeriehtetea,  befahl  das  Decret  vom  3.  März  1795,  dass  sie  den 

Familien  derselben  zurückzugeben  sind,  aber  erhielt  die  Confiscation 

Ar  Ausgewanderte,   Assignatenfälscher  und  verrätherische  Generale 

im  ganzen  Umfang  aufrecht. 

Die  Constitution  an  ÜL  erklärte  die  eingezogenen  Güter  der  Emi- 
Srirten  als  unwidonruflich  mit  dem  Staatsgut  vereinigt.  Art.  373. 
Aber  trotz  dieser  Bestimmungen  und  der  schwersten  Strafen  auf  die 
Kockk^,  strömten  die  Emigrirten  doch  jetzt  haufenweise  nach  der 
Beimath  zurück  und  suchten  in  ihren  alten  Besitz  zu  gelangen.  Das 
Coosulat,  welches  die  Liste  der  Emigration  endlich  schloss,  begünstigte 
Otre  Rückkehr  und  die  Besitzergreifung  des  verlorenen  Habes.  Aber 
es  erklärte  zugleich  durch  das  Arrete  vom  18.  Juli  1800  (29.  Messidor 
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an  Vin.)»  dass  keinem  Begehren  um  Restitution  oder  Entschädigung, 
sei  es  der  Früchte  oder  der  verfallenen  Revenuen  der  sequestrirten 
Güter,  bis  zum  Tage  der  definitiven  Streichung  von  der  Liste  statt- 
gegeben werden  darf.  Der  nach  dieser  Streichung  allenfalls  uocli 
vorgenommene  Verkauf  sequestrirter  Güter  und  jener,  welcher  durch 
die  Erwerber  mit  vollständiger  Zahlung  der  Erwerbssumme  nicht  bekräf- 
tigt worden,  kann  in  seinem  ganzen  Umfang  rückgängig  gemacht  werden. 
TheUweiso  Nach  der  allgemeinen  Amnestie,  welche  nach  dem  Frieden  von 

dtp^M^z^e  ^"^*®^s  ^^s  Senatus  consulte  vom  26.  April  1802  verkündete,  wurden 
gegen  die  den  Heimkehrenden  alle  Güter,  die  noch  im  Besitz  der  Nation  waren, 
^°''^^^^*^"  zurückgegeben.  Das  Arrete  vom  23.  April  1803  (3.  Floreal  an  XI.) 
ordnete  auch  die  alten  Schuld-  und  Gläubigerverhältuisse,  soweit  sie 
mit  diesen  Gütern  in  Verbindung  standen.  Alle  Forderungen  der 
Anmestirten  und  von  der  Eraigrantenliste  Gestrichenen  blieben  in 
Kraft  und  konnten  von  der  Republik  gefordert  werden,  wenn  bewiesen 
ward,  dass  diese  aus  dem  Verkauf  der  Güter  eine  solche  Summe  j:e- 
löst,  die  diesen  Forderungen  gleichkommt.  Alle  ehemals  emigrirten, 
nun  heimkehrenden  und  anmestirten  Gläubiger  konnten  ihre  Forde- 
rungen gegen  ihre  Schuldner  wieder  geltend  machen.  Die  Gläubiger 
jener  Emigrirten,  die  ihre  Güter  vom  Staat  nicht  zurückempfingen, 
konnten  ihre  Forderungen  gegen  diesen  liquidiren  bis  zur  Höhe  jener 
Summe,  die  die  Republik  aus  dem  Verkauf  erworben.  Im  Fall  die 
Republik  aber  eine  diese  Summe  übersteigende  Zahlung  geleistet,  hat 
sie  sich  ein  Recht  auf  alle  anderen  Güter  der  amnestirten  und  heim- 
kehrenden Emigration  vorbehalten. 
Dm  Confts-  So  heilte  Napoleon  wohl  die  schwerste  Wunde,  die  die  Revolution 
Nr^^ilon»«*  geschlagen,  aber  auch  er  schwang  sich  nicht  empor  zu  dem  Gedanken, 
confiscat.  dass  der  St^iat  überhaupt  kein  Confiscationsrecht  habe,  ausser  iin  Fall 
ai»  btrafe.  ^^  Geltendmachung  seiner  gesetzmässigen  Forderungen  und  dass  es 
vor  Allem  unsittlich  ist,  die  Entziehung  des  Privateigenthums  als 
Strafe  anzuerkennen.  Erst  das  provisorische  Gouvernement,  nach  dem 
Sturze  Napoleons,  erklärte  in  dem  Gonstitutionsproject  vom  6.  April 
1814,  Art.  17,  dass  die  Strafe  der  Confiscation  abgeschafft  sei  und 
Art  66  der  Charte  bestimmte,  dass  sie  auch  nie  wieder  hergestellt 
werden  könne*).  Dem  Privatmann  gegenüber  sind  diese  Grundsätze 
seither  in  vollster  Kraft,  nur  die  verschiedenen  Dynastien,  die  um  den 
Thron  Frankreichs  streiten,  erklären,  je  nachdem  sie  zur  Macht  kommen, 
es  stets  für  ein  Verbrechen,  aus  dem  Fürstenblut  des  jeweilig  verjagten 
Geschlechtes  zu  stammen  und  erkennen  in  der  Confiscation  der  Güter 
derselben  die  dringendste  und  erste  aller  Herrscherpflichten. 


*)  Gaudr^  a.  a.  O.  Bd.  II.  266. 
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Haa  ITerMunmliiBcsraclit. 

Das  Veremsrecht  sollte  eigentlich  als  nichts  anderes,  denn  als  ein  weien  «od 

Aosiliiss  der  persdnlichen  Freiheit  anerkannt  werden.    Als  politisches  ^*^^*y"°' 

Reckt  hingt  es  in  seinem  Werth  und  seiner  Bedeutung  T^on  den  Ereig-  naraxuianiri. 

DBsen  ab  und  steigt  und  ßlUt  in  seiner  Wichtigkeit  mit  der  Wichtig-    ''''^^'''' 

keit  derselben.    Es  erscheint  daher  von  selbst,  sobald  es  nöthig  ist, 

Sienttich  oder  geheim,  und  es  l&sst  sich  nicht  erzeugen,   wenn  das 

Bedorbuss  in  der  Gesellschaft  mangelt.   In  den  vorigen  Jahrhunderten, 

iro  die  Masse  des  Volkes  von  jeder  Theilnahme  an  dem  Öffentlichen 

Leben  und  Bewegen  ausgeschlossen  war  und  der  absolute  Staat  für 

lUe  leiblichen  und  geistigen  Bedfirfnisse  der  Unterthanen  sorgte,  da 

Tirde  eii^  Versammlungsrecht  weder  geübt,  noch  h&tte  es,  wenn  es 

fsibt  worden  wäre,  eine  Bedeutung  gehabt.    Seit  jener  Zeit  aber,  wo 

der  Wille  des  Volkes,  wo  der  Zeitgeist  eine  Macht  geworden  ist,  seit 

jener  Zeit  steht  es  vollkrftftig  mitten  in  der  Gesellschaft.    Die  Theil- 

Dslune  an  den  Ereignissen  erst  zwingt  zur  Festigkeit  in  der  Gesinnung, 

jaaehafft  diese  selbst  erst;  in  dem  Bekenntnisse  der  Gesinnung  finden 

seh  die  Gleichgesinnten,  es  bildet  sich  die  Partei.    Diese  hat  das 

Bedfirfioiss  der  Vereinigung,  es  entstehen  die  Gesellschaften,  Verbin- 

ifaiogen  und  Clubs,  und  einmal  entstanden,  ringen  sie  um  Sicherheit 

ilires  Bestandes,  Um  ein  Vereinsgesetz.    Diese  Thatsache  ist  für  die 

Regierung   eines   Staates   von  hoher  Wichtigkeit.     Jede   Verbindung, 

jeder  Verein  und  Club  hat  eine  doppelte  Thätigkeit.    Er  will  die  Erait 

setoer  Meinung  durch  die  Vereinigung  stärken  und  er  will  durch  diese 

Stuke  die   entgegengesetzten  Meinungen   vernichten.    Diese  negative 

Seite  giebt  dem  Vereinswesen  einen  feindlichen  Charakter.    Da  nun 

im  Strom  des  neuen  Geistes  der  Wille  und  die  Meinung  der  Völker 

auch  die   Geschicke  der  Völker  zumeist  bestimmt,   oder,  wenigstens 

bestimmen  soll,  so  liegt  es  im  Interesse  jeder  Regierung,  die  Bewegung 

der  öffentlichen  Meinung  und  die  Macht  derselben  zu  kennen,  und  jede 

Verfassung,  wenn  sie  eine  Wahrheit  sein  soll,  wird  in  der  Mächtigsten 

ibre  Stutze  finden,  denn  die  Mächtigste  hat  das  Recht  die  herrschende 

zu  sein.    Und  da,  wo  Schrift  und  Feder  frei  sind,  wird  das  Versamm- 

loDgsrerlit,   das  Vereinswesen  der  kräftigste  Ausdruck  und  sicherste 

Führer  der  öffentlichen  Meinung. 

Das  Vereinsrecht  war  in  Frankreich  eine  Thatsache,  ehe  die  Gesetz-  d.  Vereins- 
gebung  Bewilligung  und  Erlaubniss  dazu  gab.  Camille  Desmoulin^  ^^^^^^^ 
jener  geistvolle  Journalist,  jener  jugendlich  begeisterte  Volksredner,  Revointion 
jener  sdiwSrmerische  Politiker  der  Revolution,  hatte  es  mit  den  ersten    ^"^  ^'® 

^  *^  Parteien. 

Stünnen  derselben  im  Garten  des  Palais  Royal  gegründet,  hatte  von 
hier  ans  im  Verein  mit  Danton,  Marat,  Legendre  und  Anderen  die 

Richter:  Staate-  nad  Geeellechafterecht.  I.  9 
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ersten  Revolutionskämpfe  geleitet,  welche  den  Sieg  der  Freiheit  und 
Gleichheit,  die  sie  gedacht  und  gefordert,  entscheiden  sollten  und  ent- 
schieden haben.  Kaum  hatte  das  ^'olk  in  der  ersten  Nationalversamm- 
lung seine  Vertretung  und  in  derselben  das  Recht  gefunden,  seinen 
Willen  und  seine  Meinung  zur  Geltung  zu  bringen,  so  gruppirten  sich 
alsbald  in  der  Volksvertretung  die  verschiedenen  Parteien  der  öffent- 
lichen Meinung,  welche  ihren  grossen  Hintergrund  und  ihre  Stütze  in 
den  Clubs  fanden,  die  sich  ausserhalb  der  Nationalvertretung  gestal- 
teten und  wohin  sich  Diejenigen  drängten,  die  ein  Bedürfhiss  zur  Kund- 
gebung ihrer  Meinung  fühlten  und  die  hofften,  durch  den  Gedanken 
und  das  Woi*t  hier  mit  eben  solcher  Wirksamkeit  für  das  Gute  uud 
Bessere  kämpfen  zu  können,  wie  jene,  welche  in  der  Volksvertretung: 
an  die  Spitze  des  Volkes  gestellt  waren.  Und  wie  sich  in  der  Consti- 
'  tuante  alsbald  nach  ihrem  Zusammentritt,  je  nach  der  Gleichheit  der 
Gesinnung,  die  Parteien  bildeten,  so  schied  sich  auch  in  den  Clubs 
die  grosse  Masse  des  Volkes  nach  ihrer  Ueberzeugung  und  Theilnahm^» 
an  dieser  oder  jener  Partei.  Die  Rechte  der  Constituante  fand  ihre 
Stütze  im  Volk  durch  den  Club  der  Königsfreunde.  Die  constitutionelle 
Partei,  die  auf  der  Linken  der  Constituante  sass,  sah  ihren  Anhang 
im  Volke  durch  den  Club  der  Freunde  der  Constitution  vertreten  und 
alles  in  denselben  geflüchtet,  was  unzufrieden  mit  dem  Bestehenden, 
unbefriedigt  von  dem  Werdenden  und  entschlossen  w2ir,  zu  einem  laugen 
Kampf  der  Revolution.  Hier  sprachen  Barnave,  Petion,  die  Lameths, 
Sieyes,  Lafoyette,  alle  hervorragenden  Mitglieder  der  Linken  der  Con- 
stituante, hier  herrschte  Mirabeau  über  die  Gesinnung  des  Volks,  wie 
in  der  National versanunlung  über  die  Vertretung  desselben,  hier  legte 
Robespierre  die  Grundsteine  seiner  Macht,  hier  erhitzte  Danton  die 
Gemüther,  hier  critisirte  und  spottete  Camille  Desmoulin,  hier  wuthete 
von  Zeit  zu  Zeit  selbst  Marat.  Da  diese  verschiedenen  Elemente  nur 
beim  ersten  Brausen  des  Sturmes  sich  zusammengefunden  und  in  der 
gegenseitigen  Unklarheit  ihrer  Wünsche  und  Absichten  nur  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Verbindung  gefunden  hatten,  so  mussten  sie  alsbald 
zerfallen,  als  die  Meinungen  sich  klärten  und  erkannten,  dass  sie  ein- 
ander entgegengesetzt  seien. 
Das  «rtte  Das  waren  Thatsachen  schon,  lebenskräftig  und  voll  wirkend,  als 

ver«ins.    jj^  Constituante  ein  erstes  Vereinsgesetz  erliess  und  es  ist  bezeichnend. 

g^MtZ.  D6C. 

▼.  19.  Kot.  dass  selbst  dieses  nur  veranlagt  wurde,  als  eine  Partei  über  die  Ueber- 
^^^'  grifFe  des  Clubs  der  Freunde  der  Constitution  sich  beschwerte.  Das 
Decret^vom  19.* November  1790  erklärte,  dass  die  Bürg^  das  vollste 
Recht  haben,  sich  in  friedlichen  Versammlungen  aller  Art  und  zu  jedem 
Zwecke  zu  vereinigen.  Doch  darf  Niemand  mit  Stöcken  ausgerüstet 
oder  bewaffiiet  in  den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Versammlungen 
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oder  an  toderea  OffeatliGhen  Versanimlungsorteo ,    wie  Kirchen  und 
MarktplitzeD,  erscheinen. 

Wie  diese  letzte,  schon  früher  einmal  verkündete  Bestimmung') 
Qur  die  Freiheit  des  öffentlichen  Meinungsaustausches  sichern  sollte,  so 
erklärte  das  Decret  vom  18.— 22.  Mai  1791,  welches  über  das  Petitions- 
Kcht  handelte,  zugleich  eine  Geschäftsordnung  für  die  freien  und 
gesetzlichen  Vereine  für  den  Fall,  dass  sie  sich  zur  Berathung  einer 
Petition  Tereinen  sollten.  Die  Constitution  von  1791  sprach  endlich 
als  allgemein  gültigen  Yerfassungsgrundsatz  aus,  dass  »die  Constitution 
die  Freiheit  des  Bürgers  garantirt,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  und 
unter  Beobachtung  der  Polizeigesetze  zu  versammeln.^'  Tit.  I.  Art.  3. 
Nv  Handwerkervereine  und  Versammlungen  der  Bürger  gleicher  Pro- 
fessloD  waren  verboten  *). 

Die  Flucht  des  Königs  erzeugte  in  der  Geschichte  des  Versamm-      Die 
iflflfsrechtes  zwei  wichtige  Folgen.    Sie  erzeugte  das  Aufstandsgesetz,  p*^^*  ^*' 
felches  idi  wegen  seiner  Allgemeinheit  unter  dem  Abschnitt  der  per-  cordeiiiera 
iöniicke  Freiheit  behandelt  habe,  und  sie  sonderte  die  Parteien  selbst  «Feuiiaiiti. 
io  Mitte  der  Vereine  und  Verbindungen.    Die  Jacobiner,  wie  sich  jetzt 
die  Freunde  der   Constitution  nach  ihrem  Sitzungssaale  nannten,  be- 
gduten  in  etner  heftigen  Petition  die  Absetzung  des  Königs  und  erklärten, 
dass  «e  niemehr   Ludwig  XVI.  als  ihren  Köi|ig  anerkennen  werden. 
Die  Assemblee  nationale   beschloss  eine  Adresse  an  das  ganze  Volk 
Qod  nrang  dadurch  die  Jacobiner,  ihre  eigene  Petition  zu  desavouiren. 
Id  dieser  Feigheit  erkannte  die  äusserste  Partei  der  Jacobiner  einen 
Verrath  an  ihrer  Gesinnung  und  einen  Zwiespalt  der  Meinung.   Danton 
Qod  Camille  zogen  sich  zurück  und  stifteten  den  Club  der  Cordelliers. 
CamiUe  vertrat  dessen   äusserste  republikanische   Gesinnung  in  d^r 
Presse,  Danton  beherrschte  und   führte   ihn  in  den  rcvolutionairen 
Hiateo.    Er  nahm  für  längere  Zeit  die  Fäden  der  Bewegung  in  seine 
Haode,  er  reiste  das  Volk,  er  veranlasste  die  Burgerversammlung  auf 
dem  Marsfelde  am  17.  Juli  1791,  welche  durch  die  Massacre  du  Champ 
de  Mars  an^elöst  wurde.    Während  dieses  Actes  der  Besianungslosig- 
kat  der  Constituante  hatte   sie  zum  erstenmal  eine  bisher  ungeahnte 
Macht  erkennen  gelernt,  die  Macht  des  Peuplet    Wh:  haben  das  Er- 
eigniss  schon  kennen  gelernt,  wir  müssen  jetzt  die  Personen  betrachten. 
Dort,  wo  die  Assemblee  ihre  Herrschaft  verloren,  wo   mit  der  Zeit 
dar  Sammelplatz   der  ihr  feindlichen   Elemente   sich  gebildet  hatte, 
ia  d^  Clubs   ruhte  jetzt   die  Macht   dieses  Peuplel    Die  Cordelliers 
vertraten  jetzt  schon  die  Republik,  die  Jacobiner  aber  näherten  sich 


1)  Dvcret  vom  8.  Jani  1790. 

2)  Deeret  rom  17.  Juoi  1791. 
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immer  mehr  derselben  Gesinnung,  jemehr  sie  mit» dem  Verhalten  und 
den  Leistungen  der  Nationalversammlung  unzufrieden  wurden.  Als 
dies  geschah,  da  schied  sich  auf  der  anderen  Seite  auch  jene  Partei 
von  ihnen,  die  blos  das  Alte  zertrümmern  wollte,  aber  mit  der  Schöpfung 
der  Constitution  ihre  Wünsche  befriedigt  sah.  Sie  ging  und  fand 
sich  dann  im  Club  der  Feullants  wieder  zusammen.  Die  Jacobiner 
aber  wütheten  jetzt  gegen  diese  Partei.  Barnave  und  die  Lameths 
waren  schon  augegriffen,  Lafayette  des  Verrathes  beschuldigt,  Bailly 
gehasst  und  mitschuldig  erklärt.  Der  Constituante  blieb  gegen  diese 
Aufhebung  Macht  uichts  mehr  übrig,  als  die  Gewalt.  Am  Ende  ihrer  Thätigkeit 
Decket  ?om  ö^J^^^^  sie  durch  das  Decret  vom  29.  — 30.  September  1791  alle  Ver- 
io.-so.sep- Sammlungen  und  Clubs,  welche  sich  eine '  gesetzgeberische  Gewalt 
tcmberi79i.  j^j^^jgjjßn^  f^  strafbar  und  ihre  Theünehmer  für  2  Jahre  aller  Bürger- 
rechte verlustig,  und  ebenso  jene  Vereinigungen,  die  Petitionen  in  Col- 
lectiv-Namen  anstellen,  in  corpore  Deputationen  veranstalten  u.  s.  w., 
und  schloss  die  Clubs  und  hob  ihre  Verbindungen  mit  den  übrigen 
Vereinen  auf.  Sehr  bezeichnend  für  die  Strömung  der  Gesinnung 
erklärte  die  Einleitung  zu  diesem  Decrete :  Wenn  eine  Nation  die  Form 
ihrer  Regierung  ändert,  dann  ist  jeder  Bürger  ein  Magistrat,  alle  be- 
rathen  und  alle  müssen  berathen,  und  Alles  was  beschleunigt,  das 
befestigt  auch,  und  Alles,  was  eine  Revolution  vorwärts  treibt,  muss  in 

Uebung  gesetzt  werden , aber  wenn  eine  Revolution  beendet  ist, 

wenn  die  Constitution  des  Reiches  feststeht,  wenn  sie  die  Öffentliche 
Gewalt  übertragen  und  alle  Autorität  wiederhergestellt,  dann  ist  es  für 
das  Heil  dieser  Constitution  nöthig,  dass  Alles  in  die  vollkommenste 
Ordnung  zurückkehre  und  Nichts  die  Handhabuug  der  constitutionelleu 
Gewalt  hemme  und  die  Berathuug  und  Macht  nur  da  sei,  wo  die  Con- 
stitution sie  hinstellt.'* 

Die  Constituante   löste   sich  auf,  nachdem  sie  eben  so  glänzend 

ihre  Macht  bewiesen!     Aber  dieser  Beweis  lag  nur  auf  dem  Papiere, 

die  Thaten  und  Ereignisse  straften  ihn  Lügen. 

Nene  Die  Lcgislatifc  trat  in  ihre  Thätigkeit  und  fand  ein  ohnmächtiges 

*"*""*  ^•^  Königthum   vor  und  eine  Constitution,   die  durch  einen  Census  die 

Clubs  und 

Vereine,  grosse  Masse  des  Volkes  von  der  Theilnahme  an  der  Regierung  und 
durch  ein  Wahlgesetz,  welches  alle  Mitglieder  der  Constituante  von 
der  Wahl  zur  Legislatife  und  somit  von  der  unmittelbaren  Gesetzgebung 
ausschlossl  Unbekümmert  um  die  Gesetze  der  Constituante  traten  diese 
so  zurückgedrängten  Elemente  in  den  Clubs  wieder  zusammen  und  der 
Legislatife  fehlte  die  Macht  und  der  Wille,  dies  zu  hindern.  Im  Jaco- 
binerclub  fanden  sich  alle  ehemaligen  Mitglieder  der  Constituante,  welche 
damals  schon  die  grosse  Masse  des  Volkes  hinter  sich  hatten.  So 
schwoll  diese  Gesellschaft  immer  mehr  zu  einer  Macht  an,  die  bald 
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jede  andere  GesinnuDg  and  Meinung  erdrfickte  und  allmächtig  die 
Airschait  ergriff.  Er  hatte  seine  besonderen  Wahlgesetze,  er  ernannte 
»ine  Präsidenten  und  seine  Secretaire,  er  fasste  Beschlüsse  und  dictirte 
Gesetze  und  wusste  durch  Aufstände  und  Revolten  ihnen  Nachdruck 
ood  Eieeutionskraft  zu  geben.  Seine  Verhandlungen  erschienen  im 
Monitear  und  der  gr^sste  Theil  der  Presse  vertrat  seine  Gesinnung. 
Es  war  natärlich  und  gerechtfertigt,  dass  diese  sociale  Macht  endlich 
aoch  die  Herrschaft  im  Staate  ergriff.  Es  war  naturlich,  dass,  nach- 
dem sie  diese  ergriffen,  alle  Schattirungen  der  Jacebinergesinnung  nach 
and  oach  den  Geist  der  Regierung  umspielen  werden. 

Die  Assemblee  legislatife  berief  nach  der  Absetzung  des  Königs  du  Herr- 
oneD  Convent  und  sandte  in  denselben  selbst  die  Mehrzahl  ihrer  •«»»•«<>«• 
berrorragenden  Mitglieder,  die  Gironde.  Diese  war  vom  Anfange  ihres  eiub«. 
Aoftretens  jacobinisch  gesinnt  und  gab  durch  ihre  Talente  und  ihren 
Giioz  dem  Club  zuerst  eine  politische  Bedeutung.  Gross  gezogen  im 
Jacöbiuerverein  übertrug  sie  jetzt  noch  ihre  Sorge  und  Sympathie  auf 
dcBäelben.  Was  man  im  Convent  nicht  erörtern  konnte,  ward  dort 
ZQ  Ende  geführt,  was  der  Convent  nicht  beschliessen  wollte,  beschloss 
mao  im  Club.  Wer  im  Convent  verdorben  werden  musste,  wurde  im 
Clab  gerichtet.  Niemand  begriff  diese  Stellung  desselben  besser,  als 
Robespierre.  Er  verstand  es,  die  Gh'onde  bald  in  Widerspruch  mit 
<lem  Clab  zu  bringen,  bis  diese  sich  von  ihm  trennte  und  im  Convent 
allein  ihre  Macht  suchte.  Robespierre  herrschte  von  diesem  Augen- 
Mick  über  die  Jacobiner  und  je  mehr  diese  ihre  Macht  im  Lande  durch 
Zweigverbindungen  ausdehnten,  desto  höher  stieg  die  Bedeutung  ihres 
Fahrers.  So  hatten  sich  abermals  die  thatsächlichen  Verhältnisse 
^egen  die  entg^engesetzte  Gesetzgebung  entwickelt  und  es  war  ganz 
nebensächlich,  dass  darnach  die  Constitution  des  Jahres  1793  von 
Naiem  das  unumschränkte  Vereinsrecht  des  Volkes  anerkannte.  Art.  122. 
.\ber  es  war  eine  Huldigung  der  Thatsachen,  dass  der  Convent  durch 
das  Decret  vom  25.  Juli  1793  Alle,  welche  eine  Volksversammlung 
aofldsen  oder  im  Zusammentritt  hindern,  als  schuldig  eines  Verbrechens 
g^en  die  persönliche  Freiheit  mit  5  oder  10  Jahre  Eisen  bestrafte. 
Die  Macht  der  Clubs  war  in  dieser  Zeit  allmächtig  geworden,  so 
allmächtig,  dass  selbst  der  Convent  oft  laute  Klage  erhob,  dass  sie 
»ich  seinen  Befehlen  widersetzen,  dass  die  Jacobiner  seine  Handlungen 
ond  Gesetze  durch  entgegenstrebende  Massregeln  vernichten.  Bei  der 
Aatesnng  des  ganzen  Staatsorganismus  war  dies  eine  natürliche 
Erscheinung  und  darum  auch  nothwendig.  Wo  keine  gesetzlich  con- 
stitairte  Gewalt  ihre  Aufgabe  begriff,  da  musste  sich  die  öffentliche 
Meinung,  selbst  wenn  sie  ein  Chaos  ist,  an  ihre  Stelle  setzen,  wenn 
nicht  der  Zerfahrenheit  der  endliche  Untergang  folgen  sollte.    Dies 
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begriff  Niemand   besser  als  Jene,   welche   in  den  Clubs  mit  starker 
Stimme  diese  vertraten  and  aas  ihnen  ging  mehr,  als  aas  dem  Con- 
vent,  die  Organisation  des  Revolutions-Goavernements  hervor,  welches 
Die       die  provisorische  CoDstitation  des  Jahres  II.  geschaffen.    Diese  Con- 
cwl'iiiuuon  8titu*ion  ^ar  nichts  weiter,  als  die  gesetzlich  sanctionirte  Herrschaft 
M  II.  und  der  Clabs  oder  die,  wenn  auch  wild  organisirte  Herrschaft  der  öffent- 
hJ^icUfi.  ^^^^^^   Meinung.     Dass   bei   dem  einmal  anerkannten  Princip   jener 
Club  die  höchste  Gewalt  erringen  musste,  der  die  grösste  Masse  des 
Volkes  verband,  dass  damit  die  Jacobiner  der  wildesten  Art  den  Sieg 
erringen  mussten,  war  natürlich.   Der  Verein  hatte  jetzt  die  Gironde  aus 
seiner  Mitte  gestossen,  da  sie  zur  Herrschaft  gelangt  war,  weil  er  keine 
Herrschaft  wollte;  er  hatte  sie  gerichtet,  als  sie  diese  Herrschaft  für 
Recht  und  Ordnung  gebrauchen  wollte,  weil  diese  der  Geltendmachung 
des  allgemeinen  Willens,  den  er  nur  in  seiner  Mitte  erkannte,  wider- 
strebte.    Die  Revolutionstribunale   sprachen   ihr  endgültiges  Urtheil. 
Durch  den   Fall  der  Gironde  zur  Herrschaft   gelangt,  erkannte   der 
.lacobinerclub  nur  sein  Herrschaftsrecht  und  Alles,  was  nicht  mit  ihm 
war,  war  gegen  das  allgemeine  Wohl,  weil  es  gegen  die  Repräsentanz 
desselben  war.   Aus  dem  Jacobinerclub  heraus  vernichtete  Robespierre 
seine  Feinde  und  Gegner,  mit  diesem  Club  herrschte  er,  als  der  Aus- 
druck  des  Princips,   das  die  Clubs  vertraten,  als  der  Ausdruck   der 
Meinung  der  Mehrzahl.    Es  ist  ein  sicherer  Satz,  dass  jede  Revolutions- 
gewalt siegt,  weil  sie  die  Mehrheit  des  Volkes  hinter  sich  hat,  aber  es 
ist  ebenso  sicher,  dass  diese  Gewalt,  wenn  sie  gesiegt  hat,  von  der 
Mehrheit  des  Volkes  verlassen  ist.    Im  Kampf  um  den  Sieg  vereinen 
sich  die  verschiedensten  Kräfte,  nach  dem  Sieg  trennen  sie  sich,  weil 
sie  um  die  Beute   streiten.    Und  in  diesem  Streite   geht  gewöhnlicb 
Jener  unter,  der  den  Löwenantheil  für  sich  allein  will,  denn  die  Ver- 
letzten sind  immer  in  grösserer  Zahl   als  die  Befriedigten.    Und  so 
stürzte  Robespierre,  da  sich  gegen  ihn  die  verschiedensten  Elemente 
verbanden,  die  sich  vor  seinem  Sieg  nicht  vereinigen  konnten.    Aber 
wie  mit  Robespierre  ein  Princip  zum  Siege  kam,  so  fiel  dieses  auch 
mit  seinem  Träger.   Der  Convent  wusste,  wo  Robespierre's  Herrschaft 
lag,  und  er  griff,  nach  dem  Sturz  desselben,  die  Grundpfeiler  seines 
Neue      Herrschertempels  an,   die  Clubs   und  Vereine.    Das  Decret  vom  16. 
mTv^t.  October  1794  (25.  Vendemiaire  an  ffl.)  verbot  alle  Volksgesellscbaften 
eine. Decret  und  Verbrüderungen   unter  gleichen  Namen   und  forderte,  dass  alle 
▼omjs.ven-  bestehenden  Gesellschaften,  unmittelbar  nach  Verkündigung  des  Decrets, 
»niii.     die  Namen  ihrer  Mitglieder  nebst  Alter,  Gewerbe  und  Geburtsort  bei 
den   Nationalagenten   in   den  Districten   zu  überreichen  'und  bei  der 
Municipalität  des  Sitzungsortes   anzuschlagen  haben.    Diese  Tabellen 
sollten  alle  3  Monate  erneuert  werden.    Damit  war  jenes  furchtbare 
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Netz  corporativer  VerbiDduogen  zerschnittei),  durch  welches' die  Jaco- 
biner  Frankreich  so  lange  beherrscht  hatten.  Sie  wütheten  gegen  diese 
Gevaltthat,  die  Gesetzgebung  und  offene  Verletzung  der  Menschenrechte, 
aber  mussten  die  Zügel  dulden,  die  man  ihnen  anlegte,  und  trösteten 
sich,  daiss  1791  auch  das  Versammlungsrecht  schnöde  verletzt  worden 
war,  sie  aber  schnell  die  Fessel  zersprengt  hätten.  Aber  diese  Zeit 
icehrte  nicht  mehr  wieder.  Auch  die  Constitution  des  Jahres  m.  Befttimmnn- 
schränkte  das  Versammlungsrecht  in  enge  Grenzen  ein  und  durch  die  «*"  **' 
Uoklarheit  jener  Ausdrücke,  deren  sich  die  Constitution  bediente,  «n  lu. 
k<Mmte  selbst  die  noch  vorhandene  Freiheit  alle  Augenblicke  vernichtet 
werden.  Niemand  darf  eine  Corporation  oder  Versammlung  bilden, 
welche  der  öffentlichen  Ordnung  entgegen  ist,  sagte  Art.  350,  und  gar 
keioe  Bärgerversammlnng  darf  sich  mehr  als  eine  Volksversammlung 
{^nisiren.  Art.  361.  Keine  Privatgesellschaft  darf  sich  mit  politi- 
säim  Fragen  beschäftigen,  mit  einer  anderen  correspondiren,  öffentliche 
Sitzungen  galten,  Wahlgesetze  haben  und  öffentliche  Abzeichen  tragen. 
Art.  362.  Eine  bewaffnete  Versammlung  auf  öffentlichen  Plätzen  gilt 
ak  ein  Attentat  auf  die  Constitution  und  kann  mit  Gewalt  zerstört, 
Art.  3^,  eine  unbewaffnete  öffentliche  Versammlung  soll  zuerst  durch 
Güte,  und  wenn  diese  fruchtlos,  desgleichen  mit  Gewalt  auseinander- 
gesprengt werden.  Art.  366.  Auch  den  öffentlichen  Autoritäten  ist 
«  verboten,  sich  zu  vereinigen  zu  gemeinsamen  Berathungen  oder 
Abzeichen  zu  solchen  Zwecken  zu  tragen.  Art.  367.  Der  Code  des 
delits  et  des  peines,  Art.  259,  bestrafte  diese  Fälle  mit  Gefängniss  von 
^  Monaten  bis  2  Jahren.  Diese  Massregehi  waren  viel  zu  drückend 
für  die  noch  heftig  bewegten  Gemüther,  um  befolgt  zu  werden,  die  Ge- 
sQQungen  selbst  noch  zu  wenig  geklärt,  um  das  Büttel  der  öffentlichen 
Discussion  entbehren  zu  können.  Da  die  Gesetze  der  Befriedigung  Die  ge- 
eines  nothwendigen  Bedarf ni^ses  hindernd  entgegentraten,  so  suchte '>«*"°*'*^'<^'- 

bfndaDgrn. 

tDan  der  Collision  mit  denselben  dadurch  auszuweichen,  dass  man  die 
VerUndung  geheim  schloss,  in  den  abgelegensten  Stadttheilen,  unter 
dem  Schutze  der  Nacht  sich  vereinte;  aus  den  Clubs  und  Versamm- 
lungen wurden  Verschwörungen  und  das  ungerechterweise  plötzlich 
entzogene  Recht  trieb  jetzt  zum  Verbrechen.  Aber  auch  hier  erlahmte 
der  Parteigeist,  theils  weil  es  ihm  schon  an  Kräften  und  am  entschie- 
denen Willen  fehlte,  theils  weil  das  Directorium  den  Forderungen  des 
Volkes  im  entscheidenden  Augenblick  auch  die  Kanonen  gegenüber  zu 
stellen  sich  nicht  scheute*).  So  ging  die  Verbündung  Babeufs  zu 
^nde,  80  lebte  die  royalistische  Vereinigung,  die  Societe  de  Clichy, 
ein  nur  zweifelhaftes  Leben,  bis  es  der  Staatsstreich  des  18.  Fructidor 


•)  Thier»  Revolotion  "Bd.  VI.  870. 
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gänzlich  beendete.  Schon  am  25.  Juli  1797  (7.  Thermidor  an  V.)  hatte 
ein  Decret  alle  Gesellschaften  aufgelöst,  die  sich  mit  politischen  Fragen 
beschäftigten  und  selbst  Privatzusammenkünfte  zu  diesem  Zweck  ver- 
boten. Nach  dem  Staatsstreich  bestimmte  das  Decret  vom  5.  September 
1797  (19.  Fructidor  an  V.),  dass  dies  besonders  auf  alle  royalistischen 
Verbindungen  sich  beziehe  und  jede  Gesellschaft,  die  sich  gegen  die 
Constitution  in  politischen  Gesprächen  erkläre,  als  Zusammenrottung 
angesehen  und  bestraft  werden  soll. 

So  fiel  Stück  für  Stück  aus  dem  Baue  der  alten  Freiheit  und  als 
Bonaparte  zur  Herrschaft  gelangte,  ward  der  Wunsch  darnach  selbst  ein 
Verbrechen.  Weder  die  Constitution  des  Consulats,  noch  jene  des  Kaiser- 
reichs erwähnt  das  Versammlungsrecht,  ja,  so  sehr  fürchteten  alle  Regie- 
rungen in  Frankreich  dasselbe,  dass  keine  spätere  Constitution  mehr 
desselben  gedenkt,  bis  es  abermals  die  Stürme  einer  Revolution  und 
die  Phantasieen  einer  Republik,  wie  die  des  Jahres  1848,  als  Verfassungs- 
recht zur  Anerkennung  brachte').  In  Polizeigesetze  und  Verordnungen 
flüchtete  sich  am  Ende  der  Revolution,  was  man  am  Anfang  als 
Menschenrecht  proclamirt  hatte;  aber  wofür  damals  auch  die  Menschen 
zu  sterben  wussten,  dafür  regte  sich  jetzt  keine  Hand  mehr.  Die 
Freiheit  eines  Volkes  steht  in  seiner  Constitution,  seine  Sclaverei  drängt 
alles  Recht  in  Polizeimassregeln.  Der  Code  penal  von  1810  allein 
setzt  als  Gesetz  fest,  dass  keine  Gesellschaft  von  mehr  als  20  Personen 
ohne  Bewilligung  der  Obrigkeit  abgehalten  werden  darf.  Art.  291—294. 
Wie  unnütz  solche  Bestimmungen  sind,  hat  die  Geschichte  der  Restau- 
ration zur  Genüge  bewiesen  *). 
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we7cn  and        Wie  däs  Versammlungsrecht  nur  eine  Aeusserung  der  persönlichen 
Begriff  der  Freiheit,  so  ist  die  Gewerbs-  und  Handelsfreiheit  nur  eine  Aeusserung 
u.  Handels-  dos  Zweiten  obersten  Menschenrechtes,  des  Eigenthums.    Die  Arbeit  ist 
freiheit.    ^^  werdende  Eigenthum,  das  Eigenthum  selbst  nichts  Aanderes,  als 
die  gewordene  Arbeit,  d.  h.  das  Resultat  derselben.    Eigenthum  und 
Arbeit  sin(l  zwei  gleiche  wirthschaftliche  Thatsachen  und  in  der  Gesetz- 
gebung hat  das  erste  längst  als  Eigenthumsrecht  seinen  Ausdruck  und 
seine  Anerkennung  gefunden.    Das  andere  konnte  man  mit  gleicher 
Kraft  ein  Arbeitsrecht  nennen,  wenn  damit  eben  nicht  eine  Reihe  von 
Vorstellungen   erregt  würden ,  die  manchen  Gemüthern   alsbald  alle 


1)  Constitution  vom  4.  Novomber  1848  Art.  8. 

2)  Batbie  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  271. 
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Sdirecto  der  ReYolntion  mit  dem  Chaos  von  Socialismus  und  Gomma- 
oismos  heraufbeschwören.    Man   hat  daher  die  Arbeit  in  ihre  zwei 
wesfAtfichen  Elemente  aufgelöst  und  spricht  vom  Recht  des  Gewerbes 
flod  des  Handels.   Neben  der  persönlichen  Freiheit  und  Gleichheit  kann 
m  Beschränkung  der  Gewebe-  und  Handelsfreiheit  nicht  lange  Stand 
Uten.   Es  ist  ein  Zeichen  der  wirthschaftlichen  Rohheit,  wenn  ein       ^ 
oda_^dem  anderen  Menschen  das  Recht  des  Erwerbes  entzogen,  ebenso 
fom  das  Eigenthum  in  der  Freiheit  seines  Verkehrs  und  Besitzes  be- 
schrlskt  wird.    Die  Geschichte  des  Eigenthumsrechtes  bis  zu  seiner 
iligemeinen  Freiheit  zählt  eben  so  viel  Jahre,  als  die  Gulturgeschichte 
des  Menschengeschlechtes.     Die   Geschichte  des  Arbeitsrechtes   steht 
m  demselben  Verhältnisse.    Ich  verweile  gerade  bei  der  Schilderung 
»ner  Freiheit,  welche  die  französische  Revolution  begründet,  mit  be- 
wilerer  Vorliebe,  weil  diese  hier  ein  dauerndes,  heil-  und  segensbrin- 
fodes  Resultat  geschaffen  hat,  welches  Frankreich  zu  einem  der  blühend- 
^QDd  rdchsten  Lande,  das  französische  Volk  zu  einem  der  glänzendsten 
BDd  schöpferischsten  Völker  Europas  herangezogen  und  emporgehoben 
kt,  ond  weil  von  Frankreich  aus  in  dieser  Beziehung  eine  Bewegung 
Mi  ganz  Europa  ging,  die  sich,  wenn  auch  mit  schwerfälligem  Tritt, 
dennoch  allenthalben  Anerkennung  verschaffte  und  allenthalben  zum 
Segen  und  Wohlstand  Völker  und  Staaten  geführt  hat.    Wohl  erhoben 
sidi  auch  damals  Stimmen  gegen  diese  Freiheit  und  Alles,  was  heute 
Ton  der  Feudalpartei  und  den  Socialisten  dagegen  gesagt  wird ,  hat 
damals  Marat  schon  laut  ausgebrochen,  wenn  auch  in  anderer  Absicht 
and  mit  anderen   Gründen.    Er  polterte  gegen   den  Egoismus,    der 
dadurch  erzeugt  werden  muss,  und  warf  der  Constituante  vor,  dass  sie 
durch  die  freie  Concurrenz  nur  der  industriellen  Anarchie ,  der  Betrü- 
gerei und  der  Verarmung  Thfir  und  Thor  öflfhe.    Zum  Glück  gingen 
diese  Angriffe  spurlos  vorüber  und  FVankreich  eröffnete  seiner  Industrie 
ond  seinem  Gewerbe  ein  blüthenreiches  Leben. 

Das  gesammte  Gewerbs-  und  Industriewesen   unterlag  im   alten      Der 
Frankreich  einem  enggeschlossenen  Zunftzwange.    Die  Gewerbe  waren  ^'^"^™°^ 
wich  Corps  und   Gemeinschaften  organisirt,   welche   eine  besondere  Revolution. 
Gewerbepolizei   und  eine  Art  Gewerbegerichtsbarkeit   über  ihre  Mit- 
^er  übten.    Das  Recht  des  Eintritts  in  eines  dieser  Corps  hing  von 
«ner  besonderen   Bewilligung  ab,   die  von   der  Regierung  erworben 
werden  musste  und  zumeist  auch  noch  an  eine  besondere  Zustimmung 
der  Scignenrs  gebunden  war.    Die  Ausschliesslichkeit  herrschte  in  den 
«Dielnen  Zünften  so  strenge  vor,  dass,  wer  in   der  einen  Stadt  ein 
Seisterrecht  besass,  es  in  einer  anderen  nicht  üben  konnte  *).  Colbert 
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hatte  wohl  sein  Augenmerk  mit  besonderer  Vorliebe  auf  die  französische 
Manufactur^  das  Gewerbe  und  die  Industrie  gerichtet,  aber  alle  seine 
Bestrebungen  waren  nur  vereinzelt  und  konnten  dem  Gewerbsleben 
nicht  jene  Kraft  geben ,  die  es  vorzüglich  England  gegenüber  bedurft 
hätte.  Die  verschiedenartigsten  Lasten  und  Abgaben  der  Maitrisses 
und  Jurandes  und  andere  mehr  belasteten  die  Arbeit  und  Production, 
und-  da  sie  nur  als  Finanzqueilen  für  König  und  Seigneurs  dienten, 
konnten  sie  willkürlich  erhöht  werden. 

Erst  Turgot  erkannte  die  Hebel,  welche  in  Bewegung  gesetzt  wer- 
den mussten,  um  ein  kräftiges  Leben  zu  erzeugen.  Er  wusste,  dass 
die  Arbeit  auch  eine  Einnahmsquelle  des  Staats  sein  könne,  ahec  nicht 
die  Arbeit  an  sich  sollte  die  Lasten  tragen,  sondern  die  Production 
die  Finanzquelle  eröffnen,  hx  dem  Februar-Edict  von  1776  brach  er 
den  Bann  des  Privilegiums  und  Zunftzwanges  und  erklärt«  die  vollste 
Freiheit  des  Gewerbes  und  der  Industrie.  Da  aber  zeigte  sich,  dass 
der  dritte  Stand  ebenso  starr  an  seinen  Vorrechten  d^  Ausschliess- 
lichkeit hielt,  wie  die  beiden  anderen  Stände,  und  eben  so  wenig  das 
Privilegium  seiner  Arbeit  opfern  wollte,  wie  diese  die  Quelle  eines 
Einkommens.  Die  Parlamente  verweigerten  die  Eintragung  *).  Turgot 
rausste  abtreten  und  durch  das  April-Edict  von  1777  ward  die  alte 
Organisation  der  Gewerbsgenossenschaften,  der  Zünfte  und  Innungen 
wieder  eingeführt. 
Erklärung  Auch  dicsor  Theil   des  Staats-    und  Gesellschaftslebens   bedurfte 

der  Freibell  j^j.  Gewalt  einer  Revolution,  um  zu  einer  durchgreifenden  Reformation 
Das  Patent-  ^u  gelangen.  Schon  in  dem  Decret  vom  15.— 28.  März  1790,  welcheN 
weeen.  den  alten  Lehensstaat  zerstörte,  erklärte  Art.  22:  das  Recht  der  Seig- 
neurs, Gewerbegerechtigkeiten  zu  ertheilen,  ist  ohne  jede  Entschädigung 
abgeschafft;  und  die  Constitution  1791  bestätigte,  was  die  Menschen- 
rechte schon  verkündet  hatten,  dass  für  keinen  Theil  der  Nation,  noch 
für  irgend  ein  Individuum  ein  Privilegium,  eine  Ausnahme  oder  Sonder- 
recht bestehen  könne,  dass  es  in  Zukunft  weder  Jurandes  noch  Cor- 
porationen  der  Pi'ofessionen,  Künste  und  Gewerbe  geben  könne.  An 
die  Stelle  derselben  trat  die  Freiheit  der  Arbeit,  welche  das  Gewerbe- 
gesetz vom  2.— 17.  Mai  1791  organisirte.  Nachdem  es  alle  besonderen 
Gewerbs-  und  Meisteirechte,  die  Jurandes  und  Maitrisses  wiederholt 
als  abgeschafft  erklärte,  bestimmte  es,  dass  vom  1.  April  1791  Jedem 
es  frei  stehe,  ein  Gewerbe  zu  üben,  ein  Geschäft  zu  unternehmen,  wie 
er  es  für  gut  finde,  und  dabei  nur  an  die  Erwerbung  eines  Patentes 
gebunden  sei,  für  welches  er  als  Taxe  eine  vom  Gesetz  bestimmte 
Abgabe  zu   entrichten  habe.   Art.  7.    Von   dieser   Abgabe  und  dem 
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Erwerb  eines  Patentes  sind  gewisse  Beschäftigungen  und  Arbeiten 
befreit,  wie  die  der  Land-  und  Peldbauem,  Lohnarbeiter,  Thierzfichter, 
Bfaanen-  und  Gemnseverkäufer  und  Alle,  welche  eine  Mobilarsteuer  im 
folhe  von  nur  3  Arb^tstagen  zahlen.  Alle  Jahre  im  December 
«erden  diese  Patente  von  den  Mnnicipalbehörden  ausgestellt  oder  er« 
Mt  and  durch  Certificate  über  den  Erlang  der  Patentabgabe  bestätigt. 
DiePateatabgabe  war  mit  einem  Viertel  des  Werthes  alsbald,  mit  dem 
Rest  in  dreimonatlichen  Fristen  zu  erlegen.  Die  Taxe  der  Jahres- 
pateete  war  nach  dem  Miethszins  der  Wohnungen,  der  Waaren-  oder 
Vdcaufsgewölbe  der  Bewerber  bemessen,  oder  auch  nach  dem  Geschäfte 
sdbät  Die  Bäcker  waren  in  der  Taxe  niederer  gestellt,  der  Verkauf 
fOD  Getränken  und  Lebensmitteln  wurde  höher  taxirt  Für  den  Einzel- 
verkauf solcher  Gegenstände  konnten  Patente  für  einen  oder  mehrere. 
m  for  mehr  als  6  Monate,  zu  einem  runden  Preis  erworben  werden. 
Fsr  jedes  Patent  sollte  ausserdem  an  die  Comunalkasse  ein  Zuschlag 
per  Livre  des  Erwerbspreises  abgegeben  werden.  Wer  diese  Vor- 
sdniften  umgeht  und  ohne  Patent  ein  Gewerbe  übt,  zahlt  im  Fall  der 
Ettdecknng  den  vierfachen  Patentpreis  des  Gewerbes,  das  er  übt,  und 
vertiert  seine  Waaren,  die  der  Confiscation  verfallen.  Die  Verurtheilnng 
io  diesen  Fällen  gehOrt  zur  Competeuz  der  Districtstribunale.  Nur 
fegen  Vorzeigung  seines  Patentes  kann  man  in  die  Wahllisten  für  die 
fiandeisgerichte  eingetragen  und  kann  die  Beschlagnahme  von  Waaren 
imd  Fabrikaten  abgewendet  werden.  Die  Procureurs  der  Comunen 
and  Coramissaire  des  Königs  daselbst,  haben  die  Ueberwachung  der 
YoUzidmng  dieses  Gesetzes  in  der  Comune,  jene  der  Districte  für  den 
Umkreis  derselben,  und  jene  der  Departements  für  die  Ausdehnung  des 
Deftartements.  Die  Geldstrafen  aus  der  Verletzung  dieses  Gesetzes 
(allen  zur  Hälfte  dem  Staatsschatz,  zur  anderen  Hälfte  dem  Anzeiger 
ZQ,  ond  wenn  dies  die  Procuratoren  sind,  den  Comunen. 

Für  den  Verkauf  von  Medicamenten  und  die  Uebung  des  Pharmacie- 
^werbes  war  nach  dem  Decret  vom  17.  April  1791  noch  zu  beweisen, 
dass  man  den  gesetzlichen  Anforderungen  in  Betreff  der  Kenntniss 
^^ieses  Gewerbes  genügt  habe.  Durch  das  Decret  vom  24.  April  bis 
^  Mai  1791  wurde  auch  das  Gewerbe  der  Handels-  und  Wechsel- 
arten und  Conrtiers  dem  allgemeinen  Patentgesetze  unterworfen, 
lor  die  Erwerber  eines  solchen  Patentes  von  dem  Richter  des  Handels- 
tiilMiiials  in  Eid  und  Pflicht  genommen.  Von  dem  Erwerb  eines  solchen 
Patentes  aber  waren  alle  Gommis  in  Handlungshäusern  ausgeschlossen 
vnd  die  Agenten  selbst  wieder  unvermögend,  ein  besonderes  Handels- 
?wchäfk  zu  treiben.  Die  Erwerber  der  Patente  dieser  Art  waren  übrigens 
«Kk  verantwortlich  erklärt  für  alle  ihre  Unternehmungen, 
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Verbot  ron         Die  früher  durch  das  Zunftwesen  bedingten  und  in  allen  Theilen 
vt!bi*dn     Frankreichs  bestehenden  Verbindungen  und  Vereinigungen  der  Hand- 
gen  VL  Ent-  werker  und  Burger  gleicher  Profession  wurden  aufgelöst  und  durch 
Wicklung   ^^g  D^Y^i  YQ,u   17,  Juni  1791  jede  derartige  Verbindung  von  Neuem 
Wesens.    Streng  uutersagt,  als  nicht  mehr  mit  der  Freiheit  und  der  Constitutioo 
übereinstimmend.    Einen    wesentlichen   Fortschritt   in    der    Gewerbe- 
freiheit machte  das  Decret  vom  20.  September  —  9.  October  1791, 
nach  welchem  die  Bezeichnungen  von  Demi-patente,   patente  simple 
gegenüber   dem  Patente   superieure   eingeführt   und  die  Patentnamen 
nach  Art  des  Gewerbes  abgeschafft  wurden.   Wer  ein  Patent  superieure 
erworben  hat,  brauchte  sich  nicht  mehr  an  das  Gewerbe  zu  halten, 
auf  das  er  es   erwarb,   sondern  konnte  damit  jedes  Gewerbe  üben. 
Wie  sehr  diese  Gewerbefreiheit  auf  Frankreich  einwirkte,  welche  reich- 
haltige Entfaltung  es  hervorrief,  werde  ich  am  Schluss  in  einer  statisti- 
schen Betrachtung  darstellen.    Freilich   brachte   der  am  Anfang  be- 
gründete lebendige  Verkehr,  das  Steigen  von  Hab  und  Gut,  Lohn  und 
Verdienst  nicht  durch  die  ganze  Revolution  Heil  und  Segen.    Aber 
das  lag  nicht  im  Mangel  eines  Gesetzes  oder  der  Trägheit  des  Volkes, 
sondern  in  den  Stürmen,  die  von  Paris  durch  das  Land  zogen. 
Uni6-  Die  Patentordnung  der  Nationalversammlung  hob  der  Convent  in 

Gewerts*   »einer  wesentlichsten  Bestimmung  auf  und  erklärte  durch  sein  Decret 
freiheit.    vom  21.  März  1793  die  durch  das  Gesetz  eingeführte  Gewerbesteuer  als 
Aufhebung  unterdrückt.  Die  Steuer  selbst  soll  durch  die  Mobilarsteuer  ersetzt  werden. 

aer  ue- 

werbstencr.  Der  schlechte  Finanzgedanke,  alle  Steuerkraft  des  Volks  in  einer  Steuer 
zu  concentriren,  hatte  dies  erzeugt,  obgleich  dadurch  andererseits  erst 
vollkommen  die  Freiheit  der  Arbeit  anerkannt  worden  war.  Die  Finanz- 
noth  aber  verleitete  den  Convent  zu  Verletzungen  aller  Menschen- 
rechte, der  Freiheit  und  des  Eigenthums,  sie  zwang  ihn,  auch  das  ein- 
mal ausgesprochene  Princip  der  vollsten  Gewerbefreiheit  umzustossen. 
Durch  das  Decret  vom  22.  Juli  1795  (4.  Thermidor  an  HI.)  wurde 
die  Patenterwerbung  wieder  eingeführt  und  zuerst  auf  alle  Handels- 
und Gewerbsgeschäfte  füi*  anwendbar  erklärt.  Selbst  jene  Personen 
wurden  zum  Erwerb  eines  Patentes  verpflichtet,  welche  als  Eigen- 
thümer,  Pächter  und  Landwirthe  mehr  Frucht  lagerten  oder  in  Ver- 
kauf brachten,  als  ihre  Ernte  gezeitigt  hatte.  Die  Patente  wurden  in 
allgemeine  und  besondere  geschieden;  die  ersten  gaben  das  Recht  zu 
jeder  Art  von  Geschäften,  die  zweiten  nur  zu  dem,  welches  das  Patent 
besonders  bezeichnete.  Die  Ausstellung  der  Patente  ward  der  Com- 
petenz  der  Receveur  des  Einregistriningsamtes  zugewiesen.  Jedes 
Patent  wurde  für  die  Dauer  eines  Jahres  und  nur  für  diese  Zeit  aus- 
gestellt. Die  Gewerbe -Polizei  ward  den  Municipalitäten  übertragen, 
um  Ordnung   und   Freiheit   im   Verkehr   leichter   zu   erhalten.    Die 
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GoDstitation  des  Jahres  m.  anerkennt  gleichfalls  die  vollste  Freiheit 
des  Gewerbes  and  alles  Verkehrs.  Art.  355.  Sie  beh&lt  dem  Recht 
ia  Rflgienuig  nur  die  Ueberwachung  jener  Professionen  vor,  welche 
lof  die  Sitten,  die  Gesundheit  und  öffentliche  Sicherheit  einwirken. 
Kein  Gewerbe  kann  von  einer  Geldleistung  in  seiner  Uebung  abhängig 
gemacht  werden.  Man  muss  es  immer  wieder  hervorheben,  dass  die 
Refolationszeit  bemüht  war,  immer  auf  dieses  reinste  Princip  der 
Geverbefreiheit  zurückzukommen.  Aber  immer  wieder  zwangen  die 
roanfliGthen  den  Staat,  dasselbe  aufzugeben.  Auch  das  Directorium  Patant- 
errichtete  durch  das  Gesetz  vom  23.  August  1796  (6.  Pructidor  an  IV.)  «•"*"  ^"^ 
TOD  Neuem  für  die  ganze  Republik  eine  Patentsteuer,  welche  auf  dem  an  iv. 
Handel,  d»  Industrie  und  allen  Gewerben  lasten  soll.  Die  Declaratiön 
vird  in  dem  Bureau  der  Einregistrirung  des  Arrondissements  gemacht, 
n  der  Patenterwerber  seinen  bleibenden  Wohnsitz  hat.  Die  Abgabe 
■i$s  augenblicklich  und  ganz  bezahlt  werden.  Ueber  Präsentation 
^  Quittung  wird  von  der  Mnnicipalität  des  Gantons  das  Patent 
usgestellt,  welches  von  den  Administratoren  desselben  gezeichnet  und 
Too  dem  Commissaire  des  Directoriums  vidirt  wird.  Die  Secretaire  der 
Adoiinistration  des  Gantons  führen  ein  Register  über  Art  und  Zahl 
aller  ausgestellten  Patente.  Jedes  Patent  gilt  nur  für  die  Person  des 
&werbers  und  kann  nur  durch  diese  ausgeübt  werden,  so  dass  selbst 
jeder  Genosse  einer  Gesellschaft  sein  besonderes  Patent  zu  erwerben 
^  Davon  sind  nur  die  Gommanditairs  und  die  Frauen  ausgenommen, 
weiche  mit  dem  Gatten  zusammenwohnen  und  nicht  besondere  Geschäfte 
QDter  ihrem  eigenen  Namen  üben.  Aber  Niemand  ist  gehalten,  wenn 
er  mehrere  Unternehmungen  beabsichtigt,  für  die  verschiedenen  Theile 
verschiedene  Patente  zu  erwerben,  doch  gilt  in  diesem  Fall  der  höchst- 
besteuerte  als  Grundlage  der  Patenterwerbung.  Wer  diese  Bestimmung  ' 
nmg^t,  gilt  als  nicht  berechtigt  und  ein  anderes,  selbst  rechtlich  er- 
worbenes Patent  ist  nichtig.  W^er  nachträglich  ein  Patent  für  ein  höher 
besteuertes  Gewerbs-  oder  Handelsgeschäft  erwirbt,  kann  nicht  auf 
eioen  seinem  früheren  Patenterwerb  gleichkommenden  Abzug  für  die 
Erwerbung  des  Neuen  Ansprüche  erheben. 

Der  Besitz  eines  Patents  berechtigt  jetzt  aber  zur  Gewerbs-  oder 
Handelsübung  in  der  ganzen  Republik,  ohne  weitere  Formalität,  als 
die  Erwerbung  eines  Visa  von  der  Administration  des  Cantons,  wo 
nan  es  ausüben  will  und  seine  Wohnung  aufschlägt.  In  dem  Fall, 
wo  Jemand  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  durch  seine  Diener  ^inen 
Zweig  seines  Patentrechtes  ausüben  will,  hat  er  blos  vor  der  Cantons- 
admmistration  sein  Patent  zu  rechtfertigen.  Die  Verletzungen  dieses 
(lesetzes  zu  prüfen  und  zu  verurtheilen,  gehört  der  Competenz  der 
Friedensgerichte  und  nicht   mehr  jener  der   Administrationen.     Eine 
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Apellation  io  solchen  Fällen  geht  an  die  Civiltribonale  des  Depar- 
tements. Kein  Gewerbs-  oder  Handelsmann  kann  eine  Klage^  welche 
sein  Gewerbe  oder  sein  Handelsgeschäft  betrifft  einreichen,  ohne  Be- 
legung derselben  durch  sein  Patent. 

Von  den  Patenteinnahmen  wird  im  Voraus  ein  Zehntel  des  Rein- 
ei  träges  abgezogen  für  die  Localausgaben  der  Comunen.  Bei  jeder 
gerichtlichen  Requisition  in  dem  Hause  eines  Patentbesitzers  hat  dieser 
sein  Patent  vorzuzeigen.  Jedermann,  welcher  ein  Patent  für  einen 
Anderen  erwirbt,  und  dieses  blos  unter  dem  Schein,  als  ob  die  Ausüber 
desselben  seine  Commis  wären,  üben  lässt,  macht  sich  der  Gesetz- 
umgehung schuldig  und  verfällt  einer  Geldstraie  im  vierfachen  Werth  de^ 
Patents.  Die  Taxe  des  Patents  ist  der  zehnte  llieil  des  Miethswerthes 
der  Wohnung,  Werkstätte,  Magazins  oder  Boutik,  welcher  aber  in  eiuer 
achtfachen  Stufenreihe,  je  nach  der  Seelenzahl  des  Cantons,  wo  das 
Gewerbe  geübt  werden  soll,  eine  Erhöhung  erleidet.  Jede  falsche 
Declaration  beim  Patenterwerbe  wird  mit  dem  vierfachen  Werth  der 
Defraudation  bestraft.  Eine  mehrfache  Ausstellung  eines  Patents,  für 
die  Ausübung  desselben  in  verschiedenen  Cantonen,  macht  keine  an- 
deren  Kosten,  als  den  Stempel  des  Papiers,  auf  dem  die  Abschriften 
geliefert  werden« 

Durch  das  zu  diesem  Patentgesetz  erlassene  Zusatzgesetz  vom 
29.  November  1796  (9.  Frimaire  an  V.)  wurden  besonders  ausgezeichnete 
Gewerbe  und  Geschäfte,  wie  Grosshändler,  Hotelbesitzer  einer  beson- 
deren Taxirung  unterworfen  und  je  nach  der  Verschiedenheit  auch 
einer  verschiedenen  Behandlung  zugewiesen.  Durch  das  Gesetz  vom 
29.  November  1796  (9.  Frimaire  an  V.)  wurde  die  den  Manufacturierä 
ertheilte  Patentfreiheit  aufgehoben  und  die  Patentsteuer  derselben, 
je  nach  den  Waaren,  welche  sie  in  Verkauf  bringen,  oder  nach 
der  Zahl  der  Arbeits,  die  sie  beschäftigen,  bemessen.  Manche  Be- 
stimmungen dieser  Gesetzgebung  des  Directoriums  erschienen  in  der 
Vollziehung  zu  hart  und  wurden  durch  das  Gesetz  vom  22.  October 
1798  (1.  Brumaire  an  VU.)  abgestellt.  Die  Putentsteuer  konnte  von 
nun  an  in  Raten  von  3  zu  3  Monaten  gezahlt  werden.  Beim  Wechsel 
eines  Gewerbes  hatte  man  nur  die  Differenz  zwischen  dem  erst  er- 
worbenen und  dem  neuen  zu  bezahlen,  wenn  dieses  einen  höheren 
Patentpreis  hat  Das  gleiche  Verhältniss  tritt  ein,  wenn  man  seine 
Wohnung,  Boutik  oder  Gewerbsstätte  ändert,  in  den  Fällen,  wo  die 
Patc^itsteuer  nach  dem  Mieth-  und  Pachtzins  bemessen  wird. 

Ausgenommen  von  der  Verpflichtung,  ein  Patent  zu  erwerbeii, 
blieben  die  Tagelöhner,  Landbebauer,  Künstler  und  Männer  der  Wissen- 
schaft, Aerzte,  Hebeammen,  Postmeister,  Fischer  und  einige  anden; 
Kleingewerbe,  wie  WoUkrämpler,  Wäscherinnen  etc.  und  die  Verkäufer 
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TOD  Waarea  im  Kleinhandel.  Diese  letzteren  zahlen  nur  eine  Steuer 
JB  der  fliUte  von  jener,  welche  die  zahlen,  die  dergleichen  Waaren 
ifi  Steheoden  Bootiken  yerkanfen.  Jedermann,  der  Waaren  zam  Yer- 
bof  ausstellt,  ist  zugleich  verbunden,  sein  Patent  vorzuzeigen,  so 
üft  er  von  dem  Friedensrichter,  einem  Gemeindebeamten  oder  Polizei- 
ewDmissair  angefordert  wird.  Von  dem  £rtr&gnis8  der  Patentsteuer 
Ib  einer  Comune  wird  ein  Zehntel  fOr  die  Ausgaben  der  Gemeinden 
liigescUagen. 

An  dieser  Patentgeselzgebung  änderte  das  Gonsulat  und  selbst  die  ^^«poieon's 
spätere  Zeit  nichts  mehr.   Napoleon  war  bemüht,  die  Industrie  und  das  Ocwerbe- 
(jewerbe  aof  alle  Art  zu  ermuntern  und  zu  beleben.  Er  setzte  der  Freiheit  u,^^f'eiheit 
kl  ArbtHt  keine  Schranken  und  ergänzte  nur  die  Gesetzgebung  soweit  es  dei  B&ckcr- 
iBtlrig  war,  um  dem  Gouvernement  stets  eine  genaue  üebcrsicht  über  den  8p|,J^JJ,t^p. 
Stand  der  Gewerbsverhältnisse  zu  geben.    Es  waren  durchweg  Finanz-  ^ewerbex. 
■»sregeln.    Nur  das  Bäck^ewerbe  konnte  nicht  mehr  frei  gefibt 
wffdai  and  wurde  durch  das  Arrete  vom  11.  October  1801  (19.  Ven- 
deiuire  an  X.)  in  seiner  Uebung  von  einer  besonderen  Erlaubniss  des 
Fdlixeipräfecten   abhängig  gemacht.    Diese  Erlaubniss   selbst  konnte 
DBT  gegen  Caution  ertheilt  werden.    Für  dieses  Gewerbe  wurde,  aus 
<ieD  24  ältesten  Bäckern  von  Paris,  ein  besonderer  Rath   gebildet, 
wekber  die  Verwaltung  der  Cautionen,  die  in  einer  bestimmten  Anzahl 
Säckeo  Mehl  bestanden,  leitete.   Nur  g^en  eine  6  monatliche  Kündigung 
iuMmte  an  solches  Gewerbe  aufgegeben  werden.    Der  Zwang,  welcher 
dieses  Gewerbe  von  der  freien  Goncurrenz  abschloss,  wurde  erst  unter 
Napoleon  HI.  im  Jahre  1863  ausgehoben.    Einer  ähnlichen  Beschrän- 
king  and  Organisirung  war  durch  das  Arrete  vom  30.  September  1S02 
<ias  Schlächtei^ewerbe  unt^worfen. 

Welche  Bedeutung  nun  hatte  diese  .Gesetzgebung  für  Frankreich  ?       ^^^^ 
Nach  den  älteren  Schriftstellern*)  und  Statistikern  zählte  Frankreich  oedeotang 
Mch  dem  neuen  Gewerbegesetz,  am  Lande  nahezu  50,000  Gewerbs-  ^^l^l\^^' 
ond  Geschäftsleute,   in   den  Städten   beiläufig   das  Fünfüache  dieser   statiatik. 
2aU.   Nach  der  Revolution  war,  trotz  der  furchtbaren  Verwüstungen 
und  Kriege,   die   Zahl    nicht   gesunken.     Vor   der   Revolution   war 
<ler  mittlere  Preis  des  Lohnes  kaum  20  Sous ,  nach  der  Revolution 
^  er  auf  30  Sous,   so  also,  dass  alle  Tage   auf  dem  Land,  in 
<^Q  Gewerben    und   Kunstgeschäften    an   Lohn   75,000  Francs  um- 
gesetzt wurden,  was  22,500,000  Francs  in  einem  Jahr  zu  300  Arbeits- 
tagen machte    und   bei   250,000    Arbeitsleuten    in   den  Städten    auf 


*)  Toloftan:  Memoire  de  la  Commerce  de  la  France  et  des  Colonies. 
Urohier:  Apper^a  de  la  Riebesse  territoriale.  Peuchet:  Statistiqne  ^Mmen- 
t«ire  de  la  France. 
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112,500,000  Francs  sich  belief').  Im  Jahre  1826  z&hlte  man  1,100,000 
Personen  der  Patentsteuer  unterworfen,  zehn  Jahre  später  schon  um 
120,000  mehr,  wieder  acht  Jahre  später  eine  Vermehrung  um  280,000 
und  im  Jahre  1856  schon  1,673,270^).  Bei  der  Betrachtung  der  ein- 
zelnen Gewerbe  und  Manufacturen  zeigt  sich  ein  ebenso  starker  Auf- 
schwung. Das  alte  Frankreich  erntete  an  Flachs  und  Hanf  50,000,000, 
was  einen  Werth  von  130,000,000  Liv.  als  Gewebe  hatte.  Nach  der  Re- 
volution hob  man  die  Flachs-  und  Hanfernte  auf  60,000,000  und  den 
Werth  der  Gewebe  auf  1 60  MilL,  wovon  drei  Viertel  des  Erzeugnis^;es 
Handarbeit  waren  *).  Die  Wollweberei  ergab  vor  1789  ein  Erträgniss  von 
161, 250,000 Francs  und  in  der  Zeit  Napoleons  schon  2 15,000,000 Francs^). 
Vor  der  Revolution  importirte  man  für  die  Seifenproduction  nach 
Frankreich  nur  1,372,600  Francs  Asche  und  3,873,900  Soda  und  Pott- 
asche. Während  des  Jahres  VUI.  aber  den  letzteren  Artikel  allein  im 
Werth  von  11,476,000  Francs.  Im  Jahre  1789  zahlte  die  Feinweberei 
beiläufig  92  Mill.  Francs  an  Arbeitslohn,  welche  Summe  in  den  ersten 
Regierungsjahren  Napoleons  schon  auf  95  Mill.  stieg*).  Nur  die  Seiden- 
weberei hatte  durch  die  Massacren  in  Lyon  viel  gelitten.  Im  Jahre 
1788  wurden  58,000  Arbeiter  beschäftigt  in  etwas  mehr  als  9000  Eta- 
blissements. Im  Jahre  IX.  waren  nur  7000  davon  im  Gang.  Dennoch 
kann  man  auch  hier  nicht  alle  Schuld  den  Revolutionsstürmen  auf- 
wälzen, denn  schon  1788  standen  von  14,777  Gewerben  5442  unbeschäf- 
tigt. Selbst  am  Ende  der  Herrschaft  Napoleons  ward  Lyon  erst  so 
weit  wieder  emporgehoben,  dass  das  Erträgniss  seiner  Fabricatiou 
jenem  vor  der  Revolution  gleich  kam  ^).  Die  Seidenfabrication  hatte 
eben- in  anderen  Ländern  auch  einen  guten  Boden  gefunden.  Im 
Allgemeinen  nun  ward  das  gesammte  Erträgniss  des  französischen 
Gewerbs-  und  Industiiewesens  vor  der  Revolution  auf  930  Mill.  ge- 
schätzt. In  der  Zeit  Napoleons  war  es  theils  durch  Vermehrung  der 
Bevölkerung,  theils  durch  jene  der  Consuration  um  625,000,000  Francs 
gestiegen,  bis  es  am  Ende  seiner  Regierung  die  Summe  von  1,820,200,000 
darstellte').  Heute  zeigt  Frankreich  einen  Fabricatwerth  von  mehr 
als  4  Milliarden,  und  Paris  allein  fast  eine  Milliarde  ^). 


1}  Peuchet  S.  391. 

2}  Horitz  Block  a.  a.  O.  S.  124. 

3)  Peuchet  395. 

4)  Peuchet  599. 

5)  Peuchet  414. 

6)  Statistiqne  d«  France.  Bd.  X.  S.  16. 

7)  StaÜPtiqne  do  France  Bd.  X.  S.  15. 

8)  M.  Block  a.  a.  O.  S.  221. 
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Mit  der  Freiheit  der  Arbeit,  welche  fBr  das  Gewerbe,  die  Manu-      dic 

fectnr  und  lodustrie  durch   eine  reichhaltige  Gesetzgebung   sich  so  '"'"«'^^eit  de» 

t&tffickelt  hatte,  verbanden  alle  Gesetzgebungen  der  Revolutionszeit   ihre  ver- 

aach  die  Freiheit  des  Handels.   Die  Constituante  hatte  alle  Privilegien  Setzungen. 

aufgehoben,  die  einzelne  Personen  und  Corporationen  besassen,   und 

alle  Vorrechte  zerstört,  mit   denen   einzelne  Handelsplätze,  einzelne 

Colo!)ieo  und  ganze  Länder  ausgerüstet  waren.     Am  segensreichsten 

aber  wirkte  für  Frankreich  die  Aufhebung  aller  Beschränkungen  des 

Handels  im  Innern  des  Landes,    Trotz   der 'Kriege,   die  Frankreich 

rT>ehöpfteD,  trotz  der  Revolutionsstünne,  die  das  Land  durchwühlten, 

den  SegeD,  den  die  Natur  seinem  Boden  und  seinem  Volke  gespendet, 

Vermochte  Nichts   zn   zerstören.     Schwankungen   traten  von  Zeit   zu 

Zdtdn,  Verluste  trafen  den  Einen  oder  Anderen,  Gewaltthätigkeiten 

luden  hier  und  dort,  theils  von  den  Parteien  an  einander,  theils  von 

^Regierungen  am  ganzen  Lande  verübt,  immer  aber  sohloss  sich 

4  Kraft  bald  wieder  zusammen,  lebte  der  Muth  wieder  auf  und  trieb 

Miliionen  auf  den   Strassen   und   Canälen  dahin.    Nur   die   dauernd 

i^iodselige  Stellung,  welche  die  französische  B,epublik  und  das  Kaiser- 

Mch  gegen  England  einnahm,  schlug  tiefe  Wunden,  welche  erst  eine 

fitere  Zeit  heilen  konnte.     Während  England  1787  bis   1792  nach 

Frankreich  stets  mehr  als  70  bis  80  Mill.  importirte,  verzeichnet  es 

■•«  ISIO  gar  nichts.    Während  Frankreich   in  derselben   Zeit  nach 

Eogiaiid  jährlich  40  Mill.   und  1792  schon  59  Mill.  exportirte,  betrug 

^  Handelswerth  bis  1802  fast  nichts  und  von  1803  bis  1810  eben- 

felis  nichts*).    Der  Handel  ist  ein  Weltbürger.    Er  kann  die  Freiheit 

oicht  in  einem  Lande  allein  geniessen,  er  muss  sie  zugleich  auf  der 

^zen  Erde  besitzen,  wenn  er  ein  lebensfrisches  Dasein  geniessen  soll. 

D«r  Verlust  der  FVeiheit  in  dem  einen  Lande,  vernichtet  zur  Hälfte 

'fe  Freiheit,  die  er  im  andern  geniesst.    Der  Convent  eröffnete  die 

^ihe  d^  Gesetze,  welche  allen  Verkehr  und  Handel  mit  England 

^erboten.    Nach  dem  Decret  vom  9.  October   1793  (18.  Vendemiaire 

^  n.)  wurde  jeder  Handel  mit  englischen  Waaren  und  Manufacturen 

verkten,  gleichgültig  ob  diese  von  England  kamen  oder  von  seinen 

^''ilouien,  gleichgültig  ob  ein  Handel  nach  diesen  oder  jenen  gelenkt 

«Verden  sollte.     Das   gesammte   französische  Gebiet  ward  abgesperrt 

Qwi  ein  Verkehr  mit  England  mit  10  Jahren  Eisen  bestraft.     Das 

Wreitoriom  behielt  diese  Bestimmungen  bei  und  unterwarf  sogar  durch 

^  Decret  vom  31.  October  1796  (10.  Brumaire  an  V.)  alle  Schiffe 

fremder,  selbst   neutraler   und   befreundeter   Völker,   einer   sti*engen 

önrchsuchung,  wenn  «ie  dem  französischen  Boden  nahten.   Nur  während 


1)  ^tistique  de  la  France  pabl.  par  le  GonvernemeDt  1838.  S.  6. 
Klthter:  Staate-  n.  Geffellflcliftrtareeht.   I.  10 
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der  kurzoD  Dauer  des  Friedens  von  Amiens  waren  diese  Bestimmungeo 
ausser  Kraft  gesetzt,  und  in  den  Jahren  1802  und  1803  yerzeichnete 
Frankreich  augenblicklich  15  bis  19  Mill.  Ausfuhr  nach  England*). 
Aber  schon  am  19.  März  1804  (22.  Ventose  an  XIL)  rief  ein  Ge>etz 
Napoleons  den  alten  Zwang  wieder  ins  Leben.  Endlich  gipfelte  diese 
Gesetzgebung  in  der  grössten  Rechtsverletzung,  die  die  Geschichte 
Europa's  verzeichnet,  in  der  höchsten  Willkur,  die  ein  Monarch  Europa's 
je  geübt  hat,  in  der  Gontinentalsperre.  England  ging  dabei  nicht  zu 
Grunde,  aber  der  Mann  stürzte  darüber,  der  so  die  Freiheit  seines 
Volkes  vernichtete,  alles  Völkerrecht  mit  verwegenem  Griff  zerstörte. 
Die  Ein  Blick  auf  die  Handelsbilanz  der  Revolutionsjahre  mag  auch 

^hum  ^^^^  ^^  ^'^^  vervollständigen.  Der  Totalwerth  der  Exportation 
Prankreiehi  Frankreichs  belief  sich  in  den  Jahren  1785,  1786  und  1787  auf 
Rttoiruon.  440,124,200  Liv.,  der  Gesammtwerth  der  Importation  derselben  Jahre 
betrug  551,051,100  Liv*).  Peuchet  schätzt  für  das  Jahr  1793  den 
Werth  der  Einfuhr  auf  231,805,000  Liv.,  jenen  der  Ausfuhr  auf 
337,919,000,  was  jedenfalls  viel  zu  gering').  Im  Jahre  1797  betrug 
die  Importation  353,158,000,  die  Exportation  211,124,000;  diese  Zahlen- 
verhältnisse erleiden  bis  1805  keine  bedeutenden  Aenderungen.  In 
diesem  Jahre  verzeichnet  die  Importation  491,905,749  und  die  Expor- 
tation 375,465,904  Fr.  Seit  dem  Sturze  Napoleons  ist  die  Handelsbilanz 
in  stetem  Steigen.  Die  Exportation  des  Jahres  1825  betrug  544  Mill, 
jene  von  1836  schon  629  Mill.  mehr.  Der  Specialhandel,  Importation 
und  Exportation  vereint,  hoben  sich  in  diesem  Zwischenraum  um  ein 
Viertel  des  Werthes  *).  Der  Werth  des  Handelsverkehrs  ist  bis  zum 
heutigen  Tag  in  stetem  Steigen  und  hat  sich  vervierfacht.  Man  schätzte 
1858  den  Werth  des  gesammten  Handels  auf  4476  Mill.,  wovon  2442  auf 
die  Exportation  entfallen^).  Diese  Resultate  sind  in  ihrem  steten  Wachs- 
thum  nicht  die  Fruchte  des  Augenblicks,  sondern  die  Entwicklungszeug'-n 
jener  grossen  Gedanken,  welche  die  Revolution  aufgestellt  hat. 


Das  Maximum. 

Verietsnng         Mit  der  Gowerbefreiheit  und  der  Anerkennung  des  Eigenthuiu^- 

*•  ^^«''^«-  rechtes  und  des  Schutzes  desselben  hatte  die  französische  Revolution 

fr«ttieit  Dm  zwei  der  grössten  Grundsätze  des  Gedeihens  der  Gesellschaft  anerkaoDt. 

MAximom.  j)j^gg  2eit  hatte  eine  unerschöpfliche  Kraft  der  Gesetzgebung,  aber 


1)  SUt.  de  la  France  a.  a.  O.  8.  6. 

2)  SUtisüque  de  la  France  a.  a.  O.  S.  6. 

3)  Peuchet  a.  a.  O.  S.  480. 

4)  Statistique  de  la  France  a.  a.  0.  S.  6. 
5}  Block  a.  a.  O    S.  266. 
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weder  die  Eraft,  ihre  Gesetze  zur  Anerkennung  zu  bringen,  noch  Zeit 
^Dg,  die  Wirksamkeit  derselben  abwarten  zu  können.  Und  daher  schuf 
die  Revolution  mit  der  rechten  Hand  ein  segensreiches  Gesetz,  das  sie 
im  selben  Augenblick  wieder  mit  der  linken  vernichtete  und  oft  ver- 
oichteii  musste.    Die  Gesetzgebung  über  das  Maximum  war  eine  Zer- 
«tfinmg  der  Grewerbefreiheit  und  zugleich  eine  Vernichtung  des  Eigen- 
tkums8chte&    IMLan  suchte  die  Grfinde  dieser  unheilvollen  Gesetzgebung 
ifl  dem  Mangel  an  wirthschaftlicher  Bildung  —  das  ist  unwahr.    Bei 
den  Berathungen  des  Convents  über  das  Maximum  erhob  sich  in  der 
Sitzung  des  39.  Novembers  1792  Faye  und  rieth  davon  ab.    Nicht  ein 
Zvangsgesetz  über  die  Preise  kann  Rettung  aus  der  Noth  bieten, 
^ein  die  Verbesserung  der  Strassen,  die  Eröfinung  von  neuen  Wegen 
ifid  Canälen,  die  Beschleunigung  des  Verkaufs  der  Nationalgüter,  das 
aStio  wird  segensreich  sein.    In  einer  Rede,  die  einen  tiefen  Einblick 
ie  das  wirthschaftliche  Leben   zeigt,   unterstützte   diese   Forderung 
St  Jnst  mit  seinem  ganzen  Talent.   Nur  die  Freiheit  des  Verkehrs  und 
die  LosUtoung  von  allem  Zwang  kann  Hülfe  bringen.    Barbaroux,  den 
sdne  glänzende  Vaterstadt  Marseille  zu  ernsten  Studien  anregte,  sagte, 
das  man  besser  thäte,  mit  allen  Mitteln  die  Freiheit  des  schwarzen 
Meeres  zu  erkämpfen,  um  die  reichen  Indnstriemittel  und  Producte  der 
dort  liegenden  L&nder  dem  Weltverkehr  zuzuführen«  als  solche  Zwangs- 
massr^eln  zu  ersinnen.    Nein,  das  Maximum  war  eine  Goncession  an 
die  rohe  Masse,  der  man  zu  widerstehen  keine  Eraft  mehr  hatte  und 
^nde  80  hatte  es  im  alten  Frankreich  schon  Vorläufer^).    Die  Noth 
war  gross,  die  Kassen  der  Gomunen,  welche  lange  Unterstützung  ge- 
boten hatten,  erschüpft,  die  Verbote  der  Ausfuhr  von  Mehl  und  Getreide, 
^  Todesstrafe  sogar,  die  man  darauf  setzte,  die  B^nstigungen  aller 
Art,  welche  man  dem  Handel  mit  diesen  Lebensmitteln  zukommen 
üess,  hemmten  dennoch  nicht  das  Steigen  der  allgemeinen  Verzweiflung. 
Mao  hatte  nicht  den  Muth,  sich  zu  gestehen,  dass  der  wahre  Grund 
äJies  Mangels   in  den  zerrütteten  inneren  Verhältnissen  lag,   in  dem 
iaogel  an  Arbeitskraft,  in  dem  Mangel  der  Pflege  des  Ackerbaues 
Qad  glaubte  jetzt  durch  die  kurzsichtigsten  Massregeln  und  durch  Ge- 
vah  von  oben  herab  etwas  schaffen  zu  können,  was  doch  nur  von  unten 
beraul,  durch  langsames  Gedeihen,  sich  zu  erzeugen  im  Stande  war. 

Und  so  entstanden   alle  jene   Massregeln  und   YorQbergehenden      Du 
Getelie  über  die  Ausfuhr  von  Lebensmitteln  aller  Art,  vor  Allem  jene  *"J|^f  ^^** 
ttber  Gefareide  und  Mehl.    So  entstand  denn  auch  jenes  Decret  vom  Maximum 
i  Mte  1793,  welches  gewöhnlich  das  Decret  über  das  Maximum  ^^^"J^j'^*" 
l^sst,  und  welches  für  die  Geschichte  des  Convents  von  so  fnrcht- 


^  Tocqnevüle  a.  a.  O.  8.  818. 
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barer  Bedeutung  wurde.  Wüthende  Aufstände,  Mord  und  Todtschlag, 
Gewalttbat  jeder  Art,  waren  in  seinem  Gefolge,  Durch  dieses  Decr«  t 
wurde  bestimmt,  dass  jeder  Händler,  Bauer  und  Eigentfaümer  von 
Getreide  und  Mehl  verpflichtet  ist,  vom  Tag  des  Gesetzes  an  bei  der 
Municipalbehörde  seines  Ortes  die  genaue  Declaration  von  seinen  Vor- 
räthen  dieser  Art  anzugeben.  Commissaire  der  Districtsdirectorieu 
haben  diese  Anzeigen  zu  überwachen  und  zu  prüfen  und  sind  be- 
rechtigt, die  Wohnungen  aller,  vorzuglich  der  der  Verheimlichung 
verdächtigen  Bürger  zu  durchsuchen.  Die  Municipalbehörden  ver- 
zeichnen ihre  Vorräthe  in  der  Gemeinde  und  berichten  dies  an  die 
Districtsdirectorieu,  diese  senden  die  Tabellen,  ihren  District  betreflfend, 
an  die  Departementsdirectorien,  welche  die  allgemeinen  Departements- 
tabellen dem  Couvent  übergeben.  Niemand  darf  Getreide  oder  Mehl 
an  anderen  Orten  verkaufen,  als  auf  den  bezeichneten,  von  den  Behör- 
den überwachten  Marktplätzen.  Niemand  darf  Geti*eide  oder  Mehl 
kaufen,  als  versehen  mit  dem  Certificat  der  Municipalbehörde,  und 
Niemand  darf  mehr  Vorrath  kaufen,  als  ihm  für  einen  Monat  nOthig 
ist  und  die  Behörde  ihm  auf  dem  Certificat  anweist  und  gestattet. 
Die  Administrationsbehördeu  haben  das  Recht,  so  viel  Getreide  für  die 
Märkte  von  den  Bauern  zu  requiriren,  als  ihnen  für  den  Bedarf  uöthig 
scheint  und  können,  im  Fall  der  Weigerung  des  Besitzers,  das  Getreide 
selbst  ausdreschen  lassen.  Niemand  darf  mehr  Getreidevorrath  für 
sich  behalten,  als  ihm  zur  Erhaltung  bis  zur  nächsten  £rnte  nöthig  ist 
Alle  Verkäufer  und  Käufer  en  gros  müSvSen  Verzeichnisse  führen 
für  ihren  Kauf  und  Verkauf  und  die  Personen  darin  aufführen,  von 
denen  sie  gekauft,  an  welche  sie  verkauft  haben.  Für  Kauf  und 
Verkauf  dieser  Art  müssen  Käufer  und  Verkäufer  besondere  Abferti- 
gungs-  oder  Passierzettel  von  den  Behörden  des  betreffenden  Ortes 
erwerben.  Das  Gouvernement  selbst  ist  in  seinen  Verproviantirungs- 
massregeln,  welcher  Art  immer  an  gleiche  Bestimmungen  gebunden. 
Das  Ministerium  des  Innern  hat  die  üeberwachung  des  Vollzuges  dieser 
Vorschriften.  Hohe  Geld-  und  Confiscationsstrafen  stehen  auf  der 
Uebertretung  dieser  Bestimmungen.  Aber  auch  der  Preis  wurde,  ausser 
diesen  so  drückenden  Beschränkungen  des  Handels  und  Verkehrs,  vom 
Gesetz  festgesetzt.  Diese  gesetzliche  FixiVung  des  Preises  war  das 
Maximum.  Der  Mittelpreis,  der  sich  aus  den  vom  1.  Januar  bis  i.  Mai 
1793  nach  den  von  den  Directorien  der  Districte  und  Departements 
entworfenen  Verkaufspreisen  und  Marktzetteln  ergab,  unter  welchen  von 
nun  an  allein  Getreide  und  Mehl  verkauft  werden  durfte,  ja  sogar 
verkauft  werden  musste,  bildete  das  Maximum.  Art.  25,  "26,  i^- 
So  wurde  das  Maximum  gesetzlich  berechnet  und  darnach  im  Voraus 
nie <1  ergedrückt.    Vom   1.  Juni  muss  es  um  ein  Zehntel  sinken,  vom 
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1.  Juli  am  ein  Zwanzigstel,  vom  1.  August  um  ein  Dreissigstel  und 
vom  l.  September  um  ein  Yierzigstel.  Selbst  Der,  der  um  höheren 
Preis  Getreide  kauft,  wird  mit  der  Confiscation  zu  Gunsten  der  Annen 
[«straft.  Die  Angeber  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes  wurden  belohnt 
itiid  Jedermann  zur  Anzeige  verpflichtet ;  die  Municipalbehörden  dafür 
V'frantwortlich  gemacht. 

Das  war  jenes,  so  schwer  auf  Frankreich  lastende  Gesetz  über 
das  Maximum,  welches  keineswegs  im  Stande  war,  auch  nur  für  kurze 
Zeit  das  wnthende  Geschrei  der  hungernden  Bevölkerung  nach  Brod  — 
ood  Freiheit  zu  stillen.  Durch  das  Decret  vom  26.  Juli  1793  wurde 
Jrdermann  als  Korn  Wucherer  erklärt,  der  überhaupt  einen  Vorrath 
laispeichert,  alle  Bürger  zur  Anzeige  derselben  aufgefordert  und  der 
Tod  als  Strafe  darauf  gesetzt 

Von  dieser  einmal  gefassten  Anschauung  ausgehend,  folgten  bald  oocr^  t  vom 
»lere  und  schwerere  Massregeln  nach.  Das  Decret  vom  11.  Septem-  "•  s«*?*«™- 
t-ef  l7i*S  ertheilte  den  Municipalbehörden  das  Recht,  jede  Privatwohnung 
£D  dorchsachen  und  die  Vorräthe  in  Mehl  und  Getreide  zu  notiren. 
L<  stellte  alle  Muller  unter  willkürliche  Requisition  des  Gouvernements, 
be-ümmte  von  Neuem  das  Maximum  des  Getreides  (Sect.  3)  und  setzte 
(Iie;>es  sowohl,  als  den  für  die  Transportkosten  bestimmten  Zuschlag 
xiieutend  niedriger,  als  das  frühere  Gesetz.  Damach  sollte  der  Centner 
dfs  besten  Weizen  14  Livres  kosten,  des  besten  Mehles  davon  20  Livres, 
das  Korn  10,  der  türkische  Weizen  8,  Hafer  bester  Qualität  14  Livres 
B.  ?.  w.  Das  Fuhrlohn  per  Axe  wurde  nach  Centner  und  Meile  auf 
j  ond  6  Sous  berechnet  und  per  Schiff  auf  3  Sous  festgesetzt;  alle 
Ausftthr  strengstens  verboten  und  bei  Uebertretung  des  Gesetzes 
Vaare,  Wagen  imd  Pferde  desselben  confiscirt.  Man  erhöhte  die 
Rflohmmgen  der  Denunciation ,  und  verschlimmerte  so  stets  das 
lebel,  das  man  heilen  wollte,  wie  ein  Arzt,  der  einem  Kranken 
darum  zu  Ader  lässt,  damit  das  Blut  nicht  von  dem  Krankheitsstoff 
ergriffen  werde.  \ 

Dieses  Maxime  wurde  endlich  durch  das  Decret  vom  29.  Septera- 
hr  1793  auf  fast  alle  Gegenstände  des  Haushaltes  und  Lebens  über- 
'^gen  und  man  dehnte  diese  Massregeln,  welche  zuerst  blos  den 
Einiehen  trafen,  durch  das  Gesetz  vom  10.  October  1793  auf  die 
lH:'partements  im  Ganzen  aus  und  erklärte,  Art.  8,  dass  die  Ueberflüsse 
^Iner  Departements  verzeichnet  und  dem  Staat  abgeliefert  werden 
wissen.  Später  erklärte  der  Convent- durch  das  Decret  vom  9.  Novem- 
^  1734  (19.  Brumaire  an  HI.),  dass  alle  Lebensmittel  und  nöthigen 
Bedarfssaehen  einem  willkürlichen  Verfögungsrecht  der  Republik,  theils 
fär  den  Bedarf  des  Volkes,  theils  für  jenen  der  Armee  unterworfen 
seien.    Die  abgenommenen  Lieferungen  werden  von  den  Districten 
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gezeichnet  und  einregistrirt  and  an  die  Commission  des  Handels  über- 
liefert, welche  dieselben  zur  Verrechnung  bringt. 

Aufhebung         Nachdem  endlich  die  Männer,  welche  den  Staat  gewaltsam  in  die 
de«       puritanische  Form  ihrer  Staatsidec  bringen  wollten,  auf  dem  Schaffot 

Detrervom  ^^r   ihre  Idee  verblutet  waren,  konnten   auch  über  ihre  Massregeln 

4.  Nivose  andere  Ideen  den  Sieg  wieder  erringen.  Durch  das  Decret  vom  24. 
December  1794  (4.  Nivose  an  DI.)  wurde  das  den  ganzen  Verkehr  im 
Innern  Frankreichs  zerstörende  Gesetz  über  das  Maximum  abgeschafft 
(Art.  1)  und  alle  Processe,  welche  über  die  Verletzung  dieses  Gesetzes 
anhängig  gemacht  waren,  unterdrückt,  die  gefällten  Urtheiie  in  den- 
selben aufgehoben.  Art.  24.  Doch  sollten,  um  einen  Debergang  zu 
vermitteln,  die  Requisitionen  von  Lebensmitteln  und  Waaren  allerhand 
für  den  Bedarf  von  2  Monaten  noch  für  jeden  District  und  jede 
Comune  in  Kraft  bleiben.  Die  Wuchergesetze  wurden  auch  wieder 
abgeschafft  und  nur  bestimmt,  dass,  um  die  Controle  besser  leiten 
zu  können,  aller  Getreideverkauf  nur  auf  öffentlichen  Märkten  vor- 
genommen werden  darf.  Die  Administrationen  hatten  sogar  das  Rechte 
mit  Gewalt  die  Getreidevorräthe  auf  den  Markt  bringen  zu  lassen, 
wenn  dies  von  den  Eigenthümern  verweigert  wurde.  Das  Directorium, 
als  es  unter  denl  Siegesjubel,  den  Napoleon  in  Italien  erzeugte,  zur 
Herrschaft  gelangte,  wurde  mit  einem  höheren  Vertrauen  begrüsst.  Mit 
dem  steigenden  Vertrauen  des  Volkes  zur  Regierimg  ist  stets  das 
materielle  Wohl  verbunden  und  wächst  und  entfaltet  sich.  Das 
Directorium  wollte  zuerst  gerecht  erscheinen.  Es  hob  alle  Zwangs- 
gesetze  auf,  die  den  Verkehr  und  die  Gewerbsthätigkeit  stören,  da> 
Eigeuthum  verletzen  konnten.  Es  behielt  blos  die  Bestimmungen 
über  die  Ausfuhr  bei,  welche  es  in  dem  Gesetz  vom  16.  März  1797 
(26.  Ventose  an  V.)  neu  verkündete.  Und  selbst  als  von  Neuem  die 
Revolutionskämpfe  sich  erhoben,  abermals  Noth  und  Elend  in  ihrem 
Gefolge  war,  widerstand  die  Regierung  der  wilden  Masse,  die  oft  und 
4bft  nach  dem  Maximum  schrie,  in  dessen  Wiederherstellung  und  Er- 
haltung sie  jetzt  das  alleinige  Wesen  seiner  Barschaft  und  seiner 
Freiheit  erkannte. 
Die  Die  Herrschaft  Napoleons  beendete  darüber  jeden  Zweifel   Uebcr- 

Poigendee  gehen  wir  aber  jetzt  noch  im  Zusammenhang  die  Wirkungen  und 
'  Folgen  dieser  unseligen  Gesetzgebung.  Die  Revolution  hatte  der 
rohen  Masse  Freiheit  und  Gleichheit  verheisseui  die  höchsten  Güter 
der  M^s^schheit,  und  sie  war  ohnmächtig,  den  Hungernden  Brod 
zu  geben.  Aber  die  Maase  verstand  unter  der  FVeiheit  nichts 
anderes  mehr,  als  zu  leben,  und  unter  der  Gleichheit  nichts 
anderes,  als  so  gut  zu  leben  wie  jene,  welche  der  Neid  als  aas- 
gezeichnet kennzeichnete.     Auch   hier  war  Rousseau  der  Erzieher. 
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Im  »CoDtrat  social''  *)  sagte  er,   dass  man,   um  die  Gleichheit  zn 

eireiehen,  vor  Allem  dahin  streben  mässe,  dass  kein  Bärger  reich 

geoog  sei,  um  die  Macht  zu  haben,  sich  einen  anderen  zu  kaufen,  und 

keioer  so  arm  sei,  am  sich  verkaufen  zu  müssen.    Daraus  folgt  in 

Betracht  der  Reichen :  Veränderung  ihrer  Guter  und  ihres  Credits,  und 

iii  Betracht  der  Armen:   Veränderung  des  Geizes  und  der  Habsucht. 

Bamm,  tagt  er  erklärend  bei,  darum  versucht  es,  die  grossen  Miss- 

Terhiltnisse  zu  beben,  duldet  keine  Reichen  und  keine  Bettler.    Den- 

Qoeh  aber  dachte  Rousseau  diese  Gleichheit  auf  eine  andere  Art  zu 

Ifceo,  als  die  Revolution os  versucht.   »Wie  findet  man  das  Glück?  fragt 

eria  einem  anderen  Werke  >).   So,  dass  man  den  Reichthum  der  Einen 

aMi  die  Armuth  der  Anderen  vermindert;  so,  dass  man  dem  Armen  die 

Kügiichkeit  giebt,  durch  eine  Arbeit  von  7  oder  8  Stunden  des  Tages, 

sHse  Bedürfnisse  und  die  seiner  Familie  zu  decken."    Aber  das  aner- 

himte  die  Revolution  nicht    Kaum  hatten  die  zerstörenden  Ideen  der 

Gc^ebgeber  Wurzel  gefasst,  so  erhob  sich  die  Masse,  um  ihre  Rechte 

liams  abzuleiten.    Man  stahl  und  raubte,  man  plünderte  das  Eigen- 

tkom  des  Freundes  und  Genossen,  man  klagte  den  Parteifreund  des 

Wuchers  an,  wenn  er  seine  Waare  blos  zum  Kauf  anbot    An  18,000 

Aibäter  trieben  sich  brod-  und  arbeitslos  in  Paris  schon  zur  Zeit  der 

CoBstituante  herum  und  alle  Tage  stieg  ihre  Zahl.     Die  Comune  er* 

hielt  das  Gesindel,  an  110  Millionen  hatte  sie  1793  aus  der  Staatskasse 

Voisdmss  genommen,  sie  bezahlte  diese  Schuld  nie,  sie  begehrte  immer 

odir.  Da  das  jSeld  fehlte,  um  die  Preise  zu  bezahlen,  griff  man  diese 

aa.  Darnach  aber  hütete  sich  der  Producent,  seine  Waare  zu  verkaufen. 

Die  Noth  war  entsetzlich.    Verhungerte  Kinder  fand  man  auf  den 

Strassen,  die  reichsten  Fonds,  die  Macht  des  Geldes  bekam  am  Ende. 

kdne  Waare').  Man  setzte  Todesstrafe  auf  die  Verheimlichung  der  Vor- 

Titiie.  Das  Maximum  herrschte,  aber  das  Volk  selbst  verachtete  das  Gesetz. 

üaa  bot  das  Dreifache  desselben,  aber  stets  vergebens.  Man  muss  die 

Wacherer  und  Aushungerer  zermalmen,  rief  Robespierre  im  Jacobiner- 

dvh*).    Ghanmette  trug  am  5.  September  im  Convent  darauf  an,  die 

TaiHerien-Gärten  in  ein  Kartoffelfeld  zu  verwandeln,  Danton  beantragte 

eise  Besoldung  für  die  Besucher  der  Sectionsversammlung,  damit  die 

Armoi  nicht  wegen  Nahrungssorgen  diese  versäumen,  die  Deputation 

^  Jacobiner  forderte  die  Bildung  eines  Revolntionsheeres,  welches 

^  Land,  von  der  Guillotine  begleitet,  durchziehen   solle  und   die 


1)  C.  social  L.  n.  Ch.  11. 

S)  De  rHomme  Tit  IV.  Sect.  8.  Ch.  8. 

3)  filebel  a.  a.  O.  Bd.  U.  S.  422. 

4)  Sitmiig  vom  4.  September  1708. 
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Sichel  der  Gleichheit  über  jedem  Haupte  schweben  lassen  mögen,  bis 
Friede  und  Wohlstand  einkehre.  Unzählige  Beispiele  kann  die  Ge- 
schichte aufzählen,  was  werden  sie  beweisen?  Was  wird  es  beweisen, 
dass  der  Convent  endlich  selbst  das  Maximum  aufhob  und  den  Ver- 
kehr wieder  frei  gab;  was  wird  es  beweisen,  dass  die  wilde  Masse 
immer  wieder  nach  Vermehrung  der  Gewalt  schrie,  wenn  die  Noth 
immer  und  immer  wieder  an  ihre  Thuren  pochte?  Nichts,  als  dass  die 
grösste  Gewalt  der  Menschen  ohnmächtig  ist,  gegen  die  Natur  der 
Dinge  zu  kämpfen,  und  selbst  der  wildeste  Despotismus  an  ihr  seine 
Macht  bricht.  Nur  das  Gesetz  wü'd  sich  bewähren,  das  der  Natur 
genügt  und  mit  dem  Wiesen  der  Menschen  übereinstimmt.  Nie  darf  es 
seine  Macht  gebrauchen,  um  des  Menschen  Hab  und  Gut  zu  zerstören, 
denn  der  Mensch  hängt  an  demselben,  da  es  ihm  das  Nächste  ist 
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Die  ge-  Die  Gedankenfreiheit  war  im  Alterthum  und  Mittelalter  eine  fast 

Bchichtiiche  unbegrenzte,  keinen  beengenden  Schranken,  keiner  zwingenden  oder 
der  Piesfi  vorsorgenden  Gesetzgebung  unterworfen,  wie  nach  den  Reformations- 
und Gc-  kriegen  und  in  der  Gegenwart.  Die  Buchdruckerkunst  machte  den 
freuieit.  Gedanken  zu  einem  allgemeinen  Gut,  sobald  er  geboren  war  und  gab 
ihm  dadurch  eine  Macht,  welche  eine  frühere  Zeit  nicht  geahnt  und 
alsbald,  als  sie  auftrat,  die  Herrscher  und  Staatsmänner  erstaunt  hatte. 
Durch  einen  Fortschritt  des  menschlichen  Erfindungsgeistes  erhielt  der 
menschliche  Gedanke  eine,  dem  Geschlechte  allgemein  angehörige 
Bedeutung  und  die  Press-  und  Gedankenfreiheit  ward  zu  einem  Recht 
desselben,  das  der  Mensch  so  allgemein  und  imbeschränkt  beehrte, 
als  jenes  Element  ohne  Grenzen  war,  für  das  er  seinen  Anspruch 
geltend  machte.  Als  die  Reformation  diese  Gewalt  der  Gedanken  und 
Pressfreiheit  der  Staatsmacht  zum  erstenmal  kennzeichnete,  entstanden 
allenthalben  die  Gesetzgebungen  über  die  Presse  und  ihre  Werke.  In 
England  wurde  das  Press-  und  Druckrecht  ein  königliches  Recht, 
welches  nur  mit  besonderer  Bewilligung  geübt  werden  konnte,  obgleich 
neben  diesem  Zwang  das  Recht  der  Meinungsäusserung  alsbald  von 
allen  Fesseln,  mit  der  allgemeinen  Freiheit  des  Volkes,  sich  befreite. 
In  Frankreich  wurde  es  als  ausschliessliches  Privilegium  von  den 
Königen  allein  ertheilt  und  neben  dem  Presszwange  die  Gedanken- 
freiheit selbst  in  ^nge  Schranken  gelegt.  Am  längsten  erhielt  sich 
Press-  und  Gedankenfreiheit  in  Deutschland.  Dieser  Segen  hängt  hier 
so  innig  mit  dem  Volkscharakter  und  allen  Eigenschaften  der  Nation 
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iQsammen,  wie  der  starre  Zwang  der  Press-  und  Gedankenfreiheit  in 
Fhukreich.  Langsamer  bricht  sich  dort  ein  Gedanke  Bahn,  die  per- 
saoüche  Bildung,  die  individuelle  Entwicklung  und  Selbständigkeit 
widerstrebt  mit  grosser  Zähigkeit  der  andren  Meinung,  beugt  sich 
srbw««r  der  Herrschaft  eines  anderen  Geistes,  am  schwersten  der  dos 
satioiialen!  Anders  ist  es  in  FVankreich.  Das  Contagium  der  Ideen 
4eckt  nirgends  mehr  an,  als  hier.  Der  gute  und  schlechte  Gedanke, 
die  Wahrheit  und  Läge,  die  ernsteste  und  lächerlichste  Idee  findet  in 
diesem  Lande  schnell  und  jedes  Mal  ein  Heer  yon  Anhängern.  Eine 
üode  erhitzt  alle  KOpfe,  ein  Witz  geht  über  alle  Lippen  und  erfüllt 
kü  Ideenkreis  des  Volkes,  ein  Zeitungsartikel  schafft  Aufstände  und 
Refolutionen.  Nicht  das  Denken  ist  eine  Macht  in  Frankreich,  aber  der 
krtige  Gedanke  ist  eine  Gewalt ;  das  ernste  Studium  zählt  wenig  Jünger, 
ikt  dem  Tagesgespräch  und  seiner  Weisheit  gehört  das  ganze  Volk. 
hn  wird  sicher  rechnen,  wenn  man  sagt,  Frankreich  hat  so  viel 
Meinungen,  als  es  bedeutende  Journale  hat,  und  keineswegs  umgekehrt, 
wie  dies  bei  anderen  Völkern  sich  darstellt.  Die  Geschichte  der  Press- 
Bsd  Gedankenfreiheit  in  Frankreich  ist  ein  geheimer  Führer  durch  die 
allgemeine  Geschichte  dieses  Landes.  Die  Geschichte  derselben  aber 
während  der  französischen  Revolution  ist  darum  auch  von  grösster  Bedeu- 
tnog.  wdl  sie  das  erstemal  die  Kämpfe  erzählt  um  die  Freiheit  dieses 
Lebenselementes,  auf  dem  die  Gulturhöhe  des  heutigen  Europas  ruht. 

Noch  die  Arrets  du  Conseil  vom  28.  Februar  1723  und  24.  März  Gesetze 
1T44  ')  erklärten  das  Buchhändler-  und  Druckergewerbe  für  ein  Monopol 
und  verboten  Jedermann  die  Veröffentlichung  von  Schrift-  und  Druck- 
>a(hen,  der  nicht  ein  besonderes  Privilegium  vom  Könige  erworben. 
Diese  Gewerbsbeschränkung  aber  war  auch  die  einzige  Grenze  für  die 
Pressfreiheit.  Nur  die  periodische  Presse  überwachte  die  R^ierung 
mit  der  grössten  Aengstlichkeit^).  Die  Fronde  hatte  zuerst  in  Frank- 
reich ein  lebendiges  Bedürfhiss  erzeugt  nach  Nachrichten  aus  diesem 
oder  jenem  Theile  des  Landes.  Man  behalf  sich  in  Ermanglung  poli- 
tischer Blatter  mit  einer  Anzahl  von  Gedichten  mit  politischem  Inhalt 
Pamphlets  und  Spottreden.  Die  sogenannten  Mazarinaden,  nach  dem 
Cardimal  Mazarin  bezeichnet,  gegen  den  und  für  den  sie  geschrieben 
Taren,  beliefen  sich  vom  Jahre  1649— -1652  nahe  auf  4000  *'*).  Wegen 
dieser  grossen  Beschränkung  der  politischen  Gritik  und  Besiirechung  der 
Ereignisse,  wurde  dieser  Theil  der  französischen  Presse  fast  ganz 
vernachlässigt    und    die  Redaction    desselben   ganz   untergeordneten 
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Personen  übergeben;  alle  hervorragenden  Kräfte  aber  wandten  sich 
der  Literatur  zu  und  hier  auf  wissenschaftlichem  Gebiete,  in  der  Form 
einer  Theatercritik,  in  nationol-öconomischen  Zeitungen,  Modejournalen, 
ReligioDS-  und  Unterrichtsblättern,  griff  man  Alles  an,  was  Gelegenhdt 
zu  Spott  und  Satyre  gab,  unterwühlte  die  bestehenden  Staatseiniich- 
tungen  und  erhitiste  die  Gemüther  ')•  Aus  diesem  Treiben  ging  endlich 
die  Encyclopädie  hervor,  jenes  Babel  der  Wissenschaft  und  der  Vernunft, 
wie  es  Chateaubriand  einst  nannte^),  und  fand  in  der  Geschmacks- 
strömung die  Basis  ihrer  mächtigen  Gewalt.  Dieselben  Gründe  er- 
zeugten  unter  Napoleons  HeiTSchaft  die  gleichen  Folgen.  Was  bei 
diesem  Treiben  in  der  Oeffentlichkeit  nicht  Raum  fand,  das  flüchtete 
sich  in  die  geheimen  Journale,  die  kurz  vor  der  Revolution  im  ganzen 
Lande  verbreitet  wurden,  ohne  von  der  forschenden  Polizei  ergriffen 
werden  zu  können.  Auf  diese  Art  kämpften  die  »Nouvelles  eccle- 
siastiques"  gegen  die  Kirche  und  den  Jesuitismus,  und  das  » Journal 
de  Despotisme'' ')  für  die  Aufklärung  und  Freiheit  des  Volkes. 
Die  Freu-  Da  brach  die  Revolution  los!  Die  Pressfreiheit  war  mit  dem 
freihejt  der  gyg^g^  Sturm  derselben  eine  vollendete  Thatsache.    Kurz  vorher  hatte 

entenReTo* 

intioBSBeit.  Mirabeau  sein  Werk  über  die  Pressfreiheit  veröffentlicht  *).  Er  hatte 
darin  die  Segnungen  der  Pressfreiheit  in  England  bewiesen  und  be- 
gehrte sie  unbegrenzt  auch  für  Frankreich.  ^^Als  Gott  den  Menschen 
gestattete,  alle  Producte  der  Natur  zu  benutzen,  wollte  er  auch,  dass 
der  Geist  dasselbe  Privilegium  geniesse,  und  obgleich  die  Mässigung 
eine  der  grössten  Tugenden  ist,  so  befiehlt  sie  Gott  eben  nur,  ohne 
etwas  vorzuschreiben,  und  jedes  Individuum  kann  seine  Freiheit  nach 
seiner  Art  benutzen.*'  Das  war  das  Signal  zu  einem  Ausbruch  der 
Gedanken,  dem  nichts  in  der  Geschichte  zu  vergleichen  ist.  Der  König 
suchte  jeder  gewaltsamen  Regung  zuvorzukommen.  In  der  Declaration 
vom  24.  Juni  1789  beauftragte  der  König  die  Etats  generaux  alle 
Mittel  zu  prüfen  und  ihm  vorzuschlagen,  welche  am  geeignetsten  sind. 
mit  der  Freiheit  der  Preise  auch  den  Respect  vor  der  Religion,  den 
Sitten  und  der  Ehre  der  Bürger  zu  vereinen.  Die  Constituante  suchte 
nicht  lange  darnach,  sondern  erklärte  in  den  Menschenrechten,  dass 
Niemand  wegen  seiner  Meinung,  selbst  in  Religionssachen,  beunruhigt 
werden  könne,  Art  10,  und  nannte  die  freie  Mittheilung  der  Gedanken 
und  Meinungen  eines  der  kostbarsten  Rechte  der  Menschen,  weshalb 
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jedv  Böiger  firei  sprechen,  schreiben  und  drucken  kann,  voransgesetEt, 
dass  er  die  Freiheit  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  nicht  miss- 
bnucht  Art  11.  Durch  die  Abschaffung  aller  Privilegien  und  Ge- 
wcrbsbeschränkungen  ward  auch  das  Buchhändler-  und  Druckergewerbe 
TOD  jeder  Beschränkung  frei.  «„Nichts  war  stürmischer  und  grossartiger 
als  diese  Eruption  der  Freiheit,  die  unglücklicher  Weise  nur  zu  bald 
JB  eine  erschreckende  Zügellosigkeit  ausartete** ').  In  7  bis  800  Blättern 
sprach  sich  Gesinnung  und  Meinung  in  allen  Formen  und  Stylarten 
ans,  auf  den  Strassen  und  Öffentlichen  Plätzen  ward  dabattirt  und 
Tshandelt,  man  stritt  mit  Worten  und  Faustschlägen  für  die  Freiheit 
der  Meinung,  man  prügelte  sich  in  den  Wirths-  und  Kaffehäusern 
danuD.  Man  schrieb  mit  solchem  Eifer  während  der  Revolution,  dass 
^Psaperfabrication  um  das  Achtfache  emporstieg').  Zuerst  schränkten 
Mch  die  reactionären  Richter  im  Parlamente  durclr  strenge  Urtheile 
kat  Freiheit  ein  '),  bald  aber  wälzte  der  Strom  ungehindert  seine  Wogen 
dahin,  bis  der  Convent  durch  die  Guillotine  ein  neues  Gesetz  für  die  Ge- 
daokenfreiheit  gab  und  um  ihrer  Uebung  willen  verurtheilte  und  köpfte. 

Alles  drängte  sich  auf  das  Gebiet  der  Tagesschriftstellerei,  alles  D«r  Jonr. 
wollte  seine  Meinung  aussprechen  und  Anhänger  gewinnen.  Mirabeau  ^j^'^^l^^. 
war  der  Erste ,  der  die  Feder  für  die  Tagesliteratur  ergriff  und  im  lationiMit. 
»Coanier  de  Provence**,  während  seiner  parhunentarischen  Laufbahn, 
dae  schriftstellerische  Thätigkeit  entfaltete,  die  die  350  Nummern  des 
ioomals  auf  17  dicke  Bände  anschwellen  machte.  Ihm  folgte  Maret, 
der  spätere  Herzog  von  Bassano,  Barere  im  »Point  du  jour^S  Loustalot 
in  der  Jtevolution  de  Paris'%  Gondorcet  in  der  „Chronique  de  Paris**, 
Camflle  Desmoulins  in  den  »Revolutions  de  France  et  Brabant**,  Marat 
ia  JL'ami  du  Peupie**,  Robespierre  in  dem  „Defenseur  de  la  Constitution**, 
Biissot,  Garsas,  Louvet,  Fontanes,  Freron,  Chenier,  Hebert  und  alle 
^Unner,  die  in  der  Revolutionsgeschichte  einen  Namen  haben,  mit  einer 
Floth  von  Journalen,  Brochüren,  Manifesten  und  Maueranschlägen. 
JHe  Bücher  mögen  zehn,  zwanzig  Jahre,  ein  Jahrhundert  dauern*', 
agt  Louis  Blanc^),  „sie  genügen  den  Epochen,  wo  die  Menschheit 
langsam  denkt  und  nicht  nöthig  hat,  schnell  zu  sprechen.  Aber  wenn 
das  Gehirn  der  Menschheit  glüht  . . .  wenn  über  alle  Lippen  die  Leiden- 
schaft steh  drängt  in  glühenden  Worten . . .  dann  ist  das  Zeitalter  der 
Bücher  geschlossen  und  das  Zeitalter  der  Journale  eröfihet**  Diese 
Worte  bezeichnen  wohl  richtig  den  Erüffhungspunkt  einer  neuen  geistigen 
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Thätigkeit,  aber  sie  sind  so  wenig  als  allgemeine  Wahrheit  anzunehmen, 
als  jene,  welche  heut  eine  gewisse  Klasse  von  Politikern  und  Weisen 
seufzend  aussprechen,  dass  die  Zeit  der  Journalistik  vorüber  und  wieder 
)ene  der  Bücher  gekommen  sei.  Das  neue  Staatsleben  des  neunzehnten 
Jahrhunderts,  die  Gegenseitigkeit  der  Interessen,  das  grosse  Band, 
welches  alle  Völker  umschlingt  und  keine  chinesische  Mauer  zwischen 
dem  einen  und  anderen  duldet,  der  schnellwirkende  Verkehr  hat  die 
Tagesliteratur  geschaffen  und  ihr  eine  Macht  gegeben,  die  so  lange 
dauern  wird,  als  eben  das  Leben  der  Zeit  in  den  gleichen  Bahnen 
dahinrollt.  In  dem  Augenblick,  als  man  den  Alles  bevormundenden 
Absolutismus  zerstört  hatte,  machte  das  Volk  seine  Wünsche  und 
Hoffnungen  geltend,  es  trat  selbstbestimmend  in  das  Leben  ein  und 
musste  es,  wenn  seine  Bedürfnisse  eine  Befriedigung  erhoffen  sollten. 
Und  weil  dies  die  thatsächliche  Lage  der  Zeit  war,  dämm  war  die 
Freiheit  des  Gedankens  und  der  Meinung  die  erste  Bedingung  derselben. 
Darum  erschien  eine  Fluth  von  Zeitungen,  darum  „schrie  man  die 
Tausend  Blätter  und  Brochüren  in  den  Strassen  nach  Titel  und  Inhalt 
aus,  man  schlug  sie  an  die  Mauern,  man  warf  sie  unter  die  Leute. . . 
Darum  stritt  sich  der  geschrielene,  gedruckte,  geschrieene  Journalismus, 
der  Journalismus,  der  an  den  Mauern  klebte,  um  ein  begieriges 
Publikum')."  Und  sobald  die  Lage  der  Zeit  anders  ward,  sobald 
eine  Gewalt  aus  der  allgemeinen  Meinung  heraus  sich  abgesondert  und 
die  Herrschaft  ergriffen  hat,  verschwindet  die  Freiheit  des  Gedankens 
oder  sie  entartet.  Nur  während  der  Constituante  besass  Frankreich 
eine  Pressfreiheit.  Nur  sie  achtete  die  einmal  verkündete  Freiheit  und 
den  Ausspruch  ihrer  Constitution.  Alle  Meinungen  wurden  gesprochen 
und  geschrieben,  alle  wurden  gehört  und  gelesen.  Die  „Les  amis  du 
Roi"  von  Royon  und  Montjoie,  das  „Journal  de  Louis  XVI.  et  de  sou 
Marat  Hber  Peuple"  kounteu  ihre  Meinung  so  gut  vertheidigen,  wie  die  Journale  der 
'li7ii»mur  Constitutionsfreunde,  der  Jacobiner  und  Republikaner.  Bald  aber  artete 
Bcincr  Zeit,  dicse  Freiheit  aus.  „Der  Journalismus  ist  eine  vergängliche  Sache 
bei  uns,"  erzählt  Marat*).  „Ein  Bonhomme,  dem  einige  Grobheiteu 
gelungen  oder  der  einen  schlechten  Aufsatz  einer  Zeitung  geliefert  uud 
nicht  weiss,  was  aus  ihm  werden  soll,  nimmt  sich  vor,  Geld  zu  machen 
und  gründet  ein  Journal  Den  Kopf  leer,  ohne  Wissen,  ohne  Idee  und 
ohne  Ueberzeugung  treibt  er  sich  in  den  Kaffeehäusern  herum,  sammelt 
den  Tageslärm,  die  Schmähungen  der  Feinde,  die  Klagen  der  Patrioten, 
die  Seufzer  der  Unglücklichen  und  kehrt,  den  Kopf  endlich  voll  mit 
all  dem  Zeug,  nach  Hause  zurück,  legt  es  aufs  Papier  und  bringt's  zu 
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seinem  Dracker,  um  damit  die  Dummköpfe  am  anderen  Tag  zu  ergötzen, 
die  den  Cnsinn  machen,  es  zu  kaufen.  Das  ist  das  Bild  von  neunzehn 
Zwanzigstel  dieser  Herren  in  unseren  Tagen/*  Das  ist  vielleicht  auch 
das  Bild  von  unseren  Tagen,  aber  man  darf  nicht  glauben,  dass  es 
asdeis  wäre,  wenn  man  die  Pressfreiheit  knebelte.  Die  Comune  von  Reaction 
Paris  machte  verschiedene  Versuche,  die  Ausartungen  derselben  abzu-  «^f^^^ 
stellen  und  man  opponirte  mit  allem  Recht  dagegen.  Selbst  das  Muni-  sphrsnkta 
cipal-Arrete  vom  2.  August  1789  konnte  sie  nicht  aufrecht  erhalten,  '''■*'" 
ol^ldch  es  nichts  l)egehrte,  als  die  Bezeichnung  eines  Druckers  und 
Verlegers  auf  jedem  Exemplar  einer  Druckschrift  und  die  Ablieferung 
eines  Stückes  an  die  Chambre  syndicaP).  Dennoch  aber  verbot  sie 
am  1.  September  17S9  alles  Ausrufen  und  öffentliche  Verkünden  der 
Samen  und  des  Inhalts  von  Schriften  und  Drucksachen  und  bestrafte 
es  im  vorkommenden  Falle  als  Ruhestörung.  Auch  die  National- 
^enammlung  verbot  am  18.  Juli  179  t  alle  Schriften,  die  Aufruhr  und 
Keaterei  anzetteln,  aber  sie  war  theils  zu  schwach,  theils  zu  lässig, 
om  den  Strom  einzudämmen.  Damals  höi-te  Marats  Journal  auf  zu 
ers'^heinen ,  Desmoulins  floh  von  Paris,  das  Publikum  selbst  gab  sich 
einer  gemässigteren  Stimmung  hin  und  entsagte  der  wildesten  Leetüre. 
Der  Revolutionssturm  des  10.  August  änderte  alles  wieder.  Die  Königs- 
partei und  die  Partei  der  Constitutionellen  hatte  ihr  Spiel  verleren  und 
die  Comune  von  Paris  erklärte  in  einem  Arrete  desselben  Tages,  dass  alle 
Redacteure  und  Autoren  der  verschiedenen  contrerevolutionären  Journale 
zu  arretiren,  ihre  Pressen,  Buchstaben  und  Instrumente  unter  die  patrio- 
tischen Drucker  zu  vertheilen  sind.  Zwei  Comroissaire  wurden  besonders 
für  die  Confiscation  aller  aristocratischen  Papiere  eingesetzt  und  alle 
Sendungen  an  Schriften  oder  Zeitungen  der  Art  mit  Beschlag  belegt. 

Als  der  Convent  die  Revolutionstribunale  errichtete,  wurden  die  Re-  Die  Gfbwait- 
dacteure  dieser  Blätter  vor  dieselben  gestellt  und  zur  Guillotine  geführt «),  »n>"regein 
und  als  er  seine  Sitzungen  eröffnete  und  seme  Constitution  die  Press-     Partei- 
freiheit  als  „unbegrenzt"  verkündete,  Art.  122,  da  war  dies  doch  nur  eine  ^^ßf"«^*»»" 

bestimmt 

Phrase.  »Man  war  frei  unter  der  Bedingung,  der  öffentlichen  Sache  zu  das  Maas« 
'^i*-nen,  den  Leidenschaften  der  herrschenden  Parteien  zu  schmeicheln,  <>c'F«e'»»e*« 
aber  plötzlich  war  man  wieder  ein  Vergifter  der  öffentlichen  Meinung, 
man  sah  seine  Pressen  ergriffen  und  musste  Gott  danken,  wenn  man  dabei 
<3en  Kopf  nicht  verlor  ').«  Die  Gironde  und  die  Montagnards  herrschten, 
ihre  Meinung  allein  war  frei  und  gerecht,  jede  andere  Meinung  ein  Ver- 
breche. Aber  auch  die  Gironde  fiel  nach  jenem  verwegenen  Staatsstreich 
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der  Montagne  am  31.  Mai  und  die  Jonmalisten  and  Redner  dieser 
Partei  bestiegen  das  SchaflFot,  die  Journale  verschwanden,  es  heirschte 
die  Meinung  der  Montagne  und  wieder  war  diese  Meinung  allein  frei. 
Hebert  im  »Pere  Duchesne** ;  das  wichtigste  Journal  )ener  Zeit,  »Journal 
des  Debats  et  de  la  Correspondance  des  Jacobins"  waren  die  Leiter 
des  öffentlichen  Geistes,  endlich  der  „vieux  Cordellier'*  von  Camille 
Desmottlins,  so  lange  ein  Mitgeniesser  dieser  Freiheit,  als  die  Dan- 
ton'sche  Partei  ein  Theilchen  der  Herrschaft  besass.  Aber  auch  diese 
Freiheit  war  nur  sehr  zweifelhaft  und  hing  von  der  persönlichen  Gunst 
der  mächtigsten  Parteihäupter  ab.  Die  Greuel  der  Hebertisten  hatten 
den  »vieux  Gordellier^  erzeugt  und  Camille  erhob  sich  in  dieser  Zeit- 
schrift vom  ersten  Tag  ihres  Erscheinens,  5.  December  1793,  getreu 
seiner  Devise,  vivre  libre  ou  mourir,  muthig  gegen  diese  Schreckens- 
herrschaft. Und  die  Hebertisten  bestiegen  das  Schaffet.  Aber  auch 
über  den  Dantonisten  schwebte  das  Schwert  schon,  das  Robespierre 
fallen  liess,  wenn  es  ihm  beliebte  und  wenn  er  zu  furchten  hatte.  In 
der  Jacobinersitzung  vom  7.  Januar  1794  (18.  Nivose  an  IL)  ward  die 
dritte  Nummer  des  „vieux  GodelUer*^  als  üreiheitsfeindlich  angeklagt,  weil 
sie  sich  mit  Spott  und  strenger  Miene  gegen  die  bestehende  Herrschaft 
erhoben  und  in  Vergleichen  mit  der  römischen  Geschichte  ein  höchst 
ungünstiges  Bild  davon  entwarf.  Camille  vertheidigte  sich  und  seine 
Genossen  nur  zagend  in  den  vier  nachfolgenden  Nummern  seiner  Zeitung, 
schon  mit  der  Miene  dessen,  der  seiner  Yerurtheilung  gewiss.  Und  Camille 
und  Danton  and  alle  Dantonisten  bestiegen  wenige  Tage  darnach  das 
Schaffet.  Unter  den  Papieren  Robespierre's  fand  man  die  Bemerkung: 
Camille  wurde  guillotinirt ,  weil  er  den  Tacitus  commentirt  hat*). 
Immer  ist  der  Yolksdespotismus  entsetzlicher  als  die  geschmähteste 
Tyrannei  eines  Einzelherrschers.  Gleichgültig  ist  es  diesem,  was  man 
denkt,  so  lang  man  nicht  den  Muth  hat,  den  Gedanken  zu  äussern, 
jener  aber  wühlt  sich  in  Herz  und  Gehirn  ein  und  richtet  „nach 
Yermuthung"' !  Bei  jenem  ist  es  ein  Verbrechen,  eine  andere  Meinung 
als  die  seine  zu  äussern,  bei  diesem  schon,  einer  anderen  Meinung 
verdächtig  zu  sein.  Die  Tagespresse  lag  geknebelt  zu  den  Füssen 
Robespierre's,  die  Wissenschaft  sah  in  den  Greueln  der  Zeit  ihre 
schönsten  Blüthen  erstickt,  die  Muse  fluchtete  vor  denselben  und 
erlahmte  gleichfalls  im  Zwang  des  Gesetzes. 

D.  TbcAter- ,  Die  Constituante  hatte  allgemeine  Theaterfreiheit  durch  das 
freuieit.  D^ret  vom  x3.  Januar  1791  eingeführt,  Robespierre  damals  schon  ge- 
wihrtBd   fordert,   dass  die  Theateraufführungen  auch  von  jeder   polizeilichen 

d-Couvenu.  Beaufsichtigung  frei  erklärt  werden.  Jetzt  liess  er  den  Convent  durch 
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dn  Decret  rom  2.  August  1793  erklftren,  dass  auf  den  Theatern  von 
Paiis  in  jeder  Woche  wenigstens  dreimal  die  Tragödien  von  Brutus, 
WMm  Teil  und  Gaius  Grachus  aufgeführt  werden  müssen  und  »alle 
Ikater,  in  denen  solche  Stucke  aufgeführt  werden,  welche  den  öffent- 
Ikben  Geist  verschlechtern  und  die  schmähliche  Verehrung  des  König- 
ihBDDbs  zu  erwecken  suchen,  geschlossen  und  die  Directoren  derselben 
sach  der  Schärfe  des  Gesetzes  bestraft  werden  sollen.^  Die  Schauspieler 
des  Nationaltheaters  wurden  eingesperrt,  weil  sie  ein  von  der  Comune 
verbotenes  reactionäres  Stück,  den  „rami  du  Roi'S  aufgeführt  hatten  >). 
Die  Commission  des  öffentlichen  Unterrichts  führte  endlich  durch  ein 
Reimes  Arrete  vom  25.  Floreal  an  II.  die  Gensur  wieder  ein  und 
iü  der  Zeit  von  3  Jahren  wurden  über  151  Stücke  deraelben  unter- 
voifen,  davon  33  gestrichen,  25  zur  Aenderung  angewiesen,  das  ganze 
lite  Repertoire  einer  Prüfung  unterzogen  ^).  All  diesen  Gewaltthätig- 
katen  machte  der  Staatsstreich  vom  9.  Thermidor  ein  Ende.  Robes- 
pkrre  and  seine  Partei  endete  auf  dem  Schaffet  und  die  Freiheit  lüftete, 
wenn  auch  nur  auf  kurze  Zeit,  ihren  Schleier.  Alle  Parteien  erhoben 
kk  wieder  und  Uessen  ihrer  lang  zurückgehaltenen  Meinung  freien  Lauf. 

Die   Constitution    an   IIL   anerkannte    von   Neuem   die    vollste     Preu- 
Fmheit  des  Bürgers,  zu  sprechen  und  zu  schreiben  was  er  will  und  'f***'***  f*' 
Wie  er  will    Es  kann  keine  Gensur  geübt  und  Niemand  verantwortlich  «a  in.  nad 
gemacht  werden  für  das,  was  er  veröffentlicht,  ausser  in  den  vom  **«R«»<*"<>'' 
liesetz  vorher   bestimmten   Fällen.    Art.  353.    Aber  kaum  war  die    torianu. 
Frdheit  durch   die   Constitution   wieder  gesichert,   so   erhoben  sich 
oatorlich  auch  die  Stimmen   der  eben  gestürzten  Partei    Wüthende 
Deputationen   forderten  die  Conventsconstitution.    Baboeuf  (verOffent- 
iicbte  den  „Tribun  du  peuple^  und  lehrte  in  rohester  Form  zum  ersten- 
mal die  Lehren  des  Communismus  und  mit  diesen  die  Nothwendigkeit 
einer  Auflösung  des  gegenwärtigen  Staatsverbandes.    Das  Directorium 
erschrak  vor  den  neuen  Stürmen  und  fast  die  erste  That  seiner  Re- 
gierung war  der  Gedanke,  die  Pressfreiheit  wieder  einzuschränken, 
lo  der  Sitzung   des  25.  Ventose  an  IV.  erhob  sich  Delauny  d'Angres 
wd  stellte  diesen  Antrag,  der  einstige  Genosse  Robespierres,  Sauger 
stimmte  ön,  der  Revolutionsdichter  Chenier  theilte  mit  Leidenschaft 
&  gleiche  Meinung.    Lem^rer  aber  vwwarf  in  einer  vortrefflichen 
Kede  diese  Bestrebungen.    „In  den  freien  Staaten  garantirt  die  Ver- 
fassang  gewöhnliche  politische  Freiheit  und  die  Institution  der  Civil- 
Mheit    Ist   dies  bei  uns  der  Fall?    Ich  kenne  zwei   Institutionen 


1)  Lacan :  Trait4  de  la  Legislation  et  de  la  juris  prudence  des  Theatres 
IS&S  Bd.  L  S.  46. 

2)  YlYien:  Etndes  adxninistratires  1859  Bd.  II.  S.  397. 
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wahrhaft  würdig  des  Namens  der  Freiheit.  Das  heilige  Institut  der 
Geschworenen  und  die  Pressfreiheit.  Brecht  ihr  diesen  Hort  unserer 
Gesetzgebung,  so  giebt  es  keine  Schranke  mehr  gegen  den  Despotismus, 
eure  Constitution  verfliegt  wie  ein  Traum  und  ihr  zerbrecht  mit  eigenen 
Händen  die  Säulen  des  socialen  Gebäudes/'  Dann  zeigt  er,  dass  man 
die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  nicht  unterdrücken  soll,  weil  man 
glaubt,  die  Parteien  damit  zu  vernichten,  sondern  gerade  um  die-^e 
kennen  zu  lernen,  die  Pressfreiheit  schützen  möge.  „Suchet  nicht  zwei 
Dinge  zu  vereinen,  die  ihrer  Natur  nach  unvereinbar  sind.  Ihr  hal>t 
die  Republik  gewollt,  ihr  könnt  nicht  wollen,  dass  ohne  Leidenschaft, 
ohne  Unruhe  dieses  Gouvernement  bestehe,  dass  alle  Leidenscliaften 
eiregt,  wo  alle  (.'haraktere  sich  aussprechen,  alle  Talente  sich  entfalten, 

die  Menschen  das  sind,  was  sie  sein  können Mit  der  Pressfreiheit 

geiade  werden  die  Parteien  weniger  gefährlich,  denn  alle  balancirou 
sich,  alle  massigen  sich  gegenseitig.  Herrscht  überall  die  Oeffentlich- 
keit,  dann  heftet  überall  das  Volk  seine  Augen  hin  und  das  ist  die 
wahre  Ceusur.  Doch  ihr  wollt  nur  die  Journale  verbieten,  die  das 
Böse  sagen.  Was  heist  das!  Diese  Journale  corrumpiren  die  ofTeut- 
liehe  Meinung  —  rectili<irt  sie;  sie  verbreiten  die  Lüge  —  sagt  die 
Wahrheit!...  Ich  füge  nur  eine  Thatsache  hinzu.  Die  unbegrenzte 
Pressfreiheit,  die  uns  Furcht  macht,  hat  keineswegs  die  Unordnung 
erzeugt,  über  die  wir  uns  beklagen.  Sie  hat  sie  angekündigt  und 
erklärt.  Das  Uebel  war  da,  ehe  es  genannt  wurde,  und  alle  Philosophie 
der  Feinde  der  Pressfreiheit  reducirt  sich  immer  nur  darauf,  dass  sie 
eine  Folge  für  den  Grund  nehmen.  Die  Presse  ist  der  Ausdruck  der 
öffentlichen  Meinung,  und  wenn  diese  schlecht  und  elend  ist,  wie  wollt 
iiabopufa.  ^^'t  <^2i8s  sie  sich  anders  jjusdrücke?"  Aber  Baboeuf  war  gerade  in 
^chi  i rban  diesen  Tagen  zur  höchsten  Macht  gestiegen.  In  seinem  „Tribun  du 
peuple"  hatte  er  das  Volk  aufgerufen  zum  Kampf  für  Alles >  was  es 
verloren  hat  und  gewinnen  kann,  er  hatte  in  dem  ,>Lois  agraires"  die  Auf- 
lösung des  Eigenthums  und  die  Vertheilung  aller  Güter  durch  die  Staats- 
gewalt gelehrt  und  durch  solche  Bilder,  verführerisch  ebenso  durch  ihre 
Neuheit  als  ihre  Orignalität,  fast  die  ganze  Masse  des  niederen  Volkes  an 
sich  gerissen.  Ihm  zur  Seite  stand  Silvain  Marechal,  ein  Mann  ohne 
Hücksicht,  ohne  Glauben,  ohne  Achtung  vor  Sitte  und  Recht,  Darthe, 
ein  verbissener,  engherziger  aber  fester  und  unerschütterlicher  Revo- 
lutionair, der  seine  Ueberzeugung  mit  dem  Tod  besiegelte  und  Buona- 
rotti,  der  Unbedeutendste  von  Allen,  aber  der  üeberlieferer  Alles 
dessen,  was  man  heut  von  dieser  grossen  Verschwörung  weiss  *).    Um 


*)  BuoDarotti :  ConHpiration  poar  regalit^,  dite  de  Baboeuf,  suivic  de  procks 
Buquel  eile  donna  liea  etc.  Bnuelles  1828. 
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diese  grosse  communistische  YerschwOrang  einsoschüchteni  und  die 

Tdireitimg  ihrer  Grundsätze  zu  hindern,  erliess  das  Directorium  am. 

i&  April  1796  (27.  Germinal  an  IV.)  das  erste  Gesetz,  welches  von 

Neoem  die  Pressfreiheit  angriff  und  bald  wieder  gänzUch  vernichten 

»Ute.   Dadurch  wurden  alle  Schriften  und  Reden  yerboten,  die  6me  pr«a«poiix«i 

hntaeoDS  des  Corps  legislatif ,  oder  die  Herstellung  des  Königthums,   ^^  ^«r/ 

oder  eber  firQheren  Constitution  anstrebten,  und  femer  alle  Schriften, 


die  die  Auflösung  des  Eigenthums  oder  die  Verbreitung  falscher 
Grandsäize  darüber,  unter  den  Namen  der  Lois  agraires,  beabsichtigen. 
AOe  diese  Thaten  werden  als  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des 
Staate  mit  dem  Tode  bestraft  oder  mit  -lebenslänglicher  Deportation. 
Eine  besondere  Jury  sprach  in  diesen  Fällen  Recht,  und  die  Urtheile 
liiiselben  waren  sogleich  yollzugskräftig.  Dieses  Gesetz  ergänzend  ward 
iiarch  das  Decret  vom  17.  April  1796  (28.  Germinal  an  IV.)  eine 
strenge  Presspolizei  eingeführt  Mit  diesen  Gesetzen  fOhrte  man  den 
ersteo  Schlag  denn  auch  gegen  die  Verschwörung  Baboeufs,  die  Anfang 
lai  1796  zum  Ausbruch  kommen  sollte,  dher  noch  yor  demselben  ver- 
ntbeo  wurde.  Baboeuf  und  Darth^  wurden  zum  Tode  verurtheilt, 
Boonarotti  und  sechs  andere  zur  Deportation,  die  übrigen  Genossen 
tkonMk  auseinandergesprengt. 

Den  zweiten  vemichtenden  Schlag  fahrte  das  Directorium  mit  D.sartkoi«- 
fiesem  Gesetz  gegen  die  royalistische  Partei  und  die  beiden  Gesetz-  ■»*"■»<** 
geimogsräthe,  die  unter  der  Führung  Pichegrus  und  der  beiden  Direc* 
toren  Barthelemy  und  Gamot  der  Republik  anfingen  gefährlich  zu 
werden.  Der  Staatsstreich  des  5.  September  1797  (18.  Fructidor  an  V.), 
Tor  Allem  gegen  den  Royalismus  gerichtet,  war  zugleich  dieBartholomäus- 
oaebt  der  Presse,  wie  sich  Hatin  ausdrückt,  und  darnach  erhob  sie 
ad,  angegeben  selbst  von  der  öffentlichen  Meinung,  nicht  früher,  als 
oadi  ^t  20  Jahren  der  schmählichsten  Bedrückung.  Durch  den 
Artikel  35  jenes  Gesetzes  wurden  an  45  Journale  unterdrückt,  die 
Kedacteure  deportirt  und  die  Pressen  und  Werkstätten  dieser  Journale 
Qnter  polizdliche  Aufsicht  gestellt.  Jetzt  gebot  das  Directorium  über 
&  Offeutliche  Meinung,  und  die  der  herrschenden  Partei  war  wieder 
AÜein  frei!  Die  schamlose  Presse  jener  Tage  erfüllt  den  Leser  mit 
<kr  bittarsten  Entrüstung.  ,>Da8  eine  Journal  war  verpflichtet,  als 
Ugner,  Verräther,  als  Verschwörer  oder  Royalist,  diesen  oder  jenen 
Deputirten  darzustellen,  ein  anderes  musste  als  das  Muster  aller 
Tagenden,  Talente  und  Vornehmheit  den  oder  jenen  der  Directoren 
scbildem.  Diese  waren  für  die  Armeen  bestimmt  um  ihnen  zu  sagen^ 
^  der  Republikanismus  allein  im  Luxembourg  sei,  jene  für  die  Arbei- 
ter un  ihnen  zu  sagen,  dass  der  Royalismus  in  den  beiden  Räthen 
vorhenrsdie.    Alle  schlugen  die  Glocken  der  Revolte  und  riefen  mit 
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I^ossem  Geschrei  ganz  Paris  zum  Krieg').''  Auch  in  den  Theatern 
übte  man  jetzt  dieselbe  Gewaltthätigkeit  wie  ehemals.  £in  Arrete 
Yom  4.  Januar  1796  (18.  Nivuse  an  IV.)  befahl,  dass  alle  Tage  in  allen 
Theatern  eines  der  Revolutionslieder,  »geliebt  von  jedem  Republikaner'*, 
wie  »Qa  ira^,  „Veiüous  au  salut  de  TEmpree"  und  die  Marseillaise  ge- 
aungen  oder  gespielt  werden  muss  und  ein  späteres  Arrete  befahl, 
dass  jedes  Theater  geschlo.ssen  werden  soll,  das  die  entwürdigende 
Verehrung  des  Königthums  zu  erwecken  suche.  Es  ist  daher  unrecht, 
wenn  man  nach  dieser  Gesetzgebung  der  Revolution  Napoleon  den 
Vorwurf  macht,  dass  er  die  Pressfreiheit  erst  zerstört  habe,  als  er  seine 
MiUtairherrschaft  gründete.  Die  Presse  in  Frankreich  war  nur  so 
lange  frei,  so  lang  die  Constituante  regierte,  sie  war  frei,  so  lange 
die  Revolution  noch  keine  wüthendeu  Parteien  zur  Herrschaft  brachte. 
Bonaparte  trat  in  die  Herrschaft  mit  dem  Willen,  jede  andere  Meinung, 
die  nicht  seine  ist,  zu  yemichten,  denn  er  wusste  und  glaubte,  dass 
diese  allein  das  Gute  will! 

Dl«  Pr«M.  Die  Consularverfassung  erwähnte  die  Verhältnisse  der  Presse  mit 

'umw*     ^eioem  Worte  und   Niemand  fühlte   bei   der  Verkündigung  derselben 

HmpoUoB.  diesen  Mangel,  so  sehr  waren  Geist  und  Gemüth  abgespannt.  Erst 
vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  1799  erklärte  ein  Arrete  vom  17.  Juni 
1800  (27.  Nivuse  an  VIU.),  dass  eine  grosse  Anzahl  Zeitungen  nur  ein 
Werkzeug  in  den  Händen  der  Feinde  der  Regierung  seien,  unterdruckte 
dann  eine  Unzahl  Blätter  und  duldete,  mit  Ausnahme  jeuer,  welche 
sich  ausschliesslich  mit  Fragen  der  Wissenschaft  und  Kunst  beschäfti- 
gen, nur  noch  11  politische  Blätter,  zu  denen  der  Moniteur  universei, 
das  Journal  des  Debats,  Journal  de  Paiis,  der  Publiciste,  la  Gazette 
de  France,  le  Citoyens  fran^aise,  TAmi  du  Lois  und  noch  11  kleinere 
gehörten.  Dem  Polizeimeister  wurde  die  strengste  Ueberwachung  der 
Presse  überwiesen  und  allen  Eigenthümern  und  Redacteuren  der  erhal- 
tenen Zeitungen  aufgetragen,  vor  demselben  ihr  Bürgerrecht  zu  recht- 
fertigen, ihre  Wohnungen  anzuzeigen  und  den  Eid  zu  leisten,  der 
Constitution  treu  zu  bleiben.  Jedes  Journal  konnte  übrigens  augeu- 
blickUch  unterdrückt  werden,  wenn  es  einen  Artikel  aufnahm,  weh  her 
denRespect  verletzt,  den  man  dem  Social  vertrag,  der  Volkssouveräaität, 
dem  Ruhm  der  Armee  schuldig  ist,  Angriffe  gegen  das  Gouvernement, 
die  Freunde  und  Verbündeten  des  Staats  enthielt,  gleichgültig  ob  es 
eigene  oder  aus  fremden  Blättern  gezogene  Artikel  waren.  Das 
Geschick  einer  besonderen  Unterdrückung  traf  den  Ami  du  Lois, 
welcher  durch  das  Arrete  vom  29.  Mai  1800  verboten  wurde  ^).    Das 


1)  Hatin  a.  a.  O.  Bd.  IV.  S.  332. 

2)  8.  Ball,  28  No.  186. 
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• 
btfe  man  gerettet  nach  Mord  und  Blut,  nach  Ruhm,  Ehre  und  Grösse  I 
Das  Journal  des  Debats  umfasste  den  ganzen  Journalismus  aus  der 
Kaiserzeit  Man  kehrte  wieder  auf  Literatur  und  Theater  zurück 
ojid  hier  brachte  man  die  proscribirte  Idee  in  transparenter  Beleuchtung. 
Dis  Feuilleton  ward  damals  erfunden  und  in  ihm  die  höchsten  politi- 
seken  Interessen  abgehandelt  ■). 

An  diesen  Bestimmungen  hielt  die  Constitution  des  Kaiserreichs  fest, 
ja  remichtete  sogar  im  Laufe  der  Zeit  die  letzten  Regungen  einer 
frden  Presse,  wo  sie  irgendwo  noch  im  Stande  waren,  sich  zu  zeigen* 
Nach  dem  Senatns  Consult  organique  vom  18.  Mai  1804  hatte  die 
Ta^espresse  auch  das  Recht  einer  Beschwerde  über  die  Beschränkung 
vder  gänzliche  Unterdrückung  ihrer  Freiheit  ausdrücklich  verloren 
Alt  64.)  und  ein  solches  Beschwerderecht  blieb  nur  den  anderen 
^(hriftstellem  und  für  andere  Schriftwerke  garantirt.  Es  musste,  wie 
ii  es  beim  Senat  ausführlich  darstellen  werde,  bei  einer  Senats- 
cöBBiission  für  die  Pressfreiheit  eingebracht  werden  und  wurde  vor 
&ser  in  seiner  Statthaftigkeit  geprüft  und  entschieden! 

Die  Restauration  milderte  den  Zwang  und  erst  die  Revolution  1830 
steiite  die  Freiheit  der  Presse  wieder  her,  bis  sie  abermals  durch  eine 
EeTointion  zu  den  verkehrtesten  Ausschreitungen  geführt  wurde  und 
in  den  Händen  eines  neuen  Kaisers  aus  dem  Hause  Napoleons  ihren 
iHiten  Seufzer  wieder  aushauchte. 

Aach  die  Theaterfreiheit   schränkte  Napoleon  ein,  indem   er  die      du 
S3  Theater,  die  Paris  noch  hatte,  als  er  zur  Herrschaft  kam,  auf  8  redu-  Tk««uri«- 
rirte.   Die  Oper,  das  Theater  Fran^se  vor  allen  erfreuten  sich  seiner  naimUoiu! 
Gunst  und  mitten  in  seinen  Triumphen  theilte  er  seine  Lorbeem  mit  »•  The«ier- 
lüesen  Künsten,  mitten  in  seiner  grössten  Niederlage  gedachte  er  der-  ^  "'*"** 
^Iben.    Von  Moskau   sandte  er  1812   ein   Decret  an   das   Theater 
Fran^ise,  in  dem  er  demselben  eine  freie  Constitution  versprach  und 
jah*).    Die  Errichtung  jedes  neuen  Theaters  wurde  dadurch  verboten, 
^  Repertoire  der  einzelnen  Bühnen  strenge  bestimmt,  und  so  ab- 
e«^nzt,  dass  keine  Bühne  ein  Stück  geben  konnte,  das  nach  den 
^nien  seines  Repertoirs   von  einem   anderen   Theater  beansprucht 
werden  konnte.    Die  beiden  kaiserlichen  Bühnen  übten  ein  Aufsichts- 
wht,  und  konnten  von  allen  Bühnen  Frankreichs  Künstler  und  Kunst- 
werke für  eigenen  Gebrauch 'mit  absoluter  Willkür  fordern.    Dies  war 
^  Geist  des  französischen  Theaterwesens  bis  zum  Jahre  1863,  wo  an 
Me  des  ertOdtenden  Zwanges  von  Neuem  die  Freiheit  des  Theaters 
^t  Napoleon  schätzte  die  Dichter  und  Männer  der  Wissenschaft, 

1)  HtÜA  a.  t.  O.  Bd.  I.  XXVI. 

2)  Lactu  a.  a.  O.  Bd.  1.  S.  47, 
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er  bot  ihnen  Stellen  an,  er  hatte  selbst  ein  treffliches  Urtheil,  aber 
der  Absolntismus  seiner  Herrschaft,  der  selbst  in  die  innere  Werkstätte 
des  Geistes  eindringen  und  heri-schen  wollte,  zerstörte  mehr  als  er 
aiifbaute.  Kunst  und  Wissenschaft  will  frei  sein,  sie  muss  frei  sein, 
selbst  bis  zum  Missbraurh,  wenn  sie  gedeihen  soll.  Napoleon  aber 
stellte  hier,  wie  überall,  das  Princip  der  Autorität  auf,  er  glaubte 
Alles  mit  künstlichen  Mitteln  erhalten  und  nähren  zu  können,  aber 
man  kann  dem  Genius  nicht  huldigen,  wenn  man  die  Menschen  ver- 
achtet und  ihre  Rechte. 


Das  Briefffelieimnitts. 

Begriff  and  Nur  ein  Tlieilchen  des  umfassenden  Rechtes  der  Press-  und  Ge- 
UnifMig  des  danken freihcit  bildet  das  Brief£!:eheimniss  und  wenn  das  Gesetz  einmal 
iwtmnisMf.  die  Gedankenfreiheit  als  die  Staatsgewalt  bindend  und  Terpfiichteud 
Anerkannt  hat,  dann  wäre  es  gar  nicht  mehr  uötbig,  von  dem  Brief- 
geheimniss  als  einem  besonderen  Recht,  welches  der  Einzelne  fordern 
kann,  zu  sprechen.  Aber  man  hat  einerseits  die  grossen  Rechtsgedanken 
in  der  modernen  Wissenschaft  zerlegt,  getrennt  und  geschieden,  um 
bei  der  Verletzung  oder  Vernichtung  eines  Theiles  derselben,  wenigstens 
den  anderen  noch  zur  Geltung  bringen  zu  können,  andererseits  aber 
gestaltete  sich  gerade  das  Briefgeheimniss  zu  einem  besonderen  Elemente 
im  Strafprocesse  und  wurde  so  zu  einem  Recht,  das  als  ein  besonderes 
fast  in  alle  Constitutionen  der  Neuzeit  übergegangen  ist.  Ein  Brief  ist 
nichts  anderes  als  die  Mittheilung  der  Gedanken,  welche  blos  darum 
durch  das  Mittel  der  Schrift  geschieht,  weil  die  betreffenden  Personen 
durch  räumliche  Verhältnisse  von  einander  geschieden  sind.  Das  Recht 
des  Gedankens  ist  daher  auch  das  Recht  des  Briefes,  die  Freiheit  dos 
Einen  auch  die  Freiheit  des  Anderen.  In  jener  Zeit,  wo  die  Aeusserun«: 
eines  Gedankens  zu  einem  Verbrechen  werden  konnte,  wo  die  Willkür 
der  Magistrate  über  das  Recht  der  Gedankenäusserung  entschied,  da 
war  es  naturlich,  dass  auch  der  Brief  keinen  Schutz  gegen  dieselbe 
genoss,  dass  er  erbrochen,  dass  aus  ihm  eine  Anklage  abgeleitet  wurde, 
je  nachdem  die  Vermuthung  oder  böse  Absicht  dazu  Veranlassung  gab. 
Dm  Briuf.  Die  französische  Revolution  stellte  dieser  Willkör  eine  Schranke 
gchininfn  entgegen  in  dem  Rechtsgedanken  der  Press-  und  Gedankenfreiheit« 
recht,  welche  die  Constituante  zuerst  in  den  Menschenrechten  verkündete 
und  den  freien  Verkehr  der  Gedanken  und  Meinungen  als  eines  der 
kostbarsten  Menschenrechte  erklärte,  Art.  11,  in  dessen  Uebung  Nie- 
mand  beunruhigt  werden   darf.    Art.   10.    Wieder  hier  noch  in   der 
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ConsthatioD  des  Jahres  1791  erwähnt  die  französische  GesetzgebOBg 
ks  Brie^eheininiss  als  ein  besonderes  Recht ,  das  eine  besondere  Er« 
klämog  neben  der  allgemeineti  Gedankenfreiheit  bedürfen  wärde.  Erst 
i^  Gelegenheit  eines  besonderen  Falles  sprach  sich  die  Constituante 
darüber  ans.  Die  Mnnicipalitüt  von  St.  Aubin  hatte  ein  Paket,  das 
aa  Mb  d'Ogny,  Generalintendanten  der  Post,  gerichtet  war  und  ein 
aidefes  an  den  spanischen  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
er^feet.  Da  ^klärte  die  Constituante  durch  das  Gesetz  vom  10.-» 
14.  Äogust  1790,  dass  das  Brief geheimniss  unverletzlich  ist  und  unter 
kdoem  Vorwand,  weder  von  einzelnen  Personen  noch  von  einer  Körper^ 
«ehalt  verletzt  werden  darf  und  tadelte  die  Municipalität  von  St.  Aubin 
wegen  ihres  eigenmächtigen  Vorgehens. 

Einen  anderen  Charakter  erhielt  das  Recht  auf  das  Briefgeheimniss, 
i!c durch  das  Decret  vom  26.-29.  August  1790  der  Staat  selbst  die 
Aaste  Leitung  und  Verwaltung  der  Post  und  Botendienste  übernahm. 
(I&  die  wichtigsten  Interessen  und  Geheimnisse  gingen  dadurch  in  die 
flinde  untergeordneter  Beamten  über  und  konnten  mit  Leichtigkeit, 
tkeils  durch  Unterschlagung,  theils  durch  Eröffnung  verletzt  werden, 
mm  die  Staatsgewalt  jetzt  nicht  in  erhöhtem  Mass  das  Briefgeheii&niss 
prantirt.  Der  Artikel  2  des  genannten  Gesetzes  verpflichtet  denn 
alk  Postadministratoren  und  Commissaire  in  die  Hände  des  Königs 
einen  Eid  abzulegen,  mit  Treue  das  Briefgeheimniss  zu  wahren  und 
bei  den  Tribunalen  jede  Verletzung  desselben  anzuzeigen,  die  zu  ihrer 
Kenntniss  kommen.  Alle  übrigen  Postbeamten  hatten  denselben  be*  seionderer 
sonderen  iVeue-Eid  in  die  Hände  des  gewöhnlichen  Richters  abzulegeni  ***  *•  ^^' 
IHese  beiden  Gesetze  bilden  heute  noch  die  Grundlage  des  Rechts  auf  das 
Briefgeheimniss  und  der  Cassationshof  entschied  noch  im  Jahre  1831, 
dass  die  Postbeamten,  ausser  ihrem  Amtseide,  noch  den  durch  das 
Gesetz  des  Jahres  1790  vorgeschriebenen  besonderen  Eid  abzulegen 
laben ^).  Die  Verletzung  dieses,  durch  die  Gesetze  geheiligten  Rechts, 
noint  der  Code  penal  vom  26.  September  —  16.  October  1791  ein 
Verbrechen  gegen  die  Constitution  und  bestraft  den,  der  willkürlich 
li&d  wissentlich  einen  der  Post  anvertrauten  Brief  unterschlägt,  4aB 
^egel  d^selben  öffiaet  und  das  Briefgeheimniss  verletzt,  mit  der  bür- 
gerlidien  Degradation.  Wenn  dieses  Verbrechen  durch  einen  Befehl 
der  Executivgewalt  oder  durch  einen  Agenten  der  Post  vollzogen  wurde, 
so  wird  der  Minister,  der  den  Befehl  gegeben  oder  gegengezeichnet  hAt, 
oder  der  Agent,  der  es  verübt,  mit  2  Jahre  Kettenstrafe  gestrafl. 
Part  n.  Tit  L  Sect.  3  Art.  23.  Aus  willkürlich  geöffneten  Briefen 
konnte  weder  eine  Anklage  erhoben  noch  ein  Beweis  geführt  werden 
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und  das  Cassationstribunal  cassirte  am  11.  Juli  1792  eine  Ankla|:e 
die  der  Director  der  Jury  des  Districts  Usses  gegen  La  Brouiere  erhoben 
liatte,  weil  sie  allein  auf  eine  Correspondenz  gegründet  war,  die  mao 
mit  Gewalt  einem  Boten  abgenommen  hatte,  als  dem  constitntionellei 
Princip  der  Unverletzlichkeit  des  Briefgeheimnisses  widersprechend') 
Von  dieser  strengen  Rechtspraxis  machte  selbst  der  Gonvent  nai 
eine  Ausnahme.  Das  Decret  vom  9.  Mai  1793  befahl  den  Postcommis 
^iren  alle  Briefe  der  £migrirten,  welche  an  ihre  Verwandten  odei 
Bekannten  gerichtet  oder  die  verdächtig  sind,  dass  sie  von  solchei 
Personen  kommen  oder  an  solche  gerichtet  werden,  an  die  Conseili 
generaux  der  Gemeinden  zur  Eröffnung  abzuliefern.  Die  daselbst  vor 
gefundenen  Geldwerthe  fliessen  in  die  Kassen  der  Steuereinnehmer  de] 
betreffenden  Comunen. 
Rfftciion  Die   Constitution  des  Directoriums  erwähnt   eben  so  wenig  dej 

4m  Code  Briefgeheimnisses  wie  die  des  Jahres  1791,  aber  der  Code  des  delitä 
isio  «egen  et  des  peines  nimmt  die  Bestimmung  des  Code  penal  vom  Jahre  1791 
dai  Brief-  ^ört^ch  iu  sich  auf  und  dehnt  sie  nur  noch  über  die  Directoren  selbsl 
aus.  Art  638.  Der  Code  penal  Napoleons  vom  Jahre  1810  achtel 
das  Briefgeheimniss  nicht  mehr  so  streng.  Er  erklärt  die  Verletzun; 
desselben  als  einen  Missbrauch  der  Amtsgewalt  gegen  Privatpersonen  ub^ 
bestraft  sie  mit  einer  Geldstrafe  von  60  —  300  Francs  und  Verlust  d« 
Rechtes  ein  öffentliches  Amt  zu  üben  während  5  — 10  Jahren.  Art  187 
Ausserdem  weiss  die  Geschichte,  dass  Napoleon  das  persönliche  Recht 
des  Bürgers  in  dieser  Richtung  wenig  achtete  und  wie  alle  Despoten 
ein  grosses  Gewicht  besonders  auf  die  Eröffnung  und  Durchsuchung 
der  Correspondenz  verdächtiger  oder  wenigstens  interessanter  Personen 
legte.  Uebrigens  gab  auch  der  Code  d'instruction  criminelle  des 
Jahres  1808  dem  Untersuchungsrichter  das  Recht,  alle  Papiere  mit 
Beschlag  zu  belegen,  die  er  im  Besitz  einer  verdächtigen  Person  odei 
an  einem  anderen  Orte  auffindig  machen  kann.  Art.  87,  88.  Man 
muss  aber  annehmen,  dass  nach  dem  Ausdruck  des  Gesetzes  dieses 
Recht  den  Prefets  der  Departements  und  dem  Polizeiprefet  von  Paris 
ebensowenig  als  der  gesammten  Justizpolizei  in  gleichem  Umfang 
zugetheilt  ist,  da  Artikel  10  und  8  desselben  Gesetzes  nur  aof  die 
Papiere  hinweisen,  die  sich  im  Besitz  einer  verdächtigen  Person  vor- 
finden^). Freilich  giebt  das  Gesetz  durch  den  Ausspruch,  dass  diese 
Magistrate  ausserdem  Alles  unternehmen  können,  was  zur  Entdeckung 
eines  Verbrechens  führen  kann,  der  Vollmacht  derselben  eine  solche 
Dehnbarkeit,   dass  selbst   dort,  wo  die  Critik   eine  Verletzung  des 


1)  DmUoe:   B^pertoire  de  L^gialation.    Bd.  XXX.  S.  12. 

2)  Batbie  a.  a.  0.  Bd.  II.  898  a.  ff. 


Dm  Petitio^reeht.  ]g7 

garaotirten  Rechtes  erkennen  wird,  durch  die  Nothwendigkeit  ein 
Getol  dam  und  für  dieses  eine  Rechtfertigung  sich  finden  lassen  wird. 
DiEiniiOch  aber  anerkennt  später  ein  Ari'ete  des  Gassationstribnnals 
TOD  6.  December  1816,  dass  der  Brief  den  Charakter  des  Gedankens 
kbe,  so  lange,  bis  er  dnrch  ein  anderes  Ereigniss,  als  durch  die  höhere 
Gewalt,  an%ehOrt  hat,  ein  Geheimniss  za  sein  und  auf  ein  solches 
«ne  Anklage  nicht  eher  gegründet  werden  darf,  als  bis  es  durch  den 
Vax  Mittheüung  Berechtigten  den  Charakter  eines  Geheimnisses  ver- 
liert *).  Die  Constitution  des  Jahres  1S30  und  die  Gegenwart  haben 
sidi  ganz  Ton  der  grossherzigen  Auffassung  des  Briefgeheimnisses 
hnh  die  Revolutionszeit  losgesagt  und  fast  allenthalben  ist  man  auf 
<Sein  Contiiiente,  und  selbst  in  England,  noch  weit  entfernt,  darauf 
Btickzukehren.  Die  Gedanken  haben  für  die  Regierungen  seit  jener 
Zot,  als  sie  wissen,  dass  man  an  ihrer  Allweisheit  zu  zweifeln  anfingi 
aseo  unwiderstehlichen  Reiz,  selbst  dort,  wo  nur  die  Ausführung  einer 
Mee  erst  Gefahr  bringen  kann. 


Petltlensreclit. 

Mit  der  Gedankenfreiheit  im  innigsten  Zusammenhange  steht  femer  Begriff  mi« 
das  Petitionsrecht,  das  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde  oder  dasUn'*"rdM 
Recht,  den  Willen  der  Einzelnen,  ihre  Wünsche  und  Hoffnungen,  rtht—. 
Klagen  and  Beschwerden  in  einer  gesetzmässigen  und  rechtskräftigen 
Art  and  Weise  der  öffentliihen  Gewalt  zur  Kenntniss  bringen  zu 
können.  In  der  Weise,  wenn  in  ihm  die  Bitten  und  Beschwerden  des 
Eiuelnen  in  Beziehung  auf  das  allgemeine  Interesse,  das  Öffentliche 
Wohl  der  Gesammtheit  zum  Ausdruck  gelangen  können,  hat  das  Petitions* 
recht  einen  staatsrechtlichen  und  öffentlichen  Charakter.  Aber  auch 
Dv  80  hängt  es  mit  dem  Geist  der  Staatsverfassungen  zusanunen,  ist 
ia  der  einen  ein  nothwendiges  Element  und  kömmt  mit  ihr  untrennbiar 
rar  Erscheinung,  ist  in  der  anderen  wie  ein  Unrecht,  ein  Gewaltstreich 
der  Einzelnen  gegen  die  Staatsgewalt  und  findet  niemals  Raum  in  der- 
selben. In  der  absoluten  Monarchie  wäre  es  ein  Widerspruch  gegen 
die  Allgewalt  des  Alleinherrschers,  dessen  Verstand  und  Wille  daselbst 
als  der  Urquell  alles  Volks-  und  Staatswohles  gelten  muss  und  dessen 
Weisheit  von  vornherein  alle  Wünsche  und  Hoffnungen  des  Volkes 
Bmiasst  and  alle  Beschwerden  und  Klagen  desselben  in  seiner  allein- 
geltenden Erkenntniss  und  Fürsorge   auflöst    Ein    Petitionsrecht   in 
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solchen  Staaten  wäre  ein  gesetzlich  sanctionlrter  Zweifel  an  der  Weis* 
heit  des  Regenten,  wäre  ein  Verbrechen  1  In  constitutionellen  Staaten 
and  in  den  Republiken  ist  das  Petitioosrecht  die  nothwendige  Ergän- 
xang  der  Staatsgewalt,  der  öffentliche  Maassstab  der  Weisheit  der 
Regierung,  das  gesetzlich  sanctionirte  Recht  der  Einzelnen  zur  Theii* 
nähme  und  Mitwirkung  an  der  Begründung  des  allgemeinen  Wohls. 
Vor  der  Reformation  und  dem  westphälischen  Frieden,  im  mittelalter- 
lichen Staatsorganismus,  war  das  Petitionsrecht  kein  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  oder  eine  Verfassung  ausgedrücktes  Recht  des  Volkes, 
aber  es  war  eine  Thatsache,  die  zu  bestimmten  Seiten  und  in  gewohn- 
heitsrechtlichen Formen  zur  Geltung  kam.  Auf  den  Heeresschauen 
ifft  Kaiser  und  Könige  des  alten  Europas,  auf  den  öffentlichen  Gerichts- 
tagen derselben  oder  ihrer  Sendboten  kam  es  allenthalben  zur  Geltang. 
Als  der  westphälische  Friede  die  absolute  Gewalt  der  Herrscher  und 
Regenten  heiligte,  ward  das  Recht  des  Volkes,  durch  seine  Bitte  and 
Beschwerde  mitzuwirken  am  allgemeinen  Wohl,  vernichtet,  oder  besser, 
es  verschwand  gegenüber  der  unbegrenzten  Gewalt  der  Regenten  and 
ihres  allein  rechtmässigen  Willens.  Nur  in  England  hat  sich  mit  dem 
allgemeinen  Gewohnheitsrecht  auch  die  Freiheit  des  Petitionsrechtes 
dauernd  und  unbeschränkt  erhalten  und  nur  die  Restauration  sachte 
für  einzelne  Fälle,  wie  bei  Petitionen  um  Aenderungen  in  Kirche  and 
Staatsverfassung,  Beschränkungen  einzuführen,  die  aber  die  bekannte 
Bill  of  rights*)  wieder  abschaffte. 
Dm  In  Frankreich  war  es  der  Monarch  selbst,  der  bei  den  nahenden 

Petitiom-  Revolutionsstürmen  im  grössten  Umfange  das  alte  Volksrecht  als 
Frankreich,  kräftig  wieder  anerkannte.  In  dem  Arrete  vom  5.  Juli  1788,  welches 
D.  cahitn.  die  Einberufung  der  Etats  generaux  verkündete,  befahl  der  König. 
»erkennend  die  Nothwendigkeit,  mit  seinem  Volk  in  innige  Verbindung 
zu  treten'%  allen  Comunalbeamten  der  Städte  und  anderen  Comanen 
ernst  und  streng  nachzuforschen  über  alle  Bedürfnisse  und  Wünsche 
der  Landestheile,  die  sie  vertreten.  Diese  Wünsche  und  Beschwerden 
sollen  den  Etats  und  Assemblees  vorgelegt  werden  und,  heisst  es 
weiter,  »»Niemand  soll  sich  davon  abhalten  lassen,  und  in  jenen  Assem- 
blees, wo  die  Anschauungen  getrennt  sind,  sollen  selbst  diese  Meinungs- 
verschiedenheiten mit  allen  Gründen  aufgezeichnet  und  an  den  König  ge- 
sandt werden.''  Das  war  der  höchste  Ausdruck,  den  das  Petitionsrecht  in 
einem  monarchischen  Staate  finden  konnte.  Frankreich  benutzte  aach 
im  ausgedehntesten  Maass  die  gegebene  Freiheit  und  gingen  daraas  jene 
berühmten  Beschwerdeschriften  des  französischen  Volkes  hervor,  welche, 
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wie  ToeqaeTille  es  bezeichnet,  „ein  kostbares  Denkmal  bleiben  för  das, 
wa&  (cerade  die  Greister  vor  der  Revolation  in  Hoffen  and  Wünschen 
bewegte.*"  IHese  Cahiers  liegen  in  einer  Reihe  von  Bänden  im 
OrigiDal  in  den  Nationalarchiven  zugleich  mit  den  Verhandlungen  der 
eiuelnen  Assemblees.  Das  Volk,  nach  den  verschiedenen  Ständen 
fetheih,  drfickte  darin  die  Forderungen  aus,  die  es  an  den  Staat  stellte 
and  so  eben  bildeten  sie  die  Grundlage  der  grossartigen  Verfassungs- 
imd  Gesetzgebungsthätigkeit  der  Constituante.  Es  bleibt  dieser 
llieil  der  französischen  Revolutionsgeschichte  eines  der  erhebenstell 
Scfaaiisiiiele  und  steht  einzig  da  in  der  Geschichte  der  europäischen 
Welt.  In  dem  berühmten  Reglement  vom  24.  Januar  1789)  welches 
die  Wahlordnung  der  Etats  generaux  ausschrieb,  bestimmte  der  König 
selbst,  mit  welcher  Strenge  und  Sorgfalt  diese  Beschwerdeschriften 
veriasst  und  gesammelt  werden  sollen.  Ich  werde  später  darauf 
loxtckkehren.  Im  glänzendsten  Lichte  kömmt  jener  Gedanke  zum 
Ausdruck,  den  das  Petitionsrecht  in  sich  trägt,  die  Volksstimme  zur 
Geltung  zu  bringen,  aber  auch  auf  das  Glänzendste  ward  das  Ver- 
tuen des  Königs  bewährt,  in  dieser  Geltendmachung  eines  Grund* 
rechtes  des  Volkes  reichen  Segen  zu  finden. 

Während  der  ganzen  Revolution  erscheint  das  Petitionsrechi  als  di«  octets« 
die  Quelle  der  Revolte  und  Emeute,  als  das  Mittel  den  verkehrtesten  ^^f/*' 
Phantasien  öffentliche  Anerkennung  zu  erzwingen,  als  das  Mittel  zu   reehtiar 
Rechtsverletzungen  und   Gewaltthätigkeiten,  nie  mehr  aber  als  an  ^*^\2J|^"' 
Recht,  wie  es  in  den  Cahiers  zur  Geltung  kommt,  als  ein  Recht,  dessen 
UehuDg  die  Regierung  mit  allem  Vertrauen  vom  Volke  fordert  und  für 
dessen  üebung   das  ganze  Volk  eine  heilige  Pflicht  hat.    In  seiner 
Ausartung  kam  ea  das  erstemal  zur  Erscheinung  in  jener  wilden 
Stnrmpetition  vom  5.  October  1789,  in  der  die  Damen  der  Hallen  und 
one  wilde  Masse,  unter  Anführung  Maillard's,  von  der  Constituante 
Brod  and  Freiheit   begehrte.    Kein  besonderes  Gesetz   der  National- 
Tersammlung  brachte  das  Petitionsrecht  in  der  ersten  Gesetzgebungs- 
thitigkeit    derselben   zum   Ausdruck.     Aber   in   der  Erklärung   der 
Menschenrechte  und  dann  der  Constitution,  stellte  die  Constituante 
<ieQ  obersten  Grundsatz  auf,  aus  dem  das  Petitionsrecht  entspringt. 
»Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  allgemeinen  Willens,  Art.  6,  und 
lias  Prindp  der  gesammten  Souveränität  ruht  wesentlich  in  der  ganzen 
^^n.*    Die  Volonte  general  wird  durch  die  wirkliche  Theilnahme  ' 
aDer  Borger  gebildet  und  um  die  Souvenünte  dieser  Volonte  generale  zur 
Geltmig  zu  bringen,-  ward  nebst  der  Presse  und  dem  Versammlungsrecht 
te  Petitionsrecht  freigegeben  und  trat  in  Debung,  ohne  dass  ein  be- 
sonderes Gesetz  den  obersten  Grundsatz  der  constitutionellen  Monarchie 
veiter  entwickelte.    Erst  das  Decret  wom  18.— 22.  März  1T91  stellte 
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feste  Grundsätze  über  die  Uebung  des  Petitionsrechtes  auf.  Das  Recht 
der  Petition  ist  jedem  Individuum  gewährt,  aber  es  muss  von  jedem 
selbst  geübt  und  kann  nicht  übertragen  werden.  Wie  diese  Bestim- 
mung die  Garantie  der  Regierung  bildet,  dass  eine  Petition  der  wahre 
Ausdnick  eines  persönlichen  Willens  ist,  so  soll  das  weitere  Verbot, 
keine  Petition  kann  in  einem  Collectivnamen  durch  Wahlkörper, 
Gerichte  oder  Administrationen  ganzer  Gemeinden  oder  Seotionen  der- 
selben eingebracht  werden,  eine  Garantie  des  ganzen  Volkes  sein  dafär. 
dass  die  Regierung  in  der  Würdigung  einer  Petition  frei  bleibt  und 
nicht  durch  Gewalt  zu  einer  Erfüllung  eines  Wunsches  wider  ihre 
Ueberzeugung  gezwungen  werden  kann.  Wie  das  Petitionsrecht  nnr 
Werth  hat,  wenn  es  frei  vom  Volk  geübt  wird,  so  hat  es  auch  nur 
Bedeutung,  wenn  die  Regierung  frei  darüber  entscheiden  kann.  In 
Paris,  bestimmt  das  Gesetz  weiter,  als  den  Ort,  wo  die  Gesetzgebung 
ihren  Sitz  hat,  dürfen  Petitionen,  welche  eine  Versammlung  von  Bür- 
gern der  Gomune  oder  ihrer  Sectionen  stellen  will,  nur  schriftlich 
überreicht  werden.  Wenn  die  Assemblee  einer  Üomune  über  eine 
Petition  beräth,  so  muss  der  Gegenstand  vorher  bekannt  gegeben  und 
die  Zahl  der  Votanten  genau  bestimmt  werden.  Die  Hunicipalität  hat 
das  Recht,  die  Regelmässigkeit  und  Gesetzmässigkeit  einer  Petition 
zu  prüfen,  welche  die  Zusammenberufung  der  ganzen  Bürgerschaft 
nöthig  macht  Diese  Mitwirkung  der  gesetzmässigen  Behörden  bei  der 
Verfassung  einer  Petition,  die  als  Ausdruck  eines  grossen  Ganzen  der 
Bürgerschaft  gelten  soll,  gleicht  jener,  welche  auch  das  englische 
Gesetz  der  Restauration*)  von  den  Friedensrichtern  oder  der  Mehrheit 
der  grossen  Jury  der  Vierteljahressitzungen  oder  der  Assisen  der 
reisenden  Richter  erheischt,  wenn  eine  Petition  um  Aenderung  in  Kirche 
und  Staat  von  mehr  als  20  Personen  gezeichnet  wird. 

Diese  Forderung   des   Gesetzes  der  Constituante   war  es  anch. 

welche,  in  Verbindung  mit  dem  Loi  mai*tiale,  der  Comune  von  Paris 

das  Recht  gab,  die  Volksversammlung  auf  dem  Marsfelde  zur  Zeichnung: 

einer  Petition  um  Absetzung  des  Königs,  mit  Gewalt  zu  zersprengen 

und  die  Petition  zu  verhindern.    Die  Massacre  du  Champ  de  Mars  war 

ein  unpolitischer  Act,  aber  kein  rechtswidriger. 

Enunimg         Bei  der   Schwäche   der  Assemblee   legislatife  und   während  der 

6.  Petitionn-  ^jden  Volksherrschaft  im  Convent  wurde  das  Petitionsrecht  in  der 

wKhrend   entartetsten  Form  und  in  grenzenloser  Willkür  geübt.   Das  persönliche 

d.CoDTtatB.  Bedürfniss  des  Einen  veranlasste  eine  Zusammenrottung  in  den  Strassen, 

formte  den  Gegenstand  in  eine  Petition  und  erschien  unter  diesem  Utel 

eines  öffentlichen  Rechts  vor  den  Schranken  4es  Convents.    Die  Con- 
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stitntioD  des  Gonvents  verkändete  wohl  das  Petitionsrecht  als  ein  an* 
beschränktes  Grnndrecht  des  Volkes,  Art  12£,  aber  wenn  dieses  Recht 
oar  ein  öffentliches  Recht  ist,  dann  ist  es  ein  Missbraucb,  wenn  Privat* 
nrecke  es  entarten.  Heute  erschienen  die  Wäscherinnen  von  Paris 
Tor  dem  Consent  and  begehrten  die  Herabsetzung  der  Preise  für  Seife, 
gestern  erschien  eine  wilde  Masse  und  forderte  Gericht  für  die  Wacherer 
und  Blutsauger,  jetzt  begehrte  eine  Petition  den  Kopf  eines  Generals, 
dann  alle  Köpfe  der  Girondisten.  So  artete  ein  geheiligtes  Recht  unter 
einer  wilden  Herrschaft  aus,  und  es  mnsste,  als  diese  Herrschaft  mit 
Robespierre  fiel,  eine  nothwendige  Reaction  eintreten,  die  wenigstens 
rersachte,  die  Ausartung  nicht  als  Rechtsbasis  mehr  zu  dulden.  Als 
während  der  Verhandlungen  des  Convents  über  die  neue  Constitution 
eine  Deputation  der  Vorstadt  St  Antoine  die  Tuilerien  stürmte,  die 
pldne  Jugend  prügelte  und  mit  wildem  Geschrei  die  Constitution  von 
1793  und  das  Maximam  forderte,  jagte  man  sie  auf  die  schimpflichste 
Weise  aus  dem  Convent!  Und  jetzt  erklärte  dieser  durch  das  Decret 
Tom  16.  October  1794  (25.  Vendemiaire  an  III.),  dass  keine  Adresse 
oder  Petition  in  einem  CoUectivnamen  eingebracht  werden  darf,  und 
dies  selbst  den  constituirten  Autoritäten  verboten  ist.  Wer  eine  Adresse  Reaction 
in  einem  CoUectivnamen  zeichnet,  gilt  als  verdächtig.  Diese  Bestim-  creffcn  die 
nmBg  ging  dann  auch  in  die  Constitutionsacte  des  Jahres  III.  über:  ''freiheit 
Allen  Bürgern  steht  es  frei  an  die  öffentlichen  Autoritäten  Petitionen  unter  dem 
M  richten,  aber  nur  in  ihrem  persönlichen  Namen.  Keine  Association  g/^'!^^)i^^'^°^ 
kann  in  einem  CoUectivnamen  eine  solche  übergeben,  und  selbst  die 
constituirten  Autoritäten  nur  in  Betreff  jener  Gegenstände,  welche  in 
ihrem  Wirkungskreise  liegen.  Die  Bittsteller  dürfen  niemals  den  schul* 
digen  Respect  vor  den  constituirten  Autoritäten  vergessen.  Art.  364. 
Schon  bei  der  Verfassung  dieser  Constitution  hatte  Sieyes  einige  seiner 
CoDstitntionsgedanken  erörtert  und  darin  als  eine  der  vier  Haupt» 
richtungen  des  Nationalwillens  die  »Petitionirende*"  genannt.  Vermöge 
derselben  soll  der  Einzelne  seine  Bedürfnisse  zu  erkennen  geben  können, 
ttnd  darum  für  sie  in  einem  Tribunat  ein  besonderes  Staats-Organ  ge- 
schaffen werden,  das  die  Interessen  der  Bürger  wahren  soll.  Seine 
Ideen  fanden  aber  keinen  Beifall,  und  erst  als  sie  nach  dem  Staats« 
streich  des  18.  Brumaire  bei  den  Verfassungsarbeiten  zur  Constitution 
in  Vm.  abermals  hervortraten,  wurden  sie  von  Napoleon  zum  Theil 
acceptirt,  aber  gewiss  nicht,  um  dem  Recht  des  Volkes  einen  stärkeren 
Nachdruck  zu  geben.  Denn  wenn  das  Petitionsrecht  an  eine  aus- 
schliesslich competente  Behörde  gebunden  ist,  ist  es  von  vorn  herein 
beschränkt  und  ohnmächtig  gemacht.  Aber  gerade  dieser  Gedanke 
zieht  sich  durch  die  ganze  folgende  Zeit,  die  in  allen  Fragen  mehr 
nm  die  Namen  der  Freiheit  buhlte,  als  um  die  Freiheit  selbst    Sieyes 
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beharrte  auf  seiner  Idee,  in  einem  Tribunal  ein  besonderes  Organ  zu 
schaffen  für  die  Entgegennahme  der  Volks^^ünsche,  und  wollte  sogar 
in  demselben  eine  besondere  „Tribüne  de  petition  populaire,"^  wo  die 
Tribunen  selbst  wieder  allein  Bittschriften  und  Adressen  entgegen- 
nehmen können  ^).  Die  Constitution  des  Gonsulats  gewährt  denn 
auch  ein  individuelles  Petitionsrecht  an  alle  constituirten  Autoritäten 
und  insbesondere  an  das  Tribunat.  Art.  83.  Diese  Verfassungsbe- 
stimmung ergänzend,  wurde  in  der  Tribunatssitzung  vom  31.  Januar 
1800  (12.  Pluviose  an  VIII.)  ein  Decret  vom  Gouvernement  vorgelegt, 
nach  welchem  alle  individuellen  Petitionen  und  Memoiren  besonders 
verzeichnet  und  einer  bestimmten  Commission  zur  Prüfling  und  An- 
tragstellung darüber  übergeben  werden  sollen.  Wenn  diese  Commission 
den  Gegenstand  der  Petition  für  schädlich  oder  ungerechtfertigt  er- 
achtet, so  kann  sie  die  Bekanntmachung  derselben  unterlassen. 
Benjamin  Constant  erhob  sich  wie  immer  gegen  diese  alle  Freiheit 
vernichtende  Massregel.  „Man  möge'S  rief  er  den  TVibunen  zu,  „die 
revolutionairen  Erinnerungen  vergessen,  um  gerecht  sein  zu  können. 
Ehemals  war  das  Petitionsrecht  ein  Mittel  zur  Störung  und  Unruhe, 
heute  aber  ist  es  nöthig,  um  fest  und  vertrauensvoll  regieren  zu  können 
und  mit  den  Wünschen  des  Volkes  in  steter  Berührung  zu  bleiben''. 
Aber  wie  gewöhnlich  ward  seine  liberale  Gesetzvorlage  verworfen  und 
mit  den  Redensarten  der  jetzt  beliebten  Philosophie:  Verführerisch 
sind  diese  Ideen  in  der  Theorie,  uns  aber  ruft  die  Praxis;  die  Ideen 
der  Freiheit  sind  Ideen  der  Abstraction,  womit  man  die  Menschen 
nicht  regiert  *),  —  mit  dieser  Philosophie  die  Massi*egel  der  Regierung 
gerechtfertigt  und  angenommen. 
Der  stMti-  Als  auch  das  Tribunat  mit  seiner  sanftmüthigen  Opposition  dem 
PetuioDKbe.  Herrscherwillen  Napoleons  eine  zu  grosse  Schranke  noch  war  und 
iiorde.  ver-  demselben  endlich  weichen  musste ,  bildete  das  Decret  vom  20.  Sep- 
"peti^on,!'^  tember  1806  in  dem  allmächtigen  Staatsrath  auch  für  das  Petitions- 
freiheit.  rocht  eine  besondere  Section,  welche  allein  Berathung  und  Begutachtung 
darüber  pflog.  Die  Auditeurs  nahmen  im  Saal  der  Tuilerien  zu  be- 
stimmten Zeiten  die  Bittschriften  und  Adressen  entgegen  und  führten 
sie  in  dem  schweigsamen  Busen  des  Staatsraths  oft  einer  dauernden 
Vergessenheit  zu.  Die  Napoleonischen  Schi'iftsteller  fanden  dies  freilich 
sehr  rührend.  Aber  mit  Recht  tadelten  es  Andere ')  als  eine  rechtlich 
sanctionirte  Täuschung.    Die  Commission  bestand  aus  2  Staat sräthcn, 


1)  Theorie  constitutionelle  de  Si^jös.    Eztraits  des   m^moires  in^dits  de 
M.  Boulay  de  la  Menrthe. 

2)  Sitxung  des  Tribunals  vom  19.  Plnviose  an  VITI. 
3}  Sirey;   Da  Conseil  d'£tät  1818. 


Die  Qlaabenafireiheit  173 

4  maitres  de  requete  und  4  Auditears,  also  nur  aus  Beamten.  Konnte 
man  bei  dner  solchen  Organisation  auf  eine  gerechte  Entscheidung 
rechnen,  wenn  eine  Beschwerde  erhoben^ward  gegen  das  Beamtenthum, 
öder  eine  Petition  eingereicht  wurde  um  Abstellung  von  Missbräuchen 
in  diesem  oder  jenem  Element  des  Staatsorganismus?  Gewiss  nicht! 
Und  was  hat  ein  Yolksrecht  fär  eine  Bedeutung,  wenn  ihm  die  Oeffent* 
Hcfakeit  fehlt!  In  den  geheimen  G&ngen  einer  Staatsbehörde  verliert 
sich  der  Wunsch  und  die  Hoffnung  des  Volkes,  und  hängt  in  seiner 
e&dlidien  Entscheidung  ohne  die  Controle  der  öffentlichen  Meinung 
TOD  der  Willkür  oder  höchstens  von  dem  Maass  des  persönlichen 
Verstandes  des  Beamtenthums  ab. 

Erst  die  Constitution  der  Restauration,  Art.  53,  und  mit  gleichem 
Wortlaut  jene  des  Jahres  1830,  Art.  45,  stellten  das  individuelle  Petitions- 
reeht  wieder  her  und  führten  es  vor  jene  Staatsgewalt,  vor  der  es  allein 
Geltung  und  Macht  haben  kann,  vor  das  Corps  legislatif.  Napoleon  IQ. 
aber  liebte  es  auch  hier  den  Rechtsanschauungen  seines  grossen  Yor- 
ishrers  zu  folgen  und  verwies  es  wieder  an  die  Commission  des 
Staatsratbes  ■). 


D|e  «laulbeiisfrellieit. 

Grösse  Rechtsacte  kennzeichnen  in  der  französischen  Geschichte'  Freiheit 
den  dauernden  Kampf  des  Volkes  und  der  Staatsgewalt  einestheils  ^'  <^«b<- 
nm  die  nationale.  Selbständigkeit  und  Freiheit  der  Kirche,  anderen- ^*^^^,^^^ 


um  die  Freiheit  des  Glaubens  selbst  Die  erste  fand  in  der  !>••  sdict 
berühmten  Declaration  du  Clerge  de  France  vom  16.  März  1682  und  ""*"  ^*"**** 
dem  darnach  erfolgten  königlichen  Edict  vom  28.  März  ihren  ersten 
endgültigen  Abschluss*).  Die  Philosophie  des  Port  Royal  hatte  sie 
g^ren,  Pasqnal  vertheidigt,  der  gelehrte  Bossuet  in  die  gesetzliche 
Foim  gerächt  Das  Edict  von  Nantes  hatte  der  Freiheit  des  Glaubens 
fe  kurze  2^t  Schutz  und  Schirm  gewährt.  Erst  die  Erschlaffung 
I^wig  XIV.  und  die  elende  Regierung  seines  Nachfolgers  haben  die 
Errungenschaften  der  Zeit  wieder  zerstört.  Die  katholische  Religion 
ond  Kirche  war  zwar  schon  von  Heinrich  IV.  und  Ludwig  XIII.  zur 
berrsehenden  erhoben  und  mit  besonderen  Privilegien  ausgerüstet 
worden.  Ludwig  XIV.  und  Ludwig  XV.  aber  vermischten  mit  dem 
zeüliehen  Schutz  die  politische  und  civile  Unduldsamkeit,  sie  machten 


1)  Da  Conseil  d'Etat  en  1859  par  M.  de  Barthelemy  1859. 
t)  Warnkönig  a.  a.  O.  Bd.  L  542. 
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die  katholische  Kirche   ausschliesslich.     Durch   die   Aufhebung    des 
Edicts  von  Nantes  wurden  die  Protestanten  einem  alles  zerstörenden 
Druck,  einer  immer  gefahrlicheren  Verfolgung  ausgesetzt.    Schaaren- 
weise  verliessen  sie  die  heimische  Erde  und  fanden  bei  einem  aufge- 
klärten deutschen  Fürsten  freudige  Aufnahme.    Die  Juden  haben  sich 
nie  in  Frankreich.den  Besitz  der  büi^erlichen  und  politischen  Rechte 
erwerben  können,  sie  waren  nie  geduldet,  und  dort,  wo  sie  zumeist 
je  nach  ihrem  Handelsinteresse  ihren  Sitz  aufschlugen,  wie  im  Elsass 
und  an  den  Grenzen  Frankreichs  gegen  Spanien  hin,  erwarben  sie  erst 
in  sehr  später  Zeit  ein  Theiichen  bürgerlicher  di3lbstständigkeit,  doch 
immer  nur  gegen  schNvere  Abgaben  und  Lasten.    Ludwig  XVI.,   von 
{dalesherbes  geleitet,  von  dem  gelehrten  Generaladvocaten  Servan  und 
dem  jungen  Portalis  berathen,  milderte  durch  sein  berühmtes  November- 
Edict  1787   den  Druck  und   führte  auch  die   Andersgläubigen   dem 
civilen  Leben  wieder  zu.   Der  Geist  Fiiedrichs  des  Grossen  von  Preussen, 
die  kühnen  Reformationsversuche  Joseph  11.  von  Oesterreich  gaben  den 
Anstoss  auch  in  Frankreich  zu  einer  freien  Bewegung  des  Geistes  und 
Gewissens;  der  Spott  Voltaire's,  der  düstere  Naturglaube  Rousseau's 
hatten  den  grossen  Theil  des  französischen  Volkes  von  zerstörenden 
Vorurtheilen  befreit.    Die  Encyclopädislen  suchten  an  die  Stelle  der 
sich  verherenden  Religion  neue  Glaubenslehren  zu  setzen.    Das  aber 
war  ein  sehr  zweifelhafter  Gewinn.   Nicht  im  Leugnen  liegt  die  Gefahr 
der  Religion,  sondern  im  Versuch  der  Einzelnen,  ein  neues  Werk  auf- 
zubauen.   Der  Jesuitismus,  d^  mit  schleichendem  Schritt  in  andern 
Ländern  alle  geistige  Kraft  umgarnt  hatte  und  zu  ersticken  drohte, 
hatte  in  Frankreich  diese  geistigen  Bestrebungen  erzeugt,  die  zuerst 
gegen  die  Missbräuche  der  Rii*che  ankämpften,   dann  aber  in  eine 
Sophistik  ausarteten,  die  den  Ernst  und  die  Heiligkeit  des  Glaubens 
selbst  zerstörte.    Im  weltlichen  IVeiben  war  neben  dieser  geistigen 
Bewegung   die   Geistlichkeit   zu   Grunde   gegangen.     Ausschweifende 
Bischöfe,  liederliche  Pfarrer,  fluchende  Abbe's  gaben  Stoff  zu  Anecdoten 
und  Witzen,  Gedichten  nnd  Spottliedern.  Und  als  die  Revolution  her- 
vorbrach, sehen  wir  auf  der  Höhe  der  Fluth  ein  Heer  von  entarteten 
Gestalten,  die  alle  früher  das  Phesterkleid  oder  die  Mönchskutte  ge- 
tragen.  Mit  der  Sünde  der  Priester  entartete  die  Kirche,  der  sie  dienten, 
mit  der  Kirche  verdammte  man  den  Glauben,  den  sie  lehrte.     Die 
Religion  war  nur  mehr  ein  Nothanker  des  Augenblicks,  oder  ein  Trost 
der  Unwissenheit;  der  Glaube  war  Hohn  und  Spott,  das  Dogma  hatte  seine 
Macht  dem  Witz  abgetreten.  Das  war  jene  Gewalt,  die  jetzt  einer  Revo- 
lution gegenübertreten  sollte,  die  das  Recht  der  Zeit  nicht  anerkannte. 
Bei  dem  wsten  Morgengrauen  derselben  erhob  das  ganze  Volk 
einstimmig  in  den  Beschwerdeschriften  die  Forderung  der  Glaubens- 
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and  Gewiflsensfreiheit    Die  Cahiers  des  Adels  begehrten  Freiheit  der      m« 
Religioa,  obgleich  sie  die  katholische  noch  als  herrschende  anerkannt  ^^^^'^^ 

d«r  Cahlera. 

fosen  woHteo.  Einstimmig  begehren  die  Cahiers  des  dritten  Standes  ouiOmiu-b. 
eise  Freiheit  des  Glaubens,  die  jeder  Nachforschung  entzogen  sein  soll,  ^^*^'**<'^ 
» lange  die  öffentliche  Ordnung  und  das  Recht  der  Anderen  dadurch 
sieht  gestört  wird.  Selbst  viele  Stimmen  der  Geistlichkeit  verbanden 
^ich  mit  ihnen  und  forderten,  wenn  sie  auch  ihre  alten  Privilegien 
geschützt  wissen  wollten,  dennoch  für  den  Glauben  anderer  Religionen 
rolle  Freiheit.  Die  Freiheit  des  Menschen  muss  vollkommen  geschützt 
werden,  sagen  sie,  und  nicht  durch  Worte  allein,  sondern  durch  Rechts- 
acte,  die  ihr  einen  unantastbaren  Schutz  geben.  Alle  Bürger  sollen 
sie  g^essen,  alle  sollen  gleichberechtigt  zu  Aemtem  und  Ehren  Zugang 
kden.  Schulen,  Unterrichts-  und  Wohlth&tigkeits- Anstalten  sollen 
enrichtet  und  in  ihrem  Genuss  allgemein  sein.  Ich  weiss  nicht,  sagt 
Tdcqueville  mit  Recht,  ob ,  trotz  der  Laster  einiger  Glieder,  es  jemals 
in  der  Welt  einen  hervorragenderen  Glerus  gegeben  hat  als  den  von 
FriDkreich,  im  Augenblick  als  die  Revolution  ausbrach^)! 

Wie  Voltaire  und  die  Encyclopädisten  für  die  Freiheit  des  Glaubens      m« 
and  des  Gewissens  mit  reinen  und   unreinen  Waffen  gekämpft,  so  ^"^^  ****■ 

°  ^  Staat  noter. 

waren  Rousseau  und  die  gallicanischen  Freiheiten  die  Erzieher  des  «rorfen. 
Gedankens,  dass  die  Kirche  als  weltliches  Institut  unabhängig  von  der 
fteli^on  der  Staatsgewalt  unterthan  sein  müsse.  Die  Declaration  des 
Cleras  vom  19.  März  1682  hat  es  offen  ausgesprochen,  Rousseau  in 
seiner  Verehrung  für  Hobbes,  nannte  ihn  den  einzigen  Philosophen, 
der  in  dieser  Richtung  das  Uebel  und  das  Heilmittel  desselben  erkannt 
luibe,  der  es  gewagt  hat,  vorzuschlagen,  die  beiden  Köpfe  des  Adlers 
ZQ  verbinden,  und  alles  in  der  politischen  Einheit  zu  vereinigen,  ohne 
welche  niemals  ein  Staat  oder  ein  Gouvernement  wohl  constituirt  sein 
kann*).  Nach  diesen  Lehren  forderten  die  Cahiers  des  dritten  Standes 
allgemein,  dass  die  Diener  der  Religion  Mitglieder  des  Staates  und 
dem  Staatsgesetz  unterworfen  sein  sollen.  Die  Glaubenssachen,  erklären 
:»elbst  die  Cahiers  des  Clerus,  sind  Sache  der  Kirche  und  ihrer  inneren 
Ordnong,  die  äussere  Ordnung  aber  derselben  und  ihre  Gestaltung 
nach  Aussen  berührt  die  öffentliche  Ordnung  und  die  Interessen  des 
^^taates.  Die  ersten  unterstehen  der  Kirchengewalt,  die  andern  aber 
^  der  Autorität  des  Königs  unterworfen,  welcher  nach  den  Freiheiten 
der  gallicanischen  Kirche  Jas  Recht  hat,  sie  nach  den  Gesetzen  zu 
urdneD,  sie  zu  verändern  und  umzuwandeln,  und  in  dieser  Richtung  selbst 
die  Decrete  und  Ganones  der  öcumenischen  Goncile  vi^werfen  kann. 


l)  TocqneviUe  a.  a.  O.  S.  198. 

Sj  RoasMM:   Contrat  social  Liv.  IV.  Ch.  8. 
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U—n  Mit  diesen  beiden  Grundgedanken,  der  Freiheit  des  Glaabens  und 

titl^tS^aber  ^^  Unterordnung  der  Kirche  unter  die  Staatsgewalt  ausgerüstet,  er- 
GUuiMiM-   öffnete  die  Constituante  eine  Gesetzgebung,  die  gar  keine  neue  Welt 
I^*'i!*!."'**'  aufbauen,  sondern  den  uralten  Bau  mit  neuem  Glanz  durchleuchten 
dar  Kirch«,  sollte.  Niemand  dachte  daran,  die  Kirche  zu  stürzen;  dass  sie  wirklich 
fiel,  das  war  nur  ein  Zeichen  ihrer  Ohnmacht   In  jener  denkwürdigen 
Nacht  des  4.  August  1789  und  durch  die  darnach  eifolgten  Gesetze, 
verlor  die  Kirche  zuerst  alle  ihre  Vermögensrechte  und  Privilegien, 
und  mit  diesen  ihre  herrschende  Macht.    Mit  den  Februar-Decreten  von 
1790,  welche  den  Klosterzwang  in  seinem  ganzen  Umfang  aufgehoben^ 
und   weder  in   männlichen   noch  weiblichen  Klöstern  ein   bindendes 
Gelübde  zuliessen,   verlor  die  katholische  Kirche  jenes  riesige  Heer 
von  stets  geschäftigen  un(r  bereitwilligen  Dienern,  welche  über  Frank- 
reich wie  über  die  Welt  das  Joch  der  Kirche  gelegt  und  zum  dauernden 
Druck  erhalten  hatte.    Indem  man  die  herrschende  Gewalt  so  ver- 
nichtete, suchte  man  daneben  alle  andern  Kirchen  und  Religionen  zu 
oieichba-  entwickeln  und  zu  gleichen  Rechten  emporzuheben.    Das  Decret  vom 
reehtisnng  28.  September  1789  stellte  die  Juden  unter  den  Schutz  des  Gesetzes, 

und  Freiheit  ^ 

der  jndea  uud  das  Dccrct  vom  24.  Decombor  1789  erklärte  sie  gleichberechtigt 
und  Pro-  jj^^  übrigen  Bürgern  des  Reiches ,  zu  allen  bürgerlichen  und  Militair- 
Aemtem  zulässig,  und  fähig,  jede  Ehre  und  Auszeichnung  zu  gemessen. 
Die  Protestanten,  weiche  schon  durch  das  Toleranz-Edict  Ludwig  XVL 
von  1787  im  vollsten  Umfang  ihre  bürgerliche  Selbständigkeit  zurück- 
empfangen hatten,  wurden  von  der  ersten  Nationalversammlung  in 
keiner  Weise  verletzt,  in  ihrem  Vermögen  nicht  beschränkt,  in  ihren 
kirchlichen  Einrichtungen  nicht  belästigt.  Ja,  wie  einst  Ludvrig  XIV. 
im  Protestantismus  die  Feinde  seiner  Tyrannei  und  Willkür  verfolgte, 
so  pflegte  die  Constituante  jet/.t  in  ihm  die  Freunde  der  Freiheit,  der 
Aufklärung  und  des  Fortschrittes.  Der  eine  Gedanke  war  so  wenig 
wahr  als. der  andere,  und  beide  hatten  gleich  wenig  Recht  auf  dauernde 
Anerkennung.  Schuf  die  Regierungsweisheit  Ludwig  XIV.,  weil  sie 
unsinnig  war,  nur  Unglück  und  Verwüstung,  so  erzeugte  die  Weisheit 
der  Nationalversammlung,  weil  sie  grundlos  war,  weder  eine  höhere 
Blüthe  der  protestantischen  Kirche,  noch  eine  höhere  Begeisterung  in 
ihr  für  den  Freiheitskampf  der  Revolution.  Der  Staat  ist  ohnmächtig, 
die  Religion  zu  schaffen,  aber  die  Religjpn  ist  gleichgültig  für  den 
Staat  und  seine  Tugenden.  Oft  und  oft  erhob  sich  gegen  diese  ersten 
Reformen  der  Constituante  der  stürmische  und  polternde  Abbe  Maury. 
JDir  zerstört  die  Religion  und  habt  dazu  kein  Recht,'^  rief  er  ihr  zu. 
„Nicht  die  Religion,  denn  sie  ist  das  ewige,  aber  die  Kirche,  die 
Menschenwerk  ist,*'  tönte  es  ihm  von  allen  Seiten  entgegen. 


Die  Glaubensfreiheit.  l77 

Und  für  die  Reform  dieses  Menschenwerkes   ar])eitete  von  dem  dm  Comiu 
Ta^  der  Eröffnung   der  Constituante   mit  unermüdlichem   Eifer  ein  'J^JI^^ur 
Comite,  das  Männer  mit  berühmten  Namen  in  sich  schloss:  Languiuais,    Kirchen- 
Treilhard,  d'Ormesson,  Exquilly  und  der  gelehrte  Canonist  Durand  de     ■•^"" 
üaiilane.    Es  waren  die  letzten  Zweige  des  Jansenismus,  mit  deren 
Namen  noch   der  Ruhni   der  Philosophie   des  Port  Royal  fortklang. 
Wie  Jansenius  und  Pasqual  einst  zurückgekehrt  waren  auf  die  ür- 
wahrfaeiten  des  alten  Christenthums ,  so  zerriss  auch    dieses  Comite 
dfD  Schleier  des  alle  Wahrheit  verdunkelnden  Cerenomienwustes,   er- 
klärte die  angcmassten  Rechte  der  katholischen  Kirche   für   nichtig 
OD«]  sachte  und   fand   in  den   reinen  Lehren   des  Christenthums  die 
Versöhnung,  die  Freiheit  und  Gleichheit  und  in  dieser  erst  den  wahren 
'iköben  wieder.     Durand   de   Maillane   zeigte  in   einer  begeisterten 
Jklffift»),  wie  diese  Grundsätze,  die  das  Comite  aufgestellt,  in  den 
i'tea  Canones  fussen,  und  mehrere  seit  Langem  von  den  Freunden 
•i^  gallicanischen  Kirche  bogehrt  worden  sind.    Und  so  ging  aus  der 
Thitigkeit  dieser  Männer  ein  doppeltes  Resultat  hervor.     Damit  die       Die 
Sirehe  im  Staate  selbst  keine  Sonderstellung  einnehme,  die  nothwendig  ^l^l^^^^ 
ra  St>nderrechten    fuhren   muss,    wurde    sie   durch    die   Constitution  cierg*  vom 
■:lvile  du  Clerge  vom  12.  Juli  1790  in  ein  bürgerliches  Institut  umge-  "j^^J^^^^*^ 
wandelt,  und  so  aus  ihrer  Macht  und  Auszeichnung  herausgerissen  ReHgions 
üBd  mit  der  Masse   des  Volkes   verschmolzen.    Ich   werde  bei   der    ^^^^^^^ 
Organisation  der  Kirche  darauf  zurückkehren.    Zweitens  lehrten  diese 
MäDoer:  damit  der  Mensch  frei  bleibe,  muss  auch  der  Himmel  frei 
sein,  and  aus  ihrem  Geiste  heraus  verkündeten  die  Menschenrechte 
vom  7.  September  1790  Art.  10  die  Freiheit  der  religiösen  Meinung. 
An  die  Stelle  des  politischen  Principes  der  Einheit  des  Glaubens  war 
^  sociale  Princip  der  Freiheit  des  Gewissens  und  der  Religion  ge- 
^en.    Das  war  eine  Idee,  würdig  der  Höhe  der  Zeit,  in  der  sie  er- 
^bien,  eine  neue  glänzende  Idee,  welche  für  alle  Zukunft  die  geistige 
Mtffschaft  führen  musste,  und  die  allein  im  Stande  war,  die  beiden 
SQt  Jahrhunderten  sich  bekämpfenden  Gewalten,  Staat  und  Kirche, 
ro  vosöhnen. 

Doch  zu  schnell,  zu  gewaltig  hatte  der  Strom  die  Schleusen  durch- 
Wixhen,  er  konnte  im  abschüssigen  Bett  nicht  stille  stehen,  und  von 
ktiner  Gewalt  vor  dem  Ende  seines  Laufes  wieder  eingedämmt  werden. 
I^ie  Meinungen  waren  schon  tief  gespalten,  und  während  der  Discussion 
der  Kirchengesetze   hatten   sich   die  Gemüther   schwer   verbittert*). 

1)  Durand  de  Maillane:  Histoire  apolog^tique  du  Comit^  eccl^siastique 
äe  rassemhl«^  nationale  1791. 

2)  Edmond  de  Pressens<S:  L'eglise  et  la  Revolution  francaise  1864.  S.  56  u.  ff. 
Kichter:  Staats-  and  QeseHscbaftsrecbt.  I.  12 
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Die  Geistlichkeit  sah  in  dieser  Gesetzgelmng  keineswegs  die  Religion 
zerstört,  sie  wusste  dies  sehr  gut,  aber  sie  sah  ihi'e  weltliche  Ma^ht 
zertrümmert,  sich  des  Reichthums  beraubt,  und  während  dem  sie  im 
Kampfe  voigab,  sie  streite  nur  für  die  Religion,  vertheidigte  sie  alleio 
ihre  Pfründen,  Zehnten  und  Bettelpfennige.  Die  Gegner  ahnten,  dass 
sie  die  Religion  erhalten  müssen,  und  wussten,  dass  in  der  ZerstOruiiir 
der  Missbräuche  der  Kirche  der  Glaube  keinen  Schaden  leide.  Aber 
indem  sie  gegen  jene  ankämpften,  nahmen  sie  die  Waffen  aus  dc-m 
Glauben  selbst,  zogen  diesen  in  den  Streit  und  untergruben,  indem 
sie  das  Falsche  zerstören  wollten,  das  Wahre  selbst.  Die  Einen  wollten 
die  Kirche  nach  einem  neuen  Plan  aufrichten,  indem  sie  die  Hierarchie 
zerstörten  und  democratische  Grundsätze  in  den  neuen  Bau  fügteu, 
die  Andern  schritten  jetzt  über  die  Trümmer  der  alten  Kirche  dahin 
und  wollten  ihre  gänzliche  Abschaffung. 
Folgendes  Auf  beiden  Seiten    der   streitenden  Parteien   stand   eine  Schaar 

GcHPtzea    Pi-jj^v^ter   uud    erhöhte    dadurch   den  Werth  der  Entscheidung.     Mau 

vom  18.  Juli  ^ 

ivjo.  Eide»-  theilte  sie  nach  der  Ablegung  des  Bürgereides,  den  die  Civil-Constitutiuii 
«wang.  forderte,  in  die  beeideten  und  nicbtbeeideten.  „Man  fing  mit  dem 
Schisma  an  und  endete  mit  der  Apostasie.  Willkürliche  VerhaftunjreiK 
grausame  Verfolgungen  waren  diesen  Gesetzen  unmittelbar  gefoL't. 
Sie  wurden  proclamirt  in  Mitte  der  schrecklichsten  Gewaltthätigkeiten, 
welche  die  Erde  des  Landes  mit  Blut  färbten,  und  deren  furchtbares 
Andenken  noch  lange  auf  der  ganzen  Nation  lasten  wird  ')."  ,»Die 
Legislatife  glaubte  durch  Strenge  erreichen  zu  können,  was  die  Ue1>er- 
zeugung  nicht  vermochte  *).*'  Die  Assemblee,  sagt  das  Decret  vom 
29.  November  1791,  indem  sie  zur  Quelle  der  Unordnung  hinabsteigt, 
hat  ihre  Stimme  zu  allen  aufgeklärten  Bürgern  erhoben,  um  die  gros>e 
Wahrheit  zu  proclamiren,  dass  die  Religion  für  die  Feinde  der  Con- 
stitution nur  ein  Vorwand  ist  für  ihre  Missbräuche,  ein  Instrument, 
dessen  sie  sich  bedienen,  um  die  Erde  in  Aufruhr  zu  bringen  im 
Namen  des  Himmels.  In  Anbetracht  aber,  dass  es  Zeit  ist,  die  Finster- 
niss  endlich  zu  durchdiingen ,  und  den  friedlichen  und  gläubigen 
Bürgern  die  aufrührerischen  und  hinterlistigen  Priester  zu  zeigen. 
welche  den  Verlust  alter  Missbräuche  bedauern,  und  der  Revolution 
nie  vergeben  können,  dass  sie  dieselben  zerstört  hat,  verordnet  die 
Assemblee:  dass  von  dem  Tage  der  Verkündigung  des  Decretes  an. 
binnen  8  Tagen  jeder  Priester  den  Eid  auf  die  Constitution  geleistet 
haben  muss.  Im  Weigerungsfall  drohte  das  Gesetz  mit  dem  Verlu:>t 
aller  Rechte  und  den  schwersten  Strafen. 


1)  Portalis:    Concordat  de  1801.  S.  31. 

2)  Prevscns^  a.  a.  O.  S.  190  u.  ff. 
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Dieser  Zwang  zu  einem  Eide  auf  eine  Constitution,  in  der  die 
M.iat>gewalt  sicli  schon  eine  Autorität  über  geistliche  Sachen  ange- 
^isst  Latte,  war  der  erste  Bruch  der  constitutionellen  Glaubensfreiheit. 
AttT  e.s  dachte  auch  Niemand  mehr  daran,  diese  der  katholischen 
ki^Le  gegenJiber  anzuerkennen.   Man  sah  in  ihr  die  Pflegemutter  der 
Ipaimei  der  Könige,  weil  einzelne  Priester  die  Werkzeuge  derselben 
raren;  der  Entsittlichung  des  Volkes,   weil  Aebte  und  Bischöfe  der 
Nitöilosigkeit  beschuldigt  wurden ;  der  Verdummung  der  Nation,  weil 
lärb-^rliche  Priester,  schmutzige  Mönche  und  liederliche  Nonnen  öffent- 
lich« Aergemiss  gaben.    Gott  sollte  büssen,  was  seine  Diener  ver- 
-baldet.    In  der  Jacobinersitzung  vom  16.  Juni  1791  liess  man  eine 
Niaar  Kinder ,  die  eben  die  Communion  empfangen  hatten ,  auf  die 
lailosöphie  und  Voltaire  schwören  ').   Ein  Kind  von  7  Jahren  petitio- 
ife  später,  dass  man    statt  einen   sogenannten  Gott  zu  predigen, 
W>r  (He  Grundsätze  der  Mensclienrechte  lehren  möge  *).    Bei  einer 
\'k&$6  an  die  Legislatife,  die  Robespierre  den  Jacobinern  am  26.  März 
l'>i  forschlug,  eiferte  der  Girondist  Guadet  sogar  gegen  das  darin 
^fanchte  Wort  der  Vorsehung.    Da  fuhr  RobespieiTe  das  erstemal 
rJ  Qod  vertheidigte  den  Spiritualismus,  der  zur  Sittenreinheit  und 
B^iipertugend  führe,  gegen  den  Materialismus  der  Zeit,  der  sittenlos 
Cid  mifähig  mache,  die  Republik  zu  Helfen.    »Man  tadelt  alles  jetzt 
^>  AUiglaube,  selbst  den  Glauben  an  eine  Gottheit ')/'    Man  sah  in 
äBem  entsetzlichen  Schauerstück  einen  Priester  mit  List  ein  schönes 
laiJcben  ins  Kloster  locken,  um  sie  verfuhren  zu  können*),  las  mit 
Begierde  eine  damals  erschienene  Scandalgeschichte  des  Clerus  und  der 
Verbrechen   der  Päpste*),   und  höhnte  am  Abend   in  den  Theatern 
Woffeueo  Päpsten,  blödsinnigen  Bischöfen,  aasschweifenden  Cardinälen 
äitgegen*).    Vergebens   widersetzte  sich  Ludwig   XVL   diesen   Aus- 
bin eikngen  der  Gewissensfreiheit,  vergebens  setzte  er  der  Constitution 
^i  Clerge  als  einer  Verletzung  der  Glaubensfreiheit  sein  Veto  entgegen, 
fe  König  büsste  auf  der  Guillotine  seine  Glaubenstreue,  und  nie  fällt 
^^  Königthum ,  ohne  dass  es  die  Religion  nicht  in  seinem  Sturz  mit 
fc:treisst.    Eines  der  ersten  Decrete  des  Gonventes  vom  10.  December 
'•>^^  ericlärte ,  dass  die  Priester  keine  öffentlichen  Functionaire  mehr 
^vji.  und  in  der  Constitution  1793  verkündete  er  die  freie  Uebung 
<^Cultas,  welche  Niemanden  untersagt  werden  kann,  Art.  7  und  122, 
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1;  Baefaez  et  Koux  a.  a.  O.  Bd.  X.  198. 
2)  C.  N.  October  1793. 
3;  Bo^hez  et  Roux  a.  a.  O.  Bd.  Xlll.  443. 
4;  Viciimes  cloltrees  par  Monoel.     1790. 
5j  Condaite  scandaleuse  du  ClergA.    1793. 
6;  Joarnde  da  Vatican  ou  Souper  du  Pape. 
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ohne  für  die  Republik  jedoch  irgend  eine  Verpflichtung  gegen  irgeni 
einen  Glauben  oder  eine  Kirche  anzuerkennen.  Die  christliche  Zeil 
rechnung  ward  zerstört  und  die  republikanische  vom  Jahre  179; 
als  dem  Jahre  I.  der  Freiheit,  eingeführt,  die  Priesterehe  allgemei 
anerkannt  und  der  Bischof  de  la  Dordogne,  der  seine  Frau  dei 
Convent  vorstellte,  mit  Jubel  von  diesom  begrüsst.  Der  Bischof  vo 
PAUier  las  mit  einer  Jacobinermütze  auf  dem  Haupt,  einer  Pike  i 
der  Hand  die  Messe.  Seine  Frau  stand  ihm  zur  Seite  ^).  Man  musst 
versuchen,  das  Herz  umzukehren,  wenn  man  den  Glauben  darin  ze 
stören  wollte.  Denn  die  (ilaubensfreiheit  bestand  jetzt  in  der  Glaubeni 
losigkeit,  und  eben  darum  kelirte  sich  die  Wuth  der  Freiheit  zumeii 
gegen  die  katholische  Religion,  weil  sie  von  der  Mehrzahl  bekam 
wurde.  Die  Gräber  von  S\.  Denis  wurden  demolirt,  die  modernde 
Gebeine  nach  allen  Winden  verstreut,  die  Statuen  der  Heiligen  geköpf 
das  alte  und  neue  Testament  öffentlich  verbrannt.  Die  nicht  beeidete 
Priester  wurden  von  der  Strenge  des  Gesetzes  verfolgt,  die  beeidet«^ 
von  einer  gläubigen  Volksmenge  gehasst,  misshandelt  und    bis  an  di 

GiaubeM-  Stufcu  dcs  Altars  verfolgt  *).  Um  dem  Treiben  ein  Ziel  zu  setzei 
ft^iheitwird  empfahl  jetzt   der   Convent   in   dem  Decret   vom  8.  December  179 

lotigkdt.   (18.  Frimaire  an  H.)  den  Bürgern  die  vollste  Gleichgültigkeit  ^ege 

^*b  fl' h'i*'**  ^^®  Priesterschaft  und  die  Religion ,  und  ladet  alle  guten  Bürger  eil 

Gleich-     sich  der  theologischen  Streitigkeiten  zu  enthalten,  alle  dem  Interes^ 

goitiffkeit  ^gg  Volkes  fremden  Disputationen  zu  vermeiden  und  mit  allen  Mittel 
nur  zum  Triumphe  der  Republik  beizutragen.  Der  Erzbischof  ^d 
Paris,  Gobel,  und  mit  ihm  elf  andere  hohe  geistliche  Wüitlenträgi 
schwuren  jetzt  vor  dem  Convent  ihren  Glauben  ab;  die  Protestantti 
erklärten,  dass  sie  keinen  anderen  Tempel  als  den  des  Gesetzes,  keintj 
Cultus  als  den  des  Vaterlandes,  kein  Evangelium  als  das  der  Cot 
stitution  haben  wollen  und  die  Juden  sandten  der  Pariser  Comui 
die  Instrumente  ihres  Cultus  als  Beweis,  dass  sie  dem  alten  Abel 
glauben  entsagt  haben  ').  Da  endlich  führte  Chaumette  den  Zag  d< 
Vernunft  bis  in  den  Convent,  und  von  da  nach  dem  Dom  Notre-Dam< 
den  man  der  Vernunft  und  der  Freiheit  geweiht,  und  vor  einer  hall 
nackten  Dirne  jauchzte  das  Volk  von  Paris  das  Glück  der  Freihei 
aus,  die  es  für  Herz  und  Gewissen  sich  erworben  hatte.  Die  Gesefa 
gebung,  die  die  Religion  zerstörte,  lehrte  Gleichgültigkeit;  das  Voll 
das  dem  Glauben  entsagte,  verfiel  dem  Götzendienst.  Alles  mnss^ 
auf  diesem  Wege   zu   Grunde   gehen,    gläubige   Scheu,    Schani  un 


6)  Portalis  a.  a.  O.  S.  36. 

1)  Buchez  et  Ronx  a.  a.  O,  Bd.  XII.  S.  133. 

2)  Portalis  a.  a.  O.  S.  35. 
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>itte,  die  Tugenden  der  Republik  mussten  ersterben  iu  der  Frivolität 
der  GlaabensTcracbtoog.    Da  erhob  sich  abermals  Robespierre  gegen 
ims  Treiben.    Es  war  eine  grosse  That ,  die  er  in  diesem  Augen- 
IMt  Tollbrachte,  es  war  eine  HelJenthat,  denn  er  wagte  es,  den  in 
seioeD  Lösten  nnd  Begierden  glückselig  betäubten  Menseben  zur  Tugend 
wA  Sitteoreinheit  aufznreissen.     In   der  Sitzung  vom  7.  März   1793  Robeipierrc's 
1?  Florcal  an  II.)   legte  er   ein  Decret   vor,   welches   ein   höchstes  sp*'*'"^*«"'"-- 
Vesej]  aod  die  Unsterblichkeit  der  Seele  anerkannte,  welches  erklärte, 
dass  der  Cultus  dieses  höchsten  Wesens  eine  Pflicht  sei,  und  dass  mit 
dieser  Pflicht  in  gleichem  Rang  die  Pflicht  des  Tyrannenhasses  steht, 
die  Pflicht,  den  Unglücklichen  zn  helfen  und  gegen  Niemand  ungerecht 
s  sein.  Am  2.  Ptairial  soll  das  höchste  Wesen  gefeiert,  aber  dadurch 
k  Freiheit  des  Cultus  in  keiner  Weise  verletzt  und  Niemand  zu  einer 
F«r  gezwungen  werden.   „Fanatiker,"  rief  er  den  Priestern  und  Narren 
zü,  >ffet  nichts  von  uns  . . .  Alle  eure  Fictionen  verschwinden  vor 
'iffWakheit,  alle  eure  Thorheiten  vor  der  Vernunft.    Ohne  Gewalt- 
tot,  ohne  Verfolgung  müssen  sich  alle  Secten  von  selbst  finden  in 
^  allgemeinen  Religion  der  Natur  ...  Sie  ist  der  wahre  Priester  des 
l'^btca  Wesens,  sein  Tempel  ist  das  Weltall,  die  Tugend  sein  Cultus, 
»M  Festtage  sind  dann,   wenn  ein  grosses  Volk  vor  seinen  Augen 
in  Jubel  versammelt  ist,  um  das  Band,  der  allgemeinen  Brüderlichkeit 
^er  SU  schliessen ,  und  ihm  die  Huldigung  empfänglicher  und  reiner 
HeneD  darzubringen  . . .  Knüpfen  wir  die  Moral  an  feste  und  heilige 
GniDiisätze,  flössen  wir  den  Menschen  einen  heiligen  Respect  vor  den 
MtQschen  ein,  als  das  sicherste  Gefühl  jener  Pflicht,  welche  die  einzige 
Gnudlage  des  gesellschaftlicl.cn  Glückes  ist.     Nähren  wir  es  durch 
^  unsere  Einrichtungen.''    Dann  zog  er  hinaus  am  21.  März  1793  di«  NAtnr. 
(2.  Prairial  an  ü.)  in  den  Garten  der  Tuiierien,  bewaffnet  mit  der    '•w»*on- 
Flanune  der  Wahrheit^  verbrannte  das  Bild  des  »monstre  de  Tatheisme''    böc^'en 
Bod  Tom  Convent  und  einer   unabsehbaren  Menschenmasse  gefolgt,  weiena.dM 
tg  er  auf  das  Marsfeld,  um  unter  Jubel  und  Gesang  das  höchste  ocwiMen. 
VeNen  zu  feiern. 

Die  Idee,  die  Robespierre  hier  ahnte ,  war  eine  grosse  und  eine 
[K'iitisch  mächtige  Idee.  In  dem  Glauben  an  ein  höchstes  Wesen  wollte 
^  das  Volk  zur  Tugend  und  Sitte  fahren,  in  dem  Gedanken  eines 
tehsten  Wesens  wollte  er  alle  Menschen  zu  gleichem  Recht  und  An- 
sehen emporheben.  Es  war  eine  Universalreligion  in  einem  Gedanken, 
e  war  die  unbegrenzte  Freiheit  des  Glaubens  und  Gewissens  in  einem 
Vort.  Als  Religion  hatte  er  sie  Rousseau  *)  entlehnt.  Aber  die  poli- 
tische Bedeutung,  mitten  in  der  Verwilderung  der  Zeit,  hatte  er  dieser 

*)  Da  Conlrat  social  Bach  4  Cap.  8. 
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Religion  gegeben.  Doch  auch  hier  war  er  ohnmächtig,  er  ahnte  di< 
Macht  nur,  die  in  seiner  Idee  lag  er  besass  weder  die  geistige  Krafi 
noch  die  sittliche  Reinheit,  sie  auszudenken  und  rein  zu  gestalten.  - 
Zuerst  war  sie  ihm  nur  ein  Stein  im  Gebäude  semer  Macht,  dam 
sollte  sie  ihm  nur  ein  Mittel  sein,  seine  Macht  zu  erhalten.  Nebei 
die  Idee  eines  höchsten  Wesens  stellt  er  die  Idee  eines  „Coraite  di 
conscience  publique",  um  auf  der  Erde  das  göttliche  Amt  zu  üben 
ein  öffentliches  Gewissen,  ein  Tribunal  der  Moral  zu  sein  für  di< 
Handlungen  der  Menschen  und  wie  der  Priester  am  Altar  dem  Iirendei 
Anweisungen  zum  Guten  zu  geben.  Keben  dem  Gedanken  der  höchslej 
geistigen  Freiheit  gebahr  er  den  Gedanken  der  drückensten  Tyrannei 
weil  er  eben  selbst  ein  Tyrann  war.  Die  Lehren  des  Christenthums 
überlebten  Jahrhunderte,  überdauerten  Revolution  und  Reformationei 
und  aus  den  vernichtendsten  Stürmen  erhoben  sie  sich  immer  wiedel 
neu  und  lebendig,  weil  man,  zurückkehrend  auf  ihren  Schöpfer,  in  ihn 
alle  Reinheit  und  Wahrheit  des  irdis  hcn  Lebens  fand.  Die  Lebrei 
Robespierres  überdauerten  kaum  seine  monatlange  Hen-schaft,  denn  \t 
die  Seele  des  Schöpfers  blickend,  fand  man  Entartung  des  menscln 
liehen  Herzens,  nicht  die  Versöhnung  der  gläubigen  Seele,  nur  M 
Vemichtungswuth  des  Revolutionairs. 
Verbot  »Her  Gcstützt  auf  die  Menschenrechte,  welche  die  Constitution  procla^ 
öffentlichen  jjj^j^^    verkündete  nach  dem  Sturz  Robespierres  das  Decret  vom  21 

religitfsen  ^ 

CorcmonicD.  Februar  1795  (3.  Ventöse  an  III.)  dass  die  Uebung  jeder  Religion  frei 
sei  und  kein  Cultus  gestört  werden  darf.  Aber  die  religiösen  Ceremoniefl 
jedes  Cultus  ausser  dem  Ort,  der  für  ihre  üebung  bestimmt  ist,  mi 
und  bleiben  verboten.  Jede  Versammlung  der  Bürger  zur  Pflege  eines 
Cultus  ist  der  üeberwachung  durcli  die  gesetzlichen  Autoritäten  untere 
werfen.  Kein  besonderes  Zeichen  irgend  einer  Religion  kann  und  darl 
an  einem  öffentlichen  Orte  oder  auch  nur  äusserlich  irgendwo  aiige^ 
bracht  werden.  Jede  Inschrift,  jede  öffentliche  Berufung  oder  Pro- 
clamation  zur  Versammlung  der  Bürger  für  die  Pflege  eines  Cultus  ist 
verboten.  Keine  Dotation  oder  Lebensrente  kann  dafür  errichtet,  keine 
Abgabe  darum  geleistet  werden.  Keine  Gemeinde  oder  Section  einer 
Gemeinde  kann  für  religiöse  Uebungen  ein  Local  erwerben  oder  mietlien. 
Gleichgültig  gegen  die  Religion  wollte  man  doch  die  Vortheile  nicht 
opfern,  die  aus  ihr  für  den  Staat  hervorgehen  können.  Die  Relipion 
sollte  als  Behelf  der  Politik  dienen.  Der  Convent  sperrte  alle  Kirchen, 
setzte  die  Todesstrafe  auf  die  Rückkehr  der  katholischen  Priester,  aber 
führte  selbst  in  seiner  letzten  Sitzung  sieben  neue  republikanische  Fest- 
tage ein:  das  Fest  der  Gründung  der  Republik,  das  Fest  der  Jugend, 
der  Gatten,  der  Dankbarkeit,  des  Ackerbaues,  der  Freiheit  und  des 
Alters.    Man  brauchte  Begeisterung  noch,  keine  Frömmigkeit. 
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Die  Constkution  des  Jahres  III.  anerkennt  dieselben  Grundsätze.       Die 
Art.  354.  Die  Freiheit  war  verkündet,  jeder  konnte  sie  geniessen,  nur  f"ih^u°°d.>r 
«lie  katholische  Kirche  blieb  davon  ausgeschlossen.    Die  Glocken  ihrer  conititutiun 
f  irchen  waren  zum  grossen  Theil  in  die  Münzstätten  des  Staates  ge-  ^  "Ij^u^J^n 
wandert,  und  das  Decret  vom   29.  September   1795  (7.  Vendemiaire    der  zcu. 
an  IV.)  verbot  ausdrucklich  noch  ihren  Gebrauch  und  bestrafte  die 
Priester,  die  das  Gesetz  verletzen,  ipit  Gefängniss  und  Deportation. 
Das  politische  Princip  der  absoluten  Gleichgültigkeit  des  Staates  gegen 
jede  ReUgionsöbung,  welches  die  Constitution  Nordamerika's  anerkannt 
hatte,   wollte  man  jetzt  in   Frankreich   durchfuhren.     Glauben  und 
Tiewissensrecht  sollte  nur  soweit  geschützt  werden,  als  das  einzelne 
üidividuum  für  seine  persönliche  Sicherheit  einen  gesetzlichen  Schutz 
Marf.    Aber  die  hohen  Ideen,  welche  in  Amerika  aus  der  Religion 
'ifien  Kampfgenossen  der  Freiheit  machten,  welche  in  ihm  den  Schutz 
ier  Sitten,  in  diesen  den  Schutz  der  Gesetze  sah*),  waren  in  Frank- 
reich verloren  gegangen.    Unfähig  die  Freiheit  als  ein  hohles  Gut  zu 
trtrageo,  füllte  man  sie  mit  der  Ausschweifung  des  Geistes  aus.    Die 
frivole  Gesellschalt  in  der  Zeit  des  Directoriums  empfand  Langweile, 
fiär  die  Wundersichtigkeit  der  ersten  Jahrhunderte  des  Christenthums 
hatte  man  zu  wenig  Einfalt  und  zu  viel  Critik,  um  sich  in  Ergebung 
£0  iügen.    Man  wandte  sich  der  Mystick  zu  und  ergab  sich  mitten  in 
alier  Lüsternheit  der  religiösen  Schwärmerei  oder  den  wahnsinnigsten 
Aosschreitungen  des  Geistes  und  Herzens.    Saint  Martin,  »der  unbe- 
kannte Philosoph",  fand  jetzt  mehr  Anhänger,  die  sich  mit  ihm  ver- 
einten, am  in  stiller  Versammlung  die  Geheimnisse  des  Geistes. aus- 
zuforschen.   Man  eiferte  mit   ilun  gegen  den  Materialismus,  der  den 
Menschen  aus  der  Sache  erklären  wolle,  wo  man  die  Sache  doch  nur 
dareh  den  Menschen  erkennen   kann^).    Man   sali   mit  ihm   in   der 
Revolution   nichts  anderes  mehr,    als  ein  Miniaturbild   des  jüngsten 
Gwhtes,  in  dem  Gemetzel  der  Schreckenszeit  einen  Act  der  göttlichen 
Vorsehung ').    In  der  Gesellschaft  der  Theophilantropen,  welche  schon 
Tor  dem  Directorium  gegründet  war,  hatten  sich  jene  Leute  zusammen- 
zefonden,  die  einen  einfachen  Cultus  für  ihr  Glaubensbedürfniss  wieder 
berstellen  wollten.    Aber  alle  diese  Bestrebungen  waren  nur  eine  sinn- 
liche Spielerei,  die  oft  der  Aberglaube  der  Gebildeten  ist.    Nach  der 
anderen  Richtung  hin  fand   sich    in  der   Secte   „der  Menschen  ohne 


1)  TocqneTiUe :    De  la  D^mocrntic  en  Amerlqüe  Bd.  I.  53. 

2)  8t.  Martin :  T-ableaa  naturel  des  rapporta  qai  existent  entre  Dien,  rhomme 
et  Tanivers.     1782. 

3)  St  Martin:  Lettre  4  nn  ami  oa  Considerations  politiqaes,  philosophiqnes 
ei  reügien^es  sur  ]a  B^volntion  francaise.    1795. 
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Gott**,   die  äusserste   Revolutionspartei   zusaraine».     Man   conspirirt( 
gegen  die  Menschheit  und   selbst   gegen  Gott.    Auf  einen  Codex  dei 
Verbrecher  und  geschändeten  Personen  liess  man  die  Mitglieder  schwOrtn 
kniete  vor  demselben  nieder  und  betote  ihn  an  *). 
Di«  Der  edelste  Charakter   unter  Denen,   die  die  Gewalt  in   Händec 

^^'tro  ^6*°  hatten,  der  Director  Larevelliere-Lepaux  sah  rund  um  sich  das  Elend 
keimen  und  suchte  demselben  zu  steuern.  Durch  seinen  Freund  Lecrek 
lies  er  im  Rath  der  Fünfhundert  einen  Autrag  einbringen,  mit  einem 
einfachen  Cultus  die  drei  wichtigsten  Lebeusacte,  die  Geburt,  die  Eht^ 
und  das  Begräbniss  des  Menschen  zu  umgeben  und  vertrat  selbst  vor 
dem  Listitut  diese  Forderung*).  Er  wollte  einen  einfachen  Cultus,  der 
die  Menschen  aufrufen  soll  zur  Erkeuntniss  jener  allgemeinen  Wahr- 
heiten, die  ihre  ewige  Quelle  im  Gewissen  des  Menschen  haben.  Damit 
man  keine  Priesterschaft  brauche,  die  immer  ausartet,  soll  der  Cultus 
einfach  und  jedem  Bürger  verständlich  und  in  semer  Uebung  zugänglich 
sein*).  Weder  der  gesetzgebende  Körper  noch  die  Männer  der  Wissen- 
schaft hatten  ein  Verständniss  für  die  Bedeutung  dieser  Fragen.  Die 
Wenigen,  wie  Larevelliere-Lepaux  und  Portalis,  erlagen  dem  Staats- 
streich des  19.  Fructidor's  und  die  religiöse  Verwilderung  blieb  dt.r 
Ausdruck  der  Religionsfreiheit. 
Napoleon  Es  bedurfte  einer  gewaltigen  Hand,  um  aus  den  Trümmern  einer 

und  «eine   j(irche  ein  neues  Gebäude  des  Glaubens  zu  schaffen,  einer  Hand,  die 

Kirchen-  n.  ' 

niMbcni»!!«.-  noch  reiner  war,  als  jene  Robespierre's,  einer  Hand,  die  kräftiger  war, 
fetx^bung.  i^ig  jgjjg  ^gg  gläubigen  Directtirs.  Und  diese  Hand  hatte  Napoleon. 
Schon  Jn  dem  Vertrag  von  Tolentino  vom  19.  Februar  1797  sicherte 
er  der  katholischen  Religion  vollste  Achtung  in  allen  eroberten  Län- 
dern und  den  vom  Papst  abgetretenen  Legationen.  Da  bestieg  im 
Jahre  1799  auch  der  Napoleon  befreundete  Cardinal  Chiaramonte, 
Bischof  von  Jaola,  den  päpstlichen  Thron.  In  einem  feierheben 
Gottesdienste  der  W^eihnachtsnacht  1798  hatte  er  öffentlich  erklärt, 
dass  keine  Religion  den  democratischen  Grundsätzen  mehr  huldige, 
als  die  katholische,  dass  sie  diesen  zumeist  günstig  und  mit  jeder 
Form   der  Regierung   vereinbar   sei*).     Aber   erst   die   Schlacht  bei 


1)  Portalis  r.  a.  O.  S.  38. 

2)  Lar^völliere-Ldpauz:    Reflexion  snr  Ic  culte  et  le-*  Cdr^monies  civile«. 

3)  Daram  neigte  «ich  Lar^v61Iicre-Lcpnnx  den  Thcophilantropen  zu,  «bcr 
er  war  nie  Mitglied  derselben,  und  nur  die  Verleumdung  nennt  ihn  den  Stifter 
dieser  Üescllscbaft.  Wenigstens  iindct  sich  weder  in  seinen  wenigen  Schriften, 
noch  in  seiner  von  seinem  Sohn  herausgegebenen  Biographie:  ,yM^moiros  de 
ma  vie  publique  et  priv^e**  etwas  vor,  was  auch  nur  annähernd  darauf 
schliessen  Hesse. 

i)  PortoltB  a.  a.  O.  S.  46. 
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Kareogo  stählte  Napoleons  Kraft  so,  (lass  er  das  Werk  beginnen  konnte, 
eioe  neue  Kirche  aufzubauen,  einen  Glauben  seinem  Volke  wieder  zu 
rebea.  Er  sandte  1801  Mr.  Cacault  als  bevollmächtigten  Minister  nach 
Rom,  der  angezeichnete  Prälat  Gonsalvi  kam  nach  Paris  und  hier 
vard  nach  langen  Verhandlungen,  nach  unsäglichen  Kämpfen  um  das 
Recht  beidtf  Parteien,  das  Concordat  des  Jahres  18UI  am  15.  Juli 
«[ezeicbnet.  Napoleon  wollte  die  Parteien  damit  befriedigen  oder  ver- 
nichten. Jed.*  Anfechtung  seiner  Absicht  wies  er  zurück,  jeden  Wider- 
it;md  zerbrach  er.  Schweigend  empfing  der  Staatsrath  das  Concordat, 
im  Corps  legislatif  protestirten  die  ehemaligen  Priester  gegen  die 
Her>teUaDg  der  katholischen  Kirche,  der  Senat  wählte,  als  Zeichen 
Moer  Opposition,  gerade  damals  den  constitutionellen  Bischof  Gregoire. 
ks  Tribunal  zumeist  wäthete  laut,  die  republikanische  Militairpartei 
•nch  in  offene  Empörung  aus.  Aber  Napoleon  wollte  vollenden,  was 
cf  begonnen  hatte  und  an  seinen  Willen  brach  sich  der  Widerstand. 
.[^  Kathölicismus  ist  es*S  sagte  er  den  Gegnern,  ^äer  nach  langen 
Bor^'erkriegen  immer  als  die  Religion  erkannt  ward,  welche  den  Sitten 
Bfld  Gewohnheiten  Frankreichs  am  Besten  entspricht . . .  Und  der  höchste 
Piciz  einer  Religion  ist  jener  der  Erinnerung  *)". 

Am  26.  April  1S02  (15.  Germinal  an  X.)  erschienen  im  Corps  du 
le^cislatif,  unter  den  Fanfaren  der  Trompeten  und  dem  Schalle  der  concord»t. 
Pauken,  die  Staats räthe  Portalis,  Regnier  und  Regnaud  de  St.  Jean 
d  Aogeiy  und  überreichten  daselbst  das  Concordat.  In  einer  langen 
Rede  entwickelt  Portalis  die  Gründe  und  Veranlassungen  dieses 
Rechtsactes.  Er  war  ja  die  Seele  dieser  grossartigen  Neuerung,  er 
gab  den  Ideen  Napoleons  die  juristische  Form  und  den  politischen 
Ausdruck.  Was  er  jetzt  aussprach  und  bewies,  die  Nothwendigkeit 
einer  Religion  in  der  Gesellschaft,  die  Unmöglichkeit,  eine  neue  zu 
schaffen  und  die  Schönheit  des  Christenthums,  auf  dessen  reine  Gestalt 
wir  immer  wieder  zurückkehren  können,  diese  Gedanken  hatte  er 
mitten  unter  den  Stürmen  der  Revolution  ausgedacht  und  später  noch  in 
Schrift  und  Wort  vertreten  *).  Mit  starrem  Geiste  ging  er  und  die  übrigen 
Mitarbeiter  in  der  Schöpfung  ihres  Werkes  vorwärts.  Sie  wollten  das  ganze 
Gebäude  der  Kirche  wiederherstellen,  denn  ohne  das  Ganze  war  es  für  sie 
ßlchts.  Aber  dieses  Ganze  sollte  ein  nationales  sein  und  daher  die  galli- 
caoischen  Freiheiten  wieder  die  Basis  bilden.  Die  Gesetzgebung  der 
ßeTolution  ward  stillschweigend  ausser  Kraft  gesetzt,  aber  die  Freiheit, 
ßr  die  man  so  viel  geopfert,  wollte  man  damit  nicht  hingeben. 


1)  Thiers:    ConsoUt.  Bd.  III.  248. 

2)  PortaÜs:   De   l'usage   et  de  Tabus  de  Tesprit  philosophtque ,  an  diz- 
^uitieme  si^cle.    Von  Beioem  Sohn  1820  beraus^geben. 
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Die  graiii-  Keine  Kirche  sollte  als  eine  herrschende  erklärt  werden  und  das 

rAXtiln  ß^g^h^ß"  ^ßs  Papstes  wurde  während  der  Verhandlungen   über  da^ 
E«  gicbt    Concordat  von  dem  vortrefflichen  Abbe  Bernier  auf  das  Nachdrück- 
b«mcbcndc  ^^^^^*®  bekämpft  und  später,  als  es  der  Papst  wiederholt  forderte,  von 
Kirche.     Portalis   auf  das  Kräftigste  zurückgewiesen.    Es  ist  eine  Thatsache, 
dass  die  katholische  Religion   die  unsere  ist,   schrieb   er  dem  ersten 
Consul,  und  ein  Gesetz,  welches  sie  zur  herrschenden  erklaren  würde, 
hätte  gar  keinen  reellen  Nutzen  und  würde  nur  von  grosser  Gefahr 
für  die  Kirche  selbst  sein.    Es  würde  den  alten   Hass  erregen  und 
neue  Feinde  schaffen*).    Und  vor  dem  Corps  legislatif  erklärt  er:  der 
Staat   darf  keine   Religion   zur   herrschenden   oder   ausschliesslichen 
machen,  er  soll  sie  beschützen  gleich  für  alle  und  in  allen.    In  dem 
einfachen  System  des  Schutzes  liegt  keine  Ausschliesslichkeit  und  keine 
Herrschaft,    denn   man    kann    mehrere,    man  kann    alle   Religionen 
schützen.    Diese  Gedanken  schufen  die  Form  der  Einleitungsbestim- 
mungen   des    Concordats:    Das   Gouvernement    anerkennt,    dass   dit 
römisch-katholische  Religion,  die  Religion  der  Mehrzahl  der  Fran- 
zosen ist. 
Die  Kirche  Die  Religion  findet  ihr  äusseres  Zeichen  in  den  Ceremonien,  dem 

ist  dem    ifirchlichen  Ritus,  und,  führt  Portalis  aus,  die  grosse  Masse  bedarf  der 

Staat  unter-  '  '  '  o 

worfen.  äussereu  Zeichen.  Die  Nützlichkeit  eines  Ritus  oder  der  religiösen 
Praxis  leugnen  wollen,  hiesse  die  Herrschaft  der  sinnlichen  Eindrü«  ke 
über  den  Menschen,  hiesse  die  Macht  der  Gewohnheit  leugnen.  Daruaf  li 
sollte  die  katholische  Religion  frei  in  Frankreich  geübt  werden  können, 
ihr  Cultus  soll  öfl'entlich  sein  und  nur  den  Polizeigesetzen  unterstehen, 
welche  für  die  öffentliche  Ruhe  nöthig  sind.  Conc.  Art.  1.  Alle 
bischöflichen  und  erzbischöflichen  Kirchen,  alle  Pfarrkirchen,  die  nicht 
veräussert  worden  und  dem  katholischen  Gottesdienste  nöthig  sind, 
werden  der  Kirche  zurückgegeben.  Conc.  Art,  12.  Aber  wie  alle 
religiösen  Institutionen,  erklärt  Portalis,  nie  dem  öffentlichen  Wohle 
gleichgültig  sein  können  und  wie  sie  eben  so  viel  Gutes  als  Schlechte^ 
zu  schaffen  im  Stande  sind,  so  muss  der  Staat  immer  wissen,  was  er 
beschützen  soll.  Denn  er  ist  bedroht,  wenn  die  äusseren  Formen  der 
Religion  gemacht  oder  geändert  werden  können  ohne  sein  Wissen. 
Das  Heiligste  kann  missbraucht  werden  und  nur  dann  findet  der  Staat 
dagegen  eine  Sicherheit,  wenn  er  die  Personen  kennt,  die  das  Religions- 
amt üben.  Aus  diesen  Grundgedanken  gingen  die  übrigen  Bestim- 
mungen des  Concordats  hervor  und  die  katholische  Kirche  fand  in 
ihnen  ihr  neues  Grundgesetz.  Ich  werde  später  auf  dieselben  bei  der 
Kirchen  Verfassung  zurückkehren.    Sie  ruhten  auf  den  gallicanischen 


*)  PortAlis:    Concordat  1801.    S   303. 
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FreiheiteD,  auf  der  Unabhängigkeit  des  Staates  von  der  Kirche,  auf  der 
Unterordnung  dieser  in  allen  weltlichen  Dingen  unter  die  Staatsgewalt. 

Die  gallicanischen  Freiheiten,  sagte  Porta lis,  haben  diese  Rechte 
in  Frankreich  seit  mehreren  Jahrhunderten  sichergestellt  und  die 
Könige  des  alten  Frankreichs  haben  sie  besessen  und  aufrecht  erhalten. 
So  f<iDd  der  katholische  Glauben  seine  neue  Grundlage  und  „der 
Kühm  seiner  Herstellung"  gehört  allein  dem  Genie  des  ersten  Consuls. 
Wenn  man  die  Umstände  betrachtet,  unter  denen  sie  sich  vollzogen, 
wird  man  erkennen,  dass  es  kein  Ereigniss  in  der  Geschichte  giebt, 
jfAchts  diesem  Wunder  der  Politik  und  Moral  zu  vergleichen  ist'). 
H*?ute  freilich  sehen  wir  über  dieses  Wunder  mit  klaren  Blicken  dahin. 
Die  Memoiren  des  Cardinais  Gonsalvi  *)  verbreiten  darüber  ein  neues 
Licht  Nicht  die  Qualen,  mit  denen  Kapoleon  in  späteren  Jahren 
Papst  und  Priesterschaft  verfolgte,  nicht  der  Spott,  den  er  dem  Bann- 
'rief  entgegensetzte,  aber  die  Fälschung  des  Concordates,  als  den 
ersten  Act  seiner  reformii enden  Thätigkeit,  auf  dem  ja  eine  ganze 
Zükmift  ruhen  sollte,  diese  versuchte  Fälschung*)  lelirt,  wie  wenig 
Napoleon  um  Glaube  und  Religion  sorgte,  sondern  wie  er  in  ihm  allein 
Bnr  ein  todtes  Mittel  seiner  Herrschaft  erkannte  und  wie  er  alles 
dafür  allein  ausnützte.  Er  wusste  fiüher,  als  ihm  sein  kaiserlicher 
Schwiegervater  es  rieth,  dass  zur  absoluten  Herrschaft  eine  „schwarze 
Armee**  so  nöthig  ist  als  eine  ,>weisse"  *).  Es  ist  ein  rein  politisches 
G«fschäft,  sagte  Napoleon  über  das  Concordat*).  Die  organischen  Artikel, 
welche  mit  dem  Concordat  am  8.  April  1802  (18.  Germinal  an  X.) 
ausgewechselt  und  als  Reichsgesetz  proclamirt  wurden,  führten  die 
Bestimmungen  des  Concordats  durch.  Sie  ruhen  auf  denselben  Grund- 
lagen wie  das  Concordat.  Durch  das  Indult  des  Papstes  vom  9.  April 
iM)-2,  welches  mit  Erlaubniss  des  Gouvernements  vom  19.  April  1802 
veröffentlicht  worden  ist,  wurden  als  öffentliche  Ceremonien  und  Fest- 
lag von  allen  kirchlichen  Feierlichkeiten  nur  die  Geburt  Jesu  Christi, 
die  Himmelfahrt  Christi,  die  Himmelfahrt  der  Jungfrau  Maria  und  das 
Fest  Allerheiligen  anerkannt. 

Die  Ehe,    welche  die   Nationalversammlung   auf  ihren   wahren  Die Khc  in« 
Charakter  zurückgeführt  hat,  indem  sie  dieselbe  als  ein  bürgerliches ^**'^®''**^''^* 
Institut  erklärt«  und  als  solches  allein  anerkannte,  hielt  auch  Na- 
poleon  so  aufrecht.     Einige  Theologen    glauben,    erklärte    Portalis 
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3)  M^moires  a.  n.  O.  Bd.  II.  S.  364. 
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wor  dem  Corps  legislatif  * ) ,  dass  es  keine  wahrhafte  Ehe  gebe 
als  jene,  die  im  Angesicht  der  Kirche  geschlossen  werden.  Dieser 
IiTthum  hat  traurige  Consequenzen  gehabt.  Man  compromittirt  die 
Zukunft  der  Kinder,  indem  man  die  Ehe  vor  der  weltlichen  Autorität 
verschweigt  oder  vernachlässigt.  Wenn  der  Priester  nur  dann  eine 
Einsegnung  vornehmen  darf,  wenn  die  Eheleute  die  Eheschlie^sung 
vor  der  weltlichen  Autorität  rechtfertigen,  wird  kein  Missbrauch  dos 
Sacraments,  keine  falsche  Ehe  mehr  möglich  sein.  Die  Ehe  ist  ein 
Civilcontract,  denn  sie  erzeugt  nur  bürgerliche  Folgen,  sie  schafft  die 
Familie  und  diese  ist  ein  bürgerliches  Institut,  diese  ist  allein  ihr 
Element,  Die  Kirchengesetze  beweisen  dies,  die  Apostel  haben  es 
gelehrt  und  die  Kirchenväter  bestätigt. 
Der  Was  den  Protestantismus  betriflft,   erklärte  Napoleon   selbst  bei 

ProtcBUd-  ^ßjj  Verhandlungen  über  das  Concordat*),  so  hat  er  das  Recht  des 
nnd  «eine  sichersten  Schutzes  durch  das  Gouvernement ,  jene ,  welche  ihn  be- 
PreihcH.  kennen,  haben  ein  absolutes  Recht  auf  gleiche  Theilung  der  socialen 
Vortheile.  In  den  organisclien  Artikeln,  Tit.  I.,  II.,  IQ.,  setzte  er  die 
Bestimmungen  fest,  nach  denen  der  protestantische  Cultus  geübt 
werden  soll.  „Ein  Theil  des  französischen  Volkes",  erklärte  Portalis, 
y^bekannte  den  protestantischen  Cultus,  dessen  öflFentliche  üebung  in 
Frankreich  bis  zur  Widerrufung  des  Edicts  von  Nantes  frei  gestattet 
war.  Von  dieser  Zeit  an  war  der  Protestantismus  verpönt  und  mit 
allen  Mitteln  verfolgt  . . .  man  erklärte  seine  Anhänger  unfähig,  irgend 
einen  Platz  einzunehmen  oder  ein  Amt  zu  üben,  selbst  die  Ehe  war 
ihnen  verboten  und  so  fand  sich  ein  grosser  Theil  des  Volkes  vor- 
urtheilt ,  weder  Gott  noch  dem  Vaterland  dienen  zu  können.  . . . 
Während  der  Revolution  hat  der  Geist  der  Freiheit  den  Geist  der 
Gerechtigkeit  geschafifen  und  die  Protestanten  ihrem  Vaterland  und 
ihrem  Glauben  zurückgegeben  und  so  sind  sie  geworden,  was  sie 
waren,  was  sie  nie  zu  sein  hätten  aufhören  sollen,  unsere  Mitbürger 
und  Brüder/* 
Das  „Auch  die  jüdische  Religion**,  berichtete  am  Schluss  der  Verhandlung 

jadent*iiun  Portalis,  „hat  das  Gouvernement  nicht  aus  dem  Auge  gelassen.  Auch 
Freibeit!  sie  soU  theiluehmeu,  wie  alle  anderen,  an  den  durch  unsere  Gesetze 
erklärten  Freiheiten.  Aber  die  Juden  bilden  weniger  eine  Religion 
als  ein  Volk,  sie  existiren  bei  allen  Nationen,  ohne  mit  ihnen  sich  za 
vereinen.  Das  Gouvernement  glaubte  die  Ewigkeit  dieses  Volkes 
achten  zu  müssen,  welches  durch  alle  Revolutionen  und  die  Trümmer 
der  Jahrhunderte  auf  uns  gekommen  ist,  und  welches  für  alles,  was 
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sein  Priesterthum  und  seinen  Cultus  betriflPt^  es  als  eines  ihrer  höchsten 
Privilegien  ansieht,  kein  anderes  Gesetz  zu  haben  als  das,  unter  dem 
es  immer  gelebt  hat,  weil  es  keinen  anderen  Gesetzgeber  als  Gott 
selbst  hat.*^  Die  politische  Stellung  der  Juden  war  so  vollkommen 
gesichert.  Die  Uebung  ihres  Cultus  aber  organisirte  Napoleon  erst 
darch  das  kaiserliche  Decret  vom  10.  December  1806,  nachdem  er 
eine  allgemeine  Versammlung  der  Juden  nach  Paris  für  diesen  Zweck 
berufen  und  ihre  Vorschläge  entgegengenommen  hatte. 

So  ward  das  grosse  Werk  vollendet,  das  Napoleon  beim  Antritt 
sdoer  Herrschaft  sich  festgesetzt  hatte.  Es  war  nichts  Neues  dem 
Inhalt  nach,  denn  die  gallicanischen  Freitieiten  waren  schon  Jahr- 
honderte  alt,  und  dass  eine  reactionaire  Partei  immer  und  immer 
wieder  gegen  sie  ankämpft  um  heute  vereint  in  dem  Kampf  gegen 
£e  napoleonische  Gesetzgebung  auch  jene  zu  besiegen,  ist  eben  so 
obmächtig,  als  dem  Geist  der  Zeit  widerstrebend.  Selbst  im  Strahlen- 
glanze des  DItramontanismus ,  in  der  Zeit  des  Jahres  1817,  wo  der 
französische  König  ein  neues  Concordat  schloss,  wurden  dennoch  die 
alten  Grundsätze  mit  Treue  behauptet.  Napoleon  hat  mit  eiserner 
Hand  den  mittelalterlichen  Gedanken  einer  Kirchenherrschaft  im  Staat 
und  seinem  Land  für  alle  Zeiten  vernichtet.  Er  wollte  eine  Kirche, 
aber  unabhängig  von  Rom,  dessen  höchster  Chef  er  selbst  ist,  wie  er 
einen  Staat  wollte,  frei  von  der  Herrschaft  jeder  Leidenschaft,  nur 
von  ihm  aliein  geführt.  Der  Geist  der  Zeit  hat  diese  Errungenschaft 
der  französischen  Revolution  tief  in  das  Bedürfniss  der  Staaten  ein- 
gegraben. „Die  Freiheit  der  Kirche  ist  die  Sclaverei  des  Staates*).** 
Und  die  Freiheit  des  Gewissens  ;st  nicht  nur  ein  natürliches  Recht, 
sie  ist  auch  ein  politisches  Gut.  Jede  Kirche  entartet,  wo  sie  zur 
Herrschaft  gelangt,  oder  auch  nur  im  Frieden  eines  besonderen  Schutzes 
erstarkt.  Das  Wesen  der  öffentlichen  Ordnung  und  der  Sitte  ist  nicht, . 
dass  jeder  Mensch  dieselbe  Religion  bekennt,  sondern  dass  jeder  treu 
an  der  seinen  hänge.  Dies  zu  erzielen  und  heilig  zu  achten  ist  die 
Aufgabe  des  Staates,  so  allein  hat  die  Religion  in  seiner  Mitte  einen 
Wertb,  hebt  den  Einzelnen  zur  Höhe  der  Gesittung  empor  und  trägt 
die  moralische  Kraft  des  Ganzen. 


Der  öffentliche  Unterricht. 
Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  ist  nichts  für  den  Menschen  steUansda« 
<Ane  Bildung.    Der  Unwissende  unterliegt  nicht  nur  dem  Glaubens-  ^^^^1^^^. 
zwang,  sondern  dieser  ist  ihm  nnabweislich  nöthig.    Wenn  der  Schleier    rechteD. 


*)  Laurent:    LVUt  et  IVglise.  1862.  S.  12. 
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der  Unwissenheit  aber  von  den  Augen  der  Menschen  fällt,  dann  be- 
gehren sie  die  Freiheit  ihres  Glaubens  und  Gewissens.  Wer  diese 
als  Grundrecht  des  Menschen  anerkennt,  der  wird  in  dem  ölTentlicheu 
Unterricht  die  nothwendige  Bedingung  zur  ersten,  ein  Recht  des  Volkes 
erkennen  und  fordern  müssen. 

Diese  Grundgedanken  zielten  sich  denn  auch  durch  die  Debatten 
und  geistigen  Kämpfe  der  Revolution  und  in  dem  Augenblick,  in   dem 
man  die  Glaubensfreiheit  im  unbegrenztesten  Maasse  anerkannte,  erhoben 
sich  die  Stimmen  für  die  Pilege  und  die  Vervollkommung  der  öffent- 
lichen Erziehung.     Nichts  war  bisher  für  die  Bildung  des  Volkes  gr*- 
schehen.    Die  Geistlichkeit  hatte  zumeist  den  Unterricht  in  den  Händen, 
und  da  sie  ihn  nur  gegen  Bezahlung  ertheilte,  war  von  seinem  Genuss 
die  grosse  Masse  des  Volkes  ausgesclilossen  *).     Aber  auch  die  Revo- 
lutionszeit hat  nichts  als  Worte  geschaffen,  nicht  einen  Versuch,  diese 
nur  ein  einziges  Mal  zu  bewnhrheiten.    Dem  französischen  Volk  scheint 
in   dieser  Richtung  jeder  schöpferische  Geist  zu  fv'hlen.     Seit  laugen 
Jahren  haben  sie  auf  dem  Gebiet   des   Unterrichts   fast  keine  Fort- 
schritte gemacht,  die  allgemeine  Unwissenheit  ist  heute  noch  so  gross, 
wie  vor  fast  50  und  60  Jahren,   und  wo  diese  Unwissenheit  bei   den 
wohlhabenderen  Schichten  der  Bevölkerung  nicht  vorherrscht,  ist  sie 
doch   nur   durch   ein    verkehrtes  Wissen   oder  eine   ebenso   schlechte 
Halbwisserei   ersetzt,   welche  den  grössten  Reichthum   der  Kenntnisse 
halb  aus  der  nationalen  Eitelkeit  und  halb   aus  der  leicht füssigsten 
Phantasie    nimmt.     Wenn    Napoleon    III.    im    Jahr    1803    in   seiner 
Ansprache  am  5.  November   an  das   Corps  legislatif  noch   erklären 
muss:  fast  5  Millionen  Kinder  geniessen  heute  schon  den  Volksschul- 
unteiTicht,   „aber  unsere  Anstrengungen   dürfen   nicht  erlahmen,  da 
fast  600,000  noch  jedes  Untemchtes  beraubt  sind",  so  giebt  dies,  wenn 
man   diese  letzte  Zahl   um  das  Doppelte  erhöht,   was  man   getrost 
wagen  kann,  ein  trauriges  Zeichen  für  die  sittliche  Gestaltung  Frank- 
reichs.   Aber  schon  erheben  hervorragende  Geister  Frankreichs  ihre 
Stimmen*)  und  es  wäre  wünschenswerth,  dass  sie  nicht  mehr  unbe- 
achtet an  den  Ohren  der  Regierung  vorüberziehen.  „Das  Volk,  welches 
die  besten  Schufen  hat,  ist  das  erste  Volk;  wenn  nicht  heute,  so  sicher 
morgen  *)." 

Dass  die  französische  Revolution,  so  reich  an  kühnen  Gedanken 
und  Thaten,  um  das  Leben  des  Volkes  zur  Höhe  der  Cultur  empor- 
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oheben,  auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Unterrichts  thatsächlich      Die 
aiclits  geleistet,  wäre  nicht  zu  wundern.    Grosse  öffentliche  Ereignisse,  ^*\'f^!^^*j) 
Rt^volutioDen  und  Staatsumwälzungen  verzehren  in  dem  Gedanken  an  lutiun  im 
das  allgemeine  Wohl  das  Individuum  und  das  Recht  des  Einzelnen.  u,!tcrTichta 
IHif  Gerichtspflege,  die   Verwaltung,  jede  Staatsaction  hat  zuerst  das 
Gesammtwohl  im  Auge  und  wurkt   von  diesem  nur  auf  das  Wohl  des 
Einzeinen;  Religion  und  Unterricht  aber  kehren  sich  dire  t  dem  Wohl 
dt)  Einzehien  zu  und  müssen  so  zurück  auf  das  Allgemeine  wirken. 
Bdde  Eieuiente  der  Cultur  bedürfen  darum  gerade  einer  Aufmerk- 
>aiiikeit,  die  in  solchen  Stürmen,   wie  sie  die  Revolution  erzeugtem, 
immer  verschwindet  und  keinen  Raum  findet    Aber  auch  an  Ideen 
war  hier  die  Revolution  arm  und  was  sie  erzeugte,  wai*en  eitle  Träume 
id  trügerische  Gedanken. 

Während  der  ganzen  gesetzgebenden  Thätigkeit  der  Constituante 
lar  Tallayrand  fast  allein  mit  der  Reformation  oder  besser  mit  der 
<'^Disation  des  Unterrichtswesens  beschäftigt.  Die  Nationalversamm- 
lUiig  vertagte  immer  und  immer  seinen  Bericht  und  die  Verhandlung 
idoer  Vorschläge  und  erzeugte  endlich  nichts  als  die  Verheissung  der 
Constitution:  Es  wird  ein  öffentlicher  Unterricht  eingerichtet  und 
organisirt,  der  allen  Burgern  gemeinsam  und  für  alle,  in  Betracht  des 
n-thwendigen  Unterrichtes,  unentgeltlich  ist,  \vofür  Lehranstalten,  je 
Bach  der  Theilung  des  Reichs  in  Departements,  errichtet  werden 
sollen.  Tit.  L  Art.  3.  Der  Convent  erklärte  in  den  Menschenrechten: 
fe  öffentliche  Unterricht  ist  ein  Bedürfniss  Aller.  Die  Gesellschaft 
wU  mit  allen  Mitteln  die  Fortschritte  der  Vernunft  begünstigen  und 
^  öffentlichen  Unteiricht  allen  Bürgern  zu  Theil  werden  lassen. 
Art.  22.  Die  Constitution  von  1793  garantirt  allen  Franzosen  gleich- 
missig  mit  der  Freiheit,  der  Sicherheit,  dem  Eigenthum  auch  einen 
Öffentlichen  Unterricht.  Diese  Ausdrucks  weise  der  Gesetzgebung  kenn- 
Kichnet  den  Geist  der  zahhreichen  Verhandlungen  und  Vorschläge  über 
^ü  öffentlichen  Unterricht  während  der  Herrschaft  des  Convents. 
Ersetzte  durch  dais  Decret  vom  13.  Juni  1793  eine  Unterrichtscom- 
Bib^isioD  ein  und  Lakanal,  als  Berichterstatter  derselben,  erklärte  nach 
4er  Annahme  der  Constitution  vom  24.  Juni  1793:  Bürger,  wenn  ihr 
<^^  Volksconstitution  annehmt ,  so  wird  der  französische  Name  der 
schunste  sein,  den  man  auf  der  Erde  tragen  kann.  Wenn  ihr  aber  in 
üer  Folge  auch  den  öffentlichen  Unterricht  organisirt,  so  wird  die 
C*mvention  mit  Ruhm  bedeckt  vor  dem  Tribunal  der  Nachwelt  er- 
^heioen*  Diese  Commission  stellte  auch  in  dem  Decret  vom  19. 
December  1793  (29.  Frimaire  an  IL)  die  allgemeinen  Grundsätze  für 
^  Organisation  des  Unterrichts  auf.  Er  soll  frei  und  öffentlich  und 
gemein  verpflichtend  sein.    Jeder  Bürger  und  jede  Bürgerin,  wenn 
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sie  die  gesetzlichen  Eigens,  haften ,  Bürgertugend  und  gute  Sitte,  be- 
sitzen, können  ihn  ertheilen.    Die  Gemeinde  allein  hat  das  Recht  der 
Ueberwachung  des  öffentlichen  Unterrichts, 
Die  drei  Diese  drei  Grundsätze,  der  Schulzwang,  die  Forderung  der  Büi- 

orand^äue.  gG^'t^g^^'^  ^^^^  ö^ste  Eigenschaft  der  Lehrer,  und  das  ausschliessliche 
Aufsichtsrecht  der  Gemeinde,  charakterisiren  die  Verhandlungen  des 
Convents,  die  diesem  Decrete  folgten  und  den  Geist,  den  man  dem 
ganzen  Unterriclitswesen  einflössen  wollte.  Man  forderte  Bui-gertugend 
als  erste  und  uotliwendigste  Eigenschaft  des  Lehrers,  man  forderte 
Bürgersinn  als  letztes  Ziel  des  öffentlichen  Unterrichtes.  Die  Schule 
sollte  nur  ein  Werkzeug  der  Politik  sein  und  was  man  immer  am 
Despotismus  getadelt,  dass  er  den  Untcrriclit  zur  geistigen  Verfinsterunir 
ausbeute,  die  Republik  selbst  that  in  anderer  Richtung  dasselbe.  Die 
Schule  soll  den  Menschen  entwickeln,  der  Unterricht  soll  Hera  und 
Geist  bilden  und  entfalten,  der  Bürger  wird  aus  dem  gebildeten  Men- 
schen hervorwachseu.  Die  Politik  muss  dem  Unterricht  fremd  bleiben, 
gleichgültig,  ob  sie  den  Menschen  zum  Freiheitsschwärmer  oder  zum 
Sclaven  bestimmt.  Wie  die  Religion  dort  hingehört,  wo  der  Gott  der 
Menschen  thront,  in  die  Kirche,  so  gehört  die  Politik  ins  Leben,  w<) 
der  Mann  seinen  Werth  behaupten  soll. 
Unontgoit-  »Bietet  jedem  Individuum   des   Menschengesclilechtes,   berichtete 

ume^rtich"  Condorcet  der  Legislatife  am  21.  April  1792,  die  Mittel  seine  Bedürf- 
uiid  Schul-  nisse  zu  erkennen,  sein  W^ohlsein  zu  versichern,  seine  Rechte  zu  Gl  ei*.. 
«w*nff.  ggißg  Pflichten  zu  verstehen  und  zu  erfüllen.  Einem  jeden  die  Mittel 
zu  versichern,  seine  Industrie  zu  ver vollkommen,  sich  für  seine  .sociale 
Aufgabe  vorzubereiten,  das  Talent,  das  er  von  der  Natur  empfangen 
hat,  in  seinem  ganzen  Umfang  zu  entwickeln  und  dadurch  unter  allen 
Bürgern  eine  thatsächliche  Gleichheit  herbeizuführen  und  jene  politisclie 
Gleichheit,  die  das  Gesetz  erkennt,  zur  W^ahrheit  zu  machen,  das  soll 
das  erste  Ziel  einer  nationalen  Erziehung  sein;  ...  in  jeder  Generation 
endlich  die  physischen,  geistigen  und  sittlichen  Anlagen  zu  pflegen 
und  so  beizutragen  zur  allgemeinen  und  stufenweisen  Vervollkommnung 
des  Menschengeschlechtes,  als  dem  letzten  Ziel,  auf  das  alle  gesell- 
schaftlichen Institutionen  gerichtet  sind:  das  soll  der  Gegenstand  des 
öffentlichen  Unterrichtes  sein  und  ist  für  die  öffentliche  Gewalt  eine 
Pflicht,  die  ihr  das  geraeinsame  Interesse  der  Gesellschaft  und  jenes 
der  ganzen  Menschheit  auferlegt."  Und  dieses  zu  erreichen  schlug  er 
der  Gesetzgebung  vor,  den  öffentlichen  Unterricht  in  allen  Stufen 
unentgeltlich  zu  machen  und  einen  allgemeinen  Schulzwang  einzufuhren. 
Alle  Gründe,  die  man  heute  noch  gegen  den  Schulzwang  geltend 
macht,  wurden  in  den  Nationalversammlungen  des  französischen  Volkes 
während  der  Revolution  schon  hervorgehoben;  alle  reduciren  sich  auf 


Der  öffentliche  Unterricht  193 

den  Katzen,  den  die  Kinder  ibren  Eltern  bringen  oder  auf  die  Freiheit 
des  Menschen,  welche  selbst  für  das  Gute  keinen  Zwang  dulden  darf. 
Aber  aus  dem  Geburtsschein  für  die  Eltern  das  Recht  ableiten ,  ihre 
Kinder  und  ihre  Eltempflicht  nur  nach  dem  Nutzen  bemessen  zu 
diblen,  das  heisst  den  Menschen  zum  Lastthier  emiedrigeu,  das  heisst 
die  sittliche  Aufgabe  des  Menschen,  nach  Vervollkommnung  zu  streben, 
vernichten,  indem  man  so  immer  und  immer  den  grOssten  Theil  des  Volkes 
Ton  der  Pflicht  befreit,  von  Stufe  zu  Stufe  sich  emporzuringen  zum 
Güten,  Besseren  und  Besten.  Einen  Triumph  der  Freiheit  aber  darin 
^Qchen,  dass  man  den  Menschen  selbst  zum  Guten  nicht  anhalten  darf, 
das  heisst  jenes  hohe  Recht  der  Menschheit  auf  jene  Stufe  herabwür- 
digen, aaf  der  die  ganze  chinesische  Gesittung  steht,  die  seit  Jahr- 
taasenden  den '  Fortschritt  verbannt,  weil  das  höchste  Gesetz  der 
B«ligion  and  Politik  in  ihm  ein  Unheil  erkennt. 

Auf  der  Höhe  der  französischen  Revolution,  zur  Zeit  der  Schreckens-  du 
iffrschaft ,  nalmien  die  Bestrebungen  in  dieser  Richtung  einen  ganz  ^r^"J|.^^i° 
anderen  Charakter  an.  Der  Puritanismus  Robespierre's  und  St.  Just^s  System. 
nr  das  Ideal  alier  Zukunft  und  sollte  vom  Frühesten  an  den  Herzen 
eingeimpft  werden.  Der  Mensch  wurde  ganz  im  Staate  aufgelöst,  das 
Recht  seiner  Persönlichkeit  geleugnet  und  zerstört.  „Um  die  Zeit  vor- 
zubereiten, wo  man  das  Gute  endlich  machen  kann,^  erklärte  St.  Just, 
jBsaas  man  die  Institutionen  Frankreichs  den  republikanischen  Grund- 
ätzen gemäss  einrichten  und  in  erster  Richtung  den  öffentlichen  Unter- 
richt reformiren.  Die  Kinder,  schlägt  er  vor,  gehören  bis  zum  5.  Jahre 
^  Mutter  und  von  da  an  der  Republik.  Die  Mutter,  die  das  Kind  nicht 
mehr  ernähren  kann,  hat  aufgehört  in  den  Augen  des  Vaterlandes  als 
Motter  zu  gelten*  ).^  Robespierre,  diese  Idee  anerkennend,  überreichte 
dem  Convent  am  29.  Juli  1793  einen  ausführlichen  Erziehungsplan. 
Yom  5.  bis  12.  Jahre  gehören  die  Knaben,  vom  5.  bis  11.  Jahre  die 
Mädchen  der  Republik.  Die  nationale  Erziehung  wird  gleich  sein  für 
alle,  alle  empfangen  dieselbe  Nahrung,  dieselbe  Kleidung,  denselben 
Unterricht  und  die  gleiche  Sorge.  Sie  ist  eine  Last  der  Republik  und 
Memand  kann  ein  Kind  derselben  vorenthalten.  Die  es  dennoch  ver- 
sndien,  werden  bestraft  und  verlieren  ihre  Bürgerrechte.  Alle  Wissen- 
schaften und  Künste,  alle  Gewerbe  und  Industrien  sollen  gelehrt  und 
gelerot,  die  Kinder  in  allen  ihren  körperlichen  und  geistigen  Fähig- 
keiten entwickelt  werden,  sollen  bei  allen  ihren  Arbeiten  an  den  Ver- 
last »ch  gewöhnen  und  dieser  dem  Kinde  wöchentlich  bis  zu  einem 
Zehntel  zur  Verfügung   gestellt  werden.     Die   Aufsicht  über  diesen 


^)  Institatioiu :   Fragment  eines  politischen  Systems  St.  Just^s  bei  Buchez 
et  HoQx  a.  a.  O.  Bd.  XXXV.  8.  259. 

Blckter:  StuU-  n.  Geselkcbaftarecbt.  I.  13 


19-(  ^^  Volk.    Die  Grundrechte  des  französischen  Volkes. 

Volksunterricht  gehört  den  Eltern,  welche  für  jede  Gemeinde  ein 
Comite  zur  Inspectiou  des  Unterrichts  und  der  Verwaltung  der 
Erziehungshäuser  bilden.  „Ja,"  rief  Lequinio  in  der  Sitzung  vom  30.  Juli 
1793,  »Niemand  wird  leugnen  können,  dass  nur  die  gemeinsame  Er- 
ziehung die  wahrhaft  republikanische  ist.  Sie  ist  es  allein,  die  den 
dummen  Stolz  ausrotten  kann ,  der  das  Menschengeschlecht  quält  und 
den  die  besondere  Erziehung  immer  pflegt.  Sie  ist  es  mit  einem  Wort, 
die  das  Vaterland  erst  gebähren  wird,  denn  es  ist  nur  ein  eitler  Name 
dort,  wo  jeder  nur  an  seiner  Existenz  hängt,  dort,  wo  jeder  nur  sein 
Glück  will  und  nur  zufällig  zum  allgemeinen  Wohl  beiträgt.** 
Theiiweino  Zu  solchcu  Ausschreitungcn  führte  der  Fanatismus  der  Freiheit. 
"en'di'e  ^°  ^^^^  stupiden  Tyrannei,  wie  Daunou  später  sagte*),  wollten  sie 
Bolticbun-  die  Kinder  den  Vätern  entreissen,  um  sie  in  die  harte  Sclaverei  der 
gen  de«  staatserzichung  zu  bringen  und  drohten  den  Eltern  mit  allen  Strafen, 
»wenn  sie  die  süsseste  Pflicht  der  Natur,  die  heiligste  Thätigkeit  der 
Vaterliebe  erfüllen  wollen."  Von  dem  Gedanken,  die  Gleichheit  her- 
zustellen, getrieben,  wollten  sie  alle  Menschen,  weil  sie  sie  nicht  gleich 
hoch  stellen  können,  wenigstens  gleich  niedrig  erhalten.  Nie  haben 
solche  Bestrebungen  gute  Früchte  getragen,  wann  immer  sie  aufgetreten 
sind;  sie  haben  nur  die  Begriffe  für  Augenblicke  verwirrt,  verfielen 
dem  Spott  oder  der  Gleichgültigkeit.  In  der  letzten  Sitzung  des  CoU' 
vents  noch  lenkte  Daunou  mit  Unermüdlichkeit  die  Aufmerksamkeit 
der  Gesetzgebung  auf  den  öffentlichen  Unterricht  und  schilderte  die 
Grundsätze,  von  denen  die  Commission  bei  der  Gesetz\orlage  aus- 
gegangen: Freiheit  des  Haus-  und  Privatunterrichts  und  Freiheit  in 
der  Art  und  Weise  der  Erziehung.  Denn  in  dieser  giebt  es  so  unzäh- 
lige Verschiedenheiten  und  Auffassungen,  dass  der  Gesetzgeber  kein 
System  als  das  allein  richtige  befehlen  kann  und  es  wäre  unnütz,  etwas 
vorzuschreiben,  was  man  doch  nicht  überwachen  kann.  Es  sollen 
Volksschulen  für  die  Lehre  der  Eiementargegenstände  errichtet  werden, 
besondere  Specialschulen  für  die  einzelnen  Wissenschaften,  Künste  und 
Professionen.  Diese  Bestimmungen  nahm  auch  die  Constitution  des 
Jdires  lU.,  Art.  296  und  297,  in  sich  auf  und  fügte  noch  hinzu,  dass 
ein  Nationalinstitut  für  Erfindungen  und  die  Vervollkommnung  der 
Künste  und  Wissenschaften  errichtet  werden  soll.  Art.  298.  „Denn  die 
Wissenschaft,'^  erklärte  Lakanal,  als  er  am  25.  Ventose  an  IV.  über  das 
Unteirichtsgesetz  berichtete,  »die  Wissenschaft  lehrt  die  Knechtschaft 
hassen,  nachdem  sie  sie  vernichtet  hat  Welche  Autorität  kann  sich 
vor  ihr  erheben,  wenn  sie  sich  nicht  vor  der  Vernunft  bewährt  hat. 
Ein  geschickter  Betrüger  findet  leicht  die  Huldigungen  eines  unwissen- 


*)  C.  N.  17.  October  1795  (27.  Venddmiaire  an  IV.). 
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den  Tolkes,  bei  eiDera  aufgeklärten  aber  wird  er  nie  Achtung  finden." 
Dennoch  legen  Daunou  sowohl  als  die  Constitution  an  DI.  ein  immer 
B'-cb  zu  hohes  Gewicht  auf  die  trügerischen  Aeusserlichkeiten,  auf 
dänzenden  Pomp,  der  wohl  die  Augen  und  die  Vergnügungssucht 
DäkeD,  aber  nie  Geist  und  Herz  erziehen  kann  *).  Es  werden  National- 
feste eingeführt ,  erklärte  die  Constitution,  Art.  301,  um  die  Brüder- 
lichkeit unter  den  Bürgern  zu  erhalten  und  sie  fester  ans  Vaterland, 
die  Constitution  und  die  Gesetze  zu  schliessen.  »In  der  Errichtung 
I  dff  Nationaifeste,  sagte  Daunou,  ist  das  kräftigste  Mittel  des  Offent- 
I  lifhen  Unterrichts  gegeben.  Da  zeigt  sich  und  begeistert  sich  die  Natur, 
Tön  der  die  Bucher  nur  trübe  und  schwache  Schatten  abspiegeln,  da 
%  sie  stets  nur  in  falschem  und  täuschendem  Lichte  darstellen.'' 

Mit  der  Herrschaft  Napoleons  fielen  alle  diese  Ideen  und  Schwär-  Geint  des 
Kreien  in  ihr  Nichts  zurück.  Portalis  entwarf  in  seinem  Bericht  über  Napoieon- 
dts  Concordat  vor  dem  Corps  legislatif  ein  trauriges  Bild  von  dem  untenichu- 
Zostand  der  öfiFentlichen  Bildung  und  Gesittung.  „Der  Unterricht  ist  «^e»^"* 
^tzehn  Jahren  nichts,  die  Kinder  sind  der  gefährlichsten  Faulheit, 
d«r  aufregendsten  Liederlichkeit  überliefert.  Sie  sind  ohne  Idee  von 
'jott,  ohne  Begriff  von  Recht  und  Unrecht.  Daher  kommen  die  wilden 
Qnd  barbarischen  Sitten,  daher  das  rohe  Volk.  Wenn  man  dies  mit 
dem,  was  werden  soll,  vergleicht,  so  kann  man  nicht  umhin,  zu  seufzen 
^her  das  Schicksal ,  das  die  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Nationen 
bedroht'*  Und  nach  Herstellung  des  allgemeinen  Friedens  kehrte  denn 
aofh  Kapoleon  seine  Aufmerksamkeit  dem  öffentlichen  Unterrichte  zu. 
Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1802  (11.  Floreal  an  X.)  schuf  eine  neue  und 
am&ssende  Organisation.  Leider  verpflanzte  Napoleon  in  diese  seine 
Schöpfung  auch  jenen  militairischen  Geist,  der  seine  ganze  Regierung 
durchzog.  Die  Wissenschaft  sollte  unter  Subordination  stehen  und 
meinem  Befehl  sich  beugen,  wie  seine  Armee.  Und  doch  ist  der  Lebens- 
Q«rv  allem  Wissen  abgeschnitten,  der  Geist  der  Menschen  jeder  freien 
I^Qtfaltang  beraubt,  wenn  ein  zwingender  Befehl  Grenze  und  Inhalt 
^  Denkens  bestimmen  will.  Die  Bildung  kann  nicht  blühen ,  wenn 
*?  das  Maass  ihrer  Entfaltung  in  der  Willkür  eines  Herrschers  finden 
fia*^.  Frei  muss  die  Wissenschaft  sein,  frei  der  Lehrer I  Die  Thore 
aUr  zum  heiligen  Tempel  muss  der  Staat  offen  halten,  damit  das  Volk 
den  Weg  nicht  verfehle!  Heute  noch  ist  der  Geist  des  französischen 
loterrichtswesens  kein  anderer  als  vor  60  und  70  Jahren,  heute  noch 
>tebt  das  ganze  französische  Volk  auf  der  nämlichen  Stufe  und  hat 
noch  nicht  erkannt,  dass  Bildung  allein  frei  und  gleich  macht.  — 


*)  Auch  Siiv^^  Terfiel  ähnlichen  Schwärmereien.  Polit.  Schriften  Bd.  TT.  295. 
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Die  Gleichheit. 

Dtr  Kein  Begriff  in  der  ganzen  Geschichte  der  Revolution  ist  schwierigei 

Begriff  der  j^  slWqh  scineu  Theileu  zu  erkennen,  als  der  der  Gleichheit.   Niemand 

Gleichheit.  . 

ist  unklarer  darüber,  als  das  französische  Volk  selbst  und  eben  daran.« 
gingen  die  furchtbaren  Kämpfe  hervor,  die  während  der  grossen  Revo- 
lution und  den  folgenden  Zeiten  die  Geschichte  Frankreichs  ausfüllen. 
Nirgends  durchschneiden  sich  Staat  und  Gesellschaft  schärfer,  als  iii 
dem  Wesen  dieses  Begriffes,  nirgends  aber  kann  die  Versöhnung  beider 
sicherer  gefunden  werden,  als  aus  dem  richtigen  Verstäuduiss  dieses 
Wesens. 
Die  In   den   Menschearechten  hatte   die  französische   Revolution  die 

«iigemeine  Elemente  des  Naturzustandes,  wie  sie  Hobbes,  Wolff  und  Rousseau 

Gleichheit. 

gelehrt,  dem  Volke  verkündet.    Die  Menschenrechte,  wenn  sie  allgemein 
anerkannt,  werden  auch  das  einzige  Jlecht  der  Menschen   sein  und 
so  jene  allgemeine  Gleichheit  unter  ihnen  herstellen,  welche  die  Philo- 
sophie geträumt  und  die  Revolution  vom  ersten  Tag  an  herzustelleo 
bemüht   war.     Die  allgemeine   Gleichheit  bestand   darnach    in  dem 
Genuss  allgemeiner  Rechte  und  nur  dieser  Rechte.    Der  glückselige 
Vernunftstaat  wollte  nichts  von  Pflichten  wissen,  die  Gleichheit  in  ihm 
in  der  Verpflichtung   nicht  auch  ein  Maass   ihres  Wesens  erkenoeOt 
Wir  haben  nun  schon  gesehen,   wie  die  Revolution  diese  Grundsätze 
entwickelte  und  wie  sie  aus  der  Herrschaft  der  Menschenrechte  heraus 
selbst  die  Guillotine  gestaltet  hat.    Die  Constituante  hatte  zum  Theil 
diese  letzten  Consequenzen  geahnt  und  dieser  allgemeinen  Gleichheit; 
einen   anderen  fasslicheren   Begriff  gegenüberzustellen   versucht    Esi 
war  die  civile  Gleichheit,   deren  Inhalt  ein  politischer  Begriff  war:l 
das  Bürgerthum.    Die   natürliche  Gleichheit  ist  eine  Entartung  der 
Menschenrechte,  die  civile  Gleichheit  ist  das  Wesen  und  die  Seele  alles 
Bürgerrechts.    Sie  wird  der  Inhalt  des  ganzen  Lebens  und  selbst  dift 
Staatsverfassung  hat  keine  andere  Aufgabe,  als  zu  zeigen,  wie  dieser 
Gleichheit  im  Staat  sich  wirklich  gestaltet.    Die  Revolution  hat  dieseSj 
Gedanken  während  ihrer  ganzen  Dauer  niemals  verlassen.    Sie  bat; 
ihn  unzählige  Male  verletzt  durch  Willkür  und  Schreckensherrschaftt 
aber  sie  hat  ihn  nie  verkannt. 
Duewiie  Die  Constitution  1791  war  ihr  erster  gesetzlicher  Ausdruck.  Durcb 

Gleichheit  jjg  Auflösung  dcs  Lehenverbaudes  und  die  Ordnung  des  Eigenthums, 
durch  das  gleiche  Civihrecht,  wurden  die  Bürger  in  der  Sphäre  dei 
Privatrechts  einander  gleichgestellt,  durch  das  gleiche  Strafrecht  wurde 
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die  Schranke  niedergerissen,  die  auch  im  öffentlichen  Leben  die  Ein- 
«Inen  ?on  einander  trennte.  In  der  Formel,  dass  vor  dem  Gesetze 
Wennann  gleich  sei,  fand  die  Zeit  den  siegreichen  Ausdruck  der 
Q^en  Eroberung.  Im  Sturme  der  Zeit  gingen  diese  Ideen  wieder 
Qoter  und  wurden  für  kurze  Zeit  von  der  Schreckensherrschaft  in 
ihrer  Reinheit  geMbt  Das  Ziel  der  Gesellschaft,  erklärt  die  Consti- 
tution 1793,  ist  das  allgemeine  Glück.  Das  Recht  des  Menschen  ist 
die  Gleichheit  und  der  Mensch  ist  gleich  durch  die  Natur  und  vor  dem 
Gesetz.  Und  mit  diesem  gewaltsamen  B^iff,  den  die  Natnr  selbst 
Hiebt  geheiligt,  wollte  man  sich  in  ihre  unerforschliche  Werkst&tte 
dringen  und  als  ohnmächtig  die  Kräfte  hier  zusammenbrachen,  griff 
&  herrschende  Gewalt  zur  Guillotine^  Es  wird  wohl  heute  nur  wenige 
Menschen  noch  geben,  die  glauben,  dass  die  Guillotine  nichts  anderes 
nr,  als  das  Mittel,  wodurch  einige  Revolutionaire  ihren  Blutdurst 
Wriedigten.  Für  einige  gemeine  Naturen,  wie  Carrier,  Eulogius 
Schneider  und  dergl.,  war  sie  auch  in  der  That  nichts  anderes;  fOr 
Robespierre,  St.  Just,  Couthon,  selbst  für  Danton  und  Marat  hatte  sie 
eioe  ganz  andere  Bedeutung.  Nur  die  Unklarheit  eines  Gedankens 
koDote  zu  solchen  Mitteln  greifen,  um  die  Herrschaft  dieses  Gedankens 
18  begründen.  Aber  eben,  weil  man  die  Grundlage  seiner  eigenen 
Thitigkeit  nicht  begriff,  weil  man  das  Wesen  der  Gleichheit  nicht 
verstand,  sie  als  einen  rohen,  einheitlichen  Gedanken  ansah,  darum 
wuchs  die  Ungleichheit  immer  kräftiger  empor,  jemehr  man  glaubte, 
die  Ungleichen  zu  vernichten  und  die  Guillotine  konnte  nur  entsetzen 
aber  nicht  vom  Feind  erlösen,  den  man  ahnte,  aber  nicht  begriff.  Ich 
werde  darauf  alsbald  wieder  zurückkehren.  Die  Constitution  an  IIL 
kehrte  auf  den  Grundsatz  der  Constituante  wieder  zurück,  dass  das 
Gesetz  dasselbe  ist  für  Alle,  ob  es  belohnt  oder  bestraft,  und  unter 
4en  Bürgern  kein  anderer  Unterschied  herrscht,  als  jener,  den  die 
öffentlichen  Functionen  begründen.  Von  da  an  war  dem  Gedanken  der 
Tvilen  Gleichheit  ein  ewiger  Sieg  gegeben. 

F^  war  dem  }9.  Jahrhundert  unmöglich,  auf  dem  Boden,  den  die 
Hevoiution  geebnet  hatte,  noch  einmal  das  Privilegium  zu  begründen. 
Es  war  unmöglich,  nach  diesen  Kämpfen,  auch  in  anderen  Ländern, 
die  dem  Geist  der  Zeit  ihre  Thore  öShen  mussten,  die  Herrschaft  der 
Pmilegien  als  unantastbar  zu  erhalten.  Stück  für  Stück  fielen  diese 
Kechte  und  der  Gedanke  des  gleichen  Bürgerthums  ringt  sich  all- 
mUig  zur  allgemeinen  Herrschaft  empor.  Hier  überwindet  das 
Talent  des  Einen  die  Schranken  der  Geburt  und  kräftigt  den  Grund- 
satz, dass  nur  Tugend  und  Geist  die  Bürger  übereinander  erhebt,  dort 
ist  es  die  Finanznoth  der  Staaten,  welche  die  Privilegien  der  Steuer- 
ireibeit  vernichtet  und  alle  Bürger  verpflichtet,  zu  den  Lasten  des  Staats 
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beizutragen,  allgemein  ist  es  der  Gedanke  des  Recht??,  der  seine  Flerr- 
sihaft  behauptet,  dass  vor  dem  Gesetz  jeder  Mensch  gleich  ist.  Seilen 
sj)rechen  die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten  diesen  Grundsjit/ 
aus,  denn  allgemein  anerkannt,  hat  er  in  dem  Bewustsein  der  Völker 
seinen  dauernden  Schutz.  Napoleon  hat  ihn  iii  seiner  Allmacht  ge- 
achtet, selbst  als  er  seinen  Thron  mit  dem  Glanz  eines  Adelsgeschlechtes 
umgeben  wollte.  Ja,  durch  ihn  erst  empfing  er  seine  dauernde  Weihe 
in  der  grossen  Gesetzgebung,  die  er  für  das  ganze  Volk  gegeben  uiul 
in  der  er  zum  Genuss  der  unwandelbaren  civilen  Gleichheit  es  emporhol». 
Die  Codification  des  französischen  Rechts  ist  die  endliche  Befriediguiij: 
jenes  mächtigen  Revolutionstriebes,  und  wenn  die  Freiheit  auch  blutige 
Kämpfe  in  der  späteren  Zeit  geboren,  diese  Gleichheit  ruht  als  ein 
sicherer  Besitz  des  Volkes  in  seinen  Gesetzen. 
T)ie  Aber  die   civile  Gleichheit   war  nicht   das  Höchste   und  Letzt«. 

politische  ^.jjicji^g  (]as  Volk  angestrebt,  sie  war  dauernd  nur  ein  Versicherung- 
Gleichheit.  ^ 

mittel  m  dem  Kampf  um  eine  Gleichheit,  die  man  in  ihrem  ganzen 

Umfang  auch  ahnte,  aber  ohnmächtig  war  zu  erreichen  und  die,  aK 
man  sie  erreicht  zu  haben  glaubte,  wie  ein  fluchtiges  Himgespiunst 
wiedor  entschwand.  Die  civile  Gleichheit,  so  mächtig  für  den  Staat- 
begriff, ist  doch  ohnmächtig  für  die  Gesellschaft  Sie  befriedigt  die- 
selbe nicht  und  während  jener  auf  ihr  nihend  sich  fest  und  stetig  erhalten 
will,  drängt  diese  immer  über  sie  hinaus.  Die  Gesellschaft  folgt  dabei  nur 
ihrer  Natur,  denn  sie  kann  ohne  eine  Ordnung  nicht  bestehen  und  indeoi 
Kampfe  schafft  sie  dauernd  den  Zweifel  an  der  vollkommenen  Befrie- 
digung, welclie  der  Staat  mit  der  civilen  Gleichheit  geschaffen  zu 
haben  meint.  Nicht  blos  im  Privatrecht  begehrte  die  Revolution  und 
begehrt  jede  Zeit  die  Gleichheit  als  Gut,  sondern  dieselbe  soll  au«h 
im  Staatsleben  zur  Hen-schaft  kommen,  d.  h.  die  civile  Gleichheit 
kann  für  die  Dauer  das  Volk  nur  befriedigen,  wenn  sie  mit  der  poli- 
tischen Gleichheit  sich  verbindet.  Dieser  Ideenkreis  erzeugte  die 
furchtbarsten  Kämpfe  während  der  grossen  Revolution  und  zieht  si^h. 
immer  revolutionirend ,  durch  die  Geschichte  unseres  Jahrhunderts. 
W'ie  die  politische  Freiheit  das  Losungswort  aller  Kämpfe  der  europäi- 
schen Staaten  seit  der  französischen  Revolution  geworden,  so  \^^ 
die  politische  Gleichheit  das  Maass  aller  socialen  Bestrebungen  der 
Völker  seit  jener  Zeit.  Nirgends  ist  man  unklarer  darüber,  als  iu 
Frankreich*). 


*)  Möchte  man  dort  mit  unermüdlichem  Kifer  die  grossartigen  Entdeckiing'J'' 
fltudircn,  die  Rudolph  Gneist  in  seiner  „Geschichte  des  englischen  Verfaä!>aQ^'' 
und  VerwaJtungs-Bechtes^'  gemacht,  und  die  ein  wahrhaft  verklHrendcs  hich^^ 
über  das  Chaos  der  Begriffe  geworfen. 
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Die  Gleichheit,  welche  die  Revolution  dem  Bürger  gebracht,  kann  ocKtait  der 
neben  der  Freiheit  nicht  als  blosse  Civilgleichheit  Leben  und  Beruf  des  ^"J^j^J'J'^^;' 
Einzelnen  ausfüllen,  sondern  drängt  dahin,  sich  auch  thatsächlich  im 
Staatsleben  zu  äussern  und  zur  Geltung  zu  bringen.  Sie  formt  sich 
<^)  zu  einem  festen  Begriff  der  politischen  Gleichheit  und  macht  sich 
alle  Augenblicke  geltend  in  dem  Maass  des  Einzelnen  Theil  zu  nehmen 
an  der  Leitung  seines  Geschickes,  so  weit  es  mit  dem  ganzen  Staats- 
leben  in  Berährung  kommt.  Er  macht  diese  Theilnahme  geltend  durch 
die  Uebung  seiner  Grundrechte  als  Bürger .  durch  die  Uebuug  seines 
WaUrechtes  für  die  Gesetzgebung  als  Wähler,  durch  die  Mitwirkung 
bei  der  Pflege  der  Gerichtsbarkeit  als  Geschworner,  durch  die  Theil- 
Dabme  an  der  Leitung  der  Executivgewalt  in  der  Nationalgarde.  Es 
var  leicht,  diese  Sätze  aufzustellen,  denn  der  Mensch,  immer  begierig 
nach  Rechten,  findet  dieselben  im  Trieb  darnach,  der  in  seiner  Natur 
iie^.  Die  Revolution  stellte  sie  auch  in  den  ersten  Tagen  ihrer  Ge- 
«fbichte  hin.  Aber  es  war  schwer,  sie  in  ihrer  Uebung  zu  ordnen  und 
(üe  ReTolntion  kämpfte  einen  blutigen  Kampf  darum  und  hat  ihn  nicht 
aasgekämpft. 

Die  politische  Gleichheit  ist  und  kann  nichts  anderes  sein,  als  dic  geseii- 
der  Ausdrack  der  gesellschaftlichen  Ordnung  in  ihrer  Bethätigung  im  "»»»'«"<>»>« 
Staate.    Diese  ruht  aber  nicht  blos  in  dem  Genüsse  der  Rechte,  son- 
dern auch  in  der  Erfüllung  der  Pflichten.    Auf  diesem  allmächtigen 
Gnmdsatz  allein  kann  die  Verbindung  der  Gesellschaftsordnung  mit 
der  Staatsordnung  volbsogen   werden.     Auf  der   Yerkennung   dieses 
Grundsatzes  ruht  die  Verwirrung  der  Begriffe  auf  dem  europäischen 
Continent,  welche  Revolutionen  erzeugt  hat  und  immer  wieder  erzeugt.   ' 
Die  Staatsorganisation  des  Mittelalters  war  ein  kräftiges  und  sicher 
gegliedertes  System  und  ruhte  auf  der  "ebenso  festen  als  klar  erkenn- 
baren Gesellschaftsordnung.    Die  Ständeordnung   war   der  Ausdruck  Die  stände 
derselben.    Die  Lasten  des  mittelalterlichen  Staates  trugen  die  Stände  <'««m*"<'^- 

°  Alter«. 

des  Mittelalters,  and  darauf  ruhte  der  feste  Besitz  ihrer  Rechte.  Die 
Erfindung  der  stehenden  Heere  brach  zuerst  mit  diesem  Grundsatz  der 
Gleichheit.  Der  Adelstand ,  der  durch  '  seine  Pflicht  zum  Kriegsdienst 
eben  in  seine  Rechte  eintrat,  gab  diese  jetzt  auf,  aber  er  übernahm 
an  ihrer  Statt  keine  Last,  welche  zur  Erhaltung  der  Heeresmassen 
nnd  der  Führung  der  Kriege  nöthig  wurde.  Wenn  er  mit  den  beiden 
anderen  Ständen  Steuern  ausschrieb,  so  schob  er  die  Leistung  der- 
selben auf  die  Masse  des  arbeitenden  Volkes,  und  als  die  Könige  in 
<!eD  furchtbaren  Kriegen  des  14.  Jahrhunderts  auch  ohne  die  Bewilli- 
fong  der  Stände  Steuern  ausschrieben,  waren  sie  es  zufrieden,  wenn 
Dur  sie  selbst  davon  nicht  getroffen  wurden.  Es  war  der  Anfang 
jeoM  Rechtes,  das  in  der  späteren  Zeit  sich  entwickelte  und  endlich 
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allgemein  herrschend  war,  dass  der  Genuss  der  Rechte  das  Wesen  des 
Standes  ist.  L>as  nach  einer  absoluten  Gewalt  strebende  Königtfaum 
erzog  sich  selbst  diese  fast  organische  Entwicklung.  Immer  mehr  und 
mehr  drängte  es  die  Stände  aus  ihren  Pflichten  heraus  und  diese  Hessen 
es  sich  gerne  gefallen,  wenn  daraus  nur  keine  Schwächraig  ihrer  Rechte 
erfolgte.  Ein  einziges  Mal,  im  Krieg  der  Fronde,  raffte  sich  der  Adel 
auf,  sich  auch  in  seinen  Staatspflichten  zu  erhalten  und  durch  deren 
Besitz  im  gesammten  Staatsleben  seine  Bedeutung  zu  behaupten.  Aber 
vor  dem  Absolutismus  der  Könige  brach  der  Kampf  zusammen.  Die 
.  Bestimmung  des  Volkes  ging  in  die  Willkür  der  Könige  über,  die 
Zustimmung  der  Stände  war  Nebensache,  die  gesammte  Verwaltung 
des  Staates,  die  Gerichtspflege  verfiel  eiuem  Beamtenheer,  das  der 
König  in  seiner  absoluten  Gewalt  hielt  und  die  Stände  waren  am  Ende 
froh,  von  ihien  alten  Pflichten  befreit  zu  sein,  wenn  sie  nur  ihre  Rechte 
dabei  wahrten,  auf  die  Wahl  desselben  einwirken  zu  können.  Sie  duldeten 
die  Willkür  dieses  Heeres  ebenso,  wie  den  Absolutismus  der  Könige,  wenn 
nur  wieder  ihre  Rechte  nicht  davon  beeinträchtigt  wurden.  Diese  aber 
gestalteten  sich,  in  Ermangelung  jeder  Pflicht,  zu  Vorrechten  und  im 
Genuss  dersell^eu  sah  die  Zeit  eben  das  Wesen  des  Standes.  Die  Lasten 
des  Staates,  in  einer  ungeheuren  Steuersumme  ausgedrückt  und  im 
Staatsdienst,  lagen  in  erster  Beziehung  auf  der  arbeitenden  Masse  des 
Volkes  und  in  zweiter  Richtung  auf  dem  Beamtenheer.  Die  ersten 
Stände  trugen  weder  Steuern  noch  persönliche  Amtspflichten  und 
.  waren  in  der  That  nur  mehr  eine  halt-  und  bodenlose  Darstellung 
jener  Klassen,  die  einst  die  Militair-,  Gerichts-  und  Verwaltungspflicht  des 
Staates  trugen.  Sie  hatten  aber  ihre  Ehren,  Rechte  und  Nutzungen 
behalten,  hatten  dieselben  durch  ein  ganz  besonderes  Privatrecht  über  alle 
ihre  Familienglieder  ausgedehnt  und  waren  immer  mehr  von  der  grossen 
Masse  ausgeschieden,  mit  der  kein  Band  der  Gemeinsamkeit  sie  ver- 
knüpfte. Der  Bürgerstand  folgte  den  beiden  ersten  Ständen  und  suchte 
sich  wie  diese  mit  Privilegien  und  Vorrechten  zu  umgeben.  Die  Un- 
gleichheit war  eine  furchtbare  und  sie  war  es  um  so  mehr,  als  jeder 
Einzelne  immer  habgieriger  nach  Rechten  trachtete,  ohne  das  Bewusst- 
sein  einer  Pflicht  zu  haben.  Aus  der  kräftigen  Staats-  und  Gesell- 
schaftsordnung des  Mittelalters  war  eine  Vei'wirrung  emporgeschossen, 
die  dem  Staat  mit  Vernichtung  drohte. 
Die  Die  Revolution,  die  aus  diesen  Zuständen  geboren  wurde,  suchte 

AuflöHung  ^jjg  Gründe  des  bestehenden  Elends  allein  in  den  Vorrechten,  wollte 

der  Stande.  ' 

sie  zertrümmern,  zertrümmerte  sie  auch  und  glaubte,  das  Heilmittel 
gefunden  zu  haben,  als  sie  die  allgemeine  Gleichheit  verkündete  und  in 
ihr  das  gesammte  Volk  zum  Genuss  der  Rechte  herbeirief.  Sie  brauchte 
dabei  des  Adels  nicht  mebr  zu  gedenken,  auch  der  Geistlichkeit  nicht 
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als  eines  besonderen  Standes,  denn  beide  wurzelten  durch  nichts  in 

der  Organisation  des  Staates,  sondern  waren  nur  durch  das  gebasste 

Fnrfleghun  in  üditten  des  Staatslebens  erhalten.    Nur  die  Masse  des 

Felkes  sollte  als  Einheit,  durch  die  allgemeine  Gleichheit  erhoben,  den 

5taatswillen  bestimmen.     Das  lehrte  die  Theorie  mit  ihrer  Yoiks- 

sonTerainitHt,  die  Praxis  aber  konnte  diese  nur  anerkennen,  wenn  sie 

ihr  nicht  als  ein  roher  Gedanke,  sondern  als  eine  thatsächlicfae  Ordnung 

?e§«rabertrat.     Und  hier  beginnt   die  merkwürdige  Thätigkeit   der 

ReTolatioD.  Die  Kämpfe  derselben,  durch  welche  die  Volkssöuverainität, 

als  der  Ausdruck  der  neuen  Staatsordnung,  auch  eine  Ordnung  der 

Gesellschaft  erzengen  sollte,  und  dafür  die  allgemeine  Gleichheit  in 

^ioe  cifile  und  politische  Gleichheit  auflöste,  —  die  erste  als  ein  all- 

^eateioes  Gut  erklärte,  für  die  zweite  aber  erst  die  Basis  ihres  Genusses 

«selte,  —  diese  Kämpfe  endeten  hier  mit  dem  Resultate,  dass  jeder 

Boi^  seine  politischen  Rechte  üben  könne  nach  dem  ICaass  seines 

Isteresses.    Dieses  Interesse  soll  der  Staat  kennen  lernen  durch  das 

üaass  der  Beisteuer  zu  den  Staatslasten  und  dieses  Maass,  als  noth- 

^dMÜge  Bedingung  für  den  Genuss  der  politischen  Rechte,  sollte  von 

^ontbereiu  die  Constitution  feststellen.    Die  Höhe  der  Steuerzahlung, 

<i^  Censns,  bildete  dieses  Maass.    Für  die  civile  Gleichheit  war  ein 

^vandelbarer  Begriff  die  Grundlage,  der  des  Bürgerthums;  ein  stets 

wandelbarer,  stets  ungleicher  Begriff»  der  des  Vermögens,  ward  der 

Ausdruck  der  politischen  Gleichheit  und  die  Basis  der  Gesellschafts- 

ordnang.  An  die  Stelle  des  Standes  trat  die  Klasse,  an  die  der  Stände- 

cfdnimg  die  Klassenordnung. 

Aber  gerade  so  hatte  man  der  politischen  Gleichheit,  in  dem  Augen-      Der 
blick  als  man  sie  proclamirte,  einen  unversöhnlichen  Feind  geschaffen.  p*'J^*  ^*j* 
Von  einem  noch  Unbegreiflichen  gedrängt,  anerkannte  man  jenes  oben  politischen 
göiannte  Princip  der  Gesellschaftsordnung,  um  diese  selbst  zu  schaffen,  o^"**^*»*»*"- 
h  man  ahnte,  dass  ohne  eine  solche  auch  keine  Staatsordnung  möglich. 
Dennoch  aber  wollte  man  das  allgemeine  Gut  nicht  opfern,  weil  man 
c$  in  seine  Theile  zerlegt.    Die  politische  Gleichheit  an  die  Bedingung 
fe  Termögens  geknüpft,  zerstörte  die  allgemeine  Gleichheit,  den  Be- 
griff an  sich,  die  Seele  der  Volkssöuverainität.     Man  befahl  durch 
^]«setze,  dass  die  Menschen  gleich  seien.    Aber  wie  es  zur  practischen 
UeboDg  dieser  Gleichheit  kommen  sollte,  sah  man  immer  wieder  die 
Cn^eichheit  der  Menschen.  Man  sah  die  Folgen  des  neuen  Gesellschafts- 
prioäpes,  des  Vermögens,  aber  man  sah  auch,  dass  man  dieses  nicht 
vernichten  könne.    Und  weil  kein  Gesetz  die  dadurch  immer  wieder 
«nporschiessende  Ungleichheit  verhindern  konnte,  stellte  Robespierre  die 
Gnfllotine  aut  Das  war  ihr  politischer  Gedanke,  aber  das  war  auch  ihre 
Ohnmacht  Weil  es  Besitzlose  gab,  mussten  die  Besitzenden  vernichtet 
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werden,  weil  man  nicht  alle  gleicb  hoch  emporheben  konnte,  musstei 
alle  zu  gleich  Niederen  herabge<l ruckt  werden,  um  das  Princip  zu  retten 
auf  dem  doch  ganz  allein  der  Staat  des  Volkes  ruhen,  in  dem  alleii 
die  Volks.souverainität  herrschen  konnte.  Der  Kampf,  den  so  <li 
politische  Gleichheit  encgte,  war,  wie  einst  im  ständischen  Staat,  mi 
ein  Kampf,  wer  von  den  Klassen  der  Gesellschaft  die  Herrschaf 
führen,  wer  die  Rechte  geniessen  sollte.  Das  Directorium  bracht 
den  Besitz  zum  Siege,  ja  es  gab  ihm  in  dem  Rath  der  Alten  s.hf»! 
eine  ganz  besondere  Vertretung.  Napoleon  anerkannte  ihn  allein  al 
berechtigt,  den  Staatswillen  zu  bestimmen  und  wurde  durch  dies 
Anerkennung  von  ihm  zum  Herrscher  emporgehoben.  Der  Kampf  abe 
war  damit  noch  nicht  geendet,  dass  man  die  politische  Gleiohhei 
nur  soweit  anerkannte,  als  sie  die  gleich  Besitzenden  zur  Herrschaf 
brachte.  Neben  der  besitzenden  Klasse  stand  eine  Masse  des  Volkes 
die  plötzlich  in  der  Geschichte  des  19.  Jahrhunderts  als  ein  neuei 
Der  widr  früher  ungekanntes  Element  auftrat.  Es  ist  der  Arbeiter-,  der  sogci 
Rpruch  «icr  ßanutc  vicrte  Stand.   Er  ist  nichts  anderes,  als  die  letzte  Conscquenj 

iirucn  Ge-  ' 

»( iihcbarta-  der  politischen  Gleichheit,  die  aus  dem  Staatsgedanken  die  Gesellschaf 
i4m.i,'.  gestalten  und  dafür  ihr  Princip  im  Vermögen  des  Einzelnen  findei 
soll,  er  ist  die  vermögenslose  Klasse.  So  schuf  sich  die  neue  Ge>ell 
Schaftsordnung,  von  dem  Gedanken  der  politischen  Gleichheit  geboren 
ihren  Widerspruch  und  die  Ausgleichung  desselben,  um  die  dai 
19.  Jahrhundert  kämpft,  ist  die  Geschichte  der  Gegenwart  Wer  kam 
das  Ende  dieses  Kampfes  vorausbestimmen?  Schon  hat  er  RevolutiüDfH 
erzeugt  und  diese  Revolutionen  wurden  auf  französischem  Boden  au^ 
gekämpft,  der  Muttererde  der  Idee  der  civilen  Gleichheit,  der  Mutter 
erde  der  Hoffnung,  dass  auch  die  politische  Gleichheit  keine  Phontasi« 
ist.  Dynastien  stürzten  über  den  Zweifel,  der  um  Lösung  ringt,  neud 
Throne  wurden  aufgebaut,*^  die  Republik  hat  Frankreich  zum  zweiten- 
mal ausgerufen*  und  die  absolute  Monarchie  war  abermals  das  Ende. 
Aber  diese  Monarchie  nahm  das  allgemeine  Stimmrecht  zur  Grundlage 
ihres  Herrschaftsrechtes  und  im  ersten  Augenblick  schien  der  alte 
Widerspruch  gelöst,  die  politische  Gleichheit  eine  reine  Wahrheit  ge- 
worden zu  sein!  Noch  fehlt  der  Wissenschaft  das  letzte  Urtheih  noch 
hat  die  Zeit  das  Material  nicht  geliefert,  die  Zukunft  wird  es  reifen! 
Das  aber  ist  gewiss,  dass  es  auf  diesem  Gebiet  nicht  allein  gereift 
wird.  Die  politische  Gleichheit  darf  nicht  allein  in  dem  Besitz  der 
Verfassungsrechte  gesucht  werden ,  sondern  muss  ihre  wahre  Basis  in 
der  gleichen  Verpflichtung  finden.  Und  diese  hat  die  Venvaltungslehw 
darzustellen.  Die  Stände  stürzten,  weil  sie  sich  am  Continent  von  den 
Staatspflichten  loslösten  und  im  Genuss  der  Rechte  allein  ihre  Be- 
deutung sahen;   die  Klassen  werden   nie  zur  Befriedigung  kommen, 
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ireon  sie  denselben  Fehlern  verfallen.  Wir  haben  jetzt  die  Rechte 
m  prüfen  und  werden  in  der  Yerwaltungslebre  auf  die  Gleichheit  der 
Pflichten  zurückkommen. 

Ich  betrachte  zuvor  die  einzelnen  Stände ,  wie  sie  die  Revolution 
in  Frankreich  vorfand,  wie  sie  alle  aufgelöst  hat  und  wie  aus  den 
Trümmern  derselben  durch  einen  höchsten  Gedanken  das  Neue  sich 
wieder  entwickelte.  Ich  reihe  daran  jene  politischen  Grundrechte,  die 
iD  ihrem  Genuss  von  dem  gleichen  obersten  Gedanken  der  vollkom- 
menen civilen  Gleichheit  bestimmt,  in  ihrer  Organisirung  von  der  noch 
uDvoUkommen  entwickelten  politischen  Gleichheit  geleitet  werden. 


Der  Adel. 
Der  Adel  bildete  vor  der  Revolution  einen  enggeschlossenen  Stand,  steiiang 
kr  sowohl  im  Privat-  als  im  Staatsrechte  die  Grundlage  eines  ganz 
besonderen  Personenrechtes  war  *).  Als  politische  Rechte  hatte  er  ein 
t^sonderes  Wahlrecht,  war  allein  berechtigt  für  gewisse  Aemter  in 
der  Armee  und  am  Hofe  oder  in  geistlichen  Capiteln  und  Stiften,  war 
keiner  persönlichen  Steuer  unterworfen,  genoss  für  seinen  Grund- 
beätz  eine  Menge  Privilegien  und  unterlag  persönlich  nie  den  aus  der 
Hörigkeit  fliessenden  Lasten;  er  hatte  einen  besonderen  Gerichtsstand 
ond  dn  besonderes  Appellationsrecht  und  wurde,  im  Fall  einer  Ver- 
Qrtheilung,  durch  das  Schwert,  nicht  mit  dem  Strang  gerichtet,  wie  der 
Roturier;  das  gemeine  bürgerliche  Recht  hatte  für  ihn  keine  Geltung, 
ein  eigenes  Privatrecht  zeichnete  ihn  aus.  Eine  Menge  Ehrenrechte 
höhen  ihn  über  die  Masse  empor,  unzählige,  aus  dem  Lehenrechte 
Iierroi^egangene  Privilegien  erhielten  seinen  Reichthum  und  seine 
Vermögensmacht.  Tocqueville  ^)  beschrieb  eine  grosse  Anzahl  dieser 
Rechte,  Boiteau*)  zählt  sie  in  langer  Reihe  auf.  Die  einen  trugen 
dem  Adel  ongeheure  Summen  ein,  die  anderen  lasteten  auf  dem  Volk 
ZOT  Lust  nnd  zum  Vergnügen  der  Seigneurs  und  waren  in  den  letzten 
Zeiten  des  alten  Regimes  oft  die  einzige  Einnahmsquelle  eines  unwis- 
senden nnd  vOTschuldeten  Adels').  Die  Lods  et  vents,  als  einer 
Al^dbe  bei  Uebertragungen  oder  Veränderungen  im  Besitz,  warfen  1789 
eine  Summe  von  38  Millionen  ab^).  Das  Droit  de  Banvin  gab  dem 
Seigneur  allein  das  Recht,  40  Tage  nach  der  Weinernte  Wein  zu  ver- 


1)  WamköDig  und  Stein  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  649  u.  ff. 
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kaufen;  nach  den  Colombiers  durfte  der  Bauer  die  Tauben  nicht  jagen. 
die  sein  Feld  verwüsteten  u.  s.  w.  Wie  ungeheuer  aber  waren  alle 
diese  Lasten,  wenn  man  bedenkt,  dass  der  Besitz  des  Adels  den  vier- 
ten Theil  des  ganzen  französischen  Gebietes  umfasste.  Und  welcher 
Täuschung  unterlag  man  dabei.  Im  Jahre  1771  zählte  man  7000  Lehen, 
und  davon  waren  doch  nur  3000  hohe  Adelsgüter  * ). 
sutixtik  Diese  Verhältnisse,  wie  sie  eben  mit  den  Jahrhunderten  geworden 

waren,  wurzelten  tief  im  Bewusstsein  des  ganzen  Volks.  Die  nicht- 
adlige Masse  sah  im  Adel  nur  einen  Theil  der  Nation  zum  pflichten- 
losen  und  freien  Genuss  berufen,  der  Adel  sah  sich  selbst  nur  als  daza 
berechtigt  an.  Einer  in  Sitte  und  Bildung  getrübten  Zeit  können 
solche  Zustände  erträglich  werden,  wenn  historische  Grösse,  Ehre  und 
Ruhm,  persönliche  Würde  und  geistige  Auszeichnung  einen  solchen 
Stand  umgiebt  Aber  diese  Vorzüge  der  Aristocratie,  diese  Eigen- 
schaften, die  eben  erst  aus  dem  Adel  die  Aristocratie  machen,  hatte 
Frankreich  längst  verloren.  Den  alten  Lehensadel  hatte  Ludwig  XI. 
schon  gebeugt,  Ludwig  XIV.  hatte  ihn  zu  einem  eleganten  Hofiulel 
umgeschaffen,  dessen  Beruf  sich  zumeist  in  den  Vorzimmern  der 
Maitressen  erfüllte.  Die  Finanznoth  des  Staates  hatte  andererseits 
seit  Ludwig  XI.  Zeiten  eine  Menge  Aemter  mit  dem  Adelstitel  au^- 
gerüstet  und  sie  käuflich  erklärt,  und  dies  war  am  Ende  die  frucht- 
barste Art,  den  Adel  zu  recrutiren.  Necker*)  hat  4000  solcher  Stellen 
und  Aemter  aufgezählt,  welche  den  Adel  gaben.  Tocqueville ')  bt;- 
richtet,  dass  er  in  einer  kleinen  Provinzialstadt  1750  an  109  solcher 
Gerichtschargen  und  126  derartige  Executivämter  gefunden!  Von  2i\(>m' 
Adelsfamilien  mit  100,000  Individuen,  konnten  am  Ende  kaum  drei 
Viertel  ihren  Stammbaum  bis  zu  den  alten  Lehensseigneurs  zurückführen. 
Nur  3000  Familien  hatten  einen  Namen,  der  400  Jahre  alt  war,  kaum 
1500  Familien  stiegen  bis  zu  den  Besitzern  der  ursprünglichen  Militair- 
lehen  empor.  Fast  8000  hatten  keinen  anderen  Grund,  als  den  Erwerb 
eines  Amtes  und  dieses  konnte  man  haben,  sobald  der  Hof  Geld  au> 
der  Eitelkeit  schlug,  »und  dennoch  kehrte  sich  alles  dahin,  wie  nach 
einem  geheiligten  Princip!  Eine  Fiction  regierte  Frankreich*)."  Di^ 
gesammte  Anzahl  der  Adeligen  wird  ungleich  bestimmt,  Lavoisier,  ein 
stets  sorgfältiger  Statistiker,  zählt  18,000  Familien  mit  100,000  Per- 
sonen, andere  aber  58,000  Familien  mit  mehr  als  220,000  Individuen*)* 
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Boiteaa  schliesst  sich  der  Meinung  Lavoisier's  an*)  and  wahrscheinlich 
ageh  mit  Recht.  Von  dieser  grossen  Zahl  trugen  kaum  18,323  die 
Waffen  und  diese  oft  nur  zur  Parade  oder  in  dem  Vorzimmer  des 
Königs,  während  5  Millionen  Bürgerliche  immer  für  den  Krieg  bereit 
waren.  Dazu  kommt  noch,  dass  fast  mit  jedem  öffentlichen  Amte  Privi- 
l^ien  Terbunden  waren  und  bedenkt  man,  wie  willkürlich  diese  errichtet 
Qod  vermehrt  wurden,  so  kann  man  sich  ein  Bild  von  dem  Druck 
der  Privilegienwirthschaft,  die  die  Revolution  einfach  Adelswirthschaft 
oanntc,  entwerfen.  „Welches  Laster",  ruft  Arthur  Young  bei  Betrachtung 
dieser  Zustände  aus,  ,>oder  welcher  Fluch,  dass  diese  Nobles ,  anstatt 
die  Wohlthäter  ihrer  Nachbarn  zu  sein ,  nur  die  Tyrannen  sind  durch 
ilire  verabscheuungswürdigen  Feudalrechte!  Giebt  es  denn  nichts  als 
Ee\olutionen,  wo  man  ihre  Schlosser  niederbrennt,  welche  sie  nöthigen, 
der  Vernunft  and  der  Menschlichkeit  zu  gewähren,  was  ihnen  Gewalt 
lad  Erneuten  erst  entreissen  muss.**  Diese  Masse  eines  privilegirten  Der  Adei 
Adels  &nd  die  Revolution.  Ausgerüstet  mit  Vorrechten,  saugend  ^  *°.^V 
tffl  Marke  des  Landes  durch  Pensionen,  Hofgehalte  und  unermess- 
üdie  Geschenke  war  er  dem  Volke  verhasst;  sich  selbst  war  er 
m  berufen  zum  Genuss.  Wer  inmier  an  eine  Reform  gedacht 
liitte,  den  Adel  zu  den  Staatslasten  herbeizuziehen,  er  wäre  auf  das 
ooöberwindlichste  Widerstreben  gestossen.  Und  doch  wäre  dadurch 
a&r  eine  Versöhnung  möglich  geworden.  Nicht  dass  der  Adel  die 
Uebeniahme  einer  Pflicht  hasste,  war  das  Beklagenswerthe,  dazu  war 
«r  ja  erzogen  worden,  aber  dass  er  die  Bedeutung  für  sich  selbst 
nicht  ahnte,  nicht  im  Geringsten  begriff,  das  war  sein  eigenes  Unglück. 
h  seinen  Gahiers  verlangte  er,  was  die  Revolution  in  ihren  ersten 
Tagen  geschaffen.  Er  wollte  eine  Habeas  corpus  Acte,  eine  Erklärung 
der  Menschenrechte,  freie  und  unentgeltliche  Gerichtspiiege,  Gewissens- 
not, Pressfreiheit,  kurz  alles,  was  die  stolzesten  Träume  des  Bür- 
gers nur  denken  können,  aber  er  wollte  alles  ohne  seinen  Stand 
aach  nur  in  der  geringsten  Beziehung  anzutasten.  Seine  Ehren-  und 
Standesrechte  sollten  dauern,  die  ständische  Gliederung,  die  Rangunter- 
^kiede  aufrecht  erhalten  bleiben.  Rechte!  Rechte!  schrie  er  mit  seiner 
2dt,  aber  von  Pflichten  wollte  Niemand  hören.  Da  gab  es  keine 
Versöhnung,  da  konnte  nur  die  Vernichtung  folgen.  Und  sie  war 
leicht,  da  dieser  ganze  Adel  durch  nichts  im  Staat  und  im  Volk  wur- 
zelte. Die  Erinnerung  allein  war  seine  Macht,  kein  reales  Band 
verknüpfte  ihn  mit  dem  Interesse  des  Staates.  Das  Schicksal  jedes 
so  gestalteten  Junkerthums  muss  über  kurz  oder  lang  das  des  fran- 
zösischen Adels  werden  in  der  Revolution.    Am  4.  August  1789,  in 
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Die  ver-  jener  „heiligen  Nacht",  wie  sie  Boiteaa  nennt,  fiel  mit  einem  Schlage 
del'^AdcfM  ^^  ganze  Gebäude  einer  langen  Zeit,  einer  grossen  Geschichte.  Der 
Adel  selbst  verzichtete  auf  seine  Vorrechte  und  die  Constitution  1791 
erklärte:  Die  Nationalversammlung,  indem  sie  die  französische  Con- 
stitution auf  den  Grundsätzen,  welche  sie  eben  (in  den  Menschen- 
rechten) anerkannt  und  erklärt  hat,  errichten  will,  schafft  unwiderruflich 
alle  Institutionen,  welche  die  Freiheit  und  Gleichheit  der  Rechte  ver- 
letzte, ab.  Es  giebt  keine  Noblesse  mehr,  keine  Pairie,  keine  erb- 
rechtlichen Unterschiede,  keine  Feudalherrschaft,  keine  Patrimonial- 
jurisdiction;  es  giebt  keine  Titel,  Benennungen  und  Vorrechte,  die 
daraus  fliessen,  keine  Adelsordnung,  keine  Corporation  und  Decoration, 
für  welche  ein  Adel  nöthig,  oder  welche  eine  Unterscheidung  der 
Geburt  voraussetzt,  es  giebt  keine  andere  Oberherrlichkeit,  als  jene 
der  öffentlichen  Functionaire  in  der  Uebung  ihrer  Function.  Es  giebt 
weder  für  einen  Theil  der  Nation  noch  für  ein  Individium  ein  Privi- 
legium noch  eine  Ausnahme  von  dem  allen  Franzosen  gemeinsameü 
Recht.  Das  war  eine  denkwürdige  That,  die  hier  geübt  wurde,  aber  ej> 
war  doch  eine  Gewaltthat.  Willkürlich  verletzte  die  Nationalversamm- 
lung die  vorhandenen  Begiiffe  von  Sitte  und  Ehre,  sie  zertrümmerte 
mit  der  Abstellung  der  Missbräuche  auch  den  Theil  des  historischen 
oder  erworbenen  Rechts  I  Der  Inhalt  eines  Gesetzes  muss  sich  dem 
gegebenen  Menschen  anfügen,  sonst  kann  das  Gesetz  nie  für  den 
Menschen  eine  Autorität  sein.  Die  Möglichkeit,  gerecht  zu  sein,  lag 
in  der  Herbeiziehung  des  Adels  zu  allen  Staatslasten.  Er  weigerte 
sich  dessen  und  ging  selbst  darüber  zu  Grunde  —  musste  zu  Grunde 
gehen.  Mirabeau  spottete  über  diese  Begeisterung  für  Ordens-  und 
Adelsabstellung,  die  grosse  Masse  jener  davon  getroffenen  Familien 
eilte  flüchtigen  Fusses  aus  der  Heimath.  Freilich  hätte  die  National- 
versammlung nur  den  Schatten  des  Adels  übriggelassen,  wenn  sie 
seine  Vorrechte,  wozu  sie  das  Recht  hatte,  allein  vernichtet  hätte. 
Ohne  Privilegium  ist  der  Adel  des  Coutinents  eine  Carricatur,  wie  es 
jener  schwerttragende  Adel  war,  der  sich  auf  sein  Ritterthum  steifte 
und  in  den  Vorzimmern  der  königlichen  Maitressen  sich  erniedrigte. 
Er  leidet  an  diesem  Unheil,  weil  er  den  historischen  Faden  verloren 
hat,  nach  dem  er  erkennen  sollte,  da.ss  das  Maass  seiner  Rechte  nur 
im  gleichen  Maass  seiner  Pflichten  liegen  kann  und  er  dauernd, 
trotz  der  härtesten  Prüfungen,  mit  Verleugnung  dieser  nur  nach  jenen 
strebt.  Es  zeigte  den  hohen  Sinn  Ludwig  XVL,  seinen  aufgeklärten 
Geist,  dass  er  die  Constitution  beschwur,  die  solche  Grundsätze  ent- 
hielt. Von  dieser  Zeit  an  verschwand  der  Adel  aus  Frankreich 
und  die  Geschichte  nennt  ihn  blos,  wenn  sie  von  der  Schmach 
des   Schaffots   spricht.     Das    Directorium   erklärte   sogar  durch  ein 
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Göetz  vom  29.  November  1797  (9.  Frimaire  an  VI.),  dass  die 
ciemals  Adligen  und  alle  jene,  welche  einen  Adel  vom  Vater  ererbt 
iiakn,  ihre  Rechte  als  ft-anzösische  Bürger  nur  dann  üben  und  zu 
tioem  Gffeotiichen  Amte  zugelassen  werden  können,  wenn  sie  die  Be- 
stimmang  des  Artikels  10  der  Constitution  „über  die  Fremden^  und 
dbcrhaopt  jenen  Gesetzen  genügt  haben,  nach  welchen  Fremde  das 
Bärgerrecht  erwerben! 

Aber  die  Zeit  zog  schnell  mit  ihrer  grossen  Geschichte  dalün,  man  Der  Adel 
krgass  in  dem  geopferten  Blut  den  Hass,  den  es  gekühlt  hatte  und  ^»p«^««»**- 
Naptileon  konnte  schon  in  der  Consularconstitution  den  Grundsatz 
vdtx  aussprechen,  dass  dem  Krieger,  welcher  sich  durch  eine  aus- 
^^leiclmete  That  hervorthut,  eine  Nationalauszeichnung  zu  Theil  wer- 
h  sollte.  Art.  87.  Diese  Bestimmung  war  die  Grundlage  der 
LkreDlegion  und  des  neuen  Adels,  der  den  Thron  des  Emporkömm- 
•iB|3  mit  dem  Glanz  früherer  Jahrhunderte  umgeben  sollte.  Wir 
l^'/UKQ  in  einem  neuen  Bilde  jenen  grossen  Process  betrachten,  der 
^«f  30  vielen  Jahrhunderten  den  Adel  begründete,  aus  dem  dann  in 
l^Q^äamer  Entwicklung  der  Feudalstaat  entstand. 

Die  erste  Idee  der  Ehrenlegion  gehört  der  Nalionalversammlung  di«  Ehren- 
lod  der  Begeisterung,  die  der  Bastillensturm  erzeugte.  Jubebd  zogen  ^^^''' 
&  Sieger  in  den  Sitzungssaal  der  Assemblee ,  und  diese  liess  durch 
<las  Comite  der  Pensionen  ein  Beeret  entwerfen ,  wonach  den  ersten 
KevolotioDshelden  eine  ,,Ehrenuuiform*'  mit  vollständiger  Ausrüstung 
P^Q  werden  soll.  Auf  den  „Ehrengewehren^  und  „Ehrenaäbeln"* 
.v'lien  die  Worte  geschrieben  werden:  Gegeben  von  der  Nation  an  ... . 
%er  der  Bastille.  Zugleich  wurde  jedem  eine  Denkschrift  gegeben, 
welck  die  Dankbarkeit  des  Vaterlandes  ausdrückte  •).  Als  der  Con- 
feot  aber  das  Tragen  bgend  einer  Auszeichnung  verbot,  verschwanden 
»ach  diese  Ehrenzeichen ,  aber  immer  und  immer  wieder  zeigte  sich 
^er  Nationalgeist,  der  an  Aeusserlichkeiten  hängt,  denn  auch  während 
^  Directoriums  trat  der  Antrag  auf  die  Gründung  solcher  Auszeich- 
'^^uigen  wiederholt  hervor.  Die  Siege,  die  Napoleon  mit  seinen  Soldaten 
«rfockten,  gaben  ihm  allein  das  Recht,  für  sie  diese  neue  Auszeichnung 
n fordern,  und  gaben  ihm  allein  auch  die  Macht,  diese  Forderung 
^Qichzusetzen.  Die  Bestimmung  der  Constitution  wurde  durch  das 
^^«8et2  vom  25.  December  1799  (4.  Nivose  an  VIII.)  weiter  ausgeführt. 
Ke  Soldaten  empfingen  je  nach  ihrer  Stellung  Ehrenzeichen,  Grenadiere 
tm  Ehrengewehr,  der  Tambour  Ehrentrommelschlägel ,  die  Cavalerie- 
ä'>Wateü  Ehrenmusketen  u.  s.  w.  Diese  Ehrenzeichen  waren  von  Silber 
<^Qd  trogen  den  Namen  der  Helden  und  die  That,  durch  welche  sie 

*)  R&np.  de  Fanc.  Mou.  Bd.  IV.  8.  675. 
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erworben  wurden.  Die  Officiere  empfingen  Ehrensäbel,  mit  welchen 
ein  doppelter  Gehalt,  wie  bei  den  obigen  Auszeichnungen  eine  Gehalts- 
zulage, verbunden  war.  Der  erste  Consul  gab  nach  Bekanntmachang 
dieses  Gesetzes  in  pomphafter  Feierlichkeit  zuerst  an  den  General 
St.  Cyr  einen  solchen  Ehrensäbel.  Zurückgekehrt  aus  der  Schlacht 
von  Marengo  begann  Bonaparte  endlich  die  Organisation  der  Ehren- 
legion als  eines  politischen  Institutes,  die  dann  durch  das  Gesetz  vom 
19.  Mai  1802  (29.  Floreal  an  X.)  ins  Leben  gerufen  wurde.  Es  war 
der  schärfste  Bruch  mit  den  Traditionen  der  Revolution  und  den  Ideen 
der  Republik.  Die  Freiheit  der  Republik  hatte  man  verloren,  man 
musste  an  den  allmächtigen  Sieger  selbst  den  Schein  der  Freiheit  und 
Gleichheit  hingeben.  Alle  Militairs,  welche  Ehren waffen  empfangen 
haben,  wurden  Mitglieder  der  Legion.  Ausserdem  konnten  Hilitairs 
für  dieselbe  ernannt  werden,  welche  ausgezeichnete  Dienste  dem  Staat 
geleistet  haben  und  ebenso  jene  Burger,  welche  sich  durch  Talent 
und  dorch  republikanische  Grundsätze  auszeichnen.  Tit  IL  Art  1. 
Durch  solche  Worte  wurde  natürlicherweise  der  kurzsichtige  Blick 
des  Ehrgeizes  getäuscht,  vor  allem,  da  man  das  Gesetz  nur  eine  Ep 
Weiterung  des  Artikels  87  der  Constitution  nannte.  Ich  werde  aul 
die  innere  Organisation  dieses  Institutes  später  noch  ausführlichei 
zurückkommen,  da  ich  es  hier  nur  erwähnte,  um  zeigen  zu  können 
wie  Napoleon  die  Schöpfung  seines  Adels  vorbereitete.  Mit  der  Grün^ 
düng  des  Kaiserreiches  ward  die  Ehrenlegion  zu  hoher  Bedeutung 
emporgehoben.  Sie  war  es  ja  auch,  die  das  Kaiserthum  geschaffen 
hatte,  ihre  Mitglieder  ^aren  die  Prätorianer  der  neueren  Geschichte 
Die  Mitgliedschaft  gab  zuerst  die  Auszeichnung  der  Persönlichkeit 
dann  ein  bedeutendes  Einkommen  und  hohe  Würden  und  endlich  dorcl 
das  kaiserliche  Decret  vom  11.  Juli  1804,  auch  das  äussere  Ehren 
zeichen  eines  fünfdoppelstrahligen  Sternes  mit  einer  Krone  von  Eichen 
laub  und  Lorbeer.  So  war  das  Institut  vollendet,  das  zuerst  von  allei 
Seiten  heftig  angegriffen  und  im  Corps  legislatif  nur  mit  schwache] 
Majorität  angenommen  worden  war.  Es  war  die  Basis  eines  Adels  gel^ 
der  lebendig  hinsteuerte  auf  die  Formirung  der  Gestalt,  die  der  alte  Ade 
hatte.  Schon  besass  er  Rechte  und  Auszeichnungen  —  es  waren  alle^ 
Vorrechte  —  aber  auch  er  war  durch  nichts  Anderes  mit  der  Natioi 
verbunden.  Nur  eine  Reihe  ausgezeichneter  Pflichten  hätten  dies  thui 
können.  Aber  weder  im  Gemeindeleben,  noch  in  der  Gerichtsbarkeit 
noch  in  der  Leistung  anderer  Staatslasten,  in  Steuern  und  Abgaben 
hatte  er  eine  ausgezeichnete  Stellung.  Es  war  der  späteren  Zeit  eii 
Leichtes,  diesen  Adel  hinwegzublasen  wie  lose  Spreu,  ausgestreut  au 
einem  festen  Boden.  Hätte  Napoleon  aus  seinen  Rittern  der  Ehren 
legion  und  seinem  später  gegründeten  Adel  einen  Stand  geschaffen,  de 
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im  Gemeindeleben  eine  thätige  Rolle  gespielt,  der  in  der  Jury  einen  Raum 
eiogeDommen  hätte,  kurz,  der  mit  den  Staatslasten  in  einer  festen 
Verbiodong  stand,  es  wäre  seine  Vernichtung  nicht  so  leicht  möglich 
gewesen,  denn  das  Volk  hätte  ihn  wie  einen  Hort  seines  Lebens  ge- 
schätzt, ja  die  Staatsmaschine  hätte  sich  seiner  als  thätige  Glieder 
Dicht  entledigen  können. 

So  aber  war  dieser  Adel  nur  auf  Genuss  und  Erwerb  von  Reich-  dio 
thümem  bedacht  und  busste  Alles  ein,  als  seine  Nährvater  fiel.  Dem  Ohnmacht 
grossen  Geiste  eines  Napoleon  war  dies  jedoch  nicht  entgangen.  £r  Adei«. 
ahote  die  Lebeosunfähigkeit  seines  Adels,  aber  er  ahnte  auch  nur  das 
Mittel  der  Rettung  desselben.  Jene  Gesetzgebungsacte,  durch  welche 
erden  Mitgliedern  der  Ehrenlegion  ein  Wahlrecht  einräumte,  durch 
velehe  er  die  Senatorien  gründete,  was  waren  sie  anderes,  als  der 
Venach,  Jahrhundert  alte  Proiesse  der  längstvergangenen  Geschichte/ 
lit  dnigen  Gesetzen  nachzuahmen ,  den  Adel  durch  besondere  Pflich- 
te, die  Wurde  durch  Aemterlasten  mit  dem  Staatsleben  auf  das 
liDigste  zu  verbinden.  Napoleon  ahnte  diese  Aufgabe  des  Adels,  aber 
tbeiis  war  er  nicht  fähig  sie  auszudenken,  theils  hinderte  ihn  sein 
Al^lutismus  daran,  eine  wahre  Aristocratie  zu  scha£Pen,  die  stark 
dorch  ihre  Pflichten  gewesen  wäre  und  frei  und  unabhängig  dadurch 
in  iliren  Rechten  von  ihm.  —  Die  Constitution  des  Kaisserreichs  vom 
Jahre  1804  hatte,  ausser  den  Prinzen  des  kaiserlichen  Hauses,  als  den 
höchsten  Adel  die  Grosswürdenträger  und  die  Grossofficiere  des  Reichs 
geschaffen.  Sie  waren  zuerst  ohne  adligen  Charakter.  Durch  das 
Decret  vom  8.  März  1808  aber  erhielten  auch  sie  den  Titel  Prince  und 
altesse  serenissime.  Die  Hinister,  Senatoren  und  lebenslänglichen 
Staatsräthe  erhielten  den  Titel  Comte  ebenso  wie  die  Präsidenten  des 
Corps  legilatif  und  die  Erzbischöfe.  Eine  Reihe  anderer  ausgezeich- 
oeter  Verwaltnngsbeamte  und  Gerichtspersonen,  die  Präsidenten  des 
C'assationshofes,  der  Wahlcollegien ,  die  Bischöfe  und  Maires  »unserer 
o7  bonnes  villes^  konnten  für  Lebenszeit  den  Titel  Baron  führen.  Der 
erstgeborene  Sohn  eines  Grosswürdenträgers  nahm  den  Titel  eines 
I)i3C  de  TEmpire  an,  die  nachgeborenen  Söhne  waren  Comtess  oder 
BaroDs.  Der  Code  penal,  Art.  259,  verbot  auf  das  Strengste  die  Usur- 
patiofl  eines  Adelstitels  und  bestrafte  dieselbe. 

Nun  wurden  auch  die  Majorate  wieder  hergestellt  und  der  Adel 
io  seiner  privatrechtlichen  Stellung  mit  verschiedenen  Privilegien  wie- 
^  besonders  ausgerüstet*).  In  wenig  Jahren  hatte  der  Kaiser  2189 
Vajoratstitel  genehmigt.  Napoleon  wollte  den  alten  Adel  entbehren 
können  und  dadurch  seine  moralische  Macht,  die  trotz  Allem  dennoch 


*)  Kathie:   Tratte  da  droit  public  et  admiaistratif  18G1.  Dd.  11.  304. 
Eichte  r:  StajUt-  und  OMelUchaftsrcvht.  L  14 
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die  Revolution  überdauert  hatte,  gänzlich  vernichten  und  wollte  sich 
umgeben  mit  einem  zahlreichen,  glänzenden  Geschlecht.  Aber  es 
waren  eitle  Namen,  den  Glanz  der  Geschichte,  den  Ruhm  des  Alters 
konnte  er  ihnen  nicht  geben,  die  Freiheit  ihrer  Stellung  durch  die 
innige  Verknüpfung  besonderer  Pflichten  mit  dem  Staatswohl  wollte 
er  ihnen  nicht  geben  und  so  ward,  was  er  vor  Allem  damit  vernichtete, 
das  eine  gleiche  Volk  in  dem  einen  gleichen  Bürgerthum,  das  ward  es 
zumeist,  was  ihm  endlich  von  seiner  Hohe  herabstürzte.  Die  Restau- 
ration stellte  die  alte  Noblesse  wieder  her,  ohne  jedoch  die  neue  gänz- 
lich zu  vernichten,  Art.  17.  Charte  1814,  aber  sie  hatte  keine  besonderen 
Rechte  mehr,  „keinen  anderen  Werth  als  jenen,  den  ihr  die  Sitte  gielt 
und  die  thatsächliche  Bevorzugung,  welche  wechselt,  je  nach  dem  pohti- 
scheu  Regime*)."  Aber  gerade  in  dieser  thatsächiichen  Bevorzugung 
lag  das  neue  Unglück  der  folgenden  Zeit,  das  nur  aus  dem  alten  Uebel 
keimte,  das  man  wieder  anerkannte  mit  dem  Stand,  von  dem  es  unzer- 
trennlich war:  Das  Uebel,  einen  Adel  zu  besitzen,  der  nach  Rechten 
begierig  ist,  aber  keine  Pflichten  tragen  will  und  der  sein  Privilegium 
nur  im  Genuss  sieht. 


Der   Clerus. 

Die  In  der  vorhergehenden  Abhandlung  über  die  Religionsfreiheit  habe 

Bewegung  j^^j^  vcFsucht  ZU  Zeigen,  wie  die  französische  Revolution  von  dem 
freiheu.  gerechten  Grundsatz  der  Freiheit  des  Glaubens  zu  den  furchtbarsten 
Ausschreitungen  geführt  wurde.  Unrecht  und  Gewaltthat,  Hass  und 
Verachtung,  Kerker  und  Schafiföt  trafen  die  .Mitglieder  jenes  Standes, 
deren  erste  Aufgabe  nach  den  Lehren  des  Ghristenthums  war,  Liebe 
und  Versöhnung,  Glück  und  Segen  zu  lehren  und  zu  predigen.  Nicht 
ein  kriiftig  entwickeltes  Bewusstsein,  nicht  eine  hohe,  umfassende  Auf- 
klärung waren  es,  die  plötzlich  ein  ganzes  Volk  befähigten,  Religion 
und  Kirche  bis  auf  den  Grund  zu  zerstören,  nicht  eine  besondere 
Entwicklung  hatte  das  Volk  gerade  über  die  Lehren  der  katholischen 
Kirche  emporgehoben,  dass  es  eine  Berechtigung  in  sich  fand,  gerade 
diese  vor  jeder  anderen  zu  zerstören!  Nein,  es  war  der  Hass  eines 
Volkes,  den  eine  Jahrhundert  lange  Geschichte  gross  gezogen  hatte 
mid  der  inuner  höher  stieg,  je  tiefer  die  Kirche  in  ihren  Lehrern  und 
Meistern  fiel,  in  ihren  Formen  und  Einrichtungen  entartete.  Da  im 
allgemeinen  Sturm  brach  auch  jener  Zorn  eines  Volkes  los  und  übte 
Recht  und  Unrecht  mit  gleicher  Lust,  mit  gleichem  Stolze,  traf  das 
Heilige  und  Unheilige,  vernichtete  den  Glauben  in  seiner  Wahrheit 


*)  Bfttbie  A.  a.  O.  Bd.  I.  S.  32. 


Der  Cleriw.  211 

mit  deo  Lehrern  dieses  Glaubens  in  ihrem  tiefen  Verfalle.  Es  muss 
eine  furchtbare  Sünde  zu  rächen  gewesen  sein,  wenn  ein  90  furchtbarer 
Racber,  wie  die  franzosische  Revolution,  nöthig  war,  um  ihr  Halt  zu 
gebieten  und  sie  zu  strafen. 

Die  Geistlichkeit  bildete  den  ersten  Stand  im  alten  Königreiche.  Der  aita 
Ali  Inhaber  der  geistlichen  Gewalt  war  er  vollkommen  unabhängig  c^««'»»- 
Tom  Staat  Als  Allodial-  oder  als  Leheüsbesitzer  genoss  er  eine  lange 
Reibe  reicher  Privilegien  und  war  durch  sein  Eigenthum  der  mächtigste 
Stand.  Durch  ein  unbeschränktes  Versammlungsrecht  in  den  Assem- 
Dees  dtt  Clerge  hatte  er  eine  politische  Selbständigkeit,  die  mit  nichts 
u  vei^ieichen  war  und  in  der  er  seine  corporativen  Rechte  ohne 
Unterbrechung  und  ohne  die  geringste  Einschränkung  von  Seiten  der 
^tsgewalt  bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  übte').  So  hatte  sich 
aos  dem  Stand,  der  einst  der  Träger  der  Gesittung,  der  thätigste 
Arbeiter  der  Cultur  gewesen,  ein  der  Aristocratie  ähnlicher  Stand  ge- 
Wet,  der  nur  im  Genuss  seiner  ungeheuren  Vorrechte  seinen  Werth 
asd  endlich  auch  sein  besonderes  Wesen  erkannte. 

Die  Zahl  der  Priester,  welche  die  geistliche  Gewalt  übten,  wird  statiitik 
m  den  verschiedenen  Schriftstellern  sehr  verschieden  angegeben.  ^®'  ^^•"■* 
Pecehet^)  zählt  500,000  geistliche  Personen  beider  Geschlechter,  ver- 
theilt  in  40,000  Pfarreien,  368  Abteien,  64  Frauenklöstem  und  655 
Stiften,  19  adlige  Capiteln  für  Männer,  27  für  Frauen,  14  Congregationen 
tmd  6  bis  700  Mönchsklöstern.  18  Erzbischöfe  und  113  Bischöfe  waren 
(üe  obersten  Hirten  dieser  zahlreichen  Heerde.  Dasselbe  Resultat  giebt 
Moheau'),  der  34  Procent  der  Einwohnerzahl,  die  er  auf  17  Millionen 
Seelen  schätzt,  als  dem  geistlichen  Stande  angehörig  aufzählt.  Welches 
Entsetzen  in  so  wenig  Worten,  ruft  er  aus.  Sieyes,  so  revolutionair 
er  gesinnt  war,  hat  doch  in  seiner  bekannten  Schrift  y,Qu'est  ce  que 
le  Tiers  Etat^  seine  Standesgenossen  zu  niedrig  in  der  Zahl  ange- 
schlagen, um  ihre  Schädlichkeit  nicht  in  ein  zu  grelles  Licht  zu  setzen  ^). 
£r  zahlt  blos  81,400  Personen  des  geistlichen  Standes  und  scheidet 
sie  nach  ihrer  Würde  in  50,000  Pfarrer,  2800  Prälaten,  3000  Beneficiers, 
'^M  Priester  ohne  Beneficien,  17,000  Mönche  und  5600  Chonoises  des 
^'llegiales.  Er  hat  sich  in  der  runden  Summe  so  wie  in  der  Speciali- 
^g  sehr  geirrt.  Auch  Boiteau  zählt  beiläufig  700  Capitel,  1000  bis 
n<>j  Abteien  auf,  aber  bei  ihm  wiegen  die  Mönche  desto  kräitiger. 


1)  Warnkönig  nnd  Stein  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  627. 

3)  Penchet:  Statistique  ^lementaire  de  la  Frauce.  1805.  8.  220  u.  ff. 

3)  Mohean:  Rechcrcbes  et  Consid^ration  sur  la  population  de  la  France. 
1778.  8.  100. 

4)  PoEtudM  fidiriften.  Bd.  I.  86. 
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Er  giebt  1057  Frauenklöster,  700  Klöster  der  Cordeliers,  14,077  Klöster 
der  Jacobiner,  Augustiner  u.  s.  w.  an.  Von  der  einzigen  Abtei  de  Ceteaux 
hingen  1500  Klöster  männlichen  und  ebensoviel  weiblichen  Geschlechtes 
ab.  Dann  adoptirt  er  mit  Bonvalet  die  Zahl  208,800  als  die  sicherste 
für  die  Zahl  der  Priester  vor  der  Revolution').  Nach  ihm  gab  es 
18  Erzbischöfe,  121  Bischöfe  und  11  Bischöfe  in  partibus  infidelium  und 
34,658  Pfarreien*).  Dieser  Clerus  verfügte  über  ein  Grundeigenthum, 
das  ein  Viertel  des  ganzen  französischen  Gebietes  ausmachte  und  hatte 
1789  eine  Rente,  die  selbst  der  royalistiäche  Bonvalet  auf  224,800,000  Liv. 
anschlug,  was,  nach  dem  Werth  des  heutigen  Geldes  berechnet,  500 
Millionen  Francs  ausmacht  ^).  Boiteau  nimmt  den  Werth  der  Zehnten 
auf  123  Millionen  an,  was  heute  246  Millionen  Francs  beträgt  In  der 
Sitzung  vom  18.  December  1789  schätzte  Treilhard  die  geistlichen 
Gebäude  nur  in  Paris,  wenn  sie  verkauft  würden,  auf  150  Millionen 
Livres  und  nach  seiner  Rechnung  steigen  die  Güter  des  Glerus  auf 
einen  Werth  von  4  Milliarden.  „Diese  Summe  des  Gesammtvermögens 
erklärt  sich,  wenn  man  bedenkt,  dass  durch  500  Jahre  kein  Laie  zu 
sterben  wagte,  ohne  der  Kirche  eine  Stiftung  zu  vermachen,  denn  es 
ist  stets  zu  merken,  dass  der  Clerus  im  Namen  der  Armen  und  för 
diese  die  Reichthümer  verwaltete,  von  denen  er  nur  Legatar  war*)  und 
die  er  aber  auch  für  die  Armen  genoss.  Zu  diesem  Einkommen  kann 
man  noch  die  Millionen  der  Bettelpfennige  und  die  der  Abgaben  und 
Vorrechte  Stolagcbühreu  zählen.  Und  was  leistete  der  Clerus  aus  diesem  unge- 
de«  cicrnB.  heuren  Vermögen  ?  Befreit  von  allen  Lasten  und  Abgaben,  ausgerüstet 
mit  allen  Privilegien  des  Lehenstaates  hatte  er  ein  Recht  der  frei- 
willigen Besteuerung  und  was  er  dem  Staat  gab,  gab  er  als  Geschenk. 
Seit  den  letzten  80  Jahren  hat  er  eine  Summe  von  280,000,000  Livres 
als  Beitrag  zu  den  Staatslasten  geliefert,  was  pro  Jahr  3,500,000  Livres 
ausmacht.  Ja  selbst  diese  geringe  Summe  ward  oft  vom  Staat  nicht 
eingefordert  und  1789  gab  der  König  sogar  aus  dem  Staatsschatz  noch 
2  Millionen  ab  zur  Tilgung  von  Diöcesanschulden  ^).  Nach  seiner 
politischen  Stellung  endlich  war  der  Etat  de  Teglise  der  unbeschränk- 
teste und  erhielt  bis  zum  Vorabend  der  Revolution  alle  seine  Privilegien. 
Von  Rom  blatte  sich  die  gallicanische  Kirche  frei  gemacht  und  selbst 
Ludwig  XIV.  dachte  diese  Freiheit  am  Besten  zu  erhalten,  wenn  er 
das  Papstthum  und  das  Cardinalat  als  nur  rein  italienische  Institu- 


1)  Boiteaa  a.  a.  O.  S.  37. 

2)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  172.    Auch  Moreri:  Dictionnire  1769.  Tom.  HI.  S.  713. 

3)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  39.  AuchDePradt:  Le.<iquatreConcordat6d.  I.S.  163. 

4)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  45.  Moreri  a.  a.  O.  schätzt  das  Capital  auf  30  Milliardca. 

5)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  197. 
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tiooeo  betrachte.  Es  gab  nor  3  Cardinäle  1789  in  Frankreich')  und 
der  Clerus  selbst  hatte  wenig  Begierde  nach  dieser  ihm  sehr  zweifei- 
bftan  Ehre.  Die  Bischöfe  und  Erxbischöfe  unterstützten  vielmehr  die 
Könige  in  ihren  Bestrebungen,  denn  immer  waren  sie  nach  Geburt, 
Reichthnm  und  Ideen  grands  seigneurs  und  beugten  sich  nicht,  das 
Gesicht  nach  Rom  gekehrt,  wie  heute.  Es  war  eine  Verletzung  der 
kirchlichen  Constitution  in  Frankreich,  es  war  ein  hassenswerther 
Missbraach,  dass  nur  die  Söhne  des  hohen  Adels  die  hohen  Kirchen- 
amter  besetzten*),  aber  dieser  Missbrauch  hatte  jenen  stolzen  Geist 
:e$cliaffen,  in  dem  die  gallicanischen  Freiheiten  ihren  Schutz  fanden. 

Die  Revolution  stürzte  sich  denn  auch  mit  ihrer  ersten  Gewalt  voiHdirh  ca 
auf  die  Kirche.  Die  hohe  Geistlichkeit  trat  ihr  entgegen,  nicht  als  r.tfornun. 
Priester,  die  für  den  Glauben,  sondern  als  Adelsherren,  die  für  ihre 
F«adairechte  und  die  Reichthumer,  die  Macht,  die  daraus  fliesst,  kämpften. 
Tod  wie  der  Adel  war  auch  die  höhere  Geistlichkeit  in  ihren  Cahiers 
firdie  Freiheit  des  Volkes  aufgetreten;  sie  wollte  auch  eine  Habeas 
c<]q)Ds  Acte,  Sicherheit  der  Gerichtspflege  und  darum  Unabsetzbarkeit 
der  Richter,  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens,  sie  wollten  die  Freiheit  der 
Arbeit,  des  Gewerbes,  forderten  Armen-  und  Krankenhäuser,  Schulen 
for  Dorf  und  Stadt,  aber  sie  gedachten  nicht  mit  einem  Worte,  wer 
dieses  Alles  herstellen  soll,  mit  wessen  Kräften,  kurz,  wer  die  Pflichten 
trl^  die  diese  neuen  Rechte  in  ihrem  Bestände  fordern.  Das  Privile- 
pm  war  der  Glanz  und  die  Macht  des  Clerus,  er  wollte  es  wahren 
ond  auch  nicht  haarbreit  davon  lassen.  Die  niedere  Geistlichkeit  aber 
i^sste  mit  [Begeisterung  die  neue  Zeit  und  forderte  in  den  Ca- 
Wers:  Gleiche  Rechte,  gleiche  Pflichten,  neue  Verwaltung  des  Kirchen- 
^rmögens,  gleichen  Antheil  an  dem  Gennss!  Der  niedere  Clerus 
lebte  im  Elend  und  erniedrigender  Abhängigkeit  von  den  höheren 
Würden.  Elend  bezahlt  ^),  ausgeschlossen  in  den  Assemblees  von  den 
nteisten  Berathungen  *)  mussten  sie  jetzt  in  der  Revolution  eine  Befreiung 
^nd  alle  Hoffnung  sehen.  Nur  in  Oesterreich  hat  heute  noch  der  nie- 
dere Clerus  eine  ähnliche  Stellung,  sie  ist  die  Schöpfung  jenes  un- 
Mvollcn  Concordats  vom  Jahre  1855.  Soll  auch  hier  eine  Revo- 
istioii  an  die  Thöre  des  Reichs  pochen,  bis  der  Ehrgeiz  stolzer 
Würdenträger,  die  Habsucht  allmächtiger  geistlicher  Throne  aufwacht 
und  erschüttert  Busse  thut?  Es  scheint  so!  Vergebens  waren  alle 
Mahniu^en  an  den  Clerus  in  Frankreich.  Der  König,  der  Adel  herrschte 


1)  ßoiteau  a.  a.  O.  S.  174. 

2)  Warnkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  540. 

3)  Boiteaa  a.  a.  O.  8.  193. 

4)  Warokönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  646. 
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über  keine  Sciaven  mehr,  aber  in  den  Händen  der  Kirche  fanden  sich 
noch  1780  solche  vor  und  vergebens  forderte  Voltaire,  die  Parlamente, 
der  König  selbst,  ihre  Freilassung*).  Turgot  und  Necker  schlugen 
zuerst  eine  gleiche  Besteuerung  vor,  die  Geistlichkeit  wies  es  zurück 
wie  ein  Attentat  auf  den  Glauben.  Blind  wie  der  Adel,  so  iebt  die 
Kirche  ihr  Dasein  aus.  Erst  dann,  wenn  Revolutionen  kommen,  weno 
man  die  Kreuze  zerschlägt,  die  Altäre  schändet,  die  Priester  und  Nonnen 
aus  dem  Lande  peitscht,  dann,  wenn  man  die  Religion  verflucht  uo«! 
seinen  Gott  selbst  leugnet,  dann  erst  gehen  sie  ins  Gewissen  und 
anerkennen  das  Recht  des  Geistes  und  beugen  sich  vor  dem  Recht 
des  Volkes  und  der  Staaten. 
Die  Die  Revolution  brach  für  Frankreich  den  alles  zerstörenden  Bann. 

Gesets«  d«r  £)j^  Lehren  der  Bibel  setzte  man  den  Wuthausbrüchen  der  Geistlichkeit 
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entgegen,  als  der  Staat  ihr  Vermögen  einzog.  „Die  Religion  selbst," 
sagte  Thouret  am  12.  April  1790,  „sei  Schiedsrichterin  zwischen  euch 
und  der  Nation.  Sie  ist  es,  die  eure  Pflichten  gegen  uns  fixirt  hat 
nud  unsere  gegen  euch.  Als  die  Religion  euch  in  die  Gesellschaft 
sandte,  sagte  sie  euch:  Gehet,  erwerbet,  macht  euch  reich?  Kein! 
Sie  sagte  euch:  Predigt  meine  Sitten  und  meine  Grundsätze.  Und 
da  es  nöthig  ist,  einen  Unterhalt  zu  haben,  sagte  sie  euch:  Es  ist 
gerecht,  dass  der  Priester  vom  Altar  lebe  und  wir,  wir  sagen  auch. 
durch  eine  strenge  Auslegung  dieses  Wortes,  dass  es  nothwendig  ist, 
dass  die  öffentlichen  Functionaire  von  ihrer  Function  leben.**  Das 
Decret  vom  2.  November  1789  schon  hatte  alle  Güter  der  Kirche  mit 
Beschlag  belegt.  Dann  erschien  am  12.  Juli  1790  die  Civilconstitution 
des  Clerus,  welche  den  Priester  zu  einem  öffentlichen  Functionair 
machte.  Dadurch  sollte  die  Priesterschaft  mit  dem  Bürgerthum  versöhnt, 
der  Priester  selbst  ein  Bürger  worden.  Die  Anzahl  derselben  ward 
auf  ein  festes  Maass  des  Bedürfnisses  beschränckt,  das  Klostergelübde 
verboten  und  die  Rechte  des  Menschen  auch  die  alleinigen  Rechte  des 
Priesters.  Die  politischen  Rechte  der  Priesterschaft  fielen  mit  der  Ver- 
nichtung des  Feudalstaates  und  der  Adelsprivilegien,  die  Geistlichen 
waren  Mitglieder  der  Wahlkörper  wie  alle  anderen  Bürger.  Mit  den 
Religionsstürmen  aber  verloren  sie  dieses  Recht,  und  herabgestürzt  von 
der  Höhe  ihrer  Macht,  galten  sie  bald  als  geächtet  und  als  rechtlos. 
Nur  die  Constitutionen  beeideten  Priester  hatten  ein  Recht  auf  einen 
Gehalt,  bis  endlich  der  Gonvent  erklärte,  dass  er  gar  keine  Piiester 
mehr  besolde  und  sie  auch  als  öffentliche  Functionaire  nicht  mehr 
anerkenne.  Die«  Religion  war  eine  Privatsache  geworden,  ihre  Diener 
hatten  selbst  das  Recht  als  Bürger  verloren.    Die  Priesterehe  ward 


*)  Boiteau  a.  ft.  O.  S.  18. 
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aUgi^eiD  anerkannt  und  als  ein  Zeichen  der  Gleichheit  mit  allen 
anderen  Borgern  auch  geübt  In  der  Sitzung  vom  16.  October  1793 
erklärte  Chabot.  der  ehemalige  Gapuziner,  dass  er  sich  verheirathet 
habe,  denn  „als  Gesetzgeber  habe  ich  geglaubt,  dass  es  meine  Pflicht 
ist,  ein  Beispiel  von  allen  Bürgertugenden  zu  geben.  Man  wirft  mir 
vor,  dass  ich  die  Weiber  liebe.  Darum  glaube  ich,  dass  ich  mir  eine 
nehmen  mnss,  welche  das  Gesetz  erlaubt  und  mein  Herz  begehrt,  um 
alle  Verläumdnng  zu  vernichten.^'  Wie  der  Adel ,  beschäftigte  der 
Phesferstand  die  Gesetzgebung  während  der  ganzen  Revolution  nicht 
melir,  ausser  wenn  es  galt,  Massregeln  der  Verfolgung  gegen  ihn  durch- 
zosetzen  oder  ihn  immer  mehr  zu  unterdrücken. 

Erst  das  Concordat  Napoleons  führte  ihn  wieder  zurück  nach  Da« 
Frankreich,  aber  als  er  in  seinen  Wirkungskreis  wieder  eintrat,  war 
9  nichts  mehr,  als  ein  öffentlicher  Functionair.  Die  Kirche  ward  dem 
Staat  unterworfen  und  sie  muss  es  sein,  erklärte  Portalis  vor  dem 
Corps  legislatit.  ^Der  Priester  übt  sein  Recht  als  Bürger,  er  ist  dem 
Gesetz,  wie  jeder  andere  Unterthan,  anterworfen.  Die  Kirche,  gesetz- 
ticb  allein  begründet,  politisch  eingerichtet,  muss  unter  der  Givilgewalt 
stehen.  Der  Staat  hat  dadurch  keine  religiöse  Gewalt  und  er  will  sie 
auch  nicht  haben.'*  Die  organischen  Artikel  des  Goncordats  organi- 
sirten  die  neubegründete  Kirche,  dabei  von  dem  Grundsatz  ausgehend, 
dass  sie  wohl  von  ihren  Priestern  verwaltet  werden  soll,  aber  dass  die 
Staatsgewalt  keinen  üebergriff  mehr  von^  der  geistlichen  Gewalt  in  die 
weltliche  dulden  kann').  Der  constitutionelle  Grundsatz,  „alle  Fran- 
zosen sind  gleich  vor  dem  Gesetz,  welches  immer  auch  ihr  Titel  und 
ihr  Rang  sei,**  verlor  in  keiner  Beziehung  mehr  seine  Geltung.  Und 
warn  die  organischen  Artikel  den  Bischöfen  und  Erzbischöfen  gestatteten, 
ihrem  Namen  den  Titel  „Monsieur"  hinzuzufügen,  Art.  12,  und  Napo- 
leon als  Kaiser  den  Erzbischöfen  den  Titel  „Prince"  gab,  so  waren 
dies  doch  nur  Ehrenzeichen,  die  keinen  inneren  Unterschied  mehr 
gründeten.  Andere  Gesetze,  welche  die  Priester  von  den  Pflich- 
ten enthoben,  als  Geschworne  Recht  zu  sprechen*),  die  Pfarrer 
Dicbt  verpflichteten,  Vormundschaft  und  Guratelle  zu  übernehmen^) 
uid  den  geistlichen  Gehalt  jeder  Beschlagnahme  entziehen^),  waren 
«TOT  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Gesetzen,  welche  durch  die 
Cebang  der  Pflichten  des  Priesterstandes  bedingt  sind.  Die  Kirche 
ist  im  Staate,  der  Staat  beschützt  sie,  aber  beschützt  auch  seine 


1}  PorUüis  a.  a.  O.  6.  13S. 

2)  AnM  Yom  23.  Fractidor  an  X. 

3)  Ans  da  Conaeil  d*£tat  26.  Nov.  1606.    Laferri&re  a.  a.  O.  S.  94. 

4)  Arrdt^  Tem  18.  Nivdse  an  XI. 
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Unabhängigkeit  und  die  Rechte  der  Bürger  gegen  jede  Verletzung. 
Der  Priester  ist  ein  Büi^er  des  Staates,  in  dem  er  dient,  er  hat  die 
Pflichten  desselben  zu  erfüllen  und  geniesst  ihre  Reclite,  das  ist  die 
Basis  des  Clerus  im  neuen  Frankreich  nach  diesen  Gesetzen.  In 
Wirklichkeit  giebt  ihm  die  Unwissenheit  des  Volkes,  der  vonwiegend 
katholische  Charakter  des  Staates,  eine  über  diese  hin;iu.sgehende 
Stellung  und  Gewalt,  welche  die  Regierungen,  je  nach  dem  mehr 
oder  weniger  kräftigen  Trieb  zum  Absolutismus  zu  nähren  suchen  und 
für  ihre  Herrschaftszwecke  ausheuten. 


Das   Bürgerthuni. 

siaiutik  Viermalhundert  Tausend  Menschen,  der  Adel  und  die  Geistlichkeit, 

fWu  Burtr.  r-  welche  mit  dem  König  drei  Viertel  des  ganzen  Territoriums  als  Eigen- 
thum  besassen,  das  war  die  Summe  des  Volkes,  welche  vor  der 
Revolution  bei  der  Bestimmung  des  inneren  und  äusseren  Geschickes 
Frankreichs  mitzählte  und  in  Betracht  kam.  Die  grosse  Masse  des 
anderen  Volkes,  die  das  letzte  Viertel  des  Landes  untereinander  getheilt 
hatte,  das  war  jener  Theil  des  Volkes,  der  nach  Sieyes  nichts  bedeutete, 
das  waren  jene  übrigen  26  Millionen  Einwohner  Frankreichs,  war  der 
Tiers  Etat,  der  Bürgerstand.  Ein  Viertel  des  französischen  Bodens 
bildete  sein  Grün  deigen  thura '),  das  nach  grösseren  und  kleineren 
Besitzungen  vertheilt  war.  Target  berichtete  in  der  Sitzung  vom 
2P.  October  1789,  dass  neunzehn  Zwanzigstel  der  ganzen  Bevölkenmg 
ohne  Grundeigenthum  sind  und  Lavoisier  zählt  nur  450,000  bürgerüche 
Grundbesitzer  beim  Ausbruch  der  Revolution.  Tocqueville,  der  zuerst 
die  Entdeckung  machte,  dass  die  Revolution  nicht  so  hohe  Verdienst« 
für  die  Vertheilung  des  Grundeigenthums  habe,  als  man  bis  auf  ihn 
geglaubt^),  anerkennt  doch,  dass  erst  durch  sie  ein  grösserer  und 
leichterer  Verkehr  des  Grundeigenthums  geschaffen  wurde.  Die  Feder» 
das  Gewerbe  und  der  Handel,  das  waren  die  Erwerbszweige  der 
grossen  städtischen  Masse;  die  knechtische  Arbeit,  Mühe  und  Seh  weiss 
des  Feldbaues,  und  alles  ohne  sicheren  Erfolg,  alles  znm  grossen 
Theil  aufgezehrt  von  Lasten  und  Leistungen,  das  war  das  Loos  der 
grossen  Masse  der  Landbevölkerung. 
Trennanrjd.  Aber  auch  die  städtische  Bevölkerung  nahm  in  den  letzten  Jahr- 
stjtdtuehcn  huuderten  eine  den  übrigen  Ständen  analoge  Entwicklung.  Das  Ge- 
TomBaiirn' werbe  Verliert  seine  Freiheit,  das  Zunftrecht  wu-d  seit  dem  16.  Jahr- 
•tmd.     hundert  verkauft,  die  einzelnen  Erwerbszweige  werden  zur  Basis  von 


1)  Boiteau  a.  a.  a  S.  81. 

2)  Tocqueville  a.  a.  O.  S.  69  n.  ff. 
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vbeidaogen  des  ganzen  Bur^erthums,  bis  sie  sich  alle  auch  zu  privi- 
:^en  Corporationen  abrunden,  die  nur  habgierig  nach  Auszeichnungen 
isd  Vorrechten  sind  und  von  den  Staatspflichten  so  sehr  wie  mOglich 
qch  in  befreien  suchen.  Aus  der  Hasse  dieses  Volkes  erhob  sich 
D'ich  eine  Zahl ,  die  sich  durch  Reiclithum  und  Bildung  auszeichnete 
QDd  darauf  den  Erwerb  von  Aeroter  und  Titel  stützte,  um  sich  dem 
Adel  an  die  Seite  zu  stellen,  den  sie  doch  trotzdem  verachtete  und 
dDfeiulete.  Dieser  Theil  der  grossen  Masse  war  die  eigentliche  Bour- 
p.>isie  vor  der  Revolution,  mit  allen  ihren  guten  und  schlechten  Eigen- 
>ch;iften,  wie  sie  sich  später  entwickelte  und  die  Geschichte  der  ersten 
Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  ausfüllte.  Auf  der  einen  Seite 
dfri^  Iiernüht,  die  Rt  chte  der  beiden  privilegiiien  Stände  zu  schwächen, 
«ar  sie  unablässlich  besorgt,  ihre  eigenen  Rechte  und  Privilegien  zu 
%ähreQ  und  zu  erhalten.  Als  Turgot  seine  ersten  Reformen  anstrebte 
-i3ii  mit  der  Erklärung  der  Freiheit  des  Handels  und  des  Gewerbes, 
ü?  Aufhebung  der  Zünfte,  Ab^'chafifung  der  Jurandes  und  aller  Ge- 
TerWcorporationen ,  dem  ganzen  Volk  die  Freiheit  des  Verkehrs  und 
Enrerbes  zuwenden  wollte,  da  war  es  zum  grossen  Theil  die  Bourgoisie 
ir  Stillte,  welche  laut  dagegen  ihre  Stimme  erhob.  Als  die  National- 
v^Tsanunlung  die  alte  Advocatenordnung  zerstörte  und  hier  so  wenig, 
wie  anderswo,  einen  starren  Gorporationsgeist,  eine  Ausschiiesslich- 
keit  dieses  Geschäftes  dulden  wollte  und  konnte,  da  ertrugen  doch 
^iie  jene  Mitglieder  derselben,  die  dem  Stande  angehörten,  nur  mit 
Widerstreben  diesen  Gewaltstreich.  Der  Beamten-  und  Richterstand, 
«ier  zum  grossen  Theil  aus  dem  Volke  genommen  wurde,  erhob  sich 
mit  der  reactionairsten  Gesinnung  gegen  die  Revolution.  Die  Parla- 
mente aller  Orte  sandten  Protest  auf  Protest  an  die  Constituante 
;egeo  die  Beschlüsse  derselben  und  verweigerten  die  Eintragung  ihrer 
Gesetze.  Mit  Ausnahme  Leppeletier's,  der  nach  der  Verurtheilung  des 
Königs  ermordet  wurde,  endeten  fast  alle  Mitglieder  des  Pariser  Parla- 
mats  auf  dem  Schaffot '). 

Der  dritte  Stand  war  seit  dem  16.  Jahrhundert  zu  schwach  und       nie 
ebmärhtig  und  zu  sehr  erniedrigt  worden,  als  dass  man  hätte  fordern  p<»"^**«»>« 
Köonen.  dass  ein  Band  des  gemeinsamen  Interesses  die  einzelnen  Theile     dritten 
bitte  umschlingen  sollen.    Er  hatte  seit  dieser  Zeit  alle  seine  Privi-    ß»»»«**^»- 
l^gien,  seine   Gerichtsbarkeit,    seine  Polizei   und   seine   s<)lbständige 
Verwaltung  verloren,  kaum  dass  in  den  Pays  d'Etats    ein  Schatten 
'^*s  alten  Rechts   noch  erhalten   blieb  *).     Eine  alles  beherrschende 
Centralisation,  welche  der  Absolutism|is  zur  Erhaltung  seiner  Herr- 

1)  Boiteau  a.  a.  O.  8.  304. 

2}  Warnkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  556  u.  ff. 
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Schaft  nöthig  hatte,  zerstörte  die  städtische  Verwaltung  und  unterwarf 
sie  einem  Beamtenheer,  das  durch  seine  Zahl,  seine  Allmacht  unü 
Willkür  jede  selbständige  Regung  des  Volkes  erdrückte.  Die  alte 
Provinzialmiliz,  die  einst  ein  Bürgerheer  bildete,  war  längst  aufgelöst 
oder  in  die  Militairorganisation  einbezogen  worden  *).  Die  Wahl  der 
städtischen  Behörden  hatte  Ludwig  XIV.  vernichtet  und  neben  den 
bestehenden  Municipalämtern  verkäufliche  und  erbliche  errichtet.  Das 
alte  Gemeinderecht  war  zerstört  worden  und  mit  ihm  der  echte 
Bürgersinn.  „Die  Städte  konnten  keine  Auflagen  machen,  keine  Ab- 
gaben einnehmen,  nichts  sicherstellen,  verkaufen,  in  nichts  Klage 
führen,  ihre  Güter  weder  schützen  noch  verwalten,  noch  die  Ceber- 
schüsse  ihrer  Einnahmen  verwerthen,  ohne  dass  ein  Arrete  des  Conseii 
d'Etat  durch  Vermittlung  der  Intendanten  nicht  intervenirte'*  *).  Die 
Etats  generaux  wurden  nach  dem  Tode  Heinrichs  IV.  auch  nicht  mehr 
eingerufen  und  die  Etats  particuliers  in  den  wenigen  Provinzen,  wo  sie 
sich  noch  erhalten  hatten,  waren  ohne  jeden  Einfluss  und  Bedeutung^). 
Diese  ünbedeutendheit  und  Ohnmacht  theilte  mit  diesem  Theile  dcs 
dritten  Standes  auch  der  Bauernstand.  Nur  lag  er  in  geistiger  Verkommen- 
heit darnieder,  kaum  getröstet  mehr  von  den  Lehren  der  Ueligion.  Er  war 
verachtet  und  selbst  verachtet  in  jener  Stellung,  in  der  er  aliein  den 
Staat  erhielt  und  seine  Lasten  trug.  Ein  Steuerzahler  sein  wie  er,  war 
ein  Schimpfwort.  Er  hatte  keine  Berührung  mit  den  übrigen  Ständen. 
er  lebte  in  seiner  Hütte  und  weder  ein  gemeinsames  Bedürfniss,  noch 
ein  Gedanke  des  geroeinsamen  Wohles  schlössen  den  Einen  an  den 
Andern.  Und  welche  innere  Wuth  musste  sich  in  ihm  nähren,  als  er 
sein  eigenes  Elend  nicht  mehr  als  Sclave  trug,  sondern  als  freier  Mann 
endlich  zu  begreifen  anfing.  Und  der  Bauer  begrifP  seine  Stellung,  ja 
er  lernte  seinen  Stand  selbst  hassen  und  tiachtete  ihn  bei  guter  Gelegen- 
heit von  sich  zu  werfen.  Aus  dieser  Masse  des  Volkes,  der  Erbschaft 
einer  traurigen  Vergangenheit,  nahm  der  Convent  sein  allmächtiges 
Heer.  — 

So  war  der  dritte  Stand  aller  seiner  politischen  und  im  Bauern- 
stand selbst  aller  gesellschaftlichen  Rechte  beraubt;  er  trug  aber 
die  Lasten  des  Staates,  er  stand  als  gemeiner  Soldat  dem  Feind 
gegenüber,  da  man  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  alte  Schranke 
zwischen  Adel  und  Bürger  wieder  aufgerichtet  und  diesen  nur  bis 
zum  Rang  eines  Unterlieutenants  zulässig  erklärt  hatte  ^);  einem  bur- 


1)  Boiteau  li.  a.  O.  S.  260. 
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ferlkhen  Minister  gehorchte  man,  aber  man  achtete  ihn  nicht,  dem 
HoQtoner  war  die  Arbeit  der  Hände,  den  anderen  Ständen  gehörten 
die  Ehreo  and  Auszeichnungen. 

Der  Bärgerstand  ist  Nichts  gewesen,  nach  dem  Recht  des  Landes,       dj« 

ils  die  Revolution  losbrach  und  dennoch  war  er  in  Wahrheit  Alles,  wie  "^•"  <*•' 

Sieyes  auf  seine  zweite  Frage,  „was  soll  der  dritte  Stand  sein",  antwor-     swy*«. 

tete.  er  war  Alles  nach  den  Lasten  und  Pflichten,  die  der  Staat  forderte. 

Noii  sollte  er  etwas  sein,   wie  gleichfalls  Sieyes  auf  die  dritte  seiner 

litröhmten  Fragen,  „was  begehrt  der  dritte  Stand",  geantwortet,  d.  h. 

er  sollte  nach  seinen  Pflichten   ebensoviel  Rechte  haben.    In  dieser 

Alifemeiuheit  der  Bezeichnung  bewegte  sich  übrigens  die  Revolution 

:oT  sehr  kurze  Zeit.    Wer  nun  aber  war  dieser  dritte  Stand?    Es 

k  eine  Eigenthümlichkeit  Sieyes,  dass  er  unter  ihm  die  ganze  Nation 

TcTstand,  aber  in  einem   solchen  Gegensatz  zu  den   beiden  anderen 

^deo,  dem  Adel   und   der   Geistlichkeit,   als   ob   diese  gar  nicht 

ior  Nation  gehörten.     Es   ist  eine  Eigenthümlichkeit   des   revolutio- 

uiren  Mesters,  dass  er  unter  dem  dritten  Stand  alles  vereinte,  was 

liebt  zu  den  beiden  ersten  gehörte:  Künstler  und  Arbeiter,  Krämer 

■Jjd  Gelehrte,  Kaufherren  und  Ackerbauer,  Tagediebe  und  Vagabonden ! 

Eist  später  findet  er  eine  klarere  Formel  für  einen  seiner  Zeit  unklaren 

Gedanken.  „Der  dritte  Stand,"  sagt  er,  „wird  sehr  uneigentlich  ein  Stand 

genannt,  denn  er  ist  eigentlich  die  Nation*).''   Diese  Auffassung,  welche 

Tihrend  der  ganzen  Revolution  das  ganze  Volk  durchdrang,  erklärt 

die  beiden  grossen  Erscheinungen,  welche  den  Charakter  dieser  Zeit 

büdeo.    Sie  erzeugte  auf  der  einen  Seite  jenen  wüthenden  Hass  gegen 

Adel  und  Geistlichkeit  und  die  endliche  Vernichtung  der  beiden  Stände; 

>ie  erzeugte  auf  der  anderen  Seite  die  innere  Geschichte  des  dritten 

Standes,  die  mit  der  sogenannten  Massacre  du  Champ  de  Mars  begann 

Qod  mit  der  Revolution  des  Jahres  1830  ihren  ersten  grossen  Abschluss^ 

erhielt. 

Der  dritte  Stand  war  beim  Ausbruch  der  Revolution  die  grosse  Der  Kampf 
Masse  des  unterdrückten  Volkes,  er  war  gleich  in  seinem  Elend  und  *••  <*'**'t«o 
b  Mangel  eines  selbständigen  Rechtes,  er  war  gleich  in  seinem  Hass 
gegen  die  Privilegien  und  in  dem  Streben  nach  der  Freiheit  von  diesem 
Joche.  Er  war  zuerst  nichts  als  ein  negativer  Begriff,  der  Gegensatz 
gegen  Adel  und  Geistlichkeit;  er  wollte  zuerst  nichts  als  eine  Ver- 
ttichtung  der  ständischen  Vorrechte.  Wie  aber  seine  Freiheit  und 
Glachheit,  die  er  begehrte,  in  Wahrheit  beschaffen  sei,  was  ihr  positiver 
Inbah  ist,  daran  dachte  zuerst  Niemand.  Nachdem  jene  Augustnacht 
des  Jahres  1789  die  Privilegien  vernichtet,  nachdem  der  Adel  bis  auf 


*)  PofitiMbe  Sohriften  Bd.  I.  842. 
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seine  Namen,  die  Gf'istlichkeit  bis  anf  ihren  Glauben  vernichtet  worden 
war,  stand  er  da  als  der  einzige  Stand  und  war  als  solcher  der  Staat, 
die  Nation,  die  Gesellschaft,  der  Wille  von  Allen,  das  Gesetz.  Ob  er 
als  solcher  eine  innere  Ordnung  habe  oder  eine  solche  bedürfe,  darnach 
frug  Niemand,  Niemand  wnsste  es  und  Niemand  konnte  es  wissen. 
denn  noch  hatte  sich  die  Natur  dieses  dritten  Standes  in  Nichts  ge- 
zeigt, als  in  seiner  rohen  Kraft,  in  der  Vernichtung.  Das  war  blos 
der  Anfang  einer  neuen  Gesellschaftsordnung  und  Verfassung,  aber  es 
war  noch  keine  Organisation  selbst.  Diese  läSi^t  sich  weder  mit  einem 
Schlage  schaffen  und  aus  dem  Nichts  hervorbringen,  noch  ist  sie  ge- 
schaffen, wenn  man  ihre  Gegensätze  aufhebt  und  das  Bestehende  ver- 
nichtet. In  seiner  Entwicklung,  in  einem  langsamen  Werden  erst 
konnte  sich  diese  zeigen  und  heranbilden,  aber  in  diesem  Proce^se 
sollte  auch  der  dritte  Stand  seinen  Inhalt  erkennen,  seine  eigenen 
Elemente  zeigen. 

Diu  Gieicii-  Die  Assemblee  nationale  hatte  in  den  Menschenrechten  verkündet, 
bei»  der  j^gg  ^j^  Mcuscheu  frei  Und  gleich  an  Rechten  geboren  werden  und  e> 
immer  bleiben,  und  eine  sociale  Unterscheidung  nur  durch  die  gemein- 
same Nützlichkeit  begründet  werde.  Art.  1.  Sie  hatte  in  der  Con- 
stitution es  ausgesprochen,  dass  nur  Tugend  und  Talent  für  die  Zq- 
lässigkeit  zu  den  Aemtem  und  Stellen  entscheide,  Art.  11,  dass  die 
Souverainität  der  Nation  gehöre  und  kein  Theil  derselben,  noch  ein 
Individuum  sich  dieselbe  aneignen  könne ,  Tit.  in.  Art  I ,  und  dass 
sie  diese  Souverainität  übe  durch  eine  Nationalvertretung,  welche  von 
dem  Volk  gewählt  wird.  Tit.  III.  Art.  3.  Dieses  Volk  aber  wird  nur 
von  jenem  Theil  der  Nation  gebildet,  welcher  eine  directe  Steuer  zahlt. 
Tit  HL  Sect  3.  Art.  2.  Mit  diesem  einen  Worte  war  die  persönliche 
Gleichheit  aufgehoben,  der  Bürgerstand  in  zwei  Gruppen  getheilt,  in 
jene  der  Steuerzahler  und  in  jene,  welche  keine  Steuer  zahlen,  oder 
in  die  besitzende  und  besitzlose  Klasse.  Das  Vermögen  schied  plötzlich 
die  Nation,  wie  sie  früher  durch  das  Privilegium  getrennt  war.    Der 

DerCcn^tu.  Census,  als  der  gesetzliche  Ausdruck  desselben,  ward  die  Grundlage 
der  neuen  Gesellschaft,  er  bestimmte  ihre  Ordnung  und  bestimmte  in 
derselben  die  Rechte  des  Einzelnen.  Die  Constituante  hatte  ein  volles 
Bewusstsein  von  dem  Gesetz,  das  sie  erliess,  aber  weil  sie  den  Census 
nur  verschwindend  klein  annahm,  täuschte  sie  sich  über  die  Tragweite 
des  Gedankens.  Das  ist  die  Aristocratie  des  Geldes,  die  ihr  begründet, 
rief  Carl  Lameth  aus;  Robespierre  wollte  weder  Census  noch  directe 
Wahlen,  Thouret  selbst  sagte  in  seinem  Bericht  über  die  Constitution, 
dass  eine  Steuer  nicht  nöthig  ist,  um  Mitglied  einer  Urversammlang 
zu  sein,  denn  sonst  würde  die  persönliche  Gleichheit  gestört  und  die 
Aristocratie  der  Reichen  begründet  werden,  aber  man  nahm  dennoch 


Das  Bürgerthnm.  221 

den  Censw  an  und  von  den  Anhängen  der  Constitnante  schied  sich 
die  grosse  Masse  der  besitzlosen  Klasse  mit  der  Hoffnung,  dass  eine 
koe  Revolution  ihr  Recht  sichern  müsse.  Die  Volksversammlung  auf 
dem  Marsfeldc,  welche  die  Absetzung  des  Königs  begehren  wollte, 
fflosste  zu  einem  Misstranensvotum  zugleich  gegen  die  National vertre- 
taog  werden,  denn  zum  grossen  Theil  war  es  die  besitzlose  Klasse,  die 
hiaaasgezogen  war,  um  die  Petition  zu  unterschreiben.  Das  Loi  mar- 
tiale  ward  angewendet,  die  Gewalt  musste  entscheiden,  da  man  von 
dem  Gesetz  nicht  mehr  lassen  wollte.  Damals  erst  trat  der  Begriff 
des  Peaple  auf  und  er  war  der  Name,  welchen  man  plötzlich  dem 
Tiers  Etat  entgegensetzte,  der  jetzt  als  dritter  Stand  die  Besitzenden, 
die  Rachen  in  sich  schloss. 

Robespierre  hatte  das  Wort  zuerst  in  diesem  Sinne  ausgesprochen,  Der 
tf  sollte  auch  seinen  Sinn  erklären  und  in  diesem  Sinne  es  zur  Herr-  >*♦?"?»•  n»«« 
Mt  fuhren.  Der  Gonvent  hatte  mit  der  Constitution  1791  auch  den 
Ceosiis  abgeschafft,  er  hatte  in  seiner  Verfassung  1793  vor  der  Frei- 
^  die  Gleichheit  als  erstes  Menschenrecht  anerkannt,  Art  2,  er 
ktte  erklärt,  dass  die  Souverainität  in  der  Mitte  »des  Peuple**  ruhe, 
Alt  25,  und  hatte  jedem  Bürger  das  Recht  gegeben,  bei  der  Bildung 
kr  Gesetze  und  der  Wahl  der  Beamten  mitzuwirken.  Art.  29.  Es 
var  die  äusserste  Consequenz  des  Gleichheitsgedankens,  sie  war  für  ^ 
alle  Zukunft  eine  Unmöglichkeit,  aber  sie  herrschte,  so  lange  jene 
Minner  an  der  Spitze  standen,  die  sie  vertraten  und  sie  herrschte  nur 
tiorch  eine  unnatürliche  Gewalt.  Jetzt  erst  ward  der  Name  des  Gitoyen 
ein  schwerwiegender  Begriff.  Mit  einem  klaren  Instincte  hatte  man 
Ton  Anfang  der  Revolution  an  den  aus  'der  Feudalzeit  herrührenden 
Kamen  Bourgois  vermieden  und  den  rein  politischen  Namen  Citoyen 
allgemein  angewendet.  Seit  der  Censusfrage  der  Constitution  1791 
aber  bedeuteten  beide  Namen  schon  verschiedene  Dinge:  die  besitzen- 
<ien  nnd  nichtbesitzenden  Bürger.  Während  der  Herrschaft  des  Con- 
Tents  wanderte  der  Bourgois  in  grösserer  Zahl  auf  das  Schaffet,  als 
^T  Noble  und  der  Priester  und  erst  nach  dem  9.  Thermidor,  erst  nach 
^  Sturze  der  Führer  jener  Citoyens,  erst  nachdem  alle  Klassen  des 
Volkes  vor  dem  Schrecken  der  Zeit  zurückbebten,  erst  da  fand  sich 
^  Tiers  Etat  abermals  als  eine  geschlossene  Masse  zusammen  und 
vk;  er  einst  m  dem  Kampfe  für  die  Freiheit  sich  als  einiger  Stand 
^Hcannt,  so  sah  er  sich  jetzt  in  dem  Kampf  um  die  Ruhe  wieder  aus- 
geglichen und  vereinigt. 

Die  Constitution  an  DI.  vermied  jene  Ausschreitungen  der  Con-   Dor  sie« 
venteverfassung  und  fahrte  abermals  eine  directe  Steuer  ein,  als  noth-  **•  »<?•*»««•• 
wendig,  um  Bürger  sein  zu  können.    Art.  8.    Keine  Stimme  erhob  sich 
<^g^eQ,  kein  Aufstand  folgte   und  jene  Revolten,  die  sie  erzeugte, 
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bewiesen  nur,  me  ohnmächtig  die  Partei  geworden,  die  diedGrleichheit 
der  Bürger  nur  in  der  gleichen  Niedrigkeit  Aller  suchten.  Die  Majorität 
hat  hier  entschieden,  dass  der  Staat  schon  mehr  besitzende  als  besitz- 
lose Bürger  habe. 

Die  Constitution  des  Consulats  war  in  dieser  Richtung  liberaler 
als  jene  des  Directoriums.  Sie  begehrte  keinen  Besitz  mehr  um  fran- 
zösischer Bürger  zu  sein  und  machte  die  Uebung  der  Bürgerrochte 
von  keinem  Census  abhängig.  Tit.  I.  Art.  2.  Aber  man  wird  dennoch 
aus  diesem  Opfer,  das  man  dem  Uebgewordenen  Gleichheitsgedanken 
brachte,  kein  Zeugniss  ableiten  wolleu  für  die  grössere  Freisinnigkeit 
der  Constitution,  wenn  man  nur  das  Wahlsystem  betrachtet,  das  sie 
mit  eingeführt,  durch  welches  die  Gleichheit  der  Bürger  so  lange 
filtrirt  wurde,  bis  nur  jener  Theil  zurückblieb,  der  in  jeder  Beziehung 
von  der  Masse  des  Volkes  verschieden  war.  Aber  in  Bonaparte  allein 
fand  der  Bürger  einen  Ersatz  für  den  Verlust  des  zweifelhaften  Revo- 
lutionsgutes. Seine  Gesetzgebung  machte  die  Bürger  in  Wahrheit 
gleich,  sein  Geist  lehrte  ihm,  nach  Talent  und  Weisheit  die  Bürger 
zumeist  scheiden  und  erst  als  er  von  einem  falschen  Geist  geleitet, 
sich  mit  einer  Militairaristocratie  umgab,  kein  Hinderniss  mehr  für 
seinen  allmächtigen  Willen  anerkannte,  selbst  nicht  in  jenen  Gesetzen, 
die  er  selbst  gegeben,  da  erhob  sich  der  Bürgerstand  und  Napoleon 
fiel.  Nicht  die  alliirten  Mächte,  nicht  die  Schlacht  bei  Leipzig,  sein 
eigenes  Volk  hat  ihn  gestürzt  und  in  seinem  Volk  war  es  der  Bürger- 
Stand,  der  am  heftigsten  gegen  ihn  gekämpft.  Aber  dieser  Bürgerslaud 
war  nicht  mehr  jene  grosse  Masse  der  Citoyens,  sondern  es  war  die 
besitzende,  die  reiche  Klasse  unter  ihnen,  die  Bourgoisie.  Napoleon 
hatte  es  klar  erkannt,  als  er  vor  seiner  Abdankung  an  die  Vorstadt 
St.  Antoine  appelliren  wollte. 
Die  In  seinem  Sturz  hatte   diese  Bourgoisie   ihre  Kraft  gezeigt   und 

Bou.^i«ie  ^ard  sicli  derselben  auch  bewusst  geworden,  aber  sie  erkannte  auch, 

and  Ihre  , 

Bedentong.  dass  sie  nicht  mehr  jener  Tiers  Etat  sei,  der  1789  die  Bastille  zer- 
stört, sondern,  dass  ausser  ihr  noch  eine  grosse  Masse  lebe,  die  sich 
nicht  mit  ihr  vereinen  kann  und  mit  der  sie  nichts  mehr  gemein 
habe  und  gemein  haben  wolle.  Man  nannte  diese  Masse  den  vierten 
Stand.  Louis  Blanc  hat  in  seiner  Geschichte  der  zehn  Jahre  ein 
kräftiges  Bild  geliefert  von  dem  Kampf,  den  jetzt  das  Volk  in  seinem 
Innern  zu  kämpfen  begann.  Die  welthistorischen  Worte  der  Lyoner 
Arbeiter,  ,>vivre  en  travaillant,  mourir  en  combattant'^  und  die  kurzen 
aber  blutigen  Kämpfe  der  Julirevolution  haben  ihn  entschieden.  Die 
Bourgoisie  war  auf  der  Höhe  ihrer  Macht  und  im  Vollgefühl  ihrer 
Kraft,  als  sie  im  Stande  war,  einen  Thron  zu  stürzen  und  einen  neuen 
aufzubauen,  aber  sie  hatte  auch  in  derselben  Zeit  die  volle  Kraft  jenes 
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Tkrten  Standes  erfahren,  der  jetzt  begann,  ein  politischer  Factor  zu 
m  nnd  der  endlich  seinen  Sieg  in  der  Revolution  des  Jahres  1848 
«focht,  dessen  Resultat  die  Gleichberechtigung  aller  Burger,  dessen 
staatsrechtliche  Form  das  allgemeine  Stimmrecht  wurde. 

Noch  ist  es  nicht  meine  Aufgabe,  wie  schon  oben  angedeutet,  den  Der  wider- 
tiefen  Widerspruch  vollkommen  darzulegen,  der  in  dem  Kampfe  sich  "P"*^^  ''^ 
zeigt,  den  wir  in  Bezug  auf  den  einzelnen  Stand  hier  betrachten.    Wir   ordnunr. 
i^aben  gesehen,  wie  der  dritte  Stand  mit  aller  Macht  nach  den  Staats- 
rechten griff,   wie  er  sie  alle  für  sich  erwarb  und  siegreich  besass. 
Uod  domoch  reiht  sich  daran  Kampf  an  Kampf  in  seiner  eigenen 
Mitte.   Im  Besitz  der  Rechte  scheidet  er  aus  seiner  Mitte  die  besitzlose 
Klasse  aus.    Diese  siegt  für  kurze  Zeit,  muss  aber  dennoch  die  Herr- 
srkft  wieder  an  die  besitzende  Klasse  abtreten,  deren  Hort  dann 
^lich  Napoleon  in  seiner  ganzen  Grösse  wird,  dem  sie  sich  so  hin- 
pebt,  dass  er  jahrelang  mit  ihr  schalten  und  walten  kann ,  je  nach 
mtm  Belieben.    Es  ist  dieselbe  Sünde,  der  in  Frankreich  der  Burger- 
»ta&d  verßLllt,  ebenso  wie  die  beiden  anderen  Stände.    Auch  er  ist 
s&r  begierig  nach  Rechten  und  sucht  diese  nur  in  der  Verfassung. 
Das  Maass   derselben  sieht   er  im  Census.    In  das   Wichtigste  des 
gBsammten  Staatslebens  aber  einzugreifen,  ein  freier  Bürger  der  Staats- 
piiehten  zu  sein,  ein  selbstthätiges  Organ  der  Verwaltung  zu  werden, 
darao  denkt  er  nicht  mehr,  seitdem  er  vor  drei  Jahrhunderten  den 
Sinn  dafür  verloren  und  dem  Absolutismus  sich  überliefert  hat,  dem 
&  stets  verfiel,  so  hoch  auch  die  Träume  seiner  Freiheit  gewesen. 
^  sieht  das  Maass  der  Freiheit  in  der  Theilnahme  an  der  Gesetz- 
gebung und  der  Wahl  der  Beamten,  die  man  mehr  oder  weniger  zu 
b^infiossen  sucht,  deren  Thätigkeit  man  critisirt  und  richtet    In  die 
Betiiitigung  der  Gesetze  aber  legt  keiner  seine  Hand.    Ausserhalb  der 
Verwaltungsthätigkeit,  in  der  sich  Bürgersinn  und  Bürgertugend  erst 
eodalten  soll  und  entfalten  kann,  in  der  die  papiernen  Rechte  erst 
nsr  Wahrheit   werden   sollen,  steht  das   gesammte  Volk  und   eben 
darum  verknüpft  kein  einziges  Band  der  Pflicht  den  Einen  an  den 
Aj)dem,  eben  darum  aber  giebt  es  kein  Land  Europa's,  in  dem  die 
einzelnen  Klassen  und  Stände  des  Volkes  mehr  geschieden  sind,  als 
in  Frankreich,  weil  Jeder,  nur  nach  dem  höchsten  Genuss  der  Rechte 
^ieiig,  im  Andern  seinen  natürlichen  Feind   erkennen  zu  müssen 
glaubt  Wir  werden  diesen  Widerspruch  erst  klar  bei  der  Darstellung 
^  Verwaltungsordnung  begreifen  können.    Jetzt  haben  wir  nur  die 
^  Seite  der  ganzen  Bewegung  zu  betrachten:    Die  Rechte  dieses 
&eieD  Bürgerthums. 


224  ^<^  Volk.    Die  Grundrechte  des  französiiicheo  Bürgen. 

Das  Recht  zur  12 eeetaBf^e billigt    Da«  l¥ahlreclit. 

Dio  ••^ouve-  Die  Philosophie  hatte  lange  vor  der  Revolution  gelehrt,  dass  dj 
deTvoikrs  ^^^^^  ^^^  alleinig  berechtigte  Souverain  ist  Die  Revolution  anerkannl 
aU  i'.a«u.  diesen  Satz,  und  suchte  seine  Verwirklichung  im  gesammten  Staat! 
leben  durchzuführen  und,  beherrschend  dasselbe,  in  den  drei  oberste 
Staatsgewalten  darzustellen.  Das  Wahlrecht,  durch  welches  dj 
souveraine  Volk  seine  Souverainitätsgewalt  zur  Geltung  bringt,  mu&> 
durch  diesen  Gedanken  eine  allumfassende  Wichtigkeit  erlangen,  ud 
wurde  in  der  That  auch  der  allein  kräftige  Ausdruck  für  das  Maas 
der  öffentlichen  Freiheit.  Die  Kämpfe  der  Revolution  drehen  sich  ui 
dasselbe,  und  eingeführt  in  das  neunzehnte  Jahrhundert  durch  eiu 
so  gewaltige  Geschichte,  bildet  es,  immer  gleich  in  seiner  Bedeutuü| 
den  Mitteljjunkt  aller  politischen  Bestrebungen  und  Kämpfe  in  dtn; 
Sülben,  ja  es  ist  auch  fast  ausschliesslich  das  Ziel  derselben. 

Kie  hat  es  ein  Volk  gegeben,  das  diese  Gedanken  mit  grösserer  Cou 
Sequenz  durchführte,  als  das  französische,  nie  hat  es  eine  Zeit  gegeben 
in  der  dieses  Volk  die  weitesten  Grundsätze  der  Philosophie  lueL 
practisch  zur  Geltung  brachte,  als  in  der  Zeit  der  französischeu  Revo 
lution.  Jede  Regung  des  Staates,  jede  Aeusserung  der  Staatsgewai 
wurde  dem  Willen  der  Nation  überliefert  und  für  Alles  und  Jedes  da 
Recht  der  -Nation  anerkannt.  Dem  Volk  allein  gehöii;  die  ges.t^ 
gebende  Gewalt  und  es  sollte  die  Gesetzgeber  wählen;  das  Volk  alleii 
hat  ein  Interesse  an  der  Vollziehung  und  Anwendung  seiner  Ge^etz^ 
und  es  sollte  seine  Beamten  und  Richter  durch  seine  Wahl  kennzeiclmei 
und  zur  Volbiiehung  und  Anwendung  der  Gesetze  autorisiren.  In 
Wahlrechte  selbst  löste  man|  jenes  Executivorgan  auf,  welches  ^U 
Staat  nach  Aussen  hin  schützt  und  schirmt  und  das  bisher  immer  m 
seinen  persönlichen  Ausdruck  im  Regenten  gefunden  hatte.  Die  Arrne^ 
sollte  seine  obersten  und  niedersten  Führer  selbst  wählen  und  durcl 
diese  Wahl  den  souverainen  Volkswillen  auch  hier  zur  Geltung  bringen. 
£s  handelt  sich  hier  nicht  um  die  Formen,  die  Art  und  Weise,  niti 
das  Volk  das  Wahlrecht  in  den  einzelnen  Fällen  zur  Geltung  brachte. 
Ich  werde  an  dem  stets  geeigneten  Ort  darauf  zurückkehren,  i^ 
handelt  sich  hier  allein  um  das  Maass,  in  welchem  das  Volk  diesem 
sein  höchstes  Recht  übte  oder  wer  von  dem  Volke  zu  dessen  MehußC 
berechtigt  war.  Gerade  in  dieser  Frage  wird  sich  zeigen,  wie  furchtbar 
verschieden  der  Glanz  der  Theorie  von  der  dürren  Wahrheit  d^s 
Lebens  ist. 
D»«  ertte  König  Ludwig  XVI.  war  es,  der  zuerst  wieder  das  Reiht  dtt 
wahireeht.  Volkes  anerkannte,  an  seiner  Regierung  mitzuwirken.  „Der  König. 
heisst  es  im  Einberufungsdecret  der  Etats  geueraux,  der  König,  örktu- 
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nend  die  Nothwendigkeit  mit  seinem  Volke  in  innige  Verbindung  zu 
treten  und  dessen  Wünsche  zu  vernehmen,  glaubt  in  dieser  Einberufung 
das  sicherste  Mittel  dafür  zu  finden/^  Kaum  war  die  Erkenntniss 
dieser  Nothwendigkeit  ausgesprochen,  so  handelte  es  sich  um  die 
Frage,  wen  die  Regierung  anerkenne  als  jenes  Volk,  mit  dem  sie  in 
Yerfaindang  treten  wolle.  Necker  bewies  in  seinem  Bericht  vom  27.  ' 
Deeember  1788  dem  König,  dass  die  Zahl  der  Etats  generaux  keines- 
wegs dieselbe  sein  müsse  wie  einstmals  und  dass  für  sie  die  Masse 
der  Bevölkerung  entscheiden  solle.  Das  war  der  erste  Bruch  mit 
deffl  alten  Staat  in  dieser  Richtung:  nicht  mehr  der  Stand,  sondern 
die  Volksmasse  soll  in  der  Vertretung  des  Staates  erscheinen.  Das 
Arrete  des  Conseil  d'Etat  vom  24.  Januar  1789  gab  endlich  das  Maass 
•ies  Rechtes,  welches  der  König  gewähre  in  den  Bestimmungen,  nach 
deaeo  das  Wahlrecht  geübt  werden  könne.  Die  Wahl  sollte  nach 
Sauden  vorgenommen  werden  und  mittelbar:  durch  eine  erste  Wahl  , 
lik  Wahlberechtigten,  aus  welcher  die  Wähler  hervorgehen  sollen, 
die  dann  erst  die  Abgeordneten  zu  den  Etats  generaux  edf^nden. 
Die  geistlichen  Würdenträger  und  alle  eine  selbständige  Stellung  ein- 
aelunendeii  Priester  waren  in  ihrer  Ständeordnung  wahlberechtigt, 
alle  geistUchen  Gorporationen,  wie  Klöster,  Stifter  oder  die  bedienstete 
Geistlichkeit  einer  Stadt  nur  durch  Vertretung,  welche  nach  der  Zahl 
der  Personen  bemessen  ward.  Der  lehenbesitzende  Adel  ist  ohne 
ÜQterscheidong  wahlberechtigt  und  jener,  der  aus  irgend  einem  Grund 
son  Wahfarecht  nicht  persönlich  üben  kann,  hat  das  Recht,  seinen 
Stell?ertretOT  abzusenden.  Ein  nicht  lehenbesitzender  Adel  hat  das 
Sämmrecht,  wenn  er  25  Jahre  alt  und  ein  geborener  oder  naturalisirter 
Franzoso  ist.  Vom  Tiers  Etat  sind  alle  jene  Bürger  der  Städte,  Dörfer 
ond  Burgen  wahlberechtigt,  welche  25  Jahre  alt,  geborene  oder 
natoraliairte  Franzosen  und  in  die  Steuerrollen  eingetragen  sind.  Der 
dritte  Stand  aber  wählt  in  einer  dreifachen  Abstufung.  Nach  der 
Zahl  der  Wahlberechtigten  werden  die  Wähler  gewählt,  dann  wird  aus 
dtf  Zahl  dieser  der  vierte  Theü  abgeschieden,  „um  die  Assemblee  des 
Tiers  Etat  nicht  zu  zahlreich  zu  machen^',  und  aus  diesen  werden  die 
Abgeordneten  der  Etats  generaux  gewählt,  deren  Zahl  der  König  be- 
stimmt Nur  in  jenen  Gerichtsbezirken,  welche  keine  üntergerichts- 
bezirke  haben,  also  in  den  Bailliages,  die  nicht  nach  Senechaussees 
getheilt,  wird  die  Wahl  unmittelbar  vorgenommen.  So  beschränkt  und 
<ioch  noch  fussend  auf  der  alten  Ständeordnung,  kam  das  erstemal  das 
Sonverainitätsrecht  des  Volkes  zur  Geltung.  Aber  es  war  dennoch  ein 
Zeichen,  dass  die  alte  Staatsordnung  wanke.  Nur  die  grösste  Ver- 
blendung konnte  dem  Fortschritt  widerstreben.  Die  Stimmen  des 
Adels  erhoben   sich  dagegen   und  an   ihrer   Spitze   überreichten   die 
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Prinzen  des  königlichen  Hauses  eine  Beschwerdeschrift*)  an  den  König, 
worin  sie  sich  über  das  Wahlrecht  und  die  gleiche  Anzahl  des  Bürger- 
standes mit  den  beiden  anderen  Ständen  auf  das  Heftigste  beschwerten  ^ 
und  „sich  nicht  iMe  Gefahr  verbergen  konnten,  welche  ihnen  für  den 
Staat  zu  erstellen  scheint,  wenn  die  Prätensionen  des  Bürgerstandes 
Erfolg  haben."  Für  das  passive  Wahlrecht  giebt  das  Gesetz  keine 
besonderen  Bestimmungen.  Nur  ermahnt  der  König  die  Wähler,  da>s 
sie  allein  den  Menschen  mit  rechtlichem  Charakter  den  Vorzug  geben 
sollen,  „denn  es  ist  selten,  dass  die  redlichsten  Menschen  nicht  auch 
die  geschicktesten  sind.**  Schon  in  diesem  ersten  Wahlgesetz  ward, 
wie  oben  angedeutet,  der  dritte  Stand  durch  den  Besitz  getrennt  und 
sein  Wahlrecht  vdn  demselben,  wie  ihn  die  Steuerrollen  darstellen, 
abhängig  gemacht.  Man  hat  es  gethan,  ohne  dass  man  die  Bedeutung 
des  Besitzes  erkannte.  Sie  sollte  sich  alsbald  zeigen. 
i>.  r  Besiir.  Bald  uach  der  Constituirung  der  Assemblee  Constituante  ward 
dll  w^hi-  ^^^  '^^  ^^®  Berathung  der  Constitution  und  in  dem  Comite  zuglei^'li 
r.ch'^.  die  eiÄs  neuen  Wahlgesetzes  vorgenommen.  Die  Grundsätze  dafür 
mussten  jetzt  aus  den  Menschenrechten  genommen  werdeo,  aus  der 
allgemeinen  Gleichheit  und  Freiheit.  In  der  Sitzung  vom  29.  Sep- 
tember 1789  legte  Thuriot  mit  der  neuen  Eintheilung  des  Landes 
zugleich  das  neue  Wahlgesetz  vor.  Drei  Elemente  sollen  die  Grund- 
lage des  neuen  Wahlrechts  sein,  ein  dauerndes  und  unwandelbares, 
das  Land,  zwei  wechselnde  und  ungleiche,  die  Zahl  der  Bevölkerung 
und  die  Höhe  der  Steuer.  „Jedes  Element  soll  durch  ein  Drittel  der 
Zahl  der  Deputirten  im  Corps  legislatif  vertreten  sein,  „denn,"  sagt 
Thuriot,  „die  Gleichheit  des  Landes,  nach  seiner  annähernd  bestimmten 
Ausdehnung,  ist  nur  scheinbar  und  falsch,  wenn  sie  nicht  modificirt 
ist  durch  die  Balance  der  directen  Steuern,  die  das  Gleichgewicht  der 
Werthe  herstellt."  Das  erstemal  tritt  es  in  das  Bewusstsein  des  Men- 
schen, dass  die  Bedeutung  des  Einzelnen  nach  seinem  Werthe,  nach 
seinem  Interresse  bemessen  werden  soll.  Die  Theorie  der  Menseben- 
rechte  wurde  bei  der  ersten  practischen  Geltendmachung  durch  diese 
verletzt.  Die  Gesetzgeber  selbst  waren  von  diesem  Process  überrascht, 
und  Thuriot  wollte  die  Wahrheit  desselben  umgehen,  indem  er  erklärte, 
dass  die  Wahlen  mittelbar  sein  sollen,  so  dass  in  den  Urversamm* 
lungen  sich  alle  activen  Bürger  zusammenfinden,  denn  sonst,  rief 
er  aus,  ,,sonst  würden  wir  eine  Aristocratie  der  Reichen  schaffen".  Aber 
^eich  darauf  zählt  er  zu  den  activen  Büi^ern  wieder  nur  jenen,  der  das 
25.  Jahr  erreicht,  Franzose,  in  dem  Ganton  seit  einem  Jahr  wohnhaft 
ist  und  eine  direote  Steuer  im  Werth  von  drei  Arbeitstagen  zahlt. 
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Cm  als  Wihler  gewählt  werden  zu  können,  mass  man  dieselben  Eigen- 
sefaaflen  haben,  aber  eine  Steuer  im  Werth  von  sechs  Arbeitstagen 
Bsd  am  für  das  Corps  legislatif  geeignet  zu  sein,  eine  directe  Steuer 
(OB  einer  Hark  Silber  zahlen  und  einen  Grundbesitz  haben.  Die  Hen- 
»bttirechte  waren  dadurch  zerstört,  die  Gleichheit  der  Menschen  auf- 
^hoben  und  nur  jene  in  dem  ersten  und  höchsten  Recht  der  Uebung 
der  Soavendnität  für  gleich  erklärt,  die  stufenweise  gleich  an  Besitz 
und  £igentham  sind.  Vergebens  stürmte  die  äusserste  Linke  g^en 
dieses  Gesetz.  Die  Gesetzvorlage  ward  angenommen  und  im  Decret 
Tom  22.  Deeember  1789—13.  Januar  1790  verkündet  Aber  die  Revo-  Kampf 
lotion  hatte  schon  eine  zu  hohe  Macht  entfaltet  und  in  ihr  das  Volk  "c^/u"^^,*" 
ia  seiiier  ganzen  Masse  seine  unüberwindliche  Gewalt  erkannt.  Die 
XaüoDahersammlung  wagte  nicht,  dieses  Gesetz  für  die  Dauer  aufrecht 
n  erhalten  und  in  der  Constitution  vom  3.  September  1791  schon 
ifldate  sie  die  Forderungen.  Das  active  Wahbrecht  kann  jeder  geltend 
aaehen,  der  25  Jahr  alt,  im  Ganton  seither  ein  Jahr  wohnhaft  ist 
md  dne  directe  Steuer  im  Werth  von  drei  Arbeitstagen  zahlt,  nicht 
te  Dienstboten-  oder  Lohndienerstand  angehört,  den  Bürgereid  ge- 
mästet hat  und  in  die  Rollen  der  Nationalgarde  eingeschrieben  ist 
ritlQ.  Chap.  1.  Sect.  2.  Art  2.  Es  war  gleichgültig,  in  welchem  Theil  des 
Edo^reichs  die  Steuer  gezahlt  wurde.  Um  als  Wähler  gewählt  werden 
a  Icdnnen,  muss  man  dieselben  Eigenschaften  haben,  aber  in  Städten 
ober  6000  Seelen  einen  Grundbesitz  als  Eigenthum  oder  Pacht  besitzen, 
mit  einer  Revenue  im  Localwerth  von  200  Arbeitstagen,  oder  ein  Haus 
baben  mit  einer  Revenue  im  Werth  von  150  Arbeitstagen.    In  Städten  ^ 

Bnter  6000  Seelen  fordert  das  Gesetz  eine  aus  einem  Besitz  oder 
Gnmdreeht  hervorgehende  Revenue  von  150  Arbeitstagen  oder  eine 
Rev^ue  im  Werth  von  100  Arbeitstagen  als  Miether  eines  Wohnhauses. 
Auf  dem  Lande  muss  die  Revenue  eines  Grundeigenthümers  oder  Nutz- 
Biessers  den  Werth  von  150  Arbeitstagen,  jene  eines  Pächters  oder 
Meiers  den  W^th  von  400  Arbeitstagen  betragen.  Sect.  2.  Art  7. 
Fir  die  Deputirten  zum  Corps  legislatif  stellt  die  Constitution  keine 
^eren  Bedingungen  auf,  doch  fordert  sie,  dass  jedes  Departement 
söoe  Abgeordneten  aus  den  activen  Bürgern  des  Departements  wähle, 
Sect  3.  Art.  2,  unter  denen  aber  kein  Stand,  keine  Profession  und  Steuer 
mea  Unterschied  machen  könne.  .  Sect  3.  Art.  3.  Nur  die  höchsten 
Stellen  der  Executiv-  und  Steuerbeamten  sind  unvereinbar  mit  jener 
ones  D^atirten,  und  ein  Justizbeamter  kann  während  seiner  Function 
als  Abgeordneter  sein  Richteramt  nicht  üben.  Sect  3.  Art  4  und  5. 
Xaefa  dem  ersten  Wahlgesetz  vom  22.  Deeember  1789  waren  weiter 
alle  Failiiten  und  Bankrutiers  von  der  Wahl  ausgeschlossen  und  diese 
Coiahigkeit  ging  selbst  auf  die  Kinder  über,  bis  zur  Herstellung  der 
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Zahlungsfähigkeit.  So  waren  für  das  passive  Wahlrecht  wohl  die 
Bedingungen  gemildert,  im  Allgemeinen  aber  dennoch  eine  grosse  Zahl 
der  Bürger  von  der  Uebung  ihres  Souverainitätsrechtes  ausgeschlossen. 
Dies  ward  um  so  mehr  fühlbar,  je  grösser  die  Thätigkeit  war,  die  mit 
der  Wahlberechtigung  verbunden  wurde.  In  besonderen  Ordnungen 
nämlich  wählte  das  Volk  die  Volksvertretung,  die  Verwaltungsbcamten 
fast  bis  zu  den  höchsten  Stellen,  seine  Richter  und  Geschwomen  bis 
zu  den  Hauts  jures  des  höchsten  Nationalgerichtshofes.  Es  war  natürlich, 
dass  dieses  Wahlgesetz,  in  der  Constituante  selbst  heftig  bekämpft, 
anch  in  der  Mitte  des  Volkes  einen  noch  grösseren  Widerstand  fand. 
Die  Legislative,  die  auf  Grundlage  dieser  Gesetze  gewählt  wurde,  war 
ohnmächtig  für  die  von  ihr  ausgeschriebenen  Conventswahlen,  dasselbe 
Allgemeines  uoch  länget  aufrccht  zu  halten.  Durch  das  Decret  vom  10.  August 
stiinmr«cbt.  1792  erklärte  sie  es  für  aufgehoben  und  Jedermann  für  fähig,  in  deu 
Convent  zu  wählen  und  gewählt  werden  zu  können,  der  französischer 
Bürger  sei.  Nur  das  Alter  der  Deputirten  ward  auf  26  Jahre  fest- 
gesetzt und  nach  dem  späteren  Erklärungsdecret  vom  21.  August 
sollten  auch  die  Wähler  dieses  Alter  haben.  Das  Decret  vom  27.  August 
erklärte  noch  ausdrücklich,  dass  selbst  die  Stellung  als  Dieostbote  und 
Lohnarbeiter  Niemand  seines  Wahlrechtes  verlustig  mache,  wenn  eben 
diese  Stellung  nicht  auf  die  Dauer  berechnet  ist  und  hebt  besonders 
die  Lidustrieaibeiter ,  Diener  in  Handelsgeschäften  und  Ackerbauer 
hervor.  Denn,  erklärt  das  Gesetz,  jedes  Dienstverhältniss  ist  in  seinem 
Wesen  nur  ein  vorübergehender  Abbängigkeitsznstand.  Es  war  das 
erstemal,  dass  des  Arbeiterstandes  besonders  gedacht  wurde,  das 
erstemal,  dass  man  ihn  zur  Uebung  seines  Bürgerrechtes  besonders 
aufrief.  Die  Stürme  der  Revolution  haben  dieses  Gesetz  wieder  ver- 
wischt und  so  lange  in  Vergessenheit  gehalten,  bis  die  Revolution  184^ 
es  wieder  wach  rief. 

Der  Convent,  hervorgegangen  aus  einem  allgemeinen  Stimmrecht, 
brach  durch  seine  Constitution  auch  die  letzten  Schranken.  Die 
Vollkssouverainität  und  'die  Gleichheit,  die  er  anerkannte,  führten  ihn 
zur  Bewahrheitung  derselben  in  seinem  Wahlgesetz.  Anerkennend  die 
obigen  Grundsätze,  Art.  28,  wollte  er  auch,  dass  die  Vornahme  der 
Un-  Wahl  picht  mehr  mittelbar  sei,  sondern  unmittelbar  aus  der  Masse 
mittelbare  jgg  Volkcs  die  Dcputirtcn  hervorgehen  sollen.  Art.  23.  Wäre  in 
dieser  Richtung  die  Constitution  in  Erfüllung  gesetzt  worden,  so  wäre 
das  Suffrage  universelle  in  seiner  weitesten  Ausdehnung  verwirklicht 
gewesen.  Die  Reaction,  die  nach  der  Schreckenherrschaft  eintrat  und  | 
die  den  Grund  derselben  nur  in  der  Uebung  eines  so  unbeschränkten  I 
Wahlrechtes  suchte,  kehrte  zum  Theil  wieder  auf  die  Bestimmangeo  | 

der  Constituante   zurück.    Die  Mittelbarkeit  der  Wahl  ward  wieder  i 
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efDgeßhri,  so  dass  ans  den  Assembiees  primaires,  in  denen  alle  activen 

Bürger  eines  Cantons  sich  vereinen,  die  Wähler  hervorgehen,  Tit.  III., 

welche  in  den  Assembiees  elect orales   nach  Departements,  die  Wahl 

fir  die  beiden  Räthe,  welche  das  Corps  legislatif  bilden,  vornehmen. 

fit  lY.    Als  Basis  der  Volksvertretung  ward  aber  die  Bevölkerung 

allein  beibehalten,  so  dass  ein  Wähler  auf  je  200  Urwähler,  zwei  anf 

300—500,  dann  drei  auf  500— 700,  auf  700—900  aber  vier  Urwähler 

gewählt  werden   sollen.    Art  34.    Für  die  Uebung  des  Urwahhrechts 

ou^te  die  Constitution  unter  den  activen  Bürgern  keinen  Unterschied, 

iba  sie  nahm  die  Bestimmung  des  Rentenmaasses  der  Constitution 

TOB  1791  in  sich  anf,  für  die  Eigenschaft  als  Wähler  bei  dei[  Wahl 

der  Volksvertretung  mitwirken  zu  können.    Art.  35.    Ausserdem  be- 

■irhiänkte  sie  das  passive  Wahlrecht  durch  besondere  Forderungen, 

<fie  sie  an  die  Mitglieder  des  Corps  legislatif  stellte  und  auf  welche 

ii  später  näher  eingehen  werde.    Auch  im  Betreff  der  Ausdehnung 

^  Wahlrechts  kehrt  diese  Constitution  wieder  auf  die  Bestimmungen 

iler  Constituante  zurfick.  Volksvertretung,  Administrationsbeamte  gingen 

ans  demselben  hervor,  die  Richter  und  Geschworene  bis  hinauf  zum 

CassationstribanaL 

Wohl  erhoben  sich  Stürme  gegen  dieses  Wahlgesetz,  mit  wfithendem  Napeieoa« 
(rtsclirci  begehrten  die  Jacobiner  die  Constitution  von  1793,  allein  es^*"*'*'^"' 
«ar  nur  der  Lärm  von  Zeit  zu  Zeit,  der  nämliche  wie  ehemals,  die 
Knft  zur  That  hatte  die  Schreckensherrschaft  längst  getOdtet.  Die 
Begeisterung  fehlte  für  die  Freiheit  und  Niemand  glaubte  mehr  an  die 
Gleichheit.  Als  Napoleon  die  Herrschaft  antrat,  konnte  er  in  der 
Tonstitution  des  Jahres  YHI.  ein  Wahlgesetz  aufstellen,  welches  geradezu 
alt  allen  Traditionen  der  Revolution  brach,  die  Rechte  des  Volkes 
auf  ein  so  geringes  Maass  zurückführte,  dass  schon  während  des  Con- 
solats  die  Volkssouverainität  nur  mehr  ein  Name  war.  Es  war  das 
jetzt  zur  Geltung  kommende  Wahlgesetz  das  System,  das  Siiyes  durch 
Jahre  hindurch  ausgeklügelt  hatte,  und  es  ist  bezeichnend,  dass  aus  dem 
Geist  eines  der  Männer,  die  am  lautesten  die  Revolution  begrüssten, 
das  Gesetz  hervorging,  das  das  Volk  aller  blutig  erworbenen  Rechte 
^Qbte.  Durch  eine  dreifache  Wahlordnung  wurden  die  Bürger  filtrirt 
and  in  drei  Listen,  die  guten,  besseren  und  besten  Bürger  zu  einer 
iimner  mehr  beschränkteren  Wahlthätigkeit  berufen.  Für  die  Bildung 
4er  ersten  Vertrauensliste  wirken  die  Bürger  jedes  Gemeinde-Arron- 
^Üasements  mit.  Ausgeschlossen  von  diesem  Rechte  waren  die  Failliten 
ond  deren  unmittelbare  Erben,  alle  Dienstboten  und  Lohnarbeiter  und 
alle  Personen,  die  im  Stande  einer  Anklage,  sind.  Art.  5.  So  war  die 
Consnlarconstitution  für  die  Uebung  des  Urwahlrechtes  scheinbar  freier 
^  die  früheren  Constitutionen,  aber  ehe  die  Uebung  dieses  Rechtes 
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wirklich  eine  Wirkung  äussern  konnte,  war  die  Abstimmung  durch 
eine  dreifache  Wahlprobe  derartig  abgeschwächt  worden,  dass  uar 
lene  Burger  für  eine  wirkliche  W^ahlthätigkeit  noch  übrig  blieben, 
welche  allein  das  Gouvernement  noch  anerkennen  wollte«  Es  waren 
so  Yon  unten  nach  oben  Vertrauenslisten  gebildet,  die  der  Gemeinden, 
der  Departements  und  der  Nation.  Je  der  zehnte  Theil  einer  Liste 
bildete  die  Zahl  der  Mitglieder  der  folgenden.  Aber  in  der  jedesmaligen 
Liste  der  Bürger  hatten  wieder  nur  die  höchstbesteuerten  ein  passives 
Wahlrecht  und  diese  selbst  wieder  allein  das  Recht  zur  Bildung  der 
nächst  höheren  Liste.  Die  gesammte  Wahlthätigkeit  ging  in  ein  Präsen- 
tationsrecht über,  über  dessen  Kräftigkeit  der  Wille  des  Gouvernements 
entschied.  So  lag  das  passive  Wahlrecht  nur  in  den  Händen  der 
Reichsten  und  vom  activen  war  der  grösste  Theil  des  Volkes  ausge- 
schieden ;  dabei  der  Umfang  beider  durch  eine  beständige  Einmischung' 
der  Regierungsgewalt  getrübt.  Ich  werde  bei  der  Bildung  der  Gesetz- 
Das  gebung  des  Consulats  darauf  zurückkehren.  Die  Constitution  des 
aiilständea.  Kaiserreichs  änderte  an  diesem  Wahlgesetz  nichts,  ausser,  dass  sie 
priviiegiam.  alle  Mitglieder  der  Ehrenlegion  zu  Mitgliedern  des  Wahlcollegiums  dts 
Arrondissements  machte,  in  denen  sie  wohnen  und  alle  Grossofficier^ 
derselben  zu  Mitgliedern  der  Wahlcollegien  des  Departements,  in  dem 
diese  ihren  Wohnsitz  hatten.  Art.  99.  Es  ist  ein  schwacher  Versuch, 
der  mit  der  Würde  das  Amt  verbinden  und  damit  diese  dem  Besitz 
an  die  Seite  stellen  will.  Uebrigens  war  gegenüber  dem  absoluten 
Herrscherwillen  Napoleons  jede  Mitwirkung  des  Volkes  an  seiner  Re- 
gierung ohnedies  ganz  unmöglich  und  die  Volksvertretung  im  Corps 
legislatif  und  Tribunat  war  nur  ein  leerer«  Schein. 

Dass  Napoleon  dies  zu  thun  vermochte,  lag  wahrlich  nicht  allein 
in  seiner  Willkür,  sondern  auch  in  der  schwebenden  Lage  des  ganzen 
Wahlsystems,  welches  Frankreich  sich  ges6haffen.  Der  Gensus  allein 
wird  nie  dem  Wahlrecht  den  Charakter  der  Gerechtigkeit  und  somit  der 
Dauerhaftigkeit  geben  können.  In  seinem  letzten  Grunde  mnss  es  in 
der  freien  Gemeinde-  und  Kreisverfassung  ruhen,  welche  die  Burger 
des  mindesten  und  höchsten  Census  zu  einer  selbständigen  Thätigkeit 
herbeizieht  und  in  ihnen  den  wahren  Geist  der  Gemeinsamkeit  des 
Staatswohls  und  der  Staatsinteressen  ernährt,  deren  höchster  Aus- 
druck endlich  in  der  durch  die  Wahl  hervorgerufenen  Volksvertretung 
zu  finden  ist.  Ohne  dieses  wird  die  Bildung  der  Volksvertretung  und 
das  gesammte  Wahlrecht  stets  einem  unklaren  Kampf  der  besitzenden 
und  besitzlosen  Klasse  überliefert  sein  und  die  Volksvertretung  wird  in 
gleichem  Maasse  nur  die  Stärke  dieses  Kampfes  zum  Ausdruck  bringen. 
Wir  werden  dies  bei  der  Darstellung  der  Organisation  der  Gesetz- 
gebungen sehen.    Freilich  hat  Napoleon  durch  das  Zurückdrängen  des 
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Volkes  TOD  der  Staatsarbeit  seinen  eigenen  Sturz  nur  vorbereitet.  Er 
batte  den  Sinn  seines  Volkes  und  die  Theilnahnie  an  seiner  Regierung 
te  ins  Innerste  corrumpirt  und  es  bedarf  wahrlich  keiner  Erklärung, 
waram  dieses  Volk  ihn  selbst  nach  einer  Jangen  Herrschaft  mit  ver- 
nieliteDder  Gleidigültigkeit  opferte  und  ihn  vergass,  sobald  er  den 
Droa  verloren.  Nichts  bindet  im  absoluten  Staat  das  Volk  an  seinen 
HeiTscher  als  die  Gewalt  und  der  erzwungene  Gehorsam.  Ist  die 
Gewalt  mächtig  genug  durch  sich  selbst  zu  wirken,  wie  es  im  Mittel- 
alter der  Fall  war,  dann  ist  die  Person  des  Regenten  fOr  das  Volk 
fdeicbgültig,  ruht  sie  aber  blos  in  der  Fähigkeit  des  Herrschers,  wie 
^datö  19.  Jahrhundert  allein  noch^  zur  Geltung  bringen  kann,  dann 
stürzt  dieser  sobald  das  Volk  die  Kraft  besitzt,  den  Gehorsam  zu 
verweigern.  Denn  der  erzwungene  Gehorsam  hat  kein  anderes  Ziel, 
ab  den  Zwang  zu  brechen.  Die  absoluten  Staaten  des  19.  Jahrhun- 
iitrts  rangen  seit  der  französischen  Revolution  mit  diesem  Widerspruch 
8sd  er  war  kräftiger  als  die  unumschränkte  Gewalt,  da  er  allmälig 
diese  unter  den  Geist  der  Volksrechte  beugte. 


Recht  mar  Gerleht»liarkelt  s    Die  Jury« 

Die  Willkür  und  Cnsicherheit,  mit  der  die  gesammte  Gerichtspflege  Die  Beweg 
im  alten  Frankreich  geübt  wurde  und  die  Betrachtung  der  gerade  «ff""^*  ^^' 
gegentheiligen  Institutionen  in  England,  auf  dessen  gesammte  Ver-  einer  Jury. 
Fassung  vor  der  Revolution  Aller  Augen  gerichtet  waren,  die  Betrach- 
tung, dass  das  Recht  des  englischen  Volkes  vor  Allem  in  der  Freiheit 
desselben  lag,  bei  seiner  Rechtspflege  selbst  thätig  mitzuwirken,  durch 
eine  onbegrenzte  Oeffentlichkeit  über  dieselbe  zu  wachen  und  endlich, 
dass  Frankreich  bis  znm  15.  Jahrhundert  von  einem  ähnlichen  System  - 
kh^Tscht  war,  alle  diese  Umstände  hatten  vor  der  Revolution  schon 
die  aufgeklärten  Geister  der  französischen  Nation  bewegt.  Und  als  die 
Revolution  losbrach,  wirkten  sie  bestimmend  ein  auf  die  Thätigkeit 
des  Volkes  and  die  Reformation  seiner  Institutionen.  Der  oberste 
Grundsatz,  den  die  Revolution  au&tellte,  alle  Gewalt  geht  von  der 
Nation  aas,  durchdrang  alsbald  auch  die  Ideen  über  die  Reformation 
der  Jostizpfiege,  Die  Nation  kann  ihre  Gewalt  aber  nur  durch  Dele- 
gation üben.  Sie  überträgt  sie  auf  die  Richter.  In  diesem  Acte  der 
SoQverainität  der  Nation  liegt  jedoch  noch  keine  Gewissheit  für  die 
Sicherheit  and  Gerechtigkeit  seiner  Rechtspflege.  Die  Wahl  der  Richter 
durch  das  Volk  und  aus  der  Mitte  des  Volkes,  wie  sie  in  der  Revo- 
lutionszeit herrschend  war,  ist  selbst  nur  ein  Act  der  executiven  Gewalt, 
der  wohl  iene  Gewissheit  erhöht,  aber  noch  keineswegs  unwandelbar 
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feststellt.  Das  erst  kann  erreicht  werden,  wenn  das  Volk  seine  Sou- 
verainität  unmittelbar  beweist  und  in  der  Gerichtspflege  selbst  thätig 
mitwirkt.  Diese  Selbstthätigkeit  erkannte  die  Revolutionszeit  in  den 
Geschwornengerichten,  in  der  Jury. 

Da«  we*cn  Der  altgermanische  Grundsatz  lebte  in  dem  Gedankengang  wieder 
der  Jury.  ^^^^  ^^^^  ^^  y^jj^  ^^^  ^^^  Volkcs  Richter  sei,  dass  der  Bürger  nur 
durch  den  Bürger  gerichtet  werden  könne.  Die  Verwirklichung  dieses 
Grundsatzes  lag  nur  in  der  Einführung  der  Geschwomengerichte.  Durch 
sie  erzieht  die  Nation  die  Achtung  vor  sich  selbst,  sie  zerbricht  jene 
Scheu  und  jenen  schleichenden  Unwillen,  der  die  Menschen  gegen  die 
Gerichtsgewalt  beherrscht,  wenn  ihre  Gerichte  unnahbare  Mächte  und 
undurchdringliche  Gewalten  sind.  In  dem  Decret  vom  31.  März  1790, 
welches  die  Grundsätze  aussprach,  auf  welche  die  Gerichts-Reformation 
aufgebaut  werden  sollte,  stellte  die  Constituante  als  erste  Frage  die  anf* 
ob  Geschwomengerichte  eiTichtet  werden  sollen.  Und  als  sie  diese 
Frage  entschieden  hatte,  anerkannte  sie  das  Recht  des  Volkes  als 
ein  politisches  und  stellte  es  dauernd  an  die  Spitze  der  Gonstitatio- 
nen.  Nicht  die  Pflicht,  nicht  die  Last  Geschwomer  zu  sein  ist  das 
Entscheidende*),  sondern  das  Recht  durch  Geschworne  gerichtet  zu 
werden.  Das  ist  das  Wesen  der  Geschwomengerichte,  das  ist  der 
tirund,  der  sich  historisch  durch  das  ganze  Institut  zieht  Darum 
stelle  ich  sie  unter  die  politischen  Rechte  des  Bürgers  und  es  han- 
delt sich  hierbei  keineswegs  um  die  Organisation  dei^elben  and  ihren 
Rechtsspruch,  sondern  allein  um  das  Maass  und  den  Umfang,  in  welchem 
der  Bürger  die  Souverainität  der  Nation  in  der  Mitwirkung  bei  der 
Gerichtspflege  übt. 

Der  Umfang  Di«  Constituante,  alsbald  nach  dem  Decret  vom  31.  März  1790, 
der  Ge-  eröffnete  die  Berathung  der  Justizorganisation  mit  der  Errichtung  der 
Ktriehte.  Geschworneugerichte.  Die  bedeutendsten  Juristen  Frankreichs  sassen 
im  Comite  dafür,  wie  Tronchet,  Thouret,  Duport,  Chabrand  u.  a.  m. 
Das  Comite  trug  auf  die  Einführung  der  Geschwomen  in  Criminal- 
sachen  an  und  erklärte  sie  im  Civilverfahren  für  unmöglich.  Barnave 
erhob  sich  mit  Heftigkeit  dagegen  und  trat  für  den  vorgelegten  Plan 
Duport's  in  die  Schranken,  der  die  Jury  in  Civil-  und  Criminalsachen 
begehrte.  Regnier  wies  die  Sophismen  dieser  Partei  zuerst  zurück, 
indem  er  erklärte,  dass  man  eine  Institution  nicht  decretiren  kann. 
ohne  dass  man  weiss,  wie  sie  möglich  ist.  Robespierre  trat  mit 
schärferen  Gründen  als  Barnave  für  die  Giviljury  auf.  Er  erklärte  in  der 
Sitzung  vom  7.  April  1790:   „Die  Geschwomengerichte  sind  die  Basis 


*)  Foucart  a.  ft.  O.  Bd.  I.  S.  623  nimmt  dies  als   das  entscheidende  an, 
weil  die  Gesetse  die  Nichtühnng'  dieser  Pflicht  mit  schweren  Strafen  bedrohen. 
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der  FraliMt.    Ohne  diese  Institution  kann  ich  nicht  glauben,  frei  zu 
m,  so  schön  auch  eure  Constitution  sein  mag.    Alle  Meinungen  nun 
adoptiren  die  Jury  in  Griminalsachen.    Welcher  Unterschied  aber  be- 
steht zwischen  der  Procedur  in  diesen  und  «jenen  in  Civilsachen?    In 
dem  eineu  handelt  es  sich  um  Ehre  und  Leben,  in  dem  andern  um 
Sire  und  Vermögen.    Wenn  die  Gerichtsordnung  in  Griminalsachen 
ohne  Juiy  ungenügend  ist,  um  mein  Leben  und  meine  Ehre  zu  schützen, 
so  ist  sie  es  auch  in  GiTilsachen  und  ich  fordere  die  Jury  för  diese, 
um  meiner  Ehre  und  meinem  Vermögen  einen  festen  Schutz  zu  geben.** 
Desmennier  nannte  die  Geschwomen  die  solide  Grundlage   der  politi- 
fdien  und  civilen  Freiheit,  aber  er  fand  sie  doch  nur  nöthig  und  möglich 
Ib  Criminalsachen.   Duport,  der  Fuhrer  jener  Partei,  welche  die  Jury  im 
^M-  imd  Griminalverfahren  begehrte,  Duport  selbst  wollte  in  diesem 
Falle  doch  eine  strenge  Scheidung  der  Thatsacbe  und  Rechtsfragen 
ed  die  Jury  sollte  in  beiden  Fällen  nur  üher  die  erste  entscheiden. 
IbD  setzte  ihm  von  allen  Seiten  entgegen,  dass  dies  unmöglich  ist, 
iadem  vor  Allem  in  Civilsachen  Thatsache  und  Rechtsfrage  nie  oder 
BOT  selten  genügend  geschieden   werden   können.     In  diesen   Streit 
imschte  man  zugleich  die  Frage,  ob  die  Jury  nur  bei  schweren  Ver- 
brechen zulässig  sein  soll  und  als  man  dies  mit  grosser  Leichtfertigkeit 
bejahend  entschied,  nannte  man  zum  Gegensatz  der  Delits  correctionels 
die  schweren  Verbrechen  einfach  affaires  criminelles.    Man  übergab 
jene  der  Municipalpolizei  und  entzog  den  kleinen  Verbrecher  der  ge- 
w9lmliehen  Justiz.    In  dem  Gedanken  der  Trennung  der  Administration 
TOD  der  Justiz  glaubte  man  nicht  mit  der  Administrativbehörde  eine 
hiy  verbinden  zn  können  und  vergass,  dass  die  Freiheit  ein  ebenso 
liäliges  Gut,  wie  Leben  und  Ehre  sei  und  dass  man  die  Procedur  nur 
^schwere,  indem  man  nun  stets  einen  Gompetenzprocess  erst  möglich 
Dacht    Am  8.  April  brachte  endlich  Sieyes   seine  Vorlage  ein  und     aujhi 
wurde  mit  stönnischen  Applaus  auf  der  Tribüne   begrfisst.    >,ünsere 
Gesetze  sind  schlecht,**  leitet  er  trocken  den  Entwurf  ein,  „die  Menschen 
mcht  genug  gebildet!    Man  wähle  daher  die  Geschwomen  so  lange 
aos  den  gesetzknndigen  Männern,  bis  die  Gesetze  besser  gemacht  und 
fe  Menschen   für  die   Anwendung  derselben   herangebildet  worden 
asi*   In  diesem  Gedanken  lag  eine  tiefe  Weisheit,  die  darum  kräftig 
wiikte,  weil  sie  jener  Feudalpartei  entgegengesetzt  wurde,  der  damals 
^  Gescbwomengerichte  ein  Dom  im  Auge  waren,  wie  sie  es  heute  den 
^en  Jüngern  derselben  Partei  noch  sind.    Man  hatte  die  uralte  Jury 
im  14.  Jahrhundert  bekämpft  und  endlich  vernichtet,  weil  im  12.  und 
1^  das  Volk  die  festen  Elemente  derselben  nicht  bot*).    Man  machte 


Entwurf. 


*)  FftQstiii  H^e:  Proc^dufe  orimiliene.  Bd.  I.  677. 
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in  der  Revolution  die  Gründe  geltend,  die  man  heute  noch  hört.  Das 
Volk  ist  nicht  reif,  es  ist  noch  unwissend,  was  hier  passend  wäre,  ist 
am  anderen  Orte  unmöglich!  —  Man  erziehe  mit  guten  Institutioneo 
die  Menschen  zum  Guten,  denn  Völker  fallen  so  wenig  gelehrt  vom 
Himmel,  als  einzelne  Menschen.  Leider  baute  Sieyes  auf  seinen  ersten 
Grundgedankep  einen  unmöglichen  Plan  auf.  Er  wollte  Geschworne 
für  alle  Gegenstände  und  in  allen  Instanzen  und  Geschworne,  die 
immer  über  Rechts-  und  lliatfragen  entscheiden.  Die  Wahlkörper  der 
Departements  sollen  aus  den  rechtskundigen  Leuten  eine  Wäblerliste,  die 
Liste  des  eligibles  bilden,  aus  welchen  die  Geschwornen  durch  die  Ass^^m- 
blees  primaires  der  Departements  gewählt  werden  müssen,  in  einer  Zahl, 
die  allen  Bedürfhissen  genügt.  Eine  Civiljury  zählt  18,  eine  Criminal- 
Jury  27  Mitglieder,  welche  von  dem  Procureur  des  Departements,  des 
Districts  oder  der  Comune  stets  so  gebildet  werden,  dass  die  Hälfte  zu 
Gunsten  des  Angeklagten,  die  andere  zu  Gunsten  des  Klägers  ausfallt^ 
das  heisst,  so,  dass  die  Geschwornen  aus  jenen  Bürgern  der  List« 
gewählt  werden,  die  sich  in  einer  ähnlichen  oder  in  derselben  Lage 
befinden  und  daher  den  Processgegenstand  genau  kennen  müssen.  Sc 
lange  die  Gesetze  nicht  klar  und  deutlich  sind,  ist  der  Procureur  ver^ 
pflichtet,  die  Jury  stets  so  zu  bilden,  dass  die  Civiljury  aus  15  Rechts^ 
gelehrten  und  3  anderen  Bürgern  der  Liste,  die  Criminaljury  uact 
der  grösseren  Hälfte  aus  Rechtsgelehrten,  als  14  gegen  13,  zusammen 
gesetzt  ist.  Ausserdem  will  er  für  aussergewöhnliche  Fälle  eine  besoo 
dere  Jury.  Die  Vorlage  der  Fragen  durch  den  Richter  an  die  Jur> 
die  Art  der  Abstimmung,  die  nöthige  Zahl  der  Stimmen  für  ein  Uilheil 
in  den  verschfedenen  Fällen,  alles  war  mit  derselben  Sorgfalt  aus^ 
gerechnet  aber  auch  mit  der  gleichen  Rücksichtslosigkeit  gegen  daj 
wirkliche  Leben.  Das  war  keine  Jury  mehr  und  war  kein  Tribunali 
das  war  etwas,  was  von  beiden  das  Beste  wollte*).  Diese  Geschwornen 
waren  Richter  und  diese  Richter,  erkläi-te  Thouret,  werden  zu  Herreii 
über  das  Geschick  des  Einzelnen.  Man  müsste,  wenn  man  diese  Jar^ 
einführen  wollte,  in  jedem  District  wenigstens  450  Rechtsgelehrt« 
haben*  und  am  Ende  hat  man  nur  ein  dauerndes  Tribunal  errichte] 
mit  beweglichen  Richtern,  die  durch  ihre  Unverantwortlichkeit  und 
ihr  ewiges  Schwanken  dem  Volk  keine  Garantie  für  Gerechtigkeit  und 
Weisheit  gaben.  Sieyes  schloss  seinen  Antrag  mit  ebenso  absprecheo- 
den  Worten,  als  sein  ganzer  Plan  den  Stempel  der  Unfehlbarkeit  trug; 
>)Wenn  es  wahr  ist,  dass  wir  vereinigt  sind  durch  die  Freiheit,  s^ 
müssen  wir  für  die  Civiljury  ebenso  wie  für  die  Cnminaljnry  stimmen, 
wenn  wir  im  Gegentheil  der  Freiheit  nicht  würdig  sind,  so  kommen 


*)  HiTcr:   Histoire  dei  Inatitutiont  jodicialre«  en  Franee.  S.  63. 
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vir  darüber  fiberein,  dass  die  eine  und  die  andere  verfrüht  ist.^  Der  Plan 
äeyes  ward  dem  Gomite  als  Grandlage  der  Berathung  für  die  Organi- 
sation der  G«schwQrnengerichte  zugewiesen.  Aber  über  die  energischen 
Worte  Thouret's  entschied  die  Constituante  von  vornherein  durch 'das 
Decret  vom  30.  April  1790,  dass  Geschwornengerichte  nur  für  Crkninal- 
äKheo  und  nicht  für  das  Civilverfahren  eingeführt  werden  sollen. 

Dieselbe  Frage  ward  erst  wieder  durch  die  Girondisten  vorgebracht  umfang  der 
C^ßdorcet  legte  dem  Convent  am  15.  Februar  1793  im  Namen  des  •["•'y  **^* 
Comites  der  Constitution  mit  dieser  die  Grundsätze  der  Gerichts- 
rfffassong  vor,'  in  welcher  er  alle  Civilsachen  au  Schiedsrichter  vor- 
viea  und  im  Falle  der  Appellation,  von  diesen  an  Tribunale,  bei  welchen 
dann  eine  Civiljury  entscheiden  soll.  Das  war  jenes  System,  das 
Bentham  zur  selben  Zeit  in  England  lehrte  und  auch  der  Constituante 
«ipfohlen  hatte*).  Nach  dem  Sturze  der  Gironde  aber  brachte 
Heraoit  de  Sechelles  mit  einer  neuen  Constitution  auch  eine  neue 
Gsichtsorganisation  ein,  welche  abermals  den  schon  alten  Kampf 
aufregte.  Die  Anschauungen  hatten  sich  jedoch  bedeutend  geändert. 
Cambaceres  sprach  jetzt  mit  aller  Wärme  für  die  Civiljury,  aber  selbst 
dem  aasgezeichneten  Juristen  fehlten  überzeugende  Gründe.  Vergebens 
5Ufhte  Barrä«  durch  lebhafte  Bilder  von  der  Aristocratie  der  Tribunale 
aod  ihrer  reactionairen  Gesinnung,  die  nur  durch  Geschworne  gebro- 
chen werden  könne,  zu  erhitzen  und  zu  überzeugen.  Die  Männer, 
veiche  die  Macht  hatten,  Robespierre,  Gouthon,  Herault  de  Sechelles, 
waren  jetzt  dagegen.  »Habt  Acht  !^  rief  Robespierre,  »dass  euch  ehemals 
die  iDstitQtion  der  Geschworenen  so  schön  erschien,  das  lag  weniger 
in  der  Natur  derselben,  als  in  der  allgemeinen  Lage,  in  der  wir  uns 
beSaoden.  Gerichtet  oder  vielmehr  unterdrückt  durch  Menschen,  welche 
das  Privilegium  des  Despotismus  gekauft  hatten,  haben  wir  die  Emen- 
Dong  unserer  Richter  durch  einen  öffentlichen  Beamten,  der  das  Ver- 
trauen  des  Volkes  hatte,  erhaben  finden  müssen!  Aber  prüfen  wir 
den  Stand,  in  dem  wir  uns  heute  befinden:  wenn  eure  Geschwomen 
mcht  durch  das  Volk  gewählt  werden,  so  gelten  sie  weniger  als  die 
fcgenwärtigea  Richter,  wenn  sie  es  aber  werden,  dann  hat  die  Instl- 
tstion  keinen  anderen  Vortheil,  als  den  der  Vermehrung  der  Richter  1^* 
Die  Geschwomen  in  Civilsachen,  fügte  Couthon  bei,  ist  nur  ein  schöner 
Tnmm.  Herault  de  Sechelles  bekämpfte  sie  mit  den  Argumenten 
Tronchef  8  und  Thouret's  aus  der  Zeit  der  Constituante  und  die  Ge- 
sebw<nmen  in  Civilsachen  wurden  abermals  verworfen.  „Aber,**  erklärt 
die  Constitution  von  1793,  Art  96,   „in  Criminalsachen  kann  kein 


*)  Bentham:  De  ForgmiisAtion  judieiaire   et  de  la  Codification  par  Da- 
BWüt    1828. 
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Bürger  gerichtet  werden,  als  über  die  Anklage  durch  Geschworene.** 
Wäre  es  möglich  gewesen,  diese  Männer,  die  jetzt  regierten,  hätten  da.s 
ganze  Institut  vernichtet,  um  nur  durch  ihre  Willkür  zu  herrschen 
und  zu  richten.  Aber  die  Institution,  die  mit  dem  Glauben  Aller  so 
innig  «verwachsen  ist,  Hess  sich  in  ihrer  Ausführung  zwar  entstellen 
und  missbrauchen,  aber  nicht  mehr  gänzlich  zerstören.  Als  nach  ihrem 
Sturze  der  Convent  die  neue  Verfassung  berieth,  erklärte  Boiss} 
d'Anglas  in  dem  Bericht  über  dieselbe  am  5.  Messidor  an  111.:  »Wir 
haben  die  Geschwomen  wie  das  Palladium  der  Freiheit,  wie  die  höchste 
Wohlthat,  welche  die  Revolution  den  Franzosen  geben  konnte,  be- 
trachtet und  wir  haben  sie  zu  vervollkommnen  geglaubt,  indem  wir 
sie  nicht  mehr  an  einen  Menschen  überlieferten,  so  dass  die  Procureurs 
der  Departements  oder  Districte  sie  ernennen  könne.  Die  Erhabenheit 
dieses  Instituts  in  Criminalsachen  hat  uns  wünschen  lassen,  sie  anch 
in  Civilsachen  anwenden  zu  können.  Wir  waren  eifersüchtig  darauf, 
ein  ebenso  grosses  Institut  in  ihr  Frankreich  zu  geben,  wie  die  Con- 
stituante in  der  Criminaljur).  Allein  wir  waren  gezwungen,  demselben 
zu  entsagen  1  Das  Wesen  der  Civilprocesse  widerstrebt  dem  Geschwomen 
Institute.  Dieses  ruht  wesentlich  auf  der  Trennung  der  Thatsache  von 
der  Rechtsfrage  im  Processe  und  diese  ist  im  Civilprocesse  unmöglich. 
Hier  liegt  die  Thatsache  oft  in  der  Auslegung  des  Gesetzes  allein  und 
umgekehrt. . .  .'*  Es  erhob  sich  keine  Discussion  mehr  über  diese 
Frage  und  die  Constitution  an  IIL  erklärte  wieder,  dass  Niemand  in 
Criminalsachen  gerichtet  werden  könne,  als  über  eine  Anklage  durch 
Napoleons  Geschwomc.  Art.  237,  238.  Selbst  Napoleon  wagte  es  nicht,  das 
Reform  <»€' Jugtitut  ZU  zcrstörcu,  obglcich  Niemand  besser  erkannte  als  er,  dass 
es  eine  der  mächtigsten  Schranken  ist  gegen  die  Willkür  der  Despotie. 
Aber  er  fand  dennoch  die  Mittel,  die  Macht  der  Constitution,  Art.  62. 
zu  umgehen,  indem  er  die  Wahlordnung  der  Jury  so  aristocratisch 
machte,  dass  der  grösste  Theil  des  Volkes  sein  Recht  verlor.  JÄan 
musste,  um  das  Volk  endlich  dem  Joch  zu  unterwerfen,  das  man  ihm 
aufgezwungen,  eine  Procedur  zerstören,  welche  die  Straflosigkeit  des 
Unschuldigen  garantirt  und  die  Missbräuche  der  Autorität  ans  Licht 
bringt')/*  Durch  die  Verschwörung  der  Royalisten  erschreckt,  führte 
er  die  Specialtribunale  ein  und  übte  im  vollsten  Maasse  das  Recht, 
die  Jury  in  den  Departements  zu  suspendiren,  in  denen  das  GouTerne- 
ment  es  für  nöthig  hielt  Nur  Benjamin  Constant  protestirte  gegen 
diese  Massr^eln^),  aber  die  Meinungen  wurden  zu  sehr  von  dem 
Willen  des  ersten  Consuls  beherrscht  und  Chasal  wagte  sogar  das  ganze 
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bstitot  der  Geschwornen  anzugreifen,  freilich  nur  in  der  Form,  in  der 

es  bestand  und  nur  für  Frankreich.    »Man  hat  tausendmal  gesagt,*' 

fflüarte  er,  ^vaid  es  ist  tausendmal  wiederholt  worden,  dass  die  Jury 

das  Urtheil  Gottes  ist,  des  Volkes,  das  Palladium  der  Freiheit.    Aber 

schltun  wir  die  Sachen  so  wie  sie  gelten.    Die  Jury  kann  nicht 

genug  gelobt  werden,  wenn  man  sie  an  sich  betrachtet,  aber  sie  hat 

bei  ans  nicht  erzeugt,  was  sie  erzeugen  sollte.    Sie  hat  es  nicht  gethan, 

weil  die  Unparteilichkeit  und  Liebe  zur  Gerechtigkeit  in  den  Herzen 

durch  den  Hass  und  die  Parteiwuth  ersetzt  ward. ...    Bis  jetzt  war 

das  ürtheil  der  Jury  weder  Gottes  noch  des  Volkes  Urtheil,  noch  ein 

Palladium  der  F^iheit    Es  waren  Urtheile   einer  Gruppe,   oft  das 

iQ^ligc  Drtheil  einer  unwissenden  Gruppe.    Man  hat  in  den  Zeiten, 

wekhe  uns  erschüttert  haben,  gesehen,  dass  die  schmachvollste  Dn- 

gsrechtigkeit  der  Parteien  ohne  Schaam  ihre  elendesten  Genossen  frei- 

^sprochen  und  ohne  Gewissensbisse  ihre  unschuldigsten  Feinde  hin- 

pscUacht^  hat.  Aber,  setzt  er  dennoch  vorsichtig  hinzu,  diese  Laster 

der  Jury  gehören  freilich  zum  Theil  der  Zeit,  zum  Theil  den  Gesetzen."* 

Ks  kehrten  später  noch  einmal  die  Angriffe  gegen  die  Jury  im 

Tribunat  wieder,  bei  der  neuen  Organisation  derselben,  aber  sie  waren 

doch  immer  zu  schwach,  um  das  Institut  g&nzlich  zu  zerstören.  Seit  dem 

die  Constituante  die  grossen  Grundsätze  aufgestellt  und  die  Erfahrung 

dieVortfaeile  bestätigte,  welche  man  sich  von  dieser  Nachahmung  der 

engüschen  Gebräuche  versprach,  haben  alle  Veränderungen  des  Gou- 

ronements  und  die  entgegengesetztesten  Bestrebungen  der  einander 

folgenden  Verwaltungen  wohl  beeinflussen  aber  nicht  zerstören  können 

•dieses  geliebte  Adoptivkind  der  Franzosen*).*' 

Nachdem  man  einmal  die  Jury  eingeführt  hatte,  war  die  nächste    Biidanfc 
Frage  jene,  über  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  und  das  Maass,  ^*^  ^^^y- 
nach  welchem  das  Volk  dabei  betheiligt  sein  solL    Bei  der  ersten  di«ugk«it 
Frage  hielt  man  sich  ganz  an  das  Huster,  das  England  dafür  bot 
Man  trennte  die  Jury  in  eine  Anklagejury  und  eine  richtende,  die 
&and-  und  Petitjury  Englands.    Die  Anklagejury  hat  keineswegs  zu 
lichten,  ob  die  Anklage  statt  hat  oder  nicht,  wie  die  Instruction  vom 
id.  Sept^nber  ^  21.  October  1791  erklärte,  sondern  sie  besteht  blos 
dafar,  der  individuellen  Freiheit  Rechnung  zu  tragen  und  zur  Pünkt- 
lichkeit der  Polizeihandlung  eine  Controle  und  ein  Hfilfsmittel  gegen 
jene  zu  geben.   Sie  solle,  wie  Duport  erklärte,  eine  Barriere  sein  gegen 
die  Thäti^eit  der  Polizei   und   den  Missbrauch  der  Privatanklage, 
ngkicfa  aber  auch  eine  Satisfaction  und  Huldigung  der  individuellen 
Sicherheit.    Aber  gerade  in  dieser  Einrichtung  sieht  man,  wie  gefähr- 
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lieh  die  todte  Nachahmung  eines  Instituts  eines  anderen  Landes  ist. 
Die  englische   Jury   ist   keine  isolirte   Institution.     Sie   ist   mit  der 
•  Constitution  der  Freiheit  des  Bürgers  aufs  Innigste  v^wachsen,  sie 

lehnt  sich  an  eine  unbegrenzte  Oeffentlichkeit ,  an  das  Recht  und  die 
Uebung  der  Privatanklage,  an  die  Einfachheit  der  Fragen  äb^  die  sie 
entscheidet.  Das  Alles  war  in  Frankreich  nicht  der  Fall  und  weil 
man  unvermögend  war,  die  gesammte  Gesetzgebung  einem  einzigen 
Institut  gegenüber  zweckentsprechend  umzugestalten,  „machte  man 
aus  der  Anklagejury,  die  man  nachahmen  wollte,  ohne  dass  man  das 
Muster  verstand,  mehr  ein  Hinderniss  einer  schnellen  Procedur,  führte 
durch  sie  lange  Zögerungen  der  Entscheidung  herbei  und  belastete  die 
Bürger  mit  einer  unnützen  Kette,  unter  dem  Vorgeben  eines  schein- 
baren Schutzes  ihrer  persönlichen  Freiheit*)." 
Dm  Das  Decret  vom  16.— 29.  September  1791,  über  die  Sicherheits- 

schwonier  P^^'^^ei,  sctztc  die  Bedingungen  fest,  unter  denen  man  das  Geschwomen- 
za  sein,  rccht  geuicsst.  Alle  Bürger,  welche  das  aligemeine  Wahlrecht  gemessen, 
werden  in  besondere  Listen  eingetragen,  aus  denen  eine  Jury  gebildet 
wird.  Ausgeschlossen  sind  aus  diesen  Listen  alle  Polizei-  und  richter- 
lichen Beamten,  die  königlichen  Commissaire,  öffentlichen  Anklä§:er 
und  Procuratoren.  Die  Geistlichen  und  70jllhrige  Greise  können  sich 
dispensiren.  Je  zweihundert  Wahlbürger  bilden  eine  Geschwornenliste. 
welche  vom  Directorium  des  Districts  geprüft  und  bekannt  gemacht 
wird.  Wer  durch  drei  Monate  auf  den  Listen  stand  und  einmal  den 
Dienst  als  Geschworner  versehen,  konnte  sich  für  den  übrigen  Theil 
des  Jahres  dispensiren.  Wer  bei  der  Anklagejury  mitgewirkt,  kann 
nicht  in  die  richtende  Jury  desselben  Processes  eintreten.  Wer  sich 
dieser  Pflicht  entzieht,  verfällt  einer  Geldstrafe  und  wird  für  2  Jahre 
seines  Wahl-  und  Stimmrechtes  verlustig.  Dringende  Hinderungs- 
gründe,  deren  Kräftigkeit  vom  Tribunal  entschieden  wird,  müssen  dem 
Director  der  Jury  vorher  angezeigt  werden.  Aus  den  Berechtigten 
bildet  alle  3  Monate  der  Procureur  syndic  eine  Liste  von  30  Bürgern 
für  die  Anklagejury,  aus  denen  durch  das  Leos,  für  je  einen  Fall, 
8  gewählt  werden.  So  ward  die  Bildung  dieser  Jury  in  die  Hände 
eines  Administrativbeamten  gelegt,  das  Recht  des  Volkes  kam  dabei 
zu  keiner  Geltung,  seine  Thätigkeit  fand  wenig  Raum.  Es  erklärt 
sich  die  Gleichgültigkeit  des  Volkes  dagegen  und  die  Leichtigkeit,  mit 
der  das  Consulat  sie  zerstörte.  Die  Grandjury  Englands  war  etwas 
anderes.  Sie  war  aus  den  reichsten  und  angesehensten  Männem 
gewählt,  sie  war  ein  Rath  der  Justiz  und  deren  Aufsicht,  um  die  All- 
macht des  Friedensrichters,  der  die  Anklage  leitete,  zu  massigen.    Für 
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die  riehteDde  Jury  wurden  Listen  zu  je  200  Bürgern  gebildet,  aus 
deoeo,  für  je  einen  Fall,  das  Loos  12  derselben  als  Jury  bestimmte, 
(rötheiid  erhoben  sich  Petion  und  Robespierre  gegen  dieses  Wahl- 
^iz.  Jeder  Bürger  solle  Geschwomer  sein  können,  da  jeder  ein 
iDteresse  am  Recht  seines  Landes  habe.  Die  Wähler  des  Districts 
sollen  frei  die  Liste  selbst  bilden  und  nicht  der  Procurator.  Der 
rojalistische  Gazales  fand  aber  die  Beschränkung  des  Gesetzes  noch 
za  gering  und  wollte,  dass,  wie  in  Amerika,  nur  deijenige  Geschwomer 
^  der  för  die  Gesetzgebung  gewählt  werden  könne.  »»Man  kann  die 
G^hwomen/^  erklärte  er,  »nicht  bezahlen,  denn  das  setzte  ihre  Unab- 
hängigkeit in  FVage,  aber  es  würde  nöthig  werden,  wenn  man  nicht 
Uos  die  wohlhabenden  Männer  befähigt  erklärt,  da  der  Geschwornen- 
fost  zu  viel  Zeit  erfordert  und  daher  der  Erwerb  eines  Mannes  ge- 
ädunilert  wird/^  Das  Gesetz  aber,  wie  es  der  Constituante  vorgelegt 
vird,  ging  ohne  Aenderung  durch  und  die  Urtheilsjury  und  ihr  ganzes 
Vdahren  haben,  ohne  wesentliche  Aenderung,  sich  bis  heute  bewährt*). 
Für  besondere  Fälle,  wie  Bankerut,  Fälschung  u.  dergl.,  stellte  die 
Constituante  eine  besondere,  und  für  die  Urtheile  des  hohen  National- 
Gerichtshofes  eine  ausserordentliche  Jury  auf,  die  aber  wenig  am 
<j^e  des  Instituts  änderte  und  auf  die  ich  ]e  am  betreffenden  Orte 
ZQTüekkommen  werde. 

Nach  den  Gesinnungen,  die  Robespierre  schon  in  der  Constituante      dm 
geltend  gemacht  hatte,  war  es  natürlich,  dass  er,  im  Convent  ein-  oe-'cfcwor- 
oal  ZOT  Macht  gelangt,  seiner  Absicht  auch  die  That  folgen  Hess.  Und   w«hreiid 
wirklich  bildete  er  durch  das  Beeret  des  Convents  vom  22.  December  d.convent». 
179S  (2.  Nivose  an  II.)  jene  willenlosen  oder  elenden  Geschwomen- 
gerichte,  auf  deren  blutige  Thaten  zumeist  die  Angriffe  der  Consulats- 
ngierang  sich  stützten.   Die  besonderen  Geschwomenlist^n  wurden  ab- 
geschafft und  mit  ihnen  natürlich  auch  die  Art,  die  Geschwornengerichte 
ans  ihnen  zu  bilden.    In  Zukunft  sollte  in  jedem  District  von  B  zu 
3  Monaten    der  Nationalagent,  also  eine  Administrativbehörde,  des 
Comite  de  salut  public,  eine  Liste  von  den  2§ jährigen  und  älteren 
Bärgem,  so  wie  sie  ihm  tauglich  scheinen,  zusammenstellen.    Diese 
Uste  wird  so  besetzt,  dass  auf  je  1500  Seelen  ein,  auf  2500  Seelen 
zwd  Geschworene  u.  s.  w.  kommen.  Das  Districtsdirectorium  approbirt 
^  Liste  und  stellt  sie  den  Tribunalen  zu.    Jeder  Bürger  kann  vier- 
mal im  Jahr  auf  der  Geschwornenliste  stehen.    Ausgeschlossen  waren 
diTon  die  Volksvertreter,  die  Richter  und  Polizeibeamten,  öffentlichen 
Aokliger  und  Nationalagenten.    Ausserdem  konnte  der  Nationalagent 
Doch  for  besondere  Fälle,  besondere  Geschwornengerichte  nach  seinem 


*)  HiTer  m.  a.  O.  S.  260, 


240  ^'^^  Volk.    Die  Qrandrechte  des  fraozösischen  Bfirgen. 

Ermessen  bilden.  Darauf  ruhte  ein  grosser  Theil  jener  furcht- 
baren Macht,  welche  die  Schreckensherrschaft  im  ganzen  Lande  übt« 
und  wodurch  sie  sie  allein  üben  konnte.  Ausser  dieser  allgemeinen 
Jury  hatte  die  Schreckensherrschaft  ihre  Macht  vor  allem  in  den 
Special-Geschwornengerichten  für  besondere  Fälle.  In  ihnen  trat  das 
erstemal  ein  gefiihrlicher  Gedanke  in  die  Wirklichkeit  Das  erätemal 
ward  eine  politiaohe  Jury  gebildet,  in  der  jene  den  Verbrecher  rich- 
teten, die  seinen  Tod  begebrten.  Hier  ist  vor  allen  die  Specialjury 
des  Revolutionstribunals  in  Paris  wichtig.  Ich  werde  darauf  im  Zu- 
sammenhang bei  der  Darstellung  der  Gerichtsorganisation  zurückkehren. 
Da^oe-  Mit  Robespierre's  Sturz  fielen  alle  diese  Einrichtungen  und  In- 

Mhwornen-  stitutioneu  uud  die  Gesetzgebung  des  Directoriums,  zurückkehrend  aui 
dorn  Diree.  ^^^  Bestimmungen  der  Constituante,  suchten  den  Geist  der  Mässiguag 
torinm.  in  das  lustitut  zurückzufuhren  und  dennoch  damit  die  Rechte  des 
Volkes  zu  vereinen.  In  jedem  Departement  sollten,  nach  der  Cou^ti- 
tution  an  Ul.,  so  viel  Anklage-  und  Urtheilsjury's  errichtet  werden,  ab 
es  Criminaltribunale  giebt.  Art.  240.  Sie  werden  für  jeden  Procesa 
aus  12  Mitgliedern  zusammengesetzt.  Art.  251.  Niemand  kann  Ge- 
schworner  sein,  der  nicht  im  Genuss  seiner  Bürgerrechte  steht  im(| 
das  30.  Jahr  vollendet  hat.  Die  Tribunals-,  Friedens-  und  Handek- 
richter,  die  Mitglieder  des  Cassationstribunais  und  die  Commissaire  des 
Executivdirectoriums  können  nicht  Geschworene  sein.  Art.  209.  Die 
Assemblees  electorales  der  Departements  wählen  je  einen  Geschworoen 
alle  Jahre  für  die  Hauts  Jures.  Art.  41  und  272.  Der  Code  des 
delits  et  des  peines  vom  25.  October  1795  nahm  diese  Bestimmungen 
der  Constitution  in  sich  auf  und  erklärt  auch  die  Directoren  und  die 
Mitglieder  der  Volksvertretung  für  unfähig,  den  Geschwomendienst  zu 
üben.  In  allen  Fällen  zugleich,  wo  der  Director  der  Jury  unmittelbar 
eine  Polizeigerichtsbarkeit  übt,  soll  ihm  eine  Anklage-  und  Urtheilsjurv 
beigegeben  werden.  Um  diese  zu  bilden,  wählt  der  Commissair  der 
Executivmacht  16  Bürger,  welche  er  für  fähig  zu  urtheilen  hält  und 
bestimmt  durch  das  Loos  acht  aus  ihnen  für  den  jedesmaligen  Process 
B.  2.  Tit  XIIL  Art.  516.  Die  Urtheilsjury  bildet  die  Departements- 
verwaltung aus  einer  Tafel,  welche  30  Bürger  enthält,  in  der  Zahl 
von  15,  aus  welchen  der  Angeklagte  einige  zurückweisen  kann.  Wer 
sich  der  Pflicht  des  Geschwornendienstes  entzieht,  verfällt  nach  dem 
Decret  vom  30.  März  1797  einer  Gefängnisstrafe  von  25  Tagen  und 
einer  Geldstrafe  von  25  Francs.  Das  war  nun  kein  besonderer  Fort- 
schritt gegenüber  der  Constituante,  da  man  abermals  die  Wahl  der 
Jury  der  Willkür  eines  Magistrats  überliess,  aber  es  war  doch  eine 
glückliche  Reaction  gegen  die  Schreckensherrschaft,  deren  Andenken 
man  noch  zu  überwinden  hatte. 
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Die  CoDstittttion  des  Gonsulats  behielt  noch  die  Eintheilung  in  Napoleon« 
Anklage-  und  ürtheiljiiry  bei,  Art.  62,  doch  beschränkte  sie  die  Frei-^'J*^'^^'*" 
kit  der  Wahl,  indem  sie  diese  auch  für  die  Geschwornen  denselben  ■cbwomen. 
BediDgangen  unterwarf,  wie  das  gesammte  Wahlrecht  der  öffentlichen     '*****' 
Functionaire.    Das  Gesetz  vom  27.  März  1800  (6.  Germinal  an  VIIT.) 
bestimmte,  dass  die  Anklagejory  aus  der  Liste  comunale,  die  Urtheils- 
jvv  aas  der  Liste  departementale  genommen  werden  solle.   Die  Frie- 
deDsrichter  haben  ans  den  Listen  alle  drei  Monate  eine  dreifache  Zahl 
jener  Borger  zu  bestimmen,  welche  die  Geschwornenliste  zusammen- 
setzen soll    Aus  dieser  wählt  der  Sousprefet  zwei  Drittel  und  sendet 
zur  letzten  Wahl  und   Ausscheidung  die  Liste  an   den   Prefet  des 
Departements.    Die  dann  endlich  sich  herausstellende  Zahl  der  Ge- 
^Women  wird   in  ebensoviel  besondere  Listen  abgetheilt,   als  das 
DejNirtement  Tribunale  hat    Derselbe  Process  hat  alle  drei  Monate 
statt  für  die  Bildung  der  Listen  der  Specialgeschworenen. 

Dieses  Gesetz,  welches  die  Geschworenen  immer  mehr  dem  grossen 
Ikil  des  Volkes  entfremdete,  ruht  zum  Theil  auf  demselben  Princip, 
^  jenes  System,  das  Sieyes  10  Jahre  vorher  der  Constituante  vor- 
^Uag.  Die  Besten  aus  dem  Lande  sollten  gewählt  werden,  um  dem 
fdeatongsvoUen  Dienste  Sicherheit  und  Weihe  zu  geben.  Aber  Sieyes 
wollte  damit  das  Volk  heranziehen,  Napoleon  wollte  es  zurückdrängen 
voD  der  Gerichtsbarkeit.  Und  selbst  dieses  Gesetz  genügte  seinen 
Wtoscheo  nicht.  Das  Cassationstribunal  beschwerte  sich  vor  dem 
Goovemement  nach  kurzer  Zeit  darüber  und  begehrte  noch  strengere 
Bedingungen.  Maraire,  der  Redner  der  Deputation  des  Tribunals*), 
ediärte,  dass  man  stets  zu  wenig  Bedingungen  aufgestellt  habe  um 
Geschworener  sein  zu  können  und  darum  haben  oft  rohe  und  unwissende 
Menschen  dieses  Amt  bekleidet  und  die  guten  und  weisen  waren  über- 
wogen. Noch  weiter  geht  in  dem  Bericht  die  Erklärung  des  Grand 
JB^  die  freilich  ein  trauriges  Licht  auf  die  Sittenzustände  Frankreichs 
wirft,  aber  keineswegs  ein  Institut,  wie  das  der  Geschwornen,  hätte 
entkräften  sollen.  „Nacli  den  zahlreichen  Reclamationen,  die  sich 
legen  das  Urtheil  der  Jury  erhoben,  müsste  man  versucht  sein,  das 
'I&stitat  fast  zu  jenen  zu  rechnen,  die  von  eitlen  und  täuschenden 
Tbeorien  indiscreterweise  adoptirt  worden  sind.  Uebrigens,  erklärte 
er  dann,  die  Gelehrten  und  Weisen  aller  Länder  betrachten  die  Jury 
^  eine  der  schönsten  Errungenschaften  des  Jahrhunderts.  Ohne 
Zweifel  konnte  dies  auch  bei  uns  sein,  wenn  eben  die  Jury  in  der 
Praxis  wäre,  was  man  sich  schmeichelt,  das  sie  in  der  Theorie  ist.'* 


*)  Monitear  Bd.  XXVH.  S.  13. 

Richter:   Siasls-  und  Oe^elUoliafti^rccht.    I.  16 


242  ^^  Volk.    Die  Orundrechte  des  französischen  Borgers. 

Er  schilderte  dann  die  Jury   in  FraDkreich   als  roh  und  anwissend 
und  leitet  daraus  die  Verwilderung  der  gesammten  Gerichtspflege  ab. 

Dennoch  blieb  das  Gesetz  vom  6.  Germinal  bis  zum  Code  d'instruc- 
tion  criminelle  in  Kraft  ■),  mit  Ausnahme  für  jene,  jetzt  immer  zahl- 
reicher auftretenden  Specialgerichte,  welche  alle  ohne  Jury  ricbteteo. 
Das  Senatus  consult  vom  28.  Februar  1804  (8.  Ventose  an  Xu.)  hob 
die  Geschwornen  für  das  Verbrechen  des  Verraths  und  Attentats  auf 
die  Person  des  ersten  Consuls  und  andere  gegen  die  innere  und  äussere 
Sicherheit  des  Staates  gerichteten  Verbrechen  in  der  ganzen  Republik 
fQr  die  Jahre  Xu.  und  XUI.  auf.  Der  Code  d'instruction  criminelle  1810 
unterdruckte  endlich  ganz  die  Auklagejur}%  an  deren  Stelle  die  Anklage- 
kammer trat.  Liv.  2,  Tit.  ü.,  Cap.  1,  Art.  217  u.  f.  Der  Jurydirector 
wurde  durch  einen  Instructionsrichter  ersetzt.  Man  muss  zugestehen, 
dass  diese  Abänderung  nur  eine  Rückkehr  zu  den  wahren  Grundsätzen 
bildete,  welche  den  französischen  Staat  beherrschten  und  von  denen 
die  Anklagejury  nur  als  eine  unnatürliche  Ausnahme  erschien.  Uebrigcns 
hatte  in  jener  Zeit  das  ganze  Institut  so  zahlreiche  Feinde,  dass  es 
ernstlich  gefährdet  war,  und  nur  den  Bemühungen  Treilhard's  war  es 
zu  danken,  dass  die  höchste  und  kräftigste  That  der  Revolution  nicht 
vollständig  erstickt  wurde  *).  Entartet  war  es  in  seiner  Tbätigkeit 
ohnedies  genug,  wie  wir  später  sehen  werden. 

Die  Jury  ist  ein  Thermometer  für  das  Maass  der  freien  Gesinnung 
des  Gouvernements.    Immer  suchen  jene  Parteien,  die  den  Staat  unter- 
drücken wollen,  die  Jury  zuerst  zu  vernichten;  immer  begehrt  das  Volk, 
wenn  es  seine  Freiheit  bedroht  sieht,  Geschwornengerichte.    Seit  der 
französischen  Revolution    bietet   die   Geschichte    zahlreiche   Beispiele 
dafür.    Die  Revolution   1848  hat  sie  allenthalben  in  Deutschland  ge- 
schaffen, die  Ohnmacht  der  Völker  nach  ihr,  die  Reaction  des  Jahres 
1851  allenthalben  geschwächt  in  ihren  Rechten,  wie  in  Preussen,  oder 
ganz  zerstört,   wie  in  Oesteireich '•).    Dennoch  hatte  man  nie  einen 
anderen  Grund  für  solche  Verletzungen  der  Volksrechte  als  den,  dass 
die  Nation  in  ihrem  Sittenstande,  das  Individuum  in  seiner  Bildung ; 
noch  nicht  dafür  geeignet.    Und  doch,   wo  immer  man  dies  geltend  , 
machte,  lag  stets  der  wahre  Grund  allein  in  den  Fehlern  der  Gesetz- 
gebung oder  in  der  Corruption  der  leitenden  Staatsmänner.    Wie  dits 
in  Wahrheit  der  Fall  ist,  so  zeigt  es  nur  die  hohe  Bedeutung  des  In-  j 
stituts,  und  mag  den  Völkern  lehren,  mit  unverbrüchlichem  Mathe  au  | 
seinem  Rechte  festzuhalten. 


1)  Hiver  a.  a.  O.  8.  445.  —  2;  Hiver  a.  a.  O.  S.  527. 
3)  Kais.  Patent  vom  31.  December  1851,  wodurch  das  Patent  vom  4.  Man 
1849,  Heicbfgesetzblatt  1849.  S.  1G2.  §  103,  ausser  Kraft  gesetat  wurde. 
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IHM  Rcelit  snr  KxecntiTet    Die  M»tloa»l0»rde« 

Der  kriftigste  Aosdrnck  der  Ezecntiygewalt  des  Staates  liegt  in      dm 
der  bewaffneten  Macht  desselben.    Die  Revolntion  schuf  mit  dem  Ge-  ,^7*°  ^*' 

Inailtati  alt 

dinken  des  Volks  willens  als  Staats  willen,  der  Volkssoaverainitftt  alsBargerrteiii. 
StaatssooverainitSt,  endlich  auch  noch  das  Recht  des  Volkes  an  der 
ExecotiTgewalt  in  jeder  Aeusserung  derselben  theilzunehmen.  Die 
bevfai&iete  Macht  sollte  das  Volk  nicht  dnrch  Delegation,  sondern 
oomittelbar  üben.  In  dieser  Uebnng  soll  das  Volk  oder  ein  Theil 
desselben  nicht  als  dienendes  Organ  erscheinen,  sondern  selbstthitig 
rad  bestimmend  auftreten.  Der  Schutz  und  die  Sicherheit  des  Staates 
uch  Aussen,  Schutz  und  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern 
M  die  SchOpfungsgründe  der  bewaffneten  Macht  im  Staate.  Nach 
Aossen,  bei  der  stets  zweifelhaften  Frage,  wem  das  Volk  gegenüber- 
treten  muss,  ist  das  Staatsoberhaupt  die  persönliche  Repräsentanz  des 
Staates  und  für  die  Bekräftigung  seines  Willens  ist  ihm  als  ein  rein 
dieneodes  Organ  die  Armee  untergeordnet.  Im  Innern  des  Staats  aber 
soll  der  Barger  stets  selbst  das  Recht  haben,  fär  die  Sicherheit,  Ruhe 
Qod  Ordnung  des  Landes  einzutreten,  fär  die  Erhaltung  derselben 
selbstthätig  mitzuwirken.  Es  ist  du  persünliches  Interesse,  welches 
hier  in  jedem  Augenblicke  verletzt  werden  kann,  es  muss  ein  persön- 
fekes  Recht  sein,  diesem  vorzubeugen  oder,  wenn  die  Verletzung  droht, 
sie  abzuwehren.  Es  ist  ein  Öffentliches  Interesse,  das  in  der  Ordnung 
QiKJ  Sicherheit  des  inneren  Staatslebens  gegeben  und  das  mit  dem 
Wohl  des  Einzelnen  innig  verbunden  ist  und  das  Organ  dafür  muss, 
wenn  es  eine  umfassende  Kraft  haben  soll,  vom  Staat  als  politisches 
Kecht  anerkannt  und  organisirt  sein.  Das  sind  die  Rechtsgedanken, 
welche  zum  Unterschied  von  der  Armee  in  der  Nationalgarde  liegen. 

Mit  einem  solchen  Inhalt  organisirte  erst  die  französische  Revo-  BUrgemiiis 
htioo  im  Staate  eine  bewaffnete  Macht.  Das  alte  Frankreich  hatte  ^'  ^«tion^i- 
eioe  ähnliehe  Institution  in  der  Bfirgermiliz,  aber  von  Anfang  an 
«esentlich  von  dem  neuen  Institut  verschieden,  verlor  es  in  kurzer 
Zeit  auch  die  schwächsten  Spuren,  welche  eine  Vergleiöhung  damit 
niüessen*).  Von  Anfang  an  bestimmt,  nur  im  Innern  des  Landes  zu 
dieoen,  ward  die  Miliz  durch  eine  besondere  Recmtirungsordnung  aus- 
üben und  bildete  bald  eine  Macht,  die  nicht  blos  im  Innern,  sondern 
1^  Umständen  auch  nach  Aussen  verwendet  werden  konnte.  Der 
l>ieD8t  in  ihr  war  allgemein  verpflichtend  und  dadurch  wohl,  ähnlich 
der  Nationalgarde,  wurzelte  die  Miliz  mehr  im  Burgerthum  als  die 
Annee  und  verband  sie  diesem  oft  zu  drohender  MachtfQUe.    Das  aber 


♦)  Boltean  a   a.  O.  S.  260  u.  ff. 
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war  gerade  der  Grund,  der  dann  eben  ihre  baldige  Auflösung  nach 
sich  zog.  An  die  Stelle  der  Provinzcialmiliz  wurde  zumeist  in  den 
Städten  eine  besondere  Municipalgarde  gegründet,  die  zuerst  aus  allen 
waffenfähigen  Leuten,  dann  aber  bald  nur  aus  Leuten  »sans  avea'' 
gebildet  wurde.  Ihr  Dienst  war  ein  blosser  Polizeidienst.  Ludwig  XI V., 
der  die  alte  Provinzcialmiliz  zerstört  hatte,  pflegte,  wo  er  die  Municipal- 
garde einrichtete,  auch  diese  nur  schlecht  und  so  kam  es,  dass,  als 
die  Revolution  bei  der  ersten  Einberufung  der  Notabein  sich  erhob, 
diese  schnell  um  sich  greifen  konnte,  da  kein  Oi^an  im  Innern  Kraft 
genug  besä  SS,  schützend  und  ordnend  aufzutreten.  Mirabeau  hatte  iu 
diesem  gefährlichen  Augenblicke  zuerst  mit  kühnem  Geist  für  die 
Provence  eine  Nationalgarde  geschaffen  und  bald  folgten  die  anderen 
Provinzen  diesem  Beispiele. 
Dio  erste  Die  Constituante ,   die  Bedeutung  eines  solchen  Institutes   wohl 

gard"*  begreifend,  hatte  alsbald  nach  ihrer  Gonstituirung  wiederholt  vom 
König  die  Entfernung  aller  Truppen  gefordert  und  die  Errichtung  einer 
Burgergarde  angestrebt.  Sie  erklärte  dann  in  dem  Decret  vom  13.  Juli 
1789  unabänderlich  auf  diesem  Wunsche  beharren  zu  wollen  und  for- 
derte in  einem  Arrete  desselben  Tages  vom  König  geradezu  die  augen- 
blickliche Errichtung.  Die  vorhandene  Bürgermiliz  anerkannte  sie  als 
eingesetzt  für  ihren  Schutz  und  als  Schutz  für  die  Ruhe  und  Ordnung 
im  Innern  des  Staates.  Durch  das  Decret  vom  7.  Januar  1790  forderte 
sie  von  allen  Mitgliedern  derselben  und  selbst  von  den  Volontaires 
den  Eid  der  Treue  gegen  die  Nation,  das  Gesetz  und  den  Kdnig.  Sie 
erklärte  dann  jeden  Bürger  für  diesen  Waffendienst  verpflichtet  und 
forderte  die  Einschreibung  derselben  in  besondere  Rollen,  welche  in 
jeder  Section  einer  Gemeinde  aufgelegt  werden  sollen.  In  Paris  schrie- 
ben sie  an  demselben  Tage  45,000  Mann  für  den  Dienst  ein.  Dann 
löste  die  Constituante  alle  besonderen  Arten  der  Bürgerwehr  auf  und 
erklärte  in  dem  Decret  vom  18.  Juni  1790,  dass  alle  waffenfähigen 
Bürger  in  einer  Nationalgsrde  unter  denselben  Fahnen  und  nach  der- 
selben Uniform  vereint  werden  sollen. 

So  war  jenes  Institut  geschaffen  und  mit  einem  Namen  ausgerüstet 
worden,  der  in  der  französiscben  Staatsgeschichte  von  da  an  immer 
und  immer  wiederkehrt  und  darin  eine  grosse  und  bedeutungsvolle 
Rolle  spielt.  Es  war  das  erstemal,  dass  das  Volk  als  eine  gesetzlich 
anerkannte  bewaffnete  Macht  auftrat  Die  Constituante  begehrte  ihre 
Errichtung  um  das  des  öffentlichen  Vertrauens  bare  Militair  entfernen 
am  können.  Bei  der  Gründung  der  Nationalgarde  war  dies  umsomehr 
nöthig,  als  alsbald  diese,  aus  der  Mitte  des  Volks  hervorgegangen  und 
mit  diesem  innig  verbunden,  eine  feindliche  Stellung  gegen  die  Militair- 
macht  einnahm.  Nun  trat  bei  der  grossen  Unzufriedenheit,  welche  beim 
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Aasbnich  der  Revolation  in  der  Armee  herrschte,  diese  Sachlage 
wenig  hervor.  Die  Armee  juhelte  der  Revolution  wie  das  Volk  ent- 
l^egen  and  in  den  Kämpfen,  die  dieses  schlug,  ging  Trappe  nach  Truppe 
zar  Tolksmasse  ober.  Im  Verlauf  der  Zeit  hatten  beide  stets  ein 
gleiches  Interesse,  die  Armee  leistete  nach  Aussen  keinen  anderen 
Dienst,  als  die  Nationalgarde  nach  Innen.  Beide  schützten  und  ver- 
theidigten  die  Revolation.  Erst  als  Napoleon  durch  seine  Siege  der 
Annee  dnen  anderen  Geist  einhauchte,  sie  an  seine  Person  knüpfte 
QDd  endlich  aus  ihr  nur  ein  willenloses  Organ  seines  alleinigen  Willens 
machte,  da  trat  die  Scheidung  hervor  und  gestützt  auf  die  Armee 
Temicfatete  Napoleon  das  republikanische  Volk  und  mit  ihm  die  Natio- 
nalgarde. Unter  seiner  Herrschaft  sank  sie  immer  tiefer  und  desto 
geringer  ward  ihre  Bedeutung,  je  mehr  die  Armee  an  Macht  und  Werth  . 
stieg,  desto  geringer  ward  ihre  Macht,  je  mehr  Napoleon  den  Willen 
ifT  Nation  seinem  persönlichen  Willen  unterordnete  und  über  den 
reptibtikanischen  Geist  der  absolute  Herrschersinn  siegte. 

Auch  bei  diesem  Institut  handelt  es  sich  an  dieser  Stelle  nicht  organiMUon 
am  die  Organisation  desselben,  nicht  um  seinen  Dienst,  sondern  allein  ^  ^•**'!?f*' 
am  das  Verhältniss,  nm  das  Maass,  nach  welchem  das  Volk  sein  Recht  oetetxe  der 
iD  der  Waffenmacht  des  Staates  übt.  coMtituiitt. 

Die  Constituante  erklärte  in  dem  Decret  vom  12.  December  1790 
was  die  Nationalgarde  bedeuten  soll,  und  was  sie  ist.  Sie  ist  die  Vereini- 
^og  der  Macht  aller  Bürger.  Ein  Theil  derselben  bildet  die  Armee  gegen 
den  auswärtigen  Feind.  Der  andere  Theil  ist  für  die  Dienste  im 
Innern  des  Landes  bestimmt  Jeder  active  Bürger  hat  dadurch  das 
Recht,  alle  Ifittel  zu  ergreifen,  um  die  öffentliche  Ruhe  zu  erhalten 
und  wenn  sie  gestört  ist,  sie  wieder  herzustellen  und  ist  bewaffnet 
för  den  Dienst  der  Freiheit  und  des  Vaterlandes.  Die  Bürgergarde 
bildet  kein  Militaircorps.  Jeder  Bürger  und  seine  männlichen  Kinder 
Tom  18.  Jahre  an  sind  zum  Dienst  in  ihr  verpflichtet  und  dafür  be- 
reehtigt  Sie  haben  sich  in  besondere  Bürgerrollen  einzutragen.  Bei 
d^  ersten  Organisation  der  Nationalgarde  können  alle,-  auch  nicht 
activen  Boiler  eingereiht  werden,  wenn  sie  in  der  Revolution  mit- 
gekämpft haben.  Diese  Bestimmung  war  aus  einer  heftigen  Ansprache 
Kobespierre's  hervorgegangen.  Er  begehrte,  dass  jeder  Franzose  ohne 
unterschied  in  die  Listen  der  Nationalgarde  sich  eintragen  könne, 
denn  „man  will,  dass  alle,  welche  die  Waffen  tragen  können,  für  die 

Revolution  einzutreten  im  Stande   sind ''    Petion  hatte  sich  dem 

aogescUossen,  denn  „die  Vertheidigung  des  Vaterlandes  ist  kein  con- 
stitQtiondles  Recht,  sondern  ein  Recht,  welches  die  Natur  giebt*).'* 


*)  B&mp.  de  ranc.  Mon.  Bd.  VIII.  S.  246  u.  ff. 
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Einen  ebenso  scharfen  Ausdruck  ihres  Wesens  erhielt  die  National- 
garde durch  den  Eid,  den  die  Constituante  für  sie  am  grossen  National- 
fest der  Conföderation  des  14.  Juli  1790  vorschrieb:  »Wir  schwören 
treu  zu  sein  der  Nation,  dem  Gesetz  und  dem  König,  mit  aller  Kraft 
die  Constitution  aufrecht  zu  erhalten,  das  Gesetz  zu  schützen,  die 
Sicherheit  der  Person  und  des  Eigenthums;  zu  schützen  den  Verkehr 
des  Getreides  im  Innern  des  Landes,  die  Erhebung  der  Steuern 
in  der  Form  als  sie  bestehen,  und  yereint  zu  bleiben  mit  allen 
Franzosen  durch  die  unlösbaren  Bande  der  Brüderlichkeit.** 
An  diesem  Festtage  der  Nation  standen  14,000  Mann  Nationalgarde 
auf  dem  Marsfeld  und  im  ganzen  Land  zählte  man  ein  Burgerheer 
von  3  Millionen, 
vorreebt«  Das  Decret  vom  28.  Juli  —  12.  August  1791  erklärte  dann,  dass 

d  N&tiooai.  auch  die  Fremden,  wenn  sie  französische  Bürger  geworden,  mit  ihren 

gardc. 

Kindern  für  den  Dienst  der  Nationalgarde  berechtigt  und  verpflichtet 
sind.    Jeder  Mann  muss  sich  persönlich  in  die  Listen  eintragen  und 
nur  Vater,  Mutter  oder  Vormünder  können  die  Eintragung  für  ihre 
Kinder  vornehmen.    Der  Sohn  eines  activen  Bürgers,  der  10  Jahre  in 
der  Nationalgarde  stand,  geniesst  alle  Rechte  eines  activen  Bürgers, 
wenn  er  auch  nicht  jene  Steuer  zahlt,  die  die  Constitution  dafür  k- 
gehrt.     Im  Fall   der  Verhinderung  kann   ein  Bürger  aus   derselben 
Compagnie  einen  anderen  vertreten.^    Söhne  können  ihre  Vater,  Brüder 
können  sich  ohne  Einschränkung  ersetzen.    Wer,  um  den  Dienst  za 
entgehen,  sich  nicht  in  die  Rollen  einträgt,   wird  von  der  Ehre  auf- 
geschlossen, überhaupt,  je  in  der  Nationalgarde  zu  dienen  und  ver- 
pflichtet, einen  Ersatzmann  durch  eine  Geldstrafe  zu  erhalten.    Diese 
beträgt  den  Werth  zweier  Arbeitstage.    Der  gleichen  Strafe  verfallen 
jene,  die,  eingetragen  in  die  Listen,  den  Dienst  verweigern.    Im  Wii'- 
derholungsfalle  verlieren  diese  für  ein  Jahr  alle  activen  Bürgerrechte. 
Vom  Dienste   befreit   sind  alle  öffentlichen  Functionaire,   doch  sind 
alle,  welche  von  der  Nation  besoldet  werden,  zur  Stellung  eines  Ersatz- 
mannes verpflichtet,  ebenso  wie  Bischöfe,  Pfarrer,  Vicare  und  alle 
anderen  Geistlichen.    Militairs  sind  frei  vom  Dienst  in  der  National- 
garde.  Mit  dem  Wechsel  des  Wohnortes,  wechselt  man  auch  die  Dienst- 
pflicht für  die  neue  Gemeinde.    Tit  L  Art  1  —  18.    um  die  National- 
garde  in  ihrem  Charakter  und  ihrer  Aufgabe  rein  zu  erhalten,  erklärte 
die  Constituante  vielfach,  dass  sie  nie  gegen  äussere  Feinde  verwendet 
werden  dar!    Wenn  dies  dennoch  nöthig  wird,  so  kann  es  nur  nach 
einem  ausdrücklich  dafür  erlassenen  Gesetz  geschehen.    So  bildete  die 
Constituante  durch  das  Decret  vom  12.  August  1791  eine  besondere 
freiwillige  Nationalgarde,  welche  für  die  Vertheidigung  der  Grenzen  des 
Landes  bestimmt  war. 
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An  diesen  Bestimmimgeii  änderte  selbst  der  Convent  nichts,  ob-  Anctm«»« 
^ch  unter  seiner  Herrschaft  in  die  Nationalgarde  die  wildesten  ^'JJ^JJ^"' 
Eiemeote  eindrangen.  Die  Constitution  1793  hatte  leider  dem  vor-  di«»it. 
gearbwtet.  Die  allgemeine  Waffengewalt  der  Republik,  erklärte  Art,  107,  j,^®^^*^*,^ 
ist  aas  dem  ganzen  Volk  zusammengesetzt.  Alle  Franzosen  sind 
Soldaten  und  werden  in  der  Handhabung  der  Waffen  geübt.  Art.  109. 
IVotzdem  abö'  war  nach  kurzer  Uebung  ein  kräftiger  Burgersinn  allent- 
halben schon  in  der  Nationalgarde  erwacht,  so  dass  nach  Robespierre's 
Stirn  der  Conirent  in  ihr  gegen  das  rebellische  Volk  einen  sicheren 
Sdmtz  für  Ordnung  und  Sicherheit  fand.  Durch  das  Decret  vom  16. 
Juni  1795  (28.  Prairial  an  HL)  reorganisirte  der  Convent  auch  alsbald 
wieder  das  Institut  nach  den  Grundsätzen  der  Constituante.  Jeder 
Sir^r  war  jetzt  vom  16.  bis  60.  Jahre  für  den  Dienst  verpflichtet. 
Nur  die  öffentlichen  Functionaire,  Richter  und  YerwaJtungsbeamte, 
die  Mitglieder  des  Corps  legislatif  blieben  ausgeschlossen  davon, 
ebtfitöo  wie  alle  herumziehenden  und  nicht  ansässigen  Arbeiter,  Tage- 
labner  und  Dienstboten.  Nur  wenn  diese  besonders  um  die  Aufnahme 
aasnchen,  werden  sie  wie  minder  begüterte  Bürger  in  dieselbe  auf- 
pnommen.  Die  Constitution  des  Dbectoriums  anerkannte  diese  Grund- 
satie.  Die  Nationalgarde  wird  aus  allen  Bürgern  und  Söhnen  der 
Borger,  welche  die  Waffen  tragen  können,  gebildet,  Art  277;  aber 
die  Uebung  der  Bürgerrechte  ist  jetzt  davon  abhängig,  ob  man  in  die 
Rollen  der  Nationalgarde  eingetragen  ist  Ein  Franzose,  der  dies 
Qfflgdit,  ist  unfähig  seine  activen  Rechte  zu  üben.  Art.  279.  Ein 
Theil  der  Nationalgarde,  aus  allen  Departements  genommen  und  ge- 
wählt durch  die  Waffenbrüder,  bildet  eine  besondere  Garde  für  das  Corps 
legislatif.  Diese  Garde  sollte  nie  über  1500  Mann  haben.  Art.  70. 
Das  machte  gewissermassen  aus  dem  Institut  ein,  den  Einzelnen  ver- 
pflichtendes politisches  Element  Die  bewaffnete  Macht  fand  so  eine 
besondere  Vertretung  in  dieser  Garde,  welche  die  Gesinnung  derselben 
bob,  wie  sich  auch  bald  bei  der  Verschwörung  Pichegru's  zeigte.  i)ie 
Nationalgarde  stand  der  Gesetzgebung  zur  Seite,  und  gegenüber  dem 
nibnireichen  Feldherm  und  der  pflichtvergessnen  übrigen  Garde.  Ein- 
Kfaie  Bestimmungen  verwischten  jedoch  jetzt  den  reinen  Charakter  der 
Natiooalgarde.  Ein  Arrete  des  Directoriums  vom  6.  Mai  1796  (17. 
floreal  an  IV.)  bestimmte,  dass  stets  ein  Theil  der  Nationalgarde  zum 
Kriegsdienst  gegen  den  auswärtigen  Feind  bereit  sein  müsse.  Diese 
»Colonne  mobüe'S  bestehend  aus  dem  sechsten  Theil  jeder  Garde  eines 
Cantons,  sollte  dadurch  nicht  aufhören,  ein  Theil  der  Nationalgarde  zu 
äein,  sondern  auch  nach  seiner  neuen  Organisation  auf  das  Innigste 
mit  ihr  verbunden  bleiben.  Dennoch  entfremdete  man  das  Institut 
dadnreh  seinem  eigentlichen  Zwecke. 


248  ^'^  Volk.    Dio  Grundrechte  des  fransösischen  Bürgers. 

Picbegrn»«  Die  royalistischcn  Umtriebe,   welche  am  Anfang  der  Herrschaft 

T*^n*dre  ^®®  Directoriums  die  innere  Ordnung  störten  und  an  deren  Spitze  der 
NAtionai-  General  Pichegru  stand,  suchten  sich  im  Innern  des  Landes  eine  be- 
^^^^'  waflfnete  Macht  zu  ei-werben  und  wollte  die  Nationalgarde  dafür  geeignet 
machen.  Pichegru,  damals  Mitglied  des  Raths  der  500,  legte  demsel- 
ben in  der  Sitzung  des  24.  Juli  1797  (2.  Theimidor  an  V.)  ein  für 
diesen  Zweck  ausgearbeitetes  Gesetz  vor,  und  um  jede  strenge  Prüfang 
desselben  zu  hindern,  beantragte  er  augenblickliche  Discutiruug  des- 
selben. Barriere  schilderte  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Eile, 
indem  das  Directorium  gespalten,  die  Bevölkerung  von  Paris  in  Be- 
sorgniss  erregender  Bewegung  sei.  Unsicherheit  herrsche  in  allen  Strassen, 
Räuber  lagern  auf  den  öffentlichen  Plätzen  und  500  Banditen  ver- 
sammeln sich  alle  Tage  in  der  Rue  Dauphine.  Die  Gesetzvorlage 
ward  dem  Comite  übergeben  und  dann  nach  kurzer  Discussion  ange- 
nommen. Das  Decret  vom  12.  August  1797  (25.  Thermidor  an  V.) 
verordnete  darnach,  dass  Niemand  mehr  in  der  Nationalgarde  dienen 
dürfe,  der  nicht  das  volle  Bürgerrecht  geniesst  und  ohne  diese  Bedin- 
gung auch  Niemand  in  die  Rollen  der  Garde  sich  eintragen  darf.  Der 
Besitz  sollte  auch  hier  die  Garantie  der  Reaction  sein.  Die  territoriale 
Basis  der  Vertheilung  der  Nationalgarde  soll  nur  der  Canton  sein,  so 
dass  Jeder  eine  Compagnie  wenigstens  besitzt,  in  deren  Unterabthei- 
lungen soviel  wie  möglich  stets  die  Bürger  desselben  Quartiers  vereint 
sein  sollten.  Die  Parteiumtriebe  sollten  den  Coteriegeist  nähren,  uro 
selbst  dadurch  stark  zu  werden.  Die  Nationalgarde  hat  im  vollsten  Um- 
fang das  Recht,  ihre  höchsten  und  niedersten  Officiere  zu  wählen.  Am 
30.  August  1797  (13.  Fructidor  an  V.)  setzte  Pichegru  noch  das  Decret 
über  die  innere  Organisation  dieser  so  gereinigten  Garde  durch  imd 
ertheilte  damit  nur  den  Administrationsbehörden  der  Municipien  und 
Departements  das  Recht  der  Zusammenberufung  und  Requisition  der 
Nationalgarde  zu.  Mit  diesen  beiden  Gesetzen  glaubte  Pichegru  und 
die  royalistische  Partei  sich  eine  Waffenmacht  für  ihre  Verschwörung 
geschaffen  zu  haben,  indem  sie  nur  den  wohlhabenderen  Büi^ern,  also 
jenen,  die  nach  einem  dauernden  Frieden  sich  sehnten,  das  Recht  zum 
Waffendienst  gewährten.  Der  Staatsstreich  des  18.  Fructidor  stürzte 
Pichegru  und  seine  Partei  und  das  Decret  desselben  Tages  hob,  Art.  3$, 
auch  jene  beiden  Gesetze  über  die  Nationalgarde  wieder  auf. 
Zerstörung  Die  alten  Bestimmungen  galten  nun,  bis  Napoleon  das  Institut  ganz 
**  r^e*dnwh  vemachlässigto.  Dem  absoluten  Herrscher  konnte  eine  Waffenmacht  nicht 
Napoleon,  genehm  sein,  von  der  selbst  die  Constitution  an  VDI.  noch  erklärte, 
dass  sie  nur  dem  Gesetz  igiterstehe.  Art.  48.  Das  Recht  des  Volkes. 
mit  den  Waffen  in  der  Hand  seine  Freiheit  zu  schützen,  konnte  der 
absolute  Herrschersinn  Napoleons  nie  achten  und  auch  nach  seinem 
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Sturze  fand  es  vor  den  Regierungen  der  Restauration  keine  Aner- 
keooimg.  Erst  eine  neue  Revolution  und  die  daraus  hervorgegangene 
Constitution  1830  kehrte  zurück  auf  den  hohen  Gedanken  der  Consti- 
tuante. Art  66.  Unter  dem  Bärgerkönig  hatte  das  Institut  seine 
Biätbezeit,  bis  es  nach  der  Revolution  d.  J.  1848  abermals  durch  einen 
Napoleon  in  seiner  Bedeutung  wieder  beschnitten  und  seiner  eigent- 
kheD  Besdmmnng,  eine  Volksbewaffnung  zum  Schutze  der  inneren 
Ordoiing  und  Sich^heit,  aber  auch  der  Freiheit  zu  sein,  zum  Theil 
eotfremdet  wurde.  Mit  der  Zeit  wird  man  gewiss  allenthalben  dahin 
gelangen,  mit  der  Anerkennung  der  politischen  Rechte  des  Bürgers 
aud  das  der  Volksbewaffnung  in  der  Nationalgarde  anzuerkennen. 
Die  Regierungen  werden  dem  Volke  seine  Rechte  gönnen,  gegenüber 
der  ungeheuren  Verpflichtung,  welche  die  unersättliche  Soldatenlust 
uer  Regenten  ihm  aufbürdet.  Die  Völker  werden  die  Pflichten  nicht 
"Ebenen,  die  ihrem  Recht  anhängen,  wenn  sie  erkennen  werden,  dass 
m  Freiheit  nar  dann  geschützt  ist,  wenn  sie  selber  dafür  kämpfen 
iooneo. 


Die  Staatsgewalt 


Yolkssonyerainitat  und  Staatsgewalt. 

Einleitung.  Jjjj^  französischc  Revolution  war  ein  Kampf  um  die  Staatsgewalt,  um 
die  Trennung  derselben  und  Organisirung  der  einzelnen  Elemente,  um 
die  Träger  derselben  und  den  Umfang  ihrer  Rechte.  Ich  habe  in  der 
Einleitung  des  Werkes  darauf  schon  hingewiesen. 

Seit  dem  bekannten  achten  Artikel  der  westphälischen  Friedens- 
acte  war  in  dem  Recht  der  Souverainität  der  unantastbare  Ausdruck 
gefunden  worden  für  den  Besitz  der  unumschränkten  Staatsgewalt 
der  Regenten  und  Herrscher.  Diese  Gewalt  aber  hat  das  grau  ge- 
wordene Unglück  über  die  Völker  gebracht.  Diese  erkannten  es  und 
gingen  in  ihrem  Elend  immer  auf  den  Urquell  desselben  zurück.  Und 
als  der  Morgen  einer  neuen  Zeit  graute,  da  begriff  man  nur  einen 
Gedanken,  und  dieser  eine  Gedanke  war,  mit  der  absoluten  Herrscher- 
ge walt  zu  brechen.  Es  musste  ein  neuer  Träger  der  Staatsgewalt 
gründen  werden,  der  nicht  mehr  der  eine  Regent  sei,  der  aber  ebenso 
mächtig  wie  er  und  mächtiger  sein  wird,  wenn  er  mit  der  Souverainität 
sich  umkleidet.  — 

RoQstean  Der  wisseuschaftUche  Process  war  in  dieser  Beziehung  den  Thaten, 

die  seine  Resultate  verwirklichen  sollten,  lange  vorausgegangen.  Die 
französische  Revolution  hat  viele  Apostel  und  Jünger  gehabt,  aber  nur 
einen  Messias  und  ein  Evangelium.  Dieser  Messias  war  J.  J.  Rousseau, 
das  Evangelium  der  Contrst  sociaL  Die  öffentliche  Freiheit  sollte  auf 
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eoe  Deoe  und  unwandelbare  Basis  gegründet  werden.  Diese  Basis 
nr  in  ihrer  letzten  Zergliederung  die  alleinige  Idee  der  Macht  und 
der  Zahl.  Es  ist  die  Macht  des  Volkswillens,  die  Gewalt  Aller,  es  ist 
allein  die  Sonverainität  des  Volkes,  welche  die  öffentliche  Freiheit 
pöen  und  schützen  kann.  Was  man  den  Königen  entreissen  mnss, 
die  absolute  Staatsgewalt,  das  mnss  man,  nach  Rousseau,  in  die 
Hände  des  souverainen  Volkes  legen.  Denn  das  Volk  ist  allein  der 
Hot.  Es  kann  seine  Gesetze  ändern,  selbst  die  besten,  und  wenn  es 
OuB  gefällt,  schlechte  Gesetze  zu  machen,  wer  ist  es,  der  das  Recht 
hat  es  daran  zu  hindern ')? 

Diese  Grundsätze,  die  bittersten  Feinde  des  menschlichen  Wesens,  Di« 
die  TOD  dem  Gedanken  der  Freiheit  zur  strengsten  Wirklichkeit  der  ^^|||^|^^*' 
Ttraimel  fuhren  müssen,  waren  die  Glaubenssätze  der  französischen 
Bevolotion.  Den  Despotismus,  den  Hobbes  in  die  Hände  der  Könige 
teste,  legt  Rousseau  in  die  Fäuste  des  Volkes.  Und  wie  jener,  so  will 
äeser  ihn  auch  absolut  in  den  Händen  des  Besitzers  gewahrt  wissen. 
Das  Volk,  als  Sou verain,  tritt  somit  ganz  an  die  Stelle  der  Könige 
des  ancien  Regime,  und  wird  die  unmittelbare  Quelle  aller  öffentlichen 
Gewalt  Diese  Ideen  aber,  so  unnaturlich  sie  sind,  entsprach«^  den 
Gesellschaftsvorstellnngen,  die  die  Reyolution  geschaffen.  Die  Hast  unter- 
legaDgene  ständische  Gesellschaft  konnte  sich  den  Staat  nur  in  der  Ge- 
stalt des  Königthums  denken,  welches  in  seiner  absoluten  Willkör  die 
öffentlichen  Verhältnisse  beherrschte  und  leitete,  also  vor  allem  die 
PHTil^en  und  Vorrechte  erhielt.  Die  Revolution  suchte  einen  neuen 
SoQverain,  der  ihrer  Gesellschaft  entsprach,  das  heisst,  der  die  allgemeine 
Gleichheit  darstellte  und  sicherte.  Das  konnte  sie  von  dem  alten 
Königthum  nicht  erwarten.  Darum  versinkt  dieses  von  allem  Anfang 
io  Ohnmacht  und  die  Gesellschaft  selbst  steigt  als  Souverain  auf  den 
Tbron.  Es  ist  somit  in  dieser  Erscheinung  gar  keine  Unüatflrlichkeit 
liegen.  Sie  harmonirte  mit  den  Verhältnissen  und  war  eben  darum 
so  gewaltig.  Die  Volkssouverainität,  als  unumschränkte  Staatsgewalt, 
vard  im  wahrsten  Sinn  nur  der  Ausdruck  der  Herrschaft  der  Interessen 
^  nicht  privilegirten  Klassen.  Die  Souverainität,  erklärt  die  Con- 
stitution 1791,  ist  eine  untheilbare,  unveräusserliche  und  unverjährbare 
ssd  gdiört  der  Nation.  Kein  Theil  des  Volkes,  keine  einzelne  Person, 
kann  sich  dieselbe  aneignen.  Tit.  III.  Art.  1.  Die  Gesammtheit  der 
franaösischen  Borger,  ruft  die  Constitution  1793  dem  berauschten 
Volke  zu,  diese  Gesammtheit  bildet  das  souveraine  Volk.  Art  7. 
Tod  wie  der  Convent  die  Menschenrechte  proclamirte*),  da  verkündete 
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er  zugleich  den  Geist  Rousseau's  in  ungetrübter  Reinheit.  Die  natio 
nale  Souverainität  ruht  wesentlich  im  ganzen  Volke  und  jeder  Börgei 
hat  ein  gleiches  Recht,  bei  ihrer  Ausübung  zu  concurriren.  Art  2^ 
Die  Yolksmasse  war  zur  absoluten  Herrschaft  gebracht!  Und  seU>s 
dann,  als  die  heftigsten  Stürme  der  Zeit  sich  gelegt  hatten,  selb< 
dann  verkündete  die  neue  Constitution  an  III.  noch  einmal  die  lieb 
gewordene  Wahrheit.  Die  Souverainität  liegt  nach  ihrem  Wesen  ii 
der  Gesammtheit  der  Bürger.  Art.  17.  Alles  concentrirte  sich  in  den 
Glauben,  der  Mord  herrschte  dafür  in  den  Strassen,  die  Guillotiiv 
ward  für  ihn  aufgerichtet,  Schlachten  wurden  um  ihn  geschlagen,  dai 
Blut  der  besten  Bürger  darum  geopfert.  Märtyrer  steigen  vor  unser« 
Augen  aus  einer  jeder  Menschlichkeit  entkleideten  Yolksmasse  empui 
und  ihr  Blut  soll  die  Herrschaft  einer  Idee  beweisen,  die  nach  kunen 
Glänze  zertrümmert  wird  durch  die  Hand  eines  einzigen  Mannes,  dei 
der  Phantasie  die  Berechnung,  der  wogenden  Leidenschaft  das  un- 
wandelbare Selbstvertrauen,  der  Idee  die  starre  That  gegenüberstellt, 
Die  ganze  Machtfülle  der  absoluten  Staatsgewalt  ging  in  die  Hand 
des  ersten  Gonsuls  über  und  dieser  reichte  sie  den  geweihten  Händen 
des  Kaisers  Napoleons.  Und  die  Masse  des  Volkes  jauchzte  ihm  zq! 
Trauernd  möchte  man  gestehen,  dass  die  Völker  nicht  geschaffen 
sind,  die  Herrschaft  zu  führen  oder  auch  nur  zu  theilen,  wenn  nicht 
der  Geist  der  Welt  in  dem  furchtbaren  Sturze  des  grössten  und  glän- 
zendsten Tyrannen  ein  Zeugniss  der  Zukunft  gegeben  hätte,  dass  die 
Zeit  des  finsteren  oder  sogenannten  aufgeklärten  Absolutismus  für 
ewig  verschwunden  ist  und  die  Völker,  die  nach  der  Freiheit  ringen, 
ein  unabweisliches  Recht  auf  dieselbe  besitzen.  — 

Monut  Neben  den  wilden  Phantasien  Rousseau's  weht  der  Geist  Montes- 

quieu nnd  qaieu's  durch  die  gesammte  Gesetzgebung  der  französischen  Revolution. 

Theorie.  Montesqulou,  der  den  Qeist  der  Oeselse  mit  tieferer  Weisheit  ertasst 
hatte  als  Rousseau,  ist  auch  der  eigentliche  Gesetzgeber  dieser  Zeit. 
so,  dass  von  seiner  Herrschaft,  wenigstens  äusserlich,  selbst  Napoleon 
sich  nicht  befreien  konnte.  Auch  er  erkennt  die  absolute  Staat>' 
gewalt  als  ein  Uebel,  aber  er  erkennt  das  Cebel,  in  welcher  Hand 
immer  die  unbeschränkte  Gewalt  liegen  möge.  Damit  man  nun  diese 
Gewalt  nicht  missbrauchen  könne,  ist  es  nöthig,  dass  nach  der  Lage 
der  Dinge  die  Gewalt  durch  die  Gewalt  eingeschränkt  werdet-  ^^^ 
Einschränkung  der  Gewalt  findet  er  dort,  wo  Aristoteles^)  schon  sie 
gesucht  hat,  in  der  Theilung  der  Staatsgewalt').    Seit  Montesquieu 
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plt  diese  als  der  Hort  aller  Freiheit  und  für  die  Gesetzgeber  der 
ftaozdsischeu  Re?olation  war  sie  ein  unantastbarer  Glaubenssatz,  mit 
Jrssen  Dordifuhrnng  und  Erhaltung,  die  Erhaltung  der  gesammten 
poUtisrhen  Freiheit  auf  das  Innigste  verknüpft  war.  Nach  der  schon 
TOD  Aristoteles  aufgestellten  Dreifaltigkeit  der  Staatsgewalt,  wurde  die 
Tre&naiig  derselben  von  allen  Constitutionen  der  Revolutionszeit  that- 
skhlich  durchgeführt  Nur  die  Constitution  des  Directoriums  gab  dem 
Begriffe  selbst  einen  gesetzlichen  Ausdruck.  „Die  sociale  Garantie  ist 
onmöglich,  wenn  die  Theilung  der  Staatsgewalt  nicht  durchgeführt, 
veim  die  Grenzen  derselben  nicht  festgesetzt  und  wenn  die  Verant- 
wortlichkeit der  öffentlichen  Punctionaire  nicht  versichert  ist.  Art.  22. 

Aber  auch  hi^  fibereilte  die  That  die  Grundsätze  der  Wissenschaft.  Mis^braaeh 
Indit  die  Trennung  der  absoluten  Staatsgewalt  in  ihre  drei  Elemente,  ^mom«..'"'^ 
'He  gesetzgebende,  vollziehende  und  richterliche  Gewalt,  war  das  letzte  qniou't. 
Ziei,  sondern  es  war  ein  Zerreissen  der  Staatsgewalt,  das  man  gesetz- 
irh  durchführte  und  mit  eifersichtigen  Augen  bewachte  man  jede 
dazeloe,  damit  sie  keine  Uebergriffe  wage.  Ja  damit  sie  dieses  nie 
mmöge,  schwächte  man  bald  die  eine,  bald  die  andere  der  Art,  dass 
sie  in  Ohnmacht  zusammenbrach  und  zu  Grunde  ging.  Während  der 
'«nstituante  war  dies  der  Fall  mit  der  Executivgewalt,  während  der 
Conveots  mit  der  richterlichen,  während  des  Consalats  und  des  Kaiser- 
rekhs  mit  der  gesetzgebenden.  Zuerst  verführte  blinde  Leidenschaft 
God  rücksichtsloser  Hass,  dann  herrschte  die  Wuth,  bis  endlich  ein 
absoluter  W\\\e  und  die  Gewalt  das  Wahre  selbst  im  Keime  zerstl^rte. 
Und  dennoch  wird  die  schönste  Form  der  Staatsgewalt  allein  jene 
^  welche,  indem  sie  die  einzelnen  Elemente  ihrer  Natur  nach  trennt 
ond  ihre  ünabhän^gkeit  wahrt,  die  freie  Cebung  derselben  mit  der 
Bannonie  ihrer  gegenseitigen  Beziehungen  versöhnt.  Die  Erkenntniss 
dieser  Wahrheit  hat  die  Zeit  mit  dem  Blut  der  französischen  Revolu- 
tion erkauft.  Es  sind  grossartige  Versuche  einer  Zeit  und  eines 
Volkes,  welche  ich  nun  im  Folgenden  verzeichne;  es  sind  unschätz- 
bare Lehren  für  die  fernste  Zukunft,  wenn  sie  auch  für  das  Recht 
der  Belehrung  heute  schon  nichts  mehr  in  die  Waagschale  legen  kön- 
aes,  als  das,  dass  sie  gewesen.  Aber  es  ist  immer  die  Vergangenheit 
oadi  der  wir  die  Zukunft  bestimmen  und  unsere  Hoffnung  nähren. 
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Keine  Revolution,  welche  die  Geschichte  beschrieben  und  de 
Nachwelt  aufbewahrt  hat,  brach  los,  so  sicher  und  deutlich  von  Allel 
geahnt,  von  Vielen  gefürchtet,  vom  grössten  Theil  gewünscht,  als  dii 
grosse  französische  Revolution  am  Ende  des  achtzehnten  und  Anfanj 
des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

Poiitincber  Die  Herrschergewalt  in  Frankreich  hatt«  Ludwig  XIV.  während 
**'*"*  einer  langen  Regierung  in  seiner  Hand  als  absolute  Gewalt  coiicen 
trirt,  damit  wohl  sein  Reich  zu  einer  äusseren  Macht  emporgehobel 
und  mit  blendendem  Glänze  umgeben,  aber  im  Innern  durch  ei» 
Herrschaft  der  schnödesten  Willkür  das  Land  ausgesaugt  und  da^ 
Volk  entkräftet.  Man  trug  das  Elend,  das  man  erkannte,  so  lange  eil 
grosser  Name  noch  Achtung  gebot;  man  erschrak  vor  demselben  un^ 
sah  seine  ganze  gährende  Tiefe,  als  dieser  Name  verschwand.  Lud 
wig  XV.  hatte  keine  der  grossen  Eigenschaften  seines  Vorfahren,  uw 
für  die  Leiden  seiner  Herrschaft  dem  gebeugten  Volk  in  dem  G\m 
der  Regierung  dennoch  einen  Trost  zu  bieten.  Die  Geschichte  seinet 
Regierung  erzählt  von  keinen  Thatcn,  die  der  Ruhmbegierde  seind 
Volkes  genügten.  Geschlagen  kehrten  die  Armeen  aus  den  planlos 
unternommenen  Kriegen  heim  und  übertrugen  die  Erbitterung,  welche 
die  Entehrung  erzeugte,  auf  jene,  welche  an  ihrer  Spitze  standen. 

Vcrfkii  der  Im  Geist  der  Aufklärung  und  der  Classicität  suchte  der  Vierzehote 
Ludwig  zu  glänzen.  Der  Geschmack,  die  Liebe  zur  Kunst  und  die  Pflege 
der  Wissenschaften  schützen  sein  Zeitalter  vor  der  Schamlosigkeit,  vor 
der  Gemeinheit.  Man  hielt  auf  Anstand,  wenn  auch  hinter  demselben  eine 
scharfe  Lüsternheit  lauerte;  die  Tugend  jener  Zeit  war  keine  unnahbare 
Feste,  aber  sie  war  noch  ein  Gesetz  im  Herzen  des  Volkes,  «ne 
strenge  Etiquettsache  bei  Hofe !  Ludwig  XV.  aber  adelt«  die  Sitten- 
losigkeit.  Die  tiefste  Gemeinheit  ward  als  erhabenes  Gefühl  anerkannt 
Diebstahl  und  Betrug  wird  Edelmanns  Ehre,  die  Männlichkeit  verkauft 
sich  und  im  Gewerbe  der  Strassendirnen  erntet  sie  die  Bewunderung 
der  Zeit.  Voltaire,  dieser  Stempel  seiner  Zeit,  ist  lüstern  und  frivol, 
aber  er  buhlt  noch  nicht  um  Respect  für  seine  Pucelle  und  nicht  um 
Achtung  für  Gandide.  Crebillon  aber  wird  für  die  Gemeinheit  sentimental 
und  Manon  Lescaut  des  Abbe  Prevost  tritt  mit  Ansprüchen  an  uusea^ 
Thränen  auf.  Wenn  ein  solches  Buch  zum  Evangelium  seiner  Zeit 
erhoben  wbrd,  dann  ist  die  Phantasie  derselben  zum  V^Tahnsinn  ent- 
artet, der  Geist  zum  Unsinn!  Da  konnte  der  Jesuitismus,  der  sici 
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llBgst  sdion  wieder  geregt,  seine  Kraft  finden,  and  die  Priesterherr- 
sefaaft  ihren  Boden.  Ludwig  XIV.  wnsste  ihre  Hachtgelüste  za  zähmen 
in  dem  Augenblick,  wo  diese  über  die  gesetzten  Schranken  hinauszu- 
greifen  wagte.  Ludwig  XY.  überliefert  ihr  die  gesammte  Staatsmacht 
Cnd  in  der  Entner vung  eines  Geschlechtes,  in  der  Ohnmkcht  der  Re- 
pemng,  der  Verderbtheit  der  Regierten,  konnte  sie  diese  ergreifen  und 
bebaapten.  Wo  Staat  und  Volk  so  verwüstet  ist,  da  giebt  es  nur  ein 
Bettiugsmittel  —  das  Blut  der  Revolution. 

Das  waren  die  Zeichen  der  Zeit,  in  der  Ludwig  XVL  auf  den    Lndwi« 

Thron  stieg.    Die  Sittenlosigkeit  der  Zeit  entsprang  nicht  aus  einem      ^^'' 

anziüimbaren  Trieb  des  Volkes,  sondern  vom  Elend  der  Gesellschaft 

getrieben,  stürzte   man  sich  der  sinnlichen   Lust  in   die  Arme,   um 

4ort,  wenn   auch  keine  Rettung,   so  doch  Vergessen  und  TVost  zu 

foden.    Die  Versunkenheit   der  Armee  fand  nicht  ihre  Gründe   im 

Mingel    an    Schlachten    und    Siegen,    sondern    in    der    schlechten 

öiganisation   derselben,   welche    aus    den   Officiersstellen   eine  aus- 

^diliessliche   Pfründe  für  einen  entnervten   Adel  geschaffen,   ebenso 

vie  die  Religion  nicht  abhanden  kam,  weil  die  Zeit  ihre  Glaubens- 

khren  verschlechtert,  sondern  weil  ihre  Priester  und  Lehrer  der  Ver- 

achhmg  anheimgefallen.   Die  Zerrüttung  der  Finanzen  beruhte  in  erster 

Lioie  nicht  so  sehr  auf  einer  schlechten  Verwaltung,  als  auf  dem,  auf 

Monopol  und  Privilegium  gebauten  Zustand  der  Gesellschaft.    Das  war 

die  Quelle  des  Unglücks,  die  ungenügende  Verwaltung  vergrösserte  nur 

den  Strom  desselben.    Die  Gefahr,  welche  die  Zukunft  in  sich  barg, 

brauchte  man  nicht  vorauszusehen,  aber  wer  es  wagte,  der  Sachlage 

kühn  ins  Auge  zu  sehen,  der  musste  erkennen,  dass  eine  furchtbare 

Zeit  hereinbrechen  muss,  wenn  nicht  eine  vollkommene  Umgestaltung 

der  Gesellschaft,  eine  ganz  neue  Ordnung  der  gesellschaftlichen  Rechte 

geschaffen  wird.    Diese  Nothwendigkeit  erkannte  damals  Niemand  und 

adfaet  diejenigen,  jdie  sie  ahnten,  fanden  entweder  die  Mittel  der  Hülfe 

oidit,  oder  hatten,  wenn  sie  diese  gefunden,  den  Muth  und  die  Kraft 

ak^t,  sie  anzuwenden.    Wohl  ist  es  wahr:   Nie  genügt  eine  Zeit  dem 

ip&teren  Geschlecht,  immer  sieht  dieses  klarer  und  schärfer  als  das 

Tothergegangene!   Der  Gegenwart  ist  die  Zukunft  verschlossen,    die 

Ahnung  aber  ist  ihre  Weisheit,  das  augenblicklich  Mögliche  das  Maass 

ihrer  Kraft   Die  Zukunft  richtet  eine  That  mehr  nach  den  Folgen,  als 

nach  den  ersten  Gründen ,  die  Gegenwart  kann  diese  nur  prüfen ,  jene 

selten  oder  nie  mit  voller  Gewissheit  berechnen. 

Die  Geschichtschreibung  und  Critik  der  Regierung  Ludwig  XVI.  Die  Raform- 
dddt  tausend  Mittel  auf,  welche  nach  ihrer  Erkenntniss  der  Revolution  bMtr«ban- 
bitten  vorbeugen  können.    Prüft  man  aber  alle  jene  Mittel  und  Rath-      zvi. 
schlage,  dann  sind  sie  zumeist  nichts  anderes,  als  die  Weisheit,  das 
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Unmögliche  zu  thuo,  um  vielleicht  das  Nothwendige  in  seinem  Gange 
an&uhalten.  Ludwig  XVI.  hatte  einen  edlen  Geist,  ein  rechtschaffenes 
Herz  und  den  besten  Willen,  das  Glück  seines  Volkes  zu  schaffen. 
Frankreich  hatte  eine  Reihe  ausgezeichneter  Männer,  die  lange  vor  der 
Revolution  auf  die  unabweisliche  Noth wendigkeit  einer  Aenderung  des 
Staatshaushaltes  hinwiesen  und  sie  standen  zumeist  dem  König  zur 
Seite.  Aber  des  Königs  Gerechtigkeit  und  treues  Gefühl  waren  ohn- 
mächtig im  Heer  der  altgewordenen  Lüge  und  Verläumdung.  Die 
kräftige  Hand  Turgot's,  welche  mit  Macht  in  die  unabsehbaren  Ver- 
wirrungen des  Staats  und  besonders  der  Finanzen  eingriff,  erlahmte 
im  Kampf  der  Camarilla.  Verbcsserungen  der  Verwaltung  ertrug  man 
noch,  als  er  aber  die  Wurzel  des  Elends  angreifen  wollte,  die  Gesellschaft 
selbst  zu  reformiren  versuchte,  als  er  dem  König  einen  Finanzplan  vor- 
legte, dessen  Grundlage  die  Aufhebung  der  Zünfte  und  Innungen,  die 
Freiheit  des  Getreidehandels,  die  Vertheilung  der  Grundsteuer  auf  da> 
gesammte  Grundeigenthum  war,  als  er  Freiheit  und  Gleichheit  des 
Erwerbes  und  die  Eröffnung  einer  lebensstarken  Concurrenz  im  Handtl 
begehrte,  da  wurden  Strassenunruhen  angezettelt,  das  Parlament 
widersetzte  sich,  der  Hof  intriguirte,  der  ganze  Adel  erhob  sich  und 
Turgot  musste  seine  Entlassung  nehmen  *).  Malesherbes,  dessen  Tugeu<J 
so  ohnmächtig  war  wie  Turgot's  Geist,  folgte  dem  Freunde  in  die 
Einsamkeit.  Sie  waren -die  Einzigen,  die  ihre  Zeit  verstanden,  sie 
allein  versuchten  die  Mittel,  die  gegen  eine  drohende  Zukunft  hutteu 
Rettung  bieten  können. 

Alles  war  corrumpirt,  der  Adel,  die  Geistlichkeit  und  der  Bürger- 
stand! Viele  Geschichtsschreiber  hätten  gern  aus  dem  dritten  Staml 
einen  Märtyrer  jener  Zeit  gemacht!  Mignet  allein  erkennt  die  Ein- 
seitigkeit dieser  Auffassung  und  mit  klarem  Recht!  Der  dritte  Stand 
und  die  beiden  anderen  Stände  erkannten  die  Nothwendigkeit  einer 
Reform;  dieser  wie  jener  aber  war  unfähig,  ein  thjitsächliches  Mittel 
derselben  zu  begreifen.  Der  Bfirgerstand  widersetzte  sich  der  Auf- 
hebung der  Zünfte,  wie  der  Adel  der  Befreiung  der  Ländereien  vom 
Frohndienste;  der  Bfirgerstand  widerstrebte  der  Freiheit  des  Erwerbes, 
der  Concurrenz  im  Handel,  wie  Adel  und  Geistlichkeit  der  Abschaffung 
der  Leibeigenschaftsdienste  und  anderer  Privilegien.  Nur  sah  die  grosse 
Masse,  und  mit  ihr  auch  der  Bürgerstand,  dennoch  in  Turgot  einen 
Vertreter  ihrer  Interessen  und  als  diese  mit  ihm  ihre  Vertretung  ver- 
loren, glaubten  sie  sich  vom  Königthum  verrathen  und  gaben  es  auf. 
Die  grosse  Masse  war  es  aber  jetzt,  die  nach  den  Reformen  ausschaute 
und  die  Intelligenz,  die  sie  in  ihrer  Mitte  hatte,  zeigte  den  Weg  in 


*)  Bresson:    Histoire  financiire  de  la  France.  Bd.  II.  S.  11  u.  ff. 
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deo  Lebreo  der  Philosophie,  der  Freiheit  und  Gleichheit  und  legte  in 
leser  Zeit  die  Basis,  auf  der  die  Revolution  sich  entfaltete. 

Im  Jahr  1776  trat  Necker  als  Generalcontroleur  der  Finanzen  in    Kecker, 
die  Regiening  Frankreichs  ein.     Die  Geschichte  hat  Necker  mit  be- 
Httderem  Wohlwollen  benrtheilt.    Und  in  der  That,  Necker  wollte  das 
Beste.    Dreimal  ward  er  seiner  Stellung  enthoben,  dreimal  rief  ihn 
dar  König  zurück  *).    So  oft  er  erschien,   begrüsste  ihn  das  Land  als 
^Q  Vater  öes  Vaterlandes  und  als  er  nach  den  Julitagen  1789  aber- 
mals zur  Leitung  der  Finanzen  berufen  wurde,   zog  er  im  Triumph 
doreh  ganz  Frankreich.   Aber  Necker  war  trotzdem  immer  nur  gross, 
so  lang  man  auf  ihn  hoffte.  So  lang  er  das  Ziel  der  Erwartung  war, 
pit  er  als  Erlöser,  in  dem  Augenblick  wo  er  thatsilchlich  die  Leitung 
fe  Regierang  ergriff,  zerstörte  er  selbst  die  Hoffnungen  und  verlor 
das  Vertrauen.    Necker  war  ein  grosser  Verwaltungsbeamter,  aber  kein 
Staatsmann,  Necker  wollte  viel,  aber  nie  das  Ganze  und  er  erkannte 
lach  nur  viel,  aber  das  Ganze  durchdrang  sein  Blick  nicht.    Als  er 
sjaier,  beraubt  des  Vertrauens   seines  Königs,   zerfallen  mit  seinen 
Cdkgen,  vernachlässigt  von  der  Nationalversammlung,  auch  noch  für 
die  Vorrechte  des  Adels  auftrat*),  verlor  er  die  letzte,  wohl  längst 
seiivankende  Gunst  einer  schon  sehr  kleinen  Volkspartei.   So  ist  Necker 
das  Bild  so  vieler  Revolutionsminister !    Das  alltägliche  Leben  erfüllt 
ae  die  Phantasie  bewegter  Tage  und  weil  es  dies  nicht  kann,  fallen 
gerade  immer  jene  Männer  zuerst,  welche  die  Revolution    zu   ihren 
Helden  aaserkoren.    Sie  suchen  ihre  Aufgabe  in  der  Befriedigung  der 
Zeit,  and  doch  ist  diese  unfähig,  sie  zu  empfangen,  wie  ein  Fieber- 
banker,  der  selbst  die  Arznei  nicht  verträgt,  die  ihn  heilen  soll.   Eine 
Revolution  will  bezwungen  sein,  nicht  befriedigt    Uebrigens  wäre  nie 
an  einzelner  Mann  im  Stande  gewesen  die  herannahende  Revolution 
einzudämmen.   Der  französische  Staat  bedurfte  ihrer  und  dass  sie  kam, 
var  ein  Glück  Frankreichs  und  ein  Segen  Europas.    Schnell  trocknet 
das  Blat   der  auf  dem  Schlachtfeld  Gefallenen,  schnell  ist  der  Schrei 
d*^  Jammers  vergessen,  den  jene  ausstiessen,  die  für  den  Fanatismus 
ote  die   Heiligkeit  einer  Idee  verblutet  sind,  aber  ewig  dauert  das 
Volk  nnd  seine  Bedürfnisse,  die  sich  vererben.    Nicht  mit  der  Ver- 
logenheit kann  sich  ein  reges  Geschlecht  dauernd  beschäftigen,  und 
ein  Volk,  das  vom  Ruhm  entschwundener  Zeiten  zehrt,  oder  über  das 
gewesene   Unglück  jammert,  legt  das  erste  und  schwerste  Zeugniss 
seines  Yeifailes  ab. 


1)  BreMon  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  50  u.  ff. 

^  Opinion  de  M.  Necker  relativement  an  d^cret  de  rAnsembl^e  nationale 
eoneeroant  lea  Ütres,  les  noms  et  les  armotres  1790. 

Rlehter:    SUaU-  aad  OeielUchafUrecht.    I.  17 
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Die  Reicba-  Das  ganze  Volk  musste  Hand  anlegen  an  die  Neogestaltang  des 
■*^°J|J^^^^**  Staates,  denn  nur  dieses  hatte  die  nöthige  Kraft.  Dass  die  Leiden- 
schaft sich  regt,  wenn  die  Masse  in  den  Kampf  gerufen  wird,  das 
muss  man  mit  der  Schöpfung  und  der  menschliehen  Natur  abrechnen. 
Einzelne  Männer  tragen  weder  die  Schuld,  noch  können  sie  die  Ver- 
antwortung tragen !  Und  das  ist  stets  der  befruchtendste  Regen,  dem 
Gewitterschauer  vorhergeht.  Die  Reichsstände  waren  das  einzige  Mittel 
und  dennoch  die  letzte  Zuflucht  des  Thrones  gewesen.  Schon  1778 
hatte  Necker  in  einem  Memorial'  über  die  Assemblees  provinciales  die 
Errichtung  und  Einberufung  derselben  befürwortet.  Aber  damals  waren 
alle  Vorschläge  dieser  Art  vergebens.  Nur  in  Ahnung  dessen,  was  da 
kommen  könne,  unter  dem  Druck  einer  aufs  Höchste  gestiegenen  Finanz- 
noth,  entscliloss  man  sich,  einen  Volksrath  vor  die  Stufen  des  Thrones  zu 
rufen.  Es  waren  die  Notabein  des  Jahres  1787.  Was  waren  diese  Notabein? 
Waren  sie  eine  Volksvertretung?  Nein!  Die  Notabein  waren  ein  Rath  des 
Königs  ohne  gesetzgebende  Gewalt,  ohne  jede  feste  Form.  Aas  I5u 
Herren  dos  Adels  und  der  Geistlichkeit  gebildet,  waren  sie  ein  Werkzeug 
in  der  Hand  der  absoluten  Monarchie,  welches  diese  weder  einschränkte 
in  ihrer  Willkür,  noch  in  ihren  Handlungen  bestimmte  und  für  die 
Kraft  ihrer  Rathschläge  die  moralische  Macht  der  Volksvertretung  nicht 
einlegen  konnte*).  Sie  standen  durch  keine  verwaltende  Thätigkeit  mit 
dem  Volk  in  Verbindung,  sie  ragten  nur  durch  Privilegien  über  dieses 
empor  und  waren  zugleich  durch  diese  mit  dem  Königthum  aufs  Innigste 
verknüpft,  weil  ihr  Bestand  von  diesem  allein  abhängig  war.  Doch  darum 
berief  man  sie,  weil  man  nichts  von  ihnen  zu  fürchten  hatte,  darum 
aber  gingen  sie  alsbald  nach  ihrem  Erscheinen  unter,  weil  sie  die 
Kraft  nicht  besassen,  welche  die  Zeit  begehrte.  Noch  einmal  wollte 
sich  die  Monarchie  den  privilegirten  Ständen  veiirauen,  noch  einmal 
versuchten  diese  die  Herrschaft  ihrer  Vorrechte  zu  behaupten.  Es  war 
und  ist  dies  seither  ein  altes  Schauspiel.  Nie  willigen  privilegirte  Stande 
in  friedlicher  Weise  in  eine  Reform,  sie  drängen  lieber  zur  Revolution, 
denn  in  der  kleinsten  Neuenmg,  wenn  sie  ein  Aufgeben  ihrer  Vor- 
rechte begehrte,  sehen  sie  schon  ein  Attentat  gegen  die  Sicherheit  des 
Staates.  Es  lag  eine  tiefernste  Lehre  in  jenem  letzten  Rettungsver- 
suche der  absoluten  Monarchie,  und  dennoch  haben  die  nichts  aus 
ihr  gelernt,  für  die  sie  gegeben  ward.  Calonne  wurde  mit  seiner 
Hauptforderung,  mit  der  er  vor  sie  hintrat  und  wegfen  der  er  ihre 
Einberufung  veranlasst  hatte,  der  Besteuerung  alles  Grundbesitzes, 
nach  einem  wüthenden  Kampf  abgewiesen  und  musste  aus  dem 
Ministerium   scheiden.     In  jener   ersten   Notabeinversammlung   aber 


*)  L.  Chassin:    Le  Genie  de  la  R^volntion.  1863.  Bd.  I.  &  91. 


g('n.!raux. 


Eluleitnng.  259 

htte  Lafayette  auch  die  Einberufung  der  Etats  g^neraux  verlangt. 
Ei^nthümlicher  Weise  stand  damals  der  ganze  Adel  der  Regierung 
fejudlich  gegenüber.  Er  zürnte  dem  Staatsoberhaupt  und  glaubte  durch 
diese  seine  Stellung,  das  drohende  Unheil  der  Reformen  abhalten  zu 
können.  Ab^  es  war  zu  spät.  Das  Parlament  forderte  gleichfalls 
die  Einberufung  der  Etats  generaux,  das  Volk  hatte  sie  längst  begehrt. 
Das  Ministeriam  Brienne  erliess  denn  eine  Aufforderung  an  die  Gelehrten 
imd  Schriftsteller,  sich  über  die  zweckmässigste  Zusammensetzung 
derselben  auszusprechen,  denn  dass  von  den  Etats  generaux  von  1614 
i^eine  Hülfe  zu  erwarten  war,  das  sah  Jedermann  ein.  Da  erschien  als 
Bathgeberin  Siey^s  berühmte  Schrift:  „Was  ist  der  dritte  Stand,** 
welche  der  herannahenden  Revolution  zuerst  Namen  und  Charakter 
pb.    Es  war  die  Basis  der  ersten  Revolution  des  Bürgerthums. 

Necker,  der  in  dieser  Zeit  zum  zweitenmal  ins  Ministerium  trat.  Die  Etat- 
baiatzte  in  dieser  wichtigen  Frage  nicht  die  Macht  seines  Namens 
Büd*  sein^  Geistes.  Begierig  nach  dem  Beifall  von  allen  Seiten,  um 
dasZutraun  aller  buhlend,  veranlasste  er  eine  zweite  Einberufung  der 
Notabein,  welche  über  die  Art  und  Weise  der  Zusammensetzung  der 
Etats  generaux  berathen  sollten')»  Freilich  erkannte  er  alsbald  nach 
ihrem  Zasammentritt,  dass  nichts  von  ihnen  zu  hoffen  sei.  Jetzt  erst 
wandte  er  sich  an  den  Staatsrath  und  schildert  in  dem  Rapport  vom 
^.  December  1788  die  traurige  Lage  des  Landes.  Eine  Schuldenlast 
von  1200  Millionen  lastete  auf  dem  Staat.  Ein  jährliches  Deficit  von 
0^,150,000  war  zu  decken  und  dabei  an  260  Millionen  von  den  zu 
boffmden  Einnahmen  vofweggenommen  *).  Der  Macht  des  Geldes  sollte 
iBtn  also  jetzt  bewilligen,  was  man  weder  den  Ideen  der  Philosophie 
Doch  der  Weisheit  der  Staatsmänner  zugestehen  wollte.  Auf  der  Basis, 
<iie  Necker  vorgeschlagen,  wurden  die  Etats  generaux  einberufen. 
»Wenig  Zeit  noch,  Sire,**  rief  er  dem  König  zu,  „wenn  sie  handeln  wie 
te  Volk  hofft  und  sie  werden  nicht  mehr  sagen :  Ich  habe  seit  Jahren 
Bur  Augenblicke  des  Glücks  gehabt!  Nie  werde  ich  vergessen,  was 
ae  einst  sagten:  Nie  wird  der  König  die  Opfer  verweigern,  welche 
das  öffentliche  Wohl  sichern  können;  meine  Kinder  werden  dasselbe 
denken,  wenn  sie  weise  sind  und  wenn  sie  es  nicht  sind,  so  wird  der 
K5oig  eine  Pflicht  erfüllt  haben,  indem  er  ihnen  einigen  Zwang  ange- 
legt« Edle  Worte,  die  ein  König  sprach,  erhabener  Muth  eines  Dieners 
der  sie  dem  König  ins  Gedächtniss  zurückzurufen  wagt. 


1)  KttM  vom  6.  October  1788. 

2)  Bresson  a.  a.  O.  Bd.  II.  110.  nnd  Cliassin:  Le  Genie  de  la  Revolution. 
1S6S.  Bd.  I.  8.  23. 
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Am  5.  Mai  traten  die  Etats  ^eneraux  zusammen  und  von  diesem 
Tag  datii-t  sich  eine  neue  Epoche  in  der  Geschichte  Frankreichs.  Am 
selben  Tage  legte  Necker  den  versammelten  Ständen  einen  Finanzplan 
vor  und  erklärte,  dass  man  die  neue  Ordnung  des  Staates  auf  zwei 
Grundfesten  aufbauen  solle:  Auf  der  Ordnung  der  Finanzen  und  iler 
Dauerhaftigkeit  dieser  Ordnung. 

Mit  Jubel  begrüsste  das  Volk  seine  Vertretung,  mit  bewegtem 
Herzen  eröffnete  der  König  die  Sitzung.  „Alles,  was  man  von  der 
innigsten  Theilnahme  am  öffentlichen  Wohl  erwartete,  Alles,  was  man 
von  einem  Souverain,  dem  ersten  Freunde  seines  Volkes,  verlangen 
kann,  Sie  können,  Sie  müssen  es  von  meiner  Gesinnung  hoffenl 
Möge  eine  glückliche  üebereinstiramung  in  dieser  Versammlung  herr- 
schen, möge  dieser  Zeitpunkt  ewig  denkwürdig  werden  für  das  Glürk 
und  das  Heil  des  Königreichs !  Dies  ist  die  Hoffnung  meines  Herzeus, 
dies  mein  heissester  Wunsch,  dies  endlich  ist  der  Lohn,  den  ich  von 
der  Aufrichtigkeit  meiner  Absichten,  von  der  Liebe  zu  meinem  Volk 
erwarte.'*  Die  Hoffnung  des  Königs  ward  nicht  erfüllt. 
iixMiiiBtiirm  Mit  allem  Muth  einer  jugendlich  kräftigen  Volksvertretung  begann 
un.i  .eine  gj^,  ^j^  Borathungeu.  Die  Geistlichkeit,  um  ihre  Popularität  zu  wahreri, 
schloss  sich  dem  Bürgerstand  an,  der  Adel,  um  mit  emem  Theilcnen 
seiner  Vorrechte  nicht  alle  opfern  zu  müssen,  behauptete  seine  feindliche 
Stellung.  Aber  er  verstand  es,  sein  Interesse  als  ein  Interesse  des 
Königthums  darzustellen  und  dieses,  schwach  genug,  trat  auf  seine 
Seite.  Die  Geschichte  hat  diese  Erscheinung  in  den  Verfassnngb- 
kämpfen  eines  Staates  schon  oftmals  verzeichnet.  Immer  ist  es  der- 
selbe Process,  immer  erzeugt  er  dieselben  Folgen.  Der  Macht  des 
Volkes,  wenn  sie  sich  einmal  in  ihrer  ganzen  Gewalt  entfaltet,  kann 
der  Adel  nicht  mehr  widerstehen,  der  nur  im  Genuss  der  Rechte  sich 
auszeichnet,  durch  keine  Pflicht  mit  dem  Staatshaushalt  in  Verbindung 
steht.  Er  stürzt  und  rcisst  mit  sich  Krone  und  Scepter!  Während 
im  Innern  ihres  Sitzungssaales  die  Nationalversammlung  mit  den 
privilegirten  Ständen  rang,  schlug  auf  den  Strassen  das  Volk  in  deu 
Julitagen  die  ersten  blutigen  Kämpfe  um  seine  Freiheit.  Am  11.  JuH 
war  Necker  zum  drittenmal  entlassen,  die  Nationalversammlung  sollte 
vertagt,  endlich,  da  sie  sich  nicht  fügen  wollte,  aufgelöst  werden. 
Sie  widerstand  dem  königlichen  Befehl  und  die  rauchenden  Trümmer 
der  Bastille  lehrten  dem  König,  wo  die  Macht  liege.  In  der  Zerstöniu? 
dieser  Zwingburg  des  Absolutismus  hatte  das  Volk,  in  der  Nicht- 
beachtung des  königlichen  Befehles  die  Volksvertretung  einen  Act  der 
Souverainität  geübt.  Sie  hatte  sich  über  den  Befehl  des  Königs  erhoben 
und  in  dem  Siege  das  Königthum  selbst  begraben.  Die  National- 
versammlung erkannte  die  hohe  Bedeutung  ihr6r  Aufgabe.    Sie  wollte 
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aofbaaen,  nachdem  der  alte  Staat  in  Tramroern  lag  und  sie  besass  die 
Kraft  zn  bauen. 

Geg:eDuber  diesen  unaufhaltsam  fortschreitenden  Ereignissen  stand 
der  König  rath-  und  thatlos !  Er  liebte  sein  Volk ,  aber  er  fürchtete 
die  Regungen  des  Volks  willens;  er  kannte  die  Aufrichtigkeit  seines 
eigenen  guten  Willens,  aber  er  hasste  darum  jene,  die,  selbst  ohne 
öDen  Zweifel  in  denselben  zu  setzen,  dennoch  die  Freiheit  des  Volks- 
willens  anerkannten.  Mitten  im  Sturm  warf  er  das  Steuer  des  schwan- 
kenden Schiffes  weg  und  entfloh  I  Ein  König,  der  sein  Land  aufgiebt, 
hat  sich  selbst  aufgegeben.  Ein  König,  der  an  seiner  Kraft  verzweifelt, 
findet  nie  mehr  das  Vertrauen  seines  Volkes  wieder. 

Auf  der  Flucht  gefangen,  kehrte  er  nach  Paris  zurück,  um  nach  r)ie  Fhuii» 
wenig  Tagen  der  Freiheit  und  des  Glücks  ins  Getängniss  zu  wandern.  *^"g  xv'i. 
l^er  König  entsagte  seinen  Rechten  und  gab  ohne  jeden  Widerstand 
der  aufgeregten  Volksmasse  nach.  Die  Schwäche  hasst  man  nicht, 
al>er  man  verachtet  sie.  Den  König,  der  sich  so  erniedrigen  Hess, 
erkürte  man  für  schuldig  und  da  man  dennoch  kein  Verbrechen  fand, 
erdichtete  es  der  Hass  und  die  Verläumdung.  Die  französischen  Heere 
Torden  in  dem  Krieg  gegen  den  König  von  Böhmen  und  Ungarn  ge- 
schlßgen  und  die  Unfähigkeit  der  Generäle,  die  Feigheit  der  Truppen 
musste  Ludwig  XVL  büssen.  Immer  näher  an  die  Grenzen  des  Reichs 
dringte  der  Feind  und  weil  man  in  der  allgemeinen  Rathlosigkeit 
keine  Hülfe  fand,  erklärte  man  den  König  als  Verräther.  Der  Revo- 
lotionstag  der  Gironde,  der  10.  August,  hatte  den  König  all  seiner 
Rechte  beraubt,  die  folgenden  Septembermorde  die  letzten  Getreuen 
des  Königthums  hingeschlachtet.  Die  am  20.  September  1792  zusam- 
meogetretene  Convention  nationale  erklärte  das  Königthum  als  abge- 
schafft uud  setzte  den  König  endlich  in  Anklagestand.  Das  Ende  war 
das  Schaffet. 

Es  erfüllte  sich,  was  Turgot  als  Scheidegruss  seinem  König  zu- 
gerufen: Das  Schicksal  der  Könige,  die  von  Höflingen  beherrscht 
werden,  ist  das  Karl  L 


IHe  V«lkss#iiveraliiitAt  In  liirer   ersten  IJebniis« 

Ehe  noch  die  Lehren  der  Philosophie  von  dem  allein  berechtigten  dio  voiks- 
Soavcrain,  der  Nation,  dem  Volk,  einen  gesetzlichen  Ausdruck  finden  ******k^®*^ 
konnten,  hatte  das  vergossene  Blut  in  den  Strassen  von  Paris,  die 
Brandfackel,  geschleudert  in  die  Zwingburgen  und  Schlösser  des  Adels 
und  der  Geistlichkeit,  dem  absoluten  Herrscher  gelehrt,  dass  die  Fülle 
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der  Gewalt  in  anderen  Händen  ruhe,  als  in  jenen,  die  das  Scepter 
führen.  Wenige  flüchtige  Tage  hatten  diese  Wahrheit  gestaltet,  der 
Name  der  Nation  wiederhallte  in  den  Strassen,  das  Volk  war  sich 
selbjit  Macht,  Gesetz  und  Recht.  Es  war  eine  Thatsache,  ehe  es  ein 
Gesetz  war,  es  war  ein  Gesetz,  ehe  es  die  Constitution  verkündet 
hatte.  Wir  sind  hier  durch  den  Willen  der  Nation,  rief  die  National- 
versammlung den  königlichen  Coniraissairen  zu,  welche  sie  auflösen 
wollten.  Und  meine  Heiren,  erklärte  Sieyes  nach  diesem  versuchten 
Gew-altacte,  und  wir  sind  heute  noch  dasselbe,  was  wir  gestern  vi-aren. 
ucbcr-  Was  aber  war  die  Nationalvertretung  gestern,  oder  besser,   was 

''  anerkannte  sie  allein,  gestern  schon  gewesen  zu  sein?    Nichts  anderes, 
als  die  freie  Vertretung  des  Volkes,  das  sie  berufen  hatte,  aus  dem 
sie  hervorgegangen  war,  von  dem  sie  die  Gewalt  empfangen  und  auf 
welches   sie  alle  Gewalt  zurückleitete.     Sie  war  die  Vertretung    des 
soiiverainen  Volkes,  das  sie  in  jener  Stunde   das  erstemal  als  solches 
laut  ausrief.    In  der  Nacht   des  4.  August  1789  fand  diese  Anerken- 
nurg  in  dem  Beschluss   der  Menschenrechte   ihren  ersten  gesetzlichen 
Ausdruck,  den  die  Constitution  1791  dann  in  die  unwandelbare  Form 
bi achte:  die  Souverainität  ist  eins,  untheilbar,  unwandelbar  und  unver- 
äusserlich, sie  gehört  der  Nation,    Kein  Theil  des  Volkes,  kein  Ii^ivi- 
duum  kann   sich  die  üebung  derselben  anmasson.    Tit.  IIL   Art.   1. 
Aber  die  Nation  kann  diese  Souverainität  nicht  selbst  üben,  sondern 
muss  sie  übertragen  auf  bestimmte  Personen,  welche  die  Gewalt  in 
ihrem  Namen  üben.    Die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  bildet  den 
Grund  unterschied   der   Constitution   der   ersten  Nationalversammlung 
und  jener   des   folgenden    Convents.     Die  Vernichtung   desselben    in 
dieser  Zeit  ist   die  Basis  der  Gewaltthaten  und  Gräuel,  welche   die 
Geschichte  verzeichnet  hat.    Es  war  die  roheste  Form,  in  der  man 
Rousseau's  Grundsätze  in  Erfüllung  brachte.    Die  Constituante  aber. 
geleitet  vom  richtigen  Geiste  ihrer  Zeit,  anerkannte  von  allem  Anfang    ; 
an   jene    drei    Grundfesten    des    Constitutionen en    Verfassungslebcns,    i 
welchem  sie  erst  in  der  Constitution  1791   den  gesetzlichen  Ausdruck 
gab.    Die  Nation,   von  welcher  alle  Gewalt  ausgeht,   kann   sie    nur 
durch  Delegation  üben.    Die  gesetzgebende  Gewalt  überträgt  sie  auf 
eine  Nationalversammlung,  die  aus  zeitlichen,  vom  Volke  frei  gewählten    ' 
Repräsentanten  besteht,  Art.  8,  die  executive  Gewalt  überträgt  sie  auf    | 
einen  König,  web  her  sie  durch  seine  verantwortlichen  Minister  und     | 
Agenten  unter  seiner  Oberherrlichkeit  übt,  Art.  4,  die  Gerichtsgewalt     | 
überträgt  sie  endlich  auf  vom  Volk  zeitlich   gewählte   Richter.   Art.  b.     i 

Das  wr.iii-  Vou  diescm  Augenblick  an  beginnt  die  Entwicklang  eines  dem     | 

conMimlr  ^^^^'^'^^^^^^  Jahrhundert  höchst  eigenthüm liehen   und   in   ihm   stets     | 

nnüfatius.   wirkenden  Gedankens.   Bei  der  Darstellung  des  Wahlrechtes,  als  eines     | 
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piüitischen  Grundrechtes  des  französischen  Bürgers,  habe  ich  gezeigt, 
wie  der  Census  das  Maass  war,  nach  welchem  man  an  demselben 
Theil  haben  konnte.  Der  Besitz  also  ward  von  allem  Anfoo^  an  als 
die  Basis  der  Volkssouverainität  anerkannt  Jetzt,  wo  sie  das  erste- 
mal geübt  werden  sollte,  erkannte  aber  auch  zum  erstenmal  die  be- 
sitiende  Klasse,  dass  sie  eine  eng^eschlossene,  im  Innern  gleiche  Macht 
sei,  oad  dass  diese  Macht  durch  das  Gesetz  anerkannt,  auch  ein  Recht 
sei,  and  zwar  ein  Recht  zur  Herrschaft.  Und  so  eben  wurde  dieses 
Re^ht,  dargestellt  in  der  Uebung  der  Wahlberechtigung,  der  viel  um- 
strittene Geist  des  modernen  Constitutionalismus.  Nach  seinem  Besitz 
misst  man-  Recht  und  Freiheit,  nach  söiner  Beschränkung  Tyrannei 
Qnd  Sciaverei.  Und  da  der  Besitz  die  Grundlage  dieses  Rechtes  war, 
so  erkannte  man  am  Ende  nicht  den  Staat,  aber  die  Staatsgewalt  wie 
einen  Auctionsgegenstand,  um  den  eine  in  Form  einer  Actiengesellschaft 
cuü^tituirte^Bevölkerung  zu  concurriren  berufen  war.  Hierin  ruhen  die 
Verfassungskämpfe  der«  französischen  Revolution ,  ruht  der  dauernde 
Zwiespalt  des  Constitutionalismus  im  Convent  und  seine  zweifeivoUe 
Herrschaft.  Ich  will  vor  der  Hand  keine  weitere  Betrachtung  daran 
knüpfen,  sondern  den  Kampf  der  französischen  Revolution  die  Wahr- 
iieit  desselben  zeigen  lassen,  bis  ich  am  geeigneten  Ort  darauf  zurück- 
kdiren  kann,  um  die  Lösung  des  Zwiespaltes  zu  zeigen.  Als  räum- 
liche Basis  für  die  Uebung  der  Volkssouverainität  ward  das  Land 
und  Gebiet  angesehen,  welches  das.  Volk  bewohnt.  In  der  Landes- 
elütheilung,  durch  das  Gesetz  vom  22.  December  1790,  schuf  die 
Constituante  den  Canton  als  die  Grundlage  der  rein  politischen 
Organisation  des  Volkes.  Der  Canton  war  ausserdem  auch  der  Ge- 
richtsbezirk  der  Friedensgerichtsbarkeit,  aber  er  war  nur  in  seiner 
ersten  Bedeutung  von  solcher  Wichtigkeit  in  der  Geschichte  der  Revo- 
lotioD,  dass  eine  spätere  Zeit  sich  selbst  scheute,  seinen  Namen  noch 
ZQ  nennen*).  Dass  man  aber  die  Uebung  der  politischen  Rechte  an 
dneo  von  den  Verwaltungsinteressen  ganz  abgesonderten  Landeskreis 
baad,  war  in  aller  seiner  Fehlerhaftigkeit  nur  der  consequente  Ausfluss 
der  Vorstellung,  die  man  vom  Wesen  des  Constitutionalismus  hatte. 
Da  der  Census  die  alleinige  Basis  des  Wahlrechtes  war,  so  genügte  es, 
das  Volk  wie  eine  Heerde  abzutheilen  und  in  kleineren  Theileu  die 
Besitzenden  wieder  zusammenzufügen.  Der  Canton  war  die  Grenze 
dieser  willkürlich  zusammengerafften  Volksmassen.  Ein  festes  Interesse, 
ein  Interesse,  das  im  Einzelnen  auch  als  Staatsinteresse  sich  gezeigt 
liitte,  wie  dies  der  Fall  gewesen  wäre,  wenn  man  die  Wahlversamm- 


1)  Jales  Chevillard:   De  1a  Division  administrative  de  la  France   1862. 
Bd.  I.  &  361. 
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langen  aus  den  Gemeinde-  und  Kreisverbänden  hätte  hervorgeli-a 
lassen,  war  bei  diesen  Cantonversanunlungen  nicht  zu  suchen.  Aber 
eben  darum  erschienen  sie  auch  einer  späteren  Regierung  als  gefölu'li^h, 
und  konnten  als  ganz  willkürlich  zusammengehäufte  Volksmassen  von 
fremden  Einflüssen  beherrscht  und  bestimmt,  und  endlich  auch  mit 
grosser  Leichtigkeit  aufgelöst  und  in  eine  ganz  andere  Form  gebracbt 
werden.  Sollen  die  staatsbürgerlichen  Rechte  Kraft  und  in  ilirt*r 
Uebung  Freiheit  h.iben,  dann  müssen  die  staatsbürgerlichen  Pflichtea 
die  einzelnen  Yolkstheile  zu  gemeinsamen  Interesse  verbinden.  Das 
ist  nur  möglich  in  Wahlkreisen,  welche  aus  den  verpflichtenden  Ver- 
waltungskreisen hervorgehen.  Das  freilich  begriff  man  in  Frankreich 
nicht  und  hat  es  bis  heute  noch  nicht  begreifen  gelernt.  Der  Canton 
ist  stets  der  Gegenstand  der  Forschungen  der  bedeutendsten  Staats- 
mann or  Frankreichs  —  aber  stets  ohne  Resultat. 
Di«  Innerhalb  der  Cantone,  erklärte  weiter  das  genannte  Gesetz,  biMen 

unTihre'  ^^^^  ^"^  ^^®  üebung  der  Volkssouverainität  die  ürversammlaiigen, 
rechte,  die  Assemblees  priraaires  des  Volkes  und  die  Wahlbüi^er  des-ellM?n 
wählen  hier  die  Wähler  für  die  National  Vertretung,  die  Richter  und 
höheren  Verwaltungsbeamten.  In  jedem  Canton  sollte  wenigstens  eine 
solche  Urversammlung  sein,  wenn  dieser  nicht  mehr  als  900  Wabl- 
bürger  zählt.  Im  Fall  einer  grösseren  Anzahl  sollten  mehrere  sich 
bilden  mit  wenigstens  450  Wahlbürgern  je  eine  derselben.  Die  Urvi-r- 
Sammlungen  sind  frei  in  ihrer  Thätigkeit,  wählen  ihre  Präsidenten, 
Secretaire  und  Srutatoren.  Die  Wahlmänner,  die  aus  den  Wahlen 
der  UrVersammlungen  hervorgehen,  treten  im  Hauptort  des  Depar- 
tements für  die  Wahl  der  Nationalvertretung  und  der  Assembl<v> 
electorales  zusammen.  Auch  diese  Volksversammlungen  haben  die- 
selben Rechte  und  gleichen  Freiheiten,  wie  jene  der  Cantone.  Inner- 
halb dieser  Wahlversammlungen  haben  die  Wähler  das  Recht,  der 
Natioualvertretung  Vorschläge  zu  machen  über  Alles,  was  ihnen  zum 
Wohl  der  Verwaltung  und  Gerichtspflege  förderlich  scheint*).  Per 
König  allein  hat,  nach  einem  späteren  Decret  vom  29. — 30.  März  17W, 
das  Recht,  zu  denselben  besondere  Commissaire  abzusenden,  uro  über 
die  Schwierigkeiten  zu  wachen,  die  sich  bei  den  Wahlen  ereignen 
könnten  und  darüber  an  die  Volksvertretung  Bericht  zu  erstatten. 
Aber  die  Constituante  misstraute  denselben,  trotzdem  sie  sie  zu  einem 
Eid  in  die  Hände  der  Municipalbeamten  verpflichtete  und  duldete  sie 
blos  für  das  erste  Jahr.  Die  Constitution  des  Jahres  1791  nahm  diese 
Bestimmungen  wieder  in  sich  auf,  Tit.  III.  Cap.  1.  Sect.  2 — 4,  und 
bestimmte  besonders,  in  Anbetracht  dieser  königlichen  Agenten,  da^s 


*}  Docrct  ülicr  ilic  neue  Landcseinthcilun^  vom  26.  Fcbninr  1790. 
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weder  sie,  noch  der  König  selbst,  unter  irgend  einen  Vorwand  in  die 
Berathungeo,  die  Haltung  und  Berufung  der  Volksversammlungen  sich 
dnmischeD  dürfen.  Sect  4.  Art.  6.  Der  Code  penal  vom  25.  Septera- 
btr  —  16.  October  1791,  um  die  Haltung  der  Volksversammlungen 
DDd  die  Freiheit  derselben  zu  schützen,  erklärte  jedes  Attentat  und 
jfde  Gewaltthat  gegen  sie  für  ein  Verbrechen  gegen  die  Constitution 
:s>i  bedrohte  dasselbe  mit  15 jähriger  Kerkerstrafe  und  dem  burger- 
üfben  Tod.  Nur  die  furchtbaren  Erschütterungen  der  Zeit,  welche 
Mfh  der  Flucht  des  Königs  erfolgten  und  alle  Gemüther  in  bange 
VenrinruDg  setzten,  konnte  die,  während  der  Herrschaft  der  Consti- 
tiante  fast  überall  würdige  und  maassvolle  Haltung  dieser  souverainen 
Vülksversaminlangen  stören  und  aus  ihnen  Elemente  hervorbringen, 
iie  die  unfähige  Legislative  und  bald  nach  ihr  den  furchtbaren  Convent 
biMeten.  In  dieser  Zeit  lenkte  die  Volkssouverainität  in  die  Pöbel- 
^OT^bait  ein.  I^nge  vor  dieser  Zeit  aber  hat  das  Volk  gezeigt,  dass 
i>  Mig  ist  an  der  Leitung  seines  Geschicks  würdig  mitzuwirken  nnd 
'k-i  die  Lehren  der  Philosophie  doch  kein  eitler  Traum  sind,  selbst 
^tm  sie  für  ihre  thatsächliche  Bewahrheitnng  nur  ungenügend  organi- 
drt  erscheinen. 


Die  erste  Gemeixgehungt    Die  Constituante« 

Die  Berufung  und  Bildung  der  Constituante. 

Nachdem  die  französischen  Könige  seit  1614  ohne  jede  Volksver-  ntc  ictnn 
tretang  als  absolute  Herrscher  regiert  und  die  Etats  generaux  durch  ?•'"•'''»»« 
175  Jahre  nicht  einberufen  hatten,  verkündigte  König  Ludwig  XVI., 
^  Zwang  der  Ereignisse  nnd  Umstände  nachgebend,  durch  das 
AiTtrte  vom  5.  Juli  1788  die  Einberufung  der  Etats  generaux.  Zu 
gktcber  Zeit  wurden  die  Etats  provinciaux  und  die  Assemblees  der 
ProTinzen  und  Districte  aufgefordert,  alsbald  na^h  ihrer  Einberufung 
ike  Wunsche  und  Bedürfnisse  dem  König  knndzugeben.  Ausserdem 
vmrden  alle  Gelehrten  nnd  unterrichteten  Personen  ermuntert,  ihre 
Metnangen  und  Wünsche  über  das  Wohl  des  Landes  auszusprechen.  In 
«inan  Arrete  vom  5.  October  1788  erklärte  der  König  den  versammelten 
N^tabeln  des  Reichs,  welche  über  die  Zusammensetzung  der  Etats 
;efi€raax  berathen  sollten,  dass  er  nach  einer  genauen  Prüfung  der 
ahtn  Versammlung  und  der  Wahl  ihrer  Mitglieder  gefunden  habe,  dass 
io  Betracht  des  gesammten  Landes  eine  so  grosse  Verschiedenheit  und 
zogleich  eine  solche  Ungerechtigkeit  in  der  Bildung  der  Volksvertretung 
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herrsche,  dass  er  die  einzuberufen en  £tats  generaux  nach  einer  coo- 
stitutionellen  Art  und  Weise  zusammengesetzt  wissen  wolle,  welche 
Art  die  alten  Gebräuche  respectiren,  aber  vor  altem  den  Geist  der 
Gegenwart,  der  Vernunft  und  den  gesetzmässigen  Wünschen  des 
grössten  Theils  der  Nation  entsprechen  soll. 
Die  Nachdem  die  Notabein  auf  eine  Erneuerung  der  alten  Wahlordnung 

cfMte  Wahl-  jjjßjj^  eingehen  wollten,  forderte  Necker  im  Rapport  vom  27.  December 
1788  geradezu  die  £mberurang  der  Etats  generaux  auf  der  von  ihm 
festgesetzten  Grundlage.  Erstens  müsse  die  Zahl  der  Etats  generaox 
in  allen  Amtsbezirken  dieselbe  sein,  und  wenn  sie  verschieden  sein 
soll,  soll  diese  Verschiedenheit  allein  nach  der  Bevölkerung  bemessen 
werden.  Zweitens  müssen  die  Abgeordneten  des  dritten  Standes  in 
Zahl  den  beiden  andern  Ständen  zusammengenommen  gleich  sein. 
Drittens  soll  keineswegs  mehr  jeder  Stand  angewiesen  sein,  nur  aus 
der  Mitte  seines  Standes  seine  Abgeordneten  zu  wählen.  „Die  Interessen 
des  dritten  Standes,*'  sagte  Necker,  „sind  vor  allen  die  Interessen  des 
Staats.  Er  liebt  das  Land,  denn  er  lebt  vor  Allem  für  dasselbe, 
keine  Privilegien  machen  ihn  egoistisch ,  wie  dies  beim  Adel  und  der 
Geistlichkeit  der  Fall  ist."  Diese  grossherzigen  Worte  bedürfen  nad^ 
den  vorhergehenden  keiner  Erklärung  mehr.  Sie  sind  die  Aufforderung 
an  das  Königthum  sich  von  den  pflichtenlosen  Ständen  loszusagen 
und  mit  den  Massen  des  Volkes  sich  zu  verbinden,  die  die  Lasten 
des  Staates  tragen,  aus  ihnen  eine  Volksvertretung  zu  schaffen,  di^ 
nicht  die  Rechte  und  Privilegien  der  Stände,  sondern  die  Pflichten  de^ 
Volkes  vertritt.  Nach  diesen  Grundsätzen  sollte  die  Zahl  der  Etats 
generaux  sich  auf  1000  Stimmen  belaufen,  von  denen  500  auf  den 
Bürgerstand  zu  vertheilen  sind, 
steiimiff  Nachdem  Neckers  Vorschlag  vom  Staatsrath  und  dem  König  ani 

^^Irstcn*"  genommen  worden,  bestimmte  das  Arrete  vom  24.  Januar  1789  daa 
stünde.  Reglement,  nach  dem  die  Wahlen  vorgenommen  werden  sollten.  Ufll 
die  alten  Gebräuche  zu  respectiren,  wie  der  König  vorher  gesagt,  soll 
der  Adel  nach  der  Ordnung  des  Lehenrechts  wählen  und  die  Einthei« 
hing  der  Geistlichkeit  in  die  hohe  mit  Lehensgütern  begabte,  welch« 
persönlich  wählte,  und  die  niedere,  welche  ihre  Deputirten  nach  einef 
Doppel  wähl  stellte,  wonach  auf  je  20  Geistliche  ein  Wahlmann  entflUt« 
aufrecht  erhalten  werden.  Geistlichkeit  und  Adel  sind  bei  ihrem  Erscheineo 
an  jene  Assemblee  gebunden,  welche  in  dem  Gerichtsbezirk  gehalten  wird^ 
wo  ihre  Beneficien  oder  Lehengüter  liegen.  Jene  Geistlichen,  welche, 
unabhängig  von  ihren  Beneficien,  Lebengüter  besitzen,  werden  bei  ihrem 
persönlichen  Erscheinen  zur  Geistlichkeit  des  Wahlkörpers,  bei  ihrec 
Vertretung  aber  zum  Adel  gerechnet,  da  eine  solche  Procuration,  ebenso 
wie  jene  der  lehentragenden  Frauen,  nur  ein  Adliger  übernehmen  konnte- 
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Der  gesammte  Burgerstand  wählt  überall  durch  Doppelwahl.  Jeder    .steiianfc 

]o«  B'Jrfroi 
Stande«. 


|!^rene  oder  naturalisirte  Franzose,  der  25  Jahre  alt  und  irgend  eine  ***"*  «'•"'fo'' 


Jireete  Steuer  zahlt,  ist  zur  Wahl  berechtigt    In  den  Städten  ver- 

^aouDeln  sich  die  Einwohner  nach  Corporationen  und  wählen  auf  je 

li»  Fransosen  einen  Depntirten,  auf  200  zwei  u.  s.  w.    Ebenso  die 

C'Hporatiooen  der  freien  Künste.    Jene  Einwohner,  welche  keiner  be- 

5^reo  Körperschaft,   Gemeinheit  oder  Genossenschaft  angehören, 

tihlen  auf  100  Franzosen  zwei  Wahlmänner,  vier  auf  200  u.  s.  w. 

iit^  verschieden  gewählten  Deputirten  bilden  den  Tiers  Etat  einer 

Stadt,  welche  die  Klagen  und  Beschwerden   derselben  zu  revidiren 

^n.    Keine  andere  Stadt  als  Paris   wird  in  den  Etats  generaux 

besoodefs  vertreten.    Die  Gemeindebeamten,  welche  dem  Tiers  Etat 

ikiit  angehören,  haben  in  der  Wahlversammlung  auch  keine  Stimme, 

\smn  aber  trotzdem  als  Deputirte  gewählt  werden.    Die  Einwohner 

4;rLaodpfarren  and  Gemeinden  werden  durch  zwei  Deputirte  auf  200, 

Mi  drei  bei  mehr  als  200  bis  400  u.  s.  w.  vertreten.    Die  Beschwerde- 

^kiften  (cahiers)   der  einzelnen  Abtheilungen   eines   Gerichts-   und 

Liodbezirk^  werden  sodann  in  eine  gemeinsame  Beschwerdeschrift 

asammengefasst  und  aus  den  gesammten  Deputirten  der  vierte  Theil 

r«7ählt,  welcher  diese  zur  Generalversammlung  der  drei  Stände  eines 

laad-  and  Gerichtsbezirkes  überlmngt.    Diese  Reducbung  der  Wahl- 

ainner  ward  vorgenommen,  um  die  Kosten  der  Wahl  der  Abgeordneten 

iur  die  Etats  generaux  nicht  zu  sehr  zu  erhöhen  und  zu  gleicher  Zeit 

<&  Generalversammlungen  nicht  zu  zahlreich  zu  machen. 

Eine  Generalversammlung,  in  der  die  Geistlichkeit  rechts,  der 
Adel  links,  der  Bürgerstand  in  der  Mitte  von  beiden  die  Plätze  ein- 
QtluD,  wurde  vom  Bailly  oder  Senechal  präsidirt.  Nach  Ablegung  des 
Eides  der  Treue  trennten  sich  die  beiden  ersten  Stände  vom  Börger- 
^d  QBd  dieser  wie  jene  hielten  für  die  Verfassung  der  gemeinsamen 
Beschwerdeschriften  und  die  Vornahme  der  Wahl  besondere  Sitzungen. 
I^n  Vorsitz  der  Versammlung  des  Clerus  führte  jener  Geistliche, 
sicher  nach  der  Kirchenordnung  den  höchsten  Rang  einnahm,  jenen 
^  Versammlung  des  Adels  der  Bailly  oder  Senechal ;  dem  Burgerstand 
Fisidirte  der  Lieutenant  des  Bailly.  Die  beiden  ersten  Stande  wählten 
iln«  Secretaire;  das  Schriftführeramt  der  Versammlung  des  dritten 
Sandes  fährte  der  Greffier  des  Gerichtsbezirkes.  Für  die  Prüfung  der 
Cahiers  wurden  Gommissionen  gewählt,  welche,  sobald  diese  vollendet 
^^*  dieselben  zur  endgültigen  Annahme  den  drei  Ständen  vorlegten, 
.^^h  Vollendung  dieser  Aufgabe  nahmen  die  Stände  die  Wahl  der 
I^^pntirten  für  die  Etats  generaux  vor,  je  nach  der  Zahl,  welche  auf 
<Jen  Gerichtsbezirk  entfiel.  Diese  Wahl  geschah  durch  feierliche  Ab- 
?fcmmmig-vor  drei  gewählte  Scrutatoren,  welchen  der  Secretair  je  des 
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betreffenden  Standes  assistirte.  Die  Wahl  selbst  ward  durch  Stimmen 
mehrheit  entschieden.  Im  Fall  der  Stimmengleichheit  nach  eine 
zweiten  Wahl,  bei  der  nur  jene  concurrirten,  die  in  der  ersten  Wahl  di 
meisten  Stimmen  auf  sich  vereinten,  gab  das  Alter  des  Candidatei 
den  endgültigen  Ausschlag.  So  war  der  neue  Körper  der  Volks\et 
tretung  gel»ildet,  welcher  in  seiner  inneren  Organisation  die  Terschk 
denen  Elemente  in  ein  gerechtes  Verhältniss  setzen  sollte  und  der  i 
der  Art  seiner  Bildung  die  neue  Zeit  mit  der  morschen  Verganeenhei 
zum  letzenmal  zu  versöhnen  suchte. 

Immer  fallen  in  einem  Staate,  in  dem  das  politische  Bewusstseii 
des  Volkes  noch  nicht  durch  den  Fanatismus  der  Parteien  nuf^rej 
oder  verdorben  ist,  die  ersten  Wahlen  vortrefflich  aus.  Die  gei.^ij 
Grösse,  Tugend  und  Vaterlandsliebe  entscheidet.  Der  edelste  The 
des  Volkes,  alles  was  Frankreich  an  Grösse  des  Geistes  und  il< 
Charakters  besass,  trat  in  die  erste  Nationalversammlung  ein  *).  Nicl 
durch  die  überströmende  Begeisterung  der  Jugend  wurden  die  Wähle 
geleitet  und  bestimmt,  dennoch  aber  beheiTschte  alle  ein  G^danki 
alle  hatten  ein  Ziel,  eine  Hoffnung,  für  welche  sie  leben  und  sttrb.j 
wollten:  die  Wiedergeburt  des  Vaterlandes,  die  Grösse  desselben  ud 
die  Freiheit  des  Volkes. 
Macht  Cnstieitig  war  das  moralische  üebergewicht  auf  Seite  des  Börgö 

de«  Dürgci-  Standes.  Kein  einziger  fehlte,  der  vorher  die  Ideen,  welche  eine  nen 
schöne  Zukunft  vorbereiten  und  begiünden  sollte,  vertreten  hat« 
Hier  glänzten  die  ausgezeichneten  Staatsmänner  Roederer,  RewUl 
Lebrun,  Larevelliere  -  Lepaux,  die  bedeutendsten  Juristen  Frankreicl 
Tronchet,  Thouret,  Duport,  Lanjounais,  Karl  und  Alexander  Lamei 
Bardave,  Merlin,  Desmennieis,  Lally  Tollendal,  die  vortrefflichen  V« 
waltungsmänner  Roussillon,  Noailles,  Treilhard.  Hoch  über  allen  abj 
ragten,  gleich  gross  in  allen  Zweigen  des  Staatslebens  und  der  Wi>>«'i 
Schaft,  Mirabeau  und  Sieyes  hervor.  Wohl  gehörte  dieser  dem  g^H 
liehen  Stande,  jener  einem  alten  Adelsgeschlechte  an,  ihrer  Gesinnuij 
nach  aber  traten  beide  in  die  Mitte  des  Bürgerstandes,  wurden  sein 
Führer  und  seine  Helden. 

Mir».bcau.  Mirabeau  war  dem  ganzen  Frankreich  lang  vor  dem  Ausbru<l 

der  Revolution  bekannt  Das  Volk  erkannte  in  ihm  den  Apostel  «i^ 
Freiheit,  der  Adel  fürchtete  in  ihm  den  Führer  der  Revolution  uö 
Btiess  ihn  aus  seinem  Lebenskreise,  die  provencalische  Nation,  der  \ 


♦)  L.  Chas.sin:  Le  Genie  de  la  Revolution,  1863,  hat  die  Wahlbewcgimg^ 
und  Ucdaction  der  Cabiers  eingehend,  aber,  wie  ein  d-.utscher  Crilikcr  ni 
allem  Recht  bemerkt,  auch  von  einem  sehr  parteiiächen  Standpunkt  bescbricbti 
Siehe:    Magnzin  fGr  d.  Literatur  äc»  Auslands.  1864.  No.  9  und  10. 
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jorch  die  Gebart  und  die  Gluth  seiner  Seele  angehörte,  sah  in  ihm 
lies  Geiät  einer  sturmvoüen  aber  glänzenden  Zukunft  Von  einem 
iiarUnscben  Vater  gequält,  früh  allen  Phantasien  und  Träumen  des 
Jflgendglückes  entrissen,  stürzte  er  sich  in  Ausschweifungen  und  Sin- 
ogfiiast,  wo  er  die  riesige  Natur  seines  Körpers  untergrub,  die  Gluth 
mtT  Seele,  die  Schärfe  seines  Geistes  aber  nicht  opferte.  Von  einer 
lus^aischeo  Regierung  verfolgt,  verbrachte  er  die  schönsten  Jahre 
seoes  Lebens  im  Gefängniss,  wo  er  lernte,  das  tausendfältige  Interesse 
iüm  reichen  Begabung  auf  ein  Ziel  zu  wenden,  wo  er  dem  Feuer 
seioer  Seele  die  verzehrende  Kraft,  der  Schärfe  seines  Geistes  die 
Ansdaoer  der  Ueberzeugung,  dem  fortstürmenden  Huth  die  Hoffnung, 
&  ao  der  Erfüllung  nicht  zweifelte,  gewann.  Sein  Buch  über  die 
Frabtfit  der  Presse*)  war  in  Aller  Hände,  weil  man  es  von  ihm  ge- 
s^kieben  glaubte;  sein  donnernder  Mahnrui  an  die  Könige,  über  die 
[:^erechtigkeit  der  geheimen  Yerhaftsbefehle^),  erschütterte  die  Herzen 
k  Freunde  und  Feinde  seines  Geschicks  und  in  dem  Aufruf  an  die 
jir»«veDcalische  Nation  ')  verkündete  er  mit  der  Gluth  des  Revolutionairs 
lue  sich  erhebende  Sonne  der  Freiheit  „Volk  I  die  Stunde  des  Erwachens 
b  geschlagen !  Die  Freiheit  pocht  an  euren  Thüren ,  sie  eilt  euch 
>oran,  bietet  euch  die  Hand!  Sucht  sie  zu  ergreifen!  Der  Despotismus 
iebt,wie  der  Schatten  vor  der  Morgenröthe!" 

Eingetreten  in  die  Nationalversammlung  war  er  der  Held  des 
Wortes  und  der  Mann  der  ThatI  Man  muss,  wie  er  selbst  einst  aus- 
n^  »die  Logik  der  Lungen'S  die  alle  Tage  und  alle  Tage  stundenlang 
tbitig  war,  ebenso  bewundem,  wie  die  umfassende  Kraft  des  Geistes, 
&  einen  unerschöpflichen  Reichthum  von  Gedanken  über  die  Zuhörer 
AQsgoss.  Sein  Verstand  überzeugte,  seine  Phantasie  riss  unaufhaltsam 
Vit  sich  fort,  seine  Ausdrucksweise  war  immer  kühn  und  schwungvoll, 
nmer  klar  und  treffend.  Es  ist  wahr,  Mirabeau's  Charakter  war 
iicbt  rein  und  untadelhaft,  aber  er  sank  nie  unter  die  Würde  seines 
Gustes!  Mirabeau  war  bestechlich  und  nahm  die  Summen,  die  ihm 
foHof  anbot,  mit  willigen  Händen,  aber  er  verkaufte  seine  Ueber- 
2^^?ang  nicht!  Er  wollte  die  Monarchie,  er  kämpfte  für  sie  und  ging 
io  diesem  Kampfe  zu  Grunde.  Ob  er  sie  geratet,  wenn  er  länger 
P^bt,  ist  und  wird  stets  ein  Zweifel  der  Geschichte  bleiben.  Das 
aller  ist  unzweifelhaft,  dass  er  der  erste  moderne  Staatsmann  war, 
^  in  einer  Grösse,  wie  sie  Wenige  nach  ihm  erreicht.  Die  Interessen 
^^  Volkes  erkennen,  aber  unter  der  Herrschaft  des  Staats,  die  Inter- 


I)  Sor  U  libeiti  de  la  Presse  iniit^  de  ranglais  de  Milton.  1788. 

t)  Uttret  deCachet.  Out.  de  Mirabeaa,  cdit.  pnr  J.M^rilhou  1827.  Bd.  I. n.  Tl. 

3j  Appel  k  la  nation  provoncale  1788. 
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essen  des  Staates  befriedigen,  aber  nnr  innerhalb  der  Grenzen  des 
Volkswohls  und  der  Volksfreiheit,  das  war  sein  Leben,  sein  Denken, 
sein  Tod.  Wer  Mirabean  mit  Danton  vergleicht,  wie  dies  so  oft  ge- 
schieht, wer  es  versucht,  beide  auf  eine  Stufe  zu  stellen,  der  thut  so 
unrecht,  wie  jene,  die  seine  Gebeine  aus  dem  Pantheon  warfen,  wo 
ein  dankbares  Geschlecht  sie  bestattet.  Ein  Dämon  war  dieser  Geist 
für  alle,  die  um  ihn  lebten,  die  aus  späterer  Zeit  auf  seine  Geschiebte 
zurückblicken,  ein  Genius  aber  war  er  für  sich,  der  ihn  rettete  der 
Verblendung  anheimzufallen.  „Ich  war,  ich  bin,  ich  werde  bis  zum 
Grabe  ein  Mann  der  öffentlichen  Freiheit  sein,  ein  Mann  der  Constitu- 
tion, das  Unglück  der  privilegirten  Gesellschaft,  wenn  es  mehr  ist, 
ein  Mann  des  Volkes  zu  sein,  als  ein  Mann  des  Adels,  denn  di.' 
Privilegien  werden  enden,  aber  das  Volk  ist  ewig*).** 

So  schildert  er  sich  selbst,  die  Geschichte  darf  an  seinem  Rohin 
nicht  mäkeln, 
siöyfe«.  Wie  Mirabeau  Wort  und  Hand  der  Nationalversammlung  war,  ?« 

war  Sieyes  Geist  und  ürtheil  derselben.  Ohne  die  Kraft  der  Rede. 
musste  die  Gewalt  seiner  Ideen  überzeugen,*  ohne  das  Achtunggebieteode 
der  äusseren  Gestalt,  imponirte  der  durchdringende  Blick,  die  gedan- 
kenreiche Stbrn,  ein  weises  Schweigen  im  Augenblick  des  allgemeinen 
Zweifels  erhöhte  die  Bedeutung  der  Rede,  wenn  er  sich  einmal  der- 
selben überliess.  Seinen  Zeitgenossen  wurde  Sieyes  bekannt  durcli 
seine  Schrift:  »Was  ist  der  dritte  Stand**?  die  er  1788  verfasst  und 
im  Januar  1789  veröffentlicht  hatte.  Durch  die  starren  Fragen  und 
Antworten  in  derselben:  Was  ist  der  dritte  Stand?  —  Alles;  wa.< 
war  er  bis  jetzt?  —  Nichts;  was  begehrt  er?  —  Etwas  zu  werden: 
und  durch  die  Anwendung  der  Ideen  Rousseau's  auf  den  Organismus 
der  Volksvertretung,  griff  er  zuerst  practisch  in  die  Vorstellung  seiuer 
Zeit  ein  und  gewann  für  die  Theorie  der  Philosophie  die  grosse  Ma^s^ 
der  practischen  Leute,  welche  sich  der  Revolution  anschlössen  und 
in  der  Verwirklichung  dieser  Ideen  ein  greifbares  Resultat  erkannten. 
das  eine  glückliche  Zukunft  zu  bereiten  fähig  war.  Sieyes  will  io 
seinem  dritten  Stand  die  ganze  Nation  vereint  sehen,  das  heisst,  dunh 
die  Aufhebung  aller  Vorrechte,  Privilegien  und  Standesunters/liiede 
die  morsch  gewordene  politische  Ständeordnung  zerstören  und  durch 
die  Vertretung  des  ganzen  Volkes  in  einer  Kammer,  die  Staatsgewalt 
in  die  Hände  des  Volkes  leiten,  wo  sie  allein  eine  Zukunft  hat  Hier 
lag  die  Sieyes  eigenthflmliche  Aufgabe.  Er  war  der  Erste,  der  die 
Gesellschaft  vom  Staat  trennte,  in  beiden  ein  besonderes  Leben  er- 
kannte und  jenes  des  Staates  der  Gesellschaft  unterordnete.    So  be- 


♦)  Etats  de  Provence.  Tom.  1.  p.  62. 
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^dete  er  eine  nene  Wissenschaft,  so  gab  er  der  Revolution  einen 
pot  oeaen  iohaltschweren  Charakter,  nnd  eben  darin  lag  die  Bedeu- 
toog  seiner  Stellang  in  der  ersten  Nationalversammlung.  Hier  aber  liegt 
aodi  das  Ende  seiner  Thätigkeit,  seiner  Kraft  und  seiner  Verdienste. 
Mit  klarem  Geiste  erkennend,  was  seiner  Zeit  nöthig,  hat  er  lange 
vx  der  Revolution  die  Ideen  ausgedacht,  mit  denen  er  jetzt  fertig 
IffTortrat  nnd  alle  Augen  ai»f  sich  zog.  Er  wollte  das  Einkammer- 
system, am  das  Volk  zu  einer  schnellwirkenden  Staatsgewalt  empor- 
xBkbeo  und  gerade  dahin  strebte  das  Volk;  er  vertheidigte  deußetoen 
Gedanken  bei  der  neuen  Landeseintheilung  und  Verwaltung  und  berief 
da$  Volk  zur  Wahl  aller  seiner  Beamten  und  gerade  davon  hoffte  es 
sein  Glfick;  er  schrieb  endlich  ans  gleichem  Grunde  dem  Volk  die 
Wahl  seiner  Richter  und  grOsste  Theilnahme  als  Geschworne  bei  der 
Gerichtspflege  zu*)  nnd  gerade  darin  sah  das  Volk  seine  Freiheit  und 
«oe  Gleichheit  Diese  drei  schöpferischen  Gedanken  haben  Siey^s 
ein  dauerndes  Denkmal  in  der  Geschichte  Frankreichs  errichtet,  haben 
mn  Namen  wdt  über  die  Grenzen  seines  Landes  getragen.  Und 
^och  liebt  es  die  Geschichtschreibung,  Sieyes  Bedeutung  erst  in 
fao  Augenblick  zu  charakterisircn ,  wo  er  mit  einem  vollständigen 
Verfusongsentwnrf  hervortrat,  zur  Zeit  der  Begründung  des  Consulats. 
Auch  ich  werde  bei  der  Betrachtung  dieser  Zeit  auf  Sieyes  Bedeutung 
nrockkefaren,  aber  nur,  um  auf  ein  richtiges  Maass  die  Lobgesänge 
anchnfohren,  die  man  Sieyes  als  den  Schöpfer  dieser  Constitution 
gezollt  hat.  Ein  Geist,  wie  der  seine,  war  niemals  fähig,  eine  lange 
Zeit  mit  seiner  Thätigkeit  auszufüllen.  Er  war  ein  Pfaffe  in  seinem 
Fohlen  und  Handeln,  in  seinem  Thun  und  Lassen,  selbst  in  seiner 
Begeisterong.  Von  unbegrenzter  Eitelkeit  und  von  der  Richtigkeit  nur 
seiner  Ueberzeugung  stets  durchdrungen,  gelangte  Sieyes  endlich  dahin, 
ach  selbst  für  einen  unfehlbaren  Propheten  zu  halten  und  von  den  ersten 
Triuniphen  sdner  Ueberzeugung  verfuhrt,  hemmte  er  plötzlich  seine 
Schritte,  verengte  den  Geist  in  der  alleinigen  Beschauung  seiner  Ideen, 
Uammerte  sich  endlich  an  starre  Formeln,  wie  an  unumstössliche 
Wahrheiten  an,  wurde  unfähig  den  Geist  der  eilenden  Zeit  zu  begreifen, 
ntd  mitten  unter  alten  Freunden  stand  er  plötzlich  allein ,  tremd  und 
Bfibeachtet  So  ist  er  aber  auch  ein  Bild  der  meisten  Revolutions- 
U<len,  wie  sie  die  Geschichte  der  späteren  Zeit  zahlreich  verzeichnet 
^  Die  Ereignisse  der  Zeit  überwinden  die  Kraft  des  Geistes,  der 
Tnnmpb  dnes  Angenblickes  täuscht  oft  über  den  Werth  desselben. 
Ifi  itoker  Selbstgefälligkeit  bleiben  solche  Männer  auf  dem  Wege 

*)  Si^jis:  Apercu  d*ane  noTivelle  Organisation  de  la  Jastice  et  de  la  police 
«Frince.    1790. 
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stehen,  während  die  Zeit  unauflialtsam  fortschreitet  und  wenn  in  Kui 

zem  die  alten  ^>eunde  ihren  Helden  nicht  mehr  kennen,  dann  wendei 

sie  sich  verachtend  ab  und  rechten  mit  der  Undankbarkeit  des  Volkes 

während  sie  allein  dorh  mit  sich  ins  Gericht  gehen  sollten,  da  si 

aufgehört  haben,  den  Geist  ihrer  Zeit  zu  begreifen. 

1).  rart<  icn         Das  warcn  die  beiden  Fuhrer  der  Linken  und  des  grossen  Thcik 

der  Mitte  der  Constituante.    Es  war  am  Ende  ein  Heer  von  621  Männer 

des  Tiers  Etat,  einem  Drittel  der  285  Standes-  und  Adelsherren  im 
y 

etwas  mehr  als  dieses  der  308  Priester  und  hohen  geistlichen  Würd  ii 
träger.  Es  sassen  unter  ihnen  an  150  Justizmänner  und  nicht  wenige 
als  210  Advocaten.  Und  dieser  enggeschlossenen  Phalanx  stand  di 
todesscheue  Partei  des  hohen  Adels  gegenüber,  verbunden  mit  de 
stolzen  und  geistvollen,  aber  keineswegs  in  ihrem  Rechte  sicherei 
Kirchenfursten  und  Prälaten.  Diese  fanden  in  dem  stürmischen  Maun 
jene  in  dem  edlen,  ritterlichen  und  geistvollen  Cazales  ihre  Führd 
Auf  der  einen  Seite  kämpfte  das  Volk  im  Namen  des  vernünftigen,  au 
der  anderen  stritt  man  im  Namen  des  historischen  Rechtes!  Dies 
wusste,  dass  sie  nur  als  Sieger  hervorgehen  oder  für  alle  Zeit  zi 
Grunde  gehen  müsse,  die  Bürgerpartei  aber  ahnte,  dass  eine  Versöhnonj 
unmöglich,  dass  nur  die  Vernichtung  des  Gegners  ein  Ende  des  Kampfe 
sein  kann.  Aus  der  Gewalt  der  Ueberzeugung  entstand  der  Wille  au 
beiden  Seiten,  diese  durchzuführen !  So  stürzte  man  sich  in  den  Kanipi 
so  wollte  man  darin  zu  Grunde  gehen,  wenn  man  nicht  siegen  koune 
Nie  sah  die  Geschichte  die  Gegensätze  der  Staatsgesellschaft  scharfci 
ausgeprägt,  nie  verzeichnete  sie  einen  verzweifelteren  Kampf,  als  in  dei 
Zeit»  welche  die  Geschichte  der  Nationalversammlung  ausfüllte,  abei 
auch  nie  einen  solchen  Sieg  wie  jenen,  der  diesem  Kampfe  gefolgt 


Die  Rechte  der  Constituante  und  ihrer  Mitglieder. 
Rechte  Die  Etats  generaux  waren  einberufen  worden,  um  dem  König  iu| 

'^^'^^ra^*  ^^^  Abstellung  von  Missbräuchen  in  der  Regierung  und  der  HerstelluD?! 
einzelner  Neuerungen  als  berathender  Körper  hülfreich  beizusteht^n. 
War  es  Berechnung  oder  Mangel  an  Muth,  kein  Gesetz  setzte  Bestim- 
mungen über  die  Thätigkeit  der  neuen  Volksvertretung  fest,  welche 
Thätigkeit  zugleich  das  Maass  der  Rechte  und  Pflichten  derselben  hätte 
sein  können.  Dennoch  aber  war  es  Jedermann  klar,  dass  die  alten  Rechte 
der  ehemaligen  Etats  geueraux  dem  neuen  Geiste  und  der  Zeitströmimg 
nicht  mehr  entsprechen  konnten.  Die  Abgeordneten  selbst  ahnten 
diesen  Widerspruch  ihrer  Stellung  und  begannen  nach  eigener  Ueber- 
zeugung und  Macht  aus  ihrer  Constituirung  zuerst  ein  unantastbares 
Recht  zu  bilden. 
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Der  dritte  Stand  forderte  alsbald  nach  dem  Zusamnientritt  der 
Etats  geoeraax  durch   Mirabeau   die  gemeioschaftliche  Prüfung    der 
VolliDachten  der  Abgeordneten.    Dieser  Antrag,  in  der  Sitzung  des 
iT.  Mai  1789  gestellt,  erhielt  erst  am  25.  Juni  die  königliche  Bestäti- 
gung. So  anerkannt,  bezeichnete  dieses  Recht  der  Nationalversammlung 
keioesw^s  blos  eine  Bestimmung  der  Geschäftsordnung,  sondern  yrar 
in  der  That  der  erste  Sieg,  welchen  das  Bürgerthum  über  die  feudale 
(k^llschaft  errungen.   Die  drei  Stände  mussten  sich  vereinen,  während 
sie  früher  abgesondert  beriethen  und  beschlossen,  in  dieser  Absonderung 
aber  auch  ihre  verschiedenen  Rechte  wahrten  und   sicherten.     Die 
Toirechte  mussten  durch  die  geforderte  Vereinigung  fallen,  wenn  sie 
licijt  zu  gemeinsamen  Recht  werden  sollten.    Und  mehr  noch!   Durch 
üe  Vereinigung  der  drei  Stände  musste  auch  im  Voraus  die  Frage 
tü^ieden  werden,    ob  die  Stimmenabgabe  nach  Köpfen,  oder,  wie 
^h  dem  uralten  ständischen  Recht,  nach  Ständen  erfolgen  solle.   Die 
Aiistifflmmig  nach  Köpfen  aber  musste  von  vornherein  den  Si^  des 
Mrgerstandes  über  Adel  und  Geistlichkeit  entscheiden  und  war,  wenn 
ä  darchgesetzt  wurde,   der  strengste  Ausdruck    der   politischen 
Gleichheit  aller    Staatsmitglieder.     Nach    einem   vier  wöchentlichen 
Kampf  erklärten  die  Abgeordneten  des  Tiers  Etat,  dass  sie  die  Legiti- 
laatiooen  der  einzelnen  Abgeordneten  sowohl  in  Gegenwart  als  Ab- 
wesenheit der  beiden  anderen  Stände  vornehmen  werden  und  ergriffen 
(ioreh  diese  Erklärung  aliein  und  selbständig  die  hohe  Gewalt,  welche 
allen  drei  Ständen  übergeben  war. 

Dadurch  ward  die  feudale  Staatsgesellscbaft  mitten  in  ihrer  Ver-  Autdehnunff 
tretnng  vernichtet  und  indem  die  Stiramenzahl  über  die  ständische  **''  '***'**'*^- 
Abstimmung  gesetzt  ward,  erklärten  sich  die  Mitglieder  der  Etats 
^eneraux  für  gleich  und  nahmen,  nach  Vollendung  der  Vollmachts- 
pniluog,  für  den  Namen  der  zerstörten  Dreiständeversammlnng  den 
Namen  einer  einheitlichen  Volksvertretung  an.  Es  war  das  erste  und 
grMe  Recht,  das  man  sich  eroberte.  In  dieser  Frage  entschied  sich 
^  Versammlang  am  16.  Juni  1789  für  Siey^s  Antrag,  die  Volks- 
repräsentanz  »Assemblee  nationale  Constituante"*  zu  nennen,  gegen  Mira- 
beau's  Antrag  auf  die  Bezeichnung:  die  Repräsentanten  des  französi- 
^beo  Volks.  Diese  ersten  parlamentarischen  Kämpfe  wurden  von  der 
Geschichtschreibang  stets  zu  wenig  beachtet  und  dennoch  bedeuten 
iie  nichts  weniger,  als  den  Sieg  des  gleichen  Bürgerthums  über  die 
feadale  Gesellschaft,  den  Sieg  des  vernünftigen  über  das  historische 
^t.  Ausdrücklich  hatte  selbst  der  König  noch  in  der  Declaration 
vom  23.  Juni  17S9  erklärt,  dass  die  drei  Stände  abgesondert  berathen 
^llen,  dass  nur  in  besonderen  Fällen  eine  Vereinigung  Statt  haben 
l^m&l  Es  war  vergebens.    Die  Volksvertretung  hatte  ihr  Recht  auf 

Kithter:  SUat«-  und  Getellschaftsreeht.  L  18 
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einer  anderen  Basis  errichtet  und  am  20.  Juni  1789  im  Ballhause  zu 
Versailles  den  Eid  darauf  geleistet.  Diese  Basis  war  das  Volk,  das 
eine  gleiche  Volk  und  nur  dieses!  Der  König  musste  sich  fugen  und 
acceptirte  in  einer  feierlichen  Erklärung')  die  Gesetzvorlage  der 
Nationalversammlung  über  ihre  Rechte.  Aber  Ludwig  XVI.,  seinen 
höchsten  Rechten  entsagend,  legte  nun  auch  einen  Theil  der  Verant- 
wortung für  die  Zukunft  auf  das  Gewissen  der  Volksvertretung.  «»Alles 
Misstrauen  von  ihrer  Seite ,^'  rief  er  ihr  zu,  „wird  jetzt  das  grösste 
unrecht  sein.  Ich  bin.  es  bis  jetzt,  der  Alles  für  sein  Volk  thut  und 
es  ist  selten,  dass  der  einzige  Ehrgeiz  eines  Herrschers  sei,  das  bei 
seinen  Unterthanen  zu  erreichen,  dass  sie  ihn  hören,  um  seine  Wohl- 
thaten  anzunehmen.^ 
Recht  sar  Ohne  Zustimmung  der  Nationalverssmmlung  darf,  nach  den  er- 

^nnTs^euer-'  1^^*^^°  Absichten  des  Königs,  keine  neue  Steuer  mehr  aufgelegt,  keine 
bcwiiiigang.  alte  Über  die  gesetzlich  bestimmte  Zeit  verlängert;  keine  Anleihe, 
welche  die  Lasten  des  Staats  vermehrt,  ohne  ihre  Zustimmung  gemacht 
werden.  Nur  in  Kriegsgefahr  und  anderer  Noth  der  Nation  hat  der 
König  das  Recht  zu  einer  Anleihe  bis  zur  Höhe  von  100  Millionen.  Die 
ganze  Finanzgesetzgebuug  gebührt  der  Volksvertretung,  welche  jede 
Aufklärung  fordern  und  die  Rechnungslegung  über  Ausgaben  und 
Einnahmen  veröffentlichen  kann.  Die  Ausgaben  werden  von  ihr  be- 
messen und  vertheilt,  selbst  der  König  hat  für  die  Ausgaben  zur 
Erhaltung  seines  Hauses  ihre  Bestätigung  zu  erhalten.  Die  Vemral- 
tung  der  Domainen  geht  in  die  Machtbefugniss  der  Assemblee  über 
und  ihr  Gesetzgebungsrecht  erstreckt  sich  ausserdem  über  die  persön- 
liche Freiheit,  die  Presse,  die  gesammte  Gerichtspflege,  die  Eintheilttof 
und  Verwaltung  des  Landes,  die  Ausschreibung  der  Steuern  und  den 
Verkehr  an  den  Grenzen  des  Reiches  und  im  Innern  des  Staats.  So 
nahm  die  Volksvertretung  das  gesammte  Gesetzgebungsrecht  für  slih 
in  Anspruch.  Ihre  Decrete,  erklärte  sie  später  durch  das  Gesetz  vom 
2.-5.  November  1790,  haben  Gesetzeskraft,  wie  immer  auch  die 
königliche  Sanction  lauten  möge. "  Sie  treten  in  Gesetzeskraft  ein,  vom 
Augenblick  der  Publication  durch  die  Administrationen  und  Tribunale, 
welche  sie  öffentlich  anschlagen  und  in  der  Kirche,  während  der 
Messe,  verkündigen  lassen.  Sie  tragen  ein  Siegel  mit  den  Worten:  U 
nation,  la  loi,  le  roi*)!  Nach  der  Flucht  des  Königs  erklärte  die 
Constituante,  dass  ihre  Gesetze  auch  ohne  die  Sanction  des  Königs 
volle  Executivkraft  haben. 


1)  Dayergier:   CoUection  des  Lois  Bd.  I.  8.  26. 

2)  Decret  vom  26.  Jnni  1791. 
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Eines  der  wichtigsten   Rechte   der  Gonstitaante   war    das   freie     dm  frei« 
VÄsammlangsrecht.    Im  Ballhause  zu  Versaille  hatte  man,  bedroht  ^•J^™^"'" 
durch  die  Hilitairmacht  des  Königs,  den  Beschluss  gefasst,  dass  fiberall,   coutituame. 
To  ach  die  Yolksabgeordneten  zusammenfinden,  die  Nationalversamm- 
Im^  constltuirt  sei.    Es  war  ein  gefährlicher  Beschluss,  der  bei  jeder 
Gel^enbeit  in  die  Mitte  der  Constituante  hätte  Streit  und  Zwietracht 
seUeodem  kOnnen,  wenn  sie  auch  die  Einheit  und  Untheilbarkeit  der 
VolbTertretuDg  feierlich  anerkannt  hatte  *).    Zum  Glück  brauchte  das 
Gesetz  nie  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

üeber  die  einzelnen  Mitglieder  der  Assemblee  nationale  übt,  w&h-  Die  Rechte 
rend  der  Dauer  der  Gesetzgebungsperiode,  diese  allein  Gerichtsbarkeit.  **'  *"»»»•*«'• 
Gleich  nach  Einberufung  der  Volksvertretung,  in  dem  Augenblick  wo 
ikich  Waffengewalt  dieselbe  auseinandergetrieben  werden  sollte,  wurde 
aa  23.  Juni  1789  Aber  Mirabeau's  Antrag  die  Unverletzlichkeit  der 
Depatirten  festgesetzt.  Die  Behörde,  die  es  wagt,  während  oder  nach 
bt  gegenwärtigen  Session,  erklärt  das  Gesetz,  einen  Abgeordneten  zu 
folgen,  in  Untersuchung  zu  ziehen  wegeu  eines  Vorschlages,  einer 
Bede  oder  Meinung,  wird  als  infam  und  als  Verräther  an  der  Nation 
erUirt  und  macht  sich  eines  schweren  Verbrechens  schuldig.  Eine 
Dbdplinai^ewalt  über  die  einzelnen  Deputirten  geziemt  nur  der  Assem- 
biee;  Sie  forderte  deshalb  von  einzelnen  -Städten  die  Abgeordneten 
tBTQck,  die  man  gefänglich  eingezogen  und  verbot  sogar  die  Klage- 
aostrengnng  gegen  ihre  filitglieder. 

Zu  dieser  persdnlichen  Freiheit  sicherte  die  Nationalversammlung 
mh  die  gehtige  Freiheit  ihrer  Mitglieder  und  in  dieser  Beziehung 
Tei^itete  die  Fürsorge  um  das  Gute  zu  schweren  Missgriffen.  Dem 
DepatirteD  war  es  ausdrucklich  verboten,  imperative  Instructionen  von 
seinen  Wählern  anzunehmen  und  wer  immer  durch  dies  Verbot  sich 
beschwert  fühlt,  kann  nachträglich  von  seinen  Wählern  eine  neue 
Volfanacht  verlangen.  Unter  den  Deputirten  selbst  giebt  es  keinen 
Kang-  und  Standesunterschied  und  kein  äusseres  Abzeichen  darf  eine 
Scheidung  derselben  hervorbringen.  Wenn  der  Gleichheitsgedanke 
biDe  leere  Form  sein  sollte,  so  musste  die  Volksvertretung  ihn  zumeist 
äi  der  Wirlichkeit  zur  Geltung  bringen.  Die  Geistlichen  legten  ihr 
PtKstergewand  ab,  die  Adligen  ihre  Namen.  Der  Herzog  von  AiquiUon 
i^aimte  sieh  Mr.  Vignerot,  der  grosse  Mirabeau  hüllte  sich  in  das 
I>ukel  des  Namens  Riquetti.  Wie  die  Gleichheit  der  Einzelnen,  so  wollte 
Bau  die  Unparteilichkeit  derselben  mit  gleicher  Vorsicht  wahren.  Durch 
<bsDecret  vom  7.  November  1789  erklärte  die  Assemblee,  dass,  damit 
Sieiiiand  in  der  Volksvertretung  Veranlassung  finde,  ergeizige  Pläne 


^  DMTct  vom  8.  October  1789. 
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za  nähren,  kein  Mitglied  der  Volksvertretung,  so  lange  es  Mitglied  ist, 
in  das  Ministerium  eintreten  darf  und  fugte  später  hinzu,  dass  Niemand, 
bei  Verlust  seines  Mandats,  eine  Stelle,  ein  Gehalt  oder  Pension  au- 
FaUche  nehmen  darf.  Hier  ging  man  zu  weit!  In  der  Absicht,  die  Unab- 
hängigkeit der  Parlamentsmitglieder  für  die  ganze  Session  zu  schützen, 
entzog  man  dem  König  gerade  dadurch  die  Mittel,  eine  wahrhaft  par- 
lamentarische Regierung,  die  aus  der  Majorität  der  Kammer  hervor- 
gegangen wäre,  zu  bilden.  Mirabeau  bekämpfte  diesen  Antrag  auf 
das  Heftigste  und  mit  allem  Recht  schrie  er  der  äussersten  Linken 
zu:  „Erklärt!  Mirabeau  darf  nicht  Minister  werden,  aber  verkehrt 
das  Recht  nicht  in  Unrecht!''  Vergebens  waren  seine  Bemühungen. 
Ja,  bei  der  Berathung  der  Constitution  brachte  Robespierre  denselben 
Antrag  ein,  aber  dahin  erweitert,  dass  kein  Mitglied  einer  Volkskam- 
mer, bis  4  Jahre  nach  ihrer  Auflösung,  Minister  werden  könne.  Als 
auch  dieser  Antrag  dem  Abgeordneten  Bouche  zu  wenig  au^edehnt 
erschien,  ward  die  Bestinunung  angenommen,  dass  gar  kein  Amt  und 
kein  Gehalt  oder  Pension  vier  Jahre  nach  der  Kammerauflösung  von 
einem  Deputirten  angenommen  werden  soll  0«  ^^^^  die  spätere  Gesetz- 
gebung stellte  diese  Gesetze  wieder  ab  und  eigentlich  aus  denselben 
Gründen,  aus  denen  man  sie  gegeben  hatte.  Man  gab  sie,  um  die  Ge- 
setzgebung allein  mächtig  zu  erhalten,  man  hob  sie  wieder  auf,  um 
die  Macht  der  Gesetzgebung  auch  in  der  Regierung  sicher  za  stellen. 
Betchrfinkung  Vou  einem  gleichen  kurzsichtigen  Standpunkt  ging  die  Constituante 
aus,  als  sie  bei  Berathung  der  Constitution  beschloss,  das»  während 
2  Jahre  nach  Auflösung  der  Nationalversanmihing  kein  Mitglied  der- 
selben eine  Wiederwahl  annehmen  darf  und  kann.  Vergebens  bekämpfte 
der  Berichterstatter  der  Constitution,  Thouret,  in  einer  feurigen  Rede 
diesen  Satz:  „Die  Wiederwahl  eines  Deputirten  ist  der  Ehrenpreis 
eines  guten  Bürgers,  ist  die  wahre  Noblesse ^)^.  Aber  man  wollte 
darin  die  Gefahr  einer  furchtbaren  Tyrannei  sehen,  wie  es  Prignon 
ausdrückte,  wenn  man  die  populärsten  Männer  wiederwählen  lasse 
und  sie  in  der  Gewalt  erhalte.  Petion  meinte,  dass  es  unmöglich  sei, 
für  eine  lange  Zeit  die  Gewalt  zu  besitzen,  ohne  sie  zu  missbrauchen 
und  vergebens  widersetzte  sich  diesem  Gesetz  der  wilden  Revolutions- 
partei der  edle  Cazales  mit  allen  Gründen  der  Staatsraison,  die 
man  dagegen  geltend  machen  konnte.  »Die  Souverainität  des  Volkes 
ist  ein  metaphisisches  Recht  und  nur  durch  die  Wiederwahl  seiner 
Deputirten  wird  es  ein  Realrecht.  Denn  es  beeinflusst  auf  diese  Weise 
allein  unmittelbar  seine  Gesetzgebung,  indem  es  dadurch  seine  Gesetz- 


des  WahlACtei 
der  Depatirten. 


1)  Ri^imp.  de  Tanc.  Mon.  Bd.  VIII.  S.  77. 

2)  R^imp.  de  Taue.  Mon.  Bd.  VIII.  8.  411. 
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^ber  lobt  oder  tadelt  Um  ein  Gesetz  als  gut  za  betrachten,  giebt 
es  kein  anderes  Mittel,  als  die  Wiederwahl  der  Gesetzgeber.  Und  wie 
soll  der  König  erkennen,  dass  ein  Gesetz  der  Wille  des  Volkes  sei, 
wenn  et  dies  nicht  durch  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  seinen  Depu- 
tirten  erkennen  kann*)/'  Der  Antrag  ward  angenommen  und  die 
Erbärmlichkeit  der  folgenden  Wahlen,  die  entweder  untergeordnete 
Geister  oder  leidenschaftliche  Männer,  ohne  jeden  anderen  Vorzug,  als 
den  ihrer  Leidenschaft,  als  Vertreter  des  Volkes  bezeichneten,  waren 
das  Resultat  dieses  Gesetzes. 

Die  Freiheit  der  einzelnen  Mitglieder  des  gesetzgebenden  KOrpers, 
wie  diesen  im  Ganzen  zu  schützen,  erklärte  auch  der  Code  penal  vom  26. 
September  1791  jede  Verschwörung  oder  jedes  Attentat,  welches  gegen 
die  Versammlung  gerichtet,  ihre  Auflösung  beabsichtigt  oder  ihre  Be- 
schlösse beeinflussen  soll,  wie  jede  Gewaltthat  an  den  einzelnen  Depu- 
tirten,  als  ein  Verbrechen  gegen  die  Constitution,  das  mit  dem  Tode 
bestraft  wird.  Die  Minister,  welche  derartige  Befehle  des  Königs 
gegenzeichnen,  die  Conunandanten,  welche  sie  executiren,  werden  zu 
zehn  Jahre  Kerker  verurtheilt.    Part.  2.  Tit.  I.  Sect.  3.  Art.  4—6. 


Die  Geschäftsordnung  der  Constituante. 

£he  noch  die  Volksvertretung  sich  als  eine  gesetzgebende  Kammer  Aite 
coDstituirt,  hatten  einige  königliche  Gesetze  von  vornherein  auf  die 
Geschäftsordnung  derselben  Rücksicht  genommen  und  bestimmt,  dass 
die  Berathungen  der  Etats  generaux,  in  Wenigem  modiflcirt,  nach  der 
alten  Art  und  Weise  des  Jahres  1614  geleitet  werden  sollten.  Jeder 
der  drei  Stände  solle  nach  der  Declaration  des  Königs  vom  23.  Juni 
17S9  abgesondert  berathen  und  nur  mit  Bewilligung  des  Königs  alle 
in  eine  Kammer  zusammentreten  können.  Dies  kann  geschehen  und 
angesucht  werden  bei  Berathungen  von  allgemeinem  Interesse.  In 
Sachen  der  Religion  ist  in  solchen  Fällen  stets  die  Zustimmung  der 
Geistlichen  ausdrücklich  nöthig.  Ueber  Lehensgegenstände  kann  nur 
der  Adel  berathen.  Bei  gemeinsamen  Versammlungen  wird  nach  Köpfen 
abgestimmt,  aber  wenn  zwei  Drittel  der  Stimmen  eines  Standes  dagegen 
reclamiren,  ist  die  Sache  dem  König  zur  besonderen  Entscheidung 
vorzulegen.  Es  war  natürlich,  dass  sich  der  Tiers  Btat  nie  und  nim- 
mer einer  solchen  Geschäftsordnung  fügen  werde  und  alsbald  nach 
der  Gonstituirung  der  Assemblee  machte  diese  ihr  Recht  geltend,  die 
Art  und  Weise  ihrer  Berathungen  und  Geschäftsleitung  selbst  zu 
bestimmen  und  erliess   in  dem  Reglement   vom   29.  Juli   1789   eine 


Fonnen. 


*)  B^imp.  de  Tane.  Mon.  Bd.  VIII.  S.  442. 
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Geschäftsordnung,   welche  zum  grossen  Theil   auch  das  Muster  de 
folgenden  gesetzgebenden  Körper  geworden. 
Ken«  Die  oberste  Leitung  der  Geschäfte  und  den  Vorsitz  der  National 

Versammlung  führte  ein  Präsident  und  6  Secretaire.  Der  Präsiden 
wurde  von  der  Assemblee  auf  je  14  Tage  gewählt,  von  den  Secretaire 
schied  je  die  Hälfte  von  U  zu  14  Tagen  aus.  Die  Secretaire  könne 
in  kein  Comite  und  zu  keiner  Deputation  gewählt  werden.  De 
Präsident  wachte  über  die  Ordnung  der  Verhandlung,  ertheilte  da 
Wort,  verkündete  das  Resultat  der  Abstimmung  und  die  Beschlüsse 
empfing  und  leitete  die  Correspondenz  der  Nationalversammlung.  E 
bestimmte  und  verkündete  die  Sitzungstage  und  schloss  die  Verband 
lungen,  doch  war  er  dabei  dem  Willen  der  Assemblee  unterworfen. 

Als  Rammerordnung  ward  festgesetzt,  dass  die  Sitzungen  regel 
massig  um  S  Uhr  Morgens  beginnen,  wenn  die  Anwesenheit  voi 
wenigstens  200  Mitgliedern  festgestellt  ist.  Nur  über  Gestattung  de 
Präsidenten  konnte,  nach  eröfifneter  Sitzung,  Jemand  das  Wort  ergreifei 
desgleichen  war  er  allein  berechtigt,  Schweigen  zu  gebieten  und  zu 
Ordnung  zu  rufen,  Alle  Beifalls-  und  Missfallsbezeugungen  wani 
verboten.  Eine  Bestimmung,  die,  so  wenig  sie  überhaupt  gehalten  wer 
den  kann,  auch  von  der  Constituante  nicht  gehalten  wurde.  Für  dii 
Bittsteller  und  die  von  der  Assemblee  vorgeladenen  Personen  war  in 
Sitzungssaal  eine  besondere  Schranke  errichtet.  Ausser  diesen  Per 
sonen,  an  den  bezeichneten  Orten,  durfte  Niemand  im  Sitzungssaa 
erscheinen. 

Die  Ordnung  des  Wortes  bestimmte  sich  nach  der  Priorität  dei 
Meldung  zum  Worte.  Der  Präsident  konnte  an  keiner  Debatte  theil 
nebmen,  ausser  um  die  Ordnung  derselben  herzustellen  oder  die  Fraget 
zu  entscheiden.  Hier  fügte  die  Assemblee  legislative  durch  das 
Decret  vom  18.  October  1791  noch  eine  besondere  Classificirung  des 
Ordnungsrufes  bei.  Der  erste  Ruf  zur  Ordnung  soll  durch  ein  Glocken^ 
zeichen  geschehen,  der  zweite  durch  die  Nennung  des  Namens  dei 
Störers,  der  dritte  Ruf  als  Strafe  in  das  Protocoll  eingetragen  werdeo. 
Ueber  Antrag  von  10  Mitgliedern  konnte  nach  einem  dritten  Ordnung^« 
ruf  das  störende  Mitglied  entfernt,  auch  von  der  Assemblee  eine  Ge- 
fängnisstrafe von  242  Stunden  ausgesprochen  werden.  Jedes  Mitglied 
hatte  nach  vorhergehender  Meldung  beim  Bureau  das  Recht  der 
Antragstellung.  Jeder  Antrag  musste  von  2  Mitgliedern  unterstätzt 
schriftlich  vor  der  Berathung  auf  den  Tisch  des  Hauses  niedergele^ 
werden.  Die  Assemblee  berieth  erst  über  die  Dringlichkeit  und  über- 
haupt über  die  Zulässigkeit  einer  Discussion.  Nur  Anträge  über  di« 
Gesetzgebung,  die  Constitution  und  die  Finanzen  wurden  zum  Druck 
gegeben  und  vorerst  vertheilt.    Während  der  Discussion  eines  Antrages 
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daifte  kein  anderer  Antrag  discutirt  werden,  ausser  die  einen  Antrag 
betreffenden  Amendements.  Bei  der  Abstimmung  gingen  diese  dem 
Antrag,  die  Sul)amendement8  den  Amendements  voraus.  Die  Frage- 
stellung und  die  Frage  selbst,  welche  zur  Abstimmung  gebracht 
wurden,  mussten  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden.  Nur 
die  Antri^e  über  die  Gesetzgebung  und  Constitution  waren  einer  drei- 
maligen Lesung,  jede  an  verschiedenen  Tagen,  unterworfen.  Niemand 
konnte  mehr  als  zweimal  sprechen,  selbst  der  Antragsteller  nicht, 
wenn  die  Assemblee  nicht  ausdrücklich  es  gestattete.  Stimmenmehr- 
heit entschied  endlich  über  die  Anträge  selbst,  bi  diesen  F&Uen  ge- 
schah die  Stimmenabgabe  schriftlich  oder  nach  Namensaufiruf  mit 
lauter  Stimme. 

Alle  Petitionen  und  Bittschriften  wurden  nur  durch  die  Mitglieder  Bnondor« 
der  Assemblee  angenommen.  Deputationen  müssen  zuerst  verzeichnet  d^^^^^i^^^Q 
and  die  Sprecher  derselben  bestimmt  werden.  Die  Gestattung  von  Depatirten. 
Massendepatationen  wurde  übrigens,  nach  jener  wilden  Deputation  der  comiKordnnng. 
Weiber  von  Paris,  bedeutend  beschränkt.  Für  die  einzelnen  Zweige 
der  Geschäfte  vertheilten  sich  die  Mitglieder  der  Constituante  in  Comites. 
Niemand  konnte  Mitglied  von  zwei  oder  mehreren  Comites  sein.  Durch 
die  grosse  Anzahl  dieser  Comites  erzielte  die  Assemblee  nationale  und 
legislative  nach  ihr  jenen  merkwürdigen,  schnellen  und  entecheidenden 
Geschäftsgang.  Die  Berathungen  der  Assemblee  erstreckten  sich  über- 
haupt nie  auf  Einzelheiten.  Man  einigte  sich  über  die  Grundsätze  und 
öberliess  die  Ausarbeitung  eines  Gesetzes  darnach  dem  Comite,  das 
dann  zumeist  im  Grrossen  und  Ganzen,  oder  höchstens  nach  einer 
erneuten  Principiendebatte  angenommen  wurde.  Gerade  diese  Art  der 
Verhandlong  macht  die  Leetüre  derselben  so  interessant  und  häuft  oft 
io  einer  wissenschaftlich  gegliederten  Darstellung  der  einzelnen  Reden, 
jene  reiche  Masse  von  Weisheit  und  Vorsicht  an,  die  man  stets  an 
den  Männern  der  Assemblee  nationale  wird  bewundern  müssen,  die 
aber  auch  nicht  mehr  im  weiteren  Verlauf  der  Revolution  zu  finden  ist. 
Ausser  den  Comites  theilte  sich  die  ganze  Assemblee  in  Bureaux  zu 
je  30  Mitgliedern,  weiche  eine  Vordiscussion  eines  Antrages  vornahmen, 
ohne  jedoch  darüber  zu  entscheiden.  Diese  Bureaux  wurden  alle 
Monate  erneut  und  die  Mitglieder  nach  den  verschiedenen  ^Gegenstän- 
den verändert.  Wenn  5  Bureaux  sich  zu  einer  Assemblee  general 
vereinen  wollten,  so  konnte  dies  Statt  haben.  Die  Sitzungen  derselben 
wurden  dann  am  Abend  abgehalten. 

Alle  Verhandlungen  der  Generalversammlungen  wurden  gedruckt, 
den  einzelnen  Mitgliedern  zugestellt  und  die  Originalacteu  der  Assem- 
blee in  einem  dreifachgesperrten  Kasten  aufbewahrt.  Die  Copien  der 
Acten  blieben  in  den  Händen  der  Secretaire  für  den  Tagesgebrauch 
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der  Assemblee   oder   ihrer  Mitglieder.     Zu   dieser  Geschäftsordnung 
erflossen  im  Lauf  der  Zeit  noch  eine  Reihe  von  Verordnungen,  welche 
einzelne  Bestimmungen  theils  ergänzten,  theils  anders  gestalteten,  ohne 
jedoch  selbst  eine  besonders  wichtige  Bedeutung  zu  haben, 
wttrdc  und  Vom  Aufaug  ihrer  Thätigkeit  bis  ans  Ende  derselben   wusste  dift 

Verhandlungen.  Constituante  eine  feste  und  vTürdige  Haltung  zu  bewahren.  Der  Rulmi 
der  einzelnen  Mitglieder,  die  gefeiertsten  Namen  des  Volkes  in  «1er 
Mitte  seiner  Vertretung  wussten  noch  die  vor  den  Thüren  des  Sitzunj^s- 
saals  hin-  und  her  wogenden  Volksmassen  in  Ehrerbietung  zu  halten. 
Die  Würde,  die  Jeder  Einzelne  in  sich  trug,  schützten  den  Anderen, 
selbst  als  Gegner,  vor  Beleidigung.  So  arbeitete  die  Constituante  uuii 
wenn  sie  auch  gegen  das  Ende  ihrer  Thätigkeit  nur  mehr  mit  Mühselig- 
keit diesen  Geist  aufrecht  erhalten  konnte,  so  verzagte  sie  doch  nicht 
und  kehrte  das  Scliwert  oder  den  Strom  der  Verwünschungen  nicht 
gegen  ihr  eigenes  Herz! 


Die  Thätigkeit  der  Constituante  und  die  Constitution 

von    1791. 

Die  cahiers.  In  den  Cahiers  hatte  das  ganze  Volk  das  Maass  seiner  Wünsche 

und  HoiFnungen  niedergelegt.  Der  König,  der  die  Laster  in  der  Ver- 
waltung seines  Reiches  unzweifelhaft  erkannt  hatte,  aber  zu  schwach 
war,  sie  zu  überwinden,  hatte  diesen  Beschwerdeschriften  seine  Zustim- 
mung ertheilt  und  wies  die  Constituante  darauf  hin,  in  ihnen  die 
Richtschnur  ihrer  Thätigkeit  zu  erkennen.  Für  die  Prüfung  dieser 
Schriftstücke  setzte  die  Nationalversammlung  alsbald  nach  ihrer  Cod- 
stituirung  eine  Gommission  ein  und  in  der  Sitzung  vom  27.  Juli  ITS^' 
"erklärte  der  Berichterstatter  derselben,  Clennont - Tonnere ,  dass  ein- 
stimmig fast  alle  Cahiers  folgende  Wünsche  und  Forderungen  aus- 
drücken: 

1.  Das  französische  Gouvernement  ist  monarchisch. 

2.  Die  Krone  des  Königs  ist  untheilbar  und  heilig. 

3.  Sie  ist  vererblich  von  Mann  zu  Mann. 

4.  Der  König  ist  Inhaber  der  Executivgewalt. 

5.  Alle  Beamten  der  öffentlichen  Gewalt  sind  verantwortlich. 

6.  Die  königliche  Sanction  ist  für  die  Promulgation  der  Geijetze 
nöthig. 

7.  Die  Nation  macht  die  Gesetze,  der  König  sanctionirt  sie. 

S.  Für  Anleihen    und    Steuerauflagen   ist   die  Zustimmung  der 

Nation  erforderlich. 
9.  Alle  Steuerumlagen  werden  nur  von  einer  Gesotzgebungsperiode 

bis  zur  anderen  bewilligt. 
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10.  Das  Eigenthnm  ist  geheiligt. 

11.  Die  persönliche  Ereiheit  unantastbar. 

So  fast  übereinstimmend,  nach  dem  Inhalt  der  Forderungen,  waren 
die  Cahiers  in  ihrer  Form  bedeutend  verschieden.  Jene  des  dritten 
Standes  der  Stadt  Paris  traten  kühn  hervor  mit  den  Resultaten  der 
Philosophie,  welche  in  der  Hauptstadt  des  Reiches  von  jeher  einen 
triebstarken  Boden  fanden.  Hier  begehrte  man  Gleichheit  aller  Rechte, 
hier  erklärte  man,  dass  alle  Gewalt  von  der  Nation  ausgehe  und  der 
allgemeine  Wille  das  Gesetz  mache,  kurz,  man  forderte  eine  Consti- 
tution mit  republikanischem  Geist,  der  nur  eine  schwankende  monar- 
chische Form  in  den  erwähnten  11  Punkten  finden  sollte.  Diese  Be- 
srhwerdescbriften  des  Bürgerstandes  von  Paris  sind  darum  eben  von 
doppeltem  Interesse,  weil  sie  in  ihrer  revolutionairen  Sprach  weise 
zeigen,  wie  vor  dem  Ausbruch  des  Sturmes  schon  die  grosse  Masse  des 
Volkes  durchdrungen  war  von  der  Nothwendigkeit  desselben  nnd  seiner 
Nützlichkeit.  Wäre  dies  nicht  gewesen,  die  Revolution  hätte  nie  die 
Dauerhaftigkeit  gehabt,  man  wäre  nie  mit  solcher  ehernen  Conseqüenz 
bis  an  die  äusserste  Grenze  des  Gedankens  und  der  That  geschritten 
and  nie  hätte  die  Begeisterung  ein  Jahrzehnt  die  Herzen  erhoben. 

Gestützt  auf  diese  Willenserklärungen  des  Volkes  eröffnete  der 
Bürgerstand  seine  lliätigkeit  in  den.  Etats  geueraux  mit  der  Erklärung 
der  Vereinigung  der  drei  Stände  und  der  Constituirung  der  Volks- 
vertretung als  Assemblee  nationale  Constituante.  Das  war  die  errun- 
gene äussere  Gleichheit  des  gesammten  Volkes  in  seiner  Repräsentation, 
es  war  aber  auch  das  Princip  derselben  für  das  öffentliche  Recht 

Die  Ungleichheit  des  französischen  Volkes  war  nicht  allein  eine  Auflösung  der 
blos  nominelle,  die  ein  Decret  mit  der  Schöpfung  eines  Namens  beheben  8**n<Je-  i>" 
konnte.  Die  ständischen  Rechte  des  Adels  nnd  der  Geistlichkeit  »chaft«recut. 
hatten  diese  beiden  Stände  auf  dauernden  Grundlagen  vom  dritten 
Stand  geschieden.  Aus  der  Grundherrlichkeit  der  privilegirten  Stände 
Hess  die  üntheilbarkeit  und  Unveräusserlichkeit,  flössen  die  Dienste 
nnd  Lasten  der  Hörigen  und  Hintersassen  und  vor  allem  der  Besitz 
der  staatlichen  Hoheitsrechte,  der  Gerichtsbarkeit,  der  Polizei  u.  a.  m. 
Aas  dieser  realbegründeten  Ungleichheit  entstand  die  äusserliche  Tren- 
nufig  und  wenn  der  Bürgerstand  die  Verschmelzung  der  drei  Stände 
in  der  Assemblee  nationale  durchsetzte,  so  besiegte  er  eigentlich  nur 
one  nebensächliche  Conseqüenz  und  sein  Triumph  lag  noch  in  weiter 
Zukunft.  Aber  man  erkannte  ihn  dennoch  als  unvermeidlich !  Darum 
erschrak  das  Königthum  vor  dem  ersten  Sieg  und  kehrte  sich  entsetzt 
vom  Volke  ab,  um  mit  den  Adel  sich  zu  verbinden.  Es  war  zu  spät. 
Das  Volk  war  erwacht!  Die  Leidenschaft  war  rege  geworden.  Das 
erste  Blot  war  geflossen  und  im  Bastillsturm  kennzeichnete  das  Volk 
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seinen  Sieg  und  seine  Macht  auf  den  Strassen,  ebenso  wie  in  der 
Nationalversammlung.  Der  Adel  ergriff  jetzt  selbst  die  Initiative!  In 
der  Sitzung  des  4.  August  Nachts  erregte  Vicomte  de  Noailles  in  einer 
glühenden  Rede  die  Seelen  der  Zuhörer  und  beschwor  sie,  alle  Feudal- 
rechte willig  hinzugeben.  Er  selbst  that  dies  zuerst,  eine  grosse  Anzahl 
folgte  ihm  und  in  der  Sitzung  des  6.  August  erfioss  das  Beeret,  wel- 
ches alle  Privilegien  und  feudalen  Vorrechte  als  abgeschafft  erklärte 
und  dem  König  den  Titel  beilegte:  Restaurateur  de  la  liberte  fran^ise, 
wie  dies  schon  früher  die  Cahiers  der  Stadt  Paris  begehrt  hatten. 

Der  Jubel  des  Volkes  war  ungeheuer,  ganz  Europa  sah  in  seiDen 
Völkern  mit  Sehnsucht  nach  Frankreich  hinüber.  Die  unklaren  Ideen 
der  Gleichheit  und  Einheit  der  Nation  hatten  jetzt  zum  erstenmal  einen 
positiven  Inhalt  erhalten.  Fortschreitend  auf  dieser  Bahn  suchte  jetzt 
die  Assemblee  nationale  noch  einen  gesetzlichen  Ausdruck  für  die  tbat- 
sächlich  errungene  Gleichheit  und  Einheit  des  Volkes  und  fand  ihn 
in  der  Erklärung  der  Hechte  des  Mensohen.  Die  falschen  Ur- 
theile,  die  sich  über  diese  Erklärung  gebildet  und  weit  verbreitet 
haben,  zu  berichten,  habe  ich  diesem  Abschnitt  der  Rechtsgeschiclitt' 
eine  ausführliche  Darstellung  gewidmet.  Für  Jedermann  sicher  und 
gewiss  mag  sein,  dass  diese  Erklärung  der  Menschenrechte  die  positive 
Grundlage  der  neuen  Staatsgesellschaft  sein  sollte,  dass  sie  die  erste 
Revolution  genährt  und  bis  auf  die  Gegenwart  noch  immer  fortwirkend 
ist.  Diese  Declaration  schuf  den  freien  Geist  des  französischen  Volkes 
die  Aufhebung  der  Lehnsgesellschaft,  das  freie  Volk  selbst.  Jene 
schuf  den  Bauernstand  und  eine  Landwirthschaft  in  Frankreich,  dieses 
vereinte  das  gesammte  Volk  unter  den  Begriff  des  Bürgerthums.  Ohne 
diese  Resultate  wäre  das  Volk  nie  für  die  Revolution  aufgetreten. 
hätte'  es  nie  die  Lasten  derselben  getragen.  Es  ist  ein  tiefgreifendem 
Zeichen  für  den  Geist  der  verschiedenen  Zeiten  und  die  Verhältnisse 
der  Macht.  Mit  einem  grossen  fassbaren  Resultate  begann  die  Revo- 
lution, das  Volk  hatte  weiter  nichts  zu  thun,  als  es  zu  wahren.  Plan- 
lose Ideen  setzte  eine  spätere  Zeit,  und  besonders  die  RevolutioD 
von  1848,  in  ganz  Europa  den  Völkern  als  zu  erreichendes  Ideal  und 
die  Kräfte  zum  Kampf  erlahmten,  ehe  ein  entscheidender  Sieg  errun- 
gen war.  Der  Mensch  muss  das  Gute  besitzen,  um  um  das  Bessere 
zu  kämpfen,  bereit  zu  sein.  Man  muss  dem  Menschen  das  Gate 
bieten,  damit  er  das  weniger  Gute  opfere,  das  Bessere  ihm  gönnen. 
damit  er  auf  das  Gute  verzichte. 

An  diese  kühne  Umgestaltung  der  socialen  Verhältnisse  Frank* 
reichs  srhloss  sich  die  Schöpfung  eines  neuen  Staatsrechtes.  Vor  der 
Revolution  existirte  in  Frankreich  kein  gesetzkräftiger  Act  über  das 
Verhältniss  der  Krone  zum  Volk,  keine  Bestimmung  oder  Verpflichtung 
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aber  die  Wahrung  anerkannter  Rechte.  Das  gesammte  öffentliche 
Recht  war  ein  mit  den  Jahrhunderten  entstandenes,  dessen  Form  und 
Wesen  das  Lehensystem  in  sich  schloss.  Die  Herrschaft  des  Lehns- 
wesens beruhte  auf  der  gesammten  inneren  Eintheilung  und  der  Ver- 
waltang  der  öffentlichen  Angelegenheiten.  Mit  dem  Lehenswesen  bre- 
chen, hiess  natürlich  nichts  anderes,  als  die  Basis  der  Herrschaft 
desselben  wegräumen  und  für  das  öffentliche  Recht  des  freien  und 
gleichen  Volkes  eine  neue  Grundlage  schaffen. 

Das  erste  und  umfassendste  Gesetz  war  das  Decret  vom  26*  Fe- 
broar  1790,  durch  welches  die  alte  Provinzialeintheilung  gebrochen 
and  die  neue  Eintheilung  Frankreichs  nach  Departements,  Districten 
ond  AiTondissements  durchgeführt  wurde.  In  diesem  neugebildeten 
grossen  Rahmen  sollte  sich  die  neue  Verfassung  und  Verwaltung  voll- 
ziehen. Durch  die  beiden  Decrete  vom  14.  und  22.  December  1789 
wurde  eine  neue  Gemeindeverfassung  geschaffen,  welche  den  alten 
Gemeindeverband  aufhob  und  vor  allem  die  freie  Wahl  der  Gemeinde- 
beamten einführte.  Das  Decret  vom  16.  August  1790  schuf  eine  neue 
Civilgerichtsordnung,  jenes  vom  16.  September  1790  eine  neue  Cri- 
minalgerichtsorganisation.  Bei  Einfuhrung  der  Geschwornengerichte 
ia  dieser  wurde  zum  erstenmal  darauf  hingewiesen,  dass  die  Geschwor- 
nen  nicht  blos  darum  eine  noth  wendige  Eigenschaft  eines  consti  tut  io- 
neilen Staats  seien,  weil  sie  die  Freiheit  des  Urtheils  wahren,  die 
Selbständigkeit  des  Richterstandes  fordern,  sondern  weil  das  Volk  auch 
ein  nnabweisliches  Recht  habe,  bei  der  Justizverwaltung  selbstthätig 
einzugreifen.  Diese  sociale  Seite  der  Geschwornengerichte  giebt  dem 
Institut  für  die  Zeit  seiner  Entstehung  eine  noch  tiefere  Bedeutung. 
Ich  werde  in  der  Folge  diese  drei  Gruppen  der  Gesetzgebung  in  voller 
Ausführlichkeit  darstellen,  da  sie  gerade  von  solch  hoher  Bedeutung 
waren,  dass  seit  der  grossen  Umwälzung  der  Revolution  nur  wenig  in 
ihnen  durch  die  spätere  Gesetzgebung  geändert  werden  konnte. 

Das  öffentliche  Recht  gründete  die  Nationalversammlung  auf  die 
Trennung  der  Gewalten  und  übertrug  der  Volksvertretung  die  Gesetz- 
gebung, dem  König  die  Vollziehung.  Der  gesetzgebende  Körper  soll 
nor  einer  sein,  ohne  Trennung  und  ohne  Scheidung,  damit  nichts  die 
Schnelligkeit* und  Thatkraft  desselben  hindere,  er  soll  aber  auch  per- 
manent sein,  um  dadurch  am  Besten  die  Executivgewalt  in  Schranken 
zu  halten.  Lally  Tollendal  legte  damals  schon  einen  Verfassungsent- 
wurf vor,  in  welchem  er  vor  allen  bei  einer  doppelten  Kammer  auch 
einen  Senat  fordert,  der  das  bestehende  Recht  erhalten  soll,  und  der 
besonders  in  seiner  richterlichen  Tbätigkeit  ganz  dem  später  organi- 
»rten  gleich  ist.  Die  Nationalversammlung  verwarf  diese  Schöpfung, 
wie  die  einer  zwdten  Kammer,  indem  sie  darin  nur  das  Asyl  des 


I  ande«- 

f'inthfilung, 

Oerieht4-  und 

Vcrwaltanjrv 

ordnang. 


Die  neue 
Stnat»{;eiTaIt. 


284  ^^  Staats^walt.    Das  constitntionelle  Köuigthain. 

alten  Adels  erkannte  und  zeigte  damit  deutlicher,  als  eine  Reihe  wissen- 
schaftlicher Abhandlungen  dieser  Frage,  dass  die  Bedeutung  und  das 
Wesen  derselben  socialer  Art  ist  und  aus  den  gesellschaftlichen  Unter- 
schied der  Stände  hervorgeht  und  in  ihm  allein  ihren  Grund  und 
Die  GcFQiT..    einzige  Bedeutung  findet.    Die  Nationalversammlung  hatte  eine  Gesell- 

eiucrdo'^  *°it  II  ^^^^^  ^^  organisiren  und  darum  wollte  sie  die  Grundsätze  dieser  Orga- 
Kammor.  nisatiou  durch  keinen  rein  politischen  Grund  beeinflussen  lassen.  Die 
Gründe  für  den  Werth  des  Ein-  oder  Zweikammersystems  sind  immer 
nur  Gründe  aus  der  Politik,  aber  das  Wesen  der  Frage  ist  ein  sociales 
und  ruht  in  der  Organisation  der  Gesellschaft  und  diese  muss  ent- 
scheiden! Nun  hatte  man  die  Gesellschaft  auf  dem  einzigen  Begrif 
des  Bürgertbums  errichtet,  es  wäre  widersprechend  dem  Gedanken 
gewesen,  wenn  man  ihn  augenblicklich  wieder  zerstört  hätte  in  der 
Organisation  der  Volksversammlung,  die  ihn  repräsentirte.  LalW 
Tollendal,  durchdrungen  von  Bewundening  der  englischen  Verfassung. 
versuchte  mit  seinem  Vorschlage  auch  in  der  That  nichts  anderes, 
als  eine  Nachbildung  derselben.  Aber  er  vergass,  dass  die  Ver- 
fassung eines  Staates  nur  auf  der  Ordnung  seiner  Gesellschaft  rubeo 
könne,  und  dass  sie  nirgends  mehr  in  dieser  begründet  ist,  als  in 
England.  Frankreich  hatte  längst  jene  Stände  verloren,  die  eine 
besondere  Vertretung  hätten  fordern  können.  Der  ganze  Gontment 
hat  sie  verloren  und  Nichts  hat  sich  ereignet,  was  den  todten  Namen 
ein  lebendiges  Recht  geben  könnte.  Die  sogenannten  Herrenhäuser, 
die  dieses  Recht  darsteilen  sollen,  sind  überall,  wo  sie  bestehen  nur 
Vernunft-  und  rechtswidrige  Erscheinungen,  nutzloser  Ballast  im  con- 
tinentalen  Verfassungsleben,  und  finden  die  einzige  Garantie  ihres 
Bestandes  entweder  in  der  Laune  des  Regenten,  oder  seiner  falschen 
Begriffe,  oder  —  seiner  Angst  vor  einer  wahren  Verfassung,  leb 
kehre  an  einem  anderen  Orte  auf  diese  Institution  wieder  zurück. 
Hier  genüge  nur  diese  Bemerkung,  dass  die  Constituante  mit  der 
Ablehnung  des  darauf  bezüglichen  Antrags  einen  wahren  und  grossen 
Gedanken  durchführte,  der  einer  späteren  Zeit  ein  stets  lebendige> 
Wahrzeichen  hätte  sein  sollen.  Viel  Verwirrungen  wären  erspart  worden, 
viel  Papier,  auf  dem  die  modernen  Verfassungen  stehen,  einem  besseren 
Zweck  überwiesen,  als  dem  der  Täuschung  der  Völker.* 

Dio  Execatw-  So  Streng  nun  aber  auch  in  dieser  Richtung  in  Grundsätzen  und  in 

gewait.  ^gp  Durchführung  derselben  die  Constituante  hier  vorging,  so  planlos  und 
missleitet  gestaltete  sie  die  Executivgewalt.  Der  König  wurde  zu  einem 
obersten  Beamten  und  gegenüber  der  allmächtigen  Gesetzgebung  liess 
man  ihm  nichts,  als  ein  machtloses  Veto.  Und  selbst  dies  gewährte 
man  nur  zögernd.  Mirabeau  und  Lally  Tollendal  vertheidigten  es  auf 
das  Heftigste  und  in  fast  furchtbarer  Weise.   »Nicht  zum  Schutze  de> 
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Rdnigthams**,  sagte  Mirabeau,  y^soodern  zum  Schutze  der  Nation  muss 
der  Eduig  das  Veto  besitzen  und  darum  muss  man  ihn  zwingen,  es 
anzunehmen,  selbst  wenn  er  es  nicht  wiil.^  Er  und  Lally  Tollendal 
traten  für  das  absolute  Veto  ein,  Sieyes  zerstörte  es  in  gehässiger 
Rede  und  mit  673  gegen  325  Stimmen  ward  nur  ein  Suspensiv- 
veto dem  König  als  ein  Zeichen  seiner  Machtfiille  übergeben.  Man 
hat  in  der  Nationalversammlung .  und  nach  ihr  aus  der  Frage  nach 
dem  absoluten  oder  suspensiven  Veto  eine  berühmte  Streitfrage  ge- 
macht und  fast  ganz  ohne  Grund.  Das  absolute  Veto  ist,  thatsächlich 
eingeführt,  eine  Unmöglichkeit  und  wird  stets  nur  eine  Gewalt  auf 
dem  Papier  sein,  das  suspensive  Veto,  bei  einer  wahrhaft  freien  Volks- 
vertretung, bei  einer  Kammer,  die  auf  einem  vollendeten  reinen  Staats- 
burgerthum  gegründet,  ist  mehr  ein  Ehren-  und  Vertrauenszeugniss 
des  Königs,  denn  eine  Macht.  In  Verwaltungssachen  wird  es  eine  freie 
ond  kräftige  Kanuner  nicht  fürchten,  ja  ein  König  nicht  einmal  an- 
wenden, nur  in  Sachen  der  gesellschaftlichen  Freiheit  wird  es  in  der 
Hand  des  Königs  Bedeutung  haben.  Wo  diese  aber  begründet  ist, 
fällt  die  Bedeutung  fort,  wo  diese  nicht  vollendet  ist,  wird  die  Revo- 
lution den  Königen  zur  Lehre,  ihr  Veto  mit  Einsicht  zu  gebrauchen. 
England  ist  für  den  ersten  Fall,  Frankreich  unter  Ludwig  XVL,  für 
den  zweiten  eine  wichtige  Lehre.  Die  englische  Kammer  wird  so 
wenig  an  eine  Aufhebung  des  königlichen  Veto  denken,  als  der  König 
an  einen  Gebrauch  desselben.  Ludwig  XVL  gebrauchte  sein  Veto  zum 
Sdmtze  der  privilegirten  ständischen  Gesellschaft  und  gegen  die  Frei- 
heit des  dritten  Standes,  er  setzte  es  der  civilen  Constitution  des 
Clerus  und  der  Freiheit  der  Kirche  entgegen,  er  wollte  damit  der 
Abschaffung  des  Adels  und  den  Gesetzen  gegen  die  Emigration  wider- 
strebe und  that  es  mit  solcher  Unbeugsamkeit,  dass  er  es  auf  dem 
Schaffot  bösste! 

Das  waren  die  grossen  Resultate  der  Thätigkeit  der  National-  Die 
versammhing,  welche  sie  endlich  auch,  in  ein  einheitliches  Werk  ge- 
einigt, in  der  Constitution  vom  3.  September  1791  verkündigte.  Nach- 
dem mehr  als  zwei  Jahre  vergangen  waren,  nach  einer,  alle  Theile  des 
Staatslebens  umfassenden  Organisation,  nach  grossartigen  schon  höhe- 
len  Resultaten,  da  erst  erschien  dieses  Verfassungswerk,  auf  das  die 
Constitutionen  der  Zeit,  vor  und  nach  dem  ersten  Kaiserreich,  immer 
wieder  zurückkehrten  und  das  der  klare  Ausdruck  des  Dauernden 
nod  Festen  im  französischen  Staatsleben  und  seiner  Geschichte  ist. 
Der  neue  Geist,  der  Frankreich  begeisterte,  hatte  die  Verfassung  lange 
za  einor  thatsächlichen  gemacht,  ehe  sie  in  gesetzliche  Formen  gebracht 
worden«  Die  Fehler  derselben  sind  nicht  solche,  welche  die  Ueber- 
eilung  eines  Gesetzgebungsactes  geschaffen,  sondern  welche  aus  dem 
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überströmenden  Lauf  der  Revolution  organisch,  fast  wie  diese,  sich 
entwickelt  hatten.  Man  kann  sie  nicht  richten  und  verdammen,  wenn 
man  die  ganze  Zeit  nicht  demselben  Schicksal  unterwirft.  Darum  hat  auch 
nicht  ein  Gesetzgebungsact  die  Neuerungen  schaffen  können,  sondern 
die  Erfahrungen  der  Zeit  roussten  die  Fehler  derselben  erkennen  lehren. 
Nach  dieser  Constitution  nun  ging  die  Volksvertretung  aus  dem  ganzen 
steuerbaren  Volke  hervor  und  bildete  ein  Ganzes  ohne  Stände  und 
ständische  Unterschiede  und  besass  die  gesammte  Staatsgewalt,  denn 
nur  sie  soll  einen  Willen  in  den  öffentlichen  Dingen  haben  und  nur  nach 
ihren  Beschlüssen  die  Vollziehung  geschehen.  Dem  König  blieb  die 
Ausführung  und  ein  machtloses  Veto.  Die  Souverainität  des  Volkes 
war  ein  System  geworden,  die  höchsten  Träume  der  Pbilosophie  ver- 
wirklicht. Die  Freiheit  war  ein  allgemeines  Gut,  die  Gleichheit  hatte 
bis  in  die  letzten  Schichten  der  Gesellschaft  die  einzelne  Persönlichkät 
von  jeder  Fessel  befreit.  Das  Talent  allein,  der  innere  Werth  und 
der  Fleiss  sind  die  Stufen  zur  £hre  und  Würde  im  Staat,  die  zu  be- 
steigen jedem  frei  steht,  der  diese  geistigen  Schätze  besitzt. 

Diese  Constitution,  welche  „in  Gegenwart  und  unter  dem  Schutze 
Gottes^  begonnen,  legt  die  Assemblee  nationale  „in  die  Treue  des 
Corps  legislatif,  des  Königs  und  der  Richter,  stellte  sie  unter  dem 
Schutz  der  Väter,  Mütter  und  Gattinnen,  vertraute  sie  der  Liebe  der 
jungen  Bürger  und  dem  Muth  aller  Franzosen !''  Gebet  mir  Menschen, 
rief  Larive,  als  Redner  einer  Pariser  Deputation  an  die  Constituante, 
gebt  mir  Menschen  und  diese  Constitution  und  ich  erschaffe  eine 
Nation,  wie  einst  ein  kühner  Geometer  sagte:  Gebet  mir  Materie  und 
Bewegung  und  ich  erschaffe  eine  Welt  Und  dennoch  stürzte  diese 
widcMpröche  Constitution  die  Nation  in  furchtbare  Verwirrung.  Zwei  so  wesentliche 
"ninüon"  Widersprüche  trug  sie  in  sich,  dass  sie  die  Revolution,  der  sie  ein 
Ziel  setzen  wollte,  nur  beförderte.  Diese  Constitution  wollte  die 
Monarchie  ohne  den  Monarchen!  Sie  wollte  den  König  nicht  stürzen, 
aber  sie  wollte  ihm  alles  nehmen,  was  den  König  macht.  Es  kann 
keinen  Staat  geben  ohne  eine  festorganisirte  Ezecutivgewalt,  die  Mo- 
narchie kann  ohne  sie  so  wenig,  als  die  Republik  bestehen!  Jedes 
junge  Verfassungsleben  blickt  mit  Habgier  und  Eifersucht  auf  diesen 
Theil  der  Staatsgewalt  und  jede  Revolution  in  monarchischen  Staaten 
beginnt  mit  und  dreht  sich  zumeist  um  den  Streit  der  Execntivgewalt 
Wenn  dann  noch  der  Monarch  durch  eine  schwächliche  und  thatlose 
Haltung  sie  entwürdigt,  wie  Ludwig  XVL,  dann  macht  er  selbst  das 
Volk  blind,  so  dass  es  dort  ein  Recht  sieht,  wo  es  einen  Fehler  begeht 
Darum  beschränkte  die  Constituante  die  Executivgewalt  nicht  allein 
in  den  Händen  des  Königs,  sondern  lösste  sie  auf  in  Tausend  wirkende 
Kräfte  und  entwürdigte  den  letzten  Rest  derselben,  den  sie  dem  König 
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liess.  Die  zersplitterte  Executivgewait  aber  ist  die  Anarchie,  die  Ent- 
wordigUDg  derselben  aber  die  rohe  Revolution,  die  in  Mord  und  Todt- 
schlag  sich  verläuft!  Kaum  kam  der  französische  Staat  zum  Bewusst- 
seio  dieses  Grundzuges  der  Verfassung,  als  die  Brandfackel  auf  den 
Dichem  loderte  und  die  Herrschaft  der  wilden  Masse  begann.  Der 
zweite  Widerspruch  lag  im  Wesen  der  staatlichen  Gesellschaft  gegen- 
über der  Constitution.  Diese  sollte  als  auf  den  Principien  der  Freiheit 
und  Gleichheit  gegründet  sein,  obgleich  man  durch  die  Organisation 
des  Wahlrechts  nur  die  besitzende  Klasse  als  frei  und  gleich  anerkannte. 
Jene  aber  war  selbst  noch  nicht  zum  Bewusstsein  gekommen,  glaubte 
an  ihre  maassgebende  Bedeutung,  weil  sie  sich  als  Gewalt  schon  ge- 
kennzeichnet. Und  doch  ruht  Freiheit  und  Gleichheit  nur,  in  der 
Ordnung,  nicht  in  roher  Massenhaftigkeit.  Wenn  das  Menschenge- 
schlecht einst  zu  einer  solchen  sittlichen  Höhe  emporsteigt,  dass  eine 
Constitution  auf  dem  reinen  Glauben  dieser  beiden  Grundsätze  möglich 
ist,  dann  wird  diese  eine  so  ewig  dauernde  Kraft  in  sich  tragen,  dass 
ein  Umsturz  derselben  nie  mehr  möglich  ist.  Das  allgemeine  Stimm- 
recht der  Gegenwart,  man  mag  es  unter  einer  Narrenkappe  oder  einem 
Polizeihut  zur  Uebung  bringen,  ist  gewiss  ein  Vorbote  der  Lösung 
dieser  Frage.  Gewiss  aber  ist,  dass  die  Assemblee  nationale  dies  nicht 
begriffen  hatte  und  selbst,  wenn  dies  der  Fall  gewesen  wäre,  nicht 
lösen  konnte,  da  eine  gesellschaftliche  Ordnung  nicht  durch  Paragraphe 
gemacht  wird,  sondern  sich  bilden,  mit  der  Zeit  entstehen  muss,  und 
eine  Constitution  nur  der  Ausdruck  die^r  Ordnung  sein  kann.  Die 
Assemblee  Constituante  trat,  wie  die  ganze  Revolution,  für  den 
dritten  Stand  auf.  Dieser  aber  war  keineswegs  das  damals,  was 
man  heut  unter  ihm  versteht,  war  kein,  wie  Adel  und  Geistlichkeit, 
festbegrenzter  Theil  der  Kation,  sondern  war  jene  Masse  des  Volkes, 
die  eben  nicht  Adel  und  Geistlichkeit  war.  Es  war  kein  positives 
Resultat  mit  Sieyes  Ideen  gefunden,  sondern  ein  blosser  Gegensatz. 
Fmlieh  lag  in  dieser  grossen  Masse  des  dritten  Standes  die  absolute 
Gleichheit  des  Bürgers  ausgedrückt;  freilich  genoss  in  dieser  Gleichheit 
jeder  eine  absolute  Freiheit,  nicht  blos  die  geistige  Freiheit,  sondern 
jene  des  Handels,  Erwerbes,  nicht  blos  die  Freiheit  des  Seins,  sondern 
auch  die  des  Werdens.  Aber  jede  Bevölkerungsmasse  strebt  nach 
einer  inneren  Ordnung,  denn  erst  diese  macht  aus  der  Menschenmasse 
die  Staatsgesellschaft  und  nur  die  Ordnung  ist  die  Sicherheit  der 
Dauer  und  des  Daseins  der  Gesellschaft.  Diese  gesellschaftliche 
Ordnung  glaubte  die  erste  Constitution  auf  einen  Census  aufbauen  zu 
können,  der,  weil  er  verschwindend  klein«  als  auf  den  Werth  von  drei 
Arbdtstagen  festgesetzt  wurde,  die  Assemblee  jiationale  über  das  Wesen 
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desselben  täuschte  und  weder  die  Gegensätze,  die  er  erzeugen,  DO<h 
die  Consequenzeu,  die  daraus  folgen  mussten,  ahnen  liess. 
Die  Auflösung  Jeder  Census,  und  wenn  er  noch  so  klein  ist,  ruht  auf  dem  Besiti 

^'^d^ch"'dic*^^'  und  die  Constitution,  die  an  einen  Census  festhält  und  die  Celmiig 
coDHtitniion.  bürgerlicher  Rechte  davon  abhängig  macht,  noacht  den  Besitz  zur 
Grundlage  der  Staatsordnung  und  damit  ist  eben  von  vornherein  das 
oberste  Piuncip  des  neuen  Staates  wieder  zerstört:  Die  Gleichheit 
Die  äusserste  Lücke  der  Assemblee  hatte  ganz  recht,  wenn  sie  den 
Census  bekämpfte  als  den  Vorboten  der  Geldaristocratie,  sie  hatte  eben 
nur  darin  Unrecht,  zu  glauben,  dass  ohne  eine  Gesellschaftsorduung 
eine  Verfassung  und  ein  Staat  möglich  ist.  Mit  der  Erklärung  des 
Besitzes  als  der  Basis  des  Vollbürge rthums  wurde  plötzlich  die  nuiit- 
besitzende  Klasse  aus  dem  dritten  Stande  als  ein  noch]  unnennbami 
Etwas  ausgeschieden.  In  dieser  Ausscheidung  aber  lagen  Gegensätie, 
die  consequenterweise  einander  feindlich  gegenüber  treten  mussten,  so- 
bald beide  zum  Bewusstsein  ihrer  Stellung  gekommen.  Der  Kampf  war 
unvermeidlich  und  er  ist  die  Geschichte  der  Assemblee  legislative,  li  i 
die  Geschichte  des  kurzen  Sieges  der  allgewaltigen  unterschiedslosen 
Masse  —  ist  die  Geschichte  des  Convents. 


Die  zivelie  Gesetzi^ebuiifft    Die  liefflBlatlTe. 

Die  Berufung  und  Bildung  der  Legislative. 

Die  paHei-  Die  gesetzgebende  Versammlung,  welche  auf  Grund  dar  CoD>ti- 

biidiing.  tution  des  Jahres  1791  einberufen  worden  war,  die  Thätigkeit  und 
Bedeutung  derselben  in  der  Geschichte  der  französischen  Revolutiuo 
ist  von  der  Geschichtschreibung  dieser  Zeit  nur  wenig  beachtet  worden. 
I^martine  allein  hat  in  seiner  Geschichte  der  Girondisten  dieser  Zeit 
eine  grössere  Aufmerksamkeit  gewidmet,  jedoch  weniger,  weil  er  dk 
wahre  Bedeutung  derselben  erkannt  zu  haben  schien,  als  aus  Verebrun;: 
und  Bewunderung  der  Helden  einer  Partei,  der  er  selbst  nach  seiu»T 
innersten  Ueberzeugung  angehörte  und  die  gewissermassen  die  Vor- 
läuferin  seiner  eigenen  politischen  Thätigkeit  war,  zu  der  die  Gescliicbtc 
der  Revolution  des  Jahres  1848  ihn  berief.  Hätte  er  nach  dieser  Zeit 
die  Gironde  beschrieben  —  ein  anderer  Geist  würde  sie  durchwehto. 
ein  anderes  Urtheil  würde  entschieden  haben. 

Die  Geschichte  der  Assemblee  nationale  legislalive  ist,  wenn  auch 
nicht  reich  an  Thaten  und  Ereignissen,  dennoch  für  die  Rechtsgeschicbte 
von  der  grössten  Bedeutung,  die  Weisheit,  welche  in  derselben  sich 
darstellt,  von  dauerndem  Werth.    Die  Nationalversammlung  hatte  eiw 
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Ter&ssnng  geschaffen  nach  der  üeberzengang  und  den  Grundsätzen 
der  einzelnen  Mitglieder  derselben  und  glaubte  das  Volk  fähig,  eine 
freie  Yer^BSsung  zu  ertragen ,  weil  sie  sich  selbst  als  fähig  bewährte, 
eine  solche  zu  schaffen.  Den  späteren  Jahren,  den  gereiften  Völkern, 
encfaien  die  Constitution  des  Jahres  1791  als  ein  Musterwerk,  als  der 
schönste  Constitutionsgedanke,  den  die  Revolution  geboren,  aber  für 
die  Zeit  seiner  Geburt  und  Lebensthätigkeit  kann  dies  nicht  gelten. 
Eine  Yer&ssung  kann  eben  niemals  das  Werk  eines  Gesetzgebers 
sein,  sie  wird  nicht  geboren  in  einer  Stunde  der  Erleuchtung,  sie  ist 
kein  Glaubenssatz,  den  eine  Offenbarung  lehrt,  sie  ist  das  Product 
der  Zeiten ,  sie  kann  nur  der  Ausdruck  des  thatsächlich  Bestehenden 
sein.  Ist  sie  etwas  mehr,  so  wird  sie,  so  weit  sie  es  ist,  unerfüllt 
bleiben,  ist  sie  weniger,  so  wird  die  Macht  der  unbefriedigten  Verhält- 
nisse die  Erfüllung  ihrer  Bedürfnisse  erzwingen.  Das  Glück  der  Völker 
besteht  darin,  dass  die  Freiheit  keine  Täuschung  zulässt 

Der  Girondiat  Gorani  *),  die  Schwärmerei  St.  Martin's^),  die  harten 
Crtheile  Josef  de  Maistre*)  haben  in  dieser  Richtun^^  mitten  im  Strom  ^ 
der  Ereignisse ,  schon  das  Verfassungswerk  der  Nationalversammlung 
gewürdigt.  Nur  oberflächlich  halten  sie  jedoch  bei  der  thatsächlichen 
Bewabrheitung  dieser  Grundsätze  in  der  Geschichte  der  ersten  Gesetz- 
gebung an,  niemals  kennzeichnen  sie  klar  den  Widerspruch  der  Ver- 
iassong  des  Jahres  1791  mit  dem  Strom  der  Begierden  des  Volkes, 
memals  kennzeichnen  sie  gerecht  die  inneren  Fehler  dieser  Constitution, 
welche  endlich  den  Sturz  und  die  Vernichtung  derselben  herbeiführten. 
Ich  habe  auf  diese  bei  der  Betrachtung  der  Thätigkeit  der  National- 
versammlnng  hingewiesen,  auch  auf  jenen  eben  bezeichneten  \nder- 
sprach,  der  jetzt  in  der  Legislative  seine  thatsächliche  Bewahrheitung 
erringt 

Die  Constituante  hatte  in  dem  Decret  vom  28.-29.  Mai  1791  Berufung  der 
erklärt,  dass  sie  ihre  Wirksamkdt  als  beendet  ansieht  in  dem  Augen- 
blick, wo  die  Mitglieder  des  neuen  Corps  legislatif  werden  zusammen- 
getreten sein.  Sie  berief  durch  dasselbe  Decret  zugleich  die  Urver- 
tammlangen  für  den  12.  Juni  und  durch  das  Decret  vom  6.  August 
die  Assemblees  electorales  für  den  25.  August  ein.  Nach  der  Con- 
etitation  sollte  die  neue  Gesetzgebung  745  Deputirte  haben,  die  auf 


1)  Cknrant:  Pr^diction  aar  la  R^volntion  fran^aise.  1797,  and  Lettres  anx 
Soorerains  siir  U  K^rolation  fran^iae.  1793. 

2)  St  Martin:  Lettres  k  un  ami  ou  Consid^ations  politiqaes,  philoao- 
phiqaes  et  religieuses  snr  la  Bt^yolutioo  fran^aine.  Paris  an  III.  Ein  übri- 
gou  ganz  confoses  Werk. 

8)  Jos.  de  Maistre:   Consid^ration  büt  la  B^volution  fran^aise  1796,  und 
das  TieUach  anfgelegte  Werk:   Consld^ration  snr  la  France.  1797. 
aicbtcr:  Staat«-  und  GeielUchkftireclit.    L  19 
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Grundlage  des  Territoriums,  der  Bevölkerung  und  der  directen  Steaer 
gewählt  werden  mussten.  So  ward  die  Zahl  der  Deputirten  in  dn 
Theile  getheilt  Das  Gebiet  ward  durch  247  Deputirte  yertreten,  s 
dass  jedes  der  83  Departements  drei  derselben  wählte.  Nur  Pari 
sandte  blos  einen  Abgeordneten.  Auf  die  Bevölkerung  entfielen,  ebens 
wie  auf  die  Summe  der  directen  Steuern,  249  Deputirte.  Die  Samn 
dieser  Masse  ward  in  ebensoviele  Theile  getheilt  und  jedes  Departemex 
wählte  so  viele  Abgeordnete,  als  es  Antheile  an  der  Bevölkerung  uo 
Steuersumme  in  sich  schloss.  Tit.  in.  Sect  1.  Art  1  —  5.  Jed< 
Departement  musste  wenigstens  einen  Deputirten,  auf  Grund  sein« 
Bevölkerung  und  seiner  Steuersumme,  entsenden  *).  G^en  den  Grimc 
satz  der  Constitution,  dass  jede  Gesetzgebungsperiode  mit  dem  1.  M2 
beginnen  sollte,  wurde  die  jetzt  gewählte  Nationalversammlung  aus 
nahms weise  auf  den  1.  October  1791  einberufen,  als  den  Tag,  a 
welchen  die  Constituante  sich  auflöste.  An  diesem  Tage  zeigten  di 
neuen  Abgeordneten,  durch  eine  Deputation,  dem  König  am  1.  Oc.tobe 
an,  dass  sie  sich  als  Gesetzgebung  constituirt  und  den  Namen  eine 
Assemblee  legislative  angenommen  haben. 
Die  BiidnnK  Dlcse  Legislative  sollte  als  der  erste  Ausdruck  der  Yolkssouverai 

ucd  ziuammen-  j^j^^^  ^|g  gj^  ^jj^  Constitution  1791  geschaffen  und  als  die  erste  Ver 

sotzany  der 

LöffUiauve.  wirklichuug  dieser  selbst,  die  Lebenskraft  der  neuen  Staatsordnung 
beweisen.  Es  war  ein  trauriger  Versuch,  der  ein  trauriges  Ende  nahm 
der  aber  die  grosse  Bedeutung  für  die  Geschichte  der  französische] 
Revolution  hat,  dass  er  die  Parteien  sonderte  und  scharf  kennzeichnete 
Es  war  ein  Versuch,  der  auch  für  die  spätere  Zeit  die  hohe  Lehn 
enthielt,  dass  eine  Volksvertretung  immer  die  klare  Darstellung  dei 
ganzen  Staatsgesellschait  und  ihrer  Ordnung  enthalten  muss,  wem 
sie  überhaupt  eine  Bedeutung  haben  soll.  Wenn  aber  diese  Staats^ 
Ordnung  noch  nicht  zum  Bewusstsein  Aller  geworden  ist,  dann  wirc 
die  Volksvertretung  ebenso  planlos  ein  Spielball  für  die  Leidenschaftec 
des  Volkes,  als  ein  unfähiges  Organ  inmitten  der  Regierungsmaschine. 
Welche  Ordnung  der  Gesellschaft  aber  hatte  die  Constitution  1791 
begründet,  oder  welcher  Ordnung  hatte  sie  einen  gesetzlichen  Ausdruck 
gegeben,  denn  das  Gesetz  kann  nur  der  Ausdruck  des  schon  Xor- 
handenen  sein.  Ich  habe  darauf  hingewiesen,  dass  der  Census  das 
Element  der  neuen  Staatsgesellschafl  war  und  dass  er  in  seiner  Herr- 
schaft einen  grossen  Theil  des  Volkes  von  der  Freiheit  und  Gleichheit 
ausschied,  in  dem  Augenblick,  in  dem  dieses  gerade  darum  kämpfte 
Die  neue  Volksvertretung,  auf  Grundlage  des  Besitzes  gewählt,  war 
nichts  anderes,  als  die  Darstellung  des  Widerspruches,  in  dem  die 


*)  Decret  yodi  28—29.  Mai  1791. 
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werdende  Gesellschaftsordnung  mit  den  Wünschen  der  grossen  Masse 
gerathen  war.  Darum  fengen  die  Parteien  jetzt  an,  ihre  hohe  Bedeu- 
tung zu  eriialten  und  es  ist  nöthig,  sie  genauer  zu  betrachten. 

Die  Nationalversammlung  hatte  zwei  Parteien  in  ihrer  Mitte.  Es  dio  Pftrteicn. 
waren  die  Anhanger  der  alten  standischen  Monarchie  und  die  Kämpfer  <**'  L*fi«i*tive. 
der  neuen  Gesellschaftsordnung  des  constitutionellen  Staates  einander 
gegenübei^estellt.  Die  erste  Partei  war  eine  enggeschlossene,  die 
zweite  desgleichen,  doch  trug  diese  in  ihrer  Mitte  eine  kleine  Schaar, 
welche  über  die  Bestrebungen  nach  einer  Constitution,  die  aus  den 
Trümmern  des  alten  Staates  den  neuen  entwickeln  sollte,  hinausging 
and  die  totale  Vernichtung  des  alten  wollte.  Da  sie  aber  noch  nicht 
wnsste,  was  sie  an  die  Stelle  desselben  setzen  sollte,  blieb  sie  machtlos 
und  ihre  Fährer,  Robespierre  und  Petion,  ohne  andere  Bedeutung,  als 
eb^  )ene,  die  Neugierde  der  Masse  auf  sich  gezogen  zu  haben.  Und 
dennoch  bildete  diese  Partei  in  der  Assemblee  legislative  die  Ueber- 
xahl.  Die  rechte  Seite  derselben  ward  jetzt  von  den  Anhängern  der 
Constitution  gebildet,  ihre  Redner  und  Fuhrer  waren  Dumas  Beugnot, 
Yanblanc,  ihre  Vertretung  mitten  im  Volk  der  Club  der  Fcuillants, 
ibie  Mittel  und  Waffen,  das  Recht  der  Constitution,  ihr  Anhang,  die 
Nationalgar  de,  die  öffentlichen  Behörden,  der  oberste  Beamtenstand 
and  jene  Bärgerklasse,  die  sich  bald  von  der  grossen  Masse  des  Volkes 
absonderte,  als  ein  Besseres,  Edleres,  als  der  eigentliche  Mittelstand. 
Die  Linke  dieser  gesetzgebenden  Versammlung  war  aus  den  Männern 
jener  Partei  gebildet,  welche  in  kurzer  Zeit  zur  blutigen  Herrschaft 
gelangen  sollte,  jene  Partei,  die  für  das  Recht  der  grossen  Masse,  ffir 
den  Glauben  an  die  absolute  Gleichheit  und  unbegrenzte  Freiheit 
foeht.  In  der  Versammlung  waren  Chabot,  Bazire  u.  A.  m.  ihre 
Fahrer,  ausser  derselben  Robespierre  im  Jacobinerciub,  Danton,  Camille 
Desmoolins  und  Fahre  d'Kglantine  in  den  Gordelliers,  ihre  Macht  lag 
in  der  wilden  Rede  und  dem  Muth  zu  jeder  That,  ihr  Anhang  in  den 
Vorst&dten  von  Paris.  Diese  Partei  aber  war  dennoch  keine  selb- 
ständige Erscheinung,  hatte  noch  nicht  die  Kraft  der  Herrschaft,  sie 
war  vielmehr  die  äusserste  Gonsequenz  einer  Partei,  welche  durch  den 
Glanz  ihrer  Talente,  den  Zauber  ihrer  Begeisterung,  das  hinreissende 
Feuer  der  Beredtsamkeit,  ein  Blatt  in  der  Geschichte  der  französischen 
Revolution  ausfällte,  welches  begeistern  kann  durch  die  Hingebung  an 
die  Sache  der  Revolution,  an  die  Freiheit,  die  sie  lehrte,  an  die  Gleich- 
heit, die  sie  glaubte,  an  die  Grösse  und  den  Ruhm  des  Vaterlandes, 
den  sie  schaffen  wollte,  welches  aber  erschüttert  durch  den  Mangel 
jeder  Thatkraft,  durch  den  Mangel  alles  Muthes  zur  That,  welches 
zurückstösst  durch  das  Schwanken  und  Tasten,  durch  das  Versuchen 

19* 


292  ^^^  Staat^gewHlt    Dm  constitutionelle  Königtham. 

und  Prüfen,  das  ewige  Wollen  und  nie  Vermögen,  das  der  Charakte 
der  Helden  und  das  ganze  Wesen  der  Partei  war.  Es  ist  dies  di 
^*\nd''ihre'*"  ^*^^^  ^®^  Giroude.  Sie  bildete  den  Uebergang  vom  Mittelstand  zu 
Partei.  gTosseu  Menge.  Die  Feuillants  suchten  den  Mittelstand  mit  den  privik 
gürten  Ständen  zu  versöhnen  und  zu  verbinden,  um  mit  vereinter  Mach 
über  die  Masse  des  Volkes  zu  herrschen.  Die  Gironde  wollte  di 
Bourgeoisie  mit  der  grossen  Masse  verbinden,  um  alles,  was  ausser  ifa 
ist,  zu  zerstören.  Pction  schrieb  darüber  an  Buzot  einen  Brief,  welche 
das  Manifest  der  Giroude  war.  „Vereinigung  der  Bourgeoisie  mit  dei 
Volke,  oder  wenn  man  will,  Einigkeit  des  dritten  Standes  gegen  dii 
Privilegh'ten.  Die  Bourgeoisie  und  das  Volk  haben  die  Revolution  g^ 
macht,  sie  können  vereinigt  nur  sie  erhalten ')!^*  Drei  Personen  warei 
die  Führer  dieser  merkwürdigen  Partei.  Und  diese  drei  Element 
kennzeiclmen  leider  zu  scharf  den  Werth  derselben.  Ein  überspanntei 
Weib  war  -das  Ideal  derselben,  ein  schweigsamer  Priester  setzte  ih 
das  Ziel  der  Bestrebungen,  ein  schwankender,  bestechlicher  Joumaiisi 
führte  die  Anliäuger  und  Genossen  in  den  Kampf.  Madame  Rolland 
Sieyes  und  Brissot,  das  waren  die  Mittelpunkte,  um  die  sich  Kräfte 
seltener  Art  schaarten.  Brissot  selbst  vertrat  in  seinem  Journal  ^Del 
Patriot",  die  Interessen  der  Gironde  und  ihre  Ideen,  er  war  ein  scharfe] 
Redner  in  der  Assemblee  legislative,  ein  hitziger  Kämpfer  im  Jacobineri 
club.  Vergniaud  aber  war  die  Zunge  der  Gironde,  die  edle  Begeistei 
rung,  wie  Isnard  das  versengende  Feuer,  die  wilde  Phantasie,  Con 
dorcet  der  Gedanke,  Petion  die  einzige  thatkräftige  Hand  der  Partei! 
Man  hatte  mit  ihm  den  in  jener  Zeit  überaus  wichtigen  Posten  de^ 
Maires  von  Paris  besetzt  2).  Alles  besass  die  Gironde,  aber  sie  hatt^ 
kein  Genie!  Im  Augenblick  der  That  zitterten  ihre  Hände,  in  da 
Stunde  der  Entscheidung  stürzten  sie  sich  in  den  Strom,  der  dies« 
trug,  aber  die  Zügel  führten  andere  Hände  und  als  sie  wanken  saheii^ 
was  sie  an  Glaube  und  Hoffnung  in  sich  tragen,  da  war  der  Muth  der 
stillen  Entsagung  der  letzte  Triumph.  Der  Giftbecher,  freiwillig  an; 
die  Lippen  gesetzt,  ehrt  den  Philosophen,  aber  den  Staatsmann  nicht. 
Die  Männer,  die  das  Volk  als  seine  Streiter  gewählt  hat,  müssen  am 
Schlachtfeld  zu  Grunde  gehen  mit  dem  Schwert  in  der  Hand,  nicht; 
wie  Schwärmer  und  Seher  in  stiller  Entsagung  und  Ausgeben  ihrer 
Pflicht.  Eine  solche  Partei  wäre  ein  Segen  dem  Vaterland  in  den 
Tagen  des  Friedens,  in  den  Zeiten  des  Sturmes  war  sie  ein  Unglück! 
Sie  konnte  nur  eine  kleine  Zeit  ausfällen,  dann  aber  musate  sie,  wie 
ein  abgenutztes  Werkzeug,  zerbrochen  werden. 


1)  Buchee  et  Roox  a.  a.  O.  Bd.  Bd.  XUI.  177. 

2)  Bucbez  et  Roox  a.  a.  0.  Bd.  XII.  830. 
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Das  waren  die  Kr&fte  der  neuen  Volksvertretung  und  nach  ihnen  EröAiaiig  der 
gestaltete  sich  die  Erfüliang  der  Aufgabe  die  ihnen  die  Revolution  ^fl^'**"^®* 
seilte.  Als  die  Constituante  ihre  Sitzungen  schloss  und  die  Assemblee 
legislative  schon  versammelt  war,  kennzeichnete  Pastoret,  der  Sprecher 
der  Deputation  des  Departements  Paris  an  die  Constituante,  mit 
ernsten  Worten  die  Aufgabe  der  neuen  Volksvertretung:  »Ihr  habt  die 
Freiheit  begründet,  eure  Nachfolger  müssen  sie  erhalten  und  hüten! 
Es  ist  eine  grosse  Aufgabe,  die  ihr  ihnen  überlassf**).  Gross  war 
diese  Aufgabe,  ja  sogar  zu  gross,  denn  die  Constituante  überliess  ihrer 
Nachfolgerin  auch  die  Macht  und  den  Zwiespalt  der  Paiteien,  welche 
keinen  Frieden  schliessen  konnten  in  der  Zeit,  wo  sie  das  erstemal 
die  Fülle  ihrer  Kraft  fühlten.  Und  selbst  der  Friede,  den  man  von 
Zeit  zu  Zeit  schloss,  war  doch  nur  eine  Täuschung  und  musste  es  so 
lange  sein,  so  lange  das  Volk  nicht  zur  Erkeimtniss  seiner  inneren 
Ordnung  geführt  und  diese  in  seiner  Volksvertretung  zum  sichtbaren 
Ausdruck  brachte. 


Die  Rechte  der  Legislative  und  ihrer  Mitglieder. 

Die  Constituante  bestimmte  theils  in  dem  Einberufungs-,  theils  in  Die  Rechte  der 
dem  Organisationsdecrct  der  neuen  Volksvertretung  vom  13.— 17.  Juni  Q^*^*g*5ttng 
1791  die  Rechte  derselben  und  nahm  wortgetreu  diese  Bestimmungen 
in  die  Constitution  wieder  auf.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  einer 
Nationalversammlung  übertragen,  die  aus  zeitlichen,  von  dem  Volke 
frei  gewählten  Vertretern  besteht.  Diese  üben  die  Gewalt  mit  Sanction 
des  Königs  in  der  Form,  die  das  Gesetz  bestimmt.  Tit.  III.  Art.  3. 
Die  Nationalversammlung,  welche  diese  Gewalt  übt,  ist  permanent  und 
ans  einer  Kammer  bestehend.  Selbst  der  König  hat  nicht  das  Recht, 
sie  aufrulösen.  Jede  Gesetzgebnngsperiode  dauert  zwei  Jahre,  nach 
welcher  Zeit  die  Volksvertretung  neu  gewählt  wird.  Nur  die  so  eben 
zusammengetretene  Legislative  soll  ihre  Gewalt  bis  zum  letzten  April 
1793  üben.  Diese  Bestimmung  ward  nicht  erfüllt,  da  die  Legislative 
Bach  den  Ereignissen  des  10.  August  1792  sich  permanent  erklärte 
bis  zum  Zusammentritt  der  neuen  Convention.  Tit.  III.  Cap.  1.  Art.  1—5. 
la  dieser  Nationalvertretung  ruht  die  gesammte  gesetzgebende  Gewalt. 
Sie  hat  das  Recht: 

1.  Gesetze  vorzuschlagen  und  zu  erlassen;  der  König  dagegen 
kann  das  Corps  legislatif  nur  einladen,  einen  Gegenstand  für 
die  Gesetzgebung  in  Berathung  zu  ziehen. 

2.  Die  öffentlichen  Ausgaben  zu  bestimmen. 

•)  Bänp.  de  l*anc  Mon.  Bd.  X.  6.  3. 


294  ^<)  StaaUgewalt.    Das  constitutionelle  Königthum. 

3.  Die  öffentlichen  Auflagen  nach  ihrer  Natur,  Grösse  und  Dauei 
und  die  Art  der  Erhebung  derselben  festzusetzen. 

4.  Die  Vertheilung  der  directen  Steuer  auf  die  Departements 
vorzunehmen,  die  Verwaltung  der  gesammten  öffentlichen  Ein« 
nahmen  zu  überwachen  und  Rechnung  darüber  zu  fordern. 

5.  Oeffentliche  Aemter  zu  errichten  und  aufzulösen. 

6.  Maass  und  Gewicht,  die  Bezeichnung  der  Münzen  und  ihrei 
Titel  zu  bestimmen. 

7.  Fremden  Truppen  den  Zutritt  auf  französischem  Gebiet  i\ 
gestatten  oder  zu  verbieten,  ebenso  wie  deren  Eintritt  in  d» 
Häfen  des  Reiches. 

9.  Ueber  die  Stärke  der  Armee,  ihre  Besoldung,  ihr  Avancemeol 
alle  nöthigen  Bestimmungen  zu  treffen;  der  König  hat  in  die$ei 
Punkten  nur  ein  Vorschlagsrecht. 

9.  Ueber  die  Art  der  gesammten  Verwaltung  und  insbesondere 
über  die  Veräussening  der  Nationalgüter  zu  verfügen. 

10.  Vor  dem  hohen  Nationalgerichtshof  die  Minister  und  oberste! 
Executivbeamten  auf  Grund  ihrer  Verantwortlichkeit  zd  ver 
folgen,  endlich 

11.  Ehrenzeichen  und  persönliche  Decorationen  zu  gründen  ud^ 

12.  öffentliche  Feierlichkeiten  und  Auszeichnungen  zum  Andenket 
grosser  Männer  einzuführen.    Tit  III.  Cap.  3.  Sect.  1.  Art.  1 

Alle  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Gesetzgebung  in  Finanzi 
Sachen,  die  Berichtung,  Verlängerung  und  Erhebung  der  öffentlichem 
Steuern  haben  Kraft  im  Namen  des  Gesetzes  und  werden  promulgirl 
und  executirt,  ohne  eine  königliche  Sanction  nöthig  zu  haben,  h 
allen  anderen  Gegenständen  der  Gesetzgebung  müssen  die  Decrete  denl 
König  zur  Sanction  vorgelegt  werden.  Die  Verweigerung  der  könig^ 
liehen  Sanction  hat  nur  einen  suspensiven  Effect,  so  dass  nach  deren 
dreimaligen  Wiederholung  das  Decret  von  selbst  Executivkraft  empfäogt^ 
Tit  III.  Sect.  3.  Art.  l  —  8. 
Krieg  und  Das  Corps  legislatif  entscheidet  über  Krieg  und  Frieden,  doch  nur 

nach  einem  formellen  und  nothwendigen  Vorschlag  des  Königs  un4 
mit  seiner  Sanction.  Begonnene  Feindseligkeiten,  die  Forderungen  der 
Verbündeten  u.  s.  w.  hat  der  König  dem  Corps  legislatif  zu  notificireo, 
über  welche  Notification  und  deren  Wichtigkeit  das  Corps  legislatif 
entscheidet.  Entscheidet  sich  dasselbe  für  die  Aufrechthaltung  de:^ 
Friedens,  so  hat  der  König  alle  schon  begonnenen  Feindseligkeiten 
einzustellen.  Die  Minister  sind  dafür  verantwortlich.  Während  eines 
Krieges  kann  das  Corps  legislatif  zu  jeder  Zeit  den  Frieden  beschlies- 
sen  und  der  König  ist  diesen  Beschlüssen  unterworfen.  Das  Corps 
legislatif  hat  Friedens-,  Allianz-  und  Handelsverträge  la  gonehmigeo, 
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ohne  welche  Genehmigung  diese  nie  Kraft  haben  können.    Tit.  III. 
Sect.  1.  Art  2  und  3. 

Die  Sitzungen  des  Corps  legislatif  können  vom  König  eröffnet  seibstxndigkcft 
werden,  nachdem  dieses  ihn  erst  eingeladen  hat  und  daher  eine  feier-  ^^^  '-^sr««»*«»^«- 
liehe  Eröffnung  der  Gesetzgebung  durch  den  König  gar  nicht  nöthig 
ist.  Ebenso  kann  der  König  die  Sitzungen  schliessen,  wenn  ihm  das 
Corps  legislatif  anzeigt,  dass  es  seine  Thätigkeit  beendet.  Diese 
Anze^e  musste  wenigstens  8  Tage  vor  der  Schliessung  geschehen.  Jede 
Vertagung  der  Gesetzgebung  muss  dem  König  gleichfalls  8  Tage  vorher 
angezeigt  werden.  Wenn  der  König  aber  die  Schliessung  oder  Ver- 
tagung der  Sitzungen  nicht  mit  dem  Staats  wohl  vereinbar  hält,  kann 
er  die  Fortsetzung  der  Berathungen  fordern  und  das  Corps  legislatif 
moss  in  diesem  Fall  gehorchen.  Tit.  DI.  Sect.  4.  Art.  1—5.  Alsbald 
nach  dem  Zusammentritt  der  Gesetzgebung  hat  diese  das  Recht,  die 
Präfang  der  Mandate  ihrer  Mitglieder  vorzunehmen  und  kann  Decrete 
»'lassen,  welche  den  Abwesenden  ihr  Erscheinen  in  einer  Frist  von 
U  Tagen  auftragen  bei  einer  Strafe  von  3000  Livres  und  des  dauern- 
den Verlustes  aller  activen  Rechte.  So  lange  die  Gesetzgebung 
nicht  vollzählig  ist,  kann  sie  sich  als  provisorisch  constituiren,  aber 
sk  hat  in  dieser  Zeit  noch  kein  Gesetzgebungsrecht  Erst  nach  Prü- 
fling der  Mandate  und  der  definitiven  Constituirung  tritt  dieses  in  die 
Machtvollkommenheit  der  Nationalvertretnng*). 

Die  definitiv  constituirte  Assemblee  wählt  ihren  Präsidenten,  Vice-  Poitseigewait 
Präsidenten  und  ihre  Secretaire  und  hat  das  vollste  Gesetzgebungs-  ^^^  Legislative, 
ond  Verfugungsrecht,  sowohl  im  Ort  ihrer  Sitzung  als  in  dem  äusseren 
Cmkreis  dessi^lben.  Die  Assemblee  selbst  bat  durch  ihre  Polizeigewalt, 
die  sie  in  dieser  Ausdehnung  äbt,  für  ihre  Sicherheit  zu  sorgen  und 
hat  darum  auch  im  Ort  der  Gesetzgebung  die  Verfügung  über  die 
Militairmacht  Keine  executive  Gewalt  darf  im  Umkreis  von  30,000  Toises 
des  Sitzungsortes  von  einer  MiiitairbehOrde  über  die  Truppen  geübt 
werden,  aasser  wenn  das  Corps  legislatif  dazu  autorisirt  hat.  In 
demselben  Umkreis  darf  überhaupt  gar  keine  Militairaufstellung  statt- 
baben  und  muss  auch  für  kleinere  TVuppenabtheilungen  von  100  Mann, 
die  Erlaubniss  beim  Corps  legislatif  nachgesucht  werden.  Selbst  nach 
«tiieilter  Erlaubniss  kann  dieses  zu  jeder  iZeit  die  Entfernung  begehren, 
üt  ffl.  Sect  1.  Art.  4—6. 

Das  Corps  legislatif  hat  das  Recht  den  Ort  der  Sitzungen  zu  be-     Der  K«nig 
stimmen  und  beliebig  die  Zeit  seiner  Thätigkeit  festzusetzen.    Wenn  ""^  "^  g«««*«- 
bei  einem  Regierungswechsel   das  Corps  legislatif  nicht  versammelt 
H^i  so  hat  dies  augenblicklich  und  ohne  weitere  Berufung  zusammen 


^  Dceret  rom  18—17.  Joni  1791. 


296  ^^®  Staatsgewalt.    Das  constitutionelle  Kdnigthum. 

ZU  treten.  Der  König  kann  es  st«ta  einberufen,  wenn  es  ihm  zum  Heil 
des  Staates  nöthig  scheint;  er  muss  es  andererseits  unter  Verantwortang 
seiner  Minister,  in  den  Fällen  bevorstehender  oder  schon  begonnener 
Feindseligkeiten,  einer  Unterstützung  der  Verbündeten  oder  einer  Ver- 
theidiguiig  eines  Rechtes  durch  die  Waffen,  bei  Aufständen  im  Innern, 
I  die  die  Sicherheit  des  Staates  bedrohen.    In  diesen  letzten  Fällen  kann 

aus  eigenem  Antrieb  auch  der  letzte  Präsident  das  Corps  legislatif 
einberufen.  Nur  der  König  hat  das  Recht  sich  in  den  Sitzungssaal 
dej"  Gesetzgebung  zu  begeben,  begleitet  von  dem  Kronprinzen  und  den 
Ministern  und  in  diesen  Fällen  hat  eine  Deputation  ihn  am  Eingang 
zu  empfangen.  Während  der  Anwesenheit  des  Königs  hört  das  Corps 
legislatif  auf  zu  berathep.  Auch  den  Ministern  gestattete  die  Consti- 
tution jetzt  freien  Zutritt  in  die  Gesetzgebung  und  diese  konnte  von 
ihnen  über  alle  Sacheu  der  Verwaltung  oder  äusseren  Angelegenheiten 
Aufschlüsse  und  Berichte  fordern.  Tit.  in.  Sect.  4.  Art  6 — 10. 
Die  Rechte  der  Diese  Allgcwalt,  welche  die  Constitution  der  Gesetzgebung  gabi 
^u  "ufauve*'  hob  sie  zur  ersten  Macht  im  Staat  empor.  Der  König  war  nichts 
mehr,  als  ein  oberster  Executivbeamter.  Hätte  die  Legislative  ihre 
grosse  Aufgabe  begriffen,  ihre  Gewalt  besser,  als  zur  Nährung  der 
Revolution  zu  nützen  gewusst,  dann  hätte  gewiss  die  Revolution  eloeo 
anderen  Verlauf  genommen  und  nicht  Ströme  Bfirgerbluts  gefordert 
und  fast  auch  nöthig  gemacht.  £s  fehlten  die  mächtigen  Geister  in 
diesem  Kreise  und  leider  hat  dies  die  Constituante  durch  die  Aus- 
schliessung ihrer  Mitglieder  selbst  verschuldet.  Neben  der  umfassenden 
Gewalt,  welche  die  Gesetze  dem  Corps  legislatif  gaben,  war  es  natür- 
lich, dass  man  den  einzelnen  Mitgliedern  desselben  auch  eine  aas- 
gezeichnete  Stellung  einzuräumen  suchte.  Jeder  einzelne  Depulirtc, 
erklärt  die  Constitution,  obgleich  von  einem  Departement  gewählt 
vertritt  die  ganze  Nation.  Die  Person  desselben  ist  daher  so  unver- 
letzlich, wie  diese  und  wegen  seiner  Worte  und  Aeusserungen,  wegen 
seiner  Handlungen  als  Repräsentant  derselben,  kann  ein  Deputirter 
nie  vor  Gericht  gezogen  oder  verfolgt  werden.  Nur  das  Corps  legis- 
latif kann  Rechenschaft  von  ihm  fordern.  Selbst  ausser  ihrer  Pflicht- 
erfüllung, als  Nationalrepräsentanten,  können  sie  nur  ün  Fall  der  Er- 
tappong  auf  der  That  oder  Kraft  eines  besonderen  V^haftsbefehles 
ergriffen  werden;  eine  weitere  Verfolgung  aber  kann  auch  in  diesen 
Fällen  nur  statthaben,  wenn  diese  die  Nationalvertretung  gestattet 
Nur  in  Civilsachen  geniesst  der  Deputirte  kein  Ausnahmsrecht  Diese 
persönliche  Unverletzlichkeit  erstreckt  sich  noch  über  die  Zeit  eines 
Monats  nach  dem  Schluss  einer  Gesetzgebung.  Jeder  Deputirte  leistet 
bei  seinem  Eintritt  in  die  Nationalversammlung  den  Eid,  frei  zu  leben 
oder  zu  sterben.    Darnach  schwört  er  Treue  der  Nation,  dem  Geseö 
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ind  dem  KOnig.  Die  Deputirten  der  Legislative  konnten  f&r  die  fol- 
gende Gesetzgebung  wieder  gewählt  werden,  nach  Ablauf  derselben 
aber  erst  nach  einem  Zwischenraum  von  2  Jahren.  Tit.  m.  Gap.  1. 
Sect.  5.  Art  6—8. 

Erst  die  Legislative  führte,  nebst  manchem  anderen  äusseren  Pomp, 
aach  ein  Costüm  der  Abgeordneten  ein.  Nach  dem  Decret  vom  12. 
Juli  1792  haben  diese  im  Sitzungssaal  ein  breites  Band  mit  den  drei 
Farben  der  Revolution  zu  tragen,  an  dessen  Ende  ein  goldenes  Buch 
angebracht  ist  mit  der  Inschrift:  „Droits  de  Thomme^  auf  der  einen  Seite 
und  »»Constitution*'  auf  der  anderen.  Ob  es  gut  ist  in  aufgeregten  Zeiten 
noch  die  Gemuther  durch  derartige  Mittel  zu  erhitzen,  bedarf  wohl 
keiner  Erörterung.  Das  französische  Volk  liebt  solchen  äusseren  Pomp; 
es  costümirt  seine  Volksvertretung,  wie  seine  Richter  und  Lehrer. 
Volk  und  Regierung  hängen  heute  noch  mit  solcher  Starrheit  an  diesen 
komödienhaften  Aeusserlichkeiten,  als  ob  Recht  und  Gesetz,  Wissen- 
schaft und  Bildung  ohne  sie  nicht  stark  genug  wären,  sich  Achtung 
zQ  erwerben. 


Die  Geschäftsordnung  der  Legislative. 

Das  Decret  vom  13.— 17.  Juni  1791  erklärte,  dass  jedes  Corps  inna  der 
legislatif  seine  Geschäftsordnung  selbst  entwerfen  könne,  giebt  aber  i-^'-'t^»"«* 
dennoch  die  Grundzfige  derselben  an,  welche  die  Constitution  des 
Jahres  1791  wieder  in  sich  aufnahm  und  darnach  verfassungsmässig 
festsetzte.  Soweit  diese  die  Berathung  der  Gesetzvorlagen,  die  Ein- 
berufung neuer  Vorschläge  betraf,  war  sie  von  jener  der  Constituante 
wenig  verschieden.  Die  Legislative  anerkannte  diese  und  leitete  darnach 
ihre  Thätigkeit.  Für  die  Prüfung  der  Mandate  ihrer  Mitglieder  errich- 
tete sie  Bureaux,  von  denen  jedes  die  Mandate  je  einer  Zahl  Mitglieder 
prüft,  die  nicht  in  dem  jedesmaligen  Bureau  sitzen.  Jedes  Bureau 
wählt  seinen  Berichterstatter  an  die  Assemblee,  spricht  über  den  jedes- 
maligen Bericht  ihre  Zustimmung  aus  oder  entscheidet  über  die  dabei 
sieb  erhebenden  Schwierigkeiten.  Die  Berathungen  des  Corps  legislatif 
and  öffentlich  und  die  ProtocoUe  jeder  Sitzung  werden  gedruckt  Zu 
jeder  Zeit  kann  sich  das  Corps  legislatif  als  Generalcomite  erklären, 
wenn  dies  von  50  Mitgliedern  gefordert  wird.  Während  einer  solchen 
Comitesitzung  ist  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen,  der  Präsident 
verlässt  seinen  Sitz  und  der  Vicepräsident  leitet  die  Verhandlung. 
Jedes  Gesetz  bedarf  einer  dreifachen  Lösung  und  das  Corps  legislatif 
kann  eine  Vertagung  der  einen  oder  anderen  oder  der  ganzen  Berathung 
XU  jeder  Zeit  beschiiessen.  Wenigsten  200  Mitglieder  müssen  für  die 
Berathung  eines  Gesetzes  anwesend  sein.    Die  absolute  Stimmenmehr- 
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heit  entscheidet.    Ein  einmal  verworfenes  Decret  kann  in  derselben 
Sitzung  nicht  wieder  eingebracht  werden. 
Bildung  d  r  E)i®  För™  <^^s  Gesetzcs  bestimmte  die  Constitution  nach  den  firuheren 

oc«ci«c  Gesetzen  der  Constituante  und  wenn  diese  nicht  beachtet  worden, 
konnte  der  König  die  Sanction  verweigern.  Wenn  dies  nicht  geschieht 
haben  die  Minister  die  Gegenzeichnung  und  Siegelung  zu  verantworten. 
Von  der  gewöhnlichen  Form  der  Berathungen  wird  Umgang  genom- 
men, wenn  die  Gesetzvorlage  als  dringlich  erkannt  worden.  Die 
Dringlichkeit  entscheidet  das  Corps  legislatif.  Es  war  dies  während 
der  Dauer  der  Session  der  Legislative  fast  regelmässig  der  Fall.  Ein 
und  dasselbe  Gesetz  kann  nur  einmal  in  derselben  Session  eingebraclit 
werden. 
Mftngei  an  Gc  Das  Corps  legislatlf  tritt  mit  dem  König  durch  Deputationen  in 
und^An.fft'lT  Vorbindung.  Durch  solche  zeigt  es  dem  König  seine  Vertagung  und 
den  Schluss  der  Session  an.  Wenn  der  König  sich  selbst  in  den 
Sitzungssaal  der  Assemblee  begiebt,  so  hat  ihn  eine  Deputation  zu 
empfangen  und  bei  seinen  Abgang  wieder  zu  begleiten.  Der  Präsident 
des  Corps  legislatif  kann  nie  Mitglied  einer  Deputation  sein.  Gleich 
in  der  ersten  Sitzung  der  Legislative  schrie  ein  Mitglied,  dass  man  alle 
Höflichkeiten  abstellen  möge,  sowohl  untereinander  als  in  der  Berathung, 
kein  Beifall  soll  geduldet  werden  und  auch  dem  König  gegenüber  soll 
nichts  dergleichen  statthaben.  Der  König  soll  nur  mit  dem  Titel: 
König  der  Franzosen  angesprochen  werden.  Diesen  ersten  Antrag 
fügte  Couthon  sein  derbes  Höflichkeitsreglement  bei,  wonach  selbst  der 
goldene  Stuhl  des  Königs  abgeschafft  und  demselben  ein  gewöhnlicher 
Sitz  neben  dem  Präsidenten  angewiesen  wurde*).  Der  König  stebt 
mit  dem  Corps  legislatif  durch  königliche  Boten  in  Verbindung.  Alle 
seine  Botschoften  an  dasselbe  müssen  von  einem  Minister  gegeng^eicfa- 
net  sein.  Die  Minister  haben  im  Sitzungssaal  einen  besonderen  Sitz. 
Doch  dürfen  sie  das  Wort  nur  ergreifen,  wenn  es  die  Assemblee  ge- 
stattet So  tief  war  das  Misstrauen  gegen  die  Diener  des  Königs  und 
des  Staates,  dass  man  selbst  nach  einer  dreijährigen  constitutionellen 
Debung  noch  nicht  auf  jene  parlamentarischen  Grundsätze,  g^enüber 
den  Ministern,  einging,  die  heute  unabweislich  für  nöthig  gehalten 
werden  und  für  jede  Berathung  nur  befruchtend  sein  können.  Ausser 
diesen  Planlosigkeiten  kamen  noch  andere  höchst  ungesetzliche 
Dinge  im  Innern  der  Legislative  vor.  So  ward  eine  besondere 
Tribüne  den  Mitgliedern  der  Constituante  eingeräumt,  bis  sie,  da 
diese  von  hier  aus  die  Entscheidungen  der  Legislative  auf  die  unconsti- 
tutionellste  Weise  beeinflussten,  mit  den  Mitgliedern   derselben  ver- 
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kehrten  and  verhandelten,  nach  heftigen  Angriffen  durch  die  Presse, 
am  9.  October  über  Couthon's  Antrag  wieder  abgeschafft  wurde*). 

Die  Verhandiangen  der  Legislative  trugen  nicht  mehr  den  festen  ah  der  ver- 
und  würdigen  Charakter  wie  jene  der  Constituante.  Man  schrie  durch-  J»'^n<*'""*f<'°- 
einander,  man  höhnte  und  verlachte  die  einzelnen  Sprecher,  man 
raufte  und  prügelte  sich  um  die  Tribünen  und  das  Publikum  unter- 
stätzte diese  Kämpfe,  je  nach  der  Gesinnung  oder  Kraft  der  Partei. 
Am  heftigsten  war  die  Aufregung  am  jenem  10.  August,  an  dem  der 
Girondist  Vergniaud  präsidirte  und  vor  dem  König  und  seiner  Familie 
das  Königthum  als  abgeschafft  erklärte.  In  der  Journaiistenloge  von 
Aussen  duich  das  wüthende  Volk  bedroht,  vor  sich  den  Hohn  und  die 
Drohungen  der  Volksvertretung,  hörte  der  König  still  und  ruhig  diesen 
Beschlttss.  Von  diesem  Tag  an  bis  zum  Zusammentritt  des  Conventes 
verhandelte  die  Legislative  Tag  und  Nacht.  Das  Gesetzgebungswerk 
der  Legislative  ward  durch  diese  Ueberspannung  der  Kräfte  wenig 
gefordert  Im  Innern  derselben  herrschte,  bei  einer  fieberhaften  Auf- 
regung dennoch  Rath-  und  Thatlosigkeit  von  Aussen  drohte  der 
revolutionaire  Pöbel!  Man  überstürzte  die  Berathung  der  Gesetze  und 
wie  diese  bald  nachher  abgeschafft  wurden,  so  fielen  auch  die  Mit^ 
glieder  der  Legislative  wie  abgenutzte  Werkzeuge.  — 


Die  Thätigkeit  der  Legislative. 

Die  Auflösung  der  Constituante  und  der  Beginn  der  Thätigkeit  der 
Legislative  ist  der  Wendepunkt,  auf  welchem  die  Geschichte  der  Revo- 
lution einen  ganz  neuen  Geist  athraet.  Die  Revolution,  welche  die 
Constituante  geschaffen  hatte,  war  eine  durch  und  durch  nationale. 
Sie  war  darum  kräftig  und  dauernd.  Hinter  jedem  Mitglied  der  ersten 
Nationalversammlung  stand  die  ganze  Nation,  für  jede  That  trat  diese 
mit  ihrer  vollen  Kraft  in  die  Schranken.  Man  wollte  die  Nation  ver- 
jüngen, gemäss  ihrer  Kräfte  und  ihrer  Mittel,  man  wollte  den  Staat 
neu  kräftigen,  gemäss  der  Geschichte  der  Vergangenheit  so  weit  man 
sie  nicht  hasste  und  verachtete  und  ihre  Bedeutung  erkannte,  man 
wollte  eine  grosse  und  glückliche  Zukunft  schaffen  und  sah  eine  solche 
VOTSOS.  Das  war  die  Macht  der  Constituante  und  ihre  Grösse;  Gritik 
und  Geschichte  können  daran  nichts  schmälern.  Es  lag  ein  fassbares 
nnd  sicheres  Resultat  in  ihrer  Thätigkeit  Sie  zerstörte,  aber  baute 
auch  wieder  auf,  sie  wollte  nicht  vernichten,  wenn  sie  nicht  schaffen 
konnte  und  wenn  sie  es  gethan,  Hess  sie  keinen  leeren  Baum  zurück, 
in  dem  die  Fluth,  wenn  sie  der  Sturm  erregte,  sich  mit  vernichtender 
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Gewalt  hätte  hineinstürzen  können.  Aber  in  dem  Bau,  den  sie  auf* 
führte,  vergriff  sie  sich  oft  im  Werkzeug  und  in  den  Bausteinen.  Und 
das  war  der  Fehler  der  ersten  Nationalversanmilung  und  war  der 
Grund  des  Unglücks  der  folgenden  Zeit.  Es  hätte  nur  abgewendet 
werden  können,  wenn  sie  selbst  die  Wirkungen  und  Folgen  ihres 
Werkes  in  Mitten  der  Gesetzgebung  abgewartet  hätte,  um  vervollkomm- 
nen zu  können ,  was  unvollkommen ,  und  gut  zu  machen,  was  bei  der 
ersten  Arbeit  schlecht  gelaug.  Aber  mit  feiger  Schwäche,  mit  ver- 
dammenswerther  Gleichgültigkeit  Hess  sie  sich  durch  einen  geist-  und 
gehaltlosen  Antrag  eines  in  ihrer  Mitte  noch  unbedeutenden  Mitgliedes, 
Robespierre,  von  der  nächsten  Volksvertretung  ausscheiden,  von  jener, 
die  eben  erst  zeigen  sollte,  wie  die  Kraft  der  ganzen  Arbeit  beschaffen 
sei.  Selten  nur  kann  man  die  Leidenschaft  des  Volkes  zähmen,  wenn 
man  ibr  widerstrebt,  immer  aber  kann  man  sie  leiten,  wenn  man  sich 
an  ihre  Spitze  stellt.  Die  Constituante  überliess  die  Führung  anderen 
Händen.  Wie  haben  diese  ihre  Aufgabe  gelöst  ?  was  haben  sie  geschaffen  ? 
Zusammengetreten  am  1.  October  1792  leistete  die  Legislative  am 
4.  October  den  Eid  auf  die  Constitution,  zeigte  dann  dem  Köaig  ihre 
Constituirung  an  und  nachdem  sie  in  einer  besonderen  Adresse  der 
Constituante  für  ihre  Thätigkeit  gedankt  hatte,  stellte  sie  ihr  zu  Ehren 
im  Sitzungssaal  die  Büste  Mirabeaus  im  feierlichen  Zuge  auf.  Alle 
diese  Acte  waren  ^arrenpossen  und  Lügen.  Der  Eid,  den  die  Legis- 
lative schwur,  war  ein  Meineid,  denn  weder  die  Gironde  noch  die 
Bergpartei  wollten  ihn  aufrecht  halten  und  glaubten  an  seinen  Werth. 
Beide  dachten  an  die  Republik.  Die  ersten  wollten  sie,  die  zweiten 
haben  sie  gemacht.  Man  dankte  der  Constituante  für  ihre  Thätigkeit. 
aber  man  verachtete  sie,  man  pries  Mirabeau,  aber  man  hasste  ihn, 
man  huldigte  dem  König,  aber  man  verlachte  ihn.  Jede  Revolution 
ist  undankbar.  Man  mag  so  weit  gehen  als  möglich,  die  Nachfolger 
verdammen  diejenigen,  die  ibnen  vorangegangen,  weil  sie  nicht  weit 
genug  gingen.  Man  glaubt  viel  gethan  zu  haben  und  man  hat  nie 
genug  gethan. 

Zwei  grosse  Gesetzesacte  im  Innern  des  Reiches,  der  Beginn  des 
Krieges  nach  Aussen  kennzeichnet  die  Thätigkeit  der  Legislative.  Die 
Ungerechtigkeit  in  diesen  Acten,  eine  Menge  Unterlassungssünden,  zeigten 
die  Unfähigkeit  dieser  Nationalversammlung  und  in  ihr  jene  der  Partei^ 
die  sie  beherrschte,  der  Gironde. 
Kampf  fegen  Die  Constituante  wollte  die  Macht  der  beiden  ersten  Stände  bre- 

Prie»tewh«ft*  ^^®°  ^^^  ®*®  ^^*  ^  gethan,  aber  noch  achtete  sie  in  ihnen  die  laut- 
verkündeten Menschenrechte.  Sie  hatte  dem  Adel  seine  Vorrechte  und 
Privilegien  genommen,  aber  sie  liess  ihm  sein  fiigenthum  und  seinen 
grossen  Besitz.    Sie  hatte  die  Freiheit  der  Religion  verkündet,  aber  sie 
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duldete  das  Heer  der  Priester  der  katholischen  Kirche.  Das  waren 
die  Vorwürfe,  die  man  der  Constituante  machte,  darum  ging  sie  nicht 
weit  genug.  In  dem  grossen  Grundbesitz  sah  man  einen  ewigen  Feind 
der  Gleichheit  und  mit  dem  Heer  der  Priester  eine  dauernde  Gefahr 
d«r  Revolution  und  ihres  Sieges. 

In  drei  Vierteln  von  Frankreich  erregten  die  Priester  den  Bfirger- 
krieg.  Ein  wüthender  Kampf  wurde  vom  Volk  für  sie  geführt.  Hier 
widersetzten  sich  tausend  Weiber  der  gerichtliehen  Beschreibung  des 
Kircheogutes,  dort  erhob  sich  die  Bevölkerung  eines  Dorfes  und  jagte 
die  Gerichtscommissaire  davon').  Die  Priester  identificirten  wie  ge- 
wöhDlich  Glaube  und  Religion  mit  ihrem  Besitz  und  durch  die  Pro- 
tection, die  man  den  Protestanten  zuwendete,  fanden  sie  dem  unwis- 
senden Volke  gegenüber  noch  eine  besondere  Waffe.  Im  Namen  Gottes 
wüthete  der  Bürgerkri^.  Die  constitutionellen  Priester  wurden  bis  an 
die  Stufen  des  Altars  misshandelt,  die  nicht  beeideten  zogen  mit  den 
Gläubigen  in  nächtlichen  Processionen  durch  die  Strassen  und  reizten 
zQffl  Kampf).  Dieser  Feind  war  gefährlicher  als  jener,  der  von 
Aussen  her  gegen  Frankreich  zog.  Da  erklärte  in  der  Sitzung  vom 
26.  October  1791  der  constitutionelle  Bischof  Fauchet:  »Im  Vergleich 
n  diesen  Priestern  sind  die  Atheisten  Engel. .  •  Gut!  Dulden  wir  sie, 
aber  bezahlen  wir  sie  wenigstens  nicht,  um  das  Vaterland  zu  zer- 
reissen. ..  Wer  der  Nation  nicht  dient,  wird  von  ihr  nicht  erbalten 
und  die  Unterdrückung  aller  Gehalte  und  Pensionen  dieser  Priester  ist 
gerecht,  zulässig  und  genügend.^  Das  Decret,  das  er  vorschlug,  alle 
Pensionen  und  Gehalte  der  nicht  beeideten  Priester  einzuziehen  und 
jeden  Priester,  der  bei  einem  Aufstand  ergriffen  wurde,  mit  5  Jahre 
Kerker  zu  bestrafen,  ward  angenommen. 

Der  Adel  war  zum  grössten  Theil  emigrirt,  hatte  sich  an  den  Kampf  fcgen 
Grenzen  des  Reichs  versammelt  und  bezog  daselbst  die  Revenuen  aus  ^^°  ^^^^' 
seinen  Gütern,  die  er  benutzte,  um  den  Krieg  gegen  sein  Vaterland 
m  onterhalten.  Es  war  ein  Recht  des  Staates  nicht  länger  zu  dulden, 
dass  man  mit  seinen  eigenen  Mitteln  ihn  bedrohe.  Aber  in  den  Händen 
der  Legislative  ward  ein  allgemein  anerkanntes  Recht  zum  Unrecht. 
Man  wollte  nicht  allein  der  Emigration  die  Erhaltungsmittel  entziehen, 
sondern  wollte  den  Adel  in  seiner  Geburt,  in  seinem  Hab  und  Gut 
bis  in  den  Grund  zerstören,  so  wie  man  die  Macht  der  Kirche  nicht 
allein,  sondern  die  Religion  zerstören  wollte.  Die  Girondisten  waren 
es,  die  das  Decret  vom  9.  November  1791  gegen  die  Emigration  ver- 
anlassten, wonach  alle  Franzosen,  die  sich  am  Rhein  versammelt 


1)  Lacretelle:   Histotre  de  Tessembl^e  Constituante  Bd.  I.  S.  828  n.  (F. 
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hatten,  der  Verschwörung  gegen  das  Vaterland  verdächtig  sein  und 
wenn  sie  bis  zum  1.  Januar  1792  nicht  zurückgekehrt,  des  Hochver- 
raths  als  überwiesen  gelten  und  aller  ihrer  Güter,  zum  Besten  des 
Staats,  verlustig  sein  sollten.  Am  1.  Januar  1792  trug  Gensonne  noch 
auf  die  Anklage  der  Prinzen  des  königlichen  Hauses  an. 
Die  Beide  Gesetze,  jenes   gegen   die  Priester   und   dieses  gegen   die 

^'"e*  ve^o"*  Emigration,  wurden  dem  König  vorgelegt.  Man  wusste,  dass  weder 
die  Emigration  zurückkehren,  noch  der  Clerus  den  Eid  leisten  werde, 
man  wusste  aber  auch,  dass  der  König  beiden  Gesetzen  sdn  Veto 
entgegensetzen  muss,  wenn  er  Adel  und  Geistlichkeit  nicht  mit  einen, 
für  alle  Zeit  sie  vernichtenden  Schlage  treffen  lassen  wollte.  £s 
waren  diese  Gesetze  eine  Appellation  an  den  König,  sich  offen  mit 
der  neuen  Ordnung  der  Dinge  und  der  Revolution  zu  verbinden.  Hinter 
der  Natioualvcrtretung  stand  die  Masse  derer,  die  bei  dem  Verkauf  der 
Kirchengüter,  durch  den  Erwerb  derselben,  zu  Grundbesitzer  und 
Eigenthümer  geworden  waren  und  die  Masse  jener,  die  auf  den  Verkauf 
der  Adelsgüter  hofften.  Der  König  konnte  dies  Begehren  anerkennen  und 
damit  einen  grossen  Theil  des  Volkes  sich  gewinnen,  vielleicht  die  kräftig- 
ste Waffe  gegen  sich  der  Legislative  selbst  entwinden  und  als  ein  Schützer 
des  neuen  Bürgerstaates  die  Führung  der  weiteren  Ereignisse  ergreifen. 
Es  hätte  eines  verwegneren  Geistes  bedurft,  als  den  Ludwig  XVL,  um 
diese  Frage  zu  durchschauen.  Von  seinem  Gerechtigkeitsgefühle  ge- 
leitet, von  seiner  Frömmigkeit  berathen,  setzte  er  beiden  Decreten 
unabänderlich  sein  Veto  entgegen.  Allen  seit  lange  verdächtig  ward 
er  jetzt  den  Besitzenden  verhasst,  es  gab  kein  anderes  Mittel  mehr 
die  neue  Staatsordnung  zu  erhalten,  als  den  Sturz  des  Königthams. 
„Das  war  das  Schicksal  dieses  Prinzen,  verfolgt  von  allen  Parteien, 
bald  verdächtig  den  Jacobinern,  bald  den  Girondisten,  angeklagt  mit 
aller  Welt  verschworen  zu  sein,  weil  er  es  mit  Niemanden  sein  wollte, 
war  er  ein  Zeugniss,  dass  keine  vergangene  Grösse  in  Mitte  einer 
Revolution  sich  erhalten  kann  und  dass  die  tiefste  and  bereitwilligste 
Erniedrigung  das  Misstrauen  nicht  beschwichtigen,  noch  das  Schaffot 
beschwören  kann*).**  Das  Veto,  zum  erstenmal  vom  König  benutzt, 
hatte  augenblicklich  seine  Ohnmacht  gezeigt.  Es  war  die  einzige 
Macht,  die  man  dem  König  nach  der  Verfassung  gelassen,  aber  dai$ 
Volk  anerkannte  sie  nicht,  sobald  sie  sich  zeigen  wollte.  Die  Ohn- 
macht der  Constitution  selbst  war  damit  klar  bewiesen.  Auch  sie 
musste  vernichtet  werden. 
Kriegt-  Während  dieser  Thätigkeit  im  Innern  des  Staates  hatte  die  Legis- 

lative den  König  zum  Krieg  gegen  die  äusseren  Feinde  gedrängt,  g^^ 
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den  König  von  Prensaen,  den  König  von  Ungarn  und  Böhmen.  Die 
Girondisten  wieder  vertraten  diese  Idee.  Brissot  vertheidigte  sie  bei 
den  Jacobinern  gegen  Robespfihne  mit  denselben  Gründen,  aus  denen 
dieser  sie  verwarf.  Um  die  Freiheit  zu  kräftigen  müsse  man  nach 
Aussen  sich  mächtig  zeigen,  sagte  jener,  um  die  Freiheit  zu  kräftigen 
darf  man  sich  nicht  nach  Aussen  kehren,  behauptete  dieser.  Robes- 
{Merre  wusste  deutlich,  dass  ein  glücklicher  Krieg  die  Macht  des  Königs 
stärken  und  dass  er  der  Freiheit,  die  man  anstrebte,  schaden  müsse. 
Er  wollte  ihn  nicht,  weil  er  fürchtete,  dass  er,  glücklich  oder  unglück- 
lich geführt,  andere  Männer  emporheben  und  üin,  trotz  seiner  Macht, 
in  den  Hintergrund  drängen  könnte.  Die  Girondisten  aber  glaubten 
dorch  den  Krieg  ihre  Parteimaclit  zur  Staatsgewalt  zu  erheben,  sie 
wollten  durch  den  Krieg  die  Freiheit  befestigen,  indem  sie  ihre  äusseren 
Feinde  vernichteten.  Am  20.  April  1792  erklärte  Frankreich  den  Krieg 
und  als  er  schlecht  geführt  wurde,  schrieen  alle  Parteien  Verrath,  die 
Wath  des  Volkes  kannte  keine  Grenzen,  nachdem  der  Stolz  der  Nation 
anf  dem  Schlachtfeld  so  schmählich  niedergeworfen  wurde  und  auf  den 
König  fiel  die  Schuld  zurück.  Da  erschien  das  Manifest  des  Herzogs 
von  Braunschweig.  Es  war  eine  grobe  Ungerechtigkeit  Der  Fremde 
mischte  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten  Frankreichs  und  bestärkte 
den  Glauben  an  den  Verrath  des  Königs.  Die  Gomune  von  Paris 
organisirte  jetzt  die  neue  Revolution,  die  am  10.  August  1792  mit 
einem  furchtbaren  Schlag  das  Königthum  stürzte  und  schwang  sich 
dadurch  zu  jener  Gewalt  empor,  die  sie  bis  zur  Herrschaft  Robespierre's 
festhielt.  Der  König  floh  mit  seiner  Familie  in  den  Sitzungssaal  der 
Legislative  und  bat  um  Schutz  für  sich  und  seine  Familie.  Da  be- 
richtete, im  Namen  der  ausserordentlichen  Commission,  Vergniaud: 
Jch  komme  euch  eine  sehr  schwere  Massr^el  vorzulegen,  aber  ich 
rufe  nur  den  Schmerz  zurück,  von  dem  ihr  durchdrungen  seid,  um  zu 
entscheiden,  wie  nöthig  es  für  das  Vaterland  ist,  dass  ihr  das  Decret 
abogleich  annehmt,  das  ich  euch  vorlege.^  Und  in  diesem  Decret 
erklärte  die  Legislative,  „weil  das  Unglück  des  Vaterlandes  vor  Allem 
hervorgeht  aus  dem  Misstrauen,  welches  das  Verhalten  der  Executiv- 
gewalt  ihr  einflösst,  die  einen  Krieg  gegen  die  Constitution  und  die 
nationale  Unabhängigkeit  begonnen  hat. . .,  dass  das  Volk  eine  Natio- 
aalconvention  zu  bilden  hat,  Art  1,  und  der  Chef  der  executiven 
Gewalt  snspensirt  ist.**  Der  König  wurde  gefangen  gehalten,  zuerst  im 
Uxembourg,  dann  nach  dem  Temple  abgeführt,  die  Legislative  selbst 
erklärte  sich  für  permanent?  Und  als  schon  am  21.  September  die 
Mitglieder  des  Convents  versammelt  waren,  schloss  sie  unter  dem 
Präsidium  Cambon's  ihre  Sitzungen.  Fran^ois  Neufchatean  sprach'  im 
Namen  der  L^slative  die  Unterwerfung  aus  unter  die  Gewalt  des 
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CoDveots  und  beglQckwünschte  die  Nation,  dass  sie  in  die  H&nde  des- 
selben die  Zügel  der  Regierung  legen  k&ine.  »Die  ganze  Nation  ist 
in  euch  vertreten  und  ihr  werdet  ihPeine  neue  Constitution  geben, 
die  auf  den  Grundlagen  der  Freiheit  und  Gleichheit  errichtet  ist.  Das 
Ziel  eurer  Anstrengungen  wird  sein,  den  Franzosen  die  Freiheit,  Gesetze 
und  den  Frieden  zu  geben.  Die  Freiheit,  ohne  welche  der  Franzose 
nicht  leben  kann,  die  Gesetze,  als  die  sicherste  Grundlage  der  Freiheit, 
den  Frieden,  als  das  einzige  Ziel  des  Krieges/* 

Mit  diesem  die  ganze  Thätigkeit  der  Legislative  kennzeichnenden 
Qui  pro  quo  endete  der  zweite  Theil  der  Revolution.  Dennoch  war 
in  einem  Augenblick  grosses  geschehen.  Das  Königthum  war  suspen- 
dirt  worden,  die  erste  Sitzung  des  Convents  schaßte  es  gänzlich  ab. 
Das  einzige  [Institut  war  zertrümmert,  das  die  Staatspersönlichkeit 
vertrat  und  sie  ohne  jedes  Parteiinteresse  hoch  über  den  Fluthen  der 
Revolution  hielt.  Der  Staat  fiel  in  das  Volk  zurück,  die  Volkssou- 
verainität  war  verwirklicht.  Wie  sie  sich  thatsächlich  gestaltete,  zu 
welch  planlosen  Verirrungen  sie  sich  verleiten  liess,  werde  ich  in  dem 
folgenden  Abschnitt  zeigen.  Im  Zusammenhang  aber  will  ich  noch 
einmal  die  besondere  Thätigkeit  der  Gironde  kennzeichnen,  denn  diese 
Partei  verschwindet  nach  ihrer  kurzen  Herrschaft  aus  der  Geschichte 
und  lässt  uns  nur  eine  ernste  Lehre  zurück. 
Thitigkeit  Zur  Herrschaft  mit  der  Legislative  gelangt,   kurz   nachdem    die 

Constitution  1791  proclamirt  worden  und  allein  Segen  geben  konnte, 
begehrte  die  Gironde  die  Republick;  sie  wollte  den  Krieg,  als  allein 
der  Friede  dem  Lande  Heil  bringen  konnte,  sie  wollte  ihn,  als  nichts 
vorbereitet,  Heer  und  Disciplin  in  Auflösung  und  Zerrüttung  war;  sie 
arbeitete  auf  den  Sturz  des  Königs  hin,  als  eine  mächtige  Execativ- 
gewalt  durch  die  Zeit  und  die  Umstände  geboten  wurde  und  als  der 
König  fiel,  beriefen  sie  eine  Convention  und  das  Land  bedurfte  einer 
DictaturI  Sie  verband  sich  mit  Lafayette,  als  ihn  ganz  Frankreich 
verdammte,  sie  leugnete  endlich  alles,  was  sie  selbst  gethan  und 
wollte  den  König  retten,  als  ganz  Frankreich  seine  Verurtheilnng  be- 
gehrte. Sie  wollte  den  König  retten  und  erkannten  darin  einen  Act 
der  Staatsweisheit  und  in  schmählicher  Feigheit  stimmte  sie  bebend 
und  bleich  der  Verurtheilnng  bei.  Mit  Recht  kehrte  sich  Danton  von 
ihnen  ab,  verachtete  sie  Robespierre,  höhnte  sie  Marat  —  sie  hat  von 
ihren  Zeitgenossen  nichts  anderes  verdient  als  Verachtung,  Hohn  und 
endlich  die  Guillotine!  Eine  spätere  Zeit  beklagte  sie,  weil  ein  furcht- 
-bares  Geschick  sie  richtete,  die  Poesie  schmückte  ihr  Grab,  aber  das 
Urtheil  kann  heute  nicht  anders  lauten,  als  zu  den  Zeiten  Robespierre's 
und  Danton's.  Kein  böser  Glaube  war  es,  der  die  Gironde  zn  solchen 
Irrthümem  verleitete!    Sie  verfiel  dem  Schicksal,  dem  alle  Demoeratie 
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Terelit,  die  ihr  Heil  in  einer  planlosen  ZerstOrnng  sucht  und  dem 
Zafall  die  weitere  Zukunft  üherlässt,  in  ihrer  eigenen  Sehnsucht,  der 
Repnhlik,  aber  doch  nichts  anderes,  als  ein  wirres  Phantom  erkennt 
FSr  diese  hat  sie  keinen  anderen  Gedanken ,  als  dass  sie  das  Ende 
ihrer  Wfinsche  ist;  sie  schafft  sie  nicht  und  vermag  es  auch  nicht,  sie 
xa  schaffen,  und  meint  nur,  wenn  ihre  ganze  Thätigkeit  dem  einen 
Gedanken  hingegeben  ist,  wie  sie  das  Bestehende  vernichtet,  auch 
schon  für  das  Werdende  genug  gethan  zu  haben.  Darum  wohl  kann 
eise  solche  planlose  Democratie  Revolutionen  erregen  und  erregt  sie 
stets  mit  glücklichen  Händen,  aber,  diese  vollendet,  tastet  sie  planlos 
hin  und  her,  entzweit  sich,  wird  ohnmächtig  im  selben  Augenblicke 
and  die  erste  Gewalt,  wenn  sie  nur  einen  positiven  Gedanken  hat,  fegt 
8ie  hinweg  aas  der  Geschichte  und  drängt  sie  zurück  in  ihre  geheimen 
Verbindungen,  wo  sie,  unfiüiig  etwas  zu  lernen  von  dem,  was  sie  er- 
fahren, eine  andere  That  ausbrütet,  die  dasselbe  Geschick  hat,  wie  die 
erste.  Die  Staatsgewalten  des  ganzen  Europas  verachten  sie  daher  heute 
ooeh,  so  wie  sie  Robespierre  verachtet  hat,  und  setzen  ihr  einen  desto 
starrem  Willen  entgegen,  je  mächtiger  sie  in  ihren  Anmassungen  an- 
schwellt.   Und  die  Regierungen  siegen,  so  wie  Robespierre  gesiegt 
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Der  Despotismus  Ludwig  XIV.  hatte  trotz  der  ruhmreichen  Siege,  cbftrtkter 
trotz  der  redlichen  und  unredlichen  Eroberungen,  trotz  des  Glanzes,  ^-«dwif  xvi. 
mit  dem  Kunst  und  Wissenschaft  seinen  Thron  umgab,  die  Grundfeste 
des  Königthums,  das  Vertrauen  des  Volkes  und  seine  Hingebung  er- 
schüttert; die  Maitressen wirthschaft  Ludwig  XV.  sollte  die  Krone  ent- 
würdigen und  die  Monarchie  der  Vernichtung  preisgeben.  Ludwig  XVI., 
der  weder  ein  Despot  noch  ein  Wollüstling  war,  der  die  Maitressen 
Liidwig  XV.  verjagen  oder  einsperren  Hess,  durch  freisinnige  Be- 
strebungen seinem  gebeugten  Volke  zu  Hülfe  kam,  hätte  am  Liebsten 
m  emem  langen  Frieden  die  Welt  erhalten ,  um  die  Schäden  der  Ver- 
gangenheit auszubessern,  die  Herrschaft  so  gütig  wie  möglich  führen 
zn  können.  Er  hätte  es  am  Liebsten  durch  die  Vermeidung  jedes 
Aufsehens  gethan,  selbst  das  der  guten  That,  um  sein  Volk  dabei 
fost  an  ein  Vergessen  der  Herrschaft  zu  gewöhnen  und  in  ihm  die 
Sehmach  und  das  Unheil  der  Vergangenheit  zu  verwischen.  Ein 
solcher  Regent,  der,  zu  einer  anderen  Zeit  geboren,  vielleicht  das 
Glück  seines  Volkes  geworden  wäre,  war  in  der  Zeit,  in  der  er  lebte, 
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sein  eigenes  Verhängniss  und  das  Unglück  seines  Staats.  Ludwip 
Zeit  begehrte  eine  kräftige  Hand  und  er  bot  ihr  ein  gutes  Herz,  die 
Zeit  forderte  eine  energische  That,  Ludwig  hatte  nur  einen  guten 
Willen.  Er  fühlte  die  Bedürfnisse  seiner  Zeit,  aber  er  konnte  sie  nicht 
befriedigen,  er  wollte  langsam  ordnen,  wo  mit  dev  Gewalt  des  Blitzes 
eine  Welt  zerstört  und  aufgerichtet  werden  sollte,  mit  der  Gewalt, 
aber  auch  mit  des  Blitzes  Schnelligkeit;  er  wollte  ausbessern,  "ko 
nur  eine  neue  Schöpfung  genügen  konnte.  Nicht  gut,  gerecht  soll  ein 
Herrscher  sein  und  die  Zeit,  die  nur  Gerechtigkeit  fordert,  wenn 
Güte  und  nur  Güte  ihr  geboten  wird  als  Ersatz,  die  Zeit  stürzt  die 
Könige,  jagt  sie  in  Verbannung  oder  fuhrt  sie  auf  das  Schaffet. 
Bedeutung  Dies  Königthum  in  all  seiner  Macht,  seiner  Erniedrigung  und  Ter- 

sunkenheit,  in  seinem  thränenreichen  Elend,  dieses  Königthum  nach 
seiner  Jahrhundert  alten  Geschichte,  kann  demnach  nicht  allein  das 
Erzeugniss  eines  besonderen  Geschlechtes,  eines  grossen  oder  grösseren 
Mannes ,  eines  schlechten  oder  schlechteren  Zweiges  sein !  Wenn  d&i 
Königthum  etwas  Ursprüngliches,  etwas  „von  Gott  Eingesetztes""  wire, 
dann  würde  es  selbstbestimmend  in  die  Geschicke  der  Welt  eingreifen 
und  dauernd  unwandelbar  in  der  Geschichte  sich  erhalten.  So  aber 
wandelt  und  verändert  es  sich  seit  ewigen  Zeiten  nicht  allein  in  seinen 
persönlichen  Trägem,  sondern  in  seinem  eigenen  Wesen  und  Charakter. 
Das  Königthum  ist  eben  etwas  Bedingtes  und  Abhängiges.  Es  ist  be- 
dingt'und  abhängig  von  dem  ewigen  Begriff  und  Wesen  des  Staates. 
Es  braucht  in  demselben  nicht  zu  sein  und  seine  Abwesenheit  l5st 
den  Staatsbegriff  nicht  auf;  es  ist  in  ihm  und  in  diesem  Falle  ist  es 
nur  der  Ausdruck  einer  Form,  in  der  der  Staat  zeitlich  sich  befindet 
Die  modernen  Völker  nur,  die  germanischen  und  romanischen, 
waren  bei  ihrem  Auftreten  in  der  Geschichte  und  sind  heute  noch 
ständisch  gegliedert.  Die  ständische  Gliederung  des  Volkes  aber  ist 
nichts  anderes,  als  der  Gegensatz  gegen  das  Wesen  des  Staates,  die 
Einheit;  es  ist  die  Zersetzung  derselben  in  eben  so  viele  selbständige 
Lebenskreise,  als  Stände  im  Staat  gebildet  sind.  Wenn  dieser  Wider- 
spruch keine  Versöhnung  finden  kann,  dann  lösen  sich  über  kurz  oder 
lang  die  Völker  auf  und  ihre  Staaten  zerfallen.  Aber  er  fiand  seine 
Versöhnung  in  der  Zeit  und  diese  Versöhnung  war  und  ist  das  K6nig- 
thum.  Das  Königthum  ist  die  Aufhebung  jedes  Gegensatzes  zwischen 
dem  Wesen  des  Staates  und  der  Staatsgesellschaft,  es  ist  die  Darstel- 
lung des  Staatswesens,  es  vertritt  die  Sta&tsidee,  es  hat  wie  der  Staat 
selbst  kein  Sonderinteresse,  es  steht  über  dem  Kampf  der  Parteien 
und  dem  Bestreben  derselben,  seinen  Lebens-  oder  Rechtskreis  a«f 
Kosten  der  anderen  zu  erweitem  und  ist  darum  um  so  kräftiger  nnd 
erhabener,  je  mehr  es  in  den  einzelnen  Regenten  ein  seiner  Katur  ent- 
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sprechendes  Leben  föhrt  Daher  ist  das  Kdnigthum  eine  Nothwendig* 
keit  in  dem  ständisch  gegliederten  Volk  und  wird  es  so  lange  bleiben, 
90  lange  dieses  nicht  in  der  vollendeten  staatsbürgerlichen  Freiheit 
sein  höchstes  Gesetz,  aber  auch  noch  nicht  sein  höchstes  Gluck  erkannt 
hat  In  dieser  Bedeutung  und  diesem  Charakter  des  Königthums  sind 
die  Geschicke  einzelner  Könige  nur  Thatsachen,  welche  die  Geschichte 
Terzeidinet  und  mögen  für  die  einzelne  Person  von  grosser  Bedeutung 
sein,  für  das  Königthum  selbst  sind  sie  von  keinem  anderen  Werth'e, 
als  die  Beispiele  von  der  Entartung  oder  Vollendung  eines  unwandel-  sutodetbnm 
baren  Gedankens.  Diese  Stellung  des  Königthums  war  im  Mittelalter  Könu^hum. 
eine  Rechtsfrage,  d.  h.  sie  entsprach  als  Staatsgewalt  der  rechtlieh 
oTganisirten  ständischen  Gesellschaft.  Als  diese  aber  vom  15.  Jahr- 
hjindert  an  allmälig  in  Ver£all  geraeth,  die  Stände  in  ihrer  Kraft 
gebrochen  und  in  die  unnatürliche  Stellung  von  nur  bevorrechteten 
Klassen  gedrängt  wurden,  da  verlor  das  Königthum  ebenso  allmälig 
seine  hohe  Bedeutung,  das  Bewnsstsein  seiner  königlichen  Pflichten 
nod  sah  seine  ganze  Aufgabe  nur  im  Gennss  seiner  Gewalt  Die 
Ständeverhältntsse  sind  nicht  mehr  das  Band,  welches  Staat  und 
Gesellschaft  zn  einem  ineinandergreifenden  organischen  Ganzen  ver- 
binclet,  sie  sind  nur  auf  ihren  Vorrechten  ruhend,  ein  vom  König  erhal- 
tener Hissbraach,  eine  reine  Willkür.  In  dieser  Gestalt  war  das 
KAn^hum  endlich  selbst  nichts  anderes,  als  die  Garantie  für  die 
fortdauernden  Missbräuche  und  eines  mit  diesen  leidlich  erhaltenen 
Friedenszustandes*).  Die  Gesetzgebung  wird  unvermögend  den  Staat  zu 
ordnen,  Ansnahmsregeln  und  Ausnahmsgerichte  müssen  der  nothwendigen 
Verwirrung  ^genblickliche  Hülfe  bringen.  Unter  solchen  Umständen  ist 
das  Bestehen  des  Königthums  nur  eine  Machtfrage.  In  dieser  Erkenntniss 
haben  die  Könige  sich  stets  mit  dem  Theil  des  Volkes  verbunden, 
welcher  unter  demselben  entweder  selbst  der  mächtigste  war,  oder  der 
in  der  Erhaltung  der  königlichen  Gewalt  das  höchste  Interesse  hatte. 
Diese  Theile  des  Volkes  waren  die  privilegirten  Stände:  der  geistliche 
Staod  und  der  Adel.  Vor  allen  neigt  sich  die  katholische  Religion 
der  absoluten  Gewalt  mit  hingebender  Liebe  zu,  da  sie  ausser  dem 
oatärtichea  Trieb  zur  Herrschaft,  in  ihrem  inneren  Leben  selbst  stets 
TOD  einer  obersten  allgewaltigen  Autorität  ausgeht  und  alles  auf  diese 
«irüddührt.  Dieser  Autoritätsglaube  machte  die  Priesterschaft  seit 
Jahrhunderten  zu  den  kräftigsten  Stützen  der  absoluten  Gewalt  des 

*)  Wir  werden  bei  der  DarsieUaiig  des  Verwaltangsrechtes  darauf  asurück- 
kommen  und  zeigen  können,  wie  diese  mit  der  Zeit  gewordene,  aber  dem 
Königtham  ganz  unnatürliche  Aufgabe  in  alle  Tbeile  des  Staatslebens  ein- 
gednmgen  und  so  innig  mit  demselben  verwachsen  war,  dass  ein  einsiger 
SeUa^,  wem  er  traf,  gleieh  das  gaaae  Gebäude  serstören  mnsste. 
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KOnigthums  und  dieses  kehrte  sich  wieder  ihr  stets  mit  besonderer 
Vorliebe  zu.  Kein  absoluter  Monarch  Tersuchte  es,  mit  der  Kirche  tm 
brechen!  Mit  dem  Sturze  der  absoluten  Monarchie  aber  bricht  audi 
die  absolute  Gewalt  der  Kirche  und  ]e  lockerer  die  Bande  werden, 
welche  die  Menschheit  an  den  Glauben  einer  herrschenden  RirciM 
binden,  desto  muthiger  regt  sich  der  Geist  auch  nach  der  Freiheit  im 
Staate.  Es  gingen  darum  auch  den  politischen,  g^en  die  Monarcbi» 
gerichteten  Revolutionen  stets  Kämpfe  um  die  geistige  Freiheit  vorat 
und  keine  politische  Revolution  verlief  ohne  Religionsneurungen  udl 
Glaubenskämpfe.  Der  zweite  Stand,  die  Adelspartei,  ist,  seitdem  e^ 
nach  langen  Kämpfen  seiner  Selbständigkeit  und  Herrschaft  beraubt^ 
dem  KOnigthum  unterworfen  worden,  ein  stets  getreuer  Bort  der  ab* 
soluten  Gewalt  desselben,  denn  nur  unter  dem  Schutze  dieser  AUgew^ 
hat  er  Hoffnung,  seine  Vorrechte  und  Privilegien,  welche  früher  oderj 
später  dem  Geist  der  Zeit  widersprechen  müssen,  für  die  Daner  n 
erhalten.  In  dem  Augenblick,  wo  diese  bedroht  werden ,  verkehrt  er 
sein  Interesse  in  ein  Interesse  des  K6nigthums,  tritt  scheinbar  nur 
für  dieses  in  den  Kampf,  in  Wahrheit  aber  ringt  er  nur  für  die 
Erhaltung  seiner  Macht  und  seines  Ansehens. 
Buivenbam  ]j|q  Bevorrechtung  eines  Standes  enthält  dauernd  die  Unterdrückong 

Könirbnm.  dcs  anderen.  Die  beiden  ersten  Stände  waren  darum  die  natürlicheo 
Feinde  des  Bürger  Standes,  der,  so  lang  er  noch  als  dritter  Stand  die 
grosse  Masse  umfasst  und  rechtlos  ist,  immer  für  die  allgemeise 
staatsbürgerliche  Freiheit  kämpft.  Dass  auch  er  entartet,  wenn  & 
einmal  als  ein  bevorrechteter  Stand  von  der  Masse  des  Volkes  sich  wieder 
aussondert,  hat  das  Julikönigthum  der  französischen  Geschichte  be- 
wiesen« Das  waren  jene  Erkenntnisse,  welche  die  Zeit  durchdrangen, 
in  der  Ludwig  XVI.  herrschte.  Sie  machten,  wenn  sie  zur  Gewalt 
kamen,  für  die  Zukunft  das  absolute  KOnigthum  unmüglich,  ja  sie 
gefährdeten  das  Königthum  selbst,  in  welcher  Form  es  auch  auftrat 
Nur  weise  Reformen  hätten  den  Strom  eindämmen  können,  der  tod 
Feme  heranbrauste.  Lange  vor  der  Revolution  erging  dazu  der  M 
an  den  Regenten.  Die  grosse  Masse  des  Volkes  vertraut  dem  KOnig- 
thum immer,  denn  sie  siebt  in  ihm  keinen  Adelsmann  und  keineo 
Priesterstand,  sie  sieht  in  ihm  kein  Sonderinferesse,  sondern  das 
Allgemeine!  Darum  hottt  es  zuerst  alles  von  ihrem  unparteüscha 
König.  So  war  es  auch  in  Frankreich  und  das  Volk  gab  seinem 
König  den  Titel:  „Wiederhersteller  der  Freiheit  1'*  Als  es  sich  aber 
getäuscht  sah,  als  es  den  König  sich  abwenden  sah  von  der  Volks- 
vertretung, als  es  endlich  hörte,  dass  er  selbst  sein  ganzes  Volk 
in  heimlicher  Flucht  verlassen  wollte,  da  kehrte  es  sich  ab  von 
dem  Königthum  und  warf  sich   seiner  allgemeinen  Freiheit  in  die 
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Anne,  die  das  Königthom  ohnedies  schon  nicht  mehr  bedurfte.  Ein 
Umstand,  der  von  Aussen  hinzutrat,  beschleunigte  die  Ereignisse. 
Die  Gesellschaft  aller  europäischen  Staaten  war  ja  so  organisirt, 
wie  jene  Frankreichs,  überall  hatten  die  neuen  Ideen  der  Philosophie 
Eingang  gefunden,  bewegten  die  Herzen  und  Geister  und  überall 
er&sste  die  Könige  und  Kaiser  Furcht  und  Bangen.  Da  verbanden 
sich  die  Mächte  Europas,  die  Convention  von  Pillnitz  ward  abge- 
schlossen, Preussen  und  Oesterreich  rüsteten  und  traten  zuerst  sieg- 
reich der  dem  Künig  von  PYankreich  abgezwungenen  Kriegserklärung 
entg^en.  Nicht  den  König  wollten  die  Monarchen  Europas  retten, 
das  alte  Königthum  wollten  sie  bewahren  und  die  Revolution  bän- 
digen, die  sich  zuerst  gegen  dieses  allein,  nicht  gegen  jenen  erhoben. 
Das  unselige  Manifest  des  Herzogs  von  Brauuschweig,  welches  die 
Geschichte  heute  strenger  richten  kann,  als  sie  es  bis  jetzt  gethan, 
erschien  am  25.  Juli  1792.  —  Das  ist  Verrath,  schrie  das  Volk, 
das  Königthum  stürzte,  der  König  ward  enthauptet.  Hatte  man 
damit  die  grosse  Frage  gelöst,  welche  die  Geschichte  den  Völkern 
fibergeben?  War  der  König  nur  mehr  ein  unnützer  Ballast  im  Staats- 
schiff, dann  war  sein  Sturz  für  jedermann  gleichgültig  und  konnte 
kerne  besondere  Wirkungen  hervorbringen.  Hatte  das  Volk  so  sehr 
sdne  allgemeine  Gleichheit  und  Freiheit  erlangt,  dass  es  in  dieser 
allein  den  wahren  Einheitsgedanken  des  Staates  ausdrückte,  dann 
konnte  es  selbst  hinaufsteigen  auf  den  leeren  Thron  und  die  Entschei- 
duig  seiner  Geschicke  aussprechen.  Denn  die  Einheit  eines  Staates 
wird  ebensowenig  geändert  oder  aufgelösst  durch  die  Freiheit  der 
Republick,  als  durch  den  Drang  und  die  Gewalthat  der  Despoten. 

Ich  brauche  der  Geschichte  nicht  erklärend  vorzugreifen,  um  die 
Lage  des  Staates  und  seine  Hoffnungen  nach  dem  Sturz  des  König- 
tums zu  kennzeichnen.  Die  Volkssouverainität  war  in  diesem  Augen- 
bUcke  ein  Chaos,  ebenso  wie  die  Gesellschaft,  über  die  sie  herrschen 
sollte.  Sie  war  unvermögend  ein  versöhnendes  Element  zu  sein  in 
dem  Kampfe  der  Parteien,  die  um  den  Besitz  der  Rechte  stritten. 
Danun  zeigte  das  Königthum  in  dem  Augenblick,  wo  es  abgeschafft 
war,  plötzlich  erst  seine  ganze  Bedeutung  und  die  folgende  Zeit  drängte 
onablässlich  dahin,  es  wieder  zu  bilden.  Selbst  in  dem  Riesenstrom 
der  Ereignisse  wird  sich  das  Auge  nie  täuschen  in  der  Wahl  des 
Weg^,  der  zur  wahren  Erkenntniss  dessen  führt,  was  wirklich  hier 
geschah  und  was  einen  ewigen  Werth  behielt. 
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umfADff  Nirgends  zeigt  sich  die  Verwirrang  der  Begriffe,  welche  zum  Theil 

moaarXiaeben  ^^^  RevolutioD   beherrschte,  mehr,   als  in  der  Stellung  des  Königs, 

Gewalt  welche  man  ihm  nach  Recht  und  Pflichten  anzuweisen  suchte.  Man 
wollte  einen  Monarchen,  aber  man  entriss  ihm  die  Macht  es  zu  sein, 
man  forderte  stets  die  That  eines  Regenten,  ohne  zu  bedenken,  dass 
man  den  König  zu  einem  willenlosen  Verwaltungsorgan  herabgesetzt 
habe.  Als  der  König  die  Etats  generaux  berufen  und  in  der  Declara- 
tion  vom  22.  Juni  1789  die  Aufgabe  derselben  anerkannt  hatte,  behielt 
er  sich  selbst  in  Artikel  35,  ohne  jede  Einschränkung,  nur  die  höchste 
Polizei-  und  Militairgewalt  und  die  Befugniss  über  die  Armee  vor. 
In  diesem  Rechte  bestätigte  auch  die  Assemblee  nationale  den  König 
als  den  höchsten  Herrn  und  Befehlshaber  der  Armee  und  der  Seemacht 
und  übertrug  ihm  durch  das  Decret  vom  11.  Juli  1790  das  Gommando 
über  die  Nationalgarde,  welches  in  seinem  Namen  von  jenen  Befehls- 
habern geführt  werden  solle,  die  er  selbst  ernennen  werde.  Dadurch 
war  der  König  einerseits  ein  blosser  Verwaltungsbeamter,  andererseits 
doch  der  Herr  der  umfassendsten  Staatsgewalt,  der  Miiitairmacht.  In 
der  ersten  Stellung  sich  begnügen,  heisst  sich  selber  aufgeben,  darüber 
hinaus  gehen  wollen,  heisst  den  Kampf  mit  der  Volksgewalt  heraus- 
fordern. In  der  anderen  Stellung  aber,  der  König  als  alleiniger  Herr, 
heisst  ihm  die  Mittel  zur  Militairherrschaft  geben  und  ihn  zum  Despoten 
heranziehen.  Ludwig  XVI.  versuchte  in  erster  Richtung  den  Kampf 
mit  der  Volksgewalt,  aber  er  besass  weder  Kraft  noch  Weisheit  genog, 
ihn  zu  führen.  Er  erkannte  in  zweiter  Richtung  seine  Macht,  aber  er 
besass  weder  Tyrannensinn  genug  noch  Vertrauen,  sie  zu  benutzen. 
So  war  dort  seine  Schwäche  sein  Unglück,  hier  sein  Rechtssinn  der 
Hebel  der  Volksmacht. 
Die  Die  Constitution  vom  3.  September  1791  setzte  in  einem  ganxen 

SiehlnTdeB   ^^'^®  ^^®^^*  ^^^  Grenzen  und  den  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  fest, 

KSnigB.  nachdem  längst  die  thatsächlichen  Verhältnisse  die  Grundlage  zu  den 
gesetzlichen  Beschränkungen  der  obersten  Staatsgewalt  und  vollstän- 
digen Auflösung  des  Absolutismuss  gelegt  hatte.  Die  königliche  Gewalt 
ist  untheilbar  und  vererblich  in  dem  regierenden  Hanse  auf  die  männ- 
lichen Nachkommen,  nach  der  Ordnung  der  Erstgeburt,  mit  beständiger 
Ausschliessung  der  Frauen  und  ihrer  Nachkommenschaft  Art  1* 
Während  der  König  nach  seiner  Flucht  von  Paris  gegangen  gehalten 
wurde,  verhandelte  die  Assemblee  nationale  über  den  Artikel  2:  Die 
Person  des  Königs  ist  unverletzlich  und  heilig.  Schon  erhoben  sich 
heftige  Stimmen  gegen  diesen  Gedanken ,  der  ja  die  Laster  der  Ver- 
gangenheit mitgetragen.    Vadier  erhob  sich  in  der  Sitzung  des  U.  Juli 
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uod  forderte  geradezu,  dass  man  den  König  davonjagen  soll.  Nur 
Larochefoncault-Liancourt  mit  Wenigen  seiner  Partei  vertheidigte  dieses 
Utrecht  aller  Könige  und  forderte  aus  demselben  sogar,  dass  man  den 
König  von  Paris  ziehen  lassen  möge,  damit  er  in  voller  Freiheit  sich 
eotscheide.  Die  Constituante  anerkannte  das  Grundrecht,  aber  nicht 
die  Folge. 

Der  König  führt  den  allgemeinen  Titel :  König  der  Franzosen.  Es 
giebt  keine  höhere  Autorität  in  Frankreich  als  die  des  Gesetzes.  Der 
König  regiert  nur  durch  .sie  und  kann  allein  dadurch  Gehorsam  finden. 
Art  3.  Der  £id  des  Königs,  wie  ihn  die  Constitution  vorschreibt, 
wird  beim  Regierungsantritt  geleistet  und  wenn  das  Corps  legislatif 
in  dieser  Zeit  nicht  versammelt  ist,  so  wird  derselbe  durch  öffentliche 
Proclamationen  bekannt  gegeben  mit  der  Versicherung,  alsbald  die 
Volksvertretung  einzuberufen.  Art  4.  Wenn  der  König  einen  Monat 
nach  der  Einberufung  des  Corps  legislatif  den  Eid  nicht  leistet,  so 
gilt  er  als  abgedankt,  ebenso  wenn  er  ihn  widerruft.  Art  5.  Des- 
gleichen wenn  er  an  die  Spitze  des  Heeres  gegen  die  Nation  sich  stellt, 
das  Königreich  verlässt  und  in  der  vom  Corps  legislatif  festgesetzten 
Fiist  nicht  zurückkehrt.  Nach  einer  freiwilligen  oder  gezwungenen 
Abdankung  gilt  der  König  als  ein  Privatmann  und  kann  verklagt  und  ge- 
richtet werden  für  alle  gesetzwidrigen  Acte,  die  er  nach  derselben  begeht 

Der  König  ist  oberster  Herr  der  Executivgewalt,  welche  unter  Rechte  de« 
seiner  Autorität  von  den  Ministem  und  anderen  verantwortlichen  Be-  ködIs«. 
amten  geübt  wird.  Als  solcher  ist  der  König  erstens  von  jeder 
Gerichtsbarkeit  ausgeschlossen  und  kann  selbst  nicht  mehr  das  uralte 
Secht  der  Könige,  das  Begnadigungsrecht  üben.  Wohl  täuscht^  sich 
die  ConstituaBte,  als  sie  dieses  Recht  für  eine  Gerichtsbarkeit  nahm 
und  es  als  in  der  Hand  des  Königs  als  eine  nachtheilige  Vermischung 
der  Gewalten  erkannte.  Das  Erlassen  der  Strafe  und  das  ist  ja  allein 
der  bhalt  der  Begnadigung,  ist  weder  ein  Urtheil,  noch  die  Aufhebung 
eines  solchen,  es  ist  das  schönste  Recht  der  Könige,  aber  es  soll 
keine  Macht  sein.  Als  die  Republik  1848  gegründet  wurde,  übergab 
man  es  der  Gesetzgebung,  weil  diese  jetzt  die  höchste  Gewalt  war')« 
Aber  verfehlt  auch  in  der  Auffassung,  hatte  die  Constituante  doch  in 
denuMissbraudi,  den  die  Könige  mit  diesem  Recht  trieben,  genügende 
Gründe  der  Abschaffung  desselben.  Ausser  dem  König  nämlich  konnte 
es  die  Königin  bei  ihrem  Einzug  in  eine  Stadt  üben,  konnten  es 
SOdte,  wie  Ronen,  Orleans  und  einzelne  Seigneurs,  wie  der  Herzog 
Snlly  als  Privilegium  geltend  machen  >).    Zweitens  ist  der  König  aus- 


1)  Constitution  1848.  AH.  66. 

S)  Berriat  Bt  Prix:  La  proo^dar  du  Grand  criminel.  S.  116. 
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drQcklich  auch  von  jedem  Gesetzgebungsrecht  ausgeschlossen.  Et 
hat  4as  Recht  der  Sanction  der  Gesetze,  doch  ist  die  Uebong  der- 
selben nicht  absolut  nöthig  für  die  Gültigkeit  eines  Gesetzes.  Er 
drückt  seine  Zustimmung  mit  der  Formel  „Le  roi  consent  et  fera 
cxecuter"  und  seine  Verwerfung  mit  „Le  roi  examinera**  aus.  Die 
letztere  Entscheidung  hat  nur  einen  aufschiebenden  ££Fect  und  kann 
nur  dreimal  einem  Gesetz  entgegengesetzt  werden.  Damach  bat 
dieses  von  selbst  Rechtskraft.  Tit.  III.  Gap.  3.  Sect  3.  Der  König 
hat  für  sich  nur  das  Recht,  Proclamationen  zu  erlassen  für  die 
Durchführung  der  Gesetze  und  deren  Vollziehung.  Doch  haben  anch 
diese  Befehle  des  Königs  nur  dann  erst  Kraft,  wenn  sie  von  einem 
Minister  gegengezeichnet  sind.  Ausserdem  kann  der  König  blos  das 
Corps  legislatif  einladen,  einen  Gegenstand  in  Betracht  zu  ziehen.  Das 
Gesetzgebungsrecht,  welches  dem  König  als  obersten  Kriegsberm 
gebühren  würde,  ward  zum  Theil  auch  durch  die  Constitution  be- 
schränkt. Die  Einführung  fremder  Truppen  auf  französischem  Ge« 
biet  und  der  Eintritt  fremder  Kriegsschiffe  in  französische  Häfea 
gehört  dem  alleinigen  Bewilligungsrecht  des  Corps  legislatif.  Ueber 
die  jährliche  Stärke  der  Truppen  und  Kriegsschiffe  hat  der  König  blos 
ein  Vorschlagsrecht 
Die  sonrcroine  ^Is  höchsto  Vollziehende  Gewalt  und  als  oberster  Herr  der  Land- 
suaternach*  uud  Seearmcc  ist  dem  König  auch  die  Sorge  übertragen,  über  die 
AuBgcn.  äussere  Sicherheit  des  Reichs  zu  wachen,  die  Rechte  und  Besitzungen 
desselben  zu  wahren.  Ueber  die  Grenzen  dieser  Bestimmung,  welche 
man  kurz  als  das  Recht  des  Krieges  und  Friedens  bezeichnen  kann« 
entspann  sich  ein  heftiger  Kampf  der  Parteien.  In  der  Sitzung  Tom 
16.  Mai  1790  warf  Mirabeau  die  Frage  auf  und  eröffiaete  die  Discassion. 
Der  Herzog  von  Praslin  bezeichnete  den  Gegenstand  als  eine  Ver- 
trauenssache und  meinte,  die  Frage,  wem  das  Recht  über  Krieg  und 
Frieden  zustehe,  ist  die  Frage:  Wo  liegt  im  Staat  das  höchste  Ver- 
trauen! Diese  unselige  Fragestellung  gab  der  Debatte  bald  einen 
gehässigen  Charakter,  in  welchem  man  sich  erhitzte  und  verbitterte. 
Es  ist  keine  Vertrauenssache  die  Frage,  ob  ein  Volk  Krieg  fahren  oder 
Frieden  halten  soll,  es  ist  eine  Machtfrage  und  wer  die  am  sichersten 
zu  lösen  weiss,  dem  geziemt  das  Recht.  Am  29.  März  brachte  Mirabeau 
zögernd  und  erst  nach  einer  dringenden  Aufforderung  seinen  Antrag 
vollständig  ein.  Er  spricht  daselbst  dem  König  allein  das  Recht  za, 
die  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  leiten  und  über  die  Sicherh^t  des 
Staats  zu  wachen,  die  Kriegsvorbereitungen  zutreffen  und  dieWaffeo- 
macht  aufzustellen  und  zu  vertheilen.  Beim  Beginn  der  Feindselig- 
keiten hat  er  dem  Corps  legislatif  Nachricht  zu  geben  über  die  den 
Krieg  veranlassenden  Umstände   and  am  die  nöthigen  Mittel  ansn« 
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sochen.  Jetzt  kann  das  Corps  legislatif  richten,  ob  der  Krieg  zulässig 
ist  oder  nicht  und  seine  Einstellung  oder  Fortsetzung  begehren.  Der 
Krieg  wird  alsdann  geführt,  von  Seiten  des  Königs,  im  Namen  der 
Nation.  Ausserdem  schliesst  der  König  Verträge  mit  anderen  Mächten, 
doch  müssen  Friedens-  und  Handelsverträge  vom  Corps  legislatif  ge- 
Dehimgt  werden.  Nach  ünem  heftigen  Kampf  wurden  die  Bestimmun- 
gen Mirabeau*s  angenommen  und  gingen  in  die  Constitution  fiber  mit 
rwei  wesentlichen  Ausnahmßu  jedoch:  Das  Recht  Krieg  zu  fQhren  und 
Frieden  zu  schliessen  gehört  allein  der  Nation,  der  Krieg  kann  nur 
eatsdiieden  werden  durch  ein  Decret  des  Corps  legislatif,  welches 
aber  nothwendig  und  förmlich  vom  König  proponirt  und  durch  ihn 
aanctionirt  werden  muss. 

Als  oberster  Herr  der  Administration  hat  der  König  das  Recht 
der  Ernennung  aller  Minister  und  Gesandten,  der  Commandanten  der 
Land-  und  Seearmee,  der  Schatzmeister,  der  Tribunalscommissaire  tu 
8.  w.  Zu  diesem  sehr  schmalen  Ausmaass  von  Rechten  der  Gewalt, 
traten  eine  Reihe  Ehren-  und  Vermögensrechte,  die  sich  gegenüber 
der  alten  Pracht  der  französischen  Könige  sehr  armselig  ausnahmen. 

Dem  König  steht  eine  besondere  Ebrengarde  zur  Seite,  die  jedoch 
nidit  mehr  als  1200  Mann  zu  Fuss  und  600  Mann  zu  Pferde  stark 
sein  darf  und  deren  Mitglieder  der  König  aus  den  Linientruppen  oder 
der  Nationalgarde  zu  wählen  gehalten  ist  Nach  der  Flucht  und  Ge- 
fiiDgennahme  des  Königs  ward  diese  Ehrengarde  in  eine  Srhutzwache 
ungewandelt  und  unter  den  Oberbefehl  des  Generals  der  National- 
garde gestellt  Wenn  der  König  im  Sitzungssaal  des  Corps  legislatif 
erscheint,  so  empfängt  und  begleitet  ihn  eine  Deputation.  Desgleichen 
öbeneicht  das  Corps  legislatif  die  Gesetzentwürfe  stets  in  feierlicher 
Deputation.  Auch  dies  ward  nach  der  Flucht  Ludwig  XYL  abgestellt 
und  Couthon  forderte  eines  Tages,  dass  man  weder  aufstehen,  noch 
sein  Haupt  entblössen  möge,  wenn  der  König  eintrete. 

Die  Civilliste  des  Königs  und  seines  Hauses  hing  seit  der  Con- 
stituirung  der  Volksvertretung  auch  von  deren  Genehmigung  ab.  Nach 
wiederholter  Anfrage  erklärte  in  einen  Brief  vom  9.  Juni  1790*)  der 
König,  dass  „stehend  zwischen  dem  Princip  einer  strengen  Oeconomie 
und  der  Betrachtung  der  Würde  der  ELrone,**  25  Millionen  nebst  den 
ans  den  einzelnen  königlichen  Besitzungen  fliessenden  Einnahmen  für 
ftn  und  sein  Haus  genügen  werden.  Die  Assemblee  nationale  geneh- 
mig diesen  Vorschlag  und  bestimmte,  dass  die  Auszahlung  der  Liste 
in  monatlichen  Raten  statthaben  solle  *).    Für  die  Nutzniessung  der 
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Staatsgüter  aber  ist  auch  der  König  verpflichtet  zur  Leistung  aller  die 
Güter  treffenden  Steuern  und  zur  Erhaltung  und  Verwaltung  derselbe 
Alle  Ausgaben  der  Garde  meuble  bilden  eine  Last  der  CivilUste.  D 
Schulden  des  königlichen  Hauses  bis  zum  1.  Juli  1790  übernahm  d 
Staatsschatz  und  bezahlte  sie  aus  der  Kasse  des  Ausserordentliche 
In  keinem  Fall  haften  die  Könige  für  die  Schulden  und  Verpflichtung^ 
ihrer  Vorgänger  und  in  keinem  Fall  und  durch  keine  Ursache  ist 
Zukunft  die  Nation  für  die  Zahlung  der  Schulden  eines  Königs  haftb« 

Durch  das  Decret  vom  10.  August  1792  wurden  aber  die  meiste 
dieser  Bestimmungen  ausser  Kraft  gesetzt  und  dem  König  ein  Geha 
von  50,000  Livres  angewiesen  und  von  8  zu  8  Tagen  ausgezahlt  Ka< 
der  Gefangennahme  des  Königs  erklärte  der  Convent  alle  Güter  di 
Givilliste  und  die  Gelder  der  königlichen  Kasse  als  Nationalgut  an 
wies  die  Gläubiger  derselben  an  den  Staatsschatz.  Als  aber  der  KOni 
enthauptet  worden,  erklärte  der  Convent  alle  Gehalte  und  Pensiooei 
die  aus  der  Givilliste  einst  gezahlt  wurden,  als  ungültig,  alle  Pachl 
vertrage  auf  den  königlichen  Gütern  als  aufgelöst  und  bestimmte  all 
Schätze  der  Garde  meuble  nationale  zum  Verkauf,  soweit  sie  ebe 
einen  Theil  der  Givilliste  bildeten.  Ausgenommen  davon  war  nur  da 
L^uvre,  der  Jardin  des  Plantes,  die  Manufactur  de  la  Savonnerie  m 
der  Gobelins. 

Ein  Jahrzehnt  ging  darüber  hin  mit  allen  Stürmen,  bis  die  Cos 
stitution  des  Kaiserreichs  auch'  diese  Bestimmungen  wieder  ins  Lebet 
zurückrief  und  vom  königlichen  Thron  aui  den  Thron  des  Kaiser 
fibertrug. 

Das  Aufhören  der  Regierung  und  die  Thronfolge. 
veriMt  der  Ausser  dcu  Bestimmungen  des  Decrets  vom  16.  Juli  1791,  weiche 

auch  in  die  Constitution  von  1791  übergingen,  dass  der  König  als 
seiner  Würde  verlustig  und  als  gewöhnlicher  Bürger  alsdann  anzusehen 
ist,  wenn  er  den  Eid  auf  die  Constitution  zurückzieht,  sich  ao  die 
Spitze  einer  Armee  gegen  die  eigene  Nation  stellt  oder  seinen  Gene- 
rälen dazu  Befehle  giebt;  ausser  diesen  Bestimmungen  erklärte  die 
Nationalversammlung  am  selben  Tag  den  Entwurf  eines  Gesetzes  vor- 
zubereiten, welcher  alle  Fälle  verzeichnen  soll,  die  den  Verlust  des 
Thrones  nach  sich  ziehen.  Dieser  Entwurf  ward  nicht  vollendet,  deoa 
die  Ereignisse  eilten  mit  gebieterischer  Schnelligkeit  der  gesetzgebeodea 
Thätigkeit  voraus.  Man  hatte  ohne  ein  Gesetz  den  König  der  wildes 
Volksjustiz  übergeben,  entsetzt  und  enthauptet.  Es  war  aucli  ein 
Grund  des  Aufhörens  der  Regierung,  aber  weder  der  Jubel  des  Volkes 
konnte  die  Schmach  des  Verbrechens  verhüllen  oder  das  Unrecht  in 
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ein  Recht  Terwandeln,  noch  wird  je  die  Geschichte  durch  ihre  Duldung 
aus  einem  Act,  selbst  der  höchsten  Nothwendigkeit,  einen  Act  der 
Gerechtigkeit  machen  können.  Ich  kehre  alsbald  im  Zusammenhang 
auf  den  Process  Königs  Ludwig  XVL  zurück  und  es  wird  die  Einheit 
der  Darstellung  wohl  wenig  stören ,  wenn  ich  dem  Lauf  der  Zeit  in 
diesem  einzelnen  Falle  etwas  vorausgreife. 

In  Anbetracht  der  Thronfolge  und  der  Stellung  des  Kronprinzen  ^«''  Kronprin«. 
traf  die  Nationalversammlung  erst  dann  entscheidende  Bestimmungen, 
als  die  Flucht  des  Königs  die  Möglichkeit  eines  Kronwechsels  immer 
näher  rückte.  Die  verschiedensten  Gesetze  aus  den  ältesten  Zeiten 
hatten  sie  bisher  geregelt  >)  und  die  Constituante  scheint  sie  als  rechts- 
kräftig anerkannt  zu  haben,  da  sie  sie  weder  aufhob,  noch  durch  andere 
Bestimmungen  stillschweigend  abschaffte.  Nur  über  die  Person  des 
Kronprinzen  und  die  Regentschaft  traf  sie  einige  Bestimmungen. 
Durch  ein  Decret  vom  24.  Juni  1791  wurde  bestimmt,  das  der  Kron- 
prinz einem  von  der  Nation  bestimmten  Gouverneur  vertraut  werde; 
die  Nationalversammlung  behielt  sich  vor,  denselben  aus  einer  Zahl 
tauglicher  Bürger  wählen  zu  können  und  forderte  von  ihm,  dass  er 
einen  Eid  der  Nation  leisten,  in  »religiöser^Gläubigkeit''  über  Leben 
und  Gesundheit  des  Thronerben  wachen  und  mit  seiner  Person  dieselbe 
verantworten  soll*).  Die  Constitution  des  Jahres  1791  bestimmte 
erst  die  Rechtsstellung  des  Kronprinzen  und  der  Regentschaft  in  ein- 
gehender Weise.  Der  Kronprinz  führt  den  Titel  »Prince  royal"  und 
kann,  ohne  eine  besondere  Erlaubniss  des  Corps  legislatif  und  des 
Königs,  das  Reich  nicht  verlassen  und  wenn  er  nach  erreichter  Gross- 
jährigkeit  dieses  dennoch  thut  und  über  Berufung  des  Corps  legislatif 
Dicht  in  der  festgesetzten  Frist  zurückkehrt,  als  der  Thronfolge  ent- 
sagend angesehen  werden. 

Der  König  ist  minderjährig  bis  zum  18.  Lebensjahr  und  bis  zu  ^*« 
dieser  Zeit  die  Regierung  einer  Regentschaft  anvertraut').  Diese  ge-  '^°*^ 
bohrt  dem  nach  dem  Grad  nächsten  Verwandten.  Der  Regent  muss 
25  Jahre  alt,  Franzose,  königlich  geboren  und  nicht  der  muthmassliche 
£rbe  einer  anderen  Krone  sein.  Er  muss  den  Bürgereid  abgelegt  haben 
and  vor  Antritt  der  R^entschaft  den  Treueeid  der  Nation  leisten. 
Alle  Frauei^  sind  von  der  Führung  der  Regentschaft  ausgeschlossen. 
Wenn  kein  Verwandter  des  Königs  vorhanden  ist,  so  wird  ein  Regent 
durch  die  Wahl  des  Volkes   bestimmt.    Die  Wähler  jedes  Districts 


1)  TroUey:  Cours  de  droit  Administ  Bd.  I.  8.  108  a.  if. 

2)  Decret  vom  29.  Jnni  1791. 

8)  Diese  Bestimmang  brachte  in  späterer  Zeit  unter  der  Restaaration  ernste 
Zweifel  hervor.    8.  TroUej  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  117. 
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wählen  einen  Wahlmann  der  »nach  Gewissen  und  Deberzeugimg  in 
der  Wahlversammlung  den  Würdigsten  des  Reiches  seine  Stimme  geben 
wird/^  Diese  Wahlversammlung  tagt  im  Sitzungsort  des  Corps  legis- 
latif  und  ist  beendet  und  aufgelöst,  alsbald  nach  vorgenommener 
Wahl.  Das  Corps  legislatif  ist  von  jeder  Beeinflussung  dieses  Wahl- 
actes  ausgeschlossen,  ausgenommen  der  Prüfung  und  Publication  der 
Wahl,  die  ihm  zusteht*).  Der  Regent  übt  bis  zur  Grossjährigkeit  des 
Königs  alle  Regierungsacte  und  ist  nicht  persönlich  verantwortlich  für 
die  Massregeln  seiner  Verwaltung.  Er  bezieht  für  seine  Thätigkeit  einen 
Gehalt.  Bis  zum  Regentschaftsantritt  bleibt  die  Sanction  der  Gesetze 
suspendirt  und  die  Minister  üben  unter  ihrer  Verantwortung  die  Executiv- 
gewalt  Die  Regentschaft  selbst  giebt  kein  Recht  über  die  Person  des 
König«».  Die  Obhut  über  diese  gebührt  der  Mutter  und  wenn  sie  ge- 
storben ist  oder  sich  wieder  vermählt  hat,  dem  Corps  legislatif.  Im 
Fall  eines  notorischen  und  gesetzlich  festgesetzten  Wahnsinns  kann  die 
Regentschaft  für  die  Dauer  desselben  verlängert  werden.  Der  Regent 
ist  in  seinem  Aufenthalt  während  der  Regentschaft  dauernd  an  das 
Königreich  gebunden  und  verliert  dieselbe,  wenn  er  sich  aus  dem  Land 
entfernt  und  über  Berufung  des  Corps  legislatif  nicht  zurückkehrt. 
Alle  diese  Bestimmungen  wurden  nie  in  Vollzug  gesetzt  und  haben 
nur  einen  Werth  als  ein  Zeichen  des  Geistes  der  Zeit,  der  alles,  selbst 
die  Persönlichkeit  des  Einzelnen,  unterordnen  wollte  dem  einen  aber 
grossen  Gedanken  der  Nation  und  ihrer  absoluten  Rechte. 


Der  Process  Ludwig  XVI. 
urth«ii  Die  Geschichte  und  besonders  die  französische  Geschichtsforschung 

Ottehichte.  ^^^^^  jeuos  tioferschüttemde  Ereigniss  der  Ermordung  Ludwigs  XVI. 
mit  behutsamen  Schritten  zu  übergehen.  Man  verzeichnet  dies  Ereig- 
niss, man  entschuldigt  auch  allen  Seiten  und  verdammt  auch  ebenso, 
und  am  Ende  müssen  einige  Seufzer  der  Wahrheit  genügen,  die  gerade 
hier  alle  Strenge  erheischt.  Und  gerade  dem  Geschichtsschreiber  wäre 
es  geboten,  mit  strengem  Blick  in  das  Getriebe  jener  Stunden  za 
blicken,  mit  kalter,  unbarmherziger  Hand  den  Schleier  zu  zerreissen, 
den  man  versuchte  darüber  auszubreiten  1  Man  hat  ob  dieses  Königs- 
mordes geschmäht,  was  keiner  Schmähung  schuldig  war,  man  hat 
entschuldigt,  was  man  hätte  verurtheilen  sollen,  man  hat  beklagt, 
was  allein  Entrüstung  verdiente.  Unheilvoll  für  den  Staat  sind  die 
Schmeichler  der  Fürsten  und  Könige,  unheilvoller  aber  die  Wohldiener 
des  Volkes.    Jene  verhüllen  für  Augenblicke  das  Auge  des  Herrschers, 


*)  Dnvergier  a.  a.  O.  Bd.  HI.  8.  298. 
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diese  aber  schlagen  dauernd  es  mit  Blindheit;  gegen  jene  kann  das 
Volk  durch  seine  Gewalt  sich  schützen,  gegen  diese  giebt  er  keine 
Rettung,  and  Recht  und  Wahrheit  geht  sonder  Schutz  und  Trutz  zu 
Grunde.  — 

Die  Nationalversammlung  hatte  die  Gewalt  des  KOnigs  unter-  i>i«  Parteim. 
graben  und  sein  Ansehen  vernichtet;  da  die  Mitglieder  derselben  aber 
weder  die  Möglichkeit  der  Republik  glaubten,  noch  die  Fälligkeit  des 
Volkes  zu  d^selben,  wollten  sie  die  Monarchie  bewahren,  aber  nur  in 
soweit,  als  die  Constitution  den  Namen  und  die  Person  eines  Königs 
ia  sich  trag.  Die  Constituante  widersetzte  sich  darum  dem  Antrage 
auf  Absetzung  des  Königs,  als  er  nach  der  Flucht  gefangen  nach  Paris 
zoröckgebracht  worden  war,  aber  sie  zwang  ihn,  wie  ein  gewöhnlicher 
Borger  vor  dem  Tribunal  des  Arrondissement  der  Tuillerien  sich  des- 
halb zu  verantworten  und  mit  der  Gleichstellung  des  Königs  und  jedes 
anderen  Burgers  machte  sie  ihn  mit  diesen  ganz  gleich  für  Recht  und 
Gesetz.  Als  am  1.  October  1791  die  Assemblee  legislative  zusammentrat, 
war  König  Ludwig  nur  ein  gewöhnlicher  Mensch  und  alle  jene  Ratbschläge, 
die  die  spätere  Geschichtschreibung  dem  König  als  sichere  Rettungsmittel 
uiterschob,  waren  eitle  Wünsche  oder  Täuschung  über  die  Lage  der 
Dinge.  Die  Assemblee  legislative  bestand  aus  Männern  der  Leidenschait 
und  der  Unwissenheit  und  im  ganzen  Lande  herrschte  die  Bewegung 
der  Revolution  über  die  Geister  und  verbannte  jeden  ruhigen  Gedanken. 
Eine  Menge  Adressen  klagten  den  König  des  Yerrathes  an  und  eine 
Adresse  von  Ljon,  am  27.  Juni  1792  überreicht,  rief  aus:  Misstraut 
dem  Wort  eines  Königs,  welcher  euch  täuscht!  Ludwig  XVL  will  die 
Constitution  nicht i).  Und  eine  Adresse  aus  Angers  sagte  trocken: 
Ludwig  XVL  hat  die  Nation  verrathen,  das  Gesetz  und  seinen  £141 
Das  Volk  ist  sein  Souverain.  Sprecht  seine  Absetzung  aus  und  Frank- 
reich ist  gerettet*). 

Am  la  August,  mitten  unter  dem  Wuthgeschrei  der  aufgeregten  ^  ,J^^, 
Yolksmasse  und  vor  dem  König,  brachte  der  Führer  der  Girondisten, 
Vergniaud,  das  Suspensionsdecret  der  königlichen  Gewalt  ein,  eine 
CoDTention  wurde  berufen  und  die  Assemblee  legislative  permanent 
erklärt  Der  am  21.  September  zusammengetretene  Gonvent  erklärte 
unter  Petions  Präsidentschaft  am  selben  Tag  den  König  als  abgesetzt 
und  alsbald  durch  das  Decret  vom  24.  November  1792  in  Anklage- 
Bland  versetzt  und  bestimmte  in  einer  besonderen  Processordnung  vom 
4.  Dezember,  dass  der  Gonvent  alle  Tage  von  11  bis  6  Uhr  mit  dem 
Proeess  des  Königs  sich  beschäftigen  werde.    Eine  besondere  Comis- 


Volkugericbt. 


1)  K^imp.  de  Fane.  Mon.  Bd.  XII.  8.  775. 

2)  B^imp.  de  l'anc  Mon.  Bd.  XIII.  8.  196. 
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sion  von  24  Mitgliedern  hatte  die  Ontersuchung  emznleiten  und  die 
Anklage  dem  Convent  vorzulegen.  Dem  König  soll  in  dem  Process 
eine  Vertheidigung  gegönnt  sein,  doch  darf  sich  diese  nur  aber  die 
Fragen  des  Präsidenten  des  Convents  ausdehnen.  So  lang  der  König 
vor  den  Gerichtsschranken  steht,  darf  kein  Mitglied  des  Convents  das 
Wort  ergreifen.  Das  endlich  zu  fällende  Urtheil  soll  durch  namentliche 
Abstimmung  abgefasst  werden.  Morisson  sprach  zuerst  in  der  über 
diese  Processform  sich  eröffnenden  Debatte  und  zeigte  in  warmer  Rede, 
dass  der  König  nur  durch  das  Gesetz  gelichtet  werden  könne.  Dieses 
aber  enthalte  keine  Bestimmungen  darüber,  weshalb  der  König  über- 
haupt gar  nicht  gerichtet  werden  könne.  Wüthend  erhob  sich  St.  Just 
gegen  diese  Argumentation,  ohne  selbst  im  Stande  zu  sein,  einen  Ge- 
genbeweis zu  liefern.  Hass  wurde  nur  zum  Hass,  Wuth  zur  Wnth 
gefugt.  Thomas  Payne,  der  gefeierte  Amerikaner  und  berühmte  Mann 
der  Volksfreiheit,  erklärte  in  einem  Schreiben:  »Eure  Massregel  ist 
gerecht,  gesetzlich  und  einer  gesunden  Politik  gemäss.  Wenn  Ludwig 
unschuldig  ist,  wird  er  seine  Unschuld  beweisen,  wenn  er  schuldig  ist, 
soll  die  Nation  entscheiden,  ob  er  bestraft  oder  begnadigt  werden 
soll"*).  Diese  schwärmerische  Argumentation  beantwortete  Robespienre 
und  drückte  am  besten  dabei  aus,  was  der  Convent  eigentlich  mit  den 
Process  bezwecken  wollte.  Man  müsse,  erklärte  er,  der  Welt  ein 
grosses  Beispiel  geben  und  an  dem  Ort,  wo  das  Urtheil  vollzogen  wird 
einen  Denkstein  setzen,  um  in  den  Menschen  das  Gefühl  ihrer  Rechte 
und  den  Abscheu  vor  den  Tyrannen  zu  erhalten  und  in  den  lyannen 
den  heilsamen  Schrecken  vor  der  Justiz  des  Volkes*).  Schrecken 
wollte  man  unter  den  Fürsten  verbreiten  und  meinte  damit  etwas 
gethau  zu  haben!  Man  suchte  keine  Unschuld,  um  begnadigen  za 
können,  man  wollte  verurtheilen;  um  sich  selbst  furchtbar  zu  machen. 
In  der  Sitzung  des  11.  December  1792  erschien  der  König  das  erstemal 
vor  den  Schranken  des  Convents.  Mit  tiefem  Stillschweigen  wurde  er 
empfangen.  Der  Präsident  Barere  las  die  Anklage.  »Ludwig  i  die 
französische  Nation  beschuldigt  euch  einer  Menge  von  Verbrechen,  um 
Die  Anklage  euTo  Tyrannei  herzustellen  und  die  FVeiheit  zu  zerstören.**  So  begann 
des  König«,  ^j^  Anklage,  dann  zählt  sie  alle  Verbrechen  auf,  als:  Die  versuchte 
Suspension  der  Assemblee  nationale,  Art.  1,  die  Truppenconcentrirnng 
während  des  Bastillsturmes,  Art.  3,  den  Bruch  des  Eides,  den  der 
König  am  U.  Juli  geschworen,  Art.  5,  seine  Flucht,  Art.  6,  und  die 
Massacre  am  Marsfeld,  Art.  7,  die  Convention  zu  Pillnttz  vom  24.  Juli 
1792,  Art.  8,  die  Flucht  seiner  Brüder  und  deren  Stellung  im  Heer 


1)  R^imp.  de  Tanc.  Hon.  Bd.  XIV.  ß.  536. 

2)  R^imp.  de  Tanc.  Mon.  Bd.  XIV.  S.  648. 
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der  Feinde,  Art  15,  alle  Acte  der  Revolution  im  Innern,  Art.  9—18, 
und  jene  der  Feinde  an  den  Grenzen  Frankreichs.  Art  15—21.  Sie 
beschuldigte  den  König,  dass  er  die  Marine  Frankreichs  absichtlich 
zers^rt,  Art.  22,  und  in  den  Colonien  den  Aufstand,  Art.  23,  im  Innern 
des  Landes  den  Fanatismus  genährt  habe.  Art.  24.  Jeder  Bluts- 
tropfen, der  während  der  Revolution  geflossen,  jeder  Gesetzesact,  den 
die  bewegten  Gemüther  der  Richter  ihren  Absichten  entgegen  sahen, 
galt  als  ein  Verbrechen  des  Königs!  Nach  einem  langen  Verhör,  in 
dem  der  König  kurz  und  selten  antwortete,  und  einer  heftigen  Debatte 
über  Treilhard's  Vorschlag,  dem  König  gesetzkundige  Vertheidiger  zu 
gestatten,  war  die  Verhandlung  beendet.  In  der  Sitzung  vom  12.  De* 
cember  fiberreichte  Cambaceres  jenes  bekannte  Schreiben  des  greisen 
Malesherbes,  in  dem  er  sich  als  Vertheidiger  Ludwigs  anbot.  Die 
vom  König  gewünschte  Vertheidigung  durch  Target  ward  durch  diesen 
in  einem  roben  Schreiben  abgelehnt,  jene  durch  Tronchet  von  diesem 
äbemommen.  Er  erklärte  dem  Convent:  Wie  immer  es  sei,  ich  folge 
der  Pflicht,  die  mir  die  Menschlichkeit  auferlegt.  Als  ein  Mensch  kann 
icb  meine  Hülfe  einem  Menschen  nicht  verweigern,  über  dessen  Haupt 
das  Schwert  der  Gerechtigkeit  schwebt  *).  Der  nun  gewählte  dritte 
Vertheidiger  war  der  junge  Advocat  Deseze.  Er  war  es  auch,  der 
Tor  dem  Convent  die  Vertheidigung  fast  ganz  allein  führte.  Aber 
Deseze  war  Advocat  und  nur  dieses  und  die  Vertheidigung  des 
Königs  bedurfte  eines  Staatsmanns  oder  eines  Revolntionairs,  der  den 
Math  haben  musste,  nicht  die  Gerechtigkeit  aber  die  Leidenschaft  der- 
Klben  so  aufzuregen,  dass  sie  über  jene  des  Hasses  den  Sieg  gewinne. 
Deber  die  Schhissfassung  des  ürtheils  brach  ein  neuer  Kampf  aus. 
Die  Gvondisten  begehrten  die  Bestätigung  des  ürtheils  durch  das  i>m  urth«ti. 
ganze  Volk.  Dubois  Creance,  Moreau  sprachen  heftig  dagegen.  Robes- 
piene  erklärte  trocken,  „dass  das  Volk  weniger  nöthig  hat  eifersüchtig 
ra  sein  auf  die  Uebung  seiner  Rechte,  als  darauf,  sie  einem  Menschen 
anzuvertrauen,  welcher  nur  einen  guten  Gebrauch  davon  macht.**  Das 
ist  der  Anfang,  womit  alle  Tyrannen  gewöhnlich  anfangen,  das  ist  die 
Weisheit,  mit  der  sie  ihre  Herrschaft  begründen.  Das  Decret  vom 
15.  Januar  1793  entschied,  dass  das  gefällte  Urtheil  dem  Volke  nicht 
vn  Bestätigung  vorgelegt  werden  soll.  Diese  FVage  wurde  mit  424 
Stimmen  von  717  Stimmen  entschieden*).  Ein  zweites  Decret  desselben 
Tages  erklärte  ,>Louis  Capet*"  schuldig  der  Verschwörung  gegen  die 
^^flentliche  Freiheit  und  die  Sicherheit  des  Staates.  Dieser  Entscheidung 
stimmten  693  Mitglieder  von  745  Anwesenden  bei.    In  der  Sitzung 

1)  B^imp.  de  ranc  Mon.  Bd.  XIV.  S.  796. 
S)  B^imp.  de  Taue  Mon.  Bd.  XV.  S.  173. 
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vom  16.  Januar  wurde  die  Frage  vorgelegt:  Welche  Strafe  Ludwig 
verdient.  Manches  bange  Wort  wurde  bei  der  Stimmenabgabe  ge- 
sprochen. Nachdem  der  Fährer  der  Gironde,  Vergniaud,  in  feierlicher 
Rede  für  den  Tod  gestimmt,  folgten  alle  übrigen  Girondisten  mit 
gleicher  Entscheidung,  nur  Condorcet  erklärte,  er  stimme  für  die^nach 
dem  Tode  schwerste  Strafe,  aber  nicht  für  den  Tod,  da  dieser  seinen 
Grundsätzen  widerspreche.  Die  gesammten  Pariser  Abgeordneten,  fast 
alle  Anhänger  der  Bei^partei,  stimmten  für  den  Tod  und  würzten  ihre 
Abstinmiung  noch  mit  einigen  fanatischen  Redensarten.  So  erklärte 
Robert:  „Ich  stimme  für  den  Tod  und  bedauere,  dass  meine  Competenz 
nicht  über  alle  Tyrannen  sich  erstrecke. ^^  Rafiront  und  24  andere  Mit- 
glieder der  Montagnards  machten  den  Zusatz,  dass  das  Urtheil  in 
24  Stunden  vollzogen  werde,  »denn  man  muss  sich  beeilen,  die  £rde 
von  so  verhassten  Ungeheuern  zu  befreien.**  Fouche,  Sieyes,  Letourneur 
sprachen  ohne  jede  Motivirung  für  den  Tod ,  Cambacires  für  Gefangen- 
schaft während  des  Krieges  und  Verbannung  nach  demselben,  der 
Herzog  von  Orleans  endlich  für  den  Tod,  „weil  seine  Bürgerehre  ihm  es 
gebietet,  also  zu  stimmen,**  der  preussische  Edelmann  Anacharsis  Clootz 
für  den  Tod  „im  Namen  des  Menschengeschlechts.**  Von  721  Mit- 
gliedern hatten  366  für  den  Tod  und  verschärfende  Strafen,  S  für 
Verbannung,  319  für  Kerker,  2  für  Verbannung  bis  zum  Frieden,  2  für 
Eisen,  23  für  den  Tod  mit  verschiedenen  Vorbehalten  gestimmt*). 
Das  Decret  vom  20.  Janaar  1793  erklärte  dem  so  venirtbeilten 
König,  dass  die  Nation  Frankreichs,  „so  gross  in  ihrem  'Wohlwollen 
und  so  streng  in  ihrer  Gerechtigkeit,  für  die  königliche  Familie  Sorge 
tragen  und  ihr  ein  angenehmes  Loos  versichern  werde.**  Die  I^eiche 
des  Königs  solle  in  der  Section  beerdigt  werden,  in  der  der  Eöoig 
sterben  wird. 

Vierundzwanzig  Stunden  nach  Empfang  dieses  Drtheils  ward  der 
König  hingerichtet  und  jauchzend  tauchte  das  Volk  die  Tücher  in  das 
dampfende  Blut  und  durchzog  jubeüid  die  Strassen:  Es  lebe  die 
Republik  I  Deber  den  Jubel  eines  Volkes,  wie  über  seine  Seufzer  bleibt 
der  Geschichte  das  Urtheil. 
^^  Dass  die  gemeinen  Strafgesetze  auf  ein  von  dem  König  b^angenes 

Verbrechen  nicht  anwendbar  sind,  erkannte  der  Gonvent  selbst  und 
protestirte  darum  mit  der  Heftigkeit  dessen,  der  sich  schuldig  weiss, 
gegen  die  Theorie  einiger  seiner  Mitglieder,  dass  der  König  eben  darom 
nicht  gerichtet  werden  könne,  weil  in  den  gewöhnlichen  Strafgesetien 
ein  solcher  Fall  nicht  vorgesehen  sei.  Auch  die  Constitution,  führten 
Andere  an,  habe  weder  einem  Process  noch  einer  Verurth^ung  des 


•)  B&iup.  dA  ranc  Moa.  Bd.  XV.  S.  164, 
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Königs  Torgesehen.  Selbst  das  Verbrechen,  das  man  dem  KOnig  zn- 
sdirieb,  ein  Heer  gegen  das  Reich  geführt  zu  haben,  war  mit  der 
Stiafe,  welche  die  Constitution  bestimmte,  mit  der  Absetzung,  schon 
gerftcfat  worden.  Vergebens  sucht  man  auf  diesen  Wegen  eine  Erklä- 
ning.  Jede  Gewaltthat,  die  mit  dem  Schein  der  Gerechtigkeit  prunken 
will,  sucht  diese  in  dem  Verlassen  des  gewöhnlichen  Rechts!  Die 
Frage,  welche  zu  einem  Urtheil  über  jenes  Ereigniss  führen  kann, 
beschränkt  sich  einzig  und  aHein  darauf,  ob  die  Volksvertretung  das 
Recht  hat,  den  König  zu  richten  und  diese  Frage  findet  sich  wieder 
ia  der  höheren,  ob  ein  Volk  überhaupt  seinen  KOnig  anklagen,  richten 
und  zum  Tode  verurtheilen  kann. 

fai  Anbetracht  des  Convents  und  seines  Wirkungskreises  muss  die         i><« 
erste  Frage  streng  verneint  werden.    Die  Volksvertretung  hatte  keine    \^f  voik«-^ 
Geriehtsbarkmt  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  all^  Gonsti«    veHretanf. 
tntionen  Frankreichs  und  auch  jener  des  Convents.    Der  Hass  und  die 
Revolutionswath  seiner  Mitglieder  usurpirten  das  Recht  der  Anklage 
und  jenes  sunni  Richterspruch.    In  einer  Person  waren  beide  Functionen 
vereint  und  der  Sturm  des  Hissfallens,  der  Deseze  Worte:    »Ich  sehe 
Uer  nur  Ankläger,  keine  Richter,*  begleitete,  zeigen  deutlich,  dass  die 
CoDventioB   selbst  den  schreienden  Widerspruch  ihrer  Stellung  und 
Anmassung  erkannte.    Ja  die  Convention  wusste,  dass  es  ein  Mord 
id,  den  sie  vollziehe  mit  dem  Todesurtheil  Ludwig  XVI.,  aber  der 
Glaube  an  die  Nothwendigkeit  und  Glückseligkeit  dieses  Mordes  recht- 
fertigte die  Vollziehung  der  That.    Diese  Rechtlertigung  aber  konnte 
nur  die  Montagne  Ar  sich  in  Anspruch  nehmen.    Nicht  die  Girondisten!         Die 
Sie  allein  trifft  der  schwerste  Vorwurf,  da  sie  aus  Feigheit  dem  Urtheil    fJlXocl!." 
der  Montagne  beistimmten,  sie  verbanden  keinen  politischen  Zweck  mit  Ladwig  xvi. 
dem  Urtheil,   der  die  persönliche   Schuld  versöhnte  im  geglaubten  ' 

grossen  Vaterlandsdienst,  sie  trugen  keinen  unversöhnlichen  Hass  ^ 
gegen  das  Königthum,  sie  allein  trugen  sogar  noch  Verehrung  für  die  . 
Person  Ludwigs  in  ihren  Herzen.  Das  Urtheil  der  Girondisten  kann 
keine  Poesie  beschönigen,  keine  politische  Spitzfindigkeit  rechtfertigen, 
es  war  ein  Mord!  Wie  diese  ganze  Partei,  so  war  noch  ein  Mitglied 
im  Convent,  das  gleichfalls  keinen  Anspruch  hat  auf  die  Nachsicht  der 
Geschichte.  Man  hat  versucht,  und  besonders  Lamartine  war  bemüht, 
die  Person  des  Herzogs  von  Orleans  mit  einem  romantischen  Licht  zu 
sageben.  Er  hat  es  in  keiner  Beziehung  verdient.  Eine  ausschwei- 
iBode,  niedrige  Seele,  trug  er  kein  höheres  Gefühl,  keinen  mächtigeren 
Gedanken  in  sich,  als  den,  aus  der  Mitte  des  Elends  und  der  Verwir- 
nmg  einen  Vortiieil  zu  erringen,  einen  Vortheil,  der  kein  besseres  Gut, 
^  das  der  eigenen  Person,  keinen  höheren  Ehrgeiz,  als  den  des  eigenen 
Namens  hat.    Aber  auch  dieser  Ehrgeiz  kann  uns  eine  Achtung  ab-*' 
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zwingen,  wenn  er  auftritt  mit  der  Köhnheit  des  Helden,  dem  Muäi  des 
Mannes!  Der  Herzog  von  Orleans  aber  hatte  die  Feigheit  des  Naiht- 
diebes,  die  Demuth  und  Ergebenheit  eines  Bedienten,  die  Ratb-  und 
Thatlosigkeit  eines  Werkzeuges.  Er  fahrte  nicht  das  Schiff,  er  Hess 
sich  tragen  und  dulden,  er  warf  sich  selbst  von  einer  Hand  io  die 
andere,  um  benutzt  zu  werden,  er  war  ein  Schmarotzer  an  Ehre  ood 
Ruhm,  an  Grösse  und  Bedeutung.  Die  Verurtheilung  Ludwigs  XM 
aus  seinem  Munde  war  die  Frechheit  eines  Buhlers,  oder  die  eioes 
Unwissenden,  in  beiden  Fällen  ein  Verbrechen,  das  erschwert  wird 
durch  die  Bande  des  Blutes,  die  er  so  freventlich  zenriss.  Nor  die 
Bergpartei  hat  in  dem  Process  Ludwig  XVL  ein  Recht,  von  der  Ge- 
schichte Achtung  und  Nachsicht  für  ihr  Urtheil  zu  fordern.  Sie  wosste, 
dass  sie  ein  Unrecht  thue,  aber  sie  that  es  zum  Glück  und  Heil  dessen, 
das  ihr  grösser  als  der  König,  heiliger  als  die  Krone,  ewiger  als  das 
Leben  eines  Menschen  erschien,  sie  that  das  Unrecht  für  ihren  Glauben 
an  das  Vaterland.  Mehr  als  das!  Nicht  das  enge  Vaterland  sollte 
dadurch  befreit  werden  von  einer  Königsherrschaft.  Die  Könige  der 
ganzen  Weit  sollten  erbeben  auf  ihren  Thronen,  die  Völker  der  £rdfl 
sollten  die  Freiheit  sehen,  für  die  mit  dem  Blut  eines  Königs  das  erste 
Opfer  zum  Himmel  dampfte.  Man  tödtete  einen  König  und  glaubte 
das  Königthum  getödtet  zu  haben,  man  vernichtete  einen  Menschen 
und  glaubte  in  ihm  einen  Begriff  sterben  zu  sehen  I  Menschen,  die  von 
der  Grösse  ihrer  Ueberzeugung  so  durchdrungen  sind,  dass  sie  selbst 
vor  einem  Verbrechen  nicht  zurückschrecken,  solche  Menschen  luuo 
die  Geschichte  bedauern,  sie  kann  das  Volk  beklagen,  das  von  ihnen 
beherrscht  wird,  aber  verurtheilen  darf  sie  dieselben  nicht,  selbst  die 
Achtung  kann  sie  ihnen  nicht  versagen. 
Dm  Recht  Die  andere  Frage,  ob  das  Volk  ein  Recht  hat,  einen  König  zu 

d«o^KOnig>' fachten,  zu  verurtheilen  und  zu  tödten,  muss,  obgleich  äe  weiter  als 
die,  ob  die.  Volksvertretung  dieses  Recht  besitzt,  dennoch  diese  Frage 
ergänzen,  wenn  auch  das  Volk  nur  durch  seine  Vertretung  handeln  ksoo- 
Das  Recht  derselben  aber  wird  doch  nur  durch  das  Recht  des  Volles 
bestimmt.  Der  Anschauung,  der  man  häufig  begegnet,  dass  eine  solche 
Frage  keine  endgültige  Entscheidung  zulasse,  da  eine  solche  That  in 
den  Zeiten  des  Friedens  zu  den  Unmöglichkeiten,  in  den  Zeiten  des 
Sturmes  zu  den  höchsten  und  darum  so  seltenen  AnsschreüaDgeB 
gehört,  muss  man  entschieden  abweisen.  Es  ist  Aufgabe  der  Wisseu- 
Schaft,  den  fluthenden  Thatsachen  die  Gerechtigkeit  und  Strenge  des 
Urtheils  entgegenzusetzen,  nicht  durch  die  Erzählung  jener,  so&deni 
durch  die  Macht  dieser  zu  erziehen  und  zu  bilden. 

Ich  habe  auf  die  Bedeutung  des  Königthums  in  monarchischen 
Staaten  schon  ausfuhrlich  hingewiesen.    Diese  allein  als  der  reinste 
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Ansdnick  der  Staatsidee  in  ihrer  Gleiehheit  und  Parteitosigkeit,  kann 
die  vorliegende  Frage  entscheiden.  Die  einzelne  Person,  der  K5nig  ist 
dem  Wesen  des  K<Vnigthams  gegenüber  in  Wahrheit  nnr  die  vorüber- 
gehende Repräsentation,  er  ist  der  veränderliche  persönliche  Ausdruck 
desseib».  Das  französische  Rechtsspruch  wort:  Der  König  stirbt  nicht» 
würde  richtiger  lauten  in  der  Form,  das  Königthum  stirbt  nicht- 
Aach  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  ist  ein  dauerndes,  unver- 
giogliches;  nicht  die  Einzelnen  sind  sein  Ausdruck,  seine  Erscheinung, 
setne  Macht,  nur  in  d^  Gesammtheit  findet  sich  der  Begriff  und  seine 
Darstellung.  Die  physische  Basis  dieser  Gesammtheit  bildet  das  Reich 
und  dieses,  in  Verbindung  mit  dem  Volk  und  dem  Königthum,  schaffen 
in  ihrer  untrennbaren  Vereinigung  den  monarchischen  Staat 

Die  beiden  persönlichen  Wesenheiten  des  Staates,  der  König  und  J^^^J^^^ 
das  Volk,  sind  weder  einander  über-  noch  einander  untergeordnet,  der 
König  ist  nicht  der  erste  Bürger  des  Staates,  weder  historisdi  noch 
rechtlich  und  kann  es  nicht  sein.  Der  Ausspruch  dieser  Idee  ist  ein 
Wansch  der  Philosophie,  aber  nie  mehr  als  ein  Wunsch.  Wäre  er 
mehr,  dann  wäre  von  vornherein  die  hier  zu  untersuchende  Frage  ent- 
schieden. Die  U^jerordniung  des  Volkes  über  den  König,  wäre  die 
AUmacht  des  Volkes,  die  Ueberordnung  des  Königs  über  das  Volk, 
die  Allmacht  des  Königs!  Der  König,  als  der  erste  Bürger  des  Staats, 
wire  ein  Bürger  und  nicht  mehr  als  der  Letzte  und  gleich  an  Recht 
imd  Pffieht,  gleich  im  Gehorchen  nnd  Befehlen  mit  allen  Anderen. 
Neittl  das  KAnigthum  ist  in  Wahrheit  der  Ausdruck  einer  Idee,  welche 
iBB  Volk  nie  zur  Darstellung  bringen  kimn,  denn  das  Volk  ist,  ausser 
der  Gesammtheit  der  Einwohner  eines  Staates,  eine  gesellschaftliche 
Oidnung  nnd  eiae  soldie  löst,  wie  ich  schon  darzustellen  versuchte, 
aelbst  bei  absoluter  Gleichheit  Aller,  wenn  sie  m(^lich  wäre,  die  All- 
gemeinheit und  die  Einheit  des  Staatsinteresses  in  das  Besondere  und 
SiDzelBe  anf.  Nur  das  Königthum  bewahrt  sie!  Und  eben  darum, 
weU  das  Königthum  von  solcher  Bedeutung  in  den  monarchischen 
Staaten  ist,  eben  darum  hat  das  Volk  ein  Recht  und  eine  Pflicht 
logar,  über  die  Erhaltung  desselben  zu  wachen,  wenn  durch  eine  Person 
fcselbe  bedroht  oder  verletzt  wird.  Diese  Kämpfe,  die  in  solchen 
Men  die  Geschichte  verzeichnet,  sind  die  Revolutionen  der  monarchi- 
Mhes  Staaten.  Die  Geschichte  hat  noch  keine  solche  verzeichnet,  die 
ia  äiTsm  Ausgangspunkt  den  Stutz  der  Monarchie  selbst  zum  Ziele 
Itttte,  aUe  aber  wann  gegen  Missbräudie  der  Gewalt,  gegen  die  Ent- 
>tdhuig  der  Idee  durch  den  einzelnen  Träger  gerichtet«  Dass  der 
Sturz  eines  Monarchen  oft  den  Sturz  der  Monarchie  nach  sich  zog,  das 
ist  keine  Rechtsfrage,  sondern  einzig  und  allein  eine  Frage  der  Macht, 
üeht  allein  der  rohen  Gewalt,  sondern  oft  der  Gewalt  der  Cultur,  der 
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Entwicklung  der  Völker,  welche  dahin  strebt,  diese  selbst  zaTVSgeni 
der  Idee  des  Königthums  zu  erheben. 
Dai  Reeht  Das  Recht  zur  Revolution  ist  somit  ein  Recht  der  Völker,  das 

allein  gegen  die  Person  des  Königs  besteht,  der  nach  Handlung  und 
Gesinnung  und  auch  nur  so  weit  in  Widerspruch  tritt  mit  seiner  Be- 
deutung, seinem  eigenen  Wesen.  Die  Revolution  ist  die  Klage  des 
Volkes  gegen  den  Fürsten,  sie  ist  der  Process  desselben  und  das  finde 
derselben  ist  das  CrtheiL  Steht  in  einem  solchen  Kampf  der  Ffirst  an 
der  Spitze  einer  Partei  und  geht  er  im  Kampf  zu  Grunde,  dann  fiel 
er  nicht  als  König,  sondern  als  Mann  der  Revolution;  stellt  ersieh  an 
die  Spitze  eines  Heeres  und  unterliegt  er  auf  dem  Schlachtfeld,  dann 
fiel  er  als  Soldat;  hat  die  Macht  des  Volkes  gesiegt  und  dem  unge- 
treuen König  die  Gewalt  entrissen,  hat  sie  ihn  entsetzt,  seiner  Krone 
verlustig  erklärt,  dann  ist  der  Process  beendet,  denn  das  Drtheil  ist 
über  den  gefällt,  gegen  den  es  den  Process  erhoben  —  gegen  den 
König  1  Auf  die  Person  des  seiner  Bedeutung  entkleideten  Königs  hat 
kein  Volk  ein  Recht,  ein  gemeiner  Process,  nach  dem  grossen  Volks- 
process,  ist  ein  Missbranch  der  Gewalt,  dessen  sich  Völker  so  schuldig 
machen  wie  Könige;  ein  Todesurtheil  darnach  ist  ein  Mord! 
NutEiosiffkeft  yf&te  mehr  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  in  einem  Königanorde, 

Könifvmordci.  Frankreich  wäre  nicht  mehr  zum  Königthum  zurückgekehrt,  Europa 
hätte  eine  tiefe,  grosse  Weisheit  nicht  vergessen!  Die  flünrichtong 
Carl  I.  von  England  fiel  in  eine  Zeit,  wo  die  übrigen  europäischen 
Völker  kaum  reif  und  daher  auch  nicht  berechtigt  waren  zu  einer 
R^orm  ihrer  Staatsverhältnisse  und  es  ging  dieses  Ereigniss,  wie  das 
der  englischen  Revolution,  mit  der  die  französische  wohl  nur  eine 
scheinbare  Aehnlichkeit  hat,  fast  spurlos  an  den  continentalen  Staaten 
vorüber.  Die  Hinrichtung  Ludwigs  XVL  von  Frankreich  aber  ver- 
zeichnet die  Geschichte  in  jener  Zeit,  wo  alle  Völker  Europas  nach 
einer  neuen  Staatsordnung  ihre  Stimme  erhoben  und  die  Fürsten  vor 
der  Bewegung  auf  ihren  Thronen  erzitterten.  Die  Ideen  der  firanzösi* 
sehen  Revolution  haben  daher  alle  Völker  ergriffen,  die  Hinrichtung 
Ludwig  XVL  aber  die  Könige  so  erschreckt,  dass  sie  sich  gegen  die 
Revolution  erklärten,  der  Reaction  sich  in  die  Arme  warfen  und  hio^ 
darnach  noch  sich  so  gegen  die  Bestrebungen  der  Völker  erklärten, 
dass  die  Revolutionen  zu  einer  fast  dauernden  Erscheinung  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  geworden.  Die  Geschichte  der  Vergangenheit, 
welche  die  Gegenwart  erkenne»,  die  Zukunft  vorbereiten  lehrt,  wurde 
zu  einer  Schreckgestalt,  die  Gegenwart  und  Zukunft  in  dauernde 
Zweifei  bannte.  — 
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Die  königliche  Familie  und  ihre  Rechte. 

Die  Stellung  der  einzelnen  Glieder  der  königlichen  Familie  und 
ihre  Rechte  wurden  erst  durch  die  Constitution  1791  eines  Genaueren 
bestimmt,  obgleich  frühere  Gesetze  schon  das  gesammte  Apanagen- 
recht mit  den  fibrigen  Reformen,  betreffend  die  Ablösung  der  Grund- 
tasten,  Aufhebung  der  Feudalrechte,  in  Einklang  gebracht  hatten. 

Die  Terwittwete  Königin  hat  das  erste  Recht  auf  die  Pflege  und         i>>* 
Obhut  des   minderjährigen   Königs  und  verliert  dieses   Recht  allein   u/priacJiT* 
dorch  Entfernung  aus  dem  Lande  und  Wiederverheirathung.  Als  Witt- 
wengeld  warf  die  Nationalversammlung  der  Königin  4  Millionen  aus. 

Die  übrigen  Glieder  der  königlichen  Familie  geniessen  die  Rechte 
der  activen  Bürger,  doch  können  sie  weder  zu  einem  Amte  noch  zn 
dner  öffentlichen  Function  berufen  werden,  welche  das  Volk  durch 
Beine  Wahl  besetzt  oder  durch  seine  Gewählten  übt.  Mit  Ausnahme 
der  Ministerstellen  sind  sie  jedoch  zu  allen  Aemtem  geeignet,  die  der 
K5mg  besetzt,  aber  ein  Armeecomando  oder  ein  Gesandtschaftsposten 
kann  nur  mit  Zustimmung  des  Corps  legislatif  an  sie  übergeben  wer- 
d^.  Die  Nationalversammlung  hatte  zuerst  bestimmt,  die  Mitglieder 
des  königlichen  Hauses  von  allen  Bürgerrechten  auszuschliessen.  In 
der  Sitzung  vom  24.  August  1791  erhob  sich  das  erstemal  der  Herzog 
von  Orleans  und  sprach  dagegen.  Er  stützte  sich  auf  die  Gleichheit 
der  Bürger,  welche  von  der  Constituante  anerkannt  sei  und  auf  die 
Rechte  der  Menschen,  „denn  dass  man  von  einem  König  geboren  sei, 
kann  Niemanden  zum  Verbrechen  angerechnet  werden!**  „Wenn  man 
diese  Bestimmung  annimmt,  erklärte  er,  so  lege  ich  meine  Rechte  als 
Mitglied  der  königlichen  Familie  und  meine  Ansprüche  auf  den  Thron 
nieder,  um  jene  als  Bürger  zu  wahren  !<^  Donnernder  Applaus  folgte 
dem  Herzog,  der  jedoch  bald  in  den  gewohnten  Spott  überging,  als 
Dandre  erklärte:  „Herr  von  Orleans  hat  nicht  das  Recht,  auf  den 
Thron  zu  verziditen,  weder  für  sich,  noch  für  sdne  Kinder,  noch  für 
sdne  Gläubiger.^  Der  obige  Antrag  war  eine  ünzukömmlichkeit,  da 
ja  in  der  Mitte  der  Gesetzgebung  ein  königlicher  Prinz  im  vollsten 
Um^g  die  Rechte  des  Bürgers  übte.  Freilich  zeigte  dieser  jeden 
'  Augenblick  das  Widerspruchsvolle  seiner  Stellung.  Königliche  Prinzen 
Terstdien  es  selten  auf  Volk  zu  spielen  und  wenn  sie  es  spielen 
wollen,  versuchen  sie  es  nicht  ungestraft.  Man  kann  sie  ausschliessen 
ton  der  Debung  jener  Rechte,  die  ausschliesslich  dem  gesammten  Volk 
angehören,  also  der  Gesetzgebung  und  Uebung  des  Richteramts,  aber 
keineswegs  allgemein  von  den  Rechten  des  Bürgers.  Der  Herzog  von 
Orleans  drang  mit  seinem  Antrage  übrigens  vollkommen  durch.  Wblter 
erklsrte  die  Constituante,  dass  die  Eigenschaft  eines  Prinzen  keinem 
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anderen  Individuum  ertheilt  werden  kann,  dass  sie  aber  ancli  kein 
Vorrecht  und  keine  Ausnahme  von  den  gemeinen  Gesetzen  in  sich 
schliesst.  In  ihrer  persönlichen  lYeiheit  sind  die  Milglieder  der  könig- 
lichen Familie,  nach  einem  Decret  vom  12.  September  1791  keiner 
Beschränkung  unterworfen.  Nur  die  Königin  und  der  Kronprins  sbd 
an  den  Aufenthalt  innerhalb  der  Landesgrenze  gebunden.  Von  di^o 
Regeln  machte  die  Nationalversammlung,  in  Betracht  der  stürmischen 
Zeiten  und  den  Absichten  der  Prinzen  des  königlichen  Hauses,  eine 
Ausnahme  und  forderte  durch  ein  Decret  vom  30.  October  I79t  den 
emigrirten  Bruder  des  Königs,  Louis  Stanislans  Xavier,  „als  muthmass- 
lichen  Kronerben  und  Regenten*^  binnen  2  Monaten  zur  Ruckkehr  nach 
Frankreich  auf,  widrigenfalls  er  seiner  Rechte  verlustig  erklärt  wird. 
Da  über  diese  Aufforderung  weder  dieser  Prinz  noch  seine  Brüder 
zurückkehrten,  so  setzte  das  Decret  vom  2.  Jaiuiar  1792  dieselben  in 
Anklagestand  und  erklärte  sie  in  der  Anklageacte  vom  6.  Februar 
1792  des  Verbrechens  der  Rebellion  gegen  das  Gesetz  und  die  consti- 
tntionelle  Gewalt  schuldig.  Nach  der  Hinrichtung  des  Königs  worden 
alle  Bourbonen,  soweit  man  ihrer  habhaft  wurde,  als  Gefangene  erklart 
oder  verbannt  und  ihrer  Einkünfte  beraubt  und  selbst  derjenige,  der 
als  Philipp  Egalite  für  den  Tod  des  Bruders  stimmte,  eingezogen  und 
von  seiner  Beschwerde,  über  Verletzung  der  Person  eines  Deputirt^. 
zur  Tagesordnung  übergegangen. 

Die  Vermögensrechte  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  wur- 
den durch  die  Auflösung  des  alten  Regims  gänzlich  umgewandelt  Es 
sollten  in  Zukunft  keine  Realapanagen  mehr  ausgesetzt  und  die  Söhne 
des  Königs  aus  der  Civilliste  erhalten  und  erzogen  werden.  Sie 
empfangen  erst,  wenn  sie  sich  verheirathen  oder  das  25.  Jahr  erreicht 
haben,  eine  Jahresrente  aus  dem  Nationalschatz.  Alle  Regalien,  welche 
allgemein  unter  dem  Titel  von  Apanagen  ehemals  ausgezahlt  worden 
waren,  wurden  aufgehoben  und  die  Rechte  mit  dem  Nationalschati 
vereint  und  von  diesem,  wie  die  übrigen  Nationalgüter  verwaltet 
Das  Decret  vom  21.  December  1790  —  6.  April  1791,  welchem 
diese  Bestimmungen  ausführte,  giebt  zugleich  eine  neue  Apanagen- 
ordnung. Alle  ehemaligen  Apanagengeniesser  emp^ngen  jetzt  eine 
von  6  zu  6  Monaten  fällige  Apanagenrente,  welche  von  dem  Besitzer 
nur  auf  die  männlichen  Kinder  in  gleichen  Theilen,  ohne  ein  Reckt 
der  Primogenitur,  übergeht.  Die  Höhe  dieser  Rente  beläuft  sich  inr 
die  Brüder  des  Königs  auf  eine  Million,  wie  jene  der  nacfagebor^en 
Kinder  des  Königs.  Die  Frauen  derselben  geniessen,  im  Fall  des  üeber- 
lebens,  die  Hälfte  dieser  Rente,  so  lange  sie  im  Kön^reicb  wohnen  und 
¥nttwen  sind.  Alle  Erwerbungen,  welche  die  Mitglieder  der  königlicben 
Fanulle  unter  einem  Privattitel  machen,  bleiben  ihr  freies  BigeDtham. 
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Diese  Bestimmmigen  setzte  im  ganzen  Umfang  der  Gonvent  durch 
das  Decret  vem  24.  September  1792  ausser  Kraft  mit  der  Erklärung, 
dass  er  keine  franzGsisdien  Prinzen  mehr  anerkenne.  Der  Herzog  von 
Orleans,  die  Schwester  des  Königs,  die  Königin  selbst')  und  der 
Kronprinz  fielen  als  Opfer  einer  wilden  Volksjustiz,  die  übrigen  Mit- 
glieder der  königlichen  Familie  wurden  in  eine  lange  Verbannung 


Die  Republik. 
L  Die  Massenherrschaft. 
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Unter  den  traurigsten  Umständen  trat  der  Convent,  »die  gemein- 
\  Hoffnung  aller  Parteien  ^y  seine  Herrschaft  an.  Die  Unsicherheit 
aller  inneren  Rechtszustände,  die  Werthlosigkeit  eines  massenhaft 
ausgestreuten  Papiergeldes  erdrückte  den  Handel  im  Innern  des  Landes, 
in  Folge  des  Krieges  mit  fast  allen  europäischen  Mächten  war  jede 
Einfohr  aus  der  Fremde  abgeschnitten.  Preussen  und  Oesterreich 
drohten  Tom  Osten  und  Norden  den  Grenzen  Frankreichs,  England 
^orrte  alle  französischen  Häfen  und  drohte  selbst  den  neutralen  Schiffen 
mit  Confiscation,  wenn  sie  es  versuchten,  Lebensmittel  nach  dem  fran- 
xAsischen  Gebiete  zu  führen.  Italien  rüstete  im  Süden  und  schob  seine 
Hilitainnacbt  als  Verbündeter  Oestreichs  gegen  diese  Grenzen  der 
Republik.  In  den  westlichen  Theilen  Frankreichs  trat  die  Bevölkerung 
zuerst  für  seine  Religion  unter  die  Waffen,  aufgeregt  von  den  Priestern, 
dann  erhob  sie  allgemein  die  Fahne  des  Aufstandes,  aufgeregt  durch 
die  Sendlinge  der  Emigration,  um  ihren  legitimen  Herrseber  zu  schützen, 
als  ihm  das  Schaffet  drohte  und  als  er  auf  demselben  verblutet,  und 
ihn  zu  rächen. 

Mühselig  erhielt  die  Comune  von  Paris  durch  eine  tägliche  Zubusse 
Tou  12,000  Livres  die  niedrigen  Brodpreise  aufrecht  und  als  weder  sie 
noch  der  Convent,  selbst  durch  erhöhte  Summen,  der  Noth  Einhalt 
thou  konnte,  legte  dieser  durch  das  Maximum  Zwangspreise  auf  alle 


1)  Bemal  Saint  Prix:  La  Justice  revolutionAire  1861. 
1)  TUers  Rerelution  Bd.  HI.  8.  7. 


HIstorltcbe 
Uebenltht. 


Noth. 


328 


Die  Staatsgewalt.    Die  Republik. 


Untergang 

der 
Girondo. 


KriecBflttek. 


Lebensmittel  und  drohte  nicht  allein  dem  Kornwucher  mit  dem  Tode, 
senden  )edem,  der  andere  Preise  ansetzte,  als  das  Gesetz  bestimmt 
hatte.  Wer  diese  forderte,  wenn  die  aufgeregte  Masse  nnvennögend 
war,  sie  zu  zahlen,  hatte  die  Yolksjustiz  zu  furchten  und  wen  die 
Guillotine  nicht  strafen  konnte,  dem  drohte  die  Laterne.  Die  Directo^ 
rien  der  Departements,  die  Hinister  selbst  mussten  den  KomhaDdal 
betreiben  und  steigerten  durch  hastige  und  planlose  Aufkäufe  all« 
Preise  oder  hielten  sie  in  dauernden  Schwankungen.  Zum  zweitenmal 
trat  ein  Ministerium  der  Girondisten,  unter  Rolands  Führung,  in  di« 
Leitung  der  Geschäfte.  Päche  als  l^riegsminister,  Danton  als  Mi^ 
nister  der  Justiz,  gehörten  der  Montagne  an.  Aber  weder  sie  nocl| 
Roland  konnten  der  unaufhaltsam  um  sich  greifenden  Zerrüttung  Eini 
halt  thun. 

Dumouriez  stand  mit  dem  Heer  an  den  nördlichen  Grenzen  eineiq 
mächtigen  Feinde  gegenüber  und  als  er  nach  dem  Sturze  des  König« 
und  der  Bedrohung  der  Gironde,  der  er  auch  angehörte,  gegen  das 
Vaterland  selbst  sich  kehrte,  verliess  ihn  das  republikanisch  gesinnte  Heer 
und  opferte   den   Terrätherischen   General.    Vom   Feinde  geschlagen,! 
ohne  General  und  aller  Subordination  baar,  kehrte  die  Nordarroee  iai 
wilder  Flucht  über  die  Grenzen  Frankreichs  heim.    Die  ganze  Wutl 
der  revolutionairen   Montagne  kehrte  sich   jetzt  gegen    die  Gironde. 
Keinen  Frieden  mit  den  Elenden,  rief  Danton  der  kampfb^erigen! 
Montagne  zu.   Und  in  dem  Kampf  der  Parteien,  die  die  Legislative  scbarfj 
gesichtet  hatte,  ging  die  Gironde  unter.   Der  30.  Mai  war  der  Siegestag 
der  Bergpartei.    Danton  und  Marat,  Robespierre,  St  Just,  Billanlt 
Varennes,  Herault  de  Sechelles  ergriffen  die  Herrschaft,  die  Zeit  des 
Schreckens  begann.    Dem  äusseren  Feinde  gegenüber  traten  Männer 
derselben  Partei:  Pichegru  und  Moreau,  Hoche  und  Kleber  u.  a.  m.  In 
ihnen  zeigte  die  Revolution,  sobald  sie  mit  Sicherheit  des  Willens  nnd  der 
Absicht  auftrat,  das  erstemal  ihre  Kraft  und  Macht    Siegreich  drangen 
diese  Männer  in  Belgien,  Holland  und  Deutschland  vor,  entschlossen 
die  Republik  zu  vertheidigen  und  ergeben  den  Befehlen  und  Absichten 
des  Convent?«    Das  bedeutende  Talent  Pichegru's  hatte  die  Zerrüttung 
der  Armee  überwunden,  siegreich  aller  Noth  und  allen  Muhseligkeiten 
widerstanden  und  als  der  Convent  nahe  dem  Ende  seiner  HerrscbafI 
war,  brachte  er  dem  Lande  Frieden  und  die  Gesandten  von  Preussen. 
Schweden,  Dänemark,  Holland,  Toscana  und  Venedig  erschienen  wi^ 
der  in  Paris.    Pichegru  selbst  eilte  nach  der  Hauptstadt  Frankreichs 
and  es  genügte  sein  Erscheinen,  um  den  inneren  Frieden  für  einig« 
Zeit  herzustellen.    Hoche,  die  edelste  und  reinste  Heldengestalt,  die 
von  der  Revolution  geboren  wurde,   auf  der  das  Auge  der  feroeo 
Nachwelt  noch  mit  Bewunderung  ruheii  vrird,  sachte  mit  Iclam  Geiste 
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ond  edler  Festigkdt  die  Rebellion  der  Vendee  zu  bändigen  und  die 
forditbarste  Wunde,  an  der  im  Innern  Frankrdch  blutete,  zu  schlieasen. 
Eiae  wilde  ReTolution  corrnmpirt  die  Geister,  wie  ein  sehlaifer  Friede, 
die  rqpabiikaniache  Freiheit,  wenn  sie  entartet,  zerstört  die  Charaktere 
selbst  der  bedeutendsten  Manner,  wie  die  absolute  Monarchie,  wenn  sie 
Qur  über  Sclaven  und  Sehmdchler  herrschen  will.  Diese  sittliche 
Vcrwvstnog  aeigt  uns  auch  die  Republik  in  dieser  Zeit.  Nur  Hoche 
ragte  hoch  über  dersdben  empor. 

Während  die  Traume  der  Republikaner  nach  Aussen  hin  so  sieg- 
leteh  in  Erfüllung  gingen,  ging  iro  Innern  Frankreichs  die  Revolution 
Auren  sicheren  und  natinrlichen  Gang.  „Der  Geist  einer  Revolution 
setzt  sich  zusammen  aus  der  Leidenschaft  fSr  das  Ziel  und  aus  dem 
Hass  gq(en  alles,  was  diesem  entgegensteht *).*<  Das  war  der  Geist, 
«elcher  die  Schreckensherrschaft  geboren  und  welcher  sie  ausfüllte. 
Die  Partei,  welehe  die  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Republik, 
oachdem  sie  diese  durch  den  Sturz  des  Königthums  schon  erreicht 
glaubte,  durch  das  Gesetz  und  die  Constitution  wollte,  die  Gironde 
war  gefallen.  JAit  ihr  war.  die  Revolution  unmöglich,  welche  die  wilde 
Masse  trtamte,  denn  sie  wollte  durch  Recht  und  Gesetz  den  Staat 
eiküten,  nachdem  eine  frevelhafte  Gewalt  gegeben,  was  jeder  begehrt; 
mit  ihr  war  die  Republik  unmöglich,  welche  die  wilde  Masse  anstrebte, 
die  die  Yemichtung  suchte  von  allen  dem,  was  dem  Grundsatz  der 
gesammten  Revolution,  der  absoluten  Gleichheit  widerstrebte,  denn  sie 
wollte  durch  die  Constitution  eine  Ordnung  der  Gesellschaft  und  diese 
Ordnung  begehrte  eine  Unterordnung  der  Einen  unter  die  Anderen, 
begdnrte  die  ErföUnng  der  Pflichten  gegenüber  dem  Genuss  der  Rechte, 
die  der  Staat  gab.  In  der  Sitzung  des  Gonvents  vom  ai.  März  1794, 
bei  der  Anklage  Dantons,  erklärte  St.  Just:  «»Man  begreift  es,  warum 
mao  die  Königlichen  gerichtet,  man  weiss,  warum  die  Orleanisten  fielen, 
w«il  sie  die  Königlichen  verfolgten,  um  selbst  Könige  zu  werden, 
«idlidi  auch  weiss  man,  warum  die  Girondisten  fielen,  weil  sie 
anders  sein  wollten,  als  alle  Anderen."*  Und  bei  der  Anklage  gegen 
die  Gironde  selbst  am  8.  Juli  1793  erklärte  St  Just:  „Die  Einfiachheit 
der  Republik  sagte  einem  Gnadet  wenig  zu  und  einem  Yergniaud, 
welche  die  Könige  beriethen  und  einem  Petion,  der  nach  der  Ehre 
begierig  war,  den  Sohn  eines  Tyrannen  als  König  zu  haben.  Sie 
wollten  Ehre  und  die  Republik  bot  nur  unfruchtbare  Tugend  ihrem  Stolz.*' 

Als  Danton  und  seine  Partei,  entsetzt  über  den  Schrecken  und 
die  Auflösung  aller  Staatsgewalt,  die  dem  Sturz  der  Gironde  folgte, 
iD  dieselben  Bahnen  einlenkte,  die  jene  durchlaufen  wollte,  verfiel  er 
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demselben  Geschick  wie  diese.  In  diesem  Augenblicke  zeigte  sich  die 
Naturkraft  und  die  ganze  Grösse  dieses  Hannes.  Nicht  in  der  Ent- 
wicklung der  Republik,  nicht  in  der  Rechtsgestaltung  seiner  Zeit  tritt 
er  schöpferisch  auf;  er  war  ehne  jede  Bildung,  er  wusste  nichts  und 
hatte  den  Stolz,  nichts  zu  wissen,  er  war  der  Erste,  der  die  Republik 
wollte,  aber  er  hatte  nie  daran  gedacht,  wie  sie  sich  gestalten  soll. 
Mit  der  ganzen  Gewalt  seiner  Person  warf  er  sich  in  die  Geschichte 
der  Thaten  und  Ereignisse,  hier  herrschte  er  eine  kurze  Zeit,  aber  in 
dieser  war  er  gross.  Die  Natur  hatte  ihn  ausgerüstet  mit  den  be- 
deutendsten Anlagen  und  er  liess  diese,  ohne  je  an  ihre  Entwicklung 
zu  denken,  mit  ihrer  natttrlichen  Kraft  wirken  und  gehorchte  ihr.  ,3^ 
blickte  um  sich  und  sah,  er  sprach  wenig,  sagte  ein  Zei^enosse  tob 
ihm'),  aber  hörte  mit  Interesse  das  Wenige,  das  andere  sagten  und 
mit  Staunen,  wenn  man  viel  sprach.  Er  neidete  Niemand  einen  klei- 
nen Erfolg  und  darum  dienten  ihm  alle.'*  Das  war  der  Mann  der 
That,  das  war  der  Charakter,  der  keinen  Zweifel  hatte,  weil  er  nie 
zu  denken  wusste,  der  kein  Hindemiss  kannte,  den  der  Mord  nickt 
schreckte,  dem  die  Ehre  kein  Gesetz  gab,  der  alles  opferte  f&r  den 
Gedanken,  den  er  einmal  ergriff,  der  stolz  und  muthig  selbst  zu  sterben 
wusste  für  diesen  Gedanken.  Das  war  aber  auch  ein  Mann,  an  den 
mit  ewigen  Widersprüchen  sich  die  Natur  rächte,  die  ihn  so  reidi  aus- 
gestattet und  die  er  so  schwer  vernachlässigt  hatte.  Er  hatte  die 
Septembermorde  angeregt  und  als  Hinister  gebilligt,  was  er  als  Mensdi 
beweinte.  Er  trug  beim  Sturz  der  Gironde  auf  Todesstrafe  an  fOr 
jeden,  der  das  Königthum  herstellen  wolle  und  klagte,  dass  er  die 
Gironde  nicht  retten  könne,  er  hatte  die  Revolutionstribunale  gegründet 
und  als  er  ihren  Schrecken  sah,  wollte  er  ihnen  Einhalt  thun.  Bei 
jeder  That,  die  ihm  sein  Glaube  als  nöthig  au&wang,  empörte  sich 
kaum  vollendet  dieser  Glaube  selbst  gegen  ihn.  Ein  solcher  Mami 
muss  allmächtig  sein,  damit  er  das  Schlechte  wieder  hindern  kann, 
nachdem  er  es  geschaffen,  oder  er  muss  vernichtet  werden,  damit  er 
andere  nicht  in  ihrer  Allmacht  stört  Die  Männer,  die  auf  ihre  Tugend 
sich  stützten,  Robespierre  und  St  Just,  fanden  die  Waffen  gegen  ihn 
in  dem  Mangel  derselben.  Als  ihn  St  Just  anklagte,  zählt  er  seine 
BestediUchkeit  auf,  nannte  ihn  und  seine  Genossen  Verschwörer,  die 
durch  ihre  Sittenlosigkeit  und  die  Noth,  die  sie  erzengen,  das  Volk 
corrumpirten  '). 
Schrecken..  ^^"  regierten  sie,  St.  Just  und  Robespierre,  mit  »der  Freiheit  und 

herrtebaft.     Gleichheit  als  Gouvernement  der  Republik,  der  Untheilbarkeit  als 
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Fonn  derselben,  dem  öffentlichen  Wohl  als  Vertheidigung,  der  Tagend 
ab  Princip,  dem  höchsten  Wesen  als  Cultus,  der  Brfiderlichkeit  fär 
die  Besiehong  der  Bürger,  der  Rechtschaffenheit  fflr  ihre  Sitten,  dem 
pten  Sinn  för  den  Geist,  der  Achtbarkeit  fär  die  Öffentliche  Hand- 
langen^).*^   Das  waren  die  Symbole  der  Democratie.    Ihre  Herrschaft 
war  ietst  vollendet,  aber  sie  war  keine  Freiheit  mehr,  sondern  eine 
blutige  Tyrannei.    Aber  diese  Tyrannei  ging  nicht  aus  der  persönlichen 
Willkfir  der  einzelnen  Machthaber  hervor,  sondern  ans  einem  höher 
aasgedaehten  Princip,  das  die  Revolution  selbst  geboren  hatte«    y,Ein 
repablikamsches  Gfonvernement,  schrieb  St.  Jast*),  hat  entweder  die 
Tugend  znm  Princip  oder  den  Sehreclcen.    Was  wollen  Jene,  die  weder 
das  eine  noch  das  andere  wollen?   Die  Gewalt  hat  weder  Vemonft 
noch  Recht,   aber   es  ist  vielleicht  unmöglich,   sie   sn  umgehen  um 
Recht  and  Vernunft  geachtet  zu  machen.    Es  handelt  sich  weniger 
darom»  ein  Ycdk  glücklich  zu  machen,  als  es  zu  verhindern,  unglücklich 
in  sein. . .    Die  Zeit  ist  noch  nicht  da,  um  das  Gute  zu  machen  und 
dasjenige,  was  das  allgemeine  Wohl  schaffen  soll,  ist  immer  schrecklich 
oder  es  erscheint  lächerlich,  wenn  man  zu  früh  damit  beginnt^    Und 
was  war  dieses  [allgemeine  Wohl?    Die  allgemeine  Gleichheit  als  un- 
parteiisches  Herrschaftsprincip,  da  mit  dem  König  das  unparteiische 
Königtham  vernichtet  war.    Nur  wenn  man  erkennt,  wie  durchdrungen 
die  Einzelnen  waren  von  der  Nothwendigkeit  und  darum  Gerechtigkeit 
ihrer  Thaten,  kann  man  begreifen,  wie  es  Menschen  möglich  war,  so 
nunensdilich  zu  handeln,  wie  jene  gethan  haben,  deren  Namen  jetzt  die 
Zeit  ausfüllt«    Wenn  man  die  Freiheit  haben  will,  dann  mnss  man  die 
Gleichh^t  erst  schaffen,  denn  nur  durch  die  Ungleichheit,  geistig  sowohl 
als  physisch,  wird  die  Unfreiheit  geboren.    Da  das  Recht  ohnmftchtig 
ist,  die  Ungleichheit  unter  den  Menschen  zu  verwischen,  wie  es  die 
Constituante  und  Legislative  gezeigt  haben,  so  muss  die  Gewalt  sie 
enengen.    Dnd  darum  ist  diese  Zeit  des  Schreckens  eine  so  mächtige 
Lehre  in  der  Geschichte.    Sie  zeigt,  was  die  unbeschränkte  Gewalt 
sdiaffen  kann,  aber  sie  zeigt  auch,  was  sie  nicht  zu  schaffen  im  Stande 
ist   Sie  konnte  die  Gebildeten  vernichten,  um  unter  den  Rohen  und 
unwissenden  keinen  Unterschied  zu  dulden,  sie  konnte  die  Reichen 
vnd  Vermögenden  bedrohen,  um  den  Armen  nicht  mdir  zu  erkennen, 
aber  sie  konnte  Bildung  und  Vermögen  selbst  nicht  zerstören.    Sie  Die  ohnmueht 
konnte  die  ganze  Gesellschaft  zerstören,  um  die  Unterschiede  in  ihr '**J^^,*'^^^"'^^^^^ 
n  veniichten,  aber  in  dem  Augenblick,  als  sie  selbst  eine  neue  6e* 
BaUacihaft  schaffen  wollte,  konnte  sie  diese  nicht  verhindern,  die  Ver- 
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schiedenheit  zu  erzeugen.  Die  menschliche  Gewalt  in  ihrer  ganzen 
Rficksicbtslosigkeit  brach  sich  an  der  Natur  der  Dinge.  Niemand 
wuBste  mehr,  wo  die  endliche  Grenze  der  Ungleichheit  ist  nnd  die 
ersehnte  Gleichheit  beginne.  Da  ward  die  Furcht  Lehrerin  des  Mutbes! 
Und  in  dieser  Furcht  raifte  man  sich  auf  und  es  zeigte  sich  in  dem 
schnellen  Sturz  Robespierre's,  wie  ohnmächtig  all  die  Schwärmereien 
sind,  die  glauben,  eine  ideale  Welt  an  die  Stelle  der  festen  Erde  setzen 
zu  können,  wie  schwach  Robespierre's  Macht  im  Volke  wurzelte  und 
wie  jene  Massacre,  die  er  leitete,  nicht  so  nöthig  waren,  als  es  manche 
Geschichtsschreiber  darzustellen  belieben.  Der  Staatsstreich  des  ^ 
Thermidor  stürzte  das  Triumvirat  des  Schreckens,  Robespierre,  St  Just 
nnd  Couthon,  und  wie  befreit  von  einem  finsteren  Tranm  lebte  das 
Land  wieder  auf. 
finde  der  Jetzt  beginnt  eine  grossartige  Thätigkeit  der  Convention.    Bßt 

faemchaft  and  fieberhafter  Hast  sucht  sie  den  zerrfltteten  Staat  zusammen  zu 


des  conrcnt«.  ^[q  fuTchtbaron  Wundcu  zu  heilen.  Die  Thätigkeit  des  Conventes  ist 
keine  äussere  mehr,  sondern  bereitet  durch  ihre  Gesetzgebung  nur  di« 
Zeit  des  Directoriums  vor.  Aber  in  dieser  Vorbereitung  schafft  sie 
nichts  Geringere»,  als  einen  neuen  Staat.  Dieselben  Menschen,  die 
das  Königthum  gestürzt  und  den  König  geköpft,  die  die  Gironde  ver- 
nichtet hatten,  dieselben  Menschen  hatten  Robespierre  gestilrzt  und 
Leben  und  Tod  auf  eine  Frage  setzend,  raffen  sie  sich  auf  zu  einer 
majestätischen  Haltung.  Sie  trotzen  jetzt  der  Vwschwörang  d^  Jaeo- 
biner  und  setzen  dem  Geschrei  der  wilden  Masse  nach  Freiheit  e^n 
neues  Gesetz,  die  Kanonen,  entgegen;  sie  vernichten  zum  zweitenmal, 
in  der  Revolte  des  20.  Mai  1795,  Robespierre,  indem  sie  seinem  Geist, 
der  die  Strassenkämpfer  der  Freiheit  beherrschte,  die  Militairgewalt 
Pichegm's  gegenüberstellten.  Die  Jacobiner  waren  für  immer  vernichtet. 
Aber  die  Revolution  verschlingt  keinen  Feind,  ohne  nicht  augenblick- 
lieh  den  neuen  sich  wieder  zu  schaffen.  Die  Niederlage  der  Jacobiner 
deuteten  die  Roy  allsten  als  ihren  Sieg  und  griffen  nach  der  Herrschaft 
und  auch  sie  kämpften  um  sie  unter  dem  Namen  der  Freiheit.  Wieder 
giebt  es  kein  anderes  Mittel,  als  diesen  Schlachtruf  die  Kanonen  ent- 
gegenzusetzen!  Es  ist  der  General  ausser  Diensten  Bonaparte,  der 
das  erstemal  seine  Hand  in  die  Geschichte  Frankreichs  legt  Alle 
Parteien  sind  gedehmäthigt,  »die  guten  Burger,  erklärte  Legendre*X 
stehen  berdt,  uns  zu  vertheidigen.^  Auf  dem  Leichnam  der  Revolntion 
hat  jetzt  der  Convent  den  neuen  Staat  aufznbaura.  Und  er  vollendete 
den  Bau  mit  der  Constitution  an  III.  Wie  in  diesem  neuen  Gebinde 
Staat  und  Gesellschaft  sich  bewegte,  hat  die  Geschichte  des  DirectoriniDS 


*)  Gon.  Hat  töbi  9.  Thermidor  an  HL 
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za  zeigen.  Wie  der  Baa  selbst  beschaffen  war,  welche  Krftfte  ihn  auf* 
filirten,  gehört  der  Schlossth&tigkett  des  Gonventes  an.  Die  äussere 
Geschichte  schweigt  einen  Augenblick.  Pichegru  war  als  Sieger  heim* 
gekehrt,  Hoche  siegte  in  der  Vendee,  Bonaparte  bereitete  seinen  Sie- 
geszog  durch  Italien  erst  vor.  Nicht  die  Revolution,  wie  Lacretelle 
der  Jüngere  dem  Convent  zurief,  nicht  die  Revolution  war  vollendet, 
aber  die  RepubUk. 


]Mc  ir«ll&M«uveralmltEt  wAhremd  de«  Convent«. 


Em  den  Begriff  der  Volkssonverainität  in  diesem  Zeitabschnitt  Anaartnaf  d«r 
n  verstehen,  braucht  man  eigentlich  nur  die  Geschichte  der  Ereignisse  .oaT«raiBiiit. 
nnd  Thaten  zu  betrachten.  Die  Gesetze  und  Constitutionen,  welche 
der  Convent  mit  unermfidlicher  Frische  ergzeugte,  haben,  da  sie  nie 
vollständig  in  Erfüllung  gesetzt  wurden,  keinen  anderen  Werth,  als  den, 
Zeugen  för  den  Creist  zu  sein«  der  alle  Gesetzgeber  beherrschte.  Auf  den 
Strassen  und  öffentlichen  Plätzen  übte  das  Volk  jetzt  seine  Souveratnitftt 
QBd  zeigte  sieh  stets  im  Vollbewusstsein  derselben.  In  dem  Revolutions- 
starm  des  10.  August  war  es  allmächtiger  Gesetzgeber  und  stürzte 
das  Königthum,  in  den  Septembermorden  war  es  unumschränkter 
Bidd»  und  belehrte  die  Welt  über  den  Dmlang  seiner  Gewalt  Als 
daim  die  Constitution  des  Revolutionsgouvernements  diese  Henker- 
gewalt im  ganzen  Land  anerkannte,  die  wilde  Hasse  sich  nach  Belieben 
in  die  Gerichtssäle  drängte,  Kläger,  Geschworene  und  Richter  hier  und 
auf  den  Strassen  bildete,  Gesetze  je  nach  seinem  Bedurfniss  vorsehrieb 
uid  sie  augenblicklich  selbst  executirte,  da  zweifelte  wohl  Niemand 
iDehr,  dass  das  Volk  die  Souvwainität  besitze;  aber  auch  Niemand 
zweifelte  mehr,  dass,  wenn  man  ftberhaupt  die  Volkssonverainität  an- 
erkoine,  man  sie  auch  in  dieser  Form  anerkennen  mfisse.  Die  ^^ 
Geseti^bnng,  welche  diese  Anerkennung  ausdrückte,  ist  doch  nur  doreh  die 
öo  schwaches  Spiegelbild  der  thatsächlichen  Verhältnisse  gewesen,  oeMtiffebonv. 
obgl^h  sie  bis  an  die  äusserste  Grenze  ging,  die  Philosophie  und 
revolationaire  Aufregung  ahnen  konnte.  I^e  Gesammtheit  der  Iran- 
zdsischen  BQrger  ist  da3  souveraine  Volk,  erklärte  die  Constitution 
des  Jahres  1793,  Art  7,  und  für  die  Uebung  ihrer  Sonverainität  ist 
sie  nach  Cantone  und  Drversammlungen  abgetheilt  Art.  2.  Ans 
diesem  Souverainitätsgedanken  leitete  ja  St  Just  seine  Landeseinthei- 
hag  ab  und  um  dieser  Sonverainität  willen,  wollte  er  das  Volk  nur 
nach  Stämmen  eingetheilt  wissen,  „denn  die  Eintheilung  hat  keinen 
haderen  Zweck,  als  die  üebung  des  Stimmrechtes  und  die  Kundgebung 
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des  allgemeinen  Willens.  So  nur  bildet  sich  der  Souverain  und  be- 
steht die  wahre  Republik  *).*'  Dennoch  anerkannte  die  Gonstitation  deo 
Canton  als  Basis  der  politischen  Eintheilang  des  Volkes  in  der  rich- 
tigen Erkenntniss,  dass  diese  sicherer  und  dauernder  ist,  wenn  sie 
nächst  der  wandelbaren  Kopfzahl,  auch  auf  den  unwandelbaren  Grenzen 
des  Gebietes  ruht 
Uebang  der  Das  Yolk  Übt  seiuc  Souveraiuität ,  indem  es  unmittelbar  seine 

•ouvei-ainujct.  Dcputirtcn  ernennt,  Art.  8,  und  seinen  Wählern  die  Wahl  der  Ver- 
waltungsbeamten und  Schiedsrichter,  der  Criminal-  und  Cassations- 
richter  überträgt  Art.  9.  Es  übt  seine  Souverainität,  indem  es  über 
seine  Gesetze  beräth.  Art.  10.  Für  die  Uebung  dieser  Rechte  ver- 
sammeln sich  alle,  seit  6  Monaten  im  Canton  wohnenden  Bürger,  in 
den  UrVersammlungen.  Art.  11.  Wenigstens  200,  nie  mehr  als  600 
Bürger  sollen  in  einer  solchen  sich  vereinen.  Art.  12.  Innerhalb  dieser 
UrVersammlungen  ist  das  Volk  unbeschränkter  Herr.  Es  ernennt  seine 
Präsidenten,  Secretaire  und  Scrutatoren,  hat  die  Polizeigewalt  und 
entscheidet  seinen  Willen  durch  absolute  Stimmenmehrheit.  Art.  13—20. 
Dieselbe  Freiheit  geniessen  die  durch  die  ernannten  Wähler  gebildeten 
Aasemblees  electorales.    Art  37—38. 

Die  Volksvertretung  wird  allein  auf  Grund  der  Bevölkerung  ge- 
bildet, so  dass  diese  durch  je  einen  Deputirten  auf  40,000  Individaeo 
vertreten  wird.  Art  21  —  22.  Die  UrVersammlungen  treten  für  die 
Repräsentation  der  Bevölkerung,  zu  je  39  bis  41,000  lndividu»i,  in 
eine  einzige  zusammen  und  ernennen  hier,  durch  absolute  Stimnten- 
mehrheit,  je  einen  Abgeordneten.  Jeder  Franzose,  der  das  Wahlrecht 
hat,  ist  auch  wählbar.  Alle  Jahre  am  1.  Mai  treten,  ohne  dass  irgend 
eine  besondere  Berufung  nöthig  wäre,  diese  Urversammlungen  zusammen. 
Ausserdem  können  mo  sich  stets,  vereinen;  wenn  50  wahlberecht^e 
Bürger  dies  fordern.  Art  23—34.  Wären  diese  Bestimmungen  je  zur 
Erfüllung  gekommen,  sie  hätten  den  Staat  in  dauernde  Verwirraog 
gestürzt  Es  genügt  zu  erinnern,  dass  in  der  bewegten  Zeit  des  Cos- 
ventes  allenthalben  im  Lande  die  Clubs  und  politischen  Verbindungen 
allein  schon  zu  solcher  Gewalt  sich  erhoben,  dass  ^e  unter  ihr^i 
tyrannischen  Händen  Volk  und  Staat  beugten.  Und  alle  stützten  sich 
auf  das  Souverainitätsrecht  des  Volkes,  den  Willen  der  Bürger  vsA 
die  Constitution. 
Unmiueibare  Damit  das  Volk  sich  ebenso  unmittelbar  an  der  Gesetzgebung 

^^n'dfr*    betheilige,  wie  an  der  Wahl  setner  Vertretung,  bestimmte  die  Consti- 
GMctsgcbung.  ttttion,  dass  jedes  Gesetz  in  seinem  Entwurf  von  der  Nationalvertretosg 
an  die  Urversammlungen  als  ^Loi  proposee*^  zur  Bestätigung  gesend^ 
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weidtti  soll.  Wenn  im  Lauf  von  40  Tagen,  nach  Debersendung  des 
TorgescUagenen  Gesetzes,  in  der  Hälfte  der  Departements  nnd  einem, 
der  zehnte  Theil  der  Drvoiisammlungen  in  ihnen  keine  Beschwerde 
gegen  dasselbe  erhoben  hat,  so  gilt  das  Project  als  angenommen  nnd 
wild  ein  Gesetz.  Sind  Reclamationen  in  dieser  Zahl  erhoben  worden, 
dann  benift  das  Corps  legislatif  alle  Drversammlnngen  zur  Berathnng. 
Art  57—60.  So  sollte  der  ganze  Mensch  in  den  Bürger  aufgehen, 
slk  seine  PflichtMi,  seine  ganze  Th&tigkeit  sich  in  seinen  öffent- 
lichen Pflichten,  in  seiner  politischen  Angabe  concentriren. 

Die  AssemUee  legislatiTe  war  für  diese  Gesetzgebong  die  VorUUi*  Bnt«<^i><<iiruc 
fenn.  In  dem  Decret  vom  10.  August  1792,  in  welchem  sie  eine  Natio- 
naieonyention  einberief,  cassirte  sie  das  alte  Wahlrecht  in  allen  seinen 
Bestimnuingen  und  setzte  auf  der  weitesten  Basis  der  VolkssouTerainitSt 
die  Gmnds&tze  fest,  nach  denen  der  Gonvent  gewählt  werden  sollte. 
Jeder  Unterschied  eines  activen  und  passiven  Wahhrechtes  wurde  ab* 
geschafft  und  jeder  Franzose,  der  das  21.  Lebensjahr  erreicht,  seit 
etDan  Jahr  in  dem  Ort,  wo  er  das  Wahlrecht  übt,  wohnhalt  und  nicht 
im  Stande  eines  Dienstboten  ist,  war  wahlberechtigt  und  wahlfähig. 
Dis  Gesetz  aber  duldete  nicht  mehr,  wie  firühere  Besthnmnngen  der 
CoQstitaante,  dass  das  Volk  seinen  Abgeordneten  Instructionen  mitgebe» 
our  das  anbegrenzte  Vertrauen  des  Volkea  soll  sie  ausrüsten.  Die 
Wähler,  welche  ans  den  Urversammlungen  hervorgehen,  hatten  sich 
augenblicklich  nach  ihrer  Wahl  in  den  von  der  Legislative  bezeich- 
neten Orten  einzufinden,  um  die  Ernennungen  für  den  Gonvent  vor- 
zonehmen.  Ein  besonderer  Eid  musste  von  ihnen  geleistet  werden, 
die  Freiheit  und  Gleichheit  zu  erhalten  oder  zu  sterben.  Um  Niemand 
von  der  Uebung  seines  Wahlrechtes  abhalten  zu  lassen,  wenn  er  Wähler 
ist  and  um  besonders  die  grosse  ärmere  Masse  des  Volkes  heranzu- 
üAtKkj  bewilligte  das  Gesetz  jedem  Wähler  eine  Entsdiädigung  von 
20  Sons  pro  Meile  nnd  ein  Taggeld  von  3  Livres.  Später  trug  Danton 
im  ConveBfe  darauf  an,  jedem  Burger,  der  bei  den  Volksversammlungen 
ia  Paris  erscheine,  einen  Gehalt  zu  geben.  Die  Gomune  von  Paris 
wüste  dies  im  vollsten  Maasse  ausznbeuten.  Wen  die  politische 
Leidenschaft  nicht  in  die  Volksversammlung  trieb,  den  lehrte  die  Noth 
aus  der  Uebnng  seines  Souverainitfttarechtes  ein  Erwerbsgeschäft  zu 


B«raAiaf 

der  ColoaitB 

und  der 

Fremden. 


Das  erstemal  wurden  auch  die  französischen  Colonien  zur  freien 
DeboBg  ihrer  politischen  Rechte  aufgerufen  m[id  «in  Decret  vom  22. 
Aagust  1792  erklärte,  dass  dasselbe  Gesetz,  das  im  Mutterland  die 
WaUen  zum  Gonvent  bestimme,  auch  für  ne  G^ung  haben  soUe. 
Diese  ausgedehnte  Freiheit  des  Wahlrechtes  machte  es  möglich,  dass 
den  verschiedensten  Elementen  Raum  nnd  Freiheit  gegeben  war,  in 
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den  Convent  zu  dringen.  Der  Spanier  Gasmann,  der  Amerikaner 
Thomas  Payne,  der  kein  Wort  französisch  verstand  und  sprach,  der 
Deutsche  Anacharsis  Clootz  gingen  aus  den  Wahlurnen  hervor.  Erat 
nahe  dem  Sturze  der  wahnsinnigen  Partei  Heberts,  zu  der  auch  Ctooti 
gehörte,  bestimmte  das  Decret  vom  25.  December  1793,  dass  alle 
Fremden  aus  dem  Convent  auszuscheiden  haben  und  in  Zukunft  kein 
Bürger  eines  anderen  Landes  an  der  Natiionalvertretung  theihiehmea 
könne.  Andererseits  aber  muss  man  wieder  gestehen,  dass  trotz  der 
Freiheit  des  Wahlrechts,  trotz  der  ungeheueren  Aufrmung,  die  das 
ganze  Land  beherrschte,  das  Volk  in  dieser  Richtung  seine  Souverainität 
mit  klarer  Erkenntniss  und  weiser  Vorsicht  übte  und  nebst  den  Helden 
seiner  Liebe  und  Hoffidung,  dennoch  auch  jene  wählte,  deren  Weisheit 
und  Kenntniss  allein  den  Ruhm  ihres  Namens  bildete.  Die  bentzlose 
Klasse,  wenn  sie  zur  Herrschaft  berufen  wird,  wie  es  jetzt  geschah, 
verleugnet  selten  ihre  Achtung  vor  der  Intelligenz.  Hur  und  sdnes 
Gleichen  vertraut  sie  die  Leitung  des  Staates,  nur  den  gesellschaft- 
lichen Feind  will  sie  auch  von  der  Staatsleitung  ausgeschlossen  wissen: 
die  besitzende  Klasse.  Die  Th&t%keit  des  Gonvents  ist  ein  klares 
Bild  davon.  Die  Gesetzgebung,  und  die  Strassenkampfe  richteten  sich 
gegen  den  Besitz  so  lange,  bis  sie  ihre  Ohnmacht  erkannten  und  doch 
endlich  selbst,  wenn  auch  wider  Willen,  die  Waffen  stredcten. 


Hie  i^esetas^liende  CSewaltt  Her  Convemt« 

Die  Berufung  und  Bildung  des  Convents. 
Die  BerafDDff  Die  Gefifthr  des  Vaterlandes,  die  zweideutige  Haltung  des  Königs, 
.  ^^}^}^^  g^^Q^  Gefangennahme  und  Suspension  seiner  Gewalt  herbei- 
führte, die  drohende  Stellung  der  Ausseren  Feinde  bestimmte  die 
Legislative,  durch  das  Decret  vom  la  August  1792,  eine  Nattonal- 
convention  einzuberufen  und  das  Volk  augenblicklich  zur  Wahl  dersel- 
ben einzuladen.  Mit  eiliger  Hast  ging  das  Volk  an  die  Debung  seines 
Wahlrechtes,  mit  eiliger  Hast  eilten  die  ernannten  Deputirten  nach  Paris. 
Das  Wahlgesetz  vom  10.  August  hatte  bestimmt,  dass  jeder  Depulirta 
sich  in  das  Nationalarchiv  bei  seiner  Ankunft  einschreiben  soll  und 
sobald  200  derselben  anwesend  seien,  diese  in  einer  Vorberathung 
bestimmen  sollten,  wann  der  Convent  seine  Sitzungen  eröflhen  werde. 
Schon  am  21.  September  waren  371  Deputirte  in  Paris  versamaielt 
die  sich  unter  Petions  Präsidentschaft  als  constituirt  erklirten  und  der 
L^slative  davon  Nachricht  gaben.  Nach  Auflösung  derselben  eröfiiete 


Die  Berafang  und  Bildung  des  Conrents.  337 

der  ConTent,  gleichfoUs  „im  Salle  da  Manege^,  seine  Sitzungen  ffir  so 
laoge,  als  der  Saal  der  Tuillerien  nicht  zu  seinem  Empfange  hergerich- 
tet, in  welchem  er  nach  dieser  Zeit  seine  Beratbungen  fortsetzte.  Sie 
bot  einen  merkwürdigen  Anblick  diese  Volksvertretung,  die  einberufen 
war  {ur  die  höchste  Aufgabe»  die  das  Schicksal  eines  Volkes  den  ein- 
zelnen Bürgern  anvertrauen  kann,  auf  die  sich  alle  Augen  Europas 
nchteten,  auf  der  alles  Vertrauen  Frankreichs  ruhte.  Sie  hatte  alle 
Staatsgewalt,  sie  sollte  Gesetze  geben,  sie  sollte  die  Gesetze  selbst  in 
Vollziehung  setzen.  Die  Möglichkeit  war  da,  ein  Beispiel  von  der 
Fähigkeit  der  höchsten  Träume  der  Democratie  zu  geben,  einen  Staat 
za  zeigen,  dessen  ganze  Macht  nur  in  der  Volksvertretung  lag.  Aus 
dieser  Macht  heraus  sollte  eine  neue  Staatsgewalt  wachsen,  eine  ewig 
dauernde,  weil  aufgebaut  auf  den  beiden  Grundpfeilern  der  Revolution, 
auf  der  FVeiheit  und  Gleichheit.  War  dies  möglich?  Hatte  dieser 
CoQvent  die  Kräfte  in  seiner  Mitte,  vereinte  er  das  ganze  Vertrauen 
des  Volkes,  das  immer  nöthig  ist,  um  eine  solche  Aufgabe  zu  erfüllen? 
Besass  er  die  Macht,  die  Revolution  zu  jenem  Ziele  zu  führen,  für  das 
sehoD  Ströme  von  Blut  geflossen  waren?  Gewiss!  Alles  was  die  Nation 
in  diesem  Augenblick,  als  die  Convention  zusammentrat,  fühlte  und 
anstrebte,  alles  was  sie  dachte  und  wollte,  was  sie  hoffen  und  glauben 
konnte,  alles  hatte  hier  seinen  persönlichen  Ausdruck,  seine  Vertretung. 

Da  sassen  im  Centrum  hunderte  von  Abgeordneten,  deren  Namen  zujammeo- 
ans  den  Wahlurnen  hervorgegangen  waren,  gewählt  aus  der  Masse  des  'convfnf/' 
Volkes,  ans  seinen  Freunden  und  Bekannten,  die  daheim  viel  von 
Freiheit  und  Gleichheit  gesprochen  hatten,  die  den  Eid  geleistet  hatten, 
dafür  sterben  zu  wollen.  Alles  unbekannte  Namen,  aber  treue  Herzen, 
alles  unbekannte  Menschen,  aber  glühende  Republikaner.  Das  war  die 
Masse,  die  hin-  und  herwogte,  bald  nach  Rechts,  bald  Links  sich 
warf,  nie  entschied,  aber  immer  die  Entscheidung  gab.  Das  war  die 
Hasse  zu  der  Vergniaud  und  Isnard,  die  Girondisten,  sprachen,  deren 
ümm  sie  zu  rühren,  deren  Geist  sie  zu  verführen  und  zu  überzeugen 
siiditen,  die  Masse,  die  jubelte,  wenn  sie  die  glühenden  Redner  hörte 
ond  Bei&U  rief  und  dann  —  gegen  sie  stimmte.  Denn  ehe  sie  ihre  Ent- 
seheidnng  gab,  jsprach  noch  Robespierre,  oder  Danton,  oder  Barere 
und  Couthon,  die  Männer  der  Montagne.  Sie  horchte  begierig  auf, 
diese  Masse  der  freien  Volksvertretung,  sie  staunte,  sie  erbleichte,  sie 
zitterte  und  in  ihrer  Angst  klatschte  sie  Beifall  und  stimmte  für  die 
Montagne.  Es  war  jene  Masse,  die  aus  der  Wahl  des  hab-  und  besitz- 
losen Volkes  hervorgegangen  war  und  ohne  festes  Interesse  sein  mnsste, 
ein  Spielball  ihrer  ungeklärten  Begriffe,  der  augenblicklichen  Rührung 
nnd  Liebhaberd.  Ihr  zur  Rechten  sassen  die  Girondisten  Brissot, 
Bioot,  Vergniaud,   Louvel,  der  Dichter  des  Faublas,   der  Philosoph 
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Condorcet,  verbunden  mit  ihnen  die  Geschichtsschreiber  Lacanal  and 
Lanjuinais  und  eine  grosse  Anzahl  der  ehemaligen  Mitglieder  der  Con- 
stituante, Sieyes,  Talleyrand,  Treilhard.  Der  grosse  französische  Jurist 
Merlin,  die  späteren  Directoren  Larevellier  Lepaux,  Letoumeur,  obgleich 
mit  der  gemässigten  Revolutionspartei  geistig  verwandt,  hatten  sich 
doch  der  Linken  zugewandt.  Neben  ihnen  sass  der  kühne  Dauiiom 
der  Jurist  Cambaceres,  der  muthige  Thibaudeau,  die  Generäle  Carnot 
und  Barras.  Sie  alle  gehörten  mit  zu  der  Partei,  gegen  die  sich  Marat 
in  der  Sitzung  des  13.  März  1793  erhob  und  erklärte:  „Niemand  ist 
mehr  als  ich  betrübt,  hier  zwei  Parteien  zu  sehen,  von  denen  die  eine 
das  Vaterland  nicht  retten  will ,  die  andere  es  nicht  zu  retten  weiss. 
Auf  dieser  Seite  (nach  l^echts  deutend)  sitzen  die  Staatsmänner,  auf 
der  anderen  (nach  Links  deutend)  die  Patrioten  I"  Männer  des  Vater- 
landes, ausgerüstet  mit  der  Liebe  und  dem  Vertrauen  des  Volkes. 
Patrioten  waren  es,  die  auf  der  Linken  sassen;  die  Partei,  welche  da^ 
Vaterland  nicht  zu  retten  weiss,  weil  ihr  noch  jene  Partei  gegenüber 
steht,  die  es  nicht  retten  will,  diese  hatte  die  Spitze  inne,  auf  deneo 
sich  einst  die  Bergpartei  bildete.  Da  sass  Danton  und  neben  ihm  der 
32  jährige  Gamille  Desmoulins,  jener  Journalist,  der  mit  der  Feder  die 
Revolution  machte,  wie  Danton  mit  den  Strassenreden,  dann  Philippeaut 
ebenso  jung  wie  jener,  ebenso  durchglüht  von  Hoffnungen,  die  nur  die 
Revolution  erfüllen  konnte,  Faber  d^Eglantine  folgte  und  der  ehemalige 
Generaladvocat  des  Parlaments  von  Paris  Herault  de  Sechelles.  Dann 
folgte  der  Dichter  des  Gonvents,  Joseph  Ghenier,  gerade  gegenöber 
seinem  edlen  jüngeren  Bruder,  der  für  ihn  das  Schaffot  bestieg.  Neben 
dem  Dichter  der  Maler  des  Gonvents,  der  berühmte  David.  Dann  die 
Schlächter  und  Henker  des  Vaterlandes,  Foucher,  Lebas,  Goutboa 
der  stürmische  Gregoire,  der  Expriester  Billauld  Varennes  mit  dem 
Verfosser  der  unendlichen  Berichte  über  auswärtige  Angelegenheites. 
Barere.  Der  Spanier  Gusmann,  der  Amerikaner  Payne,  der  Deutsche 
Anacharsis  Glootz  verstärkten  diese  Patrioten.  Hoch  oben,  die  ganze 
Partei  beherrschend,  sassen  St.  Just  und  Robespierre.  Sie  driog- 
ten  sich  aneinander,  um  nicht  an  die  schmutzigen  Kleider  Marat^ 
anzustreifen. 
Marat.  Marat  war  mehr  ein  Name,  ein  B^ff  in  der  Mitte  der  ConventioD. 

Nur  mit  grosser  Mühe  setzte  man  seine  Wahl  in  Paris  dorcfa.  ^ 
Democraten  der  Gironde  schämten  sich  seiner:  „Es  ist  traurig  für  mich,*" 
sagte  Vergniaud  am  25.  September  1792,  »einem  Mann  auf  der  Tribäoe 
nachfolgen  zu  müssen,  der  ganz  und  gar  niedrig  ist  in  seiner  Ver* 
läumdung,  in  seiner  Gallsucht  und  seinem  Blutdurst.**  Die  Democraten 
der  Linken  verachteten  ihn,  denn  sie  wussten  wie  alle  Welt,  dass  die^ 
Hände  in  allen  Schmutz  und  jedes  Laster  sich  getaucht,  dass  die!^ 
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Herz  kein  Gefähl,  diese  Seele  keinen  Glauben,  dieser  Geist  kein  Ideal 
hftbe.  Marat  war  ein  Name,  der  aus  den  Spelunken  und  dem  Koth 
der  Strassen  nur  wiedertönte,  Marat  war  ein  Begriff,  dessen  Inhalt  die 
Zersti^ung  und  Vernichtung,  dessen  Form  Gift,  Dolch  und  Henkerbeil 
waren.  Er  war  ein  Name,  den  man,  so  lang  sein  Träger  lebte,  nur 
mit  Ekel  aussprach,  als  er  ermordet  war,  nur  zum  Entsetzen  und 
Schrecken  nannte.  Weil  er  dies  war,  darum  war  er  eine  Gewalt,  die 
erschreckte,  ehe  man  die  Person  kannte,  die  erschreckte,  nachdem 
diese  längst  ausgelebt.  Die  Person  hatte  keine  Macht,  sie  war  eklig 
for  Jedermann,  der  Geist  hatte  keine  Gewalt,  denn  er  war  verworren, 
ohne  Ideen,  ohne  Tiefe,  ohne  Weite,  der  Charakter  hatte  keine  Bedeu- 
tang,  denn  man  konnte  ihn  kaufen.  Aber  seine  Zeitgenossen,  wie  die 
Nachwelt  denkt  unter  seinem  Namen  das  Entsetzen,  das  Elend,  die 
Schmach  einer  Zeit,  man  weiss  ihn  zu  nennen,  aber  man  weiss  nichts 
?on  ihm  zu  erzählen.  Charlotte  Corday  wählte  ihn  daruin  als  Opfer 
und  glaubte  »die  Republik**  damit  zu  retten  und  als  Marat  todt  war, 
machten  seine  Nachfolger  mit  seinem  Namen  Revolutionen  und  Stun*- 
den  und  Tage  des  Schreckens.  Madame  Roland  erkannte  dies  sehr 
klar  und  rief  trauernd  aus,  als  sie  die  Kunde  von  der  That  der  Corday 
eifiihr:    »Sie  hat  schlecht  gewählt,  ihre  2^it  und  ihr  Opfer  ^).'* 

Ein  Mann  war  Robespierre  I  Man  kannte  seinen  Namen  noch  nicht,  Robctpierrc. 
die  Zeitungen  drucken  ihn  bis  ans  Ende  der  Thätigkeit  der  Con- 
stitoante  mit  den  verschiedensten  Entstellungen,  aber  Jedermann 
kannte  den  Abgeordneten  derselben  auf  dem  höchsten  und  äussersten 
Sit!  der  Linken,  den  Mann,  der  unfähig  war  mit  den  geistigen  ' 
Grössen  derselben  zu  streiten,  aber  dennoch  bemerkt  werden  wollte  und 
bemerkt  wurde.  Robespierre  war  gefallen  und  seinen  Namen  löschte 
sein  Geschlecht  schon  aus.  Wenn  man  ihn  nennt,  so  muss  man  seine 
Zeit  denken,  wenn  man  diese  denkt,  so  muss  man  ihn  allein  in  ihr 
suchen.  Das  war  der  Mann  des  Egoismus!  Er  mied  die  grossen 
Männer  seiner  Zeit,  weil  er  die  Grösse  der  Anderen  fürchtete  und 
hasste.  Allen  anderen  reichte  er  nur  so  lange  die  Hand,  so  lange  sie 
unter  ihm  standen.  Er  widersprach  nicht  um  zu  widerlegen  oder  das 
Bessere  zu  sagen;  er  wollte,  was  Niemand  neben  ihm  wollte  und  wollte 
es  nicht,  weil  er  es  für  gut  und  nützlich  hielt,  sondern  um  getrennt 
Ton  denen  zu  bleiben,  neben  denen  er  verschwinden  musste,  wenn  er 
sich  ihnen  verband;  er  wählte  die  Absonderlichkeit,  um  nur  bemerkt 
zu  werden,  er  war  ein  Charlatan,  den  nichts  auszeichnete,  als  der 
oseme  Wille  und  die  Gonsequenz  dieses  Willens.  Dadurch  war  er  der 
Mann  seiner  Zeit  und  prägte  der  Revolution  einen  Charakter  auf,  der 
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St.  juit.      sie  unendlich  gross  und  unendlich  furchtbar  gemacht  hat.    Und  bier 
vereinte  sich  mit  ihm  St.  Just.   Kaum  26  Jahre  alt,  hatte  er  sich  die 
Schwärmerei  der  Jugend  mitten  in  den  Stürmen  der  Revolution  erhal- 
ten, schön,  mit  reichen  Talenten  und  einem  scharfen  Verstände  aus- 
gerüstet, so  stand  er  Robespierre  zur  Seite  im  Gonvent,  im  Comite 
de  Salut  public,   so  wirkte  er,   ein  trefflicher  Organisator,  bei  den 
Armeen  und  in  den  Provinzen.    Die  Revolution  war  allmächtig,  weil 
sie  sich  nicht  scheute,  bis  zum  letzten  Schluss  zu  gehen,  dass  aber  die 
Revolution  so  consequent  vorwärts  schritt,  das  ist  die  Arbeit  dieser 
beiden  Männer  gewesen   und  ist  ihre  Bedeutung  in  der  Geschichte. 
Die  Gesetzgebung  des  Gonvents,  welche  diesen  Geist  am  schärfsten 
kennzeichnet,   ist   das  Werk   ihrer  Partei  oder   zumeist  ihre  eigene 
Schöpfung.   Man  preist  so  oft  die  Tugendhaftigkeit  Robespienre's,  vm 
nennt  sie  seine  Gewalt  und  Macht    In  einer  Zeit,  in  der  das  Privat- 
leben gar  keinen  Werth  hat,  die  Person  und  Familie  durch  den  Staat 
aufgezehrt  oder  vernichtet  wird,   da  wiegt  die  Tugend   nichts,  am 
wenigsten  bei  einen  Mann.    Und  wenn  sie  kräftiger  als  geistige  Grosse, 
mächtiger  als  die  Kühnheit  des  Lasters  gewesen  wäre,   dann  hätte 
Robespierre's  Herrschaft  länger  gedauert,  als  sie  es  in  der  That  war. 
Und  wenn  die  Tugend  in  jener  Zeit  einen  so  hohen  Werth  gehabt 
hätte,  dass  sie  tausend  blutige  Opfer  vei-gessen  machte,  nur  um  vouj 
ihr  beherrscht  zu  werden,  dann  hätte  sie  ihren  Träger  überlebt  uud  wlrj 
würden  sie  noch  in  die  folgende  Zeit  hineinragen  sehen!    Das  aber  ist 
nicht  der  Fall.    Aber  man  sucht  oft,  um  seinen  Glauben  zu  retten  oder 
sein  Urtheil,  oft  nur  um  eine  Formel  aufstellen  zu  können,  eine  Macht 
die  für  den  Menschen  wohl,  für  den  Staatsmann  aber  nur  wenig,  für  die| 
Gesellschaft  gar  keine  Bedeutung  hat.   Es  war  eine  widrige  BrscheiDungj 
dieser  hämische,  glattfrisirte  und  parfümirte  Revolutionsheld,  es  sind 
langweilige,  hohle  Worte,  die  er  sprach  und  schrieb,  aber  es  ist  ein  Will« 
in  diesem  Mann,  der  heldenmässig  ist,  eine  Gonsequenz,  die  über^ 
menschlich  war  und  die  das  Unmenschliche  geschaffen  hat  und  alleiii 
schaffen  konnte*).    Dieser  Mann  prägte  seiner  Zeit  seinen  Charakte^ 


*)  Auch  das,  wiibrend  des  Druckes  meiner  Arbeit  erschienene  Bochj 
Histoire  de  Kobespierre  par  £rne8t  Hamel,  Paris  1866,  konute  mein  Crtl:eil 
über  diesen  Helden  der  franzöi^isclien  Kevolutiou  nicht  ändern,  leb  venoig 
in  ihm,  trotz  der  Achtung  vor  einer  gewissen  Humanität,  die  seineu  Cbaraitel 
beherrscht,  auch  nach  diesem  begeisterten  Buch  weder  den  „Messias",  noch  d&i 
grossen  Staatsmann  zu  erkennen,  noch  weniger  aber  den  Mann,  „dessen  Stnrt 
allein  die  Kepablik  gestürzt  haben  soll."  Nicht  die  Yerbreclien,  die  ufite^ 
seinem  Namen  geschehen  und  die  zu  erwähnen  Mr.  Hamel  als  ein  Verbreckl 
oder  eiue  schnöde  Lüge  erklärt,  bestimmten  mein  Urtheil.  Grossen  Staat>* 
männern  und  Kegeuten  werdeu  diese  nie  augerechnet,  wenn  sie  dainit  ^ 
Grosso  erzeugen.     Ohne  dieses  aber  blell»t  ihnen  nicht»,  als  die  8chuM     ^^^ 
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auf,  er  beherrschte  sie  und  reiht  die  Grösse  aller  Thaten  und  Gedanken 
an  seinen  Namen,  weil  sie  zumeist  seinen  Charakter  tragen.  Mit  ihm 
musste  sein  ganzes  Werk  fallen  und  als  es  fiel,  ward  es  auch  voU- 
kommen  vernichtet  und  Niemand  beklagte  es,  keine  Trauer  folgte  dem 
üaon,  den  Gedanken,  den  Thaten,  die  sein  waren.  Die  Nachwelt  ver- 
leichnet  nur  als  eine  Ungerechtigkeit  und  als  ein  Unglück  das,  dass  er 
¥00  schlechteren  und  elenderen  Menschen  gestürzt  wurde,  als  er  selbst 
war.  Diese  Talliens  und  Barere's,  diese  Bourdons  und  Fouchers,  diese 
Cambons  und  Amars  sind  zu  niedrige  Gestalten,  als  dass  ihnen  die 
Geschichte  selbst  den  Ruhm  gönnen  kann,  durch  Robespierre's  Sturz 
einen  Namen  sich  gemacht  zu  haben. 

Als  Robespierre  fiel,  bot  der  Convent  einen  merkwürdigen  Anblick.  Der  convent 
Ans  ihm  kann  man  die  Geschichte  dieses  Mannes  lesen.  Gegen  Ende  Robmierrcu 
seiner  Herrschaft  waren  kaum  200  Mitglieder  von  753  in  den  Sitzungen  f»ii. 
anwesend,  es  waren  seine  Anhänger  und  Schützlinge.  Zweihundert 
aditzig  sassen  in  den  Comites  und  versenkten  ihre  zitternden  Häupter 
in  nutzlose  Arbeiten.  Erst  nach  Robespierre's  Sturz  wagten  sie  sich 
wieder  hervor,  aber  die  Zahl  des  Gonvents  konnte  nicht  mehr  voll 
werden.  Die  ganze  Gironde  und  einige  Royalisten  waren  ermordet, 
73  andere  Mitglieder  schmachteten  in  den  Kerkern,  20  waren  in  Ver- 
bannung gestossen  und  100  Abgeordnete  weilten  bei  den  Heeren  oder 
in  den  Departements  als  Commissäre  des  Gonvents.  Lanjuinais  setzte 
die  Zurückberufung  der  verbannten  girondistisch  gesinnten  Deputirten 
durch;  Merlin,  Larevelliere  Lepaui,  Daunou  kehrten  von  ihrer  wild- 
revolntionairen  Gesinnung  auf  einen  gemässigteren  Standpunkt  zurück, 
Sieyes  erschien  auch  wieder  in  den  Sitzungen,  Cambaceres,  Treilhard, 
Marec,  Boissy  d'Anglas,  Berlier  erringen  jetzt  ihre  Bedeutung  und 
treten  in  den  Vordergrund  der  inneren  Geschichte  Frankreichs.  Ihre 
Namen  aber  machte  erst  eine  spätere  Zeit  gross  und  bedeutend. 


Die  Rechte  des  Gonvents  und  seiner  Mitglieder: 

Als  die  Revolution  das  Rönigthum  am  10.  August  1792  gestürzt  ^  ^1^*°*^^^ 
batte,  war  im  selben  Augenblicke  der  ganze  Staat  in  wildverworrener 
Auflösung  begriffen.    Das  Königthum,  obgleich  aller  Rechte  und  jeder 
Gewalt  beraubt,  hatte  durch  seinen  Namen  und  seine  historische  Be- 
deutung allein  mitten  in  der  Revolution  dennoch  eine  gewisse  Ordnung 


des  Conventi. 


M  allein  ist  von  Bobespierre  surückgeblieben  und  ist  Zeuge  seiner  Thiltigkeit. 
Und  der  Mensch  kann  den  Mann  nicht  retten,  die  Herzensgute  desselben  die 
Unfähigkeit  des  Staatsmannes  nicht  verdecken.  Man  tadelt  die  Ungerechtig- 
keit jener,  die  diese  nur  sehen  und  ist  am  Ungerechtesten,  weil  man  jene  nur 
gelten  lasten  wüL    Jene  vergessen  den  Menschen,  diese  aber  —  die  Welt 
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und  Eioheit  der  Geschäfte  und  des  ganzen  Staatslebens,  wenn  niclit 
dauernd  erhalten,  so  doch  ununterbrochen  repräsentirt  Für  die  fer- 
neren Provinzen  des  Reiches  war  die  Krone  immer  noch  bedeutender, 
als  die  Gewalt  der  Nationalrepräsentation.  Als  sie  fiel,  waren  die 
letzten  Banden  gesprengt,  welche  die  Theile  des  Reiches  zur  Einheit 
verbanden.  In  diesem  Augenblicke  wäre  eine  Dictatur  das  sicherste 
und  schnellste  Rettungsmittel  gewesen.  Die  Legislative  aber  berief 
eine  Convention  und  legte  in  die  Thätigkeit  von  752  Köpfen  die  g^ 
sammte  Staatsgewalt  und  brach  zum  erstenmal  mit  jenem  Grundsatz 
der  Theilung  der  Gewalt,  von  der  man  noch  kurz  vorher  alles  Heil 
und  alle  Freiheit  des  Staates  erwartet  hatte.  Die  Gesetzgebung,  die 
richterliche  Gewalt  und  die  Executive  war  für  den  ersten  Augenblick 
der  Convention  anvertraut  und  daraus  entstanden,  wie  Charlotte  Corday 
vor  dem  Revolutionstribunal  erklärte,  jene  hunderte  von  T)Tannen, 
anstatt  des  Einen,  den  man  gestürzt  und  geköpft  hatte.  Die  CoDSti- 
tution  des  Revolutionsgouvernements  an  II.  erklärte  daher:  «Die 
Nationalconvention  ist  das  einzige  Centrum  der  Bewegung  des  Goaver- 
nements.*^  Sect.  2.  Art.  1.  Und  doch  war  die  Convention  für  die  erste  Zeit 
nur  ein  Name  für  die  Einheit  und  Unthcilbarkeit  des  Staates,  sie,  io 
ihr  die  einzelnen  Comites,  in  diesen  die  einzelnen  Alitglieder,  herrschteo 
und  befahlen,  richteten  und  straften  nach  Willkür,  nach  Hass  und  Za- 
neigung.  Das  gebar  im  Innern  die  Anarchie,  aus  der  die  Schrecken»- 
herrschaft  als  einzige  mögliche  Regierungsform  hervorging.  Das  gab 
nach  Aussen  hin  den  Armeen  und  in  ihnen  den  einzelnen  Generälen 
jene  übermächtige  Gewalt  und  Bedeutung,  auf  der  dann  die  Militairherr- 
Schaft  Napoleons  sich  aufbaute.  Denn  während  im  Innern  die  einzelnes 
Regierangsorgane  nach  den  Mitteln  für  Ordnung  und  Sicherheit  tasteten. 
in  der  Anwendung  derselben  schwankten  und  endlich  nur  noch  in  der 
Guillotine  ein  sicheres  Executivorgan  fanden,  hatten  die  Armeen  allein 
ein  sicheres  Ziel,  eine  feste  Aufgabe  vor  sich,  den  Schutz  der  Repnblik 
gegen  den  äusseren  Feind,  hatten  ein  einziges  Mittel  für  die  Erfüllan^' 
ihrer  Bestimmung,  den  Sieg  für  die  Republik, 
widerspraeii  Jetzt  s^hon  Zeigt  sich  jenes  merkwürdige  Schauspiel,  dem  vir 

d«T  sienung    g^^  jjj  jg^  Geschichte   in  den  Zeiten   der  inneren  Anarchie  eine? 

drs  CoBTCQta. 

Staates  begegnen.  Das  Wohl  und  der  Bestand  des  Staates  hän^rt 
allein  von  der  Müitairmacht  ab,  ein  Sieg  der  Armeen  bestimmt  die 
innere  Ordnung,  eine  Niederlage  zerrüttet  im  selben  Augenblick  das 
kurz  vorher  Versuchte.  Die  äussere  Stellung  des  Staates  hat  allein 
Bedeutung,  es  ist  gleichgültig,  wie  es  im  Innern  desselben  aussieht. 
Napoleons  Macht  ward  nicht  in  einer  Nacht  geboren,  sie  lag  in  einer 
organischen  Entwicklung  der  Staatszustände,  deren  Anfang  auf  die 
Stellang  des  Convents  zuruckznfühien  ist    Wie  er  diese  selbst  endlich 
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eotwickelte,  wie  er  in  ihnen  seine  Grösse  schuf,  das  war  sein  Verdienst  und 
seioe  weltgeschichtliche  Bedeutung.  So  wichtig  für  diese  die  äussere 
Geschichte  Frankreichs  ist,  so  wichtig  ist  für  ihre  Möglichkeit  die 
ionere  Auflösung  und  endliche  Erschlaffung  des  ganzen  Staates.  Mignet 
liat  diese  Gestalt  der  Verhältnisse  Frankreichs  klar  erkannt,  als  er 
iD  seiner  Revolutionsgeschichte  sich  bemühte,  darnach  Licht  und 
Schatten  zu  vertheilen.  Auch  Robespierre's  Blick  reichte  weit  genug,  um 
dies  zu  erkennen,  dem  Krieg  sich  darum  zu  widersetzen,  um  im  Innern 
des  Staates,  durch  das  Comite  de  Salut  public,  zu  einer  umiassenden 
Allgewalt  zu  gelangen.  Er  erkannte  die  Bedeutung  seiner  Zeit  und 
seiner  Stellung,  aber  er  hatte  keinen  Begriff  von  der  Tragweite  der- 
selben und  den  Mitteln,  seine  Aufgabe  am  sichersten  zu  lösen.  Aus- 
geröstet mit  der  Allgewalt,  die  er  dem  Gonvent  allmälig  entwunden 
hatte  und  womit  er  diesen  selbst  aus  seiner  widerspruchsvollen  Lage 
befreite,  allmächtig  und  doch  so  vielköpfig  zu  sein,  war  Robespienre 
eigoitlich  nur  das  Product  eines  staatlichen  Bedürfnisses.  Der  Staat 
bedurfte  einer  einheitlichen  Gewalt,  weil  er  sonst  verfallen  musste.  In 
diesem  Bedurfoiss  duldete  er  Eobespierre  trotz  seiner  Unfähigkeit. 
Wäre  Robespierre  ein  politisch  bewusster  Kopf  gewesen,  so  hätte 
er  seine  Stellung  erkennen  und  sich  selbst  als  Princip  des  Staates 
setzen,  das  heisst:  er  hätte  in  seiner  Person  die  Einheit  des  Staates 
ond  die  Ordnung  derselben  darstellen  müssen,  weil  sie  allein  ge- 
iahrdet  und  dodi  dauernd  das  allein  Mächtige  war.  So  aber  war 
ihm  seine  Herrschaft  blos  ein  Vernichtungsmittel  und  die  Geschichte 
iuuk  nicht  eine  positive  Schöpfung  während  derselben  verzeichnen, 
um  zo  erkennen,  wie  aus  ihrer  so  nothwendig  erachteten  Erscbei- 
DODg  die  Zukunft  sich  hätte  entwickehi  sollen.  Sie  ist  eine  fin- 
stere Episode  in  der  Geschichte  der  Thaten  und  Gedanken  und  als 
sie  vorüber  war,  begann  die  Arbeit  dort,  wo  man  vor  ihr  aufgehört 
hatte.  Wenn  man  mit  dieser  Zeit  die  Schreckensherrschaft  Roms  in 
der  alteo  Geschichte  vergleicht,  wie  dies  oft  geschieht,  findet  man  ein 
ganz  anderes  Resultat.  Sulla  hinterliess  einen  Staat,  einen  grossen 
Staat,  einen  neuorganisirten.  Cäsar  schützte  diesen  fertigen  Staat,  er 
hatte  nicht  nöthig,  einen  neuen  aufzubauen. 

Während  der  ersten  Regierungszeit  des  Gonvents  theilte  dieser    Auiscbeiden 
seine  Alhnacht  mit  einem  Conseil  executif  provisoire,  welches  aus  den  <ier  Execntivo 
Ministem  gebildet  wurde  und  dem  er  selbst  durch  das  Decret  vom  oei7uffebunff. 
6.  April  1793  für  die  Ezecutivgewalt  das  Comite  de  Salut  public  über- 
ordnete.   Von  dieser  Zeit  an  erstrekten  sich  die  Executivrechte  des 
Gonvents  mir  auf  die  Entgegennahme  der  Berichte  dieses  Gomites 
über  die  Ausübung  seiner  Gewalt    Die  Convention  hat  das  Recht, 
erklärte  die  Constitution  an  IL,  Rechenschaft  zu  fordern  von  den 
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Coinites,  welche  alle  Monate  dieselbe  za  leisten  haben.  Sect.  3.  Art.  2. 
Es  blieb  daher  von  der  Executivgewalt,  welche  diese  Qonstitation  in 
eine  überwachende  und  handelnde  eintheilt,  nur  die  erste  for  die 
Nationalvertretnng.  Für  die  Uebang  derselben  behielt  sich  die  Con- 
vention das  Recht  vor,  die  Nationalagenten  in  den  Districten  anzostelleii 
oder  zn  entsetzen.  Sect  2.  Art.  20,  21.  Zugleich  bewahrte  sie  sich 
die  Ernennung  der  „Generanx  en  Chef*  für  die  Armee  zu  Land  oud 
Meer.  Sect.  3.  Art  4.  Die  Convention  konnte  zu  jeder  Zeit  für  die 
Uebung  der  revolutionairen  Massregeln,  jene  der  öffentlichen  Sicherheit 
und  für  ihre  Re(|uisitionen  besondere  Agenten  ernennen.  Sect  3.  Art  \t 
So  mächtig  aber  ist  das  Wesen  der  Executivgew*alt,  dass  es  stets  darnach 
drängt  in  einer  Hand  und  in  einem  Willen  concentrirt  zu  sein  und  dass 
trotz  der  Gesetze  und  der  vielen  Köpfe,  die  sie  bewachen,  in  Wahrheit 
immer  nur  jener  sie  übt,  der  die  Gewalt  über  die  Anderen  zu  errio- 
gen  weiss.  So  lange  Robespierre  lebte,  besass  er  allein  die  Executiv- 
gewalt. Als  er  gestürzt  war,  drängten  die  Gesetzgeber  selbst  sie  fester 
in  die  Hände  des  Conseil  executive  und  des  Gomite  du  salut  poblir. 
iMo         Der  Convent  übte  endlich  auch  eine  oberste  Gerichtsgewalt.   Neben  dem 

T/.  c«!m*€n"r  Comitc  de  salut  public  et  de  surete  generale,  den  Repräsentanten 
des  Volks  in  den  Departements  und  bei  den  Armeen  und  neben  den 
Tribunalen,  welchen  die  Anwendung  der  Criminal-  und  Polizeigesetze 
übergeben,  konnte  auch  er  verurtheilen  und  die  Entlassung  gefangener 
Bürger  befehlen.  Sect  2.  Art.  12.  Er  übte  zugleich  die  ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit,  nach  einer  Anklage  des  Comite  du  salut  poblic 
et  de  surete  generale,  über  alle  Nationalagenten  und  öffentlichen 
Functionaire,  welchen  die  Ueberwachung  und  Anwendung  der  Gesetze 
vertraut  war.  Sect  2.  Art.  18.  Jede  Gefangennahme,  welche  diese 
Gomites  befahlen,  bedurften  die  Bestätigung  des  Convents. 
Recht  der  Das  Recht  der  Gesetzgebung  gehörte  ausschliesslich  der  Gonvention^ 

*"nnd  ""^  Dire  Gesetze,  welche  das  öffentliche  Wohl  betreffen  und  für  die  all- 

Polizeigewalt  gemeine  Eiecution  bestimmt  sind,  werden  in  besonderen  Bulletins  ge- 
druckt, die  für  die  Bekanntmachung  an  die  öffentlichen  Autontiten 
dienen.  Sie  heissen  „Bulletins  des  lois  de  la  Republique.^  Sect  l.  Art  1. 
Nur  die  Convention  hat  das  Recht  die  Gesetze  zn  interpretir^  nnd 
man  kann  sich  für  die  Interpretation  nur  an  sie  wenden.  Es  ward 
allen  Autoritäten  und  öffentlichen  Behörden  verboten,  Proclamatiooen 
oder  ausdehnende,  beschränkende  oder  dem  W*^ortlant  des  Gesetzes 
entgegenstehende  Arretes  zu  erlassen,  unter  dem  Vorwande  der  Inter- 
pretation oder  Ergänzung  der  Gesetze.    Sect  2.  Art.  U. 

Nach  den  Bestimmungen  der  früheren  Constitutionen  &bte  die  Con- 
vention das  unumschränkteste  Recht  der  Polizei  un4  Gerichtshaiieit 
im  Innern   ihres  Berathung^bäudes  und  als  sie  nach   dem  Stone 
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Robespierre*s  von  den  aufgeregten  Massen  öfters  bedrängt  wurde,  er* 
klärte  sie  durch  das  Beeret  vom  21.  März  1795  (1.  Germinal  an  III.) 
über  die  Sicherheit  des  Corps  legislatif,  dass  alle  Sectionen  des  Ortes, 
in  dem  die  Gesetzgebung  tagt,  auf  die  Aufforderung  derselben  bewafifnet 
herbeizueilen  haben,  um  sie  zu  schützen.  Der  Convention  stand,  wie 
jeder  Gesetzgebung,  eine  Garde  zur  Seite.  Im  Fall  diese  auch  nur 
dorch  Drohungen  angegriffen  wird,  kann  der  Convent  die  Sturmglocken 
läaten  und  wenn  in  seiner  Mitte  selbst  Aufstände  ausbrechen,  so  kann 
er  die  Schuldigen  festnehmen  und  deportiren  lassen.  Die  Volksmasse, 
die  ihre  Angriffe  gegen  den  Convent  kehrt,  ist  ausser  dem  Gesetze. 
Während  auf  diese  Art  die  Macht  des  Conventes  bis  aufs  üeber-  ^^^  ^^^^jer 
massigste  angeschwellt  war,  hatte  man ,  von  gleichem  Geiste  geleitet,  ««•  convcnu. 
die  Rechte  der  einzelnen  Mitglieder  bis  auf  den  Grund  zerstört.  Man 
hatte  sie  zerstört  gegen  alle  Vernunft,  gegen  die  Lehren  der  V^sen- 
schaft,  gegen  das  innerste  Wesen  des  Parlamentarismus.  Man  hatte 
sie  zerstört,  weil  man  nur  die  Gewalt  der  Gesammtheit  wollte  und 
nicht  die  des  einzelnen  Geistes.  Am  1.  April  1793  erliess  der  Convent 
das  Decret,  in  welchem  er  erklärt,  dass  er  sich  das  Recht  vorbehalte, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Unverletzlichkeit  der  Volksvertretung,  jeden 
Abgeordneten  zu  belangen,  wenn  er  „einen  starken  Verdacht^  gegen 
seine  Gesinnung  hat.  Dann  erklärte  man,  dass  der  Abgeordnete  sich 
nieht  vom  Volke  durch  ein  Vorrecht  unterscheiden  dürfe,  dass  seine 
persönliche  Sicherheit  keine  andere  Garantie,  als  die  der  übrigen 
Borger  bedürfe  und  bestimmte  durch  das  Decret  vom  11.  April  1793, 
dass  es  gestattet  ist,  jeden  Deputirten  zu  verhaften,  wenn  er  seine 
Karte  als  Deputirter  nicht  bei  sich  trage,  wenn  er  ein  Verbrechen 
begangen  und  wenn  er  aul  der  That  ergriffen  wird.  Beide  Decrete 
waren  zuerst  gegen  die  Gironde  gerichtet  und  mit  wildem  Parteihass 
verbanden  sich  alle  anderen  gegen  diese  und  das  Decret  ward  ange- 
nommen. So  besass  der  Convent  oder  der,  der  ihn  just  beherrschte,  . 
die  rechtliche  Gewalt,  jedes  missliebige  Mitglied,  jeden  Gegner  auf 
»eben  starken  Verdacht^  seiner  Gesinnung  hin,  einzusperren,  richten  ^^^«^^  <>«> 
nnd  köpfen  zu  lassen.  Am  30.  Mai  erhob  sich  der  Sturm  gegen  die  i.*Aprii"im 
gehasste  Partei,  Marat,  St  Just,  Clootz,  Robespierre  und  Couthon  klagten 
sie  an,  sie  wurden  gefangengenommen  und  am  8.  Juli  legte  St  Just  die 
Anklage  vor.  „Sie  haben  die  Herstellung  der  Republik  gehindert,  lautete 
diese,  sie  haben  den  Sohn  Capets  auf  den  Thron  setzen  wollen,  sie 
baben  ihre  Anstrengungen  gegen  die  Republik  verdoppelt,  als  der 
Convent  die  Constitution  derselben  vorbrachte,  sie  haben  sich  ver- 
schworen für  die  Ermordung  der  Hälfte  des  Convents,  sie  haben  die 
MeinnDgen  im  Süden  und  Norden  Frankreichs  getrennt  und  haben  den 
Borgerkrieg  entflammt"    Die  Hebertisten,  die  dem  Sturz  der  Gironde 
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zugejubelt,  fielea  demselben  Gesetz  zum  Opfer  und  Danton  und  Des- 
moulin,  die  diesen  Streich  billigten,  fielen  wenige  Tage  darnach.    Am 
31.  März  1794  schleuderte  St.  Just  die  Anklage  der  Partei  ins  Gesicht: 
»Danton !  Du  hast  mit  Brissot  die  Petition  auf  dem  Harsfeld  angeregt 
und  bist  der  Wuth  Lafayette's  entschlupft,  als  man   die  Patoioten 
mordete,  du  hast  dich  verkauft,  du  und  deine  Genossen  wollen  die 
Monarchie  herstellen,  nähren  die  Hungersnoth,  du  und  deine  Genossen 
sind  gegen  die  Republik  verschworen.'^   »Die  Revolution  ist  im  Volke, 
begann  die  Anklage,  und  nicht  in  einzelnen  Personen.    Diese  Idee  ist 
die  Quelle  der  Gerechtigkeit  und  Gleichheit  in  einem  freien  Staate. 
Es  ist  die  Garantie  des  Volkes  gegen  jene  gewandten  Menschen,  die 
sich  erheben  wie  Patricier  durch  ihre  Kühnheit  und  Unsträflichkeit* 
Dann  fugt  St.  Just  wie  zum  Tröste  bei:    »Wir  haben  alle  Stürme 
durchlaufen,  welche  gewöhnlich  grosse  Thaten  begleiten.    Eine  Revo- 
lution ist  immer  eine  heroische  Unternehmung,  bei  welcher  die  Autoren 
zwischen  dem  Tode  und  der  Unsterblichkeit  wandeln.^'    Dass  an  allen 
diesen  Anklagen  kein  wahres  Wort  gewesen,  ist  längst  erwiesen.  Dass 
sie  aber  die  Macht  eines  furchtbaren,  aber  auch  falschen  Princips  geweseo, 
hat  man  lange  übersehen.    Allmacht  des  Volkes  und  seiner  Vertretung, 
denn  nur  in  ihr  giebt  es  Freiheit   Ohnmacht  des  Einzelnen,  wie  er  ist  und 
wer  er  ist,  denn  ohne  sie  ist  stets  die  Despotie  eine  Möglichkeit   Aus 
demselben  Geist  floss  das  folgende  Gesetz  vom  5.  April  1794  (16.  Germi- 
nal  an  IL),  dass  jeder  Deputirte  ein  Glaubensbekenntniss  ablegen  solle 
über  seine  politischen  Sitten.    »Machen  wir  bekannt  dem  Volke,  was 
wir  vor  der  Revolution  waren  und  was  wir  geworden  sind,  was  unser 
Vermögen  ist  und  ob  wir  mehr  reich  als  tugendhaft  geworden  sind."* 
Schon  war  das  Gesetz   nach  dem  Muster  der  Jacobiner-Gesetzgebong 
desselben  Tages  angenonmien,  als  es  über  Thibaudeau's  Berufung  wieder 
verworfen  wurde.  Der  Gonvent  begnügte  sich  nicht  mehr,  dem  Volk  seine 
Rechte  zu  entreissen,  er  verschlang  die  Persönlichkeit  des  Einzelnen. 
Robeitpierre't         Robospierre  triumphirte  über  den  Schlag,  welcher  die  Dantonisten 
getroffen  hatte,  aber  auch  er  fiel  durch  den  Staatsstreich  des  30.  Juli 
1794  (9.  Thermidor  an  11.)  und  fiel,  gestürzt  von  jenen,  die  bei  nächster 
Gelegenheit  das  furchtbare  Gesetz  vernichtet  hätte,  wenn  er  am  Leben 
geblieben  wäre.    Er  fiel,  nicht  angeklagt,  nicht  vertheidigt  und  nicht 
gehört,  nicht{gerichtet  und  nicht  verurtheiit,  er  fiel  in  dem  allgemeinen 
Sturm,  in  dem  der  Verdacht  die  Anklage,  die  Anklage  aber  schon 
Urtheil  und  That,  alles  dem  Geist  einer  verkehrten  Gesetzgebung  ent- 
sprechend ist  Nach  seinem  Sturze  kehrte  das  Gonstitutionscomite  auf 
die  Bestimmungen  der  Constitution  1791  zurück  und  setzte  die  Mitglie- 
der des  Convents  in  jene  Rechte  ein,  welche  die  Constituante  den  Ihrigen 
gesichert  hatte.    Uebrigens  garantirte  man  auch  jetzt  den  Depntirten 
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ihre  persönliche  Unverletzlichkeit  nicht  vollständig.  Man  stellte  durch 
das  Decret  vom  29.  October  1794  (8.  Bramaire  an  111.)  blos  einige 
Grundsätze  fest,  nach  denen  eine  Anklage  gegen  sie  eingeleitet  werden 
sollte,  van  nicht,  wie  früher,  dem  persönlichen  Hass  einen  allzugrossen 
Spielraum  zu  geben.  Alle  Denunciationen  sollten  beim  Gomite  de 
salat  public  et  de  surete  general  oder  beim  Gouvent  selbst  einge- 
bracht werden.  Wenn  die  Comites  der  Denunciation  Folge  geben, 
zagen  sie  es  dem  Gonvent  an  und  dieser  wählt,  wie  auch  in  dem  Fall 
der  eigenen  Entscheidung,  eine  besondere  Gommission  von  21  Mitglie- 
dern, welche  die  Anklage  ergreifen  und  die  Untersuchung  fuhren.  Alle 
Anklagestücke  werden  dem  Angeklagten  zur  Vertheidigung  zugestellt 
and  erst  wenn  nach  der  Berichterstattung  die  Anklage  vom  Gonvent 
angenommen  wird,  kann  eine  Verhaftung  erfolgen.  Die  Anklage  selbst 
whtl  im  Gonvent  verhandelt  und  in  Anwesenheit  des  Angeklagten,  p,^ 
velchen  stets  das  Wort  zur  Vertheidigung  ertheilt  werden  muss.  Jene  Commisaiiire 
seiner  Mitglieder,  welche  der  Gonvent  in  die  einzelnen  Departements 
sandte,  waren  mit  der  Gewalt  von  unumschränkten  Dictatoren  aus- 
gerüstet Sie  waren  den  unmittelbaren  Befehlen  des  Gomite  de  salut 
public  unterworfen  und  verpflichtet,  nach  der  Gonstitution  des  Revo- 
htionsgouvemements  an  IL,  an  dieses  alle  10  Tage  einen  ausführlichen 
Bericht  über  ihre  Thätigkeit  abzuliefern.  Sie  konnten  provisorisch 
die  Generäle  der  Armee  suspendiren  und  ersetzen,  unter  der  Bedingung 
eines  augenblicklichen  Berichtes  an  das  Gomite.  So  wurde  Dumouriez 
und  Gustin  entsetzt,  so  von  St.  Just  General  Hoche  des  Gommandos  über 
der  Rheinarmee  enthoben.  In  den  Departements  haben  sie  die  Befehle 
des  Comites  zu  beschleunigen  und  die  Reinigung  der  Behörden  vor- 
ninehmen.  Diesem  Gesetze  genügte  Tallien  in  Bordeaux,  Fouche  und 
Lebas  in  dem  unglücklichen  Lyon,  Garriere  in  Nantes,  St.  Just  in 
Strassburg  und  die  Geschichte  verhüllt  gerne  diese  Thaten,  um  sie  der 
Nachwelt  vergessen  zu  machen.  — 


Die  Geschäftsordnung  des  Gonvents. 
Der  Gonvent  behielt  für  den  Anfang  seiner  Thätigkeit  die  Ge-  ^«^110« 
Schäftsordnung  der  Legislative  bei,  oi^anisirte  sich  darnach  in  Bureaux 
ond  Ck»mites  und  änderte  an  derselben  nichts,  ausser  dass  er  durch 
das  Decret  vom  21.  September  1792  auf  das  Strengste  verbot,  einen 
Sedner  zu  unterbrechen  und  für  die  Verletzung  dieser  Bestimmung, 
schon  nach  einmaliger  Ermahnung,  Gefängnissstrafe  folgen  Hess.  Doch 
schon  das  Decret  vom  28.  September  1792  setzte  die  früheren  Bestim- 
mnngen  ausser  Kraft  und  führte  in  den  Verhandlungen  eine  neue 
Oidnnng  ein. 
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Der  rrfi«idi  nt  Alle  14  Tage  wird  eia  neuer  Präsident  durch  namentliche  Ab- 
de«  Contents,  g^j^^mmig  ^jj  absolutc  Stimmenmehrheit  gewählt,  welcher  erst  oacii 
einem  Utägigen  Zwischenraum  wiedei^e wählt  werden  könne.  Der 
erste  Präsident  des  Convents  war  Petion,  während  des  Processen 
Ludwig  XVI.  präsidirte  Barere,  im  December  1793  der  Preusse  Ana- 
charsis  Clootz,  im  Monat  Mai  1704,  während  der  Feier  des  höchsteo 
Wesens,  Robespierre.  Genisseux  war  der  letze  Präsident  dieser  National- 
Vertretung.  Dem  Präsidenten  zur  Seite  stehen  C  Secretaire,  welche 
alle  14  Tage  zur  Hälfte  erneut  werden.  Sie  wurden  gleichfalls  durch 
namentliche  Abstimmung,  aber  nur  relative  Stimmenmehrheit  gewählt. 
Für  diese  beiden  Wahlen  wurde  alle  14  Tage  eine  besondere  Abend- 
Sitzung  gehalten.  Die  Functionen  des  Präsidenten  und  der  Secretaire 
wurden  nach  den  früheren  Geschäftsordnungen  der  Constituante  und 
Legislative  festgesetzt,  doch  sollte  der  Präsident  keine  Correspondenz. 
die  an  den  Convent  adressirt  war,  ausserhalb  der  Assemblee  eröffnen. 
Im  Fall  der  Verhinderung  wird  der  Präsident  durch  den  letzten  Ex- 
Präsidenten  vertreten.  Die  gewöhnlichen  Sitzungen  wurden  alle  Tage 
um  9  Uhr  Morgens  eröffnet  und  sollten  6  Stunden  dauern.  Wäbreod 
der  Abstimmung  in  der  Verhandlung  über  das  Schicksal  Ludwig  XM. 
dauerte  die  Sitzung  2  Tage  und  eine  Nacht  ununterbrochen.  Aasser- 
ordentliche  Sitzungen  kann  der  Präsident  zu  jeder  Zeit  berufen.  Di« 
Sitzungen  waren  öffentlich  und  der  Zutritt  zu  denselben  JederroaoD 
freigegeben.  Für  die  Fremden  war  ein  besonderer  Raun  resenirt. 
In  den  Sitzungssaal  selbst  durfte  Niemand  bei  Strafe  von  3  Tagen  bis 
einem  Monat  Arrest  eintreten.  Selbst  den  Deputationen  and  Petitionen 
blieb  dieser  Raum  jetzt  verschlossen.  Sie  wurden  vor  einer  besonderen 
Schranke  im  Innern  des  Saales  empfangen.  Eine  besondere  Sitzung 
an  jedem  Sonntag  war  ausschliesslich  für  ihre  Erledigung  bestimmt 
Keine  Massendeputation,  bewaffnet  oder  unbewaffnet,  durfte  vcnr  den 
Deputirten  erscheinen.  Nur  durch  ihre  Repräsentanten  konnten  sie 
Zutritt  erlangen.  Glückwünsche  oder  Complimente  konnten  nur  an  die 
Secretaire  gerichtet  werden,  der  Convent  selbst  nahm  keine  an.  Nor 
den  Vertretern  der  Deputationen  kann  das  Wort  ertheilt  werden,  Peti- 
tionaire  dürfen  nicht  sprechen.  Ueber  jede  Petition  war  binnen  8  Ta^n 
Bericht  zu  erstatten. 
vethandiurgf.  pQp  ^je  Ordnung  des  Wortes  in  den  Verhandlungen,  die  Aiifrecht- 
haltung  der  Ordnung  im  Innern  des  Sitzungssaales  wurden  die  früheren 
Bestimmungen  beibehalten.  Allein  die  ungeheure  Erregung,  der  Partei- 
hass  der  Mitglieder  des  Convents  duldete  selten  die  Ausfuhrung  der- 
selben. Wenn  Marat  sprechen  wollte,  und  er  wollte  es  immer  ond  zo 
jeder  Zeit  und  gegen  fede  Ordnung,  höhnte  und  schrie  der  p^^ 
Convent,  dass  sich  seine  Worte  in  dem  Getümmel  verloren.    Wenn  der 
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feurige  bnard  sich  erhob,  tobten  die  Feinde  der  Gironde.  Danton 
wurde  zum  Schweigen  gezwungen,  als  man  ihn  nahe  seinem  Sturze 
Kosste,  selbst  Robespierre's  Stimme  erstickte^  ein  wfithender  Lärm,  als 
er  das  Wort  zu  seiner  Vertheidigung  forderte.  Die  Tribüne  war  stets 
von  einer  Schaar  Redner  belagert  und  wenn  die  Stimme  nicht  aus- 
reichte, sich  das  Wort  zu  erringen,  so  half  man  mit  den  Fäusten  nach. 
Das  Hnrrah  der  Masse,  die  im  Innern  des  Sitzungssaals  und  ausserhalb 
desselben  die  Meinungen  und  Forderungen  der  Abgeordneten,  je  nach 
Parteiinteresse  unterstützen,  erhöhte  diese  Tumulte. 

Jeder  Antrag  musste  von  4  Mitgliedern  des  Convents  unterstützt 
werden  und  vorher  bei  dem  Bureau  eingereicht  worden  sein.  Ueber  . 
einen  Antrag  konnte  Niemand  öfter,  als  zweimal  sprechen.  Wenn  zwei 
Abstimmungen,  nach  den  früher  üblichen  Formen,  die  Majorität  nicht 
entsehieden,  so  wurde  namentlich  abgestimmt.  Bei  dem  Process  Lud- 
wig XVL  wurde  von  vornherein  beschlossen,  dass  die  Abstimmung  nur 
namentlich  and  motivirt  geschehen  soll.  Kein  Anfrag,  die  Constitution 
oder  Gesetzgebung  betreffend,  kann  Kraft  haben,  wenn  er  nicht  zwei- 
nal  in  verschiedenen  Sitzungen  zur  Berathung  gebracht  und  vor  der 
zweiten  Discussion  gedruckt  vertheilt  worden  ist.  Die  Protocollführang 
and  Comiteorduung  wurde  nach  den  Bestimmungen  der  Constituante 
ond  Legislative  geordnet.  Kur  gegenüber  dem  Cr-uite  de  salut  public 
et  de  surveillance  galten  besondere  Bestimmungen,  auf  die  ich  im 
Folgenden  zurückkommen  werde. 

Da  es  Sitte  wurde,  in  den  Verhandlungen  des  Convents  sich  gegen-  Höflicbkeitt- 
settig  mit  den  heftigsten  Vorwürfen  zu  überhäufen,  aller  Laster  und  ''<*si<'n'<^»^ 
Schlechtigkeiten  zu  beschuldigen,  was  zumeist  jene  tumultarischen 
Sitzungen  hervorrief,  so  bestimmte  ein  besondei*es  Decret  vom  30.  Sep- 
tember 1793,  dass  kein  Mitglied  das  Wort  ergreifen  darf,  um  sich 
gegen  angebliche  Verlänmdungen  zu  vertheidigen.  Eine  Bestimmung, 
die  gewiss  ihre  Vortheile  hat  vor  allen,  um  jenes  eitle  Hervorkehren 
der  eigenen  Vorzüge  zu  hindern,  auf  die  zumeist  solche  Debatten  hin- 
auslaufen und  mit  deren  Kundgebung  die  heilige  Zeit  vertrödelt  wird, 
dean  man  spricht  selten  kurz,  wenn  man  von  sich  zu  sprechen  hat. 
Aber  auch  diese  Bestimmung  wurde  nicht  eingehalten  und  so  oft 
Robespierre  vor  allem  die  Tribüne  bestieg,  hatte  die  Convention  selten 
etwas  anderes  zu  hOren,  als  die  Vorzüge  seiner  Person,  seiner  Gesinnung 
und  Vaterlandsliebe.  Als  nach  dem  Sturze  Robespierre's  die  Ther- 
midoiianer  von  Robespierre's  Gesinnungsgenossen  auf  das  Heftigste 
angegriffen  wurden,  erklärte  das  Decret  vom  31.  December  1794 
(11.  Nivose  an  HI.),  dass,  wer  sich  Persönlichkeiten  oder  Lijurien 
g^en  ein  Conventsmitglied  erlaubt,  ohne  jede  weitere  Verhandlung 
nach  der  Abbaye  geschickt  wird.    Wer  in  der  Mitte  des  Convents  einen 
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Aufstand  zu  erregen  sucht,  wird  nach  dem  Decret  vom  21.  Härs  1795 
(1.  Germinal  an  in.)  arrethi  und  zur  Deportation  verurtheilt.  Es  war 
jedenfalls  weit  gekommen  mit  der  Würde  der  Volksvertretung,  wenn 
solche  Bestimmungen  nöthig  wurden.  In  den  einzelnen  Verhandlungen 
wurde  sonst  die  Persönlichkeit  der  Deputirten  nicht  weiter  beachtet 
Die  republikanischen  Sitten  drangen  auch  in  den  Gonvent  und  seine 
Verhandlungen.  Man  trug,  ausser  den  Nationalfarben  und  den  Jaco- 
binermfitzen  einiger  Mitglieder  der  äussersten  Linken,  kein  anderes 
Abzeichen;  keine  Höflichkeitsformel  wurde  beachtet,  alle  sprachen 
sich  mit  Du  an.  Diese  Sitten  gingen  auch  in  die  Verhandlung  des 
Corps  legislative  des  Directoriums  über  und  vererbten  sich  in  d&r 
Zeit,  bis  Napoleon  eine  andere  Herrschaft  und  einen  anderen  Geist 
brachte. 


D'ue  Thätigkeit  des  Convents. 
Kintbciiarg.  D^^  Thätigkeit  des  Convents  gruppirt  sich  um  drei  grosse  Rechts- 

acte,  um  die  Constitution  des  Jahres  1793,  um  die  provisorische  Con- 
stitution des  Revolutionsgouvernements  an  U.  und  um  die  Constitution 
des  Directoriums.  Die  erste  ist  die  theoretische  firfuUnng  der  Ideen, 
von  denen  die  Revolution  ausging;  die  andere  ist  die  Auflösung  aller 
dieser  Ideen  und  die  Gründung  der  Schreckensherrschaft  mit  der  Ab- 
sicht, durch  diese  den  allgemeinen  Frieden  zu  erreichen  und  darnach 
die  Ideen  der  Revolution  thatsächlich  zu  bewahrheiten.  Die  dritte 
Constitution  endlich  ist  das  Endresultat  der  Erfahrungen,  deren  Werth 
erst  die  Zukunft  ermessen  konnte.  Diesen  Rechtsacten  voraus  eilt  ein 
grosses  Ereigniss,  ebenso  wichtig  wie  jene  und  für  die  Geschichte 
Frankreichs  ebenso  bedeutend,  für  die  Geschichte  Europa's  aber  bedeu- 
tender. Es  ist  die  Vernrtheilung  König  Ludwig  XVI.  und  die  Hin- 
richtung desselben.  Ich  habe  diesen  Theii  der  Thätigkeit  des  Convents 
schon  in  dem  Vorhergehenden  dargestellt  und  es  bleibt  mir  hier  nur 
die  Verfassungsthätigkeit  des  Convents  zu  schildern  übrig.  Das  grösste 
Werk  desselben,  die  Constitution  an  UI.,  kann  ich  natürlich  nur  m 
seiner  Entstehung  allein  kennzeichnen,  da  seine  weitere  Geschichte  der 
folgenden  Periode  angehörig  ist.  Auch  äussert  diese  Constitution  selbst 
in  ihrem  Werden  keine  directe  Wirkung  mehr  auf  die  Geschichte  des 
Convents  und  die  Thätigkeit  desselben  war  für  die  folgende  Zeit  nur 
eine  Vorbereitung,  deren  Ideen  und  Grundsätze  erst  nach  der  Auf- 
lösung des  Convents  in  Erfüllung  gesetzt  werden  konnten.  Ich  werde 
diese  drei  Ereignisse  in  ihrem  Werden  und  Verschwinden,  in  ihrer 
Bedeutung  und  Wirksamkeit  in  dem  Folgenden  besonders  darstelleD. 
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horrecbaft. 


A.  Die  Constitution  des  Jahres  1793. 
Die  Constituante  hatte  das  Königthum  untergraben,  die  Legislative  Anerkeanunff 
hatte  es  gestärzt,  der  Gonvent  hatte  die  TVQniDier  desselben  bei  Seite 
geschafft  und  den  König  zum  Zeichen  dafür  hingerichtet  Auf  dem 
grossen  Nationalfeste  am  la  August  1793  schleuderte  Herault  de 
Sechelles,  Präsident  des  Convents,  die  Brandfackel  in  den  Scheiterhaufen 
auf  dem  man  Thron,  Krone,  Scepter  und  die  Lilien  der  Bourbonen 
aafgethnrmt  hatte.  Das  Volk  hatte  seine  Gewalt  gezeigt  und  die 
Herrschaft  errungen,  für  die  Rousseau  geschrieben  und  die  Revolution 
losgebrochen.  Das  Volk  war  jetzt  im  wahrsten  Sinne  der  Souverain 
QDd  es  war  der  Zeitpunkt  eingetreten,  von  welchem  an  es  seine 
Sottveralnitätsgewalt  auch  thatsächlich  üben  sollte.  Die  Formen,  in 
deneu  dies  das  erstemal  bei  der  Wahl  des  Convents  geschah,  habe  ich 
hn  Yorheiigehenden  gekennzeichnet  Ihre  Grundlage  war  die  allgemeine 
Gleichheit  und  die  unbegrenzte  Freiheit  Das  Rtöultat  ihrer  wirk* 
liehen  Bewahrheitung  war  die  Convention  und  in  ihr  die  Gleichheit 
das  erstemal  zu  einem  wirklich  practischen  Ziel  gelangt  Die  Demo- 
cratie  hatte  die  Herrschaft.  Wenn  diese  allgemeine  Gleichheit  in  der 
ganzen  Gesetzgebung  und  endlich  auch  in  der  Verfassung  selbst  durch- 
gcfihrt  werden  konnte,  dann  w&re  diese  eine  democratische  gewesen, 
wie  sie  seit  langen  Zeiten  vor  und  nach  diesen  Ereignissen,  die  sie 
geschaffen,  nicht  geahnt  worden  war.  Sie  wäre  es  gewesen  desto 
reiner,  je  reiner  die  allgemeine  Gleichheit  in  ihr  zur  Darstellung 
gebracht  worden  wSre.  Zum  erstenmale  wieder  ersdieint,  mit  dem 
Auftreten  des  Convents,  seit  dem  Untergang  der  alten  Völker  und 
den  Bauernkriegen  der  Reformation,  in  der  Rechts-  und  Staatsgestalt 
Enropa's  das  Wort  der  Democratie,  als  ein  Begriff,  der  um  Herr- 
schaft im  Staate  und  Geltendmachung  in  der  Verfassung  ringt  Er 
ist  seither,  bis  auf  unsere  Tage,  nicht  mehr  verschwunden.  Für 
Frankreich  charakterisirt  Guizot*)  diese  Erscheinung  mit  wenigen 
Worten:  «»Eine  Menge  Ideen  und  Begriffe  verwirren  die  Köpfe,  man 
hat  weder  Geist  noch  Kraft  genug,  sich  von  dem  Falschen  zu  be- 
freien und  die  Spreu  zu  sondern  von  dem  Weizen,  es  ist  ein  Chaos 
in  den  politischen  Meinungen  . . .  und  dieses  Chaos  verbirgt  sich  heute 
unter  einem  Wort:  Democratie  1^  Sie  war  auch  nichts  anderes,  als  sie 
das  erstemal  erschien,  sie  bedeutete  auch  nichts  anderes  als  das,  was 
Gnizot  von  seiner  Zeit  sagt  Man  hatte  die  reinste  Democratie  für 
onen  Augenblick,  aber  Niemand  hielt  sie  für  möglich,  Niemand  hatte 
«nen  Begriff  von  ihr.    Man  sah  die  Gleichheit  sich  geltend  machen, 
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man  sah  sie  wirken,  aber  man  zweifelte  an  ihrer  Macht  and  Höglicli- 
keit  Selbst  Marat  leugnete  sie,  »weil  sie  selbst  in  der  Natur  nicbt 
vorkommt.  Man  kann  blos  wünschen,  sie  zu  nähren,  so  weit  als  möglich. 
Die  Theilung  der  Erde,  wenn  sie  gerecht  sein  soll,  wäre  nicht  wemger 
unmöglich  und  unpractiseh*)/'  Aber  man  wollte  sie  glauben  asd 
dadurcb  das  Volk  begeistern  für  die  Revolution,  man  wollte  sie  staats- 
rechtlich ausdrücken  und  dieser  Ausdruck  war  die  Constitution  vom 
24.  Juni  1793.  Der  Convent  wusste  genau,  dass  mit  der  Abschaffung 
der  alten  Constitution  so  wenig  seine  Democratie  vollendet  ist,  als 
seine  Republik,  in  der  sie  sich  entfalten  sollte.  In  dieser  Richtung 
erkannte  er  ganz  klar,  welche  gewaltige  Aufgabe  ihm  zu  lös^  blieb. 
£r  wusste,  dass  seine  Mitglieder  den  Muth  haben,  alles  zu  eireicheo. 
aber  auch,  dass  sie  allein  nichts  zu  eireichen  im  Stande  sind.  Die 
Klarheit  des  Bewusstseins  lehrte  die  Conseqnenz  der  nun  folgenden 
Handlung.  Durch  das  Decret  vom  19.  October  1792  löste  er  alle 
Administrations-  und  Municipalitätscorps  auf,  hob  alle  Secretariate  und 
GreCfiersämter  auf,  alle  Civil-,  Criminal-  und  Handelsgerichte;  eutbi^b 
alle  Beamten  neben  den  Gerichten  ihres  Amtes,  ebenso  die  Friedefis- 
richter  und  ihr  ganzes  Amtspersonal.  Es  sollen  alle  neu  gewäihlt 
werden  und  diese  Wahl  auf  der  weitesten  Basis  der  Freiheit  ond 
Gleichheit  im  Monat  November  vollzogen  werden.  Es  war  ein  asg^ 
heurer  Act,  der  hier  vollbracht  wurde,  es  war  die  erste  That,  umza 
zeigen,  wie  unmittelbar  alle  Gewalt  vom  Volke  ausgeht.  Zar  Voll- 
endung der  Vorbereitungen  für  die  Gründung  des  neuen  Staates  fordtrt« 
ein  Decret  vom  selben  Tage  alle  Franzosen  auf,  Pläne  einer  gutes 
Constitution  dem  Convent  vorzulegen, 
ooattiiutioa  Am  15^  uud  16.  Februar  1793  brachte  Condorcet  dem  CoDTent 

eine  Constitution,  welche  einerseits  der  Ausdruck  der  reinen  Democratie. 
anderseits  aber  auch  der  der  Gironde  war.  Nach  einem  bewegten 
Wortstreit  und  dem  Sturz  der  Gironde  ward  das  Project  verworfen 
und  Herault  de  Sechelles,  der  Gesetzgeber  der  Montagne,  mit  der  Ver- 
fassung einer  neuen  Constitution  beauftragt.  Die  Richtschnur  für 
dieses  Werk  setzte  dieser  Chef  der  Montagne  in  der  Sitzung  vom  la 
Mai  1793  in  seiner  grossen  Rede  über  die  Constitutionen  fest:  »Der 
Mensch  ist  geboren  für  das  Glück  und  die  Freiheit  und  überall  i^  ^ 
Sclave  und  unglücklich. . .  Das  Gouvernement  ist  eingesetzt,  um  den 
allgemeinen  Willen  geachtet  zu  machen.*"  Aus  diesen  beiden  oberstes 
Grundweisheiten  leitet  er  dann  folgende  berühmt  gewordenen  Grund- 
sätze ab:  »Gebt  dem  Gouvernement  die  nüthige  Kraft,  damit  es  deji 
Bürger  immer  anhalten  kann,  die  Rechte  des  Bürgers  zu  achten,  doch 

*)  Michelct:  Histoiro  de  la  Uevolutiou  Bd.  II.  8.  376. 
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gebt  demselben  diese  Kraft  so,  dass  es  sie  selbst  nicht  verletzen  kann. 
Ke  kommt  ein  Uebel  vom  Volk,  immer  kommt  es  vom  Gouvernement. 
Setzet  daher  diesen  unantastbaren  Grundsatz  fest,  dass  das  Volk  gut 
ifft  mid  dass  seine  Machthaber  schlecht  sind  und  dass  es  die  Tugend 
des  Volkes  allein  ist,  in  der  man  einen  Schutz  suchen  muss  gegen  die 
Laster  und  den  Despotismus  des  Gouvernements.  Um  dieses  zu  be- 
wakiheiten  mass  eine  Constitution  folgende  Grundsätze  darchfQkren: 
Kein  Magistrat  darf  mehrere  Stellen  bekleiden,  die  Gewalt  muss  getheilt, 
TOT  allen  Gesetzgebung  und  Executive  getrennt  und  die  Executive 
selbst  wieder  in  mehrere  Theile  geschieden  seio.  Jeder  Funetionair 
ist  verantwortlich,  die  Gesetzgebung  öffentlich.'' 

Die  Constitution  yom  24.  Juni  1793  wurde  nie  in  Kraft  gesetzt,  Condorcet  «ad 
aber  sie  ist  für  die  Theorie  so  wichtig,  wie  das  Project  des  girondisti-  ^^  s^chciL. 
sehen  Philosophen  Condorcet,  denn  in  beiden  kommt  das  erstemal  in 
der  europäischen  Geschichte  derselbe  Gedanke,  die  reinste  Democratie 
io  einer  durch  und  durch  consequent  gedachten  Weise  zum  Ausdruck. 
Beide  haben  als  letztes  Ziel  die  allgemeine  Freiheit,  aber  beide  suchen 
dieses  durch  verschiedene  Mittel  und  auf  verschiedeuen  Wegen  zu  er- 
nishen.  Die  erste  hat  einen  grossen  Vorzug  in  der  Kürze  und  Präcision 
md  stellt  in  einem  wahren  Lapidarstyl  die  Grundsätze  des  Staats  hin, 
wlbrend  die  projectirte  Constitution  sich  durch  weitere  Auseinander- 
setsungen  und  Erklärungen  in  das  Ungemessenste  anschwellt.  Beide 
Constitutionen  schicken  die  Menschenrechte  voraus,  aber  jener  Satz, 
»das  Ziel  der  Gesellschaft  ist  das  allgemeine  Gluck^,  auf  den  man  so 
viele  der  Verwirrungen  der  That  und  des  Geistes  zurückführt,  ist  bei 
Condorcet  noch  mit  sichrer  Ahnung  seiner  Gefährlichkeit  eine  blos 
einleitende  Phrase,  in  der  Constitution  aber  der  oberste  Gesetzpunkt, 
obe  dessen  Erfüllung  alle  anderen  unmöglich.  Die  Gleichheit  ist  für 
beide  das  erste  aller  Menschenrechte,  dann  folgt  die  Freiheit  und 
äicherbett  und  selbst  bei  Condorcet,  der  lange  vorher  schon  in  seineu 
Scbriften  am  schärfsten  die  Grundsätze  des  Comuuismus  dargestellt 
nad  vertheidigt  hatte*),  selbst  bei  ihm  steht  das  Eigenthum  auch 
unter  diesen  Rechten.  Er  wollte  wohl  keineswegs  die  gänzliche  Auf- 
hebong  des  Eigenthums,  aber  er  wollte  durch  die  Staatsgewalt  die 
Aufhebung  der  zu  grossen  Unterschiede  des  Vermögens.  Um  dies  zu 
cneichen,  muss  zuerst  die  Kraft  des  Vermögens  verschwinden,  einen 
Unterschied  anter  den  Büi^ern  machen  zu  können.  Sein  Project  hebt 
^so,  wie  die  Constitution,  jeden  Unterschied  durch  den  Besitz  auf 
^  das  absolute  allgemeine  Stimmrecht  gilt  für  alle.  Es  giebt  keinen 
Onterschied  eines  activen  oder  passiven  Burgers,  keinen  Census,  keine 

*j  Condorcet«  Tableau  diM  progria  des  conimiiiflAncefl  htimAlne». 
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Trennung  von  wirklichen  und  nicht  wirklichen  Bürgern.  Der  Mensch 
und  der  Bürger  sind  gleich  und  über  ihn  steht  keine  Gewalt,  als  das 
Volk,  dessen  llieil  er  ist.  Der  allgemeine  Wille  ist  das  Gesetz,  die 
Gesammtheit  der  Bürger  der  Souverain.  Cm  den  Bürger  durch  den 
Mangel  eines  Besitzes  nicht  ohnmächtig  zu  machen  gegeofiber  jenen, 
dem  sein  Vermögen  Kraft  giebt,  wird  in  beiden  Cons^otiODeD  die 
öffentliche  Hülfe  als  eine  heilige  Schuld  erklärt  und  die  GesellscM 
verpflichtet,  den  unglücklichen  Bürgern  ihren  Unterhalt  zu  versorgen, 
sei  es,  dass  sie  ihnen  Arbeit,  oder  jenen,  die  nicht  arbeiten  können« 
die  nöthigen  Erhaltungsmittel  liefert.  In  dieser  Gleichheit  der  Bärga 
macht  nur  die  Fähigkeit  des  Einzelnen,  Talent  und  Tugend  eineo 
Unterschied.  Nun  organisiren  die  Verfassungswerke  auf  diesen  Men- 
schenrechten die  Staatsgewalt  Welche  Grundsätze!  Wenn  das  Un- 
mögliche das  Ideal  genannt  werden  kann,  dann  sind  die  idealstes 
Grundsätze  hier  gegeben  für  die  idealsten  Menschen !  Nach  Condoniet 
wird  Land  und  Volk  in  Grossgemeinden  getheilt,  —  es  ist  das  erstemal, 
dass  dieser  Ausdruck  gebraucht  wird  —  und  diese  zerfallen  in  Mosh 
cipalsectionen  und  Assemblees  primaires.  Die  Constitution  Henuittl 
de  Sechelles  theilt  das  Land  wie  früher  in  Departements,  Districte  und 
Municipalitäten.  Beide  aber  lassen  die  Souverainität  des  Volkes  in 
den  Urversammlungen  üben.  Hier  wählt  das  Volk  seine  Deputirteo. 
seine  Richter  und  Verwaltungsbeamten,  hier  berathet  es  über  seisej 
Gesetze.  In  allen  Fragen  entscheidet  die  Zahl  der  Bürger,  unter  dieaeo 
die  Mehrheit  der  Stimmen.  Die  Urversammlung  setzt  sich  aus  der 
Zahl  der  Bürger  zusammen,  welche  6  Monate  in  einem  Ganton  gewohnt 
und  wird  von  ]e  200  Bürgern  gebildet  In  ihrem  Innern  organisiren 
sie  sich  selbst  auf  die  freieste  Weise.  Die  Versammlungen  sind  öffent- 
lich, die  Abstimmung  geschieht  laut  und  persönlich.  An  sie  se&det 
die  Gesetzgebung  die  Gesetze  zur  Annahme  oder  Verwerfung,  als  Loi 
proposee,  und  dieses  wird  „Gesetz  im  Namen  des  französischen  Volkes", 
wenn  es  von  der  Mehrheit  der  Urversammlungen  angenommeu  oder 
auch  nur  dagegen  nicht  von  dem  zehnten  Theil  derselben  reclamir^ 
wird.  Ueber  diese  allgemeinen  Bestimmungen  geht  die  Constitation 
selbst  nicht  hinaus.  Gondorcet  geht  weiter.  Jeder  Bürger  hat  das 
Recht,  seine  Gesetzvovschläge  vor  die  Urversammlung  zu  bringen  aai 
kann  dafür  diese  berufen  lassen.  Von  der  einen  Urversammlung  p^^ 
es  dann  an  alle  anderen,  nach  deren  Berathung  eine  allgemeine  Ver- 
sammlung der  Departementsbürger  eingeleitet  wird,  welcher  ebeaüiili 
alle  anderen  Departements  nachfolgen.  Wenn  diese  in  der  Mehrheit 
es  annehmen,  geht  das  Gesetz  selbst  an  das  Corps  legitlatif.  Auf 
gleiche  Art  werden  die  Gesetze  behandelt,  welche  das  Corps  legislaäf 
proponirt.    Werden  diese  verworfen,  so  hat  sich  dasselbe  aufiulösen 
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und  der  Depatirte,  der  für  dieses  Gesets  gestimmt,  kann  nicht  mehr 
gew&hll  werden.  Es  war  eine  Volksgesetzgebung  in  vollendetster 
Reinheit  —  aber  auch  Unmöglichkeit ! 

In  der  Organisation  der  Executivgewalt  gingen  beide  Constitutionen   veraeUtden« 
weit  auseinander.   Condorcet  will  eine  Executive,  beider  es  unmöglich  di«  Executive, 
ist,  dass  sie  entsteht,  Herault  de  Sechelles  eine,  bei  der  es  unmöglich 
ist,  dass  sie  besteht    Der  erste  erhöhte  Beamte  zu  Trägern  einer 
soQverainra  Executivgewalt,  der  andere  erniedrigte  diese  zu  Beamten. 
Condorcet  bildete  aus  den  7  Ministem,  denen  ein  Secretair  beigegeben 
ist,  das  Conseil  executif  und  rfistet  dieses  mit  eiqer  umfassenden 
Gewalt  aus,  beschränkt  allein  durch  die  Verantwortlichkeit  gegenüber 
dem  Corps  legislatif.    Die  Constitution  1793  giebt  die  Executivgewalt 
einem  Rath   von  24  Mitgliedern,  welche  die  Vollziehung  der  Gesetze 
ond  die  Verwaltung  leiten,  in  allen  aber  abhängig  sind  von.  den  Be- 
stimmungen und  Gesetzen  des  Corps  legislatif.   Er  ernennt  die  obersten 
Verwaltungsbeamten  und  jene  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  schliesst 
Verträge  und  ist  in  allen  Handlungen  der  Gesetzgebung  verantwortlich, 
wekbe  Qm  dafür  in  Anklagestand  versetzen  kann.    Jede  Urversamm- 
loog  stellt  einen  Candidaten  auf,  aus  deren  Zahl  dann  das  Corps 
U^latif  das  Conseil  executif  ernennt.    Bei  Condorcet  aber  geht  es 
tos  einer  ungemein  complicirten  Wahl  hervor,  bei  der  die  Gesetzgebung 
gtf  nicht  mitwirkt    Die  Minister  werden  durch  directe  Wahl  wie  die 
Depntirten  gewählt  und  aus  denen,  welche  die  meisten  Stimmen  haben, 
wird  eine  Candidatenliste  gebildet,  aus  denen  immer  nach  gleichem 
Process  so  lange  gewählt  wird,  bis  die  7  Personen  gefunden  sind, 
welche  die  oieisten  Stimmen  des  ganzen  Volkes  auf  sich  vereint  haben. 
Die  letzte  Liste  wird  so  geformt,  dass  für  je  ein  Mitglied  des  Conseil 
executü   13    Candidaten  auljgestellt  werden,   aus  welchen  dann  die 
Departements  assemblees   je  7  wählen.     Die  Mitglieder  werden  in 
beiden  Constitutionen  für  2  Jahre  mit  der  Gewalt  betraut  und  alle 
Jahre  scheidet  dann  die  Hälfte  derselben  aus.    Der  Staatsschatz  hat 
eine  besondere  Verwaltung:  die  Tressorerie  nationale.    Die  obersten 
Beamten  werden  in  beiden  Constitutionen  durch  das  Conseil  executif 
ernannt.    Alle  Verwaltungsbeamten  gehen  aus  der  Wahl  des  Volkes 
bervor.    Die  gesammte  Justiz  wird  von  Richtern  und  Geschworenen 
geübt,  die  gleichfalls  das  Volk  ernennt.    Condorcet  will  aber  auch  für 
das  Civilverfahren  Geschworene   und  zwar  je  eine  Jury   in   jedem 
Departement,  die  von  den  Urversammlungen  alle  6  Monate  gewählt 
wird,  so  dass  auf  je  100  Bürger  ein  Geschworner  kommt.    Diese  Jury 
verwarf  die  Constitution  1793,  wie  ich  früher  schon  dargestellt.   Beide 
ConstitQtienen  kgßü  die  Civiljustiz  in  die  Hände  von  Schiedsrtchtem  und 
FHedensgerichten.    Der  ehemalige  Gener äladvocat  Herault  de  Sechelles 
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der  Departements  geheu  und  dort  über  das  Begehren  der  Cassation 
und  der  Appelation  von  einem  an  ein  anderes  IVibunal  entscheiden. 
Sie  werden  gleichfalls  von  den  Urversammlungen  för  2  Jahre  gewählt 
Zugleich  will  er  für  das  Crimen  lese  nationis  eine  Jury  national,  fnr 
die  jedes  Departement  3  Geschworne  wählt.  Der  Richter  des  Tribunals, 
in  dessen  Bezirk  das  Verbrechen  begangen  wird,  übt  neben  dieser 
wandernden  Jur}'  die  Function  des  Richters.  Beide  Gesetzgeber  er- 
kennen endlich  die  Nothwendigkeit  einer  einheitlichen  Gesetzgebung 
und  yerheissen  die  Abfassung  allgemeiner  Gesetzbücher.  —  In  beides 
Constitutionen  ist  die  Armee  vom  ganzen  Volk  gebildet  Alle  Fiao- 
zosen  sind  Soldaten,  doch  bleibt  die  Armee  ein  gehorchender  Kdrper 
und  hat-  kein  Berathungsrecht.  Für  die  auswärtigen  Angelegenheit« 
anerkennen  beide  den  idealen  Giiiudsatz:  Das  französische  Volk  ist 
der  natürliche  Freund  und  Bundesgenosse  aller  freien  Völker.  Der 
französische  Boden  bietet  jedem  Fremden  ein  Asil,  nur  dem  Tyras- 
nen  nicht, 
unfihigkeu  Das  waTcu  jene  beiden  unmöglichen  Gesetzgebungen,  die  aufdei 

•ti?auo^r799.  Volkssouverainität,  der  Freiheit  und  Gleichheit  des  Volkes  aufgebaat 
waren.  Ihr  Unterschied  hig  nicht  in  der  Verschiedenheit  d«  einzeloea 
Bestimmungen,  sondern  in  der  Verschiedenheit  des  innersten  Wesens 
und  der  Absicht,  welche  jede  verfolgte.  Diese  war  so  gross,  dass  <fie 
Gironde  darauf  hin  angeklagt  wurde:  Sie  wolle  die  Republik  ler- 
stören  und  dass  sie  darüber  zu  Grunde  ging.  Die  Constitution  Coa- 
.  dorcef  s  mit  ihren  Grossgemeinden  und  der  Selbständigkeit  derselben, 
in  der  sich  jede  Lebensäusseruug  des  Staats,  als  eine  besondere  äussern 
sollte,  wollte  die  Decentralisation  der  Verwaltung,  wollte  eine  Con- 
föderation  durch  die  einzelnen  Theile  des  Reiches  für  die  Politik  bilden, 
aber  wollte  damit  die  Freiheit.  Es  war  ein  grosser  Gedanke,  aber  er 
war  in  der  Zeit,  in  der  er  geboren  wurde,  ein  Verbrechen.  Bedrängt 
von  äusseren  Feinden,  zerrüttet  im  Innern  konnte  Frankreich  nur  ge- 
rettet werden  durch  die  starrste  Centralisation.  Wenn  Frankreich 
seine  Freiheit  vor  der  Tyrannei  retten  wollte,  dann  konnte  es  nur  die 
Tyrannei  der  Fireiheit  selbst  und  diese  sollte  die  Constitution  1793 
ausdrücken.  Starr  gipfelte  sich  alle  Gewalt  in  der  Volksvertretung 
und  selbst  dort,  wo  diese  ein  Theilchen  ihrer  Gewalt  abgab,  sollte 
diese  nur  von  einer  Mehrheit  geübt  werden,  damit  keine  po^nlicbe 
Gewalt  erstarke,  die  auf  die  Volksveitretung  zurückschhigen  köoce. 
Weil  die  Montagne  die  Bedeutung  und  Aufgabe  ihrer  Zeit  erkannte. 
darum  siegte  sie,  darum  war  sie  berufen  zu  siegen  and  hatte  ein  Recht 
zur  Herrschaft,  weil  das  zwingende  Gesetz  des  Staatswohls  und  des 
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Stetobettandes  sie  dazu  berief.  Am  kräftigsten  kam  dieser  Gedanke 
bei  8t  Jnsl  zom  Ausdruck,  der,  wie  ich  früher  schon  anführte,  in  seiner 
Rede  über  die  Eintheilnng  Frankreichs  nur  nach  den  Volksstämmen 
das  Land  getheilt  wissen  wollte,  damit  nie  eine  dauernde  und  unwandel- 
bare Abscheidnng,  eine  Trennung  der  Staatsmacht  endlich  herbeiführe. 
Er  wies  dabei  auf  Amerika  hin!  Es  hat  sich  heute  erfüllt,  was  er 
iw^usgesagt  und  Frankreich  wäre  früher  denn  Amerika  demselben 
Geschick  verfallen. 

C.   Die  Constitution  des  Revolutionsgouvemements. 
Die  Schreckensherrschaft 

Die  Constitution  des  Jahres  1793  hatte  fGbr  die  Gesellschaft  das  dü  wei«n 
Priatip  der  reinen  Democratie,  die  absolute  Gleichheit,  für  den  Staat 
das  Prindp  der  Einheit  und  üntheilbarkeit  aufgestellt  und  war  auf 
diesen  Yoranasetzungen  auch  angebaut  worden.  Die  absolute  Gleich- 
keit, wenn  sie  überhaupt  möglich  war  und  von  ihr  hing  doch  der 
ganze  Bestand  der  Constitution  ab,  hätte  vor  der  Constitution  vom 
Jahie  1789  an  bis  1793  schon  b^ründet  sein  müssen.  Sie  war  es 
aber  noch  nicht.  Die  guten  Bürger  unterschieden  sich  noch  immer 
vom  Peupk !  Noch  in  der  Adresse  der  Jacobiner  an  die  Confi^derirten 
Tom  14.  Juli  1792  schrieb  Robespierre:  „Man  ändert  die  Regierung 
dar  Freiheit  in  eine  lange  und  grausame  Verfolgung,  geübt  im  Namen 
der  Öffentlichen  Ordnung  gegen  die  Ehrenmänner  (honn^tes  gens),  welche 
ibre  Redlichkeit  und  ihren  Huth  haben,  durch  die  Ehrenmänner,  welche 
m  ihr  Geld,  ihre  Laster  und  ihre  Autorität  besitzen*).^  Immer  war 
die  Gleidiheit  verkündet  worden,  nie  zeigte  sie  sich  wirklich.  Auch 
die  neue  Constitution  stellt  sie  unter  die  Menschenrechte,  sie  erklärt 
ne  nicht  und  das  war  ihr  Fehler.  Der  Begriff,  der  nicht  erklärt  ist, 
wenn  er  herrschen  soll,  verfällt  der  Willkür  der  Auslegung  und  jene 
Auslegung  wird  die  wahre  sein,  die  jene  Partei  aufstellt,  welche  die 
Macht  hat,  sie  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  Revolution  für  die  Frei- 
heit, auf  ihrer  höchsten  Stufe,  verfiel  dem  Laster  des  niedrigsten 
Despotismus.  Die  Geburtsunterschiede  waren  vernichtet,  Rang  und 
W&rde  trennte  nicht  mehr  die  Menschen,  was  also  hinderte  noch  die 
Erfollong  des  grossen  Gedankens  von  der  absoluten  Gleichheit?  Wie 
fco  nnerklärten  Begriff  in  seinem  Inhalt  nur  jene  Partei  bestimmen 
konnte,  welche  die  Macht  hatte,  ihn  so  auch  durchzuführen,  so  konnte 
diese  Partei  auch  allein  die  Hinderungsgründe  bestimmen,  welche  der 
AufQhmng  und  Bewahrheitung  des  obersten  Grundsatzes  der  Republik 
tttgegenstehen.    Diese  Partd  waren  jene  Ehrenmänner,  weiche  nichts 
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DcBitz  ond  ^Is  i^^  Redlichkeit  und  ihren  Math  haben,  die  HindemngsgrAnde  aber 
Bildung,  waren  das  Geld  oder  Eigenthnm,  die  Laster  und  die  Antorität  oder 
Bildung,  wodurch  die  anderen  Ehrenmänner  jene  unterdrücken.  Robes- 
pierre, St.  Just  und  Couthon  vertraten  diese  Anschauung  und  hinter 
ihnen  stand  die  Masse  des  besitzlosen  und  ungebildeten  Volkes.  Noch 
war  die  Tugend  keine  sichere  Eigenschaft  dieses  Volkes,  aber  man 
konnte  es  dafür  erziehen,  denn  als  obersten  Grundsatz  moss  man 
festsetzen,  „dass  das  Volk  gut  und  nur  seine  Magistrate  lasteriiaftl" 
Einen  dauernden  Feind  der  Gleichheit  hatten  sich  alle  Constitutionen 
der  Revolution  selbst  geboren  in  dem  Eigenthum,  das  sie  stets  als  ein 
unantastbares  Menschenrecht  neben  Freiheit,  Gleichheit  und  Sicherheit 
erklärten.  Das  Eigenthum  also  muss  vernichtet  werden  und  da  man 
die  Unmöglichkeit  dieses  Gedankens  begriff,  glaubte  man  das  N5thige 
gethan  zu  haben,  wenn  man  das  Mögliche  durchführte.  Man  musste 
die  Eigenthümer  vernichten.  Dafür  traten  zuerst  auch  Marat  und  die 
Hebertisten  ein  und  man  verband  sich  mit  ihnen.  Aber  auch  die 
Bildung  trennt  die  Menschen  und  alles  was  besser  ist  als  die  grosse 
Masse,  ist  es  durch  diese.  Man  muss  sie  vernichten  und  man  kann 
es  nur,  wenn  man  die  Gebildeten  erdrückt.  Diese  beiden  Elemente 
zerstört  —  dann  wird  die  Tugend  allein  herrschen  und  das  Laster  von 
selbst  verschwinden.  y>Wir  wollen,  erklärte  Robespierre  in  seiner  Rede 
über  die  Constitution*),  wir  wollen  in  unserem  Lande  die  Moral  dem 
Egoismus,  die  Rechtlichkeit  der  Ehre,  Grundsitze  dem  Gebraueh, 
Pflichten  der  Wohlgefälligkeit,  die  Herrschaft  der  Vernunft  der  Ty- 
rannei der  Mode,  die  Verachtung  des  Lasters  der  Verachtung  des 
Unglücks  substituiren.^'  „Wenn  ihr  das  tkut,  sagte  St.  Just  in  der 
Sitzung  des  13.  März,  wenn  das  Volk  die  Tugend  liebt  und  die  Ein- 
fachheit, wenn  die  Frechheit  von  den  Gesichtern  verschwindet,  wenn 
die  Scham  in  die  Städte  einzieht, . . .  wenn  ihr  die  Erde  den  Laster- 
haften entreisst  und  sie  an  die  Unglücklichen  gebt,  dann  glaube  ich, 
dass  ihr  eine  Revolution  gemacht "* 

Das  war  das  Ziel,  nach  dem  man  strebte,  nach  dem  man  alMn 
streben  konnte,  um  den  Staat  zu  retten,  nur  solche  Grundsätze  konnte 
die  Masse  verbinden,  Grundsätze,  die  nicht  verlockend  für  die  Leiden- 
schaft waren,  aber  die  verführerisch  in  ihrem  letzten  Ziel  wirken 
mussten.  Die  Constitution  1793  ward  als  ohnmächtig,  dieses  Ziel  zu 
erreichen,  suspendirt  und  eine  neue  Verfassung  berathen,  die  provisorisch 
gelten  sollte  bis  zur  Herstellung  des  allgemeinen  Friedens.  Der 
allgemeine  Frieden  aber  war  für  die  Männer  der  Revolution  jetzt 
nichts  anderes,  als  die  Herstellung  und  Herrschaft  der  vem  ftneD 
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^achUB  GeseUschaftsordDUDg.  Und  so  geschieht  es  zum  erstenmal, 
dass  ein  Staat  eine  Verfassung  erzeugt»  die  allein  fOr  die  Reforma- 
tioD  der  Geseilschaft  bestimmt  war  und  dann,  sobald  dies,  erreicht 
war,  wieder  verschwinden  sollte.  Es  ist  das  erstemal,  dass  die 
Staatsgewalt  die  bürgerliche  Gesellschaft  bestimmen  will  und  nicht 
*dieie  die  Staatsmacht!  Das  war  der  wahre  Bruch  mit  aller  Vergan- 
genheit, das  riss  eine  unübersteigbare  Kluft  zwischen  diese  und  die 
Gegenwart!  Nur  dn  Heer  von  Leichen,  nur  Str6me  von  Blut  konnten 
M  aasfullen.  Diese  Constitution  war  die  vom  14.  Frimaire  an  U. 
(i.  December  1794),  als  Constitution  des  provisorischen  und  revolu- 
tionairen  Gouvernements. 

Die  Convention  erklärte  sich  dadurch  als  das  einzige  Centrum  NothtTcodigkeü 
der  Bewegung  des  Gouvernements.  Alle  Behl^rden  und  öffentliche  ab'ohu!i!!lttf. 
Autoritäten  sind  ihr  verantwortlich.  Dm  sie  herum  gmppirte  sich 
eise  Execntivgewalt,  die  in  ihren  Rechten  souverain,  in  der  Geltend- 
machung dieser  Rechte  furchtbar  war.  Das  Comite  de  salut  public 
«mI  das  Comite  de  surete  generale  sind  die  Träger  dieser  Gewalt. 
Sie  Tdlziehen  die  Gesetze  und  fiberwachen  die  Vollziehung  derselben, 
oe  haben  selbst  ein  Gesetzgebungsrecfat,  sie  üben  eine  Gerichtsbarkeit 
od  können  vor  dem  Convent  oder  den  Revolutionstribunalen  Jeder- 
«am  verklagen.  Nach  Aussen  hin  ist  der  Staat  allein  durch  das 
Comite  de  salut  public  vertrau  und  seine  Agenten  werden  nur  durch 
dieses  Comite  ernannt  Im  Innern  des  Landes  sind  in  den  Departements 
NatioDalaganten  verthdlt,  welche  im  engeren  Kreise  die  gesammte 
Gewalt  des  Comitis  üben.  Das  Comiti  denuncirt  und  entsetzt  die 
ebenten  Beamten  und  Generäle,  die  Nationalagenten  haben  ein  unbe- 
scbränktes  3einignngsrecht''  aller  Behörden.  Die  Räthe  der  Depar- 
tements und  Destricte  wurden  auigelöst  und  an  ihrer  Stelle  die 
Revolntionscomites  gesetzt  und  den  Directorien  der  Districte  alle  Ge- 
walt der  beaufsichtigenden  Execative  ertheilt.  Jeder  öffentliche 
Fanctioaair,  in  welcher  Stellung  er  auch  war,  wurde  verantwortlich 
eAlärt  und  je  nach  der  Bedeutung  seines  Amtes  mit  schweren  Strafen 
för  jede  Pflichtverletzung  bedroht  Eine  Fälschung  der  Gesetze  wird 
mit  dem  Tode  bestraft.  Dadurch  ward  jenes  furchtbare  Beamten-  und 
Hichteriieer  gebildet,  das  nun  plötzlich  über  ganz  Frankreich  Schrecken 
nrbieitete.  Das  Comite  de  salut  public  allein  hätte  wahrlich,  wie 
man  so  oft  glaubt,  nicht  die  Schreckensherrschaft  so  lange  erhalten, 
nicht  einmal  begründen  können,  wenn  es  nicht  auf  eine  solche  Unter- 
statzung durch  die  Hasse  hätte  hoffen  können.  Die  gesammte  Gesetz- 
gebung ruhte  jetzt  in  den  Bulletins  des  Lois,  welche  über  das  ganze 
Und  auageatreut  und  in  jeder  Gemeinde  öffentlich  vorgelesen  wurden. 
Kidit  dieser  Gebrauch,  aber  die  Bulletins  haben  sich  bis  heute  erhalten« 
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Die  StftftUgewalt.    Die  Bopnblik. 


Folfon  des 

Volk«. 

absolut  iemu«. 


Um  noch  einmal  dem  Volke  ins  Gedächtniss  zu  graben,  da«  Frank- 
reich einige  und  nntheilbar  sei,  um  dieser  mächtigen  Centralisatioa 
Nachdruck  zu  geben,  erklärte  die  Constitution  nodi,  dass  jede  Ver- 
einigung der  öffentlichen  Autoritäten,  selbst  die  der  VolksvertretaDg, 
ausser  dem  Gesetz  verboten  sei,  als  ein  Zerstörungsmittel  der  Einheit 
der  gouvernementalen  Thätigkeit  und  als  „föderalistische  AUe  beste- ^ 
henden  Verbindungen  hatten  sich  binnen  24  Stunden  an&ulösen. 

Der  Convent  begnügte  sich  nicht  mehr  dem  Volke  seine  Rechte 
zu  entreissen,  er  verschlang  jetzt  die  Persönlichkeit  selber.  Diesesj 
Gouvernement,  eingesetzt  um  den  Schrecken  in  die  Seele  der  Freiheits- 
feinde und  Verräther  zu  tragen  und  die  äusseren  Feinde  znrfidoo- 
schlagen,  wurde  die  Geissei  der  Freunde  der  Republik,  ward  diej 
Brandfackel,  die  Mord  und  Todtschlag  und  die  furchtbarste  Verwil- 
derung im  Innern  erzeugte.  Zertheilt  in  verschiedene  Autoritäten,  ver- 
bitterte es  die  Gemüther,  säte  Misstrauen  und  Verläumdung  in  allej 
Herzen  und  schwang  das  Beil  des  Henkers  über  jedem  Haupte.  Wer 
nicht  der  Wuth  verfallen  wollte,  musste  sich  unter  die  WutheDÖeoi 
reiben,  wer  nicht  dem  Henker  gehören  wollte,  musste  selbst  zorn 
Henker  werden.  Aber  gerade  dadurch  zerstörte  sich  diese  Schreckens- 
revolution!  Sie  drängte  eine  Menge  übelgesinnten  Volkes  in  ihrej 
eigene  Mitte  und  diese,  ihre  Kraft  nun  versuchend,  gedeckt  von  ihrenj 
Feinden  selbst,  erkannte,  dass  sie  stark  genug  sei  und  brach  ini 
günstigen  Augenblick  los.  Es  ist  das  Geschick  jeder  ausschrdtendea 
Revolution,  die  sich  die  Vernichtung  allein  zum  Gegenstand  ihrer  Auf- 
gabe macht:  sie  stirbt  an  sich  selber.  Viel  hatte  dieses  Gouvernement 
vernichtet,  aber  es  konnte  das  Eigenthum  nicht  zerstören  und  wenn 
es  alle  Eigenthümer  geköpft,  es  konnte  das  Laster  nicht  vernichten, 
wenn  es  die  Menschheit  nicht  zerstören  wollte  und  die  Bildung  nicht 
so  lange  sie  der  Natur  ihre  Rechte  nicht  entreissen  konnte.  Die  G^ch- 
heit  war  unmöglich  und  als  Robespierre  noch  einmal  am  8.  Thermidor. 
unter  dem  Murren  des  Convents,  die  Rednerbfihne  bestieg»  erkllrte  er 
mit  halberstickter  Stimme:  „Meine  Vernunft,  nicht  mein  Herz,  ist  auf 
den  Punkt,  an  dieser  tugendhaften  Republik  zu  zweifeln,  von  der  ich 
mir  einen  Plan  entwarf.''  Der  Glaube  und  die  Ceberzeugung,  der  den 
Fanatismus  geschaffen,  war  gefallen,  es  konnte  Robespieire  nicht 
mehr  herrschen,  er  stürzte,  die  Therm idorianer  fo^n  ihm  in  der 
Herrschaft  und  bereiteten  die  Thätigkeit  des  Directoriums  vor. 


D.   Die  Constitution  des  Jahres  UL  der  Republik. 
AufntMiing  Die  Gesellschaft  Frankreichs   bot  nach  dem  Sturz  Robespienne^« 

^^  rUmT*''^  einen  merkwürdigen  Anblick.    Man  muss  sie  scharf  ins  Auge  fassen« 
um  zu  begreifen,  wie  derselbe  Convent,  der  die  Verfassung  des  Jahres 
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1793  mit  Jttbel  and  Begeisterung  begrüsste,  der  dann  die  Nothwendig- 

kdt  der  Gonstitotion  des  Revolationsgoavenieinents  an  IL  anerkannte« 

wie  derselbe  Consent  nnn  das  Directorinm  einsetzen  konnte.    Das 

Princip  der  allgemeinen  Gleichheit,  als  man  es  durchführen  wollte, 

batte  sich  in  seiner  letzten  Consequenz  gezeigt.    Unmöglich  dass  es 

in  Staat  and  Gesellschaft  auf  natürlichem  Wege  entsteht,  hatte  man 

es  durch  das  anssergewOhnliche  Mittel,  die  Guillotine,  zu  belttrdem 

gesucht.    Der  Besitz,  der  die  Quelle  der  ewigen  Ungleichheit  war, 

konnte  der  ewige  Grund  sein,    hingerichtet   zu  werden.    Man  löste 

daher  sowdt  als  möglich  seine  Person  vom  Besitze  los.    Man  arbeitete 

nicht,  man  erwarb  nicht    Flur  und  Feld  war  vernachlässigt,  Handel 

nod  Gewerbe  eriahmten.    Nun  war  die  Schreckensherrschaft  zertrfim- 

nert,  der  mmatürliche  Druck,  der  auf  der  Natur  des  Menschen  lastete, 

hatte  mdgetOiri  und  im  selben  Augenblick  zeigte  diese  wieder  ihre 

Spannkraft.    Der  Mensch  hängt  an  seinem  Besitz.    Kaum  ahnend  dass 

er  der  Grund  des  persönlichen  I^ebens  ist,  erkennt  der  Mensch  ihn  ab 

seine  Angabe  an.    Frei  zu  erwerben,  erwirbt  er,  geeignet  zu  verdienen, 

uheitet  er,  um  zu  verdienen.    Das  war  das  einzige  Lebehselementi 

wekhes  jelKt  Frankreich  beherrschte.  In  die  Sphäre  seines  individuellen 

Lebens  zog  sich  Jedermann  zurück,  die  besten  Kräfte  kehrten  sich  für 

aoen  Augenblick  von  dem  öffentlichen  Leben  ab  und  in  der  Begrun- 

diiBg  seines  persönlichen  Wohls  erkannte  jeder  jetzt  seine  Lebensauf- 

gäbe  und  setzte  dieses  auch  als  2äel  des  Staates  voraus.    Das  ist  der 

Giarakter  der  jetzt  folgenden  Zeit  und  man  hat  häufig  die  Schwäche 

derKiben,  ihre  Genussucht  als  traurige  Reaction  verdammt  und  die 

HeiTschaft  im  Staate  dafür  verantwortlich  gemacht.    Und  dennoch 

hatte  diese  Zeit  eine  grosse  Frage  gelöst  und  eine  bedeutende  Aufgabe 

erfüllt    Sie  hat  eine  GeseUschaft  im  Staate  organisirt,  um  eine  Yer- 

bssmig  möglich  zu  machen.    Es  scheint  für  den  ersten  Anblick,  als 

ob  jetzt  das  ganze  Volk  sich  theilnahmslos  von  seinem  öffentlichen 

Beeht,  von  setner  Constitution  und  Staatsgewalt  abkehrt,  aber  es 

scheint  auch  nur  so.    Gesetze  und  Verfassungen  lassen  sich  wie  Worte 

im  Augenblick  sprechen,  aber  einen  Werth  haben  sie  nur,  wenn  sie 

den  thatsächiichen   Verhältnissen    genügen,    wenn   sie  nichts  mehr 

sind,  als  der  blosse  Ausdruck  derselben.    Sind  sie  etwas  anderes,  dann 

gdien  sie  zu  Grunde  oder  führen  zu  Verkehrtheiten  und  Gewaltthaten. 

Die  Constitution  des  Jahres  1791  hat  das  erste,  die  Constitutionen  des 

CoDvents  haben  das  andere  bewiesen.     Die   Gewalt  in  dieser  Zeit 

scheiterte,  wie  die  Gesetzgebungskraft  der  Constituante,  an  dem  Mangel 

der  Erfahrung.    Man  glaubte  diesen  Mangel  jetzt  durch  eine  ebenso  Der  bmih  «u 

S^ie  als  traurige  Geschichte  überwunden  zu  haben  und  gab  in  der  sta*t<iordBmif. 

Constitution  des  Jahres  III.  all  seiner  Erfahrung  einen  staatsrechtlichen 


ist.  Man  wollte  in  dieser  Ordnung  die  Republik  und  setzte  unter  di« 
Menschenrechte  ihre  beiden  Grundpfeiler,  die  Freiheit  und  Gleichheit 
Aber  man  nahm  jetzt  beide  auf  mit  dem  Muth,  beide  zu  erklären.  Mai 
hätte  den  Muth  nicht  gehabt,  wenn  die  Erkenntniss  gefehlt  hätte 
Die  Freiheit  besteht  darin,  sagte  die  Constitution,  dass  man  machet 
kann,  was  den  Rechten  des  Anderen  nicht  schadet  Die  Gleichheil 
besteht  darin,  dass  das  Gesetz  dasselbe  ist  für  alle,  ob  es  bestral 
oder  belohnt.  Die  Gleichheit  der  früheren  Conventsconstitutionen  wai 
eine  sociale,  die  Gleichheit  der  Constitution  an  III.  war  eine  politisch« 
Und  nur  weil  sie  dies  war,  konnte  man  sie  erklären.  Die  socialj 
Gleichheit  ist  so  unfassbar,  als  die  Natur  in  ihrer  Wirksamkeit,  dj 
politische  Gleichheit  hat  so  scharfe  Grenzen,  wie  die  Erkenntniss  del 
Menschen,  die  sie  setzt  Jetzt  erst  hatte  das  Eigenthum  unter  de| 
Menschenrechten  einen  Sinn  und  war  nicht  mehr  der  Feind  der  Gkicli 
heit,  denn  als  ein  rein  socialer  Begriff,  dessen  Wirkungen  und  Aea^ 
serungen  nur  eine  Rechtssphäre  gestalten,  hatte  es  nichts  mit  deij 
politischen  Begriff  der  Gleichheit  mehr  zu  schaffen.  Es  ist  das  erstemj{ 
in  der  europäischen  Geschichte,  dass  Staats-  und  GeselLschaftsbegril 
mit  solcher  Sicherheit  getrennt  wurden.  Man  griff  weit  der  später^ 
Geschichte  Frankreichs  vor,  in  der  man  durch  den  Communismus  ui^ 
Socialismus  immer  und  immer  wieder  beide  vermengte ,  Kriege  ob] 
Revolutionen  erzeugte.  Es  ist  um  so  bewunderungswerther,  dass  mä 
gerade  jetzt  diese  Erkenntniss  errang,  weil  ja  kurz  vorher  durch  de« 
selben  Fehler  die  Schreckenszeit  geboren  wurde.  Vielleicht  hat  mi 
es  auch  darum  gerade  erkannt  Das  aber  ist  allein  die  grosse  Bedei 
tung  dieser  Constitution  und  der  Menschenrechte  in  ihr  und  es  i^ 
ganz  nebensächlich,  dass  man  jetzt  neben  die  Rechte  auch  die  Pffichtd 
des  Menschen  setzte.  Diese  sind  nichts  weiter,  als  kurze  moralisirend 
Grundsätze»  die  noch  erzeugt  wurden  von  dem  Glauben  an  das  patrj 
archalische  Wesen,  das  man  der  Republik  einzuimpfen  glaubte  und  i{ 
dem  zumeist  die  Zeit  des  Convents  das  Wesen  der  Republik  sucbt^ 
contiitadon  Nachdem  man  so  klar  geworden  war,  konnte  man  die  neue  Verfaß 

snng  decretiren  und  Boissy  d'Anglas,  als  er  am  5.  Messidor  an  II.  die  Coq 
stitution  dem  Convent  vorlegte,  ruft  ihm  zu,  „dass  man  alle  Leidenscha^ 
lassen  möge,  um  das  Wohl  des  Staates  auf  sicheren  Grundsätzen  auj 
bauen  zu  können.*^  Und  wie  hoffte  man  dies  zu  erreichen?  Mit  eio^ 
Constitution,  die  sich  von  der  Constitution  des  Jahres  1791  nur  darc] 
Namen  unterschied.  Lässt  man  aus  dieser  den  Namen  des  König 
weg,  so  hat  man  die  Constitution  der  Republik,  fögt  man  ihn  nur  defl 
Namen  nach  zu  jener  hinzu,  so  hat  man  die  Monarchie,  die  die  Coi\ 


III. 
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sätaaiite  eriialten  wollte.  Und  was  beweist  dies?  Nichts  anderes,  als 
dass  jetzt  erst  das  Volk  reif  geworden  für  die  Verfassung,  die  der 
An&ng  der  Bevolation  geboren.  Wenn  eine  Constitution  die  Republik 
bitte  eriialten  können,  so  war  es  jene,  die  man  auf  solchen  Grund- 
sätzen aufbaute.  Dass  auch  diese  Constitution  zu  Grunde  ging  und 
io  ihren  Sturz  die  Republik  hineinzog,  lag  weniger  an  den  Fehlem,  die 
das  Gesetzgebnngswerk  dennoch  hatte,  weniger  an  der  Charakter- 
losigkeit der  einzeben  Männer,  die  es  in  seiner  Kraft  vertraten,  sondern 
lag  allein  an  der  atlethischen  Kraft  eines  Hannes,  den  die  Zeit  jetzt 
emporhob« 

Die  Constitution,  welche  der  Convent  för  die  Zukunft  nun  berieth,    »»»««««<>•»• 

_     OoMtigcbuDg. 

kehrte  zurück,  auf  die  Lehren  Montesquieu's  und  wollte  eine  scharfe 

Trennung  der  Gewalten  für  die  Republik,  wie  einst  ffir  die  Monarchie. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  ruht  ausschliesslich  in  der  Volksvertretung. 

Um  diese  aber  den  Parteik&mpfen  zu  entziehen,  um  die  Uebereilung 

ond  Heftigkeit  der  Entschliessung  zu  hemmen,  theilte  man  sie  in  zwei 

Tom  Volke  verschieden  gewählte  Kammern.   Der  Aath  der  Alten,  erklärte 

Boiflsy  d'Anglas,  soll  die  Rechte  des  Volkes  erhalten  und  die  Freiheit 

cooserviren.    Es  tritt  das  erstemal  in  der  Gesetzgebung  ein  längst  wür- 

ke&der  Gedanke  auf.  In  diesem  Rath  nämlich  fand,  durch  das  hohe  Steuer- 

oass  als  Basis  seine  Bildung,  der  Besitz  eine  besondere  Vertretung 

Bod  man  vindicire  ihm  im  Augenblick  seiner  Anerkennung  die  Eigen- 

idiaft  der  Ruhe  und  Stättigkeit    Sein  gesellschaftlicher  Charakter  soll 

durch  ihn  aneh  der  Staatsoi^ganisation  eingeimpft  werden,  er  soll  con- 

semren.    Aas  dieser  Aufgabe  entwickelte  sich  die  ganz  eigenthfimliche 

SMloBg  des  Raths  der  Alten,  auf  die  wir  später  hinweisen  werden. 

Er  soll  keineswegs  der  Pairie  Englands  gleichen,  fährt  Boissy  d'Anglas 

fort  ,»Währ€nd  diese  eingesetzt  ist  um  die  Rechte  der  Krone  zu  wahren, 

das  Kdnigthom  zu  schätzen,  soll  jener  dieses  für  alle  Zeit  unmöglich 

machen.    Beide  gleichen  sich  nur  darin,  dass  sie  jede  Ceberstürzung 

in  der  Gesetzgebung  unmöglich  machen  sollen.*'  Der  Rath  der  500  ist 

der  eigentlich  berathende  und  schöpferische  Gesetzgeber.    »Er  ist  die 

htagination  der  Republik,  der  Rath  der  Alten  ihre  Vernunft.'^    Der 

Kath  der  500  fasst  Beschlüsse  und  giebt  Gesetze,  der  Rath  der  Alten 

kam)  sie  annehmen  oder  verwerfen.    Alle  Jahre  scheidet  ein  Drittheil 

SOS  den  Kammern  ays,  welches  einmal  augenblicklich,  dann  aber  erst 

nach  einem  Zwischenraum  von  2  Jahren  wiedergewählt  werden  kann. 

So  glaubte  man  die  Dauer  der  öffentlichen  Gewalt  kurz  genug  gemacht 

zn  haben,  um  der  Freiheit  keine  Gefahr  daraus  entstehen  zu  lassen, 

aber  auch  lang  genug,  um  die  Erfahrung  ausnützen  zu  können  und 

der  Gesetzgebung  selbst  Festigkeit  und  Einheit  zu  geben.  Die  Executiv-    ^g,^^^^^^^ 

pwalt  legte  man  in  die  Hände  eines  Directoriums,  bestehend  aus 
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5  Mitgliedern.  Man  stellte  sie  anabhängig  von  jeder  anderen  Gewalt 
mit  dem  vollsten  Umfang  ihrer  eigenen  Macht.  »Einst  war  dies  n(Mhig 
für  den  Thron,  sagte  Boissy  d' Anglas,  jetzt  ist  es  nöthig  for  die  Re- 
publik. Man  schw&chte  sie  einst  um  den  Thron  su  schwächen,  man 
muss  sie  jetzt  stärken,  um  die  Republik  stark  zu  machen.**  Die  Ge- 
richtsbarkeit war  für  das  Civil-  und  Strafverfahren  besonderen  Richtern 
anvertraut,  den  Criminaltribnnalen  Geschworene  beigegeben  und  aus- 
drücklich erklärt,  dass  ein  Einfluss  auf  die  Justiz^  weder  vom  Corps 
legislatif,  noch  von  der  Executivgewalt  geübt  werden  kann.  Ein  Gas» 
sationstribunal  wurde  als  oberste  Spitze  der  Gerichtsbarkeit  für  die 
ganze  Republik  errichtet  und  ein  höchster  Gerichtshof  eingesetz  for 
die  Verantwortlichkeit  der  Staatsgewalt  selbst  „Die  Gemeindeverwal- 
tung, fahrt  Boissy  d' Anglas  weiter  aus,  welche  die  Constitution  1791 
einführte,  war  aus  dem  Zwiespalt  hervorgegangen,  das  Königthum  tu 
erhalten,  aber  dennoch  langsam  es  zu  untergraben.  Die  beiden  Parteien, 
welche  das  eine  oder  das  andere  anstrebten,  rangen  in  dieser  Con- 
stitution um  die  Herrschaft.  Die  Verwaltung  war  stark  genug,  u» 
jeder  Usurpation  des  Monarchen  zu  widerstehen.  Dabei  sah  man  aber 
nicht,  dass  sie  trotz  allem  dennoch  dem  König  unte^eordnet,  entweder 
mit  der  Executivgewalt  in  Opposition  gerathen  müsse,  welche  dann 
die  Executive  paralisirt,  oder  ihm  ihre  Hülfe  leisten  müsse,  was  diese 
wieder  übermässig  stärken  konnte.**  Man  kehrte  dennoch  auf  die  Grund- 
sätze der  Constituante  zurück,  aber  entfernte  die  Fehler  derselben. 
Die  nutzlosen  Conseils  generaux  wurden  aufgelöst,  die  Directorieo 
desgleichen  und  die  Gewalt  in  den  Departements  einer  minder  zahl- 
reichen  Centraladministration,  in  jedem  Canton  einer  Municiiialadmini* 
stration  anvertraut.  Man  hatte  eines  der  vollkommensten  Verwaltnngs* 
Systeme  geschaffen,  das  man  denken  konnte.  Das  Volk  übte  sein 
Souverainitätsrecht  durch  die  Wahl  der  Gesetzgebung  und  der  Admi- 
nistratoren, aber  das  Wahhrecht  selbst  ward  wieder  aul  den  Besiti 
zurückgeführt  und  nach  einem  Census  organisirt,  nach  einer  Doppel- 
wahl erst  geübt 
Trennung  So  hatte  man  sich  eine  Staatsgewalt  geschaffen  die  mit  der  Firei- 

heit  des  Volkes  vereinbar,  für  die  Macht  des  Staates  genügend  und 
umfassend  war.  Aber  in  der  Trennung  der  Gewalten  war  man  jetzt 
wieder  zu  weit  gegangen.  Mit  grosser  Aengstli^hkeit  hatte  man  sie 
durchgeführt,  so  gross,  dass  man  in  ihr  noch  den  Nachhall  der  Schreckens- 
herrschaft erkennen  kann.  Die  Executivgewalt  besonders  war  so 
von  den  übrigen  Organen  der  Verfassung  getrennt,  dass  sie,  wie  diese, 
nur  isolirt  denken  und  handeln  konnte.  Und  dennoch  ist  ein  gesundes 
Leben  einer  Constitution  nur  von  einer  frischen  Wechselwirkung  zwi* 
sehen   den   Staatsgewalten   möglich.     Bei  einer  solchen    Scfaadung 


der 
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mosste  snletzt,  sobald  ein  Bruch  zwischen  Parlament  und  Regierung 
aich  xeigte,  nur  die  Raison  des  Staatsstreiches  Hfllfe  bieten.  Die 
Geschiebte  des  Directoriums  wird  dafür  leider  zahlreiche  Beispiele 
geben.  Mit  Rahe  und  Würde,  manchmal  aber  zu  oberflächlich,  berieth 
man  diese  Constitution  und  übergab  sie  am  5.  Fmctidor  an  III.  dem 
Volke  zur  Absthnmung.  Ihre  Urheber,  Boissy  d'Anglas,  Daunou,  Thi- 
tMuideau,  gehörten  zu  den  gefeiertsten  Namen  dieser  und  der  folgenden 
Zeit  Sieyes  enthielt  sich,  trotz  der  an  ihm  ergangenen  Auffor- 
derung, jeder  weiteren  Theilnahme  an  der  Berathung,  weil  man  von 
Anfimg  an  seine  Ideen  und  Grundsätze  nicht  acceptirte.  Seine  Zeit 
war  noch  nicht  gekommen,  aber  sie  bereitete  sich  laugsam  vor  durch 
die  Jahre,  die  ich  in  dem  Folgenden  beschreiben  werde.  Vor  der  Hand 
hatte  er  nur  einen  Witz  bereit  und  nannte  diese  Constitution  die  Ba 
Be  Bi  Bo  Bu  Constitution,  nach  einem  Sprachfehler  Boissy  d* Anglas. 
Diese  Constitution  gab  der  Republik  keine  Ewigkeit,  wie  man  hoffte, 
aber  sie  erreichte,  was  sie  erreichen  konnte,  sie  gab  der  Gesellschaft 
Kraft,  sich  zu  organisiren  und  zu  entwickeln  und  nie  wäre  Napoleon 
auf  den  Thron  Frankreichs  gestiegen,  wenn  diese  Zeit  ihm  nicht  voran- 
gegangen. Die  Conventsherrschaft  machte  die  Dictatur  ndthig,  die  Zeit 
des  Directoriams  machte  sie  möglich! 

Schluss. 
Wenn  man  ausser  dieser  Verfassungsthätigkeit  noch  alle  anderen  Einiiert 
Scb&pfungen  des  Convents  betrachtet,  so  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  detConylnw! 
ein  kühner  staatsmännischer  Geist  diese  Nationalvertretung  geleitet, 
wie  er  überhaupt  nur  selten,  in  Frankreich  nie  mehr  vorkam.  Ein 
einziger  Gedanke  belebte  sie,  ein  einziger  Gedanke  trug  die  Grösse 
der  Zeit  und  den  Schrecken  derselben:  „Die  Menschen  sind  nichts,  das 
Vaterland  ist  alles,^  wie  eine  Proclamation  des  Comite  de  salut  public 
verkündet  *).  Wie  dieser  Gedanke  die  beiden  ersten  Constitutionen 
eneagte,  so  begleitete  er  auch  alle  anderen  Schöpfungen.  Keine 
Nationalversammlung,  vor  und  nach  dem  Convent,  hat  mit  solcher 
Sditrfe  das  Grundübel  des  französischen  Volkes,  seine  Unwissenheit, 
eftannt,  als  die  Convention,  keine  war  so  bemüht  als  sie,  durch  ein 
grosses  Unterrichtswesen  nach  allen  Richtungen  hin  zu  bilden  und  zu 
erziehen.  Mitten  unter  den  Stürmen  der  Zeit,  der  inneren  Revolution, 
der  äusseren  Gefahr,  hatte  sie  mit  ungeschwächtem  Eifer  eine  Gesetz- 
gebung über  das  Unterrichtswesen  entworfen,  welche  reich  an  grossen, 
wenn  auch  unausführbaren  Ideen  ist,  welche  nie  in  Wirksamkeit  trat, 
Aber  für  den  Geist  der  Zeit  doch  zu  wichtig  ist,  als  dass  ich  sie  bei 
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der  Betrachtung  des  Unterrichtswesens  verschweigen  könnte.  Das 
Wesen  desselben  und  sein  Fehler  liegt  aber  eben  darin,  dass  es  nicht 
den  Menschen  bilden,  sondern  den  Bürger  schon  im  Kinde  heranziehes 
will.  Nicht  der  gebildete  Mensch,  der  gute  BGiiger  allein  soll  gelteo, 
nicht  der  weise  und  erfahrene  Geist,  der  Patriotismus  ist  die  For- 
derung, die  man  an  den  Lehrer  stellte.  Heute  noch  krankt  man  in 
Frankreich  an  derselben  Idee.  Nicht  von  der  starren  Form  des  Gon- 
vents,  aber  von  demselben  Geist  ist  das  ganze  Erziehungswesen  durdi- 
drungen.  Möchte  jnan  endlich  in  Frankreich  ^kennen,  dass  der 
sicherste  Weg  zur  Freiheit  in  der  Selbständigkeit  der  Persönlichkeit 
liegt;  diese  anerzieht  allein  die  Bildung.  Bildung  macht  frei,  Bilduig 
naeht  gleich!  Tugend  ohne  Bildung  ist  ein  Wort  oder  eine  Geirokn- 
heit,  nur  mit  ihr  kann  sie  die  Stutze  der  Republik  sein, 
zentsrang  Ausgehend  von  dem  Gedanken,  den  Menschen  dem  Vaterland  za 

p<iri6auchkeit.  optem,  wurdcu  die  Eigenthumsverhältnisse  ebenso,  wie  die  geistigeo 
Zustände,  immer  mehr  in  dem  politischen  Begriff  der  Republik  c<a- 
centrirt  Man  begriff  sehr  wohl,  dass,  jemehr  man  das  Wohl  der  Per* 
sönlichkeit  mit  dem  Wohl  des  gesammten  Staats  verknüpft  und  davoa  : 
abhängig  macht,  dass  man  destomehr  auch  die  Liebe  and  IVeue  des 
Einzelnen  zum  gesammten  Staat  ernährt.  Aber  man  vergass,  dass, 
jemehr  man  diese  Einzelnen  von  der  Gesammtheit  abhängig  macht, 
die  Fk'eiheit  derselben  destomehr  zerstört  und  somit  die  Grundfeste  der 
republikanischen  Verfassung  vernichtet  wird.  Dieser  Gharakterzug  geht 
durch  die  ganze  Geschichte  Frankreichs,  er  findet  seinen  Ausdruck  in 
der  Begierde  emm  stets  ohnmächtigen  Verwaltungssystems.  Dies  alleio 
hat  die  Gewalt,  die  Persönlichkeit  in  ihrer  Kraft  und  SelbstbestimmoDg 
zu  beugen  und  in  ihrer  Selbsthätigkeit  ohnmächtig  zu  machen.  Jeder 
Gesetzgebungsact  des  Couvents  ist  ein  Zeichen  dafür,  alle  strebeo 
sie  das  nämliche  Ziel  an.  Die  Schöpfung  des  Maximums,  der 
patriotischen  und  erzwungenen  Steuern,  die  Auflösung  der  Civilgerichts- 
barkeit  und  Ueberweisuug  derselben  an  die  Tugend  und  Gerechtigkeit 
der  BQrger  als  Schieds-  und  Friedensrichter,  die  Allmacht  dar  Ver* 
waltung  und  ihrer  Beamten,  die  Ohnmacht  der  ordentlichen  Richten 
die  man  dauernd  erhielt,  selbst  ein  grossartig  gedachtes,  wenn  auch 
nie  durchgeführtes  Armenwesen  sind  Zeugen  einer  Thäti^eit,  die  jene 
Gedanken  zur  Grundlage  haben.  Man  wollte  das  Laster  zahmem 
Ghaumette  bändigte  die  ausschweifenden  Weiber  von  Paris,  Robespierre 
führte  die  Glaubensfreiheit  in  dem  Glauben  an  ein  höchstes  Weseo 
wieder  ein  und  alle  diese  Schöpfungen  fanden  ihre  Gründe  und  ihr  Ziel 
üor  im  allgemeinen  Wohl,  im  Nutzen  des  Staates.  Bis  in  die  Seele  de:^ 
Einzelnen,  bis  in  die  Mitte  der  Familie  drängte  sich  die  Staatsraison.  In 
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sanen  Jbstitiitions^*)  drückte  St  Just  die  Hoflhangen  und  die  Aufgabe 
der  Zeit  deutlich  aus.  »Das  Kind,  sagte  er,  gehört  von  seiner  Geburt  an 
danStaate,  die  Ehe  ist  nichts  und  bedeutet  nichts,  wenn  sie  keine  Kinder 
enngt,  weDB  sie  ea  aber  thut,  dann  hat  nur  der  Staat  Gewalt  über  sie 
und  ergreift  als  sein  Eigenthum  Kind  und  Bndehung.  Der  Mann  mit 
seiner  Thätigkeit  und  seinem  Gefühl  geht  ganz  im  Staat  auf.  Er  ist  ans 
Staatsgründen  verpflichtet,  Freunde  zu  haben  und  hat  diese  vor  der 
öffeDtlichen  Behörde  zu  nennen  und  seine  Freundschaft  zu  erklären.  Die 
Greise  treten  als  Censoren  auf  und  richten  den  Mann  in  seinen  Sitten 
QDd  Verhalten,  in  seinen  Ausgaben  und  Einnahmen.*'  Man  War  damit 
nun  Aeussersten  gekommen,  um  die  Persönlichkeit  dem  Staat  zu 
unterwerfen  und  niemals  drängt  sich  ein  Gedanke  den  Gesetzgebern 
aof,  der  die  Gefahren  solcher  Bestrebungen  ihnen  gezeigt*  Zum  Scla- 
?en  wird  das  Volk,  zum  Sclaven  des  Staats  und  des  Gesetzes,  zum 
Sciaven  wird  es  aber  dann  am  Ende  für  jene,  die  es  regieren.  Wo 
die  Verwaltung  zu  solcher  Allmacht  sich  aufschwingt,  wo  sie  überall 
bermrmnndet,  da  wird  in  ihrer  Erhaltung  am  Ende  die  Aufgabe  des 
ganzen  Staates  liegen.  Was  ein  Mittel  ist,  wird  zum  Zweck.  Dyna- 
itJen  können  stürzen,  neue  Herrschaften  sind  immer  und  leicht  möglich, 
vcü  jede  das  Volk  schnell  anerkennen  muss,  wenn  es  durch  eine 
bschftttemng  seiner  Verwaltung  nicht  augenblicklich  schweren  Ver- 
hüten nch  aussetzen  will.  Frankreich  ist  dafür  ein  ernstes  Beispiel 
und  ich  bedarf  nicht,  auf  die  Geschichte  iseit  der  Revolution  besonders 
lumaweben,  um  es  zu  erhärten.  Niemals  aber  wurde  diese  gefähr- 
licbd  Ideenmacht  so  consequent  gedacht  und  durchgeführt,  als  in  der 
Zeit  des  Convents.  Mit  dem  Sturze  dieser  Partei  gingen  auch  diese 
Gnmdsätze  verloren  und  leben  nur  annähernd  in  dem  Gommunismus 
Babeoufs  und  bei  den  späteren  Communisten  und  Socialisten  wieder  auf. 

Nachdem  der  Convent  die  Constitution  des  Directoriums  vollendet  i"-«^« 
hatte,  versuchte  er  es  noch  am  Schlüsse  seiner  Thätigkeit,  durch  kühne  ^'  ^"^''^  '* 
(ieietzeaacte,  sein  Andenken  mit  der  Zukunft  zu  versöhnen.  In  seiner 
letzten  Sitzung  vom  26.  October  1795  (4.  Brumaire  an  IV.)  hob  er 
das  Maximnm  au^  erklärte  die  Todesstrafe  vom  Tage  des  allgemeinen 
Friedens  fOr  abgeschafft  und  nannte  den  mit  Blut  getränkten  «»Place 
de  U  Revolution**  in  den  Champs  Elysee,  als  Denkzeichen  der  schwe- 
K&  Tage,  die  man  erlebt  und  ertragen,  »Place  de  la  Concorde.**  Alle 
uikäDgigen,  wegen  Revolutionsverbrechen  eingeleiteten  Processe  wur- 
den als  beendet  erklftrt  und  in  ihrer  Wirkung  aufgehoben  und  alle 
wegen  solcher  Verbrechen  eingezogenen  Personen  in  Freiheit  gesetzt, 
h  den  letzten  Tagen  des   Convents  erschien  eine  Deputation   vor 
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Das  Conseil  executif  provisoire. 
Exeentivuamte  Die  *  Assemblee  legislative  saspendirte,  wie  schon  gesagt,  durd 
Bxccmirboheit.  das  Decret  vom  10.  August  1792  die  königliche  Gewalt  und  übertr«! 
die  Uebung  der  Executive  an  ein  Conseil  executif  provisoire,  weldtd 
von  den  6  Ministem,  dem  Justiz-  und  Finanzminister,  dem  Hinistei 
des  Innern  und  dem  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dem  Krieg» 
und  Marineminister  zusammengesetzt  wurde.  Es  trat  in  die  öffeot 
liehen  Functionen  des  Königs  ein  und  übte  seine  Gewalt  im  Nama 
der  französischen  Nation  und  promulgirte  in  diesem  die  Gesetze  H 
Decrete.  Bei  der  Wichtigkeit,  die  jetzt  jedes  Ministerium  annahm  oo^ 
dem  Mangel  einer  höchsten  Autorität,  wies  sich  die  L^slative  dai 
Recht  zu,  die  Minister  durch  namentliche  Abstimmung  und  absoluti 
Stimmenmehrheit  wählen  zu  können.  Der  Jnstizminister  war  im  Coi^ 
seil  executif  provisoire  die  hervorragendste  Person.  Er  führte  d^ 
Staatssiegel  und  zeichnete  im  Namen  der  Nation  die  Gesetze.  AUi 
acht  Tage  f&hrt  ein  anderer  Minister  das  Präsidium.  In  dem  neoa 
Ministerium,  das  nach  diesem  Gesetz  fQr  die  Leitung  der  Geschult 
berufen  wurde  und  aus  dem  der  Executivrath  gebildet  wurde,  ragtei 
Roland  als  Minister  des  Innern  und  Danton  als  Justizminister  henoi 
Mt«tbt»ttch  Während  Robespierre  und  Marat  in  dieser  Zeit  den  Stadtrath  voi 

Paris  beherrschten,  ward  durch  Danton  das  Ministerium  der  Herd  unl 
die  Executivgewalt  der  Hort  der  revolutionären  Bewegung.  Er  leitetl 
in  seiner  E^nschaft  als  Justizminister  die  Septembermorde  und  f«o^ 
in  dieser  Stellung  die  Macht  und  Kraft  dazu.  Der  Kriegsmini>t< 
Fache  unterstützte  ihn  mit  der  reinsten  jacobinischen  Gesinnung.  All 
Danton,  erschreckt  von  den  Septembermorden,  der  Bewegung  Einball 
thun  und  sich  von  der  wilden  Revolutionspartei  zurückziehen  wollte 
vertrat  Fache  allein  diese  Bestrebungen.  Das  Kriegsministerium  vfr 
waltete  damals  ein  monatliches  Budget  von  160  Millionen  und  liesi 
daraus  zumeist  die  Unterstützung  der  Partei  Heberts  und  den  Mordbreo 
Dem  zuströmen.  Heberts  Freund  und  Genosse  Vincent  ward  Secretaii 
des  Kriegsministers  und  Jedermann,  der  sich  durch  sein  Gewand,  atm 
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Hokschahe  und  entsprechenden  Manieren,  durch  seinen  Stand,  als  zur 

hrtei  gehörig,  kennzeichnete,  fand  jetzt  Zutritt  in  dem  Ministerium  und 

dem  Conseil  und  wirkte  durch  Rath  und  That,  auch  bei  der  Uebung  der 

Gewalt,  in  vertiaulicher  Weise  mit.    Eingesetzt  zuerst  um  die  Executiv- 

gewalt  zo  fiben  bis  zum  Zusammentritt  des  Convents,  blieb  dieser  Execu- 

tivrath  auch  darnach  noch  in  Thätigkeit  und  die  Constitution  1793  zeigt, 

dass  mao  überhaupt  gar  keine  Aenderung  derselben  für  die  Republik 

far  oQthig  hielt.    Condorcet  wollte  die  Executivgewalt  für  die  Dauer 

ans  den  Ministem  gebildet  wissen ,  die  Constitution  selbst  vermehrte 

Bor  die  VielkGpfigkeit ,  indem  sie  an  Stelle  der  Minister  einen  Rath 

TOD  24  Mitgliedern   setzte.    Keine  von  diesen  Bestimmungen   wurde 

ToUzogen  und  das  Conseil  executit  provisoire  blieb  in  seiner  ersten 

Organisation  auch  nach  der  Constitution  von  1793  für  den  Convent 

die  oberste  Executivgewalt    Zwischen  ihm  und  dem  Convent  selbst 

solhe  nach  dem  Decret  vom  6.  April  1793  ein  besonderes,  vom  Convent 

^wähltes  Comite  die  Vermittlung  übernehmen.    Das  war  jenes  Comite  EiDtebrXokang 

de  Saint  public,  eingesetzt  zuerst  ohne  jede  selbständige  Gewalt,  bald      ^z^cotif!" 

iber  mit  der  ganzen  Executive  ausgerüstet,  so  dass  aus  dem  Conseil 

eiecntif  provisoire  plötzlich  nur  eine  beaufisichtigende  Behörde  wurde, 

der  die  innere  Verwaltung  des  Staates  anvertraut  war.    In   dieser 

Tbitigkeit  wurde  es  auch  durch   die  Constitution   des  Revolutions- 

goafernements  an  ü.  bestätigt    Darnach  hatte  der  Executivrath  die 

überwachende  Executivgewalt  in  Beziehung  aller  Verwaltung»-  und 

Militairgesetze  und  musste  von  10  zu  10  Tagen  an  das  ^Comite  de 

salot  public  Bericht  erstatten,  die  Verz(ygeningen  und  Nachlässigkeiten 

in  der  Ausführung  der  Gesetze  anzeigen  und  die  schuldigen  Functio- 

wt  ankhigen.    Ausserdem  war  jeder  Minister  noch  besonders  ver- 

utwortlich  für  sein  Departement  und  auch  hierüber  verpflichtet  alle 

10  Tage  dem  Wohlfahrtsausschuss  Bericht  zu  erstatten.    Die  Emen- 

rniBg  der  Beamten  hing  von  den  einzelnen  Ministem  ab,  doch  konnte 

weder  der  Kriegs-  noch  Marineministar  einen  Beamten  anstellen  oder 

^es  Dienstes  entheben,  ohne  die  Bestätigung  durch  den  Wohltahrts- 

^Qsschnss.    Die  Agenten,  welche  das  Conseil  executif  mit  irgend  einem 

Auftrag  in  die  Departements,  zu  den  Armeen  oder  in  die  Fremde 

senden  wollte,  bedurften  desgleichen  der  Bestätigung  desselben.    Nur 

die  Gerichtsbarkeit  stand  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Conseil 

aeentif  welcher  von  den  Civil-  und  Griminaltribunalen  alle  10  Tage 

anen  Bericht  über  die  Thätigkeit  derselben  zu  fordern  und  zu  empfangen 

^^^   Diese  ihm  allein  zugetheilte  Macht  hatte  aber,  gegenüber  den 

Revolntionstribunalen,  wenig  Bedeutung.    Diese,  vom  Wohlfahrtsaus- 

schoss  eingesetzt  oder  bestätigt  und  bis  in  die  fernsten  Provinzen  von 

des8en  Sendungen  beherrscht,  unterwarfen  sich  die  ganze  Justizgewalt 
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und  schlössen  bald  nicht  nnr  jede  höhere  Aufeicht,  sondern  überiiaupt 
jede  Ordnung  und  jedes  Recht  aus.  Die  Hitglieder  des  Conseils 
wurden  für  jede  Nachlässigkeit  in  der  Ueberwachung  und  Ansfahrong 
der  Gesetze,  je  in  ihrem  Departement,  sowohl  einzeln  als  in  Gesammt- 
heit  verantwortlich  a:kl&rt  und  wurden  för  eine  solche  Verleizong 
ihrer  Pflicht  mit  dem  Verluste  aller  Bürgerrechte  für  6  Jahre  und  der 
Gonfiscation  der  Hälfte  ihres  Vermögens  bestraft 
Allmacht  (Jjq  ^i^q^  die  Gewalt  des  Kriegsministers,  die  besonders  durch  die 

den  Comtt^  de 

BAint  public,  persönliche  Bedeutung  Garnots,  der  Fache  folgte,  stieg  und  die  Allmacht 
des  Wohlfahrtsausschusses  in  den  auswärtigen  Angelegenheit^!  ein- 
schränkte, zu  brecHen,  wurden  durch  das  Decret  vom  1.  April  1794 
(12.  Germinal  an  ü.)  die  6  Ministerien  aufgelöst  und  an  ihrer  Steile 
12  Commissionen  gesetzt,  deren  Thätigkeit  eine  ganz  untergeordnete 
und  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung  vollkommen  von  dem  Wohl- 
fahrtsausschuss  abhängige  war.  Sie  gehören  nur  insoweit  hierher,  als 
damit  auch  die  Auflösung  des  Conseil  executif  verbunden  war.  Ich 
kehre  bei  der  Geschichte  der  Ministerien  auf  dieselben  wieder  zurück. 
Alle  Bxecutivgewalt  ging  jetzt  in  die  Hände  des  Wohlfahrtsansscbusses 
und  er  nützte  sie  mit  souverainem  Machtbcwusstsiein  I 

Das  Comite  de  salut  public  et  de  sürete  generale. 
EiBMtxunc  Nach  dem  absoluten  Königthum  hatte  Niemand,  bis  zur  Schöpfung 

coiDh '  *'  ^^  Kaiserreichs,  eine  so  vielseitige  und  das  ganze  Staatsleben  in  allen 
seinen  Aeusserungen  durchdringende  Gewalt,  als  jenes  Comite  de  saht 
public,  welches  der  Convent  durch  das  Decret  vom  6.  April  1793  aas 
seiner  Mitte  heraus  geschaffen  hatte.  Es  war  zuerst ,  wie  ich  schon 
angedeutet,  nur  ein  Vennittlungsglied  zwischen  dem  Conseil  ezecatif 
und  dem  Convent  und  als  solches  nur  ein  Theil  der  Geschäftsordooog 
des  Letzteren.  Bald  aber  ergriff  es,  zusammengesetzt  aus  den  hervor- 
ragendsten Revolutionsmännern  des  Gonvents  und  immer  inspidrt  von 
Robespierre,  die  gesammte  Bxecutivgewalt,  drückte  seinen  Geist  der 
Justizpflege  auf,  machte  die  Gesetzgebung  zu  einem  willenlosen  Organ 
und  lenkte  die  Geschicke  Frankreichs,  ungebeugt  durch  Jammer  nad 
Klagen  über  Mord  und  Tod,  den  es  rings  um  sich  säte,  unerschütter- 
lich gegenüber  den  Drohungen  der  Mächte  Buropas  und  den  heran- 
rückenden Heeren! 

Das  Comite  de  salut  public  bestand  aus  9  Mitgliedern,  welche  der 
Convent  aus  seiner  Mitte  durch  namentliche  Abstimmung  für  je  einen 
Monat  ernannte.  Seine  Berathungen  waren  geheim  und  erstreckten  sich 
über  alle  Staatsangelegenheiten,  obgleich  es  Anfangs  nur  bestimmt  war, 
die  gesanmite  Administration,  welche  dem  Execntivrath  anvertraut  war, 
zu  überwachen  und  zu  beschleunigen.    Es  hatte  das  Recht  die  Arretes 
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dieser  Executivgewalt  willkfirlieh  zu  suspendiren,  doch  masste  es  diese 
Saspension  dem  Goovent  anzeigen.  Für  die  äussere  und  innere  Sicher- 
heit konnte  das  Gomite  alle  Hassregeln  ci^eifen,  die  ihm  und  wie  sie 
ihm  gut  dünkten.  Es  hatte  selbst  ein  Yerordnungsrecht  und  seine  Ver- 
ordniiDgen  waren  ohne  Frist  von  dem  Executiyrath  zu  vollziehen.  Mit 
Bewilligung  des  Convents  konnte  es  Arretbungen  befehlen  und  selbst 
Tornehmen.  Ein  Credit  bis  zu  100,000  Livres  stand  ihm  für  geheime 
Ausgaben  aus  dem  Staatsschatz  zur  Verfügung  und  wurde  auf  Befehl 
des  Comites  ohne  weitere  Gontrole  ausgezahlt.  Hit  Ausnahme  der 
Verwaltung  dieses  Credits  stand  es  mit  dem  Nationalschatz  und  seiner 
Verwaltung  in  keiner  Verbindung.  Alle  Wochen  hatte  das  Gomite  einen 
Bericht  über  die  Lage  der  Republik  dem  Gonvent  vorzulegen  und  über 
die  ?on  ihm  getroffenen  Massr^eln  zu  berichten.  Daraus  entstanden 
jene  endlosen  Berichte,  ohne  allen  Inhalt,  die  Barrere  regelmassig  dem 
Gon?ent  vorlegte  und  denen  dieser  stets  aufmerksam  zuhörte.  Deber 
alle  BerathuDgen  hat  das  Gomite  Protokoll  zu  führen.  Seine  Be« 
xklösse  bedurften  zwei  Drittel  der  Stimmen,  um  Executivkraft  zu 
haben.  Nachdem  das  erste  Gomite  seine  Vollmacht  durch  mehrere 
Monate  sich  verlängern  liess,  sollte  am  10.  Juli  1793  eben  eine  neue 
Bestätigung  vorgenommen  werden,  als  in  der  Sitzung  dieses  Tages 
Desmoulins  eine  neue  Wahl  beantragte.  Aus  ihr  gingen  Barrere,  Gouthon, 
St  Jnst,  Robert  Lindet,  St  Andre,  Prieur  und  Gasparin  hervor,  von 
der  Partei  Robeapierres;  Herault  de  Sechelles  und  Thuriot  von  Dantons 
Freanden.  Danton  selbst  erhielt  keine  Stimme,  Robespierre  hatte  nicht 
candidirt  Trotzdem  aber  nahm  der  Letztere  an  den  Berathungen  des 
Comites  Theil  und  als  sein  Wille  dennoch  öfters  durch  die  gegnerischen 
Bestrebungen  paralisirt  wurde,  liess  er  Gasparin  austreten  und  durch 
das  Decret  vom  27.  Juli  1793  seine  Wahl  verkünden.  Diese  Acte  des 
liXund  27.  Juli  waren  die  Fortsetzung  des  Staatsstreiches  vom  31.  Mai 
and  von  der  JacoUnerpartei  ausschliesslich  gegen  alle  anderen  Bestre- 
iMiDgen  durchgesetzt  Mit  diesen  Gesetzen  begann  die  Schreckens- 
benrsehaft  und  die  Allgewalt  des  Gomites.  Die  Denunciationen  des- 
selbea  trafen  alle  Kreise  des  Volkes,  die  Mitglieder  des  Gonvents,  ja 
^bst  jene  des  Wohlfahrtsausschusses  waren  nicht  dagegen  geschützt 
Jedermann  konnte  an  das  Gomite  Anklagen  und  Verdächtigungen 
überreichen  und  um  den  Schein  der  Oeffentlichkeit  und  Gerechtigkeits* 
liebe  za  wahren,  bestimmte  das  Decret  vom  12.  September  1793,  dass 
jede  DenunciatiOB  mit  dem  Namen  des  Angebers  gezeichnet  sein  müsse. 

Die  vollste  Macht  dieses  Gomites  aber  wurde  erst  entwickelt  durch    ortete  vom 
das  Decret  vom  la  October  1793  (19.  Vendemiaire  an  H.),  dur4Jh  '*"  ^«'^Jr***'* 
welche  das  Gouvernement  für  die  Kriegszeit  als  revolutionair  erklärt 
wurde  und  dem  die  Gonstitution  vom  14.  Frimaire  an  IL  naobfolgte. 
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die  Leitung  der  Revolutionsarmeen  und  alle  Massregeln  gegen  die 
Contrerevolution  wurden  seiner  Gewalt  anvertraut.  Das  Comite  hatte 
jetzt  die  unmittelbare  Oberaufsicht  über  alle  öffentlichen  Functiooaire 
und  empfing  alle  10  Tage  Bericht  über  die  Ausfuhrung  der  Gesetze, 
sowohl  von  den  einzelnen  Ministern,  als  vom  Gonseil  executif.  Nebes 
dem  Wohlfahrtsausschuss  gab  die  Constitution  dem  Comite  de  sorete 
general  ein  besonderes  Aufsichtsrecht  und  vertraute  ihm  die  gesammte 
innei-e  und  äussere  Polizei.  Am  Ende  jedes  Monats  berichten  beide 
Comites  über  ihre  Thätigkeit  an  die  Convention.  Alle  Gesandten  oitd 
Agenten  des  Comites  sind  zu  dauernder  Correspondenz  mit  demseibea 
verpflichtet,  das  Comite  hat  das  Recht,  solche  anzustellen  in  deo 
Departements  und  bei  den  Armeen.  Ein  Drittel  des  Convents  wurde 
so  als  Nationalagenten  und  unmittelbare  Executivorgane  des  Viohl- 
fahrtsausschusses  über  Frankreich  ausgestreut.  St.  Just  war  selbst 
als  Mitglied  desselben  fast  dauernd  bei  den  Armeen  und  kehrte  erst 
acht  Tage  vor  dem  Sturz  seiner  Partei  nach  Paris  zurück.  Die>e 
sogenannten  Repräsentanten  des  Volkes  in  den  einzelnen  DepartemeDts 
dienten  eben  nur  zur  Beschleunigung  der  Thätigkeit  des  Comites. 
Sie  konnten  alle  öffentlichen  Functionaire,  ebenso  wie  der  Wohl 
£ahrtsausschuss,  nach  persönlichem  Ermessen,  ihres  Amtes  entsetzen 
oder  in  demselben  erhalten.  Als  eine  neue  Thätigkeit  des  Wohl 
fahrtsausschusses  trat  jetzt  die  Leitung  aller  auswärtigen  Angelegen 
heiten  hinzu.  Sie  beschränkte  sich  freilich  nur  auf  Amerika,  Däne- 
mark und  die  Schweiz.  Das  Decret  vom  17.  Mai  1795  bestimmte 
in  dieser  Beziehung,  dass  es  im  Namen  der  Republik  FViedei£> 
Allianz- 9  Neutralitäts-  und  Handelsverträge  schliessen  und  dafür  alle 
Mittel  in  Bewegung  setzen  kann,  die  es  für  nöthig  erachtet  ^ 
kann  V^affeustillstände  mit  den  Feinden  schliessen  und  nach  eigene 
Ermessen  wann  und  wie  es  will  Verhandlungen  darüber  einleiten.  ^ 
kann  selbst  geheime  Verträge  über  die  Sicherheit  des  Staates  mit 
fremden  Mächten  abschliessen  und  dafür  seine  bevollmächtigten  Minister 
ernennen,  welche  jene  Acte  zeichnen,  die  das  Comite  selbst  nicht  fer- 
tigen kann.  Alle  geheimen  Verträge  sind  augenblicklich  rechtskräftige 
alle  öffentlichen  bedürfen  der  Bestätigung  des  Convents.  Nur  wenn  es 
besondere  Umstände  erheischen,  kann  das  Gonüte  über  geheime  Ver- 
träge  Aufschluss  geben.  Erst  nach  dem  Sturz  Robespierre's,  um  die 
Macht  dieses  Comites  zu  schwächen,  wurde  es  durch  das  Decret  >um 
10.  Mai  1795  (21.  Floreal  an  III.)  in  besondere  Sectionen  für  die  Leitaog 
der  einzelnen  Geschäfte  getheilt,  in  welcher  Form  es  sich  bis  zur 
Auflösung  des  Convents  erhielt. 
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So  hat  die  Geschichte  in  beiden  Formen  der  Execntivgewalt  zwei  Kritik 
Tersache  verzeichnet,  die  stets  von  der  Democratie  als  reich  an  Segen  gewait 
aoges^bt,  von  der  Wirklichkeit  und  Praxis  aber  stets  als  todtgeboren^  *••  Conventi. 
Erscheinnngen  wieder  verworfen  worden.  *  In  der  ersten  Form  trug  die 
Execntivgewalt  den  Charakter  eines  einfachen  Beamtenthums,  stand 
io  dauernder  Abhängigkeit  von  der  Gesetzgebung  —  und  war  ohn- 
micbtig  in  Rath  und  That.  Nach  der  zweiten  Form  bildete  die 
Execntivgewalt  nur  einen  Theil  der  Gesetzgebung,  die  sie  durch  ihre 
Mitglieder  üben  liess.  Es  concentrirte  sich  immer  alle  Staatsgewalt  in 
der  Volksvertretung  und  tanzte  hier  nach  den  Willen,  Leidenschaften, 
Interessen  und  Hoffnungen  eben  so  vieler  Köpfe,  als  diese  Hitglieder  hatte 
hernm  und  wäre  dennoch  unfähig  gewesen,  etwas  zu  leisten,  wenn  nicht 
stets  ein  herrschsüchtiges  Mitglied  die  Gewalt  allein  ergriffen  und  hier, 
wie  im  Conseil  executif,  auf  eigene  Faust  gehandelt  hätte.  Die  Tyrannei, 
die  daraus  entstand,  musste  desto  furchtbarer  werden,  jemehr  sie  den 
Schein  hatte,  aus  dem  Volk  selbst  und  seiner  Wahl  herausgewachsen 
ZQ  sein.  Bfan  sieht  das  Ideal  in  seinen  neblichen  Gedanken  und  ver- 
gisst  in  seiner  Seligkeit,  dass  die  Wirklichkeit  einen  starren  Boden  hat, 
auf  dem  man  die  Elemente  nebeneinander  stellen  muss,  frei  aber  har- 
nooirend,  wenn  sie  nicht  durcheinander  fallen  sollen. 


II.  Das  Directorinm. 


BtnleltaiiiP« 

Die  Revolution  war  für  Frankreich  mit  Her  Schreckensherrschaft  oepchiehuieh« 
an  das  Ende  aller  Versuche  gelangt,  sie  war  auf  ihrer  höchsten  Höhe  u«*»*"**»»*- 
angekommen.  Sie  konnte  sich  jetzt  auf  dieser  erhalten  oder  musste 
im  jähen  Lauf  von  dieser  wieder  herabstürzen.  Einen  Augenblick 
schien  es,  als  ob  die  Revolution  durch  die  Gründung  einer  stolzen  und 
glücklichen  Republik  den  Siegeskranz  errungen  habe,  aber  es  war  nur 
ein  glücklicher  Augenblick.  Unter  den  merkwürdigsten  Umständen, 
die  je  die  Geschiente  verzeichnet  hat,  trat  das  Directorium  seine 
Herrschaft  an.  Im  Luxembourg,  wo  es  seinen  Sitz  aufschlug,  war  kein 
Stuhl,  kein  lisch.  Der  Hausbesorger  lieh  den  Machthabern  der  Repu- 
blik einen,  vom  Alter  halbverzehrten  Tisch,  einige  Strohstühle  und  ein 
Blatt  Briefpapier,  auf  dem  sie  das  erste  Gesetz  entwarfen  *).  Eine  furcht- 

^  Thiers  Revolution  Bd.  VII.  8.  6  u.  S. 
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bare  Notb,  ein  schwerer  Winter  verbreitete  Elend  und  Schrecken  im 
ganzen  Lande,  die  Brodpreise  stiegen  zu  einer  erschreckenden  Höhe 
.und  der  Hunger  mit  all  seinen  Lastern  trat  vor  die  Thnren*}.    Aber 
das  ganze  Volk,  das  ganze  Land  brachte  der  neuen  Herrschaft  Ver- 
trauen entgegen.    Man  vertraute  nicht  der  Freiheit  der  Repuhlik,  man 
hoffte  nichts  von  ihrer  Grösse  und  ihrem  Ruhm,  ja  man  zweifelte  an 
ihrem  Bestände,  aber  man  vertraute  der  Herrschaft,  man  hoffte  Freade 
.    und  Glück  des  Lebens  und  stürzte  sich,  nach  den  Tagen  des  Schreckens, 
in   die  Arme   des   Genusses,    wo  und    wie    er  sich    bot.     Es  war 
eine  grosse  Aufgabt,  die  das  Directorium  zu  lösen  hatte.  Niemand 
ahnte,  wie  sie  gelöst  werden  sollte,  aber  es  löste  sie.    Man  hat  sich 
daran  gewöhnt,  das  Dhrectorium  zu  verdammen,  man  vergass  die  Be- 
deutung seiner  Herrschaft  in  Mitten  der  Revolution  und  suchte  die 
Spuren  seines  Urtbeils  in  einzelnen  Ereignissen  und  Verlusten.    In  der 
gesammten  Geschichte  der  Revolution  aber,  in  der  grossen  Geschichte 
Europa's,  nimmt  es  einen  Raum  ein,  der  lange  mit  Rohm  und  Ehre 
mehr  überhäuft  war,  als  die  Zeit  vor  seiner  Herrschaft,  die  an  Bedeu- 
tung und  Wichtigkeit  für  Europa  die  frühere  Revolutionszeit  gewiss 
Aonbreituiiff    überragt    Alle  Völker,  selbst  j«ie  des  fernen  Russlands,  wurden  jctit 
ttber^Europa"  '^  ^«^  Strom  der  Revolution  hineingezogen;  Europa,  zuerst  ein  ängst- 
licher Beobachter  der  rein  französischen  Bewegung,   dann  nur  sich 
erschöpfend  in  ohnmächtigen  Drohungen,  tritt  jetzt  mit  seiner  ganzen 
Macht,  mit  allen  seinen  Heeren  in  die  Ereignisse  ein.    Der  revolatio- 
naire  Strom  ergiesst  sich  über  ganz  Italien,  Deutschland  wird  bis  in 
das  Herz  seines  Gebietes  aufgewühlt,  Belgien  und  Holland  werden  in 
Republiken  umgewandelt,  nach  Afrika  hinüber  drängt  eine  mächtige  Hand 
die  Fluth  und  regt  von  dort  aus  die  erschlaffte  Herrschaft  der  Nach- 
kommen Mohamed's  auf  und  betäubt  mit  gewaltigen  Schlägen  die 
Allmacht  Englands.    Das  Directorium  griff  in  die  ganze  europäische 
Well  und  erregte  in  ihr  einen  wüthenden  Kampf,  um  Friede  dem  Vater- 
land und  Macht  und  Ruhm  dem  eigenen  Volke  zu  geben.    Ein  Staat. 
der  äussere  Fragen  hat)  hat  keine  inneren.    Der  Feind,  der  siegreich 
ausser  den  Grenzen  des  Landes  bekämpft  wird,  vernichtet  selbst  dessen 
innere  Feinde  und  der  Geist,  der  die  Zukunft  des  Landes  in  den 
Siegen  über  den  Grenzen  desselben  sucht,  giebt  Muth  und  Kraft,  im 
eigenen  Haushalt  Friede  und  Ordnung  zu  erhalten.     Das  war  die 
Grösse  des  Directoriums,  als  es  in  die  Herrschaft  eintrat  und  war  der 
Friede  im  Innern  Frankreichs  während  seiner  ersten  Regierungsjahre. 
Es   war  der   Glanzpunkt   der  Revolution   und  jener   der  R^ublik. 
Jourdan  und  Moreau  beherrschten  die  Hälfte  des  Gebiets  DeuteeUands, 


*)  Goncourt  HiBtoire  de  la  Society  franoalse  pendaut  le  Direetoii«  S.  146. 
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Hoehe  hatte  die  Revolution  im  Innern  vollkommen  gebändigt  und  die 
Yendee  beruhigt,  Bonaparte  hatte  im  kühnen  Siegeslauf  Italien  unter- 
worfen. Wohin  er  seine  Schritte  lenkte,  keimte  jetzt  der  Saame  der 
ftanasAsischen  Revolution.  Dass  er  unfruchtbar  war,  der  Saame  der 
Freiheit,  den  ein  stolzer  Sieger  streute,  ahnte  damals  noch  Niemand! 
Ganz  Oberitalien  war  nach'  den  Präliminarien  des  Friedens  von  Leoben 
Tom  18.  April  1797  (29.  Germinal  an  V.)  in  die  cisalpiuische  Republik 
omgewandelt  und  nach  dem  Frieden  von  Campoformio  vom  17.  October 
1797  mit  derselben  das  ganze  Vatland  vereinigt.  Mit  diesen  Schritten 
war  die  Revolution  das  erstemal  für  ganz  Europa  anerkannt  und  ihren 
kühnen  Resultaten  jubelten  die  Völker  entgegen. 

Zuerst  das  Glück,  dann  das  Unglück  der  äusseren  Kämpfe  regten  ^^^^^^  wirren, 
im  Innern  Frankreichs  während  dieser  Ereignisse  die  Parteikämpfe 
von  Zeit  zu  Zeit  wieder  auf.  In  einer  kuhngedachten  Verschwörung  ^) 
r^tt  sich  noch  einmal  die  Jacobiner,  aber  ihre  politische  Bedeutung 
war  längst  verloren  gegangen.  Sie  ahnten  es  auch  und  der  Führer  der 
Partei  suchte  ihre  Macht  allein  in  den  socialen  Interessen.  Man  verdammte 
den  Krieg,  weil  er  die  Menschen  trennt  und  scheidet,  die  man  glück- 
lieb und  frei  wollte,  man  hasste  den  Sieg,  weil  er  stets  den  Sieger 
machtig  und  die  Militairgewalt  möglich  macht,  in  der  Güter-  und 
Lebensgemeinschaft  aber,  die  Babeufs  Constitution,  das  bekannte 
Beeret  economique  verhiess,  durfte  es  keine  Herrschaft  des  Einen  über 
den  Anderen  geben,  diese  muss  allein  auf  der  wahren  Gleichheit  der 
Menschen  errichtet  und  kann  nur  durch  diese  erhalten  werden.  Man 
fürchtete  dennoch  die  Niederlage  im  Kriege,  denn,  die  Heere  geschlagen, 
ist  das  Vat^land  selbst  bedroht  und  mit  dem  Vaterland  die  HofiFnun- 
gen  derer,  die  es  nach  ihren  Absichten  neu  und  glücklich  machen 
wollten.  Man  hat  die  Verschwörung  Babeufs  häufig  für  das  letzte  BAbeaf  und  <»• 
Lebenszeichen  der  Tendenzea  Robespierre's  genommen  *)  und  betrach-  ^**""°"****"- 
tete  die  communistischen  Grundsätze  derselben  als  ganz  nebensächlich. 
Deonoeh  sind  sie  der  Kern  der  revolatiouairen  Bewegung  und  scheiden 
gerade  dadurch  Babeuf  wesentlich  von  Robespierro.  Dieser  wollte 
durch  die  Staatsgewalt  die  Gesellschaft  reformiren  und  vernichtete  sie, 
um  aus  den  Trümmern  derselben  sein  Reich  neu  aufzubauen,  jener 
wollte  durch  die  Gesellschaft  die  Staatsgewalt  zerstören  und  conspi- 
rirte  gegeu  diese.  In  Robespierre  wirkten  politische  Träume,  in  Babeuf 
w  sociale  und  während  die  communistischen  Ideen  der  Jacobiner,  unter 


1)  Buonarotti:  Conspiratioxi  ponr  \'4ga,\M,  dite  de  Babeuf,  sume  du 
Proc^  etc.  etc.  ^828  and  L.  Stein:  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in 
Frankreicii. 

2)  Thien:  B^volation  Bd.  VII.  Laeretelle:  Directoire  Bd.  I. 
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unter  Babeuf  einer  jähen  Vernichtung  entgegen,  weil  sie  planlos  i 
der  Luft  schwebten.  Die  ganze  Geschichte  vom  Socialismus  \a 
Conmunismus  Frankreichs  in  der  späteren  Zeit  zeigt  dieses  Bild  ai 
alle  Ereignisse,  welche  sich  in  ihr  entwickelten,  gingen  nach  kurz« 
Leben  immer  wieder  spurlos  unter.  Die  ungeheure  Yerschwörui 
Babeufs  ward  ohne  einen  Flintenschuss  vernichtet,  ihre  Urheber  b 
stiegen  das  Schaffet  oder  wanderten  in  die  Verbannung  und  ihre  gan 
Thätigkeit  verfiel  nach  ihrem  Tode  einer  langen  Vergessenheit. 

Die  glückliche  Ruhe  des  Staates,  welche  die  Siege  Bonaparte's  i 
Italien  herbeigeführt,  benutzten  auf  der  anderen  Seite  die  Royaliste 
Die  erschlaffte  Gesellschaft,  die  jetzt  im  Taumel  der  Freude  and  dj 
Vergnügens  theilnahmslos  an  dem  Geschick  der  Herrschaft  hinzuleb< 
schien,  gab  ihnen  Muth  und  Hoffnung.  Pichegru  hatte  lange  vorhl 
schon,  als  General  der  Nord-  und  Ostarmee,  seine  royalistischen  Fla^ 
vorbereitet.  Nach  Paris  zurückgekehrt  und  in  den  Rath  der  500  gl 
wählt,  hielt  er  die  Zeit  jetzt  für  geeignet,  mit  seinen  Absichten  heno| 
zutreten.  Eine  Zahl  royalistischer  Abgeordneten  unterstützten  ihn  iii| 
bewiesen,  dass  auch  ein  grosser  Theil  des  Volkes  seinen  Wünsch^ 
nicht  abgeneigt  war.  Die  Wahlen  von  48  Departements  für  das  Jahr  ] 
der  Republik  erhärteten  es*).  Verläumdung  und  Zwiespalt  unter  d^ 
Directoren  verknüpften  mit  der  Verschwörung  selbst  die  beiden  Häopt^ 
der  Regierung,  Carnot  und  Barthelemy.  Der  Staatsstreich  des  l{ 
Fructidor  (4.  September  1797)  setzte  all  diesen  Bemühungen  ein  furchl 
bares  Ende.  Carnot  entfloh,  die  übrigen  Häupter  der  Verschwönmj 
Pichegru,  Barthelemy,  die  royalistischen  Abgeordneten  im  Rath  de 
500  und  der  Alten  wurden  verbannt  und  nach  Cayenne  geschickt,  di| 
Pressfreiheit  vernichtet.  Die  Macht  der  Republikaner  hatte  gesieg 
und  man  konnte  Bonaparte,  der  zumeist  zur  Entdeckung  der  Veij 
schwörung  beigetragen,  mit  doppeltem  Jubel  nach  seinem  Siegeszaj 
durch  Italien  in  Paris  empfangen.  Er  hatte  die  Feinde  ausser  de^ 
Grenzen  Frankreichs  geschlagen  und  damit  jene  im  Inn^n  des  Vaterj 
landes  vernichtet;  er  brachte  den  Frieden  aus  Italien  und  stellt« 
dadurch  den  Frieden  im  Innern  des  Landes  her.  Es  war  ein  JabeH 
Frankreichs,  an  dem  er  in  Paris  einzog,  an  dem  er  allen  Ruhm  erDtete] 
den  die  Republik  bieten  konnte  und  den  er  bedurfte,  um  die  Zukunft 
zu  erobern. 

Aber  das  Vertrauen  zur  Constitution  hatte  der  Staatsstreich  (le5 
18.  Fructidor  untergraben,  „es  blieb  nur  ein  Mittel,  sie  zu  retten,  und 
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das  war  j^es,  sie  unaufhörlich  zu  verletzen*)/*  Deberall  regte  sich 
das  Misstrauen,  die  beiden  Räthe  waren  gespalten,  das  Directorium 
selbst  zerfallen.  Die  Parteien  erhoben  sich  wieder  und  in  der  Leiden- 
schaft suchte  man  die  Mittel  der  Rettung,  die  der  ruhige  Verstand  nicht 
bieten  konnte.  Man  griff  zurück  in  die  revolutionairen  Erinnerungen, 
mitten  in  der  Gesetzgebung,  mitten  in  der  Regierung  erhoben  sich  die 
jacobinischen  Republikaner  von  Neuem  und  beschuldigten  die  Royalisten 
ind  Gemäss^ten,  das  Elend  der  &it,  das  jetzt  hereinbrach,  geschaffen 
in  haben.  D&s  war  das  Verbrechen  des  Directoriums ,  dass  es  selbst 
zu  diesen  Mitteln  griff,  um  sich  in  seiner  HeiTschaft  zu  behaupten.  Die 
trefflichsten  Köpfe  und  reinsten  Charaktere,  die  im  Directorium  damals 
sassen,  Merlin  und  Larevelliere  Lepauz,  wurden  durch  den  Staats- 
streich des  29.  Prairial  an  VII.  aus  dem  Directorium  gedrängt.  Man 
beschuldigte  sie,  die  besten  Republikaner  verfolgt,  die  Wahlen  des 
Jahres  VII.  durch  Anarchie  dirigirt  zu  haben.  Bertrand  du  Calvados 
forderte  in  der  Sitzung  desselben  Tages  laut  den  Austritt  dieser  beiden 
Uiectoren,  weil  sie  das  öffentliche  Vertrauen  verloren  haben.  Boulay 
de  Ut  Meurthe  verspottete  den  einen  als  einen  [«Vömmler,  beschuldigte 
Merlin  der  niedrigsten  Leidenschaften  und  gab  beiden  die  Schuld,  die 
Republik  ins  Elend  geführt  zu  haben,  in  dem  sie  sich  befindet.  Aus 
der  Mitte  des  Directoriums  waren  diese  Beschuldigungen  hervorgegan- 
gen, aus  seiner  Mitte  regte  Barras  die  revolutionairen  Leidenschaften 
auf,  um  sich  selbst  nothwendig  zu  machen  und  in  dem  sehr  einträg- 
lichen Amt  zu  erhalten. 

Mitten  in  dem  inneren  Elend  Frankreichs  fanden  die  Fürsten  Krief«ni>tiück. 
Europas  den  Muth  zur  That  Nachdem  sie  ringsum  ihre  Jahrhundert 
alte  Herrschaft  wanken  sahen,  rafften  sie  alle  Kräfte  zusammen,  warfen 
sich  von  Neuem  in  den  Kampf  und  verbanden  sich  zuletzt  mit  der 
Revolution  selbst,  mischten  sich  in  die  Parteünteressen  und  suchten 
mit  gleichen  Waffen  den  alhnächtigen  Feind  zu  bekämpfen.  Der 
deutsche  Kaiser,  der  Czar  von  Russland,  der  König  von  Neapel,  der 
Pftpst  selbst  warf  sich  in  den  Kampf,  eine  zweite  europäische 
Coalition  hatte  sich  g^en  Frankrdch  gerüstet  und  schien  den  Ruhm 
der  Revolution  vernichten  zu  wollen.  Die  italienische  Revolution  hatte 
das  Werk  der  französischen  Waffen  zerstört,  noch  ehe  Suwarov  mit 
seinen  Cosaken  an  der  Trebia  zum  letztenmal  die  französische  Armee 
SescUagen.  Die  holländische  Revolution  bedrohte  die  Eroberungen 
Frankreichs  im  Norden,  die  Schweiz  anerkannte  den  aufgezwungenen 
Schntz  der  französischen  Herrschaft  nicht  Nur  der  Kriegsheld  der 
Republik  hielt  die  Fahne  des  Sieges  empor,  aber  er  war  ferne  dem 
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Vaterlande,  schlug  seine  Schlachten  unter  den  Pyramidei^  am  Berge 
Tabor  und  vor  Abiikir  und  gewann  hier  seine  ruhmreichen  Stege. 
Schon  waren  die  Finanzen  des  Staates  auf  das  FurchtUarste  zerrüttet, 
die  Noth  des  Landes  stieg  und  jede  verlorene  Schlacht  in  Deutschland 
und  Italien  machte  sich  doppelt  fühlbar.  Hit  dem  Steigen  des  Elends 
stieg  die  Planlosigkeit  der  Regierung.  Halbe  Massregeln,  leere  Worte 
waren  es,  die  man  der  Verwirrung  und  Noth  entgegen  setzte.  pAber 
nicht  diese  können  uns  nützen,  rief  Sieyes,  ein  Kopf  und  ein  Schwert 
thun  uns  Noth.''  Die  Stimme  des  Volkes  hatte  beides  längst  bezeichnet 
und  wo  ein  gi'osser  Mann  die  Augen  der  Welt  auf  sich  zieht,  da 
verschwindet  der  Werth  der  Parteien  und  die  Hoffnung  eilt  ihm  ent- 
gegen. In  dem  Zwiespalt  der  Parteien  konnte  der  allein  Rettung 
bieten,  der  über  allen  stand  und  mächtiger  als  alle  war.  Am  9.  October 
1799  landete  Bonaparte  in  Toulon,  eilte  im  Triumph  nach  Paris  m\ 
endete  mit  dem  Staatsstreich  des  18.  Brumaire  an  VUl.  (9.  Novemb«? 
1799)  die  Geschichte  des  Directoriums.  Es  siegte  ein  einziger  Mano. 
den  das  Vertrauen  stärkte,  gegenüber  hundert  Machthabem,  die  ohnf 
Vertrauen  die  Gewalt  in  Händen  hatten,  gegenüber  der  ganzen  Repih 
blik,  die  das  Vertrauen  zu  sich  selbst  verloren!  Ein  Kopf  hatte  die 
Gegenwart  in  einem  Augenblick  entschieden,  das  Schwert  sollte  eine 
lange  Zukunft  beherrschen. 


VolkR. 
flODTerainlUit. 
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Die  Assemblees  primaires  und  electorales. 
Trotz  der  furchtbaren  Stürme,  welche  der  Herrschaft  des  Directo- 
riums vorhergegangen  waren,  trotzdem  während  der  Verfassung  der 
neuen  Constitution  die  Volksleidenschaft  zu  wiederholtenmalen  deo 
Gonvent  bedrohte,  hielt  man  doch  noch  fest  an  der  einzigen  Basis  de: 
Republik,  an  der  Volkssouverainität  und  erklärte  in  der  Gonstitntiofl 
an  ni.  Art  2:  Die  Gesammtheit  der  lranz6sischen  Bürger  ist  der 
Souverain.  Aber  man  kehrte  zurück,  gereift  durch  schwere  Erfahron- 
gen,  auf  die  Grundsätze  der  Constituante:  Das  Volk  übt  seine  Soa- 
verainität  durch  die  Uebertragung  der  Gewalten  und  nimmt  dieselbe 
vor  durch  die  Wahl  in  den  Assemblees  primaires  und  electorales.  Da& 
Wahhrecht  freilich  ward  wieder,  wie  schon  erwähnt,  an  einen  Cen.sa> 
gebunden  und  dadurch  eine  grosse  Zahl  Bürger  von  der  Debung  ihre^ 
Souv^ainitätsrechtes  ausgeschlossen.  Die  Bildung  der  Assemblees 
primaires  und  electorales  ruhte  durchgehend  auf  den  BestimrauogeD 
der  Constituante,  wonach  allein  die  Wahlbürger,  die  seit  einem  Jabr 
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im  CantoD  wohnten,  die  Urversammlungen  bilden  und  alle  die  seit 
derselben  Zeit  abwesend  sind,  ihr  Wahlrecht  im  Canton  verloren 
haben.  Art.  17.  Ein  zu  diesem  Artikel  später  erschienenes  Decret 
vom  9.  März  1797  (19.  Ventose  an  V.)  erörterte  diese  Bestimmung 
dahin,  dass  der  Aufenthalt  während  dieser  Zeit  auf  Grund  einer  öffent- 
lichen Wirksamkeit  oder  eines  Militairamtes  keineswegs  das  Stimmrecht 
in  dem  Ort  des  Aufenthalts  erwirbt,  aber  auch  nicht  für  den  Ort,  wo 
mao  als  wohnhaft  gilt,  verlustig  macht.  I^xlt  derjenige,  der  wirklich 
bei  solcher  Gel^enheit  seinen  Wohnsitz  ändert,  erwirbt  das  Wahlrecht 
för  seinen  neuen  Wohnort.  Das  Stimmrecht  kann  nach  der  C<msti- 
tntion  nur  persönlich  und  für  denselben  Gegenstand  nur  einmal  geübt 
weiden.  Art  18.  In  jedem  Ganton  soll  wenigstens  eine  Drversamm- 
iang  bestehen  und  wenn  nach  der  Bevölkerung  mehrere  errichtet 
werden  müssen,  so  soll  dies  so  geschehen,  dass  in  einer  Urversammlung 
wenigstens  450  und  höchstens  900  Burger  vereinigt  sein  sollen.  Art  19. 
Ein  späteres  Wahlgesetz  vom  11.  September  1795  (25.  Fructidor  an  III.) 
gab  fär  die  Bildui^  der  Urversammlung  neue  Bestimmungen.  Damach 
sollte  die  Municipalität  von  vornherein  besondere  Listen  der  Wahl- 
burger entwerfen  und  nach  der  Zahl  derselben  die  Versammlungen 
bestimmen.  Eine  Gemeinde  mit  900  Wahlbürgem  soll  eine  Assemblee 
liaben,  jene  mit  mehr  Wahlbürgem  soll  die  Urversammlungen  so  bilden, 
dass  auf  je  eine  600  Borger  kommen.  Die  innere  Polizei  in  den 
Assemblees  gehört  diesen  selbst,  Art  25,  wenn  sich  aber  Schwierig- 
keitm  erheben  über  die  Ausfibung  eines  Stimmrechts,  dann  entscheidet 
die  Assemblee  selbst  nur  provisorisch  und  ein  Recurs  ist  zulässig  an 
das  Civiltribnnal  des  Departements.  Art  22.  In  allen  anderen  Fällen 
kann  nur  das  Corps  legislatif  über  die  Rechtskräftigkeit  einer  Hand- 
lung der  Urversammlungen  entscheiden.  Art  23.  Alle  Wahlen  werden 
darch  geheime  Abstimmung  vollzogen  und  wer  überführt  wird,  dass 
er  Stimmen  gekauft  oder  verkauft  hat,  ist  für  20  Jahre  und  im  Wieder- 
holungsfall für  immer  von  allen  öffentlichen  Functionen  ausgeschlossen. 
Art  31,  32.  In  diesen  so  organisirten  Volksversammlungen  übt  das  ,^"J^Ji^, 
Volk  seine  Rechte.  Es  nimmt  hier  die  Veränderungen  in  den  Consti- 
tutionsacten,  welche  die  Gesetzgebung  vorlegt,  an  oder  verwirft  sie;  es 
wlhlt  hier  alle  öffentlichen  Functionaire,  die  die  Constitution  aus  der 
Volkswahl  hervorgehen  lässt  So  wählt  die  Assemblee  primaire  die 
Mitglieder  der  Assemblee  electorale,  die  Friedensrichter  und  deren 
Beiatzer,  die  gesammte  Municipaladministration  des  Cantons  und 
die  Gemeindebeamten  in  den  Gemeinden  über  5000  Seelen.  Art  26 
und  27.  In  den  Gemeinden  unter  dieser  Seelenzahl  wählen  die  Communal- 
venanoilungen  die  Beamten  jeder  Commune  und  deren  Hülfsbeamten. 
Art  28.    Jede  Assemblee  primaire  ernennt  einen  Wähler  auf  200—300 
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Vollbürger,  auf  300—500  zwei  und  drei  auf  500—700  Vollburgei 
Art.  33.  Die  aus  den  Urversammlungen  hervorgegangenen  Vählc 
vereinen  sich  alle  Jahre  för  10  Tage  in  den  Assemblees  electorak 
und  nehmen  jene  Wahlen  vor,  zu  denen  die  Constitution  sie  berechtig 
und  zwar:  Die  Wahlen  für  das  Corps  legislatif,  für  das  Cassation« 
tribunal,  die  hohe  Jury  und  die  Departementsadministration,  jene  de 
Präsidenten,  öffentlichen  Ankläger  und  Greffiers  der  Criminaltribnnal 
und  der  Richter  der  Civiltribunale.  Art.  37,  41.  Für  die  Wahl  d< 
Mitglieder  des  Corps  legislatif  in  beiden  Käthen  concurriren  alle  D( 
partements  nach  Yerhältniss  ihrer  Einwohner.  Diese  Verhältnis^ 
werden  alle  zehn  Jahre  sicher  gestellt,  während  welcher  Zeit  kein 
Aenderung  in  der  Bildung  der  Gesetzgebung  vorgenommen  werde! 
kann.  Art.  50,  51.  Für  die  innere  Organisation  dieser  Assembleel 
und  die  Art  und  Weise  der  Abstimmungen  gelten  dieselben  Be$tim> 
mungen,  wie  für  die  Urversammlungen.  Die  Gommissaire  des  Direc 
toriums  haben  den  Departementsverwaltungen  den  Zusammentritt  del 
Wahlversammlungen  und  die  Auflösung  derselben  anzuzeigen.  S» 
haben  ausserdem  kein  Recht,  können  den  Gang  der  Berathungen  wedä 
hemmen  noch  abbrechen  und  dürfen  überhaupt  den  Sitzungssaal  dd 
Versammlung  nicht  betreten.  Aber  sie  haben  das  Recht,  die  Protocolli 
jeder  Sitzung  zu  begehren  und  darnach  jeden  Missbrauch  des  Wahl 
rechts  bei  der  Executivgewait  anzuzeigen.  Ueber  die  Rechtskräftigkeil 
der  Handlungen  einer  Wahlversammlung  hat  nur  die  Gesetzgebung  vi 
entscheiden.  Art  48.  Diese  Wahlkörper  haben  kein  Deputationsrech^ 
dürfen  keine  Adressen  und  Petitionen  erlassen  und  antereinaodfl 
sebats  nicht  correspondiren.  Art.  37,  38.  Der  Code  des  delits  et  des  peine^i 
vom  25.  October  1795  versuchte  die  Freiheit  der  Volksvei-sammlung 
noch  zu  schützen,  indem  er  jede  gewaltsame  Störung  derselben  aJ^ 
ein  Verbrechen  erklärt  und  mit  15  Jahre  schwerem  Kerker  bedrohtj 
Art.  616,  und  weiter  bestimmte,  dass  keine  Militairanfstellung  am  Ort 
der  Wahlversammlungen  statthaben  darf.  Art.  618.  Erst  das  schon 
erwähnte  Decret  vom  11.  September  1795  erklärte,  dass  die  Bürger. 
welche  das  Recht  haben  als  Wähler  aufzutreten,  sich  vorher  als  Cao- 
didaten  in  eine  Liste  eintragen  sollen,  welche  dann  von  den  Admini- 
strationen veröffentlicht  wird.  Diese  haben  das  Recht,  jene  Bärger. 
welche  sie  für  untauglich  erachten,  zu  streichen.  Die  Angst  vor 
revolutionairen  Umtrieben  war  so  hoch  gestiegen,  ^dass  man  zu  so 
willkürlichen  Massregeln  griff,  welche  nur  die  Beschränkungen  ^^ 
Wahlrechts,  die  Napoleon  einführte,  vorbereiteten,  den  Revolutions- 
stürmen aber  dennoch  kein  Hindemiss  entgegenstellten.  »Man  kann 
nur  so,  erklärte  schon  Boissy  d'Anglas  bei  der  Berathni^  der  Con- 
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stitation*),  alle  GombinatioDeii  der  Intrigue  zu  nichte  machen,  wenn 
man  Omen  einen  so  grossen  Raum  zu  durchlaufen  und  eine  so  grosse 
Zahl  von  Personen  zu  corrumpiren  giebt."^  Eigenthümliche  T&uschungl 
Unter  dem  Schutz  des  Königthums  und  erfüllt  von  heiliger  Begeisterung,  c<<<i^  <>«• 
wählte  das  Volk  die  grOssten  Geister  seiner  Zeit  in  dem  Augenblick,  diete/zeit 
wo  es  das  erstemal  volle  Freiheit  seines  Geistes  und  seiner  Handlung 
g^noss.  Dnter  den  Fahnen  der  allgemeinen  Gleichheit  stellte  man  die 
niedere  Masse  ohne  Besitz  und  Intelligenz  diesen  gleich  und  bewilligte 
gerne  ihr  Begehren  nach  Rechten  gleich  joien,  ja  sogar  mehr  als  jenen. 
Der  Convent  war  die  traurige  aber  lehrreiche  Folge  dieses  Treibens. 
Entsetzt  dadurch  sucht  man  nach  ihm  mit  Aengstlichkdt  Mittel,  die 
Wiederkehr  gleicher  Zustände  zu  verhindern.  Und  was  findet  man? 
Man  ist  nicht  bemüht,  die  niedrigen  Klassen  im  engsten  Kreis  des 
Staatslebens  und  der  Gemeinde  heranzuziehen  zur  Uebung  jener  Pflichten, 
die  würdig  machen  könnten  zum  wahrai  Gennss  der  Rechte.  Die 
Gemeinde  liegt  ja  in  den  U&nden  eines  Heeres  von  Beamten.  Ja  man 
denkt  gar  nicht  daran,  auf  solche  Art  Staat  und  Gesellschaft  innig 
za  verbinden  und  ihre  Widersprüche  zu  versöhnen.  Nein !  Der  Beam- 
teostaat  hatte  kein  anderes  Mittel,  als  auch  die  Verfassungsthätigkeit 
des  steuerzahlenden  Volkes  der  Beeinflussung  der  Beamten  zu  über- 
liefern, um  den  Missbrauch  zu  verhüten.  Napoleon  begriff  diese  An- 
tinge  der  auch  hier  bevormundenden  Gesetzgebung  und  wie  wir  sehen 
werden,  verfielen  unter  seiner  Herrschaft  Verfassung  und  Wahlrecht 
gittzlieh  der  Bureaucratie.  So  stark  ist  die  Macht  der  Verhältnisse, 
dass  sie  dem  unbewussten  Menschen  auch  das  eifersüchtigst  bewahrte 
Becht  doch  entreisst,  wenn  es  in  seinen  letzten  Gründen  nur  von  ihnen  in 
Nutzen  und  Schaden  abh&ngt  Man  versteht  in  Frankreich  von  diesem 
Aogenblick  an  unter  einem  freien  Wahbecht  bis  auf  heute  fast  nichts 
anderes  mehr,  als  die  Freiheit  desselben  von  der  Beeinflussung  der 
Staatsbeamten.  Und  doch  wieder  hat  die  Regierung  kein  anderes  Mittel 
es  den  willkürlichsten  Parteiumtrieben  zu  entziehen,  als  die  Beherrschung 
desselben  durch  seine  Organe.  Sie  ist  gezwungen  dazu  und  wird  es 
sön,  so  lange,  .als  sie  mit  dem  Volke  nicht  erkennen  lernt,  dass  die 
Basis  einer  wahren  Freiheit  und  die  Rettung  vor  Missbrftuchen  nicht 
io  Verbssnngsänderungen,  sondern  in  einer  gesunden  und  fi*eien  Ver- 
wakongsoi^anisation  liegt,  weil  in  dieser  ja  erst  das  zur  Geltung  und 
thatsSchlichen  Bewahrheitnng  gelangt,  was  jene  immer  nur  als  ab- 
stractes  Recht  ausspricht. 


^)  C.  N.  Tom  6.  Mesiidor  an  III. 


nie  sesetxi^ebeiiile  Gewalt« 

Berufung  und  Bildung  des  Corps  legislatii 
Ein-  nnd  Zwei-  In  dem  Augenblick,  als  Frankreich  durch  die  Revolution  die  durch 
ammfiNy»  em.  ^.^^  VoHtsvertretung  beschränkte  Monarchie  gegründet  hatte,  whob 
sich  die  Frage  nach  der  besten  Form  dieser  Volksvertretung  und  be- 
sonders die  Frage  nach  der  Nützlichkeit  des  Ein-  und  Zweikammer- 
systems. In  der  Constituante  trat  Lally  Tolendal,  durchdrungen  voo 
der  Verehrung  für  die  englische  Verfassung,  für  das  Zweikammersystem 
auf*),  aber  die  Stimme,  die  eigentlich  nur  Hässigung  lehren  wollte. 
verhallte  in  den  Stürmen  der  Revolution.  Man  betrachtete,  wie  ich 
früher  schon  erwähnt,  eine  erste  Kammer,  in  welcher  Form  immer  sie 
sich  gestalten  möge,  als  das  Refugium  des  alten  Adels,  man  wollte 
nur  eine  Volksvertretung  in  einer  Kammer,  damit  nidits  die  Schnellig- 
keit und  Thatkraft  derselben  hemme.  Aber  man  wollte  sie  auch,  weil 
mau  klar  erkannte,  dass  die  grosse  Aufgabe,  die  die  Revoiutioo  zo 
lösen  habe,  nur  durch  die  Macht  eines  einheitliche  Willens  gelost 
werden  könne.  Nun  habe  ich  schon  darauf  hingewiesen,  wie  man 
unter  der  Hen*schaft  der  Constituante  von  allem  Anfitng  mit  klareoi 
Blick  erkannte,  dass,  seitdem  man  alle  Standesunterschiede  abgeschabt. 
das  Volk  also  zu  einem  gleichen  und  einheitlichen  gemacht,  auch  die 
Vertretung  des  Volkes,  also  sein  politischer  Ausdruck,  nur  das  Wider- 
spiel seiner  socialen  Grestaltung  sein  konnte.  Die  Vorstelinngen,  die 
englische  Verfassung  nach  dem  todten  Buchstaben  des  Gesetzes  auf 
Frankreich  zu  übertragen,  waren  überwunden.  Und  als  man  in  d^ 
Zeit  der  Restauration  dennoch  wieder  in  den  Glauben  der  Möglichkeit 
einer  solchen  Uebertragung  zurückfiel  und  in  der  Pairskammer  die 
englische  Verfassung  nachbildete,  hat  man  damit  doch  nichts  eneagt, 
als  einen  ewigen  Widerspruch  derselben  mit  der  Volksvertretung  uhI 
hätte  die  Constitution  der  Julimonarchie  jenes  Herrenhaus  nicht  gam 
ohnmächtig  gemacht,  so  hätte  es  sicher  dauernd  dieselbe  Stelloi^ 
behauptet.  Dasselbe  Schauspiel  bietet  ein  jahrelanges  constitotioneiles 
Verfassungsleben  in  Preussen.  Ein  ohnmächtiger,  armer  und  nameo* 
loser  Adel  findet  in  einem  Herrenhause  mne  übermässige  VertretsD?* 
bildet  als  solcher  ein  hervorragendes  Glied  in  der  Staatsregienuig  do<1 
hat  doch  weder  ein  Recht  zu  seiu,  noch  eine  andere  Macht  dazu,  al^ 
die  Vorliebe  der  Regierung.  Keine  Basis  findet  er  im  Volke,  kein 
Vertrauen  und  keine  Liebe,  er  ist  allein  der  Vertreter  eines,  v<>n 
anderen  Gesetzen   nicht   mehr  anerkannten  Standesinteresses,  ^tebt 


*)  R^imp.  de  Tanc.  Monit.  1789  Kor.  48,  49,  60,  62  und  63. 
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so  mit  der  Gesetzgebung,  Staat  und  Volk  im  ewigen  ^nderspruch. 
In  Oesterreich,  wo  eine  langjährige  Uebung  fast  alle  Standesunter- 
schiede verwischt  hat,  bürgerliche  Minister,  bürgerliche  Generäle  ihre 
Namen  mit  der  nationalen  Geschichte  verknüpft  hatten,  in  diesem  Staate 
hat  eine  noch  ganz  junge  Verfassung*}  denselben  Zwiespalt  erzeugt. 
Schon  treten  Adel  und  Geistlichkeit  als  bes<mdere  Stände  in  der  erstMi 
Kammer  dein  Volk  in  dem  Abgeordnetenhaus  gegenüber.  Nicht  lange 
wird  es  dauern  und  die  Trennung  wird  ein  lebendiges  Ständegefühl, 
dieses  andere  Interessen  und  die  Interessen  eine  feindliche  Stellung, 
gegenüber  der  grossen  Masse  des  Volkes,  erzeugen.  Das  Volk  selbst 
wird  sieh  auf  dieser  Basis  der  Trennung  seiner  Gesetzgebung  spalten 
und  diese  wird  zur  Nichtigkeit  herabsinken  und  dem  Absolutismus 
sich  in  die  Hände  werfen  oder  in  einem  ewigen.  Kampf  zu  einer  nutz- 
loeen  Schauspielertruppe  herabsinken.  Wenn  der  menschliche  Geist 
kein  anderes  System  sdiaffen  kann,  dann  ist  sicher  für  den  Gontinent 
die  einheitliche  Volksvertretung  so  nothwendig  als  gerecht  und  einzig 
mdglieh,  weil  sie  allein  der  Gesellschaft  der  continentalen  Staaten 
entspricht  Die  französische  Revolution,  welche  dafür  eine  Reihe  lehr- 
reicher Beispiele  geben,  scheiterte  nicht  an  der  Unmöglichkeit  oder 
Umiehtigkeit  des  Grundsatzes,  sondern  an  der  Unl6rmlichkeit  der 
Gewalt,  die  sie  stets  versuchte  in  die  Volksvertretung  zu  legen  und 
io  dem  Mangel  eines  Elementes,  das  die  Pairskammer  in  einem  Lande 
ersetzt  hätte,  das  eben  keine  wahren  Pairs  mehr  besass;  das  auf  einer 
anverinderlichen  Basis  die  Interessen  von  Staat  und  Gesellschaft, 
wenn  «e  sich  trennen,  versöhnt  und  die  Darstellung  der  stättigen 
Entwicklung  derselben  gewesen  wäre.  Dieses  Element  wäre  ein  Staats- 
lath  gewesen.  Ein  Körper,  der  gebildet,  also  durch  die  Initiative  der 
Regiemng,  welche  die  Interessen  des  Staates  zumeist  erkennen  muss 
imd  nicht  gewählt  wird.  Aber  die  Nothwendigkeit  eines  solchen  Kör- 
pen zeigte  sich  dennoch,  indem  er  sich  mit  der  Ruhe,  die  dem  Gonvent 
folgte,  von  selbst  und  trotz  der  verfehlten  Organisation,  welche  seinen 
VorUaler  kennzeichnet,  bildet  Sie  wurde  auch  von  den  Gesetzgebern 
erkannt  Aber  von  den  Ideen  der  Volkssouverainität  noch  beherrscht,  i^i«  voricnfer 
rechte  man  die  Lösung  des  Zwiespaltes,  in  den  die  einheitliche  Volks-  stMurath>. 
▼ertretong  den  Staat  dauernd  zu  stürzen  drohte,  nur  in  der  Auflösung 
derselben  in  zwei  Theile  zn  finden.  Und  denmach  machte  man  aus  dem 
WQgeschailenen  Theil,  dem  Rath  der  Alten,  eine  Volksvertretung,  die 
Büt  derselben  nichts  als  die  Wahl,  aus  der  sie  hervorging,  gemein 
batte.  Im  üebrigen  aber  war  man  auch  über  das  Wesen  von  Staat 
tuid  Gesellscbaft  noch  keineswegs  klar  geworden.    Man  hatte  eine 

*)  Orandgesets  fiber  die  HeichBTertretung  vom  26.  Febroar  1861. 


obgleich  sich  diese  von  selbst,  vermöge  ihrer  Naturkraft,  einen  beson- 
deren Zweck  scha£fte,  doch  nichts  weiter,  als  ein  Mittel,  mit  dem  man  der 
Corruption  der  Gesetzgebung  für  immer  vorgebeugt,  der  revolationairen 
Gewalt  in  allen  Strömungen  des  Staatslebens  den  th&tigsten  Kreis  ab- 
geschnitten zu  haben  meinte.  Die  Constitution  bildete  das  Corps  legislatif 
aus  dem  doppelten  Rathe :  Dem  Rath  der  Fünfhundert  und  dem  Rath  der 
Alten.  Aber  trotz  des  Willens,  der  Gesetzgebung  Maass  und  Würde  lu 
geben,  trotz  der  Ueberzeugung  das  Mittel  dafür  gefunden  zu  haben, 
beherrschten  die  Ideen  der  Revolution  noch  so  lebendig  die  Geister, 
dass  man  sich  von  ihnen  nicht  im  ersten  Augenblick  lossagen  konnte. 
Der  Rath  der  Fünfhundert  war  und  blieb  als  Volksvertretung  die 
einzige  Gesetzgebung  und  theilte  mit  den  früheren  alle  guten  und 
schlechten  Eigenschaften.  Aus  dem  Rath  der  Alten  wurde  ein  Janus- 
köpf,  dessen  Thätigkeit  theils  in  die  Gesetzgebung,  theils  in  die  Exe- 
cutivgewalt  hineingriff.  In  der  ersten  Beziehung  erzeugte  er  nur 
einen  Zwiespalt  in  der  Volksvertretung,  welche  nicht  wenig  beitnis 
zu  jener  Machtlosigkeit,  die  Bonaparte  das  leichteste  Mittel  gab,  sie 
zu  vernichten.  In  der  zweiten  Richtung  aber  war  er  eine  so  krtf- 
tige  Stütze  der  Executivgewalt ,  dass  Bonaparte  diese  zumeist. be- 
nützte, um  mit  wenigen  Grenadiren  die  Gesetzgebung  zu  vertreiben. 
Der  Rath  der  Alten  selbst  erkannte  in  dieser  seiner  Thätigkeit  zameist 
seinen  Beruf  und  stellte  sich  willfährig  auch  auf  die  Seite  der  Regie- 
rung und  trat  so  gradezn  in  die  Thätigkeit  haupteächlich  ein,  welche 
einen  Staatsrath  charakterisirt  und  charakterisiren  muss.  Als  Napoleon 
denn  auch  wirklich  einen  Staatsrath  bildete,  nahm  er  aas  dem  Ratb 
der  Alten  die  Mitglieder  desselben.  Dieses  schwankende  Werden  eines 
grossen  Institutes  darf  nicht  Wunder  nehmen.  Die  Geschichte  zeigt 
wie  selten  das  Grosse  und  Gute  in  einem  Augenblick  dem  Geist  ^ 
Einzelnen  enspringt,  sondern  wie  es  nach  und  nach  zur  Klärung  sich 
emporringt  Napoleons  Geist  aber  durchschaute  nur  mit  scharfen 
Blicken,  was  sich  allmählig  schon  entwickeln  wollte.  Aus  der  TbStig- 
keit  der  Executive  des  Rathes  der  Alten  fand  er  den  Weg  zu  seinen 
Staatsrath,  aus  jener  der  Gesetzgebung  desselben  den  Fingerzeig  zu 
seinem  Senat  Die  folgende  Darstellung  wird  dies  noch  klarer  zeigen. 
Das  Aullösungsdecret  des  Convents  vom  22.  August  1795  berief 
nun  diese  beiden  Räthe,  alsbald  nach  der  letzten  Sitzung  des  Convents 
ihre  B^rathungen  zu  eröffnen  und  schon  am  30.  October  desselben 
Jahres  (7.  Brumaire  an  IV.)  machte  das  neue  Corps  l^slatif  seinen 
Zusammentritt  öffentlich  bekannt  und  erklärte  sich  als  constituirt  - 
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A.  Der  Rath  der  Fünfhundert. 

Der  Rath  der  Ffinlhundert  soll  unwandelbar  nie  mehr  als  Fönf-  BUdaD« 

/  dM  Rftthi  der 

hmidert  Mitglieder  zählen  und  erneut  sich  alle  Jahre  in  einem  Drittel  FflofhaBd^rt. 


'  Mi^lieder.  Art.  53.  Jedes  derselben  muss  wenigstens  30  Jahre 
aKsein  und  durch  10  Jahre  ununterbrochen  und  unmittelbar  vor  der  Wahl 
ifl  der  Republik  gelebt  haben.  Das  Alter,  welches  die  Constitution 
filr  die  RAthe  foitlert,  sollte  bei  der  ersten  Wahl  nicht  in  Betracht 
kommen  und  überhaupt  erst  mit  dem  Jahr  VIL  der  Republik  verbind- 
iieh  sein.  Bis  dahin  genügte  ein  Alter  von  25  Jahren.  Art  78,  74. 
Diese  Bestimmung  ward  als  nothwendig  erachtet,  weil  das  Wahlgesetz 
für  das  erste  Corps  Legislatif  vom  29.  August  1795  (13.  Fructidor 
SB  HL)  bestimmte,  dass  jedes  Departement  zwei  Drittel  seiner  Abge^ 
onloeten  im  ConvMit  wieder  wählen  müsse  und  nur  ein  Drittel  neu  nach- 
gewlhlt  werden  könne.  Die  meisten  Abgeordneten  des  Convents  aber 
hitten  das  fiOr  die  Gesetzgebung  in  Zukunft  nOthige  Alter  noch  nicht 
emidit  Diese  letzteren  Bestimmungen  waren  am  Schlnss  des  Convents, 
wo  einen  Augenblick  die  Parteien  versöhnt  schienen,  nur  eine  letzte 
Conee^non,  welche  die  gemässigte  Rechte  der  revolutionanren  Linken 
aadite.  Sie  beweisen  nur,  wie  der  grösste  Theil  des  Convents  vor 
der  Zukunft,  die  Gericht  iber  die  Vergangenheit  halten  konnte,  zitterte. 
Die  Rechte  des  Convents  wusste  wahrlich  ni^t,  was  sie  mit  jenem 
Zsgertändniss  that.  Bald  lehrte  es  die  Zeit.  Die  neuen  Wahlen  fielen 
last  durchweg  royalistisch  ans  und  selbst  aus  dem  Cenvent  wählte  man 
mir  die  gemässigteren  und  überging  die  Jacobiner  sowohl,  als  die 
Tlwniiidorianer.  Boissy  d'Anglas  ward  von  72  Departements  gewählt, 
Pelot  von  7U  Pontecoulant  von  33,  Thibaudeau  von  32  Departements. 
Uese  Männer  fahrten  jetzt  das  Centrum  der  Gesel^ebung  und  mit  ihnen 
TertHuiden  sassen  auf  denselben  Bänken  Daunou,  Sieyes,  Cambac^rte, 
Cheoier,  Ramel,  Lacanal  und  andere  der  hervorragenden  Conventsmit- 
glieder.  Sie  bildeten  den  Kern  jener  Partei,  welche  zwischen  der  revoiu- 
tiofittureo  Linken  und  der  jetzt  wieder  streng  royaUstisehen  Rechten  das 
Schiedsrichteramt  übten.  Die  Republik  war  für  sie  eine  Nothwendtgkeit 
obgMeh  sie  alle  nur  mehr  sehwache  Republikaner  waren.  Es  waren  znm 
groiseD  Theil  Männer  des  Gesetzes  und  hielten  nur  darum  mit  streng 
joristisehem  Gefühl  an  d^n  einmal  anerkannten  Grundgesetz  des 
Staates,  an  der  ConstitotioB  an  ID.  Sie  waren  gemässigt  in  äiren 
Beden  und  prüften  mit  Strenge  und  Gereditigkeit,  was  als  Gesetz 
S^ordert  wurde.  Ausser  dem  Corps  legislatif  stützten  sie  sich  auf  die 
B<«Mannte  feinere  Gesellschaft,  strebten  nach  ihrem  Wohlgefallen  und 
^r  Zustimmung  und  achteten  weder  die  grosse  Masse  im  Volk,  noch 
die  Yertretung  derselben  auf  der  Linken  des  Raths  der  Fünfhundert. 
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Ibre  kalte  Berechnung,  ihr  fost  kleinlich  abwägender  Verstand  ver- 
nichtete jede  unter  ihnen  jetzt  noch  aufkeimende  Begeisterung.  Und 
dennoch  bedarf  die  Republik,  wenn  sie  in  üurem  Bestände  nut  solchen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat,  wie  die  junge  französische,  deuoch 
bedarf  sie  des  hohen  Mnthes,  des  begeisterten  Glaubens.  Abeßt  es  wir 
fie  Zeit  der  Reaction,  auf  allen  GHedem  lastete  noch  der  finstere 
Geist  der  Schreckensherrschaft,  man  tanzte  auf  den  Gräbern  der  von 
ihr  Dabingeopferten,  man  wollte  ruhen  auf  der  Stelle,  die  man  endlich 
errungen  hatte,  man  wollte  mdit  zurück,  weil  man  die  Vergangenheit 
fürchtete,  naan  konnte  nicht  vorwärts,  vreil  man  von  der  Zukunft  keinen 
rechten  Begriff  hatte.  Es  war  die  Zeit  des  Zweifels  in  der  stets  die 
brblose  Mittelpartei  herrscht,  die  endlich  auch  den  Ausschlag  giebt, 
wenn  sieh  das  Element  zeigt,  das  den  Zweifel  nach  ibrer  dunklen 
Ahnung  am  Besten  entscheiden  kann.  Napoleon  wav  dieses  Elwent 
und  er  stAtzte  sich  auf  diese  Partei. 
Die  Royaiitten  Die  fltreng  royalistische  Rechte  fand  erst  ihre  wahre  Kraft,  als  die 
oeMUf/buDf .  Wahlen  für  das  Jahr  V.  voifenommen  worden.  Nadi  BaillenFs  Biiidit 
am  16.  März  1798  (26.  Ventöse  an  YL)  wurden  sie  von  den  rayalisti- 
sehen  Sendlingen  auf  das  SchmftUichste  misrt>rattchl:  Man  vevf&hrte 
die  Bauern,  die  nicht  schrdben  und  lesen  konnten,  bd  ihrer  Stionuih- 
gäbe,  man  schmugelte  Dienstbeten  und  Fremde  unter  die  WaUminntr, 
gab  mehrfach  seine  Stimme  ab,  ja  ein  Edehnanu  wagte  ea  sogar,  sidi 
mit  seinem  Adelstitd  in  die  Wahllisten  einzutragen.  Diese  Sdüiinac 
ist  gewiss  übertrieiMn.  Es  bedurfte  all  dieser  Umtriebe  nicht  mehr.  Di^ 
Volk  hatte  bisher  noch  wenig  segensreiehe  Früchte  von  der  Repablik 
geerntet.  »Wühlen  wir  Männer,  sagte  man,  die  durch  die  Revehitisn 
gar  kmne  Verpflichtung  haben,  die  unsere  Wünsche  erfÜUea  und  nneeie 
Ruhe  eriudten.  Wftbhm  wir  Royalisten,  reine  und  fraadfiebende 
Bioyalialen  *).''  So  traiten  jetzt  eiae  Menge  unerfahrener  M^Mchen  in 
die  Geset^iebung,  sie  erhitzten  dwch  ungescUekte  Fordenmgen  die 
Gemither  sdbat  der  ginrtssigtea  Partei  und  als  kvrs  vor  dem  18. 
Fmctidor  der  junge  Deputirte  Jordan  beehrte,  dass  man  den  Kir^ea 
ihre  Glocken  zuriekgeben  seUte,  brach  der  Sturm  loss,  der  bei  den 
Refbrnauträgen  Fiohegrus  über  die  Nstioiialgarde,  endlieh  avokmit 
einem  fimhtbaren  Staatsatreich  auf  die  Häupter  der  Ri^lislen  nieder- 
fiel  Der  la  Fruetidof  ents^ied  das  Geschick  dieser  Partei.  Piehegm 
und  eine  Zahl  der  heftigsten  Royalisten  ward  ansgestossen  aus  dt« 
Bath  und  nach  Gajenne  depoitirt,  die  Waihlen  von  4S  Depmrtements 
als  aielilig  erklärt  Jetzt  gewann  die  revolulämiaire  Unke  die  Ober- 
hand, obgleich  ihr  immer  noch  eine  starke  Opposition  gegenäberstwl. 


*)  LaeMteUe  Dlre^toire  Bd.  IL  8.  S7. 
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Am  Anfing  der  Sitzungen  des  Ratbs  der  Panfhundert  hatte  hier  Tallien 
acb  noch  von  Zeit  za  Zeit  Oeltung  verschaffen  können,  doch  war  er 
bald  au9  dem  Rath  ausgeschieden  und  mit  Napoleon  nach  Egypten 
gegangen.  Bertrand  de  Calvados,  Talot,  Treilhard  selbst,  der  spAtere 
kaiserlidie  Staatsrath,  der  wilde  Amar  ragen  jetzt  anf  dieser  Seite  hervor, 
lacb  Luden  Bonaparte  stutzte  seine  Bedeutung  zum  Theil  auf  diese  Partei. 
Nadi  dem  Staatsstreich  des  18.  Fructidor  verbanden  sich  selbst  die  bes- 
seren Köpfe  der  andern  Parteien  wieder  mit  ihr,  wie  Bouley  de  la  Meurthe, 
Daanou  und  andere,  aber  weder  sie  noch  die  übrigen  Parteien  gewannen 
nach  diesem  Tage  noch  einmal  einen  festen  Boden.  Die  Parteien  waren 
dadurch  zu  scharf  getrennt,  übertrugen  den  Parteihass  ins  Volk  und 
empfingen  selbst  vom  Directorium,  das  nach  denselben  Parteien  ge* 
^Iten  war;  dauernd  Nahrung.  Nur  ein  Staatsstreich  konnte  die 
Parteien  zersprengen,  der  sie  zugleich  vernichtete  und  den  Kämpfen 
eiD  sicheres  Ziel  setzen.  Er  wurde  zur  rechten  Zeit  von  einer  kräftigen 
Soldatenhand  geAhrt. 

B.  Der  Rath  der  Alten. 
Die  zweite  Kammer  der  gesetzgebenden  Gewalt,  der  sogenannte  niidaag 
Kaih  der  Alten,  wurde  aus  250  Mitgliedern  zusammengesetzt  und  **Au«a. 
Mlhe  sich  gleichfalls,  wie  der  Rath  der  Fünfhundert,  alle  Jahre  in 
eimra  Drittel  neu  erg&nzen.  Art.  82.  Jedes  Mitglied  soll  40  Jahre 
liklett,  verlieirathet  oder  Wittwer  sein  und  ^rfthrend  der  letzten  15  Jidire 
onmittelber  vor  der  Wahl  in  der  Republik  gewohnt  haben.  Diese 
letzte  Bedingung  sollte  und  konnte  keine  Anwendung  finden  auf  jene 
B§rger,  welche  in  einer  Büssion  des  Gouvernements  ausserhalb  der 
Republik  wohnen.  Art  83,  84.  Die  so  zusammengesetzte  Abtheilung 
des  Corps  legislatif  sollte  nun  keineswegs  eine  erste  Kammer,  ein 
Herren-  oder  Pairshaus  sein,  wie  man  häufig  angenommen  nnd  schon 
Boissj  d'Anglas  bei  der  Abfiassung  der  Constitution  widerlegt  hat. 
Die  Bildung  und  Zusammensetzung  dieses  Rathes  war  jedenIMls  auch 
dieser  Auffassung  entgegengesetzt.  Er  wurde  gewählt,  wie  der  Rath 
der  PQnIhundert  und  beide  zusammen  wurden,  wie  die  firfiheren  Gesetz- 
gAungen,  durch  das  Volk  ernannt.  Ihre  Zahl  war  zusammen  dieselbe, 
wie  jene  der  frGberen  Volksvertretungen  und  aus  bdden  Räflien  schied 
alle  Jahre  ein  Drittel  der  Mitglieder  aus.  FQr  diese  Ausscheiduag 
simoU,  als  ffir  die  je  nech  10  Jahren  eintretende,  f&r  die  Wahl  der 
Yolksvertretung  nOthige  Zählung  der  Bevölkerung,  wurden  beide  Rätbe 
immer  als  ein  Kdrper  angesehen,  ohne  Unterschied  und  ohne  verschie» 
Acne  Form  und  Organisation.  Noch  deutüeher,  als  aus  der  Art  seiner 
Rldong,  wird  man  aus  den  Rechten  dieses  Rathes  erkennen,  wie 
er  auch  dadurch  von  der  Institution  der  englischen  ersten  Kammer, 
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der  deutschen  Herrenhäuser  und  der  späteren  Pairskammer  Prankreiclis 
verschieden  war.  Und  dennoch  erzielte  er  dieselbe  Trennung  der  Gesetz- 
gebung und  mit  ihr  dieselbe  Spaltung  des  Volks,  wie  diese  und  wo  immer 
sie  uns  die  Geschichte  als  eine  unnaturliche  Erscheinung  zeigt  Wir« 
ein  scharfausgeprägter  Unterschied  zwischen  beiden  gewesen,  so  hätte 
diese  Volksvertretung  vielleicht  bessere  Früchte  der  Republik  getragen, 
als  jenes  Zwitterding,  von  dem  man  in  dem  Augenblik  wo  ein  Zwie* 
Spalt  eintrat,  nicht  mehr  wissen  konnte,  wohin  es  g^ört,  ob  es  ein 
^*«  Theil  des  Volkes  oder  ein  Theil  der  Regierung  seil  Die  Pairskam- 
und  d«r  mern,  welche  Gestalt  sie  auch  haben  mögen,  werden  ernannt  in 
Rath  der  Alten,  dieser  Emeunung  von  Seiten  der  Regierung  sollen  sie  ja  ihr  wahres 
Wesen  finden.  So  sollen  sie  die  Vertreter  der  Dauerhaftigkeit  des 
Regimes,  der  Sicherheit  desselben  und  in  Zeiten  der  Gefohr  ein  Schutz 
der  Regierung  sein.  Die  Pairskammer  soll  keine  zweite  Schale  an 
der  Waage  des  Staats,  sondern  soll  ein  Schwergewicht  sein,  weiches 
zwischen  der  Schale  der  Regierung  und  jener  der  Volksvertretung  ein 
dauerndes  Gleichgewicht  zu  erhalten  hat.  Durch  diesen  scharf  aus- 
geprägten Charakter  in  ihrer  Bestifnmung  weiss  Volk  und  Regierang, 
über  welche  Kräfte  es  verfugt  und  auf  welche  Mächte  es  sich  stützen 
kann.  Dieser  Rath  der  Alten  aber  war  nach  seiner  Entstehung  durch 
Wahl  aus  dem  Volke  hervorgegangen.  Der  Zahl  nach  erg&nzte  er  die 
alte  Zahl  der  Volksvertretung  und  war  dadurch  auf  das  Innigste  mit 
dieser  verbunden.  Aber  durch  die  höheren  Bedingungen,  die  man  an 
die  Wahlfähigkeit  seiner  Mitglieder  stellte,  das  höhere  Alter,  die  Er- 
fahrung und  den  höheren  Census,  schuf  man  der  Intelligenz  und  dem 
Besitz  ein  ganz  besonderes  Organ  und  gab  ihm  gerade  jene  Aufgabe 
zu  erfüllen,  welche  diese  zumeist  beanspruchen,  die  Stättigkeit  der 
Entwicklung,  die  Festigkeit  und  Dauer  der  Regierung  zu  erhalten.  Nur 
durch  den  Zwiespalt  seiner  Befugnisse  liess  er  die  verschiedensten 
Deutungen  zu.  Die  Regierung  konnte  auf  ihn  sich  stützen,  weil  er  die 
Dauer  und  Festigkeit  derselben,  gegenfiber  einer  allen&lls  revofaitio- 
nairen  Gesetzgebung,  sichern  sollte.  Aber  nach  seiner  Entstehung  und 
einzelnen  Befugnissen  wieder  musste  der  Rath  der  Alten  dennoch  immer 
auf  der  Seite  des  Volkes  stehen,  sobald  der  Rath  der  Fünfhundert  sich 
von  der  Regierung  lossagte.  So  konnte  immer  das  Volk  auf  ihn 
rechnen,  weil  er  durch  das  Vertrauen  des  Volkes  gewählt  worden, 
aber  umgekehrt  konnte  es  gerade  wieder  nicht  auf  ihn  zählen,  w«l  er 
nach  seiner  Thätigkeit  bestimmt  war,  die  Regierung  zu  stützen.  Es 
war  ein  gefährlicher  Versuch,  dessen  Ende  man  wohl  nicht  klar  be- 
rechnen, aber  hätte  ahnen  können,  dessen  Gefahr  aber  zumeist  in  dem 
Processe  lag,  der  alles  Werdende  begleitot.    Er  konnte  sich  friedlich 
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ToHziehen  oder  in  gewaltsamer  Bewegung  schaffen,  was  er  bestimmt 
zu  erzengen  war. 

Man  wollte  die  Gesetzgebung  in  ihrer  Bildung  und  Einheit  nicht  ver«uch 
trennen,  sondern  wollte  die  Leidenschaften  nur  scheiden  und  dadurch  J^^^  dopp«Htn 
eioe  gewisse  Mässigung  erzielen.  Aber  man  vergass,  dass  mit  der  Kammer. 
Trennung  früher  oder  später  ein  Gegensatz  der  llieile  entstehen  müsse. 
Er  war  in  den  Meinungen  von  allem  Anfang  an  vorhanden  und  alsbald 
nach  Eröffnung  des  neuen  Corps  legislatif's  wusste  Jedermann,  dass 
der  Rath  der  Alten  eine  andere  Aufgabe  habe  und  ein  anderes  Ziel 
verfolge,  als  der  Rath  der  Fünfhundert.  Man  schwächte  den  Gegen- 
satz durch  die  Ausscheidung  einer  Zahl  Royalisten  nach  dem  Staats- 
streich des  IS.  Fructidor,  aber  er  bildete  sich  gemäss  der  Bestimmung, 
die  der  Rath  der  Alten  hatte,  augenblicklich,  wie  nach  einem  Natur- 
gesetz, wieder  und  als  Napoleon  nach  der  Heri;schaft  griff,  konnte  er 
sich  auf  diesen  Zwiespalt  berufen  und  was  das  Gefährlichste  war,  er 
konnte  sogar,  gestützt  auf  den  Rath  der  Alten,  behaupten,  dass  er 
das  Volk  und  des  Volkes  Meinung  vertrete.  Eine  solche  Trennung 
der  Volksvertretung,  vollzogen  auf  der  Basis  unklarer  Begriffe,  wird 
stets  zu  einem  solchen  Ende  fuhren.  Man  zwingt  das  Volk  sich  selbst 
za  spalten,  es  greift  sich  ins  eigene  Herz  und  zerreisst  es  am  Ende 
mit  den  eigenen  Händen.  Es  war  das  Schicksal  der  einzigen  Erschei- 
nung, die  die  europäische  Geschichte  in  der  Art  verzeichnet  hat,  es 
wird  das  Schicksal  jeder  ähnlichen  sein.  Die  Revolution  hatte  die 
Volksfreiheit  und  Rechte  doch  zu  sehr  lieben  gelehrt,  als  dass  man 
sie  50  schnell  opfern  und  einer  Pairskammer  vielleicht  anvertrauen 
wollte.  Aber  die  Revolution  hatte  die  Volksfretheit  auch  fürchten 
gelehrt,  als  dass  man  sie  noch  einmal  einer  Schreckensherrschaft  hätte 
entgegenführen  wollen.  Aus  dem  Zwiespalt  der  Ueberzeugung  entstand 
der  Zwiespalt  der  That. 

Es  schien  am  Anfang  der  Thätigkeit  der  Gesetzgebung,  als  di«  Krutf 
ob  der  Rath  der  Alten  seiner  Bestimmung  ganz  meisterlich  genug  ^'^'^Jl^*^*' 
thuen  werde.  Da  sassen  der  edle  Larevelliere  Lepaux,  der  durch 
harte  Erfahrungen  gereifte  Girondist  Languinais,  da  sassen  Baudin, 
Lacroix,  Lebrun  und  ein  Theil  der  Juristenschule  des  Kaiserreichs, 
an  ihrer  Spitze  der  ausgezeichnete-  Portalis.  Et»  war  eine  Minori- 
tät, diese  kleine  Schaar,  gegenüber  dem  Rath  der  Fünfhundert,  aber 
es  war  eine  hohe  Weisheit,  die  sie  leitete.  Sie  schmeichelte  keiner 
Partei,  sie  fürchtete  keinen  der  Directoren,  aber  sie  zählte  im  Volk 
^e  mächtige  Partei  und  wusste  diese  stets  zu  vergrössern.  Der  18. 
Fruetidor  zersprengte  den  enggeschlossenen  Kreis.  Ein  Theil,  und  mit 
flun  Portalis,  wurde  ausgeschieden  und  lebte  in  stiller  Zurückgezogen- 
bttt,  der  andere  verbarg  seine  Gesinnung,  misstraute  dem  Rath  der 
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Käthen,  als  sie  sich  nach  dem  Staatsstreich  das  erstemal  mit  aus- 
gesprochener Feindseligkeit  gegenüber  getreten  waren;  die  Hoffnung» 
waren  gespalten  und  darnach  spaltete  sich  Wunsch  und  Thätigkeit 
Als  Napoleon  aus  Egypten  heimkehrte,  verstärkte  er  durch  diese 
Kräfte  seine  Kampfgenossen  und  siegte  mit  ihnen. 


Gpineliifaine 
Rechte. 

Bildung  der 
Oesetse. 


Die  Rechte  des  Corps  legislatif  und  seiner  Mitglieder. 
In  beiden  Käthen  der  neuen  Gesetsgebung  zusammeBgenommeD 
lag  die  ganze  gesetzgebende  Gewalt  und  nur  von  dem  Zusammen- 
wirken beider,  in  der  von  der  Constitution  bestimmten  Form,  hing 
die  Rechtskräftigkeit  eines  Gesetzes  ab.  Der  Rath  der  Fünfhundert 
hatte  ausschliesslich  das  Recht  der  Gesetzvorlage,  Art.  76,  und  die 
von  ihm  acceptirten  Vorlagen  heissen  Resolutionen.  Art  79.  In  den 
Vorreden  zu  diesen  müssen  der  Tag  der  Berathung,  der  Titel  des 
Gesetzes  und  die  Gründe  einer  allfalsigen  Beschleunigung  angegeben 
sein.  Art.  80  und  81.  Der  Rath  der  Alten  hatte  das  aasschliessliche 
Recht,  diese  Resolutionen  anzunehmen  oder  zu  vorwerfen.  Art  n6. 
Er  konnte  jede  Berathung  ablehnen,  wenn  sie  nicht  nach  den  Formen 
des  Gesetzes  und  der  Geschälitsordnung  beschlossen  worden  sind. 
Art.  88.  Daher  entschied  er  auch  jedesmal  über  die  angegebene 
Dringlichkeit  einer  Resolution  und  wenn  er  diese  verwarf,  war  jede 
weitere  Berathung  über  die  Gesetzvorlage  von  selbst  ausgeschlossen. 
Art.  89  und  90.  Die  Resolutionen  des  Raths  der  Fünfhundert,  wenn 
sie  vom  Rath  der  Alten  adoptirt  wurden,  führten  den  Namen  eines 
Gesetzes.  Art.  92.  Auch  sie  mussten  in  ihren  Vorreden  die  Tage  der 
Berathung  und  die  Gründe  der  Dringlichkeit  enthalten.  Art.  93  und  94. 
Nur  über  das  ganze  Gesetz,  nie  Ober  die  einzelnen  Artikel  oder  Pars- 
graphe,  konnte  der  Rath  der  Alten  entscheiden  und  berathen,  wesn 
er  die  Vorlage  überhaupt  annahm.  Art.  95.  Seine  Zustimmong  er- 
folgte  mit  der  Formel:  »Le  conseil  des  anciens  approuve,**  seine  Ableh- 
nung mit  den  Worten:  »La  Constitution  annulle,*'  wenn  der  Rath  der 
Fünfhundert  einen  Formfehler  verschuldete  und  >,Le  conseil  des  aocies^ 
ne  peut  pas  adopter,**  wenn  ohne  einen  solchen  Fehler  der  Ratli 
der  Alten  die  Vorlage  zu  verwerfen  für  nöthig  hielt  Mit  diesen  For- 
meln unterzeichneten  der  Präsident  und  Secretair  die  Resolutionen  des 
Rathes  der  Fünfhundert.  Art.  96—98.  Im  Fall  einer  Verwerfung  d« 
Resolution  konnte  der  Rath  der  Fünfhundert  dieselbe  in  dem  nim- 
liehen  Sitzungsjahr  nicht  mehr  einbringen,  doch  hatte  et  das  Recht, 
zu  jeder  Zeit  Gesetze  zu  präsentiren,  welche  einzelne  Bestimmungen 
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MB68  lAgelehnften  Gesetzes  wieder  enthielten.  Art  100.  So  lag  in 
den  Rechten  des  Raths  der  Alten  ^ewissermassen  das  Veto  einer 
Exeeotivgewalt  Consequent  geübt  musste  es  stets  za  jenen  Folgen 
fahren,  wohin  es  bei  dieser  ftbrt,  wenn  sie  es  übt  Es  konnte  nur 
Verfeiasaogafc&mpfe  erzeugen.  Andererseits  lag  in  dem  Beaufsichtig 
gongsrecht  des  Battis  der  Alten  über  die  Ordnung  und  Gesetzmässig- 
keit der  Verhandlungen  eine  Thätigkeit,  die  nur  einem  Staatsrath 
gebührt  hätte.  Napoleon  übertrug  sie  qp&ter  dem  Senat,  als  er  ihm 
das  Recht  ertheilte,  ein  Gesetz  anzufechten,  welches  nicht  verfassungs- 
Bisog  zu  Stande  gekommen. 

Im  Verein  mit  dem  Rath  der  Alten,  doch  nur  über  Vorschlag  des  Theiiiuiin« 
Diractorinms,  entschied  der  Rath  der  Fünfhundert  über  Krieg  und  Frieden.  kzVoqut«. 
Art  326.  Die  Verträge  und  Friedensschlüsse,  welche  das  Directorium  ein- 
Mite  und  allein  durchzuführen  hatte,  gewannen  jedoch  erst  Kraft,  wenn 
beide  Räthe  ihre  Zustimmung  zu  denselben  ertheilteu.  Art.  333.  Ueber 
Krieg  und  Frieden  und  alle  anderen  auswärtigen  Beziehungen  berathen 
iMide  Räthe  stets  geheim,  als  Generalcomite.  Art  334.  Der  Rath  der 
Fäaflinndert  hatte  ferner  das  Recht  der  Wahl  der  Ezecutivgewalt, 
Art  132,  und  der  ö  Gommissftre  der  Nationalsehatzverwaltung.  Aft.  315. 
In  beiden  Fällen  stellte  er  eine  Gandidatenliste  auf,  aus  wdcher  der 
Sath  der  Alten  die  5  Direetoren  und  die  5  Commissäre  der  National- 
aebatzverwaltong  zu  emenmea  hatte«  Die  Wahl  und  Bildung  dieser 
Listen,  ebenso  wie  die  Ernennung  aus  deoeelben,  geschah  durch  ein 
gehetmeB  ScrutininnL  Auch  hier  kann  xnan  die  tbeilweise  Erfüllung 
eines  WoBsches  erkennen »  den  man  allenthalben  nach  dem  Muster 
Koglands  zur  Wahiheit  machen  wiU.  Wie  dort  die  Minister  nur  ein 
Aosflchuss  des  »privy  Council^  sind»  so  sollen  auch  in  Frankreich  die 
köchslen  Esecnttvbeamten  durch  Wahl  aus  der  Mitte  der  Körper  hervor- 
phtn,  welche  die  höchsten  Staatsinteressen  in  sich  vereinen.  Die  Direc- 
(onn  waren  auch  in  der  T^t  nur  Minister  mit  einer  mehr  als  gewöhn- 
lidifin  Ezecutivgewalt,  ebenso  wie  die  Commissäre  des  Nationalschatzes. 
Nicht  dass  man  dem  Rath  der  Alten  die  Ausschlag  gebende  Thätigkeit 
4ibei  zuwiest  sondern  dass  man  die  eigenthdie  Gesetzgebung  wieder 
mit  der  Ezecutivgewalt  vermischte,  war  hier  gefährlich  und  prindplos. 

In  der  Vertretung  dieser  höchsten  Nationalinteressen  sind  die  PermADeiu  der 
Mitglieder  des  Corps  legislatif  nidit  die  Repräsentanten  der  Depar-  ^1^^^^^, 
weifte  sie  gewiyiU,  sondern  der  ganzen  Nation.  Kein  Depar- 
darf  wegen  dieser  Bedeutung  eines  Mitgliedes  der  Gesetzgebung 
Abgeordneten  Inslriictionea  geben.  Act  52.  Das  Corps  legis- 
btif  ist  daher  auch  perman^t  und  kann  sich  alldn  auf  eine  von  ihm 
selbst  bestimmte  Zdt  vertagen.  Art.  59.  Doch  kiom  die  Vertagung 
ohne  die  Zustimmung  der  anderen,  sich  nicht  über 


Sitzungen  in  derselben  Comune  eröffnet,  in  der  die  letzte  Session  ge- 
schlossen wurde.  Art.  57.  Beide  Räthe  aber  müssen  stets  in  dersel- 
1)en  Comune  residiren.  Art  48.  Nur  dem  Rath  der  Alten  steht  es 
SU,  den  Sitzungsort  des  Corps  iegislatif  zu  verändern.  Ein  solche» 
Decret  ist  unwiederruflich  und  beide  Räthe  sind  gehalten,  sich  augen- 
blicklich an  den  neu  bestimmten  Sitzungsort  zu  begeben  und  können 
vom  Tage  eines  solchen  Decrets  an,  in  dem  früheren  Sitzongsort  kein« 
Berathung  mehr  halten.  Die  Mitglieder,  die  diesem  Gesetz  zuwider- 
handeln, machen  sich  eines  Verbrechens  g^en  die  Sicherheit  der 
Republik  schuldig.  Des  gleichen  Verbrechens  machen  sich  die  Direc- 
toren  schuldig,  wenn  sie  es  verweigern  ein  solches  Decret  zu  siegeloj 
und  zu  promulgiren.  Wenn  nach  20  Tagen,  vom  Tage  des  Decrets 
an,  die  Majorität  der  beiden  Räthe  ihre  Ankunft  am  neuen  Sitzungsort 
und  ihre  Vereinigung  daselbst  der  Republik  nicht  bekannt  giebt,  so 
haben  die  Departementsverwaltungen  oder  die  Civiltribunale  augenH 
blicklich  die  Dr-  und  Wahlversammlungen  für  die  Wahl  eines  nea^ 
Corps  Iegislatif 's  zusammen  zu  rufen.  Die  Verwaltung,  welche  die^ 
versäumt  oder  verweigert,  macht  sich  des  Uochverraths  schuldig  undj 
des  Attentates  auf  die  Sicherheit  der  Republik,  ebenso  wie  jeder 
Bürger,  der  der  Berufung  der  Wahlversammlungen  ein  Hinderniss  ent- 
gegensetzt Wenn  an  dem  Ort,  den  der  Rath  der  Alten  als  neuen 
Sitzungsort  vorgeschlagen,  eine  Vereinigung  der  Volksvertretung  no-j 

BedeatQDgdes  möglich  ist,  SO  ist  dort  das  Corps  Iegislatif,  wo  sich  überhaupt  diej 
taangsorte«  ^^-^^j^^^  ^^  Mitglieder  desselben   einfindet.     Art.   102—108.     AnS\ 

GetetEgtbang.  diesen  schwerwiegenden,  in  Zeiten  des  Friedens  wohl  selten  nothwcn- 
digen,  aber  stets  gefährlichen  Bestimmungen  der  Constitution,  gründete 
sich  zu  einem  grossen  Theil  die  Leichtigkeit  des  Staatsstreiches  am 
18.  Brumaire.  Der  Sitzungsort  des  Corps  Iegislatif,  während  der  ganzen 
Dauer  der  Herrschaft  des  Directoriums,  war  die  Hauptstadt  des  Reichs. 
Hier  tagte  im  Palais  du  Luxembourg  der  Rath  der  Alten,  im  Lonvre 
der  Rath  der  Fünfhundert  Die  für  Frankreich  vor  allem  mas^ebende 
Bevölkerung  von  Paris  stand  ihnen  zur  Seite,  bewachte  ihre  Thätigkeit 
und  empfing  die  Wirkungen  einer  Volksvertretung  unmittelbar  in  ihr^ 
ganzen  Kraft  und  Bedeutung.  In  Zeiten  der  Gefahr,  welche  die  Volks- 
vertretung bedroht,  stand  schützend  die  grosse  Zahl  der  hauptstadti- 
schen Bevölkerung  auf  ihrer  Seite  und  selbst  ohne  jede  revolutiooaffe 
Bewegung  giebt  ihre  Bedeutung  jeder  Volksvertretung  schon  einen  höhten 
Glanz,  ein  schwerwiegendes  Ansehen.  Die  Interessen  andererseits,  weiche 
die  Volksvertretung  zu  vertreten  hat,  sind  der  Art,  dass  die  Haupt- 
^    Stadt  des  Reiches  ein  dauerndes  Recht  hat,  diese  in  ihra*  Mitte  m 
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babeo.  Ferne  der  Haoptstedt  sinkt  ihre  Bedeatung,  ihre  Thätigkeit 
hat  knnen  anderen  Werth»  als  den  einer  Canzleithütigkeit,  das  Interesse 
an  ihr  TMrinnt  imm^  mehr  im  Sande  der  Gleichgültigkeit,  jemebr  es 
den  Blicken  der  grossen  Bevölkerang  entzogen  ist.  Die  Assemblee 
Coiutitnaiite  schon  wollte,  um  ihr  Verfassnngswerk  mit  genügender 
Rohe  Tollenden  zu  können,  ihre  Sitzungen  von  Paris  nach  einem  ande- 
reo  Ort  Frankreichs  verlegen.  Sie  hat  es  nicht  gethan,  denn  mit  der 
Ri^  das  ahnte  sie,  die  sie  gefunden  hätte,  wfire  jedenfalls  der  Lebens- 
oerv  der  Revolution  auch  abgeschnitten  worden.  Auch  die  Bevölkerung 
TOD  Paris  wusste  genau,  welch  hohe  Bedeutung  die  Constituante  erringen 
müsse,  wenn  sie  in  ihrer  Mitte  tage.  Sie  zog  daher  an  jenem  berühmten 
Octebertag  1789  nach  Versailles  und  holte  König  und  Yolksvertre- 
toog.  Jetzt  erst  begann  die  Revolution,  jetzt  erst  empfing  sie  ihre 
Kraft.  Ebenso  deutlich  wusste  Napoleon,  was  er  begehrte,  als  er  am 
18.  Brumaire  den  Rath  der  Alten  veranlasste,  durch  ein  Beeret  des- 
selben Tages,  die  Sitzungen  des  Corps  legislatif  nach  St  Cloud  zu 
verlegen.  Schon  für  den  19.  Brumaire  wurde  es  dahin  einberufen  und 
weislich  den  Parisern  versprochen,  es  bald  wieder  in  ihre  Uitte  zurück 
IQ  senden.  Vergebens  war  der  Widerstand  des  Raths  der  Fünfhundert, 
er  nrasste  der  Constitution  gehorchen  und  am  selben  Tage,  als  er  in 
St  Cloud  sich  versammelte,  sprengte  mit  wenigen  Grenadiren  Bona- 
parte das  GoTfis  legislatif  und  seine  Dqtutirten  flüchteten  durch  Thür 
Qnl  Fenrter,  von  Niemand  gehindert,  von  Niemand  beschützt,  ja  selbst 
von  Nieouuid,  als  einigen  massigen  Zuschauern,  be^icfatet.  Seit  jener 
Zeit*)  veraüchnete  die  Staatsgeacfaichte  dasselbe  Manoever  öfters.  In 
öer  Revolution  des  Jahres  1848  drängte  die  prenssische  Regierung  die 
Volksvertretung  von  Berlin  nach  Königsberg,  die  österreichische  ver- 
setzte die  Nationalversammlung  von  Wien  nach  Kremsir,  leider  noch 
unterstützt  von  dm*  übereilten  Willfährigkeit  der  Volksvertretung  selbst 
Beide  hatten  dasselbe  Geschick,  wie  50  Jahre  vorher  das  Corps  legis- 
latif der  französischen  Republik.  Und  wenn  Frankftirt  in  dem  histo- 
mlien  Bewuestsein  des  deutschen  Volkes  nicht  eine  so  gewichtige 
StelhiDg  einnehmen  würde,  seine  Bundesvwsammlung  würde  für  ganz 
I^tschland  noch  ohnmächtiger  und  gleichgültiger  sein,-  als  sie  es  in 
te  That  Ist.  Die  grossen  Interessen  eines  Volkes  werden  zumdst  in 
seiner  Haoptstadt  ausgefochten.  Dahin  gehört  auch  jener  Volkskörper, 
der  diese  Inteiressen  vertritt,  da  allein  kann  er  die  ihm  nöthige  Bedeu-^ 


*)  Aach  im  ancien  Röginie  übte  man  schon  das  gleiche  Kunststück  zu 
gleichem  Zweck  und  mit  gleichem  Erfolg,  in  Anbetracht  der  Etats  provinciauz. 
EngeDe  Bonnemire:  La  France  sous  Louis  XIV.  in  der  Revue  Germanique 
*  tna^Mt  Tom  1.  October  1864:    Les  ötats  provineiaoz  aons  Louis  XIV. 
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timg  erringen.  Seinen  Sitzun^ort  zu  beatiauDea  muss  ein  anssdiUett- 
liches  Recht  der  Gefletogebung  sein  and  während  des  Direeteriiims 
hätte  es  dem  Rath  der  Fonffaundert  gebührt  nnd  ihm  allein.  Dass 
man  es  jenem  halben  Exeeatiyorgane.  überliess,  war  nor  ein  Yorlinfer 
jener  Missbr&uche,  zu  denen  Napoleon  später  auch  den  Staatsrath  be- 
natzte und  zn  denen  Executivorgane  stets  mehr  geeignet  sind,  als 
Gesetzgebongskörper. 
Rechte  der  Für  die  einzelnen  Mitglieder  der  beiden  Käthe  des  Corps  legidilif 

beidün'^Rlt^e!  ^^ton  jotzt  alle  Bestimmungen  der  Constituante  über  die  Unabhängig- 
keit der  Volksvertretung  wieder  auf.  Nur  nach  4en  Farmen  nnd  in 
den  Fällen,  welche  die  Constitution  festsetzt,  kann  ein  Mitglied  der 
Nationalvertretnng  in  Untersuchung  gezogen,  angeklagt  und  goiditet 
werden.  Art  110.  Diese  Unverietzlichkeit  dauert  noch  30  Tage  nach 
dem  Erteschen  des  Mandates  als  Deputirten  Art.  111.  Nur  för  Crini- 
naiverbrechen  kann  ein  Deputirter  im  Fall  der  Ertappung  auf  der 
That  festgenommen  werden;  doch  ist  augenblicklich  davon  dem  Corps 
legislatif  Nachricht  zu  geben  und  eine  weitere  Yerfdgung  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn  sie  der  Rath  der  Fünfhundert  gendimigt  nnd  der  Bakli 
der  Alten  dedretirt.  Ausser  diesem  Fall  kann  kein  Deputirter  von 
einem  Poliaeibeamten  feslgenomnien  und  geiangen  ^haitea  werden, 
bevor  der  Rath  der  Fünfhundert  nicht  selbst  die  Anklage  erhebt  und 
der  Rath  der  Alten  sie  bestätigt  Nur  wegen  eines  Criminalveri)rechens 
kann  ein  Mitglied  des  Corps  legislatif  vor  ein  gewöhnlichss  Tribwial 
gezogen  werden.  In  allen  anderen  Fällen,  ebenso  wie  weesn  des  Ver- 
brechens des  Verraths,  der  Veruntreaung»  die  Versudie  die  Gonstitutioo 
zu  Sturzen  und  die  Attentate  gegen  die  innere  Sicherheit  der  R^uUik 
kann  nur  die  „haute  Cour  de  Justice*^  Rechenschaft  von  ihm  fordern 
und  eine  Verfolgung  vornehmen.  Art.  112— 115.  Diese  Bestimmoagen 
hätten  nur  einmal  in  Kraft  gesetzt  worden  sollen,  als  jener  berächtigte 
Postmeister  Druet,  der  Ludwig  XVI.  in  Varennes  anetirte,  nach  der 
Sprengung  der  Verschwörung  Babeufs,,  an  der  er  sich  als  Mitglied 
des  Ratiis  der  Fänf hundert  bethniligte,  gefangen  genofamen  wurde. 
Man  vermied  iedoch  die  Anklage  und  den  Process  und  liesa  den  Schul- 
digen entschlüpfen.  Der  Staatsstreich  des  IS.  Fructidor  fuid  sein 
Eedht  in  der  Gewalt  und  fiber  die  aMSgestossenen  Deputirten  wmde 
weder  eine  Anklage,  noch  ein  Process  erhoben.  Man  schickte  sie  nscfa 
sununarischem  Verfahren  nach  Cayenne.  Alle  Denunciationiii  gegen 
einen  Abgeordneten,  bestimmte  weiter  die  Constitution,  müssen  bei  dem 
Rath  der  Fünfhundert  schriftlich  und  unterzeichnet  eingebracht  werden, 
wenn  denselben  Statt  gegeben  werden  soll.  Soll  die  Anklage,  welche 
der  Rath  der  Fünfhundert  erhebt,  Rechtskraft  haben,  so  muss  über 
dieselbe  ebenso,  wie  über  ein  Gesetz»  berathen  werden.  Der  angeechol- 
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d%te  Deputate  hat  das  Recht,  vor  dem  Rath  sich  zu  verantworten 
ud  geniesst  dafür  eine  dreitägige  FVist  Doch  ist  seine  Anwesenheit 
gieicbgfiltig  fir  die  Entscheidung,  ob  überhaupt  eine  Anklage  Statt 
haben  Icann.  Wenn  diese  Frage  vom  Rath  der  Fünfhundert  bejahend 
entschieden  wird,  hat  der  Rath  der  Alten  den  Angeschuldigten  vor- 
zniaden  und  nach  einer  demselben  g^ebenen  zweitägigen  Frist  ent- 
scheidet derselbe,  mit  denselben  Formen  wie  über  ein  Gesetz,  über  das 
Aokhigedecret  und  sendet  den  Angeklagten  vor  die  Jiaute  Cour  de 
Justice,''  welche  die  Instruction  des  Processes  ohne  jede  Verzögerung  vor- 
xonehmen  hat.  Alle  diese  Verhandlungen  werden  vom  Corps  legislatif 
ils  Comite  general  vorgenommen  und  durdi  geheime  Abstimmung 
oitschieden.  Jede  erhobene  Anklage  suapendirt  den  Deputirlen  in 
seiner  Function,  weiche  wieder  auflebt,  wenn  er  freigesprochen  wird. 
Art  116— 133.  Die  Würde  eines  Abgeordneten  ist  unvereinbar  mit 
jeder  anderen  öffentlichen  Function,  ausgenommen  jener,  eines  Archi- 
vars der  Republik.  Art.  47.  Doch  verliert  man  durch  die  Wahl  für 
das  Corps  l^alatif  keineswegs  seine  früheren  Würden.  Art.  48.  Ein 
besonderes  Gesetz  vom  19.  April  1797  (30.  Germinal  an  V.)  erörterte 
diesen  Artikel  der  Constitution  dahin,  dass  die  Conmiissilre  der  Execu- 
tivgewalt,  mit  dem  Eintritt  in  das  Corps  legislatif,  ihrer  früheren 
Würde  verlustig  werden,  alle  Militairs  wohl  ihren  Grad  und  ihr  Avan- 
cementsrecht im  selben  Fall  behalten,  aber  von  jeder  Uebung  ihrer 
Amtspflicht  augeaehlossen  sind  und  jeder  nur  zeitlich  angeBtellte 
Fonctioaair,  mit  dem  Eintritt  in  das  Corps  legislatif,  seine  Würde  als 
solcher  vertiert  Für  die  Richter  wählen  die  Wahlversammlungen  die 
Enitzm&nner,  wenn  jene  durch  Wahl  für  die  Gesetzgebung  von  ihrem 
Platz  abgerufen  werden.  Niemand  kann  als  Mitglied  der  Gesetzgebung 
iwei  Gdialte  in  seiner  Person  vereinen,  sondern  nur  den  als  Deputirter 
beaehei.  Der  Gehalt  der  Deputirten  wurde  bemessen  und  zwar  nach 
dem  Werth  eines  im  Voraus  bestimmten  Maasses  von  630  Centner 
33  PAmd  Getreide. 

Eine  höchst  widitige  Frage  erhob  sich  wieder  in  Betracht  der  *'*"*"^*j;J^"^ 


der  Deputirten  zur  Eziecutivgewalt  Man  entschied  sie,  yertrttoog. 
gnreifk  durch  Erfithmngen  und  mit  klarem  parlamentarischen  Be- 
rastsein.  Alsbald  nach  der  Eröffnung  der  ersten  Sitzungsperiode 
fitts  das  IMrectorium  im  Rath  der  Fünfhundert  anfragen,  ob  j^ie 
Ptnoaett,  welche  es  zu  Ministem  ernennt,  wenn  sie  Mitglieder  des 
Ccrpi  legislatif  sind,  nach  ihrer  Ernennung  noch  Mitglieder  desselben 
bleuten.  Thibaudeau  bek&mpfte  mit  aller  Schärfe  die  bejahende  Mei- 
nug,  «den  man  könne  nicht  Gesetzgeber  und  Minister  sein,  der  Depu- 
tirte  kann  w&hruid  seines  Ministeriums  nicht  schlafen  und  die  Con- 
>*itiitiaD  verbietet  die  Vereinigang  einer  Würde  oder  eines  Amtes  mit 


der  Stellung  als  Deputirter/*  Defermont  schloss  sieb  dieser  OppoBi^o 
an  und  machte  vor  allen  geltend,  dass  nach  der  Constitution  «ein«  i 
durchschneidende  Verschiedenheit  in  beiden  Stellen  durch  die  V^ 
antwortlichkeit  der  Minister  und  Unverletzlichkeit  der  Deputirten  h 
gründet  sei,  dass  eine  Vereinigung  beider  Aemter  ganz  unmöglicll 
Der  Rath  der  Fünfhundert  ging  über  diese  Frage  zur  Tagesordnoi 
über  und  diese  war,  wie  Thibandeau  hervorhob,  in  dem  besonder| 
Fall  ein  Gesetz  und  die  Entscheidung  einer  wichtigen  Frage.  V| 
wehrte  nicht  mehr  der  Regierung  auf  wahrhaft  parlamentarische  We| 
zu  regieren  und  aus  der  Mitte  der  Majorität  die  Minister  zu  wähU 
wie  es  die  Constituante  gethan,  aber  man  entzog  den  Ministern  d 
Recht,  als  Abgeordnete  in  den  Kammern  zn  sitzen.  So  wollte  man  n^ 
dieser  Gesetzgebung  den  einzelnen  Deputirten  frei  in  seiner  Person  b 
Thätigkeit  und  nur  die  Staatsstreiche,  gegen  welche  kein  Recht  schät 
konnten  sie  verletzen.  Die  Gesetzgebung  selbst  war  ausgerüstet  li 
einem  weisen  Maass  von  Rechten,  aber  es  fehlte  ihr  die  Hanno 
mit  den  übrigen  Staatsgewalten  und  eben  dieser  Mangel  erzeugte 
Staatsstreiche,  welche  zurückwirkend  das  Maass  der  Rechte  selj 
wieder  zerstören  mussten. 


Die  Geschäftsordnung  des  Corps  legislatif. 
FoMxeigewftit  Die  Gesch&ftsordnung,  welche  nach  ihren  Grundzfigen  schon  ^ 

^•ttgthnsr  ^^^  Constitution  festgesetzt  worden,  war  gleich  im  Wesentlichen  je| 
der  Constituante  mit  Ausnahme  jener  Bestimmungen,  welche  dm 
die  Trennung  der  Volksvertretung  nöthig  geworden.  Beide  Karomj 
haben  für  ihre  innere  Organisation,  die  Erhaltung  der  Robe  i 
Ordnung,  das  Gesetzgebnngsrecht  und  die  Polizei.  Dieses  letzte  Re« 
erstreckt  sich  auch  auf  das  äussere  Gebiet  in  der  nächsten  l 
gebung  der  Sitzungssäle.  Beide  Räthe  wählen  je  für  einen  Monat  ü 
Präsidenten  und  Secretaire  und  üben  über  alle  ihre  Mi^lieder  i 
Polizeirecht,  nach  welchem  sie  dieselben  mit  Censnren  oder  Air 
bis  zu  8  und  Gefängniss  bis  zu  3  Tagen  bestrafen  künoen.  1 
Sitzungen  beider  Räthe  sind  öffentlich  und  nur  über  Begehren  v 
100  Mitgliedern  können  sich  die  Kammern  als  Generalcoroite  coos 
tuiren.  Die  Zahl  der  Zuhörer  darf  jedoch  nie  die  Hälfte  der  Mitglie« 
eines  oder  des  anderen  Rathes  übersteigen.  Die  Abstimmungen  werd 
öffentlich  vorgenommen  und  im  Fall  eines  Zweifels  auch  namentiii 
Jede  namentliche  Abstimmung  aber  geschieht  geheim.  In  k( 
Kammer  darf  ein  permanentes  Comite  errichtet  werden,  ausgenomi 
wenn  ein  Rath  einem  Comite  ausschliesslich  einen  Gegenstand 
Vorbereitung  zuweist    Sobald  diese  aber  vollendet,  gilt  es  anj 


t 


weite. 
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Ikh  als  ao^eUtot  FOr  die  Sicherheit  des  Corps  legislalif  ward  eine 
Börgergarde  demselben  beigegeben,  die  ans  der  l^ationalgarde  aller 
Departements  von  dieser  selbst  gew&hlt  ward.  Sie  soll  jedoch  nicht 
stärker  als  1500  Mann  sein.  Art.  60—72.  Der  Code  des  delits  et 
des  peines  vom  25.  October  1795  bedrohte  jede  gewaltsame  Störung 
des  Corps  l^islatif  mit  25  Jahre  schweren  Kerker,  Art.  620,  und 
vfflMetet  12  Heilen  im  Umkreis  desselben  jede  Truppenau&tellung. 
Art  612.  Nach  einem  späteren  Gesetz  vom  28.  Juli  1797  (10.  Ther- 
Bidor  an  V.)  sollte  auf  dieser  Grenxe  eine  Säule  errichtet  werden  mit 
der  Inschrift:  „Limite  constitutionelle  ponr  les  troupes.*^  Wie  leicht 
■an  aber  dergldchen  papierene  Gesetze  umgehen  kann,  beweist  die 
Geschichte  des  Dkectorinms  vom  18.  Fruetidor,  18.  Brumaire  und  die 
fanxe  neue  Geschichte  Frankreichs  und  anderer  Staaten. 

FOr  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes  bestimmt  die  Constitution  B«r«thangt- 
öoe  dreibche  Lesung.  Eip  Gesetz,  welches  nach  einer  dritten  Lesung 
verworfen  wurde,  konnte  im  selben  Jahr  nicht  mehr  eingebracht  werden. 
Es  kam  während  der  Herrschaft  des  Directoriums  übrigens  höchst 
seHen  sa  einer  dritten  Lesung,  da  fast  bei  allen  Gesetzen  vom  Rath 
fo  Fünfhundert  ein  Dringlichkeitsantrag  gestellt  und  angenommen 
wurde;  wie  dies  aus  den  Einleitungen  zu  den  meisten  Gesetzen  za 
ersehen  ist  Der  Antrag  auf  Dringlichkeit  bedurfte  natörlich  in  keinem 
te  beiden  Rätbe  eine  dreifache  Lesung.  Art  77  —  81.  Ein  vom  Rath 
^r  Alten  angenommenes  Gesetz  wird  von  diesem  sowohl  an  den  Rath 
der  FOnfhundert,  als  in  einer  besonderen  Abschrift  an  die  Directoren 
g^aadt  Art.  101.  FOr  diesen  Verkehr  ttnes  Rathes  mit  dem  anderen 
iumI  des  Corps  legislatif  mit  den  Directoren  fOhrte  die  Constitution 
lodere  Staatsboten  ein,  von  denen  jeder  der  beiden  Räthe  4  hatte. 
Sie  werden  stets  in  ihrem  Dienst  von  zwei  Huissiers  begleitet  Art 
124—127.  Nur  bei  Prüfung  der  Mandate  machte  man  von  der  ge- 
aetxlichen  Form  der  Berathung  eine  eigenthQmliche  Ausnahme.  Nach 
<km  Staatsstreich  des  18.  FVuctidor  wollte  das  Directorium  sich 
^  grtaere  Einwirkung  auf  die  Wahlen  sichern  und  setzte  zu 
<^i^>^  Behufe  das  Decret^)  durch,  welches  die  Oeffentlichkeit  und 
Freiheit  der  PrOfung  der  Mandate  so  beschränkte,  dass  jeder  Wahl- 
uterscUeü,  wie  er  den  Parteien  gut  schien,  möglich  war.  Die  Proto- 
l^oUe  der  Wahlversammlungen  sollten  von  dieser  Zeit  an  augenblick- 
lich, nach  dem  Schlass  der  Sitaungen  derselben,  an  das  Nationalarchiv 
SMkdt  werden.  Eine  Commission  von  5  Mitgliedern  prüft  für  den 
Kath  der  Fünfhundert  dieselben  und  mit  ihnen  auch  die  Mandate. 
Eiae  andere  Commission  von  3  Mitgliedern  aus  dem  Rath  der  Alten  nimmt 

*)  Dicr^  Tom  81.  Januar  17M  (12.  Plnvidie  an  VI.). 
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für  diesen  das  Piüfüngs-Gescbift  vor  und  beide  CommissioMD  senden, 
ohne  jede  weitere  öffentliche  und  allgemeine  Debatte,  zum  Zeichen  der 
Rechtskräftigkeit  eines  Mandats,  an  den  Deputirten  die  Medaille,  weick 
jeder  in  seiner  Würde  als  Volksvertreter  zu  tragen  hat 
Formen  der  Wohl  both  auch  jotzt  noch  der  Rath  der  Fünfhundert  von  Zeit  w 

Zeit  ein  beklagenswerthes  Bikl;  man  schlug  und  prügelte  sich  Im 
ums  Wort,  me  im  Convent,  aber  zum  grossen  Theil  herrschte  docli 
mehr  Mässignng  und  Festigkeit  Vor  allem  zeigte  der  Rath  der  Altes 
stets  ein  höchst  feierliches  und  würdiges  Aussehen  bis  zum  Staalsätreleii 
des  18.  Brumaire,  an  welchem  Tage  seine  MltgKeder  ebenso  raihU 
hin  und  her  eilten,  als  die  Mitglieder  des  Raths  der  Fünfhundert  ii 
Wuth  und  Verzweiflung  durch  die  Räume  ihres  Süzangssaals  stfirii^tea 


Die  Thätigkeit  des  Corps  legislatif. 
Reformen.  Das  ueue  Gorps  legislatif,  weldies  die  Constitution  an  IIl.  ^' 

derlufglbe?  Schaffen  hatte,  trat  eine  traurige  Erbschaft  an,  als  es  nach  dw  Auf 
lösung  des  Convents  seine  Thätigkeit  begann.  Die  SchreckenshmscM 
hatte  den  Staat  im  Innern  in  die  wildeste  Anarchie  gestürzt  and  nar 
Aassen  hin  die  ganze  europäische  Welt  zum  Kampf  gegen  Prankreic 
aufgeregt.  Wenn  nun  der  Staat  nicht  durch  die  innere  Anarchie  i 
Grunde  gehen  und  durch  ,die  äusseren  Feinde  vielleicht  voHkoanw 
vernichtet  oder  unterjocht  werden  sollte,  so  muaste  der  ganze  Sts 
jetzt  eine  Thätigkeit  entfalten,  die  bei  der  Lage  Frankreichs  in  ieo 
Zeit  fost  an  das  Uebermensehliehe,  an  das  Unmögliche  grenzte.  D 
Finanzen  waren  in  furchtbarer  Zerrüttung,  die  Verwaltung  war  in  ö 
Hände  der  Revolutionscomites  übergegangen  und  als  diese  aafgel^ 
wurden,  gänzlich  zerstört,  die  Justiz  war  von  den  Revoktionstribanal^ 
geübt  worden  und  als  man  sie  unterdrückte,  fast  ohne  alle  Pflege;  ^ 
Armee,  wenn  auch  durch  die  Siege  Pichegrus  und  Moreau's,  in  ihre 
Bewusstsein  etwas  gehoben,  dennoch  in  sehr  mangelhafter  Organi^atif 
und  sicher  unfähig,  für  die  Dauer  einem  solchen  Feinde  zu  widersteh 
wie  jenem,  der  eben  Frankreich  bedrohte.  Handel  und  Industrie  lae 
todt  darnieder,  die  Felder  brach  und  unbebaut,  das  Familienleben  « 
bis  in  die  innersten  Kreise  zerrüttet,  Sittenlosigkeit  und  VerwUderiK 
hatte  die  Band^  der  Liebe  und  Freundschaft  aufgelöst  Die  ^ 
menschlichen  AnstrengiHigen  des  Convents  am  Ende  seiner  Thä^^< 
seine  kühne  Haltung  gegenüber  den  rev^ntionairen  Partden,  war  ös 
nidit  im  Stande,  der  neuen  Volksvertretung  und  dem  Directoricnu  ä 
andere  Erbschaft  zu  hinterlassen,  als  jene  dner  Constitution,  in  < 
jene  Grundsätze  niedergelegt  waren,  von  deren  Ausführung  man  ei 
glückliche  Zukunft  erwartet«.   Aber  eben  dieser  Nachlass  des  CouTe 
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fibendttttel  zmetet  jeae  ui^eheare  Thftt%keit,  welche  die  GonstitiitXMi 
alter  der  Herrschaft  des  Directoriams  söthig  machte  und  entsieht  sie 
leider  lomeist  dem  betrachtenden  Auge.  Man  bleibt  bei  ihr  stehen 
und  rfihmt  damit  die  Thfttigkeit  des  Gonvents,  gans  vergessend,  dass 
der  Werth  derselben  doch  einzig  und  allein  in  ihrer  Ausführung  lag. 
Andererseits  wieder  war  es  die  grosse  und  glückliche  Thätigkeit  dieser 
Periode  nach  Aussen  Ua,  aber  welche  die  Staatsgeschichte  so  viel  yaa 
raloBli^tt  Schlachtea  zu  erzählen  hat,  dass  ihnen  gegenfib«r  die 
imere  organisirende  Thfttigkeit  dieser  Zeit  fest  gftnslich  in  den  Hinter* 
gnid  tritt.  Und  dennoch  wäre  es  dem  glückliehen  Eroberer,  der  die 
Zeit  mit  seinem  Ruhme  ausfüllt,  nie  möglieh  gewesen,  seine  Herrschaft 
fir  eine  lange  Zeit  der  GrOsse  and  des  Glanzes  zu  errichten,  wem  er 
liebt  schon  einen  Staat  vorgefunden,  der  eine  feste  Basis  sich  errungen 
batte.  Dass  es  aber  so  war,  das  war  das  Verdienst  jener  Kräfte, 
welche  die  Constitutien  an  HI.  ins  Leben  eingefahrt 

Die  Thätigkeit  der  neuen  Volksvertretung  war  im  wahrstes  Sinne  Neu^  oea«tit. 
wieder  eine  constituirena^.  Die  zahlreichen  Gesetze,  die  sie  schuf,  waren 
Ms  von  der  Ausführung  gefolgt  Keine  Trfimmer,  wie  der  Gonvent,  einen 
hit  vellendeten  Bau  Hess  sie  zurück,  als  sie  von  dem  Schauplatz  ihrer 
IMtigkeit  Tertrieben  wurde.  Nach  den  Grundsätzen  der  Constitution 
ofganisirte  sie  die  ganze  Verwaltung  des  Staates  und  wusste  ihr  Kraft 
und  Ausdaver  zu  geben.  Die  Oentraladministrationen,  welche  sie  in 
<len  Departements  errichtete,  wurden  nicht  mehr  von  einer  verworrenen 
Vnlkdpfigkeit  abhängig  gemacht,  sondern  auf  das  Zusammenwirken 
^m  fonf  obersten  Administrativbeamten  aufgebaut.  Durch  die  Auf- 
IftMDg  der  ganz  unnOthigen  Districtsverwaltungen  wurde  ein  schneller 
^otfcehr  zwischen  den  Gemeinden  und  den  einzelnen  Departements 
«naelt,  durdi  die  geringere  Zahl  der  Beamten  eine  eiaheitlidie  «nd 
sebelere  Wirksamkeit  erm^lidit,  sowohl  nach  nnten  hin  gegen  die 
^>tneinde,  als  nach  oben  hin  in  der  Verbindung  mit  der  höchsten 
becotivgewaH.  Die  Wahl  dieser  Centraladministrationen  hatte  die 
^^onrtitatioa  dem  Volke  anvertraut;  es  war  ein  letzter  2kig  repu- 
U^kasiseher  Freiheit  und  er  konnte  gefährlich  werden,  wenn  abermals 
^o)«6onaire  Letdenschaften  nach  der  Herrschaft  griffen.  Nach  de» 
Gnadsätzea  der  Gonstftation  organisirte  weiter  die  Volksvwtretnng 
<Ke  neue  Justizpiege.  Die  Friedens-  und  Handelsgerichte  der  Gon- 
^^itaante  wuvden  bdbehalten,  desgleichen  das  Gassationsfribunai,  dessen 
'Altigkdt  die  Schreckensherrsehaft  gänzMch  vernichtet  An  die  Stelle 
^  zahlreichen  Districtstribunale  traten  die  Tribunale  der  Gorrections- 
polizd,  neben  die  Cnminaltribunale  der  Departements  wurden  beson- 
^  Civiltribnnale  gesetzt  und  man  kami  behaupten,  dass  erst  jetzt 
^  Eigenthnmsverhältnisse  ihre  constitutionelle  Sicherheit  errangen,  die 
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lange  nicht  allein  durch  die  commnnistisdien  Umtriebe  der  Schredkens- 

herrschaft,  sondern  durdi  den  Mangel  einer  schnell  nnd  sicher  wirken- 

BtrafffMeubaeh  den  Civiljustiz  gefährdet  waren.    Den  Schlussstein  dieser  Thtögkeit 

UTraan  IV.  bildete  ein  gl&nsendes  Werk  der  Gesetsgebung:  Der  Code  des  delits 
et  de  peines  vom  25.  October  1795  (3.  Bromiaire  an  IV.)*  Der  game 
methodische  Geist  Merlins  fond  darin  seine  Entfaltung  und  ausge- 
arbeitet mit  ebenso  grosser  Klarheit  als  Ldberalit&t,  bildete  er  eise 
unantastbare  Schutswehr  gegen  die  vorhergegangene  Gesetsgeboog 
und  ward  die  Grundlage  des  Strafgesetzes,  das  1810  Napoleon  decre- 
tirte,  in  ihm  aber  die  freiesten  und  ihrer  Zeit  wfirdigen  Ideen  will- 
kfirlich  ausschied.  Die  Gfiterconfiscation,  die  Brandmarkung  und  die 
lebenslänglichen  Kerkerstrafen' wurden  wieder  eingeführt,  nachdon 
man,  ohne  den  Schrecken  derselben,  durch  fast  15  Jahre  nach  dem 

CnUnrpiUffe.  Gosetzbuch  Merlius  regiert  hatte.  |Die  sittlichen  Verhältnisse  sn  heben, 
s^bttirTformeo.  organisirtc  die  Volksvertretung  des  Directoriums  ein  neues  Schulwesen, 
aus  dem  die  „ecoles  centrales"*  bis  auf  unsere  Zeit  sich  erhalten  haben. 
Man  duldete  stillschweigend  die  Eröffnung  der  Kirchen,  man  übersah 
gerne  das  Zurückkehren  einer  grossen  Priesterschaar  und  gönnte  den 
Menschen  ihren  Gott  und  ihren  Glauben.  Bonajiarte  gab  in  bauen 
dafür  ein  Beispiel  der  Milde  durch  den  Schutz,  den  er  den  fluchtigen 
französischen  Priestern  gewährte,  der  edle  Hoche  hatte  dadnrdi  die 
Vendee  pacificirt.  „Diese  Bauern  hängen  an  ihrem  Gut  und  an  ibren 
Priestern,  schrieb  er,  das  erste  muss  man  erhalten,  diese  letzteren 
wollen  nur  Schutz  und  Ruhe.  Man  versichere  ihnen  diese  beiden 
Dinge,  fuge  selbst  Wohlthaten  hinzu  und  die  Liebe  des  Landes  wird 
gewonnen  sein  ^).*'  Leider  erntete  die  schöpferische  Zeit  von  solchen 
Thaten  wenig  Früchte.  Das  herangewachsene  Geschlecht  war  durch 
seine  Erfahrungen  corrurapirt*  Man  sehnte  sich  nach  den  Zeiten  der 
Entsagung  nach  Lust  und  Freude,  »die  Flauen  entsagten  dem  Herois- 
mus, um  ihrer  Frivolität  zu  genügen*),*^  »ganz  Frankreich  war  ein 
weiter  Ort  der  Prostitution'}.^' .  Eine  strenge  Gesetsgebung  und  Ge- 
waltmassregeln hätten  jetzt  so  wenig  genutzt,  wie  zu  allen  anderen 
ähnlichen  Zeiten.  Die  lang  erdrückte  Lust  musste  und  wollte  anstobai 
und  nur  eine  grosse  Geschichte  konnte  sie  in  andere  edlere  Bahnen 
lenken.  Endlich  sdiuf  man,  um  die  Kriegsanatrengungen  zn  ertragen, 
ein  neues  Gonscriptionsgesetz,  welches,  „wenn  es  auch  ndssfaiaoefat 
wurde,  wie  alles  in  der  Welt,  dennoch  Frankreich  gerettet  und  aof 
den  Gipfel  seines  Ruhmes  erhoben  hat^),*"  welches  aber  auch  das 

1)  Lacretelle:  Directoire  Bd.  I.  S.  11. 

2)  Qoncourt:  La  Soci^te  pendant  le  Directoire  S.  181. 
8}  Thien:  B^voluUon  Bd.  VIL  S.  60. 

4)  Tbiers:  B^volutMO  Bd.  VIII.  S.  287. 
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erstemal,  ein  glänzendes  Beispiel  für  ganz  Europa,  in  eine  schwere 
Bürgerpflicht  Recht  und  Gesetz  einführte  und  der  schmühUehen  Willkür, 
den  Gewaltmassregeln  der  alten  Militairaushebung  gegenübertrat. 

Diese  grosse  Thätigkeit  füllte  die  Zeit  aas  bis  zum  Staatsstreich  des  stMtMtraieh 
IS.  Fructidor. .  Die  Constitution  hatte  bisher  gezeigt,  dass  sie  lebens-  ig,  Fmeiidor. 
kräftig,  die  neue  Herrschaft,  dass  sie  ihre  hohe  Aufgabe  begriff  und 
dtfselben  gewachsen  war!  Mit  diesem  Staatsstreich  aber  hatte  man 
alle  revolutionairen  L^denschaften  wieder  erregt  und  in  einem  Augen- 
blick zeigte  sich  jetzt  der  grosse  Gegensatz,  der  im  Innern  des 
Landes  herrschte  und  den  selbst  eine  so  grosse  Th&tigkeit  der  Gesetz- 
gebung noch  nicht  zu  überwinden  im  Stande  war.  Wäre  die  royalisti- 
sehe  Verschwörung  Pichegrus  sp&ter  ausgebrochen,  vielleicht  wftre  sie 
so  spurlos  vorübergegangen  wie  alle  jene,  die  Napoleons  Herrschait 
bedrohten,  so  aber  fiel  sie  in  eine  Zeit,  in  der  die  Thfttigkeit  der 
Gesetzgebung  und  des  Directoriums  noch  nicht  einen  Widerspruch  besei- 
tigt hatte,  der  die  folgende  Zeit  selbst  noch  bis  ins  Innerste  durchdringt, 
Gewaltmassregeln  erzeugen  konnte  und  musste.  Zwei  Gesetzsysteme 
herrschten  im  Innern  Frankreichs,  die  in  Zeiten  des  Friedens  ohne  Störung 
vielleicht  neben  einander  sich  hätten  erhalten  können,  in  Zeiten  der 
Inmhen  und  Störung  aber  nothwendig  in  einen  unversöhnlichen  Kampf 
gerathen  mussten.  Das  eine  System  war  von  der  Constitution  an  IIL, 
der  aus  ihr  hervorgegangenen  Gesetzgebung  und  einigen  Gesetzen  aus  den 
nüugen  Tagen  des  Convents  gebildet,  das  zweite  System  war  zusammen- 
gesetzt aus  jener  erschreckenden  Masse  Revolutionsgesetze,  welche  di^ 
Republik  von  ihren  Anfang  an  bis  auf  Napoleons  Zeit  erhielt  Nach 
diesen  beiden  Systemen  trennten  sich  nach  dem  ersten  Staatsstreich  die 
Volksvertretung,  das  Volk  selbst  und  das  Directorium.  Die  Anhänger 
der  Revolntionsgesetze  griffen  jetzt  nach  den  Hassregeln  der  Schreckens- 
zeit; man  vernichtete  dmrch  die  Gesetze  des  18.  und  19.  Fructidor  die 
Pressfreiheit,  man  zerstörte  die  Freiheit  des  Wahlrechts,  als  man  durch 
das  Gesetz  des  folgenden  22.  Floreal  die  Wahlen  von  48  Departements 
lur  nichtig  erklärte  und  wiederholte  durch  das  sogenannte  „Loi  des 
^^>Stt*  gegen  die  Räubereien  und  Mordthaten,  welche  die  Contrerevo- 
Itttionaire  erregten,  alle  jene  Gewaltmassregeln  gegen  Priester  mid 
£nugration,  durch  welche  die  Legislative  sich  hervorthat.  Einmal 
begonaen,  gab  es  kein  Halt  mehr.  Die  Gewalt  moss  die  Gewalt 
«Reogen  und  stets  sucht  die  ungerechte  Gewalt  die  Gründe  des  Wider- 
standes in  ihrer  Schwäche  und  schreitet  zu  schärferen  und  drficken- 
deren  Massregeln.  Die  constitutionelle  Partei  wurde  ohnmächtig  hin- 
^  hergeworfen  und  verlor  durch  den  Staatsstreich  des  3a  Prairial 
ihre  Stützen  im  Directorium.  Larevellier  Lepaux  und  Merlin  wurden 
durch  die  revolutionaire  Partei  verdrängt  und  mussten  weichen.    Der 
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Zwiespalt  hatte  festen  Puss  gefasst,  mit  dem  Verlast  der  Einkeit  ging 
aach  die  Tkatkraft  verloren  und  Napoleon  konnte  in  der  Sitzung  dee 

staatittreieh    19.  Bmiiaire  in  St.  Cioud  dem  Rath  der  Alten  mit  allem  Recht  erkl&- 

*'  an  Yui.  ^^  ^^^^i  ^^^  ^^^  Constitution  längst  au%eh(Srt  hat  zu  herrschen.  ,»Ihr  habt 
sie  verletzt  am  1&  Fructidor,  am  32.  Floreal,  am  30.  PrainaL  Sie 
hat  die  Fractionen  erzeugt,  alles  zerstört  und  ist  verachtet  von  allen.* 
Freilich  hatte  Napoleon  sdion  damals  kein  Recht  mehr,  aus  dea  Yerleteun- 
gen  der  Constitution  ein  Verbrechen  der  Regierung  zu  machen,  da  er  selbst 
in  dem  Augenblick,  wo  er  dieses  Urtheil  sprach,  eine  der  seh  wüsten 
übte.  Aber  die  Macht  des  nethwendig  gewordenen  Hannes  entsdiied 
auch  hier,  wie  so  häufig  in  Revolutionen,  die  Rechtsfrage. 

vcrtagQBg  der         Ig  clor  Hittemacht  des  20.  Brumaire  brachte  ViUetai d  dem  be* 
*'^  dM  ^^  stürzten  Rath  der  Alten  einen  verwegenen  aber  rettenden  Gesetzent- 

Directoriamf.  |^arf:  Rs  giobt  kdn  Directorium  mehr;  das  Oouvemement  wird  einer 
Execütiv-GoBBularcommisMon  übergeben,  bestehend  aus  den  drei  provi- 
sorisch gewählten  Gonsuln^  Bonapsrte,  Roger  Dueos  und  Sieyes,  die  de« 
Namen  Consuls  de  la  Republlque  franse  föhren.  Diese  Commlssioa 
hat  die  Gewalt  des  Directorinms  und  ist  beauftragt  die  Verwaltung  m 
reformiren,  die  Ruhe  und  den  Frieden  im  Innern  des  Landes  heitiH 
stellen.  Die  drei  Gonsuln  können  ihre  Gewalt  im  ganzen  Umbng 
auf  andere  Personen  übertragen  und  Beamte  im  ganzen  Lande  dafär 
•iflsetzen.  Die  Mitglieder  des  vertagten  Corps  legislatif  können  ab 
Gesandte,  Minister  und  für  alle  Givilfonctionen  von  dem  Gouvememeat 
gewählt  und  benutzt  werden.  Das  Corps  l^latü  vertagt  sich  bis 
aun  1.  Vent6se  und  läset  für  die  Zeit  sefoer  Vertagung  für  jeden  Ratii 
«ine  CemmissMU  von  )e  25  Mitgliedern  zurück,  welche  die  Gesetze 
beraihea  über  Vorschlag  der  Consularoommission.  Für  Aenderungen 
dar  Gesetzgebung  und  für  die  Berathung  neuer  Gesetze,  hat  die  Com- 
mission  des  Raths  der  Fünfhundert  die  Initiative,  die  Gommission  des 
Raths  der  Alten  die  endgültige  fieschlussgewalt.  Alsbald  nadi  dem 
augenblicklich  gefikssten  Beschluss  setzte  Luden  Bonaparte,  als  letzter 
Präsident  des  Raths  der  Fünfhundert,  das  neue  Gouvernement  in  seine 
Gewalt  ein.  »Das  Glück  von  30  Millionen,  die  innere  Ruhe,  die  Noth 
«der  Armee,  der  Friede,  das  ist  das  Mandat,  das  euch  gegeben  ist 
Es  gehört  Mnth  und  Ergebenheit  dazu ,  um  dieser  schweren  Fonctioa 
nk^  zu  unterwerfen,  aber  das  Vertrauen  des  Volkes  und  der  Kriepr 
-umgieU  euch  und  das  Coips  legislatif  weiss,  dass  eure  Seelen  den 
Vaterland  ergeben  sind*).«« 

Was  aber  war  der  Unterschied  zwischen  dem  Ende  dieser  Volks- 
vertretung und  dem  des  Convents?    Dieser  Hess  einen  voUkomsMS 


*)  Bath  der  FÜnfhondert  am  19.  Brmnaire  sn  Vllt. 
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uligelteten  Staat  zurück,  der  seine  «nterbende  Kraft  nur  noeh  durch 
ctoe  muäiige  Volksvertretung  sur  Geltung  brachte,  jene  aber  übergab 
an  Bonaparte  einen  gut  organisirten,  wenn  auch  inanaiell  schwachen 
Qod  VGU  aussen  bedrohten  Staat,  der  aber  trotsdem  mehr  wankend 
«nd  gestört  erschien,  als  er  es  wirklich  war  und  es  nur  darum  sd^i^^ 
veil  seine  höchste  Gewalt  su  yerfellen  drohte.  So  war  Gesetsgebung 
uid  Regienmg,  gegenüber  dem  einzigen  Staat,  den  sie  gescbaien, 
Dicht  mehr  die  Vertretung  desselben,  nicht  mehr  der  Ausdruck  seiner 
finheit  Am  Ende  der  Thätigkwt  des  Gonvents,  concentrirte  sidi 
lUeio  das  Glfick  des  Staates,  seine  Macht  und  seine  Hoflhung  in  der 
Gewalt  desselben,  in  der  Volksvertretung  des  Directoriums  aber  sah 
nan  plötzlich  die  Auflösung  des  Staates,  man  fürchtete,  dass  der  Staat 
wirklieh  von  ihr  ergrüFen  wird,  nachdem  Regierung  und  Gesetzgebung 
OB  80  traurigee  Bild  gaben  und  w&hrend  das  ganze  Volk  Vertrauens« 
iroU  auf  den  Gmivent  noch  blickte,  als  er  sich  schon  auflöste,  verliess 
das  Volk  mit  all  seiner  Hoffnung  die  Gesetzgebung  des  Directoriums, 
als  sie  noch  die  ganze  Kraft  ihrer  Rechte  besass.  Damals  gab  es 
keioen  kräftigen  Staat,  aber  eine  muthige  Staatsvertretung,  die  ihn 
•ehaffen  wollte,  jetzt  gab  es  einen  schon  befestigten  Staatsorganismus, 
aber  es  fehlte  plötzlich  Regierung  und  Gesetzgebung,  die  Ihn  erhalten 
sollte.    Napoleon  ward  eine  NothwendigkeitI 


Ute  EmeeutiTcewaU  die»  Direetorli 

Die  Directoren. 
Der  Hangel  einer  kräftigen  Executivgewait  hatte  seit  dem  Beginn  Nothwradiikeit 

tiii«r  itark« 
£zteBtlTt. 
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ttfirxt  Alles  wurde  von  der  Constituante  schon  aufigelöst  in  die 
vielkö^ge  Herrschaft,  fiber  die  aber,  wenigstens  dem  Sdieiae  nach, 
d«u)och  ein  König  hervorragte,  der  dem  Gedanken  der  Einheit  einen, 
wenn  auch  Aur  schwachen  Ausdruck  gab.  Die  Herrschaft  des  Con- 
Te&ts  zeigt  für  kurze  Zeit  nur  einen  einzigen  Volksköiper,  der  alle 
Gewalt  in  seinen  Händen  hielt.  Wie  nach  einem  Naturgesetz  aber 
U  die  Ezecntivgewalt  alsbald  in  die  Gewalt  einiger  hervorragender 
Pcrstoliehkeiten  und  wie  die  usuipirte  Macht  stets  gefähriicher  als  die 
tiMhtlich  erworbene  ist,  so  fShrte  auch  das  Gomite  de  salut  poUic 
den  Staat  in  die  Schreckensherrschaft.  Nach  diesen  Erfahrungen  aber 
batte  man  erkennen  gelernt,  dass  eine  gesetzlich  organisirte  Executiv« 
gewalt,  unabhängig  und  stark,  jedem  Staate  Noth  thne  und  dass  nur 
ia  ihr  die  Freiheit  ihren  wahren  Schutz  finden  könne.    Man  war  bei 
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der  BerathuDg  der  CoDstitation  an  III.  darüber  einig,  selbst  Sieyes  unter- 
stützte diese  Bestrebungen  und  so  übergab  man  die  EzecutiTgewatt 
Bildung  einem  Directorium  von  ö  Mitgliedern,  welche  das  Corps  legislatif  im 
Namen  der  Nation  ernannte,  so  dass  der  Rath  der  Fünfhundert  eine 
doppelt  starke  Liste  der  zu  ernennenden  Directoren  bildete,  aus  welcher 
der  Bath  der  Alten  die  Ernennung  vornahm.  Art.  182,  133.  Echas- 
seriaux  wollte  das  Directorium  durch  die  Volksversammlungen  gew&hlt 
haben'),  Lacanal  wollte  es  nur  aus  den  vom  Rath  der  Alten  aus- 
scheidenden Mitgliedern  ernannt  wissen  >)•  Thibaudeau  charakterisirte 
bei  dieser  Berathung  die  Quelle  aller  Zweifel  über  die  Wahl  und  Bil- 
dung einer  Executivgewalt  sehr  treffend:  y>Die  Einen  furchten  immer, 
dass  die  Executive  zu  stark  ist,  wenn  sie  vom  Volk  gewählt,  die 
Anderen  glauben,  dass  sie  zu  schwach  ist,  wenn  sie  von  der  Geseti- 
gebung  ernannt  wird  und  meinen,  dass  sie  in  diesem  letzten  Falle  nor 
ein  Werkzeug  der  Fractioneu  der  Gesetzgebung  sein  werde.^^  Alle  Zweifel 
aber  gingen  damals  nur  aus  der  noch  scharfen  Trennung  der  Parteien 
hervor.  Die  Jacobiner  f&rchteteo  jetzt  eine  starke  vom  Volk  gewählte 
Exectttivgewalt;  die  gemässigtere  Partei  ward  von  dem  Dämon  der 
Schreckensherrschaft  verfolgt  und  wollte  kein  aus  der  Mitte  der  Gesetz- 
gebung hervorgegangenes,  durch  seine  eigenen  Mitglieder  gebildetes 
Gouvernement.  Man  suchte  beide  Parteien  zu  versöhnen  und  bestimmte, 
dass  fQr  das  erste  Directorium  und  bis  zum  Jahre  IX.  der  Republik 
die  Directoren  aus  den  ehemaligen  Mitgliedern  des  Corps  legislatif 
oder  der  Ministerien  gewählt  werden  sollen,  vom  Jahre  V.  der  Repu- 
blik aber  die  Mitglieder  der  Gesetzgebung  während  einer  Session 
und  ein  Jahr  nach  dem  Ende  derselben  nicht  in  das  Directorium 
gewählt  werden  können.  Art  135,  136.  Die  Directoren  sollten  wenig- 
stens 40  Jahre  alt  sein.  Art.  134.  Alle  Jahre  soll  ein  Mitglied  des 
Directoriums  ausscheiden  und  zwar  in  den  ersten  4  Jahren  das  durch 
das  Loos  bezdchnete.  Erst  nach  5  Jahren  kann  eine  Wiederwahl  d^ 
aasgeschiedenen  Mitglieder  statthaben.  Art.  138.  Im  Fall  eines  Aus* 
tritts  oder  des  Todes  eines  Directors  oder  seiner  Entlassung,  hat  das 
Corps  legislatif  binnen  10  Tagen  eine  Neuwahl  vorzunehmen,  so  dass 
in  den  ersten  5  Tagen  der  Rath  der  Fünfhundert  die  Bildung  der 
Gandidatenliste,  in  den  folgenden  5  Tagen  der  Rath  der  Alten  die 
Wahl  vomiount  Art.  140.  In  dem  Fall,  wo  zwei  oder  mehrere  Direc- 
toren in  Anklagestand  versetzt  werden,  hat  das  Corps  legislatif  die 
Plätze  derselben  provisorisch  zu  besetzen.  Art  159.  Der  Rath  der 
Fünfhundert  hatte  bei  dieser  Wahlart  doch  ein  überwiegendes  Vorrecht, 


1)  H^imp.  de  Tanc.  Monit.  Bd.  XXV.  S.  386. 
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das  sieh  gleidi  bei  der  ersten  Wahl  zeigte.  Er  schlug  dem  Bath  der 
Aiten  eine  Reihe  ganz  unbedeatender  Personen  vor  neben  den  fünf 
bernhiDtesten  Namen  der  letzten  Revolutionszeit:  Larevellier  Lipaox, 
Rewbell,  Sieyes,  Letoumeur  und  Barras  und  wiederholte  dieses  HanOver 
auch  bei  den  folgenden  Wahlen.  Der  Rath  der  Alten  ernannte  auch 
das  erstemal  diese  fünf  Männer,  obgleich  er  Beschwerde  erhob  gegen 
diese  indirecte  Beeinflussung  seiner  Rechte.  Si^yes  lehnte  die  Wahl 
ab,  »zufrieden  mit  seiner  Stellung  als  Gesetzgeber  im  Rath  der  FQnf- 
handert^  An  seine  Stelle  trat  Carnot,  unstreitig  das  bedeutendste 
Talent  des  ersten  Directoriums.  Letoumeur  schied  zuerst  aus  und  an 
sdnen  Platz  kam  Barthelemj^  welcher  die  französische  Republik  als 
Gesandter  in  der  Schweiz  bisher  vertreten.  Kaum  eingetreten  wurde 
er  in  die  Verschwörung  des  18.  Fructidor  verwickelt  und  durch  den 
Staatsstreich  desselben  Tages  mit  Garnot  ans  dem  Directorium  ver- 
drängt. Dieser  flüchtete  nach  Deutschland,  Barthelemy  wurde  nach 
Gayenne  geschickt  Für  das  Jahr  VI.  traten  an  ihre  Stelle  Merlin 
nnd  TVeilhard,  trotzdem  man  die  Wahl  des  letzteren  als  nichtig  be- 
k&mpfte,  weil  er  das  vorgeschriebene  Alter  noch  nicht  erreicht  hatte. 
Der  Staatsstreich  des  30.  Prairial  an  Yll.  wieder  schied  die  beiden  gemässig- 
ten Directoren  und  zugleich  die  hervorragendsten  Talente  desselben  ans 
dem  Directorium :  Larevellier  Lepaux  und  Merlin.  Mit  ihnen  fiel  auch 
Treilhard.  Und  als  das  Loos  für  das  Jahr  YIII.  eines  der  ältesten 
Mitglieder  des  Directoriums,  Rewbell,  ausschied,  hielt  Barras,  wenn 
auch  nur  scheinbar,  alle  Gewalt  in  seinen  Händen.  Der  Wahiiieit  nach 
aber  waren  die  jetzt  gewählten  Directoren  Sieyes  und  Roger  Ducos  die 
wichtigsten  Mitglieder  des  Gouvernements,  denn  beide  standen  mit  der 
booapartistischen  Verschwörung  in  Verbindung  und  bereiteten  den 
Staatsstreich  des  18.  Bmmaire  vor.  Von  den  beiden  anderen  letsten 
Directoren,  Moulins  und  Gohier,  erzählt  die  Geschichte  wenig  und  ihre 
Wirksamkeit  war  auf  eine  so  kurze  Zeit  beschränkt,  dass  ihre  Namen 
selbst  kaum  genannt  zu  werden  brauchten. 

Die  ganze  Executivgewalt  war  diesem  Directorium  vertraut  Es  i><«  Rechte  de» 
batte  über  die  äussere  und  innere  Sicherheit  der  Republik  und. die  Exe-  ^*"^^*«''«^»*- 
CDtion  der  Gesetze  zu  wachen.  Unter  seinem  Befehl  stand  die  ge- 
sammte  Land-  und  Seearmee,  doch  konnte  nie  ein  Mitglied  des  Direc- 
toriums, weder  während  seiner  Amtswirksamkeit,  noch  2  Jahre  darnach, 
dieselbe  unmittelbar  commandiren.  Art.  144.  Das  Directorium  er- 
nenot  jedoch  die  Befehlshaber  der  Armeen  und  entsetzt  dieselben  ebenso 
wie  die  Minister  und  alle  Executivcommissaire,  die  für  die  üeber- 
wachung  der  Administrationen  und  Gericht«pflege  bei  den  Behörden 
und  Gerichten  angestellt  sind.  Art.  147  und  148.  Die  Gonstitutioti 
dbergab  weiter  dem  Directoriuns,  als  besondere  Thätigkeit,  die  Ueber- 
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wachtiDg  des  Münzwesens  und  der  Steuererfaebung  und  daher  anch  das 
Recht  der  Emennong  der  obersten  Münzbeamten,  der  SteuereiDnehm« 
und  der  Vorgesetzten  der  Regie  der  indlrecten  Stenern  nnd  Verwaltimg 
der  Kationaldomainen.    Art.  153  —  155  und  313.    Die  Golonien  Frank- 
reichs sind  vollkommen  der  Sorge  des  Directoriums  übergeben.   Es 
ernennt  dafür  alle  öffentlichen  FmMtionaire  nnd  jene  Beamten,  welck 
in  denselben  die  Machtbefugnisse  des  Directoriums  üben.    Art.  156. 
Das  Directorium  hat  kein  Gesetzgebongsrecht,  doch  kann  es  Prodaioa- 
tionen  und  YoUziehungsvorschriften  für  die  Execution   der  Gesetze 
teltesen  und  zu  jeder  Zeit  den  Rath  der  Fünfhundert  auffordern,  do^ 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  in  Betracht  zu  ziehen  und  ihm  dafür 
die  geeigneten  Massregeln,  doch  nur  in  Form   eines  Gesetzprojectes 
vorlegen.    Art  163.    Alle  Jahre  hatte  das  Directorium  eine  Finan^ 
vorläge,  die  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Staats  betoeffend,  zu  machen 
und  konnte  dabei  alle  Missbräuche  der  Verwaltung  zur  Kenntniss  der 
Gesetzgebung  bringen. '  Art.  162.    Nur  über  Krieg  und  FVieden  hat  das 
Directorium  die  Initiative.    Im  Fall  begonnener  Feindseligkdt^  oder 
Kriegsvorbereitungen  kann  es  alle  Massregeln  für  die  Yerthddigiiog 
des  Staates,  wie  sie  ihm  nöthig  erscheinen,  ergr^fen  und  bei  ansge- 
brochenem  Krieg  die  Kriegsführung  leiten.    Es  schliesst  Friedens-  und 
Neutralitätsverträge  und  gewährt  den  Waffenstillstand,  doch  ist  es  in 
den  gdieimen  Artikeln  dnrck  den  Besitzstand  der  Republik  gebunden 
und  kann  weder  Yeräusserungen  noch  Abtretungen  desselben  gewihren. 
Alle  abgeschlossenen  Verträge  bedürfen  der  Anerkennung  der  Gesetz- 
gebung.   Art  326  —  333.    Das  Directorium  greift;  in  die  Justizpflege 
ein,   indem  es  bei  Verschwörungen   gegen  die  äussere  und  innere 
Koherheit  des  Staates  Verhaftsbefehle  erlassen  und  Verhdre  vornehmen 
kann.   Dieser  Gefährdung  der  persönlichen  Freiheit  durch  die  Execaüv- 
gewalt  ward  jedod  eine  Schranke  gesetzt  durdi  die  VerpfiicbtQDg. 
längstens  binnen   3  Tagen  die  so  Verhafteten  an  die   ordentUchen 
Gerichte  zu  weiteren!  Verfahren  zu  fiberliefern.    Art  145. 

D^  Sitz  des  Directoriums  ist  stets  am  Ort  der  Gesetzgebung. 
Art.  171.  Kein  Mitglied  desselben  kann  während  seiner  Amtsdauer  and 
2  Jahre  nach  derselben  das  Gebiet  der  Republik  verlassen.  Ohne 
Srisubniss  des  Corps  legislatif  kann  kein  Director  von  seinem  Amtssiu 
sich  länger  als  5  Tage  und  weiter  als  8  Meilen  entfernen.  Art  1S4. 
Die  Directoren  sind  der  Gesetzgebung  verantwortlich  und  können  in 
Fall  einer  Anklage  vor  dieselbe  gerufen  werden.  Art  16a  Trotz  do 
niedrigen  Anfeindungen,  denen  einzelne  der  Directoren,  besonders 
M^Hn,  Larevelliere  Lipanx  nnd  Treilhard,  ausgesetzt  waren  und  damit 
bis  zu  ihrem  Sturze  verfolgt  wurden,  kam  es  doch  nie  zu  onem  Process 
vor  dem  Corps  legislatif.    Der  Parteihass  begnügte  sieh  mit  Spott- 
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hildeni,  in  denen  Hum  ^  drei  Direetorem  mit  einem  Geldsack  beladen 
über  die  Grense  des  Rttchs  eilen  sab  und  diese  sdbsi  bedurften  za 
ibrer  Yertheidigang  nichts  mehr,  als  ibre  Sprache  als  Ehrenm&nner 
um  Luge  und  Verläaadnng  niederzuschlagen.  Bei  Carnot  und  Barthe- 
lemy  bildete  die  Gewalt  des  Staatsstreiches  die  Form  des  Processes* 
Die  Directoren  müssen  wihrend  ihrer  Amtstbätigkeit  stets  im  Costüm 
eracheiBen.  Sie  hatten  an  ihrer  Seite  eine  Ehrengarde  und  ffir  ihre 
Vwbindong  mit  der  Gesetzgebung  besondere  Staatsboten.  Jeder  von 
ihneD  genoss  ein  Gehalt  im  Werth  von  10,232  Centner  Weizea  Art  17a. 
Den  austretendien  Oirector  gab  man  100>000  Francs  als  Geschenk,  ohne 
dass  dies  ein  Gesetz  vorher  bestimmt  hatte.  »Das  ist  der  einzige 
Fehler,  welchen  man  dem  Directorium  verwerfen  kann,  sagt  Thiers*). 
Welches  ist  das  Gouvernement  der  Welt,  dem  man  dies  nachsagen 
kannl**  Als  Wohnung  ward  den  Directoren  das  Palais  du  Luxembomrg 
abergeben.  Bei  ihrem  öffentlichen  Erscheinen  genossen  «ie  die  Ehre 
der  höchsten  Militairs.  Die  Privatverhältnisse  der  Directoren  wurden 
durch  ihre  Würde  nur  insoweit  beeinflusst,  als  nach  einem  Gesetz  vom 
7.  August  1796  (20.  Thwnidor  an  IV.)  kwn  Director  ausser  seiner 
Bendenz  vor  Gericht  gezogen  werden  kann,  um  vernommen  zu  werden 
oder  Zeugenschaft  abzulegen..  Die  Directoren  führen  in  der  Amts- 
sprache d^  Titel:    Citoyens  Directeurs, 

Aus  dieser  durch  einen  solchen  Kreis  von  Rechten  bestimmten  i>«r 
StelluBg  der  Directoren  erkennt  man»  dass  sie  doch  nichts  anderes  waren,  ^'^Q^e^"^ 
als  hödiste  Beamte,  deren  Macht  und  Ansehen  nur  aus  der  Macht  und  Execuuvg«\TAit. 
dem  Ansehen  jener  Partei  hervorging,  durch  welche  sie  gewählt  wurden. 
Die  Gesetzgebung,  wenn  gleich  auf  einer  weiten  Ba^s  gewfthlt,  war 
dodk  aar  die  Vertretung  der  besitzenden  Klasse  und  stellte  so  einen  ersten 
endgültigen  Sieg  des  Besitzes  über  die  besitelose  Masse  dar.  Diese 
war  unterworfen  und  in  ihrem  letzten  Widerstand,  in  Babeuf,  förmlich 
todtgeschlagen  worden.  Aber  in  dem  Augenblick,  in  dem  der  Besitz 
social  gesiegt,  zeigt  sich  sein  natürliches  Bestreben,  auch  politisch  den 
Sieg  anszubeaten.  Er  glaubt  durch  die  Erfüllung  seiner  Steu«:pfiicht 
ach  dazu  auch  berechtigt.  Sein  Streben  geht  unaufhaltsam  dahin, 
den  gesammten  Staatswillen,  das  ganze  Yerfassungswesen  sich  zu 
QDterwerfen.  In  Selbsttäuschung  befangen  sieht  er  die  Möglichkeit 
dazu,  nur  in  der  Beeinflussung  der  Wahl  der  Staatsdiener  und  seine 
ganze  Weisheit  findet  er  in  der  Debereinanderhäufung  von  Wahlkörpern, 
in  denen  die  Steuerzahler  zur  Darstellung  ihres  Willens  gelangen 
können.  So  machte  er  endlich  auch  aus  der  Gesetzgebung  einen  Wahl- 
iiörper,  in  dem  der  Besitz  seine  Herrschaft  durch  die  Wahl  der  Executiv- 
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gewalt  am  deutlichsten  kundgeben  konnte.  Und  gerade  so  beherrschte  in 
der  That  der  nackte  Besitz  die  Staatsgewalt,  der  Staat  war  nichts  als  dm 
Privatgesellschaft  der  Steuerzahler.  Da  müssen  die  sittlichen  Elemente. 
die  die  Staatsgewalt  beherrschen  sollen,  untergehen!  Auch  der  Besitz 
ist  keine  geschlossene  Masse,  keine  Einheit.  Er  bildet  in  sieh  selbst 
eine  Ordnung  aus  und  diese  Ordnung  der  Gesellschaft  wird  im  Staat 
die  Bildung  der  Parteien,  Parteien,  die  ihr  Wesen,  nicht  mehr  aus  dem! 
gcsammten  Staat,  sondern  in  der  Befriedigung  ihrer  Privatinteressen 
suchen.  Und  in  diesem  Strom  sehen  wir  die  Executivgewalt  des 
Directoriums  gerathen  und  die  Logik  der  Staatsstreiche,  wenn  kh  so 
sagen  darf,  entstehen*  Das  Comite  de  salut  public  war  ein  Theil  der 
absoluten  Gesetzgebung.  Er  war  ein  Ausschuss,  in  dem  der  Absola- 
tismus  derselben  sein  Vertrauen  concentrirte.  Die  Usurpation  war  M 
natürliche  Folge.  Man  übte  sie,  indem  man  als  Gesetzgebung  di« 
Gesetze  nur  zum  Dienst  der  Eiecutivgewalt  machte.  Als  sich  elD** 
Oposition  bildete,  schuf  die  Executivgewalt  die  Guillotine  und  vertrat 
ihre  Macht  selbst  wieder  als  Gesetzgebung.  Der  Schrecken  herrschte 
und  seine  Gesetzmässigkeit  war  unbestreitbar,  so  dass  am  Ende  nirht 
«in  Gesetz,  sondern  nur  die  Gewalt  ihn  wieder  brechen  konnte.  M 
Directorium  aber  war  nur  eine  Partei  im  Dienste  seiner  Wähler, 
Nicht  gewillt  seine  höchste  Würde  zu  theilen,  vertrat  es  das  Interev* 
jener  Partei,  die  durch  seine  Erhaltung  ihre  eigene  Uebermacht  zur 
Geltung  bringen,  zum  Charakter  deä  Staates  machen  wollte.  Dara<u 
eben  folgten,  wie  gesagt,  die  Staatsstreiche.  Die  Staatss^eiche  warvc 
politische  Acte,  durch  welche  gewaltmässig  die  Interessen  einer  Parte 
über  jene  einer  oder  mehrerer  anderer  Parteien  zum  Siege  empor- 
gehoben wurden.  Wie  nun  so  die  R^ierung  endlich  selbst  nor  ein 
Privatinteresse  vertrat,  hatte  sie  nicht  nur  alle  anderen  Intere.sseii 
zu  ihren  Feind,  sondern  auch  die  gesammte  besitzlose  Klasse.  Es  i$t 
unvermeidlich,  dass  die  Gewalt  einem  Dritten  zuföllt  und  dies  i^ 
jener,  der  sein  persönliches  Interesse  mit  dem  allgemeinen  Staat«- 
Interesse  zu  verbinden  versteht  und  es  über  die  Parteien  zu  erhebeß 
weiss!  Und  dieser  Dritte  war  Napoleon,  der  mit  keiner  Partei  de? 
Volkes  verbunden,  jeder  als  Genosse  und  Retter  erschien. 
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Napoleon  Bonaparte. 
Das  französische  Volk  hatte  unter  der  Herrschaft  defs  Directoriums  ^^^  ne.eiiwh«ft 
das  erstemal  und  für  so  lange,  als  die  Parteien  versöhnt  gegen  einen  Dfrectonnin. 
gem^nsamen  Feind  sich  verbunden  hatten,  schöne  Tage  des  Friedens 
d^  Republik  erlebt.  Unbekümmert  um  die  Noth  in  seinem  Hause, 
jubelte  jeder  Franzose  der  Herrschaft  entgegen,  die  den  Staat  zu  so 
grossen  Si^en  führte,  wie  jene  Bonapartes  in  Italien,  Moreau's  in 
Deutschland,  Hoche's  in  der  Yendee.  Und  in  dem  Augenblick,  als  der 
Staat  so  seine  Grösse  nach  Aussen  und  Innen  zeigen  und  behaupten 
konnte,  begnügte  sich  der  Einzelne  mit  der  Betrachtung  dieser  Grösse, 
er  griff  selbst  nicht  mehr  in  die  Herrschaft  ein  und  hatte  auch  wenig 
Bedörfhiss  darnach.  In  das  Bereich  seiner  Familie  kehrte  er  jetzt 
zurück  und  begann  die  Ordnung  am  häuslichen  Heerde  herzustellen. 
Man  tanzte  und  jubelte  in  Frankreich,  aber  man  arbeitete  auch  und 
suchte  zu  verdienen.  Die  grossen  Nationalgüter  waren  vertheilt  und 
Ton  Privatleuten  in  Besitz  genommen  worden.  Man  begann  jetzt  diesen 
Besitz  zu  verwerthen.  In  der  Zeit,  wo  ein  Volk  dem  Verdienst  und 
der  Erwerbung  nachjagt,  erscheint  ihm  stets  für  einen  Augenblick  die 
Staatsgewalt  ganz  gleichgültig,  wenn  sie  nur  Ruhe  und  Ordnung  erhält, 
das  heisst,  wenn  sie  nur  im  Dienste  jener  Partei  thätlich  ist,  welche 
diese  bedarf.  Das  war  eben  die  besitzende  Klasse  und  darum  war  sie 
befriedigt,  als  die  Constitution  an  HL  ihr  die  ganze  Staatsgewalt  in  die 
Hände  gelegt  durch  die  Herstellung  des  Census  für  die  Wahlen  zur 
Gesetzgebung  und  in  dieser  wieder  durch  das  Recht,  die  Executiv- 
gewalt  selbst  zu  bestimmen«  Nur  ein  grosses  üebel  zehrte  am  Staats- 
körper und  es  wirkte  jetzt  um  so  bösartiger,  weil  es  plötzlich  mit 
tausend  bösen  Folgen  auftrat.  Es  war  der  Mangel  an  baarem  Gelde 
und  die  Assignatenwirthschaft.  Gold  und  Silber  waren  nicht  aus  der 
Welt  verschwunden,  als  in  der  Zeit  der  Revolution  Niemand  dasselbe 
mehr  sehen  und  erwerben  konnte.  Aber  die  Besitze  hatten  es  zurück- 
halten au»  Furcht  vor  dem  Verluste,  aus  Furcht  überhaupt  den 
Besitz  zu  zeigen  und  als  reich  zu  gelten.  Der  Staat  aber,  der  jetzt 
fe  seine  Kriege  und  seine  Verwaltung  dieses  Geld  brauchte,  musste 
es,  um  welchen  Preis  auch,  kaufen.  So  entstand  jener  entsittlichende 
Geldhandel  in  Frankreich,  jene  zerstörende  Börsen wirthschaft,  in  die 
sich  alles,  Volk  und  Regierung»  die  Bürger,  die  Gesetzgeber  und  die 
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Directoren  selbst,  hineinstürzten,  die  auf  der  einen  Seite  nngeheuran 
Luxus  erzeugte,  ohne  auf  der  anderen  doch  im  Stande  zu  sein  das  Elend 
zu  lindern,  die  Armuth  zu  verscheuchen.  Daher  entst^ind  in  anderer 
Richtung  aber  auch  die  Dmwandelung  der  Staatsgewalt  in  eine  rem 
gesellschaftliche  Macht  und  ihre  endliche  vollständige  EntsittlichaDg. 
Der  Reich thum,  den  die  Arbeit  nicht  erwirbt,  entsittlicht,  der  Reich- 
thum,  der  nicht  durch  die  Arbeit  eine  dauernde  Selbständigkeit  erwor- 
ben, macht  den  Menschen  zum  Selaven  der  Gewalt,  von  der  er  seine 
Mittel  bezieht.  Und  diese  Gewalt  war  auch  für  den  Geldmenschen  die 
Staatsgewalt,  er  war  bereit  sich  ihr  willig  zu  unterwerfen,  er  forderte 
nicht  mehr  Freiheit  und  Gleichheit,  er  begehrte  fär  sich  nur  Ruhe  nird 
Sicherheit,  gleichgültig  gegenüber  der  Gewalt  und  ihrer  Form,  wenn 
sie  ihm  diese  nur  schafft  So  lange  das  Directorinm  in  der  allgemeinea 
Noth  alle  Parteien  vertrat,  war  es  seine  Gewalt  auch,  die  alle  Wünsche 
befriedigte.  Als  es  selbst  nur  mehr  ein  Privatint^^sse  vertrat,  war 
es  für  die  Gesammtheit  oluimächtig. 
Die  Armee  und  Für  die  Länge  der  Zeit  konnte  diese  Forderung  der  fraozüsisdieB 
Napoleon.  Qegelischaft,  bei  der  stets  drohenden  Stellung  der  äusseren  Feiode 
Frankreichs,  und  der  dauernden  Furcht  vor  den  inneren  Feinden,  nur 
eine  Macht  befriedigen,  die  Armee.  Wieder  gebar  die  Revolution  eine 
bisher  dem  Staatsleben  Europas  u|ibekannte  Erscheinung.  Die  Mili- 
tairmacht  ist  nicht  mehr  wie  bisher  blos  ein  Mittel  für  die  Eroberung 
und  den  Schutz  derselben,  sie  wird  jetzt  eine  gesellschaltliche  Madit, 
so  gewaltig,  dass  sie  am  Ende  das  ganze  Volksleben  bestimmt  Gdd 
und  Besitz  stehen  fast  immer  auf  Seite  der  bewaffneten  Macht  und  selten 
erkennen  sie,  am  Anfang  einer  solchen  Herrschaft,  in  ihr  einen  Gegner 
ihrer  Interessen.  Erst  dann,  wenn  die  Erhaltung  dieser  Herrschaft 
ihren  Besitz  selbst  anzogreifen  droht,  kehren  sie  sich  von  ihr  ab  ond 
werden  ihre  bittersten  Feinde.  In  diesem  Princip  der  Gesellschaft  mht 
Anfang  und  Ende  der  Herrschaft  Napoleons.  Mitten  in  die  erwerbs- 
eifrige und  geldgierige  Gesellschaft  hat  das  Schicksal  diesen  ausser- 
ordentlichen Mann  hineingeschlendert.  Auf  ihn  bliekte  ganz  Frankreich 
seitdem  er  in  Italien  die  Republik  gerettet  Er  musste  die  Zukunft  des 
Staates  bleiben,  so  lange  man  nicht  den  Frieden  besass  oder  so  lange  -- 
er  selbst  nicht  dieser  Friede  sein  wollte.  Er  musste  die  Rettang  Frank- 
reichs für  die  Zukunft  sein,  weil  er  den  Staat  schon  einmal  gerettet 
hatte.  Das  Volk  vertraut  seinen  Helden,  so  lange  sie  gifickliek  sind. 
Napoleon  ist  es  bisher  gewesen.  Nun  stursten  am  Ende  der  Herr- 
schaft des  Directoriums  plötzlich  Parteikämpfe  von  Neuem  den  Staat 
in  innere  Dnruhen.  Man  sah  sein  Hab  und  Gut  wieder  bedreht,  seinen 
Besitz  abermals  gefährdet,  das  gesammte  Volk  erhob  sich  dagegen 
und  rief  die  Armee  und  Bonaporte  um  Rettung  an.    Der  18.  Hroctidtf 
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hatte  imB  erstenmal  gezeigt,  dass  das  Volk  sich  von  der  Revolution 
losgesagt  und  dass  nnr  mehr  die  Klassen  der  Gesellschaft,  nicht  die  in 
derselben  nur  nach  politischer  Gesinnung  getrennten  Parteien  um  die 
Herrschaft  ringen.  Die  Verlassnngsform  war  gleichgöltig  geworden,  wenn 
nur  die  nach  d^  Herrschaft  begierige  Klasse  in  ihr  die  Gewalt  bewahrt. 
In  einem  solchen  Augenblick  wird  einer  vorsichtigen  Regierung  auch  die 
Herrschaft  leichter,  wenn  sie  vor  allen  nur  die  Macht  der  Parteien 
kennen  lernt.  Die  Royalisten  waren  den  Republikanern  am  18.  Fructi- 
dor  gegenübergetreten  und  erlagen  im  Kampf,  weil  diese  die  Herr- 
schaft zuerst  in  Händen  hatten,  dem  Volk  aber  war  der  politische 
Werth  beider  ganz  gleichgültig.  Aber  auch  die  bestehende  Constitu* 
tioB  war  dem  Volke  ein  Nebensächliches  geworden.  Sie  wurde  von 
Niemanden  für  unabweisiich  nöthig  erachtet,  weil  man  sie  ja  willkürlich 
T«rietzen  konnte  und  Niemand  zweifelte,  dass  er  auch  ohne  sie  oder 
mit  einer  anderen  Verfassung  würde  leben  können.  Die  sociale  Revo- 
lation  war  vorbei,  nachdem  der  Besitz  seine  Herrschaft  zur  Anerken- 
Din^  gebracht  hatte.  Aber  gerade  aus  dieser  Gleichgültigkeit  entstand 
nun  ein  neues  Streben,  welches  alle  Thätigkeit  am  Ende  in  Anspruch 
nahoL  . 

Man  hatte  durch  die  Revolution  hindurch  in  der  Verfassung  die  Die  vem^i- 
alMnige  Garantie  des  h(>chsten  Gutes  gesehen,  um  das  man  gekämpft,  tanK«Jn««re8.«n 
die  Garantie  der  Freiheit.  Weil  man  sie  aber  nie  zur  Wahrheit  werden 
sah,  wollte  und  konnte  man  sie  auch  am  Ende  gar  nicht  tnehr  glauben. 
Man  opfert«  sie  und  mit  ihr  natürlich  auch  den  Glauben  an  den  Werth 
einer  Verfassung.  Aber  man  setzte  dem  Staat  und  der  Gesellschaft 
ein  anderes  zu  erreichendes  Ziel.  Und  die  Partei,  die  es  setzte,  war 
die  herrschende  Klasse,  die  besitzende.  Und  das  Ziel,  das  sie  setzte, 
war  nur  die  Befriedigung  eines  BedürMsses,  das  sie  allein  fühlte.  Es 
war  die  Ordnung.  An  die  Stelle  der  Verfassung  trat  die  Verwaltung 
qihI  wie  einst  auf  die  Herstellung  jener,  richteten  sich  jetzt  alle  Kräfte 
aaf  die  Begründung  dieser.  Und  das  charakterisirt  die  Herrschaft  des 
Besitzes.  Es  ist  wesentlich  sein  Bedürfoiss,  dessen  Befriedigung  er  vom 
Staate  fordert,  so  dass  der  Staat  endlich  selbst  in  ihm  seine  erste 
Aifgabe  erkenat  Darum  war  es  für  Frankreich  so  ungeheuer  wichtig 
md  die  Zukunft  des  Staates  und  der  Gesellschaft  hing  von  ihn  ab. 
Wer  dies  erkannte,  der  musste  aber  auch  der  Herr  Frankreichs 
Verden,  denn  in  dieser  Erkenntniss  war  er  allein  die  Befriedigung  des 
*llgwieinen  Bedürfnisses.  „Der  Befreier  Frankreichs,  schrieb  Portalis 
1799  an  einen  Freund,  muss  mit  einem  fertigen  Plane  auftreten,  der 
itt  enlen  Augenblick  der  Erschlaffung,  wo  die  Hasse  allein  sich  r«gt, 
^genommen  wird,  da  im  zweiten  schon  die  Ehrgeizigen  sich  erheben.*' 
Bad  dieser  Mann,  der  Herr  von  Frankreich  und  sein  Befreier  werden 


412  ^i®  StaatflgewAlt.     Die  Bepublik. 

konnte,  dieser  Mann  war  allein  Napoleon.  Er  allein  erkannte,  wa» 
nach  jahrelangem  Hin-  und  Herschwanken  dem  Ruhe  bedürftigen  Volke 
Noth  thue,  er  hatte  den  Muth,  seinen  Willen  an  die  Stelle  des  Volks- 
willens  zu  setzen  und  in  dem'  Augenblicke,  wo  er  es  that,  war  die«? 
Wille  von  dem  Willen  des  Volkes  auch  keineswegs  verschieden.  Danua 
auch  war  es  möglich!  Im  Gebiete  der  Verfassung  sollte  dieser  Mf 
allein  seinen  Bedürfnissen  genügen,  im  Gebiet  der  Verwaltung  aber 
die  Bedürfnisse  des  Volkes  befriedigen.  In  der  ersten  Richtung  va; 
es  die  Dictatur,  die  Napoleon  anstrebte  und  der  sich  das  Volk  vilb- 
los  ergab,  in  der  zweiten  Richtung  war  es  die  Vollendung  der  Ceo- 
tralisation,  die  das  Volk  bedurfte  und  die  es  begehrte,  aber  nach  mv 
strengen  Gliederung,  nach  einer  schnellen  Wirksamkeit  Die  Reactioi 
gegen  die  staatliche  Freiheit  begann,  wie  immer,  mit  Verwaltunp 
reformen.  Die  Völker  ahnen  in  solchen  Zeiten  selten  am  Aofaif 
dass  ihre  politische  Freiheit  untergraben  wird  und  dann,  wenn  sie  i 
ahnen,  ist  es  gewöhnlich  für  eine  friedliche  Umkdir  zu  spat  Di 
Geschichte  hat  zahlreiche,  aber  kein  glänzenderes  Beispiel  für  dia 
Wahrheit  aufgezeichnet,  als  Napoleon  und  seine  Zeit.  — 
Niipoieons  Kraft  ^an  hat  schon  oft  versucht,  die  ganze  Revolution  als  eine  Kett 
Bedeutung,  orgduischer  Erscheinungen  darzustellen  und  Napoleon  als  das  let^ 
Product  derselben  zu  kennzeichnen.  Es  ist  gewiss  auch  richtige  ab 
man  ging,  was  diesen  athletischen  Geist  anbelangt,  dennoch  zu  wd 
Die  Zeit  erschafft  ihre  Helden ,  doch  mancher  Held  macht  sieb  aQ< 
seine  Zeit.  Wenn  je  ein  persönlicher  Wille,  eine  menschliche  Grösse  <1? 
Schicksal  der  Welt  bestimmte,  so  war  es  Napoleon.  Von  seinem  erst* 
Auftreten  an,  im  italienischen  Feldzug,  weiss  er  es,  die  Gescb^l 
Frankreichs  an  seine  Person  zu  knüpfen,  er  entzieht  sich  einen  Aa^ei 
blick  aller  Augen  und  kämpft  einen  dem  Lande  ganz  nutzlosen,  üi 
allein  verheirlichenden  Kampf  in  Egypten.  Aber  während  dieser  7/ 
lernt  in  dem  Verluste  Frankreich  seinen  Werth  erkennen.  Er  kt^b- 
heim ,  er  stürzt  an  einem  Tage  die  Verfassung  der  Republik  und  il^ 
Volk  jubelt  ihm  vertrauensvoll  zu,  er  baut  am  anderen  Tage  die  uc. 
Verfassung  auf  und  das  Volk  sieht  sein  Vertrauen  belohnt.  Er  bi«-- 
die  Ordnung  für  die  Freiheit,  er  fordert  den  Gehorsam  für  den  Frie<le' 
den  er  bringt,  er  kann  ihn  fordern  und  man  gehorcht  ihm.  »Wir  voll- 
eine Republik,  rief  er  dem  Rath  der  Alten  am  18.  Brumaire  zu,  tu^ 
Republik  gegründet  auf  die  wahre  Freiheit,  auf  die  bürgerlich 
Freiheit  (liberte  civile),  auf  die  Nationalvertretung  und  wir  wer»l^ 
sie  haben  1  Ich  schwöre  es,  ich  schwöre  es  in  meinem  Namen  er 
im  Namen  meiner  Waffengenossen.''  Und  in  seinem  Namen  wurde  die 
Freiheit  jetzt  organisirt.  Es  war  eine  Freiheit,  die  auf  der  Gesetwnissi; 
keit,  auf  der  Verwaltungsordnung  ruhen  sollte,  eine  Freiheit,  die  nicl 
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in  der  Constitution  und  dem  Gesetz,  sondern  in  Verwaltangsroassregeln 
und  Verordnungen  ihren  Schutz  und  ihr  Maaas  fand,  keine  politische, 
eine  civile  Freiheit  I  Und  demgemäss  geht  jetzt  die  Geschichte  Frank- 
reichs ihren  Gang.  Die  äussere  Geschichte  ist  nicht  mehr  die  Lebens- 
ader des  ganzen  Staatsgeschickes,  die  innere  Geschichte  entwickelt 
sich  frei  und  selbständig  von  dieser.  Wäre  die  Schlacht  von  Marengo 
für  Napoleon  verloren  gewesen,  hätten  die  hundert  Kanonen  nicht  die 
Schlacht  bei  Austerlitz  siegreich  für  Frankreich  entschieden,  der  Staat 
hatte  es  ruhig  ertragen  und  hätte  nicht  gewankt.  Die  Grösse  des 
Kriegers  raffte  den  IViumph  eines  Jahrhunderts  mit  gierigen  Händen 
lusammen,  die  Weisheit  des  Staatsmannes  baute  sich  im  Innern  für 
die  fernste  Zukunft  eine  ewige  Denksäule«  Ich  habe  diese  allein  zu 
beschreiben.  Ich  brauche  nicht  das  verheerende  Unglück  zu  verzeichnen, 
das  die  Kriege  Napoleons  über  ganz  Europa  gebracht,  ich  brauche 
die  Verwüstungen  nicht  zu  schildern,  die  sie  nach  sich  zogen  und  brauche 
Dicht  zu  zeigen,  wie  dennoch  alles,  was  daraus  für  den  Stolz  des  einen 
Mannes  hervorging,  nach  kurzem  Glanz  wieder  zusammenbrach. 

Kaum  hatte  Bonaparte  die  Zügel  der  Herrschaft  ergriffen,  so  war  die 
ganze  Vergangenheit  Frankreichs  wie  ausgelöscht  aus  dem  Gedächtniss 
des  Volkes  und  es  stürmte  mit  seinem  grossen  Führer  einer  neuen  Zeit 
entgegen.  Mit«riesiger  Thätigkeit  greift  der  erste  Consul  in  alle  Regungen 
des  Lebens  ein.  Er  schafft  Reichthümer  und  Schätze,  er  vernichtet  das 
werthlose  Papiergeld  und  Gold  und  Silber  strömen  den  Kassen  zu, 
einen  ungeahnten  Aufschwung  giebt  er  dem  Handel  und  der  Industrie, 
Strassen  werden  gebaut,  Canäle  eröffnet,  die  verwüsteten  Städte  zu 
neuer  Blüthe  emporgehoben,  neue  Städte  gegründet  und  endlich  nach 
der  Schlacht  bei  Marengo  am  14.  Juni  1800  und  dem  Siege  Moreaus 
bei  Hochstädt  am  19.  Juni  und  dem  bei  Hohenlinde  am  3.  December 
desselben  Jahres  dem  kriegsmüden  Lande  der  Friede  geboten.  Die  Aeaitero  Lag« 
meisten  europäischen  Mächte  waren  mit  Frankreich  schon  verbunden,  '^*°  ^^  *' 
der  Friede  von  Linneville  am  3.  Februar  1801  beugte  Oesterreich  und 
als  die  Friedensverhandlungen  von  Amiens  endlich  auch  England  ver- 
söhnten, konnte  am  Jahrestag  des  18.  Brumaire  mit  Frankreich  ganz 
Europa  das  allgemeine  Friedensfest  feiern.  Nie  war  Napoleon  grösser, 
als  eben  jetzt,  nie  ging  er  mehr  im  Vaterlande  auf,  als  in  diesem 
Augenblick.  Er  begann  jetzt  die  Erfüllung  dessen,  was  er  in  einem 
feierlichen  Schwur  versprochen  hatte,  er  gab  jetzt  dem  französischen 
Volke,  was  er  als  das  letzte  Resultat  der  Revolution  erkannte,  in 
festen  Formen  des  Gesetzes  und  Rechtes,  im  Code  civil  und  den  folgen- 
den Gesetzbüchern  —  er  gab  ihm  damit  die  civile  Freiheit. 
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B.  Der  Code  civil  und  die  Rechtsschale  Napoleons.  *) 
Keine  Zeit  ist  so  ohnmächtig,  dass  sie  nicht  die  Männer  erzeugt, 
Die  die  sie  zur  Erfüllung  der  Aufgabe,  die  sie  zu  lösen  hat,  bedarf.  Aber 
in^Frankrcich.  ^^^  ^^^^  Jahrhunderten  erzeugt  die  Zeit  das  allmächtige  Genie,  welches 
die  lebenden  Talente  zur  Thätigkeit  ruft  und  unter  seinem  StraUea- 
glänze  vereint,  die  Kraft  entzündet,  die  in  ihnen  lebt  und  mit  ihnen 
vorwärts  strebt  an  das  Ziel,  das  den  Völkern  gesetzt  ist  Es  gab 
kein  Talent,  das  Napoleon  nicht  erkannte,  es  gab  kein  Yerdi^ist,  da^ 
er  nicht  zu  würdigen  verstand,  es  gab  nichts,  das  er  nicht  förstlicli 
belohnte,  wenn  es  ihm  diente.  Auf  dem  Schlachtfeld  prüfte  er  die 
Kämpfer  und  wählte  ohne  Unterschied  nach  dem  Verdienst  aus  ümeij 
seine  Generäle.  Mit  prüfendem  Auge  suchte  er  die  Bedürfiüsse  dej 
Landes  und  wenn  er  sie  befriedigen  wollte,  nahm  er  die  besten  Krüfttj 
aus  der  Mitte  des  Volkes,  deren  Talente  ihm  dafür  geeignet  schieneoi 
Und  kaum  zur  Macht  gelangt,  umgiebt  ihn  auch  die  Blüthe  des  frutj 
zösischen  Geistes,  umgeben  ihn  die  ersten  Talente  alles  Wissens  no^ 
Vermögens.  Mit  ihnen  beginnt  Napoleon  das  grosse  Reformwerk«  daj 
er  im  Innern  Frankreichs  anstrebt,  sie  sind  die  Träger  des  Ruhme^ 
der  hier  Napoleons  Geist  geschmückt  Eine  Schule  von  Rechtsm&nn^ 
eine  Schule  von  Staatsmännern  hat  er  sich  geschaffen,  so  gross,  das{ 
die  spätere  Zeit  nichts  Bedeutenderes  gebären  konnte  und  nichts  z| 
thun  hatte,  als  die  Hinterlassenschaft  derselben  zu  verwerthen.  t| 
erklären  und  zu  deuten.  Diese  Männer  waren  es  eigentlich,  die  gei$ti| 
der  durch  die  Revolution  verfehmten  Vergangenheit  ein  Ende  setzte! 
und  in  dem  Code  civil,  in  dem  sie  die  Resultate  derselben  niedei 
legten,  der  Zukunft  einen  sichern  und  einzigen  Ausgangspunkt  schofei^ 
Die  historische  Rechtswissenschaft,  die  Jahrhunderte  lang  von  den  frai 
zösischen  Gelehrten  gepflegt  worden  war,  fand  mit  dieser  Schöpfung  de 
neunzehnten  Jahrhunderts  ihr  Ende  und  erst  eine  spätere  Zeit  kehrte  wi^ 
der  zu  den  Urquellen  zurück,  aus  denen  diese  selbst  entstanden  wa^ 
Zwei  grosse  Schulen  hatten  die  Rechtswissenschaft  in  Frankrdc 
vor  der  Revolution  in  einer  dauernden  Blüthe  erhalten.  Aus  de 
DU  rSroftebe  grosscu  römischeu  Rechtsschttle,  welche  Alciat  gegründet,  Cujadus  i\ 
RccMttchnie.  ^  hohem  Glauze  emporgehoben  und  Pothiw  endlich,  am  Anfang  dfl 
18.  Jahrhunderts,  durch  die  Systematisirung  der  gesammten  röou;>clie| 
Rechtswissenschaft  in  seinen  Pandecten  zum  Abschluss  gebcadit  hatt^ 
aus  dieser  Schule,  ihren  Forschungen  und  grossen  Leistungeo  ^ 
eine  andere  Rechtsschule  hervorgegangen,  deren  Aufgabe  es  war,  nebej 
dem  römischen,  das  nationale  französische  Recht  zu  erforschen  usj 
wissenschaftlich  in  allen  seinen  Erzengnissen  sicher  zu  stellen.   Eij 


*)  Essai  Bor  l^histoire  dn  Droit  fran^ais  par  M.  Laferri^e.    2  Bände. 
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Zweig  dieser  Schale,  Imb^  Ayraalt,  Duret  and  endlich  Ren^  Gboppin, 

sachte  durch  Yergleichang  der  einheimischen  Institutionen  mit  jenen 

des  römischen  Rechts,  eine  scharfe  Grense  zwischen  beiden  Euerst 

festiiistelien.    Selbst  im  17.  Jahrhnndert  noch  thitig,  war  sie  doch 

aavermOgend,  durch  ihre  rein  negative  Thätigkeit,  ein  grosses  geistiges 

Leben  sn  erzeugen  und  besonders  mit  jener  Schule  gleichen  Schritt 

la  hatten,  die  Charles  Dumoulin  und  Argentre  zur  selben  Zeit  her- 

Torriefen.     Diese  beiden  H&nner   erfassten  die  coutomieren  Rechts- 

institiite,  welche  sie  ringsherum  in  lebendiger  Wirksamkeit  sahen  und 

hoben  sie  durch  eine  kfihne  wissenschaftliche  Systematisirung  so  hoch 

empor,  daas  sie  die  ganze  folgende  Wissenschaft  in  ihre  Bahnen  hin- 

einiissen.   Die  Bretagne,  die  Heimatk  Argentre's,  war  auch  die  Heimath 

der  Feodalitat  und  widerstrebte  am  l&ngsten  jedem  Reformgeist,  der 

die  Starrheit  nond  Härte  dieser  Rechtsinstitutionen  zu  brechen  T^*snchte. 

Ar^ntre  war  ihr  Vertheidiger  und  eiferte,  wie  seine  Heimath,  gegen 

den  assgleicheoden  Gentralisationsgeist  der  französischen  Könige,  gegen 

den  Geist  Dumoalins,  der  die  lombardischen  Rechtsbacher  aufrecht 

erhielt  und  an  ärer  Hand  in  den  Contumes  selbst  eine  Harmonie  der 

firondsitae  and  in  ihrer  unendlichen  Verschiedenheit  das  Princip  der 

Einheit  sachte,  lehrte  und  bewies.  Auf  dies^  Forschungen  baute  die         du 

apecolatiTe  Rechtswissenschalt  des  18.  Jahrhunderts,  bauten  Domat, 

d'Aguesnan  «nd  Pothier  ihre  grossen  Forschungen  auf  und  löfarten     buderu. 

Beckt  und  Gresekz  von  Frankreich  vor  der  Revolution  za  einem  end- 

Sdltigen  Abschluss.    Domat  trug  die  christliche  Philosophie  des  Port 

Koyai  in  die  Rechtswissenschaft  und  zeigte,  wie  alle  Rechtsideen  mit 

Moral  und  Beli^on  und  so  mit  der  Idee  Gottes  selbst  nur  eins  sind. 

D'Agiiesseau  fiUurte  diesen  Geist  der  practisehen  Hechtswissenschaft 

zn  md  in  demselben  Jahr,  als  Montesquieu  im  Esprit  des  Lois  (1748) 

hewies,  dass  die  Rechtsidee  der  ganzen  Welt  nur  ein  und  dieselbe  ist, 

»igte  er  ffir  Frankreich,  dass  das  nationale  Recht  in  den  Contumes 

von  dem  römischen  nicht  versdiieden,  dass  keine  unQbersteigliche 

fireoze  das  mne  von  dem  anderen  trenne  und  dass  beide  neben  «n- 

ttder  bestehen  können^  wie  sie  bisher  neben  einander  bestanden. 

PotUcr  vollendete  die  Assimilation,  abte  sie  practiseh  als  Magistrat 

^  beieitete,  verbunden  mit  der  christlichen  PUiosophie,  die  moderne 

SedüMrissenschalt  vor.  Eine  grosse  Zahl  ausgezeichneter  Juristen  hat 

die  Lehren  dieser  Mftnner  in  den  einzelnen  Rechtsgebiet^  entwickek 

«nd  ÄGfaergeBtttUt  und  Henrion  de  Pansey  leitete  diesen  Geist  auf  das 

11  Jahifanndert  hinübar  und  hatte  am  Vorabende  der  Revolution  noeh 

«nmal  durch  seine  »Disertations  leodales^  die  ganze  Vergangenheit,  die 

jetzt  zu  wanken  begann  und  bald  zusammenbrach,  mit  dem  Lichte 

der  Wissenschaft  belichtet.    Die  Idee  der  Gleichheit  der  Gesetze  und 
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uer  Ciumeii  aiier  socialen  insiiiunonen  aaiie  aue  aarcüarangen  qdo 
die  Kevolutioa  eröffuete  jetzt  den  Kampf,  nach  dessen  VoUendoD^ 
Napoleon  die  Herrschaft  derselben  über  die  bürgerliche  und  politiscbe 
Gesellschaft  begründete.  Die  ausgezeichnetsten  Schüler  der  jüngiten 
Vergangenheit  stehen  ihm  zur  Seite. 
^*^  Thouret,  Tronchet  und  Merlin,  die  Gesetzgeber  der  Constituafite, 

Napoieom.  ^^ben  uoch  einmal  in  dem  Comite  feodale  dieser  Nationalvertretuug. 
die  alten  Institutionen  Frankreichs  geprüft,  alles  was  alt  und  faul  war. 
ausgeschieden  und  den  Boden  geebnet,  auf  dem  die  Revolution  ihre  neue 
Thätigkeit  eröffnete.  Die  Belichte  dieses  Comites  sind  für  die  Geschicbk 
des  französischen  Rechts  von  unschätzbarem  Werth.  Ihre  Kesoltate 
übeiiieferteu  Tronchet  und  Merlin  der  Zeit  Napoleons.  Thooret  war  ab 
Opfer  der  Revolution  laugst  auf  dem  Schaffot  gefallen.  Während  der 
Zeit  des  Convents  tritt  das  erstemal  Cambaceres  mächtig  hervor.  Er 
ist  es,  der  hier  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  arbeitet,  der  in  der  Her- 
stellung desselben  die  grosse  Aufgabe  der  Revolution  erkennt  ubd 
unermüdlich  thätig  sich  zeigt  an  dessen  Vollendung  und  Kechtskriftig- 
keit.  Schon  am  9.  August  1793  legte  er  dem  Convent  ein  Proje« 
vor.  Am  23.  Fructidor  an  II.  brachte  er  einen  zweiten  Entwurf  vor 
die  Gesetzgeber.  „Es  war  ein  sehr  kurzes  Werk,  aber  der  grossartigsttt 
Entwicklung  fähig,  gestattete  es  in  der  Folge  die  Irrthümar  zu  ver- 
bessern, welche  die  Vorurtheile,  die  in  jener  Zeit  unvermeidlich  warts, 
erzeugt  hatten*}.''  Treilhard  und  Berlier  stehen  ihm  hier  zur  Seite. 
Daunou,  der  geistvolle  Röderer,  Boulay  de  la  Meurthe  ragen  mit  dt( 
gleichen  Idee  unter  dem  Directorium  hervor  und  stehen  auf  Cambacerö» 
Seite,  als  er  am  24.  Prairial  an  IV.  der  Gesetzgebung  ein  neues  Gestu- 
buch,  aber  wieder  ohne  Erfolg,  vorlegte.  Noch  war  die  Zeit  nicht 
reif,  aus  dem  Chaos  der  Begriffe  das  Neue  zu  gestalten.  Erst  aU 
Napoleon  seine  Zeit  erleuchtet,  werden  alle  diese  Männer  mit  des 
neuen  Talenten,  die  er  ans  Licht  zieht,  auch  die  Gesetzgeber  seioti 
Zeit.  Defermon,  Duchatel,  Dufiesne  und  an  ihrer  Spitze  Gaudin  er- 
fassen die  Finanzleitung  und  Gesetzgebung,  Lacuce,  Brune,  Mannoül 
und  andere  jene  des  Krieges,  Champagny,  Fleurieu  die  der  Marine,  in  i^ 
Verwaltung  treten  Cretet,  Chaptal,  Regnaud  Saint  Jean  d*Angely,  Francuu 
de  Nantes,  Lavalette  ein,  für  die  Justiz  Real,  Malleville,  Bigot  de  Prea- 
meneu.  Der  Führer  dieses  Heeres  von  Staatsmännern  und  Rechte- 
gelehrten  ist  Portalis.  Wie  lYonchet,  bewandert  in  d^  Schule  des 
/ranzösischen  Rechts,  wie  Bigot  de  Preameneu  und  Malle viUe,  ausge- 
zeichneter Advokat,  fiberragt  er  alle  durch  seinen  christlichen  Sicu 
und  philosophischen  Geist.    Nach  dem  Staatsstreich  des  IS.  Fructidur 
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Terbanut,  schrieb  er  in  der  Einsamkeit  sein  Buch:  „L'usage  et  i'abus 
de  Tesprit  philosophique  au  dix  huitieme  siecle*'  und  bereitete  sich  auf 
die  grosse  Aufgabe  yor,  zu  der  ihn  Napoleon  berief,  als  er  den  Frieden 
mit  der  Kirche  schliessen  wollte.  Er  ist,  nebst  «»dem  Apostel  der 
Vendee",  dem  Abbe  Bemier,  Pfarrer  von  St  Laud,  der  eigentliche 
Sehöpfer  des  Goncordats  des  Jahres  1801.  Er  ist  es  denn  auch,  der 
mh  Tronchet,  Bigot  de  Preameneu  und  Maleville  den  ersten  Entwurf 
des  Code  dy\\  vorbereitet.  „Sie  vmrden  ernannt,  um  in  einer  für 
die  Redaction  festgesetzten  Ordnung,  die  Projecte  der  schon  veröffent- 
liditen  Gesetzbücher  zn  vergleichen,  zu  behalten,  was  am  geeignet- 
sten erschien  und  dann  die  Grundfesten  der  Civilgesetzgebung  zu 
erdrtem*).*  Alle  sind  in  ihrer  Gesinnung  conservativ,  alle  wissen,  dass 
das  Recht  keine  flüchtige  Erscheinung  ist,  die  ein  Tag  gebären  kann. 
Das  römische  Recht  und  das  Vemunftrecht,  das  Christenthum  und  der 
ijociale  Spiritualismus  der  Constituante  beherrscht  ihre  Anschauungen. 
Das  überlieferte  Recht  der  vergangenen  Zeit,  die  Versöhnung  des  ein- 
heimischen Rechtes  mit  dem  römischen  und  der  Geist  der  neuen  Zeit, 
die  Ideen  der  Revolution,  das  sind  die  Grundpfeiler,  auf  denen  sie  den 
Gedanken  Napoleons  zur  Erfüllung  bringen  wollen.  »Täuschen  wir 
ans  nicht,*'  ruft  Portalis  den  Gesetzgebern  des  Corps  le^slatif  am  3. 
Frimaire  an  X.  zu;  „ein  kühner  Neubau  ist  oft;  nur  ein  glänzender 
Irrthom,  dessen  Glanz  jenem  des  Blitzes  gleicht,  der  den  Ort  selbst 
zerstört,  den  er  eben  erleuchtet  Die  europäischen  Völker  leben  zn- 
ttmmen,  dieselbe  Religion,  Moral  und  Wissenschaft  hat  sie  einander 
gleich  gemacht  und  eine  Nation,  die  sich  plötzlich  durch  ihre  Institu- 
tionen trennen  will,  wirft  sich  in  eme  Lage,  die  sie  in  ihrer  Politik 
stOren  und  in  ihrer  Macht  schwächen  muss. . . .  Kennt  man  denn  ein 
Volk,  das  sich  ein  Gesetzbuch  plötzlich  und  ganz  neu  gegeben,  verfasst 
ohne  Rficksicht  auf  irgend  etwas,  das  ehemals  geübt  wnrde.  Fragen 
wir  die  Geschichte,  sie  ist  die  Experimentalphysik  der  Gesetzgebung.** 
Und  aus  dieser  Geschichte  entwickelte  sich  der  Schlussstein  der  fran- 
z^^sischen  Gesetzgebung,  nicht  als  etwas  absolut  Neues,  sondern  als 
der  Geist  alles  dessen,  was  die  Wissenschaft  vor  der  Revolution  geklärt 
Qod  die  Revolution  selbst  für  die  Zukunft  möglich  gemacht  hat  Und 
Napoleon  war  dieser  Zukunft  die  kräftigste  Garantie,  dass  sie  dem 
CMst  der  Vergangenheit  nicht  zum  Opfer  gebracht  wird.  „Wenn  der 
Code  civil  eine  Vermischung  der  alten  Ideen  mit  den  Ideen  der  Revo- 
lution erzeugt  hat,  wenn  er  durchdrungen  ist  von  dem  Eclecticismus 
der  Philosophie  des  19.  Jahrhunderts,  so  gebührt  Napoleon  vor  allem 
&  Ehre  des  Verdienstes,  der  Geist  der  weisen  Vereinigung  glänzt  in 

*)  MaleviUe  Analise  etc.  Tom.  I.  S.  9. 
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dem  Code,  wie  in  der  Versöhn UDg  der  politischen  Parteien,  die  ien 
Staat  zerrissen  haben  *)/^  Und  aus  dem  Zusammenwirken  so  grossartiger 
Kräfte,  ging  endlich  der  Code  civil  hervor,  jener  Eckstein  der  Zukunft 
Frankreichs,  jener  erste  Schlusssteiu  der  Revolution. 

Es  ist  einem  später  folgenden  Theil  dieser  Rechtsgeschicbte  vor- 

und  die      behalten,  die  weitere  Geschichte  dieses  Gesetzgebuugswerkes  und  der 

civiie  Freiheit,  einzelnen  Bestimmungen  desselben  darzustellen.    An  diesem  Orte  abe^ 

ist  nur  eine  Bedeutung  desselben  zu  eröi'tem,  die  in  ihrem  ganzen  Cmfaod 

innig  mit  dem  öffentlichen  Rechte  der  Zeit  Napoleons  zusammenhio^j 

Es  ist  die  politische  Bedeutung  des  Code  civiL 

In  ihm  nämlich  liegt  der  Gedanke  verkörpert,  den  Napoleoo  asj 
18.  Brumaire  als  sein  Programm  mit  dem  Wort  der  „civilen  Freiheit* 
aussprach.  Das  gesicherte  Privatrecht  erst  schafft  die  freie  und  berecb 
tigte  Persönlichkeit,  das  eine  Privatrecht,  welches  das  ganze  Volk  k 
herrscht,  macht  sie  aber  auch  zu  einer,  von  jedem  gesellschaftlifbet 
Unterschied  unabhängigen,  rechtlich  gleichen  Persönlichkeit.  Die  Coq 
stituante  hatte  das  feudale  Privatrecht  zerstQrt,  welches  sich  an  di< 
verschiedenen  Personen  und  den  verschiedenen  Besitz  anlehnte  unds( 
dem  ersten  GrundsaJtze  der  Revolution,  der  angestrebten  Gleichhe 
entgegenstand.  Napoleon  hatte  auf  den  Trümmern  ein  neaes  Privat 
recht  aufgebaut,  ohne  Rücksicht  auf  einen  verschiedenen  Besitz,  ao 
einen  Unterschied  in  den  Personen  und  hatte  so  den  Grundsatz  it 
Revolution  nicht  nur  erfüllt,  sondern  auch  für  alle  Zeiten  sicher  gestelH 
Und  gerade  so  hatte  Napoleon  in  dieser  Richtung  die  ganze  Bedeutuu 
seiner  Aufgabe  erkannt  und  darum,  kaum  hatte  er  das  wahre  Wort  ^ 
sprochen,  ergriff  es  alle  Geister  seiner  Zeit  mit  gleicher  Macht  Boala 
de  la  Meurthe  bestieg  am  19.  Brumaire  die  Tribüne  und  berichtete  ^^ 
Fünfhundert:  „Das  Glück  des  Volkes  besteht  in  der  civilen  Freihei 
durch  welche  allein  die  Menschen  sich  vereinen  und  in  der  Gesellscbai 
bleiben.  Aber  gemessen  die  französischen  Burger  diese  civiie  Freiheii 
Ist  sie  ihnen  genügend  gesichert?  Nein!  es  ist  gewiss,  dass  die  ^^ 
sönliche  Freiheit  mit  Leichtigkeit  verletzt  werden  kann,  dass  der  gr&ssi 
Theil  des  Eigentbums  der  Unsicherheit  verfallen  ist,  dass  Verkehr  nu 
Handel,  alle  nothwendigen  und  nützlichen  Künste  ins  Stocken  geratbt; 
sind«  dass  kein  gegenseitiges  Vertrauen  herrscht^  dass  überall  das\o' 
in.  jeder  Art  gequält  wird/'  Und,  am  20.  Brumaire  zeigt  Cambacer» 
als  Justizminister  40,  dass  man  jetzt  jene  Gesetzbüt^her  vorbereit« 
und  discutiren  wird ,  welche  auf  der  unwandelbaren  Baaia  der  Fre 
heit  ipid  GleicU&e^t  der  Eecjite  und  der  Achtung  vor  dei 
XiigjentlLuin  verfaß  werden  soUexv.    Als  Napoleon  dem  tam^ 


*)  Troplong:  Pr^face  de  la  Vente  XXIII. 
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sehen  Volke  am  22.  Frimaire  an  VIII.  die  neue  Constitution  fibergab» 
koDDte  er  wohl  mit  vielem  Rechte  ausrufen:  „Burger  die  Revolution 
hat  die  Grundsätze  festgestellt,  von  denen  sie  ausging;  die  Revolution 
ist  beendet  !^ 

An  die  Schöpfung  des  Code  civil  reihen  sich  jene  des  neuen  Code  ^*«  Bbriprtn 
penal,  des  Code  dUnstruction  criminelle  und  endlich  des  Code  de 
procedore  civile.  Man  wird  viel  in  allen  diesen  SchOpfuiigen  der 
Gesetzgebung  zu  tadeln  haben,  aber  ihre  Aufgabe  haben  sie  erfüllt, 
die  ihnen  in  der  Zeit  vorgeschrieben  war,  sie  haben  die  civile  Freiheit 
and  Gleichheit  heimstellt,  so  fest,  dass  keine  Zeit  mehr  sie  erschüttern 
koBDte  und  die  späteren  Geschlechter  haben  sie  als  den  kostbarsten 
Schatz  der  Revolution  bewahrt.  In  diesen  Werken  liegt  Napoleons 
welthistorische  und  ewige  Bedeutung.  Eine  Revolution,  so  lange  sie 
Dar  vernichtet,  wird  selten  den  übrigen  Staaten  gefährlich,  aber  in 
dem  Augenblick  wo  sie  aufbaut  und  das  Neue  schafft,  rieisst  sie  die 
Völker  aller  Länder  unaufhaltsam  mit  sich  fort,  wo  und  wann  immer 
sie  auftritt.  Und  Napoleon  wusste,  was  die  Völker  verbindet.  Mit 
seinen  geistigen  Schöpfungen  wollte  der  Eroberer  und  Zwingherr 
Europas  auch  ein  geistiges  Band  um  die  Völker  legen.  Um  dieses 
grosse  Ziel  zn  erreichen,  hatte  er  in  seinem  Gesetzbuch  schon  bei  der 
ersten  Redaction  alle  localen  Bestimmungen  ausgeschieden,  »danüt 
eben,  wie  Bigot  Preameneu  sagt,  das  allgemeine  System  dieses  Ge- 
aetibuches  sich  mit  den  verschiedenartigsten  Anschauungen  vereinen 
lasse').''  Er  gab  diesem  Gesetzbuch  endlich  darum  auch  seinen  Namen, 
denn  ^in  grosser  Name,  rief  Chabot  de  TAllier  den  Tribunen  zu,  ist 
der  beste  Schutz  der  Gesetze  und  das  sicherste  Beförderungsmittel 
ihrer  Autorität;  es  ist  die  Gewalt,  welche  ihnen  den  Gehorsam  der 
Zeitgenossen  und  die  Verehrung  der  zukünftigen  Geschlechter  sichert').** 
Damm  hassten  die  Qerrscher  Europas  und  selbst  die  Völker  Napoleon, 
dam  jetzt  war  nach  ihm  kein  Friede  mit  der  Zukunft  möglich,  wenn 
man  nicht  mit  der  Vei^angenheit  brach,  jetzt  erst  war  keine  Hoffnung 
mehr  möglich,  dass  diese  faule  Vergangenheit  noch  leben  könne.  In 
den  neuen  Geist  mussten  die  Staaten  sich  hineinleben,  sie  mussten  ihm 
hoUigen  und  die  Kriege,  die  so  viel  vernichteten,  schufen  doch  den 
Boden,  auf  dem  die  neue  Zeit  möglich  war.  „Ich  habe  diese  Inquisi- 
tionatribunale  abgeschafft...  ich  habe  die  Feudalrechte  zerstört,  den 
Egoiaaus,  den  Reichthum  und  die  Uebermacht  einer  kleinen  Zahl 
Menschen,  welche  eurem  Ackerbau  mehr  schadete,  als  die  Gluth  der 
Kevolution.    Wie  es  nur  einen  Gott  giebt,  so  soll  es  im  Staat  nur  eine 

1)  Hoaitenr  1S07  Nr.  287. 

2)  Monitonr  1807  Nr.  848. 
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Rechten  der  Nation,  ich  habe  sie  unterdrückt!  Eure  Enkel  werden  mich 
segnen,  wie  euren  Erneurer  I**  So  stolz  waren  des  Welteroberers  Worte,  die 
er  in  Madrid  zu  den  Spaniern  sprach  und  so  klar  sahen  sie  den  Triumph 
der  Zukunft.  Die  Revolution  war  beendet,  nachdem  sie  die  Grundsat« 
festgesetzt,  von  denen  sie  ausgegangen  war.  Aber  das  Volk  hatte 
doch  schon  zu  viel  geopfert,  um  sich  damit  allein  zu  begnügen.  Weno 
es  einen  Augenblick  schwieg  und  befriedigt  schien,  so  war  dies  eio 
Zeichen  der  Ermattung  und  wenn  es  durch  Jahre  hindurch  sich  dem 
Gewalthaber  beugte,  so  unterlag  es  eben  der  Gewalt  Als  es  die  Kraft 
hatte,  diese  zu  brechen,  hat  es  sie  auch  gebrochen!  Es  war  dk 
öffentliche  Freiheit,  für  die  das  Volk  ja  auch  gekämpft  hatte,  es  war 
neben  der  civilen  Freiheit  die  politische,  die  es  sich  erringen  wollte. 
Das  Schicksal  dieser  Hoffnung  umfasst  die  zweite  Thätigkeit  NapoleoD». 
die  der  Verfassung. 


Die  Verfassung  des  Jahres  VIII.   und  Sieyes. 
Die  erste  Nach  dem  Staatsstreich  des  18.  Brumaire  herrschte  einen  Augeu- 

"^thtiigkef*  ^^^<^^  iö  den  höchsten  Staatsgewalten  Anarchie  und  sie  bitte  skb 
Napoleons,  vielleicht  auch  auf  das  Volk  fortgepflanzt,  wenn  nicht  Bonaparte,  olme 
Rücksicht  auf  Recht  und  Constitution,  die  volle  Regierungsgewalt  soweit 
wenigstens  ergriffen  hätte,  dass  er  als  General  der  bewaffneten  Macht  vuu 
Paris  nicht  nur  die  Sicherheit  und  Ordnung  der  Hauptstadt  aufrecht 
erhalten,  sondern  diese  für  das  ganze  Land  vorsorglich  beeinflussen  konnte. 
Durch  das  Decret  vom  20.  Brumaire  war  den  beiden  Commissioaeü 
des  Raths  der  Fünfhundert  und  der  Alten  die  gesetzgebende  Gewalt 
überliefert  woiden.  In  beiden  sassen  die  Anhänger  Bonaparte's.  l^ 
die  Commission  des  Raths  der  Fünfhundert  wurden  die  hervorrageudsttu 
Mitglieder  desselben  gewählt:  Bouley  de  la  Meurthe,  Chazal,  Lucieo 
Bonaparte,  Daunou,  Gaudiu,  Chenier,  Villetard,  in  die  Commission  do 
Raths  der  Alten  traten  jene  Männer,  die  er  als  Kaiser  bald  zu  de'j! 
höchsten  Staatswürden  emporhob:  Lebrun,  Garat,  Regnier,  Comoda 
Cretet,  Goupil  de  Prefelne,  Laloi.  In  die  Hände  des  allmächtigen  Generale 
selbst  war  die  ganze  Executivgewalt  gelegt  worden.  Und  während  io 
dieser  Zeit  des  40tägigen  Interregiums ,  das  dem  Directorium  folgte, 
Bonaparte  mit  der  Ordnung  und  Strenge  des  Soldaten,  der  Umsiebt 
des  Staatsmanns  regierte  und  administrirte,  umgeben  von  jenen  Män- 
nern, die  ihm  als  Minister  bis  ans  Ende  seiner  Herrschaft  zur  Seite 
standen,  von  Fouche,  Cambaceres,  Reinhard  und  Tallayrand,  Maret 
und  Gaudin,  während  dieser  Zeit  grübelte  Sieyes  seine  lang  yersprocheue 
Verfassung  aus. 
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Ich  habe  schon  bei  der  Beschreibung  der  Constituante  auf  diesen  s**y«*  Theorie. 
Mann  hingewiesen.  Es  sei  mir  hier  gestattet,  den  Geist  seiner  Ver- 
fassoDg  genauer  zu  beleuchten,  denn  er  spielt  in  der  Geschichte 
der  französischen  Revolution  eine  zu  grosse  Rolle  und  zu  viel 
falsehe  Vorstellungen  haben  den  Mann  der  Revolution  und  seinen 
Werth  in  ein  heiliges  Dunkel  gehüllt,  welches  kaum  mehr  die  wahre 
Gestalt  desselben  erkennen  lässt.  Seit  der  Thätigkeit  der  Constituante 
galt  Sieyes  in  Frankreich  als  der  geistvollste  und  bedeutendste  Staats- 
mann; er  galt  dafür,  weil  er  während  der  Constituante  zu  den  Schöpfern 
der  grossartigen  Gesetzgebung  gehörte.  Damals  war  er  bedeutend,  er 
war  gross  unter  den  Vätern  der  Revolution,  aber  die  Rinder  derselben 
haben  jene  bis  ins  Unmessbare  überwachsen.  Vor  allen  aber  überragten 
die  Meisten  Sieyes,  denn  alle  waren  mit  dem  Geist  der  Zeit  fortge- 
schritten. Sieyes  erwachte  unter  Napoleons  Herrschaft  wie  nach  einem 
langen  Schlaf  und  hatte  auf  die  Frage  des  Volkes:  Was  nun?  keinen 
anderen  Trost  als  den,  dass  man  zurückkehren  müsse  auf  die  Con- 
stitnante,  die  den  Anfang  gemacht*).  Und  dennoch  war  er  ein  Gegner 
der  Constitution  derselben.  Seit  der  Auflösung  der  Constituante  wnsste 
ganz  Prankreich ,  dass  er  eine  neue  und  bessere  Verfassung  mit  sich 
Womtrage,  von  Zeit  zu  Zeit  liess  er  durch  ein  geistreich  dunkles 
Wort  in  den  erwartungsvollen  Bewunderem  nur  die  Sehnsucht  nach 
sdnem  ausserordentlichen  Verfassungskinde  rege  werden  und  bot  in  dem 
Strom  der  Verfassungs-  und  Grundgesetze,  welche  die  folgende  Zeit 
erzeugte,  doch  nie  mehr,  als  eine  Critik  des  von  anderen  Geschaffenen 
and,  wie  leicht  möglich,  eine  stets  vernichtende  Critik.  Der  Geist,  der 
von  einem  starren  Princip  ausgeht  und  alles  unter  das  Maass  desselben 
stellt,  hat  immer  die  beste  Kraft  zum  Tadel  und  wirkt  auch  über- 
zeugend, besonders  so  lange  Niemand  die  Grundsätze  kennt,  die  den- 
selben erzeugen  und  mit  dem  vergleichen  kann,  was  für  das  Getadelte 
aU  das  Bessere  geboten  wird.  Die  Constitutionen  des  Convents  fanden 
vor  seinen  Augen  keine  Gnade ;  er  begriff  so  wenig  die  Bedeutung  des 
Jaeobinismus,  als  er  die  Zukunft  und  Aufgabe  Napoleons  ahnte. 
Während  die  Jacobiner  ein  grosses  Ziel  anstrebten,  so  gross,  dass  selbst 
die  besten  Kräfte  ihrer  Zeit  mit  ihnen  sich  verbanden,  wie  ein  Merlin, 
ein  Cambaceres,  ein  Tallayrand,  hüllte  sich  Sieyes  in  tiefes  Schweigen 
ein  und  betrachtete  die  Ereignisse  nur  als  ein  wildes  Spiel  einer 
kranken  Zeit.    Während  um  Napoleon  alle  Grösse  Frankreichs  sich 


*)  Theorie  Gonstitutionelle  de  Sieyes  par  Boulay  de  la  Meurthe.  Dies  und 
da«  Folgende,  so  weit  es  die  Constitution  an  VIII.  betrifft,  ist  zameist  aus 
diesem  Auszag  der  ungedmckten  Memoiren  des  Freundes  Sieyes,  Boulay  de 
It  Meurfhe  genommen. 
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schaarte  und  weil  sie  ahnte,  dass  eine  mächtige  Gewalt»  Notb  tbal 
um  den  Staat  gross  und  mächtig  zu  machen,  darum  sich  willig  im 
Träger  der  Macht  des  republikanischen  Generals  anbot,  suchte  Sieyes 
diese  Macht  bei  Seite  zu  schaffen,  sie  mit  tausend  Ketten  zu  belasten, 
dennoch  unvermögend,  an  seine  Stelle  das  Bessere  und  Kräftigere  zu 
setzen.  Hätte  er  es  vermocht,  ganz  Frankreich  hätte  ihm  gehorcht  umi 
Napoleon  wäre  nicht  mit  so  eiligen  Schritten  zur  ImperatorenwüHc 
emporgestiegen,  denn  neben  ihm  besass  allein  Sieyes  das  V^traüeo 
der  Nation  und  er  besass  es  in  demselben  Maasse  fast,  als  Napoleoa 
selbst.  Aber  Sieyes  bot  nichts,  als  seine  Vorurtheile,  er  bot  nichts 
was  die  Zeit  anerkennen  konnte,  um  die  Macht  Napoleons  zu  opfero, 
er  glaubte  nur,  wie  Napoleon  es  kennzeichnet,  »die  einzige  WabM 
allein  'hü  besitzen  und  wenn  man  ihm  einen  Einwurf  macht,  so  ant- 
wortet er  euch  wie  ein  vergeblich  Inspirirter  und  alles  soll  damä 
befriedigt  sein*)." 
Der  er^te  Das  erstemal  trat  Sieyes  mit  seinen  Verfassungsplänen  am  Schiasse 

enim""/*  des  Gonvouts  auf  und  setzte  der  von  demselben  verfassten  Directorial- 
verfassung  eine  andere  entgegen.  »Die  Harmonie,  welche  in  <l«i 
Zweigen  der  politischen  Einrichtungen  herrschen  soll ,  muss  vor  alleg 
betrachtet  werden,  weil  sie  vor  allen  nöthig  isf  So  b^nn  erdii 
Entwicklung  seines  Planes  in  der  Sitzung  des  2.  Thermidor  an  IQ 
»Die  Einheit  ist  ganz  allein  Despotismus,  die  Trennung  ganz  alleir 
Anarchie,  Trennung  und  dennoch  Einheit  geben  eine  sociale  Garantie 
ohne  welche  alle  Freiheit  nur  precair  ist.  Die  politische  Action  it 
einem  Repräsentativsystem  theilt  sich  in  zwei  grosse  Gruppen,  in  die 
der  absteigenden  und  aufsteigenden  Thätigkeit."  Das  war  zuerst  di« 
Verfassungsformel,  die  er  später  durch  die  bekannte  andere  Forme 
ersetzte:  „Das  Vertrauen  muss  von  unten,  die  Macht  von  oben  kom- 
men.** „Die  aufsteigende  Thätigkeit  umfasst  alle  Acte,  durch  wekb? 
das  Volk  seine  Repräsentanten  wählt**,  das  heisst  wieder  später:  »i^'^- 
Vertrauen  kommt  von  unten;**  „die  absteigende  Thätigkeit  ruht  ind' 
Besetzung  der  verschiedenen  Aerater  und  dem  Dienen  der  Geset2e. 
was  später  übersetzt  wurde  in:  „Die  Macht  kommt  von  oben.''  D^' 
Ausgangspunkt  aller  politischen  Bewegung  ist  die  Volksversanunlun: 
das  Ende  aber  ist  das  Empfangen  der  Rechtswohlthat.  Die  Gnindre;^' 
aller  Verfassungweisheit  ist:  Theilung  der  Gewalt,  um  den  Despotism«^ 
zu  hindern,  Centralisirung  der  Gewalt,  um  die  Anarchie  zu  vermeiden. 
Nichts  darf  in  diesem  Organismus  willkürlich  sein,  denn  nichts  i^t  in 
der  moralischen  und  socialen  Natur  willkürlich,  ebensowenig  wie  in 
der  physischen.    „Ich  kenne  nur  zwei  Systeme  der  Theilung  der  Gcwali 


*)  Boulay  de  la  Meurthe  a.  a.  O.  S.  50. 
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das  System  des  Gleichgewichts  und  das  System  der  organischen  Einheit 
oder  des  Zusammenwirkens  (Concours)/'  Nun  zeigt  er  die  Unmöglich- 
keit der  Theilung  der  Gewalt,  auf  der  das  System  des  Gleichgewichts 
ruhen  muss,  aber  er  fseigt  es  blos  so  weit,  als  er  von  den  Nachtheilen 
der  sogenannten  Kammermajorit&t  spricht,  »welche  am  Ende  dahin 
fuhrt,  dass  das  Volk  dennoch  das  Falsche  fQr  das  Wahre  annehmen 
muss.**  Die  Theilung  der  VolksTortretung  theilt  zugleich  die  Einheit 
der  Handlung  und  schadet  der  Regierung.  Es  bleibt  nur  das  System 
des  Concurs  übrig  oder  das  der  organischen  Einheit.  Das  war  det 
oberste  Gedanke,  aus  dem  er  jetzt  und  später  filr  die  Consularver- 
fassung  sein  tausendglredriges  System  der  Staatsgewalt  ableitete.  Di^ 
hödiste  Staatsgewalt  ruht  in  einer  Verfassungsjury  oder  besser,  in  einer 
JüTj  constitutionaire,*"  welche  über  die  Constitution  wacht  und  alle 
Verletzungen  richtet  Sie  soll  ein  Cassationstribunal  in  Gonstitutions- 
sachen,  dann  ein  „Atelier  de  proposition*'  für  die  Verfassungsänderungen 
und  endlich  ein  Supplement  der  natürlichen  Gerichtsbarkeit  sein  für 
alle  ausserordentlichen  Fälle,  för  welche  die  Gesetzgebung  nicht  vor- 
gesorgt Diese  Jury  entwickelt  sich  später  als  Senat.  Das  Gouverne- 
ment hat  drei  Functionen  und  ist  fSr  diese  erstens:  ,>Jttry  de  proposi- 
tion'*,  zweitens:  »Jury  d'execution*^  und  drittens:  „der  Schützer  der 
Execution**  selbst  wieder.  In  diesen  Ausdehnungen  bewegen  sich 
Gesetzgebung  und  Regierung.  Die  Gesetzgebung  ist  eine  und  soll  nur 
der  Nützlichkeit  wegen  In  zwei  Theile  getheilt  werden,  von  denen  der 
eioe  das  als  Gesetz  festsetzt,  was  der  andere  als  Wunsch  des  Volkes 
anerkannt  hat  Der  erste  Theil  der  Gesetzgebung  ist  das  Corps  legis- 
litif,  der  zweite  das  TVibumt  Das  Gouvernement  soll  aus  7  Mitglie- 
dern bestdien,  welches  die  Aufgabe  hat,  über  die  Bednrfnissd  des 
Volkes  zu  wachen,  alle  Gesetze  vorzuschlagen  und  die  Execution  zu 
Uten.  Diese  Thätigkeit,  mit  Ausschluss  der  Executivgewalt,  gehört 
auch  dem  Tribunat 

Borlier  hatte  diese  ersten  Gedanken  der  langüberlegten  Ver-  ^^itii^  d«« 
fasBOBg  Si^es,  im  Convent  auf  das  Heftigste  und  voll  Geist  ange- 
grifea  und  Thibaudeau  verspottete  dieses  marionettenartige  Glleder«- 
werk  mit  gutem  Recht  „Die  Indier  glauben,  sagte  er,  dass  drc 
Vtit  von  einem  Elephänten  und  der  Elepfaant  von  einer  Schildkröte 
vod  diese  wieder  von  einem  anderen  Thifer  getragen  werde,  doch  Wenn 
nan  weiter  fragt,  dann  Adieu  Gelehtsamkeit  Die  Garantie  der  Repu- 
blik liegt  in  der  Theilung  der  Gewalt,  die  Gewalt  selbst  liegt  wieder 
in  der  Jury  constitntionaire,  was  aber  bietet  Garantie  dafür,  dass 
diese  flire  Macht  nicht  missbraucht  Wenn  Sieyes  nooh  länger  nach- 
gedacht hätte,  so  würde  er  gewiss  noch  etwas  neues  gefunden  haben.** 


Verf«s«ttngB- 
entwnrfM. 


Allem  darauf  hin ,  dass  Si^yes  abermals  mit  jener  unseligen  Idee  ail> 
tritt,  dass  die  Minorität  sich  gegen  die  Majorität  beklagen  dürfe,  jener 
Idee,  »die  allein  dem  Parteiwesen  günstig  ist  und  endlich  die  ganze 
sociale  Ordnung  zerstört/*  Sieyes  Plan  ward  verworfen  und  er  kehrt« 
sich  unwillig  ab  von  der  ganzen  folgenden  Zeit  und  sass  schmollend 
daheim,  um  seinen  Plan  für  eine  bessere  Zeit  aufzubewahren.  Diese  Zeit 
kam  mit  Bonapartes  Sieg  über  ^die  alte  Verfassung.  Der  siegreiche 
General  trug  Sieyes  auf,  die  Vorlage  einer  neuen  ConstitutioD  n 
machen  und  Boulay  de  ia  Meurthe,  der  langjährige  und  vertraute  Frennd 
Sieyes  hat  dieselbe  aufgeschrieben  und  der  Nachwelt  überliefert,  da 
Sieyes  selbst  unvermögend  war,  diese  seine  Ideen  zu  Papier  zu  briugeo. 
Der  Ewrite  In  dou  allgemeiueiT  Grundsätzen  kehrt  er  auf  die  Menschenrechte 

eDt«^"rf"  der  Constituante  zurück*  und  stellt  für  alle  Staatsgewalt  den  Satz  auf. 
dass  Niemand  öffentlicher  Functionair  sein  soll,  als  durch  die  Wahl 
jeuer,  über  die  seine  Gewalt  sich  erstreckt  Nur  das  GouvernemeDt 
allein  ist  nicht  local,  sondern  national.  Für  die  gesetzgebende  Gewalt 
und  die  Executive  erscheinen  seine  Ideen  mehr  entwickelt,  oder  besser 
vielleicht,  mehr  verwickelt  als  früher  und  bis  ins  letzte  Glied  künstücb 
zusammengesetzt  Im  grossen  Ganzen  ruht  das  neue  Verfassnngswerk 
ganz  auf  den  alten  Ideen  und  nur  die  Namen  sind  im  Einzelnen  Ter- 
ändert.  Bonapartes  Blick  durchdrang  mit  gleicher  Schärfe,  wie  ehemals 
der  des  Convents,  all  die  Mühseligkeiten  und  Schäden  desselben.  & 
anerkannte  die  Gesetzgebnngsgewalt,  die  Sieyes  geschaffen,  weil  sie 
stets  ohnmächtig  sein  musste  und  nur  dazu  dienen  konnte,  die  Volks- 
vertretung lächerlich  oder  verächtlich  zu  machen.  Aber  er  verdammte 
die  Execntivgewalt,  die  Sieyes  constituirt  hatte,  weil  sie  in  ihm 
Ohnmacht  nur  ein  Hohn  gegen  die  Kraft  Napoleons  gewesen.  Böserer 
musste  dne  neue  Verfassung  machen  und  in  ihr  erscheint  zuerst  der 
Name  eines  Gonsuls,  Boulay  de  la  Meurthe  ward  desgleichen  beauftragt 
und  er  stellt  an  die  Spitze  der  Regierung  die  modernen  Präsidenten. 
Sieyes  verwarf  beide  Vorlagen,  aber  auch  Napoleon  verwarf  sie  oini 
zog  jetzt  mit  eigener  Hand  die  Grenzen  der  Gewalt,  die  er  für  sich  ic 
Anspruch  nehmen  wolle.  Die  Commissionen  des  Raths  der  Fünfhundert 
und  der  Alten  wurden  zusammenberufen,  der  Entwurf  Sieyes  als  Bas^ 
der  Berathung  angenommen,  Daunou  als  Berichterstatter  und  Redacteur 
der  Verfassung  eingesetzt.  Während  der  Berathungen  dieser  Com- 
mission  berief  Bonaparte  zu  vertraulichen  Besprechungen  Sieyes,  Boalay 
de  la  Meurthe,  Röderer  und  Tallayrand  zu  sich,  um  hier  die  Beschlüss« 
der  Commissionen  zu  prüfen  und  die  Form  des  Gouvernements  zu 


*)  B^imp.  de  Faiic.  Mon.  Bd.  XXV.  S.  484. 
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barathen.  Am  13.  December  1799  (22.  Frimaire  an  Vm.)  endlich 
wurde  dem  Volke  die  neue  Verfassung  öbei^eben  und  durch  ein  Gesetz 
Tom  24.  December  1799  (3.  Nivose  an  VIIL)  in  Kraft  gesetzt  Sie 
war  das  Werk  eines  Hannes,  der  »in  10  Jahren  einen  Kreis  der  Auf- 
regungen, des  Schreckens  und  des  Missyergnfigens  durchlaufen  hatte,*' 
sagt  Thiers^),  und  der  nichts  behalten  hatte,  als  das  Hissvergnugen, 
bitte  der  Geschichtschreiber  hinzusetzen  sollen.  Zum  Glfick,  muss 
mao  sagen,  stand  den  Spitzfindigkeiten  des  Priesters  ein  General 
gegenüber,  der  das  verfitzte  und  tändelnde  Spielwerk  einer  Verfassung 
mit  seiner  ganzen  persönlichen  Kraft  ausstattete.  Ohne  Bonaparte 
wire  diese  ganze  Constitution  ohnmächtig  gewesen  oder  hätte  früher 
oder  später  abermals  zur  Revolution  gefuhrt.  Auf  der  Unfähigkeit 
nod  Schlechtigkeit  des  menschlichen  Willens  aufgebaut  und  darum 
dieser  durch  unzählige  Irrgänge  und  Abschwächungen  hindurchgefuhrt, 
war  sie  dennoch  stets  auf  den  guten  Willen  des  Einzelnen  in  all  und 
jed^  Ausführung  angewiesen.  Dadurch  schon  im  Widerspruch  mit 
sich  selbst,  ward  sie  wiederstrebend  auch  dem  Geist  aller  Gesetzgebung. 
Bin  Gesetz,  dessen  Befolgung  nur  vom  guten  Willen  dessen  abhängt, 
für  den  es  gegeben  ist,  das  ist,  sagte  Thibaudeau,  „das  ist  wie  ein  Haus, 
das  in  seinen  Grundfesten  auf  den  Schultern  dessen  ruht,  der  es  be- 
wohnen soll  *).'*    Und  es  zeigten  sich  auch  alsbald  die  Folgen. 

Ich  werde  in  dem  Folgenden  die  Constitution  an  VIII.  darstellen  ConNritmion 
und  man  wird  sehen,  wie  kaum  in  Kraft  gesetzt,  sie  alle  Gemüther 
gegenseitig  erhitzen  und  aufregen  musste  und  wie  andererseits  Theil 
für  Theil  aus  dem  Bau  der  „organischen  Einheit'*  herausgerissen  wurde, 
ohne  dass  man  genöthigt  war,  den  Bau  selbst  zu  stützen  oder  zu 
iodem.  Schon  am  4.  August  1802  (16.  Thermidor  an  X.)  erfolgte 
jenes  berühmte  Senatus  consulte  organique,  das  fast  eine  neue  Con- 
stitution war.  Mitten  aus  dem  Verfassungsbau  reisst  es  das  Tribunat 
und  macht  den  Senat  zu  einem  gesetzgebenden  KOrper.  Das  Gonsulat 
wird  lebenslänglich  und  das  Volk  verliert  sein  letztes  Freiheitsreclit, 
das  der  Wahl  seiner  Verwaltungsbeamten.  Die  ganze  Volksvertretung 
ist  nichts  mehr,  als  eine  Verwaltungsbehörde  und  die  Souveiaiuttät 
Napoleons  ist  entschieden.  Kaum  2  Jahre  gehen  darüber  hin  und 
Abermals,  auf  der  Basis  der  Constitution  an  YIIL,  errichtet  sich  das 
Kaiseireich  und  anerkennt  als  seine  Verfassung  die  der  Republik. 
Wenn  Jemand  in  Frankreich  die  absolute  Herrschaft  Napoleons  mit 
>Uen  Kräften  und  ohne  jedes  Bewusstsein  befördert  hat,  so  war  es 
Sieyes.    Er  that  noch  mehr,  er  hat  durch  seine  Verfassung  für  Jahi*e 


1)  Thiera  C<m8ul«t  Bd.  I.  8.  86. 
S)  C.  N.  Tom  8.  Thermidor  mn  III, 


aie  ürau  aer  voiksvertretuDg  entwürdigt  aml  durch  Lieberlwhkwteß. 
mit  denen  er  sie  ausgestattet,  den  Geist  des  Volkes  und  das  Yertraoeo 
desselben  zu  ihr  untergraben.  Wenn  Sieyes,  nachdem  er  das  Ziel 
seines  Lebens  erreicht,  nachdem  er  dem  Volke  geboten,  was  es  so 
lange  sehnsuchtig  erwartet,  wenn  Sieyes  plötzlich  darnach  toh  den 
ganzen  Volke  verlassen  und  so  vergessen  ward,  da8s  man  20  Jahre 
hindurch  gar  nicht  mehr  wusste,  dass  er  lebt  und  als  er  endlich  starb*}, 
staunte,  dass  er  erat  sterbe,  so  war  dies  ein  gerechter  Act  der  Yolks- 
gerechtigkeit  Das  Volk  vergisst  für  die  Dauer  weder  seine  ^'ohl- 
thäter  noch  seine  Feinde,  aber  es  straft  mit  Vergessenheit  jene,  die 
die  Hand  geboten,  es  zu  demüthigen  und  die  nichts  mehr  als  da.^ 
gethan  haben! 


tBie  Souweralnltät. 

Die  Notabein. 
Nupoieon  j^jg  Souverainität   des   Volkes,  wie  sie  die  Zeit  der  RcTolatioD 

und  di«  Volk«      ,        ,       ^„,  „  .      ^T         .  .^  .        n  L  1 

»ouveiaJniiJit-  duTchgcfuhrt ,  Wäre  einem  Manne  wie  Napoleon  gegenüber  eine  ral>fi 
gewesen,  selbst  wenn  die  Constitution  an  VIII.  sie  ausdrücklich  aner- 
kannt hätte.  Sieyes  liess  in  seinem  Verfassungsentwurf,  vielleicht  aa« 
anderen  Gründen  als  die  Verfassungsconmiission,  aber  ebenso  wie  diese 
sogar  den  Namen  derselben  weg.  Aber  in  dem  Orundsatz,  den  ef 
aufstellte:  „Das  Vertrauen  muss  von  unten  konmien*  und  in  der  (.Orga- 
nisation des  neuen  Wahlrechtes,  in  dem  das  Vertrauen  sich  geiteiHi 
machen  sollte,  lag  dennoch  die  stillschweigende  Anerkennnng  dersel- 
ben, wenn  auch  in  Wahrheit  so  ohnmächtig,  dass  es  unter  allen  Um- 
ständen nur  eine  Formel  gewesen.  Die  Basis  des  neuen  Wahlrecht 
ist  die  vollkommenste  siegreiche  Herrschaft  des  Besitzes.  Besitz  und 
Amt  befähigen  allein  zum  Genasse  des  Rechts  im  Staatswillen,  in  der 
Verfassung  mitzuwirken.  Doch  nicht  Besitz  und  Amt,  die  wie  Redi: 
und  Pflicht  zusammenhängen  und  in  denselben  Personen  sich  finder, 
sondern  Geldaristocratie  und  Bureaucratismus,  beide  in  verschiedeoec 
Trägern,  fanden  sich  vereint  in  den  Volksvertretungen  und  geben  allemi 
das  Recht  zu  ihr. 

Dm  Wahlrecht         j)jg  Bürger  ledes  Gemeindearondissäments  bezeichnen  dnreh  Wabii 

der  CoMtHutlon   ,.   .      .  ^  .   ,        .     *       ^.        ..       ,.  ,  ,     r  •     ^ 

•n  vin.  diejenigen  Bürger,  welche  sie  für  die  öitentuchen  Geschäfte  am  geeifnei« 
sten  halten  und  zwar  je  einen  Vertrauensmann  auf  10  Wahlbär^r^ 
Daraus  resultirt  eine  Vertrauensliste,  die  Liste  comunale,  aus  welch« 
die  öffentlichen  Functionaire  des  Arondissements  genommen  werda 
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Art  7.  Sieyes  schätzte  so  5  bis  6  Millionen  Wahlbürger,  da  er,  wie 
die  Constitution,  jeden  21jährigen  Franzosen  für  wahlberechtigt  erklärt 
nnd  somit  5  bis  600,000  Mitglieder  der  Communalliste.  Diese  bezeichnen 
gleichfalls  wieder,  je  nach  den  Departements  vertheilt,  den  zehnten  Theil 
oDter  ihnen,  welche  die  zweite  Vertrauensliste  bilden,  die  Liste  depar- 
tementale,  aus  der  die  öffentlichen  Functionaire  des  Departements 
gewählt  werden.  Art.  8.  Das  giebt  somit  50  bis  60,000  Mitglieder 
(lieser  Liste.  Die  Bürger  derselben  bilden  nun  durch  eine  dritte  Wahl 
des  zehnten  Theils  aus  ihnen  eine  dritte  Liste,  die  Liste  nationale,  aus 
der  die  öffentlichen  Natlonalfunctionaire  gewählt  werden.  Art.  9.  Es 
resnltiren  daraus  5  bis  6000  Mitglieder.  Diese  drei  Listen  sind  die 
Liste  de  notabilite  und  ihre  Mitglieder  die  Gemeinde-,  Departements- 
und Nationsnotabein.  Sie  werden  alle  drei  Jahre  erneut,  wobei  die 
Bürger  jene  von  den  Listen  streichen  können,  die  sie  nicht  mehr  für 
geeignet  erachten.  Doch  kann  man  nur  durch  absolute  Majorität  von 
einer  Liste  gestrichen  werden  und  verschwindet  allein  aus  dieser,  nicht 
aus  den  übrigen,  wenn  man  in  mehrere  Listen  eingetragen.  Art.  10 — 14. 
Das  Wahlorganisationsgesetz  vom  4.  März  1801  gab  die  näheren  Be- 
stimmungen über  die  Bildung  dieser  einzelnen  Listen.  Das  Conseil 
ffluDicipal  bezeichnet  von  drei  zu  drei  Jahren  die  wahlberechtigten 
Bürger  und  sendet  die  Liste  durch  den  Maire  an  den  Sousprefet,  welcher 
die  Eintheilung  derselben  nach  Serien  vornimmt,  so  dass  eine  Gemeinde 
mit  51  — 150  Votanten  eine  Serie,  jene  mit  151  —  *250  zwei,  jene  mit 
•351  —  350  Votanten  drei  Serien  bilden  u.  s.  w.  Zu  gleicher  Zeit  be- 
zeichnet der  Sousprefet  alle  offenen  Stellen,  welche  aus  der  Liste  der 
Notabein  der  Gemeinde  zu  besetzen  sind  und  sendet  zugleich  an  den 
Senat  ein  Yerzeichniss  dieser  Liste  und  der  zu  wählenden  Functionaire. 
Für  das  Scrutinium  ernennen  die  Notabein  einen  Director  und  zwei 
Scrutatoren.  Vor  ihnen  meldet  sich  der  wahlberechtigte  Bürger  und 
^elt  seine  Stimme  ab.  Am  Hauptort  des  Arondissements  werden 
sodann  die  Stimmen  aller  Serien  vereinigt  und  die  Liste  communale 
gebildet.  Die  Wahlzeit  ist  auf  14  Tage  beschränkt.  Nach  einem  ähn- 
lichen Processe  wurde  die  Liste  departementale  geformt,  nur  tritt  dafür 
der  Prefet  in  die  Functionen  des  Sousprefet  bei  der  Communalliste  ein. 
bie  Wahlzeit  ist  hier  auf  10  Tage  beschränkt.  Die  Stimmen  werden 
bei  dem  ältesten  Notar  des  Arondissements  abgegeben,  also  die  Notare 
als  gesetzliche  Scrutatoren  von  vornherein  bestimmt.  Die  Wahlbulletins 
werden  unter  Verschluss  von  dem  Notar,  einem  Notabel  und  einem 
angesehenen  Bürger  aufbewahrt.  Nach  Ablauf  des  Wahltermins  er- 
öffnet der  Sousprefet  im  Conseil  d'arondissem^nt  die  Stimmlisten  und 
bezeichnet  die  gewählten  Departementsnotabein,  welche  dann  der 
Prefet  im  Conseil  de  prefecture,  zur  Liste  departementale  zusammen- 
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stellt,  veröffentlicht  und  an  den  Minister  des  Innern  sendet  Für  die 
Bildung  der  Nationalliste  schlägt  der  Prefet  die  Namen  derienigen 
Notabein  an,  die  schon  zu  einer  Nationalfunction  berufen  worden  und 
bezeichnet  jene  Zahl  der  zu  wählenden  Notabeln,  welche  fßrjeein 
Departement  den  zehnten  Theil  der  ganzen  Departementsliste  bildeo 
und  nur  durch  Stimmenabgabe  bei  dem  ältesten  Notar  des  Depart^ 
ments  von  den  Notabeln  derselben  gewählt  werden  sollen.  Die  Wahlzeit 
ist  auch  hier  auf  nur  10  Tage  beschränkt.  In  Mitte  des  Prefectuirathe^ 
öffnet  der  Prefet  die  Stimmzettel  und  verzeichnet  die  vorgenommenen 
Wahlen.  Im  Fall  einer  Concurrenz  zwischen  zwei  Notabeln  entscheidet 
das  Alter.  Die  so  sichergestellte  Liste  wird  vom  Prefet  veröffentliclit 
und  an  das  Gouvernement  gesendet,  welches  die  Vereinigung  der 
Departementswahlen  in  eine  Liste  der  Nationalnotabeln  vornimmt 
MiMbriache  Stülschweigeud  wurde  dies  Wahlgesetz  vom  Corps  legislatif  aög^ 

wahireehtB.  bört,  selbst  im  Tribunat  erhob  nur  Duchesne,  in  der  Sitzung  des  ^ 
VentOse  an  IX.,  seine  Stimme  dagegen.  Er  beklagte  sich  ober  die 
Wahlart  der  Scrutatoren  und  die  zweck-  und  grandlose  Führung  dieser 
Geschäfte  durch  die  Notare,  über  den  Mangel  jeder  Feierlichkeit  bei 
der  Stimmabgabe  und  jeder  Vorsicht  für  die  Ungebildeten,  die  nicbt 
schreiben  und  lesen  können.  Seine  Stimme  verhallte  und  schon  nach 
der  ersten  Wahl  erhoben  sich  von  allen  Seiten  heftige  Beschwerdec 
gegen  Wahlunterschleife  und  Betrug.  Hier  habe  man  eine  ganze  Reibe 
von  Votanten  ausgeschlossen  und  ihre  Unterschriften  gefälscht ,  dort 
habe  man  falsche  Termine  für  die  Wahl  verkündet  und  die  Listec 
geschlossen,  ehe  man  abgestimmt  und  zumeist  habe  man  so  unbedec- 
tende  Leute  auf  die  Wahllisten  gesetzt,  dass  man  nur  gegen  seine 
Ueberzeugnng  abstimmte*).  Es  trat  somit  ein,  was  nothwendig  ein- 
treten musste.  Die  nach  dem  Absolutismus  hinstrebende  Staatsgewalt 
sucht  ihre  Thätigkeit  bis  in  die  letzten  Kreise  des  Volkswillens  geltend 
zu  machen  und  so  leicht  sie  dafür  in  dem  Beamtenheer  ihre  hülfreichen 
Oi^ane  findet,  ebenso  schwer  Ist  es  für  das  Volk,  denselben  zu  widK> 
stehen,  da  der  ganze  Staatsorganismus,  Wille  und  Thätigkeit,  Ver- 
fassung und  Verwaltung,  auf  dem  Beamtenheer  beruht.  Die  Folg^ 
war,  dass  von  nun  an  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  eim'gen  Tausend 
Beamten  feindlich  und  misstrauisch  gegenübertrat  und  mit  ihren  Be 
strebungen  nach  Freiheit  nichts  weiter  mehr  wollten  und  wollen  konn- 
ten, als  die  Beamtenmacht  zu  schwächen.  Wie  ohnmächtig  m  solcher 
Kampf  ist  und  wie  er  stets  zum  Nachtheil  des  Volks  und  Vortheil  des 
Gouvernements  ausschlagen  muss,  da  die  ganze  Staatsthäti^eit  nur 
auf  dem  Beamtenorganismus  ruht,  werden  wir  erst  deutlich  bd  der 
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DarsteJluQg  der  Verwaltung  erkennen.  Die  Beschwerden  und  die 
heftiger  werdende  Opposition  des  Tribunats  erregten  den  Zorn  des 
ersten  Consuls  und  nach  kaum  2  jährigem  Bestand  stürzte  er  das  con- 
stitationelie  Wahlsystem  ganz  und  gar.  Das  Senatus  consnlt  organique 
vom  4.  August  1802  (9.  Thermidor  an  IX.)  führte  das  neue  Wahlgesetz 
eio,  welches  nun  freilich  lehrte,  wie  gewaltig  der  Bruch  mit  der  Gegen- 
wart und  der  jüngsten  Vergangenheit  sei  und  wie  ohnm&chtig  ein  Volk, 
di8  aller  seiner  Pflichten  sich  entledigt  und  deren  Last  freiwillig  auf 
die  Schultern  abhängiger  Beamten  gewälzt  hatte. 


Die  WahicoUegien. 

Man  kehrte  in  dem  organischen  Gesetz  zum  Theil  wieder  zurück  ^*« 
auf  die  Bestimmungen  der  Constituante  und  bildete  in  jedem  Gerichts- 
bezirk  eines  Friedensrichters  eine  Assemblee  de  Ganton,  in  jedem 
Arondissement  ein  Wahlcolegium  desselben  ebenso  wie  in  jedem  De- 
partement. Die  Cantonsversammlung  wurde  aus  allen  VoUbürgem 
gebildet  und  diese  zum  Behuf  der  Wahl  in  besondere  Communallisten 
eiogetragen.  Art.  4.  Für  die  denselben  zugetheilten  Geschäfte  theilten 
9ch  die  Bürger  in  Sectionen.  Der  erste  Consul  ernennt  für  5  Jahre 
die  Präsidenten,  denen  die  zwei  ältesten  und  zwei  h(^chstbesteuerten 
ßöiger  als  Scrutatoren  zur  Seite  stehen.  Der  Präsident  der  Assemblee 
ernennt  die  Präsidenten  der  Sectionen.  Art  5—7.  In  ihren  Rechten 
sind  diese  Wahlk(Vrper  beschränkt  auf  ein  engeres  Vorschlagsreoht. 
Sie  präsentiren  dem  ersten  Consul  zwei  Bürger  für  die  Stellen  der  ' 
Friedensrichter  und  der  Adjuncten  und  ebensoviel  für  jeden  Platz  im 
Moüicipalrath,  Art  8  und  10,  und  sind  dabei  gehalten,  diese  Bürger 
omr  aus  den  100  hOchstbesteuerten  Burgern  zu  wählen.  Ausser  dieser 
Thitigkeit  trägt  die  Cantonsversammlung  noch  zur  Bildung  der  beiden 
anderen  Wahlcoll^en  bei.  Das  WahlcoUegium  des  Arondissements 
wird  gebildet  aus  je  einem  Wähler  auf  500  Einwohner,  doch  kann  die 
Zahl  der  Mitglieder  nie  über  200  und  nie  unter  120  stehen.  Das 
Wahleolieginm  des  Departements  wird  von  je  einem  Wähler  auf  1000  Ein- 
wohner gebildet  und  die  Hitgliederzahl  hier  nie  mehr  als  300  und 
nicht  weniger  als  200  betragen.  Art.  18  und  19.  Die  Mitglieder  beider 
WahicoUegien  werden  für  Lebenszeit  gewählt  Man  verliert  seinen  Platz 
dnrdi  alle  Gründe,  durch  die  man  sein  Bürgerthum  verliert  und  wenn 
zwei  Drittel  des  GoUeginms  eine  Klage  erheben  und  ein  Mitglied  wegen 
eines  Verraths  od^  eines  anderen  Verbrechens  gegen  das  Vaterland 
denanciren.  Art.  22  und  21.  Dm  diese  WahicoUegien  nun  zu  bilden, 
entwirft  der  Pinanzminister  für  jedes  Departement  eine  Liste  der  600 
hOchstbesteuerten  Bürger,  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Steuer  und 


aus  dieser  Liste  waaieu  aie  uantonsversa  mm  mögen  die  Mitgiieaer  tt«r 
Wahlcollegien  in  der  Zahl,  die  verhältnissmässig  eben  auf  je  eine  der- 
selben entfällt    Der  erste  Consul  kann  zu  jedem  WahlcoUegium  d^ 
Arondissements  noch   10  Mitglieder  der  Ehrenlegion  oder  w^en  be- 
sondere Verdienste  andere  ausgezeichnete  Bürger  und  zu  jedem  ^'ali\- 
collegiuin  des  Departements  noch  20  Mitglieder  hinzufugen,  von  deoeD 
10  aus  den  höchstbesteuerten  Büi^em  des  Departements  und  10  ^Lui^ 
der  Ehrenlegion  genommen  werden  müssen.    Art.  25—28.    Das  war; 
ein  schüchterner,  vielleicht  unbewusster  aber  höchst  beachtenswerther  | 
Versuch,  mit  einer  willkürlich  errichteten  Würde  eine  Staatspflicbt  zu 
verbinden   und  dadurch  jener   ein   höheres  Ansehen,   eine  politisch 
Weihe  zu  geben.    Wäre  man  auf  diesem  Wege  fortgefahren,  man  hittt 
vielleicht  eine  für  die  neuere  Verfassungsgeschichte  höchst  bedeutsam*. 
Lehre  geschaffen.    Man  hätte  ein  loses  Institut,  eine  blos  äussere  Ebre 
mit  der  Erhaltung  der  Freiheit  des  Volkes  verbunden,  hätte  jene  in 
der  Mitte  des  Volkes   wie  eine  Garantie  der  Freiheit   befestigt  aD<l 
hätte  diesem  gelehrt,  in  der  äusseren  Auszeichnung  eine  Würde  zu  i^r , 
kennen.   Der  Absolutismus  aber  verwüstete  den  Weg,  den  er  sich  selb>i| 
zur  besseren  Entwicklung  angebahnt  i 

Die  Recht«  Aus    diesen    Wahlcollegien    geht    nun    die    Gesetzgebung,  di^ 

Wahlcollegien.  Departements-  und  Arondissements  Verwaltung  hervor.  Die  Walilj 
collegien  des  Arondissements  präsentiren  dem  ersten  Consul  t^ 
jeden  freien  Platz  im  Arondissementsrath  zwei  Candidaten,  wovoj 
stets  nur  einer  aus  der  Mitte  des  Wahlcollegiums  sein  kann  m 
wählen  zwei  Mitglieder,  welche  in  die  Liste  eingetragen  werden,  m 
dem  das  Tribunat  gewählt  wird.  Im  Verein  mit  den  WahlcoUegi^ 
des  Departements  präsentiren  sie  je  zwei  Mitglieder  für  die  LLste^  anj 
der  dals  Corps  legislatif  gewählt  wird.  Die  letzteren  Wahk^ll^ej 
wählen  dann  noch  zwei  Mitglieder  für  die  Liste,  aus  der  der  Sed 
sich  ergänzt  und  präsentiren  dem  ersten  Consul,  für  den  D^artemeutJ 
rath,  je  zwei  Candidaten  für  einen  Platz.  Für  die  gesetzgebenden  Kürp^ 
soll  stets  einer  der  Candidaten  aus  der  Mitte  der  Wahlcollegien  gewäbl 
werden.  Art  28—32.  Alle  öffentlichen  Functionaire  haben  in  den  W;iti| 
collegien  Zutritt  und  Stimmrecht,  nur  die  Mitglieder  des  Tribunats  uu{ 
Corps  legislatif  sbdd  davon  ausgeschlossen.  Art  84.  Die  Wahlcolit^ 
gien  und  die  Cantonsversammlungen  können  nur  über  Berufung  dun 
das  Gouvernement  zusammentreten  und  sich  nie  mit  einer  anderen  aj 
der  von  vornherein  bestimmten  Frage  beschäftigen,  widrigen^ls 
Gouvernement  die  Versammlungen  auflösen  kann.  Sie  dürfeu 
einander  in  keine  schriftliche  Verbindung  treten.  Eine  Auflösung  <1(^ 
selben  erheischt  eine  vollkommene  Neuwahl  aller  Mitglieder.  Art  M 
37  und  88.  I 


^ 
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Das  war  nach  den  StQnnen  der  RevolutioD  von  der  Yolkssonverai- 
nität  noch  übrig  geblieben:  Ein  in  allen  TheUen  sclavisch  eingeengtes 
Wahlrecht,  das  an  den  höchsten  Besitz  einerseits  und.  andererseits  an 
die  Gnade  des  Gouvernements,  durch  die  angeschobenen  Mitglieder 
desselben,  gebunden  war,  )a  dessen  ganze  Gerechtigkeit,  so  schmal  und 
eng  sie  war,  nur  von  der  Rechtlichkeit  der  dem  Gouvernement  allein 
verpflichteten  Beamten  abh&ngig  war.  Dieses  ganze  Wahlrecht  hat, 
wie  alle  Qbrigen  Bestimmungen  der  Constitution,  kaum  mehr  einen 
Aaspmch  auf  seinen  Namen.  Es  ist  mit  allen  übrigen  Bestimmungen 
«oe  Verwaltungsordnung  geworden  und  kein  Grundgesetz  des  Volkes, 
«ach  dem  Recht  und  Pflicht  getheilt  sind.  So  wenig  Interesse  und 
Bedeutung  diese  Bestimmungen  auch  für  die  Geschichte  Frankreichs 
babeo,  für  die  Geschichte  der  Verfa^ungen  sind  sie  von  desto  höherem 
W^h.  Wie  gegenüber  dem  Gedanken  der  Nothwendigkeit  einer  Einzel- 
keirschaft,  der  alle  bei  Napoleons  Auftreten  erfasst  hatte,  der  Wunsch, 
die  Republik  zu  erhalten,  ohnmächtig  zusammenbrach,  so  gestalteten 
sich,  wie  von  selbst,  ans  jener  Nothwendigkeit  auch  die  Formen,  welche 
sie  bestimmen  und  gesetzlich  erhalten  sollten.  Wenn  man  in  diesem 
Wahlrecht  schon  sehen  kann,  wie  das  Volk  ganz  der  Willkür  des  Gouver- 
Bflments  überliefert  war,  so  wird  dies  noch  deutlicher  aus  der  folgenden 
Darstellung  hervorgehen,  wa  der  Gedanke  der  absoluten  Gewalt  eine 
rechtliche  Form  erhält 


Um  die  gesetzgebende  Gewalt  der  Gonsularconstitution  und  mehr  ^^J*j^**^ 
Qoch  die  einzelnen  Rechte  derselben  zu  verstehen,  muss  man  in  den 
Gedaaktfigang  Sieyes  einzndringen  suchen.  Er  schied  die  Staatsgewalt 
in  die  executive  und  gesetzgebende  Gewalt  und  darnach  auch  alle 
öffentlichen  Functionaire  in  zwei  Klassen.  Für  die  Wahl  derselben 
setzte  er  an  die  Spitze  seiner  politischen  Hierarchie  zwei  besondere 
Wahlgewalten.  Das  Gouvernement  für  die  Wahl  der  Executivbeamten, 
den  Seiuit  fOr  die  Wahl  der  Gesetzgebung.  Dann  verwarf  er  eina 
einage  hSchste  gesetzgebende  Gewalt,  denn  »in  dieser  unerklärbaren 
Macht*  sah  er  »den  alleinigen  Gmjxd,  ans  dem  die  Volksversammlungen 
ta  ehea  so  vielen  Hearden  der  traurigen  Th&tigkeit,  der  Unüberlegtheit 
aod  Leidenschaft  werden,  die  endlieh  Beschlüsse  erzeugen,  von  denen 
der  grtate  Theil  gefährlich  oder  unnütz  ist*)."   Und  darum  trennte  er 


*)  Boulaj"  de  la  Meurtfae  Theorie  constitutionelle  de  Sieyes. 


die  gesetzgebende  Gewalt  nach  jenen  drei  Theilen,  welche  auch  die 
Constitution  an  YIIl.  anerkannte.  Diese  sind  das  Goavemement 
welches  allein  das  Recht  besitzt,  Gesetze  vorzuschlagen,  das  Tribunal 
welches  allein  und  nur  das  Recht  hat,  dieselben  zu  discutireo  und  das 
Corps  legislatif,  welches  allein  und  nur  das  Recht  hat,  dieselben 
endlich  zu  decretiren.  Art.  26.  Neben  diesen  drei  Factoren  für  die 
Gesetzgebung  steht  als  h5chste  gesetzgebende  Gewalt  der  Senat  selbst 
In  der  Form,  wie  ihn  Sieyes  gedacht,  erhielt  er  sich  nur  kurze  Zdt 
und  das  organische  Senatus  consult  vom  16.  Thermidor  an  X.  gab 
ihm  eine  gesetzgebende  Gewalt,  die  das  Wohl  des  Staates  fast  in  den 
Händen  des  Senats  allein  centralisiren  konnte.  Auch  der  Staatsrate 
hat. als  berathender  Körper  eine  grosse  Aufgabe  für  die  Gesetzgebung 
zu  lösen.  Ich  glaubte  ihn  aber  doch  mit  gutem  Recht  nur  unter  das 
Gouvernement  reihen  zu  können,  da  er  für  die  Gesetzgebung  nur  ein« 
das  Gouvernement  berathende»  in  seiner  übrigen  Th&tigkeit  aber 
überwiegend  eine  Ezecutivmacht  war. 


Der  Senat 
DU  Geschichte  Die  Ehre,  den  Namen  dieses  in  der  Geschichte  Frankr^ebs  so 
wichtigen  Institutes  zuerst  angewendet  zu  haben,  gebührt  der  Consti- 
tuante. Lally  Tolendal  trug  bei  Gelegenheit  der  Verfassungsdebatte, 
wie  ich  schon  erwähnte,  auf  die  Gründung  eines  Senats  neben  dem 
Corps  legislatif  an  und  wies  ihm  fast  denselben  Wirkungskreis  an,  deo 
ihm  später  Sieyes  ertheilte»).  Für  diesen  war  die  Schöpfung  de? 
Senats  das  grossartigste  Institut  der  ganzen  Constitution.  Er  legte 
nichts  besonderes  in  seine  Macht,  aber  die  Gesammtheit  des  Staats- 
lebens fand  in  ihm  ihren  Ausdruck,  er  hoffte  und  wollte  nichts  im 
Einzeben  von  ihm,  aber  er  hoffte  Alles  für  den  Staat  j^Dieses  Coi- 
legium  ist  nichts  in  der  Executivordnong,  nichts  im  Gonvemement  und 
nichts  in  der  Gesetzgebung.  Es  ist,  weil  es  nöthig  ist,  dass  es  sei  nud 
weil  man  eine  constitutionelle  Magistratur  haben  muss*).*'  In  ibs 
brachte  er  zwei  Rechtsformeln  zum  Ausdruck.  Alle  Gewalt  kommt 
von  oben  und  darum  hatte  der  Senat  die  Gesetzgebung,  die  hOchsteo 
Richter  und  Verwaltungsbeamten  zu  ernennen.  Alle  Gewalt  m^ 
absorbirt  werden  können  für  den  Fall  des  Missbrauchs  und  so  .solltet 
Beamte  und  Gener&le  durch  die  Minister  abgesetzt  werden  kOnnen, 
diese  durch  die  Consuln;  die  Consuln  wieder  durch  den  Grand  Electeur. 
Dieser  aber  ward,  wenn  er  seiner  Aufgabe  nicht  genügte  oder  dagegen 


des  Namene. 


1)  lUimp.  de  Tanc.  Monit.  1789  Nr.  48,  49,  60,  62,  68. 

2)  Boulay  de  U  Meurthe  Theorie  conatitutienelle  de  Sieyes. 
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handelte,  in  den  Senat  berufen  — -  absorbirt.  Sieyes  rechtfertigte 
diesen  Ostraciaoias  durch  dessen  historische  Bedeutung,  »»die  er  neu 
bdebte,  ohne  die  Ungerechtigkeiten  des  Alterthums.^  Auf  diese  Art 
glaubte  er  alle  öffentliche  Gewalt  gesichert  zu  haben  und  sah  zugleich 
in  dieser  höchsten  Magistratur  einen  nothwendigen  Schutz  fOr  die 
Erhaltoog  der  Constitution. 

Booaparte  und  die  Gonstitutionscommission  aceeptirten  den  Grund-  Bildung 
gedanken  dieses  Planes  und  nahmen  einen  »Senat  conservateur**  in  die  *'  ^*°*^ 
Verfassnogsgewalten  auf.  Er  wurde  gebadet  ans  80  lebenslänglichen  und 
onabsetzbaren  Mitgliedern,  welche  das  Alter  von  41  Jahren  erreicht 
haben  mussten,  um  in  den  Senat  gewählt  werden  zu  können.  Es 
sollte  zuerst  nur  eine  Zahl  von  60  Senatoren  ernannt  werden,  welche 
im  Lauf  des  Jahres  YIIL  auf  62,  des  Jahres  IX.  auf  64  und  so 
fort  alle  Jahre  um  zwei  Hitglieder  sich  vermehren 'sollte,  bis  nach 
10  Jahren  die  constitationelle  Zahl  erreicht  ist.  Die  Constitution  be- 
stnunte,  dass  Sieyes  und  Roger  Dncos,  die  beiden  austretenden  pro- 
visorisdien  Gonsuln  und  Gambaeeres  und  Lebron,  die  beiden  neuen, 
die  Majorität  der  Senatoren  ernennen  sollen,  welche  sich  dann  selbst 
ergänzt  und  zwar  stets  aus  drei  Gandidaten,  welche  der  erste  Consul, 
dasTribonat  und  das  Gorps  legislatif  vorschlagen.  Art  15,  16  und  24. 
Kese  Selbstergänznng  des  höchsten  Staatsmagistrats,  der  doch  zugleich 
auch  ein  Theil  der  Volksvertretung  war,  ist  dne  der  wichtigsten 
Kennzeichen  der  Consularverfassung  und  der  sicherste  Träger  des  aus 
ibr  hervorgegangenen  Absolutismus.  Der  höchste  Gensus,  eine  wie 
immer  beschränkte  Wahl,  sind  dieser  Form  der  Bildung  einer  Volks- 
vertretung noch  vorzuziehen.  Durch  seine  Rechte  gehört  ein  solcher 
Körper  änsserlich  derselben  an,  durch  die  Selbstergänzung  löst  er 
sich  vom  Volk  and  der  Volksvertretung  los  und  hat  nichts  mehr  mit 
derselben  und  ihren  Interessen  gemein.  Er  sinkt  herab  auf  die  Stufe 
gewöhnlicher  Beamten,  ist  ohnmächtig  gegenüber  der  höchsten  Staats- 
gewalt und  kann  am  Ende  nur  zum  Diener  derselben  tauglich  sein.  , 
Ke  Selbstergänzung  dar  Volksvertretung  führt  dann  in  Staaten,  die 
lieine  kräftige  Staatsgewalt  wollen,  zur  Parteiherrschaft  und  in  Staaten, 
die  diese  besitzen«  zum  Absolutismus.  Keine  Institution  der  Consular- 
Terbsrasg  hat  so  rücksichtslos  mit  den  Ideen  der  jüngsten  Vergangen- 
Ittit  gebrochen,  als  eben  diese.  Wir  werden  den  Fo^en  derselben  mit 
SoigUt  nachgehen. 

Die  Redite  des  Senats  dehnten  seine  Gewalt  über  den  ganzen  di«  Rechte  des 
Staatsorganisnms  aus«    Der  Senat  bildet  die  Nationalliste  aus  den       ^^^^ 
Depsrtementslisten  und  wählt  aus  dieser  die  Gesetzgeber,  die  Tribunen 
and  Consuln,  die  Gassationsrichter  und  die  Gommissäre  des  Rechnungs- 
wesens.   Er  erhält  alle  Acte  des  Tribunats  oder  Gouvernements  und 
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vernichtet  dieselben,  venu  sie  ihm  als  anconstitntioneli  erscheiodB, 
ebenso  wie  die  Wahllisten,  welche  zu  diesen  Acten  geredinet  werden. 
Art.  19—21.  Jeder  einzelne  Senator  ist  zn  jedem  Staatsamt  ftUg, 
Art  18,  und  geniesst  einen  Jahresgehalt,  der  dem  zwanzigsten  Th^ 
des  Gehaltes  des  ersten  Gonsuls  gleich  ist.  Diese  Ansgaben  werden 
aus  den  Revenaen  der  Nationaldomainen  bestritten.  Art.  32.  Der  erste 
Consul,  wenn  er  aas  sdner  Stellang  scheidet,  wird  nothwendig  imd 
mit  vollem  Recht  Senator.  Den  beiden  anderen  Consoln  steht  es  frei, 
im  Laaf  des  ersten  Monats  nach  dem  Ende  ihrer  Functionen,  einen 
Platz  im  Senat  anzunehmen  oder  abzulehnen.  Wenn  sie  entiassea 
werden,  haben  sie  dieses  Recht  nicht.  Art  17.  Die  Sitzungen  des 
Senats  sind  geheim.  Art  23.  In  allen  seinen  Amtshandlongen  ist  er 
Niemanden  Verantwortung  schuldig,  Art.  69,  bei  einem  persönlichen 
Verbrechen  berftthet  der  Senat  die  Verfolgung  des  Schaldigen  und  im 
Fall  eines  Beschlusses  derselben,  verweist  er  sie  an  die  gewöhnlichen 
IMbunale.  Art  7a  Nach  dem  VoUziehangsgesetz  vom  24.  December 
1799  sollte  der  Senat  zugleich  mit  den  Consuln  seine  Th&tigkeit  begin- 
nen und  demgem&ss  eröffliete  er  auch  am  25.  December  1799  (4.  Nivose 
an  Vm.)  im  Palais  de  Luxembourg  seine  Sitzungen.  Sieyes  wurde 
zum  Präsidenten  desselben  emanut  und  erhielt  als  Nationalgesebenk 
das  Landgut  Grosne  zum  Dank  för  sein  VerCassungswerit*)  und  die 
Schriftsteller  Frankreichs  vergleichen  ihn  seither  mit  Selon  and  Lykurg 
und  Mohamedl 
Raformirung  Das  Sonatus  consult  organique  vom  4.  August  1802  erat  setzte  die 

dM  s«iiau.  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  Senats  ins  rechte  Licht  Damach  b^ 
stimmt  der  Senat,  durch  ein  „S^natns  consulte  organique^die  ConstitotioD 
der  Golonien,  alles  was  durch  die  Landesverfassung  nicht  vorgesehen 
und  legt  durch  solche  Gesetze  die  streitigen  Bestimmungen  der  Con- 
stitution aus.  Er  erlässt  zweitens  „S^natus  consultes*"  f&r  die  Suspension 
der  Geschworenen,  welche  für  5  Jahre  ausgesprochen  werden  kann;  fiir 
die  Aufhebung  der  Constitution  in  den  aufständischen  Departements  und 
IQr  die  Festsetzung  der  Zeit,  in  der  jene  Ladividnen,  die  auf  Grand 
eines  Hochverraths  festgenommen  wurden,  vor  den  ordentlichen  Richtff 
geführt  werden  sollen.  Er  hebt  durch  solche  Gesetze  Gesichtsurtheile 
auf,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Staats  gerichtet  sind,  15st  daaut 
das  Corps  l^slatif  und  Tribunat  auf  und  ernennt  durch  dieselben  die 
Consuln.  Art  55.  Die  Gesetze  beider  Art  werden  im  Senat  über 
Vorlage  des  Gouvernements  berathen.  Eine  einfache  Stimmenmehriieit 
entscheidet  die  Letzteren,  zwei  Drittel  der  Stimmen  aber  sind  flir  die 
Ersteren  nOthig.    Die  Vorberathung  dieser  Gesetzesacte  geschieht  in 


*)  Deeret  vom  22.  December  1799. 
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dficffl  Primtnth  des  ersten  CobboIs,  der  ans  2  Ministern,  2  Senatoren, 
S  Staatsridi»!  nnd  2  Grossofficieren  der  Ehrenlegion  gebildet  wird. 
FMedeDs^  und  AlliansYcrtrflge  mfisaen  vom  ersten  Consul  diesem  Privat- 
näk  Toigelegt  nnd  vor  ihrer  Promulgation  dem  ganzen  Senat  mit- 
gedieilt  werden.  Art  58.  Der  Sraat  fibt  endlidi  sein  Gesetzgebungs- 
recfat  durdi  „Airetes'*,  dnrch  weldie  er  die  Gesetzgeber,  die  Tribunen 
und  Cassationarichter  ernennt  und  durch  „Diliberations'*,  durch  welche 
er  seine  innere  Polizei  und  Verwaltung  ordnet  Art.  59  und  60.  Nach-  • 
trigiich  ward  jetzt  bestimmt,  dass  der  Senat  für  das  Jahr  IX.  sich 
ToUsOndig  ergänzen  und  IQr  die  noch  fehlenden  14  Mitglieder  dem 
errten  Consul  allein  das  Yorschlagsrecht  zustehen  soll.  Art.  61.  IHeser 
soll  dabei  nicht  mehr  an  die  Nationalliste  gebunden  sein,  sondern  die  Gan- 
didaten  aus  allen  verdienstvollen  Bfirgem  wählen  können.  Alle  Mitglieder 
des  Grand  conaeil  der  Ehvenk^on  sind  auch  Mitglieder  des  Senats, 
welches  immer  ihr  Alter  sei.  Art  62  und  63.  Die  Minister  haben 
Siti  im  Senate  und  Stimme,  wenn  sie  selbst  Senatoren  sind.  Art  65. 
Das  war  die  erste  Frucht  der  Trennung  des  Senats  vom  Volke  durch 
die  Selbstergänzung.  Da  dieses  keinen  Einflnss  auf  die  Bildimg  dessel- 
bea  hatte,  musste  es  auch  glrichgfiltig  sein,  ob  das  Vorschlagsrecht  ganz 
tn  den  ersten  Consul  überging,  oder  ob  er  es  noch  theilte  mit  der 
ebeaso  abhängigen  Geset^ebung.  Der  Senat  war  ohnedies  auch  kein 
Terftissungsorgan  mehr,  er  war  ein  Verwaltungskörper,  dessen  Thätigkeit 
ia  dem  Willen  des  ersten  Gonsuls  ]aig.  Nach  der  Geschäftsordnung  des 
30.  August  1802  (12.  Fructidor  an  X)  führte  der  erste  Consul  jetzt  auch 
du  Präaidinm  im  Senat  und  bestimmte  mit  den  beiden  anderen  Consuln 
Zeit  und  Ort  der  Sitzungen  desselben. 

Für  die  innere  Verwaltung  des  Senats  stellte  das  Senatus  consult  di«  Senatorien 
vom  4.  Januar  1803  (14.  Nivöse  an  XI.)  neue  Grundsätze  fest  In  '"dellsTnau  "* 
jedem  Gerichtskreis  eines  Appellationsgerichtes  wurde  me  ,>Senatorie*^ 
eniehtet,  welche  mit  emet  Jahresrevenue  und  einem  Wohnhaus  aus 
den  Nationalgutern  dotirt  wurde.  Jeder  Senator  musste  wenigstens 
drei  Monate  im  Jahr  daselbst  sich  aufhalten  und  konnte  in  seiner 
Senatorie  vom  engten  Consul  mit  ausserordentlichen  Missionen  betraut 
werden.  Für  die  gemeinsame  Vermögensverwaltung  des  Senats  er- 
Dttnte  der  erste  Consul  aus  der  Mitte  desselben  dnen  Canzler,  einen 
Schatzmeister  und  zwei  Pr^tenrs  für  je  6  Jahre.  Der  Canzler  hatte 
die  Gerichtsvertretung  des  Senats  und  die  Bewachung  der  Archive, 
die  P^eteuTs  die  Hauspolizei,  der  Schatzmeister  das  Rechnungswesen 
des  Senats  zu  leiten.  Sie  stehen  mit  dem  ersten  Consul  in  Verbindung 
QBd  behchten  an  ihn  über  ihren  Geschäftskreis.  Die  beiden  anderen 
Ceosoln  und  7  Senatoren  bilden  einen  obersten  Administrationsrath  des 
Senats,  der  alle  Jahre  die  Gehalte  und  Penmonen,  das  Budget  des 
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Senats  u.  s.  w.  festsetzt,  »o  batte  der  benat  scnon  vor  dem  iLaisemia 
eine  streng  monarchische  Einrichtnng,  so  dass  dasselbe,  als  es  wiiilid 
proclamirt  wurde,  wenig  mehr  an  ihn  zu  ändern  hatte.  Der  Senat  war 
jetzt  mit  dem  Staatsrath  nur  das  Refogium  des  kaiserlichen  Absolatismus 
und  wirkte  um  so  beengender  auf  den  Volksgeist,  jemefar  es  Napokoo 
verstand,  ihn  ebenso  durch  Talente  zu  kräftigen,  als  durch  Würden  imdj 
Ehren  auszuzeichnen.  Wie  Napoleon  in  der  Ehrenlegion  sich  m 
Aristocratie  des  Muthes  und  der  Tapferkeit  gründete,  so  versuchte  er 
es  im  Senat  sich  eine  Aristocratie  des  Geistes  und  des  Verdienstes  zu 
schaffen.  Wie  er  die  Legionaire  in  den  Wahlk6rpem  verpflichtete,  so 
versuchte  er  es,  die  Senatoren  in  den  Senatorien  mit  den  Staat» 
pflichten  aufs  Unmittelbarste  zu  verbinden.  Das  war  ein  fSr  die  ^m 
päischen  Fürsten  höchst  beachtenswerthes  Beispiel,  aber  es  war  dennod 
für  die  Verfassung  des  Staates  ein  gefährliches  Experiment.  Ansgerüste 
mit  einer  allmächtigen  Gewalt,  aber  durchaus  abhängig  vom  R^te 
und  vom  Gouvernement,  war  der  Senat  nur  im  Stande,  das  za  leistai 
was  ihm  der  Wille  des  Herrschers  als  Ziel  setzte.  Ausgerüstet  du 
dem  Schein  eines  constitutionellen  Körpers,  der  der  Gesetzgebao^t  ® 
Schutz  sein  sollte,  wurde  er  zum  Wohldiener  in  der  gewaltigen  Haa 
Napoleons,  wie  er  einem  schwachen  Fürsten  gegenüber  zum  Tyran« 
geworden  wäre.  Aber  Napoleon  wollte  es  nicht  anders  und  zerstör 
in  seinem  Streben  nach  einer  absoluten  Gewalt  immer  wieder  selb 
die  grössten  Ideen,  die  er  geschaffen.  Dennoch  aber  hätte  der  Sen 
sich  zu  einem  Institute  emporschwingen  können,  das  wie  die  engUscl 
Pairskammer  bestimmt  gewesen  wäre,  nebst  der  Erhaltung  d^  Regi 
rung  und  ihrer  Rechte,  dennoch  auch  dem  Schutze  der  Volksfreik< 
zu  dienen.  Darin  lag  seine  Bedeutung  für  das  Verfassungslebeo  d 
Gontinents,  dem  die  Elemente  der  Pairskammem  fehlen.  Um  al] 
diese  hohe  Aufgabe  zu  erfüllen,  hätte  ihn  eben  ein  politisch  vorsicli 
gerer  Geist  leiten  müssen  als  der  war,  der  Napoleon  im  eiligen  U 
zur  Kaiserwürde  emporfphrte,  aber  auch  ebenso  wieder  —  stürzte. 


Das  Tribunat. 
K«toe  iw«ite  Obgleich  Sieyes  ein  Gegner  des  Zw^kammersystems  war,  so  woi 

er  doch  nach  so  vielfältigen  Erfahrungen,  wie  sie  die  Revolution  | 
boten  hatte,  auf  irgend  eine  Art  der  Leidenschaft  und  Erregtiieit,  ( 
immer  wieder  eine  einzige  Kammer  beherrschen  kann,  irgend  wie  ei 
Schranke  setzen.  Er  fand  sie  nicht  in  dem  vielbewunderten  englisch 
Verfassungslebeu,  nicht  in  den  Lehren  Montesquieus,  der  das  Zw 
kammersystem  so  preisend  anerkannte,  nicht  in  der  blos  än^«rlicb 
Tremiung  der  Volksvertretung,  wie  sie  die  Constitution  an  IH  dar« 
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geführt,  sondern  in  einem  Systenf,  das,. nebst  der  äusseren  Trennung, 
auch  eine  Scheidnng  der  geistigen  Thätigkeit  begehrte.  Die  Theilung 
der  Volksrertretang  in  swei  Kammern  wird  heute  jeder  politischen 
Anschaoung  widerstreben,  man  wird  darin  nicht  nur  eine  Sdiwichung 
der  Yolksthätigkeit  und  eine  schädliche  Yensögerung  derselben  erken- 
neo,  sondern  in  der  That  einen  unversöhnlichen  ^Widerspruch  mit  der 
Gesellschaftsordnung  des  Gontinents.  Den  Uebeln  des  Einkammer- 
systems anssvwdchen  aber  wird  jedes  Mittel  mehr  branchbar  s^,  als 
das,  das  Sieyes  vorschlug.  Die  Zerreissung  der  geistigen  Thätigkeit 
emer  doch  zusammengehörigen  Volksvertretung  ist  so  unnatürlich, 
wie  eine  Schöpfung,  die  einem  Menschen  die  Macht  des  Gedankens 
gegeben  und  die  Kraft  des  Ausdruckes  gänzlich  verwMgert  hätte.  Es 
ist  ein  trauriges  Schauspiel,  das  das  Verfassungsleben  Frankreichs 
in  dieser  Zeit  bietet  und  das  aus  dieser  Scheidung  entstand,  es 
ist  nicht  ein  Bruch  allein  mit  allen  Ideen  der  jfingsten  Vergangen- 
M,  es  ist  eine  Verhöhnung  derselben.  „Das  Volk  kann  gar  nichts 
olme  seine  Vertretung  thun,  berichtet  Bonlay  de  la  Meurthe  aus 
dem  Gedaakenvorrathe  Sieyes,  es  kann  ohne  diese  weder  wünschen, 
noch  seine  Wfinsche  erfüllen.  Für  die  Wünsche  und  Forderungen  des 
Volkes  soll  ein  Tribunat  eingesetzt  werden,  das  diese  entgegennimmt 
ind  beräth.*  Dm  diesen  Gedanken  noch  ganz  besonders  zum  Ausdruck 
n  bringen,  wollte  Sieyes  neben  demselben  eine  eigene  »Tribüne  de 
Petition  popnlaire'*,  wo  die  Tribunen  die  Bittschriften  des  Volkes 
äbemehmeo  sollen. 

Die  Constitution  verwarf  diesen  absonderlichen  Gedanken,  aber  sie  Di«  steuiut 
bdiielt  die  Zerrissenheit  der  Volksvertretung  bei  und  errichtete  ein 
Tnbonat,  welches  das  Recht  besass,  die  Gesetze  zu  erörtern  und  zu 
disentiren.  Es  bestand  aus  100  Mitgliedern,  welche  wenigstens  25  Jahre 
ah  sein  mussten  und  alle  Jahre  zu  einem  Fünftel  erneut  wurden.  Art.  27. 
Es  discutirt  die  Gesetzesvorlagen  und  stimmt  versuchsweise  darüber 
ab,  sendet  alsdann  drei  Redner  aus  seiner  Mitte  an  das  Corps  l^gislatif, 
am  seine  Wünsche,  die  es  bei  einem  Gesetze  erhebt,  vor  demselben 
n  vertheidigen.  Es  hat  das  Recht,  oder  vielleicht  besser,  die  gehässige 
Volhnadit,  alle  unconstitutionellen  Acte  des  Gouvernements  und  Corps 
legisiitif  vor  den  Senat  zu  bringen  und  zu  denunciren,  ebenso  wie 
Kine  Beschwerden  über  die  Wahllisten.  Für  die  Gesetzgebung  selbst 
biiD  es  nmr  Wünsche  über  nöthige  Gesetze  und  über  abzustellende 
Missbräuche  oder  vorzunehmende  Verbesserungen  äussern.  Diese 
Wfinsche  aber  sind  für  Niemand  verpflichtend  und  keine  constituirte 
Autorität  kann  zur  Berathung  derselben  verhalten  werden.  Art.  29. 
So  war  die  Volksvertretung,  wie  sie  im  Tribunat  sich  darstellte,  aller 
Kechte  beraubt,  die  sie  zu  einer  nutzbringenden  Thätigkeit  hätten 
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fuhren  kOnnen.  Das  Tribanat  hatte  das  Recht  aeu  reden,  aber  seine 
Reden  brauchten  nicht  beachtet  zu  werden,  sie  waren  im  Falle  der 
Opposition  nur  ein  nutzloses  Hindemiss  für  den  Gang  der  Staataactimi, 
für  den  entgegengesetzten  Fall  eine  ebraso  nutzlose  BekräftiguDg  des* 
selben.  Das  Recht  zu  discntiren,  war  bei  der  Stellung,  die  so  das 
Tnbnnat  einnahm,  die  Pflicht  zu  opponiren.  Die  Opposition  war  flrmlich 
seine  einzige  Aufgabe,  aber  da  es  nie  mit  seinen  Gonversationen  ein 
fassbares  Resultat  erzielen  konnte,  musste  diese  seine  (^position  nur 
als  Chicane,  konnte  seine  Zustimmung  aber  immer  als  Schwiehe 
gegen   das  Gouvernement,   als  Gleichgültigkeit  gegen   seine  eigene 

Oppositionelle  Thätigkeit,  oder  Nachgiebigkeit  gegen  beides  angesehen  werden.  Es 
steiiuBg.  ^^  j^  ^^  r^^  befremdend,  wie  Hignet,  Thiers  und  andere  fran- 
zösische Schriftsteller  einerseits  diese  Organisation  der  Gesetzgeboog 
preisend  anerkennen,  andererseits  die  Th&tigkeit  des  Tribnnats  mit 
bitterem  Tadel  verfolgen  konnten.  Wenn  das  Tribunat  seine  Aufgabe 
erfüllen  konnte,  wenn  es  nur  annähernd  einen  Nutzen  üben  sollte, 
so  musste  es  stets  an  den  versinkenden  Ideen  der  staatsbürgerlichsn 
Freikeit  sich  anklammern,  es  musste  der  Gewaltherrschaft  wider- 
streben und  wie  Garnot  später  einmal  seufzend  ausrief,  »zofirieden 
sein,  dass  er  die  Stimme  der  Freiheit  noch  einmal  habe  hfiren 
lassen  kannen*"  *).  Die  trübselige  Stellung  der  Tribunen  wurde  durch 
einen  Jahresgehalt  von  15,000  Francs  versüsst.  In  der  Uebung 
ihrer  Amtspflichten  waren  sie  unverantwortlich  und  im  Fall  eines 
gemeinen  persönlichen  Verbrechens  konnten  sie  von  den  gewöhn- 
lichen Gerichten  nur  dann  verfolgt  werden,  wenn  das  Tribunat  dazu 
seine  Zustimmung  gab.  Art.  69  und  70.  Bei  seinem  öffentiichai 
Erscheinen  hatte  der  Tribun  ein  Costüm  von  blauem  Sammt  for  den 
Winter,  oder  blauer  Seide  für  den  Sommer,  das  mit  Silber  eingesiomt 
war,  nebst  einer  Schärpe  zu  tragen,  die  die  Nationalfarboi  hatten 
Ausser  dieser  Auszeichnung  genoss  das  ganze  Tribunat  das  Bhrenrecht) 
bei  öffentlichen  Festen  und  Feierlichkeiten  nach  dem  Senat  aufzutreten. 
Für  den  Fall  einer  Vertagung  liess  das  Tribunat  eine  Gommission  voa 
10  oder  15  Mitgliedern  zurück,  welche  es  wieder  einberufen  konnte, 
sobald  sie  es  für  nöthig  erachtete.  Art  30.  Zugleich  mit  dem  Corps 
legisiatif  wurde  das  Tribunat  auf  den  11.  Nivose  an  VIIL  (1.  Janoar 
1800)  zur  Eröffnung  seiner  Sitzungen  berufen,  an  welchem  Tage  auch 
im  Palais  Royal  Daunou  als  Präsident  desselben  die  Berathuagen 
eröffnete. 
oeaebKfts-  EuTzo  Zelt  damach  ward  durch  das  Reglement  vom  17.  Jannar 

^^l^bMau"    1800   (27.   Nivöse   an   Vffl.)   dem   Tribunat    die   Geschäflsordnong 
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octroyirt  Seine  SitEongen  waren  5f entlich,  doch  die  Zabör erzähl 
sehr  beschränkt  und  jede  Beifalls-  und  Missfallsbezeagong,  sowohl  dem 
Pablicom  als  den  Mi^liedern  des  Tribunats,  verboten.  Das  Loos  oder 
der  Wille  des  Präsidenten  bestimmte  die  Plätase  der  Tribunen!  Sie 
Tersammeln  sich  in  einem  Vorsaal  und  treten,  geführt  vom  Präsidenten 
and  Secretair,  in  corpore  in  den  SitsungssaaL  Nach  diesen  Bestim* 
moDgen  erst  glich  das_  Tribunat  mehr  einer  Theatertrappe  oder  einer 
Knabenschule»  als  einer  Volksvertretung.  Wenn  das  Itibunat  nicht 
TolliAidig  ist,  vertagt  es  der  Präsident  und  beruft  die  ausgebliebenen 
Mitglieder,  welche  in  der  nächsten  Sitzung  einen  Verweis  bekommen. 
Wlhrend  der  Session  kann  kein  Tribun  eine  Beurlaubung  erhalten^ 
ausser  in  den  Fällen  unabweislicher  Geschäfte  und  aus  Gesnndheitsrfick- 
aehten.  Alle  drei  Monate  wird  ein  neuer  Präsident  und  vier  Secretaire 
gAwShlt  Der  Präsident  leitet  die  Verhandlungen  und  kann  zor  Sicher- 
stelloBg  der  Debatte  das  Wort  ergreifen.  Er  eröffnet  und  schliesst  die 
Sitmngen  und  kann  das  Tribunat  auch  besonders  zu  ausserordent- 
lieben  Berathungen  berufen.  Er  empfängt  die  an  das  Tribunat  gerioh- 
tBtea  Sendongen.  Bei  den  Verhandlungen  kann  nur  von  der  Tribüne 
gesinoclien  werden  und  nur  zwtimal  in  einer  Sache.  Das  Wort  mnss 
steU  begehrt  und  bei  einem  Secretair  angemeldet  werden.  Für  die 
Yorbereitongen  der  Gesetzvorlagen  bildet  das  Tribunat  besondere 
Gommissionen,  deren  Mitglieder  der  Präsident  ernennt  aus  Listen,  die 
fir  die  verschiedenen  Fächer  der  Gesetzgebung  vorher  gebildet  worden 
siihL  Eine  von  Monat  zu  Monat  gewählte  Gommission  leitet  die  Polizei 
des  Sitznngshanaes  und  ausserdem  auch  die  Vermögensverwaltung  des 
Tribaoats.  Der  Berichterstatter  in  einer  Gesetzvorlage  ist  stets  auch 
BedDer  vor  dem  Corps  legislaiif.  Ausser  ihm  ernennt  das  Tribunat 
Boch  zwei  andere  Redner  für  den  gleichen  Dienst.  Die  Wünsche  des 
Tribonats  über  Gesetze  oder  Verbesserungen  und  Missbräuche,  ebenso 
wie  jede  Denonciation  eines  unconstitutionellen  Actes  des  Gouveme- 
ments,  müssen  einer  dreimaligen  Lesung  unterzogen  werden.  Die  Wahl 
der  Candidaten  für  den  Senat  muss  ein  dreifaches  Scrutinium  sicher- 
steUeo.  Die  Protokolle  der  Verhandlungen  werden  gedruckt  und  den 
Mitgliedern  zugestellt  Für  die  Verbindung  mit  dem  Corps  legislatif, 
den  Gouvernement  und  Senat  hat  das  Tribunat  besondere  „Messagera 
ilM'y  welche  im  Innern  dea  Sitzungssaales  ihren  Sitz  haben. 

Die  Bildung  des  Tribunats  machte  jetzt  keinen  besonders  erbeben-  niidang  des 
den  Eindruck.  Selbst  in  diesem  kleinen  Körper,  der  die  schwachen 
Beste  der  Freiheit  noch  bewahren  sollte,  hatten  die  Schmeichler  und 
Wohldiener  die  üebermacht.  Eine  geistig  ausgezeichnete  aber  an  Zahl 
sehr  schwache  Opposition  stand  ihnen  gegenüber.  Ihre  Führer  und  fast 
auch  die  Summe  der  Mitglieder  derselben  waren  Chazal,  Daunon,  An- 
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drieux,  Garat,  Ghenier,  Ganilh,  Boissy  d'Anglas  nnd  vor  allen  Benjamin 
Constant,  der  hier  seine  öffentliche  Thätigkeit  in  rühmlicher  Weise 
begann.  Er  aliein  und  immer  nur  er  erhob  sich  gegen  die  Gewalt- 
massregeln des  Gouvernements,  er  bekänipfte  die  Geschäftsordnung^ ), 
er  trat  ein  für  die  Freiheit  des  Petitionsrechtes  '),  er  vertheidigte  die 
Friedensgerichte  gegen  die  Angriffe  der  Regiemng  und  eiferte  mit  der 
Liebe  zur  Gerechtigkeit,  wie  mit  dem  Sinn  des  freien  Mannes  gegen 
die  Specialtribunale')  und  erhob  sich  mit  der  ganzen  OppositioD 
gegen  die  dem  Geiste  der  Zeit  nicht  entsprechenden  Bestimmungen 
der  ersten  Titel  des  Code  civil.  Diese  letzte  Discussion,  die  heftigste, 
welche  die  Geschichte  des  Tribunats  verzdchnet  hat,  vervollständigte 
den  Bruch  desselben  mit  dem  Gouvernement.  In  einer  bitterbösen 
Botschaft  vom  2.  Januar  1802  (12.  Nivöse  an  X.)?  gezeichnet  vom 
ersten  Gonsul,  erklärte  das  Gouvernement,  dass  es  die  Vorlage  des 
Code  civil  zurückziehe.  „Nur  mit  Widerstreben  findet  es  sich  veranlasst, 
ein  von  dem  Interesse  der  ganzen  Nation  ei-wartetes  Gesetz  zurück- 
zunehmen,  aber  es  ist  überzeugt,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen 
ist,  wo  man  für  diese  grosse  Berathung  die  nothige  Buhe  und 
Einheit  der  Absicht  besitzt''  Seit  jener  Zeit  war  das  Tribunat  tief 
erschüttert,  es  sah  sich  des  Interesses  des  Volkes  beraubt,  Napoleon 
regierte  durch  Arretes  und  entwürdigte  es  auf  jede  m(^gliche  Weise. 
Die  Session  für  das  Jahr  X.  war  eröffnet  worden  und  alsbald  reiste 
Napoleon  von  Paris  ab,  um  in  Lyon  dem  Verfassnngsfest  der  italieni- 
schen Republik  beizuwohnen.  Er  liess  das  Tribunat  ohne  jede  Instruc- 
tion und  machte  es  durch  diese  Unthätigkeit  und  Rathlosigkeit  geradeso 
lächerlich  während  einer  Zeit,  in  der  er  selbst  so  gewaltig  für  seinen 
Ruhm  sorgte.  Das  Senatus  consulte  organique  vom  4.  August  1802 
zerstörte  endlich  die  letzte  Furcht  vor  der  Opposition ,  indem  es  das 
Tribunat,  vom  Jahre  XIII.  an,  auf  50  Hitglieder  reducirte  und  dalQr 
bestimmte,  dass  die  jährlich  ausscheidenden  Mitglieder  nicht  mehr 
nachgewählt  werden  sollten.  Zugleich  wurden  mit  den  ausgeschie- 
denen Mitgliedern  die  ganze  Opposition,  Chazal,  Daunou,  Ghenier, 
Benjamin  Constant  an  ihrer  Spitze,  aus  dem  Tribunat  verdrängt 
Die  Thätigkeit  desselben  war  seither  nur  eine  Formsache.  Es  empfing 
Adressen  und  bewilligte  Ehrenpetitionen  und  Todtenreden,  nahm  die 
Dedicationen  von  Büchern  entgegen  und  ging  zu  den  Audiouen. 
Zum  Glück  ertrug  selbst  Napoleon  diese  Spielerei  in  Verüsissangs- 
sachen  nicht  lange  und  löste  nach  seiner  Erhebung  auf  den  Kaiser- 
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throD  das  eigentlich  nur  noch  dem  Namen  nach  vegetirende  Tribnnat 
ginsljch  auf. 


Das   Corps  legislatif. 

Dem  Corps  legislatif  hatte  Sieyes  in  allen  seinen  Verfassungs-  ^^  Biidang 
entwarfen  immer  nur  eine  entscheidende,  nie  eine  berathende  Stimme  gesetsff«benden 
nigewiesen.  Die  Gonstitation  des  Consnlats  nahm  es  in  dieser  Form  K»rp«>-i. 
an  and  änderte  nur  die  Zahl  und  Zusammensetzung  desselben,  welche 
Sieyes  allein  auf  Grundlage  der  Departementszahl,  je  9  Deputirte  för 
ein  Departement,  bestimmt  wissen  wollte.  Nach  der  Constitution  sollte 
es  aus  800  Mitgliedern  bestehen  und  jedes  derselben  wenigstens  30  Jahre 
ah  sein.  Alle  Jahre  scheidet  ein  Fünftel  der  Mitglieder  aus.  Jedes 
Departement  sollte  wenigstens  durch  einen  Deputirten  yertreten  werden. 
Art.  Sl.  Die  ausscheidenden  Mitglieder  können  erst  nach  einem  Jahr 
wieder  in  das  Corps  legislatif  berufen  werden,  aber  sind  ausserdem  zu 
jeder  anderen  AffBntlichen  Function  zulässig,  wenn  sie  überhaupt  in 
den  Listen  erhalten  werden,  aus  denen  diese  zu  besetzen  sind.  Art.  82. 
Die  Sitzungsperioden  des  Corps  legislatif  dürfen  nie  länger  als  4  Monate 
danem  und  nur  das  Gouvernement  kann  dasselbe  zu  einer  ausserordent- 
lichen Sitsung  berufen.  Art.  33.  Die  Rechte  des  Corps  legislatif  sind 
beschränkt  auf  die  Abstimmung  über  die  ihm  vorgelegten  Gesetze, 
lo  einem  gdieimen  Scrutiniuni,  ohne  jede  Discussion,  wird  dieselbe 
TorgeDommen,  nachdem  die  Redner  des  Gouvernements  und  des  Tribu- 
nats  gehört  worden  sind.  Art.  34.  Natürlich  traten  die  Redner  des 
Gonvemements  nur  dann  auf,  wenn  das  THbunat  eine  Gesetzvorlage 
venrarf ,  'um  sie  den  Tribunen  gegenüber  vor  dem  Corps  legislatif  zu 
▼ertheidigeD.  Die  Sitzungen  waren  öffentlich,  doch  auch  hier,  wie  beim 
Tribnnat,  die  Zahl  der  Zuhörer  auf  200  beschränkt.  Art.  35.  Da  sassen 
nun  die  Vertreter  eines  republikanischen  Volkes,  zumeist  unbedeutende, 
dem  Gouvernement  ergebene  Menschen  und  hörten  schweigend  die 
Cemödie  an,  welche  Gouvernement  und  IVibunat  durch  ihre  Acteurs 
vor  ihnen  aufführten ,  stets  berät,  der  Macht  des  Gonvemements  zu 
iol^,  stets  bereit,  das  Tribunat  in  seiner  Opposition  zu  verlassen. 
Diese  hohe  Kunst  der  Schweigsamkeit  wurde  mit  einem  Gehalt  von 
IMOO  Francs  belohnt  und  jedes  einzelne  Mitglied  in  seiner  persönlichen 
Freihdt  der  Meinung  mit  denselben  Garantien  nmgeben,  wie  die  Mit« 
füeder  des  TVibunats.  Als  Auszeichnung  trugen  die  Mitglieder  ein 
dem  Tribunatseostfim  ähnKches  Gewand  mit  Gold  gefasst  und  folgten 
den  Tribunen  bei  öffentlichen  Aufzügen  und  Festen  nach. 

Eine  Geschäftsordnung  war  für  diesen  Theil  der  Gesetzgebungs- 
S«walt  nicht  nöthig,  da  sie  in  den  Rediten  desselben  selbst  enthalten 


war.    ine  vom  uorps  iegisiaiii  Destaugien  ueseue  mussien  DinneD 
10  Tagen  vom  Gouvernement  bekannt  gegeben  werden. .  Weder  der 
Senat  noch  das  Gouvernement  konnten  dann  noch  Eiowendongen  er- 
heben.   Art.  37.    Im  Fall  eines  Aufstandes  mit  bewaffiieter  Haod,  oder 
wenn  ein  Aufruhr  die  Sicherheit  des  Staates  bedrohte,  konnte  das 
Corps  legislatif  die  Constitution  für  die  aufständischen  Orte  und  die 
Zeit,  die  es  vorher  bestimmte,  suspendiren.    Für  den  Fall,  als  es  mdit 
in  solcher  Zeit  versammelt  ist,  hat  das  Goavemement  das  gleiche  Recht, 
doch  muss  es  dann  das  Corps  legislatif  in  kürzester  Zat  ^obemfeD. 
Art.  92.    Seine  Sitzungen  eröffnete  es  zugleich  mit  dem  üribaoat  am 
11.  Nivose  an  YlII.  im  Palais  de  Bourbon  unter  dem  Prisidium  Perio 
des  Vosges.    Obgleich  nun  dieser  Gesetzgebungskörper  dem  Goaver-  \ 
nement  gar  keine  Schwierigkeiten  bereitete,  wurde  er  doch  in  die 
Gesetzgebung   des  Senatus   consulte  organique  vom  4.  August  1S02 
hineingezogen.    Die  300  Mitglieder  des  Corps  legislatif  sollten  darnach 
in  einem  solchen  Yerhältniss  zu  den  Departements  gewählt  worden,  | 
dass  die  Zahl  der  auf  ein  Departement  entfallenden  Deputirten  sowohl 
mit  der  Ausdehnung  als  der  Bevölkerung  desselbai  im  Einklang  stdit 
Das  Gesetz  selbst  verzeichnete  diese  Verhältnisse,  die  auch  alsbald  ßi 
die  folgende  Wahl  in  Anwendung  gebracht  wurden.    Es  wurden  za 
diesem  Behufe  alle  Departements  in  5  Serien  getheilt,  wonach  aodi 
die  Deputirten  ihre  Einthcilung  im  Corps  legislatif  zu  richten  hatten 
Die  ausscheidenden  Deputirten  sollen  alle  Jahre  aus  den  Departement! 
erneut  werden  und  zwar  stets  aus  jener  Serie,  zu  der  die  austretend« 
Deputirten  gehört  haben.    Art  69  —  74.    Das  Gouvernement  beruft 
vertagt  und  verlängert  die  Sitzungszeit    Art  75« 
Getcbuu-  Für  die  Geschäftsordnung  des  Corps  legislatifs  konnten  auch  nad 

reMtuebend'n  ^l^^^i  Gosotze  uoch  dio  Bestimmungen  der  Constitution  an  VUL  gt 
Körpers,  nügott.  Die  Bestimmungen,  die  ausserdem  die  Verwaltnng  und  inner 
-  Polizei  desselben  ordneten,  sind  ohne  jede  Bedeutung.  Erst  das  Senats 
consulte  organique  vom  20.  December  1808  (28.  Frimaire  an  XU 
stellte  für  die  Eröffnung  der  Sitzungen  des  Corps  legislatif  und  seia 
Gesch&ftsleitung  besondere  Grundsätze  auf.  Der  erste  Consul  soüt 
jetzt  die  Session  stets  eröffnen  und  zwar  in  einer  feierlichen  Sitzoni 
bei  der  ihn  der  ganze  Staatsrath  und  eine  Deputation  von  12  Soiatore 
umgiebt  Nach  der  Eröffnungsrede  nimmt  er  den  Eid  der  neuen  Mr 
glieder  entgegen.  Die  innere  Polizei  des  Sitzungshauses  des  Corj 
legislatif  wurde  vom  Gouverneur  des  Palastes  des  Gouvernements  und  d< 
Consulargarde  geübt,  die  Präsidenten  desselben  wurden  jetit  vom  erst^ 
Consul  aus  den  Candidaten  ernannt,  welche  das  Corps  legislatff  toi 
schlug  und  zwar  je  einen  aus  jeder  Section.  Der  Präsident  bewahi 
die  Siegel  des  gesetzgebenden  Körpers,  ernennt  die  Beamten  des  Car] 
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legislatif,  geniesst  eine  Wohnung  im  Palast  desselben  und  eine  Ehren- 
wache. Ihm  zur  Seite  stehen  4  Vicepräsidenten  und  4  Secretaire, 
welche  alle  Monate  neu  gewählt  werden.  Aus  einer  Reihe  von  12  Can- 
didaten  ernennt  der  erste  Consul  für  die  Finanzverwaltung  des  Corps 
legislatif  4  Quästoren,  von. denen  alle  Jahre  zwei  ausscheiden.  Sie 
sind  einem  besonderen  Yerwaltungsrath  über  ihre  Rechnungsführung 
Rechenschaft  schuldig.  Dieser  besteht  ans  dem  Präsidenten,  den 
4  Vicepräsidenten  und  den  4  Quästoren  selbst  Das  Corps  legislatif 
gestaltet  sich  stets  als  Generalcomite  in  allen  Fällen,  in  denen  das 
Goavemement  demselben  eine  andere  Mittheilung  maclit,  als  Acte  der 
Gesetzgebung.  Für  die  Beschlüsse  des  Corps  legislatif  war  weder  ein 
Berichterstatter,  noch  eine  Commission  nöthig.  Die  Abstimmung  ge- 
schah über  jede  Gesetzvorlage  augenblicklich  und  Stimmenmehrheit 
entschied  bei  derselben. 

Wie  bei  dem  Tribunat  waren  auch  bei  diesem  Corps  legislatif  die  ronncBiwing. 
iosseron  Förmlichkeiten  die  Hauptsache.  Man  erschöpfte  sich  in 
Reglements  und  Ordnungsmassregeln  bei  dem  einen  wie  bei  dem 
aodeien.  Jede  Regierung,  die  dem  Constitutionalismus  nur  dem  Scheine 
nach  huldigen  will,  unterwühlt  dadurch  und  durch  die  Geschäftsordnun- 
gen die  Wahrheit  desselben.  Bonaparte  und  Napoleon,  der  Consul  wie 
der  Kaiser,  regierten  dieser  Gesetzgebungsgewalt  gegenüber  als  unum- 
schränkte Machthaber.  War  es  unnatürlich,  dass  das  Volk  ihn  verliess, 
als  er  stürzte,  nachdem  es  durch  kein  Band  mit  seiner  Regierung  ver- 
banden war?  Ein  Herrscher,  der  dem  Volk  kein  Recht  der  Theilnahme 
an  seiner  Thätigkeit  lässt,  hat  auch  kein  Recht  auf  das  Interesse  des 
Volkes  an  dieser.  Das  war  es  ja,  was  die  Revolution  lehren  und 
durchführen  wollte,  wofür  sie  Ströme  von  Blut  vergossen;  das  Volk 
mit  seiner  Regierung  innig  zn  verbinden,  es  heranzuziehen  zur  Theii- 
Dahme  an  derselben,  es  die  Lasten  mittragen  lassen,  um  den  Werth 
Ton  Freiheit  und  Frieden  stets  zu  begreifen.  Napoleon  hat  das  Recht 
&8er  Resultate  der  Revolution  geleugnet,  aber  dem  Volke  gegenüber, 
das  sich  dieselben  so  blutig  erkämpfte,  leugnete  er  sie  trotz  seines 
Rahmes  und  seiner  Grösse  nicht  ungestraft.  Das  Volk,  das  eine 
Revobition  zu  machen  weiss,  ist  auch  reif,  die  Resultate  derselben  zu 
gemessen.  Der  Absolutismus  war  nach  der  Revolution  eine  Thatsache, 
aber  es  ist  nicht  wahr,  dass  er  die  nothwend^e  Folge  derselben  war. 
Wlre  er  es  gewesen,  es  wären  seiner  kurzen  Herrschaft  m'cht  40  Jahre 
des  ConstitutionaliBmus  gefolgt. 
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Nothwendigkcit  ^ach  dem  Staatsstreich  des  18.  Brummre  erlicss  der  Rath  der 
Gowracmcms.  Ffiof hundert  eine  Proclamation  an  das  französische  Volk,  in  der  er 
selbst  die  neue  Zeit  und  ihre  Hoffnungen  verkuudcte*):  „Eure  Freihwt, 
Franzosen,  vollkommen  zertrümmert,  blutend  noch  von  den  Angriffes 
einer  revolutionairen  Regierung,  sucht  ein  Asyl  in  den  Annen  eioer 
Constitution,  welche  ihr  wenigstens  Ruhe  verspricht.,..  Es  ist  Zeit 
den  Stürmen  ein  Ende  zu  setzen,  es  ist  Zeit,  der  Freiheit  der  Bör^r 
eine  sichere  Garantie  zu  geben,  es  ist  Zeit,  dass  die  grosse  Hatioo 
ein  Gouvernement  hat,  welches  ihrer  würdig  ist,  ein  Gouvernement 
fest  und  weise,  welches  einen  schnellen  und  dauernden  Frieden  gebefi 
kann  und  ein  dauerndes  Glück  gemessen  lässt**  So  stobs  und  selbst- 
vertrauend  kündigte  das  Volk,  nach  langen  Stürmen  der  Revolatios. 
seine  Hoffnungen  an  und  hatte  für  die  Erfüllung  derselben  doch  keine 
anderen  Hoffnungen,  als  das  Vertrauen  auf  das  Leben  und  die  Thätif- 
keit  zweier  Menschen.  Zwei  Männer  traten  an  die  Spitze  des  Staats 
von  denen  der  eine  die  ganze  GrOsse  seines  Zeitalters  selbst,  der 
andere  nur  das  matte  Spiegelbild  eines  Gewesenen  war:  I^apoleot 
und  Sieyes.  Während  der  erste  als  provisorischer  Consul  die  Züfsl 
des  Gouvernements  ergriff,  fest  und  weise,  wie  es  die  Nation  begehrte 
sann  der  andere  über  die  Gestalt  dieses  Gouvernements  nach,  die  e: 
für  die  Dauer  behalten  sollte.  Und  in  der  Ttat,  die  Verfassnup 
geschichte  aller  Staaten  weiss  nichts  so  Absonderliches  aufznweisei; 
als  die  Form  und  Gestalt  des  Gouvernements  der  neuen  ExccntiT 
i>«'  gewalt,  die  Sieyes  für  die  französische  Republik  ausgedacht.  Wie " 
'*si*yor  *"'  *^^  ^*®  eigentliche  Gesetzgebung  noch  eine  höhere  Autorität,  als  di^ 
höchste  war,  setzte,  den  Senat,  so  wollte  er  auch  auf  die  Stufenleitt 
der  Executivgewalt,  oder  wenn  man  will,  über  diese  Stufenleiter  hicsa 
eine  höchste  Macht  setzen,  welche  weder  handelt  noch  befiehlt,  i(^? 
herrscht  noch  regiert,  welche  nichts  ist,  als  die  Bedingung  des  Befebh 
der  Herrschaft  und  der  Regierung.  „Und  der  Träger  dieser  Macht  i^ 
kein  Despot,  sagte  Sieyes  *),  denn  er  hat  keine  öffentliche  Gewalt  e 
ist  kein  König,  denn  er  hat  keine  Unterthanen,  er  ist  k^  erblicb« 
Machthaber,  er  ist  ein  Mann  der  Nation.*"  Dieses  undefinirbare  Wesf 
nannte  Sieyes  den  „Grand  Electeur«.  Er  sollte  kein  anderes  Geschi 
haben,  als  nach  eigenem  Willen  und  persönlicher  Ueberzeugong  <li 
zwei  höchsten  Functionaire  der  Executivgewalt,  einen  Friedensconsi 


1)  2.  Bull.  8.  324  Nr.  8815. 

2)  BonUy  de  la  Mearthe:  Theorie  constitotionene  de  Si^ye 
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fiSr  die  innere  Verwaltung  und  einen  Eriegsconsal  für  die  äusseren 
Angelegenheiten  zu  ernennen.  Dieses  einzige  Gesch&ft  sollte  mit  einem 
Gehalt  TOn  6  Hillionen  and  einer  Wohnung  in  den  Tnillerien  und  in 
Versailles  belohnt  werden.  Unter  seinem  Namen  sollten  die  Gesetze 
verkündigt,  die  Justiz  geübt,  die  Gesandten  beglaubigt  und  Verträge 
geschlossen  werden.  Sieyes  schwankte  lange»  woher  er  fQr  die  Dauer 
diese  Person  nehmen  sollte  und  übertrug  die  Ernennung  endlich  dem 
Senat,  der  ja  alle  Gewalt  überhaupt  ,»absorbiren''  sollte.  Unter  diesen 
Grand  Electeur  stellte  Sieyes  die  beiden  Gonsuln,  welche  die  Minister 
erwählen  und  diese  selbst,  welche  alle  anderen  BxecutiTbeamten  er- 
nennen sollten.  Das  war  die  zweite  Seite  der  Veifassungsformel:  »Die 
Gewalt  kommt  von  oben.^  '  Jedem  Gonsul  wurde  ein  Staatsorath  und 
eine  politisclie  Justizkammer,  in  welcher  die  Verantwortlichkeit  aller 
Beamten  gerichtet  werden  sollte»  beigegeben.  Es  giebt  keine  bessere 
Critik  dieser  Gouvernementsorganisation,  als  jene  kernigen  Worte,  die 
Bon^Mute  dem  Verfasser  zurief:  »Euer  Grand  Electeur  ist  ein  faulenr 
zeader  KSnig  und  die  Zeit  derselben  ist  Torbei«  Wer  ist  der  Mann 
TOD  Geist  und  Herz,  der  sich  einer  solchen  Trägheit  hingeben  könnte 
m  den  P^rä  von  6  Millionen  und  einer  Wohnung  in  den  Tuiilerien. 
Was?  Leute  ernennen  können,  die  handeln  und  selbst  nichts  zu  thun 
im  Stande  sein,  das  ist  ganz  unzulässig.^*  Thiers*)  vergleicht  diesen 
Grand  Electeur  mit  einem  constitutionellen  König  und  leitet  daraus 
bemahe  eine  Entschuldigung  der  Worte  Napoleons  ab,  „denn  es  war 
weder  Ort  noch  Zeit  für  jenen  geeignet  I''  Ich  erkenne  darin  auch 
nicht  die  leiseste  Spur  dner  Aebnlichkeit  damit  Will  man  ihn  aber 
mit  etwas  Bestehendem  vergleichen,  dann  ist  es.  allein  die  Organisation 
des  Papstthoms,  die  ihm  ähnliclf  aufgebaut  ist  und  aus  der  der 
Priester  seine  Weisheit  nahm.  Wäre  )enes  Institut  je  zur  Herrschaft 
gelangt,  —  das  Geschick  hat  Frankreich  davor  bewahrt,  —  so  hätte 
es  dieselben  Folgen  erzeugt,  dieselbe  Verwilderung,  dasselbe  Elend  wie 
dieses.  Der  Widerspruch  mit  der  Natur  des  Menschen  und  der  Sachen, 
der  in  diesem  Grand  Electeur  herrscht,  die  unbegrenzte  Faul)ieit  und 
Thaüosigkeit,  neben  der  höchsten  Staatswürde  und  den  heiligsten 
Pflichten,  hätte  sich  sicher  fortgepflanzt  in  dem  gesammten  Staats- 
wgamsmus,  dieselben  Widersprüche  und  mehr  noch  die  Verwirrung, 
Anaiehie  und  endliche  Revolution  erzeugt,  als  jene  planlose  Gesetz- 
i;ebnngsgewalt,  die  derselbe  Staatsmann  ausgedacht«  Aber  auch  hier 
itand  zum  Glück  seiner  Zeit  ein  Mann  voll  Geist  und  Grösse  dem 
Priester  gegenüber,  der  Frankreich  zum  Despotismus  führte,  aber  vor 
dem  Verderben  rettete,  in  das  unabweislich  jene  Verfassung  es  gestürzt 


^  Thiers  Consalat  Bd.  I.  S.  108. 
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b&tte.  Die  Execativgewalt  Si^yes  wurde  verworfen  wie  jene,  dk 
ROderer  organisirte  und  Boulay  de  la  Meurthe.  Der  erste  wollte  dneB 
Consnl  mit  2  Adjuncten,  die  nichts  ohne  jenen,  wie  jener  nichts  obe 
einen  der  beiden  Adjuncten,  thun  konnten.  Boulay  de  la  HeuiUie  wollte 
einen  Präsidenten  der  Republik  neben  zwei  verwaltenden  Consuh,  d^ 
stets  in  den  Berathungen  dieser  beiden  die  entscheidende  StimiBe 
fthron  sollte. 

Das  Yerfassungscomite  organisirte  die  Executivgewalt  auf  guix 
der conititotion  ^^^^f ®i^  Grundlagen  und  wenn  es  gewiss  ist,  dass  es  diese  nxa  in 
Hinblick  auf  Napoleon  annahm,  so  ist  es  auch  sicher,  dass  nur  eise 
so  organisirte  Gewalt,  wie  ich  sie  glüch  darstellen  werde,  FViede,  Rübe 
und  Rettung  aus  der  stets  drohenden  Anarchie  bringen  konnte.  Die 
Constitution  erklärte,  dass  die  Executivgewalt  drei  Gonsnln  anTertriot 
ist,  die  für  10  Jahre,  mit  der  Fähigkeit,  stets  wieder  gewählt  werdo^ 
2U  können,  ernannt  werden.  Jeder  von  ihnen  wird  besonders  ernaoiit 
mit  der  ausdrücklichen  Qualität  als  erster,  zweiter  und  dritter  Coasul 
Die  Constitution  selbst  bestimmte  zugleich  als  ersten  Coosal  m 
yyGeneral  Bonaparte**,  als  zweiten  den  »Bürger  Cambaoeres'*,  als  dhtteij 
den  »Bürger  Lebrun^S  Nur  der  dritte  Consul  sollte  lür  dieses  ^stemal 
nur  für  5  Jahre  als  ernannt  gelten,  eine  Bestimmung,  die  mit  Rück^ 
auf  Lebrun  gemacht,  da  dieser  nur  mit  grossem  Widerstreben  in  (üj 
nene  Würde  eintrat  Art.  39.  Damit  waren  drei  Männer  an  di{ 
Spitze  der  Regierung  getreten,  welche  die  Natur  für  einander  geschafe^ 
das  Schicksal  für  einander  bestimmt  zu  haben  schien.  Die  Gr^ssj 
Napoleons  bedurfte  nur  rüstige  Hände,  Vertrauen  in  die  Zukanft  n» 
Liebe  zum  Vaterland.  Sie  fand  alles  in  Cambac^es  und  Lebrnij 
Dieser  greise  Staatsmann,  dessen  Jugend  die  Poesie  veredelte,  desse^ 
erste  politische  Schrift  beim  Ausbruch  der  Revolution*)  mit  weit 
schauendem  Blick  die  Zukunft,  wie  mit  prophetischem  Geiste  geschilder 
hatte,  dieser  Mann,  reich  an  Kenntnissen,  ergriff,  kanm  in  sein  Ao 
getreten,  die  oberste  Leitung  der  gesammten  Verwaltung  und  de 
Finanzen  und  unter  seiner  kräftigen  Hand  gestaltete  sidi  bald  mi 
verjüngter  Geldkraft  der  nene  Staat.  Immer  gerecht,  immer  wei^ 
konnte  er  wohl  die  dahinstürmende  Kraft  Napoleons  nicht  misslH 
aber  er  versöhnte  sie,  wenn  sie  die  Grenzen  der  Gerechtigkeit  ob 
der  Weisheit  überschritt  Napoleon  setzte  in  Lebrun  alles  Vertraod 
und  wenn  er  jenem  rechtfertigte,  was  er  versprach,  als  er  ihn  ins  CmM 
berief:  „Nehmen  Sie  die  Stelle  an,  sagte  ihm  Napoleon,  sie  verde^ 
zufrieden  sein,^  so  rechtfertigte  Lebrun  in  gleichem  Maass,  was  Napoleo^ 
von  ihm  hoffte.   Anders  hat  die  Natur  Cambac^es  enogen,  aber  gendj 


Cambac^r^i 
und  Lebran. 


*)  Lebran:  La  voix  da  Citojen  1789. 
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in  dieser  Tenduedenheit  fOllte  er  seinen  Plats  aus.  Es  giebt  zu  allen 
Zdten  Manner  ähnliclien  Charakters,  aber  sie  &ni  selten  von  derselben 
Grösse.  Auf  dem  gelben,  kalten  Gresichte  hatten  die  Musen  ihren  Sitz 
sowenig  anfgesdilagen,  als  in  dem  berechnenden,  frivolen  Herzen. 
GeistToll  nnd  charakterlos,  tief  eingeweiht  in  die  Geheimnisse  des 
Staatsoiganismos  nnd  des  Rechts,  die  Menschen  verachtend  und  sie 
nehmend,  wie  sie  sich  bieten»  nach  dem  Yortheil  des  Besitzes  alles 
richtend,  war  er  der  geeignetste  Mann,  den  Bonaparte  bedurfte.  Der 
Bfiehteme  Verstand  und  der  grOsste  Yortheil  bestimmten  seine  That,  seine 
Hoihangen,  aber  nie  sein  Ürtheil.  Dieses  unterlag  der  kfihnen  Kraft  seines 
Geistes,  wurde  von  der  Consequenz  beherrscht,  die  alle  seine  Handlungen, 
sobald  sie  beschlossen  waren,  leitete.  Als  die  Revolution  losbrach,  be- 
geisterte sie  ihn  nicht  mehr,  als  fQr  die  Schöpfung  eines  geordneten 
Reditszustandes  nöthig  war.  Er  erkannte  in  ihm  die  Nothwendigkeit  des 
Volkes  und  wusste,  dass  er  ihm  genüge.  So  ist  er  während  der  Revo- 
htioii  dauernd  beschäftigt,  ein  bOrgerliches  Gesetzbuch  zu  entwerfen 
ond  er  ist  es,  der  unter  Napoleon  nun  Stock  für  Stück  dem  Volke 
Ton  seiner  ArbMt  zuwirft  Als  Robespierre  zur  Herrschaft  kam,  hul- 
digte er  ihm,  als  er  fiel,  mischte  er  sich  unter  die  Partei  seiner  Feinde. 
Er  arbeitete  für  die  Republik  unter  dem  Directorium,  aber  er  glaubte 
weder  an  ihre  Möglichkeit  noch  Nützlichkeit  und  darum  fand  Napoleon 
in  ihm  die  will^sle  Hand  für  den  Kaiserthron.  Als  er  ihn  erbaut, 
stand  er  treu  zu  demselben.  Er  huldigte  seinem  Absolutismus  und 
ragieite  mit  diesem  nnd  als  er  den  frivolste  Grundsatz  aufstellte,  den 
je  ein  StaatsnEiann  zum  Hohn  der  Volksfreiheit  anerkannte:  „Das 
actuelle  Gouvernement  ist  die  Repräsentation  des  Volkes'*),^  hatte  er 
die  Bechtsformel  gefunden,  die  sein  juristisches  Gewissen  befriedigte 
nnd  Napoleons  Staatsweisheit  heilig  sprach.  So  bestimmte  der  Erfolg 
dinen  eigenthdmlichen  Mann  und  dennoch  wollte  er  ihm  nie  huldigen. 
Er  gab  stets  einen  Rath,  stets  einen  guten  Rath,  aber  wenn  er  nicht 
befolgt  wurde,  begnügte  er  sich  mit  der  Verbesserung  der  dadurch 
entstandenen  U^el!  Es  war  der  Fleiss  der  Biene,  der  ihn  stets  aus- 
niehaete,  es  war  der  Geist  des  Advocaten,  der  ihn  durch  alle  Stürme 
vngebhrdet  hindurchleitete,  es  war  die  Weisheit  des  Staatsmannes,  die 
immer  das  Ziel  wechselte,  je  nachdem  sie  die  Wege  erkannte,  einen 
Erfolg  zu  erreichen.  Das  war  der  Mann,  den  Napoleon  vor  allen 
bnochen  konnte,  der  unter  ihm,  dem  Mann  der  Thatsachen,  aber 
euch  allein  so  gross  sein  konnte,  als  ihn  die  Geschichte  nennt 

Diese  beiden  Männer  bildeten  mit  dem  ersten  Gonsul  das  Gon-    Reehte  der 
vemement  der  französischen  Republik  und  hielten  in  ihren  Händen 

^  TUbaiideau  Mteotras  rar  le  Coiuiilat  18S9  8.  223. 
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die  gesammte  Executiygewalt  onamschränkt  fest.  Sie  hatten  Antheil 
an  der  Gesetzgebang  darch  da«  ausschliessliche  Recht,  die  Vorlagen 
d^  Gesetze  machen  zu  kennen.  Nach  den  Gesetzen  dirigiren  sie  die 
Ausgaben  und  Einnahmen  und  aberwachen  die  Fabrikation  und  Aus- 
gabe des  Geldes.  Art.  44  und  45.  Das  GouTemement  ist  Gerichts^ 
behGrde  in  den  F&llen  einer  Verschwörung  gegen  den  Staat,  in  denen 
es  Verhaftungen  vornehmen  und  Verhaftsbefehle  erlassen  kann*  In 
allen  solchen  Fällen  aber  ist  es  gehalten,  den  Angeklagten  oder  Ver- 
dächtigen nach  10  Tagen  wieder  in  Freiheit  zu  setzen  oder  an  den 
ordentlichen  Richter  zu  überliefern,  widrigenfalls  der  den  VerhaftsbefeU 
unterzeichnende  Hinister  des  Verbrechens  der  willkürlichen  Gefengen- 
haltung  sich  schuldig  macht  Art  46,  Die  innere  und  äussere  Sicher- 
heit der  Republik  ist  dem  Gouvernement  vertraut,  die  Land-  and 
Seemacht  seinem  Befehl  unterworfen.  Art  47.  Es  erhält  und  leitet 
die  Beziehungen  des  Staats  nach  Aussen,  schliesst  Friedens-,  Handek- 
und  Neutralitätsverträge  in  der  Form  der  Gesetze.  Die  Verhandlongeo 
darüber  in  der  Gesetzgebung,  müssen  über  Forderung  der  Consub 
geheim  geführt  werden.  Art  50.  In  den  geheimen  Artikeln  sind  die 
Consuln  an  die  Bestimmungen  der  öffentlichen  Artikeln  gebunden  und 
kennen  nichts,  diesen  Entgegengesetztes,  stipuliren.  Art  51.  Jeder 
Act  des  Gouvernements  muss  von  einem  Minister  gegengezeichnet  sein. 
Art  55.  Die  Consuln  selbst  sind  in  ihren  Amtshandlungen  unverant- 
wortlich. Art  G9.  Die  gefährlichste  Macht  aber  legte  die  Constitutii» 
den  Consuln  in  die  Hände  durch  die  Bestimmung,  dass  sie,  im  Fall 
das  Corps  legislatif  nicht  versammelt  ist,  in  Zeiten  eines  bewaffneten 
Aufstandes  die  Constitution  in  ihrer  ganzen  Wirksamkeit  durch  ein 
ein&ches  Arrete  aufheben  können.  Art  92.  Sie  machten  von  diesem 
Recht  schon  am  16.  Januar  1800  (26.  Nivdse  an  VIIL)  Gebrauch  und 
suspendirten  die  Constitution  für  die  durch  die  royalistischen  Ver- 
schwörungen noch  immer  aufgeregten  westlichen  Departements, 
uebemachtdeii  ^  ^^^  diesott  Acteu  dos  Gouvernements  hat  der  zweite  und 
eriten  Comuii.  dritte  Cousul  uur  bcratheude  Stimme,  doch  können  sie  in  die  Berathangs* 
register  ihre  besonderen  Meinungen  eintragen.  Auf  die  Regierangs- 
handlungen, die  dem  ersten  Consul  ausschliesslich  reservirt  sind,  habea 
sie  gar  keinen  Einfiuss.  Art.  42.  Der  zweite  und  dritte  Consul  ge- 
niessen  einen  Gehalt,  der  drei  Zehntel  jenes  des  ersten  Consuls  betrSgt 
Art  43.  Durch  das  Senatus  consnlt  organique  vom  4,  August  1302 
wurden  auch  diese  beiden  Consuln  auf  Lebenszeit  ernannt,  wie  der 
erste  Consul,  und  mit  dieser  Aenderung  der  Constitution  ging  das 
Gouvernement  schon  in  der  Zeit  der  Republik  in  jene  Formen  über, 
welche  die  Kaiserzeit  bald  darnach  auch  dem  Namen  nach  anerkannte. 
Die  beiden  Consuln  Cambaceres  und  Lebrun,  nachdem  sie  doch  aach 
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in  ihrer  Consolarwürde  oichts  anderes  waren,  ab  zwei  höchste  anver- 
astworüiclke  Vollziehangsbeamte,  wurden  es  jetzt  auch  dareh  die 
Namen  und  Utel,  die  beide  auszeichneten  und  mit  denen  Napoleon 
sie  jnit  kaiserlicher  Freigebigkeit  fiberhikufte.  Mit  dem  Titel  eines 
Prinxea  stand  Cambac6re8  als  Erzreichscanzler  und  Lebrun  als  Erz- 
radusdiatzmeister  dem  kaiserlichen  Thron  zur  Seite,  von  dem  Augw-t 
blick  seiner  Erhöhung  bis  zu  seinem  Sturze. 


Der  erste  Gonsul. 

Die  Staatsgewalt,  weiche  die  Constitution  an  VIII.  geschaffen;  lag  Der  erat« 
alldn  in  den  Händen  des  ersten  Oonsuls.  Er  war  mit  seiner  Machte  ^°"^^ 
ToUkommenheit  absoluter  Heirscher,  noch  ehe  die  Kaiserkrone  sein 
flaept  zierte«  Er  promulgirt  die  Gesetze,  ernennt  und  widerruft  nach 
freiem  Willen  die  Mitglieder  des  Staatsrathe^,  die  Minister,  die  Ge- 
sandten und  andere  auswärtige  Geschäftaträger,  die  Olficiere  der 
Land-  und  Seearmee,  die  Mitglieder  der  Localadministration  und  die 
Commissäre  der  Gouvernements  neben  den  Tribunalen.  Er  ernennt 
alle  Civil-  und  Griminalriditer  mit  Ausnahme  der  Friedensrichter, 
i«khe  gewählt  und  der  Cassationsrichter,  welche  durch  den  Senat 
enannt  werden.  Art  41.  Dieser  unumschränkten  Gewalt  jsetztc  die 
Constitution  dne  neue  Schranke  in  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter« 
Art  6&  Jeder  anderen  Freiheit  beraubt,  erkannte  man  in  ihr  letzt  einen 
Schutz  gegen  die  Willkür,  zu  der  die  Allmacht  der  Regierung  immer  fuhren 
kann,  während  man  in  den  Zeiten  der  Revolution  vor  dem  Gonsulat, 
nich  an  allen  Freiheiten,  in  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter  eine 
GeUir  der  Volksfreiheit  erkannte.  Eine  traurige  Thatsache  entschied 
iene  Frage,  aber  deren  .Wesen  und  Zweckmässigkeit  die  grossen  Juristen 
der  Constituante  einen  langen  Kampf  geführt.  Uebrigens  war  selbst 
dieser  Schutz  der  persönlichen  Freiheit,  gegenüber  der  Allmacht  des 
vsten  Consnb,  werthlos  gemacht  durch  die  fast  über  ganz  Frankreich 
ttagedehnten  Specialtribunale,  die  alsbald  nach  der  Gründung  des 
Qittyndats  eingerichtet  wurden.  In  allen  übrigen  Acten  des  Gouverne^ 
ownts  war  die  Stimme  des  ersten  Consuls  entscheidend«  Art  42; 
Er  bezog  einen  Gehalt  von  500,000  Francs  und  hatte  seinen  Sitz  in 
fcaTmlleriem 

Kaum  hatte  Bonaparte  diese  Machtvollkommenheit  2  Jahre  geübt  veriaareraur 

j  des  CoasnlftU 

m,  ^e  Geschichte  hat  ^s  tausendfach  beschriebet,  mit  allem  Glänzt 
dei  Schhiehtenruhmes  und  allem  Segen  des  Friedens  umgeben,  so 
decretirte  das  Senatus  consult  vom  8.  Mai  1802  (10.  Floreal  an  X.), 
dasB  Napoleon  unmittelbar  nach  dem  Ablauf  der  ersten  10  Jahre,  für 
ik  ihn  die  Constitution  zum  Consul  ernannt,  für  weitere  10  Jahre 
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seine  Würde  bekidden  soll.  Mit  allen  Grfinden,  welche  das  innack- 
liehe  Herz  so  leicht  Terführen,  rechtfertigte  der  Senat  diesen  BescUoss. 
Er  z&hlt  die  Schlachten  anf ,  in  denen  der  General  Bonaparte  deo 
Ruhm  Frankreichs  weit  über  die  Grenzen  seines  Landes  trug,  er  pries 
den  Frieden,  den  er  glorreich  für  Frankreich  nnd  für  ganz  Eoropi 
geschlossen,  er  nannte  dieses  Gesetz  eine  Pflicht,  um  die  ConstitiitioDj 
dauernd  aufrecht  zu  erhaltmi  und  „dem  Goavemement  jene  Festigkeii 
zu  geben,  welche  alle  Hüfsquellen  verdoppeln,  Vertrauen  nach  Au^ea 
einflössen  nnd  den  sichersten  Credit  im  Innern  vollkommen  herstellen 
kann,  welche  die  Verbündeten  inniger  an  Frankreich  knüpfen,  die 
geheimen  Feinde  entmuthigen,  die  Strümung  des  Krieges  hemmen,  dj! 
TVüchte  des  Sieges  gemessen  lassen,  der  Weisheit  Masse  gönnen  vird 
um  alles  zu  vollenden,  was  das  Glück  eines  freien  Volkes  bedarlj 
Obgleich  der  erste  Consul  dem  Senat  in  einer  schmeichelhaften  Adrea^ 
vom  8.  Mai  1802  (10«  Floreal  an  X.)  auf  seinen  Beschluss  eine  aseri 
kennende  und  dankende  Antwort  gab,  schien  er  doch  nidit  ganzbe^ 
friedigt  von  diesem  Zeichen  der  Dankbarkeit  Frankreichs.  Da  keiirtd 
sich  die  beiden  Gonsuln  Cambaceres  und  Lebrun  ans  Volk  und  steiite^ 
in  einem  einfachen  Ärrete  vom  10.  Mai  1803  die  Frage  an  da^ll>ä 
ob  Napoleon  Boaaparte  für  Lebenszeit  zum  Consul  ernannt  werden  soH 
UbeMiiiiff-  In  allen  Gemeinden   wurden  Register  für  die  Abstimmung  ad 

*  *  gelegt  und  als  nach  drei  Wochen  dieselben  geschlossen  wurden,  vei 
kündete  das  Senatus  consult  vom  2.  August  1802  (14.  Thermidor  an  I] 
dass  das  französische  Volk  mit  3,568,885  Stimmen  von  3,577,^^ 
N2qK>leon  Bonaparte  zum  ersten  Consul  auf  Lebenszeit  ernannt  hat^ 
Zugleich  beschloss  der  Senat,  dass  eine  Statue  des  Friedens,  in  de 
einen  Hand  den  Siegeslorbeer,  in  der  anderen  das  Emenonngsdem 
haltend,  errichtet  werden  soll,  „um  der,  Nachwelt  ein  Zeugniss  von  de 
Dankbarkeit  der  Nation  zu  geben/^  Der  Senat  versprach  sodann^  do! 
ersten  Consul  den  Ausdruck  des  Vertrauens,  der  Liebe  und  der  Be 
wunderung  des  französischen  Volkes  zu  überbringen.  Als  am  Taf 
dieses  Decrets  der  Senat  vor  dem  ersten  Consul  erschien,  antirort^ 
dieser  mit  einer  Ansprache,  die  ebenso  sicher  den  Bemf  kennzeieho^i 
konnte,  den  sich  Napoleon  gesetzt,  als  die  Aufgabe,  die  zu  erfaliei 
sein  Vaterland  ihm  auferlegte:  „Das  Leben  eines  Bürgers  gehört  säDeo 
Vaterland  I  Das  französische  Volk  begehrt  das  meine,  es  sei  iks 
geweiht!  Ich  gehorche  seinem  Willen ! . . .  Das  Beste  der  Völker  wir 
das  Glücklichste  sein,  wie  es  auch  am  würdigsten  ist,  es  zu  sein  oo( 
sein  Glüdc  wird  zu  dem  von  ganz  Europa  beitragen.^  WArend  d« 
Beratiiungen  über  dieses  Gesetz  wurde  auch  die  Fhige  über  dei 
Nachfolger  des  ersten  Gonsols  angeregt  Der  damalige  PoUieipr^ 
Dubois  erklärte  im  Staatsrath,  dass  alle  Berichte  Über  die  Stiosiuif 
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des  Vcftes  erkUren,  däss  die  öffentliche  Meinung  Bonaparte  als  leb^i»- 
ÜDglichen  Consnl  wünsche,  mit  dem  Recht,  seinen  Nachfolger  emenneQ 
za  kBonen.  Napoleon  selbst  dröckte  in  dieser  Zeit  die  Stimmen  der 
Sehmetcfaler,  welche  die  Erblichkeit  seiner  Würde  begehrten»  nieden 
»Die  Erblichkeit,  erkl&rte  er  im  Staatarath,  ist  absurd,  nnrereinbar 
mit  den  Cbrondaätzen  der  Souverainität  des  Volkes  and  in  Frankreich 
UDiaögiich."  Berlier  allein  erhob  sich  noch  mit  treuer  republikanischer 
GeamnuDg  und  bekämpfte  die  Gedanken  einer  erblichen  Würde.  Ab 
dar  erste  Conaul  endlich  die  Meinung  jedes  Staatsraths  besonders  and 
geheim  begehrte,  fanden  sich  unter  27  Staatsräthen  nur  noch  7,  welche 
die  Erblichkeit  der  höchsten  Staatsgewalt  in  einem  republikanischen 
Staat  bekämpften*).  Das  Senatus  consalt  organique  vom  4.  August 
1S02  beendete  die  Zweifel.  Es  erklärte  einerseits  auch  die  beiden 
anderen  Consuln  als  lebenslänglich  in  ihre  Würde  eingesetzt  und  die 
ErnenDUDg  derselben,  im  Fall  ihres  Ablebens  oder  Austrittes,  wurde  dem 
eisten  Gonsul  anvertraut.  Dieser  hatte  für  einen  solchen  Fall  einen 
Caadidaten  vorzuschlagen,  welchen  der  Senat  anerkennen  oder  ver-» 
werfen  konnte.  Im  letzteren  Fall  schhig.  er  einen  zweiten  vor,  und 
wenn  dieser  daisselbe  Scfaicksid  hatte,  einen  dritten,  welchen  der  Senat 
anerkennen  mosste.  Art  41.  Andererseits  setzte  dieses  Gesetz  auch  ^•^  Nachfolger 
dieBestimmongen  über  den  Nachfolger  des  ersten  Consuls  fest.  Dieser  ^^^^  consait. 
konnte,  wenn  er  es  für  zuträglich  erachtete,  jetzt  auch  seinen  Nach- 
folger auf  gleiche  Weise  ernennen  und  vom  Senat  bestätigen  lassen. 
Alsbald  nach  der  Ern^nnang  desselben,  in  einer  feierlichen  Versamm* 
limg,  hatte  er  den  Eid  auf  die  Constitution  zu  leisten,  Art.  48  und  44, 
«nd  wurde  darnach  Mitglied  des  Senats.  Ausser  dieser  Form  der 
Ememiung  seines  Nachfolgers,  konnte  der  erste  Gonsul  auch  in  Form 
eines  Testaments  seinen  Willen  in  dieser  Beziehung  in  den  Archiven 
der  Bepnblik  niederlegen.  Bei  diesem  Acte  mussten  die  beiden  anderen 
Consoh,  die  Minister  und  Präsidenten  der  Sectionen  des  Staatsraths 
anwesend  sem  und  das  Schriftstück  unterzeichnen.  Art.  47*  Nach 
leinem  Tode  sollte  es  von  den  Ministem  behoben,  in  Gegenwart  der* 
selben  Personen  eröffnet  und  dem  Senat  zur  Prüfung  übergeben  werden« 
Wenn  die  vom  ersten  Gonsul  so  bezeichnete  Person  nicht  anerkannt 
wird,  so  sollen  die  beiden  anderen  Gonsuln  einen  Candidaten  vor* 
scUagen  und  im  Fall  der  Verwerfung  desselben  einen  Dritten,  der 
anerkannt  werden  musste.  Dasselbe  geschieht,  wenn  der  erste  Gonsul 
keinen  Nachfolger  ernannt  hat.  Art.  50  und  51.  Binnen  24  Stunden 
Bach  dem  Tode  des  ersten  Gonsuls  sollte  die  neue  Wahl  vollzogen  sein. 
Ali  52.    Zu  dieser  nun  wahrhaft  souverain  gewordenen  Gewalt  gab 
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das  Gesetz  dem  ersten  Consnl  nocli  das  seit  der  ReTolntion,  ab  d« 
Gerechtigkttt  und  Gleichheit  widerstrebend,  abgeschaffte  Recht  der 
Begnadigung«  Was  durch  Jahrhunderte  nnr  die  Könige  ansgezachnet, 
alles  gab  das  Volk  der  Republik  seinem  Herrn.  Auf  den  Thurmen 
der  Kirchen  glfihte  das  Zeichen  des  Zodiacos^  unter  dem  Napokoa 
geboren^  in  den  Kirchen  betete  man  för  sein  Heil  und  ganz  Frankreich 
feierte  zum  erstenmal  den  15.  August  als  einen  Festtag  des  VoUms. 
Niemand  zweifelte  an  dem  Recht  Napoleons,  dies  alles  zu  besitzen, 
keines  Bürgers  Blick  umdüsterte  ein  Gedanke  der  nächsten  Zukunft. 
Das  ist  die  Macht  des  ausgezeichneten  Geistes,  dass  sie  selbst  die 
Weisheit  des  Weisesten  verführt!  Frankreichs  Geschick  eilt  jetzt  mit 
riesigen  Schritten  einer  neuen  Zukunft  entgegen! 


Der  Staatsrate 
DU  Schttpftuif  Ich  habe  im  Laufe  der  Darstellung  der  Staatsgewalt  und  ibrw 
a.  ^*'  .w  Geschichte  w&hrend  der  Revdution  keine  Rücksicht  auf  das  Institut 
des  Staatsraths  genommen.  Es  verschwindet  in  der  Revolution  zo 
früh,  seine  Gewalt  geht  theils  in  andere  Hände  über,  theils  ward  sie» 
als  mit  der  republikanischen  Freiheit  nicht  mehr  vereinbar,  gänzlich 
abge^chafiPt  Erst  die  Herrschaft  Napoleons  rief  es  in  seiner  ganzes 
Machtfülle  und  Bedeutung  wieder  ins  Leben  zurück.  Es  wird  dalier 
gerechtfertigt  sein,  wenn  ich  an  dieser  Stelle,  wo  es  betrachtet  werden 
muss,  da  es  ein  wesentliches  Glied  der  höchsten  Staatsgewalt  ist, 
wenn  ich  hier  einen  Blick  zurückwerfe  auf  die  Schicksale  des 
Staatsraths  und  seine  Geschichte  während  der  Revolution.  Einige 
französische  Schriftsteller  betrachten  den  Staatsrath  Napoleons  als  ein 
ganz  neues  Institut,  das  erst  die  Constitution  des  Jahres  Vin.  geschaffen. 
»Vor  der  Revolution,  sagt  Vivien  >),  war  er  eigentlich  nur  das  Sinnbiid 
der  Verwirrung,  die  überall  herrschte. . .  Unter  dem  Gonsnlat  and 
Kaiserreich  erst  ist  er  eine  Constutivgewalt.'*  Thiers*}  nennt  den 
Staatsrath  eine  Schöpfung  Sieyes  und  spricht  ihm  die  Ehre  zu,  den- 
selben erfunden  zu  haben.  Dennoch  ist  der  Staatsrath  selbst  in  der 
Form,  wie  ihn  das  Gonsulat  geschaffen  und  das  Kaiserr^ch  entwickelt 
hat,  nur  die  Wiederbelebung  einer  uralten  Idee,  die  Fortsetzung  eines 
Institutes,  „das  fast  so  alt  ist,  als  die  Monarchie  selbst  ^).*^  Ja  es  hat 
sogar  in  der  Organisation,  die  Ludwig  XVL  in  seinen  letzten  Regie- 
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mngsjalireii  geschaffen,  ein  f&r  die  folgende  Zeit  ganz  deutliches  Vorbild 
geAmdeD. 

Ans  dem  absoluten  Ktoigthum  heraus  wuchsen  su  gleichem  Gevchichte 
Zweck  zwei  von  einander  wesentlich  verschiedene  Institute,  das  eine  stMUrntbi. 
bestimmt  die  Freiheit  zu  wahren,  das  Parlament,  das  andere  bestimmt 
die  CentFalisation  der  Gewalt  dauernd  herzustellen,  der  Staatsratb. 
Beide  Institute  sollten  die  Schwäche  und  Unmöglichkeit  der  Allein- 
herrschaft, welche  die  absoluten  Herrscher  von  jeher  erkannten,  ab- 
wenden und  Biitträger  der  Gewalt  werden,  welche  den  Königen  allein 
gehörte.  In  den  Parlamenten  richtete  der  König  nur  mehr  durch 
Delegation,  im  Staatsrath  allein  trat  er  als  Richter  in  eigener  Person 
ni  Die  Parlamente  stehen  ferne  der  königlichen  Thatkraft  und  führen 
eJD  freies  Leben,  der  Staatsrath  ist  dauernd  mit  derselben  verbunden. 
Kr  ist  es  darum  vor  allen,  weil  neben  seiner  Gerichtsbarkeit  in  ihm 
die  gesammte  Administrationsgewalt  ruht.  Aber  nicht  diese,  sondern 
jene  machten  ihn  der  späteren  Zeit  gehässig.  Er  vereinigte  nicht  nur 
nrei  sich  widerstrebende  Gewalten  in  seinen  Händen,  sondern  dnrch- 
beozte  oft  den  Lauf  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit,  trotzdem  durch 
die  Parlamente  doch  eben  eine  freie  und  durch  den  neben  diesen  sich 
entwickelnden  Grand  conseil  auch  eine  höchste  Gerichtsbarkeit  ge- 
schaffen worden  war*).  Aber  die  Könige  hielten  sich  f&r  berechtigt, 
in  alle  Zweige  des  Staatslebens  einzugreifen  und  glaubten  darum  alle 
Macht  in  ihren  Händen  vereinen  zu  mfissen.  Der  Staatsrath  ward  so 
das  Organ  der  königlichen  Allmacht,  aber  auch  der  königlichen  Will- 
kör.  Er  nahm  Theil  an  der  Politik  und  der  Regierung,  er  mischte 
sieb  in  die  Leitung  der  äusseren  Verhältnisse  und  in  die  Justiz  und 
keherrschte  die  gesammte  Verwaltung.  Die  Gesetzgebung  Ludwig  XIV. 
nnd  besonders  die  Edicte  vom  16.  Juni  1644,  vom  1.  Mai  1657  und 
31.  Jannar  1673  schufen  diese  seine  Organisation,  die  er  fast  unver- 
indert  bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  erhalten  hat^).  In  ver- 
schiedene Gonseils  getheilt,  übte  der  Staatsrath  das  Conglomerat  dieser 
snner  politischen,  administrativen  und  richterlichen  Functionen.  Ein 
»Conseil  des  affaires  etrangeres''  griff  in  die  Politik,  ein  „Conseil  des 
finances*,  ein  „Conseil  de  commerce**  und  andere,  besonders  aber  ein 
»Conseil  des  depeches^  in  alle  inneren  Angelegenheiten,  ein  „Conseil  des 
parties*"  übte  die  aasgedehnteste  Gerichtsbarkeit.  Dabei  war  er  in  dieser 
letzteren  Thätigkeit  doch  an  gar  keine  bestimmte  Processform  gebunden. 
Erst  die  beiden  Ordonnanzen  des  Jahres  1737  und  1738  schufen,  nebst 
«Der  präciseren  Berufung  der  Richter,  auch  ein  strengeres  Gerichtsver- 
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fahren.  Deanoch  wurde  der  CoDseil  d'Etat,  auch  in  den  älteren  Zeiten, 
nur  als  ein  ausserordentlicher,  aber  dennoch  als  ein  höchster  Gerichte- 
hof  betrachtet  Die  Sectionen  des  Staatsraths  für  die  äussere  and 
innere  Verwaltung  blieben  dauernd  die  höchsten  Behörden  für  dieselbe 
und  die  Könige  fanden  für  die  Regierung  in  ihm  ihre  kräftigste  Stätze, 
das  Reich  selbst  das  beste  Organ  für  das  gesammte  Staatslebeo. 
Aber  eine  ungeheui*e  Beamtenschaar  machte  auch  dieses  mächtige 
Regierungsorgan"  zu  einer  schwerfälligen  Maschine**). 

Mit  der  neuen  Zeit,  welche  die  Revolution  eröffnete,  wurde  es  vor  aliei^ 
nothwendig,  ein  Organ  zu  haben,  innerhalb  welchem  alle  Theile  der  Admij 
nistration  und  Regierung  sich  finden  und  welches  dadurch  der  ganz«^ 
Staatsmaschine  die  nöthige  Sicherheit  und  Festigkeit  geben  könne.  Lud- 
wig XYL  erkannte  dieses  Organ,  wie  seine  Vorgänger,  in  dem  Staat^ 
rath.  Durch  das  Reglement  vom  9.  August  1789  vereinigte  er  ik 
verschiedenen  Sectionen  mit  dem  Gonseil  d'Etat  und  machte  diessj 
in  dem  hierardiischen  Bau,  welchen  die  Constituante  durch  ihr^ 
Verwaltungsreformen  anstrebte,  zum  höchsten  Organ  der  Gentralisatioc. 
in  der  jene  die  Grösse  und  Machtstellung  des  französischen  Staat; 
erkannte.  Der  König  beruft  und  wählt  die  Mitglieder  seines  jetit 
einheitlichen  Staatsraths  und  in  demselben  nimmt  er  die  Emennanpri 
für  alle  Aemter  und  Functionen  in  der  gesammten  Verwaltung,  da 
Kirche,  des  Krieges  und  der  Marine  vor.  Das  Reglement  errichten 
zugleich  im  Staatsrath  ein  besonderes  »Gomite  contentieux  des  depar 
tements  ministeriels^  für  die  Streitigkeiten  in  den  verschiedenen  Zweig^^i 
der  Verwaltung.  Es  ward  durch  4  Staatsräthe  gebildet,  denen  4  Beriebt 
erstatter  zur  Seite  standen.  Dieses  Gomite  berichtete  in  wichtige: 
Streitfragen  an  den  König,  welcher  in  Mitte  des  Staatsraths  dann  die 
Entscheidung  fällte,  und  bildete  so  die  Grundlage  der  später  im  Staats^ 
rath  des  Gonsulats  und  Kaiserreichs  ^scheinenden  y>Section  contentieu' 
als  eines  höchsten  Tribunals  in  Verwaltungssachen.  Die  Constituante 
recipirte  zuerst  dieses  Decret  und  den  dadurch  kräftig  organisirtsi 
neuen  Staatsrath.  Im  Laufe  der  Verfassungsreformen  aber,  welche  sie 
durchführte,  waren  schon  mehrere  Functionen  des  Staatsrat  ^^ 
andere  constituirte  Gewalten  übergeben  worden.  Der  Cassations^' 
war  eingesetzt  worden,  um  die  Verletzung  der  Gesetze  und  der  Former 
derselben  zu  prüfen,  zu  rächen  und  die  Gerichtsbarkeit  in  Civil-  obc 
Criminalsachen,  als  höchste  Autorität,  zu  regeln.  Die  Materien  de: 
,»Grands  maitrises  des  eaux  et  forets'S  die  gesammten  FonctioneD  d? 
„Cours  des  aides'^  waren  den  gewöhnlichen  Tribunalen  zugetheilt  worda- 
Die  Prisengerichtsbarkeit  fiel  an  die  Handelstribunale,  soweit  sie  eben 


*)  Boiteau:  a.  a.  O.  S.  133. 
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nkbt  zur  Gompeteaz  der  Civil-  and  Griminalgerichte  gehörte*)  und 

kehrte  erst  nach  den  verschiedensten  Wechself  allen  >  unter  Napoleon 

wieder  in  die  Gompetenz  des  Staatsraths  zurück  ^).   Andere  Functionen 

des  Staatsraths  waren  verloren  gegangen,  weil  ihre  Gegenstände,  wie 

die  gesamuten  Beneficial-  und  Feudalmaterien,  mit  der  Abschaffung 

der  Aosnahmsstellung  des  Clerus  und  des  Adels  auch  abgeschafft 

worden  waren.    Da  dadurch  die  Bedeutung  des  Staatsrathes  sehr  ver- 

lodert  worden  war,  glaubte  die  Constituante,  nahe  der  Vollendung 

ihrer  Staataorganisation,  das  Institut  ganz  auflösen  zu  können.    Sie     ava«*«»«» 

behielt  in  dem  Organisationsdecret  des  Staatsraths   vom  27.  April,    stMimtiu. 

25.  Mai  1791  wohl  noch  den  alten  Namen  bei,  aber  die  Sache  hatte 

angehört  zu  sflin.    Aus  den  Ministern  soll  jetzt,  unter  dem  Vorsitz 

des  Königs,  ein  Ralh  gebildet  worden,  der  über  die  Ausübung  der 

köDiglichen  ^Gewalt  beräth,  desgldchen  über  die  Entscheidung  der 

Gesetie,  welche  das  Corps  legislatif  erl&sst  und  alle  jene  Aufforderungen, 

dvch  welche  demselben  einzelne  Gegenstände  dar  Verwaltung  oder 

Politik  zur  Berathung  empfohlen  werden.    Es  gehörte  weiter  noch  in 

die  Gompetens  dieses  Staatsraths  die  Prüfung  der  Schwierigkeiten  und 

DiscBssion  der  Geschäfte,   welche  von  der  Executivgewalt  in  ihrer 

Aosfohning  abhängen,  alle  Gegenstände  der  Departements  und  Muni* 

dpalverwaltnng,  welche  die  Sanction  des  Königs  bedürfen  und  die 

Berathung  der  Gründe,  welche  eine  Aufhebung  der  Verwaltungsacte 

oder  eine  Suspension  der  Behörden  selbst  nöthig  machen.    Für  die 

üntflrzeichnung  der  Acte  des  Staatsrathes  ist  kein  Minister  verantworte 

üeh.    Nur  jener  Minister,   der  einen  gesetzwidrigen  Beschluss  des 

Staatsraths    zur  Ausführung    bringt   oder  diese   befiehlt,    kann   zur 

Verantwortung  gezogen  werden.    In  allen  jenen  Sachen,  in  denen  ein 

Tribaoal  entschieden  hat,  also  auch  in  Sachen  der  Steuerpflichtigkeit, 

entscheidet  als  letzte  Instanz  nicht  mehr  dieser  Staatsrath,  sondern 

immer  das  Gassationstribunal.    Dem  König  wurde  eine  Summe  vofi 

9<M)Q0  Francs  unter  dem  Titel  Supplement  zugewiesen  für  die  Belohnung 

jener  Personen,  die  er  in  einem  Privatrath  um  sich  zu  versammeln  für 

oMiig  hält.    Nach  der  Suspendirung  der  königlichen  Gewalt  und  der 

eodlichen  Abschaffung  derselben,  gingen  auch  diese  letzten  Reste  eines 

ttDst  mäditigen  Institutes   verloren.    In  demselben  Augenblick  ab^ 

beginat  eine  Zeit  der  verschiedenartigsten  und  lehrreichsten  Versuche, 

^  einen  Ersatz  zu  finden  für  den  zerstörten  Staatsrath,  der  gerade 

JQtzt  am  so  wichtiger  ward,  ]emehr  die  Gesetzgebung  dahin  strebte, 

die  Administration  immer  grossartiger  zu  entwickeln  und  vollkommener 


1)  Decret  Tom  9^— IS.  Angast  1791. 

S)  Omtkt  Tom  «L  Mai  1608  (1  Prairial  an  XI.) 
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zn  gestalten.  Man  fühlte  jeden  Aagenblick  und  desto  empfiodticher, 
je  höher  die  revolationaire  Bewegnng  stieg,  den  Mangel  einer  obersten 
Leitung,  besonders  dann,  wenn  es  sich  handelte,  die  Competenz  der 
einzelnen  Gewalten  sicher  zu  stellen  und  ihren  Streit  zu  entscheiden. 
Bald  gab  man  dieses  Recht  den  Executivbeaniten  nnd  dem  GouTe^i^ 
ment,  wie  zur  Zeit  des  Directoriums,  und  machte  so  die  Partei  auch 
zum  Richter,  bald  gab  man  es  der  Gesetzgebung,  wie  unter  dem  Cod-: 
vent,  und  verzögerte  und  störte  die  Verwaltung,  endlich  löste  maB  esj 
unter  den  verschiedensten  Behörden  auf,  wie  die  Constituante  es  schooi 
that,  und  verlor  dabei  Gerechtigkeit  nnd  Energie. 

Jene  Rechte,  die  man  im  Staatsrath  noch  erhalten,  gingen  Dar!) 
seiner  Auflösung  voUstäodig,  theils  an  die  einzelnen  Ministerien,  tbeils 
an  die  Gomites  der  Nationalvertretung  über.  Dies  Leztere  besonders 
war  der  Fall  mit  der  Entscheidung  der  Competenzconfiicte  zwisckeD 
Administrativ-  und  Justizbehörden.  Jene  reinen  Administrativstreitig- 
keiten, die  von  den  Municipalitäten  und  Districten  ausgingen,  wurdea 
von  den  Departementsadministrationen  theils  endgültig  ratscliiede!L| 
theils  so ,  dass  noch  eine  Schlussentscheidung  der  Gomites  der  Yoiks-| 
Vertretung  zulässig  und  möglich  ward.  So  hatte  es  die  ConstttnaDW 
schon  durch  das  Gesetz  vom  7.  Deceuiber  1790  bestimmt  Die  Cos' 
vention  anerkannte  dasselbe  und  best&tigte  es  am  Ende  ihrer  Thitif* 
keit  durch  die  Bestimmungen  der  Constitution  an  DI.  Art  193.  ld& 
Man  hatte  erkennen  gelernt,  dass  bei  dem  Versuch  einer  stanes 
Centralisation  der  Mangel  einer  obersten  Behörde  sich  bald  darcli 
eine  vollkommene  Verwirrung  der  Gewalten  fühlbar  mache.  Seh« 
durch  die  Bestimmungen  der  Constitution  an  HL  und  besonders  i& 
folgenden  Gesetzes  vom  8.  September  1795  (21.  Fractidor  an  El 
hatte  man  versucht,  die  Entscheidung  der  Gompetenzconflicte  alldn 
auf  die  Minister  unter  Leitung  des  Directoriums  zu  ülertragen,  da  die 
Gesetzgebung  sich  dafür  unfähig  erwiess.  Aber  diese  Executivbeamten, 
die  jetzt  mit  einer  Gerichtsbarkeit  auftraten,  statt  eines  freien  aoatv 
hängigen  Körpers  mit  einer  dafür  bestimmten  Organisation  und  Prccednr. 
brachten  nur  noch  mehr  Ungerechtigkeiten  und  Verkehrtheiten  in  die  ad- 
ministrative Verwirrung.  Administration  und  Urtheil  lagen  jetzt  iu  einff 
Hand,  was  um  so  gefährlicher  wurde,  je  mehr  man  den  Grundsatz, 
den  die  Constituante  für  die  Staatsgewalt  aufgestellt,  den  der  streoges 
Scheidung  der  Administration  von  der  Justiz,  verletzte  und  endlich 
vollkommen  zerstörte.  Nur  die  genaue  Befolgung  dieses  Prtncips  bitte 
den  Mangel  einer  obersten  Behörde,  wie  jene  des  Staatsraths  war,  &- 
setzen  können.  Aber  die  Gewalten,  schlecht  definirt  in  ihren  Grand- 
Sätzen,  wurden  ohne  Aufhören  vermischt  und  in  ihrer  Geltendmachong 
verletzt  Mit  Willkür  bedienten  sich  die  Functtonaire  der  neuen  nnbe- 
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greosten  Gewalt  als  eines  Mittels  zur  willküriicben  Herrschaft.  Jeder 
wirthsebaftete  nach  sdner  Weise  und  nach  seinem  Belieben,  zerstörte  die 
Ordnung  und  leistete  nur  der  Revolution  auf  die  kräftigste  Weise  Yot- 
sdiub.  In  alle  V^bältaisse  der  Personen  und  Sachen  mischte  sich  die  Ad- 
ministration, durchkreuzte  die  Gewalt  der  Civilgetichte  und  löste  die  Thä- 
ügkeit  derselben  am  Ende  gänzlich  auf.  Die  Frage  ober  die  Guter  der 
Emigiiiien,  des  Adel^und  der  Geistlichkeit,  also  über  zwei  Drittel  des 
Bodens  von  Frankreich,  fielen  der  Administration  zu.  Die  persönlichen 
and  Hypothekar-Gläubiger  derselben  mussten  vor  ihr  ihre  Titel  pn>- 
dnciren  und  liquidiren.  Die  Frauen  der  Emigrirten  in  Betreff  ihrer 
Gatennsprnche,  das  Miteigenthnm  und  alle  Schuldverhältnisse  wurden 
nach  dem  Gesetz  des  20.  April  1795  (1.  Floreal  an  lü.)  administrativ 
gerichtet  Unter  dem  Vorgeben  eines  Adminlstrativ-Interesses  misch- 
ten sich  die  Administrätivbehörden  in  alle  Arten  der  Privatcontracte, 
in  die  Fragen  des  Eigenthums,  des  Kaufs  und  Verkaufs,  der  Testa- 
mente und  Schenkungen.  Die  ausgedehntesten  Redite  über  die  per- 
sönliche Freäieit  wurden  ihnen  anvertraut  und  die  zahllosen  Spedal- 
nnd  ausserordentlichen  Coramissionen,  selbst  die  Revolutionstribunale 
waren  nur  Andänfer  der  Administrativgewalt.  ^)  Durch  diese  be- 
waffneten Arme  des  Gouvernements  war  die  Ruhe  und  das  Recht  des 
Ni^s  dauernd  geOhfdet  und  die  Usurpation  der  Gerichtsgewalt 
diente  am  besten  zur  Erhaltung  der  Usurpation  aller  politischeti 
Macht  Kein  Gesetz  gab  dieser  Gewalt  eine  Grenze,  keine  höchste 
onabhiBgige  Behörde  bestimmte  ihre  Natur  und  ihre  Competenz.  Die 
Wil&ifar  und  Tyrannei  der  Administration  des  alten  Regimes  hatte  die 
Kevoiution  erzeugt,  die  Willkfir  und  Tyrannd,  in  welche  die  neue 
Organisation  hineingezogea  wurde,  hat  sie  erhalten.  Von  der  pers<^ 
liehen  FtUiigkeit  und  Ehrlichkeit  des  einzelnen  Beamten  hing  Ruhe 
ood  Ordnung  im  Staate  ab,  und  wo  jene  allein  bestimmend  sind,  da 
i>t  diese  wandelbar  und  unsicher,  wie  das  Leben  des  Einzelnen  selbst 

Da  trat  Napoleon  auf!  Mit  militärischem  Geiste  setzte  er  die  sK^yes 
OfdnsDg  als  die  höchste  und  letzte  Aufgabe  des  Staates,  und  suchte  ^<^^'*'>'- 
sie  herzustellen  durch  das  Mittel  der  Subordination.  Sieyes  griff  da- 
^  in  seinem  Verfassungsentwürfe  auf  das  alte  Institut  des  Staats- 
v^hes  zurfick.  Er  wollte  jedem  seiner  beiden  Consnln  einen  solchen 
t^ben.  Sie  sollten  die  Redaction  der  Gesetze  vornehmen,  als  „Jury 
«i'execQtion^  die  Durchführung  der  Gesetze  öberwachen,  für  diese  selbst 
Beglements  eriassen  können  und  endlich  über  die  Klagen  der  Beamten 
W»  die  Minister  in  Administrativsachen,  aber  auch  nur  in  diesen, 


^  Iki  Coüfioll  d*£tat  dans  notre  Monarchie  constitfttioaelle,  1818»  aüonim. 
(Cormeiuii.) 


entscheiden.  Wie  im  alten  Staatsrath  sollte  ein  Staatsraih  der  ios» 
ren  Angelegenheiten  eingerichtet  werden  nnd  eine  besondere  Kammi 
der  politischen  Justiz  für  die  Verletzungen  der  Gesetjie  durch  ö 
Beamten. ')  So  sollte  der  Staatsrath  nach  Sieyes  Organisation  eme 
seits  zwischen  dem  Tribunat  und  Corps  legislatif ,  andererseits  xi 
sehen  diesem  und  der  Executivgewalt  stehen.  Aber  was  das  Wie 
tigste  war 9  schon  nach  Sieyes  Auffassung  sollte  der  Staatsrath,  i 
einst  in  der  absoluten  Monarchie,  an  der  Spitze  der  gesammten  Ve 
waltung  stehen,  und  theiis  berathend ,  theils  ordnend  in  dieselbe  « 
greifen.  Diese  Centralisirung  aller  Gewalt  in  einen  einzigen  Körp 
mnsste  dem  Herrschersinn  Napoleons  entsprechen.  Der  Staatsrat 
wie  ihn  die  Constitution  an  VlIL  wieder  belebte,  war  eine  Cooseqimi 
desselben. 
Der  sumsmib  Nach  ihr  steht  der  Staatsrath  unter  der  Leitung  der  Consab  ■ 
^^''^viir**''"  ^^^  Befugniss,  sowohl  alle  Gesetzvorlagen,  als  die  Reglements  für  d 
öffentliche  Administration  zu  redigiren  und  für  die  Beseitigoog  di 
Schwierigkeiten  in  derselben  selbständig  Arrets  zu  erlassen  nod  i 
▼erfassen.  Art.  53.  Ohne  Beachtung  dieses  Vorganges  wäre  eine  Va 
Ordnung  oder  Ordonnanz  unconstitutionell  und  die  Gerichte  mässt« 
ihre  Hülfe  vwweigem,  wie  dies  später  der  Code  penaU  Art  471,  an 
drücklich  bestimmte  und  auch  die  spätere  Zeit  dauernd  anerkannt 
Aus  der  Mitte  des  Staatsraths  werden  die  Bedner  des  GouvernemeDl 
genommen,  welche  vor  dem  Corps  legislatif  die  Creaetzvorhigen  d« 
selben  vertheidigen  sollen.  Art  58.  Das  Gouvernement  ernenot  di 
Mitglieder  des  Staatsrathes,  doch  kann  es  dieselben  nar  ans  da  lisi 
nationale  nehmen.  Art  58.  Die  Mitglieder  desselben  ont^üegeo  kd 
ner  Verantwortung.  Art.  69.  Im  Fall  eines  goneinen  Verbreche 
werden  sie  von  den  gewöhnlichen  Tribunalen  verfolgt,  nachdem  dd 
Staatsrath  die  Verfolgung  berathen  und  ihr  zugestinunt  Art  70.  Fi' 
diese  Fälle  sind  auch  die  Minister  wie  Mitglieder  des  Staatsrathes  i| 
betrachten.  Art  äl.  Auch  die  Verfolgung  eines  Agenten  des  Goave^ 
nements  wegen  eines  Amtsverbrechens  hat  der  Staatsrath  za  prüfe^ 
und  mittelst  einer  besondern  Entscheidung  zu  gestatten.  Art.  75.  Gegei 
die  Minister  trat  in  diesem  Falle  das  Tribunat  diNiuncirend  auf,  M 
Staatsrath  verfasste  die  Anklage  und  der  hi^chste  Nationalgerichtakf 
entschied  diesribe.  So  übte  ein  Theil  der  Gesetzgebung  und  die  Ucm 
Administrativbehörde  das  Recht,  das  später  nur  der  Gesetzgebosg  i 
ausschliessliches  Recht  zugevriesen  wnrde.  *)  Diese  Bestimmoogen  I 
Constitution  waren  keinesweg.s  fest  und  sicher  aligefassl  unü  '^ 


1)  BohIa^  de  U  Meurthc:  Theorie  eoo»tsitttion©lle  it  ßi^yai  *-  •-  <^^ 

2)  Charte  tod  1814  nnd  1830. 
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der  AosleguDg  einen  grossen  Spielraum.  Das  Reglement  vom  26.  De* 
cember  1799  (5.  Nivöse  an  YHL)  gab  alsbald  dafür  einen  schlagenden 
Beweis.  Es  organisirte  den  Staatsrath  auf  einer  fast  nenen  Basis 
ond  erwdterte  seine  Machtbefugnisse  auf  Kosten  der  Constitution. 

Dreissig  bis  vierzig  Hitglieder  bildeten  darnach  den  Staatsrath,  Neu«  Gwtait 
weiche  nach  5  Sectionen  für  die  einzelnen  Geschifte  abgetheilt  wurden:  ^^'  staauratht. 
die  Section  der  Finanzen,  der  Civil-  und  Criminalgesetzgebung,  des  Krie- 
^,  der  Marine  und  des  Innern.  Die  Minister  haben  Sitz  aber  keine 
entscheidende  Stimme  in  den  Generalversammlungen  des  Staatsrathes 
und  den  Sectionen  desselben.  Diese  werden  von  dem  zweiten  oder  dritten 
Consml  oder  von  den  Präsidenten  derselben,  die  der  erste  Consul  er- 
nennt, berufen  und  geldtet  Jene  beruft  d«r  erste  Consul  und  pr&- 
Bidirt  ihnen.  Fünf  Staatsr&the  sind  besonders  mit  der  Gorrespondeoz, 
der  Information  der  Minister  und  dem  Vortrag  der  inneren  Verwal» 
tongnsweige  vor  den  Consuln  bestimmt.  Die  Gesetzvorsdilftge,  welche 
die  Hinister  den  Consuln  machen,  werden  von  der  betreffenden  Section 
des  Staatsrathes  geprüft,  in  Gesetzesform  gebracht  und  in  dieser  in 
emer  Generalversammlung  nach  dem  Berieht  der  Section  neuerdings 
bentfien.  Wenn  die  Vorlage  ein  Reglement  ist,  so  hat  sie  alsbaM 
uch  Anerkennung  der  Consuln  Executivkraft;  wenn  sie  ein  Gesetz 
ist,  wird  sie  an  das  Corps  U^slatif  gesandt  und  zwei  oder  drei 
Redner  des  Gouvernements  übernehmen  die  Vertheidigung  desselben. 
Deber  Anfrage  der  Consuln  hat  der  Staatsrath  die  Gesetze  auszulegen, 
den  Sran  derselben  zu  erklären  und  die  Competensconflicte  und  Strei- 
ti^eifen,  welche  ihm  die  Minister  zur  Entsdieidung  zuweisen,  zu  ent- 
sdieiden.  Art  11.  Bald  darnach  wurde  dem  Staatsrath  eine  Vor- 
Bindschaft  ertfaeilt,  über  das  Begehren  der  Departements,  Gemeinden 
md  öffentlichen  Etablissements,  klagend  auftreten  zu  k((nnen,  zu  ent- 
8chMden.  >)  Nach  dem  Concoi'date  und  einer  schon  viel  alteren  Be- 
stimmung*) konnte  kein  päpstlicher  Befehl,  keine  Bulle  oder  Breve  in 
Frankreich  aneikannt  oder  veröffentlicht  werden,  ohne  Autorisatiou  des 
Gouvernements.  Ein  darnach  erfolgtes  Arrete  vom  3.  November  1803 
(11.  Brumaire  an  XIL)  gab  das  Recht  der  Prüfung  und  Anerkennung 
der  Gesetzmissigkeit  derselben  dem  Staatsrath.  Desgleichen  ging  die 
Entscheidung  des  Appel  comme  d'abus,  die  ehemals  in  der  Machtvoll» 
kommenheit  der  Kirche  lag,  in  die  Competenz  des  Staatsraths  über. ') 

Diese  Machterweitentng  des  Staatsraths  war  unconstitutionell.  Die 
hiterpretation  der  Gesetze,  so  wie  die  Entscheidung  der  Rechtskraft 


1)  Anrdt  vom  34.  Juni  1801  (7.  Messidor  au  IX.). 

2)  Dedaraüos  Tom  8.  Mftrz  1772.  Serrlguy  a.  a.  O.  B.  I.  S.  119. 
8)  Loi  Tom  6.  April  1802  (18.  Germinal  «a  X.). 


der  Gesetze  fremder  Regenten ,  ist  ein  wesentliches  Recht  der  Geseto- 
uncouBtitutio-  gebnng  selbst  und  kann  nur  ein  Recht  derselben  sein.  In  der  weiten 
stMtsrathes.  Aasdchnung,  welche  man  übrigens  ausserdem  noch  thatsacblicb  dem 
obigen  Reglement  und  den  anderen  Gesetzen  gab ,  wurde  die  Ver- 
letzung der  Constitution  stets  f&hlbarer  und  zeigte  bei  jeder  Gelegen- 
heit die  Ohnmacht  derselben.  Es  ist  ein  altes  Manöver,  welches  tm. 
damit  eröffnete  und  das  bis  heute  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  audi 
in  andern  continentalen  Staaten  in  vollster  Blüthe  steht  Man  kräftig 
die  Verwaltungsbehörden  und  regiert  mit  Reglements  und  Arretes,  mit 
Vorschriften  und  Verordnungen,  wo  man  mit  der  Gesetzgebung  nicht  in 
Einklang  steht  Und  dennoch  ist  es  gewiss,  dass  die  Noth  des  Aogeo- 
blicks,  das  Interesse  des  Gouvernements  und  dne  oft  willkfirlicb  Staate- 
raison  nur  allein  zumeist  die  Seele  der  administativen  Gesetzgebooi 
ist,  besonders  in  bewegten  Zeiten.  Wohl  können  d^artige  Bestiifr 
mungen  auf  einem  sehnelleren  Wege  als  dem  der  Gesetzgebung  nöthif 
werden,  aber  eben  darum  muss  die  Gompetenz  der  Staatsbehürtkr 
streng  geregelt  werden.  Die  Gesetzgebung  selbst  wird  selten  von  einei 
solchen  Dringlichkeit  beherrscht  sein  und  für  sie,  ihre  Gesetzauslegun; 
und  Entscheidung  soll  sich  die  Regierung  den  rerfassungsmissiger 
Grundsätzen  beugen.  Napoleon  hat  es  nicht  gethan.  Er  r^erte  ao 
der  Höhe  seiner  Herrschaft  durch  Verordnungen  und  wenn  er  dasii 
seine  absolute  Gewalt  herstellte,  so  erbitterte  er  andererseits  dv 
Gemüther,  ^  denn  eine  Verletzung  der  Interessen  ist  auf  diese  Weiai 
nnvermeidUch  —  und  beförderte  selbst  seinen  Sturz.  Wohl  ist  es  wakr 
dass  Napoleon  in  diesem  Staatsrath  mit  den  ausgezeichnetsten  Geisten 
seiner  Zeit  sich  umgab,  dass  er  selbst  darin  mit  der  ganzen  Schir^i 
seines  Verstandes  unermüdlich  arbeitete,  dass  hier  dne  ^irache  di^ 
Freiheit  geführt  wurde,  wie  sie  uur  selten  von  absoluteu  Ilm^J 
gehört  wird.  Dennoch  aber  ver&tummte  üh^t  Sprache  in  den  i 
denen  -sich  der  Eigenwille  regte,  die  Abliäiigigkelt  vom  Goöf 
machte  sich  iu  den  Entschlüssen  htk^hst  fühlbar,  es  iseigte  mtk^i 
zumeist  doch  nur  d^r  Willt^  desselben  uud  nicht  die  Weishi&jt  im  l 
raths  das  Maass  des  Nutzens  ist,  nach  dem  mau  legierten 

>jirgendä  zeigten  eich  diese  Mangel  desj  Stsatsratliß  mehr, 
der  Uebnng  seines  Rechtes  der  Entsrheidnug   der  CoiDijeleiucon 
Es  ist  selten  zu  befürchten,  da.s.^  sswei  Administrativbek^rd«© 
einander  in  einen  solchen   Conflict    gerathen   und  selbst  weon ' 
Bchieht,  wird  es  wenig  Schwierigkeiten  bieten-    Die  Coostiti 
dem   König  das  Recht,    in  solchen  Fallen    die  Incomjieteiix  la  1 
scheiden*).    Er  hatte  dieses  Recht  in  der  Mitte  des  StJ 


In  den 
C«iapcUni- 
unAletenH 
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üben  *}  .Man  kebrte  auf  diese  BestimmaDgea  unter  Napoleon  zurück 
und  die  folgende  Zeit  hat  sie  dauernd  anerkannt  In  Conilicten  der 
Jmiadietion  entsch^det  das  ffir  die  streitigen  Tribunale  bOheigestelito 
oder  das  CassationstribttnaL  Aber  in  Gonflicten  zwischen  den  Administra- 
tiooen  und  den  Justizbehörden»  wo  es  keine  beiden  gleiche»  hUiere  Autorir 
tit  giebl,  da  jede  Administration  in  ihrem  ISxm  sonverain  ist,  da  erhoben 
flieh  TOD  jeher  die  Schwierigkeiten.  Verschiedene  Meinungen  machten  sich 
geltend,  man  wollte  nicht  mehr  die  Willkür  des  alten  Regimes  und  meinte 
Nützlichkeit  und  Gerechtigkeit  gieichmfichtig  zur  Darstellung  bringen 
n  können.  Nach  den  verschiedensten  Versuchen,  ich  habe  darauf 
scbon  hingewiesen,  kehrte  man  unter  Napoleon  auf  den  alten  Usus 
niück,  die  Entscheidung  derselben  dem  Gouvernement  in  Mitte  des 
Stzatsraths  zu  geben  ^).  Aber  der  Maogel  jeder  strengen  Ordnung, 
der  Mangel  eines  Processes  in  solchen  Fällen,  führte  nur  zu  Willkär- 
lichkeiten  und  fast  zur  Ungerechtigkeit.  Dazu  kam  noch  mit  dem 
Beginn  der  Herrschaft  Napoleons  eine  fieberhafte  Hast  in  der  Admini- 
stration XU  reformiren  und  zu  modificiren.  Jeder  Minister  wendete  das 
Gesetz  an  nach  einem  System,  das  er  sich  selbst  gemacht  uud  nach 
dem  Bedurfiaiss  des  Augenblicks,  Die  Masse  der  Gesetze  und  der 
Ungerechtigkeiten,  welche  die  Revolution  geschaffen  hatte,  n$ihrten  die 
Wilikurlichkeiten  und  während  schon  gute  Civilgesetze  den  Frieden 
des  Böllers  erhielten,  war  man  in  der  Administration  noch  nicht  ins 
Klare  gekommen ').  All  diesen  Gebrechen  und  Schwankungen  ein  Ende  i»« 
n  machen,  schuf  Napoleon  durch  das  berühmte  Decret  vom  11.  Jux\i  ^^^«u.* 
1806  in  Mitten  des  Staatsraths  eine  Commission  de  contentieux  für  alle 
Competenzconflicte,  die  sie  entweder  als  erste  oder  als  zweite  Instanz 
entschied.  Eine  besondere  Jurisdiction  leitete  diese  Commission.  Die 
verschiedenen  Bureanx,  Caozleien  und  Behörden  verloren  ihre  Gewalt, 
weise  Männer  entschieden,  sie  milderten  die  Anwendung  der  Bevolu- 
^ODsgesetze,  die  man  doch  erbalten  musste,  sie  hielten  die  Behörden 
iii  Schranken  und  belebten  sie  selbst  mit  einem  besseren  Geist,  kurz, 
diese  Commission  lehrte  dem  Bürger  das  Maass  seiner  Bechte,  den 
Bdifiiden  und  Gerichten  das  Maass  ihrer  Autorität.  Selbst  die  Minister 
fiizehteten  eine  Revision  ihrer  Entscheidungen  durch  sie  und  w^rden 
atreoger  und  vorsichtiger.  So  hatte  man  eine  alte  und  berühmte  Streit* 
finge  entschieden,  aber  dennoch  nicht  die  geringsten  Zweifel  gegen  die 
Gtrechtigkdt  der  Entsch^dung  damit  besiegt  Mit  dem  Satz  der  uu: 
smditea  Vermtschung.  der  Gewalten,  griff  man  ne  an  und  weil  das 


1)  GcMti  Tom  87.  April  and  26.  Mai  1791. 

2)  Constitation  an  VIIL  Art  52. 

3)  Da  CoiMeil  d'£UI  a.  a.  0.  S.  102. 
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i  GoaVernement  deao  doch  immer ,  sobald  es  ihn  beUebte,  durch  m 

gewöhnliehe  Ordonnans  den  Lauf  der  Adminisiratiyjiistix  hindern  konnte, 
sUi  man  darin  den  Mangel  jeder  Selbständigkeit  und  das  ZweiMhafte 
des  Natxens  einer  solchen  Institution.  Ifan  that  Unrecht  Cm  das 
Bessere,  das  man  glaubt,  darf  man  das  Onte,  das  man  bat,  mcM 
serstOren  wollen.  Der  Staatsrath  ist  ja  in  keiner  Stratsache  Rklitcr, 
sondern  ber&th  die  Instructionen,  beratet  die  Ordonnanz,  die  lu  ^ki| 
ist,  nur  vor,  wie  es  die  sjpfttere  Gesetzgebung  ausdrQcklich  aoeikannte'n 
Bs  ist  ein  Ausnahmstribunal,  die  Bxecution  seiner  BntscheidaDg  gehSrt 
den  gewöhnlichen  Gerichten,  es  hat  keine  Kenntniss  davoD  ondiit 
unvermögend,  im  Grunde  des  Rechts  etwas  zu  ändern  *).  Diese  h^ 
tution  Napoleons  war  so  kräftig,  dass  sie  den  Wechsel  der  Begiflninga 
der  späteren  Zeit  fiberdauerte,  dass  sie  dem  Despotismus  ihres  Gras 
ders  selbst  widerstand  und  immer  fähig  war,  YerbessenmgeB  em- 
zuföhren,  Ordnung  und  Gerechtigkeit  zu  erhalten. 
onsi^ioBd  ^  nutzbringend  dieses  Institut  gewesen,  ebenso  segensrwch  wai« 

stMUratha.  die  Veränderungen,  die  Napoleon  während  dieser  Zeit  in  der  Orgt&i' 
sation  des  Staatsraths  vornahm.  Das  organische  Gesetz  des  Senit 
zur  Constitution  an  YÜI.  vom  4.  August  1802  bestimmte,  dassd« 
Staatsrath  nie  mehr  als  50  Mitglieder  haben  soll,  und  dass  andi  di 
Hinister  in  demselben  als  wirkliche  Staatsräthe  Sitz  und  Stimm 
haben.  Durch  das  Arrete  vom  8.  April  1803  (19.  Germinal  an  XL 
wurden  den  einzelnen  Sectionen  des  Staatsraths  eine  Zahl  joo^j 
Verwaltung»-  und  Staatsmänner  als  Auditeurs  zugetheilt,  deien  Zah 
zuerst  auf  12  festgesetzt  war,  mit  der  Zeit  aber  auf  400  stieg.  Si 
waren  nach  drei  Klassen  abgetheilt  und  hatten  in  den  Gegeostindfl 
der  Berathung  des  Staatsraths  die  vorlänigen  Instnictionen  und  krd 
klärungen  der  Geschäfte  vorzunehmen.  Dadurch  erzog  Napoleon  ä 
Heer  von  gründlich  geschulten  Staatsbeamten  und  machte  ait^  den 
Staatsrath  selbst  eine  practisohe  Schule  der  Staalsw^sheit,  welciw 
Frankreich  nicht  zum  kleinsten  Theile  die  Männer  verdankt,  die  s^eii» 
gesammte  Verwaltung  in  stets  regelmässigem  Gang  erhallen  und  di< 
wissenschaftlich  durch  eine  glänzende  Literatur  sie  beleuchtet  kabei> 
So  wurde  der  Staatsrath  schon  vor  dem  Kaiserreich  die  obente  beve 
gende  Kraft  der  gesammten  Staatsmaschine  und  das  wichtigste  (kp^ 
der  Centralisation,  die  jetzt  erst  wieder  ein  kräiUges  Leben  erhielt  m 
in  ihrem  Bau  vollendet  wurde.  Br  war  Apellations-  und  Cassatioosb« 
in  administrativen  Streitigkeiten,  er  war  der  Rath  des  Gouvernemcsti 
und  griff  bewegend  in  dieses,  so  wie  in  die  äussere  Politik  desselbtf 


1)  Senignj  «.  a.  O.  B.  L  S.  171. 

8}  Arb  Tom  16.  Tbermidor  aa  XH.  o&d  Deeret  vooi  21.  Bnmair»  ab  ^ 
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ein.  IMe  Verwaltnngy  die  bisher  in  den  einzelnen  Bureaox  aller  Art 
henungeirrt  war,  fand  jetzt  einen  Schutz  gegen  die  Zersplitterung  und 
die  Lrrthümer  derselben.  Der  Staatsrath  waf  i  wie  es  Cormenin  aus- 
drückte, der  Ort,  „an  dem  die  Stimme  Napoleons  allen  bürgerlichen 
nnd  militairischen  Grössen  der  Revolution  ein  Stelldichein  gegeben. 
Er  war  die  Seele  der  AdminlfltratiOB,  die  Quelle  der  Gesetze  und  die 
Leuchte  des  Reiclisl  Die  Geschichte  des  inneren  Gouvernements 
Fhttlareiehs  resumirt  sieh  in  der  Geschichte  dea  Staatsraths'^  ^).  £s  ist 
wahr,  daas  dieses  Institut  das  Mittel  der  napoleonischen  Gewaltherr- 
schaft geworden«  aber  wenn  alles  Menschliche  missbraucht  werden 
kann  und  in  seiner  Schöpfung  unvollkommen  ist,  in  diesem  Falle  war 
der  Missbraudi  und  die  UnvoUkommenheit  ein  Glück  für  Frankreich, 
ond  wenn  durch  die  furchtbaren  Kriege  des  Kaiserreichs,  durch  die 
Qogeheiiere  Ermattung i  in  welche  diese  den  Staat  stürzten,  dennoch 
Ordnupg  und  Gesetz  in  Frankreich  herrschten,  so  herrschten  sie  nur 
durch  die  rüstigen  Hände,  welche  im  Staatsrath  wirkten  und  unauf« 
hj^lich  th&tig  waren.  So  mächtig  ist  ein  gutes  Institut,  dass  es,  selbst 
for  Augenblicke  missbraucht,  doch  für  die  Dauer  seiner  eigentlichen 
BesÜmmong  immer  allein  genfigt.  Bestimmt,  durch  die  Vereinigung 
von  geistigen  Grössen,  hohen  Aemtem  und  Würden,  einen  Centralpunkt 
des  ganzen  Staatslebens  zu  bilden,  erhält  es  die  Stätigkeit  desselben, 
awie  organische  Entwicklung  wird  der  IVäger  des  Bewusstseins  der 
wahren  Staatsaufgabe  und  hebt  dieselbe  empor  über  die  zeitweiligen 
Erschütterui^en  und  Gefahren,  denen  jeder  Staat  verfallen  kann.  Die 
Restauration  hat  ihn  aus  seiner  stolzen  Stellung  verdrängt  und  wie  er 
ut«  Napoleon,  seiner  Bedeutung  gemäss,  in  den  Tuillerien  seinen 
Sti  hatte,  ward  er  damals  in  einen  abgelegepen  Saal  des  Louvre 
vorwieaen. 

Erst  Napokon  IQ.  hob  ihn  wieder  zu  jener  Bedeutung  empor,  die 
er  unter  Napoleon  I.  hatte  und  er  hat  „nichts  mehr  gemein  mit  dem 
der  Restauration  und  der  Julimonarcfaie,  sondern  ist  der  Staatsrath 
des  Consnlats  und  Kaiserreichs*.)^  Je  höher  der  Mensch  steht,  erklärte 
Napoleon  IIL  selbst '),  je  unabhängiger  er  ist,  je  grösser  das  Vertrauen 
das  Volkes  zu  ihm,  desto  mehr  hat  er  nöthig,  von  strengen  und  auf- 
gddSrten  Männern  umgeben  zu  sein.  — 


1)  CoTuenin:  Droit  admiaistratlf  Bd.  I.  B.  6. 

<)  Trallej:  Com  de  DroH  administraüf  Bd.  V.  S.  1. 

B)  Deetaration  Tom  14.  JanoMr  1862. 
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Der  Friede  von  Amiens  und  LünneYille  war  geschlossen  und  die 
beiden  bittersten  and  grimmigsten  Feinde  der  franKösisehen  ReTolutioD, 
England  and  Oesterreicb  yersOhnt.  Keine  der  beiden  Parteien  aber 
täuschte  sich  aber  den  Werth  desselben.  Bs  war  ein  WaffenstUlstand 
auf  Treae  und  Glauben  geschlossen,  den  beide  Parteien  stete  bereit 
.  waren  zu  brechen,  sobald  sie  die  genügende  Macht  ÜÜilten.  Niemand 
wusste  dies  besser  als  Napoleon.  Seine  Th&tigkeit  während  des  Yto- 
dens  beweist  es.  Um  die  Revolution  in  St.  Domingo  zu  erdncka 
rüstete  er  mit  solcher  Macht,  dass  England  an  den  AbsichteD  to 
ersten  Cousuls  zu  zweifeln  begann.  Durch  eigene  BöswilligkeiteD}  wk 
durch  jene  Frankreichs,  immer  mehr  erregt,  sahen  beide  Parteien  das 
Ende  des  Friedens  immer  näher  rücken.  Es  ist  schwer  zu  bezweifeln, 
dass  beide  dieses  nicht  auch  wünschten.  Mit  riesiger  Thätigkot 
bereitete  Napoleon  die  Kräfte  seines  Staates  vor,  um  die  Schicksalt 
der  Zukunft,  wie  immer  sie  arten  mochten,  zu  ertragen.  Im  Lager 
von  Boulogne  erzog  er  sich  eine  Armee,  schuf  eine  Marine;  er  eröffioete 
neue  Häfen  und  hatte  für  alles  dies,  durch  die  Wiedereinföhrung  der 
indirecten  Steuern  und  die  strenge  Ordnung  im  gesammten  Staats- 
haushalt, die  nOthigen  Geldmittel  gefunden.  > 

Frankreich  hatte  die  Stürme  der  Revolution  unter  Leitung  seinHl 
ersten  Gonsuls  Überwunden  und  für  die  mit  so  viel  Blat  und  SdureckeD 
erkauften  Resultate  Friede  und  Wohlstand,  Ruhe  und  Ehre  aus  säner 
Hand  entgegen  genommen.  Ein  entkräftetes,  um  sein  Hab  und  Gat 
mühselig  ringendes  Volk  weiss  nie  die  Güter  der  Freiheit  zu  schitxcni 
der  Wohlstand  allein  erzieht  Bfirgertugend  und  Preiheitsliebe.  Dies« 
fehlte,  als  Napoleon  an  die  Spitze  der  Regierung  trat,  er  hatte  >i>a 
den  Freiheitsstürmen  der  Revolution  nichts  mehr  zu  fürchten,  als  ei 
die  Quellen  des  Erwerbes  seinem  Volke  eröffnete.  Als  das  Corpil 
l^gislatif  am  2.  Ventdse  an  Xu.  für  die  neue  Sesaon  ^berufen  werdest 
erklärte  der  Redner  des  Gouvernements,  Bigot  Preameneu:  »Ihr  sei<i 
für  eine  Session  einberufen,  die  denkwürdig  sein  wird  in  der  Geschieht«! 
Frankreichs.  Das  Jahr,  das  jetzt  abläuft,  wird  wie  jene  Epoche  be^ 
trachtet  werden,  in  der  die  letzten  Spuren  der  Revolution  voUsti&di^ 
verschwunden  sind  und  in  der  das  französische  Volk  in  don  firied 
liehen  Genuss  all  der.Vortheiie  eingetreten  ist,  die  während  einei 
Reihe   von   Jahrhunderten   seine  Natur  und  Industrie  ihm  gegt^ 


Eioleitung.  4g5 

haben ^).'*  Das  Volk  jabelte  denn  auch  seinem  Herrscher  zu,  es  sah 
BÖn  Leben  als  die  Quelle  des  Glücks  an  und  seine  Machtfülle  als  die 
Garantie  der  ewigen  Dauer  desselben.  Wenn  jetzt  auswäi-tige  Feinde  sich 
gegen  diese  Herrschaft  erheben  sollten,  dann  war  es  gewiss,  dass  das 
ganze  Volk  sich  zur  Vertheidigung  derselben  rüsten  würde.  Wenn  die 
Royalisten  abermals  ihr  Haupt  erheben  gegen  die  bestehende  Ver- 
fassung, dann  war  es  gewiss,  dass  das  Volk  jeden  Act  der  Strafe 
and  Rache  anerkennen  werde. 

Da  rüstete  England,  nachdem  es  den  Frieden  von  Amiens  auf-  Vemimuiff«>n 
gegeben,  auch  wirklich  und  zog  abermals  Oesterreich  in  den  drohenden  "^  '^*"*' 
Krieg.  Da  erhoben  die  Royalisten  in  der  That  ihr  Haupt,  aber  sie 
kehrten  ihre  Thätigkeit  nicht  mehr  gegen  die  Verfassung;  das  Leben 
des  ersten  Consuls  aliein  sollte  der  Preis  der  Verschwörung  Cadoudals, 
Piohegru's  und  Moreau's  sein.  Mit  Gewalt  wurde  diese  unterdrückt, 
mit  furchtbarer  Strenge  gerächt  und  das  Volk  bedauerte  weder  den 
Eroberer  Hollands,  noch  den  Kriegshelden,  der  vor  Kurzem  erst  seinem 
Yaterlaud  so  grosse  Siege  erkämpft.  Das  Volk  erhob  seine  Stimme 
akbt,  als  Napoleon  das  Verbrechen  mit  dem  Verbrechen  söhnte  und 
anter  den  Mauern  von  Vincennes,  als  abschreckendes  Beispiel  für 
die  Zukunft,  den  Herzog  von  Enghien  erscbiessen  liess.  Die  Zeiten 
liatten  sieb  geändert.  Zwischen  die  jüngste  Vergangenheit  uud  die 
Znkunft  stellte  sich  der  grosse  Geist  eines  einzigen  Mannes.  £r  war 
iahig  eine  Welt  zu  erschaffen,  er  hatte  auch  das  Recht  sie  zu  beherr- 
scben.  Von  allen  Seiten  r^nete  es  jetzt  enthusiastische  Gedichte, 
schwülstige  Toaste,  Adressen  mit  Beglückwünschung  und  Verehrung 
and  der  Mouitenr  versäumte  nicht,  sie  alle  getreulich  abzudrucken. 
Selbst  aus  Deutschland  schmuggelte  man  eine  Adresse  ein,  die  „die 
furchtbare  Aufregung  unter  den  Fürsten^  und  selbst  der  Emigration 
schilderte,  den  Enthusiasmus  beschreibt  für  die  Rettung  des  ersten 
Gonsuk,  „an  den  die  guten  deutschen  Fürsten  ausserordentlich  anbäng- 
feh  sind.***)  Da  blieb  für  Frankreich  kein  anderes  Mittel  übrig,  als  über 
dag  Parteiinteresse  die  Person  des  Mannes  zu  erheben,  an  dessen  Leben 
das  Glüdc  und  die  Zukunft  Frankreichs  hing,  dem  Rechte  der  alten  Krone, 
fo  das  die  ersten  Männer  des  französischen  Volkes  sich  noch  verschwo- 
ren, ein  neues  Recht  einer  neuen  Krone  gegenüberzustellen.  Frankreich 
bedarf  des  Frieden^»  und  der  Ruhe,  nur  eine  dauernde  unwandelbare 
Herrschaft  kann  dies  erzeugen,  der  erste  Consul  muss  die  Krone  sich 
anfs  Haupt  setzen  und  das  Volk  seinen  neuen  Herrscher  nut  Jubel 
begiüssen.    Mit  der  Ehre  des  ersten  Consuls  wuchs  der  Ehrgeiz  und 


1)  Monitflinr  Bd.  XXV.  8.  6S6. 

2)  Monitoor  Bd.  XXVII.  S.  838. 

Klehter:  Suuts-  und  OeieUschftItsrecht.  I.  80 
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was  er  lange  gedacht  und  vorbereitet,  konnte  er  jetzt  vollenden.  Es 
war  ein  grossartiger  Process,  der  sich  hier  entwickelte.  Die  Bedeatoog 
der  Monarchie  trat  mit  ihrer  ganzen  Gewalt  plötzlich  vor  die  Augen 
des  Volkes,  das  vor  wenig  mehr  als  einem  Jahrzehnt  mit  Leichtigkeit 
sie  zertrümmert  hatte.  Die  Staatsidee,  die  nach  Stättigkeit  und  In- 
veandelbarkeit.  strebt,  ringt  sich  empor  über  das  Getriebe  der  Partei- 
leidenschaft und  des  Sonderinteresses.  In  ihrem  persönlichen  Ausdruck, 
dem  Regenten,  sucht  sie  jene  zu  gewinnen.  Auf  der  Höhe,  auf  der  es 
kein  Interesse  giebt,  als  das  eine  und  allgemeine,  hebt  sie  die  Person 
empor,  die  die  Gewalt  in  Händen  hält  Die  Monarchie  bildet  sieh. 
Kaum  gegründet,  ist  es  der  Monarch  selbst,  der  seincar  Bestimmung  n 
genügen,  sein  rein  persönliches  Interesse  an&ugeben  sucht.  Die  Erb- 
lichkeit der  Monarchie  wird  ein  Gebot  für  ihn,  das  Familieninteresse 
löst  sich  im  Staatsinteresse  auf,  damit  dieses  allein  siegreich  sei!  Was 
vor  Jahrhunderten  im  langsamen  Process  sich  entwickelt,  jetzt  vollzieht 
es  sich  mit  einem  Schlage.  — 
DtoGr&Ddung  j^  der  Sitzuug  des  Tribunats  vom   h  Mai   1804   (la  Florcal 

KaiterKieiu.  f^^  ^^0  erklärte  der  Präsident,  dass  ein  Mitglied  einen  wichtigen 
Antrag  übergeben  habe,  dahin  lautend,  dass  erstens  das  Gouvemeoieot 
der  Republik  einem  Kaiser  vertraut  werde,  zweitens,  dass  das  Raisei- 
thum  in  der  Familie  Napoleon  Bonaparte  erblich  sei  und  drittens,  dass 
jene  Institutionen,  welche  noch  nicht  vollendet  sind,  nun  endgültig 
festgesetzt  werden  sollen.  Der  Antragsteller,  eine  bisher  ganz  unbe- 
kannte Persönlichkeit,  Guree,  rechtfertigte  nach  dieser  Bekanntgebunig 
seinen  Antrag.  Er  schilderte  die  Vergangenheit  und  vrie  alles  in  ihr 
•einen  ewigen  Bruch  zwischen  Frankreich  und  den  Bourbonen  herbei- 
geführt. . .  Da  betritt  der  General  Bonaparte  die  Koste  Frankreichs. 
Seit  dieser  Zeit  ist  die  Geschichte  des  Landes  eine  andere.  ,>AUes  was 
das  Volk  1789  gewollt  hat,  ist  erreicht,  die  Gleichheit  ist  erhalten, 
das  Gesetz,  welches  allein  dem  Bürger  die  Lasten  für  das  Wohl  des 
Vaterlandes  auferlegen  kann,  ist  geachtet,  —  die  Altäre  sind  wieder 
aufgebaut  und  die  Priester  beten  in  derselben  Zeit,  in  der  die  Freiheit 
des  Gewissens  herrscht  Aber  darum  allein  wollen  ihn  die  Feinde 
vernichten.  Was  giebt  es,  um  das  Uebel  abzuwenden?  Nichts  als  die 
Errichtung  dos  Kaiserreichs  für  eine  durch  die  Revolution  berühmte 
Familie.  So  nur  wird  das  französische  Volk  gewiss  sein,  seine  Wurde, 
seine  Unabhängigkeit  und  sein  Gebiet  zu  erhalten.  Denn  indem  es 
die  Erblichkeit  eines  Oberhauptes  festsetzt,  v^hindert  es  die  Bfickkehr 
eines  Gewalthenm,  wie  Plinius  zu  Trajan  gesagt....  Tribunen,  es  ist 
uns  nicht  mehr  erlaubt  langsam  vorzuschreiten.  Die  Zeit  drängt,  das 
Jahrhundert  der  Bonaparte  ist  in  seinem  vierten  Jahre  und  die  Nation 
will  ein  Qb'^*^'^»»*  «hmao  ausgezeichnet  als  ihre  Bestimmung.*'   Nach 
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diesen  Worten  drängte  sich  alles  herbei,  jeder  wollte  sprechen  und 
jeder  sprach  Worte  der  Ergebenheit,  der  Bewunderung,  der  Schmei- 
chelei Der  Anfang  des  Despotismus  ruht  stets  in  solchen  Aeusserun- 
gen  des  Volkes.  Sieyes  hat  die  republikanische  Gesetssgcbung  ent- 
würdigt, Napoleon  das  republikanische  GouTernement,  die  Republikaner 
erniedrigten  sich  am  Ende  selbst.  Man  sah  keineswegs  das  einzige  Ueil 
im  Absolutismus,  aber  die  Servilität  n&hrte  in  ihm  ihre  Hoffnungen. 
Camot  hat  es  noch  einmal  ausgedrückt,  aber  der  Letzte  der  Republikaner 
sah  seine  Ohnmacht  in  seiner  Einsamkeit.  Er  erklärte  frei,  dass  der 
erste  Consul  die  Republik  und  die  Freiheit  erhalten  konnte«  wenn  er  es 
gewollt  hätte.  „Nach  dem  Frieden  von  Amiens  konnte  Bonaparte  zwi- 
schen dem  republikanischen  und  monarchischen  System  wählen,  er 
konnte  alles,  was  er  wollte  und  er  hat  alles  gethan,  was  er  gewollt  und 
Dicht  die  geringste  Opposition  widerstrebte  ihm.*^  Gamet  glaubt  daran 
and  weiss,  dass  „es  weniger  schwieriger  ist,  eine  Republik  ohne  Anarchie 
ZQ  schaffen,  als  eine  Monarchie  ohne  Despotismus.'*  Und  bewegt  ruft 
er  am  Schlüsse  seiner  Rede  ans:  „War  die  Freiheit  dem  Menschen  nur 
gezeigt,  dajmit  er  sie  geniessen  soll?  War  sie  ewig  dem  Menschen  nur 
g^ten,  wie  eine  Frucht,  die,  wenn  er  sie  berührt,  den  Tod  bringt  l'< 
Wenn  Thiers  ^)  diesen  letzten  Schmerzensschrei  einer  grossen  Ver- 
gangenheit tadelt  als  die  Schwärmerei  einer  allgemeinen  Theorie,  so 
hat  dies  eben  so  viel  Werth,  als  wenn  er  die  Männer,  die,  wie  Pichegru 
und  Moreau,  einer  royalistischen  Verschwörung  fähig  waren,  als  ge- 
stürzte Republikaner  betrauert*)  und  man  erkennt  darin  nur  die 
politische  Anschauung  des  Ministers  der  Julimonarchie,  aber  nicht  mehr 
die  Gerechtigkeit  des  Geschichtschreibers. 

Schon  nach  3  Tagen  legte  die  für  den  Antrag  Curee's  eingesetzte 
Commission  dem  Tribunat  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  den  ersten 
Consul  als  Kaiser  proclamirte,  die  Würde  in  dem  männlichen  Geschlecht 
nach  der  Ordnung  der  Erstgeburt  für  erblich  erklärte  und  diejenigen 
Aenderungen  in  der  Constitution,  die  nach  der  Aenderung  des  Gou- 
vernements nüthig  werden,  der  Gesetzgebung  empfahl.  ')  Am  nächsten 
Tage  überreichte  das  Tribunat  dem  Senat  diesen  Gesetzentwurf  und 
am  darauf  folgenden  erliess  dieser  jene  bekannte  Adresse  an  Napoleon, 
in  der  er  sich  erschöpft,  was  Witz  und  Schmeichelei  ersinnen  konnten : 
»Ihr  mögt  nachfragen  wo  ihr  wollt,  haisst  es  am  Ende,  in  den  Städten, 
auf  dem  Lande,  bei  allen  Frarizosen,  einen  nach  den  anderen  und 
es  wird  sich  keiner  finden,  der  nicht  sagen  würde:   „Grosser  MannI 


1)  Thiere:  Consalat  Bd.  Y.  8.  99. 

2)  Thiers:  Consalat  Bd.  Y.  S.  46. 
S)  Monitear  Bd.  XXVIII.  S.  1020. 
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Vollende  dein  Werk,  indem  du  ihm  die  Dnsterblichkdt  giebst,  wie 
deinem  Rohm.  Du  hast  uns  aus  dem  Chaos  der  Vergangenheit  gerissen, 
du  segnest  uns  mit  den  Wohlthaten  der  Gegenwart  —  schfitxe  sie  aas 
ffir  die  Zukunft.^  Eine  Botschaft  Bonaparte's  wies  abermals,  wie  bei 
der  Errichtung  des  lebenslänglichen  Consulats,  auf  die  Volkserklänug 
hin.  Und  wieder  erklärte  der  Senat,  dass  er  glaube,  dass  es  das 
grGsste  Interesse  des  französischen  Volkes  ist,  wenn  Napoleon  R&iser 
sei.  Unzählige  Adressen  }ubelten  dem  neuen  Herrscher  zu,  die  Armee 
endlich  gab  den  Ausschlag  und  da  die  Ehre  ihres  Generals  ihre  Ehre 
war,  willigte  sie  mit  Begeisterung  in  die  neue  VerfassungsäDderang. 
Die  Division  Friant  begehrte  sogar,  dass  sich  Napoleon  »Empereur  des 
Gaules^  nennen  soll  und  der  General  Oudinot  wünschte,  dass  bald  der  j 
Name  des  Kaisers  durcb  die  Welt  gehe  und  Frankreich  erkenne;  was 
er  für  das  Land  gethanl 
^'•.  üeber  die  Forderung  des   ernannten  Kaisers  legte  der  zwöte 

nrkande  Consul  Cambaceres  dem  französischen  Volk  das  Decret  zur  Abstim- 
des  Reieiu.  nmng  vori  „Das  Volk  will  die  Erblichkeit  der  kaiserlichen  Würde  in 
der  directen,  natürlichen  und  gesetzlichen  oder  adoptirten  Nachkoia* 
menschaft  Napoleon  Bonaparte' s  und  der  directen,  natürlicben  und 
gesetzlichen  Nachkommenschaft  Joseph  und  Louis  Bonaparte*s,  so  wk 
sie  geregelt  ist  durch  das  Senatus  consulto  organique  vom  18.  Mai  ISOt 
(28.  Floreal  an  XIL*).  Dieses  Sönatus  consult  übergab  der  Sen* 
unter  Führung  Cambaceres  an  Napoleon,  es  enthielt  die  Constitutioii 
des  Kaiserreichs.  Die  Frage  der  Zukunft  für  Frankreich  allein  wa: 
durch  diese  entschieden.  Die  gesammte  Bewegung  der  letzten  Tap; 
hatte  auch  keinen  anderen  Gedanken,  wollte  nichts  andres  zum  Au^^- 
druck  bringen ,  als  mit  der  neuen  Verfassung  dem  Staat  Friedeu  aod 
Grösse,  Ehre  und  Ruhm  zu  garantiren.  Napoleons  Bedeutung  ist  nach 
dieser  Richtung  jetzt  auch  keine  andere  mehr,  als  die  FersonificaüoD 
dieser  Hoffnung  seines  Volkes.  Weder  dieses  hatte  das  Bewusstseia 
davon,  noch  konnte  Cambaceres,  der  von  dem  Antrag  Guree's  im  Tn- 
bunat  bis  zur  Ablassung  der  neuen  Constitution  die  Bewegung  geschaffen 
und  geleitet,  den  hohen  Geist,  die  Grösse  der  Absicht  Napoleons  begreif^D. 
Napoleon  wollte  mehr  mit  dieser  Constitution  als  all  ihre  ScbGpfer 
und  das  ganze  französische  Volk  ahnten. 

Die  Völker  Europas  bilden  seit  dem  westphälischeu  Frieden  ein  gro&^ 
Ganze,  ihre  Entwicklung,  ihre  Fortschritte  waren  gleichgeartet  und  jetzt. 
wo  m  Glied  aus  der  grossen  Kette  sich  ausschied,  sich  durch  die  Hacht 
der  Revolution  gross  und  mächtig  gestaltete,  aber  auch  anders  sieh  ent- 
wickelte als  alle  übrigen,  jetzt  mussten  Europas  Herrscher  furchten,  da^ 
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aneb  ihre  Throne  davon  ergriffen  nnd  bis  in  die  Grundfesten  aufgestört 
werden  können  und  da  sie  nicht  die  Resultate  der  Revolution  in  ihren 
Uodem  anerkennen  wollten,  mossten  sie  das  entartete  Glied  der  Kette 
IQ  zerstören  streben.  Der  Krieg  um  die  Idee  erschien  in  Europa.  Er  hatte 
brennen  mit  dem  Manifest  des  Herzogs  von  Braunschweig,  er  hatte  sich 
durch  zwei  Coalitionen  der  absoluten  Herrscher  Europas  fortgesetzt  und 
abermals  drohte  eine  dritte  Goalition  der  französischen  Republik.  Man 
wollte  nicht  erobern,  man  wollte  Frankreich  nicht  zerstören.  Die  feu- 
dalen Monarehen  drängten  sich  nur  auf  das  Schlachtfeld,  um  hier  zu  ent- 
scbriden,  ob  der  Geist  des  neuen  Jahrhunderts  von  ihren  alten  Kronen 
oder  der  Tricolore  beherrscht  werden  sollte.  Niemand  erkannte  dies 
klarer  als  Napoleon;  die  Kanonen  von  Austerlitz  heiligten  Frankreichs 
Rechte  und  die  Macht  seines  Herrschers;  aber  die  Ausgleichung  des 
Kampfes  Europas  gegen  Frankreich,  die  Versöhnung  der  Geschichte 
and  der  alten  Monarchie  des  Welttheils  sollte  die  Constitution  des 
Kaiserreichs  bringen«    Die  Revolution  wurde  vernichtet 
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Durch  blutige  Kämpfe,  durch  Mord  und  Brand  hatte  die  franzö-  Rflekbiiekc. 
«sehe  Revolution  ihre  Herrschaft  begründet  .und,  um  die  Resultate 
derselben  für  die  Zukunft  zu  schützen,  zwei  europäische  Coalitionen 
siegreich  zurückgeschlagen.  Als  der  grösste  Kriegsheld  derselben  auf 
dem  Kampfplatz  erschien,  drängte  sie  ihre  Herrschaft  weit  über  die 
Gr^izen  Frankreichs,  machte  die  nationale  Revolution  zu  einer  euro- 
plischen  und  nährte  den  kühnen  Gedanken,  zu  dem  Genuss  ihrer  Er- 
rangenschaften  alle  Völker  Europas  herbeisuziehen.  Schon  zweifelten 
die  europäischen  Mächte  an  ihrer  Widerstandskraft  gegen  den  äusseren 
Fand,  aber  noch  vertrauten  sie  der  Kraft  ihrer  Herrschaft,  da  Friede 
mter  den  Völkern  ihrer  Staaten  herrschte.  Als  aber  Bonaparte  als 
erster  Consul  der  Republik  die  Zügel  der  Herrschaft  ergriff  und  Frank- 
reich aus  den  Stürmen  der  Revolution  zu  einem  kräftigen,  blüthen- 
reicben  Staat  emporhob,  die  Revolution  in  ihm  triumphirte,  die  Re- 
publik durch  ihn  gross  und  mächtig  wurde,  da  erst  ahnten  die  abso- 
hiten  Monarchen  die  wahre  Gefahr  der  Ereignisse,  die  sich  mit  vulca- 
nischer  Kraft  entfaltet  hatten,  und  bangten  um  ihre  Gewalt  und  um 
den  Frieden  ihrer  Völker.  Die  dritte  Goalition  wollte  nicht  mehr  die 
Revolution  bekämpfen,  sondern  die  glückliche  verführerische  Republik. 

Napoleon  hatte  bei  Marengo  die  Kraft  derselben  gezeigt  und  es 
lag  jetzt  an  ihm,  die  grosse  Idee,  welche  das  Dlrectorium  zuerst  auf- 
gestellt, in  Wahrheit  durchzuführen,  und  mit  der  Revolution  den  Segen 
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der  Republik  aber  Europa  auszudehnen.  Er  tbat  es  nicht,  er  brach 
mit  dem  Glauben  an  diese  und  vernichtete  die  Resultate  jener.  Er 
wollte  Europa  mit  der  Revolution  versöhnen,  stellte  sich  als  Reprä- 
sentanten derselben  auf,  gruppirte  um  sich  eine  Herrschaft,  welche 
der  aller  übrigen  Monarchen  gleich  war,  und  gab  seinem  Volke  m 
Recht,  das  von  jenem  der  anderen  Völker  nur  im  geringen  Maas^e 
durch  Namen  verschieden  war.  Die  Constitution  vom  18.  Hai  IS04 
(28.  Floreal  an  XII.)  brachte  dies  zum  gesetzlichen  Ausdruck. 

Fester  als  in  den  Helden  und  Führern  der  Revolution  scheint  die 
republikanische  Gesinnung  in  der  grossen  Masse  des  Volkes  Wunei 
geschlagen  zu  haben.  Man  versuchte  es  nicht,  mit  dieser  Constitutioo 
offen  hervorzutreten,  sondern,  gestützt  auf  das  Recht  des  Senates,  ai 
der  Verfassung  der  Republik  Aenderungen  und  Verbesserangen  tot- 
nehmen  zu  können,*)  erklärte  man  die  neue  Constitution  nur  ab 
ein  „Senatns  consulte  organiqne**  zur  Verfassung  der  Republik  vom 
Jahre  VIII.  Darnach  hätte  diese  wohl  freilich  als  Quelle  aller  ]mt\ 
Bestimmungen  gelten  müssen,  welche  die  Constitution  des  Kaiser- 
reichs verschwieg.  Allein  die  Erfahrung  lehrte  hier  wie  anderwirt$j 
und  zu  den  verschiedensten  Zeiten,  dass  das,  was  auf  dem  Papier 
steht,  nicht  nothwendig  auch  in  der  Wffklichkeit  zur  Geltang  gebracht 
werden  muss. 

Die  Volkssouverainität  hatte  das  Senatus  consulte  organiqae  an  X. 
schon  vollkommen  vernichtet  und  es  geschah  damals  schon  im  Hinblick 
auf  den  allmächtigen  Willen  des  ersten  Consuls.  Die  Constitution  d«s 
Kaiserreichs  anerkannte  natürlich  diese  Gesetzgebung  nnd  schwächte 
das  ohnedies  ohnmächtige  Recht  der  PräG^tation  für  die  GesetzgeboM 
und  Verwaltung  des  Volkes  noch  dadurch ,  dass  sie  eine  Menge  gam 
unberechtigter  Personen  in  die  WahlcoUegien  einschob,  mit  dereii 
Würden  jetzt  dauernd  Verfassungsrechte  verbunden  wurden.  Die  Gro?>- 
officiere,  Commandanten  und  Officiere  der  Ehrenlegion  wurden  dnr^ 
ihre  Würde  Mitglieder  der  Departements-Wahlcollegien,  alle  Legionäre 
durch  ihre  Auszeichnung  Mitglieder  der  WahlcoUegien  der  Arrondis- 
sements.  Tit.  XII.  Die  Würde  eines  Grossofficiers  des  Reichs  ertheilte 
stets  auch  das  Recht  der  Präsidentschaft  in  einem  WahlcoUegium.  Art5<J. 
Die  Wahl  seiner  Richter  hatte  das  Volk  schon  in  der  ersten  Zdt  de? 
Consulats  verloren,  das  Kaiserreich  entzog  ihm  auch  die  Mitwirkung;  an 
der  Wahl  seiner  Verwaltungsbeamten.  Was  endlich  der  Absolutismus  des 
ersten  Consuls  der  Volkssouverainität  noch  nicht  zu  entreissen  wa^e, 
die  höchste  Gerichtshoheit,  so  dass  die  Justiz  nur  im  Kamen  de^ 
Volkes  geübt,  und  die  höchste  Gesetzgebungsgewalt,  so  dajss  die  Ge^^etze 


*)  fiiSnatus  cons.  org ,  16.  Tbermidor  an  X.  Art,  57, 
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nur  im  Namen  desselben  verkSndet  wurden,  das  entzog  ihm  nun  die 
Constitation  des  Kaisserreichs.  Die  Justiz  wird  im  Namen  des  Kaisers 
durch  die  Beamten,  die  er  eingesetzt,  geübt,  Art.  1,  die  Gesetze  und 
Crtheile  werden  unter  seinem  Namen  verkündigt  und  erlassen.  Tit.  XV. 

Die  gesetzgebende  Gewalt,  die  schon  die  Constitution  an  VIII.  in  Die 
ttoe  so  vielgliedrige  Maschine  zerlegte,  dass  sie  all  ihre  Thatkraft  und  <^«*«^B«^»"t- 
F&higkeit  verlor,  behielt  das  Kaiserreich,  um  den  Schein  zu  retten, 
willfährig  bei,  aber  so  weit  es  noch  ging,  beschnitt  die  Constitution  des- 
selben ihre  kargen  Rechte  oder  verurtheilte  sie  zur  Ohnmacht  durch  die 
octroyirten  Geschfiftsordnungeo.  Der  Senat,  der  unter  Sieyes  Ldtung 
Doch  manchmal  eine  Opposition  versuchte,  wurde  in  seinen  Rechten 
einerseits  beschränkt,  andererseits  mit  einer  R^e  ganz  merkwürdiger 
Fnnctionen  neu  ausgestattet.  Für  jene  Rechte,  die  ihm  die  Consti- 
tation  an  VIQ.  gegeben,  wurde  er  in  Commissionen  getheilt,  welche  d^^  Senat 
fDr  sieh  beriethen  und  entschieden  und  nur  im  Nothfall  zu  einer  Ge- 
oeralversammlung  zusammentreten  konnten,  an  welcher  die  einzelnen 
Seetionen  zur  Unterstützung  ihrer  gefassten  Beschlüsse  appellirten. 
£itte  beaondere  Gommission,  aus  7  gewählten  Mitgliedern  bestehend,  bil- 
dete die  sogenannte  „Conunission  senatoriale  de  la  liberte  individuelle"* 
nun  Schutz  der  persönlichen  Freiheit.  Die  Minister  hatten  an  diese 
Gommission  alle  Fälle  der  Verschwörungen  gegen  den  Staat*)  und  die 
deshalb  vorgenommenen  Arrestationen  anzuzeigen,  wenn  die  gefangen 
genommene  Person  nicht  binnen  zehn  Tagen  vor  ihren  ordentlichen 
Richter  geführt  worden.  Art  60.  Der  Arrestant,  seine  Verwandten  und 
Freunde  hatten  dasselbe  Recht.  Art  61.  Wenn  die  Gommission  das 
Unstatthafte  der  Verlängerung  der  Gefangennahme  anerkannte,  konnte 
sie  von  dem  Minister,  der  diese  befohlen,  die  Freilassung  der  be- 
treffenden Person  oder  die  Uebergabe  derselben  an  den  ordentlichen 
Riditer  fordern.  Art.  62.  Wenn  dem  Begehren  nach  drei  auf  einander 
folgenden,  in  einem  Monat  eingebrachten  Mahnungen  nicht  Folge  ge- 
geben wird,  konnte  die  Commission  an  die  Generalversammlung  des 
Senats  appelUien.  Art.  63.  Eine  ähnliche  Commission  zum  Schutze  der 
sogenannten  Pressfreiheit,  die  „Commission  senatoriale  de  la  liberte 
de  hl  presse'S  hatte  über  Aufrechthaltung  der  Pressgesetze  zu  wachen. 
Das  Verfahren  bei  einer  Verletzung  derselben  war  wie  das  oben  ange-^ 
gebene  bei  einer  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit.  Die  Tagespresse 
war  von  dieser  ohnedies  sehr  spärlichen  Sicherheit  ihrer  Freiheit  aus- 
geschlossen. Art.  64 — 67.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  man  abermals 
in  die  willkürliche  Vermischung  der  Gewalten  verfiel,  waren  diese 
beiden  Ornnmissionen  weder  ein  Schutz  der  Person,  noch  der  Presse, 

kxt  46. 
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denn  anf  dem  langen  Wege,  den  die  Beschwerde  in  dem  einen  oder  »• 
dern  Fall  za  machen  hatte,  konnte  die  Verletzung  längst  ihren  beabäck- 
tigten  Erfolg  erreicht  haben.  Weiter  ertheilte  die  Constitution  jedem  eis* 
zelnen  Senatsmitgliede  das  Recht,  die  Gesetze  des  Corps  legislatif  n 
denanciren:  „als  bemüht,  die  Feudalherrschaft  herzustellen,  als  zuwider! 
der  Dnwiderruflichkeit  des  Verkaufs  der  Nationalgüter,  als  unconstitih 
tionell  in  der  Form  der  Beratbung,  endlich  als  gefährlich  den  Reditesj 
des  Kaisers  und  des  Senates.^  Art.  70.  Man  wollte  hier  mit  Wortes 
dem  gederaüthigten  Volk  schmeicheln  und  that  nichts  anderes,  als  die 
Rechte  der  Gesetzgebung  in  dauernde  Gefährdung  bringen.  Jeder  Se- 
nator konnte  somit  nach  seiner  persönlichen  Deberzengung  die  ganze  Ge- 
setzgebung denunchen  und  am  Ende  entschied  doch  der  Küser  über  deo 
Bericht  des  Senates,  den  dieser  über  das  Begehren  seines  Mitgliedes 
abgefasst.  Art.  71.  72.  So  lag  die  letzte  Entscheidung  über  die  Erait 
eines  Gesetzes,  und  somit  die  ganze  Gesetzgebung,  wieder  in  der  Maciü 
der  Executivgewalt  und  ihrer  gnädigen  Willkür.  Damit  all  dieses  Be- 
stimmungen auch  die  Ausfuhrung  garantirt  sei,  wurde  der  Senat,  dv 
nie  mehr  als  80  Mitglieder  haben  sollte,  mit  allen  iranzösischen  Priozeo.| 
wenn  sie  18  Jahr  alt,  allen  Grosswürdenträgem  des  Reichs  und  mii! 
jenen  Bürgern,  denen  der  Kaiser  die  Wurde  verleihen  wollte,  voU-| 
gepfropft  und  an  die  Geburt  und  die  Willkür  des  Herrschers  die  hek 
Trtbanat  and  ligstcu  Rochto  dcs  Volkes  geknüpft  Art  87.  Auf  die  VerändenrngeLi 
Corp.  i*gi,iatif.  ^^^^^  ^^  Tribunat  und  Corps  legislatif  unterworfen  wurden,  habt! 
ich  schon  ausführlich  hingewiesen.  Das  Tribunat,  so  schwach  es! 
ohnedies  schon  durch  seine  Zerreissung  in  Sectionen  geworden,  wnrde 
durch  das  Beeret  vom  19.  August  1807  endlich  gänzlich  zerst^;  dtsi 
Corps  legislatif,  in  dessen  leiseste  Regung  die  Hand  des  GoDveme-| 
ments  sich  hineindrängte  und  alles  durch  die  Form  von  Geschifts-i 
Ordnungen  lahm  legte ,  wurde  durch  das  genannte  Beeret  so  getheilt  | 
dass  drei  Commissionen ,  durch  je  sieben  seiner  Mitglieder  gebildet,, 
für  die  Gesetzgebung ,  Verwaltung  und  Finanzen  die  ehemalige  Thi- 1 
tigkeit  des  Tribunats  übten.  Die  Thätigkeit  der  Gesetzgebang  ^^\ 
übrigens  unter  dem  Kaiserreich  so  gering,  dass  die  trübselige  Stel- 1 
lung  derselben  keine  weiteren  Nachtheile  erzeugen  konnte.  Das  Kaiser- 
reich ward  durch  Verordnungen  und  Senatsbeschlüsse  regiert  Kd 
Blick  in  die  Bulletins  bietet  reiche  Beweise  dafür.  Tlt  X.  und  Jl 
>>*«  .    Das  Gouvernement  der  Republik,   verkündete  der  erste  Artikel 

JnJYe°M*°   <^®^  Constitution,   ist  einem  Kaiser  anvertraut  worden,  weldicr  den 
Erblichkell.    Xitel  Kaiscr  der  Franzosen  annimmt.    Die  Gesetze  und  ürtheile  aber 
werden  mit  dem  vollen  Titel  des  Kaisers  verkündet:    »Napoleon  toq 
Gottes  Gnaden  und  durch  die  Constitution  der  Republik  Kaiser  der 
Franzosen'^     Napoleon   Bonaparte,   gegenwärtig   erster   CodsoI)  i^ 
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KaiBer  der  FVanzosen.  Art  2.  Die  kaiserliche  Würde  warde  in  der 
Familie  nach  der  Ordnung  der  Erstgebort,  mit  ewiger  Ansschliessung 
der  Praaeo  und  ihrer  Nachkommenschaft,  erblieh  erklärt.  Art  3.  Da 
Napoleon  keine  ehelichen  Nachkommen  hatte,  ertheilte  ihm  die  Con- 
stitution das  Recht  der  Adoption  der  Kinder  nnd  Enkel  seiner  Brü- 
der. Den  Brüdern  Napoleons,  wenn  sie  auf  den  Thron  gelangen  soll- 
ten, ward  dieses  Recht  verweigert  Art.  4,  5  u.  31.  Wenn  Napoleon 
ohoe  jede  Nachkommenschaft  sterben  wurde«  sollte  sein  Bruder  Joseph 
Bod  dessen  Nachkommen,  und  nach  deren  Aussterben  Louis  und  seine 
Ibebkommen  den  Thron  erben.  Art.  8.  Im  Falle  des  Aussterbens  der 
ganzen  Familie  Bonaparte  haben  die  Grosswürdenträger  des  Reichs 
einen  Kaiser  zu  wählen,  denselben  dem  Senat  zur  Bestätigung  und 
dem  Volk  zur  Anerkennung  vorzulegen.  Art.  7.  Die  Gewalt  dieses 
neuen  Kaisers  lag  in  seinem  Namen,  der  Absolutismus  desselben  in 
der  Person,  die  zu  dieser  Würde  sich  emporschwang.  Für  diesen  Ab- 
solutismus umgab  sich  der  Kaiser  mit  einem  Staatsrath,  in  dem  die 
gesaramte  Regierungsgewalt  sich  centralisirte.  Tit  IX.  Ich  habe  seine 
OiigaBisation  im  Vorhergehenden  erörtert.  Für  den  Glaju  seiner  Würde 
bdebte  Napoleon  alle  jene  Institutionen,  welche  einst  die  Jahrhunderte 
geheiligt  und  gegen  die  das  Volk  in  der  Revolution  sich  erhoben  hatte. 

Sechs  Grosswürdenträger  stehen  dem  Thron  zur  Seite:  der  Grand     p^f  orw- 
Klecteur,  der  Archichancelier  de  Tempire,  der  Archichancelier  d'Etat, 
der  Architresorier,  der   Connetable   und    der   Grand  Admiral.    Die 
Würden  werden  vom  Kaiser  ertheilt  und  sind  unwandelbar.  Hit  ihnen 
smd  die  Ehren  dnes  französischen  Prinzen  und  ein  Gehalt  im  Werthe 
des  dritten  Theils  der  Apanagen  eines  Prüizen  verbunden.  Die  Gross- 
wördeoträger  sind  Mitglieder  des  Senats,  des  Staatsrathes»  bilden  das 
Grand  Conseil  des  Kaisers  und  jenes  der  Ehrenlegion.    Der  Grand 
Eleetenr  war  die  oberste  Verwaltungs-  und  Regierungsbehörde.    Er 
berief  den   Senat  in  Abwesenheit  des  Kaisers,  den  gesetzgebenden 
Körper  und  die  Wahlversammlungen.    Er  präsentirte  dem  Kaiser  alle 
p»  Staatsdiener,  die  ihren  Diensteid  in  die  Hände  desselben  abzulegen 
litten  und  sollte  selbst  den  Eid  des  Präsidenten  der  WahlcoUegien 
empfiuigen,  die  er  vertritt    Der  Erzcanzler  des  Reichs  ist  in  seinen 
Fuictionen  gevrissermassen  der  höchste  Gerichtsbeamte.  Er  hatte  den 
Jibresarbeiten  des  Justizministers  zu  assistiren,  dem  Kaiser  die  be- 
stehenden Missbräuche  anzuzeigen,  dem  hohen  kaiserlichen  Gerichtshof 
vnd  den  vereinigten  Sectionen  des  Staatsratbs  und  des  Tribunats  zu  prä- 
«idirtn.  Er  ist  Zeuge  bei  den  Heirathen  der  Prinzen,  der  Geburt,  der 
Vermählung,  Krönung  nnd  des  Ablebens  des  Kaisers.  Er  präsentirt  dem 
^er  die  Grosswürdenträger,  die  Minister  und  Staatssecretaire  zur 
AblegoDg  des  Eides  und  empfängt  selbst  den  Eid  der  Mitglieder  des 
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Gassationfibofes,  der  Präsidenten  und  Generalprocuratoren  der  Appel- 
lationshöfe  und  Criminalgerichte.  Der  Staatscansler  liat  die  Functioaen 
des  Reichscanzlers  in  allen  äussern  Angelegenheiten.  Der  Ensehats* 
meister  ist  der  höchste  Finanzbeamte,  assistirt  den  Jahresarbeitea 
des  Finanzministers,  überreicht  dem  Kaiser  die  mit  seinem  Visa  yer- 
sehenen  Jahresrechnungen ,  schliesst  und  anerkennt  das  Grand  Li?» 
in  seinen  Verrechnungen,  zeichnet  die  Brevets  und  Pensionen,  emf^U^ 
den  Eid  der  höchsten  Beamten  des  Rechnungswesens  und  der  Fuiattt- 
Verwaltung.  Der  Gonnetable,  diese  mit  dem  alten  Eönigthiun  eigraute 
und  dem  Ruhme  der  französischen  Geschichte  innig  verbundene  Wurde, 
wurde  von  Napoleon  auch  nur  als  eine  höchste  Behörde  im  Krieg»- 
departement  angesehen  und  demgemäss  ähnlich  den  anderen  Gross- 
würden  eingerichtet.  Derselbe  Wirkungskreis  im  Gebiete  des  MaiiDe- 
Wesens  wurde  dem  Grossadmiral  zugetheilt.  Tit*  V. 

Neben  den   Grosswurdenträgem  des  Reichs  stehen   die   Gross- 

ofAeiere.  officiore  desselben:  die  16  Marschälle,  die  8  Inspectoren  und  Generäle 
d«r  Artillerie,  des  Geniewesens,  der  Gavalierie  und  Marine  and  die 
bürgerlichen  GrossofAciere  der  Krone.  Ihre  Wurde  ist  unwandelbai 
und  geht  nur  durch  ein  Drtheil  des  höchsten  kaiserlichen  Gerichts- 
hofes verloren.  Tit.  VL  Die  Stellung  all  dieser  Wurden»  das  Leben  des 
kaiserlichen  Hofes  wurden  durch  ein  weites  Hofceremoniell  geordnet, 
indem  mM  all  den  Glanz  und  die  Sorgfalt  des  Hofes  Ludwig  XVI. 
wieder  neu  zu  beleben  versuchte. ') 
iMe  Gerichts-  Die  gesammte  Gerichtsorganisation  wurde  gemäss  der  Gestalt  des 

barkeft.  Gouvememeuts  umgewandelt.  An  die  Stelle  der  anfachen  Namen 
der  Tribunale  der  Republik  traten  die  hochklingenden  der  Gerichts- 
und Appellationshöfe,  Tit  XIV.,  und  an  die  Spitze  derselben  ward  eise 
»Haute  cour  imp^riaie^  gesetzt.  Dennoch  war  diese  kein  höchstes  Cri- 
minalgericht,  sondern  ein  politisches  Tribunal  und  sollte  als  solches 
„die  Krönung  des  constitutionellen  Gebäudes^  ^)  sein.  Ihre  Geschichte 
weist  keinen  organischen  Gang  nach,  nach  dem  dieser  Gerichtshof  sich 
durch  die  Revolution  hindurch  entwickelt  hätte.  Wohl  hatte  auch 
die  Constituante  fdr  das  undefioirbare  Verbrechen  des  crimen  iaesae 
nationis  einen  hohen  Nationalgerichtshof  eingesetzt,  gebildet  ans  den 
Mitgliedern  des  Cassationstribunals  und  einer  haut  jury,  welcher  über 
die  Verbrechen  der  Minister  und  der  höchsten  Execntivbeamten  iifid 
Ober  alle  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Staates  nach  einer  An- 
klage des  Corps  legislatif  entscheiden  sollte.^)  Wenn  dieser  so  nuo  auch 


1)  Etiqaette  da  Palais  imperial.  Paris  1806. 

8)  Batbie  a.  a.  0.  B.  8,  468. 

8)  Constit.  TOD  1791.  Tit  Ol.  Ch.  6,  Art  88. 
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von  der  gleicbeir  Idee  ins  Leben  gerufen  wnrde,  wie  die  Institution 
Napoleons,  so  ^war  er  doch  in  seiner  ganzen  Organisation  *)  wesent- 
lich von  dieser  verschieden  und  mit  der  übrigen  Gerichtsorganisation 
i^  innig  verwachsen ,  dass  er  mehr  zu  dieser  als  in  den  Kreis  der 
obersten  Staatsgewalt  gehörte.  Bei  der  Darstellung  jener  werde  ich 
anf  denselben  wieder  zurückkommen  können,  üebrigens  wurde  auch 
seine  Competenz,  die  er  ein  einziges  mal  geltend  machen  konnte, 
gegen  die  Minister  Delessart  und  den  Herzog  De  Brissac  durch  die 
Septembermorde  1791  aufgehoben^)  und  das  ganze  Institut  durch  den 
Convent')  abgeschafft.  Dieselbe  Stellung  wie  der  höchste  National- 
gerichtsbof  der  Constituante  nimmt  der  höchste  Gerichtshof  der  Con- 
stitution an  ni.  ein.^)  Die  Constitution  an  YIII.  hat  die  Idee  und 
die  Institution  desselben  ganz  aufgegeben  und  erklärte  blos  nebenbei, 
dass  die  Minister,  wenn  sie  vom  Corps  16gislatif  in  Anklagestand  ver- 
setzt werden,  von  einem  hohen  Gerichtshofe  gerichtet  werden  sollen, 
dessen  Richter  aus  dem  Cassatlonstribunal  und  dessen  Geschworene 
ans  der  Liste  nationale  gewählt  werden  sollen.  *) 

Als  das  Kaiserreich  die  Idee  aufnahm,  hatte  ihr  Bestand  und  ihre  Die  Haut  eour 
Organisation  nichts  mehr  mit  den  Ideen  der  Revolution  gemein.  Aus  *"p<'*»^«- 
d«m  einst  für  ausgezeichnete  Verbrechen  eingesetzten  Gerichtshof  wurde 
ein  Ausnahmsgericht  für  privilegirte  Personen,  wie  sie  der  Feudalstaat 
ehemals  besass.  Napoleon  wollte  den  Glanz  der  alten  Monarchie  um  sich 
wieder  beleben  und  den  Grands  Seigneurs  seines  Reichs,  wie  einst  zu 
LudT^ig  XIV.  Zeiten,  ein  Ausnahmsgericht  geben.  Die  Competenz  der 
Haut  conr  imperiale  erstreckte  sich  demgemäss  nur  über  die  persön- 
lichen Verbrechen  der  Mitglieder  der  kaiserlichen  Familie,  der  Gross- 
würdenträger und  Grossofficiere,  der  Minister,  Staatsräthe  und  Staats- 
secretäre,  über  die  Verbrechen  und  Attentate  gegen  die  Sicherheit 
des  Staates,  die  Person  des  Kaisers  und  den  muthmasslichen  Thron- 
erben, über  das  Verbrechen  des  Missbrauchs  der  Amtsgewalt  der 
höchsten  Verwaltnngsbeamten  und  die  Verbrechen  des  Ungehorsams 
der  Generäle,  über  die  Ministerverantwortlickeit,  über  Erpressung  und 
Cnterschlagimg  der  Prefets  in  Ausübung  ihres  Amts,  über  die  Amts- 
missbräuche der  Appellations-  und  Criminalgerichtshöfe  wie  des  Cas« 
sationshofes  und  endlich  über  die  Denunciationen  wegen  willkürlicher 
Gefangenhaltung  und  Verletzung  der  Pressfreiheit.  Art.  101.  Sie  wurde 


1)  Organ.  Doc.  Tom  1.  April  1791. 

2)  Hiver  a.  a.  O.  309. 

3)  Dec  Yom  26.  September  1792. 

4)  CoDst.  an  DL  Art.  266-278. 
6)  Coiist  an  VUI.  Art.  78. 
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gebildet  aus  den  Prinzen,  Gross  Würdenträgern,  Grossofficieren  des  Reichs, 
dem  Justizministcr,  60  Senatoren,  den  6  Präsidenten  der  Sectionea 
des  Staatsraths ,  19  Staatsräthen  und  20  Mitgliedern  des  Cassations- 
hofes.  Der  Reichscanzier  sollte  den  Sitzungen  präsidiren,  die  im  Senat 
gehalten  werden.  Art  102—109.    Als  Generalprocurator  dieses  Ge- 
richtshofes ernannte  der  Kaiser  Regnault  de  St.  d'Angely.    Ihm  zoi 
Seite  standen  für  die  Uebung  des  Ministere  public  3  Tribunen,  die 
das  Corps  legislatif  ernannte  und  3  Mitglieder,  die  der  Kaiser  aus  den 
Appetlationshöfen  oder  Criminalgerichten  wählte.  Art.  105.  Der  Kaiser 
ernannte  auch  den  Greffier  und  zwar  auf  Lebenszeit  Art.  106.    Das 
Corps  legislatif  kann  gegen  alle  Personen,   die  der  Competenz  der 
Haut  cour  imperiale  unterworfen  waren,  die  Denunciation  Yorbringen. 
Art  110,  111  u.  112.    In  dieser  aber  ist  es  selbst  wieder  an  die  For- 
derung des  Tribunats  oder  50  seiner  Mitglieder  gebunden.  Die  Fo^d^ 
rung  sollte  in  beiden  Fällen  schriftlich  und  unterzeichnet  eingebracht 
werden.  Art.  112—114.    Die  Denunciationsacte  selbst  muss  vom  Prä- 
sidenten und  Secretär  des  Corps  legislatif  unterzeichnet  sein.    Jeder 
Minister  kann  die  Personen,  die  der  Haut  cour  imperiale  unterstehen 
und  seinem  Departement  zugetheilt  sind,  denunciren.  Art  119.   Der 
Gerichtshof  sollte  stets  erst  seine  Competenz  prüfen  und  dann  durch 
ein  definitives  Urtheil  entscheiden,  ob  einer  Verfolgung  statt  gegeben 
werden  kann  oder  nicht    Im  ersten  Fall  ist  binnen   8   Tagen  die 
Klage  an  die  Commissäre  des  Gerichtshofes,  die  der  Erzcanzler  jedes- 
mal ernennt,  zu  überweisen  und  von  diesen  der  Process  zu  instrairen 
und  der  Rapport  vorzubereiten.  Art  123  u.  124.    Wenn  diese  Com- 
mission  der  Anklage  stattgiebt,  kann  eine  Verhaftung  des  Schuldige 
erfolgen,  im  andern  Fall  der  Gerichtshof  durch  einen  endgültigen  Be- 
schluss  die  Anklage  erledigen.  Art.  125,  126.  Die  Processverhandlong 
und   UrtheilsfäUung  ist   öffentlich.    Der  Angeklagte  hat  das  Recht, 
einen  Vertheidiger  sich  zu  wählen  und  10  Mitglieder  des  Gerichtshofes 
auszuscheiden.  Die  Strafen  werden  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz 
bestimmt,   doch  hängt   die   Execution   der  Urtheile  auf  infamirende 
Strafen  von  xder  Bewilligung  des  Kaisers  ab.  Tit  XUL    Trotzdem  die 
Constitution  mit  so  grosser  Sorgfalt  diesen  kaiserlichen  Gerichtshof 
organisirt  hatte,  wurde  seine  Competenz  doch  in  dem  einzigen  Falle, 
der  während  des  Kaiserreichs  seine  Thätigkeit  erheischt  hätte,  in  der 
Verschwörung  Malets  und  Genossen,   ausser  Kraft  gesetzt  und  die 
Schuldigen  von  einem  Kriegsgericht  gerichtet.*) 


*)  DoDrilli:  Hist.  de  la  Conspiration  de  Malet  Thiers:  Consolat  B.  UV. 
u.  XV.    Process  Malet  1826. 
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Bis  za  dem  Angenbiick,  in  dem  die  Wahl  des  neuen  Kaisers  voll-  intorrcffDam 
sogen  ist  und  diese  Constitution  in  Kraft  treten  kann,  sollten  die  busam 
Staatsgeschäfte  durch  die  Minister  geführt  werden,  welche  sich  zu  *  ^  - 
einem  »Conseil  du  Gouvernement^'  vereinen  und  mit  Stimmenmehrheit 
die  vorkommenden  Gegenstände  entscheiden  und  erledigen.  Art.  VIIL 
So  legte  man  noch  einmal  am  Ende  der  Revolution  die  höchste  Re- 
gienmg  in  die  Hände  einer  republikanischen  Executivgewalt.  In  Wahr- 
heit aber  leitete  auch  während  dieser  Zeit  Napoleon  die  Herrschaft, 
bis  erfällt  wurde,  was  er  als  Ziel  seines  Lebens  aufgestellt,  bis  er 
anf  den  Thron  Prankreichs  stieg  und  seine  Herrschaft  offen  der  stau- 
Denden  Welt  verkünden  konnte.  Es  ward  erfüllt,  was  Rousseau 
ahnend  von  Corsica  sagte,  dass  „diese  kleine  Insel  eines  Tages  die 
Welt  erstaunen  wird.**)  Am  6.  November  1804  verkündete  der  Senat, 
dass  das  französische  Volk  die  Erblickeit  der  Kaiserwürde  anerkannt 
habe  und  zwar  mit  3,521,675  von  3,580,254  Stimmen.  Die  Revolution 
war  beendet. 

Es  war  der  grüsste  Gedanke  der  Geschichte  Napoleons,  der  so  di«  Henteiiaog 
in  Erfüllung  trat.  Nicht  Frankreich  allein ,  ganz  Europa  sollte  die  ^*^«  ^•^•'•• 
Jahrhunderte  seiner  Vergangenheit  vor  dem  verwegenen  Emporkömm- 
ling beugen  und  die  Geschlechter  aller  Staaten  sich  ihm  versöhnen. 
IVaurig  ist  es  nur,  dass  einmal  auf  der  Höhe  des  Glanzes  angelangt, 
Niemand  weniger  den  Werth  desselben  in  seiner  Grösse  suchte,  als 
Napoleon.  Prächtiger  trat  der  Kaiser  auf,  als  der  erste  Consul,  aber  er 
war  nicht  grösser,  er  hat  keine  grösseren  Thaten  geschaffen,  als  dieser. 
Aber  einmal  auf  diesem  Wege,  gab  es  kein  Halt  mehr!  Der  grösste 
Mann  seiner  Zeit  hat  den  kleinlichsten  und  niedrigsten  Gedanken  auf« 
gestellt,  den,  dass  Formenzwang,  äusserer  Pomp,  Hofschranzen  und  be- 
tresste  Kammerjunker  dem  Geist  der  Geschichte  mehr  genügen  wer- 
den, als  die  Thaten  seines  Geistes.  Durch  das  Decret  vom  1.  Mära 
1804  rüstete  er  die  Titulare  der  Grosswürden  mit  dem  Titel  Prince 
nnd  Altesse  serenissime  aus.  Den  Titel  Gomte  gsb  er  den  Ministern, 
Senatoren  und  Staatsräthen,  den  Präsidenten  des  Corps  l^gislatif  und  den 
Enbischöfen.  Mit  einer  Reihe  anderer  ausgezeichneter  Adminisirativ- 
nnd  Justizstellen,  mit  der  Präsidentschaft  des  Cassationshofes  und  der 
Appellationshöfe,  der  Wahlcollegien,  der  Bischofswürde  und  den  Plätzen 
der  Maires  »unserer  37  guten  Städte'S  die  der  Krönung  assistirt 
hatten,  ward  der  Titel  Baron  verbunden.  Was  die  Revolution  für 
^wig  hatte  vernichten  wollen,  das  führte  er  mit  unreinen  Händen  wie- 
der ein.  Er  stellte  die  Majorate  her,  rüstete  seinen  Adel  und  das 
Vermögen  desselben  mit  privatrechtlichen  und  öffentlichen  Privilegien 

•)  Contr.  8oc.  Lit.  U,  Ch.  10. 


aus,  gab  den  erstgeborenen  Söhnen  der  Grosswürdenträger  den  T\ 
eines  Duc  de  Tempire  und  bestrafte  mit  der  Strenge  des  Gesetzes  je 
Usurpation  eines  Adelscharakters.')  In  der  kürzesten  Zeit  hatte  Na{ 
ieon  2189  Majoratstitel  ertheiit.^)  Und  um  dem  Glanz  seiner  Herrsch 
auch  die  Macht  des  Geldes  zu  verleihen,  führte  er  durch  das  Senat 
consulte  vom  30.  Januar  IS  10  auch  die  Apanagen  wieder  em.  1 
Revolution,  welche  durch  sie  das  Land  zerrissen  und  die  einheitlk 
Herrschaft  durch  die  Selbständigkeit  und  Macht,  die  sie  ihrem  ] 
sitzer  gaben,  geschwächt  sah,  hatte  sie  mit  den  übrigen  Resteu  i 
Feudahegiments  vernichtet.  Sie  hätten  es  für  ewig  bleiben  s.jll 
Aber  Napoleon  wusste  wohl,  was  er  mit  ihrer  Herstellung  mad 
Die  unbeweglichen  Apanagen  geben ,  wenngleich  dem  Besitzer  sd 
eine  grosse  Selbständigkeit,  so  doch  auch  eine  grosse  Macht  i 
Herrschaft,  welche  einem  Emporkömmling  stets  nöthig  ist,  fort 
pflanzt  zu  sehen.  „Aber  sie  concentriren  in  den  Händen  der  prinzlkt 
Familien  für  die  Dauer  ein  Gut,  welches  der  Staat,  indem  er  e^  < 
Privatindustrie  übergiebt,  reichlich  verwerthen  könnte;  sie  sio«! 
Nachtheil  der  öffentlichen  Macht.***)  Aber  nicht  diese,  die  persünllc 
Gewalt  herzustellen,  war  Napoleons  Aufgabe  und  Absicht. 
Gfinziicbe  So  vemichtetc  Napoleon  Schritt  für  Schritt   die  grössten  Idt 

Vernichtung    j^j.  Revolutiou  uud  um  Seinem  Werke  zur  Herrschaft  zu  verbell 

der  Rcvolntion. 

schleuderte  er  den  Fluch  der  Zerstörung,  Verwüstung  und  alles  Leb 
in  die  europäische  Welt,  vernichtete  am  Ende  das  Volk,  das  er  st  1 
gross  gemacht  und  stiess  es  zurück  in  die  T}Tannei  der  Vergangenheit. 
war  es,  der  die  Rückkehr  der  Bourbonen  auf  den  französischen  TLi 
möglich  machte  und  abermals  die  Unfähigkeit  zur  Herrschaft  füM 
bis  wieder  eine  Revolution  für  alle  Zukunft  sie  vernichtete.  Er  ^ 
es,  der  für  ganz  Europa  die  Reaction  heiligte,  die  ohne  ihn  nie  id< 
möglich  gewesen  und  die  endlich  im  Wiener  Frieden  ihren  gesetzli:li 
Ausdruck  fand.  So  ist  er  nicht  die  letzte  Schöpfung  der  Riivoluti^ 
nicht  ihr  bewaffneter  Repräsentant,  nicht  ihr  siegreicher  }M^sm 
sondern  ist  die  Vernichtung  alles  dessen,  was  diese  Zeit  gedacht.  | 
wollt  und  gethan.  Erst  dann,  als  er  von  seinem  Volk  gehasst  a 
verlassen,  von  ganz  Europa  verflucht,  seiner  eigenen  Grösse  en^ 
erst  dann  erhob  sich  von  Neuem  der  Hauch  jener  Zeit  und  xog  < 
frischend  durch  die  europäische  Welt,  drängte  die  Völker  sot\v^ 
auf  der  für  kurze  Zeit  verlassenen  Bahn  und  zeigte,  dass  die  Mao 
der  wahren  Idee   doch  stärker  ist,   als  die  Hand  des  gewaltigst 


1)  Code  p^al  Art.  258. 

2)  Batbie:  Trait^  a.  a.  O.  B.  U,  S.  304. 
8)  Gandry:  Trait^  da  Domaine  B.  II.  849. 
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Despoten,  den  die  Erde  erzeugen  konnte.  Und  erst  dann,  als  der  all- 
gemeine Fortschritt  die  Völker  Europas  wieder  belebte,  versöhnte  er 
sie  auch  mit  dem  Manne,  der  sie  gewaltsam  auf  ihrem  Wege  zurück- 
halten wollte.  St  Helena  wurde  zu  seinem  Opferaltar  und  hat  ihn 
geheiligt. 

Wir  leben  heute  noch  in  jener  Zeit  der  Versöhnung  und  können 
QDS  glucklich  preisen,  dass  die  Geschichte  die  Völker  so  weit  gereift 
hat,  dass  ein  Despot  nicht  mehr  möglich  ist,  der  sie  alle  mit  einem 
Schlag  zu  vemicbten  drohen  kann.  Der  immer  wiederkehrende  Bruch 
der  Wiener  Verträge  und  Friedenschlüsse,  welcher  die  Geschichte  bis 
auf  unsere  Tage  ausgefüllt,  ist  uns  eoie  sichere  Garantie  dafür,  dass 
die  französische  Revolution  nicht  umsonst  viel  des  Bürgerbluts  gefor- 
dert und  vergossen  hat 


Schlnss. 


DI«  bmu  J^ie  Worte,  die  den  Begriff  der  französischen  Revolution  bilden  und 
«•iiiw  ürüwHt.  „jjj  als  Fingerzeig  dienten,  die  ersten  Grundlinien  dieses  Werkes 
zu  zeichnen,  können  jetzt,  nachdem  ich  die  Summe  der  Thaten 
und  Ideen  aneinandergereiht,  auch  das  Resultat  bestimmen,  das  sieb 
daraus  ergiebt.  Dass  ich  es  versuche,  nachdem  mehr  als  ein  halbes 
Jahrhundert  über  die  Zeit  dahingeschritten  und  die  hervorragendsten 
Geister  fast  aller  Nationen  mit  forschendem  Blick  in  des  Getriebe 
der  furchtbaren  Bewegung  geschaut  und  darüber  des  Grossen  and 
Schönen  viel  gesagt  haben,  wird  mir  nicht  als  unnütze  Abschwei- 
fung von  der  Sache  angerechnet  werden.  Auf  einem  anderen  Ge- 
biete bewegt  sich  meine  Darstellung,  als  dem,  das  so  oft  und  so 
ausgezeichnet  schon  bearbeitet  worden,  mit  anderen  Absichten  und 
Hoffnungen  habe  ich  das  Meine  beschritten.  In  den  Grenzen  des 
Gesetzes  fand  ich  die  Grenzen  des  Urtheils.  Und  abgesehen  von  di^ 
sem  selbst  auferlegten  Zwange,  glaube  ich,  dass  es  nöthig  ist,  um  eine 
solche  Zeit,  wie  die  der  französischen  Revolution,  gerecht  zu  beurtheileo, 
dass  eine  weite  Zeit  sich  zwischen  die  Ereignisse  und  ihre  thränen- 
reichen  Folgen  um  den  Richter  derselben  stellt.  Die  Zeitgenossen 
jener  mussten  erst  ins  Grab  steigen,  die  Asche  der  Sieger  und  Besiegten 
musste  sich  vermischen,  ehe  man  ohne  Leidenschaft  die  zurückge- 
lassenen Denkzeichen  prüfen  und  richten  konnte.  Es  sind  mächtige 
Denksteine  dee  Geschichte  und  reich  an  gewaltigen  Lehren.  Sie  ver- 
dienen Gerechtigkeit! 
Der  suatigtitt  Einen  grossen  und  mächtigen  Staatsbau  zeigt  uns  das  Ende  des 
«n'^i^n^l^^^'  18.  Jahrhunderts  auf  dem  europäischen  Continent  Unmöglich  schien 
'  es,  dass  er  in  all  seiner  Gewalt  wanken  und  stürzen  könne.  Und 
dennoch  bricht  er,  wie  ein  morsches  und  durch  und  dnrch  faules 
Mauerwerk  beim  ersten  Sturm  der  Zeit  zusammen  und  wie  loser  Staab 
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wird  er  von  ihm  binweggef^.  In  einem  einzigen  Gedanken  vereint 
sich  eben  Macht  und  Gewalt,  Leben  und  Sein !  Nicht  das  Volk,  nicht 
der  Staat,  nicht  die  gemeinsamen  Interessen  sind  seine  Elemente,  nur 
die  Person  des  Fürsten  ist  all  überall  alleinig  Geist  und  KOrper.  Sein 
Interesse  ist  Volks-  und  Staatsinteresse,  seine  Absicht  Volks-  und 
Staatsabsicht,  seine  Ehre  und  Tüchtigkeit  die  des  Volkes  und  der 
Staaten,  wie  seine  Schmach  und  Schlechtigkeit  das  Elend  der  Völker 
nod  Reiche.  Wie  am  Ende  des  grossen  Römerreiches,  ist  am  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  nur  der  Fürst  in  seiner  Person,  seinem  Willen  und 
Handeln  das  Maass  des  Werdens  oder  Zugrundegehens  I  Dort  ahnte 
es  das  Volk  und  in  seiner  Zerrüttung  greift  es  zum  Meuchelmord,  um 
Tom  Elend  sich  zu  befreien  und  eine  neue  Zukunft  mit  einem  neuen 
Herrscher  sich  zu  schaffen.  Hier  erhebt  sich  die  Revolution,  weil  die 
jugendlichen  Völker  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  sich  entfalteten  und 
nur  in  der  Gemeinsamkeit  ihre  Kraft  erkannten.  Im  gemeinsamen 
Kampf,  nicht  durch  den  einzelnen  Königsmörder  will  die  Zeit  ihre 
Geschicke  bestimmen.    Die  Revolution  brach  los,  aber  sie  richtet  sich  »er  suau^eirt 

der  B«Tolntion. 

Dieht,  wie  ehemals  im  ersten  Sturme,  nur  gegen  den  Urquell  des  Uebels, 

gegen  den  geglaubten  alleinigen  Repräsentanten,  gegen  den  Regenten, 

sondern  gegen  die  ganze  Staatsorganisatiou,  die  sie  vorfindet  und  die 

ae  umgestalten  will.    Das  erstemal  steht  eine  Gewalt  auf,  die  bisher 

iuil)ekannt  und  namenlos  war.     Kaum  hat  sie  ihre  Kraft  gefühlt, 

kenozeichnet  sie  sich  als  ein  geschlossenes  Ganzes.    Sie  nennt  sich 

das  Volk,  die  Nation.    Weil  sie  selbst  das  Gemeinsame  ist,  sieht  sie 

ihren  Charakter  nur  im  Gemeinsamen  und  Allgemeinen.    In  den  uran- 

fimglichen  Rechten  sucht  sie  ihren  Charakter,  denn  nur  in  ihnen  sieht 

sie  ihre  Bedeutung,  weil  sie  in  ihnen  nur  ihre  eigene  Ewigkeit  sieht 

Eine  Ewigkeit,  die  nie  zerstört  war,  nie  aufgehört  hat  zu  sein,  sondern 

allein  durch   das  Unnatürliche,  Willkürliche  verdunkelt  wurde  und 

Terdonkelt  werden  konnte,  so  lange  sie  selbst  die  Kraft  der  Erkennt- 

niss  ihres  eigenen  Wesens  nicht  besass.    Sie  erkennt  in  sich  allein  den 

Staat  und  setzt  sich  allein  als  die  Aufgabe  des  Staats.    Sie  macht 

sich  selbst  zu  seinem  Geschick.    Alles  Gewordene  ist  der  Feind  des 

Ilranlinglichen,  denn  dieses  ist  immer  gleich,  jenes  in  seinem  Werden 

ihm  stets  feindlich  und  entgegengesetzt    Freiheit  und  Gleichheit  ist 

seine  Basis  und  sein  Recht  und  Gesetz,  Gewalt  und  Herrschaft  seine 

Auflösung  und  Zerstörung.    Diese  vernichtet  die  Gleichheit,  jene  die 

Freiheit    Sie  können  friedUch  sich  nie  vereinigen,  so  wenig  als  Ein-     i>«r  Kampf 

iHkiongskraft  und  Erinnerung,  die  Seelenzustände  beider  sich  versöhnen    %eMUto^ 

können.  In  ungemessenen  Räumen  bewegt  sich  die  Kraft  der  uranfäng-     Element«. 

bchen  Rechte.    Denn  wie  sie  uranfänglich  waren  und  keine  Geschichte 

haben,  so  sind  sie  ewig  und  die  Ewigkeit  ist  ihre  Zukunft    Nur  in  der 

Richter:  SUate-  and  GeMUeehAitarecht.    L  81 
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Vergangenheit  sucht  die  Gewali  des  Gewordenen  seine  Bedentoog, 
unter  Gräbern  phantasirt  sie  auch  ihr  Zukunftsleben  und  im  Zwdfel 
an  die  Dauer,  der  sie  quält,  weil  sie  ja  auch  ihr  Entstehen  bereehoeo 
kann,  hängt  sie  an  bitteren  Erinnerungen  und  stätzt  auf  diese  allein 
ihr  Recht  Glänzend  und  gelährlich  sind  die  fernen  Ziele  jener,  nar 
vom  Widerschein  der  Vergangenheit  erleuchtet,  ohne  Kraft  zu  schaffen, 
nur  wie  das  sieche  Alter,  bedacht  das  Erworbene  zu  erhalten,  ist  die 
Thätigkeit  dieser.  So  trafen  die  Kräfte  aufeinander  und  so  entfaiaiuite 
der  Kampf,  den  die  Geschichte  die  französische  Revolution  neimt  Im 
ersten  Sturm  ward  der  Weg  der  m(ygiichen  Versöhnung  verwQstei 
Die  Fahnen  der  schöchtemen  Vernunft  verschwanden  und  stül  bairte 
die  Macht,  die  sich  mit  ihnen  deckte,  obgleich  sie  ahnte,  dass  sie 
zur  Herrschaft  berufen  sei,  da  sie  den  beiden  entgegengesetzten  Ge- 
walten erhalten  will,  was  sie  Verständiges  und  Gerechtes  in  sick 
schliessen. 
Die  Parteien  j[)j^  Parteien,  die  in  diesem  Kampf,  den  wir  nie  so  scharf  aus- 

ihrc  Qetuit  geprägt  Sehen,  als  in  der  französischen  Revolution,  obgleich  er  von  jeher 
und  in  allen  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart,  gefochten  wurde,  erscheinen, 
zeigen  sich  alsbald  in  ihrer  wahren  und  nackten  Gestalt.  Auf  der 
einen  Seite  das  Volk  mit  seinen  Fahrern,  die  in  der  höchsten  Auf- 
regung seine  Schmeichler  werden,  auf  der  anderen  die  Regierung  mit 
ihren  Vorkämpfern,  die  dauernd  ihre  Nutzniesser  sind.  Hier  ist  es  die 
Person  des  Königs,  um  die  sie  sich  schaaren,  dort  ist  es  die  Idee  des 
Volkes,  unter  der  jene  sich  in  Hoffnung  und  Wünschen  bergen.  Jene 
sprechen  dem  Regenten  nur  von  seinen  Rechten  und  erkennen  keine 
Grenze  fQr  seine  Macht,  nicht  einmal  för  die  Debergriffe  seiner  Gewalt 
Eine  Pflicht  ihm  zuzumuthen,  ist  ein  Verbrechen.  An  der  Unfehlbar- 
keit seiner  Weishdt  zweifeln,  der  Allmacht  seines  Willis  widerstreben, 
schwerer  Frevel.  Zu  eitlen  Schmähungen  werden  die  Klagen  der 
Unterthanen,  Debermuth  und  Undank  ist  der  Wunsch  das  Elend  lu 
verbessern  und  Auflehnung  heisst  die  gerechtfertigste  Bemühung,  ilm 
zu  verwirklichen.  Das  Volk  aber,  wenn  es  den  Schmeichlern  verftUt, 
theilt  das  Schicksal  der  Könige,  die  sich  ihnen  überliefern.  In  gMchen 
Maass  verwenden  diese  ihre  Macht.  Sie  sprechen  von  Freiheit  und  nur 
von  ihr,  nie  von  Gehorsam  und  Ordnung,  sie  lehren  mit  sieben 
Worten  nur  Rechte,  die  man  fordern  kann  und  verschweigen  vorsichtig 
die  Pflichten,  die  man  erfüllen  soll.  Die  gesellschaftliche  Ordnung 
vrird  in  ihrem  Munde  zu  ebenso  vielen  Brüchen  der  ursprünglidien 
Gleichheit  und  als  eine  heilige  That  gilt  ihnen  der  Ungehorsam  gegen 
die  gesetzlichen  Autoritäten.  Jene  täuschen  den  Monarchen,  indem 
sie  sich  ihm,  als  allein  beseelt  von  der  Treue  gegen  ihn,  darsttUen; 
diese  täuschen  das  Volk,  indem  sie  unaufhörlich  betheuem,  dass  sie 
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dem  allgemeinen  Wohl  jedes  Opfer  zu  bringen  bereit  seien.  Und 
dennodi  ist  die  gemeinsame  Triebkraft  beider  ihr  eigenes  Interesse. 
Sie  tragen  die  trügerische  Maske  eines  Ideals,  um  durch  seinen  Mund 
u  sprechen,  in  seinem  Namen  befehlen  zu  können  und  unter  seinem 
Schatze  ihre  Beute  zu  sichern.  Doch  nur  kurz  währt  zum  Glück  der 
Staaten  eine  sdclie  Täaschung.  Wer  die  physische  Macht  hat,  der 
kann  si^n,  denn  das  Recht  wird  hier  nicht  entscheiden,  weil  es  den 
Ulnden  nnUaterer  Gesellen  überliefert.  Aber  der  Sieg,  wer  immer  ihn 
erringt,  wird  nicht  behauptet  werdnn  können,  da  in  den  Trägern  das 
fiewusstsein  ebenso  wie  die  Ueberzeugung  von  der  Wahrheit  der 
Henrschaft  ihres  Sieges  fehlt.  So  zeigte  es  die  Zeit  des  Convents. 
Sie  hatte  das  Königthum  vernichtet  und  in  Staub  zermalmt  mit  allen 
seinen  Anhtagern  nnd  Freunden.    Adel  und  Kirche  stürzten  mit  ihm.  Untergang  der 

°  Partelen  in  der 

Aber  auch  die  Nation,  die  jetzt  auf  den  Thron  stieg,  herrschte  wie  Gewalt  det 
das  gehassle  Königthum  und  verfiel  den  gleichen  Lastern.  Die  Fäuste  ^*°>«i°«"- 
der  Volksmänner  übten  die  Willkür,  die  jenes  einst  geübt,  Elend  und 
Zeirüttnng  strömte  aas  den  idealen  Zielen,  die  mau  gesetzt  und  der 
]ieil%e  Name  des  Volkes  war  nur  ein  eitler  Schall.  Und  er  verschwand, 
Bo  mächtig  er  auch  die  Ohren  des  Lauschenden  betäuben  mochte, 
»bald  die  Gewalt  geboren  ward,  die  sich  selbst  als  die  Hoffnung,  sich 
allein  als  das  Gluck  ansah.  Sie  setzte  den  ausschweifenden  Zielen 
in  der  Ordnung,  die  sie  bot,  ein  erreichbares  Gut,  in  der  Sicherheit, 
die  sie  schuf,  einen  fassbaren  Werth.  Sie  setzte  die  Rechte  durch  das 
starre  Wort  des  Gesetzes  fest,  aber  forderte  für  den  Genuss  derselben 
aach  eine  mächtige  and  treue  Pflichterfüllung.  Wenn  aber  die  Gewalt 
auftritt,  und  sie  wird  stets  im  Kampf  der  Parteien  geboren  und  am 
Eode  znr  ungeahnten  Herrschaft  gebracht,  und  in  die  wildeste  Zer- 
rüttung ihr  Ansehen  legt,  dann  wird  ebenso  wenig  gerecht  und  sicher 
die  gesellschaftliche  und  staatliche  Ordnung  sich  begründen  lassen,  als 
die  F^eihdt  erworben  wird,  wenn  ein  wild  empörtes  Volk  um  sie  ringt. 
Wie  ihr  Besitz  eine  Machtfrage,  so  wird  die  Ordnung  nur  eine  Frage 
des  Zwanges  und  der  Gewalt  In  ihrer  Nothwendigkeit  und  ihrer 
Cebang  wird  eine  hohe  Weisheit  nöthig  sein,  um  die  Grenzen  derselben 
lestzoselzen«  Fehlt  sie  aber,  dann  wird  die  Uebung  der  rohen  Gewalt 
Ulm  alleinigen  Gesetz  erhoben  werden.  Das  Volk,  für  dessen  allge- 
nekten  Kämpfer  sie  eingetreten,  wird  da  nur  zum  Mittel  der  Herrschaft 
des  abermals  nur  rein  persönlichen  Interesses!  So  erhob  sich  bach 
dtt  Revolution  das  Kaiserreich  Napoleons  L  und  so  entwickelte  es 
lieh.  Aber  was  war  die  Folge  dieses  unseligen  Widerspiels  einer 
iiftteren  Vergangenheit  in  dem  Geist  des  grüssten  Mannes,  den  das 
Jahrhundert  gezeugt?  Dass  er  auf  der  Höhe  seiner  Macht,  ausgerüstet 
But  der  Gewalt,  die  einen  Welttheil  beherrschte,  dennoch  seine  Ohn- 
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^^'^  macht  erkennen  musste.  Denn  im  Besitz  der  Mittel,  alles  vi  schaffea, 
der  Gmu-  ^Tug  er  allein  die  Pflicht  und  die  Verantwortung  sie  demgemiss  xu 
h«rr«ch*fi.  verwenden,  unfähig  selbst  thätig  zu  sein,  forderte  der  Staat  und  das 
Volk  alles  von  ihm.  Es  hatte  sich  aufgegeben,  weil  der  Regrat  es 
dazu  zwang,  aber  es  hatte  seine  Bedürfnisse  nicht  verloren,  die  esi 
doch  nur  allein  befriedigen  konnte,  obgleich  die  Allgewalt  des  Regeoten 
sich  dies  zu  leugnen  schien.  So  forderte  man  endlich  alles  Ton  dem 
Allmächtigen  und  man  konnte  von  ihm  das  Allmächtige  fordern.  Als 
er  es  nicht  befriedigen  konnte,  da  stürzte  er.  Er  stürzte,  erliegend  det 
Gewalt  seines  eigenen  Volkes,  das  ihn  aufgab,  weil  er  allein  Alie^ 
sein  wollte  und  doch  nicht  Alles  sein  konnte.  Wie  Tor  Jahrhundertei| 
kehrte  sich  der  Zorn  des  Volkes  gegen  den  Monarchen  und  sein  al^ 
leiniger  Sturz  war  das  Maass  der  neuen  Hoffnung  und  des  Besserem 
Es  war  ein  grossartiges  Schauspiel,  das  die  Geschichte  verzeichnete^ 
aber  es  war  kein  Neues.  Ludwig  XVI.,  der  auf  dem  Schaffet,  Karl  Lj 
der  unterm  Henkerbeil  fiel,  die  Schaar  der  römischen  Imperatoren,  di^ 
unter  dem  Dolch  der  Mörder  und  Giftmischer  ihr  Leben  aushaachteo] 
alle  bieten  sie  dasselbe  Bild,  dieselbe  Wahrheit,  die  der  Sturz  Napvj 
leons  den  staunenden  Völkern  lehrte.  Der  Regent,  der  in  sich  dajj 
Vertrauen  zum  Volke  zerstört  und  es  ausschliesst  von  der  Mitwirkoiu 
an  seinem  Geschick,  dem  weigert  das  Volk  selbst,  früher  oder  spiter 
das  Vertrauen.  Und  der  Regent,  der  das  Vertrauen  des  Volkes  nichj 
besitzt,  geht  zu  Grunde.  i 

Diefnnsöaitehc  jjuu  haben  wir  aber  eine  Zeit  vor  uns  entrollt,  die  viel  m 
dirLö.uDg'de«  Grossen  und  Erhabenen  gethan,  mehr  noch  gedacht  und  gewoUt  haij 
zwietpftiti.  die  menschliche  Bedeutung  und  geistige  Vollkommenheit  auf  eine  knm 
Spanne  Zeit  so  zusammendrängte,  wie  es  selten  eine  andere  Zeit  geseheu. 
Und  dennoch  war  der  Kreislauf  der  Ereignisse  ein  solcher,  dass  Alles, 
was  gross  und  erhaben  war,  was  erhob  und  begeisterte,  Freiheit  ad 
Gleichheit,  Brüderlichkeit,  Heldenmuth  und  Heldenliebe  unterging  onil 
nichts  übrig  blieb,  als  die  Gewalt  und  nur  die  Gewalt  Wo  liegt  die 
Klärung  dieses  Räthsels,  wo  die  Lösung  dieses  Zwiespalts? 

Nur  der  Rechtsstaat,  wie  ihn  die  Gegenwart  begreifen  gelernt  hat. 
wird  ihn  lösen,  denn  nur  der  Rechtsstaat  ist  der  rechte  Staat  " 

Die  französische  Revolution  hatte  sich  das  Problem  onzweifelhatt 
gestellt.  Der  immerwährende  Kampf  um  die  Staatsgewalt,  das  Tasteo 
und  Prüfen  um  die  Organisation  derselben,  sind  Zeuge  davon.  Aber 
es  fehlte  der  Zeit  das  klare  Bewusstsein  vom  Recht,  es  fehlte  ihr  der 
Geist,  die  Ausfuhrung  eines  grossen  Gedankens  zu  durchdiingen  Qod 
beides  fehlte  ihr,  weil  in  der  Jugend  ihrer  Arbeit  die  Erfahrung  ni^^ 
die  Basis  war  und  sein  konnte.  Mit  keinem  Geist,  der  in  jener  Zeit 
regierte,  mit  keinem  Gesetzgeber  und  Freiheitskämpfer  kann  darum 
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die  Nachwelt  rechten«  Kein  Mensch  schreitet  über  seine  Zeit  hinaus 
ond  ihr  Bewusstsein.  Selbst  Napoleon  unterlag  ihr  in  seiner  ganzen 
Grösse,  obgleich  er  ahnte,  dass  die  Aufgabe,  die  das  19.  Jahrhundert 
IQ  lösen  hat,  auf  dem  Weg  nicht  gelöst  werden  wird,  den  er  selbst 
eingeschlagen.  Die  Herrscher,  die  nach  ihm  folgten,  stahlen  der  Welt 
tut  mehr  als  ein  Henschenalter,  weil  sie  bewnsst  aber  starrsinnig  die 
Augen  schlössen  vor  dem  Licht,  das  die  Zeit  durchdrang.  Aber  ihre 
Macht  war  ohnmächtig,  die  Finstemiss  wieder  zu  gebäbren.  Sie  erlagen 
der  Zeit,  weil  sie  ihr  widerstrebten  und  doch  zu  schwach  waren,  nach 
iinrem  persönlichen  Willen  sie  zu  beherrschen.  Und  wer  dies  nicht 
Termag,  der  muss  sich  ihr  fügen,  oder  er  geht  zu  Gründe.  Niemand 
wild  es  f&r  die  Länge  der  Zeit  vermögen. 

Wie  die  französische  Revolution  nun  freilich,  gegenüber  dem  «r-  Die  Lehren 
wachenden,  aber  noch  nicht  bewussten  Geiste  der  Zeit,  erlahmte  und  franzssitchen 
die  Aufgabe  nicht  erfüllte,  die  sie  sich  selbst  gesetzt,  so  hat  sie  doch  Resolution, 
mit  athletischer  Kraft  der  wirklichen  Erfüllung  vorgearbeitet  und  den 
Weg  gezeigt,  den  die  Zukunft  zu  durchschreiten  hat  und  den  sie  auch 
xom  Theil  schon  durchschritten.  Das  spracheinige  Volk,  das  ein 
aatQrliches  Interesse  seiner  Einheit  hat,  das  historisch  sich  entwickelte 
Landesgebiet,  das  die  Selbständigkeit  und  die  Kraft  der  Behauptung 
derselben  dem  Volke  bietet,  die  Regierung,  welche  den  geschichtlichen 
Zusammenhang  des  nationalen  Geistes  erhält  und  endlich  die  Ueber- 
leogimg,  daas  alle  Freiheit  der  Entwicklung,  ihr  Streit  und  ihr  Fort- 
schritt, nur  durch  eine  rechtliche  Vereinbarung  des  Volkes  und  der 
Regierung  erfolgen  müsse  —  das  sind  die  Grundpfeiler  des  modernen 
Staats  und  des  Staatsbewusstseins.  In  der  Gemeinschaft  dieser  Ele- 
mente aber  fordert  der  Staat,  dass  die  Stellung  der  Obrigkeit  nicht 
blos  moralisch,  sondern  auch  rechtlich  sich  ihm  unterordne  und  von 
ihm  beherrscht  werde.  Und  das  ist  es,  was  die  Gegenwart  den  Rechts- 
staat nennt  und  was  sie  fordert,  wenn  sie  diesen  begehrt.  Aber  gerade 
bis  zu  dieser  Höhe  des  Begriffes  reichte  die  französische  Revolution 
nicht  Sie  begriff  und  schuf,  was  einen  Staat  gross  und  mächtig 
machen  kann.  Sie  hat  und  sie  allein  hat  Frankreich  gross  gemacht. 
Aber  die  Ordnung  der  Staatsgewalt  hat  sie  nicht  geschaffen  und  doch 
ist  in  der  Ordnung  derselben  nur  ein  Recht  möglich.  Was  hat  sie 
nicht  versucht,  was  nicht  erprobt!  Aber  in  der  constitutionellen 
Monarchie  wie  in  der  wilden  Volksherrschaft,  in  dieser  wie  in  der 
geordneten  Republik,  hier  wie  im  Kaiserreich,  hat  sie  immer  wieder 
vergebens  die  Ordnung  und  das  Recht  gesucht. 

Der  Gedanke  der  Volkssouverainität  war  mit  dem  ersten  Tag  der  d*«  voikMouve- 
Bevolution  zur  Herrschaft  gebracht,  ja  er  srzeugte  sogar  die  Revolution,  j/ee,  Entartung 
Dieser  Gedanke  aber  war  der  Zeit  nicht  durch  die  Erfahrung,  sondern  «  wneKWning. 
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einzig  nud  allein  durch  den  Geist  einzelner  Phiiofiopben  übermittelt 
worden.  Wie  es  aber  wahr  und  natürlich  ist,  dass  nur  Das,  «as  jene 
in  seiner  Kraft  und  Tüchtigkeit  erhärtet  hat,  Dauer  und  Bestand  baben 
kann,  ebenso  wahr  und  naturlich  ist  es,  dass  Alles,  was  allein  die 
Idee  schafft,  erst  um  diesen  Bestand  und  diese  Dauer  ringen  mm, 
bis  es  mit  der  Zeit  in  seiner  Kraft  und  Tüchtigkeit  sich  geklirt  asd 
gefestigt  hat.  Zuerst  versuchte  die  Zeit  die  Volksmacht  neben  das 
Königthum  zu  stellen,  wie  die  Freiheit  der  Zukunft  neben  die  Gewalt 
der  Vergangenheit.  Das  war  in  der  That  der  Weg,  in  Wirklichkeit 
ein  kräftiges  und  lebensfähiges  Dasein  zu  schaffen,  denn  es  war  der 
Weg  der  Vermittlung  und  Versöhnung  zwischen  dem  Bestehenden  \xni 
Werdenden.  Zu  früh  aber  ward  jenes  von  diesem  überwuchert,  deno 
die  Pflege  und  Sorge  ward  ungleich  vertheilt.  Das  Werdende  sollte 
allein  zur  Herrschaft  gelangen.  In  einer  einzigen  Volkskammer  stellte 
man  es  persönlich  dar  und  glaubte,  weil  man  einen  Ausdruck  gefac- 
den,  auch  die  Dauer  der  Herrschaft  gefunden  zu  haben.  Der  Conveot 
entwickelte  diese  zu  absoluter  MachtföUe.  Da  aber  zeigte  es  skk 
dass,  was  man  geschaffen,  nur  ein  roher  unförmlicher  Organismus  ist, 
der  plötzlich  in  Erlahmung  versank,  weil  er  aus  seinem  Entwieklong^- 
process  herausgerissen  worden.  Das  Volk  seufzte  unter  der  Gev^t 
seiner  eigenen  Fäuste,  die  es  beherrschten  und  verzweifelte  an  der 
Macht  jener  Idee,  von  der  es  doch  vor  Kurzem  noch  alles  Heil  er- 
wartet hatte.  Aber  die  Erfahrung  hatte  doch  schon  die  Macht  der  Ide^ 
gerechtfertigt.  Auf  den  Gedanken  der  Constituante  kehrte  die  folgenäe 
Zeit  zurück,  sie  reinigte  ihn  in  seiner  f*onn  und  kl&rte  ihn  in  seioen 
Inhalt.  I^och  ist  es  nicht  die  Idee  des  Staates,  nur  die  des  Volkes 
die  man  anerkennt  und  begreift  Man  glaubt  noch  an  seine  Souverai 
nität  und  die  persönliche  Darstellung  derselben  in  dner  fast  absolotec 
Kammer.  Nur  ein  ganz  äusserliches  Mittel  wendet  man  an,  die  per- 
sönlichen Leidenschaften  zu  massigen.  Man  trennt  den  gleichen  St^f 
Eine  Idee  der  Mechanik,  nicht  der  politischen  Weisheit,  führte  die  Zeit 
darauf.  Darum  brach  die  Maschine,  sobald  ihr  mechanisches  Elem^o^ 
ausgenutzt  war.  Anderseits  aber  ringt  sich  doch  in  der  Bildung  eioer 
starken  Executivgewalt  der  Staatsgedanke  etwas  empor.  Man  sachte 
damit  die  Gegenwart  mit  der  Vergangenheit  wieder  zu  versöhnen  anJ 
in  dieser  die  Einheit  wie  die  Macht  zu  schaffen,  welche  einst  das 
Königthum  erhielt.  Es  ist  das  erstemal,  dass  man  einen  neuen  Fact^T 
in  seiner  ganzen  Gewalt  erkennt,  den  der  Gesellschaft  und  ihrer  On!* 
nung.  Man  kehrt  nicht  für  den  Staat,  nur  für  sie  und  ihre  VersöhnuDg 
auf  die  Idee  des  alten  Königthums  zurück  und  will  in  der  äusseren 
Staatsordnung  durch  eine  mächtige  einheitliche  Staatsgewalt  die  an- 
gestrebte Gleichheit   des  Volkes   zum  Ausdruck  bringen.    Ich  kehre 
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alsbald  auf  die  Entwicklosg  dieses  Processes,  der  die  inoere  Ordnong 
der  YolkssonTerainität  darstellt,  zurück.  Directorium  and  Consalat 
and  in  dem  angedeuteten  Streben  einander  vollständig  gleich,  so  gleich 
Inr  den  staatsrechtlichen  Gedanken,  dass  selbst  die  Unfähigkeit  der 
Mensdien  in  )enem,  wie  die  welthistorische  Bedeutung  des  Trägers  des 
CoDsnlats  aach  nieht  die  geringste  Verschiedenheit  zeigen  können. 
Wenn  nnn  aber,  die  Macht  der  Idee  und  Erfahrung  zusammenwirkend 
die  neoe  Staatsgewalt  wieder  zurQckfüfarten  auf  jene  Ordnung,  um 
welche  die  ersten  Tage  der  Revolution,  wie  um  ein  Ideal  noch  kämpften, 
worin  lag  es,  dass  dennoch  die  Herstellung  des  Militairdespotismus 
miSglich  war,  dass  man  auf  der  Bahn  der  Erfahrung  nicht  gleich- 
massig  fortschritt,  die  herrschende  Idee  ganz  und  gar  verleugnete? 
Sicher  lag  die  Möglichkeit  nicht  in  der  Grösse  und  Bedeutung  des 
eiDzehien  Mannes,  nicht  in  dem  Glänze  der  einzelnen  Talente,  die  ihn 
amgaboQ,  sondern  allein  in  der  Ohnmacht  der  inneren  Organisation, 
der  die  Pactoren  der  Staatsgewalt  Leben  und  Dauer  des  Lebens  geben 
wUte. 

Dids  ist,  neben  dem  Kampf  um  die  äussere  Gestalt,  der  zweite    ^*  '^^^ 

Ordnung  d«r 

Theil,  um  den  sich  die  Geschichte  der  Revolution  dreht,  um  dessen  voiu. 
klare  Darstellung  sie  so  lange  und  blutig  gerungen.  Man  wollte  die  •««▼•niBitit 
Volkssoaverainität  und  hatte  damit  den  Gedanken  gegeben,  dass  man 
sie  als  etwas  einheitliches  und  allgemeines  gewollt.  Sie  ist  ja  so  nur 
möglich.  Aber  im  ersten  Augenblick,  als  man  sie  bewahrheitete, 
erklärte  die  Gesetzgebung  der  Constituante  nur  den  Besitz  als  die 
Macht  des  Volkes,  welches  die  Souverainität  üben  sollte.  Dauernd 
bebeiTschte  diese  Vorstellung  und  eigenthnmlicher  Weise  mitten  im 
Kampf  am  Freiheit  und  Gleichheit,  auch  ein  Recht  dieser  Vorstellung 
die  Zeit  Nur  während  der  Herrschaft  des  Gonvents  kam  scheinbar 
der  Gedanke  der  allgemeinen  Gleichheit  im  allgemeinen  Stimmrecht 
sam  Ausdruck.  Aber  die  Gleichheit,  wenn  sie  blos  decretirt  wird, 
dass  sie  sein  soll,  wird  darum  noch  nicht  auch  wirklich  sein  müssen, 
unter  der  Constituante-  herrschte  sie  nicht  Man  begriff  sie  auch  nicht 
Qnd  wollte  sie  auch  nicht  als  etwas  Allgemeines  anerkennen.  Der 
Census  ist  der  Beweis  dafür.  Nur  die  Besitzenden  waren  als  gleich 
erachtet  Die  Partei  des  Besitzes  bildete  das  souveraine  Volk  und 
wurde  zur  Herrschaft  berufen.  Erst  der  Convent  erkannte  den  so  be- 
gründeten Widerspruch.  Er  will  die  Gleichheit  allgemein,  um  die 
Volkssonverainität  zur  Wahrheit  zu  machen  und  beruft  die  besitzlose 
Klasse  zur  Heirschaft.  Da  aber  auch  dies  nur  durch  ein  Gesetz  be- 
fohlen worden  und  die  Gesellschaftsordnung  keineswegs  wirklich  die 
Gleichheit  geschaffen  hatte,  um  eben  herrschen  zu  können,  tritt  alsbald 
derselbe  Kampf  wie  vorher  auf.    Die  besitzlose  Klasse  kämpft  gegen 
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die  besitzende  und  da  sie  kein  Mittel  begreift,  das«  diese  ihr  gleich  machen 
kann,  wendet  sie  die  gemeine  Gewalt  an.  Sie  k6pft  die  Besitzenden, 
ja  sie  köpft  aiich  den  König,  zum  Zeichen,  dass  sie  keine  Gewalt  mehr 
bedarf,  welche  in  ihrer  erhabenen  Stellung  die  ungleichen  Elemente 
der  Staatsgesellschaft  in  sich  vereint  und  versöhnt  Das  Ende  war 
die  abermalige  Herrschaft  eines  Theiles,  einer  Klasse  des  Volkes,  der 
besitzlosen  Klasse.  Die  Yolkssouverainität  war  ein  Name,  die  Partei- 
herrschaft war  wieder  die  Thatsache.  Jede  Trennung  des  Volkes,  sie 
mag  mehr  oder  weniger  ausgedehnt  sein,  ist  die  Begründung  dieser  Herr- 
schaft. Sie  aber  ist  nichts  anderes,  als  der  Kampf  der  Parteieiu  Di« 
Zeiten  ihres  Friedens  sind  nur  Zeiten  der  Ermattung  oder  der  Bewnsst- 
losigkeit  In  diesen  Zeiten  ist  ihre  Unterdrückung,  in  jenen  ihre 
Unterwerfung  die  eine  solche  Volkssouverainität  stets  umschwebende 
Gefahr.  Napoleon  übte  die  letzte,  und  die  Parteien,  getrennt  in  ihrem 
Lager,  verschieden  in  ihren  Absichten,  entrückt  dem  einheitlichen  Ziel, 
standen  ihm  wie  Werkzeuge  zur  Seite.  Und  als  er  endlich  den  Thron 
bestieg,  zwang  er  unter  seiner  allmächtigen  Hand  den  gesammten 
Staat,  das  gesammte  Volk.  Er  vermochte  es  jetzt,  weil  er  den  ihm 
übermittelten  Gedanken  aufgriff,  und  mit  den  Mächtigen  die  Ohn- 
mächtigen, mit  den  Reichen  die  Armen,  mit  der  Intelligenz  die  Gn- 
wissenheit  der  Masse  beherrschte.  So  war  Napoleons  Staat^edanke 
nach  seiner  innren  Organisation  auch  nichts  anderes,  als  die  Partei- 
herrschaft.  Und  auch  ohne  den  Absolutismus,  den  Napoleon  entfaltete, 
wäre  er  gestürzt,  weil  der  Fortschritt,  der  das  19.  Jahrhundert  un- 
aufhaltsam erfasste,  die  Parteien  imm^  wieder  zusammengerafft  und 
im  Kampf  aneinander,  gebracht  hätte.  Die  Zeit  hat  gelehrt,  dass  es 
in  Wirklichkeit  auch  geschah  1  Sein  Absolutismus  aber  beförderte  den 
Sturz,  weil  in  der  äusseren  Form  der  Staatsordnung  Napoleon  anf 
der  anderen  Seite  jenen  Fehler  übte,  den  die  Revolution  vor  ihm  anf 
jener  der  Volksrepräsentation,  der  Vertretung  der  Freiheit  der  Zukunft, 
geübt  Mit  gewaltsamer  Hand  wollte  er  diese  zerstören  und  allein  den 
Gedanken  der  Vergangenheit  und  seine  Allgewalt  wieder  herstellen, 
die  Regierung  in  der  Fülle  des  alten  Königthums  begründet  und  den 
Staat  in  ihm  allein  aufgehen  wissen.  Dieselbe  Kraft  des  Widerspruches 
wirkte  und  erzeugte  dieselben  Folgen.  Dort  in  dem  Sturm  der  Revo- 
lution, wie  hier  in  der  dumpfen  Ruhe  des  Kaiserreichs,  fd&lte  die 
Harmonie  der  Gewalten,  der  wahre  persönliche  Ausdruck  der  staat- 
lichen Lebenselemente.  Dort  wollte  man  die  Allmacht  des  Volkes  und 
zerstörte  die  der  Staatsgewalt,  hier  wollte  man  die  Allmacht  dieser 
und  vernichtete  das  Recht  des  Volkes.  Dort  sah  man  die  Zukunft  nnr 
als  Idealgestalt  und  glaubte  das  Bestehende  und  Gewordene  vernichten 
zu  können,  hier  heftete  sich  das  Auge  nur  auf  den  Glanz  der  Ver- 
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^ngenheit  und  glaubte,  der  Zukunft  keine  Rechnung  tragen  2u  dürfen. 
Dort  folgte  Vernichtung,  hier  Vergessenheit  der  Herrschaft  Und 
deoDoch  hat  die  letzte  Zeit  der  Revolution  aus  ihren  Kämpfen  ein 
Werk  geschaffen,  dessen  Kern  lebenskräftig,  dessen  Entwicklung  aber 
der  Zukunft  vorbehalten  blieb.  Neben  dem  allmächtigen  Staatsgedan- 
ken  und  seiner  persönlichen  Darstellung  in  einem  kräftigen  Gouver- 
nement, erhebt  sie  eine  dreifach  gegliederte  Volksrepräsentanz,  nicht 
mechanisch,  sondern  politisch  weise  geschieden,  nicht  mehr  die  rohe 
Masse  darstellend,  sondern  in  Wahrheit  das  Volk  in  seiner  Zahl,  seiner 
Grösse  and  seinen  Interessen  repräsentirend,  nicht  der  absoluten  Gleich- 
keit genfigend,  sondern  der  Ordnung  der  Gesellschaft,  welche  die  Macht 
derselben  ist  Wäre  Napoleon  ein  weniger  gewaltthätiger  Geist  gewe- 
sen, in  der  Uitte  der  staatlichen  Freiheit  hätte  er  die  Gewalt  gemessen 
können,  die  er  besass.  Dies  noch  als  das  Resultat  der  Geschichte 
dieses  ersten  Theiles  darzustellen,  bildet  die  Schlussaufgabe  des  Werkes. 

Das  Wesen  der  modernen  Culturstaaten  ist  die  Freiheit    Mehr  als  ^*  ^>''^«"  <>«' 

BcTolntion  und 

ein  Jahrtausend  haben  nach  dem  Untergang  der  alten  Völker  die  die  Aufgabe 
Staaten  gebraucht,  um  zu  diesem  Bewusstsein  zu  gelangen.  Aus  der  ^^'  Zukunft, 
feistigen  und  physischen  UnvoUkommenheit  der  ersten  Jahrhunderte 
entwickelte  sich  die  Herrschaft  der  rohen  Gewalt  und  sie  war  in  ihrer 
Vollendung  ein  grosser  Civilisationsfortschritt.  Sie  unterwarf  den  dn- 
zelnen  Menschen,  kettete  ihn  an  den  festen  Erdkreis  und  den  Besitz 
and  sehloss  ihn  enge  an  ein  höheres  und  ausschliessliches  Interesse. 
Nor  in  der  Befriedigung  dieser  grossen  Aufgabe,  welche  die  unab- 
inderlichen  Bedürfhisse  des  Menschengeschlechtes  gesetzt  hatte,  fand 
die  rohe  Gewalt  ihre  Bedeutung  und  die  Kraft  ihrer  Herrschaft  Den 
entwickelteren  Völkern  aber  genfigte  der  Staat  der  rohen  Gewalt  nicht 
mehr.  Nachdem  er  geschaffen  hatte,  was  er  zu  schaffen  bestimmt  war, 
nachdem  er  aus  den  Völkerschaften  das  Volk,  aus  dem  blossen  Besitz 
das  Landesgebiet  gestaltet  und  aus  der  Verknüpfung  der  Einzel- 
interessen  das  Gesammtinteresse  gebildet  hatte,  wurde  er  zertrümmert 
v&ddie  landesherrliche  Gewalt  ging  aus  dem  Feudalstaat  hervor.  Sie 
▼olhog  den  Entwicklungsprocess  im  Sinne  des  Absolutismus,  aber 
sende  so  wieder  genügte  sie  ihrer  grossen  historischen  Au%abe,  denn 
Niemand  hätte  sonst  die  Kraft  gehabt,  die  patrimoniafarechtlichen  An- 
schauungen der  vergangenen  Zeit  zu  brechen.  Der  Absolutismus  schuf 
den  Begriff  des  modernen  Staates,  die  Einheit. von  Staat  und  Volk, 
die  Dntheilbarkeit  und  Zusammengehörigkeit  derselben.  Er  schuf  so 
die  Macht  der  Staaten  und  die  Gewalt  der  Völker.  Und  ebenso  war 
u>ch  er  ein  historisch  nothwendiger  Durchgangspunkt,  aber  er  ist 
Dicht  das  Ziel  der  staatlichen  Entwicklung.  Dieses  Ziel  ist  nur  der 
Becktastaat  und  das  Wesen   desselben   ist  die  Freiheit.     Niemand 
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dem  gemeinsamen  Staatsinteresse  sich  wiederfinden,  denn  sie  sind  ja 
seine  Theile.  So  begründet  und  anfgelant  wird  das  allgemeine  Stimm- 
recht in  Wahrheit  eine  Volksvertretung  schaffen,  die  die  Einheit  und 
Gesammthett  des  Volkes  darstellt  und  darum  auch  die  Kraft  und  Ge- 
rechtigkeit derselben.  So  aber  wird  sie  aliein  auch  den  Besitz  der 
Freiheit  darstellen,  denn  wenn  diese  den  Völkern  gehOrt  und  dann 
wenn  sie  sein  soll,  eben  nur  allgemein  sein  kann,  so  kann  ihr  Beab 
auch  nur  durch  die  Allgemeinheit  vertreten  werden.  Die  kranken 
Ideen  der  Interessenvertretung  in  der  Volksvertretung  sind  Gott  sei 
Dank  wenigstens  in  der  Theorie  überwunden  und  wo  aie  noch  herr- 
schen, sind  sie  eben  nur  die  Zeichen  eines  ungesunden  oder  udvoU- 
kommenen  Znstandes,  der  auch  noch  nie  das  Gesunde  oder  Vollkom- 
mene geleistet  hat.  Der  Continent  hat  keine  Stände  mehr  und  es 
giebt  nur  in  der  Einbildung  oder  Dngerechtigkeit  noch  ein  ständisches 
Interesse.  Adel  und  Geistlichkeit  sind  im  Staate  und  was  im  Staate 
ist,  das  kann  nicht  neben  ihm  oder  über  ihm  sein,  es  kann  nur  onter 
ihm  sein.  Handel  und  Industrie«  Kunst  und  Wissenschaft,  Dorf  und 
Stadt,  Land  und  Meer  haben  nichts  in  der  Volksvertretung  als  Son- 
derinteresse  zu  suchen,  denn  jedes  Sonderinteresse  widerstrebt  der 
Einheit  desselben  und  dem  einen  und  richtigen  Interesse,  das  sie  zo 
vertreten,  den  Besitz  der  Freiheit  Vor  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hundert schon,  am  Vorabend  der  groseen  französischen  Revolution, 
setzten  die  muthigen  Gahiers  der  Bürger  von  Grenoble  der  Porderung 
der  Kaufleute,  eine  besondere  Vertretung  in  den  Etats  generaox  zo 
haben,  den  Grundsatz  entgegen,  dass  dort  nur  ein  Interesse  zu  ver- 
treten ist,  jenes  des  Volkes  und  daneben  kein  anderes  bestehen  kaoo. 
Dauernd  verweigerte  die  Revolution  aus  diesen  Gründen  das  EingebeD 
in  die  Frage  nach  einer  zweiten  Kammer.  Und  selbst  Napoleon,  nach- 
dem er  sieb  eine  Aristocratie  geschaffen,  dachte  nicht  daran,  ihr  ehie 
Vertretung  im  Staate  zu  geben.  Er  sah  nur  ein  Volk  und  nur  eine 
Vertretung  konnte  dieses  Volk  vertreten,  und  er  hielt  dauernd  an 
diesem  Gedanken  fest,  weil  er  die  Wahrheit  desselben  und  seine  Kraft 
erkannte.  Wie  er  diese  eine  Vertretung  gestaltete,  ist  bei  der 
Betrachtung  an  dieser  Stelle  ganz  nebensächlich.  Die  Zeit  nach 
ihm,  die  den  grossen  Gedanken  der  Revolution  verleugnete  —  was 
hat  sie  geschaffen  mit  ihrer  Pairskammer?  Nichts!  Gar  Nichts  ab 
eine  Revolution,  die  nach  50  Jahren  wieder  auf  die  Schöpfongskraft 
der  Vergangenheit  zurückgriff  und  sie  belebte  in  richtiger  Erkeuntniss 
der  Bedürfnisse  und  Rechte  des  Volkes. 
Die  Erhaltung  Die  Erhaltung  der  Freiheit  soll  der  Senat  als  Staatsorgan  dar- 
stellen, d.  h.  nur  in  jenen  Staaten,  in  denen  der  Besitz  der  Freibeit 
dem  Vertrauen  des  Volkes,  verbunden  mit  der  Thätigkeit  des  Staati- 
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oberiuuiptes,  übeigebeD  ist,  nor  dort  wird  die  Freiheit  in  ihrem  Bestand 
erhalten  Ueiben.  Der  Bestand  eines  Dinges  nnn  ruht  anf  seiner  eigenen 
Wertliscbteang,  auf  seiner  günstigen  Beschfitzong  and  Verwahrung 
ttod  Yor  allem  in  seinem  Werthe  auf  seiner  ihm  entsprechenden  Ver« 
weadong.  Auch  die  Freiheit,  wie  sie  eben  nach  Wesen,  Inhalt  nnd 
ITm&og  snm  Ausdnick  kommt,  als  Recht  und  Gesetz,  unterliegt  dem 
Natnnwange.  Jenes  Verfiusungsorgan,  man  mag  es  wie  immer  nennen, 
ich  nenne  es  Senat,  weil  dieses  Wort  eine  historische  Kraft  hat,  jenes 
Yeifissongsorgan,  das  die  Aufgabe  hat,  den  Bestand  der  Freiheit 
daizusteUen,  wird  daher  in  dem  Naturgesetz  der  Dinge  das  Maass 
snner  Thätigkeit  finden.  Es  wird  wed^  vor  noch  nach  der  Geltend- 
machung der  Rechte  der  Volksvertretung  in  diese  eingreifen.  £&  darf 
deo  Besitz  nicht  stören,  wenn  es  sich  nicht  selbst  eigenmächtig  in  die 
bestehende  Ordnung  eindrängen  will.  Aber  es  wird  beaufsichtigen  die 
Geltendmachung  des  Besitzes,  d.  h.  also  den  Ausdruck  der  Gesetz- 
gebung; es  wird  sie  beschfitzen,  d.  h.  die  Anwendung  der  Gesetzgebung 
selbst  in  ihren  einzelnen  Gebieten  überwachen;  es  wird  sie  in  ihrer 
ADwendung  selbst  prüfen,  d.  h.  der  geeignetsten  Verwerthung  Bahn 
bieehen.  Der  Senat  wird  somit  Beaufsichtigung  der  Gesetzgebung,  er 
mid  Wächter  der  £xecntion  und  endlich  Rathgeber  derselben  sein. 
Er  wird  alles  dies  aber  nur  nach  der  Verfassung  sein.  Also  die 
Gesetze  prüfen,  ob  sie  ihr  gemäss  und  denunciren,  w^on  sie  ihr  ent- 
gegen; die  Executive  überwachen,  ob  sie  den  Gesetzen  gemäss  und 
Vorsorge  treffen,  wenn  sie  ihr  widerstrebt;  er  wird  die  selbst  gesetzlich 
bestimmte,  aber  in  ihrer  Anwendung  verfehlte  oder  einer  Verbesserung 
t^ihige  BzecutiTe  in  Vorschlägen  auszugleichen  suchen.  So  wird 
tiü  Senat  die  Functionen  der  continentalen,  sowohl  in  sich  als  mit 
der  Gesellschaftsordnung  ganz  unorganischen  ersten  Kammern,  der 
logeoannten  Herrenhäuser,  übernehmen  und  zum  Theil  auch  jene,  den 
Volksvertretungen  auijgebürdeten,  ihnen  nicht  entsprechenden  Thätig- 
l^ten,  wie  die  Prüfung  der  Verantwortlichkeit  der  Executivorgane  und 
die  Forderung  dieser  Verantwortlichkeit.  Die  Schöpfung  der  Senatorien 
Napoleons  war  besonders  in  dieser  Richtung  ein  grosser  Gedanke. 
I'^der  wurde  er  in  seiner  Bewahrheitung  bis  in  den  innersten  Nerv 
^vieder  drachlOchert 

Die  Bildung  eines  Senats  wird  sich  ans  seiner  Aufgabe  ebenso 
leicht  ableiten  lassen,  wie  diese  aus  seinem  Begriff.  Der  Bestand  der 
Freihftt  in  dem  Sinne,  wie  ich  sie  auffasse,  ist  nicht  dem  Interesse 
^  Volkes  allein  verbunden,  wie  der  Besitz  derselben,  sondern  auch 
^  Staatsoberhaupt,  denn  der  Bestand  einer  Sache  ist  auch  seine 
^kende  Geltendmachung,  nicht  blos  wie  der  Besitz  sein  ruhender 
Andmack.    £r  wirkt  daher  nach  unten  hin  in  die  Masse  des  Volkes 
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und  Dach  oben  hin  in  die  Pierson  des  Staatsoberhauptes.  Die  penön- 
liche  Darstellang  desselben  wird  daher  aas  dem  ZasammeDwirkeD 
beider  Interessenten  hervorgehen  mflssen.  Die  Art  nnd  Weise  dersel- 
ben wird  keine  Frage  der  Gesellschaftsordnung,  sondern  nur  eine  Frage 
der  Zweckmässigkeit  sein.  Das  entwickelte  Volk  wird  selbst  th&tig  in 
der  Erkenntniss  der  hohen  Aufgabe  der  Senatoren,  diese  als  Gandidaten 
aufstellen  und  das  Staatsoberhaupt  wird  aus  ihnen  die  Mitglieder  er- 
nennen. Sind  die  Massen  des  Volkes  selbst  nicht  gereift  dafür,  dasD 
wird  die  Volksvertretung  sie  in  ihrem  Rechte  vertreten.  Diese  Sicbtiug 
Aet  Senatsmitglieder  durch  die  Wahl  und  Ernennung  ist  kein  Zeugniss 
för  eine  bedeutendere  Stellung  derselben,  als  jener  der  Volksvertretimg, 
sondern  allein  der  Geltendmachung  der  beiden  Interessen.  Dex  Zweifel 
an  die  Befähigung  des  Volkes  zu  ihrer  Wahl  kann  niemals  audi  als 
Zweifel  an  der  Fähigkeit  geltend  gemacht  werden,  auch  zur  WaU 
seiner  Vertretung,  sondern  ist  allein  das  Bessere  im  Glaube  und  das 
Zweckmässigere,  denn  nicht  allein  das  Vertrauen  kann  über  die  Befähi- 
gung des  Senators  entscheiden,  auch  die  Auszeichnung  im  Wissen  und 
Können,  in  Erfahrung  und  Würde  muss  hier  mitbestimmend  wirken. 
Gerade  in  der  Bildung  des  Senats  zeigte  Napoleon  die  hohe  Bedeotoog 
des  Instituts,  die  ihm  nicht  einen  Augenblick  entging,  die  er  blos  durch 
seinen  Absolutismus  untergrub,  weil  er  durch  sie  für  diesen  zu  fürchteo 
hatte.  Dauernd  erscheint  dieses  Institut  in  der  französischen  Revoln- 
tion.  Man  ahnte,  dass  eine  Volksvertretung  aliein  nicht  allen  Bedfiii- 
nissen  des  Staates  entsprechen  könne.  Lally  Tollendal  regt  die  Grün- 
dung eines  Senats  schon  unter  der  Constituante  an,  Sieyes  quält  sich 
dauernd  mit  demselben.  Erst  Napoleon  schafft  ihn  und  zeigt  in  der 
Berufung  der  Wurde  und  Intelligenz  in  denselben,  was  die  Angabe 
und  Bedeutung  desselben  ist 
Die  Ordnung  ^jg  ^^.j^^  Element  nannte  ich  die  Ordnung  der  Freiheit   Bio 

der  Freiheit.  ^  ,11 

Der  suatsrath.  Staatsrath  soll  sie  thatsächlich  bewahrheiten,  äusserlich  darsteUem 
d.  h.  nur  in  jenen  Staaten,  in  denen  der  Besitz  der  Freiheit  und  die 
Erhaltung  derselben  nach  den  Interessen  der  Yolksgemeinsehaft  ood 
des  Staatsganzen  erscheint,  wird  von  einer  Ordnung  der  Freiheit  ge- 
sprochen werden  können.  So  st^t  man  mit  einem  Wort  in  der  Mitte 
des  ganzen  angestrebten  Instituts.  Der  Staatsrath  soll  in  Wahrheit 
alles  das  in  sich  aufnehmen,  was  man  unter  der  sogenannten  kteresseo- 
vertretung  versteht.  Die  Ordnung  ist  nicht  allein  eine  matbonatiscbe 
Gliederreihe,  sondern  auch  für  alles  und  in  allem,  was  ist,  besteht  and 
wird,  der  Geist  der  Recht-  und  Zweckmässigkeit  Das  Interesse  selbst 
im  Einzelnen  und  in  der  Gesammtheit  ist  nichts  anderes,  als  der  höhere 
und  höchste  Ausdruck  derselben.  Darin  nun  wird  ebenso,  wie  io  des 
früheren  Institutionen,  die  Aufgabe  und  die  Bildung  des  StaatsnÜis 
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iiegen.  Als  seine  Aufgabe  wird  er  alles  berathen  und  vorbereiten,  was 
dnrdi  die  Yolksyertretang  als  den  Besitz  der  Freiheit  anerkannt  und 
dargestellt  werden  soll,  er  wird  alles  entgegennehmen  und  berathen, 
was  durch  den  Senat  als  gegen  die  Erhaltung  der  Freiheit  und  die 
bteressen  erkannt  wird.  Dort  wird  er  durch  Vorschläge,  hier  durch 
Berichte  und  Entscheidungen  die  That  erzeugen.  Durch  die  ersten  ist 
er  der  Gesetzgebung  verbunden  und  verpflichtet,  wie  der  Regierung. 
Durch  die  zweiten  wird  er  ein  frei  wirkendes  Institut,  ein  höchstes 
Tribunal  in  der  Staatsorganisation  werden.  In  seiner  Bildung  wird  er, 
weoD  er  eben  berufen  ist,  die  Interessen  des  Staates  darzustellen,  diese 
auch  enthalten.  In  ihm  wird  Adel  und  Geistlichkeit,  Handel  und 
Industrie,  Kunst  und  Wissenschaft  u.  s.  w.  zur  besondere  Staats- 
thatigkeit  berufen  werden.  Da  aber  die  Einheit  des  Staatsinteresses 
aacb  Dicht  im  einzelnen  Theile  aufgelöst  werden  darf,  sondern  die 
Sonderintaressen  nur  insoweit  herrschen  können,  als  sie  dem  Gesammt* 
ioteresse  sich  einfügen,  so  wird  das  Staatsoberhaupt,  das  dieses  allein 
Teitritt,  auch  allein  in  det  Vertretung  jener  das  Maass  bestimmen 
kfonen.  Das  Staatsoberhaupt  ernennt  daher  die  Staatsräthe.  Dass 
10  das  Staatsoberhaupt  dann  auch  umgeben  ist  von  allen  Bedürfnissen 
to  Staates  und  mit  ihm,  wie  esrsein  soll  in  stäter  Berührung  erscheint, 
das  kann  eben  nur  als  Nfitzlichkeitsfrage,  aber  als  solche  von  der 
gr6s8ten  Bedeutung,  zu  Geltung  kommen.  Dass  die  einzelnen  Staats- 
rathe  durch  ihre  Ernennung  nicht  wieder  abhängig  und  zu  Sclaven  des 
Oberhauptes  gemacht  werden,  sondern  dass  sie  frei  und  unabhängig 
bleiben  müssen,  das  liegt  in  dem  Geist  ihrer  Aufgabe. 

KesC'  aber  wird  hier,  wie  in  allen  jenen  anderen  Verfassungs-   Lebonniaug- 
elementen  imnaer  gestört  werden  durch  den  Grundsatz  der  Lebens-    "chkeit  der 
laogiichkeit  einer  Würde.     Ihre  UnStatthaftigkeit  im  Ersten  ist  nie  KTpers^chaften. 
bttwttfelt  worden,  im  Zweiten  liefert  der  Senat  Napoleons  ehemals 
Qod  heute  nur  einen  Beweis,  dass  durch  die  lebenslängliche  Würde 
der  Senatoren  einestheils  eine  Ge&hrdung  der  Volksvertretung,  andern- 
^^^  aber  nur  eine  geistige  Lässigkeit  und  Trägheit  geschaffen  wird. 
Im  Dritten  endlich  wäre  durch  die  Lebenslänglichkeit  seiner  Mitglie- 
der der  Zweck  des  ganzen  Instituts  nur  aufgehoben.    Die  Interessen 
luiterliegen  dem  Wechsel.  Ihrer  Vertretung  muss  daher  die  Möglichkeit 
S^ben  sdn,  denselben  stets  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

So  erscheint  mir  der  Staatorganismus  in  der  Richtung  seiner 
VerbsBung,  welche  man  den  Staatswillen  nennt,  als  festgeschlossener 
Körper,  dessen  Spitze  das  eine  Staatsoberhaupt,  dessen  Rechte  die 
Volksvertretung,  dessen  Linke  ein  Senat  ist.  Das  Gleichgewicht  und 
die  Biehetheit  zwischen  Beiden  erhält  der  Staatsrath,  der  zugleich  den 
geistigen  Strom  von  der  einen  zur  andern  Seite  vermittelt  und  in 
^^^  ganzen  Fülle  dem  Staatsoberhaupt  wieder  zuführt 
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Die  Orgaal-  ^°^  einem  solchen  Staatsorganismus  hatte  |nach  vielfachen  Vor- 

Mtion  der     suchen  uud  Erfohrungen  auch   die  französische   Revolution  mit  der 
^^"dm''*"    ConsulatSTerfassung  wenigstens  äusserlich  dargestellt    Aber  weder  in 
Qonvernemeiit.  ihrer  inneren  Ordnung  entsprachen  die  einzelnen  Theile  dem  modenica 
Rechtsbewusstsein   und  StaatsbegrifP,   noch   in  ihrem  Verhältniss  zn 
einander.    Vor  allem  aber  entwickelte  sich  die  R^erung  mitten  in 
dieser  RechtsstrOmung  wieder  zu  dem  unförmlichen  Goloss  des  Abso- 
lutismus und  trat  mit  der  sogenannten  Verfassung  in  solchen  Wider- 
spruch, dass  diese ,  selbst  wenn  sie  besser  und  redlicher  gemeint  ge- 
wesen  wäre,   dadurch  allein  schon  zur  Unfähigkeit  verurtheilt  sein 
musste.    Auch  die  Staatsgewalt  muss,  ob  republikanisch  oder  consti- 
tutionell-monarchisch,  wenn  sie  rechtlich  begründet  sein  soll,  in  ihrer 
Organisation  jenen    drei  Elementen  des   Rechtsstaates   entsprechen. 
Der  Besitz  der  Freiheit,  d.  L  in  der  Regierung  und  ihrer  persönliches 
Darateilung  die  Einheit  und  Gleichheit  der  Regierungsgewalt,  die  Ud- 
theilbarkeit  derselben  und  die  Unverletzlichkeit   Sie  ist  so  das  allein 
die  Staatseinheit  Darstellende,  und  tritt  mit  ihrem  der  Volksvertretung 
gleichen  Beruf  mit  dieser  in  Harmonie,  das  heisst,  nur  aus  dem  Zu- 
sammenwirken der  Staatsgewalt  und  der  Volksvertretung  kann  das 
Gesetz  hervorgehen.    Die  Erhaltung  der  Freiheit,  das  ist  in  der  Re- 
gierung und   ihrer    persönlichen  Darstellung   die   Verantwortlichkeit 
derselben    in   ihren   einzelnen   Organen;   denn   nicht   blos  moralisch, 
auch  rechtlich  muss  sie  dem  Staatsbegriff  unterordnet  sein,  wenn  der 
Besitz  der  Freiheit  eben  erhalten  und  nicht  dauernd  gefährdet  sein 
soll.    Die  Verantwortlickeit  aber  kann  nur  die  Organe  der  Regierung 
beherrschen,   denn   das   Staatsoberhaupt  muss  in  seiner  Einheit  und 
Stättigkeit  unverletzlich  sein,  weim  diese  ihm  wesentlichen,  durch  den 
Staatsbegriff  bedungenen   Eigenschaften  eben   nicht   wieder  zerstört 
werden  sollen.    Und  es  ist  unmöglich,   dass  der  Staat  sie  zerstört, 
weil  er  sich  dann  selbst  auflösen  wQrde.    Diese  Verantwortlichkeit 
der  Regierungsorgane  wird  sich  aber  dann  über  die  Gesammthett  er- 
strecken.   Und  eben  dadurch  wieder  wird  die  Ordnung  der  Freiheit 
geschaffen  in  der  Regierung   und   ihrer  persönlichen  Repr&sentanx. 
Diese  Ordnung  ist  hier  nichts  anderes,  als  die  Gewalt  der  Regierong» 
ihre  thätigen   Organe  zu   ernennen  und  zu  entlassen.    Sie  erstreckt 
sich  auf  alle,   welche  die  Staatsgesammtheit  und  das  Staatsinteresse 
bedingt,  sie  ist  ausgeschlossen  von  allen,  welche  die  Gesellscfaaft  in 
ihren  einzelnen  Theilen ,   in  ihren  besonderen  Interessen  bedarf  und 
darum  selbst  je  in  den   engen  Kreis  derselben  einsetzen  kann.  So 
zeigt  sich  gerade  in  der  Regierungsgewalt,  dass  die  Freiheit  die  Ge- 
rechtigkeit ist    Und  eben  weil  sie  es  ist  und  sie  allein,  darum  wirkt 
sie  in  allem,  was  sie  erfasst,  durchgreifend   und  organisch  michtig> 
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Aber  gerade  das  hat  die  frans^^sische  Revolution  nicht  begriffen.  Jeder 
ihrer  Regierangsgewalten  fehlte  eines  der  wesentlichen  Elemente  des 
freien  Staates,  darum  entartete  jede  und  hob  in  ihrer  unorganischen 
EncheinuDg  die  gesammte  Staatsfreiheit  auf.  Ich  habe  ges&eigt,  wie 
someist  die  Staatsgewalten  es  waren,  die  die  einzelnen  Verfossungen 
vernichteten.  Und  sie  werden  es  immer,  woon  sie  selbst  in  erster 
Richtung  nicht  einem  stattig  wirkenden  Gesetz  unterworfen  sind.  Der 
Gedanke  des  Rechtsstaates  aber  muss  sich  ihrer  durch  und  durch  be- 
mächtigen, nm  durch  sie  vor  allem  die  Sicherheit  und  Wahrheit  des 
Rechts  zu  schaffen/  Das.  ist  die  Aufgabe  der  Zukunft« 

Dass  das  19.  Jahrhundert  dahin  strebt,  die  Widerspruche  seines  BerafoBierer 
staatUchen  Lebens,  welche  allenthalben  die  Verfassungskämpfe  er*  '^^^  '^'' 
xeogen,  zu  klären  und  endlich  aufzuheben,  ist  unzweifelhaft;  dass  es 
das  endliche  Ziel  dennoch  erreichen  wird  desgleichen.  Nur  die  Frage, 
ob  eine  den  höchsten  Rechtsgrundsätzen  entsprechende  Ordnung  der 
Verfassungsgewalten  eingeführt  werden  kann  und  soll,  oder  ob  sie 
sieh  mit  den  Jahren  erst  entwickeln  muss,  wenn  blos  ihre  einfachsten 
Elemente  heate  als  Saame  gestreut  werden,  nur  diese  Frage  wird  der 
ondorchdringlichen  Weisheit  der  Geschichte  anheimgegeben  bleiben 
nfissen. 

Ganz  abgesehen  von  England  glaube  ich,  dass  die  continentalen 
Staaten  auf  jener  Gulturhöhe  angelangt  sind,  wo  sie  mit  sicherem 
Rlick  die  Bedürfhisse  erkennen  und  ihnen  selbstbewusst  heute  genügen 
ktanen.  Es  ist  nicht  mehr  die  Zeit  der  blos  physisch  rohen  Ent- 
wickelung  und  der  3ewusstlosigkeit  der  höchsten  Bedurfnisse,  welche 
^OD  Ewigkeit  an  doch  den  Völkern  als  zu  erreichende  Ziele  gesetzt 
waren,  nicht  mehr  die  Zeit,  in  der  man  die  Dinge  in  ihrer  wilden 
Kraft  allein  wirken  lassen  musste,  bis  sie  sich  selbst  die  Formen 
Khofen,  in  denen  sie  sich  erhalten  konnten,  sondern  es  ist  die  Zeit 
und  die  Klarheit  der  Begriffe  der  Herrschaft  nahe,  in  der  man  die 
Dinge  und  ihre  Kraft  erkannt  hat  und  ihnen  selbst  die  Formen  bieten 
kann,  in  denen  ihre  Erhaltung  möglich  und  weise  ist. 

Schon  einmal  versuchte  man  in  Deutschland  mit  diesem  Bewusst- 
sein  ein  anf  den  obigen  Grundsätzen  beruhendes  Yerfassungswerk  auf- 
zubauen. Es  waren  die  Zeiten  einer  mächtigen  Revolution.  Revo- 
lutionen sind  nicht  nur  kühner  in  der  That,  sie  sind  auch  schärfer 
im  Erkennen  der  Bedürfnisse.  Klarer  zeigen  sich  in  solchen  Zeiten 
die  Kräfte  der  Völker ,  leichter  erkennbar  ist  ihre  Art  und  ihre  Bil- 
dtmg,  schnell  zu  durchschauen  die  Tragweite  derselben.  Die  Ideen 
jener  Revolution  wurden  nun  freilich  durch  eine  folgende  uuglück- 
Gche  Zeit  begraben.  Aber  in  der  Auferstehung  derselben  kann  man 
nicht  zweifeln.    Das  zweite  Napoleonische  Kaiserreich  ist  ein  Beweis 
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Die  or  aal-  ^°^  einem  solchen  Staatsorganismos  hatte  |nach  vielfachen  Ver- 

•ation  der  suchen  und  Erfohrungen  auch  die  französische  Revoiation  mit  der 
^^"dm'^**'  Consulatsverfassung  wenigstens  äusseriich  dargestellt  Aber  weder  in 
Qoavernement.  ihrer  inneren  Ordnung  entsprachen  die  einzelnen  Theile  dem  modemeo 
Rechtsbewusstsein  und  Staatsbegriff,  noch  in  ihrem  YerhältnUs  zu 
einander.  Vor  allem  aber  entwickelte  sich  die  Regierung  mitten  io 
dieser  Rechtsströmung  wieder  zu  dem  unförmlichen  Goloss  des  kh^fr 
iutismus  und  trat  mit  der  sogenannten  Verfassung  in  solchen  Widtr- 
Spruch,  dass  diese ,  selbst  wenn  sie  besser  und  redlicher  gemeint  ge 
wesen  wäre,  dadurch  allein  schon  zur  Unfähigkeit  verurtheilt  m 
musste.  Auch  die  Staatsgewalt  muss,  ob  republikanisch  oder  cooiti 
tutionell-monarchisch,  wenn  sie  rechtlich  begründet  sein  soll,  in  ihn 
Organisation  jenen  drei  Elementen  des  Rechtsstaates  entsprecki 
Der  Besitz  der  Freiheit,  d.  i.  in  der  Regierung  und  ihrer  pereönlick 
Darstellung  die  Einheit  und  Gleichheit  der  Regierungsgewalt,  die  Ui 
theilbarkeit  derselben  und  die  Unverletzlichkeit.  Sie  ist  so  das  aU 
die  Staatseinheit  Darstellende,  und  tritt  mit  ihrem  der  Volksvertrcta 
gleichen  Beruf  mit  dieser  in  Harmonie,  das  heisst,  nur  aus  dem  t 
sammen wirken  der  Staatsgewalt  und  der  Volksvertretung  kann  di 
Gesetz  hervorgehen.  Die  Erhaltung  der  Freiheit,  das  ist  in  der  ft 
gierung  und  ihrer  persönlichen  Darstellung  die  Verantwortliclilu 
derselben  in  ihren  einzelnen  Organen ;  denn  nicht  blos  moralitA 
auch  rechtlich  muss  sie  dem  Staatsbegriff  unterordnet  sein,  wenn  dl 
Besitz  der  Freiheit  eben  erhalten  und  nicht  dauernd  gefiüirdet  4 
soll.  Die  Verantwortlickeit  aber  kann  nur  die  Organe  der  Regierai 
beherrschen,  denn  das  Staatsoberhaupt  muss  in  seiner  Einheit  us 
Stättigkeit  unverletzlich  sein,  wenn  diese  ihm  wesentlichen,  durch  d< 
Staatsbegriff  bedungenen  Eigenschaften  eben  nicht  wieder  zerstäi 
werden  sollen.  Und  es  ist  unmöglich,  dass  der  Staat  sie  zerstör 
weil  er  sich  dann  selbst  auflösen  wurde.  Diese  V^antwortiichke: 
der  Regierungsorgane  wird  sich  aber  dann  über  die  Gesammthdt  & 
strecken.  Und  eben  dadurch  wieder  wird  die  Ordnung  der  Freihc^ 
geschaffen  in  der  Regierung  und  ihi*er  persönlichen  Repräsentai^i 
Diese  Ordnung  ist  hier  nichts  anderes,  als  die  Gewalt  der  Repera£| 
ihre  thätigen  Organe  zu  ernennen  und  zu  entlassen.  Sie  erstreck 
sich  auf  alle,  welche  die  Staatsgesammtheit  und  das  Staatsintere«:» 
bedingt,  sie  ist  ausgeschlossen  von  allen,  welche  die  GesellscbafM 
ihren  einzehien  Theilen ,  in  ihren  besonderen  Interessen  bedarf  ubi 
darum  selbst  je  in  den  engen  Kreis  derselben  einsetzen  kann.  ^ 
zeigt  sich  gerade  in  der  Regierungsgewalt,  dass  die  Freiheit  die  0* 
rechtigkeit  ist  Und  eben  weil  sie  es  ist  und  sie  allein,  darum  wiri^ 
sie  in  allem,  was  sie  erfasst,  durchgreifend   und  organisch  mitcLug 


I  n  li  a  1  t. 


KInleltung« 

Di«  Bed«iitung  e!Mr  RacMsgeecliiehte  der  fraiiz6«ltclran  Rtvotatloii     .  1 

Umfang  der  ReohtegaMliiolito  der  frsinötlMlieii  RevoliiUoii     ....  6 

BirtlieHung  dar  Rechtegetohiehte  der  ftwizMtchen  Revoliitiofi    ...  10 

Di«  Behandlufig  der  RecMegeeehicIite  der  fireniötiselien  Revolutioii .    .  14 

DfM  Mlfentllclie  Reclit, 

Das  Land. 

Gnleitag 18 

Di«  Grenzen  de«  Lande«  und  «eine  Yerhiltni««e  naeh  Au««en   ....  24 

Di«  ElntheÜHiio  ^m  Lande«  und  «eine  Verhiltnl««e  nach  Innen     ...  31 

Bas  Volk. 

BaMtung 41 

Die  Men«elieiireolite 47 

0««  BOrgerrecht 61 

Der  Xrwerb  de«  "BoxgßrttohiB 61 

Der  Verlust  und  Wiaderenrerb  de«  Bdigexreolita 66 

Dia  Fnbtien  und  ihre  steatareohtUohe  Btellun« 69 

Di«  Viouiden •......• 76 

Di«  Grundrechte  de«  firanzMachen  Volke« 81 

Dia  peradnlioba  Freiheit 81 

Da«  Loi  maiüale 91 

Die  Emigration 97 

D«a  Xicenthumareoht 104 

Die  FeudaUt&t   . 116 

Die  Confiscation  und  die  Güter  der  Emigration 128 

Da«  Veraammlungflracht              129 

Dia  Qewerba-  und  HandeTafreihait 186 

Da«  Maximum 146 

Dia  Praaa-  und  OMankenfreiheit 152 

Daa  Briafkeheininiaa 164 


499 


Behltisff. 


daffir.  Weggefegt  wurden  die  Yerfassangsgewalten,  welche  40  Jahre 
hindurch  wirkten  und  fest  begründet  schienen,  weggefegt  in  einen 
Augenblicke.  Und  der  nächstfolgende  schuf  eine  Verfassung,  die  zu- 
meist der  Ordnung  der  Staatsgesellschaft  entsprach  und  die  daram. 
trotz  ihrer  von  einem  allmächtigen  Herrscher  ihr  anfgezwoDgeseß 
Ohnmacht,  dennoch  besteht  und  den  nächsten  Bedürfnissen  genuft 
Die  Zeit  wird  lehren ,  auch  dem  absoluten  Herrscher  oder  seinein 
Nachfolger  lehren,  dass  das  mächtig  aufgeführte  Gebäude  erst  zu- 
kommen seine  Macht  zeigen  wird,  wenn  es  mit  der  Begi^ung  ver- 
söhnt und  in  ein  harmonisches  Zusammenwirken  gebracht  wird.  Das 
aber  wird  noch  eine  Frage  der  Zukunft  sein,  die  jedoch,  wenn  sie  g^ 
lOst  wird  nach  den  gemeinen  Rechtsgrundsätzen,  die  Staaten  Enropts 
in  die  gleichen  Bahnen  drängen  wird. 
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/ie  franat^gische  Revolution  kann  maa  nicht  verstehen,  wenn  man 
Dieht  die  Zeit  vor  ihr  studirt,  and  wenn  man,  wie  Tocqueville  weiter 
sagt,  nicht  eindringt  in  den  Charakter  naserer  Nation*).  Ich  habe 
den  Charakter  des  französischen  Volkes  bereits  in  einer  eingehenden 
Schilderang  darzustellen  versacht,  und  verlegte  dieselbe  an  die  Spitze 
der  GeschicJite  jener  Zeit,  die  den  Gegenstand  des  vorliegenden 
Werkes  bildet,  weil  es  mir  klar  vor  Aagen  stand,  wie  dieser  einer  der 
mäch^gsten  Hebel  der  Ereignisse  war,  welche  das  neunzehnte  Jahr« 
haodert  von  dem  achtzehnten  scheiden.  An  dieser  Stelle  aber  im 
Lanfe  der  Darstellung  darauf  zurückkehren,  heisst  nur  nach  den  Quellen 
forschen,  wekhe  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  ganze 
franzjysische  Nation  als  von  einem  einheitlichen  und  einigen  Geist  be- 
seelt, von  einem  einzigen  Ziel  durchdrangen  darstellt  Die  Entwickelang 
der  Pers^Uüichkeit,  die  Vollendung  des  Einzelnen,  Talent  und  Genie 
werden  immer  im  Stande  sein,  in  der  Sphäre  ihres  Lebens  das  Ent- 
wickelte und  Vollendete  zu  schaffen,  aber  auch  das  Grösste  wird  in 
diesen  engen  Kreise  festgebannt  bleiben,  wenn  die  Nation,  die  solche 
Grösse  birgt,  nicht  mit  willf&hrigem  Glauben,  mit  dem  Bewusstseia 
der  Zusammengehörigkeit  sich  der  individuellen  Kraft  verbindet,  und 
ia  dem  grossen  Flussbett  der  Volksthümlichkeit  die  süssen  Wasser  der 


*)  ToeqMvUle:  L*a&ciea  R^me  et  Ui  B^Tolation  a  348. 
Ktchter:  Stoato-  und  GcMllachaftsrecht.    H.  1 
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Quellen  vereint  zu  einem  stattlichen  Strom.  Die  Nation  fasst  und  hat 
nie  einen  Gedanken.  Der  Gedanke  gehört  dem  Einzelnen,  aber  die 
Nationen  müssen  die  Trägerinnen  der  That  werden ,  die  ihn  zur  Er- 
füllung bringt.  Die  That  des  Einzelnen,  selbst  dem  heiligsten  Gedankeo 
geweiht,  ist  ohnmächtig,  wenn  das  Volk  nicht  begreift,  dass  alle  mm 
Hände  stets  nöthig  sind,  um  diese  zur  Herrschaft  zu  bringen.  Ohu« 
die  That  der  Nation,  selbst  wenn  sie  im  Kampfe  nicht  zum  Siege 
führt,  wird  die  Idee  des  Einzelnen  zur  Schwärmerei  oder  Tborbeit 
ohne  die  Grösse  der  Idee  im  Einzelnen  wird  die  Nation,  selbst  wens 
sie  erfasst  von  der  Triebkraft  der  Zeit  zum  Werke  sich  rüstet,  in  das 
unabsehbare  Labyrinth  des  Irrthums  und  des  Elends  getrieben  verden 
wechnoi-  Zu  dieser  innigen  Wechselwirkung  des  Gedankens  und  der  That 

xlii^n  auf^die  ^^  ^®°*  Bcwusstscin  der  Einheit  des  Einzelnen   mit  der  gesammteD 
Kinzeioen  und  Nation  wird  die  Zeit  und  ein  Volk  nicht  von  einem  Sonnenstrahl  der 
umgekehrt     ^^ufklärung  bcrufeu.   Ein  Menschenalter  kann  den  Manu  zur  Vollcndimg 
führen,  nur  das  Jahrhundert  entwickelt  die  Nation.    Darum  sind  (iit 
Erfahrungen  der  Geschichte  von  so  unendlichem  Werth,  und  wenn  die 
Nation  im  Bewusstsein  derselben  ihre  Bedeutung  erlangt  hat,  ruht  die 
Gestalt  der  Zukunft  in  ihrer  Hand,  und  die  Ereignisse,  beflügelt  davon. 
geben  der  Zukunft  die  Hoffnung  baldiger  Ernte.     Diese  Grunds&tu 
in  ihrer  Gestaltung  und  Entwicklung  auf  französischer  Erde  und  u 
der  französischen  Geschichte  darzustellen,  bis  zu  der  Zeit,  in  der  d« 
französische  Volk  plötzlich  wie  ein  neugeborenes,  und  im  selben  Aage&- 
blick  auch  vollendetes  Wesen  mit  der  grossen  Revolution  in  die  Welt 
geschichte  eintritt  —  dies  soll  die  Aufgabe  des  Folgenden  sein. 
Recht.  Wie  man  im  gewöhnlichen  Leben  erst  dann  nach  den  Geschickes 

«rt!!!!!"!««"  ^®'  Jugend  eines  Mannes  fragt,  nachdem  grosse  Thaten  seinen  Werti 
bestimmt  haben,  so  versuche  ich  es  auch  für  die  Geschichte  Fni&k' 
reichs  erst  jetzt  den  Blif-k  auf  seine  Vergangenheit  zu  richten ,  oacb- 
dem  ich  vorher  erst  den  neuen  Staatsorganismus  und  seine  Geschirbu 
beschrieben  habe,  auf  den  die  Revolution  die  Zukunft  Frankreicii' 
aufbauen  wollte.  Aber  auch  i»  anderer  Beziehung  gebührt  die^ei 
Betrachtung  hier  eine  Steile.  Die  Staatsidee,  welche  die  französii^b' 
Revolution  wie  eine  Leuchte  mit  ewigem  Glanz  dem  neuen  Jahrbooiirn 
entgegen  trug,  und  ihre  beiden  Grundpfeiler,  die  Freiheit  and  Gleicb 
heit,  hatten  nichts  gemein  mit  dem  Jahrhundert,  das  sich  za  End« 
neigte.  Es  war  ein  verwegener  Bruch  mit  der  Vergangenheit,  und  uicbt» 
ist  aus  dieser  für  die  Zukunft  zu  erklären  und  zu  deuten.  Aber  jeiK 
Elemente,  von  welchen  die  neue  Idee  getragen  und  durch  dereo  Zu- 
sammenwirken  sie  für  die  Zukunft  gesichert  werden  sollte,  gleiciK» 
den  Bausteinen  eines  niedergerissenen  Gebäudes,  die  der  Heister  rar- 
sichtig  vom  Schutt  und  vennod^en  Mörtel  reinigen  lässt,  un  sii 


Betrachtung. 


Staatsrecht  und  Verwaltung.  3 

wieder  einfügen  zn  können  in  die  Gründfesten,  Mauern  und  Strebe- 
pfeüer  des  neu  zu  errichtenden  Bauwerkes.  Die  innere  Organisation 
des  französischen  Staates,  seine  Verwaltung,  seine  Gerichtsbarkeit, 
»De  Kirche  und  Schale,  seine  Wirthschaft  und  deren  Elemente,  die 
Organe  seines  Schutzes  and  seiner  Vertheidigung  nach  Aussen  und 
Isoen  sind  jene  Bausteine  der  neuen  Zakunft.  Es  ist  in  ihnen  kein 
anderer  Stoff  als  der,  welchen  die  Vergangenheit  gehärtet,  sie  nehmen 
eine  nur  selten  ganz  andere  Form  an,  denn  jene  war,  welche  das 
Jahrhundert  der  Vergangenheit  als  tauglich  entwickelt  hat. 

Darum  wird  bei  der  Darstellung  dieser  Elemente  die  alte  Staats-  uio  Herrschaft 
ond  Regierangsweisheit  von  unabweislicher  Wichtigkeit,  und  wir  müssen  ^'Ynf ^,^.** 
ihr  soweit  in  der  Geschichte  zurückfolgen ,  als  sie  ihre  Einflüsse  und  organUmn«. 
ihre  Bedeutung  eben  in  der  Zukunft  geltend  macht.  Dass  ich  dabei 
erat  die  Staatsidee  der  Vergangenheit  darstellen,  dass  ich  für  die 
Betrachtung  der  neuen  Organisation  des  französischen  Reiches  durch 
die  Revolution  Ruckblicke  auf  die  schon  vorhergegangene  Entwicklung 
machen,  ja  selbst  jetzt  erst,  nach  der  Schilderung  der  K&mpfe,  der 
Verirningen  und  endlichen  Klärung,  die  Staatsidee  der  Revolution  in 
einem  einheitlichen  engen  Bilde  darstellen  werde,  das  liegt  hier  auch 
in  der  Natur  der  Sache.  Es  giebt  keinen  Organismus,  der  zu  lebeii 
im  Stande  wSre,  wenn  er  nicht  in  aUen  seinen  Theilen  von  einem 
Gedanken  beherrscht  wird.  Der  Organismus,  dessen  einzelne  Theile 
der  Bestimmung  dieses  Gedankens  entfliehen,  hOrt  auf  zu  sein ,  nach- 
dem er  durch  eine  unabweisliche  Verwirrung  kurz  vorher  seine  Unfähig- 
iieit  dafür  geseigt  haben  wird.  Für  den  gesammten  Staatsorganismus  ist 
es  die  Staatsidee,  deren  Herrschaft  in  jedem  Gliede  desselben,  auch 
in  der  schwächsten  Aeusserung  des  Staatslebens,  fühlbar  sein  mnss. 
Die  Bestimmung  jedes  einzelnen  Theiles,  seine  Nothwendigkeit  und 
seine  Bedeutnng  wird  aber  auch  nur  dadurch  klar,  dass  das  betrach- 
tende Auge  diesen  Znsammenhang  mit  dem  beherrschenden  Gedanken 
erkennt  Dnd  wo  immer  diese  Harmonie  fehlt,  wird  man  an  dem 
Gnserechten  der  Folgen,  der  nothwendigen  Schlechtigkeit  der  be- 
itehenden  Zustände  jeden  Augenblick  des  Widerspruchs  eingedenk 
werden  müssen,  und  durch  das  Unglück,  das  entsteht,  immer  gemahnt 
werden,  durch  Reformen  oder  Revolutionen  das  Bestehende  zu  ändern. 

Wir  sehen  in  der  Gegenwart  rund  um  uns  herum  und  durch  tie  ^.  ,  ^^  .  ^ 

.   ,  ...  .       «  Gleichheit  d«r 

Canze  Geschichte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die  contmentaleu  Staa-  «aroptuehen 
ten  Buropaa  in  convnlsivischen  Zuckungen.  Es  wird  nicht  schwer  sein, 
dies  nach  dem  Vorhergehenden  schon  mit  sicherem  Blick  zu  erkennen. 
Die  franzüsische  Revolution  schleuderte  ihre  Ideen  der  Freiheit  und 
Gleichheit  unter  die  Volker  Europas,  und  in  ihrer  Betrachtung  reiften 
diese  heran  und  tragen  heute  allenthalben  das  bevmsste  Bedürfniss  nach 
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Befriedigung  ihrer  Forderungen  in  sich.  Im  sogenannten  Constitatio- 
nalismus  fand  man  das  Maass  dieser  Befriedigung,  und  im  sogenannten 
Rechtsstaat  die  Alles  beherrschende  Formel.  Warum  aber  geni^n 
diese  Worte  nicht,  obgleich  sie  überall  wie  mit  unTertiigbereu  Buch- 
staben in  den  Tafeln  der  Gesetze  geschrieben?  Weil  die  Staatsidee, 
der  man  mit  ihnen  den  ersehnten  Ausdruck  gegeben,  fast  überall  mit 
ihrer  Organisation  in  Widerspruch  ist,  und  weil  sie  sich  selbst  auf 
diese  Art  wieder  bekämpft,  ja  fast  aufhebt.  Hier  prociaroirt  man  «len 
Rechtsstaat  in  der  Verfassung  und  in  einer  unsicheren  oder  von  der 
Staatsgewalt  abhängigen  und  zu  jeder  Willkür  bestimmbaren  Gerichts- 
barkeit, in  einer  allmftchtigen  Polizeigewalt  und  Administration  zerstört 
man  ihn  wieder,  oder  macht  ihn  wenigstens  für  jeden  Augenblick  la 
einem  nur  sehr  unsichem  Gut.  So  fast  allenthalben  in  Deutschland 
und  in  einem  seiner  Grossstaaten,  vor  Allem  in  Preussen.  Dort  will 
man  dem  Geist  der  2Seit  genügen  und  verkündet  das  Grundgesetz  des 
Staates,  aber  bei  allen  Gebrechen,  die  dieses  immer  noch  hat,  stelh 
man  an  die  Seite  des  Rechtsstaates  auch  die  Armee  als  RepfäsentanteD 
der  Staatseinheit,  und  erkennt  in  ihr  und  ihrer  Stärke  allein  die  Macht 
und  Stärke  des  Staates.  Und  überall  wo  dies  der  Fall  ist,  ist  die 
Verfassung,  wie  frei  sie  anch  sei,  eine  Täuschung,  weil  sie  stets  ver- 
nichtet werden  kann,  und  der  Absolutismus  herrscht  nur  etwas  ver- 
schleiert und  in  Widerspruch  mit  seinem  Namen.  So  in  Oestemick 
und  durch  den  Kampf  um  die  nationale  Selbständigkeit  geswuiges, 
heute  auch  noch  in  Italien.  Aus  seiner  Revolution  hat  Fraakrekk 
einen  Staat  gestaltet,  der  anch  die  Constitution  auf  seine  Fahnen 
schreibt,  aber  sie  ist  ein  W(Nrt  und  ein  Sinei  werk,  denn  alle  Laster 
und  Gefahren,  die  in  diesem  oder  jenem  Staate  Europas  ihr  Daseis 
bedrohen,  concentriren  sich  hier  auf  einen  Punkt  und  der  Rechtsstaat 
liegt  mit  seinen  schwachen  Athemzügen  in  der  Willkür  und  Gnade 
des  Regenten.  Und  in  diesen  Widersprüchen  liegt  die  Revolutionskraft 
des  neunzehnten  Jahrhunderts.  Wie  viele  der  tranrigsten  Bewegongea 
auch  verzeichnet  worden  sind,  alle  ruhen  sie  in  ihren  letzten  Grfindeo 
darauf  und  nur  darauf.  Nicht  die  Verfassungen  bieten  den  Angrift^ 
punkt  der  gewaltsamen  Staatsbewegungen,  selbst  der  Absolutismos 
wird  von  den  Völkern  ertragen,  wenn  er  nur  au^eklfirt  und  gerecht 
s«in  kann,  aber  die  Widersprüche  aller  in  ihrer  Geltendmachung  haben 
sie  erzeugt  Die  Hissbräuclie  der  Verwaltung,  die  ScUechtighttten  in 
ihr  sind  die  Erzieherin  der  Revolutionen.  Daher  kehrt  sich  die  TUtig- 
keit  derselben  zumeist  auch  nur  gegen  diese,  und  erfasst  erst  im  Strom 
der  allgemeinen  Bewegung  die  Verfassungen  selbst  Jede  Revolntioa 
will  zuerst  nur  eine  Reformation  sein.  In  ihrem  Ende  ist  sie,  gleich* 
giltig  ob  für  lange  oder  kurze  Zeit,  auch  zumeist  die  Herstslluog  der 


Das  aneien  IM^ime.  5 

HarmoDie  swisdien  beiden.  Es  ist  ein  GlOck,  dass  die  Schöpfung  die 
Weit  als  einen  einheitlichen  Organismns  geschaffen ,  und  dass  sie  ihr 
ond  allem  in  ihr  Bestehenden  das  Gesetz  gegeben,  nur  so  leben  ku 
könneo.  Vertrüge  sie  das  Fremde,  Falsche  und  Ungehörige  ohne 
Störung  nur  einen  Augenblick  —  die  Entwicklung  alles  Daseins  wäre 
Tom  Fluch  des  ewigen  Stillstandes  getroffen. 

So  gebt  in  den  Staaten  Europas  seit  der  französischen  Revo-   Die  idee  d«« 
lutlon  alles  Streben  dahin,  ein  wahrhaft  einheitlicher  Organismus  zu    '^^'^suku" 
werden,  und  in  dem  Staatsbegriff  allein  sieht  man  nur  den  Vermittler    org»niimii». 
für  die  einzehien  Organe  und  ihres  gerechten  Wirkens.    Das  am  Ende 
kann  der  Rechtsstaat  allein  bedeuten,   so  niuss   er   zum   stets  sich 
lebendig  änssemden  Organismus  werden,    wenn   er   Oberhaupt  eine 
Wahrheit  sein  soll.    Heute  ist  er  es  noch  nirgends! 

Wie  nun  die  französische  Revolution,  hier  klar  dort  unklar  mit      'ix* 
dem  tetiten  Ziel  ihrer  lliatigkeit,  jetzt  vorsichtig  und  weise  für  die  H^^^]^ 
ferne  Zukunft  bauend,  dann  mit  fieberhafter  Eile  sich  selbst  im  Laufe  Bfitehanf  «nr 
obersturzend,  wie  diese  Zeit  gerungen  ihre  Staatsidee  zum  vollendeten    ^'*^*^*""'' 
Ausdruck  im  ganzen  Staatsorganismas  zu  bringen,  das  wird  die  Auf- 
gabe der  folgenden  Darstellung  sein.    Die  geschilderten  Verbssungen 
iIb  die  Grundlagen  dieses  Ringens  wären  aber  nie  entstanden ,  wenn 
do  Staatswesen  nicht  längst  vorher  begründet  gewesen,  da  ohne  dieses 
dberhaupt  nie  eine  solche  entstehen  kann.   Wie  sie  daher  alle  kämpfen 
mit  der  Vergangenheit  und  kämpfen  müssen,  wenn  sie  eben  nicht  ein 
leerer  Schall  sein  sollen,  das  müssen  wir  stets  im  Auge  halten,  und 
die  Darstalloug  des  Einzelnen  der  Gegenwart  muss  stets  an  das  Be- 
standene der  Vergangenheit  anknüpfen.     Welches  der- Geist  dieser 
Vergangenheit  war,  müssen  wir  zuerst  ins  Bewusstsein  bringen. 
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Nach  dem  Tode  Carl  des  Grossen  hatten  sich  auf  dem  Boden  des  rrankreieb 
alten  GaiHens  im  schnellen  Gange  grosse  Veränderungen  vorbereitet,  ^^"  890-987. 
welche,  begünstigt  durch  die  frühe  Erblichkeit  dex  Lehen  und  die 
rasche  Entwickelung  einer  besonderen  Nationalität,  kaum  ein  halbes 
Jahrhundert  nach  dem  Veitrage  von  Verdun  den  vollen  Si^  des 
gallo^omanischen  Elementes  über  das  germanische  zeigten,  und  endlich 
das  franaüsische  Königreich  hervorbrachten.  In  den  Kämpfen  und 
Wirren,  weiche  die  Herrschaft  Carl  des  Kahlen  erschütterten,  ging  die 
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königliche  Macht  unter  und  in  dem  fast  anarchischen  Zustande  nistete 
sich  die  Macht  der  grossen  Vasallen  und  Allodialherren,  diese  zumeist 
im  Süden,  jene  im  Norden  Frankreichs,  und  ging  endlich  aus  dem 
Jahrhundert,  das  nach  dem  Tode  Carl  des  Kahlen  folgte,  als  unbe- 
schränkte Herrschaft  hervor.  Das  Königthum  war  nur  ein  Name,  und 
in  ihrem  Grundbesitz  fär  sich  und  ihre  Erben  durch  das  Edict  von 
Kiersy  unwandelbar  geschützt,  waren  die  Grafen  und  Herzöge,  die 
Aebte,  Bischöfe  und  Erzbischöfe  die  eigentlichen  Herren  von  Frankreich. 
Am  Ende  der  fränkischen  Periode  ist  das  Feudalwesen  so  fest  und 
sicher  begründet,  so  innig  mit  der  französischen  Monarchie  verwachsen, 
dass  die  Namen  der  kleineren  und  grösseren  Feudalstaaten,  welche 
Frankreich  zersplitterten,  nie  mehr  verwischt  werden  konnten,  und 
bis  zur  Revolution  1789  sich  erhalten  haben. 
Frankrticb  Aus  den  mächtigen  Feudalherren  ging  mit  Hugo  Capet  einer  der 

^^  *~  '  mächtigsten  von  ihnen  als  König  hervor.  Er  ist  es,  der  als  der  Erste 
gegenüber  der  erblichen  und  territorialen  Feudalität  den  Gedanken  dec 
Einheit  Frankreichs  aufstellte.  Aber  er  sowohl  als  seine  unmittelbaren 
Nachfolger  suchten  diese  nur  in  der  Einheit  der  königlichen  Gewalt 
und  ihrer  Gleichheit  durch  die  Erblichkeit  derselben,  nicht  in  der  Be- 
schränkung der  Landeshoheit  der  Grossvasallen.  Dennoch  soll  das 
Königthum  nicht  mehr  ein  blosser  Name  sein,  und  für  den  Kampf, 
den  es  gegen  die  territoriale  Feudalität  eröffnen  musste,  wenn  es  nidit 
der  dauernden  Gefahr  des  endlichen  Unterganges  ausgesetzt  bleibeo 
sollte,  für  diesen  Kampf  nift  es  zu  seiner  Hilfe  andere  Grundsätze, 
welche  die  Bewegung  der  Civilisation  kennzeichnen.  Der  Beginn  der 
Kreuzzüge  rief  die  Ideen  der  christlichen  Lehren  mit  aller  Macht  in 
den  Herzen  wach,  und  begünstigt  dadurch  gelang  es  dem  Königtbooi 
durch  den  zuerst  von  den  französischen  Bischöfen  ausgegangenen 
Gottesfrieden  dem  Faustrecht  eine  Grenze  zu  setzen.  Mit  der  Ver- 
nichtung dieses  Rechtes  der  rohen  Gewalt  war  der  erste  Vemichtungs- 
schlag  gegen  die  Gewalthaber  selbst  geführt  worden.  Andererseits 
aber  suchten  die  Könige  ihrer  eigenen  persönlichen  Grewalt  die  Unter- 
thanen  ihrer  Vasallen  immer  mehr  unmittelbar  zu  verbinden.  Und  je 
mehr  diese  in  den  Königen  ihren  allgemeinen  Herrn  erkennen  lernen, 
desto  mehr  entwickelt  sich  der  Begriff  eines  einheitlichen  und  zu- 
sammengehörigen Volkes,  einer  Nation.  Nicht  die  menschlidie  Natur, 
das  Königthum  hat  den  politischen  Begriff  derselben  geschaffen.  Nur 
durch  das  Königthum  wurde  aus  dem  Volk  ebenso  wie  aus  dem  Land 
ein  staatlicher  Factor.  Fast  allenthalben  vei-zeichnet  die  europäische 
Geschichte  dieselbe  Entwickelung.  Nur  die  Art  und  Weise,  wie  sie 
das  Resultat  erreicht,  ist  verschieden.  In  Frankreich  trat  das  König- 
thum zuerst  als  Schutzer  und  Pfleger  des  Bfirgerthnms  auf.    Schon 
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Lodwig  VI.  legt  seine  Gewalt  zwischen  die  Streitigkeiten  der  der  Krone 
viunittelbar  untergebenen  fiiscböfe  and  ihre  st&dtischen  Unterthanen, 
siehert  mit  königlichem  Schutz  die  Freiheitsbriefe  und  Gildeverfassungeki 
derselben,  und  sichert  sich  durch  die  von  den  Stadlbfirgern  gestellten 
Hilfstmppen  für  seine  Kriege  und  für  seine  königliche  Gewalt  eine 
kräftige  Stütze.  Mit  dieser  Macht  begann  die  Weisheit  und  Klugheit 
des  jugendlichen  Philipp  August  die  Landeshoheit  der  Feudalherren 
zo  untergraben  und  so  das  Staatsgebiet  Frankreichs  der  Krone  euger 
za  Terbindeu.  Städtewesen  und  Bürgerthum  erblühten  unter  sein^ 
Herrschaft,  und  wurden  für  die  Zukunft  fast  allenthalben  durch  die  Be- 
stätigung alter  Goumunalverfassungen  und  Ertheilung  neuer  Privilegien- 
britfe  gesichert  Ludwig  der  £feilige  hob  die  christliche  Lehensuionarchie 
auf  den  Höhepunkt  ihrer  Entwickelung  und  brachte  diese  zu  einem 
endlichen  Abschluss  durch  die  für  fast  alle  Stande  vorgenommene 
Aufzeichnung  ihrer  Rechte.  Aber  jede  Aufzeichnung  der  verschiedenen 
Rechte  eines  einheitlichen  Volkes  ist  der  Anfang  der  Ausgleichung 
der  Verscliiedeuheiten  desselben  und  der  Beginn  des  Strebens  in  einer 
gleichen  Rechtsorganisatiou  den  Staat  selbst  gleich  zu  machen.  Wieder 
ist  es  das  KOnigthum,  das  diese  Idee  vertritt  und  im  Lauf  der  Jahr- 
hunderte auch  durchführt  Eine  vollkommen  entwickelte  Staatsordnung 
beherrscht  b^i  Beginn  dieser  Bestrebungen  die  Geschichte  Frankreichs. 
Ihr  Wesen  ist  der  Begriff  des  Eigenthums,  das  sich  durch  die  gesell- 
schaftlichen Besltzverh&ltnisse  entwickelt  und  auch  das  öffentliche  Recht 
beherrscht  Die  Vasallen  waren  Gesetzgeber  und  unbeschrankte  Macht- 
haber in  ihrem  Besitz,  weil  sie  Eigenthümer  davon  waren.  Der  König 
war  auch  nichta  anderes,  als  Gesetzgeber,  Verwalter  und  unbeschränkter 
Herr  in  seinen  Domänen,  weil  er  Eigenthümer  derselben  war.  Diese 
Idee  begleitet  und  führt  das  Königthum  in  seinen  Kämpfen,  in  seinen 
Siegen  und  in  seinen  Fortschritten  zur  Einheit  des  Gouvernements. 

In  diesem  grossen  Kampfe,  der  die  Zeit  bis  mm  endlichen  Siege  Frukreiefa 
der  territorialen  und  nationalen  Einheit  unter  Ludwig  XL  ausfallt,  vnd  ^^°  is^-^^ 
der  um  so  gefährlicher  war,  weil  äussere  Feinde  so  übermächtig  die 
französischen  Könige  bedrängten,  dass  das  Reich  oft  der  völligen  Auf- 
lösung nahe,  gestalten  sich  zwei  grosse  civilisatorische  Ideen,  welche 
das  Königthum  zu  einer  unbesiegbaren  Staatsgewalt  emporheben,  weil 
sie  selbst  in  diesem  ihre  alleinige  persönliche  Darstellung  finden  und 
die  materielle  Einheit  Frankreichs  nur  auch  ihre  Hen  .schaft  begi*ünden 
kann.  Diese  Ideen  waren  die  Freiheit  dee  weltlichen  Macht  von  der 
geistlichen  und  die  Gründung  der  stehenden  Heere.  * 

Schutz  d^  katholischen  Kirche  durch  die  Gewalt  der  Fürsten,      ^acbt 
das  war  die  erste  Idee,  welche  mit  der  Gründung  der  Monarchie  auf-   ^°^  Kirehef 
trat  und  sich  entwickelte  im  Laufe  der  Entfaltung  derselben.    Carl 
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der  Grosse  hat  die  Macht  des  Papstthums  geschaffen  and  söne  Ober- 
herrlichkeit  vorbereitet,  durch  welche  es  das  Hittelalto  behemckte. 
Als  sich  aber  aus  der  Macht  des  zehnten  Jahrhunderts,  um  die  Mitte 
des  elften  die  feudale  Monarchie  entwickelt  und  zu  selbständiger  Kraft 
emporgehoben  hatte,  fand  sie  in  dem  Papstthum  einen  gewaltigen  Geg- 
ner ihrer  Be§trebungen.  Gregor  VII.  und  Kaiser  Heinrich  IV.  ringen  des 
Kampf,  aus  dem  das  Papstthum  siegreich  hervorgeht  Die  Unwissenheit 
der  Völker  und  der  Glaube  waren  seine  Kamgfgenossen,  seine  Gegner 
allein  das  Interesse  der  Feudalherren  und  der  Könige  der  feadalec 
Monarchie.  Die  kirchliche  Macht  eilte  von  da  an  mit  grossen  Schritten 
zur  Eroberung  der  absoluten  Gewalt  und  vermischte  mit  der  gebtiicfaea: 
die  weltliche  Macht     Ludwig  IX.  von  Frankreich  hatte  alleia  des« 
Muth,  dieser  Verwüstung  eine  Grenze  zu  setzen,  und  die  Welt  lohnte 
es  ihm  mit  dem  Titel  des  Heiligen.    Die  pragmatische  Sanction  des 
Jahres  1268  mischte  sich  nicht  in  geistliche  Sachen  and  erhielt  die- 
f         Kirche  in  ihrem  Recht  der  Wahl  der  kirchlichen  Würden,  sie  Hess  üxr* 
alle  ihre  Vonrechte  und  selbst  den  eigenen  Gerichtsstand,  aber  s«: 
entriss  dem  römischen  Hof  das  Recht,  Lasten  aufzul^en,  Abgabe» 
zu  fordern,  durch  welche  das  Reich  »»schmählich  verarmt*'  ist  (Art  5^ 
pnd  verbot  den  schamlosen  Handel  mit  geistlichen  Dingen.    £s  i^* 
das  erstemal,  dass  Staat  und  Kirche  als  zwei  verschiedene  und  m^ 
ander  entgegengesetzte  Mächte  auftreten  und  erkannt  werden.   Deri 
Streit  beider  war  von  da  an  sehr  einfach,  und  wenn  auch  der  ThaM 
nach  sehr  schwer,  so  doch  dem  Geiste  nach  sehr  leicht  zu  entscheideA4 
Philipp  von  Valms  gab  endlich  den  Beschwerden  der  Feudalheireü 
nach  und  setzte  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  die  Jbstitution  de 
Pappel  comme  d'abus**  entgegen,  welche  für  Frankreich  die  segeoi* 
reichsten  Folgen  nach  sich  zog.    Den  Kampf  vollendend,  anerkannte 
in  der  pragmatischen  Sanction  vom  Jahre  1438  Carl  VIL  die  Grund» 
Sätze  des  Conciliums  von  Basel,  welche  die  Oberherrlichkeit  der  all- 
gemeinen Concilien  über  den  Papst  feststellten  und  eine  Appellatioo 
von  diesen  selbst  in  geistlichen  Sachen  an  ihn  verboten.    Die  Ednife 
haben  dies  Alles  gethan  und  sie  thaten  es  allein.    Es  war  natärlkh, 
dass  sie  allein  die  Früchte  des  Kampfes  und  endlichen  Sieges  eroteten. 
Unter  dem  Drucke  der  allmächtigen  Priesterwirthschaft  wandte  «ch 
das  Volk  immer  an  das  Königthum,  und  indem  dieses  Hilfe  bot,  er- 
schien es  immer' als  eine  Gewalt,  die  zum  Katzen  der  Staatsgesell- 
schaft geübt  wurde,  und  drang  als  solche  in  das  politische  Bewusstsein» 
DusebSpAmg         In  der  Schlacht  bei  Gourtrai  war  die  Blöthe  des  französischdi 
der  rt«beii4«]i  ^^jg  gefallen.    Lnmer  tiefer  stürzte  Frankreich  unter  den  ersten 
Valois  durch  die  verwüstenden  Kriege  mit  England,  in  Elend  und  Ver- 
wirrung. Aber  am  Ende  dieses  unheilvoUen  Kampfes  hatte  gegen  den 
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firbfoind  die  Nation  das  erstemal  das  Bewusstsein  ihrer  Einheit  er- 
rungen, ohne  welches  Ludwig's  XI.  Werk  sich  nie  vollendet  hätte,  ans 
Frankreich  einen  Staat,  eine  einheitliche  Macht  asn  bilden.  ^  Das  König- 
tbom  ging  ans  jenen  Kriegen  als  eine  Macht  hervor,  deren  Vertretung 
es  in  der  Armee  fand,  die  Carl  YU.  für  die  Eroberung  der  englischen 
fiesitxongen  sich  geschaffen.  Die  Schöpfung  der  Armeen  und  stehen* 
den  Heere  war  aber  nicht  blos  ein  Entfaltungsmittel  der  staatlichen 
Gewalt,  sie  war  eine  politische  Idee  von  der  grössten  Tragweite  für 
Staat  und  Gesellschaft*).  Von  diesem  Augenblick  an  gerieth  das 
Ansehn  der  Stände  einerseits,  andererseits  aber  auch  das  der  Landes- 
freiheit in  schnellen  Verfall.  Das  staatliche  Princip  entwickelte  sich 
jetzt  ebenso  auf  Kosten  des  Reichs  als  auf  Kosten  der  Rechte  des 
Volkes,  und  aus  dem  einst  nach  oben  und  unten  beschränkten  König- 
thum  ging  Schritt  um  Schritt  die  souveräne  und  absolute  Staatsge- 
walt hervor.  Ludwig  XI.  ist  ihr  erster  Repräsentant.  Mit  List  und 
Verschmitztheit,  politischem  Trug  und  einem  grausamen  Terrorismus 
bdämpft  er  das  selbst  die  Kriege  noch  überlebende  Princip  der  Isolirung, 
der  Zerstückelung  des  Territoriums  und  der  verschiedenen  Souveräni- 
Uteo,  und  vernichtet  die  persönliche  Unabhängigkeit,  die  Kraft  der 
altflo  Ari^tocratie  und  die  moralische  Bedeutung  der  politischen  Or- 
ganisation des  Feudalstaates.  Der  Föderativstaat,  den  die  mächtigen 
KroQvasallen  begehrten  und  anstrebten,  ging  unter  und  mit  der  terri- 
torialoi  Einheil  war  die  Alleinherrschaft  der  Könige  besiegelt.  Als 
im  folgenden  Jahrhundert  der  reformirte  Adel  unter  den  Fahnen  des 
Calvioismus  abermals  den  alten  Traum  belebte,  setzte  Richelieu  den 
Volksgeist  der  drohenden  Alliance  der  Reformation  und  der  Aristocratie 
entgegen,  und  machte  durch  den  Sieg  von  La  Rochelle  für  alle  Zukunft 
die  Theilung  des  Bodens  Frankreichs  und  seiner  Herrschaft  unmöglich. 
Die  persönliche  Unabhängigkeit  zu  zerstören  wandte  er  Schrecken  und 
Grausamkeit  an,  und  konnte  durch  die  Justizcommissionen  wohl  die 
Widerspenstigsten  vernichten,  aber  nicht  den  Ghinben  der  Berechtigung 
in  den  Geistern  und  Herzen.  Der  Krieg  der  Fronde  nach  semem  Tode 
hatte  weder  ein  politisches  noch  ein  administratives  Ziel,  es  war  ein  Kampf 
einzig  um  die  Unabhängigkeit  der  hohen  Magistraturen  und  der  Noblesse. 
Die  persönliche  Wichtigkeit  wollte  ihre  Stelle  erobern,  der  Stolz,  die 
Ktdkeit  und  das  pecuniäre  Interesse  waren  die  Beweggründe  dieses 
Imges,  Wechsel  voll  in  seinen  momentanen  Erfolgen,  gross  in  seinen 
Helden,  aber  nichtig  in  allen  seinen  endgültigen  Folgen.  Aber  auf  der 
Basis  der  territorialen  Einheit  auch  eine  geistige  Einheit  zu  erringen,  be- 
durfte es  eines  anderen  Mannes  und  noch  ein  Jahrhundert  der  Erfahrung. 

*)  Otd.  Ton  tU9  und  1446  nod  Ord.  yon  144S,  1464  und  14Ö9. 
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Frankreich  Nur  doT  Staat,  der  auf  der  Einheit  seines  GeUetes  nod  seiner 

TOD  i48»-i789.  ^ution  ruht,  kann  zum  Bewnsstsein  seiner  Kraft  gelangen«  Einmal 
dieses  errungen,  wird  er  dem  Trieb  folgen,  der  in  allem  Lebendigen 
rnht,  nach  Entwickelung  und  Vergrösserung.  Ein  grosser  Thdl  aller 
politischen  Leiden,  welche  am  Ausgang  des  Mittelalters  die  Völker 
Europas  verwüsteten ,  ruhte  auf  den  unsicheren  internationalen  Ver- 
hältnissen und  dem  schlecht  oder  fast  gar  nicht  anerkannten  Völker- 
recht. Die  physische  Macht,  die  rohe  Gewalt,  wenn  sie  von  keinem 
sicheren  Gesetze  geleitet  und  beschränkt  wird ,  durchbricht  stets  ihre 
Schranke  und  ergiesst  sich  verwüstend  auf  das  Benachbarte  und  Fremde. 
Die  Staaten  erkennen  auf  dieser  Stufe  nur  die  Eroberung  als  ihr  an- 
ziges  Ziel,  die  Volker  sehen  darin  ihre  letzte  Aufgabe.  Aber  wie  jedes 
Unglück  und  jeder  Fehler  in  seinem  Gefolge  die  E«rkenntniss  des 
Besseren  trägt,  so  ging  aus  dein  Elend,  das  die  Eroberungskriege  des 
sechzehnten  und  siebzehnten  Jahrhunderts  über  Europa  brachten,  die 
Wissenschaft  des  neuen  Völkerrechts  hervor,  und  gefuhrt  von  dem 
erhabenen  Geiste  grosser  Männer,  setzten  die  Völker  Europas  in  der 
Anerkennung  unwandelbarer  Grundsätze  des  Rechts  und  der  Gerechtig- 
keit ~der  rohen  Kraft  eine  Grenze.  VTir  ringen  heute  noch  um  die 
Feststellung  derselben  und  ihren  klaren  unverbrüchlichen  Aüsdmck, 
und  es  scheint,  als  ob  die  Givilisation  in  ihren  die  Verschiedenheit 
der  Völker  ausgleichenden  Fortschritten  diesen  zu  finden  berufen  ist 
Frankreich  war  nach  Ludwig  XI.  durch  seine  Einheit  zum  Geföhle 
seiner  rohen  Kraft  gelangt  Der  Staat  wurde  ein  erobernder,  um  sich 
in  Europa  eine  seiner  Stärke  und  V^firde  gemässe  Stelluug  zu  erringen. 
Das  französische  Volk  fand  dafür  in  seinen  Königen  den  persönliches 
Ausdruck  und  theilte  in  dieser  Hinsicht  die  Gesinnung  seiner  Herrscher. 
Nur  die  Uebereinstimmung  der  Gesinnung  des  Volkes  mit  den  Absichteo 
der  Regierung  führte  zur  Erfüllung  der  Aufgabe,  die  beide  sich  gesetzt, 
und  erzielte  damit  auch  das  Wohl  des  Staatsganzen.  Wenn  in  solchai 
Zeiten  die  absolute  Gewalt  die  Völker  noch  beherrscht,  dann  ist  es 
diese  allein,  welche  bei  einem  Siege  die  reichsten  Früchte  erntet  Aas 
den  Eroberungskri^n,  welche  die  letzten  Valois  und  die  Bourbonen 
mit  siegreicher  Hand  führten,  erhob  sich  die  absolute  Königsgewalt 
zu  ungedachter  Grösse.  Sie  that  dies  aber  mehr  auf  den  Ruinen  der 
nationalen  Freiheit,  als  auf  jenen  der  Feudalität  Kein  siegreicber 
Krieg,  welchen  die  Könige  führen,  hat  andere  Folgen.  Die  merkwürdige 
Umgestaltung,  die  sich  während  dieser  Zeit  im  Innern  des  französischen 
Reiches  vollzieht,  ist  ein  klarer  Beweis  dafür.  Der  alte  Feudalstaat 
wuchs  aus  der  Schwäche  und  Besitzlosigkeit  der  Könige  gegenüber 
der  grossen  Vasallen  und  Landesherren  hervor.  Als  er  zerstört  war, 
schufen  die  Könige,  selbst  genöthigt  durch  ihre  während  der  Kriege 
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dauernden  Bedürfnisse  uad  Nöthen  eine  neue  Feudatität.  Wie  einst 
der  territoriaie  Feudalismus  die  französische  Erde  bedeckte,  so  dringt^ 
sich  jetzt  ein  administrativer- Feudalismus  in  die  Gerichtsbarkeit  ^  die 
Poiisei,  die  Finanzen,  die  Armee,  in  die  Städte  und  Gemeinden,  selbst 
in  das  Haus  des  Königs  und  die  Macht  der  Krone.  Alles  ward  in 
demselben  erstickt,  die  Rechte  und  Freiheiten  des  Volkes,  der  Städte 
und  Gemdnden ,  der  Familie  und  der  einzelnen  Person.  Die  Gegen« 
stände  der  Fendaiität  hatten  sich  verändert,  ihr  Wesen  blieb  dasselbe, 
die  Träger  derselben  waren  verschieden,  ihre  Laster  blieben  sich  gleich, 
und  wie  einst  das  Königthum  beraubt  seines  Gebietes  endlich  gezwangen 
ward,  gegen  die  Besitzer  des  Landes  anzukämpfen  und  sie  zu  ver- 
nichten, so  war  es  wieder  das  KOnigthum,  das  endlich  das  Bedärfuiss 
erkannte,  gegen  die  Alles  vernichtende  administrative  Feudalität  an- 
zostönnen.  Es  war  nicht  mehr  im  Stande,  sie  zu  vernichten,  und 
iberliess  der  Revolution  die  Fortsetzung  und  Vollendung  des  versuchten 
and  nur  im  Einzelnen  schon  b^onnenen  Werkes. 

Die  Idee  des  Eigenthums  war  die  Grundidee  der  alten  Feudalität.  Die 
Das  KOnigthum  ging  davon  aus,  als  es  die  Vasallen  vernichtete,  und  j!^od°}JJit*dn* 
nahm  aus  dem  Rechte  der  Eroberung  das  herrenlose  Landesgebiet  wie  anei«n  n^gim«. 
emen  Eigenthumszuwadis  zu  seinem  Besitz  in  Ansprach.  Am  Ende 
dieses  Kampfes  fibertrug  es  diese  Idee  auch  auf  seine  souveräne  Ge- 
walt und  nahm  sie  wie  ein  freies  und  unbeschränktes  Eigenthum  in 
Anspruch.  Die  Ereignisse  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  hatten  dies 
zn  einem  politischen  Dogma ,  getragen  von  den  feudalen  Traditionen, 
für  das  politische  Bewusstsein  des  Volkes  selbst  emporgehoben.  Die 
Recbtsgelehrsamkeit  der  folgenden  Zeit  anerkannte  dieses  Eigenthum 
als  ein  Recht.  Die  Souveränität  der  Könige  aber  als  ein  Eigenthums- 
recbt  anerkannt,  machte  das  Gouvernement,  die  Verwaltung  und  alle 
Elemente,  welche  in  ihr  liegen,  die  Thätigkeiten  derselben  zu  gleichen 
Gütern,  die,  fähig  aller  Eigenschaften  des  realen  Eigenthums,  zu  Kauf  und 
Verkauf,  zur  Cebertragung  und  Vererbung  sich  eigneten,  and  mit 
denen  die  höchste  Gewalt  frei  schalten  kann.  Es  ist  bemerkenswerth, 
dass  der  erste  absolute  Regent,  Ludwig  XI.,  die  Ewigkeit  und  Un- 
wandelbarkeit  der  Officien  und  Staatsämter  zuerst  einführte.  Es  war 
der  Anfang  zugleich  zum  Handel  mit  denselben  und  ihrer  Verkäuflich- 
keit  unter  den  einzelnen  Besitzern  selbst,  und  abgelöst  vom  staatlichen 
Hoheitsrecht  auch  der  ausschliesslichen  Aemterverfügung.  Ludwig  XII« 
eröffnete,  gedrängt  durch  seine  Finanziioth,  den  öffentlichen  Handel  mit 
ihnen  zum  Vortheil  des  Staat^ischatzes,  und  in  einem  öffentlichen  Ver- 
kaufsladen,  in  dem  „Bureau  des  pailies  casuelles"  richtete  Franz  L 
ohne  Unterschied  der  Aemter  den  Handel  mit  denselben  ein.  Am 
Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  war  dieser  Handel  in  die  Gerichts- 
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&mter,  in  die  Finanzverwaltuog  und  die  Armee  eingedrungen,  und 
Ludwig  XIV.  bereitetete  durch  sie  auch  der  alten  MunicipalverwaltaBg 
ein  tiefes  Grab.  Alle  Staatswürden  mit  einer  Öffentlichen  Function, 
alle  Staatsämter  verwandeln  sich  in  ein  Eigen thum,  da  sie  alle  Eigen- 
schaften desselben  durch  die  bei  ihnen  eingeführten  Missbrftuche  an 
sich  tragen.  Reichte  der  Veiicauf  der  bestehenden  Aemter  und  Würden 
nicht  aus,  die  Bedürfnisse  zu  decken,  errichtete  die  Willkür  der  Könige 
neue,  und  Ludwig  XIV.  griff  endlich,  wie  schon  angedeutet,  in  die 
bisher  unangetastet  gebliebene  Gemeindeverwaltung,  und  die  alte 
Coromunalfreiheit ,  ohnedies  ohnmächtig  gegenüber  dem  künigliclien 
Absolutismus,  ging  gänzlich  unter.  Der  Feudalismus  hatte  seine 
Gegenstände  geändert.  Es  ist  nicht  mehr  das  unbewegliche  Gut, 
welches  einen  Antheil  an  der  Gewalt  giebt,  sondern  die  Functionen  der 
Gewalt  selbst,  deren  Eigenthümer  die  Krone  ist  Das  Geld  war  der 
Grund  und  zugleich  der  Schutz  dieser  administrativen  Feudalität,  und*' 
die  Eitelkeit  der  Menschen  spielte  in  ihr  eine  grosse  Rolle.  Auf  die- 
selbe Bahn,  auf  der  ein  verschuldeter  Adel  ein  Einkommen  zu  finden 
hoffte  und  darum  sich  zu  den  Aemtern  drängte,  stürzte  sich  der  reiche 
BüTgerstand,  um  mit  einem  Amte  den  Adel  zu  erwerben.  Necker 
spricht  von  4000  Aemter,  welche  den  Adel  gaben  ^),  und  Tocqueville 
zählt  ausserdem  noch  zahlreiche  öffentliche  Stellen  auf,  düe  mit 
Privilegien  ausgerüstet  waren,  wie  ich  dies  schon  im  ersten  Bande 
ausführlicher  dargestellt  *).  Von  der  gesammten  Masse  der  Aemter, 
Würden  und  Stellen,  die  alle  vom  Mark  des  Staates  zehrten,  kann  man 
sich  einen  Begriff  machen,  wenn  man  nur  all  die  Räthe,  GommissiooeD, 
Secretärämter  und  Einzel  würden  überschaut,  die  auf  der  Höhe  da 
Verwaltung  die  Functionen  der  heutigen  Minister  leiteten  *).  Derselbe 
Geist  machte  sich  natürlich  bald  auch  in  allen  anderen  Theüen  geltend. 
Die  sorgfältige  Prüfung  Necker's  zeigt  für  die  Leitung  des  Steuerwes^is 
250,000  Personen,  ohne  die  2600  Gontroleurs  der  ZolladministratioD, 
der  4700  Beamten  für  die  „Regie  des  aides"",  der  zur  Abwehmng  der 
Contrebande  Angestellten  und  anderer  mehr  *). 
Bemntenwiukar  Diesc  Schaaron  von  Würden  und  Aemter,  die  ähnlich  den  Heu- 
TOiMbrnlIlh'^  schreckenschwärraen  auf  den  Fluren  des  Landes,  auf  dem  Lebra  und 
Gedeihen  des  Volkes  lasteten,  beuteten  in  allen  Gebieten  der  Ver- 
waltung den  Säckel  des  Borgers  und  den  Sack  des  Staates  ans,  und 
überlieferten  dabei  die  Geschäfte  selbst  der  bald  allgemeinen  Wilikfir, 


1)  Necker:   De  radministration  des  finances  de  la  France  Bd«  III.  Cap.  14* 

2)  Tocqueyille:    L'ancien  R^ime  S.  164. 

3)  Boiteau:   Etat  de  la  France  en  1789  S.  133  u.  ff. 

4)  Becker  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  196. 
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di«  zumeist  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsbarkeit  allmählich  Recht  und 
Gerechtigkeit  antergrub.  Hi«r  waren  die  Auanahmstribanale  das 
Cniversalmittel  für  die  Herstelltiag  und  Erzielung  aller  Wunsche  des 
absoloten  Kdnigthums,  ein  »»lit  de  justice^'  und  die  ^lettres  de  caehef' 
die  Trtger  aller  &rfullnng  des  «bon  plaisir"*  der  Gewaltherrscher.  Dort 
conceotrirta  man  alle  Regungen  des  Einzel  willens,  der  Gemeinde- 
tb&tigkeit  und  der  Provinzen  in  den  Händen  der  allmächtigen  Inten- 
danten und  ihrer  Stellvertreter.  „Wisset* ,  sagte  Law  dem  Marqois 
d'Ai^enson,  «wisset,  dass  Frankreich  von  30  Intendanten  regiert  wird. 
Ihr  habt  weder  Parlamente,  noch  Stände,  noch  Gouverneurs,  es  sind 
30  maitres  des  reqnetes,  die  den  Provinzen  zngetheilt,  von  denen  Glück 
and  ÜDglüek  ihrer  Länder,  deren  Ueberfluss  und  Armuth  abhängt^  '). 
Ihre  Bevormundung  drängte  sich  bis  ins  innerste  Leben  der  Privat- 
wirthschaft  ein,  und  selbst  wo  sie  das  Gute  wollten,  erzeugten  sie 
gegenüber  dem  Misstrauen  des  Volkes  das  BOse  >).  Die  Autorität  des 
Staates«  die  nur  dann  ihre  Gewalt  zu  behaupten  glaubte,  woan  sie  sich 
immer  und  fiberall  zeigte,  zerstörte  allmählich  den  Rechtssinn  des  Volkes, 
das  Selbstvertrauen.  Ohne  diese  Elemente  aber  mnss  der  Staat  zu 
Grunde  geben.  Glaubt  die  Gewalt  sich  nur  mächtig,  wenn  sie  auf 
toe  Art  ihre  Thätigkeit  zeigt,  so  ist  sie  in  Wahrheit  doch  desto  ohn- 
nichtiger,  dwn  ihr  ganzer  Bestand  hängt  von  dem  Belieben  des 
polyjNurtigen  Bfireaucratismus  ab.  Aber  in  diesem  seinem  Sehoosskinde 
findet  der  Absolutismus  immer  wieder,  ob  früher  oder  später,  seinen 
geUirliGhateB  Feind,  denn  erhält  er  sich  die  Kraft  nicht,  es  von 
»eh  als  willenloses  Werkzeug  abhängig  zu  machen,  so  wird  er  ein 
Sclave  desselben.  Wo  aber  soll  er  die  Kraft  seiner  Herrsohaft  her« 
sehnen,  wenn  ihm  doch  das  Vertrauen  und  die  Selbstthätigkeit  des 
VolkMfeUt? 

Ladwig  XIV.  hatte  diesen  Staat  geschaffen,  der  ein  Leben  führte,  di«,  ohnmaewt 
das  von  jenen  Elementen  bewegt  wurde,  die  ich  eben  geschildert,  und     <>«•  ^<^^" 
der  jener  Gefahr  entgegen  eilte,  die  man  wie  ein  unabweisliohes  Ge*    '"  ^^ 
Mhiek  der  absoluten  Gewalt  betrachten  kann.    Dieser  Ktoig,  den  sein 
Volk  so  gern  den  Grossen   nennt,  hatte  am  Ende  des  siebzehnten 
iahihnnderts  mit  Ruhm  und  Glanz  sein  Land  und  V<dk  umgeben, 
^r  angekommen  auf  dem  Gipfel  seiner  Macht,  stand  Ftenkreich  wie 
nadi  einem  ewigen  Gesetz,  das  alles  Menschliehe  beherrscht,  auch 
am  Anfang  seines  Verfalls.   Auf  den  Schein  der  Grösse  und  auf  fremde 
Anerkennung  vertrauend,  opfern  zumeist  die  Menschen  die  Selbst- 


1)  Tocquerille  a.  a.  O.  S.  79. 

I)  ToeqneTiUe  a.  a.  O.  giebt  gate  Beispiele  8.  S6,  und  Kedcer  a.  a.  O. 
•rdhh  ein^  klar  beweisende  Erfahrung  aahies  Lebens  daitir.  Bd.  HL  Cap.  90k 
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erkenntDiss  und  die  Thätigkeit,  die  sie  zur  GrOsse  geführt.  Ladwig  XIY. 
musste  selbst  noch  erfahren,  dass  der  Ehrgeiz  eines  Despoten  Riesen- 
plane  ersinnen,  oft  auch  ausführen  kann »  dass  aber  ein  einziger  üo- 
glücksfall  die  Phantome  unnatürlicher  Grösse  zerstört.  Wo  einmal 
die  Gewalt  über  das  Recht  gebietet,  ist  jedes  Gesetz  ohnmächtig,  das 
nicht  wieder  die  Gewalt  aufrecht  zu  halten  vermag.  Nicht  die  Sitten- 
losigkeit,  nicht  die  Frömmelei  des  alten  Königs  stürzten  Prankreich  in 
das  Elend  der  kommenden  Tage,  soudwn  das  System,  das  Ludwig  XTV. 
mit  männlicher  Hand  aufgebaut,  aber  am  Ende  seines  Lebens  so  wenig 
beherrschen  und  zähmen  konnte,  als  sein  verderbter  Nachfolger. 
stMt  nnd  o«.  Hier  liegen  die  Grundsteine  der  erst  nach  mehr  als  einem  halben 

•oiitchAft  des  Jahiiiundert  auftretenden  rächenden  Revolution.   Ludwig  XL  hatte  die 
'persönliche  Belbständigkeit  des   Adels  gebrochen,   Ludwig  XIV.  sie 
endlich  gänzlich  vernichtet,   und   so   die  kräftigste  Ader  des  alten 
Feudalstaates  und  des  Anspruches  auf  Achtung  der  Geburt  zerschnitten. 
Er  liess  einen  Hofadel  zurück,  der  nur  geeignet  war,  in  den  Vor- 
zimmern der  Maitressen  zu  dienen,  er  hatte  ihm  das  Joch  der  Heuchelei 
aufgelegt,  das  die  Regentschaft  von  den  entnervten  Schultern  nahm 
und  in  zügellose  Ausschweifung  stürzte  sich  Hoch  und  Nieder.  Dieses 
Geachlecht  ging  unter  und  seine  Söhne  wurden  die  Erben  der  Schmach 
und  des  Elends  der  Regierung  Ludwig  XV.     Die  Organisation  des 
Staates,  die  Ludwig  XIV.  zurückliess,  wurde  das  würdige  MnsterbiU 
der  Gesellschaft,  die  sich  unter  Ludwig  XV.  entfaltete.   Dort  herrschte 
die  Willkür,  hier  die  Sittenlosigkeit,  dort  wirthschaftete,  unbekümmert 
um  die  höchste  Autorität,  ein  Beamtenheer  auf  eigene  Faust,  hier  be> 
wegte  das  Leben  und  Denken,  unbesorgt  um  das  höchste  menschliche 
und  göttliche  Gesetz,  ein  habgieriger  Adel,  me  wollüstige  Priesto^ 
Schaft  und  eine  —  Wissenschaft,  die  für  ihre  Grundsätze  und  Lehren 
auch  keinen  andern  Leitfaden  hatte,  als  das  hon  plaisir  ihrer  persön- 
lichen Stimmung  und  Auffassung.   Voltaire  war  hier  der  grosse  Meister. 
Und  wie  im  Staat  das  Oberhaupt  aus  den  weichen  Händen  die  Zögel 
verlor  und  ohnmächtig  dem  willkürlichen  Büreaucratismus  sich  Überhess, 
80  warfen  in  frevelhaftem  Uebermuth  die  grössten  Talente  der  Zgü 
in  die  untergrabene,  jedes  Haltes  in  Sitte  und  Glaube  bare  Gesell- 
schaft ihre  Phantasien,  unbekümmert  ob  sie  bilden  nnd  entwickeln, 
unbesoigt  wer  sie  führt  und  leitet,  befriedigt  allein,  wenn  ein  Aogeo- 
blick  einen  kurzen  Triumph  und  Beifall  gab.    So  war  der  alte  Staat 
und  die  alte  Gesellschaft  nicht  ein  planloses  Ding,  ein  unfassbares, 
unerklärliches  System,  sondern  beid^  hingen  im  Ganzen  und  in  ihren 
Theiien,  in  Politik  und  Religion,  in  Bildung  und  Vermögen  wie  di« 
Organe  eines  Körpers  zusammen,  und  standen  in  steter  Wechselwirkaag. 
Aber  die  Organe  waren  faul  und  angesteckt  vom  Siechthum  der  Zeit 
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und  ihre  Wechselwirkung  erzeugte  bei  jeder  Thätigkeit  ein  Gesehwür 
des  ekeleo  Ausatzes,  das  Staat  und  Gesellschaft  verzehrte. 

Die  dritte  Generation  des  achtzehnten  Jahrhunderts  blickte  mit  Ludwig  xvi.  u. 
Eotaetzen  auf  die  Vergangenheit  und  das  Elend  der  Gegenwart,  das  '^''^^"^^„'l^''^ 
ins  jener  hervorgegangen.  Sie  stand  ferne  jenen  Ausschweifungen, 
welche  die  Geschichte  der  Regentschaft  und  Ludwig  XV.  ausfällten, 
ood  iß  einem  tugendhaften  und  sittenreinen  König  fand  sie  ein  Muster, 
sieh  selbst  frei  zu  machen  von  den  Banden  des  Lasters.  Das  König- 
thnm  war  auf  jenem  Punkt  angelangt,  den  ich  oben  schon  angedeutet. 
£s  sah  sich  seiner  Gewalt  und  seiner  Macht  durch  die  administrative 
Feodaiit&t  beraubt,  und  wie  es  einst  gegen  die  mächtigen  Landeshenren 
DD(1  Vasallen  ankämpfte,  um  die  territoriale  Feudalität  zu  brechen  und 
sich  selbst  zum  Ansehn  zu  bringen,  so  kämpfte  es  unter  Ludwig  XVL 
gegen  jene.  Aber  er  begriff  seine  Aufgabe  nur  unvollständig,  und  wenn 
er  anch  die  Macht  nicht  besitzen  konnte,  sie  durchzuführen,  so  besass 
er  auch  den  Willen  daffir  nicht.  Aufgeklärt  genug,  um  die  Uebelstände 
la  erkennen  und  das  Heer  der  Missbräuche,  huldigte  er  doch  dem 
Geist  des  Bestehenden  und  der  Macht  der  Tradition,  in  der  er  erzogen 
worden  war.  Das  war  Ludwig  XVL  Verdienst,  ab^  es  war  auch  sein 
Uoglfick.  Und  seit  jener  Zeit  wiederholen  sich  in  Frankreich  dieselben 
Fehler  und  Erbärmlichkeiten,  welche  den  Staat  immer  und  immer 
wieder  in  neue  Verwirrungen  stürzen.  Die  Regierungen  verkennen  die 
Zeichen  der  Zeit  und  widerstreben  ihnen  ohne  Nutzen.  Sie  klammem  . 
sich  an  Grundsätze  und  Ei-fahrungen,  die,  nachdem  sie  sich  überlebt 
haben,  nur  dazu  dienen,  alles  Andere,  das  man  versucht,  zu  zerstören. 
Sie  machen  sieh  zu  Sclaven  ihrer  Vorfahren,  sind  Narren  einer  Idee,  die, 
missbraucht  in  ihrem  Wesen,  über  Gebühr  angespannt,  sie  glauben  lässt, 
dass  das,  was  einst  erträglich  und  gut  gewesen,  auch  allen  Zeiten  frommt, 
dass  sich  nicht  abnutzt,  was  einst  zur  That  behilflich  war  und  dass 
Bttn  unwandelbar  auf  die  Gleichheit  der  Umstände  und  der  öffentlichen 
Meinong  zählen  könne.  Ludwig  XVL,  wie  lange  nach  ihm  Carl  X*, 
der  Convent,  wie  lange  nach  ihm  die  Nationalversammlung  des  Jahres 
1S48,  Napoleon  L,  wie  ebenso  lange  nach  ihm  Napoleon  HL  sind 
&iem  unheilvollen  Gesetze  verfallen. 

Ohnmächtige  aber  gut  gemrinte  Reformen  sollten  die  gebieterisch         di« 
geforderte  Revolution  ersetzen.    Aber  die  Regierungen  schrecken  zu-  nnd"i«^uSii. 
tMl,  wenn   die  Zeit  sie  zu  dieser  Aulgabe  beruft  und  ihnen  die    aobait  unter 
Führerschaft  aufzwingt.    Statt  sie  zu  ergreifen  und  zu  ihrem  Vortheil  ^"'"'^  ^^ 
sie  zu  leiten,  weichen  sie  ihr  ängstlich  aus  und  glauben  genug  gethan 
n  haben,  wenn  sie  das  erste  Morgengrauen  des  Tages,  den  sie  selbst 
als  onvenneidlich  erkennen,  aufmerksam  durdiwacht  haben.    Staat 
und  Gesellschaft  fühlte  unter  Ludwig  XVL  dieses  Morgengrauen.    Der 
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König  und  seine  Hinister,  von  den  besten  Wfinsehen  beseelt,  wollten 
refonniren,  nicht  was  dem  Staat  nöthig«  sondern  was  ihrer  Einsicht 
miSgiich  erschien  und  —  nützlich.  Nicht  im  Interesse  des  Volkes,  in 
seinem  eigenen  Interesse  einen  Widerstand  zu  zerstören,  der  ihn  genirte, 
begann  Ludwig  XVL  die  Reformen  und  besehr&nkte  sich  darauf. 
Aber  mitten  in  diesem  Tasten  und  Versuchen  des  Gouvemements  g^ 
staltete  sich  eine  Gesellschaft,  die,  getragen  von  dem  Glauben  an  die 
Bestimmung  des  Menschengeschlechts,  anerkennend  die  Vernunft  und 
die  Freiheit  als  moralische  Gewalten  und  begeistert  von  dem  Gedanken 
einer  allgemeinen  Gluckseligkeit,  die  nichts  mehr  mit  dem  Organismus 
des  alten  Staates  gemein  hatte,  und  darum  keine  andere  Aufgabe  uk 
als  diesen  zu  zertrümmern.  Voltaire  und  die  Encyclopädisten  waren  in 
ihren  Ausschweifungen  dem  jungen  Geschlechte  fremd  geworden, 
Montesquieu  grösser  als  Gesetzgeber  denn  sie  alle,  Rousseau  neuer  in 
seinen  Lehren  und  begeisternder  als  je  ein  Philosoph  vor  ihm  —  das 
waren  die  Führer  der  dritten  Generation,  die  Ludwig  XIV.  Zdt  r&cben 
sollte.  Ihr  erster  Held,  der  Erste  in  der  Erkenntniss  und  in  der  That 
war  Mirabean.  Die  Einheit  des  achtzehnten  Jahrhunderts  bestand  in 
dieser  Vorbereitung  der  grossen  Revolution,  die  Grösse  dieser  Revolution 
bestand  in  dem  allgeneinen  Bewusstsein  ihrer  Nothwendigkeit 
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Oesellschaft. 

ocotraiiMtioB  Zwei  Ideou,  welche  seit  Ludwig  XI.  den  Geist  aller  Staatsweift- 

uAbsoiutinmat. j^^l^  Und  ThäUgkeit  durchdrangen,  die  das  alte  Regime  in  unersch&t- 

terlicher  Festigkeit  ausbaut  zu  haben  glaubte»  aber  auf  die  das  g^ 

sammte  Volk  auch  das  Unglück  seiner  Lage  und  seiner  Verfaftitnise 

zurfickffihrte,  diese  beiden  Ideen  waren  die  Erbschaft,  die  Ludwig  XM 

antrat,  als  er  den  Thron  bestieg  und  auch  die  Revolution  noch  als 

ungescbw&chte  Göter  vorfand.    Es  waren  dies  die  CentralisatioB  der 

Staatsr^ierung  und  der  Absolutismus  der  Staatsgewalt    Nirgends  in 

Europa  war  die  erste  so  zum  Bewusstsein  der  Staatsgewalt,  niigonds 

der  Absolutismus  so  zum  Bewusstsein  seiner  selbst  gekommen,  als  in 

Frankreich* 

Bagrur  and  Worin  bestand  diese  Centralisation ?    Tocqneville  schildert  sie: 

Entwiekiiuig  d.  £ib  eluzigos  GoTps  tm  Centrum  des  Reichs,  das  die  Öffentliche  Ver- 

^'  waltung  in  allen  Landestheilen  regelte,  derselbe  Minister,  der  alle  Ge- 
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scUfte  Miete»  in  jeder  Provinz  ein  einziger  Agent «  der  alle  Details 
föbrt,  keio  zweiter  Administrativ -KOrper,  oder  höchstens  Körper,  die 
nicht  handeln  können»  ohne  vorher  autorisirt  za  sein»  sieh  zu  bewegen» 
aasserordentiiehe  Tribunale»  die  alle  Geeohäfte  leiten,  bei  denen  die 
Administration  interessirt  ist»  und  die  alle  ihre  Diener  schützen.*) 
War  dta  wirklich  die  Centralisation  des  alten  Regimes?  Ist  damit  der 
Geist  eines  ganzen  Systems  ei-achöpft,  ja  nnr  angedeutet»  eines  Systems» 
das  im  Stande  war»  Jahrhunderte  zu  durchleben,  von  einer  zehnjährigen 
Revolution  sich  Anerkennung  zu  erzwingen»  wie  der  genannte  Gelehrte 
glaubt,  und  selbst  nach  dieser  alles  vernichtenden  Revolution,  wie  er 
gleichfalls  sagt»  „wieder  aufzuleben***).  Gewiss  niditl  Es  ist  nur 
die  Schilderung  und  Aubählung  einzelner  Organe»  durch  welche  die 
Centralisation  herrscht,  aber  diese  selbst  nicht»  weder  die  des  alten 
Regimes,  noch  weniger  jene,  die  heute  Frankreich  behenacbt  und  auf 
die  ich  in  den  ersten  Paragraphen  des  voriiergehenden  Bandes  schon 
hingewiesen.  Mit  klarer  ErkenntniBs  aber  stellt  Tocqueville  eine 
Wahrheit  als  politisches  Dogma  aller  Centralisation  auf»  die»  unantast- 
bar als  historische  Erfahrung»  nicht  tadellos  als  politische  Weisheit 
ist  J£iB  Volk,  das  seine  Aristocratie  zer6t(^t»  stürzt  sich  nnaufhalt- 
sam  in  die  Centralisation^^**  Dort  wo  die  Aristocratie  darch  die  Ge- 
schichte un4  den  Besitz,  also  durch  Zeit  und  Raum  eine  Macht  der 
Nation  geworden  ist»  dort  wird  das  üniformiren  und  Centralisiren  des 
Staates  stets  in.  ihr  den  bittersten  Gegner  -finden.  Ihre  persönliche 
Selbständigkeit  zu  erhalten,  wird  sie  zur  kräftigsten  Vorkämpferin  der 
Volksfreiheit  und  verwächst  durch  diesen  Kampf  innig  mit  der  übrigem 
Nation.  Das  ist  die  Bedeutung  der  englischen  Aristocratie,  darum  ist 
keine  so  sehr  vom  Volk  geliebt  und  geachtet,  als  diese.  Wo  aber  die 
Aristocratie  nichts  weiter  ist  als  eine  geschichtliche  Erinnerung,  eine 
Aaneichnang  des  Namens»  durch  welche  die  Könige  aus  der  Masse 
der  Nation  den  Einzelnen  herausreissen,  eine  BeTorrechtung  der  Gor 
hart  aUein»  die  sich  auf  nichts  als  auf  die  Gewohnheit  und  Eitelkeit 
stutzt»  wo  sie  herabmnkt  zu  einem  Titel»  den  man  erhandeln  kann, 
da  ist  sie  nichts  als.  ein  Werkzeug  dessen,  der  sie  nach  Belieben 
Mhaffen  oder  vernichten  kann»  ist  der  Gewalt»  von  der  sie  allein  in 
ikrem  Bestände  abhängt»  willenloser  Schmeidiler  nnd  Schleppträger» 
tritt  aoB  der  Masse  des  Volkes  heraus,  wird  in  der  Angst  um  die 
Erbaltmig  ihrer  ungereditfiertigten  nnd  unnatürlichen  Vorrechte  ein 
Gegner  der  Volksfreih^t  und  der  Volksrechte»  ist  gefürchtet»  so  lange 
das  Volk  ohnmächtig  ihrem  Drnck  erliegt»  ist  gehasst»  sobald  es  seine 


1)  Toequeville  a.  a.  O.  S:  110. 

2)  Toeqnerilfe  a.  s.  O.  &  115. 
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Kraft  fÜUt,  sie  za  vernichten,  nnd  bricht  elendiglich  zosammeii,  sobald 
es  zum  Kampf  sich  erhebt  und  dagegen  anstürmt.  Das  ist  die  Aristo- 
cratie  des  europäischen  Continents,  und  in  ihrem  Bestände  hindert  sie 
blos  die  Entwicklung  der  Volksfreiheit,  ihre  Vernichtung  kann  in  der 
Staatsorganisation  nichts  ändern,  nichts  erlahmen,  als  den  Absolutismos. 
Den  Beweis  dafür  liefert  die  Geschichte  aller  continentalen  Staaten. 
Jene  von  Frankreich  liefert  ihn  am  deutlichsten,  weil  der  Process 
bereits  ganz  voUeadet  und  in  Frankreich  keine  Aristocratie  mehr  als 
staatliche  Macht  existirt,  und  Niemand  mehr  daran  denken  kann,  die 
bestehenden  Verhältnisse  zu  ändern. 
Ariatocratieuid  Während  in  England  die  mächtige  Aristocratie  das,  nach  dem 
anTdu'^uru.  Absolutismus  strebende  alte  Königthum,  in  Verbindung  mit  ^em 
'  pflichten,  mächtigen  Bürgerstand  bekämpfte  und  ebenso  bemüht  war,  die  FMheit 
desselben  zu  erhalten,  wie  ihre  eigene,  rang  sich  die  Aristocratie 
Frankreichs  von  den  Zeiten  Carl  des  Kahlen  zur  absoluten,  wenn  aoch 
zerstückelten  Gewalt  auf  eigene  Faust  empor,  gestutzt  auf  ihren  Beatt 
und  ihriB  Macht  Es  handelt  sich  in  den  Kämpfen  der  franzüsiscbeD 
und  fast  der  gesammten  continentalen  Aristocratie  imna^  nur  um 
Privilegien  und  Vorrechte,  und  sie  erringt  diese  nach  oben  durch  die 
Schwächung  des  KOnigthums,  nach  unten  durch  die  Entnervung  der 
gewobnheitsrechtlichen  Bfirgerfreiheit.  —  Die  Magna  Charta  Johannas 
ohne  Land  ist  dem  ganzen  Volk  Englands  gegeben  und,  von  der  Ge- 
sammtheit  der  Nation  erworben,  auch  das  Grundrecht  der  englisebeo 
Freiheit.  Frankreich  hat  nichts  ähnliches  als  Denksteine  aeiner  Ent- 
wicklung au&uweisen.  Während  die  Aristocratie  und  der  Bllrgerslaiid 
sich  mit  d^ooi  KOnigthnm  Englands  verbindet,  wenn  ein  oder  der  andere 
Stand  um  eine  übermächtige  Herrschaft  ringen  will,  sehen  wir  das 
KOnigthnm  hilflos  in  Frankreich  durch  die  Verwirrung  der  Organisaticm 
des  Staates  sich  hindurehringen,  und  als  es  seine  Ohnmacht  erkennt, 
da  erst  muss  sich  das  Königthum  selbst  in  der  Communalfreiheit,  die 
von  Ludwig  den  Heiligen  bis  Ludwig  XL  in  dauerndem  Steigen  osd 
Sntfolten  ist,  durch  das  damit  geschaffene  Bürgerthum  einen  Genosseo 
sichern,  mit  dem  es  gegen  die  Aristooratie  anfechten  kann.  Das 
Bürgerthum  nährt  hier  zuerst  dem  Absolutismus  der  Könige,  um  deo 
Absolutismus  der  Aristocratie  und  diese  selbst  zu  vernichten,  b 
England  steht  diese,  wie  jenes  nur  so  lange  an  den  Stufen  des  Thrones, 
BO  lange  dieser  für  die  allgemeine  Freiheit  eintritt  Aristocratie  uad 
Bürgerthum  aber  wollen  sich  erhalten,  um  der  Allgewalt  der  Krone 
nicht  zu  verfallen.  Hier  sidkit  das  Volk  eine  Nothweadigkeit,  die 
Aristocratie  zu  erhalten,  um  seine  Freiheit  zu  bewahren;  dort  sieht  es 
eine  Nothwendigkeit,  die  Aristocratie  zu  vernichten,  um  zur  Freiheit 
zu  gelangen.    Die  also  gebeugte  Aristocratie  des  Continents  wkft  sieb 
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dem  emporstrebenden  K6nigtham  in  die  Arme,  und  unter  dem  Vor- 
gaben, die  Rechte  der  Krone  aeu  vertreten,  sncbt  es  persönliche  und 
diDgiiebe  Privilegien  zu  erringen,  auf  Kosten  der  allgemeinen  Freiheit, 
ond  in  dem  Streben,  das  das  K^mgthum  jetzt  zu  gleichem  Zwecke 
mit  der  Aristocratie  verfolgt,  nm  zum  vollendeten  Absolutismus  zu  ge- 
langen, geht  die  Communalfreiheit  unter.  Es  ist  die  innere  Staats-  und 
GeseHsehaltsgeschichte  des  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhunderts. 

Auf  dem  Untergang  der  Communalfireih^  mehr  als  auf  der  Zer-  DervoUeadete 
itOning  des  Feudalwesens,  habe  ich  oben  schon  ausgesprochen,  ge-  '^^*^i<*^'^°*- 
staitete  sich  der  Absolutismus  der  continentalen  Königreiche.  ^  Nicht 
der  Untergang  und  die  Vernichtung  der  Aristocratie,  sondern  das 
Absterben  aller  Bürgerrechte  bis  in  den  naturlich  freien  Kreis  der 
Familie  in  den  Armen  des  Absolutismus  hat  mit  diesem  denn  auch 
die  Centralisation  des  alten  Regimes  in  Frankreich  geboren.  Mit  der 
Vemichtang  der  Aristocratie,  zu  der  den  Königen  das  Bfirgerthum 
kUfreiche  Hand  bot,  übernahmen  jene  nicht  nur  die  Rechte,  sondern 
auch  die  Pflichten  derselben,  und  gipfein  dieselben  in  ihr^  Erffilhing  in 
«Den  sich  allmählich  scharf  gliedernden  Körx>er  von  Beamten,  welche  alle 
ia  ihrer  Pflicbterfallung  nur  willenlose  und  abhftngige  Werkzeuge  der 
königlichen  Gewalt  gewesen.  Die  Erhaltung  der  Aristocratie  hfttte 
der  YoUcsfreiheit  nichts  genützt,  wäre  nie  decentralisirend  aufgetreten, 
weil  keine  Spuren  vorhanden  sind,  dass  die  Aristocratie  solches  wollte, 
ab  sie  die  Kraft  der  That  wieder  besaes  und  als  sie  selbst  sogar  zur 
Reform  berufn  wurde.  Sie  kämpfte  in  dieser  Zeit  nur  för  ihre  Vor- 
rechte und  war  wie  ehemals  bemfiht,  die  Lasten  auf  dem  fieamten- 
itand  und  der  niederen  Volksklasse  zu  erhalten.  NunI  Während  nach 
lang«  Entfaltung  in  England  ein  in  allen,  nur  mcht  in  der  Freiheit 
centralisirter  Staat  sich  gestattet,  d.  h.  während  die  Gesetzgebung 
eentralisirt  ist,  und  nirgends  eine  Rede  von  gesetzgebenden  Provinzial- 
itlnden,  Kreisständen,  ritterlichen  Gorporationen  ist,  während  das 
Besteuernngereelit  centralisirt  ist,  sehen  wir  die  Decentralisation,  fQr 
die  England  als  Muster  gilt,  nur  in  der  Verwaltung,  d.  h.  in  der  Heran- 
aehung  der  Gemeinden  zur  Exeeution  der  Gesetze,  zur  Erhebung  und 
Verwendung  der  Steuern*).  Während  dies  in  England  das  Resultat 
der  Geschichte  ist,  sehen  wir  in  Frankreich  am  Ende  des  achtzehnten 
iabhunderts  die  Freiheit  untergegangen  und  die  Centralisation  des 
Staates  im  Absalntismus  des  Königthums,  d.  h.  in  dem  allseitigen 
Debergreifen  der  normsetaenden  Gewalt  in  der  WiUk<tar,  Alles  absolut 
n  können,  was  man  will.   Denn  kaum  war  die  Aristocratie  vermchtet 
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und  mit  dem  Königthum  zum  Erwerb  der  Privilegieil  verbandeot  so  strebte 
dieses  dahin,  auch  die  von  ihm  selbst  zuerst  genährte  Communaifreibelt 
wieder  zu  zerstören.  Es  zerstört  diese  durch  die  Üeberaahme  dti 
GemeiudepfUchteu ,  welche  es  gleichfalls  auf  seine  Beamten  übertritt 
Und  plötzlich  erscheint  nach  langem  Entwickeln  ein  ungeheurer  an- 
hängiger Beamtenkörper  an  Stelle  der  früheren  Selbstthätigkeit  de» 
Volkes,  der  Befehl  der  Staatsgewalt  muss  demselben  Alles  vorzeicimeQ, 
wie  immer  die  Thätigkeit  auch  beschaffen,  und  er  kann  es,  weil  er 
durch  die  Abhängigkeit  der  Organe  keinen  Widerspruch  und  keio« 
Selbstbestimmung  zu  fürchten  hat.  Und  diese  absolute  Gewalt  schuf 
die  Centralisation ,  deren  Wesen  ich  so  eben  gekennzeichnet  Dann 
eben  ist  die  Centralisation  kern  Feind  der  Freiheit,  und  wie  innig  i>t^^ 
der  Zusammenhang  des  I^ivellirens  auf  politisch-sucialem  und  Uk^* 
administrativem  Gebiet  ist,  so  braucht  sie  doch  nicht  zur  Unfireibcitl 
verwendet  zu  werden,  sondern  kann,  auf  der  Basis  der  Freiheit  er- 
richtet, diese  dauernd  in  ihrer  ganzen  Gestaltung  erhalten.  Nur  jene 
Entartung  zerstört! 

Die  Revolution  wollte,  als  sie  von  ihren  Grundsätzen  der  Freikit 
und  Gleichheit  begeistert  für  die  Centralisation  des  Staates  sich  er- 
hob, etwas  ganz  anderes  als  das  alte  Regime.  Die  CentraUsiraiig  dd 
Revolutionszeit  hat  nichts  gemein  mit  jener  der  Vergangenh»t,  uat 
nur  die  Irrthümer,  iu  die  im  Sturme  der  Tage  die  GesetasgebuDg  >tr 
fiel,  gleichen  dieser  in  den  letzten  Gründen.  Darum  bewunderteu  & 
Männer  und  Gesetzgeber  jener  Zeit  ihre  Idee  wie  eine  ganz  ue« 
Schöpfung,  und  unter  ihnen  standen  Männer,  die  grau  geworden  wtf et 
in  den  Erfahrungen  der  alten  Zeit.  Erst  die  Gesetzgebung  oacli  tit 
Revolution  gleicht  der  des  alten  Regimes ,  weil  sie  mit  ihr  denseibci: 
Zweck  erreichen  wollte  —  den  gouvemementalen  Absolutismus.  \^i^ 
innig  diese  beiden  Wesenheiten  des  alten  französischen  Staats  sich  duKt« 
drangen,  werden  wir  jetzt  betrachten,  indem  wir  die  Reformen  dd 
Feudalstaates  und  der  Gesellschaft  ins  Auge  fassen,  die  Ludwig  XU 
anstrebte.  Sie  lassen  sich  in  dem  Satze  endgiltig  zusammenfias^i^ 
dass  man  den  Absolutismus  nicht  auijgeben  wollte  und  darom  die  aiu 
Centralisation  nicht  zu  zerstören  vermochte. 

Seit  den  letzten  drei  Jahrhunderten  schon  brach  sich  die  Erkeiu^t- 
niss  der  Nothwendigkeit  einer  Reformation  des  Staates  immer  wiedd 
Bahn.  Die  Bestrebungen  der  Zeiten  knüpfen  sich  an  vier  iu  der  iir 
schichte  Frankreichs  hoch  emporragende  Männer,  an  THopital,  Colbe^* 
d'Aguesseau  und  Turgot,  und  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  in  ihrtu 
Werken  und  Bestrebungen  ein  einheitlicher  Geist  herrscht,  der  eiiKü 
mit  den  andern,  selbst  durch  Jahrhunderte  getrennt,  dennoch  verbiodct 
In  allen  lebt  der  Gedanke,  die  Gerechtigkeit  zur  Herrschaft  zu  hxl^tüs 
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das  allgemeine  Wohl  znm  Ziel  des  Staates  za  setzen.  Für  den  Kampf 
am  das  arste  Gut  hatten  sie  alle  das  ahsolute  Königthum,  für  die 
Erreichung  des  zweiten  die  Vorrechte  und  Privilegien  zu  ihren  un- 
überwindlichen Gegnern. 

Das  Volk,  welches  durch  seine  Ständevertretung  in  den  Etat«  di«  Etat« 
ireneranx  bei  den  wichtigsten  Ereignissen  der  Staatsgeschichte  seine  *p^*[*roei.tr* 
Mitwirkung  zur  Geltung  bringen  konnte,  ward  seit  der  Herrschaft 
Ludwig's  XIV.  zu  unbedingtem  Gehorsam  gegen  den  König  verurtheilt. 
Seit  1615,  nach  dem  Tod  Heinrich's  IV.,  wurden  die  Etats  nicht  mehr 
berufen').  Ausgeschlossen  von  der  höchsten  Leitung,  brach  das  König- 
tbnm  auch  die  Thätigkeit  der  Nation  an  den  Orten,  wo  die  Theile  der 
Nation  selbstbestimmend  für  die  nächstliegenden  Angelegenheiten  als 
Provinzialversammlungen  auftraten.  Nur  in  wenigen  Provinzen,  den 
s(^enanten  Pays  d'etats,  duldete  der  grosse  König  einen  ti'ügerischen 
Schein  der  ehemaligen  Institutionen.  Es  war  eine  Comödie  der  Volks- 
repräsentation, hinter  die  der  Despotismus  sich  fluchtete,  um  den  Schein 
der  Gesetzlichkeit  zu  erhalten,  den  man  doch  noch  achten  zu  müssen 
glaubte.  Aber  selbst  in  diesen  Landein  war  die  Volksvertretung  nur 
eine  unvollständige,  die  endlich  auch  zusammenschrumpfte  in  den  so- 
genannten Assemblees  des  communautes.  Die  Provinzialadministration 
erlag  der  Allmacht  der  Intendanten.  Ihre  Mitglieder  waren  Adel  und 
Geistlichkeit  zur  grössten  Mehrzahl;  das  Volk  war  durch  seine  Muni- 
cipalbeamten,  Magistrate  und  oft  durch  die  „officiers  du  Roi**  vertreten, 
also  die  privilegirten  Stände  und  Diener  des  Königs,  die  von  ihm  Alles 
lü  furchten,  vom  Volk  Nichts  zu  hoifen  hatten.  Nach  den  verschiedensten 
Zeiten  berufen  in  unbedeutende  Orte,  wo  sie  alles  moralischen  Schutzes 
beraubt  waren,  gedrängt  in  ihren  Berathungen,  die  man  oft  auf  drei 
Tage  nur  festsetzte,  waren  sie  nur  Werkzeuge  der  Willkür  und  konnten 
allein  dem  Servilismus  sich  ergeben  ^).  Nur  in  einer  Institution  fand 
der  Volksgeist  und  die  Provinzialinstitution  zuerst  eine  wahre  Vertre- 
tung: in  der  Institution  der  Parlamente.  Begünstigt  durch  die  Könige, 
war  in  ihnen  der  dritte  Stand  im  fünfzehnten  Jahrhundert  eingetreten 
in  die  Provinzialconstitution  durch  die  Kraft  eines  dauernden  Institutes 
und  die  Bedeutung  der  Magistratur.  Uebereinstimmend  auf  der  Höhe 
ibrer  Entwicklung  mit  den  Wünschen  des  Volkes  und  seinen  Bedürf- 
nissen, Wten  die  Parlamente  im  Volksgeist  tiefe  Wurzeln  geschlagen. 
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1)  Warokd&ig  und  Stein:  Französische  Staats-  und  Kechtsgeschichte. 
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816  waren  die  Mittelpunkte  des  provinrialen  Lebens  nnd  der  8chati 
der  provinzialen  Individualität,  obgleich  sie  allein  es  waren,  weklu 
zuerst  in  die  Provinxialconstitutionen  eine  gewisse  Uniformitit  bracbten. 
Aber  herangezogen  zur  höchsten  Macht  im  Staate  durch  das  Vertraaes 
des  Volkes,  nährte  auch  diese  Magistratur  bald  einen  unaberwindlifiieB 
aristocratischen  Geist,  und  sah  durch  den  Kauf  und  Verkauf  ilinr 
Würde  bald  in  jedem  Besitzer  ein  unantastbares  Recht  Einst  Gep^r 
der  privilegirten  Stände,  des  Glefus  und  des  Adels,  selbst  Bekimpfer 
des  königlichen  Absolutismus,  wurden  sie  in  dem  Augenblick,  lis 
Staat  und  Gesellschaft  eine  durchgreifende  Reformation  begehrten,  die 
erbittertsten  Gegner  derselben.  Ludwig  XV.  hatte  sie  aufgelöst  im  ga^ 
zen  Reich,  um  keinen  Gegner  seiner  Herrschaft  und  Willkür  zo  hab(£ 
Ludwig  XVL  rief  sie  1774  mit  allem  Glänze  wieder  ins  Leben.  Ab« 
der  Geist  der  Freiheit  und  des  socialen  Fortschrittes  war  ihneo  ver 
RaaetfoB  der  loreu  gegangen.  In  den  Parlamenten  fand  Turgot  einen  onäbersteiglicba 
Widerstand.  Nur  durch  ein  Lit  de  justice  konnte  er  die  Eintragooi 
seiner  Edicte  über  die  Abscbaffung  der  Corvees,  der  Jurandes  uw 
Maitrises  erringen.  Aber  in  der  Allianz  des  Clerus,  des  Adels  ob 
der  Parlamente  erlagen  sie  wieder,  die  Gesetze  Turgot's  wurden  at 
geschafft.  Turgot's  Nachfolger  waren  gleichfalls  ohnmächtig  io  um 
vereinzelten  Kraft;  vergebens  hatte  er  und  Necker  die  Belebang  la 
Kräftigung  der  Provinzial Versammlungen  gefcnrdert,  vergebens  hatte 
sie  an  die  öffentliche  Meinung  appelliren  wollen,  als  in  der  Hitze  d( 
Kampfes  das  Parlament  selbst  den  Namen  der  vergessenen  Eni 
generaux  aussprach.  Und  als  eine  königliche  Declaration  die  Beruüni 
derselben  auf  den  5.  März  1789  festsetzte,  träumten  die  Parlamcd 
von  den  Formen  eines  verjährten  Institutes,  und  wollten  die  Bildu 
derselben  auf  der  Basis  der  Etats  von  1619.  Die  alten  Vertheidigl 
der  öffentlichen  Freiheit  mussten  jetzt  dem  auflebenden  Volksgetst 
als  Feinde  derselben  erscheinen,  und  wenn  die  Constituante  dnrcb  t 
Erklärung  eines  ihrer  ersten  Edicte  die  Parlamente  zu  „vacaiK| 
indefinies**  verurtheilte,  so  wusste  sie  wdhl ,  dass  sie  damit  eioerstf 
gegen  den  Provinzialgeist  den  tödtlichsten  Stoss  führe,  aber  vk 
dass  sie  andererseits  den  mächtigsten  Heerd  der  Reaction  zerstör 
Die  meisten  Hitglieder  derselben  gingen  im  Lauf  der  fönenden  ä 
auf  dem  Schaffet  unter.  Stand  das  Königthum  in  diesen  Ktopf^ 
auf  Seiten  des  Geistes,  der  die  Zeit  bewegte,  zur  Fi-eiheit  nnd  la 
Fortschritt  drängte?  Nein.  Es  brach  die  Kräfte,  die  ihm  widerstrebe 
konnten;  es  löste  die  Parlamente  auf,  als  sie  seiner  Willkür  wid^ 
strebten,  es  verband  sich  zum  öffentlichen  und  geheimen  Kampf  Q 
ihnen,  als  es  die  Freiheit  des  Volkes  galt,  es  zögerte  mit  der  Beleboi 
der  Provinzialstände,  es  bangte  am  Ende  der  Zeit  des  Versuches  n» 
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mit  der  laut  begehrten  BerafuDg  der  Etats  gen^ranx.    Es  schützte 
eDdüch  selbst  die  gröbsten  Missbr&uche,  wenn  seine  Gewalt  dadurch 
gefördert  worde.    Die  Verkäaflichkeit  und  Erblichkeit  der  öffentlichen 
Aeoiter  und  Würden  waren  von  jeher  die  schwersten  Gründe  der 
Löderlicbkeit,  Unsicherheit  and  Y^llkür  der  gesammten  Verwaltung, 
weoiigieich  dadurch  gegenüber  der  absoluten  Staatsgewalt  der  Beamten- 
staod  eine  gewisse  Unabhängigkeit  sich  sicherte.    Allenthalben  aber 
forderte  man  laut  die  Abstellung  dieser  Missbräuche.    Das  Edict  des 
Jahres  1771  gab  den  Volkswünschen  endlich  nach.    Mit  Freuden  be- 
grosste  Voltaire  diese  Maassregel  des  Canzlers  Maupeau,  und  obgleich 
er  erkannte»  dass  das  Eönigthum  nur  einen  Widerstand  gegen  seine 
Willkür  brechen  wollte,  sah  er  mit  Recht  doch  einen  Fortschritt  der 
Verwaltung  und  Regierung  darin.    Ludwig  XVL  schaffte  fast  allent- 
halben das  obige  Edict  wieder  ab  führte  did  administrative  Feuda* 
Mi  wieder  ein  und  erhielt  sie  bis  zum  Augenblick  der  nationalen 
Wiedergeburt  durch  die  Revolution. 

Mit  der  Bewegung  um  die  öffentliche  Freiheit  und  Selbständigkeit  Reform^  d«r 
Sflbt  Schritt  für  Schritt  der  Kampf  um  Gerechtigkeit.  Der  Willkür  ▼•rwaHMg. 
der  Feudalherren  setzte  schon  Ludwig  der  Heilige  in  der  Appellation 
an  den  König  eine  Schranke,  Philipp  der  Schöne  drängte  zur  Sicher* 
iMit  der  Justiz  durch  die  Errichtung  der  Parlamente  einen  Schritt 
Torwarts.  L'Hopital  suchte  die  Procedur  zu  vereinfachen,  und  in  einer 
weiten  Gesetzgebung  wollte  Ludwig  XIV.  eine  unwandelbare  Ordnung 
Qod  Sicherheit  begründen.  Aber  bei  allen  Reformen  erhielten  die  hohen 
Magistraturen  ihre  Gewalt,  besonders  in  der  Gerichtsordnung,  die  zahl- 
leiehen  Corporationen,  aus  der  fernsten  Vergangenheit  herrührend  und 
festsitzend,  in  ihren  Offiden  willkürlich  vermehrt,  behielten  ihre  Be- 
deatong,  kurz  der  Feudalstaat  mit  allen  seinen  Lastern  trat  nirgends 
wbirfer  noch  hervor,  als  gerade  in  der  Gerichtsorganisation  und 
Procedur  >).  Daneben  hatte  die  königliche  Willkür  in  den  unzähligen 
ansserordentlichen  Tribunalen  das  beste  Werkzeug  ihrer  Macht  gefunden. 
Neben  vier  ordentlichen  Tribunalen  drängten  sich  jene  in  alle  Interessen, 
Qod  verbunden  mit  dem  geheimen  Gerichtsverfahren  und  der  von  diesem 
onzeitrennlichen  Tortur,  konnte  Recht  und  Gerechtigkeit  wenig  Schutz 
faden.  Die  Revolution  konnte  am  Ende  nichts  Besseres  thun,  als  die 
gesammte  Gerichtsbarkeit  y>neu  zu  machen,  da  eine  Verbesserung  un- 
m(iglich  war.  bei  einem  Zustand,  der  so  lange  den  Fortschritten  der 
Anfklärung  widerstanden.*"  >)  Ludwig  XVL,  gedrängt  von  dem  Geist 
der  Zeit,  schaffte  endlich  die  „torture  preparatoire^,  „es  ist  genug,  eine 


1)  Hmjer:  lostiiations  judioiaires  Bd.  I.  8.  SM. 

2)  Berriftt  St  Prix:  L«  procedur  du  grend  criminel  8.  1. 
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SO  furchtbare  Einrichtung  zu  nennen,  um  allen  Schrecken,  der  sie  oni- 
giebt,  wach  zurufen***),  ab*).  Doch  erst  am  Vorabend  der  Revolution 
fiel  das  ganze  entsetzliche  Institut.  Durch  das  Decret  vom  1.  Mai  1788 
ward  auch  die  ,,tortare  prealable**  abgestellt  Aber  selbst  unter  Lud- 
wig XVI.  noch  blieb  der  Verbrecher  ohne  Vertheidigung,  die  Cumuli- 
rnng  von  schweren  Strafen  ward  fortgeübt,  das  Urtheil  dem  Verbrecher 
nicht  vom  Richter  verkündet.  Und  an  diesen  alt  gewordenen  Lastern 
hing  Niemand  eifriger,  als  die  Juristen  und  Practiker  und  die  Kirche'). 
Die  Stellung  Dioso,  allmächtig  für  den  Geist  des  Volkes  geworden,  als  sie  durch 

der  Kirche  vor  ^jj^  berühmte  Declaratiou  du  Clerge  de  France  vom   19.  M&rz  1682 

der  Revolution. 

Frankreich  den  Uebergriffen  des  päpstlichen  Hofes  entzog,  und  durcb 
die  Feststellung  der  gallicanischen  Freiheiten  eine  nationale  Kirche 
geschaffen,  hatte  bei  alledem  doch  keine  einzige  Reform  ihrer  inneren 
Verhältnisse  angestrebt.  Dieser  Geist  des  französischen  Glerus,  so 
uralt  er  ist,  hat  Ins  heute  noch  den  gleichen  Charakter  und  die  gleiche 
Macht.  Immer  ist  man  bemüht,  von  Rom  fi-ei  sirh  zu  machen,  selten 
strebt  man  danach,  die  eigenen  Laster  abzustellen.  Der  Adel  herrschte 
im  hohen  Glerus  und  sass  in  den  reichen  Beneficien,  und  während  er 
von  seinen  Zehnten  im  Deberfluss  schwelgte,  darbte  der  LandfHiester^ 
der  eigentliche  Hirt  des  Volkes.  Die  Bemühungen  d'Aguesseau's ,  die 
Lage  derselben  zu  verbessern,  hatten  doch  nur  geringen  Erfolg,  und 
aus  der  gedruckten  Stellung  und  seiner  Noth  wuchs  im  achtz^oten 
Jahrhundert  für  die  Revolution  aus  dieser  plebeischen  Klasse  des  Clenis 
eine  Partei  hervor,  die  dem  Fortschritt  huldigte,  den  neuen  Ideen  and 
den  Wünschen  des  Volkes.  Ludwig  XVI.  hat  in  dieser  Richtung  nichts 
güthan.  Auf  dem  Gebiet  des  Glaubens  hatte  durch  die  Widermfung 
des  Edicts  von  Nantes  (22.  October  1685)  Ludwig  XIV.  auch  für  Em 
und  Gewissen  die  absolute  Einheit  decretirt,  wie  er  sie  in  der  politiBchen 
Sphäre  des  Staates  begründet.  Die  protestantischen  Tempel  wurden 
zerstört,  jede  kirchliche  Vereinigung  Andersgläubiger  verboten,  die 
Güter  der  ausgewanderten  Protestanten  confiscirt.  Und  auf  der  Seite 
der  Verfolger  standen  traurigen  Angedenkens  die  Vortheidiger  der 
gallicanisdien  Freiheiten,  Bossuet  an  der  Seite  eines  Letellier  und 
Louvois.  Hit  der  Glaubensgesetzgebung  vermischte  man  die  Gesetz* 
gebung  über  das  Eigenthum  und  den  Givilstand  der  Gläubigen.  Nnr 
die  Ehe  war  giltig,  die  von  der  Kirche  geschlossen,  nur  die  Kinder 


1)  Mayer  a.  a.  O.  Bd.  IL  8.  666. 

2)  Decret  vom  24.  August  1780. 

3)  Das  Decret  vom  1.  Mai  1788  über  die  Abschaffang  der  questions  pr^- 
lables  wurde  vom  Parlament  nicht  eingetragen,  nnd  bekam  keine  Kraft,  bis 
die  Constituante  aufräunAe.    Gesets  vom  8.  October  1769. 
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legitim,  die  einer  solchen  Ehe  entsprungen.  Das  Weib  des  Protestanten 
war  vor  dem  Gesetz  eine  Conenbine,  ihre  Kinder  Bastarde.  Man  con- 
fiscirte  die  Guter  der  ausgewanderten  Protestanten  und  paralisirte  das 
noeh  kräftige  Eigenthumsrecht  durch  Ausnahmsgesetze  für  die  in  Frank- 
reich bleibenden.  Die  väterliche  Gewalt  ward  in  den  Händen  derselben 
vernichtet,  em  exceptionelles  Strafrecht  hatte  nur  Tod  und  Galeere 
für  die  Anhänger  der  verpönten  Religion.  Ludwig  XVI. ,  wenn  auch 
bemäht,  die  Givilstellung  der  Protestai^^en  von  den  blinden  und  wahn- 
sinnigen Gesetzen  zu  befreien,  hatte  doch  weder  die  Freiheit  des 
Geistes,  noch  die  Grossherzigkeit  der  Gesinnung,  die  Emancipation, 
die  Heinrich  IV.  und  selbst  Richelieu  verkündete,  anzuerkennen*). 
Die  Revolution  erst  musste  die  Ketten  brechen,  und  sie  nahm  in  einer 
Gesetzgebung  gegen  die  Emigration  und  katholische  Kirche,  von  merk- 
würdiger Aehnlichkeit  mit  jener  des  ancien  Regime  gegen  die  Prote- 
stanten, Rache  an  der  Vergangenheit. 

In  den  Fesseln,  in  denen  der  Geist  lag,  blieb  das  ganze  Verkehrs-  Die 
loben  liegen.  Die  Ausnahmsgesetze  für  die  Guter  des  Adels,  die  todte  »«'o»"»»««»  d«*« 
Haod,  die  Lasten  auf  Hab  und  Gut  des  Butlers  und  Bauers  ver-  oenciiechaft. 
nrtheilten  Handel  und  Industrie  zu  einem  siechen  Leben.  Mit  Stolz 
nennen  die  Franzosen  die  Grösse  ihrer  Civilisation  im  achtzehnten 
Jahrhundert,  und  weisen  darauf  bin,  dass  es  keine  Sclaven  mehr  gab 
in  ihrem  Lande  zu  einer  Zeit,  als  die  deutschen  Fürsten  und  Könige 
noch  an  diesem  Elend  des  Volkes  mit  aller  Strenge  festhielten,  eine 
Maria  Theresia  sowenig  als  Friedrich  der  Grosse  daran  dachten,  den 
Baner  von  der  Scholle  frei. zu  machen.  Aber  die  Freiheit  des  Bauers 
war  auch  in  Frankreich  durch  unerträgliche  Lasten  zerstört,  und  lag 
festgekettet  in  der  Willkür  der  Seigneurs.  Ludwig  XVL  mäkelte  mit 
seiner  Gamarilla  und  seinen  H<tfschranzen  um  die  Verbesserung  dieser 
Zustände,  und  begnügte  sich  am  Ende  dapait,  allein  das  Gute  gewollt 
zn  haben.  Und  gerade  aus  der  Duldung  dieses  Elends  wuchs  eine 
Klasse  heran,  die  neben  dem  reichen  Roturier,  dem  gewaltthätigen 
Adel  und  Glerns  die  traurige  Erbschaft  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
war,  nnd  einen  düsteren  Schatten  auf  die  Gesellschaft  warf.  Es  war 
ein  ganz  anderes  Volk,  erschüttert  in  seiner  religiösen  Hingebung, 
oofähig,  die  Ideen  der  Philosophie  zu  begreifen,  ans  denen  die  auf- 
geklärte Klasse  Nahrung  sog,  zurückgedrängt  von  allem  Licht  der 
Cirilisation ,  nur  hingegeben  den  Lastern  und  Leidenschaften,  die  das 
Elend  und  die  geistige  Stumpfheit  zum  düstem  Gefolge  hat.   Unthätig, 


*)  Die  protestantische  Kirche  Frankreichs  von  1787 — 1846,  herausgegeben 
▼on  D.  J.  C.  L.  Gieseler  1848.  Bd.  l.  8.  5,  19,  23.  Aignan:  De  TEtat  des 
Protestao«  m  France  lil8.  8.  37. 
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vergessen  lag  es  in  Mitte  der  Zeit,  selbst  Ludwig  XVL  ahnte  es  nicht 
eher,  als  bis  der  Tag  des  Starmes  heranbrach ,  und  es  eraporwirbeHe, 
nm  Gat  und  Schlecht  der  nächsten  Revolution  im  schnellen  Rausch 
zn  schaffen  und  zu  gemessen.  Auf  diese  Volksklasse  zumeist  vms 
man  sein  Augenmerk  richten,  ihre  KOpfe  muss  man  ziUen,  ihre  Ar- 
muth  berechnen,  ihre  Unwissenheit  erwägen,  um  die  Ereignisse  da 
Revolution  in  ihrer  grenzenlosen  Ausartung  zu  begreifen. 
Allgemeine  Was  also  bietet  das  Ende  ^es  achtzehnten  Jahrhunderts  im  engea 

Rahmen  für  ein  Bild  des-Staates  und  der  Gesellschaft,  trotzdem  dci 
Geist  der  dritten  Generation  nach  Ludwig  XIV.  bilden  und  bessen 
wollte?  Einen  Staat,  in  dem  der  einzelne  Unterthan  in  allen  seioei 
Interessen  der  absoluten  Gewalt  unterworfen  ist,  in  dem  die  Willkä 
der  Verwaltungsbehörden  das  Privat-  und  öffentliche  Leben  behenscbt 
und  eine  Polizeigewalt  gebietet,  die  nicht  weniger  als  Alles  kann,  w» 
sie  will.  Ein  grosser  historischer  Process  hatte  dies  gescbaffen,  dei 
am  Anfang  der  französischen  Geschichte  bis  zur  Revolution  vod  den 
Geist  der  Einheit  durchdrungen  war.  Langsam  schwächte  das  König- 
thum  die  absoluten  alten  Landesherren  durch  ein  neues,  selbs^e 
schaffenes  Adelsgeschlecht,  es  untergrub  die  emporwachsende  Macht 
derselben  durch  das  BQrgerthum,  und  vernichtete  die  Kraft  und  Bt 
deutung  derselben  durch  Magistratur-  und  Beamtenheirschaft  Imma 
ist  es  das  Königthum,  nie  die  Freithätigkeit  des  Volkes,  das  aus  dei 
alten  Zustand  zu  einem  neuen  Recht  sich  emporarbeitet.  Dort  aber! 
wo  die  Vonechte  durch  den  Monarchen  gebrochen  werden,  geschiefc| 
es  nie  zum  Vortheil  der  Freiheit,  sondern  allein  zum  Vortbeil  dd 
Gewalt,  und  jeder  Portschritt  ist  ein  Schritt  zum  Despotismus.  Dtf-^ 
aber  das  Königthum  den  Entwickiungsprocess  des  Volkes  zn  seio^oi 
Vortheil  allein  im  Sinne  des  Absolutismus  vollbrachte,  war  eine  gtj 
schichtliche  Angabe,  und  die  Wissenschaft  muss  sie  anerkennen,  a^KS 
auch  festsetzen  in  den  Grenzen,  in  denen  sie  vollbracht  ward.  \a^ 
darüber  hinaus  sie  kein  Recht  der  Existenz  hat  Niemand  hätte  ^ 
Kraft  gehabt,  die  privatrechtlichen  Anschauungen  des  Patrimoiuai* 
Staates  zu  brechen,  wenn  das  mächtige  Königthum  diese  Tbat  der 
Geschichte  nicht  vollendet  hätte.  Nach  Vollendung  deradben  koDStt| 
es  sich  selbstthätig  entwickeln  nach  dem  Ziel  aller  staatlichen  B6 
Stimmung.  Dieses  Ziel  war  nach  dem  Durchgang  des  staatliehcQ 
Princips  durch  den  Absolutismus  der  Rechtsstaat.  Er  war  das  nrait« 
Ziel,  als  die  Menschen  in  die  Gesellschaft  traten,  für  deren  Voitbeik 
sie  einen  Theil  ihrer  Freiheit  opferten,  aber  ihre  Rechte  unantastbar 
bewahrt  und  gegen  Gewalt  und  Willkür  geschützt  wissen  woliteti 
Alle  politischen  Gesetze,  die  Straf-  und  Civilgesetzgebung  kann  ^i 
darf  kein  anderes  Ziel  haben,  und  die  Beziehangen  des  SouverlosiB 
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Dntertbanen  ktaoen  durch  nichts  Anderes  gesichert  werden. 
Die  Gewalt  alier  gesetzgebenden,  verwaltenden  und  richtenden  Aatorit&t 
geht  Ton  dieser  Aufgabe  aus,  und  die  höchste  Gewalt,  unter  deren 
Scbotz  sieh  die  Gesellschaft  begab,  bestand  aliein  für  die  wahre 
heüMit,.  Sicherheit  and  Ruhe,  die  man  im  Staat  und  durch  ihn  er- 
lioffte.  Untreu  seiner  Aufgabe,  sah  sich  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  das  Königthum  von  dem  Volk,  das  ihm  bisher  treu  an- 
gehangen,  verlassen,  und  Frankreich,  das  den  Zwiespalt  zuerst  von 
allen  Völkern  des  Continents  erkannte,  suchte  durch  eine  lange  Revo- 
]otion  ihn  zu  lösen  und  zu  versöhnen.  Die  Versöhnung  lag  allein  in 
einer  neuen  Idee,  die  den  Staat  in  seiner  Ordnung,  die  Gesellschaft 
in  ihrem  Bestände  beherrschen  musste. 


Die  Stastsldee  der  französischen  Rerolntion. 

Es  durfte  schwer  sein  vielleicht,  nach  einem  auch  nur  flüchtigen         di« 
V&A  fiber  die  Darstellung  des  ersten  Bandes  dieses  Werkes  von  einer   suiit«fonnen 

^  dtr  ReTohition- 

Staataidee  der  französischen  Revolution  zu  sprechen,  da  man  doch  in 
ihr  drei  scharf  begrenzte  und  einander  bis  ins  Innerste  widerstrebende 
Staatsformen  erkennt:  das  constitntionelle  Königthnm,  die  Republik 
and  den  Despotismus.  Jede  Epoche  hatte  ihren  ausgesprochenen  und 
besondereD  Charakter,  jede  stellte  als  Zeugniss  desselben  eine  Con- 
fltitation  hin.  Die  erste  Zeit,  so  seheint  es,  war  nichts  als  eine  ge- 
waltsame Reaction  gegen  die  Vergangenheit,  die  zweite  nichts  als  ein 
ongeahnter  und  unbewusster  Ausnahmszustand  von  Gesetz  und  Recht, 
in  convulsivisGhen  Zuckungen  nur  anprallend  gegen  die  Hindernisse, 
die  sich  ihr  entgegenstellten,  die  dritte  endlich  trägt  allein  nach  ihren 
iuaseren  Zeichen  des  Kriegsglückes  und  Sieges,  nach  ihren  inneren 
der  Ruhe  und  Hftssigung,  das  Zeichen  des  Lebens,  das  ordnete,  auf- 
baute und  ein  sichtbares  Resultat  nach  sich  liess.  Mirabeau,  der  am 
Siechbett  dahinschied,  Robespierre,  der  sein  Haupt  dem  Schaffet  über- 
lidierte,  Napoleon,  der  den  Kaiserthron  bestieg,  sind  nach  Gedanken 
Bod  Thaten  die  persönlichen  Ausdrü<  ke  dieser  drei  Zeiten.  Alle  finden 
in  ihrer  Verschiedenheit  nur  ein  loses  Zeichen  der  Einheit  in  der 
Freiheit  und  Gleichheit,  die  alle  auf  ihre  Fahnen  schrieben.  Wie 
scheinbar  überzeugend  dies  auch  sein  mag,  kann  es  doch  nicht  der 
Maaasstab  des  letzten  Drtheils  werden.  Es  wäre  engherzig,  das  Ewige 
oor  aus  dem  Zeitlichen  zu  bestimmen,  für  das  Wesen  des  Dauernden 
nur  das  Vergängliche  als  Beweis  führen  zu  wollen.    Ein  Staat  wird 
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80  wenig  in  einem  Augenblick  geboren  und  geht  in  einem  Augenblick 
wieder  unter,  so  wenig  als  eine  Staatsidee  von  einem  kurzen  Menschen- 
leben gefasst,  entwickelt  und  wieder  begraben  werden  kann.  Es  ist 
gleichgiltig,  ob  ein  Leben  vereinsamt  den  Gedanken  trägt,  oder  ob 
scheinbar  ein  ganzes  Volk  dafür  eintritt.  Das  Dauernde  beherrscht 
das  Zeitliche,  und  das  Ewige  ruht  über  dem  Vergänglichen.  Nicht  in 
diesem,  in  jenem  allein  muss  die  Einheit  des  Lebens  gesucht  werden, 
das  Leben  des  Einzelnen,  der  Gesellschaft  und  des  Volkes.  Darin 
liegt  die  Wahrheit  des  Satzes,  dass  alle  Gegenwart  ein  Kind  der  Ver- 
gangenheit und  alle  Zukunft  ein  Räthsel  ist. 
Einheit  und  Die  frauzOsische  Revolution  baute  einen  neuen  Staat  auf  und  seine 

Gleichbell  der  ßasis  wurdc,  zum  erstenmal  ausgesprochen,  die  Verfassung.  Aber  es 
kann  kein  Staatswesen  entstehen,  wo  ein  solches  nicht  längst  bestand, 
d.  h.  ein  neuer  Staat  kann  nur  die  Entwicklung  des  alten  sein,  oder 
er  ist  nichts  als  eine  vei^ängliche  Täuschung.  Die  Gesammtheit  des 
menschlichen  Lebens  ist  kein  freier  Vertrag.  Der  jeweilige  Bestand^ 
der  Gesellschaft,  hat  nicht  die  Befugniss,  die  Rechtsbildung  seiner  Ver- 
gangenheit zu  ignoriren,  el^ensowenig  als  der  Zukunft  das  Recht  ihrer 
Beschlüsse  vorweg  zu  nehmen.  Er  hat  nicht  die  Befugniss,  aber  er 
hat  auch  nicht  die  Macht  dazu.  Und  eben  darum  zeigt  die  Geschichte, 
wie  jeder  Portschritt  einer  Zeit,  ja  selbst  jede  ihrem  Werdie  nach 
unentschiedene  Aenderung  des  Bestehenden,  mit  der  Vei^ngenheit 
kämpft  und  ringt.  Es  ist  ein  Gesetz  aller  Entwicklung,  dass  ein  ge- 
deihliches Leben  nur  mißlich  ist,  wenn  die  Gesellschaft  die  wesentlichen 
Grundlagen  ihres  Daseins,  nicht  nur  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze, 
sondern  auch  die  ihrer  Lage  und  jeder  Lebensgestaitung  nothwendigen 
Regeln  durch  einen  starken,  alle  Traditionen  der  Gerechtigkeit  wahren- 
den obersten  Grundsatz  ober  die  Einflösse  ihrer  eigenen  veränderlicheo 
Stimmung  emporhebt.  Darin  liegt  das  Wesen  jener  drei  Gruppen  d^ 
Ereignisse  der  franzf^sischen  Revolution,  wie  wir  sie  schon  vor  ons 
sich  entfalten  gesehen  haben.  In  der  ersten  sehen  wir  das  Ringen 
der  Gegenwart  mit  der  Vergangenheit,  und  es  war  eine  lebenskräftige 
Zeit,  in  der  zweiten  sehen  wir  das  plötzliche  Aufgeben  alles  Dessen, 
was  gewesen,  und  es  war  ein  grosser  Kampf  von  Zweifel  und  Täuschung, 
aus  dem  die  Haltlosigkeit  der  Schöpfungen  dieser  Zeit  erwuchs,  und 
als  am  Ende  dieser  Ereignisse  das  Bewusstsein  davon  die  Geister 
durchdrang,  setzte  auf  diesem  die  dritte  Reihe  der  Ereignisse  das 
wahre  Gesetz  der  Entwicklung  wieder  fest  und  siegte.  Ein  deutscher 
Rechtsgelehrter  nennt  das  römische  Staatsrecht  noch  zum  grössten 
Theit  in  der  Sphäre  des  GefQhls  befangen*).    Dieselben  Worte  gelten 


*)  Ihering:    Geist  des  römischen  Rechts.  Bd.  II.  8.  70. 
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ebenso  für  das  Staatsrecht  der  franzdsisdien  Republik.  Und  aus  dem 
gleicheo  Boden  keimt  die  gleiche  Frucht.  Ais  man  befähigt  gewesen 
wire,  durch  das  reif  gewordene  Bewusstsein  einen  kräftigen  Staats- 
begriff, ein  neues  Staatsrecht  zu  bilden,  ging  alle  Tiiebkraft  in  der 
Allmacht  der  Imperatoren  unter.  Das  römische  Volk,  wie  das  fran- 
zösische jener  Zeit  theilen  das  gleiche  Schicksal.  Das  römische,  wie 
das  französische  entwickelt  sich  zu  jener  Reife  durch  die  Rechts- 
gestalt seiner  Privatrechte.  Beide  sollen  in  der  civilen  Freiheit  das 
Brägen  ihrer  Bedürfnisse  finden.  Aber  bei  dem  einen  ging  der 
gaoxe  Staat  unter,  ehe  er  zur  Vollendung  seines  Staatsrechts  kam, 
bei  dem  andern  fiel  der  Imperator,  der  gegen  das  Bewusstsein  der 
Zeit  das  Volk  in  Ketten  legte. .  Das  so  vei-schiedene  Ende  eines  gleichen 
Proc^sses  schufen  nicht  die  beiden  Völker  aus  sich  allein.  Die  Ver* 
eiosamnng  des  römischen  Volkes  inmitten  der  Welt  und  die  Gleichheit 
der  Interessen  Europas  mit  jenen  der  französischen  Nation  führten  die 
verschiedene  Lösung  herbei. 

In  diesen  Marksteinen  der  Ereignisse,  der  ersten  Erkenntniss  ihrer  _  di« 
Verwirklichung  und  den  Irrthümern  in  ihr,  dann  der  endlichen  Klärung 
and  des  Sieges  derselben,  liegt  die  Einheit  der  Zeit  und  der  Herr*  ■chaft. 
sckaft  der  allmächtigen  Idee.  Die  Constituante  kämpfte  gegen  die 
Vergangenheit  und  die  Erinnerung.  Sie  fand  eine  unumschränkte 
Monarchie  vor,  und  eine  ständisch  gegliederte  Gesellschaft.  Das 
Wesen  jenur  war  der  Absolutismus,  das  Wesen  dieser  der  Besitz  in 
seioeu  Formen,  dem  Realbesitz  und  dem  fingirten  Aemterbesitz.  Der 
Clems  war  ein  Collectivwesen,  eine  juristische  Person  im  Staate. 
Das  Princip  der  Individualität  war  in  die  kirchliche  Gesellschaft  ein* 
gedrungen,  und  war  stark  durch  die  Alleinherrschaft  des  Glaubens 
und  durch  einen  ungeheuren  Besitz.  Der  Adel  mit  seinen  verschulde- 
ten Gütern,  seinem  erlahmten  Geiste  und  hinsiechenden  Ruhm  war 
eine  Pictaon,  die  nur  Bedeutung  in  der  Anerkennung  durch  die  Krone 
fand.  Nie  hatte  sie  die  Aufgabe  erfüllt  einer  Aristocratie,  ergeben  den 
nationalen  Interessen,  sondern  immer  stand  sie  diesem  entgegen,  um 
ibre  Vorrechte  zu  wahren.  Frankreich  hatte  nie  eine  Noblesse  obligel 
Dtf  dritte  Stand  aber  war  empor  gewachsen  durch  seine  Reichthümer 
und  seine  Intelligenz,  und  hatte  alle  nationale  Bedeutung  für  sich  ge? 
Wonnen,  er  nannte  sich  die  Nation.  Mit  diesem  Worte  verkündete  er 
ttichts  weniger,  als  das  Gesellschaftsgesetz  des  neunzehnten  Jahr* 
bonderts,  dass  die  Kraft  und  Bedeutung  der  Staaten  nur  auf  den  zahl- 
reichen Mittelständen  ruhe,  die  sich  dem  Landbau,  dem  Gewerbe,  den 
geistigen  Beschäftigungen  widmen.  Diese  drei  Stände  standen  sich, 
geseUscbaftlich  geschieden,  auch  politisch  feindlich  gegenüber.  Die 
beiden  ersten  ruhten  auf  dem  .Vorrecht,  der  letzte  aber  war  fiust  in 


Rechtslosigkeit  gestOrzt.  Mit  dem  ersten  Tage  der  RevolstiM  volhog 
sich  ein  Process,  der  fast  den  ganzen  Gontinent  hente  noch  trügt  aod 
täuscht  Aus  den  zuerst  nur  öoonomisch- socialen  Partien  werden 
politische  Parteien,  aus  der  Interessengesellschaft  wird  eine  PriDtipieQ- 
gesellschaft  Nicht  dass  es  so  war  und  ist,  kann  ^n  Unglück  sein, 
sondern  dass  man  sich  darüber  täuschte  und  heot  noch  täuscht,  h$ 
ist  ein  gefährlicher  Fehler  der  politischen  Entwicklung.  Das  Privilegien 
ioteresse  nennt  sich  conservativ,  das  Vermögensinteresse  liberal.  Adel 
und  Glerus  gehörten  am  Anfang  der  Revolution  zu  den  erstereo,  der 
ganze  Hurgerstand  zu  den  letzteren.  Jene  verdeckten  durch  ihre  ia 
Schau  getragenen  politischen  Grundsätze  ihre  eigentliche  Absicht,  dk 
E^teltung  der  Privilegien,  und  erwarben  sich  dadorch  doch  einen  An- 
hang, den  sie  ohne  dies  nie  gefunden  hätten.  Dieser  gab  durch  seiie 
politische  Haltung  dem  Vermögen  selbst  eine  höhere  Kraft,  und  wiui 
der  Fuhrer  der  grossen  Masse  in  den  ersten  Zeiten  der  Revolotidi 
welche  sich  erst  später  wieder  von  ihm  trennte,  als  sie  erkannte,  dta 
Vermögen  und  Eigenthum  eigentlich  die  natürlichen  Gegner  der  Anuidl 
seien.  Die  Gonstituante  ging  mit  klarem  Bewusstsein  zuerst  an  4 
Organisirung  der  Gesellschaft,  ehe  sie  jene  des  Staats  in  Angriff  naiia 
da  sie  «kannte,  dass  diese  nur  auf  jener  ruhen  könne.  Darin  1^ 
kein  Zweifel,  aber  dass  sie  glaubte,  man  könne  das  so  mit  eiiii|l 
Gesetzen  decretiren,  das  war  der  Keim  des  folgenden  Unglücks.  Vi 
den  Grundsätzen  des  Christenthums  und  des  römischen  Rechts  M 
gehend,  setzte  sie  für  die  Gesellschaft  ah  Grundgesetz  die  Gleichha 
der  Menschen,  des  Eigenthoms,  des  Verkehrs,  der  Familie  und  dl 
i^nze^rsonen  in  allen  ihren  Thätigkeiten. 
Die  BoeiAitt  Die  sociale  Gleichheit,  sobald  sie  b^rtndet  ist,  reagirt  immer  an 

J5|^J^^",J^*^ Überali  gegen  jede  politische  Ungleichheit,  vermöge  des  unlösbai« 
GcMiiMbafta.  Zusammenhanges  von  Gesellschaft  und  Staat.  Der  Glerus  war  a&m 
ordnnng.  Vermögens  beraubt,  seine  geistige  Einheit  im  Staat  durch  die  Reiipoo» 
freiheit  gebrochen,  seine  politische  und  ausschliessliche  ZusamiBa 
gehörigkeit  durch  die  Givilconstitution  au^etöst  Der  Adel  wa 
abgeschafft.  Der  dritte  Stand  bildete  wenigstens  in  Jedermanns  Vor 
stellang  eine  einheitliche,  gleiche,  freie  Masse  —  die  sogenannte  NatK^ 
Es  blieb  aHein  das  Königthum  noch  übrig.  Ich  habe  seine  gro&aiiif 
Bedeutung  für  die  GeseUschaft  schon  im  e^ten  Band  nachgew»^« 
Gerade  diese  war  jetzt  der  Abgrund,  in  den  es  stürzen  mosste.  ^Vi^ 
dem  die  allgemeine  Gleichheit  proclamirt  war,  hatte  das  Königthm 
nicht  mehr  die  Versclnedenheit  der  Klassen  und  der  Gesellschaft» 
Ordnung  au  versöhnen,  und  erhaben  über  den  Str^t  der  InteresMi  d» 
Stetigkeit  und  Einheit  der  Staatsidee  zu  vertreten.  Es  masste  faü^ 
oder  konnte  nur  als  ein  Mtler  Sohmuok  nodi  geduAdet  werden.   ^ 
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ConsftitDaiite  duldete  es,  der  Gonvent  schaffte  es  ab.  Die  GlMchheit  der 
Geselischaft  stieg  auf  den  Throo  mit  derselben  Aufgabe,  die  das  alte 
KöDigthum  hatte:  die  Einheit  des  Staates  xu  erfaaheo  in  einer  Idee, 
eben  jener  der  Gleichhrit,  wie  einst  das  Königthum  in  der  der  Macht 
leh  habe  nnii  im  ersten  Band  dieses  Werkes  schon  geaseigt,  dass  die 
GMehbeit  der  Geselischaft  nur  in  den  Gesetten  bestand,  dass  die 
Geselisehaft  aber  immer  auch  nach  einer  Ordnung  hindr&ngt,  und  dass 
diese  Ordnang  sich  nicht  befehlen  Iftsst,  sondern  dass  sie  werden  mnss. 
Nun  ist  gewiss  kein  Zweifel,  dass  die  französische  Revolution,  wenn 
sie  sich  nicht  von  jeder  historischen  Basis  entfernt,  wenn  sie  das 
Königthnm,  gans  abgesehen  von  seiner  politischen  Bedentung,  als 
rein  sociales  Institut  erhalten  hätte,  diese  Ordnung  wirklich  heran- 
gezogen haben  wfirde.  Der  Clerus  war  dazu  nicht  nöthig,  da  er 
überall,  besonders  als  Trager  einer  ausschliesslichen,  herrschenden 
Religion,  ausserhalb  der  Gesellschaft,  mit  einem  dem  Staat  entgegen- 
gesetsten  Interesse  sich  entwickelt  Der  Adel  war  nicht  nOthig,  da 
er  nur  mehr  auf  der  tief  unsittlichen  Vorstellung  beruhte,  dass  sein 
ganzes  Wesen  nur  im  erblichen  Genuas  liege.  Vor  Jahrhunderten  trug 
er  die  öffentlichen  Lasten  und  führte  die  Verwaltung  des  Landes. 
Darin  ruhte  die  Macht  seines  Bestandes.  Aber  er  hatte  jene  durch  die 
Jahrhunderte  anfgegeben  und  damit  seine  Bedeutung  verloren.  £r  stand 
in  der  Öffentlichen  Ordnung,  wie  in  der  Privatordnnng  nur  durch  ein 
unuatfirUches  Privilegium  als  Stand  da.  Aber  jene  sogenannte  Nation, 
jene  einheitliche,  gleiebe,  freie  Masse  hätte  des  Königthums  in  ihrem 
Werden  und  Entwickehi  bedurft;  denn  sie  konnte  nicht  als  unoiganische 
Masse  fortbestehen,  weil  sie  es  eben  gar  nicht  ist,  sie  musste  cu  einer 
Ordnong  gelangen,  und  diese  Ordnung  musste  sich  ftusseriich  darstellen. 
Die  Revolution  wurde  diesem  Naturgesetz,  trota  ihres  Glaubens  an  die 
allgemttne  Gleichheit,  unterworfen.  Sie  suchte  die  Ordnung  der  Nation 
ia  der  Ordnang  des  Vermögens.  Der  Census  war  das  äussere  Kenn- 
leichen.  Der  Census  aber  ist  nichts  Anderes,  als  die  Anerkennuiig 
der  Geeeilsdiaftsordnnng  auf  der  Basis  des  Besitzes.  Aber  er  ist  auch 
noch  etwas  mehr,  und  dies  ist  das  Entscheidende.  Er  ist  als  Basis 
der  Geselisdiaftsordnung  auch  die  Basis  der  Staatsorganisation* 

In  diesen  Processe,  der  das  Wesen  des  Ueberganges  vom  alten    i>i«M>oiiUo 
Staat  sum  nenen  war,  wäre  das  unpartriische  KOnigthum  allein  ün^j^^^|^^*^ 
Stande  gewesen,  Stetigkeit,  Ruhe  und  Sicherhttt  in  die  Entwicklung  stMitordnanc. 
n  bringen.    Der  Besitz  strebt  stets  nach  der  Herrschaft    So  mächtig 
ist  das  Gesetz,  dass,  wie  der  Geschichtsschreiber  Macanlay  es  ausdrückt, 
wo  die  besitzenden  Klassen  nicht  fie  Herrschaft  haben,  die  herrsdien- 
des  KUusen  den  Besitz  an  sich  ziehen  werden.  Diesem  Gesetze  unter« 
kg  zmn  grossen  Theil  unbewusst  die  Revolution  des  Conventes  und 
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des  Directoriums,  und  sie  unterlag  ihm,  weil  die  venmttelnde  und 
somit  ausgleichende  Gewalt  ihnen  fehlte,  eine  höchste,  scharf  aus- 
geprägte Staatsgewalt,  welche  die  unentwickelte  Gesellschaft  für  ihre 
neue  Ordnung  jetzt  so  bedurfte ,  wie  die  ehemals  schlecht  gestaltttel 
Gesellschaft  für  ihre  Erhaltung.  Die  Zeit  ist  ausgefüllt  von  einenj 
Kampf  um  eine  Gesellschaftsordnung,  und  die  ConstitutioDen  dieaer 
Zeit  waren  unhaltbar,  weil  diese  noch  nicht  ihnen  gemäss  entwickelt 
war.  Die  Gesetzgebung  des  Convents  gegen  das  Eigentham,  freilkii 
unter  dem  Titel  des  Rechts  und  der  Freiheit  des  Eigenthums,  ü^ 
Maximum,  über  die  Emigrantengüter,  waren  der  Ausdruck  des  Kanipk 
der  besitzlosen  Klasse  um  den  Besitz,  und  in  diesem  um  die  Herrschaft 
Und  als  Napoleon  geradezu  nur  auf  das  Recht  des  Besitzes  und  die 
Anerkennung  seiner  Herrschaft  die  Constitution  des  Consulats  aufbaute, 
ist  in  ihr  die  Opposition  des  Tribunats  nichts  Anderes,  als  der  scboo 
verjährte  Kampf  det  besitzlosen  Klasse  gegen  die  besitzende  um  dji 
ausschliessliche  Herrschaft.  Wohl  hatte  sie  noch  eine  andere  Aulgatie, 
und  das  war  die  des  Schutzes  der  Freiheit  gegen  die  Willkür  des 
Militärdespoten.  In  diesem  letzteren  Streit  unterlag  sie  allein  da 
Ailmacht  Napoleons,  in  jenem  Kampf  aber  ward  sie  von  der  siegreicl)» 
Gesellschaftsordnung  überwunden.  In  ihr  lag  auch  das  Wesen  dd 
Bedeutung  des  ersten  Consols.  Die  Gesellschaft,  die  für  ihre  M 
Wicklung  des  ausgleichenden  Königthums  nicht  entbehren  konnte,  scb« 
sich  dasselbe  unter  einem  anderen  Namen  in  Bonaparte.  Sie  ertbdl^ 
dem  ersten  Gonsul  jene  Gewalt,  die  sie,  verführt  durch  die  Täuschui^ 
über  den  Charakter  der  Parteien,  dem  Königthum  entzogen  hattö 
Die  Parteien  während  der  Revolution  waren  auch  am  Anfang  t^c^ 
Anderes,  als  social-öconomische  Parteien,  die  nur  in  Unkenntnis  übä 
ihren  Werth  den  Namen  politischer  Parteien  annahmen.  Die  besitxeudf 
Klasse  war  nach  der  Constituante  die  conservative,  die  besitzlose  Ri&su 
die  republikanische,  die  revolutionäre  Partei.  Sie  waren  es  durch  d» 
Staatsorganisation  geworden,  wie  ehemals,  d.  h.  die  besitzende  Kia.^ 
war  durch  den  Census,  den  Blaassstab  der  poliüschen  Berechtigua^] 
in  den  Besitz  auch  der  staatlichen  Rechte  gelangt,  sie  war  die  b<^' 
sehende,  und  eben  als  solche  die  conservative.  Die  besitzlose  Kla^ 
war  von  dem  Genuss  der  Rechte  und  der  Herrschaft  ausgeschlossen. 
aber  sie  strebte  nach  demselben  und  nannte  sich  in  diesem  Stret^^ 
revolutionär  und  in  ihrer  letzten  Absicht  republikanisck.  Die  Gieidt- 
heit  beider  Parteien  ist  auch  jetzt,  wie  ehemals  darin  zu  suchen,  d'^ 
keine  nach  besonderen  Pflichten  begierig  ist,  sondern  beide  nur  Reti^ 
anstreben,  und  diese  selbst  i^  anstreben,  dass  sie  augenbUcklich  des 
Charakter  der  Vorrechte  annehmeuv  Eine  Mittelpartei  zwischen  diexs 
beiden  gab  es  nicht.    Sie  ezistirt  überhaupt  niemals  am  Anf&i^  ^^^ 
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socialen  Kampfes,  sondern  bildet  sich  erst  durch  diesen  aus  dem  Chaos 
des  Streites  heraus.  Am  Ende  des  Directoriums  sehen  wir  sie  unter  Die  poiiutehe 
Führung  ßoissy  d'Anglas,  Daunon  und  den  Männern  der  Constitution  °",*"^«.n"'* 
vom  J.  HL  auftreten.  Man  kann  sie  die  wahrhaft  liberale  Partei  nennen,  RGhaftBordnaiiff. 
die  unter  den  Fahnen  der  Vernunft;  zwischen  jenen  beiden  vorwärts 
schreitet,  mit  dem  Bestreben,  ihnen  alles  zu  erhalten,  was  sie  Ver- 
ständiges und  Gerechtes  in  sich  schliessen.  Zu  ihr  gehörten  gesell- 
schaftlich jene,  welche  durch  Intelligenz  und  Charakter  das  gleiche 
Recht  der  besitzenden  Klasse  beanspruchen,  indem  sie  zur  Uebernahme 
der  diesen  Rechten  entsprechenden  Pflichten  bereit  und  tauglich  sind. 
Sie  alle  bildeten  am  Ende  des  Directoriums  die  versöhnende  Partei 
zwischen  der  besitzlosen  Klasse,  die  für  nichts  oder  gegen  ein  Minimum 
der  Steuerzahlung  die  Herrschaft,  für  keine  Pflichterfüllung  den  Genuss 
aller  Rechte  forderte,  und  der  besitzenden  Klasse,  die  gleichfalls,  aber 
für  die  Lasten,  die  sie  trug,  die  Ausschliesaliohkeit  des  Genusses 
aller  Rechte  begehrte.  Die  Mitglieder  jener  Mittelpartei  waren  zum  Theil 
die  Verfasser  der  Consularconstitution,  sodann  die  Stützen  der  Macht 
des  ersten  Consuls  und  wurden,  als  diese  zum  Despotismus  ausartete, 
die  Vertheidiger  der  politischen  Freiheit.  Je  mehr  ihnen  gegenüber  das 
intolerante  ausschliessliche  Besitzinteresse  der  staatlichen  Unfreiheit 
m  Napoleon  sich  in  die  Hände  warf,  desto  mehr  kehrten  sie  sich  der 
besitzlosen  Klasse  wieder  zu,  um  die  staatliche  Freiheit  zu  erhalten. 
Die  besitzende  Klasse  siegte  endlich  durch  die  Herstellung  des  Code 
civil  und  dessen  sogenannte  Civilfreiheit,  sie  siegte  endlich  durch  die 
Verwaltungsordnung  und  Gerichtsorganisation,  welche  Ruhe  und  Sicher- 
hdt  brachte,  aber  welche  vom  Volk  vollkommen  abgelöst  wurde  durch 
eine  Beamtenmasse,  die  unzusammenhängend  mit  der  gesellschaftlichen 
Ordnung,  nur  dem  Willen  und  der  Absicht  der  Staatsgewalt  ergeben 
war.  Dass  das  Cousulat  endlich  in  den  Despotismus  des  Kaiserreichs 
ond  den  absoluten  Polizeistaat  wieder  überging,  war  dem  Interesse 
des  Besitzes  ebenso  zuwider,  wie  dem  der  anderen  Parteien,  und  wurde 
durch  seine  Hingebung  so  wem'g  bedingt,  als  durch  die  Widerspenstig- 
keit dieser.  Der  Besitz  ist  dem  Absolutismus  so  feindlich,  wie  die 
besitzlose  Klasse,  denn  er  fühlt  durch  die  stets  drohenden  Uebergriffe 
desselben  seinen  Bestand  ebenso  gefährdet,  wie  durch  die  Gewalt  der 
Revolution.  Aber  dass  er  in  seiner  Bestrebung  nach  der  Herrschaft, 
diese  erfOllt  sah  nur  in  dem  Besitz  einer  Zahl  von  Vorrechten,  ohne 
die  Staatspflichten  selbst  zu  ergreifen,  um  durch  den  Besitz  dieser 
jenen  der  Rechte  erst  zu  erhärten,  das  war  der  Grund  des  aus  der 
Revolution  doch  wieder  hervorgehenden  Absolutismus.  Für  die  Pflichten 
war  ein  Beamtenheer  geschaffen  worden,  das  nur  vom  absoluten  Willen 
des  Herrschers  abhing,  und  mit  dem  dieser  allmälig  das  ganze  Volk 
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beugte.  Das  durch  Napoleon  vom  Volk  und  seinem  Interesse  gäozlicli 
abgelöste  und  nur  seinem  persönlichen  Interesse  ergebene  Heer  war 
ausserdem  noch  eine  m&chtige  äussere  Stütze  des  Kaiserreichs.  Es 
war  ein  neues  Privilegium,  das  die  Gesellschaftsordnung  wohl  nur 
für  kurze  Zeit  störte  —  das  Privilegium  der  Waffen.  Lange  nach  der 
Revolution  erkannte  man  in  Frankreich  ^rst,  wo  eigentlich  die  Be- 
deutung des  englischen  Selfgovernment's  liege.  Heute  aber  noch  ist  man 
unfähig,  dieses  nachzubilden,  und  man  ist  es,  weil  die  historisch 
mächtige  Staatsideo^  die  Frankreich  einst  beherrschte,  auch  durch  die 
Revolution  nicht  erschüttert  wurde. 

Dieser  einheitliche  und  organische  Kampf  um  die  Gesellschafts- 
ordnung bestimmte  natürlich  den  ebenso  einheitlichen  und  organischen 
Kampf  um  die  Staatsordnung,  oder  um  die  eine  Idee,  welche  sie  be- 
herrschen soll,  ebenso  wie  die  Idee  des  Besitzes  jene  in  ihrer  Organi- 
sation führte. 
EngUnd  and  So   schwor  CS  ist,   in  die  £ntwickelung  und  Organisation  einer 

dMAiurtbam  Gesellschaft  Elemente  und  Formen  zu  tragen,  die  nicht  in  ihr  liegen 

alt  tCatchendc  v      '  v 

Muter.  und  aus  ihr  entfaltet  werden,  ebenso  schwer  ist  dasselbe  Experiment 
für  die  Entwickelung  und  Organisation  des  Staates.  Aber  verführt 
durch  den  Zauber  und  die  Gute  fremder  Institutionen,  erscheint  es  den 
Gesetzgebern  häufig  sehr  leicht,  besonders  dann,  wenn  ihnen  der 
Zusammenhang  von  Staat  und  Gesellschaft  nicht  klar  oder  gar  ohn- 
mächtig erscheint,  solche  Experimente  zu  vollfahren.  Wir  begegnen 
beiden  Arbeiten  in  der  französischen  Revolution  und  sehen  beide  in 
Unzulänglichkeit  und  Ohnmacht  sich  wieder  auflösen,  und  die  Natur 
der  Dinge,  die  stärker  ist  als  die  Absicht  des  Menschen,  ihre  Herr- 
schaft erobern.  Für  die  Gesellschaft  versuchte  Napoleon  jenes  Experi- 
ment durch  die  Stiftung  seines  Adels ,  und  er  erhielt  die  Lebenskralt 
desselben  nur,  so  lange  er  in  seiner  persönlichen  Macht  dieselbe  nährte. 
Sein  Adel  drang  nie  in  die  Gesellschaft,  nie  in  die  Entwickelungs- 
geschichte  Frankreichs,  es  war  eine  Idee,  aber  nichts  weiter.  Auf  dem 
Gebiete  der  Staatsorganisation  entfaltet  sich  dasselbe  Experiment  — 
mit  demselben  Erfolg.  Montesquieu  hatte  im  Geist  der  Gesetze  mit 
sehr  verführerischen  Farben  die  englische  Verfassung  den  Franzosen 
dargestellt.  Voltaire  hat  in  ihr  seine  Staatsbegriffe  herangebildet,  der 
edle  Lally  ToUendal  und  der  geistvolle  Munier  sahen  für  die  Consti- 
tuante beim  Ausbruch  der  Revolution  keine  andere  Aufgabe,  als  die 
Verfassung  Englands  entweder  ganz  oder,  wie  Mirabeau  selbst  wollte, 
zum  Theil  auf  französische  Erde  zu  übertragen.  Der  Grund  dieser 
Bemühungen  wie  all  ihrer  Eitelkeit  lag  damals  dort,  wo  er  heute  noch 
liegt,  wenn  man  das  Begehren  englischer  Verfassungszustände  für  den 
Contiuent  so  laut  aussprechen  hört,  in  der'  Unkenntniss  eben  dieser 
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ZnstiUide  und  des  Verkennens  ihrer  Geschichte.  Gneist  hat  gezeigt, 
dass  das  englische  Volk  Jahrhunderte  lang  mit  tiefem  Ernst  daran 
gearbeitet  hat,  die  nöthigen  Formen  nnd  Grundsätze  seines  öffentli^^hen 
Rechts  zu  entwickeln  und  sicher  zu  stellen,  ebenso  wie  einst  das 
römische  Volk  sein  mustergültiges  Weltrecht.  Und  ,,es  sind  nicht  die 
Namen  und  die  fertigen  Institutionen,  sondern  es  sind  die  grossen 
Grundsätze  über  das  Verhältniss  von  Staat  und  Gesellschaft,  für  welche 
England  die  mustergiltigen  Gestaltungen  des  öffentlichen  Rechts  ebenso 
sicher  darstellt,  wie  einst  diese  Völker  ihr  Privatrecht  nach  römisch- 
canonischem  Muster  umformten'*  *).  In  anderer  Richtung  hatte  die  Lite- 
ratur der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  Weisheit 
des  Alterthums  wieder  belebt,  und  ebenso,  wie  in  dem  Verkennen 
der  Geschichte  Englands,  nahm  man  im  Verkennen  jener  des  Alter- 
thums, verführt  von  den  Träumereien  der  allgemeinen  Brüderlichkeit, 
die  Tugend  der  Alten,  die  Freiheit  der  Alten,  ihre  idealen  Ziele  als 
nachahmungswfirdig  auf,  und  wollte  sie  zur  Basis  der  Völkerrepublik 
machen.  Aber  man  vergass,  dass  diese  Tugend  der  Einen  auf  der 
ünsittlichkeit  der  Anderen,  diese  glänzende  Freiheit  auf  der  Sclaverei 
rohe,  dass  dieses  Alterthum  mit  seiner  ganzen  historischen  Macht 
and  Bedeutung  unermesslich  tief  unter  dem  Beruf  der  neuen  Staaten 
stand,  unendlich  weit  in  seiner  Gesellschaftsordnung  getrennt  war  von 
jener  der  Neuzeit,  und  dass  ein  Umbilden  der  Gegenwart  nach  ihm  ein 
Sturz  in  die  Barbarei  wäre.  Die  thatsächlichen  Verhältnisse  waren  mäch- 
tiger, als  diese  Phantasien,  und  weil  es  so  war,  täuschte  man  sich  auch,  als 
man  vermeinte,  mit  der  Guillotine,  mit  äusserem  Prunk,  mit  der  Gewalt- 
that  an  dem  Familien-  und  Elternrecht  es  schaffen  zu  können.  Die  Bestre- 
bungen fielen  in  ihr  Nichts  zurück  mit  den  Schwärmern,  die  sie  dachten. 

Ganz  anders  aber  war  es  mit  dem  Staat  Ludwig's  XIV.,  der  DerhiitorUehe 
durch  die  Jahrhunderte  geworden  und  für  Jahrhunderte  bestimmt  war.  '^^»^i*^« 
Der  absolute  Einheitsstaat  (wie  er,  geographisch  durch  die  Lage  des 
Landes  bedingt,  geworden  ist  und  sich  historisch  entwickelt  hat,  habe 
ich  bei  der  Betrachtung  derselben  gezeigt  und  durch  das  unmittelbar 
Vorhergehende  dargestellt),  dieser  absolute  Einheitsstaat  war  mit  dem 
nationalen  Geiste  so  innjg  verwachsen,  dass  er  durch  die  ganze  Re- 
volution die  Gemüther  und  Absichten  bestimmte.  Nirgends  in  Europa 
haben  die  geographischen  Verhältnisse  des  Landes  so  tief  in  die  Ent- 
wickeluBgsgeschichte  des  Staates,  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die 
Gegenwart,  eingegriffen,  als  in  Frankreich.  Der  Föderativstaat,  wie 
ihn  die  Girondisten  wollten,  erschien  dem  grossen  nationalen  Princip 


*)  Gneist:  Geiehichte  des  en^lisohen  Ver&ssungs-  und  Verwaltangsrechtes. 
1  Anfikge.  Bd.  U.  1214. 

8» 


36  Einleitiuig. 

der  Einheit  wie  eiu  grimmiger  Feind,  und  entg^engesetzt  der  G^ 
schichte  und  der  Bestimmung  Frankreichs.  In  der  Zeit,  wo  der  ganze 
Staat  zu  verfallen  schien,  in  der  Zeit  der  Schreckensherrschaft  stand 
das  ganze  Volk  wie  ein  Mann  für  die  alte  Idee  ein,  und  die  besten 
Talente  der  Zeit  gingen,  weil  sie  sie  verleugneten,  auf  dem  Schaffot 
zu  Grunde.  »Wir  erklären^*,  rief  der  Generalprocurator  des  Departe- 
ments Paris,  THuillier^),  an  der  Spitze  einer  Deputation  vor  den 
Schranken  des  Convents,  y^wir  erklären,  dass  wir,  wie  das  Universum 
begeistert  sind  nur  durch  den  Instinot  der  VerBchmelsnng  in 
ein  grosses  All.  Dass  wir^S  setzt  er  ab^  hinzu,  „nur  eine  TheUung 
anerkennen,  soweit  es  die  Verwaltung  bedingt,  dass  die  Republik  eins 
und  untheilbar  ist,  und  dass  wir  alle  Arten  des  Föderalismus  ver- 
bannen.*' So  knüpft  die  Revolution  an  den  Staat  Ludwig's  XTV.  an 
und  ist  allmächtig  in  ihm,  weil  dieser  Einheitsstaat  zugleich  der  noch 
unentwickelten  Gesellschaft  entspricht,  die  man  ebenso  einheitlich  und 
gleich  denkt  Nur  die  absolute  Gewalt  des  Fürsten  will  sie  in  dieser  Ein- 
heit zerbrechen  und  stellt  an  dessen  Statt  als  oberstes  politisches  Prineip 
neben  die  anerkannten  Rechte  des  Menschen  die  freie  und  tliAtige 
ICitwirknng  der  GteBellschaft  an  der  Leitung  ihrer  eigenen 
Die  abioiQte  Q-esohioke.  Durch  dieses  allmächtige  und  allgerechte  Prineip  trat  die 
ttnd*dM  Seif.  Revolution  in  Bezug  auf  den  absoluten  Staatsbegriff  rectificirend  auf. 
ffovtmmrnt.  Der  lustiuct  der  Verschmelzung  in  ein  grosses  All  sollte  nicht  mebr 
zum  Despotismus  führen ,  wie  es  ehemals  durch  dieselbe  Triebkraft 
geschah.  Dem  Absolutismus  sollte  das  Selfgovernment  gegenüber- 
treten. Seine  Seele  war  der  volle  Begriff  der  FVeiheit  und  ihre  Ver- 
wirklichung auf  socialem,  persönlichem  und  politischem  Gebiet  Dem 
Geringsten  soll  in  der  Gesellschaft  die  rechtliche  Möglichkdt  gewahrt 
bleiben,  durch  Talent,  Verdienst  und  Besitz  zur  höchsten  Würde  empor- 
zusteigen; jeder  Einzelne  soll  in  der  Achtung  seiner  Person  und  seines 
Eigenthums  in  der  Maohtfulle  der  Staatsgewalt  gewahrt  sein,  und 
endlich  soll  die  Fähigkeit  eines  Volkes,  seine  Gesetze  sich  selbst  zb 
geben,  der  Gesammtwille  durch  die  politische  Freiheit  unantastbar 
erhalten  bleiben.  Ohne  die  Eine  ist  die  Andere  nicht  möglich!  Egalit« 
und  liberte  war  der  Ruf  der  Revolution  — -  aber  es  war  nur  ein  hohler 
Schall  in  ihr  und  darum  stürzte  das  ganze  Staatsgebäude  immer  und 
immer  wieder  zusammen. 

Worin  lag  der  Grund?  Darin,  daas  man  glaubte,  es  genüge» 
wenn  man  die  Volksrechte  ala  Gesets  erkläre,  unbewosst, 
wolohe  tiefe  Kluft  zwisohen  den  Worten  der  Gesetsgebung 
und  ihrer  Anwendung  liege.    Dass  man  aber  dieses  glaubte,  lag 


*)  C.  N.  81.  März  1793. 
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weniger  in  dem  wirklichen  Hangel  einer  klaren  Erkenntniss  desfien, 
was  der  Staat  bedarf,  als  an  der  Ohnmacht  der  Gesellschaft.  Denn 
die  Gesellschaftsordnung  mnsste  die  Staatsordnung  tragen ,  wenn  sie 
nicht  ein  leeres  Wort  sein  sollte.  Jene  aber  lag  in  einem  revolutionären 
Kampf,  and  diese  verfiel  demselben  dadurch.  Und  dieses  zu  zeigen, 
ist  eben  die  Aufgabe  der  ganzen  folgenden  Darstellung.  Wir  werden 
die  ungeheuren  Anstrengungen  der  Revolution  sehen  um  eine  Staats- 
ordnung, die  von  einer  Staatsidee  beherrscht  werden  sollte,  die  ohn- 
mächtig war,  weil  ihr  Fundament  in  dauernder  Gährung,  und  werden 
endlich  alles  untergehen  sehen,  in  dem  Despotismus,  der  allein  auf 
solcher  Basis  sich  erheben  konnte,  der  die  Organisation  des  Staates 
zu  seinen  Zwecken  ausbeutete  und  der  Gesellschaft  nichts  bot,  als 
eine  dampfe  Ruhe  und  eine  sehr  zweifelhafte  Sicherheit  Es  ist  ein 
trauriges  Ereigniss,  das  sich  hier  entwickelt,  traurig  für  Frankreich 
und  traurig  für  den  ganzen  Gontinent,  auf  den  es  zurückwirkte  und 
bis  auf  den  heutigen  Tag  wirkt  In  diesem  Processe,  in  dem  eine 
nnorganisirte  Gesellschaft  eine  Staatsorganisation  der  besten  Absicht 
und  Hoffnung  untergräbt,  sind  die  Wahrzeichen  des  Gesellschafts- 
kampfes auch  die  des  Kampfes  der  Staatsgewalt;  denn  der  natürliche 
Kampf  der  Gesellschaftsklassen  ward  zu  einem  Kampf  zugleich  um 
die  politische  Gewalt.  Und  darin  wieder  gipfelt  der  ganze  Constitutio- 
nalismus  der  Revolution,  den  ich  im  Folgenden  gleich  zu  einem  engen 
Bilde  zusammenfassen  werde.  Die  besitzlose  Klasse  sucht  ihre  Freiheit 
im  BeMtz  aller  Rechte,  ohne  Pflichten  übernehmen  su  können,  weil  sie 
ohnmächtig  ist,  und  bu  wollen,  weil  ihr  das  Verständniss  dafür  fehlt 
Sie  nennt  sich  auf  diesem  Gebiete  democratisch.  In  der  Schreckens- 
herrschaft feierte  sie  einen  kurzen  Sieg,  in  den  Revolutionstribunalen 
trug  sie  den  höchsten  Triumph  davon.  Die  besitzende  Klasse,  vereint 
mit  der  Intelligenz,  fordert  gleichfalls  alle  politischen  Rechte  für  sich, 
und  fordert  sie  ebenso  ausschliesslich,  wie  jene,  weil  sie  in  der  Steuer- 
summe das  Maass  jener  Lasten  zu  erkennen  glaubt,  die  der  Staat 
von  ihr  fordern  kann,  und  weil  sie  dieser  Forderung  genügt.  Sie  kann 
es  ^an,  ja  sie  will  es  mit  voller  Bereitwilligkeit  thun,  und  eben  darin 
liegt  ihre  grosse  Macht  Sie  nennt  sich  die  Partei  des  Constitutio- 
nalismas  und  ist  für  diesen  conservativ.  Sie  wird  fiberall  und  immer 
siegen,  wenn  sie  ausser  der  Last  der  Steuern  auch  die  thatsächlichen 
Dienste,  die  Selbstverwaltung  als  ihre  Pflicht  erkennt,  wenn  sie  die 
Uelt^'.ndmachung  der  Yerfassungsrechte  in  ihre  eigene  Hand  nimmt. 
Sie  wird  überall  unterliegen,  wo  sie  der  Regierung  die  Uebung  dieser 
Pflichten  an  den  Hals  wirft,  eben  uueingedenk,  dass  sie  damit  auch 
nber  karz  oder  läng  ihre  Rechte  opfert.  Und  eben  hierin  liegt  das 
entecheidende  Moment  für  die  continentalen  Verfassungsstaaten,  tind 
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zumeist  ffir  Frankreich.  Eine  siegesgewisse  Verwaltnngspartei,  and 
das  allein  ist  die  wahre  Verfassangspartei ,  kann  sich  nur  auf  einer 
geschichtlichen  Basis  entwickeln.  Diese  aber  hatte  in  Frankrach  das 
Königthum  vom  fünfzehnten  Jahrhundert  an  vernichtet»  und  es  war 
unmöglich,  sie  wieder  herzustellen,  nachdem  die  Revolution  dieses 
selbst  und  somit  den  Träger  der  Traditionen  vernichtet  hatte.  Erst 
als  am  Ende  des  Directoriums  dieselbe  Partei,  die  um  das  Princip  der 
Gesellschaft  in  der  Herri^haft  des  Besitzes  ringt,  diese  politische 
Bedeutung  des  Königthums  wieder  erkennen  lernt,  schafft  sie  im 
Consulat  eine  kräftige  Regierungsgewalt,  die  auch  in  der  Staats- 
organisation die  Herrschaft  des  Grundsatzes  durchführen  soll,  dass  das 
Maass  alles  Rechts  nach  dem  Maass  aller  Pflicht  sich  richten  mass. 
Und  in  dem  Augenblick  sehen  wir  einen  alten  Process  von  Keuem 
wirken.  Die  Regierungsgewalt,  die  das  Volk  in  seiner  Ohnmacht 
selbst  schafft  und  fordert,  beutet  das  Vertrauen  zu  selbstsüchtigen 
Zwecken  aus.  Das  Selfgovernment  concentrirt  sich  in  der  Gewalt 
der  Regierung,  der  Polizeistaat  ist  die  neue  Staatsform  —  der  Despo- 
tismus die  Krone.  Der  Staat  Ludwig's  XIV.  wurde  das  Muster  des 
modernen  Frankreichs.  Wie  dies  möglich  war  inmitten  einer  mn 
eine  allgemeine  und  ewig  dauernde  Freiheit  ringenden  Gesellschaft, 
und  wie  es  sich  Schritt  für  Schritt  unter  der  Herrschaft  aller  Ver- 
fassungen, selbst  jener  der  Republik,  entwickelt,  werden  wir  alsbald 
sehen.  Die  Möglichkeit  ruht  auch  nur  in  einer  einzigen  Idee,  welche  die 
ganze  französische  Gesellschaft  durchdrungen,  und  welche  fast  den 
ganzen  Continent  beherrscht. 


Der  französische  Cionstitntionalisiiius. 

Di«  Grand-  AIlcs  Verfassuugs leben  muss  von  einer  einheitlichen  Idee  beheirscht 

bedfngnng  der  werden,  wcuu  CS  ein  dauerndes  Dasein  führen  soll.  Alle  Theile  in 
DQog.  .j^^  mfiggen  durch  ihre  Unterordnung  und  organische  Verbindung 
mit  dieser  die  Harmonie  der  Staatsthätigkeit  erzeugen.  Ruht  eise 
Staatsidee  auf  einer  falschen  Basis,  oder  schwebt  sie  ganz  in  IV&ameD 
und  Schwärmereien,  dann  wird  der  Staat  dauernd  in  wilde  Zerrüttang 
und  Verwüstung  fallen.  Die  feste  Basis  aber  jeder  zur  Herrschaft 
geeigneten  Staatsidee  ist  die  Gesellschaft  und  ihre  Ordnung.  Jede 
Freiheit  im  Staate  wird  durch  sie  allein  bestinunt.  Wir  haben  nun 
gesehen,  wie  dieses  Element  während  der  französischen  Revolution  in 
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wilder  Gährang  lag,  und  als  es,  durch  die  absolute  Haod  der  despo- 
tischen Gewalt  geführt,  sich  gliederte  und  ordnete,  erlag  es  derselben 
and  die  nun  erst  von  ihr  berechtigt  geforderte  und  jetzt  erst  mögliche 
Staat«freiheit  ging  unter.  Ihre  Gewalt  zeigte  sich  erst  wieder,  als  sie, 
durchdrungen  vom  Bewusstsein  ihrer  Bedeutung,  den  Despoten  stürzte. 
Während  der  Revolution  aber  lag  der  Staat,  einem  kranken  Körper 
vergleichbar,  im  Kampf  der  Entwickelung.  Wie  dieser  seine  Lage  immer 
ändert,  in  der  Hoffnung,  weniger  zu  leiden,  so  wendet  sich  der  kranke 
Staatskörper  hin  und  her,  versuchend  und  prüfend,  ohne  zu  begreifen, 
dass  die  Genesung  nicht  von  ihm  abhängig  sei,  ohne  zu  erkennen, 
dass  selbst  mit  der  absoluten  Gewalt  einer  noch  so  erhabenen  Idee 
nichts  geschaffen  sei,  wenn  diese  in  der  Luft  schwebt,  und  nicht  in 
jedem  einzelnen  Theile  des  Ganzen  zur  Darstellung  kommt  und  in 
Wirksamkeit  treten  kann. 

Ganz  Frankreich  war  unzufrieden  mit  der  alten  Staatsordnung.  Der  ooBtdtutso- 
Die  hervorragenden  Geister,  voll  von  politischen  Theorien,  dachten  f"]!]^","^^*» 
sich  ein  ganz  neues  Staatswesen  aus,  oder  wollten  in  den  vorhandenen  RerointioB. 
Staat  wenigstens  neue  Formen  einpflanzen.  Beide  Theile  suchten  dies 
mit  unermüdlichem  Eifer  und  vergassen,  dass  sich  der  Staat  ja  gar 
Dicht  erfinden  lasse  und  auch  dies  gar  nicht  die  Aufgabe  weder  der 
Reform,  noch  der  Revolution  sei,  sondern  dass  diese  nichts  Höheres  zu 
tbun  habe,  als  die  besten  und  geeignetsten  Kräfte  des  Volkes  empor- 
zuheben oder  heranzuziehen,  um  die  Pflichten  und  Lasten  des  Staates 
zu  übernehmen  und  dem  Staatszwecke  gemäss  zu  erfüllen.  Nur  in 
dieser  Erkenntniss  kann  man  überhaupt  die  Reife  und  Fähigkeit  eines 
Volkes  zu  Freiheit  und  Gleichheit,  zur  Verfassung,  oder  mit  einem 
Wort  zum  Selfgovemment,  das  die  französische  Revolution  ja  auch 
so  b^ierig  anstrebte,  erkennen.  Diese  Erkenntniss  schliesst  sich  innig 
lasammen  in  dem  Satze,  dass  die  Freiheit  nur  soweit  im  Besitz  und 
Gennss  der  Rechte  bestehe,  als  man  Pflichten  zu  übernehmen  und  zu 
erfüllen  im  Stande  ist,  die  Gleichheit  nicht  in  der  Nivellirung  aller  Rechte 
ihr  Wesen  findet,  sondeiii  in  der  Ordnung  derselben,  die  sich  an  die 
Ordnung  der  Pflichten  anlehnt,  dass  endlich  jede  Verfassung  nichts 
anderes  ist,  als  die  gesetzliche  Anerkennung  dieser  Ordnung  von  Frei- 
heit und  Gleichheit  für  die  Dauer  und  über  die  Wechselstimmung  der 
Ereignisse.  Aber  man  war  in  der  französischen  Revolution  weit  davon 
entfernt,  dies  zu  erkennen,  und  selten  M  eine  Revolution  geeignet, 
diese  Erkenntniss  zu  lehren,  und  wenn  sie  es  im  Stande  ist,  so  muss 
sie  wohl  furchtbare  Erfahrungen  erst  erleben.  Das  war  in  der  That 
in  det  französischen  Revolution  der  Fall. 

Am  Anfang  der  Revolution  stand  eine  sittlich  kräftige  und  thätige 
PMei  an  der  Spitze  der  Bewegung  der  Verfassung.    Sie  flel  jedoch 


glaubeu,  dass  man  die  politische  Freiheit  volUcommen  fest  gegrüDdet 
habe,  wenn  man  die  von  der  Wissenschaft  ererbten  Theorien  in  starreo 
Formen  der  Gesetze  ausspreche.  Aber  sie  ging  mit  einem  richügeo 
Instinct  vor  dieser  Arbeit  an  die  Organisation  jenes  Elementes,  welche 
jede  Staatsverfassung  eigentlich  erst  für  den  Einzelnen  zu  einem  wahres 
Genuss  machen  kann,  welche  das  vermittelnde  Band  zwischen  dieseia 
und  der  Gesammtheit  bildet:  die  Verwaltung.  Doch  gerade  hier,  ic 
dieser  Thätigkeit  und  ihrem  Yerhältniss  zur  Constitutioo  lag  di«« 
Grundübel,  das  die  Revolution  zu  einem  langen  Siechthum  verdammte. 
Es  fehlte  der  französischen  Revolution  und  fehlt  heute  noch  dem  g^ 
sammten  französischen  Volke  die  abstrahirende  Befiezion,  welche 
das  'Gemeindewesen  in  seinen  Verhältnissen  sum  Einzelnen 
als  juristischen  Factor  ausgebildet  h&tte.  Man  anerkannte  aU 
Geist  der  Verwaltung  den  alten  contineiitalen  Beamtenorganismus 
vom  Absolutismus  des  alten  Königthums  belebt,  und  suchte  das  Weseo 
von  Reform  und  Revolution  für  ihn  nur  in  einer  Vermdurung  oder 
Verminderung  des  Personalstandes,  einer  Ausdehnung  oder  Beschrio- 
kung  seiner  Gewalt,  oft  nur  in  einer  Aenderung  der  Namen  und  y(« 
allen  in  der  Einwirkung  des  Volkes  auf  denselben  durch  die  Wabl 
Darin  lag  das  Wesen  jenes  Universalmittels,  durch  dessen  Anerkeimuof 
die  Revolution  sich  selbst  und  die  Zukunft  vor  jeder  Unterdräckuo; 
zu  schützen  meinte:  der  Volkssouver&nit&t.  Sie  setzte  man  u 
Stelle  des  absoluten  Königthums  und  fügte  sie,  da  sie  ihrer  Gewalt 
nach  mit  jenem  gleich  sein  sollte,  in  den  Staatsorganismus  ein,  6a 
zu  zerstören  man  weder  die  Kraft,  noch  den  Willen  hatte.  Und  die 
Thätigkeit  der  Voikssouveränität  war,  in  der  Verfassung  angedrückt 
der  ConstitutionaUsmus  der  Revolution.  Darauf  beruht  die  eigentbüiB- 
liche  Stellung  des  Verfassungswesens  der  französischen  Revolution  m 
Verwaltung  und  die  merkwürdige  Staatsgeschichte  dieser  Zeit 
ver&Kiiaa«  nnd  Uober  einem  ganz  neuen  Verfassungswesen,  das  man  theils  a&$ 
Verwaltung.  England,  theiis  aus  dem  Alterthum,  vor  allen  aber  aus  den  Tbeones 
der  Wissenschaft  dem  Staat  aufpflanzte,  werden  wir  ein  Verwaltuop* 
wesen  sich  entwickeln  sehen,  das  mit  dem  ancien  Regime  in  innigef 
Verwandtschaft  stand.  Man  glaubte  den  Constitutionalismos  blo> 
daiin  suchen  zu  müssen,  dass  das  Volk  jeden  Augenblick  seine  Hacbt 
und  sdnen  Einfluss  in  der  höchsten  Staatsleitung  zur  Geltung  brinfco 
könne,  man  sah  darin  das  Wesen  der  Verfassung,  aber  die  unanfbör- 
liehe  Staatsthätigkeit ,  die  Erfüllung  der  Staatspflichten  sah  man  al» 
die  Aufgabe  einer  Maschine  an,  die  sich  von  selbst  finde  —  die  Ver- 
waltung war  nach  dieser  Seite  das  Nebensächliche.  Mit  einem  Wurt 
der  ConstitutionaUsmus  war  für  Frankreich  nur  ein  todter  Parlamcn- 
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tarisxnus,  und  je  mehr  man  ihn  bis  in  die  untersten  Glieder  des  Staats- 
lebens  drängte,  desto  mehr  glaubte  man  auf  der  Höbe  der  constitutio- 
Deilen  Vollendung  angelangt  zu  sein.  Das  Volk  zeigte  scheinbar  von  der 
höchsten  Stufe  der  Gesetzgebung  bis  herab  ins  kleinste  Gemeinwesen 
seine  Mitwirkung,  nirgends  aber  in  der  Verwaltung  trat  es  wirklich 
rhitig  auf.  Es  machte  überall  seine  Rechte  geltend  durch  die  Wahlen, 
Dirgends  seine  Pflichten  durch  die  Uebernahme  eines  Amtes.  Das  aber 
lag  Dicht  in  der  Unklarheit  der  Erkenntni^js,  wie  ich  schon  angedeutet, 
und  wofür  die  Girondisten  ein  glänzendes  Beispiel,  noch  weniger  darf 
man  es  als  eine  vielleicht  neue  grosse  Idee  anerkennen,  sondern  es 
war  alidn  die  Folge  der  Ohnmacht  der  unentwickelten  Gesellschaft 
gegenfiber  der  Allmacht  des  durch  die  Jahrhunderte  entwickelten 
Staates.  Das  historisch  Gewordene  hatte  eine  so  ungeheure  Bedeutung, 
(iass  man  seiner  Gewalt,  obgleich  man  es  basste,  vollständig  verfiel. 
Nirgends,  sehen  wir  klarer  die  Erbsünde  des  coütinentalen  Gonstitutio- 
Dalismus  des  neunzehnten  Jahrhunderts  in  ihrer  ganzen  Gewalt,  als  in 
der  französischen  Revolution,  weil  sie  in  einer  kurzen  Spanne  Zeit, 
begleitet  von  gewaltigen  Ereignissen,  die  Processe  zusammendrängt, 
welche  Jahre  der  Entwickelung  oft  erheischen  —  jene  Sünde,  äusseriiche 
Parlamentskörper  an  den  streng  gegliederten  Beamtenstaat  anzufügen  und 
verüssungsmässige  Freiheiten  und  Rechte  um  den  Büreaucratismus  hemm 
SU  gruppiren.  Es  ist  ein  Process,  den  die  Yolksgewalt  jetzt  durchzu- 
fahren bemüht  ist,  ähnlich  jenem,  den  das  Eünigthum  vor  Jahr- 
honderten  durchgeführt,  nur  in  verkehrter  Ordnung.  Einst  war  es 
iu  Königthum,  welches  den  selbstverwaltenden  Ständen  und  freien 
Gemeinden  seine  Beamtenkörper  an  die  Seite  setzte  und  denselben  so 
langsam  in  die  Mitte  jeuer  drängte,  bis  es  sie  vernichtet  in  ihrer  Thätig- 
lu»t  und  von  ihm  allein  abhängig  gemacht  hat.  Aeussere  Ereignisse,  die 
Vernichtung  des  Adels  in  den  Kriegen,  die  Ohnmacht  und  Erschöpfung 
des  Bütgerstandes  nach  denselben  und  die  stets  feindliche  Stellung 
der  Stände  unter  einander,  im  geraden  Gegentheil  zur  Entwicklung 
Englands,  begünstigten  die  Könige  in  ihrem  Dnternehmen,  ihre  absolute 
(iewalt  in  der  absoluten  Gewalt  des  abhängigen  Beamtenthums  über 
das  Volk  herzustellen.  Die  Revolution  setzt  dagegen  dem  Beamten- 
kdrper  allenthalben  die  Volkssouveränität,  dargestellt  in  den  Wahl- 
torpern,  bis  in  die  letzte  Thätigkeit  der  Gemeinde  an  die  Seite,  drängt 
dieselbe,  wie  in  den  Revolutionstribunalen,  in  die  Function  selbst,  um 
den  Beamtenkörper  keineswegs  aufzulösen,  sondern  blos  abhängig  von 
ihr  zu  machen.  Aber  selbst  dieses  als  Uebergang  zu  erreichen  und 
an  die  Stelle  des  Beamtenstaates  endlich  den  freien  selbstverwaltenden 
Staat  zu  setzen,  war  sie  unfähig,  und  daran  scheiterte  die  ganze 
RevohtioD  und  ihre  Bemühungen  gehen  wie  gänzlich  nutzlos  untm*. 
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Sie  wären  es  auch  in  der  That  gewesen,  wenn  sie  nidit  eben  diese 
negative  Lehre,  die  doch  der  späteren  Zeit  von  so  grosser  Wichtigkeit 
sein  musste,  gegeben  hätte.  Und  hier  wieder  gr^ft  die  grosse  gesell- 
schaftliche Bewegung  in  die  Staatsorganisation  ein.  — 

Staat«,  und  Die  Gesellschaft  lag  in  wilder  Gährung,  die  allgemeine  Gleichh^t 

orfnan*'nir/dic  ^^^^^  ^ic  mit  einem  Schlage  enden.   Die  besitzende  Klasse,  die  immer 

oeieiisebaft.  Und  überall  ein  höheres  Interesse  an  der  Erfüllung  und  Ordnung  der 
Staatspflichteu  hatte  und  haben  musste,  als  am  Genuss  der  Rechte,  ward 
der  besitzlosen  gleichgestellt,  die  in  der  £rbeutnng  der  Rechte  allem 
ihre  Aufgabe  sah,  nichts  von  Pffichteu  wissen  wollte,  ja  sie  auch  gar 
nicht  begehrte,  weil  sie  diese  ohnedies  nicht  tragen  konnte.  Es  waren 
die  Lehren  Ronsseau's,  die  sich  hier  erf&llten.  Darin  lag  ja  seine  Be- 
deutung für  die  grosse  Masse,  dass  er  ihr  gegen  ein  Nichts  von 
Pflichten  mit  einem  AU  von  Rechten  schmeichelte.  Und  in  dem 
Hingeben  an  diese  prophetischen  Lehren  vergass  man,  dass  allein  die 
Selbstübung  der  Staatspflichten  die  Nährmutter  der  staatlichen  Freihat 
ist,  weil  sie  allein  die  Geltendmachung  der  Rechte  garantirt  und  tod 
der  Kraft  und  Würde  der  berechtigten  Person  allein  abhängig  macht, 
d.  h.  dass  die  besitzende  Klasse  in  der  Verwaltung  ihre  Thätigkeit 
finden  muss,  dass  sich  das  Amt  mit  dem  Besitz  verbinden  mass, 
um  diesen  in  seinen  beanspruchten  Rechten  zu  erhalten  und  die  An- 
sprüche selbst  zu  rechtfertigen,  und  dass  die  besitzlose  Klasse  selbst 
durch  Mas  Heranziehen  zu  den  Pflichten  für  die  Erwerbung  der  Rechte 
und  den  endlichen  Genuss  derselben  erst  befähigt  werde,  dass  mit 
einem  Worte  in  der  Verwaltung  Staat  und  Gesellschaft  sich  findeo 
müssen  als  in  einander  gehörige  Elemente,  dass  der  unabhängige 
Bürger  ein  Träger  der  Staatspflichten  werden  muss,  um  ein  Erhalter 
der  Staatsfreiheit  sein  zu  können.  Das  allein  ist  der  wahre  Sinn  des 
Selfgovemments,  und  es  muss  auf  der  Basis  des  Staates  ruhen,  nicht 
auf  der  Spitze.  Da  aber  suchte  es  die  französische  Revolution,  doit 
ist  es  seit  Jahrhunderten  in  England  begründet  Hier  hat  sich  die 
Gesellschaft  dafür  entwickelt,  dort  gab  es  keine  Entwickelang  derselben. 
Der  Gonvent  vernichtete  jede  Möglichkeit  derselben  durch  die  GuülotiDe, 
und  die  besitzende  Klasse,  entsetzt  und  zagend,  aber  begierig  nach 
Ordnung,  drängte  unaufhaltsam  der  Büreaucratie  wieder  entgegen,  too 
der  sie  wenigstens  Achtung  und  Vorzug  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung 
zu  erwarten  hatte.  Unbekannt  mit  ihrer  Aufgabe  und  gestört  darcb 
die  Schreckensherrschaft,  als  sie  sich  vielleicht  dafür  entwickelt  hätte, 
nährte  sie  die  absolute  Gonsulargewalt  und  huldigte  der  Oi^anisatioo 
der  Staatsverwaltung,  die  diese  für  ihre  Zwecke  einrichtete.  Der 
falsche  Constitutionalismus,  dem  man  so  lange  gefolgt,  täuschte  jetst 
denn  vorher  die  trüben  Angen.    Der  Parlamentarianus  war  so 
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weit  gerettet,  dass  man  bei  der  Gesetzgebung  mitwirkte,  und  nun 
nannte  man  alles  constitutione!! ,  was  neben  ihm  bestand:  den  holien 
Census,  die  Gleichheit  des  Beamtenthums,  dessen  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt,  die  Unselbständigkeit  der  Gemeinden,  die  Unv^ant- 
wortlichkeit  der  Polizeibeamten,  das  Anklagemonopol  des  Staates  und 
die  ganze  Staatsanwaltschaft,  und  fand  die  alleinige  und,  wie  man 
glaubte,  festeste  Garantie  seiner  Freiheit  in  der,  Gott  sei  Dank,  heute 
nur  dort  als  Universalmittel  noch  angebeteten  Ministerveranwbrtlichkeit, 
wo  überhaupt  die  Freiheit  nur  ein  hohles  Wort  ist.  Erst  als  in  der 
Militärdespotie  auch  der  Parlamentarismus  wie  ein  sieches  Kind  zu 
Grabe  ging,  begriff  man  den  grossen  Irrthum,  aber  hatte  weder  Zeit, 
noch  die  Macht,  ihn  zu  ändern.  So  wirkte  ein  falscher  Gonstitutio- 
nalismus  von  oben  nach  unten,  es  war  natürlich,  dass  auch  Rück- 
wirkungen eintraten  und  die  herrschenden  Ideen  von  unten  nach  oben 
hin  entnervt  wurden. 

Die  Revolution  hatte  ein  Verwaltungssystem  ererbt,  dessen  Kraft '  Die 
in  dem  Beamtenabsolutismus  lag,  unter  dessen  Gev^alt  seit  dem  fünf-  ^^^^^^^^!^ 
zehnten  Jahrhundert  alle  gesellschaftliche  und  staatliche  Fireiheit  zu-  «tMU«  auf 
saounengebrochen  war.  Stadt-  und  Landgemeinden  hatten  keine  Be-  ^*°nSui^!l!**° 
deatung  für  das  Staatsleben,  die  Kreis-  und  Provinzialordnungen  waren 
abgestorben,  und  wo  sie  sich  erhielten,  waren  sie  nur  ein  leerer  Schein. 
Die  ganze  Zeit  der  Revolution  war  ohnmächtig,  diesen  Bann  zu  brechen. 
Theils  hatte  sie  mit  den  geschichtlich  entwickelten,  dem  Volksleben 
innig  verwachsenen  Institutionen  einen  zu  schweren  Kampf,  theils  be- 
griff sie,  irre  geleitet  von  einem  falschen  Glauben,  die  wahre  Basis 
staatlicher  Freiheit  nicht.  Hit  dem  Gedanken  der  politischen  Gen- 
tralisation,  die  für  die  Revolution  theils  in  der  territorialen  Einheit, 
theils  in  dem  unermessenen  und  unmessbaren  Dinge  der  Volkssouve- 
rämtät  ruhte,  mit  diesem  Gedanken  vermischte  sie  dauernd  die  admini- 
strative Gentralisation.  Ist  jene  eine  Grundbedingung  aller  grossen 
and  zur  Grdsse  berufenen  Staaten,  so  ist  diese  das  Erbübel  aller  un- 
freien und  zur  Knechtschaft  wie  verurtheilten  Reiche.  Nur  auf  der 
Genneittdefreiheit  kann  eine  wahre  Staatsfreiheit  ruhen,  d.  h.  nur 
das  freie  Gremeindewesen  kann  ein  wahrhaft. freies  Verfassungswesen 
erzeugen,  denn  es  muss  die  Basis  aller  Volksvertretung  sein.  Der 
frefe  Gemeindeverband  allein  kann  das  wahre  Staatsbürgerthum  heran- 
ziehen. In  ihm  allein  nährt  sich  die  Achtung  vor  dem  Recht,  in  dem 
nachbarlichen  Zusammenhang  liegt  die  Erkenntniss  einer  einheitlichen 
Rechtsordnung  im  Staate,  durch  das  Heranziehen  des  Bürgerthums  zu 
den  G^eindeämtern  kann  allein  bis  zu  dem  Niedrigsten  das  wahre 
Sefuhl  der  Staatspflichten  und  der  Staatsrechte  erzogen  werden.  Diese 
Bkmeate  allein,  wenn  sie  eng  geschlossen  in  der  Verfassung  zum 
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Aasdruck  kommen,  sind  fähig,  den  grossen  und  mächtigen  Staat,  aber 
auch  den  freien  Staat  zu  gestalten.  Das  freie  Gemeindewesen  tritt 
als  vermittelndes  Organ  zwischen  die  höchste  Staatsregiening  und  di? 
stets  nach  den  Zeitinteressen  beweglichen  Wahlkörper.  In  dem  Zu- 
sammenhang finden  diese  gerade  ihre  politische  und  staatsrecbtlicbe 
Bedeutung,  ohne  ihn,  einem  Beamtenorganismus  gegenüber  geäteilt 
werden  sie  Parteifractionen  und  sind  nun  das  getreue  Bild  der  Volks- 
vertretung, die  aus  ihnen  hervorgehen  soll.  Diese  wird  immer,  weni 
sie  nicht  auf  dem  Gemeinde-  und  Kreisverband  ruht,  früher  oder  später 
zu  einer  gesetzlich  autorisirten  Parteiordnung  werden,  die  je  nachibr^r 
Macht  und  Kraft  um  die  HeiTSchaft  im  Staate  ringt  und  diese  behaupiet 
Unter  diesen  Umständen  aber  ist  aller  Gonstitutionalisrous  eine  le^rt 
Form,  so  laut  man  auch  von  Volksrechten  und  von  Volksfreibeita 
reden  mag. 
Die  voikiver.  Wclchc  Volksvertretungen  aber  sehen  wir  während  der  franzöäscbci 

frettmgjn  de^  Revolutiou,  Und  man  kann  kühn  fragen,  da  die  Basis  derselben  aud 
Revolution,  in  der  späteren  Zeit  sich  nicht  geändert  hat,  welche  Volksvertretno^d 
sehen  wir  überhaupt  in  Frankreich?  Die  Beantwortung  der  einef 
Frage  ist  die  der  anderen.  Es  tritt  uns  immer  eine  Volksvertretotf 
entgegen,  die  im  Innern  nichts  an  einander  schliesst  und  die  daaern 
auf  stets  nur  äusseren  Grundlagen  ruht,  der  Ausdehnung  des  Ten! 
toriums,  der  Masse  der  Bevölkerung  und  der  Summe  der  Steuern.  Ol 
Constituante  anerkannte  diese  drei  Elemente,  der  Convent  strebte  pla» 
los  nur  dahin,  die  Köpfe  allein  veitreten  zu  haben.  Napoleon  endlieil 
um  den  Besitz  zur  Herrschaft  zu  führen,  in  dem  er  das  wahre  coos«p 
vative  Element  mit  gutem  Recht  erkannte,  legte  das  einzige  Maa^  ^^ 
Nationalrepräsentation  in  die  Höhe  der  Steuern,  und  fugte  nur  Toriber- 
gehend  mit  absoluter  Willkür  den  Beamtenorganismus  ein,  dem  er 
zum  Schutz  seiner  Herrschaft  ein  Privilegium  für  die  Volksrepräsentao! 
gab.  Ohne  inneren  Zusammenhang  mit  der  Staatsordnung,  losgel^ 
von  dem  die  einzelnen  zu  Gemeininteressen  an  einander  schliesseD<^ 
Gemeinde-  und  Kreis-  oder  Provinzialverbänden ,  die  übrigens,  voo 
Beamten  verwaltet,  gar  nicht  fähig  sind,  in  die  Verfassung  einzatret> 
ist  die  Volksvertretung  nur  eine  Gesellschaft  der  Steuerzahler,  nnd  ^ 
ausschliessliche  Repräsentanz  des  Interesses  derselben.  Sie  siebt  ihre 
Aufgabe  nicht  in  der  Befriedigung  der  allgemeinen  Staatsbedürfois^e. 
sondern  nur  in  dem  Streben  um  die  Herrschaft,  um  ihrem  eigeD^^ 
Interesse  gemäss  diese  zu  leiten.  Das  allein  ist  das  Ziel  des  Kaxnpi^ 
der  Parteien,  und ^ aus  diesem  für  Frankreich  so  unseligen,  aber  Da''h 
der  Bildung  seiner  Volksvertretungen  ganz  patürlichen  Kampfe  g«bt  stets 
das  Streben  nach  dem  Absolutismus  hervor,  dem  endlich  die  Execntiv- 
gBwalt,  die  Gerichtsherrlichkeit,  der  gesammte  Staatswille  ontertiegt 
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Inmitten  einer  unentwickelten  Gesellschaft  and  der  angestrebten  neuen 
Staatsordnung  hätte  wieder  nur  ein  starkes  Ktoigthum  diese  Gefahr 
abwenden  kOnnen.  Ein  Königthum,  weUhes  ehemals  die  Stfindeinter- 
essen  in  ihrer  Verschiedenheit  versöhnte  und  zu  einem  gemeinsamen 
Staatsinteresse  verband,  hätte  jetzt  das  verschiedene  Klasseninteresse 
vieder  vereint  und  in  der  Unterordnung  unter  das  gemeinsame  Staats* 
interesse  der  Parteiwirthschaft  entzogen.  Aber  so  wenig  man  die  ge- 
selkchaftliche  Bedeutung  des  Königthums  begriff,  so  wenig  begriff  man 
seinen  politischen  Werth.  Als  man  am  Ende  des  Oirectoriums  diesen 
durch  die  Folgen  der  Irrthümer  begreifen  lernte,  strebten  dieselben 
Männer,  die,  um  den  gesellschaftlichen  Kampf  zu  versöhnen,  schon  im 
Consniat  eine  einige,  alle  Klassen  verbindende  Macht  schufen,  dahin, 
DUD  auch  ein  über  allen  Parteien  stehendes  Gouvernement  im  Kaiser- 
reich allmächtig  zu  begründen.  Aber  .von  diesem  Augenblick  an  zeigte 
sieh  die  Ohnmacht  einer  willkfirlich  und  nur  nach  äusseren  Umständen 
tosammengewürfelten  Volksvertretung.  Sie  erliegt  der  Staatsgewalt 
und  wird  vom  absoluten  Beamtenstand,  ihrem  stets  gefQrcliteten 
Gegner,  überwunden.  Diesem  Schicksal  wäre  die  Volksvertretung  auch 
nicht  durch  eine  zweite  Kammer,  jene  sogenannte  Vermittlung  zwischen 
Volksvertretung  und  Regierung,  entgangen.  Mit  der  Vernichtung  der 
Stände,  nach  der  jede  politische  Organisation  streben  wird,  deren 
Kern  die  Kraft  der  Steuerzahler  sein  soll,  fehlten  die  Elemente  einer 
solchen.  Was  sollte  daher,  was  konnte  eine  solche  zweite  Kammer 
leisten  in  einem  Staate,  in  dem  kein  Theil  des  Volkes  mit  den  Staats- 
pflichten verbunden  ist,  sondern  diese  allein  von  öinem  Beamtenheer 
getragen  werden,  um  das  sich  Niemand  weiter  kümmert,  als  auf  seine 
Kldnng  durch  Wahlen  Einfluss  zu  haben.  Sie  würde  nichts  weiter 
sein,  als  eine  Verdoppelung  der  einen  Volksvertretung,  und  würde,  da  sie 
die  Fehler  der  Bildung  dieser  theilen  müsste,  nur  dieselben  unglücklichen 
Folgen  erzeugen.  Als  Frankreich  nach  der  Revolution  vermeinte,  alles 
Unglück  und  alle  Haltlosigkeit  seines  Gonstitutionalismus  ruhe  in 
der  Bildung  nur  einer  Kammer,  und  mit  den  Bourbonen  die  Pairs- 
kammer  wieder  ins  Leben  rief,  schuf  es  eine  Unnatürlichkeit,  die  als« 
bald  ihre  natürlichen  Folgen  zeigte.  Die  Stände,  die  lange  Jahr- 
honderte  vorher  die  Lasten  des  Staats  trugen  und  die  Verwaltung  des 
Landes  führten,  aber  im  neunzehnten  Jahrhundert  mit  der  Ordnung 
des  öffentlichen  und  Privatrechts  in  gar  keinem  Zusaminenhang  mehr 
standen,  maassten  sich  ein  volles  Einspruchsrecht  gegen  jeden  Gesetz- 
gebungsact  des  Staates  an,  und  dienten  zu  nichts  weiter,  als  zur 
Nahrung  neuer  revolutionärer  Leidenschaft  inmitten  der  Volksmasse 
«uid  seiner  Vertretung.  Die  feindliche  Stellung  dieser  gegen  die  an« 
berechtigten  Ansprüche  der  Stände  war  die  natürliche  Folge.   So  lange 
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ein  Staat  die  Grundbedingung  des  wahren  Constitutionalisiniia  nicht 
besitzt,  Verbindung  von  Amt  und  Würde,  von  Recht  und  Pflicht,  so 
lange  kann  er  die  Rettung  seiner  Freiheit  und  Hoffiiung  auf  Ent- 
wickelung  nur  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete  der  Verfassung  suchen, 
welches  zu  gleicher  Zeit  gegen  die  natärlichen  Fehler  und  Gebrechen 
der  unorganischen  Volksvertretung  ein  Heil-  und  Schutzmittel  sein  wird. 
Riiok Wirkung  Die  Revolutiou  hat  es  instinctmässig  gesucht  und  gefunden,  aber 

or^' ^^M^die  ^^''  ^^^^^  kräftig  genug,  es  zu  organisiren.  Dieses  Gebiet  ist  die 
Exeeativvewait  Executivgowalt  uud  ihre  Organisation.  Aus  der  Verwilderung,  in 
welche  die  Parteileidenschaft  der  Volksvertretung  während  der  Jahre 
1792 — 1795  den  gesammten  Staatswillen  hiueingerissen  hatte,  so  dass 
die  höchste  Staatsgewalt  wie  ein  schwankes  Rohr  in  den  Händen  der 
Gesetzgebung  je  nach  der  Parteikraft  hin-  und  herwankte,  aus  dieser 
Verwilderung  nahmen  die  Männer  jder  Constitution  vom  J.  HL  die  Erkennt- 
niss,  eine  kräftige  Staatsgewalt  zu  schaffen.  Vom  Geist  des  Parla- 
mentarismus aber,  sowie  von  der  unklaren  Vorstellung  aber  das  Maass 
der  Nothwendigkeit  der  Oeffentlichkeit  der  Staatsgeschäfte  befangen, 
stellten  sie  ihr  in  dem  Rath  der  Alten  ein  Institut  zur  Seite,  das  nur 
als  Vorläufer  des  späteren  Staatsrathes  von  Bedeutung  war.  Der  Form 
nach  scheinbar  eine  zweite  Kammer,  sollte  er  nach  dem  Willen  der 
Gesetzgeber  der  Schutz  der  Execntivgewalt  gegenüber  der  Volksver- 
tretung sein,  er  sollte,  wie  es  Boissy  d' Anglas  klar  sagte,  die  Staats- 
Vernunft  bilden.  Wir  haben  das  Gefährliche  dieses  Institutes  schon 
keoBen  gelernt  und  gesehen,  wie  das  Gute  seines  letzten  Zieles  durch 
das  Fehlerhafte  seiner  Bildung  wieder  au%ehoben  wurde.  Darauf 
kommt  es  hier  nicht  mehr  an,  aber  wohl  darauf,  zu  zeigen,  wie  in 
den  Stürmen  der  Revolation  und  vielleicht  gerade  durch  diese  die 
Ueberzeugung  sich  klärte,  dass  eine  kräftige  und  gedeihliche  Staats- 
gewalt nur  dadurch  sich  bilden  könne,  wenn  ihr  zur  Seite  and 
ihrem  Interesse  verbunden  ein  KOrper  steht,  der  nicht  die  Vertretong 
einer  Klasse  oder  eines  Standes  und  seines  Interesses,  sondern  die 
Vertretung  der  gesammten  Staatspflichten  ist.  In  ihm  soll  sich  die 
Erfahrung  des  Staatslebens,  die  staatlichen  Interessen  desselben  in 
einem  gemeinsamen  Brennpunkt  vereinen.  Die  höheren  Bedingungen 
des  passiven  Wahlrechts  für  jenen  Rath  führten  in  denselben  denn 
auch  merkwürdiger  Weise  alle  jene  Männer,  die  später  den  Staatsrath 
Napoleon's  bildeten.  Es  waren  Männer,  ausgezeichnet  durch  Besitz  — 
die  höhere  Steuerzahlung  bezeichnet  ihn  —  hervorragend  in  den  Aemtero, 
die  sie  bekleideten,  und  das  sind  ja  die  Elemente,  aus  denen  der 
Staatsrath  sich  bilden  soll.  Der  Rath  der  Alten  drängte  denn  auch, 
wie  ich  gezeigt  habe,  vermöge  seiner  Bildung  nach  der  ErMllung  seiner 
eigentlichen  Pflichten  hin.    Er  war  die  Stütze  der  Execntivgewalt, 
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sobald  diese  dem  Staatswohl  gemäss  handelte,  er  war  die  Stütze  des 
Staatswohles,  als  die  Executiygewalt  mit  der  Parteileidenschaft  der 
Volksvertretong  sich  gegen  dasselbe  verband.  Aus  der  Macht  dieser 
lostitation,  die  sicü  trotz  der  verfehlten  Bildung,  wie  einem  zwingenden 
Gesetz  gehorchend,  dennoch  gut  entfaltete,  hätte  sich  gewiss  in  einer 
rahigeren  Zeit  von  selbst  der  eigentliche  Staatsrath  entwickelt 

Als  Napoleon  auftrat,  sehen  wir  denn  den  Rath  der  Alten  äugen-  D«r  stMuntb 
blicklich  sich  bewegen.  Er  stand  seiner  Bestimmung  gemäss,  die  *^J|^^*^^* 
£xecntivgewalt  zu  erhalten,  auf  dessen  Seite,  er  gab  Napoleon  die  contiDMitf. 
Elemente  des  Staatsrathes.  Als  Rath  der  Alten  hatten  diese  ein  Vor- 
schlagsrecht zur  Gesetzgebung,  als  Staatsrath  ein  Yorberathungsrecht, 
als  jener  konnten  sie  die  Gesetze  der  Volksvertretung  verwerfen,  wenn 
sie  dem  Staatswohl  nicht  entsprachen ,  als  dieser  hatten  sie  vorerst 
die  Staatsverhältnisse  zu  prüfen,  ob  ein  Gesetz  überhaupt  nöthig  und 
Dützlich  sd.  Als  Rath  der  Alten  schon  hatten  sie  eine  Executivgewalt, 
iadem  sie  den  Sitaungsort  der  Volksvertretung  bestimmen  konnten,  als 
Staatsrath  wurden  sie  wahre  Executivorgane,  die  der  obersten  Staats- 
gewalt nach  allen  Richtungen  hin  rathend  und  ausführend  für  die 
Szecutivgewalt,  vorschlagend  und  vorberathend  für  die  Gesetzgebung 
zur  Seite  standen.  Kurz,  der  Staatsrath  wurde  jetzt,  was  er  sein  muss, 
und  war  darum  so  ungeheuer  gross.  Er  wurde  der  Brennpunkt  aller 
Theile  der  Administration,  der  durch  sich  selbst  wirkte,  dem  Staat 
ein  inneres  Leben  gab,  der  zwischen  der  höchsten  Regierung  und  dem 
Beamtenorganismus  stand,  der  —  es  ist  das  wichtigste  in  den  con- 
stitotionellen  Staaten  des  Continents  —  der  nothwendigen  Parteiung 
der  Volksvertretung  gegenüber  der  Regierung  das  vermittelnde  Element 
ond  gegenüber  dem  Beamtenstaat  die  Repräsentanz  der  Selbstregie- 
nmg  war,  indem  er  diesen  in  den  Bahnen  des  Gesetzes  festhielt,  jeden 
Uebergrüf  hemmte  und  strafte,  kurz,  als  besonderes  Institut  das  als 
Function  übte,  was  das  Selfgovernement  aus  und  durch  sich  schaffen 
soll.  So  war  der  Staatsrath  das  einzig  lebenskräftige  Glied,  das  der 
Beamtenstaat  endlich  aus  sich  selbst  wieder  herausschuf,  wie  im 
anden  Regime,  und  er  war  auch  die  einzige  Garantie  dea  Friedens 
in  der  unorganisch  wirkenden  Verfassung.  Mit  einem  Staatsrath  in 
dieser  seiner*  hohen  Aufgabe  werden  Verfassungskrisen  schwer,  fast 
omnüglich  werden.  Leider  entwürdigte  der  keimende  Despotismus 
Napoleon^s  die  Gesetzgebung  und  machte  aus  dem  Staatsrath  selbst 
nur  ein  Organ  seiner  Willkür.  Dennoch  war  dessen  Beruf  so  gewaltig, 
dass  er  noch  im  Stande  war,  und  er  allein,  den  verzweifelnden  Staat 
zur  Zeit  des  Sturzes  Napoleon's  aufrecht  zu  erhalten.  Warum  ?  weil  in 
ihm  allein  die  Staatspflichten  und  ihre  dauernde  Erfüllung  ihre  kräftige 
Vertretung  fanden.    Und  ebenso  war  die  Organisation  der  Executiv- 
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gewalt,  bestehend  aus  der  Einheit  derselben,  repräsentnt  in  deo 
Regenten,  und  der  Einheit  und  Stetigkeit  der  Staatspflichteo,  reprises- 
tirt  im  Staatsrath,  die  Ausgleichung  aller  Mängel,  welche  durch  die 
Bildung  der  Volksvertretungen  des  Continents  im  gesammten  Staats- 
willen  wie  noth  wendig  erscheinen, 
sehioa».  Fasseu  wir  nun  das  gesammte  Bild  zu  einem  endgültigen  Resultat 

zusammen,  unter  welches  wir  die  gesammte  folgende  Darstellung  reibfii 
können.  Der  Constitutionalismus  ei-fordert  die  Anerkennung  ei!K 
Regierungsgewalt,  die  in  ihrer  Bethätigung  frei  und  über  dem  Volk" 
steht,  in  ihrer  Ausdehnung  aber  den  Gesetzen  unterworfen  ist.  Et 
erfordert  die  Anerkennung  einer  Gesetzgebung,  die  in  ihrer  Thätigkeil 
ebenso  frei  ist  und  in  ihren  Organen  über  der  Rechtsprechung  um 
der  Verwaltung  steht.  Sie  allein  ist  absolut  frei.  Nur  durch  di» 
Freiheit  und  die  der  Obrigkeit,  beben  seht  vom  Gesetz,  kann  d^ 
Constitutionalismus  eine  Wahrheit,  der  Staat  ein  Rechtsstaat  ^^ 
Die  Revolution  hat  dieses  geahnt,  aber  im  Sturm  der  Zeiten  ging  ^ 
ruhige  Bewnsstsein  unter.  Aber  sie  erzeugte  aus  der  Erfahrung  dt 
endlich  richtigen  Weg  zur  Neugestaltung,  dass  aus  dem  absoluten  Sta 
oder  aus  der  Tyrannei  der  Revolution  nur  durch  das  Zusammenfa&4 
jener  Elemente,  welche  die  Staatspflichten  tragen,  die  Neubildung  dl 
Staaten  hervorgehen  kann.  Ein  kräftiger  Staatsrath  wird  den  la 
störenden  Absolutismus  beugen  und  den  nutzlosen  ParlamentarissM 
brechen.  Er  wird  in  seinem  dauernden  Bestände  die  wahre  und  ha 
same  Tradition  politischer  Weisheit  und  Gesetzeskenntniss,  und  m 
wahrem  Patriotismus  die  Rechte  der  Regierung  und  der  Regierten« 
halten.  Die  Basis  der  Zukunft  aber,  die  von  oben  so  beherrscht  win 
muss  die  freie  Gemeinde  sein ,  der  fruchttragende  Boden  der  Volb 
erziehung  und  Volksvertretung,  und  die  freie  und  unabhängige  Gerichb 
barkeit,  der  kräftige  Pfeiler,  an  dem  sich  der  Absolutismus  der  Obrigi^d 
bricht.  Auf  der  Verwaltung  ruht  die  Freiheit  mehr,  denn  auf  da 
Verfiwsung,  weil,  was  diese  ausspricht,  durch  jene  volMöhrt  werf« 
muss,  weil,  was  sie  verkündet,  ein  leerer  Schall  bleiben  wird,  weai 
jene  ihrem  Geiste  widerstrebt. 
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Das  Grundgesetz  der  Terwaltnng:  Die 
Centralisation. 

JJas  Bestehende  in  einer  StaatseinrichtUQg  ist  immer  und  übemü  das  Da«  orand- 
Gewordene,  niemals  das  augenblicklich  Gebotene,  niemals  das  Be-  f^jl^^^^^^^ 
foblene  oder  blos  Decretirte.  Das  Gesetz  ist  so  wenig  im  Stande,  als  staauordnang. 
die  einatölne,  selbst  wohl  überlegte  Absicht,  das  Neue  zu  schaffen,  wenn 
die  Thatsachen  seine  Nothwendigkeit  oder  auch  nur  Möglichkeit,  nicht 
forbereitet  haben.  Ein  grosses  und  in  Frankreich  allmftcfatiges  Gesetz 
beherrscht  die  gesammte  Staatsorganisation.  Es  ist  seit  Jahrhunderten 
wirksam,  es  fiberdanerte  Kriege  und  Revolutionen,  ja  es  machte  diese 
m(igüch,  und  hob  sie,  sobald  sie  den  Staat  in  seiner  Gesammtheit 
erfiissten,  mehr  als  in  jedem  anderen  Land,  immer  zu  ungeahnter 
Bedeatung.  Es  beherrscht  heute  noch  das  gesammte  Staats-  und 
Volksleben  Frankreichs  und-  wirkt  bestimmend  und  bildend  auf  den 
Charakter  desselben  zurück,  beschäftigt  die  hervorragendsten  Geister 
der  Nation,  die  seinen  Organismus  prüfen,  seine  Folgen  und  Wirkungen 
bis  in  die  letzten  Aeusserungen  und  Spuren  erforschen  und  auch  schon 
kennen  gelernt  haben,  sich  damni  bemühen,  es  in  seinen  Nützlich- 
keiten dauernd  zu  erhalten,  in  seinen  Uebeln  zu  vernichten.  Die 
Gesetzgebung  trägt  seinen  Namen,  die  Regierung  erkennt  in  ihm  ihre 

Richter:  Staats-  and  Gesellschaftarecht.    II.  4 


CentralUation. 


50  EinleituDg. 

Gewalt  und  sucht  es  zu  kräftigen;    wenn  sie  die  Macht  hat,  es  als 

Mittel  auszubeuten,  wenn  sie  zur  Macht  gelangen  will.   Die  Regierteiu 

von  seiner  Allmacht  erdrückt,  suchen  in  Zeiten  des  Friedens  es  zu 

zerstören  oder  wenigstens  zu  schwächen ,   und  werden  doch  in  Zeiten 

der  Noth  selbst  zu  den  lebendigsten  Trägern  desselben  und  rährigsteo 

Vorkämpfern  seiner  Herrschaft.    Dieses  Gesetz,  welches  Prankreich  y 

innig  durchdringt,  ist  das  Gesetz  der  administrativen  Gentralisation. 

Die  poiitifche  TocqueviUe  hat  in  seinem  schönsten  Werke  über  die  amerikanisch 

Verfassung  zuerst  den  Begriff  der  Centralisation  festgestellt  und  ge- 

wissermaassen  entdeckt,  dass  in  ihm  zwei  Elemente  ruhen,  von  deoen 

das  eine,  ich  möchte  sagen,  den  Begriff  nach  oben  bin,  das  andere  iho 

nach  unten  hin  darstellt,  oder  von  denen  das  eine  das  äussere  tmd 

gestaltende,   das  andere  das  innere  und  entwickelnde  ist    Er  gal» 

beiden  sdne  Namen,  indem  er  das  erste  die  politische,  das  zweite  Jil 

administrative  Centralisation  nennt.    Die  politische  Centralisation  rm 

in  der  Einheit  der  Staatsgewalt.    Sie  findet  ihre  Basis  in  d^  Eiob«! 

des  Staatsgebietes  und  des  Volkes  und  in  der  Einheit  der  Regierung. 

Diese  drei  Elemente  gehören  so  innig  zusammen,  dass  sie  nur  vereint 

einen  natürlichen  Organismus  bUden  und  ein  dadurch  natürhch  wir« 

kendes  Gesetz  erzeugen  können.     Vor  der  französischen  Revolutioi 

war  dies  nicht  der  Fall.   Das  alte  Königthum  repräsentirte  ab  Staat» 

gewalt  etwas,  was  nicht  vorhanden  war,  es  stellte  als  Einheit  iUl 

ein  Land,  das  nach  seinen  Provinzen  in  eben  so  viele,  nach  Intereai 

und  Bestimmung  verschiedene   Länder  zerrissen  war,  ein  Volk,  ^ 

nach  Sprache,  Sitte  und  Gewohnheit,  nach  seinem  Wohnort  in  ebei 

so  viele  ungleiche  Theile  getrennt  blieb.   Die  Einheit  des  Reiches  x^ 

blos  in  der  Gewalt  und  Macht  der  Regierung.    Brach  je  ein  Stud 

aus  dem  nur  so  einigen  Staat,  so  war  es  ein  Verlust  nicht  for  dM 

Reich,  nicht  für  die  Nation,  sondern  allein  filr  die  MAchtfalle  der  Br- 

gierung.    Diesen  Widerspruch  löste  die  Revolution  dorch  ihr  gro&sdf 

Werk  der  neuen  Landeseintheilung,  durch  ein  tausendfiUliges  G«% 

von  gleichen  Ideen  und  Schöpfungen ,  welche  alle  den  Geist  der  ^ 

meinsaiakeit  und  allgemeinen  Bedeutong  athmeten  (ich  werde  iu  doi 

Folgenden  darauf  zurückkommen),  und  schuf  ein  einheitiickes,  gleich« 

Staatsgebiet;  sie  löste  den  Widerspruch  durch  furchtbare,  aber  ^(x 

dem  Richterstuhl  der  Geschichte  und   Politik  gerechte  Maassrefieli 

und  zwang  dem  Volk  ein  Gemein -Bewusstsein,  eine  gleiche  Spracbi 

auf   und  schuf  erst  ein   einiges  Volk.     Darnm   konnte   ich  ^^^ 

Schöpfungen  meine  Bewunderung  nicht  versagen,  deun  der  Staat  i»t 

nichts,  wenn,  er  nicht  Eins  ist    Hätte  das  französische  Königüiyai 

dien  t^rkaiiDt,  wäre  e«  seibst  dem  lebendig  gewordeneu  ßewuaä^ 

>orauägcäi'h ritten    (denn  dass  dies  vorhanden  war  und  b^friedi^  sd^ 
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wollte,  das  machte  die  endliehe  Bewahrheitung  nar  möglich),  mit  dem 
Stolz  der  Nation   und  ihrer  Grösse  wäre  es  hierin  der  Vertreter  des 
Willens  der  Nation  und  der  eigene  Förderer  seiner  Macht  geworden. 
Aber  es  erkannte  seine  Aufgabe  nicht,  es  fürchtete  die  Verwirklichung 
derselben,  und  mit  seinem  ganzen  Zweifel  erregte  es  selbst  und  sah 
io  dem  Aufstand   der   Vendee  einen  segensreichen  Kampf  für  sein 
Interesse.    Und  in  diesem  Auflehnen  eines  Theiles  gegen  die  Staats- 
eioheit,  in  diesem  National-  und  Territorial- Separatismus  gegen  die 
Idee  yon  Staat  und  Volk  liegt  das  historisch  wichtige  Moment  dieses 
Kampfes,  in  der  Verbindung  des  Königthums  mit  dieser,  dem  Staat 
feiodiichen  Idee,  das  politische  Moment,  welches  so  furchtbare  Folgen 
erzeugte.    Das  ist  die  Bedeutung  dieses  blutigen  Kampfes,  den  man 
lange  verkannt  und  darum  ungerecht  beurtheilt  hat.    Weil  er  aber  so 
gegen  die  grösste  Idee  der  Revolution  strebte,  fand  alle  Grausamkeit, 
die  sie  übte,  auch  ihre  Gerechtigkeit,  denn  wenn  diese  ein  Werk  für 
die  Zukunft  schaffen  wollte,  niusste  das  Widerstrebende  sich  beugen, 
oder  es  musste  vernichtet  werden.   Die  Revolution  hat  es  gethan,  und 
m  that  Recht.    Das  Königthum  nährte  den  Kampf,  es  hoffte  auf  ihn, 
uod  das  war  sein  Verbrechen  und  war  mehr  als  das,  es  war  sein 
Fehler.    Napoleon  erscheint  als  der  lebendige  Repräseutant  der  natio- 
nalen Einheit  und  druckt  ihr  in-  der  Imperatoren  würde  den  Stempel 
der  Gewalt  auf.    Nirgends  war  er  mehr  der  Ausdruck  des  nationalen 
Bewiisstseins,  als  eben  hier.    Die  politische  Centralisation,  yon  allen 
Regierungen  der  Revolution  anerkannt  und  erstrebt,  auch  durchgeführt 
ond  behauptet,  fand  in  ihm  das  lebendige  Gesetz.  Aber  es  ruhte  nicht 
allem  in  seiner  machtvollen  Persönlichkeit,  denn  auch  seine  Nachfolger 
erbten  die  gleiche  Gewalt,  sondern  es  war  für  sich  selbst  jetzt  eine 
wirkende  Kraft. 

Einem  ganz  anderen  Gesetze  unterlag  die  Geschichte  und  das  di« 
Wesen  der  administrativen  Centralisation,  die  demgeraäss  auch  auf  ^"*°*!^^' 
ganz  anderen  Grundpfeilern  ruht  Sie  hängt  in  ihrer  Entstehung  innig 
mit  der  Entwickelung  des  absoluten  Königthums  zusammen.  Die  end- 
liche Verwirklichung  dieses  früh  gedachten  Zieles  lag  in  der  Vernichtung 
jeder  fireien  Thätigkeil,  jedes  persönlichen  Willens,  soweit  er  ausser- 
halb der  königlichen  Gewalt  zur  Geltung  kommen  könnte  und  setzte 
Macht, und  Einheit  des  Staates  endlich  nur  in  die  Einheit  der  Person 
des  Königs,  wenn  diese  ohne  jede  Beschränkung,  sowohl  in  ihrem 
Willen  als  in  ihrer  Thätigkeit,  ungehindert  an  jedem  Orte  und  in  jedem 
Augenblick  zur  Geltung  kommen  können.  Daraus  entstand  jenes 
Princip,  das  lange  vor  Ludwig  XIV.  schon  herrschte,  durch  ihn  nur 
ausgesprochen  und  in  seiner  Entartung  zur  Geltung  gebracht  wurde: 
Der  Staat  bin  ich! 

4* 
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Di«  socialen  Die  alten  GesellschaftsklasseD ,  welche  einst  mit  den  VorrechteD 

«dTiniar.«ven  ^"*  Staate  auch  die  Pflichten  des  Staates  trugen,  Kriegs-,  Gerichts- 
CiQtraiisation.  Und  Verwaltungsdienste  leisteten ,  und  durch  diese  vor  allen  ihre  Un- 
abhängigkeit von  der  königlichen  Gewalt  behaupteten,  wie  sie  durcb 
jene  ihre  Macht  wahrten,  wurden,  soweit  sie  nicht  der  Gewalt  erlagen, 
wie  der  Feudaladel  gegenüber  Ludwig  XI.,  oder  der  unbegrenzten 
Willkdr,  wie  der  freie  Bürgerstand  und  seine  Gemeinden  gegenüber 
Richelieu  und  Ludwig  XIV.,  durch  einen  Beamtenorganismus  nicht  im 
Genuss  ihrer  Vorrechte,  wohl  aber  in  der  Uebung  aller  ihrer  Pflichten 
im  Laufe  der  Zeit  ersetzt.  Dieses  Beamtenheer  wuchs  aus  der  Volks- 
klasse hervor,  die  nicht  durch  ständische  Rechte  frei  und  mächtig 
war,  und  die  sich  daher  um  so  williger  von  der  Regierung  gebrauchen 
Hess,  je  mehr  diese  sie  von  der  Einwirkung  der  alten  regierenden 
Stände  ablöste,  als  ihre  persönlichen  Diener  zu  sich  emporhob,  den 
Ständen  gegenüber  stellte  und  endlich  überordnete.  So  wuchs  der 
Beamtenstaat  der  alten  Zeit  hervor  und  entwickelte  sich,  bis  die  Be- 
sorgung aller  öffentlichen  Pflichten  nur  auf  einigen  Tausenden  Dienen 
ruhte,  die  mit  den  Millionen  der  übrigen  Gesellschaft  durch  nichts 
verbunden,  nicht  dem  Interesse  der  Gemeinde  oder  der  Provinz  ver- 
einigt waren,  sondern  wie  ein  grosslückiges  Netz,  willkürlich  über  den 
Staat  ausgeworfen,  denselben  umschlossen,  dort  wirkten,  wo  sie  sich 
eben  vorfanden,  überall  aber  nur  im  Dienste  und  im  Interesse  der 
Gewalt,  von  der  sie  abhiugen  und  deren  Wille  ihre  ganze  ThStigkeit 
bestimmte,  und  diese  Gewalt  war  das  absolute  Eönigthum.  Das 
war  kein  willkürlicher  Process,  sondern  eine  durch  die  langsame  Ent- 
wickelung  der  Monarchie  ebenso  langsam  herangezogene  Entwicklung, 
die  sich  endlich  so  einheitlich  gestaltete,  dass  sie  unter  dem  Namen 
der  administrativen  Centralisation  ein  vollständiges  System  bildete. 
Dass  dies  möglich  war,  dass  eine  solche  Gewalt  entstehen  konnte,  auf 
deren  Wirksamkeit  am  Ende  das  ganze  Staatsleben  beruhte,  das  ist 
das  historische  Recht  der  administrativen  Centralisation,  selbst  mit 
allen  ihren  Lastern  und  traurigen  Folgen. 
Diehi>«toriiichen  Selten  legt  das  friedliche  Stillleben  den  Keim  zu  grossen  Ideen 
•dTi^^ITive'n  ""^  gewaltigen  Thaten.  'Grosse  erschütternde  Ereignisse  schaffen  die 
centraitMtioD.  Umfassende  Thätigkeit.  Seit  den  englischen,  ein  Jahrhundert  aas- 
füllenden Kriegen  hatte  sich  die  alte  Staatsordnung  Frankreichs  för 
die  Zukunft  als  ohnmächtig  erwiesen.  Die  höhei-en  Stände,  wie  die 
Stadtgemeinden  konnten  weder  für  die  Vertheidigung  des  Landes,  noch 
für  die  Erlfeltung  des  Friedens,  weder  für  die  sich  entwickelnden 
Staatsbedörfhisse,  ijoch  für  jene  der  Gesellschaft  das  leisten,  was  sie 
nöthig  hatten.  Freilich  hätte  man  dies  ändern  können,  wie  in  England, 
wo  aus  der  Noth  des  Königthums  und  des  Staates  die  grossartigste 
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Communalfreiheit,  aber  auch  Commuualthätigkeit  hervorging.  Aber 
die  Stände  Frankreichs,  nachdem  sie  auf  den  Schlachtfeldern  der 
Bretagne  and  Normandie  ihre  Macht  hinninken  und  gegen  die  stehen- 
den Heere  sp&ter  ihre  Bedeutung  wanken  sahen,  waren  nicht  gewillt, 
oene  Staatslasten  zu  öbernehmen  und  allein  bemüht,  ihre  Vorrecht« 
zü  erhalten.  Diese  womöglich  nur  noch  mehr  ausssudehnen,  fiberliessen 
sie  dem  Königthum  willig  die  gesammte  Staatsthätigkeit  und  verbanden 
sich  mit  demselben,  wo  es  galt,  die  Lasten  der  Masse  des  arbeitenden 
Volkes  aufzuwalzen.  Die  dauernd  anwachsende  Steuer-  und  Aemter- 
last  war  so  von  den  alten  standischen  Körpern  auf  die  Staatsgewalt 
gewilzt,  und  diese  fand  im  Staatsrath  das  kr&ftige  Organ,  sie  zu 
tragen,  immer  mehr,  je  mehr  dessen  Centralgewalt  auf  Kosten  der 
Stände  sich  erweitert«.  Als  dieser  1597  sich  nach  besonderen,  für  die 
Landesvei  waltung  nOthigen  Sectionen  tbeilt,  werden  diese  selbst  zu  stetig 
sowohl  berathenden  als  beschliessenden  Abtheilungen,  von  denen  für 
d;.8  ganze  Reich  bald  im  Namen  den  Königs  allgemein  giltige  Ver- 
ordnungen ausgehen.  Sie  greifen  in  alle  Verhältnisse  des  Volkslebens  ein, 
theils  für  die  Gesammtheit  des  Staates,  indem  sie,  in  ihrer  Gesammt- 
heit  über  die  Stände  sich  erhebend,  die  nicht  das  Volk  vertreten,  also 
auch  nicht  seine  Interessen  und  Bedürfnisse,  die  allgemeine  Steuerlast 
ausschreiben,  welche  die  Provinzen  vertbeilen  mögen  und  müssen,  theils 
aber  aacb  für  die  einzelnen  Bedarfhisse,  in<lem  von  ihnen  aus  das 
Beamtenheer  ausgeht,  das  bald  zum  Vormund  alles  Lebens  bis  in  die 
Mitte  der  Familie  und  Einzelwirthschaft  sich  eindrängt  Aus  der 
Einheit  der  Finanzen  leiten  scharfblickende  Staatsmänner,  wie  Suliy, 
Richelieu,  Colbert,  auch  die  Nothwendigkeit  einer  Einheit  der  ge- 
saniraten  öffentlichen  Verwaltung  ab,  und  wie  jene  den  Anfang  ge- 
macht, so  achliesst  diese  den  Entwickelungsprocess,  der  mit  der  Zeit 
den  Staatsrath  zum  Mittelpunkt  der  gesammten  Regierung  des  Reichs 
macht,  von  dem  alle  Organe  und  alle  Tbätigkeit  derselben  für  diese 
ausgeht  Die  Nothwendigkeit  der  Centralisirung  der  Pinanzverwaltung 
stellt  zuerst  der  historischen  Landeseintheilung  in  Provinzen  eine  neue 
Verwaltungseintheilung  gegenüber,  und  in  den  Generalitäten  setzen 
sich  unscheinbare  Finanzbeamte  fest,  aus  denen  Richelieu  durch  seine 
allmächtigen  Intendanten  den  ganzen  Regiernngsapparat  entwickelte, 
der  heate  noch  die  Basis  der  Verwaltnng  Frankreichs  ist 
Ue  Regierung  dehnte  ihre  Gewalt  über  Alles  aus,  sie  kümmerte  sich 
um  Alles  und  soi^  für  Alles.  Die  alten  Communalverbände  und  Mangel 
Freiheiten  waren  zerstört,  es  fehlten  die  Mittelglieder,  welche  zwischen  ^.^^^iJd^-^nnd 
Regierung  und  Beamte  selbstbestimmend  eingetreten  wären.  Die  Ge-  Provinziai- 
meiuden  leisteten  Nichts  und  vermochten  es  auch  nicht  Die  Städte  ^•''^'^<'«* 
konnten  keine  Auflagen  machen,  keine  Abgaben  einnehmen,  nichts 
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sicher  stellen,  verkaufen,  keine  Klage  ffihren,  weder  ihre  Güter  be- 
festigen noch  verwalten,  noch  ihre  Einnahmen  verwenden,  ohne  dass 
ein  Arrete  des  Staatsraths  durch  Vermittelung  der  Intendanten  inter- 
venirte  ' ).  In  Ermangelung  nun  von  solchen  Mittelgliedem  ist  es 
immer  die  Staatsgewalt,  welche  helfen,  hindern,  sorgen,  abstellen 
und  erlauben  muss.  Der  besoldete  Staatsbeamte  fOhit  sich  da  in  seiner 
ganzen  Wurde  und  Macht.  Wo  er  auftritt,  ist  er  der  Vertreter  der 
königlichen  Gewalt  Diese,  um  sich  überall  zu  zeigen,  da  sie  überall 
nöthig  ist,  wird  gezwungen,  den  Beamtenstand  dauernd  zu  vermehren. 
Aber  je  mehr  sich  die  einzelnen  Glieder  vervielfältigen,  desto  mebr 
müssen  die  Gollisionen  steigen,  die  sich  immer  nur  durch  die  Ver- 
mehrung der  Verwaltungsgewalt  lösen  lassen.  Da  keine  gleiche  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  herrschte,  die  Gerichtsbarkeit  von  der  Regierong 
selbst  immer  ohnmächtiger  gemacht  wurde,  je  mehr  sie  die  Verwaltangs- 
gewait  kräftig  brauchte,  auch  nirgends  eine  gleiche  Unterwerfung  unter 
die  Gerichte  vorherrschte,  nicht  nach  Gesetzen,  sondern  nur  nach 
Verordnungen  und  Ausnahmsregeln,  die  der  Augenblick  benöthigt, 
regiert  wurde,  konnte  von  einem  Eingreifen  in  die  Leitung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  durch  die  Gemeinde-  und  Provinzialthätlgkeit 
gar  keine  Rede  sein,  der  Beamtenstaat  war  ein  gebotenes  Gesetz,  ein 
nothwendiges  Erhaltungsmittel. 
NotbweDdige  Aber  je  mehr  sich  dieses  vielgliederige  und  weite  Netz,  das  den 

uebeutiindeder  g^i^^  umspanute,  ausdehnte,  desto  mehr  zeigte  es  alle  seine  Laster, 

administrativen  ,  ,   j 

centraiiMtion.  desto  mehr  aber  wurden  diese  auch  nothwendig.  Was  nicht  auf  der 
Freiheit  und  Selbstverantwortung  der  Individuen ,  der  Gemeinde-  und 
Körperschaften  ruht,  das  muss  sich  immer  mehr  und  mehr  centralisiren 
in  einem  einzigen  Punkt,  von  dem  alle  anderen  Glieder  abhängig  und 
dem  allein  alle  anderen  verantwortlich  sind.  Die  Vielschreiberei,  das 
dauernde  Berichtwesen  ist  die  noth  wendige  Folge  und  läuft  durch 
die  ganze  Gliederpuppe  bis  zur  höchsten  Gentralstelle,  die  allein  einen 
Willen  hat,  und  dehnt  sich  über  Alles  aus,  weil  es  ohne  diesen  Umfang 
ohnmächtig  wäre*).  So  war  es  geworden  mit  der  Zeit,  dass  das  Gou- 
vernement nicht  nur  die  höchste,  sondern  auch  die  allein  thfttige  Macht 
war.  Ueber  Alles,  was  im  Staate  lebte,  dehnte  es  seine  Arme  aus, 
in  Alles,  was  werden  sollte,  hatte  es  seine  Hände  gelegt,  es  hatte  sich 
der  Gemeindegewalt  substituirt,  es  bestimmte  selbst  die  üeboog  der 
persönlichen  Eigenschaften,  und  die  Gewalt,  von  einem  einzigen  Punkt 
ausgehend,  streifte  dauernd  bis  an  die  äussersten  Enden  des  Staates. 


1)  Tocqucville:    L'Rncien  Regime  S.  93. 

2)  Depping:    Correspoodance  administratiTu  de  Lonis  XIV.,  und  Tinttt: 
Etndefl  adromistratiTes.  Bd.  I.  u.  IL 
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Auf  der  aaderen  Seite  aber  ereengte  dieses  Pr&ventivsystem,  ob  nur 
in  eioxeloen  Theüen  der  VerwalCnng,  ob  in  dem  ganzen  Organisroas 
angewandt,  ein  Volk,  alles  Helbstverlrauens  baar,  misatraiüscb  gegen 
sich  and  seine  eigene  Thätigkeit,   unfähig,   auf  seine  eigene  Kraft, 
Arbeit  und  Thfttigkeit  zu  reclnen.    l>ie   dauernde  Einmischung  des 
GmiYernements  in  fast  alle  Geschäfte  entwöhnte  den  BQrger  von  jeder 
perstalichen  Höhewaltung  und  Ynrantworttichkeit    Es  ist  wohl  ein- 
lenektend,  dass   unter    solchen   Umständen   die  Staatsmaschine   den 
Augen  des  Volkes  mit  der  Zeit'  sich  gänzlich  entrfickt  und  die  Be- 
gierde desselben  höchstens  darauf  hingeht,  ihr  eine  bestimmte  Richtung 
zu  geben.   Es  ist  ebenso  klar,  dass  eine  solche  Maschine  nur  so  lange 
eine  schöpferische  Lebenskraft  hat,  so  lange  sie  von  einer  mächtigen 
Persönlichkeit  gelmtet  wird.    Kurz  nach  dem   Tode  Ludwig's   XVI. 
treten  beide  Erscheinungen  immer  klarer  hervor. 

Die  Ordnung,  der  einzige  Ersatz  und  IVost,  den  die  administrative  Nothwendigkeit 
Gentralisation  für  den  Verlust  persönlicher  und  communaler  Freibeit  hl°rrlcb«ft  b!!i 
gewährt,  verfiel  nach  seinem  Tode  und  der  Staat  sank  unaufhaltsam  administrativer 
in  wilde  Zerrüttung.  Das  Volk,  jeder  persönlichen  Mühewaltung  und  centraiisaiion. 
Verantwortlichkeit  entwöhnt,  hatte  auch  das  Bewusstsein  derselben 
verloren  und  suchte,  als  es  von  der  Zerrüttung  immer  mehr  bedroht 
wurde,  die  Rettung  derselben  nur  in  dem  Streben  nach  einer  Verfassung, 
in  welcher  es  auf  den  Staatswillen  so  einwirken  konnte,  dass  er  wo 
möglich  sein  eigener  Wille  war  und  der  Richtung  gehorchte,  die  er  ihm 
ra  geben  bereit  und  im  Stande  war.  Nun  sind  es  die  alten  Stände 
allein,  welche  vorgeblich  nach  historischer  Erinnerung  noch  das  Volk 
Meuten,  d.  h.  den  Theil  der  Nation,  der  allein  ein  Recht  auf  Beoht 
in  sich  anerkennt  Sehen  einmal  hatte  sich  gegen  die  absolute  Ge- 
walt der  Ad^l  erhoben ,  um  smnen  Willen  in  der  Staatsregierung  zur 
Geltung  zu  bringen.  Es  war  im  Krieg  der  Fronde.  Am  Ende  der 
Regierung  Ludwig's  XV.  aber  glaubte  die  Regierung  selbst  nur  in  der 
Mitwirkung  der  Stände  eine  Rettung  vor  dem  nahenden  Verfall  des 
Staates  zu  finden.  Die  Willkür  aber,  mit  der  man  dachte  und  ebenso 
handelte,  lassen  einen  Versuch  nicht  zu  Stande  kommen.  Ludwig  XVI. 
erst  beruft  alsbald  nach  seinem  Regierungsanfritt  mit  ungeheuerm 
Pomp  die  alten  Parlamente  und  ertheilt  einer  piivilegirten  Gesellschaft 
das  alte  Recht  wieder,  bei  der  Gesetegebong  mitzuwirken.  Der  Ver- 
such, ganz  ohnmächtig  ffir  das  Ziel,  das  man  erstrebte,  musste  bei 
dem  Willen,  dem  Debel  der  Zeit  abzuhelfen,  nur  immer  neue  Versuche 
eneugea.  Turgot  und  Necker  aHein  erkannten  die  Wahrheit  desUebels. 
Sie  allein  hatten  die  Augen  klar  und  suchten  in  der  Einrichtung  und 
Wiederbelebung  der  Provinzialversammlungen  in  die  Staatsmaschine 
ein  Glied  zu  fägen,  welches  die  nächsten  Bedürfnisse  der  einzelnen 
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Landestheile  frei  wirkend  der  Regierung  zur  weiteren  Thatagkeit  fiber- 
inittelt.  Dass  sie  mit  ihren  Reformen,  reinen  Yerwaltungsmaassregeln  in 
erster  Richtung,  nicht  siegten,  ja  nicht  siegen  konnten,  wird  jetzt  ein* 
lencliten.  Die  Regierung  widerstrebte  ihnen,  weiL  sie  in  der  Mitwirkung 
von  Kr&ften^  die  nicht  allein  von  ihr  abhängig  waren,  eine  Beschränkung 
ihrer  Aufgabe  und  ihres  Rechts  erkannte.  Das  Volk  widerstrebte,  weil 
es,  nicht  gewöhnt  an  Seibstthätigkeit  und  Verantwortlichkeit,  darin  gar 
keine  Befriedigung  seiner  Bedurfnisse  erkannte.  Nur  nach  den  Etats 
generaux  ging  das  Begehren»  oder  ^ie  man  es  nach  importürteu  Be- 
griffen jetzt  bezeichnete,  nach  einer  Verfassung  und  nach  verfasson^- 
massigen  Rechten.  Ludwig  XVI.  berief  die  Notabein,  er  berief  endlich 
auch  die  Etats  generaux,  und  beide  waren  nicht  daium  ohnmächtig, 
weil  eine  revolutionäre  Gesinnung  ganz  Frankreich  schon  beherrschte, 
sondern  weil  sie  alle  nichts  repräsentirten  als  immer  nur  die  ständischen 
VoiTechte,  nach  deren  Repräsentation  aber  gar  kein  Bedürfiiiss  war,  da 
sie  ja  mit  der  Staatsordnung  in  keiner  andeien  Verbindung  standen,  als 
durch  eine  historische  Erinnerung.  Von  jenem  Augenblick  al>er  begLoot 
jener  Kampf,  den  ich  im  zweiten  Theil  des  ersten  Bandes  dargestellt  habe. 
Die  Etats  generaux,  die  endliche  Nationalversammlung  und  alle  ihr  fol- 
genden Volksvertretungen  ringen  dauernd  nur  darnach,  ihren  Willen  zur 
Geltung  zu  bringen,  nach  ihm  den  Staat  zu  bestimmen,  kurz,  sich  allein 
an  des  Königs  Stelle  auf  den  Thron  zu  setzen,  und  nichts  weiter  als  seine 
GeWalt  zu  üben.  Die  Privilegien  wurden  abgeschafft,  die  Privilegirten 
selbst  vertrieben,  das  Volk  wurde  in  seine  Rechte  eingesetzt,  d.  h.  zu 
Wahlversammlungen  beiufen,  die  man  von  unten  nach  oben  hin  auf- 
schichtete. Niemand  a6er  hatte  ein  Bewusstsein  von  den  Lebens- 
bedingungen eines  sich  selbst  regierenden  Staates,  der  endlich  so  alleio 
auch  ein  freier  Staat  werden  könne.  Die  Cahiers  aller  Stände  fordern 
nur  Rechte,  nur  Verfassungen,  von  der  Ordnung  der  Staatsmaschine, 
von  der  Verwaltung,  von  den  Staatspflichten  ist  nirgends  die  Rede. 
Man  sieht  ihnen  allein  in  der  Steuerzahlung  Genüge  gethan  und 
macht  aus  ihnen  das  Maass,  nach  dem  mau  am  Genuss  der  fiechte 
Theil  haben  könne  oder,  besser  ausgedruckt,  man  kehrt  nach  seiner 
Vernunft  das  Verhältniss  um,  und  schliesst,  dass  die  Stenerzahlang 
die  alleinige  Pflichterfüllung  ist,  die  der  Staat  fordern  könne,  und  dass 
darauf  die  Forderung  des  Volkes  nach  Rechten  ruhe.  »Ich  sehe,* 
ruft  Tocqueville  bei  der  Betrachtung  dieser  Umstände  aus,  „dass  mao 
hier  die  Abschaffung  eines  Gesetzes,  dort  eines  herkömmlichen  Rechts 
verlangt  und  merke  es  nur  an.  Ich  fahre  mit  dieser  ungehetueo 
Arbeit  bis  ans  Ende  fort,  und  wenn  ich  endlich  alle  die  vereinzelteo 
Wünsche  zusammenfasse,  so  überkommt  mich  ein  gewisser  Schau^i 
denn  ich  bemerke,  dass  mau  eigentlich  die  gleichzeitige  und  systema- 
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tisdie  Aafhebang  aller  im  Lande  befitefaenden  Gebr&uche  verlangt, 
Qod  ich  fuUe  sogleich,  daäs  es  sich  um  eine  der  grössten  und 
gefährlichsten  Revolationen  handeln  wird,  die  je  auf  der  Welt  sieh 
erngnet  haben.^ 

Es  wird  aber  jetzt  anch  *  ein  anderes  Moment  klar  werden ,  das  Die  Macht  der 
als  historischer  Leitfaden  für  die  Geschichte  dieses  Bandes  das  ent^  ^^ntrlu^^^^ 
scheidende  ist.  Die  gesammte  Staatsverwaltung  ruhte  seit  der  Ab^  in  der 
löMJDg  der  Pflichten  und  Thitigkeiten  der  Stünde  und  dem  Untergang  '**^^°'"**""- 
der  GonunuDalfreiheit  auf  einem  angeheuren  besoldeten  Beamtenheer. 
Eine  Selbstverwaltung  kannte  man  in  Frankreich  nur  dem  Namen 
oach,  und  die  Vorstellung  von  der  Tbätigkeit  der  Staatsverwaltung 
war  mit  dem  Beamtenorganismus  so  innig  verbunden,  wie  eben  die 
Ideen  mit  den  Erfahrungen  des  täglichen  Lebens.  Man  nannte  diese 
in  Frankreich  »Yernunft^S  Eine  Selbstverwaltung  wird,  wenn  sie 
ooD  doch  die  einxige  Basis  der  staatlichen  Freiheit  ist  und  bleibt,  wo 
und  wann  immer  sie  gefordert  wird,  nie  in  einem  Augenblick  herzu- 
stellen sein.  Menschenalter  müssen  mit  den  Personen  das  Bewusstsein 
der  laichten  erfüllen,  Revolutionen  werden  sie  selten  begründen,  ja 
sie  werden  stets  das  erste  Hindemiss  derselben  sein.  Denn  )n  dem 
Aogeoblick,  wo  diese  nach  der  Verfassung  sich  kehren,  mussdie  Ordnung 
der  Staaismaschine  und  ihre  fortwirkende  Thäügkeit  das  erste  Geseto 
derselben  sein.  Ruht  diese  allein  auf  den  Beamtenorganismus,  so  ist 
die  Brluiltnng  desselben  ein  unabweislioher  Zwang.  Dnd  hierin  liegt 
das  Geheimniss  des  merkwürdigen  Verlaufs  der  iranssdsischen  Revo- 
lation.  Einerseits  ist  die  ganze  gesetzgebende  Thfttigkeit  der  Revolution 
nur  darauf  gerichtet,  den  vorhandenen  Beamtenstaat  zu  erhalten. 
Wohl  ordnet  man  ihn  nach  einem  einheitlichen  Gedanken.  Dieser 
Gedanke  aber  war  von  dem  der  absoluten  Monarchie  nicht  unterschieden. 
Wie  diese,  so  denkt  die  Revolution  nur  daran,  die  gesummte  Staats- 
thätigkeit  so  zu  ordnen,  dass  sie,  von  einer  einzigen  Gentralgewalt 
beherrscht  und  geleitet,  bis  in  die  lotsten  Enden  des  Staates,  bis  in 
die  einfacliste  Angelegenheit  der  Gemeinde  und  des  Individuums  ein- 
heithch  und  ohne  Verschiedenheit  wirksam  sei.  Ja  sie  mnss  dies  thun, 
denn  alle  Thätigkeit  baut  sie,- wie  die  alte  Monairehie,  auf  besoldete 
Beamte.  Wir  werden  nun  in  der  Geschichte  der  Verwaltong  sehen, 
wie  man  hier  nicht  schuf  und  neu  gestaltete,  sondern  nur  mäkelte, 
beschnitt  und  uniformirte,  und  wie  man  nur  bemüht  wai*,  von  dem 
Gedanken,  die  Volkssonveränität^nach  der  »Vernunft*'  zur  Wahrheit 
m  machen,  geleitet,  diese  aueh  in  die  Verwaltung  zu  drängen,  aber 
kooeswegs  als  ein  thätig  wirkendes,  sondern  nur  als  ein  dauernd 
seinen  Willen  erklärendes  Element.  Das  constitutionelle  Königthum 
machte  den  Anfang,  wälirend  des  Convents  erreichtefi  diese  Versuche 
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ihren  Höhepunkt,  nnd  weil  dabei  der  Beamtenorganismas  in  seiner 
Thätigk^t  stockte  (die  Ereignisse  im  Innern  and  naeh  Aussen  er- 
zeugten diese  Stockung),  fiel  der  Staat  trotz  der  äberall  sichtbaren 
Volkssouveränität  in  Zerrüttung.  Directorium ,  Gonsulat  und  Kaiser* 
reich  waren  bemüht,  derselben  yorznbeugen,  und  fanden  das  Büttel  in 
der  nach  und  nach  wieder  auflebenden,  der  Staatsregierung  wieder 
unterworfenen  Beamtenorganisation ,  bis  Napoleon  endlich  wieder  den 
alten  Apparat  der  Staatsverwaltung,  wie  vor  der  Revolution,  in  Thätig- 
keit  setzte.  Und  seine  Macht  von  damals  ward  zum  Verdienst  des 
Kriegshelden,  man  nannte  ihn  den  Wiederhersteller  der  —  Ordnung. 
Boiteau,  freilich  nicht  den  letzten  Grund  seiner  eigenen  Behauptung  be- 
greifend, hat  sehr  Recht,  wenn  er  die  Regierung  Ludwig's  XVL  wegen 
ihrer  Versuche,  die  Verwaltung  zu  ändern,  tadelt  »Das  einzige  Resultat 
von  all  diesen  Versuchen,  wie  auch  die  Enicfatung  der  Assemblees 
Provinciales,  war,  die  bestehende  Ordnung  in  dem  Augenblick  zu  zer- 
stören, |wo  die  Institutionen  der  Monarchie  sich  vor  All^i  hättet  geachtet 
machen  sollen,  und  eine  Anarchie  der  Umstände  zur  constituirenden 
Anarchie  der  Gesetze  und  der  Gewalten  hinzuzufügen^  *). 
i)<«  Andererseits  aber  ringt  sich,  durch  diesen  Process  bedingt  ond 

ce'^traHMtion  ^^^  ^^^  ^'^^^  Goschichte  gefordert,  eine  andere  Consequenz  der  durch 
nnd  der      die  Jahrhunderte  entwickelten  Staatsorganisation  während  der  Revo- 

der  Reyliotion.  ^^^lou  zur  dauernden  Herrschaft  empor  und  untergräbt  die  Bemühungen 
der  Zeit  um  eine  republikanische  Freiheit  Der  Beamtenstaat  duldet 
keine  getheilte  Leitung.  Wo  er  besteht  und  nicht  zertrümmert  werden 
kann,  auch  Niemand  daran  denkt,  ihn  zu  zerstören,  wird  er  im  Augen- 
blick, wo  die  Centralleitung  wankt  oder  fällt,  wie  naturgemäss  dieselbe 
augenblicklich  wieder  schaffen.  Die  franzüsische  Revolution  und  das 
Volk  in  ihr  strebte  nur  dabin,  in  der  Verfassung  seinen  Willen  geltend 
zu  machen,  d.  h.  die  Beamtenkette,  die  verwaltete,  nach  seiner  Macht* 
fülle  zu  bestimmen.  Um  die  Ausführung  desselben  kümmerte  sich 
kein  Mensch,  und  sie  fiel  zuerst  unbewusst  immer  einigen  wenigen 
Veitrauensmännern  zu.  In  dem  Augenblick,  wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  wie  unter  der  Herrschaft  der  Assemblee  Legislative,  stockt  die 
Maschine.  Und  natürlich !  Bine  freie  Selbstthätigkeit  des  Volkes  gab 
es  nicht,  und  das  Beamtenheer  hat  sie  nicht  und  darf  sie  auch  nicht 
haben.  Der  Gonv^dt  bildet  diese  Gewalt  denn  auch  augenblicklicii 
im  „Comite  de  salut  public^',  und  obgleich  er  vor  allem  die  Gewalt 
fürchtet,  verfällt  er  und  der  Staat  doch  unaufhaltsam  dem  obersten 
Willen  dieses  Gomite's.  Hier  liegt  für  einen  Augenblick  Robespierre's 
Bedeutung,  aber  auch  seine  ganze  bald  eintretende  Ohnmacht  Robes- 


^)  Boiteaa:   Etat  de  la  France  en  1780  8.  846. 
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[M(7re  war  ein  grosser  Revolutionär,  und  als  solcher  suchte  er  die 
Gewalt  an  jenem  Punkt  zu  erfassen,  wo  sie  allein  wirksam  sein  kann, 
iD  der  Verwaltungshoheit.  So  lang  er  nach  dieser  ringt,  in  dem  Aogea- 
blick,  wo  er  sie  endlich  behauptet,  ist  er  die  Befriedigung' des  leben- 
digsteo  Bedürfnisses  des  Staates  und  des  Volkes,  d.  h.  er  giefot  dem 
Beamtenstaat  einen  einheitlichen  Pulsschlag,  ein  weiteres  Leben  war 
möglicb.  Aber  Robespierre  war  ein  unwissender  Politiker,  ein  un- 
gebildeter Staatsmann,  und  darum  kannte  er  seine  eigene  Bedeutung 
Dicht  und  nahm  die  Gewalt,  die  er  besass,  fär  die  Macht  seiner  narren- 
hafti'D  Zukunflspl&ne,  die  er  vertrat.  Er  benutzte  die  Gewalt  nur  für 
deren  Herrschaft^  und  kaum  erkannte  es  das  Volk,  so  ging  er  elendig  in 
seiner  ganzen  Macht  zu  Grunde.  J)as  Directorium  zeigt  denselben  Process. 
Hervorgegangen  ans  tier  Natumothwendigkeit  des  Beamtenstaates  als 
einheitliche  Regierungsgewalt,  ist  es  mächtig,  so  lange  es  das  Bedürf- 
Diss  des  Volkes  befriedigt,  der  Gentralpunkt  der  Verwahnng  wird  und 
die  von  ihm  in  dem  Beamtenkreise  ausgehenden  Organe  in  Thätigkeit 
erhalt  nud  so  Oi*dnuug  schafft.  Als  es  aber  nicht  mehr  in  sich  allein 
den  Repräsentanten  derselben  sieht,  sondern  der  Verfassung  unterliegt 
oad  ausschliesslich  Vertreter  eines  Theiles  des  Volkswillens  wird,  er* 
zeugt  es  sich  selbst  die  neue  Revolution.  Es  wird  kein  Zweifel  mehr 
sein,  dasa  dies  von  Anfang  an  der  leicht  bestimmbare  Endpunkt  der 
gesammten  Constitution  des  Jahres  HL  sein  musste.  Das  Volk  ver- 
lässt  das  Directorium,  der  Beamtenstand  aber  ist  ohnmächtig,  eine 
Regierung  zu  halten.  Napoleon  ergreift  die  Macht.  Er  war  für  das 
franxOsiaclie  Volk  im  Augenblick  nichts  anderes,  als  Robespierre.  Er 
hatte  für  dasselbe  keine  andere  Aufgabe,  keine  andere  Bestimmung 
Qod  keine  andere  Macht.  Aber  er  war  ein  ebenso  grosser  Staatsmann, 
als  Feldherr.  Sein  persönliches  Interesse'  verschwindet  in  ihm  vor  dem 
grossen  Staatsinteresse,  d.  h.  vor  der  Ordnung,  die  der  Staat  nötbig 
hat,  um  nicht  zu  zerfallen.  Er  macht  sich  zum  Haupt  des  Beamten- 
organismus und  erfüllt  so  das  Bedürfniss  des  Volkes  nach  einer  strengen 
Verwaltung.  „Wenn  die  Centralisation  nicht  schon  existirt  hätte**» 
sagt  Cormenin,  »so  wurde  Napoleon  sie  erfunden  haben''  *).  Er  würde 
sie  erfunden  haben,  weil  er  ihrer  bedurfte«  Aber  sie  bestand,  und 
eben  darum  erzeugte  sie  seine  eigene  Gewalt,  weil  sie  ohne  diese  nicht 
leben  konnte.  Wer  möchte  bezweifeln,  dass  Napoleon  nur  siegte,  weil 
er  diese  Natur  Frankreiciis  begriff.  Seine  Militärgewalt  hat  es  nicht  ge- 
sacht,  sie  stärkte  blos,  was  ohne  sie  geworden.  Robespierre  hätte 
dasselbe  Schicksal  gemessen  können,  wenn  er  es  begriffen  hätte. 
Morean  war  eih  so  grosser  Feldherr,  als  Napoleon,  so  reich  an  Siegen, 


*)  Cormenin:   Administration  Bd.  I.  8.  6. 
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wie  er,  und  er  hatte  keine  Bedeutung  in  Frankreich.  Wir  «erden  im 
Laufe  der  Darstellnng  sehen,  wie  Napoleon  seine  Kraft  bewährte  ond  ge- 
staltete, ebenso  wie  RobespieiTe  die  seine  ohnmächtig  ond  planlos  zei^. 
Nothwendigkeit  jijer  aber  muss  noch  ein  wesentlicher  Grundsatz  festgestellt  werden 
administrativen  ^^^  Anfuug  und  Ende  iu  diesem  grossartigen  Process,  dessen  Geb^ 
centr«]ij»ation  ^if  hier  auszudrfickcn  versuchen,  darstellt  Die  administrative  Cen- 
"  tuiai.  *°  tralisation,  vor  der  Revolution  nur  ein  Mittel  für  die  absolute  Ean- 
Schaft  der  Könige,  vom  Volke  entweder  nicht  begriffen,  oder  wenn  ^m 
der  Fall,  wie  ein  Feind  der  Freiheit  angesehen,  dringt  während  4& 
Blends  der  Revolution  in  die  Vorstellungen  des  ganzen  Volkes,  mi 
erkennt  in  ihr  ein  nothwendiges  Staatsgesetz  und  erhebt  d<l^'8elbe  alsda^ 
unabweislichste  Bedürfniss  des  Staates  auf  den  Thron,  damit  durch  di-.- 
geweihte  Person  der  Gewalt  das  Grundgesetz  derselben  selbst  die  Wvilit 
erhalte.  Es  ist  in  der  That  auch  im  ersten  Augenblick  seine  Herrscliaft 
die  einzige  Kraft  Frankreichs,  es  wird  mit  der  Zeit  der  alleinige  Ausdruck 
derselben.  Die  Regierung  sieht  in  seiner  Herrschaft  das  allduige  }km> 
ihrer  Gewalt  und  ist  dauernd  bemüht ,  es  auszudehnen  und  zur  A^ 
erkennung  zu  bringen;  die  Regierten  aber,  bald  aufgeklärt  vod  dto 
unaufhaltsam  hereinbrechenden,  bevormundenden  Druck,  erkennen  nad 
errungener  Ordnung  die  traurigen  Folgen  und  suchen  die  Heiräcbar 
des  Gesetzes  wohl  nicht,  aber  die  Ausdehnung  desselben  zu  bekämpf« 
Ein  bedeutender  französischer  Staatsmann  anerkennt  dies  und  bezeugji 
^dass  die  grössten  und  heftigsten  Discussionen  in  Betreff  der  CtntrsA 
sation  sich  weniger  gegen  das  Princip  selbst,  als  gegen  seine  mele 
oder  weniger  umfassende  Ausdehnung  kehren'*  ').  Aher  eben  darus 
sind  alle  Kämpfe  in  Frankreich  ohnmächtig  und  die  Decentralisatioe 
die  man  anstrebt,  missbraucht  als  Woit  schon,  wird  in  jedem  einzebfn 
Theile,  in  dem  man  sie  zur  Geltung  bringen  will,  auch  missbraucLi 
Der  Beamtenstaat,  wenn  man  ihn  anerkennt,  muss  centralisirt  ^i 
und  so  sehr  als  möglich.  So  ist  es  in  Frankreich,  und  der  lebhafte:^ 
Vertheidiger  desselben  schildert  in  wenig  Worten  die  glfickseiige  B^ 
deutung.  J.n  demselben  Augenblick  will  das  Gouv^nement,  befiehl 
der  Hinister,  überträgt  der  Präfect,  vollzieht  der  Maire,  setzen  di' 
Regimrater  sich  in  Bewegung,  rückt  die  Flotte  vor,  erschallen  «h' 
Glocken,  tönen  die  Kanonen  und  steht  ganz  Frankreich  auf*  ^). 
Gefahren  und  Wcuu  uun  wirklich  die  Grossartigkeit  der  arlminii>tnitiven  leo 

Folgen  der     tralisatiou  auf  diesem   lebendigen  Telegraphenuetz  bezahlter  Orfase 

admintttrativen  ^  o     x- 

ocntiaiiMion.  ruht  —  was  ist  dann  die  noth wendige  Folge?     Dass  die  gesanuste 
Fähigkeit   des   Staatslebens   nur   von   der  dauernden   and   unaoter- 


1)  Vivien:   Etüdu»  admioisirativoji.  3.  Ausgabe  1869.  Bd.  I.  S.  39. 
2j  Cormenin:    Droit  üdministratif  1840.  S.  8. 
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broehenen  Thfttiglceit  dieser  Organe  abh&ngt.  Das  Volk,  dessen  Hab 
und  Gnt,  dessen  Rnhe  und  Sicherheit,  dessen  Erwerb,  Handel  und 
Indnstrie  dadurch  vollkomnien  abhängig  gemacht  wird  von  diesem 
OrgaDtsmus,  wird  daher  dauernd  bestrebt  sein,  jene  Höhe  selbst  zu 
beherrschen ,  von  der  ans  derselbe  bewegt  wird.  Und  dies  fuhrt  zur 
iweiten  Folge,  die  wir  aus  der  administrativen  Centralisation  ableiten, 
die  sich  aus  den  Schicksalen  der  französischen  Revolution  und  der 
Geschichte  Prankreichs  durch  das  neunzehnte  Jahrhundert  mit  klaren 
Worten  ablesen  lässt  Der  Beamtenstaat,  je  kräftiger  er  in  der  Hand 
der  Regierung  centralisirt  ist,  fQhrt  immer  und  desto  sicherer  froher 
oder  später  zur  Revolution.  Mögen  die  Monarchen  neben  ihrem  un- 
geschwächten Streben  nach  absoluter  Gewalt  diesen  Satz  mit  flammen- 
den Worten  in  ihre  Throne  eingraben.  Es  ist  kein  falsches,  wenn 
auch  zumeist  ein  nicht  klares  Bestreben  der  Völker  des  Gontinents, 
wenn  sie  mit  dauernder  Begierde  nach  Verfassungen  streben,  d.  h.  nach 
Staatsformen,  in  denen  ihr  Wille  allein  zur  Geltung  kommt  und  über 
den  des  Regenten  zur  Herrschaft  gebracht  wird.  Die  Freiheit  der 
Verfassung  liegt  immer  in  der  Ausdehnung  und  Leichtigkeit,  mit  der 
das  Volk  seinen  WMen  aussprechen  kann.  Wenn  unter  solchen  Um- 
ständen ein  Volk  in  einem  solchen  Kampfe  seine  Au^be  begreift, 
dann  wird  es  vom  ersten  Tag  seines  Sieges  darauf  bedacht  sein,  den 
Beamtenetaat  zu  zertrümmern,  d.  h«  es  wird  der  freien  Verwaltung  die 
Wege  zur  Herrschaft  bahnen  und  auf  ihr  erst  nachträglich  seine  staat- 
liche Freiheit  errichten.  Wenn  es  dies  nicht  begreift,  und  dies  war ' 
in  Frankreich  der  Fall,  dann  werden  die  freiesten  Ineftitutionen  der 
Verfassungsurkunden  geschrieben  bleiben,  aber  nie  in  Wirklichkeit 
treten,  sie  werden  stets  nur  zerstörend  auf  das  Bestehende  wirken, 
werden  dauernd  Verfassungsstreitigkeiten,  aber  nie  Reformen  erzeugen. 
So,  meine  ich,  hängt  Verfassungsfreiheit  und  Verwaltungsrecht  im 
historischen  Process,  den  wir  bis  heute  überschauen,  zusammen.  Und 
wenn  Gneist  an  den  verschiedensten  Stellen  seines  grossartigea  Werkes 
über  Englands  Verfassungs-  und  Verwaltnngsgeschichte  die  Kämf^e 
des  Gontinents  um  Verfassungen  tadelt,  so  übersieht  er  ein  historisches 
Glied,  ihre  Nothwendigkeit,  und  es  ist  sicher,  er  übersieht  sie  blos 
desshalby  weil  sein  Blick  zu  fest  auf  Englands  Geschichte  gebannt  ist 

Das  sind  die  Folgen  der  administrativen  Centralisation  für  die  oefabren  d«r 
Masse  des  Volkes  und  den  Staat  in  seiner  Gesammtheit  und  Entwiche-  ^^^^^l^l^^ 
long.    Aber  sie  erzeugt  auch  noch  andere  Gonsequenzen,  die  sich  un-       rar  di« 
mittelbar  an  die  Regierung  anlehnen  und  nicht  minder  gefiUirlich  sind,  ^*^^*'^°f'"' 
denn  jene.    Je  fester  der  Beamtenstaat  durch  die  administrative  Gen«- 
traHaatiAn  hMfrfindet  ist,  desto  inniger  verbindet  er  wohl  mit  sich  das 
^  ^^ben  von  semem  Bestände  abhängig  geworden, 
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aber  er  trennt  es  dauernd  von  seiner  bestehenden  RegieroBg,  ja  macht 
es  zu  deren  stetem  misstrauenden  Gegner,  oder  wenigstens  Beobachter. 
Der  Beamtenstaat  ist  der  Feind  aller  Monarchen  und  wird  dämm  auch 
zum  Feind  der  Dynastien.  Weil  die  Centralisation  stets  von. einer 
einheitlichen,  d.  h.  monarchischen  Gewalt  abhängig  ist  und  die  ge- 
ringste Gefährdung  eines  Theiles  in  ihr  das  ganze  Gebäude,  das  auf 
ihr  ruht,  mit  Zerrüttung  bedroht,  darum  erzeugt  sie  dauernd,  anrb 
nach  den  wuthendsten  Verfassungskämpien,  die  einheitliche  Regierung 
wieder,  und  erzeugt  sie  in  denselben  Formen,  wie  die  gestürzte.  1% 
Beamtenstaat,  je  stärker  er  in  der  administrativen  Centralisation  sei» 
Macht  indet,  ist  der  natürliche  Feind  der  Dynastien  weil  er  die  Usur- 
pation möglich  und  notli wendig  macht.  Welch  grosses  Beispiel  bietet 
für  die  Wahrheit  dieser  Sätze  die  Geschichte  Frankreichs  und  besonder 
die  französische  Revolution?  Dauernd  ringt  das  Volk  durch  mehr  als  eia 
halbes  Jahrhundeit  nach  Freiheit  und  Verfassungsrechten,  und  danenMl 
erzeugt  es  sich  selbst  imm^  und  immer  wieder  die  Monarchie.  Ver- 
fassungen folgen  auf  Verfassungen,  ein  Freiheitsjubel  hört  die  ver- 
hallenden Geeänge  noch  einer  schon  wieder  versunkenen  Freiheit,  \id 
immer  ist  die  absolute  Monarchie  das  Ende.  Heut«  wird  der  ^legeo- 
über  dem  grossartigen  Gesetz,  dem  er  gehorcht  und  dem  er  lieh  selb^ 
beugen  will,  ohnmächtige  Regent  von  dem  revolutionirenden  Volkfi 
der  Tyrannei  beschuldigt,  wird  gestürzt,  vertrieben  und  v^banoi 
Morgen  huldigt  dasselbe  Volk  dem  anderen  Regenten  und  erträgt,  m 
trügerischen  Worten  bezaubert  und  von  äusseren  Glanz  und  Kuhn 
betäubt,  das  Joch,  das  aus  demselben  Stoff,  wie  ehedem,  gebildet,  abtir 
von  energischeren  Händen  gehandhabt  wird.  Jene  Regenten  maebeo 
sich  feige  dem  System,  durch  das  sie  herrschen,  dienstbar,  wal  sie 
als  Grund  ihrer  persönlichen  Macht  erkennen;  diese  herrschen,  erhebto 
«sich  verwegen  über  das  System,  durch  das  sie  die  Gewalt  haben,  uo 
es  selbst  zu  beherrschen,  weil  sie  in  ihm  den  Grund  ihrer  Macht  si<'h 
selbst  unterwerfen.  Das  ist  das  Geheimniss  der  Geschichte  der  Boor 
bonen  des  neunzehnten  Jahrhunderts  und  d^  Bonaparte  I  Beide  haber 
immer  dasselbe  Ende,  so  gross  und  mächtig  die  Geschichte  des  Ein^ 
so  elend  und  schwächlich  die  der  Anderen,  denn  die  gleichen  Kri!^ 
die  wirken,  erzeugen  das  gleiche  Endresultat,  wenn  auch  der  Proce; 
desselben  verschieden. 
Aoflötaug  der  Wo  Megt  die  Lösuug  dieses  Zwiespaltes  ?   In  der  Organisation  ^ 

«dmini.trtiven  ^^^^    ^^  ^.^  g^j,^  ^^  Beamtcustaates  muss  die  freie  Selbstver 

UentraiisAtioB.  , 

Seibat-       waltung  treten,  denn  diese  allein  giebt  Selbstvertrauen,  Stetigkeit  m 

Verwaltung,    j^^^  ^^  p^^^  ^^^  Bürgers  schätzen  und  in  ihrer  Debung  ein  Reil»» 

erkennen,  von  dem  alles  übrige  abhängig.  An  die  Stelle  der  Ceotraü- 

sation  muss  die  administrative  Decentralisation  treten,  denn  sie  macbt 
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das  Individuttm,  die  Gemeinde  vind  die  Provinz  unabhängig  von  fremder 
Beeioflassnng,  weil  sie  das  eigene  Interesse  erkennen  lehrt,  sie  i^rzeugt 
Hingebang  an  die  Gesammtheit,  weil  sie  in  der  selbstthätigen  Befrie- 
digODg  dieser  Interessen  das  Gesammtwohl  befördert,  sie  lehrt  Liebe 
und  Treue  an  die  freie  Regierung.  Die  freie  Verwaltung  ist  der  beste 
Schutz  für  die  Dauer  der  Dynastien.  Mit  einem  Wort,  das  Yerfassungs- 
recht  muss  auf  dem  Yerwaltungsrecht  ruhen,  weil  alle  Freiheit  ein 
hohles  Wort  ist,  wenn  de  in  ihrer  Uebung  nicht  dem  Geniessenden, 
s<Hidern  fremden  Elementen  überliefert  ist.  Die  Basis  aller  Reform  muss 
das  Gesetz  aeiD,  denn  dieses  allein  kann  die  bleibende  Regel  im  Wechsel 
der  Verhältnisse  bilden.  Nur  das  Gesetz  ist  die  Freiheit,  nur  unter 
der  Herrschaft  des  Gesetzes  giebt  es  eine  Selbstverwaltung.  Das  wird 
die  Aufgabe  einer  nächsten  ReTolution  in  Frankreich  sein  müssen, 
wenn  diese  ein  unglücklicher  Tag  wieder  heraufbeschwört,  und  es  wird 
geschehen,  wenn  die  Regierung  selbst  nicht  die  Weisheit  empfängt, 
an  die  Spitze  der  Reformation  zu  treten.  Je  mächtiger  sie  ist,  desto 
gerechter  wird  die  Revolution  sdn,  wenn  sie  nnthätig  bleibt,  denn 
alles  kann  man  von  ihr  fordern,  weil  sie  allein  die  Macht  zu  allem  hat 
Hfiufig  wiegt  die  Gewalt  das  GIfick,  das  sie  schafft,  durdi  das  Unglück, 
das  sie  schaffen  muss,  wieder  auf,  und  nie  ist  das  £nde  ihrer  Whrkung 
sicher  tu  bestimmen.    Gepriesen  aber  sei  der  Friede,  der  arbeitet. 
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Neben  der  Gentralisation,  dem  Grundgesetz  der  äusseren  Staats«    Der  innere' 


Charakter  der 
ueuen  SUats- 


ordnuag,  ist  der  Grundsatz  der  Trennung  der  Verwaltung  von  der 
Justiz  der  innere  Charakter  der  von  der  Revolution  angestrebten  neuen  ordnunff. 
Ordnung  der  IHnge.  Die  Trennnng  der  Administration  von  der  Jnstiz 
ist  keine  blosse  Geachäftsfrage ,  die  nur  auf  das  Princip  der  Arbeits« 
thalung  hinausläuft  Sie  ruht  in  ihrem  Grunde  auf  der  dadurch  ge* 
währten  Möglichkeit,  die  Verwaltung  selbst  einer  Rechtsprechung  zu 
unterwerfen,  und  ebenso  bildet  sie  eine  wesentliche  Bedingung  des 
Rechtsstaates.  Dieser  aber,  wie  seine  einzelnen  Principien  sind  nicht 
aranfänglich  fest  bewusste,  sondern  in  der  Zeit  langsam  gewordene  Be- 
griffe. Und  gerade  die  Geschichte  des  obigen  Priucipes  ist  in  Frankreich 
eine  vielleicht  von  allen  Ländern  Europas  durchaus  verschiedene  und 
kann  eben  darum,  soweit  seine  Entwickelungsgeschichte  durch  die 
französische  Revolution  sich  verfolgen  lässt,  nicht  mit  einem  im  Voraus 
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bestimmten  Zollmaass  bemessen  w^den,  wie  weit  eben  diese  Zeit  eine  so 
hohe  Forderung  erfüllt  hat,  sondern  kann  einzig  und  allein  nur  durch 
den  Werth  der  Ereignisse  in  ihren  Resultaten  bestimmt  werden.  Die 
französische  Revolution  f&hrte  in  der  That  nur  einen,  schon  sehr  alten 
Process  in  dieser  Richtung  weiter  und  sprach  was  lang  als  Priodp 
wirkte,  auch  als  Rechtsgrundsatz  aus. 
Dl«  bittoriüche  So.  weuig  als  es  in  den  altgermanischen  Staaten  eine  Scheidung 
oruDdiAg«.  ^^^  Privat-  und  öffentlichen  Recht  gab,  ebenso  wenig  gab  es  eine 
besondere  Gerichts-  oder  Verwaltungsgewalt,  da  diese  auch  in  ihrem 
inneren  Wesen  gar  nicht  verschieden  waren.  Die  gesammte  Staats- 
thätigkeit  concentrirte  sich  in  der  Anfrechthaltung  der  Rechtsordnung 
und  die  Jurisdiction  war  eigentlich  d^  Inbegriff  aller  Staatsgewalt 
Frankreich  repräsentirt  diese  Zeit  durch  das  Institut  der  Curia  regis, 
in  der  die  weltlichen  und  geistlichen  Grossen  mit  dem  König  die  Justiz, 
Verwaltung  und  Gesetzgebung  übten.  Was  w&hrend  dieser  Zeit  for's 
ganze  Reich  gilt,  das  gilt  auch  in  den  Gebieten  der  Kronvasallen. 
Justiz  und  Verwaltung  ruhen  überall  in  einer  und  derselben  Hand '). 
Aber  mit  dem  Erstarken  der  Monarchie,  dem  Stnsben.der  Könige  nach 
einer  Einheit  des  Reichs,  der  notbwendigen  Vermehrung  der  Geschäfte 
wurde  im  dreizehnten  Jahrhundert  eine  Trennung  des  obigen  Central- 
Institutes  nöthig.  Aus. der  Curia  regia  schied  sich  das  Parlament  als 
überwiegende  Gerichtsgewalt  ab  und  der  Curia ,  jetzt  Conseil  d'Etat 
genannt,  blieb  vorwiegend  die  Verwaltung  und  Gesetzgebung.  Wohl 
war  diese  Trennung  nicht  vollständig.  Das  Parlament  hatte  eine 
gesetzgebende  Gewalt  durch  das  Recht  der  Remonstrationen  *) ,  dem 
Staatsrath  dagegen  blieben  viele  Rechtssachen  vorbehalten,  und  aLch 
der  König  verzichtete  noch  nicht  auf  sein  Recht,  Gerichtsbarkeit  zu 
üben,  obgleich  er  dem  Parlament  seit  seiner  Trennung  von  der  Cuiia 
regia  fern  stand.  Als  sich  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  steigende 
Bedeutung  des  Finanzwesens  vom  Parlamente  mehrere  Sectionen,  wie 
die  Chambre  des  comptes,  die  Cour  des  monnais,  die  Chambre  de  tresor, 
die  Cour  des  aides  u.  s.  w.,  ausschieden,  hatten  diese  wohl  überwiegend 
eine  oberste  Verwaltungsthätigkeit,  aber  auch  die  Gerichtsbarkeit  je 
in  ihrem  Bereiche,  in  dem  sie  sich  nach  Instamsen  abstuften,  wie 
die  Elections,  Maitres  des  eaux  et  forets,  Connetable  und  Admirante 
u.  dergl.,  aber  durch  die  stets  zulässige  Appellation  an  das  Parla- 
ment mit  diesen  und  somit  mit  der  eigentlichen  Gerichtsbarkeit  auch 


1)  Pardessus:    E^sai   historlque    sor  Torganisation  judicialre   et  l'adinini- 
Btration  de  la  justice  depuis  Hugo  Capet  Jüsqu'  k  Lottis  XII.    Paris  1857. 

2)  WamkÖnfg   and   Steiu:    Französische    Staats-    und   Rechtsgeschichte, 
Bd.  I.  No.  184. 
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verbaDden  und  vermischt  waren.  Auch  standen  sie  in  ihrer  inneren 
Organisation  einander  gleich,  denn  in  Bezug  auf  Besetzung  und  Ver- 
ehren gab  es  zwischen  ihnen  und  den  Parlamenten  keinen  Unterschied  ■ ). 

Als  am  Ende  des  Mittelalters  das  Streben  der  Könige  nach  einer  ab-  Die  hi»tori«(he 
solaten  Gewalt  immer  sichtbarer  in  der  Geschichte  auftritt,  da  erscheint    1**!V*"*  ^*'* 

Regiemofri- 

auch  Schritt  für  Schritt  die  feindliche  Bewegung  der  Regierungsgewalt  gowait  gegm 
gegen  das  grösste  Hinderniss  jenes  Strebens,  den  freien  Richterstand.  ^^'^  ^^""^^^ 
Die  Fiuanznoth  der  Könige  war  ehemals  die  weiteste  Basis  seiner 
Eotwickelung,  Freiheit  und  Selbstständigkeit.  Die  Käuflichkeit  der 
Aemter  und  Würden  schloss  den  König  von  jeder  Beeinflussung  der 
Debung  eines  Amtes  aus,  und  ebenso  wenig  bestimmten  Furcht  oder 
£hrgeiz  dieselbe.  Tocqueville  rühmt  mit  stolzer  Anerkennung  und 
vollem  Recht  diese  Unabhängigkeit  der  Gerichte.  »Es  gab  kein  Land 
Europas,  in  dem  die  gewöhnlichen  Gerichte  weniger  abhängig  vom 
Gouvernement  waren,  als  in  Frankreich**;  freilich  muss  er  doch  gleich 
hinzusetzen,  »aber  es  gab  auch  Keines,  in  dem  die  ausserordentlichen 
Tribunale  mehr  in  Gebrauch  waren ,  als  eben  in  diesem**  ^).  Diese 
Ausnabmstribunale  waren  ein  Theil  des  Beginnens,  durch  welches  die 
Regierung  die  Unabhängigkeit  der  Gerichtspflege  untergrub  und  sich 
selbst  mit  ihrer  Macht  und  Absicht  in  dieselbe  mischte.  Andererseits  Die  hi.'torischc 
aber  gelangte  man  zum  gleichen  Ziele,  indem  man  durch  die  Schöpfung  ,f^^^,"^^  ^"l 
neu&r  Gewalthaber  und  Functionäre  den  Richtern  alle  jene  Angelegen-  wait  gegen  du 
heiten  entzog,  die  in  unmittelbaren  Beziehungen  zur  Ausübung  der  Administration. 
kdnigiichen  Macht  standen.  Für  die  Entscheidung  dieser  Angelegen- 
heiten schuf  man  Gerichtshöfe,  die  für  das  Volk  nur  den  Schein  dei* 
Gerechtigkeit  besassen,  in  Wahrheit  aber  von  der  absoluten  Gewalt 
des  Königs  in  vollster  Abhängigkeit  waren.  Es  waren  dies  die  ,>Intendans 
de  la  justice,  de  la  police  et  des  finances**.  Ihre  Amtsgewalt  erstreckte  sich 
über  alle  Sachen,  bei  denen  das  Interesse  der  Staatsgewalt  in  irgend  einer 
Weise  in  Betracht  kam,  also  auf  das  Gebiet  der  Domänen,  der  Ver- 
pachtung der  Staatseinkünfte,  der  Staatsschuld,  der  Verkehrsanstalten 
und  fast  der  gesammten  Polizei,  jetzt  das  Gemeindewesen,  die  Golonien, 
Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau,  auf  die  Kriegslieferungen,  Militär- 
ausbebungen  und  Militärpolizei,  auf  das  gesammte  Steuerwesen  und 
selbst  die  Justizverwaltung').  Um  sie  in  ihrer  Gebahrung  gegenüber 
den  Gerichten  sicher  zu  stellen,  ward  diesen  in  einer  stehenden  Formel 


1)  Dareste:  La  justice  administrative  en  France  oa  trait^  da  contentieox 
de  radministration.  1862.  Seite  228  and  664.  Uebrigens  hebt  Dareste  diese 
Punkte  nur  sehr  schwach  hervor. 

2)  Tocqueville  a.  a.  0.  Lib.  II.  Cap.  IV.  S.  81. 
8)  Oiijot:   Trait^  des  droits  etc.  Tom  UI.  S.  142. 

Richter:    StMts*  und  Geselltchaftareeht.    II.  6 
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der  Gesetzgebung  jede  Einmischung  und  Kenntnissnahme  von  den 
über  alle  diese  Angelegenheiten  entstehenden  Streitigkeiten  verboteD. 
Dadurch  ward  die  Gerichtsbarkeit  über  öffentliche  Rechtsverhältnisse 
endlich  so  gestaltet,  dass  sie  im  Wesentlichen  fast  ganz  in  der  Ver- 
waltung aufging.  Dadurch  ward  das  System  der  Evocationen  geschaffen, 
welche  den  Gerichten  einen  grossen  Theil  ihrer  alten  Corapetenz  abran- 
gen.  Der  Staatsrath  war  der  ^cherste  Hort  derselben,  der  in  seiner  alten 
Jurisdictionsbefugniss  als  Gassations-  und  Competenzhof  eine  Macht 
hatte,  die  nur  in  seinem  Gutdünken  eine  Grenze  fand.  So  lag  auf 
der  Entwickelungshöhe  des  ancien  Regime  Verwaltung  und  Justiz  in 
untrennbarer  Vermischung.  Die  Justiz  wurde  schlecht  oder  administrativ 
geleitet,  die  Verwaltung  hatte  nebst  ihrer  umfassenden  Gewalt  auch 
eine  Justizgewalt,  mit  der  sie  sich  und  das  Recht  ihrer  Gewalt  schützte. 
Niemand  wusste,  was  sein  Recht  sei  und  wie  weit  es  gehe,  da  seine 
Ansprüche  zumeist  dort  entschieden  wurden,  wo  man  aie  im  Voraus 
schon  bezweifelte. 

Critik  der  v*r-         So  trauHg  dicso  Verhältnisse  waren,  so  bin  ich  doch  nicht  im 
Gewaitralm    ^^^^®'  3^^^  Meinung  beizustimmen,  die  alles  so  oben  hin  als  Mtss- 

ancien  Mgime,  hrftuche  erklärt ,  verdammt  und  darum  allein  die  Revolution  preist, 
dass  sie  dieselben  zerstörte.  Man  vergesse  nicht,  welche  Missbräuche 
im  ancien  Regime  die  Justiz  zerstörten  oder  wenigstens  ganz  unsich« 
machten.  Zahllose  Stellen,  nach  Willkür  errichtet,  nach  Willkür  be- 
setzt; verkäuflich  an  den  Mdstbietenden,  wurden  sie  als  eine  Erwerbs- 
quelle für  den  Besitzer  ausgebeutet;  schlecht  vertheilt,  waren  in  einer 
Würde  oft  die  verschiedensten  Thätigkeiten  vermischt.  Ich  werde 
darauf  noch  zurückkommen.  Zu  gleicher  Zeit  fehlte  jedes  eigene 
Interesse  an  der  Tüchtigkeit  der  Verwaltung.  Das  Gemeinde-  und 
Städtewesen  war  längst  untergegangen,  die  Selbstverwaltung  ver- 
schwunden. Selbst  dort,  wo  noch  Provinzialstände  bestanden,  ward 
durch  dieselben  nichts  geleistet,  wenn  gleich  dies  nicht  ihre  Schuld 
allein  war.  Unter  diesen  Umständen  musste  es  der  Regierung  stets  mehr 
geboten  erscheinen ,  je  mehr  diese  Verhäknisse  in  ihrer  Entwickelung 
die  Staatsordnung  gefährdeten,  sich  jeder  ständisch  gerichtlichen  Ein- 
mischung in  der  Verwaltung  zu  entziehen,  ohne  welches  Bestreben 
eine  Finanz-,  Militär-  und  Polizeiordnung  kaum  denkbar  war.  Die 
Revolution  leistete  unbegingt  Grosses,  weil  sie  diese  Zustände  mit 
einem  Schlage  durch  ein  grosses  Princip  zu  vernichten  suchte,  aber 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Piincips  anerkannte  sie  doch  die  Macht 
der  Geschichte  und  folgte  in  ihrer  Staatsorganisation  dem  grossen 
Heerwege,  den  die  Zeit  langsam,  aber  nach  sicherem  Plan  gebildet  hatte. 
Dieses  Princip,  welches  sie  durch  ihre  Gesetze  und  Constitationen 
dauernd  anerkannte,   wenn   auch  in   der  Praxis   immer  wieder  ver- 


Die  Trennang  der  Verwaliaag  7011  der  Jastis.  67 

leiste,  war  die  Trennung  der  VerwaituDg  von  der  Gerichtsbarkeit.  Die  Revolution 
Montesquieu,»)  als  höchste  Autorität,  hatte  für  Frankreich  dies«» '^"^j^^J^^^J*^^^^^ 
Grundsatz  als  eine  nnabweisliche  Bedingung  der  Freiheit  aufgeseilt  die  Trennang 
»Es  giebt  keine  Freiheit,  wenn  die  Gewalt  zu  richten  nicht  getrennt  *«>•  Gewalten. 
ist  von  der  gesetzgebenden  und  executiven  Gewalt.  Wenn  sie  mit  der 
Gesetzgebung  verbunden  ist,  wird  die  Gewalt  aber  Leben  und  FVeiheit 
der  Bürger  der  Willkür  fiberliefert,  denn  der  Richter  wird  Gesetzgeber 
sein.  Wenn  sie  mit  der  Executivgewalt  verbunden  ist,  hat  der  Richter 
die  Kraft  eines  Unterdrückers.^  Darauf  baute  die  Zeit  ihre  Gesetz- 
organisation auf.  Auch  hier  machte  die  Nacht  des  4.  August  den 
Anfang  mit  der  Abschaffung  der  Feudalgerichtsbarkeit  der  Seigneurs, 
aller  Ausnahmsgerichte  und  der  Erklärung  einer  unentgeltlichen  Ge- 
richtspflege und  der  Unterdrückung  der  Käuflichkeit  der  Aemter^). 
Von  diesem  Ausgangspunkte  entfaltete  sich  die  Organisation  der  Ver- 
waltung und  Justiz  in  strenger  Ordnung  bis  zur  höchsten  Stufe  hinauf. 
Hier  zerstörte  die  Revolution  den  alten  Rechtssatz ,  »alle  Justiz  geht 
vom  König  ans,^  und  setzte  an  die  Stelle,  wo  der  König  das  Richter- 
amt übte,  Jür  das  ganze  Königreich  ein  einziges  Gassationstribunal, 
welches  neben  dem  gesetzgebenden  Körper  seinen  Sitz  haben  soll'* '). 
Dem  König  blieb  nur  seine  höchste  Executivgewalt.  In  der  Constitution 
des  Jahres  1791  stellte  endlich  die  Revolution  ausdrücklich  beide 
Grandregeln  einander  gegenüber,  nach  denen  die  Staatsordnung  be- 
gründet worden  war^).  Die  Verwaltungsbeamten  „können  sich  weder  in 
die  Uebong  der  gesetzgebenden  Gewalt  mischen,  noch  die  Execution  der 
Gesetze  aufhalten,  noch  etwas  gegen  die  Gerichtsordnung  unternehmen, 
noch  gegen  die  Bestimmungen  oder  Bewegungen  des  Militärs*^  ^).  „Die 
TVibunale  d&rfen  sich  nicht  einmischen  in  die  Gesetzgebung  oder  die 
Execution  der  Gesetze  aufhalten,  oder  etwas  in  Verwaltungssachen 
UDteniehmen ,  oder  vor  sich  die  Verwaltungsbeamten  auf  Grund  ihrer 
Retionen  rufen"  •). 

Aber  mit  dem  Aussprechen  dieses  Grundsatzes  war  in  der  That  widertprucbe 
noch  nichts  geleistet.    Sollte  wirklich  Verwaltung  und  Gerichtspflege  *"  ^""^^^^'^^^^ 
in  eine  von  einander  getrennte  und  ganz  unabhängige  Lage  gebracht   voiittxndigen 
werden,  dann,  das  war  leicht  zu  erkennen,  musste  man  die  Verwaltung     Trennung. 
auf  der  einen  Seite  zur  Richterin  in  eigener  Sache  machen,  und  zahl- 
leicfae  Privatinteressen  werden  ihrer  ^Ukür  ausschliesslich  überliefert 


1)  Ifontesqoiea:   Esprit  dei  lois.  LIt.  II.  Cap.  VI. 

2)  Decret  Tom  11.  Aogost  1789. 

3)  ConstitQtion  vom  J.  1791.  Tit  UI.  Chap.  V.  Art  XIX. 

4)  Organ.  Decret  vom  16.  Augast  1789. 

5)  Constitation  yom  J.  1791.  Tit  III.  Cb.  lY.  Sect  U.  Art  UI. 

6)  Constitation  Tom  J.  1791.  Tit  DI.  Ch.  V.  Art.  UI. 
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weruen  niussen.  a\u  uer  auuereu  oane  waru  maisacuucu  aie  ncai«:- 
liehe  Gewalt  so  enge  eingeschränkt,  dass  sie  weder  ihrer  eigeueo 
Bestimmung  wahrhaft  genügen,  noch  den  Bürger  eine  Wehr  selo 
konnte  gegen  UebergriflFe  der  Staatsgewalt.  Die  Revolution  war  der 
freien  Kntwickelung  jener  grossen  constitutionellen  Grundgedankea 
nicht  günstig.  Sie  wollte  hier  wie  an  verschiedenen  anderen  Ort^ü 
im  Princip  das  Höchste,  und  vermochte  es  in  Wahrheit  auch  nicht  im 
Kleinsten  durchzuführen.  Gerade  in  der  Zeit  des  wildesten  Kampia 
um  die  staatsbürgerliche  Freiheit,  in  der  Zeit  des  Convcnts,  eikanute 
man  in  dem  ersten  Grundsatz  derselben  eine  Gefahr  der  Staatsgew  th 
und  vernichtete  ihn  um  dieser  willen.  Nach  oben  hin  concentrirtt-  4 
Constitution  des  Revolutionsgouvernements  vom  J.  11.  alle  Gei^alt  m 
„Comite  de  salut  publique",  nach  unten  hin  vermischten  dieRtVi- 
lutionstribunale  Gerichts-  und  Verwaltuugsgewalt  in  ihrem  Competeni- 
kreise.  Die  Republikaner  täuschten  sich  so  wenig  über  die  Gewalt 
die  sie  damit  errangen,  als  die  absoluten  Könige,  da  sie  dauernd  \^ 
müht  waren,  die  Grenzten  der  Verwaltung  und  Justiz  zu  venviscbeü 
diese  dadurch  einzuengen  und  jene  allmächtig  zu  machen. 
Die  AttffaMnng  Wolil  kehrte  die  Constitution  des  Directoriums  auf  die  GrumisiäUi 
der  Constitution  jgp  Constituante  zurück  und  verkündete  die  Unabhängigkeit  dd 
Administration  von  der  Justiz'),  ebenso  wie  jene  der  Gerichte  vöode 
Verwaltung*);  fügte  weiter  durch  das  Gesetz  vom  2.  September  ITÜ 
(16.  Fructidor  an  III.)  erläuternd  noch  hinzu,  dass  die  Gerichte  üb« 
keinen  administrativen  Act,  welcher  Art  immer,  erkennen  köQDtn 
Aber  die  Durchführung  dieser  Grundsätze  scheitelte  jetzt  an  dti 
Resultaten,  welche  die  Vermischung  der  Gewalten  in  der  jüngst  m 
gangenen  Zeit  zurückgelassen,  ebenso  wie  früher  an  dem  historiscb« 
Bewusstsein,  das  sich  unmöglich  im  ersten  Augenblick  frei  inacb^ 
konnte  von  der  Vergangenheit  und  ihrer  Uebung.  Es  blieb  unmögiir^ 
aus  dem  Wust  der  durch  den  Convent  erzeugten  Verwirrung  eui' 
augenblickliche  Lösung  zu  schaffen.  Ja  die  Masse  der  Geschiftr 
welche  während  des  Convents  administrativ  entschieden  worden  ^aiei 
und  die  nicht  an  den  ordentlichen  Richter  mehr  übertragen  werJ  i: 
konnte,  machte  sogar  eine  noch  grössere  Ausdehnung  der  Cumpttcu 
der  Verwaltungsbehörden  nöthig,  als  mit  der  Freiheit  des  Bürser* 
verträglich  war.  Dazu  kam  noch,  dass  die  Lässigkeit  und  Wilikü'- 
lichkeit,  mit  der  in  dieser  Zeit  die  Gerichte  ihr  Amt  handhabteu.  nur 
geeignet  war,  der  Willkür  Thür  und  Thor  zu  öffnen.  Es  giebt  keint 
Gerechtigkeit   und  ohne  sie    auch  keine   Freiheit,  ohne    eine  ^tarkr 


1)  ConFtitntion  de  Tan  IIL  Tit  VIII.  Art.  208. 

2)  Constitution  de  Tan  III.  Tit  VII.  Art.  198. 
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Regierung,  und  je  mehr  in  einer  Zeit  Recht  und  Gesetz  von  dem 
guten  Willen  der  Personen,  die  es  handhaben  sollen,  abhängig  ist, 
desto  mehr  ist  das  gesammte  Leben  des  Bürgers  der  Willkür  über- 
liefert, und  eben  in  der  Lösung  dieses  Satzes  fand  Napoleon  seine 
Grösse  und  seine  Macht.  Die  Constitution  des  Consulats  spricht  kein 
Princip  über  die  Trennung  der  Verwaltung  und  Justiz  aus,  aber  ihr 
ganzes  System  und  das  des  Organisationsgesetzes  vom  28.  Pluviose 
an  Vm.  ruhen  auf  demselben.  Der  Staatsrath  ward  als  die  höchste 
Behörde  der  Verwaltung  eingesetzt,  das  Cassationstribunal  als  jene 
der  Justiz,  der  Wirkungskreis  der  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden 
durch  das  Gesetz  bestimmt  und  beide  diesem  untergeordnet.  Der 
Unabhängigkeit  der  Gerichte  ward  die  Unabhängigkeit  der  Admini- 
stration von  diesen  gegenübergestellt,  aber  freilich  gerade  in  diesem 
Punkte  mehr  zum  Nutzen  der  Regierung,  als  zum  Schutz  der  Freiheit 
des  Volkes.  Wenn  der  Bürger  eine  Beschwerde  erhob  gegen  eine 
Ungerechtigkeit  der  Verwaltung,  war  die  Entscheidung  nicht  dem 
ordentlichen  Richter  überwiesen,  wie  es  die  Gerechtigkeit  und  Freiheit 
gefordert  hätte,  sondern  ehe  sie  zu  dieser  gelangen  konnte,  der  Be- 
willigung des  Staatsrathes ,  also  der  Venvaltung  selbst  überwiesen*). 
Und  dennoch  fordert  der  wahre  Constitutionalismus ,  dass  die  Ver- 
waltung, gleich  verschieden  von  der  Jurisdiction  und  ebenso  unab- 
hängig wie  diese,  wohl  in  ihrer  Bethätigung  wie  jene  über  den  ünter- 
thanen,.doch  in  ihrer  Begrenzung,  wie  das  Privatrecht,  unter  dem 
Rechte  stehe.  Aber  Napoleon  rang  nach  der  Gewalt  und  er  fand  sie, 
wie  jeder  Despot,  in  der  Allmacht  der  Verwaltung  und  der  Schwäche 
der  Gerichte.  Daneben  aber  entwickelte  er  ein  starres  und  festes 
System,  das  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  gesetzt  war,  und  das 
mit  dem  französischen  Volksgeist  so  innig  sich  heute  verwachsen,  dass 
eine  Umgestaltung,  wie  laut  auch  die  Beschwerden  dagegen  sich  er- 
heben mögen,  nur  in  der  Entwickelung  des  gesammten  Systems  sich 
denken  lässt.    Es  ist  dies  das  System  der  Administrativjustiz. 

In  ihrer  ganzen  nothwendigen  Bedeutung  ruht  sie  auf  der  admini-         i^i« 
btrativen  Centralisation.    Auf  dem  weiten  Gebiete,  welches  Zeit  und    "^*°^*****'* 
Gesetzgebung  der  Verwaltung  anvertraut,  ist  es  nicht  die  Thätigkeit  des  Admiuittrativ- 
Bürgers,  die  selbstordnend  schafft  und  arbeitet,  sondern  das  Beamten- 
heer,  dem  die  zahlreichen  Functionen  anvertraut,  nach  verschiedenartig 
gestalteten  Ordnungen,  nach  den  verschiedensten  Abstufungen.    Ein 
solcher  Körper  kann  sich  dauernd  nur  durch  seine  eigene  Kraft  be- 
wegen.   Er  selbst  muss  das  Recht  haben,  die  Hindernisse  zu  über- 
winden, die  sich  ihm  entgegenstellen,  die  Beschwerden  zu  entscheiden. 


♦)  Constitution  an  VIII.  Tit.  VI.  Art.  76. 
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die  sich  gegen  ihn  erheben.  Ohne  Freiheit  der  Handlung  kann  der 
Beamtenstaat  keine  Kraft  zur  selben  entfalten.  Ohne  Freiheit  der 
Entscheidung  versinkt  der  Richterstand  ins  Elend  und  der  Bürger  bleibt 
ohne  Schutz  und  Sicherheit.  So  ward  die  Gesetzgebung  Napoleon's 
nur  eine  Gonsequenz  des  Systems,  das  Jahrhunderte  lang  sich  ent- 
wickelt und  festgesetzt  hatte.  Wo,  wie  in  England,  Nordamerika  und 
zum  Theil  in  der  Schweiz,  die  Bürger  selbst  die  Staatspfiichten  tragen, 
da  bedarf  es  blos  des  Gesetzes,  das  einen  Maassstab  der  Handlung 
bildet.  Die  Verletzung  derselben  kann  dann  allein  der  Richter  ent- 
scheiden. In  Frankreich  aber  erscheint  das  Beamtenheer  als  ein 
»wahrhafter  Schiedsrichter,  es  geniesst  die  persönliche  Freiheit,  es 
kann  sich  auf  seine  Einsicht  berufen,  den  Gedanken  des  Gesetzgebers 
befragen,  mit  dem  es  ja  ein  gemeinsames  Ziel  verfolgt  und  dessen 
Ausleger  es  ist,  wie  der  Minister''  ').  In  einer  solchen  Oi^anisaüon 
dem  Richter  Gewalt  geben,  das  erscheint  allen  Franzosen  als  ein  wahr- 
haftes crimen  laesae  nationis.  Weil  dies  im  ancien  Regime  doch  der 
Fall,  freilich  nur  bei  einer  Ausnahmejustiz,  oder  bei  einer  Justiz,  die 
selbst  wieder  Verwaltung  war,  dadurch  aber,  durch  diese  unoi^anischen 
und  unförmlichen  Gewalten,  die  Staatsordnung  der  Zerrüttung  anheim- 
fiel, darum  sah  unmittelbar  darnach  die  Revolution  die  Gerichtsbarkeit 
mit  solchem  Misstrauen  an,  und  der  Gedanke  verlor  sich  mit  der  Zeit 
in  Frankreich,  dass  ein  Staat  nur  nach  Gesetzen  regiert  werden  kann, 
dass  er  nur  so  lange  frei  ist,  so  lange  dies  eine  Wahrheit. 
Dor  Ein  Tasten  und  Suchen  nach  einer  höchsten  Autorität,  welche  den 

^B^hB^d  "d  ****  Conflict  entscheidet,  nachdem  man  den  Gedanken  geopfert,  dass  diese  nur 
ELtFcbeidang  das  Gcsotz  sciu  könne,  war  unvermeidlich.  Die  Constitution  des  Jahres 
1791  gab  die  Gewalt  dem  König,  da  sie  ihm  auch  Minister  und  Beamten 
verantwortlich  machte,  als  dem  höchsten  Herren  der  Executivgewalt  ^). 
Während  des  Convents  ergriff  die  Gesetzgebung  alle  Gewalt,  bis  aus  der 
nothwendigen  Verwirrung  heraus  die  Constitution  des  Jahres  IE.  wieder 
die  Executivgewalt  als  höchste  Verwaltungsbehörde  emporhob  ')*  Wie 
wenig  aber  damit  der  Gerechtigkeit  gedient  wurde,  zeigte  die  bleibende 
Verwirrung,  und  wie  wenig  es  möglich  war,  auf  diesem  Wege  die 
Lösung  zu  finden,  werden  wir  später  leicht  erkennen  können  aus  der 
gesammten  Organisation  der  Verwaltung.  Da  zog  der  militärisch 
strenge  Geist  Napoleon^s  die  einzig  mögliche  Consequenz  und  setzte 
zwischen  Justiz   und  Verwaltung    die  Administrativtribunale  ^).    Die 


1)  Vitien:   Etndes  administratiTCB.  Bd.  I.  8.  19. 

2)  Constitution  des  Jahres  1791.  Tit.  III.  Art.  IV. 

3)  Constitution  de  Tan  III.  Tit.  VI.  Art.  147. 

4)  Gesetz  vom  28.  Pluviose  an  VUI.  (17.  Februar  1800.) 
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Competenz  jener  findet  jetzt  ihre  Grenze  im  Privatrecht,  die  der  Ver- 
waltung im  Privat-  und  öffentlichem  Interesse.  Jene  hat  ihr  Recht 
im  Civilrecht,  diese  findet  Recht  und  Ursache  in  einem  Verwaltungs- 
act  Die  Justiz  kann  das  Gesetz  nar  anwenden,  die  Verwaltung  prüft, 
deutet  und  erklärt  ihre  Acte.  Die  Interessen  der  Gerichtsbarkeit 
mnssen  an  bestimmte  Formen  gebunden  sein,  denn  das  Gesetz  ist 
onwandelbar  und  es  ist  möglich,  die  Formen  seiner  Anwendung  fest- 
zusetzen. Die  Administration  hat  kein  Processrecht.  In  diesen  vier 
Punkten  fand  man  die  Lösung  der  Frage  und  über  ihre  Grenzen 
hinaus  konnte  die  Zeit  selbst  und  die  reichsten  Erfahrungen  keine 
Wandlung  schaffen.  Nie  ausserhalb  derselben  konnte  sie  entwickeln. 
Dnd  iass  man  sich  nicht  täusche!  Die  Reform  ist  auch  gar  nicht 
anders  möglich,  denn  die  Administrativjustiz  ist  keine  selbständige 
Sdiöpfnng,  sondern  ist  die  letzte  Consequenz  des  Beamtenstaates. 
Und  sie  allein  ist  im  Stande,  von  ihrer  Höhe  herab  den  Schein  der  Ge- 
rechtigkeit wenigstens  zu  wahren ,  nachdem  selbst  im  untersten  Gliede 
der  Verwaltung  durch  die  Allmacht  desselben  Recht  und  Freiheit  des 
Burgers  doch  einer  steten  Gefahr  ausgesetzt  ist.  Sucht  man  Reformen, 
will  man  reformiren,  so  muss  man  nicht  von  oben  es  versuchen,  sondern 
muss  den  Grund  anders  organisiren.  Die  Früchte  des  Baumes  sind 
nur  die  Kraft  des  Bodens,  in  dem  seine  Wurzeln  ruhn.  Wird  der 
Bürger  verpflichtet  sein  neben  seiner  Berechtigung,  mit  einem  Worte, 
wird  die  Selbstverwaltung  an  Stelle  des  centralisirten  Beamtenstaates 
treten,  dann  wird  die  Trennung  der  Verwaltung  und  Justiz  das  werden, 
was  sie  im  Rechtsstaat  sein  soll ,  d.  h.  die  Verwaltung  wird  einer 
Rechtsprechung  sich  unterwerfen,  der  Staat  wird  allein  durch  Gesetze 
regiert  werden  können. 


Die  Local-  und  Staatsverwaltung« 


Einleitnng. 


Die   Auffalle  der  Terwaltmiir* 

Mirabeau  Was  Ifit  die  AdmlDistratioD  ?  frag  Mirabeau  die  NatioDalversamiD< 
jor  Verwaltung!  J'^'^*)'  »^i^  Politik  ist  eine  Wissenschaft**,  antwortete  er,  »die  Admiiii« 
stration  ist  eine  Wissenschaft  und  eine  Kunst/*  Mit  diesen  Wort« 
eröffnete  der  grosse  Volkstribun  einem  neuen  Geiste  den  Weg.  Auch 
im  ancien  Regime  wurde  die  gesammte  Verwaltung  und  ihre  Aufgabe 
durch  den  Geist  desselben  bestimmt,  der  sich  bis  in  die  letzten  Glieder 
des  Staatsorganismus  drängte  und  die  Thätigkeit  derselben  beherrschte. 

Die  privat     Wie  das  alte  Königthum  sich  aus  dem  privatrechtlichen  Feudalstaat 
\u!rra!mn°cn  ^^  entwickelte,  dass  die  königliche  Gewalt  und  mit  ihr  alles,  was  sie 

dca  ancien  beherrschte,  in  dem  Träger  derselben  zu  einem  Eigenthum  sich  g^ 
'v''I"'^it"  ^^^  stalt^'te,  so  entwickelte  sich  auch  die  gesammte  Verwaltung  in  dem 
Maass,  als  sie  in  die  Hände  des  Königthums  überging,  diesem  Geistt: 
gemäss.  Ja  gerade  diese  Umwandlung,  welche  mit  dem  Ende  de> 
Mitfthilters  mit  klarer  Absicht  durch  das  Königthum  vollzogen  wüidt^, 
bestimmte  den  Inhalt  des  ganzen  Processes.  Dort,  wo  die  Seigneür> 
und  Feudalherren  ihre  Oberherrlichkeit  verloren,  verloren  sie  dieselbe 
an  den  König  und  dieser  setzte  an  ihre  Stelle  seine  Beamten.  Ebens« 
ti'Hten  diese  in  die  Wirkungskreise  der  Gemeinden  und  Städte  in  dem 
Augenblick,  als  die  absolute  Regierungsgewalt  in  ihnen  ein  Hinderoi"^ 
sah  und  ihre  Macht  und  Freiheit  darum  zertrümmerte.   Das  Beamten* 


*)  Ä.  a  10.  December  1789. 
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heer,  das  so  an  Stelle  der  eiDst  selbstthätigen  und  freien  Verwaltung 
trat,  fand  von  Anbeginn  an  die  Quelle  seiner  Macht  in  dem  Willen 
des  Königs.  Die  Könige,  die  in  allen  Lebensäusseiiingen  des  Staates 
our  die  von  ihnen  allein  abhängigen  Diener  wirken  sahen ,  gestalteten 
Dothwendig,  bei  dem  Wechsel  der  Personen  im  Amte,  das  Amt  selbst 
als  das  von  ihrem  Willen  abhängige,  für  sie  allein  bestehende  und 
ihren  rein  persönlichen  Bedürfnissen  ergebene !  Und  gerade  daher  war 
die  Willkur,  mit  der  das  ancien  Regime  neue  Aemter  und  Functionen 
bildete,  ebenso  erklärlich  für  den  allmächtigen  Willen  der  Könige,  als 
es  natärlich  war  von  Seiten  des  Volkes  dies  zu  dulden,  nachdem  die 
Vorstellungen  selbst  in  ihm  feste  Wurzeln  fassten,  dass  Staat  und 
Volk  ein  Eigenthum  des  Königthums  sei,  das  dem  jeweiligen  Träger 
eben  durch  den  Besitz  der  Krone  den  Titel  des  Rechts  gab.  Die 
Schranke,  welche  diese  Allmacht  dennoch  besass,  und  die  im  histo- 
rischen Process  immer  sichtbar  ist,  bildete  allein  die  Tradition  und 
die  Sitte.  Ihnen  allein  danken  die  Provinzialstände,  als  die  traurigen 
Zeugen  einer  alten  Freiheit  und  Selbständigkeit,  ihren  Bestand  unter 
der  Herrschaft  des  ausgedehntesten  Absolutismus,  wie  ihn  Ludwig  XIV. 
übte.  Der  Scheiu  der  Gerechtigkeit  musste  herrschen,  wo  das  Gesetz 
keine  Gewalt  war.  Und  selbst  sie  waren  in  ihrer  Entartung  nichts 
weiter,  als  für  die  Willkür  der  Könige  zur  beliebigen  Ausnutzung  be- 
stimmte Organe.  Ich  habe  darauf  schon  deutlich  im  Vorhergehenden 
hingewiesen.  Diesem  Geiste  gab  Ludwig  XIV.,  unter  dessen  Herrschaft 
er  am  deutlichsten  hervortritt,  den  besten  Ausdruck  in  den  bekannten 
Worten  der  «»Memoires  et  Instructions''  für  den  Dauphin.  >,Alles,  was 
sich  in  der  Ausdehnung  unseres  Reiches  befindet,  welcher  Natur  es 
auch  sei,  gehört  uns  aus  demselben  Titel.  Ihr  mögt  überzeugt  sein, 
dass  die  Könige  absolute  Herren  sind,  und  so  natürlicher  Weise  ein 
volles  und  freies  Verfögungsrecht  haben  über  alle  Güter,  welche  sie 
so  besitzen"  *).  Privatrechtlich  hatten  sich  die  Anschauungen  über 
die  Staatsgewalt  entwickelt  und  zum  Absolutismus  gestaltet.  Privat- 
rechtlich  konnte  sich  die  Staatsvei'waltung  demgemäss  nur  entwickeln 
QDd  zu  einem  alles  bevormundenden,  endlich  alles  ertödtenden  Prä- 
ventiTsystem  gestalten.  — 

Dennoch  aber  hat  die  Administration  eine  andere  Aufgabe,  als         Die 
die  blosse  Lohndienerin  der  jeweiligen  Regierung  zu  sein,  ja  sie  bat  ^JJ^^*^*^"^^^^*' 
höhere,  idealere  Ziele  zu  erfüllen.    So  mächtig  ist  diese  wahre  Be-        zieio. 
Stimmung  derselben,  dass  sie  selbst  während  der  Despotie  des  ancien 
Regime  sich  häufig  Bahn  brach.    Der  despotische  Geist  eines  Richelieu 
ahnte  dies  so  klar,  als  der  aufgekläite  freie  Blick  Colbert's.    Der  eine 
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hebt  mit  mächtiger  Hand  den  Staat  über  die  Stinde  und  ihre  loter- 
essen,  setzt  ihn  selbst  als  eine  besondere,  das  Einzelne  in  ihm  um- 
fassende Gewalt  und  der  Beamtenorganismus,  den  er  an  Stelle  der 
Ständewirthscbaft  einführt,  ist  ihm  nur  die  persönliche  Darstelltu^j 
und  Thätigkeit  desselben.  Die  Administration  wird  das  ersteioal  di^ 
Macht  des  Staates.  Colbert's  Fahrerin  in  dem  Bedfirfniss  nadi  Re- 
formen ist  die  Finanznoth  und  der  zerrüttete  Staatshanshalt  Diesen 
eine  stetige  Ordnung  zu  geben,  jene  zu  verdrängen,  concentrirt  er  dir 
Staatsverwaltung  in  dem  Lebensnerv  des  Staatsdaseins,  in  der  Finaat 
Ordnung,  und  stellt  in  dieser  den  Staat  als  eine  Einheit  and  m 
Ordnung  hin.  Der  Staat  wird  zum  erstenmal  durch  die  Ziele  dri 
Verwaltung  in  seiner  Ordnung  ein  bewusstes  Wesen.  Aber  all^  «& 
sie  gethan,  zerschellt  wieder  im  Streben  des  Absolutismus  der  Köü^ 
Für  sie  erscheint  die  Macht  des  Staates  nur  als  ihre  persönliche  (.^ 
walt,  die  ihre  Thätigkeit  und  Bestimmung  nur  durch  ihren  persönlicbiff 
Willen  zu  empfangen,  und  ihre  Aufgabe  nur  in  ihrer  persönliche: 
Befriedigung  zu  suchen  hat.  Ebenso  ist  die  Einheit  des  Staates  Ibße 
dauernd  nichts  weiter,  als  die  Allmacht  ihres  Willens,  die  sich  li 
ins  Einzelne  fortpflanzt  und  im  letzten  Glied  zur  Geltung  komoe 
kann.  Wenn  aber  Einheit  und  Ordnung  des  Staates  nichts  weiu 
sein  sollen,  als  dieses,  und  dabei  stets  nur  von  dem  Willen  des  ili 
genten  abhängen  sollen,  so  werden  sie,  wie  dieser,  abhängig  von  M 
Person ,  mit  ihr  einer  dauernden  .  Aenderung  und  Wandelbark^ 
unterworfen  ist,  diesen  Bewegungen  dauernd  folgen  müssen.  DieVe 
waltung  wird  ein  Chaos,  dessen  Wirksamkeit  und  Kraft  einzig  qa 
allein  bedingt  und  abhängig  ist  von  der  Kraft  des  mnxelnen  Regeatti 
Mit  ihm  fällt  die  Bedeutung  und  Würde  jener ,  und  der  Staat  vir 
unaufhaltsam  der  Zerrüttung  anheim  fallen.  Regenten,  wie  Ludwig  li 
Heinrich  IV.  und  Ludwig  XIV.,  wissen  der  planlosen  Maschine  do«* 
einen  solchen  Impuls  zu  geben,  dass  sie  wie  von  selbst  wffkt.  Nat 
ihrem  Ableben  aber  droht  der  Staat  immer  mehr  zu  verfallen,  ^ 
er  verfUlt  auch  wirklich  nach  Ludwig's  XIV.  Tode. 
Folgen  der  In   dioser  gefährlichen   Abhängigkeit   der  Staatsverwaltung  ^^ 

InZn^ltml  ®>"®™  ^^®^°  berechtigten  persönlichen  Willen  erzeugt  diese  Orpa 
sation,  wie  nach  oben,  auch  nach  unten  hin,  die  verwandte  Wirkou 
Mit  der  Aufgabe,  dem  Absolutismus  nach  oben  hin  zu  dienen,  hat  ^ 
keine  andere  Aufgabe  nach  unten  hin,  als  diesen  Absolutismos  ^ 
ermöglichen  und  zu  erhalten.  Die  Tyrannei  der  Gewalt  bedarf  ^ 
Sclaverei  der  Geister.  Die  Wirkung  dieser  Thätigkeit  aber  ist  da 
endlich  vollständige  Ausscheiden  des  Volkes  ans  den  Pflichten  dt 
Staates ,  bis  Verwaltung  und  Volk  wie  zwei  einander  fremde  KnT^ 
gegenüber  stehn.    Und  in  dem  Angen blick,  wo  der  eine  winkte  ^ 
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ihm  der  andere  keine  Stutze,  und  plan-  und  bodenlos  zerschellt  das 
koDstüche  Gebäude.  In  ünthätigkeit  soll  das  Volk  gehalten  werden 
and  versinkt  dabei  in  Unwissenheit;  die  Vielthätigkeit  der  Verwaltung 
soll  die  Allmacht  der  Regierung  bedeuten  und  ist  selbst  im  Augenblick 
der  Schwäche  derselben  doch  nur  ihre  eigentliche  Ohnmacht,  welche 
sie  dann  der  Zerrüttung  und  Verwirrung  nothwendig  überliefert  Und 
so  fand  die  Revolution  den  französischen  Staat  und  war  allmächtig 
darum,  weil  sie,  verbunden  mit  dem  Volk,  einer  haltlosen  Regierung 
gegenüber  trat,  mit  dem  festen  Ziel,  diese  zu  zerstören  und  dafür  in 
dem  Beamtenlieer  selbst  die  beste  Stürze  fand,  da  dies  bedürftig  und 
in  seinem  Bestand  abhängig  von  einer  obersten  Leitung  sich  deijenigen 
fugte,  welche  die  Macht  dazu  zeigte.  Die  Regierung  hatte  dieselbe 
nicht,  weder  im  Volke,  von  dem  es  seit  Jahrhunderten  durch  den 
Yerwaltungsorganismus  abgeschnitten  war,  noch  in  dem  Verwaltungs- 
körper  selbst,  auf  dessen  Kraft  sie  nur  rechnen  konnte,  wenn  sie  Ihn 
allein  beherrschte.  Diesen  gefährlichen  Zwiespalt  zu  lösen,  wird  nur 
der  Staat  im  Stande  sein,  der  der  Verwaltung  in  der  Ordnung  und 
Gerechtigkeit  das  freie  und  von  keinem  wandelbaren  Interesse  beein- 
flusste  Ziel  setzt  Die  Art  und  Weise,  dieses  Ziel  zu  erreichen, 
kann  je  Dach  den  Umständen  sich  ändern  und  verändert  werden. 
Die  Garantie  aber,  dass  das  Ziel  ein  unwandelbares  ist,  muss  das 
Gesetz  sein.  Im  Voraus  kennen  wir  hinstellen,  dass  die  Revolution 
den  Zwiespalt  der  alten  Staatsorganisation  nicht  erkannt  hat,  dass  sie 
die  höchste  Aufgabe  der  Verwaltung  und  ihre  letzten  Ziele  nicht  be- 
griff. Sie  sah  mit  Mirabeau  in  der  Verwaltung  eine  Kunst,  aber  er- 
kannte diese  Kunst  selbst  als  nichts  anderes  an,  denn  einen  künstlichen 
Medianismns.  Niemand  erhob  dagegen  seine  Stimme,  als  eine  einzige 
Partei,  und  diese  wurde  darum  vernichtet.  Es  erscheint  mir  hier  ge- 
boten, noch  einmal  auf  den  Föderalismus  der  Gironde  zurückzublicken 
und  die  andere  Seite  der  Bestrebungen  dieser  Partei  zu  kennzeichnen. 
Die  Girondisten  waren  Revolutionärs,  als  sie  in  def  Geschichte 
auftraten,  und  wollten  als  solche  bis  zur  äussersten  Consequenz  gehen, 
d.  h.  Zerstörung  aller  alten  Zustände  und  Errichtung  eines  neuen  verwaitnng»- 
Staates.  In  diesem  Kampfe  erkannten  sie  auch  klar,  mit  welchen  •"'»'"'« 
Mitteln  der  Revolution  am  Ende  ihrer  Arbeit  auch  ein  dauerndes  Ende 
för  den  Staat  gesetzt  werden  könne:  Ablösung  der  einzelnen  Landes- 
theile  von  dem  gebieterischen  Centralpunkt  Paris,  Freiheit  und  Selbst- 
ständigkeit dieser  einzelnen  Theile  und  Emporhebung  der  übrigen 
grossen  Städte.  Kurz,  der  Föderalismus  der  Gironde  war  auf  dem 
Gebiet  der  Verwaltung  der  einzig  grosse  Kampf  in  Frankreich  um  die 
Selbstregierung.  Darum  wollten  sie,  wie  Mirabeau,  die  Provinzen  er- 
halten und  wollten  in  ihnen  die  Grossgemeiuden  schaffen.    Nur  so 
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erkannten  sia  die  3l5glichkeit  einer  gleichmässigen  Entwkkduii| 
üur  so  die  einzelnen  nacb  Sitten  nnd  Gebräuche  gesrliiedenen  St 
nach  Cultui\  Hamlel  tind  Industrie  verschiedenen  Land^&tliell 
gerechte  Entwickelunjr  hoffen  konnten,  Cnd  das  war  in  der  Tl 
grosse  Aufgabe  der  Revolution  für  die  Verwaltung*  Auf  die^m  ■ 
iß  diesen  Formtjn  allein  iiettt  nbcerhaupt  die  Aufgabe  aller  Rt 
dieser  Art,  selbst  in  unseren  Tagen  noch*  Kur  m  der  Venral 
reform  kann  die  Kation  all  tätsfrage  gelöst  werden.  Freil 
Individuums,  Selbstbestimmung  und  Selbst thätigkeit  desseUiein 
freie  Gemeinde  wird  dies  »chaffeEi;  Freiheit  des  Stammes  ^  Sl 
slimtnnng  and  SelbBttbätigkeit  desselben  —  die  Grossgeineiiii 
der  Kreis,  das  Departement  kann  dit^s  gestalten;  Freiheit  drr 
nalitätf  Selbstthfitigkeit  und  Selbstbestimmung  derselben  —  die  I 
eine  freie  Landesordnung  bietet  die  Grenzen  derselben.  Die  Ci 
rnng  des  Verschiedenen  ist  nur  ein  Z^ang  des  Ungleichen  zjtm 
artigen,  sie  wird  nie  zur  Kraft  füUretif  börhstens  s&ur  Duldl 
Gewalt  und  des  Zwanges,  In  den  Zeiten  der  Gefahr  werden  ( 
schiedenen  Theile  in  ihrer  erÄWuugenen  Einheit  und  Glei 
willige  Organe  der  Fortpflanzung  der  Gefahr,  in  den  Zeiten 
bieten  sie  keine  Garantie  für  die  Dauer  derselben.  Aber 
dasB  jeder  einzelne  Theil  selbst  bestimmend  ist  für  sein 
nelbstthätig  für  die  Gestalt  desselben,  werden  sie  unabbäugjf 
Zeiten  der  Gefahr  und  eine  Schranke  bilden  gegen  da>  Willi 
und  Ungerechte  und  einen  kräftigen  Hebel  für  die  Bewegung  de 
und  Gerechten«  Dass  die  Girondisten  mit  den  Ideen h,  denen  d 
Zukunft  gehört,  m  Grunde  gingen,  lag  in  der  Verwirrung  r 
nnd  der  allgemeinen  Zerrüttung  des  Stuates.  In  die.^er  verwei 
siie  ^selbst  die  wahre  admini^strative  Dt?contrali>iation  mit  der  All 
der  politischen  Gewalt,  die  Selbst  regle  i'ung  mit  der  Zerleguil 
gierung  ebenso,  wie  alle  ihre  Gegner  die  Einheit  d*T 
Regierung  mit  jener  der  Vawaltung  vermischten.  Madai 
hatte  dies  geahnt  und  in  der  schmerzlichen  BelrachtUDg  al 
schick  ihrer  Gesinnungsgenossen  anerkennt  sie,  dass  der 
in  ihrer  Zeit  ein  Unglück  gewesen  wäre,  alier  doch  das  Zkl  der^ 
sfti*),  Einheit  der  Macht,  das  ist  das  Ziel,  nach  dem 
?M  streben  haben,  j^ber  diese  Einheit  darf  nicht  mit  dner  Ce 
dei*  Geschäfte  verwechselt  werden.  Der  Bilrenut  ralismtis  ht  \ 
thum  der  Staaten.  Nur  in  der  freien  Verwaltung  kiinn  dag  I 
seine  Entwickelnng*  der  Stamm  seine  Gestalt  nnd  aiise 
Kraft,  die  Nationalität  ihre  Selbst^t&ndigkeit  Unden.    Und  öm 
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ist  die  hohe  Aufgabe  der  Verwaltung.  Verbunden  durch  die  Ordnung, 
überragt  durch  eine  starke  Staatsgewalt,  Ist  sie  so  nur  im  Stande, 
Staaten  zu  erhalten  und  zu  entwickeln.  Aber  auch  nur  so  wird  die 
politische  Freiheit  möglich  sein,  denn  nur  so  ist  ^s  möglich,  dass  ein 
Staat  nach  Gesetzen  regiert  werden  kann.  Ohne  dieses  tritt  früher 
oder  später  die  Willkür  der  Gewalt  ein,  die  Bevormundung  muss 
folgen,  nicht  das  Gesetz,  die  Ausnahmsregel,  die  Verordnungswirth- 
Schaft  wird  herrschend.  Und  in  den  Zeiten  der  Gefahr  wird  immer 
dieselbe  Erscheinung  eintreten,  die  auch  die  Revolution  Frankreichs 
darbietet.  Mit  centrifugaler  Bestrebung  werden  die  verschiedenen  Theile 
von  der  Staatsgewalt  sich  zu  entfernen  trachten,  die  Revolution  ist 
unübersehbar  und  das  Ziel  derselben  doch  unerreichbar.  Die  Freiheit 
wird  zu  einem  leeren  Wort,  denn  ilie  sie  bethätigenden  Organe  sind 
im  Augenblick  zerrüttet  und  unwillkürlich,  wenn  nicht  alles  der  Zer- 
störung anheim  fallen  soll,  liegt  für  die  Theile  selbst  die  Rettung 
wieder  nur  in  der  Despotie,  die  das  Widerstrebende  zu  vernichten 
weiss  und  in  der  Gewalt  allein  die  Einheit  ^k^nnt.  Dafür  trat 
Napoleon  in  die  Schranken  und  setzte  für  die  auf  dem  Gebiet  der 
Verwaltung  unklare  Revolution  den  durch  die  Jahrhunderte  dem  un- 
selbstständigen  Volk  vertrauten  und  für  die  Regierung  verlässlichen 
Beamtenkörper  des  ancien  Regime  wieder  ein. 

Die  Verwaltung  verlor  ihre  hohe  Bedeatang,  sie  wurde  wieder  zu  nie  Kr&ft  des 
einer  kunstvollen  Maschine  an  den  unthätigen  Körper  der  Nation  ange-  y*°^^^','^^^^^ 
schraubt  Aber  sie  war  jetzt,  nachdem  sie  sich  durch  die  Stürme  «ystemt. 
einer  langen  Revolution  erhalten  hatte,  für  das  Bewusstsein  des  Volkes 
eine  Gewkit.  Sah  man  früher  in  ihr  ein  Mittel  des  Despotismus  und 
der  königlichen  Willkür ,  so  erkannte  man  seit  der  Revolution  in  ihr 
eine  Nothwendigkeit  der  Nation.  Früher  wollte  man  sie  geradezu  zer- 
stören, weil  man  sie  hasste  ohne  sie  eigentlich  zu  begreifen,  jetzt  sucht 
man  sie  immer  nur  in  ihrer  gleichen  Gestalt  zu  entwickeln,  obgleich 
man  in  ihr  die  erste  Feindin  aller  politischen  Freiheit  erkennt.  Und 
darum  eben  hängt  Frankreich  fest  an  seinen  Beamtenorganismus,  hat 
sein  Verwaltungssystem  zu  einem  kunstvollen  Werke  ausgearbeitet, 
ans  dem  alle  Staaten  lernen  können,  von  dessen  Vortheilen  viele 
grossen  Natzen  ziehen  dürften,  aber  weder  Frankreich,  noch  andere 
Staaten  werden  je  daraus  begreifen  lernen,  wie  in  Verbindung  mit 
ihm  ein  wahrhaft  freier  Staat  sich  gestalten  kann,  wenn  sie  nicht 
erkennen  lernen,  dass  alle  Staaten  nur  unter  einer  einzigen  Autorität 
regiert  werden  können,  die  neben  der  Freiheit  herrschen  muss  — 
don  Gesetzl 


Untersaiiir  ilcr  alten  Commuiial«  viidi  Pr«YlBilal« 

ordnunif« 

Da*  In  der  vorhergehenden  Einleitung  zur  Darstellung  der  Yerwaltaop- 

Jiten^nr  neu**^  Organisation  habe  ich  schon  darauf  hingewiesen,  wie  der  Gedanke  einer 
Verwaltung,  absoluteu  Staatsgewalt  aus  dem  ancien  Regime  auch  von  der  ReT> 
lution  ergriffen  und  dauernd  von  ihr  anerkannt,  mir  an  Stelle  ^i 
königlichen  Souveränität  jene  des  Volkes  gesetzt  worden  war.  Idi 
habe  weiter  gezeigt,  wie  der  Staatsgedanke  in  den  einzelnen  Institutiooei 
immer  zur  Gestaltung  drängt  und  wie  es  natürlich  ist,  dass,  wcdd  a 
in  den  verschiedenen  Zeiten  sich  gleich  geblieben,  auch  die  glächa 
Aeusserungen  als  Folgen  seiner  Herrschaft  sich  zeigen  müssen.  Deih 
noch  aber  sind  die  äusseren  Formen  der  Verwaltung  des  ancien  R^ 
in  Frankreich  von  jenen,  welche  die  Revolution  festgesetzt,  so  >er 
schieden,  dass  es  auf  den  ersten  Blick  kaum  erklärlich  sein  mi»chte 
wie  doch  diese  Zeit  fast  den  ganzen  Organismus  der  Vergangen^ 
anerkannte  und  der  Gegenwart  übermittelte,  ja  dass  sie  ihn  a^ 
gesetzlich  so  feststellte,  dass  die  spätere  Zeit  ihn  nur  in  denselbd 
Bahnen  zu  entwickeln,  keineswegs  zu  ändern  vermochte.  Wie  dies  ii 
Wahrheit  der  Fall  war,  so  beweist  es  eben  nichts  anderes,  als  d» 
der  alte  Verwaltungsorganismus,  wenn  er  durch  Namen  und  historiseh 
Erinnerungen  von  den  neuen  Schöpfungen  verschieden  erscheint,  in  Wahr 
heit  doch  längst  untergegangen  und  ein  neuer  Bau  schon  so  fest  aa 
seinen  Trümmern  entstanden  war,  dass  die  Revolution  selbst  unvt^f 
mögend  gewesen,  ihn  zu  n^iren,  und  die  Vorwürfe,  die  eine  Parte 
der  Geschichtsschreiber  ihr  macht,  dass  sie  das  historische  Bewnsstsdi 
der  Nation  mit  allzu  gewaltsamen  Händen  angegriffen,  ganz  ungerecht 
fertigt  sind. 
Dl«  Die  Basis  aller  Staatsverwaltung  ist  die  Gemeinde.    Die  Geschieht« 

Elemente  det  ^jn^g  Staates  ist  die  Geschichte  derselben  und  nirgends  prägt  ski 
Gemeinde-  ^^^  Charakter  der  französischen  Staatsgeschichte  klarer  aus,  als  a 
wetens.  ^jg,.  Qeschichte  des  französischen  Gemeindewesens.  Die  beiden  gros« 
Culturvölker,  das  germanische  und  römische  Volk,  trafen  nirgends  < 
scharf  aufeinander,  als  auf  dem  Gebiet  Europas,  das  heute  den  frao^ 
zösischen  Staat  bildet.  Die  Germanen  mit  ihrer  Volksidee,  die  Mms 
mit  ihren  absoluten  Staatsgedanken  fanden  sich  hier,  um  ein  oeoe: 
Volk  und  einen  neuen  Staat  zu  schaffen.  Die  Gemeinde  ist  die  eiste 
feste  Organisation,  in  der  der  Kampf  der  verschiedenen  Elemente  sich 
darstellt  und  in  welcher  durch  einen  Jahrtausend  langen  Kampf  ^^ 
römischen  C(5nstitutionen  mit  dem  germanischen  Volksrecht  ach  ver- 
mischen und  eine  besondere  Schöpfung  erzeugen ,  die  in  ihrer  leuta 
Gestalt  ebenso  von  dem  einen  erzeugenden  Element  verschieden  L't 
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lU  von  dem  andern,  dennoch  aber  im  Kern  ihrer  Bildung  den  Charakter 
der  bildenden  Elemente  dauernd  bewahrt.  Die  römische  Gemeinde 
ist  nur  ein  Verwaltungsglied  im  grossen  Staatsganzen,  das  nnr  dazu 
djent,  ein  Träger  der  einheitlichen  Staatslasten  zu  sein.  Sie  hat  keine 
eigene  Existenz,  hat  kein  anderes  Recht,  als  der  Staat,  keine  anderen 
Beamten,  als  dieser.  Die  germanische  Gemeinde  hat,  wie  das  ganze 
Volk,  die  Idee  des  freien  Volkes  über  die  des  absoluten  Staates  stellt, 
ibr  besonderes  Leben,  ihr  eigenes  Recht,  ihre  eigenen  Magistrate,  die 
aus  ihrer  Wahl  und  ihrem  Willen  hervorgehen.  Aus  dem  Kampfe 
diesar  verschiedenartigen  Elemente  bildet  sich  iOr  das  ganze  franoö- 
siache  Reich  eine  Üodification  des  Gemeinderechtes,  die  in  der  grossen 
Communalrevolntion  des  zwölften  Jahrhunderts  ihren  Abschluss  fand*). 

Ein  bemerkenswerther  Charakterzug  in  dieser  Geschichte  scheidet  v«rachi«dciiiieit 
die  Zeit  vor  der  Revolution  von  dieser  und  der  Zeit  nach  ihr.   Es  ist  *•■  Gemeinde- 

Wesens.  Land- 

die  Verschiedenheit  der  Land-  und  Stadtgemeinden.  Schon  bei  den  oad  Stadt- 
Alten  waren  die  Städte  der  Mittelpunkt  des  politischen  und  socialen  ««»einde. 
Lebens.  Die  Römer  gründen  neue  Städte  und  durch  den  Sitz  der 
Verwaltung  daselbst  werden  diese  gross  und  mächtig.  Die  Consti- 
tationen  derselben  ruhen  auf  der  persönlichen  Freiheit  des  Einzelnen 
Qod  diese  selbst  wieder  auf  dem  Vermögen.  Wie  die  städtische  Ge- 
meinde von  der  frühesten  Zeit  in  ihrer  Entwickelung  mit  der  friedlichen 
Gründung,  aus  der  sie  hervorgeht,  zusammenhängt,  so  ist  dies  in 
Gleichem  der  Fall  mit  der  Landgemeinde,  die  aus  der  kriegerischen 
Besitzergreifung  sich  erhebt.  Der  Besitz  ist  ihre  Basis,  und  die  Zahl 
ihrer  unabhängigen  Mitglieder  ist  durch  das  Landesgebiet  beschränkt. 
Der  militärische  Führer  bleibt  auch,  wenigstens  in  Frankreich,  das 
Haupt  der  Gemeinde  und  der  Repräsentant  der  Einheit  derselben. 
Der  freie  Eroberer,  wie  der  unterworfene  Römer,  sind  seiner  oberherr- 
lichen Gewalt  unterworfen.  Die  Landgemeinde  steht  mit  der  Stadtge- 
meinde  in  keiner  Verbindung,  wenn  sie  nicht  von  dieser  gebildet,  nnd  ist 
mit  dem  ganzen  Staat  nnr  durch  die  Person  ihres  kriegstüchtigen  und 
kriegspflichtigen  Hauptes  vereint.  Diese  verschiedenen  Elemente,  die 
doppelte  Bevölkerung  der  Landgemeinde  und  die  Stellung  derselben  zu 
der  Stadtgemeinde  und  dem  Staat  füllen  mit  ihrer  Entwickelung  die 
ersten  Jahrhunderte  der  französischen  Geschichte  aus,  bis  durch  Carl 
den  Grossen  das  erstemal  die  römische  Staatsidee  in  all  ihrer  Macht, 
anch  für  die  germanischen  Völker  zur  Herrschaft  gelangt.  Für  ihn  hat 
das  Volk  der  Gemeinde  nur  eine  berathende  Stimme,  seine  Sendgrafen 
aber  entscheiden  und  executiren.  Die  Staatsbeamten  erscheinen  somit 
auch  als  Gemeindebeamten.   Dieses  Verhältniss  vermischt  das  erstemal. 
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und  alsbald  mit  grosser  Innigkeit,  das  römische  Staatsrecht  mit  dem 
germanischen  Volksrecht.  Raynouard  hat  es  klar  gezeigt,  wie  über- 
wiegend das  erstere  auch  schon  unter  den  Merovingem,  vor  allem  aber 
unter  den  Carolingern  sich  ausbreitet  Stadt-  und  Landgemeinde  Modi 
übrigens  in  dieser  Zeit  einander  noch  gleich.  Am  Ende  der  Caralb' 
gischen  Zeit  dringt  ein  neues  Element  in  alle  Staatsformen ,  das  fu« 
ein  halbes  Jahrtausend  die  Richtung  der  Ent Wickelung  bestimmt:  U 
Feudalität.  Die  ganze  feudale  Hierarchie,  wie  sie  sich  mit  der  Zeij 
entwickelte,  bewahrte  dauernd  auch  das  Streben  nach  einer  unbci 
schränkten  Herrschaft,  die  sich  jeder  Abhängigkeit  einerseits  zu  eot 
ziehen  sucht,  andererseits  in  ihrem  Umfange  und  Inhalt  absolut  auftret^i 
will.  Diesem  Streben  geben  die  Capitulationen  von  Kiersy-sur-Oi>^ 
die  gesetzliche  Anerkennung.  Aber  von  allem  Anfang  an  machei 
sich  zwei  Widersprüche  in  dieser  Bewegung  geltend.  Die  Feudalitä 
wird  eine  Gegnerin  der  königlichen  Gewalt  und  der  communalen  SeVo>i 
ständigkeit  Es  zeigt  sich,  wie  L.  Stein  sehr  treffend  es  bezeichnet 
„die  bittere  Wahrheit,  dass  das  Maass  der  Freiheit  eines  Volkes  ^ 
als  das  Maass  der  Macht  seines  Königs  zu  zeigen  begann^  >). 
Die  Feudal-  lu  der  That  siegen  die  Seigneurs  auf  dem  Lande  und  unterwerfej 

hcmchaft  nnd  ^^^  ßauer  vollkommcu  ihrer  Herrschaft.    Mit  der  Entwickeiiing  ^ 

das  Gemeinde* 

Wesen.  Ghevalerie  geht  gleichen  Schritt  die  Ausbildung  der  ländlichen  Servitut« 
Es  gab  am  Ende  dieses  Kampfes  keine  Landgemeinde  mehr.  Ihr  gaiui 
Leben  wird  organisirt  nach  dem  allein  geltenden  Interesse  des  ad)i;ts 
Erbherrn,  und  wie  die  Gemeindefreiheit  geht  auch  die  persönlich 
Selbstständigkeit  unter  vor  der  Oberherrlichkeit  des  Seignenr.  Gau 
anders  aber  entwickelte  sich  der  Kampf  der  städtischen  Geiueiu'ic^ 
Augustin  Thierry  hat  ihn  in  unvergleichlicher  Weise  geschildert* 
Er  zeigt  den  wilden  Kampf,  den  die  communale  Freiheit  im  Mitteialte 
gegen  die  Tyrannei  der  Noblesse  und  des  Clerus  geführt,  und  wie  ii 
ganz  verschiedene  Weise  die  Länder  im  Süden,  gegen  Italien  gekelift 
und  jene  im  Norden,  Deutschland  beröhrend,  den  Kampf  fuhreo  o 
doch  zu  einem  gleichen  Ziel  gelangen.  Es  zeigt  sich  die  Macht  tlt 
gleichen  und  einheitlichen  Königthums,  denn  das  Königthnm  ist  jetzt  lii^ 
Stütze  der  communalen  Selbstständigkeit  Es  stellt  si^^h  zwischen  üit 
Gewaltthaten  der  Feudalherren  und  das  Volk  und  schafft  durch  seiin 
Beamten  eine  königliche  Organisation,  aber  dauernd  unbeschadet  dr 
persönlichen  Freiheit,  der  Freiheit  des  Gutes  und  Handels;  es  scbüU 
die  locale  Verwaltung  in  den  Händen  der  Interessirten,  das  Recht  <itr 
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stidtischen  Miliz  und  der  municipalen  Gerichtsbarkeit.    Dadurch  aber 

gelangte  das  Königthum  selbst  zur  selbstständigen  Machtentfaltung,  es 

siegte  über  die  Feudalgewalt,  ohne  den  demoeratischen  Charakter  der 

Manicipalitäten    zu   zerstören.     Voll   Lebenskraft   kann    man    diesen 

Charakter  durch   die   Geschichte  des    dreizehnten,    vierzehnten    und 

funhehnten  Jahrhunderts  erkennen.     Ludwig  der  Heilige  hatte  die 

Communalordnungen,  die  zuerst  nur  die  den  Königen  gehörigen  Pro- 

viozen  beherrschten,  auch  über  ganz  Frankreich  auszudehnen  versucht. 

Er  ist  es  auch,  der  in  einer  Reihe  von  Gesetzen  die  Rechte  und  Pflichten 

der  icöniglichen  Beamten  festsetzt,  um  das  Volk  gegen  jede  Willkür  zu 

schützen.    In  dieser  Organisation  erscheinen  die  Baillis  und  Senechaux 

an  der  Stelle  der  alten  Comites.   Sie  üben  die  Polizeigewalt  im  Namen 

des  Königs,  haben  in  schweren  Fällen  die  Gerichtsbarkeit  und  sind 

selbst  eine  höhere  Instanz  für  die  Prevots.   Die  Parlamente  erscheinen 

als  ein  höchstes  Tribunal  für  die  Angelegenheiten  der  Gemeinde  und 

deren  Streitigkeiten   mit   den   Seigneurs.     Vor   ihnen   erscheinen   die 

Baillis  als  Repräsentanten  der  Gemeinden.    Diese  Ordnung  verbreitet 

sich  am  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  über  ganz  Frankreich  für 

die  Pflege   der  Gerichtsbarkeit,   vor  allen   haben  die  Seigneurs  ihre 

Alhnacht  verloren.    Die  Polizeivergehen  (cas  prev6taux)  gehören  der 

Competenz  der  Prevots  oder  Maires,  die  Verbrechen  (cas  royaux)  jener 

der  Baillis.    Die  Landgemeinde,  vergessen  und  zerstört  in  dieser  Zeit, 

wird  nur  von  der  jetzt  schon  allmächtigen  königlichen  Gewalt  noch 

berührt  durch  ihre  Bestrebungen  um  die  civile  Freiheit.    Aber  gerade 

hier  scheiterte  sie  an  dem  Recht  der  Feudalherren.    Der  Eigenthums* 

begriff  beherrschte  alle  Rechte,   welche  ihnen  aus   dem  Kampf  des 

Mittelalters  geblieben.    Auch  die  Person  des  ihnen  Untergebenen  war 

ein  Theil   ihres  Eigenthums.     Für  die  Fortschritte  Frankreichs,   der 

Vernunft  und  Menschlichkeit  war  dies  ein  Hinderniss,  das  nur  revo* 

Intionäre  Gewalten  beheben  konnten.  Die  Sciaverei  existirte,  obgleich  in 

ihrer  Grausamkeit  und  Ungerehtigkeit  geschwächt,  bis  zur  Revolution. 

So  sind  in  dem  langen  Kampfe  nur  die  Könige  die  wahren  Schutz-  Dit  k^nigueh« 
pfeiler,  wie  der  persönlichen  Freiheit,  so  auch  der  comm  analen  Selbst-  ^if  könw°eh«a 
ständigkeit  und  immer  so  weit,  als  sie  im  Stande  sind,  ihre  Gewalt    Beamten  im  o«- 
auszudehnen.  Wo  sie  hingreifen  können,  bestätigen  sie  das  erworbene  ™*>^>^'^*^***'^ 
Gemeinderecht,   freilich   überall  mit   dem  Vorbehalt  der  Einsetzung 
eines  königlichen  Beamten.    Wo  sie  mächtiger  sind  als  die  Seigneurs, 
wie  in  Ost-Prankreich,    streben  sie   dahin,   die  Macht  der  Vasallen 
gänzlich  zu  brechen,  die  Städte  vom  Joch  der  Seigneurs  zu  befreien 
und  sie  unmittelbar  der   königlichen  Gewalt  zu   unterordnen.     Das 
städtische  Recht  umfasst  allenthalben  die  Abschaffung  der  Sciaverei 
und  des  Censns,  die  Bildung  eines  Municipalrathes ,  aber  mit  einem 
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Gemeindeoberhaupt,  dem  Prevot,  der  ein  königlicher  Beamter  und  vom 
König  eingesetzt  war.  Er  besitzt  die  Executiv-  und  Jostizgewalt,  der 
Municipalrath  ein  umfassendes  Berathungsrecht.  Ludwig  VL  scbuu 
gab  solche  Grundgesetze  den  fünf  bedeutendsten  Städten  des  UDd<^.| 
Paris,  Orleans,  Melun,  Compiegne  und  Etampes.  Vor  allen  aber  war: 
Philipp  August  der  Schirmherr  der  Bestrebungen  um  städtische  Frei| 
heit  und  Selbstständigkeit,  die  er  überall  vermehrte  oder  neu  begrün- 
dete und  für  die  er  als  Richter  auftrat  gegenüber  den  Sei^neurs. 
Darnach  erscheint  das  Municipalrecht  am  Ende  des  vierzehnten  Jaiir- 
hunderts  in  vollkommen  festen  und  ausgeprägten  Formen.  Von  den 
verschiedenen  Einflüssen  aber,  die  sich  in  ihrer  Entwickelung  geltewi 
gemacht,  trugen  sie  auch  den  Charakter  einer  mannigfaltigen  Vei 
schiedenheit.  In  Ost -Frankreich  lagen  die  villes  de  commune  .-dtr 
villes  de  loi,  Städte  mit  einem  ganz  besonderen  eigenen  Reiht,  io 
West  -  Frankreich  die  villes  seigneuriales,  in  denen  die  Feudalherrn^ 
das  Recht  sich  erhalten  hatten,  die  Magistrate  zu  ernennen,  eodlb^ 
in  der  Mitte  des  Reichs,  der  königlichen  Gewalt  zunächst,  die  \iilf' 
de  bourgeoisie,  Städte  mit  königlichen  Privilegien,  aber  auch  nii] 
königlichen  Beamten,  und  die  villes  prevotales,  welche  ausschlies>lKl 
von  diesen  verwaltet  wurden.  Aus  dem  Kampf  um  die  Munidpal| 
freiheit  hatten  sich  diese  Verschiedenheiten  entwickelt,  je  nachdem  di^ 
Gemeinde  siegte,  oder  der  Seigneur  seine  Macht  behauptete  und  <H 
König  in  dem  Streit  seiner  königlichen  Gesetzgebung  Eingang  ^«l 
schaffen  konnte.  Dazu  kamen  noch  die  von  Deutschland  erworbeoM 
villes  libres.  Nur  ein  Princip  war  für  alle  herrschend,  das  der  Vim 
liehen  Suprematie  über  alle  Gemeinden.  Und  das  war  für  die  Zukoüf 
das  Entscheidende.  Die  Unterordnung  der  Gemeinden  unter  die  Kro» 
war  besonders  seit  Philipp  August  anerkannt,  da  dieser  der  Krone  ^ 
Recht  erwarb,  die  Rechte  der  Städte  zu  modificiren,  zu  widerrufen  uo- 
aus  freiem  Willen  solche  zu  gründen*). 
Die  Gtmftind«.  Betrachtet  man  den  Process  der  Gemeindeentwickelung  im  Eü 
vtrwÄitung     2elnen,  je  nach  den  verschiedenen  Institutionen,  so  findet  man,  «l- 

wübrcnd  des  '  »^  ' 

iditteiaiten.    im  grosseu  Ganzen .  von  der  Communalrevolution  des  zwölften  im 
▲anstuncdAr  jm^derts  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  ganz  dieselbe  Erscheinung 

Selbst-  '^ 

▼•rwaitasg.  Die  Freithätigkeit  der  Stände  und  der  einzelnen  freien  Bürger  ^«f 
schwindet  und  die  königliche  Gewalt  dringt  durch  ihre  Beamten  n 
das  innerste  Communalleben  ein.  Gegen  die  Willkür  der  Feudalhen^t 
erkannte  das  Volk  im  König  seinen  wahren  Schutz-  und  Schirmberra 
Diesen  Schutz  zu  geniessen,  konnte  seit  den  ältesten  Zeiten  j^^ 
Bürger  durch  die  Erklärung,  dass  er  ein  Bourgeois  du  roi  sei.  !»<• 
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Hab  and  Gut  und  seiner  Familie  der  Jurisdiction  und  dem  Recht  des 
Königs  allein  sich  unt^werfen.  In  dem  Bailli  und  Senechal  fand  er 
daDJD  seinen  Richter.  Diese  waren  mit  der  Zeit  die  Herren  der  ge- 
sammten  Gerichtsbarkeit  geworden,  da  sie  alles  zu  ihrer  Competenz 
gehörig  erklärten,  was  nicht  ausdrücklich  in  den  Gemeindeverfossungen 
ihnen  entzogen  war.  Das  Edict  „sur  les  Presidiaux*^  von  1551  führte 
endlich  in  jeder  §ailliage  die  von  den  Baillis  ganz  unabhängigen 
Collegialgerichte  ein,  welche  die  Gemeindegerichtsbarkeit  vollkommen 
ausser  Kraft  setzten.  Die  Errichtung  von  besonderen  Handelsgerichten, 
an  denen  seit  1579  königliche  Richter  Recht  sprachen,  entzog  den 
Gemeinden  auch  die  Competenz  in  Handelsstreitigkeiten.  Die  berühmte 
Ordonnance  de  Moulius  von  1566  machte  sie  ihrer  Givilgerichtsbarkeit 
verlustig,  die  an  die  Parlamente  übei^ing,  die  Ordonnance  de  Blois 
von  1579  endlich  verwies  alle  Verbrechen  vor  die  königlichen  Richter. 
Die  Gemeinde  behielt  nichts  als  eine  Gerichtsbarkeit  in  einfachen 
Polizeisachen.  Die  Polizeigewalt  selbst  hatte  auch  der  Lehensherr 
geübt,  aber  seiner  Allmacht  entkleidet  durch  die  wachsende  königliche 
Gewalt,  besass  er  bald  nicht  mehr  die  Mittel,  den  Dorffrieden  zu  er- 
halten, und  bekümmerte  sich  auch  nicht  weiter  darum.  Die  Stadt- 
gemeinden, obgleich  sie  das  Polizeirecht  besassen,  sorgten  doch  nur 
nothdüHtig  dafür.  Theils  fehlten  ihnen  die  Mittel  zu  einer  ausgiebigen 
Sicherheitswaehe,  da  unter  den  einzelnen  Gemeinden  keine  Verbindung 
herrschte,  theils  wollten  die  Burger  selbst  sich  dem  persönlichen  lästigen 
Dienst  nicht  unterziehen.  Sie  ergreifen  willig  das  von  Ludwig  XI. 
gewährte  Befreiungsrecht,  wonach  jeder  Bürger  gegen  eine  Jahres- 
abgabe (redevance  annuelle)  von  5  Sols  sich  vom  Polizeidienst  los- 
kaufen kann.  Die  Könige  sind  es  endlich,  die  ihre  Polizeimannschaft 
anführen  und  durch  die  Brigaden  der  Marechaussee,  die  das  Land 
durchstreifen,  Ordnung  und  Sicherheit  erhalten.  So  freithätig  durch 
die  Staatsgewalt  eingeführt,  erhielt  diese  ihren  Polizeiorganismus  auch 
vollständig  unabhängig  von  den  ständischen  Gerichtshöfen  und  der 
Gemeindegewalt  Die  Einführung  der  stehenden  Heere  erleichterte  den 
Process.  Die  Maires  hatten  wohl  in  erster  Zeit  noch  das  Ober- 
commando  über  die  Garnison  ihrer  Gemeinden,  aber  sie  verlieren  es 
bald  an  die  Lieutenants  du  roi,  die  1692  eingeführt  wurden,  zu  denen 
1699  noch  die  Lieutenants  de  poHce  kamen,  welche  endlich  aus- 
schliesslich die  Obergewalt  über  die  gesammte  bewafihiete  Macht 
haben.  —  Die  gesammten  wirthschaftlichen  Verhältnisse  lagen  gleich- 
falls in  den  ersten  Zeiten  der  Gemeindefreiheit  in  den  Händen  der 
Gemmden.  Jede  Localität  hatte  für  ihre  Bedürfhisse  selbst  zu  sorgen, 
und  da  der  König  seine  Einnahmen  in  den  Domänen  fand,  so  waren 
die  Feudalherren  und  Gemeinden  von  öffentlichen  Abgaben  frei.    Die 
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Gemeinde  bestellte  auf  eigene  Kosten  ihre  Befestigung  und  Sicherbeit. 
besoldete  ihre  Verwaltungs-  und  Gerichtsbeamten,  wenn  sie  die  Er- 
nennung derselben  besass.  Als  aber  mit  der  Kntwickelung  der  (ie>«-ll- 
schaft  die  Bedürfnisse  in  allen  diesen  Zweigen  stiren,  r&ichten  die 
Einnahmen  der  Gemeinden  nicht  aus  und  man  versuchte  sie  durch 
Steuern  und  Auflagen  zu  decken,  die  voi-zuglich  auf  Ein-  undAuRfohr 
fiel  und  somit  stets  das  Gesammtinteresse  der  Nation  mit  berührteo. 
Daraus  leiteten  die  Könige  ihr  Recht  ab,  solche  Auflagen  nur  ai^ 
Privilegien  den  Gemeinden  zu  gestatten.  Als  aber  die  stehenden  Heer 
die  Landesvertheidigung  zur  Staatslast  machten  und  Polizei-  ait>I 
Justizdienst  auch  schon  vom  Staat  geleistet  wurde,  entfiel  für  i)ir 
Gemeinde  ein  Theil  der  Verwendungszwecke  der  Einnahmen,  uod 
diese  wanderten  als  ein  Einnahmsrecht  in  dtrn  königlichen  Schau,  a;. 
den  ja  auch  die  Leistungspflicht  übergegangen  war.  Mit  diesem  Ein  j 
nahmsrecht  liatte  der  Staat  auch  ein  Ueberwachungsrecht  tli-sselM 
sich  erworben,  welches  Heinrich  11.  schon  1551  in  ein  allgemeioesi 
Aufsichtsrecht  über  die  Genieindewurthschaft  verwandelte.  Di<^ 
Beamten,  die  Intendants  commissaires  departis,  wurden  1635  zn  dei^ 
allmächtigen  Intendants  de  justice,  militaire,  poUce  et  fiD.n^-^i 
welche  sich  in  alle  Gemeindeangelegenheiten  mischen  konnten.  V^^ 
Edict  von  1085  und  die  gleichlautende  Declaration  vom  2.  Angust  l«^1 
entzog  den  Gemeinden  endlich  jedes  Verfügungsrecht  aber  ihr«'  Gütf^ 
und  die  Octrois,  verbot  den  Verkauf  der  Ersteren  und  von  dieMfflj 
Augenblick  war  jede  Gemeindefreiheit  für  immer  vernichtet.  Ohi^ 
Budget  keine  freie  Gemeindeverwaltung. 
VoUiUndiffor  Sieht  man  in  diesem  durch  zwei  Jahrhunderte  sich  entwickebikt 

Bvamten^ult«!  P^'o^^^^^s ,  wio  immer  mehr  und  mehr  die  Selbstthätigkeit  des  Volkft 
ttb«r  dl« seibtt  an  Seiner  Verwaltung  verschwindet,  der  Einzelne  seine  Pflichten  i^ 
vtrwaitung.  sc|,fittelt  Und  auf  die  Thiitigkeit  bestimmter  Beamten  überwälzt.  -^ 
ist  es  erklärlich ,  wie  die  Gewalt  der  Könige  sich  mehr  und  mehr  n 
das  innere  Leben  der  Gemeinden  eindrängte  und  sich  in  dem^lt«^-' 
am  Ende  als  allein  bestimmend  festsetzen  konnte.  Die  Freiheit  d*! 
Gemeindeverwaltung  bestand  endlich  nur  mehr  in  der  Wahl  der  Mt 
gistrate  und  das  ganze  Bewusstsein  einer  freien  Thätigkeit  des  Votl> 
richtet  sich  von  da  an  allein  auf  das  Begehren  dieser  Wahlrecür« 
Die  Thätigkeit  der  Gewählten  aber  war  an  die  köüiglichen  fiefeL'«- 
gebunden  und  der  Oberaufsicht  der  königlichen  Beamten  unterworfen 
Auch  diese  letzte  Thätigkeit  der  Gemeinden  zu  vernichten,  war  lei 
diesem  Stand  der  Verhältnisse  nicht  schwer.  Das  Volk  konnte  *lb'^ 
nicht  mehr  mit  unüberwindlichem  Muth  ans  einem  Wahlrecht  festhaJteu 
da  es  immer  mehr  und  mehr  die  Thätigkeit  des  gewählten  Magistrat 
doch  dem  königlichen  Willen   untei-worfen  .sah.     Und  übrigens  wjr. 
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wie  ein  der  alten  Verwaltung  anhängiger   neuerer  Schiiftsteller  mit 
Recht  sagt)  übrigens  war  in  Frankreich  auch  das  Köuigthum  nie  faul 
und  seine  Werke  sind  stets  auf  die  Wohlfahrt  gerichtet ' ).    Das  Volk 
war  mit  der  Vorstellung  längst  verti'aut,  dass  in  jenem  allein  sein  Wohl 
and  sein  Recht  ruhe.    Der  Bauer  erkannte  dies  gegenüber  der  Willkür 
der  Seigneurs,  der  freie  Burger  gegenüber  den  Vorrechten  der  privile- 
giften  Stände.    So  nährte  die  Debei'zeugung  des  Volkes  selbst,  was 
die  kdnigliehe  Gewalt  mit  aller  Macht  anstrebte.    Die  Verkäuflichkeit 
der  öffentlichen  Aemter,  welche  eine  grosse  Revenue  des  königlichen 
Schatzes  bildete,  drängte  die  Finauznoth   der  Regierung  auch  in  die 
Gemeinde,  und  unter  Ludwig  XIV.  ward   der  Erwerb  der  höchsten 
städtischen  Magistratur  bis  zum  niedrigsten  Gemeindeamte  nach  dem 
Gehalt  bemessen  und  nach  einer  darnach  bestimmten  Taxe  verkauft. 
Die  Noth  des  Staates  aber  übte  zuerst,  was  mit  der  Zeit  die  Gewohn- 
heit des   Volkes  ganz   natürlich  fand.     Nur   wenig  grössere   Städte 
sachten  sich  durch  den  Ankauf  der  Magistraturen  dem   königlichen 
Absolutismus  zu  entziehen  ^).    £s  erscheint  jßtzt  bei  dieser  Massen- 
häufung  der  Beamten  ganz  natürlich  und  fast  geboten,  durch  eine 
eioheitliche  Gesetzgebung  die  Beamtendienste  zu  ordnen  und  an  ein- 
ander zu   schliessen.    Aber  mehrere  Versuche  der  Könige  vom  Ende 
des  siebzehnten  Jahrhunderts  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  hinein, 
damit  auf  den  Trümmern  der  alten  Gemeindeverfassungen  ein  gleiches 
einheitliches  Geroeinderecht  zu  gründen,  blieben  erfolglos.    Das  Gesetz 
konnte  dort  keine  Macht  haben,  wo  die  Willkür  der  Gewalt  es  stets 
wieder  auflösen  konnte,  und   das  Volk  ohnmächtig  einem  abhängigen 
Beamtenkörper  gegenüber  stand.    Die  Masse  der  Beamten,  der  Mangel 
einer  sicheren  Gesetzgebung  mu.s^ste  selbst  beim  besten  Willen  Schwan- 
kungen, Unsicherheiten  urid  endliche  Zerrüttung  der  Verwaltung  er- 
zeugen.   Man  versucht  diese  Zerrüttung  der  Verwaltung  immer  wieder 
durch  Maassregeln  und  Verordnungen  für  kurze  Zeit  zu  heilen,  aber 
kaum  geheilt,   tritt  sie  doch  immer  wieder  und  stets  ärger  hervor. 
Und  gerade  das  ist  das  Wesen  der  gesammten  Verwaltung  vor  der 
Revolution.     In  Auflösung  ist  sie  allenthalben  begriffen,   die  Unab- 
hängigkeit der  Gemeinden  ist  vernichtet,  das  Recht  ist  nur  schwankend 
durch  Massenbestimmungen  aufrecht  erhalten,  das  öffentliche  Vermögen 
vernichtet,  die  Aemter  einem  wucherischen  Handel  preisgegeben.   Und 
dies  alles  herrschte  gegenüber  einem  Volke,  das  jeder  Thätigkeit  bar, 


1)  CheviUard:    De  la  Division  administrative  de  la  France.     1862.    Bd.  I. 
Seite  140. 

2)  L.  Stein:    De   la  Constitution,  de   la  Commune   en  France   tradnit  de 
Tallemand  par  V.  Le  Grand  1859.  S.  106. 


von  den  öffentlichen  Pflichten  nichts  begriff,  in  den  niederen  Stinden 
unwissend  und  arm,  in  den  höheren  nur  auf  den  Genuss  bedacht  war. 
Die  steuung  Wo  slud  denn  also  hier  die  Verhältnisse,  deren  Auflösung  durch  die 

^xfr^Iiirr^"  Revolution  so  schwer  zu  beklagen  ist,  wie  einige  Schriftsteller  meinen, 
ordanng.  Die  Gemeinde  hatte  seit  Ja)irhunderten  keine  Gewalt  mehr  and  keine 
Schöpfungskraft;  die  lebenskräftigen  Mittelglieder,  welche  dieeinzelneo 
Gemeinden  zu  einem  stärkeren  Ganzen  hätten  verbinden  und  mit  <kr 
Provinz  vereinen  können,  die  Kreise,  Grossgemeinden,  oder  wie  sm 
heissen  mögen,  fehlten  ganz  und  gar.  Die  alten  Provinzen  waren 
Namen,  die  wohl  dem  Volksgeist  vertraut,  aber  für  das  Volks-  and 
Staatsleben  fast  gar  keine  Bedeutung  hatten.  Sie  nährten  höchstens  den 
Sondergeist,  aber  schufen  nichts  des  Guten  und  erhielten  nichts  d@ 
Bestehenden.  Die  alten  Provinzialversammlungen,  hervorgegangen  m 
den  Feudalverbindungen  des  Adels  und  hohen  Clerus,  hatten  dienet 
ihren  Charakter  behalten,  selbst  nachdem  sie  von  der  Gemeinde- 
revolution des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts  mit  ergrifts 
worden  waren.  Immer  waren  die  beiden  ersten  Stände  überwiegeoi 
und  die  Gemeinden  waren  durch  wenige  Maires,  Echevins,  Codsi^Ib 
vertreten.  Als  die  Stände  durch  die  absolute  Gewalt  der  Könige  ver- 
nichtet wurden,  was  leicht  möglich  war,  da  sie  ja  nur  das  Privilepun 
repräsentirten  und  durch  keine  Pflichtübung  mit  dem  Volk  und  seioefl 
Bedurfniss  mehr  verbunden  wai'en,  fristeten  selbst  jene  in  den  G  Pari 
d*Elections  erhaltenen  Provinzialversammlungen  nur  noch  ein  S€beis| 
leben.  Mit  richtiger  Erkenntniss  der  Verhältnisse  sagt  Gneist:  »Wi 
diese  Stände  das  gewesen,  was  sie  m  England  seit  dem  dreizehn 
Jahrhundert  waren,  die  Repräsentanz  der  Klasse,  welche  die 
und  Lasten  des  jetzigen  Staates  trugen,  so  hätten  sie  nicht  untergel 
können'^  *).  So  aber  hatten  sie  in  ihrer  Thätigkeit  keine  andere  Sor^ 
als  ihre  Freiheiten  und  Privilegien  zu  sichern,  und  boten  wUlialinf; 
den  Bauer  und  Arbeiter  der  königlichen  Brandschatzung  dar.  Ein 
Gesammtinteresse  repräsentirten  sie  nicht,  ein  GemeinheitsbedürfDi^^ 
waren  sie  auch  nicht  Auch  nicht  für  das  nächstliegende  Bedürfoi^ 
das  das  Provinzialleben  erfasste,  hatten  sie  Thatkraft  Wenn  die 
königliche  Gewalt  und  Fürsorge  nicht  gewacht  hätte,  so  würden,  uic 
nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen,  Strassen  und  Brücken  in  noch  tjeftfem 
Verfall  gerathen  sein,  als  es  ohnedies  war.  Die  Gemeinde  war  in  ibFcr 
Isolirung  ohnmächtig,  diese  Lasten  zu  tragen,  die  Kreis-  oder  Graf- 
schaftsverbände fehlten  und  ein  Theil  war  unbekümmert  um  dieNit^i 
des  anderen.  Ludwig  XIV.  zwang  die  bäuerliche  Bevölkerung  vs 
Frohnarbeit  und  trieb  die  Geldmittel  durch  Zuschläge  zu  der  1^^- 


*)  Goeist:    Geschiebte  der  eoglischen  Commtuialverfassiuig.  IL  S.  1^ 
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auf.  Die  Provinssialstände  waren  dessen  froh,  denn  gerade  der  grössere 
(irondbesitz,  der  hier  repräsentirt  war;   war  frei   von  Frohnde  und 
Taille.  Wenn  ni;n  doch  kurz  vor  der  Revolution,  und  auch  die  Cahiers 
der  meisten  Volksklassen  aus  allen  Theileu  des  Reichs  die  Provinzial- 
stande  begehrten*),  so  war  das  eine  Täuschung  über  die  wahre  freie 
Verwaltung,  der  alle  Staaten  verfallen,  die  von  Beamtenheeren  re^ert 
werden  und  deren  Völker  theilnahmslos  und  unthätig  diesen  gegenüber 
stehen.    Im  Parlamentarismus  von  oben  bis  unten,  von  den  höchsten 
Staatsinteressen  bis  zum   einfachsten  Gemeindewesen  sucht  man  da 
das  Wesen  der  freien  Regierung.     Die  Theilnahme  des   Volkes  an 
seiner  Verwaltung  erstreckt  sich  in  den  höchsten  Wünschen  nur  auf 
ein  Wahlrecht  der  Beamten,  die  zu  steten  Trägern  der  Staatspflichten 
werden.    AJan  glaubt  dadurch  die  Freiheit  gesichert,  wenn  man  die 
Besetzung  der  Stellen  sich  gewahrt,  weil  man  immer  meint,  dass  die 
Schlechtigkeit  einer  Organisation  nur  von  der  Schlechtigkeit  der  Per- 
soDcn  abhängt.   Leider  liegt  diese  Begierde  so  nahe  und  die  Aussichten, 
dadurch  am  schnellsten  und  einfachsten  allen  Uebelständen  abzuhelfen, 
welche  die  königliche  Willkür  verschuldet,  sind  so  verlockend,  dass 
die  Staaten  leicht  diesem  Treiben  verfallen,  und  desto  mehr,  je  weniger 
eine  bewegte  Zeit  im  Stande  ist,  eine  ruhige,  nach  Gesetzen  aufgebaute 
Entwickelung  zu  vollenden.    Die  freie  Verwaltung  Englands  ist  so 
wenig  ein  willkürliches  Thun  und  Lassen  des  Volkes  und  durch  Zu- 
fälligkeiten und  in  Augenblicken  erzeugt,  als  die  administrative  Un- 
Ireihdt  Frankreichs  blos  durch  das  Streben  der  Herrscher  nach  einer 
absoluten  Gewalt  erzeugt  ist    Wie  das  englische  Selfgovernment  das 
Erzeogniss  einer  bewussten  Gesetzgebung  ist  und  nur  durch  die  Gewalt 
des  Gesetzes  gegen  jeden  versuchten  Uebeipriff  der  Regierung  geschützt 
ward  und  mit  dem  Bewusstsein  des  Volkes  sich  innig  verband,  so  ist 
der  Mangel  einer  solchen  der  Grund  der  administrativen  Willkür,  deren 
Verfall  stets  nur  durch  einen   gefügigen  Beamtenkörper  aufgehalten 
werden  konnte,  die  ihren  Schutz  und  ihre  Erhaltung  nur  in  den  Macht- 
i^prüchen  der  Könige  fand,  in  der  jeder  Zweifel  und  jeder  Irrthum  auch 
nur  dadurch  von  Augenblick  zu  Augenblick  gelöst  werden  konnte. 
Wäre  das  ganze  administrative  Gefüge  des  ancien  Regime   bei   all 
seiner  Nothwendigkeit  mehr  als  ein  so  künstlicher  Bau  gewesen,  so 
wäre  sicher  nicht  ein  einziges  Gesetz  der  Revolution  so  unaufhaltsam 
mächtig  gewesen,  ihn  umzustossen  und  im  selben  Augenblick  ein  neues 


•)  Mirabeau  forderte  sie  schon  1768:  „Pr^cis  de  rorganisation  on  Memoire 
sQr  len  Etats  provinciauz" ,  in  dem  er  alle  Interessen  der  Freiheit  prüft  und 
ne  am  Ende  nur  in  den  Proyinzialversamnihingen  findet  Ebenso  St.  Priest 
1782:  Examen  des  Assembl^es  provinciales. 
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Gebättdc  an  seine  Stelle  za  setzen.    Und  dieses  Gesetz,  war  das  Gesetz 
vom  22.  December  1789,  durch  das  die  Constituante  die  Orduung  und 
Eintheilung  des  Landes  und  des  Volkes  schuf,  innerhalb  welcher  die 
neuen  Verwaltungskörper  sich  gestalten  sollten. 
!><•  Der  oberste  Grundsatz,  den  die  Revolution  verkündigte,  Einheit 

vtr^ritiiag*"  des. Reiches  und  der  Nation,  gegründet  auf  die  Gleichheit  der  Rechte 
aller  Mitgljeder  des  Staates,  sollte  sich  in  jedem  Theil  des  Staatslebens 
zeigen.  Diese  beiden  Grundsätze  sollten  zur  Wahrheit  werden  durch 
den  Gedanken ,  dass  im  Innern  des  Reichs  jeder  Person  eine  gleiche 
Theilnahme  an  der  Leitung  der  öfifentlichen  Geschäfte  gewährt  sein 
soll.  Diese  beiden  Richtungen  der  Thätigkeit  der  Revolution,  welche 
diese  am  Anfang  bis  Ende  ausfallen,  sollten  dann  beherrscht  werden 
von  dem  Gedanken  eines  einsigen  Rechts.  Damit  aber  verband  man. 
weil  man  die  Kraft  des  Staates  darin  suchte  und  m  der  Zeit  der 
Auflösung  leider  auch  nur  darin  finden  konnte,  den  Gedanken  einer 
gleichförmigen  Organisation,  welche  sich  über  das  ganze  Land 
ausdehnen  sollte.  Es  war  der  algebraische  Geist  der  Encyclopädisten, 
welcher  alles  Denken  jener  Zeit  beherrschte.  Mit  einem  einzigen  Schlag 
war  die  Verschiedenheit  von  Stadt-  und  Landgemeinden  abgeschafft, 
die  historischen  Unterschiede  durch  die  Vernichtung  der  Provinzial- 
eintheilung  aufgehoben.  Alle  besonderen  Stadtrechte  und  Localgewohn- 
heiten  verwischt.  Mit  Maass  und  Winkelwaage  wurde  das  Land  aas- 
gemessen und  in  gleiche  Departements,  gleiche  Districte  und  gleiche 
Gemeinden  eingetheilt.  Vergebens  protestirten  einige  Provinzen  und 
verweigerten  die  Anerkennung  der  Departementseintheilung^),  aber 
der  Provinzialgeist  war  zu  schwach,  dem  neuen  Streben  zu  widerstehen, 
das  doch  trotz  seiner  Mangelhaftigkeit  zu  gewaltig  in  seinem  letzten 
Ziele  war.  Die  Gewalt  desselben  lag  darin,  dass  es  an  die  Stelle  der  VHll- 
kfir  und  Verwirrung  des  ancien  Regime  die  Ordnung  setzte,  demjed«* 
Theil  des  Reichs  unterworfen  und  so  eben  mit  dem  ganzen  Staat  in 
unmittelbare  Verbindung  gebracht  werden  sollte,  ebenso,  dass  es  den 
durch  die  absolute  Gewalt  erzeugten  leeren  Raum,  den  Mangel  eines 
enggeschlossenen  Gemeinde-  und  Provinzialinteresses,  durch  das  über- 
all erscheinende,  das  einzige  allmächtige  Staatsinteresse,  ausfüllte. 
Einmal  ein  solcher  Gedanke  begründet,  war  es  unmöglich,  ihn  wieder 
zu  zerstören,  ja  er  soll  auch  nicht  zerstört  werden,  denn  nur  auf  ihm 
ruht  wenigstens  bis  heute  die  historische  Kraft  des  Staates.  Daram 
eben  pries  ich  im  früheren  schon  die  neue  Landeseintheilung  Frank- 
reichs als  ein  grosses  Werk,  aber  ich  werde  nicht  zurückschrecken^ 
jetzt  die  innere  Organisation  derselben  so  darzustellen,  wie  sie  eben 


*)  Chevillard  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  156. 
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sich  entwickelt  und  wie  sie  gerade  die  Freiheit  untergrab  und  den 
Absolutismus  erzeugte.  So  eigenthümlich  dieser  Entwichelungsgang 
nur  Frankreich  gehört,  ebenso  nur  ihm  gehörig  ist  jenes  Verwaltungs- 
system,  das  sich  als  ein  streng  nationales  aus  demselben  geformt  hat. 

Ehe  vrir  aber  die  Thätigkeit  der  Revolution  betrachten,  müssen         du 
wir  voraus  die  Reformversuche  erwägen ,  die  Ludwig  XVI. ,  gedrängt   ^  '^'^n"*" 
vom  öffentlichen  Geiste,  vornahm.    Man  hat  sie  häufig  unterschätzt,  Ludwig«!  xvi. 
um  die  Thätigkeit  der  Revolution  desto  glänzender  darzustellen ,  und 
doch  sind  .sie  die  Basis  dieser  ganzen  Thätigkeit  gewesen.    Man  hat 
sie  häufig  äberschätzt,  um  die  Revolution  zu  verdammen,  indem  man 
ihr  die  Schuld  gab,  dass  sie  die  friedliche  Erneuerung  des  Staates 
störte  und  die  trefflichsten  Mittel  dazu  vergeblich  machte,  und  doch 
ist  ein  Mittel  ohne  jeden  Werth,  wenn  es  zu  spät  am  kranken  Körptr 
angewendet  und  nur  mit  Zagen  und  Bangen  versucht  wird.    Das  war 
in  Wahrheit  das  Wesen  der  Reformen.  Furchtsam  versucht,  corrumpirte 
man  nur  durch  die  doch  stets  unvollkommene  Verbesserung.    Ihnen 
aber  die  Gewalt  zutrauen  wollen,  die  nur  Revolutionen  haben,  oder 
diese  von  ihnen  fordern ,  heisst  die  Kräfte  verkennen ,  die  im  Leben 
der  Völker   immer  wirken.     Könige   sind   selten   gute  Revolutionärs. 
Getrieben  von  dem  immer   lauter   werdenden  Bedfirfniss  nach  einer 
Reform  der  Verw^altung,  erliess  Ludwig  XVL  in  dem  berühmten  Arret 
vom  12.  Juli  1778'eine  neue  Gemeindeordnung  für  die  Provinz  Berry, 
welche,  nachdem  sie  sich  aUbald  bewährt,  auch  auf  die  Generalite  de 
Montanban   angewendet  wurde*).    Die  Basis  dieser  neuen  Verwaltung 
war  die  Gemeinde.  Der  Seigneur,  der  Pfarrer,  ein  Syndicus  und  Greffier 
mit  einem  Bfirgerausschuss  von  .^>,  6  oder  9  Mitgliedern,  je  nachdem 
die  Pfarrei  100,  200  oder  300  Heerde  hatte,  bildeten  die  Municipalität. 
Der  Seigneur  und  Pfarrer  waren  nothwendige  Mitglieder,  alle  fibrigen, 
ausser  dem  Greffier,  wurden  durch  individuelles  Scrutinium  gewählt. 
Ohne  jeden  Standesunterschied   war  Wähler,   wer   lo  Livres   Steuer 
zahlte  und  konnte  gewählt  werden,  wer  25  Jahre  alt,^  im  Gemeinde- 
verband wohnhaft  war  und  30  Livres  Steuer  zahlte.    Der  Syndicus 
präsidirte  der  Wahl  versammlang,  der  Greffier  war  Secretär,  der  Seigneur 
und  Pfarrer    konnten  assistiren.     Alle  Jahre    schied  ein  Drittel  der 
Municipalität  aus,  so  also,  dass  man  3  Jahre  im  Dienst  war.    !Nur 
nach  2  Jahren  konnte  ein  Verwaltungsmjtglied  wieder  gewählt  werden, 
ausgenommen  der  Syndicus,  der  stets  wieder  gewählt  werden  konnte. 
Wie  dieses  unterste  Glied  der  Verwaltung,  das  die  Grenzen  der  Pfarre 
als  seine  Gemeindegrenze  ansah,  der  späteren  Commune  gleich  war, 
80  war  das  zweite  Glied,  die  Election  und  ihre  Organisirung,  das  Vor- 


♦)  Arr«t  vom  11.  Jnli  1779. 
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bild  der  späteren  Districtsverwaltung.  Jede  Election  in  den  Grensen 
einer  Generalität  hatte  eine  Assemblee,  bestehend  aus  24  Mitglieden, 
von  denen  6  der  Noblesse,  6  dem  Glerus  und  12  dem  Tiers-etat  an- 
gehörten, und  die  durch  indirecte  Wahl  aus  6  Wahlkreisen  hervorgingen. 
In  jedem  Wahlkreis  vereinigten  sich  nämlich  der  Seigneur,  der  Pfarrer 
und  2  Mitglieder  der  Municipalität  und  ernannten  4  Hitglieder  für  die 
Assemblee  de  l'election,  so  dass  die  Hälfte  derselben  den  Städten,  die 
andere  Hälfte  dem  Land  angehörte.  Die  3  Stände  waren  hier  ver- 
einigt und  stimmten  schon  nach  Köpfen.  Der  Präsident  ward  vom 
König  ernannt,  die  beiden  Syndici  von  der  Assemblee  gewählt,  ebenso 
der  Greffier.  Diese  4  mit  4  anderen  Mitgliedern  der  Assemblee  bildeten 
im  Zwischenraum  der  Sessionen  für  die  Leitung  der  Geschäfte  eine 
Commission,  und  waren  der  Assemblee 'Rechenschaft  schuldig.  Alle 
3  Jahre  wurde  auf  gleiche  Weise,  wie  die  Municipalität,  die  Assemblee 
erneut  Im  Umkreis  der  Generalität  oder  Provinz  bildete  sich  als 
dritte  Stufe  die  Administration  provinciale  in  einer  Versammlung  von 
48  Mitgliedern,  und  zwar  12  vom  Glerus,  12  von  der  Noblesse  und  U 
vom  Tiers -etat,  welthe  durch  Wahl  aus  der  Assemblee  de  Felection 
hervorgingen.  Ihre  innere  Organisation,  die  Einsetzung  einer  Com* 
mission,  war  wie  jene  der  filectionen,  nur  schied  alle  Jahre  ein 
Viertel  der  Mitglieder  aus.  Diese  Provinzialversammlnng  hatte  die 
Umlegung  der  Grund-  und  Personalsteuer  zu  leiten,  die  Summe,  welche 
an  den  Staatsschatz  zu  liefern  und  jene,  welche  für  die  Verwaltung 
nöthig  war,  zu  bestimmen,  ebenso  jene  für  die  Bedürfnisse  der  Klections 
und  Gemeinden  zu  bestätigen.  Die  Entschädigungen  der  Commissionen 
wurden  hier  bestimmt  und  dem  König  zur  Bestätigung  vorgelegt  For 
die  Gerichtssachen  der  Provinz  und  der  Election  wie  der  Gemeinde 
waren  die  Syndici  gesetzliche  Vertreter. 
Die  Die  folgende  Darstellung  wird  zeigen,  wie  eng  die  Nationalver- 

itevTif  ^^^  Sammlung  sich  an  dieses  Vorbild  bei  ihrer  Verwaltungsorganisation 
den  Reformen  anschloss,  ja  wic  sie  dieselbe  bis  auf  ihr  schwerstes  Gebrechen,  die 
Lndwig»ixvi.  Ohnmacht  und  Schwäche  der  Gemeinde,  nachbildete.  »Man  wollte 
eine  nationale  Verwaltung  auf  dem  Ruin  der  Provinzialinteressen  er- 
richten, und  um  zu  diesem  wünschenswerthen  Ziel  zu  gelangen,  ver- 
mehrte man  die  besonderen  Räthe,  welche  nur  in  Beziehung  der  mehr 
und  mehr  eingeschränkten  Localitäten  in  Bewegung  gesetzt  werden 
konnten,  man  wollte  die  monarchische  Gewalt  einschränken  und  gab 
ihr  gar  keine  Autorität,  wollte  sie  verantwortlich  machen  und  sie  hatte 
doch  keine  Thatkraft,  wollte  sie  überall  gleich  machen,  und  duldete 
doch  nirgends  ihre  Diener^^  *).   Trotzdem  nun  aber  diese  Verwaltuogs- 


*)   Anonim   (M.  Hu  et   de  Coetliaan):    De  rorganieation  de  U  PniaMSce 
ciYÜe,  dans  Tint^rdt  monarchique.    Paris  1822.    8.  211. 
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organisatioD,  welche  Ludwig  XYI.  geschafiFen,  viele  der  alten  Laster 
abstellte,  iadem  sie  vor  allem  die  Gemeinsanikeit,  die  Annäherung  des 
Böigers  zum  Büi^er,  der  Gemeinde  zur  Gemeinde  heranbilde«  wollte, 
eJJie  leichte  und  gerechte  Vertheilung  der  Steuerlasten  möglich  machte 
and  so  das  drückendste  Laster  des  ancien  Regime's  abzustellen  ver- 
sachte, war  sie  doch  ohnmächtig,  eine  kräftige  Erneuerung  des  alten 
Staates  zu  erzielen.  Die  Privilegien  der  einzelnen  Personen  und  Ge- 
meinden standen  dauernd  jeder  umfassenden  Organisation  entgegen. 
Als  Ludwig  XVL  im  Jahre  1787  die  neue  Oi-ganisation  in  allen  Pro- 
vinzen, die  nicht  Pays  d'etat  waren,  einführen  wollte,  erhoben  sich 
die  privilegirten  Stände  und  traten  für  ihre  alten  Rechte  ein.  Sie 
wollten  nicht  mit  dem  dritten  Stand  gemeinsam  und  nicht  mit  diesem 
nach  Köpfen  stimmen.  Das  Parlament  von  Grenoble,  von  Paris, 
Bordeaux,  die  ganze  Bretagne  reclamirte  wieder  die  ältesten  Miss- 
bräache,  freilich  schon  neben  den  grössten  Freiheiten  ').  Es  blieb  dem 
Staat  solchen  fest  gewurzelten  Lastern  gegenüber  nichts  übrig,  als  die 
Revolution.  Sie  brach  los  und  die  Nacht  des  4.  August  1789  zerstörte 
die  Privilegien.  Alsbald  nach  der  Politik  und  ihren  Sorgen  folgte  die 
Verwaltung.  Man  erkannte  die  Nothwendigkeit  und  hatte  die  Absicht, 
ein  grosses  Reich  frei  und  selbstständig  zu  administriren ,  aber  man 
begriff  nicht,  dass  dies  unmöglich  sei  ohne  Hilfe  der  freien  und  starken 
Gemeinde. 


Die  Yerwaltnngsorganisatloii  der  Constituante. 


IMe  Qemelnile  und  Ihre  ITerwaltuns* 

Die  Grundlage  d^  Verwaltungsorganisation,  welche  die  Gonsti-         Die 
tuante  aus  den  vorhandenen  Trümmern  des  alten  gestürzten  Staates  B«oirr»phisch6 
aafbauen  wollte,  war  die  neue  Landeseintheilung,  welche  das  Decret     oemeinde. 
vom  22.  December  1789  feststellte.    Man  war  dabei  ausgegangen,  wie 
Thooret  erklärte  ^) ,  von  dem  Gedanken,  dass  die  Organisation  jedes 
grossen  Districtes  des  Reiches  in  der  Art  construirt  sein  soll,  dass  sie 
für  die  verschiedenen   Theile  der  Verwaltung  sich  geeignet  erweise. 
»Das  Königreich  ist  eingetheilt  in  Departements,  Districte,  Gantons 


1)  Dafey:   Histoire  des  Commanes  de  France.  1828.  S.  196. 

2)  A,  N.  29.  September  1789. 


und  Gemeinden"  ■).  Das  unterste  Glied  der  Landeseinthdlimg  iiDd| 
somit  die  Grundlage  der  gesammten  Verwaltung,  ist  die  Gemdnde.; 
Die  Constitution  des  Jahres  1791  erklärt  den  Begriff  dahin:  „dassall« 
französischen  Bürger,  in  Betracht  des  Gebietes,  innerhalb  welchem  ^ge^ 
boren  sind,  sowohl  in  Städten  als  auf  dem  Lande  eine  Gemeinde  bilden  ^] 
Eine  Stadt  ist  stets  mit  ihrem  ganzen  Gebiet  der  gleichen  und  selb« 
Municipalität  unterworfen,  und  unter  einer  Landgemeinde  versteht  um 
ihr  gesammtes  Gebiet,  mit  allen  Weilern  und  einzeln  stehenden  Haus«ni 
deren  Einwohner  in  die  SteuerroUen  des  Hauptortes  derselben  eing? 
tragen  sind  *).  Der  Hauptort  jeder  Gemeinde  ist  der  Ort,  wo  de 
Glockenthurm  sich  befindet  *).  Dadurch  verband  die  Constituante  di 
neue  Eintheilung  mit  der  alten,  nach  Pfarreien  und  Kirchspielen,  tt 
der  Auflösung  des  Lehn  Verbandes,  welcher  den  Gemeinden  die  \^ 
schiedenartigsten  Namen  nach  ihren  Herren  und  Gebietern  aufgezwunp^ 
hatten,  fielen  diese  weg  und  den  Gemeinden  ward  das  Recht  ertbdt 
ihre  alten  Namen  wieder  anzunehmen,  aber  dabei  auch  verboten,  i 
Zukunft  dieselben  wieder  zu  ändern  ^).  Der  Gedanke  der  Gleiche 
und  Einheit  des  Rechtes  sollte  auch  die  einzelnen  Theile  beherr^^cM 
und  jedes  besondere  Recht  einer  Stadt-  oder  Landgemeinde,  jed^ 
Privilegium  als  abgeschafft  gelten  und  der  ganze  Staat  und  alW  Frdi 
zosen  einem  gemein isamen  Recht  unterstehen  ^).  So  bildete  dit'  G 
meinde  in  ihren  Grenzen  und  ihrer  Bevölkerung  ein  festbetimnite«  Gas 
und  wie  dies  auf  der  Geuieiiisamkeit  der  luteressen  das  Gesetz 
schaffen  hat,  so  sollte  auch  nur  ein  Gesetz  es  wieder  ändern.  1> 
Gemeindeverband  wurde  in  dieser  Organisation  in  die  Verfassung  ai 
genommen  und  damit  selbst  das  Verwaltungsrecht  zu  einem  verä 
sungsmässigen  erhoben  '). 
Di«  Innerhalb  dieses  Land-  und  Volkskreises  gestaltete  die  Constituai 

GrondsÄue     ^urch  das  Decret  >ora   14  Dei  einher   1780  einen  Oriranismus  für  «1 

der  Otmeind«-  ^ 

yerwaituDg.  Gemeindeverwaltung,  dessen  leide  Hauptgrundsätze  die  gesammte  Ve 
waltung  Frankreichs  bis  auf  unsere  Tage  beherrschen.  Erste«-  «i 
Trennung  von  Rath  und  That  oder  der  eigentlich  ausübenden  Ven^altai 
und  der  berathenden ;  zweitens  die  uothwendige  Unterordnung  &)^ 
Einzelverwaltung  unter  die  Gesammtverwaltung  und  Bildung  der^bt 


1)  Gesetz  vom  22.  Deccmber  1789  AK.  I— VII.  Coustitutioo  rom  S- 
December  1791.  Tit  IL  Art.  I. 

2)  Constitution  yom  Jahre  1791.  Tit.  IL  Art  VIll. 

3)  Gesetz  vom  26.  Februar  bis  4.  März  1790.  Tit  I.  Art  U. 

4)  Gesetz  vom  20.  Januar  1790.  Art  I. 

5)  Gesetz  vom  20.— 2.S.  Juni  1790. 

6)  Gesetz  vom  11.  August  1789. 

7)  Constitution  vom  Jahre  1791.  Tit  II.  Art  VIU. 
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nur  als  unselbstst&ndige  Theile  dieser.    Auf  der  DarchfühniDg  dieser 
beiden  Grandsfttze  ruhten  die  Fehler  und  Yorzfige  der  gesammton 
fnmz^Ssischen  Verwaltung,  die  Irrthümer  der  Revolution,  die  Lebren 
der  Verwaltungswissenschaft  und  die  Thfttigkeit  der  Staatsweisheit. 
Die  alte  Verwaltung  ruhte  auf  der  Th&tigkeit  eines  abhängigen  und 
iriilkQrlichen  Beamtenkörpers,  welcher  die  Thätigkeit  des  Volkes  voll- 
ständig  zur  Seite   geschoben  hatte.    Die  Revolution  erkannte  darin 
alleio  das  Laster  der  Verwaltung  und  ohnmächtig  doch,  im  ersten 
Augenblick  ein  bevi^usstes  und  freithätiges  Volk  zu  schaffen,  setzte  es 
dem  Beamtenkörper  von  der  niedrigsten  bis  zur  höchsten  Stufe  Volks- 
versammlungen zur  Seite  und  suchte  das  Maass  der  Forderungen,  die 
der  Staat  an  die  Pflicht  des  Burgers  stellen  könne,  in  die  Berathung 
allein,  nach  der  die  eigentliche  Executive  sich  zu  halten  und  zu  ent- 
wickeln habe.    Diesen  Ideen  gemäss  bestimmte  das  genannte  Gesetz, 
dass  alle  Bfirger  einer  Gemeinde  eine  Gemeindeversammlung  bilden, 
die  einzig  und  allein  nach  ihrer  grösseren  oder  geringeren  Ausdehnung 
in   verschiedene  Quartiers    oder   Arrondissemonts    getheilt   wird,  zu 
wenigstens  4000  Seelen  für  eine  Gemeindeassembl^e.    Wahlfähig  und         n^ 
wahlberechtigt  ist  jeder  Gemeindeangehörige  wenn  er  25  Jahre  alt,  l   w^hir^ht  la 
Jahr  in  der  Gemeinde  Wohnhaft  und  eine  Steuer  im  Werth  von  3  Ar-  *^'  «»4^«"' 
beitstageu    zahlt.    Absolute  Stimmenmehrheit  entscheidet  über  die  Wahl  BeÄmtentund. 
des  Gemeindevorstandes  und  des  Gemeinderathes.    Alle  Bärger,  die 
zu  einem   Gemeindeamt   berufen   werden,  führen   den  Titel   officiers 
municipaux  *}  und  haben  den  Eid  der  Treue  der  Nation,  dem  Gesetz 
und  dem  König  zu  leisten  *).    Der  Vorstand  der  Municipalität  heisst 
Maire.    Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Gemeinderathes  ward  nach  der 
fiijwohnerzabl  bemessen   und  zwar  je  3  für  500  Seelen,  und   20  für 
100,000  Seelen.    Nach  vollendeter  Wahl  dieses  Municipalkörpers  ward 
ein  Rath  der  Notablen  gewählt  und  zwar  in  stets  doppelt  so  grosser 
Zahl  als  der  Munidpalrath.    Diese  Notablen  bilden  mit  dem  Corps 
munieipal  das  Conseil  general  de  la  commune.    Es  wählt  seinen  Se- 
kretair und  kann  nach  Bedfirfniss  auch  einen  Schatzmeister  ernennen. 
Das  Corps  munieipal  wird  in  ein  Conseil  und  in^ureaux  getheilt  und 
deren  Mitglieder  durch  Wahl  auf  je  ein  Jahr  ernannt,  dazu  Letzteren 
mit  dem  Maire  die  executive  Gewalt  übertragen.    In  Gemeinden  mit 
:i  Municipalbeamten  hat  der  Maire  allein  die  Executivgewalt.    Neben 
diesen  Verwaltungsorganen  steht  in  jeder  Gemeinde  ein  Procureur  de 
la  commune  für  die  Wahrung  der  Gemeindeinteressen  und  deren  ge- 
richtlichen Verfolgung.    Er  wird  für  2  Jahre  gewählt,  und  kann  dauernd 

1)  Decret  vom  80.  December  1789. 

2)  Decret  vom  ».  Mai  1790. 
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wieder  gewählt  werden,  lo  Gemeinden  unter  10,000  Seelen  hat  er 
einen  Substituten.  Die  Municipalbeamten  nnd  Notablen  werden  gleich- 
falls für  2  Jahre  gewählt,  unä  so,  dass  jedes  Jahr  die  Hälfte  von  ihnen 
ausscheidet  Der  Maire  kann  wieder  gewählt  werden,  doch  nach  einer 
zweiten  Wahl  erst  wieder  nach  einem  Zwischenraum  von  2  Jahren. 
Die  Unter  diese  drei  Kräfte,  die  Notablen ,  die  MunicipalofiGiciere  und 

ihfiti^keirdlr  ^®°*  ^^Te  an  ihrer  Spitze,  waren  die  Verwaltungsgeschäfte  getheilt 
Gemeinde.  Slc  hatten  einen  doppelten  Charakter,  einen  rein  localen  und  eineo 
das  ganze  Staatswesen  betreffenden,  also  eine  eigentliche  Municipal- 
gewalt  und  eine  die  gesammte  Verwaltung  betreffende  Macht,  welche 
der  Localverwaltung  von  jener  delegirt  wurde.  Die  erste  nmfasste 
alles,  was  sich  auf  das  Gemeindevermögen  bezog,  die  Bestreitung  der 
Ausgaben,  die  öffentlichen  Arbeiten  und  Aufsicht  über  die  öffentlichen 
Gebäude,  Krankenhäuser,  Strassen  nnd  Plätze.  Die  Letztere  betraf 
die  Vertheilung  der  Steuern  in  der  Gemeinde,  die  Erhebung  derselben 
und  Ablieferung  an  die  Districtskassen,  die  Leitung  jener  öffientlichen 
Gebäude  und  Arbeiten,  welche  das  gesammte  Staatsvvohl  betrafen,  die 
Verwaltung  des  öffentlichen  Eigenthums,  der  Kirchen  und  Pfairdea. 
Dieser  gesammte  Wirkungskreis  gehörte  den  Municipalbeamten  und 
dem  Maire,  der  in  derselben  nur  ein  erster,  kein  besonderer  Beamter 
war.  Die  Nationalgarde  und  öffentliche  Militärgewalt  stand  dieser 
Executivmacht  zur  Seite  und  konnte  stets  requirirt  werden.  Das 
Oonseil  general  sollte  wenigstens  einmal  im  Monat  zasammentretea 
und  wurde  dafür  von  der  Municipalität  berufen  und  so  oft  auch,  als 
diese  es  für  nöthig  hielt.  Es  mnsste  bemfen  werden,  wenn  es  sich 
um  Erwerb  oder  Veräusserung  unbeweglicher  Güter,  Erhöhung  der 
Gemeindeauf  lagen,  Unternehmung  von  öffentlichen  Arbeiten,  Anstren- 
gung oder  Führung  von  Processen  handelte,  und  in  allen  Fragen,  die 
in  die  Verwaltung  des  Gemeindeverm(^ens  eingriffen.  Die  Polizei- 
gewalt,  also  gerade  jener  Theil,  dem  vor  allen  die  Gemeindethätigkeit 
gebührt  hätte,  betrachtete  die  Constituante  als  ein  der  Centralgewalt 
ausschliesslich  angehöriges  Recht,  obgleich  das  Gouvernement  während 
der  dauernden  Erschütterungen  dennoch  genöthigt  war,  nicht  nur  die 
blos  verwaltende,  sondern  auch  streitige  Poltzeigewalt  den  Gemeinden 
zu  überweisen.    Die  neue  Gerichtsorganisation  sollte  aber  diese  Ver- 

Mothwendige   hältnissc  ändom^).  Aber  gerade  auf  diesem  Mangel  einer  strengen  Ge- 
'^^^GemetodT"  ^*^^*^""^  beruhte  alsbald  die  Willkür,  die  sich  in  die  Gemeindever- 

orgMiisatioD.  waltung  einschlich,  die  die  Gerechtigkeit  sowohl  als  die  Ordnang 
unmöglich  machte,  die  freie  Entscheidung  der  Bürgerschaft  von  allem 
Anfang  an  abschwächte  und  endlich  ganz  der  Omnipotenz  der  kleinen 


*>  Decret  vom  20.  April  1790.  Art.  IX. 
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Tyrannen,  der  Maires  und  Municipalbeamten,  Qberlieferte.  Sie  erliessen 
nieht  blos  Entscheidungen   (Decisions)   und  Verordnungen,   sondern 
entschieden  als  Richter  auch  in  jenen  Materien ,  welche  sie  eben  als 
FanctioDäre  geordnet    Die  Municipalitäten  stiegen  zu  hoher  Gewalt 
empor,  die  vermehrt  wurde  durch  das  Bedürfniss  nach  Sicherheit,  das 
immer  lauter  in  den  bewegten  Tagen  der  Revolution  wurde.    Und  so 
ward  von  allem  Anfang  an  die  Macht  des  Convents  in  den  einzelnen 
Gemeinden  vorbereitet.   Wie  auf  der  Hohe  der  Gesetzgebung  die  Volks- 
vertretung ihre  Gewalt  verlor  und  ohnmächtig  hin-  und  herschwankte, 
so  verloren  auch  die  Räthe  des  Volks  in  den  Gemeinden  ihre  Kraft, 
und  alle  Gewalt  ging  in  die  Hände  der  schlecht  begrenzten  Competenz 
der  Gemeindebeamten  über.    Die  Herrschaft  eines  Dictators  wurde  so 
in  den  einzelnen  Gemeinden  möglich  gemacht,  wie  im  ganzen  Staat, 
als  die  Legislative  denselben  in  furchtbarer  Auflösung  dem  Gonvent 
überlieferte.    Der  Cotteriegeist  regte  sich  in  der  Gemeinde  wie  in  der 
höchsten  Staatsregierung,  die  Interessen  der  Gemeinden  wurden  er- 
stickt durch  die  Willkur  des  Einzelnen,  in  jedem  Augenblick  sah  man 
die  Hindernisse,  welche  Ohnmacht,  Vorurtheile  und  Unwissenheit  da 
eneogten,  wo  das  Gesetz  keine  Gewalt  war. 

In  ihrer  Wirksamkeit  war  die  Municipalverwaltung  den  Districten  Abbingigk«» 
nnd  Departements  untergeordnet  in  allen  jenen  Geschäften ,  welche  ***'  o«"«*»*« 
derselben  vom  Staat  übertragen  worden  war,  ebenso  wie  in  allen  Verwaltung, 
jenen  Angelegenheiten,  bei  denen  die  Berathung  des  Gesammtconseils 
nöthig  war.  Das  Gemeindebudget  wie  jede  Rechnungslegung  musste 
der  Districtsverwaltung  zur  Prüfung  zugesendet  werden,  und  erhielt 
erst  nach  der  Bestätigung  durch  die  Departementsverwaltung  endgiltige 
Kraft  Alle  Wahlbürger  haben  übrigens  unbeschränkte  Einsicht  in  die 
Gemeinderechnungen ,  eine  Bestimmung,  die  wohl  in  ihrer  ganzen 
Schönheit  nur  auf  dem  Papier  bestand.  Die  Municipalbeamten  sind 
in  der  Uebung  ihrer  Pflicht  verantwortlich,  und  jeder  Bürger  hat  das 
Recht,  Beschwerde  gegen  sie  zu  erheben,  welche  die  Departements- 
administration nach  Bericht  der  Districtsverwaltung  entscheidet  Diese 
Bestimmung,  ebenso  wie  jene,  dass  jeder  Bürger  die  Gemeindebeamten 
wegen  eines  Verbrechens  im  Amte  den  Gerichten  denunciren  kann, 
doch  die  Anklageerhebung  an  die  Prüfung  und  Bewilligung  der 
Districts-  und  Departementsverwaltungen  gebunden  ist,  sind  wohl  die 
Folgen  des  einmal  aufgestellten  Grundsatzes,  der  Trennung  der  Ver- 
waltung von  der  Justiz,  gewesen,  aber  auch  die  zu  weit  und  bis  ins 
Falsche  getriebenen  Conseqneuzen.  Es  giebt  keine  gerechte  Verwaltung, 
wenn  sie  nicht  dem  Urtheilspruch  des  Richters  unterworfen  sein  kann. 
Von  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten  der  Gemeinden  ist  die  Ver- 
antwortlichkeit für  allen  Schaden  der  Gemeinden  selbst  zu  scheiden. 


Gemetode  ver- 
mögen n.  Keine 
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Das  Deci^t  vom  23.  Februar  1790  sprach  die  Verantwortlichkeit  der 
Gemeinde  aus ,  für  allen  Schaden ,  welchen  sie  in  ihrem  Bezirk  h&tte 
verhindern  sollen  und  können,  für  jenen,  der  benachbarten  Gemeinde 
verursacht  durch  die  Verweigenmg  der  geforderten  Hilfeleistung,  and 
bestimmte  die  Solidarität  aller  Gemeindemitglieder.  Hier  siegte  eio 
Grundsatz  durch  die  Kraft  seiner  Gerechtigkeit,  ohne  von  bedeutenden 
Rednern  vertheidigt  worden  zu  f^ein,  gegenüber  der  engherzigen  An- 
schauung Mirabeau'h,  der  an  Stelle  dieser  Verantwortlichkeit  der  Ge- 
meinden jene  der  Gemeindebeamten  setzen  wollte  >).  Uebrigens  war 
für  Frankreich  dieser  Grundsatz  nicht  neu,  sondern  durch  verschiedene 
Gesetze  des  ancien  Regime  vorbereitet  ^). 
Dat  Einen  ganz  besonderen  Geist  drängte  die  Revolution  in  das  Ge- 

meindeleben durch  ihre  Bestimmungen  über  das  Gemeiudevermögen. 
verwaitnnfr.  Wenn  auch  das  alte  Regime  schon  sehr  willkürlich  verfuhr  und  die 
Gemeinden  jeder  Einwirkung  darauf  enthob,  so  waren  doch  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  nicht  gesetzlich  autorisirt  und  die  Revolution 
hätte  hier  eben  nur  Ordnung  schaffen  sollen,  ohne  gänzliche  Veränderung 
der  Sachlage.  Eine  genugende  Bevölkerung  und  ein  genügendes  Ver- 
mögen, das  sind  die  beiden  Grundpfeiler  communaler  Kraft  und  Selbst- 
ständigkeit. Jedes  Gcmeindeleben  muss  auf  sein  Budget  zurückgeführt 
werden  und  in  der  Freiheit  seiner  Verwaltung  wird  sich  dre  Freiheit 
seines  gansen  Lebens  zeigen.  Darauf  ruht  überhaupt  die  administrative 
Existenz,  denn  wo  nichts  ist,  da  kann  es  nur  eine  Bevormundung  der 
Privatinteressen  geben.  Wir  werden  sehen,  wie  Frankreich  ringt  und 
kämpft,  um  gerade  auf  diesem  Punkt  die  Fehler  und  Unklarheiten  der 
Revolution  zu  verwischen.  War  der  Besitz  und  das  Vermögen  der 
Gemeinde  im  ancien  Regime  ein  kräftiges  Hemmniss,  dass  die  admi- 
nistrative Centralisation ,  wie  sie  die  Könige  anstrebten ,  eben  keine 
durchgreifende  Wahrheit  werde,  so  war  die  Vernichtung  des  Gememde- 
Vermögens  durch  die  Revolution  die  sicherste  Handhabe  der  Regierung, 
die  Kette  der  Centralisation  an  alle  Glieder  des  Gemeindeleb^is  zu 
legen.  Es  ist  wahr,  dass  man  im  ancien  Regime  ganz  entsetzlich  ont 
dem  Vermögen  der  Gemeinden  gewirthschaftet  und  die  Willkür  der 
Könige  und  der  Beamten  am  Ende  die  reichsten  Gemeinden  in  defe 
Verschuldung  brachte.  Als  nun  die  Constituante  an  die  Prüfung  dieser 
Verhältnisse  ging,  fand  sie  kein  anderes  Mittel,  als  die  Ordnung  durch 
Bevormundung  herzustellen  und  die  Gemeinden  in  ihrem  Besitz  und 
Vermögensrecht  zu  schwächen  und  lahm  zu  legen.  Das  Decret  vom 
2S^  März  bis  3.  April  1791  bestimmte  zuerst,  dass  die  Gemeinden  ein 


1)  Bnchez  et  Ronx:    Histoire  parlamentnire.  Bd.  IV.  S.  358  u.  ff. 

2)  Laferriere:    Droit  admiiistrativ.  S.  684. 
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genaoes  Veneichniss  ihrer  Lasten  und  Schulden  nebst  ihren  Einnahmen 
den  Kstrictverwaltungen  fibenreichen  sollen.    Die  Directorien  derselben 
sollen  ihre  Bemerkungen  und  Vorschläge  über  die  Tilgung  der  Schulden 
Bod  Verwaltung  der  Einnahmen  hinzufügen  und  daTon  die  Directorien 
der  Departements  unterrichten,  welche  dann  wieder  der  Nationalver- 
lammlnng  Bericht  erstatten  sollen.    Auf  diesem  Wege  wieder  wird  die 
Gemeinde  ermächtigt  werden,  von  ihren  Gütern  so  viel  zu  verkaufen, 
als  ziir  Schnldeudeckung  derselben  nOthig  sein  sollte.   Da  die  Privilegien 
der  einzelnen  Gemeinden  abgestellt,  also  auch  die  Einkünfte  aus  den 
Octrois,  Taxen  u.  dergl.  weggefallen  waren,  so  sollten  die  Ausgaben 
der  Gemeinde  durch  Steuerzuschläge  ersetzt  werden,  welche  wieder  die 
Directorien  der  Districte  berathen  und  jene  der  Departements  bestätigen 
sollten.   Von  dem  Verkauf  der  Güter,  welcher  späterhin  geradezu  geboten 
wurde  1),  sollten  nur  die  öffentlichen  Gebäude  ausgeschlossen   sein. 
Desgleicben  bemass  dasselbe  Gesetz  die  Zuschlagsteuer  zur  Grundsteuer 
mit  1  Sous  per  Livre  und  bestimmte  gleich,  dass  davon  je  10  Pfennige 
rar  Interessenzahlung  und  je  2  zur  Amortisation  der  Gemeindeschulden 
verwendet  werden  sollten.  War  eine  Gemeinde  unfiUiig,  ihre  Schulden  zu 
befahlen,  oder  einen  Theil  derselben,  so  erklärte  die  Nation  sich  als 
Sdmldner.  Diese  Bestimmung  war  der  Wegweiser,  auf  dem  der  Convent 
die  ganze  Vermögensverwaltung  der  Gemeinde  auflöste.  In  Zukunft  aber 
soll  keine  Gemeinde  ßesitzveränderungen  oder  Erwerbungen  am  beweg- 
tiehen  oder  unbeweglichen  Gut  ohne  ein  Gesetz  der  gesetzgebenden  Gewalt 
foroehmen  können.   Die  Schuldverhältmsse  der  durch  die  neue  Landes- 
eiatheilnng  aufgelösten  Gemeinden  gingen,  wenn  sie  active  waren,  an 
die  Districte,  wenn  passive,  an  die  Staatswirthschaft  über  >).   So  sieht 
man  nii^nds  klarer,  als  in  der  Vermögensverwaltung  der  Gemeinden, 
wie  die  beiden  grossen  nationalen  Gedanken,  die  römische  und  ger- 
manische Verwaltung,  um  die  Herrschaft  ringen,  und  diese  endlich  den 
römischen  Rechtsanschauungen  unterliegt.    Die  Gemeinde  wird  selbst 
io  dem  grossen  Freiheitsstrom  der  Revolution   nur  zu  einem  ohn- 
machtigen Verwaltungsglied  des  Staates,  das  eben  nur  jene  Freiheit 
bat,  die  dieser  ihm  gewährt   Das  germanische  Element  der  Berathung 
durch  das  Volk,  verliert  seine  Bedeutung,  weil  die  Interessen,  über  die 
sie  sich  erstreckt,  unbedeutend  sind.     „Die  Gemeinden  des  neuen 
Englands*',  sagt  im  Gegensatz  zu  Frankreich  Tocqueville  *) ,  „haben 
ihre  Gewalt  nicht  vom  Staat  erhalten,   sie  sind  es  im  Gegentheil^ 
welche  sich  zu  Gunsten  des  Staates  eines  Theilchens  ihrer  Unab- 


1)  Deenst  Tom  10.  Auguiit  1791. 

2)  Beeret  Fom  21.  September  bis  14.  October  1791. 

3)  Toeq[QeTille:   De  la  D^mocratie  en  Am^qne.  I.  102. 
Bieht«r:   Staats-  und  Oesellsehaftorecht.    ü- 


gouvernement  der  Gemeinde  seine  Diener,  in  den  vereinigteD  Stdateij 
geben  diese  die  Ihren  dem  Gouvernement,  das  ist  ein  cbarakteristi: 
Zug  in  der  Verwaltung  der  beiden  Staaten/'  Wir  werden  ihm  fol^a 
wie  er  Schritt  für  Schritt  durch  die  Revohition  hindurch  seloen  ^e 
kennzeichnet. 


Her  Distrlct  und  seine   Verwaltung. 

Dm  Vorbild  Auf  dem  Mangel    eines   kräftigen  Zwischengliedes  zwischen  1/ 

der  Diitricu-   m^jn^g  mj^j  Provinz  ruhte  im  ancien  Regime  die  Theibahmslosigiö 

rerwaltnng  und  ^  ^ 

die  B«deQtnoK  uud  Glcichgiltigkcit  der  einzelnen  Gemeinden  unter  einander  uud  iliü 
•iner  loiehen.  gegenüber  dem  Gesammtwohl  der  Provinz,  wie  der  Provinz  gegena!) 
den  einzelnen  Gemeinden.  Nur  die  Subdelegues  der  IntenüanteL  ( 
präsentirten  ein  solches  Verbindungsglied,  aber  ihre  Bearnttfiü^dli 
war  so  untergeordnet  und  hing  so  ganz  und  gar  vom  Intendanteu  z 
dass  selbst,  wenn  man  einem  Beamten  die  Möglichkeit  zus|irach,  Uw 
und  Bedeutendes  leisten  zu  können,  diese  Abhängigkeit  alles  ^'vi 
zur  Ohnmacht  verurtheilte.  Sieyes'  mathematisch  klügelnder  <i{ 
hatte  diesen  Uebelstand  wohl  erkannt,  aber  wie  sehr  sein  staatstd 
nischer  Blick  beschränkt  und  enge  war,  zeigt  sich  nirgends  mehi\  :ii^ 
seiner  confusen  Schöpfung  der  Districte  und  späteren  ArronüUsaufii 
Er  wollte  überhaupt  von  einer  Gemeindeverwaltung  gar  nichts  vi>* 
und  nie  dachte  ein  Revolutionär  so  unklug  die  Freiheit  nur  iu  < 
absoluten  Gewalt  der  höchsten  Staatsregierung  geschützt  und  erLJ» 
als  eben  Sieyes.  Nur  mit  Widerstreben,  und  erst  nachdem  er  ai 
erkannte,  dass  man  ein  grosses  Reich  nur  mit  Hilfe  der  GeciöU 
verwalten  könne,  wandte  er  sieh  der  Gemeindeorganisatiou  zu.  ai 
nur  soweit,  als  er  der  Schöpfung  der  Districte  ihre  Hauptthäüii 
überwies  und  in  ihnen ,  als  dem  Mittelglied  zwischen  Gemeinde « 
Departement,  die  Gemeindethätigkeit  und  Kraft  wieder  auflöst« '« 
wenigstens  abschwächte.  Der  Gedanke,  die  Gemeinde  durcb  t 
Grossgemeinde  zu  erziehen,  hat  seit  der  Revolution  bis  auf  die  w-^ 
Zeit  die  Geister  Frankreichs  beschäftigt  und  ganz  bemerkensv^i 
parlamentarische  Kämpfe  und  wissenschaftliche  Forschaugeo  erzeugt 


*)  Man  lese  die  Verhandlungen  des  Corps  l^gislatif  den  Jahn:«  1^^  ^ 
1830  und  beachte  beDOuders  die  Theiluahnie  der  hervorra^ndateo  StaatsisAsi 
Yirien  uud  Barrot  und  die  Flatb  der  Brochiiren  and  Bächer,  die  dieser  Geg^ 
staad  hurvurritif^ 
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Aber  es  scheint  mir,  als  ob  man  nie  zu  einem  festen  Resultate  gelangen 
wfirde,  wenn  man  eben  nicht  den   Muth  hat,  das  eine  und  andere 
stark  und  kräftig  zu  machen,  und  in  der  erzeugten  Kraft  auch  frei 
and  seibstständig  zu  erhalten.    Die  Grossgemeinde,  der  District  oder 
das  Arrondissemcnt  wird  nie  die  Gemeinde  erziehen,  sondern  immer 
onr  bevormunden,  so  lange  diese  eben  ein  ohnmächtiges  und  unselbst- 
st&odiges  Erzeugniss  der  gesetzgebenden  Phantasie  bleibt.     In   dem 
Aogenblick  aber,  wo  sie  etwas  mehr  sein  wird,  wird  die  mathematische 
Abgrenzung  und  Zusammenfügung  der  Gemeinden  in  dem  seelenlosen 
Band  eines  Districts  oder  Arrondissements  von  selbst  in  sich  zusammen- 
brechen, da  dieser  nur  so  lange  etwas  bedeutet,  als  jene  eben  nichts 
ist  Aber  das  politische  Band,  das  man  auch  während  der  Revolution 
for  mehrere  Gemeinden  als  nöthig  erachtete,  der  Canton  wird  dann 
seine  Bedeutung  erlangen,  die  ihm  gebührt ,  nachdem  er  während  der 
Revolution  eben  nichts  war,  als  nur  eine  politische  Umschreibung  für 
die  Wahlen,  die  aber  deutlich  zeigt,  wie  der  Gedanke  sich  noch  nicht 
verloren  hatte,  dass  die  Kraft  der  Bevölkerung  ein  wesentliches  Merk- 
mal ist  tur   das  Maass  einer  politischen  und  zugleich   verwaltenden 
Circumscription.    Ich  werde  in   einer  späteren  Betrachtung  auf  die 
Stellung  des  Gantons  zurückkommen  und  zu  zeigen  im  Stande   sein, 
irie  er  durch  seine  natürliche  Berechtigung  kräftiger  ist,  als  eine  un- 
organische Gesetzgebung,  die  ihn  seiner  Aufgabe  zu  entziehen  sucht 
Die  Distriete  und  späteren  Arrondissements  waren  in  der  Verwaitungs- 
organisation  eine  Täuschung  für  die  Bestrebungen  der  Freiheit,  gerade 
so,  als  ob  man  sich  für  reicher  halten  wollte,  wenn  man  zwei  leere 
Risten  neben  einander  stellt. 

In  der  Instruction  zu  dem  Organisationsdecret  vom  22.  December  di« 
1789  •)  forderte  die  Constituante  die  Departementsverwaltungen  auf,  j^***^**^  ^ 
die  Gemeinden  unter  ihren  Schutz  zu  nehmen,  die  Missbräuche  in  der 
Verwaltung  derselben  abzustellen,  Ueberschreitungen  der  Gewalt  zu 
hindern,  wenn  sie  sich  eine  gesetzgebende  oder  richterliche  Gewalt 
anmaassen  sollten.  Sie  sollen  weiter  die  Gemeinde  selbst  gegen  die 
ManidpaUt&t  wahren  und  schützen,  bei  kleinen  Fehlem  dieselbe  er- 
mahnen, bei  grossen  die  Anzeige  an  das  Ministerium  des  Innern  machen, 
ja  in  solchen  Fällen  selbst  durch  Amtssuspendirung  in  die  Verwaltung 
der  Gemeinden  eingreifen.  Kann  man  in  diesen  Worten  der  Gesetz- 
gebung einerseits  schon  die  Furcht  vor  einer  Verwahrlosung  der  Ge- 
meindeverwaltung erkennen,  so  mag  man  andererseits  darin  auch  die 
Thätigkeit  der  Gesetzgebung  beachten,  durch  welche  sie  die  Bevor- 
mundung der  Gemeinde  einleitete,    und  gerade  dies  ist  es,  was  die 


*)  Instruction  vom  9.  Januar  1790. 
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Stellang  des  Districts  bestimmte.  Der  District  sollte  nur  eine  Ver- 
waltnngssection  des  Departements  sein,  welche  die  Aufgabe  desselben 
gegenüber  den  Gemeinden  eines  Departements  vermittelte.  Als  solche 
erklärte  das  obige  Organisationsdecret ,  dass  et  überhaupt  kme 
Individualität  in  sich  habe,  indem  es  ihm  jedes  Eigenthumsrecbt, 
jedes  Budget  und  jede  selbstständige  Verwaltungsthätigkeit  absprach. 
Diese  absolute  Unterordnung  des  Mittelgliedes  zwischen  Gemeinde  und 
Departement  beherrscht  heute  noch  das  Verwaltungssystem  Frankreichs, 
obgleich  eine  spätere  Zeit  verschiedene  Versuche  gemacht  bat,  dies  zo 
Die  iMatrict«  andern  ').  Die  innere  Organisation  des  Districtes  nach  dem  Gesetz 
orcaniMtion.  ^om  22.  Decembcr  1789  ist  jener  des  Departements  so  gleich,  dass 
ich  erst  bei  der  Darstellung  dieser  darauf  näher  eingehen  werde. 
Dasselbe  Princip,  wie  in  der  Gemeindeverwaltung,  fand  auch  in  der 
des  Districtes  Anerkennung.  Rath  und  That  sind  getrennt,  beide  aber 
einer  vielköpfigen  Versammlung  überwiesen.  Aus  den  einzelnen  Can- 
tonen  und  deren  Assemblees  primaires  geht  eine  Assemblee  des  Distriets 
durch  Wahl  hervor,  aus  deren  Mitte  wieder  ein  Directorium,  eio 
Procureur  syndic  und  ein  Gonseil  durch  Wahl  gebildet  wird.  Alle 
diese  Vei-waltungskörper  und  Personen  sind  aber  ohne  jede  Selbst- 
ständigkeit und  vollkommen  abhängig  von  den  Departementsverwal- 
tungen. Das  Districtsdirectorium  war  im  Umkreis  des  Districts  und 
unter  Autorität  des  Departements  mit  der  £xecutivgew:ilt  betraut; 
das  Districtsconseil  konnte  nur  Fragen  stellen,  einfache  Anträge  io 
Betracht  der  Interessen  des  Districts  formuliren  und  die  Rechnungs- 
legung und  Geschäftsführung:  des  Directoriums  zur  Einsicht  und  Prnfiaug 
fordern.  So  war  der  District srath  entweder  nur  der  Delegirte  der 
Departementsverwaltung  und  hatte  als  solcher  die  Steuern  auf  die 
Gemeinden  zu  vertheilen  und  die  Reclamationen  derselben  entgegen- 
zunehmen und  für  die  Entscheidung  des  Departements  vorzubereiten. 
Seine  Sitzungen  gehen  daher  den  Sitzungen  des  Departementsratfaes 
vorher  und  können  weder  vertagt,  noch  unterbrochen  werden  *}.  Oder 
er  war  der  Repräsentant  der  Gemeinde  vor  der  Departementsverwaltaog, 
indem  er  deren  Reclamationen  und  Beschwerden  dieser  übermittelte  und 
alle  jene  Gegenstände  vor  ihrer  Entscheidung  durch  das  Depaiteraent 
einer  Berathung  unterzog,  welche  dem  Gonseil  general  der  Commooe 
zugetheilt  war6n.  Neben  diesen  Functionen  hat  die  gesammte  Districts- 
verwaltung  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Interessen  und  Bedürfnisse  des 
Districts  im  Ganzen  und  der  einzelnen  Gemeinden.  Aber  auch  diese 
Thätigkeit  war  nur  eine  berathende.    Bei  dem  Mangel  einer  schnell 


1)  Loferriire  a.  a.  O.  S.  520  u.  522. 

2)  Decret  vom  27.  März  1791.  Art.  XVI. 
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wirkenden  Gerichtsbarkeit  ertheilte  die  Constituante  dem  Directorium 
des  Districta  eine  Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  über  5£fentliche 
Arbeiten  und  Entschädigung  an  die  Privaten  bei  Besitzverletzungen 
dadurch^  als  die  einzig  selbstständige  Thätigkeit  des  Districts  *). 

Wohl  hatte  auch  der  District  eine  Art  von  Yermögensverwaitung,  di«  vermdgena- 
indem  auch  er  für  die  Bedürftiisse  des  Districts  zu  den  Steuern  Zu-  ""*  oJljriefe.**" 
schlage  machen  konnte.  Aber  die  Uebung  dieses  Rechts,  ebenso  wie 
die  Verwendung  der  Einnahme ,  war  in  jedem  einzelnen  Theil  an  die 
Entscheidung  der  Departementsverwaltung  gebunden.  Eine  solche 
Oiganisation  konnte  natfirlich  der  Revolution  wenig  Gewalt  entgegen- 
setzen. Sie  war  auch  der  Spielball  jeder  Gesetzgebung,  bis  die  All- 
macht des  Gouvernements  Napoleons  ihr  Schutz  gewährte  und  die  Zeit 
die  Gewöhnung  daran  heranzog.  Je  unselbstständiger  aber  die  unteren 
Glieder  eines  Verwaltungssystems  sind,  desto  mehr  wird  sich  die  Macht 
in  doi  Händen  verstärken  und  nothwendig  verstärken  mässen,  welche 
auf  den  obersten  Spitzen  die  Herrschaft  führen.  Diese  Spitzen  sind  die 
Departements! 


DepArtemeiit  niifl  »eine  Verwaltms« 

Den  letzten  Kreis  der  Localverwaltung  bildete  das  Departement,  di« 
aber,  wie  jene  beiden  anderen  Verwaltungskreise,  auch  als  Theil  der  ^*„*^,™*"*' 
Staatsverwaltung  das  letzte  Glied,  dessen  Basis  eine  territoriale  Aus-  Bedemang. 
ddmung  ist.  Er  ist  der  grOsste  und  umschliesst  die  Districte  mit  ihren 
Gemeinden,  er  ist  der  wichtigste,  denn  je  mehr  die  Gemeinde  schwach 
und  ohnmächtig  war,  desto  straffer  musste  die  Gewalt  nach  oben  hin 
centraiisirt  werden.  Nirgends  tritt  dieses  Streben  der  französischen  Ver- 
waltung mehr  hervor,  als  in  der  Organisation  dieser  weiten  Verwaltungs- 
kreise. Ohne  Gldchheit  derselben  aber  wäre  sie  nie  möglich  gewesen, 
und  eben  darum  mussten  die  Provinzen  vor  dem  Satz  der  Einheit  und 
üotheilbarkeit  des  Reichs  der  Auflösung  verfallen.  War  das  provinziale 
Leben  auch  schon  bedeutend  durch  die  Beamtenwirthschaft  und  den 
Absolutismus  der  Könige  abgeschwächt  un<l  in  seinen  Beziehungen  zum 
Staatsganzen  fast  gänzlich  aufgelöst,  so  hatte  es  doch  in  seinem  ge- 
schichtlichen Geiste  und  seinem  nationalen  Charakter  eine  feste  Basis, 
aaf  der  es,  wenn  eine  freie  und  gute  Provinzial  Verwaltung  hinzugetreten 
wäre,  zu  neuem  Leben  hätte  erstarken  können.  Die  Girondisten  haben 
dies  gefühlt   und   der  Geist  ihrer  administrativen  Bestrebungen   be- 


•)  Decret  vom  11.  September  1790.  Art  HI.  u.  IV. 
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schränkte  sich  auf  dieses  Ziel.  Bis  in  die  neueste  Zeit  erkennen  auf- 
geklärte Anhänger  nnd  Vertheidiger  der  Decentralisation  nnr  darin 
das  Ziel  der  Verwaltungsreformen  *).  Und  in  der  That  waron  die 
alten  Provinzen  nicht  blos  eine  geschichtliche  Trennung,  sondern  auch 
eine  Abgrenzung  der  Verschiedenheiten  der  Boden-  und  Indnstrie- 
verbältuisse,  der  Handelsrichtungen  und  der  politischen  und  finanziellen 
Beziehungen.  Darauf,  auf  diesen  natürlichen  Verhältnissen,  beruhte 
die  Kraft  der  Provinzialeintheilung  und  macht  sie  bis  heute  fühlbar 
und  kennlich,  um  so  mehr,  als  die  Gegenwart  Interessen  wach  gerufen, 
denen  ein  einzelnes  Departement  eben  nicht  genügen  kann,  wie  Eisen- 
bahn- und  Telegraphenverbindung,  die  Wege-  und  Brücken  Verwaltung 
nnd  eine  Reihe  idealer  Aufgaben,  wie  Kunst-  und  Industrieausstellungen 
u.  dergl.  Dies  wahrzunehmen,  wäre  die  Zeit  für  Frankreich  längst 
gekommen,  aber  die  Revolution  konnte  es  nicht  thun,  sie  hatte  eine 
andere  Aufgabe,  und  eben  darum  sollte  man  sie  nicht  planlos  tadelo, 
sondern  nur  beachten,  wie  sie  die  Aufgabe,  die  ihr  zunächst  gesetzt 
war,  auf  das  grossartigste  erfüllte.  Bei  der  Zerrüttung  und  der  Ge- 
fahr der  inneren  und  äusseren  staatlichen  Verbältnisse,  bei  dem  Mangel 
eines  Gemeingefühles  und  dem  Vorherrschen  der  verschiedensten  poli- 
tischen Hoffnungen  und  Gesinnungen  hatte  sie  keine  andere  Aufgabe, 
wie  ich  schon  angedeutet  habe,  als  die  Herstellung  eines  einhettlicheD 
und  gleichen  staatlichen  Gedankens,  denn  nur  so  konnte  sie  selbst 
Kraft  und  Dauer  gewinnen.  Durchdrungen  von  diesem  Geiste  nnd 
keines  anderen  Mittels  sich  bewusst,  ihn  zu  erziehen,  als  jenes  der  Zer- 
störung der  provinzialen  Einrichtungen,  der  Assemblees  und  der  Par- 
lamente und  endlich  der  Provinzen  selbst,  ward  jede  andere  Meinung, 
selbst  die  Mnabeau's,  die  die  Provinzen  erhalten  wollte,  überwunden 
und  die  Departementseintheilung  durchgeführt.  Was  aber  dabd  die 
Nothwendigkeit  Ungerechtes  lehrte,  das  hätte  die  Freiheitsliebe  w|^#i( 
bei  der  Organisation  dieser  Körper  und  Thoile  neu  und  kräftig  ge- 
stalten sollen.  Aber  man  fand  nichts,  um  diese  Aufgabe  zu  erfüllen, 
als  die  Vielköpfigkeit  der  Verwaltung  und  den  Parlamentarismus. 
Auch  hier,  wie  in  den  Districten  und  Gemeinden,  sollte  Rath  und  That 
getrennt  und  Collectivkörpern  überwiesen  sein.  Die  Kraft  und  Selbst- 
ständigkeit dieser  Verwaltungen  glaubte  man  gewonnen  zu  haben, 
indem  man  sie  allmächtig  nach  unten  machte  und  ohne  jede  andere 
Oberhenlichkelt  als  die  höchste  Executiv-  und  Gesetzgebungqgewalt 
nach  oben.  Das  Organisationsdecret  vom  22.  December  1789  erklärte« 
dass  zwischen  den  Departementsverwaltungen  und  dem  König  kein 


*)  J.   Ch^TiIlard:    De   la   Division   administratiTe   de   la  France.    1662. 
Bd.  n.  Cap.  IV.  u.  V. 
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üittel^d  mehr  bestehen  soll,  and  in  anderen  Gesetzen  heisst  es,  dass 
dieser  allein  das  Recht  habe,  die  Verordnungen  derselben,  wenn  sie  gegen 
das  Gesetz  gerichtet,  zu  annulliren  und  die  Behörden  selbst  in  ihrer 
Wirksamkeit  zu  snspendiren.  Die  Gesetzgebung  allein,  erklärte  die 
Constitution  vom  Jahre  1791,  kann  die  Departementsverwaltung  auf- 
lösen. So  sollte  nun  wohl  der  König  au  der  Spitze  der  Verwaltung 
stehen,  aber  er  hatte  in  Mitten  derselben  wieder  keine  Basis.  Die  Wahl 
der  Beamten  war  dem  Volk  übertragen.  Als  die  gewaltige  Hand 
Kapoleons  dieses  Recht  abschaffte,  da  trat  augenblicklich  die  Kehr- 
seite dieser  Organisation  hervor;  nicht  die  Verwaltung  war  frei  nnd 
michtig,  weil  sie  hoch  und  aliein  stand,  sondern  die  Regierung,  die 
allein  anf  dieselbe  und  ohne  Mittelglied  ihren  Druck  wirken  lassen 
koonte. 

Den  Geist  und  das  Wesen  der  Departementsverwaltnng  sprach  die  Die 
Gesetzgebung  in  der  Instruction  zum  obigen  Gesetz  klar  aus:  Der 
Staat  ist  eins,  die  Departements  sind  nur  Sectionen  desselben  Ganzen; 
eiae  gleichförmige  Verwaltung  soll  alle  in  einer  gemeinsamen  Regierung 
nmsehliessen  *).  Das  altrömische  Princip  war  hier  zum  grössten  Siege 
erhoben.  Die  Departementsverwaltung  ist  nur  eine  Section  der  Staats- 
verwaltung, geniesst  nur  jenes  Recht,  das  diese  gewährt  und  nur  so 
weit  es  diese  gewährt.  Sie  ist  keine  Individualität,  die  jede  freie 
Verwaltnng  voraussetzt,  sie  ist  keine  juristische  Person,  deren  Bedeutung 
in  dem  Maasse  ihrer  Rechte  ruht  In  Folge  dieser  Auffassung  der 
ConstitnaDte  konnte  das  Departement  weder  erwerben  noch  besitzen,  es 
hatte  keine  Güter  und  Habe,  es  war  in  der  gesammten  Vermögensver- 
«aitong  nur  ein  Diener  des  Staatsganzen  und  berührte  die  Interessen 
desselben  nach  dem  System  einer  mechanischen  Arbeitstheilung  je  in 
dem  Theil,  der  anf  dasselbe  nach  Gebietsgrenze  und  Seelenzahl  ent- 
fiel. Seine  Bedeutung  erhielt  das  Departement  in  der  Verwaltung 
nur,  weil  es^  ohnmächtige  Gmneinden  unter  sich  hatte,  deren  Vormund 
es  zu  sein  von^alten  Anfang  an  bestimmt  war,  vielleicht  ohne  klare 
Erkenntniss  von  Seiten  der  Gesetzgeber  über  die  Tragweite  der  Be- 
stimmung. Wären  die  Gemeinden  mehr  gewesen,  man  hätte  alsbald 
gesehen,  dass  das  Departement  in  dieser  Thäügkeit  nur  eine  Fiction 
des  Gesetses  nach  seiner  ganzen  Gestaltung  sei,  und  dass  es  nur 
etwas  hätte  sein  können,  wenn  es  über  das  Einzelinteresse  selbst 
erhoben  und  in  seinem  grösseren  Gebietskreise  für  seine  zahlreichere 
Bevölkerung  zu  einer  eigenen,  aber  auch  freieren  Thätigkeit  bestimmt 
worden  wäre.  Neben  diesem  römischen  Element,  das  alten  kräftig 
war,  um  seine  Polgen  auch  nur  einen  Augenblick  zu  verbei^n^  be- 


*)  Instinction  vom  9.  Januar  1790. 
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wegte  sich  der  germanische  Geist  und  fand  seine  haltlose  Herrschaft 
in  der  inneren  Organisation  des  Departements. 
Der  Beamten-  In  jedem  Departement,  bestimmte  das  Oi^aoisationsdecret,  besteht 
De^'Iricnif DU-  ^^^  ^^"®  Asscmblce  administrative,  welche  aus  36  Mitgliedern  zasammen- 
venraitung.  gesetzt  und  von  den  Wählern  der  Assemblee  primaires  gewählt  werden 
soll,  ebenso  wie  die  DistrictsTerwaltang.  Wenigstens  je  2  Mitglieder 
sollen  je  einen  District  in  der  Departementsverwaltung  repräsentiren. 
Um  Mitglied  dieser  beiden  Verwaltnngskörper  sein  za  können,  mnss 
man  activ  Bürger  sein  und  eine  Steuer  im  Werthe  Yon  20  Arbeitstagen 
zahlen.  Die  Steuereinnehmer  und  Richter  sind  unfthig,  in  die  Ver- 
waltungen einzutreten,  ebenso  jedes  Hitglied  einer  anderen  Verwaltong. 
Auch  die  Mitglieder  der  Gesetzgebung  sollten  kein  Verwaltungsamt 
führen*).  Die  Mitglieder  der  Verwaltungen  werden  für  4  Jahre  ge- 
wählt. Alle  2  Jahre  scheidet  die  Hälfte  aus.  Mit  den  Verwaltnngs- 
beamten  wird  zugleich  für  jeden  District  ein  Procureur  syndic  und 
für  das  Departement  ein  General  procureur  syndic  gewählt,  und 
zwar  für  4  Jahre  mit  dem  Recht,  wieder  gewählt  werden  zu  kennen. 
Die  Gesetzgebung  fühlte,  dass  dem  vielköpfigen  Verwaltnngskörper 
die  nöthige  Kraft  und  Schnelligkeit  fehlen  kOnne,  und  fugte  darum  der 
complicirten  Maschine  diese  neuen  Glieder  hinzu.  Aber  auch  hier 
vertheilte  sie  die  Kraft  so,  dass  sie  nicht  wirken  konnte.  Sie  gab  den 
Procuratoren  Sitz  im  Pirectorium,  aber  keine  Stimme,  wonach  also 
alle  Absichten  derselben  durch  dieses  wieder  vereitelt  werden  konnteo. 
Die  Administration  des  Departements  zerfällt,  wie  jene  des  Districts, 
in  2  Theile,  den  Rath  des  Departements  und  das  Directorium.  Dieses 
besteht  aus  8  Mitgliedern,  welche  durch  Wahl  der  Verwaltung  bezeichnet 
werden.  Alle  2  Jahre  scheidet  die  Hälfte  aus.  Die  übrigen  Mi^lieder 
bilden  das  Conseil.  Es  versammelt  sich  alle  Jahre  einmal,  um  die 
Grundasüge  der  Verwaltung  festzustellen,  die  Arbeiten  und  Ausgaben 
zu  bestimmen,  die  Rechnungslegung  und  den  Bericht  über  die  Ge- 
bahrung  des  Directoriums  entgegenzunehmen.  Das  Directorium  bat 
unter  Leitung  des  gewählten  Präsidenten  die  Executivgewalt. 
Rechte  und  In  Gosammthoit  hat  die  Assemblee  administrative  nach  den  Decreteo 

D^Mnlmente'  ^^  Gesetzgebung  alle  Steuern  nach  Districten  im  Departement  zu  vcr- 
verwaitung.  theilcn.  Dioso  wieder  machen  die  Umlage  nach  Munidpalitäten.  Dar- 
nach legen  beide  Verwaltungen  die  Steuerrollen  an,  um  die  Einnahme  der 
Steuer  zu  leiten  und  zu  überwachen  und  die  Kosten  dieser  für  ihren 
Verwaltungskreis  zu  bestreiten.  Unter  Leitung  des  Königs  haben  die 
Departements  die  Sorge  für  die  Polizei,  das  Armen wesen,  die  Aufeicht 
über  Spitäler,  Krankenhäuser  und  Gefängnisse,  die  Ueberwachung  der 


•)  Decret  vom  20.  April  1790. 
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EniehaDg  nnd  Moral,  der  Kirchen  und  des  Gottesdienstes,  die  Er- 
weiteraDg  der  AgricultDr  und  Industrie  und  überhaupt  die  Pflege  des 
öffentlichen  Wohls,  den  Schutz  des  öffentlichen  Eigenthums  an  Wäldern, 
FIttssra,  Wegen  und  Strassen.  Die  Verwaltung  der  Nationalgüter  ward 
den  Districten  und  Departements  besonders  übertragen ').  Die  Districte 
nehmen  an  diesen  Geschäften  so  weit  Theil,  als  sie  eben  in  ihren  Ge- 
bietskreis fallen.  Beschlüsse  der  Departementsverwaltung,  welche  die 
ganze  Staatsverwaltung  treffen,  können  nur  mit  Bewilligung  des  Königs 
execntirt,  Auflagen  für  das  Departement  nur  mit  Zustimmung  der 
Gesetzgebung  gemacht  werden.  Für  die  Ausgaben  der  Departements 
ond  Districte  sind  die  Verwaltungen  gleichfalls  an  die  Bewilligung  der 
Gesetzgebung  gebunden  ^),  wie  auch  bei  jeder  Art  von  Kauf  und  Er- 
werb'). Die  Beschlüsse  und  Befehle  der  Verwaltungen  führen  den 
Namen  von  Deliberationen  ^).  Kein  Verwaltungskörper  hat  ein  Gesetz- 
gebungsrecht. Die  Verwaltungen  des  Departements  correspondiren 
direct  mit  dem  König  und  der  Gesetzgebung  und  nehmen  die  Berichte 
der  Districtsverwaltung  entgegen.  Der  Procureur  general  syndic  cor- 
respondirt  mit  dem  Procureur  syndic  und  dieser  mit  den  Gemeinde- 
beamten. Soweit  die  Verwaltung  durch  die  Debung  politischer  Rechte 
berührt  wird,  also  durch  die  Wahlen  der  Bürger,  die  Haltung  der  Wahl- 
fersammlongen,  Abgabe  der  Stimmzettel,  haben  im  Falle  von  Strdtig- 
keiten  die  Departementsverwaltungen  eine  Gerichtsbarkeit  in  ihren 
Bezirken*).  Ebenso  entscheiden  sie  die  Klagen  in  Sachen  der  grande 
foirie.  Die  Klage  der  Incompetenz  der  Verwaltungen  kann  in  keinem 
Fall  vor  die  Gerichte,  sondern  muss  vor  den  König,  den  Chef  der 
Verwaltung,  gebracht  werden*).  Das  neue  Organisationsdecret  vom 
37.  März  1791  bestätigte  zumeist  diese  Bestimmungen  und  fügte  nur  für 
die  Stellung  der  Verwaltungsbeamten  einige  wichtige  Grundsätze  hinzu. 
Den  Präsidenten  der  Districts-  und  Departementsverwaltungen  ward 
in  den  Directorien  entscheidende  Stimme  gegeben.  Nur  nach  einem 
Zwischenraum  von  2  Jahren  sollten  ausgeschiedene  Verwaltungsbeamte 
wieder  gewählt  werden.  Alle  Monate  sollen  die  Districte  an  die  De- 
partements, diese  an  den  Minister  des  Innern  Berichte  über  die  Fort- 
schritte der  Verwaltung  senden.  Die  Verwaltungen,  wenn  sie  sich 
weigern,  königliche  Gesetze  auszuführen,  sollten  unter  Verantwortung 
der  Minister  durch  einen  königlichen  Befehl  suspendirt  werden  können. 


1)  Deeret  vom  20.  April  1790. 

8)  Deeret  yom  10.  December  1790. 

5)  Deeret  Tom  18.  Februar  1791. 
4)  Deeret  vom  27.  Jannar  1790. 

6)  Deeret  toid  12—20.  Augast  1790. 
6)  Deeret  yom  14.  Oetober  1790. 
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In  solchen  Fällen  sollte  eine  provisorische  Commission  aus  den  Gonsäte 
nnd  Directorien  der  Districte  gebildet  werden,  und  wenn  die  Suspensinn 
gerade  in  die  Zeit  der  Session  fällt,  vom  König  je  8  Mitglieder  ans 
jedem  District  dafür  ernannt  werden.  Der  Gesetzgebung  bleibt  stets  ein 
Prüfungsrecht  dieser  Maassregeln  und  nur  über  ihren  Beschluss  kdoneo 
die  snspendirten  Beamten  zur  Untersuchnng  vor  die  Haute  cour  nationale 
gezogen  werden.  Ein  Mitglied  der  Gesetzgebung  leitet  in  solchen  Fällen 
die  Voruntersuchung  bei  den  Criroinaltribunalen.  Die  Procuratoren 
wurden  vollkommen  von  den  Verwaltungsbehörden  abhängig,  indem 
sie  von  diesen  in  ihrem  Arote  suspendirt  werden  konnten. 

So  hatte  die  Constituante  den  höchsten  Verwaltnngskreis  wohl 
auf  sicheren  Principien  errichtet,  ob  aber  die  Möglichkeit  einer  Handlung 
vorhanden  war,  sollte  die  Zukunft  zeigen,  und  diese  bewies  das  Gegen- 
theil.  Unter  daueinden  Schwankungen  zeigten  die  Departements  ein 
zweifelhaftes  Leben,  bis  Napoleon  den  Absolutismus  der  höchsten 
Staatsgewalt  auch  in  die  einzelnen  Kreise  der  Verwaltung  trug.  Wie 
unter  seiner  Herrschaft  die  Verwaltung  eben  nur  ein  todtes  Glied  der 
Politik  war  und  daher  ihren  Charakter  annahm,  so  ist  sie  in  den 
Zeiten  der  Unordnung  der  Regierung  auch  nur  das  Spiegelbild  der- 
selben. Eben,  weil  sie  nichts  für  sich  gewesen,  nichts  sein  konnte  und 
sollte,  wurde  sie  dauernd  von  der  herrschenden  Gewalt  überschwemmt 
und  verwüstet.  Sehr  wahr  sind  die  Worte,  die  Vivien  über  die  fran- 
zösische Verwaltung  späterer  Zeit  sagt  und  die  sich  auch  auf  die 
Quelle  anwenden  lassen,  aus  der  ihr  Geist  hervorging.  „In  einem  Lande, 
wo  die  Verwaltungsmacht  fast  unbegrenzt  ist,  wo  ungeheuere  Summen 
ihrer  Erhaltung  und  den  öffentlichen  Arbeiten  und  Verwendungen  jeder 
Art  zugewendet  werden,  wo  eine  Menge  von  Rechten,  Thätigkeiten 
und  Functionen  vom  guten  Willen  des  Gouvernements  abhängt,  in 
einem  solchen  Lande  ist  die  öffentliche  Freiheit  in  Gefahr;  die  poli- 
tische Gewalt,  ausgehend  aus  einer  verderbten  Quelle,  die  Verwaltung, 
verdorben  durch  persönliche  Anschauungen,  werden  von  einem  Schlag 
getroffen.  Der  Staat  ist  am  Rande  des  Abgrunds  und  er  gelangt  nicht 
immer  dahin,  demselben  zu  entschlüpfen^*).  Die  Lösung  dieser  Ge- 
fahr beruhte  allein  auf  der  Macht  der  Freiheit  und  Selbstständigkeit 
der  Verwaltungen,  die  nur  die  freien  und  unabhängigen  Gerichte  aber 
sich  haben,  auf  der  Auflösung  jener  bevormundenden  Hierarchie* 
die  seit  der  Revolution  Frankreich  beherrscht.  Diese  Auflösung  aber 
muss  nnd  kann  nur  auf  der  Basis  des  Gesetzes  vollzogen  werden, 
ebenso  wie  jene  Unterordnung  unter  die  Gerichte. 


*)  ViTien  a.  «.  O.  Bd.  L  S.  33. 
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Fassen  wir  noch  einmal,  ehe  wir  die  historische  Bewegung  dieser  RHckUick  nnd 
Verwaltung  durch  die  Revolution  hindurch  begleiten,  die  Grundsätze  uebilXhMcr 
znsammen,  welche  sie  beherrschen.  Trennung  von  Rath  und  That  Verwaltung«- 
and  Leitung  beider  durch  Collectivkörpen  Darin  suchte  man  die  **'^*°*J**J;;|J^^*'' 
Befriedigung  des  Freiheitstriebes  der  Nation  und  meinte,  jeder  Willkür 
abgeholfen  zu  haben.  Absolute  Unterordnung  der  niedrigen  Verwaltungs- 
kreise unter  die  höheren.  Man  meinte  so  Kraft  und  Schnelligkeit, 
Ordnung  und  Sicherheit  der  Verwaltung  zu  finden  und  vergass,  dass 
daraus  nur  die  Ohnmacht  und  endliche  gänzliche  Erlahmung  der 
niedrigen  Theile  erfolgen  muss.  Unabhängigkeit  der  Verwaltung  von 
den  Gerichten.  Man  meinte,  der  Freiheit  der  Verwaltung  nur  so  Ge- 
nüge zu  thun,  und  sah  nicht,  dass  man  sie  so  dem  Gesetz  entziehe, 
dem  sie  unterworfen  sein  muss.  Administrative  nnd  politische  Einheit, 
indem  man  die  Verwaltungskreise  nur  der  höchsten  Staatsregierung 
anterordnete.  Man  hatte  die  Centralisation  so  geschaffen,  aber  man 
gab  den  obersten  Kräften  in  ihr  nicht  die  Waffen,  um  zu  wirken.  Der 
König  hatte  kein  Recht  in  der  Besetzung  der  Aemter.  Endlich  Auf- 
lösung des  persönlichen  Charakters  der  Verwaltungskreise.  Man  ent- 
zog ihnen  das  Eigeuthumsrecbt  und  meinte  sie  so  dem  Gesammtwohl 
am  festesten  zu  verbinden,  indem  sie  nur  als  Glieder  desselben  da- 
durch erscheinen,  und  dachte  nicht,  dass  man  sie  gerade  dadurch 
wieder  zu  leblosen  Gliedern  machte,  die  der  Willkür  verfallen  mussten. 
Unter  Herrschaft  dieser  Grundsätze  waren  die  Verwaltungen  wirklich 
nur  Theile  des  Ganzen  und  Repräsentanten  nur  scheinbarer  einzelner 
Glieder.  Ihre  Functionen  waren  immer  nur  Staatsfunctionen,  die  nur 
scheinbar  öfter  den  Charakter  einer  besonderen  Gemeindethätigkeit 
annahmen.  So  kamen,  bei  einer  äusserlich  klar  gezeichneten  Organi- 
sation der  Verwaltung,  aber  im  Innern  unklaren  Theilung  der  Thätig- 
keit  derselben ,  die  Geschäfte  auch  bald  in  Verwirrung.  Die  Theile 
hingen  vom  Ganzen  ab,  das  Ganze  selbst  aber  konnte  die  Kraft  der 
Theile  nicht  erkennen  und  darum  auch  nicht  beherrschen. 


Die  Yerwaltungsreform  des  ConTents. 


Auilftsiitis  der  Verwaltunfft    Da«  Rewolatl«ii»- 
Sow^rnement. 

Dm  i'rtncip  Nirgends   tritt   der  in   der  Einleitung   zur  Darstellung  der  Ver 

oMnan'trdrr  ^altung  angedeutete  Grundsatz,  dass  die  Verwaltung,  wenn  sie  nicirt 

Verwaltung.  Euf  den  sichcrcn  Festen  des  Gesetzes  ruht,  sondern  der  politiscb« 
Gewalt  nur  wie  ein  Werkzeug  für  die  Durchführung  ihrer  individncll« 
Absichten  und  besonderen  Zwecke  überliefert  ist,  immer  der  G^ 
der  Zernittung  und  Willkür  ausgesetzt  ist,  dass  sie  weder  ein  S;bab 
des  Friedens  und  Wohlstandes,  noch  der  Ordnung  und  Sicherheit  n 
wenigsten  aber  der  politischen  Freiheit  sein  wird,  nirgends  tritt  tut 
deutlicher  hervor,  als  in  der  Aufgabe,  welche  die  Herrschaft  de^  C« 
vents  der  Verwaltung  aufzwang,  und  in  der  Thätigkeit,  in  weJek 
diese  ihre  Aufgabe  erfüllte.  Darum  aber  sind  die  Ideen  dieser  Or]^ 
sation  von  besonderer  Wichtigkeit  und  können  eine  Lehre  sein  für  il 
die  Bestrebungen,  die  in  der  Verwaltung  keine  höheren  Ziele  sei« 
als  eben  die  einer  mechanischen  Thätigkeit  Und  immer  verfaHi 
bewegte  Zeiten  in  den  gleichen  Fehler  und  Irrthum  des  Convest 
Freilich  ziehen  sie  daraus  für  kurze  Zeit  auch  die  Gewalt  und  Vorthdl 
die  dieser  erntete,  aber  die  Folgen  sind  auch  dauernd  dieselben.  M 
Bewegung  und  Erschütterung  der  Regierung  oder  eines  Theiles  d« 
selben,  weil  der  gesammte  Staat,  einem  willenlosen  Körper  gleich.  A 
unterworfen  sein  soll,  um  ihren  Absichten  dienstbar  zu  sein,  theilt  fv 
auch  den  einzelnen  Theilen  mit  und  aus  dem  Sturm  im  Glase  «i» 
ein  Sturm  der  Meeresfluth,  und  der  leicht  fortpflanzbare  Stoss,  <te 
nirgends  eine  feste  Kraft  widerstreben  kann,  verwüstet  das  gafis 
Gebäude.  Der  Gonvent  bedurfte  einer  umfassenden  Gewalt,  er  socto 
sie  in  der  von  seinem  Geiste  durchdrungenen  Verwaltung,  die  er.  ifc 
verwegenste  Schöpfung  seiner  Herrschaft,  mit  einem  Gewaltstreich  • ' 
die  Stelle  des  bestehenden,  aber  durch  seine  Jugend  noch  nicht  H 
gewürfelten  Verwaltungsorganismus  der  Constituante  setzte.  Und  ^^"■ 
man  diese  Organisation  eines  aufmerksamen  Blickes  wardigen  wird 
dann  wird  man  erkennen,  dass  die  Macht  des  Convents  nicht  in  eioi^^i 
blutdürstigen  oder  wahnsinnigen  Revolutionärs  lag,  sondern  das5  '■^•' 
von  der  Thätigkeit  des  ganzen  Volkes  und  dessen  Theilnahroe  getrsp^ 
wurde.  Das  Volk  war  die  unüberwindliche  Armee  des  Convents,  «i*« 
Verwaltung  die  schnell  wirkende  und  wunderbar  umsichtige  Fahrer«' 
der  Ereignisse.    Was  konnte  das  königliche  Gouvernement  gegeBöber 
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einer  solchen  Macht  leisten,  nachdem  es  ohnedies  geschwächt  war.  Es 
masste  stürzen,  denn  es  besass  die  Macht  nicht,  die  es  allein  halten 
konnte  —  die  der  Verwaltung.  Es  hatte  nichts  dafür  gethan,  es  hatte 
nicht  einmal  seine  Aufgahe  begriffen,  weil  es,  selbst  von  den  falschen 
Vorstelinngeu  der  Machtstärkung  durch  eiue  straff  centralisirte  Gewalt 
verliihrt,  dieser  mit  den  Männern  der  Revolution  huldigte  und  in  einer 
Zeit,  in  der  es  gegenüber  der  nach  absoluter  Gewalt  ringenden  Volks- 
vertretung nur  in  einer  vollendeten,  aber  auch  gesetselicben  Freiheit 
und  Selbstständigkeit  der  Verwaltung  eine  ebenso  freie  und  selbst- 
ständige Machtstutze  hätte  finden  können.  Die  Völker  hängen  an  den 
Regenten,  denen  sie  die  Freiheit  und  die  Kraft  des  Gesetzes  danken, 
aber  sie  verlassen  jene,  die  ihnen  nichts  bieten,  als  zweifelhaften 
Schutz  in  einer  zweifelhaften  Ordnung.  Was  aus  dem  Bruch  mit 
der  Geschichte  jetzt  folgte,  aller  Schrecken  und  alles  Unglück, 
war  die  Schuld  des  Volkes  -^  wenn  ein  Volk  je  schuldig  sein 
kann.  Den  Beweis  dafür  wird  die  folgende  Darstellung  geben,  denn 
sie  schildert  die  Kräfte,  die  während  der  Schreckenszeit  wirkten  und 
die  Macht  hatten. 

Schon  in  der  Legislative  stiessen ,  wie  wir  gesehen  haben ,  die  du  pomiscbcn 
beiden  Parteien,  die  Girondisten  und  Montagnards,  auf  einander ,  und  ^,J^*",^°  **' 
auf  der  Höhe  des  wütheuden  Kcämpfes  erkennen  wir,  dass  der  Gegen-  afrdnung. 
stand  des  Streites  ein  Administrativgedanke  war.  Die  lebendigen,  aus 
dem  schönen  Süden  Frankreichs  hervorgegangenen  Girondisten  for- 
derten die  Freiheit  in  aller  Wahrheit  und  suchten  sie  in  der  Gemeinde- 
ordnung. Das  amerikanische  Föderativsystem  sollte  an  die  Stelle  der 
allgewaltigen  Centralisation  treten.  Gondorcet  hatte  das  erstemal  den 
Begriff  der  Grossgemeinde  in  dem  Sinne  aufgestellt,  wie  wir  ihn  heute 
erkennen,  als  das  kräftige  Mittelglied  zwischen  dem  communalen 
Leben  und  den  Gemeininteressen  der  Provinz.  Ihm  gegenüber  stand 
die  national-französische  Einheitspartei.  Es  war  kein  Princip  in  den 
Reden  der  wnthschäuroenden  Revolutionäre,  es  war  blos  ein  Schlag- 
irort  für  die  Erregung  und  Begeisterung.  Im  Namen  der  nationalen 
Binheit  zogen  14  Armeen  gegen  Europa,  köpfte  und  raubte  man  und 
fand  keinen  Führer  und  keinen  anderen  persönlichen  Ausdruck  des 
Leitfadens  aller  Ideen,  als  Robespierre.  Was  war  natürlicher,  als  dass 
der  Geist,  der  d'ie  Spitze  beherrschte,  nun  auch  das  ^anze  Gebäude 
dorchwehen  werde?  Die  Verwaltungsorganisation  desGonvents  diente 
seinem  Geiste  und  ist  das  getreueste  Bild  des  schärfsten  Absolutismus, 
wie  er  vor  und  nach  ihm  nie  wieder  gesehen  ward.  In  dieser  Grösse 
aber  gehört  das  Schöpfungsrecht  dieser  Organisation  bedeutenderen, 
klareren  Köpfen,  als  Robespierre.  Herault  de  Sechelles,  St.  Just  und 
der  grosse  Jurist  Merlin  haben  sie  erzeugt.    Es  war  nicht  schwer,  die 
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ganze  Yerwaltungsorganisation  der  Constituante  umznstossen,  da  sie 
noch  nicht  in  den  festen  Boden  der  Zeit  Wurzel  gefosst,  auch  aus  der 
Vergangenheit  keinen  Halt  genommen  hatte,  da  sie  jede  g^chichtlick 
Erinnerung  vernichtet,  und  es  war  auch  nicht  schwer,  in  den  g^ 
schaffenen  Organismus  neue  Glieder  einzufügen,  da  er  doch  ganz  allein 
auf  einem  Beamtenorganismus  ruhte,  dem  das  Volk  fremd  gegenüber 
stand  und  den  es  nur  durch  Wahl  in  seiner  Zahl  und  Grösse  bestimmte. 
Im  übrigen  hatten  die  Stürme  während  der  Zeit  der  Legislative,  d» 
ewig  aufregenden  Wahlversammlungen,  die  Verwaltongskräfte  uoek 
nicht  sich  ruhig  festigen  lassen.  Diese  durch  die  Politik  gebotenea 
Verhältnisse  hatten  nun  eigentlich  gar  nichts  mit  der  Verwaltung  g^ 
mein,  da  der  Canton  ein  ganz  besonders  dafür  bestimmter  Tommel* 
platz  war,  die  Wahlkreise  durch  ihn  vom  Gemeindeverband  al^elöst 
also  diesem  gegenüber  etwas  vollständig  Fremdes  wareir.  Aber  geradi 
darum  wirkten  sie  nur  zerstörend  auf  die  Verwaltung,  da  doch  viedtf 
aus  ihrer  Bewegung  die  persönlichen  Träger  der  Verwaltungsinteres^ 
hervorgingen,  diese  aber  dem  Ganton  und  semer  Thätigkdt  fremi 
waren.  Er  wählte  im  Geiste  der  Strömung  der  politischen  Meiouogi 
die  er  darstellte,  und  nicht  im  Interesse  der  Verwaltung,  das  die  iba 
fremde  Gemeinde  repräsentirte.  So  wurden  diese  immer  von  je&el 
beeinflusst,  Schwankungen  und  Unsicherheiten  in  der  Verwaltung  warti 
geboten,  von  einer  Sicherheit  konnte  keine  Rede  sein.  Wir  wertki 
darauf  wieder  zumckkommen. 
Die  Die  Constitution  vom  Jahre  1793  konnte  nur  die  Basis  der  Land«» 

veiwaitungs-    einthoilung  der  Constituante  anerkennen  ').   Zu  einer  besonderen  0* 

ordnang  der  °  '  . 

conMitutioD  nung  gelangte  sie  so  wenig,  als  zu  einem  Ausbau  durch  eine  oigaois^u 
Tom  Jahre  1793.  Gesetzgebung.  Der  Sturz  der  Gironde  am  Revolutionstag  des  81.  Mä« 
hatte  sie  hinweggefegt  und  an  ihre  Stelle  trat  das  RevolutionsgouTerD^ 
ment ').  In  dem  engen  Kreise  der  Zeit  lag  doch  bis  zu  dies«'  Orgäoh 
sation  ein  sicherer  Ent wickelungsgang  der  Vorstellungen  und  Begrifi*. 
Schon  bei  der  Landeseintheilung  habe  ich  darauf  hingewiesen,  welche 
eigenthfimliche  Ideen  sich  Bahn  brachen.  St.  Just  machte  vor  allen 
die  Macht  seiner  Vorstellungen  geltend,  dass  die  Eintheiiong  eine« 
Staates  nur  auf  seiner  Kopfzahl  ruhen  solle,  denn  nur  in  dem  gleichec 
Werth  jedes  einzelnen,  wie  er  dabei  als  reine  Ziffer  zur  Geltung  kaa 
kann  die  erhoffte  Gleichheit  und  Freiheit  des  Volkes  eine  Wahrbri' 
werden.  St.  Just's  Vorschläge  wurden  nicht  anerkannt,  aber  die  Be- 
deutung, die  in  ihn^n  lag,  bemächtigte  sich  doch,  ob  bewosst  odtf 
unbewusst   ist  gleicbgiitig,  der  Vorstellungen  der  Revolutionsmiooer 


1)  Constitution  vom  Jahre  1798.  Art.  78--S4. 

8)  Constitution  an  II.     Decret  yom  14.  Frimaire  an  II. 
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und  bildete  am  Ende  die  Grundlage  der  Verwaltung  der  Schreckens- 
zeit Die  communistischen  Ideen,  der  Hass  gegen  die  Reichen  und  den 
Adel,  das  auf  die  Fahne  der  Freiheit  geschriebene  Mitleid  für  den 
Peuple,  da^  mächtiger  wurde,  je  grösser  die  Noth  desselben  stieg, 
hatte  die  Geister  betäubt.  Man  besass  Millionen  Morgen  Landes,  die 
man  dem  flüchti^'en  Adel  und  der  Kirche  entrissen  hatte,  man  schuf 
Millionen  Assignaten,  um  sie  zum  Verkauf  zu  bringen  und  aus  dem 
besitzlosen  Volk  wohlhabende  Besitzer  zu  schaffen.  Unseliger  Anfang 
eines  dann  riesengross  emporschwellenden  Unglücks!  Der  Peuple  hatte 
aber  weder  Assignaten,  noch  die  Kraft  sie  zu  gewinnen,  aber  die  Vor- 
stellung, durch  die  Masse  des  Geldes  und  der  Güter  erzeugt,  dass  er  zum 
Besitz  greifen  könne  und  dass  er  im  Besitz  glücklich  werden  müsse. 
Die  Revolutionen  ei-ziehen  selten  ein  arbeitsames  Volk,  auch  die  fran- 
zösische hat  es  nicht  gethan.  Da  aber  doch  nur  die  Arbeit  zum  Be- 
sitz verhelfen  konnte,  so  sah  man  sich  ewig  von  ihm  getrennt,  weil 
man  mit  jener  nicht  beginnen  wollte.  Man  begehrte  die  freie  Ver-  dr-  Aafisaaofr 
theilung  der  Güter!  Die  Clubs  nährten  diese  Vorstellung,  denn  nur  **"^^/„^^^^^^ 
so  hatten  sie  auf  die  Freundschaft  des  Volkes  zu  hoffen,  und  diese  Gemeinden. 
Freundschaft  war  ihre  Macht.  Der  Convent  erschrak  über  diese 
Forderung,  er  wich  dem  Fahrwasser  ans,  in  dem  er  selbst  in  seinen 
ersten  Tagen  seine  Mai  ht  gesucht,  und  setzte  die  Todesstrafe  für  jeden, 
der  eine  Loi  agraire  in  diesem  Sinne  begehren  würde ' ).  Der  Convent 
fohlte,  dass,  wenn  eine  allgemeine  Theilung  der  Güter  durchgeführt  werde, 
die  grössere  Masse  des  Volkes  sich  dagegen  erheben  würde,  und  dass  seine 
Macht  verloren  wäre.  Denn  selten  täuschte  sich  eine  Revolution,  dieauf  den 
Peuple  sich  stützt,  über  die  Macht  desselben.  Im  entscheidenden  Augen- 
blick erkennt  sie  stets,  dass  er  ohnmächtig  und  schwach  und  dass  er 
Dicht  die  Macht  des  Volkes,  nicht  die  grössere  Zahl  ist.  Aber  ein  anderes 
Gebiet  blieb  den  Volksfreunden  im  Convent,  die  Wünsche  des  Penple 
zu  befriedigen  und  dies  war  das  der  Gemeindegüter.  Auf  sie  konnte 
man,  ohne  Gefahr  ein  besonderes  Interesse  im  Einzelnen  zu  verletzen, 
die  Agrargesetze  der  Communisten  anwenden,  und  abgesehen  von 
diesen  Vorstellungen,  lag  bei  den  reichsten  Gemeinden  ein  sichtbarer 
Nutzen  des  Besitzes  nicht  vor.  Das  reiche  Lyon  war  mit  Millionen 
belastet;  um  die  Schulden  des  mächtigen  Bordeaux  zu  tilgen,  musste 
mao  einen  Gütercomplex  von  9,123,894  Li  vre  zum  Verkauf  bieten  >). 
Was  die  traurige  Folge  der  willkürlichen  Wirthschaft  des  ancien  Regime 
war  und  was  die  neue  Verwaltung  der  Constituante  noch  ohnmächtig  war 
zu  ändern,  das  schob  man  auf  die  Schuld  des  Gemeindebesitzes  über- 


1)  Decret  Tom  18.  Mftrs  1793. 

2)  Fleorigeon:    Administration.  Bd.  L  8.  246. 
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haupt  und  hielt  diesen  für  nutzlos ,  ja  geradezu  für  schädlich.  Eine 
Theilung    der  Gemeindeguter   kann   also    nur   den    grössten  Nutsen 
schaffen.    Es  überhebt  die  Gemeinde  einer  sie  nur  belastenden  Sorge, 
es  schafft  neue  Besitzer,  die  neue  Steuerkraft  dem  Staate  bringen,  es 
befriedigt  den  brod-  und  hablosen  Peuple.   Diese  Ideen  war^  abnge&s 
inmitten  des  französischen  Volkes  nicht  neu.    Verschiedene  Schrift- 
steller hatten  sie  vorher  schon  ausgesprochen  und  vertheidigt  *).  Yms 
der   berühmtesten   concentrirte  die  Frage   in   den   einlachen  Sätzen: 
Sind  die  Gemeindeguter  nutzlich?   Ja!   Sie  sind  es  gewesen,  aber  sie : 
sind  es  nicht  mehr  ^).   Er  bewies  dies  aus  den  PopulationsYerhältnissai 
und  der  politischen  Stellung  der  Volksklassen.    Von  d^i  wenig  freiefi 
Herren  wurde  der  Masse  des  Volkes  als  Sciaven  ein  Theil  der  Güter 
zur  Pflege  und  zum  Genuss  gegen  bestimmte  Lasten  abgetreten,  eben^ 
wie  den  einzelnen  Gemeinden.  Diese  Guter  gingen  mit  der  Emandpatun 
der  Besitzer  in  ihr  Eigenthum  über,  gegen  Lasten  und  Leistungen 
Wohl  haben  die  Gemeinden  manche  Strecke  Landes  urbar  gemacht 
aber  man  durcheile  die  Generalitäten  von  Paris,  Soissons,  Bourgogw. 
Elsass,  Lorraine,  die  Normandie,  vor  allen  die  Bretagne,  Goyenoe. 
Languedoc  u.  s.  w.,   und   man  wird   staunen  über   die  ungeheueno 
Güter,  die  der  Gemeindewirthschaft  überliefert  und  ein  reiner  Verii^a 
für  den  Staat  sind.    Dagegen  giebt  es  nur  durch  die  Theilung  der  ik- 
meindegüter  Abhilfe,  denn  >/las  Wohl  des  Staates  ruht  nicht  darin,  daji 
er  grosse  Grundbesitzer,  sondern  eine  grosse  Menge  Grundbesitzer  habe.^ 
Diesen  Gedanken  erfasste  die  Legislative  und  erklärte,  dass  nach  <ki 
Ernte  des  Jahres  1792  alle  Gemeindeguter  und  Nutzungen  derselbei, 
mit  Ausnahme  der  Waldungen,  unter  die  Bürger  der  Gemeinde  getbtih 
werden   sollen   und  darnach  jeder  Antheil  ins  freie  Eigenthum  d«i 
Einzelnen  übergehen  solle ').     Diese  Bestimmung  sollte  obligatorisch, 
Gettait-       sein.    Der  Convent  schaffte  durch  sein  grosses  Theilungsgesetz  ?aa 
maaMr»ireinde«  jq  j^^j  ,793  ^j^g  ^j^  ^^^   -^^y^  glaubc  CS  blos  nebensächlich  bemerk« 
ZU  müssen,  obgleich  es  ein  Zeichen  für  die  Gewaltsamkeit  ist,  zu  dtf 
jede  Pöbelhenrschaft  gelaugt,  und  erkläite  die  Verpflichtung  der  Ge- 
meinde zur  Theilung  ihrer  Güter  nur  als  facultativ,  aber  so,  dass,  weai 
ein  Drittel  der  Einwohnerzabi  die  Theilung  begehrt,  die  Majorität  sidi 
fügen  müsse.  (Sect.  III.   Art.  9.)    Nur  auf  solche  Art  hatte  er  G^ 
wissheit,   dass  das  Recht  des  Peuple  befriedigt  werde.     Aber  eben 
darum  ist  sein  Gesetz  viel  gewaltsamer  gewesen,  als  das  der  Legislative» 
denn  es  sanctionirte  die  Willkür  und  den  Raub  im  Kreis  jeder  Gemeiod& 


1)  Vicomte  de  Lamaillardi&re :  Le  Produit  et  le  Droit  des  Commooes  l78t- 

2)  Rozier:   Coura  d*Agriciilture  1788.  Tom.  III.  pag.  448. 
8)  Decret  yom  14.  August  1792. 


AnflSsang  der  Verwaltiiii|f :  Dm  BeyolationagonTernement.  ]13 

Zar  Geltendmachang  dieses  Gesetzes  aber  bedurfte  der  Gonvent    D«r  Begrifr 
eioes  genauen  Begriffes  der  Gemeinde,  und  die  Bestimmung  desselben  ^\^^^l^^^ 
beeioflossten  die  Ideen  St.  Jusfs  und  die  Vorstellungen  der  Yolksgleich-  OMiugebimg 
heit  und  Freiheit.    Eine  Gemeinde,  erklärt  das  Gesetz,  ist  eiue  Gesell-  ^*^  ^o»''«»«'- 
sefaaft  von  Bürgern,  welche  durch  die  Ortsverhältnisse  verbunden  sind, 
sei  es,  dass  sie  eme  besondere  Mnnicipalit&t  bilden,  sei  es,  dass  sie 
Theile  einer  anderen  sind.    Daran  knüpft  es  die  Bestimmung  für  die 
Thttlung  jder  Güter,  dass  diese  nämlich  so  zu  verstehen  sei,  dass,  wenn 
eine  Mnnicipalität  ans  mehreren  Sectionen  besteht  und  jede  von  ihnen 
besondere  Güter  besitzt,  die  Einwohner  der  Section  allein  Theil  und 
Recht  haben  am  Gemeindegut  (Sect.  I.  Art.  2.)    Die  Bevölkerungs- 
zahl also  allein  ist  das  Entscheidende.    «»Wer  in  der  Gemeinde  nicht 
wohnt,  selbst  wenn  er  Bigenthum  in  ihr  hat,  gehört  nicht  zu  jdem  am 
Gemdndegnt  berechtigten  Bürgern.^  (Sect  IL  Art.  2.)    Als  wohnhaft 
gilt  der  Burger,  der  ein  Jahr  in  der  Gemeinde  gelebt,  vom  Tag  des 
ersten  Theilnngsgesetzes,  dem  14.  August  1792  an.    Die  Theilnng  der 
Gemeindegüter  geschieht  nadi  Köpfen,  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht 
and  Alter,  Anwesenheit  und  Abwesenheit  (Sect  IL  Art  1.) 

.Die  Ideen,  welche  dieses  Gesetz  bestimmten,  das  Gesetz  selbst,  wirkuehe 
wurde  die  Grundlage  folgenschwerer  Einrichtungen.  Das  Materielle  ^dH^oa™"^ 
der  Auflösung  des  Güterverbandes  der  Gemeinden  werde  ich  an  einer  Tertheuang. 
anderen  Stelle  erörtern.  Hier  ist  blos  der  Ort,  die  formalen  Bestim- 
nmngen  des.  Gesetzes  näher  darzustellen  und  ihre  Beziehungen  zur 
Verwaltnngsorganisation,  die  innig  mit  denselben  zusammenhängt 
Ich  habe  als  Basis  des  Gemeindelebens  und  der  freien  Verwaltung  den 
Satz  oben  hingestellt:  Ohne  Vermögensrechte  und  ohne  Recht  für 
seine  Bedfirfnisse  zu  sorgen,  keine  Gememde.  Ohne  Budget  keine 
Verwaltung,  denn  wo  nichts  ist,  giebt  es  nur  eine  Bevormundung  der 
Privatinteressen.  Die  Vertheilung  der  Gemeindegüter  löste  die  Basis 
der  Vermögensverhältnisse  der  Gemeinde  auf,  schnitt  die  Quelle  ihrer 
Einnahme  voUständig  ab.  In  diese  Vertheilung  zog  das  obige  Gesetz 
alle  Güter  der  Gemeinden,  mit  Ausnahme  der  Waldungen,  der  öffent- 
lichen Plätze  und  Promenaden,  der  Gemeindehäuser,  der  Häfen  und 
Rheden  und  der  Ufer  des  Heeres  und  überhaupt  alles,  was  nicht  im 
Privateigentbum  sein  kann.  Ebenso  bleiben  Minen  und  Grubenwerke, 
deren  Werth  grösser  ist,  als  das  sie  bedeckende  Land  und  als  zum 
ganeinen  Wohl  der  Republik  nützlich,  gleichfalls  ausgeschlossen. 
Noch  nicht  urbare  Güter,  die  nur  durch  gemeinsame  Kräfte  urbar 
gemacht  werden  können,  bleiben  so  lange  von  der  Theilnng  ausge- 
schlossen, bis  die  gemeinsame  Thätigkeit  die  Anstrocknung,  Entwaldung 
und  Tragfähigkeit  hergestellt  (Sect  L  Art  7—9.)  Eine  Bestimmung, 
die  abgesehen  von  den  Vortheilen,  die  sie  bietet,  auch  zeigt,  wie 
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vorsichtig,  wenn  auch  gewaltsam,'  der  G«nieiiisiim  der  Republikaner 
erhalten  bleiben  f;ollte.  Die  Entscheidung  über  die  Theilung  des  Ge> 
meindegutes  trifft  die  Geraeindeversummlung,  in  der  alle  Einwohner 
von  21  Jahren  erscheinen  und  entscheiden  können.  Das  aUgemeiue 
Stimmrecht  war  in  diesem  Fall  eine  volle  Wahrheit  Die  endlkhe 
Theilung  wird  von  Sachverständigen  voi^nommen,  die  zugleich  die 
Wege  und  Gr&ben  bestimmen,  nebst  allem,  was  zu  erhalten  deti 
gemeinsanien  Wohl  nGting  ist  Ob  ein  Gut  aus  Nutzlichkeitapränd» 
im  Ganzen  verkauft  werden  soll,  ob  man  ein  anderes  zum  G«iueiji> 
zw^ck  erhalten  will,  entscheidet  die  Gemeindeversainmlang,  abfr  hitr 
schon  wieder  mit  Zustimmung  der  Departementsdirectorion.  Nacl 
diesem  Verfügen  galt  das  Loos,  welches  nach  dem  Alphabet  gozc^ten 
werden  sollte,  als  entscheidend  für  den  wirklichen  Besitzerwerb. 
(Sect  in.  Art.  26.)  Für  die  Abwesenden  treten  die  Gemeindebeamt^n 
ein,  die  Väter  und  Mütter  för  ihre  Kinder,  deren  Antheil  sie  nutz- 
niessen  können,  die  Vormünder  für  ihre  Mandel.  Die  ehemalige« 
Seigneurs,  selbst  wenn  sie  in  der  Gemeinde  wohnen,  haben  kein  Recht 
am  Gemeindegut  Der  so  erworbene  Antheil  wird  freies  fiigenthom 
mit  dem  Privilegium,  binnen  10  Jahren  nicht  ver&nssert  und  wegen 
Schulden  vor  oder  nach  dem  Erwerb  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden 
zu  können.  (Sect  II.  Art.  6-^16.)  Die  Antheile,  welche  auf  die  im 
Heere  stehenden  Gemeindebürger  entfallen,  müssen,  so  lange  der  Krieg 
dauert,  von  den  Gemeinden-Einwohnern  gemeinsam  bewirthschaftei  und 
erhalten  werden.  Die  Kosten  der  Theilung  werden  nach  Köpfen  der 
Theibehmer  vertheilt.  Mehrere  Gemeinden,  die  ein  Gut  30  Jahre  hindurch 
besessen,  theilea  es  gemeinsam.  Die  bei  der  Theilung  zwischen  den 
Gemeinden  und  ihren  Einwohnern  ausbrechenden  Streitigkeiten  werden 
in  einüacher  Verhandlung  von  den  Departementsdirectorien  entschieden. 
Rttckwirkuni;  So  gTossartig  dieses  Gesetz  war,  der  eommnnistische  Charakter 

▼•rtheihT^aaii  ^®*'®^'^*^  *"*^  ^^^  ^^^  Überwiegend  hervor.  Daneben  erzeugte 
«iMUn  Regime,  das  Prciheitsgefühl  der  Republikaner  noch  einige  Bestimmungen»  die, 
wie  ein  Raohezag  gegen  die  Vergangenheit,  schwere  Dngerechtkgkoiten 
gegen  alte  und  fest  bestehende  Rechte  enthielten.  Schon  die  L^islative 
beschränkte  das  Recht  der  Gemeinde  nicht  auf  den  gegenwärtigen 
Besitzstand,  s(Adem  öffnete  demselben  die  fernste  Vergangenheit 
Erfüllt  von  Hass  gegen  die  Feudalherren,  die  durch  Ungerechtigkeites 
und  Gewaltthaten  m&chtig  geworden,  gab  sie  den  Gemeinden  das 
Recht,  alle  Güter  als  ihr  eigen  wieder  zu  ergreifen,  die  ihr  seit  16^ 
in  der  berühmten  Ordonnanz  desselben  Jahres*)  entzöge«  wurdea 
Gegen  jeden  Seigneur  hatte  die  Gemeinde  das  Recht  der  Revindieatioa, 
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ob  ihn  Gesetze  f  königliche  Befehle  und  richterliche  Drtheile  auch  in 
seinem  Besitz  bestätigt  hatten.  Nur  ein  authentischer  Act  einer  gesetz- 
m&ssigen  Erwerbung  sollte  dagegen  Schutz  geben  ^).  Freie  Güter, 
Triften  und  unbebautes  Land  gilt  als  Gemeindeeigenthum,  wenn  die 
Gemeinde  binnen  ö  Jahren  es  als  solches  ergreift.  Nur  ein  ununter- 
brochener 40  jähriger  Besitz  und  die  Vorlage  rechtskräftiger  Erwerbs- 
titei  schützte  die  Seigneurs  gegen  diese  willkürliche  Beraubung.  Wenn 
aber  diesen  Titeln  gegenüber  die  Gemeinden  andere  aufbringen,  so 
soll,  gleichgiltig  um  die  Entstehungszeit  derselben,  der  den  Gemeinden 
günstigste  den  Ausschlag  geben.  Das  Convent- Gesetz  vom  14.  Juni 
1793  aber  erklärte  einen  40  jährigen  Besitz  als  keinen  rechtskräftigen 
Erwerbstitei  und  rechtfertigte  die  Härte  der  Bestimmung  damit,  dass  es 
alle  in  der  Feudalzeit  ungerecht  erworbenen  Güter  ihrem  rechtmässigen 
Besitzer  zurück  geben  will.  (Tit  IlL  Art.  8—9.)  >,Die  Feudalzeit  hatte 
einst  die  Gemeinden  mit  der  Macht  des  Schwertes  erdrückt,  die  Revo- 
hitioa  setzte  ihr  die  Macht  der  Piken  entgegen*  *).  Auf  diesem  Wege 
gab  es  keinen  Halt  mehr.  Der  Gedanke  der  Einheit  der  Republik, 
der  Gleichheit  aller  Interessen  rang  immer  aiehr  nach  Erfüllung.  Die 
Gemeinden,  ihrer  Habe  entkleidet,  hatten  auch  die  Kraft  verloren,  nun 
ttlbstständig  etwas  zu  leisten.  Ehe  man  die  plötzlich  erzeugte 
Sebwäche  fühlen  konnte,  waren  die  Fabriken  und  Pfarreien  aufgelöst, 
die  Stiftungen,  Hospitäler  und  Academien  zerstört  und  ihre  Güter  mit 
dem  Staatsschatz  vereint  ').  Die  Gemeinde  hat  nichts  mit  der  Kirche 
xtt  thun,  weil  der  ganze  Staat  nichts  mehr  mit  ihr  gemein  haben 
wollte.  Die  Schulen  wurden  der  Gemeinde  entfremdet.  Noth  und 
Elend  zu  lindern  soll  eine  Last  des  Staates  sein  und  nur  zu  seiner 
Sorge  gehören.  Wir  werden  später  auf  das  grossartige  Armengesetz 
des  Convents,  das  durch  die  Auflösung  des  Güterverbandes  der  Ge* 
meinden  dadurch  erzeugt  wurde,  zurückkommen,  da  es  zumeist  den 
Geist  und  die  Schwärmerei  der  Zeit  kennzeichnet,  mit  der  man  alle 
hdividualität  zerstörte  und  dem  Staat  unterordnete. 

Den  Schluss  dieser  merkwürdigen  Schöpfungen  bildete  die  Er«     Abiöfnng 
klärung  des  Convents,  dass  alle  Gemeindeschulden  bis  zum  la  August  ^'^^f^**^^*' 
1793,  dem  Geburtstage  der  republikanischen  Constitution,  Nationai- 
Bchulden  seien  *).   Die  Activa  der  Gemeinde  gehMi  bis  zur  Concuirenz 
der  dem  Staat  übertragenen  Schulden  an  diesen  über;  die  Schulden 
des  Staates  an  die  Gemeinde  wurden  gelöscht 
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So  wenig  nun  die  Constituante  die  Gemeinde  in  ihren  Beziehon^Dj 
zur  Politik  emaiicipirte,  wie  man  gern  in  Bewunderung  der  Revolutioi 
annimmt '),  da  sie  die  Gemeindepflichten  nur  einem  besoldeteu  Beamko 
Staat  aufbürdete,  der  nur  durch  die  Wahl  vom  alten  Beamtenor^i^mu« 
sich  unterschied,  so  wenig  emancipiite  der  Convent  die  Gemeinde  al 
Bigenthümerin ,  weil  er  sie,  von  einem  wohl  richtigen  Gedanken  {ri^ 
leitet,  aber  diesen  bis  ins  Extrem  ausgedehnt  und  willkürUch  bewahr 
heitet,  jeder  Vermögenski-aft  entkleidete  und  so  unselbstständig  an 
vom  Staat  vollkommen  abhängig  machte.  Die  Gemeinde  war  jeu 
blos  ein  neuer  Personenverband,  sie  war  eine  Heerde,  wie  Chevillar 
in  Prüfung  der  Anschauung  St.  Just's  es  kennzeichnet  ^). 

Nicht  anerkannt  in  seinen  Vorschlägen  in  Betreff  der  Landeseio 
theilung,  sah  sich  St.  Just  doch  gerechtfertigt  in  der  nun  den  Gemeiodti 
aufgepfropften  Verwaltungsoi^anisation.  Sie  war  gleich,  von  unten  bi 
nach  oben,  sie  war  von  einem  einheitlichen  Geiste  geleitet,  besüno 
durch  ein  einziges  Ziel,  vor  dessen  Grösse  jedes  Mittel  gerecbtfis:n| 
schien.  Die  Republik  ward  centralisirt,  wie  nie  vor  und  nachher;  e 
erzeugte  wohl  eine  wundersame  Vereinigung  aller  Kräfte,  wusste  d 
durch  den  von  allen  Seiten,  von  Aussen  und  Innen  sich  erbebendt 
Feinden  zu  widerstehen,  hatte  die  Macht  gerettet,  aber  die  Freiheit  b 
graben.  Die  Hiemrchie  der  Verwaltung,  nach  welcher  sich  die  Thätigk« 
der  Gemeinden  durch  die  Districte  auf  die  Departements  und  von  dieü 
auf  die  höchste  Staatsregierung  fortpflanzte,  blieb  bestehen.  In  diese! 
aber  pflanzte  man  einen  BeamtenkOrper,  der  im  kleinsten  Kreise  eiof 
treues  Spi^lbild  der  höchsten  Staatsregierung  war,  willkürliche  Mas^s 
herrschaft,  die  Recht  und  Gerechtigkeit,  Habe  und  Besitz,  Freiheit  oii 
Glaube  zuerst  gefährdete,  bis  alles  unterging  in  der  Tyrannei  oud  vi 
der  Wuth  und  dem  Wahnsinn  eines  Einzelnen.  Das  denkwürdige!^ 
setz,  durch  welches  dies  vollzogen  ward,  war  die  sogenanotv  Cooi 
tution  provisoire  et  revolutionaire  vom  4.  December  1793  (14.  Frim»r 
an  II.).  Sie  trug  diesen  Namen  ganz  uneigentlich  und  war  nichti  al 
ein  Verwaltungsgesetz.  Die  Conseils  generaux  wurden  allenthall^ 
aufgelöst  und  somit  ans  der  Verwaltung  die  vermögenden  und  btn\)f 
ragenden  Bürger  Ter4h'ängt,  die  Executivgewalt  in  d^  Mitte 
Directorien  mehr  concentrirt  Es  sollte  kein  ständiger  Präsident  va^ 
gewählt  werden,  sondern  jedes  Mitglied  je  für  einen  Monat  die  \^^ 
haben.  Der  P/äsident  wird  aber  jetzt  das  erste  Executivorgan.  ^^ 
besonders  die  Correspoudenz,  üeberwachung  und  BeschleuuiguDg  »l<l 
Executive  zukommt    (Sect-  ül.  Art  6.)    In  den  Gemeinden  tritt  M 
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die  Spitze  der  Executivgewalt  neben  dem  Maire  der  Nationalagent 
und  man  sieht,  wie  mitten  in  der  Revolution  die  individfielle  Beamten- 
tbätigkeit  sich  entwickelt  und  an  die  Stelle  der  Körperschaften  tritt 
and  den  fast  von  allen  Revolutionen  heilig  gehaltenen  Parlamentarismus 
verdrängt  Der  Geschäftskreis  der  Departements  wurde  bedeutend 
eingeschränkt  und  ein  rein  polizeilicher,  die  Erhebung  der  Steueiii, 
die  Sorge  für  Manufactur  und  Handel,  öffentliche  Wege  und  Canäle 
betreffend.  (Sect  ü.  Art.  7.)  Auch  nur  in  dieser  Richtung  wurde  die 
Unterordnung  der  Districte  und  Gemeinden  unter  die  Departenients 
anirecht  erbalten  und  ausdrücklich  diese  von  jeder  Autorität  ausge- 
schlossen in  Betreff  der  Revolutionsmaassregeln  und  der  Anwendung 
der  Gesetze  zum  allgemeinen  Wohl.  (Sect.  HL.  Art.  5.)  In  dieser 
Richtung  wurden  Gemeinde  und  Districte  frei,  diesem  letzteren  be- 
sonders die  Ueberwachung  der  Ausfuhrung  der  Revolutionsgesetze,  den 
Gemeinden  aber  die  Geltendmachung  derselben  in  unbeschränktem 
Maass  übergeben.  (Sect.  11.  Art  6.)  Für  diese  Thätigkeit,  welche 
allerdings  desto  besser  ofganisirt  war,  je  kleiner  der  Kreis  einer  dafür 
bestimmten  Behörde,  wurden  in  den  Gemeinden  und  Districten  beson- 
dere Revolutionscomites  gegründet  (Sect.  IL  Art.  8.)  Diese  und  die 
Nationalagenten  waren  die  mächtigen,  stets  thätigen  Organe  der  neuen 
Verwaltung,  und  wie  diese  ganz  aufging  in  der  Revolutionirung  des 
Landes,  so  wurden  sie  bald  auch  die  allein  gebietenden  und  allmäch- 
tigen Tyrannen  des  ganzen  Landes.  Nach  dem  Worte  des  Gesetzes 
traten  sie  an  die  Stelle  der  Procureurs,  die  in  allen  3  Verwaltungs- 
kreisen abgeschafft  wurden.  Der  Thal;  nach  aber  waren  sie  bestimmt, 
die  Gemeinden  und  Districte  zu  durcheilen,  um  auf  die  strengste  Weise 
die  Execution  der  Gesetze  zu  überwachen  und  zu  veranlassen  (Sect  ü. 
Art  14.),  über  ihre  ganze  Thätigkeit  mit  der  höchsten  Staatsregierung, 
dem  Comite  de  salnt  j>ublic  et  de  sürete  generale  zu  correspondiren, 
ober  die  Erfolge  ihrer  Thätigkeit  zu  berichten,  die  säumigen  Beamten 
und  Verdächtigen  zu  denunciren  und  ihre  Handlungen  nur  dieser  Staats- 
regierung zu  verantworten.  (Sect  IL  Art.  16.)  Ihnen  trug  die  Revo- 
IntioDS- Constitution  auf,  bei  Beginn  ihrer  Thätigkeit  zuerst  die  Ver- 
waltungen ,,zu  reinigen''  (Sect.  IV.  Art.  2.),  nachdem  sie  selbst  als 
tauglich  befunden  und  von  den  Sicherheitscomites  als  geeignet  erklärt 
worden.  (Sect  IL  Art  19 — 22.)  Wenn  sie  entsetzt  werden,  stellt  der 
Convent  die  neuen  Agenten  an.  Die  Nationalagenten  der  Districte  haben 
ein  besonderes  Ueberwachungsrecht  über  jene  der  Gemeinden.  Alle 
Verwaltungsbeamten  wurden  in  ihrem  Wirkungskreise  für  verantwortlich 
erkürt  und  jede  Nachlässigkeit  in  demselben  mit  Verlust  des  Bärgen*echts 
auf  4  Jahre  und  eines  Viertels  des  Gehalts  bestraft  (Sect  V.  Art  4.) 
Die  von  der  Regierung  angestellten  ausserordentlichen  Beamten,  also 
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die  Nationalagenten  vor  allen,  werden  in  solchen  Fällen  mit  5  Jahien 
Eisen  bestraft?  (Sect.  V.  Art  6.)  Jeder  Umgehung  des  Gesetzes  folgt 
die  Todesstrafe.  (Sect  V.  Art.  9.)  Dieser  neue  Verwaltimgsorgamsmui 
sollte  binnen  3  Tagen,  vom  Tag  des  Gesetzes  an,  in  VollzieluDg  ge- 
setzt sein.  (Sect.  II.  Art  10.)  Mit  riesiger  Schneliigkeit  und  Kraft 
setzte  der  Convent  diese  Organisation  ein  und  brachte  sie  auch  al^ 
bald  in  Bewegung. 
Der  Alles,   was  sich  den  Absichten  der  Regierung  wiilföhrig  seigte, 

dw"convenu'  wurde  jetzt  zu  Staatsdiensten  verwendet  Willfährig  aber  war  jcdsr, 
der  den  Muth  zur  Willkur  und  die  Kraft  persönlicher  Leideusdufi 
besass.  Die  Guillotine  musste  man  handhaben  können,  nicht 
setz  und  Recht.  Die  Mehrzahl  sah  in  der  Gewalt,  die  sie  ergreii 
konnte,  nur  ein  Mittel,  persönlichem  Hass  und  Widerwillen  zu  geoüj 
Gegen  feindliche  Nachbarn,  gegen  seine  Glänbiger  und  rivalii 
Gewerbsgenossen  richtete  sich  die  erste  Sorge  der  Verwaltungsbehördfli 
da  diese  ja  zumeist  aus  dem  Bauer-  und  Handwerkerstand  genoouiMl 
wurden,  und  je  niedriger  und  elender  sie  waren,  desto  geeigneter« 
schienen  sie  der  Regierung.  Nur  in  d^  Hauptstädten  gab  maucbu 
politische  Gesinnung  den  Ausschlag,  auf  dem  Lande  war  sie  da  leidi 
drehbare  Verwand.  Es  wird  erklärlich  sein,  wie  der  revoiutio  ' 
Schrecken  alles  beherrschte ,  da  die  Regierung  jedem  Interes^se 
Leidenschaft  freies  Spiel  Hess.  Nicht  mehr  d^  Adel  und  der  Cli 
der  reiche  Bärger,  der  wohlhabende  Bauer  war  das  Ziel  der  Verfolj 
Dazu  wusste  der  Convent  sich  willfährige  Diener  zu  kaufen,  we&a 
freiwillig  nicht  bedient  wurde.  Er  erklärte,  daas  die  Mitgheder 
Verwaltungen  der  Departements  und  Districte,  wenn  sie  genöthigt  siali 
von  ihrem  Wohnort  sich  zu  entfernen,  um  auf  ihren  Posten  einzotn:ffe| 
ein  Taggeld  von  3  Li  vre  und  ein  Reisegeld  von  15  Sons  per  Mei 
erhalten  sollten.  Diese  Ausgaben  sollten  die  Verwaltungen  durch  d| 
Zuschlagsteuern  decken  ')•  Später  schaffte  er  die  Zuschlagsteud 
ganz  ab  und  erklärte,  die  Kosten  der  gesammten  Verwaltung  sell4 
tragen  zu  wollen  ^).  Schuf  er  so  ein  neues  Band  der  Centralisatioi 
80  wurde  dadurch  zugleich  der  einzelne  Beamte  mehr  abhängig  wiedel 
gemacht  von  der  Staatsregierung  und  willfähriger  ihr  zu  dienen,  lü 
hat  eine  Verwaltung  mehr  Beamte  in  Bewegung  gesetzt,  als  die  ^ 
.  Convents.  Auf  je  2  Burger  im  Innern  des  Landes  kam  l  Beant^ 
wenn  man  beachtet,  dass  von  den  4^  Millionen  arbeitsfähiger  Mänitfl 
Frankreichs  an  100,000  schon  in  den  Kämpfen  und  Kriegen  der  Berti 
lation  zu  Grunde  gegangen,  eine  andere  ungeheuere  Schaar  lacbtig 


1)  Deeret  Tom  1.  Januar  1798. 

2)  Deoret  Tom  6.  Soptembar  179i. 
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war  nnd  mehr  als  eine  Million  ausser  den  Grenzen  oder  an  denselben 
im  Heere  stand.  Oft  bildeten  in  kleinen  Gemeinden  alle  Männer  das 
Revolationscomite,  und  den  Taggcldern  %u  lieb,  bewachte  einer  den 
andern,  und  um  selbst  vor  Verfolgung  sicher  zu  sein,  denuncirte  einer  den 
andern.  Die  Verpflegungscommissionen,  weiche  das  Revolntionsgou- 
vernement  einführte  ^),  zählten  nach  Dubois  Creance's  Ausweis  allein 
aD  35,000  Beamte'),  die  52,000  Revolutionscomites  zählten  mehr  als 
560,000  Mitglieder,  welche,  da  sie  alle  als  permanent  erklärt  wurden, 
HD  jährlichen  Tagesgeldern  die  Summe  von  591  Millionen  Livfes  ver- 
zeiirf  hätten,  wenn  der  Staatsschatz  jener  Zeit  oder  irgend  einer  anderen 
Zeit  im  Stande  gewesen  wäre,  sie  zu  zahlen.  Da  dies  unmöglich  war, 
und  der  Finanzausscimss  sich  weigei-te,  diese  Zahlungen  zu  leisten, 
so  machte  sich  der  Einzelne,  wie  Cambon  dem  Convent  es  schilderte'), 
durch  wilikfirliche  Taxen  auf  eigene  Faust  bezahlt  Millionen  wurden 
ans  den  Taschen  der  Bürger  heransgepresst  und  von  den  National- 
^nten  in  Saus  nnd  Braus  neben  dem  blutigen  Schauspiel  der  Guillotine 
vtrpiasst. 

Die  Folgen  dieses  Verwaltungsorganismus  sind  zu  bekannt,  um  o^« 
aie  weiter  zu  erörtern,  es  war  nur  nöthig,  den  Gedanken  festzu-  dirR!lv"o"urto"iI* 
«teilen,  dass  68  kein  planloses  Treiben  war,  die  sie  erzeugten,  sondern 
«in  klar  gedachter  Plan,  auf  dem  alles  ruhte.  In  den  Stürmen  der 
Revolution  erkannte  man,  dass  die  Macht  der  Regierung  darin  liegt, 
dass  sie  ihre  Beamten  nnd  Diener  ernennen  kann.  Die  Constituante 
bitte  dem  König  düs  Recht  entzogen  und  forderte  doch  verkehrter 
Weise  Kraft  nnd  Energie  von  ihm.  Der  Convent  sprach  sich  das 
Recht  zu  und  hatte  darin  seine  Macht.  Die  Constituante  hatte  die 
Gemeinde  von  manchem  Laster  eraancipirt,  aber  unklar  über  die  Be- 
dentang des  Selfgovernment,  suchte  sie  dasselbe  in  der  Vielköpfigkeit 
der  Berathung  und  Vollziehung  und  in  einem  Parlamentarismus,  der 
eben  nichts  als  dem  persönlichen  Belieben  gegenüber  einem  besoldeten 
Beamtenstand  Ausdruck  gab.  Der  Convent  vernichtete  die  Gemeinde 
gaoz ,  und  ohnmächtig  ihm  zu  widerstehen ,  verfiel  sie  seiner  Gewalt 
und  seinem  System,  das  in  berathende  Versammlungen  alle  Macht 
legte,  die  immer  daselbst  zur  Willkür  werden  rauss.  Nichts  ist  tyran- 
nischer, ala  der  Absolutismus  solcher  Versammlungen,  und  immer 
werden  sie  Despoten,  wenn  sie  die  Gewalt  in  ihren  Händen  fühlen. 
Sie  sind  Niemandem  verantwortlich,  nicht  den  Gerichten,  nicht  dem 
Unde,  nicht  —  der  Geschichte.    Die  Willkür  wird  zum  Recht,  das 


1)  Decrei  yom  4.  December  1793  (14.  Primaire  «n  11.)     S<ict.  V.  Art.  2. 

2)  C.  N.  ▼om  6.  Mai  1795  (16.  Flor^al  an  Ul.). 

8)  C.  N.  vom  26.  NoTember  1794  (6.  Frioiairi  an  m.> 
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persönliche  Belieben  zum  Gesetz.  Einen  Augenblick  kann  darauf  ^ 
Macht  des  Staates  ruhen,  wenn  ein  gleicher  Geist  sie  beherrscht,  al« 
für  die  Dauer  niuss  Zerrüttung  und  Verwilderung  den  Staat  an  denRao^ 
des  Elends  fuhren.  Denn  das  Gesetz  allein  kann  die  dauernde  Ktafl 
des  Staates  sein;  die  Leidenschaft  der  Revolution,  wenn  sie  die  einrigf 
Kraft  des  Vertrauens  ist,  erlahmt  ebenso,  wie  der  heiligste  Patriotismö 
wenn  er  die  stete  Quelle  der  Kraft  sein  soll.  Das  aber  war  allein  k 
geistige  Hebel  der  Verwaltung  des  Convents.  Er  hofFte  auf  diese  o» 
versiegbaren  Quellen  und  täuschte  sich,  wie  die  Tyrannen,  die  ä 
Laster  der  Menschen,  Servilität  und  Kriecherei  für  ewige  Quellen  ih» 
Gewalt  ansehen.  Der  Gonvent  stürzte  über  seine  eigene  Schöpfoi^ 
„Eingesetzt,  um  den  Schrecken  in  die  Gemüther  der  Freiheitifcinl 
zu  tragen,  der  Verräther,  welche  die  Grenzen  des  Landes  den  Frenwii 
überlieferten,  und  um  diejenigen  zurückzujagen,  die  sie  verwüsteten,  vmt 
sie  die  Geissei  dieser  Feinde,  welche  jene  ergriffen,  die  des  Gomm 
raents  sich  bemächtigt.  Zertheilt  in  verschiedene  Autoritäten,  ^ 
bitterte  sie  die  Gemüther,  verbreitete  Verläumdung,  säete  MissIrnM 
Hess  ohne  Unterschied  das  Beil  der  Revolution  fkllen,  raubte  n 
Schamlosigkeit,  wohl  wissend,  dass  jeder  sich  in  die  Mitte  die« 
Exzesse  auch  an  mehreren  Patrioten  rächen  könne ,  oder  dass  m 
wenigstens  eine  Herrschaft  errichten  werde,  unter  der  man  mit  SicM 
heit  couspiriren  könne.  Und  sie  ward  in  der  That  errichtet  und  d 
kann  sie  das  Gouvernement  der  Massenhaftigkeit  nennen,  das  in  i 
Folge  sich  durch  staunenerregende  Dinge,  die  es  übte,  entehrte  —  all 
um  die  Freiheit  zu  retten"*). 


Die  Yerwaltungsorganisalion  des  Directorinm 


Die  Befestl^uns  de«  BeaHiteiisUMitefl« 

Aufgabe  und  Die  Thätigkcit   des  Directoriuros ,  so   bedeutend   ausserhalb  ^ 

Di^rioriumH*n  Greuzcu  Frankreichs,  dass  sie  ganz  Europa  in  den  Kampf  der  R«^ 

der  verwAiiong.  lutiou  hinciureisst,  ist  im  Innern  doch  nur  eine  vermittelnde  nnd  vf 

suchende.    Aus  dem  Chaos,  das  die  Schreckensherrschaft  znröckües 

nachdem  die  Männer  gefallen  waren ,  die  es  n)it  furchtbarer  lie«) 

beherrschten,  suchte  die  Zeit  des  Directoriums  den  Staat  emporzabebri 


*)  Fleurigeon  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  15. 
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in  eine  neue  Ordnung  ihn  zu  bringen  und  ihm  in  dieser  Ordnung  neue 
Kraft  zu  geben.  Für  die  Nachwelt  erscheint  diese  Thätigkeit  als  eine 
vermittelnde  und  zwar  vermittelnd  zwischen  dem  Convent  und  seiner 
wilden  Freiheit  und  dem  Gonsulat  und  seiner  Ordnung,  die  an  Stelle 
der  Freiheit  tritt,  und  gerade  nach  dieser  Richtung  hin  sind  die 
Organisationsrersuche  des  Directoriums,  besonders  in  der  Verwaltung, 
die  Anfänge  der  Herrschaft  Napoleons.  Wie  auf  der  Höhe  der  Regie- 
rung das  Gouvernement  sich  centralisirt  in  den  Händen  weniger  Männer, 
unter  denen  immer  wieder  einer,  wenigstens  moralisch,  den  Geist  des- 
selben bestimmt,  so  formt  sich  nach  diesem  Muster  auch  in  den  kleinsten 
Kreisen  die  Ordnung  der  Verwaltung.  Aus  der  Verwirrung,  die  der 
Staat  den  Gesetzgebern  zeigte,  formte  man  sich  die  Aufgabe,  die  man 
Ifeen  sollte,  wie  ein  mathematisches  Beispiel  und  ging,  von  starren 
Grandsätzen  geleitet,  mit  Maass  und  Richtscheit  an  die  Lösung  des- 
selben. Die  Constituante  hatte  mit  der  Vergangenheit  Frankreichs 
gebrochen,  der  Cnnvent  hatte  sie  fast  vernichtet,  alles  erschien  im 
ersten  Augenblick  neu,  bestimmt  für  eine  ganz  andere  Ordnung,  als 
je  geherrscht  Kaum  lebten  noch  einige  Männer,  welche  von  reifen 
Erinnerungen  sprechen  konnten.  Niemand  aber  scheint  in  jener  Zeit 
ein  Bewusstsein  von  der  Macht  derselben ,  von  dem  Werth  des  ge- 
schichtlich Gewordenen  gehabt  zu  haben. 

Wie  einst  in  Amerika,  so  begann«  von  diesen  Ideen  geleitet,  die  nie 
Gesetzgebung  ihr  Werk  mit  der  Einfuhrung  einer  neuen  Verwaltungs- 
ordnung und  legte  die  Basis  derselben  in  einer  neuen  Landeseintheilung. 
Politiscli  kehrte  man  zu  den  Schöpfungen  der  Constituante  zurück, 
durch  die  Anerkennung  der  Landeskreise  in  Departements,  Cantone 
und  Gemeinden.  Administrativ  aber  trug  man  einen  anderen  Geist 
in  diese  territorialen  Abgrenzungen.  Man  druckte  in  enge  Formen, 
was  nur  seiner  Natur  gemäss  leben  konnte,  und  plötzlich  sah  man  alles 
gealtert,  ehe  es  jung  gewesen,  wie  in  Amerika,  weil  man  mit  ge- 
schlossenen Augen  die  Geschichte  missachten  zu  können  vermeinte. 
Jedes  Departement  ward  auf  einen  Umkreis  von  100  Q  Myriametres 
berechnet  und  innerhalb  dieses  Kreises  schnitt  man  gleichfalls  mit  dem 
Metre  in  der  Hand  die  Portionen  ab,  welche  eine  Gemeinde  bilden 
können  und  wie  viel  von  diesen  wieder  in  einer  Cantonsverwaltung 
verbunden  werden  sollen.  Keine  Gemeinde  soll  vom  Uanptort  des 
Cantons  mehr  als  einen  Myriametre  entfernt  sein.  Diese  Grenzen,  wie 
sie  die  Gesetze  bestimmen ,  sollen  für  die  Zukunft  unter  ihren  Schutz 
stehen  und  nur  durch  das  Gesetz  verändert  werden  können*).  In 
Amerika  aber  setzte  man  in  die  geometrisch  abgezirkelten  Landestheile 


neue  Laode«- 
einUiellong. 


^  Constitatioii  an  III.  Art  8—6. 
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öne  vollkommen  freie  Yerwaltung,  deren  Schwerkraft  in  der  Thäti^eit 
des  Bargers  ruhte,  und  ganz  abgesehen  davon,  dass  dieses  Land  eben 
keine  Geschichte  für  die  Interessen  seines  Volkes  damit  serriss,  konnte 
die  freie  Selbstbestimmung  wieder  versöhnen,  was  ein  gewaltsamer 
Gesetssesact  vielleicht  verletzte.  In  Frankreich  aber,  bei  einem  Volk, 
das  nicht  durch  Selbstregiemng  herangewachsen  und  dessen  Schicksal 
nicht  in  seiner  Selbstthätigkeit  ruhte,  da  konnte  ein  geddhliches  Leben 
für  die  Dauer  nur  erzeugt  werden,  wenn  man,  selbst  nach  den  grossen 
Erschütterungen  des  Convents,  auf  die  gewordenen  Verhältnisse  zurnck- 
gekehrt  wäre,  in  die  die  Geschichte  die  einzelnen  Voikskreise  eingirffigt 
und  in  diesen  sich  bemäht  hätte ,  die  Selbstverwaltung  heranzuziehen. 
Wo  diese  Verhältnisse  stärker  sind,  als  die  Selbstthätigkeit  der  Menschen, 
wie  in  Frankreich,  da  muss  ihnen  dauernd  zuerst  Rechnung  getragen 
werden.  Die  Reorganisirung  Napoleons  zeigte  die  Wahrheit  dieses 
Satzes.  Nirgends  bedarf  eine  Aenderung  grössere  Vorsicht,  als  im 
Gebtete  der  Verwaltung,  wenn  sie  eben  nicht  blos  eine  Entwiekelung, 
sondern  eine  vollkommene  Umgestaltung  sein  soll,  da  kein  Interesse 
mit  dem  persönlichen  und  gesellschaftlichen  Leben  so  mächtig  und 
innig  verwachsen  ist,  als  das  der  Verwaltung.  Wenn  man  es  nicht  be- 
achtet, dann  muss  nothwendig  diese  in  ihrer  Ordnung  zur  absolntost«i 
Bevormundung  ausarten.  Der  Beamtenstaat  ist  ein  gebotener  Zwang, 
die  schnelle  Executlvgewalt  das  einzige,  aber  allmäcl|tige  Bedörfniss. 
Die  Berathnng  muss  verschwinden,  denn  über  die  dem  Volksbewosst- 
sein  plötzlich  fremd  gewordenen  Interessen  kann  nur  der  schnell 
wirkende  Befehl  und  die  ebenso  schnell  bereite  Entscheidung  herrsehen. 
Freilich  wäre  eine  darauf  begründete  Organisation  in  einem  Staate, 
wo  überhaupt  das  Gemeindeleben  ein  freies  und  festes  ist,  nicht  so  leicht 
einitthrbar  gewesen,  als  es  in  Frankreich  der  Fall  war.  Aber  was  der 
Absolutismus  der  KOnige  des  anden  Regime  schon  zu  zerstöre  versvchte, 
das  hatte  die  Revolution  vollkommen  zerstört.  Die  Gemeinde  war  ihrer 
znsammenhängendeu  Interessen  entklei^,  das  Gemetngefühl  entnervt, 
alle  Thatigkeit,  weil  längst  ohne  dauemde  Basis,  darum  in  dem  absoluten 
Staatsbegriff  concentrirt.  Man  hat  diese  Lage  der  Dinge  zu  wenig 
beachtet  und  darum  die  Thatigkeit  des  Directoriums*  im  Ganzen  nnd 
in  den  einzelnen  Theil^i  nur  ungenügend  gewürdigt  Dass  aber  ein 
tieferer  Gedanke,  als  der  des  blossen  Herumtappens  und  willkörlichen 
Octroirens  von  Ordnungen  und  Gesetzen  die  Geeetzgeber  beherrschte, 
das  zeigt  der  Gang  der  Ereignisse,  der  nur  jene  Folgen  erzeugte, 
welche  aus  diesen  Gründen  consequent  folgen  konnten.  Ob  sich  die 
Zeitgenossen  dessen  vollkommen  bewusst  waren,  i^t  gieichgiltig.  Die 
Geschichte  aber  muss  das  innere  Getriebe,  auf  denen  die  Werke  einer 
Zeit  ruhten,  aufsuchen. 
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Bin  streng  moDarchischer,  franzltaischer  Schriftsteller  nennt  die  Die 
Ycrwaltongsorganisation  des  Directoriams  die  vollkommenste,  ^ö^^^^^  verti!aUun''"dM 
man  aasdenken  konnte  '),  und  er  nennt  sie  darum  so,  weil  er  blos  Direetorium« 
den  Vorzug  derselben,  die  Centralisntion  der  Executivgewalt  in  einer  "°* "^'' '*'*°****' 
einzigen  Hand  betrachtete,  aber  nicht  tiefer  in  die  Verhältnisse  Frank- 
reichs and  seiner  Bedürfnisse  eindrang.  Er  gelangt  bei  seiner  Dar- 
stellung zu  dem  Resultat,  dass  das  Directorium  die  Ideen  der  Con« 
stitoante  wiederhergestellt,  nur  ihre  Fehler  und  Laster  vermied.  Ein 
anderer  bewährter  französischer  Rechtslehrer,  gerade  von  jenem  ge- 
rühmten Vorzug  ausgehend,  tadelt  darum  die  Constitution  un  UI.  und 
sagt  geradezu,  dass  sie  nichts  als  die  Laster  und  Fehler  der  Institutionen 
?on  1789  erbalten  habe  ^).  Die  eine  Schilderung  ist  so  engherzig  als 
die  andere,  beide  verkennen  die  Lage  der  Zeit  und  ibre  Aufgabe.  Das 
Directorium  musste  die  Ruhe  und  Ordnung  herstellen  und  in  diesen 
(tfenzen,  wie  im  Augenblick  der  Noth  darin  allein  seine  Aufgabe  lag, 
lag  allein  auch  die  Thätigkeit  der  zu  schaffenden  Verwaltung.  Dazu 
kam  noch  jene  Vorstellung,  die  der  Convent  geschaffen  hatte  und 
durch  die  er  allein  gewaltig  war.  Allmächtige  Gentralisation  der 
Gewalt!  Aber  wie  dem  Convent,  so  fehlte  dem  Directorium  die  Klar- 
heit des  Blickes,  und  wie  jener,  vermischte  dieses  mit  dieser  Central  i- 
»tioo  der  Gewalt  abermals  die  Centralisation  der  Geschäfte. 

Die  kurz  vergangenen  Ereignisse  gaben  den  neuen  Gesetzgebern         Die 
die  ersten  Angriffe  zu  ihrer  Thätigkeit  in  die  Hand.    Das  allgemeine  vX'lü't^nrde'«» 
Wahlrecht  and  die  grosse  Theilnahme  des  Volkes  au  der  Verwaltung    Directoriams 
liatte  ja  jene  ubermüthigen  Gemeinderäthe  geschaffen,  die  mit  der    ;^^°„^^|^^[,g 
Guillotine  ihr  Amt  führten  —  die  Theilnahme  der  Bürgerschaft  musste 
also  zerstört  oder  wenigstens  beschränkt  werden,  um  die  Gefahr  zu 
vermeiden,  die  aas  schlechten  Gemeinderäthen  entstehen  kann!    Die 
fiirditbare  Gewalt  der  Gemeinden  während  des  Gonvents  ruhte  ferner, 
auf  ihrer  Unbeschränktheit,  die  nur  in  der  Willkür  des  Maire  und  der 
Nationalagenten  ihre  Grenze  fand.    Diese  letzteren  mussten  also  ab- 
geschafft und  die  Maires  wieder  in  die  strengste  Abhängigkeit  von  der 
Centralgewalt  gebracht  werden.    Das  Mittel  zu  jener  Willkür,  deren 
sich  die  Verwaltung  schuldig  machte,  war  die  PoUzeijurisdiction ,  die 
in  ihr  mit  der  Localverwaltung  vereint  war.   Diese  Vereinigung  mui^te 
daher  aufgelöst  werden,  und  damit  die  Gemeinde  ihre  Gewalt  nicht 
missbrauche,  musste  man  sie  vollständig  ihrer  Polizeimacht  entkleiden. 
So  schwankt  der  schöpferische  Geist,  wenn  er  von  dem  Sturm  einer 
Revolution  erfasst  istl    Die  Revolutionscomites  wurden  aufgelöst,  die 


1)  De  rorganisation  de  U  Paissanee  ctvile  dans  Fintärdt  monarobique.  S.  221. 

2)  Lafemere  a.  a.  O.  8.  614. 


Permanenz  der  Conseils  generanx  abgeschafft  i>,   bald  darnach 
Nationalagenten  unterdrückt  und  die  Procuratoren  wieder  eingeführt  *| 
i>fe  Die  Constitution  des  Jahres  lU.  brachte  dann  einen  vollkomroe 

^d'nunrnwh  VeTwaltungsapparat.     Boissy    d' Anglas    in   sdnem   Bericht   über 
der  conatitution  Constitution  erklärte  mit  wenig  Woiien ,  was  man  jetzt  in  der  V 
waltung  anstreben   müsse.     Die  Yerwaltuugsorganisation  des  Jahn 
1791  ging  aus  dem  Zwiespalt  hervor,  das  Königthnm  zu  erhalten  m 
dennoch  langsam  zu  untergraben.    Die  beiden  Parteien,  welche  diei 
Anschauungen  getrennt  vertraten,  rangen  in  der  Constitution  von  1731 
Daher  kam  es,  dass  man  in  jeden  Verwaltungskreis  zwei  Fatore 
setzte,  von  denen  jeder  stark  genug  war,  einer  Usurpation  des  Könij 
zu  widerstehen.    Aber  man  übersah,  dass  jene  Factoren,  welche  doi 
dem  König  untergeordnet  waren  (die  Du*ectorien),  entwed^  in 
sition  mit  ihm   kommen   mussten,   was  dann   die  Executive  pan 
sirte,  oder  ihm  ihre  Hilfe  leisten  mussten,   was  wieder  seine  G« 
mehr  stärkte,  als  man  wollte.    Dieser  Zwiespalt  aber  lehrte,  d&ssd 
Directorien  viel  zu  zahlreich  und  die  berathenden  Körper  jianz  anD*' 
waren.    Die  ersten  beriethen,  anstatt  kräftig  zu  handeln,  die  audd 
kamen  mit  ihrem  Rathe  zu  spät  und  hatten  doch  auch  keine  Gewi 
etwas  zu  thun.   Diese  Betrachtung  führte  zu  den  angestrebten  Form 
Schon  früher  hatte  man  in  dem  Decret  vom  19.  Febroar  1795  bei 
Auflösung    des   Revolutionsgouvernements    erklärt,    dass  man  ds 
streben   wolle,    die   Verwaltung   auf   eine    in    allen   Theilen  gieii 
»uniforme'*  Weise  zu  organisiren.    Jetzt  erklärte  Boissy  d'Anglas,  dl 
die  Departementsverwaltung  jener  des  ganzen  Staates  gleichen  4 
denn  »wesshalb  soll  es  nöthig  sein,  dass  die  untergeordneten  Admii 
strationen  der  Departements  eine  grössere  Zahl  von  Verwaltern  habi 
wenn  die  höchste  Staatsregierung  nur  5  Männern  anvertraut  ist' 
Diesem  Geiste  gemäss  ging  man  ans  Werk.    Die  Staatsform,  die  e 
mit  dem  Directorium  geschaffen  hatte,   sollte  sich  in  den  einzeli 
Verwaltungskreisen  abspiegeln,  wie  dort,  sollte  auch  hier  die  Admi 
stration  in  den  Händen  weniger  ruhen,  wie  dort,  sollte  diese  Centn 
sation  der  Gewalt  dieselben  Folgen  erzeugen:  Einheit  der  Handli 
Schnelligkeit  und  Sicherheit  derselben,  und  daraus  die  gleiche  Foi| 
für. den  Staat  entstehen.    Die  579  Districte  und  44,000  Municipalitit 
wurden  als  eine  „gefährliche  Ausschreitung**  aufgelöst    Die  Geoaeio^ 
wurden  nach  dem  oben  angegebenen  Grundsatz  ausgemessen  und  di 
der  Seelenzahl  die  Beamten  der  Verwaltung  bestimmt.  So  wieder  ward 


1)  Decret  vom  19.  Februar  1796  (1.  VentÄse  an  111.). 

2)  Decret  Tom  17.  April  1795  (S8.  Germinal  an  Dl.). 
8)  C.  N.  vom  28.  Juni  1795  (5.  Messidor  an  HL). 
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sie  in  dem  Cantonverband  vereinigt  und  die  Cantone  dem  Departe- 
meDt  antergeordnet ').  Die  Gemeinden  zerfieleii  darnach  in  2  Gategorien, 
in  solche  mit'  weniger  als  5000  Seelen  und  solche  mit  einer  höheren 
Bevölkerung.  In  den  Municipalitäten  ersterer  Art  leitet  die  Verwaltung 
ein  »Agent  municipal^,  welcher  den  Maire  ersetzen  soll,  und  ein  Adjunct, 
welcher  den  Agenten  in  seinen  Functionen  unterstützt  und  supplirt 
(Art  180.)  In  den  Coramunen  yon  einer  Seelenzahl  zwischen  5 — 10,000 
sollen  5  Municipalbeamte ,  in  den  von  10 — 15,000  wieder  1  und  in 
jenen  Gemeinden  mit  100,000  Einwohnern  9  Beamte  die  Verwaltung 
leiten.  (Art.  182.)  Gemeinden  mit  mehr  Einwohnern  theilen  sich  in 
Sectionen  mit  besonderen  Administrationen,  von  denen  jedoch  keine 
weniger  als  30,000  und  nicht  mehr  als  50,000  Einwohner  umfassen 
soll.  Die  Municipalität  dieser  Sectionen  wird  von  7  Magistraten  ge- 
bildet (Art.  183.)  In  solchen  getrennten  Gemeinden  wird  ein  Central- 
bureau  gebildet  für  die  Verwaltung  jener  Gegenstände,  welche  das 
Coips  legislatif  ab  untrennbar  erachtet.  Es  besteht  aus  3  Mitgliedern, 
die  die  Departeroentsverwaltung  ernennt  und  der  Executivgewalt  zur 
Bestätigung  vorschlägt.  Uebrigens  wurden  die  Municipalbeamten  von 
den  Wahlversammlungen  der  Cantone  gewählt  und  zwar  für  2  Jahre 
mit  dem  Recht,  einmal  unmittelbar  wieder  gewählt  werden  zu  können. 
(Art  186.)  So  anerkannte  man  wohl  noch  das  Recht  des  Volkes,  auf 
diese  Art  bei  seiner  Verwaltung  mitzuwirken,  aber  allmälig  drängt 
sich  die  Regierung  doch  schon  in  das  ihr  ganz  naturgemäss  gehörige 
Recht  der  Ernennung  der  Beamten.  Die  Vereinigung  der  Municipal- 
agenten  bildet  die  Municipalität  des  Cantons.  Die  Cantons -Wahlver- 
sammlung wählt  für  dieselbe  den  Präsidenten.  (Art.  180,  181.)  Die 
gesammte  Hunicipalverwaltung  ist  jener  des  Departements  unterge- 
ordnet, welche  alle  die  den  Gesetzen  oder  Befehlen  der  höheren  Autori- 
täten zuwiderlaufenden  Acte  der  Gemeindeverwaltung  aufheben  und 
die  Beamten  in  solchen  Fällen  suspendiren  kann.  (Art  193  u.  194.) 
Doch  bedarf  jeder  dieser  Acte  der  Bestätigung  der  Regierung.  (Art  195.) 
Die  Regierung  hat  dasselbe  Recht,  welches  sie  unmittelbar  üben  kann, 
aber  sie  muss  in  den  betreffenden  Fällen  dieUebung  desselben  motiviren. 
(Art  196  u.  197.)  Ausserdem  setzte  die  Regierung  neben  jede  Muni-  di« 
cipalität  einen  ,,Commissaire  du  Gouvernement**,  welcher  die  Verwaltung  c^mi™iM 
fiberwachen  und  an  die  Regierung  Berichte  darüber  erstatten  musste. 
Sie  hatten  zu  allen  Berathungen  Zutritt,  aber  keine  beschliessende 
Stimme  *).  Von  der  Finanzverwaltung  der  Gemeinden  waren  sie  je- 
doch gänzlich  ausgeschlossen  und  das  Gesetz  verbot  ihnen  ausdrücklich. 


1)  Constitution  an  III.  Tit.  VII. 

2)  Decret  vom  7.  September  1796  (21.  Fructidor  an  in.). 
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ftick  in  die  Verwendung  Offentiieher  Gelder  za  mischen,  oder  selbst 
darüber  zn  verfugen  i). 
Verfall  •!.  r  Von  dem  eben  erwähnten  Recht  der  Ueberwaehuug  und  jenem  der 

Z^G^ileindw  Entsetzung  der  Yerwaltungsbeamten  machte  die  Regierung  auch  bald 
and  cantone.  einen  ausgedehnten  Gebrauch.  Mehrere  Hundert  Decrete  hdnnte  man 
verzeichnen,  die  nur  Entlassungen  oder  AnnuUirungen  der  Wahl  von 
Magistraten  enthalten.  Ward  dadurch  einerseits  die  Gemeinde  ganz 
der  Oberherrlichkeit  der  Regierung  unterworfen  und  somit  ohne  jede 
Möglichkeit  einer  selbstständigen  Regung,  so  war  es  andererseits  auch 
natfirlich,  dass  das  Volk  immer  mehr  das  Interesse  an  seiner  Verwal- 
tnog  verlor  und  jeder  Pflichtübung  im  Kreise  des  Gemcindelebens  sieb 
zu  entziehen  suchte.  Wie  sehr  die  Gemeindeämter,  die  man  vor  wenig 
Jahren  noch  so  laut  für  das  Volk  begehrte,  schon  kurz  nach  dem 
Conveut  in  Misscredit  gekommen,  geht  aus  jenen  Gesetzen  hervor,  die 
geradezu  befehlen  mussten,  dass  Nienuind,  der  durch  Wahl  fär  ein 
Amt  bestimmt  wird,  sich  der  Annahme  entziehen  dürfe  ^}.  Wer  dies 
versuche,  soll  die  Gründe  angeben,  über  deran  Giltigkeit  die  vorge- 
setzte Autorität  entscheiden  werde.  Vorgebliche  Krankheit  mnsste 
durch  2  Aerzte  bestätigt  und  von  der  Verwaltang  anerkannt  werden. 
Schwere  Strafen,  der  Verlust  der  Burgerrechte  auf  2  Jahre  wurde  auf 
willkürliche  Verweigerung  der  Uebernahme  eines  Amtes  festgesetzt '}. 
Man  wollte  dem  Bürger  vertrauen,  man  versuchte  das  Grouvernement 
auf  die  Tugend  und  Unparteilichkeit  des  Volkes  zu  gründen,  aber  man 
vergass,  dass  der  freie  Mann  sich  nur  dem  freien  Amte  fugen  kdnoe. 
Das  Gemeindeleben  war  zerstört,  die  Gemeinde  war  nichts  mehr,  was 
sollte  der  Bürger  hoffen  in  ihr  zu  sein?  So  ohnmächtig  wie  die 
einzelnen  Gemeinden,  ebenso  ohnmächtig  war  die  Stellung  der  Cantone. 
Sie  waren  als  Verwaltungskreise  vollständig  von  den  Departements 
abhängig.  Ihre  Competenz  erstreckte  sich  über  jenen  Geschäftskreis, 
den  ehemals  die  Districte  besassen  *)*  Die  wichtigste  Thätigkeit  blieb 
immer  die  Vertheilung  der  Steuersummen  auf  die  einzelneu  Gemeinden, 
die  Anlegung  der  Steuerroilen  und  die  Entscheidung  der  Reclamationen 
dagegen*).  Die  Gantone  wählten  dafür  5  Bürger  zn  Theilungs- 
commissairen,  ebenso  wie  die  einzelnen  Gemeinden,  welche  die  Steaer- 
qoote  unter  die  Gemeindebürger  umlegten.  Die  Gerichtsbarkdt  und 
Polizcigewalt ,   welche  die  Constituante  freilich  nur  sehr  geringfügig 


1)  AnM  vm  28.  Janaar  1796  (8.  Pluvidse  au  IV.). 
2}  Decret  vom  6.  September  1795  (20.  Flor^al  an  III.). 
8)  Decret  vom  8.  Juni  1795  (21.  Prairial  an  III.). 

4)  Decret  vom  7.  September  1795  (21.  Fmctidor  an  III.). 

5)  Steuergesetz  vom  1.  Augast  1797  und  Xn^U  voin  SO.  Deeember  1795 
(29.  Frimaire  an  IV.). 


Die  BefB8t%ii]ig  des  Beantenstaates.  127 

doB  Gemeinden  noch  gelaicseu,  ward  ihnen  jetet  entzogen  und  gtagfus 
die  Friedensrichter  über').  Trotz  dieser  Ohnmacht  der  Gemeinden  und 
CantODe  bestätigte  doch  die  neue  Regieruog  die  Pflicht  der  Verantwort- 
lichkeit der  Gemeinden  für  alLeti  Schaden,  an  Personen  und  Eigenthum 
geobt.  Aber  der  Umstand,  dass  dieses  Gesetz  «S  Tage  Tor  dem  Staata- 
streich des  13.  Vend«miaire  an  IV.,  den  Bonaparte  mit  aller  Energie 
fnhrte  and  wodurch  er  die  jacobinischen  Verschwörungen  für  immor 
erstickte,  erschien,  kennzetehnet  zur  Geafige,  dass  nicht  jene  Rechtsideen 
dss  neue  Gesetz  bestimmten,  welche  die  Constituante  leiteten,  sondern 
dass  man  nur  durch  die  Furcht  vor  Verantwortung,  Bangen  und  Zagen 
verbreiten  und  die  Verschwörungslust  abschwächen  wollte;  d^m  recht- 
lich war  es  gar  nicht  mehr  begründet,  die  Gemeinde  verantwortlich 
zu  machen,  da  man  ihr  keine  Macht  mehr  gegeben,  sich  zu  wehren 
ud  zu  vertheidigen.  Dennoch  aber  blieb  gerade  dieses  Gesetz,  obgleich 
inr  selten  angewandt,  auch  für  die  spätere  Zeit  in  Kraft  ^). 

Von  grösserer  Bedeutung  aber  waren  jetzt  die  Departementsver-  Der 
Wallungen,  die  um  so  mehr  steigen  mnsste,  je  ohnmächtiger  die  nie-  k^rIiruDd°dre 
dri^n  Verwaltimgskreise  wurden  und  je  fester  und  sicherer  man  die  orgaaiMtion  d. 
Verwaltung  in  den  Händen  weniger  Beamten  Concentrirte.  Nach  der  ^«p*^«™*'''»- 
Coiutitution  an  IIL  sollte  die  Departementsvefwaltung  aas  5  Mitgliedern 
bestehen,  die  aus  der  Wahl  der  Departementsversammlungen  hervor- 
gehen und  YDQ  denen  alle  Jahr  ein  Mitglied  ausscheiden  sollte  (Art.  177.), 
welches  ^mnal  gleich  wieder  wählbar  war,  dann  aber  erst  nach  2 
Jahren  wieder  gewählt  werden  konnte.  (Art.  187.)  Die  Departements- 
mwaltungen  stehen  unmittelbar  unter  dem  Miaisterinm,  welches  alle 
gesetzwidrigen  Acte  annuliiren  und  die  Magistrate  für  Gesetzwidrigkeiten 
gQspe&diren  konnte.  (Art.  1^3  u.  194.)  Im  Fall  der  Entsetzung  der 
gesanunten  Administration  konnte  das  Directorium  bis  zur  neuen  Wahl 
eme  provisorische  Verwaltung  ernennen.  (Art  198.)  Freilich  sollte 
nui  mit  Foucart  dies  als  einen  Fortschritt  bezeichnen  gegenüber  der 
Constituante,  welche  dies  Recht  der  Gesetzgebung  übertragen  und  so 
eben  diese  immer  wieder  mit  der  Executivgewalt  vermischt  hatte  ^),  wenn 
nur  auch  anerkannt  wenien  könnte,  dass  die  Verwaltnngen  selbst  in 
ihrer  Thätigkeit,  mehr  dem  Gesetze,  als  der  administrativen  Willkür 
to  Regierung  unterworfen  gewesen  wären.  Das  aber  war  nkht  der 
Fall  und  die  Folge  war  ein  dauerndes  Schwanken,  eine  immerwährende 
Unsicheriieit  der  gesammten  Verwaltung,  vbis  Napoleon  ohne  besondere 
Kfihe  den  ganzen  Organismus  abschaffte.    Der  immer  starrer  sich 


1)  Code  des  d^lits  et  des  pcines  vom  3.  Bfumaire  an  IV. 

2)  G^rando:   Droit  administratif  fran^ais.  1842.  Bd.  I.  S.  278. 

3)  Foacart:   Droit  adrninifltratif.  ,Bd.  IL  S.  049. 


centralisirenden  und  in  den  Schreibstuben  der  Beamte  acb  ver- 
kriechenden Verwaltung  setzte  man  noch  in  der  theüweiaeo  Meot* 
iichkeit  ein  Hinderniss  entgegen.  Die  DepartementsverwaltaDgeD  hatten 
über  alle  Yei-waltungsacte  Jahresberichte  zu  veröffentlichen  und  aosser- 
dein  darüber  Verhandlungsprotocolle  von  6  zu  6  Monaten  zur  öffentlichec 
Einsicht  vorzulegen*).  Auch  bestimmte  das  spätere  Organisatioss- 
decret  vom  7.  September  1795,  dass  bei  CompetenzstreitigkeiteD  de 
Verwaltungen  mit  den  Gerichten  die  ersteren  direct  an  die  Ges^u* 
gebung  zur  Entscheidung  sich  wenden  können.  Die  StreitigkeiteD  da 
Verwaltungen  unter  einander  sollte  das  Directorium  entscheiden,  ^ 
auch  erst  nach  Bericht  an  die  Gesetzgebung.  ; 

Rückblick  Diese    Uebersicht   der    Gesetzgebung   zeigt,    wie   io  der  ceoi 

und  ueber>icht.  Vgr^altungsorganisation  die  Elemente  des  alten  Frankreichs  im« 
schärfer  hervortreten.   Die  Staatspfliciiten  überwälzen  sich  nach  kad 
Unterbrechung  wieder  auf  ein  ernanntes  und  angestelltes  Beamtealial 
das,  wenn  auch  gewählt  vom  Volk,   doch  in  beinahe  volLsUodi^ 
Abhängigkeit  von  der  Regierung  war.    Das  Wahlrecht,  das  die  Büigr 
wie  eine  Actiengesellschaft  nach  dem  Maassstab  der  Steuerhöhe  ul 
verliert   seinen  Werth,   ganz  abgesehen   davon,  dass  die  Booi 
durch  die  gräulichen  Folgen,  die  es  im  Convent  zeigte^  erschrecki 
mit  tiefem  Misstrauen  betrachtete  und  seiner  Abschwächung  dui 
Regierung  kein  Hinderniss  entgegensetzte.    Wie  bei  einem  tühll 
Absolutismus  die   besitzende  Klasse,   wenn   sie   selbst  keine  Si 
pflichten  übernommen,  nach  keiner  anderen  Berechtigung  strebt, 
nach  der,  durch  Wahl  auf  die  Besetzung  der  Aemter  einzuwirken 
ist  sie  stets  bereit,  in  den  Zeiten  der  Gefahr  dieses  Redit  wieder I, 
die  Regierung  abzutreten,  um  diese  ebenso  dadurch  zu  starken,  f| 
sie  früher  dieselbe  durch  die  Entziehung  des  Rechts,  ihre  Diener  sell»^ 
wählen,  geschwächt  hat   Unwissend  und  unerfahren  schreibt  sie  eil 
Recht  grössere  Wirkungen  zu,  als  es  überhaupt  hat,  und  bei  der  eit 
fühlbaren  Täuschung  wirft  sie  es  hin  und  opfert  selbst,  was  ihm  I 
noch  denselben  Nutzen  bringen  kann.    Das  ist  das  Bild  des  S]fl 
unter  der  Herrschaft  des  Directoriums.    Die  Bonrgoisie,  obgleich  i 
dem  jocobinischen  Pöbel  siegreich,  wird  doch  vollständig  ansgeschh 
von  der  Theilnahme  an  der  Verwaltung.   Die  Räthe  werden  abgescü 
die  Executive  Beamten    vertraut,    die   vom   Volk   ganz  onabh^ 
sind.   Dass  diese  Zustände  nicht  fortbestehen  konnten,  war  nataH 
da  sich  eine  Nation  doch  nicht  so  schnell  all  seiner  furchtbaren  Ki 
um  Recht  und   Freiheit   entschlagen   konnte.     Die   GonstitutioQ 
Jahres  HI.  befriedigte  das  französische  Volk  nicht ,  denn  kaum  1 


*)  Constitution  an  III.  Art.  199. 
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es  die  Freibeit  hingeworfen  und  durch  die  Regierung  wieder  Kraft 
emp&ogen,  so  suchte  es  dieselbe  dafür  zu  verwenden,  die  alten  Frei- 
heiten wiederherzustellen.  Nichts  als  die  Verwaltung  gerieth  dadurch 
io  Verwirrung,  da  das  unvollkommene  Wahlrecht  in  den  streng  ge- 
gliederten Beamten  Staat  fremde  Elemente  drängte  und  im  nämlichen 
Augenblick  den  Bestand  der  Maachine  natürlich  gefährdete.  Napoleon 
konnte  sie  mit  einem  einzigen  Schlage  vernichten.  Aber  in  der  Ideen- 
richtung,  die  sich  unter  dem  Bestreben  nach  absoluter  Gewalt  des  Di- 
rectoriums  entwickelte ,  gestalteten  sich  auch  die  Formen,  in  welche  die 
neue  Verwaltung  eintreten  musste,  wenn  sie  Befriedigung  geben  sollte. 


Die  yerwaltnngsorgaiilsation  Napoleon'». 


Die  Gemeinde  und  llire  ITeriraltaiiff« 

Napoleon  repräsentirte  Ordnung  und  Sicherheit,  als  er  an  die  Eioieitang. 
Spitze  Frankreichs  trat,  und  war  damit  der  Ausdruck  des  Bedürfnisses  f^fnesteiiang 
des  ganzen  Volkes.  Er  konnte  daher  auch  nur  das  Gesetz,  das  ihm  allein  in  der 
Macht  und  Gewalt  ertheilte,  als  allein  den  Bedürfnissen  des  Volkes  Strafordnung. 
entsprechend  anerkennen.  So  ward  von  oben  herab  erkannt,  dass 
eine  absolute  Gewalt  noth wendig  sei,  die  in  allen  Theilen  des  öffent- 
lichen Lebens  vorherrsche.  Napoleon  repräsentirte  aber  auch  in 
seiner  Person  die  Macht,  durch  welche  er  zur  Herrschaft  empor 
gehoben  worden  war,  d.  h.  jene,  welche  Ordnung  und  Sicherheit 
h&her,  als  die  Freiheit  stellen  musste,  die  Macht  der  besitzenden 
Klasse.  Sie  hatte  aus  sich  heraus,  verbunden  mit  der  Intelligenz  des 
Landes,  schon  im  Rath  der  Alten  ihre  besondere  Vertretung  geschaffen 
und  bildete  jetzt  die  Partei,  die  Napoleon  zum  Siege  führen  wollte, 
die  Verwaltungspartei.  Und  so  ward  auch  von  unten  herauf,  aus  der 
Hasse  des  Volkes  eine  mächtige  Regierung  anerkannt.  Aber  mit  dem 
Bewusstsein,  sie  auch  selbst  geschaffen  zu  haben,  wollte  man  eine 
Garantie,  sie  auch  dauernd  zu  erhalten,  und  suchte  dieselbe  in  der 
Tbeilnahme  daran.  Die  Regierung  konnte  die  besitzende  Klasse  nicht 
vollkommen  von  der  Verwaltung  ausschliessen,  aber  sie  erkannte  auch, 
dass  dieser  Theil  des  Volkes,  obgleich  siegreich,  dennoch  von  einer 
nnOberwindlichen  Furcht  vor  dem  Peuple  beherrscht  wurde.  Dnd  dar- 
nach bemass  die  Regierung  den  Umfang  der  Tbeilnahme  des  Volkes 
an  seiner  Herrschaft    Man  muss  dieses  sociale  Moment  vor  Augen 

RIehttr:  Staate-  und  Oeaelltcbafttrecht.    n.  9 


130  ^>®  Local-  und  Stamtsrerwaltang. 

haben,  um  zu  begreifen,  wie  es  eben  möglich  war,  dass  nach  einer 
so  gewaltigen  Revolution  ffir  Freiheit  und  Gleichheit  ein  ebenso 
mächtiger  plötzlicher  Umschwung  eintreten  konnte,  ein  Umschwung, 
der  mit  schnellen  Schritten  ans  dem  Bereich  der  Erinnerung  an  die 
Revolution  das  ganze  Volk  entführen  und  mit  dem  gänzlich  vernicbtet 
geglaubten  Absolutismus  des  aucien  Regime  wieder  befreunden  sollte^ 
^■*  So  gestaltete   sich   der  einfache  Grundsatz   des   napoleonischen 

napoiMniichwi  Verwaltungssystems:  Berathen  durch  Mehrere,  ausgeführt  von  Einem! 
verwAitnng  Die  Berathuug  gehöit  dem  freien  Burger,  die  Ausführung  dem  von 
Maebt^HiDdc.  ^^^  Staatsgewalt  abhängigen  Beamten.  Von  diesem  Grundsatz,  der 
sich  in  den  einzelnen  Verwaltungskreisen  von  unten  nach  oben  immer 
wiederholt,  haben  nur  Zweckmässigkeitsgründe  Ausnahmen  veranlasst 
In  der  thatsächlichen  Bewahrheitung  freilich  wurde  der  Werth  dieses 
Princips  nur  durch  den  allmächtigen  Willen,  aber  auch  den  allmächtigen 
Geist  Napoleons  bestimmt.  „Man  Hess  ganz  wohl  in  dem  Gesetz  vom 
28.  Pluviose  an  VIII.  berathende  Körper,  Municipalrätbe ,  Departe- 
ments- und  Arrondissements-Conseils  ezistiren,  aber  alles  dies  war 
eine  Lüge  der  constitutionellen  Gesetze.  Der  Agent,  der  sie  nach 
seinem  Belieben  wählte,  hatte  schweigende  und  servile  Helfer  und 
keine  Controlleurs.  Minister  und  Staatsrath,  Prefets,  Sonspr^ts  und 
Maires,  alle  waren  inspirirt  von  einem  einzigen  Gedanken,  den  des 
Herrn,  alle  kannten  nur  ein  Gesetz,  seinen  Willen.  Man  verwaltete, 
handelte,  schaffte  und,  wie  man  sagte,  man  schritt  vorwärts,  aber  man 
examinirte  wenig  und  discutirte  gar  nicht*'  ^}.  So  wahr  dies  der  Geist 
der  thatsächlichen  Verwaltung  war,  so  darf  man  doch  die  Schuld  niebt 
allein  auf  den  absoluten  Sinn  Napoleons  schieben.  Wenn  -man  sich 
des  in  der  Einleitung  über  den  Beamtenstaat  Gesagten  erinnert,  wird 
man  erkennen,  wie  dieser  Geist  der  Verwaltung  eben  nur  die  notb- 
wendige  Folge  des  allgemein  anerkannten  und  nothwendigen  Beamten- 
staates war.  Langsam  hatte  das  mit  seinen  Staatspfiichten  nicht 
vertraute  Volk  vom  ersten  Anlauf  zur  Selbstverwaltung  unter  der 
Constituante  sich  seiner  Verwaltungsübung  wieder  entkleidet  and  Stück 
für  Stuck  den  besoldeten  und  somit  abhängigen  Beamten  übertragen. 
Es  wollte  von  Anfang  nur  durch  die  Wahl  auf  die  Besetzung  der 
Beamtenstellen  einwirken  und  trat  so  dem  Beamtenstand  als  eineiB 
für  sich  bestehenden,  ihm  gerade  entgegengesetzten  Körper  gegen- 
über. Wie  wenig  aber  eine  solche  Thätigkeit  einer  festen  Regienuig 
gegenüber  Werth  hat,  habe  ich  schon  gezeigt  Und  die  ThatsidieD 
sprechen  laut  dafür.  Der  Beamtenstand  neigte  sich  unter  Napoleon, 
wie  allenthalben,  wo  er  zur  Herrschaft  gelangt,  der  Regiemag^walt 


^)  TroUey:    Coars  de  droit  adminuitratif.  Bd.  I.  Pr^aoe  VIII. 
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als  allein  ergebener  Diener  zu.  Seine  Abhängigkeit  bestimmt  diese 
Thätigkeit  und  Gesinnung.  Erstarkt  er  in  dieser  durch  den  Schutz 
einer  mächtigen  Regierung,  dann  wird  ebenso  die  Volksthätigkeit  ver- 
schwinden, als  die  Be<nmtengewalt  sich  hervordrängen  muss.  Die  That 
überflügelt  den  Gedanken  und  die  Berathung  wird  nutzlos  oder  gänzlich 
der  Executivgewalt  unterworfen.  Das  Ende  ist  die  Herrschaft  und 
Willkür  der  Beamten.  Beachten  wir  aber  auch  die  sittliche  Gestaltung 
des  Volkes,  als  Napoleon  zur  Herrschaft  gelangte,  um  die  Spuren  der 
MachtfuUe  Napoleons  deutlich  bloss  zu  legen.  Die  besitzende  Klasse, 
b^'erig  nach  Ordnung  und  Sicherheit,  drängte  sich  um  den  Thron 
des  Herrn,  der  sie  zu  geben  versprach.  Man  beugte  sich  seinem  Willen, 
weil  man  in  ihm  die  Rettung  des  Landes  von  der  Revolution  erkannte, 
nnd  statt  die  Thätigkeit  der  Beamten  zu  controlliren,  schmeichelte  man 
immer  dem  unmittelbaren  Herrn,  weil  man  dadurch  dem  Regenten  selbst 
huldigte.  So  beugte  sich  das  Volk  und  machte  sich  selbst  zum  Sciaven, 
ehe  es  die  Last  der  Sclaverei  wieder  begriff.  Im  Interesse  des  Empor- 
kömmlings aber  lag  es,  seine  Gewalt  bis  in  den  letzten  Kreisen  seines 
Staates  fest  zu  begründen.  Das  Beamtenthum  bot  die  willfährige  Macht 
Napoleon,  lange  selbst  hin-  und  hergeworfen  in  der  Menge,  hatte  eine 
grosse  Zahl  von  Bekanntschaften  gemacht«  Alle  wurden  jetzt  benutzt. 
Erkundigungen  über  Familie,  Vermögen,  Sitten,  politische  Meinungen, 
ja  selbst  vorherrschende  Leidenschaften  und  die  Art  des  Ehrgeizes  im 
Einzelnen  wurde  erforscht  und  benutzte  Die  Ergebenheit  wurde  streng 
gefordert,  mit  der  Versetzung  stets  gedroht  *)•  Nur  wenn  man  dieses 
Getriebe  beachtet,  das  Napoleon  in  Bewegung  setzte,  wird  man  die 
Geschichte  seiner  Macht  begreifen.  Und  wenn  man  bedenkt,  dass  das 
zweite  Kaiserreich  Frankreichs  aus  demselben  heute  wohl  noch  ver- 
schleierten Mechanismus  seine  Gewalt  ableitet,  wird  man  das  Interesse 
diesem  inneren  Organismus  nicht  versagen  kOnnen.  Und  auf  diesem  so 
bestellten  Boden,  mit  solchen  Mitteln  baute  Napoleon  sein  Verwaltungs- 
system auf  und  fand  darin  die  Hebel  seiner  Macht  Die  Geschichte 
vor  ihm  hatte  zur  Möglichkeit  dieses  Systems  beigetragen,  die  Geschichte 
nach  ihm  zeigte  die  Macht  desselben,  denn  sie  vermochte  nicht,  den 
einmal  aufgeführten  Bau  zu  zerstören.  Betrachten  wir  nun  im  Einzelnen 
die  Gliederung  desselben  und  seine  innere  Gestalt 

Napoleon  kehrte  auf  die  Ideen  der  Constituante  in  Betracht  der  nie  BMia  der 
Landeseintheilung  zurück.     Die  alte  Gemeindeeintheilung  ward   als   ^^^'^^^^'^S« 
unterstes  Glied   der  Verwaltung  wieder  eingeführt  und  durch  den      lAndei- 
Pfttrenkreia  wieder  in  seine  alten  Grenzen  festgestellt    Das  Departe-    •*«»«>»«*»»»»«• 
ment  blieb  in  seinem   blos  algebraisch  ausgerechneten  Umfang  das 


*)  De  rorganisatioii  de  Is  Poinsance  a.  a.  O.  S,  226. 
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oberste  Glied  derselben,  das  unmittelbar  die  Localverwaltung  «iei 
höchsten  Staatsverwaltung  übermittelte.  Zwischen  Gemeinde  ud 
Departement  trat  das  Arrondissement  als  Vereinigung  mehrerer  (le 
meindeo,  wie  einst  der  District.  Es  war  eine  confose  Schöp^dri; 
von  Sieyes,  die  zum  Theil  die  Verwaltungsaufgabe  von  Grossgemeiuilei 
zum  Theil  die  politische  Aufgabe  der  Cantons  erfüllen  sollte.  E 
fristete  dauernd  ein  schwankendes  Leben*).  Es  war  nicht,  wie  di 
Gemeinde,  eine  Abtheilung  der  Staatsgesellschaft,  sondern  nur  ein 
Abtheilung  des 'Landes,  wie  das  Departement,  nur  willkürlicher,  di 
gegen  weniger  nützlich  als  dieses.  Innerhalb  dieser  drei  in  einanil^ 
liegenden  Kreise  gestalteten  sich  die  drei  über  einander  geschicfateu 
Verwaltungskörper  und  bildete  sich  ein  ihnen  entsprechendes  offtü 
liches  Leben. 
Die  Gemeinde  Die  Gemeindeverwaltung   war   unter   dem  Direct^rinm ,  wie  « 

gesehen  haben,  schon  vollkommen  in  die  Hände  der  Agens  und  lb\ 
Adjoints,  also  der  Einzelbeamten,  übergegangen.  Aber  sie  wuri< 
doch  noch  gewählt  durch  den  von  ihnen  zu  verwaltenden  Bezirk  m 
seine  Bevölkerung.  Ganz  abgesehen  von  der  Frage  der  ZweckmäKi 
keit  oder  Unzweckmässigkeit  der  Wahl  der  Executivbeamten,  mac'uti 
sich  unter  dem  Directorium  gerade  dadurch  grosse  Uebelstände  fuW 
da  dieses  das  erstemal  eigentlich  erst  eine  wahre  Erfüllung  der  Vi 
waltungspflicht  von  den  Beamten  forderte.  Bei  dem  niedrigen  Bildüi^ 
stand  der  Bevölkerung  Frankreichs  in  jener  Zeit  aber  überschritt  i 
Wirkungskreis  dieser,  ohne  Rücksicht  auf  Bildung  und  Erfahrung 
wählten  Gemeindebeamten,  zumeist  die  Fähigkeit  derselben,  und  t 
Fehler,  die  dadurch  von  ihnen  geübt  wurden,  fielen  auf  die  EiD^öiJö 
zurück.  Zur  Unfähigkeit  der  Beamten  kam  die  Schwäche  der  Regierü 
der  Directoren,  welche  dem  Parteiinteresse  und  bösen  Willen  e^es 
wenig  ein  Hiuderniss  entgegensetzen  konnte,  als  dem  Bestreben.  «1 
persönliche  Interesse  über  das  allgemeine  Wohl  zu  setzen.  Ferner  ka 
dazu,  dass  die  einzelneu  Verwaltungselemente,  wie  die  Frieil^ 
gerichtsbarkeit,  die  Steuerbehörden,  die  Post  u.  dei^l,  in  von  eiü 
weit  geschiedenen  Orten  ihren  Sitz  hatten  und  so  äusserlich  auch  g! 
Zerrissenheit  der  Verwaltung  darstellten,  die  innerhalb  der  Verwaltong 
kreise  die  Ohnmacht  derselben  erschuf.  Diese  Verhältnisse  spieleß 
der  Verwaltungsgeschichte  Frankreichs  von  der  Zeit  des  CoDsulat^ 
eine  grosse  Rolle.  Einerseits  drängt  die  Regierung  immer  dahin,  i^ 
das  für  zu  mächtig  gehaltene  persöuliclie  Interesse  eine  Behdivle  i 
stellen,  welche  im  Stande  ist,  dasselbe  zu  paralysiren  mit  dem  B 
dürfniss,  das  allgemeine  Wohl  im  ganzen  Lande  zu  einem  stets  sihce 


*)  Constitution  an  VIU.  Art,  1, 
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wirkenden  und  dauernden  Factor  zu  machen.  Andererseits  aber,  da 
man  doch  nicht  den  Muth  hat,  einen  ganzen,  vollständigen  Yerwaltungs- 
kreis  in  die  einzelnen  Bezirke  zu  setzen,  weil  dadurch  das  Gefühl  der 
Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kreise  dennoch  herangezogen  werden 
wurde,  dieses  aber  doch  wieder  ffir  die  Erhaltung  der  Staatsordnung 
nicht  ganz  entbehrt  werden  kann,  drängt  die  Regierung  dahin,  durch 
aber  einander  geschichtete  Behörden  eine  Einigung  zu  erzielen  und  eben 
so  die  mit  verschiedenen  Durchmessern  um  denselben  Mittelpunkt  ge- 
zogenen Kreise  dadurch  in  Zusammengehörigkeit  zu  bnngen,  wie  auch 
die  verschiedenen  Yerwaltungskörpcr  zu  einer  gewissen  Einheit  zu 
verbinden.  Aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen  in  erster  Richtung 
folgte  die  Ernennung  und  vollständige  Abhängigkeitserklärung  der 
Maires  und  der  Gemeindebeamten  durch  die  Regierung  und  aus  der 
gebotenen  Absicht  des  Gouvernements  in  zweiter  Richtung  die  Dn- 
Selbstständigkeit  der  Gemeindebeamten  und  die  dauernde  Einmischung 
der  Voi^esetzten  derselben  in  das  Gemeindeleben.  Die  Sousprefecturen 
gingen  nur  aus  dieser  Absicht  hervor.  Einmal  auf  diesem  Gebiete 
angelangt ,  war  die  weitere  Entwickelungsgeschichte  der  Verwaltung 
Dar  eme  nothwendige  Folge  des  Anfangs.  Diesen  Anfang  nun  bildete 
das  Verwaltungsgesetz  vom  17.  Februar  1800  (28.  Pluviuse  an  VIII.). 

Der  oberste  Grundsatz  desselben  ist  die  vollständige  Trennung  der  Die 
Esecutivgewalt  von  der  Berathung.  Jede  Gemeinde  hat  für  die  üebung  organwation 
der  ersten  einen  von  der  Regierung  angestellten  Maire.  Ihm  sind  nach  vomss  piuviöc« 
der  Einwohnerzahl  2  Adjoints  in  den  Gemeinden  von  2500—10,000  *"  ^"^• 
Einwohnern  und  ein  Adjoint  mehr  für  je  20,000  Seelen  über  die  erst 
angegebene  Einwohnerzahl  beigegeben.  Ffir  die  Berathung  ward  in 
jeder  Gemeinde  ein  Conseil  municipal  eingeführt,  bestehend  aus  10 
Mitgliedern  in  Gemeinden  von  2000  Einwohnern,  aus  20  in  jenen  mit 
5000  und  aus  30  in  jenen  mit  einer  grösseren  Einwohnerzahl.  Der 
Maire  und  die  Adjoints  werden  durch  die  Gentralgewalt  ernannt,  mit 
Ausnahme  jener  in  Gemeinden  unter  5000  Seelen,  welche  der  Prefet 
des  beti-effenden  Departements  ernennt  Später  bestimmte  darüber  das 
Gesetz,  dass  sie  aus  den  Municipalräthen  genommen  werden  müssen. 
Die  Municipalräthe  wurden  gleichfalls  durch  das  Gouvernement  ernannt 
in  den  Gemeinden  über  5000  Seelen  und  jene  der  kleinen  Gemeinden 
durch  den  Prefet.  Sie  wurden  aus  der  Liste  de  notabilite  cominuuale 
genommen,  zu  deren  Bildung  nur  die  höchstbesteuerten  Bürger  bei- 
tragen. Wenn  man  nun  wirklich  der  Bürgerschaft  wenigstens  in  der 
Berathung  eine  Mitwirkung  an  der  Verwaltung  überliess,  so  war  sie 
in  der  That  durch  diese  Art  der  Bildung  der  Gemeinderäthe  fast  ganz 
annullirt.  Uebrigens  waren  die  Rechte  dieser  beiden  Verwaltungs- 
körper auch  der  Art,  dass  selbst  bei  freierer  Bildung  sich  schwerlich 
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Der  eine  besondere  Thätigkeit  entwickeln  Hess.  Der  Maire  war  der  allemif:« 
8eiM*stfn"n  ^^^  wahre  Repräsentant  der  Centralgewalt  in  allen  inneren  Gemeinde 
angeiegenheiten.  Er  leitet  die  Verwaltung  allein  und  aosschüesslicb 
und  überträgt  auf  die  Adjoints  die  Theile  derselben  je  nach  seinenl 
Bedörfniss,  beruft  dieselben  zur  Berathung  und  ernennt  aas  ihnen  sttw 
Stellvertreter  »).  So  fuhrt  er  selbstständig  jene  Theile  der  Gemeinde 
Verwaltung,  die  den  ehemaligen  Agenten  und  Adjoints  zugewiesei 
waren,  und  unter  Aufsicht  der  Sousprefets  und  Prefets  alle  jene  Theik 
die  ehemals  die  Municipalität  unter  Leitung  der  Directorien  der  Distrid 
und  Departements  übten,  also  die  Verwaltung,  soweit  sie  vom  Local 
Interesse  auch  das  allgemeine  Wohl  betriflPt  und  soweit  sie  der  Geroeind 
von  den  Sousprefets  und  Prefets  delegirt  ist  In  dieser  mächtige; 
Stellung,  abhängig  vom  Gouvernement,  war  es  naturlich,  dass  de 
Maire  nun  stets  auf  Seiten  der  Gouvernementsinteressen  stand.  B 
war  im  vollsten  Sinne  ein  Staatsbeamter,  und  zum  erstenmal  erseht 
er  als  Gemeindebeamter  im  officicllen  Costüm,  welches  das  Gesetz  ms 
grosser  Sorgfalt  vorschrieb  *).  Dem  Gemeinderath  g^enüber  hatH 
der  Maü'e  eine  fast  absolute  Gewalt.  Er  präsidirte  demselben  bim 
leitete  seine  Verhandlungen.  Da  der  Gemeinderath  sich  alle  Jahr 
gesetzlich  im  Monat  Mai  für  14  Tage  zu  versammeln  hatte,  konnte  de 
Maire,  wenn  dies  nicht  geschah,  oder  nicht  vollkommen  geschah,  dn 
Municipalrath  selbst  mit  seinen  Adjoints  ersetzen.  Auch  sollte  i 
gar  nicht  nöthig  sein,  die  Municipalräthe  stets  vollständig  zu  erneniiäl 
Es  genügte,  wenn  die  zur  Abstimmung  nöthigen  zwei  Drittel  derstlbü 
vorhanden  waren  ').  Die  Maires  konnten  übrigens  ohne  jede  geridrt 
liehe  Procedur  entsetzt  werden,  und  diese  Bestimmung  alleiti  geottfte 
dieselben  dem  Gouvernement  gefügig  zu  machen,  und  selten  entgiof 
einer  derselben  dem  Loos,  wenn  er  sich  eben  nicht  fugte. 
Der  Die  Rechte  des  Municipalrathes  sind  zugleich  die  Zeichen  seiw 

^Md^ieine*  Gcschichtc  im  neunzehnten  Jahrhundert.  Napoleon  erdrfickte  ilö 
stenunff.  gegenüber  der  Gewalt  des  Maire  und  dennoch  fluchteten  sich  d« 
letzten  Spuren  communaler  Freiheit  in  denselben.  Aber  so  entwickd< 
und  festgeschlossen  die  Stellung  des  Maire  aus  dem  napoleonischa 
Regime  hervorging  und  auch  in  späterer  Zeit  sich  erhielt,  die  Municipal- 
räthe rangen  dauernd,  aus  ihrer  Zwitterstell nng  heraus  zu  kommeB 
und  ihrer  Bestimmung  gemäss  sich  wieder  zu  entwickeln.  Deonodt 
brachte  erst  eine  neue  Revolution  einzelne  Foiischritle.  Die  Furcht 
vor  dem  Volke  hatte  Napoleon  veranlasst,  flie  EmenouDg  der  Gem. 


1)  Ärret^  vom  22.  Janaar  1801  (2.  Flurioi^e  nn  IX  ). 
S)  Arret^  vom  27.  Juni  ISOO  (8.  Mes-^idor  an  VIIL). 
3)  Arret^  Tom  IT.  Üc tober  1800  (25,  Veod^^intalr«  an  IX.). 


Die  Gemeinde  and  ihre  Yerweltang.  135 

rftihe  saersft  sich  selbst  und  zum  Theil  den  Prefets  zuzusprechen.  Erst 
'  als  er  sdne  Herrschaft  befestigt  sah,  traten  darin  einige  Aenderungen 
ttA.  Das  Senattts-consulte  vom  4.  August  1S02,  als  organisches  Gesetz 
zur  Constitution,  führte  das  neue  Wahlreglement  ein,  nach  welchem  jedes 
Arrondissement  und  jedes  Departement  sein  WahlcoUegium  aus  den 
berechtigten  Burgern  bildet,  und  ertheilte  den  ersteren  das  Recht,  für 
jede  Stelle  im  Municipalrath  dem  ersten  Consul  zur  Ernennung  2  Bürger 
vorzuschlagen.  Diese  mussten  aber  wieder  aus  den  100  höchstbe- 
steuerten  Borgern  genommen  werden,  deren  Liste  von  vornherein  auf- 
gestellt worden.  Der  Municipalrath  wurde  jetzt  für  10  Jahre  gewählt, 
nach  welcher  Zeit  die  Hälfte  erneut  wurde.  In  seinen  Rechten  wurde 
er  jedoch  nicht  erweitert.  Diese  waren  t Heils  rein  communale,  theils 
von  der  Staatsgewalt  delegirte.  Nach  erster  Richtung  bestätigt  und 
prüft  er  die  Rechnungslegung  über  Ausgaben  und  Einnahmen  der 
Gemeinde,  bestätigt  die  Verwaltung  der  Gemeindegüter  und  bestimmt 
die  Theilnng  der  Weide  und  Ernte  der  Gemeindefrüchte,  wie  die  üeber- 
nahme  der  öffentlichen  Arbeiten.  Bei  der  Umlage  von  Steuern,  Auf- 
nahme von  Anleihen,  Ausschreibung  von  Octrois  und  allen  besonderen 
Gemeindeinteressen  hat  er  ein  Berathungsrecbt  Trotz  dieses  geringen 
Maaases  von  Rechten  nährte  sich  doch  in  den  Municipabräthen  ein 
Geist  der  Opposition,  welcher  nach  grösseren  Gemeindefreiheiten  sti*ebte, 
bis  Napoleon  im  Jahre  1806  auch  diesen  zu  brechen  versuchte,  indem 
er  gar  keine  neue  Gemeindewahlen  mehr  zuliess,  nachdem  eben  einmal 
die  Stellen  besetzt  waren.  Der  Geist  der  absoluten  Staatsverfassung 
drängte  sich  in  die  Gemeinde  und,  wie  dort,  machte  auch  hier  der 
Rohm  des  Kriegshelden  seiner  Zeit  die  ersterbende  Freiheit  vergessen. 
Die  germanischen  Elemente  waren  fast  vollkommen  zerstört,  die  Ge- 
meinde wurde,  wie  der  ganze  Staat,  militärisch  .regiert 

So  durch  die  Gewalt  des  Herrschers  und  der  Regierang  von  oben     Die  Guter- 
herab  ganz  unselbstständig  gemacht,  besass  die  Gemeinde  in  ^i^t^  „J^^veraT"»- 
selbst  auch  keine  Kraft  mehr,  etwas  zu  sein.    Wir  müssen  eben  in  verwaitonK  cn 
dieser  Beziehung  die  Vermögens-  und  Güterverhältnisse  der  Gemeinden     (««nieiDde. 
einer  genaueren  Aufmerksamkeit  würdigen.    Die  Gütervertheilung  war 
nach  dem  Gesetze  des  Gonvents  fast  in  allen  Theilen  des  Landes  mit 
bast^er  Eile  vorgenommen  worden,  und  es  düifte  schwer  sein,  all' 
die  Willkürlichkeiten  und  Ungerechtigkeiten  zu  ergründen ,  die  dabei 
in  der  bewegten  und   rechtlosen  Zeit   unterliefen.    Das  Directorium 
befahl  wohl  Einhalt  in  der  Gebahrung  und  verbot  die  weitere  Yer- 
tbeiluDg  *),  aber  es  gewann  keine  Zeit,  die  vorgenommene  Wirthschaft 
zo  prüfen.    Erst  Napoleon  forderte  von  den  einzelnen  Gemeinden  und 


*)  AnM  directorUü  vom  10.  Juni  1796  (21.  Prairial  an  IV.). 
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den  neuen  Besitzern  Rechenschaft '}.    Jeder  Besitzer  eines  6em»Bd| 
gutes  hatte  seinen  Erwerbstitel  vor  dem  Prefet  zu  rechtfertigen, 
den  Gemeinden,  wo  über  die  Vertheilung  keine  schnftücbe  AtifDabu 
erfolgt  war,  aber  der  Erwerber  durch  Urbarmachung,  Bebauang  u.  derfl 
dadurch   einen   berechtigten   Anspruch   erworben    hatte,  sollte  m 
Schätzung  des  Gutes  vorgenommen  und  der  Gemeinde  ein  Gniniizil 
vom  Besitzer  zugesprochen  werden,  welcher  aber  zu  allen  Zeiten  m 
dem    Verpflichteten    nach    gesetzlicher    Sch&tzung    abgelöst   werd 
konnte.    Alle  anderen  Güter,  für  deren  Besitz  ein  gesetzlich  kräfti| 
Beweis  nicht  beigebracht  werden  konnte,  sollten  in  den  Gemeindebeä 
wieder   zui-ückkehren.     Die  Verwaltung    der  Gemeind^ter  so 
Zukunft  den  Municipabräthen  zustehen.     Mit  Anerkennung  eines  Gl 
setzes   des  Directoriums,   dass   die  Gemeinden  Verkauf  und  Enrel 
nur  in  Folge  eines  Gesetses  vornehmen  könnten'),  sollte  auch 
Zukunft  nur  der  Municipalrath  über  di(3  Nützlichkeit  und  Zweekmi:^ 
keit  eines  solchen  entscheiden ,  und  selbst  wenn  der  Erwerb  der  ( 
meinde  günstig  ausfiel,  der  Maire  doch  an  seine  Entscheidung  gebon^ 
sein  *).  Auch  für  die  Verpachtung  der  Gemeindegüter  sollte  ein  gieu-! 
gelten  ^).    Der  Municipalrath  hat  in  diesen  Angelegenheiten  seine 
rathungsprotocolle  dem  Sousprefet  zur  Berichterstattung  an  den  Pri 
zu  überliefern,  der  an  den  Minister  des  Innern  darüber  berichtet  i 
durch  diesen  von  der  Regierung  die  nöthige  Autoriaation  des  Gemein 
beschlusses  erlangt.    Selbst  bei  Vergleichen,  welche  in  solchen  Aq 
legenheiten   die  Gemeinde   zu   schliessen  sich  entscheiden  kann, 
derselbe  Gang  nöthig.     Die  Bestätigung   der  Regierung   ist  für 
dauernde  Giltigkeit  solcher  Rechtsacte  unerlässlich*).    Die  Einnahd 
der  Gemeinden  bildeten  sich  daher  wieder  aus  den  noch  vorbandei 
Gemeind^ütem  und  deren  Verpachtung,  aus  den  Abgaben  von 
Patentsteuer,  der  Hälfte  der  Polizeistrafen,  den  Einnahmen  aas  (iei 
Gemeindehäusern,  der  Miethe  von  den  öffentlichen  Plätzen,  Mirktn 
und  Häfen,  aus  den  besonderen  Gemeindesteuern  (octrois)  und  <ir 
Zuschlägen  zu  den  öffentlichen  Abgaben,  wie  alles  dies  das  Directoriil* 
gesetz  vom  11.  Frimaire  an  VII.  schon  festgesetzt  hatte.     Auch  ta 
Annahme  von  Schenkungen  wurden  die  Gemeinden  wieder  antorisirt  \\ 
doch  bedurfte  die  Gemeinde  auch  hier  der  Zustimmung  der  Regierens, 


1)  Decret  Tom  29.  Februar  1804  (9.  Ventdae  .an  XIL). 

2)  Decret  Tom  21.  Mai  1797  (2.  Prairial  an  V.). 

3)  Arret^  vom  29.  Nirdse  an  X.    Code  civile  Art  446  ond  545. 

4)  ArrM  vom  28.  März  1801  (7.  Genninal  an  IX.). 

5)  Arrdt^  vom  21.  Frimaire  an  XU.     Code  cirile  Art  2044—2068. 

6)  Arret4  vom  26.  Januar  1804  (4.  Plnviöne  an  XII. 
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wenn  die  Schenkung  mehr  als  ^00  Francs  betrag  ■).  Mit  diesen  Ein- 
nahmeo  bat  die  Gemeinde  ihre  Ausgaben  zu  bestreiten,  doch  stets  unter 
Prüfung  des  Sousprefet  und  Bestätigung  des  Prefet.  Im  Fall  die 
Gemeinden  gemeinschaftliche  Ausgaben  zu  bestreiten  haben,  nimmt 
der  Sousprefet  die  Theilung  derselben  vor,  welche  der  Prefet  bestätigt 
Den  Gerichten  gegenüber  wurden  die  Gemeinden  ehemals  von  den 
Agens  vertreten  ').  Dies  Recht  ging  jetzt  auf  die  Maires  über.  Für 
den  Fall  aber,  wenn  die  Sectionen  einer  und  derselben  Gemeinde  über 
ihre  Interessen  in  Streit  gerathen  sollten,  hatten,  wie  bei  Gelegenheit 
eines  Streites  über  den  Besitz  eines  Waldes  im  Departement  Haut-Rhin 
das  Gouvernement  verordnete,  die  Sousprefets  des  Arrondissements 
der  streitenden  Gemeinde  je  5  der  höchstbesteuerten  Gemeindebürger 
der  Parteien  zu  einer  Coramission  zu  berufen ,  die  einen  Vergleich 
einzuleiten  hatten.  Im  Fall  des  Misslingens  desselben  ging  die  Streit- 
i^ache  zur  Entscheidung  an  den  Prefecturrath  über '). 

Von  einer  Selbstständigkeit  der  Gemeinde  war  also  auch  in  dei* 
das  Gemeindeleben  so  innig  und  allein  berührenden  Vermögensver- 
waltung keine  Rede.  Jeder  Beschluss  musste  erst  die  Scala  der 
Approbirung,  Bestätigung  und  endlichen  Genehmigung  hinauf  und 
wieder  herab  durchlaufen.  Der  Schreiberdienst  war  die  Seele  der 
Gemeindeverwaltung,  wie  der  gesammten  Staatsverwaltung.  Der  Des- 
potismus prägte  jedem  Leben  seinen  Charakter  auf,  nur  machte  er 
sieh  nirgends  so  fühlbar,  als  im  Gemeindeleben.  Es  war  ein  Organismus, 
der  seinen  Pulsschlag  nur  von  der  Spitze  des  Staates  empfing,  es  war 
dadurch  freilich  von  dieser  abhängig  und  machte  sie  stark,  so  lange 
sie  aus  eigener  Kraft  Macht  besass.  Als  diese  wankte,  war  die  Ge- 
mräde  auch  ohnmächtig,  sie  zu  stützen. 


Das  AnpvndlMMeiiteitt  and  «eine  Veriwultius. 

Der  zweite  Verwaltungskreis  hatte,  wie  schon  angedeutet,  keine         i><u 
selbstständige  Bedeutung,  kein  eigenes  individuelles  Leben,   kein  be- '**^"^*'"^*°* 
sonderes  ausschliessliches  Interesse.    Wie  die  Districte  von  ehemals,    Bedeutnnf. 
waren  die  Arrondissements  nur  Sectionen  der  Gentraladministration, 
welcher  das  Gesetz  die  gesammte  Verwaltung,  auch  die  höhere,  anvertraut 


1)  Kaiscrlicbes  Decret  vom  12.  Angnst  1807. 

2)  Decret  vom  20.  October  1796  (29.  Vend^miairo  au  V.). 

3)  Dnrergicr:    Collection  de»  Loi».  Bd.  XIV.  8.  69.    Arret^  rom  14.  April 
180S  (84.  Genninal  an  XL). 
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hatte.  Sieyes  begriff  eben  ausser  dem  Departement  und  Arrondissei 
keine  Yerwaltangskreise  und  auch  keine  Möglichkeit  der  Yerwali 
ohne  sie.  Ihm  erschien  der  Staat  als  eine  Maschine,  für  welche  die 
tische  Weisheit  keine  andere  Aufgabe  habe,  als  die  Räder,  die  sie  iij 
Bewegung  setzen,  in  einer  eben  gemessenen  Entfernung  anzabnog^ 
Dennoch  aber  war  es  ihm  nicht  klar,  was  das  ArrondissemeDt  sd 
und  bedeuten  solle.  -Zu  gross,  um  ein  Gemeindeinterease  zu  lilüi 
zu  klein,  um  ein  politischer  Factor  wie  der  Canton  zu  sein,  venav 
er  beide  Vorstellungen,  und  um  dem  Yerwaltungsbedürfniss  zu  genügi 
legte  er  die  verschiedensten  Functionen  in  dasselbe.  Napoleou  al 
acceptirte  den  Plan,  weil  er  in  ihm  einen  Hebel  seiner  absoluten  C« 
walt  erkannte.  Ohne  jede  geschichtliche  Erinnerung  und  ihre  M 
aber  voll  von  Plänen  einer  grossen  Zukunft,  konnte  er  nirgends  Statu 
finden ,  als  in  persönlichen  Interessen  und  in  der  Thätigkeit  der  Eil 
zelnen ,  die  von  ihm  abhängig  waren  und  nur  durch  ihn  etwas  si 
konnten.  Wie  für  Sieyes'  mathematischen  Kopf  das  Arrondissemei 
nur  ein  grösseres  Stück  Land  war ,  das  zur  Bequemlichkeit  der  Vd 
waltung  dienen  solle ,  war  es  für  Napoleon's  aufstrebendem  Geist  q| 
die  Grenze  eines  Personalstaates,  welcher  seine  MachtbestrebQS|i 
entfalten  und  in  ihrer  Entfaltung  erhalten  sollte.  So  schrumpfte  ^ 
der  Hand  Napoleons  die,  Sieyes  entrissene,  ohnedies  engherzige  li{ 
soweit  sie  die  Staatsgesammtheit  betraf,  noch  mehr  zusammen 
sie  wuchs  für  das  persönliche  Interesse  des  R^enten  desto 
empor.  Die  von  der  Regierung  angestellten  Beamten,  als  vollkoi 
unabhängig  und  frei  von  jedem  Localinteresse,  da  das  Arrond 
dies  eben  gar  nicht  hatte,  waren  nur  bestimmt,  dem  Gouvemei 
zu  dienen  und  fanden  so  um  ihrer  Erhaltung  willen  ihr  eigenes  Inl 
im  Interesse  der  Regierung.  Vermöge  ihrer  Rechte  dienten  sie  i 
Mittelorgane  zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Departement,  bstt 
aber  nur  Beaufsichtigung  und  Berichterstattung  zu  geben.  Da^ 
hielten  sie  jene  Einrichtungen ,  welche  die  Einwohner  der  Gemeis^ 
eines  Arrondissements  mit  einander  verbanden,  wie  die  Friedeii 
gerichte,  die  Steuervertheilung,  die  Gesetzexecntion ,  die  Stellung  4 
Gendarmerie  zu  ihnen  in  einer  dauernden  Verbindung  und  Bezitiül 
mit  dem  Einzelnen,  ohne  ihnen  doch  andrerseits  Gel^enheit  zu  bieii 
ein  Sonderinteresse  zur  Geltung  zu  bringen.  In  diesem  seinem  inoersl 
Wesen  ist  das  Arrondissement  und  der  Beamtenstand  in  deotsdki 
mit  dem  Departement  und  Organismus  desselben  innigst  \erwaiKi 
Nur  ist  dieses  das  Ganze,  jenes  ein  Theil  desselben,  dieses  selbslstiBiJl 
jenes  von  ihm  vollkommen  abhängig.  Die  innere  Organisatioo  des  Ai 
rondigsements  ist  daher  auch  jener  des  Departements  in  aUeu 
Jen  nachgebildet,  nur  steht  sie  mit  den  ihi'  entsprechenden  FM^I 
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des  Departements  in  dem  Yerhältniss  der  vollsten  Abhängigkeit  und 
Unterordnong.  Gerade  in  dieser  Bildung  waren  sie  an  die  Stelle  der 
Districte  getreten,  aber  ohne  die  geringen  Vorzüge  derselben  er- 
halten zü  können  und  "wurden  in  ihrer  innern  Organisation  den 
Bezirken  der  ehemaligen  ünterintendanten  nachgebildet,  aber,  ohne 
die  Vortheile  derselben,  nur  geeignet,  dem  centralisirenden  Absblu-  . 
tismus  zu  dienen.  ^" 

Das  Ve^waltungsgese^z  vom  28.  Pluviöse  an  Vffl.  bestimmte  so-  ^"^d**'"?«?"* 
nach,  dass  in  jedem  Arrondissement  ein  Sousprefet  und  ihm  zur  Seite  Verwaltung, 
ein  Conseil  d'arrondissement  die  Verwaltungsgeschäfte  leiten  soUtie.  *pr<f°t,' 
(§  2.  Art.  8—11.)  Der  erste  Consul  ernannte  die  Sousprefets  und 
empfing  in  seine  Hand  den  Eid  der  TVeue  •).  Die  Pr6fets  können  im 
Fall  der  Krankheit  oder  Abwesenheit  der  Sousprefets  diese  Stellen 
provisorisch  besetzen.  Der  Souspr6fet  übernimmt  für  seinen  Ver- 
waltungsbezirk alle  jene  Geschäfte,  welche  ehemals  den  Directorien 
der  Districte  zugewiesen  waren.  In  dieser  Eigenschaft  ist  seine  Thätig- 
keit  eine  dreifache.  Als  Delegirter  des  Staats  hat  er  die  Vollziehung 
der  Gesetze  und  üeberwachung  der  Vollziehung.  Als  vermittelndes 
Organ  zwischen  den  Maires  und  Prefets  hat  er  die  Geschäfte  des 
Departements  in  seinem  Verwaltungsbezirk  als  ein  Delegirter  des 
Prefets  auszuführen  und  deten  Ausführung  zu  überwachen.  Als  der 
Gemeinde-  und  Mairesverwaltung  endlich  übergeordnet,  hat  er  in  der 
Beaufsichtigung  der  Gemeindeverwaltung  einen  ihm  eigenen  und 
selbstständigen  Wirkungskreis.  In  diesen  Richtungen  aber  hatten 
auch  für  das  Consulat  jene  Gesetze  der  früheren  Zeit  zu  gelten,  welche 
die  strenge  Unterordnung  der  Arrohdissementsbeamten  unter  die 
Departements  vorschrieben  •).  Daher  blieb  auch  jene  dauernde  Cor- 
respondenz  dieser  Mittelbeamten  mit  den  eigentlichen  Gentralorganen, 
wie  sie  frühere  Gesetze  schon  bestimmt '),  in  Kraft  und  wurde  wo 
mOglidi  noch  ausgedehnt.  Die  Prefets  bestimmen  die  Sitze  der  Unter- 
prefets.  Die  Kosten  ihrer  Geschäftsführung  werden  aus  besonderen 
Fonds  dafür  bestritten  *).  Sie  geniessen  einen  Gehalt,  der  in  seiner 
Höhe  von  3 — 4000  Francs  nach  der  Zahl  der  Einwohner  bemessen 
wird  •).  Die  gesammten  Verwaltungsausgaben  hat  der  Sousprefet  stets 
im  Voraus  zu  berechnen,  dem  Rath  des  Arrondissements  vorzulegen 
and  durch  den  Prüfet  bestätigen  zu  lassen. 


1)  AttM  Tom  8.  Mars  1800  (17.  Ventdse  an  VIII.). 

2)  Decret  vom  22.  December  1789,  Decret  vom  21.  Frnctidor  an  III. 

3)  Decret  Tom  16—27.  März  1791. 

4)  Arrftt^  Fom  8.  März  1800  (17.  Ventdse  an  VIII.). 

h)  Aitm  TMii  17.  Februar  1800  <88.  Pluvidse  an  VUI.). 
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Der  Raih  Der  Rath  besteht  nach  dem  Verwaltaogsgesetze  aas  11  MitgUedero, 

des  Arrondiwe  ^^i^j^e  der  erste  Consul  zuerst  aus  der  Departements-Notabebllste  für 
3  Jahre,  ernannte.    Erst  durch  das  Senatus-consulte  vom  Jahre  180i 
wurde  auch  für  diese  Räthe  der  Bevölkerung,  so  weit  sie  eben  in  den 
Assemblees  der  Arrondissements  nach   dem  hohen  Census  vertreten 
war,  ein   Präsentationsrecht,   wie   für   die  Gemeinderäthe,  gewährt. 
Doch  sollte  von  da  an  nur  alle  5  Jahre  ein  Drittel  der  Rathe  ans- 
scheiden   und   durch  neue  Besetzung   ergänzt   werden.     Dieser  Rath 
versammelte  sich  alle  Jahre  einmal  für  U  Tage  und  nur  nach  An- 
weisung des  Gouvernements.    Wie  der  Sousprefet  als  Executivorgan 
zwischen  Maire  und  Prefet  stand,  so  sollte  dieser  Rath  zwischen  dem 
Gemeinderath  und  jenem  des  Departements  stehen.    Er  war  ein  Deie- 
girter  desselben  neben  den  Gemeinden  und  war  ein  Repräsentant  der 
Gemeinden  neben  den  Departementsräthen.    In  dritter  Richtung  aber 
hatte  er  ein  selbstständiges  Aufsichtsrecht  über  die  Verwaltung  des 
Arrondissements  selbst.    In  dieser  Stellung  sollte  er  über  die  Bedürf- 
nisse des  Arrondissements  berathen ,  die  Zuschläge  zu  den  Gesammt- 
steuern  für  die  Ausgaben  des  Arrondissements  prüfen    und   bestäti- 
gen.  Aber  auch  in  allen  diesen  Beschlüssen  ist  er  der  Bestätigung  des 
Prefet    unterworfen.    Als  Repräsentant  der   Gemeinden    leitet  er  die 
Vertbeilung   der  Steuersumme  auf  dieselben   und    ist   für   alle   jene 
Gemeindesacben  ein   noth wendig  vorberathender  Factor,  welche  die 
Bestätigung  der   Departementsverwaltung  bedürfen.    In   der   Steuer- 
vertheilung  wirkte  der  Arrondissementsrath  als  Delegirter  des  Departe- 
ments ebenso,  wie  durch  seine  Vorberathung  in  jenen,  dem  Departement 
zur  Entscheidung  zugewiesenen  Gemeindeangelegenheiten.  Die  Stellung 
des  Arrondisisementsrath  war  somit  eine  rein  finanzielle  und  in  Betreff 
der  Wichtigkeit  desselben  gegenüber  den  Gemeinden   ergingen  zahl- 
reiche Instructionen,  welche  ihm  genaue  Sorge  und  Aufmerksamkeit 
empfahlen,  ihm  rathend,  auf  alle  Vermögensangelegenheiten,  auf  die 
Verwaltung  der  Gemeindehäuser,  Brücken  und  Wege,  Spitäler  derselben 
ihr  Augenmerk  zu  richten, 
ohnrajicht  nod  Donnoch  aber  konnte  gerade  dieser  Verwaltungskreis  weder  die 

"diwcV  vlsmli!  Bedürfnissen  des JLandes,  noch  die  Absichten  der  Regierung  befriedigen, 
tnngiikreises.  Dio  ünterprefets  waren  servile  Diener,  die  Räthe  nutz-  und  Interessen* 
lose  Organe  der  Verwaltung,  das  ganze  Arrondissement  eine  leblose 
Maschine.  So  waren  sie  seit  ihrer  Schöpfung  Gegenstand  der  dauernden 
Maassregelung  und  des  Experimentirens.  Selbst  Napoleon  schon  wai* 
bemüht,  dem  Körper,  den  man  geschaffen,  eine  Seele  einzuhauchen. 
Er  ahnte  auch ,  dass  dies  nur  möglich  sei  durch  die  Schöpfung  einer 
besonderen  Individualität,  durch  die  Herstellung  eines  besonderen 
Arrondissements -Budget.     Das  Gesetz  vom   16.  September  1807,  das 
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Decret  vom  16.  December  1811  ertheilte  den  R&then  ein  besonderes 
und  freies  Recht,  durch  Auflagen  in  ihren  Verwaltongskreis  ein  be- 
sonderes Arrondissements- Budget  zu  gründen,  nm  damit  auch  ein 
besonderes  Verwaltungsinteresse  zu  beleben.  Aber  auch  dies  fristete 
Dar  ein  schwaches  Leben ,  da  ^an  doch  immer  die  absolute  Gewalt 
des  Departements  nicht  auflösen  oder  auch  nur  schwächen  wollte. 
Heftiger  erhob  sich  um  die  ganze  SchOpfhng,  nach  Gröndung  der 
Julimonarchie,  der  Kampf.  Das  Ministerium  Odilen  Barrot  trug  1881 
anf  gänzliche  Abschaffung  der  Räthe  an,  ohne  jedoch  durchdringen  sn 
kennen.  Im  Jahre  1837  und  1838  regte  Vivien  abermals  die  ErGrterang 
der  Frage  an,  aber  man  vermochte  dem  Körper  kein  Leben  zu  geben, 
der  überhaupt  die  Kraft  zu  le'ben  nicht  besass.  Man  erkannte  nur  die 
Nutzlosigkeit  der  Arrondissementsräthe  an  und  mit  dem  Gedanken 
Bresson's  und  Odilen  Barrot's,  „es  muss  eine  Institution  gefunden 
werden,  die  in  das  Communalieben  eintritt,  Theil  an  seinem  Geiste 
nimmt  und  mit  dessen  Interessen  sich  versöhnt'S  fand  die  Frage  einen 
Abscbluss,  bis  über  die  beachtenswerthen  Ideen  der  Constitution  des 
Jahres  1848  >)  der  Staatsstreich  des  2.  December  wieder  vollständig 
anf  den  18.  Brumaire  zurücksprang  und  seine  Institutionen  der  neuen 
Zeit  aufzwang.  Die  damaligen  Uebelstände  sind  auch  noch  die  heutigen, 
und  man  wird  sie  nicht  ändern,  so  lange  in  erster  und  vorzüglichster 
Richtung  das  Vertrauen  zur  Volksthätigkeit  bei  der  Regierung  nicht 
zurückkehrt.  Man  soll  die  Räthe  nur  beibehalten,  aber  sie  in  ihrer 
Organisation  entwickeln.  Ein  Rath  an  der  Seite  des  Bxecutivbeamten 
soll  das  Vertrauen  des  Volkes  repräsentiren.  Wo  soll  er  dies  aber 
finden,  wenn  die  Regierung  mit  Willkür  ihn  ernennen  kann.  Er  ist 
dem  Volke  so  gleichgiltig ,  wie  das  Vertrauen  des  Volkes  ihm.  Weil 
die  Vertretung  in  bewegten  Zeiten  ihre  Gewalt  missbrauchte,  schloss 
man  in  Zeiten  der  Ruhe  das  Volk  ganz  aus.  „Man  ging  von  einem 
Eitrem  ins  andere,  wie  es  Sitte  in  FVankreich  ist,  und  nachdem  man 
es  überall  eingeführt,  wollte  man  es  überall  ausschliessen^  *).  In 
zweiter  Richtung  muss  aber  auch  das  Mittelglied  zwischen  einem 
oberen  und  niederen  Verwaltungskreis  ein  besonderes  individuelles 
Leben  gestalten  können.  In  seinen  territorialen  Grenzen  darf  nicht 
der  mathematische  Geist  bestimmen,  sondern  das  Bednrfhiss  und  die 
Gleichheit  der  Interessen.  Die  Zahl  der  Bevölkerung  und  die  Kraft, 
die  Bedürfnisse  derselben  selbst  befriedigen  zu  können,  muss  den 
Maassstab  bilden.  Sind  die  Interessen  nur  einmal  so  abgegrenzt,  dasa 
sie  gleich  und  gemeinsam  sind  und  sein  können,  dann  werden  sie  m 


1)  ComrtitQtion  vom  Jahre  1848.  Art.  76—78. 
8)  Vmen:   Etade.    Bd.  I.  S.  89. 
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8ich  selbst  einen  centralisirenden  Greist  tragen  und  die  YerwaltQDgslu 
wird  sich  ebenso  frei  gestalten,  wie  die  Notb wendigkeit  der  Selbsl 
st&ndigkeit  derselben.  Das  Executivorgan  wird  einen  streng  begrenzte] 
aber  sicheren  Wirkungskreis  finden,  der  aus  dem  Volk  h^^orgegaDgei 
Rath  wird  in  der  Nothwendigkeit  dei^ Befriedigung  der  gemeinsame 
Interessen  auch  das  Maass  seiner  Aufgabe  und  in  demselben  seit 
Selbstständigkeit  erkennen.  Nur  wenn  die  Interessen  eines  Verwaltung 
kreises  sich  dauernd  so  kennzeichnen,  dass  sie  das  gemeinsame  Wc») 
berühren  und  dieses  wieder  das  persönliche,  nur  dann  kann  man  eii 
selbstatändige  und  sichere  Verwaltung  hoffen,  weil  von  der  rege 
Pflichterfüllung  die  Bewahrheitung  des  Wohlergehens  allein  zu  hoff« 
ist  Wo  diese  Interessen  aber  willkürlich  zerrissen  sind ,  da  wird  i 
getrennte  Fürsorge  derselben  ein  vages  Hin-  und  Herschieben  (k 
Pflichterfüllung  und  endliche  Gleichgiltigkeit  erzeugen.  Nur  die  Willkä 
die  Bevormundung  durch  den  Einzelnen  wird  möglich  sein. 


Bas  BepArtciiieni  und  seine  Verwaltvn^» 

!>«•  Alle  Regierungen  der  Revolutionszeit  erkannten  die  Schöpfung  ^ 

Md^ehie"*  D^partenients  an  und  erkannten  sie  in  jener  Art  an,  wie  sie  i 
Bedeniang.  Constituante  gedacht,  denn  für  alle  hatte  sie  die  gleiche  Bedeutui^ 
Daher  blieb  auch  mit  nur  wenig  Aenderungen  der  inn^«  OrgaDlssfl 
derselben  bestehen,  da  er  nur  geschaffen  war,  dieser  Bedeutung  <h 
kräftigen,  persönlichen  Ausdruck  zu  geben.  Das  Departement  bati 
den  Provinzialgeist  zerrissen  und  sollte  dauernd  dessen  Wiederbelelm 
hindern.  Ein  einziger  Geist  sollte  den  Staat  beleben,  alle  Gevij 
sollte  in  ihm  centralisirt  sein,  und  sollte  so  eine  einzige,  stets  gle4 
wirkende  und  schnell  thätige  sein.  Die  Verwaltungskreise  des  De^ 
tements  sollten  die  unmittelbaren  Glieder  sein,  an  denen  siih  lii^ 
Gewalt  jeden  Augenblick  geltend  machen  und  ihre  Kraft  zeigen  köoa^ 
Es  stand  daher  nie  zwischen  ihnen  und  der  höchsten  Staatsregien^ 
ein  MitteJglied,  sondern  die  Behörden  derselben  traten  in  unmittelbi^| 
Verbindung  mit  der  Regierung.  Nur  auf  diese  Art  war  die  angest^e^| 
Gentralisation  möglich.  Die  Departements  sind  ihre  kräftigsten  Arfll 
In  dieser  Bedeutung  erkannte  sie  auch  Napoleon  an,  zu  dieser  Aafpf  I 
schienen  sie  auch  ihm  allein  berufen.  Nur  oi^anisirte  er  die  ino» 
Verwaltung  derselben  diesem  Geiste  mehr  entsprechend,  als  fritoi 
Die  höchste  Staatsregierung  fand  in  den  kleineren  Departementsrerwl 
tungen  ihr  deutliches  Spiegelbild.  Als  oberster  Gnmdsati  derseM 
galt  der  schon  von  der  Constituante  ausgesprochene  Satz«  d^  4 
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Departement  nur  eine  Section  der  Verwaltung  ist,  dass  es  daher  keine 
besondere  Indi?idoalitat  bilden,  kein  anderes  Interesse,  ausser  dem 
des  gesammten  Staates  vertreten  kann.  Das  Verwaltungsgesetz  vom 
28.  PIuTiöse  an  VHI.  nennt  98  solcher  Verwaltungskreise. 

Innerhalb  derselben  galt  für  den  Verwaltungsorganismus  der  Grund-  di« 
satz:  absolute  Unterordnung  der  Departementsverwaltung  unter  die  ^*IJ^*"Y* 
höchste  Staatsregierung,  absolute  üeberordnung  derselben  Ober  die  ihr  Dcpartcmcnu. 
notergebenen  Verwaltungskreise,  die  Arondissements  und  Gemeinden. 
Aas  diesem  leitenden  Gedanken  fliessen  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Departementsbehörden  und  theilt  sich  die  gesammte  Aufgabe  derselben. 
Das  Verwaltungsgesetz  erklärt,  dass  für  die  Leitung  und  Uebung  der 
Verwaltung  eines  Departements  ein  Prefet,  ein  Rath  der  Prefoctur 
und  ein  Generalrath  des  Departements  eingesetzt  sind.  Rath  und 
That,  Executivgewalt  und  Berathung  sollten  dem  äusseren  Anschein 
nach  auch  hier  getrennt  sein.  Die  Executive  aber  sollte  nun  nur  einer 
Person,  die  Berathung  allein  einer  Körperschaft  überwiesen  sein.  Die 
Verwaltung  sollte  unmittelbar  mit  der  Regierung  verbunden  sein,  doch 
mcht,  wie  zur  Zeit  der  Constituante,  blos  in  der  höchsten  Spitze,  indem 
man  dem  K6nig  die  höchste  Administrativgewalt  verlieh,  sondern 
auch  in  der  Basis  der  Verwaltung  sollte  sie  ihre  Festigkeit  suchen. 
Die  Emennang  der  Behörden  sprach  die  Constitution  jetzt  auch  hier 
der  Regierung  zu  *). 

Der  Prefet  hat  die  oberste  Ldtung  der  gesammten  Verwaltung.         D«r 
Er  wird  vom  ersten  Consui  ernannt  und  legt  in  dessen  Hände  den  Eid     ^^*^^^  ^^^ 
der  Treue  ab  *).    Nach  Errichtung  des  Kaiserreichs  ernannte  der  Kaiser  Maebtitciiung. 
die  Prefets  und  der  Eid  derselben  versprach  Gehorsam  der  Constitution 
des  Kaiserreichs  und  Treue  dem  Kaiser ').    Der  Prüfet  ist  dauernd  an 
seinen  Verwaltungsbezirk  gebunden  und  kann  denselben  nur  mit  Br- 
bnbniss  des  ersten  Consuls  verlassen.    Im  Fall  der  Abwesenheit  wird 
er  durcli  ein  Mitglied  des  Prefecturrathes  vertreten ,  das  er  selbst  er- 
nennt, im   Fall  des   Todes  durch  das  älteste  Mitglied  desselben^}. 
Das  Alter   ward   nach  der  Dienstzeit  bemessen^).    Die  Rechte  und 
Pflichten  des  Prefets  und  der  Umfang  seiner  Gewalt  bestimmten  sich 
nach  3  Richtungen.    Er  war  Beamter  der  höchsten  Regierung  und  von 
dieser  delegirt  als  Vermittler  der  obersten  Staatsgewalt  und  des  Privat- 
interesses. Er  war  selbstständiger  Vertreter  der  Departementsverwaltung 


1)  ConstitaUon  an  VIII.  Art.  41. 

2)  ATT%i4  vom  8.  März  1800  (17.  Ventdse  an  VH!.). 

3)  S&iatas-consulte  vom  9.  Mai  1804  (28.  Flor^al  an  XII.). 

4)  Arret^  vom  16.  Februar  1802  (27.  Plnvidse  an  X.). 

5)  Fleorigeon  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  32. 
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und  als  solcher,  in  Beziehung  zu  dieser,  Vertreter  des  Staates  ui^ 
in  Beziehung  zum  Staat  selbst,  Vertreter  des  Departements.  Er  «a 
endlich  Vormund  der  ihm  untergebenen  Verwaltui^sinteressen,  un 
gerade  hier  entfaltete  sich  seine  Bedeutung.  Als  solcher  hatte  er  di 
Instruction  der  Gesetze  an  die  untergebenen  Behörden,  die  Directlo 
der  Geschäfte,  also  die  Ertheilung  der  Befehle  für  die  schnelle  Agi 
fQhrnng  der  Gesetze  und  die  Inspection  derselben,  d.  h.  die  Beai: 
sichtigung  der  ExecuUon  und  die  Empfangnahme  der  Recbenscb^ 
berichte.  Der  Prefet  ist  in  der  Ausübung  dieser  Rechte  an  die  Geie^ 
gebunden  und  steht  darüber  in  Correspondenz  mit  dem  Minbtcr  d 
Innern/  Soweit  dem  Prefet  eine  Polizeigewalt  zusteht,  hat  er  die  Ai 
sieht  über  die  Bettler  und  Vagabonden,  die  Inspection  der  Spitil 
und  Krankenhäuser,  die  Ueberwachung  des  öffentlichen  Untmid 
und  des  politischen  und  moralischen  Verhaltens,  die  Ermuuteraog  d 
Ackerbaues,  der  Industrie,  den  Schutz  des  öffentlichen  Eigenth« 
der  Wälder,  Flüsse  und  Wege,  die  Organisation  der  öffentlichen  ArUiti 
die  Erhaltung  der  Reinlichkeit,  Gesundheit  und  öffentlichen  Rube^ku 
alle  jene  Thätigkeit,  welche  ehemals  den  Departementsdif^torieo 
gewiesen  war  ')•  Kur  die  Truppen  und  die  Verwaltung  der  fe> 
Plätze  und  alles  auf  die  Armee  und  Flotte  sich  Beziehende  14 
Gewalt  des  Prefets  entzogen  *).  Desgleichen  ist  er,  nach  dem  Gm 
satz  der  Trennung  der  Gewalt,  von  jeder  richterlichen  Function  i 
geschlossen  und  darf  sich  in  die  Uebung  derselben  nicht  misd 
Doch  übt  er  zur  Unterstützung  der  Gerichte  eine  Justizpolii^^  «^fl 
er  die  Anzeige  der  Verbrechen  und  Ueberlieferung  der  Verbrecher  t 
zunehmen  hat  *).  Eine  Strafgewalt  steht  dem  Prefet  nicht  zo. 
mit  Recht  erklärt  sich  selbst  der  gut  kaiserlich  gesinnte  Fleonf] 
gtgen  die  Entscheidung  des  Justizministers,  welcher  dem  Preict 
Recht  gab,  Arreststrafen  von  24  Stunden  in  Fällen  der  Storno^ 
öffentlichen  Ruhe  zu  verhängen,  „denn  das  constitutionelle  Principfl 
immer  dasselbe  sein  und  in  keinem  Falle  aufgelöst  werden"  *y  hi 
Ausübung  ihrer  Amtspflichten  sind  die  Prefets  v^antwortlich 
steht  ihnen  daher  das  Recht  der  Ernennung  ihrer  Hil&beamteo 
mit  Ausnahme  der  Generalsecretäre  der  Prefecturen,  deren  Emeo« 
der  erste  Consul  und  später  der  Kaiser  sich  vorbehielt  In  d&  2 
der  Beamten  ist  der  Prefet  an  das  Gesetz  gebunden  und  die  ausges^u 


1)  Decret  vom  22.  Deeember  1789. 

2)  Arrdt^  vom  16.  September  1800  (18.  Frnetidor  aa  VIII.), 
8)  Arret^  vom  24.  liovember  1796  (4.  Frtmaire  an  V.). 

4)  Fleurigeon  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  74  n.  76. 
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VerwaltuDgskosten  ').  Die  einmal  erlassenen  Befehle  des  Prefet 
konnten  zuerst  nur  durch  das  Gouvernement  aufgehoben  werden  ^). 
Aber  man  erkannte,  dass  bei  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten  die 
Entscheidung  über  das  Ungenügende  eines  Befehles  doch  besser  dem 
ZQkomme,  der  die  Geschäfte  des  Departements  kenne,  und  so  wurde 
dem  Prefet  selbst  diese  Gewalt  übergeben  ^).  Als  Ehrenrechte  geniesst 
der  Prefet  die  Auszeichnungen  eines  Brigadegenerals  ^).  Sein  Gehalt  ist 
nach  der  Einwohnerzahl  des  Departements  bemessen,  von  8000  Francs 
bis  24,000,  bei  einer  steigenden  Bevölkerung  von  15,000  bis  100,000 
Seelen.  Ausserdem  geniesst  er  freie  Wohnung  und  die  Auszeichnung 
einer  glänzenden  Uniform. 

Unmittelbar  neben  dem  Prefet  steht  der  Rath  der  Prefectur,  Der  luth  der 
»Conseil  de  prefecture".  Er  besteht,  je  nach  der  grösseren  oder  kleineren  P»"«f<*c*«'  »»* 
Einwohnerzahl  des  Departements,  aus  5,  4  oder  3  Mitgliedern,  welche 
der  erste  Consul  und  später  der  Kaiser  ernannte  und  die  ihren  Eid 
in  die  Hände  des  Prefets  ablegten.  Die  Functionen  des  Prefecturrathes 
sind,  wie  jene  des  Prefets,  allgemeine  und  rein  locale.  Sie  sind  all- 
gemeine, in  soweit  sich  der  Prefecturrath  mit  Gegenständen  der  Ver- 
waltung beschäftigt,  die  den  gesammten  Staat  betreffen,  also  die  Unter- 
oehmung  öffentlicher  Arbeiten  und  die  Entscheidung  der  Streitigkeiten, 
die  dabei  vorkommen  können,  die  Entschädigung  der  Privatpersonen 
bei  Vornahme  einer  Expropriation,  in  Betracht  aller  Gegenstände  der 
öffentlichen  Strassen  und  Wege  und  überhaupt  alle  Angelegenheiten 
der  „grande  voirie*^.  In  dieser  Richtung  ist  der  Prefecturrath  nur  be- 
grenzt durch  die  teiritoriale  Ausdehnung  des  Departements.  Die 
Functionen  sind  locale,  insofern  der  Prefecturrath  die  ihm  über  die 
ontergebenen  Verwaltungskreise  zustehende  Vormundschaft,  Beauf- 
sichtigung und  Berathung  übt,  also  im  Fall  der  Reclamationen  und 
Beschwerden  über  die  Vertheilung  der  Steuern,  über  die  Vornahme 
der  Wahlen  in  den  Gemeinden  und  Arrondissements ,  die  Prüfung  der 
Gemeindeaasgaben  und  Einnahmen  und  die  Entscheidung  über  die 
Processführung  der  Gemeinden.  Zum  grössten  Theil  sind  diese  Be- 
stimmungen des  neuen  Verwaltungsgesetzes  aus  der  Organisation  der 
Constituante  genommen  und  betreffs  der  letzten  Bestimmung  soll  nicht 
sowohl  ein  Princip,  als  eine  Formanweisnng  gegeben  sein  ^).  Bei  allen 
Geschäftsführungen  präsidirt  der  Prüfet  dem  Rathe  und  im  Fall  der 


1)  Decret  imperial  Tom  16.  Juni  1806  (18.  Prairial  an  XIII.). 

5)  ArrM  Tom  28.  Janaar  1794  (8.  PluTiöse  an  II.). 
8)  Flearigeon  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  46. 

4)  Loi  Tom  S.  October  1799  (11.  Vend^miaire  an  VIII.). 

6)  DoTergier:   CoUection  des  lois.  Bd.  XII.  S.  87.  not.  2. 
aicht«r:   SUaU-  aiid  QeseHiclutfUreoht.    U-  10 
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Stimmengleichheit  entscheidet  seine  Stimme.  Bei  einer  ßeschlassfassiui| 
müssen  wenigstens  8  Käthe  anwesend  sein.  In  Ermangelung  derselben 
wird  der  Rath  durch  die  Gemeinderäthe  des  Departements  ergänzt*). 
In  Mitte  dieses  Rathes  fasst  der  Prefet  seine  Beschlüsse,  die  den  Nameo 
der  Arretes  führen,  aber  nur  in  seinem  Namen  erlassen  werden.  Dk 
Arretes  können  nur  Verwaltungsacte  enthalten,  nie  Entscheidungeo. 
Wenn  sie  Entscheidungen  enthalten,  werden  die  Arretes  als  vom  Pre- 
fecturrath  erlassen  bezeichnet  Ich  kehre  zu  der  Uebung  der  AdmiDisIra- 
tivjustiz  später  im  Zusammenhang  zurück.  Die  Prefectorräthe  genies^^ 
einen  Gehalt,  der  dem  zehnten  Theil  jenes  des  Prefets  gleichkommt. 
i>er  Eine  ganz  andere  Bedeutung  als  diesem  Rath  mnss  dem  Rath  diä 

Departements,  »Couseil  du  (lepartement'%  zugeschrieben  werden.  Er 
Stellung.  war  und  ist  der  letzte  Rest  der  Volksthätigkeit  in  der  Verwaltung, 
die  Repräsentation  des  Volkes  daselbst.  Er  war  nur  ein  Rest  der- 
selben nach  Form  und  Bildung,  wie  nach  Recht  und  Wirkungskreis, 
der  ihm  zugetheilt  war.  Nach  dem  Verwaitungsgesetz  vom  28.  Piuviö^ 
des  J.  Vlll.  hatte  auch  hier  der  erste  Consal  das  Recht  der  Ernennoo^ 
der  Volksvertretung  und  war  dabei  nur  an  die  Liste  de  notabk 
departementale  gebunden.  Die  Vertretung  war  somit  auch  nur  eiotl 
den  höchstbesteuerten  Klassen  genugende.  Nach  der  Einwohnerzahl 
des  Departements  wurden  diese  Räthe  aus  16,  20  oder  24  Mi^liedeii 
gebildet.  Sie  waren  auf  3  Jahre  ernannt  und  leisteten  in  die  Uan^ 
des  Prefet  den  Eid  der  Treue.  Auch  diese  Bildung  änderte  das 
Seuatus  consulte  organique  vom  Jahre  1802  wie  in  den  übrigen  Ve^ 
waltungskreisen.  Die  Wahlcollegien  der  Departem^its  hatten  du 
Recht,  dem  ersten  Gonsul  2  Gandidaten  für  jede  Stelle  zu  prisentirea. 
Aus  dem  gesammten  Rath  sollte  jetzt  von  5  zu  5  Jahren  ein  Drittel 
ausscheiden.  Wenn  man  sich  des  Maasses  des  activen  und  passives 
Wahlrechts  erinnert,  so  wird  man  wohl  erkennen,  dass  auch  dorck 
dieses  Präsentationsrecht  die  Bedeutung  der  Volksthätigkeit  nicht  er^ 
höht  wurde.  Nach  dem  Gehalt  der  Rechte  dieses  Rathes  war  seiae 
Thätigkeit  eine  streng  und  nur  departementale,  und  gerade  dadarck 
zeigte  sich  der  Widerspruch,  der  in  der  gesammten  Depaitemeot^- 
Verwaltung  und  ihrer  inneren  Organisation  lag.  Das  Departement  var 
nur  eine  politische  und  administrative  Section  des  Staates,  es  war 
keine  moralische  Person,  es  hatte  weder  ein  Eigenthnm,  noch  eia 
persönliches  Interesse.  Aber  nur  ein  solches  hätte  der  Volksvertretooe 
innerhalb  desselben  Kraft  und  Bedeutung  geben  können.  Das  Gou* 
vernement  selbst  bestimmte  im  Voraus  das  Departements- Budget, 
der  Prefet  war  der  alleinige  Verwalter  und  der  verantwortliche  Beamte 


*)  Kaiaerliches  Decret  vom  16.  Juni  1808. 
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desselbeD.  Das  Vertrauen,  das  eine  Volksrepräsentation,  in  welcher 
Form,  von  welcher  Bedeutung  immer,  haben  muss,  um  nützlich  und 
kräftig  zu  sein,  wäre  bei  dem  Departementsrath  neben  diesem  Executiv- 
beamten,  selbst  wenn  man  es  ihm  von  Seiten  der  Bevölkerung  ent- 
gegengetragen  hatte,  ganz,  nutzlos  gewesen.  Und  im  Gefühle  dieser 
Stellung  leisteten  diese  Räthe  auch  I^ichts,  sie  waren  ebenso  ergebene 
Diener  des  Gouvernements,  wie  die  Prefets,  und  betrachteten  ihre 
Stellung  wie  einen  Ehrentitel,  wie  eine  Auszeichnung  vor  den  Uebrigen. 
Wenn  sie  trotz  dieser  plan-  und  haltlosen  Stellung  dennoch  eine  Be- 
deatoug  hatten,  so  war  dies  nur  durch  die  ohnmächtige  Lage  der 
Gemeinden  möglich  gemacht.  Nur  in  diesem  Verhältniss  hatte  ihre 
Thätigkeit  Werth.  Man  kann  diese  nach  drei  Richtungen  hin  scheiden. 
Der  Departementsrath  war  Delegirter  der  gesetzgebenden  Gewalt  und 
hatte  als  solcher  die  Vertheilung  und  Umlage  der  Steuern  auf  die 
Arrondisäeuients  und  entschied  über  das  Begehren  der  Gemeinderäthe, 
die  Reclamationen  in  Betreff  der  Steuervertheilung.  Er  bestimmt  in 
den  vom  Gesetz  festgesetzten  Grenzen  die  Zuschlagsteuern  für  die 
Ausgaben  des  Departements.  In  dieser  Richtung  ist  er  selbstständig 
Qod  bedarf  für  seine  Entscheidungen  keiner  höheren  Autorisation. 
Er  ist  zweitens  Aufsichtsbehörde  über  die  Localverwaltung  und  nimmt 
als  solche  die  Rechnungslegung  des  Prefet  entgegen,  prüft  deren 
Richtigkeit  und  bestätigt  die  Vorlage  des  Budgets  für  das  zukünftige 
Verwaltungsjahr.  Er  kann  über  die  Bedürfnisse  des  Departements 
Vorschläge  und  Reclamationen  erheben.  In  diesen  Richtungen  aber 
ist  er  der  Bestätigung  des  Gouvernements  unterworfen  und  steht  durch 
Vermittelung  seines  Präsidenten  mit  dem  Minister  des  Innern  in  Ver- 
bindung. Diese  beiden  Thätigkeiten  sollen  streng  aus  einander  gehalten 
werden,  damit  in  erster  Richtung  der  nöthigen  Strenge  kein  Abbruch, 
in  zweiter,  der  Forderung  des  departementalen  Lebens,  kein  Nachtheil 
zugefügt  werde  ^).  Er  ist  endlich  auch,  wie  die  früheren  Departements- 
räthe  der  Constituante,  Rath  der  Centralverwaltung  und  greift  in  alle 
Angelegenheiten  ein,  welche,  als  die  gesammte  Staatsverwaltung  be- 
betreffend, befohlen,  in  den  einzelnen  Departements  zur  Ausführung 
gebracht  werden,  wie  bei  öffentlichen  Arbeiten,  der  Errichtung  von 
Märkten  u.  dergl.  Für  diese  Thätigkeit  tritt  der  Departementsrath 
alle  Jahre  einmal  für  die  Zeit  von  14  Tagen  zusammen.  Er  wählt  dabei 
jedesmal  zuerst  seinen  Präsidenten  und  entscheidet  durch  Stimmen- 
mehrheit die  vorliegenden  Verwaltungsfragen. 

So  war  die  Stellung  dieser  Räthe  eine  rein  finanzielle,  da  sie  aber  Nutzlosigkeit  d. 
nie  selbst  ordnend  und  thätig  eingreifen  konnten,  dauernd  eine  nur  oepartomenu- 


*)  Instractioo  vom  5.  März  1801  (16.  Ventdse  an  IX.). 

10* 


148  ^c  Local-  und  Staativerwaltang. 

Du  Departtt-  Debensächliche ,  weil  thatsächlich  eine  stets  erst  der  Tfaat  nach- 
menubadffet.  folgende.  Auch  Napoleon  erkannte  diese  schwankende  Lage,  und 
auch  er  suchte  sie  durch  die  Gründung  eines  Departementsbadget 
kräftiger  und  individueller  zu  machen.  Daraus  ging  das  Gesetz  Tom 
2.  Ventöse  des  J.  XIII.  hervor,  welches,  wie  oben  schon  erwihnt,  den 
Departementsräthen  das  Recht  ertheilte,  für  besondere  Bedorfnisae 
besondere  Zuschlagsteuern  zu  votiren  (Tit.  II.  Art.  24.) :  als  für  Er- 
haltung der  dfifentlichen  Gebäude,  Wege  und  Anlagen.  Das  sp&tere 
Gesetz  vom  9.  April  1811  suchte  in  der  That  auch  ein  wirkliches 
Departementseigenthum  zu  gründen,  und  erst  von  da  an  beginnt  ein 
kräftigeres  Leben.  Das  Departement  ward  eine  moralische  Person, 
eine  Individualität.  Die  Departements  wurden  Grundeigenthfimer,  in- 
dem sie  die  Erhaltung  der  Gerichtsgebäude  erhielten  and  nach  der  Ein- 
theilung  der  Strassen  in  „routes  departementales*'  und  „imperiales**  die 
ersten  ihnen  zur  Pflege  und  Erhaltung  überwiesen  wurden.  Das  war 
der  Anfang  eines  neuen  Lebens,  das  die  spätere  Zeit  kräftiger  ent- 
wickelte. Wie  aber  der  Staat  hierbei  wie  ein  Geschenkgeber  vorging, 
80  hatte  er  es  auch  in  seiner  Gewalt,  die  Schenkung  so  zu  machen, 
wie  es  in  seinem  Willen  lag.  Die  Departementsräthe  waren  nicht  frei 
und  selbstständig  in  der  Verwaltung  der  Güter,  sondern  immer  in 
verschiedenen  Beziehungen  durch  die  Staatsgewalt  eingeengt  Die  Be- 
stimmung des  Departementseigenthums  machte  dies  wohl  auch  nöthig, 
da  es  immer  auch  ein  allgemeines  Staatsinteresse  in  sich  schloss. 
Eine  höhere  Bedeutung  erhielten  diese  Verhältnisse  erst  wieder  in 
späterer  Zeit,  als  die  Julimonarchie  in  dem  Jahre  der  Verwaltungs- 
refonn  1838  das  Arrondissement  seines  individuellen  Charakters  ent- 
kleidete, den  es  auch  durch  die  Bildung  eines  Budgets  nach  dem  Ge- 
setz von  1811  angestrebt  Der  Gedanke,  dass  das  Departement  der 
eigentliche  Hebel  der  Verwaltungskraft  sein  soll ,  hat  sich  nie  mehr 
aus  Prankreich  verloren.  Daher  wollte  jede  Regierung  es  allein  stark 
und  beschnitt  und  schwächte  die  übrigen  Kreise.  Die  Möglichkeit 
dieser  Kraftentwirkelung  des  Einen  lag  doch  dauernd  in  der  umfang- 
reichen Gewalt  der  Prefets.  Seit  den  Reformversuchen  Ludwig*8  XVL 
und  seiner  Intendanten  bis  auf  die  Gegenwart  mit  ihren  Prefets  herrscht 
der  Gedanke,  dass  in  ihnen  allein  das  Band  repräsentirt  sei,  das  die 
Localverwaltung  mit  der  Regierung  verbindet  Daher  hat  sich  auch 
in  dem  ganzen  Organismus  nur  wenig  geändert  Ein  Prefet,  ein 
Prefecturrath  als  berathende  und  richtende  Verwaltungsbehörde,  bade 
von  der  Regierung  ernannt,  und  ein  Departementsrath  vom  Volk  ge- 
wählt, das  sind  heute  noch  die  Organe  der  französischen  Verwaltung. 
Es  sind  die  reformirten  Elemente  des  Beamtenkörpers  vor  der  Revo- 
lution, die  Nachbildungen  der  Reformen  Ludwig's  XVI.,  aber  leid«- 
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ohoe  den  Geist,  der  diese  leite,  sich  nach  den  Interessen  der  staat- 
liclieD  Freiheit  zu  entwickeln. 


Der  Canton  und  seine  Bedeutung. 

Bei  der  Darstellung  der  Staatsverfassung  und  ihrer  Geschichte  i>i«  Bcdeatnng 
während  der  Revolution  trat  für  die  Hebung  des  Wahlrechtes,  die  ^J||  y^^^^^^' 
Bildung  der  Gesetzgebung,  der  Canton  in  seiner  besonderen  Bedeutung 
immer  hervor.  Er  bildete  die  Basis  der  Wahl  der  Gesetzgebung  und 
hatte  dadurch  in  erster  Richtung  einen  überwiegend  politischen  Cha- 
rakter. Er  schloss  dadurch  die  Gemeinde  davon  ^us  und  dr&ngte  sie 
vor  allem  in  ihre  blos  administrative  Bestimmung.  Sich  selbst  aber 
entkleidete  er  von  dieser  und  war  der  Localverwaltung  ebenso  fremd, 
als  die  Gemeinde  dem  politischen  Organismus.  Aber  gerade  durch 
diese  Scheidung  zweier  Elemente,  welche  in  einander  greifen  sollten, 
wie  That  und  Idee,  Kraft  und  Bewegung,  nahm  der  Canton,  besonders 
während  der  Revolution,  eine  dem  Gemeindeleben  geradezu  entgegen- 
gesetzte Stellung  an.  Er  war  der  Tummelplatz  politischer  Leiden- 
schaften, die  kein  Maass  und  keine  Grenze  in  einem  besonderen  Inte- 
resse fanden,  wie  dies  hätte  sein  können,  wenn  der  Canton  selbst  in  der 
Verwaltung  eine  Bedeutung  gehabt  und  die  Cantonversammlungen  aus 
einem  auf  einem  Gemeindeinteresse  ruhenden  Burgerverband  hervor- 
gegangen wären.  Nur  das  Verwaltungsinteresse  hätte  diesen  schaffen 
können.  Und  gerade  darauf  ruhte  die  Scheu  der  spätem  Zeit  vor  der 
Cantonseiotheilung,  so  dass  man  selbst  ihren  Namen  nicht  mehr  gelten 
lassen  wollte.  Die  Revolutionszeit  behauptete  diese  Auffassung.  Das 
Departement  war  die  grosse  Localeinheit,  der  District  oder  das  AiTon- 
dissement  eine  rein  administrative  Section,  die  Gemeinde  ein  Personal- 
verband und  als  solcher  bestimmt  die  Basis  der  Verwaltung  zu  sein. 
Der  Canton,  fremd  dieser  Gliederung,  war  das  Band,  welches  nur  die 
politisch  berechtigten  Bürger  vereinte  und  sie  in  den  Wahlversammlungen 
verband,  aus  denen  die  Wahlversammlungen  hervorgingen,  die  dann  die 
Gesetzgebung  schufen.  Dennoch  aber  griff  er  durch  diese  Bestimmung 
auch  in  die  Verwaltung  ein,  denn  in  seinen  Urversammlungen  wurden 
auch  die  Verwaltungskörper  gewählt.  Und  darum  wieder  wird  er 
auch  im  Gebiet  der  Verwaltungsordnung  von  Bedeutung,  denn  nirgends 
zeigen  sich  die  Gründe  jenes  Staatsgeistes,  der  immer  zur  Bevormundung 
und  zum  Absolutismus  drängte >  deutlicher,  als  eben  hier. 
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Die  Folgen  der         ^»ß  ^^^^  VigueHe  WEF  sciii  Vorläufer.  Aber  diese  war  ausser  ihrer 
politischen     politischen  Bedeutung  vor  allem  ein  fester  Verband  der  Verwaltungs- 
interessen.   Sie  wurde  durch  die  Revolution   zerstört  und  auf  ihren 


Stellung  des 
Cantons. 


Der  Canton 

in  der 

Verwalrnngi* 

Ordnung. 


Trümmern  eben  die  getrennte  Communal-  und  Cantonsbildung  geschaffen. 
Von  dem  Augenblick  an  aber  war  die  Commune  ohnmächtig  und  der 
Catiton  der  Gegenstand  eines  beständigen  Kampfes.  Eigentlich  be- 
rufen, wie  die  Gemeinde  ein  rein  constitutioneller  Körper  zu  sein,  war 
er  dafür  doch  eben  nur  eine  Vereinigung  von  Köpfen,  aber  gerade  darum 
auch  die  Basis  jener  stets  schwankenden,  von  Parteileidenschaften 
bin-  und  hergetriebenen  Volksvertretungen.  Wäre  die  Gemeinde  nicht 
von  der  Bildung  derselben  ausgeschlossen  worden,  so  hätte  ihr  Wahl- 
bürgerkreis  bei  einer  kräftigen  Volksverwaltung  eben  auch  jene  schaffen 
müssen;  ein  festes  und  sicher  begrenztes  Interesse,  das  der  Gemeinde, 
wäre  in  ihr  repräsentirt  gewesen  und  hätte  sich  immer  durch  die  Wahl- 
versammlungen zur  allgemeinen  Volksvertretung  fortgepflanzt.  Sie  wäre 
in  Wahrheit  ein  constitutionelles  Element  geworden.  Das  hätte,  wie 
die  Gemeinde  von  unten  nach  oben  sichernd  und  festigend  gewirkt  hätte, 
wieder  zurückwirkend  seine  Kraft  gezeigt  und  aus  der  Gemeinde  selbst 
ein  kräftiges  Staatsglied  gebildet,  das  so  in  sich  auch  ein  allgemeines 
dauerndes  Interesse  repräsentirte.  Der  Gemeindeverband  soll  die  Basis 
der  constitutionellen  Regierung  und  in  der  Republik  jene  der  Volks- 
regierung sein.  Nichts  von  alle  dem  in  Frankreich  während  der  Re- 
volution und  lange  nach  ihr.  Der  Canton  sollte  diese  Aufgabe  er- 
füllen, und  doch  hatte  er  kein  Interesse,  das  ihn  bestimmte,  sie  dem- 
selben gemäss  zu  erfüllen.  Diese  Stellung  behielt  der  Canton  bis  auf 
die  Gegenwart.  Die  Constituante  und  die  Revolutionsregieningen  bil- 
deten aus  seiner  Bevölkerung  die  Assemblees  primaires,  das  Consuiat 
seine  Wahlversammlungen  zur  Aufstellung  der  Communalnotablen  and 
später  seine  Wahlversammlung  für  die  Repräsentation  der  Verwal- 
tungskörper und  zum  Theil  der  höchsten  Verfassungsgewalten. 

Aber  innerhalb  dieser  Aufgabe  ringt  der  Canton  doch  um  eine 
administrative  Bedeutung,  als  ob  auch  in  seiner  ganz  unnatürlichen 
Erscheinung  die  Natur  der  Dinge  gewaltiger  wäre,  als  der  stöbernde 
Geist  einer  falschen  Gesetzgebung.  Abgesehen  von  der  Localver- 
waltung  drängte  er  sich  stets  und  naturgemäss  in  die  grössten  In- 
teressen des  gesammten  Staates  und  machte  sich  immer  für  sie  zum 
Centrum.  Ohne  diese  Aufgabe  zu  erkennen  und  zu  nutzen,  anerkannte 
sie  doch  die  Gesetzgebung.  Sie  bildete  aus  ihm  einen  Kreis  der 
materiellen  Interessen  in  Bezug  auf  das  Steuersystem,  der  öffentlichen 
Ordnung  in  Bezug  der  Organisation  und  Vertheilung  der  Brigaden 
der  Gendarmerie,  der  Gerichtspflege  in  Bezug  auf  die  Wirkungskreise 
der   Friedensrichter.    Nachdem   die  Constitution  civile  de  Clerge  mit 
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der  gesammten  Kirche  von  der  Revolution  zerstört  und  auch  der  Ge- 
danke, die  Kircheneintheilurig  mit  der  Landeseintheilung  in  Harmonie 
za  setzen,  nicht  ausgeführt  wurde,  aber  das  (?oncordat  die  neue 
Kirchenordnung  herstellte,  war  es  gleichfalls  der  Gcinton,  der  mit 
seiner  ältesten  Pfarrei  die  Basis  der  Hierarchie  und  der  kirchlichen 
Interessen  abgab. 

Wir  werden  all  den  Erscheinungen  an  den  betreifenden  Orten  wieder  Die  auflösende 
begepen.  Aber  auch  in  entgeg^engesetzter  Richtung  lehrte  der  C«nton  (..^t'^^'J  f„* 'j^^ 
seine  Bedeutung  und  Macht,  die  ihn  als  einen  kräftigen  Yerwaltungs-  veiTTRimn^- 
factor  hätte  längst  kennzeichnen  können.  Durch  seine  Mängel  näm- 
lich wirkte  er  geradezu  zerstörend  auf  die  Bestrebungen  nach  einer 
Selbstverwaltung  und  Decentraiisation.  Weil  er  kein  Yerwaltungs- 
giied  war  and  keine  Verwaltungsbedeutung  hatte,  konnte  er  dort  dem 
Communalverband  auch  nichts  sein,  wo  er  allein  alles  hätte  sein 
sollen.  Die  Aufgabe  des  Cantons  oder  der  Verbindung  mehrerer  Ge- 
meinden zu  einem  Gesammtinteresse  wäre  es,  aus  eigener  Bestimmung 
Dasjenige  durch  die  vereinte  Kraft  zu  schaffen,  wozu  die  einzelne  Ge- 
meinde zu  schwach.  Die  Gründung  von  Krankenhäusern,  Wohlthätig- 
keitsanstalten,  Findelhäusern,  kurz  der  grösste  Theii  polizeilicher  Thä- 
tigkeit  kann  nur  durch  einen  Cantonverband  geleistet  werden,  wenn 
alles  eben  nicht  durch  die  Schwäche  und  Ohnmacht  der  Gemeinden  der 
bevormundenden  Gewalt  des  Staats  verfallen  soll.  Aehnlich  ist  es 
bei  der  Sorge  für  das  materielle  Wohl,  die  Hebung  der  Landescultur 
durch  Lehranstalten,  Ausstellungen,  den  Weg-  und  Strassenbau.  Alles 
dies  ging  an  die  Fürsorge  der  Central  Verwaltung  über,  nichts  konnte 
die  Gemeinde  leisten,  weil  sie  allein  dafür  zu  schwach,  der  Canton 
aber  davon  ausgeschlossen  war.  Bei  dem  Streben  der  Regierung  nach 
stets  absoluter  Gewalt  ist  auch  in  dieser  Richtung  das  Misstrauen 
derselben  gegen  den  Canton  und  seine  stiefmütterliche  Behandlung  in 
Frankreich  sehr  erklärlich.  Wenn  die  Natur  des  Gemeindeverbandes 
im  Canton  zu  solcher  Bedeutung  ihn  hindrängt,  so  wäre  er,  sobald 
er  sie  organisirt  vorfinden  würde,  das  stärkste  Bollwerk  gegen  die 
administrative  Bevormundung  und  der  Anfang  einer  sichern  und  wah- 
ren Decentraiisation.  In  dieser  Richtung  hat  die  Revolution  ihre 
Aufgabe  nicht  erkannt.  £r  erschien  ihr  dauernd  nur  als  ein  poli- 
tischer Kreis  und  nur  für  die  Verfassnngsform  von  Bedeutung.  Nur 
als  Bezirk  der  Friedensgerichtsbarkeit  fand  er  einen  festen  Ausdruck. 
Wie  haltlos  aber  auch  diese  Eigenschaft  war,  werden  wir  später 
sehen.  Und  er  blieb  in  dieser  Stellung,  bis  die  Revolution  1848  ihm  ^^^^^J^^^J^^™^^ ,^ 
seme  Bedeutung  geben  wollte.  Die  Reformversuche  Viviens,  Odilen  Beziehanr  auf 
Barrots  in  den  Jahren  1837  und  1838  gingen  resultatlos  vorüber.  Die  ***"  ^"''*"' 
Constitution  von    1848  griff  auf  dieselben  zurück  und  wollte  einen 
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Gantonalrath  einsetzen  neben  den  Sousprefets  der  Arrondissemeots, 
welche  keine  Käthe  mehr  an  ihrer  Seite  haben  sollten').  So  verfehlt 
auch  die  Vermischung  von  Arrondissements  und  Canton  sein  mag,  so 
nutz-  und  haltlos  es  auch  in  der  Praxis  gewesen  wäre,  in  zwei  ver- 
schiedene  Yerwaltungskreise  die  zusammengehörigen  Verwaltungskörper 
zu  setzen,  so  war  es  doch  der  Anfang  der  Erkenntniss  der  grossen  Bedeu- 
tung des  Cantons.  Auch  das  zweite  Kaiserreich  gab  nach  Abstellon«: 
dieser  Versuche  derselben  einen  charakteristischen  Ausdruck.  Im  Be- 
wusstsein,  dass  im  Canton  zumeist  die  Volksinteressen  sich  in  ihrer  Gt- 
sammtheit  darstellen,  setzte  es  zur  Beobachtung  und  Verzeichnung  der- 
selben in  den  Hauptorten  derselben  permanente  statistische  Commissioneo 
ein^).  Vielleicht  werden  diese  das  Material  liefern,  das  zeigen  wird,  dass 
eine  festgegliederte  Verwaltung  im  Canton  zumeist  Noth  that  Die 
Reife  der  politischen  Bildung  wird  aber  auch  lehren,  dass  die  Natio- 
nalrepräsentation aus  den  Gesammtinteressen  des  Volkes,  seinen  Ver- 
waltungsgliedern hervorgehen  muss,  um  fest  wurzelnd  für  alle  Zeit  den 
Absolutismus  widerstehen  zu  können,  und  man  wird  auf  die  Verbm- 
düng  des  politischen  Kreises  mit  einem  Verwaltungskreis  hinarbeites. 
Und  endlich  wird  man  auch  erkennen,  dass  das  Wesen  der  Decentm- 
lisation  nicht  in  der  Ablösung  einiger  Schreibereien  der  Prefets  ai]<t 
Sousprefets  beruht,  wie  dies  das  gerühmte  Decentralisationsgesetz  Tun- 
Jahre  1852  zu  meinen  scheint,  sondern  in  der  Herstellung  kräftifer 
Gemeinden  und  Cantone.  Hier  liegt  die  Aufgabe  einer  zukunftigei 
Reformation  der  Verwaltung. 


Paris  und  die  Terwaltimg  der  Hauptstadt. 

znr  oeaebichte  Schou  in  den  ältesten  Zeiten  ragt  Paris,  begünstigt  durch  sei« 
der  alten  Lage  Und  die  Stellung,  welche  die  Könige  dieser  Stadt  eioriam* 
verwAituDf.  ^^^^  ^^^  ^jj^^  andern  Städten  Frankreichs  hervor.  Zahlreiche 
Privilegien  schützen  den  Handel  der  frühreicheu  Stadt  und  gestatten 
der  Pariser  Hansa  eine  grosse  £nt Wickelung').  Seit  1170  schon  ent- 
wickelt sich  ein  für  Paris  geltendes  geschriebenes  und  von  den  K$> 
nigen  bestätigtes  Recht  und  seine  souveräne  Gerichtsbarkeit  znent  io 
Handelssachen,   dann   auch   selbst  in   schwierigen   Givilsacheo.   ^^ 


1}  Constitution  Ton  1848,  Art.  77. 

8)  Ch^viUard  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  416. 

3)  Lacomb«:  Histoire  de  la  Bonrgeoisia  de  Parii,  Bd.  I,  8.  81  n.  f 
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Prevot  des  marchands  ist  der  erste  and  bedeutenste  städtische  Beamte 
und  bis  zum  17.  Jahrhundert  allein  mit  aller  Gewalt  ausgerastet, 
welche  die  städtischen  Freiheiten  schützen  und  die  gesammte  Ver- 
waitong  leiten  soll').  Seit  Ludwig's  XI.  Bemühungen,  aus  den  ein- 
zelnen Landestheilen  des  heutigen  Frankreichs  ein  einziges  Gebiet  zu 
schaffen,  entwickelte  sich  die  Stadt  Paris  auch  zu  einer  immer  mehr 
für  das  ganze  Land  sich  aufschwingenden  Bedeutung.  Von  dieser 
Zeit  an  aber  stieg  in  stetiger  Entwickelung  der  absoluten  Gewalt 
der  Könige  auch  die  Bedeutung  ihres  Regierungssitzes.  Die  Privilegien 
worden  entwickelt  und  schützten  die  Blüthe  und  den  Reichthum  von 
Paris.  Die  Prachtliebe  der  Könige  veischönerte  es  und  machte  es  schon 
seit  Jahrhunderten  zu  einem  Glanzpunkt  des  Lebens  und  zur  Sehn- 
sucht der  Franzosen.  Je  grösser  die  Bedeutung  der  Stadt,  desto  wich- 
tiger wurde  sie  im  Verwaltungssystem  des  Staates.  Der  Sitz  aller 
höchsten  Staatsämter  gab  ihr  in  dieser  Richtung  ein  vollendetes  Ueber- 
gewicht  Die  städtische  Verwaltung  von  Paris  erleidet  übrigens  dadurch 
nur  wenig  Veränderungen,  trotzdem  neben  derselben  die  königlichen 
Beamten  in  den  verschiedensten  Fällen  ein  Einspruchsrecht  haben.  Der 
Prevut  des  marchands  bleibt  die  erste  Verwaltungsbehörde,  er  schreibt 
die  Steuern  aus  und  leitet  deren  Erhebung,  hat  die  Armenpflege  u.  s.  w. 
Erst  im  17.  Jahrhundert  tritt  neben  einem  zahlreichen  Verwaltungs- 
personal der  Lieutenant  general  de  Police  für  Polizeivergehen  auf. 

Daneben  entwickelt  sich  mit  schnellen  Schritten  die  moralische         di« 
Bedeutung  der  Stadt  wie  die  wirthschaftliche.    Die  Bevölkerung  von  >'irth««h*ftiiche 

B«d«atang  der 

Paris,  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  einem  dauernden  und  schnellen  H»opuudt. 
Steigen  begriffen,  zählte  kurz  vor  der  Revolution  schon  mehr  als 
600,000  Einwohner.  Es  war  natürlich,  dass  in  Zeiten  der  Gefahr  und 
Bewegung  Paris  auch  die  grösste  Zahl  der  Kämpfer  stellte.  Alles,  was 
Frankreich  an  geistiger  Grösse  besass,  drängte  sich  in  den  Glanz  der 
Hauptstadt,  um  davon  selbst  zu  gewinnen^).  Kunst  nnd  Wissenschaft 
hatten  in  ihr  ebenso  ihren  Thron  gefunden,  wie  die  politische  Gewalt 
Fiankreichs.  Jede  geistige  Bewegung,  jeder  Fortschritt  berührte  die 
Bevölkerung  von  Paris  zuerst.  Die  Regierungen  begriffen  diese  Be- 
wegung auch  sehr  bald,  und  durch  einen  vielgliedrigen  Verwaltungs- 
organismus suchten  sie  sich  der  Hauptstadt  für  jedes  Ereigniss  zu 
vergewissern.  Mit  der  Ausbildung  der  absoluten  Gewalt  dehnen  die 
Könige  auch  ihre  Rechte  über  die  städtische  Verwaltung  der  Haupt- 
stadt aus.  Die  Wahl  der  Beamten  wurde  zuerst  von  ihnen  durch 
Vorschlagsrechte  beeinflusst,  endlich  ganz  verdrängt  und  der  Prevot 


1)  Le  Boax  de  Lincj :  Histoire  de  THötel  de  Tille  de  Paria.  Bd.  II.  Ch»p.  8. 
S)  Laeombe:  Hi«toijre  de  1«  Boargeoisie  de  Paris  Bd.  III.  Chap.  9. 


154  ^^^  Local-  und  ßUatSTerwflltung. 

des  marchands,  wie  der  Lieutenant  general  de  police  von  dem  Kdnige 
selbst  ernannt').  Auf  der  anderen  Seite  suchte  man  freilich  auch 
durch  ganz  verkehrte  Maassregeln  sogar  die  Entwicklung  von  Paris  zu 
hindern^).  Es  war  natürlich  vergebens.  Alle  romanischen  Völker 
drängen  nach  der  Bildung  einer  grossen  zur  Herrschaft  berufenen  Stadt. 
Ein  Geist  der  Unterordnung,  der  sie  alle  zwingt,  schafft,  wie  in  der 
Politik  die  absolute  Herrschaft,  so  im  ganzen  Reichs-  und  Staatsleben 
auch  die  absolute  Gewalt  einer  Hauptstadt.  Gegenüber  der  Bntwiklung 
dieses  Naturgesetzes  waren  die  Regierungen  ohnmächtig.  Nur  eine 
feste  und  sichere  Verwaltung  konnte  die  Gefahren  zum  Theil  be- 
schwören, welche  aus  einer  übermächtigen  Anhäufung  der  Bevölkerung 
und  geistiger  Bedeutung  emporsteigen  konnten.  Am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts glich  die  Verwaltung  von  Paris  jener  des  übrigen  Frankreichs, 
nur  besass  sie  eine  grössere  Bedeutung  und  Macht,  weil  anmittelbar 
auf  sie  die  königliche  Gewalt  einwirken  konnte.  Von  einer  Selbst- 
verwaltung war  hier  so  wenig  die  Rede,  als  an  anderen  Orten  Frank- 
reichs. Ein  Beamtenorganismus  herrschte.  Aber  die  Ideen  der  Philo- 
sophie hatten  hier  doch  mehr  und  tiefer  Wurzel  gefasst,  denn  an- 
desrwo.  Bei  der  Einberufung  der  Etats  generaux  waren  es  die  Cahiers 
von  Paris,  welche  einstimmig  eine  freie  und  selbstständige  Verwaltung 
forderten.  Sie  hatten  jene  Ideen  zuerst  ausgesprochen,  die  dann  die 
Constituante  in  der  That  auch  einführte.  Ehe  aber  noch  aul  gesetx- 
Die  erste     ^ehem  Wege  eine  neue  Ordnung  hergestellt  werden  konnte,  räumte 

revolutlonSre  ^  ^ 

Verwaltung  von  die  Bevölkerung  von  Paris  und  jene  der  grösseren  Städte  Frankreichs 
Pari!.  Das    selbständig  auf.    Die  Magistrate  des  ancien  Regimes  hatten  wenig  Ver- 

ConReil  da  V  t       i  r«  .        »>         i      .  •■ 

penpie.  traueu  mehr.  In  den  ersten  Tagen  der  Revolution  wurden  sie  augeo- 
blicklicb  veijagt  Die  Wahlversammlungen  setzten  in  Paris,  Lyon, 
Bordeaux  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ein  Conseil  du  penpie  als 
permanenten  Volksrath  und  als  mit  den  gesetzlichen  Behörden  rivali- 
sirende  Autorität  ein.  Die  ersten  Thaten  der  Revolution  in  Paris 
fanden  durch  diesen  Volksrath  ihre  Organisation  und  ihren  Schnts. 
Aber  gerade  in  der  Bewegung  der  Zeit  musste  eine  zerrüttete  Verwal- 
tung einer  grossen  Bevölkerung  alsbald  fühlbar  werden.  Die  Masse 
des  Gesindels  drängte  sich  in  Paris  mehr  denn  anderswo  hervor,  nur 
die  Nationalgarde  war  im  Stande,  den  Bürger  vor  gemeinen  Räuberden 
zu  schützen.  Mit  dem  Steigen  der  Noth  und  des  Mangels  der  leiblichen 
Bedürfnisse  stieg  die  Erkenntniss  der  Noth  wendigkeit  einer  kräfügeo 
Verwaltung.  Gerade  in  dieser  Zeit,  gerade  in  der  Hauptstadt  sieht 
man  deutlich,  wie  rath*  und  thatlos  die  Regierung  Ludwig's  XVI.  öer 


i)  Le  Ronx  de  lÄnej  a.  a.  O.  Bd.  11,  Chap.  4. 
8)  Tocqueville:  L^ancien  Regime  a.  a.  O.  8.  73. 
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Revolation  gegenüberstand.  Statt  durch  wirksame  Handlungen  und 
tüchtige  Vorsorge  sich  die  Neigung  und  Aufmerksamkeit  der  Bevölkerung 
zu  erwerben  und  so  der  Hauptstadt  sich  zu  bemächtigen,  überliess 
man  die  Herrschaft  derselben  den  Wahlbärgem,  die  aus  eigenem  An- 
trieb die  Verwaltung  von  Paris  organisirten.  Es  war  eine  nothwen- 
dige  Dictatur,  die  sie  erschufen,  und  eine  wohlthätige.  Die  Wabl- 
bürger  der  Wahlversaramlungen  constituirten  sich  selbst  als  Verwal- 
tuDgskörper  und  correspondirten  in  den  60  Districten  unter  einander. 
Um  der  Executive  eine  starke  einheitliche  Kraft  zu  geben,  wählten 
sie  einen  Chef  dieser  eigenthümlichen  Volksverwaltung.  Bailly  trat 
io  die  Verwaltung  als  Maire  von  Paris.  Am  23.  Juni  1789  trat  er  in 
i>eiD  Amt  ein  mit  je  2  Abgeordneten  aus  jedem  Districte  und  consti-  di« 
tuirte  die  Verwaltung  von  Paris  als  y,Assemblee  des  representants  de  Astembi^e  des 
la  Commune  de  Paris'S  So  aus  dem  unmittelbaren  Vertrauen  des  de  u  commune 
Volkes  durch  dessen  eigene  Thätigkeit  geschaffen ,  ohne  jedes  Ge-  ^*  ^*'^**- 
setz,  nur  durch  das  allgemein  gefühlte  Bedürfniss,  war  es  natür- 
lich, dass  diese  Verwaltung  bald  Paris  mit  absoluter  Gewalt  be- 
herrschte. Die  Nationalgarde  stand  zu  ihrer  Disposition  und  war  ihr 
ergeben;  die  Masse  des  Militärs  nicht  weiter  gewillt,  ihr  zu  wider- 
stehen. Wenn  die  Truppenführer,  entgegen  dem  neuen  Geiste,  ihre 
Soldaten  den  Befehlen  der  neuen  Behörden  gegenüberstellten  und  in 
den  Tagen  der  Aufregung  wirkliche  Kämpfe  heraufbeschworen,  so 
standen  sie  doch  bald  aliein  und  mit  dem  Rufe:  »Vive  la  nation!'' 
ging  die  Masse  der  Soldaten  zur  Bürgerschaft  über^).  Dennoch  war 
es  anmöglich,  bei  dieser  Auflösung  jeder  Autorität  eine  gesicherte  und 
dauernde  Ordnung  herzustellen.  Räubereien  griffen  um  sich,  und  ab- 
gesehen von  der  Opposition,  welche  die  hohen  Gerichtsbehörden  und 
Magistrate  der  neuen  Ordnung  machten,  standen  sich,  da  eben  noch 
kein  Gesetz  die  alten  Verwaltungskörper  aufgelöst,  in  Paris  und  den 
grossen  Städten  fast  allenthalben  zwei  Gemeindeverwaltungen  gegen- 
über, ja  oft  mehr,  da  die  politischen  Parteien  aller  Art  zur  Bildung 
von  Verwaltungsbehörden  griffen,  wenn  die  revolutionäre  Partei  das 
Beispiel  dafür  gegeben.  Da  erfolgte  endlich  die  Organisation  der  Ge- 
meindeverwaltung und  die  von  Paris  durch  das  Gesetz  vom  22 — 27. 
Jani  1790. 

Nach  dem  Gesetz  über  die  Landeseintheilung  zerfiel  das  Depar-    i>i«  verwai- 
tement  von  Paris  in  drei  Districte,  Stadt  Paris,  Saint  Denis  und  Bourg-  fjr'plrii  dnrch 
la-Reine.*)   Als  Hauptstadt  des  Landes  ist  Paris  durch  seine  Municipal-  oehetsTom  jui 
behörde  anmittelbar  gegenüber  der  Departementsverwaltung  vertreten 


1)  Dnfejr:  Histoire  des  Commane«  de  France.  1828.  S.  231. 

2)  Decrct  Tom  26.  Februar  1790,  §  60. 
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und  hat  keine  DistrictsverwaltnDg.  Alle  Fonctionen  derselben  werden 
von  der  Municipalität  geübt*).  Diese  wird  gebildet  yod  I  Maitt^ 
16  Administratoren,  32  Verwaltungsräthen  und  S6  Motableo  oder 
Departementsräthen,  1  Procurator  und  2  Adjoints  desselben.  Dk 
Stadt  wurde  in  48  Sectionen  getheilt,  welche  jede  dne  annähred 
gleiche  Anzahl  activer  Bürger  haben  soll.  Jede  derselben  bildet  eii^ 
Drversammlung,  welche  für  die  Wahl  der  Verwaltungsbehörden  cod^ 
curriren.  Sectionen  von  mehr  als  900  activen  Bürgern  bilden  zwc 
Urversammlungen.  Immer  an  einem  Tage  haben  alle  diese  VersamD 
lungen  zusammenzutreten,  die  vorgeschriebenen  Wahlen  vorzanehm« 
und  sich  augenblicklich  darnach  wieder  aufzulösen.  Nur  für  die  Wäh 
des  Maire  und  Gemeindeprocurators  treten  die  Sectionen  jede  für  sid 
im  Hotel  de  Ville  zusammen,  um  hier  ihr  besonderes  Scrutinium  vor 
zunehmen. 
Di«  Der  Maire  mit  den   16  Administratoren  bildet  das   VerwaitiiDg!> 

Be«mtenk6rp«r  Bureau,  die  32  Gemeiiideräthe  das  Gonseil   municipal.    Das  Coüä 

der  Stadt  Paiit.  •    «    l 

versammelt  sich  zum  wenigsten  einmal  alle  14  Tage,  um  die  Re^li 
nungslegung  des  Bureau  entgegenzunehmen.  Die  Mitglieder  des  Bares 
haben  bei  den  Berathungen  darüber  eine  berathende  Stimme.  Beiaos«r?| 
ordentlichen  Angelegenheiten  kann  der  Maire  ausser  dieser  gesetzlien 
Frist  den  Rath  berufen  und  muss  es  thun,  wenn  die  Majoritit  M^ 
Verwaltungsrathes  selbst  es  begehrt.  Zwei  Drittel  der  Mitglieder  waii^ 
nöthig,  um  die  Rechnungslegung  des  Bureau  entgegenzunehmen,  M 
Hälfte  wenigstens  für  Berathung  anderer  Angelegenheiten.  Der  Mü^ 
ist  der  Chef  der  gesanmiten  Administration.  Er  überwacht  and  ia 
spicirt  die  Verwaltung,  beruft  das  Bureau  wenigstens  einmal  in  }^ 
Woche  und  kann  die  Administratoren  zu  jeder  Zeit  um  sich  \asm 
mein.  Bei  gemeinsamen  Berathungen  entscheidet  im  Fall  der  Stimmet 
gleichheit  seine  Stimme.  Er  führt  das  Siegel  der  Stadt  und  hat  da 
Vorsitz  bei  .den  Versammlungen  der  Municipalität  und  des  Departe 
mentsverwaltungsrathes.  Das  Bureau  der  Administratoren  theiit  ^vi 
für  die  Verwaltungsgeschäfte  in  besondere  Abtheilungen,  welche  »<! 
dreimal  in  jeder  Woche  zu  gemeinsamen  Berathungen  vereinen.  ^ 
leisten  die  Zahlungen  der  Gemeinde,  führen  die  gesammte  VemiögeD- 
Verwaltung  und  haben  darüber  dem  Maire,  dem  Municipabath  ur. 
der  Departementsverwaltung  Rechenschaft  abzulegen.  Der  Gemeioöf 
procurator  ist  der  Verwaltung  als  beaufsichtigende  Behörde  zugetbah* 
hat  das  Recht,  alle  Papiere  einzusehen,  bei  der  Prüfung  der  Stadi- 
kassen anwesend  zu  sein  und  an  den  Berathnngw  der  Mamdpaüt*^ 
Theil  zu  nehmen.    Er  ist  dem  Departementsrath  verantwortlich.  Ali» 


*)  DecT€t  vom  5.  NoTember  1790. 
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Jahre  scheidet  die  Hälfte  der  Administratoren  und  Gemeinder&the  aus. 
Auch  der  Procurator  wird  alle  2  Jahre  gewählt,  doch  kann  er 
dauernd  wieder  gewählt  werden.  Ebenso  der  Maire.  Pör  die  Leitung 
der  Polizeiverwaltung  ist  dem  Maire  ein  Polizeikommissair  für  jede 
Section  der  Stadt  zugetiieilt  Ihm  zur  Seite  stehen  16  Commissaire 
der  Seetionen,  welche  zugleich  als  „Gommission  de  Section"*  der  Depar- 
tementverwaltung  zur  Vertheilung  der  Steuer  in  jeder  Section  dienen. 
Alle  Jahre  scheidet  die  Hälfte  der  Commissaire  aus.  Ihre  Wahl  sollte 
mit  besonderer  Sorgfalt  und  grosser  Feierlichkeit  vorgenommen  werden, 
da  ihnen  ein  grosser  Theil  auch  an  der  Gerichtspflege  der  Hauptstadt 
gestattet  war  und  sie  dadurch  in  die  •persönlichen  lüteressen  einzu- 
greifen befugt  waren*). 

Die  Departementsverwaltung  wird  von  dem  Conseil  gen^ral  ge-  Die  verwananc 
leitet    Es  besteht  aus  den  86  Notablen,  den  48  Gemeindebeamten  und         ^^' 
dem  Maire,  der  den  Vorsitz  führt  und  den  Generalrath  beruft.    Die     ^oa  parii. 
Hälfte  der  Notabein  scheidet  alle  Jahre  aus.    Der  Wirkungskreis  des 
Departementsrathes  ist  ein  zweifacher.    Er  bezieht  sich  auf  die  Depar- 
tementsangelegenheiten und  auf  jene,   welche  der   Departementsver- 
waltung vom  Staat  delegirt  sind.    In  ersterer  Richtung  hat  er  die 
Verwaltung  des  Vermögens  und  Besitzes  Ton  Paris,   die  Verwaltung 
der  Ausgaben,  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Gebäude,  die  Leitung 
der  Sicherheits-  und  Gesnndheitspolizei,  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Rohe  und  Wohlfahrt.    Als  vom  Staat  delegirt  hat  er  die  Leitung  der 
öffentlichen  Arbeiten,  die  Aufsicht  der  Staatsgebäude  und  Ueberwachung 
der  Staatsgüter,  der  Kirchen  und  ihrer  Verwaltung  und  die  Vertheilung 
der  Steuern  und  Abgaben. 

Die  Allmacht,   welche  diese  Organisation  der  Verwaltung  der         ^^^ 
Hauptstadt  den  aus  der  unmittelbaren  Wahl  der  Bevölkerung  hervor-    nespotiimu« 
gegangenen  Vertrauensmännern  gegeben ,  war  bei  der  Schwäche  der   währand  d«r 
Regierung  unabweislich  nöthig.    Andererseits  aber  haben  gerade  diese    Revoiuiioii. 
Gesetze  die  Tyrannei  der  Hauptstadt  möglich  gemacht.    Sie  musste 
desto  furchtbarer  wirken,  je  gewaltthätiger  die  Personen  waren,  die  in 
die  Verwaltung  eintraten,  weil  die^,  allein  vom  Volk  gewählt,  von  ihm 
allein  abhängig,  nur  mit  den  augenblicklichen  Leidenschaften  desselben 
tn  gehen  brauchten,  um  ihr  persönliches  Ansehen  desto  mehr  zu  festi- 
gen. Bailly^  der  mit  Weisheit  und  Vorsicht  von  seiner  Gewalt  Gebrauch 
machte,  verfiel  nach  dem  Massacre  du  Ghamp  de  Mars  dem  Misstrauen 
und  verlor  bei  der  neuen  Wahl  die  grösste  Zahl  seiner  ehemaligen 
Anhänger.    Die  Girondisten,  die  beim  Zusammentritt  der  Legislative 
fast  alle  Gemuther  beherrschten,   drangen   mit  Pethion  durch.    Wie 


')  Decret  vom  14.  October  1790. 
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Pethion  seine  üerrschaft  übte,  hat  die  Geschichte  i&ngst  beschrieben' )i 
dass  er  sie  aber  so  üben  konnte,  lag  nicht  allein  in  seiner  Willkor, 
sondern  im  Schutz  des  Gesetzes.  Robespierre  hatte  sich  nach  ilt>i 
Auflösung  der  Constituante  in  den  Muuicipabrath  wählen  lassen,  Dautoi 
und  Marat  waren  in  denselben  eingedrungen.  Chaumette  beherrs.:bt 
die  Stelle  des  Prociurators  der  Pariser  Gemeinde.  Alle  einig  in  ihr« 
letzten  Zielen,  waren  alle  mit  dem  Vertrauen  der  Masse  ausgerast^ 
Die  Dictatur  der  Pariser  Commune,  schon  in  den  Gesetzen  begrüuJ'^ 
musste  sich  desto  mehr  entwickeln,  je  planloser  die  Re^eruDg  iü 
gegenüberstand  und  je  haltloser  die  Gesetzgebung  sich  den  revuluii- 
nären  Bestrebungen  hingab.  J)er  Convent,  der  in  einer  solchen  Of 
meindeverwaltung  den  sichersten  Schutz  seiner  Thätigkeit  finden  kouuU 
suchte  ihre  Bedeutung  noch  zu  erhöben.  Er  erklärte  die  Ver^altunp 
behörden  als  viel  zu  schwacb  für  die  Grösse  der  Stadt  und  bestimmt 
dass  die  Sectionen  von  Paris  132  Bürgerwählen  sollten,  welche  mit  Ifi 
bestehenden  Municipalkörpern  einen  Generalrath  der  Verwaltung  hillt 
sollen.  Er  hat  die  43  Beamten  zu  ernennen,  welche  mit  der  besondere 
Verwaltung  der  Stadt  betraut  waren 2).  Der  Absolutismus  des  Couvcit 
pflanzte  sich  zuerst  in  dem  Gemeindeverbande  von  Paris  fort  aD<i  ^ 
so  nur  ein  Vorläufer  des  Revolutionsgouvernements.  Dieses  wurde  in  P>^ri 
auf  gleiche  Weise,  wie  im  ganzen  Lande  organisirt,  nur  sollte  üi 
Revoltttionscoroite  von  Paris  direct  und  unmittelbar  unter  der  l^itui^ 
des  Comite  de  sürete  gen^ral  des  Convents  stehen').  So  half 
eigentlich  die  Verwaltung  der  Stadt  Paris  die  Executivgewalt  <b 
Staates  in  Händen.  Robespierres  Geist  beherrschte  sie,  und  so  sirhc^ 
war  er  derselben,  dass  er,  als  er  vom  Convent  und  dem  Volk  vv/ 
lassen  war,  doch  noch  in  der  Municipaiität  der  Hauptstadt  Sebo' 
suchte.  Es  war  natürlich,  dass  nach  seinem  Sturz  die  GesetzgcboA 
wenig  Hindernisse  zu  überwinden  hatte,  um  diese  Verwaltung  au^i 
lösen.  Die  Organisation  derselben,  wie  sie  sie  für  die  Zeit  des  Dirt^ 
toriums  vorbereitete  und  dieses  sie  entwickelte,  kehrte  auf  die  U« 
der  Constituante  zurück.  Die  Verwaltung  von  Paiis  ward  jeocr  «k^ 
übrigen  Landes  gleich  organisirt.  Auch  Napoleon  machte  zwi<clK:s 
beiden  in  der  äusseren  Form  keinen  Unterschied. 
Die  verwai-  Das  Departement  von  Paris  zerfiel  in  Arrondissements,  i»  welcLen 

vin°plri?"rier  *  ^^^^  "»^  ^  Adjoints  die  Verwaltung  leiteten  un<l  die  ohne  bcsoDd^r 
NapoieoD.     Zwischeubehörde  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  und  Leitimg  (i 
Departementsverwaltung  standen.    Doch  war  ihnen  nur  ein  geriog^ 


1)  Lacombe  a.  a.  O.  Bd.  III,  Chap.  4  and  5. 

2)  Decret  vom  24.  November  1792. 
8)  Constit.  an  II.  Art.  9. 
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Theil  ¥00  den  Verwaltuogsgeschäften  überlassen,  da  die  Prefets  zumeist 
dieselben  leiteten.  Ihnen  war  die  gesammte  Verwaltung  anvertraut,  die 
im  Cebrigen,  wie  in  den  anderen  Departements  organisirt,  nur  eben  in  der 
obersten  Leitung  der  Stadt  unter  zwei  Prefets  getheilt  war.  DerPrefet 
da  Departement  hat  alle  jene  Rechte  eines  Departementsprefet,  welche 
nicht  durch  die  neue  Einrichtung  des  Prefet  de  Police  diesem  für 
Paris  übertragen.  Er  ward  vom  ersten  Consul,  später  vom  Kaiser 
für  die  Leitung  aller  Polizeigeschäfte  ernannt.  Seine  Autorität  erstreckte 
sich  über  das  ganze  Departement  der  Seine  und  die  Gemeinden  von 
St.  Cloud,  Meudon  und  Sevres').  Er  steht  unter  der  unmittelbaren 
Äatorität  der  Minister  und  correspondirt  mit  jedem  über  die  Gegen- 
stände seines  Departements.  Er  hat  das  Recht,  Polizeireglements  zu 
erlassen  und  durch  Ordonnanzen  die  Execution  der  Gesetze  zu  ver- 
sichern und  anzuordnen.  Er  stellt  die  Sicherheits-  und  Aufenthalts- 
karten, ebenso  die  Pässe  für  Reisen  im  Innern  der  Republik  aus  und 
visirt  jene  der  fremden  Reisenden.  Er  hat  die  Bettlerpolizei,  die 
Aufsicht  über  Theater,  Presse,  öfifeutliche  Häuser,  Gefängnisse  und 
die  Gotteshäuser  und  Gottesdienst.  Als  oberste  Behörde  der  Polizei- 
organisation von  Paris  leitet  er  desgleichen  alle  jene  Functionen,  die  der 
Gemeindepolizei  in  Bezug  auf  die  Petite  voirie,  den  Verkehr  und 
Verkauf  von  Lebensmitteln,  Sicherheit  und  Ruhe,  Handel  und  Gewerbe, 
die  öffentlichen  Monumente  und  Kunstgebäude  zustehen.  Seinem 
Befehl  unterstehen  für  die  Leitung  der  Geschäfte  alle  Polizeicommis- 
saire  und  Friedensbeamte,  die  BOrsencommissäre,  die  Inspectoren  der 
Märkte  und  Hallen,  die  Nationalgarde  und  Gendarmerie.  Im  nöthigen 
Fall  kann  er  selbst  die  Militärmacht  aufbieten.  Er  übt  endlich  eine 
ausgedehnte  Gerichtspolizei  in  schwereren  Vergehen  und  eine  Polizei- 
gerichtsbarkeit in  Fällen,  die  mit  3  Tagen  Gefängniss  oder  einer  Geld- 
strafe im  Werth  von  3  Arbeitstagen  bedroht  sind.  Mit  dem  Departe- 
mentsprefet bestimmt  er  die  Verwaltungskosten,  welche  die  Bestätigung 
des  Ministers  des  Innern  bedürfen.  Die  gesammten  Gemeindeausgaben 
von  Paris  werden  von  diesem  dem  Gouvernement  zur  Genehmigung 
vorgelegt,  welches  nach  Berathung  im  StAatsrath  dieselben  bestätigt*). 
Neben  den  Prefets  standen  der  Prefecturrath  und  das  Conseil  du 
Departement.  Es  erfüllte  alle  Functionen,  die  den  gewöhnlichen 
Municipalconseils  anvertraut  waren').  So  prüft  es  das  Gemeindebudget 
und  legt  es  dem  Minister  des  Innern  vor.  Das  Gouvernement,  das  auf 
diese  Art  die  gesammte  Verwaltung  der  Hauptstadt  in  die  personliche 


1)  Decret  Tom  25.  October  1800  (3    Braroaire  an  IX.). 

2)  Arröt^  Tom  7.  April  1803  (17.  Qerminal  aa  XL). 
8)  AnM  Tom  12.  Janaar  1803  (24.  Ni^ds«  an  XI.). 
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Thätigkeit  zweier  von  ihm  ganz  abhängigen  Beamten  gelegt,  hatte  na 
türlich  dadurch  vor  Allen  seinen  Einfluss  auf  die  Gemeindeverwaltui^ 
80  sehr  bewahrt,  dass  es  wohl  keine  zweite  Hauptstadt  in  Earo^ 
giebt,  in  der  so  wenig  die  Bevölkerung  über  ihr  Gemeiudeleben  eul 
scheidet,  als  eben  Paris.  Die  Organisation,  wie  sie  Napoleon  geschaffei 
blieb  das  dauernde  Muster  der  folgenden  Zeit,  die  nur  sehr  wenig  (j 
der  Bildung  der  Käthe  änderte*). 


*)  Q^rando,  Droit  administratif  fran^is  Bd.  V,  S.  119,  211,  243 


Die  Gerichtsverfassung  der 
Eevolutionszeit. 


Einleitiing. 


Vaters***  <>*■  fa«w«liMlielt»>  an«!  I<«c»lreclitea. 


Ni 


irgends  bewahrheitet  sich  der  Satz,  den  ich  an  die  Spitze  der  Ver-         p^ 
waltongslehre  gestellt  habe,  dass  die  Form  and  der  Geist  der  Regierung  oberste  PriDcip 
jenen  der  Verwaltung  bestimmt,  mehr  als  in  der  Gestaltung  der  Ge-     verfauanV 
richtspflege.     Montesquieu  betrachtet  die  Zusammengehörigkeit  beider 
als  so  fest  und  innig  und  zeigt  es  ans  der  Geschichte,  dass  selten  eine 
Revolution  verläuft,  ohne  bei  einer  Reform  der  Regierung  nicht  auch 
die  Gestalt  der  Justizpflege  zu  ändern*)  und  ihre  Freiheit,  wie  ihre 
Kuechtung  wird  man  in  den  Formen  dieser  erkennen  ^).    In  Frankreich 
ist  die  Geschichte   der  Justizverfassung   die  Geschichte   Frankreichs 
seibat.    Bei  der  Betrachtung  der  ersten  gestaltet  sich  die  Letztere  wie 
von  selbst 

üan  sieht  in  ihr  die  Freiheit  und  Dngebundenheit  des  Germanen-        jy^ 
Volkes,  als  es  den  gallischen  Boden  in  Besitz  nimmt  und    sieht  sie  oeriehteweien 
langsam  in  der  Hand  der  mächtigen  Vasallen  und  Lehensherren  als     ^^ztit.^^ 
ein  gewaltiges  Recht  sich  concentriren,  als  diese  alle  Landesherrlichkeit 
an  sich  reissen.    Aber  noch  fibt  der  Herr  in  dieser  Zeit  die  Fülle  seiner 
Rechte  nicht  als  ausschliessliche  Vorrechte,  sondern  als  ernste  und 


1}  Montesquieu  Espr.  des  lois  Liv.  VI,  eh.  8. 
2)  Espr.  des  lois  Liv.  VI,  eh.  1. 
aiehter:   Staate-  and  OeeeUichaftareeht.    II.  11 
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grosse  Pflichten  aus.  Er  sitzt  selbst  zu  Gfericht  und  spricht  unter  seioem 
Schild  und  Wappen  öffentlich  vor  dem  Volke  Recht.  Der  König  ist 
darin  dem  Lehensherrn  gleich.  Noch  König  Ludwig  der  Fromme 
erklärt,  dass  er  alle  Wochen  einmal  Gericht  halten  werde ').  Daneben 
üben  (He  Könige  auch  eine  Oberherrlichkeit  über  die  ganze  Gerichts- 
pflege durch  ihre  Sendboten,  aber  wie  auf  dieser  Stufe  der  Civilisatioo 
das  sichtbare  Hab  und  Gut  allein  massgebend  ist  und  die  Idee  selbst 
machtlos,  so  entwickelt  sich  auch  der  Gedanke,  dass  das  Recht,  wie 
die  Herrschaft  am  Besitz  hänge,  immer  klarer  und  selbständiger  und 
dringt  so  ins  Bewusstsein  der  besitzenden  Lehensherren  ein,  dass  sie 
mit  der  Zeit  jede  königliche  Einmischung  von  sich  weisen.  „Kein  Land 
ohne  Herrn**,  sagt  ein  altes  französisches  Rechtsprichwort  and  man 
kann  hinzufügen:  „Kein  Land  ohne  eigenes  Gericht'*.  Die  Könige  ?er- 
loren  damals  alle  Macht  in  der  Gerichtsbarkeit,  selbst  die  Sendboten 
wurden  abgewiesen  und  vergebens  sucht  schon  Ludwig  der  Fromme 
sie  wieder,  wenn  auch  unter  fremden  Namen,  als  «juges  des  exempts*" 
einzuführen.  Der  niedrige  Mann  war  dadurch  ganz  dem  Grundherro 
überliefert,  unfähig,  selbst  gegen  Ungerechtigkeit,  an  den  königlichen 
Schutz  zu  appelliren.  „Nirgends  in  Europa  hatte  die  Feudalität  so 
alle  socialen  Institutionen  durchdrungen  als  in  Frankreich  und  Eng- 
land').'' Nirgends  aber  war  das  End^  der  Entwicklung  einer  ganz 
gleichen  Lebensanlage  so  vollkommen  verschieden,  als  in  diesen  beiden 
Reichen.  Während  in  England  das  selbstthätige  ständische  Element 
allmälig  zum  herrschenden  wird,  geht  in  Prankreieh  umgekehrt  der 
ständische  Körper  immer  mehr  in  einen  Beamtenkörper  über,  die  eigent- 
lichen Geschäfte  werden  von  ursprünglich  untergeordneten  Secretären 
besorgt  und  die  Seigneurs  auf  eine  Ehrentheilnahme  bei  feierlichen 
Gelegenheiten  beschränkt^).  Dort  schuf  diese  Bntwieklang  die  natio- 
nale Freiheit  und  umgab  sie  mit  tausend  und  aber  tausend  Schulx- 
wehren.  Hier  vernichtete  sie  dieselbe  und  überlieferte  Recht  und 
Gerechtigkeit  der  Willkür  der  Herrscher  and  in  der  Geltendmachang 
derselben  selbst  dem  Hasse  des  Volkes. 
1^,^  Mühselig  aber  ringt  sich  das  Königthum  in  Frankreich  zu  dieser 

Entwicklang  Gewalt  empor.  Wie  ein  Schützer  der  Rechte  und  Freiheitea  des  Volkes 
^''\^nd'''£r""'^"^^  es  auf,  um  es  der  Willkür  der  grössenen  un4  kkineren  Tyianneo 
oerichubarkeii.  zu  entziehen.    Wie  ein  Schützer  wird  es  auch  vom  Volke  angesebeo 


1)  J.  P.  Brew^r:  Oeschicbte  der  frftnsOai4$]ieii  G^chtvr^rfiiMiing  ^o* 
Ursprang  der  fränkischen  Monsjrchie  bis  auf  uoapre  Zeiten  1^.  Bd.  l 
▲bschn.  1,  t  1. 

2)  Mayer:  Institutions  judiciaires  1828,  Bd.  I,  S.  289. 

8)  Gneii»t:  Geschichte  der  englischen  VerfaBsnng  Bd.  I,  §  24  und  Bd.  Ut 
S.  1226. 
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und  in  seineD  Bestrebungen  unterstützt  Als  höchster  Lehensherr  sucht 
der  König  sich  Schritt  für  Schritt  eine  Gerichtsgewalt  Qber  die  Vasalien, 
Barone  und  Seigneurs  zu  erwerben,  um  vor  Allem  zuerst  eine  friedliche 
Ldsuog  der  Rechtsstreitigkeiten  nur  unter  diesen  zu  ermöglichen.    Da 
in  dieser  so  geschaffenen  Ausnahmstellung  der  Stande  scheinbar  eine 
Aasdehnung  der  Lehensherrlichkeit  lag,  aber  gerade  in  der  Zeit,  als 
die  Gewalt  der  Lehensherren  anfing  zusammenzubrechen,  so  stützten 
sie  selbst  die  Bestrebungen  der  Könige.    Sie  ahnten,  wie  es  scheint, 
nicht,  dass  sie  damit  ihre  eigene  Herrlichkeit  verloren,  sondern  sahen 
in  dem  Grundsatze:   Jedermann  kann  nur  durch  seine»  Gleichen  ge- 
richtet werden,  ihnen  gegenüber  angewandt,  ein  ausgezeichnetes  Vor- 
recht   Seit  1206  entsteht  so  ein  Pairsgericht  für  die  grössten  Barone, 
das  in  der  Mitte  des   14.  Jahrhunderts  mit  dem  Parlament  vereinigt 
wird,  nachdem  die  Seigneurs  selbst ^   da  zur  Entscheidung  gelehrte 
Kenntnisse  nöthig  waren,  diese  an  Rechtsgelehrte  übertragen  hatten  *). 
Je  sicherer  die  Krone  dadurch  die  Seigneurs  und  Lehensherren  sich 
unterwarf  oder  auch  nur  mit  sich  inniger   verband,  desto   leichter 
wurde  ihm  das  Eindringen  in  die  besonderen  Rechte  derselben  und  der 
Krwerb  der  Gerichtshoheit  über  das  Volk.    Mit  dem  Untergang  der 
Sendboten,  der  Abschaffung  der  Appellation  an  den  König  von  den 
Drtheilssprüchen  der  Lehensherren   war  die  Justizhoheit  des  Königs 
gänzlich  vernichtet   Diese  Institutionen  wieder  zu  beleben  und  damit  die 
alte  Gewalt  wieder  zu  erringen,  war  jetzt  die  Aufgabe  des  Königthums. 
Allmälig  erklärten  sich  die  Könige  wieder  als  Richter  in  den  F&lien, 
in  denen  die  Lehensherren  ihren  Untergebenen  Recht  zu  sprechen  sich 
w^em.    Und  jede  Zögerung  in  Gericht,  jedes  rechtskrftnkeude  Urtheil 
ward  für  Rechtsverweigerung  erklärt^).    Als  das  königliche  Ansehen 
sich  dadurch  hob,  benutzte  man  diese  Form,  um  eine  Appellation  von 
allen  Aussprüchen  der  Lehenshöfe  an  die  königlichen  Gerichte  möglich 
zu  machen*    Andererseits  ging  Schritt  für  Schritt,  mit  der  Gründung 
der  städtischen  Freiheiten  und  festen  Gemeinden  verbunden,  auch  hier 
die  Ausdehnung  der  königlichen  Gerichtshoheit  vorwärts.    Die  Städte 
liesaen  durch  ihre  eigenen  Beamten  ihre  Streitigkeiten   entscheiden. 
Da  diese  Gerichtsbarkeit  jedoch  nur  eine  Zersplitterung  der  Lehens- 
gerichtsbarkeit war,  so  hätte  sie  nur  unter  der  Oberherrlichkeit  der 
Lehensherren  ausgeübt  werden  können.   Aber  die  Krone  erklärte,  dass 
nicht  durch  den  Befrttungsbrief  der  Lehensherren,  sondern  durch  <Se 
königliche  Bestätigung  das  Recht  zur  Gerichtsbarkeit  gegründet  werde'). 


1)  Brewer  a.  s.  O.  Bd.  I,  Abschn.  8,  §  8. 
S)  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  I,  Abschn.  1,  §  8. 
8)  Warakömg  und  Stein  a.  a.  O.  Bd.  I,  Nr.  119,  188,  184,  189. 
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Dazu  kam  noch  das  Recht  jedes  UnterthaDs,  sich  för  eineD  Barger 
der  Krone  erklären  und  damit  der  Gerichtsbarkeit  des  Lehensherrs 
entziehen  zu  können.  Ludwig  der  Heilige  bringt  diese  Entwickloog 
zu  einem  ersten  endgültigen  Abschluss.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Lehens- 
herren ist  allenthalben  in  ihrem  innersten  Kern  geschwächt,  die  Appel- 
lation an  den  König  überall  zulässig. 
Dm  römische  Dicse   äusscrc   Entwicklung   wird   getragen   von   einer  geistigem 

Reciit.  Revolution,  die  gleichfalls  der  königlichen  Gewalt  nur  günstig  war. 
Sie  wird  durch  die  Einführung  des  t*ömischeu  und  canonischen  Recht« 
gebildet.  Das  römische  Recht  drang  in  die  ganze  bekannte  Welt  fa&t 
zugleich  mit  dem  Christenthum ,  doch  mit  weniger  Anstrengung,  m 
Beide  tragen  die  Lehren  der  Emancipation  durch  die  Welt,  und  ooi 
die  herbeiströmenden  Barbarenvölker  konnten  in  ihrer  wilden  Nator- 
kraft  dem  Civilisationsgeist  widerstreben.  Als  dieser  aber  jene  über« 
wand,  ging  aus  der  Verbindung  der  drei  Elemente  ein  grosses  and  ge 
waltiges  Zeitalter  hervor,  das  Mittelalter,  und  selbst  das  moderne  Europa 
ruht  auf  diesem  Bunde.  Frühzeitig  hatten  in  diesem  Kampf  die  scd- 
liehen  Städte  des  gallischen  Landes  das  römische  Recht  angenoniDes 
und  prägten  dem  ganzen  Süden  Frankreichs  einen  Charakter  auf,  <iec 
er  bis  zur  Revolution  bewahrt  hat.  Die  Gerichtskreise  der  Parlamente  \ti 
Toulouse,  Pau,  Bordeaux,  Grenobles  anerkannten  es  als  gemeines  Re<  hl 
Die  Fürsorge  der  Könige  führte  es  nach  der  Dauphine,  der  Provence,  nad 
Languedoc,  Bearn,  Lyonnais  u.  s.  w.,  kurz  in  die  Länder,  die  daoa^ 
den  Namen  der  Pays  du  droit  ecrit  führten.  Im  Norden  hatten  d» 
germanischen  Anschauungen  dauernd  ihr  Vorrecht  gewahrt.  Ges^l 
beide  rang  auf  beiden  Seiten  das  Gewohnheitsrecht  der  einiebesi 
Stämme,  bis  man  nach  der  Gesetzgebung  des  13.  und  U.  Jahrhunderts  i 
in  welcher  die  Könige  manchen  Provinzen  Privilegien  eithdlten,  io  ^^\ 
Gerichtspraxis  die  feste  Trennung  der  „Pays  du  droit  ecrit**  und  „^ 
coutumes"^  vorfindet.  Das  Letztere  ging  in  seiner  Entwicklung  Schrift 
für  Schritt  mit  der  Entwicklung  der  Feudalität.  Es  ordnet  den  M-^o- 
sehen  der  Sache  unter,  es  bindet  ihn  an  die  Scholle ,  und  je  mehr  es  ^i*^ 
von  den  römischen  und  christlichen  Grundsätzen  rein  hält,  desto  nifbr 
zeigt  es  den  absoluten  Charakter  der  Feudalität.  Kein  Land  oh» 
Seigneur  —  das  war  die  Basis  der  Gesellschaftsordnung.  Und  wie  dss 
Land,  so  das  Recht  und,  wie  dieses,  so  die  Gerichte.  Alles  hatte 
den  localen  Charakter  der  Erblichkeit  und  war  patrimonial,  wie  ^ 
Lehen.  Gegen  diese  Gewalt  setzte  die  Kirche  eine  Schranke,  jene  d« 
unantastbaren  Herrn,  des  höchsten  geistigen  Oberhauptes,  des  Pap^^ 
und  der  Kirche.  Sie  erhob  sich  als  Schützerin  der  ünterdrückteD.  sie 
protestirte  gegen  die  Gewalt,  sie  gab  die  ersten  Ideen  einer  sodakfl 
Gerichtsbarkeit   und  setzte  sie  zuerst  in  Wirksamkeit.     Der  E^P^ 
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des  n.  und  12.  Jahrhunderts  gegen  das  germanische  Reich  war  ein 
furchtbarer  Kampf  der  Civilisation  gegen  die  Feudalität  und  ihre 
Barbarei  Die  Kirche  ging  siegreich  daraus  hervor.  Das  Recht  der 
Kirche,  die  Richter  des  Papstes  wurden  als  Befreier  der  Unterdruckten, 
ttod  unglücklichen  begrfisst  und  in  ihre  Gewalt  eingesetzt  Die  kirch- 
lichen Tribunale  vermehrten  sich  in  allen  Formen,  unter  allen  Namen. 
Die  Feudalherren  wichen  vor  denselben  zurück  und  hielten  sich  nur 
dort  in  ihrem  Recht,  wo  ein  materielles  Interesse  damit  verbunden 
war,  wie  bei  der  Criminaljustiz.  Alle  Phasen  des  bürgerlichen  Lebens, 
Geburt,  Ehe  und  Tod,  erfüllten  sich  in  der  Gewalt  der  Kirche  und 
unter  ihrem  Schutz.  Allen  ihren  Befehlen  und  Urtbeilen  Gehorsam 
za  verschaffen,  hatte  die  Kirche  ein  unfehlbares  Mittel,  die  Excom- 
manicatiou.  Aber  so  gross  die  civilisatorische  Macht  des  canonischen 
Rechts  war,  als  es  auftrat,  so  wenig  vermochte  es  diese  Bedeutung 
zu  erbalten,  noch  viel  weniger,  sie  zu  entwickeln.  Die  Missbräuche, 
welche  die  Jahre  gezeitigt  hatten,  Hessen  die  Uebel  desto  schärfer 
hervortreten.  Die  Rvaction  war  unvermeidlich.  Ludwig  der  Heilige  be- 
schränkte zuerst  die  Kraft  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  in  dem  Urtheil 
Qfid  in  der  Execntion  desselben.  Sein  Sohn  und  Nachfolger  war  schon 
bemüht,  von  allen  khrchlicben  Rechtssprüchen  die  Appellation  an  den 
KOnig  zur  Geltung  zu  bringen.  Aber  erst  im  14.  Jahrhundert  ent- 
wickelte sich  jenes  Institut,  das  die  Macht  der  Kirche  einschränkte 
QDd  fast  brach,  der  »comme  Appel  d*abus^  Mit  dem  Verfall  der  kirch- 
lichen Autorität  ging  Hand  in  Hand  die  Gründung  einer  wahren 
nationalen  Gerichtsbarkeit.  Sie  vor  allen  wurde  die  Feindin  jener 
und  überwand  sie  endlich  vollkommen.  Sie  entwickelte  sich  durch 
die  Schöpfung  der  Parlamente  und  die  nationale  Gesetzgebung  der 
Ordonnanzen.  Beide  sind  die  Träger  der  allmäligen  Centralisatiou  der 
Justizgewalt  in  den  Händen  der  Könige  und  der  endlichen  Schöpfung 
des  Absolutismus. 

Langsam  hatten  bei  dem  Eindringen  der  verschiedenen  Rechte  >><•  nation»!« 
und  Gesetzbucher  die  Feudalherren  von  der  persönlichen  Rechts-  Geriebub«rkeft. 
sprechung  sich  zuräckgezogen  und  die  Debung  dieser  Pflicht  an  ge- 
lebt te  Richter  übertragen.  Wie  der  König  durch  seine  Beamten,  so 
übten  die  Sdgneurs  durch  ihre  Yö^te  die  Justiz  aus.  Urnen  gegenüber 
aber  war  das  Vordringen  der  königlichen  Gewalt  viel  leichter,  als 
gegenüber  dem  Lehensherm  selbst  Die  Appellation,  die  dadurch  eben 
nicht  mehr  vom  Urtheilsspruch  des  Seigneurs  an  den  königlichen 
Richter,  sondern  von  seinen  Beamten  an  diese  ging,  wurde  desto  bedeu- 
tender, je  mehr  Missbräuche  in  diese  übertragene  Peudalbeamtenjustiz 
Btdi  einschlichen.  Die  cas  royaux,  als  den  königlichen  Gerichten 
allein  vorbehaltene  Fälle,   wurden  immer  mehr  ausgedehnt  und  an 
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Vorwänden  fehlte  es  nicht,  ebensowenig  als  an  Nachgiebigkeit,  da  die 
Seigneurs  durch  die  Auflösung  ihres  Pflichtverbandes  ihre  Rechte  selbst 
zu  Vorrechten  umgestalteten,  die  mit  dem  Heranwachsen  der  köoig- 
Jichen  absoluten  Gewalt  nur  von  der  Duldung  der  Könige  abhingen, 
also  Gefügigkeit  und  Nachgiebigkeit  als  Ersatz  von  den  Ständen  for- 
derten. In  dem  Kampf  gegen  die  Usurpationen  der  feudalen  Gewalt 
und  der  Kirchenmacht  fand  das  Königthum  die  gewaltigste  Stütze  in 
der  democratischen  Institution  der  Parlamente.  Sie  waren  die  Organe 
der  Execution  der  königlichen  Befehle,  sie  standen  zwischen  dem 
Königthum  und  der  Masse  des  Volkes  und  für  das  Volk.  Hervorge- 
gangen aus  dem  königlichen  Rath  als  ein  engster  Kreis  für  die  Ent- 
scheidung hochwichtiger  Gegenstände,  zusammengesetzt  aus  den  ersten 
Beamten  des  Reichs  und  den  vornehmsten  Herren,  nehmen  sie  unter 
Ludwig  dem  Heiligen  den  sti-engen  Charakter  eines  höchsten  Justizhofes 
an.  Die  königlichen  Befehle  und  Gesetze  wei*den,  um  ihnen  eine  höhere 
Gewalt  zu  verleihen,  an  die  Parlamente  zur  Verlesung  geschickt, 
wie  zur  Proclamation  und  Sanction,  wodurch  andererseits  die  Parla- 
mente selbst  wieder  eine  bedeutungsvolle  Anerkennung  ihrer  Gewalt 
durch  die  Könige  gewinnen.  Die  Zeit  entwickelte  den  Gedanken  daraus, 
dass  kein  Gesetz  Gültigkeit  habe,  wenn  es  nicht  von  den  Parlamenten 
bekannt  gemacht  sei.  Die  Eintragung  der  Gesetze  in  die  Register  der 
Parlamente  wird  zu  einer  Nothwendigkeit  der  Gesetzeskraft.  In  dieser 
Machtfülle  kämpften  sie  mit  dem  Königthum  lange  Zeit  vereint  fax 
die  Herstellung  der  Einheit  der  Monarchie  und  des  Gerichts.  Sie 
kämpften  mit  dem  sicheren  fiewusstsein,  in  der  königlichen  Macht  die 
Jiöchste  Staatsgewalt  zu  entwickeln,  aber  ohne  zu  ahnen,  dass  sie 
dieser  Gewalt  alsbald  selbst  feindlich  gegenübertreten  würden,  sobald 
diese  eben  das  sein  will,  was  sie  sein  soll.  Nicht  auf  dem  Gebiete  der 
Gerichtsbarkeit,  sondern  auf  jenem  der  Gesetzgebung,  welches  ihnen 
die  königliche  Gewalt  eingeräumt,  sollte  der  Kampf  sich  entscheiden, 
der  beiden  Theilen  gefährlich  wurde.  Als  höchste  Geiichtshöfe  waren 
die  Parlamente  souverän  und  setzten  den  Prozessen  durch  ihre  Ent- 
scheidungen eine  Grenze.  Ihre  Entscheidungen  selbst  wieder  waren 
in  der  Verschiedenheit  des  herrschenden  Rechts  Gesetzesworte.  Dadurch 
vorzüglich  entstanden  die  verschiedenartigen  Gerichtsgebräuche,  welche 
allmälig  sich  in  jedem  Gerichtskreis  eines  Parlaments  entwickelten  und 
Prankreich  bis  zur  Revolution  beherrschten.  Durch  das  Eintragusgs- 
recht  der  Gesetze  wie  zu  Gesetzgebern  erhoben,  traten  die  Parlamente 
nun  der  königlichen  Gewalt  gegenüber,  und  gerade  in  dieser  Richtong 
beginnt  einerseits  die  Reaction  der  Könige  gegen  dieselben,  welche  seit 
Richelieu  bemüht  waren,  sie  nur  auf  die  Gerichtsbarkeit  zu  beschrän- 
ken, andererseits  aber  auch  das  Misstranen  des  Volkes,  welches  in  der 
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Allmacht  der  Parlamente  nicht  mehr  seinen  Schützer  sah,  sondern  den 
Vertreter  jener  Institutionen,  welche  vom  wahren  Staats-  und  Volks- 
interesse  sich  immer  mehr  entfernten.  Die  Parlamente  worden  selbst 
ein  privilegirter  Stand,  die  Vertreter  der  ständischen  Gesellschaft,  die 
Kämpfer  gegen  die  Reformen  und  des  Fortschrittes,  nach  welchem  das 
IS.  Jahrhundert  immer  mächtiger  hindrängte.  Der  hochherage  Kampf 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  welchen  die  Parlamente  und  die  Könige 
gemeinsam  gegen  Noblesse  und  Glerus  gekämpft  für  die  Emancipation 
des  Volkes,  schien  für  immer  verschwunden.  Die  alten  Verbündeten 
trennten  sich,  und  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  zeigt  immer- 
währende Collisionen  zwischen  beiden.  Wohl  kämpfen  die  Parlamente 
jetzt  noch  gegen  den  angestrebten  Absolutismus  und  erscheinen  als 
Vertreter  der  Gerechtigkeit  und  Freiheit,  aber  sie  suchen  ihre  Macht 
nicht  mehr,  wie  früher,  in  der  Masse  des  Volkes,  sondern  im  ständi- 
schen Kastengeist  und  empfangen  von  ihm  einen  oft  blinden  Trieb  zur 
Tbätigkeit  gegen  Staatswohl  und  Volksinteresse. 

Ehe  dieser  Kampf  aber  zum  Ausbruch  kam,  war  ein  grosses  Werk         Di« 
vollendet  worden,  das  der  königlichen  Gerichtsbarkeit    Die  Gewalt,  öeri«ht.b«rkeit 
aof  der  die  Feudaljnstiz  ruhte,  war  zerstört,  die  Gesetzgebung  suchte  ancien  R^gim« 
Recht  und  Rechtsübung  festzusetzen.    Während  des  14.  und  15.  Jahr-   orlruiMtioii 
bnnderts  hatte  sich  dieser  Geist  entwickelt  und  immer  mehr  ein  Ge- 
richtssystem gebildet,  das,  wie  in  der  Administration,  einestheils  eine 
hierarchische  lieber-  und  Unterordnung  darstellte,  anderentheils,  wie 
jene  auf  der  ausschliesslichen  Thätigkeit  von  Staatsdienern  und  Beamten 
rnhte.    Der  ständische  Körper  ist  am  Anfang  des   IC.  Jahrhunderts 
auch  in  der  Gerichtsordnung  fast  vollständig  in  einen  Beamtenkörper 
verwandelt,  die  eigentlichen  Geschäfte   werden  nicht  mehr  von  den 
Lehensherren  behandelt  und  ihre  ganze  Thätigkeit  beschränkt  sich 
allein   auf  eine   Mitwirkung   bei   der  Besetzung  der  Gerichtsstellen. 
Man  versteht  unter  Gerichtsherrlichkeit  selbst  nichts  mehr  als  dieses 
und  daneben  auch  das,   was  diese  Beamten  im  Namen  des  Grund- 
herrn üben.    Nur  in  der  untersten  Instanz  bleibt  die  äussere  Form 
der  Lehensgerichte  und  repräsentirt  noch  die  Vereinigung  der  Justiz- 
gewalt mit  dem  Eigenthum.    Aber  in  ihrem  Recht  und  ihrer  Prozess- 
form sind  auch  sie  den  königlichen  Gerichten  unterworfen. 

Die  Basis  dieser  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  die  Zeit  der  Revolution 
übermittelte,  legte  Philipp  August,  der  die  Ausübung  derselben  an 
feste  Gerichte  band.  Erst  von  dieser  Zeit  an  kann  man  rechnen,  dass 
die  Justiz  in  einer  festen  Art  und  Weise  so  verwaltet  zu  werden  anfing, 
dass  eine  gewisse  Sichertieit  und  Ruhe  des  Volkes  heimstellt  wurde*). 


*)  Majer  a.  a.  O.  Bd.  U,  8.  461. 
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Es  gab  Gerichte  erster  Instanz  mit  sieben  oder  acht  Richtern,  von  denen 
wenigstens  drei  das  Urtheil  sprechen  mussten.  Die  Könige  stellten  ihre 
Procureurs  und  die  Huissiers  an.  Diese  Gerichte,  Bailliages,  entschieden 
über  alle  Civil-  und  Strafsachen  in  erster  Instanz  und  über  Bagatell- 
sachen auch  in  erster  und  letzter  Instanz.  Die  zweite  Instanz  bildeten 
die  Parlamente.  An  ihrer  Spitze  stand  der  Kanzler  des  Reichs.  Jedes 
Parlament  hatte  einen  Präsidenten  und  25 — 50  Richter.  Das  Parlament 
von  Paris  hatte  50—60  Mitglieder.  Die  Zahl  der  bei  denselben  ange- 
stellten Procuratoren  und  Huissiers  richtete  sich  nach  der  Grösse  der 
Bevölkerung.  Die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit,  die  neben  der  könig- 
lichen im  17.  und  18.  Jahrhundert  fast  nur  nominell  noch  geübt  wurde, 
war  eine  dreifache:  eine  hohe,  mittlere  und  niedere.  Die  hohe  Ge- 
richtsbarkeit erstreckte  sich  über  alle  bürgerlichen  Sachen,  selbst  über 
Streitigkeiten  zwischen  Grundherrn  und  Unterthanen,  über  alle  Grimi- 
nalsachen,  selbst  über  jene,  welche  die  Todesstrafe  nach  sich  zogen.  Die 
Grenzen  der  mittleren  und  niederen  Gerichtsbarkeit  sind  schwer  zu 
bestimmen.  Beide  erstreckten  sich  auf  niedere  Fälle,  auf  Geldstrafen  bis 
60  oder  70  Livres.  In  Civilsachen  war  die  mittlere  Gerichtsbarkeit 
der  hohen  fast  gleich.  Auch  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  hatte 
zwei  Instanzen.  Der  Prevot  entschied  in  erster,  der  Bailly  in  zweiter 
Instanz.  Für  die  Wahrnehmung  der  Rechte  des  Grundherrn  war  bei 
jedem  Gericht  ein  Procureur  fiscal  angestellt*).  Das  Edict  von  Cre- 
mieux  1 531,  das  König  Franz  I.  gab,  setzte  zuerst  der  Seigneurialjustiz  feste 
Grenzen.  Die  Ordonnance  de  \illiers-Gotterets  1539  gab  dem  Process 
eine  neue  Ordnung,  die  mehr  der  Menschlichkeit  entsprach.  Das  Edict 
Heinrich's  II.  von  1551  befreite  die  Parlamente  von  allen  geringfügigen 
Processsachen  und  so,  nur  für  wichtige  Entscheidungen  eingesetzt,  hob 
sich  ihr  Ansehen  desto  bedeutender.  Die  königlichen  Beamten  einer 
Provinz  hielten  nämlich  von  Zeit  zu  Zeit  grosse  Gerichtstage,  die 
Grandes  assises  unter  Vorsitz  des  Senechals.  Es  wurden  hier  CivU- 
und  Criminalklagen  aller  Personen  entschieden  und  in  letzter  Instanz. 
Mit  der  allgemeinen  Ausbreitung  der  Schriftlichkeit  des  Verfahrens 
concentrirte  sich  die  Gerichtspfiege  immermehr  in  den  grösseren  Städ- 
ten, und  die  Wichtigkeit  dieser  Grandes  assises  sank  bedeutend  herab. 
Sie  wurden  in  ihrer  Competenz  immer  mehr  beschränkt  und  am  Ende 
nur  dort  berufen,  wo  die  Entfernung  vom  Parlament  es  erheischte. 
Um  viele  Uebelstände,  die  damit  verbunden  waren,  zu  beseitigen,  setzte 
Heinrich  IL  eigene  Richtercollegien  als  sogenannte  Präsidiaigeriehte 
ein,  an  welche  die  Appellation  von  den  Aussprüchen  der  Baiilys  ging* 
Gegen  ein  Urtheil  eines  solchen  Gerichtshofes  gab  es  kein  Rechtsmittel, 


*)  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  I,  Abschn.  3,  §  2. 
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aosser  die  sogenannte  Requete  civile,  die  auch  in  die  moderne  Gesetz- 
gebung übergegangen  ist  ■).  In  jeder  Bailliage  sollte  wenigstens  ein  Prä- 
sidialgericht sein*).  Ihre  letzte  Organisation  erhielten  sie  durch  die 
Edicte  vom  November  1774  und  August  1777.  Die  Conflikte  zwischen 
ilmeo  und  den  Parlamenten  entschied  das  Grand  conseil.  Diese  Ge- 
ricbtsorganisation  ward  der  Revolution  übermittelt.  Man  zälilte  1789 
vier  ordentliche  Gerichte.  Die  Juges  seigneriaux  und  die  ihnen  auf 
deo  königlichen  Domainen  gleichstehenden  Prevots  royaux,  die  Bail- 
iiages  und  Senechaussees,  welche  in  erster  Instanz»  und  die  souverainen 
Gerichte,  Präsidialgerichte  und  Parlamente,  welche  in  letzter  Instanz 
entschieden. 

Daneben  aber  machte  sich  eine  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  ^** 
geltend,  wie  sie  in  keinem  anderen  Lande  gesehen  ward^).  Fast  die  G«riebtobark»H 
gesanimte  Gerichtsbarkeit  war  ihr  übertragen  oder  konnte  bei  der 
willkürlichen  Vermischung  von  Justiz  und  Verwaltung  bei  Gerichten 
und  Verwaltungsämtern  den  ordentlichen  Gerichten  entzogen  werden. 
Und  gerade  diese  Hissbräuche  entwürdigten  die  Justiz  und  schufen 
jenes  so  folgenreiche  Misstrauen,  mit  dem  die  Revolution  an  die  Ge- 
richtsrefonnation  ging.  Da  gab  es  die  sogenannten  les  Abbes  für  die 
GeistUcheD,  les  Amirautes,  les  bnreaux  des  finances,  la  Gonnetablie, 
leB  grands  maitres,  les  Vigueries,  Universitätstribunale  und  besondere 
Militärgerichte.  Als  höhere  Instanzen  les  Amirautes  generale»,  die 
souveräne  Kammer  des  eaux  et  forets  oder  Tables  de  marbre,  les 
coar  des  aides,  la  cour  de  monnaies  und  den  grossen  Rath.  Endlich 
gab  es  ausserordentliche  Tribunale,  die  in  erster  und  letzter  Instanz 
entschieden,  wie  la  Ghambre  des  Bätiments,  les  cliambres  des  Comptes, 
ie  conseil  prive  du  Roi,  le  grand  senat  de  Strasbourg,  les  prevuts  des 
marechaux  und  die  Präsidialge  richte,  die  eigentlich  auch  nur  ausser- 
ordentliche Gerichte  zur  Erleichterung  der  Parlamente  waren.  Daneben 
ertheilte  die  Regierung  einzelnen  Personen  diis  Privilegium  einer  um- 
fasseoden  Justizhoheit.  So  ward  1737  das  Tribunal  de  Colleau  pere 
zu  Yalence  für  7  Provinzen  und  1738  jenes  von  Colleau  fils  zu  Rheims 
mit  gleicher  Gewalt  errichtet  Sie  richteten  souverain  über  alle,  selbst 
todeswOrdige  Verbrechen^).  Auch  einzelnen  Städten  wurden  solche 
PrivilegieD  ertheilt  So  besass  der  Magistrat  von  Toulouse  die  Grimi- 
nalJQstiz  erster  Instanz,  ebenso  der  von  Bordeaux.  Der  Senat  von 
Strassburg  hatte  die  Gerichtsbarkeit  in  erster  und  zweiter  Instanz. 


1)  Cod.  de  Proc  civ.  Ltv.  IV.  Tit.  8. 

8)  Carrs  IX.  Ordonn.  des  Monlins  1566.  Art.  18. 

S)  Rerriat  8t.  Prix:  La  proc^dar  dv  ^and  erimioel  1859  8.  10  n.  ff. 

4)  Berrifii  8t.  Prix:   La  proc^dur  du  grand  criroinel  8.  16. 
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Recht  nnd  go  Verschieden  die  Gerichte,  so  verschieden  war  Recht  and  Pro- 

roMM.  ^^jj^Y.  Ganz  abgesehen,  dass  hier  römisches  Recht,  dort  Gewohnheits- 
recht galt,  dass  daneben  das  canonische  Recht  sich  behauptete  and 
180  coutumes  generales  nebst  300  coutumes  locales,  entwickelte  ach 
überall  ein  besonderer  Gerichtsgebrauch,  eine  verschiedene  AnweodiiDg 
und  Auslegung  der  Gesetze,  denn  bei  der  Masse  der  Gerichte  ood 
Richter  fehlte  es  doch  an  einem  höchsten  Gericht,  das  die  Anwendung 
der  Gssetze  überwacht  hätte.  Der  Process  hatte  sieh  mit  der  Zeit  in 
ein  Labyrinth  verloren,  aus  dem  ihn  nur  die  Gewalt  befreien  konnte^).  ' 
In  Civilsachen  geschah  die  Vorladung  auf  ein  einfaches  Gesuch  des  j 
Klägers,  eine  einfache  Form,  die  auch  die  spätere  Zeit  beibehalten.  ; 
Das  Urtheil  ward  mit  Stimmenmehrheit  gefällt,  mündlich  nnd  in  j 
Geheimen.  Eine  Appellation  war  bei  den  ordentlichen  Gerichten  zu-  j 
lässig  und  durch  drei  Instanzen  möglich,  von  den  Vögten  an  die  Bailljs,  ! 
von  diesen  an  die  Präsidialgerichte  und  Parlamente.  Aber  durch  die 
Ausnahmegerichte  und  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  hatte  man  eine 
4-,  oft  5-,  ja  6 fache  Appellation  eingeführt*).  Der  Griminalprocess 
war  durch  kein  vollständiges  Gesetz  geregelt.  In  einer  Masse  Ver- 
ordnungen lagen  die  Fälle  zerstreut,  und  es  war  leicht,  den  Grundsatz 
aufzustellen,  dass  in  Frankreich  die  Strafe  willkürlich  sei  und  im 
Brmessen  des  Richters  liege.  Das  wichtigste  Gesetz  bis  zur  Revolntioo 
war  die  berühmte  Ordonnance  criminelle  Ludwig's  XIV.  vom  Augast 
1670.  Seit  den  Albigenser  Kriegen,  welche  den  canonischen  Process  in 
Frankreich  fest  eingebürgert  hatten,  war  das  Verehren  durchweg  ein 
geheimes,  und  als  nach  einem  fast  200jährigen  Kampf  dies  allgemein 
herrschend  geworden,  stehen  auch  die  mit  dieser  Processführung  stets 
noth wendigen  Uebel  schon  in  voller  Blüthe  ').  Da  bei  der  Masse  der 
Gesetze  das  schlechte  Verständniss  fast  nothwendig,  Willkür  nnd 
Misstrauen  durch  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens  sehr  ermöglicht  war 
nnd  unter  diesen  Umständen  fast  alles  auf  das  Geständniss  ankam, 
war  die  Tortur  das  wesentlichste  Beweismittel.  Um  ein  Geständniss 
zu  erzielen,  ward  die  torture  preparatoire,  um  nach  der  Verurtheilnng 
auch  die  Mitschuldigen  kennen  zu  lernen,  die  torture  prealable  ange- 
wendet. Erst  Lndwig  XVI.  schaffte  durch  das  Decret  vom  29.  August 
1780  die  erste  und  dnrch  das  Decret  vom  1.  Mai  1788  die  zweite  ab. 
Daneben  waren  die  sogenannten  Monitoires  in  Kraft,  die  kirchlichen 
Aufforderungen  an  jeden  Gläubigen   bei  Strafe  des  Bannes  alles  zu 


1)  Siehe  L.  Stein :  Geschichte  des  fransösisehen  Strafrechtea  vnd  Proeesses 
8.  Band  Ton  Warnkönig  ond  Stein:  Fransösisehe  Staats-  und  Beehtagesekiebti* 
9)  Berriat  St.  Prix:  Cours  de  Proc^d.  Bd.  I.  8.  18. 
8)  Ma^er  a.  n.  O.  Bd.  II.  S.  648  n.  ff. 
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bekennen,  was  er  über  ein  Verbrechen  wusste.  Napoleon  selbst  ver- 
suchte dieselben  1806  wieder  herzustellen,  aber  zum  Glück  vergebens*), 
Die  Strafen  waren  furchtbar.  Tod,  lebenslängliche  Galere,  Vermögens- 
coufiscation,  Verstümmlung  waren  selbst  bei  geringfügigen  Vergehen 
üblich.  Die  Cumnlirung  von  diesen  Strafen  übte  auch  Ludwig  XVI. 
noch,  der  einen  Giftmischer  zuerst  zum  Rad  und  dann  zum  Feuer- 
tod vcrurtheilte  *).  unter  allen  diesen  Schrecken  und  Willkürlich- 
keiten  sicherte  sich  der  Richterstand  selbst  seine  persönliche  Unab- 
hängigkeit nur  durch  das  Laster  der  Käuflichkeit  der  Aemter  und 
das  von  Ludwig  XL  schon  ausgesprochene  Princip  der  Lebensläng- 
lichkeit des  Amtes. 

Es  ist  unstreitig,  dass  dieser  ganze  Organismus  ein   ungehenrer  Kothwcndigkeit 
Baa  war,  der,  wie  ihn  Jahrhunderte  entwickelt,  auch  Jahrhunderte  d««"  luvointion 

.  Tk,  ,,   -w*  «  gegtnaber  der 

überdauerte,  und  Gazales  pnes  ihn  mit  Recht  voll  Bewunderung,  als  oerichtn- 
die  Constituante  mit  seiner  gänzlichen  Zerstörung  drohte.  Aber  die  «"Tf*»*»»"«»- 
Laster  waren  in  ihm  so  getheilt  und  so  verzweigt,  dass  eine  blosse 
Reform  unmöglich  gewesen  wäre,  und  selbst  wenn  sie  gewollt  worden 
wäre,  eine  gänzliche  Zerstörung  hätte  sein  müssen.  Das  Gouvernement 
hatte  mehrere  Male  versucht,  die  grundherrliche  Justiz  gänzlich  zu 
brechen,  da  diese  in  ein  festes  System  nicht  zu  bringen  war.  Aber 
ohne  den  ernsten  Willen,  sie  gänzlich  zu  brechen,  auch  ohne  die  Kraft, 
den  Widerstand  zu  überwinden,  schritt  es  stets  nur  mit  furchtsamen 
Versuchen  voran  und  corrnmpirte  am  Ende  selbst  die  angestrebten 
Versuche  zur  Besserung.  Vergebens  hatte  Beccaria  seine  Stimme 
erhoben  und  Menschlichkeit  und  Gerechtigkeit  empfohlen,  vergebens  Mon- 
tesquieu gelehrt,  vergebens  Voltaire  und  alle  grossen  Geister  seiner  Zeit 
sich  gegen  das  Elend  erhoben,  in  dem  Recht  und  Gerechtigkeit  daruieder- 
lagen.  Nicht  die  Könige  allein,  die  Gerichte  selbst  und  vor  allen  die 
Parlamente  widerstrebten  der  Reform!  Nur  das  Volk  hatte  in  seiner 
ganzen  Macht  auch  die  Kraft,  diese  zu  erzwingen,  und  die  Constituante 
konnte  nichts  Besseres  thun,  als  das  Alte  und  Schlechte  von  Grund 
aus  neu  zu  machen,  da  „eine  Verbesserung  bei  einem  Zustande 
UDinögHch  war,  der  so  lange  den  Fortschritten  der  Aufklärung  wider- 
standen').** 


1)  Berriat  8t.  Prix:  La  proc^dur  dn  grund  criminel  S.  51  n.  ff. 

2)  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  I.  Abscbn.  3  §  4  nod  Berriat  St.  Prix:  La  proc^- 
dor  dn  grand  criniinel  8.  66. 

8)  Berriat  St.  Prix:  La  proc^diu  du  grand  criminel  8.  1. 
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Die  Grundlafre  dier  nenen  JfnstlBTerflMiSiiiis« 

NutsioBiffkeft  I^fls  Bild  des   Entwicklungsganges  der   alten  Justiisoi^anisation 

der  Reformen.  2eigt  deutUch ,  dass  das ,  was  die  Revolution  vorgefunden ,  nicht  ein 
leicht  verwischbares  Product  einer  Furstenlaune,  nicht  ein  willkürliches 
Erzeugniss  der  Gesetzgebung  gewesen,  sondern  sich  Schritt  für  Schritt 
mit  dem  Lauf  der  Jahrhunderte  entwickelt  hat.  War  es  nicht  natürlich, 
dass  die  Gewalt,  die  dagegen  kämpfte,  furchthar  sein  mosste,  and 
dass  sie  nur  veinichten  konnte,  da  sie  bei  der  Berührung  eines  Uebels 
gleich  das  ganze  Gebäude  traf?  War  es  nicht  natürlich,  dass  trotz  des 
glänzenden  Lichtes  der  neuen  Zeit  ein  Wiederstreben  gegen  dasselbe 
sich  zeigte,  das  am  Ende  nur  durch  die  Guillotine  gebrochen  werden 
konnte?  Die  alten  Institutionen  waren  durch  die  ihnen  innewohnende 
Kraft  ebenso,  wie  durch  ihre  Laster  dem  Geist  des  Volkes  vertraut  ge- 
worden und  mit  seinen  Gewohnheiten  verwachsen.  Dies  zu  zerstören, 
konnten  nicht  einzelne  Versuche  helfen,  nicht  Verbesserungen  konnten 
nützen,  nur  die  vollendete  Zerstörung  des  Alten  und  der  gänzliche 
Neubau  konnte  eine  befriedigende  Hoffnung  schaffen.  Nicht  am  äusse- 
ren Bau,  im  innersten  Kern,  in  dem  Lebensgeiste,  der  Alles  durch- 
wehte, musste  man  reformiren  und  revolutioniren.  Der  Geist  dieser 
alten  Gerichtsverfassung  liegt  klar  vor  Aller  Augen.  Wenn  er  der 
Träger  des  Unheils  war,  die  Quelle  alles  Uebels,  so  musste  er  auch 
der  Lehrmeister  des  Besseren,  der  Wegweiser  der  Neuerung  sein.  Ich 
werde  es  versuchen,  aus  dem  Vorhergehenden  in  wenigen  Sätzen  den 
Geist  derselben  darzustellen, 
utbenicbt  der  Die  alte  Feudaljustiz  war  in  ihrer  Verfassung  und  in  ihrem  Ver- 
Gebrechen,  f^^^^j^  j^^  jor  dauernden  Zersplitterung  der  Gerichte  und  der  immer 
der  jn!!fiz^  ^  ^^^^  sinkenden  Kraft  der  Stände  allmälig  untergegangen.  Mit  der 
tortschreitenden  Entwickelung  war  die  Rechtsprechung  auf  gelehrte 
Siebter  übertragen  worden.  Beamte  leisteten  die  Dienste  in  der  Justiz 
und  der  einst  zu  ihrer  Pflege  verpflichtete  Lehen^herr  hatte  diese 
Pflicht  verloren  und  blos  das  Recht  der  Besetzung  der  Beamtenstellen 
sich  vorbehalten.  Die  Patrimonialjustiz  war  ein  schwer  wi^endes 
Vorrecht,  dessen  Besitz  eben  so  wenig  einer  Pflicht  entsprach,  al^ 
dessen  Ausübung  durch  irgend  eine  Garantie  dem  Volk  gegenüber  be- 
grenzt und  sicher  gestellt  war.  Die  ganze  Gerichtspflege  war  nicht 
unabhängig,  denn  nach  Willkür  setzten  die  Seigneurs  die  Richter  ein 
und  ab.  Das  einzige  Mittel,  das  gegen  diese  Willkür  Schutz  gab,  war 
ein  schmählicher  Missbrauch,  der  die  Unfähigkeit  und  Schlechtigkeit 
zur  Macht  brachte.  Es  war  die  Käuflichkeit  und  Verkäuflichkeit  der 
Richterstellen.  Wie  die  Seigneurs  in  Mitte  ihrer  Leute,  so  übten  an! 
der  Höhe  des  Reichs  die  Könige  ihre  Oberherrlichkeit  aus.  Ohnmächtig 
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gegen  die  Parlamente  auf  rechtlichem  Wege  zu  kämpfen,  übten  sie 
Gewalt  gegen  sie.  Ausweisung  und  Verbannung,  die  berüchtigten 
Lettres  de  cachets  et  des  exils  richteten  sich  gegen  den  Einzelnen, 
and  wenn  sie  seine  Widerspenstigkeit  nicht  brachen,  so  konnten  sie 
dieselbe  doch  unwirksam  machen.  An  diesen  Missbrauch  der  Gewalt 
reihte  sich  zum  selben  Zweck  ein  gesetzliches  Mittel,  das  Lit  de 
justice,  aaf  denen  der  König,  die  Pairs  und  hohen  Barone  erzwangen, 
was  die  gesetzlichen  Autoritäten  zu  thun  sich  weigerten').  Der  Kanzler 
Maupeau  löste  endlich  die  Parlamente  ganz  auf  und  bildete  neue  nach 
Belieben.  Selbst  Ludwig  XYI.  wagte  es  noch,  verweigerte  Geldbewil- 
ligungen mit  einer  Auflösung  der  Parlamente  zu  erzwingen*). 

Die  Justiz  war  ferner  weder  rein,  noch  abgeschlossen.  Ueberall  du  jaatii 
hing  die  Administration  mit  der  Justiz  zusammen,  übeml!  erfolgten  »^ic*»* '«i»  »"<* 
daraus  dauernd  Willkürlichkeiten  und  Ungerechtigkeiten.  Selbst  poli- 
tische Rechte  lagen  in  der  Gewalt  der  Justizbehörden.  Die  Parlamente 
hatten  das  Recht  der  Eintragung  der  Gesetze  und  machten  von  dem- 
selben die  Kraft  der  Gesetze  abhängig.  Sie  wurden  so  in  der  Aus- 
übung ihrer  eigenen  Gerechtsame  gleichfalls  zur  Willkür  gedrängt 
und  dem  Volke  so  verhasst,  wie  der  Regierung  zuwider^).  Die  Cas- 
sation des  Testamentes  Ludwig's  XIV.,  die  Forderung  der  Parlamente 
lur  Vertreibung  der  Jesuiten,  obgleich  zum  Wohl  des  Landes,  eben 
so  wie  die  Protestation  derselben  gegen  den  siebenjährigen  Krieg  waren 
solche  Uebergriffe. 

Desgleichen  war  die  Justiz  nicht  an  das  Recht  gebunden.    Die     di«  j^^^ 
Parlamente  legten  die  Gesetze  aus  und  machten  ihre  Entscheidungen  ^^^^  *>»  ^•^^^ 
rechtsverbindlich.  An  einem  Gesetzbuch  fehlte  es,  und  die  Bemühun-     '*  ^  *'' 
gen  Carl's  VIL,  Ludwig's  XL  und  Heinrich's  IIL   waren   vergebens, 
wie  auch  jene  Ludwig's  XV.,  der  unter  dem  Beistande  grosser  Juristen 
dasselbe  Ziel  anstrebte. 

Die  Justiz  war  endlich  nirgends  gleichförmig,  weder  in  materieller,  du  josUi 
noch  in  formeller  Beziehung.  Die  Verschiedenheit  des  geltenden  Rechts,  w>«i«to»i«r»if- 
die  Masse  der  Coutumes,  die  Ordonnanzen  der  Könige,  die  Jurisprudenz 
der  Parlamente,  alles  schuf  Recht  und  Gesetz,  jeder  konnte  es  nach 
Belieben  verwerthen  und  anwenden.  Die  Willkür  musste  am  Ende 
alles  bestimmen.  „Si  veut  le  roi,  si  veut  la  loi,**  war  zuletzt  die 
maassgebende  Maxime  der  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung;  „car  tel 
est  notre  bon  plaisir,**  das  alleinige  Motiv  derselben.  „Der  widrigste 
Missbrauch*',  sagte  Thouret  und  zeigt,  wie  klar  sich  die  Zeit  von  allen 


1;  Majer  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  524. 

t;  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  130  a.  ff. 

3)  Mayer  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.'  482. 
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Sünden  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  Rechenschaft  ablegte^] 
»der  widrigste  und  unseligste  von  allen  Missbräuchen,  welche  dj 
Ausübung  der  Justizgewalt  zerrüttet  haben,  war,  dass  Körperschaft^ 
und  einzelne  Personen  das  Recht,  in  ihrem  Namen  Recht  zu  sprecht;| 
als  ein  Privatgut  besassen,  dass  andere  unter  dem  Titel  der  £rblic| 
keit  und  des  Kaufes  das  Recht  erwerben  konnten,  ihre  Mitbürger] 
richten  und  dass  diese  jeden  Act  der  Gerechtigkeit  bezahlen  mas^U 
Der  zweite  Missbrauch  war  die  Vermischung  von  Gerechtsamen 
derselben  Hand,  die  unvereinbar  und  unverträglich  sind.  Vennisd 
mit  der  Gesetzgebung,  prüfte,  änderte  und  verwarf  die  Justiz  die  G 
setze,  eine  Feindin  der  Verwaltung,  starte  sie  deren  Thaten,  hinderte  Üi 
Bewegung  und  beunruhigte  ihre  Agenten.  Der  dritte  Missbraucb,  J 
die  Justiz  in  Frankreich  entehrte,  war  die  Schmach  der  Pn\ile^ 
die  sich  bis  in  das  Heiligthum  der  Gerechtigkeit  drängten.  Es  gab  pi 
vilegirte  Tribunale  und  privilegirte  Verbrechen.  Man  onterscbied 
Criminalsachen  ein  privilegirtes  Verbrechen  von  einem  gemeinen,  h 
vilegirte  Vertheidiger  besassen  das  ausschliessliche  Recht,  selbst« 
zu  vertheidigen,  die  sich  selbst  vertreten  konnten;  denn  es  ist  n 
zu  merken,  dass  kein  Gesetz  in  Frankreich  das  natürliche  Recht  a 
erkennt,  sich  auch  nur  in  Civilsachen  selbst  zu  vertheidigeQ,  oae 
dem  in  Criminalsachen  nach  dem  Gesetz  selbst  Jedermann  des  Rd 
tes  zum  Schutze  seines  Lebens  beraubt  ist.  Endlich  ward  mitd 
traurigsten  Willkür  das  Recht  verletzt,  dass  man  ohne  persöobdi^ 
Vorzug  je  nach  der  Reihe  gerichtet  wurde.  Ein  Präsident,  « 
Niemand  zwingen  konnte  Gericht  zu  halten ,  ein  Berichterstatter,  k 
Niemand  anhalten  konnte  zu  berichten,  das  waren  die  Herren  A 
Gerichtsbarkeit,  welche  nicht  Recht  sprachen,  oder  es  erst  dann  t^ 
ten,  nachdem  durch  einen  grossen  Zeitverlust  das  Interesse  üif 
verletzt  worden.^'  i 

Dto  Lange  vor  diesem  Augenblick,  wo  ein  grosser  Jurist  die  Verhi^ 

*J^^^^^*  nisse  also  schilderte,  hatte  man  durch  Reformen  die  gröbsten  Mü 
brauche  abzustellen  gesucht  Der  Geist  der  Einheit,  der  danernd  n 
der  gesellschaftlichen  Ordnung  des  18.  Jahrhunderts  zurückwek^ 
musste,  hatte  sich  doch  in  den  Qrdonnances  de  d'Aguesseao,  dwi 
erster  Richtung  nur  die  Procedur  angriffen,  Bahn  gebrochen.  £r  ^ 
suchte  zuerst  blos  allgemein  die  Jurisdiction  der  Prevots  und  ^ 
Präsidialgerichte  zu  begrenzen^).  Er  wollte  in  die  Register  des  Ci^ 
Standes  eine  sichere  Ordnung  und  Gleichförmigkeit  bringen,  um  ^ 
Stand  des  Bürgers  und  dem  Vermögen  der  Familie  Sidieiiiät  n 


1)  A.  N.  C.  vom  24.  Mftn  1790. 

8)  Deciaration  Yom  6.  Februar  1731. 
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geben').  Dm  der  Willkür  in  Civil-  und  Criminalsachen  ein  Ziel  zu  setzen, 
die  Conflicte  in  ihrer  Erhebung  an  ein  sicheres  Recht  zu  binden,  die  ge- 
sammte  Justiz  weniger  kostspielig  ffir  die  armen  Bürger  zu  machen,  be- 
stimmte er  die  Basis  der  Fonn,  unter  welcher  eine  Gerichtsanrufung  statt- 
habe*). Er  war  es,  der  die  Jurisdiction  des  Staat^srathes  und  die  Procedur 
vor  demselben  an  feste  Formen  band,  die  der  späteren  Zeit  als  Muster 
für  die  Jurisdiction  des  Cassationshofes  und  des  neuen  Staatsrathes 
galten').  Kurz,  er  war  der  Erste,  der  erkannte,  dass  von  einer 
sichern  Gleichmässigkeit  und  Einheit  der  Jutizpflege  das  Maass  ihrer 
Wirksamkeit  und  Gerechtigkeit  abhänge.  Und  während  seines  Exils 
Doch  entwickelte  er  einen  vollständigen  Plan  der  Reformation  der 
Justiz,  wie  er  zum  Wohl  des  Staates  ihn  für  nöthig  erachtete.  Die 
folgende  Zeit  ging  so  wenig  den  Weg,  den  er  gezeigt,  als  er  selbst 
an  die  Möglichkeit  glaubte,  dass  es  dem  einzelnen  Reformator  gelin- 
gen könne,  die  in  der  ganzen  Gesellschaftsordnung  fest  wurzelnden 
Unsitten  und  Missbräuche  auszurotten.  Ei  st  als  sich  in  den  Parlaments-  i>i« 
stürmen  des  Jahres  1788  die  ersten  Bewegungen  der  Revolution  zeig-  ^iJJJJTjm!* 
teo,  begann  man  neuerdings  mit  aller  Hast,  aber  ohne  sichern  Willen 
and  feste  2äele  an  der  Reformation  zu  arbeiten.  Um  den  Parlamenten 
die  Gelegenheit  zu  nehmen,  sich  in  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
la  mischen,  entzog  man  ihnen  das  Recht  der  Eintragung  der  Edicte 
und  Ordonnanzen  und  übertrug  es  auf  einen  cour  pleniöre,  der  in 
6  Bailliages  ersten  Ranges  getheilt  wurde^).  Um  die  Zahl  der  Pro- 
cesse  zu  vermindern,  die  bei  den  Parlamenten  anhängig  waren  und 
nur  von  ihnen  gerichtet  werden  konnten,  errichtete  man  zwischen 
ihnen  und  den  Präsidialgerichten  47  Bailliages  d'appel,  welche  Givil- 
sachen  bis  20,000  Livres  und  zahlreiche  Crinninalsachen  in  letzter 
Instanz  entscheiden  sollten.  Die  Finanz-  und  Domäneujustiz  wurde 
unterdrückt,  jene  des  eaux  et  forets  aufgelöst,  desgleichen  die  so  verhass- 
ten  Salzgerichte^).  Man  versuchte  viel,  aber  nicht  Alles,  und  Alles  zu 
versuchen  forderte  die  Zeit.  Die  Cahiers  der  drei  Stände  sprachen 
es  deutlich  aus.  Sie  gingen  auf  den  Gei^t  der  alten  Gerichtsbarkeit 
ein,  aber  mit  verschiedenen  Vorstellungen  und  verschiedenen  Inter- 
essen. Jene  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  forderten  in  verschieden- 
ster Art  und  Weise  Herstellung  einer  schnellen  und  billigen  Gerichts- 
barkeit, aber  von  der  AbschaflPung  ihrer  Privilegien  verlautete  nichts. 


1)  Declaration  Yom  9.  ÄDgust  1786  and  17.  Aagiut  1787. 

5)  Ordonnance  yom  Augast  1787. 

3)  Reglement  du  ConseU  d'Etat  de  1788. 

4)  Edict  rom  8.  Mai  1788. 

6)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  346. 
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Jene  des  Bürgerstandes  forderten  diese  vor  allen,  aber  aach  ihre  An- 
schauungen sind  noch  vom  Geiste  der  Zeit  befangen.    Die  Revoltttiou 
löste  die  Zweifel  und  hob  den  Schleier. 
Dl«  B«deatiing         Abermals  war  es  jene  berühmte  Nacht  des  4.  Angust  1789,  welche 
du  4.  Aofuft   ^ng  ^gyj^  begann.    Sie  war,  wie  überall,  auch  in  der  Gerichtsbarkeit 

1789  für  die  «o-   ,.      ,  ,        j.     "^^  .         ,  ,  .         . 

HehtBordnuD«.  dic  lebendige  Negation  dessen,  was  vergangen  war,  oder  mit  semen 
Trümmern  noch  in  die  Gegenwart  hineinragte.  Mit  dem  gesammten 
Feudalstaat,  der  in  dieser  Nacht  sein  Grab  gefunden,  wurde  auch 
die  ganze  alte  feudale  Lehensgerichtsbarkeit  aufgehoben.  Es  be- 
durfte gerade  hier  nicht  mehr  einer  Gewalt,  die  umstürzte,  son- 
dern blos  aulräumte.  Die  Seigneurial- Jurisdiction  existirte  eigent- 
lich nur  noch  dem  Namen  nach,  oder  war  doch  alleuthalben  der 
königlichen  Gerichtsbarkeit  untergeordnet.  Aber  bedeutungsvoll  war 
die  That,  weil  sie  den  Anfang  der  Neugestaltung  bildete.  Eine 
Reform  reichte  der  andern  jetzt  die  Hand.  Man  zerstörte  ohne  Sehen 
und  Rücksicht,  aber  man  suchte  das  Material  zum  Neubau  in  dem- 
selben Augenblick  und  baute.  Nur  das  Erstere  will  ich  hier  dar- 
stellen. Der  schmälichste  Missbrauch,  in  den  die  Justiz  gesunken  war, 
ward  zuerst  zerstört.  Die  Yerkäuflichkeit  der  Gerichtsstelien  ward 
abgeschafft  und  für  alle  Zeit  und  in  allen  Theilen  verboten.  Niemand 
sollte  die  Gerichtsbarkeit  in  Zukunft  als  ein  Einkommen  oder  wie  ein 
Eigenthümer  besitzen').  Die  alte  Prevotalgerichtsbarkeit  ward  abge- 
schafft und  die  von  ihr  ausgesprochenen  Urtheile  provisorisch  aof- 
gehoben  unter  der  Bedingung,  dass  die  Verurtheilten  sich  stellen  sollten, 
wenn  sie  vor  das  neue  Gericht  gerufen  wurden*).  Alle  Ausnahmsgerichte, 
wie  immer  sie  die  Zeit  gestaltet  haben  mochte,  ob  sie  aus  den  be- 
sonderen Verhältnissen  des  Lehenswesens  oder  aus  der  Stellung  der  Per- 
sonen oder  Sachen  hervorgegangen  und  durch  diese  bedingt  waren, 
wurden  aufgelöst  und  für  immer  aufgehoben').  Desgleichen  wur- 
den alle  jene  Sondergerichte  aufgehoben,  die  aus  den  Staatsyerwal- 
tungsgeschäften  hervorgegangen  und  mit  diesen  dauernd  vermischt 
waren,  wie  die  Finanz-,  Steuer-,  Forst-  und  Waldgerichte,  die  Zoll- 
gerichte u.  s.  w.**)  Alle  bei  den  aufgelösten  Gerichten  anhängigen 
Rechtssachen  wurden  den  neugegründeten  Districtstribunalen  zuge- 
wiesen. „Erkennendes  sagt  das  grosse  Organisationsdecret  über  die 
Strafgerichtsbark eit^),  „erkennend,  dass  es  eines  der  ersten  Rechte 


1)  Decret  vom  16—29.  November  1789. 

2)  Decret  vom  80.  Mttrs  179a 

8)  Decret  vom  28.  Aagast  1790,  Art.  XIII.,  XIV. 

4}  Decret  vom  27.  April  —  6.  Juli  1791. 

6)  Decret  vom  8.,  9.  October  —  8.  November  1789. 
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der  Menschen  ist,  eine  wahre  Strafgerichtsbarkeit  zu  geniessen,  mit 
voller  Freiheit  und  Sicherheit  seine  Vertheidigung  üben  zu  k(>nnen, 
uod  dass  der  Geist  der  alten  Gerichtsbarkeit  sich  weit  vom  Princip 
der  natarlichen  Gleichheit  entfernt,  ist  eine  Reform  bis  ins  Innerste, 
sowohl  iu  Betreff  der  Verfolgung  als  Bestrafung  der  Verbrecher 
nöthig  geworden ,  eine  Reform  aber,  die  jetzt  alles  in  sich  vereinen 
soll,  was  die  Leichtigkeit  der  Rechtfertigung  eines  Angeklagten  be- 
ordern, aber  auch  dem  Richteramte  selbst  alle  ehrenhaften  Vortheile 
in  der  öffentlichen  Meinung  gew&hren  kann.^ 

Lange  wogte  der  Streit  fiber  die  Richtung  der  Reform  um  die  Vertagung  and 
Büdung  des  Neubaues  hin  und  her.  Die  Bewegung  hatte  die  Ge-  ^"rtireate.'''^ 
möther  allenthalben  ergriffen,  sie  drängte  sich  auch  in  jene  Kreise, 
die  am  stolzesten  und  kräftigsten  aus  der  alten  Zeit  hervorleuchteten, 
in  die  Parlamente.  Aber  man  zittei*te  hier  vor  dem  Geist,  den  man 
selbst  wach  gerufen  hatte.  Man  widerstrebte  den  Meinungen,  weil 
Niemand  hoffen  konnte,  sich  zu  retten,  nachdem  man  Alles  zu  zer- 
stören begonnen.  Und  die  Parlamente  waren  stark  und  mächtig,  ja 
sie  versuchten  es,  de^  Volksvertretung  gegenüber  die  Rolle  zu  spielsn, 
mit  der  sie  den  Königen  gedroht  und  imponirt  hatten.  Aber  eine  Re- 
volution achtet  keine  Erinnerung.  Mitten  in  die  Discussion  der  neuen 
Landeseintheilung  schleuderte  Alexander  de  Lameth  den  Antrag,  alle 
Parlamente  in  ihrer  Thätigkeit  zu  suspendiren').  „Es  ist  nicht  mög« 
iich^  rief  er  aus,  „dass  die  Volksvertretung,  welche  die  Freiheit  auf 
der  bOrgerltchen  und  politischen  Gleichheit  errichtet  und  auf  der  Zer- 
stOrnng  der  Aristokratie  jeder  Art,  es  ist  uumöglich,  dass  sie  diese 
ehemals  wohl  nfitzlichen,  aber  heute  mit  der  Constitution  unverein« 
baren  Körperschaften  bestehen  lassen  kann.*^  Target  und  Thouret 
schlössen  sich  dem  Antrag  an  und  am  selben  Tage  noch  sprach  ein 
Gesetz  aus,  was  man  forderte.  Man  protestirte  von  allen  Seiten,  man 
verweigerte  die  Anerkennung  des  Gesetzes,  der  König  selbst  musste 
dem  Parlamente  von  Ronen  die  Anerkennung  des  Gesetzes  abzwingen, 
die  Mitglieder  des  Parlaments  von  Metz  mussten  vor  der  Volksver- 
tretung erscheinen  und  durch  Drohungen  zur  Achtung  vor  der  Volks- 
vertretung gezwungen  werden,  und  am  Ende  schloss  der  Kampf  damit, 
dass  man  die  Parlamente  nicht  blos  suspendirte,  sondern  gänzlich 
onterdröckte*).  So  stürzten  jene  mächtigen  Institute,  die  zuerst  die 
Etats  generaux  selbst  gefordert  hatten  und  dann  durch  sie  vernichtet 
worden.  Vergebens  erhob  sich  Cazal^s,  rief  die  grossen  Erinnerungen 
wach,  die  mit  jenen  Instituten  verknöpft,  die  die  Liebe  und  Ver- 


1)  A.  C.  8.  November  1789. 

2)  Deeret  Tom  8.  Februar  1790. 
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ehrang  des  Volkes  in  so  hohem  Maasse  genossen  hatten,  und  als  keine 
Stimme  ihm  antwortete,  frag  er  zögernd  die  Volksvertretung,  ob  man 
denn  die  bestehende  Justizordnung  zerstören  oder  blos  reformiren 
wolle.  Die  Constituante  entschied  sich  ohne  Zaudern,  dass  sie  sie 
gänzlich  zerstören  wolle. 
Projcet«  mr  die  ^^*  gTOSse  Projocte  über  die  Grundlage  der  neuen  Gerichts- 
Umgeitaitiufr  Organisation  lagen  der  Volksvertretung  bereits  vor.  Duport,  ehemals 
verfMron'  ^**^  ^^  Parlaments  von  Paris,  in  Verbindung  mit  ChalHraud,  Bar- 
nave  und  andere  Deputirten  hatten  gegen  den  Antrag  des  Comit^s 
der  Volksvertretung  einen  Plan  entworfen,  der  durch  seine  ansser- 
ordentliche  Einfachheit  wohl  imponbrte,  aber  dennoch  die  ganze  Kraft 
eines  Duport's  brauchte,  um  vertheidigt  werden,  und  dennoch  nur  die 
Gegnerschaft  Lanjuinais  nöthig  hatte,  um  gestürzt  werden  zu  ktenen. 
Duport's  Plan  forderte  vor  Allem  Geschworne  in  Civil-  uad  CrimiDal- 
sachen,  was  eine  Unterdrückung  des  Instanzenzuges  herb^führen  oder 
ermöglichen  sollte;  wandernde  Richter,  die  in  den  Departements  Assisen 
halten  und  Grossrichter  für  das  ganze  Reich,  welche  die  Revision  der 
Urtheile  übernehmen  sollten ;  eine  öffentliche  Vertretung  in  jeder  Stadt,  wo 
die  Assisen  gehalten  würden  und  einen  Kronbeamten  zur  Beaufsichtigung 
derselben.  Einfach  war  dieser  Plan,  aber  er  war  doch  nur  ein  schönes 
Versprechen,  welches  nie  hätte  erfüllt  werden  können.  Der  zweite 
Plan,  jener  des  Grenobler  Advocaten  Chabraud,  beruhte  auf  denselben 
Ideen  und  Grundsätzen.  Nichts  sollte  das  Gesetz  von  der  Compe- 
tenz  der  Richter  ausnehmen,  die  Justiz  von  Assisen  und  Geschwornea 
verwaltet,  die  Richter  vom  Volk  gewählt  werden  und  der  Röni^ 
diese  Wahl  in  keiner  Weise  beeinflussen  können.  Das  freilich  war  mehr 
für  den  Jubel  der  Revolutionäre  berechnet,  mehr  ein  Genuss  der  nach 
Aufregung  begierigen  Ohren,  als  das  Werk  juristischer  Einsicht. 
Ihnen  gegenüber  stand  Thouret  als  Vertreter  und  Berichterstatter  des 
Comitesder  Constitutioa  und,  man  könnte  fast  sagen,  aller  juristischen  | 
Dm  Pr<deet  des  Weisheit,  die  die  Constituante  in  sich  schioss.  Am  22.  Deeember  ! 
cottütimuou.  1739  i^ie  ^  ^gn  Entwurf  einer  neuen  Gerichtsverfassung  der  Volks-  j 
Contutiuiit«.   Vertretung  vor.    „Der  Plan,  den  das  Comite  entworfen  hat,  ist  von 

ausserordentlicher  Einfachheit.  . . .  Nachdem  er  den  Canton  als  erste  j 
Basis  der  Gerichtsorganisation  gebildet  und  in  demselben  die  Friedens-  j 
gerichtsbarkeit  organisirt  hat,  schreitet  er  zur  Organisation  der  Di- 
stricte  und  Departements  in  derselben  Beziehung.  Er  gelangt  damit 
zur  Organisation  der  höheren  Gerichtshöfe.  Von  da  erhebt  er  sich 
zu  eminent  h{}chsten  Rev^sionsgerichtshof ,  welcher ,  indem  er  die  Ese* 
cution  der  Gesetze  und  die  Formen  der  Procedur  überwacht,  auch  den 
Conseil  des  parties  ersetzen  soll,  der  andern  Zeiten  und  eio^  andere 
Regierung  gedient  hat.    Die  Volksvertretung  würde  aber  bei.  aJle  dem 
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doch  nicht  alle  ihre  Pflicht  erföllen,  die  ihr  zugewiesen,  wenn  sie  der 
Nation  die  Mittel  nicht  versicherte,  die  Verwaltungen  und  Gerichte  zu 
bestrafen,  die  sich  gegen  das  Gesetz  auflehnen  und  wenn  die  gesetz- 
liche Strafe  solche  Störer  nicht  eireichen  könnte.  Ein  höchster  Na- 
tionaigerichtshof  ist  nöthig.  ...  Eine  vollkommene  Gerichtsordnung 
besteht  in  der  Tbat  nur  darin,  dass  die  Gerechtigkeit  sich  so  zu 
s^n  vor  der  Thür  jedes  Burgers  findet,  dass  der  König,  aufgeklärt 
durch  das  Volk,  sich  über  die  Wahl  der  Richter  nicht  täusche,  dass 
der  ungehorsam  nicht  ungestraft  bleibe,  und  dass  von  den  Grenzen 
des  Reiches  bis  zu  den  Stufen  des  Thrones  der  Mensch,  welcher  seine 
Pflichten  verletzt,  gebändigt  und  bestraft  werde  durch  eine  constitu- 
tionelle  und  unausweichliche  Gewalt."  Und  nachdem  er  die  Schwie- 
rigkeiten geschildert,  die  stets  in  einem  grossen  Reich  der  Gerichts- 
ordnung entgegenstehen;  sucht  er  die  Mittel,  welche  sie  dennoch 
überwinden  können.  „So  gross  ist  die  Verwicklung  der  Geschäfte 
eines  grossen  Reichs,  so  gross  ihre  ungeheure  Verschiedenheit,  dass 
selbst  die  Friedensgerichte,  die  Districts-  und  Departementstribunale 
und  ein  höchster  Gerichtshof  nicht  allein  werden  gewisse  Dinge  be- 
sonderer Natur  richten  können.  Dnser  Plan  schlägt  daher  vor,  in 
gewissen  Polizeisachen  den  Municipalitäten  eine  Gerichtsbarkeit  zu 
geben  und  in  Handelssachen  einen  besonderen  Gerichtsorganismua  zu 
erhalten,  wo  er  eben  nöthig  und  nützlich  ist;  endlich  auch  in  jedem 
Departement  ein  Verwaltungsgericht  zu  erhalten,  welches  nach  stren- 
gen Gesetzen  und  in  bestimmten  Formen  die  Streitigkeiten  entschei- 
den mag,  welche  sich  in  Betreff  der  Steuern  und  andern  Verwaltungs- 
sachen erheben  können.  Diese  allgemeinen  Grundzöge  werden  sich 
auf  alle  Theile  des  Planes  wieder  anwenden  lassen.  Andere  Gesetze 
wird  das  Gomite  in  Betreff  der  Polizei,  der  Verwaltung  und  des  Han- 
dels vorlegen  und  besonders  der  Einführung  der  Geschwornen  in  Cri- 
minalsachen.  Vielleicht  fordert  gerade  dieses  letzte  Institut,  welches 
der  Patriotismus  so  laut  verlangt,  die  weise  zuwartende  Vorsicht, 
welche  ihm  allein  Dauerhaftigkeit  erwerben  wird.^  Das  war  das 
lichtvolle  Programm  eines  scharf  denkenden  Geistes,  welches  durch 
seine  Methode  und  kritische  Schärfe  fiberzeugte,  mehr  als  die  Phan- 
tasie der  Freiheitsredner,  und  endlich  auch  siegte.  Si^yes  hatte  auch 
einen  in  5  Titel  und  175  Artikel  zusammengefassten  Plan  der  Con- 
stituante unterbreitet^),  aber  war  unvermögend,  die  Aufmerksamkeit 
lange  auf  sich  zu  ziehen.  Zu  klar  und  deutlich  lagen  in  Thouref  b 
Entwurf  die  Grundideen  jedem  Auge  sichtbar  vor  und  gerade  in  diesen 


*)  Siijes:    Aper^a  dSine  nonrelle  Organisation  de  la  justice  et  dfe  la  po- 
lice  en  France  1789. 
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war  der  Plan ,   der  Krieg  gegen  die  alten  Laster  und  der  Wegweis^^r 
zur  neuen  Ordnung  jedermann  erkenntlich. 
Dl«  D«tt««  jch  will  in  Wenigem  aus  der  Form  des  Gesetzes  die  Gnmdpm- 

GmndtJUse  fltr 

diftGerichu-   cipieu  hervorheben,  denn  auf  ihnen  ruht  die  gesammte  Gesetzgebnog 

ordounff.      j^r  folgenden  Zeit,  der  Geist  der  französischen  Justizordnang  bis  auf 

unsere  Tage,  die  Kraft  und  Bedeutung  des  gesammten  französisches 

^*^         Gerichtswesens.    Die  Gerichtsbarkeit  war  ehemals  nicht  al^escUosseo, 

abKMchioAHen.  denn  Justiz  und  Verwaltung  waren  bunt  mit  einander  vermischt.  Sie 

äoUte   es  jetzt   sein.    Der  Grundsatz   einer   strengen    Sonderung  der 

Gewalten  zieht  sich  seither  durch  die  ganze  Gesetzgebung*).    Weder 

^'"        die  Gesetzgebung,  noch  der  König  können  eine  Justizgewalt  ubeo.  Dw 

GerichUbmrkelt  u  i         •  u^  uL      •  •  lu  •  <^       •        n 

uiMbbfogig     Justiz  war  ehemals  mcht  unabhängig,  sie  sollte  es  jetzt  sein.   Die 
"°^         Justiz  war  nicht  gleichförmig,   weder  in   materieller,  noch  formeller 
Beziehung,  sie  sollte  es  jetzt  werden  und  in  dem  Geiste  einer  Hierar- 
chie der  Gerichtsbarkeit,  wie  der  Verwaltung  ebenso  Uacht  und  Gewalt 
erringen,  als  durch  die  Herstellung  von  Gesetzbüchern  Ansehen  uod 
Dm  oericbtt   Bedeutuug.    Die  Justiz  war  ehemals  schriftlich  und  heimlich  geübt. 
öfl^ntiicb  nnd  sie  solltc  jetzt  müudlich   und  öffentlich   sein   und  die   GescbvorD-i 
mondiieb.     eiuc  daucmde  Garantie  dem  Volke  bieten,  dass  weder  Willkur,  n-v^'a 
Schlechtigkeit  und  Unfähigkeit  regiere.    Die  Justiz   war  früher  oi- 
menschlich,  sie  sollte  menschlich  werden,  sie  war  den  Gewaltma^^ 
!>*•        regeln  des  Thrones  ausgesetzt,  sie  sollte  frei  und  unantastbar  sea 

Ocricbttbarkeit  ,®  ,.         .„.  ^..^,  .  ,.il. 

frei  and  kuTZ,  die  alte  Zeit,  vom  Geist  des  Barbarenthums  noch  durchwein 
meiMcbiicb.  ^qWxq  verschwindeu,  dem  mordernen  Streben  der  Sittlichkeit,  der  Cin« 
lisation,  der  Freiheit  und  Gleichheit  sollte  sie  sich  beugen.  Ich  werde 
auf  die  Durchfuhrung  jedes  einzelnen  Punktes  noch  zurückkehren 
Nach  diesen  kühnen  Resultaten  aber  muss  man  gestehen,  dass  selt^ 
eine  Zeit  mit  solcher  Kraft  und  so  hohem  Muth  weit  die  gewöhulkbc 
Entwicklung  übersprang  und  ans  Ziel  einer  grossen  Errungenschaft 
gelaugte.  Die  grossen  Ideen,  die  die  Revolution  gerade  hier  aufgestellt, 
der  Muth,  mit  der  sie  dieselben  durchführte,  waren  epochemacbeD^  i^ 
den  gesammten  Gontinent.  Alle  Staaten  Europa's  wurden  von  ihn^i 
ergriffeu  und  schritten,  leider  nur  mehr  oder  weniger  langsam,  iie3 
grossen  Ziele  entgegen.  Nur  in  einer  einzigen  Richtung  bleibt  oe 
Die  Revolution  unter  der  Höhe  ihrer  eigenen  Ideen.  Der  fianzösiscLei, 
ohnt  iBt«grit«t.  Gerichtsbarkeit  fehlt  die  Integrität.  Der  Hass,  den  man  gegen  ii> 
verrotteten  Gerichte  genährt,  die  Furcht  zugleich  vor  ihrer  alten 
Gewalt,  mit  der  sie  sich  in  alles  Leben  und  Bewegen  eingenu>«hi* 
beherrscht  auch  die  so  aufgeklärten  Männer  der  Constituante.  Der  JQ^ 


•)  Conat   des   Jahres   1791.   Tit.  IIL  Chap,  V.  Art   8.  —  Cowt  *» 
Jahres  III.  Art  203.  —  Const  des  Jahres  VIII.  Art  76. 
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gewalt  sind  Dinge]  entzogen',  die  nur  ihr  gebQhren,  und  sind  Rechte 
ToreDthalten,  die  sie  allein  besitzen  und  gebrauchen  kann.  Besonders 
ist  die  Civiljustiz,  durch  eine  gewundene  und  vielfach  verschlungene 
Verwaltnngsgewalt  durchkreuzt  und  eingeengt,  dauernd  der  Beein- 
trächtigang  ausgesetzt,  während— es  ist  wahr  und  bewunderungswerth  — 
gerade  die  Strafgerichtsbarkeit  rein  und  frei  von  allem  Fremden  ge- 
blieben, sie,  die  in  der  Organisation  des  alten  Frankreichs  die  eigent- 
liche Waffe  der  Willkür  gewesen. 

So  überzeugend  nun  auch  diese  grossen  Ideen  gewesen,  so  war  es 
doch  natürlich,  dass  sie  ihren  Widerspruch  fanden,  ihre  Bekämpfung 
erfahren.     Die  Verschiedenheit  der  Gesinnung,   welche   in  der  Con-  t>iePrA(tiitib«r 
stitnante  herrschte,    die   Mannigfaltigkeit    der  Pläne,    die    vorlagen,  ****  ^^er***^ 
erhitzten  die   Gemüther,   und   nur  ein   kühner   Vorschlag   Barrere's  ^^eaen  Gerichts, 
durchbrach  mit  einem  Mal  die  Masse  der  Verwirrung*).     Auf  seinen      ®'^""■«• 
Antrag  erklärte  die  Constituante,  dass  sie,  ehe  eine  Berathung  der 
Gericbtsorganisation  statthaben  sollte,  sich  einigen  wollte  über  die  wich- 
tigsten Firagen,  die  sicher  die  Basis  der  Neugestaltung  abgeben  müssten. 
Das  Decret  stellte  nun  10  Punkte  auf,  über  welche  die  Debatte  sich 
erklären  und  die  nach  der  endgültigen  Entscheidung  der  aufzubauenden 
Organisation  untergelegt  werden  sollten.    Diese  Fragen  waren: 

1.  Werden  Geschworne  eingeführt? 

2.  Werden  sie  in  Civil-  und  Criminalsacben  eingeführt? 

3.  Wird  die  Justiz  von  ständigen  Gerichten  oder  Assisen  verwaltet? 

4.  Soll  es  mehrere  Stufen  der  Gerichtsbarheit  geben,  oder  soll  der 
Gebrauch  der  Appellation  abgeschafft  werden? 

5.  Werden    die   Richter   auf  Lebenszeit    angestellt   oder   auf   Zeit 
gewählt? 

6.  Werden  sie  durch  das  Volk  gewählt  oder  müssen  sie  vom  König 
angestellt  werden? 

7.  Wird  das  Ministere  public  durchweg  vom  König  eingesetzt? 

8.  Giebt  es  ein  Cassationstribnnal  oder  Grossrichter? 

d.  Sollen  dieselben  Richter  über  alle  Materien  erkennen  oder  theilt 
man  die  Gerichtsgewalt  nach  Sachen  des  Handels,  der  Verwaltung 
der  Steuern  und  Polizei? 
10.  Wird  ein  Comite  errichtet,  das  der  Volksvertretung  die  Mittel  vor- 
schlägt, die  Grundsätze  der  Civil-  und  Criminalgesetze  mit  der 
neuen  Gerichtsorganisation  in  Harmonie  zu  bringen? 
Deber  diese  Fragen  stürmte  die  Discussion,  von  der  extremen 
Linken  mit  den  Ideen  der  Philosophie,  von  der  Rechten  mit  den  ge- 
schichtlichen Erinnerungen  vertheidigt  oder  angegriffen.    Die  vermit- 


•)  A.  C.  vom  31.  Man  1790. 
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telnde  Partei  sachte  beide  zu  versöhnen,  sie  siegte  für  den  Augenblick, 
ward  in  der  Folge  gestürzt,  aber  kehrte  nach  dem  Interregnum  des 
Convents  zur  dauernden  Herrschaft  zurück.    Die  politische  Lage  des 
Landes,  die  Erregung  der  öffentlichen  Meinung  hätte  in  jener  Zdt  dhf 
grösste  Mässigung  gefordert   Dm  den  Erfolg  der  Wiedergebart  des  Vater- 
landes zu  sichern,  mussten  nicht  allein  die  Theile  der  neuen  poliüschen 
Maschine  an  ihren  richtigen  Platz  gesetzt  werden,  sondern  sie  massteo 
dort,  wo  sie  eingefugt  wurden,  von  der  grössten  Vollkommenheit  sein 
und  in  der  Art,  dass  sie  ihre  ganze  Kraft  entwickeln  konnten.   Die 
Macht  der  Gerichtsbarkeit,  die  wichtigste  in  der  ganzen  gesellschaft- 
lichen Ordnung,  hängt  vor  allem  von  dem  Vertrauen  ab,  das  ihre  Orga- 
nisation einflösst.    So  gross  muss  es  sein ,  dass  die  Achtung  vor  dm 
Richter  und  die  Unterwerfung  unter  das  Urtheil  jeden  Augenblick  dk 
öffentliche  Meinung  beugt  und  unterwirft.    Ohne  dieses  wird  die  Jasä 
nur  ein  Trugbild  sein  und  ihre  Uebung  der  dauernden  Ohnmacht  \tt- 
fallen.     Und  es  war  vor  allen   die  Reformation  der  Gerichtspfieg^ 
welche  Frankreich  laut  forderte,  weil  jeder  mit  ihr  verbunden,  doid 
seine  Ehre,  sein  Vermögen  und  Leben  mit  ihr  verschlungen  ist.  k\M 
eine  Reformation  kann  nur  dann  mit  sicherer  Kraft  geschehen,  ^ 
sie  die  Sitten  und  Ueberzeugungen,  die  Gewohnheiten  und  Begie 
der   Nation   prüft  und   ihnen   sich  anschmiegt     Die   Ideen 
im  Laaf  der  ^eit  immermehr  erhitzt,  die  revolutionäre  Leidende] 
drängte  über  di^  Grenzen  d^  Rechts  und  d^  Vernunft    Nachdem 
Kampf  üb^r  dici  Gryndprincipien  vt)m  5.  April  bis  16.  Augast  1 
mit  ungeschwächter  Krftft  gedaae]rt)  lagen  auch  die  Resultate  desdibtf 
kl^r  ftoi  Tage.    Die  Folgen  und  Wirkungen  sollte  erst  eine  sj^ua^ 
Zeit  fühlen  und  erkennen  lernen. 

Pi^  Qonstitpante  entschied  di^  beiden  ersten  .Fragen  im  Sic^ 
i»c         der  dogmatischen  Partei.    Es  sollen: 
ötr^nldh^n   1-  Nur  IQ  Cnffiina,l8^hep  Ge^chworpe  sein  und 

^«>'  2.  In  Civilsac)ien  sollen  keine  Geschwor ne  eingeführt  werden'). 

"'"ordBung!        3«   Kc  Richter  der  ersten  Instanz  werden  ständig  eingerichtet  uod 

nur  über  die  Form  der  Appellatiousrichter  bleibt  die  Frage  offen' 
4.   Es  giebt  zwei  Grade  der  Gerichtsbarkeit  in  Givilsachen  unbeschaiei 

der  A^snahmeu,  die  die  Gesetzgebung  feststellen  sollte,  im^  *^- 

besonderen  Ordnung,  welche  die  Criminaljustiz  erheischt. 

Die  bei  der  dritten  Frage  noch  offen  gelassene  Gntscheidang  äh-r 
die  Form  der  Appellationsrichter  wurde  augenblicklich  wieder  att^ 
gegriffen  und  es  wurde  entschieden,  dass  auch  die  AppeUationsricbttf 


J)  Decret  toiii  80.  April  1790. 
2)  Decret  vom  1.  Mai  1790. 


Di«  Orandlage  der  neuen  Jnstisvertoann^.  1^ 

8täBd%  sein  sollten  ■).     Im  Sinoe  der  ftussersten  Linken  würil  die 
5.  Frage  entschieden. 

5.  Die  Richter  werden  gewählt  und  können  dauernd  wieder  gewählt 
werden  *).  Jede  Wahl  gilt  für  6  Jahre ').  Im  gleichen  Sinn  der 
deraocratischen  Partei  wurde  die  6.  Frage  entschieden. 

6.  Die  Richter  werden  vom  Volke  gewählt  und  die  Wähler  prftsen- 
tiren  ihren  Candidaten  dem  König  zur  Einsetzung  in  sein  Amt^). 

7.  Das  Ministere  public  wird  allein  vom  König  ernannt.  Seine  Mit- 
glieder werden  auf  Lebenszeit  ernannt  und  können  nur  wegen 
Amtsmissbrauch  entsetzt  werden.  Die  Mitglieder  der  Constituante 
können  erst  4  Jahre  nach  Erlöschen  ihres  Mandats,  jene  der  fol- 
genden Volksvertretangen  erst  nach  2  Jahren  eine  solche  Stelle 
annehmen.  Die  Mitglieder  des  Ministere  public  können  weder  in 
eine  Departements-,  noch  Districts-,  noch  Municipal Verwaltung 
eintreten  ^). 

Nach  einer  längeren  Unterbrechung  der  Justizberathung  nahm  die 
Constituante  dieselbe  am  29.  Mai,  mit  der  Berathang  der  8.  Frage, 
wieder  auf  und  entschied: 

S.  dass  jedes  Urtheil  letzter  Instanz  durch  die  Bernfang  auf  Cassation 
angegriffen  werden  könne*),  und  die  Richter,  welche  fiber  die 
Cassation  entschieden,  ständige  Ri<(hter  sein  sollten*). 
In  der  Discussion  über  die  9.  Frage,  ob  dieselben  Richter  in  älleh 
Materien  entscheiden  sollten,  anerkannte  mad  den  Gebranch  der  Ver- 
gangenheit nnd  rettete  ans  den  Trümmern  )6ne  Institute,  die  mit  dem 
grossen  Namen  ihres  Gründers,  des  Cimzlers  THopital,  auch  seineu 
Ruhm  genossen. 

9.  Es  werden  besondere  Tribünale  für  die  Handelsgerichte  erriehtet  *). 
Die  letzte  der  Fragen  blieb  ausserhalb  der  Discussion,  und  erst 
die  Constitution  1791  entschied  sie  mit  dem  Versprechen: 
10.  Es  wird  für  das  ganze  Reich  ein  allgemeines  Civilgesetzbudi 
verfasst.  (Tit,  I.  Art.  3.)  Das  Strafgesetzbuch  wird  anverweilt 
reformirt  in  der  Art,  dass  die  Strafen  den  Verbrechen  entsprechen, 
aber  in  der  Richtung,  dass  sie  gemässigt  werden  und  den  Grand- 
satz der  Menschenrechte  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  dass  das 


1)  Deeret  ▼om  3.  Hai  1790. 

2)  Deeret  Tom  3.  Mai  1790. 

3)  Deeret  yom  4.  Mai  1790. 

4)  Deeret  Yom  7.  Mai  1790. 

5)  Deeret  vom  8.  Mai  1790. 
4)  Deeret  Tom  U.  Um  1790. 

7)  Deeret  Tom  29.  Mai  1790. 

8)  Deeret  vom  17.  Mai  1790. 


J^  Die  GeriobtsTerfusong  der  BevolatienaMit. 

Gesetz  keine  andere  als  angemessene  and  unabweislick  netiurcB- 

dige  Strafen  einfuhren  kann')« 

Die  Constitution  Ton  1791  fasste  diese  Grundsätze  der  Gerichts- 
Organisation  als  solche  noch  einmal  zusammen,  die  danerod  aaeh 
Grundrechte  der  Nation  bleiben  sollten.  Sie  reihte  sie  unter  die  Ge- 
setze der  Freiheit  und  Gleichheit  und  ergänzte,  wo  diese  eine  Ergän- 
zung noch  erheischten.  Die  Trennung  der  Gewalten  ward  abermals 
festgesetzt.  Weder  der  KOni^,  noch  die  Gesetzgebung  sollen  doe  Jostiz- 
gewalt  üben.  Die  Gerechtigkeit  wird  unentgeltlich  verwaltet.  Dit 
Anklage  ist  öffentlich  und  geschieht  durch  vom  Volke  gewählte  A&- 
klSger,  die  Gesetzgebung  bestimmt  die  Zahl  der  Gerichte  und  die  Zahl 
der  Richter.  Das  Recht  des  Volkes  auf  Schiedsgerichte  kann  nicls 
beschränkt  werden.  Alle  Gerichtspflege  ist  öffentlich  und  jeder  Ange- 
klagte hat  das  Recht  der  Vertheidigung.  Es  giebt  keine  Gericbts- 
privilegien  mehr  und  Niemand  kann  seinem  ordentlichen  Richter  cot* 
zogen  werden.  Nur  der  Richter  kann  ein  Crtheil  siirechen*}.  Die» 
grossen  Grundsätze  in  ihrer  Methode  und  Einfachheit  haben,  in  mancbea) 
wohl  modificirt,  sogar  ins  Gegontheil  verwandelt  durch  den  Geist  der 
Zeit  und  der  Regierung,  Frankreich  bis  auf  die  Gegenwart  beberrscbi 
Jene  Umänderungen  und  Verwandlungen  aber  werden  kein  Zeugnis» 
gegen  die  Eräftigkeit  der  Institutionen  haben.  Der  Geist  der  Regienu| 
duicbdringt  nichts  mehr,  als  die  Justizyerfassung.  Besonders  micbti| 
aber  erscheint  die  Constituante  in  Betreff  der  Criminalgerichtsbarkeit 
Kein  Muster  fand  sie  vor,  nichts  Aehnliches  diente  ihr  zum  LeitUo. 
Und  dennoch  durchschritt  sie  ein  Gebiet  bis  ans  Ende,  bahnte  so  &t 
Wege,  dass  eine  folgende  Zeit  eben  nur  erhalten  oder  ausbessern  dcrftt 

Ich  werde  jetzt  die  einzelnen  Institute  betrachten  und  dabei  st^ 

Die  Grandiifiise  ^uf  die  Bewegung  der  Ideen  der  einzelnen  Parteien,  die  sich  überall 

Ordnung  io  der  ^urchkrcuzen,  zurückkommeu.    Denn  nichts  ist  interessanter  zu  tv- 

coDsiitutioD.   obachten,  als  wie  gerade  in  dieser  Organisation  die  verschiedenstcD 

Parteien  ihre  Pläne  und  Hoffnungen  durchsetzen  wollten.    Man  wosste. 

dass  man,  wenn  es  gelänge,  die  Herrschaft  damit  ergriffe.    Nichts  wir£ 

dies  deutlicher  beweisen,  als  die  Schöpfung  der  RevoIntionstriboD&le. 

die  darum   so  interessant   für  die  revolutionären  Regierungen  siod 

Ich  reihe  an  die  Revolution  der  Gerichtsbarkeit  durch  die  Constitoask 

die  Schöpfungen  der  übrigen  Regierungen,  wie  Reformationen  da  ibr 

unmittelbar  vorhergehenden  Zeit. 


1}  Gesets  Tom  26.-27.  August  1790.  Tit.  II.  Art.  21. 
2)  Const.  1791  TU.  lU.  Chap.  6.  Art  1  o.  ff.  tmd  Deerel  to»  10,  It^ 
la.  August  1790. 
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Die  Gerichtsorganlsatlon  der  ConsÜtuante. 

Die  €lvllserleht0b»rkeit. 

Die  Friedensgerichte  und  Versöhnungsbureaux. 
Kein  Institut,   welches   die   französische   Revolution   geschaffen,  '^*?  5'1.**!°*; 

gcriebtibarkcit. 

prägt  SO  sehr  den  Idealismus  der  Zeit  aus,  als  eben  jenes  der  Frie-  dm  wese& 
densgerichte  und  Versöhnungsbureaux.  Alles,  was  man  von  dem  Ge- 
danken der  Brfiderlicbkeit  und  Nächstenliebe  der  Menschen  hoffte, 
wie  immer  man  auf  diese  das  Gluck  der  Gesellschaft  und  den  Frie- 
dea  des  Staates  zurückfährte,  hier  findet  man  es  bis  in  die  innerste 
Organisation  ausgeprägt.  Die  Idee  der  Friedensgerichtsbarkeit  ist  keines- 
wegs eine  neue  Schöpfung  der  Constituante,  sondern  findet  sich  auch  in 
den  ältesten  germanischen  Institutionen.  Nur  in  ihrer  Wiederbelebung 
und  mneren  Organisation  ist  sie  das  Werk  der  modernen  Zeit  und 
hat  besonders  in  der  Gestalt,  die  sie  in  Frankreich  annahm,  nichts 
gemein  mit  der  römischen  Institution  der  judices  pedanei,  wie  man 
eioigemale  zu  beweisen  suchte,  und  ist  vollkommen  verschieden  von 
jeoer  Friedensgerichtsbarkeit,  welche  das  englische  Gewohnheitsrecht 
gestaltet  hat.  Die  englischen  Friedensrichter  sind  nicht  auf  einen 
bestimmten  Landeskreis  angewiesen,  sie  haben  eine  überwiegende  Ver- 
waltangsth&tigkeit,  greifen  auch  in  die  Gerichtspflege  ein,  aber  haben 
gar  keine  Giviljustiz,  wie  gerade  im  strengsten  Gegensatz  zu  ihnen 
die  französischen  Friedensrichter.  Dass  sich  hier  einzelne  Anknfipfungs- 
ponkte  werden  immer  finden  lassen,  ist  unzweifelhaft,  besonders  da 
sie,  wie  alle  englischen  Institutionen,  seit  Montesquieu  in  Frankreich 
eine  unbegrenzte  Bewunderung  genossen  und  auch  von  den  Trägem 
der  ersten  revolutionären  Bewegung  mit  vielfachen  Hinweisungen  in 
die  Errichtung  der  französischen  Institution  gezogen  wurden  *).  Den- 
noch aber  kann  man  aus  rein  nebensächlichen  Aehnlichkeiten  keinen 
Vergleich  feststellen.  Ebenso,  wie  mit  den  englischen  Friedensrichtern, 
lassen  die  Beziehungen  der  französischen  mit  den  alten  Auditeurs 
am  Chatelet  von  Paris  tief  einschneidende  Vergleiche  bilden.  Diese 
erkannten,  wie  später  die  Friedensrichter,  nach  einer  alten  Ordon- 
nance des  Jahres  1313  über  Bagatellsachen  in  einem  summarischen 
Verfahren  und  Appellation ').  Mayer  zieht  eine  andere  treffliche  Pa- 
ralelle  zwishhen  ihnen  und  den  niederländischen  Institutionen  beson- 


i)  Alhün:  Hanne!  des  Jages  de  Paix  Tom.  I.  8.  2. 

2)  Henrion  de  Pansey :  Du  la  comp^tence  des  joges  de  Paiz  8.  18. 
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ders  in  Anbetracht  der  grossen  Erwartungen,  die  man  von  der  Ver- 
söhnungsthätigkeit  der  Friedensrichter  hatte.  Dort,  wie  hier,  soll  keine 
Klage  überreicht  werden,  ehe  nicht  ein  YersöhnungSTersucb  der 
Parteien  vorgenommen  und  dieser  bei  der  Klageeinbringnng  bewits(;D 
werden  kann.  Wie  man  in  den  Niederlanden,  enttäuscht  in  seiues 
Hoffnungen,  dahin  kam,  bald  eine  Reihe  besonderer  Fälle  aufzustellen, 
die  keines  Versöhnungsversuches  bedurften,  so  kam  die  spätere  Zelt  b 
Frankreich  dahin,  gerade  durch  die  Nutzlosigkeit  dieser  eioen  Thäti;- 
keit  der  Friedensgehchte  ihre  ganze  Stellung  zu  verändern  und  ibntrb 
allen  besonderen  Werth  zu  nehmen*). 
Di«  Friedens-  Allgemein  nun  wurde,  bei  Einberufung  der  Etats  generaoi,  die 

geriehie       EiTichtttug   einer   Friedensgerichtsbarkeit   gewünscht    und  viele  dtr 

und  Ihre         ^    ,  .  ,         •   ,  .  ■         •  i  <Rr  i  ■  i  %•     i 

Organisation.   Cahiers  bezeichnen  sie  »als  eine  der  grössten  Wohlthaten'S  die  m 
Land  erhoffen  könne.    Ais  die  Constituante  aber  wirklich  an  die  E> 
richtung  derselben  ging,  zeigte  sich  alsbald  der  Unterschied  der  Bildai| 
eines  Institutes,  das  man  als  etwas  Neues  und  Besonderes  machn 
will,  gegenüber  jenem,  das  aus  der  Zeit  herauswächst  und  laogsat 
sich  entwickelt    Dieses  wird  sich  den  gegebenen  Verhältnissen  ^ 
passen  und  nur  mit  ihnen  sich  verändern,  immer  aber  in  ihnen  fe^ 
wurzeln.    Jenes  wird  von  einem  voraus  gefassten  Gedanken 
einem  System  gewissermassen  untergeordnet,  damit  es  nicht,  da 
wie  ein  Glied  in  demselben   ruht,  in  Besonderheiten  entarte.   M 
einem   Gesetzgebungsgedanken    wie   ein   besonderer   Zweig  auf 
Körper  der  Gesellschaft  gepflanzt,  wird  es  dau^nd  den  SchwankoDgi 
unterliegen,  denen  überhaupt  die  Gesetzgebung  ausgesetzt  ist  Dalq 
die  dauernden  Veränderungen,  der  stete  Wechsel  in  Ausdehnung  ud 
Begrenzung  der  Machtfülle  und  Organisation,  daher  aber  an^li  d» 
Haltlose  eines  Institutes  inmitten  der  staatlichen  Gesellschaft 
]>er  l^cr  oberste  und  mächtigste  Gedanke,  der  die  Revolution  duid^ 

Bc»mteo..tuid  ^eg  beherrschte,  war  der  der  Gleichheit  des  Landes  und  Volkes  uJ 
rericbte. '  ^^^  i"  derselben  sich  entwickelnden  centralisireuden  Hierarchie.  V« 
diesem  Gedanken  ausgehend,  gestaltete  sich  auch  von  allem  An/aif 
die  Friedensgerichtsbarkeit  als  eine  unterste  Stufe  der  gesammta 
Justizorganisation,  deren  Competenz  sich  darnach  bestimmte,  und  ab 
das  erste  Glied  der  Hierarchie,  wonach  sie  in  den  engeren  Kreisel  dtf 
Landeseintheilung  vertheilt  werden  musste,  über  die  sich  daBB  dii 
Districts-  und  Departementsgerichte  erheben  konnten.  So  wurde  dtf 
Canton  der  Gericfatsbezirk  des  Friedensrichters.  In  jeder  GemeiiA 
eines   Cantons  werden  vier  Notable  gewählt,   welche  die  B&^Uff 


*)  Mayer:  Esprit,  origine  et  pro^s  de«  inititntioBf  jirticiaifit  Bi  I^ 
S.  372  v.  ff. 
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des  Friedeosgerichtes,  die  prad-hommes-assesseurs  siod^}.  Jede  Stadt 
mit  mehr  aU  2000  Seelen  hat  ausserdem  noch  einen  besonderen  Friedens- 
richter nnd  besondere  Beisitzer.  In  Städten  über  BOOO  Seelen  bestimmt 
die  Gesetzgebung  die  Zahl  der  Friedensrichter.  Die  Stadt  Paris  soll 
48  solcher  Richter  haben  >).  So  also  gab  es  Friedensrichter  für 
mehrere  Gemeinden,  für  einzelne  Städte  und  für  einzelne  Sectionen 
der  Städta  Die  Friedensrichter  werden  durch  absolute  Stimmenmehr- 
heit der  Wahlbürger  der  Assambl^e  primaire  gewählt,  ebenso  die 
Beisitzer,  doch  genügt  hier  relative  Stimmenmehrheit.  Beide  werden 
für  2  Jahre  gewählt  und  können  immer  wieder  gewählt  werden.  Um 
als  Friedensrichter  gewählt  werden  zu  können,  musste  man  30  Jahre 
alt  sein  und  eine  directe  Steuer  im  Werth  von  10  Arbeitstagen  zahlen. 
Kein  Geistlicher,  kein  Yerwaltungsbeamter,  keine  Gerichtsperson  kann 
das  Friedensrichteramt  üben.  Doch  war  man  als  Gemeinderath  und 
MitgUed  der  Generalconseils  nicht  davon  ausgeschlossen,  ebensowenig 
als  in  der  Stelle  eines  Notars  oder  öffentlichen  Yertheidigers'}.  Die 
Mitglieder  der  Gesetzgebung  konnten  nur  dann-  das  Amt  üben,  wenn 
sie  eben  dort  Friedensrichter  waren,  wo  diese  ihren  Sitz  hatte ^). 
Dieselben  Ausschliessungsgründe  galten  für  die  Beisitzer.  Ausserdem 
sollten  sie  weder  mit  dem  Friedensrichter,  noch  unter  einander  in 
den  nächsten  Graden  verwandt  sein.  So  sehen  wir,  während  in 
England  nur  ein  hohes  Vermögen  und  das  damit  bekräftigte  hohe 
Interesse  an  Recht  und  Ordnung  zum  Friedensrichteramt  befähigt,  die 
Richter  in  Frankreich  nur  aus  dem  Vertrauen  der  Bürger  zu  ihrer 
Tugend  hervorgehen.  Sie  werden  daher  ernannt  in  England,  gewählt 
in  Fraukreich. 

Die  Coropetenz  der  Friedensrichter  erstreckt  sich  über  rein  per-         Die 
sönliche  und  dingliche  Klagen  bis  zum  Werth   von  50  Francs  ohne  ^'*pri**^",.^*'' 
Appellation  und  bis  zu  100  Francs  mit  Appellation.    Sie  erstreckt  sich      geriohte. 
femer  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  der  Sache  über  alle  Klagen  auf 
^hadenersatz,  Verrückung  der  Grenzen  und  alle  Besitzklagen,  über  Aus- 
besserungen am  Hause  und  Pachtung,  Eutschädigungsklagen,  Lohn-  und 
Dienststreitigkeiten  und  Verbalinjurien.    In  allen  diesen  Fällen  ist  eine 
Appellation  zulässig.    In  allen  Fällen  assistiren  ihm  zwei  Beisitzer^). 
Er  richtet  übrigens  frei  und  ohne  Appellation,  wenn  die  Parteien  sich 
auf  diese  Bestimmung  vereinen.    Die  Appellation  geht  von  ihm  an  die 


J)  OeselK  vom  14.  December  17S9,  vom  22.  December  1789. 

2)  GeseU  vom  25.  Augtui  ^  29.  September  1790. 

3)  Q«8Qt»  vom  6—27.  Mars  1791  Art  1  aod  27. 

4)  Constit.  1791  Tit  III.  Beet.  5.  Art.  5. 

6)  Gesetz  vom  16—24.  Augast  1790  Ti|.  HL  und  Z. 


Igg  Die  Gericbtsverfa<)5ung  der  Revolntionszeit. 

Districtstribnnale.  Der  Friedensrichter  hat  alle  Tage,  selbst  ao  Sonn- 
tagen,  sein  Amt  zu  verwalten.  Im  Verhindernngsfall  vertritt  ihn  eiotr 
der  Beisitzer.  Die  Citation  vor  sein  Gericht  geschieht  durch  deo 
Greffier  der  Muiiicipalität  seines  Wohnortes  als  Greffier  des  FriedeD^ 
gerichts.  Nur  die  Friedensrichter  grosser  Städte  können  bestimmte 
Tage  zur  Entscheidung  streitiger  Sachen  ankündigen.  Hier  assistirec 
die  Beisitzer  je  2  Monate.  Die  Register  der  Friedensgerichtsbarkeit 
werden  alle  Jahre  bei  den  Districtstribunalen  deponirt.  Die  FrieJet^ 
richter  haben  nun  auch  eine  gewisse  Sicherheitspolizei  und  Justiz^Ka!) 
in  Polizeisachen'),  auf  welche  ich  später  noch  zurückkomme,  nte 
übrigens  von  verschwindender  Bedeutung  ist  gegen  die  eben  beschri- 
bene  Gompetenz.  Gerade  das  Gegentheil  füllt  den  Competeozkrei^ 
des  englischen  Friedensrichters  aus.  Dort  ist  er  die  Baisis  der  Folize:. 
Verwaltung  und  Justiz,  er  ist  der  kräftige  Erhalter  des  Friedt^ns! 
Nichts  von  Versöhnung  und  Vermittlung  liegt  in  seiner  Aufgabt,  l. 
ist  eben  so  streng,  als  frei.  Und  eben  darum  ist  er  »das  Beste.  wi> 
England  hat*)."  In  Frankreich  aber  ist  er  nur  eine  Stufe  ia  du 
Leiter  der  Justiz  und  als  solcher  eben  nur  ein  subalterner  Beamt*. 
Dfti  Verfahren  Nach  dieser  Thätigkeit  nur  gestaltete  sich  auch  die  Form  des  V« 
*ffericbt«°*  fahrens  vor  dem  Priedensgericht.  Ehe  irgend  eine  Klage  vor  tis 
Dm  versöb-  Gericht,  selbst  das  des  Friedensrichters,  gebracht  werden  konnte,  sollii 
DdDffi  urcau.  ^.^  zuerst  auf  dem  Wege  der  Versöhnung  ausgeglichen  werden.  IVi 
Friedensrichter  mit  seinen  Beisitzern  bildeten  das  Vermittlnngsbun-a 
ehe  sie  Richter  sein  konnten').  Im  Fall  die  klagenden  Parteien  ia 
den  Bezirken  verschiedener  Friedensrichter  wohnten,  wurde  das  Ter 
söhnungsbureau  von  sechs  ehrenwerthen  Bürgern  gebildet,  die  durd 
den  Generalrath  der  Commune  auf  2  Jahre  dafür  erwählt  warder 
Ohne  den  Versuch  der  Versöhnung  konnte  keine  weitere  AppeilatJAC 
stattfinden.  Die  Punkte  der  Klage,  über  die  man  sich  vereint  oder 
nicht  vereint  hat,  wurden  in  einem  Protokoll  verzeichnet  und  es  könnt: 
darüber  selbst  ein  Eid  abgenommen  werden.  Handelsgeschäfte,  Dinge. 
die  die  Nation  oder  eine  Gemeinde  oder  die  öffentliche  Ordnuiie 
interessirteu,  waren  von  dem  Zwang  zur  Versöhnung  aasgenomnien^ 
,>Nicht8'',  sagte  Bentham  übes  diese  Ideen,  „nichts  ist  lobenswert^: 
als  das  Ziel,  nichts  weniger  nützlich  oder  dem  Ziel  eiitgegens^ebeüd, 
als  das  Mittel.**  Entweder  werden  die  Entscheidungen  nach  genugeodes 
Gründen  gegeben  und  dann  sind  die  Bureaux  Gerichtshöfe,  oder  oac J 


1)  Gesetz  Tom  19^23.  JaK  1791  und  16—89.  September  1791. 

2)  Vinke :  Darstellong  der  inneren  Verwaltung  Grossbritaniens  1M8  S.  10  o.£ 

3)  Gesetz  vom  16—84.  Angiut  1790. 

4)  Deeret  Tom  6—27.  Man  1791. 
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aflgenfigenden  Gründen  und  dann  sind  sie  ungerecht.  Man  will  den 
Processen  damit  vorbeugen  und  ^ebt  ihnen  nicht  das  Recht,  Zeugen 
zu  hören,  Beweise  zu  fordern,  man  will  eben  keinen  Process  machen, 
um  einen  Process  zu  vermeiden.  Man  spricht  also  über  etwas,  was 
man  eigentlich  nicht  weiss'}.  Nun  mögen  in  Fragen,  wo  Recht  und 
Gnrecht  klar  liegt,  in  Verhandlungen  über  Processkosten  solche  Ver- 
mittelungen  ihren  Nutzen  haben,  im  Allgemeinen  aber  werden  sie 
höchstens  bei  guten  Leuten  ein  Aufgeben  eines  Theilchens  Recht  er- 
zielen, nie  eine  wahre  Gerechtigkeit.  Die  Zeit  der  Constituante  konnte 
sich  darüber  auch  nicht  täuschen,  da  sie  den  Friedensrichtern  durch 
Thütigkeiten,  die  ihrem  eigentlichen  Berufe  ganz  ferne  lagen,  eine  reine 
Beamtenstellung  geben  wollte  und  gerade  in  dieser  nur  ihre  Wichtig- 
keit suchte. 

Dies  zeigt  sich  besonders  in  dem  Umfang  der  freiwilligen  Gerichts-  ^^e  freiwimg« 
barkeit,  welche  ihnen  gleich  bei  ihrer  Gründung  ei-theilt  ward.  Sie  d!!rVriedeiit* 
legen  bei  Todesfällen  an  die  Verlassenschaft  die  Siegel  an  im  Fall  der  Rerichte. 
Abwesenheit  oder  Minderjährigkeit  der  Erben.  Ebenso  lösen  sie  in  g<.rr"hu.*'' 
allen  Fällen  dieselben  wieder  ab.  Sie  empfangen  die  Bestellungen  der 
Vormünder  oder  Curatoren  und  üben  ein  gewisses  Aufsichtsrecht  über 
dieselben,  nehmen  ihnen  den  Treueid  ab  und  berichten  über  Streit- 
sachen derselben  an  die  Districtstribunale  *).  Das  erste  Gesetz  der 
Constituante  über  die  Schiffspolizei  setzte  sie  weiter  als  Fürsorge- 
und  Aufsichtsbehörde  über  alle  Unglücksfälle,  Schiffbrüche  u.  dergl. 
ein.  Sie  haben  die  gestrandeten  Waaren  in  Gewahrsam  zu  nehmen, 
den  endlichen  Verkauf  oder  die  Rückgabe  derselben  zu  veranlassen '). 
Aehnlich  seiner  Stellung  als  Richter  in  diesen  Richtungen,  ei'schien 
der  Friedensrichter  auch  in  den  Familiengerichten,  die  wie  die  Ver- 
söbnungsbureaux  gebildet  wurden,  aber  aus  Personen,  die  den  streitigen 
Familien  angehörten.  Die  Klagen  der  Eh^atten  sollten  hier  beratben 
werden,  die  Versöhnung  versucht,  über  die  Lage  der  Kinder  bei  einer 
eintretenden  Ehescheidung  entschieden  werden.  Der  Process  vor  diesen 
Gerichten  ward  ausführlich  geregelt^),  aber,  wie  die  Versöhnungsge- 
richte, mehr  philosophisch  als  practisch,  wurden  beide  sehr  bald  ab- 
geschafft. Der  Gonvent  erklärte  geradezu,  dass  alle  bei  Familien- 
gerichten anhängigen  Sachen  an  die  Districtstribunale  überwiesen  und 
die  Familiengenchte  aufgelöst  werden  sollen^).    Selbst  die  Zeit  Napo- 

1)  BeDÜiam:   De  rorganisation  jadiciaire  et  de  la  codification,   Mi  par 
DoiDont  1828:  Bureaoz  de  Conciliation. 

8)  QesetE  Yom  16—24.  August  1790  imd  6—27.  März  1791. 

8)  Gesetz  yoiii  9.  und  10.  Angast  1790  Art  8—11. 

4)  Decret  vom  19.  September  1792. 

(}  Decret  Tom  28.  December  1794  (8.  Nivöse  an  IL). 


190  ^^^  Gerichtsverfassung  der  BeTolaiioiuseit 

leon's  trug  sich  noch  mit  sehr  überschw&nglichen  Gedanken  über  die 
Versöhnungs-  und  Vermittelungsgericht«,  aber  diesen  Familienräthen 
übergab  sie  doch  nur  eine  ganz  geringe  Thätigkeit  in  Betreff  der  Be- 
rathang und  Einwilligung  zur  Ehe  eines  elternlosen  Minderjährigen 
und  gönnte  ihnen  in  mancher  Beziehung  eine  Einwirkung  auf  die  Vor- 
mundschaft'). Ich  brauche  auf  dieselben  im  Lauf  der  Darstellung 
gar  nicht  mehr  zurückzukommen. 

Die  Stellung  der  Friedensrichter  aber  hat  sich  in  der  Form  erhal- 
ten, in  die  die  erste  Gesetzgebung  sie  festgebannt  hatte.  Thouret,  als  er 
1790  ihre  Organisation  besprach,  nährte  ganz  ideale  Hoffnungen,  er 
erwartete  patriarchalische  Liebe,  Segen  des  Ackerbaus  und  des  Ge- 
meindelebens ;  Duport  sah  in  ihnen  das  Institut,  das  die  Gerechtigkeit 
erst  lieben  und  fürchten  lehren  würde*).  Schon  Henrion  de  Pansej 
bezweifelt  die  schönen  Phrasen  und  glaubt  nie  an  ihre  Erfullang'> 
Und  mit  allem  Recht  Ueberh&uft  mit  den  verschiedensten  Geschäften, 
gewählt  und  dennoch  ein  Beamter,  berufen  zur  Versöhnung  und  den- 
noch vom  Staat  besoldet,  war  es  unmöglich,  dass  aus  dieser  Organi- 
sation ein  ganzes  kräftiges  Wesen  entspringen  konnte.  Es  war  als 
Zwitter  geboren,  und  man  kann  sich  nicht  wundem,  wenn  es  wie  ein 
Zwitter  lebte.  Napoleon  schaffte  manche  Uebelstände  ao  demselbeo 
ab,  aber  Bedeutendes  that  er  gerade  hier  nicht. 

Die  Districtstribunale. 
Die  Formen  der         Ehe  ich  auf  die  Darstellung  der  inneren  und  äusseren  Organisation 
GeHebtoblu^^^^  ^^^  Districtstribunale  eingehe  und  ihren  Wirkungskreis  darstelle,  mnss 
stindige      ich  auf  die  grossartigen  Principienkämpfe  der  Gerichtsorganisation 
Gerichte.     ^^^^^  gjj^]^  zurückwerfen.    Die  erste  auf  den  gegenwärtigen  Gegen- 
stand  bezügliche  Frage   war,    ob   ständige   Tribunale   oder  Assisen 
Recht  sprechen  sollten  *).    Duport  verwarf  die  ersteren,  weil  sie  der 
republikanischen  Gleichheit  widersprachen  und  nur  eine  Stadt  über  die 
andere  durch  den  Sitz  einer  Gerichtsbarkeit  erhoben.    Chabraud  er- 
kannte in  ihnen  das  Mittel  des  Gotteriegeistes  und  somit  auch  das  der 
Corruption  der  Gerechtigkeit,  dennoch  siegte  die  lichtvolle  DarstelluDg 
Garat  des  Aelteren,  der  zeigte,  wie  niemals  wandernde  Richter  jenen 
Ernst  und  hohen  Sinn  hätten,  wie  sie  nie  der  Gerechtigkeit  allein 
zugewendet  wären  und   wie  ein  guter    Richter  wie   ein  guter  Fii- 
milienvater  betrachtet  werden  müsse  und,  wie  dieser,  nicht  auf  der 


1)  Cod.  Nap.  Art.  160  und  405—419. 

2)  A.  C.  vom  29.  Man  1790. 

8)  Henrion  de  Paasey  a.  a.  O.  Cap.  1. 
4)  A.  C.  vom  1.  Bffii  1790. 
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Heerstrasse  liegen  dürfe.  Die  Constituante  entschied  dahin,  dass  ständige 
Gerichte  in  erster  Instanz  richten  sollen.  Nach  diesen  Grundsätzen 
errichtete  die  Constituante  in  jedem  District  ein  Tribunal.  Es  war 
keine  neue  Schöpfung,  sondern  blos  eine  neue  Ordnung  der  Gerichts- 
begrenzung,  in  weicher)  die  Districtstribunale  die  Nachfolger  der 
fiaiiiiages  und  Senechaussees  waren  ^).  Nun  war  neben  dieser  äusseren  i^*«  steiinar 
Ordnung  noch  die  innere,  die  Stellung  der  Richter  übrig,  welche  jetzt  den  *"^  Richter.  ^ 
unabhängigen  auf  Lebenszeit  fast  erblichen  Gerichtsmagistraten  folgten.  ^^^^^  Lebem- 
Ein  heftiger  Principienstreit  entwickelte  sich  über  die  Stellung  der  "^AmteV 
Denen  Richter.  Wieder  erhoben  sich  Duport  und  Chabraud  und  kämpf- 
ten für  ihre  äussersten  democratischen  Ideen,  mit  denen  sie  aber  gerade 
hier  dem  Geiste  der  Despotie  vorarbeiteten  >).  Dem  Ersteren  erschienen 
lebenslänglich  angestellte  Richter,  wie  die  Gegner  der  wahren  Demo- 
rratie,  er  wollte  jeden  Bürger  berufen  sehen,  für  einige  Zeit  die  öffent- 
lichen Lasten  zu  tragen  und  dann  wieder  in  das  Privatleben  zurück- 
kehren lassen.  Er  sah  in  den  auf  Lebenszeit  angestellten  Richtern 
den  dauernden  Schutz  der  Dunkelheit  der  Gesetze,  welche  am  Ende 
nnr  den  geschalten  Richtern  angehören  und  von  ihnen  allein  erkannt 
werden  können.  Und  am  Ende,  abhängig  vom  Volk  im  Augenblick 
der  Wahl,  werden  sie  nach  dieser  volikonimen  unabhängig  und  stehen 
fiber  dem  Volke.  Chabraud  argumentirte  ähnlich,  und  der  Antrag 
siegte,  dass  die  Richter  für  eine  bestimmte  Zeit  gewählt  werden  sollten. 
Die  conservativen  Juristen  Garat  der  Aeltere,  Barnave  selbst  retteten  ihr 
System  wenigstens  so  weit,  dass  sie  mit  dem  Antrag  durchdrangen, 
dass  jeder  Richter  wieder  gewählt  werden  könne,  denn,  sagte  ent- 
scheidend der  Letztere,  nur  dadurch  sichern  wir  dem  Richter  seine 
ihm  so  noth wendige  Unabhängigkeit,  indem  man  ihn  nicht  gefährdet, 
durch  den  Gedanken,  er  könne  nach  Ablauf  seiner  Amtszeit  dem  Uass 
and  der  Verfolgung  ausgesetzt  werden.  Garat,  durchdrungen  von  dem 
Gedanken  der  Unbeweglichkeit  der  Richter,  wollte  wenigstens  in  der 
Länge  der  Zeit,  für  die  ein  Amt  durch  Wahl  besetzt  wird,  die  noth- 
wendige  Garantie  retten,  die  einer  guten  Gerichtsordnung  Sicherheit 
und  Festigkeit  giebt,  die  ihr  die  Earfahrung  und  tüchtige  Rechtsknnde 
gewährt,  und  setzte  es  durch,  dass  die  Richter  für  6  Jahre  gewählt  werden 
sollten.  Es  blieb  die  schwierigste  Frage  noch  zu  entscheiden,  jene  der  i>i«  wabi  dor 
Gewalt,  welche  die  Richter  wählen  solP).  Das  Comite  hatte  vorge-  "^'dtlrvoiir*^ 
schlagen,  dass  die  Wahlversammlungen  für  jedes  Richteramt  drei  Can- 
didaten  dem  König  vorschlagen  sollten,  der  aus  ihnen  den  Richter  wählt 


1)  0«8.  vom  16—84.  Angast  1790  nnd  Ges.  des  14.  Dec.  1789  Art.  14  n.  ff. 

2)  A.  C.  Tom  3.  Mai  1790. 

3)  A^  a  vom  5.  Mai  1700. 
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und  einsetzt  Wieder  setzte  Garat  die  obersten  Gesichtspunkte  fest 
„Die  höchste  Execntivgewalt,  sagte  er,  ruht  ausschliesslich  in  den  H&nden 
des  Königs.  Ihr  habt  es  erklärt!  Macht  die  Justizgewalt  nun  nicht 
einen  Theil  derselben?''  Freilich  gab  anch  er  zu,  dass  der  König  keines- 
wegs eine  Gerichtsbarkeit  ansähen  solle,  aber  „ihr  habt  erklärt,  dass  die 
Justiz  im  Namen  des  Königs  gefuhrt  wird.**  Wenn  dies  nun  sein  soll, 
dann  muss  der  König  die  Richter  einsetzen.  Sturmisch  vertheidigte 
diese  Id<;e  der  streng  monarchische  Abbe  Maury,  aber  Mirabeau  be- 
kämpfte sie  und  das  genügte  zu  ihrem  Fall  und  Röderer  fahrte  Mon- 
tesquieu als  Beweis  an  und  das  entschied,  dass  man  in  keiner  Weise  die 
Justiz  mit  der  Executive  vermischen  könne.  Aber  bedenkt,  rief  Garat, 
dass  dann  das  Volk  sich  selbst  täuschen  und  schlechte  Richter  wählen 
könne,  und  doch,  wenn  der  König  machtlos  ist,  sich  durch  nichts  gegen 
den  eigenen  Irrthum  zu  schützen  im  Stande  ist.  »>Das  Volk  soll  drei 
Richter  wählen  und  dem  König  zur  Ernennung  vorschlagen^S  erklärte 
jetzt  Maury  einstimmig  mit  dem  Gomite.  Vergeblich  aber  war  der 
Vorschlag,  vergeblich  Cazales  prophetische  Worte:  Was  wollen  dock 
die  Feinde  der  königlichen  Rechte.  Hoffen  sie  den  Thron,  auf  welchem 
die  Nachkommen  Chlodvig's  seit  vierzehn  Jahrhunderten  sasaen,  umzu- 
stürzen? Ein  grosser  Theil  der  Nation  wird  sich  unter  seinen  Trümmern 
begraben  und  20  Jahre  voll  von  Verbrechen  werden  diese  unheilvolle 
Revolution  beenden.^  Barnave  siegte  mit  seinen  glühend  gemalten 
Bildern  von  Sclaverei  und  Missbrauch  der  Gewalt,  wenn  der  König 
auf  die  Wahl  der  Richter  einwirken  könne.  Das  Deeret  vom  7.  Mai 
entschied,  dass  das  Volk  einen  Richter  für  jedes  Amt  wählen  und  der 
König  nichts  als  eioe  nachträgliche  Zustimmung  zur  Wahl  haben  sollte. 
Di6  Diitrieto.  Nach  diesen  Grundsätzen  erklärten  die  folgenden  Gesetze,  dass 

*'^*^*hro  ""**  j®^^8  Districtstribunal  fünf  Richter  und  vier  Supplenten  (Snppidans) 
OrgaaiMtion.  haben  sollte,  nebst  einem  königlichen  Gommissaire  und  einem  Greffier.  In 
Städten  mit  einer  über  50,000  Seelen  hinausgehenden  Bevölkerung  soll- 
ten sechs  Richter  eingesetzt  werden,  welche  sich  in  2  Kammern  thdlen 
sollten  ^).  Die  Stadt  und  das  Departement  von  Paris  wird  in  6  Airon- 
dissements  getheilt  und  in  jedem  ein  Tribunal  mit  fünf  Richtern  er- 
richtet, die  dauernd  von  einander  getrennt  bleiben  und  sich  nie 
zu  einem  Gesammttribunal  vereinen  sollen*).  Der  zuerst  gewählte 
Richter  präsidirt  dem  Tribunal  und  im  Fall  einer  Theilnng  in  2  Kam- 
mern, der  Zweitgewählte  der  zweiten  Kammer.  Die  Supplenten  ersetzen 
im  Fall  der  Verhinderung  der  Richter  dieselben.  Je  zwei  müssen  an 
dem  Ort  wohnen,  wo  das  Tribunal  seinen  Sitz  hat.  Die  Wahl  geschieht 


1}  Deeret  vom  18.  October  1790. 

2)  Deeret  yom  28.  Antust  1790  und  Deeret  vom  27.  September  179a 
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durch  die  Wähler  des  Districts.  Zur  Wahl  znlftssig  sind  alle  SOjfthrigen 
und  gesetzkundigen  Männer,  welche  wenigsten  fQnf  Jahre  schon  eine 
Rechtspraxis  geübt  haben.  Unzulässig  zu  derselben  sind  Geistliche,  die 
MoDicipal-,  Districts-  nnd  Departementsverwaltungsbeamten,  die  Steuer- 
einnehiner  und  angestellten  Rechtslehrer,  Friedens-  und  Handelsrichter, 
die  (iffentlichen  Vertheidiger,  Advocaten,  Greffiers  und  Notare.  Sie 
können  nicht  mit  ihrem  Amt  das  Amt  des  Richters  vereint  verwalten. 
Die  Mitglieder  der  Gesetzgebung  mflssen  während  der  Session  ihre 
Stelle  niederlegen  und  werden  durch  einen  der  Suppleants  vertreten^). 
Die  meisten  dieser  Ausschliessungsgrönde  beziehen  sich  auch  auf  die 
Soppleants.  Alsbald  nach  der  Wahl  erhalten  die  Richter  und  Supple- 
ants die  königliche  Bestätigung,  die  weder  verweigert,  noch  verzOgtrt 
werden  darf,  und  leisten  vor  der  versammelten  Mnnicipalität  am  Ort 
des  Tribunals  den  Eid  der  Treue.  Nur  wegen  Amtsmissbrauch  können 
sie  entsetzt  werden  durch  den  competenten  Richter,  und  auf  Erhebung 
der  Anklage  erfolgt  die  Suspension*).  Die  königlichen  Gommissäre 
werden  vom  König  auf  Lebenszeit  ernannt  und  können  mit  tbrer 
Würde  kein  anderes  Amt  verbinden.  Das  Districtstribunal  hat  das 
Recht  der  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  dieser  Ernennung.  Das  Urtheil 
aber,  das  sie  in  dieser  Richtung  fällen,  kann  durch  die  Bitte  um 
Cassation  angegriffen  werden,  und  es  entscheidet  in  diesem  Fall  das 
Cassationsgericht  Aber  die  Form  und  den  Grund  der  Sache  ^).  Die 
Gommissäre  leisten  den  Eid  der  Treue  vor  dem  Tiibunal,  bei  welchem 
sie  angestellt  sind.  Der  Greffier  wird  durch  absolute  Stimmenmehrheit 
der  Richter  des  Tribunais,  bei  dem  er  angestellt  werden  soll,  gewählt. 
Er  soll  wenigstens  25  Jahre  alt  sein  und  mit  den  Richtern  in  keiner 
Verwandtschaft  stehen.  Auch  er  kann  keine  andere  Function  mit  seinem 
Amt  vereinen.  Er  hat  eine  Gaution  von  12,000  Livres  zu  leisten  und 
ist  verantwortlich  nicht  nur  für  seine  Amtsführung,  sondern  auch  fflr 
die  der  ihm  untergebenen  und  von  ihm  den  Richtern  zur  Anstellung 
vorgeschlagenen  Geholfen  ^).  Die  Richter  und  königlichen  Gommissäre 
erhalten  einen  Gehalt,  der  nach  der  Höhe  der  Bevölkerung  von 
1800 -- 4000    Francs    bemessen    ist,    desgleichen    die  Greffters    von 


1;  Decret  Tom  11.  September  1790;  Decret  vom  16—24.  August  1790 
'nt  L  Art.  3-9;  Decret  vom  6—27.  Mttre  1791. 

2)  Decret  vom  28.  Febraar  —  17.  April  1791. 

8)  Gesetz  vom  16—24.  Aagost  1790  Tit.  II.,  VII.  and  VIII.  und  Deeret  vom 
12-19.  October  1790. 

4)  Qesetx  vom  16—24.  Angast  1790  Tit  VT.  and  Decrel  vom  6**S7. 
lOn  1791. 

BUbttr:  Staat«-  aud  Qe«ell«eha(Ureebt.  ü.  18 
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600—1000  Francs.    Alle  Gerichtspersonen  fand  darch  ein  besoudaes  i 
Co3tum  ausgeseicluieti). 

Die  Competeni         Die  Competeoz  der  so  organisirten  Districtstribunale  nahm  dimb 

^^VribanaJe'    ^*®  Vorstellungen  und  Ideen  über  das  Wesen  der  Appellatiou  einen 

eigentbümüchen   Charakter  an,  und    ich   muss    diese  erst  erorten« 

Die  Appellation.  ^Jie  ich  jene  nach  den  Gesetzen  darstellen  kann.  Bei  der  BetrachtttK 
der  Frage,  ob  es  überhaupt  mehrere  Grade  der  Gerichtsbarkeit  geben 
oder  der  Gebrauch  der  Appellation  ganz  abgeschafft  werden  solk 
erklärte  Ghabraud  sich  gegen  denselben,  da  es  jetzt  gaoz  anzulä:»^:: 
sei,  die  Wahrheit  eines  Urtheils  durch  ein  zweites  bestätigen  zu  las^fo. 
Pethion  sah  darin  nur  eine  Vermehrung  der  Gerichtskosten,  also  allnn 
eine  Begünstigung  der  Reichen  ^).  So  brachen  sich  überall  die  demd- 
cratischen  Ideen  Bahn,  und  man  vernichtete  wohl  am  Besten  die  IVulei 
eines  Instituts,  indem  man  dieses  selbst  zerstörte;  aber  man  Ter^aai 
dass  man  damit  auch  das  Gute  vernichte.  Dennoch  siegte  in  M 
angeregten  Frage  Barnave,  indem  er  zeigte,  wie  nothwendig  es  ><i& 
könne,  von  dem  ersten  Richter,  der,  unter  den  Parteien  lebeod.  uii 
ihren  Interessen  vertraut,  mit  denselben  oft  verknüpft  und  so  viellerd* 
durch  Zuneigung  oder  Haas  bestimmbar  wäre,  eine  Berufung  an  einen  i^^ 
ten  unparteiischeren  Richter  zuzulassen.  Jener  wurde  dann  die  Prüfai| 
dieses  AppellatioDsrichters  furchten,  dieser  werde,  höher  und  aufgeklärUl 
den  Interessen  der  Parteien  ferner  stehend,  der  Gerechtigkeit  mehrgeDösl 
und  den  Parteien  den  nothwendigen  Schutz  gewähren.  Für  üie  öip 
nisation  der  Appellationsgerichte  hatte  das  Gomite  der  Ooastit&a!* 
vorgeschlagen,  dass  man  ein  solches  Gericht  für  zwei  oder  drei  D'^^^t 
tements  einrichten,  jedes  aus  acht  Richtern  zusamraensetzeu  w\  Q 
zwei  Kammern  theilen  sollte.  Aber  wie  diese  Organisation  an  die  attn 
Prftsidialgerichte  erinnerte,  so  widerstrebte  sie  auch,  wie  Cbabni»> 
sagte,  der  Gleichheit.  Die  Appellationsrichter  würden  sich  bald  mdi 
dünken,  als  ein  gewöhnlicher  Richter;  der  Glaube  an  die  Gerechticix« 
des  ersten  Richters  wurde  bald  verschwinden,  und  man  würde  ktui^ 
weisen  Männer  mehr  für  diese  finden.  Um  diesen  Einwürfen  ita^ 
Gewah  in  nehmen,  hatte  man  sich  schnell  dahin  geeinigt,  das^'  «>< 
Districtsrichter  auch  Appellationsrichter  einer  des  anderen  sein  soütes ' 
Vergebens  widerstrebte  Thouret  und  zeigte,  wie  man  dann  die  ZjL 
der  Richter  vermehren  müsste;  vergebens  zeigte  Le  Chapelier.  «i^« 
dann  eigentlich  in  derselben  Sache  dieselben  Richter  zweimal  enUca» 


1)  OesetB  vom  1.  September   1790   Art.   10,   18--S8.   Febraar  1790  ^ 
e^tr.  Mlrz  1Y91. 

S)  A.  C.  vom  1.  Mai  1790. 
8)  A.  C.  vom  88.  JoH  1790. 
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deo  and  dass  die  Appellation  doch  nar  daon  einen  Sinn  haben  würde,  ^ 
sie  an  einen  Richter  gehe,  der,  durch  eine  höhere  Steliong  ansgexeidinet, 
in  Mitte  einer  grossen  Stadt  und  eines  grossen  Gesch&ftslnreises  am 
besten  dasu  geeignet  sei  Dennoch  acceptirte  man  mit  grosser  Majorität 
den  Vorschlag,  dass  die  Richter  der  Districtstribnnale  sich  gegensdtig 
Appellationsrichter  sein  sollen,  weil  man  damit  someist  der  Chimftre 
der  absoluten  Gleichheit  genügte.  So  waren  die  Districtstribunale 
erstens  Gerichte  erster  Instanz  und  sweitens  AppeUationsgerichte. 

Als  Gerichte  erster  Instanz  erkannten  sie  über  alle  Real-,  Personal-  ^*«  Dbtrieu. 

triboiiAlc  Als 

and  gemischten  Klagen  mit  Ausnahme  jener,  die  den  Friedensgerichten  Gerichte  «nur 
und  Handelstribunalen  vorbehalten  waren.  In  Klagen,  deren  Streit-  insua«. 
gegenständ  einen  Werth  von  50  — 1000  Livres  betrug,  entschieden  sie 
auch  als  letzte  Instanz,  ebenso  dann,  wenn  die  Parteien  von  vorn« 
herein  auf  die  Appellation  verzichteten  ■).  Sie  entschieden  als  Appel-  ^^  oiM^nau- 
Utionsrichter  über  die  von  den  Friedensrichtern  ei^angenen  Urth^le  Appeiutiom- 
in  einem  Collegium  von  drei  Richtern  und  in  FftUen  der  Appellation  t^^^^^- 
von  einem  Districtsgericht  in  einem  Collegium  von  vier  Richtern.  In 
dieser  Richtung  konnten  die  Parteien  durch  eine  dem  Greffier  über- 
gebene  Erklftrung  nach  Belieben  ein  Tribunal  des  KOnigieichs  wfthlen. 
In  Ermangelung  eines  solchen  Debereinkommens  musste  die  Appellation 
bei  einem  der  sieben  nächstgelegenen  Tribunale  angebracht  werden« 
von  denen  wenigstens  eins  ausserhalb  des  Departements  des  erstent- 
ücheidenden  Gerichtes  lag.  Die  beiden  Partien  konnten  je  drei  der 
Gerichte  ausschlagen.  Wenn  drei  Parteien  waren,  konnte  jede  swet, 
wenn  sechs,  jede  ein  Tribunal  ansschliessen.  Gab  es  mehr  als  sechs 
Parteien,  so  wurden  von  den  Districtsdirectorien  ebensoviel  Tribnniüe 
xor  Concurrenz  der  Appellalion  vorgeschlagen.  Nach  viKigencimmener 
Recusation  wurde  die  Streitsache  vor  das  nicht  ausgeschlossene  Tri- 
bunal gebracht  oder  vor  jenes,  über  welches  die  Parteien  aich  vereinigt 
Im  FaU  weniger  als  sechs  Tribunale  ausgeschlossen  wurden,  S0  wühlte 
die  Partei,  welche  zuerst  die  Appellation  gefordert»  das  AppSiUations- 
gericht^).  Die  Urtheile,  sowohl  in  erster  als  iweitßr  bstwiSt  seriBlIen 
in  4  Theile:  Name  und  Stand  der  Parteien|,  die  VhUmh^  /und  das 
Recht,  auf  das  die  Klage  sich  stützt,  di^  ResuUati  welches  die  Unter- 
SQchnng  ergeben,  und  die  Motive»  welche  das  Pftheil  rechtfertigen» 
endlich  das  Urtheil  selbst  Ausser  dieiser  Coqpßtenz  ivnfaaaten 
die  Gerichte  noch  aUe  jene  S^eitgegenstünde,  die  ehemals  d^ 
Specialgerichten  übergeben  waren.  Sie  übten  hier  eine  mit  den 
Dbtrietsdirectorien  getheilte  Gerichtsbarkeit  und  zwar  über  einiache 


1)  Gesete  vom  0—17.  September  1790. 
t)  Gesets  vo«  18.  Oetober  1790.  Tit.  VH, 

la* 
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Memoiren,  Aber  Klagen  in  Betreff  der  indirecten  Steuern,  aber  PoVna- 
Sachen  in  Betreff  der  Heerstrassen  und  Wege,  über  Forstfrevel  aod 
Patentverletzungen  u.  s.  w. ').  Für  die  Entscbeidangen  dieser  Ao^e* 
legenheiten  waren  zwei  Tage  der  Woche  bestimmt  und  ein  CoUeginm 
von  drei  Richtern.  Die  Verbandlangen  der  Districtstribnnale  waren 
öflfontlich  und  uündhch  und  die  ZnhOrer  an  Ruhe  und  Anstand  ge- 
bunden. Für  jede  Störung  im  Innern  der  Gericbtssäle  konnten  die 
Richter  Strafen  bis  3  Tage  Arrest  aussprechen*).  Die  DistrictstiK 
bunale  haben  zwei  Monate  Ferien,  vom  15.  September  bis  15.  November. 
während  welcher  Zeit  die  Directoren  der  Jury  alle  Geschäfte  summa- 
risch und  provisorisch  entscheiden. 
Der  königliche  Neben  jedem  Districtatribunal  war,  wie  gesagt,  ein  königlif^b^f 
^den^DuiricJ.  Commissar  angestellt.  Er  halte  aber  die  Ordnung  der  Gerichtsl)arkeit 
tribunaien.  2Q  wachefl,  Über  die  genaue  Befolgung  der  Gesetze  und  über  alles  vav 
Oberhaupt  die  Öffentliche  Ordnung  interessirte.  Nach  besonderem  Wunsch. 
nicht  als  in  seiner  Machtbefugniss  liegend,  vertrat  er  die  Interessen  der 
Waisen,  Höndel,  Frauen  und  Abwesenden,  die  Literessen  dar  Gemeiudes 
und  der  Nation  in  Eigenthnms*  und  Besitzklagen.  Er  war  in  Crimiosl- 
Sachen  gleichfalls  nicht  öffentlicher  Ankläger,  sondern  nur  Beanfscih 
tiger  des  Processganges.  Doch  denunciirte  er  dem  Jnrjdirector  est- 
weder  nach  seiner  Dienstpflicht  oder  auf  Befehl  des  KOnigs  die  Atteotil 
g^en  die  persönliche  Freiheit  oder  die  Freiheit  des  Verkehrs,  ^ 
Steuereriiebung,  die  Verletzungen  der  Gesetze  durch  die  Beamten  ^ 
Richter  und  aller  Befehle  der  Executivorgane').  Auch  diese  Bestie 
mungen  waren  aus  einem  heftigen  Principienkampf  hervoi^egangar. 
Der  König  war  von  jeder  Einwirkung  auf  die  Gerichtsbarkeit  aa^e 
schloi^en,  und  man  zweifelte,  ob  man  ihm  selbst  das  Recht  gebei 
sollte,  dieselbe  durch  seine  Beamten  zu  flberwachen.  Chabrand  al>;s 
stand  hier  trotz  seiner  so  democratischen  Gesinnung  anf  Seiten  d*-: 
königlichen  Gewalt.  „Ihr  habt  dem  König,^  sagte  er,  „die  Eiecutli« 
der  Gesetze  übertragen.  Wenn  der  Arme  unterdrückt  wird,  i^enn  «1» 
IKßttwen  und  Waisen  ohne  Veitheidigung  sind,  so  ist  derjenige,  der  dif 
Gesetze  volhsieht,  auch  der  Vertbeidiger  derselben.  In  dieser  Bezfebur^ 
verdient  der  König  den  Namen  eifieiB  Vatefs  des  Volkes.*'  In  die>ec 
Sinne  wollte  er  den  königlichen  Commissären  nicht  Mos  im  Cin^ 
verfahren  eine  Thätigkeit  einräumen,  sondern  auch  im  Strafprocc^: 
ihnen  die  öffentlidie  Anklage  überwdsen.   Jch  würde  den  Ort  fiietec. 


1)  Qesetz  Tom  3-17.  Mars  1701. 

2)  Decret  ^om  8.  und  9.  October  ^  3.  November  1789  and  Dccret  rcir 
18.  October  1790. 

8)  Qeseti  rom  16-.24.    Aii^st   1790  Tit.  Vm.;  6-27.  MSrt  ITSI  a.i 
89,  September  bis  6.  October  1791. 
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wo  der  erste  Beste  das  Recht  haben  kanD>  mich  im  Namen  des  Volkes 
aDzuklageo.  Das  wäre  das  beste  Mittel  die  individnelle  Freiheit  zu 
geflhrdeo. . . .  Uebrigens  muss  auch  der  König  wie  ein  wesentlicher 
Tbeil  in  der  Constitution  stehen,  und  es  soll  ihm'  ein  Platz  gegeben 
sein  zwischen  dem  Gesetz  und  den  Verletzern  des  Gesetzes.  Befreit 
von  der  Furcht,  ihn  zu  meinem  Richter  zu  haben,  fordere  ich  doch, 
dass  er  mein  BeschGtJser  sei*)/*  Man  vergass  im  selben  Angenblioke, 
dasd  man  auf  diese  Art  in  die  Band  eines  Beamten  eine  ungeheuere 
Gewalt  legte,  die  um  so  gefährlicher  sein  musste,  als  sie  eben  unver- 
antwortlich geübt  und  durch  eine  lebenslängliche  Anstellung  geschützt 
wurde.  Aber  wie  in  vielen  anderen  Beziehungen  die  Furcht  vor  einer 
Idee  die  Art  ihre  Durchführung  bestimmte,  so  war  es  hier  die  Schön- 
h^t  derselben,  die  über  die  Gefahren  der  Anwendung  täuschte.  So 
aahm.  die  Constituante  die  Vorschläge  Chabraud's  an  und  uberliess 
dem  KOnig  die  Ernennung  der  Beamten  des  Ministere  public.  Aber 
die  Gewalt  derselben  sollte  nur  im  Civilprocess  in  der  Erhaltung  der 
Gesetze»  in  der  Unterstützung  der  zu  vertheidigenden  Interessen  und  in 
der  ESLectttion  des  Urtheils  sich  entfalten.  Vom  Criminalprocess  blieben 
sie  ausgeschlossen,  und  die  öffentliche  Anklage,  obgleich  man  sie  aner- 
kannte, sollte  den  vom  Volk  gewählten  öffentlichen  Anklägern  übertragen 
werden.  „Denn,^  erklärte  Thouret  *),  ^das  Volk  darf  nur  jene  Functionen 
ibertragen,  die  es  nicht  selbst  üben  kann,  und  eine  üebertragung,  die 
es  durch  Wahl  vollzieht,  kann  nicht  auf  Lebenszeit  geschehen.  Die 
iffeotlkhd  Anklage  greift  tief  in  die  moralische  Ordnung  ein  und  eine 
80  ungeheure  Gewalt  kann  nur  in  unverdächtige  Hände  gelegt  werden« 
was  nie  der  Fall  sein  kann,  w^m  man  sie  den  königlichen  Gommis- 
sären  iiberlässt»  die,  von  Höflingen  ernannt,  nur  dem  zu  Willen  sind, 
doD  sie  ihr  Amt  verdanken.^*  Vergebens  bekämpfte  Chabraud  von 
seinem  idealen  Standpunkt  diese  Vorstellungen,  vergebens  zeigte  er, 
wie  die  Richter  ohnmächtig  sein  müssten  gegenüber  einem  Ankläger, 
der  aus  der  Mitte  des  Volksvertrauens  hervorginge,  dass  auf  diese  Art 
das  Recht  bald  in  Gewalt  ausarten  wärde.  Die  Constituante  aner- 
kannt« den  Vorschlag  des  Comites  und  schloss  die  königlichen  Com- 
missäre  Yon  jeder  Mitwirkung  im  Criminalprozess  aus').  So  setzte  sie 
freilich  dieselben  in  die  ihnen  noch  gelassene  Thätigkeit  desto  kräftiger 
ein,  denn  sie  Hess  ihnen  den  schönsten  Theil.  Die  königlichen  Com- 
missäre  hatten  »die  Rolle  der  Weisheit  in  der  Wahrheit.«  Sie  waren 
»die  mässigenden  Elemente,  welche  an  die  Seite  der  zeitlichen  Richter 


1)  A.  C.  ToiD  8.  Mai  1790. 
8)  A.  C.  Tom  4.  AoRast  1790. 
3)  Decrei  vom  10.  Aagust  1790. 
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gesetzt  waren,  die  dnrch  den  ZxdaW  nnd  die  Laune  einer  Wahl  willkürlich  g^ 
wählt  und  wieder  abgeschafft  worden,  denen  ihr  Amt  wederein  Stand,  noch 
eine  heilige  Pflicht  war;  sie  waren  berufen,  dadurch  über  diese  ehien  Ein- 
fluss  auszuüben,  der  sich  mit  der  Dauer  ihrer  Function  ebenso  vergrösserD 
musste,  wie  durch  die  Schwäche  der  Gerichtsbarkeit,  das  unabweislicbe 
Resultat  der  beweglichen  und  veränderlichen  Elemente.  Dieser  Einüoss 
musste  um  so  grösser  werden,  als  doch  in  dieser  Stellung  am  finde ... 
alles  Licht  nicht  von  den  Richtern,  sondern  dem  Ministere  public  kam  *).* 

Die  Handelstribunale. 

^^*  Als  die  Constituante  die  neunte  Frage  sich  zur  Berathnng  vorlegte. 

der  ob  dieselben  Richter  über  alle  Streitsachen  erkennen  oder  für  die; 
8oDderg«richte.  y^g^y^jj^jjgn  Sachen  des  Handels,  der  Administration,  der  Steoer 
und  Polizei  besondere  Gmchte  errichtet  werden  sollten,  erklärte  das 
Comite  der  Constitution,  dass  besondere  Verwaltungsgerichte  nnab- 
weislich  nöthig  wären,  nnd  die  Constituante  legte  die  Frage  bis  rar 
JBerathung  des  Organisationsgesetzes  derselben  zurück.  Es  blieb  nor 
die  engere  Frage  ob  Handelsgerichte  errichtet  werden  sollen.  Eioig? 
Deputirte  erkannten  in  ihnen  nur  die  Veranlassung  zur  Müglicbkut 
der  Competenzconflicte,  und  Fermont  und  Goupil  de  Prefeln  wolh^ 
die  Natzlosigkmt  der  Sondergerichte  aus  dem  neuen  Regime  bewei^e^ 
in  welchem  das  Volk  ja  seine  Richter  wählte,  die  neuen  Gerichte  alse 
derart  das  Vertrauen  genössen,  dass  sie  für  alle  StreitgegeDstiolii 
•  eompetent  sein  müssten').  Frühzeitig  aber  hatte  man  in  Fraakreid 
die  Bedeutung  des  Handels  und  die  Lage  des  Landes  für  den  WeH* 
handel  erkannt  und  in  besonderen  Gerichten  für  die  Seefahrer  Schoettif- 
keit  und  Sicherheit  in  der  Bntscbridung  ihrer  Streitigkeiten  geschsfeo 
Nach  langer  Praxis  hatte  ihnen  der  Cansler  THopital  dnrch  sebe 
Gesetzgebung  im  Jahre  1563  eine  feste  Basis  gegeben  nnd  die  gross« 
Ordonnanzen  Colbert's  von  1681  über  die  Schiffahrt  und  von  1673  nb^ 
den  continentalen  Handel  die  Bildung  besonderer  Gerichte  und  ihr  Ver 
fahren  so  genau  geordnet,  dass  die  Wohlthaten  derselben  bei  der 
übrigen  schlechten  GerichtsverwaJtung  von  Niemandem  verkannt  wenifc 
konnten').  Daher  begehrten  auch  die  Gahiers  und  besonders  jeoe 
der  am  Meer  gelegenen  Districte  die  Erhaltung  dieser  Gerichte,  nod 
fast  mit  Einstimmigkeit  acceptirte  die  Constituante  die  Sddj^o^ 
lyelche  mit  dem  Ruhm  l'Ho^tals  verknüpft  war^). 


1)  Hiver:    Histoire  critique    des  in^titntioD]|   judieinires   d«   !•  FrftM«  ^ 
l7eü  jiiaqa'i  1848  S,  132. 

3)  A.  C.  vom  17,  Mfti  179CL 

S)  Brevrtr  «.  a.  O.  Bd,  IJ,  Abschü,  b,  B.  162  n.  ft 

4)  Beeret  vdtd  17.  Mu  1700. 
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Bei  der  Errichtung  derselben  hatte  die  Gesetzgebung  wenig  Neues  ^*« 
zu  schaffen,  sie  konnte  nur  die  Ordnung  der  alten  Consulat-  und  Han«-  ^^nd'lhr«^ 
delsgerichte  verbessern.  Die  oben  erwähnten  Gesetze  dienten  selbst  Orgamiation. 
Doch  dem  Handelsgesetzbuch  Napoleon's  als  alleinige  und  umfassende 
Quelle.  Die  Constituante  bestimmte  in  einer  Reihe  von  Gesetzen  die 
Orte,  in  denen  Handelsgerichte  errichtet  werden  sollten,  und  errichtete 
dieselben  alle  nach  demselben  Muster  mit  Ausnahme  des  Handelstri* 
bnnals  von  Paris,  das  durch  die  Bedeutung  der  Stadt,  die  Grösse  des 
Geschäftsbetriebes  diese  erheischte').  In  den  Seestädten  und  jenen 
Landstädten,  für  welche  die  Verwaltung  des  Departements  es  n&thig 
erachte,  sollten  diese  Ausnahmegerichte  eingeführt  werden.  Da,  wo 
sie  errichtet  waren,  dehnte  sich  ihre  Competenz  über  die  ganze  Aus- 
dehnung des  Districts  aus,  für  den  sie  errichtet.  Jedes  Handelstribunal 
war  zusammengesetzt  aus  einem  Präsidenten  und  fünf  Richtern,  jenes 
von  Paris  und  Lyon  hatte  ausserdem  noch  vier  Suppleants.  Die 
Handelsrichter  wurden  aus  der  Versammlung  der  Kauf-  und  Geschäfts- 
leute, der  Fabrikanten  und  Handelsherren  der  Stadt  gewählt,  in  der 
(las  Gericht  errichtet  werden  sollte.  Nur  in  Paris  und  Lyon  hatte  die 
Wahl  zwei  Grade.  Alle  Kanfiente,  die  ein  Jahr  lang  in  der  Stadt  ihr 
Geschäft  haben,  wählen  einen  Wahlmann  auf  25  Wahlberechtigte.  Die 
Wahlmänner  wählen  dann  die  Richter.  Jeder  Handelsrichter  muss 
wenigstens  30  Jahre  zählen  und  seit  5  Jahren  in  der  Stadt  des  Ge- 
richtes sein  Geschäft  geführt  hshem.  Dm  Präsident  eines  Handelsge- 
richtes za  sein,  muss  man  35  Jahre  alt  sein  und  10  Jahre  im  Ort  des 
Gerichts  sein  Geschäft  geleitet  haben.  Die  Richter  werden  auf  2  Jahre 
gewählt.  Alle  Jahre  scheidet  die  Hälfte  derselben  aus.  Hit  der 
FancUon  eines  Handelsrichters  kann  kein  anderes  öffentliches  Amt 
vereinigt  werden.  Der  Generalrath  der  Gemeinde  installirt  das  Gerieht 
und  nimmt  von  den  Richtern  den  Treueid  entgegen*).  Bei  jedem 
Handeisgericht  ist  ein  Greffier  angestellt,  der,  ebenso  wie  jene,  dem 
Kstrictstribunale  cautionspflichtig  ist  und  denselben  Gehalt,  wie  diese^ 
erhält').  Für  ihn  gelten  dieselben  Bedingungen  in  Betreff  des  Alters 
von  25  Jahren,  <He  Ausschliessungsgründe  in  Ansehung  der  Verwandt* 
Schaft  mit  den  Richtern,  wie  für  die  Districtstribunale.  Wenigstens 
drei  Richter  müssen  an  der  Entscheidung  eines  Streites  und  der  Fäl- 
lung eines  ürtbeils  Thoil  nehmen  *)  .Sie  erkennen  über  alle  Handelt» 
geschäfte,  aber  nur  als  Givilgeschäfte,  nicht  über  Prisenstreitigkeiten 


1)  Decret  yum  4.  Februar  1701. 

2)  Decret  Tom  27.  Mai  1791,  94-^30.  Man  1791,  4.  Februmr  1791. 
3}  Geeets  vom  16--.84.  August  1790  Tit.  IX. 

4)  Gesets  vom  10—16.  Juli  1792. 
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und  Dinge,  welche  eine  strafgerichtliche  Verfolgung  n6thig  macbeo. 
Sie  erkennen  als  erste  und  letzte  Instanz  über  alle  Streitsachen  im 
Werth  bis  zu  1000  Livres  nnd  ohne  Rücksicht  anf  den  Werth  übtr 
alle,  worüber  die  Parteien  auf  eine  Appellation  verzichtet  haben.  AUe 
ihre  Urtheile  sind  selbst  im  Fall  der  Appellationszulässigkeit  proyiso- 
risch  vollstreckbar.  Die  Districtstribunale  treten  da,  wo  es  keioe 
Handelsgerichte  giebt,  in  die  Competenz  derselben  ein  und  richtea, 
wie  diese,  in  derselben  Form  und  gleicher  Wirkung.  Die  AppeUatiofl| 
geht  von  einen  Handelsgericht  an  eines  der  sieben  Districtstribonakl 
welche  in  dem  Gebiet  des  Handelsgerichts  liegen,  wie  im  Fall  der 
Appellation  von  einem  Districtsgericht  M.  Die  Handelsgerichte  habeo, 
mit  Ausnahme  der  Sonntage,  täglich  eine  Gerichtssitzung  zu  halten.  Sie 
sind  oompetent,  ihre  eigene  Polizeiordnung  im  Gerichtsiocale  aufEastelkfi 
und  die  Verletzungen  derselben,  wie  die  Districtstribunale,  zu  ahnden -i. 

Die  Advocaten  und   Officiers  ministeriels. 
^^^  Kein  Stand  nimmt  in  Frankreich  so  an  dem  Ruhme  der  Geschicbte 

AdvocMeli^tand.  ^^^  Laudcs  Und  seiner  geistigen  Grösse  Theil,  als  der  AdTocatea- 
stand.  Von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Revolution ,  nach  ihr  bis  aui 
die  Gegenwart,  ist  er  es,  der  die  gewandtesten  Kämpfer  fär  Rreiheif 
und  Recht,  die  Entwicklung  beider  und  ihrer  Herrschaft  stellt,  ist« 
es,  der  dem  Volke  seine  Führer  und  seine  Vertheidiger  liefert.  5f< 
gends  aber  auch  nahm  je  und  nimmt  dieser  Stand  eine  so  hervoirages^ 
Stelle  ein,  als  eben  in  Frankreich.  Und  diese  sociale  Macht,  an^ 
rüstet  mit  einer  Selbstständigkeit  und  Freiheit,  die  ihres  Gleichen  du^ 
gends  findet,  war  und  ist  heute  noch  die  Basis  der  grossartigen  p 
tischen  Bedeutung  desselben.  Aus  dem  Advocatenstande  gingen  d» 
grossen  Gesetzgeber  Frankreichs  hervor,  die  Urheber  bedeutender  Er- 
eignisse im  Innern  des  Landes,  die  Helden  der  Revolutionen.  Seit  der 
Revolution  waren  zwei  Drittel  der  Männer,  die  zu  den  seither  gebil- 
deten 33  Justizministerien  berufen  worden,  diesem  Stande  angehöhg^)- 
Aber  trotz  des  Glanzes,  den  die  Geschichte  ihnen  verlieh,  den  die  Zo* 
knnft  ihnen  vorbehielt,  verschwindet  er  dennoch  vollständig  wihreo^ 
der  Revolution.  „Die  Gesetzgeber  dieser  Zeit,  welche  so  oft  d^ 
Grenzen  fiberschritten ,  die  sie  sich  gesetzt  hatten ,  fanden  anch  d^ 
Advocatenstand  auf  ihrem  Wege.  Zu  leicht  vergessend,  dass  die  Nator 
selbst  eine  weite  und  tiefe  Scheidelinie  gezogen   hat  zwisdien  dec 


1)  Decret  vom  24—30.  März  1791. 
2}  Gesetz  vom  88.. Februar  ~  17.  April  1791  Art.  9—6. 
S)  Frej,  Frankreichs  Civil-  und  CriminalyerfaBSUDg  mit  fieng  so/ EbT 
lasd.     ia51.    8.  300,  ond  Gandry:    Histöire  da  Barreau  de  Paris  1866 
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Sachen,  deaen  sie  eine  äussere  Aehnlirhkeit  manchmal  gegeben,  trafen 
sie  den  Stand  mit  denselben  Waffen,  mit  denen  man  den  Boden 
Frankreichs  von  jenen  zahlreichen  Corporationeu  gereinigt  hatte,  welche 
in  Mitte  der  Privilegien  aller  Art  die  Entwicklung  der  moralischen 
Qod  wirthschaftlichen  Aulagen  gehindert  hatten''*). 

Nachdem  das  Studium  des  römischen  Rechts  und  die  Verbreitung 
desselben  in  Frankreich  einen  Gelehrtenstand  auch  bei  den  Gerichten 
Döthig  gemacht  und  die  geistige  Unfähigkeit  des  Einen  mit  dem  Be- 
wosstsein  der  Bildung  des  Antlern  ausgeglichen  werden  musste,  b^innt 
der  Advocatenstand  seine  Bedeutung  und  Macht  zu  entfalten.  Er 
erscheint  in  seinen  Anlangen  mit  der  besonderen  Thätigkeit  der  Parla- 
mente und  entwickelt  sich  als  eine  „Ordre  des  advocats''  mit  diesen^). 
Als  im  Laufe  der  Zeit  die  öffentlichen  Interessen  immermehr  mit  der 
Gerichtsbarkeit  verflochten  wurden,  erscheinen  die  Advocaten  neben 
den  königlichen  Procuratoren  als  die  Vertreter  derselben,  und  schon 
in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ist  das  Institut  vollkommen 
entwickelt.  Sie  erscheinen  mit  den  Procuratoren  in  den  Sitzungen 
der  Parlamente,  um  ihre  Vorträge  zu  halten,  setzen  in  peinlichen 
Sachen  die  Anklage  und  die  Belastungen  des  Angeklagten  aus  einander, 
sprechen  über  die  Verhaftungen  und  vollziehen  die  rechtskräftigen 
Urtheile.  Sie  schlagen  die  Candidaten  vor  für  die  erledigten  Stellen 
der  Gerichte  und  greifen  in  das  wirthschaftliche  Leben,  wie  in  die 
Polizeiordnang  mit  gleicher  Bedeutung  ein').  Im  17.  Jahrhundert 
erscheinen  sie  bei  allen  Gerichten  und  überall  als  die  Wächter  und 
Vertreter  der  öffentlichen  Interessen  und  der  Rechte  der  Krone.  Die 
Procuratoren  haben  die  Instruction  und  Fühning  des  Prozesses.  Die 
Advocaten  plaidiren  in  demselben.  Aber  nicht  allein  das  gelehrte 
Recht  und  die  Noth wendigkeit,  durch  rechtskundige  Männer  mit  den 
Gerichten  zn  verhandeln,  auch  die  Pinanznoth  des  Staates  hatte  bei 
der  Bildung  des  Standes  wieder  ihr  Recht  geltend  gemacht.  Er  ward 
bald  zu  einem  Monopol,  innerhalb  dessen  das  Amt  zu  einem  Gewerbe 
wurde,  das  verkauft  und  gekauft  und^vererbt  werden  konnte.  Dadurch 
sank  zuerst  der  gesammte  Stand  in  der  öffentlichen  Meinung,  denn 
aoch  dem  Unwürdigen  wurde  er  zugänglich.  Dennoch  aber  wusste 
der  Ruhm  einzelner  Männer  gerade  in  den  letzten  zwei  Jahrhunderten 
vor  der  Revolution  die  Ehre  und  den  Glanz  des  Standes  aufrecht  zu 
erhalten.  Ludwig  XIV.  gab  im  Jahre  1679  feste  Bestimmungen,  nach 
denen  man  in  den  Stand  eintreten  konnte,  welche  auch  die  Revolution 
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1)  Dalloz,  Repert  de  Legifil.     Bd.  V.    S.  463. 

2)  Brewer  a.  a.  O.     Ud.  I.    Abachoitt  3  §  2. 
8)  Waniköuig  a.  a.  O.  Bd.  I.  nor.  178. 
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noch  anfrechtzuhalten  suchte.  Die  gelehrte  Bildung  und  die  Doci 
torwürde  musste  jeden  auszeichnen,  und  der  Aelteste  des  Standes  über 
wachte  die  Probezeit  und  Amtspraxis  des  Candidaten.  Danerod  blid 
der  Advocatenstand  in  jenen  Functionen  erhalten,  welche  die  Zei 
entwickelt  hatte'). 
Die  zentörun«  ßj^  Revolutiou  brach  aus  und  raffte  mit  einem  Schlage  auch  de 
»andca  durch  ruhmgekröuteu  Stand  hinweg,  ohne  dass  aus  der  Mitte  der  ConstituaDt 
die  Revolution,  eine  einzige  Stimme  dafür  sich  erhoben  hätte.  Die  Mitglieder  de 
Constituante,  weiche  dem  Stand  angehörten,  hatten  beschlossen,  nid 
für  seine  Vertheidigung  einzutreten,  um  dem  Lande  das  Zeupu 
ihres  Gehorsams  zu  geben  und  weil  sie  erkannten,  dass  bei  der  Masü 
der  neuen  Gerichte  die  alte  Grösse  derselben  sich  nicht  aufrecht  erh» 
ten  lassen  werde*).  Als  das  Decret  vom  2.  Dezember  1790  ihn  eodlk 
als  abgeschafft  erklärte,  huldigte  Robespierre  allein  noch  einmal  dt 
Würde  und  Ehre  desselben.  Dennoch  aber  erklärte  er,  dass  aucb  k 
der  ausschliessliche  Stand  noch  wie  die  letzte  Spur  der  exilirtenFre 
heit  erscheine.  Das  Decret  erklärte,  dass  »die  Männer  des  Recht 
ehemals  Advocaten  genannt,  keinen  Stand  und  Corporation  bildi 
noch  ein  besonderes  Costüm  bei  Ausübung  ihrer  Fanctionen  traf 
dürfen."  Die  Auflösung  eines  alten  Instituts  war  leichter,  als  die  Hl 
Stellung  dessen,  was  als  Neues  gelten  sollte,  besonders  danun.  1 
das  Project  der  neuen  Organisation,  welches  der  Abgeordnete  DinocM 
am  13.  Des.  1790  einbrachte,  auch  die  Unterdrückung  jener  ofbäi 
ffiinisteriels  in  sich  schloss,  welche,  in  drei  Classen  getheilt,  al^& 
tare,  Procuratoren  und  Huissiers  in  freier  und  unabhängiger  Stella 
neben  den  Advocaten  die  meisten  in  deren  Wirksamkdt  liegefidi 
Geschäfte  besorgten.  Ich  kehre  alsbald  auf  dieselben  znrock.  Di 
vorgelegte  Project  Dinochean's  wollte  an  die  Stelle  der  AdTocateo  i 
sogenannten  hommes  de  loi  einführen.  „Die  Qualität  derselben  li 
zeichnet  auch  ihre  Natur  und  die  Ausdehnung  ihrer  Functiooec;  i 
werden  die  alleinigen  gesetzlichen  Vertheidiger  der  Parteien  sei 
welche  ihnen  ihr  Vertrauen  schenken.  Sie  werden  die  alteProfessfl 
der  Advocaten  und  Procuratoren  ausüben,  deren  Namen  in  der  nc« 
Gerichtsordnung  verschwinden."  Aber,  erklärt  er  weiter,  mann* 
der  Vertheidigung  einen  noch  grösseren  Spielraum  geben.  »Unter  aal 
wohlthätigen  Constitution,  deren  brüderliche  Grundsätze  alle  Menscki 
einander  annähern,  müssen  auch  die  Beziehungen  des  Vertraoens  m 
Interesses  diese  Bande  fester  schliessen:  es  giebt  eben  Niemanden  udm 
ihnen  der  nicht  das  Recht  hätte,  einen  andern  Bürger  zu  vertiiddk«« 


1)  Warnkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  nor.  248  n.  268. 

2)  Dalloz :  Kep.  de  LegisL  B.  V.  S.  468.  Oaudry  a.  a. 0.  B. H.  Li?.«. OtDl^ 
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Glficklich  jene,  welche  Natur  und  Stadium  bestiimnt  haben,  die 
Sehätzer  ihres  Gleichen  zu  werden  und  die  ehrendsten  Dienste  zu 
oben.  Das  werden  die  Öffentlichen  Vertheidiger  sein  („defenseurs 
officienx*').  Wenn  man  dabei  befürchtet,  dass  Schwindler  und  schlechte 
Menschen  sich  hervordrängen  werden,  so  wird  eine  öffentliche  Rfige 
des  Gerichts  jeden  Zweifel  I6sen.^ 

Nach  diesem  Project  sollten  also  an  die  Stelle  der  alten  Procura- 
toren  die  hommes  de  loi  und  an  die  Stelle  der  Advocaten  die  defen- 
seors  ofificieax  treten.  Man  anerkannte  ihre  hohe  Bedeutung  und  den 
schönen  Beruf,  aber  man  entkleidete  ihn  aller  Rechte  und  Anszeich- 
Dongen  und  wollte  ibn  in  die  Masse  des  Volkes  und  in  die  Schwäche  und 
WiUkfihr  des  Einzelnen  legen.  Viele  der  Juristen  der  Constituante  erho- 
ben sich  dagegen.  Chabraud  wollte  hier  ganz  conservativ  sein  und 
«halten,  was  bestand,  Prngnon  und  Landine  vermissten  durch  den 
Mangel  einer  Caution  auch  den  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit  und 
Verantwortlichkeit.  Aber  die  äusserste  Linke  ging  noch  weiter,  als 
der  Bericht  des  Comites,  und  wollte  auch  keine  besonderen  Kreise  der 
honmes  de  loi  und  am  15.  Dez.  1790  erklärte  denn  darnach  die  Gon- 
stitnante  die  Aufhebung  der  Verkäuflichkeit  und  Erblichkeit  aller 
Offices  ministeriels*),  und,  nachdem  Robespierre  darauf  angetragen, 
dass  alle  Bürger  das  Recht  haben  sollten,  ihre  Gerichtsinteressen  zu  ver- 
theidigen,  sei  es  in  eigner  Person,  sei  es  durch  jene,  die  ihr  Vertrauen 
SmOssen.  Dennoch  aber  fiberwand  Tronchet  in  einer  beredten  Dar- 
sMluDg  diese  Meinung.  Das  öffentliche  Interesse  schien  ihm  noth- 
wendig  gewahrt  werden  zu  mfissen,  und  dies  ist  ja  auch  das  Interesse 
der  Gerichtsparteien.  Jede  von  beiden  hat  ein  Recht,  die  Verantwor- 
tung der  Andern  zu  fordern,  und  wo  liegt  diese,  wo  ist  eine  Sicher* 
heit  mögUch,  wenn  jeder  Charlatan  und  Schwindler  vor  Gericht  als 
I^ocurator  erscheinen  kann ')?  Wie  Tronchet,  wollte  Regnault  de  Saint* 
Jean  d'Angely  in  einer  Person  die  Functionen  der  alten  Procurears 
nnd  AdTocateo  vereinen,  aber  sie  dann  auch  als  gesetzliche  Verthei- 
diger der  Parteien  vorher  schon  anzeigen.  Dahin  entschied  sich  denn  »i«  atou^i. 
auch  das  Gesetz.  »Neben  jedem  Districtstribunal  werden  besondere 
Officiers  ministeriels  oder  Avoues  angestellt,  deren  ausschliessliche 
Thitigkeit  sein  wird,  die  Parteien  zn  repräsentiren,  mit  den  Prozessacten 
baanftragt  nnd  dafflr  verantwortlich  gemacht  zu  werden,  die  Pormalien 
in  der  Procedur  zu  vollziehen  und  die  Gerichtshandlang  vorzabereiten. 
Keae  Avoues  werden  anch  mit  Wort  und  Schrift  die  Parteieii  ver- 


1)  A.  C.  TORI  13.  Dezember  1790. 

S)  Deeret  todi  11.  MKrs  1791,  Art.  t  n.  2. 

a)  A.  C.  Tom  16   Des.  1700. 
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theidigen  können,  wenn  sie  von  diesen  aasdrucklkh  dazu  antoriärt 
werden,  da  diese  selbst  immer  das  Recht  haben,  sich  selbst  darch 
Wort  und  Schrift  zu  vertbeidigen  oder  andere  öffentliche  Vertheidiger 
dazu  zu  berufen  1).  So  hatte  man  durch  diese  letztere  Bestimmimg 
wohl  das  Recht  der  freien  Vertheidigung  gewahrt,  aber  die  alten 
Rechtssätze  auf  die  unvollkommene  Schöpfung  der  Avoues  anwendeD^ 
hiess  doch  nur  das  Ungeeignete  mit  dem  Ungeeigneten  verbinden. 
Dennoch  dauerte  dieser  Zustand  bis  auf  die  Zeit  der  Reformen  Kapo- 
leon's.  Zu  dem  Amte  der  Avoues  waren  zulässig  die  alten  Magistrate 
der  königlichen  Gerichtshöfe,  die  Richter,  Advocaten  und  Fiscalproeora- 
toren  der  alten  Seigneurialgerichte,  die  ehemaligen  ersten  Clercs  der  Pro- 
curatoren  an  den  königlichen  Gerichtshöfen,  wenn  sie  25  Jahre  alt  waren 
und  eine  5 jährige  Praxis  aufweisen  konnten,  und  die  Licencies  en  droit, 
welche  dies  schon  vor  dem  4.  August  1789  waren.  Jeder  Avoue  hat 
vor  dem  Tribunal,  bei  dem  er  angestellt  ist,  den  Eid  der  Treae  zu  leisten 
und  sich  in  die  Register  des  Greffier  eintragen  zu  lassen.  Keiner  kann  ig 
derselben  Zeit  an  mehreren  Tribunalen  sein  Amt  ausüben.  In  ihren 
Taxen  und  Entschädigungen  sind  sie  ^bei  Strafe  des  Verlustes  ihrer 
Würde  an  die  Bestimmungen  der  Gesetze  und  Verordnungen  gebunden'). 
Die  HniR^ierF.  2nm  Hiuistere  public  gehörten  ferner  die  Huissiers.  Schon  in 
15.  Jahrhundert  erscheinen  sie  unter  den  verschiedensten  Namen  nnd 
sehr  zahlreich  und  als  Personen  mit  öffentlichem  Charakter.  Sie  sind 
Geiichtsdiener  im  engsten  Sinn  des  Wortes,  laden  die  Parteien  vor 
Gericht,  theilen  denselben  die  Processschriften  mit  und  haben  über 
Ruhe  und  Ordnung  bei  den  Gerichtssitzungen  zu  wachen.  Sie  beziehen 
von  den  Parteien  für  ihre  Dienste  gewisse  Gebühren,  welche  frühzeitig 
genau  bestimmt  wurden.  Vor  der  Revolution  war  das  Institut  voll- 
ständig organisirt.  Man  unterschied  47  Arten  dieser  Unterbeamtou 
Nur  die  Gerichtsdiener  der  Parlamente  und  höheren  Gollegialgeridite 
führten  den  Namen  der  Huissiers,  die  der  niederen  Gerichte  hiesseo 
Sergens.  Von  den  gewöhnlichen  Gerichtsdienem  unterschied  man  die 
bei  den  Gerichtssitzungen  fungirenden  Huissiers  audienders.  Für  die 
Vornahme  von  Mobiliartaxationen  und  Versteigerungen  gab  es  in  den 
grösseren  Städten  besondere  Huissiers  priseurs.  Ihre  Aemter  waren 
verkäuflich').  Die  Revolution  änderte  an  ihrer  Stellung  wenig.  Die 
Huissiers  der  verschiedensten  Art  konnten  mit  einander  in  dem  Bezirk 
eines  Districtstribunals,  bei  dem  sie  eingetragen  waren,  concurriren,  alle 
FoBCtioneD  üben,  d.  h.  die  Parteien  vor  Gericht  laden,  die  Process- 


1)  Gesets  Tom  11.  März  1791  Art.  3. 

2)  Beeret  Tom  20.  Jan.  1791  und  20.  M&rz  1791. 
8)  Wamkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  nor.  180  und  249. 
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Stöcke  ihnen  roittheilen  nnd  die  Execution  der  Urtheile  vollziehen. 
Nor  die  Hoissiers  audienciers  konnten  von  Avoue  za  Avoue  die  Pro- 
zessaeten  liefern.  Ein  besonderes  Costüm  zeichnete  sie  aus.  Ihr  Amt 
war,  wie  ehemals,  käuflich  und  an  die  Erwerbung  eines  Patentes 
gebuBden'). 

Frühzeitig  hatten  sieb  für  die  Ausfertigung  von  Urkunden  über    ^^*  i^our: 
Vertrage,   Testamente   n.  s.  w.  die   besonderen  Aemter   der   Notare 
gebildet    Jeder  Grundherr  hatte,  wie  der  König,  für  sein  Gebiet  be- 
sondere.  Erst  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  wurden  sie  zu  königlichen 
Beamten.    Ihre  Acte  hatten,  wenn  sie  mit  dem  officiellen  Notariats- 
siegel versehen  waren,   Beweiskraft.    Der  König  ernannte  sie  zuerst 
för  jeden  Bezirk  eines  Bailii  oder  Seuechalls  ebenso,  wie  für  die  Prevöte 
von  Paris.    Die  letzteren  bildeten  ein  eigenes  Collegium  und  hiessen 
Notaires   du  Chatelet.    Nach  dem  Tode  eines  Notars  gingen  die  von 
ikin  aufbewahrten  ProtocoUe  und  Urtexte  der  Acten  in  die  königlichen 
Archive   über.    Für  ihre  Mühwaltnng  bezogen  sie  die  gesetzlich  be- 
stimmten Taxen.    Im  Lauf  der  Zeit   wurde  auch  dieses  Amt,   trotz 
der  Achtung,  die  es  genoss,  und  trotz  seiner  hoben  wissenschaftlichen 
Bedeutung  verkäuflich.    Franz  I.  trennte  wieder  von  den  Notaren  mit 
dem  Recht,  die  Acten  auszufertigen,  die  Tabellions  mit  dem  Recht, 
diese  Acten  aufzubewahren.    Heinrich  III.  errichtete  in  jedem  Gerichta- 
bezirk  ein  besonderes  Controlamt  der  Notariatsacte  über  mehr  als  eine 
gewisse  Summe.    Da  alle  Notariatsacte  im  Namen  des  Königs  aus- 
gefertigt wurden,  so  hatten  sie  natürlich  auch  im  ganzen  Reiche  Gel- 
tong^).    Die  Anh&ufung  der  Stellen  mit  gleicher  Thätigkeit,  die  Ver- 
k&uflichkeit  und  Vererblichkeit  hatten  auch  das  Ansehen  des  Notariats 
bedeutend   geschmälert.    Die  Revolution   schaffte   mit  der  Auflösung 
des  alten  Ministere  public  auch  die  alte  Notariatsordnung  ab  *).    Auf  nie  Notariat!, 
den  Antrag  des  Deputirten  Frochot  vom  25.  September  1791   sollte    coa^mant«. 
eine  ganz  neue  Gesetzgebung  das  Institut  regeln.    Die  Basis  desselben    > 
war  die   Abschaffung    der   Verkäuflichkeit    und   die   Aufhebung   der 
Trennung  der  gleichartigen  Geschäfte.    Oeffentlichc  Notaie,  beschränkt 
in  ihrer  Zahl,  für  Lebenszeit  eingesetzt,  sollten  die  Geschäfte  der  alten 
Beamten  übernehmen.     Die  Beschränkung  sollte    eingeführt   werden, 
erklärte  Frochot,  damit  nicht  die  Unfähigkeit  ins  Amt  gelange;  die 
lebenslängliche  Anstellung,  weil  »der  Notar  kein  Richter,  sondern  ein 
Rath,  ein  Freund  der  Partei  ist  und  keine  Gewalt  zu  missbrauchen  hat, 
lofidern  blos  ein  Organ  des  Willens  der  Parteien  ist...   Das  Ver- 


1)  Gesetz  vom  26.  Aug.  —  2.  Sept.  1790,  6-27.  März  1791  and  17.  Man  1791. 

2)  Warnkdnig  a.  a.  O.  Bd.  I.  nor.  145,  190  und  267. 
8}  Decret  vom  29.  Sept  1791  Tit.  I.  Sect  1.  Art  1. 


trauen  allein  setzt  ihn  in  die  Aasübung  seiner  FunctioneD  ein.*  Jederi 
Notar  soll  an  dem  Orte  wohnen,  wo  er  seine  Functionen  ausübt,  utdl 
übt  dieselben  in  Concurrenz  mit  allen  anderen  desselben  Departeme&ts.! 
Ueber  diese  Grenze  hinaus  aber  darf  keiner  seine  Thätigkeit  aosdehDeiJ 
obgleich  ihre  Acte  im  ganzen  Lande  Gültigkeit  haben.  Die  Besetrai» 
der  Notariatsstellen  soll  durch  Concurs  geschehen,  der  alle  Jahre  ai^ 
1.  September  Statt  hat  Zu  diesem  Concurs  werden  alle  Burger  iTigej 
lassen,  wenn  sie  in  die  Bürgerlisten  eingetragen  sind,  das  25.  Lebeasjaki 
erreicht  haben  und  wenigstens  8  Jahre  bei  einem  Procurator,  A?0Qe 
Notar  Gerichtspraxis  aufweisen  können.  Auch  Richter  und  Uommes 
loi  können  am  Concurs  theilnehmen,  wenn  sie  eine  5 jährige  Gerkhi 
praxis  aufweisen.  Die  Concursrichter  sind  zwei  Tiibuualsrichter 
der  königliche  Commissär  am  Tribunal  des  Departements,  zwei  Mit 
glieder  des  Departementsdirectoriums,  der  Procureur  geoeral  spdi« 
und  die  drei  ältesten  Notare  der  Stadt  Die  Majorität  der  StimiDe 
entscheidet  über  die  Zulässigkeit  und  bei  Stimmengleichheit  bei  melmr 
ren  Concurrenten  das  Alter  der  Candidaten.  Jeder  Notar  ist  caatioa^ 
pflichtig  und  zwar  mit  einer  nach  der  Einwohnerzahl  der  Stadt,  f 
der  er  seinen  Sitz  hat,  bemessenen  Summe  von  400  bis  2000  Frai» 
Keia  Notar  kann  seine  geforderte  Hülfe  verweigern.  In  der  Aosstellia 
der  Acten  ist  er  an  gesetzlich  bestimmte  Formulare  gebunden  0-  ' 
Form  der  Anstellung  der  Notare  durch  Concurs,  wie  sie  das  Gei 
der  Constituante  bestimmte,  kam,  da  die  alten  Beamten,  am  ii 
Uebergang  zu  ermitteln,  in  ihrem  Dienste  erhalten  blieben,  nicht l 
Stande,  dennoch  aber  wird,  seitdem  die  Gesetzgebung  Napoleoo'si 
Ernennung  durch  das  Staatsoberhaupt  wieder  einführte,  dieselbe  li 
eine  vorzügliche  Form  anerkannt  und  ihre  Wiederbelebung  gewünscht^! 


Die  CrintiimUustlB. 

Reformen  der  Criminaljustiz. 
w«    ^  In  der  vorhergehenden  Einleitung  zur  Gerichtsorganisation  )ü^ 

ich  schon  darauf  hingewiesen,  wie  Geist  und  Form  des  Gouverneffiä* 
aneien  R^fime.  ümner  Geist  uud  Form  alier  Institutionen  des  Staats-  und  Gesel 
Schaftslebens  beeinflusst.  Nirgends  kommt  dies  mehr  zum  Aosdnui 
als  in  der  Criminalgerichtsbarkeit.  Die  Allmacht  und  UobesdiriBto- 
heit  des  Gouvernements  findet  in  der  lebenslosen  Abh&ngi^^i^  ^ 


OrimiiuiIjUKUs 
det 


1)  Gesetz  rom  29.  Sept  1791  Tit«  n.  Art  1  -20  and  17.  April  1791 
2}  Hiver  a.  a.  O.  S.  161. 
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Gerichte  ihre  Stütze  und  Weiteren twicklang,  die  Willkür  desselben 
in  der  recht-  und  gesetzlosen  Handhabung  der  Gerichtsbarkeit  ihre 
traarige  Fortöetzung.  Den  Zweifel  der  Regierung  kann  nur  Befehl 
und  Verordnung  für  vorabergehende  Erscheinungen  lösen;  der  Mangel 
einer  festen  Gesetzgebung  bildet  ihre  Kraft  und  Nothwendigkeit,  und 
bei  den  Gerichten  macht  sie  Vermögen,  Ehre  und  Leben  von  der 
Stimmung  oder  dem  persönlichen  Rechtsgefühl  des  Richters  abhängig« 
ttod  oft  kann  dieses  nicht  einmal  entscheiden,  da  das  Urtheil  durch 
die  Unsicherheit  des  Rechts  in  Verwirrung  geräth.  So  war  es  vor 
der  Revolution,  und  nach  diesen  Grundlagen  hatte  sich  in  den  letzten 
drei  Jahrhunderten  die  Strafgerichtsbarkeit  entwickelt  Der  discretio- 
Qären  Gewalt  der  Magistrate  war  Recht  und  Strafe  überlassen«  Die 
Procedur  war  durch  das  schriftliche  Verfahren  in  das  Labyrinth  des 
ijeheimnisses  gedrängt  und  durch  die  Verschiedenheit  der  Gerichts- 
Herrlichkeit,  obgleich  jene  der  Feudalherren  in  den  letzten  Jahrhunder- 
ten des  ancien  Regime  nur  mehr  den  Namen  nach  existirte,  der  EtnMl 
and  Gleichheit  eüi  dauerndes  Hinderniss  gesetzt.  Der  Angeklagte 
wnsste  nichts  vom  Gange  des  Processes,  er  war,  ohne  Yertheidiger, 
schutzlos  gegen  Intrigue  und  Gewalttbat.  Knleend  musste  er  das 
Urtheil  hören,  und  erst  dieses  gab  ihm  Entscheidung  seines  Geschicks. 
Dem  UrtheU,  kaum  gesprochen,  folgte  an  demselben  Tag  die  Exe- 
cutioD.  Die  urtbeilenden  Richter  selbst  entschieden  und  prüften  vor 
dem  endgültigen  Spruch  die  möglichen  Nichtigkeitsgründe  dös  Processes« 
und  nur  bei  schweren  körperlichen  Strafen  konnte  eine  Appellation 
oder  vielmehr  eine  Revision  an  die  Parlamente  gelangen.  Die  Schrecken 
der  Tortur  begleiteten  für  Schuld  und  Mitschuld  den  Process.  Eine 
Menge  Ausnahmsfälle  und  Ausnahmegerichte  durchkreuzten  die  gemeine 
Gerichtsbarkeit ' ). 

Lange   vor  der  Revolution   hatte  die  öffentliche  Meinung   schon     i><«  !>«<'«» 
Uut  eine  Reformation  der  Criminaljustiz  gefordert  und  Ludwig  XVL,  4*r*sTr»fliMüi 
mehr  von  seiner  Menschlichkeit  und  der  Weichheit  seines  Gefühls,  als       ^or  ^^' 
von  thatkräftiger  Leberzeugung  ergriffen,  setzte  auch  1787  eine  Com- 
mission  ein,  welche  die  Reformation   vorbereiten  sollte.    Diese  Com- 
mission  hatte  nichts   geleistet,  als  die  Constituante   ihre  Thätigkeit 
eröffnete.    Die  Trümmer  zweier  grosser  Rechtssysteme  bedeckten  den 
Boden,  und  die  Revolution  konnte  zwischen  ihnen  wählen  ').    Das  eine, 


1)  Berriat  Saint  Prix:  La  procedure  da  grand  cruninel.  Hiver  a.  a.  0. 
Oap.  Vn.  Fanstin  H^lie:  Procedure  criminelle  Bd.  L  und  Warnkönig  und 
Stein  a.  a.  O.  Bd.  III.:  Französisches  Strafrecht  and  Process  von  L.  Btem 
S,  586  u.  ff. 

S;  Fanttin  H^iie  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  677. 


208  1^1«  Q«iicbtsTerfasBang  der  Berolntioiisteit. 

obgleich    uDvollkommen   in   seinen   Elementen   nach   and   nach  ent- 
wickelt,  hatte   Frankreich   von  der  Invasion   der  Germanen  bis  ins 
15.  Jahrhundert  beherrscht  und  trug  in  sich  die  grosKen  Grandsitxe 
der  öffentlichen  Anklage,  des  Urtheils  durch  Geschworne,  der  Münd- 
lichkeit und  Oeffentlichkeit  und  des  Rechts  der  Vertheidigung.    Das 
andere,   welches  von  da  au  drei  Jahrhunderte  regiert  hatte,  hielt  in 
vollster  Entwicklung  das  Ministere  public,  das  schriftliche  and  geheime 
Verfahren,  die  gesetzlichen  Beweise,  die  Unterdrückung  des  Anklag^ 
und  Vertheidigungsrechts  aufrecht.    Als  die  Constituante  im  Januar 
1791  an  die  Vollendung  ihrer  Griminalgesetzgebung  ging,  versuchte  sie 
beide   Systeme   zu   vereinen.     Geschworne   und   permanente   Richter 
sollten  entscheiden,   gesetzliche   und  moralische  Beweise  gältig,  ge- 
schriebene Procedur  und  mündliche  Debatte  zulässig  sein.    Aas  dem 
alten   Process   wollte  sie  die   Geschwornen,   die   Oeffentlichkeit  und 
Möndlichkeit  und  die  Appellation,  aus  dem  neueren  die  Institution  des 
Ministere  public  retten,  die  geheime  und  geschrii^bene  Procedur  bis  nr 
Debatte  und  die  Stellang  der  Richter.    Aber  so  wenig  es   zweifelhaft 
ist,  dass  Gesetze,  die  Jahrhunderte  regiert  haben,  eine  reelle  Basis 
haben,  so  wenig  ist  zu  erwarten,  dass  sie,  aus  den  gewordenen  Zuständen 
herausgerissen   und  einem  neuen  Geiste   unterworfen,   augenblicklicb 
ftberzeugend  und  kräftig  wieder  erblühen  werden.    Die  ersten  Gesetze 
der  Constituante  mit  ihren  Uebergangsbestimmungen  geben  in  ihrer 
Unsicherheit  einen  klaren  Beweis  dafür. 
D«e  Bei  den  Revolutionsstürmen  des  U.  Juli  1789  wurde  eine  grosse 

Menge  Borger  gefänglich  eingezogen,  über  deren  Process  und  Verurthel- 
CrimüMUutii.  inng  die  Commune  von  Paris  der  Constituante  erklärte,  dass  er  nach 
den  neuen  Gesetzen  vor  sich  gehen  sollet).  Die  Constituante  setzte 
auch  augenblicklich  ein  Gomite  ein,  welches  in  wenig  Tagen  schon 
einen  Bericht  ihr  vorlegte,  der  die  Oeffentlichkeit  der  Criminalprocedar, 
die  Zulässigkeit  der  Rechtfertigungsbeweise  und  eines  Vertheidigungs»- 
rathes  zur  Basis  annahm.  Am  29.  September  berichtete  de  Baumetz 
darüber  und  schon  am  8.  und  9.  October  erfolgte  ein  Decret,  das,  ohne 
Discnssion  angenommen,  die  provisorische  Gerichtsordnung  festsetzte, 
die  erst  später  in  ihren  einzelnen  Schwierigkeiten  reformirt  wurde*). 
Drei  Grundsätze  wollte  das  Gesetz,  wie  seine  Einleitung  erklärte,  cor 
Geltang  bringen:  Alles,  was  zum  Beweis  der  Unschuld  des  Angeklagten 
dienen,  alles,  was  die  Rechtfertigung  desselben  erleichtem  kann,  and 
alles,  was  den  Richterstand  in  der  öffentlichen  Stimmung  zu  heben  im 
Stande  ist,  soll  zur  Geltung  kommen.   Diese  Grundsätze  der  Humanität 


£ntwteklanff 
4«r  neuen 


1)  A.  C.  vom  10.  Sept.  1789. 
S)  Decret  vom  28.  April  1790. 
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ruhten  in  ihren  ersten  Anfängen  auf  den  Menschenrechten,  welche 
vorher  die  Constituante  anerkannt  and  erklärt  hatte.  Das  Minist^re 
public  leitet  die  Information,  und  wenn  ein  Denunciator  da  ist,  tritt 
dieser  dem  Gericht  gegenüber.  Die  Ueberreichung  der  Klage  und  alle  zu 
ihrer  Sicherstellung  nöthigen  Acte  geschehen  geheim,  doch  vor  zwei 
alle  Jahre  durch  die  Mnnicipalität  gewählten,  durch  gute  Sitten  und 
Ehrenhaftigkeit  ausgezeichneten,  wenigstens  25  «Jahre  alten  Bürgern.  Sie 
leisten  vor  der  Commune  den  Eid  der  Treue  und  dienen  mit  ihren  Bemer- 
kungen, zu  Gunsten  oder  zum  Nachtheile  der  Angeklagten,  dem  Richter 
zur  Erleichterung  der  Information.  Die  persönliche  Festnahme  und 
Gefengenhaltung  eines  Angeklagten  muss  durch  drei  Richter  entschie- 
den werden.  Nach  der  Vernehmung  der  Zeugen  und  der  Yorverhandlung 
des  Prozesses  hört  der  Dienst  der  bürgerlichen  Beisitzer  auf.  Die 
weitere  Procedur  war  öffentlich  und  in  Gegenwart  des  Angeklagten. 
In  allen  Angelegenheiten  desselben  konnte  dieser  mit  einem  Rath  sich 
berathen,  welcher,  im  Fall  der  Angeklagte  selbst  ihn  nicht  wählte,  von 
dem  Richter  ex  officio  bestellt  werden  musste.  Nach  24  Stunden  der 
Gefangennahme  hatte  der  Richter  dem  Angeklagten  die  Klage,  die 
Dennnciation,  die  ProtocoUe  der  Instruction,  wie  die  Beweistücke  der- 
selben zu  übergeben.  Erst  am  anderen  Tag  darnach  konnte  das 
Verhör  beginnen.  Der  Angeklagte  konnte  die  Zeugen  durch  die  Richter 
interpelliren  lassen  und  nur  ihnen  gegenüber  zur  Zurückweisung  ihrer 
Vorwürfe  zu  einem  Eide  zugelassen  werden.  Der  Vertheidigungsrath 
des  Angeklagten  hatte  das  Recht  der  Einsicht  in  alle  Acten  und 
konnte  bei  den  Verhandlungen  und  der  Instruction  anwesend  sein, 
ohne  jedoch  immer  im  Namen  des  Angeklagten  sprechen  oder  dem- 
selben in  Rede  und  Antwort  helfen  zu  können.  Fragen  und  Vertheidi- 
gnng,  neue  Rechtfertigungsacte  konnten  in  jedem  Stadium  des  Processes 
beigebracht  werden.  Die  Berichterstattung  im  Processe  hat  ein 
Richter  des  Tribunals.  Nach  abgegebener  und  motivirter  Schluss- 
fassung des  Ministere  public  erfolgte  das  Urtheil  in  öffentlicher  Sitzung. 
Der  Vertheidigungsrath  konnte  hierbei  alles  zur  Vertheidigong  des 
Angeklagten  geltend  machen.  Der  Angeklagte  selbst  erschien  nur  bei 
dem  Schlussverhör.  Nach  geheimer  Berathung  der  Richter  wurde  in 
öffentlicher  Sitzung  das  Urtheil  gesprochen  und  zwar  mit  Bezeichnung 
der  Thatsachen,  über  welche  die  Verurtheilung  erfolgte.  Zur  Ver- 
urtheilung  einer  leiblichen  oder  infamirenden  Strafe  bedurfte  es  zwei 
Drittel  der  Stimmen,  zu  der  auf  Todesstrafe  vier  Fünftel  derselben. 
Mit  der  Abschaffung  aller  alten  Gerichte  wurden  die  Districtstribnnale 
auch  als  provisorische  Criminaltribunale  eingesetzt  und  für  die  Instruc- 
tion der  Criminalsachen  ein  graduirter  Rechtsgelehrter  zugetheilt  mit 
der  Function  eines  öffentlichen  Anklägers  und  der  Stellung  der  alten 

Rlehter.  SlMta-  und  GesellsehafUrecht.    II.  14 
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königlichen  Procuratoren.  Die  Appellation  ging  an  eines  der  «neben 
dem  richtenden  Tribunal  zunächstliegenden  Tribunale,  de«^D  Viabj 
dem  Angeklagten  überlassen  blieb.  Als  Appellationstribnnale  urtheiltei] 
das  Districtstribunal  in  einem  Collegium  von  sechs  und  im  Fall  eine^ 
todeswürdigen  Verbrechens  »von  sieben  Richtern.  Diese  pro\isörisrb| 
Criminalgerichtsordnung  blieb  bis  zur  endlichen  Gericbtsorganisatioi 
des  Jahres  1792  in  Kraft. 
^*«  Während  der  Herrschaft  dieser  provisorischen  Gesetzgebung  arl« 

neat  OrliuInAl- 

ger!cht»btrkei..  *®te  die  Constituante  an  der  neuen  Organisation  der  Criminalgenchts 
barkeit  und  führte  dieselbe  nach  und  nach  auch  ins  Leben  ein.   Di 
grosse  Grundsätze  beherrschten  dieselbe:  Ordnnng  der  Behörden,  s 
Gesetzmässigkeit  des  ürtheils  und  Menschlichkeit  in  den  Strafen. 
hatten  selbst  wieder  ihren  ersten  Ausdruck  in  den  Menschenrechten  p 
fanden.    Eine  bewundernswerthe  Einfachheit  durchleuchtete  da? 
Gebäude  und  bildet  den  Charakter  der  Strafgesetzgebung  und  Geridi 
Organisation  bis  auf  die  Gegenwart.    Der  Mangel  einer  festen  Ge^^l 
gebung  hatte  die  Ungerechtigkeiten  des  ancien  Regime  möglich  gema 
Niemand  soll  jetzt  mehr  angeklagt,   festgenommen  und   festgebai 
werden,  erklärten  die  Menschenrechte,  als  in  den  vom  Gesetz  bestimmi 
Fällen  und  nach  den  durch  dasselbe  festgesetzten  Formen.  Darauf  ^y 
die  Constituante  ihre  äussere  Gerichtsordnung  auf  und  bestimmte 
Verwaltung  derselben.   An  eine  dreifache  Stufenordnung  der  Gesetiti 
letzungen,  sei  es  gegenüber  der  Gesellschaft  oder  der  einzelnen  Fers« 
der  Debertretungen  (contraventions),  der  Vergehen   (delits)  und  Ve 
brechen  (crimes)  fügten  sich  die  richtenden  und  nrtheilenden  Beh'nk 
an.    Die  üebertretungen  sind  Verletzungen  der  durch  das  Gesetz  ^i 
gemein  gültigen  oder  durch  die  Localbehörden  festgesetzten  besund  rt 
Regeln,  welche  vor  allen  die  Erhaltung  der  Ordnung  und  Ruhe  zm 
Gegenstand  haben.    Nach  ihrem  Localinteresse  soll  die  Mnnicipaliti 
sie  richten  und  bestrafen*).    Die  Vergehen  theilt  das  Gesetz  in  f"t 
Klassen,    als   Vei^ehen    gegen   die  Sitten,    gegen    den  Frieden  '^ 
Religionsübung,   gegen  die  Person  als  Verletzungen   ihrer  Ehre  af 
ihres  Leibes,  gegen  die  öffentliche  Ruhe  und  gegen  das  Eigeothoi 
als  einfachen  Diebstahl,  Gaunerei.  Verschwendung,  Oeffnung  von  Sp»*< 
hänsern  u.  dergl.    Die  Tribunale  der  Correctionspolizei  sollen  darüw 
entscheiden*).    Die  Verbrechen  scheidet  das  Gesetz  nach  Verbrec!^ 
im  engeren  Sinn  und  Attentate   sowohl  gegen  öffentliche  Sachen  ifc 
gegen  Privatpersonen,  welche  das  Gesetz  mit  infamirendea  ii^^  B'- 
liehen  Strafen  belegt.    Sie  auUen,  in  Anklage  und  Verartheilunf  ■ '^^ 


1)  Gesetz  voin   19—22.  Juli   1791  Tit  l  Art.  10-88. 
1)  G©3«tE  vom  19--S2.  Jnli  1791  Tit.  U.  Art,  25. 
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gesetxt,  durch  die  Criminaltiibanale  mit  einer  Anklage-  and  Urtheilqury 
gerichtet  werden.  An  die  Stelle  der  Gerichtspolizei  der  alten  Lieutenants- 
crimineis  und  Marechaussees  treten  die  Friedensrichter  nnd  die  Gens- 
darmerie.  Diese  Organisation  wird  die  folgende  Darstellung  n&her  be- 
leuchten. Dm  aber  den  Geist  der  neuen  Criminalordnung  vollständiger  zu 
kennzeichnen,  muss  ich  auch  noch  die  beiden  andren  Grundsätze  andeuten. 

Die  Willkür  der  Behörden  zog  die  Willkür  ihres  Rechtsspruches  Rcchtaapracb 
nach  sich.  Nicht  nur  verschieden  waren  die  Strafen  der  alten  Gesetz- 
gebang,  sie  waren  ungleich  bis  zur  äussersten  Ungerechtigkeit  und 
angerecht  bis  zur  Grausamkeit.  Das  Gesetz,  erklären  die  Menschen- 
rechte, kann  nur  genau  entsprechende  und  ausdrücklich  nothwendige 
Strafen  verhängen  und  Niemand  kann  gestraft  werden,  als  Kraft  eines 
vor  der  Gesetzverletzung  schon  gegebenen  und  verkündeten  Gesetzes 
nnd  in  gesetzmässiger  Anwendung  desselben;  darnach  bestimmte  sich 
ürtheil  und  Rechtsspruch.  Die  Strafen  der  Verbrechen  sollten  bestimmt 
ausgesprochen  werden,  ohne  Maximum  und  Minimum,  denn  wo  das 
Volk  unmittelbar  durch  seine  Geschwomen  urtheilt,  hat  der  Richter 
keine  andere  Angabe,  als  den  Text  des  Gesetzes  der  Erklärung  der 
Jury  zu  fugen.  Nur  die  Strafen  für  Vergehen  und  Ueb^rtretnngen  sollen 
in  Dauer,  Schwere  und  Art  der  Einsicht  des  Richters  überlassen  blei- 
beo,  der  sie  nach  der  mehr  oder  weniger  grossen  Schwere  der  That 
oder  den  mehr  oder  weniger  geistigen  Eigenschaften  des  Angeklagten 
bemessen  kann.  Die  Strafen  der  Verbrechen  sind  der  Tod,  Eisen  und 
Zwangsarbeit,  Geiängniss  und  einsame  Einschliessung  bei  Wasser  und 
Brodt,  Deportation,  bürgerliche  Degradation  nnd  Pranger.  Die  Todes- 
strafe durfte  nicht  mehr  verschärft  werden,  wie  ehemals,  und  keine 
Harter  dabei  in  Anwendung  kommen*).  Die  alte  Criminalordonnanz 
von  1670,  die  selbst  an  den  Todten  noch  schimpfliche  Handlungen 
b^ihl,  wurde  gänzlich  aufjgehoben.  Ja  ob  die  Todesstrafe  überhaupt 
in  der  Macht  der  Staatsgesellschaft  liege,  ward  erst  bezweifelt  und 
die  Frage  und  Forderung  ihrer  gänzlichen  Abschaffung  drängte  sich 
lom  erstenmal  aus  der  Erörterung  der  Wissenschaft  in  die  Mitte  der 
Gesetzgebung  2).  Die  Vermögensconfiscation,  die  die  Habgier  des 
Staates  nur  als  Strafe  eingeführt  und  die  doch  nur  den  Unschuldigen  trifft, 
ward  gleichfalls  aufgelioben  ^).  Kurz,  ein  Zug  der  Menschlichkeit  ging 
durch  diese  Gesetzgebung,  welche  die  Gesetzgeber  ebenso  ehrt,  als  die 
Vernichtung  derselben  eine  spätere  Zeit  wieder  schändet.  Die  Strafen 
der  Vergehen  entsprachen  der  Art  des  Vergehens.    Es  waren  Geld*- 


1)  Gesetz  Tom  19—22.  JnU  1791  Tit  I.  Art  2  and  2. 

2)  A.  C.  vom  l~i.  Juni  1791. 

S)  Beeret  vom  21.  Jan.  1790  Art.  8. 
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bossen,  Gefängniss  in  CorrectioDshäasern,  and  die  Confiscation  des 
Gegenstandes  des  Vergehens  in  den  entsprechenden  Fällen'),  ünhe- 
Btimmbar,  wie  alle  Arten  der  Vergehen,  konnte  auch  nar  eine  allge- 
meine Grundlinie  in  dem  Maass  der  Strafen  derselben  gegeben  werden, 
innerhalb  der  die  Einsicht  des  Richters  entschied.  Dasselbe  Verhältniss 
musste  bei  den  Uebertretungen  angenommen  werden,  obgleich  neben  ud- 
bestimmten  Geldstrafen  das  Gesetz  die  Gefängnissstrafe  nur  auf  eine  Zeit 
yon  3  bis  8  Tagen  zulässig  erklärte^).  Aber  selbst  das  Ermessen  des 
Richters,  wo  es  das  Gesetz  anerkannte,  fand  in  der  Würde  des  Men- 
schen und  seiner  Freiheit,  wie  sie  die  Menschenrechte  ausdrückte, 
eine  feste  Richtschnur.  Sie  bildeten  den  dritten  leitenden  Grundsati: 
Jeder  Mensch  gilt  so  lange  für  unschuldig,  bis  seine  Schuld  erwiesen 
ist,  und  im  Fall  seiner  Gefangennahme  ist  jede  Härte,  die  nicht  unab- 
weislich  n6thig,  zu  vermeiden  und  soll,  wenn  sie  geübt  wird,  durch 
das  Gesetz  streng  bestraft  werden. 

Die   Municipaltribunale. 
Di«  Allgemein   erklärte   das  grosse   Gerichtsorganisationsgesetz   tou 

iSrcrimtalü*  16—24.  August  1790,  dass  die  Municipalbehörde  in  ihrer  Muniripalität 
ferieht.  Über  die  Ausführung  der  Gesetze  und  Polizei  Vorschriften  zu  wachen 
und  über  Verletzungen  derselben  und  Streitigkeiten,  die  darüber  ent- 
stehen können,  zu  entscheiden  habe').  Darnach  l)estimmte  sich  die 
Bildung  der  Gerichte  und  ihrer  Gompetenz,  ihre  Vortheile  und  Fehler. 
In  jeder  Commune  soll  es  ein  besonderes  Municipalpolizeitribunal  gehen, 
welches  aus  drei  Municipalbeamten  gebildet  vnrd,  die  von  d^  Muni- 
dpalität  gewählt  werden.  In  Städten  von  60,000  Einwohnern  oder  mehr 
sollen  fünf,  in  Paris  neun  solcher  Beamten  das  Gericht  bilden.  Jedes 
Drtheil  soll  von  drei  Richtern  nach  Schlussfassung  des  Procurators 
der  Gemeinde  oder  seines  Substituten  gefällt  werden.  Die  Zahl  der 
Audienzen  bestimmte  sich  nach  den  Geschäften  und  ihrer  Art,  doch 
sollte  kein  Streitgegenstand  mehr  als  14  Tage  verzögert  werden.  Der 
Procurator  verfolgt  pflichtmässig  jede  Uebertretung,  doch  ist  dieses 
Recht  auch  jedem  Bürger  in  seiner  Bedrohung  oder  persönlichen  Ge* 
fahr  gewährt  Durch  einen  Polizeidiener  oder  den  Huissier  wird 
dem  Beklagten  die  Klage  3  Tage  vor  der  Gerichtsverhandlung  zuge- 
stellt, wenn  der  Angeklagte  nicht  freiwillig  erscheint  oder  eine  einfache 
Vorladung  genügen  sollte.  Jeder  Angeklagte  muss  persönlich  oder 
durch  ausdrücklich  kundgegebene  Vertretung  erscheinen.    Neben  diesen 


1)  Oesetz  vom  16—24.  August  1790  Tit.  II.  Art.  5. 

2)  Gesetz  vom  28.  September  -   6.  October  1791  Tit.  U.  Art.  6. 
8)  Gesets  vom  16—24.  AaguRt  1790  Tit.  XI.  Art.  1. 
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Geliebten  giebt  es  keine  Avonesi).  In  Betreff  der  Coropetenz  dieser 
Gericbte  habe  ich  schon  oben  angedeutet,  dass  sie  sich  auf  alle  üeber- 
tretnogen  der  allgemeinen  Gesetze  und  localen  Vorschriften  erstreckte. 
Zum  Behofe  der  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Ruhe  konnte  die 
Departementsyerwaltung,  auf  Vorschläge  der  Verwaltung  des  Districtes 
jene  Verordnungen  erlassen,  die  eben  daffir  nöthig  waren.  Die  Gegen- 
sUnde  dieser  Gesetzgebung  gehörten  daher  zur  Competenz  der  Munici- 
palgerichte.  Dahin  gehörte:  1.  alles,  was  die  Sicherheit  und  Bequemlich- 
keit der  Wege,  Chausseen  und  Strassen  betraf,  die  Reinigung,  Beleuchtung 
and  Erhaltung  derselben,  das  Verbot  an  Fenstern  und  Thnren  Gegen- 
stände auszustellen,  die  durch  ihren  Fall  Gefahr  bringen  können;  2.  alles, 
was  die  öffentliche  Ruhe  stören  könnte,  als  Streitigkeiten  und  H&ndel  in 
den  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen,  nächtliche  Zusammenrottungen 
Q.  dergl. ;  3.  alles,  was  die  öffentliche  Ordnung  erbalten  kann  an  Orten, 
die  zur  Zusammenkunft  der  Menschen  bestimmt  sind,  als  Kirchen, 
Märkte,  Kaffee-  und  Gast-,  Spiel-  und  Schauspielhäuser;  4.  alles,  was 
au!  die  Sicherheit  von  Maass  und  Gewicht  sich  bezieht  und  5.  auf  die 
Coterstfitzung  der  Armen  und  Kranken  und  Abhaltung  von  Seuchen 
aod  ansteckenden  Krankheiten;  6.  die  Aufsicht  fiber  Wahnsinnige  und 
Irre  und  7.  die  Aufsicht  über  die  öffentlichen  Vergnügungsorte  und 
Ertheilung  der  Autorisation  zu  denselben.  Die  darüber  erlassenen  Ver- 
ordnungen waren  verbindlich  für  die  Ausdehnung  der  ganzen  Ge- 
meinde >).  Ausserdem  übergab  die  Gesetzgebung  provisorisch,  aber 
dorch  die  allgemeine  Gesetzgebung  für  das  ganze  Reich  geregelt,  die 
Aofrechthaltong  der  Sicherheit  der  Gold-  und  Silberwaaren,  die  Prü- 
fung der  Edelsteine,  den  Handel  der  Lebensmittel  und  Medicamente 
and  alles,  was  die  Sicherheit  der  Heerstrassen  (grande  voirie),  die 
öffentlichen  Bauten  betrifft,  der  Municipalpolizei  und  ihrer  Gerichts- 
barkeit'). Auf  eine  Anklage  der  Verletzung  dieser  Gesetze  und 
Verordnungen  wurde  nach  Vernehmung  der  Zeugen,  gehörter  Ver- 
theidigang  und  endlicher  Schlussfassung  des  Procurators  der  Gemeinde 
das  präparatorische  oder  definitive  Urtheil  motivirt  und  in  derselben 
Sitzung  oder  der  folgenden  gesprochen.  Die  Strafen  lagen  im  Ermessen 
des  Richters  und  konnten,  wie  schon  gesagt,  nur  Geldstrafen  oder 
Arreststrafen  von  3—8  Tagen  sein.  Doch  hat  für  die  allgemein  vom 
Gesetz  bestimmten  Fälle  das  Gesetz  auch  bestimmte  Strafen  vorge- 
schrieben^).   Während  8  Tage  nach  zugestelltem  Urtheil  konnte  der 


1)  Gesetz  vom  16—24.  August  1790  Tit.  II.,  uud  19—22.  Juli  1791  Tit.  I. 

2)  GcseU  vom  16—24.  August  1790  Tit.  XI.  Art  1—6. 

3)  Gesetz  Tom  19-22.  Juli  1791  Tit.  I.  Art.  29. 

4)  Gesets  Tom  19—22.  Juli  1791  Tit.  I.  Art  14  and  27. 
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Angeklagte  eine  neae  Prüfung  des  Processes  frardern  und  neae  Bewds- 
stficke  beibringen.  Nach  dieser  Zeit  konnte  das  Urtheil  nnr  dnrch 
Appellation  angegrilffen  werden.  Diese  ging  an  die  Districtstribanale 
and  masste  gleichfalls  binnen  8  Tagen  eingebracht  werden^). 

critik  der  g^  )||^^  jq^h  ^q)|1  q^q  hOchst  einfaches,  kurzes  und  sicheres  Ver- 

doi  Mnnicipai-  fahren  bei  Uebertretungen  geschaffen,  aber  es  war  dennoch  dabei  die 

tribunaio.  Gerechtigkeit  desselben  einem  dauernden  Zweifel  unterworfen.  Die 
Vermischung  der  Gerichtsgewalt  mit  der  Verwaltung,  das  Recht,  m- 
theilen  zu  können  über  die  Verletzung  seiner  Gesetze,  die  man  selbst 
gegeben,  musste  gerade  hier  um  so  gefährlicher  sein,  als  in  dem 
kleinen  leicht  übersehbaren  Raum  die  Würde  und  der  Stolz,  oft  audi 
die  blosse  Eitelkeit  des  Gesetzgebers  das  Gefühl  des  Richters,  der 
sich  in  jener  Eigenschaft  eben  verletzt  sah,  bestimmen  konnte.  Andrer- 
seits konnte,  besonders  bei  der  Gemeindeorganisation  der  Constituante  and 
der  Unzählbarkeit  der  Municipalitäten,  von  einer  Kraft  dieser  Gerichts- 
barkeit wenig  die  Rede  sein ,  weil  sie  ja  zerrissen  und  zerstreut  and 
doch  keine  höhere  sie  direct  beherrschende  Gerichtsgewalt  ihr  concur- 
rirend  war. 

Die  Tribunale  der  Gorrectionspolizei. 
p^«  Hier,  wie  bei  der  Organisation  der  Municipaltribunale,  hatte  sieb 

^"odihrT  Duport  vor  allen  gegen  die  gefährliche  Vermischung  der  Verwaltuogs- 
oiganii^Atioo.  und  Gerlchtsgowalt  erklärt.  Dennoch  aber  ging,  von  dem  Streben 
nach  Einfachheit  und  Klarheit  verleitet,  die  Constituante  auf  die  Vor- 
schläge des  Comites  für  die  Gerichtsbarkeit  ein  und  nahm,  fast  ohne 
Discussion,  Desmeunier's  Vorschläge  über  die  Tribunale  der  CorrectioDS- 
polizei  an^),  welche  dann  auch  in  dem  artikelreichen  Gesetz  vom 
19 — 22.  Juli  1791  decretirt  wurden.  In  jedem  Canton  soll  ein  solches 
Tribunal  errichtet  und  vom  Friedensrichter  und  zwei  Beisitzern  gebildet 
werden.  Da  wo  zwei  Friedensrichter  sind,  bilden  sie  mit  einem  Bei- 
sitzer das  Gericht.  In  jeder  Stadt,  wie  gross  auch  die  Anzahl  ihrer 
Cantone  sein  mag,  soll  doch  nur  ein  solches  Gericht  gebildet  werden, 
doch  so,  dass,  wenn  sie  mehr  als  drei  Friedensrichter  hat,  aus  dem 
Tribunale  alle  Monate  einer  derselben  austritt  und  durch  einen  anderen 
ersetzt  wird.  In  Städten  von  mehr  als  60,000  Einwohnern  zerfällt  das 
Gericht  in  zwei  Kammern,  welche  durch  je  drei  Friedensrichter  besetzt 
werden,  in  Paris  in  drei,  gleichfalls  jede  Kammer  mit  drei  Friedeos- 
richtern. Bei  den  Gerichten  mit  einem  Friedensrichter  ist  der  Grefßcr 
der  Gemeindeverwaltung  auch  Greffier  des  Correctionstribunals.    Bei 


1)  Gesetz  vom  22.  September  —  6.  October  1791  Tit  II. 

2)  A.  C.  vom  4—19.  Juli  1791. 
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aileo  andereD  ernennt  die  Mnnicipalität  auf  Lebenszeit  einen  beson- 
deren, der  einen  Gehalt  von  1000  bis  8000  Francs  bezieht,  je  nach 
der  Zahl  der  Kammern  des  Correctionstribunals.  Der  Huissier  des 
Friedensrichters  versieht  auch  die  Gerichts-Dienste  bei  den  Sitzungen  des 
Correctionstribunals.  Die  Sitzungen  wurden  in  den  Orten  gehalten, 
welche  die  Municipalität  daffir  bestimmte,  und  waren  Öffentlich.  Die 
Competenz  dieser  TVibunale  erstreckte  sich,  wie  oben  angedeutet,  über 
alle  Vergehen,  d.  h.  Gesetzübertretungen,  welche  keine  infamirenden 
und  Leibesstrafen  nach  sich  zogen,  und  welche  das  Gesetz  in  die  er- 
wähnten 5  Glassen  einreiht  und  mit  Geldstrafen  und  Gefängniss  und  in 
gewissen  Fällen  mit  Confiscation  des  Strafgegenstandes  bestraft.  Die 
Bestrafung  ist  unabhängig  von  der  Entschädigung  und  Genngthuung, 
die  der  Verletzte  fordern  kann.  In  Wiederholungsfällen  können  die 
Strafen  verdoppelt  oder  cumulirt  werden ' ). 

Die  Verfolgung  eines  Vergehens  leitet  entweder  ex  officio  oder  auf 
Begehren  des  Verletzten  der  Procurator  der  Commune  oder  sein  Stellver- 
treter oder  die  Hommes  de  loi  ein,  welche  die  Gemeinde  gewählt  bat  und 
die  bei  den  Processverhandlungen  die  Partie  publique  bilden.  Eine 
während  des  Processes  nothwendige  Arrestation  muss  durch  drei  Richter 
aasgesprochen  werden.  Spätestens  3  Tage  nach  der  Anzeige  oder 
Arrestation  eines  Verbrechens  muss  das  Verhör  beginnen.  Die  Zeugen 
werden  vernommen,  Angeklagter  und  Vertheidiger  haben  das  Recht 
der  Frage  und  der  Einsicht  in  alle  Processacten.  Das  Drtheil  wird 
m  Tag  des  Verhandlungsschlusses  oder  den  folgenden  verkündet  und 
mit  den  Motiven  dem  Angeklagten  übergeben.  Jedes  Drtheil  eines 
Correctionstribunals  konnte  durch  Appellation  angegriffen  werden.  Sie 
musste  binnen  14  Tagen  eingebracht  werden  und  zwar  bei  dem 
Districtstribunale,  welches  in  letzter  Instanz  nach  denselben  Formen, 
wie  das  Correctionstribunal  entschied.  Nur  für  Paris  wurde  dafür  ein 
besonderes  Appellationstribunal  aus  sechs  Richtern  gebildet,  welche 
ans  je  sechs  Tribunalen  des  Arrondissements  genommen  wurden.  Es 
wurde  alle  Monate  durch  zwei  andere  erneut  und  zerfiel  in  2  Kammern, 
jede  mit  drei  Richtern  und  einem  Greffier^). 

So  war  diese  Procedur   und  fast  die  ganze  Organisation   dieser        ontfli 
Gerichte  jener  der  Gerichte  für  Uebertretungen  gleich,  und  dennoch 
batten  sie  für  weitaus  ernstere  Gegenstände  zu  entscheiden,  als  diese, 
und  mit  einer  Strafgewalt  zu  richten,  die  allein  hätte  genügen  können, 
eine  grössere  Strenge  bei  der  Organisation  zur  Geltung  zu  bringen. 


der  Polisei- 
tribanale. 


1)  Gesets  Tom  19--22.  Juli  1791  Tit  U. 

2)  Gesetz  vom  17--22.  Juli  1791   und  28.  September  —  6.  Oetober  1791 
TitD. 


216  I^i®  GerichtoTeifassuD^f  der  Revolotionneit 

Konnte  doch  ein  solcher  Friedensrichter  Bettler  ausserhalb  des  CaDtoDsimt 
GefäDgniss  bis  zu  1  Jahr,  Aufrührer  und  Tummultuanten  mit  Gefängniss 
bis  zu  2  Jahren  bestrafen ,  desgleichen  bei  Diebstählen  und  in  Wieder- 
holungsfällen das  Doppelte  des  Strafausroaasses  verhängen.  Abgesefaeo 
nun  von  der  sehr  zu  bezweifelnden  hohen  Bildung  der  FriedeDsridter, 
waren  hier  dieselben  Personen  ja  auch  Yerwaltungsorgaoe,  die  Vor- 
schriften erlassen  konnten,  war  der  Richter  auch  belastet  mit  da 
Instructions-  und  allen  vorbereitenden  Schritten  zum  eigeutlicluo 
Process.  Zu  gleicher  Zeit  erschienen  hier  die  Honimes  de  lui.  b^ 
stimmt,  öffentliche  Vertheidiger  zu  sein,  plötzlich  durch  das  augv^ 
blickliche  Bedürfniss  in  öffentliche  Ankläger  umgewandelt.  »Das  wir 
das  Schwache,  das  Lächerliche  selbst  dieser  Correctionspolizei*).  nod 
es  ist  kein  Wunder,  dass  Ungerechtigkeiten  und  Verkehrtheiten  alko'.- 
halben  vorkamen,  die  endlich  das  Friedensgericbt  selbst  bezveiteli 
lehrten  und  in  gelehrten  Juristen  die  Zweifel  ihrer  Nützlichkeit  erns- 
ten.'* Im  Volk  selbst  musste  eine  solche  Oi^anisation  Vertraaen  \ai 
Zuneigung  untergraben.  Hinderte  die  Masse  seiner  Gesch^e  da 
Friedensrichter  in  der  ordentlichen  Ausfuhrung  derselben,  so  madt« 
sie  ihn  doch  im  geeigneten  Augenblick  durch  diese  Strafgerichtsbaiiei 
zum  kleinen  Tyrannen  seines  Gebietes. 


Die  Criminaltribunale  und  die  Jury. 
PI«  B«dentaug  Eiueu  grosseu  Zeitraum  nahm  die  Discussion  aber  die  Oiganisatioi 
'^'^c^i^llt' "  ^^  Oiminaltribunale  während  der  Session  der  Constituante  ia  Afr 
trfbanai«.  spruch  Und  alle  Vorstellungen,  welche  seither  bis  auf  unsere  Zeit  i» 
denkenden  Geister  beschäftigen,  durchkreuzten  dieselbe.  Man  war  sid 
nirgends  mehr  der  Tragweite  seiner  Aufgabe  bewusst,  als  eben  hier. 
Mau  sah  nirgends  mehr  die  Freiheit  mit  der  Gerechtigkeit  Terboodfo. 
aber  auch  nirgends  mehr  die  Schwierigkeiten  dieser  Verbiodong.  ab 
hier.  Von  dieser  Erkenntniss  ausgehend ,  hatte  die  ConstitnaDte  ä$ 
Frage  nach  dem  Wesen,  der  Bedeutung  und  dem  Umfange  der  Foficti^J 
der  Geschwornen  gerade  hier  von  allem  Anfang  angeregt  Sie  erkannta 
das  Reclit  des  Volkes  durch  Geschwome  gerichtet  zu  werden,  und  d» 
Pflicht  des  einzelnen  Bürgers,  als  Geschwomer  thätig  zu  sein.  Nicht 
durch  eine  Debertragung  der  Gerichtsgewalt  durch  die  Wahl  der  Kidi- 
ter  allein  sollte  das  Volk  an  seiner  Griminaljustiz  theünehmen,  sonden: 
durch  directe  Ausfibung  derselben  in  dem  Institut  der  GeschworDtr. 
Ich  habe  im  ersten  Bande  dieses  Werkes  schon  darauf  hingewieset.. 
wie  die  Gesetzgebung  nach  einem  bewegten  Principienkampf  die  gn*^ 


*)  HiTcr  a.  a.  O.  8.  218. 
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QDd  ernste  Frage  entschied.  Es  sollen  Geschworne  in  Griminalsadien 
entscheiden ').  Ffir  die  Organisation  der  Gescfawomengerichte)  die  ich 
jetzt  eben  darzustellen  habe,  setzte  sie  zugleich  ein  Comite  ein,  in  dem 
die  an  der  Justizorganieation  zumeist  betheiligten  Rechtsgelehrten  Tron- 
chet,  Duport  and  Chabroud  hervorragten.  Duport  legte  endlich,  nach 
einer  7  Monat  langen  Berathang,  einen  vollständigen  Gesetzentwurf  von 
252  Artikeln  über  die  Sicherheitspolizei  und  Criminaljustiz  vor^),  die 
einzelnen  Theile  dieses  Gesetzes  wurden  im  Lauf  der  Zeit  beratben  und 
beschlossen  und  endlich  im  Gesetz  vom  16.  September  1791  endgültig 
und  un  Ganzen  festgesetzt.  Am  29.  desselben  Monats  brachte  de  Beau- 
metz  eine  ausführliche  Instruction  des  Gesetzes  ein,  welche  alsbald 
ohne  Discussion  angenommen  wurde. 

In  jedem  Departement  sollte  ein  Criminaltribunal  errichtet  werden,  ^*« 
bestehend  aus  einem  von  den  Wählern  des  Departements  gewählten  der  uriminai. 
Präsidenten,  einem  ebenso  gewählten  öffentlichen  Ankläger  und  drei  inbunaie. 
Richtern,  die  aus  den  Districtstribunalen  des  Departements  ernannt 
werden.  Alle  drei  Monate  scheiden  diese  ans  und  werden  durch  andere 
ersetzt  Der  Präsident  und  öffentliche  Ankläger  wurden  auf  6  Jahre 
gewählt  und  konnten  immer  wieder  gewählt  werden.  Der  GrefBer 
wurde  desgleichen  gewählt,  aber  auf  Lebenszeit  eingesetzt').  Bei  jedem 
Tribunal  soll  ein  königlicher  Commissär  angestellt  und  ausschliesslich 
demselben  mit  seiner  ganzen  Thätigkeit  zugewiesen  sein*).  Brillat- 
Savarin  und  Chabroud  wollten  in  einem  Departement  wenigstens  zwei 
oder  drei  Criminaltribunale,  aber  Duport  vertheidigte  sein  Project  mit 
dem  Hinweis  auf  die  Kraft  und  das  Ansehen,  das  ein  solches  Gericht 
haben  müsse  und  das  es  nur  bewahren  könne,  wenn  es  einen  grossen 
Spielraum  habe,  innerhalb  dessen  es  seine  Majestät  entfalten  und 
der  eben  wieder  durch  seine  Grösse  die  Möglichkeit  dazu  geben 
kOone.  Barrere  entschied  im  gleichen  Sinne  endlich  die  Discussion 
besonders  durch  den  Hinweis  auf  die  Institution  der  Geschwomen,  die 
mit  diesen  Gerichten  verbunden  war.  >,Gebet  ihnen  ein  Centrum  der 
Moralität,  ruhend  in  der  Mitte  kräftiger  Männer,  die  stark  genug  sind, 
dem  wahnsinnigen  Geschrei  einer  wilden  Masse,  oder  den  eigennützigen 
Klagen  ungerechter  Ankläger  zu  widerstehen;  setzt  diese  Gerichte  in 
eine  Stadt,  welche,  ohne  zu  weit  entfernt  zu  sein  von  den  Orten  der 
Verbrechen,   doch  entscheiden  kann  über  Sitten  und  Charakter  des 


1)  Decret  vom  80.  April     1790. 

2)  A.  C.  vom  27.  November  1790. 

8)  Decret  vom  20.  Januar  —  26.  Fubraar  17U1  uod  Gesetz  vom  16.  Sep- 
tember Part.  U,  Tit.  II. 

4)  Decret  vom  23.  September  1791. 
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Angeklagten  and  welche  im  Stande  ist,  durch  ihre  Aufklärung,  ihre 
Ausdehnung  und  Bevölkerung  jeder  meutrischen  Erregung  uod  jeden  i 
fanatischen  Hass  zu  widertehen,  welcher  nur  zu  oft  in  den  Cirta! 
des  Verbrechens  sich  erhebt.^'  Oft  könne  ein  Verbrecher,  fahrte  et 
weiter  aus,  entschlüpfen,  wenn  er  am  Ort  der  That  gerichtet  werdeDi 
soll,  die  befreundeten  Burger  werden  sich  vor  der  Anzeige  scheoei,! 
Familieninteresseu,  selbst  die  Furcht  vor  Rache,  könnten  geltend 
werden.    Damit  entschied  Barrere  die  Discussion. 


Der  rrÄ,idi .  t  D^y  Präsident  und  der  öffentliche  Ankläger  eines  GriminaltribuD 

^«richtes  und  mussteu  dieselben  Eigenschaften  haben,  wie  die  der  Districtstnbuuale» 
der  öflrentiiciie  qq^  konutcu  uicht  ähnliche  Stellungen  mit  der  einen  cumulireo.  Sit 
und  der  Greffier  hatten  vor  dem  Generalrath  der  Commune  den  Eid  ki 
Treue  zu  leisten  und  wurden,  wie  jene  der  Districtstribunale,  in  feierlich« 
Sitzung  in  ihre  Aemter  eingesetzt.  Ein  ausgezeichnetes  Costüm  machie 
sie  kenntlich.  Der  Präsident  erhielt  den  doppelten  Gehalt  mi\ 
Districtstribonalspräsidenten,  der  öffentliche  Ankläger  den  eines  Drittelt 
des  Tribunalspräsidenten.  Die  Richter  erhielten  für  ihre  dreimoDatlidü 
Dienstzeit  bei  den  Criminaltribunalen  eine  Zulage  za  ihrem  Gehalt  m 
Entschädigung.  Die  beiden  Huissiers  bezogen  ausser  ihren  Taiei 
fSr  ihre  besonderen  Gerichtsdienste  einen  Jahresgehalt  Die  Stellmi, 
des  Tribunalpräsidenten  war  eine  der  wichtigsten  der  gesammlf 
Organisation.  Er  stellte  die  Juryliste  vor  der  Urtheilsfällung  auf,  \'^\ 
die  Jury  und  verhörte  in  den  ersten  24  Stunden  der  Gefangennabi« 
eines  Verbrechers  denselben  nur  in  Gegenwart  des  öffentlichen  Anklki 
gers  und  königlichen  Commissärs,  er  ernannte  den  Vertbeidigoogsmilk 
wenn  es  der  Angeklagte  unterliess,  und  übernahm  persönlich  du 
schriftlichen  Aussagen  der  Zeugen.  Am  Tag  der  Debatte  leitete  er  cm 
ganze  Verfahren,  bestimmte  die  Ordnung  des  Wortes,  leitete  die  Jnn. 
indem  er  ihnen  den  Straffall  darlegte,  die  Hauptbeweise  gegtn  d«£ 
Anklagten  fflr  sie  zusammenfEtöste,  ihnen  die  zu  lösenden  Fragen  v<r- 
legte  und  zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  sie  endlich  aufforderte*).  Es^^ 
so  eine  ungeheure  Macht  in  den  Willen  eines  einzigen  Menseben  gelegt 
aber  selbst  Duport,  feindlich  jedw  Gewaltfnlle,  erklärte  sie  hier  air 
noth wendig.  Auch  die  Instruction  des  Organisationsgesetzes  ffihlte  <i>f 
hohe  Bedeutung  dieser  Stellung.  »Welche  Charakterkraft,  ysi\(it 
Weisheit  und  Kenntniss  des  menschlichen  Herzens  sind  nicht  o^tbi: 
fflr  den,  dem  das  Gesetz  eine  solche  Gewalt  ertheilt.  Tief  in  (ia^ 
Geföhl  seiner  Pflicht  und  in  die  Natur  so  hoher  Institutionen  iduss  a 
eindringen,  deren  erster  Vollstrecker  er  ist«  Neben  dem  PrlsideDten 
erscheint  der  öffentliche  Ankläger  sowohl  nach  der  Wichtigkeit  seifi« 


*)  Gesetz  toid  16.  September  1791  Tit.  III.,  VI   nnd  VII. 
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FanctioD,  als  der  Verantwortung,  die  sie  ihm  auferlegte.  Er  war  nicht 
mehr  ein  königlicher  Beamter,  sondern  ein  vom  Volke  gewählter  Ver- 
traaensmann,  eine  Eigenschaft,  die  in  der  That  viel  des  Gehässigen, 
das  ihn  nmgiebt,  von  vornherein  abstreift.  Duport  wollte  darum,  um 
ihn  von  allen  fremden  Einflüssen  fem  zu  halten,  damit  er  nur  der  Gerech- 
tigkeit seines  Amtes  obliege,  ihn  von  der  Verfolgung  des  Verbrechens 
oder  den  Diensten  der  Gerichtspolizei  vollständig  ausgeschlossen  wissen. 
Der  öffentliche  Ankläger  war  ausschliesslich  damit  betraut,  vor  die 
Crtheilsjury  die  durch  die  Anklagejnry  festgestellte  Anklage  zu  bringen 
and  aufrecht  zu  halten.  Er  überwachte  die  Tbätigkeit  der  Gerichts* 
polizei,  theilte  ihr  die  Denunciationen  eines  Verbrechens  mit,  die  an 
sie  zu  richten  waren,  rügte  die  Nachlässigkeit  derselben  im  Dienste 
and  verwies  sie  zur  Bestrafung  an  das  Tribunal,  wenn  sie  sich  ein 
Vergehen  oder  Verbrechen  zu  schulden  kommen  Hess  ' ).  Auf  einen  Der  kSDigiirb« 
reinen  Aufsichtsdienst  waren  die  Functionen  des  königlichen  Commis*  ^''"'"'<<'^*'' 
aärs  eingeschränkt  Er  hatte  die  Processformen  zu  überwachen,  nahm 
Einsicht  in  die  Protocolle,  assistirte  den  Verhandlungen  und  stellte 
nar  in  der  Schlussdebatte,  im  Namen  der  Gesetzes,  Fragen  und  Erör- 
terungen. Die  Anklage  musste  nach  dem  Beschluss  der  Anklagejury 
ihm  zugestellt  werden,  und  wenn  er  die  That  als  Verbrechen  erkannte, 
verwies  er  sie  mit  der  Formel  „la  loi  autorise'*  an  das  Gericht,  im 
entgegengesetzten  Falle  legte  er  in  den  ersten  24  Stunden  mit  der 
Formel  „la  loi  defend"  dagegen  Beschwerde  ein.  Nach  dem  Juryspruch 
forderte  er  die  Strafe  und  leitete  die  Execution  derselben  oder  die 
Cassation  im  Fall  eines  Formfehlers^).  So  war  in  der  That  die  Stel- 
lung der  Regierung,  in  Mitten  der  Gerichtspflege,  ganz  ohnmächtig  und 
mehr  ein  Hinderniss  und  eine  nutzlose  Belastung  der  Procedur.  Die 
Convention  schaffte  das  ganze  Institut  auch  bald  ab  und  verband  seine 
Thätigkeit  mit  der  des  öffentlichen  Anklägers'). 

Die  Competenz  dieser  Tribunale  erstreckte  sich  auf  alle  Gesetz-  i>i«  competenz 
Verletzungen,  welche  mit  leiblichen  oder  infamirenden  Strafen  geahndet  ^'VribulJlIier* 
wurden.  Ausserdem  entschieden  die  Criminaltribunale  und  zwar  auch 
als  letzte  Instanz  über  die  aus  dem  Griminalprocess  hervorgehenden 
Civilanspruche  als  Entschädigungen,  ebenso  wie  über  die  Ansprüche 
des  freigesprochenen  Angeklagten  gegen  den  Ankläger^).  Bei  der 
Berathung  dieses  Gesetzes  forderte  Regnier,  dass  in  dem  Fall,  wo  es 
weder  eine  Givilpartei,  noch  einen  Denunciator  gab,  der  Staat  den 


1)  Gesetz  vom  16.  September  1791  Part.  II.  Tit.  IV. 

2)  Gesetz  vom  16.  Soptcmber  1791  Part.  II.  Tit.  V. 
8)  Decret  vom  14    22.  October  1792. 

4)  Gesetz  vom  16.  September  1791  Tit.  YIII.  Art  81. 
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anschnldig  Aügeklagten  entschädigen  sollte.  Wenig  stichhaltig  wveo 
die  Gründe  Martioean's  dagegen,  der  behauptete,  der  Staat  habe 
genug  gethan,  wenn  er  dem  Angeklagten  Gelegenheit  gegeben,  seine 
Unschuld  zu  beweisen.  Ernster  war  das  Bedenken  Bozot's,  dass., 
da  man  doch  nicht  jeden  unschuldig  Angeklagten  entschädigen  k&noe,  I 
bald  die  Vorstellung  reifen  würde,  dass  der,  der  nicht  entschädigt  1 
werde,  nur  halb  freigesprochen  sei  und  dass  neben  dieser  onmora- 
lischen  Einrichtung  auch  noch  der  Richter  die  Macht  habe,  dnreh  diej 
Höhe  der  Entschädigung  ein  Maass  der  Rechtfertigung  der  Ehre  des 
Angeklagten  zu  bestimmen.  Die  Constituante  wies  darnach  die  Idee 
einer  Entschädigung  durch  den  Staat  mit  gutem  Recht  zoröck. 

Bei  der  Thätigkeit  dieser  Gerichte  sollte  nun,  wie  schon  gesagt 
das  Volk  unmittelbar  betheiligt  sein.  Nach  der  Gesetzgebung  sollte 
diese  Theilnahme  sowohl  bei  der  Anklage,  als  auch  bei  der  Urtbeil^ll- 
lung  durch  eine  Anklagejury  (Jury  d'accusation)  und  eine  Crtheilsjuiy 
(Jury  de  jugement)  zur  Geltung  kommen.  Ich  habe  im  ersten  Bande  scboi 
den  Principienkampf  dargestellt,  der  sich  über  die  Grenzen  der  Jcrj 
entspann,  und  gezeigt,  wie  ihre  endliche  Machtfülle  dem  englischen  G«* 
schwomenwesen  leider  sehr  unglücklich  nachgebildet  wurde,  wer  fener 
das  Recht  haben  sollte,  als  Geschworner  mitzuwirken,  und  wie  dieses Rerbt 
bestimmt  und  zu  Geltung  gebracht  wurde.  Ich  verweise  jetzt  daiW 
und  habe  blos  die  eigentlichen  Rechte  und  Dienste  der  Geschwomen,  k 
Bildung  der  thätigen  Jury,  kurz  ihre  Stellung  im  Crimiualprocess  n 
schildern.  Bei  diesen  Fragen  führte  das  Organisationsgesetz  der  Cri- 
minaljustiz  * )  die  Bestimmungen  der  Constitution  ^)  vollständig  asi 
Eine  Anklagejury  sollte  entscheiden,  ob  eine  Anklage  üb^haupt  statt 
haben  könne.  Eine  Urtheilsjury  sollte  endlich  als  letzte  Instanz  d<r» 
Prozess  entscheiden.  Beide  wurden  von  einem  Richter  geleitet,  dea 
Jurydirector,  der  für  die  Anklagejury  die  Anklageacte  verfasste  aa^ 
für  die  Urtheilsjury  die  Debatte  leitete  und  alles  zu  befehlen  hattt 
was  ihm  zur  Entdeckung  der  Wahrheit  nützlich  schien.  Aber  gerade 
in  dieser  Person  durchkreuzten  sich  alle  Uebelstände  dieser  Neoemc^ 
oder  Nachbildung  des  Fremdländischen  am  schärfsten. 

Der  Jurydirector  war  ein  aus  den  Rollen  der  District^tribunal* 
für  je  6  Monate  zu  diesem  Dienste  bestimmter  Richter.  An  ihn  gi« 
die  erste  Anzeige  der  Gefangennahme  eines  Verbrechers,  er  woriK 
alsbald  von  den  vorgenommenen  Schritten  unterrichtet  und  mit  des 
Protocollen  versehen.  Spätestens  binnen  24  Stunden  darnach  halt« 
er  die  erste  Procedur  zu  prüfen.    Er  hatte  zugleich  den  Gefaogena 


1)  Gesetz  Tom  16.  September  1791  Part  II.  Tit.  I.  und  XIV. 

2)  CoD8t.  yon  1791  Tit.  III.  Art  15. 
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ZQ  ezaminiren  und  über  die  Antworten  desselben  Protocoll  zu  fOhren. 
Ein  Befehl  auf  geheime  Gefangenhaitang,  den  er  ausstellen  konnte, 
masste,  wie  lange  auch  dieselbe  dauerte,  nach  seinem  ausdrücklichen 
Befehl  vom  Gefängnis&wärter  vollzogen  werden.  Er  nahm  alsdann, 
mit  Hülfe  des  Greffier  des  Districtstribunals,  das  Verhör  der  Zeugen 
vor,  die  der  fungirende  Polizeibeamte  nicht  verhört,  was  bei  den 
meisten  der  Fall  war,  da  dieser  drei  Tage  nach  der  Entdeckung  eines 
Verbrechens  und  nach  der  Festnahme  des  Thäters  schon  die  Anzeige  und 
Uebergabe  an  den  Jurydirector  zu  vollziehen  hatte.  Nur  bei  ausge- 
zeichneten Verbrechen,  wie  bei  Fälschung,  betrügerischem  Bankerutt, 
Raub,  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht,  die  persönliche  Freiheit, 
Rebellion  u.  dergl.,  leitete  er  die  Gerichtspolizei  als  selbstthätiger 
Beamte.  Bei  allen  anderen  brauchte  er  sich  nicht  darum  zu  küm- 
mern'), und  er  that  es  natürlich  auch  nie,  selbst  bei  ihm  bekannter 
Gefahr  und  sichtlicher  Nützlichkeit.  Duport  hatte  mit  aller  Leiden- 
schaft diese  Trennung  der  Polizei  von  den  Gerichten  gefordert  und 
durchgesetzt,  ohne  die  äussersten  Consequenzen  derselben  zu  erkennen. 
Nach  24  Stunden  der  vollendeten  Instruction  hatte  der  Jurydirector 
allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  Kläger  oder  Denunciator  die  An- 
klage abzufassen  oder  bei  einer  gegentheiligen  Entscheidung  dem 
Districtstribunal  die  Frage  vorzulegen.  Die  königlichen  Commissäre 
mossten  in  diesem  Fall  gehört  werden.  Das  Tribunal  konnte  nur  mit 
vier  Richtern  entscheiden.  Es  entschied  blos  über  die  Thatsache,  ob 
sie  eine  infamirende  Strafe  nach  sich  ziehe,  nicht  über  die  Frage  der 
Schuld.  Wurde  die  Anklage  abgelehnt,  so  wurde  der  Angeklagte  frei- 
gelassen oder  der  Correctionspolizei  je  nach  der  Art  des  Vergehens 
überliefert.  Im  entgegengesetzten  Fall  hatte  jetzt  der  Jurydirector  die 
Anklageacte  abzufassen  und  nach  Anhörung  des  königlichen  Commis- 
s&rs  der  Anklagejury  vorzulegen.  Da  bei  der  Abfassung  der  Anklage- 
acte  auch  die  klagende  Partei  mitwirken  sollte,,  so  konnte  diese,  wenn 
sie  mit  dem  Jurydirector  nicht  gleicher  Meinung  war,  sei  es  in  Betreff 
der  Thatsache,  sei  es  in  Betreff  ihrer  Qualification,  selbständig  eine 
Anklage  vor  die  Jury  bringen.  Die  Anklage  musste  in  genauester 
Detailirung  die  Thatsache  enthalten,  nebst  der  formellen  Nachwcisnng 
der  Bosheit  und  Absicht^). 

An  diese  vorbereitende  Thätigkeit  schloss  sich  nun  die  eigentliche         t)i 
Entscheidung  der  Anklagejury.    Sie  bestand  für  jeden  Process  aus  acht 
inryberechtigten  Bürgern,   die  durch  das  Loos  aus  einer  Liste  von 
30  Bürgern  ernannt  wurden,  welche  der  Procureur  syndic  des  Districts 
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1)  Instrnct  vom  29.  September  —  21.  October  1791. 
S)  Instnict.  vom  29.  September  —  21.  October  1791, 
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alle  drei  Monate  mit  Genehmigung  des  Directoriums  aufstellte.  Acht 
Tage  vor  einer  Processeröffnung  wurde  unter  Leitung  des  Jurydireetors 
und  des  königlichen  Commissärs  öffentlich  am  Tribunal  die  Ausloosoi^ 
vorgenommen  und  vier  Tage  vorher  die  ausgelooste»  Barger  zar  Ver- 
sammlung berufen.  Nur  eine  vom  Gericht  als  gültig  erkannte  Ent- 
schuldigung konnte  einen  Bürger  von  seinem  Dienste  befreien;  eioe 
neue  Ausloosung  bestimmte  den  Ersatzmann  entweder  aus  der  LL^te 
oder  aus  allen  wahlberechtigten  Bürgern  ' ).  Jeder  Geschworoe  lei^i^t^j 
in  geheimer  Sitzung  den  Eid,  die  Anklage  ohne  Hass  und  LeideDschaA 
zu  prüfen  und  zu  entscheiden.  Dann  empfing  die  Jury  die  VorUp: 
der  Anklage,  welche  der  Jurydirector  vor  ihr  in  allen  Motiven  üä 
Beweisen  aus  einander  setzte.  „Die  Jury  soll",  sagte  die  Instrnctina 
ihr  ganzes  eigen thümliches  Wesen  enthüllend,  „keineswegs  richten,  .i( 
der  Augeklagte  schuldig  oder  nicht  schuldig  sei, .  .  .  sondern  soll  std 
erinnern,  dass,  indem  man  sie  einsetzte,  man  blos  der  individaella 
Freiheit  habe  huldigen  und  zur  Schnelligkeit  der  Polizeahandlang  -ii« 
Controlle  und  eine  Sicherheit  habe  hinzufügen  wollen.*^  Alle  aol^^ 
noromeuen  Protocolle  und  Processacte  wurden  sodann  v<H^ele^t  itA 
die  Zeugen,  der  Ankläger  und  Denunciator  verhört.  In  neun  \irp 
Sitzungen  hatte  die  Constituante  ^)  berathen ,  ob  die  Verhandlung  vs 
der  Jury  blos  mündlich,  oder  blos  schriftlich,  oder  gemischt  ge^ch^ 
sollte.  Duport  erkannte  in  der  blossen  mündlichen  Verhandlung  ^ 
dem  2teugenverhör  die  wahre  Garantie  der  Gerechtigkeit  und  Skhs 
heit,  er  sah  in  der  Prüfung  schriftlicher  Actenstücke  und  ku^siz^ 
den  Charakter  der  Jury  in  den  der  Richter  verwandelt  und  vor  alki 
jener  die  Vortheile  entzogen,  die  Gemüthsstimmung  der  Zeugeo  t 
prüfen.  Freilich  hatten  die  Vertheidiger  des  schriftlichen  Yerfahra 
vor  der  Jury,  Prugnon,  Rey,  Goupil  de  Prefeln,  Tronchet  und  selN 
Robespierre,  der  sich,  obgleich  inconsequent  in  seiner  Anschauung  übe 
die  Bedeutung  der  Jury,  ihnen  anschloss,  schwer  wiegende  Bedenken  a) 
Waffen  gegen  die  Mündlichkeit.  Baco  wies  mit  wenig  Worten  dam 
hin,  indem  er  alle  Bedenken  anregte,  die  sich  zeigten,  wenn  BeUuat 
oder  blosse  Bürger  als  Nachbarn  nun  ihren  Bekannten  und  Narbl>aii 
persönlich  gegenübertreten.  Theilnahme,  Sympathie  und  Abndp^ 
können  zur  Geltung  kommen,  Aufregungen  sind  anvernieidliihT  ^ 
Sicherheit  der  Instruction  ist  sehr  gefährdet,  was  alles  bei  einer  scLf/t 
liehen  Ausarbeitung  nicht  zu  fürchten.  »Ein  nicht  schriftliches  Zeur 
niss,"  sagte  Prugnon,  »ist  überhaupt  kein  Zeugniss«,  und  Tronchet  sü 
in  der  Mündlichkeit  auch  die  Möglichkeit  des  falschen  Zeugnisses  l^^ 


1)  GesetB  vom  16.  September  1791  Part.  II.  Tit.  X. 

2)  A.  C.  vom  2-7.  Februar  1791. 
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die  UomOglichkeit,  dieses  zu  strafeD.  Dennoch  aber  siegte  die  Ueber- 
zeagQQg  Thouret's,  der  in  der  rein  schriftlichen  Beweisführung  nur 
einen  Schaden  der  momlisohen  Ueberzeugung  sah  und  die  Vereinigung 
beider  Systeme  durchsetzte.  Die  Aussagen  der  Zeugen  vor  dem  Polizei- 
beamten  sollten  schriftlich  der  Jury  übermittelt  werden.  Jene  Zeugen, 
die  nicht  von  ihm  vernommen  wurden,  konnten  vor  der  Jury  erscheinen, 
desgleichen  die  neu  beigebrachten  Zeugen  und  jene  des  Angeklagten. 
Ihre  Aussagen  wurden  zu  Protocoll  genommen.  Die  Gesammtprüfung 
geschah  dann  vor  der  Jury  in  mündlichen  Verhandlungen,  aber  nach 
Vorlesung  aller  abgegebenen  Aeusserungen.  Richter  und  Geschworne 
konnten  von  allen  Aeusserungen  Aufzeichnungen  machen,  wie  es  ihnen 
nöthig  und  wichtig  erschien').  So  wurden  Duport's  Ideen  gerade  ins 
Gegentheil  verwandelt,  die  ersten  Acte  der  Information,  die  wesent- 
lichBten,  blieben  der  Justizpolizei  überlassen  und  von  der  ernsten  Prüfung 
der  Jury  ausgeschlossen.  Nach  Prüfung  aller  Acten  und  ProtocoUe,  nach 
Vernehmung  der  schriftlichen  und  mündlichen  Zeugnisse  und  Verhörung 
der  klagenden  Partei  oder  des  Denunciators  berieth  die  Jury,  unter 
Leitung  des  Alterspräsidenten,  im  Geheimen  und  entschied  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  und  der  Formel,  „die  Klage  hat  statt ,^  wenn  sie 
dieselbe  als  gerecht  erkannte,  und  im  anderen  Fall,  »sie  hat  nicht 
statt ^  Bei  einer  von  der  erhobenen  Anklage  ganz  abweichenden  Ent- 
scheidung lautete  die  Urtheilsformel,  „sie  hat  über  die  vorliegende 
Anklage  nicht  statt.''  Die  Jury  war  gezwungen,  selbst  unter  Andro- 
hung von  Geldstrafen  sich  in  einer  oder  der  anderen  Weise  auszuspre- 
chen. Nur  bei  roehreitn  Angeklagten  konnte  die  Entscheidung  ver- 
schieden für  die  Einzelnen  lauten.  Bei  der  ersten  Entscheidung  wurde 
der  Angeklagte  alsbald  frei  gelassen.  Bei  der  zweiten  wurde  er  an  das 
Geßingniss  des  Griminaltribunals  abgeliefert,  das  der  Angeklagte  zu 
wählen  berechtigt  war,  wenn  zwei  Tribunale  ihre  Competenz  geltend 
machen  konnten.  War  der  Angeklagte  noch  nicht  in  Haft,  so  konnte  er 
jetzt  eingezogen  werden.  Bei  der  dritten  Entscheidung  endlich  hatte  der 
Jorydirector  für  neue  Beweise  zu  sorgen  und  eine  neue  Anklage  zu  ver- 
fassen. Wenn  der  Angeklagte  noch  auf  freiem  Fass  war  und  nach 
erhobener  und  stattgegebener  Anklage  nach  zwei  Aufforderungen  nicht 
erschien,  erfolgte  die  Gontumazerklärung  ^). 

So  also  hatte  die  Anklageprocedur  einen  langen  und  weiten  Gang     Oriiik  d«r 
zu  machen,   ehe   sie  zur  Entscheidung  führte.    Eingesetzt,   um   ein    ^**^***^'^' 
Schutz  gegen  die  polizeiliebe  Willkür  und  den  Missbrauch  der  Dennn- 


1)  Gesetz  vom  16.  September  1791  Part.  I.  Tit  V.  Art  16  u.  ff.  Part  II. 
Tü  VI.  Art.  12.  Tit  VII.  Art.  6. 

2)  Qesets  vom  16.  September  1791  Part.  IL  Tit  VI.  und  IX. 
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ciation  zu  sein,  war  die  ganze  Anklagejary  doch  nichts,  als  «»ein  durch  ffin- 
dernisse  belastetes  Institut,  führte  eine  traurigö  Langsamkeit  in  derVerfol- 
gung  herbei  und  war  eine  unnütze  Fessel  für  den  Burger.  den  sie  ma 
mit  einem  scheinbaren  Schutz  umgab  ^)/'  Ein  Jur>'director,  ein  könig- 
licher Coromissär,  das  Districtstribunal  und  endlich  die  Anklagejurr 
wirkten  scheinbar  zusammen,  und  doch  lag  alle  Gewalt  in  den  H&oden 
des  Directors,  der  die  Zeugen  nach  Belieben  berief,  was  er  für  gut  fand, 
prüfte  und  die  Sache  so  darstellen  konnte,  wie  er  sie  ansehen  wollte 
oder  anzusehen  im  Stande  war.  Die  Jury,  bestehend  aus  iungen  an- 
erfahrenen Männern,  war  keine  Garantie.  Man  sah  ein  Muster  vor  sicli, 
aber  verstand  es  nicht,  man  wollte  eine  englische  Institution,  deren 
gl&nzende  Folgen  man  sah  und  an^^rkannte,  ohne  im  Stande  zu  sdo. 
ihre  Basis  und  ihren  Charakter  zu  schaffen,  da  man  ihn  nur  nach  sdoen 
Aeusserlichkeiten  nicht  nach  seiner  Wahrheit  begriff.  Während  maa 
in  England  in  der  Grand  jury  in  der  That  einen  Rath  dw  Justiz  ans 
reichen  und  angesehenen  Bürgern  bildete,  die  ein  wahrer  Schutz  der 
persönlichen  Freiheit  sein  konnten,  legte  man  in  Frankreich  alles  in 
die  Hände  emer  willkürlichen  Gerichtspolizei,  in  die  eines  unbeaufsichtig- 
ten Friedensrichters,  die  Prüfung  der  That  in  die  eines  eben  solchen 
Directors,  die  Entscheidung  endlich  in  jene  einer  Jury  ohne  Wörde, 
Ansehen  und  Bedeutung.  Es  war  der  späteren  Zeit  leicht,  ein  solche« 
Institut  zu  zerstören. 
Dieüiih«ii»jary  Bei  dem  Criminalgerichte  entfaltete  nach  der  Thätigkeit  der 
orlutMtTon  Anklagejury  die  ürtheilsjury  ihre  Gewalt.  Sie  war  es,  die  jetzt 
über  Leben,  Freiheit  und  Ehre  des  Angeklagteti  entschied.  Auch  hier 
wollte  die  Constituante  die  englische  Petit  jury  nachbilden,  aber  auch 
hier  hob  sie  die  Gleichheit  durch  den  Geist,  den  sie  ihrer  Schöpfung 
aufzwang,  wieder  auf.  Wie  die  englische  Jury,  sollte  die  französische 
aus  den  Bürgern  einer  hohen  Steuerklasse  hervorgehen  und  zumeist 
den  Besitz  repräsentiren,  ebenso  wie  durch  den  Wahlkreis  derselben 
aus  einem  geschlossenen  Landesbesitxstand  erzeugt  erscheinen.  Aber 
das  Departement  glich  in  nichts  der  englischen  Grafschaft  und  die 
Einwohner  desselben  waren  dadurch  wohl  abgegrenzt,  aber  durch  kein 
gemeinsames  Interesse  verbunden.  Die  nun  zur  Jury  berechtigten 
Bfirger  wurden  alle  Jahre  durch  den  Secretaire  greffier  der  Districts- 
verwaltung  in  besondere  Listen  eingetragen  >).  Die  Juryliste  bildete 
wieder  der  Procureur  syndic  des  Districtes  unter  Aufsicht  des  Direc- 
toriums  und  Bestätigung  des  Procureur  g^neral  syndic  des  Departements, 


1)  niver  a.  a.  O.  S.  287.  ' 

8)  Gesetz  ▼om  16.  September  1790  Part.  11.  Tit.  II.  Constit  1791  Tit.  Ol. 
eh.  L  Sect  2.  Art  7. 
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Wieder  war  es  also  ein  Verwaltungsbeamter,  der  hier  eingriff.  „Wir 
haben  gedacht,*"  rechtfertigte  dies  Duport,  »dass  es  wichtig  ist,  dass  ein 
einziger  Mensch  die  Liste  bilde.  Eine  Körperschaft  ist  wohl  gut  zu 
erhalten,  zu  überwachen,  aber  sie  ist  nicht  geeignet,  eine  persönliche 
Verantwortung,  gegenüber  dem  Gesetz  und  der  öffentlichen  Meinung, 
ztt  ertragen,  und  die  freien  Unterscheidungen  für  die  Wahl  der  Personen 
entgehen  ihr.  Auch  ist  nichts  Bedenkliches  dabei,  die  Bildung  der 
Juryliste  einem  Beamten  zu  übertragen,  der  unter  den  Augen  seiner 
Mitbürger  handelt  und  selbst  einen  öffentlichen  Charakter  hat^  Nur 
RobespieiTe  erhob  sich  gegen  diese  Häuf^^ing  so  bedeutender  Functionen 
in  der  Mitte  der  Verwaltung  und  warnte  davor,  vor  allen  in  den  Zeiten 
der  Revolution  und  der  Parteibewegungen.  Dennoch  acceptirte  man 
den  Comitevorschlag.  Die  Procureurs  syndics  der  Districte  bildeten 
alle  3  Monate  eine  Liste  von  30  Bürgern.  Der  Procureur-g^neral-syndic 
Stelltedann  aus  200  berechtigten  Bürgern  die  eigentliche  Ausloosungsliste 
zusammen,  aus  der  für  den  Prozess  12  Geschworne  durch  das  Looa 
bestimmt  wurden.  Der  öffentliche  Ankläger  hatte  das  Recht,  vorher 
20  Candidaten  ohne  Motivirung  auszustreichen.  Nach  Bildung  der 
Liste  konnte  der  Angeklagte  20  Geschworne  zurückweisen  und  zwar 
so  lange,  bis  die  Liste  seine  Zustimmung  hatte.  Wer  in  der  Anklagejury 
mitgewirkt,  konnte  nicht  in  die  ürtheiisjury  eintreten,  wer  nach  dem 
Sprach  des  Gerichts  kräftig  sich  entschuldigen  konnte,  musste  seine 
Yerbinderungsgründe  wenigstens  2  Tage  vor  dem  ersten  des  Monats 
anzeigen,  in  dem  der  Prozess  zur  Verhandlung  kommen  sollte.  Nie- 
mand konnte  gezwungen  werden,  zweimal  in  einem  Trimester  6e- 
schworner  zu  sein.  Als  ein  Recht  des  Volkes  und  eine  Pflicht  des 
einzelnen  Bürgers  erhielt  der  Geschworne  keine  Entschädigung  *).  Die 
Liste  der  Geschwornen  für  ausgezeichnete  Verbrechen,  wie  Fälschung 
betrügerischer  Banqerutt,  Erpressung  u.  dergl.  wurde  auf  gleiche 
Weise  gebildet,  doch  aus  Leuten  mit  besonderer  Kunde  der  Art  des 
Verbrechens.  Eine  Recusation  der  Specialgeschwomen  konnte,  wie 
in  ähnlichen  Fällen  in  England,  durch  den  Verbrecher  nur  im  Ganzen 
vorgenommen  werden,  wonach  eine  neue  Liste  gebildet  werden  musste. 
Gegen  diese  zweite  Liste  hatte  er  übrigens  noch  ein  Recusationsrecht, 
wie  bei  der  gewöhnlichen  Jury*).  Nach  Feststellung  der  Liste  leisteten 
vor  dem  versammelten  Gericht  und  dem  Angeklagten  die  Geschwornen 
einzeln  den  gesetzlich  bestimmten  Eid.  Die  einzelnen  Ersatzmänner, 
obgleich  sie  ihren  Sitz  unter  den  wirklich  thätigen  Geschwornen 
batten,  waren  nicht  zum  Eid  verpflichtet.    Nach  vollendeter  Verhand- 


1)  Gesetz  Tom  16.  September  1791  Part  U.  Tit  VI.,  VIU.,  X.  and  XI. 

2)  Gesets  Tom  16.  September  1791  Part  II.  Tit  VIII.  und  XI. 
Rieht  er:  StMts-  and  GeMUschaftarecbt  II.  16 
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lung  des  Gerichts,  also  der  ersten  Fragestellung  des  PräsidenteD,  der 
Anklageerhcbung  des  Anklägers  und  der  Partei,  der  Abhörung  der 
Zeugen,  an  welche  der  Angeklagte,  die  Vertheidiger,  Richter  und  Ge- 
schwornen  Fragen  stellen  konnten,  der  endlichen  Prüfung  der  Protocoüe 
und  materiellen  Beweise')  folgte  die  Schlussfassung  der  Ankh^e  darch 
den  öffentlichen  Ankläger,  die  Vertheidigung^)  und  das  Resume  des 
Präsidenten  vor  den  Geschwomen,  indem  er  den  Streitfall  auf  die 
einfachsten  Punkte  zurückführte,  die  Beweise  noch  einmal  für  and 
dagegen  vorlegte  und  die  Fragen  zusammenfasste,  üb^  die  die  Jury 
entscheiden  sollte.  So  stand,  wie  in  England,  die  Jury  unter  dem  Ein- 
fluss  eines  Richters,  berieth  unter  der  Macht  seines  Wortes  und  empfing 
von  ihm  den  Impuls  in  der  Betrachtung  des  Straffalles.  Aber  er  hatte 
die  Fragen  selbst  zu  stellen,  über  die  die  Jury  entscheiden  sollte,  und 
hatte  sie  so  zu  stellen,  dass  sie  nur  mit  Ja  oder  Nein  zu  beautwoiteo 
waren  und  beantwortet  werden  konnten.  Darin  eben  lag  wieder  der 
grosse  Unterschied  der  englischen  und  französichen  Jury.  Während 
dort  die  Jury  den  Richter  blos  in  seiner  Thätigkeit  unterstützt,  steht 
sie  hier  wie  ein  Sondergericht  neben  dem  Richter,  was  sich  noch  viel 
Schäfer  in  Napoleon's  Gesetzgebung  entwickelte.  Während  man  don 
die  Fragen  so  vervielfätigt,  dass  man  sie  leicht  durchdringen,  die 
Thatsachen  so  sehr  wie  möglich  specialisirt  werden,  kurz,  während 
man  dort  die  Sache  wirklich  nennt,  die  gerichtet  werden  soll,  fing  man 
in  Frankreich  schon  bei  der  ersten  Organisation  der  Geschworengenchte 
an,  sie  mit  philosophischem  Dunkel  in  der  angestrebten  Allgemeinheit 
zu  umgeben,  man  meinte  die  Fragen,  aber  Hess  sie  doch  für  jeden 
Verstand  in  Zweifel.  Die  Fragen  erstreckten  sich  auf  die  materielle 
Existenz  der  Thatsache,  ihre  Anwendung  auf  den  Angeklagten,  d.  b. 
die  Schuldfrage,  auf  die  Moralität  desselben,  also  oft  die  gleiche  Frage 
wie  jene,  und  im  betreffenden  Fall  auf  die  erschwerenden  Umstände, 
ebenso,  wie  bei  mehreren  Angeklagten,  auf  die  Anwendung  derselben 
auf  jeden  Einzelnen.  Der  Angeklagte,  die  Vertheid^er  und  der  öffent- 
liche Ankläger  konnten  gegen  die  Fragestellung  Einwendung  erheben. 
Die  Instruction  des  Griminalgesetzes  hatte  wohl  klar  die  Thätigkeit 
der  Jury  gekennzeichnet.  ,,Als  das  Wesentlichste  darf  man  nicht  ans 
den  Augen  verlieren,  dass  die  ganze  Berathuug  der  Urtheilsjury  xor 
Basis  die  Anklageacte  hat,  und  es  ist  diese,  an  welche  sie  sich  anlehnen 
soll;  ihre  Mission  hat  nicht  die  Verfolgung  des  VerlH-echens  zum  Ge- 
genstand, sie  ist  berufen  zu  entscheiden,  ob  der  Angeklagte  schuldig 


1)  Gesetz   vom  16.  September   1791   Part.  U.  Tit  VI.,  VIL,  VUI.  rat^ 
Decret  vom  18.  Februar  ^  17.  April  1791. 

8)  Getetz  vom  16.  September  1791  Part  II.  Tit.  VII. 
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oder  nicht  sclialdig  des  Verbrechens  ist,  dessen  er  angeklagt  wocdoB«^ 
JÜso^,  heisst  es  vorher,  „das  Gesetz  macht  nur  die  BVage,  din  diß 
gesammte  Pflicht  der  Jury  einschiiesst:  Habt  ihr  eine  ToUe  Uebar- 
Mag&ng.^  Die  Form  der  Ausfuhrung  dieser  grossen  Pflicht  aber  ver- 
störte den  Geist,  den  das  Gesetz  anerkannte. 

Unter  d^r  Leitung  des  auf  der  Juryliste  zuerst  eiBgeschriabenen 
Geschwomep  nahm  die  Jury  ihre  Berathungen  vor  und  entschied  sie  mit 
Stimmenmehrheit  und  zwar  stets  mit  einer  Mehrheit  von  10  Stimmen. 
Robespierre  opponirte  auch  dieser  Entscheidung  des  Gesetzes»  indttm 
er  io  allen  Fragen  eine  Entsebeidung  durch  Stimmenmehrhett  wtlUe, 
„denn  es  ist  nicht  selten,  dass  die  Vernunft  auf  Seiten  der  lUeinfin 
Partei  ist^'  Aber  Barnave  zeigte  die  Milde  des  Gesetzes  und  meint«, 
dass  Robespierre's  Vorschlag  nicht  ein  Vortheil  der  Guten,  nur  der 
Schlechten  sein  könne.  Die  Abstimmung  der  Jury  wird  dwrch  jed^n 
Geschwornen  einzeln  und  geheim  in  Abwesenheit  der  Anderen,  rpr 
einem  Richter,  nicht  dem  Präsidenten,  und  im  Giogenwart  dea  Ghaf 
der  Jury  und  königlichen  Commissars  vollzogen.  Kaeh  Abgabe  ibvDer 
Entscheidung  durch  weisse  oder  schwarze  Kugeln  erklärten  die  Ge- 
schwornen, einzeln  in  den  Gerichtssaal  zurückkehrend,  »»auf  Ehre  und 
Gewissen'',  ihre  Zustimmung  oder  Ablehnung,  ihre  Ceberzeugung  von 
der  Schuld  oder  Nichtschuld,  welche  Aussage  alsbald  mit  der  Abstim- 
mung durch  Kugeln  verglichen  wurde*).  So  war  die  Abstimmung  so 
complicirt,  wie  die  Fragestellung  verdunkelt,  und  bei  der  Nothwendig- 
keit,  über  alle  Fragen  abzustimmen,  wo  doch  nur  die  eine  der  Schuld 
nöthig  gewesen,  blieb  durch  Abgabe  der  Stimmen  in  den  anderen 
Fragen  bei  der  Schwäche  der  Jury  stets  die  Möglichkeit,  die  eigentliche 
Entscheidung  wieder  zu  umgehen,  da  man  ja  alle  Abatinunungen  zu- 
sammen zählte  und  daraus  die  Entscheidung  formte.  Die  Abstimmung 
also  über  die  materielle  Existenz  der  Thatsache  konnte  jene  der 
Schuldfrage  beeinflussen  und  umgekehrt,  der  Straflosigkeit  blieb  ein 
Tbürchen  offen,  wie  der  Ungerechtigkeit  und  es  war  vorauszusehen, 
dass  bald  Zweifel  und  Unsicherheit  4ß»  ganze  Institut  der  Jury  um- 
fassen musste. 

Nur  im  Fall  der  Gerichtshof  überzeugt  war,  dass  sich  die  Jury 
geirrt  und  dies  einstimmig  anerkannte,  konnte  eine  neue  Entscheidung 
binnen  dnei  T^^n  gefordert  werdep.  Wie  selten  dies  sein  kannte, 
war  tfi^t  bei  der  Frage&^Uung,  die  dem  Präsidenten  oblag  9  vocaus- 
SQsej^eii.  Im  aigider^  Fall  forderte  der  königliche  Commissar  nur  zv 
Anwendung  des  Gesetzes  auf  und  nach  Anhörung  des  Anklägers  und 
Vertbeidigers  in  Betreff  des  Strafausmaasses   nahm  das  Gericht  die 
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*)  Gesetz  vom  16.  September  1791  Part  II.  Tit  YII. 
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Berathung  vor  und  erklärte  dann  mit  laater  Stimme  ond  vor  dea 
Publicum,  der  jüngste  Richter  zuerst,  der  Präsident  zuletzt  das  Uttheil 
Es  war  das  erstemal,  dass  die  Richter  gezwungen  waren,  so  za tnt- 
scheiden. Der  Convent  dehnte  es  über  alle  Civil-  und  Criminalsacbe: 
aus  und  gefährdete  wieder  die  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  liff 
Richter,  die  man  so  sehr  im  ancien  Regime  beklagt  hatte.  War  das 
Tribunal  in  seinen  Stimmen  getheilt,  so  galt  das  mildernde  IrM 
Erst  später  wurde  diese  Bestimmung  abgestellt,  indem  im  Falle  dtr 
Stimmengleichheit  ein  fünfter  Richter  zugezogen  werden  sollte').  Der 
Präsident  verkündete  das  Urtheil  mit  dem  Gesetz,  nachdem  es  gegeU 
und  erinnerte  den  Angeklagten,  dass  er  binnen  drei  Tagen  das  Q» 
sationsgesuch  einzureichen  habe*).  Während  dieser  Zeit  konnte  aad 
der  königliche  Commissar  wegen  Formverletzungeu  oder  falschf 
Anwendung  des  Gesetzes  die  Gassation  ansuchen.  Im  Fall  einer  Fi« 
sprechung  musste  diese  von  ihm  schon  in  24  Stunde  eingef^l< 
werden.  War  über  ein  Gesuch  der  Commissäre  der  Cassation  sttf 
gegeben,  so  wurde  der  Prozess  vor  ein  anderes  Tribunal  und  eil 
neue  Jury  gewiesen.  Das  interpretirende  Decret  vom  l.  Brumaire  - 
28.  Ventose  an  IL  bestimmte  die  Fälle,  auf  Grund  deren  die  Cassatis 
wegen  Form  Verletzung  nachgesucht  werden  konnte.  Wurde  die  i« 
sation  verworfen,  so  wurde  das  Urtheil  nach  24  Stunden  vollz4ll 
war  sie  überhaupt  nicht  nachgesucht,  alsbald  nach  Ausgang  der  m 
des  Cassationsgesuchs.  Für  die  in  contumaciam  Yerurtheilten  !» 
eine  Frist  von  20  Jahren  offen,  um  sich  g^en  das  Urtheil  zu  eAe« 
Nach  Ablauf  dieser  Zeit  wurde  das  Urtheil  als  rechtskräftig  ange^ebeo* 
Wenig  wurde  im  Lauf  der  Zeit  an  dieser  Organisation  geändert,  ^ 
die  Institutionen  sind  mit  allen  ihren  Fehlern  in  das  franzos:?^! 
Leben  so  eingewachsen,  dass  man  kaum  die  Fehler  mehr  sieht  d| 
ihre  Bedeutung  begreift.  Die  Missbräuche  der  Vergangenheit  wan 
zu  gross,  die  Rettung  von  denselben  kam  zu  schnell  und  zu  am 
greifend,  wurde  mit  allzugluhender  Begeisterung  erfasst,  als  das>  oi 
mit  der  Zeit  über  die  einzelnen  Fehler  rechten  k($nnte.  Ab&  ^ 
Gegenwart  wäre  die  Aufgabe  einer  klar  sehenden  Reformation  geb*:^ 

Das  Cassationstribunal. 
Dm  CAMations-        Ehe  die  Constituante  zur  Frage  kam,  ob  ein  Cassationstribaa 


tt&d  Min«     errichtet  und  wenn  dies  der  Fall,  wie  es  organisirt  werden  soU,  «J 
Bedemung.    die  Stellung  des  Königthums  in  der  französischen  Monarchie  sc^ 


1)  Decret  Tom  15.  October  1793. 

2)  Gesetz  vom  16.  September  1791  Part.  IL  Tit  VIL  und  Vm. 
8)  GesetB  vom  16.  September  1791  Part  IL  Tit  IX. 
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entschieden  und  musste  nothwendig  die  Erörterung  jener  Frage  beein- 
flössen,  da  ein  Cassationstribunal,  nach  seinem  allgemeinen  Beruf 
sowohl,  als  nach  seiner  geschichtlichen  Bedeutung,  in  Frankreich  mit 
der  Bedeutung  und  Machtfüile  der  Krone  innig  zusammenhing.  Nach 
seiner  allgemeinen  Bedeutung  soll  das  Cassationstribunal,  als  auf  der 
Höhe  der  Gesetzgebung  und  der  Justizverwaltung,  in  politischer  Rich- 
tung die  Einheit  des  Reichs  und  die  Verbindung  aller  Theile  desselben 
mit  repräsentiren,  nach  seiner  Gerichtsgewalt  aber  die  Einheit  und 
Gleichheit  der  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  wahren  und  erhalten. 
Die  Constituante  hatte  dies  klar  erkannt  und  Bamave  diese  Bedeutung 
des  Cassationstribunals  zu  seiner  Vertheidigung  mit  scharfen  Worten 
aasgeführt.  :»Denn*'9  sagte  er,  »ohne  ein  solches  Tribunal  kOnnen  die 
Appellationsrichter  ungestraft  ihre  Gewalt  überschreiten  oder  das 
Gesetz  willkürlich  anwenden  und  dadurch  eben  zu  Herren  der  Gerichts- 
barkeit werden^)/*  Die  Constituante  decretirte  darum  auch  am  selben 
Tage,  dass  die  Urtheile  in  letzter  Instanz  durch  Berufung  um  Cassa- 
tion angegriffen  werden  k((nnten.  Historisch  hatte  das  Cassations- 
tribunal in  Frankreich  sich  langsam  entwickelt  und  die  gesammte 
Gewalt  desselben  ruhte  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  der  Section 
des  Staatsrathes,  dem  Conseil  d'etat  prive,  also  unmittelbar  in  einem 
Theil  jenes  Körpers,  der  in  weitgedehnter  Machtfülle  neben  dem  alten 
Königthum  stand ').  Eine  rein  entwickelte  Frocedur  leitete  die  Thätig- 
keit  desselben  und  schloss  in  ihrer  letzten  Entwicklung ,  als  Garantie 
ihrer  Bedeutung,  noch  den  Namen  eines  d'Aguesseau  in  sich.  Dennoch 
aber  war  im  ancien  Regime  dieses  Rechtsmittel  nur  als  eine  Gnade 
des  Königs  gegeben  und  es  bedurfte  seiner  Bewilligung,  durch  eine 
Berufung  um  Cassation  die  Urtheile  der  souverainen  Gerichtshöfe  oder 
Parlamente  anzufechten').  War  dies  der  innere  Schaden  des  bedeu- 
tnngsvoUen  Institutes,  so  war  dadurch  doch  seine  Bedeutung  nicht 
geschwächt,  vorzüglich  nach  jener  Richtung  hin,  den  Einfluss  der 
alten  Localcoutumes  auf  die  sich  in  der  Zeit  entwickelnde  Gesetz- 
gebung zu  zerstören.  Mit  der  Revolution  und  der  Zerstörung  der 
köciglichen  Gewalt,  in  Bezug  auf  die  Gerichtspflege,  war  es  unmöglich, 
die  alte  Organisation  des  Cassationstribunals  anzuerkennen  und  so 
dem  König  eine  Gewalt  zu  lassen,  die  immer  im  Stande  war,  Civil- 
und  Criminaljustiz  zu  beeinflussen  und  seinem  Willen  zu  unter- 
werfen. Im  Uebrigen  widersprach  die  innere  Organisation  des  Con- 
s^l  des  auch  dem  Geist  der  neuen  Gerichtsorganisation,  die  aus  sich 


1)  A.  N.  Tom  24.  Mai  1790. 

2)  Hirer  «.  •.  O.  S.  277  a.  ff. 

3)  Ma/er  a.  a.  0.  Bd.  IV.  S.  419. 
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selbst  herYorgiog  und  nicht  aas  einem  Collegiam  der  Verwaltimg. 
freilich  von  der  h(^chsten  Bedeutung  und  Wurde. 

Die  lieen  d«r         Ausgehend  nur  von  dem  Gedanken,  auch  hier  die  königliche  MacM 
**°flbe"r"  ^    5&U  zerstören,  warf  sich  die  Constituante  die  Frage  auf,  ob  die  Caj>a^ 

ein  höehste«  tiousrichter  Ständig  oder  wandernd  sein ,  und  ob  sie  gewählt  odd 
ernannt  werden  sollten.  Robespierre  wollte,  im  Hinblick  auf  die  ensj 
lische  Constitution,  in  der  das  Oberbaus  als  Cassationstribnnal  erscheiatj 
auch  für  Frankreich  dasselbe  in  der  Gesetzgebung  ruhend,  oder  vitm 
stens  aus  derselben  hervorgehend  wissen').  Gegen  einen  ständif«^ 
OeHchtshof  machte  man  die  Gefahren  geltend,  die  aus  der  so  ^ 
möglicherweise  entwickelnden  hohen  Gewalt  entstehen  könnten:  f'i 
di^  Beweglichkeit  desselben,  dass  dadurch  auch  dem  Armen  die  Yik 
lichkeit  erleichtert  werde,  sein  Gesuch  anzubringen.  Aber  wie  ^ 
das  Prineip  im  Allgemeinen,  siegt«  auch  hier  die  Anschauaiig.  ^ 
man  durch  wandernde  Richter  keine  sichere  Autorität  schaffe  uod  n 
wenigsten  eine,  die  im  Stande  wäre,  eine  durchgreifende  Einheit  i 
Justizgewalt  zu  repräsentiren.  Goupil  de  Prefeln,  Tronchet  m 
Chabrand  suchten  beide  Systeme  zu  vermitteln,  indem  sie  fii^ 
Cassationshof  vorschlugen,  der  neben  dem  König  seinen  Sitz  Wj 
und  über  den  Bericht,  sei  er  von  besonderen  InstructionskaniM^ 
in  den  einzelnen  Provinzen  oder  wandernden  Sectionen,  eniy» 
den  sollte.  Aber  auch  dieser  Vorschlag  wurde  verworfen  uni^ 
Interesse  einer  guten  Justiz  und  der  Bedeutung  der  Haupti^tadt  k 
Reiches  beschlossen,  dass  die  Cassationsrichter  ständige  Ri^i>ti 
ßein  sollten'),  und  da^s  das  Cassationstribnnal  eioxig  und  ^t^>^ 
neben  der  Gesetzgebung  seinen  Sitz  haben  sollte'). 
^*«  In  dem  ersten  Project  über  die  Justizorganisalion  hatte  Tlh^En 

des^^cLMtions-  vorgoschiagen ,  dass  das  Gassationstribunal  aus  36  Richtern  he^^ 
tribüMii.  sollte,  die  der  König  aus  einer  Liste  wählte,  welche  die  Wahlfersam 
lungen  bildeten^).  Le  Chapellier  brachte  ein  Oi^nisatioiL«de(t> 
ein,  nach  welchem  die  83  Departements  eine  Liste  von  83  CandiJat« 
aufsteilen  sollten,  welche  die  Gesetzgebung  zuerst  auf  40  redncirt' 
aus  denen  dann  der  König  30  wählen  sollte,  welche  das  ItiW'* 
bildeten.  Alle  6  Jahre  sollte  das  Tribunal  zur  Hälfte  erneat  werd"^ 
jedes  Mitglied  wenigstens  30  Jahre  alt  und  der  JusHzminister  PrisideJ 
desselben  sein*).    I^iemand  vertheidigte  dieses  scheinbar  alle  Part ^i^ 


1)  A.  N.  vom  24.  Mai  1790. 

2)  Decrot  vom  29.  Mai  1790 

3)  Decret  vom  13.  Augast  1790. 

4)  A.  C.  vom  22.  December  1789. 

5)  A.  C.  vom  13.  August  1790. 
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vereinende  Project.  Robespierre  und  Chabrand  griffen  es  allein  mit 
aller  Bitterkeit  an.  Man  wollte  den  König  nicht  in  der  Justiz  und 
den  Justizminister,  der  doch  nur  sein  Beamter  sei,  nicht  in  einer  Gewalt, 
in  der  er  sie  nur  zum  Dienste  des  Königs  verwenden  könne.  „Kein 
System/^  rief  Robespierre  aus,  „hat  es  besser  ausgedacht,  die  Justiz- 
gewalt zu  untergraben  und  sie  den  Händen  des  Despotismus  zu  über- 
liefern. . . .  Ich  meine,  dass  man  darüber  gar  niclit  berathen  soll  und 
dass  die  Mitglieder,  welche  es  vorgeschlagen,  zur  Achtung  vor  den 
constittttionellen  Gesetzen  aufgerufen  werden.^^  Wohin  man  blicken 
mag,  überall  erscheint  der  versunkene  Despotismus  dieser  Zeit  als 
Gespenst  und  bestimmte  die  Entschlüsse,  lieber  den  Antrag  des  Depu- 
tirten  Andre,  dass  weder  die  Gesetzgebung,  noch  der  König  bei  der 
Eroenuung  der  Cassationsrichter  mitwirken  dürfe,  entschied  endlich 
die  Constituante,  dass  das  Volk  dieselben  wählen  und  dass  die  Zahl 
der  Hälfte  der  Departements  gleich  sein  sollte.  Die  Departements, 
die  das  erstemal  zur  Wahl  berufen  würden,  sollte  das  Loos  bestimmen. 
Alle  4  Jahre  wird  durch  eine  neue  Wahl  das  ganze  Tribunal  erneut 
Die  Mitglieder  desselben  sollten  wieder  wählbar  sein^).  Alle  in  der 
Zeit  über  die  Organisation  und  Competenz  des  Cassationstribunals 
gefassten  Beschlüsse  wurden  endlich  in  dem  Decret  vom  27.  November 
1790  zusammengefasst. 

Darnach  bestand  nun  das  Cassationstribunal  aus  42  oder  41  Rieh-  ^*«  Mitglieder 
tern,  je  nachdem  42  oder  41  Departements  sie  wählten.  Die  Richter  'tribunau. 
mussten  30  Jahre  alt  und  10  Jahre  ein  richterliches  Amt  geübt  haben. 
Bei  dfer  Wahl  entschied  absolute  Stimmenmehrheit.  Die  Richter  wur- 
den auf  4  Jahre  gewählt  mit  der  Eigenschaft,  dauernd  wieder  gewählt 
werden  zu  können.  Für  jeden  Richter  wurde  zu  gleicher  Zeit  ein 
Ersatzmann  für  die  Fälle  des  Todes,  des  Austritts  oder  der  Verhin- 
derung gewählt.  Sie  mussten  dieselben  Eigenschaften,  wie  die  Richter 
haben  und  konnten  gleichfalls  wieder  gewählt  werden.  Die  Functionen 
des  Ministere  public  erfüllte  ein  Commissar  und  zwei  Substituten, 
welche  der  König  ernannte  aus  den  Bürgern,  die  dieselben  Eigenschaf- 
ten, wie  die  Cassationsrichter  in  sich  vereinten.  Das  Tribunal  selbst 
wählte  seinen  Greffier  und  setzte  ihn  auf  Lebenszeit  ein,  acht  Huissiers 
versahen  die  Gerichtsdienste  des  Tribunals.  Die  Richter,  die  Mitglieder 
des  Parquets  und  der  Grefüer  trugen  das  üostüm,  welches  dieselben 
Personen  der  Districtstribunale  auszeichnete.  Zwei  Gommissäre  der 
Gesetzgebung  und  zwei  des  Königs  installirten  das  gesammte  Tribunal 
und  nahmen  den  Eid  der  einzelnen  Mitglieder  entgegen').    Alle  Mit- 


1)  A.  C.  vom  17.  November  1790. 

2)  Decret  vom  27.  November  —  1.  December  1790. 
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glieder  des  Tribunals  wurden  besoldet*).    Bei  der  ersten  Wahl  d^ 
Jahres  1791,  nach  welcher  am  20.  April  d.  J.  das  CassatioDsbibiual 
in  Paris  eingesetzt  wurde,  erschienen  unter  den  Mitgliedern  desselben 
schon   berühmte   Namen   und   solche,   die  noch  mit  der  Geschickv. 
Frankreichs  sich  inniger  verbinden  sollten.    Coffinhal,  MaUeville»  le- 
gendre,  Gensonne,  Barere,  Chapelier,   Thouret,   Ghabraud,  Creoie- 
Latouche   waren  zu  Richter  ernannt  worden.     Das  Parquet  bildet« 
Heraul t   de   Sechelles   als   königlicher   Commissar^).    Betreffend  dk 
Competenz  des  Gerichtshofes  wollte  sie  Chabraud  eiogeschräukt  wi^ 
sen  auf  die  Verletzung  der  constitutionellen  Gesetze,  die  MisäacMao: 
der  Formen  und  Gerichtsvorschriften.   Duport  aber,  in  dem  Gedankefi. 
dass   die  Gesetzgebung  vereinfacht   und  somit  ihre  YorschrllteD  m 
der  grössten  Strenge  beobachtet   werden  könnten,   setzte  den  Com- 
petenzkreis  im  Allgemeinen  viel  weiter  und  die  Constituante  acceptird 
seinen  Vorschlag.    „Das  Cassationstribunal  erkennt   nicht  aber  dvn 
Grund  des  Prozesses,  sondern  hebt  die  Urtheile  auf,  welche  die  Fonn« 
der  Gerichtsübung  verletzen  oder  geradezu  dem  Texte  des  Gesetie? 
widerstreben."    Bis  zur  Reformation  der  Coutumes  oder  der  Provinzial- 
gesetze,   wenn  die  Verletzung  eine  Nullität   nach  sich  ziehen  ka£& 
kann  man  auch  dagegen  um  Gassation  ansuchen').     Dadurch  wnri« 
der  Einbringung   der  Gassationsgesuche  ein  solch    weiter  Spielra» 
gegeben,  dass  man  bald  zahlreiche  Missbräuche  das  ganze  lostisf 
überfluthen  sah,  die  bis  zur  uapoleonischen  Gesetzgebung  nicht  geheinäl 
werden  konnten.    Weiter  erkennt  das  IVibunal  über  die  Gompeteu*. 
conflicte  und  die  Klagen  der  Parteien  gegen  die  Gerichte  selbst  Ge^a 
die  Drtheile  der  Friedensgerichte  ist  keine  Gassation  zulässig.  In  allta 
Fällen  cassirt  das  TVibunal  die  Procedur,  in  der  die  gesetzliches  Per- 
men  verletzt  werden,  und  hebt  die  Urtheile  auf,  die  ausdrücklich  gi^eo 
das  Gesetz  sind.    Zuerst  entscheidet  das  Tribunal,  ob  überhaupt  dk 
Bitte  um  Gassation  zulässig  sei.    Für  diesen  Theil  der  Procedur  bildes 
für  je  6  Monate  20  Hitglieder  des  Gassationshofes   ein  Bureau  de» 
requetes,  in  welchen  stets  wenigstens  12  entscheiden  mussten.  Rönsei 
sich  die  Mitglieder  des  Bureaus  nicht  einigen,  so  wird  die  Frage  vrf 
das  gesammte  Tribunal   gebracht   und  durch  Stimmenmehrheit  ent- 
schieden.   Die  endlich  vor  die  Section  de  Cassation  gelangende  Prc- 
zessache  wird  dann  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  und  weoigsteik« 
15  Richter  dafür  erfordert    Die  Sitzungen  dieser  Section  sind  öffent- 
lich und  die  Parteien  und  ihre  Vertheidiger  können  in  den  Verhaßd- 


1)  Decret  vom  18.  Februar  1791. 

S)  HlTer  a.  a.  O.  8.  801. 

8)  Gesetz  vom  27.  Noyember  —  1.  December  1790  Art  8. 
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loDgen  alles  Yorbringen,  was  za  ihren  GunsteD  mitwirken  könnte. 
Einer  der  Cassationsrichter  ist  Berichterstatter.  Die  Berathungeu  des 
Gerichts  sind  geheim,  die  Ui-theilsfällung  und  Stimmenabgabe  laut  und 
öffentlich.  Wird  die  Procedur  eines  Prozesses  cassirt,  so  beginnt  von 
der  verletzten  Form  an  eine  neue  Prozessführung,  wird  das  Urtheil 
cassirt,  so  werden  alle  Rechtsmittel  neu  geprüft  und  ein  neues  Uitheil, 
ohne  Eingehen  auf  den  Prozess,  gefällt.  Erst  wenn  gegen  ein  neues 
Urtheil  eine  zweite  Cassation  erhoben  ist,  wird  die  Prozesssache  an 
ein  anderes  Tribunal  gewiesen.  Im  Fall  auch  dieses  mit  dem  ersten 
Gericht  gleich  entscheidet,  kann  die  Gesetzgebung  durch  ein  vom 
König  sanctionirtes  Decret  entscheiden.  In  Civilmaterien  hält  das 
Cassationsgesuch  die  Execution  eines  Urtheils  nicht  auf.  Es  kann 
selbst  dadurch  keine  Frist  für  dieselbe  erworben  werden').  So  sollte 
das  Cassationstribunal  nicht  allein  Sicherung  der  Gerechtigkeit  für  die 
einzelnen  Parteien  sein,  sondern  für  das  gesammte  Land  den  Geist  der 
Einheit  und  Gleichheit  in  der  Prozessführung  und  der  Interpretation 
der  Gesetze  darstellen  und  sichern.  Um  dies  in  einem  Zeiträume 
immer  höher  zu  stellen,  wollte  das  Gesetz,  nach  dem  Muster  der  alten 
Gesetzgebung,  dass  das  Tribunal  alle  Jahre  der  Gesetzgebung  einen 
Bericht  über  alle  gefällten  Urtheile  abstatte,  mit  der  Bezeichnung  der 
verletzten  Gesetze  und  den  Vorschlägen,  auf  welche  Art  diese  in 
Zukunft  vermieden  werden  könnten.  Thouret  legte  nach  dem  ersten 
Jahre  auch  in  der  That  der  Legislative  einen  solchen  Bericht  vor^), 
woraus  sich  ergab,  dass  das  Cassationstribunal  in  einem  Jahr  über 
176  Begehren  „en  reglements  dejuges''  und  über  236  eigentliche  Cassa- 
tionsgesuche  empfangen  habe.  Davon  hatte  die  Section  de  Cassation 
67  Cassatiousurtheile  und  24  Revisionsurtheile  gefällt.  Die  begeisterte 
Schilderung  Thourefs  von  der  rühmlichen  Thätigkeit  des  Tribunals 
und  seiner  grossen  Wohlthat  wird  jedoch  abgeschwächt  durch  den  Miss- 
brauch,  den  man  bei  der  Dehnbarkeit  der  Gesetzgebung  mit  dem 
Institut  machen  konnte,  auf  die  später  ein  Cassationsrichter  und 
Mitglied  des  Convents  hinwies'). 

Der  höchste  Nationalgerichtshof. 
Der  höchste  Nationalgerichtshof  ist  sowohl  seiner  Competenz,  als  DJ«  Bedeutung 
seiner  Organisation  nach  ein  wesentliches  revolutionäres  Erzeugniss.  **Nlt!on»'*" 
Er  ist  in  Wahrheit  ein  rein  politisches  Tribunal,   das  erst   mit  der   rerichtthofc». 
Macht  eine  Bedeutung  erringen  konnte,  die  ihm  ihren  Namen  gab  — 

1)  Gesetz  vom  27.  November  1790  Art.  1,  2  und  4  u.  ff. 

2)  A.  L.  vom  10.  Mai  1792. 

3)  C.  K.  vom  22.  September  1792. 
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die  Nation.  War  eine  ähnliche  Institution  in  dem  Parlament  von  Paris, 
welches  die  Grossen  des  Reiches  in  sich  vereinte,  repräsentirt,  so  hatte 
doch  der  Absolutismus,  durch  Ausnahmsgerichte  und  besondere  Com- 
missionen,  die  eigentliche  politische  Thätigkeit  desselben  immer  ab- 
geschwächt, oder  konnte  sie  zu  jeder  Zeit  ohnmächtig  machen.  Es  j 
war  kein  Institut,  das  die  Nation  gegen  die  Parteiherrschaft  oder  den 
Borger  gegen  die  üebergriffe  der  Regierung  vertheidigen  sollte,  nicht 
bestimmt  zu  prüfen  und  zu  richten,  sondern  allein  berufen,  zu  ver- 
urtheilen  nach  dem  Willen  des  absoluten  Herrschers  und  seiner  Laune. 
Jetzt  aber  sollte  ein  höchster  Nationalgerichtshof  gegründet  werden, 
um  gerade  gegen  jedes  Ausnahmsgericht  Schutz  zu  gewähren,  nicht 
mehr  der  Freiheit  gefahrdrohend,  sondern  für  sie  eine  unantastbare 
Garantie  sein.  Gerade  so  sollte  es  „die  Krönung  des  coustitutionellen 
Gebäudes*'  sein').  Aber  die  Ideen,  welche  bei  der  Organisation  des- 
selben und  seiner  Competenzbestimmung  laut  wurden,  Hessen  von 
Anfang  an  ganz  andere  Absichten  ahnen. 
Der  hi^torucLc         Nach   den  Revolutionsstürmen   des   14.  Juli    1789   erklärten  die 

deK  IiZhüttn    Wahlversammlungen  von  Paris,  welche  sich  als  eine  politische  Gewalt       j 
Naitonai-      anerkannten,  dass  die  beim  Bastillensturm  gefangenen  Personen,  als      | 

K<!  c  18  of.<.   ^^^  crimen  laesae  nationis  schuldig,  in  der  Abbaue  festgehalten  and       ; 
von  einem  ausserordentlichen  Tribunal  gerichtet  werden  sollten  *).  Die       j 
Constituante  verweigerte  das  Begehren  und  acceptirte  den  Vorschlag       ^ 
Lally  TolendaPs,  dass  alle,  welche  das  Unglück  des  Volkes  verschuldet, 
gerichtet  werden  sollten,  aber  nach  dem  Gesetz,  dass  die  Nation  das 
Recht  habe,  diese  Verbrecher  zu  verfolgen,  und  dass  die  Gesetzgebong 
soAohl  das  Gericht,  als  die  Formen  der  Procedur  festzustellen  habe.       \ 
Bis  zur  Errichtung  eines  besonderen  Tribunals  sollte  das  Chätelet  die 
Prozesse  der  Angeklagten  führen  und  als  letzte  Instanz  entscheiden^). 
Als  aber  schon  im  October  1789  alle  Gerichtsbarkeit  des  ancien  Regime 
aufgelöst    und   auch   jene    des   Chätelet   unterdrückt    wnirde,   l>erieth 
die  Constituante  über  den  Antrag  Le  Chapelier's,  die  Oi^nisatioo 
eines  neuen  höchsten  Nationalgerichtshofes  für  das  politische  Verbre- 

dm  crimen  chcH*  der  Verletzung  der  Nation.  Robespierro  entwickelte  bei  Anr^ung 
dieser  Frage  die  Theorie  des  »crimen  de  lese  nation'*,  welches  der  Haute 
conr  nationale  überwiesen  werden  sollte.  »Es  giebt^S  sagte  er,  »zwei 
Arten  dieses  Verbrechens:  jene,  welche  die  politische  Existenz  des 
socialen  Körpers,  und  jene,  welche  die  moralische  angreifen  und  ver- 
letzen.   Diese  Verbrechen  werden  selten  sein,  wenn  die  Con^titatioD 


1)  Balbie  System  a.  a.  O.  Bd.  III.  S.  468. 

2)  A.  C.  vom  23.  Juli  1789. 

3)  Decret  vom  14—21.  October  1789. 
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des  Reiches  fest  und  sicher  ist,  weil  dann  die  allgemeine  Macht  alle 
jene  Parteien  unterdrückt,  welche  bemüht  sind,  dieser  zu  widerstreben/^ 
Er  erörtert  nun  zugleich,  wie  dem  gemäss  ein  Gerichtshof,  der  darüber 
za  entscheiden  habe,  organisirt  sein  müsse.  Er  mnss  mit  Freunden 
der  Revolution  besetzt  werden,  denn  in  den  Zeiten  der  Revolution,  in 
denen  ein  Volk  das  Joch  abwirft,  das  der  Despotismus  immer  wieder 
sich  bemüht  aufzuerlegen,  muss  das  Tribunal  sieb  ganz  besonders  nur 
aas  den  politischen  Parteien  bilden.  Wenn  man  dabei  dem  König 
einen  Theil  der  Ernennung  überlässt,  dann  wird  man  eine  Gefahr  aus 
dem  machen,  was  ein  Schutz  der  Freiheit  sein  soll'). 

Provisorisch  errichtete  die  Constituante  nun  auch  zu  Orleans  einen      ^'*  *"'* 

.  Oi'gaiiitfatiop 

Gerichtshof,  der  als  letzte  Instanz  alle  politischen  Verbrechen  richten   de^  National- 
sollte.   Es  sollte  aus  15  Richtern  gebildet  werden,  die  aus  den  zunächst-   KenciiuhofcM. 
liegenden  Districtstribunalen  genommen  werden  sollten.    Er  wählte  aus 
seiner  Mitte  seine  Präsidenten  und  öffentlichen  Ankläger  und  sollte  mit 
wenigstens  zehn  Richter  entscheiden.   Nach  seiner  kurzen  Existenz,  in 
welcher  dieser  Gerichtshof  blos  über  die  bei  der  Flucht  des  Königs  Be- 
theiligten richtete,  erfolgte  die  Auflösung  desselben  und  am  10.  Mai 
1791  das  Decret  über  die  neue  Organisation  einer  Haute  cour  nationale. 
Er  sollte  aus  vier  Richtern  gebildet  werden,  aus  der  Mitte  des  Cassa-   Die  endliche 
tionstribunals,  welche  die  Zeugen  vernehmen,  die  Debatte  leiten  und    o«*p*n*»***on 

'  °  '  de»  höchsten 

Dach  dem  Spruch  der  hohen  Jury  das  Urtheil  fällen.  Diese  besteht  Nationai- 
aas  24  Geschwornen,  welche  aus  einer  durch  die  Wahlversammlungen  ««'«c»»»»*»»'«»- 
der  Departements  gebildeten  Liste  von  166  Geschwornen,  also  je  zwei 
für  ein  Departement,  durch  das  Loos  bestimmt  werden.  Die  Ge- 
schwornen mussten  die  Eigenschaften  haben,  welche  für  die  Mitglieder 
der  Gesetzgebung  das  Gesetz  forderte.  Dieser  Gerichtshof  erkannte 
über  alle  Verbrechen,  für  die  die  Gesetzgebung  sich  zum  Ankläger 
machte.  In  dieser  Eigenschaft  ernannte  die  Gesetzgebung  zwei  ihrer 
Mitglieder  unter  dem  Titel  von  Grands  procurateurs  de  la  nation  zu 
Verfolgern  des  Verbrechens,  welche  dann  auch  die  Anklageacte  redigir- 
ten.  Vor  der  Anklageerhebung  konnte  die  Gesetzgebung  die  Zeugen 
vernehmen.  Nach  Feststellung  der  Anklage  berief  sie  den  Gerichtshof 
in  feierlicher  Proclamation.  Sie  bezeichnete  zugleich  den  Ort,  wo  er 
sich  versammeln  sollte,  und  bestimmte  im  Voraus,  dass  dieser  wenig- 
^Ds  15  Meilen  vom  Sitz  der  Gesetzgebung  sein  sollte.  Der  Commis- 
si des  Königs  am  Distnctstribunal  dieses  Ortes  versah  in  gleicher 
Eigenschaft  die  Dienste  am  höchsten  Gerichtshof.  Das  Verfahren  war 
jenem  vor  den  gewöhnliches  Gerichten  gleich^).    Die  Urtheile  sollten 


1)  A.  C.  vom  25.  October  1790. 

2)  Decret  vom  10.  Mai  1791. 
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keine  Cassation  zulassen  ■).  Am  21.  November  1791  setzte  die  Gesetx- 
gebung  zu  Orleans  diesen  Gerichtshof  ein,  der  in  seiner  kurzen  Thatig- 
keit  eine  Verurtheilung  zur  Todesstrafe  und  zwei  Freisprerhaugen 
aussprach.  Mehrere  andere  ausgezeichnete  Angeklagte,  wie  Deles- 
sart  und  Duc  de  Brissac,  wurden  seiner  Justiz  durch  die  Septem- 
bermorde entrissen.  Die  Constituante  bestimmte  nicht  die  VerbrechcD. 
welche  diese  Gerichtsbarkeit  richten  sollte,  weil  sie  den  Gesetzgebers 
volle  Freiheit  lassen  wollte,  aber  sie  ahnte  auch  nicht,  dass  das 
schrankenlose  Gesetz  immer  zur  Willkühr  führt.  Am  25.  September. 
nach  den  entsetzenden  Mordthaten,  wurde  der  Gerichtshof  abermak 
aufgelöst,  da  ja  die  Volkswuth  an  seine  Stelle  getreten.  Danton  er- 
klärte, dass  die  hohen  Kosten  dieses  Gerichtes  es  nöthig  machten,  qihI 
gab  dieselben  für  ein  Jahr  auf  drei  Millionen  an^). 

Das   Justizpolizeiwesen. 
Dm  wepen  Nirgends  liess  sich   die  Constituante   von  falschen  Begriffen  v^ 

justiipoiiiei.  ^^  verleiten,  als  bei  der  Organisation  der  Justiz  und  Sicherhdtj- 
polizei,  welche  der  Gerichtsordnung  zur  Seite  stehen  sollte.  Von  dea 
Gedanken  der  Unhaltbarkeit  der  alten  Institutionen  ausgehend,  zer* 
störte. sie  alles,  was  sie  vorfand,  ohne  doch  überall  im  Stande  zu  seil 
das  Bessere  im  ersten  Augenblick  an  seine  Stelle  zu  setzen.  Dop^ 
hatte  mit  seinem  Organisationsgesetz  der  Gerichtsbarkeit  vom  iB—^ 
September  1791  auch  jene  der  Gerichtspolizei  verbunden  und  tröö 
der  heftigsten  Angriffe  durchgesetzt.  Die  öffentliche  Ordnung  und  der 
Schutz  des  Bürgers  wurde  dadurch  einem  Beamtenkreis  vertraut.  <irr 
ohne  jede  GontroUe,  ausser  der  einer  klagenden  Partei  oder  eine? 
Denuncianten,  über  die  persönliche  Freiheit  verfügen,  seiner  persönlichei 
Leidenschaft,  seinen  Zuneigungen  oder  Abneigungen  nach  Beliebes 
folgen  konnte  und  doch  der  Gerichtsbarkeit  keine  genügende  Sicherheit 
für  eine  strenge  und  durchgreifende  Verfolgung  des  Verbrechers  ge- 
währte. Wohl  hatte  die  Instruction  zu  dem  obigen  Gesetz  vom  :. 
September  1791  einen  hohen  und  humanen  Gesichtspunkt  für  die^ 
Polizeigewalt  festgesetzt.  „Es  ist  nicht  genug'S  erklärte  sie,  »da<s  dir 
Constitution  die  politische  Freiheit  versichere,  es  müssen  auch  all'* 
Einzelheiten  untergeordneter  Institutionen  die  individuelle  Frelbijs 
schützen.  Der  kleinlichste  Respect  für  die  individuelle  Freiheit  i^ 
eine  der  ersten  Bedingungen  der  Gesetze  eines  freien  Volkes."  ^^' 
aber  nutzte  die  Einschärfung  der  schönsten  ^Wahrheiten,  wenn  die 
Behörden,  die  sie  geltend  machen  sollten,  unfähig  waren  dafor,  ja  oo- 


1)  Decret  vom  25.  und  29.  August  1791. 

2)  A.  L.  vom  6.  October  1792. 
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fähig  sogar,  sie  zu  begreifen.    Die  neu  organisirte  Sicherheitspolizei,  i»«  Organe  der 

deren  Thätigkeit  jener  der  Gerichtsübung  voranging,  war  in  ausge-   ^°***"p®"**'- 

dehntester  Weise  der  Gensdarmerie  und  den  Friedensrichtern  und  für 

die  Hunicipal-,  Land-  und  Feldpolizei  den  Polizeicommissären,  den 

Mnnicipalbeamten   und   einer  besonderen  Feldpolizei  übergeben.    Sie 

stand  in  ihrer  gesammten  gerichtspolizeilichen  Thätigkeit  unter  Aufsicht 

des  öffentlichen  Anklägers  des  Departements,  aber  ohne  dass  dieser 

irgend  eme  Gewalt  über  sie  üben,  eine  Initiative  zu  ergreifen,  ja  selbst 

DQr  einen  Befehl  zur  Verfolgung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens 

geben  konnte. 

Für  die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Gemeindelebens  konnte  die  Die  PoUiei- 
Monicipalverwaltung  Vorschriften  erlassen  und  deren  Uebertretung 
richten').  Die  eigentlichen  Mandatare  der  Municipalität  für  die  Ver- 
folgung der  Cebertretungen  waren  die  Polizeicommissäre.  Ihre  Aemter  wur- 
den zuerst  nur  für  Paris  in  den  48  Sectionen  vertheilt,  welchen  je  ein 
Commissar  vorstand  an  Stelle  der  alten  Commissaires  des  Ghätelets^). 
Sie  wurden  durch  die  Wahlversammlungen  jeder  Section  auf  2  Jahre 
gewählt  aus  den  activen  Bürgern,  die  eine  Steuer  im  Werth  von  zehn 
Arbeitstagen  zahlten,  und  übten  ihr  Amt  unter  Aufsicht  des  Verwal- 
tungscommissars  der  Section.  Alle  festgenommenen  Personen  wurden 
vor  sie  geführt  und  durch  sie  in  das  Arresthaus  gesandt  Sie  nahmen 
die  Protocolle  über  den  Grund  der  Arrestation  auf  und  bewahrten  in 
den  betreffenden  Fällen  die  Gegenstände  des  Vergehens  oder  der 
Uebertretung,  wie  gestohlene  Effecten  oder  Gegenstände  des  Bewei- 
ses. Das  Justizorganisationsgesetz  vom  21.  September  1791  organi- 
sirte sie  in  allen  Städten,  in  denen  die  Gesetzgebung  es  für  nOthig 
«'achten  sollte,  doch  beschränkte  die  Instruction  dieses  Gesetzes  ihre 
Thätigkeit  auf  die  einfache  Sicherstellung  der  polizeilichen  üebertre- 
tuDgen').  Darnach  hatten  sie  über  die  Erhaltung  und  Execution  der 
Monicipal-  und  Gorrectionspolizeigesetze  zu  wachen  und  in  Griminal- 
sachen  die  Protocolle  des  Thatbestandes  au&unehmen,  doch  ohne  die 
Macht  einer  Information.  Alsbald  darnach  hatten  sie  die  Protocolle, 
aufgefundene  Beweisgegenstände  und  die  ergriffenen  schuldigen  oder 
verdächtigen  Personen  an  den  Friedensrichter  zu  übermitteln.  Mehrere 
Polizeicommissare  in  derselben  Municipalität  übten  concurrirend  in  dem 
ganzen  Municipalgebiet  ihre  Function.  Bei  öffentlichen  Tumulten  und 
Aufrühren  hatten  sie,  in  Abwesenheit  des  Procureurs  der  Gemeinde, 
diesen  zu  vertreten.    Bei  nothwendigen  Hausuntersuchungen  hatten  sie 


1)  Gesetz  vom  16—24.  August  1790. 

2)  Qesets  vom  21.  Mai  —  27.  Juni  1790  Tit.  I.  and  IV. 
8)  Ebenso  Gesetz  vom  19--22.  Jali  1791. 
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dieselben  in  Gegenwart  zweier  benachbarter  Borger  vortanehmeo,  deck 
ohne  Verletzung  des  constitutione!!  gesicherten  Haasrechtes  ■)•  ^i«  ^ 
Polizeicommissare  von  Paris,  sollten  alle  im  Lande  von  den  Varver- 
sammlnngen  gewählt  werden  und  zwar  auf  2  Jahre  und  mit  dejg»  Eecht, 
immer  wieder  gewählt  werden  zu  können  2). 

Die  Neben  ihnen  stand  mit  ergänzender  Thätigkeit  die  von  der  Con- 

stituante an  Stelle  der  alten  Marechaussee  eingerichtete  Gensdam^e 
nationale.  Sie  hatte  die  Execution  der  Jnstizbefehle  und  die  Anesta- 
tion  der  Verbrecher  odcfr  Verdächtigen  vorzunehmen.  Ihre  Offiziere 
wurden  zum  Rang  von  Offizieren  der  Sicherheitspolizei  erhoben  mit 
gleicher  Magistratur.  Vergebens  opponirten  dieser  Oi^anisation  Pethion 
und  Robespierre,  welche,  wie  dieser  sagte,  »die  Interessen  des  Bürgers 
einem  Militärdespotismus  anvertraut.**  Aber  man  wollte  eine  Poliiei, 
ebenso  energisch  als  leicht  beweglich,  welche  nicht  nur  das  Verbrechen 
verfolgen,  sondern  den  Folgen  jeder  Nachlässigkeit  und  Parteilichkeit 
augenblicklich  vorbeugen  konnte.  Darnach  bestimmte  dann  das  Or- 
ganisationsdecret  der  Gensdarmerie,  auf  welches  ich  später  noch  näher 
eingehen  werde,  dass  die  Gensdarmerie  die  Sicherheit  des  Landen  er- 
halten und  im  Inneren  der  Städte,  sobald  es  gefordert  würde,  mit  be- 
waffneter Hand  zu  Hülfe  eilen  sollte.  Die  Gensdarmerie  hatte  also 
Patrouillen  im  Cmkreis  ihres  Gebiets  zu  machen,  die  Spuren  der  Ver- 
brechen und  Vergehen  zu  verzeichnen,  Uebelthäter  zu  verfolgen,  bä 
Ertappung  auf  der  That  dieselben  zu  ergreifen,  ebenso  wie  die  Gegen- 
stände und  Beweismittel  des  Verbrechens,  Bettler  und  Vagabunden 
aufzutieben,  über  alle  ihre  Vorkehrungen  und  Unternehmungen  Proto- 
colle  abzufassen,  selbst  die  Zeugen  vor  den  Polizeioffizier  zu  fuhren. 
Doch  konnte  sie  ohne  ausdrücklichen  Arrestbefehl  keinen  Bürger  im 
Innern  seines  Hauses  ergreifen  und  festnehmen.  Die  Hauptlente  und 
Lieutenants  der  Gensdarmerie  übten,  abgesehen  von  ihren  besonderen 
Functionen,  mit  dem  Friedensrichter  in  ihrem  Canton  concurrirend, 
die  Sicherheitspolizei.  Doch  erstreckte  sich  diese  ihre  Thätigkeit  vor 
allen  über  Verbrechen,  ausserhalb  des  Bezirkes  einer  Stadt  begaogai» 
und  konnte  nicht  die  Thätigkeit  des  Friedensrichters  in  seinem  Bezirk 
beeinträchtigen.  Durch  ihre  Verhaftsbefeble  konnten  sie  Schuldige 
oder  Verdächtige  nicht  vor  sich,  sondern  nur  vor  den  Friedensrichter 
führen  lassen'). 

Der  Der  Friedensrichter  war  es  nun  eigentlich,  der  in  seiner  Person  die 

7u  orii!il^^^^^^^  «*°*®  Gewalt  der  Gerichtspolizei  und   Criminal-,  Corrections-  und 
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1)  Gesetz  vom  19—22.  Juli  1791   Tit.  I.,  vom  3.  Angpast  1791  und  vom 

21—29.  Septemher  1791. 

2)  Gesetz  vom  1—8.  Juni  1792. 

8)  Gesetz  vom  16.  Janaar  —  16.  Februar  1791. 
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selbst  Manicipalpolizeisachen  aufhäufte.  Er  hatte  ohne  BeihüUe  und 
Controlle  Klagen  und  Denunciationen  entgegenzunehmen,  durch  seine 
ProtocoUe  die  Spuren  des  Verbrechens  aufzunehmen  und  durch  Nach- 
forschungen die  Beweise  für  den  Th&ter  zu  sammebi,  endlich  die  Be- 
schaldigten  selbst  zu  vernehmen,  sie  festzuhalten  oder  ihre  Arrestation 
za  befehlen.  Nur  in  Städten  von  mehr  als  10,000  Seelen  mussten  die 
Denunciationen  qualificirter  Verbrechen  an  den  Jurydirector  gebracht 
werden^).  Die  Instruction  des  Justizorganisationsgesetzes  sah  dabei 
ongeheure  Vortheile,  indem,  wie  sie  sich  ausdrückt,  der  Friedensrichter 
geiviss  am  mildesten  dieses  Amt  üben  wird,  indem  er  alle  Individuen 
kennt  in  seinem  nicht  zu  grossen  Bezirk  und  ihm  es  Achtung  und  Macht 
geben  wird,  dass  er  in  seiner  Person  alles  cumulirt,  was  zur  Ruhe  und 
Sicherheit  das  Gesetz  bestimmt.  Man  frug  sich  nicht,  ob  ein  Friedens- 
richter Muth  und  Vertrauen  genug  habe,  um  so  schweren  Verpflichtun- 
gen nachzukommen,  man  erwog  die  Schwierigkeiten  nicht,  die  bei 
einem  complicirten  Verbrechen,  bei  zahlreichen  Mitschuldigen  entstehen 
müssen,  so  dass  selbst  der  strengste  Friedensrichter  ihnen  gegenüber 
mit  seiner  alleinigen  persönlichen  Thätigkeit  ohnmächtig  sein  müsse. 
Und  wenn  dann  doch  seine  Pflichterfüllung  gefordert  ist,  wird  nur 
ein  Formalismus  mit  der  Zeit  die  wahre  Erwägung  ersetzen,  Willkür 
und  Laune  wird  bestimmend  sein,  und  doch  wird  in  den  Proto- 
collen  eines  Friedensrichters  Schuld  und  Unschuld  festgesetzt  und 
über  Ehre  und  Freiheit  entschieden. 

Die  Klagen  und  Denunciationen  wurden  nun  bei  dem  Friedens-  Umfmnff 
richter  als  Polizeibeamtem  eingebracht,  wonach  dieser  alsbald  eine  ^**' '''^|*«^«** 
Untersuchung  des  Ortes  des  Verbrechens  einzuleiten  und  den  Verbre-  Geriehtipoiixei. 
eher  festzunehmen  hatte.  Verweigerte  er  dies,  so  konnte  die  klagende 
Partei  sich  an  die  Anklagejury  des  Districts .  wenden.  Jeder  Bürger 
konnte  an  der  Verfolgung  sich  betheiligen  und  ersetzte  in  dieser  Rich- 
tung das  aufgehobene  Ministere  public.  So  hatte  der  Friedensrichter 
in  diesem  ersten  Theil  der  Criminaiprocedur  eine  fünffache  Thätigkeit: 
ProtocoU  über  die  Thatsache  aufzunehmen,  die  Zeugen  abzuhören,  den 
Befehl  auszustellen,  den  Beschuldigten  vor  das  Gericht  zu  bringen, 
das  erste  Verhör  mit  ihm  vorzunehmen  und  dann  den  Verhaftsbefehl 
aoszustellen.  Im  Fall  eines  begangenen  Mordes  hatte  durch  Ghiruigen, 
onter  Aufsicht  der  Gensdarmerie,  eine  Beschauung  zu  erfolgen,  worüber 
gl«ichfalls  ProtocoU  aufgenommen  werden  sollte.  Alle  ProtocoUe,  am 
Ort  der  That  aufgenommene  Bescheinigungen  und  Beschreibungen  ent- 
haltend, mussten  in  Gegenwart  zweier  Bürger  aufgenommen  und  von 
ihnen  gezeichnet  werden.     Alle  diese  Actenstücke   sollten  blos  der 


*}  Gesetz  vom  16.  September  1791  Part.  I.  Tit.  III. 
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darnach  einschreitenden  Gerichtsbarkeit  als  Fahrer  und  Wegweiser 
dienen.  Sie  hatten  keine  Beweiskraft,  die  Zeugen  wurden  nicht  beddet 
und  Formfehler  konnten  dabei  keine  Nullität  erzeugen  ').  Man  hatte  in 
diesem  Theiie  der  Procedur,  dem  einzigen  schriftlichen,  mit  Absicht  alle 
strengen  Formen  vermieden,  um  besonders  die  Freiheit  der  Zechen 
vor  der  Jury  in  nichts  zu  beengen.  Man  sah  in  merkwürdiger  Be- 
schränktheit immer  „nur  eine  Seite  der  Sache  und  befasste  sich  aus- 
schliesslich nur  mit  der  Leidenschaft  und  dem  bösen  Willen  der  Zeugen 
gegen  den  Angeklagten,  bis  die  Erfahrung  zeigte,  dass  man  gerade 
gegen  ihre  Schwäche  und  Nachsicht  Vorkehrungen  treffen  müsse*).* 
Am  schwierigsten  aber  wog  diese  Procedur  in  Betreff  der  Yerhaftong. 
Die  persönliche  Freiheit  war  arg  gefährdet,  wenn  jeder  der  7^8000 
Friedensrichter  durch  seinen  alleinigen  Befehl  sie  dem  Burger  entziehen 
konnte.  Ja  in  Criminal-  und  Correctionssachen  konnten  sie  sogar 
einen  Praeventivarrest  verhängen,  der  bei  leiblichen  Verletzungen,  Han- 
del und  Fälschungen  bis  zur  Fällung  des  Urtheils  ausgedehnt  werden 
konnte').  Jeder  Versicherungsbefehl,  der  die  Unterschrift  des  Poliiei- 
beamten  und  das  Siegel  desselben  trug,  war  im  ganzen  Reiche  execn- 
tionsfähig.  Die  Huissiers  des  Friedensgerichtes  oder  die  Gensdarmeiie 
hatten  die  Execution  derselLen.  Auch  konnten  die  Friedensrichter  die 
bewaffnete  Macht  dafür  aufbieten,  die  Linientrnppen  jedoch  nur,  im 
Fall  die  Gensdarmerie  oder  Nationalgarde  nicht  genügte  oder  über- 
haupt nicht  einschreiten  konnte^).  Der  Verhaftsbefehl  eines  Friedens- 
richters, der  im  {Bezirk  eines  anderen  zur  Execution  kommen  sollte, 
musste  von  diesem  vidimirt  werden, 
ürtheii  d«r  Wenn  der  Angeklagte  sich  von  der  Verdächtigung  oder  der  An- 

klage reinigte,  musste  er  alsbald  frei  gelassen  werden.  Der  Ankläger 
oder  Denunciant  konnte  seine  Anklage  vor  die  Anklagejury  jetzt  brin- 
gen. Wurde  er  aber  schuldig  befunden,  dann  war  er  augenblicklich  vor 
den  competenten  Magistrat  zu  senden.  War  der  Friedensrichter  selbst 
competent,  so  konnte  er  im  Fall  eines  Verbrechens  die  Gefangenhaltong 
befehlen,  im  Fall  einer  üebertretung  den  Praeventivarrest  durch  das 
Polizeigericht  veranlassen.  Im  Fall  es  sich  nicht  um  ein  V^brecben 
handelte,  das  infamirende  Strafen  nach  sich  zog,  konnte  die  Gefangen- 
haltung durch  Gautionsleistung  abgewendet  werden.    Binnen  drei  Tagen 

1)  Decret  vom  16.  September  1791   Part.  I.   Tit.  V.  und  VI.  §  3  ond  i 
Part.  n.  Tit.  Xü.  §  1  and  4. 
8}  Hirer  a.  a.  O.  S.  197. 

3)  Geseta  vom  19—22.  Jali  1791  Tit.  I,  Art.  28  und  Gesetz  Tom  16.  Sep- 
tember 1791  Part  I.  Tit.  V.  und  VI. 

4)  Constit  1791  Tit.  III.  Chap.  6.  Art  10  und  Gesetz  vom  16.  Septenber 
1791  Part  I.  Tit  ü.,  IV.  und  V, 
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sollte  die  gesammte  Procedur  voUeudet  und  dem  Jurydirector  alle 
Protocolle  and  Beweisstficke  überliefert  sein*).  Man  hatte  auf  diese 
Art  die  alte  Magistratur,  welche  die  Verfolgung  von  Verbrechen  leitete, 
Tollstäodig  abgeschafft,  und  zumeist  darum,  weil  sie  damit  zugleich 
die  Anklage  verbanden.  Durch  die  Einfuhrung  der  vom  Volk  ge- 
wählten Ankläger  hatte  man  dieses  Missverhältniss  aufgelöst,  aber 
damit  zugleich  das  Extrem  durchgeführt,  ihn  vollständig  fremd  in  der 
Verfolgung  zu  lassen,  obgleich  er  dieselbe  vor  der  Jury  zu  vertreten 
hatte.  Die  Folgen  einer  solchen  Zerrissenheit  der  Gerichtsorganisation 
masste  mit  der  Darlegung  der  Unfähigkeit  der  einzelnen  Personen 
enden  und  zeigen,  dass  die  Freiheit,  die  man  sichern  wollte,  indem 
man  jede  Gewalt  zerbrach,  nun  erst  der  Willkür  oder  allein  der  per- 
sönlichen Einsicht  überliefert  sei. 

Für  üebertretungen ,  Beschädigungen  am  Eigenthum,  den  Feld- w«  F«idpoiiMi. 
und  Landfrüchten  übte  die  Feldpolizei  auch  eine  Gerichtspolizei.  Sie 
war  in  ihrer  Organisation  innig  mit  der  Gemeindeverwaltung  verbunden, 
nnd  ich  werde  später  auf  dieselbe  genauer  eingehen.  Hier  ist  blos  zu 
erwähnen,  dass  sie  ihre  Anzeigen  dem  Friedensrichter  des  Cautous 
machte  und  dieselben  in  allen  üebertretungen  der  Land-  und  Feld- 
polizei >)  unbedingte  Beweiskraft  hatten,  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils. 


Die  Oerichtsorganisation  des  Oonyents. 


Wb  Refermeii  des  CeiiTeiits. 

Bei  der  Darstellung  der  Thätigkeit  des  Gonvents  habe  ich  beson-  Die  Poiiuk  d 
ders  darauf  hingewiesen,  wie  alle  Kräfte  der  Regierung,  alle  Ideen  der  cony^nts. 
Verfassung  auf  ein  einziges  Ziel:  die  gewaltsame  und  schnelle  Organi- 
sation der  Gesellschaft  auf  den  reinsten  Grundsätzen  eines  idealen 
Repnblikanismus,  sich  richteten.  Man  glaubte  nicht  an  die  Dauer  der 
Verfassungen,  die  man  gegeben,  und  erklärte  die  wichtigste  derselben, 
jene  des  Jahres  IL  der  Republik,  geradezu  nur  als  provisorisch  bis 
zur  Zeit  des  allgemeinen  Friedens.  Aber  man  glaubte  an  die  Noth- 
wendigkeit  derselben,  um  durch  sie  die  Gesellschaft,  die  Masse  des 


1)  Conatitation  1791  Tit  UI.  Chap.  6.  Art  11  und  12.    Qesets  vom  16. 
September  1791  Part.  I.  Tit  n.,  V.  und  VI.  Part.  II.  Tit  I. 

2}  Gesetz  vom  38.  September  —  6.  October  1791  Tit  I.  Sect  VII. 
Richter:  StMla-  and  QeteU««hAft«reelit  U.  1^ 
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Volkes  heranzuziehen  und  fähig  zu  machen,  eine  Verbssimg  ni  ^ 
niessen,  die  in  ihren  einzelnen  Bestimmungen  freilich  nur  in  den  lde«a- 
kreisen  der  Herrscher  und  Gewalthaber  jener  Zeit  lag,  sich  blo!^  denVei^ 
liess  und  nicht  in  den  Formen  des  Gesetzes  ausgesprochen  wurdr. 
Dieser  Geist  der  Schöpfung,  diese  Erzeugungskraft,  die  der  Conveui 
immerwährend  fühlte,  beherrschte  alle  seine  Thaten  und  dorclidnnf! 
alle  seine  Schöpfungen.  Sie  waren,  wie  sie  auch  beschaffen  mmi 
auf  welchem  Gebiet  sie  auch  sich  entfalteten,  nicht  das  Ziel  der  Tlii- 
tigkeit  und  des  Berufes,  den  er  sich  gesetzt,  sondern  einzig  nnd  alleia 
das  Mittel,  diesen  endlich  doch  erfüllen  zu  können.  Und  dämm  \ef' 
kennt  man  diese  Zeit  so  häufig.  Wären  diese  in  ihrer  Art  so  ong^ 
heuer  grossen  Gedanken  wirklich  das  Ziel  jener  NationalversammlDBC 
gewesen,  dann  könnte  die  Nachwelt  mitleidig  die  Achseln  zucken  <•!• 
des  unbegrenzten  Wahnsinns  und  der  bodenlosen  Täuschung  meo.*^*^ 
lieber  Weisheit  Das  Urtheil  läge  sehr  nahe.  So  aber,  bei  ernster  inni 
ruhiger  Betrachtung,  wird  man  erkennen,  dass  sie  es  eben  nicht  wamL 
nnd  nur  in  dieser  Erkenntniss  wird  man  gerecht  sein  können.  M« 
wird  finden,  dass  in  ihnen  ein  ganzes  Volk  sich  einen  AogenbB 
aufschwang,  in  dem  Glauben,  das  unmögliche  zu  erschaffen,  und  ^k 
wird  diesem  Volk  und  diesem  Augenblick  seine  Bewunderung  c*^ 
wenigstens  sein  Staunen  nicht  versagen  können.  Man  wird  begr«* 
wie,  verführt  von  den  glänzenden  Erfolgen  eines  Momentes,  selbst^ 
ausgezeichnetsten  Männer  der  Zeit  in  den  Strom  sich  willig  stünM 
und  von  ihm  sich  tragen  liessen.  Ja  man  wird  begreifen,  wie  für « 
letztes,  vielleicht  noch  unbekannt  gewesenes,  aber  in  allen  Trios« 
heiliges  Ziel,  zur  Erreichung  desselben,  ein  ganzes  Volk  sieb  zu  HA| 
kern  und  Mordknechten  machen  Hess,  und  wird  endlich  glauben,  M 
nicht  gemeine  Lust  am  Blut  des  Menschen  und  selbst  der  Unsch&l^ 
noch  weniger  aber  die  Verworfenheit  od«r  blinde  Wuth  emzelsc 
Männer  die  Triebkraft  jener  Thaten  war.  Nein!  Es  war  die  Ma^l 
eines  Ideals,  die  hier  bezauberte  und  in  ihrem  Zauber  blendete.  &> 
niemals  in  der  Weltgeschichte  kam  diese  Macht  so  zur  Bedeutung.  ^ 
eben  in  der  Zeit  des  Convents.  Die  grösste  Gewalt,  mit  der  er  wirkfl 
das  furchtbarste  Mittel,  das  er  in  Bewegung  setzte,  sein  Ideal  zn  * 
reichen,  war  seine  Justizoi^anisation.  Nicht  mit  Entsetzen  gebei< 
an  die  Schilderung  derselben,  sondern  mit  Bewunderung  vor  (i< 
menschlichen  Natur,  die,  wenn  sie  von  einer  hohen  Idee  geleitet  vin 
immer  die  Kraft  bewahrt,  sie  durchfähren  zu  wollen,  und  rücksichtsk 
nach  den  Mitteln  greift,  die  es  im  Stande  sind  zu  vollenden.  S'^'lt 
man  ihr  diese  Bewunderung  versagen,  dann  mfisste  man  allen  Y*^ 
schritt  verdammen,  denn  nur  durch  den  Muth  der  einzelnen  Geschlecbtc 
schreitet  die  Welt  vorwärts. 
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Hit  eioem  alle  späteren  Schöpfungen  aufklärenden  Gesetxesact  ^^^  oeHchta- 
eröffnete  die  Convention  ihre  Gerichtsreformation.  Selbst  mit  aller  verfMsanf  dei 
Gewalt  ausgerüstet,  erkannte  sie,  dass  sie  dennoch  ohnmächtig  sein  pi«  R^J^'i^'n 
würde,  wenn  die  einseinen  Functionäre  nicht  von  ihrem  Geist  durch-  der  Gericht«. 
druDgen,  aus  denselben  Elementen  hervorgegangen  wären  wie  sie.  Sie 
erkläiie  daher  einen  Tag  nach  ihrem  Zusammentritt  auf  den  Vorschlag 
Phelippeaux,  dass  alle  Gerichte  neu  besetzt  werden  sollten,  und  zwar, 
wie  Tallien  vorschlug,  mit  Richtern,  die  aus  der  unmittelbaren  Wahl 
aller  Bürger  hervorgehen  sollten  ■)•  »Man  muss  die  Tribunale  aufhe- 
lien%  rief  Billault-Yarennes,  den  Mahnungen  Lanjuinais  und  der  gemässig- 
ten Anschauung  der  Gironde  entgegen,  „man  muss  sie  aufheben,  denn 
sie  waren  bis  jetzt  nur  die  Quelle  der  Unordnung. . .  Zwei  Sachver- 
ständige mdgen  Schiedsrichter  der  Streitenden  sein;  diese  Justiz  mvd 
besser,  unparteiischer  und  weniger  kostspielig  sein.  Sie  wird  das  Volk 
nicht  zeirutten,  wie  es  die  Tribunale  thun.^  »Diejenigen'S  fOgte  Dan- 
ton hinzu,  »die  aus  dem  Rechtsprechen  ein  Geschäft  machen,  waren  wie 
die  Priester,  die  einen  und  die  anderen  haben  dauernd  das  Volk  nur 
getäuscht  Die  Justiz  soll  nach  den  einfachen  Gesetzen  der  Vernunft 
gegeben  werden.^  Bald  nachher  legte  diesen  Anträgen  entsprechend 
Louvet  dem  Convent  das  Decret  vor,  welches  bestimmte,  dass  die 
Wahlversammlungen  für  alle  Gerichte  neue  Richter  wählen  sollten, 
ebenso  neue  öffentliche  Ankläger,  Commiss&re,  Stellvertreter  der  Rich- 
ter, Greffiers  u.  s.  w.  und  dass  nur  das  Gassationstribunal  provisorisch 
in  seiner  alten  Organisation  belassen  werden  sollte.  Die  bisher  fungi- 
renden  Gerichtsmagistrate  können  übrigens  wieder  gewählt  werden, 
alle  Unfähigkeitsgrunde,  die  bisher  bei  der  Bewerbung  um  eine  solche 
Magistratur  galten,  sind  abgeschafft,  ebenso  jene  für  das  active 
Wahlrecht.  Jeder  2öjährige Bfirger  kann  wählen  und  gewählt  werden'). 
Das  Wahlgesetz  der  Legislative  vom  12.  August  1792  hatte  vorher 
schon  die  Unterschiede  der  activen  und  passiven  Bfirger  aufgehoben, 
nnd  alle  Borger,  wenn  sie  21  Jahre  zählten,  ein  Jahr  im  Ganton  ge- 
w<dint  hatten  und  nicht  im  Stande  eines  dauernden  DienstveriiiitnisBes 
waren,  konnten  bei  aUen  Wahlen  concurriren  und  mit  26  Jahren  bei 
allen  Wahlen  gewählt  werden.  Die  Richter  traten  ihr  Amt  an  nach 
einer  ehnfachen  Vorlesung  der  Wah^rotocolle  und  ohne  jede  besondere 
feierliche  Einsetzung.  Die  königlichen  Commissäre  neben  den  Civil- 
und  Griminalgerichten  hatte  die  Legistati ve,  nach  Suspension  der 
königlichen  Gewalt,  schon  in  Commissaires  du  pouvoir  executif  um- 


1)  C.  N.  vom  22.  September  1792. 

2)  Decret  vom  13—29.  October  1792. 
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gewandelt').    Auch  auf  sie  wurdea  die  ntuea  Wahlgesetz  aogeweo- 
det^),  bis  sie  der  Convent,  auf  Cambaceres  Bericht,  als  ganz  onübs 
ginzlich  abschaffte  ')  und  die  FunctioneD,  die  sie  ehemab  geübt,  dem 
öffentlichen  Ankläger  fibertrug.    Nnr  beim  Cassationstribonal  bU^o 
sie  provisorisch  erhalten,  aber  ihre  Ernennung  ward  den  Ca8satio&^' 
richtem  übertragen,  die  dnrch  Wahl  einem  Richter  aas  ihrer  Mitte  die 
Functionen   desselben  übertrugen.    Später,  als  die  ConstitatioD  dd 
Revolutionsgouvemements  in  Kraft  gesetzt  wurde,  erschien  diese  Or* 
ganisation  der  Regierung  noch  nicht  durchgreifend   genug,  ood  sa 
übertrug  dem  Comite  de  salut  public  alle  Emeounngen  der  conäütuir* 
ten  Autoritäten,   nur  die  Ernennung  der  Friedensrichter  wurde  ddi 
Generalräthen  der  Districte  provisorisch  belassen.    Zugleich  koD&tet 
die  Gommissäre  und  Agenten  des  Gomites  und  des  Convents  in  dta 
einzelnen  Departements  jeden  fungirenden  Magistrat  absetzen  und  U| 
dessen  Stelle  geeignetere  Burger  berufen  ^).   Damit  b^ann  jener  Phkisb^ 
den  die  Constitution  die  „Reinigung  der  Behörden^  nannte  ond  üd 
die  Basis  der  ungeheueren  und  über  das  ganze  Land  sich  ansbratJh 
den  Machtfülle  des  Convents  und  unmittelbar  des  Comite  de  ^W 
public  gewesen. 

Di6  Principien  In  Betracht  der  inneren  Organisation  der  Gerichte  und  besondd 
dcrGerichu-  jjjy^j  Procedur  wurde  der  Gonvent  von  zwei  Grundgedanken  geldH 
die  sich  in  allen  seinen  Thaten  und  Ideen  Bahn  brachen  —  einmal  M 
Rücksichtslosigkeit  gegen  Bildung,  Erziehung  und  Eigentham,  «t 
er  ja  überhaupt  vernichen  wollte  und  musste,  um  seine  aUgeiM 
Gleichheit  herzustellen.  Sie  war  der  Grundzug  seiner  Givilgerichtsfcn 
keit; — sodann  der  augenblicklichen  Geltendmachung  seiner  Gewalt  üt« 
Leben  und  Tod,  die  rücksichtslose  Schnelligkeit  der  Urtheile  and  iim 
Vollziehung,  denn  dadurch  konnte  er  zur  absoluten  Herrschaft  k 
aufschwingen.  Sie  war  der  Grundzug  seiner  Criminalgeriditsorg^ 
sation,  deren  letzter  Ausfluss  die  Revolutionstribunale  waren. 

Refonn«n  In  der  ^*^  Richter  aller  Tribunale,  im  Civil-  und  Criminalverfahren,  sollte 
Oiviuutit.  mit  lauter  Stimme  und  Öffentlich  ihr  Urtheil  fäMen ;  »denn*,  erküzi 
Thouret,  „die  Sicherheit  der  Meinung  liegt  in  der  Oeffentlichkeit,  vti 
es  sich  um  Sachen  und  allgemeine  Gesetze  handelt,  aber  sie  «v 
geheim  bleiben  müssen,  wenn  es  sich  um  das  Schicksal  der  Per^>M 
handelt  ^).*^  —  „und  man  muss  die  Richter  zwingen  mit  lauter  Stuss 


1)  Decret  vom  16.  Aagost  1792. 

2)  Decret  vom  7.  September  1792. 
8)  Decret  vom  20.  Octob«r  1792. 
4)  CoDst  vom  19.  Frimaire  an  IL  Sect  IV.   Decret  vom  14— 19.NlTase  ibH 
6}  Decret  vom  28.  Jani  1798. 
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zu  entscheiden*',  hatte  er  früher  schon  einmal  geltend  gemacht,  »damit 
das  Volk  richten  könne,  ob  sie  die  nöthige  Tugend  und  Aufklärung 
besitzen')/'  Nur  in  Griminalsachen  konnten  die  Richter  ihre  Bera- 
thuDgen  und  die  Prüfung  der  Processacten  geheim  vornehmen.  Ihre 
Scblussberathung  und  endliche  UrtheilsfäUung  aber  musste  öffentlich 
vollzogen  werden').  Die  Yertheidigung  und  Vertretung  in  einem 
Process  ward  von  jedem  Zwange  befreit  Robespierre  hatte  schon  in 
der  Constituante  gegen  die  Errichtung  der  Avouis  gesprochen.  Er 
setzte  jetzt  ihre  Aufhebung  durch.  Wer  seinen  Bürgerstand  aus- 
weisen konnte,  konnte  als  Vertheidiger  oder  Vertreter  einer  Partei 
vor  dem  Gericht  erscheinen').  Diese  Aenderung  zog  natürlich  auch 
Veränderungen  im  Process  nach  sich.  Der  Gebrauch  der  Requetes 
wurde  selbst  vor  dem  Cassationshof  abgeschafft  und  es  sollte  in  Ziücunft 
bei  allen  Tribunalen,  nach  einer  mündlichen  Vertheidigung  oder  über- 
reichten Memoiren,  ohne  Kosten  endgültig  entschieden  werden.  Gitation, 
Signification  und  Appellation  wurden  durch  einfache  Auszüge  der 
Huissiers  und  mit  blosser  Angabe  des  Streitgegenstandes  und  der  Motive 
des  Streites  gemacht^). 

Betreffs  der  Griminaljustiz  war  es  natürlich,  dass  nach  Einführung  Reformtnindcr 
der  Jury  die  Thätigkeit  des  Gonvents  nur  auf  die  Reform  dieses  crf»«»»«»"*»* 
hstitnts  sich  richtete,  um  mit  gleichen  Mitteln  die  gleichen  Polgen 
za  erreichen.  Und  mit  dieser  Reform  steht  der  Name  des  grossen  Juristen 
Merlin  in  Verbindung,  der  damals  mit  der  äussersten  Linken  des 
CoDvents  verbunden  war.  Gewiss  ein  Zeichen  für  den  guten  Glauben, 
der  doch  so  viel  des  Elends  erzeugte.  Auch  für  die  Wahl  der  Ge- 
schwornen  wurden  alle  Unterschiede  der  Bürger  abgeschafft  und  nur 
das  25.  Jahr  als  Bedingung  gesetzt  Für  jeden  Sitzungstag  sollte  der 
Geschwome  3  Livres  Entschädigung,  und  wenn  er  zum  Gerichtsort 
reisen  musste,  15  Sous  Reisegeld  pro  Meile  erhalten.  Man  musste  zu 
solchen  Mitteln  greifen,  um  die  niedere  Masse  des  Volkes  in  die  Aemter 
zu  ziehen ,  denn  auf  ihr  ruhte  ja  doch  die  Gewalt  und  die  Hoffnung 
des  Convents.  Die  Nationalagenten  jedes  Districts,  die  an  Stelle  der 
Procureurs  syndics  getreten,  bildeten  alle  3  Monate  die  Geschwornen- 
listen  mit  je  einem  Bürger  auf  1000  Seelen.  Seine  persönliche  Kennt- 
niss  entschied  allein  über  die  Wahl,  und  nur  nach  seinem  Gutachten 
wurde  Anklage-  und  Urtheilsjury  zusammengesetzt.  Die  Districts- 
directorien  anerkannten  die  Listen  und  sandten  sie  dem  Jurydirector 


1)  C.  N.  vom  38.  September  1798. 

2)  Gesets  Tom  29.  October  1798  (8  Bnunaire  an  II.  Art  10.). 

3)  Decret  vom  29.  Januar  1793  und  Gesetz  vom  8.  Bnunaire  an  II. 
i)  Gesets  vom  3.  Bmmaire  an  II.  und  7.  Fmctidor  an  HL 
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und  Tribunalsprärideaten  za*).  Wie  früher  wurden  dann  durch  die 
AttsloosuDg  die  Anklage-  und  Urtheilsjnry  gebildet.  Die  Termine  und 
Dauer  der  Jurythfttigkeit  wurden  jetzt  nach  dem  republikanischen  Galen- 
d^r  umgeändert').  Auch  bei  der  Bildung  der  Specialjury  übte  der  Na- 
tionalagent die  Function  des  ehemaligen  Procnreur  syndic  Bd  in 
Contumaz  Angeklagten  sollte  in  Zukunft  keine  Jury  mehr  mitwiiken. 
Das  Tribunal  erklärte  den  Angeklagten  als  schuldig  und  Terhäogte 
über  ihn  die  gesetzlichen  Strafen  ').  Eine  Bestimmung,  die  zumeist  im 
Hinblick  auf  die  Emigration  gegeben  wurde,  die  man  ja  ohnedies  als 
ganz  ausser  dem  Gesetz  stehend  betrachtete.  Daher  setzte  man  auch 
den  FiscuB  als  Nutzniesser  des  Vermögens  der  in  Gontumaz  VerurtheiU 
teu  ein,  bis  zur  Zeit,  in  der  der  Verurtheilte  sich  freiwillig  stellte. 
Atunabma-  ß^  dem  Verfahren  vor  der  Jury  sollte  in  keiner  Weise  mehr 

^^AnuAhnu.  Scbriffcilcbkeit  zulässig  sein,  nur  in  Betracht  der  Uilitärpersonen  oder 
gcMue.  Im  Staatsdienst  Abwesenden  sollte,  wenn  ihre  Aussage  in  einem  Process 
nöthig  war,  davon  eine  Ausnahme  gemacht  werden  können^).  Bei  der 
Crtheilsfällnng  sollte,  im  Fall  der  Stimmengleichheit  der  Richter,  nidit 
mehr  das  humane  Gesetz  der  Constituante  gelten,  dass  das  mildere 
Votum  Kraft  habe,  sondern  ein  fünfter  Richter  zugezogen  werden *> 
Aber  alle  diese  Bestinunungen  mussten,  so  sehr  sie  der  Willkür  nnd 
Gewaltthat  schon  Thür  und  Thor  (öffneten,  ihre  Bedeutung  verlieren, 
gegenüber  den  zahlreichen  Ausnahmsgesetzen  und  der  Masse  jener 
Verbrechen,  die  man  einüach  contrerevolutionär  nannte,  um  sie  jenen 
zu  unterwerfen.  Keine  Jury  war  da  zulässig,  nicht  die  gewöhnlidien 
Processformeo  wurden  eingehalten,  der  Tod  war  die  einzige  Strafe,  nnd 
die  Bxecution  folgte  alsbald  nach  der  Vemrtheilung.  Ein  Gassations- 
gesuch  war  in  keinem  Fall  möglich  ^).  Bei  anderen  qualificirten  Ver- 
brechen wieder,  wie  Betrug  und  Diebstahl,  gegen  den  Staat  und  sein 
Eigenthum  verübt,  Mitschuld  an  der  Emigration,  Fälschung  des  Assig- 
naten- und  anderen  Geldes  wurde  die  Anklage,  Processinstruction  nnd 
Gefangennahme  durch  den  öffentlichen  Ankläger  allein  geleitet,  und 
jede  Mitwirkung  einer  Anklagejury  aufgeschlossen.  Die  Urtheilsjuiy  selbst 
konnte  nur  aus  1 1  Mitgliedern  bestehen,  welche  durch  absolute  Stim- 
menmehrheit entschied.  Eine  Cassation  war  auch  hier  nicht  möglich '> 
Bei  der  Darstellung  der  Thätigkeit  des  Convents  habe  ich  auf  die 


1)  Deoret  Tom  16.  August  1793  nnd  Geaets  Tom  ö.  MiTdse  an  II. 

2)  Decret  vom  27.  Noyember  1793  (7.  Frimaire  an  II.). 

3)  Gesetz  Tom  29.  Juli  1794  (6.  Thermidor  an  IL). 

4)  Decret  vom  7.— 21.  Juni  1794  (19.  Prmrial  —  8.  Messidor  an  IL). 

5)  Decret  vom  15.  October  1793. 

6)  P^orel  vom  7.  und  10.  April  1793  und  7.  Nivdee  an  II. 

7)  Gesets  vom  9ir-3CL  Frimaire  an  II.,  21.  Yentdse  —  9.  Gemiaal  an  n 
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Ideen  der  Gironde  in  dem  Gonstitutionsproject  Gondorcet's  and  jene  der 
Montagne,  in  der  Constitution  von  1793,  in  Betreff  der  Jastizorganisa- 
tion  schon  hingewiesen.  Beide,  obwohl  verschieden  in  ihren  Formen, 
strebten  auch  nichts  anderes  an,  als  das,  was  diese  einzelnen  Gesetze  vor 
ihnen  und  während  ihrer  Berathung  schon  ausdrückten,  in  Betreff  der 
Civilgerichtsbarkeit  die  Auflösung  und  Zerstörung  des  Eigenthums 
durch  die  Ohnmacht  und  Schutzlosigkeit  des  Eigenthumsrechtes,  in 
Betreff  der  Griminaigericbtsbariceit  die  idealen  Ziele  der  Revolutions- 
helden,  die  auf  die  endliche  Vernichtung  aller  hinzielten,  die  durch 
Bildung,  Sitte  und  Besitz  den  patriarchalen  Vorstellungen  widerstreb- 
ten. Im  Uebrigen  wurden  selbst  diese  decretirten  Bestimmungen  durch 
die  Einführung  der  Revolutionsjustiz  aufgehoben.  Man  wollte  nun  mit 
seiner  Justizorganisation  selbst  eine  Gewalt  organisiren,  die  überall 
wirkte  und  überall  schnell  wirkte,  die  unüberwindlich  war,  wenn  sie 
ihre  Garantie  in  der  Verfassung  und  Regierung  fand,  und  die  nur 
vernichten  konnte,  wie  sie  es  eben  auch  sollte.  Die  Krone  dieses  Ge- 
bäudes bildeten  die  Revolutionstribunale.' 


Die  Revolutlonstolbumile* 

Die  Revolutionstribunale  fahren  nur  uneigentlich  den  Namen  der  Der  ohu-akter 
Gerichte.    Sie  waren  nicht  bestimmt.  Recht  und  Gesetz  der  Geselle  *•'  »•▼oi«««"»- 

TribiUMle. 

Schaft  zu  erhalten  und  auszuführen,  waren  keineswegs  der  Ausdruck 
einer  Idee  der  Gerichtsbarkeit,  nicht  einmal  die  Entartung  derselben 
oder  nach  dieser  Richtung  hin  ein  Hissbrauch.  Man  muss  dies  immer 
vor  Augen  haben,  um  ihre  ganze  Organisation,  um  ihre  ungeheure 
Macht  zu  begreifen,  ja  um  ihre  Möglichkeit  überhaupt  nur  zu  durch- 
schauen. Sie  waren  in  Wahrheit  nichts  als  Verwaltungsorgane,  welche 
eine  Partei,  die  sich  aus  der  Masse  des  Volkes  zur  Herrschaft  auf- 
geschwungen hatte,  zur  Erhaltung  ihrer  Herrschaft  und  zu  deren  fester 
B^ündung  eingesetzt  hatte.  Als  solche  eben  konnten  sie  immer- 
während den  Einflüssen  der  regierenden  Partei  unterliegen,  sie  konn- 
ten immer  wieder  verändert  werden,  je  nach  den  Umständen,  die  sie 
erheischten,  je  nach  den  Absichten,  denen  sie  dienen  sollten.  Sie 
standen  weder  unter  dem  allgemeinen  Gesetz,  noch  hing  ihre  Organi- 
sation mit  der  gemeinen  Gerichtsordnung  zusammen.  Sie  wurden  an 
den  verschiedenen  Orten  verschieden  geleitet,  von  einzehien  Verwal- 
tungsbehörden in  ihrer  ganzen  Thätigkeit  bestimmt,  mit  einem  beson- 
deren  Recht  ausgerüstet.  Besondere  Verbrechen  wurden  für  sie  ge- 
schaffen, eine  besondere  Prozessordnung  für  sie  festgesetzt»  und  Alles 
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nicht  als  eine  letzte  Conseqaenz  eines  Rechtsgedankens,  sondern  als 
letztes  Mittel  der  politischen  Gewalt  einer  Partei.     So  eben  warea 
diese  Tribunale,  wie  fierriat  Saint  Prix  sehr  gerecht  anerkennt,  rndt 
die  Folge  der  RcTolution,  auch  nicht  des  Convents,  sondern  alleio  der 
Montagne  und  des  Geistes  Robespierre's ').    Aus  der  Montagne  pogeo 
die  Schöpfer  und  Gesetzgeber  dieser  Tribunale  hervor,  sie  stellte  die 
Richter,   Geschwomen  und  Henker  und   in  ihrer  furchtbarsten  Ent- 
faltung endlich  in  dem  Gesetz  vom  12.  Prairial  des  Jahres  II.  wareo  di« 
Tribunale  allein  die  höchsteigenste  Schöpfung  Robespierre's^). 
Die  4  Perioden        In  der  Goschichte  der  Wirksamkeit  dieser  (Tribunale  kann  man 
'^^TribM^ii^"  vier  Perioden  unterscheiden.  Die  Periode  des  Tribunals  vom  la  Auga5t 
jene  der  ausserordentlichen  Griminaltribunale  vom  10.  März  1793,  jeoe 
der  eigentlichen  Revolutionstribunale  vom  22.  Prairial  des  Jahres  IL  und 
jene  ihrer  Wirksamkeit  vom  29.  Thermidor  des  Jahres  II.,  die  sidiauf 
Gericht  und   ürtheil  der  früher  thätigen  Richter  und  Genossen  ö« 
Revolutionstribunale  beschränkte. 
Dm  Tribunal  Der  Sieg,  welchen  das  Volk  am  10.  August  1792  über  das  König-t 

def  10.  Angnst.  ^j^^^  errungen  hatte,   entfesselte  zumeist   die  revolutionären  Leiden- 
schaften.   Mit  wildem  Geschrei  forderte  das  Volk  die  Anslieferong  d<T 
Schweizer,   der  Garde  des  Königs,  welche  im  Clubb  des  FeniUao»^ 
Aufnahme  und  Schutz  gefunden  hatten.    Um  ihre  gewaltsame  Nied«^ 
metzelung  zu  verhindern,  erklärte  die  Legislative  am  11.  August,  am 
ein  Kriegsgericht  eingesetzt  werden  sollte,  welches  sie  ohne  ünterscbMi 
des  Grades  richten  würde.  Am  14.  August  aber  widerrief  die  Gw^ 
gebung  dieses  Decret  in  Betracht  der  grossen  Schwierigkeiten  sm^ 
Durchführung  und  erklärte  auf  üerault  de  Sechelle's  Antrag,  da^ 
die  gewöhnlichen  Tribunale  die  Prozesse  der  Verbrecher  des  la  AnpsÜ 
instruiren  und  richten  sollten.    Ein  Decret  des  folgenden   Tages  be^| 
stimmte,  dass  die  48  Sectionen  der  Stadt  Paris  eine  besondere  An-', 
klage-  und  Urtheilsjury  wählen  sollen.  Thuriot  hatte  diesen  Vorscfabst, 
eingebracht  als  das  sicherste  Mittel  der  Vernichtung  der  Angeklagtu^^i 
wenn  ihre  Ankläger  auch  ihre  Richter  wären.   Und  gerade  dies,  diese 
politische  Jury,  bildet«  das  schärfste  Kennzeichen  jener  Revolntioosf 
gerichte  und   war  das  furchtbarste  Mittel  ihrer   Gewalt.    Aof  die- 
sem Wege  schritt  die  weitere  Organisation  vor.     Dem  Pöbel  genägu 
diese  Goncession  nicht,  und  unter  Führung  Robespierre's  forderte  er 
ein  besonderes  Tribunal,   welches,  wie  Robespierre  erklärte,  »mt^^ 
allein  die  Verbrecher  des  10.  August  richten  sollte,  sondern  vor  AUea 
die  schuldigsten  Verschwörer,  die  am   10.  August  gar  nicht  ersdue* 


1)  Berriat  Saint  Prix,    La  juatice  i^ToIationnaire.    Paris  1861.  S.  7. 

2)  L.  Blanc,  R^Tolntiou.  B.  10.  8.  476. 
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neD,  and  welche  zu  bestrafen  nach  dem  beschlossenen  Gesetz  gar  nicht 
möglich  sein  würde...  Wir  bitten,  uns  von  den  gesetzlichen  Autoritäten 
zu  befreien,  zu  denen  wir  kein  Vertrauen  haben,  jenen  doppelten  Grad 
der  Gerichtsbarkeit  abzuschaffen,  welcher,  indem  er  die  Langsam- 
keit einführt,  zugleich  die  Straflosigkeit  sichert;  wir  fordern,  dassdie 
Schuldigen  durch  besondere  Commissäre,  die  aus  jeder  Section  ge- 
wihlt  werden,  souverain  und  in  letzter  Instanz  gerichtet  werden'). 
Die  Legislative  verwies  den  Antrag  an  eine  ausserordentliche  Com* 
mission,  welche  schon  in  der  Nacht  des  15.  August  durch  ihren  Be- 
richterstatter Brissot  den  Antrag  stellte,  auf  die  so  furchtbaren  und 
Gefahr  drohenden  Vorschläge  nicht  einzugehen.  Die  Cassation  sollte 
bei  den  Prozessen  des  10.  August  abgeschafft  werden,  jede  Section 
der  Stadt  Paris  vier  Geschworne  wählen,  aber  die  gewöhnlichen 
Tribunale  sollten  auch  in  diesen  Prozessen  richten.  Von  diesem  Gesetz- 
Torschlage  an  begann  der  Kampf  Robespierre's  gegen  die  Girondisten, 
welche  ihn  in  der  Commission  berathen  und  durchgesetzt.  Abermals 
erschien  Robespierre  als  Vertreter  der  Commune  mit  seinem  Pöbel 
vor  der  Gesetzgebung  und  drohte  gradezu  mit  der  Insurrection,  wenn 
die  Gesetzgebung  länger  widerstreben  würde  ^).  In  diesen  Drohungen  die 
Gespenster  der  Septembermorde  ahnend,  wollte  die  Legislative  dem  Be- 
gehren nachgeben ,  um  jene  zu  vermeiden.  Auf  Herault  de  S^chelle's 
Bericht  errichtete  sie  durch  die  beiden  Decrete  vom  18.  und  22.  August 
1702  das  erste  ausserordentliche  Tribunal  mit  der  ausdrucklichen  Be- 
grenzung der  Competenz  auf  die  Verbrechen  des  10.  August  Es  sollte  - 
auf  Erklärung  einer  besonderen  Anklage  und  Urtheilsjury  und  ohne 
Berufung  einer  Cassation  richten.  Es  war  gebildet  aus  acht  Rich- 
tern, acht  Suppleants,  zwei  öffentlichen  Anklägern,  vier  Greffiers 
aod  drei  von  der  Executivgewalt  ernannten  Nationalcommissären. 
Das  Gericht  zerfiel  in  zwei  Kammern,  welchen  die  beiden  zuerst  ge- 
wählten Richter  präsidirten.  Robespierre  lehnte  die  Wahl  ab,  die  ihn 
zum  ersten  Präsidenten  vorschlug.  Sieben  Jurydirectoren,  darunter 
schon  als  der  dritte  Gewählte  Fouquier  Tinville,  sollten  die  Instruction 
leiten  und  den  Ptozess  überwachen.  Alle  wurden  durch  die  Sectionen 
TOD  Paris  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt  aus  den  Bürgern,  die 
wenigstens  25  Jahre  alt  waren  und  1  Jahr  Gerichtsdienste  geleistet  hatten. 
Die  Anklagejury  musste  in  den  ersten  24  Stunden  einer  Prozesserhe- 
bang  zusammenberufen,  die  Accusation  binnen  3  Stunden  vollzogen 
werden.  Der  Angeklagte  konnte  sich  einen  Rath  wählen.  Das  Urtheii 
wurde  alsogleich  vollzogen.    Dieses  Tribunal   schien  den  Ho&ungen 


1)  A.  L.  vom  15.  August  1792. 

2)  A.  L.  17.  August  1792.. 
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des  Volkes  entsprechen  zu  wollen.  In  den  ersten  3  Tagen  vollzog  es 
drei  Todesurtheile.  Drei  Angeklagte  wurden  freigesprochen^).  Es 
richtete  übrigens  nur  13  politische  Verbrecher  von  50  Angeklagten 
die  gemeiner  Verbrechen  schuldig  erkannt  wurden,  besonders  de> 
Diebstahls  der  Krondiamanten.  Zwölf  wurden  von  ihnen  znm  Tode 
verurtheilt*).  Den  Fortgang  einer  weiteren  Prozedur  unterbrach  di*« 
Einnahme  von  Verdun  und  die  aus  dem  Entsetzen  darüber  in  Pari^ 
hervorgegangenen  Septembermorde.  Um  aber  dem  Tribunal  doch  occb 
Beschäftigung  zu  geben,  setzte  man  es  jetzt  als  Ausnabmstribimal| 
för  alle  im  Departement  der  Seine  begangenen  Verbrechen  dn*),  U< 
es  am  30.  November,  entweder  als  nutzlos  oder  als  zu  schrecklich,  ant* 
gelöst  wurde. 
Die  8.  Periode:  Je  höher  uun  grade  nach  dem  Sturz  des  Königthums  nod  (kr 
d^nichen"^ cri-  Auflösuug  aller  Autorität  die  Noth  der  äusseren  und  inneren  Last 
minaiiribuDaic.  Frankreichs  stieg,  desto  mehr  glaubte  der  Convent  oder  besser  <> 
herrschende  Partei  die  Grunde  dieser  Noth  in  dem  Mangel  energiscLei 
Haassregeln  suchen  zu  müssen.  Die  Niederlage  der  Moselarmee  aitd 
dem  Gommando  des  Generals  Valence  bei  der  Belagerung  von  Mastr/:r 
im  März  1793  bot  die  gewünschte  Veranlassung  zu  neuen  Gewalt 
thaten.  Liege  ward  aufgegeben,  die  ganze  Armee  z<^  sich  hitt« 
Meuse  zurück,  und  es  war  zweifelhaft,  ob  Dumouriez  sie  retten  koija 
In  Paris  herrschte  Entsetzen.  „Das  sind  die  Aristokraten'',  ^<^ 
man,  »die  das  Unglück  schaffen.**  „Es  bleibt  uns  noch  übrig ^  a^ 
Robespierre»  „die  Armeen  von  dem  aristokratischen  Geist  zu  reiflich 
welcher  sich  in  den  Generalstab  geflüchtet  hat.  Es  wird  da  geotcfi 
wenn  der  Gonvent  ohne  Unterbrechung  das  Schwert  des  Gesetzes  i*^ 
die  Häupter  der  mächtigen  Verschwörer,  der  schändlichen  Geseral« 
hält,  um  den  Parteigeist  und  die  Intrigue  niederzuwerfen***).  ^^^ 
pierre  war  schon  zu  mächtig,  als  dass  ein  so  klar  angedeuteter  Wubsc) 
ohne  Beachtung  bleiben  konnte.  Schon  am  9.  März  1793  stellte  Ca: 
rier  im  Namen  zugleich  der  meisten  Sectionen  von  Paris  die  Bitt^ 
dass  der  Convent  im  Princip  die  Errichtung  besonderer  Refolutitii* 
tribunale  ausspreche  und  alsbald  ihre  Organisation  berathe.  Ub()<^ 
Gonvent  decretirte  die  Errichtung  der  ausserordentlichen  Crimiwi 
tribunale  ohne  Appellation  und  Recurs  oder  Gassation  far  alle  Vt; 
räther,  Verschwörer  und   Gontrerevolutionäre.     Das  war  das  n» 


1)  Uiver  a.a.O.  S.  330. 

2)  Berriat  8t.  Prix  a.  a.  O.  §  1  S.  6. 

3)  Dec.  vom  11.  September  1792. 

4)  C.  N.  vom  8.  März  1793. 
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Verbrechen;  unbegrenzt  in  seiner  Erklftrung  und  seinem  Begriff,  war 
es  doch  nichts  weiter  als  das  Verbrechen,  eine  andere  Gesinnung  zu 
faabeo,  als  die  herrschende  Partei,  die  Montaguei).  Gambaceres  setzte 
am  10.  M&rz  die  augenblickliche  Berathung  über  die  Organisation  die- 
ser Gerichte  durch,  welche  sich  nach  einem  heftigen  Kampf  der  ge- 
mässigten Partei  mit  der  Montagne  endlich  für  die  Vorlage  ;Robert 
Lindet's  entschied.  Es  war  ein  blutiges  Project,  es  war  fiirchtbaf) 
aber  es  sollte  auch  beides  sein.  „Das  Heil  des  Volkes,^  rief  Danton 
einem  Redner  zu,  der  die  Convention  an  die  Septembermorde  erinnerte 
und  zur  Milde  und  Gerechtigkeit  mahnte,  „das  Heil  des  Volkes  begehrt 
grosse  Mittel  und  schreckliche  Maassregeln. ...  Die  Geschichte  bestätigt 
diese  Wahrheit,  und  da  man  es  gewagt  hat,  die  blutigen  Tage, 
über  die  jeder  gute  Bürger  seufzt,  wieder  in's  Gedächtniss  zurück- 
zurufen, so  sage  ich  euch,  dass,  wenn  damals  ein  Tribunal  exisürt 
hätte,  das  Volk,  welchem  man  schon  so  grausam  und  so  oft  diese  Tage 
vorgeworfen  hat,  sich  nicht  befleckt  haben  würde.  Machen  wir,  was 
die  Legislative  eben  nicht  gemacht,  seien  wir  schrecklich,  um  das  Volk 
zu  hindern,  es  zu  sein,  otganisiren  wir  ein  Tribunal,  nicht  gut,  das 
ist  unmöglich,  aber  so  wenig  schlecht,  als  es  eben  möglich  ist,  damit 
das  Schwert  des  Gesetzes  immer  über  den  Häuptern  der  Feinde 
schwebe  2)/'  Mit  diesen  Worten  rief  Danton  jene  Henkergericbte  in's 
Leben,  denen  er  am  Ende  selbst  zum  Opfer  fallen  und  denen  anch  er 
wieder  am  Fusse  des  Schaffots  das  Urtheil  sprechen  sollte,  als  er  aus- 
rief: „Ich  bitte  Gott  und  die  Menschen  um  Verzeihung,  aber  ich  h|tbe 
sie  nur  gemacht,  um  die  Erneuerung  der  Septembermorde  zu  verhin- 
dern.**  Bis  4  Uhr  Morgens  des  11.  März  berieth,  nach  Danton's  An- 
weisung, der  Convent  nun  das  Gesetz,  welches  die  ausserordentlichen 
Tribunale  endlich  in's  Leben  rief. 

Es  wird  ein  ausserordentliches  Criminaltribunal  zu  Paris  errichtet, 
sagte  das  Gesetz,  welches  erkennen  wird  über  alle  contre  revolutionären 
Unternehmungen,  alle  Attentate  gegen  die  Freiheit,  Gleichheit,  Einheit 
and  Untheilbarkeit  der  Republik,  die  innere  und  äussere  Sicherheit  des 
Staates  und  die  Verschwörungen  zur  Herstellung  des  Königthums  oder 
einer  der  Freiheit,  Gleichheit  und  Souveränetät  des  Volkes  gefährlichen 
Autorität,  —  gleichgültig,  ob  der  Angeklagte  ein  Civil-  oder  Militärfunc- 
tionär  oder  ein  einfacher  Burger  ist').  Wer  konnte  nach  diesem  Gesetz 
nicht  zum  Verbrecher  gestempelt  werden?  Was  war  darnach  nicht 
Verbrechen?    Die  Logik  der  Volks wuth  ist  eine  ganz  besondere!    Sie 


Organisutlun 
der  ausser- 
ordentlichen 
Tribunale. 


1)  Csmpardou,   Histoire  du    tribunal  revolutionaij^  de  Parii,   Bd.  I.  S.  1. 

2)  C.  N.  vom  10.  Mars  1798. 

3)  Decret  vom  10—28.  Mars  1793  Art.  1. 
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passt  selten,  aber  sie  en*eicht  stets  das  gewollte  Ziel.    »Nichts  \^ 
schwerer,^  sagte  Danton,  y,als  ein  politisches  Verbrechen  zu  definireB, 
aber  wenn  ein  Mann  ans  dem  Volke  fdr  ein  gemeines  YerbTeckeii 
angenblicklich  gestraft  werden  kann,  und  wenn  es  dagegen  so  schwer 
ist,   ein  politisches  Verbrechen  zu  ahnden,   ist  es  nicht  notfa wendig. 
dass  wenigstens  ausserordentliche  Gesetze  die  Rebellen  entsetzen  onti 
die  Schuldigen  erreichen  ■)?"'    Das  ausserordentliche  Tribunal  vnnl" 
nun  gebildet  von  fünf  Richtern,  einem  öffentlichen  Ankläger  und  zvei 
Substituten,  einer  Jury  von  zwölf  Bürgern  ans  dem  Departement  nüq 
Paris  und  den  vier  denselben  zunächst  liegenden  Departements.  Alle 
wurden  durch  die  Convention  mit  relativer  Stimmenmehrheit  ern&Dst 
und  erhielten  ein   Taggeld   von   18  Francs.     Eine   Commission  aa^ 
sechs  Mitgliedern  des  Gonvents  hatte  die  Processacten  zu  prüfen,  die 
Anklage  zu  erheben,  die  Instruction  zu  überwachen  und  mit  dena  öffent- 
lichen Ankläger  und  den  Richtern  in  dau^nder  Correspondenz  fir 
Anweisungen  und  Erörterungen  der  Processe  zu  stehen.    Diese  Bestim- 
mung  wurde   bald  widerrufen   und  dem  öffentlichen  Ankläger  die^ 
Functionen   übergeben.     Doch  konnten  Minister,   Generäle  und  Hit- 
glieder des  Gonvents  nur  mit  Bewilligung  desselben  in  Ankh^tarl 
versetzt   und  gefangen   genommen  werden ').    Die  Jury   musste  vs^ 
Berathung  und  ihre  Abstimmung  öffentlich  und  mit  lauter  Stimmt  w- 
nehmen,  desgleichen  die  Richter.   Ihre  Drtheile  waren  aisogleich  ^?l^ 
ziehbar  und  die  Cassation  ausgeschlossen.    Jede  Strafe»  ob  Tod  o4<: 
Deportation  auf  Lebenszeit,  zog  totale  Güterconfiscation  nach  skb^> 
Damit  hatte  man  jeder  Möglichkeit  einer  Milde  oder  Gnade  im  Vora!j< 
den  Weg  abgebrochen.    Die  Richter  sollten  der  Volkswuth  gdiorchd.. 
sie  mussten  dauernd   unter  ihrem  Einfluss   stehen.     Die  Masse  d<? 
Processe,   die  sich  alsbald   vor  diesem  Gerichte  anhäufte,  besondiT^ 
nach  dem  Mord  Marat's,  machte  eine  Vermehrung  der  Richter  von  fänf 
auf  sechszehn,  und  der  Geschwornen  von  sechszehn  auf  sechszig  nöthi; 
Sie  bildeten  jetzt  zwei  Kammern.    Der  Henker  musste  HülfsbeaiDr«' 
bekommen  und  eine  Gehaltszulage  von  3000  Livres  *).    Am  2$.  Man 
decretirte  der  Gonvent  die  Installation  des  Gerichts,  am  29.  began« 
es  seine  Thätigkeit    Die  Helden  dieses  Trauerspiels,  das  sich  jet?' 
vor  den  Augen  der  Welt  entfaltete,  die  entsetzenerr^enden  Sceoeo 
sind  allzubekannt  und  zu  oft  beschrieben  worden,  als  dass  es  nöth:^ 


1)  N.  C.  Tom  10.  Man  1793. 

2)  Decret  Tom  6.  April  1793. 

3)  Decret  vom  27.  Novemher  1798  (7.  Frimaire  an  11.). 

4)  Decret  vom  6 — 14.  September  1793  mid  8.  Frimaire  an  IL 
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wäre  noch  darauf  einzugehen*).  In  den  ersten  6  Monaten  wurden  ^^^^"^J^^! 
196  Personen  gerichtet..  Davon  82  zum  Tode,  25  zu  anderen  Strafen  uehen 
verurtheilt  und  89  frei  gesprochen.  Der  Process  der  Königin  begann  Tribunal«, 
am  14.  October  und  schon  am  16.  desselben  Monats  wurde  sie  hinge- 
richtet. Am  24.  October  begann  der  Process  der  21  Girondisten.  Als 
sie  am  28.  noch  nicht  verurtheilt  waren,  forderte  Chaumette  vom 
Coovent,  dass  er  das  Tribunal  von  allen  nutzlosen  Formen  befreie, 
and  als  auch  eine  Deputation  der  Jacobiner  dieselbe  Bitte  stellte, 
erklärte  er,  dass,  wenn  ein  Process  länger  als  3  Tage  gedauert,  der 
Präsident  die  Geschwornen  zu  befragen  habe,  ob  ihr  Gewissen  zur  Ge- 
nüge aufgekl&rt  sei,  und  nur,  wenn  die  Geschwornen  mit  Nein  antworten, 
die  Verhandlung  bis  zu  einer  erneuten  Anfrage  tortgesetzt  werden 
könne*).  Diese  Frage  wurde  augenblicklich,  am  Tage  des  Gesetzes, 
den  Geschwornen  im  Process  der  Girondisten  vorgelegt  und  diese  er- 
klärten, dass  ihr  Gewissen  genügend  aufgeklärt  sei.  Die  Girondisten 
wurden  verurtheilt.  Vom  8.  März  1794  (17.  Ventose  an  II.)  begann 
eine  neue  Zeit.  Die  Verurtheilungen  folgten  massenhaft,  man  richtete 
nicht  mehr  den  Einzelnen,  sondern  koppelte  die  Schuldigen  wie  Thiere 
zusammen,  um  die  verschiedensten  Verbrecher  mit  gleichem  Urtheil 
zu  treffen.  In  11  Monaten  wurden  380  Angeklagte  zum  Tode  verur- 
theilt, 72  zu  anderen  Strafen,  331  freigesprochen.  Ueber  diese  Zahl  der 
Unschuldigen  erschreckt,  mahnte  Robespierre  zur  grösseren  Strenge. 
Vom  19.  Floreal  bis  22.  Prairial  (18.  Mai  ^  8.  Juni)  richtete  man 
1115  Angeklagte  und  verurtheilte  844  zum  Tode.  Eine  Partei  nach  der 
anderen  bestieg  das  Schaffet.  Hebert  mit  18  Freunden,  Danton  mit 
15  Vertrauten,  Malesherbes  mit  13  Angeklagten  und  darunt^  6  Frauen, 
Prinzessin  Elisabeth  mit  25  und  darunter  9  Frauen,  Levoisier,  der 
berfihmte  Chemiker  und  ehemalige  Generalpächter,  mit  27  Genossen. 
Man  verurtheilte  den  Vater  mit  seinen  Kindern,  eilte  mit  Anklage  und 
CrUieil  so,  dass  man  den  Sohn  für  den  Vater,  diesen  für  jenen  ergriff, 
d^  Bruder  mit  den  Bruder  verwechselte,  den  längst  Hingerichteten 
noch  einmal  richtete  und  den  heute  zum  Tode  Verurtheilten  in  wenigen 
Tagen  darnach  zur  Deportation  verdammte  oder  sogar  freisprach '). 

Daneben  richteten  im  ganzen  Lande  die  meisten  gewöhnlichen  J^**^,|[}*^JJJ| 
Tribunale  revolutionär,  mehr  als  60  besondere  Gerichtscommissionen  und  abrig«» 
verurtheilten  ohne  Jury  als  Militär-,  Volks-  oder  Revolutionsgerichte.     '^*"»»**«' 


1)  8i«he  Campardon  «.  a.  O.  Bd.  I.  and  ü.,  Berriat  St  Prix  a.  a.  O.; 
Mortimer-Teniaiix,  Histoire  de  la  Terrenr  1792—1794  Bd.  I.*-III.,  auch 
Hiyer  a.  a«  O.  S.  340  u.  ff. 

9\  Tv^«..«»  •om  30.  October  1793  (9.  Brumaire  an  IL), 
a.  a.  O.  Bd.  n.  S.  76. 
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Und  noch  immer  lebten  die  Feinde  des  Volkes  und  die  Contnmoh- 
tionäre.    Das  Volk  zitterte,  aber  war  ohnmächtig}  dagegen  sich  zq  er- 
heben, der  Convent  selbst  schreckte  vor  seiner  SchGpfong  zurück  uni 
cassirte  knrz  vor  Garrier's  Rückkehr  aus  Nantes  and  vor  dem  ii 
Prairial  an  II.   einige  Urtheile  des  pariser  Tribunals.    Die  Berie^U 
Garrier's  aber  hoben  den  Muth,  Robespierre  schilderte  die  Gefährde 
Vaterlandes  und,  wo  alles  um  Gnade  flehte,  decretirte  er  das  eigent- 
liche Schreckensgesetz  und  die  Errichtung  der  wahren  Re?olatioQs- 
tribunale  in  dem  Gesetz  des  22.  Prairial  an  II.    Gouthon  berichtete. 
Die  8.  Periode :         Er  schildcrtc  die  Verbrechen»  welche  die  Revolution  und  die  Repa- 
t^n«tribuMie  ^^^^  bedrohten,  und  „die  Revolution  ist  noch  weit  entfernt,  sie  alle  ver- 
de« 89.  Prairial  schwindon  gemacht  zu  haben.^'  Aber  das  sind  nur  die  Folgen  veri^ehiter 
*"  "•        Begriffe.    Die  alte  Gerichtsbarkeit  »war  eine  Art  Pricstertham,  gegröo  j 
det  auf  den  Irrthum,  und  die  Justiz  eine  falsche  Religion,  welche  gaoi 
und  gair  auf  gewissen  Dogmen,  einem  Ritus  und  in  Mysterien  rohtil 
nad  bei  der  die  Moral  verbannt  war.    Und  diesen  Regeln  «rollten  <ür 
duldsamen  Gontrerevolntion&re  auch  die  nationale  Justiz  und  den  Ui\ 
der  Revolution  unterwerfen.    Die  moralische  Ueberzeugung  «orde  Sir 
nkfats  geachtet,  als  ob  ein  anderes  Gesetz  das  menschliche  UrM 
bestimmen  könnte  und  die  materiellsten  Beweise  selbst  mehr  gelt« 
könnten,  als  die  moralischen.«  . . .  „Die  gemeinen  Verbrechen  verietai 
nur  die  Privatperson,  man  kann  dabei  menschlich  sein.    Aber  dieV» 
brechen  der  Verschwörung  bedrohen  geradezu  die  Gesellschaft  ode 
ihre  Freiheit.*'    Da  muss  „der  Augenblick  der  Erkenntniss  die  eis# 
Frist  sein,  die  Feinde  des  Vaterlandes  zu  strafen.    Eine  Revolatiai, 
wie  die  unsere,  ist  nur  eine  schnelle  Folge  der  Verschwörung»,  1»^ 
sie  der  Krieg  der  Tyrannei  gegen  die  Freiheit,  des  Verbrechens  gegffl 
das  Laster  ist.   Da  ist  es  nicht  die  Frage,  einige  Beispiele  aofioisteUeB, 
sondern   die  unversöhnlichen  Satelliten   der  Tyrannei   zu  veniichta 
oder  mit  der  Republik  zu  Grunde  zu  gehen.    Die  Nachsicht  w&re  Hob& 
Duldsamkeit  ein  Vatermord.« ...  „Wenn  man  ein  vernünftiges  Gouvefoe- 
ment  hat,  wenn  man  diese  Crisis  der  Revolution  beenden  will,  so  iit 
es  Zeit,  in  alle  Theile  der  civilen  und  politischen  Verwaltung  ^vfs& 
Geist  zu  tragen ,  welcher  erst  jedes  Princip  an  seinen  rechten  Pl^ 
stellt  und  welcher  der  evrigen  Verwirrung  der  Ideen,  der  furchtbai^MS 
Quelle  der  Irrthümer,  vorbeugt."* . . .  „Es  handelt  sich  nun  vor  allem  danuB 

1.  die  Zahl  der  Geschwomen  und  der  Richter  zu  vervollständig«:  ^ 

2.  die  Grundsätze  fest  zu  setzen,  nach  denen  man  die  Freiheit  derT?- 
läumdeten  Patrioten  sichert  und  das  Urtheil  der  VöPsdiwörer  !»• 
schleunigt,  und  endlich  3.  in  einem  einzigen  Gesetze  die  in  einer  Meortf 
Gesetze  zerstreuten  Definitionen  und  Bestimmungen  zusammeiuc' 
fassen.^     Diesem  nun  zu  genügen,  erliess  der  Conv^t  jenes  Biet- 
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geset^  vom  22.  Prairial  an  II.  nach  einer  kaum  30  Hinuten  währen- 
den Berathang. 

Es  wird  ein  Revolutionstribunal  eingesetzt,  bestehend  aus  einem  »le 
Präsidenten  und  vier  Yicepräsidenten,  einem  öffentlichen  Ankläger  und  derReTouuon«' 
vier  Substituten  desselben  und  zwölf  Richtern.  Die  Jury  wird  aus  triban*ie. 
50  Geschwornen  gebildet.  Das  Tribunal  zerfällt  in  Sectionen  au  je 
12  Mitgliedern  und  zwar  drei  Richtern  und  neun  Geschwomen.  Wenig- 
stens sieben  derselben  müssen  bei  einer  Urtheilsfällung  mitwirken. 
Das  Tribunal  ist  eingesetzt,  um  die  Feinde  des  Volkes  zu  strafen. 
Feinde  des  Volkes  aber  sind  jene,  welche  die  öffentliche  Freiheit  ge* 
fahrdeo,  sei  es  durch  Gewalt  oder  List.  Es  genügt,  dieser  allgemeinen 
Bestimmung  zu  gedenken,  denn  ihre  nähere  Erörterung,  wie  sie  das 
Gesetz  in  langer  Reihe  anwählt,  war  eben  nur  eine  Umschreibung  der 
unendlichen  Dehnbarkeit  des  obersten  Begriffs  und  die  Processe  be- 
weisen, wie  man  nur  an  diesen,  nicht  an  seine  Einzelheiten,  das 
Irtheil  anlehnte.  Die  Strafe  aller  Verbrechen  war  der  Ted.  Alles 
konnte  zum  Beweise  beigebracht  werden.  Die  Regel  des  Urtheils  aber 
ist  das  Gewissen  der  Geschwomen ,  aufgeklärt  durch  Väterlandsliebe, 
der  Triumph  der  Republik  und  der  Ruin  ihrer  Feinde.  »Die  Procedur 
beschränkt  sich  auf  die  einfachen  Mittel,  welche  der  naturliche  Ver- 
stand nöthig  hat,  um  zu  Erkenntnlss  der  Wahrheit  zu  gelangen.'^  Jeder 
Bürger  hat  das  Recht,  Verschwörer  und  Contrerevolutionäre  vor  das 
Gericht  zu  führen.  Der  Gonvent,  das  Gomite  de  salut  public  und  de 
surete  generale,  die  Commissäre  des  Convents  und  die  öffentlichen 
Ankläger  haben  davon  Kenntniss  zu  nehmen.  Auch  die  öffentlichen 
Behörden  haben  die  Autorisation  derselben  nöthig.  Jeder  Angeklagte 
wird  öffentlich  verhört.  Alle  Schriftlichkeit  ist  als  unnutz  verbannt. 
Wenn  materielle  oder  moralische  Beweise  genügen,  brauchen  keine 
Zeugen  verhört  werden,  ausser  wenn  dies  nöthig  ist,  um  Mitschuldige  zu 
entdecken.  Wenn  Zeugen  nöthig  sind,  werden  sie  von  dem  öffentlichen 
Ankläger  verhört,  der  das  Gericht,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
Belastungs-  oder  Entlastungszeugen,  aufklären  kann.  Auch  die  Zeu- 
genvornahme bat  öffentlich  zu  geschehen.  Nur  den  »»verleumdeten 
Patrioten^*  gestattet  das  Gesetz  einen  Vertheidiger.  Die  Verschwörer 
haben  kein  Recht  darauf.  Alsbald  nach  Schluss  des  Verhörs  ent- 
scheidet die  Jury  und  der  Richter  spricht  das  ürtheil.  Der  Präsident 
formt  die  Fragen  mit  Klarheit,  Einfachheit  und  Präcision,  und  wenn 
es  der  Jury  nicht  genügt,  kann  sie  neue  Fragestellung  begehren.  Kein 
Angeklagter  kann  auf  Antrag  des  öffentlichen  Anklägers  entlassen 
werden.  Im  Fall  dass  keine  Schuld  vorliegt,  hat  das  Gomite  de  (salut 
public  über  die  Freilassung  des  Verdächtigen  zu  entscheiden.  Oeber 
alle  Angeklagten  und  Verurtheilten  ist  ein  doppeltes  Protocoll  zu 
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führen,  für  den  öffentlichen  Ankläger  und  das  Trihnnal.  Alle  diesem 
Gesetz  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  aufgehoben/'  Das  Gesetz 
ernannte  zugleich  die  Richter  und  Geschwornen.  Dumas  war  Präädent, 
Goffinhal,  Sellier,  N aulin,  Ragmey  Yicepräsidenten,  der  öffentliche 
Ankläger  Fouquier.  Unter  den  Geschwornen  ragten  Renaudin,  Trin- 
chard,  Girard,  Aubry,  Duplay,  Prieur  hervor.  Alle  hatten  sich  in 
irgend  einer  Weise  durch  patriotische  Thaten  hervorgethan  und  durch 
Freiheitsliebe  ausgezeichnet.  Robespierre's  Nachlass  zeigte  ein  Ter- 
zeichniss  darüber,  was  man  darunter  verstand.  Die  Septembermörder 
kamen  zu  Ehren,  Männer,  die  die  Guillotine  als  Petschaft  trugen,  wareo 
als  Geschwome  geeignet.  Bei  einem  Tribunal  war  ein  Richter,  der 
sich  ausgezeichnet  hatte,  weil  er  einen  Hund  erschlagen,  der  den 
Namen  des  Tyrannen  Cäsar  ffihrte').  Geschworne  und  Richter  nah- 
men die  Namen  der  alten  Römer  und  Griechen  an,  und  so  sass  Scävola, 
Gato,  Brutus,  Cassius,  Decius  u.  s.  w.  zu  Gericht 
Die  Opfer  Die  Emguisse,  die  diesem  neuen  Gesetz  folgten,  erfüllten  die  Welt 

**'j^Vm^'!""**  mit  Grauen.  Mit  reissender  Schnelligkeit  klagte  man  an,  prüfte,  ver- 
urtheilte  und  richtete.  Nicht  mehr  die  einzelne  Person,  sondern  Gesell- 
schaften von  50,  60  und  100  Personen  wurden  unter  eine  Anklage 
gestellt  und  nach  einer  Procedur  von  5—6  Minuten  per  Kopf  verur- 
theilt.  Nicht  die  Schuld  wurde  gesucht,  sondern  nur  die  persönliche 
Befriedigung  der  Richter  und  Geschwornen.  Und  mitten  unta:  den 
Strömen  von  Blut  und  Thränen  behielten  diese  ihren  Gleichmuth  und 
ihre  Heiterkeit.  Die  Geschwornen  zeichneten  Caricaturen  während  der 
Verhöre,  die  Richter  sorgten  eine  Stunde  vor  denselben  noch  nicht  am 
die  Opfer  ihres  Urtheils.  Die  Anklage  von  100  und  mehr  Personen 
nahm  kaum  zwei  Seiten  eines  ProtocoUes  ein.  Die  Jury  entschied  am 
Ende  nur  über  je  60  Personen  und  mehr  auf  einmal.  Die  ürtheile 
wurden  im  Voraus  vorbereitet  und  von  den  Richtern  en  blanc  gezeichnet 
später,  oft  erst  nach  der  Execution,  vom  Greffier  ausgefüllt  Die 
Guillotine  musste  vom  Platz  Ludwig's  XV.  zur  Bastille  transportirt 
werden,  um  den  Augen  des  Volkes  entrückt  zu  sein,  endlich  schaffte 
man  sie  an  die  Barriere  du  Throne,  weil  selbst  das  Quartier  Saint- 
Antoine  sein  Entsetzen  nicht  unterdrücken  konnte.  Die  Zahl  der 
Opfer,  welche  vom  Tag  des  neuen  Gesetzes  bis  zu  Robespierre's  Stun 
fielen,  wird  je  nach  der  Parteianschauung  |bald  höher,  bald  niedriger 
angegeben.   Einige  zählen  3000*),  andere  nur  2719*)  oder  nur  1867*). 


1)  L*int^riear  d'un  Comit^  r^volutionair  par  Hai  an  Vm.  S.  4  n.  ff. 

2)  Hiver  a.  a.  0.  S.  858. 

S)  Berriat  St.  Prix  a.  a.  0.  S.  128. 

4)  Thiers:  Revolution  a.  a.  0.  Bd.  VI.  B.  870. 
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Noch  entsetzlicher  verfahr  man  in  den  Provinzen.  An  143  Revolutions- 
tribanale  eröffneten  ihre  aufräumende  Thätigkeit,  nebst  83  gewöhn- 
lichen Tribunalen,  die  revolutionär  richteten').  Die  furchtbarsten 
waren  jene  von  Lyon,  Bordeaux,  Brest,  Nantes,  Orange,  Strassburg. 
Der  Tod  raffte  Tausende  hin,  und  Millionen  wurden  als  Geldstrafen 
erpresst,  die  theils  unter  die  Sansculottes,  theils  unter  die  Armen  ver- 
theilt  wurden,  zumeist  aber  in  die  Taschen  der  patriotischen  Richter 
aod  Geschwornen  wanderten^).  Bei  einem  dieser  Tribunale  forderte 
em  Geschworner,  dass  man  alle  Personen  einsperre,  bei  denen  sich 
Briefe,  von  Fremden  geschrieben,  vorfänden,  was  sich  besonders  auf 
die  Wechsel  der  Kaufleute  erstrecken  sollte.  Ein  öffentlicher  Ankläger 
forderte  das  Tribunal  auf,  dass  es  Voltaire,  Racine  und  Corneille  als 
Autoren  von  aristocratischen  und  antirevolutionären  Theaterstücken 
verfolgen  und  bestrafen  sollte.  Als  darauf  einer  der  Geschwornen 
erklärte,  dass  diese  Männer  längst  todt  seien,  wurde  er  geprügelt  und 
aus  dem  Gesichtssaal  geworfen ').  Man  sprach  fast  gar  keine  Drtheile 
mehr;  die  Richter  legten  die  Hand  auf  die  Stirne,  wenn  der  Angeklagte 
erschossen,  auf  ein  Beil,  wenn  er  geköpft,  oder  auf  den  Tisch,  wenn 
er  freigelassen  werden  sollte.  Zumeist  erschoss  man  die  Schuldigen  oder, 
was  noch  leichter  vor  sich  ging,  ertränkte  sie.  Da  ist  es  wohl  vergeblich 
und  auch  ganz  nutzlos,  die  Zahl  der  Opfer  zu  zählen.  Die  Mittel,  die 
man  erfand,  um  zu  vernichten,  sprechen  laut  für  die  Masse,  die  man 
vernichtete.  Der  Zweck,  den  man  anstrebte,  das  Heil  des  Vaterlandes, 
sollte  das  Mittel  heiligen.  Da  er  nicht  erreicht  wurde,  bleibt  der 
Betrachtung  nur  das  gemeine  Verbrechen  übrig. 

Am  9.  Thermidor  endlich  erhoben  sich  die  eingeschüchterten  Con-  Die  4.  Periode: 
ventsmitglieder  gegen  die  Gräuel.   Robespieire  fiel  mit  seinen  Genossen  derRetoiationJ. 
and  Freunden  und  Fouquier-Tinvillel,  so  lange  Robespierre's  willfährig-     tribuiuie. 
stes  Werkzeug,  gab  jetzt  der  Scheusslichkeit  einen  tragischen  Schluss. 
Er  selbst  wollte  seinen  Herrn  und  Meister  richten  und  forderte  die 
Anklage  vom  Gonvent.    „Es  sind  einige  Verräther  iu  unsere  Mitte  ge- 
drungen, ihr  habt  sie  zu  unterscheiden  gewusst,  und  alsbald  werden 
sie  die  Strafe  ihrer  Missbräuche  erdulden.    Wir,  die  wir  der  Volks- 
v^retung  und  unserer  Pflicht  ergeben  sind,  kommen,  eure  Befehle  für 
das  Gericht  der  Verschwörer  entgegenzunehmen^)."    Dnd  mit  seiner 
Cnt^rschrift  versehen  wurden  die  Urtheile  gegen  Robespierre,  St.  Just, 
Couthon,  den  Präsidenten  desTFribunals  Dumas  u.  a.  m.  volheogen. 


1)  Proudhomme,  Dietionnaire  1797  Bd.  L  S.  16. 

2)  Berriat  St.  Prix  a.  a.  ().  S.  162. 

8)  UinUrienre  d'nn  comit^  r^volationair  par  Moi  S*  15  ond  89. 
4)  C.  N.  ▼cm  10.  Thermidor  an  II. 
Blcht«*»>  StMto-  utd  OcseUidufUredit.  II-  17 
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Am  12.  Xbermidor  wurden  endlich  die  Revolationstribonale  suspendirl 
und  am  14.  das  Gesetz  vom  22.  Prairial  aufgehoben.  Für  die  Orpuv 
sation  der  neuen  Tribunale  sollte  augenblicklich  ein  neu^  Gesetz  be 
rathen  werden.  Vor  diesen  sollten  die  Schlächter,  selbst  FonH^ier 
Tinville,  Carrier,  Collot  d'Herbois,  Vadier,  Billault  Varennes,  Barrefj 
erscheinen  und  gerichtet  werden.  Nach  der  neuen  Organisation  dti 
Revolutionstribunale  vom  8.  NivOse  an  III.  C-^.  December  1794)  sc-llkl 
diese  mit  ordentlichen  Richtern  besetzt  werden,  der  gemeine  Prooes«  Ir 
ihnen  gelten,  die  Vei*theidigung  im  weitesten  Sinne  zulässig  sein.  Gtr;e 
419  2^ugen  wurden  in  Fouquier's  Process  vernommen,  er  selbst  er^ri 
163  mal  das  Wort  zu  seiner  Vertheidigung,  und  obgleich  er  in  >ei3e 
Wuthanfällen  dauernd  die  Zeugenaussagen  unterbrach,  die  Berathia 
störte,  wurde  er  in  seiner  Redefreiheit  nie  beschränkt.  Der  Protei 
schleppte  sich  durch  die  Revolutionsstürme  des  12.  und  13.  Germmi 
an  ni.,  bis  er  endlich  am  17.  Floreal  zur  Yerurtheilung  Fonquiers  u 
15  Mitangeschuldigter  führte.  Noch  35  Todesurtheile  sprach  diesr 
neue  Gericht  aus  neben  390  Freisprechungen.  Von  den  Mitscbuldtt 
Carrier's  wurden  26  frei  gesprochen,  weil  die  Jury  erklärte,  da>^  t 
die  Verbrechen  ohne  böse  Absicht  geübt.  Erst  als  diese  in  Paris  es 
ihren  Thaten  sich  brüsteten  und  öffentliches  Aergerniss  gaben,  vardd 
sie  wieder  ergriffen  und  dem  Districtstribunal  von  Angers  übergelfi 
welches  ihre  Verbrechen  wie  gemeine  Verbrechen  richten  sollte*),  fc 
sogenannte  Verbrechen  der  Contrerevolution  wurde  jetzt  eingeschrSj 
and  als  Verbrechen  gegen  die  innere  und  äussere  Sicherheit,  die  Fr« 
heit,  Gleichheit,  Einheit  und  Cntheilbarkeit  der  Republik,  der  Her>td 
lung  des  Königthums  und  des  Amtsmissbrauches  der  Executivor^ 
fest  bestimmt.  Niemand  durfte,  mit  Ausnahme  jener  drei  genanoaei 
Fälle,  vor  das  Revolutionstribunal  ohne  ausdrückliche  Erlaubmss  ce 
Gonvents  oder  ein  Arrete  des  Comite  der  allgemeinen  Sicherheit^ 
führt  werden.  Die  Formen  des  gemeinen  Processes  wurden  wi^i« 
vollständig  zurückgeführt,  die  Strafen  nach  dem  Code  penal,  im  Ver 
hältniss  znm  Verbrechen,  ausgesprochen.  Aber  die  Cassation  blie^<  Q-<i 
unzulässig.  Dennoch  erhielt  aber  der  Name  dieser  Tribunale  so  hkvp 
Erinnerungen,  dass  auch  er  nicht  länger  mehr  aufrecht  erhalten  wirjfl 
konnte.  Das  Decret  vom  11.  Prairial  an  m.  löste  sie  endlich  ^<Sr 
ständig  auf  und  verwies  die  bei  ihnen  anhängigen  Proeesse  an  4f 
Departementstribunale.  Nur  in  den  Fällen,  in  denen  die  GesetigelKi^ 
eine  Anklage  auf  Verschwörung  oder  das  Attentat  gegen  die  öffeotli* 
Sicherheit  anerkannte,  erfolgte  die  Procedur  nach  dem  Gesetz  r« 
8.  Nivdse.    Eine  besondere  Urtheiisjury  wurde  für  diese  Fälle  gebü^ 


*)  Decret  vom  21.  April  1796  (2.  Flor^al  an  in.). 
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aber  der  Recoars  um  Gasaation  blieb  ai^gthobeii.  Ergänzend  die 
Abschaffang  der  Revolutiona)ustiz  bestimmten  mehrere  Gesetze  eine 
Revision  aller  Urtheile,  welche  sie  gegen  noch  Lebende  geftUt,  und 
erklärte  die  Güterconfiscationen ,  mit  Aosnahme  jener  der  Familie 
Boarbon  mid  der  ruckkehrenden  Emigrirten,  als  aufgehoben*).  So 
endlich  wurde  der  Kreislauf  jener  Ideen  beendet,  welche  die  Demagogie 
dem  wildesten  Despotismus  nachgebildet.  Unwissenheit,  Furcht  und 
niedere  Gesinnung  waren  ihre  Hebel;  Einschfichterung,  Lüge  und 
Gewalt  sollten  die  höchsten  idealen  Ziele  mreidhen  helfen,  bis  man, 
diese  vergessend,  mit  der  .Knecbbing  des  Volkes  «ndete. 


Die  GerichtsYerfassung  unter  dem  Direcloriiioi. 

Reformen  dem  Dlreeteirlums. 

Mit  <ler  Constitution  des  iahres  IIL  iiatte  der  Convent,  nadi  dem  aü^kkehr 
Sturze  Eobespierre's  und  nahe  dem  Bnde  seiner  eigenen  ThSItgkeit,  ornndtitrader 
die  Zabinft  der  Republik  vorbereitet  nnd  der  Herrschaft  des  Directo-  con«titaaote. 
riums  die  Grundfeste  gegeben.  Ich  habe  bei  der  Darstellung  derselben 
pteigt,  wie  die  Gesetzgeber,  nach  ernsten  Erfahrungen  mit  dem  wilden 
Repoblikanismus,  zurückkehrten  auf  die  Grundsätze  der  CeastHuante 
und  diese,  in  manchem  geliulert  und  entwickelt,  in  wenig«;m  nur  irer- 
äadert,  wieder  zur  Geltung  brachten.  Aber  nicht  nur  die  Grundfeste 
das  Staats,  seine  Verfassung  war  zerstört  und  bedui'fte  eines  neural 
durchdringenden  Schöpfungsgeistes.  Das  gesammte  Staatsleben ,  in 
allen  seinen  Aeusserungen,  war  der  wildesten  Auflösung  verfallen 
und  bedurfte  einer  durchgreifenden  Neuerung.  Nirgends  aber  war 
die  Verwüstung  gewaltiger,  als  auf  dem  Gebiete  der  Justiz.  Die  alte  Aunosaug  aiier 
Jostizeintheilung  der  Constituante  war  vollkommen  aufgelöst,  und  in 
der  wilden  Anarchie  konnte  nur  die  despotische  Gewalt  der  Revolu- 
tioDstribunale  Macht  und  Ansehen  sich  erzwingen  und  den  Schein 
einer  Justizpflege  aufrecht  halten.  Dass  mit  ihr  nicht  der  Gerechtigkeit 
gedient  worden,  hat  das  Vorhergehende  gezeigt.  Mit  der  aalgetösten 
OrdmiQg  wurden  die  Träger  derselben,  der  gesammte  Richterstand  cor- 
runpirt.  In  den  Händen  des  rohen  Pöbels,  der  Menschen,  welche 
Henkermath  nnd  Schlächtersinn  genug  hatten,  dem  vernichtenden  Geist 
der  Regierung  der  Schreckenszeit  zu  dienen,  lag  das  Palladium  der 


*)  D«eret  von  14.  Flor^l,  11.  Priiirial,  18.  Thermidor  an  III. 
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Justiz.  Die  Bessern  hielten  sich  verborgen  und  warteten  in  Unthätig- 
keit  die  neue  Zukunft  ab,  oder  folgten  selbst,  wenn  sie  zu  schwach 
waren  zu  widerstehen,  dem  Geist  der  Regierung.  Männer,  wie  MerUn, 
Cambaceres,  Thouret,  gehörten  zu  diesen.  Wie  die  äussere  Ordnoi^ 
in  wilder  Auflösung,  der  Richterstand  selbst  einer  entsetzlichen  Cor^ 
ruption  verfallen  war,  so  beherrschten  den  Geist  der  Jnstizpflege  dk- 
selben  zersetzenden  Elemente.  Die  Civiljustiz  war  geradezu  veroichteL 
denn  man  wollte  das  Eigenthum  und  sein  Recht,  wie  alles  Pmat- 
Interesse,  alles  Hab  und  Gut  und  Vermögen  damit  auflösen.  Dm 
Criminaljustiz  gipfelte  in  dem  Geist  der  Vernichtung,  dem  Ehre,  Freibdi 
und  Leben  des  ganzen  Volkes  willkürlich  überliefert  werden  soll*/. 
Und  alles  dies  fand  seinen  Schutz  nicht  in  einer  wenn  auch  furii 
baren,  aber  doch  festen  Gesetzgebung,  sondern  allein  in  der  Macht  da 
Volkes  oder  wenigstens  des  Theiles  desselben,  der  die  Herrschaft  hitti 
Macht  nnd     ^ßj  eb^jj  dadurch  diese  sich  erhalten  wollte.    Darin  lag  die  Gewal 

Ohnnutcht  der  »      x  i 

schrecktnf.  «ud  Möglichkeit  der  Schreckensherrschaft,  aber  auch  ihr  ganzer  I^k-U 
h«rraeh«ft.  u^d  Q^fQ  Ohumacht.  Nichts  ist  leichter  zu  corrumpiren,  als  die5U>5J 
des  Volkes,  nichts  leichter  zum  Guten  zu  fähren,  als  diese.  Der  Stu'^ 
der  die  starren  Formen  seiner  Gesetze  auflöst  und  die  zwingende  Ge^aii 
derselben,  welche  doch  allein  eine  Garantie  seiner  dauernden  Ordooif 
sein  kann,  überliefert  sich  selbst  der  Willkür  der  Hassen.  Das  Vi 
verfällt  und  wird  zum  willfährigen  Träger  der  eigenen  Zerbt5r4 
bis  es  in  allgemeiner  Erlahmung,  die  unausbleiblich  ist,  seine  Oj* 
macht  erkennt  zu  herrschen,  ohne  selbst  von  der  zwingenden  Gtvd 
des  Rechts  und  Gesetzes  beherrscht  zu  werden.  In  dem  Aog^blll 
aber,  wo  unpartheiisch  und  gleich  diese  zur  allgemeinen  und,  voi 
man  will,  idealen  Herrschaft  sich  aufschwingt,  gehorcht  das  Va3 
willig  und  ergeben.  In  jenen  Zeiten  giebt  es  der  Guten  genog.  & 
das  allgemeine  Uebel  erkennen,  in  diesen  der  Unzufriedenen  viele,  &, 
sich  beengt  und  belastet  fühlen.  Aber  die  Einzelnen  sind  nicht'  ifl 
Bett  acht  des  Geistes  der  Masse.  Abgesehen  von  den  Guten  ist  dfi 
Volk  in  jener  Zeit  elend  und  zerstört,  abgesehen  von  den  Schlecht 
in  diesen  gut  und  gerecht  Man  weiss  nicht,  wer  den  verschiedeiw 
Geist  bestimmt,  man  staunt  über  das  Elend  dner  Zeit  sogar,  ve>3 
man  die  Würde  des  Einzelnen  betrachtet,  und  hält  den  frieden  aod  du 
Glück  anderer  Tage  für  unbegreiflich,  wenn  man  die  Zahl  der  CDit- 
friedenen  erwägt  Abor  es  ist  so,  und  weil  es  so  ist,  darom  sifareit^ 
das  Volk  mit  der  einen  Sonne  zur  Blutthat  und  kann  mit  der  tode.-tf 
bei  dem  Frieden  seines  Herdes  gefunden  werden.  Darum  sind  äi< 
Thaten  der  Völker  unberechenbar,  selbst  wenn  man  die  Thatkraft  de» 
Einzelnen  sicher  berechnen  kann.  Nur  der  Geist  des  Rechtes  ist  ff 
Stande,  dem  achwankenden  Wechsel  des  Volksgeistes  eine  sidief«  Ba^ 
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zu  zeichnen.  Die  Geschiebte  des  Convents  ist  ein  Zeichen  jener  all- 
gemeinen Auflösung  und  der  scheinbaren  allgemeinen  Verworfenheit, 
die  Geschichte  des  Directoriums,  wenigstens  in  seinen  ersten  Jahren, 
ein  Zeichen  des  Zurückkehreus  einer  allgemeinen  Ordnung  und  Ge- 
rechtigkeit. Dort  i&t  das  Volk  plötzlich  zum  allgemeinen  Henker 
geworden,  hier  erscheint  es  willfährig  in  den  Schranken  von  Recht 
und  Gesetz.  Ueberaü  kommt  dieser  Wechsel^ zur  Geltung,  nirgends 
zeigt  er  sich  deutlicher,  als  in  den* Institutionen,  die  unmittelbar  das 
Gesetz  zur  Geltung  bringen,  in  der  Justiz.  Er  zeigt  sich  hier  vor  allen, 
>\eil  nirgends  die  Macht  des  Rechtes  und  der  Gerechtigkeit  so  unmit- 
klbar  in  das  Bewusstsein  derjgesammten  Persönlichkeit  des  Einzelnen 
eintritt  und  Unterwerfung  fordert,  als  eben  hier,  und  nirgends  der 
Einzelne  reifer  in  seiner  Erkenntniss  ist,  als  da,  wo  sein  persönliches 
Interesse  in  das  Leben  des  Allgemeinen  hineingezogen  wird. 

Alsbald    nach   dem   Sturz    Robespierre's   erkannte   der   Convent     Die  enten 
die  furchtbare  Anarchie,  über  welche  er  sich  theils  aus  Furcht  und  f^^**""*°  ^*' 

'  Jutllzordnoiig. 

Feigheit  getäuscht,  theils  durch  die  Gewalt,  welche  die  Anarchie  den- Die  Constitution 
noch  durch  Schrecken  und  Entsetzen  zeigte,  tauschen  liess.    Er  ging       *"  "^' 
daher  nicht   auf  die  Forderungen  der  in  den  Revolutionstagen  des 
Prairial  an  III.  sich  noch  einmal  erhebenden  Reste  der  Pai*tei  Robes- 
pierre's ein,  die  Constitution  von  1793  anzuerkennen,  ebensowenig  auf 
die  Schwärmerei  jener,  welche,  obgleich  gemässigt  in  ihren  Anschau- 
oBgen,  dennoch  in  dieser  Constitution  das  Ideal  der  republikanischen 
Freiheit  erkannten  und  sie  darum  erhalten  wollten.    Eine  neue  Con- 
stitution musste  geschaffen  werden,  denn  nur  durch  sie  konnte  man 
hoffen,  in  alle  Theile  des  Staatslebens  den  neuen  Geist  der  Ordnung 
ond  Gerechtigkeit  zurückzuführen.    Wie  diese  Constitution  beschaffen 
war,  habe  ich  schon  gezeigt,  ebenso,  welche  Geschichte  sie  durchlebt 
bat    Wie  ihr  Geist  nun  vor  Allen  die  Justizorganisation  beeinflusste 
und  wie  er  dieselben  Folgen  auch  in  einzelnen  Theilen,  wie  im  grossen 
Ganzen  erzeugte,  habe  ich  hier  darzustellen.    Ich  nenne  diesen  Geist 
hier  nur  einen  reformatorischen,  denn  in  der  That  waren  die  Neuerun- 
gen, die  er  brachte,  nur  Reformen  des  von  der  Constituante  geschaffenen 
Gerichtswesens.    Sie  drangen  vor  Allem  aber  in  jene  Theile  ein,  welche 
der  Convent  in  der  Zeit  seiner  Anarchie  verwüstet  oder  gänzlich  zer- 
stört hatte.    Sie  beziehen  sich  auf  die  äussere  Gerichtsordnung,  auf 
die  Wahl  der  Richter  und  Bildung  der  Gerichte  und  besonders  auf  die 
Wiederherstellung  einer  festen  und  sicheren  Gerichtsbarkeit.    Allgemein 
aber  wurden   die  Reformen  beeinflusst   nicht  nur  von  dem  Glauben 
30  die  republikanische  Freiheit,  welcher  das  ganze  Volk  noch  be- 
herrschte, sondern  auch  von  der  Furcht  vor  den  Schreckgestalten  des 
Convents,  welche  eben  erst  vernichtet  worden  waren.    Der  Verbrecher 
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isl  schnell  gerichtet,  aber  die  Furcht  vor  dem  Verbrechen  verbannt 
menschliche  Schwäche  mir  langsam  aus  dem  Gemüthe.  Man  kann 
damit  nicht  rechten,  obgleich  gerade  darauf  auch  die  Fehler  der 
neuen  Justizordnung  ruhten,  ^ie  jene  der  ganzen  Constitution. 

Die  neue  Verwaituiig,  vrelclie  die  Constitution  an  DL  geschaffen, 
Die  Grundlage  ^ig^  i\Q  £intheilung  dos  Landes  in  Departements  und  Cantons  und 
ja»tizü"dnunf?.  somit  die  Aufhebung  der  547  Districte  und  der  44,000  Municipali- 
täten  mit  ihren  zahlreichen  Verwaltungsorganen  und  die  Herstellong 
der  einfacheren  und  weniger  zahlreichen  Departements-Administrationen 
und  Cantons-Municipalitäten  musste  auf  die  Gerichtsorganisation  eine 
tiefgreifende  Einwirkung  ausüben.  Bei  der  angestrebten  Gleichhdt  der 
Verwaltung  imd  der  Centralisatton,  die  man  dauernd  nie  aus  dem 
Auge  liess,.  musste  die  Organisation  der  Verwaltung,  welche  nur  einen 
einheitlichen  Verwaltungskörper  in  der  Ausdehnung  eines  Departements 
bildete,  auch  diese  Einheit  in  der  Gerichtspflege  zur  Geltung  bringen. 
Es  sollte  nur  ein  Tribunal  als  höhere  Gerichtsbarkeit  in  einem  Depar- 
tement wirken.  „Jene  547  Districtstribunale,'^  erklärte  Boissy  d' Anglas*) 
beim  Bericht  über  die  Constitution  an  IIL,  „welche  als  letzte  Instanz 
das  eine  für  das  andere  richten,  aus  fflnf  Richtern  gebildet,  fkstohne 
Ressort,  zumeist  ohne  Beschäftigung,  wollen  wir  nicht  erhalten.  Wenn 
die  Constituante  diese  Organisation  schuf,  so  geschah  es  aus  FuKht, 
in  den  Tribunalen  nicht  furchtbare  Corporationen  zu  schaffen;  und  da 
sie  den  Parlamenten  noch  zu  nahe  stand,  um  nicht  zu  der  Klemlicb- 
keit  der  Furcht  zu  gelangen,  sie  wieder  herzustellen,  so  sind  wir  zn 
nahe*  der  Anarchie  und  der  Zerrüttung  der  Gesellschaft,  um  nicht 
unsererseits  fürchten  asu  müssen^  bis  ins  Unendliche  die  politischen  Com- 
Unationen  wieder  m  vervielfältigen,  um  nicht  die*  ^oth wendigkeit  zu 
fühlen,  die  GeriehtsbeKirke  zu  stärken  und  in  allen  Theilen  der  politi- 
schen Organisation  eine  genügende  Wirksamkeit  schaffen  zu  wollen. 
Uebrigens  kann  der  Gedanke,  in  jedem  DIstrict  ein  Tribunal  zu  haben, 
auch  nicht  mehr  bestehen^  nachdem  wir  die  Districte  selbst  aufgelöst 
Wir  schlagen-  daher  ein  Tribunal  für  jedes-  Departement  vor.**  Damit 
hatte  man  nun  zumeist  die  Organisation  der  Constitaante  durchbrochen 
und  mit  den  Friedenslichtern  nach  unten;  dtoi  Cassationstribunal  nach 
oben  wohl  den  hierarchischen' Bau  erhalten,  aber  jene  zahlreicheo 
Mittelglieder,  Zweige  und  Aeste,  die  in  der  That  auoh  nutzlos  waren, 
abgeschafft. 
DieRtformrD  Für  dou  Richtorstand  und  die  Bildung  der  Gerichte  hatte  man 

Richtcntandet  "^^  jcdoch  uicht.  ZU  cioer   durchgreifenden   ^'euerung   entschliessen 
tt.  der  Geriebu-  können.    Der  Gedanke  der  Volkssouveränität  beherrschte  zu  sehr  des 

orguninAtlon. 

«)  G.  N.  vom  2d,  Juni  1795  (ö.  Mesnidor  an  III). 
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Glauben  an  die  Möglichkeit  der  Republik,  und  man  konnte  diese  nicht 
denken  und  sah  jene  nicht  herrschen,  wenn  sie  sich  nicht  thatsächlich 
in  allen  Theilen  des  Staatsiebens  geltend  machte.  Die  Wahl  der 
Richter  durch  dns  Volk  blieb  demnach  herrschend.  Die  Wähler  Ver- 
sammlungen des  Departements  wählten  ausser  den  Deputirten  der 
Gesetzgebung  und  den  Verwaltungsbeaniten  auch  die  Richter  des  Cas- 
sationstifbnnals,  die  Hauts  jures,  die  Präsidenten,  öffentlichen  Ankläger 
und  Greffiers  der  Criminaltribunale  und  die  Richter  der  Civiltribunale. 
Ja  die  Constitution scommissäre  wollten  sogar  noch  die  directen  Wahlen 
nach  Departements,  wurden  aber  hier  vom  Convent  überstimmt  und 
die  indirecte  Wahl  festgesetzt.  Die  Friedensrichter  und  ihre  Beisitzer 
sollten  durch  die  Urversammlungen  der  Cantons  gewählt  werden. 
Doch  sollten  in  Zukunft  auch  diese  Wahlen  geheim  geschehen  und  der 
tmnnische  Gebrauch  der  Schreckensherrschaft,  laut  und  vor  dem 
Volke  zu  stimmen,  abgeschafft  sein.  Defnn  »das  ist  jene  mörderische 
Praxis,«  sagte  Boissy  d' Anglas,  „erfunden  durch  unsere  Unterdrücker, 
denen  wir  so  viele  der  schlechten  Wahlen  verdanken.  Jene»  welche 
wagten  sie  vorzuschlagen  und  dabei  nur  vom  republikanischen  Muth 
sprachen,  haben  wohl  gewusst,  auf  welcheüi  Grund  der  Muth  jener 
Menschen  ruht,  welche  gezwungen  sind,  vor  der  Menge  sich  für  oder 
gegen  ]en6  auszusprechen,  welche  sie  protegirt."  Vor  jeder  Wahl 
hatte  die  Departementsverwaltung  die  Liste  der  zu  besetzenden  öffent- 
lichen Magistraturen  zu  veröffentlichen,  zugleich  mit  den  Gandidaten 
der  einzelnen  Aemter.  Ich  habe  auf  die  Ausübung  des  activen  und 
passiven  Wahlrechtes  unter  dem  Directorium  schon  hingewiesen  und 
werde  bei  den  einzelnen  Gerichtsämtern  auf  die  besonderen  Eigen- 
schaften, die  man  für  sie  forderte,  zurückkehren.  Im  Lauf  der  Zeit 
mnsste  dieses  Princip,  das  man  nun  einmal  für  unabweislich  hielt, 
bald  wieder  säne  zerstörenden  Folgen  zeigen,  indem  es  die  Festigkeit 
der  Magistrate  immer  erschütterte,  die  Unabhängigkeit  der  Richter 
schwächte  und  die  ganze  Justiz  doch  am  Ende  so  wankend  machte, 
wie  die  politischen  Leidenschaften,  denen  am  Ende  alles  wiedei*  vei'fiel 
Dazu  kam  noch,  dass  gerade  in  dieser  Zeit  der  Geist  der  Revolution 
gegen  die  Vergangenheit  sich  wieder  kehrte.  Man  wählte  Richter, 
»welche  nicht  richteten,  sondern  sich  rächten*).** 

Für  die  Organisation  der  Gerichtspflege  behielt  die  neue  Consti-   i>i«  oertcbu 
t4ition  und  die  Zeit  des  Directoriams  die  Friedensgerichte   und  Han-      ordnnag. 
delstribonale  nach  dem  Muster,  wie  sie  die  Constituante  geschaffen, 
vollständig  bei,  kehrte  zu  dem  System  der  Corrections-  und  CriminaU 
jostiz  derselben,  des  Cassationstribunals  und  des  höchsten  Gerichtshofes 


*)  Hirer  a.  a.  0.  8.  481. 
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wieder  zurück  und  anerkannte  von  Neuem  alle  die  Garantien,  welche 
die  erste  Volksvertretung  geschaffen,  für  die  persönliche  Freiheit  de« 
Einzelnen  und  die  strenge  Uebung  der  Justiz. 

Die  Frieden«.  Die  Friedensrichter   wurden   von  den  Asseniblees  primaires  mit 

^'  ^  ^  dem  Recht,  dauernd  wieder  gewählt  werden  zu  können,  auf  2  Jahre 
gewählt.  Kein  Census  ward  für  sie  festgesetzt,  nur  das  Alter  ?od 
30  Jahren  als  Bedingung  gefordert.  Für  die  erste  Besetzung  der 
Friedensgerichte  aber  und  bis  zum  Jahre  VI.  sollte  das  Directoriam 
selbst  die  Friedensrichter  und  ilire  Beisitzer  provisorisch  ernennen 
können')  und  dabei  nur  an  die  Zahl  der  im  Canton  des  zu  besetzen- 
den Friedensgerichtes  wohnenden  Bürger  gebunden  sein.  Der  Rath 
der  Fünfhundert  aber  erkannte  darin  eine  zu  grosse  Machterweiterung 
des  Directoriums  und  wollte  zuerst  demselben  blos  das  Recht  ertheilen, 
die  Beisitzer  zu  ernennen,  welche  aus  ihrer  Mitte  den  provisorischen 
Friedensrichter  ernennen  sollten.  Man  anerkannte  diese  Einrichtung'), 
aber  als  nach  den  royalitischen  Wahlen  des  Jahres  VL  das  Directoriam 
eine  grosse  Zahl  der  Wahlen  cassirte'),  wurde  es  abermals  in  das 
Recht  eingesetzt,  die  Friedensrichter  und  ihre  Beisitzer  zu  ernennen, 
weil  die  nun  wieder  mächtige  revolutionäre  Partei,  auch  im  Directoriam 
durch  die  Uebermacht  Barras  vertreten,  darin  die  beste  Garantie  hatte, 
dass  Leute  ihrer  Gesinnung  in  die  Aemter  gerufen  würden^).  Die 
Friedensrichter  ernannten  ihre  Greffiers.  Ein  Huissier,  nur  competent 
in  dem  Bezirk  seines  Gerichts,  versah  die  Gerichtsdienste.  Die  Frie- 
densrichter bezogen  einen  Gehalt  nach  der  Zahl  der  Bevölkerung  des 
Gerichtsbezirkes  bemessen.  Der  Gehalt  des  Greffier  betrag  ein  Drittel 
jenes  seines  Friedensrichters.  Die  Gompetenz  der  Friedensgerichte  war 
p<«         dieselbe,  wie  sie  die  Constituante  bestimmt  hatte  ^).   Die  Versöhnongs- 

Qud  Fiuniiieii.  buToaus  Und  Familicngerichte  erwähnte  die  Constitution  nicht  mehr 
gerichte.  m,c|  schaffte  sie  endlich  ausdrücklich  ab.  Die  bei  ihnen  noch  anhän- 
gigen Geschäfte  sollten  den  gewöhnlichen  Gerichten  übergeben  werden  *}. 
Die  Handelsgerichte  wurden,  wie  schon  gesagt,  beibehalten^)  und  nach 
der  Organisation  der  Constituante  in  den  Städten,  in  denen  sie  die 
Gesetzgebung  für  nöthig  erklärt,  eingesetzt ").    Die  wichtigste  Neaerong 

1)  Gesetz  yom  15.  November  1796  (24.  Brumaire  au  VI.)  und  19.  Januar  1796 
(29.  Nivdse  an  lY.). 

2)  Gesetz  vom  19.  April  1796  (30.  Germiual  an  V.). 

3)  Gesetz  vom  11.  Mai  1798  (22.  Flor^al  au  VI.). 

4)  Gesetz  vom  11.  Juni  1798  (22.  Prairial  an  VI). 

5)  Constitution  an  III.  Art.  212  und  213.    Code  de«  d^lits   et  des  peioes 
Tit  IV.  Art.  48  n.  ff. 

6)  Gesetz  vom  28.  Februar  1796  (9.  Ventöse  an  IV.). 

7)  Constitution  an  lU.  Art  214. 

8)  Decret  vom  11.  Oetober  1796  (19.  Vendämiaire  an  IV.). 


Die  Handels 
gerichte. 


OlTlIgeriehte. 
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der  Constitution  an  IIL  war  die  Schöpfung  der  Civiltribunale  für  jedes  ^_,,^'* 
Departement.  Sie  wurden  gebildet  aus  je  20  Richtern  und  5  Stellver- 
tretern, welche  von  der  Assemblee  electorale  des  Departements  auf 
5  Jahre  gewählt  wurden  und  dauernd  wieder  gewählt  werden  konnten. 
Nur  das  Civiltribunal  des  Departements  de  la  Seine  sollte  48  Richter 
haben.  Doch  sollten  auch  jene  Departements,  welche  nach  ihrer  Aus- 
dehnung mehr  als  3  Correctionstribunale  nöthig  machten,  für  jedes 
dieser  Tribunale  über  die  Zahl  drei  einen  Civilrichter  zu  der  ge- 
wöhnlichen Anzahl  von  20  hinzufügen.  Auch  für  die  Besetzung  dieser 
Gerichte,  im  Fall  der  Yacanz  einer  Stelle,  sollte  das  Directorium  den 
Richter  provisorisch  ernennen  können,  wenn  kein  Stellvertret^  vor- 
handen war,  ebenso  wie  diese,  wenn  ihre  Plätze  frei  geworden  0*  Auch 
hier  widerstrebte  der  fiath  der  Fünfhundert  dieser  Machterweiterung 
der  Executivgewalt  und  bestimmte,  dass  in  diesen  Fällen  die  vereinig- 
ten Sectionen  eines  Civiltribunals  bis  zur  neuen  Wahl  die  provisori- 
sche Ernennung  der  Stellvertreter  vornehmen  sollten.  Für  den  Fall 
der  nur  zeitweiligen  Verhinderung  eines  Richters  oder  Stellvertreters 
sollten  sie  einen  oder  zwei  Bürger  aus  der  Zahl  der  öffentlichen  Ver- 
theidiger  zum  Ersatz  berufen  können').  Jeder  Richter  oder  Stellver- 
treter sollte  30  Jahre  zählen  und  nicht  die  Function  eines  Gommissärs 
des  Directoriums  ausüben.  Unter  einander  sollten  die  Richter  nicht  in 
directer  Linie  verwandt  sein.  Ausser  diesen  Bedingungen  forderte  das 
Gesetz  weder  einen  Census,  noch  eine  Garantie  der  Moral  und  Fähige 
kdt.  Nur  wegen  Amtsmissbrauchs  konnte  ein  Richter  entsetzt  und 
wegen  einer  erhobenen  Anklage  zeitweilig  snspendirt  werden').  Die 
Richter  vertheilten  sich  nach  Sectionen,  doch  so,  dass  stets  fünf  eine 
solche  bildeten,  weil  so  viele  bei  jedem  Urtheil  mitwirken  mussten. 
Zw^al  im  Jahr  schieden  je  zwei  Richter  aus  einer  Section  aus,  um 
in  eine  andere  zu  treten  und  von  anderen  ersetzt  zu  werden.  Jede 
Section  wählte  ihren  Präsidenten.  Ausser  diesen  Functionen  als  Civil- 
richter waren  die  Richter  des  Tribunals  Beisitzer  des  Criminaltribunals 
und  konnten  während  dieser  Functionen  keine  Dienste  beim  Civiltribunal 
leisten.  Endlich  wurden  aus  ihnen  die  Präsidenten  der  Corrections- 
tribunale gewählt.  Als  solche  waren  sie  zugleich  Jurydirectoren  im 
Bezirk  des  Tribunals.  Diese  letzteren  Dienste  wurden  gleichfalls  halb- 
jährig geleistet,  nach  welcher  Zeit  neue  Wahlen  einen  Richter  der 
Crimmaltribunale  einsetzten.  Im  Fall  der  Verhinderung  wurden  hier 
die  Richter  durch  ihre  gleichgestellten  CoUegen  supplirt  Der  Präsident 


1)  Deeret  ▼om  18.  December  1796  (22.  Frimaire  an  IV.). 

2)  Deeret  Tom  19.  April  1797  (80.  Germinal  an  V.)  Art.  14^16. 
8)  Const  an  III.  216  und  217. 
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des  GorrecHonstrlbunals  keimte  in  dieser  Eigenschaft,  nicht  in  jeser  des 
Directopö  der  Jury,  selbst  von  einem  Friedensrichter  vertreten  werden. 
Für  jede  Section  präsentirt  der  Greffier  dem  Tribunal  einen  Comims- 
greffier.  Z^ei  Huissiers,  gl^chfalls  vom  Tribanai  ernannt,  verseben 
die  GerichtsÄenste.  Neben  jedem  dieser  Tribunale  war  ein  Commis- 
saire  du  directove  execntif  eingesetzt,  der  nach  der  Ausdehnang  des 
Departement»  einen  oder  zwei  Substituten  hatte.  Ihre  Fonctionen 
waren  dieselben,  wie  jene  der  königlichen  Gommissare,  welche  d» 
Constituante  den  Districtstribunalen  zugetheilt  hatte.  Doch  sollten  sie 
in  den  Gerichtssitzungen  die  Interessen  der  Verwaltung  wahren,  wenn 
sie  irgendwie  durch  den  Process  berührt  werden,  und  den  Staat  ver- 
treten, wenn  er  selbst  als  Partei  auftritt'). 

Die  Gompetenz  dieser  Gerichte  anerkannten  die  nach  der  0)^ 
stitntion  erscheinenden  Gesetze  in  dem  Umfang  d^  Gompetenz  der 
Districtstribanale  der  Constituante  und  des  Gesetzes  vom  U.  Aogust 
1790.  In  jenen  Städten,  in  denen  keine  Handelsgerichte  errichtet  win- 
den, waren  die  Civiltribunale  auch  für  die  Geschäfte  derselben  coaipe 
tent  *).  Die  Tribunale  waren  darnach  Appellationsgerichte  für  dieUrtheiie 
der  Schieds-  und  Friedensgerichte  und  der  Handelstribunale.  Sie  war^ 
auch  gegenseitig  sich  selbst  Appellationsgeridite,  so  dass  ausjedei 
drei  benachbartesten  Gerichten  das  Appellationsgericht  gewählt  werdar 
konnte.  In  diesem  Fall  vereinigten  sich  die  Sectionen  eines  TriboMli 
und  richteten  mit  wenigstens  10  Richtern.  Das  wenigstens  gebt  atisd« 
Bericht  zur  Goifstftution  hervor'),  obgleich  die  Constitution  selbst oklt 
ausdrücklich  von  ihnen  spricht.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  CiviltriNsii 
in  letzter  Instanz  entschied,  hatten  die  Parteien  das  Recht  der  Reco»- 
tion  etne^  Richters,  ebenso  konnte  in  allen  Fällen  der  bstmctiofi}' 
richtet  zurückgewiesen  werden*),  eine  Bestimmung,  die,  so  awsw- 
ordentlich  sie  war,  doch  bei  der  Wahl  der  Richter  nach  blossem  Zofell. 
für  dief  Sicherheit  des  Rechts  von  hoher  Wichtigkeit  war.  Der  Prasidait 
eines  Gerichtes  kdnnte  nicht  zurückgewiesen  werden. 
Die  atoh^i  und        In  Betreff  der  Avoues  anerkannte  man  auch  jetzt  noch  äie  vt« 

^^'^ro^de"""'   Convent  ausgesprochene  Aufhebung  derselben  und  liess  die  Beradiöa? 

Civiigerkhien.  der  Parteien  und  die  Instruction  ihrer  Processe  In  den  Geto?» 
jener  republikanischen  Institution,  welche  Jedermann  das  Recht  €^ 
th«lilte,   als   Gesetz-   und   Re($htsfi*eund   zu  fungiren.     Erst  a&f  <ii« 


1)  Decret  vom  29.  Juli  1796  (10.  Thermidor  an  IV.). 

2)  Decret  vom  11.  October  1796  (19.  Vend^miaire  an  lY.). 

8)  C.  N.  Tom  &.  Mestidor  ati  HI.  und  Qeseta  vom'l.  October  1799^  ^-^ 
cember  1796  (17.  Frimure  all  V.). 

4)  GesetB  vom  15.  October  1796  (28.  Venatoiidre  an  IV.). 
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anhaltenden  Klagen  über  Unsicherheit  decretirte  der  Kath  der  FQnf- 
handert  im  Princip,  dass  neben  jedem  Tribunal  für  die  Instruction 
der  Processe  besondere  rechtskundige  Avoues  angestellt  werdetf 
sollten ').  Er  beschränkte  aber  die  Wahl  derselben  durch  die  Forderung 
einer  Prüfung  ihrer  Fähigkeiten  und  Moralität  vor  einer  Jury,  bestefaeüd 
ans  drei  Richtern  und  drei  Bürgern,  welche  die  Centralverwaltung  dazu 
ernannte.  Niemand  sollte  vor  seiner  Majorennität  ein  solches  Amt  üben' 
können*).  Der  Rath  der  Alten  'aber  verwarf  diese  Vorlagen,  nicht 
weil  er  die  Wichtigkeit  des  Institutes  bezweifelte,  sondern  weil  einzelne 
Bestimmungen  der  Vorlage  ungenügend  waren  und  er  doch'  nicht  das 
Recht  hatte,  die  Gesetzvorschläge  zu  amendiren,  sondern  sie'  nur  aner- 
kennen oder  verwerfen  konnte').  So  blieb  das  Institut  abgeschafft 
bis  auf  Napoleon's  Zeiten. 

In  Betreff  der  Strafgerichtsbarkeit  habe  ich  schon  angedeutet,  d!ass     i>i«  &*'•'- 
die  Constitution  an  in.  den  ganzen  Organismus,  wie  ihm  die  Constl-  ^  ^  bJ'  ** 
toante  gebildet  hatte,  anerkannte.     Deber  diese  Schöpfung'  jedoch  strafgM«tibqch 
hinaus  ging  die  Zeit  des  Directoriums  durch  die  endliche  Herstellung  ****  ^^^*  ^' 
eines  Strafgesetzbuches.    Man  hatte  unter  der  Herrschaft  dei^.Convent^ 
gesehen,  wohin  der  Mangel  sicherer  Gesetze  und  die  Willkür  der  Juris- 
pnidtonz,  wenn  man  die  Gerichtspffege  der  Revolutloästribunale  noch 
so  nennen  kann ,  führt.    Wo  sie  keine  feste  Ba^is  im  G^sets^  findet, 
nniss  die  Sabjectivität  aHein  zur  Geltung  sich  anfechwingen',  unrd  d!^ 
Willkür  wird  am  Ende  alles  beherrschen.    Jetzt  aber;  nach  tief^mstett 
ErfUffungen  und  mit  festem  Willen,  geklärt  über  die  Aufgftberi  der 
Zeit  und  ihrer  grossen  Mängel,  ging  man  an  die  Schöpfung  eünies  Ge- 
setsbuches,   und  das  erste   Muster  einer  strengen  und  umfas^nden 
Gesetzcodification,  der  Code  des  d^lits  et  des  peines,  trägt  sdion  das 
DMam  der  Zeit,  wo  kaum  die  neue  Gesetzgebung  sich  g^ldet,   den 
3i  firumaire  an  IV.    Wieder  verbindet  sich  mit  seider  SchOpfhng  def 
Name  Merlin's.    Nachdem  er  im  Lauf  der  Revolution  alle  Parteien' 
durchwandert,  gemässigt  in  der  Zeit  der  Constituante,  radical  unter 
dem  Convent,  streng  monarchisch  vor  der  Revolution,  nachdem  er  jeder 
l^tvtei  gedient;  durch  seine  Gesetzgebung  über  die  Abschaffung  der 
l>fbenniBchte   Hand  anlegte  an  den  Bau  der  modernen  Gesellschaft 
und'  der  modernen  Gesetzgebung,  unter  dem  Convent  wieder  Schtfpf^* 
jener  furchtbaren  Gesetze  über  die  Verdächtigeri  und  zum  Theil  aucH 
der  Organisation  der  Revolutionsjustiz;  allen  Systemen  dienend^  alten 
Leidenschaften  gehorchend,  immer  aber  der  mächtigitte  RefprSü^ätattf 


1)  Decret  vom  12.  October  1797  (21.  Vend^miaire  an  VI.). 

2;'R«th  der  Fflafhuudert  vom  9.  December  1797*  (19.  FiMaire  atf  Vi.). 

3)  Kath  der  Alten  vom  5.  April  1798  (16.  Germinal  an  VI.) 
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französischer  Jurisprudenz,  gewandt  im  römischen  und  hergebrachte 
Recht,  schöpferisch  in  Vermittelungen  jedes  politischen  Glaubens,  aller 
Befürfnisse  der  Zeit,  —  nachdem  er  alle  diese  Kreise  mit  einer  be- 
wunderungswerthen    Beweglichkeit    des    Geistes    and   des  Gewissens 
durchgemacht,  trat  er  denn  auch  jetzt,  in  den  Zeiten  der  ^Neugestaltung, 
wieder  mit  jenem  Gesetzbuch  hervor,  das  seine  Zeit  an  Humanität  und 
Bewusstsein  weit  überragte  und  sie  ausfüllte  in  allem,  was  Recht  un<l 
Gerechtigkeit  fordern  konnte.     Logische  Ordnung,   Gleichmissigkeh 
des  Einzelnen  mit  der  ganzen  Schöpfung,  Präcision  und  Klarheit  sinJ 
die  Zeichen  dieses  Gesetzes  und  in  allen  doch  die  Fruchte  des  metho- 
dischen Geistes  Merlin's.    In  seiner  Humanität  überragt  dieser  Codex 
auch  weit  die  I^iapoleonische  Gesetzgebung.   Alle  schimpflichen  Strafea, 
die  diese  wieder  einführt,  sind  daraus  verbannt,  wie  die  Brandmarkun^, 
der  Pranger,  die  Güterconfiscation.    Für  die  Gerichtsorganisation  selbst 
tritt  das  erstemal,  mit  vollem  Bewusstsein,  jener  hierarchische  Gei^- 
hervor,  der  die  französische  Gerichtsbarkeit  seither  kennzeichnet.  Bi 
scharf  begrenztes  Princip,  das  Maass  der  Strafe,  ist  die  Basis  derselben» 
Ich  habe  nun  auf  dieses  näher  einzugehen. 

Nicht  die  Gesetzverletzungen  dienten,  wie  zur  Zeit  der  Constitnan^^ 
als  Basis  der  Gerichtsorganisation,  sondern  die  Strafen,  die  man  in  Poli 
strafen,  correctionelle  und  peinliche  Strafen  eintheilte  (Art.  5Ö6— ft«" 
und  darnach  die  Verwaltung  der  Strafgerichtsbarkeit  begrenzte, 
wurde  verwaltet  von  Polizeitribunalen,  d.  h.  Gerichten,  welche  über  j 
Gesetzverletzungen  urtheilen,  die  eine  Strafe  im  Werth  von  3  Ärbeii 
tagen  oder  eine  Gefängnissstrafe  von  3  Tagen  nach  sich  zieh^;  ^ 
Gorrectionstribunalen,  d.  h.  Gerichten,  welche  über  Gesetzverletzni 
urtheilen,  die  dieses  Strafausmaass  überschreiten,  aber  keinen  peiniick 
Strafen  unterworfen  sind ;  endlich  von  Criminaltribunalen,  d.  h.  GehM 
ten  für  jene  Verbrechen,  die  mit  peinlichen  Strafen  gestraft  wöikal 
Art  150.    Die  Polizeitribunale  wurden  ^om  Friedensrichter  und  xvw 
seiner  Beisitzer  gebildet  für  jedes  Arrondissement  der  Gantonal-Mai» 
cipalität.    Ein  Gommissar  des  Directoriums  war  jedem  dieser  GericbM 
zugetheilt,   welche  mit  dem  Gommissar   bei  dem  Correctionstriboa' 
des  Departements  in   dauernder  Gorrespondenz  über   die  Verfolguo^ 
und  Entdeckung  der  Cebertretung  stand  und  zugl^ch  die  Gerichts- 
pflege  bei  den  Polizeitribunalen   beaufsichtigte*).     Die  CorrectiöDi*' 
tribunale,  wenigstens  drei,  nie  mehr  als  sechs  in  jedem  Departement, 
waren  gebildet  durch  zwei  Friedensrichter  oder  deren  Beisitzer,  eis«» 
Gommissar  des  Directoriums  und  einen  Greffier,  nebst  zwei  Hoissiers, 


•)  Constttatioii  an  III.  Art  191  und  288.    Code  du  8.  Bnunain  » I^ 
LiT.  IL  Tit  IV. 


Reformen  des  Directonums.  269 

die  das  Tribunal  ein-   und  absetzte.    Hehrere  Friedensrichter  eines 
Bezirkes,  eines  Correctionstribunals,  wechselten  von  Monat  zu  Monat 
in  dem  Dienst  desselben.   In  Sachen,  wo  ein  Friedensrichter  die  Jastiz- 
polizei  geübt,  konnte  er  nicht  Richter  sein.    Die  Functionen  des  Com- 
mif^sars  wurden  jetzt  bedeutend  erweitert.    Er  stand  mit  den  Commis- 
saren  der  Municipalverwaltung   in   Verbindung   und   mit  jenen   der 
Departementstribunale,  denen  er  verantwortlich  für  alle  seine  Acte 
war  und  denen  er  Bericlit  über  alle  Entscheidungen  zu  ertheilen  hatte. 
Gerade  als   das  neue  Strafgesetzbuch   die  Justizpolizei   wieder  ganz 
unter  Leitung  des  Ministere  public  stellte,   erhielt  diese  allgemeine 
Kenntnissnahme   und  Berichterstattung  für  die  Sicherheit  und  Kraft 
der  Gerichtspflege  eine  hohe  Bedeutung.    Im  Fall  des  Todes  oder  der 
Verhinderung  wurde  der  Commissar  durch  einen  Friedensrichter  ver- 
treten, welchen  das  Tribunal  dafür  ernannte.    An  der  Spitze  des  Tri- 
bunals stand  ein  Präsident,  auf  je  6  Monate  aus  der  Reihe  der  Richter 
des  Departementstribunals   gewählt.     Er  hatte   zu  gleicher  Zeit  bei 
diesen  die  Function  des  Directors  der  Jury.    Das  Correctionstribunal 
von  Paris  zerfiel  in  2  Sectionen.    Die  Klage  konnte  von  der  verletzten 
Partei,  nach  Bestätigung  des  Präsidenten,  dass  die  Sache  zur  Competenz 
des  Tribnnals  gehöre,  oder  von  dem  Präsidenten  als  Jurydirector  selbst 
anhängig  gemacht  werden.    Das  Verfahren  war  öffentlich  und  mündlich, 
dem  Angeklagten  wurde  ein  Vertheidiger  beigegeben.   Auf  den  Schluss- 
aotrag  des  Commisars  der  Executivgewalt  wurde  das  Urtheil  gefällt. 
Es  musste  motivirt  und  mit  der  Beziehung  auf  das  angewendete  Gesetz 
bei  Strafe  der  Nullität  gefällt  werden.    Die  Appellation  ging  an  die 
Departementstribunale.    Die  Frist  dafür  war  für  den  Kläger,  Ange- 
klagten und  Commissar  auf  10  Tage,  für  den  öffentlichen  Ankläger 
auf  einen  Monat  eingeschränkt.    Neue  Zeugen  und  Beweise  konnten 
dabei  vorgebracht,  alle  früheren  neu  geprüft  werden,  wenn  der  Ange- 
klagte oder   der   öffentliche  Ankläger  es  forderte*).     Die  Griminal- 
tribnnale,  je  eines  in  jedem  Departement,  wurden  gebildet  aus  den 
achtem  des  Giviltribunals,  welche  der  Reihe   nach,  je  vier  für  die 
Criminalgerichtsbarkeit,  auf  je  6  Monate  eintraten,  einem  Präsidenten, 
der  auf  2,  einem  öffentlichen  Ankläger,  der  auf  3,  und  einem  Greffier 
der  auf  4  Jahre  durch  die  Wählerversammlungen  des  Departements 
gewählt  wurden,  mit  dem  Recht,  dauernd  wieder  gewählt  werden  zu 
können.    Im  Fall  des  Todes  oder  der  Verhinderung  des  Präsidenten 
wählten  die  vier  Richter,  durch  einen  fünften  des  Giviltribunals  ver- 
stärkt, einen  provisorischen  Ersatzmann,  im  gleichen  Fall,  betreffs 


*)  Coast  an 'in.  Art  238—236.    Code    du  3.  Bromaire  an  IV.  Lir.  II. 
Tit.  IL   Gesetz  Tom  4.  Brumaire  —  27.  Yentdse  an  IV.  and  13.  Prairial  an  YU. 
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des  öffentlichen  Anklägers,   verstärkt  durch  einen  seck&ten  RidUr. 
einen    Stellvertreter.      Die    Commissare    des    Directorioms  bei  d«Q 
Civiltribunalen   versahen   bei  den  Criminaltribunalen  die  FimctioD«& 
der  ehemaligen  königlichen  Commissare.     In  der   Organisation  der 
Anklage-  und  Crtheilsjury  kehrte  man  mit  wenigen  Aendemngea  zur&<  k 
zu  den  Bestimmungen   der  Constitnante.    Die  Jurylisten  wurden  f j 
je  3  Monate  abermals  durch  die  Verwaltungsbehörden   der  Depiit«- 
ments  gebildet  und   nach  Bezeichnung  der  Hunitipalverwaltang.  Je 
ein  Geschworner  auf  1000  Einwohner  eines  Arrondissements  wunk 
in  dieselben,  aus  den  30jährigen ^.Wahlbürgern,  eingetragen.  Die  Usttn 
wurden  nach  Bestätigung  des  Commissars  an  die  Geschwomen,  de;: 
Jurydirector  und  den  Präsidenten  des  Criminaltribunals  gesandt.  I^ 
Bildung  jedes  Schwurgerichts  geschah,  wie  ehemals,  durch  das  Lo« 
Zu  dieser  Unsicherheit  in  der  Bildung  der  Jury  trat  jetzt  noch  da 
Häufung  der  Special-Geschwomengerichte  hinzu.   Alle  Sachen,  in  de]4 
der  Jurydirector  unmittelbar  die  Justizpolizei  geübt,   wurden  d&rd 
Specialjurys  gerichtet ').   Der  Commissar  bildete  allein  die  Anklagejof 
der  Präsident  der  Departemcntsverwaltung  die  Urtheilsjury.  Die  Prii 
deuten  der  Correctionstribunale   waren  jetzt   die   Jurydirectoren.  fc 
dem  Verfahren  vor  der  Jury  trat  keine  Aenderung  ein.    Nur  besümi 
das  neue  Criminalgesetzbuch  ausdrücklich,  gegenüber  den  traai 
Missbräucbeu  der  Revolutionstribunale,  dass  die  Fragestellung  gv 
specialisirt  und  nicht  mehr  allgemein  gestellt  werden  dürfe*). 
Criminaltribunale   waren  verpflichtet,   Tabellen  aller  Verurtheilai 
mit  besonderen  Beschreibungen  der  Verbrechen  anzul^en.    DieC 
missare  hatten  über  die  Ausführung  zu  wachen'). 
Dm  cmumioiw-        Die  höchste  Stufe  dieser  Gerichtsbarkeit  bildete  dajB  Cassati« 
tribunal,  welches  die  Constitution  im  ganzen  Umfang  seiner  frübdii 
Organisation  anerkannte  ^).    Es  sollte  die  Zahl  der  Richter  drei  V*^ 
der  Departementszahl   nicht  übersteigen.    Ein  Gesetz  setzte  diesdH, 
auf  50  feßt^).    Alle  Jahre  scheidet  ein  Fünftel  derselben  aus,  weld^i 
durch  Wahl  erneut  wird.    Für  jeden  Richter  wird  ein  StellTert! 
gewählt,  die  Executivgewalt  ist  durch  einen  Commissar  und  siel 
Substituten  derselben  vertreten,  welche  sie  ein-  und  absetzen 
Das  Cassationsgericht  wählt  seine  Greffier  und  vier  Gommiasi^^ 
nebst  acht  Huissiers.    Es  theilt  sich  in  drei  Sectionen,  aus  deoen 


tribunal. 


1}  Code  des  3.  Braroaire  an  IV.  Liv.  II.  Tit.  XIII.  Art.  516. 
2)  Const.  IUI  III.  Art.  258  u.  ff.    Code   du   3.  Bmmiure  an  IV.  l^  ^• 
Vit  IV.  Att,  ^271  o.  ff.,  801  n.  ff.  Uv.  II.  Tit.  XI. 

8}  Arrete  vom  21.  Januar  1797  (2.  Plnvidso  an  V.). 

i]  CpQst  an  UI.  Art.  254  u.  ff. 

5)  Qesetz  vpip  28.  September  1795  (5.  Yendt^miaire  an  IV.). 
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6  Monate  fünf  Richter  ausscheiden  und  in  aadere  Sectionen  eintreten. 
Die  erste  Section,  aus  sechszehn  Richtern  bestehend,  entscheidet  üher 
die  Zuläs^gkeit  oder  Verwerfung  eines  Cassationsgesuchs  oder  einer 
Gefangennahme  im  Fall  der  Anklage  eines  Richters  durch  das  Execa- 
tiv-Directorium.  Sie  entscheidet  d^n,  nach  beschlossener  Cassation» 
die  Ueberweisung  des  Processes  an  das  erste  Tribunal  oder  an  ein 
neues.  Die  zweite  Section,  aus  siebenzelin  Richtern  bestehend,  entschei- 
det definitiv  über  die  durch  die  erste  Section  gefassten  Beschlüsse. 
Die  dritte  Section,  gleichfalls  aus  siebenzehn  Richtern  bestehend,  ent- 
scheidet ausschliesslich  über  den  Antrag  auf  Cassation,  doch  ohne 
jede  Verhandlung  um  Zulässigkeit  derselben  in  Sachen  der  Criminal-, 
Corrections-  und  Polizeitribunale.  Die  Verhandlungen  über  den  Process 
sind  öffentlich.  Jede  Section  muss  mit  wenigstens  neun  Richtern  ent- 
scheiden. Die  Parteien  können  sich  selbst  oder  darch  ihre  Advocaten 
vertreten  lassen').  Nur  das  Corps  legislatif  kann  ein  Urtheil  des 
CassatioDshofes  cassiren.  Auch  d^r  höchste  Nationalgerichtshof  wurde  otr  boh« 
dnrcli  die  Constitution  an  III.  anerkannt.  Er  bildete  sich  auf  Berufoog  ^^^tohof 
der  Gesetzgebung  und  batt^  seinen  Sitz  wenigstens  12  Myriametres  vom 
Sitz  derselben.  Die  Gesetzgebung  l)estimmte  durch  das  Loos  aas  einer 
Liste  von  funfjsehn  Cassationsricbtern  fünf,  welche  Richter  des  National- 
geriehtshofes  sein  sollten,  zwei  öffentliche  Ankläger  wurden  dafür  vom 
Cassationstribunal  ernannt.  Die  hohe  Jury  wurde  von  Wahlversamm- 
lungen des  Departements  gewählt,  je  ein  Geschwomer  für  ein  Departe- 
ment. Seine  Coippetenz  erstreckte  sich  auf  alle  Anklagen,  die  das 
Corps  legislatif  erhob,  sei  ^s  gegen  seine  Mitglieder  oder  die  Pirectf)- 
ren').  Er  sollte  ein  einziges  Mal  zusarnfnentre^n,  im  Process  4^s 
berüchtigten  Postmeisters  von  Varennes,  Drouet,  Mitglied  des  Ra^bs 
der  Fünfhundert,  wegen  Theilnahme  an  der  Verschw^rui^g  Paboe^f  s '). 
Verschiedene  Gesetze  bestimmten  das  Verfahren  dafür,  die  ^bl  der 
Jniy  u.  s.  w.,  aber  das  Urtheil  wurde  doch  nur  in  Contumaz  geflilk, 
da  man  den  Angeklagten  entwischen  liess. 

Von  besonderer  3e4eutung  waren,  und  darauf  sei  zum  Sichlqss  nie  Reformen 
noch  hingewiesen,  die  Refonnen  des  neuen  Strafgesetzbuches  in  Betrc^ff  '**''  p^^lueL**" 
der  Sicherheitspolizei  oder,  wie  sie  jetzt  zum  ersten  Mal  genannt  wird,  der         Die 
Justizpolizei.  Der  frühere  Beamtenorg^nismus  wurde  wohl  beibehalteii,   ^"•^■p**"***- 
abier  die  einzelnen  Glieder  desselben  unter  eine  einheitliche  und  centra- 
lisirende  Leitung  gebracht,  die  endlich  der  Code  d'instructioa  criminelle 
vollendete.    Diese  Polizei  wurde,  wie  früher,  von  den  Polizeicommis- 


1)  GesetE  vom  2.  Bmmaire  an  IV.  (24.  October  1796). 

2)  Const.  an  in.  Art  261  a.  ff. 

8)  AnUage  vom  1.  Aogast  1796  (19.  Tbermidor  ao  IV.). 
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garen  und  in  deren  Verhinderang  von  den  Hunictpalbeamten,  tob  kt 
Feld-  und  Forstpolizei,   den  Friedensrichtern,  den  Hauptleuteo  ood 
Lieutenants  der  Gensdarmerie  und  endlich  von  den  Jurydirectoreu  aus|^  | 
übt.   Aber  alle  waren  der  Oberaufsicht  des  Öffentlichen  Anklägers  unter- 
worfen, welcher  zugleich  die  Denunciationen  zu  empfingen  und  deren 
Verfolgung  in's  Werk  zu  setzen  hatte.    Im  Fall  einer  PflichtverlebMf 
hatte  er  zuerst  Ermahnungen  zu  ertheilen  und  im  WiederboloBgslalk 
die  Anzeigen  bei  den  Criminaltribunalen  zu  machen  ')•    ^^^  uominel' 
bare  Aufsicht  und  Leitung  über  die  niedere  Gerichtspolizei,  also  fiberd» 
Feld-  und  Forstpolizei,  über  die  Gensdarmerie  und  selbst  die  Friedens- 
richter  führte  der  Jurydirector ,  der   im  Fall    wiederholter  PflichtTer' 
letzung  die  Anzeige  davon  dem  öffentlichen  Ankläger  machte.   Di 
Feldpolizei   wurde  jetzt  in  allen  Gemeinden  eingeführt  und  durch  d^ 
Gouvernement  auf  Vorschlag  der  Municipalität  eingesetzt    Sielui 
alle  Gesetzverletzungen  an  Feld-  und  Waldeigenthum  zu  verfolgeo,^ 
beschreiben,  die  Schuldigen  vor  den  Friedensrichter  zu  fuhren*).  S( 
bei  Haussuchungen  musste  ^e  die  Assistenz  von  Munidpalbean^, 
haben').     Die  Polizeicommissare  übten  die  Gerichtspoiizei  in  Otf|; 
Bezirken  in  alle  Sachen,  die  zur  Gompetenz  der  Polizeitribunale  gehJ 
ten,  und  richteten  dieselben,  wenn  der  Friedensrichter  verhindert  vi 
Von  allen  anderen  Vergehen  hatten  sie  Anzeige  zu  machen,  Vea 
gungen  einzuleiten  und  die  Beschreibung  des  Thatbestandes  ao&id 
men.    Sie  wurden  in  Gememden  unter  5000  Seelen  durch  eines  Si 
cipalbeamten    vertreten*).     Die   Thatigkeit   der  Friedensrichter 
Polizeibeamte    blieb    nach    den   früheren  Gesetzen  der  Gonstitoi 
bestinmit^).    Nur  wurde  die  Procedur  vor  denselben  bedeutend  m 
einfacht,  schneller  und  sicherer  gemacht    Ueber  die  Freiiassuin 
die  der  Friedensrichter  aussprach,  hatte  der  Jurydirector  noch  dl 
Entscheidung   und   konnte  in   solchen   Fällen   eine   neue  FestnalJ 
befehlen.    Der  Jurydirector,  das  eigentlich  centralisirende  Organ  I 
Justizpolizei  in  dem  Bezirk  eines  Correctionstribnnals,  leitete  selb* 
die  Gerichtspolizei   bei  allen  qualificirten  Verbrechen.    Er  h5rte  ii< 
Zeugen  und  erliess  den  Verhaftsbefebl,  doch  hatte  er  nach  VoUendaui 
seiner  Procedur  die  Schlussanträge  des   Commissars   der  ExecssT 
gewalt  zu  erwarten.    Erst  nach  Hittheilung  aller  dieser  Acten  an  et 
öffentlichen  Ankläger  konnte  der  Verdächtige  vor  das  über  sein«  TkJ 


1)  Code  vom  S.  Brumaire  an  IV.  Liv.  II.  TIt  IV.  Art  278— 2S8. 

2)  Code  vom  8.  Brnmaire  an  IV.  Liv.  II.  Tit.  III.  Art.  40—47. 
8)  ArrSt^  vom  24.  December  1796  (4.  Niröse  an  V.). 
4)  Decret  vom  11.  October   1796,  Code  vom  8.  Brmnaire  an  IV.  Ur-^ 

Tit  IL  Art.  26—87. 

6)  Code  vom  8.  Brnmaire  an  IV.  Liv.  H.  Tit  IV.  Art.  48^183. 
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competente  Gericht  gesandt  werden.  Nur  in  Griminalsachen  war  gegen 
die  Entscheidung  des  Jurydirectors  die  Cassation  zul&ssig.  So  ver- 
einigte eigentlich  die  bedeutendste  Macht  der  Gerichtspoiiscei  der  Jury- 
director,  der  spätere  Instructionsrichter,  in  seinen  Händen  >).  Die  höchste 
Aufsicht  führte  der  öffentliche  Ankläger.  Zwei  Behörden,  also  unab- 
hängig von  einander,  die  eine  beweglich,  die  andere  dauernd,  sich 
gegenseitig  das  Gleichgewicht  haltend,  sollten  die  ersten  Schützer  der 
Ordnung  und  Freiheit  sein.  War  dies  nach  oben  hin  der  Weg  zum 
Bessern,  so  hatte  man  sich  doch  noch  immer  nicht  entschliessen  kön- 
nen, den  Friedensrichter  seiner  Polizeithätigkeit  zu  entheben'  oder 
höchstens  ihn  als  Hulfspolizei  zu  verwenden.  Die  Gensdarmerie  diente 
jetzt  allein  als  solche*).  Leider  wurden  auch  in  dieser  Zeit  alle  Be- 
möhungen,  durch  eine  geordnete  Gesetzgebung  einen  dauernden  Schutz 
für  Ordnung  und  Recht  zu  gewähren,  durch  die  Revolutionsstürme  ge- 
trübt Die  furchtbaren  Kämpfe  der  Chouane  und  Chauffeurs,  jene  im 
Säden  der  Compagnies  de  Jesus,  zuerst  mit  politischen  Absichten,  dann 
entartend  in  die  wildesten  Räubereien  und  Mordbrennereien,  nöthigten 
die  Regierung  wieder  zur  Einfühlung  von  Ansnahmsgesetzen  für  Raub, 
Diebstahl,  Aufruhr  und  öffentliche  Gewaltthat.  In  diesen  Fällen  sollte 
der  Jurydirector  entscheiden,  ob  der  Schuldige  vor  die  gewöhnliche 
Gerichtsbehörde  oder  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  werden  solle'). 
Wohl  verkündete  die  Constitution  des  Jahres  vni.,  um  diesen  Zuständen 
ein  Ende  zu  machen,  dass  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  ent- 
zogen werden  sollte,  aber  auch  das  napoleonische  Gouvernement  suchte 
seine  schnell  wirkende  Kraft  in  der  Umgehung  der  gemeinen  Gesetze 
und  der  Herrschaft  von  Ausnahmsregeln  und  Ausnahmsgerichten. 


Die  Jnstizorgaliisation  Napoleon'». 

Klülettuiii^. 

Eine,  nach  der  Gewalt,  mit  der  sie  wirkte,  und  nach  der  Sicherheit,    j^^^  p^y^^ 
mit  der  sie  auftrat,  ganz  neue  Welt  schuf  Napoleon.   Der  gesammte  Staat    NapoUoa'«. 
hatte  sich  bis  zu  seinem  Auftreten  durch  zaghafte  Reformen  bis  zu 
den  kühnsten  Versuchen  einer  Neugestaltung  hindurch  gerungen.   Halb- 
vollendet war  hier  der  Bau,  dort  lag  er  noch  unter  Trümmern  begraben. 

1)  Code  vom  8.  Bromaire  an  IV.  Liv.  I.  Tit.  I.  Liv.  U.  Tit  XIII. 
S)  Geseti  rom  18.  April  1796  (28.  Oerminal  ao  ¥L  Art.  ISö.). 
3)  Geiiets  ▼om  15.  Mai  1797  and  18.  Januar  1798  (86.  FlorM  an  V.  und 
».  NiTÄw  an  VI.) 

Richter:  StaAts-  und  Oei«lUchafur«cht.  II.  18 
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Reiches  Material,  jeden  Gehaltes  könnte  man  sagen,  hatte  die  vorher- 
gehende Zeit  aufgespeichert.    Und  so  neu  für  den  ersten  Anblick  slle 
Schöpfungen  Napoleon's  erscheinen,  zum  grössten  Theile  sind  sie  doch 
aus  dem  hervorgegangen,  was  die  jüngste  Vergangenheit,  so  reich  von 
Ideen,  so  muthig  im  Versuchen,  geschaffen  oder  vorbereitet  hatte. 
Aber  das  Genie  stellte  sich  jetzt  mitten  in  den  Kreis  reicher  Talente, 
und  nach  einer  ungeheuren  Arbeit  zeigte  es  einen  Staat,  den  seine 
Nachkommen  blos  zu  erfassen  und  zu  erhalten  und  nur  in  Wenigem        . 
umzugestalten  vermochten.    Und  v^ie  im  grossen  Ganzen,  tritt  dieser 
Geist  des  Werdens  auch  in  den  einzelnen  Theilen   hervor.    Mehr  als 
ein  Jahrzehnt   musste  vergehen,   ehe  die   napoleonische  Gerichtsver- 
fassung, die  wir  hier  nun  zu  betrachten  haben,  sich  fertig  gestaltet,  nach 
allen  Seiten  hin  sorgfältig  entwickelt  und,  für  eine  lange  Zukunft  zu 
herrschen  bestimmt,  sich  gebildet  hatte.    Aus  Napoleon's  Geist  ent- 
sprang die  Verfassung,  welche  mit  seinem  Auftreten  Frankreich  be- 
herrschte und  von  ihrem  ersten  Lebenstage  bis  zum  Sturze  des  Kaiser- 
reiches in  ihrem  innersten  Wesen  sich  wenig  veränderte.    Man  kann       ■; 
kühn  behaupten,  dass  Napoleon  der  Erste  war,  der  den  Begriff  des      | 
Staates  als  die  alleinherrsr  hende  Gewalt,  die  etnzigberechtigte  Maclit       1, 
aufstellte,  vor  der  sich  alles  beugen  musste,  in  der  nnd  neben  der       L 
nichts  Einzelnes  und  Besonderes  bestehen  sollte  und  konnte.    In  diesem       ' 
Gedanken  war  Napoleon  der  Erste  unter  den  von  ihm  so  geschmähten       > 
Ideologen.    Er  war  es  darum  vor  Alten,  weil  er  mit  diesem  absoluten 
Begriff  endlich  seine  eigene  Person  verwechselte  und  in  ihr  nicht  mehr 
die  Repräsentation  desselben,  sondern  den  Staat  selbst  sah.    Cnd  aas       < 
diesem  Geiste  giiig  seine  Verfassung  hervor  nnd  erzengte  sich  endlidi       j 
der  Despotismus,  wuchs  seine  Verwaltung  heraus  und  schuf  die  alles 
persönliche  Leben  zerstörende  gewaltsame  administrative  Centralisation. 
Von  diesem  Geiste  endlich  wurde  auch  die  Gerichtsorganisation  ge- 
bildet und  befa^techt;  er  sseagte  hier  eine    mächtige  Centralisation 
der  Gewalt  und  drängte   vor  Allen  in  die  Strafgerichtsbarkeit  die 
Idee  des  Staates  als  das  Allmichtlge  und  allein  Bestimmende.    Dieses 
KU  zeigen  und  im  Einzelnen  zu  entwickeln,  ist  die  Angabe  des  Fol- 
genden. 

D«r  suAtügtitt         Die  Constitution  des  Consulats  hatte  eine  Staatsgewalt  geschaffoQi 
^tmd  du'     deren  Wesen  die  Gewalt,  die  Vereinigung  unter  eine  Centraiautorit&t 

jaitsiordnnng.  war,  welche  im  Lauf  der  Zeit  Napoleon  zur  absoluten  Macht  ent- 
wickelte und  die  Constitution  des  Kaiserreichs  als  Recht  auch  aner- 
kannte. Mit  dieser  Vorstellung  gestaltete  sich  fär  das  Gouvernement 
der  Staat  nur  wie  ein  Gliederwerk,  das  nicht  zum  selbständigen  Leben 
lierufen,  sondern  in  jeder  seiner  Bewegung  nur  an  die  Thätigkeit  der 
obersten  Gewalt  gebunden  war.    Trägt  in  dieser  Form  der  Staat  andi 
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die  GeBtAlt  einer  wohlgebildeten  Hierarchie,  so  erkennt  nian  dodi  bei 
genauerer  Betrachtung,  dass  es  keine  Hierarchie  der  Ordnung,  sondern 
einzig  nnd  allein  der  Disciplin  und  Abhängigkeit  war,  auf  die  man 
hinarbeitete.  Nicht  in  der  Mitte  des  Staates  fohlte  sich  das  Gouverne- 
ment als  Centrum,  um  der  Bewegung  die  Anregung  zu  geben,  die  sich 
dann  frei  gestalten  kann,  sondern  dauernd  erhält  es  sich  an  der  Spitse, 
wo  es  nicht  allein  Fuhrer,  sondern  auch  Huster  ist,  um  welches  altes 
sich  nur  durch  das  Gesetz  der  Schwerkraft  bewegt.    Ein  Glied  wird 
durch  das  andere  daher  in  Ketten  gelegt,  eines  wird  dem  anderen 
unter-  und  übergeordnet  und  kann  nnr  durch  eine  stets  von  einem 
zum  anderen  wirkende  Beaufsichtigung  und  Bevormundung  in  Thätig« 
keit  erhalten  werden.    Wie  dies  in  der  Verwaltui^  sich  dargestellt, 
habe  ich  schon  geze%t.  In  der  Justizorganisation  entwickelt  sich  dassebe 
Bild.  Die  (^Institution  des  Jahres  VIII.  löste  die  Landeseintheilnng  der 
vorhergegangenen  Zeit  wieder  auf  und  setzte  an  ihre  Stelle  die  Depar- 
tements und  Arrondisseroents.    Sie  begrenzte  die  Zahl  der  Letzteren 
nach  deti  Bezirken  der  329  Correctionstribunale,  welche  ihr  von  den 
früheren  Gesetzen  übermittelt  worden  waren.    In  jedem  Departement 
war  ein  Praefect  als  Chef  der  Verwaltung,  in  jedem  Arrondissement 
ein  Dnterpraelect  dem  Praefect  untergeordnet  >).  TVeu  diesem  Gedanken 
wurden  jetzt  die  alten  Departements-  und  Correctionstribunale  auf- 
gelöst und  an  ihrer  Stelle  in  jedem  Arrondissement  ein  Tribunal  erster 
bstanz  als  competent  für  alle  Civil-  nnd  Correctionssachen,  sowie  in 
jedem   Departement   ein   Criminaltribunal   eingesetzt.     27   Tribunale 
zweiter  Instanz  oder  Appellationstribunale,  je  eines  2  bis  7  Departe- 
ments wieder  vereinend,  wurden  über  dieselben,  für  die  Urtheile  der 
Handelstribunale  und  der  Tribunale  erster  Instanz,  aufgebaut*).    Die 
Handelstribunale  wurden  erhalten,  wie  die  FViedensgerichte ,  aber  die 
Btnitke  der  &000  Cantone  von  1791  auf  die  Zahl  von  3600  reducirt. 
Ein  Casaationatribnnal  vollendete  den  Bau  als  Zeichen  der  Susseren 
Einheit  und  als  Macht,  die  innere  Gleichheit  zu  erhalten.    Das  Kai- 
serreich anerkannte  den  Bau   und  änderte  nur  die  Namen'),  aber 
setzte  über  das  ganze  Gebäude  wieder  den  alten  monarchischen  Grund- 
satz:   Die  Justiz  wird  im  Namen  des  Kaisers  durch  die  von  ihm  ein- 
gesetzten Beamten  verwaltet. 

Dieser  Grundsatz  heiligte  andererseits,  was  seit  der  Constitution  Anflösooff  d«r 
des  Consulats  schon  in  üebung  war.  Der  Staat  anerkannte  nicht  ^^^teAdS^*^ 
mehr  die  Volkssouveränität,  die  die  Zeit  zur  Herrschaft  bringen  wollte.  strativbciiOrdeB 

in  der  Juttla. 


1)  Gesetz  vom  17.  Februar  1800  (28.  Plavidse  an  VIII.). 
'S)  Gefleic  Toin  14.  MXrs  1800  (27.  VeotOse  an  VIII.). 
8}  S^natosconsulte  vom  19.  Mftns  1804  (28.  Flor^al  an  XII.  Tit.  XIV.). 
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Er  konnte  sie  nicht  mehr  anerkennen,  wenn  er  die  traurigen  Fol^, 
die  sie  eraengte,  übersah.  Das  in  alle  Theile  der  Staatsthi^dt  ein- 
gedrungene Wahlrecht  wnrde  zuerst  auf  die  Herstellung  besonderer 
Listen  beschrankt,  ans  denen  das  Gouvernement  die  Öffentlichen  Punc- 
tionäre  ernannte ,  und  der  eigentlichen  Wahlthatigkeit  blieb  nar  noch 
im  Gebiet  der  Justizpflege  die  Wahl  der  Friedensrichter  fiberlass^^] 
Endlich  ging  auch  dieses  letzte  Recht  in  der  absoluten  kaiserliches 
Gewalt  unter,  und  die  Friedensrichter  wurden  durch  sie,  wie  aWt 
anderen  Justizorgane,  ernannt.    Es  blieb  bei  dieser  allmftligen  On- 
tralisation  nichts  mehr  übrig,  als  die  Gewalt  des  persönlichen  Wilte 
anch  in  den  Geist  der  Justizpflege  zu  drängen  und  diesen  von  sich  ab- 
hängig  zu  machen.    Die  Administrativbehörden,  abhängig  von  den 
Gouvernement,  nach  seinem  Willen  eingesetzt  und  entlassen,  wordei 
darum  in  die  Thätigkeit  der  Gerichtsbehörden  gedrängt.  Dem  Praefect 
war  die  Bildung  der  Jury  überlassen*)  und  damit  das  ganze  Insti- 
tut in  seiner  wirklichen  Kraft  gebrochen,  und  die  Regierungsgewah 
selbst  in  die  einzelne  Rechtsprechung  zu  drängen,  machte  das  Goa- 
vemement  den   verwaltenden  Justizminister  auch  zum  Richter  qq^ 
setzte  ihn,  als  Grand  juge,  dem  Cassationstribunal  und  allen  Apptl 
lationsgerichten  als  Präsidenten  vor ').    Weiter  endlich  bdiielt  es  uä 
dauernd  d&s  Recht  vor,  die  gesammte  Justiz  in  ihrem  gewöhnlicb 
Gange  auftuheben  und  eine  Ausnahmsgerichtsbarkeit  an  seine  St^ 
zu  setzen.     Ein  einfaches  Senatusconsulte  konnte,  wo  es  das  Gofi* 
vernement  fQr  nöthig  hielt,   die  Constitution  suspendiren,  die  JsfT 
ausser  Kraft  setzen  und  selbst  die  Urtheile  d^  Gerichte  aofhebefi. 
wenn  es  dieselben  als  gegen  die  Staatssicherheit  gerichtet  erkannte^! 
So  war  jeder  Schritt  der  Neugestaltung  ein  y^derspruch  ge^  ^ 
Ideen  der  Revolution,  aber  auch  in  vielen  ein  Widerspruch  gegen  di« 
Recht    Aber  sie  entsprangen  alle  aus  derselben  Quelle.    Das  Staate- 
ganze  steht  rücksichtslos  über  dem  Einzelnen,  das  Staatsinteresse  äbt? 
dem  Einzelinteresse,    die  Staatsordnung  über   der  Freiheit.    Di^ 
einheitliche  Gedanke,  der  jetzt  auch  der  allein  berechtigte  war,  findet 
in  der  Regierung  nur  seinen  Ausdruck.    Die   Regierung  muss  ihrec 
Willen  überall  zur  Geltung  bringen  können,  alle  Staatsfnnctionen  asd 
Staatsfnnctionäre  von  ihr  abhängig  oder  wenigstens  durch  sie  bestimmbar 
sein.  Bei  der  folgenden  Darstellung  der  einzelnen  Institute  wird  sich  dieser 
Geist  bis  in  den  letzten  Gliedern  der  Justizorganisation  wirksam  zeigte 


1)  Const  an  VUI.  Art  20,  41,  ST,  68. 

2}  GeseU  vom  17.  Februar  1800  (28.  PluTidae  an  YIII.). 

8)  Senatusconsulte  ^om  3.  Augnst  1802  (16.  Thermldor  aa  X.  TiL  IX 

4)  Mnataseontulte  vom  16.  Therm  idor  an  X. 
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Nirgends  aber  machte  er  sich  mehr  geltend,  als  anf  denn  Gebiet  Di«Pomikfn 
des  Strafrechts.  Hier  drängte  er  sich  bis  in's  innerste  Wesen  und  geriebtobark«iL 
wirkte  bestimmend  und,  wie  natürlich,  auch  zerstörend.  Das  Straf- 
recht soll  eine  objective  Ordnung  im  Staate  bilden.  Es  soll  unabhän- 
gig und  frei  im  Staatsorganismus  wirken  und  sich  bewegen  können 
QDd  der  Gedanke  allein,  dass  Strafe  jeder  Gesetzverletzung  folge,  seine 
Kraft  sein;  dass  dieses  ist,  ist^ein  Recht  der  Gesellschaft,  nicht  der 
Regierung.  Die  Constituante  hatte  diesen  Gedanken  zuerst  in  der 
staatlichen  Organisation  angeregt]  und  durch  das  Princip  dar  freien 
Anklage  zum  Ausdruck  gebracht.  Der  Gonvent  hatte  ihn  mit  den 
Revolutionstribunalen  wieder  vernichtet,  indem  er  Verbrechen  und 
Strafe  nach  politischem  Interesse  selbst  erschuf  und  nach  Parteileiden- 
schaft  zur  Geltung  brachte.  Es  war  damit  ein  Mittel  zum  Zweck  der 
Herrschaft,  aber  kein  Rechtsgrundsatz,  aus  einem  idealen  Ziele  ge- 
schaffen worden.  Erst  die  Gesetzgebung  Napoleon's  bildete  aus  der 
Bewegung  der  Ideen  heraus  einen  Rechtssatz.  Treilhard,  als  er  dem 
Coi-ps  legislatif  das  erste  Buch  des  Code  d'instruction  criminelle  vor- 
legte, kennzeichnet  denselben  mit  wenig  Worten:  »In  Strafsachen  ver- 
theidigt  man  sich  nicht,  um  sich  gegen  den  Einzelnen  zu  schützen,  es 
ist  die  Gesellschaft  (corps  social),  welche  die  wahrhafte  Partei  ist, 
es  ist  die  Gesellschaft  in  ihrem  ganzen  Umfang,  welche,  verletzt  durch 
die  Störung  des  Friedens  und  der  öffentlichen  Sicherheit,  auf  eine 
Verortheiinng  und  Bestrafung  des  Schuldigen  dringt.""  Aber  gleich 
darauf  zerstört  er  wieder  diese  Theorie  und  setzt  an.  Stelle  der  Gesell- 
schaft den  Staat,  der  für  die  Strömung  des  Absolutismus  alles  war 
und  in  »dem  jeder  Schritt  in  der  Procedur,  so  zu  sagen,  ein  Act  der 
Magistratur  ist"*  *).  Seinen  wahren  Ausdruck  fand  dieser  Geist  in  der 
Einführung  des  Anklageprocesses  und  in  der  Bildung  der  öffentlichen 
Anklägerschaft,  als  einem  von  der  Verwaltung  abhängigen  Orgaiie. 
Ausschlieslich  ruht  jetzt  die  Anklage  in  den  Händen  der  von  der 
Regierungsgewalt  abhängigen  Staatsanwälte,  das  Strafrecht  wird  zu 
einem  Gebiet,  anf  dem  diese  ihre  staatlichen  Rechte  mit  üben  will, 
es  wird  zu  einem  einseitigen  Werkzeug  der  jeweiligen  geistigen  und 
politischen  Strömung,  welche  durch  eine  Anklage  ihre  G^ner  verfolgen 
oder  quälen,  ihre  Freunde  durch  Unterlassung  des  Rechtsweges  still- 
schweigend begnadigen  kann.  Ulan  braucht  nun  keineswegs  das  staat- 
liche Interesse,  wie  es  die  Staatsanwaltschaft  zur  Geltung  und  Ver- 
h-etung  bringt,  aus  der  Strafgerichtsbarkeit  zu  verbannen.  Aber 
indem  man  sie  erstens  frei  und  unabhängig,  wie  die  Gerichte  selbst 
macht,  sollte  zweitens   neben  ihnen  der  Privatanklage  eine  'Reiche 


*)  C.  L.  vom  7.  November  1806. 
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Gewalt  gegeben  werden,  dass  ein  bestimmtes  Vergehen  nidit  angestiaft 
bleibe.    Mag  dabei  die  Regierung  ihr  Recht  wahren,  den  Staatsanwalt 
zur  Erhebung  der  Anklage  veranlassen  zu  können,  die  sie  für  nOthig 
halt  »"^  der  rechtliche  Schutz  gegen  unbegründete  Anklagen   ist  mcht 
in  diesem  Institut,  sondern  nur  in  den  Gerichten  selbst  zu  sucbea. 
Wenn  man  den  Weg,  den  gerade  hier  die  französische  Revolnüon  an- 
gebahnt, nicht  verlassen,  sondern  aus  seinen  rohen  Anfängen  nur  ent- 
wickelt hatte,  wenn  die  napoleonische  Gesetzgebung  nicht,  vom  Geist 
des  Absolutismus  gejagt,  aus  der  Straljustiz  ein  Regieningsmittel  ge- 
macht hätte,  so  würde  heute  die  strafende  Gerechtigkeit  des  Staats 
sicher  wieder  das  sein,  was  sie  vor  Jahrhund^en  schon  gewesen  und 
was  sie  ihrer  Bestimmung  nach  sein  soll,  ein  Gemeingut  des  Volkes. 
Die  meisten  Staaten  Europas  folgten  gerade  in  dieser  Richtung  dem 
Vorbilde  Frankreichs.    Dnd  der  Ruhm,  das  Muster  staatlicher  Organi- 
sation zu  sein,  verschwindet  vor  den  Nachtheilen,  die  die  Nachahmung 
erzeugte.  Möchten  sich  aber  doch  die  Regierungen  endlich  erinnern, 
dass  sie  nicht  ewig  dauern  und  dass,  wenn  sie  zu  Grunde  gehen,  sie  nur 
darum  stürzen,  weil  sie  die  Politik  in  das  Gesetz  mischen.    Nur  im 
gemeinen  Recht  liegt  die  Dauer  der  Gesellschaft  und  für  die  Gegen- 
wart ^  auch  ihre  Rettung. 
Guetthttcher  ^^^   Willkür,    wolchcr    gerade    diese    Schöpfungen     Napoleons 

Napoleon V  einen  weiten  Spielraum  liess,  wurde  eine  Grenze  gezogen  durch  die 
Schöpfung  der  Gesetzbücher.  Ich  habe  auf  die  politische  Bedeutung 
des  Code  civil  schon  hingewiesen.  Ihm  folgte  der  Code  de  procedure 
eivile  von  1806  nach.  Er  berührt  selbst  nur  ganz  nebensächlich  die 
Justizorganisation,  doch  bestimmte  sein  letzter  Artikel,  dass  ftr  die 
Polizei  und  Disciplin  der  Tribunale  besondere  Reglements  folgen  wor- 
den. Diese  Verheissung  erfüllte  endlich  das  kaiserliche  Decret  vom 
30.  März  1808  mit  den  Bestimmungen  über  den  Rang,  Dienst  und 
die  Berechtigungen  der  Richter  und  des  ministere  public,  die  Abhaltung 
der  Gerichtssitzungen,  Expedition  der  Streitsachen  und  Disciplinar- 
gewalt  der  Tribunale  über  die  Officiers  ministeriels.  Der  Code  d'in- 
struction  criminelle  von  1808  und  der  Code  penal  von  1810  vollendete 
das  Gebäude  der  Gesetzgebung.  Ich  werde,  so  weit  sie  das  Gebiet  der 
hierher  gehörige  Darstellung  berühren,  in  dem  Folgenden  auf  die  ein* 
o^**  "'^  zelnen  Bestimmungen  der  Gesetzbücher  zurückkehren.  Nur  der  Code  penal 
T«rt>r0ebeo.  erhoischt  in  Betreff  der  Ordnung  der  Gesetzesübertretungen  und  der 
DssstrAfsyetfin.  gtrafen,  die  er  verhängt,  einer  Erwähnung,  auf  die  ich  im  Folgenden 
nicht  mehr  zurückkehren  kann  und  die  doch  für  die  Vollständigkeit 
des  Bildes,  das  ich  zu  geben  habe,  nOthig  ist.  Gerade  durch  das,  was 
der  Code  penal  hier  Neues  geschaffen,  oder  vielmehr,  wie  er  hier  das 
vor  der  Revolution  Bestehende  wieder  belebt  hat,  sinkt  er  auf  die 
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oiedrifste  Stufe  und  weit  hinter  die  übrigen  Gesetze  zurück.  Die 
Eintbeilung  der  (iesetzesverletzungen  in  Uebertretungen,  Vergehen  und 
Verbrechen  wurde  beibehalten.  In  Beta*eff  der  Strafen  aber  wurde  der 
Geist  der  Humanität,  den  die  Constituante  zur  Geltung  bringen  wollte 
verleugnet,  ebent^o  wie  jene  Menschlichkeit,  der  Merlin  in  seinem 
Gesetzbuch  des  Jahres  IV.  Bahn  zu  brechen  versuchte.  Der  Tod  mit 
Verstümmlung  der  Hand  beim  Vatermorde,  die  dauernde  Deportation, 
ewige  Zwangsarbeit  mit  Brandmarkung,  zeitige  Zwangsarbeit,  mit 
öffentlicher  Ausstellung  verbunden,  Verschärfung  aller  dieser  Strafen 
durch  Güterconfiscation  und  Brandmarkung,  Kerker,  Verbannung  und 
bürgerliche  Degradation  waren  die  Strafen  der  Verbrechen.  Wer  zu 
einer  zeitigen  Strafe  vei-urtheilt  wurde,  sollte  dauernd  von  dem  Ge- 
spenst seines  Verbrechens  verfolgt  bleiben.  Er  wurde  lebensjaug  unter 
die  besondere  Aufsicht  des  Gouvernements  gestellt.  Die  Strafen  für 
Vergehen  und  Uebertretungen  wurden  auf  zeitige  Gefangenschaft, 
zeitigen  Verlust  der  Bürgerrechte  und  selbst  der  Privat-  und  Fami- 
lienrechte, auf  Geldstrafen  und  die  Ueberwachung  durch  die  Regierung 
festgesetzt.  Doch  öffnete  das  Gesetz,  wenigstens  bei  der  Anwendung 
der  nicht  ewigen  Strafen,  der  Menschlichkeit  einen  Weg,  indem  es 
den  Richter  nicht  an  die  mechanische  Anwendung  des  Gesetztextes 
band,  sondern  bei  derselben  seiner  Ueberzeugung  einen  gewissen  Spiel- 
raum Hess,  welcher  der  Gerechtigkeit  bei  der  Schwere  der  Strafen 
keipen  Eintrag  thun  konnte.  Nur  bei  Staatsverbrechen,  ein  Zeichen 
der  Rückkehr  des  Despotismus,  galt  das  unwandelbare  strenge  Gesetz! 
Und  diese  gesammte  Gesetzgebung,  mit  allen  ihren  Fortschritten, 
aber  auch  mit  allen  ihren  Zeichen  der  Gewaltthat,  war  das  Werk  zu- 
meist der  Männer,  welche  die  Revolution  erzeugt  und  gross  gemaqht 
hatte.  Jeder  Despotismus  findet  seine  Diener  und  Gehülfen.  Die  Pes- 
potie  selbst  aber  sucht  ihre  kräftigste  Stütze  in  der  Gerichtsgewalt 
und  der  Strafgerichtsbarkeit. 


Von  den  €lericlit«|iers«iieB« 
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Mit  der  Auflösung  der  Volkssouveräioität  gingen  die  Rechte,  wdche  ErncnDaDg  der 
das  Volk  unt^r  diesem  Titel  ausübte,  an  da$  Gouvernemept  über,  we}*      <<tcbter. 
ches  Qoter  diesem  Nmneu  der  eägentli^  Souverän  war.    Dfe  C<^o#ti*'     uebkeu."^ 
tution  des  Jahres  VIII.  bestimmte,  dass  der  erste  Gonsul  nach  seinem 
Willen  die  Minister,   die  üriminal-  und  pivilricbter  und  die  Gom- 
missare  des  Gouvernements  bei  dem  Tribunale  ernennen  aoll. 
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Er  war  in  dieser  Emennung  nur  an  die  Gommcmal-  und  Depar- 
tementslisten, und  bei  der  Ernennung  der  Cassationsricbter  an  die 
Nationaliiste  gebunden.  Nur  die  Friedensrichter  blieben  für  die  erste 
Zeit  des  Consulats  noch  der  Wahl  des  Volkes  überlassen'),  doch 
auch  nur  so,  dass  es  dem  ersten  Gonsul  für  jede  Wahl  zwei  Candi- 
daten  aus  den  Communallisten  zur  Emennung  vorschlug.  Alle  Ridi- 
ter  wurden  auf  Lebenszeit  eingesetzt  und  konnten  nur  wegen  Amts- 
missbrauchs ihres  Amtes  enthoben  werden.  Die  Friedensrichter  wur- 
den auf  3  Jahre  für  ihr  Amt  gewählt.  Doch  schon  das  Senatusoou- 
sulte  vom  16.  Thermidor  des  Jahres  X.  entzog  dem  Volke  seine  letzte 
Theilnahme  an  den  Wahlen  der  Richter,  indem  es  auch  die  Emen- 
nung der  Friedensrichter  dem  Gouvernement  überlassen  musste.  Da- 
gegen hatte  der  Senat  jetzt  die  Cassationsricbter  zu  ernennen,  and 
zwar  aus  einer  Liste  von  drei  Gaudidaten,  welche  der  erste  Gonsul 
demselben  präsentirte.  Bedenkliclie  Folgen  und  Nachwirkungen  der 
Revolution  mussten  sich  unzweifelhaft  auch  unter  diesem  nach  dem 
Ermessen  des  Gouvernements  gewählten  Richterstande  zeigen.  Die 
Schnelligkeit,  mit  welcher  die  Ernennungen  vorgenommen  wurden  und 
vorgenommen  werden  mussten,  konnten  keineswegs  der  ruhigen  Er- 
wägung einen  grossen  Raum  lassen.  Und  dass  die  Revolution  die 
Menschen  selbst  corrumpirte,  haben  die  Gewaltthaten  des  Gonvents 
und  die  Unsicherheit  der  Justizpflege  unter  dem  Directorium  bewiesen. 
Auch  in  dieser  Richtung  konnte  die  Ernennung  nicht  .sicher  gehen. 
Eine  hohe  Vorsicht  und  endlich  eine  Reinigung  war  nothweudig,  und 
das  war  der  Grund  oder  der  Vorwand,  um  auch  für  die  Zokaufl 
DitproTisori-  Vorsichtsmaassregeln  zu  treffen-).  Das  Senatnsconsulte  voba  12.  0^ 
»ebeAniieiiunr.  tober  1807  bestimmte,  dass  jeder  Richter  zuerst  nur  provisorisch  anf 
5  Jahre  in  sein  Amt  eingesetzt  werde,  nach  welcher  Zeit  das  God- 
vemement  nach  Erkenntniss  seiner  Würdigkeit  seine  lebenslän^die 
Anstellung  vornehmen  konnte.  Eine  Senatscommission  von  zehn  Hit- 
gliedern wurde  eingesetzt,  um  nach  dem  Bericht  des  Justizministers 
über  die  Fähigkeit  und  Würde  der  bereits  angestellten  Richter  xa 
entscheiden.  Erst  nach  Bestätigung  derselben  bestimmte  der  Kaiser 
die  Anstellung  und  Erhaltung  im  Arote.  Es  ist  wohl  kaum  zweifelhaft, 
dass  ein  solches  Mittel  nur  höchst  einseitig  den  beabsichtigten  Zweck, 
immer  aber  die  geheimen  Zwecke  des  Gouvernements  erfüllen  musste. 
Die  Selbstständigkeit  des  Richters,  seine  Freiheit  und  selbst  Furcht- 
losigkeit konnte  dadurch  nur  untergraben  werden.  Er  musste  za 
einem  Diener  des  Gouvernements  werden,   wenn  er  in  seinem  Brot 


1)  Const  an  VIII.  Art.  60,  67. 
%)  HWer  a.  •«  O.  8.  468. 
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erlialten  bldben  wollte,  und  das  Gouvernement,  welches  sich  das 
Recht  zusprach,  über  die  Fähigkeit  des  Richters  zu  entscheiden,  whrd 
sicher  diese  nur  nach  dem  Haasse  seiner  Ergebenheit  und  Servilitftt 
schätzen.  Und  selbst  dem  gerechtesten  Gouvernement  wird  ein  sol- 
ches Recht  stets  ein  Schreckmittel  sein  können,  denn  wenn  es  dasselbe 
auch  nicht  übt,  so  wird  es  der  Richter  doch  stets  zu  fürchten  haben. 

In  dem  Augenblicke  nun,  wo  die  Ernennung  des  Richterstandes  Die  Kordtnw- 
in  die  Macht  des  Gouvernements  überging,  konnte  die  Fähigkeit  nicht  9^  ^  ^*" 
mehr  allein  nach  den  republikanischen  Grundsätzen  des  Vertrauens 
des  Volkes  bestimmt  werden.  Nur  die  Bildung,  d.  h.  nur  die  Erhal- 
tung der  staatlichen  Gesetze,  welche  für  den  Richterstaud  vorgeschrie- 
ben waren,  konnten  den  Haassstab  bilden.  Das  Gesetz  bestimmte 
daher,  dass  Niemand  mehr  in  den  Richterstand  eintreten  könne,  wenn 
er  nicht  ein  Diplome  de  licencie,  oder  den  Eid  der  Advocaten,  oder 
eine  zweijährige  Praxis  in  Gerichtsdiensten  nachweise.  Die  Avoues 
konnten  übrigens  nach  einer  zehnjährigen  Praxis  in  den  Richterstand 
eintreten.  Ein  Alter  von  25  Jahren  wurde  für  die  Richterstellen  und 
jene  der  Procuratoren  erster  Instanz,  von  27  Jahren  für  die  Wurde 
eines  Präsidenten  und  Rathes  der  kaiserlichen  Höfe,  von  30  Jahren 
für  alle  Mitglieder  des  Cassationshofes  und  der  Friedensgerichte  ge- 
fordert ■)•  Eine  besondere  Rechtsschule  und  mit  ihr  eine  besondere 
Gerichtsmiliz  wollte  sich  Napoleon  durch  die  Schöpfung  der  sogenann- 
ten juges-auditeurs  heranziehen.  Es  wurde  zuerst  bei  jedem  Appel- 
lationshof eine  Anzahl  solcher  Richter  angestellt,  welche  der  Kaiser 
ans  den  vom  Justizminibter  präsentirten  Gaudidaten  ernannte').  Sie 
worden  später  bei  allen  Tribunalen  eingeführt,  um,  wie  Treilbard  bei 
Einbringung  des  Gesetzes*  erklärte,  die  Magistratur  zu  einer  wahren 
Schale  zu  machen,  um  die  gesaromte  Institution  in  ihrer  Festigkeit 
und  in  ihrem  .Ruhme  sicher  zu  stellen ').  Sie  dienten  zur  Unter- 
stötzung  der  Generalprocuratoren,  wenn  sie  22  Jahre  alt  waren,  und 
zur  Supplirung  der  Richter,  wenn  sie  das  dreissigste  Jahr  erreicht  hatten. 
Auch  ihre  besonderen  Functionen  'wurden  nach  ihrem  Alter  bemessen. 
Mit  22  Jahren  konnten  sie  zu  Gommissionen  und  zur  Instruction  ein- 
zelner Prozesse  verwendet  werden,  mit  27  Jahren  hatten  sie  bera- 
thende  Stimme  in  allen  Gerichtssitzungen.^  Sie  konnten  fQr  alle  Aem- 
ter,  auch  für  jene  der  Administration'  verwendet  werden.  Zumeist 
aber  sollte  der  Richterstand  aus  ihnen  sich  ergänzen.     Sie  waren  in 


1)  Oeeets  rom    14.  Man  1800    (27.   Ventdse   an  VIII.),    U.  Mars  1804 
(n.  Venttee  an  Xu.)  und  Tom  20.  April  1810. 

2)  Gaaeti  Ton  16.  Man  1808. 
8)  GMeti  Tom  20.  April  1810 
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swei  Klassen  abgetheiU,-«  je  oacbdem  sie  den  kaiserlicheD  Höfen  als 
Gonseillers-auditeurs  oder  den  Gerichten  als  juges-auditenrs  zugewie- 
sen waren.  Die  Ersteren  wurden  nach  dem  Dienstalter  aus  den  Letz- 
teren ernannt,  die  Letzteren  aus  den  Candidaten  des  Richterstaodes 
nach  einjähriger  Dienstzeit.  Diese  hatten  keinen  Gehalt,  jene  ein 
Viertel  des  Gehaltes  der  Gerichtsräthe.  Diese  Form  des  Gerichts- 
noviciats  wurde  1810  abgeschafft  und  an  ihrer  Steile  die  Gerichts- 
carriere  mit  den  Stellen  der  Suppleants  und  Attaches  eröffnet 
Ordauuf  Der  gesammte  Gerichtsstand  organisirte  sich  nach  der  Uierarchie 

der  Gerichte  von  der  Höbe  des  Justizministers  als  Grand  juge,  dca 
Richtern  des  Cassationstribunals ,  jenen  der  kaiserlichen  Gerichtshöfe, 
nnd  der  Tribunale  erster  Lastanz  bis  zu  den  Friedensrichtern.  Ein» 
war  dem  Andern  untergeordnet,  Einer  dem  Andern  zur  Ueberwachung 
und  Disciplin  zugewiesen.  Der  Justizminister  hatte  die  Deberwachimg 
des  gesammten  Gerichtspersonals;  alle  Disciplinareutscheidaogeo 
mossten  ihm  mitgetheilt  nnd  die  meisten  von  ihm  bestätigt  werdeo. 
Unter  seinem  Vorsitz  hatte  der  Cassationshof  das  Recht  der  Ceosor 
und  Disciplin  über  die  kaiserlichen  Gerichtshöfe,  welches  bis  zur  Sus- 
pension eines  Richters  und  der  Vorladung  vor  sein  Gericht  geheo 
konnte.  Die  kaiserlichen  Gerichtshöfe  wieder  übten  dieselbe  Gewalt 
über  die  Richter  der  Civiitribunale»  wie  diese  über  die  Friedensrichter. 
Jeder  Richter  aber  hatte  im  Falle  der  Strafbarkeit  das  Recht  der 
freiea  Vertheidigung.  Die  Censur  war  im  Falle  einer  StraKUligkeit 
entweder  eine  einfache  oder  eine  mit  provisorisdier  Suspension  ver- 
schärfte, in  welchem  Falle  Gehaltsverluste  damit  verbunden  wareo. 
Die  Entscheidungen  der  Tribunale  waren  den  kaiserlichen  Gericbte- 
höfen,  jene  der  kaiserlichen  Gerichtshöfe  deb  Justieminister  als  Grand 
jnge  unterworfen,  und  in  besonders  schweren  Fällen  konnte  dieser 
sie  auch  dem  Cassationshof  überweisen.  Nur  nach  schweren  Disei- 
plinarvergehen  konnte  eine  Entsetzung  als  Strafe  erfolgen.  Die  In- 
struction eines  solchen  Disciplinarprozesses  wurde  immer  durch  des 
kaiserlichen  Gerichtshof  geleitet,  im  Fall  aber  ein  Mitglied  dieses 
Gerichtriiofs  angeklagt  war,  vom  Cassationshof*).  Dieselbe  Hierarchie 
des  Richterstandes  machte  sich  unter  allen  mit  den  Gerichten  verbun- 
denen Beamten  geltend.  Der  Generalprocnrator  bei  dem  Cassations- 
hof ütierwachte  die  Qeneralprocnratoren  bei  den  kaiserlichen  Ge- 
richtshöfen, diese  wieder  in  ihrem  ganzen  Bezirk  alle  Beamten  des 
ministere  public.    Ausserdem  war  ihnen  das  umfassendste  Bean^cb- 


*)  OeseU  vom  14.  März  1800  (27.  Vent668  an  VIU.)  S^nat.  eontiili  Tom 
1 6.  Thermidor  an  X.  Tit  9.    Code  d'instnic^n  erimin.  Art.  470  v.  f. 
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tiguDgsrecht  zur  Erhaltung  der  Disciplin  und  Ordnung  der  Tribunale 
äbertragen.  Sie  theilten  diese  Gewalt  übrigens  mit  den  Generaladvo- 
cateo  und  Substituten  des  Parquets  der  kaiserlichen  Gerichtshöfe,  mit 
den  kaiserlichen  Procuratoren  bei  den  Criminaltribunalen  und  Ti-i- 
(mnalen  erster  Instane').  Die  Disciplinaigewalt  des  Generalprocura- 
tors  erstreckte  sich  auch  über  die  gesummte  Justizpolizei  und  selbst 
ober  die  Instructionsrichter ,  deren  Nachlässigkeit  er  rügte  und  im 
Wiederholungsfalle  dem  kaiserlichen  Gerichtshof  anzeigte').  Die  Disci- 
pli&argewalt  dieser  Gerichtspersonen  erstreckte  sich  endlich  auch  auf 
das  Innere  der  Gerichte,  über  die  Execution  der  Gesetze  und  Regle* 
meots.  Die  Generalprocuratoren  selbst  standen  wieder  unter  der  Auf- 
sicht des  kaiserlichen  Gerichtshofes  in  seiner  Gesammtheit  Im  Falle 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  hatte  dieser  die  Denunciatiou  in 
vollständiger  Gerichtssitzung  durch  eines  seiner  Mitglieder  entgegen- 
nmehroen.  Der  Gerichtspräsident  hatte  dazu  übrigens  erst  seine  Zu- 
stimmung zu  ertheilen').  Die  Greffiers  und  Huissiers  endlich,  welche 
ehemals  durch  die  Ernennung  durch  die  Tribunale  selbst  in  vollster 
Abh&ngigheit  von  denselben  waren ,  wurden  dieser  jetzt  durch  die  Er- 
nennung durch  den  ersten  Consul  entzogen  ^).  Nur  eine  strenge  Disci- 
plinargewalt,  welche  die  Präsidenten  der  TVibunale  über  sie  übten,  konnte 
den  dadurch  erzeugten  Gefahren  vorbeugen.  Sie  konnten  Suspension  und 
selbst  Entsetzung  derselben  aussprechen.  Die  Klagen  der  Parteien 
gegen  diese  Gerichtsbeamten  mussten  in  volfaBähliger  Gerichtssitzung 
verhandelt  werden.  Die  Drtheile  waren  weder  einer  Appellation  noch 
Tassation,   aber  einer  Berufung  an  den  Justizminister  unterworfen^). 

Im  Innern  der  Gerichtssäle  und  während  der  Verhöre  übte  jedes  ordmnff  dtr 
Gericht  seine  Disciplinar  -  und  Polizeigewalt  sowohl  gegen  das  Publicum, 
als  gegen  die  Gerichtspersonen.  Deber  diese  wurde  in  solchen  Fällen 
aogenblicklich  gerichtet.  Die  Polizeistrafen  wurden  ohne  Appellation 
und  die  Correctionsstrafen  mit  Zalässigkeit  derselben  verhängt*).  So 
hatte  man  bei  einem  von  unten  nach  oben  und  zurück  wieder  wirken- 
kenden  Geist  zugleich  eine  Strenge  und  Schärfe  eingeführt,  welche 
bei  der  sicheren  Gesesetzgebung  wohl  geeignet  war,  Ernst  und  Würde 
zo  erhalten. 


Gerichte. 


1)  S^natos  consulte  vom  16.  Tbermidor  an  X.  Tit.  9.    Code  d^instr.  crim. 
Art  27.  284. 

2)  Code  d^instr.  crim.  Art.  279—281. 

3)  Code  d'inatr.  crim.  Art  9.    Decret  vom  20.  April  1810,  Art.  11,  63—65. 

4)  Gesete  vom  27.  Ventose  an  VUI. 

6)  Code  de  proc^dore  Art.  132.    Heglem.  vom  80.  März  1808,  Art  100— 
104,  und  Gesetz  vom  22.  April  1810. 
6)  Code  d*iD8tr.  crim.  Art.  604  n.  ff. 
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BeariMboBff  In  Betreff  ihrer  Wohnortes  war  jede  Gerichteperson  an  deo  Ort 

fSntiMniiiff.  '^®*  Amtes  gebunden.  Wer  ohne  Urlaub  sieb  davon  entfernte,  verior 
sein  Gehalt  für  diese  Zeit  Wer  eine  unerlaubte  Entfernang  ober 
6  Monate  ausdehnte,  galt  als  entlassen.  Nach  einer  30j&hrigen  Dienst- 
zeit konnte  jeder  Gerichtsbeamte  seine  Entlassung  nehmen,  und  im 
Falle  er  als  verdient  anerkannt  ward ,  die  Rechte  und  Privilegien  sei- 
nes Standes  sich  erhalten.  Ein  kaiserliches  Decret  bestimmte  sogar 
eine  Art  Heiligsprechung  ausgezeichneter  Gerichtspersonen.  Es  sollte 
3  Jahre  nach  dem  Tode  solcher  ihr  Bild  in  den  Sitzungssälen  aaf- 
gehängt  werden  kOnnen  *). 
Di0  Stellang  Abgesehen  nun  von  allen  diesen  Bestimmungen  zeichnete  den  Geist 

des  RiehtKrtUD- ^^|.  Gesetzgebung  noch  nirgends  eine  so  scharfe  Begrenzung  aller  G^ 
Tbftiigkeu.  richtsfunctionep  der  Gerichtspflege  aus,  als  eben  in  Frankreich  nacb 
der  napoleonischen  Gesetzgebung.  Nirgends  ist  die  Reinheit  derselbes 
so  aufrecht  erhalten,  als  hier.  Der  Richter  ist  ausschliesslich  nur 
der  Fäller  des  Urtheils.  Die  Instruction  und  ihre  Ermüdung,  die  Exe- 
cution  und  ihre  Gehässigkeit  sind  von  seiner  Amtsthätigkeit  abgelöst 
In  Civilsachen  instruiren  den  Prozess  die  Avoues,  die  Greffiers  ezpe- 
diren  die  Crtheile ,  die  Huissiers  vollziehen  sie  auf  Betreiben  der  Par- 
tei. In  Criminalsachen  verklagen  und  verfolgen  die  Staatsanwälte, 
sie  begründen  die  Klage  und  vollziehen  die  Urtheile.  Selbst  die  Co- 
tersuchungsrichter  erlassen  nur  Befehle,  die  Staatsanwälte  vollziehen 
sie.  Und  doch  steht  die  Würde  und  das  Ansehen  der  französischen 
Richter,  besonders  das  der  unteren  Gerichte,  auf  einer  sehr  niedemi 
Stufe.  Die  Gründe  hierzu  liegen  theils  in  der  innem  Justizorganisa- 
tion,  wie  ich  in  Folgendem  zeigen  werde»  tbeils  in  dem  militärischen 
Geiste,  der  seit  Napoleon  fast  dauernd  herrschend  wurde  und  alle 
Freiheit  und  Selbstständigkeit  untergrub,  theils  in  der  mangelhaftes 
Bildung  und  vor  allem  in  der  schlechten  wirthschaftlichen  Stellang 
der  Richter.  Die  Bestechlichkeit  der  französischen  Richter  ist  keine 
Phrase,  eben  so  wenig  als  in  der  grossen  Masse,  besonders  fem  von  der 
Hauptstadt,  ihre  Unwissenheit  und  Ungeschicklichkeit.  Aber  wie  es 
allenthalben  der  Fall  ist,  dass  da,  wo  die  Masse  niederer  Beamten 
wenig  Ehre  und  Würde  geniesst,  auf  ihre  Kosten  die  wenig  höhe- 
ren Alles  besitzen,  so  sehen  wir  auch  in  der  französischen  Gerichts- 
barkeit die  höheren  Wurden  hoch  hervorragen  und  oft  reiche  Aos- 
zeichnung  und  hohe  Begabung  in  sich  vereinen. 


*)  Decret  vom  8.  October  1807  and  6.  Juli  1810. 
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Da«  mlnlst^re  pablle. 

Die  Procuratoren  und  die  Gerichtspolizei. 

Der  Geist  der  Centralisation  in  BetrelF  des  ministere  public,  weU  du  OommiMAi. 
eben  der  Strafcodex  vom  Jahre  IV.  schon  bemüht  war  zu  erzeugen,  ^  llJ^^*'' 
wurde  unter  Napoleon  ganz  neu  gebildet  und  gelangte  in  der  Person  oi«  Procan- 
des  Staatsanwaltes,  des  sogenannten  Commissaire  du  Gouvernement  ^'*^' 
and  später  Procoureur  imperial,  zu  einer  solchen  Macht,  dass  ihre 
Gerechtigkeit  in  der  That  längst  und  vielfach  bezweifelt  wurde.  Die 
Constitution  des  Jahres  Vm.  erklärte,  dass  bei  jedem  Tribunal 
erster  Instanz  ein'  Commissaire  du  Gouvernement  sein  sollte.  Er  hatte 
einen  oder  zwei  Substituten  bei  den  Gerichten  mit  7  oder  10  Richtern. 
Seine  Functionen  waren  zuerst  ausschliesslich  auf  Givilmaterien  be- 
schränkt För  Criminalsachen  bis  zum  Code  d'instruction  criminelle 
waren  neben  ihm  seine  Substituten  als  ein  besonderer  Magistrat  de 
sürete  angestellt  Die  Constitution  des  Jahres  YIII.  erklärte  nehmlich, 
dass  der  Commissar  die  Function  des  öffentlichen  Anklägers  bei 
den  Tribunalen  zu  erfQUen  habe  (Art.  3.)  und  die  Nachforschungen 
und  Verfolgungen  aller  Verbrechen  und  Vergehen  in^allen  Graden  der 
Procedur  einem  Agenten  der  Ezecutivgewalt  übertragen  werden  sollte. 
Man  wollte  dadurch  eben  nur  die  durch  die  früheren  Gesetze  so  sehr 
beschränkte  Gewalt  der  Commissare  neben  dem  Jurydirector  und  den 
Correctionstribunalen  wieder  neu  beleben,  und  erhielt  sie  für  diese 
Functionen  in  ihrer  Stellung  unter  dem  Titel  von  Substituts  du  Com- 
missaire du  Gouvernement  neben  den  Criminaltribunalen.  Man  hatte 
also  bei  der  ersten  Instanz  ein  doppeltes  ministere  public ,  das  eine 
för  Civil-,  das  andere  für  Criminalsachen,  und  nannte  dies  die  Sicher- 
heitsmagistratnr.  Sie  hatten  alle  Verfolgungen  zu  leiten ,  Klagen  und  di«  stoh^rbaiu- 
Dennnciationen  entgegenzunehmen,  welches  Recht  auch  noch  den  n*f>«<^«- 
Friedensrichtern  und  Gensdarmerieofficieren  zustand.  Diese  mussten 
übrigens,  wie  die  Feldpolizei,  die  Maires  und  ihre  Beisitzer,  augen- 
blicklich an  den  Sicherheitsmagistrat  Bericht  erstatten  und  die  Proto- 
coUe  übermitteln,  und  im  Fall  sie  selbst  zu  einer  Arrestation  des 
Verbrechers  schreiten  mussten,  diesen  augenblicklich  vor  jenen  führen. 
Binnen  24  Stunden  hatte  der  Magistrat  alle  auf  das  Verbrechen  sich 
beziehenden  Acten  dem  Jurydirector  zu  übermitteln,  wodurch  dieser  Ma- 
gistrat jetzt  eine  nur  verfolgende  Behörde  wurde.  Kein  Act  der  Instruction 
konnte  von  ihm  aufgenommen  werden,  doch  hatte  er  bei  jedem  wie- 
der den  Magistrat  zu  hören  und  konnte,  wenn  er  es  für  nöthig  fand, 
alle  Acten  der  Präliminarinstruction  einer  besonderen  Prüfung  unter- 
ziehen, die  Zeugen  verhören  und  alle  Arten  der  Beweise  aufsuchen 
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und  geltend  machen.  Aas  Rücksicht  anf  die  Sicherheit  und  Robe  der 
Zeugen  ging  man  jetzt  aber  von  den  Grondsätaen  von  1789  ab  and 
schloss  die  Oeffentlichkeit  hierbei  aus').  So  wollte  man  bei  di^et 
Organisation  die  Gerichtspolizei  durch  die  Mitte  der  bdden  Gefahrec: 
hindurchfohren,  sie  nicht  zerstreut  lassen  in  den  Händen  vob  eOTAi 
Friedensrichtern  ohne  Einheit  und  Macht,  sie  aber  auch  nicht  mit  dff 
Sicherstellung  eines  Verbrechens  oder  einem  Drtheilsrecht  in  der  Htid 
desselben  Magistrats  Tereinen,  und  so  leidenschaftlich,  TiellekM 
gereizt  und  bitter  machen,  und  am  Ende  doch  wieder  durch  die  Miss« 
Geschäfte,  die  mit  ihr  verbunden  waren,  entkräften.  Hatte  m 
der  Jurydirector  die  Afifaire  genau  instmirt,  so  übergab  er  ae  dea 
Sicherheitsmagistrat  zur  Begutachtung  und  Erhebung  ailenfalUifa 
Beschwerden.  Auf  diese  entliess  er  dann  den  Verdächtigeo  qM 
übergab  ihn  den  Polizeitribunalen ,  Correctionsgerichten  oder  der  A» 
klagejury.  In  letzterem  Falle  erfolgte  der  Verhaftsbefehl.  War  diesi 
Sntscheidong  nicht  den  Requisitionen  des  Hagistrats  gemäss,  so  fA 
schied  darüber  das  TVibunal  erster  Instanz.  Im  Falle  der  PreiUsseii 
konnte  der  Magistrat  selbst  die  Sache  vor  das  Griminaltiibanal  bm 
gen  und  selbst  Cassation  noch  gegen  die  Entscheidnng  dieses  GeridM 
Dachsttchen.  Erst  dann  redigirte  der  Sicherheitsmagistrat  die  A» 
klageacte. 
Dl«  RtformcB  Das  warou  die  Rechte  und  die  Stellung  der  Goavemement^e*- 

missare,  bevor  der  Code  d'instruction  criminelle  (1810)  die  ReforM 
tion  brachte.  Es  hatten  sich  während  dieser  Zeit  durch  die  Ci 
Wandlung  des  Gouvernements  der  Republik  in  ein  Kaiserretcb  ii 
die  Namen  geändert  Die  Commissare  des  Gouvernements  bei  di 
Tribunalen  nahmen  den  Titel  von  kaiserlidien  Procuratoreo,  fiAtn 
Cassationshof  den  von  kaiserlichen  Generalprocmratoren  an'). 

Der  Code  d'instmction  criminelle  substitairte  dem  Jurydirector  dl 
Instructionsrichter,  der  aus  der  Mitte  der  Tribnnalarichter  anf  SJalü 
gewählt  wurde.  Es  wurde  zu  seinen  Rechten  aber  jetzt  eine  ha^M 
in  der  Verfolgung  der  Verbrechen  hinzugefügt,  sowohl  in  der  6er«d 
tigung,  Denanciationen  entgegenzundmien,  als  auch  in  der  Mach 
sich  selbst  an  den  Ort  des  Delicts  mit  gleichem  Recht,  wie  der  U 
terliehe  Procurator  zu  begeben  und  zu  verfügen.  Man  hatte  dorcb  di 
Gewalt  der  früheren  Sicherheitsmagistrate  schon  dasDebergewicbtdi 
partie  publique  mitstranisch  betrachtet,  nnd  war  dadurch  tu  den  Eia 
scfarinkimgeii  desselben  durch  den  Instmctionsrichter  gefOtet  word« 
Und  demiodi  war  dies  nichts  gegenüber  der  Gewalt  der  kaiserii^ 


Kaiserreiohei. 
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1)  Gesetz  vom  29.  Jannar  IdOl  (7.  Piavida*e  an  IX.) 
t)  Mitftaii  eoRButte  de  tB.  Flei^al  «n  Xn.  Tit.  XIV. 
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IVoeoratoren ,  welclie  das  neue  Gesetzbuch  mit  aller  Gewalt  mir  Ver- 
fo^ang  von  Verbrechen  nnd   Vergehen  ausrastete.     Sie    waren  di« 
Chefs  der  Jnstizpolizei  in  ihren  Arrondissemen^s ,   sie  konnten  selbst 
die  bewaffnete  Macht  requiriren.     Alle  constitnirten  Autoritäten  und 
Mfeotlichen  Beamten   waren  verpflichtet,   ihnen  Anzeige  zu  machen 
Ton  jedem  Verbrechen  und  Vergehen,  von  dem  sie  Naehricht  hatten. 
Die  Friedensrichter  und  Gensdarroerieofficiere,  die  Maires  und  Polizei- 
commissare konnten  in  ihren  Bezirken  auch  Üenunciationen  entgegen- 
oehmen  und  hatten  sie  augenblicklich  dem  Procurator  mit  allen  Pro- 
tokollen zuzustellen.    Nur  bei  schweren  Verbrechen  hatten  die  Pro- 
caratoren  dem  Instructionsrichter  Nachricht  zu  geben,  aber  sie  konnten 
ohne  ihn  augenblicklich   den  Ort   der  That  besichtigen,   Erklärungen 
und  Zeugenaussagen  vornehmen ,  die  Beweisgegenstände  in  Gewahrsam 
nehmen,   kurz   Alles   thun,   was   ihnen   ffir   die   Sicherstellnng   des 
Verbrechens  wichtig  erschien.    Sie  konnten  endlich  den  Verdächtigen 
ergreifen  lassen  oder  gegen  ihn  den  Verhaftsbefehl  ausfertigen.    Diese 
Rechte,  so  wichtig  för  den  ganzen  Prozess,  waren  auch  den  Friedens- 
richtern, Gensdarmerie^  und  Polizeioffizieren,  den  Maires  in  ihren  Distric- 
ten  ertheilt,  doch  mussten  sie  den  Procurator  augenblicklich  von  allen 
Vornahmen  benachrichtigen.  In  den  Fällen,  in  denen  kein  Ergreifen  auf 
der  That  statt  hatte,  konnte  der  Procurator  direct  die  Corrections- 
polizet  ausüben   oder  den  Instructionsrichter  zu  allen   Requisitionen 
veranlassen ,  die  er  für  nOthig  hielt.  Weil  man^bei  einer  so  ausgedehnten 
Macht  doch  die  naheliegenden  Befürchtungen  des  Missbrauchs  nicht  unter- 
drdcken  konnte,  die  selbst  durch  die  Unterordnung  der  Procureurs  unter 
die  Generalprocuratoren  und  dieser  unter  den  Justizminister  und  durch  die 
Verpflichtung  der  Gorrespondenz  unter  einander  nicht  abgeschwächt 
warde,  hatte  man  die  Präfecten  als  Administrativbeamte,  also  als  Per- 
sonen des  unmittelbaren  Vertrauens  der  Regierung,  auch  mit  der  Ge- 
richtspolizei verbunden  als  Repräsentanten  der  bewaffneten  Macht  der 
Departements,  und  sie  autorisirt,  alle  Sicherheitsacte  vornehmen  oder 
die  Officiere  der  Gerichtspolizei  för  die  Sicherstellung  von  Verbrechen, 
Vergehen  und  üebertretungen  requiriren  zu  können.  So  gross  diese  Ge- 
walt war,  hat  sich  während  einer  60jährigen  Praxis  in  Frankreich  doch 
keine  Stimme  dagegen  erhoben,  ja  man  deutet  selbst  schfichteme  Klagen 
gegen  die  Procnratoren  als  ein  Attentat  gegen  die  Sicherheit.  Man  sieht 
in  der  Theilung  der  ungeheuren  Gewalt  zwischen  diesen  Beamten  des 
Pirquets  -und  dem   unbeweglichen  Richter,  ttem  Instructtonsrichtet, 
ein  Gleichgewicht  der  Gewalt,   welches  alle  Befürchtungen  zerstören 
soll    Aber  man   kann  sicher  behaupten,  dass  eine  freie  Regierung 
(denn  nur  das  centralisirende  Gouvernement  bestimmt  jene  Ordnung) 
an  eine  Reform  derselben7  gehen  wird.     In  Deutschland  wenigstens, 


Dto  Hoiwivn. 
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WO  man  seit  1848  das  Institut  der  französischen  Staatsanwaltschaft 
getreu  copirt  hat,  wird  man  sich  daaemd  dagegen  erheben.  Der  ger- 
manische Geist  ist  nicht  geeignet,  diese  Fessel  der  individuellen  Frd- 
heit  zu  ertragen  und  durch  einen  von  der  Regienuig  aclavisch 
abhängigen  Beamten  seine  Ehre,  sein  Leben  und  Vermögen  vertreten 
zu  sehn. 

Die  Huissiers  und  Avoues. 

Zu  den  OfBciers  ministeriels  oder  dem  ministere  public,  aber  aus- 
schliesslich für  den  Dienst  der  requirirenden  Parteien,  gehören  die 
Huissiers  und  die  mit  der  napoleonischen  Gerichtsorganisation  wieder 
hergestellten  Avoues. 

Durch  die  verschiedenen  Corporationen  der  Huissiers,  welche  sich 
nach  ihren  besonderen  Wirkungskreisen  gebildet  hatten,  war  eine  grosse 
Verwirrung  in  den  Gerichtsdienerdienst  eingerissen.  Zu  gleicher  Zeit 
ernannte  jedes  Gericht  seine  Huissiers,  ohne  doch  den  Parteien  «iae 
genflgende  Sicherheit  ihrer  Fähigkeit  und  Rechtlichkeit  zu  gdwo. 
Napoleon  anerkannte  zuerst  die  Art  ihrer  Geschäftsfuhmng  und  Out 
Vertheilnng  unter  die  einzeüien  Gerichte,  aber  ihre  Ernennung  sprach 
er  alsbald  nach  der  Einsetzung  des  Consulargouvemements  diesem 
zu').  Erst  1813  wurden  die  verschiedenen  Corporationen  auch  anf- 
gelöst  und  in  eine  einzige  in  jedem  Arrondissement  vo^nigt,  aus 
welcher  dann  jedes  Tribunal  seine  besondern  Huissiers  audienciers 
wählte*).  Nur  diese  waren  von  den  Gerichten,  bei  denen  ae  ihre 
Dienste  ausübten,  abhängig.  Die  gewöhnlichen  Huissiers,  für  den  Dienst 
der  Parteien  bestimmt,  waren  es  nicht.  Sie  mussten,  um  angestellt 
werden  zu  können,  das  25«  Jahr  vollendet  haben,  ein  2jährige  Gerichts- 
praxis  au&eigen  und  ihre  Fähigkeit,  wie  Moralität  ausweisen  können.  Aof 
Präsentation  des  Tribunals  wurden  sie  dann  ernannt.  Nach  der  Be- 
völkerung ihres  Gerirhtsbezirkes  wurde  die  Höhe  ihrer  zu  leistenden 
Caution  bemessen ').  Eine  besondere  Disciplinarkammer,  deren  Prä- 
sident von  dem  Tribunalspräsidenten  aus  einer  Liste  von  drd,  durch 
das  ministere  public  aufgestellten  Gandidaten  ernannt  wurde,  ordnete 
die  innere  Disciplin.  Sie  hatte  dieselben  Machtbefugnisse,  wie  die 
Disciplinarkammer  der  Avoues,  auf  die  ich  gleich  zu  sprechen  komme. 
Unter  ihr  stand  die  Verwaltung  einer  gemeinsamen  Kasse,  in  welche 
zwei  Fünftel  des  Einkommens  jedes  Huissiers  abgeliefert  werden  mnsste, 
welches  dann  unter  alle  vertheilt  wurde  und  zwar  mit  U  ^omUir  die 


1)  Geaets  vom  14.  Mars  1800  (27.  Ventöse  an  YIII.). 

2)  Decret  Tom  14.  Jani  ISIS. 

8)  Heglement  vom  14.  Juni  ISIS. 
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gewöbnlicheD  Uoissiers  der  kaiserlichen  Gerichtshöfe  und  1|  unter 
jene  der  gewöhnlichen  Tribunale.  Erst  später  wurde  diese  Kas9e 
in  eine  Kranken-  und  Pensionskasse  der  Huissiers  umgewandelt*).  Ein 
besonderes  CostQm  zeichnete  die  Personen  des  Gerichtsdieneramts 
aus.  Erst  1816  wurde  die  Käuflichkeit  dieser  Stelle,  wie  jene  der 
Greffiers,  Avoues  und  Notare,  wieder  üblich*). 

Die  alten  Procuratoren  oder,  wie  sie  die  Constituante  nannte,  die  '^  Avou^t. 
Avoues,  wurden  seit  ihrer  Aufhebung  durch  den  Consent,  erst 
von  Napoleon  wieder  belebt').  Aber  auch  sie  sollten  nicht  gewählt, 
sondern  nach  den  Bedingungen  des  Gesetzes  vom  ersten  Gonsul 
bei  jedem  Tribunal  auf  Vorschlag  desselben  ernannt  werden.  Sie 
mossten  wenigstens  25  Jahre  alt  sein,  eine  8jährige  Gericbtsprazis 
und  die  Rechtsstudien  Aber  Civil-  und  Griminalprocess  ausweisen  können. 
Die  Wahl  der  Partei  und  Uebergabe  eines  Processes  an  einen  Anwalt 
hie&s  la  Constitution  d'avoue.  Der  Avoue  kann  nur  in  Civilsachen  vor 
Gericht  für  die  Partei  erscheinen  und  auftreten,  er  konnte  nach  der 
Gerichtssprache  postuliren  und  concludiren.  Und  dieses  Recht  war  nach 
der  ausdrücklichen  Gesetzbestimmung  ein  ausschliessliches^).  In 
Sachen  der  Handelsgerichte  waren  sie  gleichfalls  ausgeschlossen*), 
eine  Bestimmung,  die  der  alten  Ordonnance  du  commerce  vom  Mäns 
1675  nachgebildet  und  die  Avouis  wieder  den  alten  Procuratoren 
sehr  nahe  rfickt  In  den  ersten  Jahren  ihrer  Thätigkeit  konnten 
die  Avoues,  wenn  sie  den  Doctoiigrad  erworben  hatten,  in  Con- 
correnz  mit  den  Advocaten  auch  plaidiren.  Doch  wurde  den  Avouto 
der  kaiserlichen  Gerichtshöfe  und  den  Tribunalen  der  Hauptstadt 
dieses  Recht,  mit  Ausnahme  in  summarischen  Sachen,  später  ent- 
zogen*). Die  Stellen  der  Avoues  waren  käuflich,  ihre  Forderungen 
ao  die  Parteien  durch  einen  gesetslichen  Tarif  bestimmt^).  So  hing 
der  Process  vor  seinem  letzten  Stadium  nur  vom  Avoue  ab.  Er  konnte 
ihn  drehen  und  wenden,  Kosten  aufhänfen,  verlängern,  und  die  soge- 
nannten Incidenzpunkte  boten  Gelegenheit  genug  zur  Ausbeutung.  So 
wenig  sie  gerade  dadurch  die  öffentliche  Achtung  sich  erwarben,  so 
hielten  sie  doch  den  Advocatenstand  desto  reiner,   der  eben  durch 


1)  Decret  Tom  17.  April  1806  (27.  Germinal  an  XIII.)  und  26.  Juni  1822. 

2)  Decret  Tom  28.  December  1800  und  yom  28.  April  1816. 
8)  Qesete  Tom  27.  October  1799  (9.  Bromaire  an  VIII.). 

4)  GeaeU  Tom  14.  Min  1800  (27.  Ventöse  »n  YUI.)  Tit.  VIL  Art  94. 
6)  Code  de  proc.  eiv.  Art.  414.  Code  de  oommers  Art  627 ,  gleich  Ordon. 
commerce  1676  Tit.  XII. 

6)  Oeoete  vom  12.  MSn  1804  (22.  Veutöic  an  XU.)  and  2.  Juli  1812. 

7)  Tarif  dn  16.  Febniar  1817. 
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diefie  den  Avoues  zugewiesene  Tbätigkeit  von  den  GesehlfteD,  weldic 
das  Hisstranen  des  Publicums  nähren,  abgelöst  erschien. 

Die  AvoQ^s  standen  in  Abhängigkeit  und  unter  der  DiscipUnargewait 
der  Gerichte.  Ausserdem  aber  wurde  auch  für  die  gesammte  Corporation 
eines  Gerichtskreises  eine  besondere  Discipiinarkammer  errichtet  für 
die  Streitigkeiten  der  Avoues  unter  einander,  die  Klagen  und  Besrbver- 
den  der  Parteien  und  die  Feststellung  der  Kosten  und  Aasgabeo. 
Zugleich  vertrat  diese  Kammer  die  Corporation,  ertheilte  deo  Caüdi- 
daten  die  Zeugnisse  der  Moralität  und  Fähigkeit.  Sie  wurde  nach  der 
Zahl  der  Avoues  aus  4  bis  15  Avoues  gebildet,  die  alle  Jahre  za  m 
Drittel  neu  gewählt  wurden.  Aus  ihnen  wurde  der  Präsident  ond  der 
Syndicus  der  Kammer  ernannt.  Sie  sprach  einfache  und  verschärfte 
Censuren  aus.  Nur  im  Fall  einer  Dienstsuspension  musste  das  Berathm:?^ 
protocoü  dem  kaiserlichen  Procurator  zugestellt  werden.  Die  AQ^'^aitii 
der  Kammer  wurden  durch  eine  gemeinschaftliche  Kasse  bestritte»') 


Das  Notariat. 

DiesteHnngdeg  Dag  Notariat,  obgleich  zum  Ministere  public  gehörig,  ist  dod 
freier  in  seiner  Constitution  und  unabhängiger  von  den  Gerkhtfs. 
Die  Organisation  der  Constituante  musste  schon  lange  den  Bedärfiii» 
der  Zeit  widersprochen  haben.  Die  Masse  der  Notare,  der  Maifl 
eines  bestimmten  Wohnsitzes,  die  Ungleichheit  der  Competenz,  wie « 
diese  Gesetzgebung  eingeführt,  wollte  das  Directorium  schon  reforoiineft 
Eine  Botschaft  des  Directoriums  im  Jahre  VI.*)  forderte  eine  um 
Notariatsordnung,  und  der  Rath  der  Fünfhundert  nahm  auch  ein  oeitf 
Gesetz  in  Berathung,  welches  der  Rath  der  Alten  aceeptirte').  Ei 
zweites  Prpject  kam  i^äter  zur  Berathung^),  aber  der  Staatsstr^iii 
des  18.  Brumaire  verhinderte  seine  Berathung  und  Bntschddoog. 
Bezug  auf  alle  diese  Projecte  erklärte  Real  bei  Einbringung  der  neu 
Notariatsordnung*):  ,,AUe  Berathnngen . . .  waren  dem  Goaverneioei 
eine  Quelle  des  nützlichen  und  kostbaren  Materials,  in  der  man  ^ 
die  ganze  Arbeit  des  nemen  Gesetzes  vorfinden  wird."* 
5**  .  Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1803«),  welches  d«r  Staatsrath  Real  «1« 

Ordnung.     Gesetzgebung  vorlegte,  bildet  nun  die  eigentliche  NotariatsordDBC^ 


1)  Decret  vom  2.  December  1800  (10.  Frimaire  an  iX.),  57.  December  1^ 
(8.  Nivdse  an  XL). 

2)  Arrdt^  vom  7.  Januar  1798  (18.  Nivdse  an  VI.). 
8)  BesoL  vom  12.  April  1799  (28.  Oerminal  an  VIT.). 

4)  Besol.  vom  81.  Juli  1799  (18.  Thermidor  an  VU.) 

5)  C.  lAg.  vom  1  Man  180S  (14.  V«nt6se  an  XI.). 

6)  Gesets  vom  25.  Ventöae  an  XL 


Dat  Notariat.  291 

weiche  aach  heute  noch  in  Frankreich  Geltung  hat    Die  meisten  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  Jahre  1791,  besonders  in  Betreff  der 
Functionen  der  Notare,  der  Form  ihrer  Acten  und  der  Notartatsdepots, 
sind  leibehalten,  und  nur  die  äussere  Ordnung  ist  einer  neuen  Be- 
stimmung  unterworfen   worden.     Es  wurde   nun   bestimmt,   dass  in 
Stidten  mit  100,000  Seelen  und  darfiber   wenigstens  ein  Notar  auf 
6000  kommen  sollte  und  zwar  wenigstens  zwei,  doch  nicht  mehr  als 
fünf,  auf  einen  Canton  bei  dieser  Vertheilung  entfallen  sollten.    Sie 
sollten  in  den  Orten  ihren  Sitz  behalten,  welche  das  Gesetz  bezeichnete. 
Die  Notare  in  den  Städten  wo  ein  Appeliationstribunal  bestand,  übten 
ihre  Function  in  dem  Bezirk  des  Tribunals,  jene  ctber  in  den  Städten 
Mos  mit  einem  Tribunal  erster  Instanz  in  dem  Arrondissement  des- 
selben, alle  anderen  blos  in  dem  Canton  ihrer  Sitzes.     Das  Gesetz 
vom  Jahre  1791  gestattete  jedem  Notar  in  den  Grenzen  des  Departe- 
ments, in  dem  er  ansässig  war,  sein  Amt  zu  üben,  und  schränkte  es  nur 
auf  diese  Grenzen  ein.    „Nach  diesem  System^,  erklärte  Real,  „konnte 
der  Notar  der  kleinsten  Gemeinde ...  in  die  grösseren  Städte  kommen 
und  mit  den   Notaren  daselbst   concurriren,  auf  der  anderen  Sdte 
aber  ein  Notar  von  Paris  einen  Act  nicht  empfangen,  der  8  Meilen 
von  da  ausgestellt  worden.    Als  so  die  Constituante  unter  den  an 
Aufklärung  und  Erfahrung  nothwendig  ungleichen  Notaren  eine  gleiche 
Goncurrenz  einrichtete,  übertrieb  sie  nicht  nur,  sondern  verletzte  das 
Princip  einer  guten  Gleichheit.''    Aber  wenn  die  Constituante  das  ge- 
than,  so  lag  dies  nicht  am  Mangel  der  Einsicht,  wie  auch  Real  zugiebt, 
sondern  an  der  Gerichtsorganisation,   welche  sie  zugleich  emiflihrte. 
Sie  wählte  einen  Gerichtskrris  als  allgemein,  welcher  den  NotaMn  dclr 
grossen  Städte  die  genügende  Wiiicsamkeit  sicheni  k(^nnte*    Das  w«r 
eigentlich  auch  das  Princip  des  neuen  Gesetzes.    Desgleichen  substt- 
toirte  das  sene  Gesetz  der  Anstellung  der  Notare  durch  Coacurs,  die 
Ernennung  derselben  durch  das  Gouvernement    Nur  rechtfertigte  dies, 
selbst  zugegeben  die  Richtigkeit  dieses  Grundsatzes,  Rtel  auf  eigen- 
thümlkhe  Weise.    Die  Constituante  hatte  in  Allem  die  Angst,  daas 
der  König  nichts  weiter  anstrebte  mit  der  Ausübung  seiner  Gewalt,  als 
die  Herstellung  der  Privil^en.    Sie  suchte  sie  daher  überall  zu  bre- 
chen und  schlug  ihm  auch  das  Recht  ab ,  die  Notare  au  ememea. 
„Die  Wahl  der  dffentiichen  Beamten  ist  auch  zu  wichtig,  als  daas 
sie  einem  einzigen  Menschen  überliefert  werden  könnle,  der  am  Ende 
alle  Plätze  mit  seinen  Creaturen  anfüllen  und  damit  leicht  die  Zerstö- 
rung aller  Institutionen  vorbereiten  kann,  die  gerade  seine  Gewalt 
binden  und  einschränken.^  Nun  verwarf  man  die  Form  der  Anstellung 
durch  Concurs,  als  eine  ungerechte  and  in  seiner  Güte  sehr  proble- 
matische Institution  aad  übergab,  trotz  der  Furcht  vor  der  Macht  der 
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£xecativgewalt,  doch  die  Ernennong  der  Notare  dem  GoaTonem^t. 
Erst  später  wurde  die  Käuflichkeit  dieser  Stellen  wieder  eingefäkt. 
obgleich  sie  sich  auch  ohne  die  gesetzliche  Bestimmung  aus  der  Pmis 
nicht  verloren  zu  haben  scheint^). 

Um  ein  Notariat  bekleiden  zu  können,  musste  man  weDigsteos 
25| Jahre  alt  sein  und  eine  Notariatspraxis  von  6  Jahren  ausweiseo  könDen« 
Ein  Jahr  dieser  Praxis  musste  man  als  maitre-clerc  abgedient  babq 
um  ein  Notariat  erster  und  zweiter  Klasse,  4  Jahre  derselben  in  ^^ 
eher  Stellung,  um  ein  Notariat  erster  Klasse  antreten  zu  können.  Fü 
die  Disciplin  der  Notariatscorporation  wurde  eine  NotariatskaonDis 
eingerichtet,  nach  dem  Muster  jener  der  Avoues  und  mit  gleiche 
Rechten  und  Befugnissen').  Eine  gesetzlich  festgesetzte  Taxorduua 
bestimmte  die  Einnahme  der  Notare'). 

Die  Advocaten. 

Die  wieder-  Seitdem  die  republikanischen  Grundsätze  die   G^etzgebnng  «k 

^^"  liten^  ^*  Constituante  beeinflussten  und  mit  dem  Grundsatz  der  vollsten  ¥wh 
Advo<^ten.  unj  Gleichheit  auch  jener  zur  Geltung  kam,  dass  sich  Jedermann  selb 
vertheidigen  könne,  verschwand  der  ruhmgekrönte  Stand  der  Adv 
caten  aus  der  Geschichte.  Die  öffentlichen  Vertheidiger,  welche  ni 
an  seine  Stelle  einführte,  waren  nicht  im  Stande,  denselben  za  erbali 
Auch  den  Bemühungen  des  Directoriums  gelang  es  nicht,  ihn  ^ 
zu  beleben,  da  die  Erinnerungen  der  Uebelstände  des  Ancien  kzm 
doch  noch  zu  sehr  überwogen,  wie  sie  selbst  die  Gesetzgebung  Naji 
leon's  noch  nicht  überwinden  konnte.  Dennoch  aber  hatte  sicii  ^ 
Bedürfhiss  nach  einer  sicheren  und  genügenden  Reehts?ertreiQi 
langsam  Bahn  gebrochen  und  in  dem  Gesetz  über  die  Recbtssdoli 
wurde  auch  die  alte  Advocatenordnung  wieder  neu  belebt^).  Furd 
öffentliche  Yertheidigung  und  Gerichtsvertretung  wurden  besiifi<ie 
Advocaten  eingesetzt.  Niemand  konnte  die  Function  eines  solchen  übe 
ohne  sein  Dipl6me  de  Licencie  zu  rechtfertigen.  Vor  dem  Eintritt  bat 
jeder  Candidat  einen  Eid  zu  leisten,  nichts  zu  sagen  oder  zu  verfiliai 
liehen  als  Vertheidiger  oder  Rath,  was  den  Gesetzen,  Regl«B«i>^ 
guten  Sitten,  der  Sicherheit  des  Staates  und  dem  öffentlicben  Friedi 
entgegen  und  den  Respect  vor  den  Gerichten  und  öffentlicboi  Aotf 
täten  zuwider  ist.  Aber  die  alten  Freiheiten  wurden  dem  Stand  nid 
wiedergegeben  und  es  war  natürlich,  dass  er  nur  langsam  znm  al^ 


Standes. 


1)  Hiyer  a.  a.  0.  S.  548. 

2)  Decret  vom  24.  December  1808  (2.  Nivöse  an  XU.). 
8)  Decret  Tom  16.  Februar  1807. 

4)  Oeseta  vom  18.  MKrz  1804  (82.  VaDtase  an  XO.). 
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Glanz  sich  emporheben  konnte.  Niemand  fohlte  dies  mehr,  als  der 
Advocatenstand  selbst  Erst  im  Jähre  1810,  bei  einer  grossen  Feier 
des  Lycee  Charlemagne»  wurden  vom  Ganzler  Cambaceres  bessere 
Zeiten  versprochen  and  schon  am  14.  December  1810  erschien  ein 
Orgaoisationsdecret  über  das  Amt  der  Advocaten  nnd  die  Disciplin 
derselben,  welches  das  gegebene  Versprechen  erf&llen  sollte.  Selten 
worden  die  Pffichten  des  Standes  so  schön  ausgesprochen,  als  hier.  Das 
Decret  verlangte  Vertheidignng  der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit,  Recht- 
schaffenbeit,  Liebe  zur  Versöhnung,  regen  Eifer  fOr  die  unterdrückten 
ond  Schwachen,  Uneigennfitzigkeit  und  Zai*tgefahl  als  „wesentliche 
Grundlagen  des  Standes.*" 

Dennoch  aber  fügte  diesen  schönen  Gedanken  das  Gesetz  ganz  ^'*  steiian« 
tyrannische  Bestimmungen  hinzu.  Der  gesammte  Advocatenstand  ist  Advocaten. 
der  Autorität  des  Generalprocurators  unterworfen,  welcher  alle  Jahre 
den  Discipiinarrath  und  Stabträger  desselben  ernennt  Je  nach  der 
Zahl  der  Advocaten  eines  Tribunals  bestand  dieser  Rath  ans  &^15  Mit- 
gliedern. Br  wachte  über  die  Erhaltung  der  Ehre  und  Würde  des 
Standes  und  hatte  das  Recht,  über  jedes  Vergehen  dagegen  zu  richten  und 
sie  zu  strafen  bis  zu  einer  Amtssuspension  von  einem  Jahr,  ja  sogar 
mit  gänzlicher  Streichung  von  der  AdvocatenKste.  Dieselben  Strafen 
konnte  das  Tribunal  verhängen.  Doch  musste  der  beschuldigte  Advocat 
gehört  werden  und  konnte  an  den  kaiserlichen  Gerichtshof  appelliren. 
Die  Streichung  aus  der  Advocatenliste  konnte  nur  mit  Genehmigung 
des  Gerichtspräsidenten  und  Generalprocurators  erfolgen.  In  den  Be- 
zirken, in  denen  die  Zahl  der  Advocaten  20  nicht  überstieg,  erfüllte 
das  Tribunal  die  Functionen  der  Discipllnarkammer.  Die  revolutio- 
nären Erinnerungen  belästigten  das  kaiserliche  Gouvernement,  und  das 
freie  Wort  musste  wenigstens  durch  eine  umfassende  Disciplinargewalt 
eingeschüchtert  werden.  „Es  sind  Parteigänger,  Künstler  des  Ver- 
lyrechens  nnd  des  Verrathes'S  schrieb  Napoleon  in  einer  ihn  wenig 
ehrenden  Weise  an  Cambaceres,  „ich  will,  dass  man  die  Zunge  dem 
Advocaten  ausschneiden  kann,  der  sich  ihrer  gegen  das  Gouvernement 
bedient*)."^  Erst  im  Jahre  1822  wurden  in  dieser  Richtung  Aendemn- 
gen  gemacht,  doch  der  Geist  des  alten  Disciplinargesetzes  beibehalten. 

Pur  den  Advocatenstand  fordert  das  Gesetz  eine  3jährige  Recht«-         i>ie 
praxis,  während  welcher  Zeit  der  Discipiinarrath  mit  besonderer  Auf-   ^*^°^°^^° 
merksamkeit  die  Sitten  und   das   Verhalten  des  jungen  Advocaten  AdvocateMtand 
verfolgt   Im  Fall  der  schlechten  Aufführung  kann  der  Rath  die  Dienst-    «^iftickcu. 
zeit  um  ein  Jahr  verlängern.    Die  Competenz  des  Advocaten  ist  be- 
schränkt. Der  Advocat  nämlich,  der  bei  einem  Gerichtshof  eingetragen  ist, 


*)  Dallos:  R^rtoire  Bd.  V.  S.  466. 
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kann  nar  im  Gerichtskreis  desselben  plaidiren,  jener  bei  einem  Tribunal 
bei  allen  Tribunalen  des  Departements.  Man  bedarf  jedoch  keineswegs 
zu  seiner  mündlichen  Yertheidigung  eines  Advocaten,  son<iem  kann 
sich  auch  selbst  und  allein  vertheidigen ').  Die  Advucatcn  sind  anch 
%n  den  Geschwornen  zulässig,  natürlich  nur,  wenn  sie  den  Bedingungen 
dafür  entspi'echen,  das  30.  Jahr  erreicht  haben  und  eben  in  den  Lüsten 
stehen').  Hit  eigenthumlicher  Schärfe  reiht  das 'Gesetz  von  ISIO  an 
die  Goropetcna  einige  Verbote:  die  Advocaten  dürfen  keine  Kath- 
schlage,  Denkschriften  u.  s.  w.  zeichnen,  wenn  sie  sie  nicht  selbst 
gemacht  oder  darüber  berathen  haben,  sie  dürfen  die  Parteien  zn 
keiier  Vergütung  vor  dem  Plaidoyer  zwingen.  Die  Advocaten  sind 
da,  um  die  Gerechtigkeit  und  Wahrheit  zn  vertreten.  Sie  haben  sich 
«  daher  jeder  Vermuthung  über  die  Thatsachen,  jeder  Täuschung  in  deo 
Anwendungen  und  „selbst  aller  unnützen  und  überflüssigen  Red.rei* 
zu  enthalten.  Alle  Beleidigungen,  Personalien  und  Injurien  sind  ver- 
boten, nichts  darf  gegen  Ehre  und  Reputation  vorgebracht  werden. 
„wena  nicht  die  Sache  selbst  es  nöthig  macht. "^  Diese  letztere  Be- 
stiraroang,  in  Verbindung  mit  einer  ähnlichen  des  Code  des  peines  et 
delits  des  Jahres  IV.,  ,>das8  Angeklagte  und  Votheidiger  alles  vorbringen 
können,  was  sie  zur  Vertheidigung  nützlich  finden ')'%  haben  in  Frank- 
reich ein  förmliches  System  der  Discreditirung  der  Zeugen  und  Parteien 
hervorgebracht,  das  weder  der  Gerechtigkeit,  noch  der  Ehrenhaftigkeit 
des  Bürgers  entspricht. 
An»eicbnung  f)'^  Advocatott  sind  im  Dienst  durch  ein  ausgezeichnetes  Costüm 

vcrschiedeDbeit  gekennzeicfanet  ^),  und  man  hält  bis  beute  gerade  in  der  Einhaltung 
DBter  den     ^^j  Toilette  Vorschriften  grosse  Stücke  darauf.    An  Heiterkeiten  fehlt 

AdTocAten. 

es  in  der  Geschichte  derselben  nicht,  selbst  an  Processen  nicht,  ob 
z.  B.  der  Schnurrbart  zum  Costüm  gehört  oder  nicht  ^),  und  Dupin  er- 
eifert sich  ganz  ernstlich  über  die  Würde  und  Bedeutung  der  rothen 
Mützen*).  Der  Zahl  nach  sind  nur  die  Advocaten  des  Cassatiooshofes 
beschränkt  Sie  und  die  Advocaten  des  Staatsrathes  unterscheiden 
sich  durch  die  Bedeutung  ihrer  Stellung  von  den  übrigen  in  einigeo 
Bestimmungen.  Vor  1789  waren  die  Avocats  au  Gonseil  da  Roi 
sehr  wichtige  Personen,  da  der  Staatsrath  ja  auch  Oassationshof  war. 
und    erst    als   Napoleon    bei    dem   Cassatioosbof    wieder   besondere 


1)  Code  de  proc.  civ.  Art  85. 

2)  Code  dlust.  crim.  Art.  .$81  und  382. 

3)  Code  du  3.  Brumaire  an  IV.  Art.  353. 

4)  Oesetc  yom  24.  Dccembcr  1803  (2.  NWd.se  an  XII.) 

5)  Dalloz:  Repertoire  Bd.  V.  S.  531. 

6)  DupiD:  Profession  d'avocat  Bd.  I.  S.  58. 
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Avooes  einführte'),  belebte  sich  die  alte  Würde  durch  einige 
Privilegien  wieder.  Sie  warden  seit  dem  Gesetz  des  Jahres  XII. 
auch  Advocaten  genannt  und  mit  der  Organisation  des  Staatsraths 
auch  hier  besondere  Advocaten  angestellt  in  gleichem  Rang  mit 
jenen.  Nur  steigt  ihre  Bedeutung  hier  durch  die  Auijgabe  des  Staats« 
raths  und  ihre  Beredtsamkeit  wird  dadurch  gerade  zur  »gesetzgeben» 
den  Beredtsamkeit^).*^ 

Als  die  Restauration  die  alten  FVeiheiten  des  Advocatenstandes 
wieder  zuiiickfuhrte,  die  Julimonarchie  sie  vollständig  begründete,  hob 
sich  der  ganze  Stand  immer  mehr  und  mehr»  und  er  ist  heute  in  der 
Tbat  der  Stolz  und  der  Ruhm  der  franzdsischen  Rechtswissenschaft 
und  Rechtspraxis.  Alles  Unlautere  der  Rechtsvertretung,  alle  An- 
lässe zu  Gehässigkeiten  im  Stande  derselben  lagern  sich  auf  die 
Avooes  ab,  und  man  mag  dagegen  einwenden,  was  man  will,  die 
Wurde  dieses  Standes  wenigstens  ist  gerade  dadurch  gross  und  be« 
deutangsvoU. 


ITon  den  C^ericMeii. 

Die   Friedensgerichte. 

An  den  verschiedensten  Stellen  habe  ich  darauf  hingewiesen,  wie  ^'* 
man  während  der  Revolution  die  Stellung  der  Friedensrichter,  trotzdem 
man  die  Würde  und  Bedeutung  derselben  in  England  immer  im  Auge 
hatte,  durch  die  Häufung  der  verkehrtesten  Functionen  inuner  mehr 
untergrub  und  dadurch  unfähig  machte,  ihrem  Beruf  zu  g^figen. 
Napoleon  benutzte  in  allem  die  Fehler  der  Organisation,  um  die  ein- 
zelnen Institutionen  selbst  sräer  tiewalt  zu  unterordnen.  Seine  Pläne 
traten  alsbald  in  Betreff  der  Friedensgerichte  hervor,  als  das  erste 
Gesetz  darüber  vor  das  Tribunal  gebracht  wurde.  Aber  auch  die 
wabie  Quelle  der  Cebelstände  der  Vergangenheit,  wie  die  Absichten 
der  neuen  Regierung  fanden  im  selben  Augenblick  ihre  Enthüllung, 
wenn  gleich  ohne  Erfolg  in  Betreff  der  neuen  Organisation.  Das  Terri- 
torium Frankreichs  sollte  für  die  Friedensgerichtsbarkeit  in  3000  Can- 
tone  eingetheilt  werden  und  in  jedem  Ganton  nur  ein  Friedensrichter 
seinen  Sitz  haben.  Die  besonderen  Friedensgerichte  der  grösseren 
Städte  sollten  aufgelöst  wmieD^).  „Was  beisst  es,''  ruft  aber  dagegen 


1)  Gesetz  vom  18.  März  1800  (27.  Vent^se  an  VUI.) 

S)  Oalloz:  B^pertoire  Bd.  V.  S.  682. 

3)  Oeseti  vom  27.  Januar  1801  (8.  Plavidie  an  IX.). 
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Ghazal  aus^),  »die  Zahl  der  Richter  entfernen?  Das  heisst  die  Ge- 
rechtigkeitspflege von  den  Gerichtsgenossen  trennen. . . .  Welche  Zeit 
geht  dadurch  verloren,  wenn  man  seine  Richter  erst  suchen  muss^  und 
was  kann  der  Staat  dadurch  ersparen?  Wenn  man  dabei  die  Func- 
tionen vermindert,  so  sollte  man  gerade  die  Zahl  der  Beamten  vermeh- 
ren!^ y^Denn,"*  führte  Benjamin  Gonstant  weiter  aus,  »ein  FVieden^ 
richter  soll  die  Familien  kennen,  ihren  Charakter,  ihre  Lebensweise 
und  Sitte.  Denn  nur  auf  dieser  Kenntniss  kann  seine  Entscheidung. . . 
ruhen.  Der  Friedensrichter  hat  nicht,  wie  ein  anderer  Richter,  über 
die  dürre  Thatsarhe  zu  entscheiden,  er  soll  mit  den  Parteien  vaterlich 
sprechen,  er  hat  von  ihrer  Stimmung,  ihrer  Erinnerung  und  ihrer 
Schw&che  selbst  seine  Thätigkeit  abzuleiten,  den  Hass  zu  mildern,  die 
Feindschaft  abzuschwächen. . . .  Ein  Friedensrichter,  Meilen  weit  von 
den  Parteien  entfernt,  wird  fSr  sie  ein  Fremder  sein.  Er  wird  die 
Formen  aufklären,  die  Thatsachen  hersteilen  ...  aber  er  wird  nie  in 
das  Geheimniss  der  Seelen  eindringen. . .  Indem  man  den  Gerichtskreis 
ausdehnt,  giebt  man  dem  Reichen  einen  Vortheil  über  die  Armen."  — 
„Wenn  man  aus  Sparsamkeit  die  Zahl  der  Richter  vermindern  will," 
meint  Chazal  und  Gonstant,  „so  soll  man  lieber  die  ehrenwerthe  Func- 
tion eines  Friedensrichters  gar  nicht  bezahlen.''  »Und,**  ruft  Gonstant 
aus,  „es  sei  mir  erlaubt,  ein  Wort  über  die  vorgebliche  Noth  an  geeig- 
neten Männern  zu  sagen,  mit  der  man  die  Verminderang  der  Stellen 
motivirt.  Ich  glaube  nicht,  dass  sie  existirt. ...  Niiht  die  Geschäfte 
sind  so  schwierig,  die  Gesetze  sind  es.  und  weil  man  sie  immer  mehr 
verwickelt,  fordert  man  immer  mehr  weisere  Menschen,  die  Schwierig- 
keit zu  überwinden.*^  Das  wären  in  der  That  die  Gedanken  gewesen, 
die  man  hätte  beachten  sollen,  um  zu  reiormh^n.  Aber  man  hat  die 
Opposition  nirht  beachtet,  und  wenn  selbst  ein  Henrion  de  Pansey 
sich  ihr  gegenüberstellt*),  so  kann  man  es  nur  erklärlich  finden,  wenn 
man  die  innere  schlechte  Organisation  des  Instituts  bedenkt,  welche 
bis  heute  ans  demselben  nichts  werden  Hess,  was  dem  englischen  nur 
sich  nähert,  nichts  als  einen  Behelf  in  der  vielgliedrigen  Maschine  einer 
^^*         mechanischen  bevormundenden  Regierung. 

OrgflBisfttfoii 

d«r  rrfAdeas.  Man  acceptirtc  die  Aufhebung   der  grossen  Zahl   d«r  Friedens- 

r«riebte.  nchtcr,  die  der  besonderen  in  den  Städten  und  ihrer  Beisitzer.  Ein 
einziger  Friedensrichter  soll  die  Geschäfte  leiten,  seien  diese  richter- 
licher Art  oder  die  des  Versöhnungsamtes.  Im  Fall  der  Yeihinderung 
wird  er  von  seinem  Stellveiireter  vertreten*).    Seine  Thätigkeit  er- 


1)  Tribnn.  8.  PluTi6!!e  an  IX.  Monit.  Bd.  XXI.  S.  497. 

2)  Henrion  de  Pansey:  De  la  comp^tence  des  jnges  de  paii  cbap.  I. 
8)  Gesetz  vom  20.  Mars  1801  (29.  Ventöse  an  IX.) 
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streckt  sich  auf  die  Versöhnung  der  Parteien  and  im  Fall  der  Nicht- 
fers6hnnng  anf  die  Rechtsprechung  als  Schiedsrichter  ■).  Dieser  juri- 
dische Pietismus,  der  vielen  französischen  Rechtsgelehrten  anklebt 
ood  weshalb  sie  diesen  Versöhnungsgerichten  huldigen,  bef&ngt  heute 
noch  die  Vorstellungen.  Was  aber  soll  es  bedeuten?  Wo  soll  das 
Vertrauen  dafür  herkommen  ?  Ein  Richter,  dem  man  die  Gewalt  giebt, 
io  allen  Sachen  zu  versöhnen,  aber  doch  nur  das  Vertrauen  giebt,  in 
ganz  kleinen  fähig  zu  sein,  zu  entscheiden!  Aber  man  huldigt  der 
SdiwSrmerei!  Wie  ehemals  hatte  der  Friedensrichter  auch  die  Polizei- 
fibolretnngen  zu  richten  und  zu  strafen*)  und  bildete  natürlich,  nach 
Anfhebung  der  Beisitzer,  allein  das  Tribunal  der  einfachen  Polizei. 
Auch  in  Städten,  die  in  mehrere  Gantone  zerfielen,  gab  es  nur  ein 
solches  Tribunal,  und  die  Friedensrichter  wechselten  im  Dienst  nach 
bestimmter  Reihenfolge  alle  3  Monate.  Diese  Thfttigkeit  aber  sollten 
sie  spiter  nur  in  Goncurrenz  mit  den  Maires  fiben,  welche  nach  der 
neuen  Verwaltungsordnung  gleichfalls  fiber  Polizeiübortretungen  im 
Bezirk  ihrer  Gemeinden  und  über  die  daselbst  anwesenden  und  wohn- 
haften Personen  zu  entscheiden  hatten').  Zum  Glück  aber  mischten 
sich  von  allem  Anfang  an  die  Maires  nicht  in  diese  Gerichtsbarkeit, 
denn  keinem  kann  es  einfallen,  sich  den  Hass  seiner  Mitbürger  und  ihre 
Hissgunst  zuziehen  zu  wollen.  Die  Entscheidungen  der  Friedensrichter  in 
Polizeisachen  waren  Entscheidungen  in  letzter  Instanz  ^).  Doch  erlaubt 
der  Code  d'instruction  criminelle  Art  172  eine  Appellation  an  die 
ConrectionstribQnale,  wenn  die  Geföngniss-  oder  Geldstrafe  sich  auf 
mehr  als  5  Francs  ausser  den  Kosten  erhob.  In  Betreff  der  Gerichts- 
polizei war  der  Friedensrichter  jetzt  nur  mehr  ein  Hülfsbeamter  und 
stand  unter  Leitung  und  vollständiger  Abhängigkeit  der  Officiers  du 
parquet*).  Die  Functionen  des  Ministere  public  bei  den  Friedens- 
richtern erfüllten  die  Polizeicommissäre  und  in  ihrer  Ermangelung  die 
Adjoints  der  Maires*).  Die  Besetzung  der  Friedensgerichte  habe  ich 
schon  erwähnt  Sie  geschah  in  den  ersten  Zeiten  des  Consulats  noch 
durch  Wahl  auf  3  Jahre,  später  aber  mittelst  Ernennung  durch  das 
Gouvernement  aus  zwei  Candidaten  für  jede  Richter-  und  Suppleanten- 
stelle,  welche  die  Wähler  des  Cantons  vorschlagen.  Aber  auch  dies 
kam  nie  zur  Anwendung,  da  Napoleon  die  einmal  ernannten  dauernd 


1)  Const  an  VIII.  Tit.  V.  Art.  60. 

2)  QesetE  vom  27.  Ventöse  an  VIII. 

8)  Code  de  instr.  crim.  Art  139  und  140. 

4)  Const  iin  lU.  Art.  288. 

5)  Code  de  proc.  cit.  Art.  907  a.  ff.;  Code  civ.  Art  477»  70—72. 

6)  ArrM  vom  28.  Deoember  1802  (2.  Nivöee  an  XI.)  Art  7. 
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in  ibren  Aemtern  erhielt ').   £in  besonderes  Costüm  zeichnete  Batirüdi 
auch  die  Friedensrichter  und  ihre  Gref6ers  aus^). 

Die   üa[ndelsgerichte. 
^^'®  Die  Handelsgerichte  wurden  in  ihrer  Organisation  durch  die  Coo- 1 

der  Handel«-  stituaute  auch  von  Na|)olcon  erhalten  und  erst  durch  das  Hasdels- 
gc  richte,  gesetzbuch  von  1807  neu  organisirt.  Doch  wich  man  aach  da  nor 
wenig  von  den  aus  der  Zeit  Colbert's  überlieferten  GrundsitieQ  ab. 
Jede  Stadt,  deren  Handel  und  Industrie  es  erheischen,  soll  ein  Haa* 
delsgericht  haben.  Sein  Bezirk  fällt  mit  jenem  des  Giviltribanab  m- 
saramen,  wenn  eben  mehrere  nicht  eine  besondere  Scheid ung  n^ 
machen.  Ein  Präsident,  wenigstens  zwei,  höchstens  acht  Richter  lol 
eine  verhältnissmässige  Zahl  Suppleanten  bilden  das  Gericht  Aosiki 
hervorragendsten  Kaufleuten  und  Geschäftsherren  wird  für  diese  Aeml^ 
durch  den  Praefect  eine  Liste  gebildet,  die  wenigstens  25  CandidaHl 
in  Städten  unter  50,000  Seelen  und  in  allen  anderen  St&dteo  je  ein« 
Gandidaten  mehr  für  1000  Seelen  haben  muss.  Der  Minister  di 
Innern  hat  diese  Liste  zu  bestätigen.  Richter  und  Suppleanten  soUei 
wenigstens  30  Jahre  alt  sein  und  5  Jahre  achtbar  ihr  Geschalt  ^ 
führt  haben.  Der  Präsident  soll  40  Jahre  zählen  und  wird  an»  k 
Zahl  der  Richter  gewählt  Alle  Mitglieder  des  Tribunals  werden  il 
2  Jahre  gewählt  mit  dem  Recht,  dauernd  wieder  gewählt  werdeot 
können.  Nach  Einsicht  der  WahlprotocoUe  werden  die  Gewählten  ««■ 
Kaiser  eingesetzt  und  von  dem  kaiserlichen  Gerichtshof  in  Eid  i^ 
Pflicht  genommen.  Ihre  Functionen  sind  Ehrenfunctionen.  Deo  Gr^ 
des  Tribunals  ernennt  der  Kaiser.  Die  Handelstribnnale  stirM 
unter  der  directen  Aufsicht  des  Grand  juge  ')•  Ihre  Gompetena  «^ 
streckt  sich  über  alle  Handelsgeschäfte  und  in  dieser  Bichtang  ober 
alle  Personen  des  Gerichtsbezirks  ^).  Die  Competenz  darf  in  keinem  Fal 
überschritten  werden,  und  im  Fall  eines  Zweifels  ist,  wie  man  annehnn 
muss,  gegen  die  Handelsgerichte  zu  entscheiden,  da  sie  doch  imnff  »' 
Ausnahmsgerichte  sind.  In  jenen  Städten,  welche  kein  UandelsgerifM 
haben,  treten  die  Givilgerichte  in  ihre  Competenz  ein,  sowohl  TribooaletT' 
ster  Instanz,  als  Friedensgerichte.  Doch  müssen  diese  dann,  wie  die  Bis- 
delsgerichte  verfahren  und  ihre  Urtheile  haben  die  gleiche  Wirkui^*  ^' 
die  jener^).  Ihr  Verfahren  ward  durch  die  Gesetzbücher  streng  geregelt* 


1)  Hiver  «.  a.  O.  S.  486. 

2)  Arr^t^  vom  23.  December  1802  (8.  Kivose  an  XI.) 

3)  Code  de  comm.  Liv.  IV.  Art.  630. 

4)  Code  de  comm.  Art.  632—634. 

5)  Code  de  comm.  Art.  640,  641. 

6)  Code  de  proc.  civ.  Art.  414—442.  Code  de  comm.  Art.  642-^64«,  615-^' 
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Eine  Art  Friedensgerichtsbarkeit,  mitten  in  der  AusnahmsjustU         Die 

GoDKeils 
Prond'  hommes. 


der  Handelsgerichte,  fahrte  Napoleon  ein  durch  die  Conseils  de  Proad'    con«eiiB  de 


hommes,  zusammengesetzt  aas  einer  Zahl  Fabrikanten  und  Ateliers- 
bm'en,  zuerst  in  Lyon')  und  vom  Jahr  1806  auch  in  vielen  anderen 
Städten.  Sie  waren  in  der  That  den  Jorandes  des  ancien  Regime 
Dacbgebildet,  welche  mit  den  Zünften  abgeschafft  wurden.  In  ihrem 
Zweck  aber  waren  sie  anders  gestaltet,  hatten  nicht  über  die  Fähigkeit 
des  Arbeiters,  über  Meisterrecht  u.  dergl.  zu  entscheiden,  wie  jene, 
sondern  waren  Gerichte  im  engsten  Sinne  des  Wortes^}.  Sie  waren 
bestimmt,  kleine  Streitigkeiten  unter  den  Herren  nnd  Arbeitern  zu 
schlichten  und  zu  versöhnen,  und  konnten  in  Sachen  bis  zu  50  Francs 
Werth  ohne  besondere  Formen,  ohne  Rosten  und  ohne  Appellation 
entscheiden,  wenn  eben  ein  Ausgleich  nicht  zu  Stande  kam.  Erst 
später  wurden  bestimmte  Formen  der  Procedur  festgesetzt  and  darnach 
die  Entscheidung  bestimmt').  Alle  Tage  hielten  sie  eine  Sitzung  für 
Ausgleiche,  alle  Wochen  eine,  in  der  die  nicht  aasgeglichenen  Streit- 
sachen entschieden  werden  sollten. 


Die  Tribunale  erster  Instanz. 
Verglichen  mit  der  Gerichtsorganisation  des  ancien  Regime,  auf  oiesieiiangder 

Tribaoale 
erntcr  lusUnsc. 


welches  in  allen  Richtungen  keine  Zeit  mehr  zurückkehren  wollte,  als     '^"**""*^« 


die  Napoleons,  waren  den  alten  Baillages  sowohl  nach  äusserer  Form, 
als  nach  innerer  Organisation  die  Tribunale  erster  Instanz  nach- 
gebildet worden.  Ihre  Zahl  entspracli  nach  der  Organisation  des  Gon- 
sttlats  den  Sousprälectaren,  and  ihre  üompetenz  dehnte  sich  sowohl  als 
erste,  als  in  gewissen  Fällen  auch  als  letzte  Instanz  über  Civil-  und 
Correctionssachen  und  als  Appellationsgericht  über  alle  Urtheile  der 
Friedensgerichte  in  erster  Instanz  aus.  Die  Zahl  der  5  Richter,  welche 
nan  unter  dem  Directorium  noch  bei  diesen  Gerichten  gefordert,  wurde 
auf  3  als  für  ein  Urtheil  nöthig  festgesetzt.  Die  Tribunale  theilten  sidi 
für  gewöhnlich  in  verschiedene  Kammern,  eine  für  Civil-,  die  andere 
fär  Zuchtpolizeisachen.  Nur  das  Tribunal  der  Seine  hatte  24  Richter 
nnd  12  Suppleants,  welche  sich  in  6  Sectionen  vertheilten.  Die  Tri- 
bunale von  Marseille,  Bordeaux  und  Lyon  hatten  10  Richter  und  5 
Suppleants  und  zerfielen  in  3  Sectionen.  In  einigen  anderen  grösse- 
ren Städten  waren  die  Richter  bis  auf  7  vermehrt  und  in  2  Sectionen 
getheilt    Gewöhnlich  aber  gab  es  bei  diesen  Tribunalen  nur  4  Rich- 


1)  Gesetz  yom  18.  März  1806. 

2}  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  219  o.  ff. 

3)  Riglemeot  yoed  11.  Juni  1809  und  20.  Februar  1810. 
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ter  mit  3  Sappleants  in  SUUlteo  mit  5000  Einwohnern ,  ond  3Kicbter 
mit  2  Sappleants  in  den  anderen.  Aas  den  Richtern  dieser  Tribunale 
worden  die  Jarydirectoren  der  Griminaltribnnale  gewählt  Der  erste 
Consnl  ernannt«  auf  3  Jahre  den  Präsidenten ,  and  im  Falle  der  Thei- 
lang  des  Tribunals  den  Vicepräsidenten.  Bei  jedem  Tribonal  be- 
stand ein  Commissar  des  Gouvernements,  der,  wie  schon  gesagt,  nor 
beim  Civilverfahren  eintrat  Bei  Tribanalen  mit  mehreren  Sectiooei 
hatte  er  für  das  Strafverfahren  einen  oder  zwei  Sabstitoten.  Er  vir 
der  eigentliche  Sicherheitsmagistrat  und  Chef  der  Jnstizpolizel  Bei 
jedem  Tribunal  war  ein  Greflfier»  vom  ersten  Consul  ernannt,  an^ 
stellt  und  eine  Zahl  Huissiers  und  Avoues,  wie  es  das  TriboDal  fär 
nöthig  hielt.  Zuerst  leisteten  alle  diese  Personen  den  Eid  der  Treue  vnr 
dem  Präfecten  oder  Unterpräfecten ,  sp&ter  aber  vor  dem  AppellaticD«- 
hof  des  Bezirkes').  Bin  besonderes  Gostum  zeichnete  alle  aas,  docl 
hatte  man  wenigstens  In  demselben  die  Auffälligkeiten  der  Mberea 
Jahre  abgeschafft  und  nur  die  schwarzseidenen  Talare  beibehaltai^^ 
Jeder  der  Richter  bezog  ein  Gehalt ,  in  Paris  nicht  mehr  als  3600  ?nsf% 
in  anderen  Städten  1500—2400  oder  gar  nur  1000—1200  Fran«. 
Diese  Verhältnisse  haben  sich  auch  heut  nicht  viel  v^bessert,  und  e« 
ist  kein  Wunder,  wenn  man  über  die  Bestechlichkeit  besonders  <kr 
Richter  dieser  Tribunale  klagt.  Davon  verloren  sie  noch  an  ihre  Sf- 
pleantes  einen  Theil,  im  Fall  sie  eben  deren  Stellvertretung  d^ 
hatten.  Der  Code  de  procedure  civile  brachte  in  dieser  Organisati* 
keine  Aenderung  hervor.  Ebensowenig  verminderten  die  öbri^n 
Die  Stellung  des  Gesetzbücher  die  Gompetenz  der  Gerichte').  Erst  das  Reglement  y<« 
PrEsidenten    30.  ^Ärz  1808,   welchcs  den  letzten  Artikel  der  Civilprocessordosi^ 

der  THbnoale    ,     _  .  .  ,.  ,.  .  ^      .  ■  *        j    -* 

erster  inetnns.  >n  Exocutiou  Setzte,  gab  eiuo  Vollständige  und  strenge  Genchtssordima^ 
besonders  für  diese  Tribunale  erster  Instanz.  Der  Präsident  eise« 
Tribunals,  bestimmte  das  Reglement,  kann  jeder  Section  pii5i<lire& 
Eide  wurden  nur  vor  der  Kammer  abgelegt,  in  welcher  der  PräsiM 
den  Vorsitz  führte;  desgleichen  wurden  nur  vor  dles«r  jene  Streii- 
sachen  verhandelt,  welche  allenfalls  das  Gouvernement,  die  G^nei^ 
den  und  öffentlichen  Anstalten  interessiren.  Alle  Geschäfte  ^nr^ 
vom  Präsidenten  an  die  Sectionen,  wie  er  es  fSr  gut  fand,  vertiieth. 
Der  Präsident  wurde  vom  Vicepräsidenten  in  seinen  besonderer 
Functionen,  in  den  Sitzungen  auch  von  einem  der  ältesten  Richter  w- 


1)  Deeret  yom  9.  August  1804  (24.  Thermidor  ui  XII.) 

2)  Arrdt^  ▼om  28.  December  1802  (2.  Nirdse  an  XL) 

3)  Code  de  comm.  Art.  640.    Code  d*hiftr.  orin.  Ari  128»  129,  M  1«^ 
Code  pönal  Art.  42,  808. 
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treten.  Die  Richter  einer  Section  worden  von  denen  der  anderen 
Sectionen  supplirt  und  nur  in  Ermangelung  dieser  durch  die  Sup- 
pleaots.  Wenn  auch  diese  fehlten,  konnte  ein  Advocat  und  in  Er- 
mangelung dessen  auch  ein  Avoue  xum  Gericht  zugezogen  werden. 
Die  Zahl  der  Sitzungen,  eben  so  wie  ihre  Dauer,  wurden  genau  bestimmt 
Jedes  Vers&umniss  musste  in  öffentlicher  Sitzung  gerechtfertigt  und  ent- 
schuldigt werden. 

Nachdem  durch  die  Auflösung  der  Criminaltribunale  die  Criminal-  Diosieiiiuigder 
Justiz  gar  kein  besonderes  Gericht  mehr  halte,  machte  man  die  IVi-  ei^eMnaums 
banale  erster  Instanz  in  den  Hauptorten  der  Assisenhöfe  des  Departe-  lo  deri 
ments,  wo  es  keine  kaiserlichen  Gerichtshöfe  gab ,  zu  gleicher  Zeit  zu  ^^'■°*°*'J''*^'- 
Appellatiotisgerichten  der  Correctionstribunale  des  Departements.  Diese 
Reorganisation  machte  eine  Vermehrung  der  Richter  dieser  Gerichte 
Döthig,  durch  welche  sie  bald  ein  besonderes  Uebei^ewicht  über  alle 
Tribunale  erster  Instanz  des  Departements  erhielten.  Die  Hauptorte 
der  kaiserlichen  Gerichtshöfe  waren  gewöhnlich  auch  jene  der  Depar- 
tements. Diese  Tribunale  nun  waren  Appellationsgerichte  in  Cassa- 
tionssachen  für  die  Tribunale  erster  Instanz  des  Departements  und 
selbst  für  jene  der  benachbarten  Departements,  welche  das  Gesetz 
aosdi-ficklich  au&ählte*).  Man  bildete  so  eine  grosse  Aehnlichkeit 
mit  der  alten  Institution  der  Parlamente  heraus,  indem  man  in 
einigen  hervorragenden  Gerichten  die  Giviljustiz  erster  Instanz  und  die 
Appellationsgerichtsbarkeit  in  Zuchtpolizeisachen  vereinigte  und  zugleich 
die  Anklagekammer  in  Criminalsachen  ans  ihnen  bildete,  auf  die  ich 
im  Folgenden  zurQckkommen  werde.  In  ersterer  Beziehung  unter- 
schieden sie  sich  nicht  von  den  Tribunalen  erster  Instanz.  In  zweiter 
Kicbtung,  als  Appellationsgericht  in  Zuchtpolizeisachen,  sollten  sie 
nur  mit  fünf  Richtern  erkennen  können.  Die  kaiserlichen  Procuratoren 
hatten  hier  jetzt  als  Ersatz  für  die  unter  dem  Kaiserreich  abgeschafften 
Sicherheitsmagistrate  einen  Substituten.  Desgleichen  wurden  in  dieser 
Richtung  auch  bei  den  andern  Gerichten  erster  Instanz  entsprechende 
Aenderungen  vorgenommen.  Bei  jenen  von  Paris  hatte  er  zwölf  Sub- 
stituten, bei  anderen  der  Richterzahl  nach  stärker  besetzten  Gerichten 
vier,  bei  jenen  zweiter  und  dritter  Klasse  zwei  und  bei  den  gewöhnlichen 
nur  einen  Substituten*).  Die  juges  auditeurs  und  conseillers  auditeurs 
bei  diesen  Gerichten^},  welche,  so  lange  sie  bestanden,  eine  eingrei- 
fende Thatigkeit  eigentlich  nur  bei  den  kleineren  Gerichten  hatten, 
worden,  wie  schon  erwähnt,  später  als  unpraktisch  aufgehoben.    Be- 


1)  Code  d'instr.  erim.  Art.  200. 

2)  Decret  vom  18.  Augast  1810. 
8)  Decret  vom  20.  April  1810. 


merkenswerth  ist  nur,  dass  mit  ihnen,  den  Suppleante  der  Richter 
und  einigen  Richtern  bei  einzelnen  fiberhäaften  Gericbteo  von  Zeit  iq 
Zeit  Aushulfskammern  errichtet  wurden,  welche  nach  Abwickeluiif 
der  Geschäfte  wieder  aufgelöst  wurden. 

nie  Fcrioii  der         Alle  'Frlbunale  hatten   eine   zweimonatliche    Ferienzeit,  nur  die 
Gcririito      Zuchtpolizeikaromern   bei   ihnen   blieben  in  beständigem  DieDst   Die 

^riihrena  diocor  Richtcr  vcrsahcn  während  der  Zeit  auch  den  Dienst  der  geschlosseo« 
z«J«  Kammern  abwechselnd  in  zwei  Sitzungen  jede  Woche.  Den  einielneii 
Richtern  und  den  kaiserlichen  Procuratoren  konnte  der  Piisideot 
auch  ausser  den  gesetzlichen  Ferien  einen  Urlaub  bis  zn  7  Ta£a 
gewähren.  Diese  Organisation  ist  heute  noch  in  Kraft  Sie  entliilt 
viel  treffliche  Neuerungen  gegenüber  den  früheren  Organisatio&eD. 
Aber  in  Betreff  des  Umfanges  ihrer  Competenz  wird  der  Maiis:el 
einer  durchgreifenden  Vorsicht  und  selbst  Gerechtigkeit  nicht  ti 
verkennen  sein. 
Kritik  der  ^^^  Ausschüessung  der  Appellation  in  gewissen  Fällen  ist  ü(\ft 

Tribnnaip  erster  <j|e  Garantie  'einer  schnellen  Justiz  und  zeigt  gerade  hier  ille  iä« 
Vortheile.  Selten  sind  die  französischen  Gerichte  erster  Instanz  ii 
Rückstände  vergraben.  Aber  um  eines  äusseren  Vortheiles  wilkt 
sollte  der  Gerechtigkeit  kein  Eintrag  geschehen.  Nun  aber  entscb» 
den  diese  Gerichte  nicht  nur  als  erste  Instanz  und  Appeliati<#^ 
instanz,  wie  auch  als  letzte  in  allen  Sachen  der  Friedas-  sA 
Handelsgerichte,  sondern  sie  entscheiden  auch  als  erste  und  idiH 
Instanz,  nur  mit  Znlässigkeit  der  Gassation,  als  Civilgericbt  M 
Sachen  bis  zu  1000  Francs.  Auch  im  ancien  R^me  waren  äi 
ihnen  gleichstehenden  Baillages  in  einzelnen  Fällen  Gerichte  letzM 
Instanz.  Aber  dies  beschränkte  sich  auf  Sachen  bis  böcbste« 
40  Francs.  Als  Zuchtpoliseigericht  ist  ihre  Competenz  ganz  enor» 
Sie  können  Strafen  bis  zu  5  Jahren  Kerker  verhängen,  und  k&QAü 
dies  mit  3  Richtern  und  einer  Stimmenmehrheit  und  ohne  Jiitt'>>! 
Welchen  Spielraum  hat  hier  die  Macht  und  Willkur  der  Regienu^j 
Daneben  hat  die  französische  Jurisprudenz  noch  entschieden,  ^ 
auch  der  Untersuchungsrichter  bei  dem  Urtheil  mitwirke*).  ^ 
gleich  das  Verbot  des  Gesetzes')  ein  Zug  weiser  Crimioaipotitft 
ist.  Die  gleiche  Lässigkeit  macht  sich  auch  bei  den  Gerichten  ^ 
Hauptorte  des  Departements  als  Appellationsgerichten  geltend.  ^Va^ 
rend  bei  Civilsachen  eine  Verdnigung  der  Kammern  oder  VennelirKal 
der  Richter,  wenn  es  fär  nöthig  erachtet  wird,  statthaben  kann.  Itf^ 


1)  Siehe  übrigeDfl  noch  Code  p^nal  Art  109,  114,  127,  184,  S09,  SOI. 

2)  Sirey,  Reo.  des  arrdts  XVII.  1.  83  nnd  2.  27T. 
8)  Code  d*instr.  crim.  Art.  257. 
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man  dies  in  Sachen  der  Zochtpolizei  gar  nicht  ffir  nöthig,  and  5 
Richter  entscheiden  in  allen  Fällen.  Die  persönliche  Freiheit  gilt  za 
wenig  in  Frankreich,  man  hält  sie  für  ein  leichtes  Gut  nnd  die 
Gerichtsorganisation  ist  zu  viel  von  diesem  Grundsatz  des  Absolutismus 
dorchdrungen. 


Die  Appellationstribunale  und  kaiserlichen 
Gerichtshöfe, 

Das  Gerichtsorganisations-Decret  vom  27.  Ventose  an  VIII.  setzte  Die  orgamM- 
als  ausschliessliche  Appellationsinstanz  27  besondere  Gerichtshöfe  mit  **^"  ^*'"  ^pp®** 
Gerichtsbeznrken  von  je  2  bis  4  Departements  ein.  Mit  dem  Gedan-  trtbnnai». 
ken,  diese  neuen  Gerichte  durch  die  Macht  der  Tradition  zugleich  zu 
befestigen,  wurden  sie  in  jenen  Orten  eingesetzt,  wo  vor  der  Revo- 
lotioo  die  Parlamente,  ihre  Vorläufer  und  Muster,  ihren  Sitz  hatten'). 
Vierzehn  dieser  Tribunale  mit  einer  Seelenzahl  von  weniger  als  1  Mil- 
lion bildeten  nur  eine  Section  mit  12  bis  14  Richtern.  Elf  hatten 
mehr  als  1  Million  Seelen  und  je  zwei  Sectionen  mit  30  Richtern* 
Paris  mit  3,  Rennes  mit  2|  Million  Seelen  bildeten  drei  Sectionen 
mit  33  und  31  Richtern.  Aus  der  Zahl  dieser  Richter  wurden  die 
Präsidenten  der  Criminaltribunale  des  Departements  gewählt  und 
vom  ersten  Consul  eingesetzt.  Die  Präsidenten  der  Appellations- 
gerichte selbst  und  die  Vicepräsidenten  der  Sectionen  wurden  auf 
3  Jahre  ernannt.  Mit  dem  kaiserlichen  Gouvernement  wurden  diese 
Mamen  in  die  eines  ersten  nnd  zweiten  Präsidenten  umgewandelt  und  die 
Ernennung  auf  Lebenszeit  ausgedehnt^).  Zu  gleicher  Zeit  nahmen 
die  Appellationsgerichte  den  wohlklingenderen  Namen  von  Höfen  an 
und  die  dabei  angestellten  Comroissare  des  Gouvernements  jenen  von 
kaiserlichen  Generalprocuratoren.  Dire  Competenz  war  eine  aus- 
schliesslich civile.  Bei  den  Gerichtshöfen  mit  mehreren  Sectionen 
hatten  sie  einen  oder  mehrere  Substituten.  Im  Falle  der  Verhinderung 
konnte  auch  ein  Richter  in  den  Dienst  des  Parquets  eintreten.  Der 
Greffier  wurde  gleichfalls  vom  Kaiser  ernannt,  ebenso  die  Huissiers 
und  Avoues  der  Gerichte,  diese  jedoch  auf  Präsentation  des  Gerichtes 
selbst.  Die  Tribunale  wurden  durch  den  Präfecten  eingesetzt,  welcher 
auch  das  Versprechen  der  Treue  entgegennahm ,  bis  unter  dem  Kaiser- 
reich dies  in  einen  Eid  der  Treue  umgewandelt  vnirde  und  die  ersten  Prä- 
sidenten für  die  Eidesabnahme  eingesetzt  wurden.     Das  Gostum   der 


1)  Hiver  a.  a.  O.  S.  609. 

2)  S^nat  cons.  off^an.  tom  18.  FlorM  an  XII. 


K«fonn«n  den 
Kai»<>rrclcbs. 
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Hitglieder  dieser  Gerichtshöfe  war  ein  besonders  aosgeieiclmetes  o&d 
mit  Sorgfalt  durch  die  Gesetze  bestimmt*).  Das  Gehalt  ward  oacfa  der 
Seelenzahl  des  Gerichtsbezirkes  bemessen  ond  wurde  mit  dem  Kaiser- 
reich bedeutend  erhöht  Die  Gompetenz  dieser  GerichtsbMe  entRckte 
sich  auf  Civil-  und  Griminalsachen.  In  erster  Richtong  und  bk 
Appellationstribunale  für  die  Tribunale  erster  Instanz  und  auch  der 
Handelsgerichte  ihrer  Bezirke  in  Sachen  von  1000  Francs.  In  zwot-r 
Richtung  sind  sie  Appellationsgerichte  für  die  Zuchlpoliseigenfbte. 
und  da  aus  ihnen  die  Assisenhöfe  hervorgehen,  Griminalgericbte erster 
und  letzter  Instanz.  Ich  komme  darauf  alsbald  zurück. 
Dl«  In  dieser  hier  nur  zu  betrachtenden  Ordnung  brachte  die  Schöpfiai 

der  Gesetzbücher  keine  Aenderung  hervor.  Nur  wurde  im  Laufe  da 
Zeit  die  innere  Ordnung  der  Tribunale  neu  bestimmt  und  besonder 
die  Stellung  der  Präsidenten  genauer  ausgedrückt  und  zu  einer  Bi 
deutung  emporgehoben,  deren  Weisheit  und  Gerechtigkeit  sicher  n 
bezweifeln  ist.  Sie  konnten  jeder  Kammer  des  Gerichtshofes  präsidiien  oi 
mussten  in  jeder  Kammer  wenigstens  einmal  im  Semester  den  Vorsi 
führen,  bis  im  Laufe  der  Zeit  bestimmt  wurde,  dass  sie  stets  der  eM 
Kammer  und  jeder  anderen  einmal  im  Jahre  präsidiren  sollten.  Sie  m 
theilten  die  Geschäfte  an  die  einzelnen  Kammern,  mit  Ausnahme  je^ 
die  den  Senat  selbst  berührten,  und  der  Cassationsgesuche,  welcki 
feierlicher  Sitzung  der  vereinigten  Kammern  entschieden  wurden.  ^ 
Zahl  der  Sitzungen  und  ihre  Dauer  wurden  gleichfalls  gesetzlich  Ml 
gesetzt,  und  jedes  Yersäumniss  musste  in  öffentlicher  Sitzui^  entiddi 
digt  werden.  Der  Präsident  hatte  das  Recht,  die  Vertheidigoi^  l 
schliessen,  wenn  die  Richter  sich  zur  Genüge  aufgeklärt  fanden^  \ 
seinen  ihm  allein  zugewiesenen  Geschäften  wurde  er  von  einem  nM 
ten  Präsidenten  supplirt,  in  den  Sitzungen  vom  ältesten  Richter.  A 
Jahre  sollte  jetzt  ein  Wechsel  der  Richter  in  den  einzelnen  Eamotf, 
vorgenommen  werden.  Die  Richter  hiessen  jetzt  Räthe  smner  l&j^| 
(conseillers  de  Sa  majeste)  und  die  Appelhitionshöfe  blos  kaiserl 
Höfe.  Die  Zahl  der  Richter  wurde  bedeutend  vermehrt  und  die 
serlichen  Höfe  allgemein  in  drei  Kammern  getheilt,  eine  Ci 
eine  Anklagekammer  und  eine  Kammer  der  Zuch^lizei.  Bei 
Höfen  mit  30  Richtern,  oder  wie  in  Rennes  mit  40  oder  Paris 
50  Richtern,  wurden  zwei  Givilkammem  eingeführt  Im  vorbefgehdi 
den  Abschnitt  habe  ich  schon  erwähnt,  dass  die  Kammer  fürZncU 
polizeisachen  nur  mit  5  Richtern  entschied.  Das  Protoeoll  wurde  ^ 
besonderem  Glanz  ausgerüstet.  Die  Generalprocuratoren,  wenn  siefl 
Vorträgen   in   den  Civil-  und  Correctionskammern  bestimmt  nx^ 


*)  ArrdUs  7om  2.  Pluvidse  an  IX«  and  2  Nivdse  u  XI. 
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Dahrnen  den  Titel  von  Generaladvocaten  an.  Es  gab  so  viele,  als  es 
Civilkammem  gab.  Für  die  Correctionskammer  war  nur  einer  be- 
stimmt. Der  Aelteste  unter  ihnen  führte  den  Titel  eines  ersten  Ge- 
neraladvocaten. Sie  hatten  2,  3  und  6  Substituten,  je  nach  der  Aus- 
dehnung des  Bezirks.  Wenn  sie  zu  den  Assisen  oder  Specialtribunalen 
abgeordnet  wurden,  fährten  sie  den  Namen  von  Griminalprocuratoren  0* 
Auch  bei  diesen  Gerichtshöfen  konnten  im  Falle  der  GeschftftsQbw» 
h&afung  ausserordentliche  Kammern  errichtet  werden.  Ffir  die  Zeit 
der  Gerichtsferien  leitete  eine  besondere  Ferienkammer  mit  wöchent- 
lich zwei  Sitzungen  die  Gerichtsdienste. 


W^le  Jknl&lai^ejttry  und  C^imlnaltrlbanale« 

Anklagekammer  und  AssisenhOfe. 

Bei  Betrachtung  des  Juryrechtes  habe  ich  schon  darauf  hingewie-  di«  a«Mhfr9i^ 
Ben,  wie  mit  dem  Regime  Napoleon's  das  ganze  Institut  bezweifelt 
worden,  und  dass  es  überhaupt  seine  Erhaltung,  wenn  auch  in  ganz 
verstümmeltem  Zustande,  nur  den  Bemfihnngen  Treilhard*s  verdankte^ 
Wesentliche  Veränderungen  aber  mussten  durch  die  Abneigung  des 
Gouvernements  gegen  dieses  Institut  dennoch  eraeugt  werden.  Sie 
kehrten  sich  zuerst  gegen  das  Institut  der  Anklagejury.  Ich  habe 
früher  gezeigt,  dass  das  Institut  derselben  dem  englischen  gleicher 
Art  nachgebildet  worden,  ohne  dass  man  dasselbe  verstanden  und 
dass  es  in  der  ganzen  Justizorganisation,  auch  vor  Napoleon, 
eine  Ausnahmestellung  eingenommen.  Es  entsprach  auch  niemals 
seiner  Bestinmiung.  Einem  richterlichen  Beamten  gab  es  eine  unbe- 
grenzte Gewalt  und  erhärtete  nur  seine  Entschlüsse,  seine  Darstellung, 
die  daneben  ohne  jede  Controlle  und  fast  auch  ohne  streng  rechtliche 
Ordnung  war.  Der  Ausspruch  dieser  Jury  war  ein  Urtheil,  ehe  noch 
das  Verbrechen  gerichtet,  der  Verdächtige  war  demselben  unterwor- 
fen, in  Ehre  und  Freiheit  hingegeben  ohne  ein  Rechtsmittel  gegen 
Täuschung  und  Verläumdung.  Napoleon  versuchte  zuerst  das  Institut 
zu  reformiren.  Er  schaffte  zuerst  das  mündliche  Vernehmen  der  Zeu- 
gen ab  und  liess  der  Jury  nur  ein  Recht  der  Einsicht  und  Bestimmung 
aller  schriftlichen  Beweisstücke«  Zugleich  sollte  der  Verdächtige  vor 
der  Jury  ebenso»  wie  der  Ankläger  erscheinen  und  durch  gleiche  Reckte 
diesem  ein  Gegengewicht  bietra  können  *).    Freilich  hatten  die  Oeg- 


1)  Deeret  yom  80.  April  1810,  6.  Jali  1816  und  80.  Märt  1808. 
t)  Gesets  vom  97.  Januar  1801  (7.  Plavldse  an  IX.) 
Rltlittr.   8t«*ta-  aud  QeNllaobaftareeht.  II*  20 
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Der  dieses  Gesetzes  Recht  zu  behaupten,  dass  man  dadurch  dk  Jnrf 
noch  mehr  der  Willkur  des  Jurydirectors  unterwerfe,  indem  dieser  ji 
vorlegen  könne,  was  er  und  er  allein  für  geeignet  hielt  Bei  dem 
früheren  Verfahren  aber  sah  man  die  Anklagejary  des  ArroodissemeDts 
wieder  allzu  oft  den  Familienbeziehnngen  unterliegen,  wenn  solclke 
wie  möglich,  zwischen  ihr,  den  Zeugen  oder  Angeklagten  vorhandet 
Immer  aber  zog  die  Verhandlung  ober  die  Anklage  nothwendig  ei» 
Entscheidong  nicht  blos  über  das  Vorhandensein  der  Thatsadie,  so» 
dem  auch  des  Rechts  nach  sich,  unter  welchem  man  eben  die  Ad^ 
klage  erheben  sollte.  Diese  Zweifel  zu  lösen,  hätte  nur  eine  voUi 
Neugestaltung  schaffen  können.  Eine  solche  aber  auf  freien  Rechts 
Sätzen  au^Eubauen,  dazu  war  das  Gouvernement  schon  zn  absolQt 
und  die  damit  erzielte  Unabhängigkeit  musste  der  Regierung  ebeo'i 
entgegengesetzt  sein,  als  es  die  Unsicherheit  der  bestehenden  Verhiltoissi 
der  persönlichen  Freiheit  war.  Man  beachtet  den  Geist  der  Regierung  ii 
Frankreich  niemals,  wenn  man  die  Geschichte  der  Anklagejury  betmcb 
tet,  verkennt  sie  unbedingt,  weil  sie  in  das  Geffige  nicht  passte,  dk 
man  vergisst,  dass  sie  eben  deshalb  nicht  passte,  weil  sie  scblecb 
organisirt  war  und  dennoch  der  Willkür  des  Gouvernements  w'M 
strebte.  Jede  absolute  Regierung  wird  zumeist  bemüht  sein,  iliT«9 
Willen  in  der  Criminalgerichtsbarkeit  einen  grossen  Spielraum  zu  vai 
schaffen.  Aber  seine  Absicht  verheimlichend  und  nur  anf  die  l»^ 
Sicherheit  und  Unvollkommenheit  des  Instituts  gestutzt,  ergrif  «ia 
napoleonische  Gouvernement  das  nädiste  Mittel.  Es  löste  die  Ankia^ 
Jury  auf.  Ich  habe  schon  geieigt,  mit  welcher  souveränen  Gewalt  ii 
die  Stelle  des  Jurydirectors  der  Untersuchungsrichter  und  der  Staatsw 
walt  trat  Ich  habe  noch  zu  zeigen,  wie  die  an  die  Stelle  der  Jorl 
tretende  Anklagekammer  organisirt  wurde.  Sie  besteht  heute  noch  ü 
gleieher  Form. 

DU  AnkiAf«.  Eine  in  den  kaiserlichen  Gerichtshöfen  gebildete  besondere  »Chambr 

des  mises  en  aocusation^  bildete  jetzt  die  erste  Stafe  der  Gnnui^ 
gerichtsbarkeit  Die  Stellung  der  Richter  dieser  GerichtshGfe,  ^ 
Unabhängigkeit  derselben  von  jenen  Umständen,  weldie  die  Anklaf«- 
Jury  stets  beeiiAussen  konnten,  sicherten  ihrer  Entscheidung  eiix 
gewisse  Freiheit  Um  aber  mit  dieser  doch  die  Th&tigkeit  der  da 
Verbrechen  tonächst  stehenden  Behörden  und  so  die  Localkenotnisi 
zu  verbinden,  gab  man  den  Tribunalen  der  ersten  Instanz  am  Ort  der 
That  dm  Recht,  Aber  die  vorläufige  Gefangennahme  des  Thäteo  oder 
Verdächtigen  zu  berathen  und  zu  entscheiden.  Die  VerhaadhiB^ 
der  Anklagekammer  sollten  geheim  sein.  Der  Generalprocurator  legte 
Bericht  fiber  die  Thatsachen  vor,  der  Greffier  fibergab  die  Acteo  ^ 
Voruntersuchung.    Binnen  3  Tagen  musste  die  Kammer  snr  Entscbei- 


kunntrti« 
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dang  gelangen,  ohne  den  Process  unterbrechen  zu  dürfen  oder  in  die- 
ser Zeit  mit  Jemand  in  Verkehr  zu  treten.  Niemand,  weder  der 
Zeuge,  noch  der  Verdächtige,  noch  das  ministere  public  oder  die  Civil- 
partei  erschien  persönlich  vor  der  Kammer.  Sie  konnte  dagegen  stets 
neue  Informationen  begehren  und  neue  Beweisstucke  beibringen.  War 
die  Voruntersuchung  schlecht,  so  konnte  sie  die  Freilassung  des  Ver- 
dächtigen veranlassen  und  eine  neue  Untersuchung  einleiten,  oder  im 
entgegengesetzten  Falle  den  Angeklagten  vor  die  Polizei  oder  daa 
Zuchtpolizeigericht  und  nach  stattgegebener  Anklage  vor  die  Assisen 
senden.  Bei  besonders  schweren  Fällen  konnte  der  Generalprocurator 
eine  Vereinigung  der  Anklagekammer  mit  jener  der  Appellation  in 
Zachtpolizeisachen  verlangen.  Der  Recurs  um  Cassation  gegen  die 
Entscheidung  der  Ueberweisung  des  Verdächtigen  vor  die  Assisen  war 
zulässig,  doch  nur  in  den  drei  Fällen,  wenn  sie  geschah  bei  einem 
nicht  qualificirten  Verbrechen,  wenn  das  ministere  public  nicht  gehört 
oder  der  Anklagebeschluss  nicht  von  der  gesetzlich  bestimmten  Richter- 
zahl gefällt  worden  war.  Nach  dem  Beschluss  der  Anklagekammer 
hatte  der  Generalprocurator  die  Anklageacte  zu  redigiren  und  zwar 
nach  den  Bestimmungen  des  von  der  Kammer  erhobenen  Anklage- 
beschlusses '). 

Für  die  Griminalverbrechen  nun  hatte  die  Constitution  des  Jah-  d>«  Oriaiud. 
res  Vni.  und  das  Gerichtsorganisations-Decret*)  die  Departements-  AidamMib. 
Criminaltribunale  noch  erhalten,  obgleich  sie  eigentlich  in  der  neuen 
Justizorganisation  sehr  vereinsamt  erschienen.  Aus  den  Appellations- 
Tribunalsrichtern  wurde  auf  je  zwei  Jahre  der  Präsident  dieser  Cri- 
minaltribunale vom  ersten  Consul  ernannt.  Er  ernannte  auch  die 
beiden  Richter,  den  Gouvemementscommissar  und  den  öffentlichen 
Ankläger,  welche  das  Criminaltribunal  bildeten.  Mit  dem  lebensläng- 
lichen Consulat  und  der  Anbahnung  des  Kaiserreichs  wurde  dieser 
Name  in  den  der  Criminalgerichtshöfe  umgewandelt,  wie  jener  des 
Commissars  und  öffentlichen  Anklägers  in  den  eines  kaiserlichen  Ge- 
neralprocurators.  Die  Präsidenten  wurden  auf  Lebenszeit  eingesetzt'}. 
Die  Competenz  dieser  Gerichtshöfe  erstreckte  sich  auf  alle  Griminal- 
sachen  und  die  Appellationen  der  Tribunale  erster  Instanz  als  Zucht- 
polizeigerichte. Die  neuen  Gesetzbücher  brachten  [auch  hier  die  tief- 
eioschneidendsten  Reformen.  Die  Criminaljustiz  sollte  durch  Assisen- 
hofe  verwaltet  werden.    Diese  wurden  durch  eine  Commission '  von 


1)  Code  d^instr.  erim.  Art  217  u.  ff.  250  and  299.    Decret  vom  20.  April 
1810  and  6.  Jnli  1810. 

2)  Getete  vom  27.  Ventdse  an  VIU.  Tit  10. 
S)  S^nat,  cons.  oigan.  vom  28.  Flor^al  an  XII. 
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fünf  Richtern  des  kaiserlichen  Gerichtshofes   oder  der  Tribanale  der 
Hauptorte  der  Departements  gebildet.    Ein  kaiserlich^-  Rath  war  iu 
beiden  Fällen  Präsident,  doch  stets  nur  für  ein  Tnme&ter.    Die  Assi- 
sen tagten  gewChulich  im  Hauptorte  des  Departements,  doch  konntt: 
der  kaiserliche  Gerichtshof  auf  Antrag  des  Generalprocurators  in  vol- 
ler Versammlung  auch  einen  andern  Ort  als  Gerichtsort  bestimmeD. 
Alle  3  Monate  sollte  der  Assisenhof  zusammentreten.    Ausserordentrick 
Sitzungen  konnten  nur  im  Fall   der  Moth  einberufen   werden.   Eiiu 
Ordonnanz  des  ersten  Präsidenten  des  kaiserlichen  Hofes  bestimmte  ik 
Eröffnung  jeder  Session.    Der  Präsident  des  Assisenhofes  wurde  vom 
Grand  juge  ernannt,  die  Richter  desselben  von  ihm  oder  dem  Prä^i 
deuten.    In  jenen  Departements,  welche  keine  kaiserlichen  Höfe  hat- 
ten, wurden  die  Richter  von  dem  Präsidenten  und  den  ältesten  Richteni 
des  Tribnnals  erster  Instanz  ernannt.    In   solchen  Fällen   konnte  der 
kaiserliche  Hof,  wenn  er  es  für  nöthig  hielt,  einige  Räthe  zur  Assi;»teu' 
des  Präsidenten  beifügen.    Auch  diese   wurden  vom  Grand  juge  oder 
Präsidenten  ernannt.  Ein  Substitut  des  Generalprocurators  des  kaistt- 
liehen  Hofes  erfüllte  die  Functionen   des  nüuistere  public    unter  deiu 
Titel   eines  kaiserlichen   Criminalprocurators.     Desgleichen    war  dt^ 
Greffier  des  kaiserlichen  Hofes  auch  Greffier  desCriminalassisenhofes'). 
Die  Würde  dieser  Assisen  wurde  durch  besondere  Auszeichnungen  uo^ 
durch  ein    weites  Ceremoniel  umgeben   und   für  die  Bestreitung  tki 
Kosten  derselben  dem  Präsidenten  eine  besondere  Gehaltszulage  er- 
theilt*).    Die  Procedur  und  Formen  der  Debatte  waren  gleich  jeaeL 
der   alten  Criminaltribauale   und   den    Bestimmungen    des   Code  ^^ 
delits  et  des  peines  an  IV.    Nur  die  Uilheilsjury  wurde  reformirt  aß<i 
so,   dass  die  meisten  französischen  Rechtsgelehrten   in    ihr  nur  eise 
»partie  honteuse^'  der  ganzen  französischen  Criminaljustiz  erkennen. 

Seit  dem  Gonsulat  war  die  Bildung  der  Juryliste  an  den  Praefect 
übergegangen,  der  überhaupt  in  die  Functionen  der  alten  Departe- 
mentsdu-ectoren  eintrat.  Er  hatte  die  Anklagejury  aas  den  G« 
meindelisten ,  die  Urtheilsjury  aus  jenen  der  Departementsnotabein  xq 
bilden.  Die  Friedensrichter  und  Sousprefets  wirkten  dabei,  wie  schoi 
bei  Betrachtung  des  Juryrechts  erwähnt,  mit").  Mau  wollte  die  Bil- 
dung jener  Macht,  welche  über  Leben  und  Ehre  entschied,  nicht  einem 
einzigen  Beamten  vertrauen,  sondern  dem  Urtheil  mehrerer.  Alle 
aber  waren  abhängig  vom  Gouvernement,  alle  Yerwaltangsbearnttr. 
Man  umschleierte  das  Princip,  man  änderte  es  dadarch  nicht,    üoter 


1)  Code  d*iDstr.  crim.  Art  261  u.  ff. 

2)  Decret  vom  6.  Juli  1810  und  vom  80.  Januar  und  27.  Febmar  1811. 
3}  Decret  vom  28.  Pluvldse  an  VIII.  and  6.  Germinal  an  VIIL 
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dem  kaiserlichen  GouverDement  Hess  man  auch  die  Umschleierung 
fallen  und  übergab  dem  Praefect  das  Recht,  aus  den  höchst  besteuerten 
Wählern  die  Liste  der  Jury  mit  60  ihm  als  geeignet  erscheinenden 
Männern  zu  besetzen,  welche  der  President  des  kaiserlichen  Hofes  auf 
30  reducirte,  aus  denen  dann  durch  das  Loos  vor  der  Verhandlung 
des  Processes  die  Crtheilsjury  gebildet  wurde.  Der  Angeklagte  und 
der  öffentliche  Ankläger  konnten  12  Recusationen  vornehmen.  Zwölf 
Geschworne  bildeten  die  endliche  Jury.  Mit  Recht  nennt  die  fran- 
zösische Jurysprudenz  allgemein  diese  die  zwölf  Commissäre  des  Gou- 
vernemeuts,  denn  von  einer  Freiheit  und  Unabhängigkeit  kann  bei 
solcher  Entwicklung  keine  Rede  sein.  Für  ihre  Thätigkeit  wurde  die 
vom  Strafgesetzbuch  des  Jahres  IV.  eingeführte  specialisirende  Frage- 
stellang  abgeschafft  und  den  Geschwornen  in  einer  weitgedehnten,  ganz 
allgemein  gehaltenen  Formel  nur  die  Schuldfrage  vorgelegt,  die  schon 
in  der  Anklageacte  des  Staatsanwalts  vorlag.  Sie  lautete  immer:  Ist 
der  Angeklagte  schuldig,  den  Mord,  den  Diebstahl  oder  dies  oder  jenes 
Verbrechen  mit  allen  jenen  in  der  Anklageacte  enthaltenen  Umständen 
vollbracht  zu  haben?  Nur  wenn  in  der  Anklage  besondere  ersohwerende 
Umstände  nicht  ausgedrückt  waren,  konnte  der  Gerichtspräsident  dar- 
öber  eine  besondere  Frage  den  Geschwornen  vorlegen.  Im  Fall  der 
Angeklagte  weniger  als  16  Jahre  zählte,  konnte  er  die  Frage  hinzu- 
fügen, ob  der  Angeklagte  mit  Ueberlegung  gehandelt,  und  wenn  eine 
Thatsache  zur  Entschuldigung  vorlag,  die  als  solche  auch  das  Gesetz 
anerkannte,  konnte  er  fragen:  ob  diese  sicher  seil  Der  Urtheilsspruch 
über  diese  Procedur  ist  längst  gefällt  und  längst  verdammt  Ich 
brauche  sie  nicht  noch  besonders  zu  richten.  Die  Ungerechtigkeit 
in  derselben  gegen  den  Angeklagten,  der  Gewissenszwang,  welchen 
diese  allgemeinen  Formeln  der  Jury  auflegen,  liegt  klar  in  der  Be- 
schreibung der  Thatsachen. 

Nach  Berathung  der  Jury  gab  dieselbe  vor  einem  Richter  ihre  DieAbfUmmant 
Stimmen  ab,  in  doppelter  Form  durch  Kugelung  und  Protocoll,  um  Geiehw^rn« 
die  Sicherheit  nicht  zu  vernachlässigen.  Im  Fall  eine  einfache  Majo- 
rität den  Angeklagten  für  schuldig  erklärt,  stimmen  die  Richter  erst 
über  die  gleichen  Fmgen,  und  wenn  die  Anschauung  der  Minorität  der 
Jury  von  der  Majorität  der  Richter  adoptirt  und  diese  zusammenge- 
zählt die  Majorilät  der  Jury  und  Minorität  der  Richter  übersteigt,  hat 
das  dem  Angeklagten  günstige  Urtheil  zu  gelten.  Entscheiden  ab«r 
die  Richter,  dass  die  Jury  sich  getäuscht  habe,  so  wird  ihr  Urtheilsspruch 
aufgehoben  und  die  Sache  zur  nächsten  Session  vertagt.  Wenn  nun 
anch  diese  Art  der  Urtheilsfällung  eine  Reform  der  Gesetzgebung  der 
Constituante  sein  mag,  welche  im  Fall  der  Unentschiedenheit  der  Jury 
drei  Stellvertreter  derselben  zur  Abstimmung  zwang,  so  wird  man  sie  doch 
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keineswegs  eine  Reform  im  Sinne  der  Gerechtigkeit  nennen  können, 
oder  gar  des  Institutes  der  Geschwornen  und  seiner  Bestimmung,  üa^ 
man  in  Frankreich  die  englische  Form  der  Stimmeneinheit  beim  Jury- 
urtheil  verwirft,  muss  stets  auf  die  höchst  erbärmliche  Fragestellung 
zurückgeführt  werden.    Wenn  man  sie  aber  verdammt,  io  Betracht 
dass  durch  dieselbe  eine  Anfeindung  der  Geschwornen  mOgUch  ist^  h 
man  dann  ihr  Urtheil  kennen  würde,  so  ist  dies  ein  Zeugniss  eines  sehr 
bedauerlichen  Sittenzustandes,  das  freilich  ein  französischer  Juiist  g^ 
radezu  bestätigt,  indem  er  sagt,  dass  die  Franzosen  noch  nicht  reif  sind, 
die  Gerechtigkeit  so  anzuerkennen.    Aber  er  fugt  die  ernsten  loit« 
hinzu:    „Wir  bedürfen,  dass  man  uns  lehre  Bürger  zu  sein,  dass  unsere 
Gesetze  uns  zwingen,  es  zu  werden,  dass  man  uns  Börgermuth  eiufiös«. 
der  uns  noch  fehlt  und  uns  mit  der  Pflicht  der  Verantwortung  bekannt 
mache.    Dadurch  allein  können  die  Neuerungen  sich  in  uns  verbinden, 
die  Körper  sich  erhalten  und  vertheidigen  und  Achtung  verschaffen').* 
Sollte  die  Zeit  noch  immer  nicht  gekommen  sein?    Fast  möchte  mia 
es  glauben.   Denn  die  Reformen  des  Jahres  1830  entsprechen  so  wem;; 
den  Airforderungen  der  Gerechtigkeit,  ah  die  Zustände  von  heute 'r 

Der  Cassationshof. 
Di«  SMiiuag  Die  Institution  des  Cassationdiofes  hatte  alle  Stürme  der  ReToi^. 

CMMOioBdiofe».  ^^^  überdauert,  ohne  auch  nur  im  Geringsten  in  ihrer  ersten  Orgaß- 
sation  durch  die  Constituante  beeinflusst  zu  werden.  Es  war  e\M  ^ 
Institut,  das  dem  Staatsgeiste  Frankreichs  so  glänzend  entsprarh.  wie 
kein  zweites,  dem  Geiste  der  Einheit,  Gleichheit,  der  Gentralisatio 
Auch  noch  Napoleon  anerkannte  es  und  brachte  nur  die  Bildung  die^ 
Gerichts  mit  dem  neuen  System  der  Wahfarechte  und  dem  späteren  der 
Ernennung  in  Uebereinstimmung.  Er  fixirte  die  Zahl  der  Cassatioos- 
richter  auf  48  und  übergab  die  Ernennung  derselben  dem  Senat. 
Dieser  voHzog  sie  zuerst  aus  der  Liste  nationale  und  später  aus  do^ 
Liste  von  drei  Candidaten,  welche  der  erste  Consul  ihm  präsent 
Das  Tribunal  blieb  in  3  Sectionen  getheilt  und  konnte  in  jeder  Sectioo 
nur  mit  1 1  Mftgliedem  ein  Urtheil  ÜÜlen,  nicht  wie  früher  schon  mit  ^ 
Das  ganze  Tribunal  und  jede  Section  wähhe  seine  Präsidesteo  aof  j« 
3  Jahre  ').  Mit  dem  Kaiserreich  ging  die  Ernennung  der  Praädente&. 
wie  i^ler  Gassationsrichter,  an  den  Kaiser  ober,  der  sie  cof  Lebeimt 
einsetzte.    Das  Cassationstribnnal  nahm  den  Titel  Gassationshof,  ^ 


1)  Cotta:  De  i'administration  de  I«  juslice  criminelle  en  Jüifkterrf  «( ^^ 
Veiprit  du  guUTtTuement. 

3)  Hiirer  a.  a.  (>,  Liv.  V, 

3)  üwseU  Tüiti  ft.  TintAse  an  ^Ul.  Tit  VI. 
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PräsideDt  desselben  den  eines  ersten  Präsidenten  an  und  der  Com- 
missar  des  Gouvernements  wurde  kaiserlicher  Criminalprocnrator  ge- 
nannt*). Das  Costüm  dieser  Richter  war  ein  besonders  ausgezeichne- 
tes*) und  der  Gehalt  ein  der  hohen  Stellung  reich  entsprechender*). 
Bei  dem  Gassationshof  wurden,  wie  schon  erwähnt,  besondere  Avoues 
angestellt,  welche  die  Functionen  der  alten  Advocats  du  conseil  d'etat 
ausübten*).  Nach  dem  Organisationsdecret  der  Rechtsschulen  er- 
hielten sie  auch  ihre  Namen  als  Advocaten  zurück.  Keine  besondere 
Bedingungen  sind  ffir  sie  vorgeschrieben,  als  die  eines  günstigen  Zeug- 
nisses des  Gassationshofes  selbst,  welches  heute  noch  erfordert  wird*). 
Dass  gerade  diese  Advocaten  durch  eine  besondere  Kenntniss  des 
öffentlichen  Rechts  sich  auszeichnen  mussten,  li^  in  der  Natur  des 
Institus*).  Hervorragende  Namen  glänzten  stets  in  diesem  Richterkreis, 
and  auch  die  erste  Eniennung  des  Jahres  VIII.  vereinte  in  ihm  die 
gr(yssten  Rechtskenner  Frankreichs,  deren  Namen  während  der  Revo- 
lution stets  mit  den  bedeutendsten  Gesetzgebungsacten  verbunden  waren. 
Ich  nenne  nur  Target,  TVonchet,  Gonpil-Prefeln,  Henrion  de  Pansey, 
Coifinhal,  Delacoste  u.  a.  m. 

Nor  zur  Erinnerung,  um  das  Bäd  der  gesammten  napoleonischen    ^^  ^^^^^^ 
Jastizoiganisation  vollständig  zu  machen^  erwähne  ich  noch  den  kaiser-    oeHohtaiioi: 
liehen  Gerichtshof.    Ich  habe  seine  Organisation  schon  bei  der  Dar- 
stellung der  Constitution  des  Kaiserreichs  erörtert.    Er  war  dn  Ans- 
oahmegericht  der  höchsten  Art,  aber  kam  in  dieser  Stellung  doch  nie 
ZQ  einer  Thätigkeit 

Die  Ausnahmegerichte. 
Die  Constitution  des  Jahres  VIU.  gab  dem  Gouvernement  das    DtoStoiiiu« 


Recht,  dieselbe  in  den  Theilen  des  Reichs  anzuheben,  wo  besondere  geHehtt! 
Umstände  es  nöthig  machen  würden.  Von  diesem  Recht  des  Gouverne- 
ments ausgehend ,  erklärte  Portalis,  als  er  das  Gesetz  über  die  Ans- 
nahmegerichte  einbrachte,  vor  dem  Tribunat*):  ,,In  constitutionellen 
Gesetzen  und  allen  jenen,  die  erlauben  und  autorisiren,  hat  man  das 
Recht,  von  dem  Hehr  auf  das  Weniger  zu  schliessen,  wie  in  jenen 
Gesetzen,  die  verbieten,  von  dem  Weniger  auf  das  Hehr,  voran^esetzt, 
dass  es  sich  stets  um  Gegenstände  derselben  Art  und  Natur  handle.'' 


1)  SdoJitiiseonsult  vom  16.  Thennidor  an  X.  und  18.  FlorM  an  XII. 

2)  Arrttä  vom  23.  December  1800  (2.  Nivöse  an  XI). 

3)  Oecret  vom  18—20.  Juli  1804  (27—29.  Hessidor  an  XII.) 

4)  Gesets  vom  27.  Ventöse  an  VIII. 

6)  Gesets  vom  27.  Ventdse  an  VIIL  Art  98. 

6)  Dallos:  R^p.  Bd.  V.  8.  586. 

7)  Sitsong  vom  6.  Pluvidse  an  IX.  Monit  Bd.  XXI.  8.  679« 


Mit  diesem  rechtlich  gewiss  an  bestreitbaren  Satz  äbergab  er  das  Gesetx 
vom  18.  Pluviose  an  IX.  über  die  ausserordentlichen  Crimiualgehchte. 
Weiter  aber  fögte   er  hinzu,   als  die  Opposition   des  TVibunats  skk 
dagegen  erhob,  „dass  man  sich  glücklich  preisen  kOnne,  dass  das  Goo- 
vemeroent  keinen  weiteren  Gebrauch  seiner  Rechte  mache  and  das 
man  die  Mässigung  desselben  bewundem   möge.    Desgleichen  m^ 
man  bedenken,  dass  strenge  Gesetze  für  die  Guten   niemals  stOreod, 
für  die  Schlechten  aber  auch  die  strengsten  noch  zu  gut  seien."   D» 
waren  nun  freilich  Grundsätze,   die  dem  unrecht  stets  zum  Vort^aod 
dienen,  der  Ungerechtigkeit  aber  doch  nie  einen  anderen  Gebalt  gelten 
werden,  als  den,  den  sie  eben  selbst  hat.    Freilich  trieben  sich  im  Lande 
noch  die  letzten  Reste  der  durch  die  Revolution  geschaffeueD  Partei« 
herum,  theils  aus  politischer  Leidenschaft,  theils  aus  Raub-  und  Mord^ 
sucht  plündernd  und  sengend,  wie  die  Compagnie  de  Jesus,  die  Chonafisj 
und  Chauffeurs,  welche  Ausnabmegerichte  el-en  auch  nöthig  machte«». 
compcteni  gg  sollten   nun  alle  Verbrechen   der  Vagabunden,    beimathlo**^ 

*\erid»t«"*  Leute,  Diebstahl,  Raub  und  Plünderung,  auf  den  Heerstrassen  mii 
zwei  oder  mehreren  bewaffneten  Personen  geübt,  das  Verbrechen  M 
Geldf&lschung,  Brandstiftung,  listigen  Werbung,  des  Mordes,  der  aitfi 
rfihrerischen  Zusammenrottung,  der  Rebellion  und  Gontrebande,  oi 
bewaffneter  Hand  geübt,  durch  besondere  Gerichte,  das  Verbrefb?i 
des  beabsichtigten  Mordes  in  Concurrenz  mit  den  gewöhnlichen  <> 
richten  gerichtet  werden*).  Die  Gerichte  sollten  gebildet  werdet 
durch  einen  Präsidenten  und  zwei  Richter  der  Criminaltribnnale,  drc^ 
Militärs  im  Range  der  Hauptleute,  um,  wie  Portalis  sagte,  dem  Gtri  b^ 
Muth  und  Ansehen  zu  geben,  zwei  Bürger,  welche  die  Richter  al^ 
Beisitzer  berufen,  einen  Commissar  des  Gouvernements  und  tii^A 
Greffier.  Alle  werden  vom  ersten  Consul  bezeichnet.  Sie  können  s^ 
in  gleicher  Zahl  zu  sechs  oder  zu  acht  richten.  Sie  nehmen  die  Inf^r 
mation  der  Entscheidung  über  ihre  Competenz  selbst  vor,  welche  Bnt 
Scheidung  jedoch  einer  Revision  durch  den  Cassationshof  nnterworfei 
werden  kann.  Gegen  das  Urthoil  ist  kein  Rechtsmittel  znlässig,  docl 
darf  dieses  nicht  eher  vollzogen  werden,  ehe  das  CassationstribuDi 
nicht  die  angesuchte  Competenzrevision  entschieden.  Die  Jury  h 
ausgeschlossen  *).  Gegen  jede  dieser  Bestimmungen  musste  sich  de 
Rechtsinn  der  Opposition  des  Tribunats  empören.  Daonou  eifarti 
gegen  die  Vereinigung  aller  Gerichtsfunctionen  in  denselben  Persoo^a 
^Sie  setzen  die  Anklage  fest,  erkennen  über  das  Delict,  urtheilen  as( 
wenden  die  Strafe  an.    Das  ist  keine  constitutionelle  Ordnung.*  —  »Di^ 


1)  Gesets  Tom  18.  Plavidse  an  IX.  Tit  IL 
S)  GeselB  vom  18.  Pluriftse  an  IX«  Tit  1. 
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JastU  ist  soaver&D,"  rief  ChacaU  »ohne  Appellation,  ohne  Recurs,  sie 
riehtet  unwiderruflich  über  Leben  und  Tod.  Das  Ui-theiU  das  sie  aas- 
spricht, soll  wie  der  Blitz  treffen,  ist  durch  eine  unvenseihliche  Nach- 
lässigkeit keinen  strengen  Formen,  keiner  Signatur,  keiner  Erklärung 
der  Motive  unterworfen/'  —  »Von  eioem  Beamten  also  hängt  es  ab,*" 
sagte  Benjamin  Constant,  „zu  entscheiden,  ob  ein  Bürger  seines  Rechtes 
Torlostig  sei,  von  den  gewöhnlichen  Gerichten  und  Geachwomen  ge- 
richtet SU  werden.  Dass  diese  Richter  ihre  Competenz  prüfen,  ist  ohne 
Sinn,  denn  was  kann  dies  bei  einem  ausserordentlichen  Gerichte  aütiea, 
das  nach  Willkür  ernannt  und  entsetzt  werden  kann.  • .  Aber  man  hat 
gesagt,  dass  die  Constitution  nur  allgemeine  Regeln  enthalte  und  ihren 
schützenden  Geist  in  sich  selber  trage,  welcher  ihr  erlaubt,  zu  ihrer 
eigenen  Erhaltung  die  einzelnen  Bestimmungen  von  Zeit  zu  Zeit  ausser 
Kraft  zu  setzen.  Diese  Sprache  ist  nicht  neu.  Jede  Gesetzgebung, 
die  uns  vorheipng,  giebt  ähnliche  Beispiele.  Alle  Tage  hörte  man, 
dass  man  die  Constitution  durch  die  Constitution  tödte,  und  dass  es 
Döthig  ist,  über  sie  hinaus  zu  gehen,  um  sie  zu  vertheidigen.  So 
motivirt  man  alle  ausserordentlichen  Gesetze,  deren  Resultat  stets  so 
traurig  ist"  Aber  die  Zeit,  in  der  solche  Sprache  noch  Gehör  fand, 
war  vorbei.  »Fordert  die  Nation  von  uns,'*  rief  Delpierre,  »Abstrationen 
oder  Ruhe?  Ein  allgemeines  Echo  sagt:  Ruhe.^  Dnd  selbst  Portalis 
bekannte  sich  zu  dem  jesuitischen  Grundsatz:  »Das  Bedürfniss  aner- 
kennen, aber  das  Mittel  verweigern,  ist  eine  Inconsequenz,  die  nicht 
bestehen  darf.**  Das  Gesetz  wurde  angenommen  mit  192  Stimmen  von 
280  Yotanten.  Zwei  Jahre  nach  Herstellung  des  allgemeinen  Friedens  Di«  DM«r 
sollten  diese  Gerichte  wieder  aufgelöst  werden.  Aber  sie  herrschten  *'g.^JJ|Je"* 
durch  die  ganze  Zeit  der  napoleonischen  Herrschaft,  und  während  des 
Kaisesreichs  waren  sie  allmälig  über  32  Departements  ausgedehnt.  Sie 
führten  den  Titel  der  kaiserlichen  ausserordentlichen  Criminalgerichts- 
höfe ').  Der  Code  d'instruction  criminelle  setzte  sie  sogar  als  dauernd 
ein  und  verband  sie  mit  dem  gesammten  Gerichtssystem').  Sie  sollten 
als  solche  eine  Section  der  Assisenhöfe  bilden  und  wurden  aus  einem 
Prisidenten,  vier  Beisitzern,  drei  Gensdarmerieofficieren  auf  Bezeich- 
nung des  Kriegsministers  zusammengesetzt.  Ihre  Sitzungen  eröfiFheten 
sie  nach  dem  Schluss  der  Sitzungen  der  Assisenhöfe.  Doch  sollte  kein 
Verbrecher  mehr  vor  ihnen  erscheinen,  als  auf  ein  Arret  der  Anklage- 
kammer.  Kur  gegen  dieses  war  eine  Revision  des  Cassationshofes 
snlässig.  Die  Urtheile  mussten  von  sechs  oder  acht  Richtern  gefällt 
werden  und  waren  binnen  24  Stunden  executionskräftig.    Kein  Rechts« 

1)  An^U  Tom  7.  Jali  1804  (17.  Messidor  an  XII.) 
8)  OesetB  Toro  10.  April  1810. 


314 


Die  OerichtsTerfawaiig  der  ReTolulionueit 


mittel  war  dagegen  zulässig,  nur  die  kaiserliche  Gnade  konnte  du 
Drtheil  abwenden.  Doch  konnte  das  Gnadengesuch  wieder  nur  toq 
Gerichtshof  selbst  gestellt  werden.  Diese  Gerichte  nahmen  ihren  Sitt 
jetzt  in  den  Bezirken  der  kaiserlichen  Gerichtshöfe  und  auf  BeceidmQBg 
des  Grand  juge.  Für  Verbrechen  der  Gontrebande  wurdoi  an  den 
Grenzen  des  R«chs  besondere  Gerichte  errichtet 

Die  Geister  waren  durch  ein  zehnjähriges  Regimeot  des  Despotie 
M«8  an  GehoTsam  gewöhnt  Man  duldete,  was  man  ohnmächtig  n 
hindern  war.  Erst  die  Restauration  löste  diese  Nachfolger  der  Sdireclu»- 
tribunale  wieder  auf. 


Organisation  der  Staats-  nnd 
Volkswirthschaft. 


Bie  Staatswirthschaft 


Aii( 


Kliileitiuis. 


Jle  GnindBfttse,  die  in  Beeng  auf  die  Staatswirthschaft,  nach  welcher     ^«  ^***^ 
Kiehtimg  Immer,  Frankreich  heute  Mierrschen,  sind  nen.    Sie  haben  aneie»  lUffin« 
nichts  mit  der  Vergangenheit,  nichts  mit  der  Geschichte  gemein.   Die      °"^  ^^^ 
Revolntion  hat  sie  snmeist  aufgestellt  und,  wo  sie  nicht  auch  die  Ent-      ^^^"^^ 
wiekhmg  vollenden  konnte,  wenigstens  angezeigt,  wie  die  spfttere  Zeit 
sie  vollziehen  sollte.    Alle  Grundsätze  aber  in  gleicher  Richtung,  wie 
sie  den  alten  Staat  beherrschten,  sind  mit  den  Jahrhunderten  entstan- 
den, haben  sich  langsam  entwickelt  nnd  endlich  zu  einem  vollständigen 
System  gestaltet,  das  das  ganze  Staatsleben  so  durchdrungen  hatte, 
so  innig  mit  ihm  verwachsen  war,  dass,  wenn  eine  reformateris^e 
Zeit  auch  nor  d4e  fehler  desselben  aaszubessern  versucht  hätte,  «ie 
angeBMicklidi  das  ganze  %6tem  hätte  mit  aerstOren  müssen.    Bs  war 
^D  in  langsamer  Bntwicklung  geworden,  zum  Unterschied  des  Systems, 
das  ik  Gegenwart  beherrsdit  und  das  m  einer  schOpfsrisehen  Zdt 
C^medit  worden  ist. 

lier,  wie  auf  den  übrigen  GeMelen  der  Verwaltung,  wird  es  nOthig,        ^«^ 
in  einer  allgemeinen  De(>ersicht  die  Vergangenheit  zu  überblicken,  um  «^elTR^fiM 
die  Thfitigkeit  der  EevolntMn  besser  erkennea,  die  Gründe  der  gewaH-  «»<>  <**«  ^^••^ 
cvmei  VenriehtuBg  «der  vergamgenan  Inslitulioaen  ventelien  zu  kdnnen. 
i^  '^Mkea  beherrsehen  mt  gleieker  Gewalt  die  Slutswirthscil^ 


316  Org^anisation  der  StaaU-  und  yolk^nvirüischaft 

des  ancien  Regime  und  die  Zeit  der  Revolution.  Sie  sind  die  Grüsde 
der  Entwickiang  und  möglichen  Herrschaft  der  Vergangenheit,  ^e  a&d 
die  Wegweiser  der  neuen  Gestaltung,  bestimmen  ihren  Inhalt  and  die 
Formen  desselben.  Die  Vorstellung  vom  Staate  und  der  Begriff  de^ 
selben  wirkte  im  ancien  Regime  auf  die  Organisation  der  Staatsver- 
waltung so  mächtig  zurück,  wie  auf  die  Herrschaft  und  ihre  Orgaor 
sation,  welche  die  Revolution  geschaffen  hat.  Der  Volkscharakter  mi 
die  gesellschaftlichen  Zustände  trugen  die  Entwicklung  der  eioielpfi 
Staatsinstitute  und  machten  ihre  Herrschaft  mit  allen  ihren  Fehlen 
und  Missbräuchen  durchweine  lange  Vergangenheit  hindurch  mögli^ 
ebenso  wie  sie  Bedingung  der  neueren  Entwicklung  wurden.  - 

Die  hixtoriAcbc         Dag  alte  Königthum  hatte  in  seinem  Streben  nach  tkwr  einlnil 
wtrtbsJiaft'dei  ücheu  uud  umfasseudcu  Gewalt  seit  dem  13.  Jahrhundert  die  eiozela^ 
ancien  Rigirae.  Landestheilo  unter  der  Herrschaft  der  Seigneurs  zu  einem  geschlossad 
Staatskörper  zu  verbinden  gesucht.    Von  dem  Augenblick  an,  al?^ 
ihm  gelang,  war  es  natürlich,  dass  auch  die  Lasten  und  PflichteD  i 
Erhaltung  dieses  Staatskörpers  gemeinsam  wurden.    Sie  stellteo  «i 
von  allem  Anfang  an  als  die  Bedürfnisse  des  Königs  dar.  Vor  dia 
Zeit  hatten  die  Lehensherren  diese  selbst  getragen  und  dadurch  du 
zu  einer  souveränen  .Gewalt  sich  aufgeschwungen  in  ihren  Gebiel 
die  von  einander   und   selbst  von  der  Macht  des  alten  KönigtÜ 
nur  quantitativ   verschieden   war.     Seit  dem   13.   Jahrhundert 
schliessen  sich  die  Barouien  und  geistlichen  Herrschafben  mit 
Städten  immer  mehr  an  das  einige  Königthum  an,  und  die  zuerst 
lose  sich  darstellende^^^^^i^  concentrirte  sich  immer  mehr  za  eü 
absoluten  Staatsbegriff.    Die  gesellschafUiche  Ordnung  in  diesem 
bilde/f den  Staat  schichtete  sich  immer  schärfer  in  dne  organische  Gl 
derung  der  drei  Stände  ab,  welche,  da  sie  die  eigentliche  bildei 
Macht  des  Staates  waren,  von  dem  schwachen  Königthum  zur  Be^ii 
mang  des  Staatswillens  herbeigerufen  wurden.    Sie  bewilligten  iq  < 
Form  dieser  gesellschaftlichen  Gliederung  die  Bedusfniäse  des  geise 
samen  Königthums.    Es.  bildete  sich  mit  dem  ersten  Auilret60  <ü« 
Erscheinung  der  Grundsatz,  dass  zur  Regierung  mitwirken  köooe,  i 
die  Staatslastra  trägt.    Die  Stände  bewilligten  dem  Staatsobeiiui 
die  Steuern  und  Abgaben.     Von  Alters  her  sandl^i  die  Könige  i 
Ertiebung  der  ans  der  römischen  Staatsverwaltung  ihnen  ubermitteM 
Kopfsteuer  ihre  Beamten  durch  das  Land.    Es  waren  die  kömgü«^ 
Prevota,  zu  denen  seit  Philipp  Aagust,  also  in  der  zweiten  Hilfie  i 
12.  Jahrhunderts  die  Baillys  hinzukamen,  als  eigentliche  Steoff^ 
nehmen    Ein  königlicher  Schatzmeister  führte  die  Aufsicht  äxr 
ganze  Staats-Finanzweaen,  ein  königlicher  Mfiazmeister  stand  iluD  ■ 
Seite.    Ee  war  so  ein  Beamtenoi^anismas  im  Finaazwenn  aohr  Mt* 
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zeitig  entwickelt,  der  mit  der  Ausdehnung  der  Kronlande  freilich  auch 
sehr  verwickelt  wurde. 

Als  nun  im  13.  Jahrhundert  neben  diesem  Organismus  auch  die  ^*«  stinde  und 
SUnde  auftraten  zur  Bewilligung  der  ausseroi-dentlichen  Staatsbedurf-  /Jr  stLu°' 
Disse,  gewinnen  zwei  Erscheinungen  alsbald  die  Oberhand.  Die  Stände  wirth«eh»ft. 
halten  nun  streng  und  eifersuchtig  an  dem  Recht,  die  geforderten* 
Steuern  bewilligen  zu  dürfen,  aber  sie  üben  dieses  Recht  nur,  um  die 
Lasten  von  sich  abzuwälzen  und  vor  allen  durch  Schätzungen  der 
Hintersassen  (Tallagia,  tailles)  die  Bedürfnisse  des  Staates  zu  decken. 
Da  es  überhaupt  keinen  Steuermaassstab  gab,  konnte  dies  nur  nach 
Willkür  geschehen.  Clerus  und  Adel,  wie  die  städtischen  Corporationen, 
befreien  sich  durch  freiwillige,  von  Zeit  zu  Zeit  bewilligte  Geschenke 
von  dauernden  Verpflichtungen.  Erst  als  der  hin-  und  herwan- 
kende Staat  im  14.  Jahrhundert  in  die  Kriege  mit  England  gestürzt 
wurde,  greiften  die  Könige  zu  dem  bisher  ganz  ausserordentlichen  Mit- 
tel, Steuern  auch  ohne  die  Stände  auszuschreiben.  Da  aber  entwickelt 
sich  die  andere  Erscheinung.  Die  Ständ*^  machen  ihr  Recht  geltend, 
wenigstens  Gewaltthätigkeiton  und  Ungerechtigkeiten  der  königlichen 
Beamten  voi-zubeugen,  und  senden  Deputirte  zur  Führung  der  Steuer- 
geschäfte  in  die  einzelnen  Landestbeite.  Sie  entscheiden  die  Streitig- 
keiten in  Steuersachen,  sie  werden  zu  förmlichen  Steuergerichten  und 
bilden  die  eigentliche  und  bald  einzige  Mitwirkung  der  Stände  bei  der 
Finanzverwaltung. 

Aus  dem  ersten  Gewaltstreich  der  Könige,  der  Steuerausschreibung  Der  Untertuf 
ohne  Stände,  gehen  alle  Missbräuche    und  üebel   der  späteren  Zeit '"^''J'^^^^^^^^^ 
hervor  und  sehr  richtig   datirt  Tocqueville   von  da  an  das  Unglück       suata- 
Frankreichs.    Die  Stände   duldeten  es  und  waren  „feig"  genugj  die    ^*'^*»»«^»'^ 
Masse  des  Volkes  belasten  zu  lassen  ohne  ihre  Einwilligung,  aber  um 
den  Preis  ihrer  eigenen  Freiheit.    Die  grossen  ständischen  Freiheiten 
gehen  langsam  unter  nach  diesem  gewaltigen  Staatsstreich.    Aus  der 
anderen  Erscheinung,  der  Theilnahme  der  Stände  bei  der  Steuerver- 
waltung, entwickelt  sich  der  äusserst  complicirte  Beamtenorganismus, 
der  von  nun  an  auch  die  ganze  Finanzwirthschaft  Prankreichs  durch- 
dringt.   Schon  unter  Carl  VI.  werden  die  ständischen  Deputirten  Be- 
amte und  werden  vom  König  ernannt  und  entsetzt    Unter  Gart  VII. 
sind  sie  schon  dauernd  und  ohne  Wechsel  in  ihre  Amtskreise  einge- 
iäetzt*).    Von  dieser  Zeit  an  ist,  trotz  der  grossen  Verwicklung  und 
der  zahlreichen  Missbräuche,   in  diesen  beiden  Richtungen  doch  die 
Finanzverwaltung  Frankreichs    sehr  klar:  auf  der   einen   Seite   die 
Entwicklung  des  königlichen  Absolutismus  über  das  Vermögen  des 

*;  Bailljr:  Hintoire  fioanci^re  Bd.  I.  S.  66^185.  Brewer  a.  a.  0.  Buch  II, 
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Volkes  bei  voUsUndiger  Freiheit  von  jeder  dauernden  Yerpfliditai^ 
der  Stände,  auf  der  anderen  Seite  die  Bildung  eines  ungeheures  B& 
amtenheeres  auch  für  die  Staatswirthschaft  mit  vollständiger  Aus^ 
Schliessung  jeder  Volks-  oder  Stäudethätigkeit. 
DieVerth«iianK  Nach  Feststellung  dieser  Gesichtspunkte  ist  es  leicht  die  Fmau 
*•' ®*^"'**^*°-wirthschaft  nach  den  drei  Richtungen  hin,  der  Vertheilung  der  Lasta 
ancira  Regime,  der  Arten  der  Lasten  und  der  Verwaltung  der  Lasten  im  ancienRepa 
übersichtlich  darzustellen,  wie  sie  sich  vom  15.  Jahrhundert  entwickd 
und  bis  zur  Revolution  erhalten  hat  Ausser  den  Einnahmen  ans  de 
Domänen  und  Monopolen  füllte  sich  der  Staatsschatz  theils  aus  xe^ 
massig  wiederkehrenden,  theils  aus  gelegentlich  vorkommenden  GeMte 
In  augenblicklichen  Nöthen  griff  man  auch  zu  höchst  nachtheüi^ 
Schätzungen  und  ganz  verwerflichen  Mitteln.  Die  drückendsten  Lait 
waren  die  indirecten  Steuern,  die  sich  früh  zu  einem  vielgliedif 
System  entwickelten  und  von  der  Masse  zumeist  gehasst  wurden,  t 
sie  nur  auf  ihr  lasteten  *).  Das  waren  zumeist  die  Tailles,  Aiües  ii 
(labelles.  Unter  Heinrich  III.  machte  sich  der  Satz  gelteng,  dass  ai 
die  Arbeit  ein  königliches  Recht  sei,  in  Folge  dessen  der  Zunftzvi 
eingeführt  wurde  und  eine  Besteuerung  aller  Arbeit  und  Industrie  u 
sich  zog.  Als  die  Masse  der  Schätzungen  des  dritten  Standes  sie 
mehr  ausreichten ,  die  Staatsbedürfhisse  zu  decken ,  griff  man  za  i 
persönlichen  Leistungen  des  Volkes  und  trieb  die  Bauern  nk 
drückendsten  Frohnen  heran  und  belastete,  um  die  nothwendigen  (it 
mittel  zu  ergänzen,  ausserdem  noch  und  wieder  den  dritten  Sa 
allein,  durch  Zuschlagsteuern  zu  der  Taille.  Der  grössere  Gruodbes 
war  standesmässig  von  dieser  und  von  jenen  ausgenommen.  Erstsf 
wird  der  Adel  zu  einer  Klassensteuer  (Capitation)  und  zu  den  Zfi 
zigsten  (Vingtiemes)  als  ergänzenden  Kriegssteuern  herangezogen. 
Geistlichkeit,  trotz  ihres  ungeheuren  Vermögens,  befreit  sich  daad 
durch  Gnadengeschenke  von  allen  regelmässigen  Lasten.  Es  ist  dii 
bei  diesem  Steuersystem,  bei  dem  alles  nur  von  den  Bedürfoissen  t 
Augenblickes  abhängt,  dann  aber  alles  nach  Willkür  befriedigt  vi 
und,  wenn  sie  nur  die  Masse  des  niedrigen  Volkes  trifft,  auch  ia 
befriedigt  werden  kann,  ein  Steuermaass  und  eine  gesetzliche  Reg^ 
desselben  gar  nicht  möglich.  Eine  ständische  Bewilligung  wird  dii 
ganz  unnöthig,  und  die  Regierung,  nachdem  sie  wenigstens  eine  Ze 
lang  den  Schein  der  Gesetzmässigkeit  ihrer  Schätzungen  hevabt 
wollte,  genügte  derselben,  indem  sie  die  Parlamente  ihre  Stenergesei 
eintragen  liess.  Weigerten  sich  diese,  so  genfigte  wieder  die  Gfvi 
und  ein  Lit  de  justice  ersetzte  die  in  jenen  nur  noch  schwach  hffforfi 


*)  Warnkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  nor.  191—806. 
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tende  Volksthätigkeit  Aus  denselben  Gründen  der  Wilikör  des  Steuer- 
maasses  fliessen  alle  Erscheinungen  der  Steuerverwaltung,  die  Schwie- 
ri^itai  der  Erhebung»  die  Masse  der  Beamten  und  Beh6rden. 

Alle  Beforiuen  bis  auf  Colbert  bewegen  sich  nur  in  der  Bemühung,  i>i«  steu«r- 
4eD  Beamteukörper  xu  reformiren,  ihn  zu  strenger  Ordnung  und  Red^  Jid^n '  r"^^. 
üchkeit  anzuhalten.  Und  gerade  das  war  auch  das  Wichtigste.  Denn 
»nichts  setzt  mehr  in  Erstaunen  ,"*  sagt  ein  Geschichtschreiber  ^), 
„als  die  unendliche  Menge  von  Collecteurs ,  Receveurs  und  Beamten 
aller  Art,  die,  in  Bureaux  und  Gommisaionen  in  allen  Provinzen  ver- 
theilt,  die  Girculatioa  des  Handels  hinderten,  Abgaben  von  allen  Sorten 
der  Waaren  erhoben,  selbst  wenn  sie  für  andere  Länder  bestimmt 
waren,  und  durch  diese  Mittel  war  der  Franzose  selbst  fast  ein  Frem- 
der im  eigenen  Lande.*'  Der  Beamtenstand,  blos  für  die  Steuerver- 
waltung, war  in  1000  Bureaux  vertheilt,  die  4000  Dnterabtheilungen 
hatten.  An  10,000  Gommis  überwachten  blos  den  Verkauf  des  Tabaks*). 
Die  Summe  aller  Stenerbeamten,  die  Necker  noch  in  seinem  ersten 
Finanzministerium  vorfand,  betrug  250,000,  von  denen  200,000  allein 
für  die  Verwaltung  der  Grundsteuer,  23,000  für  die  Grenzbewachung, 
27,000  für  die  Erhebung  der  Aides  etc.  verwendet  wurden^).  Ein 
solcher  Beamtenorganismus,  der  sich  in  alle  Verhältnisse  spürend  und 
bevormundend  hineindrängte,  der  bis  in  das  Städte-  und  Genaeinde- 
leben  nnd  ihre  Wirthschaft  sich  einwühlte^),  ein  solcher  Organismus 
konnte  nur  dann  nicht  alle  seine  Schöpfungen  wieder  zerstören,  nicht 
selbst  wieder  verzehren,  was  er  geschaffen,  wenn  er  nur  unter  der 
strengsten  Aufsicht  stand.  Die  Kosten  seiner  Erhaltung  waren  ohne- 
dies enorm.  Die  Erhebung  der  Salzsteuer,  die  in  dem  Jahrzehnt  vor 
der  Revolution  an  74  Millionen  betrug,  verzehrte  20  Millionen  *).  Die 
Erhebung  einer  Steuersumme  von  209  Millionen  vor  der  Revolution, 
beliefen  sich  auf  mehr  als  31  Millionen,  während  im  Jahre  1821  die 
Erhebung  der  directen  Steuern  in  der  Höhe  von  311  Millionen  kaum 
24  Millionen  betrug*).  SuUy  und  nach  ihm  Richelieu  und  Mazarin 
bekämpften  mit  aller  Strenge  die  gewöhnlich  gewordenen  Betrügereien 
der  Finanzbeamten  nnd  Pächter.  Richelieu  setzte  in  jedem  Fiuanz- 
distiict  besondere  höchste  Finanzbeamten,  die  Intendanten,  ein*),  denen 
Unterintendanten  für  die  Abtheilungen  ihrer  Bezirke  beigegeben  waren. 


1)  Bre«M>n:  Histoire  financi^e  de  U  France  1869  Bd.  I.  S.  6. 

2)  Boiteao  ».  a.  O.  S.  889. 

3)  Necker  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  194. 

4)  Tocqaeyille  a.  a.  O.  S.  98. 

6)  Ed.  Vignes:  Impdts  en  France  S.  78. 

6)  Genraüe:  Trait^  des  contribntions  directet  en  France  Bd.  I.  8.  56. 

7)  BaiU/  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  35t  u.  ff. 


Ein  Contröleur  g^n^ral  des  finances  leitete  das  Finansmimstahffl, 
hatte  aber  weiter  doch  nichts  anderes  zu  thon,  als  die  GeneralTecbinui-, 
gen  des  Schatzes  zu  rovidiren.  Ausser  ihm  aber  wirthschaftete  jeder 
Hinister  auf  eigene  Rechnung'),  machte  sein  besonderes  Budget  md 
hatte  für  die  verschiedenen  Zweige  verschiedene  Schatzmeister,  dk 
wieder  von  oben  herab  mit  den  verschiedenen  Kammern  des  Sehatzn 
und  Rechnungswesens  und  den  einzelnen  Finanzgerichtshdfeo  In^picb 
ten,  controlirten  und  rectificirten.  So  schwoll  am  Ende  auch  dei 
höhere  Beamtenstand  zu  einem  kleinen  Heer  an.  Es  gab  an  ißOO  C^o 
troleurs  des  actes  fär  die  Domänen,  an  4700  für  die  Regie  desaides^) 
Und  dennoch  verfolgte  in  den  Jahrhunderten  ausser  SuUy  und  Colbef* 
kein  Finanzminister  ein  einheitliches  System  oder  hatte  auch  nur  m 
Idee  davon.  Die  Zweifel  der  Gesetzgebung  entschied  man  mit  Va 
Ordnungen,  um  der  Noth  des  Augenblicks  abzuhelfen,  die  Gefihrdoogf 
des  Beamtenstandes  suchte  man  durch  Errichtung  neuer  Aemter  uß 
Stellen  einzudämmen.  Erst  Colbert  bekämpfte  die  Erblichkeit  and  Vei 
käuflichkeit  der  Finanzämter.  Die  Verpachtung  der  Staatsdnnalnw 
und  somit  die  Privatwirthschaft  in  der  StaatswurthschafI  erhielt  ^ 
bis  zur  ReTolution.  Der  willkürlich  regurte  Staat  fsLud  an  den  Pichtg 
für  augenblickliche  Bedürfnisse  Hülfe,  aber  das  Volk  seofite  mn 
ihrer  Bedrückung.  Dadurch,  mehr  aber  noch  durch  ihre  ReichtlM 
die  sie  vom  Staat  auf  diese  Art  zogen ,  waren  sie  dem  ganiec  Vtl 
verhasst,  und  die  Revolution  nahm  an  ihnen  bittere  Rache. 
27  Generalpächtem  bestieg  Lavoisiw,  einer  der  reichsten  und  bed« 
tendsten  Männer  Frankreichs,  die  Guillotine.  Zu  ihren  Verbm^ 
zählte  man,  dass  sie  Wasser  in  den  Tabak  gemischt'). 
Poiff«n:  Die  Verarmung  des  Volkes  war  eine  nothwendige  Folge  de  «li 

^'"^v^ik"'  **""  kürlichen  Erschöpfungen  und  der  dem  Aufblühen  des  Handels 
and  Zerrttttung  Industrie  und  dem  Gewerbe  entgegenwirkenden  Haassregeln.  Von  eii 
de^  stmatct.  Bif^ß  j^s  Ackerbaucs  konnte  keine  Rede  sein,  da  auf  dem  La» 
mann  zumeist  die  drückendsten  Lasten  lagen  und  dies  sogar  für  '^ 
zu  einem  gesellschaftlichen  Schimpf  wurde.  Der  absolute  Staat  ^ 
so  der  ganzen  Finanzwirthschaft  sein  sicheres  Kennzeichen  aof,  i 
Willkur  und  Verantwortungslosigkeit  im  Einzelnen  und  im  Gm" 
Alles  umschloss  der  Schleier  des  Geheimnisses ,  thells  war  das  IhA^ 
der  Massenwirthschaft  nicht  zu  durchdringen ,  theils  nahm  es  die  al 
solute  Gewalt  als  ein  Recht  für  sich  in  Anspruch.  Es  kam  zoffi^ 
im  Staatshaushalt  im  engsten  Sinne  zum  Ausdruck«    Einnahmen  ^s 


1)  Boiteau  a.  a.  O.  S.  386. 

2)  Necker  a,  a.  O.  Bd.  I.  S.  194. 
8)  Berriat  St  Prix  a.  a.  O.  B   99. 


Einloihiiig.  321 

AasgabeD  worden  gegen  einander  balancirt,  nicht  um  die  Bedfirf- 
nisse  des  Staatslebens  zu  decken,  sondern  einzig  nnd  allein  jene 
der  absoloten  Gewalt  Wie  das  ganze  Staatsleben  am  Ende  nur  von 
dem  Willen  des  Monarchen  abhängig  wurde,  so  wurde  das  gesammte 
Staats  vermögen,  aus  welchen  Quellen  es  immer  fliessen  mochte,  wie 
sein  persönliches  Eigenthum  betrachtet  und  so  verwaltet  Alles  was 
als  Staatslast  erschien,  war  für  die  Staatsgewalt  nichts  als  ihre  rein 
persOaliche  Einnahme.  Selbst  das  Zollwesen  wurde  nur  dafür  aus- 
gebeutet, nnd  nur  vorübergehend  brachte  das  Hercantilsjrstem  einen 
volkswirtbschaftlichen  Charakter  in  dasselbe.  Aber  auch  mit  diesem 
sah  Colbert  selbst  noch  in  ihm  nur  ein  indirectes  Mittel,  die  Staatsein- 
nahmen zu  vermehren.  Neben  dem  Leben  und  der  Entwickelung  des  Ein- 
zelnen, der  verschwand  und  erdrückt  wurde,  machte  sich  der  jetzt  auf- 
tretende, im  absoluten  Staate  stets  höchst  mystische  Begriff  des  Staats- 
vermögens geltend.  Von  einer  Theilnahme  dos  Volkes  an  seiner  Ver- 
waltung war  keine  Rede.  Wie  die  Einnahmen  willkürlich  erhoben 
wurden,  so  wurden  die  Ausgaben  willkürlich  verschleudert.  Nach  Der  stMtshaui. 
ihrer  Höhe  wurde  die  Einnahmesumme  als  Bedürfniss  gesetzt  Darauf  ^y^'^^/'''" 
beruhte  der  endliche  Ruin  der  französischen  Finanzen.  Niemals  dachte  Daiu?rerouge. 
ein  französischer  Regent  daran,  die  Ausgaben  nach  dem  Maass  der 
Kraft  des  Volkes,  Lasten  zu  tragen,  festzusetzen.  Weil  man  diese 
willkürlich  erhöhen  konnte,  verschleuderte  man  jene  auf  den  geheimen 
Wegen  der  Verwaltung,  der  Güte  und  Gnade,  der  Laune  und  Willkür. 
Die  Entdeckung  des  sogenannten  Livre  rouge  und  seine  Bekannt- 
machung durch  die  Constituante  ist  die  erste  und  mächtigste  Anklage 
gewesen  gegen  die  Heimlichkeit  und  Willkür  der  Finanzwirthschaft. 
Man  entdeckte,  nachdem  das  Pensionscomit6  der  Constituante  erklärte, 
»die  ferne  Vergangenheit  nicht  durchforschen  zu  wollen  und  die  Blätter 
dar  Verwaltung  vor  Ludwig  XVL  zu  versiegeln*',  dass  vom  19.  Mai 
1778  bis  zum  16.  August  1789  eine  Summe  von  227,985,517  Livres 
durch  die  königliche  Willkür  vom  Staatsvermögen  so  verschleudert  wor- 
den war.  Die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  hatten  davon  mehr  als 
38  Hillionen  als  Geschenke,  mehr  als  6  Millionen  als  Pensionen  be- 
kommen. Ein  Minister  mit  einem  Gehalt  von  98,622  Livres  hatte 
noch  1785  für  zehn  Personen  seiner  Familie  hohe  Pensionen  erworben. 
Sine  Fürstin  bezog  60,000  Livres  Pension  und  15,000  Livres  für  jedes 
ihrer  Kinder.  Solche  Enthüllungen  gab  das  Buch,  das  als  Devise  die 
Worte  führte:  „pro  patria  et  libertate'^.  Dass  es  übrigens  noch  eine 
Macht  in  der  Welt  gäbe,  welche  diesen  verzehrenden  Missbr&nchen 
sieher  ein  gebieterisches  Halt  zurufen  musste,  das  ahnte  man  noch 
nicht,  obgleich  sie  sich  in  den  Nöthen  des  Staatsschatzes  vor  der  Re- 
volution, in  der  Zerrüttung  des  ganzen  Staates  jeden  Augenblick  gel- 
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tend  machte.    Diese  Macht  war  das  Vertrauen,  das  schwand,  der 
Credit,  welcher  fehlte.  Sie  plötzlich  von  socialen  H&chten,  zu  Staats- 
gewalten emporgehoben  zu  haben ,  war  das  grosse  Verdienst  Necker's. 
IM«  Schon  vor  Necker  hatte  der  Geist  einzelner  hervorragender  Min- 

•"*^"**»""'  ner  die  Noth wendigkeit  der  Reform  erkannt,  ja  war  mit  sicherer  Deber- 
Dte  Phjrio.  seagnng  sogar  aof  die  Basis  der  Uebel  losgeschritten.  Die  Sebule  der 
eraten.  Pfaysiocraton ,  die  in  den  ersten  Regierungsjahren  Lu4wigsXVL  Ques- 
nay  wachgerufen  hatte,  muss  als  der  Ausgangspunkt  der  NeueruDg 
betrachtet  werden.  Ganz  abgesehen  von  den  Vortheilen,  die  »e  schaf 
durch  die  Bekämpfung  des  Mercantilsystems,  ganz  abgesehen  von  den 
Nachtheilen 9  die  sie  erzeugen  musste,  wenn  sie  mit  ihrem  Grundsatz: 
Gmnd  und  Boden  allein  ist  Reich thum  und  giebt  Reichthum,  siegte 
und  alle  Steuerlast  nur  auf  den  Grund  und  Boden  und  sein  Erträgaiss 
überwälzte ,  liegt  ihre  grosse  historische  Bedeutung  einzig  und  alleio 
in  der  socialen  Revolution,  die  sie  anstrebte,  di^  sie,  wenn  ihre  Lehren 
durchgeführt  werden  sollten,  erzeugen  musste.  Nur  eine  geselisdMit- 
liche  Reformation  konnte  den  zerrütteten  Staat  ans  seiner  Noth  ret- 
ten. Die  Stände  mussten  für  die  Belastux^  und  die  Steuern  vernich- 
tet, die  Steuerfreiheiten  und  Ptivilegien  mussten  abgeschaflFt  werden. 
Die  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  als  die  geschildert«^  Quelle 
des  Staatsreichthums  musste  allgemein  und  gleichbelastend  sein,  wenn 
sie  eben  die  grosse  Bestimmung,  die  ihr  die  Physiocraten  anwiesen, 
efffiUen  sollte.  Es  ist  zu  beachten ,  dass  gerade  die  Männer,  die  zuerst 
die  Stenerprivilegien  bekämpften,  alle  Ausnahmen  vom  Gesetz  a)>8tell- 
ten,  die  Steuerlast  nicht  blos  nach  den  Menschen  und  ihrer  Li^e  and 
Stellung,  sondern  nach  den  fähigen  Gegenständen  bemessen,  und  die- 
ses Maass  gleich  wissen  wollten,  dass  diese  Männer,  vrie  Tnigot, 
Maiesherbes  und  selbst  Galonne,  der  physiocratischen  Schule  an- 
gehörten*). 
NMktr  ud  dl«  Da  trat  Necker  im  Juli  1777  als  Genera^controleur  in  die  Leitong 
•nie  BtToin-  der  Finanzen.    Er  folgte  nicht  den  Wegen  seiner  Vorgänger  Turgot 

•■Ob  vOf  BmUnS* 

wirtbietaft  tt>>d  Malesherbes.  Sein  kai^fmännisch  klarer  Blick  erkannte  wohl, 
dass  gegen  die  Natur  der  Dinge  nicht  eines  Menschen  Kraft  genfige. 
Aber  er  achtete  eine  Macht,  und  nur  durch  diese  wollte  qt  überzeugen. 
Es  war  die  Macht  der  Qeffientlichkeit  „ Glücklicherweise**,  rie^eraos, 
,»triumphirt  die  Vernunft  über  dJLQ  Irrthümer  der  Einbildungskraft, 
glücklicherweise  hat  die  öffentliche  Meinung  ibro  Autoritilt  Sie  ist  es, 
sie  ist  die  Stimme  der  Nationen,  welche  laut  die  Pflichten  der  Könige 
bezeichnet,  und  währevd,  die  Geschichte  die  hei^H^ohen  Thaten  der 
Kmger  «vid  die  Künste  der  poJütisohen  Grössen  erhebt,  werd^  die 


*i  Brewoo  a.  a*  O.  Bd.  IL  8.  i  u.  ff. 
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Tfar&ne^  eines  Volkes  nur  die  Asche  jener  Fürsten  benetzen,   #elehe 

BttckAtser  dte  6ftintUehen  Vermögens  waren,  besorgt  bei  den  Opfehi 

ikrer  Dotertbanea,  Bögernd  selbst  im  Cnglfiek,  neue  zu  fordern,  und 

deren  Binnahmen^dorch  ihre  wobltbnenden  Tugenden  geheiligt  ftind. 

Liebe  and  Segen  der  Naohwelt  folgen  ihrem  Gedicbtniss  allein,   und 

die  Zeit  schreibt  langsam  auf  ihr  Grab  das  unwandelbare  Urthtil  aller 

Yeiker  und  aller  Jahrhunderte^*)*    Durch  diese  Macht  nun  wollte 

Neckar  reformiren  oder  zur  Reform  zwingen.    Et  übergab  im  Jahr^ 

1781  sein  berühmtes  Gompte  rendu  der  Oelfeiitliehkeit.    Br  legte  die 

Lasten  des  Volkes  6f entlieh  dar,  er  zeigte,  wie  fur^tbar  di^  Masse 

der  Steuerlast  sei  and  wie  sie  zumeist  auf  dem  dritten  Stande  laste. 

Kr  stellte  dinebea  die  Ausgabdh  und  legte  so  ika  Erstemal  ftedien- 

lehaft  TOT  dem  Volke »  denn  nur  von  dieier  Reehensehaft  erwattet^ 

er  die  Rettung  des  Vertrauens,  die  Rückkehr  des  Qredits  und  dl^  Be 

fifeiang  des  Staues  von  allen  Lastern.     „Nur  dadurch **«  erkl&rte  er, 

»kaan  ein  J6d6r  über  die  Steuer,  die  von  ihm  gefordert  wird,  zu  d^^ 

Einsieht  getanen,  dato  sie  eine*gerecbte  Beisteuer  zu  den  Bedürfilis- 

wn  den  Staates,  öder  däss  sie  der  Preis  Ifgetid  einer  Art  sei  für  di^ 

Ordnnagt  die  ihn  nnB|;iebt,  hnd  für  die  Skherheit,  die  er  gemesst.... 

Mar  in  der  Aufklihtng  der  Steneifesetae  liegt  es,  dass  man  die 

Skeudr  seibat  ohne  Entaetsdn  erwartet  und  dass  inmitten  der  unglück- 

KclialeB  Umstände  die  Gesetze  die  Ideein  der  Gereciltigkeit  und  des 

Patrietismaa  erwecken "<*).    Mit  solchen  Zweeked  für  das  Wohl  des 

Volkes  ebeiigpab   er  seinen  Rechenscbaftsberi<M  der  Oeflf^ntliehkelt 

Er  hatte  aber  noch  eiaen  andern  Z#eck  und  dieser  kehrte  sich  direet 

der  Rsgifenülg  zu.    «Maa  hat  sieh  keineswegs  damit  Torgesetzt,  defli 

Könige  ein  Specalatives  Bild  der  austerotdeiitliohen  Ausgaben  zu  geben, 

wdehe  das  ResuHat  der  Fortsettung  der  EAegt  lieiii  werden,  man 

hattcf  alhki  di^  Absidbt,  8r.  Majestftt  den  whrklicheii  Stand  sekier 

gBwüknlicIien  Sinaabmen  und  Ausgaben  Tdrzulegen,  der  zugleich  für 

alle  Zeit  die  Basis  sein  seil  für  die  wichtigsten  Entschlüsse  der  Re- 

gpwung«»). 

Das  wajren  die  Grandsitae,  mit  denen  eine  neue  Aera  der  eure-  du  aedeattm« 
plisehea  Fmanswirtheehaft  und  FinaazWissenschaft  sich  erMhete.  Die  ^^^^h. 
Osffeutlichkeit  zeigte  die  Dngleiehheitea  und  Dngerethtigkeiten  anter 
den  venchiedenstea  Klassen  der  Dntertkaäea  und  Provmien.    Von 
einer  Binaahmesumme   voa  585  MiUioüeli   Livres  lasteten  beiläufig 
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416  Hillionen  ausschliesslich  anf  den  arbeitenden  Klassen*).    Ihn 
sah  die  enormen  Ausgaben   ohne  Nutzen,   die  Gesdienke  ohne  Ur- 
sachen, die  Pensionen  und  Verschwendungen.     Man  sah  jetst,  daas 
die  gewöhnlichen  Ausgaben  die  j&hrlichen  Einnahmen  um  10  Millionen 
überstiegen,  aber  man  sah  auch,  dass  unter  der  kOhnen  und  offen- 
kundigen Leitung  Necker's  die  Rettung  möglich  sei.     »Ich  wollte*, 
ruft  er  aus,  „dass  die  Administration  daraus  lesen  möge,   was  mit 
glühenden  Buchstaben  geschrieben  steht:  die  entsetxliche  Ausdehnung 
der  Opfer,  die  sie  vom  Volke  fordert !    Ich  wollte,  dass  sie  ihre  Blicke 
dem  unseligen  Zustande  der  Landbevölkerung  zuwende,   dass  dieser 
ihr  Mitleid  erwecke  und  dass  sie  sich  einer  heilsamen  Bewegung  über- 
lasse, dass  sie  die  Unendlichkeit  der  öffentlichen  Lasten  betrachte  ab 
ein  erhabenes  und  weites  Feld,  wo  die  Weisheit  und  das  WcAl wollen 
de9  Souveräns  sich  immer  geltend  machen  kann*^).  Die  Rente  stieg, 
der  Credit  des  Staates  war  nach  einer  solchen  Verwaltung  von  3  Jah- 
ren so  gewachsen,  dass  Necker  in   dieser  Zeit  580  MiUionen  Livres 
Anleihen  machen  konnte,  und   als  er  dennoch  der  Hofintrigne  zum 
Opfer  fiel,  einen  Staatsschatz  von   80  Millionen  Livree  zurückliess. 
Aber  »es  war  leichter,  Necker  fortzuschicken,  als  ihn  zu  ersetzen*'). 
Neeker'i  Fehler        Nach  einem  daucmden  Wechsel  in  der  höchsten  Flnanzleitnng, 
u.d  irrtLLmer.  nachdem  lu  dor  Zeit  von  1781—1789  sechs  Finanzminister  sich  ab- 
gelöst hatten,  trat  er  am  11.  Juli  1789  wieder  in  das  MinisteriiuB. 
Er  verkündete  dem  Lande  ein  j&hrliches  Deficit  von  56,150,000  Livres 
bei  einer  Vorwegnahme  von  260  Millionen  Steuern,  die  die  Zeit  schon 
verzehrt    Er  eröffnete  damit  die  Revolution,  die  er  10  Jahre  vorher 
in  ihrer  Nothwendigkeit  schon  gerechtfertigt  hatte.  Aber  Necker^s  Zeit 
war  vorbei    Necker  war  ein  Kaufmann  und,  es  ist  ohne  Zweifel,  da 
Kaufmann  der  bedeutendsten  Art.     Darin  lag  der  Geist  seines  Wir- 
kens, seine  Grösse  und  Thatkraft,  aber  auch  sein  Fehler.  Br  sah  den 
Staat  wie  sein  ehemaliges  Banquietgeschaft  an,  er  experimentirte  nnd 
operirte  mit  jenem,  so  wie  mit  diesem.    Nicht  mit  Unrecht  warf  ihm 
Mirabeau  vor,  dass  eine  seiner  grössten  Kfinste  darin  bestehe,  die 
»Ziffern  in  sehr  wohlgeordnete  Reihen  zusammenzustellen;  dass  sein 
Ruhm  wohl  der  sei,  Krieg  geführt  zu  haben  ohne  Steuern,  aber  mit 
Anleihen,  und  Anleihen  ohne  Auflagen  heisst  eine  Nation  an  die 
Zinsenlast  überliefern,  heisst  ein  Volk  über  die  wahre  Sachlage  täu- 
schen ,  heisst  auf  die  zukünftige  Generation  die  Last  der  Unruhe  eines 
Ministers  werfen,  welcher  nur  seinen  persönlichen  Ruhm  und   den 


1)  Necker,  De  radmin.  des  fin.  de  la  Franoe,  Bd.  L  8.  164. 

2)  Necker,  De  radmio.  des  fin.  de  la  France  Bd.  L  8.  87. 
8)  Bresion  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  57. 
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aagenblicklichen  Erfolg  sieht**^).  Necker  vertheidigte  sich  gegen 
diese  VorwQrfe,  besonders  gegen  die  Ueberbürdung  dnrch  Anleihen. 
Jln  der  dconomischen  Verwaltung  ist  es  stets  die  Zeit,  die  entscheidet, 
da  kann  es  sein,  dass  die  Minister  viel  opfern  müssen,  um  dem  Uebel 
Torznbengen,  welches  den  Ruin  des  Ganzen  verursachen  kann'**). 
Dnd  es  ist  gewiss,  dass,  wenn  Necker  die  Summe,  die  der  amerika- 
oisehe  Krieg  gekostet  hat,  und  die  er  mit  jenen  Anleihen  deckte,  wenn 
er  sie  mit  Steuern  hätte  decken  wollen,  dass  er  durch  die  ungeheure 
Samme,  die  dadurch  nOthig  geworden  wäre,  ganz  Frankreich  ruinirt 
hätte.  Er  selbst  rechnet,  dass  für  die  1200  Millionen  Kriegskosten 
2  Milliarden  und  400  Millionen  Steuern  nöthig  geworden  wären.  Den- 
noch aber  trägt  Necker  einen  Theil  der  Schuld  des  späteren  Finanz- 
elends. Er  schuf  oder  vermehrte  wenigstens  die  Agiotage,  die  seit 
seinen  Anleihen  den  Geldmarkt  verwüstete.  Mirabeau  nennt  ihn  in 
dieser  Jlichtnng  geradezu  den  Hauptqnell  des  so  unheilvollen  Geld- 
schwindels. Er  sagt  bei  dieser  Gelegenheit  voraus,  dass  der  Staat 
anf  diese  Art  zum  Bankerott  kommen  müsse.  Denn  „diese  politische 
Eskarootage,  welche  die  Steuern  vermeidet,  um  den  kommenden  Ge- 
schlechtern durch  die  Anleihen  die  Lasten  zuzuschieben,  muss  dahin 
fthren.  Und  Lasten  bleiben  sie  doch.  Dnd  wenn  der  Staat  seine 
Verpffichtungen  einst  erfüllen  will,  so  wird  er  endlich  dennoch  Steuern 
erheben  müssen,  Mos  um  die  Zinsen  zahlen  zu  können,  und  wenn 
er  dch  eines  Tages  durch  einen  Bankerott  von  diesen  Lasten  wird 
befreien  müssen,  dann  trifft  er  erst  recht  mit  einer  furchtbaren  Steuer 
die  Bürger,  und  diese  wird  noch  dazu  schmachvoll  sein,  weil  sie  nur 
auf  einen  Theil,  die  Darleiher,  entfällt'*').  Freilich  konnte  Necker  in 
seiner  Noth  nicht  anders  handeln,  er  konnte  auf  die  Corruption  der 
Sitten  nicht  ein  solches  Gewicht  legen  und  bei  dem  zwingenden  Staats- 
bedürfniss  beachten,  dass  die  Masse  des  Volkes  der  verderblichen 
Geldspeculatiön  sich  überliefern  würde.  Auch  konnte  Necker  sein  Werk 
nicht  vollenden  und  die  grösste  Schuld  des  späteren  üebels  trifft 
die  Camarilla,  die  ihn  mitten  in  seinen  Operationen  stürzte.  Einem 
Pinanzminister  ist  die  Zeit  und  Geduld  so  nöthig ,  wie  das  Geld. 
»Das  Vertrauen*',  so  sagte  Necker  selbst  zur  ungeduldigen  Consti- 
tuante, „das  Vertrauen  im  Allgemeinen  ist  den  Gesetzen  einer  lang- 
samen und  successiven  Erneuerung  unterworfen,  es  geht  Schritt  für 


1)  Lettre  dn  Comte  de  Mirabeau  rar  radministration  de  Mr.  Necker  1787 
6.  5  und  18. 

2)  Defense  de  Hr.  Neeker  contre  Mr.  le  Comte  de  Mirabeau.  1787,  S.  10. 

3)  D^Doneiation  de  Tagiotage  aa  £oi  et  k  rassembMe  des  Notables   par 
Mr.  Mirabeau.  1787.  8.  72  u«  ff. 


^2fi  OrganiMtion  der  St^lf-  Uüfi  Volkswirtlisebaft. 

Scbritt  %n  Grunde,  ^  kann  nur  ebeoso  wiederkeh|«iL  Mao  mow« 
nur  pflftgen,  oicht  von  heul  auf  morgen,  abec  imaier  im  Vortuaein, 
damit,  man,  di^  Fruchte  zur  Zeit  ihrer  Reife  emten  keim**  *).  Daftr 
aber  iiess  die  Revolution  den  einst  geprie^eoen  Minister  keine  2eü 
Sie  schwemmte  ib^  hinweg  und  tbat  Recht  daran,  denn  Necker  hatte 
die  Kraft  verloren,  9ie  zerstörte  aber  auch  seinen  Rnhm  iSa  lange  Zeil 
und  hat  damit  ein  schweres  Unrecht  geübt,  ^  er^  eine  spätere  Zeil 
nieder  auhute.  Denn  die  Revolution  fing  mit  Necker  an,  sie  lernte 
von  ilun,  sie  baute  i^uf  seinen  Grundsätaen  weiter«  sie  entwickelte  sie 
ip,  ihrer  Humanität  und  Gerechtigkeit,  und  sie  hatte  nur  ip  Neplfsr 
das  Beispiel  dafür,  and  wäre  ohne  ihn  ujoud  seine  Vorarbeiten  nie 
im  Stande  gewesen,  gerade  auf  dem  Gebiet,  daa.  wir  jetzt  betreten, 
den  Ruhm  zu  ernten,  den  ihr  gerne  die  spätere  Zeit  gab. 
i*»cfraBs«*iisehe  Diese  leitenden  Grundsätze  will  ich  noch  in  Kürze  vor  dut 
.ilVsi^to'and*^^*^^^®^®^  ^Darstellung  der  Finanz-  und  Volkswirthschafts-^eseti. 
Volks-  gebung  der  Revolution  durchgehen.  Durcl^  eine  einfache  Zahlenreihe 
tvirihüchaft.  1^^^^^  Necker  das  schreiende  Missverhältqiss  in  der  Steuenrertheilivig 
gezeigt,  um  es  a^uerst  auf  die  Denkenden  bloa  wirken  zu  laissen,  nicht 
um  dagegen  zu  kämpfen  ui^d  die  Missbräuche  abzustellen.  Und  die 
Enthüllungen  des  Gompte  rendu  wirkten.  Eine,  Fiuth  voii  Finaoz- 
scbpften  überschwemmte  die  Gesellschaft,  aufklärend  die  einen,  ver- 
bessernd upd  reformirend  die  anderen.  Hier,  vpn  Necker's  zahfareichen 
Freunden,  v^rd  seine  ganze  Finanzwirthschaft  erleutert  und  dargestellt, 
dort,  von  I^cker's  Gegnern  unter  Mirabeaa*a  ^ülirung,  ein  heftiger 
^apipf  gefuhrt  und  gegen  Necker's  Grundsätze  neue  Regein  aufgestellt. 
Noch  wirkte  in  Ifitten  der  französischen  Gesellsehaft  das  System  der 
Physiocraten.  Die  meisten  Mitglieder  der  Constftuante  hingen  dem- 
selben an;  der  König  selbst  neigte  sich  der  Schule  zu.  Dennoch  aber 
drang  von  Ex^land  herüber  auch  die  Lehre  Adam  Smith's,  der  in  seiner 
Heimath  die  Freiheit  und  Entlastung  des  Bodens,  die  Abschaffung  der 
Monopole  und  Privilegien  lehrte,  alle  Hemmnisse  des  Wirthschaftslebens 
zu  brechen  versuchte  und  in  der  Arbeit  die  Quelle  des  Nationalreich- 
thums  zeigte.  Mit  dem  Staats-  und  Volkskörper  ist  es  in  mi^icher 
Beziehung,  wie  mit  den  einzelnen  Individuep,  Man  kann  ihre  Leiden 
nur  lindern,  wenn  man  die  Ursact^en  derselben  genau  k^nt  l^angsam. 
war  man  mit  allen  jenen  Lehren  und  der  Bewegung,  dje  sie  erzeugten, 
dahin  gekommen,  zu  erkennen,  dass  nur  eine  Reformation  der  Gesell- 
schaft den  Staat  vor  dem  Untergang  nnd  vor  gänzlicher  Yerarmong 
retten  könne.  Dia  Revolution,  die  dafür  nöthlg  war,  brach  lee,  und  um 
den  Gedanken  der  Freiheit  und  Gleichheit,  welcher  sie  ausfüllte^  givp- 


*)  A.  C.  vom  6.  Man  1790. 
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piTte  sich  auch  das  neue  System  der  Staats-  nnd  Volkswnthschaft 
Der  Gedanke  der  Einheat  und  Gleichheit  des  Volkes  bestimmte  die 
Arten  und  die  Veitheilnng  der  Lasten.  Der  Gedanke  der  Freiheit  be- 
stimmte die  Verwaltung  der  Lasten.  Die  constitutionelle  Verfassung 
zuerst  und  dann  die  republikanische  riefen  das  Volk  zur  Tb&tigkeit  im 
staatlichen  Haushalt,  der  Staatsgedanke  endlich,  den  die  Revolution 
geschaffen,  durchdringt  das  ganze  Finanzsystem,  bestimmt  seinen  Inhalt 
QDd  seine  Form. 

Das  Maass  aller  Staatslasten  wird  in  einer  gemeinsamen  „Con-  ^"JJJJJJ^'Ji*' 
tribntion**  ausgedrückt)  welche  „unerlässlich  ist^  y>Sie  soll  gleich  fär 
alle  Bfirger  sein  und  nach  dem  Maass  der  Fähigkeit  jedes  Einzelnen 
bemessen  werden.^  So  sprechen  die  Menschenrechte  (Art  13)  der 
Constitution  von  1791  und  alle  folgenden  Gesetzgebungen  ■)•  Für  den 
Ausdruck  des  absoluten  Staates,  Auflagen,  „Impöta"^,  setzt  die  erste 
Verfassung  der  constitutionellen  Monarchie  die  Bezeichnung,  welche 
die  freie  Zustimmung  desjenigen,  der  zu  zahlen  berufen  ist,  mit  aus- 
drückt, die  der  Beisteuer  „Contribution/*  Dieses  Prinzip  der  Gleichheit 
der  Lasten  und  freien  ^Stimmung  wurde  von  allen  Cahiers  und  selbst 
von  den  Notables  gefordert.  Aber  erst  in  der  Nacht  des  4.  August 
opferten  die  privilegirten  Stände  nicht  blos  ihre  Privilegien,  sondern 
erklärten  zugleich  die  Toasten  für  das  letzte  Semester  des  Jahres  1789 
zu  gleichen  Theilen  trägen  zu  wollen.  Diese,  auf  die  200,000  privile- 
girten Familien  vertheilt,  wurden  als  ein  Erträgniss  von  36  Millionen 
Livres  berechnet  >).  Alle  Belastung  des  ancien  Regime  wurden  jetzt  ab- 
geschafft und  an  ihre  Stelle  ein  System  fßr  die  Vertheilung  und  die 
Artra  der  Steuern  auf  jenem  obersten  Grundsatz  der  Gleichheit  aufge- 
baut, das  nicht  mehr  die  gesellschaftliche  Stellung  der  Bärger,  sondern 
die  Sachen,  die  GSter  und  Werthe,  unberücksichtigt  die  Person  und 
ihre  Qualität,  treffen  soll.  Alle  Beisteuer  zu  den  Staatslasten  soU  den 
reellen  Werth  von  Hab  und  Gut  treffen,  und  zwar  in  dem  Augenblick, 
wo  dieses  durch  sichtbare  Kennzeichen  denselben  darstellt.  Die 
verhassten  Ausdrücke  von  directen  und  indirecten  Steuern  wurden- 
abgeschafft  und  an  ihre  Stelle  traten  die  Beisteuer  vom  leweg- 
lidiem  und  unbeweglichem  Vermögen  (contribution  fonciere  et  con- 
tribution  roobiliere).  Nicht  allein  das  Streben,  die  Revolution  der 
grossen  Masse  beliebt  zu  machen  durch  die  Abschaffung  der  zu- 
meist auf  ihr  lastenden  indirecten  Steuern,  sondern  die  Lehren  der 
Pbysiocraten  hatten  dieses  System  geschaffen.  Man  trug  sich  noch  mit 


1]  Const.  von  1791  Tit  I.  Art  2.     Const  Ton  1793  Art.  30  und  101. 
Conit.  sn  111.  Art.  16  und  809--314. 
2).  Aife«s^  du  24  Jnln  1791. 
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jener  einfachen  and  für  die  Verwaltung  verlockenden  VorsteUuiig,  dvrcb 
eine  einzige  Steuer  den  ganzen  Staatshaushalt  zn  decken,  und  diese 
sollte  auf  Grund  und  Boden  liegen,  welchen  die  Phystocrateo  als  das 
einzige  wahre  Vermögen  darstellten.    Darum  schnitt  man  den  Staat 
in  den  ersten  Zeiten  der  Revolution  die,  erst  von  einer  spätereo  osd 
aufgeklärteren  Zeit,  wieder  als  reiche  Quelle  der  Einnahmen  zoerkana- 
ten  indirecten  Steuern  ab.    So  also  konnte  man  jetzt  nicht,  wie  früher, 
von  steuertragenden  Personen,  sondern  nur  von  steuertragenden  Objeeteo 
sprechen.    Und  zu  diesen  gehörten  die  unbeweglichen  Guter,  das  be- 
wegliche Vermögen,  das  industrielle  und  gewerbliche  Eigentbum  und 
das  des  Handels.    Die  directe  Beisteuer,  gleichmässig  und  jahrlkfa. 
sollte  auf  der  Revenue  des  unbeweglichen,  beweglichen  und  industrielkfi 
Eigenthums   lasten.     Diese   Steuerobjecte,   soweit   sie   unbewegiicbe^i 
Vermögen,  liegen  klar  vor  aller  Augen,  sie  zeigen  ihre  steuerbare  Kraft, 
und  nach  dem  Maass  ihres  Erträgnisses  kann  ohne  jede  üngerecbtH:« 
keit  das  Maass  ihrer  Beisteuer   zum  Staatsschatz  gefunden  werden. 
Soweit  sie  aber  bewegliches  Vermögen  sind  und  keine  klar  ericennbarca 
Wertbe  darstellen,  müssen  die  zunächst  erkennbaren  Zeichen  derselbe! 
das  Maass  ihrer  Steuerkraft  bilden.   Ich  werde  darauf  bei  den  einzelnea 
Steuerobjecten  zurückkommen.    So  hatte  man  plötzlich  für  die  Ärtef  i 
der  Steuern  und  ihre  Vertheilung  einen  neuen  Geist  geboren,  der  ^  i 
Gleichheit  des  Volkes  und  seiner  Freiheit  genügen  konnte.    Die  Zd  i 
des  19.  Jahrhunderts  hat  daran  nichts  mehr  geändert.    Nor  die  fct 
schreitende  Klärung  der  wirthschaftlichen  Begriffe  hat  eiozelne  UebeV  | 
stände  verbessert,  das  Unvollkommene  vervollkommnet. 
Die  Revolution         Gewaltiger  aber  waren  die  Ideen  der  Revolution  über  das  Systs^i 
^ 'de^*Bu»u°"'  ^^^  Verwaltung  der  Finanzwirthschaft.    Die  Freiheit,  welche  sie  Ichrtig , 
wirtfaiebAft.    war  auch  hier  die  Basis  der  neuen^Schöpfnng,  der  Staatsgedanke,  ddi  i 
sie  für  die  moderne  Welt  geschaffen,  bestimmte  Inhalt  und  Form  dehi  i 
selben.    Der  Begriff  des  Staatsvermögens  wurde  erst  jetzt  nicht  meto 
in  den  Mysticismus  des  ancien  Regime  gehüllt  und  drückte  nicht  metf 
den  unersättlichen  Schlund  der  Regierung  und  ihrer  Willkür  aus,  sc«4 
dern  wurde  zu  einem  realen  Wesen,  das  nichts  anderes  mehr  bedeatei%i 
als  das  Maass  der  Staatsbedürfnisse.     Und  da  das  Volk  mit  seictf' 
Souveränetät  an  die  Stelle  des  königlichen  Absolutismus  trat,  so  mossli 
das  Volk  auch  selbst  es  sein,  welches  dieses  Maass  feststellte,  dii 
Arten  seinw  Befriedigung  bestimmte  und  das  Genügen  derselben,  die 
Vollziehung  der  Befriedigung  leitete  und  beaufeichtigte.    Was  immer 
der  Gedanke  der  Volkssouveränität  Uebles  erzeugt  hat,  gerade  in  dieser 
Richtung  wirkte  er  für  den  ganzen  Continent  und  seine  Anscbaunogw 
schöpferisch   und   neugestaltend.     Alle  Verfassungen   der  Betolotioo 
setzten  fest,  dass  nur  die  Gesetzgebung  die  öffentliche  SleMn  aas- 
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sehreiben  kann.  Das  Volk  also  bestimmt  das  Haass  seiner  Verpflich- 
timg nnd  bestimmt  es  in  den  Formen  der  Gesetze  0-  Das  Volk  hat 
das  Recht  von  der  Verwendung  seiner  geleisteten  Verpflichtung  Rechen- 
schaft ZQ  fordern.  Die  Oeffentlichkeit  des  Budgets  und  die  Verant- 
wortlichkeit der  Verwaltung  wurde  ein  Verfassungsgmndsats*).  Das 
Regime  Napoleon^s  brach  mit  diesen  obersten  Grundsätzen  und  trat 
dem  Geist  der  neuen  Zeit  gewaltsam  gegenüber.  Aber  trotz  aller 
MachtfQlle  war  es  ohnmächtig,  und  an  der  Zerrüttung  des  Staats- 
hanshaltes scheiterte  abermals  die  absolute  Gewalt,  wie  jene  vor  der 
Revolution. 

Allen  Zeiten  aber,  allen  Regierungen  Frankreichs,  seit  der  Revo-  ^^  rJ^]JJ"J** 
lotion  bis  auf  die  Gegenwart,  ist  ein  Moment  gemeinsam,  und  das  ist  in  d«r  staati. 
der  politische  Charakter  des  französischen  Finanzwesens  und  der  '^«'('»•^^'«A' 
gesammten  Finanzwirthschaft.  Der  absolute  Staatsgedanke  trat  an 
die  Stelle  der  absoluten  Königsgewalt.  Nur  dem  Staat  in  seiner  Ein- 
heit und  Gleichheit  ist  der  Bürger  verpflichtet,  neben  demselben  und 
in  demselben  giebt  es  keine  andere  Verpflichtung,  die  von  der  Gemein- 
samkeit sich  loslösen,  durch  besondere  Bedürfhisse  erzengt  werden 
könnte.  Die  französische  Revolution  hat  ein  Staatssteuersystem  ge- 
schaffen, aber  sie,  wie  die  folgende  Zeit,  hat  mit  ihrer  ganz  neu  cen- 
stitoirten  Gesellschaft  niemals  die  Kraft  gezeigt,  ein  selbständiges  Sy- 
stem einer  Gemeindewirthschaft,  eines  Communalhaushaltes,  zu  erzeugen, 
ja  sie  hat  dasselbe  geradezu  durch  die  Gesetzgebung  verboten').  Sie 
fürchtete  dadurch  die  einzelnen  Theile  des  Landes  selbständig  zu 
machen  und  vom  gemeinsamen  Staatsleben  abzulösen.  Sie  verfiel 
dadurch  zumeist  der  gewaltsamen  Centralisation,  welche  doch  wieder 
am  Ende  alle  individuelle  Freiheit  zerstörte.  Alle  Gemeindebedürfnisse 
schlössen  sich  als  Zuschlagsteuern  an  die  Staatslasten  an  und  zeigten 
gerade  von  dieser  Seite  die  Gemeinde  nur  als  ein  ganz  unselbständiges 
Glied  der  Staatsverwaltung.  Darum  giebt  es  in  Frankreich  kein  festes 
Nachbarband,  darum  sind  nirgends  in  Europa  die  gesellschaftlichen 
Klassen  weniger  an  einander  geschlossen,  als  eben  hier.  Und  darum  ist 
alles  Streben  in  Frankreich  nach  einer  administrativen  Decentralisation 
leeres  Reden,  fruchtloses  Versuchen,  so  laflge  es  sich  nicht  in  ganz 
concreter  Richtung  dem  Steuersystem  und  der  Gommunalwirthschaft 
zuwendet    Und    gerade    diese   Richtung  ist   es  auch,    welche   im 


1)  Consi   von   1791  Tit  V.    Coasi  von   1793  Art  20  ond  101.    Const 
tn  m.  Art.  302  und  314. 

2}  Const.  Ton  1791   Tit.  V.  Art.  3.    Const.   von  1793  Art  105  und   106. 
CoiMt  an  III.  Art.  200.     Const.  an  VUI.  Art  67. 

8)  Const  von  1791  Tit.  V.  Art  4.    Const  an  III.  Art  811. 

/ 


engsten   Sinne  die  Verwaltung  des  Staatshaashaltes  bedangen  hil 
^«''        Bin  grosser  wunderbar  gegliederter  BeamtenorganisniQs  bedeckt  dts  i 

"^^("n-^"^   ganze  Land  und   die  Gesammtheit,   wie  der  Einzelne  ist  in  seiner 
orguiumn»  in  Thätigkeit  von  dem  Staat  abhängig.    Keine  freie  Bewegung,  keine  Mit- 

winhtchiift.    Wirkung  der  Gemeinden  und  Provinzen!   Ein  Mechanismus,  sber  der 
merkwürdigsten  Ordnung,  der  grOssten  Strenge  und  Sicherheit  Die 
Revolution  hat  diese  Einheit  geschaffen,  Napoleon  brachte  eine  feste 
Ordnung  in  dieselbe,  die  Restauration  bildete  sie  zu  einem  sicheres 
System  aus.    Nicht  der  Geist  der  Freiheit  und  Selbstth&tigkeit,  senden 
die  Ordnung,   und  nur  die  Ordnung  ist  das  Haass  der  Treffiichkdt 
und  Güte  der  französischen  Finanzwirthschaft    Der  grosse  Finaox- 
minister  Napoleon's  gab  diesem  Geist  noch  nach  seiner  Thätigkot  die 
wissenschaftliche  Rechtfertigung.    „Die  Staatsgüter  verwalten  sidi  nack 
denselben  Grundsätzen,   wie  jene  der  Privatleute.     Der  Geist  der 
Ordnung  ist  daher  consequent  das  erste  Bedurfoiss  der  Finanzver- 
waltung.    Dieser  Geist  wendet  sich  an  Alles.    Er  umfasst  die  Meih 
sehen  und  die  Sachen;  die  Zuträgliclikeiten  des  Dienstes  sind  dieeii^ 
zigen  Regeln  für  die  Verwendung  der  Menschen,  wie  die  umwaodelbantf 
Grundsätze  der  Geschäfte.    So  allein  erzeugt  man  das  Vertranen  mf 
erhält  es,  ohne  welches  Nichts  möglich*).*' 


Her  Maat«seliats  und  seine  Verwnltiing. 

Die  Domänen  und  Nationalgüter. 
Der  Bcffriff  der  Die  Mssse  jones  Grnndeigenthums,  welches  das  anden  ^tßS^ 
«rd^^R^gime  ^^^^^  ^®™  Namen  der  Domänen  zusaminenfasste,  war  dnrch  so* 
Entstehung  sowohl>  als  durch  die  Natur  der  Sache  bestimmt,  eiM 
dauernde  und  sichere  Quelle  der  Befriedigung  der  allgenteinen  Statt«- 
bedfirftiisse  zu  sein.  Es  war  das  Eigenthum  des  Königs  zacrst,  si* 
dessen  Einnahmen  die  Staatsausgaben  bestritten  worden.  Dnd  sdhA 
als  im  Laufe  der  Zeit,  mit  der  Aoadehnung  der  königlichea  Gewalt 
der  Vermehrong  ihrer  Rdthte  und  Pflichten,  dieses  nicht  mein*  as^ 
mditen  die  Staatsbednrfnisse  zu  decken,  und  eine  Menge  neoer  w^ 
rekher  Einnahmequellen  eröffnet  wurden,  ihre  Nahrung  dem  gesKi^ 
samen  Staatshaushalt  zuzuführen,  blieb  es  doch  neben  diesen  ä9? 
Hauptquelle  des  Staatsvermögens.  Alles,  was  der  Staat  nun  natxt 
dem  Titel  des  Eigenthums  besass,  vereinte  sich  unter  dem  Namen  dff 


*)  Notice  historiqne  sur  lea  finanoes  de  France  par  M.  le  Dae  de  Gm** 
(GMdin).    Paris  1818  8.  18. 
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Dmüümh.  £8  waf en  uDbewegtiche  Qfitef  mit  einer  Maaso  bciwegUohAr 
Habe  vereiat  Be  warea  Güter,  aus  denen  der  Steat  eiaan  Erwerb 
Mf,  wie.  eiB  eialiftcher  Bürger  oder  Privatmann»  and  einen  Erwerb,  be- 
stimoit  und  angewendet  zum  allgemeineD  Nataen»  Die  Geschichte 
djeses  Hab  and  Gates  in  der  Vergangenheit  bis  zar  franzdsisohaa 
Kevolalion  and  w&hreod  derselben  findet  ihren  wesentlichen  Charakter 
ia  dem  Begriff  der  Sonver&net&t  Der  Staatsbesitz  ändert  nit  dem 
Wechait  jenes  Begriffes  seinen  Charakter  und  gerade  dadurch  entstand 
die  tief  eingreifettde  Revolution  in  Bezog  auf  denseibe».  Die  NationaU 
90UTei)i(nikfti  tritt  an  die  SMle  cbr  Souverä^it&t  dev  Krone,  der  Titel 
des  KAngs.  verwandelt  sich  aach  in  <Ueser  Richtung  ia  jenen  der 
Nation  oad.  den  absoluten  Titel  des  Staates.  In  dieser  Richtung  nar, 
Bidt  in  jener  dar  inneren  Organisation  und  der  VerwaMoag»  des  Staats« 
besUzes^  warde»  grosse  Veränderungen  erzeugt 

Das  anciaa  Regime  luitersebeidet  aedi  nicht  zwischen  dea  Domä-  ^^  ^'^x  ^«^ 
Ben  im  eiigeflen  Sinne,  den  Staailsgütern  und  jenen  im  weiteren  Sinne, 
dem  öSeotUchan  Bigenihum.  £s  unterscheidet  auch  nicht  zwischen 
deOfSlaatadomänen  und  den  DcMniknen  im  engsAen  Sinne«  den  fioroftnen 
der  Krone  0*  Das  Streben  der  Könige  seit  dem  14.  Jahrhundert,  die 
Soianunthfiit  der  Krenlaade  zu  bewahren  und  den  Geist  der  Einbeib 
und.  UathaiUmrheili  dieser  Macht  nicht  zu  gefährden,  mag  auch  die  Ver- 
owdiang  der  veraehiedenen  Begriffe  erzeugt  haben  *).  Man  onterschied 
iadieeei  Gfitennaaee  und  begriff  daorunter  körperliche  und  unkörperlidi» 
Güter.  Die  ersten  waren  grosse  und  kleine  Domänen.  Zu  ihnen  ge^ 
Urtea  ^  Hoheittiiieohte  und  jene,  welche  heata  das.  öSenthche  Eigen- 
thum  Uldeii,  wüe  die  Waldungen,  öffentlichen  Wege,  Ströme,  Flaaee 
nad  Meere^nbr.  Ludwig  XIV.  erklSorte  sie  ausdrücklich  für  könig- 
liohea  Eigentbam.  Die  kleinen  Domänen  bildeten  die  Gegenstände 
jener  Art,  die  als  Aidiänge  der.  grossen  Domänen  dienten,  wie  Gehölze, 
Wiesen,  Sümpfe,  Steppen,  Mahlen  u.  dergl.  Zu  den  anderen,  dea 
a^kö^^rlioben  Domänen,  gehörten  die  Rechte,  die  der  Feudalstaat 
eraeogt  hatte,.  und[  die  Regalien.  Es  waren  im  engsten  Sinne  des 
Wortea:  Be<^*)-  Deber  diesen  Besitz  konnten  «uerqt  im  ganzen» 
Cmfaog  die  Könige  merfftgen  nach  freien  Beüeban,  durob  Schenkungen, 
VerkAat  upd  Taasch«  Erst,  im  LanP  dea  14^  Jahrhunderts,  nach  dem 
Wideriyil  dar  suhlrieicheD  Scheiri(i|pgm  dar  KOnige»,  worda  die  Wider«-. 
milichkeit  entäusserter  Domänen  Gebrauch  und  Gesetz,  und  es  bildete 
sich  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  daraus  das  Gesetz  der 


1)  Qfrefido  a.  a.  O.  Bd,  III.  9^  l(Mt  Nr.  182a. 

S)  Wernkönig  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  4^^ 

3)  Laf«rrito:  Cours  do  droit  public  el^adeiiaittratiC  Bd»  I.  Tit  I.  Chap.  I. 
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Ünveräusserlichkeit  und  DnTeij&hrbarkeit  der  königlichen  DcmdImb. 
vcrwaitungs-  Die  Ordonnance  du  Domaine  des  Jahres  1566,  ein  Werk  des  Cainlers 
in  Betriff 'der  L'Hopital ,  entwickelte  das  Gesetz  nach  seinem  Prindp,  saiten  ¥ir- 
Domünen.     knngen  und  Ausnahmen.    Nur  die  kleinen  Domänen  konnten  ver&osart 
werden'),   in  dringenden  Fällen  auch  alle  abrigen,  doch  mit  der  Be- 
dingung des  Wiederkaufe.     Unter  dem  Titel  der  Domaines  «igages 
gingen  auf  diese  Art  die  meisten  Staatsgüter  in  fremden  Beats  über. 
Endlich  konnten  sie  auch  yertauscht  und  unter  den  Titel  der  Apui&ga 
an  die  Mitglieder  der  königlichen  Familie  übergeben  werden.   Diss 
diese  Apanagen  frühzeitig  im  Gesetze  nur  wie  eine  Jahre^enskn 
gegeben  wurden,  blieb  blos  eine  Theorie,  nicht  Praxis  >).    Brat  dk 
Revolution  griff  auf  das  alte  Recht  zurück ').    Es  ist  nicht  bestimDt 
ob  man  im  ancien  Regime  von  den  Staatsgütern  ein  königliches  Print- 
vermögen unterschied  ^),  aber  die  Thronbesteigung  vereinigte  das  Ver- 
mögen des  Königs  mit  den  Staatsgütern.    Den  noch  versachten  VTidff- 
stand  Heinrich's  IV.  gegen  diesen  Grundsatz  brach  die  Beharrlichkat 
der  Parlamente  und  er  wurde  von  da  an  dauernd  anerkannt  Die 
Domänen    wurden  für  ihre  Verwaltung  verpachtet  und  zwar  mittii^ 
öffentlicher  Pachtausschreibung,  bis  Ludwig  XVI.  seit  1777,  in  Betmtl 
ihres  geringen  Ertrages,  dieselben  durch  den  Staat  verwalten  liessvrf 
Necker  in  der  That  ihr  Erträgniss  seit  dieser  Zeit  bedeutend  erhM 
Die  oberste  Verwaltung  der  Staatsdomänen  und  zugleich  die  Jisi^ 
gewalt  in  diesen  Sachen   leiteten  die  Räthe  des  Schatros,  mit  ta 
Parlamenten  und  der  Oberrechenkammer,  besonders  in  Reditsstreitjfs 
keiten.   Ludwig  XIV.  errichtete  ein  besonderes  GoU^um,  wdches,  ii 
2  Kammern  getheilt,  die  Verwaltung  und  Justiz  der  DomJUien  leitete') 
Da  diese  und  ihre  Unterbeamten  so  am  besten  vertraut  waren  mit  im 
Grundabgaben  uud  Gefällen,  liess  auch  die  Revolution  den  Oiganismai 
der  Verwaltung  bestehen  und  so  kam  es,  dass  heute  noch  ganz  mSä^ 
mit  der  Verwaltung  des  Enregistrement  auch   jene  der  Domänen  ttf- 
bunden  ist.    Diese  nämlich  kannte  am  besten  die  Veriiältaisse  <to 
Grundbesitzes  und  konnte  so  die  verwickelten  Verhältnisne,  die  dordi 
die  Revolution  «rzeugt  wurden,  auch  am  leichtesten  entscheiden. 
Die  Reformen         Die  Revolution  setzte  an  die  Stelle  der  Souveränität  des  Köoip 
helHw^^wch  j^^^  ^^r  Nation  und  verwandelte  die  königlichen  Domänen  In  Natieoil* 
die  ReTointion.  domäuen.    Auch  jetzt  wurde  kein  Unterschied  zwisdien  öffentli^ 


1)  Edict  von  1708. 

2)  G^rando  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  168.  Nr.  1236. 

3)  Ordonnances  de  Cbaries  V.  1379.    Laferri&re  a.  a.  O.  Chap.  L 

4)  WarakÖDig  a.  a.  O.  Bd.  I.  Nr.  192. 

5)  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  242  u.  ff. 
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and  eigentlicheo  Staatsdomänen  gemacht.  Allgemein  stellte  das  Gesetz 
den  Grondsatz  aof,  dass  „die  öffentlichen  Domänen  der  Nation  geboren, 
das8  dieses  £igenthum  das  vollkommenste  sei,  das  man  sich  denken  kann, 
dassalle  Rechte  nnd  alle  Zerstörungen  dieser  Gfiter  durchweg  nichtig  sind, 
wenn  sie  ohne  Zustimmung  der  Nation  gemacht,  dass  der  Staat  die- 
selben Rechte  und  die  gleiche  Autorität  über  die  so  verlorenen  Guter 
habe,  wie  über  jene,  die  er  nocb  besitze i).*^    Die  Revolution  hatte 
wohl  Grund  zu  dieser  Härte.    Trotz  der  Unveräusserlichkeit  der  Do- 
manialgüter  hatte  die  Willkür  der  Könige  doch  häufig  dieses  Princip 
verletzt,  und  der  Hass  des  Volkes  war  hoch  erregt,  zumeist  gegen  die 
oDgerechten  Yertauscber  (Echangistes)  und  bedingten  Erwerber  (Enga- 
gistes)  der  Krongöter,  die  sich  bereicherten,  während  unter  den  Ein- 
nahmen des  Staates  das  Erträgniss  der  ein  Viertel  des  ganzen  firan- 
sQflischen  Bodens  um&ssenden  Güter  auf  nur  2  Millionen  angeführt 
werde.    Freilich  artete  bald  dieser  gerechte  Zorn  in  wilde  Räuberei 
aas.    Andererseits  aber  war  es  die  drückende  Schuldenlast,  welche 
»1  den  umfassenden  Eigenthumserklärungen  der  Nation  führte   und 
den  Begriff  der  Nationalgüter  feststellen  liess.    Das  Gesetz  stellt  die     Die  neue 
Eintheilnng  von  körperlichen  und  unkörperlichen  Domänen   auf.    Es  ^'^''^^^^„^^'^ 
xäUt  zu  den  ersteren  alle  Gegenstände,  die  nicht  Privateigenthum        i><e 
Mio  können,  als  öffentliche  Wege  und  Strassen,  Flüsse  nnd  Ströme,  ^^<>'><'^*Kttier. 
Häfen  u.  8.  w.,  die  Festungen  und  Festungswerke,  alle  unbeweglichen 
Gfiter,  welche  ehemals  der  Krone  gehörten,  alle  Güter  der  Kirchen 
and  Klöster*),  und  später  alle  Güter  der  Emigration').     Alle  in 
Betreff  dieser  Güter  vorgenommenen  Veräusserungen  wurden  fast  all- 
gemein für  nichtig  erklärt^).    Ausgenommen  waren  zuerst  die  Güter 
der  Spitäler,  Armenhäuser  und  des  Haltheserordens.    Nach  der  Errich- 
tung eines  neuen  Armen-  und  Versorgungswesens  durch  den  Gonvent 
wurden  auch  diese  mit  den  Nationalgütem  vereint*).    IHe  auf  allen 
diesen  Gütern  haftenden  Schulden  oder  Forderungen  gingen  an  den 
neuen  Besitzer  über*).    Endlich  erklärte  der  Convent  auch  die  Güter 
der  politischen  Verbrecher  als  dem  Staat  verfallen^).    Die  unkörper- 
lichen Domänen  waren  durch  die  Auflösung  des  Feudalverbandes  und 
die  Abschaffung  aller  Lehenislasten  sehr  vermindert,  und  es  blieb  dem 
Staat  nur  das  Recht  der  Ergreifung  der  erb-  und  herrenlosen  Sachen. 


1)  Deerel  vom  22.  November  —  1.  December  1790. 

f)  Schon  durch  das  Decret  vom  2.  November  1789  als  Nationaignt  erklSrt. 

5)  Decret  vom  22.  November  —  1.  December  1790  Art  l-— 87. 
4)  Decret  vom  7—14.  October  1790. 

6)  Decret  vom  10.  Juni  1793  Sect.  IV.  Art.  12. 

6)  Getets  vom  28.  Messidor  an  II. 

7)  Getets  vom  17.  Sept.  1793  und  30.  Yeud^miidre  —  1.  Bmmaire  an  II. 
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IMcBe  Mäsae  d«r  so  unter  einem  einxigen  Begriff  ▼mmgt»  Gitar 
betrug  an  Werth  mehr  als  2  llilliarden  450  MilKonen.  Dito  sclnrelcide 
Scknld,  die  man  damit  auf  die  leichteste  Art  an  decken  Termeiite, 
betrog  2  Milliarden  300  MillioaeD.    Dies  an  erreidMa,  wurde  toerst  da 
Grandsatt  aufgestellt,  dass  die  Nätionalgfiter  vcriiiBscrlidiyimdiniiBir 
Reihe  von  Gesetzen  die  Art  des  Verkaufes   bestimmt    AoderoseiH 
wollte  man  dadurch  besonders  ;die  Gfiter  des  Glems  tholen  oid  ia 
die  Gaterbetvegung  bringen.    Die  Assignaten  wordra  dafär  gepöidci 
Ich  werde  später  anf  die  wirthschaftliche  Seite  dieser  Maanns^  n- 
rückkehren.    Hier  sei  nar  in  Karaem  erwähnt,  dasa  die  Torthaile,  da 
man  sich  davon  yersprach,  nicht  im  Geringsten  etfiUt  wurden.  Mo 
verkaufte  während  der  Assignatenwirthschaft  von  1790  bis  som  JshrelV. 
der  Republik  an  857,034  Artikel  im  Werth  von  1  Milliarde  500  HiUioiua' 
D«r  Zusprechnngspreis  betrug  7,483,526,235.  Als  die  Asägteken  aisrf 
Cours  gesetzt  wurden,  blieben  noch  408,145,950  zn  eiiieben,  dieeii« 
Werth  von  12  Millionen  reptäsentirten  >}<  Nicht  die  Staats-  und  fwui 
männer,   wohl  aber  die  durch  die  Verluste  betroffenen  PriesUr  m 
kannten  dies.    »So  oft  der  Stattt,"«  rief  Abb^  Manty,  »die 
auf  solche  Art  sich  aneigneB  wollte,  ist  er  der  Narr  aeiner 
gewerden'}.''    Aufgenommen  vom  Verkauf  Uieben  die  Waldangn 
die  den  (Entliehen  Diensten  gewidmeten  Gebäude,  die  Saliaefl 
die  Festungswerke.    An  Stelle  der  Einnahmen  der  Krone  aas  dea 
tionalgßtem  trat,  wie  schon  erwähnt,  eine  reiche  Givilliste  von  ib 
lionen  und  ein  Wittwengekalt  fOr  die  Königin  von  4  MUliaott,  i 
Genuas  der  Lustschlteser  und  daa  Recht  der  Könige,  sieh  ein  fM 
eagenthnm  mit  freiem  Verfugungsrecht  zu  grCinden  *).  Die  PrintgiM 
die  der  KOnig  aber  bei  seiner  Thronbesteigung  beaitit,  weiden  stä 
mit  den  Nationalgütem  vereinigt    Endlich  kehrte  die  Revehitioo  i 
den  alten  Kechtssatz  zurück,  dass  die  Prinsen  des  ktaigüchsn  Hasi 
Apanagengelder  empfongeur  welche  ans  einer  dafür  bastiaurtBO  Im 
der  Nationalgfiter  bezogen  werden  sollen*). 
y«rw«itiuig  ib  Betreff  der  Verwaltung  der  Nationalgüter  beatimmtea  sakM 

Naiioaligttter.  Gosetzo  die  Formen  und  Bedingungen»    Man  errichtet»  zasvst  an 
soaderes  Comite  für  den  Verkauf.    Nach  ihren  Renten  ward« 
Nationalgüter  in  besondere  Klassen  eingetfaeilt  und  darnach  die 
festgesetzt     Corporationen  und  Gemeinden,   wenn  sie  solche 
erwerben  wollten,  waren  deaselben  Bedingnngep,  wie  Privatleute  bb^ 

1)  Saael:  Des  finaBoes  en  an  IX.  S.  89. 

8)  A.  C.  Tom  10.  October  17S9. 

8)  Geseta  vom  S.  Augast  1790. 

4)  Gesets  vom  28.  Kovember  1790  and  18.  Juni  1791. 

6)  Deeret  vom  80.  Angost  1790. 
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worfen.  Den  Gemeinden,  wenn  sie  zum  Weiterverkauf  an  einzelne 
Erwerbsiustige  grossere  Gütercomplexe  übernehmen  sollten,  worden 
besondere  BegQnstigongen  ertheilt  Wer  immer  ein  Nationalgut  an 
sich  bringt,  soll  schon  nach  der  ersten  Ratenzahlung  vollständiger 
Besitzer  und  Eigenthümer  werden.  Nur  wenn  die  Gemeinden  für  sich 
ein  Gi^t  erwerben  wollen,  soll  dies  erst  geschehen  können  nach  Be- 
ratbang  der  Gemeindeverwaltung  und  Bestätigung  durch  die  Districts- 
oBd  Depai-tementsverwaltungen')-  I^i«  Verwaltung  der  Nationalgüter 
ist  den  Verwaltungsbehörden  der  Gemeinden,  Districte  und  Departe- 
ments übertragen,  in  denen  die  Güter  liegen.  Unmittelbar  unter  der 
Yerwaltnug  der  Departementsadministrationen  standen  nur  jene  Güter, 
welche  den  Kirchen  und  geistlichen  Gorp^ationen  gehörten,  da  diese 
«ach  die  Gehaltszahlungen  des  Clerus  zu  bestreiten  hatten.  Das  Corps 
legislatif  hatte  als  höchste  Instanz  die  Verwaltung  in  dieser  Richtung 
2a  überwachen  und  Rechenschaft  über  dieselbe  und  den  Verkauf  zu 
forden).  Alle  Processe,  welche  über  die  eingezogenen  Güter  der 
Kirchen»  der  Gemeinden  und  Gemeinschaften  schwebten,  wurden  nieder- 
geschlagen. Jene,  welche  erst  entstanden,  sollten  durch  die  Verwaltungs- 
behörden geleitet  und  entschieden  werden.  Die  Qläuhiger  hatten  vor 
diesen  ihre  Forderungen  geltend  zu  machen  und  zur  endgültigen  Ent- 
scheidung zu  bringen.  In  Anbetracht  jener  Güter,  welche  fremden 
M&chten  im  Innern  Frankreichs  angehörten,  hatte  der  König  über  Ver- 
handlung mit  denselben  zu  entscheiden  ^).  Durch  diese  Bestimmungen 
wurde  ein  Hauptzweig  der  Administrativjustiz  geschaffen,  der  bis  in 
die  Jalimonarchie  thätig  und  seit  Napoleon  eben  nur  an  die  Praefecten 
fibergegangen  war').  Den  Verkauf  zu  beschleunigen,  brachte  die 
sp&tere  Zeit  zahlreiche  ErleichterungsmitteL  Man  gestattete  für  die 
Bezahlung  des  Kanfyreises  die  Erlegung  von  Obligationen  bis  zur 
Abtragung  desselben^).  Der  Couvent  befahl  eine  grössere  Zertheilung 
der  Gütermassen  und  zwang  die  jeweiligen  Besitzer  schon  nach  3  Mo- 
naten eines  Debergaoges  an  andere  Erwerber  das  verkaufte  Gut  zu 
räamen^).  Das  Directorium  setzte  fest,  dass  jeder  Erwerber  nur  ein 
Viertel  der  Kau&umme  zu  erlegen  habe,  den  übrigen  Theil  aber  in 
sechs  iährlichen  Raten  mit  einer  5^  Verzinsung  abtragen  könne.  Die 
£intragungstaze  für  diese  Güter  wurde  niedriger  gestellt,  als  die  für 
andere  Besitzerwerbungen  und  Veränderungen.    Den  Erwerbern,  die 


1)  Qesets  vom  17.  Mm  1790  und  Instruction  vom  8.  Juni  1790. 

2}  Deeret  Tom  2a  Octb.  —  6.  Nov.  1790>  InfttrncUon  yom  8.  Not.  1790. 

8)  Lafemire  a.  a.  O.  8.  123.   Gdrando  a.  a.  O.  Bd.  lU.  S.  179  Nr.  1247. 

4)  Deeret  yom  24.  Februar  —  30.  Mai  1790. 

5)  Deeret  vom  4.  April  1793. 
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vor  der  Verfallszeit  der  Termine  die  Kaufeamme  erlegten,  wurde  dae 
Pr&mie  bewilligt,  welche  mit  der  Zeit,  die  man  dadurch  auaschloss, 
stieg').  Endlich  führte  das  Directorium  für  den  Erwerb  der  National- 
guter  noch  ein  besonderes  Papiergeld  ein,  die  sogenannten  Mandats 
territorianx  in  einer  Summe  von  2  Milliarden  400  Millionen,  durch  weiche 
der  Erwerb  der  Nationalgüter  voi^nommen  werden  sollte.  Der  Werth 
der  Güter  wurde  jetzt  nach  der  vierfachen  Hohe  der  Grundsteuer  be- 
messen'). Aber  auch  die  Ausgabe  dieses  Geldes  vermehrte  nur  die 
Masse  des  werthlosen  Papiers,  erhöhte  den  Misscredit  und  beförderte 
allein  die  Verschleuderung  der  Nationalgüter.  Der  in  dieser  Epoche 
schon  consammirte  Verkauf  betrug  104,719  Artikel  in  einem  Werth  von 
611,438,212  Livres,  also  beiläufig  30,771,910  livres  Rente.  Noch  im 
Jahre  VII.  war  man  auf  diese  Summe  an  4  Millionen  Silber  and 
1,121,616  an  Mandaten  schuldig.  Von  11,024  Artikeln  im  Werth  von 
53,535,759  Livres  war  in  diesem  Jahr  kaum  der  zwanzigste  Thttl  b^ 
zahlt').  -  Nach  dieser  Zeit  trieb  man  die  Verschleuderui^  noch  Arger. 
Aber  die  Kriegsnoth  erschien  dem  Directorium  immer  als  zwingendes 
Gesetz.  Man  gab  Güter  im  Werth  von  48,636,491  Livres  und  splter 
bis  118  Millionen  um  eine  Summe  von  kaum  7,847,694  Livres  hin  und 
dauernd  mit  einer  Zahiart  von  ein  Halb  in  Münzwerthen  und  ein  Halb 
in  Papier.  Im  Jahre  VL  verkaufte  man  einen  Güterwerth  von  mehr 
als  55  Millionen,  die  kaum  9  Millionen  in  Silber,  und  selbst  in  Pupier 
berechnet,  nicht  dieselbe  Summe  eintrug.  An  Bauwerken,  deren  PlreU, 
wie  der  der  Grundstücke  zuerst  nach  ihrem  zwanzigficu^hen,  dann  nach  ihrem 
funfeehn-,  endlich  blos  achtfachen  Steuerwerth  berechnet  wurde,  verkaufte 
man  429  Artikel  im  Werth  von  10,860,382  Livres.  Bis  zum  Jahre  TIH 
stieg  der  Werth  auf  42  Millionen,  endlich  auf  66  und  mehr  als  99  Mil- 
lionen. Im  Jahre  VIIL  blieben  noch  Güter  zum  Verkauf  im  Werth  von 
340  Millionen,  ohne  jene  des  linken  Rheinufers  von  160  Millionen  im 
Werth  ^).  Die  Summe  der  nnveränsserlichen  Güter,  W&lder  and  Forste 
betrug  mehr  als  300  Arpents  im  Kapitalwerth  von  200  Millionen  und 
DerVerkanfderRentenwerth  von  10  Millionen.  So  wurden  bis  zu  dieser  Zeit  in  den 
^^nnd^^  3  Perioden,  jener  der  Assignaten,  der  Biandate  und  der  Zeit  nadi  der 
Ertri«iüM.  Einlösung  derselben,  1,052,892  Artikel  verkauft  in  einem  Realwerth 
von  2609,  269,  359  Millionen  Livres^).  Das  Resultat  war  dn  ftosaerst 
trauriges,  und  „dahin  war  die  grosse  Meinung,**  wie  ein  Mitglied  der 
Constituante  den  Assignatenschwindlern  zurief,  „dahin  die  Meianog» 

1)  Decret  vom  24.  Febraar  1795  (6.  Venldse  an  III.). 

2)  Geeete  vom  18.  MS»  1796  (88.  Ventdse  an  IV.). 

3)  Bamel  a.  a.  O.  8.  89. 

4)  Ramel  a.  a.  O.  S.  40—45. 

5)  Bamel  a.  a.  O.  S.  46. 
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TOD  der  80  viele  der  schdnsten  Hoffnimgen  abgingen,  es  blieb  nichts 
als  die  Sehmacli,  das  Unglück  vermehrt  zu  haben  >)^  Dnd  niemals 
wird  ein  solches  Büttel  seinen  Zweck  erreichen,  wenn  es  mit  solcher 
Hast  nnd  so  überstürzter  Gewalt  ergriffen  wird.  So  oft  man  es  auch 
in  den  Staaten  mit  solchem  Grnndreichtham  begehrt,  vergass  man 
stets,  dass  auch  Grund  und  Boden  in  seinem  Werthe  von  dem  An- 
gebot abhängen  nnd  die«»,  unmässig  vermehrt,  nar  den  Preis  ver- 
nichten kann.  Die  Yerschleirierung  verlockt,  wie  es  auch  in  der 
französischen  Revolution  geschah,  zumeist  unfiüiige  und  arme  Leute, 
mit  ihrem  wenigen  Gut  oft  ein  Besitzthum  zu  kaufen,  ohne  zu  berech- 
nen, dass  die  Erhaltung  desselben  ein  neues  Capital  fordern  wird. 
Verarmung  der  Besitzer  und  ein  endliches  Zugrnndegehen  derselben 
ist  die  Folge.  An  diesem  Gesetz  scheiterten  die  Bemühungen  jener 
Zeit  Der  Besitzlose  wurde  (vergebens  waren  die  Bemühungen  der 
Revolution)  doch  nicht  Besitzer,  trotz  der  Hasse  des  zu  erwerbenden 
Gutes,  und  die  verschleuderten  Grundwerthe  'gingen  wieder  nur  in 
die  EUfcnde  der  Reichen  und  schon  Besitzenden  über. 

Erst  als  Napoleon  auftrat,  wurde  der  planlosen  Wirthschaft  ein  Mapoieon*« 
Ziel  gesetzt.  Die  Constitution  des  Jahres  VUL  selbst  erklärte,  dass  ^'''''^^;' ^"^ 
die  Güter  der  Emigration  unwiderruflich  mit  dem  Nationaleigenthum  wirthtehaft. 
vereint  bleiben  sollten.  Das  Concordat  von  1801  bestimmte,  dass  die 
Herstellung  der  katholischen  Kirche  keinen  Einfluss  auf  die  gegen- 
wärtigen Besitzer  der  ehemaligen  Kirchengüter  üben  sollte.  Dennoch 
aber  wurden  bald  in  diesen  Richtungen  bedeutende  Ausnahmen  ge- 
schaffen. Nach  der  Begründung  der  Consulatsherrsehaft  gab  Napo- 
leon eine  Amnestie  der  Emigration,  mit  der  zugleich  eine  Rückgabe 
der  noch  nicht  veräusserten  Güter  verbunden  war^).  Weiter  bestimm- 
ten die  Gesetze,  dass  alle  noch  ausstehenden  Kaufpreise  in  einer 
festen  Frist  nachzutragen  seien,  widrigenfalls  die  Besitzer  unwiderruf- 
lich ihres  Besitzes  verlustig  sein  sollten.  Bis  zur  Zeit  der  vollen 
Rückzahlung  war  das  schuldige  Capital  mit  5  Procent  zu  verzinsen. 
Wer  auf  diese  Art  seines  Besitzes  verlustig  wurde,  hatte  keine  Ent- 
schädigungsansprüche^). Alle  Fragen  und  Streitigkeiten  in  Betreff  der 
Teräosserten ,  nicht  veräusserten  oder  zu  ver&ussemden  Güter  gehörten 
ttir  Competenz  der  Pr&fecturräthe  in  erster  und  des  Staatsrathes  in 
letzter  Instanz^).  Politische  Gründe  waren  es,  die  dieses  ungeheure 
Gebiet  des  Privatrechtes  den  Verwaltungsbehörden  überlieferten.    Es 


1)  ObserrationB  aar  leg  assignats  par  Mr.  de  Montlogier.  1790. 
t)  Mo,  00118.  rom  26.  April  1802  (6.  Flor^  an  X.). 
8)  Deer.  Tom  2.  December  1799  (11.  Frimaire  an  8). 
4)  Gesets  Tom  17.  Februar  1800  (28.  PluTidae  an  VIII.) 
BUhttr.   StMli-  mid  OMeUMhafttreebt.  n*  22 
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warde  fibrigens  auck  noth wendig,  da  in  allen  Sachen  md  Knip'wa, 
deren  Entstehang  and  Mängel  in  der  Revolation  ruhten,  nickt  die  Fnfe 
des  starren  Rechtes  und  GesetzeB,   sondern  jene  der  ünifcäDde  ond 
Lage    der  Zustande  erst  erwogen   and  entschieden  werden  mosstt 
Aber  wo  das  Ansnahmerecht  aufhört,  hört  auch  die  AosnahmegenckU-  i 
barkeit  auf,   wo   die  Gewalt  des  gemeinen  Rechtes  beginnt,  begioBt 
auch  die  Aatorit&t  der  gemeinen  Gerichtsbarkeit  >).    Aus  der  groswi 
Gütermasse   der  Nation   schied   Napoleon  einen  Theil  aas,  der  ab 
aoBserordentliche  Domänen  aach  einer  besonderen  Verwaltung  onter- 
werfen  und  bestimmt  war,  besondere  Militär-  und  CiTildienste  zu  be- 
lohnen*).   Mehrere  dieser  Belohnungen  wurden  als  voltes  fiigenthu 
fibergeben  nnd  konnten  auf  die  männlichen  Nachkommen  Terorbt  «r 
den*).     Sie  waren  während   der  Zeit   des  Besitzes  mit  besondi^i« 
Prifilegien  in  der  Form  der  alten  Majorate  ausgerfistet  und  fielen  dm 
dem  Aussterben  der  männlichen  Nachkommen  eines  Besitsers  wiete 
an  den  Staat  zurück. 

Eine  vielseitige  Gesetsgebung  in  den  letzten  Jahren  derRegien^ 
Napoleon*8  und  endlich  der  Restauration  suchte  die  Nationilgäll 
wieder  von  ehemaligen  Privatgütern  abzulösen»  die  verletstan  RacW 
wieder  herzustellen,  die  Verluste«  die  die  RevolutioQ  erzeugt,  aas«* 
lachen.  Die  Gemeiaden  und  öffentlichen  Stiftungen  wurden  iM 
eingesetzt  in  ihre  noch  nicht  verkauften  Guter  und  oft  zum  finibll 
die  verkauften  mit  anderen  ausgestattet^).  INe  Bngagistes  undEchafi 
gastet,  vielfach  verletzt  in  der  Zeit  der  Revolution,  worden  gleichUliHi 
das  volle  Eigendium  der  Güter  eingesetzt,  weiche  sie  besasaes,  ^ 
dem  gemeinen  Recht  nntorgeordnet,  der  Eigenthuaaiserwerb  aber  tt| 
dieselben  Bedingungen  geknüpft,  welche  das  Gesetz  ab  aiig»* 
vorschrieb  *>  Die  Güter  der  politisch  Verurtheilten  ans  der  Zat<i| 
Sdireckensherrschaft  wurden  nach  dem  Ende  derselben  schon  vu^ 
erstattet*).  Die  Güter  der  Emigration  wurden,  wie  schon  angedaili 
theils  von  Napoleon,  theib  von  der  Restauration  zurückgegeben  d 
1835  derselben  sogar  eine  Rente  von  30  Btillionen  oder  1  Müliard«  ak 
Entschädigiing  fär  die  Güter,  die  nidit  mehr  ausgelöst  werden  kcuuM 
««gewiesen*).  Auch  jene  Familien,  welche  Napoteon  iur  besoadiM 
Verdienste  mit  ausserordendichen  Staatsgöfeem  behdmt  hatte,  woi* 


1)  Laferri&re  a.  a.  O.  8.  m. 

8)  S^  coos.  vom  30.  Jannar  1810. 

8)  S^n.  cons.  vom  14.  Aagast  1806.    Code  civ.  Art  896. 

4)  G^rando  a.  a.  0.  Bd.  in.  No.  4795--4811. 

6)  Gdrando  a.  a.  O.  Bd.  HI.  Ko.  4812—4828. 

6)  Geseti  vom  14.  Flor^al  an  III.  und  7.  Fractidor  an  Y. 

7)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  10.  Ko.  4832—4836. 


in  dM"  Z^t  der  Restauration  durch  Peasiosen  ent^ch&digt,  wem  üe 
durch  dsA  FriedenAechluss  ihrer  Guter,  als  in  den  von  Frankreichs 
Gebiet  wieder  getrennten  Ländern  liegend ,  verlustig  wurden  ■). 

Der  filte  Name  der  Domänen  kehrte  nach  der  Revolution  auch  wieder        du 
loruck.    Man  scheidet  heute  Domänen  der  Krone,  öffentliche  pomA' ^,*^'t^?'^*' 

^^    allen  DomXnMi- 

nen  und  Staatsdomänen.  Die  Grundsätze,  welche  in  Betreff  der  er-  winhieiurft. 
st^en  die  Constituante*)  aufgestellt,  bilden  auch  heute  noch  das 
Reckt  derselben.  Sie  sind  unveräusserlich  und  unveijährbar,  gehören 
dem  Kaiser  nur  al^  Kutsniessung  und  alle  Veränderungen  derselben 
können  nur  in  Folge  eines  Gesetzes  vorgenommen  werden.  Ibre  Ver- 
waltung g^ört  dem  Kaiser,  die  damit  verbundenen  Widdungen  aber 
werden  nach  denselben  Gesetzen  verwaltet,  wie  jene  der  Staats- 
güter. Sie  sind  befreit  von  der  allgemeinen  Grundsteuer,  doch  nicht 
von  den  Departements-  und  Gemeindesuschlägen*  Die  Privatgudr 
des  Fürsten,  die  er  bei  seiner  Thronbesteigung  besitzt  oder  während 
seiner  Regierung  unter  einem  Privattitel  erwirbt,  werden  nicht  mehr 
mit  den  Staatsgüter n  vereint,  sondern  bleiben  sein  Eigenthnm  nach 
dem  gewöhnlichen  Recht  Die  Privatperson  ist  jetzt  vollständig  von  dem 
FoTften  geschieden.  Die  Prinzen  des  königL  Hauses  beziehen,  wie  dii» 
Constituante  schon  bestimmte,  Apanagerenten  aus  den  Staatsgütern, 
aber  nur,  wenn  die  Privatdomänen  für  ihre  Erhaltung  nicht  ansreichen» 
also  facnltativ,  vickt,  wie  1790,  obligatorisch').  Zu  den  öffentUcken 
Domänen  oder,  wie  die  Gesetze  häufig  unklar  sagen,  Staatsdomänen, 
welche  im  eigentlichen  Sinne  ein  besonderer  Theil  der  erstmren 
sind,  gehören  die  Sachen  des  öffentlichen  Nutzens,  Wege,  Strassen, 
Häfen  u.  s.  w.  ^)  und  die  Accessorien  dieser  Güter*}.  Sie  stehen  aus- 
ser dem  Handel,  sind  unveräusserlich  und  unverjährbar')  nnd  werden 
naeh  besonderen  Gesetzen  verwaltet.  Die  Staatsdomänen,  tbeils  kör- 
perlich, theils  unkörperlich,  umfassen  alle  öffentlichen  Güter  aussw 
den  Kreisen  der  beiden  anderen.  Sie  bilden  an  unbeweglichen  Gütern 
äsen  Werth  von  1,277,295,629  Francs.  Zahhreiche  Gesetze  bestimmen 
die  Formen  ihres  Erwerbs  und  ihrer  Veränsserung.  Allgemein  gilt, 
dass  dies  nur  in  Folge  eines  Gesetzes  geschehen  kann.  Ihre  Verwair  di«  gegenwir. 
toDg  ist  der  Gentralleitnng  des  Finanzministers  und  dv  besonderen  ^'j^^^^^J^ 
Leitung  der  Departementsverwaltungen  übertn«so-    Hi^  concurriren 


1)  G^endo  a.  a.  O.  Bd.  IH.  No.  4862-4867. 

2)  Deer.  Tom  22.  Koyember  1790. 
9)  Ufeni^e  a.  a.  0.  8.  128  a.  ff. 
4)  Code  cav.  Art  6S8  and  640. 

6)  Code  eiv.  Art  660. 

6)  Code  eiT.  Art.  2226,  2227. 


der  IMrector  des  Enregistrements  und  der  Präfeet.    Der  erstere  führt  hn 
engeren  Sinne  die  Regie,   die  materielle  Verwaltung,  der  Prtfeetbat 
die  Ueberwachnng  und  eigentliche  Bewirthschaftnng.    Gerade  in  die- 
ser Richtung  sind  die  Präfecten  die  Nachfolger  der  alten  Directorieo, 
and  die  Gesetzgebung,  welche  deren  Thätigkeit  bestimmte,  ist  beote 
noch  in  Kraft  ■).    In  Betreff  der  Gerichtsbarkeit   in   Dominensachec 
gilt  als  allgemeine  Regel,  dass  in  allen  Fragen  des  Besitzes,  des  Eisen- 
thums,  der  Servituten  die  Gerichte  eintreten.  In  den  Fragen,  indeoeo 
der  Staat  als  Partei  auftritt,  erscheint  der  l^fecturrath  als  die  ioter 
pretirende  Behörde.     Die   Competenz   der   Administrativbehördeii  iit 
immer  eine  Ausnahme,  und  die  Hindemisse,  die  sich  der  voUstindi^a 
Vereinfachung  der  Jurisdiction  in  diesen  Sachen  entgegenstellten,  siiKl 
mit  der  Auflösung  der  Revolutionsgesetzgebung  uAd   der  darcb  m 
geschaffenen  besonderen  Verhältnisse  allmälig  verschwunden*). 

Die  Forste  und  Waldungen. 
wtehtifk«it  dM  Zu  den  wichtigsten  und  reichsten  Gegenständen  der  unbewegliclKi 
Qn^iuun^^  Staatsdomänen  gehören  die  Forste  und  Waldungen.  Sie  sind  wß 
ganz  besonderen  Verwaltung  und  Organisation  unterworfen,  nod  dir 
Gesetzgebung,  die  hier  seit  der  RevoluHon  das  Ziel  verfolgt,  dasöffa^ 
liehe  Interesse,  welches  auf  eine  Erhaltung  und  strenge  Ordnas^^ 
Waldungen  hinzielt,  mit  dem  Interesse  des  PHyateigenthams,  b 
eine  freie  Benutzung  fordert,  zu  versöhnen,  ist  so  ganz  eigenth^ 
licher  Art  in  seiner  Geschichte  und  gegenwärtigen  Gestalt,  dass  eis^ 
besondere  Betrachtung  derselben  im  Zusammenhange  nöthig  wird.  1 
Dm  FontweMo  Seit  den  ältesten  Zeiten  Frankreichs  standen  die  Forsten  m 
**R*rf  Waldungen  unter  der  Gesetzgebung  des  Staates,  ihre  Ausrodung  warn 
durch  die  Könige  befohlen  und  ebenso  durch  sie  verboten,  neac  Wik 
düngen  anzulegen.  Noch  im  neunten  Jahrhundert  sollen  40  Milliond 
Hectaren  mit  Wald  bedeckt  gewesen  sein.  Heute  umfasst  der  WaMbodes 
8,675,000  Hectaren,  wovon  1,171,000  dem  Staat,  1,892,000  den  G^ 
meinden  und  Stiftungen  und  5,612,000  der  Krone  und  Privatbesitzen! 
gehören').  Frfihzeitig  gab  es  besondere  Beamte  für  die  Verwaltest 
der  Forste  und  Waldungen.  Schon  Philipp  der  Schöne  erliess  aa« 
•trenge  Verwaltungsordnung  (1802),  in  der  auch,  wie  &st  öbenHj 
dieselben  Beamten,  welche  die  Verwaltung  hatten,  zugleich  Bicitf^ 
der  Vergehen  und  Frevel  waren ,  die  in  ihrem  Verwaltungskreise  sic^ 


1)  GeMtz  Tom  28.  October  1790  und  Geseti  vom  88.  Plnridse  tn  VHl 

2)  Laferri&re  a.  «.  O.  S.  147  iu  ff.  G^rando  a.  a.  0.  Bd.  m.  No.  ISia-i^^^ 
Hock:  Die  Finansverwaltong  Frankreichs  S.  218  a   ff. 

8)  Hook  a.  a.  O.  S.  280. 
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mgneten.  Das  wichtigste  Gesetz  des  ancien  Regime  ist  die  grosse 
Ordonoance  des  eaax  et  forets  Ludwigs  XIY.  vom  U.  August  1669, 
welche  auch  die  Grundlage  der  modernen  Gesetzgebung  geblieben  ist. 
1d  einer  besonderen  Hierarchie  sind  die  einzelnen  Verwaltungsbehörden 
übereinandergruppirt  und  zugleich  wieder  versehen  mit  der  Gerichts* 
gewalt  Die  untersten  Gerichte  unter  den  verschiedensten  Namen  er- 
kennen fiber  kleine  Waldfrevel  und  Vergehen  und  sind  Verwaltungs- 
ämter zugleich  im  engen  Besitzkreise.  Jede  BaiUage  hatte  dann 
mehrere  höhere  Forstgerichte,  an  welche  die  Appellation  von  den 
niederen  Behörden  ging.  Jene  von  den  grundherrlichen  Verwaltungs- 
ämtem  dieser  Art  gingen  dkect  an  die  Gerichtsgewalt  der  Harmor- 
tafe!  in  Paris.  Um  diesen  ausgezeichneten  Gerichtssitz  hielten  zuletzt 
nur  noch  drei  Gerichte  Rath,  die  Admiralität,  die  Connetablie  und 
das  Forstgericht.  Das  letztere  wurde  von  Ludwig  XIV.  1704  auf- 
gehoben und  seine  Competenz  den  Parlamenten  übergeben.  Nach  ihm 
aber  wurde  es  in  seiner  alten  Form  wiederhergestellt*). 

Eine  neue  Ordnung  in  die  gesammte  Forstverwaltnng  brachte  da»  iMt  lurorani 
umfassende  Gesetz  der  Constituante  vom  15.— 29.  September  1791,^"  a«ToiutioB 
welches  auch  die  Basis  der  heutigen  Forstverwaltung  und.  ihrer  Gesetz- 
gebung ist.  Es  vereinte  unter  dem  Begriff  der  Staatsforste  alle  ehe- 
maligen Krön-  und  Apanagewälder,  jene  der  geistlichen  Güter  und 
Besitzungen  der  Emigration,  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Forstver- 
waltung stellte  es  auch  die  Waldui^en  der  Gemeinden»  öffentlichen 
Institute  und  Anstalten  unter  die  nämlichen  Gesetze.  Die  Waldungen 
des  Privatbesitzes  sollten  mit  voller  Freiheit  von  ihren  Besitzern  ver- 
waltet und  ausgebeutet  werden  können  und  aufhören,  den  Staats- 
gesetzen unterworfen  zu  sein.  Als  Grundlage  der  neuen  Gesetzgebung 
diente  der  Grundsatz  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung. 
Die  alten  Forstgerichte  wurden  abgeschafft  und  ihre  Competenz  als 
Jnstizgewalt  den  Distiictsgerichteu  zugewiesen.  Für  die  Verfolgung 
von  Forstfreveln  wurde  eine  besondere  Forstpolizei  eingesetzt 

Die  oberste  Verwaltung  der  Staatswaldnngen  wurde  einer  Central-  Dit  verwaitoac 
administration  übergeben  unter  dem  Titel  der  Conservation  generale  des  **'  «'««<«»• 
forets,  bestehend  aus  5  »Commissaires  de  la  Conservation  generale^. 
Sie  hatten  die  Execution  der  Forstgesetze  und  die  Deberwachung  der 
gesammten  Forstverwaltung.  Je  zwei  Mitglieder  hatten  jährlich  beson- 
dere Inspectionsreisen  anzutreten.  Ihre  Vorschläge  über  Verbesserun- 
gen, Anlage  neuer  Waldungen,  Ausrodungen  und  Holzschläge  gingen 
an  die  Gesetzgebung.  Diesen  wichtigen  Grundsatz  hat  auch  die  spätere 
Gesetzgebung  stets  besonders  betont,  denn  die  Waldscbläge  sind  so 


^  Brewer  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  288  o.  ff. 
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▼iel  wie  Veräusserangen.   fiin  Gesetz  also  ist  daf&r  nOthig.  Unter  der 
Leitung  der  CentraladminiBtratiOD  stand  eine  Aneabl  Coosenratetin 
und  unter  diesen  eine  Zahl  Inspecteurs,  denen  wieder  die  Fon^olizd 
untergeordnet  war.    Die  Inspecteurs  waren  ausser  ibrer  polizdltcliea 
Thätigkeit,  nach   der  sie  die  Beaufsichtigung  der  Forstpofizei  fibttn 
besonders  Rechnnngsbeamte.  Sie  wiesen  die  Holxschlftge  an,  fenddt- 
neteri  den  Wildstand  und  sorgten  ffir  dessen  Erhaltung.    Alle  Monat? 
hatten  sie  über  ihre  Verwaltung  den  Districtsdirectorien  Berichte  n 
senden.    Die  Gonservateurs ,  die  ihren  Sitz  im  Hauptort  des  DepaTt^ 
ments  hatten,  öberwachten  die  Verwaltung  und  traten  zu  dieses 
Zweck  alle  Monate  Inspectionsreisen  an.    Von  Jahr  zu  Jahr  bestinnh 
ten  sie  die  Holzschl&ge  und  die  Verkaufspreise  des  geföllten  Holzes 
Sie  hatten  den  Departementsdireotorien  in  der  Generalcommiasioo  B^ 
rieht  über  die  Verwaltung  abzulegen.  Die  Gemeindeyerwaltaogen  v^- 
den  allgemein  verpflichtet,  die  Forstbeamten  in  ihrom  Amte  zu  nnter- 
stützen,  und  konnten  besondere  Berichte  an  die  Generalvenraltniisni' 
senden.  Nur  in  Betreif  der  Forstpolizei  hatten  sie  in  ihren  Walduogv 
eine  besondere  Polizei  zu  erhalten.  Die  Holzschiige  in  den  Gemeiodai 
Waldungen  hatten  die  Districtsdirectorien  besonders  zu  genehmig^fe 
Alle  Forstbeamte  waren  in  ihrer  Afntsth&tigkeit  Terantwortlicb. 
Napoleon  brachte  mige  Aenderungen  in  diese  Verwattungsordi 
Er  bestimmte  für  den  Sitz  der  5  Oonservateurs  gteeraux  die  Hai 
Stadt  des  Reiches  und  stellte  sie  unter  die  oberste  Leitung  des  Fii 

ministers*).    Er  löste  endlich  die  besondere  Verwaltung  der 

forste  auf  und  ordnete  diese  der  Staatsverwaltung  unter.  Das  fiti^ 
niss  aus  den  Gemeinde  Waldungen  wurde  der  Amoräsationskasse  til 
liefert  und  den  Gemeinden  mit  3  Procent  verzinst  Die  besoi 
Kosten  dieser  Verwaltung  wurden  besonders  verrechnet  und  als 
Last  der  Gemeinden  von  dem  Erträgniss  abgerechnet*).  Sodl 
wurde  auch  die  Freiheit  der  Privatforsten  wieder  eingeschränkt  m 
in  Folge  der  grossen  Veräusserungen  der  Revolution  bestimi 
dass  binnen  25  Jahren  keine  Ausrodung  von  Privatwäldem  oboe  ^ 
nehmigung  der  Staatsverwaltung  statthaben  dürfe*}.  Die  Thitigtal 
der  ehemaligen  Directorien  der  Districte  und  Departements  ging  nali 
lieh  auch  auf  die  Prifets  und  Sousprifets  über.  | 

vnvträxmtT-         Ausdrücktich  bestimmten  die  Gesetze  der  Rftvelatiott  dieÜDv^rl 
"^r«^!/'''    ausserlichkeit    der   Forste  und  Waldungen,  und   schlössen  se  ^ 
von  der  Vermischung  mit  den  übrigen  Nationalgüteni  ans*>  ^ 

1}  Gesetz  vom  9.  Janaar  1801  (16.  Niydse  an  DL.) 
2}  Arrdt^  vom  10.  kCärz  1808  (10.  VentOse  an  X.) 

3)  Gesetz  Tom  29.  April  1808  (9.  Floi^al  an  XL) 

4)  Decret  Yom  22.  November  ITIO. 
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Qotor  derReslaoration  erklärte  ein  Gesetz,  dass  alle  Staatswaldungen  mit 
dar  Amortisationskasse  verbunden  werden  und  als  Garantie  der  Staats- 
gläubiger  und  Basis  des  Staatscredits  dienen  sollen.  So  wurden  die 
Staatswaldungen  eine  gesetzliche  Hypothek  und  stillschweigend  wieder 
als  verftusserlich  erklärt.  Die  Julimonarchie  machte  von  dieser  Ansicht 
omfassenden  Getarauch,  und  der  Erfolg  rechtfertigte  die  6conomische 
Nützlichkeit  dieser  Maassregel.  Trotz  des  Verkaufs  yon  mehr  als 
116,000  Heetaren»  für  welche  die  Staatskasse  an  114  Hillionen  ein- 
nahm, hat  sich  die  Revenue  aus  den  Staatswaldungen,  die  vor  dieser 
Zeit  fast  stetig  auf  26  Hillionen  angegeben  wurde,  nur  um  1}  Million 
vermiaderti).  In  dieser  Richtung,  die  Staatsforste  als  Finanzquelle 
betrachtend,  hatte  schon  die  Constituante  die  Verwaltung  derselben, 
soweit  sie  eben  die  materielle  Wirthschaft  betraf,  mit  dem  Snregistre- 
ment  vereinigt.  Die  Preposes  der  Regie  derselben  in  jedem  Districte 
bildeten  zugleich  die  Empfangsämter  aller  aus  den  Forsten  fliessenden 
Sionahmen*).  Auch  heute  ist  diese  Finanzverwaltung  mit  derselben 
Regie  vereint'). 

Das  Berg-  und  Hinenwesen. 
Nor  historisch,  nicht  mehr  nach  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  DMBtrrva« 
gehört  das  Berg-  und  Minenwesen  in  das  Gebiet  der  Verwaltung  der  ^^JJJ^^JJJJ" 
Öffentlichen  Domänen.  Die  Frage  nach  dem  Eigenthumsrecht  an  unter- 
irdischen Minen,  Bergwerken  und  an  edlen  Metallen  hat  seit  den 
ältesten  Zeiten  Nachdenken  erregt  und  wurde  in  der  verschiedensten 
Weise  entschieden.  Das  römische  Recht  wich  unter  den  Kaisern  von 
dem  alten  Satz,  dass  Metalle  immer  dem  Eigenthümer  des  Bodens 
gehören»  in  dem  sie  sich  finden,  ab  und  machte  aus  ihnen  einen  Ge- 
genstand des  öffentlichen  Eigenthums,  insofern  es  den  EUusern  das 
Recht  ertheilte,  die  Ausbeutung  der  Minen  gegen  Abgabe  eines  Zehn- 
ten des  RohprodttCtes  an  den  Staat  und  eines  zweiten  Zehnten  an  den 
Eigenthfimer  der  Oberfläche  zu  gestatten.  Dieser  Grundsatz  drang  in 
<las  alte  französische  Recht  und  wurde  so  in  der  folgenden  Zelt  bis 
zur  Revolution  anerkannt  und  entwickelt.  Er  scheint  selbst  für  die 
moderne  Gesetzgebung  und  den  neugeschaffenen  Begriff  des  Minen- 
eigenthums  massgebend  gewesen  zu  sein.  Die  älteste  Gesetzgebung 
Fiankreichs  reicht  bis  auf  Dagobert  L  zurück^).  Die  Feudalität  ver- 
rückte das  königliche  Recht  und  seine  historische  Rechtfertigung,  in- 


1)  Laferri&re  a.  s.  0.  S.  166  u.  ff. 

2]  Gesets  Tom  16.-29.  September  1790,  Tit  II.  Art  12,  18. 

8)  Hock  a.  a.  O.  8.  230. 

4)  JEfichard:  L^slation  ftws^aise  snr  le«  mines»  Bd.  I.  S.  7  o«  ff. 
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dem  sie  dasselbe  zu  einem  Recht  der  Feudalherren  gestaltete.  Eni 
die  Wiedererstarknng  der  königlichen  Gewalt  im  fönfeehnten  Jahr- 
hnndei-te  machte  eine  Rückkehr  zn  dem  römischen  Recht  möglich,  nnd 
aus  der  Gesetzgebung  dieser  Zeit  entwickelte  sich  die  Vorstelluog. 
dass  Metallminen  ein  öffentliches  Eigenthum  seien  and  das  königliche 
Regalrecht  sich  darauf  erstreckte.  Dem  Eigenthümer  der  OberfUche 
gebührte  aus  diesem  seinen  Recht  nur  eine  Entschädigung  for  den 
verursachten  Schaden  derselben,  die  Werthe  anter  der  Ob«rfliche  aber 
fielen  in  das  Domänenrecht  und  waren  Gegenstände  von  PriTilegien 
und  Goncessionen.  Diese  Rechtsanschauung  dauerte  bis  zur  RevcK 
Intion'). 

Die  Reformen  Die  Constituante  nahm  die  Sache  in  ihrem   Kernpunkte  aof ,  je- 

dem sie  durch  ihr  Comite  der  Gesetzgebung  die  Frage  zar  E&tsrbfi- 
dung  vorlegte,  ob  Minen  wie  ein  Privat-  oder  wie  ein  öffeotiiche«» 
Eigenthum  angesehen  werden  sollten.  Mirabeau  entschied  diese  Frd«!^ 
im  Interesse  des  allgemeinen  Wohls.  Es  war  das  letzte  Werk  m 
grossen  Volkstribunen  ^).  ^ch  behaupte,  dass,  wenn  das  gemeinsame  In- 
teresse und  die  Gerechtigkeit  zwei  Grundsätze  des  Eagenthumsrecbte^ 
sind,  diese  nicht  fordern,  dass  die  Minen  ein  Theil  der  Oberfiicbe 
sind.  Ich  sage,  dass  das  Innere  der  Erde  keiner  Theilung  fähig  isi 
dass  die  Minen  durch  ihre  Unregelmässigkeit  es  noch  weniger  ^ 
dass,  wenn  in  Betreff  der  Oberfläche  das  gesellschaftliche  Intere^e 
eine  Theilung  des  Eigenthums  fordert,  man  gerade  in  entg^eogeseti- 
ter  Weise  das  Innere  der  Erde  vereinigen  muss,  und  dass  die  Gesetz- 
gebung absurd  wäre,  welche  zwei  Arten  des  Eigenthoms  wie  Theite 
des  einen  vom  andern  anerkennen  würde,  und  von  denen  das  Eii» 
dadurch  allein  unnütz  wäre,  dass  es  das  Andere  zur  Basis  and  zum 
Maass  haben  würde ^.  Diese  Anschauung  bestimmte  die  Gesetzgebnof 
und  das  Gesetz  vom  12.^28.  Juli  1791,  welches  bis  auf  Kapolecn 
vollständige  Anerkennung  fand,  war  in  der  That  das  alldnige  Wei^ 
Mirabeao's.  Er  erklärte  alle  Bergwerke  metallischen  oder  nicht  metal* 
tischen  Gehaltes  fQr  Eigenthum  der  Nation,  insoweit  nämUch,  üas 
ihre  Ausbeutung  nicht  ohne  Zustimmung  und  DeberwachuBg  der  Kation 
vorgenommen  werden  könne,  und  unter  der  Bedingung  der  Bntschidi- 
gung  des  Eigenthümers  der  Oberfläche.  Jed»  solche  EigenthäiDer 
aber  hat  das  Vorzugsrecht  bei  der  Bewerbung  um  die  Goncessioo  der 
Ausbeutung,  und  diese  kann  ihm,  wenn  er  sie  begehrt,  nicht  verweigi^it 
werden.  Die  Ausdehnung  einer  Goncession  sollen  die  Departement«- 
directorien  nach  dem  Gutachten  der  Districtsdirectoren  bemessen.  Eio^ 


1)  lEUchard  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  24. 

2)  R^imp.  de  Tanc.  Mon.  vom  21.  Min  1701. 
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Cooe688ioii  darf  sich  nicht  über  6  Quadratmeilen  ausdehneD.  Selbst 
nach  Eröffnung  einer  Mine  kann  der  Eigenthümer  der  Oberfläche  gegen 
Brsatc  der  Arbeit  and  des  Werthes  derselben  die  dem  Andern  ertheilte 
CoD€ession  an  sich  bringen.  Ffir  die  Ertheilung  der  Einwilligung  der 
GoDcession  an  einen  Andern  hat  der  Eigenthümer  eine  Frist  von  sechs 
Henaten.  Die  Interpellation  des  Eigenthümers  geschieht  durch  öffent- 
lichen Anschlag.  Eine  ertheilte  Goncession  erlischt,  wenn  sie  binnen 
6  Monaten  nicht  zur  Ausführung  gelangt  ist»  oder  wenn  1  Jahr  hin- 
durch die  angefangenen  Arbeiten  ohne  anerkannte  Rechtfertigang 
sistirt  werden.  Jede  Goncession  kann  auf  eine  bestimmte  Zeit,  keine 
für  mehr  als  50  Jahre  ertheilt  werden.  Jede  Verlängerung  der  Gon- 
cession muss  mit  gleicher  Entschädigung  auch  dem  Eigenthümer  ver- 
gütet werden.  Die  Entschädigung  wird  nach  der  doppelten  Höhe  des 
Werthes  des  Bodens  bemessen,  welcher  durch  die  Minenlegung  ver- 
wüstet oder  unbrauchbar  gemacht  wird.  Die  Departementsverwaltun- 
gen haben  die  Bergarbeiten  zu  überwachen.  Die  Streitigkeiten  in  die- 
sen Fällen  entscheidet  das  Friedensgericht  oder  das  Districtstribunal. 
Nur  bei  Eisenminen  bedarf  die  Anlage  von  Oefen  und  Hüttenwerken 
ans  polizeilichen  Gründen  einer  besonderen  Goncession.  Beim  Auf- 
hören einer  Goncession  haben  die  Goncessionäre  den  zerstörten  Boden 
der  Oberfläche  in  culturfähigen  Zustand  wied'sr  herzustellen.  Jeder 
Eigenthümer  eines  Grundstückes  kann  bis  100  Fuss  tief  nach  freiem 
Willen  seinen  Boden  ausbeuten. 

So  gross  der  Fortschritt  dieser  Gesetzgebung  gegenüber  jener  des  mimc  rfoi«  der 
ancien  Regime  war,  so  erfüllte  er  doch  nicht  den  Zweck,  den  er  Q*»«^»««*>*»s- 
sich  gesetzt.  Man  wollte  die  Missbräuche  und  den  Zwang  der  Ver- 
gangenheit abstellen  und  nährte  ihn  nur  in  anderer  Weise.  Die  Schule 
der  Physiokraten,  welche  die  Macht  der  Arbeit  verkannte  und  dem 
Grandeigenthum  allein  Recht  und  Gewalt  zusprach,  hat  zumeist  die 
Fehler  der  Gesetzgebung  verschuldet.  Die  Grundeigenthümer  brachten 
die  Concessionen  an  sich  und  Hessen  die  Minen  und  Bergwerke  brach 
liegen.  Die  Kürze  der  Zeit,  für  welche  die  Goncessionen  ertheilt  wur- 
den, schreckte  die  fremde  Arbeit  zurück,  der  Mangel  einer  geordne- 
ten Aufsicht  und  sicheren  Verwaltung  nährte  Willkürlichkeiten  und 
Hissbräuche ').  Uebrigens  kam  das  Gesetz  auch  nur  wenig  und  in 
seltenen  Fällen  in  Kraft,  und  die  ganze  Bergverwaltung  lag  in  grosser 
Unordnung*).  Das  Gomite  de  salut  public  setzte  unter  die  Minister- 
räthe  einen  besonderen  Minenrath,  aber  die  Stürme  der  Zeit  schwäch- 
ten dessen  Thätigkeit    Erst   das  Gonsulat   versuchte   wenigstens   in 


1)  Richard  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  76  u.  ff. 
%)  Richard  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  493. 


346  Organisatian  der  Staats-  und  YoÜEewirthschaft. 

der  Verwaltung  Ordnung  und  Gerechtigkeit  zu  erEiden.  Es  eriuioiiU 
die  Gesetzgebung  der  Constituante  an ,  stellte  aber  alle  Ontmeiimim- 
gen  unter  die  strenge  Gontroie  der  Präfecten').  Der  Code  civil  ent 
verhiess  eine  neue  Gesetzgebung.  Seine  Eigenthumstheorie^)  spielte 
bei  der  Berathung  der  neuen  Gesetzgebung  eine  grosse  Rolle*). 
Napoleon*«  Mau  bogauu  schou  1806   mit  der  Erörterung  und  Berttlmiig  des 

Schöpfung  eine.  Q^^^  aber  erst  1810  wurde  das  neue  Gesetz  Tollendet*).  Nach 
Eigentbams.  einer  sicheren  Eintheilung  in  Mines  (Bergwerke),  Minieres  (Torf-  ond 
Mineralquellen)  und  Carrieres  (Steinbrüche)  erklärte  das  Gesetz,  dass  es 
diese  weder  als  ein  öffentliches,  noch  als  ein  Privateigenthum  anerkenoe, 
dass  sie  aber  auch  kein  zweifelhaftes  veränderliches  Bigentham  sejes^ 
das  von  der  Willkür  der  Verwaltungsbehörden  abhängen  könne,  soo* 
dem  constituirte  ein  neues  Eigenthum,  das  durdi  Concession,  welcbei 
das  Staatsoberhaupt  Dem  ertheilen  könne,  der  sich  am  geeignetsta 
dafür  erweise,  eine  Idee,  die  unmittelbar  Napoleon  schuf  ond  m 
der  er  den  Zweifel  über  den  Begriff,  der  natürlich  auch  ketM 
sichere  Rechtsordnung  zu  Stande  kommen  Hess,  durchhieb*).  }tA 
diesem  neuen  Begriff  war  jede  Zeitbeschränkung  für  die  Dauer  vi- 
gehoben  und  alle  Bestimmungen  über  das  Eigenthnm  auch  ad  dis 
»Eigenthum  durch  Concession*"  anwendbar.  Die  Concession  aber  koosti 
nur  über  einen  Raum  von  25  Quadratkilometer  ausgedehnt  werk. 
doch  konnten,  um  den  Nachtheilen  der  RaumbeschränkoDg  aa£ 
weichen,  mehrere  Concessionen  in  einer  Hand  vereinigt  sein.  Dtf 
Vorzugsrecht  des  Eigenthümers  wurde  abgeschafft,  doch  seio  Est- 
schädigungsrecht  nach  der  Art  und  Weise  des  früheren  Gesetzes  bei- 
behalten. Die  Behörden,  welche  die  Ueberwachong  des  Minenwesot 
hatten,  waren  die  Minister  der  öffentlichen  Arbeitmi,  des  Ackerbifi« 
und  Handels,  unter  denen  ein  Generaldirector  mit  einem  Generab^» 
Generalinspectoren,  Ingenieure  en  chef  und  gewöhnliche  logeoie&n 
standen  *).  Im  Verhältniss  zu  dem  Gesetz  der  Gonstituante  sollte 
dieses  neue  Gesetz  erst  nach  Ablauf  der  alten  Concessionen  eintietei. 
Die  Torf-  und  Kohlengruben  konnten  vom  Eigenthümer  des  Bodens  aas- 
gebeutet  werden,  oder  wenn  dieser  es  versäumte,  mit  Etlaabniss  dtf 
Pr&feoten,  von  den  Hütten*  und  Werkbesitzern.  Steinrüche  und  Grabes 
konnten  von  Jedermann,  nach  einer   Anzeige  an  die  Verwaltaop- 


1)  Decr.  vom  7.  Jiül  1801  (18.  Measidor  an  IX.)  und  vom  2.  Fabiur  1S»1 
(18.  Plavidse  an  IX.) 

2)  Code  ciy.  Art  652  und  598. 

3)  Richard  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  80. 

4)  Decr.  vom  21.  April  1810. 

5)  Richard  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  105. 

6)  Richard  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  457  n«  ff. 
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beMrdeo,  eröffnet  werden.  Die  Competent  in  Streitsachen  war  in 
diesen  Pillen  aller  Art  administrativ  und  jndiciär  und  kam  im  er- 
sten Falle  den  Ministern,  dem  Staatsrath,  den  Prftfecten  und  Präfectnr- 
lithea  ea,  im  zweiten  dem  Cassationshof  und  den  Gerichten.  Der 
Siehe  nach  entschieden  diese  über  die  Fragen  des  Eigenthums,  jene 
Aber  die  Streitigkeiten  wegen  Entschädigung  des  Bigenthfimers,  über 
die  Stenem,  über  Ordnungs-,  Sicherheits-  und  Gesundheitsfragen ^). 


Unkörperliche  Dom&nen. 
Die  unkörperlichen  Domänen  sind  durch  die  Auflösung  des  Feu-  Die  dDUieiinng 
dalstaates  bedeutend  vermindert  worden.  Nicht  die  Freiheit  des  In-  ^körperlich«» 
dividoürns  und  seiner  Th&tigkeit  allein  hat  die  2Serstörung  vieler  Domcneo. 
ganz  unnatürlicher  Rechte  herbeigeführt,  die  Gerechtigkeit  wirkte  mit, 
die  Humanität,  welche  die  Revolution  verkündete,  und  die  Wissen- 
schaft^ welche  die  materiellen  Nachtbeile  des  Bestandes  und  die  Vor- 
thelle  der  Zerstörung  dieser  Rechte  lehne.  Nach  der  Art  ihrer  Ver> 
waltong  terfallen  die  unkörperlichen  Domänen  in  solche,  die  der  Staat 
tei^chteU)  und  in  solche,  die  er  nicht  verpachten  kann.  Zu  den  er- 
sten gehört  das  Schiffiahrtsrecht,  das  Jagdrecht,  die  Fischerei,  zu 
den  anderen  das  Recht  der  Confiscation,  die  Geldstrafen,  die  herren- 
leten  Güter  und  das  Recht  auf  erbloses  Vermögen.  Das  SchifVahrts- 
recht  öder,  genauer  bezeichnet,  das  Recht  von  Schiffen  und  Kähnen 
eine  Abgabe  zu  erheben,  gehörte  ehemals  den  Feudalherren.  Die 
Constituante  zerstörte  den  Feudalcbarakter  dieses  Rechtes  und  erkannte 
es  nur  als  ein  gemeinrechtliches  Eigenthum*).  Die  L^slative  ver- 
nichtete es  auch  in  dieser  Form  und  gestattete  nach  einer  unbegrenz- 
ten Freiheit  Jedermann  Schiffe  und  Kähne  zu  halten').  Erst  das  Di- 
rectorium  hob,  veranlasst  durch  die  mit  dieser  Freiheit  eingerissene 
Unordnung  und  Gefährdung  der  persönlichen  Sicherheit,  diese  Frei- 
heit wieder  auf  und  nahm  für  den  Staat  das  Recht  der  Schiffe  und 
Rihne  wieder  in  Anspruch*).  Jedermann,  der  Schifiid  und  Kähne, 
Flösse  und  andere  Pahneuge  besass,  hatte  sein  Eigenthum  oder  seinen 
Brwerbstitel  zu  rechtfertigen  und  den  Werth  zu  erklären,  fCkt  den  er 
dieselben  von  der  Nation  oder  von  berechtigten  Privatleuten  erworben, 
hn  Fall  dies  nicht  geschah,  betrachtete  die  Republik  die  betreffenden 
Gegenstände  als  ihr  Eigenthum.     Von  dieser  Haassregel  waren  nur 


1)  Biehard  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  711  a.  ff. 

^  Geaeti  *tem  Z8.  September  und  <.  Oelober  1791. 

8)  Gesete  rom  86.  Angutt  1798. 

4)  DMr»  VMii  M.  Kovember  179S  (6.  Frisaalrto  an  VU.) 
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Fahrzeuge  auf  Kanälen  und  Flüssen  zum  allgemeinen  Gebrandi  und 
jene  der  Fischerei  ausgenommen.  Die  so  in  Besitz  genommeDea  Ge- 
genstände wurden  den  Municipalitäten  zur  Verwaltung  und  Yerpaeb- 
tung  übergeben.  Zugleich  bestimmte  das  Gesetz  die  Form  und  Art 
des  Baues  der  Schiffe  und  die  Zahl  der  Bemannung,  die  Taxe  der 
Erwerbung  des  Schifffahrtsrechtes  und  übergab  die  BeauMcbtigung 
gleichfalls  den  Gemeindeverwaltungen.  Die  Verletzungen  des  Gesetzes 
zu  richten,  gehörte  zur  Gompetenz  der  Tribunale.  Besondere  IDg^ 
nieure  wurden  angestellt,  mit  denen  die  Centraladministrationen  die 
nöthigen  Untersuchungen  der  Dfer,  Häfen  u.  dergl.  vorzunehmen  and 
die  Ausbesserungen  einzuleiten  oder  Entschädigungen  für  die  von  deo 
Schifffahrispächtern  vorgenommenen  Bauten  zu  ertheilen  hatten.  Die 
Pächter  und  Schiffsmeister  waren  für  Ordnung  und  Sicherheit  veraot- 
wortlich.  Ihre  Abgaben  und  Pachtgelder  wurden  von  den  Steuerein- 
nehmern erhoben.  Die  Gesetzgebung  Napoleons  zählte  diese  Abgabe 
zu  den  indirecten  Steuern^)  und  bestimmte  sie  ausdrücklich  zur  Ver- 
besserung der  Flussschifffahrt  und  Anlegung  neuer  Häfen  und  daza 
nützlicher  Etablissements.  Der  Tarif  der  Steuer  wurde  vom  Prifeci 
jedes  Departements  und  den  bedeutendsten  Kauf-  und  Handelsleata 
festgesetzt  *).  Für  eine  strenge  Verwaltung  wurden  jetzt  Ströme  oirf 
Flüsse  nach  verschiedenen  Bassins  getheilt,  je  nach  den  Bergen  ^ 
Abhängen,  von  denen  die  Wässer  sich  ergossen.  Jedes  Bassin  xerti 
wieder  in  Schiffsarrondissements,  für  deren  Verwaltung  dem  Prifect 
einige  Ingenieure  zugetheilt  wurden.  Besondere  Steuerdnnehmer  ood 
Gontroleure  wurden  für  die  Erhebung  der  Pachtgelder  eingesetzt,  wel- 
che dem  Präfect  die  Jahresrechnungen  zu  überliefern  hatten').  Diese 
Organisation,  zuerst  nur  für  die  kleineren  Flüsse  Prankreichs  g^ 
schaffen,  wurde  später  auch  auf  einige  bedeutende  StrSme  ober- 
tragen  *). 
Dm  Jagdrecht  Das  Jagdrocht  wurde  gleichfalls  von  allen  Feudallasten  befrst 
nwherei  ^^  ^^^^  Bofolgung  der  Polizeigesetze  freigegeben*).  Verboten  blie^ 
es,  nach  dem  alten  Jagdgesetz  des  Jahres  1669,  in  den  ki^nigKches 
Wäldern  und  Staatsforsten  zu  jagen  •).  Erst  eine  spätere  Ges^zgebuni 
bestimmte,  dass  das  Jagdrecht  in  den  Staatsforsten  verpacktet  wer- 
den könne  und  die  Einnahmen  daraus  dem  Staatsschatz  zoffiesseo 


1)  Gesetz  vom  4.  Mai  1802  (14.  Flordal  an  XL) 

2)  Gesetz  Tom  20.  Mai  1802  (SO.  Flordal  an  XI.) 

3)  Arrdt^  yom  28.  Mai  1803  (8.  Prairial  an  XI.) 

4)  Ein  Arret^  vom  20.  Juni  1803  iheilt  dia  Seine  in  9  ArroodisMBa&tf  e» 
6)  Decr.  vom  4.— 11.  Angost  1789. 

6)  Deer.  toid  14  September  1791  a.  29.0otober  1796  (2ay«iid4DiaB«M^^ 
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sollen  >).  Die  Gemeinden  hatten  die  gleichen  Rechte  in  Betreff  des  Jagd- 
rechtes ihrer  Waldungen ,  doch  niussten  sie  dasselbe  verpachten.  Wäh- 
rend der  Restauration  gehörte  das  Jagdrecht  und  die  Verpachtung 
desselben  den  Prinzen  des  königlichen  Hauses*).  Wenig  besondere  Be- 
stimmungen über  die  Oi^anisation  der  Fischerei  datiren  aus  der  Zeit 
der  Reyolution.  Allgemein  sind  die  Sätze  heute  geltend ,  dass  die 
Seefischerei  frei  ist,  die  Fischerei  in  nicht  schiffbaren  Flüssen  den 
Dfereigenthumern  gehört.  Die  schiffbaren  Flüsse  gehören  zu  den 
Öffentlichen  Gütern,  dennoch  nimmt  der  Staat  das  Product  der- 
selben als  sein  Gut  in  Anspruch,  um  die  Hasse  des  Volkes  gleich- 
massig  die  Vortheile  desselben  geniessen  zu  lassen.  Die  Verwaltung 
ist  mit  der  Verwaltung  der  Domänen  vereint,  welche  die  Einnahmen 
aas  der  Verpachtung  des  Pischereirechtes  dem  Staatsschatz  zuführt '). 
Die  Verpachtung  geschieht  durch  öffentliche  Feilbietung  und  Verstei- 
gerung, und  in  Ermangelung  genügenden  Angebotes  durch  Zu- 
sprechung. 

Jene  unkörperlichen  Rechte,  welche  nicht  verpachtet  werden  kön-  UnTerpMiitimr« 
nen,  die  Gonfiscation,  Ergreifung  der  herrenlosen  und  erblosen  Güter,  „nkö^viidier 
und  Geldstrafen  hatte  die  Revolution  mit  grosser  Humanität  einem  Art. 
neuen  Geiste  untergeordnet.  Die  Constituante  schaffte  die  Confiscation 
ganz  ab,  bis  sie  in  der  Erbitterung  der  folgenden  Zeit  gegen  die  Emi- 
gration und  politisch  Verurtheilten  wieder  eingeführt  wurde*).  Aber- 
mals zerstörte  es  als  unsittlich  der  Code  des  peines  et  dälits  des 
Jahres  IV.  und  abermals  führte  es  Napoleon  in  seinem  Strafgesetzbuch 
1810  wieder  ein.  Eine  besondere  Wichtigkeit  hatte  es  aber  nur  nach  Er- 
richtung der  indirecten  Steuern ,  in  Betreff  welcher  es  für  Dnterschleife 
als  Strafe  verhängt  wird.  Die  confiscirten  Gegenstände  wurden  theils 
zerstört,  theils  frommen  Stiftungen,  zumeist  aber  den  Staatskassen 
zugewiesen  ^).  In  Betreff  des  Rechts  der  Ergreifung  herrenloser  Saphen 
zerstörte  die  Constituante  das  Ausübungsrecht  der  Feudalherren^), 
und  erkannte  es  als  ein  Staatsrecht  an  ^).  Der  Code  civil  nahm  es  in 
dieser  Form  und  unter  demselben  Namen  in  sich  auf).  Die  herren- 
losen Güter  zerfallen  je  nach  ihrem  Fundorte  in  Stromgüter,  als  herren- 


1)  Qaudiy,  Trait^  des  domainea  Bd.  II.  S.  582.    O^rando  a.  a.  O.  Bd.  II. 
8.  68  u.  flf. 

2)  Laferriire  a.  a.  O.  S.  172. 

8)  Gaudiy  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  688.    G^rando  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  480  a.  ff. 

4)  Deer.  Yom  27.  Juli  1792. 

6)  Code  pen.  Art.  11.  470,  464,  477,  180. 

6)  Decr.  vom  18.  April  1791. 

7)  Decr.  vom  22.  November  1790. 

8)  Code  civ.  Art.  689,  713. 


km  Sachea,  yqd  dea  Strömen  aosgeworfui  und  GüUr  w  Lud^pfon- 
dea,  »de  fleuves''  und  ,»de  terre*".  Sachen,  weiche  das  Meer  aosviift, 
gehören,  wenn  sie  kein  Eigenthuioszeichen  tragen,  za  ]  dem  SUat, 
zu  l  dem  Finder.  Gestrandete  Schiffe  gehören  dem  Staat  Aogea- 
blicklich  nach  AnMDdung  dieser  Gegenstände  ist  dem  Friedeosridter 
die  Anzeige  zu  machen«  welcher  den  Vtfkaaf  vorzunehmen  liat^). 
Diese  Bestimmungen  sind  der  alten  Gesetzgebung  der  OrdonDaDce  ik 
la  marine  von  1681  nachgebildet  Von  ihr  gelten  auch  jene  Bestimmos- 
gen,  welche  herrenlose  Sachen,  die  Flusse  und  Ströme  auswerfen,  den 
Staate  zusprechen,  während  der  Finder  nur  eine  Entsch^igong  zb 
fordern  hat  Für  die  arblosen  Gegenstände  tritt  der  Staat  als  Erbe 
ein  und  wird  dabei  von  der  Domänen  Verwaltung  vertreten*).  Das 
droit  d'aubaine  hatte  die  Constituante  gänzlich  abgeschafi,  ood  es 
wmrde  erst  von  Napoleon  mit  dem  Grundsatz  der  Reciprodtät  vied« 
eingeführt,  bis  es  die  Restauration  mit  allem  Recht  als  ganz  nnsitüü 
wieder  zerstörte^).  Die  Geldstrafen,  welche  die  Gerichte  Terbä9g9> 
fliessen  zumeist  in  den  Staatsschatz  und  werden  von  den  Procunitons 
der  Gerichte  erhoben  und  von  der  R^ie  des  Enregistremeats  tä- 
waltet  *). 

Die  öffentlichen  Domänen  und  ihre  Verwaltong. 
Der  Begriff  d«r  Zu  dcu  öffoutlldien  Domänen  gehören  alle  G^enstände,  iraäi 
^^ÜÜI^r  lucht  in  einem  Privatbesitz  sein,  nicht  in  Handel  und  Verkehr  |r 
bracht  werden  können  und  die  nach  ihrer  Bestimmung  dem  ^^ 
liehen  Dienste,  dem  allgemeinen  Gebrauche  zugewiesen  sind.  Zad«8 
^entliehen  Domänen  zählten  von  jeher  in  FVankreicli  die  GegeosUnde. 
welche  der  Code  civil  ausdrucklich  und  in  festen  Grenzen  an  eiaaodff 
reihend  au&ählt,  die  Wege,  Strassen  und  Gassen,  deren  Eriizltu; 
eine  Last  des  Staates  ist,  die  Ströme  und  schiffbaren  Flusse,  lis 
und  Wege  des  Meeres,  See-  und  Flusshäfen,  Rheden  und  alle  Tbäk 
des  französischen  Bodens,  die  nicht  im  Privateigenthum  am  kdofles, 
Thore,  Mauern,  Gräben  und  Schanzwerke  der  Kriegsplätze  and  Fesb^ 
gen*).  In  dem  Charakter  dieser  G^enstände  liegt  auch  ihre  veseatr 
liehe  Eigenschaft  begründet,  dass  sie  weder  veräusserlich,  noch  v^r- 
jährbar  sind  und  sein  können*).     In  Betreff  der  Verwaitang  didser 


1)  Deer.  vom  1.  Angnsi  1791. 

2)  Code  eiT.  Art  724  und  768. 
8)  Decr.  vom  14.  Juli  1819. 

4)  Code  dlnstr.  erim.  Art.  197. 
6)  Code  oiT.  Art  638,  640. 
6)  Code  eiT.  Art  2227. 
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Gasenst&nde  entwickelte  sich  frühzeitig  in  Frankreich  ein  System  der  di«  venTsitiug 
staatlichen  Fürsorge,  welches  wohl  einerseits  Frankreich  in  wirthschaft-  ^®r  »ffentuehen 

^  DomKocii  im 

lieber  Beziehung  früher  caltivirte,  als  dies  in  anderen  Ländern  geschah,  ancicn  R^gimt. 
andererseits  aber  auch  bald  eine  Bevormnndang  erzeugte,  welche  sich 
am  £nde  bis  in  das  persönlichste  Leben  der  Gemeinden  drängen 
musste,  letztere  gerade  hier,  wo  der  Trieb  des  gemeinsamen  Nutzens 
zomeist  auch  das  Gefühl  der  staatlichen  Zusammengehörigkeit  hätte 
nähren  können ,  von  jeder  Thätigkeit  ausschloss  und  zuletzt  doch  die 
imabweisUch  nothwendige  persönliche  Thätigkeit  nur  durch  Gewalt 
erzeugen  konnte.  Unter  diesem  Bevormundungssystem  hat  das  ancien 
Regime  allenthalben  die  Staatsbedürfnisse  nur  so  zu  erhalten  und  su 
befriedigen  gewusst  Heerstrassen  und  Häfen  wurden  angelegt  und 
dnrch  die  Staatsverwaltung  beauCsichtigt  und  überwacht,  aber  die  gerin- 
gen, für  die  Nutzniesser  gleich  noth wendigen  Bedürfnisse  fanden  keine 
oder  nur  eine  schlechte  Befriedigung.  Bin  besonderer  Rath  hatte  die 
Bedfiifiusae  der  Verwaltung  hier  zu  beachten  ^  eine  Schule  für  die 
Beamten  dalfir  ward  erhalten,  besondere  Inspectoren  durcheilten  das 
Und,  um  die  nöthigen  Arbeiten  zu  leiten,  alle  Kosten  wurden  aus 
dem  Staatsschatz  bestrittMi  und  wo  dieser  nicht  ausreichte,  wurde  von 
der  Staatspolizei  der  Bauer  zu  persönlichen  Leistungen  und  Frohnden 
herangeirieben,  trotzdem  die  dazu  yerwendbaren  Gelder  durch  die 
Zuschläge  zur  Taille  aufgetrieben  wurden.  Die  Gemeindeverbände 
waren  gekMdtert,  der  Grundbesitz  der  Feudalherren  von  Lasten  und 
Pflichten  frei,  die  einzelnen  Gemeinden  leisteten  nichts  und  konnten 
nichts  leisten*). 

Wie  ao  nur  der  Staat  die  öffentlichen  Domänen  unter  seiner  Soi^  unkiarbettder 
hatte,  so   setzte  er  natürlich  auch  ganz  allein  immer  die  Art  und  (iberdie°0«tent- 
Veise  der  Verwaltung  fest,  seine  Beamten  befahlen ,  inspicirten  und  iiche«  Donznen 
eontroUrten,  die  Intendanten  fiberwaditen  die  Ingenieure,  diese  die    |^t''o,^„ 
einzefaNU  Dnterbeamten.    So  hatte  die  Zeit  damit  das  Volk  jeder 
gegeaseitigeB  und  gemeinsamen  Fürsorge  entfremdet  und  selbst  die  Be- 
griffe derselben  zerstört  und  alles  dem  Staat  au%ewälzt,  dass  selbst  die 
BevolntioB  nicht  daran  dachte,  eine  neue  Schöpfung  in  dieser  Rich- 
tung zu  schaffen  oder  nur  anzubahnen,  gerade  hier,  wo  der  Nutzen 
der  öffentfichen  Institutionen  zumeist  den  Nachbarn  unter  einander  zu 
Gate  koBunt,  <Be  vieUachen  Vortheile,  die  aie  bieten,  das  gegenseitige 
hteresse,  4ie  Zasammengehörigk^  nähren,  eine  freie  Selbstbestim- 
muBg)  verbinden  mit  einer  freien  SeUbstthätigfaeit,  erzielen  koanteo. 
Niemand  dachte  daran,  zu  fragen,  ob  der  Staat  wohl  die  Erhaltung 
jener  Gegenstände,  die  das  öffentliche  Gut  bilden,  den  nächsten  An- 


*)  Tocqneville  a.  a.  O.  S.  8S. 
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woboern  zuroothea  könne,  ob  er  mit  seiner  eigenen  Erleichterang  wobl 
die  Bürger-  und  Gemeindeverbände  selbstth&tig  machen  könne.    Ja 
man  schnitt  von  vom  herein  die  Möglichkeit  desselben  durch  die  Auf- 
lösung des  Gommunal Vermögens  ab«  man  machte  die  Gemeindesteoem 
SU  Anhängseln  der  Staatssteuern   und,   wie  man  deren  Maass  in  die 
Erkenutniss  des  Staates  legte,   schob  man  die  Verwendung  uud  Ver- 
waltung derselben  auch  wieder  auf  ihn.  Der  Grät  der  administiatiTeD 
Gentralisation  drängte  sich  vor,   und   da  man  nie  in  Fraidtreich  das 
Wesen  der  Selbstthätigkeit  auf  einen  concreten  Gegenstand  richtete 
und  heute  noch  nicht  zu  richten  versteht,  blieb  sie  auch  in  einem  der 
wichtigsten  Punkte  nur  ein  fabelhaftes  Wort 
AnmiiUenuag         So  haben  wir  auch  in  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Domänen 
J||^[J^'^*^^^  nor  wieder  ein  Stfick  der  gesammten  Staatsverwaltung  vor  nns,  die 
traff  der  effieat- Gemeinde-  und  Provinzial-  oder  Departementsthätigkeit  spielt  in  der- 

Gesetzgebung,  die  sich  auf  diese  Gegenstände  bezieht  und  zumeist 
selbst  f&r  die  gegenwärtige  Ordnung  noch  aus  dem  ancien  Regime 
datirt,  ist  eine  positive  und  negative,  eine  gebietende,  forsorgende, 
schaffende  und  eine  im  öffentlichen  Nutzen  wieder  verbietende  ood 
blos  autorisirende«  Sie  zerfällt  nach  ihren  Gegenständen  in  die  Gesetz- 
gebang  der  Strassen,  Wege  und  Landcoronmnicationen  (la  voirie)  und 
die  der  Ströme,  Häfen,  des  Wasserlaufs  und  der  Wassercommuni- 
cation«  Ihr  allgemeines  Ziel  ist-,  die  Gegenstände  der  öffentlichen  Do- 
mänen ihrer  allgemeinen  Bestimmung  zuzuführen,  sie  in  dieser  ia 
Ordnung  und  Sicherheit  zu  erhalten,  die  Hindemisso  ihres  allgemeinen 
und  besonderen  Nutzens  hinwegzuräumen  und  mit  der  allgemeinen 
Nfitzliehkeit  auch  den  localen  Bedürfnissen  zu  genügen. 
Dl«  Frühzeitig  unterschied  man  in  Frankreich  in  Betreff  der  Voirie, 

^^1^^^^  als  alle  Gegenstände  des  Land  Verkehrs  umfassend,  eine  grande  und 
vcrwaitoag.  eine  petite  voirie  als  jener  Communicationsmittel  von  allgemeiner  Nöti- 
Ortnd  VOM«,  ^^j^j^^^^  f^^  ^^  ganzo  Rolch  und  jener  von  nur  localer  Bedeutung. 
Die  Gesetzgebung  der  Revolution  erkannte  diese  alte  Trennung  an  und 
zählte  zu  den  ersteren  die  königlichen  Strassen  und  Strassen  der  De- 
partements, jene  der  Städte,  Burgen  und  Dörfer,  welche  mit  ihnen  noth- 
wendig  verbunden  waren').  Sie  bestätigte  zugleich  die  alte  Gesetz- 
gebung als  provisorisch  geltend^).  Darnach  gehört  die  grande  voirie 
zur  allgemeinen  Verwaltung  nach  der  Maxime  der  alten  franxösisdieD 
Jurisprudenz:  Le  Roi  est  le  grand  voyer  de  son  royaume*>    Die  be- 


1)  Decr.  vom  14.  October  1790. 

S)  GeseU  vom  19.— 82.  Jali  1791,  Art  t9. 

8)  Q^rando  a.  a.  O.  Bd.  U.  8.  622  Nr.  847. 
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sondere  Terwaltnng  der  einzelnen  Theile,  je  nach  den  Departements 
and  Distrieten,  Idten  die  Directorien  derselben  und  später  die  an  ihre 
Stelle  tretenden  Prefets  und  Sousprefets.  Sie  haben  die  Strassen-  und 
Wegepolizei;  die  Verletzungen  der  Gesetze  werden  von  der  Verwaltungs- 
JQstiz  gerichtet  1).  Die  Constituante  setzte  eine  besondere -Central- 
administration  ein,  bestehend  aus  einem  ersten  Ingenieur  und  einem 
Zeichenmeister  (garde  des  plans,  projets  et  modeles)  nebst  8  General- 
iDspectoren  und  einer  Anzahl  subalterner  Beamten.  Sie  bilden  mit 
den  Inspectoren  und  Ingenieuren  der  Departements  eine  »Assembl^e  des 
ponts  et  chaussees*  för  die  Prüfung  und  Berathung  der  Projecte  für 
Bauten  und  Anlagen.  Dnter  die  8  Generalinspectoren  werden  die 
Departements  vertheilt.  Jedes  Departement  hat  wenigstens  1  Ingenieur 
auf  eigene  Kosten  zu  erhalten.  Zugleich  wurde  für  die  Heranbildung 
dieser  Ingenieure  eine  Schule  errichtet  und  die  daselbst  zugebrachte 
Zeit  als  Dienstzeit  gerechnet  *).  Das  Ministerium  des  Innern  hat  die 
oberste  Leitung  und  Bewachung  der  Centraladministration.  Napoleon 
stellte  die  einzelnen  Beamten  in  jedem  Departement  unter  besondere 
Beaofnchtlgung  der  Prefets,  Sousprefets  und  Maires,  welche  selbst  zu 
Inspectionsreisen  und  Prüfungen  verpflichtet  waren ').  Die  Staatsver- 
waltang  bestimmt  die  Anlage,  die  Art  der  Gonstruction  und  Erhaltung, 
die  Grösse  und  Eintheilung  der  öffentlichen  Wege  und  Strassen. 
Erst  Napoleon  unterschied  dafür  die  Departementsstrassen  und  Reichs- 
strassen  und  theilte  dieselben  nach  besonderen  Klassen  ab  ^).  Die 
Erhaltung  der  ersteren  bleibt  eine  Last  der  Departements  und  Ge- 
meinden, so  weit  sie  an  ihrem  Genuss  Theil  haben,  die  der  letzteren 
wird  aus  dem  Staatsschatz  bestritten.  Erst  die  Julimonarchie  sprach 
diesen  Grundsätzen  gem&ss  aus,  dass  die  Anlage  solcher  Strassen  nur 
lEraft  eines  Gesetzes  geschehen  könne.  Die  Bestimmung  der  Aus- 
dehnung, Richtung  in  der  Anlage,  Breite  und  Grösse  der  Strassen  er- 
U&rte  Napoleon  als  ein  Recht  des  Prefets  und  nicht  des  Pr&fectur- 
rathes*).  Die  Erhaltung  der  Abzugs-  und  Wasserlaufgräben  neben 
den  Strassen  war  ehemals  eine  Last  der  benachbarten  Grundlmsitzer, 
beute  gehört  sie  gleichfalls  dem  Staat,  der  sie  durch  die  öffentlichen 
Behörden  verwalten  und  ihre  Kosten  aus  dem  Staatsschatz  bestreiten 
^t*).    Schon  nach  alten  Gesetzen  mussten  die  Heerstrassen  von 

1)  Geseti  vom  7^11.  September  1790.  Art  6. 

2)  Decret  yom  81.  Deoember  1790  bis  19.  Januar  1791. 

8)  Q«8etB  Tom  17.  April  1791,  Beeret  vom  15.  und  16.  Deoember  1811. 
4)  Geaets  vom  7—14.  Oetober  1790,  Decret  vom  11.  und  16.  Deoember  1811. 
6)  Geteti  rom  21.  April  1882.    Grande  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  624«  No  8924. 
Deerek  Tom  16.  Deeember  1818. 

6)  Girando  a.  a.  O.  Bd.  n.  8.  627.  No.  861. 
Elchttr:  StaiUi-  und  QtMUMUlWrMbt.  U.  28 
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den  ihnen  benachbarten  Grundbesitzern  mit  B&omen  bepflanzt  werdoi; 
Napoleon  wiederholte  die  Bestimmung.  Das  Bigenthum  derselben  ge- 
hörte den  Anpflan^rn,  doch  [bedurften  sie  zur  Ernte,  Umpflanzung 
u.  dergl.  die  Erlaubniss  der  VerwaltungsbeüOrden  ').  Im  Fall  des 
Vers&umnisses  dieser  Pflicht  hat  die  Verwaltungsbehörde  selbst  auf 
Kosten  des  benachbarten  Grundbesitzers  die  Anpflanzung  Torzunehmeo. 
Die  Pflasterung  der  grossen  Strassen  und  Wege  ist  schon  nach  aiteo 
Gesetzen  eine  Last  des  Staates  und  nicht  der  Gemeinden,  welche  sie 
durchschneiden.  Bei  der  Einziehung  so  vieler  Güter  und  dem  endlich 
veranlassten  Verkauf  erklärte  die  Constituante,  dass  sie  die  Anlage 
von  Strassen  und  Wegen  bestimmen  könne.  Die  Eigenthumsentaehnng 
in  diesem  Fall  haben  die  Directorien  zu  bestimmen,  ebenso  wie  die 
dafür  zu  leistenden  Entschädigungen.  Das  Recht  der  Directorien 
ging  unter  Napoleon  auf  die  Prefets  fiber^).  Alle  Vergehen  gegen 
die  Ordnung  und  Sicherheit  werden  administrativ  gerichtet.  Alle 
Strassen-  und  Brückenbeamten  sind  zur  Verfolgung  und  Anzeige  ver- 
pflichtet Die  Sousprefets  können  die  augenblickliche  Entschädigung 
bestimmen,  die  Präfecturräthe  verhängen  die  Strafen').  Alle  Geld- 
strafen in  dieser  Hinsicht  werden  in  3  Theile  getheiit,  wovon  ein  Drittel 
dem  Anzeiger,  ein  Drittel  der  Gemeinde  und  der  Best  dem  Staats- 
schatz zuAllt. 
Die  ijudweg«  Die  Gegenstände  der  petite  voirie  stehen  unter  der  Verwaltung  der 
v^'lll^g.  Mnnicipalbehörden.  Ihre  Errichtung  und  Erhaltung  Ollt  im  Gemeindoi 
p*uu  Toiri«.  zur  Last.  Doch  sind  darunter  nur  ,»die  Nachbars-  und  Landwege  und 
Fusssteige  zu  verstehen^,  wie  sie  die  Constituante  selbst  ddiairt, 
„welche  als  nothwendig  für  den  Verkehr  der  Gemeinden  ericannt 
werden  ^)^  Aber  auch  hier  ist  die  freie  Thätigkeit  durch  die  Ein- 
mischung und  Begutachtung  der  Sousprefets  und  Prefets  gehemiBt, 
oder,  vor  denselben,  der  Directorien  der  Verwaltungen,  welche  über  die 
Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit  entscheiden  *).  Die  Erhaltung  dieser 
Wege  wird  durch  die  Gemeindesteuern  bestritten,  mit  Begutaehtoiig 
und  Prüfung  der  Departementsverwaltungen.  Besondere  persönliche 
Leistungen  dafür  wurden  erst  nach  der  Revolution  wieder  einge- 
führt *).  Der  Boden,  den  die  Gemeindewege  in  Anspruch  nehmen,  ist 
ein  Theil  der  öffentlichen  Domänen.     Die  Constituante  schaffte  das 


1)  Gesetz  vom  9.  Ventöso  an  Xin. 

2)  Deoret  vom  7— U.  September  1700,  Oeseti  vom  S8.  PlovidM  as  TÜL 
a)  Getets  Tom  S9.  FloHal  an  X.  ond  lö.  D«eerober  1811. 

4)  Qeseta  vom  14.  December  1790,  16—24.  Angast  1790,  10-21  Jolt  1791 
und  Geseto  yom  2a  September  bis  6.  October  1791.  Tit  L  Seet  VI.  Art.  2- 

5)  Gesets  vom  28.  September  u.  6.  October  1791,  Gen.  Fom9.  Venldseaaini- 

6)  G4raiido  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  661.  No.  899    908. 
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Feodalreelit  ab,  welches  den  Lehensheirrn  ein  aosscUiessliches  Eigen- 
thomsrecbt  auf  die  daselbst  gepflanzten  Bäume  gab,  und  übergab  es 
den  benachbarten  Besitzern  des  Weges  oder  den  Gemeinden,  wenn 
Niemand  ein  besonderes  Recht  geltend  madien  konnte ').  Die  Ver- 
letznng  der  Gesetse,  besonders  die  Verröckung  der  Wegsteine  und 
Grenxeo,  wird  administrativ  vom  Präfecturrath  gerichtet,  mit  Zulässig- 
keit  eines  Reconrses  an  den  Staatsrath  ^).  Einzelne  Bestimmungen 
ordnen,  mit  besonderer  Beachtung  der  städtischen  Verhältnisse,  die 
Aolage  von  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen,  die  Bezeichnung  der- 
selben und  ihre  Ausschmückung.  Auch  sie  verfolgen  stets  den  doppelten 
Zweck,  das  commnnale  Interesse  mit  dem  allgemeinen  Bedürfnisse  zu 
verbinden.  Daher  ist  die  Entscheidung  darüber  den  Verwaltungs- 
behörden mit  einer  Anweisung  zur  Prüfung  an  die  Voi^esetzten  bis 
zum  Staatsrath  hinauf  fibergeben  *).  Die  Erhaltung  dieser  Plätze  und 
Wege,  so  weit  sie  nicht  mit  der  grande  voirie  in  Verbindung  stehen, 
üst  immer  und  überall  eine  Last  der  Gemeinden.  Hierher  gehört 
besonders  Pflasterung,  Beleuchtung,  Säuberung  u.  dergl.  Im  ancien 
Regime  hatte  in  Paris  der  Pr^vot  der  Stadt  die  Sorge  dafür  ^). 

Neben  den  positiven  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  bestehen  zu     priventir- 
gleichem  Zweck  der  Erhaltung  und  Sicherheit  der  öffentlichen  Domänen  »•Mtregei.iur 

Verw4ltimg  der 

zahlreiche  Gesetze  schon  aus  dem  ancien  Regime,  welche  im  Allgemeinen  öffentiieiieii 
gewisse  Bauten  und  Anlagen  verbieten  oder  für  dieselben  eine  besondere  ^o»<B«a* 
Erfaiubniss  der  Behörden  nöthig  machen.  Die  Constituante  bestimmte 
blos,  dass  diese  Gesetze  auch  für  die  Zukunft  Anerkennung  finden 
sollten.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Anlage  von  Keller  und  unterirdische 
Bauten,  Anshängung  von  Tafeln  und  Schildern,  Gonstruction  von  Bauten, 
Schranken  und  Barrieren,  den  Ablauf  des  Wassers  und  Anlage  von 
Abzugscanälen.  Die  Administrativbehörden  sind  für  die  Frage  der 
Verwaltung  competent,  für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  dar- 
über unter  Privaten,  die  Friedensrichter  *). 

Die  zweite  grosse  Abtheilung  der  öffentlichen  Domänen  bilden  die         di« 
Gewässor  des  Reiches.  Die  Gesetzgebung,  die  sich  an  sie  anlehnt,  geht,  verwaitong  d«r 

.     ,  FlnM*  und 

WM  jene  der  Voirie,  von  den  zwei  Gesichtspunkten  aus:  jenem  der  WM^emmmn. 
öffentlichen  Domänen  im  engern  Sinne  und  somit  ihrer  allgemeinen     ^** 
DnterwerTung  unter  die  gesammte  Verwaltung  und  jenem  dar  Noth- 

1)  Gei«ts  rem  88.  August  hU  14.  September  1792. 

2)  Qesets  vom  20.  Februar  1805  (1.  Ventöse  an  XIII.)  Cod.  p^.  Art  471  o.  479. 

5)  QeMta  Tom  20-28.  Juni  1790. 
4)  QesetB  vom  11.  Frimaire  an  VII.,  Q^rando  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  686  n.  ff. 

No.  946  n.  ff. 

6)  Grande  a.  a.  O.  Bd.  U.  S.  596.  No.  952,  Gesetz  vom  19—92.  Jali  1791, 
GesetB  Tom  28.  September  bis  6.  October  1791,  Qesets  vom  16—24.  Aognst  1790. 
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wendigkeit  des  gemeinsamen  Schutzes  im  Interesse  des  Handels,  dei 
Ackerbaues  und  der  Industrie.  Nur  das  hohe  Meer  scheidet  skl 
von  diesen  Gutern ,  denn  nach  dem  alten  Rechtsgrundsati  ist  es  fr« 
und  ein  gemeinsames  Gut  alier  Völker.  Die  Rheden,  Eihü  und  dei 
Theil  des  Meeres,  welcher  die  Ufer  bespült ,  bleiben  unter  der  Souv^ 
ränität  des  Landes,  dem  der  Boden  gehört,  und  sind  so  Theüe  d«i 
öffentlichen  Gutes.  Besonders  in  Betracht  des  letzteren  wkt  <fi 
Sicherheit  des  Staates,  der  Zolldienst  und  die  Rücksicht  auf  die  Gl 
sundheitszustände  des  Volkes  bestimmend  ein.  Ich  kehre  bei  der  Be 
trachtuDg  des  Polizeisystems  auf  die  Bestimmungen  in  dieser  ülosic^ 
wieder  zurück.  Mit  dem  Meere  in  vieler  Rücksicht  gleich  stehen  d^ 
grossen,  den  Nationen  gemeinsamen  Ströme.  Während  der  Heirstbii 
Napoleons,  als  Frankreich  auch  das  linke  Rheinufer  besass,  war  für  di 
Verwaltung  des  Rheinstromes  eine  besondere  Verwaltungsbehörde,  ^ 
„Magistrat  du  Rhin'S  eingesetzt,  nämlich  für  die  Verwaltung  der  Flofl 
arbeiten,  für  die  Angelegenheiten  in  Betracht  des  Stromes  mit  den  bemci 
bartenLändern  und  für  die  Rechtsprechung  in  Streitsachen*).  Erst(W 
Friede  von  Paris  1814  setzte  in  seinem  5.  Artikel  das  humane  Prioq 
fest,  dass  die  Ströme,  welche  mehrere  Staaten  mit  ihrem  schiffbar^ 
Lauf  durchschneiden,  von  da  an,  wo  sie  schiffbar  sind,  &ei  sind.  I^ 
Grundsatz  wurde  ausdrücklich  auf  den  Rheinstrom  angewendet  h 
Betreff  der  anderen,  das  französische  Land  durchschneidenden  p»4 
Ströme,  der  Scheide,  Mosel,  Meuse  und  Rhone,  bezidien  sich  die  3^ 
Stimmungen  der  besonderen  französischen  Gesetzgebung  nor  auf  o 
Erhaltung  der  Strombette,  der  Flussbauten  und  die  Erheboo^  ^ 
Schifffahrtstaxen  ').  Von  ganz  anderer  Bedeutung  ist  der  Besitz  ^ 
Flüsse  und  Gewässer,  die  ganz  dem  französischen  Gebiet  angehören,  ai^ 
vollkommen  in  das  Bereich  der  öffentlichen  Domänen  fallen.  Hi^ 
richtete  sich  frühzeitig  schon  die  Gesetzgebung  auf  das  ganze  G^' 
des  Wasserlaufes,  auf  die  Quellen  und  den  Ursprung,  und  die  'Stroä 
gebiete  bis  zur  Mündung  in  das  Meer  oder  die  freien  Flässe.  M 
Wasserlauf  setzt  sich  aus  drei  flauptelementen  zusammen:  Das  Bett 
d.  i.  der  Boden,  in  dem  das  Wasser  strömt,  das  Wasser  selbst,  als  d» 
Materie,  die  sich  stets  erneuert,  und  die  Bewegung  des  Wassers,  ti 
einer  mehr  oder  weniger  schnellen,  mehr  oder  weniger  kriftigeo«  j^ 
nach  seinem  Gefälle  oder  der  Wassermasse  «)*.  Die  Constituante  stellte 
hier  einen  allgemeinen  Grundsatz  für  die  Verwaltung  des  Wassers  aai 
Die  Verwaltung  hat  die  Mittet,  den  freien  Lauf  des  Wassers  tu  «a^ti  - 


1)  Decret  rom  17.  October  ISm.  Tit.  XL 

2)  Q^rando  a.  a.  O.  Bd.  KL  S.  IT  a.  C  No.  4349  n.  ff. 
8)  G^ando  a.  a.  O.  Bd.  UX.  3.  m.  2fo.  llM. 
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aufzusuchen  und  anzuzeigen,  sie  hat  den  gesammten  Wasserlanf  so 
sehr  als  möglich  zam  allgemeinen  Nutzen  nach  den  Grundsätzen  der 
Bewässerung  zu  dirigiren  ■).  Die  Verwaltungsbehörden  haben  daher 
die  Erhaltung  der  Flusse  und  die  Leitung  und  Erhaltung  der  Canäle  >). 
Ansdrficklich  bezeichnen  daher  auch  die  Gesetze  früherer  Zeit  und  der 
Reyolution  diese  als  Gegenstände  der  öffentlichen  Domänen  ').  Mit 
ihnen  gehört  zu  diesem  alles,  was  in  der  Abhängigkeit  derselben  ist. 
Brücken,  Flusswege,  Schleusen,  Dämme  n.  dergl.  Auch  die  Gräben, 
Teiche  und  Becken,  welche  ihr  Wasser  aus  den  Flössen  der  öffentlichen 
Domänen  bekommen,  und  durch  die  man  zu  allen  Zeiten  in  das  Fluss- 
gebiet eindringen  kann,  gehören  dazu  und  ihre  Erhaltung  [ist  gleich- 
falls eine  Last  des  Staates.  Inseln,  Landzungen  und  Anschwem- 
mungen, die  sich  in  den  Flussbetten  bilden,  fallen  an  das  öffentliche 
Eigenthum,  wenn  nicht  entgegenstehende  Rechtstitel  geltend  gemacht 
werden  können  und  wenn  sie  nicht  an  einem  Privatbesitz  anhängen^). 
Alle  Rechte,  welche  ans  dem  Feudalregiment  stammten,  alle  Einnahmen,  Aofiötang  der 
die  ans  diesen  öffentlichen  Gutern  von  den  Seigneurs  erhoben  wurden,  ^^''^J^'f  ^^ 
hatte  die  Constituante  abgeschafft,  und  zumeist  ohne  Entschädigung.  BAWcauon. 
Erst  Napoleon  hat  in  dem  octroi  de  navigation  aus  dem  Verkehrs- 
mittel eine  Einnahmequelle  wieder  geschaffen,  jedoch  mit  der  Be- 
stimmung der  Zuweisung  der  Einnahme  für  die  Erhaltung  und  Ver- 
waltung der  Gegenstände,  die  sie  schaffen  *).  Jedermann  hat  das  freie 
Recht  des  Gebrauchs  der  fluss-  und  schiffbaren  Gewässer,  ohne  dem 
allgemeinen  Recht  damit  Eintrag  zu  thun.  Die  Gentraladministra- 
tionen  und,  nach  dem  Directorinm  die  Prefets,  haben  darüber  zu 
wachen  *).  Könstliche  Wasserbauten,  Anlagen  von  Schifffahrtscanälen 
werden  wie  schiffbare  Flusse  l  etrachtet,  nur  ist  auch  ihre  Anlage  und 
Eröffnung  von  der  Bewilligung  der  Verwaltung  abhängig  ^).  Ich  habe 
schon  darauf  hingewiesen,  dass  die  Rev(ytötion  mitten  unter  den  poli- 
tischen Stürmen,  und  besonders  Napoleon,  bedeutende  Schöpfungen 
ins  Leben  rief.     Die  Constituante  befahl  die   lange  vernachlässigten 


1)  Insirnction  Tom  12—20.  Angant  1790.  Chsp.  VI. 

2)  Gesets  Tom  22.  December  1789  und  8.  Januar  1790. 

3)  Oesetz  vom  22.  November  bis   1.  December  1790,  28  September  bis 
6.  Oetober  1791  und  G^rando  a.  n.  O.  Bd.  III.  S.  34.  No.  4393. 

4)  Arrlt^   vom  21.  December   1802  (80.   Frimaire   an   XI.),   Code   civile 
Art  660  und  556. 

5)  Gesetz  vom  15—28.  März  1790.  Tit.  II.  Art.  18,   Gesetz  rom  18.  März 
1802  (80.  Flor^al  an  X). 

6)  Gesetz  vom  28.  September  bis  6.  Oetober  1791.  Tit.  L  Seet  I.  Art.  9, 
Afr4t4  Tom  19.  Ventöse  an  VI. 

7)  Oesetz  vom  17.  März  1802  (29.  Flor^al  an  X.),  Arrdt^  vom  21.  De- 
emnber  1802  (80.  Frimaire  an  XI.). 


Frtrntrrclile 


Arbeiten  des  Canals  von  Gharleroi  unter  Leitiing  der  Admnustntios 
der  Saone  und  Loire  wieder  aufzunehmen  und  warf  für  das  Jahr  1730 
eine  Summe  von  600,000  Francs  dafür  aus  ■).    Sie  forderte  dann  alk 
Administrationen  auf,  Berichte  und  Vorschläge  aber  die  nöthigai  Ufer- 
und  Schleusenbauten  einzusenden ,  bewilligte  die  Kosten  eines  Casab 
zwischen  Cambrais  und  Manieres  und  eröffnete  die  Arbeiten  zu  da 
Canälen  bei    La    Vilette    und    La    Cbapelle    und    durch   das  Thal 
von  Montmorency.    Sie  bewilligte  endlich  zur  Verbesserung  der  ^ 
sammten  Kunstflussschifffahrt  5,760,000  Francs,  welche,  auf  die  euaei- 
nen  Departements  vertheilt,  von  den  Verwaltungen  verwendet  werden 
sollten  ^).   Auch  die  Legislative  schritt  hier  th&tig  weiter '),  um  dk 
^asseifälle  der  Rhone  bei  Pont  de  Lucy  und  das  ganze  Strom^liet 
dieses  Flusses  zu  reguliren.    Die  RevolutionsstQrme  unterbrachen  m 
häufig  die  begonnenen  Arbeiten.     Napoleon   nahm  die  aDgefenfeo» 
Projecte  wieder  auf  und  führte  sie  grösstentbeils  auch  durch.   Ab« 
auch  die  Anlage  einfacher  Bewässerungsgräben  bedarf  der  Aatotisatka 
durch  das  Gouvernement.    Einzelne  Canäie  wurden  theils  dordi  ihn 
Wichtigkeit  T  tbcils  ihrer  besondereu  Lage  nach  unter  tiesoD^l^tTi 
waltung  ][restellt  *),     Alle  Häfen  in  Flöss*jn  oder  itn  Meere 
ikr  öfentiicht'n  Domänen    und  die  VerwaltungsbdhJ^cii 
über  ihre  Anlageu,  Verändenmgen,  die  Zahl  dt^r^ellieQ  und  iiiitl 
haituD^.     Deii^kichen  fille  Brücken  und  Ue bergan^,  weldie,  je 
dem  siu   Heerstrassen  und  Weg;e  verbinckOt   lur  grand«  odv  j 
voirie  gehüren  *)*     Die  Eintbeilung  der   einzelnen   PHissu 
für  die  Erhebung  der  Schlfffahrts^elder  und  Taien  stand  auch  aal  ( 
gesamiütcD  Verwaltung  der  5ffentlJcb^n  Dooiänen  in  Verbindoof:« 
in  den  cinzetnen  Bassins  angestellten  Ingenieure   hatten   die 
zu  prüfen  un(.1  zw  veranlassen*     Die  Prefets  der  betreffen  den 
nients  hatten  das  Recht  der  Autorisatior»  und  lMpecii<»Q  *)* 

Alles  ßiessende  Wasser,  welches  nicht  eu  den  dffenllicbeti  1 
gezählt  werden  kann,  gehört  dem  jeweiligen  Besitzer  dm 
dem  es  fliesst,  und  die  Bestimmungen  des  Ei^enthums^ 
rechtes  finden  natürlich  darauf  aussehliossUche  Aowcndiiiifi 
ItOnnen  auch  sie,  in  Betreff  der  Indtii^trie  und  Agricoltur,  acts  I 


1)  Deoret  tchu  10,  Mai  1790. 

2)  Decrot  Tom  S— 18.  Juli   1790 ,   Decrrt  vom  t».  NoTtnlMr 
-Toni  Ö*  October  ITDL 

3)  Decret  vom  3—20,  und  C— 17.  Septem hcf  iT&t. 

4}  ArreM  vom  13.  Niv^d^e  «d  V  ,  De  erat  toiq  2S<  D«<4iiibw  ltll< 
*.  ft.  O.  Bd.  ni.  n.  18  u.  ff. 

5)  Gesetz  vom  10.  Floreat  aü  X« 

6)  Ärrltü  vom  28«  Mm  1303  (8.  Pfolrläl  m  XL}. 
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räckfikhten  die  verwaltende  Thätigkeit  in  Anspruch  nehmen,  doch 
wird  diese  hier  nnr  erniutbigend  sein  können  ■).  Die  Privatrechte  des 
Einen  werden  der  freien  Verwendung  des  Andern  in  dieser  Richtung 
manchen  Zwang  und  Einschränkung  auferlegen.  Streitigkeiten  in 
dieser  Richtung  werden  den  Gerichten  überwiesen  werden  müssen, 
doch  jene  über  die  Anwendung  der  Yerwaitungsmaassregeln  gehören 
der  AdministratiiQnstiz  ^).  Die  Verletzungen  der  Gesetze  werden  von 
den  Haires,  Ingenieurs,  Polizeicommissaren  und  der  Gensdarmerie  fest- 
gestellt und  verfolgt,  der  Sousprefet  kann  augenblicklich  die  Einstellung 
einer  schädlichen  Unternehmung  und  Herstellung  des  verursachten 
Sehadens  fordern  und  durchsetzen.  Von  seiner  Entscheidung  ist  stets 
ein  Recours  an  den  Präfecturrath  zulässig  ').  Die  ganze  Gesetzgebung 
und  die  sie  beherrschenden  Grundsätze  sind  heute  noch  giltig.  Die 
Julimonarchie  hat  sie  nur  weiter  ausgebildet  und  vollendet 


INe  StiMitoeInBsiliinen  uMd  Ihre  irerwultanip* 

Die  directen  Steuern. 
In  der  Einleitung  zu  diesem  Abschnitte  habe  ich  darauf  hinge-  !>]•  poiidk  d€i 
wiesen,  dass  der  alte  französische  Staat  in  der  ganzen  Hasse  seiner  ^^^'  ^^ 
Staatseinnahmen  und  der  Verwaltung  derselben  keinen  festen  Grund- 
gedanken anerkannte,  als  den,  dass  die  arbeitende  Klasse  des  Volkes 
die  Lasten  des  Staates  zu  tragen  habe.  Daher  die  Willkürlichkeiten 
des  absoluten  Regimes,  die  Ungleichheiten  der  Steuern  gegenüber  dem 
einzelnen  Bürger  und  den  einzelnen  Landestheilen,  daher  der  Hass  und 
ohne  Zweifel  ^»ein  Grund,  der  mächtig  zur  Revolution  reizen  konnte  ^)*^ 
Die  hervorragendste  Einuahmsquelle  des  Staates  war  immer  das  Gut, 
dessen  Werth  und  Einkommen  zumeist  sichtbar  war,  der  Grund  und 
Boden.  Bei  den  alten  Bewohnern  Frankreichs  bildete  die  Grundsteuer 
seit  den  frühesten  Zeiten  eine  feste  Einnahmesumme  und  erscheint 
ihrem  Princip  nach  lastend  auf  dem  Einkommen  des  Grundeigenthums 
unter  den  verschiedensten  Namen  als  ein  Procentabzug  desselben  *)• 
Sie  war   «in   Zwanzigstel  (Vingtieme),  ein   Zehntel  (Dixieme),   ein 


1)  Code  civile  Art.  MS,  Gesets  vom  82.  December  1789  bis  1.  Januar  1790. 

2)  Code  ciTile  Art.  640,  644  und  646,  GeseU  Tom  4.   Mai  1803  (14.  Flo- 
Mi  an  XI.). 

8)  Deeret  vom  89.  Flor^d  an  X. 
4)  Flenrigeon  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  829. 

6)  Esquiroa  de  Parten:  Hiatoire  de«  impdts  g4n4ranz  sur  la  propriM  et 
u  rerenaes.     Paris  1856.    Chap.  L— VIII. 


Fünftel,  oft  ein  Drittel  des  Ertrages.    Seit  den  engiisch-fmnöascben 
Kriegen  sind  diese  Grundsteuern  dauernd  in  ihrer  Art,  doch  InderD 
sie  sich  willkürlich  in  ihrem  Maass  und  dehnen  sich  mit  der  Zeit  ober 
den  gesammten  Grundbesitz  aus.    Colbert  versuchte  es  zuerst  in  der 
Anlage  der  Bodenvermessung,  der  Gatastrirung,  eine  Basis  der  Ge- 
rechtigkeit zu  finden,  und  seinen  Bemühungen  gelang  es  auch,  wenig- 
stens in  den  mittägigen  Provinzen,  dieselbe  einzuführen').    Vaabio 
bemühte  sich  gleichfalls,  in  die  Fondssteuer,  wie  er  die  taille  reelle^ 
die  Grundsteuer,  nannte,  eine  systematische  Ordnung  zu  bringen.  Ab« 
es  war  vergebens,  Gleichheit  und  Gerechtigkeit  erzeugen  zu  wölb 
„in  Mitte  einer  Gesellschaft,  von  Privilegien  und  DngleichheiteD  lerstöil 
in  der  die  Idee  des  gemeinen  Rechts  so  schwach  war,  als  jene  des 
bon  plaisir  stark  ^)^S    Die  einzelnen  Stände  wussten  sich  der  gieicbeo 
Vertheilung  zu  entziehen  und  selbst  ganze  Provinzen  unterhandelteo, 
um  sich  auf  irgend  eine  Weise  von  der  Steuer  frei  zu  halten  oder  sie 
wenigstens  zum  Theil  von  sich  abzuwälzen.   Noch  Ludwig  XVI.  kla^« 
als  er  vergebens  bemüht  war,  die  verschiedenen  Grundlasten  dartk 
eine  feste  Grundsteuer  zu  ersetzen,  dass  die  Provinzen  zum  Staats- 
haushalt  immer    nur  so    weit   beisteuern,   als  es    ihnen    nöthig  er- 
scheint.    Alle  Anstrengungen,  die   man  machte,   scheiterten  an  der 
Gesellschaftsordnung  und  ihren  Privilegien,  dem  Mangel  klarer  Eim^ 
und  vor  allen  der  nöthigen  Kraft  zur  Reform. 
Di«  Die  grösste  Bewegung  auf  diesem  Gebiete  hatte  die  Schule  der 

^'nnlr^°  Physiocraten  erzeugt.  In  ihrem  Grundsatz,  dass  die  Drprodoction  alkin 
Bteaerreform.  die  Masse  der  Güter  vermehre,  gelangte  sie  für  die  Staatswirthsdiaft 
zu  dem  Satz,  dass  alle  Staatslasten  auch  auf  den  allein  prodndreDda 
Grund  und  Boden  gewälzt  werden  können.  Und  gerade  diese  Schiüf 
zählte  auch  in  der  Constituante  ein  grosses  Heer  von  Schülern^  di< 
unter  Führung  Dupont  de  Nemours,  wenn  sie  auch  nicht  mit  dei 
starren  Durchführung  der  Lehren  Quaisnay's  siegten,  doch  Verai» 
lassung  gaben  zur  ernsten  Prüfung  des  Gegenstandes«  Viele  Stiauna 
erhoben  sich  gegen  die  Idee,  auf  einen  Gegenstand  die  ganze  Steuer 
last  zu  legen.  Die  Cahiers  selbst,  obgleich  gerade  in  Betreff  ibra 
Forderungen  im  Steuerwesen  meist  sehr  unklar,  widersprechend  niK 
wenig  aufgeklärt,  befangen  von  provinziellen  Bedürfoissen  and  Ab 
neigungen,  fordern  doch  eine  Verschiedenheit  der  Steuern  und  tienoe^ 
selbst  in  dem  Begriff  der  directen  Steuern  wieder  die  Tersduedenei; 
Quellen,  aus  denen  der  Staatsschatz  gerecht  und  gemässigt  seine  Nabnui^ 
ziehen  soll.  Necker  verdammt  am  schärfsten  den  Gedanken  eina  eiu^ 


1)  0«rvaifle:    Trait^  de«  cootribations  directes  en  Fraaee.   Bd.  L  S.  ttt 

2)  Esqnirou  de  Parien  a.  a.  O.  8.  872. 
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zigen  Steuer.  Er  prüft  die  Staatseinnahmen  und  den  Werth  der  Grande 
steoer,  stellt  den  der  anderen  Steuern  derselben  gegenüber  und  frftgt 
dann,  welche  Summe  noch  nöthig  ist,  auf  den  Grund  und  Boden  zu  legen, 
am  mit  einer  Steuer  deo  Staat  zu  decken ').  Da  ergiebt  sich,  dass  alle 
am  Grand  lastenden  Steuern  190  Millionen  betragen.  Die  fibrigen  Steuern 
bringen  noch  eine  Summe  y<m  367,500,000  ein,  welche  also  eine  mehr 
als  doppelt  so  starke  Steuer  noch  nöthig  machen  worden,  als  jene  ist,  die 
bereits  auf  dem  Grundbesitz  laste.  Nun  räth  er  wohl,  einige  Steuern, 
wie  die  so  verhassten  Arten  der  Consarotionssteuem  oder  indirecten 
Steuern  der  Aides  und  gabelles,  auf  die  Grundsteuer  zu  schlagen.  Aber 
nach  der  scharfen  Trennung  des  Wesens  dieser  verschiedenen  Steuern  — 
denn,  sagt  er,  die  Productionssteoern  sind  eine  begehrte  Torwegnahme 
vom  Eigenthum,  die  Gonsumtionssteuern  aber  sind  eine  gebotene  Be- 
schränkung in  den  Ausgaben  —  nach  dieser  Trennung  zeigt  er,  dass' 
gerade  in  der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  Steuern  die  Sicherheit  ' 
der  Staatseinnahmen  ruhe ,  welche  gefährdet  und  von  dem  jeweiligen 
Erfolg  der  Ernte  abhängig  würde,  wenn  sie  nur  in  einer  einzigen  und 
zwar  nur  in  einer  Grundsteuer  gesucht  werden  wörde.  Zumeist  aber 
widerstrebt  eine  einzige  Steuer  der  Gerechtigkeit,  denn  sie  belastet 
Dar  eine  Zahl  der  Bärger  und  belastet  sie  ungerecht 

Dennoch  blieben  die  Vorstellungen  der  Physiocraten  noch  so  weit         di« 
herrschend,  dass  sie  in  der  Gesetzgebnng  der  Revolution  sich  ^öll- '^•^*^^^J^°^™* 
kommen  einbürgern  konnten.    Wie  überall,  begann  die  Constituante   der  direetea 
mit  der  Abscdiaffnng  des  Bestehenden.    In  einer  langen  Reihe  von      ^<*°*">- 
Gesetzen  löste  sie  das  ganze  System  der  alten  Gonsumtionssteuer  auf 
nnd  schaffte  dieselben  ab  und  behielt  am  Ende  nur  noch  nominell  die 
Scheidung  der  Steuern  in  directe  und  indirecte  bei.  Ihre  maassgebende 
Eintheiiung  war  die  in  die  Abgaben  von  dem  Einkommen  des  beweg- 
lichen   und    anbeweglichen   Vermögens    und    die   Capitalauflagen '). 
Die  ersten  trennten  sich  in  die  Grundsteuer,  die  von  dem  reinen  Ein- 
kommen des  unbeweglichen  Vermögens  abgegeben'),  in  die  Mobiliar- 
Steuer,  welche  von  dem  nach  der  Wohnungsmiethe  geschätzten  Ein- 
kommen    einer   P^son    gefordert,    und    die    Patentsteuer,    welche, 
gleichfolls  nach   dem  Miethswerthe   berechnet,  von  der  Arbeit  und 
ihrem  Ertrage  genommen   wird  *).    Zu  den  Capitalsteuern  rechnete 
sie  das  Enregistrement  nnd  die  Duane  an  den  Grenzen  des  Reichs*). 


1)  N«cker:   De  radministration  dm  finanees  de  la  Franc«.  Bd.  I.  6.  164. 

2)  Adresse  k  la  nation  du  24.  Jain  1791. 

8)  Decret  Tom  28.  November  bis  1.  December  1790. 
4)  Decret  vom  18.  Jannar  1791,  Decret  Tom  2.  MKnt  1791. 
6)  Decret  rom  6.  December  1790  bis  7.  Februar  1791,  Deerat  vom  1.  De- 
eember  1790  bis  28.  JaU  1791. 


Ornoduteucr 
nnd  Ihr« 


Organisation  der  Staats-  and  Volkswirthsebaft. 

Jede  dieser  einxelnen  Steuern  hat  naeh  ihrer  Art  und  ihrer  Verw&lumg 
eioe  Geschichte,  welche  als  ihr  endliches  Resnltat  in  der  RevohrtioB 
die  Principe  darstellt,  die  heute  in  Frankreich  herrschen.  Nur  die 
ersten  Steuern,  die  directen  Steuern  im  engsten  Sinne,  will  ich  nent 
in  ihrer  Geschichte  während  der  Revolution  betrachten. 
Die  Das  ancien  lUgime  hatte   ausser  der    Grundsteuer,  den  tailks 

reelles»  die  Steuern  nach  der  Qualität  der  Personen  umgelegt,  am  die 
GMcbirbu.  Verpflichtungen  derselben  gegenüber  dem  Staat  su  bestimmen.  Mit 
der  Revolution  und  ihren  obersten  Grundsätzen,  der  Freiheit  and 
Gleichheit,  musste  man  sich  augenblicklich  von  diesem  Prindp  ab- 
kehren, und  man  fand  das  neue  in  dem  Grundsatz  der  Schätzung  der 
Guter  und  des  Besitzes  nach  ihrem  Werthe,  unbekümmert  um  die 
Besitzer  und  ihre  Qualität  Die  Grundsteuer  wird  umgelegt,  sagt  das 
erste  Gesetz,  nach  verhältnissmässiger  Gleichheit  auf  allem  Gniad- 
eigenthum  nach  seinem  steuerbaren  reinen  Ertrage  ^).  Dm  abff 
diese  Umlage  nun  machen  zu  können,  musste  man  eben  den  Gruad* 
reichthum  Frankreichs  genau  kennen.  Das  aber  war  nicht  der  Fall 
Die  Constituante  schätzte  den  Ertrag  auf  1200  Hillionen  nnd  setite 
darnach  die  Grundsteuer  auf  240  Hillionen  fest  >).  Sie  vertbeilte  daai 
auf  die  einzelnen  Departements  verhältnissmässig  nach  der  altes 
taiUe  reelle  diese  Summe,  ohne  eine  Gewissheit  zu  haljen,  dass  diev 
gerecht  und  wahr  sei.  So  hatte  man  jetzt  plötzlich  einen  neuen  Nana 
fnr  eine  alte  Ungleichheit  und  repräsentirte  trotz  der  nen«!  gleiebeB 
Landeseintheilnng  in  dem  Steuersystem  die  alten  Provinzen  und  derea 
Theile.  Gerade  diese  erhaltene  Täuschung  machte  in  der  Folge  aetot 
die  Grundsteuer  verhasst  und  drückend ').  Freilich  war  die  Coosö- 
tuante  bemuht,  wenigstens  annähernd  der  Gerechtigkdt  Ausdruck  n 
geben.  Das  Reineinkommen,  erklärte  das  Gesetz,  ist  jenes,  weicbei 
nach  Abzug  aller  Kosten  übrig  bleibt.  Darnach  nun  soll  im  Veiflodi 
mit  der  steuerbaren  Rente  der  stets  vorhergegangenen  Jahre  die  Steuer- 
aufläge  bemessen  werden.  Dafür  sollen  die  Hnnicipalitäten  von  ilves 
Grnndgebiet  Tabellen  entwerfen,  die  nach  Sections  eingetheilt  weidca 
nnd  zu  deren  Anlage  die  Hnnicipalräthe  mehrere  Gemandeboifcr 
zuziehen.  Die  Eigenthümer  und  Pächter  sollen  selbst  ihr  E%«b- 
thum  beschreiben,  widrigenfalls  die  Gemein<lebeamten  die  SteuerroUce 
ergänzen.  Die  verschiedenen  Gegenstände  des  Grundeigenthams  wordee 
verschieden  beschrieben  und  im  Gesetz  für  die  Grundsteuer  auch  vcr- 
■ebieden  angesetzt  Die  Häuser,  ausser  den  Städten  nnd  vom  ti^ 


1)  Gesets  yem  28.  November  bis  1.  December  1790.  Tit  L  Art.  1. 

2;  Oeeret  vom  28.  November  1790. 

3)  Gervaise  a.  a.  0.  Bd.  I.  8.  208  a.  ff. 
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thämer  bewohnt,  werden  als  gewöhnliches  Grnndeigentham  geschätzt; 
die  Schftizong  aber  stieg  mit  den  Stockwerken.  Das  Terrain  wird 
immer  zum  Besten  des  Grandes  gezählt.  Fabriken  and  Geschäftshäuser 
werden  nach  ihrem  Miethswerth  geschätzt,  Minen  nach  dem  Wertb  der 
Oberfläche,  die  sie  unterhöhlen ,  Schlagwälder  nach  dem  Ertrag  ihrer 
FäUnng,  alle  anderen  Waldangen  nach  dem  Werth  des  gesammten 
Waldstandes  eines  Cantons.  Befreit  von  der  Grandsteuer  bleiben 
Sampfe  und  wöstes  Land,  doch  nichtcnltivirtes  Land  soll  wie  das 
beste  der  Commnne  besteuert  werden.  Die  Steuerlast  erst  nrbar  ge- 
machter Landstrecken  kann  25  Jahre  lang  nicht  erhöht  werden,  der 
mit  Wald  bepflanzten  30  Jahre  lang.  So  hatte  die  Constitaante  wohl 
einen  Massen-  und  Parzellarcataster  angebahnt,  aber  die  weitere 
Entwickelnng  desselben,  ja  nur  die  Durchfährung  dieser  ersten  Anfänge 
machte  die  ReTolution  ganz  unmöglich.  Uebrigens  täuschte  sich  die 
Constitaante  auch  nicht  ober  die  Wichtigkeit  dieser  Art  der  Grand« 
steuanmlage.  ^Jedesmal  9*^  sagte  der  Berichterstatter  des  Finans- 
gesetzes  von  1791  *),  »jedesmal,  wenn  die  Umlage  einer  Steuer  von 
der  Erklärung  der  Steuerpflichtigen  abhängt,  wird  sie  von  den  gaten 
Bärgem  gewissenhaft  gezahlt,  aber  es  giebt  auch  andere,  die  sich 
nicht  schonen,  derselben  durch  falsche  Erklärungen  sich  zu  entziehen . .  • 
Von  der  anderen  Seite  aber,  wenn  die  Vertheilang  der  Willkür  eines 
Einzelnen  oder  Mehrerer  übergeben  ist,  setzt  man  die  Steuerpflichtigen 
einem  beständigen  Krieg  ans  und  lässt  ihnen  kein  Mittel,  Gerechtigkeit 
SU  erlangen.  Sie  werden  wohl  immer  reciamiren  können,  aber  ihre 
Redamation  wird  keine  Frucht  haben,  und  nie  werden  sie  dieselbe 
mit  Erfolg  geltend  machen  können  gegen  «nen  Steuervertheiler,  der, 
um  seine  Ungerechtigkeit  zu  unterstfitzen,  nur  nöthig  hat,  an  seine 
Meinung  zu  appelliren  und  verweigern  kann,  die  Grandlage  der  Ver» 
theilung  zu  erörtern,  auf  der  man  ihm  eben  Ungerechtigkeiten  vor* 
wiriL*  Dennoch  stellt  die  Constituante  schon  den  Grundsatz  der 
freien  Beschwerde  gegen  die  Steuerumlage  auf,  ebenso  die  Freiheit, 
Stenerermässigungen  und  Veränderangen  fordera  zu  können  ^).  Diese 
ganze  Gesetzgebung  anerkannte  auch  der  Gonvent  Nur  führte  er  ch«  lUDtcii- 
•ise  neue  Steuer  als  Grandsteuer  ein,  die  sogenannte  Rentenstener.  '**"*''  *'' 
Die  Constituante  verwarf  ausdrücklich,  als  dem  öffentlichen  Interesse 
■ad  dem  Staatscredit  entgegen,  die  Besteuerang  dieses  Vermögens*), 
der  Conveat  aber  stellte  die  lebenslänglichen  Renten  dem  Graadbesits 
gleich  und  unterwarf,  diesem  gleich,  die  Hälfte  derselben  denselben 


1)  FamioB  in  der  Sitonng  der  A.  G.  Tom  10.  Oelober  1790. 
S)  Daeret  yom  28.  August  1791. 
3)  Beeret  Tom  4.  December  1790. 


364  Orgftniflation  der  Staate-  nnd  Volkswirtiischaft. 

Lasten  ■).  Das  Directormm  mit  seiner  ausgleichenden  Th&t^k«t  kehrte 
xuerst  ganz  auf  die  Grundsätze  der  Constituante  zurück,  nur  konnte  es 
bei  dem  allgemeinen  Geldmangel  die  einst  befohlene  Sütblung  der  Grund- 
steuer in  Gold  nicht  aufrecht  erhalten.  Es  forderte  dieselbe  zuerst  zur 
Hftlfte  in  Assignaten,  zur  anderen  Hälfre  in  Naturproducten.  An 
die  Stelle  der  Assignaten  traten  später  die  Mandate.  Aber  weder 
in  der  einen,  noch  in  der  anderen  Form  war  es  in  der  bewegten  Zeit 
möglich,  eine  strenge  Zahlung  der  Steuer  durchzusehen  *).  Die  Haupt- 
grunde waren  die  schlechte  und  unsichere  Vertheilung  und  Ausschreibung 
der  Steuer.  Wieder  regte  das  Directorium  die  Anlage  eines  Catasten 
an.  In  dem  Steuergesetz  des  Jahres  VII.  *)  versuchte  es  die  Bestimmung 
der  Constitution  vom  Jahre  m.,  dass  alle  Jahre  die  Grundsteuer  nen 
auszuschreiben  und  umzulegen  sei,  strenge  durchzufahren.  Das  Grund- 
eigenthum  sollte  abgetheilt,  verzeichnet  und  nach  seinem  Reineinkommen 
beschrieben  werden.  Dieses  soll  nach  dem  Ertrage  der  vorhergehendes 
Jahre  bemessen  werden,  jenes  der  Hänser  nach  den  Mietben  der  letstver- 
gangenen  Jahre.  Das  Corps  legislatif  besorgt  die  Vertheilung  der  Steuer- 
samme nach  Departements,  diese  nehmen  sie  vor  nach  Cantoneo,  welche 
die  Umlage  auch  auf  die  Gemeinden  vermitteln,  die  wieder  die  einzelnen 
Besitzer  einschätzen.  Von  unten  nach  oben  soll  Nachricht  fiber  die 
Umlage  der  Steuerrolle  gegeben  und  dieselbe  von  der  stets  höheren 
Behörde  bestätigt  werden.  In  diese  Rollen  sollen  zugleich  alle 
Mutationen  eingetragen  werden,  widrigenfalls  der  alte  Eigenthflmer 
verhaftet  bleibt  Eine  Veränderung  der  Werthschätzung  in  den  Rollen 
kann  nur  mit  Genehmigung  der  Centraladministrätion  geschehen.  Dabei 
können  die  Steuervertheiler  Kunstverständige  fflr  die  Werthschätznng 
und  die  Aenderungen  zuziehen.  Die  steuerbare  Revenue  wird  nach 
einem  Zeitraum  von  15  Jahren  bemessen,  wobei  das  reichste  und 
ärmste  Jahr  ausgeschieden  bleiben.  Für  die  Art  der  Schätzung  an- 
erkannte dieses  Gesetz  die  Grundsätze  der  Constituante.  Häuser  wur- 
den nach  den  Stockwerken,  Teiche  nach  dem  Ertrag  ihrer  Flscherd  etc. 
geschätzt  Die  Schuldner  haben  ihre  Schulden  zu  erklären,  um  damit 
die  Steuerlast  auf  die  Gläubiger  zu  wälzen.  In  dieser  Art  der  Rollen- 
bildung der  Grundsteuer  liegen  aber  all  die  Uebelstände,  welche  heute 
Napei«oD  nnd  noch  dio  Catastrirung  so  schwierig  machen.  Napoleon  befahl  die  Anlage 
rtene^^r™.  ®*°^  allgemeinen  Catasters,  aber  gerade  so,  wie  jenes  Gesetz  des 
Dar  catMter.  Directoriums,  auf  Grand  der  Abmessung  und  Abschätzung  der  einzetaen 


1)  Deeret  Tom  18..  Mai  1794  (28.  Flor^l  an  IL). 

2)  Deeret  ▼om  20.  JaU  1795  (2.  Tfaermidor  an  in.),  Deeret  rom  9.  JoE 
1796  (21.  Measidor  an  IV.),  Rammel  a.  a.  O.  8.  86. 

8)  Deeret  vom  28.  NoTember^l798  (8.  Frimairs  an  Vn.). 
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FwielleD.  laimer  will  man  mit  der  blossen  Raambeschreibang  anoh 
eifle  Werthbeschreibung  vereinen,  und  gerade  in  letzterer  Richtung  wird 
jeder  Zeitabschnitt,  jede  Cultarver&nderung  neue  Verschiedenheiten 
erteugen.  Es  war  natürlich,  dass  man  nie  mit  den  Arbeiten  znEnde 
kam.  An  35,000  StenerroUen  für  das  Jahr  VIL  waren  im  Jahre  VIIL 
noch  unvolleodet,  und  doch  waren  fast  5000  Gommissaire  damit  be- 
seh&ftigt  und  verursachten  mehr  als  5  Millionen  Ausgaben  ').  JSuer 
Steuersystem  ist  das  schlechteste  von  Europa  und  hat  es  jdahin  ge- 
bracht, dass  es  weder  ein  Eigenthum,  noch  eine  bürgerliche  Freiheit 
giebt,  denn  diese  hängt  von  der  Sicherheit  jenes  ab.  Es  giebt  kein 
Land,  wo  man  alle  Jahre  die  Steuerrollen  ändern  kann.  Wenn  ich 
ein  Grundstück  kaufe,  weiss  ich  nie,  was  ich  eigentlich  mache.*"  So 
critisirte  Napoleon  vor  dem  Staatsrath  die  Wirthschaft  >)  und  war 
docb,  ausser  dem  Geist  der  Strenge  und  Ordnung,  den  er  brachte, 
nicht  im  Stande,  ein  neues  System  zu  schaffen.  Das  Gatastergesetz 
vom  15.  September  1801  ruht  wesentlich  auf  den  alten  Ideen  der 
Revolution  eines  Raum-  uud  Werthmaasses  ')• 

Zwischen  der  Grundsteuer  und  der  Personalsteuer  steht  die  Thür*  ^i« 
und  Fenstersteuer.  Das  Directorium  hatte  sie  in  seiner  Finanznoth  Fel!tenteu«r. 
geschaffen  und,  zuerst  als  eine  vorübergehende  Steuer  eingeführt,  wurde 
sie  bald  dauernd  ^).  Für  den  Staatsschatz  ist  sie  eine  auf  dem  Eigen- 
tham  lastende  Steuer,  für  die  Art  ihrer  Erhebung  aber  trifft  sie  den, 
der  den  zeitigen  Nutzen  desselben  hat.  Das  Gesetz  hat  somit  die 
Besitz-  und  Eigenthumsverh&ltnisse  ebenso,  wie  die  wandelbare  That- 
Sache  der  Bewohnung  und  Nutzniessung  im  Auge  gehabt  und  täuscht 
eigentlich  bios  den  Steuerzahler,  indem  sie  eine  zweite  Gebäudesteuer 
dauernd  schafft,  nur  unter  anderem  Namen.  Es  existirt  somit  eine 
Gebäudesteuer  in  der  Grundsteuer  und  eine  Gebäudesteuer  in  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  als  Hiethsteuer.  Jone  zahlt  der  Eigenthümer, 
diese  der  Miether.  Diese  ist  nichts  anderes,  als  jene,  trägt  aber  den 
Schein  einer  leichter  zu  rechtfertigenden  Luxussteuer.  Die  Steuer 
wurde  auf  alle  Thüren  und  Fenster  gelegt,  welche  nach  den  Strassen, 
Höfen  und  Gärten  gerichtet  waren,  und  wurde  in  ihrer  Höhe  nach 
der  Einwohnerzahl  der  Stadt  und  Gemeinde  bemessen.  Es  war  also 
eine  Steuer  auf  Licht  und  Luft,  und  eben  in  dieser  Art  ihrer  Umlage 
eine  Luxussteuer.    Ausgenommen  davon  waren  die  Oeffnungen  jeder 


1)  Administration  des  finances  de  la  r^puhliqne  Fran^aise  aun^s  VIIL, 
IX.  et  X.  Bd.  L  S.  6. 

S)  Bresson  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  197. 

8)  Hock  a.  a.  O.  8. 140.   Mrando  a.  a  O.  Bd.  lU.  8.  865  n.  ff.  No.  1384  u.  ff. 

4)  Qesets  vom  84.  Noveanber  1798  (4.  Frimaire  an  VIL). 
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Art  bei  Gescbftftslocalen  and  bei  ^tfentlicfaen  CMiiiideii.  Ue  Mamci- 
palitftteo  hatten  die  Beschreibongen  vommeliniefi  nnd  die  SteomoUen 
«nznlegen.  Man  nennt  diese  Stener,  besonders  ancb  mit  der  Grood- 
nnd  Personalstenefi  ümlagssteaem  (impute  de  repartttioD)  wegen  d« 
▼OD  kleineren  za  grösseren  Complexen  abstehenden  UnterabtbalmgH 
der  aasgeschriebenen  Steaersammen  '). 
DtoMobiiter-  Die  dritte  Art  der  directen  Steuern  sind  die  Personal-  und  Mobito 

steuern.  Die  Personalsteuer  ist  der  alte  census  capitis.  Sie  war  nierä 
von  der  Mobiliarsteuer  getrennt  und  wurde  in  der  Flnamnoth  de 
Convents  geradezu  als  eine  auf  allen  Bewohnern  des  französische! 
Bodens  lastende  Kopfsteuer  ausgeschrieben*),  und  ist  sdbst,  wiesii 
heute  besteht,  vereint  mit  der  Mobiliarsteuer  ein  rein  revolotiosär« 
Product.  Sie  ist  ungerecht  nnd  wird  trotz  des  Princips  der  allgeaieiiiej 
Gleichheit,  das  man  besonders  bei  ihr  zur  Geltong  bringen  will»  ^ 
gleich  sein  kömien.  Ja  diese  Gleichheit  war  es,  die  sogar  vordtj 
Revolation  zu  dem  Vorschlag  Veranlassung  gab,  alle  Steuern  io  eiaj 
Personalsteuer  umzuwandeln.  Necker  zeigt  auch  in  dieser  Richtung^ 
Gefthrliehkeit,  Ungerechtigkeit  und  Unmöglichkeit  dieses  Begiooeos*] 
Der  Convent  bestimmte  nun,  dass  jede  Person  in  Frankreich,  dte< 
Einkommen  hat  und  politische  Rechte  geniesst,  gleiehgiltig,  ob 
oder  eingeboren ,  eine  Kopfsteuer  von  5  Livres  pro  Jahr  zahlen 
Nor  die  Arbeiter,  deren  Lohn  blos  30  Sons  beträgt,  sollten  davon  t 
genommen  bMben.  MlUiner  und  Frauen  aber  30  Jahre  alt  und  la 
sollten  ein  Viertel  aller  ihrer  persönlichen  Steuern  und  Aufwandsal^ 
mehr  zahlen  als  Kopfsteuer.  Die  eigentliche  Mobiliarsteuer,  als  < 
Abgabe  von  dem  beweglichen  Vermögen,  wurde  dorch  die  Constiti 
eingeführt^).  Sie  nannte  so  eine  doppelte  Steuer,  eine,  welche  v« 
allen  Einwohnern  zu  tragen,  und  eine,  welche  nach  dem  bewegb 
Vermögen  zu  leisten,  also  von  Besitzenden  zu  tragen  war.  Diese  i 
eise  Aufwandssteuer  und  wird  demgemäss  nach  der  Zahl  der 
Wandsgegenstande,  wie  Diener,  Pferde,  Wagen  u.  dei^l.,  bemesseD,  j 
wenig  von  dieser  in  der  Art  verschieden,  wird  nach  den 
.bemessen  und  die  Höhe  derselben  nach  einem  änsseren  sichtl 
Wertb  bestimmt,  nach  der  Miethe.  Nach  der  Höhe  derselben 
das  Gesetz  auch  das  Maass  der  Auflage,  denn  es  nimmt  an,  dass  <&| 
Miethe  ein  sicherer  Beweis  des  Vermögens  ist.  Das  SteneigeMtz  del 
Jahres  1791  setzt  fest,  dass  das  Mobiliareinkommen  in  Frankreicii 


1)  Gesets  vom  18.  Flor^  an  X.  und  81.  April  1882. 
8)  D«cret  vom  25.  Juli  1795  (7.  Thannidor  an  HL). 
8)  Neokar  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  192. 
4)  Deerat  vom  18.  Jaavar  bis  18.  Febroar  i79U 
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800  Millionen  betrage  und  setzt  darnach  die  Steuer  mit  60  Millionen 
ao.  Die  Summe  wurde  auf  die  Departements  vertheilt»  von  diesen  auf 
die  Municipalit&ten  und  einzelnen  Steuerpflichtigen.  Die  Steuer  bat 
sich  in  gleicher  Form  beute  noch  erhalten.  Ihre  Ungerechtigkeiten 
sind  dieselben,  die  Möglichkeit  der  Unterschleife  ist  nicht  vermindert 
Sie  wird  in  ihrer  Gesammthfihe  stets  nach  der  Summe  des  vorange- 
gangenen Jahres  bemessen.  W&hrend  der  Revolution  1848  kam  man 
darauf,  diese  Steuer  progressiv  zu  machen,  die  Reicheren  stets  höher 
zu  besteuern,  und  selbst  ausgezeichnete  Oeconomen  verkannten  die 
Möglichkeit  der  unbeschränktesten  Willkur,  der  man  dadurch  Raum 
giebt  Die  folgende  Zeit  aber  fährte  die  alte  Ordnung  wieder  zurfick. 
Der  Convent  dehnte  diese  Art  der  Steuer  noch  Aber  die  verschiedensten 
Gegenstände  aus,  die  Zeichen  des  Vermögens  abgeben,  auf  Dienstboten, 
Sänften  und  Luxuswagen.  Alle  diese  Steuern  wurden  später  abge- 
Khafft ')  und  haben  auch  nie  einen  besonderen  Ertrag  geliefert,  ganz 
abgesehen  von  der  Gehässigkeit,  die  sie  durch  das  Eindringen  und 
Auskundschaften  der  Privatverhältnisse  nach  sich  ziehen  mussten,  und 
der  Erscheinung,  dass  die  meisten  dieser  Steuern  doch  immer  am 
drückendsten  auf  den  arbeitenden  Klassen  lasten. 

Die  Patentsteuer  oder  Erwerbsteuer,  als  die  vierte  Art  der  directen  di« 
Steuern,  habe  ich  zum  grossen  Theil  in  ihrem  Charakter  schon  bei  p*^">''<«»<''' 
der  Betrachtung  der  Gewerbefreiheit  dargestellt.  Sie  trat  an  die 
Stelle  der  alten  maitrises  und  vingtiemes  der  Industrie  und  der  taille 
personelle,  welche  ehemals  Künstler  und  Kaufieute  bei  ihrem  Eintritt 
in  eine  Gemeinde  zahlten  *).  Als  sie  die  Constituante  anerkannte  und 
als  directe  Steuer  auf  alle  Gewerbe  und  Industrien  legte  '),  nannte 
sie  diese  Steuer  besonders  eine  contribution  de  qnotite,  als  nach  der 
Art  ihrer  Bemessung  bezeichnet.  Sie  wurde  nämlich  nicht  von  vorn- 
herein bestimmt,  sondern  in  jeder  Gemeinde  durch  die  Steuerbeamten 
in  Verbindung  mit  dem  Maire  unmittelbar  für  jeden  Gewerbtreibenden 
beantragt  und  vom  Steuerdirector  mit  den  Directorien  festgesetzt  Ihre 
Höhe  wird  nach  den  verschiedensten  Elementen  bemessen,  nach  denen 
man  glaubt  auf  den  Ertrag  des  Gewerbes  schliessen  zu  können. 
Die  zahlreichen  Gesetze  der  Revolution  über  die  Ausacbreibung  und 
Umlage  dieser  Steuer  fanden  endlich  in  dem  Gesetze  des  Jahres  1848 
ihren  Abschluss  ^).  Auch  dieses  ruht  auf  jenen  mühsamen  Forschungen 
der  Gewölbe-,  Werkstatt-  und  Magazinmiethen,  nach  denen  die  Revo- 


1)  Decret  vom  U.  April  1806. 
S)  Adresse  da  24.  Juni  1791. 
8)  Deeret  vom  22.  Oetober  1708. 
4)  Qesets  vom  26.  April  1848. 
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lation  schon  in  Verbindung  mit  der  Einwohnerzahl  die  Steaer  be- 
rechnete. Und  trotz  ^r  Mfihselif^eiten  dieser  Erfaebong  ist  damit 
doch  f&r  die  Gerechtigkeit  keine  Garantie  geschaffen.  Denn  nie  wird 
man  wissen  können,  ob  alle  wesentlichen  Elemente  erfasst,  ob  qd- 
wesentliche  nicht  zn  hoch  bemessen  worden  und,  selbst  diese  Zweifel 
beseitigt,  ist  der  Umfang  aller  dieser  Elemente  noch  kein  Beweis  (ir 
den  Ertrag  eines  Gewerbes.  Hit  Recht  folgte  in  dieser  Richtnng  kein 
Staat  dem  französischen  Vorbilde. 
Die  Zu  allen  directen  Steuern  werden  seit  der  Revolution  noch  ^nzelne 

n^mdireoiei!  ^^^^^^  ^^  Zuscfalagsteuem  beigefugt,  die  Gentimes  additioneis,  deren 
sitoern.      Ertrag  bestimmt  ist,  die  Bedörihisse  der  Gemeinden  zn  decken.    Sie 
werden  alle  Jahre  durch  die  Gesetzgebung  in  einem  Maximum  fest- 
gesetzt.  Seit  der  Revolution  bildeten  diese  Anhingsei  der  Staatsstenero 
den  Umfang  der  Gemeindevermögensverwaltungen. 

Answrordcot.  Zu  diosor  Summo  der  directen  Steuern  bat  die  Zeit  l^apoleons  aod 

^tLaern^^    dcT  folgenden  Regierungen  noch  unter  der  Form  der  directen  Steuern 

einige  besondere  hinzugefugt,  die  zu  nennen  genfigt.    Dahin  gehören 

die  Zinsgelder  von  Bergwerken  und  Minen,  die  Universitätsabgabea, 

jene  des  Elementarunterrichtes  und  Leistungen  fQr  die  Gemeindewege'). 

Die  Verwaltung  der  directen  Steuern. 
Das  Mehr  noch  als  in  den  Sachen  mangelte,  sowohl  während  der  alten 

lyvtoVder  Zeit  als  jener  der  Revolution,  in  dem  Verwaltungskörper  Frankreichs  ein 
•Bdcn  u^rime.  fester  und  sicherer  Staatsgedanke.  Der  absolute  Staat  richtete  auch 
diesen  nur  nach  der  kurzsichtigsten  NQtzlichkeit  sdner  Bedfirfriisse  ein. 
Er  verpachtete  die  gesammte  Steuermasse  und  deren  Verwaltung  an 
Privatleute,  um  in  der  Noth  an  ihnen  und  ihrem  Verminen  stets  einen 
sicheren  Creditgeber  zu  haben.  Er  Qberliess  ihnen  dafOr  die  Dnter- 
thanen  zur  Schätzung  nach  allen  Mitteln,  die  sie  anwenden  konnten. 
Darum  waren  sie  dem  Volke  so  verhasst  und  wanderten  in  grosser 
Zahl  auf  das  Schaffot.  Obgleich  nun  die  Revolution  mit  dem  ganzen 
System  der  Verwaltungspacht  gebrochen  hat,  machen  sich  doch  noch 
Stimmen  geltend ,  es  wieder  zurückzuführen  *).  Doch  mussten  diese 
Bemühungen  wohl  vergebens  s^n,  trotz  der  Nfitzlichkdtsgrfinde,  die 
man  dafür  auch  anführen  konnte,  da  ihre  Nachtheile  zu  sichtbar  vor 
aller  Augen  lagen  und  Frankreich  selbst  schon  während  und  troti 
der  Revolution  einen  so  grossartig  gegliederten  Beamtenorganismiu 


1)  GeseU  vom  Sl.  April  1810,  Gesete  vom  17.  Augnst  1885-,  Decfet  tod 
17.  Min  bis  17.  September  1808,  Laferri&re  a.  a.  O.  S.  i85  n.  C 

S)  Ifioond  Dämons:  Snr  les  Financas,  le  Commerce,  U  Marine  et  lai 
Colonies  1808.   Discours  IX. 
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im  ganzen  VerwaltnngSTvesen  und  den  einzelnen  Theilen  geschaffen 
hatte,  dass  man  nur  schwer  einige  davon  wieder  ablösen  konnte,  ohne 
das  Ganze  zu  brechen. 

Die  Constituante  löste  zuerst  alle  bestehenden   Steuerämter,   ob  Die  verwaitunc 
zur  Privat-  oder  Staatsverwaltung  gehörig,  auf  und  wies  sie  mit  ihren    ^*st^I,7ra*" 
allenfalls  noch  bestehenden  Forderungen  an  den  Staatsschatz,  wofür     unter  der 
sie  eine  bestimmte  Masse  Nationalgüter  auswarf ').    An  ihre  Stelle  trat   comutuant«. 
eine  Verwaltung,  die  sich   als   eigentliche  Verwaltung  der   direeten 
Steuern  nach  nuten  zu  verzweigte  und  als  Verwaltung  des  Staats- 
schatzes nach  oben  hin  wieder  vereinigte  und  hier  die  Masse  der  Ge- 
schäfte centralisirte.   In  erster  Richtung  vereinigte  sich  mit  der  Thätig- 
keit  der  besonderen  Steuerbeamten  die  Verwaltung  der  einzelnen  Landes- 
theile,  der  Departements,  Districte  und  Gemeinden,  als  beaufsichtigende, 
coDtrolirende  und  richtende  Behörde.    In  zweiter  Richtung  war  es  der 
Pinanznünister,  der  die  oberste  Steuerdirection  hatte,  an  dessen  Stelle 
für  kurze  Zeit  während  des  Convents  die  Commission  der  direeten 
Steuern  trat.    Die  Landeseintheilung  war  die  Basis  der  Hierarchie  der 
Beamten  auch  in  Steuersachen.    In  der  Gemeinde  standen  die  Steuer- 
einnehmer (Percepteurs),   deren  Thätigkeit  auf  die  einzelnen  Steuer- 
zahlergerichtet war;  im  District  und  Departement  die  höheren  Finanz- 
beamten (Receveurs),  welche  mit  der  Einnahme  der  aus  den  Gemeinden 
fliessenden  Steuersummen  die  Verrechnung  der  Gemeiudesteuerbeamten 
und  die  Gontrolirung  übten  und  ihre  eigenelThätigkeit  selbst  wieder 
den  Beamten  des  Staatsschatzes  vermittelten.    Zuerst  hatte  die  Con- 
stituante auch  in  diesen  Beamtenkreisen  das  Wahlsystem  eingeführt, 
jedoch  wegen   des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit  und  Haftung 
derselben,   deren  Wahl  den  Administrationen  übergeben,  welche,  im 
Fall    sie    einer   Nachlässigkeit   in   der  Wahl    derselben   beschuldigt 
werden  konnten,  persönlich  und  solidarisch  in  die  Haftung  eintraten. 
Dem  entsprechend  hatten  die  Directorien  der  Districte  und  Departe- 
ments  auch  das  Recht,  alle  Monate  Rechnung   von  den  Steuerein- 
nehmern zn  fordern,  den  Eassenbestand  prüfen  zu  können,  ebenso  wie 
die  Municipalitäten  eine  Prüfung  der  Steuerrollen  zu  jeder  Zeit  vorzu- 
nehmen berechtigt  waren  und  von  allen  'Rückständen  der  Steuerzahler 
Rechenschaft  fordern  konnten^).     Um  den  Geschäftsgang  nicht  zu 
trennen,  bestimmte  das  Gesetz,  dass  alle  direeten  Steuern  von  den 
nämlichen  Beamten  verwaltet  werden  sollten ').   Erst  das  Directorium 
fahrte  zur  Gentralisirung  der  Geschäfte  für  jedes  Departement  eine 


1)  Decret  vom  11.  November  1790. 

2)  Decret  vom  12.  September  1790. 

3)  Decret  Tom  26.  September  bU  2.  October  1791. 
Richter:  SUats-  and  G«Bell8chiifUrecht.  IL  24 


besondere  „Agence  de  contributions  directes^  ein,  bestehend  ans  elnoa 
Gommissar  der  Executivgewalt,  einem  Steuerinspector  and  Prepose  der 
Steuereinnahmen,   unter   unmittelbarer  Leitung  des  Flntuministers. 
Die  Prepos^  hatten  die  einzelnen  Summen  der  Gemeindesteuer  in  die 
gemeinsamen  Departementskassen  zu  leiten  and  hafteten  den  Departe- 
mentssteuereinnehmem,  da  diese  für  sie  wieder  verantwortlich  waren. 
Die  Inspectoren  hatten  die  Ueberwachung  dieses  Dienstes,  Prufaog  ued 
Sichersteilung  der  Rechnungen,  die  Commissäre  jene  der  SteaerrolleD 
und   der  Generalrechnungslegnng.     Die   Ernennung   dieser  Beaiotei 
behielt  sich  das  Directorium  selbst  vor  ').    Da  seit  der  Goostituante 
der  Grundsatz   geltend   wurde,   dass   die   directen  Steuern  in  iw5)l 
monatlichen  Raten  zu  zahlen  seien,  so  wurde  nach  der  Masse  eine- 
monatlichen  Steuersumme  die  Gantionsleistung  der  einzelnen  Beamteti 
bemessen.   Sie  wurde  von  dem  Directorium  in  li^enden  Götem  ge^ 
dert  ^),  aber  von  Napoleon  in  Metallleistungen  umgewandelt    £Ke  ^) 
gebildeten  Fonds   wurden  in   besonderen   Rassen   des  Staatsschatia 
verwahrt  und  zuerst  mit  10  Procent  verzinst').  Die  gesamrate  Gaa^oos- 
summe   war  zur  Verwendung  des   Gouvernements  gestellt  und  de 
Der         Amortisationskasse  zur  Tilgung  überwiesen  *).     Die  Ernennung  all? 
Mapoieonische  gteuerbeamteu  ging  unter  dem  Consulat  auf  Napoleon  über,  und  e« 

Beamten*  o     o  r 

orguüiamt.  jetzt  entwickelte  sich  die  centralisirte  Steuermaschine,  welche  votr 
den  Stürmen  der  Revolution  dauernd  gestört  und  in  ihrer  festen  F^n 
immer  wieder  aufgelöst  worden.  In  jedem  Departement  wurde  « 
Generalsteuereinnehmer  eingesetzt,  in  jedem  Arrondissement  ein  dss 
untergeordneter  besonderer  Steuereinnehmer.  Die  Inspection  und  Prü- 
fung der  Kassen  leiteten  besondere  Generalinspectoren,  welche  dir^ct 
mit  dem  Finanzminister  verkehrten  ^).  Die  Agentur  der  directen  Steaera 
wurde  wieder  aufgelöst  und  an  ihre  Stelle  trat  für  jedes  Departemest 
eme  pDirection  de  recouvrement  des  impositions  directes**,  besteht  as» 
einem  Director,  einem  Inspector  und  einer  nach  der  Ausdehnung  ötf 
Departements  bemessenen  Zahl  von  Gontroleurs,  so  dass  wenigstec« 
2  für  jedes  Arrondissement  verfügbar  waren.  Diese  Direction  hatte 
jetzt  die  endgiltige  Redaction  der  Steuerrollen,  die  Yorarb^tea  far  m* 
Umlage  aller  directen  Steuern,  die  Expedition  der  Steu^aosschrebtEcc 
und  Entscheidung  der  Reclamationen  *).     »Erst  mit  Hilfe  dieser  U 


1)  Deeret  vom  11.  NoTember  1797. 

2)  Decret  vom  4.  April  1796  (16.  Germiu&l  an  IV.) 

8)  Decret  yom  27.  November  1799  (B.  Frim&ire  an  Vül.;. 
4)  Decret  vom  25.  Februar  1804  (6    VentAse  au  XU  j. 
6)  Decret  vom  19.  Fractidor  an  IX. 
6)  Decret  vom  24.  November  1799  (S.  Frimatre  an  V11I-). 
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stitatioD,''  sagt  der  Finanzmiiiister  Napoleon's,  „welche,  Dank  dem 
seltenen  Eifer,  der  mich  unterstützte,  in  weniger  als  6  Wochen  allent- 
halben organisirt  war  und  deren  Ausgaben  nicht  mehr  als  3  Millionen 
kosteten,  brachte  ich  es  dahin,  noch  im  Jahre  YIH  die  35,000  rück- 
stftodigen  Rollen  des  Jahres  VIL,  jene  des  Jahres  VIII.  und  des  folgenden 
Jahres  anzulegen  und  endlich  die  Steuererhebung  am  ersten  Tag  des 
Jahres  IX.  zu  vollziehen  ^ys    Jetzt  erst  hatte  man  einen  Organismus, 
fon  dem  ein  Glied  ins  andere  greifen  konnte.   Bisher  hatte  sich  durch 
die  Hasse  der  Beamten,  die  je  in  ihrem  Verwaltungsbezirk  frei  und 
selbstständig  wirthschafteten,  ein  permanentes  Deficit  von  200  Hillionen 
in  Betreff  der  directen  Steuern  eingeschlichen.     Im  Jahre  IX.  noch 
standen  400  Millionen  directe  Steuern  ans,  an  deren  Einzahlung  wegen 
Mangels  an  richtiger  Steuerausschreibung  gar  nicht  zu  denken  war. 
Gebrigens   war  diese  Schöpfung  einer  Generaldirection  keine  neue, 
sondern  der  alten  Direction  der  Vingtiemes  nachgebildet,   welche  in 
den  Generalitäten  zur  Erhebung  der  Grundsteuer  errichtet  worden. 
Fqt  die  erste  Erhebung  der  Steuern  wurden  unter  Leitung  der  General- 
direction in  jeder  Stadt,  jedem  Dorf  und  jedem  Flecken  besondere 
Steaerdanehmer  eingesetzt,   welche  die  Erhebungsrollen  führten,  für 
die  Steuereinnahme  zu  den  Steuerpflichtigen  reisten  und  in  Verbindung 
mit  den  Maires  die  Reclamationen  prüften  und  entschieden*).     Die  pieBiMaatd^r 
Geschäftskreise  dies«:   Steuerbeamten   hatte   die  Constituante  schon   sua^rfoutn. 
ÜBStgesetzt.    Die  folgende  Zeit  passte  sie  nur  dem  sich  entwickehi- 
den  Beamtenkörper  an.    Sic  umfassten  die  Bildung  der  Steuerrollen, 
die  eigentliche  Steuererhebung,  verbunden  mit  den  Steuerverfolgungen 
lud  Zwangsmitteln  für  die  Erhebung  der  Steuern,  die  Steuererleichterung 
und  die  Steuerstreitigkeiten   (contentieux).    Die  Steuerrollen  wurden 
durch  die  Gemeindebeamten  angelegt  und  umfassten  die  steuerbaren 
Gegenstände  und  steuerpflichtigen  Personen.    Allgemein  galt  seit  der 
Constituante,  dass  die  directen  Steuern  in  der  Gemeinde  gezahlt  wur- 
den, in  der  die  steuerbaren  Gegenstände  lagen,  und  die  Personal-  und 
Patentateuer  in  der  Gemeinde,  in  der  die  steuerpflichtigen  Personen 
sich  befanden.   Die  Steuerrollen  wurden  alle  Jahre  durch  die  Departe- 
mentsdirectorien  zusammengestellt,  durch  die  Prefets  bekannt  gemacht 
and  in  Execution  gesetzt ').     Seit  Einführung  der  Generaldirection 
wurden  die  Rollen  von  den  Directoren  bestätigt  und  an  die  Maires 
der  Communen   zur   Execution   gesendet    Diese   hatten  am   ersten 


1)  Gaudin  a.  a.  O.  8.  49. 

2)  AirM  yom  4.  August  1800  (16.  Thermidor  an  VIU.). 

S)  Geseta  Tom  14--18.  December  1789,  Decret  vom  28.  Plavi6M  an  VIU. 
and  19.  Flor4al  an  VUI. 


Sonntag  nach  Empfang  der  Rollen  dieselben  anzascblagen  nnd  dk 
Steuerpflichtigen  zur  Zahlung  der  ausgeschriebenen  Summen  anzu- 
weisen. Darnach  begann  die  Thätigkeit  der  Steuererb^ung  durd 
die  Percepteurs.  Sie  erhoben  mit  der  Steaersumme,  welche  dem 
Staatsschatz  zufiel,  zugleich  die  Zuschlagsteuern  für  die  Localbe- 
dürfnisse').  Die  monatliche  Steuersumme  wurde  nach  Erlegung  der- 
selben von  den  Percepteurs  quittirt*). 

Die  Privilegien  Für  die  Sicherheit  der  Steuereinnahmen  hatte  in  Betreff  der  direct/*n 

IIa  ti^T-  Steuern  der  Staat  besondere  Privilegien ,  welche  sich  jedoch  nur  ul 
giüubiger.  die  Fruchte  der  SteuergOter,  nicht  auf  diese  selbst  erstreckten  ^).  Bei 
einer  im  Interesse  des  Staatsschatzes  vorgenommenen  Fmchtpfindcu 
durften  jedoch  die  dem  Haushalt  und  der  Wirthschaft  nothwendi«« 
Geräthe  nicht  ergriffen  werden  *).  Die  Kosten  der  Steuererheba« 
und  der  damit  verbundenen  Rechtsacte  wurden  von  den  Perceptdir 
an  den  Sousprefet  zur  Bestätigung  überwiesen.  Der  Steuererlass  m 
entweder  ein  vollständiger,  oder  eine  Steuerermässiguog.  Der  ersfe 
konnte  statthaben,  wenn  man  in  einem  Gut  falsch  besteuert  war,  dt 
man  nicht  besass,  oder  über  dasselbe  Object  mehrere  Male,  oder  « 
Vergleich  mit  anderen  gleichen  Steuergegenständen  und  Pcrsoneu  b 
einer  unverhältnissmässigen  Höhe  *).  Eine  Steuerermässigung  koos^ 
bei  Unglücksfällen,  unfruchtbareu  Jahren,  Miss  wachs  n.  dergl.  {^forifft 

Die  sfencr-    wcrdeu.     Die  Constituante  und  der  Convent  entwickelten  diese  r. 

'«nd^sTeucr  ®'"®""    ^^^   ^^^  Kleinste  ausgebildeten    System  •).     Die   Prüfong  k 

itreitigiieitcn.  Gründe,  auf  welche  hin  eine  Steuerermässigung  angesucht  wurde.ee 
schah  ehemals  durch  ;die  Gemeinderäthe  mit  einer  Aolfordening  ai 
alle  Bürger,  dagegen  Einsprache  zu  erheben  und  Beweise  aniofährr^ 
Der  Convent  verweigerte  überhaupt  das  Recht  der  Reclamation  &1» 
Personen,  denen  nach  Abzug  der  Verluste  noch  eine  Revenue  >i 
2000  Livres  blieb,  und  gruppirte  nach  der  Steuersumme,  die  mao  n 
zahlen  verpflichtet  war,  auch  die  Höhe  der  möglichen  ErmissiguL^ 
Unverheirathete  Personen  hatten  immer  nur  auf  die  Hälfte  der  Ef 
mässigungssumme  Anspruch.  Das  Consulat  bestimmte,  dass  •'^ 
Reclaroationsgesuche  an  den  Sousprefet  zu  übermitteln  seien ,  der  sii 


1)  Arret^  vom  16.  Thermidor  an  VIII.     Gesetz   vom    13.  Janoftr  bi>  >^ 
Febmar  1791 ,   14.  Thermidor  an  V.,  16.  Thermidor  an  VIII. 

2)  Gesets  vem  3.  November  1798  nnd  16.  Thermidor  an  VIII. 

3)  Gesetz  vom   13.    Jannar  1791.     Code  civil  Art  582—584,  590-^ 

4)  Gesetz  vom  26.  September  bis  2.  October  1791  und  ArrM  tob  l€.Titf 
midor  an  VIII.    Arr§t«5  vom  16.  Thermidor  au  VIII. 

5)  Gesetz  vom  2.  Messidor  an  VII.  und  24.  Flor^l  an  VIII. 

6)  Gesetz  vom   26.  September  bis  2.  October  1791,   Decret  tobi  W  H 
bruar  1793  nnd  Decret  vom  24.  Flor^al  an  VIII. 
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mit  sewem  Gutachten  dem  Prefet  zur  Entscheidung  übersendet.  Eine 
ganz  strenge  Processform  entwickelte  sich  in  Betreff  der  gesammten 
Steaerreclamation ,  welche  jener  des  Civilverfahrens  sehr  glich. 
Sie  bezog  sich  auf  die  Form  der  Reclamation,  die  Instruction  der- 
selben, die  Quittirung  der  Kosten  und  das  endliche  Urtheil.  Wenn  bei 
der  Contention  Fragen  aufgeworfen  wurden^  die  dem  Civilrichter  zur 
Entscheidung  zustanden,  hatte  die  Administrativjustiz  diese  erst  abzu- 
warten, wie  im  Fall,  wenn  ein  steuerbares  Eigenthum  in  einer  Person 
besteuert  werden  sollte,  welche  dasselbe  gänzlich  leugnete,  oder  wenn 
eine  doppelte  Besteuerung  desselben  Eigenthums  vorgenommen  wurde 
aber  die  Frage  der  Eigenthumsausdehnung.  Die  Steuervertheiler  der 
Manicipaladministration  leiteten  die  Instruction  des  Streites  und  konnten 
über  alle  Fragen  Sachverständige  zuziehen  und  Zeugen  vernehmen. 
Später  ging  die  Instruction  des  Processes  an  den  Sousprefet.  Ganze 
Gemeinden  und  Cantone  wurden  in  gleichen  Fällen  gleich  den  einzelnen 
Reclamanten  behandelt  Die  Administrationen  derselben  traten  dann 
als  Parteien  auf  und  übermittelten  die  Gesuche  direct  der  Central- 
administration  ■).  Der  Präfecturrath  entschied  über  alle  Gesuche,  auf 
welche  Steuer  sie  sich  auch  beziehen  mochten,  der  Genera  leonseil  des 
Departements  jene  der  Gemeinden  und  Gantone  ^).  Zum  grössten 
Theil  hat  sich  dieser  Organismus  bis  heute  erhalten,  im  Einzelnen 
sich  entwickelt,  doch  ohne  sich  zu  ändern.  Nur  in  der  Beamtenzahl 
ist  man  bemüht,  dauernd  Veränderungen  einzuführen. 

Die  indirecten  Steuern  und  ihre  Verwaltung. 
Ausgehend  von  den  Quellen  und  Rechtsgmndsätzen,  aus  denen  die 
Steuern  fliessen  und  auf  denen  die  Eintheilung  derselben  beruht  und  der  indirecten 
beruhen  rouss,  setze  ich  bei  der  Geschichte  dieser  Steuern  voraus,  dass      s*<»^™ 
ich  unter  denselben  nur  jene  Gegenstände  begreife,  welche  die  Napo- 
leonische   Gesetzgebung   unter    den    Droits    reunis    begriffen    wissen 
wollte,  also  die  Steuern  auf  Genüsse,   wie  Taback,   Schiesspulver, 
Getränke  and  Spielkarten,  auf  Salz  und  Zucker  aus  inländischen  Stoffen. 
Daran  schliesst  sich   die  Benutzung    eines    vom    Staat    eingeräumten 
Rechtes,  also  die  Abgaben  vom  Fuhrwerk,  Licenzgebühren  für  Ge- 
werbe, Brücken-  und  Wegegelder  u.  dergl.    In  dieser  Einschränkung 
stehen  den  indirecten  Steuern  des  Staats  die  Octrois  der  Gemeinden  zur 
Seite.    Immer  und  überall  waren  die  indirecten  Steuern  den  Völkern 
verhasst,  aber  immer  und  überall  erkannten  die  Regierungen  gerade 


Der  Begriff 


1)  Gesets  vom  20.  Juni  1799. 

t)  GesetB  vom  2«  MoMidor  an  VII.  und  28.  Plavidse  an  YIII. 
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in  ihnen  eine  reiche  Quelle  der  Einnahmen.  Die  Regierongoi  nimfich 
vermögen  nirgends  mehr  die  Zuflüsse  ihrer  Einnahmen  zu  YcrbefgeD 
und  der  Berechnung  zu  entziehen,  die  Völker  aber  vermögen  nirgends 
mehr  das  Drückende  der  Staatslasten  zu  erkennen,  als  hier,  weil 
nirgends  die  Sicherheit  der  Staatseinnahme  mehr  Beamteneifer  und 
Sorge  erheischt,  als  eben  bei  ihnen,  und  es  ist  daher  immer  weniger 
die  Abgabe  selbst,  als  ihre  Verwaltung,  welche  das  Volk  mit  Misstraoeo 
betrachtet.  In  Frankreich  kamen  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  in- 
directe  Steuern  vor,  so  die  Salzsteuer  seit  dem  dreisehnten  Jahrhundert 
die  Tabacksteuer  von  dem  Augenblick,  wo  das  Bedfirfniss  nach  Tahaek 
eine  grosse  Einnahme  versprach '),  und  mit  der  Einf&hmng  dieser 
Steuern  entwickelte  sich  auch  ein  Beamtenheer  für  ihre  VerwattuDg, 
das  aber  einerseits  wieder  den  grössten  Theil  der  Einnahme  selbst 
verzehrte,  andererseits  durch  Wiilkfirlichkeiten  und  Härte  die  Gemfither 
verbitterte.  So  trug  die  Salzsteuer  im  ancien  Regime  beiläufig  74 
Millionen,  und  20  Millionen  davon  kostete  die  Erhebung.  An  27,000 
Beamte  verwalteten  die  Droits  des  aides  mit  4700  Beamten  für  die 
höhere  Deberwachung*).  Die  directen  Steuern  endlich  lasteten  zumeist 
auf  dem  Bauer  nnd  Bürger;  die  indirecten  Steuern,  obgldcii  bestimiDt, 
nach  ihrer  Art  die  gesammte  Bevölkerung  zu  treffen,  druckten  nach  der 
Art  ihrer  Vertheilung  auch  wieder  zumeist  auf  die  ärmere  BevölkeruBg. 
So  war  für  die  Verwaltung  der  Salzsteuer,  der  verhasstesten  von  aUeo 
indirecten  Steuern ,  Frankreich  nach  einer  besonderen  GBograpbie  ia 
5  Regionen  getheilt  und  für  jede  derselben  der  Preis  des  Gentners 
Salz  festgesetzt,  nach  welchem  die  Bevölkerung  gezwungen  war,  das 
Salz  vom  Staat  nach  einem  bestimmten  Maass  pro  Kopf  zu  kaufen. 
Der  Arme  war  es  daher,  der,  geschätzt  nach  der  Zahl  sein^ 
Kinder,  eine  Steuerlast  tragen  musste,  die  mit  seinem  Verdienst 
in  furchtbarem  Widerspruch,  mit  der  Gerechtigkeit  ganz  unvereia- 
bar  war  *)• 
Dl«  R«>forDea  ^i®  Cahiers  richteten  denn  auch  fast  allgemein  ihre  Wunsche  auf 

4erin^irf>et4>n  eine  Rcform  der  indirecten  Steuern  und  verlangten  in  vielen  FÜlen 
Abfluffonff  geradezu  die  Abschaffung  derselben.  Die  Constituante,  nicht  alleiD 
4i>ri«>Yb4>n.  weil  sic  bcmüht  war,  Popularität  in  der  Mitte  des  Volkes  zu  erringen, 
sondern,  durchdrungen  von  den  Lehren  der  physiocratischen  Scbnle, 
sah  ausser  dem  Grund  und  Boden  gar  keine  gerechte  Quelle  der 
Staatseinnahmen.  Ein  Chef  dieser  Schule,  Dupont  de  Nemours,  wollte 
selbst  die  Patentsteuer  nicht  anerkennen,  weil   sie  nicht  auf  dem 


1)  Necker  a.  a.  O.  Bd.  II.  6.  1  n.  ff.  8.  100  o.  ff. 
2}  Necker  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  194. 
8)  Oaadin  a.  a   O.  8.  179.  No    1. 
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Bodenwerth  lastete.  Damit  gelangte  man  aber  zu  eiuer  für  die  Boden- 
coltor  uoverbältnissm&ssigen  Erhöhung  der  directen  Steuern,  und  weil 
man  dabei  glaubte,  die  Staatsbedürfnisse  alle  decken  zu  können,  hob 
man  nach  und  nach  die  alten  indirecten  Abgaben  auf,  erklärte  sie 
endlich  dem  Princip  nach  für  ungerecht  und  schaffte  sie  alle  ab  ')• 
Es  wurde  zuerst  die  Salzsteuer  aufgehoben  und  versuchsweise  eine 
geringe  Abgabe  für  den  Sahsverbrauch  auf  ganze  Gemeinden  und  Städte 
Tertheilt.  Als  sie  endlich  gänzlich  aufgehoben  war,  bestimmte  sogar  der 
Convent  ein  Maximum  des  Salzpreises,  welches  die  in  ihrem  Verkauf  ganz 
freien  Händler  und  Fabrikanten  nicht  überschreiten  durften*).  Alle 
Tabacksteaem  wurden  abgeschafft  und  der  Verkauf  im  Grossen  und 
Kleinen  vollständig  frei  gelassen,  die  Privile^en  der  einzelnen  Ge- 
meinden and  Städte,  eine  Steuer  bei  Einfuhr  von  Getränken  fordern 
zu  können,  aufgehoben^).  Der  Taback,  der  seit  1679  schon  als 
Monopol  verwaltet  wurde,  1715  für  4  Millionen  Livres,  1789  für  32 
MillioDen  ijvres  verpachtet  war,  wurde  von  der  Constituante  noch 
bis  1791  als  gute  Einnahmequelle  angesehen,  alle  Tabaeksfabriken 
für  Nationalgut  erklärt  und  zum  Besten  der  Staatskasse  verpachtet. 
Endlich  erklärte  die  Gesetzgebung  auch  hier  Pflanzung,  Fabrikation 
oad  Verkauf  für  vollkommen  frei,  verbot  blos  die  Einführung  der  fremd- 
ländischen Tabacksfabrikate  und  gestattete  nur  durch  bestimmte  Häfen 
jene  von  Rohtaback.  Erst  die  Legislative  legte  «ieder  eine  Abgabe 
auf  eingeführte  Tabacksarten  und  Tabacksfabrikala  ^).  Das  Directorium 
liess  gleiehfalls  Pflanzung  and  Handel  im  Innern  des  Landes  ohne  jede 
Abgabe  ara,  verbot  aber  die  Einfuhr  fremdländischer  Tabacksfabrikate 
mid  legte  auf  die  Fabrikation  eine  Abgabe.  Für  die  Ausfuhr  derselben 
gestaltete  es  eine  Prämie  in  der  Rückzahlung  der  geleisteten  Fabri- 
kationssteaer ').  Kur  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pulver 
anerkannte  die  Constituante  selbst  im  Interesse  des  Staates  noch  als 
«B  Monopol,  und  das  Gesetz  des  Directoriums,  welches  die  Fabri- 
kation und  den  Verkauf  als  ein  ausschUessIkhes  Recht  der  Staats- 
verwaUung  bezeichnete,  ist  heate  noch  in  Kraft  *).  Desgleichen  führte 
das  Direetorium  das  von  der  Constituante  abgeschaffte  Monopol  der 
Spielkarten    wieder    ein  ^).     Die    Sicherheitsstener    für    Gold-    und 


1)  Deeret  ▼om  87.  März  1791. 

2)  Deccet  yom  81—80.  Mai  1790.     Deeret  Tom  87.  Decaember  179S. 
8)  Deeret  vom  22.  December  1790,  2—17.  März  1791. 

4)  Deeret  yom  14.  April  1791,  19.  Mäns  1791.    Deeret  vom  20-27.  Mars 
1791.    Deeret  vom  5.  September  1792. 

6)  Deeret  toid  12.  November  1796  (82.  Bmmaire  an  VII ). 

6)  Airesse  de  24.  Join  1791.    Oesets  vom  18.  Fnietidor  an  V. 

7)  Deeret  vom  8.  März  1791.     Peecet  vom  7.  Vend^miaire  an  VI. 
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Silberfabrikate,  als  eine  Luxassteaer  auf  den  Reichen  lasstend,  warde 
dauernd  von  den  Revolutionsregierangen  anerkannt  und  in  der  Form 
verwaltet,  welche  das  fünfzehnte  Jahrhundert  schon  dafür  eingeföbrt 
hatte.  Nur  die  Abgaben,  welche  auf  jenen  Sachen  lasteten,  die  mit 
einem  sichtbaren  Yortheil  für  den  Geniesser  verbunden  waren,  wurden 
beibehalten  und  durch  eine  lange  Gesetzgebung  geordnet  Es  gehörten 
hierher  jene  des  öffentlichen  Fuhrwerkes,  die  Abgaben  für  die  Schiff- 
fahrt.  Brücken-  und  Wegegelder  u.  dergl.,  auf  die  ich  im  Folgenden 
wieder  zurückkehren  werde. 
D    weBcn  ^^  hhHe  man  ein  Finanzgebiet  fast  gänzlich  zerstöit,  das  stets 

derinciircctcn  iu  den  zumcist  vorgeschrittenen  Culturstaaten  seine  Entwickelung  findet, 
steuern.  ^^^  j^j.  jgunj^jjgt  ^ine  weise  Politik  ihre  Einnahmen  sucht  Die 
meisten  Gegenstände  eignen  sich  sehr  leicht  zu  Staatsabgaben,  und 
bei  gerechter  Vertheilung  und  vorsichtiger,  aber  auch  strenger  Ver- 
waltuDg  werden  diese  von  den  Steuerzahlern  und  selbst  von  denen, 
auf  welche  die  Producenten  die  Steuerlast  überwälzen,  nicht  drückend 
gefühlt  werden.  Die  Democraten  aber  machen  stets  aus  den  indirecteo 
Steuern  eine  P'rage  der  Parteipolitik  und  suchen  durch  ihre  Abschaffung 
zumeist  in  die  Yolksgunst  einzudringen.  Selbst  Napoleon  buhlte  damit 
in  den  100  Tagen  um  diese  Gunst.  Für  die  Dauer  aber  werdeo 
alle  diese  Bemühungen  vergebens  sein,  die  Staatsbedürfhisse  der 
modernen  Culturstaaten  werden  aus  den  directen  Steuern  nie  voll- 
ständig gedeckt  werden  kOnnen,  wenn  eben  diese  nicht  za  einer 
drückenden  Last  werden  sollen.  Aufgeklärte  Regierungen  werden  in 
diesen  Steuern  aber  erkennen,  was  sie  eben  sind,  eine  Frage  der  Ver- 
waltungsweisheit. Weil  sie  eben  dies  allein  sind,  hängen  sie  mit  d^n 
Staatswesen  so  innig  zusammen,  dass  sie  sich  von  selbst  eneogeo, 
und  die  Hauptaufgabe  der  Regierung  wird  dahin  gehen,  nicht  die 
Lasten  allein  wie  eine  Zifferreihe  zu  berechnen  und  zu  addiren,  sondern 
die  Verwaltung  dieser  Ziffern  mit  klarem  Blick  zu  ordnen,  da  gerade 
hier  der  wahre  Vortheil  zumeist  auf  dem  Verwaltungsorganismus  bemht 
Eine  mangelhafte  Verwaltung  wird  die  h(k;hsten  Steuermaasae  in  dieser 
Richtung  zerstören,  eine  gute  Ordnung  wird  aus  den  auch  selbst  ge- 
ringen Steueransätzen  Reichthümer  ernten  können.  Necker  schon  hat 
dies  mit  klarem  Blick  erkannt.  Er  widerstrebte  dem  Geschrei  der 
Democraten  um  Abschaffung  der  indirecten  Steuern,  aber  er  erkannte 
auch,  dass  ihre  Last  nicht  in  der  Steuersumme,  sondern  in  der  schlechten 
Verwaltung  lag  und  ihre  Reform  nur  hier  sich  geltend  machen  mnsste. 
Er  gab  zu,  dass  man  manche  indirecte  Steuer  abschaffen  oder  auf 
die  Grundsteuer  schieben  könne,  dass  man  aber  alle  die  vielfiUtigen 
Auflagen  im  Innern  des  Reiches  auf  dieselben  Gegenstände  aof* 
beben,   dass   man   ihre  Vertheilung   einer   genauen    Ordnung,  ibro 
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Erhebung  einer  strengen  Gerechtigkeit  unterwerfen  müsse  >).  Und  die- 
selben Gedanken  leiteten  zuerst  auch  Napoleon,  als  er  mit  dem  Antritt 
des  Consnlats  von  Neuem  die  indirecten  Steuern  einzuführen  und  ihre 
Verwaltung  zu  ordnen  begann.  Alle  erschienen  nach  und  nach  wieder, 
sie  wurden  bis  ins  einzelne  entwickelt,  immer  mehr  verallgemeinert, 
aber  auch  bald  bis  ins  Unerschwingliche  erhöht  und  mit  der  Zeit  durch 
eine  tyrannische  Verwaltung  ein  Schrecken  aller  Völker,  die  der  fran- 
zösischen Herrschaft  unterworfen  wurden. 

Der  grosse  Finanzminister  Napoleon's  beschreibt  die  Politik,  welche    nie  wieder, 
das  Gouvernement  leitete,  als  es  die  indirecten  Steuern  wieder  ein-     ««»^^rong 

der  Indirecten 

führte.  Wie  die  Physiocraten-Schule  der  Constituante  diese  abschaffte  stenom.  Droits 
and  darum  den  Grund  und  Boden  immer  mehr  belasten  musste,  be-  r^an'«- 
nntzte  die  Regierung  Napoleon's  die  Einführung  der  indirecten  Steuern, 
am  nach  ihrer  steigenden  Höhe  Grund  und  Boden  wieder  zu  entlasten. 
Im  ersten  Jahre  des  Bestandes  der  neuen  Steuern  konnte  schon  eine 
Redaction  der  Grundsteuer  um  10,200,000  erfolgen,  im  Jahre  XIII. 
nach  dem  endlich  schon  fest  geregelten  Gang  der  Einnahmen  aus  den 
iodirecten  Steuern  wurde  in  Folge  derselben  die  Grundsteuer  um 
3,092,000  Francs  vermindert,  kurz,  „es  vollzog  sich  auf  diese  Art,  so 
sehr  es  die  Umstände  nur  erlauben  konnten,  eine  stufenweise  Reduction 
der  directen  Steuern,  für  welche  zum  grösstmöglichsten  Theil  die  in- 
directen Stenem  eingeführt  wurden.**  Man  hatte  mit  der  Zeit  erkennen 
gelernt,  dass  „die  beste  Steuer  jene  ist,  deren  Formen  am  besten  die 
Natur  derselben  verdecken  und  welche,  indem  sie  die  Steuerpflichtigen 
jeder  Vorsicht  entheben,  sich  vollständig  mit  den  nothwendigsten  Aus- 
gaben vereinen,  welche  man  gewöhnlich  ohne  Anstand  macht*)**. 
Mit  dieser  Politik  wurde  eine  Gesetzgebung  eingeführt,  welche  zum 
grOssten  Theil  heute  noch  die  Basis  des  vielartig  gegliederten  Systems 
der  indirecten  Steuern  ist.  Um  den  missliebigen  Namen  derselben 
aber  zu  vermeiden,  wurden  alle  diese  Steuern,  mit  Ausnahme  von 
Zacker  und  Salz,  unter  dem  Namen  der  Droits  reunis  zusammen- 
gefasst. 

Zu  ihnen  gehörten  nun  in  erster  Richtung  und  nach  ihrem  be-  Dit 
deutenden  Ertrage  die  Steuern  auf  Lebensmittel,  Getränke,  Salz  und 
Zocker.  Die  moderne  Gesetzgebung  für  die  Tranksteuer  begann  mit 
dem  Gesetz  vom  25.  Februar  1804  (5.  Ventose  an  XII.),  wurde  als 
Circulationsgebühr  durch  das  Gesetz  vom  24.  April  1806,  als  Detail- 
gebühr  für  den  Kleinverschleiss  und  Consumtionsgebühr  durch  das 
Gesetz  vom  21.  December  1806  entwickelt,   dann  durch  das  grosse 


Arten  der 
Druit«  r^anf«. 


1)  Necker  a.  a.  O.  Bd.  II.  Chap.  n.  III.  IV. 
8)  Gaadin  a.  a.  O.  Chap.  V. 
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Stenergesetz  vom  25.  November  laos  bis  ins  Einseloe  bestimmt  In 
den  hundert  Tagen  wurde  die  Trmnksteuer  zu  einer  anadrfickiicfa  so 
benannten  indirecten  Steuer  wieder  umgewandelt,  bis  das  Gesetz  der 
Restauration,  vom  28.  April  1816  den  alten  Namen  wieder  einföhrt« 
und  die  Gesetzgebung  abschloss.  Alle  Getränke  nun  unterlagen  diesen 
Steuern.  Sie  waren  beim  Bier,  Branntwein  und  fabrizirten  Ltquearai 
Fabrikatious-  und  Consumtionsabgaben ,  weshalb  den  für  die  Cod- 
trolirung  und  Bemt  ssung  der  Steuern  bestimmten  Beamten  die  Fabh- 
kationslocaie,  Keller  und  Vorrathskammern  stets  offen  gehalten  werden 
mussten.  Der  Gehalt  der  Siedpfannen  und  die  Stärke  des  Siedfeuen 
war  die  Basis  des  Steuermaasses.  Die  Erhebung  der  Steuer  geschah 
von  Monat  zu  Monat.  Die  Braumeister  bekamen  einen  dreimonatlichen 
Credit  Die  Kauf-  und  Yerkaufstener  geschah  nach  der  Gr&sse  der 
Gef&sse,  bei  gebrannten  Getränken  nach  der  Gradhältigkeit ').  Die 
Weinsteuer  wurde  nach  dem  Maass  der  Fruchtemte  bemessen  und  der 
erfolgende  Verkauf  en  gros  und  en  detail  bei  seinem  Eintritt  in  die 
Städte  und  Gemeinden  einer  besonderen  Steuer  unterworfen.  Die 
Controle  geschah  durch  Anzeigen  eines  Verkaufe,  zu  der  joder 
Händler  und  Erzeuger  verpflichtet  war ').  Die  Einfnhrsteuer  dieser 
Verzehrungsgegenstände  wurde  nach  einer  Scala  der  BevMkerung  dei 
Ortes  der  Einfuhr  bemessen«  Der  häusliche  Gebrauch  war  b«  alles 
Getränken  von  jeder  Abgabe  frei.  Die  Saizsteuer,  die  keine  Regieniog 
der  Revolution  wieder  einzuführen  wagte,  wurde  selbst  ^om  Kaiser- 
reich nur  zögernd  erneut  und  als  eine  leichte  Abgabe  ohne  jede 
Monopolisirung  des  Handels  und  der  Fabrikation  bestimmt  Nur  jes- 
selts  der  Alpen  sollte  das  Salz  ein  Monopol  sein  '}.  Die  Zackersteaer 
wurde  erst  mit  der  Erfindung  des  Rfibenzuckers  Gegenstand  besonderer 
Beachtung  und  erzeugte  in  Frankreich  einen  grossen  wirthschaftliditt 
Kampf  *). 
Die  Monopole.  Als  Monopol  gestaltete  die  Zeit  nur  die  Fabrikation  and  den  Ver- 
i>y  '^^^^^^  "  kauf  des  Tubacks.  Nodi  bis  zum  Jahre  1808  begnügte  sidi  das  Gou- 
vernement mit  einer  Taxe  auf  die  Erzeugung,  die  Einfuhr  uad  des 
Verkauf,  wie  das  Directorium  sie  eingeführt^).  Der  höchste  damit 
erzielte  Ertrag  betrag  1806  an  1«  Millionen.  Da  führte  NapolecHi 
wieder  das  Staatsmonopol  ein  «),  und  man  hat  seither  erkannt,  dass 


4m  Pulver. 


1)  Q«flete  ▼cm  26.  Ffibroar  lfi04  und  36.  November  1608. 

2)  Gesets  Tom  26.  Februar  1604,  vom  21.  December  1808|  vom  26.  No- 
Tember  1808  und  Deoret  ▼om  1.  Mai  1806. 

3)  Deeret  Tom  24.  April  1806. 

4)  Hock  a.  a.  0.  8.  821  u.  IL 

6)  Deoret  ▼om  24.  April  1806  und  16.  Jani  1806. 
6)  Deeret  vom  29.  December  1810. 
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'  man  in  keiner  Weise  eine  höhere  oder  auch  nur  gleiche  Einnahme 
erzielen  kann.  Der  Reinertrag,  der  1815  auf  32,100,000  Francs  be- 
rechnet wurde,  stieg  bis  zum  Jahre  1853  auf  105,200,000.  Ausser 
dem  Taback  betrachtete  die  Regierung  auch  die  Pulverfabrikation  und 
den  Verkauf  desselben  als  ein  Staatsmonopol '),  als  welches  schon 
die  Irfihere  Zeit  es  dauernd  aufrecht  zu  erhalten  suchte. 

Zu  den  indirecten  Steuern,  aber  in  der  Form  von  Aufwand-  und 
Laxussteuem,  zählten  die  Gesetze  weiter  die  Stempelgebühren  auf 
Spielkarten,  in  derselben  Form,  wie  sie  das  Directorium  schon  ein- 
geführt ') ;  die  Punctrungstaxe  als  Garantie  des  angegebenen  Gehaltes 
von  Gold-  und  Silberwaaren '),  welche  seit  dem  fünfzehnten  Jahr- 
hundert ununterbrochen  von  allen  Regierungen  als  zulässig  erachtet 
wurde.  Endlich  gehörten  noch  hierher  die  sogenannten  Licenzgebühren, 
welche  seit  1816  bei  Errichtung  verschiedener  besonderer  Gewerbe, 
Bier-  und  Branntweinbrauerei,  Spielkartenfabrikation,  erhoben  wurden, 
die  Schifffiahrtstaxen ,  auf  die  ich  im  Vorhergehenden  schon  hinge- 
wiesen, die  Brücken-  und  Wegegelder  und  die  Abgaben  vom  üffent- 
Kchen  Fuhrwerk,  auf  die  ich  bei  der  Betrachtung  der  Postverhältnisse 
zurückkehren  werde. 

Was  die  gesammte  Hasse  der  indirecten  Steuern  für  den  Staat 
ist,  das  ist  das  Octroi  für  die  Gemeinde.  Es  ist  viel  älter,  als  die 
Gesetzgebung,  und  wurde  durch  dieselbe  vom  zwölften  Jahrhundert 
an,  nachf||m  es  allenthalben  schon  bestand,  nur  in  eine  feste  Ordnung 
gebracht.  Die  Kl^nige,  als  die  ersten  Herren  der  Bfirgerstädte, 
»octroyirten**  denselben  das  Recht,  sich  selbst  zu  besteuern.  Im 
Laufe  des  siebzeimten  Jahrhunderts,  unter  Mazarin^s  Verwaltung,  ver- 
sehwindet  die  freie  Verwaltung  der  Gemeinden  in  Betracht  ihrer  Ein- 
ni^men,  indem  der  Staat  die  Hälfte  des  Octroi  für  seine  Bedürfnisse 
nahm  und  so  an  die  Verwaltung  derselben  natürlich  einen  Anspruch 
geltend  machte.  Die  Revolution  schaffte  alle  diese  Stadt-  und  Ge- 
meindesteueni  ab  ^).  Erst  Napoleon  versuchte  sie  für  die  grüssten 
Städte  des  Reichs  wieder  einzuführen,  doch  blos  facnltativ,  nicht 
obligatorisch  *).  Alsbald  aber  wurden  sie  .auch  streng  verpflichtend 
und  nahmen  den  Namen  von  Municipal-  und  Wohlthätigkeitsauflagen 
an:  „Odrois  municipaiiz  et  de  bienfaisance''.  Das  Octroi  war  jetzt 
wieder  die  Abgabe,  welche  von   Lebensmitteln  bei  Eintritt  in  eine 


Die  Gebühren 
nnd  Taxen. 


Dm 
Octroi  der 
Oeroelnden. 


1)  Decret  toid  16.  Febraar  1S07. 

9)  Decret  vom  IS.  Ufkn  1806  (I.  Ocrmfnal  an  KIII.). 

8)  Decret  Tom  24.  Februar  1804  (5.  Ventftse  an  XII.). 

4)  Deeret  vom  19.  Febroar  1791. 

6)  Oeeets  Tom  16.  Deeember  1799  (97.  Frinaire  an  Vm.). 


Stadt  oder  Gemeinde  für  die  Befriedigung  der  GemeindelasteD  erhoben 
wurde.   Das  Consulat  duldete  aber  auch  hier  keine  Selbstbestimmasg 
der  Gemeinden,  sondern  behielt  sich  das  Maass  und  die  Venraltoog 
der  Gemeindesteuern  vor.   Die  Steuereinnehmer  des  Staates  leiteten  die 
Einnahmen  des  Octroi  und  lieferten  dieselben  an  die  Gemeindekassen  aK 
Das  Ministerium  des  Innern  bestimmte  den  Tarif  und  die  Regkinenis  för 
die  Erhebung  und  Bestimmung  des  Octrois  ').  Heute  haben  1420  Stidt« 
Frankreichs  das  Rtcht  des  Octrois,  unter  denen  eine  grosse  Zahl  mehr 
als    400,000  Francs   Revenuen    aus   dem    Octroi   bezieht.  Auch  Na- 
poleon machte  das  alte  Recht  des  Staates  auf  einen  Bruchtheil  der 
Octrois  geltend  und  wies  ein  Zehntel  desselben    wieder  dem  Staats- 
schatz zu  *). 
Die  vcrwAitans         ^^^^  ^^^  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  hat  sich  im  Laofderj 
d«r  indiiecicn   Zeit  wicder  ein  ungeheurer  Beamteukörper  eutwickelt.    Es  giebt  beute 
10,537   Beamte  auf  466,180  Parteien  und  einen  Ertrag  von  mehr  ai* 
400  Millionen  ').    Napoleon  vereinigte  die  gesammte  Verwaltung  unt« 
der  „regie  des  droit  sreunis'*,  bestehend  aus  einem  Generaldirector,  elLtf 
Zahl  Administratoren  und   niederer  Beamten,  welche  alle  vom  KaL« 
ernannt  wurden.  Der  Generaldirector  dirigirte  und  überwachte  dieRe^^ 
unabhängig  von  allen  Steuerämtern  anderer  Art.   ihm  zur  Seite  staoia 
5  Administratoren,  jeder  ausschliesslich  einer  besonderen  Abtheilo^j 
gewidmet.   Sie  wurden  vom  Kaiser,  die  ihnen  untergebenen  Inspecttmi 
vom  Finanzminister  und  die  subalternen  Beamten  vom  G^mrAldirtetor 
ernannt.     Sie   erhielten   alle   einen    Gehalt,    Wohnungsentschädifug 
und  einen  Antheil  an  den  Einnahmen  der  Geldstrafen.    Ein  Theii  der 
Gesammtgehalte  wurde  der  Amortisationskasse  zugewiesen,  um  all 
Pension  der  Beamten  und  als  Wittwen-  und  Waisengelder  sn  dieouL-i 
Bald  nach  dieser  ersten  Organisation  wurde  neben  der  Generaldirectk« . 
ein  Generalsecretariat  mit  4  Gorrespondenzbureaux  und  einem  besoo- 
dereu   Rechnungsbureau   errichtet     Zur  Erleichterung   der   obersttrfi 
Leitung  wurde  zugleich  für  jedes  Departement  eine  besondere  DirectiiC 
eingesetzt,  welche  die  Erhebung  der  Steuern  zu  dirigiren  nnd  die  Ab* 
lieferung  derselben  zu  überwachen  und  zu  verrechnen  hatte  *}. 
g(,^it  In  Betreff  der   bei   der  Verwaltung  der  indirecten  Steaeni  est- 

und  proceM    Stehenden  Streitfälle  und  Processe  war  das  gemeine  Recht  im  vollste 
ßwatJ^üiln.   Maasse  geltend  und  ergab  sich  dies  aus  der  Nator  der  Sache.   Bei 
den  directen  Steuern  ist  eine  sogenannte  Administrativjustis  um^ 


1)  AttM  yom  1.  Ang^st  1800  (18.  Tbermidor  an  VlIL). 
2,  Qesets  yom  24.  April  1806. 

3)  Hock  a.  a.  O.  S.  452. 

4)  Decret  vom  26.  Man  1804  (5.  Qermiiial  an  XII.). 
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mdglicli,  da  die  Vertheilung  derselben,  die  Basis  der  directen  Steuern, 
eio  Administrativact  ist.  Bei  der  indirecten  Steuer  aber  giebt  es  die- 
selbe nicht,  da  sie  durch  das  Gesetz  bestimmt  und  in  gesetzlich  fest- 
gesetzten Tarifen  el>en  nur  auf  die  Gegenstände  angewendet  werden 
müssen.  Die  Verletzung  oder  Umgehung  der  Gesetze  zieht  die  Strafe 
der  Confiscatinn,  des  Verkaufs  der  confiscirten  Guter  und  in  Betreff 
des  Schuldigen  Geld-  und  Arreststrafen  nach  sich^),  berühren  also 
immer  nur  die  Fragen  des  Eigenthums  und  der  persönlichen  Rechte 
und  gehören  somit  wesentlich  zur  Competenz  der  gewöhnlichen  Gerichte. 
Aus  der  Gesetzgebung  Napolcon's  ergab  sich  der  allgemeine  Satz 
dafür,  dass,  wenn  es  sich  um  das  Steuerrecbt  selbst  in  einem  Streit 
handelte,  die  Givilgerichtsbarkeit  und  im  Fall  der  Verletzung  der  Ge- 
setze die  Gorrectionstribunale  competent  waren.  Die  Stenerregie  hatte 
blos  die  Verfolgung  und  damit  die  Einleitung  der  Klage.  Fand  das 
Tribunal  eine  solche  unstatthaft,  so  konnte  die  Regie  selbst  straffällig 
und  zum  Ersatz  der  Kosten  verurtheilt  werden.  Die  Eigenthümer  waren 
in  allen  Steuerprocessen  für  die  Handlungen  ihrer  Diener,  Agenten  und 
Factoren  verantwortlich.  In  allen  Fällen  einer  Vemrtheilung  zu  Geld- 
leistungen ging  die  Regie  jedem  anderen  Gläubiger  des  Schuldigen  vor, 
in  Betreff  des  gesammten  Mobiliarvermögens  und  der  Effecten.  Die  Regie 
wurde  in  jeder  Streitsache  von  dem  Director  oder  vom  Maire,  wenn  es 
sich  um  das  Octroi  handelte,  vertreten*).  Nur  die  Streitigkeiten  der 
Gemeinden  mit  den  Steuererhebern  oder  Pächtern  in  Betreff  des  Octroi 
wurden  administrativ  entschieden.  Der  Prefet  entschied  dieselben  mit 
Zulassung  des  Recurses  an  den  Staatsrath  ').  Die  Streitigkeiten  über 
die  Anwendung  eines  Tarifes  des  Octroi  wurden  vom  Friedensrichter 
summarisch  und  ohne  Kosten  entschieden  ^). 


Das  Zollwesen  und  seine  Verwaltung. 

Dm  ZollweMü 

Das  französische  Zollwesen  ist   semem   gegenwärtigen  Bestände,  und  di«  Pouuk 
wie  in  seiner  Geschichte  den  verschiedenen  Gestaltungen  nach  von  der  ***'  '^•^oiaüon. 
grössten  Eigenthumlichkeit  und   heute  noch  zum   grossen  Theil   der 
reine  Ausdruck  der  revolutionären  Gesetzgebung.   Es  entfaltete  gerade 
in  der  Revolution  eine  hohe  Bedeutung,  weil  es  eine  nicht  blos  wirth- 
schaltliche  und  administrative  Erscheinung  war,  sondern  mit  der  Zeit 


1)  Gesets  Tom  24.  Febraar  1804  (5.  Vent6se  an  XII.). 

2)  Decret  vom  22.  Mäns  1805  (5.  Gcrminal  an  XIII.). 

8)  Reglement  vom  22.  Jali  1806  und  Decret  yom  17.  Mai  1809. 
4)  Gesetz  vom  18.  December  1799  (27.  Frimaire  an  VIII.).    Dareste :   La 
jn.<)tice  admittistratiTe  en  France.   Chap.  XV.  u.  ff. 
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als  ein  kr&ftiges  Mittel  politischen  Zwecken  dienen  miisste.  DieSchmkeii&> 
berrschaft  benutzte  es  als  ein  brauchbares  Werkzeug,  Napoleoa  beutete 
es  für  den  Gontinentalzwang  und  für  das  Monopol  begünstigter  Ca^* 
talisten  aus,  entwickelte  es  zu   einem   zusammenhängeoden  Sjstea 
und  zwang  es  selbst  den  ausserfranzösisehen  Ländern  auf,  in  doieD 
es  auch  nach  der   französischen  Herrschaft  erhalten  blieb,  obfleidi 
die  Gründe  und  Absichten,  welche  es  geschaffen  hatten,  längst  m- 
schwunden   waren.     Als  Finanzquelle  gehört  das  Zollwesen  za  da 
indirecten  Steuern  und  hat  in  seiner  Verwaltung  viele  BestimmQDgtii 
mit  diesen  gemein.    In  seiner  Beziehung  zur  Volks-  und  Staatswiitb- 
Schaft  aber  trennt  es  sich  wesentlich  von  diesen.    Denn  während  alk 
Gegenstände  der  indirecten  Steuern  als  reiche  Finanzquelle  zur  A&i-. 
beutung  dienen,  ist  seit  der  Revolution  dieselbe  Absicht,  welche  ebitf| 
auch  das  Zollwesen  beherrschte,  vollständig  verbannt.     „Das  hieä«; 
die  Zölle  schlecht  begreifen'*,  sagt  der  Berichterstatter  des  Zollgeseuei 
des  Jahres  1791,  „wenn  man  die  Einnahme  in  die  erste  Linie  stelkt 
wollte ,  welche  aus  ihnen  für  den  Staatsschatz  erwächst.    Die  Zoiic 
müssen  wesentlich  in  ihrer  Beziehung  zur  Volkswirthschaft  betnchtfl, 
werden,  weil  sie  nur  ein  Mittel  des  Schutzes  für  den  Ackerbau  lufti 
die  Manufactur  der  Nation  sind  ').'*   Und  diesem  Grundsatz  politisclifl|| 
Weisheit  gemäss  hat  sich  das  französische  Zollwesen  durch  die  Revolcua 
hindurch  bis  auf  die  Gegenwart  entwickelt,  in  der  Napoleon  III.  «Ij 
grosser  Vorsicht,  aber  auch  mit  mutbig  fortschreitender  Gonseqsoii 
die  heute  veralteten  Vorstellungen  bekämpft  und  langsam  zerstört    v 
Zur  Geschieht«         König  Johaun  war  der  erste,   der,   um  die  durch  die  eDgiisCÄ- , 
des  aitpn     frauzösischeu  Kriege  zerrütteten  Finanzen  zu  heben ,    im  Innern  ^ 
zoiuy«iemf.    L^udos  Zollschranken  errichtete.    Einige  Provinzen  verweigerten  dilj 
Zahlung  der  Aides,  und  merkwürdiger  Weise  befahl  der  König  nCij 
Strafe,   sie   wie  Fremde   zu  betrachten  und   eine  Zolllinie  an  Ihrdt^^ 
Grenzen  zu  errichten,  damit  sie  für  den  Bezug  jeder  Waare  eine  Steaflj 
zahlen  müssten,  die  Droits  de  traite^).   Heinrich  III.  organisirte  ditn] 
Haassregel  durch  sein  Edict  von  1581  als  eine  Finanzquelle  des  StaiUi»! 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  französische  Industrie   und  ohne  jed« 
unterschied  dieser  von   der  fremder   Länder  *).     Erst   Colbert  nai 
Ludwig  XIV.  brachten  unter  dem  Schutz  des  MercantiUyslems  ei* 
feste  Ordnung  und  ein  sicher  erkennbares  Princip  in  das  ZoUwejefl» 
Der  Gedanke  des  Schutzes  der  inländischen  Production  biadi  äA 
Bahn  und  wurde  nach  italienischem  Muster  zu  einon  absoluteo  Pi^ 


1)  A.  G.  vom  28.  Aprü  1791. 

2)  Necker  a.  a.  0.  Bd.  IL  Chap.  IV. 
8)  Laferriire  a.  a.  O.  S.  289. 
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hibitivsjstem  entwickelt.  Alle  in  das  Land  eintretenden  Waaren  wur- 
den mit  einer  Steuer  belegt;  alle  aus  Frankreich  aasgehenden  nar  im 
Fall,  wenn  sie  dem  Land  selbst  nöthig  waren  >).  So  wollte  man  die 
Attsiubr  erleichtern,  die  Einfuhr  erschweren,  denn  so  ziehe  man  fremdes 
Geld  ins  Land,  und  nar  die  Masse  dieses  Geldes  erschien  den  Mer- 
cantilisten  als  Reichthum.  Die  inneren  Zollschranken  sollten  an  die 
Grenzen  des  Reichs  verlegt  und  alle  Provinzen  in  ihrem  Verkehr  einem 
gleichen  Tarif  unterworfen  werden^).  Aber  das  Maasslose  desselben 
und  die  dadurch  entstehende  Verletzung  der  Privateinnahmen  der 
Gemeinden  und  Städte  erzeugten  eine  solche  Opposition,  dass  man 
TOD  jenen  Provinzen,  welche  den  Tarif  anerkannten,  jene  ausscheiden 
musste,  die  nicht  mit  demselben  verbunden  wurden,  die  sogenannten 
Frovinces  reputees  etrangers.  Daneben  gab  es  noch  andere  Landes- 
tbeile, welche  bei  ihrer  Vereinigung  mit  Frankreich  sich  den  freien 
Verkehr  mit  der  Fremde  gesichert  hatten,  wie  die  Normandie,  Bretagne, 
die  sogenannten  Provinces  d'etranger  effectif. 

Diese  vernunftwidrige  Wirthschait  blieb  bis  zur  Revolution  aufrecht,  p,^ 
obgleich  man  dauernd  bemüht  war,  Gleichheit  und  Einheit  in  dieselbe  R«TointioD  and 
»a  bringen.  Necker  schildert  die  Verwirrung,  die  er  vorfand,  und  die  ^^  zoiiw«™«. 
Schwierigkeiten,  die  sich  den  Reformen  entgegenstellten  ').  Die  Ver- 
besserungen, die  man  erzielte,  selbst  eine  Neigung  zum  Freihandel, 
die  sich  kurz  vor  der  Revolution^)  und  in  den  ersten  Gesetzen  derselben 
kund  gab,  v^aren  das  wahre  Verdienst  der  Physiocraten,  die  mit  ihrem 
„Laissez  fiure,  laissez  aller'^  die  Vorstellungen  noch  beherrschten.  Das 
Zollwesen  hat  neben  seinem  wirthschaftlichen  Charakter  immer  auch 
einen  völkerrechtlichen.  Seit  Adam  Smith  und  in  der  Gegenwart 
durch  die  grossen  siebenjährigen  K&mpfe  Englands  um  die  Kombill 
ist  Europa  darüber  vollständig  aufgeklärt  Erst  das  neunzehnte  Jahr- 
hundert hat  die  Gegenseitigkeit  der  Völker,  ihre  Zusammengehörigkeit 
gezeigt  and  fühlen  gelehrt,  wie  ihr  Wohl  und  Wehe  nicht  in  die 
Grenzen  eines  Landes  festgebannt  werden  kann.  Und  immer  mehr 
drängt  dieser  Strom  der  gegenwärtigen  Entwickelung  nach  der  Freiheit 
der  Grenzen  und  der  Freiheit  des  Weges  und  Verkehrs.  In  den  Zeiten 
der  französischen  Revolution  aber,  in  denen  man  wohl  durch  die 
Träume  von  einer  allgemeinen  Völkerrepublik  den  Fingerzeig  zur  Ver- 


1)  DeeUuration  vom  18.  Angiut  i667. 

2)  Ordonn«nce  vom  1.  Februar  1687. 
8)  Necker  a.  a.  O.  Bd.  U.  Ghap.  IV. 

4)  Der  bekannte  Edenvertrag  von  1787  Frankreichs  mit  England  iit  ein 
merkwfirdiges  Zeichen  dafür.  Erst  70  Jahre  später  kehrte  Frankreich  anf  die 
Ideen  desselben  wieder  snrflck. 
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söhnuDg  der  gemeiosamen  Interessen  und  ihrer  innigen  Verkoüpfang  er- 
kannte, waren  dennoch  die  Stürme  und  Kämpfe  der  inneren  französischen 
Revolution  selbst  zu  gewaltig,  als  dass  sie  die  übrigen  Nationen  zu 
einer  Verknüpfung  ihres  Lebens  mit  dem  Frankreichs  hätten  ermathigen 
können.  Aus  dieser  feindlichen  Stellung  glaubte  Frankreich  selbst 
wieder  seine  Aufgabe  erkennen  zu  können,  und  die  eifersüchtigen 
Gesinnungen  und  feindlichen  Bestrebungen  Frankreichs  gegen  England 
mehrten  dieselbe  und  erzeugten  Schritt  für  Schritt  einen  gewaltigen 
Gürtel  um  Fmnkreich,  der  am  Ende  nicht  blos  einen  Schutz  des  ein- 
heimischen Lebens  und  Wirkens  anstrebte,  sondern  den  Ruin  der 
fremden  Thätigkeit  durch  die  gewaltsame  Ausschliessung  von  den 
Handels-  und  Verkehrsplätzen  beabsichtigte.  Die  Continentalsperre 
Napoleon*s  ist  der  Gipfelpunkt  dieser  Bemühungen,  die  durch  zahlreiche 
Gesetze  die  ganze  Revolutionszeit  hindurch  angebahnt  wurde.  Ich  glaabe 
mit  dieser  Andeutung  der  heute  längst  zerstörten  Gesetze  genug  gethan 
zu  haben,  denn  die  Aufzählung  derselben  und  ihre  Beschreibung  würde 
Du  selbst  einen  ganzen  Band  erheischen.  Aus  den  zahlreichen  Gesetzen 
Grundgeseu    ^^^^  dauerndem  Werthe  ist  das  Gesetz  der  Constituante  vom  2.  Man 

de«  ZoUwcüens 

Tom  8. Mftn bis  bis  22.  August  1791  geblieben,  welches  heute  noch  die  Basis  des 
n.  Anguflt  1791.  französischen  Zollwesens  ist.  Die  Gedanken  dieses  Gesetzes  in  seiner 
wirthschaftlichen  Richtung  lassen  sich  in  die  3  Grundsätze  zusammeo- 
fassen:  1.  Alle  Gegenstände,  welche  die  Kraft  des  Landes  den  ein- 
heimischen Bedürfnissen  selbst  liefern  kann,  werden  bei  ihrer  Einfuhr 
besteuert,  und  wenn  solche  Gegenstände,  die  der  nationalen  Industrie 
nothwendig  sind,  ausgeführt  werden,  desgleichen.  2.  Zur  Ermunterang 
und  zum  Schutz  der  inländischen  Industrie  und  Manufactur  werden 
gleichfalls  die  Industrie-  und  Manufacturgegenstände  des  Auslandes 
mit  Zöllen  belegt.  3.  Jene  Gegenstände  aber,  die  Frankreich  nicht  er- 
zeugt, bleiben,  wenn  sie  dem  Lande  von  hervorragender  Wichtigkeit 
sind,  frei  von  jeder  Abgabe.  Um  diesen  Grundsätzen  ihre  wahre 
Bedeutung  zu  geben,  erklärte  die  Constituante  zuerst,  dass  in  allen 
Häfen  und  Grenzorten  Frankreichs  dieselben  Gesetze  und  die  nämlichen 
Tarife  zu  gelten  hätten,  und  schaffte  alle  Privilegien  und  Ausnahmen 
ab,  welche  nicht  durch  die  neue  Gesetzgebung  selbst  geschaffen  waren, 
und  unbeschadet  der  Verträge,  welche  mit  fremden  Mächten  ge- 
schlossen waren*).  Die  Zolllinie  selbst,  erklärte  dasselbe  Gesetz, 
liegt  zwischen  der  Fremde  und  dem  französischen  Gebiet.  Die  Com- 
petenz  der  Zollbehörden  erstreckt  sich  von  dieser  Linie  2  Meilen  in 
das  fremde  Gebiet  und  im  Innern  des  Landes  bis  zu  einer  mit  der 
Zolllinie  paralell  laufenden  Grenze.   Von  den  Küsten  des  Landes  reicht 


*)  Decret  yom  28.  Juli  1791,  Decret  vom  4.  Germinal  ui  II. 
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die  Gewalt  der  Zollbehörden  bis  4  Meilen  ins  Meer.  Innerhalb  dieser 
Land-  and  Seezoligrenze  hat  die  Prüfung  der  Waaren  und  die  Erhebung 
der  Zölle  in  den  bnreaus  de  la  douane  zu  geschehen.  Nur  die  Ge- 
setzgebung kann  solche  Bureaux  errichten  oder  auflösen  '},  d.  h.  nur 
durch  ein  Gesetz  kann  eine  neue  Grenzlinie  errichtet  oder  eine  alte 
aufgehoben  werden  >).  Die  Zölle  selbst  werden  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt und  in  gesetzlich  proclamirten  Tarifen  festgesetzt  Und  gerade 
hier  liegt  das  Eigenthumliche  und  Charakteristische  des  französischen 
Zollwesens  seit  der  Revolution.  Der  Staat  will,  wie  jener  Bericht  des 
Gesetzes  von  1791  sagte,  keine  Einnahmequelle  aus  den  Zöllen  machen. 
Er  will  nur  seine  Landwirthschaft,  Industrie,  Handel  und  seine  Schiff- 
ahrt schützen.  Daher  besteuern  die  Gesetze  die  Rohstoffe  hoch,  die 
Industrieerzeugnisse  je  nach  ihrem  steigenden  Arbeitswerthe  mit  pro- 
gressiven Zöllen,  und  wo  diese  nicht  ausreichen,  mit  Einfuhrverboten. 
Die  verschiedensten  Umstände  gelten  als  Maass.  Theils  ist  das  Brutto- 
gewicht der  Maassstab,  theils  der  Werth,  der  einen  besonderen  Werth- 
tarif  giebt ').  Ob  die  Waaren  auf  französischen  Schiffen  oder  fremd- 
ländischen eingeführt,  ob  Waaren  aus  Europa  oder  anderen  Welt- 
tbeilen  u.  s.  w.,  war  gleichfalls  bestimmend').  Die  Einfuhrverbote 
waren  nach  den  Gesetzen  der  Constituante  sehr  gering.  Erst  der 
Gonvent  und  das  Directorium  schufen  dafür  zahlreiche  Gesetze,  die 
das  Kaiserreich  bis  ins  Unglaubliche  ausdehnte.  Seit  1814  ist  es  selbst 
ein  Verfassungsgrundsatz  geworden,  von  dem  Prohibitivsystem  nicht 
abzuweichen.  Kurz,  »die  dürre  unfruchtbare  Gasuistik,  welche  im 
Mittelalter  Philosophie  und  Recht  beherrschte,  fand  hier  eine  letzte 
Ruhestätte,  um  dem  Volk  den  nüchternen  Sinn  zu  vertreiben  ^y 

Um  nun  dieses  neue  Recht  strenge  aufrecht  zu  erhalten,  bestimmte  nie 
das  Gesetz  bis  ins  Einzelne  eine  Zollprocedur,  die  viel  des  Eigenthüm-  „^VOTidt^. 
liehen  besitzt,  aber  auch  des  Drückenden  und  Schleppenden,  welches 
nur  durch  die  in  der  Zeit  sich  entwickelte  Ehrenhaftigkeit  und  Ge- 
wandtheit der  französischen  Zollbeamten  zum  Theil  erträglich  gemacht 
wurde  *).  Für  verschiedene  Gegenstände,  die  dem  Ein-  oder  Ausgangs- 
zoll unterworfen  sind,  bezeichnet  das  Gesetz  die  Wege,  welche  diese 
Waaren  nehmen  müssen  ^).  Alle  Waaren  waren  bei  ihrer  Einfuhr  einer 
Ankündigung  (Manifeste),  einem  Bericht  (Rapport),  einer  Declaratipn 


1)  Beeret  vom  28.  Juli  bis  22.  Angust  1791.  Tit.  III.  Art  1, 
2}  Merlin:    Repertoire:  Douanes  §  1. 

3)  Beeret  vom  August  1791.  Tit  I.  Art  1—7. 

4)  Tarif  chronologiqae  des  douanes  de  la  France.    Paris  1866. 
6}  Hock  a.  a.  O.  S.  281. 

8)  Virien:    Stades  a.  a.  O.  Bd.  I.  Chap.  6. 
7)  Deeret  rom  August  1791.  Tit  IV.  Art  1—8. 
Rieht tr:  Staati-  und  GeMUschaftoreebt  n.  26 
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im  Einzelnen,  und  bei  Waaren,  welche  zur  See  ankommen,  der  Aus- 
schiffung durch  die  Steuerbeamten  unterworfen  ').  Die  Einfohr  zq 
Lande  war  beschränkt  auf  die  Erklärung  der  Waaren  and  den  Besod 
der  Zollbeamten  und  ihre  Prüfung.  Die  Geschäfte  der  Venollang  bei 
der  Ausfuhr  umschlossen  gleichfalls  eine  Erklärung  und  Prüfang,  dk 
Anlegung  der  Stempel  und  .Angabe  der  Bestimmung.  Sdt  derRestas-, 
ration  trat  noch  die  Berechnung  der  Ausfuhrprämien  hinzn*).  GaQz| 
besonderen  und  desgleichen  sehr  weitläufigen  Geschäften  war  die  Cabo- ' 
tage,  der  Waarentransport  von  einem  französischen  Hafen  in  am^ 
anderen,  unterworfen*).  Einer  besonderen  Zollordnung  untenrirf 
das  Gonsulat  den  Transitohandel,  der  Ein-  und  Ausfuhr  zusamm« 
schliesst.  Sie  betraf  die  Deponirung  der  Waaren  in  öffentlicbet 
Magazinen,  die  sogenannten  entrepots  reels,  und  in  PriTatma^Ki 
zu  denen  die  Zollverwaltung  freien  Zutritt  hat,  die  sogenannt» 
entrepots  fictifs  *). 
Der  BMinteii-  Für  dieso  Masse   der  Geschäfte  entwickelte   sich  ein  vtfaX  ^tf- 

*" z^utH!!^!»!**  ^w^^g*®"*»  zahlreicher  Beamtenstand  und  ein  Dienst  von  ungewöhnlhb^ 
Strenge.  Selbst  heute  noch  ffihlt  man ,  ,,dass  die  Schreckenseit « 
geschaffen,  das  gewaltigste  Soldatenregiment,  das  die  Gemutbers 
ihre  Aufrechthaltung  gewöhnte,  der  Schutz  von  300,000  Bayono^Hi 
welche  der  Restauration  ihre  Beibehaltung  und  Verschärfung  nöd^ 
machte,  und  das  parlamentarische  Uebergewicht  einer  einflossmit 
Geldaristocratie,  welche  ihre  Fortdauer  sicherte*)."  Die  oberste  Le^ 
hatte  seit  der  Constituante  stets  der  Finanzminister.  Unter  ibm  'tiüd 
nach  der  ersten  Organisation  die  Regie  der  Douane,  welche,  l)e>t^^ 
aus  8  Regisseurs  des  douanes  nationales,  der  nach  Bureaui.  Br^ 
gaden  und  Directionen  abgetheilten  Zollgrenze  vorstand.  Die  ganze  Zoll- 
grenze wurde  in  740  Haupt-  und  Nebenbureaux  und  für  die  IVi* 
wachung  der  Einnahmen  in  1775  Brigaden  eingetheilt,  von  deneo  '^ 
in  20  Directionen  zerfiel.  Jede  dieser  einzelnen  Abtheilangen  hän 
ihre  Haupt-  und  Nebeneinnehmer,  Visitatoren,  Controleure  nnd  Licrt 
datoren.  Die  militärisch  organisirten  Brigaden  hatten  13,289  Beact- 
Die  Gentralregie  hatte  ihren  Sitz  zu  Paris.  Die  Rosten  dieser  V9- 
waltung   fixirte    das   Gesetz   auf  8,543,572    Livres  •).     Der  C^m^^ 


1)  Decret  vom  August  1791.  Tit.  VI.  Art.  1.  u.  flf.,  Gesetz  rom  4.  Gera^ 
an  IL  Tit.  II.  n.  HI.  i 

2)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  III.  No.  1587  a.  ff.  S.  528  q.  ff.  ' 
8)  Decret  vom  August  1791.  Tit.  V.  Art.  1. 

4)  Decret  vom  8.  Flor^l  an  XL,  Gesete  vom  SO.  April  1806  n.  a. 

5)  Hock  a.  a.  O.  S.  262. 

6)  Decret  vom  23.  April  bis  1.  Mai  1791   ond  Gesetz  rom  At^  I«* 
Tit,  XIIL  Art  1—48, 
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reformirte  die  Centralregie.  Er  theilte  dieselbe  id  2  Bureaux,  eines 
für  die  douanes  nationales  und  das  andere  für  die  correspondence 
etrangere.  Jedes  hatte  8  Chefs  und  8  Unterchefs  mit  einer  grossen 
Zahl  subalterner  Beamten  ').  An  die  Stelle  dieser  wieder  führte  das 
Consulat  eine  Generaldirection  ein,  welche  von  4  Administratoren  und 
1  Director  geleitet  wurde,  und  wonach  auch  die  ganze  Zolllinie  in  4 
grosse  Abtheilungen  eingetheilt  wurde.  Sie  bilden  zugleich  zusammen 
ein  Zollgericht  iu  Zollsachen  ^).  Erst  in  der  neueren  Zeit  fing  man 
an,  den  Geschäftsgang  zu  vereinfachen,  die  Zahl  der  niedrigen  Beamten 
zü  vermindern.  Für  die  Localadministration  zerfällt  das  ganze  Land 
heute  in  26  Directionen.  Die  Organisation  ist,  wie  ehemals,  eine  civile 
und  militärische  und  nach  Nord,  Süd,  Ost  und  West  in  4  Legionen 
abgetheilt  Nach  der  Natur  des  Zollwesens  giebt  es  auch  hier  keine 
Administrativjnstiz,  wie  bei  den  indirecten  Steuern.  Die  Civil-  und 
Correctionstribunale  sind  die  competenten  Gerichte,  die  Strafen  für  die 
Uebertretung  der  Gesetze  sind  zumeist  die  Confiscation  der  Waaren 
mit  allen  dabei  verwendeten  Transportmitteln.  Eine  eigenthümliche 
Bestimmung  hat  sich  in  dieser  Richtung  aus  der  Revolution  heute  noch 
erhalten.  Wenn  Verdacht  da  ist,  dass  der  Werth  der  Waaren,  d.  i. 
ihr  Marktpreis  höher  ist,  als  die  Erklärung,  angiebt,  hat  der  Zollbeamte 
das  R«€ht,  mit  einem  Zuschlag  von  10  Procent  die  Waare  für  den 
Staat  in  Anspruch  zu  nehmen ').  Jede  Confiscation  wird  erst  nach 
erfolgtem  richterlichen  Urtheil  rechtskräftig.  Die  Confiscation  selbst 
und  die  ProtocoUführung  kann  nur  durch  den  ordentlichen  Richter 
geschehen  ^).  Die  Werthe  der  Confiscationen  fallen  theils  dem  Staats- 
schatz, theils  den  Douanebeamten ,  je  nach  ihren  Rangstufen  zu  ver- 
schiedenen Antheilen  zu  ^).  Aber  trotz  all  der  ausserordentlichen 
Strenge  und  Sorgfalt,  die  jede  Regierung  dem  Zollsysteme  zuwendete, 
entsprachen  die  Ergebnisse  desselben  nie  der  günstigen  Lage  Frank- 
reichs, seinem  Wohlstand  und  seiner  rührigen  Bevölkerung,  obgleich 
seit  der  Revolution  das  ZoUergebniss  ungeheuer  stieg.  Es  betrug 
vor  1789  an  20  Millionen,  mit  einer  reinen  Revenue  von  14  Millionen. 
In  den  vierziger  Jahren  schon  betrug  sie  112  Millionen,  über  welche 
Summe  jedoch  nur  selten  die  Einnahmen  sich  erhoben. 


1)  Decret  vom  16.  December  1793  (26.  Frimaire  an  II.). 

2)  AttM  rom  16.  September  1801  (29.  Fructidor  an  IX.}. 

3)  Decret  vom  24.  April  1796  (4.  FlorM  an  IV.). 

4)  Decret  vom  Augoflt  1791.  Tit.  X.  Art.  1^25. 

5)  Arrlt^  vom  26.  August  1797  (9.  Fructidor  an  V.). 
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Das  Enregistrement  und  seine  Verwaltung. 
Der  Seit  den  ältesten  Zeiten  hat  der  Staat  aus  seiner  Schatzherrlich- 

•itfn  Md  niaen  ^®^*»  ^^®  ^^  ^^^  Personen,  Sachen  und  Handlungen  walten  lisst,  eio 
Earcffiatrement.  Recht  abgeleitet,  för  welches  er  gewisse  Leistungen  und  Pflichten  dem 
Volke  auferlegt,  als  ein  Entgelt  oder  als  eine  Steuer.  Dieses  that- 
sächliche  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Personen  und  Verhält- 
nissen ist  immer  die  principielle  Grundlage  jener  Leistungen  gewesen, 
welche  die  französische  Gesetzgebung  seit  der  Revolution  als  die  droits 
d'enregistrement  et  de  mutation,  d.  h.  als  Eintragungs-  und  Yer- 
ftnderungsgebühren  zusammenfasst.  Das  Enregistrement  oder  die  Ein- 
tragung selbst  ist  eine  gesetzlich  geforderte  Förmlichkeit,  welche  in 
der  Verzeichnung  jedes  Civil-  oder  Gerichtsactes  und  jeder  Veränderung 
gewisser  civilrechtlicher  Verhältnisse  in  von  den  Gesetzen  bestimmten 
Registern  besteht.  Das  Enregistrement  ist  so  eine  Finanzquelle  des 
Staates,  welche  aus  den  Abgaben  fliesst,  die  der  Staat  im  weiteisteii 
Sinne  von  jeder  Begründung  und  Veränderung  von  Rechten  erhebt. 
Im  engeren  Sinne  lasten  diese  Abgaben  auf  allen  entgeltlicheu  ood 
unentgeltlichen  Verträgen,  dem  Eigenthum  und  den  Erbschaften,  sowohl 
der  Begründung  der  Rechtstitel,  als  ihrer  Veränderung.  Andererselt> 
aber  ist  das  Enregistrement  auch  eine  Quelle  des  persönlichen  Credit«, 
weil  es  die  Sicherheit  aller  Rechtsacte  in  sich  schliesst.  Das  staatliche 
Recht  auf  die  droits  d'enregistrement  et  de  mutation  hängt  daher  in 
seiner  Rechtfertigung  wenigstens  wesentlich  auch  mit  dem  Hypotheken- 
wesen zusammen.  Ich  werde  auf  dieses  und  seine  grossartige  Geschichte 
in  der  Revolution  im  folgenden  Abschnitt  bei  der  Betrachtung  der 
Volkswirthschaft  zurückkehren.  Hier  will  ich  nur  die  mit  der  Finanz 
wirthschaft  des  Staates  zusammenhängende  engere  Geschichte  des 
Enregistrements  darzustellen  versuchen. 
zurGcMhicbt«  Die  Goschichte  dieser  Finanzquelle  führt  zurück  bis  in  das  zehnte 
EnrVbtrimen  ^^^  ®^^®  Jahrhundert,  in  denen  die  Feudalherren  bei  Eigenthnrns- 
Veränderungen  und  Eigenthumsbegründungen  gewisse  Abgaben  erhoben. 
Zu  ihnen  gehörten  die  sogenannten  lods  et  ventes,  als  eine  Abgabe 
bei  Veräusserungen  der  Grundlehenzinsen,  die  droits  des  quint  bei 
Veräusserungen  von  Lehen,  die  droits  de  rachat  bei  Cebertragungen 
bürgerlichen  Eigenthums,  die  droits  de  relief  bei  Lehenseinsetzangen 
und  Lehensfolgen.  Die  Einnahmen  aus  diesen  Rechten  waren  für  die 
Seigneurs  sehr  bedeutend,  und  es  war  natürlich,  dass  sie  dieselben  mit 
Eifersucht  zu  erhalten  suchten,  und  andererseits,  dass  ihre  Wichtigkeit 
eine  ganz  besondere  und  höchst  bedeutende  Rechtswissenschaft  ent- 
wickelte *).    Mit  den  Rechten,  welche  die  Lehensherren  auf  ihren  B^ 


*)  Laferri^re:   Essai  sor  Thistoire  du  droit  fran^ais.   Bd  II.  S.  S17- 
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sitzongeD  äbten,  entwickelte  sich  auch  ein  allgemeines  staatliches  Recht« 
welches  die  Könige  in  dem  ganzen  Reich  ausbeuteten.    Heinrich  IIL 
hatte  schon  1581  die  sogenannten  droits  de  contröle  eingeführt »  als 
Abgaben  an  die   Staatskasse  bei  Gelegenheit  einer  Debergabe  von 
Civil-  oder  Gerichtsacten  an  die  öffentlichen  Register.   Seit  dem  Jahre 
1703  entwickelten  sich  neben  diesen  die  droits  dMnsinuation,  als  Ab- 
gaben för  die  Umschreibung  von  Schenkungsurkunden  und  Substitu* 
tioneo,  and  die  droits  de  centieme  denier  für  den  Erwerb  von  Grund- 
rechten und   für  alle  Eigenthums-  und  Nutzniessungsübertragungen. 
Die  droits  de  contröle  erschienen  jetzt  eingeschränkt  auf  die  Notariats- 
und Gerichtsacte.    Diese  von  Seiten  des  Staats  ganz  gerechtfertigte 
Abgaben  wurden,  obgleich  auch  vom  ancien  Regime  stets  willkürlich 
lewirthschaftet,  doch  willig  getragen.    Allein  durch  die  neben  ihnen 
bestehenden  Feudalabgaben  und  Lasten,  als  Revenuen  der  Seignenrs, 
war  eine  so  verwirrende  Verschiedenheit  in  dieselben  gerathen,  dass 
ein  Schuldner  kaum  mehr  wissen  konnte,  was  er  schulde,  und  ein 
Gläubiger  ungewiss  war  über  die  Ausdehnung  seiner  Rechte.    Dem 
Staat  gegenüber  aber  wurden  seit  Ludwig's  XIV.  Zeiten  die  Abgaben 
druckend  nnd  verhasst  durch  die  Art  ihrer  Verwaltung.    Auch  sie 
worden  jetzt   in  Pacht  gegeben,   und  da  bei  der  verschiedenartigen 
Gesetzgebung  die  Pächter  und  ihre  Steuereinnehmer  oft  selbst  nicht 
wQssten,  wie  weit  ihr  Recht  sich  ausdehne,  so  wurden  verschuldet  nnd 
QOTerschuldet  die  willkürlichsten  Bedrückungen  möglich  und  gewöhn- 
lich. So  musste  die  Revolution  auch  hier  erst  aufräumen,  ehe  sie  das 
Nene  begründen  konnte. 

Die  Constituante  ging  in  Betracht  dieser  Rechte  zuerst  sehr  vor-  di* 
sichtig  und  mild  zu  Werke.  Sie  erhielt  zuerst  zum  Vortheil  der  j.^^^'^^J'JJ^* 
Seignears,  soweit  sie  eben  noch  Grundbesitzer  waren,  und  nur  in 
dieser  Eigenschaft,  ihre  Rechte  auf  die  droits  de  lods  et  ventes  und 
anderer  Mutationsgebühren  aufrecht,  doch  mit  der  Anerkennung  der 
Ablösung  dieser  Rechte  ^).  Die  Legislative  schaffte  alle  Verändernngs- 
gebühren  ab,  wenn  sie  nicht  eben  Bedingungen  der  begründeten  Rechte 
waren  oder  mit  dem  Preis  des  Erwerbs  in  Verbindung  standen^). 
Der  Convent  aber  erklärte  alle  Rechte  aus  der  Feudalzeit  stammend 
als  ungesetzlich,  schaffte  sie  ab  und  verbrannte  die  Feudaltitel  ^). 
Neben  dieser  negativen  Thätigkeit  aber  entwickelte  sich  eine  positive 
Gesetzgebung,  welche  zugleich  die  Basis  der  gegenwärtigen  Verhältnisse 
wurde.    Noch  unter  dem  alten  Titel  der  droits  d'insinuation,  aber  all- 


]}  Decret  Tom  16.  März  1790. 
2)  Decret  Tom  18.  Juni  1798. 
8)  Decret  Tom  17.  Juli  1798. 
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gemeiner  in  seinem  Begriff,  denn  friiher,  fährte  die  Gonstitaante  eine 
neue  Abgabe  ein,  welche  bei  gerichtlichen  Eintragungen  aller  VM- 
und  wie  immer  gearteten  Gerichtsacte  erhoben  werden  sollte.  Sie  er- 
klärte zugleich  die  Formen  und  Regeln,  die  dabei  zu  beachten,  und 
bezeichnete  in  einer  genauen  Reihe  die  Gegenstände,  die  in  Betracht 
zu  ziehen  waren  und  der  Abgabe  unterworfen  wurden*).  Der  alte  Name 
aber  wurde  auch  bald  aufgegeben  und  an  dessen  Stelle  trat  in  dem 
umfassenden  Gesetz  des  19.  December  1790  der  moderne  Name  des 
Enregistrement  und  der  Droits  d'enregistrement.  Das  Gesetz  verstand 
unter  diesem  Namen  Abgaben  von  allen  Civil-  und  Gerichtsacten,  so- 
wohl constitnirenden,  als  verändernden.  Aber  sie  ruhten  in  ihrem  Princip 
gegenüber  dem  römischen  und  coutumieren  Recht  auf  einer  ganz  neaen 
Basis.  Nur  schriftliche  Acte  und  die  Rechtsveränderungen  dorch 
Todesfälle,  also  ein  allgemein  erkennbares  Kreigniss,  wurden  von  der 
Steuerlast  getroffen.  Geheime  Mutationen,  Privatacte,  selbst  wenn 
sie  in  Öffentlichen  erwähnt,  waren  der  Steuer  nicbt  unterworfen  und 
konnten  selbst  keine  Nachforschung  und  Geltendmachung  der  staat- 
lichen Rechte  nach  sich  ziehen.  Das  Gesetz  theilte  alle  Gegenstände 
der  Droits  d^enregistrement  in  drei  Klassen,  zu  denen  alle  Acte  der 
Notare  und  Huissiers,  ebenso  alle  Gerichtsacte  und  selbst  Privatacte, 
welche  sich  auf  die  gesetzlich  bestimmten  Fälle  bezogen,  und  alle 
Titel  des  Eigenthums  und  der  Nutzniessung  gehörten.  In  dieser  Masse  Dan 
theilte  das  Gesetz  die  Rechtstitel  l.  nach  Gegenständen  mit  bestimmteoi 
Werth,  oder  2.  mit  nicht  feststehender  Werthschätzung,  oder  3.  nach 
Gegenständen,  die  blos  die  Formalität  und  Vorsicht  der  Einregistriroog 
nOthig  hatten.  Nach  diesen  Arten  der  Gegenstände  bemass  ea  die 
Eintragsgebuhr,  und  zwar  ffir  die  erste  Klasse  wurde  sie  nach  dem 
Werth,  für  die  zweite  nach  dem  fünften  Theil  der  Rente,  für  die  dritte 
Klasse  nach  einem  Tarif  bemessen,  der  eine  Abgabe  von  5  Sons  bis 
12  Livres,  je  nach  dem  Nutzen  und  der  Wichtigkeit  des  Actes,  bemass, 
so  also,  dass  den  Attributivacten  eine  proportioneile,  den  rdaeo 
Declarativacten  eine  fixe  Abgabe  entsprach.  Zu  den  letzteren  kann 
man  auch  die  Stempelgebühren  rechnen,  auf  die  ich  im  Folgenden  be- 
sonders zurückkehre.  Für  die  verschiedenen  Acte  bestimmte  das  Ge- 
setz besondere  Fristen,  innerhalb  welcher  sie  zur  Einr^istriroai 
gebracht  werden  mussten.  Die  Eintragung  wurde  g^en  Erl^nng  der 
Bintragsgebühr  vom  Greffier  vorgenommen.  Ausgenommen  von  dieser 
Gebühr  waren  zuerst  Wechsel,  auf  denselben  Ort  gezogen,  wie  ihre 
Endossements,  Auszüge  aus  Handelsbüchern,  Acte  der  AdministratioDeO) 
Municipalitäten,  Polizei  etc. 


*)  Decret  vom  5.  December  1790. 
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Für  die  Verwaltung  dieser  reichen  Finanzquelle  und  zugleich  för  me  ent« 
den  Stempeidebit  setzte  die  Constituante  eine  besondere  Regie  ^^^^"^f, 
de  Tenregistrement  et  du  timbre  ein,  deren  Centraladministration  ihren  EnKgutreme&t. 
Sitz  in  Paris  hatte  und  deren  Beamte  alle  vom  König  ernannt  wurden. 
In  allen  Städten,  Gerichtsbezirken,  Districten  und  Gemeinden  wurden 
besondere  Verwaltungsbureaux  errichtet  und  den  MunicipalbehOrden 
und  Districtsdirectorien  die  Inspection  und  Verificirung  der  Kassen- 
bestände übergeben ').  Die  Centraladministration  bestand  aus  12 
Administratoren.  Jedes  Departement  hatte  eine  besondere  Direction 
und  ein  besonderes  Stempelamt  Jeder  Beamte  hatte  bei  seiner  Ent- 
lassung, seinem  Avancement  oder  Ableben  durch  seine  Erben  einen 
Rechenschaftsbericht  abzulegen.  Bei  der  Schwierigkeit  der  ganzen 
Geschäftsführung,  den  zahllosen  Schreibereien,  war  eine  genaue  Ge- 
scbäftskenntniss  von  allem  Anfang  geboten.  Ausdrücklich  bestimmte 
daher  das  Gesetz,  dass  Niemand  eine  höhere  Steile  einnehmen  könne, 
der  nicht  zuvor  in  den  niederen  gedient  habe  '). 

Diese  Gesetzgebung  blieb  in  Kraft  und  wurde  selbst  vom  Convent         dm 
m  keiner  Weise  verändert,  bis  die  Zeit  des  Directoriums  eine  neue  ß'^Srtlwmen' 
Grundlage  schuf,  welche  fester  und  genauer  die  Gegenstände  schied,  Toniis.irrhn«fr« 
als  jene,  und  damit  das  ganze  Institut  einem  neuen  Geiste  unterordnete«      *"  ^''' 
Aus  dieser  Gesetzgebung  erst  entwickelte  sich  die  neue  französische 
Theorie  dieses  wichtigen  Institutes  ').  Zuerst  hatte  das  Directorium  die 
frühere  Gesetzgebung  anerkannt,  nur  mit  einem  neuen  Tarif  dieselbe 
ergänzt*)  und  für  die  Bezahlung  der  Eintragungstazen  sowohl  die 
Mandate,  als  auch  jNaturalwerthe  anerkannt  ^).  Erst  durch  das  Gesetz 
vom  12.  December  I79d  (22.  Frimaire  an  VII.)  schaffte  es  ausdrücklich 
die  früheren  Gesetze  ab  und  stellte  damit  selbst  einen  neuen  Codex 
auf,  der  ,,in  Form  und  Inhalt  das  Muster  aller  späteren  Gesetze  des 
gleichen  Gegenstandes**  geworden  ist  *).   Es  bezeichnete  jetzt  mit  zwei 
Bestimmungen   alle  Gegenstände,  welche  der  Einregistrirung  unter- 
worfen und  von  denen  dabei  die  Gebühren  zu  erheben  waren.    Alle 
Civil-,  Gerichts-  oder  aussergerichtllchen  Acte,  welche  einen  reinen 
declarativen  Charakter  hatten,  und  alle  Civil-,  Gerichts-  oder  ausser- 
gerichtlichen  Acte,  welche  einen  attributiven  Charakter  hatten,  mussten 
der  äusseren  Förmlichkeit  der  Einregistrirung  im  öffentlichen  Interesse 


1)  Decret  vom  9  -16.  Mai  1791. 

2)  Decret  Tom  18—27.  Mai  1791  ood  27.  Mai  bia  1.  Juni  1791. 

3)  Championniire  et  Bigaad:    Trait^  des  droits  d^enregistrement.  4  voll. 
Dnd  Troplong:  Commeot.  sur  les  hypoth.  2  voll. 

4)  Decret  Tom  29.  Janaar  1796  (9.  Plaviöse  an  IV.). 

5)  Decret  yom  1.  Angaet  1796  (14.  Thermidor  an  lY.). 

6)  Foacart  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  218. 


392  Organisation  der  Staats-  und  Volkswirthschaft 

unterworfen  werden,  als  eine  Garantie  der  Oeffentlichkeit,  Wahrhaftig- 
keit nnd  Sicherheit  ihres  Datums.  Zu  diesen  Acten  nun  gehörten,  wie  das 
Gesetz  negativ  sagte,  alle  Acte,  welche  weder  eine  Verpflichtung,  noch 
eine  Befreiung  etc.  enthielten,  und  nach  der  positiven  Bestimmung  alle, 
welche  eine  Verpflichtung,  eine  Befreiung  etc.  enthielten.  Es  setzte  för 
beide  in  einer  Classification  der  Acten  eine  proportionelle  und  in  einem 
Tarif  eine  fixe  Abgabe  fest  (Art.  68  und  69).  Es  setzt  dabei  die  be- 
weglichen Gapitale,  welche  zumeist  und  am  leichtesten  einer  Besteuerang 
sich  entziehen,  so  lange  sie  eben  verborgen  bleiben  können,  dem  Eigen- 
thum  gleich,  sobald  es  durch  einen  Verkehr  odt^r  Bewegung  sich  zeigte, 
und  unterwarf  es  dann  denselben  Gesetzen  und  der  proportionelleD 
Steuer.  Ausgenommen  erschienen  jetzt  von  der  Einregistrirung  die 
Notariatsacte,  da  die  Sicherheit  des  Actes  und  ihres  Datums  zur  Ge- 
nfige durch  die  öffentliche  Stellung  des  Notars  gewahrt  war  und  das 
Gesetz,  gleichlautend  mit  jenem  der  Constituante,  den  Nutaren  auf- 
trug, besondere  Register  für  alle  aufgenommenen  Acte  zu  fahren, 
welche  einen  öffentlichen  Charakter  hatten.  So  zeigte  das  jetzt  bis  ins 
einzelne  genau  zergliederte  Gesetz  eine  Berührung  des  Eintragungs- 
rechtes  mit  allen  Givilrechten  und  jedem  Justizacte,  „wir  machen 
nicht  einen  Schritt  in  dem  Lauf  des  Civil-  und  Handelsverkehrs,  ohne 
uns  nicht  immer  in  Gegenwart  der  Regie  und  ihren  Nachforschungen 
zu  befinden.  Kein  Zweig  des  Rechtes  ist  so  reich  an  Streitigkeiten  osd 
gerichtlichen  Entscheidungen,  als  dieser')-"  ^^s  Directohum  hatte 
erkannt  und  hatte  es  ausgesprochen '') ,  dass  damit  nicht  nur  der 
öffentlichen  Sicherheit  ein  grosser  Schutz  gewährt,  sondern  ein  weites 
Fiscalgebiet  eröffnet  wurde,  welches  das  sicherste  Mittel  geben  konnte, 
die  Ausgaben  des  Staates  mit  seinen  Einnahmen  ins  Gleichgewicht 
zu  setzen.  Diese  Richtung  war  es  auch,  welche  jetzt  die  Einnahme 
aus  den  Greffiertaxen  mit  dem  Staatsschatz  vereinte  und  die  Ver- 
waltung derselben  mit  dem  Enregistrement  verband.  Diese  Taxe  ge- 
hörte zu  den  tarifmässig  fixirten  und  richtete  sich  in  ihrer  Höhe  nach 
der  Natur  der  Gerichtsacte  und  der  Autorität  des  Gerichtes,  von 
welchem  die  Acte  ausging  '). 
Di«  In  der  Organisation  der  Regie  d'enregistrement  traten  jetzt  aach 

R6gie  d'enre  nieder  einige  Aenderungen  ein.  Die  Einregistrirungsämter  der  De* 
partements  blieben  erhalten,  wie  es  nach  der  Gesetzgebung  der  Con- 
stituante bestimmt  war.  Unter  der  Leitung  derselben  standen  jetzt 
besondere   Bureaux    de   la    conservation    des   hypotheques  in  jedem 


1)  Laferriire:    Essai  Bd.  II.  S.  .H22. 

2)  Decret  vom  29.  Januar  1796  (9.  PluTid^e  an  IV.;. 
8)  Gesetz  vom  21.  VentÖse  an  VU. 
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Arrondissement  eines  Tribunals  der  Gorrectionspolizei,  weiche  mit  der 
Verwaltung  der  Hypothekeneintragung  auch  die  Steuerverwaltung 
der  Taxen  zu  leiten  hatten.  Diese  Beamten  waren  während  ihres 
Dienstes  und  noch  10  Jahre  darnach  cautionspflichtig.  Die  Hypotheken- 
register sollten  auf  gestempelten  Papier  geführt  werden  ').  Auch  diese 
Verwaltung  wurde  mit  dem  Gonsulat  wieder  aufgelöst  und  nun  in  den 
Händen  der  jetzt  ja  allenthalben  eingeführten  Generaldirection  cen- 
tralisirt  Sie  bestand  aus  einem  Generaldirector  und  8  Administratoren, 
welche  unter  des  Directors  Präsidentschaft  einen  Verwaltungsrath  für 
die  jetzt  erneuten  Stempel-,  Eintragungs-  und  Hypothekensachen  bil- 
deten*). Diese  Oi^anisationsart  hat  sich  bis  auf  die  Gegenwart 
erbalten,  nur  sind  an  die  Stelle  der  Administratoren  Sousdirectoren 
getreten  '). 

Mit  der  Eintri^ungstaxe  sind  die  Greffiergebühren,  die  Hypotheken-  Die  orefs^r. 
taxen  und  die  Stempel  verwandt.  Die  Einführung  der  ersteren  zeigt  '^ß^t^e""* 
zumeist,  wie  das  Directorium  nur  aus  fiscalischen  Gründen  diese 
Steuerreformen  durchführte  und  neue  zu  schaffen  gezwungen  wurde. 
Das  Droit  de  greffe  wurde  bei  allen  Givil-  und  Handelsgerichten  für 
die  Ausstellung  nnd  Herausgabe  der  Gerichtsacten  oder  Abschriften 
deri^elben  gefordert  und  durch  die  Steuereinnehmer  der  Regie  d'enre- 
gistrement  von  den  Greffiers  erhoben  ^).  Als  ein  Preis  für  die  staat- 
lichen Dienste  bei  Einschreibung  oder  Umschreibung  von  Hypotheken 
wurde  gleichfalls  eine  Taxe  zum  Vortheil  des  Staatsschatzes  erhoben, 
welche  auch  von  der  Regie  verwaltet  wurde  *).  Die  Stempelgebühren 
hingen  historisch  mit  der  Bemühung  zusammen,  in  den  Gerichtsacten 
einen  gleichen  Styl  und  gleiche  Form  zu  erzeugen.  Ludwig  XIV.  führte 
daher  für  ganz  Frankreich  gedruckte  Formulare  für  die  verschiedensten 
Gegenstände  ein,  deren  man  sich,  gegen  Erlegung  einer  Entschädigung 
dafür,  bedienen  musste.  Allein  die  Anwendung  dieser  steifen  Formulare  er- 
zengte von  Anfang  an  grosse  Schwierigkeiten,  und  sie  wurden  schon  1674 
wieder  abgeschafft,  aber,  um  der  Einnahme  nicht  verlustig  zu  werden, 
ein  Stempel  eingeführt,  welchen  jedes  Blatt  tragen  sollte,  das  zu  einem 
Gerichtsact  benutzt  wurde.  Die  Constituante  behielt  den  Stempel  bei, 
doch  bestimmte  sie,  dass  dieser  durch  Marken  ersetzt  werde  und  die 
Parteien  in  der  Wahl  des  Papiers  ganz  unbeschränkt  sein  sollten. 
Dagegen  schrieb  sie  jetzt  die  Linienzahl  vor,  welche  eine  Seite  haben 


1)  Decret  vom  11.  März  1799  (21.  Ventdse  aa  VlI.). 

2)  Decret  vom  20.  September  1801  (8.  jour  compl.  »n  IX.). 
3}  Ordonnance  vom  13.  Januar  1881. 

4)  Decret  vom  11.  Mftrs  1799  (21.  Veotöse  an  VU.). 
6)  Decret  vom  21.  Ventdee  an  VII.  Ari  19  nod  9.  Vend^miaire  aa  VI. 
Tit  IV.  Art.  62. 
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sollte  und  die  nicht  überschritten  werden  durfte.  Der  Stempeltarif  wurde 
nach  der  Grösse  des  Papiers  und  dem  Werth  der  Gegenstände  be- 
messen ').  Durch  das  Steuergesetz  des  Jahres  VI.  wurden  auch  Fracht- 
briefe, Assecurauz-Policen,  Spielkarten,  alle  Anzeigen  und  öffentliche 
Anschläge,  endlich  auch  die  Tagesblätter  und  Zeitungen  der  Stempel- 
gebühr  unterworfen.  Nur  Monatsschriften  mit  wissenschaftlichem  Inhalt 
sollten  frei  bleiben  ^).  Einen  festen  Tarif  der  Stempelgebühr  entwarf 
nachträglich  das  Gesetz  vom  3.  I^ovember  1798  (13.  Brumaire  an  VIL), 
welches  die  Basis  aller  folgenden  Gesetze  in  dieser  Richtung  bis 
auf  die  Gegenwart  geblieben  ist').  Damach  bestimmte  sich  der 
Stempelwerth  auf  Grund  der  Ausdehnung  und  Zahl  der  Papier- 
bogen, welche  für  den  stempelpflichtigen  Act  verwendet  wurden, 
und  nach  dem  Gegenstand  und  der  Summe,  über  welche  dieser  Act 
stAfcittik  des  handelte  (Tit.  I.  Art.  2.). 
Enregirtrement.  p-^  gesammte  aus  dem  Enregistrement  und  den  übrigen  Taxen 
erzielte  Staatseinnahme  betrug  vor  der  Revolution  kaum  15  Hillioneo, 
seit  1789,  wo  es  50  Millionen  abwarf,  ist  es  im  steten  Steigen  begriffen 
gewesen  und  war  im  Jahre  1S40  schon  215  Millionen  ^). 


Dls  Biiefpoet. 


Besondere  und  ausserordentliche  Staatseinnahmen. 

Zu  den  besonderen  Einnahmen,  welche  die  Revolution  schal, 
gehörten  jene  der  Brie^ost.  Ich  werde  im  Folgenden  die  Ver- 
waltung des  gesammten  Postwesens  darstellen.  Hier  will  ich  der- 
selben nur  gedenken,  so  weit  sie  eine  directe  Quelle  der  Staatsein- 
nahmen war.  Und  zu  diesen  zählt  nur  die  Briefpost.  Sie  wurde 
zuerst  von  den  Universitäten  als  ein  Monopol  ausgebeutet.  Heinrich  HL 
errichtete  schon  1576  in  allen  Universitätsstädten  besondere  königliche 
Botenämter  für  den  gesammten  Briefdienst  aller  Einwohner  und  schuf 
dadurch  eine  ganz  beträchtliche  Einnahme.  Im  Jahre  1719  löste  der 
Staat  das  Postprivilegium  von  den  Universitäten  ab  und  verwaltet 
seit  dieser  Zeit  die  Briefpost  in  der  ganzen  Ausdehnung  des  Rmchs. 
Die  Einnahme  daraus  wurde  ein  Staatsmonopol.  Die  Constituante 
acceptirte  die  ganze  Postordnung  und  behielt  das  Monopol  bei.  Nor 
brachte  sie  in  die  Abgabe  eine  grössere  Ordnung  durch  die  AofstelloDg 
einer  allgemeinen  Durchschnittstaxe  für  die  Beförderung  von  Briefen, 
Packeten  und  Geldsendungen.     Dafür  wurden  die  Entfernungen  von 


1)  Decret  vom  12.  December  1790  bis  18.  Februar  1791. 

2)  Gesetz  Tom  30.  September  1797  (9.  Yenddmiaire  an  VI.). 

3)  Foncart  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  232. 

4)  Laferri&re  a.  a.  O.  S.  293. 
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eiDem  Hauptpunkt  zu  einem  andern  Hauptpunkt  als  Maassstab 
angenommen  und  für  alle  Orte  zwischen  je  2  solchen  Punkten  die 
Taxe  gleich  angesetzt.  Ein  Durchschnittsgewicht  wurde  die  andere 
Grundlage  und  jedes  Uebergewicht  besonders  besteuert.  Niemand 
sollte  mehr  ein  Freibeitsprivilegium  geniessen,  als  die  öffentlichen 
Beamten  für  Dienstsendungen  und  die  Mitglieder  der  Gesetzgebung 
während  der  Zeit  der  Session.  Zum  Kennzeichen  solcher  Sendungen 
ffihrte  das  Gesetz  für  die  Behörden  besondere  Stempel  ein  ').  Das 
Dh-ectorium  erkannte  deutlich,  dass  sich  durch  die  Herabsetzung  der 
Portotaxe  die  Sendungen  vermehren  würden  und  somit  auch  die 
Einnahmen  dafür,  und  versuchte  es  eine  kurze  Zeit  mit  einem 
niederen  Durchschnittstarif,  aber  die  dringende  Finanznoth  machte 
bald  die  Erhöhung  wieder  nothwendig  >).  Auf  Grundlage  dieser  Ge- 
setze aber  nahm  doch  die  folgende  Zeit  eine  Tarifreform  vor,  die  so  ein- 
fach und  weise  war,  als  das  ganze  Briefpostwesen  und  seine  Verwaltung 
in  Frankreich  grossartig  ist.  Vom  Jahre  1816  steigerte  sich  bis 
1845  die  Einnahme  daraus  von  21  auf  54  Millionen,  die  Zahl  der 
Briefe  von  45  Millionen  auf  108  Millionen,  dann  auf  127  Millionen, 
weil  man  den  Zuschlag  für  den  Botenlohn  der  ausserhalb  eines  Post- 
ortes versandten  Briefe  wegliess.  Die  seit  1849  mit  der  Distance  steigende 
Scala  und  das  einfache  Markensystem  hat  weitere  grossartige  Erfolge 
nach  sich  gezogen.  Kaum  3900  Gemeinden  von  38,000  sind  heute  ohne 
tägliche  Post  Verbindung  '). 

Weiter  gehörten  zu  den  besonderen  Einnahmen  das  Product  aus         Di« 
den  Geldstrafen,  deren   Erhebung  den    Tribunalen  überlassen   war.    ^vlffenux*« 
Die  Zusammenfassung  der  Einnahmen  aus  denselben   und  ihre  allge-      u.  dergi. 
meine  Verwaltung  gehörte  der  Regie   d'enregistrement  *).     Napoleon 
fährte  dann  mit  dem  Verbot  des  Waffentragens  eine  besondere  Taxe 
ein  für  den  Erwerb  der  Erlaubniss  dafür  und  verband  gleichfalls  mit 
der  Regie  d'enregistrement  die  Verwaltung  derselben  und  die  Ausstellung 
der  Waff^enpässe^).    Bei  der  Darstellung  des  Münzwesens  werde  ich 
ausführlicher  darauf  zu  sprechen  kommen,  wie  auch  dieses  im  soge- 
nannten  Schlagschatz   eine  Einnahme   abwarf.     Desgleichen    machte 
der  Staat  aas  der  Ertheilung  von  Erfindnngsprivilegien  eine  Einnahme- 
quelle wegen  des  Schatzes,  den  er  dem  Einzelnen  gewährte  *),  und  aus 


1)  Decret  vom  22.  Augast  1791.    Dccret  vom  3.  September  1792. 

2)  Decret  vom  27.  December  1795  (6.  Nivöse  an  IV.)  und  24.  Juni  1796. 

3)  Hock  a.  a.  O.  8.  507. 

4)  Code   d'instruction  crim.  Art.   11   und   197.     Decret  vom   19.  Decem- 
ber 1790.  Art.  19. 

6)  Decret  vom  11.  Juli  1810. 
6)  Gesetz  vom  14—25.  Mai  1791. 
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der  AafrechthaltiiDg  der  gesetzlich  bestimmten  Haasse  und  Gewichte^ 
welche  gegen  Erlegung  einer  Taxe  gestempelt  werden  massteo  um 
Schatz  der  Gesammtheit  gegen  den  Einzelnen  ^). 
i>ie  Zu  den  ausserordentlichen  Einnahmen  gehörten  for  die  Ziät  der 

^*s?euei^.*"    Revolution  die  patriotischen  Steuern,  die  eine  grosse  RoUe  dem  schönen 
Namen  nach,  aber  keineswegs  der  That  nach  spielten.  Wohl  Terzeicboet 
die  Geschichte  rührende  Beispiele  von  patriotischer  Aufopferung,  Kinder 
brachten  ihre  Taschengelder,  Frauen  ihren  Schmuck,  ein  armes  Mädcha 
verkaufte  ihr  schönes  Haar,  alte  Soldaten,  die  nicht  auf  dem  Schlaiht* 
felde  kämpfen  konnten,  entsagten  ihrer  Pension,  selbst  wenn  sie  kein 
anderes   Erhaltungsmittel   hatten  —  aber  all   diese   schönen  That«D. 
wohl  geeignet,  Begeisterung  zu  erregen,  konnten  den  Staatsschatz  ni  tt 
retten,   der  mit  Millionen  gefällt  sein   wollte.     Die  Einnahmeo,  ^in 
man  aus  den  patriotischen  Gaben  erzielte,  wies  die  ConstitaaDte  der 
Kasse  der  ausseroi deutlichen  zu '').     Die  spätere  Zeit   konnte  nicht  -. 
mehr  auf  die  Mildthätigkeit  des  Volkes  warten,  um  ausserordentiicbe 
Ausgaben  zu  decken,  und  da  man  in  der  That  auf  der  einen  Seite  i 
schon  dahin  gekommen  war,  einen  alten  Fehler  als  Gesetz  anzosebeo. 
den,  dass  die  Masse  des  Geldes  Reichthum  sei,  und  darnach  ohne  jede 
Rechnung  Papiergeld  fabrizirte,  gelangte  man  auf  der  anderen  Sei«  ' 
auch  wieder  dahin,  dass  man  es  nehmen  konnte,  wo  man  es  fand,  ns-i  { 
Die         ohne  Gesetz.    Der  Convent  führte  die  Zwangsstenern  ein,  mit  dene£  | 

zwaarseteaern.  ^^  pjöt^üch  10,  20,  30  Pfoceute  jcdes  Jahreseinkommens,  besondtr?  ■ 
das  der  als  reich  geltenden  Leute,  in  Anspruch  nahm  ').  Selbst  da.« 
Directorium  gebrauchte  noch  in  der  Noth  des  italienischen  Feldzag'e> 
dieses  Mittel  ^).  Napoleon  verwandelte  diese  ausserordentlichen  Steoers 
in  Zuschlagsteuern  und  legte  dieselben  auf  die  Grund-,  Personal^  Mo- 
biliar- und  Luxussteuer  ^).  So  verwischte  er  das  Gewaltsame  derselben 
aber  er  machte  sie  unmerklich  zu  einer  noch  drückenderen  Last,  da 
er  sie  so  auch  auf  die  Armen  legte  und  nicht  blos  auf  die  Reichen, 
sebinit.  So    fand   und    ordnete    die   Revolution   die   Quellen   der  Staat«:- 

einnahmen  und  die  folgende  Zeit  baute  darauf  weiter.  Trotz  der 
Hasse  derselben  und  der  Gewaltthätigkeiten,  die  dabei  unterliefeD. 
behauptete  doch  ein  streng  rechtlicher  Geist  immer  mehr  die  Herr- 
schaft über  die  Staatswirthschaft.  Er  fand  seinen  besiten  Ausdruck 
in  den  beiden  obersten  Sätzen  der  Gesetzgebong  und  ConstitutioDea 


1)  Gesets  Tom  1— S.  August  1793. 

2)  Decret  vom  26.  Februar  bis  4.  Hai  1791. 

3)  Decret  vom  22.  Juni  1793  and  Decret  Tom  3.  September  1791 

4)  Decret  vom  6.  Angost  1799  (19.  Thermidor  an  YIL). 

5)  Geseti  Tom  18.  Norember  1799  (27.  Bnimaire  an  YIIL). 


SuatihAttfthalt. 
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welche  seit  der  ReyoLation  unanfhörlich  anerkannt  wurden:  „AUe 
Franzosen  tragen  ohne  unterschied  zu  den  Staatslasten  bei,  and  zwar 
nach  der  Grösse  ihres  Vermögens.  Alle  Personal-  und  Realprivilegien 
in  dieser  Beziehung  sind  für  immer  abgeschafft.  Die  Steuererhebung 
geschieht  bei  allen  Bürgern  und  von  allen  Gütern  in  derselben  Art 
und  nach  denselben  Formen  *).  Die  Volksvertretung  ist  die  einzig 
rechtliche  Gewalt,  welche  sie  bestimmen  kann.^ 


Her  8ta»tirtiaiuilialt  und  «eine  ¥envaltuiiir« 

Der  Staatsschatz. 
Nirgends  tritt  der  absolute  Geist  der  französischen  Staatswirth-  D«r 
Schaft,  ja  selbst  der  des  ganzen  Staates  so  mächtig  hervor,  als  in  dem 
Begriff  des  Staatsschatzes  und  der  Verwaltung  desselben.  Und  nicht 
eine  blos  augenblickliche  Erscheinung  bringt  dies  zum  Ausdruck,  son- 
dern die  ganze  staatliche  Entwickelung  Frankreichs  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  zur  Revolution,  von  da  an  bis  auf  die  Gegenwart.  In  jener 
Zeit  entwickelte  sich  nur  derselbe  Process  in  der  engen  privatrechtlichen 
Anschauung  des  Mittelalters,  und  die  Person  des  Königs  ist,  wie  ich 
schon  gezeigt,  der  absolute  Gewalt-  und  Herrschaftsausdruck.  Seit 
der  Revolution  aber  ist  es  der  absolute  Staatsbegriff,  in  dem  sich  alles 
staatliche  Leben  wiederfindet,  von  dem  alles  durchdrungen  werden 
soll.  Der  Staatsschatz  hatte  sich,  von  diesen  Begriffen  beherrscht, 
einst  als  die  Vermögenskraft  des  Königs  entwickelt.  Wie  er,  einheit- 
lich untrennbar  in  seiner  Gewalt  und  absolut,  so  war  es  jener.  Will- 
kürlich in  der  Auffindung  und  Ausbeutung  der  Quellen,  die  ihn  füllten, 
war  er  ebenso  willkürlich  in  seiner  Verwaltung  und  Verwendung  der 
Mittel,  die  er  besass.  Nur  der  Charakterzug,  den  er  heute  noch  trägt, 
zeichnete  ihn  aus,  der,  dass  er  in  sich  die  absolute  und  einheitliche 
staatliche  Macht  repräsentirte.  Die  Revolution  anerkannte  ihn  in 
dieser  Erscheinung  und  die  Geschichte  hat  ihn  bis  auf  die  Gegenwart  in 
derselben  erhalten.  Der  Staatsschatz  ist  eine  absolute  Macht  für  das 
gesammte  Reich,  nichts  zweigt  sich  als  ein  selbstständiges,  frei  wirken- 
des Glied  von  ihm  ab,  alles,  was  seinem  Leben  ähnlich  ist,  ist  so  mit 
ihm  verbunden,  dass  es  ebenso  absolut  von  ihm  abhängig  ist,  als  er 
allein  absolut  selbstständig.  Nur  der  Staatsbegriff  selbst  steht  über 
ihm.    Die  höchste  Executivgewalt  und  die  Gesetzgebung  allein  sind 


*)  Qesets  vom   11.  August  bis  21.  September  1791.   Art.  9,  und  28.  No- 
vember bis  1.  December  1790. 
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seine  persönlichen  Repräsentanten,  wirken  auf  ihn  ein  und  bestimmeD 
seine  Thätigkeit  und  Wirkung.  Alle  Einnahmequellen  von  allen  Theiien 
des  Landes  ergiessen  sich  in  ihn,  alle  Ausgaben  gehen  ohne  jede  Ver- 
zögerung und  fast  ohne  Verminderung  von  ihm  aus,  vertlieilen  sich  über 
das  ganze  Land  und  befriedigen  aus  einem  Punkte  alle  Bedürfniss«^ 
des  Staates,  wo  und  wann  immer  sie  sich  zeigen.  Keine  Gemeiudt. 
keine  Provinz  existirt  neben  ihm  und  ausser  ihm  mit  einem  aatODom*»ii 
Willen  und  einer  frei  wirkenden  Kraft.  Kein  nationales  Element,  vie 
z.  B.  in  England  die  Bank,  steht  dem  staatlichen  Factor  zur  Seitf. 
Es  ist  ein  gewaltiger  Mechanismus,  der  den  ganzen  Staat  uiufäs^r. 
überall  seine  öffentlichen  Kassen  für  Einnahmen  und  Aosgabei 
hat  und  in  dem  Staatsschatz  und  seiner  Verwaltung  seinen  Mittel- 
punkt für  alle  wirkenden  Kräfte  findet.  Die  absolute  Einheit  \m\ 
Gleichheit  des  Staates,  welche  die  Revolution  begiundete,  is^t  aod 
die  absolute  Einheit  und  Gleichheit  der  finanziellen  Wirthscbalt,  weifk 
kein  Zwischenglied  duldet.  Verschieden  dadurch  von  allen  Staat^r. 
Europas,  hat  Frankreich  in  dieser  Verschiedenheit  das  ihm  ei^ 
thümliche  Wesen  zu  einer  Vollkommenheit  entwickelt,  welche  bt^vvi* 
dernswerth  und  in  der  administrativen  Geschichte  ganz  einzig  da 
steht.  Die  Revolution  legte  auch  dafür  die  grossen  und  breitei»tA 
Grundlagen. 
Dm  Badg«t  Ich  habe  versucht,  die  verschiedensten  Finanzquellen  des  Staat^ 

'"lic'hrBiidu'nf!  darzustellen.  Ich  will  sie  jetzt  nur  in  der  Mitte  des  Staatsschataes  v- 
einer  Einheit  zusammenfassen,  wie  sie  in  den  hervorragendsten  Ztfe^ 
während  der  Revolution  zum  Ausdruck  kommen.  Sie  finden  sich  sei: 
dieser  Zeit  «summarisch  in  dem  Begriff  des  öffentlichen  Budgets,  tien 
Necker,  wie  ich  schon  erzählt,  von  rein  kaufmännischen  Grundsatzes 
über  den  öffentlichen  Credit  geleitet,  zuerst  in  seinem  berübotei! 
Compte  rendu  von  1781  aufgestellt  und  die  Revolution  gesetzlich  efit- 
vrickelt  hat.  Erst  seit  der  Revolution  ist  das  Staatsbudget  die  jalu- 
liche  Basis  des  gesammten  Finanzsystems  und  gehört  durch  setir 
gesetzliche  Ordnung  in  den  Constitutionen  zu  den  Grundsätzen  ^ 
öffentlichen  Rechts.  Es  sichert  die  Centralisation  in  einem  eiiuigrc 
Bilde  von  den  Einnahmen  und  Bedürfnissen  des  Staates  ebenso,  «ir 
die  verwaltende  Einheit  des  ganzen  französischen  Finanzsystems,  welcbe 
eben  die  Ordnung  des  Staatsschatzes  bildet^).  Die  Gesetigeban^ 
allein  ist  die  Centralisationskraft  für  jene,  denn  ^e  bestimmt  ^ 
Maass  aller  Bedürfnisse  des  Staates  und  die  Art  der  Befriedi^oi^ 


*)  Constitution  vom  Jahre  1791  Tit.  I.  Art  2,  Tit  V.  Art.  1—6.  Cobä 
tation  vom  Jahre  1798  Art  20, 101.  Constitation  yom  Jahre  UI.  Art  SOi-Sl^ 
Constitution  vom  Jahre  VUI.  Art.  45. 
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derselbeD  >).  Die  höchste  Execntivgewalt  ist  die  Gentralisationskraft 
för  diese,  denn  sie  allein  bestimmt  die  Ordnung  der  Ausgaben,  die  Ver- 
wendung der  Einnähmen  und  wird  darin  nur  von  dem  Gesetz  be- 
herrscht*). Beide  im  Budget  wirkenden  Factoren  finden  ihre  Vereinigung 
in  dem  Begriff  des  Finanzgesetzes  ').  Diesen  Grundsätzen  gemäss  er- 
scheinen auch  in  den  Verhandlungen  aller  Gesetzgebungen  der  Revo- 
lutionszeit für  jedes  Verwaltungsjahr  die  Budgetvorlagen,  welche  die 
Gesetzgebungen  als  Gesetze  verkünden,  und  neben  ihnen  die  Vorlagen 
der  Execntivgewalt  über  die  Vertheilung  der  Einnahmen  des  Staats- 
schatzes und  die  Verwendung  nebst  der  darnach  erfolgenden  Rechnungs- 
legung. Aber  bis  zur  Zeit  Napoleon's  wird  es  schwer  sein,  eine  wahre 
und  sichere  Zahlenreihe  der  Budgets  der  verschiedenen  Jahre  aufzu- 
fuhren; denn  wie  die  gesetzliche  Ordnung  allenthalben  durch  die 
Revolution  vernichtet  wurde,  so  verfiel  auch  jene  des  Staatshaushalts. 
Die  in  den  Budgets  aufgeführten  Einnahmen  wurden  nie  vollständig 
eingebracht,  und  wir  haben  gesehen,  dass  erst  Gaudin  berichten  konnte, 
dass  nach  zehnjähriger  Verwirrung  und  unredlicher  Wirthschaft  das 
erstemal  im  Jahre  IX.  die  Steuern  erhoben  werden  konnten  für  das 
Jahr  und  mit  Beginn  desselben,  in  dem  sie  auch  verwendet  werden 
sollten.  Die  Ausgaben  des  Staates  verfielen  bei  dieser  Wirthschaft 
gleichfalls  der  Willkür,  und  immer  mehr,  je  mehr  neben  den  ordent- 
lichen Einnahmen  die  willkürliche  Geldfabrikation  und  Erzeugung  eines 
werthlosen  Papiers  neben  dem  Zwang  der  Guillotine  imaginäre  Summen 
erzeugten,  aus  denen  man  die  Staatsbedürfnisse  berechnete  und  mit 
denen  man  sie  befriedigte. 

Nach   dem  Gompte   rendu    von   1781    betrugen   die    Einnahmen      stattitik 
264,154,000    Livres   und    die    Ausgaben    253,954,000    Livres.     Diese    <i«  nadgeta. 
günstige  Stellung  des  Budgets  hatte  Necker  durch  eine  während  seiner  und"  cowm. 
vierjährigen  öffentlichen  Thätigkeit  abgeschlossene  Anleihe   von  end- 
lich 530  Millionen  Livres  erzielt.     Der  öffentliche  Credit  hatte   sich 
seinem   Wahlspruch   Probite   et  Publicite   angeschlossen,    die  Rente 
hatte  sich  von  16  Procont  auf  8  Procent  gestellt,  in  dem  Staatsschatz 
lagen  80  Millionen  Werthe,  und  84  Millionen  des  Einkommens  des 


1)  Constitation  vom  Jahre  1791  Tit  III.  Chap.  lU.  Art  1.  No.  2,  3,  4 
und  Tit  y.  Art  1.  Constitution  vom  Jahre  1798  Art  101.  Constitation  vom 
Jahre  in.  Art.  30«  und  814.    Constitution  vom  Jahre  VIII.  Tit.  HI,  Art  26. 

2)  Constitntion  vom  Jahre  1791  Tit  m.  Chap.  II.  Sect  4.  Art.  7  and 
Chap.  IV.  Sect  2.  Art  4.  Tit  V.  Art.  8.  Constitution  vom  Jahre  III.  Art  308 
and  809.    Constitation  vom  Jahre  vm.  Art.  46,  67  und  69. 

3}  Constitation  vom  Jahre  1791  Tit  HL  Chap.  HI.  Sect.  8.  Art.  8.  Con- 
stitation vom  Jahre  1798  Art  20.  Constitation  vom  Jahre  m.  Art.  802  und  808. 
Constitation  vom  Jahre  YIII.  Art.  46. 
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folgenden  Jahres  waren  im  Voraus  schon  gesichert  ^).  Er  war  es,  der 
seit  Sully's  Zeiten  das  erstemal  wieder  den  Staatscredit  eröffnete  und 
aas  ihm  selbst  einen  Theii  des  Staatsschatzes  machte.  Mit  seinem 
Abgang  sank  derselbe  wieder,  der  Staatsschatz  wurde  durch  die  will- 
kfirliche  Wirthschaft  Joly  de  Fleury's,  die  Planlosigkeit  D'Ormeston's 
und  die  Schwäche  Galonne's  immermehr  zerrüttet,  so  dass  Necker  bei 
seinem  Wiedereintritt  ins  Ministerium  1789  den  einberufenen  Etats 
generaux  ein  Budget  vorlegen  musste,  dessen  Einnahmen  an  475,294,000 
Livres  und  dessen  Ausgaben  53 1 ,533,000  Li vres  betrugen,  also  ein  jährliches 
Deficit  von  56,239,000  Livres  auswiesen.  Ja  mit  der  Hiuzufögung  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  stellte  sich  dieses  auf  160,827,492  Livres*). 
Die  Constituante  ging  auf  seine  Vorschläge  ein,  das  Deficit  durch  Ab- 
schaffung aller  Privilegien,  durch  eine  grössere  Ordnung  in  der  Steuer- 
erhebung und  den  Steuern  selbst  zu  beseitigen.  Allein  das  Deficit,  im 
Monat  April  noch  auf  56  Millionen  berechnet,  stieg  bis  zum  September 
auf  81  Millionen  und  zeigte  sich  in  dem  Voranschlag  für  die  nächsten 
3  Monate  abermals  um  61  Millionen  erhöht.  Nur  mit  grosser  Mühe 
hielt  das  Schatzcomite,  das  die  Constituante  errichtete  und  in  denen 
Gaudin,  Devaines  aus  der  Schule  Turgot's  und  Lavalette  de  Lange, 
La  Fontaine  und  andere  in  der  napoleonischen  Zeit  erst  hervortretende 
Männer  sassen,  die  an  allen  Enden  unterwühlte  Staatsverwaltung  auf- 
recht Man  warf  im  Jahre  1791  ein  Budget  aus  mit  einem  Ueberscbuss 
von  2,975,000  Livres,  bei  einer  Einnahme  von  583,975,000  und  Aas- 
gabe von  581,000,000,  aber  gewiss  waren  diese  Zahlen  blos  auf  dem 
Papier  und  ohne  reellen  Werth.  Die  Assignatenfabrikation  war  das 
alleinige  Mittel,  welche  diese  Schein werthe  herstellte.  Selbst  die  Be- 
wirthschaftung  war  bei  der  allgemeinen  Geldnoth  von  einer  grenzen- 
losen Willkür.  Man  gab  den  Personen,  die  König  Ludwig  zu  Yarennes 
arretirten,  2  Millionen  Geschenk  zu  derselben  Zeit,  als  man  das  Ustt 
rouge  schon  kannte,  und  übte  so  die  gleichen  Willkürlichkeiten  nur 
für  andere  Zwecke ').  Die  Constituante  hatte  grosse  Pläne  für  die 
Reformen  des  Staatsschatzes,  aber  es  blieb  ihr  keine  Zeit  zu  deren 
Durchführung.  Vom  Jahre  1791  bis  zum  Jahre  VL  der  Republik  sind 
alle  aufgeführten  Werthe  des  Staatsschatzes  nur  imaginäre  Grössen; 
denn  es  ist  sicher,  dass  die  Ausgaben  weder  vom  Staatsschatz  qnittirt, 
noch  die  Einnahmen  an  ihn  abgeliefert  wurden.  Die  Millionen,  die 
der  Staatsschatz  zu  dieser  Zeit  verschleuderte,  die  er  verlor,  diese 


1)  Necker:   Administration  a.  a.  O.  Bd.  L  Chap.  VI.  Bd.  IL  Chap.  XU 
lind  Bresson:   Histoire  €nanciire  de  la  France  Bd.  II.  S.  56  q.  ff. 

2)  Etats  g^n^raux  rem  5.  Mai  1789. 
8)  Bresion  a.  a.  O.  Bd.  11.  S.  143. 
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JUiliionen  sind  die  »eigentlichen  Kosten  der  Revolution  ^)/*  Eschasseriaux     Dai  Direc- 
weist  als  Berichterstatter  der  Finanzcommission  des  Rathes  der  Fünf-  <,*®^'""'™. 

StaAttbaoBbalt. 

hundert  für  das  Jahr  IV.  eine  Summe  von  3000  Millionen  als  Ausgabe- 
ludget  auf,  wovon  1300  Millionen  als  Kosten  der  Armee  und  der 
Marine  entfallen  und  900  Millionen  für  die  innere  Verwaltung  und  die 
nöthigen  Kornkäufe  ^).  Als  Faypoult  1795  ins  Finanzministerium  trat, 
übersah  man  zum  ersten  Mal  wieder  die  grenzenlose  Verwüstung  des 
Staatsschatzes.  Ein  Louisd'or  kostete  3200  Livres  in  Assignaten,  die 
Assignaten  zu  100  Livres  kaufte  man  um  15  Saus.  Die  Ausgabe  der 
Assignaten  selbst  wurde  auf  40  Milliarden  berechnet.  Um  ihren  Ver- 
kehr zu  erleichtern,  fabrizirte  mfin  Assignaten  zu  10,000  Livres.  Die 
Staatsschuld,  in  einem  Capitalworth  von  4  Milliarden,  verzehrte  200 
Millionen  Interessen.  Neben  diesen  Lasten  des  Staatsschatzes  zählte 
man  ein  Schatzvermögen  von  28,804,000  Livres  und  5  Millionen  Gold- 
stücken. An  Assignaten  besass  mau  619  Millionen  mit  einem  Realwerth 
von  14  Million.  Die  täglichen  Ausgaben  beliefen  sich  auf  50  Millionen 
Papier  oder  125,000  Livres  Werth.  „Die  Noth  an  Geld  war  so  gross, 
dass  Napoleon  nicht  mehr  als  2000  Louisd'or  bekam,  die  er  in  einen 
Wagen  packte,  um  Italien  zu  erobern').'*  Erst  als  nach  der  schwachen, 
aber  redlichen  Finanzleitung  Ramel's,  Robert  Lindet  in  das  Ministerium 
trat,  änderte  sich  die  traurige  Lage  des  Staatsschatzes.  In  den  ersten 
Tagen  des  December  1799  waren  alle  Staatsdienste  gesichert  und  die 
Armee  verstärkt,  nicht  blos  um  zu  widerstehen,  sondern  auch  zu 
siegen.  Dennoch  aber  verschwindet  nach  unerklärten  Abzügen  das 
StaatsvermOgen  während  des  ganzen  Directoriums.  Dubois  des  Vosges 
berichtete  als  Redner  des  Staatsrathes  dem  Corps  l^gislatif  ^) ,  dass 
die  Ausgaben  des  Jahres  V.  auf  509  Millionen  mit  Einbegriff  von 
248  Millionen  für  Renten  und  Pensionen  aufgeführt  waren,  also  ordent- 
liche Aasgaben  344  Millionen.  Die  ordentlichen  Einnahmen  erwiesen 
422  Millionen,  so  dass  also  das  Budget  einen  Ueberschuss  von  78 
Millionen  hätte  ausweisen  können.  Ramel  giebt  die  Ausgaben  dieses 
Jahres  auf  1  Milliarde,  die  Einnahmen  auf  568,421,555  Livres  an,  von 
denen  aber  nur  340  Millionen  eingebracht  werden  konnten  ^).  Vom 
Jahre  VL  an  sollte  jede  Decade  von  den  Ministern  Rechnung  gel^ 
werden  und  das  Directorium  die  Ausgaben  besonders  befehlen.  Das 
Coips  legislatif  setzte  die  Ausgaben  in  Hasse  auf  616  Millionen,  da 


1)  Ramel  a.  a.  O.  S.  14. 

2)  Rath  der  Fünfhundert  vom  13.  November  1796  (22.  Bramaira  an  IV.). 

3)  Bresflon  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  176. 

4)  C.  L.  vom  18.  Ventdse  an  VIII.  Mon.  Bd.  XIX.  702. 

5)  Ramel  a.  a.  O.  S.  64. 

Rieht tr:   StMU-  oiid  Oesellfcbaftareeht.  n>  2f 


StuatBh:iu.Mh.Hlt. 


402  Organisation  der  SUaU-  im4  Yolkswirthacbaft. 

die  Uinister  bei  der  guten  Ordnung  dieses  Jahree  auch  die 

dem  entsprechend  als  gesichert  darstellten.    Dubois  wies  aber 

hier  wieder  aus  den  verschiedenen  Berichten  nach,  dass  man  eigoitlich 

über  einen  Ueberschuss  von  47  Millionen  liabe  verfugen  ktaneti.    Mit 

den  Staatsstreichen  aber  wurde  das  Vertrauen  wieder  wankend,  imd 

die  unenthüilbare  Confusion   der  letzten  Regierungsjahre  des  Direc- 

Napui'on  im    torlums  niBchten  zumeist  den  18.  Brumaire  möglich  ■)•  Napoleon  hx4 

nach  diesem  Tage  U^fOOO  Francs  in  Gold  in  dem  Staatsscbatie!    Die 

Truppen   waren  ohne  Sold,  alle  öffentlichen  Beamten  ohne  Gduilt  *}. 

Da  trat  denn   mit  Napoleon  Gaudin  die  Finanzleitnng  an.   In  den 

oben  erwähnten  Belichte   erklärte  schon    Dubois,   daas  eine  strenge 

Ordnung  und   genaue  Controle  der  Staatseinnahmen   und  Anagabeo 

eingeführt  werden  müsse.    Das  Budget  sollte  als  ein  Friedensbodg^ 

festgestellt  und  für  die  Kriegsfuhrung  dem  Gouvernement  nar  ein  ausaa- 

ordentlicher  Credit  bewilligt  werden.  Die  Einnahoien  des  StaatsscbaUeä 

sollten  nicht  durch  Erhöhungen  der  Steu^n  vermehrt  werden,  soodtm 

aus  der  Erhöhung  der  Cautionen,  dem  ordentlichen  Verkauf  der  E»i' 

granteu-  und  Nationalgüter,  dem  Wiederkauf  der  Renten  u.  deigl.   L^ 

Budget  des  Jahres  IX.  wurde  auf  547,016,817  Francs  Einnahmea  nttl 

415  Millionen  Francs  Ausgaben  festgesetzt,  doch  verlangte  daa  C^ 

sulat,  dass   diese  ohne   besondere   Vertheilung  in  Masse  au  seatf 

Disposition  gestellt  werden  sollten.   Die  Gesetzgebung  acceptirte  die»« 

Vorschlag,  obgleich  sie  dadurch  des  Rechtes  verlustig  ging,  die  Vtf* 

Wendung  zu  coutroliren  und  Vergleiche  anzustellen.   Das  Goavemencfit 

aber  bedurfte  dieser  Freiheit,  weil  es  schwerlich  bei  der  gewohntes 

Vertheilung  der  Summen  unter  die  einzelnen  Ministerien  in  Stsaäi 

gewesen  wäre,  ohne  Verletzung  des  Budgets  die  Kriege  s«  ffiluw- 

Auf  Kosten  des  Kriegsministeriums  wurden  die  übrigen  Verwaltso^5> 

tlieile  eingeschränkt  und  in  ihren  Ausgaben  auf  ein  MiaiiBttm  beiab* 

gesetzt.    Die  Einnahmen   des  Staatsschatzes  waren   von  nan  an  i» 

dauernden  Steigen.    Im  Jahre  X.  führte  man  500  MillioaeD,  im  Jakre 

XI.  762  Millionen  an '),  aber  selbst  in  der  glorreichsten  Zelt  Napoieos^ 

1810,  erhoben  sie  sich  nur  auf  922,9  Millionen,  während  die  Bcslaiirat)« 

sie  auf  986,s  Millionen  im  Jahre  1828  und  29,  die  Regierung  Loab 

Philipp's  1847  schon  auf  1342,8  Millionen  emporhob.    Seihet  io  dte 

Erschütterungen  der  Revolution  1848  blieben  ae  auf  der  Höhe  »oo 

1207,3  bis  1273,3  Millionen.   Dennoch  scheint  mit  dem  zweiten  KaHf* 


1)  Rainel  a.  a.  O.  S.  68. 

2)  BreMAon  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  192. 

3)  Administrntiou  des  finances   de  )a  r^publiqne  fran^iM,  anato  VÜl 
IX.  et  X.  Bd.  ir. 
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reich,  das  noch  reichere  Quellen  eröffnet  hat,  eine  unQberschreitbare 
Grenze  derselben  erreicht  zu  sein.  In  Betreff  der  Ausgaben  erhielt 
die  Zeit  Napoleon's  durch  die  ungeheure  Thätigkeit  Gaudin*s  lange 
das  Gleichgewicht  mit  den  Einnahmen,  bis  vom  Jahre  XIII.  an 
ein  Deficit  sich  fand,  das  dauernd  nur  durch  Anleihen  ausgeglichen 
wurde.  Napoleon  übermittelte  endlich  der  Restauration  eine  Schulden* 
last,  welche  nothwendig  ein  Passivum  erzeugen  musste,  das  seit  1816 
nicht  mehr  aus  den  Jahresrechnungen  verschwunden  ist. 

Mitten  in  dieser  dauernden  Geldnoth,  der  \Vilikür  und  Unredlich-         Der 
keit  der  Einzelnen  entwickelte  sich,  merkwürdig  genug,  ein  ausser- ^^^*[JJ^'i^°'2^^ 
ordentlich  strenger  Verwaltungsorganismus  des   Staatsschatzes,  der  suatMchttset. 
fmlich  in  den  Gesetzen  nur  so  überzeugend  war,  aber  der  That  nach 
eben  erst  durch  die  Strenge  Napoleon's   eingeführt   und   behauptet 
werden  konnte.     Das  ancien  Regime  hatte  dafior  übrigens  eine  so 
complicirte  und  durch  zahlreiche  Irrgänge  gedrängte  Methode,  dass 
man  der  Revolution  für  das  gelieferte  Material  einer  neuen  Ordnung 
allein  danken  müsste,  seihet  wenn  sie  dieses  nicht  immer  vorwerthete  *). 

Die  Constituante  setzte  an  die  Spitze  der  Staatsschatzverwaltnng  du  scbatc. 
ein  Comite  de  tresorerie,  bestehend  aus  6  Mitgliedern  für  die  oberste  ^^^l^^x^' 
Verwaltung  und  3  Mitgliedern  der  Gesetzgebung,  welche  den  Be- 
rathungen  beiwohnen  und  die  Vorlagen  der  Inventur  des  Staatsschatzes 
entgegennehmen  sollten  *).  Die  gesammte  Schatzverwaltung  wurde  in 
6  Departements  getheilt:  1.  für  die  Tageseinnahmen  und  Ausgaben; 
2.  für  die  Ausgaben  des  Gultus,  der  Givilliste  und  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, Brücken  und  Wege  und  alle  inneren  Staatssachen;  3.  für 
die  Ausgaben  der  öffentlichen  Schuld  und  Pensionen;  4.  für  die  des 
Krieges;  5.  für  die  der  Marine  und  Golonien;  6.  endlich  für  die  Verwaltung 
des  gesammten  Rechnungswesens.  Je  ein  Comitemitglied  hatte  die 
Leitung  eines  dieser  Departements.  Alle  Zahlungsleistungen  wurden 
aus  zwei  Kassen  gemacht,  eine  Kasse  für  die  Detaileinnahmen  und 
Ausgaben  und  eine  für  die  Massenzahlungen  und  Leistungen.  Des- 
gleichen waren  die  gemeinsamen  Geschäfte  auf  je  3  Sitzungen  in  jeder 
Woche  vertheilt  In  der  ersten  wurden  die  Wochenrechnungen  gelegt, 
in  der  zweiten  die  Forderungen  der  Minister  geprüft  und  verrechnet, 
in  der  dritten  die  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Central-  und  Particular- 
imter  geprüft  und  gezeichnet.  Das  Comite  überwachte  von  seiner  Höhe 
die  gesammte  Finanzverwaltung  und  stand  ausschliesslich  nur  unter 
dem  Corps  legislatif.  Der  Präsident  stattete  dem  König  alle  14  Tage 
einen  Generalbericbt  ab,  welcher  von  Monat  zu  Monat  veröffentlicht 


1}  Ramel  a.  a.  O.  S.  76. 

S)  Deeret  vom  SO.  März  1790. 
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werden  sollte  '}.    Das  Gomite  nahm  jetzt  den  Namen  einer  National- 
schatzverwaltung  an   (Tresorerie   nationale)  *).    Erst  die  Legislative 
brachte  eine  Aenderung  in  dieser  Verwaltung  hervor,  indem  sie  jedem 
der  6  Commis^äre  einen  der  6  Verwaltungskreise  ausschliesslich  zu- 
wies *)  und  der  obersten   Verwaltung  ein  Generalbureau  der  Conre- 
spondenz    beigab,   das,    in    4    Sectionen  getheilt,    unter  dem  (Befehl 
der  Schatzverwaltung  die  Vermittclung  mit  allen  Qbrigen  Pinanzämteni 
leitete,   Berichte  über  die  gesammte  Finanxwirthscbaft  empfing  und 
nach  oben  hin  wieder  erstattete.   Den  beiden  Staatsschatzkassen  wurde 
jetzt  noch  ein  Geneialcontroleur  zugetheilt,  dem  zu  jeder  Zeit  alle  Büebcr 
und  Protocolle  offen  stehen  sollten.    Ffir  die  Verrechnung  führte  dieses 
Gesetz  auch  einen  neuen  und  streng  gegliederten  Geschäftsgang  ein. 
Die  Minister  empfingen  durch  die  Gesetzgebung  die-  Zuweisung  ihrer 
£tats.    Nach  14  Tagen  hatten  diese  der  Schatzverwaltnng  die  Ver- 
theilung  auf  die  12  Monate  vorzulege^n.   Die  Monatsetats  waren  wieder, 
nach  wöchentlichen  Au^aben  vertheilt,  den  beiden  Kassen  mitzutheilen, 
welche    auf  Anweisung    der   Schatzcommissäre   die  Zahlungen  vor- 
nahmen. Das  Rechnungswesen  des  Staatsschatzes  gestaltete  sich  selbst 
wieder  dreifach.  Die  erste  Verrechnung  war  rein  innerlich  und  repräsen- 
tirte  die  Finanzlage  von  jedem  Tage,  14  Tagen,  Monaten  und  Jahren, 
welche  am  Ende  die  Summe  aller  Ausgaben  und  Einnahmen  darstellen 
sollte.   Die  zweite  umfasste  die  eigentliche  Kassenverrechnung,  welche 
einen  stets  vollständigen  Deberblick  aller  eingegangenen  und  verwende- 
ten Gelder  gab.    Darauf  ruhte  endlich  die  dritte  Verrechnung,  welche 
nebst  dem  Schluss  der  Rechnungslegung  alle  Ausgaben  und  Einnahmen 
klassificirte.  Für  das  Rechnungswesen  bestand  neben  dem  Staatsschate 
ein  Bureau  central  de  comptabilite.    Ausser  den  Tagesjoumalen,  deio 
Hauptbuch  und  den  besonderen  Registern  hatte  man  hier  noch  b^ 
sondere  Vergleichstafeln  eingeführt,   in  die  summarisch   die  Finanz- 
resultate von  10  zu  10  Jahren  eingetragen  werden  sollten  >  um  die 
Bewegung  des  Staatsvermögens   beobachten  zu  können.     Mit  dieser 
neuen  Ordnung   hatte   die  Constituante  die  Auflösung  der  in  ihrer 
Entstehung  bis  ins  fünfzehnte  Jahrhundert  zurückreichenden  Rechnungs- 
höfe, Cours  des  comptes,  verbunden  ^).   Die  in  jener  Zeit  sich  sichernde 
Einheit  des  Reichs,  die  grosse  Ausdehnung  desselben  und  die  unge- 
heuren Verschiedenheiten  der  Verwaltung  hatten  sie  nöthig  gemacht 


1)  Decret  vom  27-30.  Müra  1791. 

2)  Decret  vom  19.  April  1791. 

3)  Decret  ▼om  16.  Augast  bis  13.  NoTember  1791. 

4)  Decret     vom    6.     aud    7.     September     1790     und    4.    Juli    bi<   ^ 
August  1791. 
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und  bald  so  vermehrt,  dass  zur  Zeit  der  Revolution  noch  13  derselben 
io  Thätigkeit  waren.  Die  neue  Oi^anisation  unterschied  sich  von  der 
alten  besonders  durch  die  Ausscheidung  der  Gerichtsbarkeit  aus  der 
Competenz  des  Bureau  central,  welche  erst  wieder  die  Kaiserzeit  damit 
verbzind,  als  sie  in  ihrem  obersten  Rechnungshof  vollständig  die  alten 
Institutionen  wieder  belebte. 

Neben  dieser  ordentlichen  Staatsschatzverwaltung  errichtete  die  pi^  Kam« 
Constituante  eine  Kasse  des  Ausserordentlichen,  die  Gaisse  de  Textra-  «i«*"  AuMer- 
ordinaire,  welche  vor  allen  die  Assignatenfabrikation  und  der  Verkauf 
der  Nationalguter  nöthig  machte.  Dieser  musste  mit  seinem  ungeheuren 
Werthe  und  den  erzielten  Rinnahmen  besonders  verrechnet  werden, 
jene  bedurfte  sowohl  in  der  Ausgabe,  Einlösung,  Bewahrung  und  Zer- 
störung einer  ganz  ausserordentlichen  Sorgfalt.  Diese  Kasse  hatte 
einen  Commissar,  den  der  König  für  die  Verwaltung  ernannte,  und 
besondere  Schatzmeister  für  den  Schatzdienst  Nur  in  Folge  eines 
Decretes  konnte  hier  eine  Zahlung  geleistet  werden.  Alle  Monate  sollte 
von  den  Commissären  der  Gesetzgebung  eine  zweimalige  Kassen- 
inspection  vorgenommen  und  dabei  der  Verkauf  der  Nationalgüter, 
die  Ausgabe  der  Assignaten,  der  Ertrag  der  Ablösung  der  Feudal- 
rechte u.  dergl.  in  seinen  Resultaten  festgestellt  werden.  Diese  Kasse 
übermittelte  dann  auch  zur  Erleichterung  der  Ausgabe  den  Districts- 
kasscn  die  Assignaten  und  empfing  darüber  von  diesen  eine  besondere 
Verrechnung.  Zwischen  ihr  und  der  Staatsschatzverwaltung  bestand 
nun  für  die  Uebermittelung  von  Geldsummen  eine  Verbindung,  welche, 
wenn  sie  geschehen  sollte,  durch  die  Gesetzgebung  besonders  ange- 
wiesen werden  musste  ').  Endlich  wurden  dieser  Kasse  noch  ganz 
besondere  Finanzgeschäfte  überwiesen,  die  aus  dem  ancien  Regime 
datirten  und  mit  der  neuen  Staatsverwaltung  nicht  mehr  vermischt 
werden  sollten  ^).  Dadurch  wurde  sie  eigentlich  nach  der  Art  der 
Geschäfte  nur  ein  Debergangsinstitut ,  und  als  die  meisten  derselben 
zur  Zeit  des  Gonvents  theils  abgewickelt,  theils  durch  die  Abschaffung 
der  verschiedenen  Rechte,  welche  jene  erzeugten,  geradezu  aufgehoben 
worden  waren,  wurde  das  ganze  Institut  wieder  aufgelöst,  die  Gelder 
desselben  mit  der  Nationalschatzverwaltung  vereinigt  und  deren  Ein- 
nahmen auch  an  diese  gewiesen  ^).  Diese  Auflösung  aber  machte  jetzt 
in  der  Schatzverwaltung  einige  wichtige  Aenderungen  nöthig,  besonders 
in  Betreff  der  Assignatenfabrikation.  Für  diese  und  die  Verrechnung 
derselben  wurde  jetzt  eine   besondere  Fabrikationsdirection  ernchtet 


1)  Decret  vom  16.  Dccember  1790. 

2)  Dceret  vom  15.  Mai  1791,  17.  April  1791,  26.  Mai  1791. 

3)  Decret  vom  4.  Janaar  1793. 
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und  mit  der  Schatzvcrwaltung  vereinigt  ■).  Das  Directorium  aner- 
kannte diese  Oi*ganisatian,  niir  Gberwies  es  die  Ernennung  der  Sebati- 
commissäre  der  Gesetzgebung,  so  dass  der  Rath  der  Fünflniodeit 
die  Gandidaten  aufstellte  und  der  Rath  der  Alten  ans  ibs€D  die 
Gommissäi-e  wählte.  Je  einer  der  Commissäre  sollte  alle  Jahre  aus- 
scheiden, doch  konnte  er  wieder  gewählt  werden.  So  glich  die  Organi- 
sation ganz  jener  der  höchsten  Executivgewalt ,  der  sie  übrigeos  fTir 
ihr  Departement  in  Freiheit  und  Selbstständigkeit  ganz  g1«tch  war*' 
Die  Schutz.  Erst  Napoleon  concentrirte  die  Staatsschatzverwaltnng  wieder  in 

NÄ^ieon?  ^®^  Händen  des  Gouvernements.  Die  alte  Organisation  wurde  ab- 
geschafft und  der  Finanzmiuister,  dem  ein  Staatsrath  för  die  allgemeuie 
Direction  beigegeben  wurde,  als  oberste  Piuanisbebörde  wieder  cc 
ausschliesslichen  Leitung  des  Staatsschatzes  btrufen.  Drei  Ka§«9 
wurden  unter  seiner  Leitung  eingerichtet,  eine  filr  die  Einnahinea  mt»! 
Ausgaben  in  Masse,  eine  zweite  filr  die  Tageseinnahmen  und  Aasgaber 
und  eine  dritte  fQr  den  besonderen  Dienst  der  Verwaltung,  welche  a«^ 
der  ersten  Kasse  «lle  Tage  ihre  nOthigen  Fonds  in  Masse  bezog,  ^i^ 
Generalzahlmeister  waren  denselben  vorgesetzt,  von  denen  einer  «i» 
Gesaromtdu'ection  der  Staatsschatz  Verwaltung  leitete.  Er  war  dee 
Finanzminister  untergeben.  Nach  ihnen  wurden  annh  die  AasfH^ 
in  solche  des  Kriegs,  der  Marine,  der  Schulden  und  der  verschiede!^ 
Gegenstände  eingetbeilt.  Jedem  Zahlmeister  stand  ein  Controleor  m: 
Seite,  welcher  die  angewiesenen  Zahlungen  zu  vidimiren  hatte.  A!k 
diese  Beamten  wurden  vom  ersten  Consul  ernannt,  waren  cautu««- 
pflichtig,  aber  in  ihrer  Verantwortlichkeit  durch  das  Retbt.  Oire 
Unterbeamten  selbst  anstellen  zu  können,  gesichert  Alte  Monate  Wt 
der  dem  Finanzminister  beigegebene  Staatsrath  dem  ersten  Con«^l 
im  Beisein  des  Pinanzministers  Rechnung  zu  legen  und  die  Lage  d^ 
Staatsschatzes  darzustellen  ').  Für  die  Kassen  des  Kri^sdepartetoeat^ 
wurden  später  15  Generalinspectoren  eingesetzt  und  ihnen  die  Ver- 
waltung desselben  als  ausschliesslicher  Competenzkrels  üdergebeD^'- 
Eine  dem  Regime  Napoleon's  ganz  eigenthümliehe  Wurde  war  die  d^- 
besonderen  Staatsschatzministers,  welcher  an  die  Stelle  des  nach  ich- 
jähriger  Thätigkeit  wieder  abgeschafften  Staatsrathes,  der  dem  Fißam- 
minister  beigegeben  war,  trat.  Ich  kehre  auf  diese  höchst  zweifelloAe 
Stelle  bei  der  Betrachtung  der  Ministerien  wieder  zurück  *>   Nv  ^ 


1)  Decret  vom  4.  Januar  1793. 

2)  Constitation  vom  Jahre  III.  Art  815--319. 

3)  Arrdt^  vom  21.  Januar  1800  (1.  Pluviöse  an  VIII.). 

4)  Arr^t^  rom  0.  September  1801  (19.  Fractidor  an  IX.). 

5)  ArrStö  vom  27.  September  1801  (5.  Tendemiaire  an  X.}- 
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hier  erwähnt,  dass  gerade  diese  Schöpfung  eine  ausserordentliche 
SpeciaKsimDg  der  Sammen  herbeiführte,  nach  der  man  alles  wieder 
in  endgiltige  karie  Zahlenreihen  zusammenfassen  konnte.  Jede  Zahl 
kam  jetzt  vor  die  Augen  eines  freien  Gontroleurs,  Diebstahle,  doppelte 
Posten  und  Verschwendungen,  wie  sie  früher  leicht  möglich  und  sehr 
in  Gebrauch  waren,  konnten  leicht  entdeckt  werden.  Der  Erfolg  be- 
statte nach  dieser  Richtung  Napoleon's  Vorsicht  ■).  Als  1806  Graf 
Mollien  für  das  Rechnungswesen  des  Staatssi  hatzes  in  einzelnen  Theilen 
die  doppelte  Baclihaltung  einführte,  fanden  sich  blos  bei  den  ^etto- 
kassen  an  25  Hillionen  unbedeckter  Posten  *). 

Fftr  das  oberste  Rechnungswesen  setzte  Napoleon  eine  Commission  dhk  KeihnniiK« 
de  cooiptabilite  nationale  ein,  aus  der  der  spätere  oberste  Rechoungs-  ''«*'" 
hof  sieh  entwickelte ').  Von  dieser  Commission  mussten  alle  Einnahmen  '  "^^  '^"" ' 
und  Ausgaben  verrechnet  und  anerkannt  werden.  In  Ermangelung 
einer  genügenden  Rechnungslegung  hatte  schon  diese  Commission  das 
Recht,  über  die  Rechtfertigung  als  Gerichtshof  zu  entscheiden,  die 
Rechnungsschliessung  anzuordnen,  die  Bescblagnahme  des  Vermögens 
und  Inhaftiruug  des  Rechmingslegers  zu  verhängen.  Die  Commission 
stand  mit  dem  Finanzminister  über  alle  ihre  Geschäfte  in  immittelbarer 
Correspondeiiz.  Ihre  Befehle  und  Entscheidungen  hatten  aber  immer 
{HTovisorische  Executionskraft,  ohne  dass  die  Executivgewalt  sie  hindern 
konnte.  Nach  ihrer  inneren  Oi^anisation  wai*  die  Commission  in  Bureaux 
getheilt,  hatte  für  ihre  Correspondenz  einen  besonderen  Schriftführer 
und  ebien  Archivar,  dessen  Signatur  für  alle  ausgestellten  Acte  der 
CommissJon  nöthig  war.  An  die  Stelle  dieser  Commission  trat  nach 
(yründnng  des  Kaiserreichs  der  Cour  des  comptes,  der  oberste  Rech- 
Bungsbof^},  der  in  seiner  heutigen  Ordnung  und  Regelmässigkeit 
durch  die  beiden  Minister  der  Restauration,  den  Grafen  Villele  und 
Baren  Louis,  endlich  vollständig  ausgebildet  wurde,  in  der  Zeit 
Napoleon's  hatte  er  einen  ersten  Präsideuten,  S  Präsidenten,  18  Rech- 
nungsr&the  und  so  viel  Referendarien,  als  das  Goavernement  für  die 
Geschäfte  nöthig  fand.  Ein  Generalprocurator  und  Canzleidirector 
waren  demselben  noch  zugetheilt.  Seinem  Range  nach  folgte  der 
Rechnungshof  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof.  Die  Competenz 
des  Rechnungshofes  als  Verwaltungsbeböi'de  umfasste  das  gesannute 
Finanzwesen  des  Reichs.  Jede  Rechnung  wurde  von  den  Referendarien 
verificirt  und  mit  ihrem  Bericht  dem  Rechnungshof  zur  Entscheidung 


1)  Bresson  h.  a.  O.  Bd.  II.  8.  200. 

2)  Hock  ».  a.  O.  8.  97.  Nut.  1. 

3)  Arr^t^  Tom  30.  December  1800  (29.  Frimaire  an  IX.). 

4)  Gvsetz  vom  16.  September  1807. 
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übergeben.    Für  die  verschiedenen  Arten  der  Recbnungslegang  zerfällt 
der  üof  in  besondere  Bareaux.    Die  Stellung  des  Rechnungshofes  als 
Justizbehörde  werde  ich  im  Zusammenhang  bei  der  Betrarhtnn;:  der 
Administrativjustiz  erörtern. 
Dm  An  diese  Betrachtung  habe  ich  nur  no<'h  im  Wenigen  die  Stellung 

des  Staatsschatzes  gegenüber  dem  Einzelnen  anzureiben,  oder  die 
Regeln  über  die  Sicherheit  der  Rechte  des  Staatsschatzes.  Gerade  in 
dieser  Richtung  bmchte  die  Revolution  den  absoluten  Staatsbegriff 
zur  durchgreifenden  Geltung,  und  um  so  leichter  gerade  hier,  als  ihre 
Vorstellungen  iu  dieser  Richtung  mit  jenen  der  Geschichte  zusammeß' 
fielen.  Nirgends  hat  das  römische  Recht  mit  allen  in  ihm  eiithaltenn 
Vorrechten  des  Fiscus  eine  so  verbreitete  Anwendung  gefunden,  i'j 
in  Frankreich.  Seit  den  ältesten  Zeiten  hatte  dieser  eine  grosse  Zu^i 
von  Privilegien,  welche  die  Revolution  eben  nur  «inerkaunte  aini  er- 
weiterte. Im  Allgemeinen  bezogen  sich  diese  Privilegien  auf  die 
Steuerpflichtigen  für  die  Erhebung  der  directen  Steuern,  be>tche<id  In 
einem  Pfändungsrechte  an  der  Einte,  den  Früchten,  Erfragen  der  Steuer- 
güter oder  der  beweglichen  Habe  ' ).  Sie  bezogen  sich  auf  die  Erben  .n 
Betreff  der  Erbsteuer,  bestehend  in  einem  Pfändungsrecht  an  den  be^e:- 
liehen  Gütern  *),  und  auf  die  Prooessparteien  in  Betreff  dar  Geridtv 
kosten  in  gleicher  Ausdehnung,  aber  erst  nach  Befriedigung  aii'iö'J 
privilegiiter  Gläubiger  ').  Endlich  hatte  der  Staat  noch  ein  Pri\i!i-^^ 
auf  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen,  in  Betreff  aller  zur 
Rechnungslegung  verpflichteten  öffentlichen  Beamten  ^}.  Gerade  die^^ 
Privilegium  ist  ein  in  Frankreich  früh  geregelter  Rochtssatz  gewesen^'. 
In  Betreff  aller  dieser  dem  Staat  verpflichteten  Personen  hat  ar  atci 
ein  unbeschränktes  Recht  auf  die  Person  selbst  *).  In  allen  Gesetzea 
über  die  Privilegien  des  Fiscus  wurde  abor  dauernd  anerkannt,  dass  dnrrti 
diese  nie  ein  früher  erworbenes  Recht  dritter  Personen  präjudidrt 
werden  könne.  In  anderer  Riclitung  genoss  der  Fiscus  Prinlfgien, 
wenn  er  selbst  als  Kläger  oder  Verklagter  erschien,  im  engeren  Siose 
also  Gerichtsjjrivilegien.  So  konnte  man  den  Staat  erst  verklagen,  wem 
die  betreffende  Verwaltung  nichts  dagegen  einwendete  ')•   Je<!e  gütlich« 


1)  Gesetz  vom  23  October  bis  5.  November  1790  o.  vom  12,  November  IS».^- 

2)  Gesetz  vom  23—28.  October  bis  5.  November  1790  u.  22.  Fnm*irc  an  VII 

3)  Code  pc^nal  Art.  64,  55.  Code  civile  Art.  2098,  2101  o.  2109  und  Gtfä 
vom  5.  September  1807. 

4)  Code  civile  Art.  2098  u.  2121  und  Ge»ets  vom  5.  Scptcml>er  1807. 

5)  Schon  Ordonnance  vom  13.  August  1669. 

6)  Gesetz  vom  30.  März  bis  3.  April  1793,  vom  28.  Pluvidae  *n  JIU  «•= 
12.  VendJmiairc  an  VIII.  und  16.  September  1807,  wie  12   .lauuar  1811. 

7)  Gesetz  vom  28.  October  1790. 
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Ausgleichung  vor  Beginn  des  Processes  selbst  war  verboten  und  die 
einmal  gegen  ihn  erhobene  Klage  rousste  durchgeführt  werden  ').  Die 
Staatsverwaltung  war  ganz  unbeschränkt  in  ihrem  Recursreclit  und  hatte 
im  Fall  der  Verurtheilung,  selbst  wenn  sie  Gassation  ansuchte,  den 
Streitgegenstand  nur  gegen  Sicherstellung  herauszugeben.  Sie  wurde 
wegen  Rfickweisung  der  Cassation  nie  strafbar  ^).  Unter  die  gleiche 
Reihe  der  Staatsprivilegien  in  dieser  Richtung  muss  man  auch  die 
ganze  Gesetzgebung  über  die  Verantwortlichkeit  der  öffentlichen  Beamten 
uüd  der  Gemeinden  zählen,  die  ich  an  den  betreffenden  Orten  schon 
dargestellt  habe.  Endlich  genoss  der  Staat  eine  längere  Verjährungsfrist 
für  seine  Ansprüche  und  war  durch  eine  kfirzere  FVist  bei  Ansprüchen 
gegen  iim  geschützt. 

Das  Staatsschuldenwesen. 
Die  Geschichte  des  Staatssrhuldenwcsens  während  der  Revolution  Charakter  and 
ist  zngleirh  die  Geschichte  der  Kosten  der  Revolution.  Neben  jenen  gfJ*J|^'J^^,^^^^^ 
riesigen  Summen  aber,  welche  die  Revolution  verschlang  und  in  ihrer 
Tilgung  als  schwere  Last  von  einem  Jahr  auf  das  andere  schob,  stellte 
die  Zeit  auch  Ideen  und  Grundsätze  auf,  welche  heute  noch  die  Basis 
des  öffentlichen  Creilits  und  eines  beweglichen  Vermögens  von  grosser 
Bedeutung  sind.  Die  traurige  Finanzlage  des  Staates  hatte,  wie  ich 
froher  schon  gezeigt,  die  Einberufung  der  Etats  geueraux  nöthig  ge- 
macht. Aber  das  Geheimnissvolle  all  der  Zustände,  welche  den  Staats- 
scliatz  zu  einem  ewigen  Siechthum  vernrtheilten,  machte  die  Lösung 
der  Uebelstände  nur  noch  schwieriger,  als  sie  durch  die  grossen  Miss- 
bräuche ohnedies  waren.  Schon  hatte  die  Constituante  zahlreiche 
Uebelstände  abgeschafft,  neue  und  grosse  wirthschaftliche  Grundsätze 
aufgestellt,  aber  alle  Bemühungen  scheiterten  an  den  wie  untilgbar 
erscheinenden  Foiderungen  der  Gläubiger  des  Staates.  Da  setzte  die 
Constituante  ein  Comite  ein,  um  die  Finanzverhältnisse  des  Staates 
genau  zn  prüfen.  Dieses  Comite  berichtete  endlich  und  zeigte,  dass 
die  Revolution  vom  ancien  Regime  eine  unaufkündbare  Schuld  (dette 
constitutce)  von  2,422,987,391  und  eine  kündbare  Schuld  (dette  non 
constitutee)  von  2300  Millionen  ererbt  habe ').  Nach  diesen  Schuld- 
summen bestand  die  unaufkündbare  Schuld  in  ewigen  Renten  und 
Lebensrenten,  von  denen  die  ersten  in  dem  Rechte  der  Capital- 
gläubigcr  bestand,  eine  Rente  vom  Staat  zu  beziehen,  bis  der  Staat 
die  Tilgung   des   Capitals   vo! nehmen   wollte,    die    zweiten    aber   in 


1)  Gesetz  vom  27.  Angnst  1791. 

2)  Gesetz  Tom  16.  Juli  1793,  9.  Floreal  an  VII.  und  2.  Brumaire  an  IV. 

3)  A.C.  Tom  27.  Angast  1790,  Rapp.  de  M.  de  Montesquieu  vom  »tilben  Tage. 
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dem  Rechte  der  Gapttalgläubiger,  eine  Rente  für  Lebenszeit  yoib  Staat 
%o  geniessen.  Für  die  Uebersichtlichkeit  dies^  Schuldenlast  und  die 
Maassregeln,  die  man  zu  ergreifen  habe,  om  sie  zn  tilgen,  hatte  die 
CoDstitaante  bestimmt,  dass  ein  allgemeiner  Stand  der  (^ffentlidien 
Schulden  entworfen  werde,  der  1.  alle  unkfindbaren,  3  alle  kündbaren 
Schulden  enthalte,  3.  die  Summe  darstelle,  welche  für  die  lUgung  der 
eingetragenen  Titel  beim  Burean  der  Liquidation  verwendet  werden  sollte. 
Diese  drei  Punkte  sollten  alle  Jahre  der  Gesetzgebung  vorgelegt  werden, 
welche  die  Verificirung  vornehmen  und  die  Bestätigung  der  RechnuDgen 
ertheilen  musste  ').  Daran  reiheten  sich  die  bdden  diesem  Gesetze  voran- 
gegangenen Grundsätze:  Kein  Glänbigertitel  auf  den  Staat  kann  er- 
worben werden,  als  kraft  eines  Gesetzes  ^),  und  die  Liquidation  kann 
nur  durch  die  ordentliche  Behörde  geschehen  *).  Es  waren  die  ersteu 
Rechtsgrundsätze,  welche  die  französische  Gesetzgebung  für  das  Staats- 
schuldenwesen anfstelhe.  Cm  nun  für  die  neue  Ordnung  eine 
feste  Basis  zu  haben,  setzte  die  Constituante  als  allgemeine  Regel 
f€st,  dass  das  Vergangene  mit  dem  Znkdnftigen  nicht  venuisclit 
und  dafür  das  Jahr  1791  als  Ausgangspunkt  für  die  folgende  Zeit 
betrachtet  werden  sollte.  Alles,  was  vor  dieser  Zeit  lag,  sollte  mit 
anderen  Mitteln  gedeckt  werden,  als  mit  jenen  der  Steuern.  Zn  dieser 
Summe  kamen  nun  auch  noch  die  Schulden,  weiche  der  Staatsschatz 
vom  Clerus,  den  Departements,  Gemeinden  u.  s.  w.  übernommen  hatte, 
Sie  betrugen  in  Summe  1,304,635,975  an  tilgbaren  Forderungen  and 
12,318,023  an  Reuten^).  Man  nannte  alle  diese  Summen  zusammen 
Die  la  grande  arriere.  lieber  die  Aufstellung  dieser  Grundsfttse  reichte 
Yrrwüitung  dop  ^|^  j^^^^f^  ^^^  Coustituante  nicht  hinaus.  Ja,  die  Stürme  d«r  Revolation 
w.Friiü.  xeiTutteten  immer  mehr  die  Finanzen,  und  die  nngemäasigte  Aufgabe 
der  Assignaten,  welche  selbst  die  Constituante  schon  begann,  gäbet 
dem  Verfall  des  Staatsschatzes  nur  Vorschub.  Die  Constitoante  hatte 
bei  Creirung  der  Assignaten  erklärt,  dass  sie  die  Summe  .von  liOO 
Millionen  nicht  überschreiten  wolle,  und  Mirabeau  trug,  ahnend  die 
Möglichkeit  des  Hissbrauches  des  Papiergeldes,  darauf  an,  dass  diese 
Grenze  überhaupt  nie  üb^schritten  werden  dürfe.  Trotzdem  nun  die 
Constituante  diese  Grenze  einhielt,  sah  sie  doch  bei  jeder  neuen  Aus- 
gabe des  Papiergeldes,  wie  sie,  kaum  gemacht,  schon  als  zu  wesif 
sich  zeigte  und,  kaum  im  Umlauf,  auch  schon  entwerthet  war.  War 
sie  nun  freilich  unf^ig,  diese  Dinge  zu  durchschauen  und  den  lettta 


1)  Decret  vom  2.  August  1791. 

2)  Gesetz  vom  17.  Juli  bis  8.  August  1790. 

3)  Gesetz  vom  17—22.  December  1790  und  30.  September  1791. 

4)  Ramel  a.  a.  O.  8.  49. 
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Grund  des  Elends  zn  begreifen,  so  fand  sie  in  demselben  doch  wieder 
die  Anregung  zn  einer  Schöpfung,  die,  wie  so  viele  andere,  die  spätere 
Zeit  erst  im  besten  Maasse  verwerthete.  Sie  setzte  jetzt  eine  Generat- 
direction  für  die  besondere  Leitung  des  Schuldenwesens  nnd  die  Liqui- 
dirung  der  Staatsschulden  ein.  Dieselbe  war  nach  verschiedenen  Gegen- 
ständen in  Bureaux  getbeilt  und  stand  unter  unmittelbarer  Leitung 
der  Gesetzgebung  ').  Die  Legislative  Hess  durch  diese  Generaldirection 
alle  Ansprüche  an  den  Staatsschatz  erheben  und  verzeichnen  und 
bestimmte,  dass  in  der  Folge  dies  mit  jeder  Begründung  neuer  An- 
spräche geschehen  sollte.  So  weit  diese  Generaldirection  Liquidirungen 
vornehmen  wurde,  sollten  die  ausgegebenen  Summen  durch  den  Ertrag 
der  Kasse  des  Ausserordentlichen  ersetzt  werden  *). 

Der  Convent,  der  für  seinen  idealen  Staat  weder  die  Person  des  i>*'  ( .»i.vei.t 
Einzelnen,  noch  dessen  Eigenthum  anerkannte,  überschritt  Recht  und 
Gesetz,  je  nach  der  Noth  des  Staates,  unter  der  er  und  seine  Hoffnungen 
dahinsiechten.  Die  Assignaten masse  wurde  bis  ins  Unmessbare  ver- 
mehrt, am  Ende  seiner  Thätigkeit  hatte  er  19  Milliarden  verzeichnet, 
die  Finanzverwaltung  ging  von  einer  Hand  in  die  andere,  bis  sie  end- 
lich der  \  ollständigen  Willkür  des  Finanzcomites  verfiel.  Der  ein- 
flussreichste, aber  auch  unwissendste  zugleich  und  unverschämteste 
in  Mitte  dieses  Coraites  war  Cambon.  Von  diesem  Manne  aber  ging 
dennoch  ein  Plan  aus,  der  die  ganze  spätere  Zeit  bis  auf  die  Gegen- 
wart urafasste.  Weniger  jedoih  war  es  das  Verständniss  für  diese 
Bedeutung,  als  der  Instinct  der  Revolution,  der  ihn  geschaffen.  Am 
15.  August  1793  berichtete  er  über  die  öffentliche  Schuld  und  trug 
darauf  an,  die  ganze  Staatsschuld  in  ein  grosses  Buch  zu  schreiben, 
um  sie  zu  consolidiren ,  die  consolidirte  Schuld  auf  den  Ertrag  der 
Nationaldomänen  zu  verweisen  und  damit  zugleich  die  Assignaten  aus 
dem  Verkehr  zn  ziehen.  Das  war  der  Anfang  der  Schöpfung  des  be- 
rühmten französischen  Schuldbuches,  des  grand  livre.  Es  sollte  das 
Grab  der  alten  Contracte  werden  und  für  alle  Zeit  der  einzige  Rechts- 
titel der  Gläubiger  des  Staates.  Es  sollte,  wenn  es  vollendet  wäre,  die 
Capitalisten  mit  der  Revolution  und  der  Republik  verbinden,  welche  jetzt 
ihre  Schuldnerin  geworden,  und  mit  deren  Ruin  sie  auch  ihr  Vermögen 
verlieren  mussten.  Das  sollte  dieses  grand  livre  thun  nnd  that  es  auch, 
aber  es  war  auch  die  Anerkennung  des  Privatvermögens  im  glän- 
zendsten Maassstab.  Der  Staat  wollte  durch  einen  unvertilgbaren 
Schein  seine  Verpflichtungen  anerkennen  und  die  Rechte  des  Volkes 
wahren.    Nieht  die  Idee,  nur  die  Art  der  Ausführung  konnte  Gelidir 


1)  Gesetz  vom  22.  December  1790. 

3)  Decrct  vom  3.  September  1792  and  15.  SeptembtT  1792« 
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bringen.  Der  Gonvent  organisirte  alsbald  nach  Cambon's  Bericht 
durch  das  Decret  vom  24.  August  1793  dieses  bedeutungsvolle  Institut 
Alle  öffentlichen  Schulden  wurden  in  ein  grosses  Buch  geschrieben 
und  mit  dem  Namen  des  Gläubigers  eingetragen.  Auch  die  Nation 
erhielt  in  demselben  ihren  Conto,  auf  dem  alle  Ldschangen  der 
Schuld  durch  welche  Verhältnisse  immer  verzeichnet  wurden.  Die 
Hie  Commission  des  Nationalschatzes  verwaltete  mit  3  Coramissären  der 
g'i^ndmTc*^' Gesetzgebung  das  grand  livre,  welches  in  dem  Nationalarchiv  auf- 
bewahrt und  nur  in  Copien  für  den  Hauptzahlmcister  der  öffentlichen 
Schuld  und  des  Staatsschatzes  verwendet  wurde.  Die  Zahlmdster  der 
Renten  und  Interessen  hatten  den  Stand  der  berechtigten  Personen 
zu  verzeichnen  und  nach  abgesonderten  Rubriken  zu  erhalten.  So 
sollten  alle  Forderungen  der  Hospitäler,  der  Armen,  der  Städte  und 
Kirchen  und  unter  gleichem  Titel  die  Gesammtlast  der  Nation  ver- 
zeichnet werden.  Die  Renten  der  Kirchenfabriken  wurden  zum  Besten 
der  Republik  aufgehoben.  Endlich  folgten  alle  Eigenthümer  öffentlicher 
Effecten  au  porteur,  im  Werth  von  1000  Li v  res  und  darüber  und  die 
Gläubiger  anderer  Art,  wenn  ihre  Forderung  gleichfalls  wenigstens 
1000  Livres  betrug.  Es  war  natürlich,  da.ss  unter  dieser  Reihü  auch 
jene  Personen  waren,  die  mit  den  ihnen  verschuldeten  confiscirten 
Gutern  den  Schuldner  wechselten.  So  verwandelte  man  alle  Schul- 
den in  eine  einzige  und  löschte  damit  die  Spuren  der  alten  Staats- 
lasten aus,  indem  man  zugleich  kein  Capital,  sondern  nur  dieses 
als  in  eine  Rente  couvertirt  eintrug.  Aber  man  ging  noch  weiter. 
Das  Gesetz  gestattete  auch,  den  Besitz  der  Assignaten,  durch 
deren  Eintragung  in  das  grand  livre  in  eine  Staatsrente  umzu- 
wandeln, wenn  die  Summe  wenigstens  1000  Livres  betrug.  Es  war 
natürlich,  dass  Jedermann  das  entwerthete  Geld  also  umwandelte, 
ebenso  wie  das  nicht  umzuwandelnde  noch  mehr  im  Werthe  sauk. 
Einen  ungeheuren  Raum  nahm  diese  Masse  ein  und  war  einer  der 
Gründe  des  Bankrotts  des  Jahres  VL  Uebrigens  war  die  Anlage  des 
grand  livre  selbst  nur  ein  Staatsbankrott  unter  anderem  Namen.  Die 
Nation  war  unvermögend,  die  jährlichen  Interessen  der  Schulden  in 
der  Höhe  von  175  Millionen  zu  zahlen,  weshalb  die  Gesetzgebung  dea 
dieser  Interessensumme  entsprechenden  Capitalwerth  in  eine  bleibende 
Jahresrente  von  41,7  Millionen  verwandelte.  Das  war  der  einfache 
Charakter  der  ganzen  Manipulation.  Als  man  die  Anlage  des  grand 
livre  vollendet  hatte,  wurden  alle  darin  eingetragenen  Forderungen  wie 
Grund  und  Boden  besteuert  und  die  Zahlung  dieser  Steuer  dorch 
Abschreibung  von  der  Jahreszahlung  eingebracht  In  seinen  Ausgaben 
ebenso,  wie  Einnahmen  wurde  das  grand  livre  durch  alle  Districtshaapt- 
kassen  unterstützt.   Die  Mutationen  dieser  Renten  und  Interessen  sollten 
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durch  eine  einfache  Erklärung  vor  dem  Friedensrichter  oder  Notar  als 
gerechtfertigt  anerkannt  werden.  Nur  Mutationen  durch  Todesfälle 
mussten  bei  der  Staatsschatzverwaltung  selbst  vorgemerkt  werden. 
Verlorene  Certificate  über  ein  im  grand  livre  eingetragenes  Eigenthnm 
wurden  von  der  Verwaltung  nach  geschehener  Anzeige  neu  ausgestellt. 
Doch  geschah  dies  nur  gegen  Cautionssleistung » ).  So  hatte  der 
Convent  für  seine  Zeit  eine  breite  Grundlage  des  Schuldenwesens  ge- 
schaffen, auf  der  in  der  That  eine  ruhige  Zeit  und  vernünftige  Wirth- 
schaft  manche  reiche  Ernte  gehalten  hätte.  Aber  die  Erbschaft,  die 
er  dem  Dire:  torium  überliess,  war  doch  sehr  traurig. 

Das  Directorium  übernahm  eine  Schuldsumme  von  5,817,561,145,  Das 
wovon  freilich  an  300  Millionen  Belgien  belasteten  «).  Daneben  eine  ^''•<'«»*>^'«"  *°» 
Assignatenmasse  von  20  Milliarden,  in  einem  Werth  von  200  Millionen  we^en.  Dia 
beiläufig.  Mit  den  Mandats  territoriaux,  die  man  jetzt  schuf*),  in  ''*"!* 
einer  Zahl  von  2  Milliarden  400  Millionen,  wollte  man  diese  wenigstens 
vernichten,  und  da  sie  auf  die  NationalgOter  fundiii  waren,  auch  ihnen 
eine  grössere  Beweglichkeit  verschaffen.  Aber  diePromessen  dieses  Geldes 
fielen  der  Agiotage  anheim,  che  das  Geld  ausgegeben  war,  und  als  dieses 
kam,  war  es  schon  wieder  werthlos.  Dennoch  konnte  man  die 
Assignaten  damit  aus  dem  Verkehr  ziehen  ^)  und  hielt  selbst  vom 
Jahre  Y.  die  Mandats  so,  dass  sie  endlich  auch  ohne  besondere  Ver- 
luste wieder  eingezogen  werden  konnten  ^).  Aber  gerade  diese  Mani- 
pulationen, die  in  ihrem  letzten  Grund  und  Ziel  doch  nie  über  jeden 
Zweifel  der  Gerechtigkeit  erhaben  waren,  hatten  doch  das  Vertrauen 
nur  schwach  hergestellt,  so  dass  der  erste  Stoss  es  wieder  ganz  zer- 
stören konnte,  wie  es  denn  nach  dem  Staatsstreich  des  18.  Fructidor 
auch  der  Fall  war.  Die  Nation  vermochte  wedor  Renten,  noch  Inte- 
ressen zu  zahlen  und  griff  zu  einem  neuen  Mittel,  den  offen  vor 
Jedermanns  Auge  liegenden  Bankrott  zu  verdecken.  Die  Gesetzgebung 
erklärte  ohne  Weiteres,  dass  sie  den  Staatsgläubigern  für  zwei  Drittel 
ihrer  Rente  Nationalgüter  biete  und  diesen  Theil  der  Nationalschuld, 
welchen  sie  jetzt  dette  mobilisee  nannte,  als  einlösbar  ansehe.  Das 
andere  Drittel  sollte  im  grand  livre  frei  von  jedem  Abzug  für  alle  Zeit 
als  tiers  consolide  erhalten  bleiben  •).  Das  war  ienes  berühmte  Gesetz, 
womit  man  den  Staatsbankrott  vom  J.ihre  VI.  verdeckte  und  für  das 


1)  Decret  vom  4.  März  1795  (14.  Vent6se  an  III.). 

2)  Bamel  a.  a.  O.  S.  52. 

3)  Gesetz  vora  19.  März  1796  (28.  Ventdse  «n  IV.). 

4)  Decret  rora  18.  Juli  1796  (29.  Messidor  an  IV.). 
6)  Decret  vom  4.  Februar  1797  (16.  Pluviöse  an  V.). 

6)  Qeaetz  vom  30.  September  1797  (9.  Vend^miaire  an  VI.), 
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man  ein  neues  grand  11  vre  anlegte  >)•    Von  der  jährliclieu  Leistungs- 
pfiicht  des  Staatsschatzes,  bisher  in  der  Summe  von  258  Millionen,  blitb 
dann  noch  die  Summe  von  86  Millionen  zurück.   Die  Nationalgüter,  die 
man  den  Gläubigern,  wie  ein  bankrotter  Privatmann  seinem  Schoidoer. 
bot,  hatten  einen  Werth  von  1300  Millionen,  der  gegen  das  zu  deckeßde 
Capital  von  3  Milliarden  auch  nur  eine  Täuschung  war.    ^n  p^h 
dafür  die  sogenannten  Bons  des  deux  tiers  aus,  und  es  war  natürlich. 
dass  diese  in  solcher  Masse  in  einem  Augenblick  ausgegebenen  Schaße 
sich  augenblicklich  auch  selbst  entwertheten,  vor  allen,  da  die  Rentien 
viel  zu   arm  waren,   um  Nationalgüter  zu  kaufen.    Mancher  stohe 
Kentier  von  ehemals  ging  jetzt  betteln ,  und  zahlreiche  Selbstmordi 
welche  die  plötzliche  Armuth  verschuldete,  kennzeichnen  die  Früchte 
dieser  Willkür  ^).     Zu  gleicher  Zeit  aber  war  man   bemüht^  dei 
Staatscredit  alle  mögliche  Kraft  zu  geben,  schreckte  aber  aach  bei 
diesem   guten   Zweck  vor   ungerechten   Mitteln    nicht    zurück.    1^; 
Gesetz  erklärte,  dass  keine  Staatsrente  mit  Beschlag  bel^  werdeo'), 
und    auch    auf    die   rückständigen   Zinsen    nur    duich    den  Eigei* 
thümer  selbst  eine  Vormerkung  vorgenommen  werden  kOnne^).  S« 
gab   man   der  Staatsrente  wohl  viel  Verlockendes,   aber  auch  d««' 
Schuldner  das  Privilegium,  trotz  vorhandenen  Vermögens  seinen  Glifl*^i 
biger  nicht  zu  bezahlen.   Die  französische  Rechtswissenschaft  hat  ditiA 
Grundsatz  als  eine  absolute  Regel  dauernd  bewahrt  und  vertreten.  Tt^«- 
dieser  schweren  Erfahrungen  hat  sich  seit  dieser  Zeit  in  Fraokxteiti' 
der  Gebrauch  festgesetzt,  Staatsschulden  nicht  mehr  durch  Aofiithii 
von  Capitalien,  sondern  durch  Verkauf  von  Renten   abzascblies»^| 
mit  der  Bezeichnung,  welchem  Capital  und  zu  welchem  Zins  die 
entspreche.    Dass  dies  so  kam  und  Frankreich  dabei  immer 
reicher  wurde,  war  freilich  zum  grossen  Theil  der  kühnen  Fioarx- 
wirthschaft  Napoleon's  zu  danken. 
Napoleon  Im  Er  Verwandelte  die  tiers  consolides   in  die  sogenannte  »5  potir 

^^*™l!!^**''"  1^  consolides«  und  erklärte,  dass  die  Befriedigung  dieser  Staatssrböfal 
stets  der  erste  Artikel  im  Budget  sein  müsse,  der  Ertrag  der  Ghuk^ 
Steuer  dafür  angewiesen  ^)  und  selbst  der  Credit  nicht  A^ 
werden  sollte,  bevor  diese  Schuld  gesichert  wäre.  Zugleich  U* 
schränkte  das  Gesetz  die  consolidirte  Schuld  auf  50  MilUoDen  m^ 
erklärte,  dass,  wenn  in  der  That  eine  Erhöhung  vorgenommen  werdet 


wesfn. 


1)  Gesetz  vom  28.  September  1797  (8.  Nivdse  an  VI.). 

2)  Lacretelle:   Pr^cis  historique:  Directoire  ex^cotif.  Bd.  I.  S.  106. 

3)  Gesetz  vom  28.  Septemher  1797  (8.  Nivdse  aa  VI.)- 

4)  Gesetz  vom  11.  Mai  1799  (22.  Flor^al  an  VU.). 

5)  Gesetz  vom  11.  Mai  1802  (21.  Flpr^al  an  X.). 
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sollte,  dies  nur  geschehen  könne,  wenn  zu  gleicher  Zeit  bis  zur  Höbe 
der  Vermehrung  ein  Amortisationsfonds  geschaffen  wurde,  der  dann  im  ^^r 
Stande  wäre,  höchstens  in  15  Jahren  die  Ueberschreitung  wieder  auszu-  ^'"^^q^^I*'"' 
tilgeo.  Das  war  eine  Schöpfung  von  der  grössten  Bedeutung  und  Trag- 
weite'); aber  es  war  keine  neue  Schöpfung,  sondern  gehörte  in  ihren 
ersten  Anfängen  dem  ancien  R^ime  an.  Schon  1749  hatte  man  einen 
ersten  Versuch  gemacht  und  wiederholte  denselben  1764  *).  Kach  den 
Gesetzen  der  Jahre  1770,  1775  und  1780  wies  man  ihr  den  Ertrag 
der  Vingtiemes  zu,  um  so  durch  eine  dauernde  Tilgung  das  Anwachsen 
der  Staatsschuld  zu  verhindern.  Aber  die  Vorurtheile  der  Zeit  ver- 
hinderten die  Entwickeluii^  des  Institutes,  der  Ertrag  der  Amor- 
tisationskasse wurde  zu  täglichen  Ausgaben  verwendet  und  so  endlich 
das  ganze  Institut  wieder  zerstört.  Erst  das  Directorium  erkannte, 
dass  der  Amortisationsfonds  das  kr&ftigste  Mittel  wäre,  den  öffentlichen 
Credit  zu  heben.  Es  legte  neuerdings  einen  solchen  an ')  und  wies 
ihm  die  Gautionen  der  Generalsteuereinnebmer  zu,  nebst  einigen 
anderen  Theilen  der  Staatseionahmen.  So  nahm  auch  Napoleon 
die  Idee  aof  und  gab  in  dem  erwähnten  Gesetze  der  Operation  eine 
feste  Basis.  Die  5  pour  100  conaolides  sollten  durch  eine  7  Jahre 
fortgesetzte  Zuweisung  von  10  Millionen  garantirt  werden.  Sollte 
nach  dieser  Zeit  eine  neue  Garantie  nöthig  werden,  so  sollte  diese  15 
Jahre  hindurch  in  der  Höhe  von  9  Millionen  fortgebildet  werden  und 
diese  ihre  Deckung  ans  dem  Ertrage  der  Briefpost  zu  empfangen  haben. 
Später  machte  Napoleon  die  Kasse  zur  Eigenthümerin,  indem  er  ihr 
einen  Theil  der  Nationaldomänen  zuwies  und  1806  eine  Rente  von 
3  Millionen  im  grand  livre  für  sie  errichtet  wurde.  Auch  jetzt  er- 
hoben sich  noch  viele  feindliche  Stimmen  gegen  diese  durch  die  Um- 
stände gebotene  Schöpfung,  aber  „der  Erfolg  antw<Hrtete  diesen  ver- 
dächtigenden Declamationen  ^).''  Der  Cours  der  öffentlichen  Schuld 
war  am  18.  Brumaire  unter  10  Francs,  was  bei  den  verzeichneten 
38  Millionen  Konten  ein  Capital  von  76  Millionen  repräsentirte.  Er 
stieg  im  Laufe  der  Zeit  bis  80  Francs  und  repräsentirte  ein  Capital 
von  600  Millionen,  was  sowohl  dem  Privat-,  als  öffentlichen  Vemögen 
von  unberechenbarem  Nutzen  war.  Aber  gerade  diese  Erfolge  ver- 
aolassten  die  Staatsgewalt  sehr  bald,  die  Fonds  dieser  Kasse  zu 
anderen  Zwecken,  als  ttr  die  sie  bestimmt  war,  zu  verwenden, 
was   der    Restauration    Gelegenheit    bot,    sie    gänzlich    aubulösen 


1)  Gaudin:  Notice  a.  a.  O.  8.  66. 

2)  Bresfon  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  466. 

8)  Qesets  vom  26.  November  1708  (6.  Frimairo  an  VII.). 
4}  Qaadin:  Notice  a.  a.  0.  8.  66. 
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und  den  Staatsschatz  zum  Schuldner  der  Verpflichtungen  zu  machen, 
welche  sie  eingegangen  war.  Das  Gesetz  vom  28.  April  1S16  gab 
aber  zugleich  das  Statut  einer  neuen  Amoitisationskasse  in  grösserem 
Maassstab,  als  jene  Napoleon's  war,  und  sti enger  auch  verwaltet,  als 
diese  »).  Für  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Schuld  errichtete  Na- 
poleon einen  besonderen  Rath,  bestehend  aus  einem  Staatsrath  als 
Präsidenten,  einem  Generaldirector  und  GeneralsecretAr  und  5  Direc- 
toren,  welcher  ausschliesslich  für  die  Verwaltung  und  Liquidirung  der 
öffentlichen  Schuld  bestimmt  war  und  dafür  in  5  Sectioncn  nach  den 
Geschäften  getheilt  wurde  *).  Bei  Napoleon^s  Sturz  hatten  die  Kritfgs- 
kosten,  der  Friede  von  1814,  die  Liquidationen  die  Staatsschuld  auf 
eine  Jahresrente  von  193,«  Millionen  emporgetrieben.  Loais  Philipp 
hob  sie  bis  auf  244,s  Millionen, 
nie  Zu  dieser  Schuldenlast  traten  noch  die  ihr  ähnlichen  Leib-  ond 

Leib  und     Lebeusrenteu.    Der  Convent  hatte  sie  nach  dem  Muster  der  von  dem 

Lebrovreuleo. 

Italiener  Tonti  gegrfindeten  Tontinen  wieder  eingeführt  Sie  wurden 
nach  16  Klassen  mit  je  5  Jahre  Steigerung  des  Lebensalters  in  Actien 
von  100  Livres  ausgegeben.  Die  erste  Klasse  urafasste  Kinder  bis  zu 
ihrem  5.  Lebensjahr,  die  zweite  jene  vom  5—10  Lebensjahr  und  so 
fort,  bis  zu  einem  Alter  von  75  Jahren.  Jede  Klasse  hatte  4000  Actieu, 
deren  Interessen  für  die  Besitzer  bis  zum  20.  Lebensjahr  auf  20  Li>res 
pro  Actie,  für  die  folgenden  Klassen  bis  25,  dann  nach  einem  gleichen 
Maass  bis  zum  60.  Jahre  auf  30  und  von  da  an  auf  40  Livres  pro 
Actie  berechnet  wurden.  Die  höchste  Rente  wurde  von  vorn  herein  auf 
12,000  Livres  festgesetzt  ').  Das  Directorium  Hess  alle  noch  d^  Nation 
gehörigen  Lebensrenten  durch  Sachverständige  berechnen  und  nach 
dem  Preis  der  Rentenhohe  verkaufen  *),  Napoleon  Hess  die  Lebeos- 
renten  in  das  grand  livre  eintragen,  doch  nur  bis  zur  üöhe  von 
20  Millionen.  Jede  Deberschreitung  dieser  Grenze  musste  erst  durch 
eine  gleiche  Summe  im  Amortisationsfonds  gedeckt  werden  *). 
Die  Zu  den  Staatsschulden  gehörten  noch  die  Pensionen,   welche  ^k 

Pensionen  alt  j^yolution  durch  dio  Auflösung  des  alten  Staates  und  seiner  Institu- 

SuatMcbulden.  ^  «er     l 

tionen  übernommen  hatte.  Sie  hatten  im  ancien  Regime  kernen  Wertn« 
da  das  Verkaufen  der  öffentlichen  Stellen  sie  aufwog,  wenn  man  eben 
von  jenen  Gnadengehalten  absieht,  welche  die  Gunst  der  Könige  ver- 
schleuderte.   Erst  die  Constituante  schuf  ein  System.    Es  fielen  unter 


1)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  IV.  S.  53. 

2)  Decret  vom  2.  Juni  1802  (13.  Prairial  an  X.). 

3)  Decret  vom  14.  Juli  1795  (26.  Mejsidor  an  III.). 

4)  Decret  vom  6.  Juli  1799  (18.  Messidor  an  VII.). 
6)  Decret  vom  11.  Mai  1802  (21.  Floreal  an  X.). 
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diese  Summe  der  Staatsschuld  die  Civilpensionen,  aus  den  zahlreichen 
öffentlichen  Aemtern  herrührend,  welche  die  Revolution  auflöste  ^), 
die  Pensionen  der  kirchlichen  Würden  *),  deren  Geschichte  mit  der 
Kirchengeschichte  während  der  Revolution  im  innigen  Zusammenhang 
steht,  die  Militärpensionen  und  Wittwen-  und  Waisengelder')  und 
jene  ausserordentlichen  Pensionen,  welche  die  Nation  aus  Dankbarkeit 
für  ausgezeichnete  Leistungen  gewährte,  wie  z.  B.  jene,  die  von  der 
Constituante  der  Wittwe  Rousseau's  ausgeworfen  wurde  *),  Das  Pen- 
sionsrecht sollte  für  die  Zukunft  an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft 
sein.  Als  allgemeine  Grenze  setzte  man  eine  30jährige  Dienstzeit  in 
öffentlichen  Diensten  und  bei  anderen  Fällen  wenigstens  die  Vollendung 
des  30.  Lebensjahrs  ^).  Erst  Napoleon  legte  einen  besonderen  Pen- 
sioDsfond  an,  der  von  der  Staatsschatzverwaltung  verwaltet  und  alle 
Jahre  unter  den  Staatsschulden  verrechnet  werden  sollte  ")•  Im 
Jahre  VL  warf  die  Budgetcommission  die  Summe  von  12  Millionen, 
im  Jahre  VIII.  die  von  23^  Millionen  dafür  aus  ^). 

Neben  diesen  feststehenden  Schulden  aber  läuft  eine  Schulden-  di« 
mcisse,  die  heute  unter  dem  Namen  der  schwebenden  Schuld  eine  ''g^ha^^* 
ausserordentliche  Ziffer  darstellt  und  die  für  die  Zeit  der  Revolution 
wohl  kaum  sit  her  zu  berechnen  ist  Sie  umfasste  als  den  gewaltigsten 
Factor  jene  Effecten,  welche  der  Staatsschatz  kraft  des  Gesetzes  in 
Umlauf  bringen  kanu,  also  die  Masse  des  Papiergeldes,  Wechsel,  An- 
weisungen und  Scheine.  Nach  der  ungeheuren  Ausgabe  der  Assignaten 
bestimmte  die  Gesetzgebung,  dass  das  jährliche  Finanzgesetz  den  noth- 
wendigen  Credit  bestimmen  sollte,  der  für  die  Deckung  der  Interessen 
der  schwebenden  Schuld  nöthig  wäre").  Ich  vereine  mit  der  Darstellung 
der  Geschichte  derselben  jene  des  ganzen  Geld-  und  Münzwesens,  da 
beide  zugleich  unter  jene  des  Staatshaushalts  fallen. 


1)  GeaeU  vom  3—22.  Augnst  1790,  21.  Juli  bi«  i8-22.  Angust  1791  und 
Decrt>t  reglem.  Tom  18.  September  1806. 

2)  Gesetz  toid  24.  Juli  bis  24.  Aognst  1790,  11  -19.  Joli  1791,  20.  Sep- 
tember bis  16.  Octobcr  1791,  17—18.  Aagnst  1792,  2.  Frimaire  au  II.,  9.  Ven- 
d^miaire  an  VI.,  3.  Prairial  an  X.  etc. 

3)  GeseU  vom  3—22.  Angabt  1790,  26.  December  1790,  14.  Fractidor  an  VI., 
8.  Flor^al  an  XI.  etc. 

4)  Decret  vom  29.  December  1790. 

5)  Decret  vom  3—22.  Aagust  1790,  2—20.  Juli  1791,  28.  Augost  1796. 

6)  Gesetz  vom  6.  April  1803  (26.  Qermtnal  an  XL). 

7)  Kamel  a.  a.  O.  S.  63. 

8)  Decret  vom  14—19.  Februar  1792. 


Bleht«r:   SUata-  and  OcMUtebafUreebt.    U.  27 
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Das  Geld-  und  MQnzwesen. 
Dm  weien  dea  Die  Vorstellungen  fiber  das  Wesen  des  (jeldes,  seine  Kraft  ood 
^YonteUm  n*  ß^<^^^*"Dg  waren  in  der  Zeit  der  französischen  Revolation  nocli  anf 
dATOD.  einer  sehr  niedrigen  Stufe.  Die  Ideen  und  Grundsätze  der  MercantiliiteL 
beherrschten  in  dieser  Richtung  die  Anschauungen,  man  zahlte  norli 
immer  die  Ziffern  und  glaubte  in  ihrer  Anschwellung,  gleicbgiliigdunb 
welche  Mittel  immer,  Reichthum  und  Wohlstand  der  Nation  za  selkt. 
ja  wenn  man  jene  kunstlich  erzeugen  könne,  diesen  auch  ioNVa^h-n 
zu  schaffen.  So  beginnend ,  belebte  man  auch  die  noch  nicht  all  n 
sehr  vergessenen  Vorstellungen  der  Zeit  der  Law'schen  SpecaktioL^^ 
yerffel  in  denselben  Fehler  der  Zeitgenossen  dieses  geistTol!?: 
Schwindlers  und  glaubte  endlich,  wie  jene,  das  Geld  machen  r. 
müssen,  wenn  es  nicht  da  wäre,  und  Ton  Papier  machen  zu  niü<;M>. 
wenn  man  keinen- anderen  Stoff  habe.  Zu  der  Betrachtung,  da««  e- 
doch  ein  bedeutungsvoller  Process  sein  müsse,  der  alles  Guld  on. 
Silber  plötzlich  verschwinden  mache,  ja  momentan  es  ebenso  plut/üd 
wieder  hervorzaubere  und  wieder  begrabe,  kam  man  nicht  S> '  t 
Mirabeau,  der  seiner  Zeit  für  diesen  Gegenstand  als  erste  Autorii  t 
galt,  ragte  wenig  über  die  allgemeinen  Vorstellungen  bervor*).  iUs 
suchte  die  Gründe  an  der  Oberfläche,  ich  mochte  sagen,  Mos  im  Mätj' 
an  zu  verarbeitenden  Fabrikationsstoff. 
Butiattkdet  Im  Jahre  1726  hatte  die  Regierung  alle  vorhandenen  Müozes  r. 

einer  neuen  Prägung  eingezogen  und  1785  eine  Umprägung  alles  GA'r^ 
vorgenommen  *).  Necker  berechnet  vom  Jahre  1726  an  bis  17?"  -^ 
Summen  des  geprägten  Geldes  und  zählt  957,200,000  Gold-  s^- 
1,489,500,000  Silbermünzung,  also  2,446,700,000  Livres.  Bis  zam  Ji^r^ 
1783  fügte  man  noch  52,300,000  Livres  hinzu.  Darnach  sucht  er  as- 
der  Handelsbilanz  zu  berechnen,  was  an  Geld  abgeströmt  qihI  n 
zurückgekommen  ist.  Er  schätzt  diese  Summe  auf  3 — 400  Millionen  ^ 
Die  Constituante,  um  dem  Mangel  an  kleiner  Münze  abzuhelfen,  v  • 
anlasste  eine  Prägung  von  mehr  als  28^  Millionen  kleiner  Silbennüsz:^r. 
im  Werth  von  30  und  15  Sous*),  abgesehen  von  den  Kupfermüciei: 
für  deren  Prägung  sie  die  Glocken  der  Kiirhen  requirirte,  Vasrs 
Geräthe  und  „viele  andere  derartige  Dinge,  weiche  in  den  Kirch-^i 
und  Klöstern  aufgehäuft  liegen  und  besser  verwendet  werden  können*' ' 
Und  dennoch  verschwand  trotz  dieser  Massenproduction  und  da  v^r- 


Mflasreldet. 


1)  Mirabeau:   De  la  Constitution  mon^taire  1790. 

2)  Gaudin:   Notice  a.  a.  O.  S.  219. 

8)  Necker:   Administration  a.  a.  O.  Bd.  III.  Chap.  VIIL 

4)  Decret  vom  11—19.  Janaar  1791. 

5)  Decret  vom  29.  August  1791. 
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handenen  Vorräthe  das  Geld  wieder,  und  dem  Verkehr. blieb  nichts 
davon  zurück.  Da  gelangte  man  inmitten  der  Noth  zu  dem  nahe 
liegenden  Mittel,  wieder  das  Geld  aus  einem  unerschöpflichen  Stoff, 
aus  Papier  zu  machen.  Die  Constituante  sah  in  den  Güterwerthen,  dm 
die  sie  besass,  ein  Deckungsraittel  dieses  Geldes  und  blieb  bei  dieser  ''RevXtion*'^ 
Vorstellung  auch  zuerst  stehen,  denn  ,,die  Güter,  von  denen  die  Das  fandin« 
Assignaten  nur  das  Product  darstellen,  bilden  den  durchstreifenden  ^•p'«'««'*- 
Werth""  dieses  Geldes.  „Sein  Werth  bleibt  auch  immer  derselbe,  und 
wenn  man  die  Assignaten  ausgiebt,  bevor  die  Güter  verkauft  sind, 
so  ist  dies  nur,  weil  man  Geld  n6tlüg  hat,  das  durch  den  Handel  ab- 
banden gekommen  ist,*'  und  »weil  die  Nationalversammlung  im  Vor- 
aus über  das  Product  des  Verkaufes,  welchen  sie  befiehlt,  verfügen 
könne.*'  So  rechtfwtigte  die  Adresse  des  Finanzcomites  der  Consti- 
tuante ihre  Operation,  und  man  hatte  damit  in  der  That  ein  ganz 
richtiges  Princip  für  das  Papiergeld  gefunden,  das  des  Credits,  und 
zwar  des  Realcredits.  Denn  das  Papiergeld  kann  immer  nur  jenen 
Werth  haben,  der  gleich  dem  Vertrauen  ist,  das  der  Staat,  der  es 
ausgiebt,  geniesst.  Aber  das  Vertrauen  des  Staates  hängt  auch  nur 
an  realen,  nie  an  imaginären  Werthen.  So  also  sollten  nach  dem 
Woitlaut  des  Gesetzes  die  Assignaten  die  seltenen  Münzen  ersetzen 
uud  sich  selbst  in  den  unbeweglichen  Güterwerthen  darstellen  ■)• 
Diesen  ^dingungen  zu  genügen,  sollten  sie  unter  alle%  Personen 
Geldwerth  haben  und  wie  klingende  Münze  bei  allen  öffentlichen  und 
Privatkassen  angenommen  und  alles,  was  so  zu.  zahlen  wäre,  in 
Assignaten  gezahlt  werden  können  ^).  •  Um  aber  diese  Aufgabe  zu 
erfüllen,  sollte  die  Summe  der  in  Circuiation  gesetzten  Assignaten 
den  Werth  von  1200  Millionen  Livres  nicht  überschreiten,  und  da  die 
Nationalgüter  mehr  als  2  Milliarden  Werth  darstellten,  konnte  man 
auf  vollständige  Sicherheit  rechnen.  Ja  man  fügte  ausdrücklich  den 
Grundsatz  hinzu,  dass  niemals  die  Summe  der  Assignaten  die  Summe 
des  Werthes  der  Nationalgüter  überschreiten  dürfe  ').  So  sicher  war 
man  in  dieser  Rechnung,  dass  Pethion  zweifelte,  ob  das  Geld  selbst 
einen  besseren  Werth  haben  könne,  als  die  Assignaten,  die  auf  den 
Gätern  fundirt  waren.  Und  Mirabeau  nannte  sie  „un  type  territoriales  und 
nur,  weil  man  die  Güter  nicht  in  Natur  circuliren  lassen  könne,  erschien 
es  ihm  gleich,  sie  in  repräsentativen  Zeichen  in  den  Verkehr  zu  setzen  ^). 
Die  Assignaten  wurden   ausgegeben  in  Billets   von  500—600  Livres 


1)  Decret  vom  30.  September  1790  und  20.  Januar  1791. 

2)  Decret  vom  17.  April  1790  und  21.  September  1790. 

3)  Decret  vom  29.  September  1790. 

4)  A.  C.  vom  27.  September  1790. 

27* 
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Werth,  dann,  um  dem  Mangel  an  kleiner  Münze  Torzubengen,  in  Noten 
zu  5  Livres*),  die  Kasse  des  Ausserordentlichen  fär  sie  errichtet,  auf 
die  Fälschung  derselben  hohe  Strafen  gesetzt  *),  ja  selbst  ein  Comit^ 
ein<^esetzt,  das  die  Mittel  erwägen  sollte,  mit  der  der  Agiotage  vor- 
gebeugt werden  könne  ').  Aber  ihr  alsbaldiges  Sinken  und  ihre  Ent- 
wcrtbung  zeigte,  dass  man  schlecht  gerechnet.  Ihre  ersten  G^gTie: 
hatten  jetzt  leichte  Arbeit,  alte  Zweifel  gegen  das  Papiergeld  mr-k: 
zur  Geltung  zu  bringen.  „Es  bleibt,  unter  welcher  Form  es  erscuei.t, 
die  grösste  Geissei,  welche  das  Fiscalgenie  der  Nationen  erfanden  \\* 
Bergasse,  der  dauernd  während  der  Debatte  über  das  Papiergel  1  ge::c 
dasselbe  geeifert,  zeigte  sogar,  dass  die  Assignaten  eine  gro-s-rc 
Täuschung  als  die  Geldfabrikationen  Law^s  seien ;  denn  diese  wircn  id 
den  indischen  Handel,  auf  alle  Einnahmen  des  Reichs  fundirt  gcw  <-i 
jene  aber  seien  auf  eine  Masse  von  verschuldeten  Gütern  fundirt,  dem. 
Schulden  man  doch  nicht  leugnen  könne  und  deren  Werth,  wenu  ma.: 
sie  anerkenne,  nicht  mehr  für  die  Assignaten  ausreiche^).  Aber  i.^ 
Grunde  der  Werthlosigkeit  lagen  nicht  darin,  sondern  lagen  nur  in  'Kr 
Armuth  des  Volkes  und  im  Mangel  an  Vertrauen,  der  die  Besitzer  iti 
Metallgeldes  einschüchterte,  dieses  in  Papier  oder  Güter  umzoserz^r. 
Wer  konnte  das  Ende  dieses  eingeschlagenen  Weges  absehen.  Die  erst-' 
400  Millionen  waren  von  der  Constituante  als  ein  Papier  ausge^tl'^^ 
das  mit  9  Procent  verzinst  wurde.  Mirabeau  eiferte  dagegen  ar^ 
schlug  eine  Milliarde  A.ssignaten  vor,  aber  ohne  Interessen '^^  A: 
Ende  ihrer  Thätigkeit  hatte  die  Constituante  1800  Millionen  Paprerfe!) 
Dm  im  Umlauf.  Die  Legislative  fügte  ohne  Rücksicht  auf  den  ^'erth 
wuikariieh«  gQQ  Millionen  hinzu,  weil  sie  Geld  brauchte,  und  machte  schvc 
Gonrenu.  Asslguateu  ZU  10,  15,  20  und  50  Sous*).  Der  Convent  endlich,  ti-r 
blos  das  Maass  seiner  Bedürfnisse  in  Anschlag  brachte,  gab  je  oai: 
der  Dringlichkeit  derselben  Geld  aus  und  häufte  die  Summe  vi 
9,978,006,618  Livres  an  Assignaten  auf.  Endlich  gab  er  seine!:. 
Finanzcomite  das  Recht,  unbeschränkt  neue  Papiere  zu  machen,  Q^^ 
die  Arretes  dieses  Gomites  erweisen  eine  Summe  von  mehr  als  *> 
Milliarden  in  kaum  3  Jahren.  800  Arbeiter  waren  mit  der  Stempeiu^r 
und  Erneuerung  derselben  beschäftigt   Man  malte  mit  grosser  Sorgfat 


1)  Dccret  vom  28.  Juni  1791, 

2)  DecTot  Tom  29.  Juli  bis  1.  August  1791. 
3;  Decret  rom  1.  Aügast  1791. 

4)  Montlosier:    Obseryations  snr  les  assignati  1791. 

5)  Bergasse:    Lettre  de  Mr.  Borgasse  k  ses   commettants    aa  sojet  ^ 
asaignats  monnaie. 

6)  A.  N.  vom  27.  August  1790. 

7)  Decret  vom  4.  Januar  1792. 
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die  Bilder  von  Brutus  und  Cato  und  Publicola  auf  die  Papiere,  setzte 
auf  die  Assignaten  von  10  Soos  jenes  des  Ueberflusses,  das  Jahr  der 
Freiheit  und  die  Republik,  einig  und  untheilbar,  aber  vermochte  doch 
dem  Papier  keinen  Werth  zu  geben.  Man  gab  endlich  den  Assignaten 
Zwangscours,  suspendirte,  um  mit  den  Assignaten  zu  sparen,  die 
Zahlung  rückständiger  Schulden  und  verwandelte  sie  in  Renten,  schuf 
endlich  das  Maximum,  um  dem  discreditirten  Gelde  dennoch  einen 
Absatzweg  zu  ermöglichen.  Am  Ende  des  Convents  machte  man  ein 
Zwangsanlehen  von  600  Millionen,  und  da  die  Assignaten  in  einem 
Cours  von  100  gegen  1  standen,  wollte  man  damit  60  Milliarden  ver- 
zehren. Da  endlich  kam  mit  dem  Directorium  eine  kurze  Zeit  des 
Vertrauens.  Die  Assignaten  sollten  vernichtet  werden,  man  gab  dafür  im«  MaBdatt 
2400  Hillionen  Mandats  territoriaux  aus")  und  setzte  ihren  Cours **^^|.'°j.''J^*^,'[* 
zu  dem  der  Assignaten,  wie  SO:  1.  Die  Assignaten  hatten  aber  fast 
gar  keinen  Werth  mehr,  100  Francs  derselben  kaufte  man  mit  30  Gen* 
times.  Da  die  Mandats  nur  dreissigmal  mehr  werth  sein  sollten,  kamen 
8ie  natürlich  auch  alsbald  in  den  Misscredit  der  Assignaten.  Am 
ersten  Ausgabetag  war  ihr  Gours  100 :  18.  Da  man  aber  mit  ihnen 
die  Nationaigüter  kaufte,  so  machte  sich  jetzt  für  einige  Zeit  ein 
regeres  Leben  geltend.  Man  zahlte  die  Kaufsumme  fast  ganz  in  Silber 
uDd  erhielt  das  Gut,  das  man  damit  erwerben  wollte,  fast  ganz  ge- 
schenkt. Dennoch  aber  überwand  das  auflobende  Vertrauen  die 
Schwierigkeiten,  so  dass  schon  im  Jahre  V.  der  Zwangscours  der 
Mandate  aufgehoben  werden  konnte  ^)  und  das  Directorium  so  viel 
Silber  wieder  gewann,  dass  es  aus  der  Münzstätte  der  Republik  an 
90,057,130  Francs  Silber  in  Fünffrancsstücken  auszugeben  vermochte. 
Das  Directorium  hatte  die  richtige  Quelle  der  Geldnoth  erkannt.  In 
dem  Gesetz  über  die  Ausgabe  der  Mandate  erklärte  die  Gesetzgebung, 
dass  Industrie  nnd  Handel  durch  den  Mangel  des  Vertrauens,  dem 
Hauptzeichen  des  Tausches,  zerstört  seien,  dass  die  Entwerthnng  der 
Assignaten  alle  Beziehungen  im  Privatverkehr  zerrissen  habe,  dass 
diese  Entwerthung  ihre  Quelle  in  der  zu  grossen  M  isse  des  Papier- 
geldes und  in  dem  Missverhältniss  der  Ausgabe  desselben  und  seiner 
Deckung  habel  So  hatte  das  Papiergeld,  als  auch  die  Mandate  den 
Zwangscours  verloren,  seinen  revolutionären  Zweck  erfüllt.  Es  hatte 
dem  Augenblick  gedient,  von  dem  die  Revolution  abhing,  aber  es 
hatte  in  den  Millionen  Unglücklichen,  die  es  geschaffen,  dies^  selbst 
wieder  einen  unbesiegbaren  Feind  erzeugt,  der  sich  nun  an  die  Seite 
Napoleon's  drängte. 


1)  Geeetz  vom  28.  März  1796  (28.  Ventdse  an  IV.). 

2)  Gesetz  vom  4.  Febraar  1797  (16.  Plnvidse  an  V.). 
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Die  Mitten  unter  diesen   furchtbaren  Schwankungen   von  Reichtbum 

verwaitttiig  des  ^^^j  ^ymuth,  ücberfluss  und  Elend  hatte  die  Revolution  zwei  dauernde 
nnd  die  SchöpfuHgeu  hingestellt,  welche  sie  überlebt  haben  und  heute  noch 
>\  Abrang.  -^^  Frankreich  herrschen.  Es  war  erstens  die  Verwaltung  des  gesammten 
Münzwesens  und  zweitens  die  Währung.  Für  beide  Schöpfungen  hi 
Mirabeau  der  erste  Anreger  gewesen,  und  zum  grossen  Theil  ruhen 
sie  heute  noch  auf  seinen  Ideen.  In  seinem  Werk  über  das  Münzwesen 
zeigte  er  das  erste  Mal,  dass  das  Geld  ein  Culturmoment  und  die  Geld- 
gleichheit ein  mächtiger  Träger  des  Fortschrittes  ist,  dass  neben  diesem 
staatlichen  und  völkerrechtlichen  Element  im  Innern  des  Landes  die 
Verwaltung  auf  der  Gerechtigkeit  in  der  Fabrikation  und  der  Einheit 
des  Metalles  ruhen  soll.  Für  diese  Einheit  will  er  nur  Silber  aner- 
kennen ^).  Die  Constituante  löste  viele  der  im  Lande  zerstreuten 
Münzstätten  auf  und  stellte  die  Münzfabrikation  und  gesammte  Ver- 
waltung des  Munzwesens  unter  die  Leitung  des  Ministers  des  Innern. 
Ihm  wurden  für  die  eigentlichen  Mün^geschäfte  8  Gommissäre  zugetheilt. 
nebst  einem  Generalsecretär  und  einem  Depotwächter,  der  yerant- 
wortlich  und  cautiouspflichtig  war  ^).  In  gemeinschaftlichen  Sitzungen 
sollten  diese  Beamten  Maass  und  Gewicht  bestimmen,  die  in  die  Münze 
einlaufenden  fremden  Münzen  prüfen  und  jede  aus  der  Münzstätte  auv 
gegebene  Münze  einer  genauen  Werth-  und  Gehaltprüfung  unterziebei:. 
Drei  sachverständige  Mitglieder  der  Akademie  sollten  zur  Prüfung  der 
Substanzen  zugezogen  werden,  welche  zur  Prägung  verwendet  würden'). 
Diese  Organisation  wurde  im  Laufe  der  Zeit  nur  in  der  Beamtenzahl 
verändert,  und  das  Organisationsgesetz  der  Münzstätten  vom  21—27. 
Mai  1791  bezeichnet  genau  die  Thätigkeit  der  einzelnen  Personen. 
Die  Beamten,  welche  der  eigentlichen  Kunstarbeit  zugetheilt  waren, 
mussten  sich  einer  besonderen  Prüfung  unterziehen  und  wurden  nur 
nach  öffentlicher  Concurrenz  angestellt  *),  Vorübergehend  wollte  d^ 
Convent  die  Münzfabrikation  in  einer  einzigen  Münzstätte  zu  Paris 
centralisiren  ^),  aber  das  Directorium,  als  es  thatsächlich  wieder  zu 
einer  neuen  Prägung  schreiten  konnte,  richtete  wieder  8  besondere 
Münzstätten  ein,  zu  Paris,  Perpignan,  Bayonne,  Bordeaux,  Nantes,  Lille, 
Lyon  und  Strassburg.  Napoleon  verwies  die  oberste  Leitung  des 
Münzwesens  an   das  Finanzministerium   und   stellte  demselben  zwei 


1)  Mirabeaa:    De  la  Constitntion  mou^taire,  1790. 

2)  Decret  vom  11—19.  Januar  1791. 
8)  Decret  vom  3—10.  April  1791. 

4)  Decret  vom  80.  Aagast  bis  8.  September  1791. 

5)  Decret  vom  14.  Febraar  1794  (26.  Plavidse  an  II.). 
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AdmlDistratoren  für  die  Leitung  des  Dienstes,   Beaufsichtigung  der 
Fabrikation  und  Prüfung  des  Gewichts  zur  Seite  '). 

In  zweiter  Richtung,  in  der  Herstellung  einer  Münzeinheit,  ging  der  Die  wibnmg. 
CuDvent  bei  seiner  grossen  Reform  alles  Maasses  und  Gewichtes  auch 
in  Betreff  des  Geldes  energisch  vor  und  brachte  die  Ideen  Hirabeau's 
und  der  Constituante  —  denn  ihr  gebührt  der  Ruhm  der  ersten  An- 
regung —  zur  vollendeten  Durchführung.  Er  führte  in  allen  Verkehrs- 
behelfen das  Decimalsystem  ein  und  setzte  als  Münzgewicht  das  Kilo- 
gramm fest.  Die  Legirung  bestand  in  900  Theilen  Silber  oder  Gold  und 
100  Theilen  Kupfer;  die  Münzeinheit  war  der  Franc  oder,  wie  der 
Convent  sie  nannte,  der  Republicain,  der  sich  nach  oben  und  unten 
hin  ins  Zehn-  und  Hundertfache  theilen  und  zusammensetzen  liess. 
Die  Kosten  der  Fabrikation  wurden  durch  ein  Zehntel  vom  Silberwerth 
und  drei  Zehntel  vom  Goldwerth  gedeckt.  Der  Franc  Silber  sollte  die 
Geldeinheit  sein,  im  Werth  188,41  Grains.  Napoleon  liess  endlich  die 
neuen  Geldstücke  prägen:  Viertel-,  Halbe-,  Ein-,  Zwei-  und  Fünf- 
francsstücke in  Silber  und  Zwanzig-  und  Vierzigfrancsstücke  in  Gold^). 
Sie  trugen  alle  sein  Bild  und  den  Landesspruch:  Dieu  protege  la  France! 
Da  kein  Gesetz  das  Verhäitniss  des  Goldes  zum  Silber  regelte,  so 
erhielt  Frankreicii  eine  doppelte  Währung,  d.  h.  die  Münzen  beider 
Metalle  galten  gleichmässig  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  und  ohne 
alle  Rücksicht  auf  den  Wechsel  in  den  gegenseitigen  Werthverhältnisseu. 
Die  trüben  Folgen  dieses  Gesetzgebungsmangels  sind  natürlich  im  Lauf 
der  Zeit  nicht  ausgeblieben.  Während  Napoleon's  Regierung  wurden 
1,396,676,981  Francs  geprägt,  zu  denen  700  Millionen  alte  Münzen 
verwendet  wurden  ').  Die  Papiergeldfabrikation,  die  in  Napoleon  stets 
einen  ängstlichen,  aber  ausdauernden  Gegner  fand,  erhielt  in  der  Er- 
richtung der  Bank  von  Frankreich  einen  ganz  anderen  Charakter. 
Sie  ruhte  jetzt  auf  der  Macht  des  öffentlichen  Credits,  den  ich  im 
Folgenden  darstellen  will. 

Die  öffentlichen  Creditanstalten. 
Wenig  Ahnung  hatte  das  ancien  Regime  von  jener  Gewalt,  auf    Die  Maat 
deren  Thätigkeit  heute  und  seit  der  Revolution  die  fast  unerschöpf-    ^^'  ^>c<i>*'- 
liehe  Quelle  des  nationalen  Reichthums  Frankreichs  ruht,  von  dem 
Credit    Der  Credit  ist  Besitz  und  Eigenthum,  er  ist  Hab  und  Gut. 
Er  ist  unbestimmbar  in  seinen  Grenzen  und  seinem  Inhalt,  weil  er  in 
allem,  was  er  ist,  nur  von  jener  Macht  abhängt,  die  ihn  selbst  aus- 


1)  Decret  vom  30.  Mai  1803  (10.  PrairiHl  an  XI.). 

2)  OeseU  vom  28.  März  1808  (17.  GorminAl  aa  XI.). 

3)  Qaudin:  Notico  a.  a.  O.  S.  821. 
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füllt,  von  der  Macht  des  Vertrauens.    Das  Vertrauen  aber,  wenn  ts 
keine  Thorheit  oder  gewaltsamer  Zwang  ist,  kann  nur  in  dem  B- 
wusstsein  des  Einzelnen  ruhen,  in  dem  Maasse,  in  dem  er  es  bkttt, 
von  dem  befriedigt  zu  werden ,  dem  er  es  eben  geboten.    Der  Staat 
tritt  in   diesen   Verhältnissen  dem  Einzelnen  so  gegenüber,  wie  dit 
einzelne  Person  der  anderen.     Wie  aber   sollte   das   ancien  KegiK^- 
Frankreichs  dieses  Bewusstsein  erzeugen,  um  die  Macht,  die  auf  dem- 
selben ruht,  den  Credit,  zu  geniessen,  nachdem  es  bei  dem  von  alleti 
möglichen  Missbräuchen,  Schäden  und  Ungerechtigkeiten  untorgrabeo^t 
Staati$haushalt,  der  Heimlichkeit,  die  alles  umhüllte,  der  Willkür,  dit 
alles  durchdrang,  Niemanden  das  Maass  zu  bieten  im  Stande  «ar.  i 
dem  esgeeignet  gewesen  wäre,  das  gebotene  oder  geforderte  Vertrauei 
zu  befriedigen?    Der  absolute  Staat,  repräsentirt  durch  das  absfijt- 
Königthum,  zeigte   dieser  Gewult   gegenüber   nur   seine   ganze  Ob 
macht.    In   dem  entscheidenden  Augenblick,  wo  es  nur  durch  die» 
Gewalt  gerettet  werden  konnte  und,   dieses  erkennend,  sie  aachzn 
ihrem  Dienste  forderte,  ging  es  zu  Gi  unde,  weil  es  ihr  gegenüber  stia 
gewohnte  Stellung  nicht  behaupten  konnte.     Die  Macht  des  Cre^iit- 
kann  nicht  beherrscht  werden,  sie  will  und  muss   sellier  bemcbd 
Ohnmächtig  war  plötzlich  das  allmächtige  Königthum,  auch  nar  di 
schwächste  Quelle  zu  entdecken,  die  seine  Bedürfnisse  befriedigt  liitt' 
Mit  dem  empörten  Volke  verband  sich  jene  imaginäre  Gewalt,  u« 
wird  sich  stets  mit  ihm  verbinden,  da  sie  ja  aus  seiner  Mitte  aüa 
entsteht.    }^ur  einmal,   ein  Jahrzehnt  vor  der  Revolution,  hatte  tri < 
Der         kluger  Finanzmann  diese  Gewalt  der  Regierung  verbunden.    Und  i: 
Credit NeckeV«  ^^^^em  Augonbljck  war  die  Revolution,  wenn  thatsächlich  auch  nici.t 
geboten  und  schon  eröffnet,   so  doch  für  jedes  vorsichtige  Ange  ff* 
kennbar  und   möglich.     Necker  war  es,   der  während   seines  er^^cn 
Finanzministeriums  dies  geleistet.  Redlichkeit  und  Oeffentlichkeit  warf' 
die  Mittel,  mit  welchen  er  den  Credit  gewann.    Beide  aber  fände»  L 
ihm  allein  ihren  Schutz  und  ihre  persönliche  Vertretung,  und  wie  wetu? 
sie  allein   in  dieser  Form  genügten,  zeigte  die  Thatsache,  dass  dt' 
Credit  wieder  verschwand,  als  er  aus  dem  Finanzministeriura  ao&^bir* 
Redlichkeit  und  Oeffentlichkeit  der  Verwaltung  werden  nur  dano  d!^ 
Macht  des  Credits,  das  Vertrauen  erzeugen,  wenn  sie  als  unwandelbar: 
Grundsätze  und  unabhängig  von  der  Neigung  und  dem  Charakter  de^ 
Einzelnen  durch  die  Macht  des  Gesetzes  die  Regierung  beherrscbeo 
Dann  werden  sie  es  aber  auch  noch  thun,  wenn  zu  ihrer  moraüsckr 
Kraft  nicht  immer  die  materielle  Kraft  des  Staates  hinzutritt   Dksi 
braucht  nicht  in  runden  Ziffern  ausgedrückt  zu  sein,  um  Bedeoton^ 
zu  haben,  sondern  muss  allein  in  ihrer  Möglichkeit  wahr  und  destlicli 
erkennbar  sein.     War  zu  Zeiten  Necker*s  für  Frankreich  nur  ^^ 


8taalii(redU  in 
der  Mncht  des 
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persönliche  Charakter  dieses  Mannes  die  Quelle  des  Staatscredits  und 
ging  sie  verloren,  als  er  selbst  ging,  so  hatte  das  ancicn  Regime  nie- 
mals einen  Begriff  von  dem  Reichthum  des  Staates,  seinen  Mitteln. 
Ks  konnte  weder  dem  Augenblick,  noch  der  Zukunft  eine  Sicher- 
heit bieten.    Auch  die  Zeit  ist  Credit. 

Erst  die  Revolution  schuf  alle  diese  Elemente  und,  kaum  ge-  Der 
schaffen,  traten  sie  auch  mit  aller  Kraft  in  Wirksamkeit.  Sie  machte, 
wie  ich  gezeigt  hübe,  die  Oeffeiitlichkeit  des  Staatshaushaltes  zu  einem  Geseixc». 
Grundgesetz  und  machte  so  auch  die  RedllcLkeit  zu  einem  gesetzlichen 
Zwang.  Sie  zeigte  endlich  durch  die  Zer:störung  des  Feudalstaates 
und  die  Auflösung  aller  Missbiäuche  und  Verwirrungen  den  Reichthum 
der  Nation  und  durch  die  Discussion  der  Rechnungen  des  Staates  und 
die  lYüfung  aller  Quellen  der  Staatseinnahmen  die  unerschöpflichen 
Mittel  des  Reichs.  Das  waren  in  der  That  grossartige  Dinge!  In 
ihrem  Erfolge  haben  sie  sich  bewahrt  und  jene  ungeheuren  Summen 
geschaffen,  die  Frankreich  suit  der  Zeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  als 
seinen  Credit  verzeichnet.  Man  darf  dabei  freilich  keine  kaufmännische 
Rechnung  von  Tag  zu  Tag  und  Jahr  zu  Jahr  führen  wollen!  Die  Revo- 
lution stürzte  sich  von  Bankrott  in  Bankrott,  sie  schuf  Millionen  Reiche 
und  machte  morgen  Bettler  daraus,  sie  nährte  sich  jahrelang  nur  mit 
^verthlosen  Papieren,  aber  dass  sie  das  Alles  vermochte  und  dennoch 
der  Hand  Mapoleon's  einen  Staat  überlieferte,  der  am  18.  Brumaire 
nichts  und  am  19.  alles  hatte,  das  eben  zeigt  die  Grossartigkeit  ihrer 
Schöpfung.  Napoleon  war  wahrlich  in  seiner  Person  nicht  allein  diese 
Kraft  Nirgends  zeigte  es  sich  eben  mehr,  als  in  der  Bewegung  des 
Staatscredits.  Aber  er  war  die  Garantie,  dass  die  Staatskräfte  einer 
sicherea  Entfaltung  entgegengefahrt  werden,  und  darauf  ruhte  der 
ungeheure  Credit,  der  mehr  die  ungeheuren  Ausgaben  und  Bedürfnisse 
des  Staates  befriedigte,  als  die  reichen  directen  Einnahmequellen,  die 
seiner  Regierung  zuströmten.  Der  Stand  der  Rente  ist  das  sicherste 
Zeichen  dieses  Lebens.  Man  hat  seit  Wiedereröffnung  der  Börsen  von  Napoleon  und 
1797  an  denselben  genau  verzeichnjt.    In  diesem  Jahre  stand  sie  auf  **®'"  *''***"*•■** 

^  der  Kcnt«. 

h  Proceiit  und  schwankte  in  den  ersten  Zeiten  des  Consulats  zwischen 
6  und  8,  stieg  mit  der  Befestigung  des  Gouvernements  auf  44,  mit 
Errichtung  des  Kaiserreichs  auf  60  und  in  der  Zeit  desselben  auf  83. 
Niemanden  in  Frankreich  fällt  es  seither  ein,  sein  Vermögen  einem 
anderen  Staat  anzuvertrauen.  Es  ist  eine  Gewohnheit  des  Volkes 
geworden,  es  in  Staatsrenten  umzuwandeln,  und  Jedermann  trägt  dabei 
den  Glauben,  dass  er  damit  das  Beste  für  sich  thue*).  Konnte  die 
Revolution  diese  im  Staat  liegende  Macht  nicht  selbst  ausnützen,  so 


•)  Hock  a.  A.  0.  S.  641. 


Die  loigen  war  Sie  CS  doch,  welche  die  Grundsteine  legte,  auf  der  sie  für  die 
eine««chercn  2uknnft  Tulien  koHute.  Ich  habe  sie  an  den  verschiedenen  Stellen 
schon  erwähnt  und  bedarf  blos  eines  Rückblickes  darauf.  Sie  war  es. 
die  die  Steueifähigkeit  Frankreichs  durch  die  Gerechtigkeit  und  Wei^ 
heit  ihres  Steuersystems  zeigte,  sie  zerstörte  die  Privilegien  und  Frei- 
heiten, brach  das  Heer  der  Yorurtheile,  das  die  gesammte  Staats-  und 
Volkswirthschaft  in  Fesseln  legte,  stellte  das  erste  Mal  an  Stelle  des 
willkürlichen  Königthums,  das  die  Einnahmen  wie  seine  Eiunahmea 
nach  einem  privatre^ht liehen  Titel  betrachtete  und  verwendete,  dtu 
Staat  und  die  Nation  .selbst,  für  deren  geistige  und  materielle  Bedüri- 
nisse  die  Staatsleistungeu  zu  verwenden  seien,  und  erkannte  in  dieser 
Verwendung  selbst  wieder  nur  eine  Nahrung  seiner  eigenen  Kräfte,  se 
führte  bei  der  Oeffentlichkeit  des  Budgets  die  Verantwortlichkeit  ctr 
Verwaltung  und  eine  strenge  Controle  ein,  und  sie  war  es  endlich,  die 
nicht  für  den  Augenblick  zu  sorgen  sich  berufen  erkannte,  sondern  ia 
der  Aufstellung  eines  finanziellen  Systems  die  nächste  Zukunft  sr&jn 
der  Gegenwart  verband  und  sie  in  ihre  Rechnung  zog.  Napoleon  voll- 
endete diesen  geistigen  Bau,  indem  er  die  Staatsmacht  selbst  als  da> 
Ziel  der  Staatswirthschaft  hinstellte  und  aus  ihr  die  Nothwendigkeit 
der  Maassregeln  fand,  welche  jene  befiriedigen  konnten.  Darum  schrak 
er  vor  Maassregeln  nicht  zurück,  die  dem  Einzelnen  gefährlich  düoic. 
mochten  und  auch  nachtheilig  sein  konnten,  buhlte  nicht  um  Popu- 
larität, um  dem  Kleinen  zu  genügen  und  das  Grosse  vielleicht  zu  ge- 
fährden. Die  Neubelebung  der  indirecten  Steuern  sind  ein  Be?fe.^ 
dafür  und  ihre  versuchte  Abstellung  in  den  hundert  Tagen  nur  eiü 
Zeichen  der  Ohnmacht  des  sinkenden  Sternes. 
Diu  Das  sind  die  Quellen  des  Staatscredits  in  Frankreich  und  ist  dtt 

CrcditiD.iiiute.  Qgjg^  ^^g  französischen  Creditwesens.  Er  ist  in  der  That  mit  eiDem 
Schlag  gemacht  worden,  und  durch  die  Staatsmacht  selbst  Und  lut 
dadurch  erklärt  es  sich,  dass  alle  jene  Institute,  welche  dazn  dieotn, 
theils  den  Credit  zu  leiten,  theils  seine  persönlichen  Träger  zu  seioi 
innig  wieder  mit  der  gesammten  Staatswirthschaft  in  Verbbdui^ 
stehen,  denn  auch  sie  fanden  zumeist  die  Möglichkeit  ihres  Das<fiii^ 
in  der  Thätigkeit  der  Staatsgewalt.  Es  ist  dabei  aber  auch  keines- 
wegs zu  leugnen,  dass  djr  absolutistische  Geist  derselben  anter  >^ 
poleon  noch  mehr  diesen  natürlichen  Gang  beförderte  und  sich  bevor- 
mundend in  alles  drängte,  was  sich  zeigte,  und  alles  von  sich  abhißp^' 
machte,  was  in  Wahrheit  freier  leben  wollte  und  sollte  und  konnte.  'U 
diesen  Schöpfungen,  deren  erste  Anfänge  oder  deren  Neubelebimg  io 
die  Zeit  der  Revolution  fallen,  gehören  denn  die  Bank  von  Frankmcb 
und  die  Börsen.  Der  zweifelhafte  Grundsatz  der  Mercantilisten,  disi 
die  Vermehrung  des  Geldes  eine  Vermehrung  des  NationabpeichthuB? 
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sei,  fahrte  zuerst  Law  in  Frankreich  zur  Gründang  der  Bankinstitute. 
Im  Jahre  1716  wurde  eine  Bank  mit  6  Millionen  Livres  Capital  ge- 
gründet und  darauf  hin  60  Millionen  Noten  ausgegeben.  Dem  Project 
folgten  zwei  andere  ähnlicher  Art  und  1719,  in  der  noth wendigen 
Geldkrise,  hatte  man  gerade  V2  Milliarden  Livres  an  Papiergeld.  Die  nie  Bank  von 
Banken  wurden  aufgelöst,  511,000  Bürger  erschienen  gegen  sie  klagend  ^^^^^^  • 
und  an  500  Millionen  Noten  wurden  von  den  Gerichten  annuUirt.  Im 
Jahre  1776  gründete  man  nach  englischem  Muster  eine  Escomptebank, 
nur  mit  dem  Unterschied,  dass  England  Credit  hatte  und  Frankreich 
keinen.  In  6  Monaten  konnte  man  kaum  2  Millionen  Actien  aufbringen. 
Dennoch  glückte  das  Project,  so  dass  1786  eine  Dividende  von  12 — 15 
Procent  vertheilt  werden  konnte.  Der  Staat  verlängerte  jetzt  das 
Privilegium  der  Bank  auf  30  Jahre  und  als  er  17SS  bei  den  grossen 
Geldkrisen  eine  Zurückforderung  der  Caution  fürchtete,  verbot  er  die 
Silberzahlungen  der  Bank.  Erst  Necker  brachte  eine  neue  Ordnung, 
indem  er  die  Staatsbedürfnisse  durch  Anleihen  deckte  und  nicht  die 
Bank  aussog.  Dadurch  hob  sich  die  Kraft  der  Escomptebank  so,  dass 
die  Noten  derselben  während  der  Assignatenwirthschaft  Goldcours 
hatten.  Diese  Goncurrenz  der  Assignaten  zu  brechen,  löste  def  Gon- 
vent  die  Escomptebank  gewaltsam  auf  ^).  Obgleich  nun  diese  Bank 
so  verwegen  wirthschaftete,  dass  sie  bei  10  Millionen  Werthen  120 
Millionen  Papier  ausgab,  so  konnte  sie  doch  nur  durch  diesen  Gewalt- 
streich gebrochen  werden.  Seit  dieser  Zeit  stockten  alle  derartigen 
Unternehmungen  ^).  Erst  bei  dem  Fall  des  Papiergeldes  und  dem 
Wiedererscheinen  des  Metalls  hatte  sich  im  Jahre  VIII.  eine  Privat- 
gesellschaft in  Paris  gebildet,  unter  dem  Namen  einer  französischen 
Bank.  Diese  Gesellschaft  gab,  ohne  gesetzlich  dazu  autorisirt  zu 
sein,  sogar  ein  Papiergeld  aus,  „Papier  de  conflance'S  welches  durch 
liegende  Güter  garantirt  war ').  Einzelne  Handelsetablissements  in 
den  grösseren  Städten  thaten  dasselbe.  Man  sieht,  dass  das,  was  man 
heute  oft  als  einen  Fortschritt  des  Bankwesens  darstellen  will,  eigent* 
lieh  der  erste  Anfang  desselben  war.  Die  Unternehmungen  reussirten 
nicht,  aber  Frankreich  umschiffte  glücklich  die  Gefahren,  die  solchen 
Versuchen  drohen.  Ein  Papier  als  Geld  wird  seiner  Bestimmung  nur 
genügen,  wenn  es  so  schnell  und  sicher  als  möglieli  und  nach  freiem 
Willen  gegen  Silber  umgetauscht  werden  kann.  Eine  Bank  aber,  deren 
Geld  auf  solchen  Hypotheken  ruht,  wird  der  Forderung  im  besten  Fall 
nur  langsam  und  ungewiss  genügen  können.    Napoleon  griff  alsbald 


1)  Beeret  vom  4.  Angnst  1793. 

2)  Dalloz  a.  a.  O.  Bd.  VI.  8.  70  a.  ff. 

3)  Gaadin:   Notice  a.  a.  0.  8.  66.  not.  1. 
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nach  dem  Antritt  des  Consulats  in  das  bestehen.le  Bankinstitut  eio 
durch  die  üeberuahnie  von  5000  Actien,  deren  Werth  die  Amortisation>- 
kasse  lieferte  *).  Bei  seiner  Scheu  vor  allena  fictiveu  Geld  wollte  er 
in  keiner  Weise  tlie  Schöpfung  eines  solchen  zulassen.  Graf  Mollien, 
als  Minister  des  Staatsschatzes,  erkannte  in  diesem  Recht,  YeitraQe[.s- 
geld  zu  machen,  ein  Privilegium,  welches  der  Staat  einer  Bank  er- 
theilen  könne,  und  betrachtete  das  Fundirungscapital  des  Geldes  als 
eine  Cantion  des  Staates  für  das  abgegebene  Recht  Er  war  es  di^uo 
auch,  der  die  erste  Idee  der  »Banque  de  France"  aufstellte,  als  eints 
Creditinstitutes,  welches  in  einem  g^-meinsanien  Centnim  das  Industri^ 
und  Handelsinteresse  vereine  und  mit  dem  Staatsinteresse  sich  selbst 
so  verbinde,  dass  es  in  schwierigen  Momenten  dem  Gouve-nenico: 
Hilfe  leisten  könne.  Kuiz  vor  dem  Krieg  mit  England  entwarf  des^ 
MoUien  au^h  das  Statut  einer  solchen  Bank,  welche  jetzt  als  ein  ge- 
setzliches und  ausschliessliches  Institut  in  Thätigkeit  trat^j.  Nach 
diesem  Statut,  dem  Gesetz  vom  14.  April  1803  (24  Germinal  anXl.\ 
wurde  eine  Bank  zu  Paris  gegründet,  mit  dem  ausschliesslichen  Rtchu 
Papiergeld  auszugeben,  in  Koten  bis  zu  500  Francs,  Wechsel  und 
Handelseffecten  aller  Art  zu  escom]»tiren ,  Privatpersonen  und  Ge^eU- 
Schäften  Contos  zu  eröffnen.  Auf  die  Summe  dieser  laufenden  CoDtu> 
ist  keine  Beschlagnahme  zulässig.  Die  Bank  selbst  kann  nur  Go> 
und  Silberhandel  treiben ,  ist  aber  sonst  von  jedem  anderen  Bandet- 
geschäft  ausgeschlossen.  Das  Capital  der  Bank  theilt  sich  io  dtc 
Gründungsfond  und  Reservefond.  Der  Grundungsfond  wurde  dorcli 
45,000  Actien,  jede  Actie  zu  1000  Francs,  und  zu  Autheilcn  voo  5.^' 
Francs  gebildet.  Die  Dividende  setzte  das  Gesetz  für  das  Jahr  Xil 
auf  höchstens  8,  für  das  Jahr  XUI.  auf  6  Procent  Die  Ueben»chasst 
sollten  in  den  Reservefond,  und  zwar  in  „5  pour  100'*  gelegt  werden. 
was  eine  neue  Dividende  von  5  Procent  gewährte»  aber  doch  den 
Handelscredit  so  mit  den  Staatscredit  verband,  dass  es  oft  lästig  a»^ 
selbst  gefährlich  sein  konnte  und  es  auch  war,  da  es  die  Bank  hinderte, 
ihre  Mittel  dem  wahren  Verkehrsinteresse  zuzuwenden.  Freilich  U^ 
gerade  diese  Verbindung  in  der  Zeit,  besonders  1848,  zum  Wobl  dtt 
Staatsfinanzen  viel  beigetragen. 
Dl«  Verwaltung  Die  Verwaltung  der  Bank  war  nach  diesem  ersten  Statut  oorii 
"""rrlncr  "**  ^^°®  repnblikauische.  Die  Actionäre  wählten  15  Regens  und  3  C^seoß» 
welche  den  Generalrath  der  Bank  bildeten  und  alle  Jahre  zu  einem  Fonftti 


1)  Bresson  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  250. 

2)  Opinion  de  NapoMon  et  du  cointe  MoUien  aar  U  qnestion  des  bsa^&<^ 
Compte  rendu  de  Tacadcmie  des  scieaces  morales  et  politiques.  Ser.  IV.  Tob.  ^•- 
Livraison  5.    S.  191.  u.  ff. 
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in  den  Regens  und  einem  Drittel  in  den  Censenrs  erneut  wurden.  Die 
ersteren  hatten  die  Verwaltung,  die  letzteren  die  Ueberwachung.  Für 
das  Escomptegeschäft  wurde  ein  besonderer  Rath  aus  12  Mitgliedern 
gebildet,  welche  die  Geschäfte  unentgeltlich  führten.  Ein  Central- 
comite,  bestehend  aus  3  Regens,  von  denen  einer  als  Präsident  fungirte, 
leitete  die  Gesammtbeit  der  Operationen.  200  der  am  Institut  zumeist 
betheiligten  Actionäre  bildeten  die  jährlich  zusammentretende  General- 
versammlang  der  Bank.  Die  Gerichtshandlungen  der  Bank  wurden 
im  Namen  des  Präsidenten  geführt,  die  Fälschung  der  Banknoten  einer 
Fälschung  des  Staatsgeldos  gleichgestellt.  Diese  Verwaltung  aber 
entsprach  den  Erwartungen  nicht.  Im  Jahre  1805  stellte  die  Bank 
ihre  Zahlungen  ein.  Während  der  Schlacht  von  Austerlitz  war  die 
Bank  Napoleon's  grösste  Sorge  und  beunruhigte  ihn  mehr,  wie  er 
selbst  sagte,  als  die  »Armeen  Russlands^.  Die  Bank  muss  ihre  Noten, 
so  schrieb  er  an  den  Justizminister,  gegen  Silber  an  offenen  Kassen 
umtauschen,  und  wenn  ihr  das  Silber  fehlt,  soll  sie  diese  schliessen. 
Was  mich  betrifft,  so  will  ich  überhaupt  gnr  kein  Papiergeld  ■).  Als 
er  von  Austerlitz  zurückkehrte,  erliess  er  das  neue  Bankgesetz*), 
wodurch  er  das  Institut  grossartiger  und  ausgedehnter  in  seinen 
Operationen  und  monarchisch  in  seiner  Verwaltung  machte.  Ans  dem 
Privilegium  des  Geldmacbens  leitete  Napoleon  jetzt  das  Recht  der 
Oberheirlichkeit  des  Staates  über  die  Bank  ab.  „Die  Bank",  sagte  er, 
„gehört  nicht  allein  den  Actionären,  sondern  auch  dem  Staat,  da  er  ihr 
das  Privilegium,  Geld  zu  machen,  gab."  Das  Centralconiite  wurde  auf- 
gelöst und  an  seine  Stelle  ein  Gouverneur  mit  2  Untergouverneurs 
gesetzt,  welche  dem  Kaiser  den  Eid  leisteten.  Der  Erste  musste 
wenigstens  100  Bankactien,  die  beiden  Letzteren  wenigstens  50  der- 
selben besitzen.  Die  Gerichtsbarkeit  in  Banksachen  wurde  dem  Staats- 
rath  gegeben.  Der  Generalrath  der  Actionäre  blieb  erhalten,  desgleichen 
sein  Recht,  die  Regens  und  Censeurs  zu  erwählen.  Nur  wurde  an 
die  Seite  der  Verwaltung  auch  hier  ein  Regierungsagent  zur  Ueber- 
wachung gesetzt.  Das  Bankprivilegium,  zuerst  auf  14  Jahre  gegeben, 
wurde  jetzt  auf  40  Jahre  erweitert  und  das  Capital  auf  90  Millionen 
erhöht.  In  ihren  Geschäften  sollte  die  Bank  nicht  mehr  mit  dem 
Staatsschatz  in  Verbindung  gezogen  werden  und  besonders  in  der 
Bildung  des  Reservefonds  frei  schalten  können.  Ein  Drittel  der 
Dividende  aber  war  gesetzlich  als  Einnahme  des  Fonds  bestimmt. 
Bald  darnach  bestätigte  ein  neues  Gesetz  dieses  Statut  und  gab  der 
Bank  noch  das  Recht,  in  den  grösseren  Städten  besondere  Escompte- 


1)  Opinion  de  Napoleon  a.  a.  0.  S.  212. 

2)  Qesset  vom  22.  April  1806. 
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comtoirs  zu  errichten*).    Im  Wesentlichen   hat  an   dieser  Ordonng 
auch  die  neueste  Gesetzgebung  nichts  mehr  geändert. 
Die  Rörxen  Die  zweitc   wichtige  Klasse  der  Greditinstitute  sind  die  BOrsen. 

Ich  habe  auf  ihre  Bedeutung  und  ihre  Geschichte  schon  bei  d^  Dar- 
stellung des  Eigenthumsrechtes  hingewiesen.  In  ihrer  Stellung  zum 
Credit  hat  ihre  Bedeutung  erst  die  Gegenwart  vollkommen  richtig 
erfasst  Die  Interessen  des  Handels  sind  oft  die  Interessen  des  Staates, 
sie  sind  ihnen  gleich,  sind  dieselben.  Der  Handel  ist  ein  Weltbürger, 
der  Credit  ein  internationales  Gut.  Zwischen  Profit  und  Verlust 
schwebt  jener  von  einem  Staat  zum  andern  und  dieser  hebt  und  senkt 
sich  nach  der  Bewegung.  Die  Gegenwart  hat  erst  deutlich  gezeigt 
dass  der  Cours  der  öffentlichen  Effecten  ein  europäisches  Staatsinteresse 
ist.  Und  daher  die  Bedeutung  und  die  staatsrechtliche  Stellung  der 
Börsen.  Sie  sind  die  Motoi  en  des  Credits,  und  wenn  sie  ihn  nicht  er- 
zeugen, so  beleben  sie  doch  seine  Kraft  und  sind  gewissermassen  sein 
Thermometer.  Daher  verzeichnet  die  Geschichte  die  Borseninstitute 
wie  naturliche  Institute  überall,  wo  eine  Bewegung  des  Handels  ein- 
tritt uod  die  Macht  des  Credits  erscheint.  Das  römische  Collegium 
mercatorum,  schon  unter  Appius  Claudius  gegründet,  die  flämischen 
Versammlungen  der  Kaufieute  waren  ihre  ersten  Anfänge.  Sie  bildeten 
sich  auch  in  Frankreich  schon  seit  1304  auf  der  grande  porte  in  Paris 
und  seit  1549  in  den  grösseren  Städten  Frankreichs.  Seit  1724  hat 
zu  Paris  die  Handelsbörse  ihren  Sitz  im  Hotel  de  Nevers  in  der  Rue 
Vivienne.  Doch  erdrückte  die  Feudalität  die  freie  Bewegung,  die 
Jurandes  und  Maitrises  hindeiten  Handel  und  Industrie.  Erst  die 
Revolution  brach  den  Bann  und  brach  ihn  zumeist,  indem  sie  den 
Staat  selbst  in  den  Verkehr  drängte  und  durch  die  Gründung  der 
öffentlichen  Schuld  seine  Theilnahme  am  Geschick  der  Effecten  er- 
regte. Vor  der  Revolution  waren  diese  vom  Verkehr  ausgeschlossen, 
da  sie  ja  zumeist  als  ewige  Renten  den  Charakter  eines  unbeweglichen 
Eigenthums  hatten.  Man  negociirte  auf  den  Börsen  blos  öffentliche 
Effecten  au  portcur  oder  solche,  die  durch  Endossement  übertraghar 
waren.  Ja  man  verhandelte  blos  über  die  Differenz  des  Courses,  ohne 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen.  Man  spielte.  Diese  Vorstellnngeo  ti'^o- 
rigen  Angedenkens  waren  es  zumeist,  welche  die  Anschauungen  der 
Cnsittlichkeit  dieser  Institute  in  der  Zeit  des  Convents  erzeugten  und 
die  Auflösung  derselben  nach  sieh  zogen.  Vor  seiner  Zeit  aber  ge- 
staltete die  Art  der  Geschäfte,  welche  man  ehedem  auf  den  Börsen 
gemacht,  die  Reform  der  Börsenyerwaltung.  Vor  der  Revolution  waren 
die   Wechselagenten     und     Courtiers    öffentliche    Beamte    und   ihre 


*)  Decret  vom  16.  Jonaar  1808. 
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Stellen,  obgleich  verkäuflieb,  doch  stets  der  Aufsicht  des  Gouverne- 
ments unterworfen.  „Das  Gouvernement  ist  zu  aufgeklärt",  sagte  der 
Staatsrath '),  „um  nicht  zu  fühlen,  dass  die  Profession  der  Wechsel- 
agenten alle  seine  Aufmerksamkeit  verdient  durch  die  Wichtigkeit, 
die  sie  für  die  Erhaltung  des  öffentlichen  Credits  und  die  Unterstützung 
der  Preise  der  königlichen  Effecten  haben." 

Erst  Napoleon  legte  wieder  den  Grund  einer  geordneten  Gesetz-  NapoVoH»* 
gebung  für  die  Börsen  and  Böreengeschäfte.  Er  eröffnete  zuerst  wieder  ^^^^ßg,*,"^** 
die  Börse  zu  Paris*),  der  schnell  nach  einander  in  50  Departements 
die  Errichtung  von  85  Börsen  folgte,  an  denen  388  Wechselagenten 
und  752  Courtiers  angestellt  wurden ').  Sie  sollten  Centralinstitute 
sein  für  die  Interessen  des  öffentlichen  Credits,  des  See-  und  Land- 
handels, der  Agricultur  und  Industrie.  Nur  mit  Bewilligung  des  Gouver- 
nements konnte  eine  eröffnet  werden  und  die  daselbst  nöthigen  Beamten 
sollten  durch  die  Handelsgerichte  vorgeschlagen  werden.  Aus  ihnen 
und  den  Gandidaten,  welche  der  Präfect  und  der  Minister  des  Innern 
hinzufügt,  ernannte  der  erste  Consul  die  Agenten  und  Courtiers  gegen 
Stellung  einer  Caution  und  Eidesleistung  vor  dem  Handelsgericht"*). 
Die  Börsenpolizei  gehörte  ausschliesslich  den  Verwaltungsbehörden. 
Die  Wechselagenten  und  Courtiers  selbst  wählten  aus  ihrer  Mitte  einen 
Syndicus  und  6  Adjoints  für  die  Entscheidung  ihrer  eigenen  Streitigkeiten 
und  Aufrechthaltung  ihrer  Geschäftsordnungen.  Der  Börsenbesuch  war 
Jedermann  gestattet,  doch  sollte  die  Börse  nur  an  den  gesetzlich  be- 
stimmten Stunden  geöffnet  sein.  Die  Börsen-  und  Wechselagenten  durften 
nur  für  die  Parteien,  nie  für  sich  selbst  Geschäfte  abschliessen,  welche 
ihrer  Fühning  vertraut  waren  *).  Bei  der  Redaction  des  Code  penal  wollte 
man  das  Börsenspiel  unter  die  Betrugsverbrechen  aufnehmen,  doch  ver- 
langte Napoleon  zuvor  noch  die  Ansicht  des  anwesenden  Syndicus  der 
Wechselagenten,  Mr.  Bossary  Villeplaine,  zu  hören.  „Wenn  mir  mein 
Wasserträger",  antwortete  dieser,  „zwei  Tonnen  Wasser  für  eine  ver- 
kauft, die  er  just  bringt,  ist  das  Betrug?  Nein,  denn  man  weiss,  dass 
er  die  andere  aus  der  Fluth  schöpfen  und  mir  bringen  wird  •)."  Damit 
war  die  Frage  abgethan,  und  der  Handelsnutzen  überwog  die  Zweifel- 
sucht der  Juristen.  So  sehr  Napoleon  auch  bemüht  war,  Ordnung  in 
die  Börsengeschäfte  zu  bringen,  so  blieb  die  Gesetzgebung  doch  unge- 
nügend und  ist  heute  noch  viel  zu  zerstreut  und  zerfahren. 


1)  ArrdU  da  Conseil  A'tisLt  vom  10.  Juni  1788. 

2)  Decret  vom  28.  Yentöse  an  IX. 

3)  Flearigeon  a.  a.  O.  Bd.  L  S.  185  a.  ff. 

4)  ArrM  vom  29.  April  1801  (29.  Qerminal  an  IX.). 

5)  Börsengesetz  vom  16.  Jani  1802  (27   Prairial  an  X.). 
6}  Boorse  de  commerce  par  Mallot  1863.  B.  I.  XYI. 
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Da«  Grundeiifeiitliiim  und  «eine  ÜTirthseliaft. 

Di«  Der  alte  Feudalstaat   rettete   aus  den  Rämpfen  gegen  die  aaf> 

^^*"'***'^®*''    strebende   absolute  Köuigsmonarchie   trotz  der  Gewalt,   welche  ihm 

der  \\ lrth«(haft  °  ' 

d.a  Grund-  diese  gegenüber  stellte,  dennoch  die  Basis  seiner  Ordnung  und  schob 
eigcnthnm«.  gj^  theils  ganz  unbeschädigt,  theils  nur  äusserlich  in  Wenigem  ver- 
ändert dem  absoluten  Einheitsstaate  für  seine  eigene  Organisation 
wieder  unter.  Jene  Basis  war  eine  rein  privatrechtliche,  es  war  der 
Besitz  und  das  Grundeigenthum ,  welches  im  Mittelalter  alle  Staats- 
und Verwaltungsgesetze  durchdrang  und  welche  auch  im  ancien  Regime 
bis  zur  Revolution  noch  mit  diesen  im  innigen  Zusammenhang  stand, 
so  dass  sie,  wenn  sie  auch  nicht  mehr  ausschliesslich  auf  denselben 
ruhten,  doch  allenthalben  von  ihnen  noch  beeinflusst  wurden.  Und 
eben  daium  war  die  Nacht  des  4.  August  von  so  weit  tragender  Be- 
deutung für  den  ganzen  modernen  Staat,  wie  ihn  die  Revolution  dachte, 
weil  sie,  obgleich  nur  auf  die  Zerstörung  und  Abschaffung  einzelner 
Feudalrechte  gerichtet,  mit  dieser  die  gesammte  Staatsordnung  des 
ancien  Regime  untergrub.  Sie  war  es,  welche  Eigenthums-  und 
Besitzverhältnisse  aus  dem  Staatsrechts-  und  Verwaltungsverbande 
hinausdrängte  und  zu  rein  privatrechtlichen  Instituten  machte.  Die 
neue  Gesetzgebung,  welche  diese  grossavtige  Schöpfung  b^ründete 
und  ausbaute,  wurde  bestimmend  für  das  gesammte  Grundeigenthum 
und  seine  Wirthschaft.  Ich  habe  auf  diese  zum  Theil  schon  an  den 
verschiedensten  Orten  hinweisen  müssen,  wie  es  die  Begründung  und 
Darstellung  des  modernen  französischen  Staats-  und  Yerwaltungs- 
rechtes  eben  nöthig  machte.  Ich  habe  hier  diese  Gesetzgebung  nur 
nach  den  Zielen  und  der  Aufgabe  darzustellen,  welche  die  Revolution 
für  den  neu  begründeten  Staat  sich  setzte.  Sie  umfasst  in  dieser 
Rücksicht  die  Agrargesetzgebung  der  Revolution  und  die  Einwirkungen 
des  modernen,  durch  sie  begiiindeten  Erbrechtes  auf  dieselbe,  den 
damit  erst  möglichen  und  gesetzlich  zu  ordnenden  Hypothekarcredit 
und  das  dem  grand  livre  der  Staatsschuld  ähnliche  grand  livre  des 
Grundeigenthums,  eine  Schöpfung,  die  freilich  nur  eine  Idee  geblieben 
ist,  für  deren  Ausführung  in  ihrer  ganzen  Grossartigkeit  auch  die 
Revolution  nie  Zeit  und  Gelegenheit  geschaffen  hatte.  Daran  reiben 
sich  die  Wirthschaftsverhältnisse,  die  Reformen  des  Ackerbaues  während 
der  Revolution  und  die  staatlichen  Institute,  wie  Verwaltungsregeln 
zur  Hebung  und  Pflege  desselben. 
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Die  Gesetzgebung  des  4.  August  strebte  dahio,  Grund  und  Boden         dm 
von  den  alten  Lasten  und  Privilegien  frei  zu  machen.    „Sie  hat  zum     Q"iii<>««««o- 

°  thnm  und  «eine 

Gegenstand'',  sagte  Merlin  in  seinem  Bericht  0,  „das  Loos  der  Lehns-  Freiheit, 
zinspfiichtigen  zu  verbessern,  aber  diese  Verbesserung  soll  keineswegs 
auf  Kosten  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  vor  sich  gehen/*  Darnach 
wurden  alle  Lehenslasten  in  einfache  Grundrenten  verwandelt  und 
ffir  ablösbar  erklärt*).  Es  war  der  erste  Schritt,  um  alle  Grund- 
nnd  Besitzverhältnisse  unter  die  nämliche»  gleiche  Gesetzgebung  zu 
bringen.  Die  Mainmorte,  Lehns-  und  Zinspfliehtigkeit  wui*den  ab- 
geschafft und  damit  natürlich  auch  die  Personalverhältnisse,  welche  an 
diese  Realverhältnisse  sich  anlehnten,  die  der  Mainmortables,  Vasallen 
und  Zinspfiichtigen.  Alle  Grundrenten  wurden  einander  gleich  gestellt, 
aber  alle  verloren  den  Charakter  der  Ewigkeit  ').  Alle  Rechte,  welche 
aus  der  alten  Grundherrlichkeit  hervorgingen,  erkläi*te  der  4.  August 
als  unwiderruflich  abgeschafft  und  keiner  Entschädigung  werth.  Die 
Verwegenheit  der  Gesetzgebung  auf  der  einen  Seite,  ihr  strenges  Fest- 
halten aber  an  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  erregte  die  ohnedies 
schon  aufgeregten  Gemüther  der  Landbevölkerung  noch  mehr  und 
drängte  endlich  den  Convent  zur  absoluten  Vernichtung  aller  aus  dem 
Peudalstaate  herstammenden  Rechte,  also  auch  jener,  welche  auf  nach- 
weisbaren Gontracten  ruhten.  Hit  diesen  ersten  Angriffen  auf  die 
Grundverhältnisse  hing  auch  die  Abschaffung  königlicher  Rechte,  der 
Regalien  zusammen,  wie  die  der  Droits  de  franc  fief  und  der  Capi- 
taineries  royales^),  ebenso  wie  die  Aufhebung  aller  Verkehrs-  und 
Culturbeschränkungen.  „Das  französische  Gebiet  ist  frei  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung,  wie  die  Personen,  die  es  bewohnen.  Das  Grund- 
eigenthum  kann  nur  jenen  Pflichten  und  Lasten  unterworfen  sein, 
welche  das  Gesetz  nicht  verbietet,  und  in  Betreff  der  Nation  nur  den 
öffentlichen  Steuern,  welche  die  Gesetzgebung  ausschreibt,  und  wenn 
es  der  allgemeine  Nutzen  erheischt,  gegen  gerechte  und  entsprechende 
Eutschädigung.  Die  Grundbesitzer  sind  frei,  nach  ihrem  Ermessen 
die  Cultnr  und  Ausbeutung  ihres  Besitzes  zu  ändern,  ihre  Ernten  zu 
erhalten,  über  die  Production  im  Innern  und  ausserhalb  des  Reiches 
zu  verfügen,  ohne  jedoch  die  Rechte  anderer  zu  verletzen  und  gemäss 
den  Gesetzen  *).« 


1)  A.  N.  vom  8.  Febmar  1790. 

8)  Deeret  vom  11.  März  1790. 

3)  Deeret  rem   11.  August   1789,    10.   December   1789,   16.  Min,    19. 
April  1791  u.  s.  w. 

i)  Deeret  vom  29.  November  1790. 

5)  Deeret  vom  28.  September  1791.  Tit.  I.  Sect  L  Art  1—2  und  Con- 
ititotion  Tom  Jahre  1791,  Mensehenreehte  Art  17  und  Tit  I.  Art.  8. 
Richter:  Staats-  vad  Oeaelliehallireeht.  n.  28 
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Dl«  Neben  dieser  Freiheit  des  Grandes  und  Bodens  hatte  die  Gonsti- 

Thenaag  und  tuante  noch  eine  zweite  Aufgabe  za  lösen.  Es  war  die  Theilnng  des 
des  oroDd-  Bodens  und  die  Möglichkeit  des  schnellen  Verkehrs  des  GmndeigeD- 
•ifeathuBt.  thums.  Zwei  grosse  folgenreiche  Schöpfungen  gehen  lüer  neben  ein- 
ander. Die  eine  richtete  sich  auf  den  Staats-  und  Nationalbesitz,  die 
andere  auf  die  Theilung  der  Güter  in  der  Familie.  Die  Eigenthümer  und 
Grundbesitzer  zu  vermehren,  in  den  Jahrhunderte  lang  bei  denselbeo 
Besitzern  ruhenden  Grundreichthum  Bewegung  und  somit  erst  wahre 
Yerwertbung  zu  bringen,  durch  beides  die  grosse  Zahl  der  neuen  Er- 
werber für  die  Revolution  und  die  neue  Ordnung  zu  begeistern,  das 
waren  die  theils  öconomischen,  theils  politischen  Zwecke  der  Geseti- 
gebung.  Die  Constituante  speicherte,  wie  ich  schon  beschrieben,  in 
den  Nationalgutern  ungeheure  GQterwerthe  auf,  sie  schuf  daiur  die 
Assignaten,  um  den  Erwerbslustigen  die  Geldquellen  zum  Erwerb  n 
bieten,  sie  warf  endlich,  um  den  gefährlichsten  Feind  der  Grundtbeilung 
zu  vernichten,  die  ganze  Masse  der  geistlichen  Güter,  ein  Viertel  der 
französischen  Erde,  auf  den  Markt  und  befreite  sie  von  jeder  selbst 
gesetzlichen  Hypothek*).  Wenn  die  ersten  Erfolge  diese  grossartigea 
Ideen  in  ihrem  Werthe  nicht  bestätigten  und,  —  ganz  abgesehen  von  den 
Erschütterungen  der  Revolution  gegenüber  einer  Gesellschaft,  die  noch 
von  Vorurtheilen  und  Erinnerungen  befangen  war,  so  dass  sie,  wie 
der  rohe  Bauer,  wohl  den  Begriff  des  Nichtzahlens,  der  Freihmt  der 
Lasten  erfassen,  aber  zu  jenem  der  Bewegung  und  Theilnng  des 
Grundeigenthums  sich  nicht  zum  klaren  Verstftndniss  zn  ertieben  ver- 
mochte, —  auch  nicht  bestätigen  konnte,  so  genügte  die  Absicht  der 
Gesetzgeber  allein,  um  dieselbe  der  Zukunft  zu  hdligen.  Die  Gmndbesiti* 
Verhältnisse  des  alten  FVankreichs  hatten  aber  auch  im  Innern  der 
Familie  die  einschneidendsten  Folgen  durch  die  Begründung  eines  be- 
sonderen Erbrechtes  in  den  Familien  der  Nobles  und  Rotnriers.  Selbst 
in  die  bürgerlichen  Familien  war  der  Geist  der  Grnndaristocratie  ge- 
drungen, und  man  schied  von  der  Erbschaft  des  übrigen  Vermögens  jene 
der  Grunderbschaft,  auf  die  man  die  Lehensfolge  auch  in  bürgerlichen 
Familien  anwendete.  Die  Revolution  aber  wollte  hier  die  reinsten 
Ideen  des  Ghristenthums  mit  den  politischen  Idealen  der  GMdiheit 
und  Freiheit  verbinden.  Mirabeau,  schon  gestorben,  setzte  ach  hier 
durch  die  Gesetzgebung,  die  sein  politisches  Testament  anregte,  den 
schönsten  Denkstein.  Er  wollte  die  Gleichheit  In  den  Familien  und 
daher  vor  allem  Vernichtung  ,Jener  zerstörenden  Gesetze,  welche  den 
Hass  säen,  wo  £e  Natur  die  Brüderlichkeit  geschaffen.*  Er  ver- 
weigerte dem  Vater,  zu  Gunsten  eines  Sohnes  zu  testiren.    Jks  giebt 


•)  Beeret  Ton  17.  April  1790. 
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kein  Erstgebartsrecht ,  keine  Privilegien  in  der  grossen  nationalen 
Familie,  es  darf  auch  keine  mehr  geben  in  den  kleinen  Familien,  welche 
sie  zusammensetzen.  Die  Ungleichheit  der  £i;btheilung  erzeugte  die 
Ungleichheit  der  väterlichen  Sorge,  selbst  des  Gefühles  und  der  Zärt- 
lichkeit Die  häusliche  Erziehung  muss,  um  gut  zu  sein,  auf  den 
Grundsätzen  der  strengsten  Gerechtigkeit,  der  Liebe  und  Gleichheit 
nihn.  Je  weniger  die  Gesetze  den  väterlichen  Despotismus  schützen, 
desto  mehr  wird  dem  Gefühl  und  der  Vernunft  die  Kraft  bleiben. 
0  dass  die  Franzosen  ein  Beispiel  gäben  und  nur  die  Gesetze  der 
Vernunft  and  Natur  anerkennten  1  Wenn  die  Natur  die  Gleichheit  unter 
den  Menschen  geschaffen,  so  schuf  sie  mit  grösserem  Grunde  jene  d^x 
Brüder  ')!'*  Die  Gesetzgebung  der  Constituante  errichtete  darauf  auch 
ihr  neues  Erbrecht  Die  Erben  des  gleichen  Grades  treten  mit  gleichen 
Rechten  in  die  Erbschaft.  Alle  Gewohnheiten  über  die  Ausschliessung 
der  Töchter  und  ihrer  Nachkommen  wurden  abgeschafft,  die  Ungleich- 
heit der  Kinder  verschiedener  Ehen  aufjgehoben^)  und  nur  wenige 
Ausnahmen'),  gechützt  durch  die  Achtung,  welche  die  Gesetzgeber 
der  Constituante  noch  vor  den  bestehenden  Rechten  hatten,  fanden 
Anerkennang  in  diesem  gewaltigen  Kampf  der  Grundsätze  des  neuen 
Gesellschaftsrechtes  gegen  die  civile  Feudalität 

Die  Legislative,  ohnmächtig,  den  Ausschreitungen  der  Revolutions-         Der 
stürme  zu  widerstehen,  nährte  in  ihren  republikanischen  Abgeordneten  ^^"^^"q  ™. 
selbst  nicht  mehr  das  Gefühl  der  Achtung  vor  der  geschichtlichen  yeHheUang  des 
Entwickelung  und  selbst  vor  den  erworbenen  Rechten.   Sie  eiferte  den     conveau. 
Schöpfungen  der  Constituante  nach,  aber  stützte  sich  auf  die  For- 
derungen der  rohen  Masse.    Dnter  den  Stürmen  des  10.  August  1792 
erklärte  .sie,  ihr  zu  genügen,  alle  Grundlasten  für  abgeschafft,  aus- 
genommen jene,  die  durch  eine  Gegenleistung  begründet  würden,  wenn 
diese  genau  bewiesen  werden  könne  ^).    Der  Convent  achtete  auch 
diese  nicht  mehr  und  verbrannte  zum  Zeichen  der  vollständigen  Ver- 
nichtung der  Vergangenheit  alle  Rechtstitel,  welche  in  ihr  begründet 
lagen.  Die  Constituante  achtete  trotz  der  feindlichen  Stellung,  welche 
die  Emigration    an   den  Grenzen   des  Reiches  einnahm,   noch  das 
Eigenthum  derselben,  aus  Furcht,  den  heiligsten  Rechtsgrundsatz  zu 
gefährden,  wenn  sie  dieses  gewaltsam  angreife.  Der  Convent  erklärte, 
unbekümmert   darum,   die   Güter   für  confiscirt  und   bot   sie  zum 


1)  A.  C.  vom  2.  April  1791. 

2)  Deeret  vom  8.  April  1791. 

8)  Dekret  vom  8.  April  1791.  Art.  4—6. 

4)  Deeret  vom  25.  Aagoat  1792  nnd  17.  Juli  1792. 
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Nutzen  der  Nation  zum  Verkauf  aus  ^).    Milliarden  Yon  AMgn&ten 
wurden  geschaffen,  um  das  Grundeigenthum  zu  theilen.    Der  gewalt- 
samen Gesetzgebung  folgte  jetzt  das  aufgeregte  Volk  nach.  Es  forderte 
die  freie  Vertheilung  alles  Grundeigenthums.    Das  erst  hemmte  die 
Schritte  des  Convents  und  belehrte  über  das  Ende  des  Weges,  da 
man  eingeschlagen.    In  einem  Decret  vom  18.  März  1793  erklärte  er 
alle  Bestrebungen  nach  solcher  Gütervertheilung  für   Verbrecben  und 
setzte  die  Todesstrafe  darauf.     Man   ahnte   wohl,   dass  eine  solche 
Agrargesetzgebung  nicht  das  Privateigenthum  allein  gefährde,  sooden 
die  Revolution  mit  all  ihren  Hoffnungen.     Ein  Angriff  auf  das  ib- 
dividuelle  Eigenthum  wäre  ein  Angriu  auf  alle  gesellschaftlichen  RKbte 
gewesen,  er  hätte  die  grösste  Zahl  des  Vol!ltes  gegen  die  Re^olatiofi 
aufgerufen,  den  Burgerhrieg  erzeugt,  in  dem  sicher  die  besitzlose  KlasK  ] 
unterlegen  wäre.    Brst  später  erhob  sich  in  Wahrheit  dieser  Kanpi  • 
der,  während  des  Gonvent«,  wie  die  absolute  Beweglichkeit  des  Bodee« 
noch  eine  Idee  war.   Der  Communismus  Babeufs,  welcher  im  Jahre  IT. 
eine  weit  verzweigte  Verschwörung  nach  sich  zog,  brachte  ihn  xm  : 
Ausbruch.    B?  zeigte  sich  bei  seiner  Geburtsstunde  schon  io  seinff  | 
äussersten  5ntwic]^elung.    »Das  einzige  Mittel,  Allen  ihren  Doterbalt 
zu  sichern,   ist,  eine  gemeinsame  Güterverwaltung  einzuführen  o&4  ^ 
alles  Privateigenthum  aufzulösen  *).^   Und  in  dem  Gieichheitsmanifeste  j 
zeigte  er,  dass  nicht  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  sondern  die  thü*  | 
sächliche  Gleichheit,  jene  des  Besitzes,  das  Ziel  aller  gesellschaftliciies ; 
Kunst  sei.    Das  Directorium  wendete  auf  den  Lehrer  dieser  Grusi- 
sätze  und  «eine  Genossen  das  Gesetz  des  Convents  an  und  sandte  sa 
aufs   Schaffot.     Auf  dem  Gebiet  des   Gemeindebesitzes  hha  fölirte, 
wie  ich  schon  dargestellt,  die  Gesetzgebung  selbst  das  gefährliche  £i-  *' 
periment  der  Gütertheilung  aus ').    Wie  wenig  oder  wie  viel  diese  * 
Gemeinheitstheilungen    zum   Nutzen    des    Volkes    beigetragen,   vi^  ^ 
schwer  mit    einem  Wort  zu   beantworten   sein.     In    den  wenigste  i 
Gemeinden  wurden  bei  der  allgemeinen  niedrigen  Cultorstuie  die  Ge- 
meindegüter wohl  unterhalten.    Der  arme  Bauer  profitirte  wenig  o^ 
dem    Grundzuwftchs    ^s    dem    Gemeindegut,    seine    Arbeitspfiiclit 
vermehrte   sich,   seine  Arbeitskraft  blieb    dieselbe.     Nur  der  kühs« 
Speculant  und   der  reiche  Grundbesitzer  ftmden  ihren  Nutzen.    Ai 
anderen  Orten  dagegen,  wie  im  Departement  der  Gironde,  deren  G^ 
meinden  mit  Gütern  des  besten  und  fruchtbarsten  Bodens  gesegae^ 
waren,  erblühte  jetzt  erst  der  Bauernstand,  und  die  GemdndeD  wnrdes 


1)  Decret  rom  27.  Jali  1798. 

2)  Tribun  da  peuple  No.  86. 
8}  Deorel  vom  10,  Juni  1798. 
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reich  und  wohlhabend  ■).  Jedenfalls  scheiterte  die  Absicht  des  Con- 
TCDts  zumeist  an  seiner  Uebereilung  und  der  zu  weiten  Ausdehnung 
eines  guten  Princips,  für  welches  die  Zeit  noch  nicht  reif  war.  Uach 
den  Misserfolgen  jener  Zeit  aber  dürfte  l^eineswegs  die  Gegenwart 
entscheiden,  in  der,  besonders  bei  der  Maase  des  unbebauten  Landes 
in  Frankreich,  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung,  den  wiederkehrenden 
Arbeitskrisen  in  der  Industrie,  der  Erfindung  und  Vervollkommnung 
der  Haschinen,  welche  die  Zahl  der  Arbeiter,  aber  nicht  die  der 
Menschen  vermindern,  die  Hebung  des  Ackerbaues  durch  Zuweisung 
der  unbebauten  Güter  und  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  in  der  Agri< 
caltor  wie  geboten  erscheint. 

Aber  innerhalb  dieser  grossen  Bewegung  des  Besitzes  und  Grund-  D«r  Grand- 
eigenthums  lernte  die  französische  Nation  erst  ihre  Erde  und  ihren  *Hypott!ektn- 
territorialen  Reichthuro  kennen.    Und  in  der  That,  dieser  Reichthum, 


verbunden  mit  den  Assigna,ten,  hat  die  Revolution  gerettet  Handel 
und  Industrie  waren  erlahmt,  der  persönliche  Credit  war  zerstört,  die 
Kräfte  aller  Art  erschöpft,  es  blieb  nichts  mehr  als  die  Erde.  Ihr 
Credit  war  der  nächstliegende,  aber  auch  der  aliein  mögliche.  Er 
war  auch  der  sicherste,  denn  er  hing  nicht  vom  Menschen  ab.  Daher 
die  Sorgfalt  der  Revolution ,  von .  dem  Augenblick  dieser  Erkenntniss 
an,  den  Hjpothekarcredit  fest  zu  begründen.  Denn  wenn  die  Erde 
Geld  und  allein  Geld  ist  und  darstellt,  dann  muss  sie  in  dieser  Eigen- 
schaft auch  sicher  gestellt  werden,  wenn  der  Grundcredit  nicht  ein 
eitler  Name  Sein  soll.  Dies  führte  den  Convent  dahin,  neben  dem  dm 
grand  livre  der  öffentlichen  Schuld  ein  grand  livre  des  Grundeigen- «^JJ^J*  **■ 
thums  anzulegen.  Er  befahl  dem  Comite  deir  Finanzen,  des  Acker-^  thama. 
baues  und  der  Gesetzgebung,  ein  Project  auszuarbeiten,  welchea  als 
Basis'  der  gesammten  Bewegung  des  Gx:undeigenthums  dienen  sollte*). 
Aber  dieser  riesige  Plan  scheiterte  an  der  Unmöglichkeit  seiner  Aus- 
führung. Das  Directorium  erst  suchte,  von  der  gleichen  Idee  aus- 
gebend, das  Mögliche  in  ihr  herzustellen.  Aus  den  Bestrebungen  ging 
die  Hypotbekargesetzgebung  der  Zeit  hervor,  welche  noch  heute  die 
Basis  des  ganzen  französischen  Hypothekenwesens  ist.  Das  Hypo- 
thekengesetz des  Jahres  VII.  ')  unterschied  vertragsmässige,  richterliche 
und  gesetzliche  Hypotheken  und  errichtete  sie  auf  den  Grundsätzen  der 
Oeffentlichkeit  und  Specialisirung  der  vom  Schuldner  gebotenen  Güter. 
Jede  Hypothek  war  der  Oeffentlichkeit  unterworfen  und  wurde  in  dieser 
Richtung  an  strenge  Formen  gebunden.    Das  Gesetz  anerkannte  als 


1)  Laferriire:  EsMi  Bd.  II.  S.  223  noU  1. 

2)  Decret  vom  27«  Januar  1794  (8.  Pluvidse  an  IL). 

3)  Geseti  vom  11.  Bmmaire  an  VII. 
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HypothekargegeDstände  jeden  Gnindbesitst  mit  seinen  Acceuorieo,  dcB 
NatzDiessungen  und  Emphyteusen.  Die  Grandrenten,  welche  das  asden 
Regime  diesen  Gütern  noch  gleich  stellte,  verloren  jetzt  diesen  Charakter 
und  wurden  so,  wenn  auch  nicht  ausdrucklich,  doch  stfllschweigend 
ein  bewegliches  Vermögen.  Der  Code  civile  erklärte  sp&ter  diese 
Eigenschaft  ausdrücklich.  Trotz  der  Bedeutung  des  Gesetzes  für  seine 
Zeit  hingen  demselben  noch  grosse  Fehler  an.  Man  hatte  die  Eio- 
tragung  jener  Lasten  nicht  vorgesehen,  welche  auf  das  Grandeigenthnin 
fallen  konnten,  ohne  aus  einem  Vertragsacte  hervorzugehen,  die  ge- 
setzlichen Hypotheken  waren  trotz  der  Oeffentlichkeit  nur  mit  eebr 
schwachem  Schutz  umgeben,  die  Theilung  des  Patrimoniums  dner 
Hypotbecirung  gar  nicht  unterworfen.  Es  fehlte  dem  System  die  sicher« 
Repräsentation  der  zu  hypothecirenden  geliehenen  Werthe  imd  eis 
durchgreifender  Schutz  der  Realfechte  der  f  amilie.  Vor  allem  aber 
hatten  die  Gesetzgeber  noch  keinen  Begriff,  den  Grundcredit  durch 
eine  schnelle  Beweglichkeit  der  hypothecirten  Capitale  erst  n  eioer 
^i«  wahrhaften  Macht  zu  machen.  Dennoch  gab  es  einen  Vorläufer  die^r 
^ri^Qrun.i-  I^^G  iQ  ^^^  Gednles  hypothecaires  des  Gesetzes  yom  27.  Juni  17?^ 
erediu.  ^9.  McssidoT  au  UL).  Jedermann  konnte  nach  sicher  gestellter  &* 
klärung  des  Werthes  seines  Grundbesitzes  Hypotheken  auf  sich  sdbst 
nehmen  und  auf  diese  Art  durch  ein  einfaches  Endossement  seiBe 
Eigenthumswerthe  in  Verkehr  setzen.  Nur  in  der  Zeit  der  GiltigiEcit 
dieser  Cedules  setzte  das  Gesetz  eine  Grenze.  Es  beschränkte  sie  ai^ 
10  Jahre.  Aber  die  Furcht,  dass  dadurch  die  Emigration  za  viel 
Vortheile  von  ihrem  Vermögen  noch  ziehen  kOnne,  wie  die  Masse  d«s 
so  geschaffenen  Privat-Papiergeldes,  welche  sich  an  die  des  öffentliehn 
anschloss  und  die  Gefahr  einer  Entwerthung  noch  vermehrte,  Teras- 
lassten  den  Convent,  das  Gesetz  wieder  auÜEuheben.  So  ridti^  die 
Ideen  einer  allgemeinen  Beweglichkeit  des  Eigenthums  und  Gredits  seia 
konnten ,  so  gefährlich  waren  sie  doch  in  jener  Zeit  der  allgemeioea 
Zerrüttung,  der  verwegenen  Speculation ,  ja  sie  zerstörten  den  Werth 
des  letzten  realen  Gutes,  gefährdeten  die  Ordnung  der  PriTatwirtfa- 
Schaft  und  die  Sparsamkeit  und  häusliche  Tugend.  Nur  die  Fordenug 
von  Hypothekarconlaracten,  welche  alle  öffentliche  Sicherheit  umgebefi 
hätte,  würde  diesem  Radicalismus  in  der  fichöpfnng  des  Gnmdcredits 
vorgebeugt  haben.  Man  hatte  in  dieser  Richtung  für  die  gleicbeo 
Zwecke  schon  in  den  Greditassociationen  Pteussens,  Baiems  und  Poias 
■ein  gutesf  Vorbild.  Diese  juristischen  Personen,  ruhend  in  ihrer  lacht 
auf  einem  grossen  Grundbesitz,  standen  zwischen  den  CapitalisteD  oa^ 
Eigenthumern  und  sicherten  den  Darleiher  und  Entlehnen  Mas  acbtete 
dieses  Vorbild  nicht,  oder  kannte  es  nickt  Erst  die  Gegenwart  büdett 
es  in  der  Banque  du  credit  fonder  nach.    Die  Zahl  der  Geselle  der 
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Revolutionszeit,  um  doch  ein  ähnliches  Ziel  zu  erreichen,  ist  sehr  be- 
deatend.  Doch  yerloren  sie  bald  ihren  Werth,  als  der  Code  civile 
den  bestehenden  Institutionen  eine  feste  Basis  gab,  deren  Fehler  freilich 
eine  spätere  Zeit  erst  ausbessern  konnte. 

Neben  diesen  grossartigen  Schöpfungen  war  es  natürlich,  dass  der  iMe  CoUnr 
Ackerbau  selbst  und  die  Verwerthung  des  Grundeigenthums  eine  neue^^^^tf^*^* 
Gestalt  annahm.  Das  wahre  Vermögen  lag  allein  in  ihm.  Jedermann 
sachte  es  zu  erlangen  und  in  seinem  Besitz  zn  erhalten.  Die  Ab- 
schaffung der  Feudalrechte  setzte  den  kleinen  Landbauer  erst  in  sein 
Eigenthum  wahrhaft  ein,  er  lernte  jetzt  erst  erkennen,  was  er  besass 
und  was  er  besitzen  könnte,  wenn  er  zu  arbeiten  verstehe.  Ich  habe 
schon  darauf  hingewiesen,  wie  der  Grunderbag  Frankreichs  seit  der 
Revolution  im  Steigen  war,  und  dennoch  bietet  Frankreich  heute  noch 
Raum  genug  für  Reformen  und  Verbesserungen.  Der  Gonvent,  der  mit 
seinem  ernsten  Republikanismus  nur  im  Ackerbau  die  Quelle  wahrer 
Bürgertugend  sah,  setzte  für  ihn  einen  besonderen  Hinisterrath  ein, 
aber  die  Stürme  der  Zeit  hinderten  dessen  Thätigkeit.  Erst  die 
Restauration  nahm  diese  Idee  wieder  durch  die  Bildung  von  Agri- 
calturgesellschaften  auf,  welche  fördernd  und  aufklärend  wirken 
sollten  >).  Nur  die  Urbarmachung  des  wüste  liegenden  Landes  erhielt 
während  der  Revolution  wenigstens  durch  die  Gesetzgebung  eine  nach- 
haltige Förderung.  Bei  der  ersten  Bemessung  der  Grundsteuer  er- 
kannte die  Constituante,  welche  wdte  Strecken  tragfilhigen  Landes 
Ode  und  i:inbebaut  lägen.  Sie  forderte  von  den  Gemeinden  eine  ge- 
naue Beschreibung  derselben  und  befahl  den  Directorien,  die  Aus- 
trocknung der  Sümpfe  und  überschwemmten  Landstrecken  in  Angriff 
zu  nehmen.  Wenn  die  Eigenthümer  dieser  Güter  die  Arbeit  selbst  zu 
überaebmen  bereit  waren,  versprach  die  Gesetzgebung  ausreichende 
Unterstützung.  Weigerten  sich  jene,  so  hatte  die  Verwaltung  die 
Austrocknung  selbst  in  Angriff  zu  nehmen  und  gegen  Entschädigung 
der  Eigenthümer  das  Land  zum  Besten  des  Staats  zu  verkaufen.  Zu- 
gleich versprach  sie  dem  urbar  gemachten  Land  grosse  Steuerermässi- 
gungen  ^).  Der  Convent  befahl  die  Austrocknung  tragfähigen  Landes, 
bei  Verweigerung  der  Eigenthümer,  zu  Gunsten  der  armen  Einwohner 
einer  Gemeinde  vorzunehmen ').  Erst  das  Kaiserreich  nahm  diese 
Arbeiten  wieder  auf  und,  erklärte  geradezu,  dass  das  Gouvernement 
die  Urbarmachung  des  Landes  befehlen  könne,  wo  es  dieselbe  für 


1)  Circular  Tom  22.  Mai  1820. 

2)  Deeret  Tom  26.  December  1790  bis  6.  Januar  1791. 
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440  Organisation  der  Staats-  nnd  Volkswirthachaft 

nützlich  und  nothwendig  erachte  *).  Aber  es  setzt  an  die  Stelle  der 
Thätigkeit  der  Verwaltungen  jene  der  PrivatnntemehmuDgen,  dereo 
Thätigkeit  es  auf  einer  weiten  Basis  der  GoncessionsertfadiuDg  fest- 
stellt. Das  Gesetz  ist  in  dieser  Richtung  die  Basis  der  Arboteo  auch 
für  die  Gegenwart ').  Die  wichtigste  Quelle  aber  zur  Hebung  aller 
Culturzustände  ist  die  Verbreitung  von  Bildung  and  Wissen.  Scbon 
Ludwig  Xni.  gründete  dafür  das  Museum  für  Naturgeschichte.  Der 
Convent  errichtete  13  Lehrcanzeln  für  den  Ackerbau  nnd  f^^erte 
diese  Institute  selbst  in  den  entferntesten  Provinzialstädten.  Die 
Baumschule  im  Luxemburg  wurde  von  ihm  und  dem  Directoriam  mit 
grosser  Sorgfalt  gepflegt.  Vor  allem  aber  wirkte  die  Schreckens- 
herrschaft hier  ungeahntes  Gute.  Viele  reiche  Leute  wanderten  aos 
den  Städten  aufs  Land  und  verwendeten  ihre  Gapitalien  im  Acker- 
bau ').  Napoleon  griff  mit  grosser  Regsamkeit  selbst  in  alle  Gebiete 
der  Grundwirthschaft  ein.  Mehr  als  eine  Milliarde  wendete  er  in  den 
12  Jahren  seiner  Herrschaft  dem  Ackerbau  zu,  und  er  zog  reichlicbe 
Ernte  aus  den  Brücken  und  Strassen,  die  er  baute,  den  Bilduop* 
Instituten,  die  er  anlegte. 


Der  Hanilel  niid  nein  Betrielb« 

Die  Das   ancicn   Regime  hatte,   durch   falsche   wirthschalUiehe  Vor- 

^^^*'id!''r***'  Stellungen  verleitet,  den  Handel  in  allen  seinen  Bew^ungen  einge^ßft 
Frankreiehi.  uud  lahm  gelegt.  Im  Innern  hatten  sich  die  verkehrtesten  Beschris- 
^*' j"^^*^  *™  kungen  des  Handels  durch  die  Bildung  des  französischen  Reichs 
historisch  entwickelt.  Nach  und  nach  erst  schlössen  sich  die  eiozebea 
Provinzen  au  die  Krone  an  und  wahrten  bei  diesem  Anschluss  ibre 
Vorrechte  und  Privilegien,  was  den  einzelnen  Landesthdien  nn  ^"^ 
natürlicher  ^schien,  je  mehr  sie  eben  durch  Sitte,  Sprache  und  Cultiir 
von  einander  geschieden  waren  und  je  weniger  ein  gemeiosames 
Interesse  sie  verband.  Bis  zur  Revolution  hielten  einige  Fros'm^ 
am  Meere  ihre  strenge  Abgeschlossenheit  von  den  übrigen  ham^ 
theilen  aufrecht,  während  sie  mit  fremden  Nationen  in  fBSi  frei- 
händlerischeu  Verbindungen  standen.  Weder  die  Bestrebungen  Colberti 
noch  die  Bemühungen  Turgot^s  und  Necker's  konnten  diesen  Separa- 
tismus   der    Interessen   brechen.      Nur    die    Gewalt   der  ReToiotioo 


1)  Decret  vom  16.  Septomber  1807. 

2)  LAferriire:   Administration  a.  a.  O.  S.  505. 
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verstaDd  es.  Die  Noth  an  Lebensmitteln  in  den  einzelnen  Provinzen 
fobrte  zuerst  zur  Aufhebung  aller  Beschränkungen  in  Betreff  des  Ge- 
treidehandels im  Innern  ^),  der  bald  eine  vollkommene  Yerkebrsfreiheit 
mit  der  Gewerbefreiheit  folgte.  Anders  hatten  sich  die  Beziehungen  des  Der  Handel 
auswärtigen  Handels  gestaltet.  Hier  hatte  einerseits  das  Mercantilsystem 
die  drückendsten  Beschränkungen  eingeführt,  in  dem  Glauben,  durch  Aus- 
schliessung der  Fremde  vom  einheimischen  Harkte  und  blosse  Begün- 
stigung der  Ausfuhr  den  nationalen  Reichthum  zu  heben.  Andererseits 
aber  hatte  der  Feudalstaat  auch  hier  die  Macht  seiner  Vorstellungen 
zur  Geltung  und  das  Privilegium  zur  ausschliesslichen  Herrschaft  ge- 
bracht Frühzeitig  erkannte  man  die  Wichtigkeit  des  indischen  Handels, 
besonders  da  die  Beispiele  Englands  und  Hollands,  die  durch  ihn  gross 
geworden,  vor  aller  Augen  sichtbar  lagen.  Mit  ihnen  zu  concurriren 
and  dem  Einzelnen  nicht  den  alleinigen  Vortheil  zu  gönnen,  autorisirte 
das  ancien  Regime  den  Handel  mit  diesen  überseeischen  Provinzen, 
aber  schränkte  ihn  zugleich  wieder  so  ein,  dass  der  Import  die 
nothwendigen  Bedürfnisse  nicht  überschritt  und  der  Goncurrenz  der 
Nachbarn  die  Waage  hielt.  Man  hielt  daher  eine  ausschliessliche 
Gompagnie  für  geboten,  zugleich  auch  darum,  dass  das  öffentliche 
Wohl  nicht  durch  Privatspeculation  gefährdet  würde.  Ja  man  fürchtete 
sogar  durch  die  Freiheit  des  Handels  eine  Yertheuerung  der  Waaren 
nnd  vor  allem  einen  zu  grossen  Abfluss  der  edlen  Metalle.  Endlich 
glaubte  man,  dass  ein  Privilegium  zumeist  der  BVeiheit  Aller  nützen 
könne,  weil  jeder  durch  eine  Summe  an  den  Actien  sich  betheiligen 
könne.  Von  diesen  Vorstellungen  geleitet,  wurde  die  indische  Gom- 
pagnie 1G04  gegründet.  In  den  ersten  9  Jahren  ihres  Bestandes  verlor 
m  40  Millionen.  Es  folgten  ihr  5  andere  nach  und  keine  reussirte.  Als 
man  1770  das  Vermögen  der  fünften  Gompagnie  zu  liquidiren  versuchte, 
fand  man  ein  Activvermögen  von  264,551,675  Livres  und  ein  Passivum 
von  248,434,837.  So  hatte  man  ein  Activum  von  etwas  mehr  als 
16  Millionen,  die  zum  Theil  nur  schwer,  zum  Theil  gar  nicht  liquidirt 
werden  konnten  *).  Keine  der  später  gegründeten  Gompagnien  hatte 
ein  anderes  Geschick.  Daneben  aber  blühten  die  Marseiller  Kaufleute, 
welche  das  Privilegium  der  Handelsfreiheit  sich  erworben  hatten. 
Gebrigens  überschritt  man  unbewusst  auch  den  nothwendig  geglaubten 
Zwaug,  so  dass  man  in  den  letzten  zwei  Jahrhunderten  mehr  als 
200  privilegirte  Gompagnien  für  den  auswärtigen  Handel  gründete. 
Man  erzielte  nichts  damit,  als  die  Tyrannisirnng  der  Nation 
durch  privilegirte  Kaufleute,  einen  Actienschwindel,   der  Sitte  und 


1)  Deoret  vom  26.  September  bis  2.  October  1791. 
8)  Boiteaa  a.  a.  O.  8.  427. 


>voiii8UUia  oeoronte  ';,  and  am  jfiDde  einen  verkenr,  oer  uet  in  seinen 
Resultaten  unter  jenen  des  freien  Handels  stand.  So  fahrte  die  pri- 
vilegirte  Compagnie  von  1766—1770  aus  Indien  und  China  Waaren 
im  Totalwerth  von  80,735,616  Livres]  ein,  während  der  freie  Verkehr 
von  1771—1777  Waaren  im  Werth  von  128,448,439  Livres  verzocb- 
nete  ^).  Neben  diesen  ausschliesslichen  Privilegien  war  der  gesanunte 
Handel  in  6  besondere  Klassen  abgetheilt  und  die  Handelsleate  in 
dieselben  so  eingereiht,  dass  der  Geist  der  Ausschliesslichkeit  hier, 
wie  in  den  Gewerben  herrschte.  Cnd  wie  hier  das  Gewerb^^lit 
war  das  Handelsrecht  ein  Erbgut  der  privilegirten,  zünftigen  Familien. 
Da  erhob  auch  gegen  diese  Verhältnisse  die  Revolution  ihre  Stimme, 
und  ihre  erste  Thätigkeit  war,  wie  gegen  die  Privilegien  der  Stände, 
auch  gegen  jene  der  Geschäfte  gerichtet.  ,>La3st  doch  den  Handel 
unserer  Seeprovinzen  frei'' ,  rief  Mirabeau  aus,  »alsbald  wird  jede  in 
ihrem  Bezirk  eine  besondere  Industrie  mit  Asien  auszutausch^  haben. 
Paris,  wo  der  Sitz  einer  indischen  Handelscompagnie  ist,  was  eioe 
Lächerlichkeit  und  keiu  Handel,  Paris  wird  die  Bevormundung  des 
Handels  aufgeben,  indem  es  den  ewigen  Gesetzen  der  Kator  der  Sache 
folgt  ').'*  Die  Constituante  folgte  diesem  Ruf.  Die  verschiedenen  Ver< 
waltungs-  und  Handelszunftämter  wurden  abgeschafft  und  die  is- 
dividuelle  Freiheit,  einmal  zum  Staatsgesetz  erhoben ,  wurde  anch  xl- 
Basis  der  Handelsorganisation  gemacht  ^).  In  der  mit  der  GewerU- 
freiheit  ausgeführten  Patentordnung  erklärte  die  Constituante,  dass  es 
Jedermann  frei  stehe,  Handel  und  Gewerbe  zu  treiben,  wie  er  es  for  p:t 
finde,  und  übergab  den  Handel  dem  Muthe  und  der  Kühnheit  Aller*).  ^ 
indischen  Compagnie  wurde  das  ausschlies^ticiie  ÜandelspritikgM 
entzogen j  und  der  Convtnt  verbot  sogar,  da^s  irgeud  m«  flaa^» 
gesBllschaft  den  Namen  einer  incljächen  Compagnie  führen  dÄrft*}i 

tjtr  Neben  der  Handelsfreiheit  war  m  eine  unbedingte  Notbwcs)4^0^ 

auch  deu  Handeläcredit  wieder  zu  beleben,  wenn  jene  einen  beeovAtfS 

nimdeii.  ^Verth  haben  solle.  Die  Freiheit  des  Capitals  musste  der  FtmbA^ 
Verkehrs  sich  verbinden.  Die  Zinsen  verböte  des  anci^n  Rej^ 
las^telen  auf  der  freien  Entfaituog  des  Cupitals.  Die  Com^ßi^Bi^ 
hatte  sie  alle   abgeschafft  uad   das  bewegliche  Eigei:ithuai   m 
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1)  Hkoud  Dumona:  Suj  lea  finuncea,  h  coniintre«,  1«  niaiiii«  «t  iM 
nleff*  BtJ.  U.  Discour»  V, 

2)  BoiteftQ  jw  a.  O.  S.  428. 
3j  Mlrabeaii;    DdnoDciation  de  l'agiotage  a,  s*  O^  &  %f^ 

4)  Deeret  vom  2L  Juli  1790. 

5)  Decr«t  Toto  2.  März  17&I  uud  Docrat  rom  S6.  Oetob«r  iTiU 

6)  D«aret  Tom  8.  October  179^(17,  Yand^miilre  «o  IL). 
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BenntzoDg  so  frei  gemacht,  wie  das  unbewegliche  >)•  Di^  Erschatteningen 
der  Revolution  aber  und  die  Entartung  des  Freiheitsbegriffes,  welche 
der  Convent  so  weit  trieb,  dass  er  die  Schuldner  aus  den  Gefängnissen 
eotliess  und  jede  Schuldhaft,  selbst  die  der  betrügerischen  Schuldner, 
verbot,  zerstörten  von  Neuem  den  Handelscredit.  Erst  das  Directorium 
kehile  wieder  zu  der  Ordnung  der  Constituante  zurück.  Es  stellte 
die  Schuldbaft  wieder  her,  als  ein  Mittel,  „den  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen der  Bürger  jene  Sicherheit  und  Festigkeit  zu  geben, 
welche  allein  dem  Handel  jenen  Glanz  und  jene  Fruchtbarkeit  wieder 
gewinnen  können ,  die  er  haben  soll  ').^  Doch  wollte  das  Gesetz  mit 
der  Nützlichkeit  aach  die  Gerechtigkeit  verbinden.  Die  Schuldbaft 
sollte  überall  und  in  allen  Fällen  gleich  und  auf  die  Zeit  von  5  Jahren 
beschränkt  sein  ').  Die  Fremden,  welche  in  Frankreich  wohnten  und 
ein  Handelsetablissement  oder  Grundeigenthum  besassen,  waren  den- 
selben Gesetzen  unterworfen  ^).  Die  Gesetzgebung  allein  jedoch  wird 
nie  im  Stande  sein,  den  Handelscredit  fest  zu  begründen,  wenn  das 
Vertrauen  zu  einem  Staat  und  seiner  Regierang  geßihrdet  ist  Selbst 
unter  dem  Directorium  noch  lebte  Handel  und  Verkehr  nur  ein  sieches 
Leben.  Erst  Napoleon  brachte  mit  der  Kraft  der  Regierung  auch  den 
wahren  Pulsschlag  des  Verkehrslebens  wieder  zurück.  Mit  der  per- 
sönlichen Thätigkeit  verband  sich  unter  ihm  die  Macht  der  Regierung, 
welche  alle  Bedürfnisse  zu  erkennen  bemüht  und  zu  befriedigen  bereit 
war.  Erst  von  dieser  Zeit  an  herrscht  in  Frankreich  eine  leicht  über- 
schauliche Handelsbeweguug  und  ein  organisches  Handelsleben.  Es 
ruht  einerseits  auf  der  Stetigkeit  der  Gesetzgebung,  welche  endlich 
im  Code  de  commerce  ihren  Abschluss  erhielt  *),  und  andererseits  auf 
der  Schöpfung  eines  Verkehrssystems,  welches  an  Grossartigkeit  allen 
europäischen  Staaten  weit  vorauseilte. 

In  erster  Linie  habe  ich  in  dieser  Beziehung  die  Postverwaltung    kapoImb's 
zu  erwähnen,  so  weit  sie  eben  kein  ausschliesslicher  Theil  der  Staats-     J^*^^\, 
wirthschaft  ist,  wie  die  Briefpostverwaltung  seit  der  Revolution,  sondern  p<Mt  «»d  nir« 
zumeist  auf  der  Privatwirthschaft  ruht,  wie  die  übrigen  Tbeile  des    ▼•>^^^u>f* 
Postdienstes,  der  Fracht-  und  Personendienst   Die  Pariser  Universität 
hatte  sdt  ihrer  Gründung  das  Privilegium  eines  aasgedehnten  Boten- 
dienstes, der  von  den  sogenannten  nnntii  volantes,  als  den  ersten 
öffentlichen  Postbeamten,  versehen  wurde.  Heinrich  HL  gab  1576  das 


1)  Deeret  Tom  8.  October  1789. 

2)  Oesets  Tom  15.  Mars  1797  (25.  VentAso  an  V.). 
8)  Gesets  todd  i.  April  1798  (15.  Oerminal  an  VI.). 

4)  Qeseti  vom  28.  April  1798  (4.  Flor^al  an  VI.). 

5)  Code  de  commerce  Tit  I. — YU.,  decretirt  darch  da«  Oeaeta  Tom  10.  Sep- 
tember 1807,  Tit  Vni.,  decretirt  dqrch  das  Gesflti  Tom  11.  September  1807. 
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gleiche  Privilegium  auch  den  übrigen  französischen  Universitäten  und 
machte  daraus  auch  eine  nicht  unbeträchtliche  Staatseinnahme.  Erst 
im  Jahre  1719  wurden  diese  Privilegien  abgelöst  und  der  Postdienst 
durch  die  messagers  royaux  als  ein  Staatsmonopol  verwaltet  Die 
Constituante  änderte  an  der  allgemeinen  Verwaltung  nichts,  nur  suchte 
sie  eine  bessere  Ordnung  in  den  gesammten  Verkehrsdienst  dieser  Art 
zu  bringen.  Sie  errichtete  eine  Generaldirection  der  Post  zu  Paris, 
der  die  Brief-,  Fracht-  und  Personenpost  untei^eben  war,  welche  doch 
noch  so  getrennt  blieben,  dass  die  beiden  letzteren  durch  PriTat- 
Personen  verwaltet  wurden ,  denen  der  Staat  die  ausschliessliche  B^ 
rechtigung  dafür  ertheilte.  In  einem  von  der  Gesetzgebung  festgestelltes 
Tarif  bestimmte  sie  die  Löhne  der  Postbenutzung  und  verwiess  d» 
Streitigkeiten  der  Parteien  und  der  Verwaltung  vor  die  Administrativ 
behörden  ').  Die  Verwaltung  der  Fracht-  und  Personenpost  wurde  dorcli 
öffentliche  Ausschreibung  verpachtet,  ohne  jedoch  dabei  ein  PrivilegioiB 
für  Gemeinschaften  oder  Provinzen,  wie  es  ehedem  der  Fall  war,  nocl: 
gelten  zu  lassen.  Die  Postpächter  waren  verantwortlich  für  die  über- 
nommenen Transporte  und  den  Parteien  für  jeden  Schaden  zum  Ersat: 
verpflichtet  Dem  entsprechend  bestimmte  aber  auch  das  Gesetz  ^ 
Art  und  Weise  der  Fracht-  und  Personentransporte  •)•  Diese  Orga^r 
sation  blieb  bis  zur  Zeit  des  Convents  bestehen,  welche  erst  wiedii 
die  staatlichen  Garantien  und  Entschädigungen  der  Privatpostver- 
waltung  einführte,  deren  Verweigerung  durch  die  Constituante  det 
gesammten  Postdienst  bedeutend  verschlechtert  hatte.  Die  Summe  dtr 
Entschädigung  wurde  per  Wegmeile  nach  der  Zahl  der  verwesdetec 
Postpferde  und  Postführer  bemessen  *).  um  eine  genügende  Schcellig- 
keit  und  Sicherheit  im  ganzen  Postdienst  einzuführen,  wurden  ao  aU^ 
Orten,  wo  es  die  Zweckmässigkeit  erheischte,  Postbureaux  errichte: 
und  eine  Postverwaltnng,  bestehend  aus  9  Commissären,  für  das  ganze 
Reich  errichtet.  Sie  wurden  auf  3  Jahre  aus  den  Wahlversammlunfea 
gewählt  und  waren  verantwortlich*).  Erst  das  Directorium  ste'he 
bei  jedem  Postbureau  einen  Gommissar  an,  um  die  Verwaltung  nKi^* 
ganz  der  Privatwillkür  zu  überlassen  *).  Die  Verwaltungsbehörde  des 
Convents  wurde  aufgelöst  und  an  deren  Stelle  ein  VerwaltongsraÄ 
gesetzt,  bestehend  aus  den  Commissären  des  Gouvernements  bei  der 
Postbureaux  und  3  Inspectoren,  welche  zugleich  die  Verwaltung  ari 


1)  Decret  vom  29.  August  1790  und  6 — 19.  Januar  1791. 

2)  Decret  vom  10.  April  1791. 
8)  Decret  vom  19.  Februar  1793. 
4)  Decret  vom  24.  Juli  1793. 

6)  ÄnM  vom  28.  Mai  1798  (9.  Prairial  an  VL). 
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Inspection  der  Poststrassen  za  versehen  hatten.  Napoleon  löste  diese 
Verwaltung  wieder  auf  und  setzte  an  ihre  Stelle  eine  Generaldirection 
fär  das  gesammte  Postwesen.  Der  Generaldirector  präsidirte  dem  Ver- 
waltungsrath,  der  aus  den  einzelnen  Postverwaltungen  gebildet  werden 
sollte*).  In  dem  eigentlichen  Verkehrsdienste  änderte  Napoleon  nichts. 
Die  Grundsätze,  welche  die  Revolution  entwickelte,  sind  heute  noch 
die  Basis  der  Verwaltung  und  des  Dienstes.  Der  Staat  betrachtet  die 
gesammte  Postverwaltung  als  ein  gesetzliches  Monopol,  welches  er  als 
Briefpost  selbst  und  zu  seinem  Vortheil  verwaltet  und  als  Fracht-  und 
Personentransport  gegen  eine  Pachtsumme  der Privatwirthschaftüber- 
lässt.  Er  hat  in  dieser  Richtung  nur  ein  Polizeiinteresse,  vor  dem  das 
fiscalische  verschwindet^). 

Hit  der  Freiheit  des  Handels  und  allem  Verkehrsinteresse  wie  i>i«  R«fona 
logisch  verbunden,  ist  die  Einheit  des  Maasses  und  Gewichtes.  Das 
gleiche  römische  Maass  war  auch  in  Frankreich  herrschend,  und  die 
Capitularien  der  ersten  fränkischen  Könige  schrieben  wiederholt  die 
Einheit  und  Gleichheit  desselben  vor.  Seit  869  aber  zeigten  sich  schon 
verschiedene  Gewichts-  und  Maassschwankungen,  und  die  Feudalität 
uod  Zerstückelung  des  Reichs  vollendeten  den  Bruch  mit  dem  römischen 
System.  Wohl  war  die  Bestimmung  von  Maass  und  Gewicht  stets  ein 
Souveränitätsrecht,  aber  die  Seigneurs,  souverän  in  ihren  Territorien, 
führten  mit  der  Zeit  selbst  Verschiedenheiten  ein,  oder  duldeten  sie, 
wenn  sie  entstanden.  Vergebens  arbeiteten  in  späterer  Zeit  die  Könige, 
wie  Ludwig  XL,  Franz  L,  Heinrich  H.,  Carl  IX.  und  selbst  Ludwig  XIV., 
an  der  Wiederherstellung  der  alten  Einheit*).  Erst  die  Revolution 
hatte  die  Macht,  dieses  Reichsbedürfniss  den  widerstrebenden  Interessen 
des  Egoismus  und  Privatvortbeils  au&uzwingen.  Die  neue  Eintheilung 
des  Landes  bahnte  den  Weg  dazu  an.  Zuerst  bestimmte  die  Con- 
stituante eine  allgemeine  gesetzliche  Aichung  der  Maasse  und  Ge- 
wichte und  eine  Verzeichnung  derselben  als  Basis  der  Reformen,  die 
sie  zugleich  anstrebte^).  Sie  forderte  „alle  europäischen  Gelehrten  und 
Weisen  auf  S  Pläne  für  eine  allgemein  giltige  Gewichts-  und  Maass- 
einheit zu  entwickeln,  und  berief  die  Mitglieder  der  Academie  zur 
Prüfung  der  Pläne  und  Ausarbeitung  eines  sicheren  Systems.  Sie  be- 
stimmte zugleich,  dass  nach  den  schon  eingegangenen  Vorschlägen  der 
Erdmeridian  die  Basis  liefern  solle  ^).     Die  Revolution  hinderte  die 


1)  AnM  vom  19.  Man  1804  (28.  Ventdse  an  XH.). 

2)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  UL  S.  626  n.  ff.  No.  1688  n.  ff. 

8)  Costes:   Histoire  de  radnünistralion  en  France.  Bd.  I.  8.  60  u.  ff. 
4)  Deeret  vom  16.  December  1790. 
6)  Deeret  vom  26—80.  Win  1791. 
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schnelle  Vollendung  dieser  Arbeit  Der  Conrent  erst  stellte,  lückslclits- 
los  gegen  sich  geltend  machende  Einzelinteressen,  endlich  darch  das 
Gesetz  vom  1.  Angost  1793  die  neue  Maass-  und  Gewichtsordnimg  her, 
an  der  keine  Zeit  mehr  etwas  geändert  hat  und  in  Betracht  ihrer  Ein- 
fachheit und  Grossartigkeit  hat  ändern  können.  Der  zehnmUlionste  Theil 
des  Meridians,  vom  Erdpol  bis  zum  Aequator,  soll  die  Grand^nheit 
alles  Maasses  bilden.  Man  nannte  ihn  Metre.  Das  Gewicht  des  Wassers, 
das  ein  hohler  Würfel ,  dessen  Seite  ein  Hundertstel  des  Metres  ist 
soll  die  Einheit  alles  Gewichtes  sein.  Das  Decimalsystem  ward  end- 
lich dem  Rechnungswesen  ftir  Maass  und  Gewicht  zu  Grunde  gelegt 
und  die  ünterabtheilungen  des  Grundmaasses  mit  den  lateinischen,  dk 
Vervielfachung  desselben  mit  den  griechischen  Namen  bezeichnet  Sc- 
bildete  der  Decimetre,  Centimetre  und  Millimetre,  der  DecigraisBu 
Gentigramm  und  Milligramm  den  zehnten,  hundertsten  und  tausendstes 
Theil  eines  Metres  oder  Gramms  für  Maass  und  Gewicht  und  der 
Decametre,  Hectometre  und  Kilometre,  wie  der  Decagramm,  Hecto- 
gramm  und  Kilogramm  die  zehn-,  hundert-  und  tausendfache  Ver- 
mehrung des  Metres  oder  Gramms.  Der  Kilogramm  ist  das  metrisck 
Pfund  und  gleich  2  Pfund  5  Drachmen  35  Gran  alten  Pariser 
Maasses  ■).  Das  Directorium  führte  für  die  Sicherheit  dieser  Schöpfe^ 
eine  besondere  Polizei  ein,  welche  die  Maasse  und  Gewichte  in  cec 
Öffentlichen  Läden  und  Verkaufisstätten  zu  prüfen  hatte,  und  se^? 
fftr  die  Herstellung  der  gesetzlichen  Einheit  besondere  Yerificateo:? 
ein,  welche  die  Gewichte  und  Maasse  zu  prüfen  und  zu  steffipeb 
hatten').  Nach  der  Yerwaltungsorganisation  Napoleon's  fiel  diese 
Thätigkeit  in  den  Gompetenzkreis  der  Sousprefets ').  So  fest  aber 
waren  die  alten  Laster  gewurzelt,  dass  selbst  Napoleon  noch  des 
Gebrauch  der  verschiedensten  Maasse  und  Gewichte  gestatten  morste 
und  die  Gesetze  die  Umrechnung  derselben  nach  der  neuen  Maass-  imd 
Gewichtseinheit  festzustellen  gezwungen  waren  ^}.  Dnd  erst  seit  de^s 
Jahre  1840  kann  man  sagen,  dass  allgemein  die  Reform  der  Revotnti» 
Anerkennung  gefunden  hat  Auch  das  Beste  bedarf,  ehe  es  zur  Beir- 
schaft  gelangen  kann,  den  Untergang  mehrerer  Generationen,  die  aa 
i>to  das  Schlechte  sich  gewöhnt.  In  Verbindung  mit  dieser  Sdiöpfoog  des 
2|J*2JJJ^^  Oonvents  stand  auch  die  neue  Zeiteintheilung,  die  jedoch  mehret 
rerolutionärer  IVaum  blieb.  Das  Decimalsystem  auch  anf  die 
Zeit  angewendet,  die  Decaden,  wie  man  die  Woche  von  10  Tagen,  die 


1)  Deeret  Tom  18.  Germiftal  an  III.  and  19.  Frimaire  an  Vm. 
S)  Deeret  Tom  fS.  September  1796  (1.  Tettd&niaire  an  IV«). 
8)  AnM  Tom  18.  Juni  1801  (29.  Prsirial  an  Xü.). 
i)  Deeret  Tom  IS.  Februar  1818. 
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Frannadeo,  wie  man  einen  Zeitabschnitt  Ton  4  Jahren  nannte,  nnd 
die  Zählung  der  Tage  nach  den  Namen  Primidi,  Duodi,  Tridi,  Qnar- 
tidi  etc.  ebenso,  wie  die  der  Monate  nach  den  Namen  der  Herbstmonate 
Yendemiaire,  BrumAire,  Frimaire  för  die  Zeit  vom  12.  September  bis 
20.  December,  der  Wintermonate  Nivdse,  Plnvidse,  Yentose  för  die  Zeit 
vom  21.  December  bis  20.  Mars,  der  FrOhlingszeit  Germinal,  Floreal, 
Prairial  für  die  Zeit  vom  21.  März  bis  18.  Juni  nnd  endlich  des  Sommert 
Hessidor,  Thetmidor  und  Fractidor  vom  19.  Juni  bis  16.  September  — 
alle  diese  Ideen  sind  in  der  Masse  des  Volkes  nie  vollständig  zur 
Herrschaft  gelangt,  obgleich  man  staunen  muss,  wie  fest  sie  doch 
Wurzel  schlugen,  da  Napoleon  selbst,  erst  als  Kaiser,  den  gregoriani- 
schen Kalender  wieder  einzuführen  wagte  ')• 

Auf  die  grossartige  Tbätigkeit  Napoleon's,  den  Verkehr  durch  DMMaru- 
Strassen  und  Ganäle,  Anlage  und  Beförderung  von  Handelsverbindungen 
aller  Art  zu  heben,  habe  ich  au  den  verschiedensten  Orten  schon  hin- 
gewiesen, und  es  bleibt  mir  nur  noch  eins  zu  erwähnen,  die  Anlage 
von  besonderen  Instituten,  welche,  durch  die  Staatsgewalt  geschützt, 
dennoch  ihre  Aufgabe  nur  in  Beförderung  und  Pflege  von  wirthschaft- 
lichen  Kräften  finden  sollten.  Es  sind  dies  die  Märkte  und  Handels- 
plätze und  die  Handelskammern.  Der  Convent  wollte  den  Städten 
nnd  Gemeinden  eine  unbegrenzte  Freiheit  geben,  Jahrmärkte  und 
Markttage  einzuführen  *),  aber  er  erkannte  bei  der  grossen  Anzahl  der 
Gemdnden  bald  die  Gefahr,  welche  in  einer  solchen  Zerstfickelnng  des 
Verkehrs  liegen  kOnne,  und  kehrte  zu  der  Ordnung  zurück,  welche 
vor  der  Revolution  bestand.  Die  Arrondissements  sollten  ihre  alten 
gemeinsamen  Markttage  beibehalten  und  neue  nur  durch  das  Gesetz 
errichtet  werden  können  ').  Das  Gonsulat  bestätigte  diese  Ordnung  *) 
und  bestimmte,  dass  besondre  Jahrmärkte  nur  durch  das  Gouverne- 
ment, Wochenmärkte  nur  durch  den  Minister  des  Innern  festgesetzt 
und  errichtet  werden  könnten,  wenn  das  Gemeindeinteresse,  in  Ver- 
bindung mit  dem  Interesse  des  Arrondissements  und  Departements, 
es  erheischen  sollte.  Die  Jahrmarkttage  sollten  gleichfalls  durch  das 
Gouvernement,  die  Wochenmarkttage  durch  das  Ministerium  ausge- 
schrieben werden.  Die  Präfecte  hatten  eine  besohdeire  Marktpolizei 
wbtjk  den  Marktcommissären  der  Regierung,  der  Maires  nnd  der 
Gensdaroierie  *)• 


1)  S^üAtas  consnlte  vom  9.  September  1806  (SS.  Fractidor  an  XIIL). 

S)  Gesets  vom  14.  Angast  1793. 

8)  Decret  vom  9.  October  1793  (18.  Vend^miaii^  an  IL). 

4)  GeeeU  ▼om  10.  October  1802  (18.  Vend4miaire  an  XI.). 

5)  Anr6t4  vom  7.  Thermidor  an  VIII.,  TOm  18.  Meflsidor  an  YIII.  Art.  St 
und  6.  Bnunaire  an  IX. 
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Dl«  Haiid«ii.  Um  die  Eenntniss  der  Handels-  und  VerkehrsinteresseD  andi  in 

nnd  indttfirie-  j^^  jjj^^  ^^  Gouvemements  zu  centraüsiren,  hatte  Heinridi  IV.  schon 
besondere  Handelskammern  eingerichtet,  welche  als  Rath  des  Königs 
über  die  Interessen  des  Handels  berathen  sollten.  Mit  der  Zeit  er- 
hielten einige  davon  eine  administrative  Autorität,  wie  jene  YonHamlle 
in  Betreff  des  Handels  mit  der  Levante ')-  ^^®  Revolution  hatte  sie 
unkluger  Weise  ganz  abgeschafft,  und  erst  Napoleon  belebte  sie  wieder 
und  setzte  sie  in  den  Departements  ein,  deren  gemeinsame  Intere^s 
es  eben  erheischten  ').  Sie  wurden  durch  15  der  hervorragendstes 
Kaufleute  gebildet,  welche  durch  40  der  bedeutendsten  Mitglieder  des 
gesammten  Kaufmannsstandes  einer  Stadt  gewählt  wurden.  Der  D^ 
partementspräfect  war  der  Präsident  der  Handelskammer  und  wurde 
vom  Maire  in  jenen  Städten  vertreten,  in  denen  eine  HandelskanuBtr. 
aber  kein  Präfectursitz  war.  Sie  hatten  dem  Gouvernement  über  die  V^* 
kehrs-  und  Handelsinteressen  Aufschlüsse  zu  geben  und  Vorsdülge  n 
machen  und  standen  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  MinisteiiaiBä 
des  Innern.  Mit  ihnen  in  Verbindung,  als  Institute  erster  lost&sz. 
standen  die  Industriekammern,  deren  Vorschläge  und  Berichte  an  <& 
Handelskammern  zu  richten  waren ').  Ihre  wahre  Bedeutung  9ki 
erreichten  sie  erst  durch  die  Organisation,  welche  die  Julimonarchit 
ihnen  gab.  Sie  wurden  abgestuft  nach  drei  Instanzen,  den  Handeb* 
kammem  der  Departements,  den  Generalräthen  der  grössten  Stifte 
und  dem  hohen  Handelsrathe  des  Gouvemements  ^).  Die  grosse 
Verkehrswege  drängten  das  Handelsgebiet  des  Staates  weit  über  ä* 
Grenzen  desselben  und  schufen  erst  in  Wahrheit  die  Aufgabe  der  h- 
gierung,  mit  dem  persönlichen  Interesse  die  schützende  Macht  mi 
Vorsicht  der  Staatsgewalt  zu  verbinden,  ebenso  wie  umgekdirt  im 
staatlichen  Thätigkeit  die  Privatarbeit  und  Sonderkenntniss  der  Vereise 
nnd  Kammern  hinzuzuziehen« 


J^ke  Industrie  luil  llii>e  Bew( 

Der  Die  günstige  Lage  der  grossen  Städte  Frankreichs,  welche  des 

^Ü^kklT  ^®*®*"^  ™^*  ^^  Fremde  erleichterte,  das  Fremde  besser  kennen  lam 

nnd  im  eigenen  Lande  verwerthen  liess,  die  Beweglichkeit  des  to- 


1}  Gottes  a.  a.  0.  Bd.  L  8.  128  a.  ff. 

2)  Getets  vom  24.  December  1802  (8.  Nivdfte  an  XL). 

8)  Gesets  vom  18.  Man  1806. 

4)  Ordonnance  vom  29.  April  1881. 
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zOsischen  Nationalgeistes  in  Geschmack  und  Hoden  haben  frühzeitig 
Manufactur  und  Industrie  zu  grosser  Blüthe  erhoben.  Seit  den  ältesten 
Zeiten  erkannten  die  französischen  Regierungen  in  ihnen  eine  Quelle 
des  nationalen  Reichthums.  Schon  Ludwig  der  Heilige  kehrte  sich 
derselben  mit  grosser  Aufmerksamkeit  zu,  aber  die  Maassregeln  der 
Regierung  gegenüber  der  Volksthätigkeit  und  ihrer  Pflege  beschränkten 
sich  in  dieser  Zeit  auf  reine  polizeiliche  Fürsorge.  Erst  seit  Carl  VII. 
mischen  sich  in  diese  auch  volkswirthschaftliche  Grundsätze.  Die  er- 
drückenden Monopole,  die  man  einzelnen  Geschäften  gegeben,  wurden 
bedeutend  eingeschränkt,  die  Zunftverbände,  die  in  ihrer  strengsten 
Form  auch  bis  auf  Ludwig  den  Heiligen  zurückreichen,  etwas  erweitert. 
Aber  die  Staatslasten,  die  allein  auf  dem  Nährstand  lagen,  erdrückten 
auch  die  Nährkraft.  Erst  das  sechzehnte  Jahrhundert  brachte  in  die 
gewerbliche  Thätigkeit  ein  regeres  Leben.  Seit  1520  schwang  sich 
Lyon  mit  seiner  grossen  Industrie  empor  und  concentrirte  bald  die 
bedeutendsten  Industriekräfte  in  seiner  Mitte.  Der  Impuls  zu  weiterer 
Thätigkeit  im  übrigen  Frankreich  konnte  dadurch  nicht  ausbleiben. 
Heinrich  IV.  ist  es  denn  auch  hier,  der  mit  weit  sehendem  Blick  das 
gemeinsame  Staatsinteresse  überschaut.  Canäle  und  Strassen  wurden 
jetzt  gebaut,  um  die  Städte  einander  durch  die  Leichtigkeit  des  Ver- 
kehrs zu  nähern.  Eine  Industrie,  die  keine  Strassen  und  Wege  hat, 
muss  ersterben.  Colbert  folgte  der  Thätigkeit  des  grossen  Königs, 
Handel,  Manufactur  und  Agricultur  der  Colonien  und  des  Mutterlandes 
umfasste  seine  Thätigkeit.  Die  Leinwandindustrie  wurde  ans  Holland 
eingeführt,  fremde  Kaufleute  und  Fabrikanten  nach  Frankreich  ge- 
zogen, Ehrenpreise  für  Ackerbau  und  Industrie  ausgesetzt.  Der  Staat 
selbst  beginnt  als  Vorbild  des  Bürgers  eine  industrielle  Thätigkeit. 
Die  Gobelins  werden  eingerichtet  und  zur  Staatsanstalt  erhoben,  die 
Manufacture  de  savonnerie  zur  Musteranstalt  umgeschaffen.  Als  Ver- 
waltungsbehörden erscheinen  die  Intendanten  in  dieser  Zeit  überall 
befördernd,  aufklärend  und  anregend  *).  Je  mehr  aber  Industrie  und 
Manufactur  auf  diese  Art  gross  gezogen  wurden,  desto  mehr  mussten  sie 
die  Fesseln  fühlen,  welche  man  zu  ihrer  Leitung  ihnen  angelegt,  als  sie 
noch  in  ihrer  Kindheit  lagen.  Die  Monopolisirung  der  Geschäfte,  der 
Zunftzwang  mussten  beim  Aufleben  derselben  erdrückend  wirken,  wie 
sie  einst  die  Kräfte  zusammenschlössen  und  beförderten.  Turgot  erkannte 
dies  in  seiner  ganzen  Bedeutung.  Ich  habe  bei  der  Darstellung  der 
Gewerbefreiheit  schon  darauf  hingewiesen,  welche  Richtung  sein  Streben 
nahm,  wie  sie  wieder  zerstört  wurde  und  wie  erst  die  Revolution  Kraft 
genug  besass,   mit  dem  grossartigen   Culturact  der  Erklärung  der 


^)  Costaz  a.  a.  0.  Bd.  T.  8.  46  n.  ff. 
Richter:  Staat«-  und  GkielUcbaftsrecht.  II.  29 
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Gewerbefreiheit  die  Kräfte  des  Landes  von  jeder  Fessel  tu  beiden. 
Die  Erfolge  waren  selbst  mitten  in  den  Stürmen  der  Revolation  sicht- 
bar, nnd  ich  habe  auch  darauf  schon  hingewiesen.  Es  bleibt  mir  hier 
nur  zu  zeigen ,  durch  welche  wirthschaftlichen  Maassregeln  der  Staat 
sein  eigenes  Grundgesetz  der  unbeschränkten  Freiheit  im  EiozelDen 
entfaltete  und  zu  befördern  versuchte.  Ich  habe  in  dieser  Richtonf 
den  Schutz  und  die  Beförderung  der  Industrie  zu  untersuchen,  insowat 
darin  eben  keine  Beschränkung  der  Freiheit  enthalten,  also  die  Gesetz- 
gebung der  Revolution  ober  den  Markenschutz,  über  die  Industrie- 
Privilegien  und  das  geistige  Eigenthum,  insofern  dasselbe  eben  m 
fälschlich  ein  Eigenthum  genannt  wird,  in  Wahrheit  aber  nichts  anderes 
ist,  als  die  Industrie  der  geistigen  Thätigkeit,  welche  zumeist  doich 
die  Gesetzgebung  über  das  sogenannte  geistige  Eigenthum  erst  ge- 
schaffen und  gerade  dadurch  in  ihrem  wahren  Charakter  gezeigt  wurde. 
Daran  reihe  ich  die  besondere  Thätigkeit  des  Staats  nach  seiner  G^ 
setzgebung  über  seine  eigenen  Industrieetablissements  und  der  b- 
dustrievertretung  in  den  Industrieräthen. 

Industrie  und  Manufactur,  befreit  durch  die  Revolution,  bedorit» 
keines  anderen  Schutzes,  als  der  Freiheit  ihrer  Thätigkeit  und  des 
Schutzes  der  Unverletzlichkeit  ihres  Arbeitsrechtes.  Aber  die  Biiiigl^^ 
und  Gerechtigkeit  forderte  vom  Staat  die  Sicherheit  einer  au^c^*^ 
neten  Thätigkeit,  da  diese  gerade  im  Einzelnen  eine  besondere  Er- 
werbsquelle der  ausgezeichneten  Arbeitskraft,  ein  besonderes  Verdient 
oft  das  ausschliesslichste,  sein  kann.  Darauf  ruhte  der  Ideengacf 
der  in  der  Revolutionszeit  immer  wieder  die  Frage  hervorrief,  ob  mar 
den  einzelnen  Fabrikanten  zwingen  könne,  auf  sein  Erzeugniss  seioes 
Namen,  sein  Zeichen,  seine  Marke  zu  setzen.  Sie  wurde  dauernd  v«- 
neint  und  im  Interesse  der  einheimischen  Industrie,  welche  auch  frübe: 
eingeführte  Waaren  nachahmen  könne,  als  nicht  verbindlich  entschiede!. 
Costaz  freilich  setzt  eine  eigenthümliche  Rechtfertigung  der  Haassr^?- 
hinzu,  denn  er  meint,  man  könne  nöthig  haben,  die  Menschen  ^ 
täuschen,  deren  Thorheit  oft  auf  fremde  Waaren  gerichtet  ist,  die  dk 
einheimische  Industrie  auch  erzeugen  könne  >).  Mit  der  Blüthe  '^ 
französischen  Industrie  aber,  welche  Napoleon  hervorrief,  crkanßtÄ 
man ,  dass  die  Marke  des  französischen  Industriellen  selbst  einen  be- 
sonderen Werth  haben  kann,  und  Napoleon  führte  einen  Markenschss 
ein,  doch  nicht  in  der  Form  ein^  Zwanges  für  jeden  FabnkMteß. 
sondern  eines  Schutzes  für  den,  der  durch  seine  Marke  seiner  guten  ^avt 
eben  die  Bürgschaft  seines  Namens  geben  wolle  *).  Die  Handelsfendite 


1)  Costaz  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  224  u.  ff. 

2)  Decret  vom  12.  April  1808  (22.  Germind  aa  XI.)  und  21.  Febnur  iSl" 
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erhielten  die  Gompetenz  für  die  Erklärung  und  Eintragung  eines  Marken* 
rechtes  und  jene  zur  Verfolgung  und  Bestrafung  der  ungerechten 
Nachahmung  und  Fälschung.  Erst  eine  spätere  Zeit  reihete  an  diesen 
Schutz  der  Privatindustrie  den  ihr  ähnlichen  des  Musterschutzes^). 

Anders  ging  die  Revolution  in  Betracht  der  Erfindungen  und  Ver-  Die  iBdattri«- 
besserungen  der  Manufactur  und  Industrie  vor.  Hier  lag  der  Gedanke  p>^i^"*>*«>^- 
zunächst,  das  eine  neue  Idee  für  den  Schöpfer  derselben  ein  Gebiet 
sei,  dass  er  wie  ein  Privateigenthum  ausbeuten  und  nutzen  könne. 
Schon  das  ancien  Regime  hatte  die  Erfindung  in  dieser  ersten  und 
rohesten  Form  ihres  Wesens  als  einen  berechtigten  Gegenstand  ange- 
sehen und  sie  für  ihre  Verwerthung  als  ein  zeitliches  Eigenthum  durch 
die  Privilegirnng  des  ausschliesslichen  Genusses  während  U  Jahre 
geschützt  Die  Constituante,  deren  Gesetz  vom  31.  December  1790 
heute  noch  das  Grundgesetz  der  Industrieprivilegien  ist,  ging  von  dem- 
selben Gedanken  aus  und  erklärte,  dass,  »in  Betracht,  wie  jede  neue 
Idee,  deren  Bekanntmachung  oder  Entwickelung  der  Gesellschaft  nützlich 
sein  könne,  ursprünglich  nur  jenem  gehöre,  der  sie  geschaffen,  und 
wie  es  die  Rechte  des  Menschen  in  ihrem  Grunde  angreifen  hiesse, 
wenn  man  eine  industrielle  Erfindung  nicht  wie  ein  Eigenthum  des 
Urhebers  betrachten  wollte,  in  Betracht,  wie  sehr  der  Mangel  einer 
Erklärung  dieser  Wahrheit  beigetragen  hat,  die  französische  Industrie 
zu  entmuthigen,  mehrere  ausgezeichnete  Künstler  zur  Auswanderung 
zu  veranlassen  und  zahlreiche  neue  Erfindungen  an  die  Fremde  zu  über- 
liefern, endlich,  in  Betracht,  wie  die  Gerechtigkeit,  die  öffentliche  Ord- 
nung und  das  nationale  Interesse  Strenge  für  die  Zukunft  fordern,  die 
Meinung  der  französischen  Bürger  in  Betracht  dieses  Gegenstandes 
festzustellen  und  durch  ein  Gesetz  zu  heiligen  sei,  — ^  die  Constituante 
nannte  in  Betracht  dieser  Gründe  jede  Entdeckung  und  neue  Erfindung 
in  der  Industrie  ein  Eigenthum  des  Erfinders,  dessen  vollen  und  aus- 
schliesslichen Genuss  das  Gesetz  für  eine  bestimmte  Zeit  garantirt 
Sie  stellte  der  neuen  Erfindung  jede  Art  Vervollkommnung  einer  Fabri- 
kation gleich  und  schützte  jeden,  der  zuerst  eine  fremde  Erfindung  nach 
Frankreich  brachte,  wie  den  selbstständigen  Schöpfer  einer  solchen. 
Dieses  Eigenthumsrecht  sollte  je  nach  der  Bedeutung  des  Gegenstandes 
5,  10  und  15  Jahre  dauern,  und  galt,  wo  immer  es  erklärt  war,  im 
ganzen  Reiche.  Jede  Verwaltungsbehörde  des  Departements  konnte  die 
Erklärungen  und  Beschreibungen  vornehmen,  desgleichen  die  Gesuche 
um  Verlängerung  der  Patente.  Die  Patente  führten  den  Namen  der 
Brevets  dlnvention  und  wurden  später  Patentes  nationales  genannt '). 


1)  krrM  vom  22.  Jani  1840. 

2)  Decret  rom  14—26.  Blai  1791. 
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Eine  besondere  Direction  unter  Leitung  des  Ministers  des  Innern  wurde 
für  die  Ertheilung  der  Privilegien  eingesetzt  und  der  Gesetzgebung 
allein  das  Recht  ertheilt,  die  Beschreibungen  zu  offnen.  Die  Ver- 
letzungen dieser  Rechte  wurden  zur  Ahndung  den  Friedensrichtern 
zugewiesen  und  erst  später  den  Tribunalen  erster  Instanz  übergeben. 
Die  Constitution  vom  Jahre  III.  anerkannte  das  Eigenthura  an  Erfin- 
dungen wie  ein  Grundreciit  >).  Erst  das  Consulat  stellte  für  die  Er- 
werbung desselben  einen  gesetzlichen  Tarif  auf,  der  die  Kaufsummen 
des  Rechtes  nach  dem  Genuss  der  Zeit  bestimmte  2).  Die  Ertheilung 
der  Privilegien  wurde  dem  Ministerium  des  Innern  überwiesen,  welches 
von  3  zu  3  Monaten  die  Patente  dem  ersten  Consul  zur  Bestätigung 
vorlegte. 
Der  Schuu  ßci  der  Bewegung  der  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Arbeit 

gei^!w  "igen-  ^"^  ^^  beweglichen  Gutes  war  es  natürlich,  das  die  Revolution  auch 
Ukums.  das  rein  geistige  Gebiet  berührte  und  in  den  Schöpfungen  des  mensch- 
lichen Geistes  und  seinen  Producten  Werthgegenstände  der  grössten 
Wichtigkeit  erkannte.  Ich  habe  an  einem  anderen  Orte  *)  schon  die 
Irrthümer  nachgewiesen,  welche  die  Eigenthumstheorie  in  Betreff  der 
geistigen  Thätigkeit  und  ihrer  Gesetzgebung  hervorgerufen,  und  brauche 
zur  Rechtfertigung  der  Behandlung  der  Revolutionsgesetzgebung  unter 
dem  Titel  der  Industrie  nur  darauf  zu  verweisen.  Die  Gescbichte  der 
französischen  Gesetzgebung  über  das  sogenannte  geistige  Eigenthum 
hängt  wie  allenthalben  mit  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  zu- 
sammen, und  jene  Edicte  der  französischen  Könige,  welche  den  Fälscher 
oder  Nachdrucker  eines  Buches  oder  Schriftwerkes  hängen  oder  er- 
drosseln Hessen  *),  schufen  zuerst  das  Privilegium  der  Buchdrucker 
selbst  und  indirect  die  Rechte  der  Autoren.  Erst  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert entwickelte  sich  daraus  ein  directer  Schutz  der  Schriftwerke 
und  geistigen  Arbeit  in  der  Person  des  Autors  *).  Die  Rechte  des 
Autors  wurden  als  ein  Gnadenrecht  angesehen,  obgleich  die  Gesetz- 
gebung als  Basis  der  Gnade  die  Gerechtigkeit  erkannte  •).  Ausgehend 
bei  der  ersten  ernsten  Betrachtung  des  Gegenstandes  von  dem  rohen 
Eigenthumsbegriff,  erklärte  die  Gesetzgebung  jener  Tage  viel  con- 
sequenter  wenigstens,  als  die  der  Gegenwart,  die  Ewigkeit  des  aus- 
schliesslichen Schutzes  zu  Gunsten  des  Autors  und  seiner  Erben  und 


1)  Constitation  vom  Jahre  HI.  Art.  357. 

2)  Decret  vom  27.  September  1800  (5    Vend^miaire  an  VIIT.). 

8)  Richter:  Kunst  und  Wissenschaft  und  ihre  Rechte  im  Staate.  BeHin  1869. 

4)  Ediet  (.^arl's  IX,  vom  10.  September  1563. 

5)  E.  Laboulay  et  G.  Guiffrej:    La  propri^t^  litt^raire  an   XVIII.  siede. 
Paris  1859. 

6)  Arröt^  vom  30.  August  1777  und  30.  Juli  1778. 
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beschränkte  es  nur,  wenn  das  geistige  Werk  Gegenstand  einer  Cession 
wurde.  Die  Constituante,  im  Gegensatz  zur  Gesetzgebung  des  ancien 
Regime,  welche  ihren  Schutz  nur  den  Büchern  und  Druckwerken, 
keineswegs  den  dramatischen  Aufführungen  zugewendet  hatte,  be- 
schränkte ihre  Thätigkeit  ausschliesslich  auf  das  Recht  der  drama- 
tischen Schriftsteller.  Aber  in  dem  Berichte  Chapelier's  giebt  sie  doch 
dem  allgemeinen  Begrifif  einen  festen  Ausdruck.  „Das  heiligste  und 
gesetzmässigste,  das  unantastbarste,  und  wenn  man  will,  das  persön- 
hchste  alles  Eigenthums  ist  das  Werk,  das  die  Frucht  des  Denkens 
eines  Schriftstellers  ist.  Aber  es  ist  eine  Eigenthumsart,  ganz  ver- 
schieden von  jedem  anderen  Eigenthum."  Das  Wesen  des  Gegenstandes 
so  richtig  ahnend,  führt  Chapelier  weiter  aus,  „dass  Niemand  daher  das 
Recht  habe,  als  der  Autor,  über  das  Froduot  seines  Geistes  zu  dis- 
poniren.'*  Nur  dann,  wenn  die  Verwerthung  vollendet,  »nach  der  fest- 
gesetzten Frist  beginnt  das  öffentliche  Recht,^'  und  Jedermann  kann 
zur  Aufklärung  des  menschlichen  Geistes  darüber  verfügen.  So  an- 
erkannte die  Constituante  die  Werke  des  Geistes  zuerst  als  ein  Eigen- 
tham  ganz  verschiedener  Art  von  jedem  beweglichen  und  unbeweglichen 
Eigenthum  und  nannte  es  dann  ausdrücklich  ein  Product.  Hätten  die 
Franzosen  diesen  Fingerzeig  beachtet,  sie  wären  auf  dem  Gebiet  nicht 
in  eine  alles  verwirrende  Wortstreitigkeit  und  Gesetzconfusion  gerathen. 
Heute  noch  verwechselt  man  das  Product  des  Geistes  mit  dem  Geist 
selbst  und  nennt  jenes  das  geistige  Eigenthum,  während,  wenn  man 
schon  von  einem  intellectuelien  Eigenthum  sprechen  kann,  nur  dieser 
allein  so  genannt  werden  kann.  Dieser  aber  bedarf  keinen  Schutz 
und  ist  kein  schutzbarer  Gegenstand,  weil  er  Niemanden  entfremdet 
werden  kann.  Jenes  aber,  das  Product  der  geistigen. Arbeit,  ist  ein 
Werthgegenstand ,  sobald  es  erscheint,  und  tritt,  wie  jeder  andere,  in 
den  Verkehr  ein.  Und  in  dem  Verkehr  ihn  in  seiner  Verwerthung  zu 
schützen,  weil  er  ohne  den  Schutz  überhaupt  nicht  verwerthet  werden 
kann,  wurde,  unbewusst  um  den  eigentlichen  Erzeugungsprocess,  unter 
einem  schlechten  Namen  doch  ein  gerechtfertigter  Schutz  einem  des 
Schutze.s  bedürftigen  Gegenstand  gegeben.  Das  Gesetz  der  Consti- 
tuante*) gab  den  Autoren  dramatischer  Werke  einen  lebenslangen 
Schutz  und  nach  ihrem  Tode  ihren  Erben  einen  Schutz  von  5  Jahren. 
Jede  Beeinträchtigung  des  Rechtos  wurde  als  Betrug  mit  der  Con- 
fiscation  der  Einnahme,  die  man  daraus  gemacht,  bestraft.  Alle  Pri- 
vilegien, welche  das  ancien  Regime  den  Werken  schon  verstorbener 
Autoren  gab,  wurden  abgeschafft.  Die  Legislative  dehnte  die  Zeit  des 
Schutzes  auf  10  Jahre  aus  und  forJerte,  dass  jeder  Autor  seinem  Werke 


*)  Decret  vom  IS^-IS.  Januar  1791. 
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das  Gesetz  zur  Wahrung  seiner  Rechte  Vordrucken  lassen  solle  >).  Der 
Convent  erst  ging  in  der  Erkenntniss  des  Gegenstandes  weiter  nod 
schützte  alle  Werke  des  Geistes,  ob  Werke  des  Druckes,  der  Malerei 
oder  Bildhauerei,  für  Lebenszeit  ihres  Schöpfers  und  10  Jahre  nach 
seinem  Tode.  Die  Friedensgerichte  sollten  über  die  Ausführung  des 
Gesetzes  wachen  und  jeden  entdeckten  Nachdruck  coufisciren.  Dem 
Nachdruck  wurde  der  Handel  mit  nachgedruckten  Gegenständen  gleich 
gesetzt.  Zugleich  wurden  alle  Autoren  von  Schriftwerken  zur  Abgabe 
von  2  Pflichtexemplaren  an  die  Nationalbibliothek  and  Kupferstich- 
Sammlung  verpflichtet  ').  Die  spätere  Gesetzgebung,  wie  der  Streit  der 
Meinungen,  drehte  sich  in  Frankreich  von  da  an  nur  um  die  Fe^* 
Stellung  der  Zeit  des  Schutzes.  Napoleon  erweiterte  dieselbe  aif 
20  Jahre  für  alle  nicht  dramatischen  Werke'),  und  erst  das  zweite 
Kaiserreich  schuf  den  30jährigen  Schutz,  der  heute  allenthalben  üblkl: 
und  allen  Werken  des  Geistes  ohne  Unterschied  zugewendet  ist^). 
Di«  In  Betreff  endlich  der  Industrie-   und   Manufacturtbätigkeit  des 

Staates  selbst  hat  die  Geschichte  der  Revolution  nur  die  Thätigke.: 
kammtro.     Napoleou's  ZU  Verzeichnen.   Wohl  schützten  alle  Regierungen  die  EoDst- 
manufactur  der  Gobelins  und  der  Savonnerie,  welche  nach  dem  Ston 
des  Königthums  als  Nationaletablissements  eingerichtet  wurden.  ÄQcli 
legte  der  Convent  die  Basis  einer  Kunst-  und  Gewerbeschule,  aber  dk 
Revolution   liess   wenig   Zeit  zur  Entwickelung   dieser   Schöpfangeo- 
Erst  Napoleon   wendete   sein  Augenmerk   auf  die   Hebung  der  eis- 
heimischen  Industrie.    Er  bestätigte  die  früheren  Gesetze,  welche  ein- 
zelne Zweige  besonders  schützten  oder  ganzen  Städten,  wie  Lyon,  w 
Ausnahmestellung  gaben,  er  befahl  seinem  Hof,  nur  Lyoner  Seide  r: 
tragen,  bestimmte,  dass  zur  Ermunterung  der  Thätigkeit  alle  Jahi« 
eine  öffentliche  Ausstellung  der  französischen  Industrieerzeugnisse  statt- 
haben und  dabei  Auszeichnungen  und  Preise  vertheilt  werden  sollteo'} 
Er  errichtete  endlich,  um  das  Gouvernement  stets  von  Uebelstindeo 
in  der  Industrie  oder  deren  Fortschritten  in  Kenntnis  zu  halten,  io  des 
grösseren  Industriestädten  die  Chambres  consultatives  de  manafactar^ 
fabriques,  arts  et  metiers.  Sie  sollten  der  Regierung  Vorschläge  macheo. 
auf  welche  Art  und  durch  welche  Mittel  die  Fabriksthätigkeit  Frank- 
reichs gehoben  werden  könne  *).   Zugleich  belebte  er  die  alten  CobssB 
de  prud'hommes  wieder,  aber  nicht  wie  die  alten  Zunfträthe,  um  ober 


1)  Decret  vom  30.  August  1792. 

2)  Decret  vom  19.  Juli  1793. 

3)  Decret  Tom  5.  Februar  1810. 

4)  Decret  vom  8.  April  186i. 

6)  Arrdt^  vom  4.  März  1801  (13.  Ventose  an  IX.). 
6)  Gesets  vom  12.  April  1803  (22.  Germinal  an  XI.). 
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die  Zolässigkeit  zu  den  Gewerben  und  dergleichen  zu  entscheiden, 
sondern  als  SchiedsgericLte  unter  den  Fabrikarbeitern  und  Herren  und 
zugleich  als  eine  freie  Polizei  für  die  gesammte  Industrie  *).  Erst  eine 
spätere  Zeit  hat  all  den  Segen  geerntet,  der  in  der  grossartigen  Be- 
wegung lag,  welche  die  Revolution  auf  dem  Gebiet  der  Volkswirthschaft 
wach  gerufen.  Die  materieile  Kraft  Frankreichs  erzog  sich  an  ihr, 
und  die  Gegenwart  giebt  in  den  Handelsverträgen  das  sicherste  Zeichen 
dafür,  wie  frei  und  selbstständig  die  Kräfte  Frankreichs  sich  im  Laufe 
eines  halben  Jahrhunderts  entwickelt  haben. 


•)  Gesetz  vom  18.  März  1806. 


Der 

öflfentliche  und  gesellschaftliche 
Schutz  und  seine  Organisation 


Das  Polizeiwesen. 


FJüleltnns* 

Der  Begriff  j[\uf  keinem  Gebiete  der  Recbtsgestaltung  ist  der  alte  IraDzosiscbe 
der  Polizei  g^^^  g^^  ^^j^  y^jj  (J^jq  modernen  durch  die  Revolution  getrennt  wur- 
den, als  auf  jenem  der  Polizei  und  ihrer  Verwaltung.  Eis  fehlte  djD 
ancien  Regime,  trotz  der  vielgliedrigen  Poli/.eim aschine,  vollstaDdig  ein 
Begriff  der  Polizeigewalt,  wenn  man  Gewalt  und  Willkür  eben  nicht 
als  solchen  anerkennt.  Erst  die  Revolution  stellte  einen  solchen  acf, 
und  dieser  Begriff  ward  ein  Gesetz.  Diese  innere  Verschiedenheit  der 
Zeiten  löst  sich  aber  in  der  historischen  Entwickelung  des  französischen 
Rechts  auf.  Die  Polizeigewalt  war  immer  die  Summe  der  Zwangsrechte 
der  Regierungsgewalt,  und  somit  eigentlich  alles,  weil  sie  alles  sein 
musste,  und  in  jedem  Regierungsorgan  erscheinend,  weil  dieses  choe 
sie  nicht  zur  Geltung  gelangt  wäre.  Allenthalben,  und  zumeist  in 
Frankreich,  kehrt  daher  die  Regierung  alle  Sorge  ihr  zu  ebenso,  wie 
die  Gesellschaft  in  gleicher  Erkenntniss  die  Nothwendigkeit  der  Sorge 
erfasst.  Aber  die  Resultate  zweier  gleicher  Willensbewegungen  sind 
verschieden.  Je  mehr  die  Regierung  die  Polizei  als  die  Trägerin  ihres 
Zwaitgsrechtes  zu  entwickeln  trachtet,  desto  mehr  sieht  die  Gesellschaft 
in  der  Polizei  einen  Feind  ihrer  Freiheit.  Die  Regierungen  sehen  in 
der  Polizeigewalt  ihre  staatliche  ordnende  Kraft,  die  Gesellschaft  sieht 
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io  ihr,  je  stärker  sich  diese  Gewalt  entwickelt,  das  Bild  ihrer  ebenso 
sich  ausdehnenden  Schwäche.  Daher  der  Hass  der  Gesellschaft  und 
ihre  Furcht  Tor  der  Polizei,  und  nirgends  mehr,  als  in  Frankreich, 
nirgends  weniger,  als  in  England.  Aber  Hass  und  Furcht  sind  nichts 
^Willkürliches,  sondern  haben  in  der  Geschichte  ihre  leicht  erkennbaren 
Gründe.  In  England  hat  sich  die  Gesellschaft  selbst  zum  Wächter 
und  Schützer  des  Gesetzes  erhoben  und  die  Regierungspflicht  ihrer 
Selbstthätigkeit  aufgebürdet.  In  Frankreich  sinkt  diese  unter  die 
absolute  Gewalt  und  alle  Thätigkeit  geht  auf  willkürliche  Beamte 
aber.  Daher  ist  die  Polizei  nirgends  so  geachtet  und  weniger  ge- 
fürchtet, als  in  England,  nirgends  ist  sie  es  mehr,  als  in  Frankreich, 
nirgends  ist  sie  ein  so  mächtiger  Schützer  der  staatlichen  und  gesell- 
schaftlichen Freiheit,  wie  dort,  nirgends  war  sie  es  weniger  und  ist  es 
durch  ihren  Missbrauch  heute  noch,  als  hier,  ebenso  wie  es  auch 
nirgends  weniger  Polizeigesetze  giebt,  als  in  England,  nirgends  mehr, 
als  in  Frankreich.  Die  Masse  der  Gesetze  eines  Gegenstandes  aber 
ist  im  Staatsleben  nur  ein  Zeichen  der  Unsicherheit  der  Gesetze  und 
der  Willkür. 

Seit  Ludwig  XL ,  also  mit  der  ersten  sicheren  Begründung  der  Die  Em- 
staatlichen  Einheit  Frankreichs  und  der  absoluten  Staatsgewalt  der  p'^JjVihohdt*!!! 
Könige,  beginnt  auch  die  Entwickelung  eines  vielgliedrigen  Polizei-  FrAnkreich. 
oetzes  und  einer  zahlreichen  Polizeigesetzgebung.  Der  Kampf  der 
staatlichen  Gewalt  des  Königthums  gegen  die  ständische  Autonomie 
machte  aus  der  Polizei,  welche  ehedem  der  König  nicht  anders  führte, 
als  die  Seigneurs  und  wie  diese,  nur  in  der  Ausdehnung  seines  Be- 
sitzes, ein  selbstständiges  Hoheitsrecht  des  Staates  neben  den  anderen 
zur  selben  Zeit  sich  entwickelnden  Hobeitsrechten.  Noch  war  es  die 
rohe  Gewalt,  welche  in  dieser  Zeit  sich  in  die  historischen  Gerechtsame 
der  autonomen  Stände  hineindrängte.  Nach  Ludwig  XL  aber  begann 
man,  um  aus  der  Polizeigewalt  eiu  wahres  Hoheitsrecht  der  Krone  zu 
machen,  die  Polizeigewalt  von  der  Gerichtsgewalt,  mit  der  sie  überall 
vermischt  war,  zu  trennen.  Es  entwickelten  sich  für  diese  Trennung 
zuerst  die  Grundsätze  von  einer  allgemeinen  Bedeutung  der  Polizei, 
also  einer  Staatspolizei  und  einer  localen  Bedeutung  derselben,  also 
einer  Localpolizei.  Die  Parlamente  in  ihrer  Praxis  und  die  Theorie 
erklärten,  dass  die  allgemeine  Polizeigewalt  nur  dem  Könige  gehöre 
and  dass  das  Recht,  Gesetze  und  Verordnungen  zu  erlassen,  nur 
dem  König  und  den  Parlamenten  zustehe'*').  Die  Provinzialpolizei  ge- 
hörte den  Baiüis  und  Senechals,  die  Stadtpolizei  verblieb  den  könig- 
lichen Richtern.     Den  Richtern  der  Seigneurs  aber  wurde  verboten, 


*)  lioiseaii:    Trait^  des  seigncuries  Chnp.  VII. 


eine  roiizeigewaii  zu  uüen.  i/er  wiaersuina  aer  oiaoae  gegen  aiese 
Erhebung  der  königlichen  Gewalt  war  allgemein,  denn  man  erkannte 
die  letzte  Absicht  des  zum  Absolutismus  aufstrebenden  Ktaigthams, 
da  der  oberste  Grundsatz,  den  man  in  den  Reformbestrebnngen  auf- 
stellte, die  Trennung  der  Polizei  von  der  Justiz,  nur  ganz  mittelmissig, 
aber  die  Ausscheidung  der  ständischen  Rechte  aus  der  als  Hobeits- 
recht  erklärten  Polizeigewalt  mit  aller  Kraft  durchgeführt  werden 
sollte.  Wäre  man  im  Stande  gewesen,  in  jener  Zeit  schon  die  recht- 
lichen Grenzen  dieses  Hoheitsrechtes  zu  finden  und  die  Polizeigew^t 
auf  einer  gesetzlichen  Grundlage  aufzubauen,  so  wäre  sicher  der  Process, 
wie  in  England,  ruhig  und  zum  Nutzen  der  Volksfireiheit  abgelaofeo. 
So  aber  war  dies  in  Frankreich  nicht  möglich,  weil  die  vollziehende 
Gewalt  selbst  auch  die  einzige  Quelle  der  Reichsgesetzgehnng  uixi 
beide  im  Willen  des  Königs  vereint  waren.  Jedes  Recht  erschien  da 
als  ein  Act  der  vollziehenden  Gewalt  und  jede  Gewalt,  wenn  sie  iic 
Namen  der  Staatsgewalt  auftrat,  als  ein  Recht  Das  war  die  Uih 
Sicherheit  Frankreichs  und  die  Quelle  der  Willkür,  da  die  vollziehend« 
Gewalt  immer  über  dem  Recht  erhaben  stand.  Und  insofern  die  höchst« 
vollziehende  Gewalt  ihre  Macht  auf  ihre  einzelnen  Organe  üb^trcf. 
erzeugte  es  eben  den  Hass  und  die  Furcht  vor  der  vollziehenden  G^ 
walt  und  ihrem  Zwangsrecht.  Mit  der  Polizeigewalt  setzte  das  Köo^- 
thum  die  Pläne  der  Herrschsucht  und  des  Eigennutzes  durch,  d^L^ 
Eigenthum  der  Unterthanen  wurde  durch  dieselbe  verletzt,  Lastes 
wurden  aufgelegt,  Dienste  erzwungen,  der  Yortheil  und  die  Bequem- 
lichkeit der  Willkür  des  Regenten  damit  entwickelt,  die  volle  Entiahiug 
des  bon  plaisir  damit  genährt.  Und  jede  Willkür  wurde  gedeckt  durch 
das,  was  man  das  Wesen  der  Polizei  und  ihr  Recht  nannte,  und  wä$ 
es  in  der  That  auch  ist,  aber  was  man  nur  elendiglich  missbrancht^^ 
durch  den  Staatszweck.  So  kam  es,  dass  die  Polizeigewalt  am  Esde 
keine  andere  Grenze  hatte,  als  die  absolute  Staatsgewalt,  welche  sk 
einseitig  stets  im  Allgemeinen  und  im  einzelnen  Falle  bestinsea 
konnte.  Und  darin  lag  die  hohe  Gefährdung  der  Eiozelrecht«. 
der  Person  und  des  Eigenthums,  lag  die  Willkür  des  ancien  Regii^ 
und  die  Nothwendigkeit  einer  Unmasse  von  Gesetzen  und  Verordnangei. 
welche,  da  sie  stets  nur  für  den  Augenblick  die  Zweifel  eotschietka- 
auch  alle  Augenblicke  sich  erneuern  mussten  *).  Die  berühmtesten  dieser 
Gesetze  und  die  zahlreichsten  gehören  der  Zeit  Lndwig's  XIV.  an.  üad 
als  so  das  Volk  jedem  staatlichen  Interesse  entfremdet  war,  machte 
nicht  blos  der  tyrannische  Geist  der  Könige,  sondern  in  Wahrheit  die 


*)  Delamare:    Trait^  de  la  poIice  von  1718    and   Dachte:   Code  d«  ^ 
police  von  1757. 
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Lage  des  Staates  eine  fiberall  bevormundende  Regierang  nothwendig, 
ohne  welche  weder  Ordnung,  noch  eine  durchgreifende  Regierung  des 
Staates  möglich  gewesen  wäre.  Colbert  vollendete  jetzt  die  äussere 
Organisation  der  Polizei,  und  zwar  zuerst  durch  eine  vollständige 
Trennung  derselben  von  der  Justiz  *).  Die  höhere  Polizei  wurde  den 
Intendanzen  der  Provinzen,  die  niedrige  besonderen  Localbeamten  an- 
vertraut. In  Paria  wurde  ein  besonderer  Lieutenant  general  de  police 
eingesetzt,  der  zugleich  ein  besonderes  Polizeigericbt  bildete  und  ein 
eigenes  ministere  public  hatte.  Diese  Einrichtung  verbreitete  sich  bald 
über  die  grösseren  Städte  und  machte  mit  der  Erweiterung  ihres 
Competenzkreises  bald  eine  Reihe  neuer  Polizeibeamten  nöthig.  Es 
waren  dies  die  Polizeicommissäre ,  welche  den  Lieutenants  generaux 
de  police  untei^eben  waren.  Die  königlichen  Richter  und  jene  der 
Seigneurs  waren  damit  vollständig  von  jeder  Polizeithätigkeit  aus- 
geschlossen. Nor  die  Parlamente  blieben  in  ihrem  Rechte,  mit  den 
Königen  Polizeigesetze  zu  erlassen.  Von  da  an  war  es  schon  leichter, 
den  Begriff  der  Polizei  selbst  festzustellen.  Er  wurde  jetzt  ein  rein 
administrativer.  »Er  besteht  darin,  die  öffentliche  Ruhe  und  die  Sicher- 
heit der  Einzelnen  zu  schützen,  die  Städte  von  allem,  was  Unruhe 
erzeugen  kann,  zu  reinigen,  den  üeberfluss  zu  sichern  und  jeden  zu 
veranlassen,  nach  seiner  Freiheit  und  Pflicht  zu  leben  *).*'  Mit  dieser 
Aufgabe  und  ihrer  Organisation  ererbte  auch  die  Revolution  noch  die 
Polizeiordnung. 

Aber  von  einer  wahrhaften  Garantie  und  Sicherheit  des  Volkes  Die  orandug« 
gegen  Beamtenwillkur  war  dennoch  keine  Rede.    Es  fehlte  die  breite  !*■  ™^*>«";" 

-j     .  Begriffe«  der 

Basis  des  Rechts,  welche  die  Regierung  an  feste  Grundsätze  und  in  poiiseigew*it 
andurchbrechbare  Grenzen  gebunden  hätte,  um  dem  Einzelnen  gegen 
die  Willkür,  ja  selbst  gegen  den  Zufall  der  Zwangsübung  zu  schützen. 
Das  kann  nur  der  verfassungsmässig  geordnete  Staat,  der  der  noth- 
wendigen  Gewalt  die  rechtliche  Basis  giebt  und  in  der  gesetzmässigen 
Freiheit  des  Einzelnen  auch  für  die  Regierung  eine  unübersteigliche 
Schranke  erkennt.  Gerade  in  diesem  Verhältniss  der  persönlichen 
Freiheit  zur  Staatsgewalt  liegt  die  Geschichte  der  Polizei  während  der 
Revolution.  Ihre  Grenzen  sind  eng  gezogen  und  fest  bestimmt  während 
der  Constituante,  sie  dehnen  sich  aus,  erfassen  das  Leben  des  Bürgers 
bis  in  die  Geheimnisse  der  Familie  und  sind  wechselvoll  und  wandelbar 
während  des  Convents.  Das  Directorium  kehrte  zurück  zur  con- 
stitutionellen  Ordnung,  und  nur  die  Bewegungen  der  Revolution  zwangen 
der  Gesellschaft  das  Gesetz  Si^yes  über  die  hohe  Polizei  wieder  auf. 


1)  Edict  Yom  16.  März  1667. 

2)  Pr^ambule  de  T^dict  du  15.  Man  1667. 
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Die  Willkür  Napoleon^s  aber  durchbrach  im  gesammten  staatsbürger- 
lichen Leben  jede  gesetzliche  Schranke,  und  die  Wohlfahrt  and  der 
Staatszweck  mussten  gegenüber  dem  verfassungsiosen  Volke  als  Recht- 
fertigung dienen,  ein  Polizeisystem  wieder  zu  tragen,  welches  die  Willkür 
des  Beamtenheeres  und  die  Unbeschränktheit  der  Regierung  so  ver- 
körperte, wie  ehemals  das  ancien  Regime.  Dies  in  seinen  einzelnen, 
während  der  Revolution  sich  entwickelnden  Theilen  darzustellen,  ist 
die  Aufgabe  des  Folgenden.  Es  scheidet  sich  von  der  folgenden  Dar- 
stellung nach  den  vorher  schon  behandelten  Theilen  der  Staatsordnung 
das  Polizeirecht  aus,  welches  den  einzelnen  Behörden  das  Recht  der 
Strafandrohung  und  Strafvollziehung  giebt.  Es  sind  dies  die  Fälle  der 
sogenannten  Poiizeiübertretungen,  welche  eben  die  Police  correctionelle 
in  Frankreich  umfasst.  Hierher  gehört  nur  das  Gebiet  der  inneres 
Verwaltung  im  engeren  Sinne.  Man  begegnet  in  ihr  dem  Polizeirecht 
auf  jedem  einzelnen  Gebiete  der  Verwaltung,  insoweit  eben  jede  Ver- 
waltungsbehörde das  Recht  hat,  den  Gehorsam  des  Einzelnen  gegen 
ihre  Vorschriften  und  Verordnungen  zu  erzwingen  und  die  Nicht- 
befolgung  oder  Uebertretuog  derselben  mit  einer  Polizeistrafe  zu  be- 
drohen und  zu  ahnden.  „Die  Gesellschaft,  im  Interesse  ihrer  Erhaltung, 
soll  sich  gegen  die  Gefahren  vertheidigen,  welche  ihr  von  Sachen  oder 
Personen  drohen.  Sie  vertheidigt  sich  gegen  dieselben  durch  Präventiv- 
und  Repressivmaassregeln,  je  nach  der  Natur  der  Sache  oder  der  Rechte, 
deren  Gebrauch  oder  Missbrauch  ihr  schädlich  werden  können*).^  Dar- 
nach trennen  sieb  die  verschiedenen  Polizeimaassregeln  des  modernen 
Polizeisystems.  Trotz  der  in  Frankreich  viel  weiter  voi^eschritteoeo 
Klärung  der  Begriffe  des  Polizeirechtes,  als  in  Deutschland,  ist  dennoch 
der  Begriff  der  Police  noch  sehr  unklar,  sowohl  für  die  Gesetzgebung,  als 
für  die  französische  Wissenschaft.  Eine  unbestimmte  Menge  allgemeiotf 
Verwaltungsbegiiffe  wird  theils  in  denselben  hineingezogen,  theils 
wieder  von  demselben  ausgeschieden.  Die  Sicherheitspolizei  erscheiot 
theils  als  das  Ausschliessliche,  theils  als  überwiegend  vor  anderen 
Verwaltungsgegenständen,  theils  mit  diesen  gleichstehend.  Nur  die 
administrative  Gewandtheit  des  französischen  Volkes,  die  in  eioero 
scharf  ausgeprägten  Staatswillen  centraliskte  Verwaltangsmaschine 
führen  den  Staatskörper  durch  nothwendig  erscheinende  Schwierig- 
keiten und  Conflicte,  in  denen  andere  contineutale  Staaten,  besonders 
Deutschland,  wie  unrettbar  sich  verwirren. 


*)  Laferriöre  a.  a.  O.  S.  293. 


Das  Polizeiwesen  der  Rerolation.  461 


Ha«  PollselHresen  der  ReTalntlan. 

Die  Constituante  ging  bei   ihren  Reformen  von  dem  Grundsatz   Die  leitenden 

Gruadsfitze  de 
Constimante. 


aus,  der  eine  fast  300  jährige  Entwickelung  hinter  sich  hatte,  von  der  Gruod.Ät«e  der 


scharfen  Trennung  der  Polizei-  und  Gerichtsgewalt,  und  vernichtete 
mit  der  Auflösung  der  Parlamente  auch  noch  den  lelzten  Rest  der 
Vermischung.  Bei  diesem  Grundsatz  aber  anerkannte  sie  doch  den 
Beruf  der  Polizei,  die  Gerichtsgewalt  in  Ausübung  ihrer  Pflichten  zu 
unterstützen  *).  Aber  erschreckt  durch  die  Missbräuche  des  ancien 
Regime,  von  denen  sie  zumeist  noch  berührt  wurde,  wollte  sie  jede  Po- 
lizeigewalt von  der  Staatsgewalt  lostrennen  und  sie  nur  der  Gemeinde* 
Verwaltung  und  ihrer  freien  Selbstbestimmung  überlassen.  Die  Muni- 
cipalpolizei  sollte  alle  verpflichtenden  Verordnungen  erlassen ,  um  das 
Schädliche  zu  verbieten,  was  nöthig  ist,  zu  befehlen,  was  ohne  Schaden 
für  den  Andern  ist,  zu  gestatten,  und  für  die  Beförderung  oder  Durch- 
führung ihrer  Pläne  und  Absichten  die  Hilfe  der  bewaffneten  Macht 
fordern  und  die  That  jedes  Burgers  zur  Unterstützung  herbeirufen 
können*).  Aber  die  Quelle  aller  Polizeiautorität  ist  das  Gesetz,  und 
die  Befehle  der  Polizei  können  nur  kraft  der  ausdrücklichen  Macht- 
vollkommenheit, die  das  Gesetz  ihr  übergiebt,  erfolgen*).  In  dresen  Die 
Grenzen  bewegt  sich  die  Compctenz  der  Polizeigewalt  und  bestimmen  ^^J^p'^i^e" 
sich  ihre  Functionen  ^).  Eine  Polizeigewalt  als  verfassungsmässige  Die  MuDieipai- 
Gewalt  war  so  das  erste  Mal  errichtet.  Dort,  wo  der  Competenz  der  p"""*' 
Localpolizei  allgemeine  Interessen  des  Staats  zugewiesen  sind,  dort  er- 
heischt es  die  Harmonie  der  Gesetze,  dass  sie  der  höheren  Autorität  sich 
unterordne  *).  Daher  haben  auch  das  Gouvernement,  die  Verwaltungs- 
behörden in  diesen  Fällen  neben  der  Polizeibehörde  das  Recht,  Gesetze 
und  Verordnungen  für  die  Polizei  zu  erlassen  •).  Die  Execution  der 
Polizeigesetze  und  Verordnungen  will  die  Gesetzgebung  selbst  durch 
bestimmte  Polizei  strafen  und  die  Verpflichtung  zur  Entschädigung  für 
jeden  dadurch  veranlassten  Schaden  sichern  ').  Gegen  die  Willkür 
der  Polizeibehörden  selbst  aber  will  sie  den  Bürger  schützen  durch  ein 
Recursrecht  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  *).  Das  gerade  ist 
einer  jener  allgemeinen  charakteristischen  Grundsätze  der  französischen 

1)  Gesetz  vom  16—24.  August  1790,  Tit.  II. 

2)  Decret  vom  19—22.  Juli  1791. 

8)  Gesetz  rom  22.  December  1789  biH  2.  Januar  1790. 

4)  Gesetz  vom  17.  December  1789,  16—24.  August  1790. 

6)  Gesetz  vom  12--20.  August  1790  u.  22.  December  1789  bis  2.  Januar  1790. 

6)  Gesetz  yom  27.  April  bis  25.  Mai  1791. 

7)*  Gesetz  vom  7—11.  September  1790. 

8)  Gesetz  vom  28.  Februar  bis  17.  April  1791. 


Polizeigesetzgebung,  welcher  sich  för  die  folgende  Zeit  stets  noange- 
tastet  erhielt  und  historisch  auf  der  Abneigang  gegen  die  fraozdsischen 
Gerichte,  die  das  aocien  Regime  gross  gezogen,  ruhte.  Das  Orgao  der 
Verwaltung  erzwingt  den  Gehorsam  und  ist  der  Verwaltung  allein 
dafür  verantwortlich,  nicht  wie  in  England,  wo  der  freie  Bürger  sein 
Recht  nur  dem  Gericht  anvertraut,  selbst  das,  das  gegen  die  Verwaltuag 
sich  kehrt  oder  von  ihr  bedroht  erscheint  Das  ganze  Polizeirecht  ii^ 
principiell  den  Gerichten  entzogen,  selbst  dort,  wo  die  Polhäge«ah 
ein  Recht  verletzt,  wovon  es  nur  wenige  Ausnahmen  giebt,  welche  erst 
Napoleon  aufstellte  *).  Dennoch  waren  die  Fortschritte  dieser  Gesetz- 
gebung gegenüber  der  alten  Regierung  so  gross,  als  eben  der  Icter- 
schied  zwischen  Willkür  und  verfassungsmässigem  Recht  gross  isij 
Die  Humanität,  welche  die  Constituante  erfüllte  und  mit  der  sie  mti 
den  verhassten  Begriff  der  Polizei  durchdrang,  hat  sie  befördert  pDkj 
Polizei'%  erklärte  die  Instruction  vom  29.  September  1791,  ^in  ihitB| 
Beziehungen  zur  öffentlichen  Sicherheit,  soll  die  Gerechtigkeit  übei 
ihr  Charakter  soll  die  Ueberwachung  sein  und  die  Gesellschaft  in  ihre 
Masse  der  Gegenstand  ihrer  Fürsorge  . . .  Die  Functionen  einer  ?o\m 
sind  etwas  sehr  Zartes.  Wenn  ihre  Grundsätze  feststehen,  so  ist  dk 
Anwendung  derselben  durch  tausend  Umstände  modificirt,  welche  es 
Vorsicht  der  Gesetzgebung  stets  entzogen  bleiben,  und  die  Uebui£ 
dieser  Pflichten  hat  eine  Weite  des  Vertrauens  nötbig,  welche  allein  i::: 
der  Person  des  Trägers  dieser  Pflicht  ruhen  kann.'*  Und  die  Instruc&jü 
nennt  daher  diese  Personen,  wie  sie  sein  sollen,  „unendlich  rein^ 
Die  Die  Erschütterungen   des  Staates   durch  die  Revolution  des  \\i- 

dell^cl^^nv^m"'  ^"6^8*'  ^®'  erfolgte  Sturz  des  Königthums  und  der  Zusammentritt  m 
Di«  wiiikflr.  Convents  machten  für  den  ersten  Augenblick  jede  Ordnung  und  Sicher- 
heit unmöglich.  £s  war  zuerst  ein  Glück,  dass  die  Commune  ^^ 
Paris  wenigstens  für  die  Hauptstadt  alle  Polizeigewalt  in  ihre  Hkd^ 
nahm,  ohne  welche  der  ohnedies  auf  den  Strassen  von  Paris  haused^ 
Raub  und  Mord  zur  furchtbarsten  Verwüstung  ausgeartet  wäre.  De^ 
Convent,  von  Gesinnungsgenossen  der  Pariser  Verwaltung  geleitet 
duldete  zuerst  diese  absolute  Gewalt,  bis  er  durch  seine  Constitutivs 
vom  Jahre  1793  ein  neues  Gouvernement  zu  bilden  versuchte.  Alsiba 
dieses  misslang,  griff  er  zur  Gewalt,  und  sie,  wie  sie  die  ganze  Staats- 
ordnung ausfüllte,  wurde  auch  zum  wahren  Kennzeichen  der  Poliza- 
Verwaltung.  Das  Revolutionsgouvernement  des  Jahres  IL  legte  dk 
Polizeigewalt  in  die  Hände  eines  Comite  de  surete  generale  fir  ^^ 
äussere  und  innere  Sicherheit  der  Republik.  Aber  auch  die  Bedeotin^ 
dieser  Behörde  ging  vor  der  aufstrebenden  Gewalt  des  Wohlfiüirt.«- 


*)  Code  p^nal  Art  209—236  oud  471  No.  15. 
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aasschusses  unter.  Seine  Agenten  durchzogen  das  Land,  gaben  Ge- 
setze, kerkerten  ein  und  köpften.  Das  war  die  Aeusserung  der  Re- 
gierung, deren  höchstes  Ziel  das  Wohl  des  Staates  war.  Das  war 
aber  auch  die  Kraft  der  Regierung,  deren  Aufgabe  allein  darin  lag, 
zuerst  sich  selbst  zu  erhalten.  Und  um  dies  zu  können,  bedurfte  es 
dauernd  der  Verschwörungen,  welche  den  Staat  gefährdeten,  um  die 
Verschwörungen  zu  rechtfertigen,  bedurfte  es  der  Arrestationen.  Wer 
aber  des  Verbrechens  schuldig  war,  war  gleichgiltig,  und  um  der 
Gleichgiltigkeit  eine  rechtliche  Kraft  zu  geben,  setzte  man  die  Schuld 
innerhalb  der  Grenzen  des  Verdachtes  fest.  Spione  und  Agenten  durch- 
zogen das  Land,  Verwalter  und  Richter  waren  zugleich  Polizeibeamte, 
jeder  Bauer  war  es,  wenn  er  den  Muth  zur  Anklage  und  zur  willkür- 
lichen Gefangennahme  hatte.  Unter  diesen  Umständen  war  die  Zeit 
reich  an  Aeusserungen  der  Polizeigewalt,  aber  das  Gesetz  war  stumm, 
das  sie  bestimmte.  Zahlreiche  Polizeigesetze  werden  wir  im  Folgenden 
kennen  lernen,  die  aus  der  Zeit  des  Convents  herrühren,  aber  ihr 
lohalt  wurde  vom  Zufall  und  der  Willkür  bestimmt.  Dieser  2^t  wurde 
endlich  eine  Grenze  in  ihren  Ausschreitungen  durch  das  Gesetz  Siijes 
über  die  hohe  Polizei  gesetzt  *).  Dies  erst  brachte  Ordnung  und 
Sicherheit  durch  seine  Schrecken  unter  die  Massen,  und  das  Directorium 
konnte  seine  legislatorische  Arbeit  wieder  aufnehmen. 

Mit  jenem  Polizeigesetze  Sieyes,  welches  nichts  weiter  als  ein 
blutiges  Aufruhrgesetz  war,  wie  ich  schon  im  ersten  Bande  dieses 
Werkes  dargestellt,  begann  jedoch  für  die  Polizeiordnung  ein  neuer 
Geist.  Es  ist  der,  der  Frankreich  heute  noch  beherrscht  An  die  Stelle 
der  Municipalpolizei  und  ihres  weiten  Corapetenzkreises,  wie  ihn  die 
Constituante  begründet  hatte,  trat  die  Staatspolizei.  Sie  fand  ihren 
schärfsten  Ausdruck  in  der  angestrebten  Errichtung  eines  Poiizei- 
ministeriums.  Bei  der  Debatte  über  dieses  prägten  sich  die  verschie- 
denen Meinungen  aus.  Die  Partei  der  Constituante,  welche  im  Rath 
der  Alten  und  der  Fünfhundert  vertreten  war,  wollte  keine  die  Polizei 
centralisirende  Gewalt.  Sie  ist  nicht  nöthig,  sagte  man,  denn  die  Polizei 
ist  erstens  die  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  der  Republik,  und 
in  dieser  Richtung  hat  das  Directorium  selbst  die  höchste  Polizeigewalt. 
In  jeder  anderen  Richtung  aber  kann  die  Polizei  nur  locale  Bedeutung 
haben.  Sie  dient  für  die  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  des  Lebens 
des  Einzelnen.  Daher  muss  die  Polizei  überall  sehen  und  kann  keinem 
besonderen  und  ausschliesslichen  Ministerium  untergeordnet  werden. 
Sie  hat  in  ihren  Zwecken  jedem  Ministerium  zu  dienen  und  muss  daher 
jedem  Ministerium    untergeordnet   werden,    muss   allen   constituirten 
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*)  Decret  Tom  1.  Germiiial  an  III. 
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Autoritäten  zustehen  und  kann  für  sich  keine  besondere  Gewalt  bilden. 
Ein  Ministerium  aber  mit  diesem  ausschliesslichen  Rechte  wurde  nur 
zur  Eifersucht  reizen  und  selbst  auf  alle  eifersuchtig  sein,  weil  es  alle 
Augenblicke  genirt  und  selbst  genirt  werden  kann  und  man  seine 
Grenze  nicht  fest  zu  bestimmen  vermag  ').  Portaüs,  der  diese  An- 
schauung zur  Geltung  brachte,  wollte  daher  einen  Magistrat  der  Polizei 
in  jeder  Municipalität,  und  wenn  er  mit  seiner  Anschauung  nicht 
durchdrang,  so  beförderte  er  wenigstens  die  Trennung  der  Polizei  ia 
eine  allgemeine  Staatspolizei  und  eine  Localpolizei ,  der  zahlreiche 
Functionen  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  zugetheilt  wnr- 
Die  Eintbeiiung  den.  Der  Code  vom  3.  Brumaire  an  IV.  setzte  darauf  hin  die  allge- 
*ihw*^o7'  ne^  meinen  Bestimmungen  fest.  Die  Trennung  der  Polizei  von  der  Justiz 
wurde  jetzt  erst  vollständig  durchgeführt  *)  und  die  Polizei  allgemein 
als  ein  Organ  der  Staatsgewalt  anerkannt,  welches  die  öffentliche 
Ordnung,  die  Freiheit  und  das  individuelle  Eigenthum  zu  schützen 
und  zu  erhalten  und  als  besonderes  Verwaltungsorgan  die  öffentliche 
Ordnung  in  jedem  Ort  und  in  jedem  Gebiete  der  allgemeinen  Ver- 
waltung zu  schützen  habe.  Sie  hat  vorzüglich  einen  Präventivcharakt<^ 
und  soll  jedem  Verbrechen  vorbeugen.  Die  JustizpoUzei  aber  verfolgt 
das  Verbrechen,  das  die  Verwaltungspolizei  nicht  hindern  konnte, 
sammelt  die  Beweise  und  überliefert  die  Urheber  des  Verbrechens  den 
Gerichten,  welche  sie  nach  den  Gesetzen  bestrafen  sollen  ').  In  Betracht 
der  ersten  also  soll  sie  untersuchen,  nachforschen  -und  vorhersehn,  soll 
die  Hindernisse,  welche  dem  Genuss  der  bürgerlichen  Ordnung  ent- 
gegenstehen, wegräumen  und  in  dem  Genuss  beschützen.  Die  Thätig- 
keit  der  zweiten  ist  von  ihr  wesentlich  verschieden  und  ich  habe  sie 
dort,  wo  sie  vollständig  sich  äussert,  in  der  Justizorganisation  schon 
erörtert.  Die  Administrativpolizei  theilt  sich  für  die  üebung  ihrer 
Pflichten  in  eine  allgemeine  *)  und  in  die  Localpolizei,  welche  mit  der 
gesammten  Localverwaltung  verbunden  ist.  Wir  werden  beiden  bei 
der  folgenden  Darstellung  der  Functionen  der  Polizei  wieder  begegnen. 
Die  Das  Consulat  schritt  auf  diesem  Wege  weiter  und  gab  ihm  durch 

^^Nl^oieonr*  ^^®  Codificatiou  der  Gesetze  einen  sicheren  Stützpunkt  Es  war  natür- 
lieh,  dass  Napoleon  der  Polizeigewalt  seine  grösste  Aufmerksamkeit 
zuwendete.  Denn  wie  das  französische  Volk,  nach  Ruhe,  Ordnung  und 
Sicherheit  begierig,  diese  allein  von  der  Regierung  forderte,  so  konnte 


1)  Corps    Id^isUtif    vom    9.    Nivdse    an    IV.     R^imp.    de    Tane.    Moo. 
Bd.  XXVII.  S.  132. 

2)  Code  vom  3.  Brumaire  an  IV.  Art.  18. 

8)  Code  vom  3.  Brumaire  an  IV.  Art.  16,  19  und  20. 
4)  Gesetz  vom  12.  Nivdse  an  IV. 
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diese  nur  in  der  wirklichen  Befriedigung  dieser  Bedfirfnisse  allein  ihre 
Gewalt  erhalten  und  ihre  Macht  befestigen.  Mit  dieser  Staatsaofgabe 
vereinigte  sich  das  persönliche  Interesse  der  neuen  aufstrebenden 
Dynastie.  In  ihrem  eigenen  Interesse  lag  es,  die  geistige  und  materielle 
Lage  des  Volkes  zu  erforschen,  überall  zu  suchen  und  zn  prüfen, 
Hindernisse,  welche  dem  Wohl  und  der  Befriedigung  des  Einzelnen 
entgegenstanden,  wegzuräumen  und  so  sich  selbst  als  ein  wirkender 
Factor  im  Glück  und  Wohlergehen  des  Einzelnen  darzastellen.  In 
ihrem  Interesse  aber  lag  es  auch,  sich  in  dieser  Bedeutung  als  unan- 
tastbare Gewalt  zu  erhalten  und  keine  freie  oder  selbstbestimmende 
Kraft  in  ihre  Thätigkeit  eingreifen  zu  lassen.  Aus  jenem  Interesse 
entwickelte  sich  ein  alles  Leben  des  Volkes  umspannendes  Polizei- 
wesen, das  trotz  seiner  Nützlichkeit  und  grossartigen  Thätigkeit  bald 
jenen  alten  Hass  und  jene  Furcht  vor  der  Polizei  wieder  entwickelte, 
welche  im  ancien  Regime  herrschte,  besonders  da  g^en  die  mögliche 
Willkür  der  einzelnen  Organe  dem  Volke  kein  anderer  Schutz  blieb, 
als  die  Berufung  an  dasselbe  Organ,  welches  die  Willkür  übte,  oder 
aus  deren  Machtvollkommenheit  sie  hervorging.  Das  andere  Interesse 
aber  erzengte  eben  jenes  Streben  der  neuen  Regierung,  sich  unantastbar 
in  ihrer  Gewalt  zu  erhalten,  und  gipfelte  in  der  vollständigen  Entwicke- 
lung  der  sogenannten  Admiuistrativjustiz. 

Das  Gonsulat  errichtete  im  Allgemeinen  sein  neues  Polizeisystem  i»« 
auf  der  von  der  Constituante  ausgesprochenen  Trennung  der  Polizei  derPoTiseT 
von  der  Justiz,  vermischte  aber  doch  schon  wieder  im  Einzelnen  die  behörden. 
verschiedenen  Functionen.  Der  Instructionsrichter  des  Tribunals  war 
Richter  und  Polizeibeamter,  er  richtete  Correctionssachen ,  welche  er 
selbst  auch  instruirte,  und  übte  zugleich  neben  seiner  Justizpolizei  ver- 
schiedene Functionen  der  Administrativpolizei.  Der  Präfect  wieder, 
als  ein  Verwaltungsbeamter  und  zugleich  Chef  der  Verwaltungspolizei, 
riss  im  Laufe  der  gesetzlichen  Entwickelung  eine  Menge  richterlicher 
Functionen  an  sich.  Nur  die  Trennung  der  allgemeinen  Staatspolizei 
and  der  Localpolizei  hielt  Bonaparte  vollständig  aufrecht,  obgleich  er 
auch  hier  wieder,  vom  Geist  des  Absolutismus  bestimmt,  die  Frei- 
thätigkeit  der  Gemeindeverwaltung  auf  ein  Minimum  reducirte.  Portalis 
stellte,  als  er  dem  Corps  legislatif  das  neue  Polizeigesetz  vorlegte*), 
den  Charakter  der  Administrativpolizei  und  der  Gerichtspolizei  klar  dar. 
»Die  erste  verfolgt  und  richtet  Nachlässigkeiten  und  Fehler,  die  zweite 
verfolgt  Verbrechen  und  Vergehen,  aber  richtet  nicht,  und  steht  so 
zwischen  Bürger  und  Gericht.  Die  erste  ist  eine  Gewalt,  die  zweite 
ist  ein  Ministers"  Auf  diesem  Grundsatz  ruhte  das  System  der  napo- 


*)  Corps  legislatif  Tora  11.  Frimaire  an  IX.   Monitear  Bd.  XXI.  S.  283. 
Riehter:   8U»U-  nud  O^ieUichaftorecht.  IL  80 
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leonischen  Gesetzgebung  der  Polisei  >).  Das  Gesetz  aber  soUte  ik 
alleinige  Basis  der  Polizeigewalt  sein  und  jede  Verordnung  konnte  nur 
Kraft  haben,  wenn  sie  kraft  einer  Delegation,  welche  das  Gesetz  selbst 
ausdruckte,  gt>geben  war  2).  Aber  auch  dieser  die  Freiheit  allein  noch 
sichernde  Grundsatz  wurde  der  Gewaltherrschaft  bald  anangenehm 
und  mit  zahllosen  Maassregelungen  und  Arretes  regierte  Napoleon  den 
Staat,  als  er  kaum  seine  Herrschaft  angetreten,  und  besonders,  als  er 
die  Opposition  des  Tribunals  gebrochen  hatte.  Fast  die  gesammte 
Polizeigesetzgebung  liegt,  wie  wir  im  Folgenden  sehen  werden,  in 
diesen  willkürlichen,  vom  Augenblick  bestimmten  Verordnongen.  Den 
einzelnen  Organen  der  Polizei  wurde  selbst  ein  aasgedehntes  Yer- 
ordnungsrecht  und  eine  sduKell  und  streng  wirkende  Ezecation  gegeben. 
Die  gesammte  Poiizeigesetzgebung  erhielt  jetzt  ekae  ausgedehnte  Gewalt 
über  alle  Personen,  welche  sich  auf  frane^sischein  Gebiet  befanden'), 
und  die  £xecution  wurde  durch  eine  besondere  Pciiaeistra^eMtzgebung 
gesichert.  Dennoch  bestimmte  im  Allgemeinen  die  Gesetzgebong,  dass 
die  Verwaltungspolizei  in  allen  ihren  Maassregeln  nur  eine  discretioniie 
Gewalt  habe,  welche  durch  die  allgemeine  Nützlichkeit  and  die  vom 
Gesetz  bestimmte  Competenz  begrenzt  sei  Sie  sollte  daher  nicht  in  die 
Sphäre  der  Th&tigkeit  des  Einzelnen  eingreifen,  wenn  deren  Kraft  fnr 
sich  selbst  ausreichte.  Sie  war  in  der  Cebung  endlich  gewissen  Bedin- 
gungen und  Formen  unterworfen,  unter  deren  Beachtung  allein  ihre 
Befehle  und  Vorschriften  Kraft  haben  konnten^).  Dies  bezog  sidi 
vor  allen  darauf,  dass  sie  nie  ihren  Gompeteozkreis  ftberschreiten, 
selbst  weder  Strafen  bestimmen,  noch  die  bestimmten  Strafen  anwen- 
den konnte.  „Die  Constituante'',  fahrte  Portalis  in  seiner  Rechtfertigung 
der  neuen  Polizeiverwaltang  aus,  ^g&b  die  gesammte  Polizeigewalt  des 
Municipalitäten ,  die  verwalteten  und  mit  einer  Appellation  an  die 
Districtstribunale  auch  richteten.  Später  wurden  die  Friedenslichter 
mit  dieser  Gewalt  betraut,  nur  war  g^en  ihre  Entscheidung  keine 
Appellation  zulässig.  Das  neue  System  aber  scheidet  die  Fälle,  ia 
denen  es  sich  um  die  Entscheidung  einer  Verletzung  der  reinen  Foliiei- 
vorschriften  handelt,  und  jene,  wo  es  sich  um  Entscbädigun^n  der 
verletzten  Parteien  handeln  kann.  In  den  ersten  Fällen. mOgen  die 
Maires  und  ihre  Beisitzer  die  Entscheidung  haben,  aber  auch  nur  daan, 
wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  die  von  jedem  Civilinterette 
getrennt  sind.  In  diesen  Fällen  aber  sollen  die  Friedensgeriohte  richten, 


1)  Code  ciTile  Art.  5,  Code  penal  Art.  1^7,  Code  d'inst.  crim.  Art  8, 9, 10  a«  11. 

2)  Code  «irile  Art.  56S,  660,  1786  ete.  Code  ä'imt.  crim.  Art.  613. 

3)  Code  ciyile  Art  8. 

4)  Ges«ts  vom  28.  Playidse  an  VIII. 
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denn  es  sind  damit  Streitsachen  begründet  »)•"  Gegen  die  Missbräuche 
and  Irrthümer  der  Polizei  ist  dem  Einzeln  das  Recht  des  Recurses  an 
die  der  verletzenden  Gewalt  zunächst  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde 
gegeben  *),  und  nur  in  bestimmten  Fällen  kann  der  öffentliche  Richter 
einschreiten  '). 

Ich  werde  in  dem  Folgenden  nun  die  einzelnen  Schöpfungen  der 
Revolution  darstellen,  wie  sie  die  verschiedenen  Revolutionsperioden 
begründet  und  nach  ihrer  Auffassung  entwickelt  haben,  und  scheide 
dafür  die  Gesetzgebung  in  drei  Gruppen,  unter  welche  sich  auch  die 
gegenwärtig  herrschende  Polizeigesetzgebung  am  Besten  einfugen  lässt. 
Es  sind  dies  die  Poiizeigesetze  in  Rücksicht  des  allgemeinen  Staats- 
wohles, jene  in  Beziehung  auf  die  Personen  und  endlich  die ,  welche 
sich  an  Sachen  anlehnen.  In  erster  Richtung  hat  die  Staatsgewalt 
viele  Functionen  der  Gemeinde-  und  Localverwaltung  delegirt,  welche 
diese  in  Goncurrenz  mit  der  Staatspolizei  üben.  In  der  Richtung  der 
beiden  letzteren  Gruppen  kommen  die  meisten  Functionen  der  Natui* 
der  Sache  nach  den  Localverwaltungen  ursprünglich  zu,  und  die 
Staatspolizei  concurrirt  mit  der  Uebung  dieser  Pflichten  nur  als  helfend 
und  befördernd,  oder  als  beaufsichtigend. 

Die  allgemeine  Staatspolizei  und  ,ihre  Ordnung. 
In  jenen  Fällen,  in  denen  mit  der  Gefährdung  des  Einzelnen,  in         di« 
welcher  Richtung  immer,  eine  Gefährdung  des  gesammten  Staatswohles   „^*^^***y*j^l 
erfolgen  könnte,  tritt  der  Staat  mit  seiner  ganzen  Autorität  für  die  fasstingsrecht«. 
Erhaltung  der  Sicherheit  des  Lebens,  der  Ehre  und  des  Eigenthums 
ein.    Seine  Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  gilt  unmittelbar  dem  ge- 
sammten Staat  und  wird  mittelbar  als  solche  der  Schutz  des  Einzelnen. 
Die  Thätigkeit  des  Staates,  welche  dieses  Verhältniss  erzeugt,  und  das 
letzte  Ziel,  das  er  mit  derselben  zu  erreichen  hat,  drängt  die  Staats- 
gewalt oft  in  die  Rechte  des  Einzelnen,  zwingt  sie  nothwendig,  oft 
dieselben  einzuschränken,  ja  ganz  ausser  Kraft  zu  setzen.    Die  revo- 
lutionären Bewegungen   haben   die  Gesetzgebung   von  Beginn  ihrer 
Thätigkeit  zu  solchen  Maassnahmen  gedrängt.   Die  Constituante  garan- 
tirte  der  Entwickelung  des  französischen  Volkes  die  persönliche  Frei- 
heit, das  Versammlungsrecht,  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  und 
als  die  unbeschränkte  Freiheit  die  Quelle  aller  Verwirrung  und  Friedens- 
störung in  ganz  Frankreich  und  zumeist  in  Paris  geworden  war,  erhob 
sich  die  Gesetzgebung  und  setzte  in  der  Polizeigewalt  der  Uebung 


1)  Corp«  Ugifllatif  vom  11.  Frimaire  an  IX. 
2}  Code  p^nal  Art.  209—236. 

8)  Code  p4nal  Art.  114  u.  ff.,  130,  131,  166,  184-188  n.  a.  m. 
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der  Menschen-  und  Grundrechte  eine  vielseitige  Schranke.  In  diesem 
Allgenblick  aber  zeigten  sich  alsbald  die  Gefabren  des  fraozösiscLen 
Systems  der  Polizeiordnung  und  der  übrigen  Gesetzgebung.  Die  üebung 
der  Grundrechte  war  in  der  Constitution  gesichert,  die  Beschränkaug 
derselben  der  Polizeigewalt  übergeben,  aber  diese  selbst  den  gemeinen 
Rechtsgrundsätzen  entzogen.  Die  Collision  des  freien  Volkes  mit  der 
constituirten  Behörde  war  unvermeidlich,  und  das  Volk  sah  am  Eode 
nicht  mehr  in  der  Erklärung  und  Sicherheit  seiner  Rechte  seine  Frei- 
heit, sondern  einzig  und  allein  in  der  Beschränkung  oder  glnziicheo 
Aufhebung  der  Organe,  welche  eigentlich  bestimmt  waren,  diese  inser- 
halb  der  gesetzlichen  Schranken  zu  erhalten,  der  That  nach  aber  darch 
ihre  üeberordnung  über  das  gemeine  Recht  nur  in  ihrer  Willkür  dk 
Ausdehnung  dieser  Schranken  erkannte.  Die  Gesetzgebungen  cnd 
Staatsgewalten  aber  sahen  ähnlich  in  der  Erklärung  der  absoluteste!! 
Freiheitsgesetze  nicht  mehr  eine  Beschränkung  ihrer  Macht,  sondern 
allein  in  der  Schwäche  oder  Einschränkung  ihrer  Polizeigewalt.  Da- 
halb  wiederholen  sich  die  Gesetze  der  Freiheit  fast  wörtlich  in  alle: 
Constitutionen,  während  die  Polizeigesetze,  die  gegen  dieselben  sic^ 
kehren,  dauernd,  je  nach  dem  Geist  der  Regierung,  sich  äodern  oai 
verschieben. 
Die  Um  diese  Gegensätze  schärfer  hervorzuheben,  habe  ich  die  B^ 

^dw^&XMk^  schränkungen  der  Grundrechte  zumeist  an  diese  selbst  gereibt.  If'& 
poifMf.  habe  die  Geschichte  der  Aufruhrgesetze  zwischen  jene  der  persinlirteL 
Freiheit  und  des  Versammlungsrechtes  und  ihrer  Gesetzgebung  gestellt 
habe  im  Einzelnen  schon  gezeigt,  wie  das  allgemeine  VersammluEC^- 
recht  selbst  dort,  wo  es,  und  dann,  als  es  nur  das  Mittel  des  X^- 
drucks  der  Volkssouveränität  war,  dennoch  gegenüber  der  abso!atc3 
Gewalt  des  Convents  zusammenbrach  und  dem  Spionirsystem  ocj 
Meinungszwang  der  Agenten  und  Nationalcommissäre  gegenüber  sich 
geradezu  in  Nichts  auflöste.  Der  Code  penal  endlich  verkehrte  djs 
Grundrecht  selbst  in  eine  blosse  Gestattung  und  Erlaubniss,  dtrt: 
Ausdehnung  in  der  Polizeigesetzgebung  festgesetzt  v^urde,  und  der 
Ausdruck  des  Strafgesetzes  •)  ist  nichts  anderes,  als  die  Proclamirai^ 
des  Grundsatzes,  dass  die  Staatspolizei  allein  die  Gewalt  hat,  Ober  die 
Uebung  des  Grundrechtes  zu  entscheiden.  Desgleichen  sind  die  G^ 
setze  über  die  Beschränkung  des  Eigenthums,  der  Gewerbe-  ^'^ 
Handelsfreiheit,  die  endlich  im  sogenannten  Maximum  ihren  gewrilt- 
samstcn  Ausdruck  finden,  nichts  anderes,  als  die  Aufhebung  der  cot- 
stitutionellen  Grundsätze  durch  die  Polizeigewalt  Die  Aufrahr|:e5eue 
der  Constituante  endlich  und  jenes  Gesetz  über  die  hohe  Potoi«  vk 


•)  Code  p^nal  Art.  291. 
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es  Sieyes  für  die  Zeit  des  Directoriums  zur  Geltung  brachte,  die  sämmt- 
lich  heute  noch  in  Kraft  sind  *),  sind  eben  nur  die  äusserste  Grenze, 
innerhalb  welcher  die  constitutionellen  Rechte  nur  in  der  polizeilichen 
Beschränkung  noch  liegen.  Der  Belagerungszustand,  wie  ihn  das  Direc- 
torium  ^)  und  Napoleon  in  vielen  Departements  durchführte  '),  ist  der 
Höhepunkt,  auf  den  die  Polizeigewalt  sich  erheben  kann.  Alle  Gesetz- 
gebung löst  sich  in  ihr  auf,  jeder  Rechtsspruch  und  jede  Verwaltungs- 
maassregel.  Napoleon  sah  sogar  im  Belagerungszustand  nicht,  wie  das 
Directorium,  einen  gebotenen  Zwang  für  die  Sicherheit  der  Einzelnen 
gegen  die  Einzelnen,  sondern  das  Maass  der  Unbeschränktheit  seiner 
eigenen  persönlichen  Macht.  Er  erst  drängte  hier  in  der  Organisirung 
der  Staatspolizei  auf  den  alten  Staat  wieder  zurück.  Die  Poli/.ei- 
gesetzgebung  in  ihrer  Kraft,  alles  zu  tbun  und  alles  zu  können,  was 
man  eben  will,  war  das  Mittel,  neben  den  sogenannten  Verfassungen 
ausserhalb  des  gemeinen  Rechts  zu  herrschen  und  zu  regieren.  Die 
Executivgewalt  hat  das  unbeschränkte  Recht,  den  Belagerungszustand 
zu  erklären,  wenn  innere  Unruhen  es  ihr  als  nöthig  erscheinen  lassen. 
Mit  dieser  Erklärung  geht  alle  Gewalt  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und 
Polizei  an  die  Militärgewalt  fiber^).  Aber  nicht  in  der  drohenden 
Macht,  welche  durch  eine  solche  Gesetzgebung  über  Ehre,  Leben  und 
Vermögen  der  Bürger  gesetzt  wird,  liegt  die  Gefahr,  sondern  allein  in 
der  Vernichtung  des  ausschliesslichen  Rechtes  der  Gesetzgebung,  die 
Gesetze,  die  sie  gegeben,  wieder  aufzuheben.  Wenn  man  diesen  un- 
antastbaren Rechtssatz  nicht  verletzt,  dann  werden  selbst  die  schwersten 
Gesetze  das  Volk  und  sein  Recht  nicht  gefährden,  denn  das  Nothrecht 
des  Staates  wird  eben  dann  seine  organische  Entwickelung  finden. 
Ohne  dies  aber  muss,  da  das  Recht  in  den  Händen  der  Executivgewalt 
ist,  die  Tyrannei  geschaffen  werden,  wenn  sie  noch  nicht  herrscht.  Und 
Napoleon  erzwang  sich  gerade  so  seine  despotische  Gewalt. 

Die  Staatspolizei  in  diesem  Umfange  legte  die  Constituante  in  die         Dia 
Competenz  der  Friedensrichter,  der  Hauptleute  und  Lieutenants  der  ''^^nn^f^JJ*"* 
Gensdarmerie  und,   im  Fall   der  Noth,  auch  der   bewaffneten  Macht,      ordnan?. 
Alle  von  diesen  Behörden  ausgestellten  Verfolgungsbefehle  hatten  im 
ganzen  französischen  Reich  Ezecntionskraft.   Der  Befehl  der  Sicherheits- 
polizei, vor  dem  Polizeigericht  zu  erscheinen,  hiess  Mandat  d'amenor, 
der  Befehl  der  Festhaltung  und  Ablieferung  an  die  Tribunale  Mandat 
d'arret.    Nur  kurze  Zeit  verschaffte  sich  das  englische  System  der 


1)  Laferri&re  a.  a.  O.  S.  807. 

2)  Gesetz  Yom  10.  Fmctidor  an  V. 
8)  Decret  vom  24.  December  1811. 
4)  Decret  Tom  24.  December  1811. 
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CautioDSstelluDg,  im  Falle  einer  polizeilichen  Bedrohung,  auch  während 
der  Revolution  Eingang.  Aber  schon  der  Convent  stellte  es  wieder 
ab  und  es  ist  seither  nie  wieder  practisch  geworden  ■).  Die  Legislative 
verwies  die  Handhabung  der  Sicherheitspolizei  an  alle  Gemeinde- 
beamten,  bis  der  Convent  diese  endlich  auch  mit  jener  absolaten 
Gewalt  ausrüstete ,  welche  in  den  Revolutionstribunalen  ihren  Höhe- 
punkt erreichte  *).  Die  Legislative  hatte  neben  dieser  Municipal- 
thätigkeit  auch  schon  in  den  grösseren  Gemeinden  Polizeitommissare 
eingesetzt,  die  neben  der  Yerwaltungspolizei  auch  zugleich,  wie  wir 
schon  gesehen ,  eine  Justizgewalt  hatten ").  Das  Strafgesetz  Tcm 
Jahre  IV.  entwickelte  die  Stellung  dieser  öffentlichen  Beamten,  an 
welche  jetzt  die  ganze  Sicherheitspolizei  überging.  In  den  vier  ^össteo 
Städten,  Paris,  Lyon,  Marseille  und  Bordeaux,  wurden  besondere 
Polizeicommissariate  errichtet,  welche  in  ihrer  Mitte  die  Polizeithätigkei: 
der  Municipalitäten  centralisirten  ^).  Napoleon,  der  diese  Organisation 
beibehielt,  ordnete  blos  die  einzelnen  Beamten  der  Polizei  dem  Depart^ 
mentsprefet  unter,  welcher  nebst  seiner  grossen  Verwaltungsthätigkeit 
auch  die  Spitze  der  Staatspolizei  war  *).  Zwischen  die  beiden  Polizei- 
organe, die  eigentlichen  Polizeibeamten  und  den  Präfect  als  Cbel 
schob  er  später  in  den  Städten  mit  100,000  Einwohnern  einen  General- 
polizeicommissar,  unter  dessen  Leitung  die  Staatspolizei  gehandhabt 
wurde  und  der  selbst  unmittelbar  mit  dem  Präfect  verbunden  war*;. 
Die  polizeiliche  Thätigkeit  der  Friedensrichter  wurde  auf  diese  Art 
eigentlich  ganz  aufgehoben  und  im  Laufe  der  Zeit  auf  einige  locale 
Polizeisachen  beschränkt.  Für  Paris  wurde  durch  Napoleon  die  Thitig- 
keit  des  Prefets  getrennt  und  für  die  Polizeigewalt  der  Prefet  de  police 
eingesetzt.  Er  centralisirte  in  seiner  Hand  die  gesammte  Polizei  tob 
Paris  und  griff  weit  und  in  den  verschiedensten  Functionen  über  dss 
Weichbild  der  Hauptstadt  hinaus.  Er  stand  unter  Napoleon  in  directff 
Verbindung  mit  dem  Staatsoberhaupt  und  wurde  erst  später  den 
Ministerien  untergeordnet.  In  seine  Gompetenz  fiel  ausser  der  Staats- 
polizei auch  die  gesammte  Polizeithätigkeit,  welche  in  den  übrige 
Gemeinden  der  Gemeindeautorität  anvertraut  war.  Er  hatte  die  Bettier- 
und  Vagabundenpolizei,  Brot-  und  Fleischpolizei,  die  Gesundbeits-  nß^ 
Handelspolizei  u.  dergl,  er  hatte  die  Fremdenpolizei  für  ganz  PrankreiciL 


1)  Decret  vom  16—29.  Septemher  1791. 

2)  Decret  vom  28.  August  1792.     Decret  vom  7.  Januar  1794  (l^  ^^ 
vSse  an  II.). 

3)  Decret  vom  1.  Juni  1792. 

4)  Code  des  ddlits  et  des  peines  vom  25.  October  1795.   Bd.  I.  Tit  IL 

5)  Arretd  vom  27.  October  1800  (5.  Brumaire  an  IX.). 

6)  Gesetz  vom  28.  Pluviöse  un  VIII. 
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indem  er  die  Pftsse  der  Fremden  visiren  musste  und  allein  ffir  Reisen  im 
Innern  Frankreichs  die  Pässe  ausstellen  konnte.  Ein  zahlreiches  Heer 
von  Polizeibeamten  und  Gommissären  stand  unter  seinem  Befehle, 
besonders  aber  die  Masse  jener  geheimen  Polizeiagenten,  welche  unter 
l^apoleon  ganz  Frankreich  durchschlichen  und  belauschten.  In  dieser 
ausgedehnten  Macht  stand  fast  kein  Staatsorgan  mehr  dem  Polizei- 
präfect  von  Paris  gleich,  und  Niemand  wnsste  ihn  mehr  zu  schätzen, 
als  eben  Napoleon. 

Die  Personenpolizei  und  ihre  Ordnung. 
Die  Polizeigewalt  des  Staates  fQr  die  Erhaltung  des  Schutzes  und  di« 
der  Sicherheit  des  Einzelnen  ebenso,  wie  für  die  Beförderung  des  h*"lic^keu''«it 
Wohles  desselben  ist,  obgleich  sie  in  zahlreichen  Gesetzen  auch  schon  Poiiseigewait. 
aus  den  Mhesten  Zeiten  der  staatlichen  Entwickeinng  Frankreichs 
herrQhrt,  doch  in  ihrer  heutigen  Gestalt  im  vollsten  Umfange  ein  Kind 
der  Revolution.  Die  alten  grundherrlichen  Verhältnisse  hatten,  so  sehr 
sie  auch  durdi  das  absolute  EOnigthum  abgeschwächt  wurden,  gerade 
in  Betreff  dieser  Polizeigewalt  bis  zur  Revolution  sich  kräftig  erhalten. 
Auf  seinem  begrenzten  Grundbesitz  übte  der  Grundherr  üb^  seine 
Unterthanen  eine  vollständige  Sdiutzherrlichkeit  und  Hess  dieselbe 
dorch  seine  Beamten  ebenso  üben,  wie  der  ROnig  durch  seine  Baillis 
und  Prevdts  und  die  Städte  durch  die  städtischen  Behörden,  die  Maires. 
Gapitouls,  Echevins  und  Jnrats.  Obgleich  die  Könige  aligemeine  Ver- 
ordnungen polizeilichen  Inhalts  erliessen,  so  waren  es  doch  zumeist 
Localgeaetze,  welche  für  Ordnung  und  Sicherheit  des  Einzelnen  sorgten. 
Der  Pfarrer  verzeichnete  die  Geburts*  und  Sterbefälle,  ohne  dass  man 
die  allgemeine  Bedeutung  einer  solchen  Au^eichnung  begriff;  der 
Grundherr  übte  die  Fremdenpolizei,  trat  für  die  persönliche  Sicherheit 
und  Freiheit  seiner  Unterthanen  ein  und  hatte  gerade  in  dieser  Richtung 
durch  die  niedrige  Gerichtsbarkeit  eine  unbeschränkte  Gewalt  sich 
gewahrt;  von  ihm  gingen  die  Beschränkungen  des  persönlichen  Ver- 
kehrs aus,  die  keineswegs  auf  einem  gemeinen  Rechtsgrundsatz,  sondern 
aliein  in  seinem  Ermessen  und  seiner  Willfährigkeit  ruhten.  Aebnlich 
der  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Beschränkung  der  Personen,  war  jene 
in  Betreff  der  polizeilicheo  Beaufsichtigung  auch  nur  ein  Theil  der 
gmodherrlichen  Rechte.  Die  Bettelpolizei  und  das  gesammte  Annen- 
wesen war  der  Localthätigkeit  überlassen,  und  nur,  wenn  diese  ohn- 
mächtig, wie  sie  in  den  letzten  Jahrzehnten  war,  der  Gefährdung  des 
persöolichen  Schatzes  und  der  Sicherheit  des  Eigentbums  gegen  die 
Anhäufung  lüderlichen  Gesindels  keine  Fürsorge  traf,  griff  die  Staats- 
gewalt ven  Zeit  zu  Zeit  ordnend  und  säubernd  ein.  Erst  die  stürmischen 
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Zeiten  des  sechzehnten  Jahrhunderts  erzeugten  allenthalben  in  dieser 
Richtung  das  Bedürfniss  einer  allgemeingiltigen  Polizeigesetzgebang. 
Seit  Ludwig  XIV.  entwickelte  sich  eine  ausgedehnte  Polizeigesetzgebang 
ffir  die  persönliche  Sicherheit.  Zahhreiche  Polizeibeamten  wurden  als 
Wachen  in  den  Gemeinden  eingeführt,  Hausordnungen  wurden  erlassen, 
strenge  Gesetze  gegen  Bettler  und  Landstreicher,  gegen  öffentliche  Auf« 
Züge  und  Zusammenkünfte  u.  s.  w.  Aber  es  fehlte  an  einem  leitenden 
Grundsatz,  und  es  war  natürlich,  dass  ohne  diesen  auch  die  ans- 
gedehnteste  Gesetzesproduction  nicht  genügen  konnte. 

Die  Revolution  stellte  erst  diesen  mit  ihrem  absoluten  Staatsbegriff 
auf.  In  diesem  löste  sich  die  alte  Grundherrlichkeit  auf,  und  die  Staats- 
gewalt übernahm  ihre  ehemalige  Thätigkeit.  Die  Bevölkerung  in  ihrem 
Steigen  und  Fallen,  der  Verkehr  der  Fremden,  die  persönliche  Freiheit 
und  Unverletzlichkeit  waren  nicht  mehr  Gegenstände  des  Localinteresses, 
da  ja  jeder  ausschliessliche  Localverband  durch  die  Landeseintheilung 
aufgehoben  wurde,  sondern  des  Staatsinteresses.  Und  aus  diesem 
Gedanken  gingen  wichtige  Maassregeln  für  die  Personalpolizei  henor, 
welche  in  Kurzem  die  Zeit  im  Ganzen  und  Einzelnen  zu  einem  voll- 
ständigen System  entwickelte. 

Die  Revolution  erkannte  zuerst,  dass  die  Eenntniss  der  Bevölkerung, 
ihr  Wachsen  und  Fallen  und  jede  Veränderung  in  der  Lage  derselben 
8tarber«fitter.  ein  wichtiges  Staatsiuteresse  sei.  Die  allgemeine  Gleichheit,  welche 
sie  proclamirt  hatte ,  eröffnete  in  verschiedenen  Richtungen  die  ans- 
schlaggebenden  Gesichtspunkte,  wie  für  die  allgemeine  Wehr-  und 
Steuerpüicht,  für  die  Uebung  der  politischen  Rechte  und  die  Bildang 
der  Localverwaltung.  Die  Revolution  erkannte  zuerst,  dass  der  Staat, 
wenn  er  für  das  Wohlergehen,  den  Gesundheitszustand  u.  dergl.  sorgen 
wolle,  wie  er  zu  thun  verpflichtet  ist,  er  dies  nur  auf  Grundlage  einer 
genauen  Kenntniss  der  Bevölkerung  und  ihres  Wechsels  erfüllen  kann. 
Alle  diese  Verhältnisse  berührten  nur  das  Staatsinteresse  und  fahrten 
die  Gesetzgebung  darauf  hin,  es  als  solches  für  sich  in  Anspruch  zn 
nehmen  und  ihre  Ordnung  seiner  Autorität  zu  übei*weisen.  Die  Kirche 
war  es,  welche  aus  den  drei  wichtigen  Lebensacten,  Geburt,  Ver- 
ehelichung und  Tod ,  im  Laufe  der  Zeit  ausschliesslich  religiöse  Acte 
gemacht  hatte  und  deren  Kenntnissnahme  nur  für  sich  beanspradite. 
Der  Pfarrer  verzeichnete  den  Geburtsact  in  dem  Augenblick,  in  dem 
er  den  kirchlichen  Act  der  Taufe  vornahm.  Die  Ehe  hatte  im  Laufe 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  ihren  bürgerlichen  Charakter  verloren, 
und  indem  sie  ausschliesslich  als  ein  Sacrament  seit  dem  Goncil  von 
Trient  und  der  Ordonnanz  von  Blois  (1579)  den  Civilact  verzehrte, 
fiel  sie  natürlich  in  ihrer  Begründung  und  Verzeichnung  der  geistlichen 
Autorität  allein  anheim.    Ebenso  wurde  durch  die  geistliche  Gerememe 
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der  Tod  ein  nar  die  Kirche  interessirendes  Ereigniss.  Gerade  in  dieser 
aasgedehnten  and  so  wichtigen,  zumeist  in  das  Innerste  des  Familien- 
lebens eindringenden  Polizeigewalt  der  Kirche  lag  ihre  grosse  Macht 
in  Mitten  des  Volkes.  Die  Kirche  wasste  dies  wohl  zu  würdigen  und 
hatte  es  verstanden,  seihst  da,  wo  der  Staat  noch  seinen  Beamten 
eine  Wirksamkeit  sichern  wollte,  diese  Th&tigkeit  zu  verdrängen.  Die 
Constituante  stellte  dieser  Unnaturlichkeit  die  beiden  Haaptgrundsätze 
entgegen:  „Das  Gesetz  betrachtet  die  Ehe  als  einen  Civilcontract,  und 
die  Gesetzgebung  wird  für  alle  Einwohner  ohne  Unterschied  die  Art 
festsetzen,  nach  der  Gebart,  Ehe  und  Todesfälle  verzeichnet  werden, 
and  wird  die  öffentlichen  Beamten  kennzeichnen,  welche  dieselben  zur 
Renntniss  nehmen  und  in  die  öffentlichen  Acten  eintragen  ^).'*  So 
setzte  die  Constituante  die  Säcularisation  der  Acten  des  Civilstandes 
als  einen  verfassungsmässigen  Grundsatz  fest,  als  welcher  er  auch  als 
die  Basis  der  gesammten  Bevölkerungspolizei  dauernd  anerkannt  blieb. 
Jede  Gemeinde  sollte  nun  besondere  Register  über  ihre  Einwohner 
fuhren  und  dieselben  nach  Namen,  Stand,  Alter,  Geburtsort  u.  s.  w. 
verzeichnen.  Alle  Jahre  sollten  diese  Tabellen  geprüft  und  ergänzt 
Werden^).  Erst  die  Legislative  entwickelte  vollständig  den  obersten 
Grundsatz  der  Constituante  in  dem  dauernd  giltigen  Decret  vom 
20.  September  1792.  Die  drei  grossen  Thatsachen  des  menschlichen 
Lebens,  Geburt,  Ehe  und  Tod,  worden  zar  Sicherheit  ihrer  gesetzlichen 
Ezsistenz  unter  den  Schutz  der  Municipaiität  und  der  Verwaltungs- 
behörde gestellt  und  von  ihr  mit  den  sie  betreffenden  Umständen  ver- 
zeichnet Die  drei  besonderen  Register  sollton  doppelt  gefuhrt  und 
das  Duplum  in  den  Archiven  des  Departements  deponirt  werden. 
Alle  10  Jahre  sollten  die  Gemeinderegister  nach  Departements  in  ein 
Hauptregister  zusammengestellt  und  diese  in  Duplo  angefertigt  werden. 
In  den  Stürmen  der  Revolution  gingen  viele  der  Register  unter,  und 
der  Gonvent  war  lange  mit  ihrer  Ergänzung  durch  besondere  Com- 
nüssionen  beschäftigt,  welche  sie  aus  den  Erklärungen  der  Ver- 
wandten und  Bekannten  entnahmen.  Als  die  Gaillotine  in  permanente 
Thätigkeit  kam,  bestimmte  man,  dass  die  Executionsprotocolle  die 
Todessebeine  ersetzen  sollten ').  Noch  während  der  Julimonarchie  ver- 
suchte man  über  die  Septembermorde  der  Revolution  die  nöthige 
Uebersicht  dadurch  tu  gewinnen,  dass  man  durch  einen  der  Mörder 
erfuhr,  dass  die  auf  den  Registern  der  Gefangenen  aufgedrückten 
Spuren  blutiger  Finger  das  übliche  authentische  Zeichen  der  schon 


1)  Constitution  vom  Jahre  1791.  Tit  II.  Art  17. 

2)  Decret  rom  19—22.  Juli  1791.  Tit.  L  Art  1. 
8)  Decret  Tom  2.  Flor^al  an  III. 
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vollzogenen  Ermordang  gewesen  war  *),  Erst  das  Direetoriam  V<miAjt 
das  Gesetz  vom  Jahre  1792  wieder  in  volle  Wirksamkeit  setzen*). 
Auch  Napoleon  anerkannte  es  and  fibertrag  die  Pöhrung  der  Register 
den]  Maires  and  ihren  Adjoints.  Das  Duplum  der  Register  wurde 
jetzt  in  den  Archiven  des  Greffiers  des  Tribunals  aufbewahrt,  nachdem 
der  Prefet  in  dasselbe  Einsicht  genommen  ').  Die  Kosten  der  Anlage 
dieser  Register  blieb  von  allem  Anfang  an  eine  Last  der  GemeiiHie  *;. 
^«*  Von  den  gleichen  Gedanken  geleitet,  ans  dem  Sonderinteresse  eia 

di^pMlpoH»!.  allgon^^in^  Staatsinteresse  machend,  erzeugte  die  Revolution  eine 
besondere  Fremdenpolizei,  welche  bald  zu  einer  bis  ins  Einzelne  ent- 
wickelten Verkehrspolizei  sich  entfaltete.  Die  alte  Grundheniichkei: 
über  die  Unterthanen  und  Landbewohner  war  durch  das  Grundgesetz 
der  persönlichen  Freiheit  vollständig  aufgelöst.  Niemand  kann  gehindm 
werden,  hinzugehen,  wohin  er  wolle,  erklärten  alle  Constitutionen,  q9<! 
jene  widernatörliche  Feudalinstitution ,  welche  die  Person  mit  de? 
Scholle  unlösbar  verknüpfte,  war  dadurch  fOr  immer  zerbrochen.  T(yr 
der  Revolution  war  der  Eingeborene,  wenn  er  sich  fiber  sein  tiebn 
hinaus  entfernte,  selbst  im  eigenen  Lande  ein  Fremder  und  wuHe 
als  solcher  behandelt.  Seit  der  Erkl&rung  der  Freiheit  des  Borgv" 
aber  blieb  er  ein  freier  ßfirger  auch  ausserhalb  seines  WohnsiUe« 
Erst  besondere  Ereignisse  im  Laufe  der  Revolution  bahnten  ßr  ^ 
allgemeine  Sicherheit  neuen  Grundsätzen  den  Weg.  Die  Flucht  dd 
Königs  veranlasste  die  Constituante  zu  den  ersten  Ptäventivmaassreg^eh, 
welche  in  dieser  Richtung  die  persönliche  Freiheit  eiDschränken  sollt«. 
Man  erkannte,  dass  es  der  Regierung  und  Verwaltung  im  Intsis^. 
der  allgemeinen  Sicherheit  nützlich  und  geboten  sein  kann,  von  dec 
Aufenthalt  und  der  Bewegung  der  Unterthanen  einerseits,  frie^dea 
Verkehr  der  Fremden  im  Innern  Frankreichs  andererseits  geni&e 
Kenntniss  zu  haben.  Die  Constituante  forderte  ein  Passgesetz  üt 
Franzosen  und  Fremde  *).  Ehe  aber  noch  das  Gesetz  zu  Stande  ka& 
ward  die  Constituante  durch  die  ungeheure  Ausdehnung  der  Flndit* 
versuche  des  Adels  und  der  reichen  Bevölkerung  erschreckt,  in  eiM 
provisorischen  Maassregel  verbot  sie  plötzlich  das  Verlassen  Tmi' 
reichs,  und  selbst  die  Fremden  mussten  von  dem  Minister  des  Aensser^ 
einen  Pass  erwerben,  um  die  Grenze  fiberschreiten  zu  köooen.  [^ 


1)  Laferri^re:   EBaai  Bd.  H.  8.  233. 

5)  Deeret  rom  16.  Vendämisire  an  IV. 

3)  Gesetz  Tom  28.  Pluviöse  an  VIII.  Art.  13  und  Code  eiTÜe  Art  4^  ^< 
60  u,  61,  89,  91  u.  1.  w,  Code  civile  Art  40  o,  43  and  Instniclioo  tob  ö 
März  1806. 

4)  Gesetz  vom  19.  December  1792  und  11.  Frimaire  an  YIL 

6)  Deeret  Tom  27.  Joni  1791. 
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Gesandte  der  betreffenden  Macht,  der  der  Fremde  angehörte,  od^  die 
Gemeinde,  in  der  er  als  solcher  gelebt  und  bekannt  war^  musste  den^ 
selben  bestätigen.  Erst  als  der  KOnig  den  Eid  auf  die  Constitution 
geleistet,  hob  die  Constituante  alle  Beschrftüknngen  wieder  auf  und 
gestattete  wieder  ungehindert  den  freien  Verkehr  ').  Die  Legislative 
stellte  jedoch  wieder  als  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass  jeder  Reisend« 
in  Frankreich  mit  einem  Pass  versehen  sein  müsse.  Bei  dem  Eintritt 
in  Frankreich  ist  er  in  der  ersten  Municipalität,  die  man  berührt,  zu 
lOsen,  für  den  Austritt  aus  Frankreich  bei  der  Municipalität  des  Ortes, 
in  dem  man  bisher  gewohnt.  Jeder  Fremde,  der  eine  tische  Declaration 
ertheilt,  kann  festgehalten  werden,  der  Franzose  wird  der  Corrections- 
polizei  znr  Bestrafung  überliefert  *).  Aber  auch  diese  Maassregel  er- 
klärten die  Gesetze  lange  noch  fOr  eine  nur  provisorische,  bis  das 
Directorium  bestimmte,  dass  Niemand  ohne  Pass  das  Territorium  seines 
Cantons  verlassen,  noch  reiben  dürfe.  Die  Municipalität  soll  die  Pässe 
ausstellen  und  darüber  ein  Yerzeichniss  führen.  Wer  ohne  Pass  reist 
und  ergriffen  wird,  wird  arretirt,  und  wenn  nach  2  Decaden  keine 
Rechtfertigung  seiner  Person  erfolgt,  als  Vagabund  betrachtet  und 
behandelt ').  Dieses  Gesetz  blieb  lange  die  Grundlage  des  französischen 
Passwesens.  Es  wurde  im  Laufe  der  Zeit  durch  verschiedene  Maas»- 
regeln  noch  ergänzt,  so  dass  kein  Franzose  den  Schutz  des  französichen 
Consuls  in  der  Fremde  in  Anspruch  nehmen  konnte,  wenn  er  keinen 
Pass  vorznweisen  im  Stande  war,  dass  auf  jedem  Pass  der  Zweck 
der  Reise  und  das  Ziel  derselben  erklärt  sein  musste  *)  etc.  Napoleon 
anerkannte  diese  Bestimmungen  und  fahrte  noch  eine  feste  Taxe  für 
den  Erwerb  eines  Passes  ein.  Die  Pässe  für  Reisen  im  Innern  des 
Landes  stellte  die  Municipalbehörde  des  Wohnortes  des  Reisenden  aus. 
Jene  für  eine  Reise  in  die  Fremde  wurden  vom  Departeraentsprefet 
ertheilt.  Die  Formulare  der  Pässe  zu  liefern  und  die  Taxen  derselben 
zu  erheben,  gehörte  zur  Competenz  der  Regie  des  Enregistrements  •). 
Alle  Schwierigkeiten,  welche  sich  in  Betreff  der  Ertheilung  der  Pässe 
erhoben,  wurden  administrativ  entschieden,  nur  die  Fälschung  eines 
Passes  durch  das  ordentliche  Gericht  bestraft  *). 

Strengere  Maassregeln,    als   gegen   die  reisenden    französischen         Die 
Bürger,  schuf  die  Revolution  gegen  die  Fremden  und   verfolgte  mit  *''****«'»p*""^ 


1)  Decret  vom  29.  Juli  1791.    Beeret  vom  14.  Septemher  1791. 

2)  Decret  vom  1.  Februar  1792. 

3)  Decret  vom  2.  üctobM*  1796  (10.  Venddniiaire  an  IV.). 

4)  Arrdt^  rota  4.  Juni  1796  (16.  Prairial  an  IT.).    Gesetz  vom  19.  Octo- 
ber  1797  (28.  Venddmiaire  an  VI.).    Decret  Tom  18.  September  1807. 

6)  Decret  vom  18.  September  1807  nnd  18.  Juli  1810. 

6)  Qeseta  vom  28—29.  Juli  1792  Art  6.    Code  ptoal  Art.  168-^156. 
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ihrem  Misstrauen,  bedingt  durch  die  daaernd  feindiicbe  Stellang 
Englands  gegen  die  französische  Bewegung»  zumeist  die  engliscfaec 
Unterthanen.  Die  Constituante  stellte  zuerst  den  humanen  Grundsatz 
auf,  dass  der  Fremde  in  seiner  Person,  seinem  Gut  und  seiDer  In- 
dustrie, wie  seinem  Glauben  gleich,  wie  jeder  Franzose  geschützt  und 
auf  französischem  Gebiet  denselben  Criminai-  und  Polizdgesetzeo 
unterworfen  sei,  wie  dieser,  unbeschadet  jener  Bestimmongen,  die  durca 
besondere  Verträge  festgesetzt  seien.  Der  Code  civile  nahm  diesa 
Grundsatz  im  vollsten  Umfang  auf,  und  er  ist  heute  auch  die  Bäsis 
des  Fremdenrechtes  in  Frankreich  ^).  Allein  die  bedenklicbe  kfe 
Frankreichs  während  der  Revolution,  die  Kriege  an  den  Grenieo,  di« 
inneren  Wirren  und  Gefahren  machten  bald  von  dem  obigen  GniDd* 
satz  Ausnahmen  nöthig,  welche  ihn  fast  ganz  zerstörten.  Paris,  als 
der  Herd  der  Revolution,  war  auch  der  Sammelplatz  der  Fremdo. 
Die  Umtriebe  der  ausländischen  Mächte  und  das  Spionirsystem  der- 
selben lehrte  zuerst  die  Legislative,  alle  Personen,  welche  über  die 
Grenze  Frankreichs  kamen,  einer  besonderen  Aufmerksamkeit  a 
würdigen.  Sie  forderte,  dass  jeder  Fremde  binnen  24  Stunden  seines 
Aufenthalt  anzeige  und  von  der  Secüon,  innerhalb  welcher  er  woboe, 
eine  Aufenthaltskarte  löse.  Wer  diese  auf  Requisition  eines  Sicbcr- 
beitsbeamten  nicht  vorzeigen  könne,  sollte  augenblicklich  festgenomias 
werden.  Der  Gonvent  dehnte  diese  Bestimmung  über  ganz  Fraai- 
reich  aus,  und  als  er  sie  als  nutzlos  erkannte,  erklärte  er,  dass  alt 
Fremden  binnen  3  Tagen  vom  Tag  des  Gesetzes  Frankreieh  verlass«^ 
sollten,  ausgenommen  jene,  welche  schon  seit  Januar  1792  dasellst 
wohnhaft  oder  Unterthanen  befreundeter  Mächte  seien  *).  Dieses  all- 
gemeine Ausweisungsrecht  belebte  Napoleon  wieder  für  die  Zeit  eii^ 
Krieges  '),  und  es  ist  heute  noch  nicht  aufgehoben.  Um  eine  gr^^nr 
Garantie  seiner  Fremdenpolizei  zu  haben,  führte  der  Gonvent  eim 
strenge  Hauspolizei  ein  und  forderte  von  jedem  Gastgeber  ood  \er- 
mlether  die  Anzeige  der  bei  ihm  eingemietheten  Personen.  £s  wurde: 
dafür  in  jeder  Commune  besondere  Fremdenbureaux  aus  je  13  Börgcffi 
errichtet,  welche  die  Fremdenregister  zu  führen  hatten  ^). 
iH«  H*n8-  Trotzdem  die  persönliche  Sicherheit  in  so  weitem  Maasse,  als  die 

id  wobnangg-  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  es  beweisen,  strenge  Poliia- 
^^  **'       Vorschriften  erheischte,  wollte  die  Revolution  doch  nie  die  äossöit" 


1)  Decret  vom  8—14.  September  1791.     Code  civile  Art  5. 

2)  Decret  Tom   19.  September  1792.    Decret  Tom  11.  Juli  1795  (23.  Mo 
Bidor  an  HL). 

S)  Decret  vom  12.  Januar  1805  (22.  Niv6se  an  XIII.). 
4)  Decret  vom  21«  M&rs  1793. 
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Grenze  der  individaellen  Freiheit,  die  des  Hausrecbtes,  überschreiten. 
Wie  immer  die  Person  in  der  Oeffentlichkeit  eingeschränkt  werden 
könne,  in  ihrem  Hanse  sollte  sie  frei  und  unbelästigt  sein.  Ich  habe 
bei  der  Darstellung  des  Hausrechtes  schon  die  Grundsätze  gezeigt, 
welche  die  Revolution  in  dieser  Richtung  aufstellte.  Freilich  verletzte 
der  Convent  auch  dieses  Grundrecht  auf  die  entsetzlichste  Weise, 
stürmte  durch  seine  Schergen  bei  Tag  und  Nacht  in  die  Häuser  der 
Burger,  riss  seine  Opfer  aus  den  Betten  zum  Schaffot,  erbrach  Thur 
und  Thor  ohne  Gesetz  und  Auftrag.  Aber  dieser  Ausnahmezustand 
konnte  den  Geist  der  Gesetzgebung  keineswegs  verändern.  Es  waren 
vorübergehende  Maassregeln,  und  selbst  Napoleon  anerkannte  wieder 
den  grossherzigen  Grundsatz  der  Constituante,  dass  das  Haus  des 
Bürgers  ein  unverletzliches  Asyl  sei*).  Anders  war  es  bei  Häusern,  die 
einen  öfifentlichen  Charakter  haben,  wie  Wirths-  und  Gasthäuser,  Spiel- 
häuser und  BeiustigungsOiier ,  oder  in  Betreff  von  Gegenständen  der 
allgemeinen  Sicherheit,  zur  Prüfung  von  Maass  und  Gewicht,  der  Lebens- 
mittel, Medicamente  u.  dergl.  In  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen 
musste  der  Behörde  das  Haus  geöffnet  werden,  wie  es  die  Constituante 
schon  forderte  *),  und  der  Widerstand  war  Rebellion.  Dieser  Grundsatz 
galt  auch  für  die  Zeit  Napoleon's,  obgleich  der  Code  penal  nicht  aus- 
drücklich von  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  spricht  '). 

Eine  ganz  besondere  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  fährte  di« 
erst  Napoleon  mit  der  polizeilichen  Aufsicht  ein.  Sie  wurde  nach  der  po»«euiche 
Amnestie  der  Emigration  zur  Geltung  gebracht  und  selbst  über  An- 
geklagte nach  Abbüssung  ihrer  Strafe  ausgedehnt,  oder  auch  in  Fällen, 
wo  eine  Yerurtheilung  gar  nicht  erfolgte,  aber  durch  die  Anklage  eine 
Verdächtigung  der  Person  doch  erzielt  worden  war  *).  Der  Convent 
übte,  ohne  eine  gesetzliche  Bestimmung,  durch  seine  Spione  ein  gleiches 
Recht,  doch  nicht,  wie  die  Zeit  Napoleon's,  als  eine  Präventivmaass- 
regel,  sondern  als  ein  Mittel  der  wirklichen  Verdächtigung  des  Ein- 
zelnen. In  seinem  Gesetz  über  die  Verdächtigen,  das  ich  an  anderen 
Orten  schon  dargestellt,  kam  dieser  Geist  zum  vollständigen  und  alle 
Freiheit  bedrohenden  Ausdruck.  Er  näherte  sich  damit  vollständig 
ebenso  sehr  der  gefährlichsten  Thätigkeit  der  Inquisition,  welche  auch 
nur  darin  ihre  grosse  Macht  fand,  als  er  sich  von  den  Grundsätzen 
einer  gerechten  Polizei  entfernte,  die  keineswegs  das  System  der  Deber- 
wachnng  verdammen  kann.    Aber  wenn  andere  Gründe  es  anwenden 


1)  Gesetz  vom  17.  April  1798  (28.  Germinal  an  VI.}. 

2)  Decret  vom  22.  Juli  1791.    D'ecret  vom  26.  Septemher  1791. 
3}  Laferriire:    Coars  d*administrution  a.  a.  O.  S.  818. 

4)  Skalas  consnlte  vom  19.  Mai  1804  (28.  Flor^al  an  XII.). 


lehren,  als  blos  aie  der  bicbemeit  der  fenson  and  des  jsseenumms, 
wenn  politische  Furcht  and  die  Jagd  nach  Grundslttzeo  and  Ideen, 
welche  eine  Regierong  verdammt,  es  zu  einem  Behelf  der  VerwaltuBg 
machen,  wie  der  Convent  und  Napoleon  es  übten,  und  die  Jalimonarchie, 
die  an  40,000  Menschen  unter  polizeiliche  Aufsicht  gehalten  hat'), 
da  muss  es  stets  verdammt  und  bekämpft  werden. 
DiM  Von  der  grossartigsten  Bedeutung  in  Betreff  der  Personaipolizd 

Armenweien  ßf  den  schöpferischen  Geist  der  Revolution  ist  die  Gesetzgebung  über 
poUM™  das  Armenwesen  und  die  Armenpolizei.  Der  Convent  übereilte  m 
dieser  Richtung  weit  die  frühere  und  spätere  Zeit  Seine  democratiscbeB 
Grundsätze  lehrten  ihn  hier  die  höchste  Humanität  anstreben,  und  ^m 
auch  die  Zeit  nicht  gestattete,  das,  was  sie  als  Gesetz  anssprac!:, 
wirklich  durchzuführen,  so  ist  es  gerade  hier  interessant,  in  den  Tüb 
und  die  Absicht  derselben  einzudringen.  Die  spätere  Zeit  erst  war 
im  Stande,  durch  die  That  die  Kraft  der  Gesetzgebung  zu  bewähreo, 
und  griff  dabei  stets  auf  die  Ideen  der  Revolution  zorück.  Die  Gesetz- 
gebung der  Armenpolizei  lässt  sich  vpn  jen^  der  gesammten  Armes* 
Verwaltung  nicht  trennen ,  da  zumeist  die  eine  der  anderen  folgt  mi 
durch  sie  bedingt  ist.  Es  wird  schwer  mit  der  Grerechtigkeit  und 
Zweckmässigkeit  vereinbar  sein,  die  Armuth,  selbst  die  falsche,  n 
erdrücken,  wenn  die  Mittel  nicht  gefunden  sind,  ihr  vorzubeugen.  Di: 
erkannte  der  Convent,  daher  stellte  er  ein  Recht  der  Armuth  aat  s- 
klärte  in  den  Menschenrechten  die  öffentliche  Hilfe  für  eine  beilfe 
Schuld  und  garantirte  in  der  Constitution  jedem  französischen  Bär- 
ger die  öffentliche  Hilfe  als  ein  Grundrecht  *).  Auf  diesem  all- 
gemeinen Grundsatz  findet  er  auch  die  Basis  der  Zulässigkeit  zois 
Geuuss  des  Armenrechts.  Väter  und  Mütter,  deren  Arbeit  nicht  aoä- 
reicht,  die  Bedürfnisse  ihrer  Familie  zu  decken,  gemessen  ein  I^ 
auf  Unterstützung  nach  der  Zahl  ihrer  Kinder,  ebenso  wie  Wittwes. 
denen  alle  Hilfsmittel  fehlen,  und  elternlose  Kinder,  Greise,  Arbeit- 
unfähige,  Krüppel  und  Kranke  «).  Der  Ort  der  Hilfe  ist  jener,  \o: 
dem  der  bedürftige  Mensch  ein  Recht  hat,  sie  zu  fordern.  Es  ist  dies 
der  Ort  der  Geburt,  als  der  natürliche  Wohnort  des  Annen.  Der  (^ 
burtsort  eines  Kindes  ist  der  gewöhnliche  Wohnort  der  Mutter  iff 
Augenblick  der  Geburt  des  Kindes.  Dm  in  einem  anderen  Ort  dsi 
Recht  auf  Unterstützung  zu  erwerben,  muss  man  ein  Jahr  in  der  G^ 
;Dieinde  gewohnt  haben.  Die  Verheirathang  in  einer  Commune  erwirbt 


1)  Laforriire  a.  a.  0.  S.  820. 

2)  Decret  vom  29.  Blai  1793  Art.  23.  Constitution  vom  Jahre  1793  M  »^ 
8)  Gesetz  vom  28.  Juni  1793  Tit  L,  Gesetz  vom  11.  Mai  1794  (Ä  ^^^ 
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schon  nach  sechs  Monaten  des  AofenthaUes  das  Armenrecht.  Der  Soldat, 
der  gegen  den  Feind  gekämpft,  erwirbt  es  angenblickiich  nach  seiner 
Niederlassung  *).  Um  diese  zur  Unterstutzang  berechtigten  Personen 
zn  kennen,  wollte  der  Gonvent  ein  Armenbuch«  Livre  de  la  bienfaisance 
nationale,  anlegen,  welches,  nach  Departements  getheilt,  unter  beson« 
deren  Klassen  die  Armen  verzeichnet  enthalte  *).  Die  Verwaltungs- 
behörde, erklärte  schon  die  Constituante,  hat  die  Bettler  zu  überwachen, 
die  nöthige  Hilfe  zu  vertheilen  und  die  n6thigen  Maassregeln  gegen 
Missbräucbe  zu  ergreifen.  Sie  hat  den  Bettler  in  seinen  Wohnort  zu 
schicken  und  den  fremden  aus  Frankreich  zu  verweisen.  Auf  diesem 
allgemeinen  Grundsatze  errichtete  die  folgende  Gesetzgebung  die  Polizei- 
gewalt der  Verwaltung  und  ihre  Competenz.  Alle  Gewobnheitsbettlerei 
ist  im  ganzen  Reiche  verboten.  Wer  mit  Drohungen  oder  bewaffnet 
ein  Almosen  erzwingt,  oder  in  Gesellschaft  mit  anderen,  wenn  es  nicht 
Eltern  und  Kinder  sind,  wird  eines  Vergehens  schuldig,  desgleichen 
jener,  der  unter  Verkleidung  und  mit  simulirten  Leiden  die  Wohl- 
thitigkeit  herausfordert ').  Es  ist  Aufgabe  der  Gensdarmerie,  im 
vollsten  Umfiange  die  Bettelpolizei  zu  üben.  Die  Friedensrichter 
eines  Cantons  haben  die  Bettlergerichtsbarkeit  ^).  Den  Strafen  selbst 
aber  eine  humane  Richtung  zu  geben,  ist  es  wieder  der  Gonvent,  der 
in  jedem  Departement  Arbeitshäuser  für  die  Abbfissung  derselben  er- 
richtet wissen  will.  Rückfällige  Bettler  und  jene,  deren  Ve^ehen  von 
erschwerenden  Umständen  begleitet  sind,  will  er  mit  Deportation  be- 
strafen. Aber  nach  Abbussung  der  Sbrafz^t  soll  ihnen  das  Land 
geschenkt  werden,  das  sie  während  dieser  Zeit  bebaut  haben.  Als 
Deportationsort  bestimmte  der  Gonvent  einen  Theil  der  Insel  Madagascar, 
welcher  ^»Fort  de  la  loi^  genannt  werden  sollte.  Napoleon  setzte  an 
Stelle  dieses  Strafsystems  wieder  das  der  mehr  entsittlichenden,  als 
bessernden  Gefangenhaltung*). 

Doch  nicht  in  der  Polizei  und  ihrer  Strafgewalt  allein  wollte  die  ^y^  wohiuiitig. 
Revolution  das  sicherste  Mittel  gegen  die  Armuth  und  Bettelei  haben,     ^^^^-  ^^^ 
sondern  in  der  Hilfe,  welche  sie  bot.    Schon  die  Gonstituante  setzte        '^^  **' 
an  Stelle  der  Privatwohlthätigkeit  die  Staatshilfe,   versuchte  die  An- 


1)  Gesetz  Tom  16.  Octoher  1798  (24.  Vend^miaire  an  II.). 

5)  Qesets  vom  11.  Mai  1794  (22.  Floi^al  an  II.). 

3)  Oesets  vom  22.  December  1789.  Boct.  ni.,  GeBeta  vom  80.  Mai  bis 
18.  Juni  1790.   Geseto  vom  24.  Vend^miaire  an  II.  Code  p^nal  Art.  276  -279. 

4)  Gesetz  vom  16.  Jannar  bis  16.  Febraar  1791.  Tit  VIIL,  Gesetz  vom 
17.  April  1798  (28.  Germinal  an  VI.)  und  ArrSt^  vom  29.  März  1800  (8.  Ger- 
minal  an  Till.).     Decret  vom  16.  October  1793. 

6)  Decret  Yom  16.  October  1793.  Decret  vom  1.  November  1793  (11.  Bru- 
maire  an  11.).    Code  p^nal  Art.  274  n.  276.    Decret  vom  6.  Joli  1808. 
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läge  voD  Armenhäusern  and  Arbeitshäosern  in  jedem  Departement  und 
warf  für  die  Errichtung  derselben  besondere  Capitalien  aus,  welche  ans 
den  Nationaigütern  gebildet  werden  sollten,  die  ehemals  den  Hospltilen 
und  Armenanstalten  gehörten  *).  Aber  erst  der  Gon?eDt  organisirtt 
durch  sein  Armengesetz  vom  19.  Harz  1798  die  Staatshilfe  auf  festes 
Grundsätzen.  Zwei  allgemeine  Regeln  stellte  das  Gesetz  auf,  nachdeffl 
es  als  das  sicherste  erkannt,  die  Hilfe  nach  Departements  zu  organi- 
siren.  Die  Zahl  der  Steuerzahler  eines  Departements  soll  mit  jenes 
der  Steuerunfähigen  verglichen  werden.  Bei  Gleichheit  der  BevSlkercB^ 
soll  jenes  Departement,  welches  eine  geringere  Anzahl  der  erster^ 
ausweist,  einen  Anspruch  auf  grössere  Hilfe  haben.  Zweitens  soll  d« 
Durchschnittspreis  des  Tagelohns  in  jedem  Departement  erhoben  jtf- 
den,  und,  bei  Gleichheit  der  Bevölkerung  und  der  Nichtsteaenahie. 
jenes  Departement  eine  grössere  Unterstützung  geniessen,  das  eiaes 
höheren  Tagelohn  zahlt,  und  dies  eben  im  Verhältniss  der  H^  des- 
selben. Diese  beiden  Grundsätze  sollten  von  den  Departements  as/ 
die  Districte,  von  diesen  auf  die  Gommunen  übertragen  werden.  £ia 
Fünftel  der  ausgesetzten  Staatsarmengelder  soll  für  ausserordentlkbs 
Fälle  bestimmt  sein.  Die  Unterstützung  wurde  in  5  Arten  eingetheLt 
und  darnach  auch  die  Fonds  getheilt:  Arbeitsanweisnng  in  Zeiten  is 
Arbeitsnoth,  Armenwohnungen  für  Kranke,  Greise  und  Kinder,  Krankta- 
häaser,  Erziehungs-  und  Pflegebäuser,  endlich  die  Hilfe  in  aav«r:- 
ordentlichen  Fällen.  Jeder  Ganton  soll  eine  besondere  Armenkasse 
führen,  um  der  Privatwohlthätigkeit  Gelegenheit  zur  Beisteoer  n 
geben.  Jede  andere  Privatwohlthätigkeit  wurde  als  geradezu  sclud£d 
verboten.  In  dem  ergänzenden  Decret  vom  28.  Juni  1793  besäaeti 
der  Convent  das  Haass  der  Unterstützung.  Die  arbeitende  Klasse  bst 
das  erste  Recht  auf  öffentliche  Unterstützung.  DieSteu^n,  welci^ 
sie  zahlt,  und  die  Zahl  der  Kinder  bilden  die  Basis  derselben.  I^ 
Unterstützung  beginnt  bei  der  Geburt  "eines  dritten  Kindes.  Bei  eises: 
vierten  und  fünften  Kinde  soll  sie  schon  im  sechsten  Monat  dt: 
Schwangerschaft  anfangen.  Wenn  der  Vater  stirbt,  fallen  diese  Kindtf 
der  Nation  zur  Last.  Die  Unterstützung  besteht  in  Alimentatiooer. 
welche  weder  mit  Beschlag  belegt,  noch  cedirt  werden  können.  H^ 
Höhe  wird  alle  2  Jahre  nach  dem  Preis  des  Arbeitslohnes  beoes^ 
Vom  10.  Jahre  eines  Kindes  wird  die  Unterstützung  um  ein  M^ 
vermindert  Vom  12.  Jahre  an  hört  die  Staatshilfe  auf.  In  gleirber 
Weise  wurde  die  Erhaltung  der  Greise  als  eine  Pflicht  der  Nation  er- 
kannt.  Sie  beginnt  mit  der  eintretenden  Arbeitsunfähigkeit  and  steif>^ 


*)  Decret  vom  21.  Janaar  1790.    Decret  vom  SO.  Mai  b»  IS.  ^  ^'^ 
Decret  vom  19.  December  1790. 
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Bich  mit  derselben.  Sie  besteht  in  Wohnungs-  oder  Erhaltungsbeitr&gen, 
die  nie  cnmnlativ  gefordert ,  nie  so  geleistet  werden  können.  Das 
Hazimom  der  Hilfe  wird  nach  3  Perioden  bemessen^  vom  60.,  65. 
und  70.  Lebensjahr.  In  den  Armenhäusern  bleibt  Jedermann  Herr 
seiner  Arbeit  and  ihrer  Werthe.  Die  Verwaltung  dieser  Staatsunter- 
stutzong  ruht  auf  den  Armenrollen,  welche  die  Administrationsbehörden 
anzulegen  und  alle  Jahre  zur  Berichtigung  und  Einwendung  auszustellen 
haben.  Für  die  Verwaltung  wird  ein  Bürger  und  eine  Bürgerin  auf 
je  600  Seelen  gewählt,  welche  den  Armenrath  eines  Departements 
bilden.  Die  Municipalitäten  haben  die  üeberwachung  derselben  und 
nehmen  deren  Rechnungslegung  entgegen.  Ein  Armenarzt  und  eine 
Armenhebeamme  sind  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes').  Die  Armen- 
häuser und  Spitäler  derselben  Stadt  unterstehen  stets  derselben  Ver- 
waltung, welche  ihre  Dienste  unentgeldlich  leistet,  aus  5  Mitgliedern  ge- 
bildet und  alle  Jahre  zu  einem  Fünftel  erneuert  wird  *).  Einer  besonderen  oebiEr-  und 
Verwaltung  wurden  die  ausgesetzten  und  aufgefundenen  Kinder  unter- 
worfen. Im  ancien  Regime  war  es  Pflicht  der  Grundherren  und 
Seigneurs,  dieselben  zu  erhalten.  Erst  die  Constituante  machte  daraus 
eine  StaatspiUcht  und  errichtete  dafür  besondere  Spitäler  mit  besonderen 
Dotationen.  Der  Convent  versprach,  nachdem  er  in  seinem  Armen- 
gesetz die  Findelkinder  als  Kinder  der  Nation  und  später  als  »Enfans 
naturels  de  la  patrie'^  erklärte,  die  Errichtung  besonderer  Gebär- 
und  Findelhäuser,  in  welche  auch  jene  Kinder  gebracht  werden  könnten, 
deren  Erziehung  bei  ihren  Eltern  gefährdet  erschien.  Das  Directorium 
anerkannte  die  Organisation  der  Gebärhäuser  und  bestimmte  noch, 
dass  jene  Kinder,  die  nicht  daselbst  untergebracht  werden  könnten, 
besonderen  Nährfrauen  überlassen  werden  sollten,  welche  der  Staat 
entschädigen  müsse.  Sie  sollten  unter  der  Aufsicht  der  Municipalität 
ihres  Wohnortes  stehen  und  daselbst  alle  3  Monate  das  Kind  vorzeigen. 
Das  Consulat  wies  den  Gebär-  und  Findelhäusern  zur  Dotation  den 
Ertrag  aus  den  gerichtlichen  Geldstrafen  und  einen  Theil  der  Con- 
fiscationen  an.  Die  Prefets  hatten  die  Verwaltung  der  Einnahmen  und 
mussten  dem  Minister  des  Innern  darüber  Bericht  erstatten.  Später 
wurde  ihnen  die  gesammte  Leitung  derselben  übertragen ').  Erst 
unter  dem  Consulat  wurde  den  meisten  Instituten  dieser  Art,  allen 


1)  Gesetz  Tom  14—22.  Decemher  1789  und  7.  October  1796  (16.  Vend^- 
miaire  an  V.). 

2)  Gesetz  vom  16.  Octoher  1793  und  7.  October  1796  (16.  Vend^miaire  an  V.). 
S)  Decret  vom  10.  Decemher  1790  nnd  yom   29.  Mai  bis  3.  April  1791. 

Decret  yom  4.  Juli  1793.  Decret  vom  20.  M&rz  1797  (10.  Ventdse  an  V.). 
AnM  Yom  15.  Mai  1800  (25.  Flor^al  an  VIII.).  Gesetz  vom  28.  Jannar  1800 
(8.  Plnyidse  an  IX.). 

Riehter:  Stamti-  nnd  GeMUiohAftorethi.  II.  81 
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Armen-  und  Erankeohäasern  ihr  ehemaliger  Besitz  wieder  mrück- 
gegeben  und  ihrer  Privatwirthschaft  auTertraut  Doch  wurde  te 
Verwaltungsbehörden  die  Oberaufsicht  ertheilt  und  deren  Zaatinuwuig 
bei  Verkauf  oder  Verpachtung  der  Güter  als  nöthig  erkl&rt  ^).  Dk 
Restauration  und  die  folgende  Zeit  änderte  an  der  GesetsgdMing  der 
Revolution  nichts,  sondern  entwickelte  nur  diese  GrundsMze*).  Wibreod 
man  im  ancien  Regime  auf  keine  andere  Art  der  Bettlerhorden  sick 
erwehren  konnte,  als  durch  förmliche  Jagden  und  Sehlachten,  die  du 
ihnen  schlug,  sie  von  Zeit  zu  Zeit  zu  100,000  einfing  and  deportirte, 
ist  seit  der  Revolution  die  Zahl  der  Armen  and  Bettler  in  daaerota 
Sinken.  Im  Jahre  1835  zählte  man  nur  30,000  BeUlor  von  1,933,000 
arbeitsunfähiger  Menschen  '). 
Leihhäuser,  An  die  Polizeigesetzgebuug  über  die  Bekämpfung  des  Bettler-  ud 

^r 'de^'r  Armenwesens  und  die  Mittel  zur  Hilfe  and  Unterstützung  rdhen  acä 
endlich  noch  jene  Vorsichtsmaassregeln ,  die  überhaupt  dem  Eintritt 
der  Armuth  vorbeugen  können:  Mittel,  welche  erziehen  aollen,  wie  die 
Sparkassen,  welche  von  vornherein  die  Hilfe  in  der  Zeit  der  Kotfe 
garantiren  können,  wie  Rrankheits-  und  Sterbekassen,  endlich,  wekk 
der  arbeitsfähigen  Kraft  in  ihrem  Berufe  helfen  sollen,  wie  die  Leib- 
häuser. Die  Revolution  war  den  Institutionen,  wahre  Zeugeo  da 
Friedens,  wenn  sie  gedeihen,  nicht  günstig.  Sie  ruhen  in  ibrea 
psychologischen  Momente  alle  auf  der  sittlichen  Kraft  des  Volkes,  ond 
gerade  diese  untergrub  die  Zeit  mit  ihren  Stürmen  and  ZerrüttoDges. 
Schon  im  Jahre  1787  hatte  die  französische  Regierang  eine  CompagBie 
für  eine  allgemeine  Lebensversicherong  autorisirt,  welche  sogldch  ut 
einem  besonderen  Bureau  d'economie  die  kleinen  Ersparnisse  des  Volkes 
ansammeln  konnte  ^).  Das  Institut  ging  während  der  Revolution  imtff 
und  wurde  erst  mit  der  Errichtung  einer  allgemeinen  Sparkasse  ffi 
Paris  unter  der  Restauration  wieder  belebt  ^).  Seit  dieser  Zeit  habes 
sich  mehrere  hundert  Zweigetablissements  in  den  übrigen  SttdteB 
Frankreichs  gebildet  und  ihr  Segen  ist  in  die  Erkenntniss  des  p- 
sammten  Volkes  gedrungen.  Die  Institute  einer  Lebensversichereo^i 
die  sogenannten  Tontinen ,  drangen  alsbald  nach  ihrer  Schöpfung  io 
Italien  von  da  nach  Frankreich,  wo  eine  königliche  Tontine  schon  i^ 
zum  Gewinn  des  Staates,  der  Lebensrenten  unter  der  Form  von  Tostis« 
auszahlte,  errichtet  wurde.    Eine  ausschliesslich  auf  die  Versicfaenu^ 


1)  AnM  Yom  28.  Mftrz  1801  (7.  Genxuaid  an  IX.). 

2)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  207  o.  ff.  No.  598  u.  C 

3)  Laferri^re  a.  a.  O.  S.  825. 

4)  ArrdU  du  conseil  Tom  3.  November  1787. 

5)  Königliche  Ordonnanz  yom  29.  Juli  1818. 
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des  Lebens  hinzielende  Gesellschaft  wurde  in  Paris  im  Jahre  1787  für 
diese  Geschäfte  autorisirt  und  später  mit  einem  ausschliesslichen  Pri- 
Tileginm  ausgerüstet  ■).  Der  Gonvent  unterdrückte  alle  diese  Anstalten 
und  verbot  deren  Errichtung,  es  sei  denn,  dass  das  Gouvernement 
seine  Genehmigung  zu  denselben  gebe  ^).  Vorübergehend  hatte  das 
Directorium,  wie  ich  schon  angedeutet,  eine  Nationaltontine  gegründet, 
welche,  da  sie  ausschliesslich  zum  Gewinn  des  Staates  geschaffen  und 
nichts  als  eine  verborgene  Steuer  war,  alsbald  wieder  aufgelöst  wurde  '). 
Napoleon  hielt  das  Verbot  des  Gonvents  aufrecht^),  und  erst  die  Restau- 
ration bestätigte  die  Anlegung  dieser  Etablissements  wieder,  da  bei  der 
sich  entwickelnden  volksvrirthschaftlichen  Bildung  keine  Gefahr  mehr 
for  das  Publicum  zu  furchten  war.  Am  interessantesten  von  allen 
diesenlnstitutionen  waren  die  Leihhäuser,  die  sogenannten  monts  de  piete. 
Sie  gingen  zuerst  von  der  Kirche  aus,  um  das  Volk  vor  dem  Wucher  zu 
schützen,  und  errichtet  zuerst  in  Italien,  verbreiteten  sie  sich  bald  über 
ganz  Europa.  Nach  Frankreich  kamen  sie  unter  Ludwig  XIII.  um  1626. 
Da  aber  die  Kirche,  unter  deren  Leitung  sie  standen,  hier  wie  allent- 
halben selbst  bald  wucherische  Zinsen  nahm^),  verfielen  sie  dem  Miss- 
tranen. Man  suchte  den  Anstalten  auf  jede  mögliche  Weise  Capital 
zuzuwenden  und  verfiel  dabei  das  erste  Mal  auf  die  Schöpfung  der  Lebens- 
versicherungen, wie  später  auf  die  Gründung  der  Vorschussbanken. 
Obgleich  diese  Leihanstalten  nach  ihrer  wiederholten  Gründung  ^)  in 
f^kreich  auch  während  der  Revolution  sich  erhielten,  konnten  sie  doch, 
wie  leicht  erklärlich,  keine  besondere  Thätigkeit  entfalten.  Erst  Napo- 
leon beförderte  ihre  Entwickelung  und  stellte,  wo  immer  sie  errichtet 
wurden,  ihre  Wirksamkeit  unter  die  Aufsicht  der  Prefets.  Die  Vwwaltung 
sollte  unentgeldlich  unter  dem  Präsidium  des  Maires,  in  dessen  Bezirk 
ein  solches  Leihhaus  gegründet  war,  geleitet  werden ''). 

Denselben  Zweck,  wie  bei  jenen  obigen  Institutionen,  verfolgte  die   Loturi«  und 
Gesetzgebung  durch  gewisse  Verbote.   Sie  bezogen  sich  auf  die  Hazard- 
spiele  und  öffentlichen  Lotterien.    Wie  die  Regierung  bei  den  ersteren 
Fleiss  and  Arbeitsamkeit  schätzen  und  in  ihrem  Lohne  sichern  wollte, 
wollte  sie  durch  diese  Verbote  der  Verschwendung  und  Lüderlichkeit 


Hauurdiplele. 


1)  An%iA  da  oonteil  vom  97.  Juli  1788. 

2)  Deerei  vom  84.  Angost  1798. 

8)  Gesetz  vom  14.  Juli  1796  (26.  Messidor  an  III.).     Qesets  vom  15.  Fe- 
bruar 1796  (27.  PluTidse  an  IV.). 

4)  Decret  rom  18.  Kovember  1810. 

5)  M.  Neumann:   Geschichte  dea  Wuchers  in  Deutschland  bis  zur  Begrün- 
dung der  heutigen  Zinsengesetze.  1866.  S.  412  u.  ff. 

6)  Ordonnanz  rem  9.  December  1787. 

7)  Decret  vom  14.  Juli  1804  (24.  Mestidor  an  XII.). 
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vorbeugen.  Der  Grand  des  Erfolges  der  letzteren  Einrichtungen  ist 
immer  auch  der  Grund  ihrer  Gefahr.  Sie  sind  darum  unsittlich  und 
können  nur  so  wirken.  Die  Revolution  verbot  sie  auf  das  strengste, 
bestrafte  das  Hazardspiel  *)  und  entzog  endlich  auch  dem  Staat  das 
Recht,  mit  krankhaften  Leidenschaften  des  Volkes  Geschäfte  zu  machen. 
Der  Convent  löste  alle  Lotterien  auf  und  verbot  deren  Errichtong  *). 
Erst  dem  Directorium  gelang  es  v^ieder,  mit  der  Errichtung  einer 
Staatslotterie  durchzudringen'),  bis  die  Julimonarchie  neuerdings 
dem  entsittlichenden  Treiben  durch  ein  allgemeines  Verbot  ein  Ende 
machte  ^). 

Die  Sachenpolizei  und  ihre  Ordnung. 
Die  Sachenpolizei  und  ihre  Gesetzgebung  lehnt  sich  an  das  ma- 
terielle und  geistige  Wohl  des  Volkes  an  und  ist  auch  hier  theils 
beschränkend,  theils  vorbeugend  und  theils  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltung, theils  der  Gemeindethätigkeit  und  den  Organen  derselben 
zugetheiit  *).  in  beiden  Richtungen  ist  auch  hier  die  Verwaltung  and 
ihr  Recht  die  Grenze,  innerhalb  welcher  der  verfassungsmässige  Grund- 
satz der  Freiheit  in  Beziehung  auf  Sachen  sich  geltend  machen  kann. 
Ich  reihe  in  diese  Ordnung  die  Gewerbe-,  Handels-  und  Sittenpolizei 
als  Beschränkungen  der  Gewerbs-  und  Handelsfreiheit  und  der  Ge- 
wissens- und  Gedankenfreiheit  Viele  der  Polizeigesetze  dieser  Ali 
entstanden  auch  erst  mit  der  Revolution  und  durch  die  Auflösung  des 
alten  Feudalstaates ,  welcher  in  den  verschiedensten  Richtungen  so 
ausgedehnte  selbstständige  Privilegien  geschaffen  hatte,  dass  mit  Aus- 
nahme der  Privatwilikür  von  einer  allgemein  giltigen  Polizei  keine 
Rede  sein  konnte.  Jetzt  aber,  da  die  Revolution  mit  den  alten  In- 
stitutionen brach,  die  allgemeine  Gleichheit  mit  der  allgemeinen  Fra- 
heit  sich  verband,  jetzt  musste  die  Staatsgewalt  selbst  als  rechtsetsend 
zwischen  die  Einzelnen  und  far  Aller  Sicherheitsinteresse  eintreten. 
Die  Gewerbe-  Die  allgemeine  Gewerbefreiheit  hatte  die  menschliche  Thätigkeit 

freiheit  und  die    ^  Arbeitskraft  von  einem  erdrückenden  Bann  befreit.   Die  individuelle 

GeirerbepoHsei. 

Kraft  sollte  jetzt  allein  försorgend  und  thätig  für  ihr  Wohlogehen 
einschreiten.  Aber  die  gesellschaftliche  Ordnung  und  Sicherheit  er- 
heischte in  den  verschiedensten  Richtungen,  wenn  auch  nur  selten  eine 
Beschränkung  der  persönlichen  Thätigkeit,  so  doch  eine  Vorsicht  gegen 


1)  Gesetz  vom  19—22.  Juli  1791. 

2)  Decret  vom  16.  November  1793  (25.  Brumaire  an  IL). 

8)  StenergesetE  Tom  80.  September  1797  und  Organ.  Decret  vom  8.  Oeto- 
ber  1797  (17.  Venddmiaire  an  VI.). 
4)  Gesetz  vom  21.  Mai  1836. 
6)  Gesetz  vom  19^22.  Jnli  1791.  Tit.  I.  n«  Gesetz  vom  7.  Vendämiaire  an  IV. 
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dieselbe.  Schon  das  ancien  Regime  hatte  im  Interesse  der  Reinlichkeit, 
der  Gesundheit  und  Sicherheit  gewisse  Bedingungen  und  Beschrän- 
kungen verschiedener  Gewerbe  und  Industrien  eingeführt,  welche  eine 
Gefährdung  jener  Interessen  oft  nothwendig  mit  sich  führten.  Zu- 
meist aber  blieb  die  Fürsorge  der  Weisheit  der  Intendanten  und  der 
Particulargesetzgebung  der  Parlamente  fiberlassen  >).  Die  Constituante 
erhielt  allgemein  diese  Polizeigesetze  über  Gewerbe,  Ateliers  und 
Fabriken,  »welche  der  Sicherheit  und  Reinlichkeit  der  Städte  schaden 
kennen,**  aufrecht  *).  Die  ausserordentliche  Entwickelung  des  Gewerbs- 
nnd  Fabrikwesens  durch  Erfindungen  und  Verbesserungen,  die  Ver- 
bindung der  Künste  und  Wissenschaften  mit  ihnen,  haben  seit  der 
Revolution  auch  grossartige  Umgestaltungen  der  Polizeigesetze  nach 
sich  gezogen.  Die  Academie  der  Wissenschaften,  welche  zu  deren 
Schöpfung  mit  grosser  Vorsicht  herbeigezogen  wurde,  hat  hier  die 
weise  Grenze  bestimmt,  um  mit  dem  Wohlergehen  der  Gesammtheit 
nicht  das  des  einzelnen  Unternehmers  zu  gefährden,  und  am  Ende 
die  Industrie  selbst.  Napoleon  theilte  daher  die  Gewerbe,  welche  be- 
sondere Vorsicht  erheischen,  in  bestimmte  Klassen  ein,  nach  dem 
Grad  der  Nachtheile,  die  sie  verursachen,  und  der  Entfernung,  in 
welcher  sie  von  den  übrigen  Wohnungen  angelegt  werden  können,  und 
knüpfte  allgemein  deren  Errichtung  an  die  Bewilligung  der  vorgesetzten 
Behörde.  In  der  ersten  Klasse  standen  Gewerbe,  welche  ganz  von 
menschlichen  Wohnungen  entfernt  sein  müssen,  gefährliche  Gewerbe; 
in  der  zweiten  die  sogenannten  uncommoden  Gewerbe,  welche,  wenn 
sie  auch  nicht  schädlich  und  gefährlich,  so  doch  hindernd  und  störend 
sind ;  endlich  in  dritten  Klasse  jene ,  welche  als  unreinliche  Gewerbe 
immer  unter  polizeilicher  Aufsicht  stehen  sollten  ').  Die  Prefets  der 
Departements  waren  die  Behörde,  welche  das  Gesetz  vollziehen  und  über 
dessen  Anwendung  entscheiden  sollten.  Im  Fall  einer  Streitigkeit  über 
die  Anwendung  des  Gesetzes,  besonders  bei  der  Anlage  eines  solchen 
Etablissements,  war  der  Staatsrath  zur  Entscheidung  competent  Die 
Debung  der  polizeilichen  Aufsicht  in  Betreff  der  Gewerbe  dritter  Klasse 
gehörte  den  Unterpräfecten  und  Maires.  An  diese  allgemeinen  Grund- 
sätze lehnte  sich  die  Gesetzgebung  der  folgenden  Zeit  ^). 

Aber  auch  abgesehen  von  den  erwähnten  besonderen  Gründen,  ^*^  ^^^^-  »* 
griff  die  Staatsgewalt  in  die  Privatthätigkeit  an  allen  Orten  ein,  und     *  p<>  '«• 


1)  Reglement  yom  4.  Febmar  and  11.  December  1567  über  die  Lohgerber, 
21.  November  1577  über  die  Wexssgerber,  Ordonnanz  yom  10.  Joni  1701  über 
die  Lumpensammler  n.  a.  m. 

2)  Gesetz  yom  21.  September  bis  13.  November  1791. 
8)  Deeret  vom  15.  October  1810. 

4)  O^andt)  a.  a.  O.  Bd.  L  &  104  n.  ff.  No.  114  a.  ff. 
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die  verschiedensten  Veranlassungen  waren  die  Reehtfertigfingen  der 
Gesetzgebung.  Sie  fanden  sich  zumeist  in  der  Art  der  persOntichen 
Thätigkeit  selbst.  »Die  Gesetze  Ober  die  Feldpolizei,*'  erklärte  der 
Code  civile,  »regeln  einen  Theil  der  Verpflichtungen,  welchen  ein 
Eigenthümer  in  Betracht  des  anderen  unterworfen  ist,  ganz  unabhängig 
von  allenfalls  bestehenden  Uebereinkommen*).^  Und  die  Constituante 
stellte  den  von  der  folgenden  Zeit  dauernd  anerkannten  Grundsatz  auf. 
dass  die  Feldpolizei  von  den  Friedensrichtern  und  Municipalautoritäten, 
der  besonderen  Feld-  und  Flnrpolizei  (gardes  champetres)  und  der 
Gensdarmerie  geübt  werden  sollte ').  Mit  diesen  Grundsätzen  ab«- 
sollte  keineswegs  mehr  die  Freiheit  der  Cultur  beschränkt  werden, 
welche,  gegenüber  der  willkürlichen  Einmischung  des  ancien  Regime, 
die  Constitution  wie  ein  Grundrecht  des  Volkes  anerkannte.  Aber 
zahlreiche  Gesetze  bezogen  sich  auf  die  Art  der  Bebauung,  um  Schaden 
an  fremden  Gut  zu  verhüten,  die  Ernte  zu  schützen  und  zu  er- 
halten und  schädliche  Thiere  zu  vertilgen  ').  Aehnlich,  wie  den 
Ackerbau,  schützte  die  Gesetzgebung  die  Forst-  und  Waldcultur.  In 
dieser  Richtung  hat  wohl  erst  die  Restauration  durch  ihre  Eintbeilung 
Frankreichs  nach  besonderen  Forstgebieten  durchgreifende  Haassregeln 
geschaffen  ^),  mit  der  die  Errichtung  einer  besonderen  Forstpolizei,  einer 
Ordnung  für  das  Holzfällen  und  Anpflanzen  etc.  verbunden  war  *). 
Arbeiterpoiisei  Wie  die  Form  dieser  Gesetzgebung  schon  zeigt,  so  ist  auch  die 
der  Gewerbe  und  Industrie  im  Interesse  der  Production  selbst  ge- 
schaffen worden,  theils  um  sie  zu  fördern,  theils  um  sie  vor  Benach- 
theiligungen  zu  schützen.  Mit  der  Freiheit  der  Gewerbe  verbot  die 
Constituante  jede  zunftähnliche  Vereinigung  und  überhaupt  jede  Ver- 
einigang  der  Arbeiter  des  nämlichen  Gewerbes.  Sie  untersagte  aas- 
drücklich  die  Berathungen  der  Arbeiter  für  Einstellung  der  Arbeit 
Erhöhung  der  Löhne,  oder  Verminderung  der  Arbeitsstunden.  Napoleon 
wiederholte  mit  verschärften  Strafen  die  gleichen  Bestimmungen*). 
Zur  Beaufsichtigung  des  Arbeiterstandes  fahrte  Napoleon  die  Arbeits- 
bücher ein,  welche  für  denselben  zugleich  die  Pässe  bilden  soHten 
und  an  deren  Richtigkeit  die  Aufnahme  in  ein  Geschäft  und  jedes 


und  Arbefta- 
Ordnung. 


1)  Code  ciyile  Art.  661  a.  652. 

2)  Gesetz  vom  28.  September  bia  6.  October  1791.  Tit  II.  Gesets  tob 
12—22.  August  1790. 

8)  Gesetz  vom  28. 8«ipt4mber  bis  6.  October  1791.  Code  pdnal  Art  446  n.  446. 
Code  p^nal  Art.  444,  449,  471,  479  etc.  Gesetz  Tom  11.  Angast  bis  81.  Sep- 
tember 1789.  ArrSt^  Tom  19.  Pluyidse  an  V.  Gesetz  vom  10.  Messidor  an  V.  ele. 

4)  Königliche  Ordonnanz  rom  1.  Aagost  1827. 

5)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  90  u.  ff.  No.  470  n.  ff. 

6)  Gesetz  vom  14 — 17.  Juni  1791.    Gesetz  yom  22.  Genninal  an  XL 
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anderweitige  Engagement  gebunden  war ' ).  Nur  wenige  Gewerbe  wurden 
einer  ganz  besonderen  Ordnung  unterworfen,  das  Bäcker-  und  Fleischer- 
gewerbe, wie  ich  schon  angedeutet  habe,  wegen  ihrer  aHgemeinen 
Bedeutung,  und  die  Gold-  und  Siiberarbeiter,  wegen  der  grossen 
Weithe,  die  ihre  Arbeit  enthält  und  für  welche  Eum  Schutz  des  allge- 
meinen Interesses  der  Staat  durch  seine  Pancirung  garantirt.  Nach 
beiden  Richtungen  hin  sind  die  Gesetze  einestheils  wirthschaftliche, 
anderntheiis  polizeiliche  Maassregeln.  Die  Gesetzgebung  über  das 
Fldscher-  und  Bäckergewerbe  gehört  der  Zeit  Napoleon's  an^),  jene 
des  Gold-  und  Silbergewerbes  dem  Directorium  ^).  In  erster  Richtung 
aber  erhoben  sich  frühzeitig  Stimmen  gegen  die  Beschränkungen  ^). 

Wie  sich  die  Gewerbepolizei  nach  ihren  verschiedenen  Richtungen  Handelsfreiheit 
in  ihrem  obersten  Grundsatz  an  das  Grundrecht  der  Gewerbefreiheit  ^°**  "»n^ei«- 

polizel. 

anlehnt,  so  findet  auch  die  Handelspolizei  sowohl  ihren  Inhalt  als 
ihre  Grenze  in  dem  Grundrecht  der  Handelsfreiheit.  Sie  ist  in  dieser 
Rficksicht  entweder  nur  ein  Schutz  der  Handelsfreiheit  im  Handel- 
treibenden selbst,  oder  des  Genusses  des  Rechtes  im  Publicum,  oder 
der  Gesammtinteressen  des  Staates,  wo  diese  eben  von  der  Ausübung 
des  Rechtes  der  Gesammtheit  berührt  werden.  Die  Handelspolizei 
thttlt  daher  mit  jeder  anderen  die  gleiche  üompetenz.  Sie  ist  entweder 
beaufsichtigend  oder  schützend,  und  vorbeugend  oder  beschränkend.  Ihre 
Functionen  werden  entweder  von  besonderen  Organen  ausgeübt,  oder, 
wo  das  Localinteresse  zumeist  betheiligt  oder  mächtig  genug  dafür  ist, 
von  den  Localbehörden.  Es  war  natürlich,  dass  während  der  Revo- 
lution bei  dem  Damiederliegen  und  der  dauernden  Gefährdung  alles 
Handelsverkehrs,  dem  Mangel  des  Vertrauens,  jenes  Grundsteines  aller 
Handelsentwickelung,  auch  die  Gesetzgebung  nur  in  geringem  Maasse 
das  gesammte  Gebiet  der  Thätigkeit  der  Handelspolizei  erfasste.  Es 
fehlte  der  Stoff  und  der  Zwang  der  Nothwendigkeit.  Man  verkannte 
dies  häufig,  besonders  in  der  Zeit  des  Gonvents,  und  ward  dadurch 
za  den  verkehrtesten  Maassregeln  gedrängt.  Aber  man  setzte  in 
anderer  Beziehung  wieder,  dem  Geist  der  neuen  Zeit  entsprechend, 
Grundsätse  fest,  welche  auch  den  späteren  Zeiten  als  Wegweiser 
dienten.  Gedrängt  jedoch  von  den  gesammten  materiellen  Verhältnissen 
des  Staates,  erfasste  die  Gesetzgebung  zumeist  nur  die  nächstliegenden 
Verhältnisse,  während  das  grosse  Gebiet  des  Welthandels  fast  ganz 


1)  AnM  vom  9.  Frimaire  an  XU.  « 

2)  Gesetz  vom  11.  October  1801   (19.  Vend^miaire  an  X.)   and  30.  Sep- 
tember leOfi  (8.  Vendtoiairo  an  XI.). 

3)  Puncirnngs^setz  vom  19.  Bromaire  an  VI. 

4)  Fleorigeon  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  182. 
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LebcDsmittei   brach   liegen   blieb.     Die  allgemeine   Noth,  welche  beim  Ausfarnck 
°  Marku^ttor*'  ^^^  Revolution  herrschend   wurde,   drängte  die  Gesetzgebnng  auch 

Gesundheits.  dauemd  auf  die  Sorge  hin,  dieselbe  abzustellen  oder  zq  lindmi. 
poiizei.  p-g  Constituante  hielt,  um  Eenntniss  von  den  Preisen  der  Lebens- 
mittel za  haben,  die  Gesetze  des  ancien  Regime  über  die  Anleguog  der 
wöchentlichen  Marktzettel  aufrecht  ^),  welche  von  gewählten  HaDdeU- 
leuten  vor  der  öffentlichen  Behörde  über  die  Preise  der  Lebensmitt^i 
und  Früchte  verfasst  werden  sollten.  Die  Municipalbehörden,  und 
unter  Napoleon  die  Municipalpolizei,  sollten  die  Ausführung  des  Ge- 
setzes sichern  und  den  Stand  der  Preise  constatiren  *).  £rst  der 
Convent  störte  durch  die  zwangsweise  Bestimmung  der  Prdse  der 
Lebensmittel,  durch  das  Maximum,  die  Freiheit  des  Handels,  und  hob 
so,  durch  die  Entstellung  einer  einfachen  Vorsichtsmaassregel  der 
Polizeigewalt,  die  allgemeine  und  von  allen  Regierungen  der  Revolatk» 
anerkannte  Freiheit  des  Verkehrs  wieder  auf.  Um  die  Sicherheit  des 
Käufers  im  Handelsverkehr  zu  garantiren,  stellte  andererseits  die 
Gesetzgebung  im  Interesse  der  Gesundheit  den  Verkauf  der  Lebeos- 
mittel  unter  die  Ueberwachung  der  öffentlichen  Autorität'}.  Darms 
wurde  auch  die  Abhaltung  der  öffentlichen  und  Privatmärkte,  das 
Ausgebot  von  Waaren  und  Lebensmitteln,  die  Erhaltung  der  Ordnoo: 
bei  denselben  stets  Gegenstand  der  gesetzlichen  Fürsoi^e  und  fiel 
in  die  Gompetenz  der  Mnnicipalautorit&t  ^).  Ihnen  stand  auch  m 
besondere  Maass-  und  Gewichtspolizei  zu,  welche  der  Convent  mit  dtr 
Einführung  der   neuen  Gewichts-  und  Maasseinheit   zugleich  orgaiü- 

BörseDpou»ei.  sirtc  *).  Auf  gauz  gleicher  Linie  mit  den  Märkten  für  Waaren  whI 
Lebensmittel  stehen  die  Börsen,  als  Märkte  des  Geldes  und  der  Weithe. 
Auf  ihre  Bedeutung  habe  ich  schon  hingewiesen,  ebenso  wie  auf  ihre 
Geschichte.  Als  Napoleon  diese  wichtigen  Verkehrsinsütate  wieder 
belebte,  besondere  Börsenordnungen  ausschrieb,  übergab  er  die  K^ 
rechthaltung  der  Gesetze  dem  Departementsprefet,  und  in  Paris  des 
Prefet  de  police,  unter  deren  Leitung  eine  besondere  Börsenpolizei  ior 
die  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  und  selbst  die  Beaufsiditi- 
gung  der  Geschäfte  stand,  welche  durch  ihre  Natur  schon  eines  fa^^ 


1)  Ordonnanz  vom  Jahre  1667. 

2)  AttM  vom  1.  JuH  1800  (12.  Messidor  an  VIU.)  und  26.  October  1»? 
(6.  Brumaire  an  IX.). 

5)  Gesetz  vom  16—24.  Afgnst  1790  nnd  19—22.  Joli  1791  und  Code  p«fi<i 
Art.  484,  318,  475  a.  477. 

4)  Gesetz  vom   16—24.   Aagnst   1790,    Gesetz  vom  8.   September  1?9$ 
(28.  Fractidor  an  IV.)  und  ÄrrM  vom  29.  Oetober  1800  (7.  Bramaire  aiill,^ 

6)  Gesetz  vom  1—2.  August  1793  nnd  Code  pdnal  Art.  428  o.  £  «.  i?'  «•  ^ 
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öffentlichen  Charakter  haben  >).  Der  Verkehr  an  den  Börsen  war 
nur  far  bestimmte  Standen  gestattet,  die  Preise  des  Goldes  und  Silbers 
mnssten  sor  festgesetzten  Zeit  öffentlich  angeschlagen  und  konnten 
über  diese  Zeit  hinaus  nicht  mehr  verändert  werden;  die  beim  Ab- 
schlnss  der  Börsengeschäfte  beschäftigten  Beamten,  die  Agens  de  change 
und  Gourtiers,  hatten  selbst  einen  öffentlichen  Charakter  und  standen 
unter  einer  besonderen  Gesetzgebung  und  Disciplin  *). 

Für  die  Polizei  des  Seebandeis  und  Verkehrs  galt  zum  grossen  ni«  piius- 
Theil  auch  der  Revolutionszeit  die  Ordonnance  de  la  marine  von  1681  «»*  »««p®^**«*- 
als  Quelle.  Sie  ist  selbst  für  die  Gegenwart  noch  rechtskräftig.  Die 
ausgezeichnete  Lage  Frankreichs  an  zwei  grossen  Seestrassen,  die 
reichen  Colonien  und  die  Betriebskraft  des  Volkes  in  dieser  Richtung 
haben  frühzeitig  eine  strenge  und  sehr  ausführliche  Polizeiordnung  des 
Seehandels  und  Verkehrs  erzeugt.  Obgleich  er  während  der  Revolution 
schwere  Verluste,  oft  fast  gänzliche  Zerstörung  erfuhr,  war  die  Gesetz- 
gebung doch  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  thätig.  Sie 
bezog  sich  auf  den  Verkehr  im  weiteren  Sinne  und  auf  den  eigent- 
lichen Handelsverkehr.  Die  Constituante  setzte  als  allgemeinen  Grund- 
satz fest,  dass  kein  Schiff  den  Schutz  der  französischen  Gesetze  geniessen 
könne,  wenn  es  eben  nicht  als  französisches  anerkannt  sei  ')•  Uebrigens 
konnten  auch  fremde  Schiffe  durch  die  sogenannte  Francisation  den 
französischen  Charakter  erwerben,  worüber  die  Regierung  ein  Patent 
ausstellte.  Französische  Schiffe  konnten  dagegen  ihren  Charakter 
verlieren,  wenn  sie  in  fremden  Ländern  umgebaut  oder  ausgebessert 
wurden,  abgesehen  natürlich  von  den  noth wendigen  Ausbesserungen  *). 
Alle  diese  Thatsachen  mnssten  zur  Sicherheit  der  Schiffspolizei,  ebenso 
wie  die  Abfahrten  und  jede  Ankunft  in  einem  französischen  Hafen 
bekannt  gemacht  werden.  Die  Bewegungen  der  Schiffe  wurden  in 
öffentlichen  Registern  nach  den  ausgestellten  Pässen  verzeichnet.  Die 
Cabotage  galt  dauernd  als  ein  Privilegium  der  französischen  Schiffe, 
ebenso  wie  der  Verkehr  des  Mutterlandes  mit  den  Colonien  ^). 

Neben  dieser  eigentlichen  Hafenpolizei  für  die  Erhaltung  der  Ord- 
nung und  Sicherheit  hatten  die  Zoll-  und  Grenzbeamten  ein  ausge- 
dehntes Inspectionsrecht  aller  an  der  französischen  Küste  landenden 
Fahrzeuge,   welches    sich  auch   über  die  Waaren  der    gestrandeten 


1)  ArrSt^  vom  28.  Ventöse  an  IX.,  12.  Bromaire  an  XI.  nnd  29.  Ger- 
minal  an  IX. 

2)  Code  de  commerce    Art  74  n.  ff.    ÄirM  vom  29.  Germinal  an  IX. 
tind  27.  Prairial  an  X. 

3)  Gesetz  vom  24.  April  1791  und  21.  September  1798. 

4)  Arrdt^  vom  1.  Juni  1794  nnd  Gesets  vom  24.  Vend^miaire  an  H. 

5)  Decret  vom  21.  September  1793  nnd  Gesets  vom  27.  Vend^miaire  an  II. 
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Schiffe,  deren  Deberwachuog  und  Verkauf  ausdehnte ').  Die  Bewaff- 
nung der  Handelsschiffe  war  verboten  und  konnte  nur,  wie  es  Napoleon 
in  den  Zeiten  der  Bedrohung  des  französischen  Handels  durch  EoglaDd 
bestimmte,  mit  Bewilligung  des  Gouvernements  geschehen  ^}.  In  dieses 
Fällen  war  die  Waffenmacht  dann  den  Eriegsgesetzen  unterworfai 
Aus  der  Zeit  der  Feindseligkeiten  Frankreichs  und  Englands  röhrt 
auch  eine  genaue  Prisenordnung  her,  welche  in  ihrem  ganzen  Um&ofe 
auch  für  die  Gegenwart  noch  giltig  ist,  in  ihren  Grundsitzen  aber  auf 
der  alten  Seeordonnanz  von  1681  ruht  ^).  Nur  errichtete  Napoleda 
für  die  Regelung  und  Entscheidung  der  Ansprüche  der  Parteien  ein» 
besonderen  Gerichtshof  ^),  nachdem  v<nrübergehend  dieConstitoantediae 
Competenz  den  Gerichten  in  den  See-  und  Hafenstädten  ertheilt  hatte, 
oerandheite-  Die  dritte  Reihe  jener  Polizeifunctionen,  die  untw  diesen  Abschnitt 

'  ^*^"mi''****  gruppirt  werden  können,  umfasst  jene,  welche  direct  auf  das  leiMiclK 
und  geistige  Wohl  des  Volkes  sich  beziehen,  die  Gesundheitspolizei  in 
engsten  Sinne  des  Worts  Jund  die  gesammte  Sittenpolizei.  In  erster 
Richtung  hat  die  Polizei  die  Aufgabe,  im  Interesse  des  öffeotU<^ 
Wohlergehens  den  Gefahren  vorzubeugen,  welche  dasselbe  bedrobefi. 
und  die  Mittel  selbst  zu  sichern,  welche  Hilfe  und  Beistand  geeen 
die  Gefahren  bieten  können,  selbst  wenn  diese  schon  eingetreten 
Dieselben  Aufgaben  hat  die  Polizei  in  zweiter  Richtung  zu  erfoiki. 
doch  ist  das  Object  ein  anderes.  Nicht  auf  das  physische  WobL 
sondern  das  geistige  wendet  sich  ihre  Thätigkeit.  In  beiden  Richtoi^ 
ist  die  OfPentliche  Autorität  gerade  hier  mehr,  als  in  jedem  anderes 
Gebiete  berufen,  die  individuelle  ünkenntniss  und  Dnklugheit  su  b^ 
seitigen  und  in  (öffentlicher  Fürsorge  der  persönlichen  Aufmeiksamkeit 
an  die  Seite  zu  setzen.  Die  Gesundheitspolizei  richtet  sich  daher  gc^ 
jene  Ursachen,  welche  durch  persönliche  Thätigkeit  das  WohlergebeB 
der  Allgemeinheit  und  des  Einzelnen  gefährden  können ,  gegen  oatQr- 
liehe  und  zufällige  Ereignisse  und  gegen  jene,  welche  beide  EkmeDte 
in  sich  vereinen.  Schon  im  ancien  Regime  hatte  die  Gesetzgebung  ^^ 
die  ersteren  angekämpft.  Die  Ausübung  der  Heilwissenschaft  wurde  als 
eine  freie  Kunst  betrachtet  und  darum  einerseits  von  jenen  yorschiiftc& 
welchen  die  Gewerbe  unterworfen  waren,  ausgenommen,  aber  asdeitf- 
seits  doch  unter  besondere  Polizdmaassregeln  gestellt,  als  eine  Kmift 
welche  mit  der  öffentlichen  Sicherheit  innig  verbunden  ist   Die  Ordoo* 


1)  Gesets  vom  6—22.  AagiiBt  1791  und  4.  Germinal  an  IL    Gaeeti  vee 
6—22.  Aügnst  1791  und  Arrfttä  Tom  17.  FIotM  an  IX. 

2)  AttM  vom  2.  Prairial  ao  XI. 

8)  Arrgt^  vom  2.  Prairial  an  XI.  und  Ordonnans  vom  Jahre  1661  lir.nL 
4)  Arr6t^  vom  6.  Germinal  an  YIII. 
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nanz  Ton  Blois  (1579)  galt  för  diese  Polizei  als  Grandlage  neben  dem 
Statnt  von  1730  ffir  die  Aasübnng  der  Chirurgie  bis  zu  der  Zeit,  in  der 
das  Gesetz  des  Consnlats  neue  Grundsätze  aufstellte.  Die  Ausübung 
der  Heilwissenschaft  ward  an  das  von  einer  französischen  Facultät 
ausgestellte  Doctordiplom  gebunden  und  je  nach  den  Graden  und  dem 
Umfang  derselben  auch  dieTfaätigkeit  bemessen.  Die  Kurpfuscherei  wurde 
strenge  verboten  und  mit  hohen  Geldstrafen  bedroht.  Die  Procuratoren 
der  Tribunale  führten  die  Listen  der  im  Gerichtsbezirk  angestellten 
Doctoren  ').  Ebenso  wurde  die  Ausübung  des  Hebeammendienstes 
an  den  Besitz  eines  Prüfangszeugnisses  gebunden  und  alle  befähigten 
und  angestellten  Frauen  der  Art  beim  Giviltribunale  ihres  Wirkungs- 
kreises eingetragen.  Einer  besonderen  Aufsicht  wurde  das  Apotheker- 
gewerbe unterworfen*).  Der  Gowerbstitel  musste  beim  Prefet  des 
Departements  ausgewiesen,  vor  einer  Jury  eine  Prüfung  abgelegt  und 
der  Eid,  die  Kunst  mit  Treue  und  Rechtlichkeit  auszuüben,  vor  dem  Prefet 
abgelegt  werden.  Die  Berechtigung  war  nur  in  dem  Departement  geltend, 
für  das  sie  ausgestellt  ward.  Die  Epiciers  und  Droguistes  wurden  vom 
Apothekergewerbe  getrennt  und  ihnen  jedes  Pfuschen  in  dieses  verboten. 
Der  Giftverkauf  wurde  an  besondere  Bedingungen  geknüpft ')  und  selbst 
der  Verkauf  von  gesammelten  Heil-  und  Medicinalpflanzen  allen  unter- 
sagt, die  nicht  die  gesetzlich  geforderte  Prüfung  gemacht  hatten.  Schon 
die  Constituante  hatte  den  Verkauf  geheimer  Heilmittel  verboten  ^).  Alle 
Anstalten  und  Localitäten,  welche  auf  diese  Art  oder  auch  blos  für  das 
Studium  der  Heilwissenschaft,  wie  die  Secirsäle  und  Laboratorien,  mit 
der  Öffentlichen  Gesundheitspflege  in  Verbindung  standen,  waren  einer 
steten  polizeilichen  Beaufsichtigung  unterworfen  *).  Eine  besondere  Sorg- 
falt widmete  die  Revolution  der  Pflege  und  Hebung  der  Gesundbrunnen 
und  Bäder,  mit  denen  die  Natur  Frankreich  reich  gesegnet  hat,  doch 
sind  die  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  in  ihren  Grundzügen  schon 
auf  die  Gesetzgebung  des  ancien  Regime  zurückzuführen  *). 

Dm  die  der  Gesundheit  und  dem  Leben  gefährlichen  Ereignisse,  seacbw.  nnd 
welche  ihren  Grund  in  Naturerscheinungen  haben,  wie  ansteckende   »"«««»pom*«»- 
Krankheiten,  Seuchen  n.  dergl.,  zu  bekämpfen,  hatte  das  ancien  Regime 
schon  zahlreiche  Vorsichtsmaassregeln  getroffen  *).   Die  Zeit  der  Revo- 


1)  Gesetz  vom  10.  M&rz  1803  (29.  Ventdse  an  XL). 

2)  Gesetz  yom  21.  Germinal  an  XI.  und  11.  April  1803  (1.  Flor^al  an  XI.). 

3)  Gesetz  Tom  21.  Oerminal  an  XI. 

4)  Deeret  yom  19—22.  Jnli  1791. 

6)  Arrdt^  Tom  3.  Vend^miaire  an  VII. 

6}  Arrdt^  yom  29.  Flor^al  an  VII.,  23.  Vend^miaire  an  VI.,  6.  Nivdse  an  IX« 
Flenrigeon  a.  a.  O.  Bd.  II.  8.  283. 

7)  Delamare  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  549  n.  ff. 
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Intion  erheischte  keine  Gesetze  der  Art,  da  die  Natur  sie  glücklicher- 
weise nicht  nöthig  machte.  Nur  um  den  Feuersgefahren  Yorzubeogen, 
organisirte  Napoleon  die  Polizei  dafür  militärisch,  um  sie  schnell  und 
streng  wirksam  zu  machen.  In  Paris  wurde  ein  besonderer  »Corps  des 
gardes  pompiers^*  errichtet,  welcher  unter  der  Oberaufsicht  des  Polizei- 
präfects  gestellt  wurde«  In  den  übrigen  Gemeinden  sollte  die  Municipal- 
polizei  auch  die  Feuerpolizei  sein  und  die  Aufsicht  über  die  besondere 
Löschmannschaft  führen,  ebenso  wie  über  jene  Maassregeln,  welche  dieGe- 
setze  für  die  allgemeine  Sicherheit  von  den  einzelnen  Bürgern  fordern  ^). 
Die  Die  Sittenpolizei,  so  weit  sie  eben  an  die  geistigen  Interessen 

Drltk°^pl-eM-  ^®^  Gesellschaft  sich  anlehnt,  ist  zum  Thei!  eine  Beschränkung  des 
geieue.  Die  Grundrechtes  der  geistigen  Freiheit,  der  Gedanken-  und  Glanbensfireihdt 
Censnr.  g^j^Q^  (j^s  aucieu  Regime  hatte  in  erster  Richtung  das  Buchdrucker- 
gew^rbe  und  den  Buchhandel  unter  strenge  Aufsicht  gestellt,  ja  am 
Ende  selbst  es  wie  ein  Monopol  behandelt,  das  nur  durch  königliche 
Gnade  geübt  werden  konnte.  Die  Constituante  schaflEte  alle  diese 
Bestimmungen  ab  und  gab  das  Gewerbe,  wie  alle  anderen,  frei.  Diese 
Freiheit  währte,  bis  Napoleon  die  Dircction  der  Druckerei  und  des 
Buchhandels  einsetzte,  die  Gewerbe  zum  Erwerb  besonderer  Patente 
verpflichtete  und  ihre  Zahl  in  jedem  Departement  bestimmte,  so  wie 
die  Zahl  der  Pressen,  die  jeder  Drucker  halten  konnte  und  musste '). 
Der  Geist  dieser  Yorsichtsmaassregeln  fand  endlich  sein  trauriges  Zid 
in  der  Wiederherstellung  einer  strengen  Censur.  Die  Censur  ist  nach 
ihren  verschiedenen  Formen  und  Namen  fast  so  alt,  als  die  gesammte 
Presse  und  Buchdruckerkunst.  Sie  dehnte  sich  von  da  an  über  alle 
geistigen  Werke  und  Schöpfungen  aus,  über  Zeichnungen  und  Bild- 
werke, über  dramatische  Schriften  und  Vorstellungen*).  Mit  der 
Freiheit  des  Gewerbes  einerseits  und  der  Erklärung  der  Gedanken- 
freiheit andererseits  fielen  in  der  Revolutionszeit  natürlich  alle  Be- 
schränkungen weg.  Erst  der  Parteihass  und  die  Parteileidenschaft 
schufen  wieder  neue  Polizeimaassregeln,  um  das  Recht  des  Geistes 
zu  beschränken.  Alle  anders  als  jacobinisch  gesinnten  Schriftsteller 
wanderten  auf  das  Schaffet  oder  wurden,  wie  unter  dem  Directoriain, 
deportirt  Der  Convent  führte  sogar  geradezu  die  Censur  wieder  ein 
und  gab  sie  der  Commission  des  öffentlichen  Unterrichts  zur  Ver- 
waltung^).   In  drei  Monaten  wurden  von  151  censurirten  Theater- 


1)  Arret^  vom  6.  Jali  1801  (17  Meseidor  an  IX.).  AnM  vom  12.  Meesidor 
an  YIII.  Gesetz  vom  28.  September  bis  6.  October  1791.  Air^Ü  Tom  1.  6e^ 
minal  an  VII. 

2)  Decret  vom  5.  Februar  1810. 

8)  Vivien:    iltnde  administrative  Tom.  n.  S.  296. 
4)  Decret  Tom  26.  FlorM  an  II. 
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stücken  33  gänzlich  verworfen  nnd  25  zu  Aenderungen  bestimmt 
Selbst  die  Werke  der  französischen  Glassiker  worden  geprüft  und 
theils  verboten,  theils  in  einzelnen  Stellen  gestrichen.  Indirect  warde 
die  Censnr  anch  vom  Directorium  beibehalten,  bis  Napoleon  sie  aus- 
drucklich wieder  einführte  ^).  Die  periodische  Presse  zumeist  erlag 
dem  Drucke  dieser  Gesetzgebung.  Schon  das  Directorium  wollte  ihre 
strenge  Controle  und  forderte  eine  genaue  Angabe  der  Namen  der 
Herausgeber,  Drucker  und  Autoren  eines  Tagesblattes.  Selbst  das 
ans  fremden  Zeitungen  Aufgenommene  hatte  der  Herausgeber  zu  ver- 
antworten. Mit  den  direct  bei  einem  Blatt  Beschäftigten  hafteten  auch 
die  Austräger,  Ausrufer  und  Verkäufer  periodischer  Schriften*). 
Napoleon  anerkannte  diese  Maassregeln  in  ihrem  ganzen  Umfang. 

Eine  der  Gedankenfreiheit  und  ihren  Beschränkungen  ähnliche  Die  Reiigioiu- 
Geschichte  hat  die  Glaubensfreiheit.  Seit  der  Aufhebung  des  Edicts  ^''*^*'' 
von  Nantes  war  der  Begriff  der  Glaubensfreiheit  verloren  gegangen, 
und  welche  traurige  Geschichte  er  während  der  Revolution  erlebte, 
habe  ich  bereits  gezeigt.  Wohl  erklärten  alle  Constitutionen  die 
Glaubensfreiheit  bis  zu  jenen  Grenzen,  welche  die  Polizeigesetze  für 
die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  bestimmten.  Aber  gerade  mittelst 
der  Polizeigesetze  leitete  man  unter  der  Legislative,  dem  Gonvent  und 
Directorium  die  härtesten  Verfolgungen  ein.  Keine  öffentliche  Religions- 
feierlichkeit, kein  kirchlicher  Umzug  oder  Aufstellung  von  kirchlichen 
Gegenständen  durfte  mehr  statthaben.  Das  Läuten  der  Glocken  wurde 
verboten,  selbst  die  feierliche  Bestattung  der  Todten  untersagt.  Das 
Directorium  endlich  duldete  ohne  Anwesenheit  der  Polizeibeamten  gar 
keine  Religionsfeier.  Von  der  Bewilligung  der  Communalbeamten  hing 
es  ab,  wann  und  wo  ein  Gottesdienst  gehalten  werden  sollte  ').  Auch 
Napoleon,  obgleich  er  die  Bedeutung  des  katholischen  Cultus  für 
Frankreich  erkannte,  wollte  doch,  selbst  nach  dem  Goncordat,  keine 
Oeffentlichkeit  eines  Cultus  mehr.  Ein  durch  die  Staatsbehörde  ge- 
prüfter Catechismus  sollte  als  Basis  des  Religionsunterrichtes  gelten, 
keine  öffentlichen  Gebete  ohne  Bewilligung  der  Behörde  abgehalten, 
kein  Fest,  ausser  das  Sonntagsfest,  ohne  Erlaubniss  des  Gou- 
vernements gefeiert  werden.  Die  Priester  sollten  keine  Abzeichen 
tragen,  ausser  ihr  einfaches  schwai-zes  Gewand.  Zur  Beaufsichtigung 
der  Religionsfibung  sollte  den  öffentlichen  Behörden  ein  besonderer 
Platz  in  den  Kirchen  und  Bethäusem  eingeräumt  werden.  Selbst  der 
Gebrauch  der  Glocken  sollte  nur  mit  Erlaubniss  der  Localbehörde 


1)  Decret  vom  8.  Juni  1806. 

2)  Decret  vom  17.  April  1796  und  SO.  September  1797  (3.  Bromaire  an  VI.). 
8)  Decret  vom  S7.  September  1795. 


gestattet  sein,  »o  streng  geraae  in  aieser  lücntong  die  roiizeigmu 
wirkte  und  bei  der  einmal  erklärten  Glaubensfreiheit  fast  oBgeiecht 
war,  so  erzielte  Napoleon  doch  einen  höheren  Aufschwung  des  Volkes, 
eine  geistige  Regsamkeit  und  freiere  Anschauung.  Der  stumpfe  Glsabe, 
der  so  lange  Frankreich  in  der  grössten  Masse  des  Volkes  beherrsclite, 
ward  gebrochen,  und  wenn  eine  spätere  Zeit  auf  den  alten  Gdtzeoüie&tf 
zurückgreifen  wollte,  so  erschien  sie  doch  der  aufgeklärten  Masse  als 
ein  Gegenstand  der  Gleichgiltigkeit  und  des  Spottes  und  selbst  der 
niedrigen  unwissenden  Volksmenge  als  überlebt  und  Teraltet 

Das  Gefängnisswesen. 
Die  Eine  andere  Klasse  der  Polizeimaassregeln  umfassen  jeoe  Eis- 

OtfKngniiM  u.  rfchtungen  des  Schutzes  und  der  Sicherheit,  welche  direct  auf  die 

Ihre  Ordnang. 

Unterdrückung  und  zugleich  Bestrafung  gerichtet  sind,  die  Arrest-  m 
Gefangenhäuser.  Die  Revolution  vernichtete  wohl  mit  der  volistiDdiges 
Zerstörung  der  Seigneurialjustiz  die  Willkür  und  Grausamkeit,  welck 
vor  ihr  herrschte,  und  war  bemüht,  durch  eine  gesetzliche  OrdoDo§ 
mit  der  Strenge  des  Gesetzes  doch  auch  der  Menschlichkeit  freie  Balu 
zu  lassen.  Aber  die  Zeit  war  nicht  dazu  angethan,  die  Ideen  w 
That  zu  machen.  Dennoch  konnte  die  Constituante  wenigstens  in  d«r 
ersten  Zeit  einige  Grundsätze  aufstellen,  welche  auch  den  spitere: 
Regierungen  als  Grundlage  dienten.  Sie  schuf  zuerst  nach  dem  G^ 
ihrer  Justizverfassung  auch  eine  besondere  Ordnung  des  GeDbigsiü* 
Wesens.  Bei  jedem  Districtstribunal  sollte  ein  Arresthaus,  maison  d'arrct 
und  neben  jedem  Griminaltribunal  ein  Gefängniss ,  maison  de  jostict 
errichtet  werden.  Die  ersten  waren  für  jene  bestimmt,  über  ddts 
Schicksal  das  Tribunal  oder  die  Anklagejury  erst  zu  entscheideo  hatte, 
die  anderen  für  jene,  welche  nach  einem  ausdrücklichen  VerbaftsbefeU 
gefangen  gehalten  werden  sollten.  Beide  waren  wesentlich  tod  des 
Gefängnissen  als  Strafanstalten  getrennt,  und  Niemand,  der  for  diese 
bestimmt  war,  sollte  in  jenen  gefangen  gehalten  werden.  Die  ei^'»- 
liehen  Strafanstalten  schied  das  Gesetz  in  vier  Klassen:  die  Bigoos 
für  die  zu  Eisenstrafen  Verurtheilten,  die  Zwangshäuser  for  Fraoea 
und  Mädchen,  die  einfachen  Stra^efängnisse  und  endlich  die  Correctioci- 
häuser.  Niemand  sollte  in  irgend  einem  Gefängniss  ohne  einen  u^ 
drücklichen  Befehl  der  berechtigten  Autorität  festgehalten  w^eo,  ofid 
um  der  Willkür  vorzubeugen,  machte  nuin  die  Gefangenwärter  ^ 
Inspectoren  verantwortlich,  gab  den  Municipalbehörden  ein  Inspectioos- 
recht  und  den  Polizeibeamten  das  Recht,  jeden  Ge£EUigenen  sich  tot- 
fahren  zu  lassen,  den  Verhaftsbefehl  zu  prüfen  und  im  Fall  der  Co- 
gesetzlichkeit  den  Gefangenen  augenblicklich  frei  zu  lassen.  Wenigstec'  i 
zweimal  in  jeder  Woche  sollte  ein  Mitglied  der  Municipalit&t  die  Gefio^' 
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nisse  inspiciren.  Demselben  wurde  zugleich  jede  Verhaftung  angezeigt 
und  aufgetragen,  die  Verwandten  und  Bekannten  des  Betroffenen  davon 
zu  benachrichtigen ').  Das  Strafgesetzbuch  des  8.  Brumaire  an  IV.  und 
der  Code  d'instruction  criminelle  nahmen  diese  Bestimmungen  auf,  um 
gerade  nach  der  Zeit  des  Gonvents  ebenso  dem  Bürger  wieder  sein 
Freiheitsrecht  zu  versichern,  wie  ehemals,  als  gegenüber  dem  ancien 
Regime  die  Constituante  ihre  Gesetze  erliess.  In  späterer  Zeit  freilich, 
in  der  die  Öffentliche  Meinung  die  gröaste  Schutzgewalt  der  Person 
wurde»  waren  diese  Bestimmungen  zum  Theil  ganz  überflüssig.  Das 
zweite  napoleonische  R6gime  aber  scheint  es  wünschenswerth  zu 
machen,  diese  Bestimmungen  gegenwärtig  wieder  laut  ins  Gedächtniss 
der  Regierung  zurückzurufen. 

Die  gesammte  Verwaltung  des  Gefängnisswesens  ist  der  Loeal- 
administration  zugewiesen,  so  weit  sie  eben  die  Sicherheit,  Reinlichkeit 
and  strenge  Ceberwachung  anbelangt,  ebenso  wie  die  Gesundheit  der 
Gefangenen.  Der  Gonvent  legte,  um  der  Ausführung  seiner  willkür- 
lichen Gesetze  sicher  zu  sein,  die  gesammte  Gefängnisspolizei  in  die 
Hände  der  Nationalagenten.  Hit  der  napoleonischen  Verwaltunga- 
ordnung  traten  die  Prefets  nach  dieser  Richtung  in  die  umfassendste 
Gewalt,  und  für  Paris  der  Prefet  de  police  *).  Nur  die  Polizei  der 
Bagnos  gehörte  den  Marineprefets ').  Besondere  Gefangenhäuser  er- 
richtete die  Gonstituante  für  Minderjährige,  deren  Eltern  die  Fest- 
haltnng  zur  Besserung  forderten  ^),  wie  das  Directorium  wieder  die 
Schuldhaft  einführte  und  dafür  bestimmte  Gefängnisse  errichtete*). 
Napoleon  anerkannte  beide  Institutionen  *),  doch  hatten  in  diesen  Ge- 
fangenhäusem  die  Eltern  oder  Gläubiger  für  die  Erhaltung  zu  sorgen, 
obgleich  die  Verwaltung  von  den  öffentlichen  Behörden  geleitet  wurde. 

Mit  den  humanen  Grundsätzen,  welche  allenthalben  in  Europa  im 
Laufe  des  neunzehnten  Jahrhunderts  herrschend  wurden,  der  Abschaffung 
der  Kettenarbeit,  der  Reform  aller  Strafgerichtsbarkeit  überhaupt,  hat 
auch  das  Gefangenwesen  eine  dem  Geist  der  Sittlichkeit  entsprechende 
Umgestaltung  erfahren. 


1)  QeMts  Tom  16—29.  September  1791.  Tit  XIV. 

2)  Oefleis  yom  22.  December  1789  bis  Jaoiuur  179a  Seet  IIL  ond  In- 
Btruction  vom  12—20.  Augost  1790.  Decret  vom  28.  December  1798.  Code 
d'inst  crim.  Art.  605  a.  ff. 

8}  Gesetz  rom  2.  Bmmaire  an  IV.  Tit  I.  und  ArrM  vom  7.  Flor^  an  Till, 

4)  Gesetz  Tom  19—22.  Jali  1791.  Tit  U. 

6)  Gesetz  Tom  24^  Yend^miaire  an  V. 

6)  Code  oiTile  Art  875,  888,  2088  u.  ff.  Code  de  procMare  Art  781—789. 


496       ^«f  öffentliche  u.  geMlUehafkUche  Schuts  a.  teine  Orgamsation. 


Das  MlUtärwesen. 


Einleitiuis« 

D«r tuuitiiehe  Das  zweite  Glied  der  Tollziehenden  Staatsgewalt,  aber  besümmt 
^hiÜden*'  ^^^^  Aussen  hin  den  Staat  in  seiner  Grösse  und  Kraft,  seiner  Einlai 
Htere.  uud  Dauerhaftigkeit  zu  erhalten  und  zu  vertheidigen,  ist  die  Anuee. 
Vom  ersten  Augenblick  an,  als  sie  in  Frankreich  von  Carl  YL  ge- 
gründet wurde,  nahm  sie  diese  Stellung  ein  und  behielt  sie  anch  mit 
wenig  Unterbrechung  durch  die  Revolution  und  die  Gegenwart.  Sie 
hat  als  solche  dauernd  ihre  beiden  wesentlichen  BigenschafteD  dar- 
gestellt, auf  deren  Herrschaft  überhaupt  die  Idee  einer  Armee  räft 
kann.  Es  ist  dies  die  nothwendige  Abhängigkeit  der  bewaffoetä. 
Macht  von  der  Staatsregierung  und  die  absolute  Pflicht  zum  Gehorsva. 
Die  Armee  ist  ein  wesentlich  gehorchender  Körper.  In  dem  Augenblick. 
als  die  Revolution  diese  beiden  wesentlichen  Grundsätze  antastete  aif' 
umzugestalten  versuchte,  veränderte  sich  nicht  nur  eben  der  Gei^ 
der  Armee,  sondern  er  überschritt  jede  Grenze  und  drohte  sich  selbst 
und  dem  ganzen  Staate  mit  Vernichtung. 
Zur  Die  englisch-französischen  Kriege  hatten  die  Streitkraft  des  im- 

oeichieht«  der  g^aischen  Lehensadels  schon  vernichtet  und  die  Ohnmacht  der  Fendil- 

aU«B  fnmttf- 

■lachen  Heere,  uud  Gommunalmiliz  in  bitteren  Verlusten  und  Niederlagen  gezeigt,  ab 
Carl  VIL,  inmitten  der  alten  Institutionen,  besoldete  und  permaoeBtc 
Truppen  einführte  und  die  Grundlage  der  continentalen  ArmeeorgaBt- 
sation  legte,  die  Franz  I.  entwickelte  und  zu  einem  vollstiDdig» 
Kriegssystem  abschloss.  Carl  Vn.  hatte  seine  ersten  stehenden  CdOh 
pagnien  noch  aus  den  Gemeinden  gebildet,  welche  sie  zugläch  zo  er- 
halten hatten.  Franz  L  hob  schon  eine  bestimmte  Truppeozahl  a^ 
jeder  Provinz  aus  und  setzte  ihr  aus  derselben  auch  die  Offictere  Tor 
Es  entfielen  darnach  je  6000  Mann  auf  eine  Provinz  und  bildeten  eise 
Legion.  Die  Armee  führte  nach  ihren  Aushebungsorten  und  Waff^s* 
arten  die  verschiedenartigsten  Namen.  Richelieu  schuf  dann  vba 
stehenden  Heere  eine  Reservearmee  von  60,000  Mann.  Seit  seiner  Zeh 
wird  die  Armee  durch  Ausschreibung  einer  bestimmten  Anzahl  t« 
Soldaten  für  jede  Gemeinde  und  durch  freiwilliges  Engagement  p- 
bildet*).  Seit  Heinrich  IV.  wurde  der  Name  Regiment  dngefafait 
den  Ludwig  XIV.  über  die  ganze  Heeresmasse  ausdehnte  und  mit  den 
Provinzen  oder  fremden  Ländern,  aus  denen  die  Soldaten  gezogne 


*}  Porties:   Coors  de  Mgifilation  adminlstraiiye.   1808.  Bd.  L  &  S39  b.£ 
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wurden,  verband,  oder  mit  den  Waffengattungen,  oder  mit  Heiligen 
and  Namen  der  Prinzen  und  Vornehmen.  Im  Jahre  1788  gab  es  79 
Regimenter  französische  Infanterie,  11  aus  Schweizern,  8  aus  Deutschen, 
3  ans  Lrländem  und  1  aus  Niederländern  gebildet  >).  Die  gesammte 
französische  Armee  vor  der  Revolution  im  Jahre  1788  bestand  aus 
120,441  Mann  Infanterie,  32,315  Mann  Cavalerie  und  9355  Officieren, 
also  in  Summa  aus  162,111  Mann  ^).  Andere  Schriftsteller  geben  die 
Stärke  der  Truppen  etwas  höher  an,  aber  doch  immer  auf  eine  Zahl, 
welche  zeigt,  dass  Frankreich  beim  Ausbruch  der  Revolution  von 
allen  europäischen  Mächten  die  wenigsten  Soldaten  unter  Waffen 
hatte '}.  Das  Budget  war  aber  dennoch  ein  unverhältnissmässig  hohes, 
und  frühzeitig  zeigte  sich  das  verzehrende  Geschwur  des  Staatshaus- 
halts der  europäischen  Staaten  als  wirklich  dort  ruhend,  wo  es  in 
Wahrheit  auch  war.  An  105,600,000  Livres  frass  eine  Armee,  die  seit 
Ludwig's  XIV.  Jugend  wenig  Ehre  und  Ruhm  geerntet  hatte,  und 
wenn  man  die  Yertheilung  jener  Summe  nach  Necker's  eigener  Angabe 
betrachtet,  dann  erst  erkennt  man,  wie  alt  und  tief  gewurzelt  jene 
Lasten  sind,  an  denen  die  Gross-  und  Militärstaaten  Europas  heute 
noch  immer  in  der  Täuschung  ihrer  Regierungen  sich  verzehren.  Und 
wo  es  die  Grösse  der  Armeen  nicht  ist,  der  Schrecken  des  Krieges, 
da  ist  es  die  Miserabilität  der  Wirthschaft,  welche  in  den  uniformirten 
Schmarotzern  das  Mark  der  Staaten  auffrisst.  So  wurden  in  Frank- 
reich von  jener  ungeheuren  Summe  zum  Nutzen  der  Soldaten,  für 
CasemiruDg,  Heizung,  Montirung,  Aerzte  und  Besoldung  u.  dergl., 
44,100,000  Livres  ausgegeben.  Die  oberste  Armeeverwaltung  verzehrte 
dagegen  32,950,000  Livres,  und  die  Pensionen  und  Gebalte  der  Officiere 
allein  46,400,000.  »Was  soll  ich  dazu  sagen,''  ruft  Necker  aus,  „was 
giebt  mehr  zu  bedenken,  als  ein  solches  Verhältniss  *).^ 

Betrachtet  man  aber  die  innere  Organisation  der  alten  Armee  MisBbrXaehe 
genauer,  dann  findet  man  bald  diese  schreienden  Missverhältnisse  er-  '°  ^"^  '^^^^ 
klärt  Der  Adel  allein  hatte  eine  Anwartschaft  auf  Officierstellen  und 
die  Inhaberschaft  eines  Regiments.  Der  Regimentsinhaber  konnte  die 
Obersten  desselben  ernennen,  welche  wieder  die  übrigen  Officiere  an- 
stellten. Die  Söhne  des  höheren  Adels  begannen  ihre  Laufbahn  nur 
als  Obersten,  wofür  bei  jedem  Regiment  die  Stelle  eines  »Colonel  en 
second«  eingerichtet  war.    Noch  unter  Ludwig  XVL  durfte  Niemand 


1)  Sieard:  Histoire des  institationB  tnilitaires  desFran^ais.  1831.  Bd.  11.  S.  287. 

2)  Grimoard:  Secherches  sar  la  force  de  Tarm^e  fran^aise.  1806.  S.  95. 
8)  Labanme:    Histoire  monarchiqne  et  constitaiionelle  de    la  r^volution 

fran^ise.   Bd.  I.  S.  409. 

4}  Necker:   Administration  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  435. 
Richter:   StuU-  und  GeieUichafttfreeht.    II.  82 
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zum  Unterlieutenant  vorgeschlagen  werden,  der  seine  aidüge  Enkuft 
nicht  durch  vier  Generationen  nachweisen  konnte').  So  hatte  au, 
wie  aus  den  hohen  geistlichen  Würden,  auch  aus  der  Armee,  dort,  wo 
sie  am  fettesten  nährte,  für  einen  faulen,  unwissendoi  and  unntoeD 
Adel  Pfründen  gemacht.  Wie  dort  das  g^stige  Wohl  des  Volkes,  lag 
hier  Ruhm,  Ehre,  Grösse  und  Sicherheit  des  Staates  in  diesen  us- 
fähigen  und  unreinen  Händen.  Was  war  natürlicher,  als  daas  zwiscbea 
Officieren  und  Soldaten  eine  tiefe  Kluft  lagl  Die  Behandlung  der 
letzteren  war  eine  brutale,  ubermuthige,  und  sie  musste  es  um  so  mebr 
sein,  je  mehr  der  Officierstand  seine  Pflichten  und  den  Ernst  s^ces 
Dienstes  nicht  begriff,  sondern  denselben  allein  in  dem  Bezug  seiner 
hohen  Gagen  und  dem  Verschlemmen  derselben  erkannte.  Die  Ottciere 
lehnten  sich  regimentsweise  gegen  die  Minist^ien  auf,  welche  dea 
Uebelständen  die  Reform  gegenüber  setzen  wollten,  die  DisöpUn  wir 
lange  vor  der  Revolution  schon  allenthalben  untergraben  und  gaiu 
verloren,  und  der  Revolution  im  Kreise  der  Soldaten  weiter  Rasa 
gegeben.  Die  Unterofficiere  waren  alle  radical  gesinnt,  die  fakcbe 
Philosophie  drängte  sich  auch  in  ihre  Reihen  und  fand  einen  gnt^fi 
Boden  für  ihr  weiteres  Gedeihen,  als  die  Revolution  losbrach.  Das 
Clubwesen,  das  zuerst  geheim,  dann  ganz  öffentlich  auftrat,  dianf 
auch  in  die  Armee  ein,  und  aus  dem  gemeinen  Soldatenstand  nahfli  & 
seine  Mitglieder.  An  Reformen  war  aber  hier  auf  friedlichem  W^e 
nicht  zu  denken,  denn  jene,  welche  allein  durch  dieselb^i  hättu 
verlieren  müssen,  hatten  noch  die  Macht  An  ihnen  scheitertea  ^^^ 
Vorstellungen  Necker's  und  alle  Bemühungen,  selbst  jene  Ludwig's  XU 
Ludwiff's  XYi.  Ludwig  XVL  war  überdies  ohne  jeden  persönlichen  Etnfloss  aot 
Amee^ü"!  ^*®  Armee.  Er  selbst  war  kein  Soldat  und  hatte  keine  Neigung 
Flotte.  zum  Kriegsstande,  er  kannte  nicht  einmal  die  Waffen  und  übte  läi 
einen  Kriegsdienst  ^).  Nur  für  die  Marioe  hatte  er  einiges  Interesse 
aus  persönlicher  Vorliebe  für  mathematische  und  geometrische  Wissdh 
Schaft  sich  erhalten  und  während  des  amerikanischen  Krieges  aoca 
dieselbe  in  gutem  Stand  zu  erhalten  gesucht.  In  den  letzten  Jahrec 
der  Regierung  Ludwig*s  XV.  bestand  die  Marine  aus  66  Kriegsschiffes, 
36  Fregatten  und  48  anderen  Fahrzeugen.  Im  amerikaidschen  Kriege 
wurde  die  Totalsumme  der  Kriegsschiffe  auf  176  und  zuletst  auf  i^ 
erhöht.  Es  gab  im  Jahre  1779  schon  78  Kriegsschiffe,  69  Fregattea 
und  117  andere  Fahrzeuge').    Es  war  gewiss  die  grösste  Luge  is 


1)  Renouard:    Geschichte  des  französischen  Beyolutloiukrieiges  i.  J.  17^- 
S.  16.  not.  2. 

2)  Randot:   La  France  avant  la  r^yolation.  1841.  S.  284. 

8)  Chass^riau :  Pr^cis  historiqae  de  la  marine  fran^aiae.  184Ö.  Bd.  L  8.205  o.^ 
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ProcesB  Lndwig's  XVI.,  wenn  man  ihm  als  Verbrechen  andichtete,  die 
ftantOsische  Marine  zerstört  zu  haben.  Alles  übrige  aber  war  ihm 
fremd.  So  mildthätig  er  gesinnt  war,  so  war  er  doch  ohnmächtig, 
die  Lasten  und  Qualen  zu  beseitigen,  die  auf  dem  Reich  im  Ganzen 
und  in  den  einzelnen  Institutionen  ruhten.  Und  er  war  ohnmächtig  zu* 
meist,  weil  er  unwissend  und  theiinahmslos  war.  So  hatte  sich  die 
HilitäiJQStiz,  trotz  der  oftmaligen  Vorstellungen  an  den  König,  in  ihrer 
ganzen  Rohheit  der  ersten  Jahrhunderte  bis  auf  seine  Zeit  erhalten. 
Nach  der  Organisation  yom  Jahre  1670  wurden  die  Kriegsräthe,  welche 
als  Kriegsgerichte  schon  seit  U39  fungirten,  aus  7  Mitgliedern  gebildet, 
welche  der  Regimentsoberst  ernannte  und  denen  er  selbst  präsidirte. 
Sin  Strafgesetz  gab  es  nicht,  und  selbst  jenes,  das  man  1727  abzu- 
lassen versuchte,  blieb  unvollständig  und  nach  dem  Muster  der  Ver- 
gangenheit grausam.  Hängen,  Spiessruthenlanfen,  Galeere,  schmach- 
volle Ehrenstrafen  waren  die  Mittel  des  Gerichtes,  ebenso  abhängig 
von  der  Willkür  des  Obersten,  als  das  ganze  Gericht  *).  Und  wie  das 
aacien  Regime  in  der  inneren  Organisation  der  Armee  durch  die  Jahr- 
hunderte hindurch  keine  Fortschritte  machte,  so  blieb  auch  seit 
Ludwig's  XIV.  glücklichen  Kriegen  die  gesammte  Kriegskunst  weit 
hinter  jener  der  übrigen  Staaten  zurück.  Als  Hauptsache  erschien  das 
Exerciren  und  Paradiren,  die  Ordnung  der  Monturen  und  die  Schön- 
heit der  Linien.  Die  Unfähigkeit  der  Officiere  wurde  hier  durch  das 
Stockregiment  der  Eriegswissenschaft  würdig  ergänzt.  Die  schmach« 
▼olle  Niederlage  der  gepuderten  Truppen  der  Pompadour  bei  Rossbach 
blieb  das  Würdigungszeugniss  der  französischen  Armee,  bis  die  Revo- 
lution nach  schweren  Erfahrungen  auch  hier  mit  rüstigen  Händen 
aufräumte.  Zwei  gewaltige  Erscheinungen  grenzen  die  Militärgeschichte, 
80  weit  sie  das  Gebiet  dieses  Werkes  berühren,  sicher  und  vollständig 
ab:  Carnot  und  Bonaparte.  Die  beiden  Zeiträume  umfassen  die 
Geschichte  der  Revolutionsarmee  und  ihrer  Organisation  bis  zum 
SchöpfnngBwerke  Carnot's  and  die  Geschichte  der  Armee  NapoIeon*s. 


ReTOtatlonslieer« 

Die  Strömung  des  Geistes  beim  Ausbruche  der  Revolution,  die         Die 

QrandsXtse 
Armsereform. 


Ideale,  die  man  als  letztes  Ziel  der  Hoffnungen  sich  zu  erreichen  ge-  ^^""^^^^^  ^«' 


aetzti  aber  auch  die  Unklarheit  der  Begriffe  vom  Staat  und  seiner 


*)  Sicard:   Eßstoire  des  institations  mlütairet  des  Fran^aU.  IdSl.  Bd.  H. 
1  o.  ff. 
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Ordnung,  diese  bewegenden  Kräfte  mehr»  als  die  Lage  des  Reiche 
and  seine  Bedürfnisse,  bestimmten  die  Reformen,  welche  die  Con- 
stituante auf  dem  Gebiete  des  Heer-  und  Kri^wesens  laerst  anstrebte, 
und  endlich  die  vollständige  Neugestaltung  desselben  im  Laufe  der 
Revolution.  Die  Armee,  in  ihren  verrotteten  feudalen  Zoständea  ein 
Gegenstand  des  Hasses  und  nach  den  letzten  schlecht  geführten  Krieg» 
auch  der  Verachtung  des  Volkes,  diese  Armee,  durch  ihren  übermütbigeD 
und  frechen  Adelstand  allein  mit  dem  Könige  und  seiner  Neigung  Ter- 
bunden,  musste  gerade  in  diesen  Elementen  vernichtet  und  auf  gani 
neuen  Grundlagen  wieder  gestaltet  werden.  Dass  aber  gerade  in  diesen 
Angriffspunkten  auch  die  Autorität  des  Königthnms  gefährdet  werden 
müsse,  war  alsbald  zu  erkennen,  da  ja  dasselbe  selbst  die  Laster 
gross  gezogen  hatte  und  ihr  Schützer  war.  Nach  einer  anderen  Bk^ 
tung  hin  aber  sollte  die  Armee,  selbst  wenn  der  König,  wie  oraitea 
Recht  es  bekräftigte,  der  höchste  Kriegsherr  bliebe,  durch  ihre  Bildoog 
selbst  demselben  ein  Gegengewicht  sein.  Die  Armee  sollte  eine  natioittle 
werden,  der  Kriegsdienst  sollte  ein  Landesdienst  sein  und  nicht  is^ 
ein  Solddienst,  den  jeder  Fremde  bieten  und  verkaufen  könne,  wann 
und  wie  es  der  König  fordere.  Das  nationale  Heer  sollte,  wie  das  gas» 
Volk,  in  dem  Gesetz  einen  höheren  Herrn  erkennen,  als  den  Kö&ig. 
Dieser  Rechtsgeist,  welchen  die  Constituante  in  alle  ihre  Schöpfongeo 
zu  drängen  suchte,  sollte  auch  die  Grundlage  ihrer  Armeeorganisatioc 
werden,  und  beide  leitenden  Gedanken,  wie  ich  sie  eben  gekennzeiduKt 
habe  und  wie  sie  aus  den  Verhältnissen  der  Armee  des  ancten  Regime 
hervorgegangen  waren,  wurden  die  Ausgangspunkte  einer  gross- 
artigen Neugestaltung,  aber  auch  für  lange  Zeit  einer  traurigen  und 
trostlosen  Verwirrung,  welche,  gegenüber  einem  mächtigen  und  wohl- 
disciplinirten  Feinde,  für  eine  Zeit  ganz  Frankreich  ins  tiefste  Ekod 
stürzte.  Erst  nach  diesen  Erfahrungen  befestigte  sich  der  Bau. 
Dar  Köniff  Das  Köuigthum  erkannte  beim  Ausbruch  der  Revolution  denoodi 

Kri°^h"**'  ^^  ^'°®  Stellung,  dass  es  von  allen  Rechten,  die  jetzt  bedroht  wurdei 
einzig  und  allein  ganz  selbstständig,  selbst  der  allmächtigen  Gesetz- 
gebung gegenüber,  jenes  für  sich  in  Anspruch  nahm,  ohne  welches  es 
eben  nichts  war,  als  höchstens  ein  im  Dienste  einer  anderen  Gewalt 
fungireuder  Beamter.  In  dem  Einberufungsdecret  der  Etats  geoeraox 
erklärte  es,  für  sich,  ohne  jede  Einschränkung,  nur  die  Vollziehoogs- 
gewalt,  Polizei-  und  Militärhoheit  in  Anspruch  zu  nehmen*}.  ^ 
Constituante  bestätigte  auch  Anfangs  den  König  in  dieser  Gewalt  himI 
machte  ihn  auch  zugleich   zum  Befehlshaber   der  Nationalgarde*) 


1)  Dedaratloa  vom  22.  Jan!  1782. 

2)  Decret  vom  11.  Juli  1790. 
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Damit  war  die  rechtliche  Stellung  der  Armee  zam  KOnig,  zum  Staat 
und  zum  Volk  schon  entschieden.  Aber  von  den  verschiedenen  Miss- 
bräuchen in  der  Armee,  der  revolutionären  Haltung  derselben  verleitet, 
zerstörte  die  Constituante  durch  ihre  Organisation,  was  sie  im  Princip 
zuerst  ausgesprochen. 

Die  gemeinen  Soldaten  forderten  beim  Ausbruch  der  Revolution,  Die 
aufgeregt  durch  die  Jacobiner  und  ihre  radicalen  ünterofficiere,  eine  ^^^^e^^A^mee* 
SolderhOhung,  mildere  Behandlung  und  leichtere  und  gerechtere  Be-  nnd  die  ente 
fördemng.  Die  Nationalgarde,  welche  aus  den  ersten  Revolutions-  ^^of»»»»*«*"«»- 
stürmen  hervorgegangen  war  und  als  ein  freies,  bürgerliches  Heer  die 
allgemeine  Begeisterung  erregte,  gab  das  Maass  der  Vergleichung  und 
darnach  der  Forderung.  Wie  sie,  wollte  auch  die  Armee  kein  beson- 
deres Strafgesetz,  wie  sie,  wollte  diese  die  freie  Wahl  ihrer  Officiere, 
wie  sie,  wollte  sie  überhaupt  nur  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Volkes 
unterstehen.  Die  Constituante  begann  ihre  Reformen  auch  wirklich  in 
diesem  Sinne.  Nur  auf  Aufforderung  der  bürgerlichen  Autoritäten 
kann  die  bewaffnete  Macht  einschreiten  und  Hilfe  leisten.  Nur  diesen 
Behörden  haben  die  Officiere  für  sich  und  an  der  Spitze  ihrer  Soldaten 
den  Eid  zu  leisten,  treu  zu  bleiben  der  Nation,  dem  Gesetz  und 
dem  KOnig  *).  Ja  ein  späteres  Decret  erklärte,  dass  die  Truppen 
nicht  mehr  »vive  le  roi^,  sondern  „vive  la  nation,  la  loi  et  le  roi^ 
rufen  sollten  ').  Die  Armee  sollte  überhaupt  nie  im  Innern,  nur  gegen 
äussere  Feinde  verwendet  werden.  Der  Soldat  bleibt  Bürger  des  Staates 
nnd  geniesst  die  Grandrechte  desselben  auch  im  Dienste  und  wird, 
wenn  er  16  Jahre  gedient  hat,  ohne  jedes  weitere  Erforderniss  activ 
Bürger  im  vollsten  Sinne  des  Worts.  Die  Verkäuflichkeit  der  Stellen 
und  Officierpatente  ist  verboten  ')  und  alle  Aemter  und  Würden  sollen 
nur  nach  Verdienst,  Talent  und  Würdigkeit  besetzt  werden,  und  zwar 
besetzt  der  Hauptmann  nach  freiem  Ermessen  die  Steilen  seiner  Ab- 
theilung, der  EOnig  allein  die  höchsten  Chargen  ^).  Um  übiigens  der 
Gerechtigkeit  alle  Freiheit  zu  lassen,  sollte  sich  das  Avancement  bei 
den  verschiedenen  Truppengattungen  nach  der  Art  derselben,  ihrer 
Bildangserfordernisse  und  Kenntnisse  richten  ^).  Die  Gesetzgebung 
bestimmte  die  Ausgaben  für  die  Armee  und  deren  Yertheilung,  die 
Besoldung  der  einzelnen  Grade,  die  Regeln  der  Entlassung  und  das 
Avancement,  die  Zulassung  fremder  Truppen  zum  Dienst  der  Nation, 


1)  Dtcret  vom  10—14.  Aa^st  1789. 

2)  Decret  vom  23.  October  1790. 
8)  Decret  vom  28.  Februar  1790. 
4)  Decret  vom  29.  October  1790. 
6)  Decret  vom  27.  April  1791. 


national«  Heer. 
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die  Gesetze  über  Militärverbrechen  and  ihre  Strafen  und  die  Erbaltong 
der  verabschiedeten  Truppen  ^).  So  behielt  sich  die  Gesetzgebung  in 
allen  wichtigen  Punkten  die  Hauptentscheidung  über  die  vollziehende 
Gewalt  vor  und  schmälerte,  ja  entwürdigte  geradezu  das  Ansehen  des 
Königs.  Die  adligen  Officiere  wurden  widerspenstig,  lehnten  äch  zu- 
erst gegen  die  Gesetzgebung  auf  und  wanderten  endlicb  schaarenweise 
aus.  Die  Truppen  waren  zuchtlos  und  desertirten,  so  dass  kaum  die 
dauernden  Aushebungen  im  Stande  waren,  die  gelichteten  Reihen  zn 
ergänzen.  Die  Officiere,  die  bei  dem  neu  eingeführten  Avancement 
zu  Würden  gelangten,  waren  unfähig,  ihre  Pflichten  zu  erfüllen.  Die 
Soldaten  empörten  sich  endlich  gegen  sie,  zu  tausenden  raubten  und 
plünderten  sie  im  Lande  und  drangen  von  ihren  Stationsorten  bis 
i>M  gegen  Paris  vor*).  Aber  Eins  hatte  man  schon  gewonnen:  die  Her- 
stelluDg  eines  nationalen  Heeres  und  einer  sicheren  Gesetzgebung  io- 
mitten  der  Armeen,  wie  die  späteren  Gesetze  es  geradezu  ausspracheo. 
Die  Constituante  verbot  zuerst,  nach  der  Niedermetzelung  der  Schweiz«- 
garde,  die  Herbeiziehung  fremder  Truppen.  Das  Heer  soll  ein  nationales 
sein  und  besteht,  wie  die  Constitution  es  verkündete,  um  das  Vater- 
land nach  Aussen  gegen  seine  Feinde  zu  schützen  '). 
Die  BiidoDir  Um  die  Armee  zu  bilden,  erliess  sie  jetzt  ein  genaues  RecrutiruDgs- 

gesetz,  welches,  abgesehen  von  den  ausserordentlichen  Maassregeln  des 
Convents,  bis  auf  Napoleon  herrschend  war^).  Es  ruhte  auf  dem 
System  der  Anwerbung  und  des  freien  Engagements.  Die  revolutionira 
Begeisterung  führte  zuerst  über  das  ebenso  langweilige,  als  Ungewisse 
dieser  Systeme  hinweg,  und  unter  dem  Convent  war  es  die  Gewalt 
der  Regierung  und  die  Furcht  der  Regierten,  welche  die  Schwierigkeitea 
überwanden.  Vom  achtzehnten  Jahre  an  wurde  man  nach  dem  Geseti 
fähig,  in  die  Armee  eintreten  zu  können.  Das  Engagement  sollte  acht 
Jahre  dauern,  und  zwar  fünf  Jahre  für  den  Dienst  und  drei  Jahre  fir 
die  Reserve.  Die  Constituante  wusste,  welche  Vortheile  eine  kurze 
Dienstzeit  habe,  wie  sie  die  Liebe  und  Pünktlichkeit  im  Dienst  er- 
halten und  die  Desertionen  vermindern  müsse.  Der  Ehrendienst,  za 
welcher  der  Soldatendienst  jetzt  emporgehoben  wurde,  sollte  das 
moralische  Mittel  sein,  die  Armee  zu  heben.  Vagabunden,  Bettler 
und  eines  Verbrechens  Verdächtige  durften  nicht  angeworben  werden. 
Jeder  Recrut  selbst  sollte  nur  freiwiUig  eintreten  dürfen  und  alle  ab- 


des  nationalen 
Heeres. 


1)  Decret  vom  28.  Februar  1790. 

2)  Renouard  a.  a.  0.  S.  17  ü.  ff.  und  CNrimoard:    Baefaerohei  for  la  foree 
de  Tarm^e  fran^aise.  S.  109,  124  u.  ff. 

8)  CoDstitution  vom  Jahre  1791  Tit  IV.  Art.  1. 
4)  Decret  vom  9—25.  MSrz  1791. 
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gelisteten  nnd  gewaltsam  erzwungenen  Engagements  ungiltig  sein. 
So  streng,  wie  die  Anwerbung,  sollte  auch  der  Abschied  nur  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  ertheilt  und  stets  mit  Gründen  gerecht- 
fertigt werden.  Das  Gesetz  scheidet  zwischen  einem  Abschied  nach 
abgelaufener  Dienstzeit  und  dem  Altersabschied.  Wer  24  Jahre  ge- 
dient hat,  kann  nicht  Terabschiedet  werden,  ebenso  jener,  der  im 
Kriege  verwundet  worden  ist,  ohne  dass  eine  andere  Versorgung  ihm 
eröffnet  wird.  Erst  Napoleon  erkannte  das  Gefährliche  dieses  Systems 
der  Armeebildung.  Er  sah,  dass  darauf  die  Verwüstung  einzelner 
Landesstrecken  und  deren  Entvölkerung  beruhe,  dass  die  Natur  der 
Landestheile  und  das  Klima  gar  nicht  berücksichtigt  werde,  dass  die 
Städte,  die  ein  Fünftel  der  Bevölkerung  des  Landes  bildeten,  doch  zwei 
Drittel  der  Armee,  und  Paris  allein  davon  wieder  ein  Drittel  stellte. 
Die  wenig  zum  Kriegsdienst  geeignete  nördliche  Bevölkerung  gab  die 
Hälfte,  der  reich  bevölkerte  Süden  ein  Fünftel  der  Soldaten,  so  dass 
also  der  Korden  1  Mann  auf  149,  der  Süden  dagegen  auf  279  stellte^). 
Dabei  schätzte  man  bis  1792  unter  den  angeworbenen  Soldaten  stets 
den  sechsten  Theil  derselben  als  krank.  Diese  Verhältnisse  schufen, 
als  sie  eben  erkannt  wurden,  das  System  der  Conscription,  auf  das 
ich  im  Folgenden  zurückkehren  werde. 

Die  gesammte  Heeresmasse  theilte  die  Constituante  in  Cavallerie  Die 
und  Infanterie,  welche  in  Bataillone  zerfielen,  nach  deren  Zahl  die  ^^*^*"^'^^**' 
einzelnen  Armeen  bemessen  wurden.  Hier  brachte  aber  erst  Garnot  Die  dibcIpUd. 
nach  Eröffnung  des  Krieges  einen  durchgreifenden  Gedanken  in  die 
Organisation.  Die  Constituante  beschäftigte  sich  zuerst  nur  mit  der 
Einfügung  eines  Verwaltungs-  und  Justizkörpers  inmitten  der  be- 
waffneten Macht.  Zahlreiche  Gesetze  waren  schon  erlassen  worden, 
um  die  Disciplin  in  der  Armee  wiederherzustellen,  die  Officiere  und 
Unterofficiere  wurden  für  alle  durch  ihre  Truppen  verübten  Excesse 
verantwortlich  erklärt,  wenn  der  Schuldige  nicht  entdeckt  werde,  die 
Todesstrafe  und  infamirende  Cassation  wurde  über  die  meiste  Dis- 
ciplinarvergehen  verhängt,  den  commandirenden  Generalen  wurde  eine 
fast  absolute  Disciplinargewalt  ertheilt,  und  besonders  gegen  revoltirende 
Truppen  die  äusserste  Strenge  in  Anwendung  gebracht ').  Zugleich 
führte  die  Constituante  wieder  besondere  Kriegsgerichtshöfe  ein  und 
rechtfertigte  in  der  Einleitung  des  Gesetzes ')  diese  Ausscheidung  eines 
Theiles  des  Volkes  von  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit,  indem  sie 
erklärte,  dass  nur  auf  diese  Art  eine  wahre  Durchführung  der  beson- 


1)  Porties:   Conrs  de  Mgialation  adndnistratiYe.   Bd.  I.  8.  246  o.  ff. 

2)  Decret  vom  26—29.  Juli  1791  and  28.  Aagast  1791. 

3)  GeseU  Tom  28.  September  bis  29.  Ootober  1790. 
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deren  Disciplinargesetze  möglich  wäre  nnd  im  Debrigen  auch  & 
Organisation  derselben  durch  die  Einfabrang  der  Jury  mit  jener  de 
gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit  in  Harmonie  gesetzt  werden  sollte,  so  das 
in  Ermangelung  eines  Militärgerichts  auch  das  Civilgericbt  eintreteD 
könne.  Bei  allen  Civildelicten  übrigens  sollten  die  Soldaten  toh  den 
gemeinen  Gerichten  gerichtet  werden,  und  so  wie  jeder  andere  Bürg». 
In  ihrer  inneren  Organisation,  ihrer  Gompetenz  und  Processfühmog. 
waren  die  Militärgerichte  von  den  Civilgerichten  wenig  Terschiedec 
nur  traten  an  Stelle  der  Richter  die  Eriegsauditeurs,  an  Stelle  der 
Civiljury  eine  aus  der  Armee  gebildete  Militäijnry ').  Der  Code 
militaire  von  1791  bestimmte  genau  die  Gompetenz  der  Gerichte,  die 
Ordnung  der  Verbrechen  und  Strafen. 
Die  Neben  diesen  Kriegsgerichten  und  unter  dem  Befehl  des  giand 

dcrMmtär"  J"6®  militaire  wurde  zugleich  die  Militärverwaltung  organisirt  Für 
▼erwaitang.  die  gesammte  Administration  wurden  134  Kriegscommissäre  eingesetzt 
welche  mit  den  Eriegsauditeurs  die  Ueberwachung  des  Kriegsdienstes 
nnd  Execution  der  Militärgesetze  zu  leiten  hatten.  Sie  waren,  wie  äx 
Auditeurs,  unabsetzbar  und  konnten  nur  durch  ein  richterliches  ürtheü 
entsetzt  werden.  In  Civil-  und  Criminalsachen  unterstanden  sie  des 
gemeinen  Gesetzen  und  gewöhnlichen  Gerichten.  Für  die  Verwaltunf 
waren  sie  dem  Kriegsminister  verantwortlich.  Bis  zur  Suspenaon  der 
königlichen  Gewalt  wurden  sie  vom  König  ernannt  und  ▼<»  dec 
Districtstribunalen  vereidet.  Ausser  diesen  Beamten  wurden  noch  ba 
den  Kriegsgerichten  Auditorcommissäre  angestellt,  einerseits  für  die 
Verfolgung  der  Militärverbrechen,  andererseits  für  die  BeauMditigin^ 
aller  Verwaltungsadministrationen.  Sie  waren  selbst  von  den  Disdplniar- 
gesetzen  befreit  und  unterstanden  nur  den  Civilgerichten.  Sie  waren  die 
eigentlichen  Procuratoren  der  Militärjustiz  und  Verwaltung  und  wurdes 
gleichfalls  vom  König  ernannt.  Für  den  Detaildienst  wurden  S34  ge- 
wöhnliche Commissäre  neben  den  23  Gerichten  eingesetzt,  welche  theib 
den  Kriegsauditoren,  theils  den  Kriegscommissären  als  Substitutes 
zugetheiit  werden  konnten,  alle  Inspectionen  leiteten  und  darüber  dieseo 
Vorgesetzten  Bericht  erstatteten.  Neben  dieser  allgemeinen  Verwaltung 
führte  die  Constituante  ^)  noch  eine  besondere  Finanzverwaltung  ifi 
der  Armee  ein,  bestehend  aus  einem  Generalzahlmeister  für  die  Ter- 
waltung  aller  Ausgaben  des  Kriegs  und  der  Marine.  Doch  konntefl 
sie  nur  im  Auftrage  der  Kriegscommissäre  Zahlungen  leisten.  Sie  wares 
cautionspflichtig  und  wurden  von  der  Staatsschatzverwaltang  enasat 


1)  Decret  vom  20.  September  bis  14  October  1791   und  Code  nOütfre 
vom  SO.  September  1791. 

2)  Decret  vom  24.  September  bis  12.  October  1791. 
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So  vermochte  die  Gonstitoante  hier,  wie  im  ganzen  Lande,  durch  Annssvog  und 
einen  streng  gegliederten  Beamtenorganismus,  der  sich  im  Staat  um  ^^J^Arm™' 
die  Departementsverwaltung,  in  der  Armee  um  das  Kriegsgericht  Dia  Ugi«utive. 
gruppirte,  wenigstens  momentan  Ordnung  und  Sicherheit  zu  erzielen. 
Alsbald  aber,  nach  der  Flucht  des  Königs,  fiel  die  Armee  in  die  frühere 
Verwilderung  zurück.  Die  Legislative  trat  ihre  Thätigkeit  an,  der 
Krieg  wurde  den  deutschen  Mächten  erklärt,  und  Narbonne  berichtete, 
,,dass  es  unm<)glich  sei,  ihn  zu  führend'  Alle  Dispositionen  seien  so 
unvollständig,  dass  man  keine  bestimmten  Befehle  ertheilen  könne. 
Nominell  ständen  wohl  von  Dünkirchen  bis  Besannen  240  Bataillone 
und  160  Escadrons,  aber,  abgesehen  von  den  Desertionen,  seien  88 
Bataillone  und  48  Escadrons  für  den  Festungsdienst  nOthig,  und  man 
könne  daher  kaum  150  Bataillone  und  130  Escadrons  gegen  den  Feind 
führen.  Und  zur  Ergänzung  dieser  Armeen  bedürfe  es  wenigstens  noch 
50,000  Mann  >).  Da  begann  die  Legislative  und  der  Gonvent  seine 
Organisation  und  ^Wunder  sind  in  der  politischen  Welt  geschehen.  Das 
Mittel,  wodurch  sie  gewirkt  worden,  war  die  französische  Armee  ^).'* 

Die  Legislative  fühlte,  nachdem  sie  durch  die  Girondisten  den  König      di«  aii. 
zum  Krieg  gezwungen  hatte,  wohl,  dass  der  beste  Schutz  des  Landes  f«»«*»«  voik«. 

bewaflbnog.  DU 

und  seiner  Freiheit  in  der  Macht  des  Bürgerstandes  liege,  in  seinem  ReToimioiu- 
Mnthe  und  seiner  Vaterlandsliebe.  In  der  grössten  Noth  der  Gefahr  ^**'** 
musste  er  die  grösste  Gewalt  haben,  ihm  und  seiner  Kraft  das  Vaterland 
vertraut  werden.  Von  dieser  Ueberzeugung  geleitet,  erliess  sie  denn 
ihr  wichtiges  Gesetz  über  die  allgemeine  Volksbewafoung  und  die 
Gefiihr  des  Vaterlandes ').  Damit  wurde  der  Grund  fßr  die  Bildung 
einer  eigentlichen  Revolutionsarmee  gelegt  Sobald  das  Vaterland 
durch  äussere  Feinde  oder  innere  Revolutionen  bedroht  erscheine,  soll 
der  Ruf  durchs  Land  gehen:  Bürger,  das  Vaterland  ist  in  Gefahr. 
Von  dem  Augenblick  sind  alle  Verwaltungsbehörden  in  Permanenz 
erklärt  und  kein  öffentlicher  Beamter  kann  sich  von  seinem  Posten 
entfernen.  Alle  waffenfähigen  Bürger  haben  die  Waffen  zu  ergreifen 
und  bleiben  in  permanenter  Thätigkeit.  Die  Gesetzgebung  bestimmt 
augenblicklich  den  Theil  der  Bürgerschaft,  welcher  den  Dienst  der 
Ifationalgarde  im  Innern  des  Reichs  zu  leisten  hat.  Alle  Tage  hat 
sich  die  gesammte  bewaffnete  Macht  zu  versammeln  und  den  Ruf, 
dem  Lande  zu  Hilfe  zu  eilen,  zu  gewärtigen.  Die  Districtsdirectorien 
haben  für  die  Lieferung  der  nöthigen  Kriegsmunition  zu  sorgen.  Diese 
bewaffiiete  Macht  kann  ihren  Kriegsdienst  ohne  Uniform  machen,  doch 


1)  Grimoard  a.  a.  0.  8.  180. 

2)  Faber:   Bemerkangen  über  die  francÖBische  Armee.  1808.  8.  8. 
8)  Deoret  yom  6.  Jidi  1793. 
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muss  jeder  Soldat  die  Nationalcocarde  tragen.  Erst  w«ni  der  Ruf 
durchs  Land  geht:  Bärger,  das  Vaterland  ist  ausser  Gefahr,  treten  dieae 
Haassregeln  wieder  ausser  Kraft.  Durch  das  Decret  vom  11.  Juli  1793 
wurde  das  Gesetz  gegen  den  heranruckenden  Feind  in  Anwendung 
gesetzt  und  das  Volk  durch  einen  königlichen  Aufruf  zur  aUgemeinoi 
Bewaffnung  aufgefordert ').  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  eine  Kriegs- 
geschicfate  Frankreichs  zu  schreiben  ^),  und  auch  längst  bekannt,  wie 
unglücklich  der  Krieg  von  Seiten  Frankreichs  gegen  die  deutsch- 
österreichische Macht  geführt  wurde.  Es  wäre  vielleicht  möglich  ge> 
wesen,  von  allem  Anfang  an  mit  der  allgemeinen  Volksbewaffimog 
jene  Erfolge  zu  erzielen,  welche  die  spätere  Zeit,  und  in  der  Gegenwart 
ja  auch  Amerika,  wirklich  erreichte,  da  ja  der  Strom  der  Begostemog 
alle  Gemüther  erfasst  hatte.  Aber  die  Ungeduld  der  Revolationin 
zerstörte  immer  wieder,  was  kurz  vorher  gewonnen  worden  war.  Alle 
Augenblicke  wurde  das  Kriegsministerium  neu  besetzt,  denn  der  ge- 
ringste Fehler  oder  Misserfolg  wurde  der  obersten  Leitung  als  Ver- 
brechen angerechnet  Bis  zum  Jahre  1792  waren  6  Kriegsminister 
eingetreten,  unter  denen  Narbonne  und  Servan  ganz  treffliche  Dienst« 
leisteten.  Daneben  hatte  Claviere  als  Finanzminister  längere  Zeit  6u 
Kriegsministerium  verwaltet,  bis  im  August  1792  Servan  abermals  6ts 
Ministerium  übernahm  und  eben  nach  der  Proclamation  des  Henogs 
von  Braunschweig  den  Nationalkrieg  und  die  allgemeine  Bewaffinucg 
durchführte. 

Der  Gonvent,  kaum  in  seine  Thätigkeit  eingetreten,  riclitete  aO 
seine  Kraft  auf  die  Organisation  der  Armee,  da  er  wohl  erkannte, 
dass  von  ihr  und  ihren  Siegen  der  Bestand  und  die  Kraft  der  RevoIutioD 
und  der  Republik  abhänge.  Servan  hinterüess  dem  Gonvent,  nacUcD 
er  abermals  aus  dem  Kriegsministerium  austrat,  eine  Armee  von 
250,000  Mann,  freilich  mit  einem  Budget  von  mehreren  100  Mltliooen. 
und  dennoch  ohne  Schuhe,  Strümpfe,  oft  ohne  Monturen  und  lie- 
ferungen ').  Was  ausser  diesen  Cebelständen  noch  gut  und  bfaochbsr 
war,  zerstörte  jetzt  der  Sansculotismus,  der  auch  ins  Knegsministerinffl 
drang  und  in  Fache  seinen  Minister  fand.  Die  äusserste  Ge£dir,  die 
durch  die  unglückliche  Kriegführung  immermebr  Frankreich  bedrohte, 
konnte  nur  durch  ausserordentliche  Mittel  abgewendet  werden.  Jeder 
Franzose  ist  Soldat,  erklärte  die  Constitution  vom  Jahre  1793,  aad 
die  Militärpflicht  ist  allgemein,  und  wer  sich  weigert»  die  Waffn  n 


1)  Declaration  vom  20.  Juli  1792. 

2)  Siehe  darüber  die  treffliche  Schrift  Reaouard*»:   Getehichte  d»  inn- 
zösischea  BeToIationskriege  im  Jahre  1798. 

3)  Grimoard  a.  a.  O.  S.  147« 
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ergreifeo,  ist  inftim  und  wird  als  Verrftther  erklärt  ^).  Die  Armee 
sollte  eine  nationale  sein,  aber  nicht  mehr  durch  ihre  Bildung,  sondern 
durch  den  Geist,  den  man  ihr  einflössen  wollte.  Was  lag  dem  Convent 
daran,  was  konnte  ihm  überhaupt  daran  liegen,  wer  für  Frankreich 
kämpfe  nnd  sterbe,  wenn  er  eben  nur  dafür  k&mpfen  und  sterben 
wollte.  Bereitwillig  nahm  er  den  Antrag  des  deutschen  Barons 
Anacharsis  Glootz  an,  eine  germanische  Legion  zu  bilden,  und  organi- 
arte  sie  >)  aus  Deutschen  und  Holländern.  Dann  erliess  er  geradezu 
an  die  Armeen  der  Feinde  und  alle  fremden  Völker  einen  Aufruf,  in 
den  Reihen  der  französischen  Armee  für  Freiheit  und  Gleichheit  zu 
kämpfen^).  Das  nationale  Heer  sollte  jetzt  nur  in  dem  Geiste  ge- 
bildet  werden,  dass  es  von  einem  gleichen  Drang  nach  FVeiheit  beseelt, 
mit  dem  Volk  verknüpft  werden,  gleiche  Rechte  mit  diesem  geniessen 
und  so,  wie  dieses,  auch  organisirt  sein  sollte.  Das  allgemeine  Wahl- 
recht wurde  daher  in  der  Armee  eingeführt,  den  Soldaten  das  Recht 
gegeben,  ihre  Behörden  zu  wählen  und  ihre  Führer  selbst  zu  ernennen, 
die  Beschränkungen  der  Ehe  aufgehoben  ^),  Clubs  und  Vereine  in  den 
Armeen»  um  in  ihrer  Mitte  politisches  Interesse  und  revolutionäre 
Begeisterung  zu  nähren,  anerkannt  und  Petitionen  von  der  Gesetz- 
gebung empfangen,  um  die  Wünsche  der  Armeen  zu  hören.  Keine 
Religion,  keine  Nationalität  sollte  einen  Unterschied  bilden.  Denn  das 
Volk  sollte  sich  erheben  „für  die  Vertheidigung  der  Freiheit,  der  Con- 
stitution und  der  Befreiung  des  Landes  von  seinen  Feinden  *).*  „Die 
jungen  Leute  werden  in  den  Kampf  ziehen,  die  verheiratheten  Männer 
werden  Waffen  schmieden  und  Hilfsmittel  herbeischaffen,  die  Frauen 
werden  Kleider  und  Wäsche  machen  und  in  den  Hospitälern  die  Ver- 
wundeten pflegen,  die  Kinder  werden  Charpie  zupfen  und  die  Greise 
werden  auf  den  öffentlichen  Plätzen  den  Mnth  der  Krieger  erregen, 
den  Hass  gegen  die  Könige  predigen  und  die  Einheit  der  Republik 
lehren  *).'^  So  gewaltig  und  verwegen  nun  auch  alle  diese  Ideen 
waren,  so  gefährlich  mussten  sie  auch  werden,  wenn  je  das  Kriegs- 
unglttck  die  Disciplin  lockerte,  die  ohnedies  durch  diese  Gesetze  fast 
unmöglich  war  und  .nur  durch  militärisches  Pflichtgefühl  und  Stolz 
lose  erhalten  werden  konnte.  Da  löste  der  Convent  denn  auch  das 
Kriegsministerium  auf  und  setzte  an  dessen  Stelle  das  Militärcomite. 


1)  Deeret  vom  2.  September  179S. 

2)  Deeret  Tom  4.  September  1792.    Siehe  meine  Schrift:  Anacharsis  Cloots. 
Berlin,  Springer  1865. 

8)  Deeret  vom  29.  August  1792. 

4)  Deeret  vom  8.  März  1798. 

5)  Deeret  yom  16.  Augast  1798. 

6)  Deeret  vom  23.  Augast  1798. 
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Id  seine  Mitte  trat  jetzt  Carnot  und  begann  seine  grossartige  Thitig- 
keit,  welche  die  neue  Militärorganisation  und  Kriegswissoischaft  nicht 
nur  Frankreichs,  sondern  Europas  erzeugte.  Zugleich  verband  sich  bei 
den  ersten  glücklichen  Kriegserfolgen  Dumouriez's  auch  die  B^istemng 
des  Volkes  mit  dem  Heere.  Die  Häuser  der  Bärgo*  wurden  CaserDen, 
die  öffentlichen  Plätze  Schmiedestätten,  die  Keller  wurden  aufgewühlt, 
um  Salpeter  zu  liefern,  wie  es  das  Gesetz  forderte^),  und  Fraoea 
legten  ihren  Schmuck»  Kinder  ihre  Ersparnisse  auf  den  Altar  da 
Vaterlandes.  Die  Armeen  der  Republik  wurden  nach  ihren  Standortes 
eingetheilt  und  darnach  bezeichnet.  Der  Convent  fand  8  Armeek&per 
vor  und  nannte  sie  nach  ihrer  ihnen  gesetzten  Kriegsrichtung  Anseen 
des  Nordens,  der  Ardennen,  der  Mosel,  des  Rheins,  der  Vogeseo,  der 
Alpen,  der  Pyrenäen  und  des  Innern^).  Nach  einem  neuen  System 
sollte  jede  organiburt  werden,  und  diese  Organisation  nach  der  Be- 
schaffenheit  des  Landes,  in  dem  sie  kämpfte,  und  des  Feindes,  gegen 
den  sie  aufgestellt  war,  bemessen  werden.  Mit  den  Menschenkrifteo 
sollten  die  topographischen  Elemente  sich  verbinden,  an  die  Stelle  de 
alten  Kunst  der  Schlachtfelder  sollte  jene  der  Kriegsschauplätze  fretea, 
die  hohe  Tactik,  die  wahre  Strategie  an  die  Stelle  der  kleinen,  bisher 
seit  den  Zeiten  Ludwig's  XIY.  und  Friedrich's  des  Grossen  üblidiea 
gesetzt  werden. 
Die  Biidaog  Der  Conveut  behielt  das  Recrutirungsgesetz  der  Constituante  oofi 

^ReT^ITutioM"  ^®*'  °"^  bestimmte  er  die  MiliUrpflicht  aller  Bürger  vom  achtzchotei 
ftrmeen.  bis  vierzigsten  Lebensjahr  so  lange,  bis  eine  Armee  von  300,000  Naoc 
unter  Waffen  stehe.  Die  Zahl  der  von  jedem  Departement  za  stellesdeo 
Recruten  wurde  nach  der  Bevölkerung  bemessen  und  von  den  Directorien 
ausgeschrieben.  Die  freiwillige  Anwerbung  sollte  dauernd  beibehaltec 
werden.  Die  Stellvertretung  wurde  eingeführt,  doch  musste  der  Stell- 
vertreter wenigstens  18  Jahre  zählen  *).  Auf  die  Bildung  und  Organi- 
sation der  einzelnen  Truppen  wurde  jetzt  eine  grosse  Sorgfalt  verwendet 
Die  gesammte  Infanterie  wurde  in  einen  gleichen  Körper  vereiDt  und 
nach  halben  Brigaden  abgetheilt,  jede  aus  1  Bataillon  Linientruppes 
und  2  Bataillonen  Freiwilligen  zusammengesetzt..  Fahnen  undKoöp/s 
sollten  die  einzelnen  von  einander  unterscheiden.  Ein  Chef  de  ßrigsde 
nebst  3  Bataillonschefs  führten  das  Gommando.  Die  ganxe  Stärke  eioer 
halben  Brigade  betrug  2437  Mann  und  6  Kanonen,  und  186  balb^ 
Brigaden  sollten  unter  Waffen  gestellt  werden  ^}.   Die  Cavalierie  word« 


1)  Deeret  vom  23.  August  1793. 

2)  Deeret  Tom  1.  October  1792. 
8)  Deeret  vom  24.  Febraar  1793. 
4)  Deeret  Tom  21.  Februar  1793. 
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in  die  leichte  und  schwere  eingetheilt  Es  sollten  4  Escadrons  gebildet 
werden,  jede  za  2  Gompagnien  für  jede  Abtheilung  der  Cavalerie  und 
je  2  Escadrons  von  einem  Chef  d'escadron  commandirt  werden. 
i  Escadrons  bildeten  ein  Regiment  von  der  St&rke  von  740  Mann  >). 
Die  leichten  Tmppen,  wie  sie  die  Legislative  schon  organisirt  hatte  *), 
worden  beibehalten  und  nach  54  Legionen  abgetheilt.  In  ihnen  konnte 
Jedermann  dienen.  Die  grösste  Sorgfalt  verwendete  Garnot,  selbst 
der  au^ezeichnetste  Ingenieur  seines  Landes,  auf  die  Organisirung  des 
Genie-  nnd  Artilleriewesens.  Freiwillige  Wahl  der  Armee  sollte  die 
Ärtilierietruppen  bilden  und  die  Officiere  derselben  nur  aus  den  Kriegs- 
schalen  genommen  werden  ').  9  Regimenter,  jedes  zu  544  Mann,  das 
Regiment  zu  6  Gompagnien,  die  Gompagnie  zu  84  Mann,  wurden 
organisirt  und  ihre  Gommandirenden  durch  den  Gonvent  ernannt^).  Die 
Artillerie  wurde  endlich  später  in  die  reitende  und  die  Pussartiilerie  einge- 
theilt und  mit  12  Arbeitercompagnien  verstärkt.  Für  die  Officiere  wurden 
8  Artillerieschttlen  errichtet,  doch  konnte  Niemand  Officier  werden,  ohne 
2  Jahre  gedient  zu  haben.  Alle  Generale  mussten  wenigstens  einmal 
im  Jahre  in  Paris  eintrefien,  Bericht  über  den  Stand  ihrer  Truppen 
ablegen  und  ihre  Pläne  und  Arbeiten  erklären,  wofür  ein  besonderes 
Comite  der  höchsten  Artillerieofficiere  vom  Comite  de  salut  public 
eingesetzt  wurde  ^).  Das  Geniecorps  wurde  zuerst  aus  den  GiviU 
Ingenieuren  gebildet  und  jedem  Armeecorps  einige  zugetheilt,  bis  man 
es  auf  437  Officiere  und  6  Gompagnien  Mineurs  erhob  und  zu  einem 
besonderen  Trupp  zusammenschloss.  Auch  hier  besetzte  der  Gonvent 
wegen  der  Wichtigkeit  des  Dienstes  und  des  Rechts,  mit  allen  Officieren 
am  ein  Armeecommando  concurriren  zu  können,  die  Officierstellen  *). 
Mit  dem  Geniecorps  wurden  zugleich  9  Sapeurregimenter  eingerichtet. 
Die  von  der  Legislative  errichteten  Führercompagnien '')  wurden  bei- 
behalten, nur  mit  ihnen  jetzt  auch  die  Landführer  in  Kriegszeiten  ver- 
eint. Train  und  Fuhrwesen  war  bis  zur  Napoleonischen  Zeit  Gegen- 
stand der  Entreprise  und  hatte  zum  grossen  Theil  Schuld  an  der 
Schwerfälligkeit  und  Verwilderung  der  Armee.  Deberall  hin  folgte 
bisher  ein  Tross  von  Weibern  und  Dreschern  und  hunderten  von  Wagen 
den  Armeen.  Das  sollte  übrigens  jetzt  aufhören,  und  die  starre  Gen- 
tralisation  der  Giviladministration  machte  es  möglich*    Ihr  wurde  die 


1)  Decret  vom  11.  Febraar  1793. 

2)  Decret  vom  26.  April  1792. 

8)  Decret  vom  21.  Februar  1793. 

4)  Decret  vom  7.  Februar  1794  (19.  Plnvidse  an  II.). 

5)  Decret  vom  7.  Mai  1795  (18.  Flor^al  an  III.}. 

6)  Decret  vom  4.  März  1794  (14.  Ventdse  an  III.}. 
7}  Decret  vom  26.  April  1792. 
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gesammte  Verpflegung  aufgebürdet,  so  dass  die  Trains  den  einzdim 
Armeecorps  entgegenkommeD  mussten.  Nur  eine  höchste  Administration 
mit  aussschliesslichem  Militärdienst  sollte  die  Aufsicht  nnd  Bacbfahruoi 
leiten,  und  wurde  militärisch  organisirt').  Eine  besondere  Müitirre^e, 
bestehend  aus  7  Regisseurs  en  Chef,  welche  den  Dienst  der  Eqüpa^ 
bei  allen  Armeen  zu  überwachen  hatten,  wurde  eingesetzt  nnd  direct  aotcr 
die  Aufsicht  des  Gonseil  executif  gestellt  ^).  Das  Armeesanit&tsveseo. 
das  bisher  ganz  vernachlässigt  worden  war,  wurde  gleichfalls  mit  aller 
Energie  geordnet.  In  den  Häfen  wurden  Spitäler  angelegt '),  im  dk 
Landarmeen  dem  Eriegsminister  alle  Mediciner  Tom  achtzehnteo  bb 
vierzigsten  Lebensjahr  zur  Verfugung  gestellt  ^}  und  an  den  GreEue 
des  Reichs  in  den  grössten  Städten  Spitäler  orricbtet  *).  Im  Cooseil 
executif  wurde  em  besonderes  Comite  de  sante  für  die  oberste  LeitoBC 
des  Militärsanitätswesens  angelegt  *).  Die  Armeeverwaltung,  wie  sie 
die  Constituante  auf  ganz  practische  Art  organisirt  hatte,  wurde  bei- 
behalten, nur  die  Zahl  und  die  Namen  in  Wenigem  verändert  v 
desgleichen  die  Militäi^erichtsorganisation '),  obgleich  der  Militir- 
straf  codex  vom  12.  Mai  1793  wesentliche  Yeränderungeu  in  dem  Geis: 
der  Gerichtsordnung  einführte,  welche  sicher  viel  auf  die  Haltimg  der 
Revolutionsarmee  einwirkte  und  ihre  Spuren  bis  auf  die  Geg»wt 
erhielt.  Das  Strafmaass  war  ein  ungem^  strenges,  selbst  isf 
Subordinationsvergehen  der  Tod  gesetzt,  aber  der  Stock  und  dieBatk 
wurden  abgeschafft  und  bei  kleinen  Fehlern  Humanität  geübt  Dadard 
lernte  der  Soldat  Achtung  beweisen,  aber  auch  fordern,  glmchgiltig)  vcs 
Standes  er  war  und  von  wem  er  sie  forderte.  Um  aber  auch  hier  stbt 
Macht  zur  Geltung  zu  bringen,  behielt  sich  der  Convent  die  EmeimaBg 
der  Richter  vor  und  decretirte>  dass  diese  auch  aus  Nichtmilitärs  g^ 
DU  Krieg«-  wählt  Werden  konnten  *).  Die  Gewalt  dieser  Gerichte  wurde  nocii 
'""Jj"*^*'*  ^**  erhöht,  als  der  Convent  das  Institut  der  Kriegscommissäre  der  Gejefa- 
gebung  einführte.  Nach  dem  Verrathe  Dumouriez^s  wurden  zn  jeder 
Armee  solche  Commissäre  aus  der  Mitte  des  Convents  entsendet,  die. 
mit  einer  absosuten  Gewalt  ausgerüstet,  in  alles  eingreifen  kooDteOi 


1)  Decret  vom  19.  Aagost  1793. 

2)  Decret  vom  86.  Jali  1793. 

3)  Decret  yom  S6.  Januar  1792. 

4)  Decret  vom  1.  Augnat  1793. 

6)  Decret  Tom  4.  December  1794  (14.  Frimaire  an  III.). 

6)  Decret  Tora  21.  Februar  1794  (3.  Ventdse  an  II.}. 

7)  Decret  vom  11.  September  1792,  16.  AprU  1793  und  17.  Jautf  1?^ 
(28.  »irdse  an  lU.). 

8)  Decret  vom  12.  Mai  1793. 

9)  Decret  vom  22.  Januar  1794  (3.  Plavidse  an  II.). 
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was  die  Yerwaltong  and  Organisation  der  Armee  betrat  Sie  hatten 
ein  Aufsicbtsrecht  über  alle  Offieiere  und  Generale,  konnten  alle  Kriegs- 
operationen prüfen  nnd  solche  selbst  befehlen.  Alle  Gt?il-  and  Milit&r- 
beamten  waren  ihnen  zn  anbedingtem  Gehorsam  verpflichtet  nnd  ein 
anbeschränkter  Credit  zn  ihrer  Verfügung  gestellt  *).  Und  gerade  diese 
Commissäre  waren  es,  welche  den  Goavent  so  gewaltig,  so  unwider* 
Stehlich  machten,  selbst  ausserhalb  Frankreichs.  Tagend  nnd  repa* 
blikanische  Gesinnung  waren  die  einzigen  Erfordernisse,  welche  zu 
dieser  Macht  befähigten. 

In  dieser  angeheuren  Arbeit,  welche  so  der  Gonvent  und  in  ihm  nie  Remiut« 
Carnot  in  kaum  2  Jahren  vollendete,  lag  das  Geschick  Frankreichs  ^•'^*^^^"^°'^ 
und  seine  spätere  Grösse.  Noch  bei  Mons  und  Tournay  zersprengte  moderne Tactik. 
1792  der  blosse  Anblick  der  Oesterreicher  die  französische  Armee  unter 
Biron  and  Dillon.  Die  Disciplin  war  mit  der  Revolution  zerstört 
worden,  eine  Tactik  war  ohne  Disciplin  nicht  möglich.  Als  dies  eben 
scharfsinnige  Köpfe,  wie  Garnot  und  Dumouriez,  erkannten,  machten 
sie  aas  den  Fehlern  und  Lastern  selbst  eine  Tugend.  Man  musste  die 
zuchtlosen  Heere  in  kleinen  Gefechten  verwenden  and  den  grossen 
Krieg  and  regelmässige  Schlachten  vermeiden.  Jeder  Soldat  war  gat 
genug,  den  Feind  zn  necken  und  durch  ein  anregelmässiges  Feaer  zu 
ängstigen.  Man  gelangte  zam  Tirailliren,  das  die  Zeit  bald  zn  einem  voll- 
ständigen System  entwickelte  und  mit  dem  sie,  dem  französischen  Gharak- 
ter  entsprechend,  so  grosse  Erfolge  errang.  So  konnte  man  die  rohen 
Massen  gebrauchen,  schnell  die  Trappen  abwechseln,  an  den  Kampf 
gewöhnen  und  Energie  dem  Soldaten  anerziehn.  So  musste  aber  auch 
jeder  Einzelne  frei  handeln,  sich  schützen  und  decken;  Selbstthätigkeit 
und  Selbstvertrauen  war  die  Folge.  Es  giebt  fast  keine  Schlacht  der 
Revolutionszeit,  wo  die  Franzosen  nicht  durch  die  Ueberzahl  und  diese 
ihre  Verwendung  siegten.  Ein  Bericht  an  das  Gomite  de  salut  public 
nach  der  Schlacht  [bei  Jemappe  sagt  geradezu,  dass  man  heate  nur 
durch  die  Masse  die  Anstrengungen  der  Kunst  überwinden  müsse,  dasa 
man  den  Krieg  in  Massen  führen  solle.  Auf  allen  Seiten  solle  man  die 
Massen  der  Artillerie  und  Mannschaft  aufhäufen,  mit  den  Bayonnetten 
dreinstürmen  und  sich  nicht  lange  beim  Schiessen  und  Zielen  aufhalten, 
denn  „unsere  Soldaten  sind  darin  nicht  geübt,  ja  kaum  im  Geringsten 
vorbereitet.**  Bei  diesen  Gedanken  konnte  man  nichts  Kleines  mehr 
denken  und  schaffen.  Alles  war  grossartig  gebildet  und  durchgeführt 
Freitich  war  die  Hauptgewalt  dieses  neuen  Systems  in  den  Generalen, 
die,  jung,  feurig  und  geistvoll,  demselben  entsprachen.  Die  ganze  alte 
abzirkelnde  Tactik  wurde  durch  die  Unregelmässigkeit  des  modernen 


*)  Decret  vom  9.  April  179d. 
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Kampfes  über  den  Haufen  geworfen  und  die  Franzosen  siegten  schOD, 
als  den  Preussen  und  Oesterreichern  die  ParadepUltze  noch  nicbt  ans 
den  stumpfen  Köpfen  gewichen  waren.  Hier  prüfte  man  noch,  wie 
man  jede  Bewegung  mache,  dort  sah  man  nur,  ob  man  sie  mache  ood 
ob  sie  zum  Sieg  führe.  Die  Oesterreicher  verstanden  wohl  bald  des 
Kampf,  aber  es  fehlte  ihnen  die  Kühnheit  der  Ausfuhrung  und  Grösse 
der  Mittel.  Als  Suwarow  beides  brachte,  siegte  er,  und  die  Fraiutosen 
verloren  Schlacht  auf  Schlacht  Napoleon  endete  endlich  den  gross- 
artigen I'rocess  und  entwickelte  ihn  zu  einem  vollständigen  Kriegs- 
system. Auch  seine  Schöpfungen  in  dieser  Richtung  wurden  too  der 
Entwickelung  des  Armeekörpers  getragen. 

Die  Nationalgarde. 
Die  Eine  ganz  andere  Aufgabe,  als  die  bewaffnete  Macht,  die  Anne«, 

Nati"niü'  rtie  ^^^  ^^^^  ^^°  Absichten  der  Gesetzgebung  jener  Theil  der  bewaffueten 
Nation,  welche  von  dem  Bastillesturm  den  seither  berühmt  gewordenes 
Namen  der  Nationalgarde  ffihrte.  V^ie  ihre  Aufgabe  eine  von  da  ^ 
Armee  ganz  verschiedene,  so  ist  auch  ihre  Geschichte  und  Organi- 
sation wesentlich  von  derselben  verschieden.  Aber  wie  in  der  Armee 
erst  die  thatsächlichen  Verhältnisse,  die  Ereignisse  und  Kriegsschreckeo, 
den  gesetzgebrischen  Gedanken  entwickelten  und  endlich  ganz  selbst- 
ständig und  grossartig  organisirten ,  so  verkehrten  dieselben  in  der 
Nationalgarde  in*s  strengste  Gegentheil  die  Absicht  des  Gesetzes,  eot- 
stellten  in  der  Organisation  die  Aufgabe  des  ganzen  Institutes  na» 
vernichteten  es  endlich  selbst  wieder.  Der  Grund  dieser  Erscbeinoog 
liegt  in  dem  scharfen  Widerspruch,  den  die  Revolution  in  die  gesetz- 
liche Schöpfung,  so  schön  und  bedeutangsvoll  sie  auch  war,  hineifl* 
drängte,  einem  Widerspruch,  der  uns  an  den  verschiedensten  Orteo 
schon  begegnet  ist,  der  immer  und  überall  im  Convent  selbst  seine  ge 
setzliche  Sanction  erhält  und  auf  den  wir  übersichtlich  gerade  bei  6m 
Institut,  das  ihn  am  schärfsten  ausprägt,  noch  zurückblicken  köooec. 
DI«  Die  Menschenrechte,  die   Grundrechte  und   die  Bürgerrechte  iffi 

•rtte  Idee  der  engeren  Sinne  waren  der  Constituante,  als  sie  dieselben  das  erste  Mal 
proclamirte,  wahrhaft  constituirende  Rechte,  constitoirend  ein  freies 
Volk,  ein  gleiches  Volk,  ein  einiges  Volk.  Die  Privilegien  und  Vor- 
rechte der  Einzelnen  wurden  abgeschafft,  die  Menschenrechte  sollten  das 
alleinige  und  allgemeine  Recht  sein.  Die  Grundrechte  sollten  dam&di 
das  Volk  Frankreichs  bilden,  fest  an  nieander  schliessen,  und,  weil  die 
Einzelnen  unter  einander  gleich,  die  Gesammtheit  einig  und  michtig 
machen.  Die  Bürgerrechte  waren  kein  Privilegium  der  ausgexeichseteB 
Bürger,  sondern  das  Kennzeichen  der  thätigen  Eoraft  des  Theiles  des 
Volkes,  welcher  im  Stande  war,  sie  zu  üben.  Weil  der  Thal  des  Tolkes 
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sie  übte,  darum  war  das  Recht  des  ganzen  Volkes,  das  Recht,  zu  dem 
jeder  sich  aufschwingen  konnte,  auch  eine  Pflicht  des  Einzelnen,  die  von 
jedem  geübt  werden  musste.  Dadurch  schuf  und  constituirte  die  erste 
Gesetzgebung  das  französische  Volk  und  die  französische  Nation  als  ein 
freies  und  gleiches.  Und  innerhalb  der  Rechte,  welche  die  Basis  des- 
selben war,  war  die  Idee  der  Nationalganie,  das  Burgerrecht,  wie  ich 
es  ganz  unabhängig  von  seiner  Organisation  und  Thätigkeit  schon 
dargestellt  habe,  das  oonsenrative  Element.  „Die  bewaffnete  Macht 
(in  dem  Theile,  welchen  die  Nationalgardo  bildet)  besteht^*,  so  erklärte 
selbst  noch  die  Constitution  vom  Jahre  1791,  »um  im  Innern  des 
Staates  Ruhe,  Ordnung  und  die  Uebung  der  Gesetze  zu  erhalten.  Sie 
bildet  kein  Militärcorps  und  kein  besonderes  Institut  im  Staate,  sondern 
es  sind  die  Bürger  selbst,  zum  Dienst  der  Waffen  gerufen  ').«  Die 
Bürger  selbst  forderten  daher,  als  kaum  diese  Idee  ausgesprochen  war, 
auch  stolz ,  dass  der  Dienst  ein  Ehrendienst  sein,  Niemand  dafür  einen 
anderen  Lohn  als  eine  Medaille  mit  dem  Bild  des  Königs  bekommen 
sollte*).  Die  Nationalgarde  erschien  im  ersten  Augenblick  jedem 
»gewissermaassen  als  eine  persönliche  Steuer  für  den  Schutz  des 
Staates'),^  die  man  hervorgehen  sah  »aus  den  ersten  Revolutions- 
stürmen wie  eine  Garantie  der  Freiheit  gegen  die  Gefährdung  durch 
die  königliche  Gewalt,  welche  die  Militärgewalt  unterstützte  *). 

Historisch  fand  diese  Anschauung  auch  ihre  sichere  Begründung         nie 
in  der  Bürgermiliz,  die  mit  der  Emancipatlon  der  Gommunen  im  drei-  ««"«»»'chtuch« 

Orandlag«  der 

zehnten  Jahrhundert  und  zu  gleichem  Zweck  entstanden  war,  wie  Nationaigard«. 
jetzt  die  Nationalgarde  im  Augenblick  der  Emancipatlon  des  ganzen 
Volkes  *).  Das  erste  Decret  der  Constituante  über  die  Organisation 
dieses  conservativen  Rechts  *)  zeigte  noch  deutlich,  wie  man  den  alten 
und  jetzt  neu  belebten  Gedanken  bewahrheiten  wollte.  Die  Besten  des 
Volkes,  die  »guten  Bürger  sollten  die  Nationalgarde  zum  Schutz  der 
Ruhe,  Ordnung  und  Ausführung  der  Gesetze  bilden/*  Aber  gerade 
da  gab  Robespierre  das  erste  Mal  jenem  Widerspruch ,  den  ich  gleich 
näher  erörtern  werde,  einen  kräftigen  Ausdruck.  »Es  ist  gewiss«, 
sagte  er,  »dass  überall,  wo  eine  sehr  bedeutende  militärische  Haupt- 
mächt ohne  Gegengewicht  exsistirt,  das  Volk  nicht  frei  ist. 
Dieses  Gegengewicht  liegt  einzig  und  allein  in  der  Nationalgarde. 
Darnach  muss  man  die  Nationalgarde  so  organisiren,  dass  die  Executiv- 


1)  CoDfltltQtion  Tom  3.  September  1791.  Tit.  IV.  Art.  1  u.  2. 

2)  Poisson:   L*arm^e  et  la  garde  nationale.   1868.  Bd.  I.  Chap.  II.  S.  81. 
8)  Serri^y:    Administration  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  446. 

4)  Batby:  System  a.  a.  O.  Bd.  lY.  S.  646. 
6)  DaUoz :    Repertoire  Bd.  XXVI.  S.  282. 
6)  Siehe  Band  I.  dieses  Werkes  S.  243  n.  ff. 
fi  lebt  er:   Stmats-  und  GeMllichafUrecht.  IL  gg 
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gewalt  nie  die  ihr  anvertraute  ungeheure  Gewalt  missbrancheo,  noch 
dass  die  Nationalgarde  selbst  die  öffentliche  Freiheit  unterdrackea 
kann.  Damit  das  erste  nicht  geschehe,  darf  der  König  in  der  National- 
garde  keine  Stelle  besetzen,  Militärs  dürfen  keine  Befehlshaberstellen 
daselbst  annehmen,  der  König  kann  die  Dienste  der  Garde  weder  be- 
lohnen, noch  bestrafen.  Damit  das  «weite  nicht  geschehe,  muss  man 
in  der  Organisation  der  Nationa^arde  beachten,  dass  aus  ihr  kein 
abgeschlossenes  Corps  gebildet  werde,  das  einen  besonderen  Geist 
entwickele.  Es  müssen  daher  wenig  Officierstellen  errichtet,  diese  nur 
für  kurze  Zeit  immer  besetzt  werden,  das  Commando  darf  nur  über 
Districte  in  derselben  Hand  vereint  und  das  Gardezeichen  selbst  nor 
Die  im  Dienste  getragen  werden*).^  Dann  lag  der  erste  Ausdruck  dessen, 
AiI*RevoiSium8.  ^^  ^*®  Nationalgarde  unter  dem  Convent  wurde,  und  gesetzlich  wurde, 
mittel.  ein  revolutionäres  Institut.  Der  Idee  nach  soll  die  Nationalgarde 
ein  conservatives  Element  sein,  selbst  Robespierre  folgt  dem  Gedanken 
der  Constituante  und  drückt  es  in  seiner  Darstellung  der  Aufgabe  der 
Nationalgarde  aus.  Nach  ihrer  Organisation  aber  soll  sie  von  der 
Idee,  dem  Recht  des  Volkes,  losgelöst  und  »ein  revolutionäres  Institut* 
werden,  und  Robespierre  sieht  diese  Aufgabe  in  der  Stellung  der 
Nationalgarde  als  Gegengewicht  der  Executivgewalt,  wonach  sie  gegen 
die  Missbräuche  derselben  bestimmt  ist,  die  Waffen  zu  erheben,  und 
darum  so  organisirt  sein  soll,  dass  die  Executivgewalt  gänzlich  von 
ihr  ausgeschlossen  ist.  Wohl  hat  die  Constituante  selbst  in  ihrer 
Organisation  der  Nationalgarde,  und  diese  in  ihrer  Thätigkeit,  wie  ich 
gleich  zeigen  werde,  die  Ideen  Robespierre's  schon  vor  dem  Convent 
theilweise  durchgeführt  und  den  scharfen  Widerspruch  in  traur^;en 
Folgen  zum  Ausdruck  gebracht  Der  Convent  hob  eben  nur  den 
Widerspruch  zum  Wesen  des  Instituts  empor  und  gab  ihm  die  gesetz- 
liche Sanction.  Und  darin  lag  die  Gefahr  des  Instituts,  das  eben  in 
der  späteren  Zeit  nur  aus  diesem  Widerspruch  und  seinen  Folgen  an- 
gefeindet wurde.  Die  Idee,  das  Recht  des  Volkes  ist  ein  vollkommen 
klares  und  gerechtes.  Das  Volk  hat  das  Recht,  für  sich  selbst  ein 
conservatives  Element  für  seine  Freiheit,  für  seine  Ordnung,  Ruhe  und 
Gesetze  zu  bilden.  Und  dieses  Recht  eben  anerkennend,  pries  ich  es 
am  betreffenden  Orte  innerhalb  dieser  Grenzen.  Die  Organisation 
dieses  Rechtes  aber  ist  die  Schwierigkeit  und  darum  auch  GefUirlich- 
keit  desselben,  und  seine  Darstellung  im  Folgenden  wird  zeigen,  wie 
unendlich  weit  sie  sich  entfernte,  dieses  Recht  allein  zur  DarsteUnng 
zu  bringen.  Der  gesammte  Process  ist  in  der  Geschichte  der  Revolution 
um  so  klarer,  je  deutlicher  derselbe  Process   sich  beim  Wahlrecht 


♦)  A.  C.  vom  27.  April  1791. 
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and  dem  Geschworenenrecht  wiederholt  Ich  habe  dies  schon  bei  der 
Gerichtsorganisation  gezeigt^  in  deren  Mitte  die  Revolutionstribunale 
mit  ihrer  politischen  Jury  stehen,  als  Ausdruck  des  gleichen  Wider- 
spruchs, beim  Wahlrecht  in  jenen  ürversammlungen  des  Convents, 
weiche  gesetzgebende  Gewalt  hatten. 

Hit  dem  Ausbruch  der  ersten  revolutionären  Bewegungen  des  nie  organi- 
Jahres  1789  hatte  Mirabeau,  wie  ich  schon  angedeutet,  in  der  Provence  ""**°  *^®*' 
ans  den  Bürgern  eine  bewaffnete  Macht  geschaffen,  zum  Schutze  des  durch  die 
Eigeiithums  und  der  persönlichen  Sicherheit  gegen  die  Räuberei,  welche  coMtftaant«. 
ganz  Frankreich  gefährdete.  Nach  dem  Revolutionstag  des  13.  Juli  1789 
Dahm  die  Gemeindeverwaltung  von  Paris  diese  Idee  auf  und  bildete 
ohne  besondere  Ordnung,  aber  nur  aus  den  Pariser  Bürgern,  eine 
milice  parisienne,  welche  jetzt  bald  in  allen  Provinzen  nachgeahmt 
wurde.  Ein  Arrete  desselben  Tages  des  Pariser  Stadtrathes  constituirte 
diese  Miliz  und  gab  ihr  als  ein  Kennzeichen  die  blau-rothe  Gocarde  von 
Paris  1).  Die  Constituante  erklärte  am  selben  Tag  die  vollendete  That- 
sache  unterstützen  zu  wollen  und  forderte  vom  König  die  Aneikennung 
derselben  und  die  Entfernung  der  um  und  in  Paris  aufgestellten  Truppen. 
Damit  war  schon  im  ersten  Gesetze  die  feindliche  Stellang  der  National- 
garde gegen  das  staatliche  Executivorgan ,  die  Armee,  ausgesprochen, 
was  sich  nie  wieder  verloren,  und  doch  sollten  beide  Organe  dieselbe 
Aufgabe  haben,  nur  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  wirken.  Es 
war  die  erste  Folge  eines  plötzlich  und  gewaltsam  geschaffenen  In- 
stitutes. Alle  Bürger  wurden  zuerst  zum  Dienst  berufen  und  um  die- 
selben Fahnen  geschaart  ^),  Der  König  sollte  nur  dem  Namen  nach 
das  Commando  führen ,  aber  einen  Officier  ernennen ,  der  es  in  Wirk- 
lichkeit ausübe  ').  Bald  nach  dieser  Gonstituirung  eines  Körpers,  der 
doch  noch  keine  innere  Ordnung  hatte,  machten  sich  die  Zweifel 
geltend.  Die  Nationalgardisten  traten  zu  politischen  Bcrathungen  zu- 
sammen, bis  die  Constituante  erklärte,  dass  die  Nationalgarde  als 
solche  kein  Versammlungsrecht  habe  und  nur  durch  die  Directorien 
des  Departements  einberufen  werden  könne  ^).  Die  bewaffnete  Macht  ist 
unter  allen  Umständen  nur  ein  gehorchender,  kein  berathender  Körper. 
Der  active  Bürger  hat  dabei  wohl  das  Recht,  alle  Mittel  zu  ergreifen,  die 
Ruhe  herzustellen,  und  ist  bewaffnet  für  den  Dienst  der  Freiheit  und 
des  Vaterlandes,  aber  darf  als  solcher  nicht  anders  thätig  sein^). 


1)  Buches  und  Roux:   Hist.  pari.  Bd.  IL  S.  92. 

2)  Decret  yom  7.  Januar  1790.    Decret  vom  18,  Januar  1790. 
8)  Decret  vom  14.  Jali  1790. 

4)  Decret  vom  12.  September  1790. 

5)  Decret  rom  12.  December  1790. 
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Diesen  ersten  Grundsätzen  über  die  Aufgabe  der  Nationalgarde  folgte 
HiMbrKaehe  endüch  die  Organisation  derselben.  Sie  war  eine  streng  militlnsche. 
Die  Garde  wurde,  wie  die  Armee,  in  Bataillone  und  Compagnien  dn- 
getheilt,  mit  dem  Recht,  ihren  Etat-major  zu  wählen.  Die  gesammte 
Nationalgarde  empfing  einen  Sold  und  erst,  wenn  das  YermögeD  d^ 
Staats  nicht  ausreicht,  hatte  der  Burger  unentgeldlich  zu  dienen  ^).  Diese 
Bestimmung  verrückte  mit  einem  Mai  die  Lage  der  ursprünglichen  Idee. 
Nicht  mehr  ein  Bürgerrecht  für  den  einzelnen  Bürger  war  die  G&rde 
jetzt,  aber  auch  keine  Bürgerpflicht  des  Einzelnen  gegenüber  dem  Volke, 
sondern  ein  Soiddienst  mit  Polizeifunctionen.  Von  demselben  Aiig«D' 
blick  zogen  viele  der  Bürger  sich  zurück,  die  Stellvertretung  gegen 
Bezahlung  nahm  überhand  und  das  Gesetz  an^kannte  sie'),  eis 
Streben  nach  Officierstellen  allein  blieb  von  der  ^sten  BegeisteroBg 
übrig ').  Da  diese  jetzt  an  die  Reicheren  und  Vornehmeren  übargin^eo, 
machten  sich  bald  andere  Verhältnisse  und  Beziehungen  geltend,  ab 
jene,  welche  das  gleiche  und  freie  Volk  anstrebte. 
Die  Ein  Gegengewicht  gegen  diese  falsche  Richtung  sachte  das  neoe 

"e7^a*rde^"  Orgauisationsdccret  vom  28.  Juli  bis  12.  August  1791  in  der  Bildoog 
durch  die  der  Garde  nach  dem  Cantons-  und  Districtsverband.  Man  wollte  durch 
die  Verbindung  der  Bürger  des  nämlichen  Districts  ein  Gefühl  der 
Zusammengehörigkeit  und  das  Bewusstsein  einer  büiigerlichen  Pflicht 
schaffen,  deren  Wirkungskreis  innerhalb  eines  Bezirkes  lag,  der  mit  der 
Person  und  dem  Eigenthum  des  ausübenden  Bürgers  in  nächster  Ver- 
bindung stand.  Da  aber  der  Canton  selbst  nur  ein  seelenloser  Ver- 
waltungskreis war,  der  gar  nichts  mit  dem  Gemeininteresse  zu  tfaiu 
hatte,  so  war  er  auch  nicht  im  Stande,  in  der  Garde,  deren  territoiiai« 
Basis  er  jetzt  sein  sollte,  dieses  zu  erzeugen.  Die  natürliche  Folge 
war,  dass,  wie  man  eben  jetzt  nach  der  Bevölkerung  «nes  Cantoas 
die  Zahl  der  Bataillone  der  Garde  bemass,  eben  nur  wieder  das 
militärische  Bedurfniss  als  das  ausschlaggebende  erschien.  Der  Caotoa 
also  bildete  die  Bataillone  und  je  8  bis  10  Bataillone  eines  Di^c^ 
die  Legion  desselben.  In  diesem  militärischen  Verband  suchte  mao 
jetzt  doch  wieder  ein  bürgerliches  Geroeingefühl  zu  drängen.  I^ 
Compagnien  sollten  aus  je  53  Bürgern  aus  demselben  Quartier  getild^ 
werden,  und  wo  dies  nicht  anging,  wenigstens  ein  Zug  von  34  Um 
zusammengestellt  werden.  So  bildete  der  kleinste  Theii  eines  Batailloos 
wohl  einen  enggeschlossenen  Körper,  der  fast  wie  eine  müitinscbe 
Vertretung  gegenüber  seinem  Quartier  erschien,  dem  aber  das  Mittel- 


Constltaante. 


1)  Decret  yom  22.  Juni  1791. 

2)  Decret  vom  28.  Juli  bis  12.  Angnst  1791. 
8}  PoUson  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  86. 
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glied  fehlte,  das  ihm  mit  seinem  Cantonsbataillon  zur  Geroeinsamkeit 
verband.  Bald  brachen  nach  politischen  Anschauungen  Parteiungen  uebeist&ido 
aus,  die  einzelnen  Compagnien  traten  sich  feindlich  gegenüber,  oft  hatte  ^'gf  R*^r*^? 
eine  Gemeinde  eine  doppelte  Garde,  die  sich  gegenseitig  anfeindeten  sation. 
uod  fast  bekämpften.  Neben  diesen  inneren  wesentlichen  Widersprüchen 
machten  sich  bald  Lächerlichkeiten  breit,  die  die  £ntwickelung  des 
Institutes  ebenso  hinderten,  als  die  Yerrückung  der  Pflichten,  die  bald 
nach  der  Auflösung  der  Constituante  eintrat.  Einerseits  bildete  man 
Veteranencompagnien  aus  den  bereitwilligen  Greisen,  ohne  jedweden 
Nutzen,  und  Kindercompagnien ,  mit  nur  schädlichen  Wirkungen. 
Andererseits  bildete  man  eine  freiwillige  Mationalgarde  ^),  welche  man 
gegen  Sold  und  Reisegeld  und  gegen  den  Genuss  aller  Rechte  und 
Auszeichnungen  der  gewöhnlichen  Garde  zu  Truppen  bildete,  die  man 
im  Nothfall  gegen  den  auswärtigen  Feind  senden  könnte,  und  wirklich 
auch  später,  aber  wie  natürlich,  mit  wenig  Erfolg  sandte.  Die  Legis- 
lative warf  für  die  Erhaltung  dieser  Garde  allein  jährlich  4  Millionen 
Francs  aus  >),  bis  in  der  Zeit  des  Gonvents  Jedermann  zum  Kriegs- 
dienst verwendet  und  die  Nationalgarde  gänzlich  ihrer  ersten  Idee 
entfremdet  wurde. 

Nach  dem  obigen  Organisationsdecret  der  Constituante  sollte  die  di«  inner« 
Garde  nur  für  die  Execution  der  Gesetze  im  Innern  des  Landes  ver-  Garde  ^'d^iiu-« 
wendet  werden  und  hier  von  der  Gensdarmerie,  und  wenn  diese  nicht  widertpmche. 
ausreichte,  auch  von  den  Linientruppen  unterstützt  werden.  In  der 
Zeit  des  Dienstes  galten  fQr  sie  die  Disciplinargesetze  des  Militärs  und 
jeder  Gardist  war  dem  Commandanten  zu  unbedingtem  Gehorsam  ver- 
pflichtet. Jede  Verletzung  der  Disciplin  aber  wurde  nach  den  bürger- 
lichen Gesetzen  und  vom  bürgerlichen  Richter  gerichtet,  ausser  wenn 
die  Garde  ausserhalb  ihres  Districtes  marschirte,  wo  sie  dann  voll- 
ständig nach  Militärgesetzen  verwaltet  wurde.  So  hatte  man  auch  hier 
eine  Vermischung  der  Gesetzgebung  angebahnt,  welche  nothwendig  zu 
CoUisionen  führen  musste,  und  doch  hätte  bei  dem  nun  einmal  plötzlich 
und  neu  geschaffenen  Institut  nur  ein  ebenso  neues,  aber  umfassendes 
Reglement  entscheiden  können.  Gesetze  für  andere,  selbst  ähnliche 
Körper  werden  nie  dem  Fremden  passend  sein  können,  wenn  auch 
dieses  in  noch  so  vielen  Beziehungen  mit  jenem  zu  harmoniren  scheint. 
Eine  andere  Collision  schuf  die  Constituante  durch  die  Ernennung  der 
versdiiedensten  Oberbefehlshaber,  was  zumeist  für  Paris  gefährlich 
ausartete.  Sie  verordnete  zuerst,  dass  dort,  wo  die  Gesetzgebung  ihren 
Sitz  hatte,  das  Commando  von  dem  erwählten  Commandanten   der 


1)  Deeret  Tom  28.  December  1791. 

2)  Deeret  vom  29.  Man  1792. 
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Garde,  den  Directorien  des  Departement«  und  zugleich  dem  Chef  der 
Manicipalität  geführt  werden  sollte.  Ja  in  aasserordentlichen  Fällen 
war  der  Gommandant  der  Municipalität  geradezu  untergeordnet  und 
ihren  Befehlen  zum  Gehorsam  verpflichtet  >).  Daher  kam  die  Ohn- 
roacht  Lafayette*s,  der  selbst  seine  guten  Pläne  von  der  revolutionären 
Gemeindeverwaltung  von  Paris  durchkreuzt  sah,  daher  am  Ende  die 
feindliche,  oder  wenigstens  gleichgiltige  Haltung  der  Garde  gegenüber 
den  Gesetzen  der  Constituante,  als  diese  versuchten,  die  Bewegung, 
welche  alles  zu  gefährden  schien,  das  sie  gebaut  hatten,  einzudämmen. 
Die  Revolution  des  10.  August  und  viele  Sturme  der  ersten  Jahre  der 
Revolution,  in  denen  die  Garde  eine  unerklärliche  Haltung  zeigte, 
fanden  ihren  Grund  in  diesem  gefährlichen  Gesetz.  Die  Nationalgarde 
musste,  wenn  sie  ihrer  Pflicht  genügen  sollte,  ihrem  Commandanten, 
der  dem  Gesetz,  der  Nation  und  dem  König  Treue  geschworen,  allein 
zum  Gehorsam  verpflichtet  sein;  denn  das  Gesetz  will  im  Innern  des 
Landes  einen  ebenso  energischen  Arm,  als  an  den  Grenzen  des  Reichs 
gegenüber  den  Armeen  des  Feindes.  Die  meisten  der  Bestimmungen 
sammelte  die  Constituante  noch  einmal  in  dem  Organisationsdecret 
vom  29.  September  1791,  welches  auch  der  späteren  Zeit  und  der 
Julimonarchie  zum  Muster  diente. 
Di«  In  den  Zeiten  des  Eriegsunglücks   während   der  Herrschaft  der 

AnflöBung  der  Legislative  und  der  ersten  Zeit  des  Convents  wurde  die  weitere  Ent- 
im  Revoiatioua-  wickclung  der  Nationalgarde  nach  dem  ersten  Gedanken,  der  sie  ge- 
****'*'  schaffen,  keiner  Aufmerksamkeit  mehr  gewürdigt.  Jeder  Franzose  ist 
Soldat,  sagte  die  Constitution  vom  Jahre  1793,  aber  ohne  seine 
Pflichten  zu  erklären,  jeder  führte  die  Waffen,  ohne  dass  das  Gesetz 
Rechenschaft  darüber  gefordert  hätte.  In  den  Provinzen  herrschte 
Meuterei,  die  von  aufständischen  Gardisten  geleitet,  oder  aas 
politischem  Parteihasse  von  den  Nationalagenten  selbst  angescbärt 
wurde.  Diese  Zeit  war  es,  weiche  das  ganze  Institut  für  die  Zuknnft 
nicht  nur  in  den  Augen  der  Regierung,  sondern  des  Volkes  selbst 
gefährdete.  Das  Directorinm  kehrte  in  seiner  Organisation  auf  die 
Bestimmungen  der  Constituante  zurück*),  behielt  sich  aber  das  Recht 
vor,  die  Commandanten  der  einzelnen  Departementsabtheilungen  selbst 
zu  ernennen,  eine  Bestimmung,  die  eben  nur  eine  Consequenr  der 
Fordening  war,  dass  der  je  sechste  Theil  einer  Compagnie  der  Gartl^ 
stets  bereit  sein  müsse,  gegen  den  äusseren  Feind  zu  marschiren ''. 
Nach  den  unglücklichen  Versuchen  Pichegru's,  aus  der  Nationalgarde 


1)  Deeret  vom  29.  September  1791. 

2)  Constitution  vom  Jahre  III.  Art.  277  u.  AT.  u.  283. 
8}  ArrM  vom  6.  Mai  1796  (17.  Flor^al  An  VU.). 
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durch  ihre  Bildnng  aus  den  wohlhabenden  Bürgern  ein  politisches 
Parteiorgan  zu  bilden  nnd  zur  royalistischen  Verschwörung  hinüber 
zu  ziehen ,  ging  die  Nationalgarde  ihrer  raschen  Auflösung  entgegen. 
Die  Thaten  der  Armee  verdunkelten  ihren  Werth,  ihre  Hilfe  'wurde 
ganz  unnütz  und  unter  Napoleon's  Herrschaft  selbst  ihre  Nützlichkeit 
bezweifelt.  Sie  verschwindet  der  That  nach,  ohne  dass  die  Gesetz- 
gebung für  oder  gegen  sie  spricht. 

An  ihre  Stelle  trat  für  Paris  eine  besondere  Garde  municipale,  Die  GaMe 
bestehend  ans  2154  Mann  Infanterie  und  180  Mann  Ca  Valerie,  nach  """"^^^p*** ''''° 
Regimentern  abgetheilt,  für  den  Dienst  an  den  Stadtthoren,  den  Ge- 
fängnissen und  alle  Sicherheitsdienste  bestimmt,  kurz,  mit  rein  polizei- 
lichen Functionen  und  einer  eben  solchen  inneren  Organisation.  Sie 
wurde  in  der  vom  Gesetz  bestimmten  Höhe  und  aus  den  Kassen  der 
Gemeinde  besoldet.  Je  drei  Maires  von  Paris,  vom  Seinepräfecten  er- 
nannt, hatten  abwechselnd  die  Inspection,  der  Seinepräfect  selbst  die 
oberste  Verwaltung,  über  welche  er  mit  dem  Minister  des  Innern  in 
Verbindung  und  Correspondenz  stand  '). 

Neben  der  Nationalgarde  entwickelte  sich,  gleichfalls  bestimmt  für  Die 
den  Dienst  im  Innern  des  Landes,  die  Erhaltung  der  Ruhe,  Ordnung 
und  Sicherheit,  das  Institut  der  Gensdarmerie,  das  die  Revolution  über- 
dauert und  als  Muster  im  Laufe  der  Zeit  auch  anderen  europäischen 
Staaten  gedient  hat.  Die  alten  milices  und  grenadiers  royaux,  welche 
in  den  Provinzen  die  Dienste  der  Gensdarmerie  ehemals  übten,  wurden 
aufgelöst  *)  und  an  ihre  Stelle  eben  die  Nationalgensdarmerie  gesetzt, 
bestehend  aus  7455  Mann,  und,  nach  3  Divisionen  abgetheilt,  in  den 
Departements  vertheilt.  Der  König  ernannte  den  obersten  Comman- 
danten,  die  niedrigen  Officiere  gingen  auch  hier  zuerst  aus  der  Wahl 
des  Truppenkörpers  hervor.  Wer  Mitglied  desselben  werden  wollte, 
musste  25  Jahre  alt  sein,  lesen  und  schreiben  können  und  bereits 
Militärdienste  geleistet  haben.  Sie  erhielten  ein  Gehalt  und  aus 
einem  von  jeder  Division  zu  bildenden  Fond  Zulagen  und  Pensionen. 
Die  Thätigkeit  der  Gensdarmerie  war  eine  streng  polizeiliche  im 
weitesten  Umfang,  um  Ruhe  und  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigen- 
tbums  zumeist  auf  dem  Lande  und  ausserhalb  der  Städte  zu  erhalten.  Nur 
auf  besondere  Aufforderung  der  Municipalitätsbehörden  hatten  sie  auch 
innerhalb  der  Städte  bewaffnete  Hilfe  zu  leisten  ^).  In  ihrer  Disciplin 
stand  die  Gensdarmerie  den  Militärgesetzen  unter.  Die  Verwaltung 
leitete  ein  Comite,  das  aus  den  verschiedenen  Chargen  gebildet  wurde. 


Qentdarmerie. 


1)  Arr^t^  vom  4.  October  1802  (12.  Vend^miaire  an  XI.). 

2)  Decret  vom  20.  Man  1791. 

3)  Decret  Yom  16.  Januar  bis  16.  Februar  1791  und  15.  Mai  1791. 
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Eine  besondere  Compagnie  der  Gensdarmerie  wurde  für  den  ausschliess- 
lichen Dienst  in  den  Häfen  und  Arsenalen  errichtet  und  anter  die 
Oberaufsicht  des  Seekriegsgerichtshofes  gestellt  >).  Damit  worden  die 
alten  Prevotes  de  la  marine  aufgelöst  und  ihre  Mitglieder  zumeist  der 
neuen  Gensdarmerie  einverleibt.  Das  Directorium  vermehrte  die  Stärke 
des  gesammten  Corps  auf  8477  Mann  und  nahm  für  sich  die  Emennong 
aller  Chargen  nach  Dienstzeit  in  Anspruch.  Zugleich  wurde  jetzt  eine  Jary 
gebildet,  welche  über  die  Aufnahme  in  das  Corps  entscheiden  sollte^). 
Später  wurden  die  so  gebildeten  1500  Brigaden  auf  2000  Brigaden  orhOht, 
welche  in  100  Compagnien  eingetheilt  wurden.  In  allen  Verhältnissen, 
welche  ihre  militärische  Organisation  betrafen,  war  die  Gensdarmerie 
dem  Kriegsminister,  in  allem,  was  mit  der  inneren  Ordnung  des 
Landes  zusammenhing,  dem  Polizeiminister,  und  in  den  Sachen  der 
Justizpolizei  dem  Justizminister  unterworfen.  Bestimmte  Summen  wurdeo 
von  vornherein  für  ausserordentliche  Dienste  festgesetzt ').  Napoleon 
anerkannte  diese  Organisation,  nur  theiite  er  die  gesammte  Gensdarmerie 
in  27  Legionen  ein  und  bildete  eine  Legion  d'elite,  weiche  da  statiooirt 
sein  sollte,  wo  das  Gouvernement  seinen  Sitz  hatte.  Die  Compagnie,  die 
im  Seinedepartement  stationirt  war,  stand  unter  dem  ausschliessiidien 
Befehl  des  Seinepräfects  ^). 


Das  Mapoleonlsehe  Heereswesen. 

Die  Armeebildung. 
Beftuiuttt  Die  Geschichte  des  Revolutionsheeres  hat  gezeigt,  wie  theils  die 

der Thctigkcit  jjjQgjß  Zerrüttung  des  französischen  Staates,  theils  die  schlechte 
Organisation  der  Armee  selbst,  theils  das  erste  Kriegsunglück  alle 
Anstrengungen  der  Gesetzgebuog,  selbst  da,  wo  sie  geeignet  waren, 
das  Gute  zu  erzielen,  in  ihrer  Ausführung  wieder  gefährdete.  Carnot 
allein  vermochte  mit  vorsichtigem  Geiste  und  festem  Willen  der  Zer- 
rüttung Einhalt  zu  thun.  Die  Siege  Napoleon's  in  Italien,  Moreao's 
in  Deutschland  hatten  den  Muth  der  Armeen  vollständig  neu  belebt, 
und  die  Anstrengungen,  denen  ganz  Frankreich  sich  unterworfen  hatte, 
schienen  mit  der  Herrschaft  des  Directoriuros  einen  segensreichen  Erfolg 


1)  Decret  7om  20.  September  bis  21.  October  1791. 

2)  ArrdU  vom  13.  Februar  1797  (26.  Plavidse  an  V.). 

3)  Decret  vom  16.  April  1798  (28.  Germinal  aa  VI.)- 

4)  Arr6t^   vom  31.  Jali   1801   (12.  Thermidor  an  IX.).    G^ando  a.  s.  0. 
Bd.  IV.  No,  1772  u.  ff.  S.  879  u.  ff. 
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iierbeizufuhreD.  Im  Jahre  1795  hatte  dieEepablik  mit  Toscana,  Preussen, 
den  NiederlaDden  und  Spanien  Frieden  geschlossen«  Man  zählte  eine 
Armee  von  484,000  Mann  unter  den  Waffen  und  ausserdem  noch  fast 
400,000  Mann,  geeignet,  im  Kriegsdienst  verwendet  werden  zu  können  >). 

Aber  unter  dem  Kriegsministerium  des  unfähigen  Aubert  du  Bayet,        Neu« 
und  besonders  des  schwachen  und  thatlosen  Scherer,  drohte  bald  alle  ^^^^^f^  ^" 

'  Armee  vor 

vollbrachte  Arbeit  wieder  zu  verfallen,  um  so  mehr,  als  die  französischen  Napoleon. 
Heere  in  Italien  auf  die  ihnen  gewachsenen  und  fast  überlegenen  Streit- 
kräfte der  Russen  unter  Suwarow  und  in  Deutschland  auf  die  Oester- 
reicher  unter  ihrem  reich  begabten  Feldherrn,  dem  Erzherzog  Carl, 
stiessen  und  in  vielen  grösseren  und  kleineren  Schlachten  geschlagen 
und  aller  gemachten  Eroberungen  wieder  verlustig  wurden.  Napoleon 
war  mit  der  Elite  der  französischen  Kriegsmacht,  an  32,375  Mann, 
nach  Aegypten  gegangen,  sorgend  mehr  für  seinen  Ruhm,  als  den 
Nutzen  des  Vaterlandes.  Wieder  wollte  man,  wie  in  der  Noth  des  Jahres 
1789,  zur  allgemeinen  Volksbewaffnung  schreiten  und  jeden  Franzosen 
kri^spflichtig  erklären.  Wieder  fehlte  es  an  allem,  an  Schuhen, 
Strümpfen,  Monturen  und  Lieferungen.  An  41,958  Mann  lagen  in  den 
schlecht  verwalteten  Spitälern  krank,  die  Desertionen  nahmen  von 
Neuem  überhand,  die  Disclplin  verfiel,  und  dennoch  stieg  das  Kriegs- 
badget  dauernd  bis  zur  Höhe  von  337,544,784  Francs,  ohne  die  Kosten 
der  Munitionen,  Waffen  u.  dergl.  ^).  Im  Jahre  1799  hatte  Frankreich 
nicht  mehr  als  437,000  Mann  unter  den  Waffen  und  200,000  Mann  zur 
Requisition,  während  es  ein  Feind  bedrohte,  der  in  Oesterreich,  Tyrol 
und  Italien  234,000  Oesterreicher  und  474,000  Russen  und  Neapolitaner 
unter  den  Waffen  kampfbereit  und  siegesgewiss  hielt '). 

Da  kehrte  Napoleon,  mit  den  Ruhm  der  herrlichsten  Schlachten  Napoleon'! 
geschmückt,  heim  und  Frankreich  und  die  Armee  begrussten  in  ihm  ^"5!l^*,e"' 
den  Retter  und  überliessen  sich  willig  seiner  Thätigkeit.  Alsbald  nach 
der  Begründung  des  Gonsulats  begann  er  die  Organisation  der  Armee 
mit  unendlicher  Kühnheit  und  Schnelligkeit,  um  dem  Feind  in  Italien 
selbst,  in  Deutschland  unter  Moreau  gegenüber  zu  treten.  Im  selben 
Jahr,  dem  ersten  Jahre  des  Gonsulats,  verzeichnete  nach  den  ersten 
Organisationsgesetzen  das  Kriegsministerium  eine  kriegsbereite  Armee 
von  525,527  Mann  und  ein  Militärverwaltungspersonal  von  40,893  Mann; 
freilich  auch  ein  Budget  von  130,836,829  Francs  an  Sold  und  337,644,184 
für  Verwaltung  und  Oi^anisationskosten  ^). 


1)  Grimoard  a.  a.  O.  S.  182. 

2)  Grimoard  a.  a.  O.  S.  208. 

8)  Sicard  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  124. 
4)  Sicard  a.  a   O.  Bd.  II.  S.  889. 
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Die  neue  Die  Constitution  des  Consalats  selbst  nahm  anter  den  Verfassnngs- 

6w^/^lT^m9  S'^'^^ß^^zen  Bestimmungen  auf,  welche  bisher  noch  keine  Verfassung 
conatitution  füF  n((thig  erachtete.  Die  Armee  ist  und  bleibt  ein  wesentlich  ge- 
^°"^***"^'"*  horchender  Körper  und  kein  Armeecorps  kann  berathen.  Sie  bildet 
einen  vom  Volk  durch  ihre  Justiz  abgeschlossenen  Theil  und  wird  tod 
besonderen  Gerichten  und  nach  besonderen  Drtheilsformen  gerichtet. 
Die  französische  Nation  erklärt,  dass  alle  Militärs,  welche  in  der  Ver- 
thddigang  des  Vaterlandes  verwundet,  ebenso  die  Wittwen  und  Rinder 
jener  Militärs,  welche  auf  dem  Schlachtfelde  gefallen  oder  in  Folge  d«r 
Verwundungen  gestorben  sind,  Pensionen  erhalten,  und  dass  die 
Krieger,  welche  im  Kampfe  für  die  Republik  ausgezeichnete  Thaten 
geübt  haben,  eine  Nationalbelohnung  erhalten  *).  Damit  legte  Napoleon 
den  Grund  seiner  Organisation,  wie  er  sie  eben  dachte  und  wie  er  die 
Armee  nun  für  sich  entwickeln  wollte.  In  Betreff  der  innren  Organi- 
sation der  Armee  griff  Napoleon  dieselbe  in  jenen  Punkten  zuerst  an, 
wo  sieh  die  grössten  Missbräuche  eingeschlichen  hatten,  in  der  Ver- 
Nene  waltuug.  Für  alle  Einzelheiten  der  Verwaltung  eines  Corps  worden 
^'^Armoe!  ^^'  besondere  Räthe  ernannt,  welche  nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze 
die  Verwaltung  der  Fonds  hatten,  welche  für  den  Sold  und  die  Er- 
haltung der  Truppen  ausgeworfen  wurden.  Der  Rath  wurde  für  jedes 
Corps  aus  den  Officieren  des  höchsten  und  niedrigsten  Ranges  gebildet, 
stets  mit  dem  Coramandirenden  des  Corps,  der  dauerndes  Mitglied  des 
Rathes  war,  und  dem  Brigadechef  als  Präsidenten  des  Rathes.  Alk 
Jahre  wurden  die  Mitglieder  des  Rathes  durch  andere  gleichen  Ranges 
abgelöst.  Stimmenmehrheit  entschied  die  Berathungen,  nachdem  in 
denselben  die  Mitglieder  des  niedrigsten  Ranges  zuerst  gesprocbea. 
Alle  Gegenstände  der  inneren  Armeeverwaltung  bilden  Gegenstäodö 
der  Berathung  des  Verwaltungsrathes.  Für  die  EquipiruDg  der  Truppen 
wird  aus  der  Mitte  des  Rathes  ein  Officier  erwählt,  der  die  Details 
dieses  Dienstes  selbstständig  leitet  und  dem  Rath  verantwortli<:^  ist 
Eine  oberste  Direction  d'habillement  et  de  requipement,  bestehend 
aus  3  Directoren,  die  der  Kriegsminister  ernannte  und  die  unter  sdoem 
unmittelbaren  Befehl  standen,  hatten  für  die  gesammte  Armee  die 
oberste  Verwaltung  dieses  Dienstes  *).  Alle  Rechnungen  mussteo  vom 
Rath  geschlossen  und  bestätigt  werden ,  und  wurden  von  ihm  an  den 
Qeneralinspector  des  Gouvernements  vor  der  Jahresrevue  gesendet. 
Bei  jeder  durch  den  Kriegsdienst  nöthig  werdenden  Trennung  eines 
Corps  wurden  augenblicklich  für  die  einzelnen  Theile  neue  ausser- 
ordentliche Räthe  gebildet,  welche  in  die  gesammte  Wirksamkeit  der 


1)  Constitution  de  Tan  VIII.  Art.  84—87. 

2)  ArrStä  vom  28.  Juli  1800  (9.  Thermidor  an  Vm.). 
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gewöhnlichen  Räthe  für  den  Truppenkörper  eintraten  ').  Die  General- 
verwaltung, wie  sie  die  Constituante  schon  begründet  hatte,  behielt 
auch  Napoleon  bei,  nur  theilte  er  die  gesammten  Beamten  in  zwei 
Hauptklassen,  die  Inspecteurs  au  revue  und  die  Kriegscommissäre, 
von  denen  die  ersteren  eine  militärische,  die  letzteren  eine  reine  Ver- 
waltungsthätigkeit  hatten  ^).  Es  sollte  nämlich  jetzt  alle  drei  Monate 
eine  Revue  der  gesammten  Militärmacht  gehalten  werden,  bei  welcher 
die  Zahl  der  Truppen  nach  Graden  und  der  Soldhöhe,  die  Auszahlung 
des  Soldes,  alle  übrigen  Bedürfnisse  der  Truppen  aufgenommen  und 
von  den  Inspecteurs  an  die  Militärverwaltung  Bericht  erstattet  wurde. 
Besondere  und  ausserordentliche  Revuen  sollten  am  Ende  jedes  Jahres 
und  bei  der  Dislocirung  eines  Truppenkörpers  vorgenommen  werden  •). 
Dadurch  erzielte  Napoleon  jene  viel  bewunderte  Ordnung  seiner  Armeen, 
selbst  ferne  dem  Land  und  nach  den  verschiedensten  Gegenden  ver- 
streut. Freilich  war  es  jetzt  auch  Napoleon  selbst  und  ausgezeichnet» 
Generale,  die  in  der  That  den  Tornister  mit  dem  Gommandostab  ver- 
tauscht hatten,  welche  ihre  ganze  Sorge  dem  Wohl  ihrer  Truppen  mit 
Hingebung  widmeten.  Und  mit  der  Verwaltungsorganisation  dieser  Der  Geist  der 
Art  verband  sich  eine  strenge  Disciplin  und  Militärgerichtsbarkeit,  die  ^]i|^^ee°*Di*o*° 
jetzt  um  so  leichter  zu  handhaben  war,  als  Napoleon  es  verstand,  die  DiBcipitn. 
Seele  des  französischen  Soldaten,  den  point  d'honneur,  auf  das  leben- 
digste zu  erregen.  Der  Soldatendienst  war  unter  ihm  erst  ein  Dienst 
der  Ehre,  des  Stolzes,  des  Patriotismus,  jedenfalls  oft  auch  der 
Eitelkeit  geworden.  Durch  die  Erregung  all  dieser  Gefühle  eraeugte 
er,  was  heute  noch  die  französische  Armee  auszeichnet :  das  Bewusst- 
sein  der  Disciplin  und  ihrer  Nothwendigkeit.  Er  gewöhnte  den  Soldaten 
an  Achtung,  aber  er  forderte  sie  auch.  Seine  Officiere  nannten  den 
Gemeinen  Kameraden,  und  der  Gemeine  sah  darin  seine  eigene  Würde 
und  Ehre. 

Die  Militärgerichtsbarkeit  der  Constituante  und  ihre  Disciplinar-  Die  Mimsr- 
gesetze  hatte  die  gewaltthätige  Zeit  des  Convents  zerstört  und  durch  e*'^«^»»^*'^«*^ 
die  Disciplinarräthe,  die  Correctionspolizei  und  Criminaltribunale  die 
gesammte  Militärjustiz  der  civilen  gleichgemacht.  Aber  die  Militär- 
commissionen unter  der  Leitung  der  Nationalkriegscommi^ssäre  durch- 
kreuzten ihre  ganze  Thätigkeit  und  setzten  Schrecken  und  Entsetzen  hier 
so  an  die  Stelle  des  Gesetzes,  wie  die  Revolutionstribunale  im  Innern  des 
Landes  und  der  Mitte  des  Volkes  *).  Erst  das  Directonum  löste  dieselben 


1)  ArrÄt^  vom  28.  April  1800  (8.  Flor(5al  an  VUL). 

2)  Arret^  vom  29.  Januar  1800  (9.  Plnriöse  an  VIII.). 

3)  Arröt^  vom  17.  März  1800  (26.  Ventdse  an  VIII.). 

4)  Chenier:   Guide  des  trib.  milit.  Bd.  I.  S.  208  n.  ff. 
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wieder  auf  and  setzte  an  ihre  Stelle  eine  neue  Militärgerichtsbarkeit, 
bestehend  aus  permanenten  Gerichten  und  an  eine  feste  und  achere 
Procedur  gebunden  ').  Jede  Militärdivision  bildete  darnach  ihren  be- 
sonderen Gerichtshof,  vor  dem  alle  Militärverbrechen  gerichtet  wurdeo. 
Officiere  und  Unterofficiere  waren  die  Beisitzer  und  Richter.  Der 
Hauptmann  vertrat  die  Executivgewalt.  Die  Sitzungen  dieser  Gerichts- 
höfe waren  öffentlich,  doch  durfte  Niemand  in  denselben  bewaffcet 
erscheinen.  Für  die  Verbrechen  der  Generale  wurde  ein  besondens 
Kriegsgericht  errichtet,  bestehend  aus  einem  commandirenden  General 
drei  Divisions-  und  drei  Brigadegeneralen,  dem  Commissär  der  ExecntiT- 
gewalt  und  einem  Berichterstatter,  von  dem  Gerichtspräsidenten  aas 
den  Generaladjutanten  gewählt.  Die  Procedur  war  ganz  dieselbe,  vie 
bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  ^).  Zur  Vervollst&ndiguDg  dieser 
Organisation  wurde  endlich  noch  ein  permanenter  Revisionsknegs- 
gerichtsrath  mit  den  Functionen  des  Gassationshofes  der  gewöbnlicben 
bürgerlichen  Gerichte  ernannt ').  Napoleon  behielt  diese  Organisatios 
bei,  und  auch  heute  noch  sind  fast  alle  Artikel  des  Militärstrafges^zes 
vom  Jahre  1796  in  voller  Kraft  *). 
Neue  In  der  Organisation  der  einzelnen  Truppenkörper  folgte  Napoieoo 

scböpfnngen:  ^gjj  j^^^jj  Camot's.  Nur  das  Fuhrwesen  und  die  Trains  wurden  jet:t 
do«  Trains,  gleichfalls  militärisch  organisirt  und  die  dabei  verwendete  Mannschaft 
den  übrigen  Soldaten  gleichgestellt  Das  alte  System  der  PrivatoDter- 
nehmung,  wie  es  bisher  bestanden,  wurde  abgeschafft*).  Die  ArtiIleri^ 
generale  hatten  das  Obercommando  über  die  neue  TruppeDgattimg. 
Um  die  nöthigen  Pferde  jetzt  stets  zur  Verfugung  zu  haben,  ohne  die 
Interessen  des  Privateigenthums  zu  gefährden,  führte  Napoleon  eiof 
besondere  Pferdeaushebung  nach  strenger  gesetzlicher  Ordnung  eiD*> 
Die  Artillerie  wurde  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  des  Kriegsministers 
gestellt  und  bei  jedem  Corps  ein  besonderer  Generalinspector  eingesetzt, 
der  für  alle  Bedürfnisse  zu  sorgen  und  mit  dem  Kriegsminister  la 
correspondiren  hatte  ^).  Ebenso  vnirde  das  Geniecorps  organisirt  bd^ 
in  demselben  ein  besonderes  Generalcomite  für  die  Fortificationen  eis- 
gesetzt, unter  Leitung  eines  Generalinspectors,  der  über  alle  persönücbes 
und  sachlichen  Verhältnisse  unmittelbar  mit  dem  Kriegsminister  ver- 
kehrte.    Zahlreiche  Polizeigesetze  sorgten  jetzt  für  die  Gesnndheits- 


1)  Code  de  ddlits  et  des  peines  rom  11.  NoTcmber  1796  (21.  Brumaire  lo  T.^^ 

2)  Gesetz  Tom  21.  Angust  1797  (4.  Froetidor  an  V.). 

3)  Gesetz  yom  9.  October  1797  (18.  Vend^miaire  an  VL). 

4)  Ch^nier  a.  «.  O.  Bd.  U.  S.  177. 

5)  AttM  yom  8.  Januar  1800  (Id.  Niydse  an  VIII.). 

6)  AttM  Tom  8.  Febraar  1800  (14.  Plaridse  an  YIIl.). 

7)  Arrdt^  vom  16.  Januar  1800  (15.  Nivöse  an  VIII.). 
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maassregeln,  Reinlichkeit  und  Sittlichkeit  der  Trappen.  Eine  Central- 
direction  unter  Leitung  des  Kriegsministers  hatte  das  Hilitärspitalwesen 
zu  überwachen.  Alle  Jahre  musste  einer  der  fünf  Directoren  eine 
Inspectionsreise  durch  ganz  Frankreich  antreten  und  über  die  Ver- 
waltung und  den  Krankenstand  der  Spitäler  berichten  ^).  Aus  der 
Mitte  der  Armee  hob  Napoleon  eine  Elite  der  Truppen  für  die  Bildung 
seiner  Garde  aus.  Sie  bestand  aus  zwei  Corps,  jedes  zu  zwei  Bataillonen 
Grenadiere  und  zwei  Bataillonen  Chasseurs.  Die  berittene  Garde  bestand 
ans  einem  Regiment  Grenadieren  und  einem  Regiment  Chasseurs.  Die 
Verwaltung  der  Garde  war  wie  jene  der  übrigen  Truppen ,  nur  stand 
sie  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Kriegsministers.  Im  Kriege 
war  sie  in  unmittelbarer  Umgebung  Napoleon's,  im  Frieden  versah  sie 
die  Palast-  und  Ehrendienste  *).  Die  grösste  Schöpfung  dieser  Zeit 
aber  war  die  dauernde  Ergänzung  und  Bildung  der  Armee.  Sie  ruhte 
auf  dem  modernen  System  der  Conscription. 


Die  Oardc. 


Die  Conscription  und  der  Militärdienst. 
Die  freiwillige  Anwerbung  und  zwangsweise  Aushebung  hatte  nach 
der  einen  Richtung,  trotz  der  allgemeinen  Begeisterung,  nach  der 
anderen,  trotz  der  Gewalt  und  des  Schreckens,  mit  der  man  sie  voll- 
zog, doch  immer  nur  für  Augenblicke  genügen,  nie  der  Regierung  eine 
völlige  Sicherheit  geben  können,  dass  die  Armeen  in  Wahrheit  auf  jene 
Stärke  sich  erheben  würden,  welche  eben  die  Bedürfnisse  erheischen 
würden,  oder  erheischten.  Weder  die  klimatischen,  noch  die  Be- 
völkerungsverhältnisse  waren  dabei  berücksichtigt,  und  so  stellten  sich 
jene  erschreckenden  Dnverhältnissmässigkeiten  heraus,  nach  denen  ein 
Departement  fast  aller  arbeitsfähigen  Bevölkerung  durch  den  Militär- 
dienst beraubt  wurde,  während  im  anderen  eine  kriegstüchtige  Mann- 
schaft müssig  lag  ').  Erst  als  die  ersten  Jahre  der  Revolutionskriege 
jene  ausgezeichneten  Feldherren  und  in  allen  Fächern  kriegstüchtige 
Helden  erzeugten,  die  Europa  mit  ihrem  Ruhm  erfüllten,  war  man 
auch  auf  diesem  Gebiet  thätig  und  suchte  zu  schaffen  und  neu  zu 
gestalten.  Die  Constitution  des  Jahres  IIl.  berief  noch  alle  Bürger 
zum  Kriegsdienst  für  Vaterland  und  Freiheit  (Art.  9)  und  wollte  die 
Armee  noch  durch  freiwillige  Werbung  und  im  Fall  der  Noth  durch 
eine  gesetzlich  zu  bestimmende  Art  und  Weise  zusammensetzen  (Art.  268). 
Darauf  hin  entwickelte  der  General  Jourdan,  als  Mitglied  des  Rathes 


1)  ArrM  vom  25.  Mai  1800  (7.  Prairial  an  VIIL)  und  1.  December  1803 
(9.  Frimaire  an  XI.). 

8)  Arr6t^  vom  14.  November  1801  (23.  Bmmaire  an  X.). 

8)  Portiez:   Coors  de  l^alation  adminiBtratiTe  a.  a.  O.  Bd.  L  8.  246  u.  ff. 


Die 
frelwUUgo 
Anwerbnag. 


tioD.  General 
Jonrdan. 
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der  Fünfhundert ,  sein  System  ^ ) ,  aus  welchem  die  GonscripüoQ  nad 
dein  Gesetz  vom  5.  September  1798  (19.  Fructidor  an  VI.)  herforgicg, 
auf  welchem  die  ganze  moderne  Armeeorganisation  beruht 
Die  Conscrip.  Alle  Franzoseo  vom  zwanzigsten  bis  fünfnndzwanzigsten  Lebeus- 

jähr  sind  militärpflichtig.  Ausgenommen  davon  sind  jene,  welche  der 
Armee  schon  angehören,  welche  seit  oder  vor  dem  1.  Januar  \W 
verheirathet ,  welche  bei  militärpflichtigem  Alter  verwittwet  oder  >oq 
ihrer  Familie  getrennt  sind  und  Kinder  haben,  und  welche  als  über- 
zählige Unterofficiere  oder  Officiere  schon  verabschiedet  sind.  Diese 
aber  bleiben  noch  militärpflichtig,  bis  sie  vier  Jahre  gedient,  oder  das 
Conscriptionsalter  überschritten  haben.  Endlich  sind  noch  aasge- 
nommen, welche  ihren  definitiven  Abschied  erhalten,  and  alle,  welch« 
irgend  einem  Harinedienst  sich  gewidmet  hal>en,  für  welche  besooJen 
Gesetze  bestehen.  Alle  zur  Conscription  bestimmten  Bürger  werda 
in  fünf  Klassen  getheilt,  von  denen  jede  ein  Lebensjahr  unifasst,  so 
dass  Niemand  von  einer  Klasse  in  die  andere  geschoben  werden  kaou 
Wer  in  eine  Klasse  fällt,  die  eben  ausgehoben  wird,  wird  in  die  Armee 
eingereiht,  ohne  noch  das  Recht  zu  haben,  sich  die  Waffen^attai^ 
wählen  zu  können ,  wie  es  bisher  der  Fall  war.  Die  jüngste  Rh<^ 
wird  stets  zuerst  ausgehoben,  und  erst  wenn  sie  nicht  genügt,  U^ 
die  andere  Klasse.  Nach  erreichtem  fünfuodzwanzigsten  Jahre  empfic^ 
man  seinen  Abschied,  ob  man  in  Activität  gewesen  oder  nicht.  Nu 
in  der  Zeit  des  Krieges  wird  ohne  Beachtung  des  Alters  der  Abscai^l 
erst  ertheilt,  wenn  es  die  Umstände  erlauben.  Alle  ConscnUrtea 
können,  wenn  sie  activ  Burger  sind,  ihre  Burgerrechte  üben,  so  IajB^<^ 
sie  nicht  in  Activität  sind.  Für  die  Volbsiehung  der  Conscription  babec 
die  Municipalverwaltungen  besondere  Gonscriptionstabelien  mit  der 
Beschreibung  der  kriegspflichtigen  Klassen  anzulegen.  Die  Geatr»!- 
verwaltungen  legen  darnach  die  Haupitabellen  an,  welche  der  Kriegs- 
minister  zur  Prüfung  und  Schlussfassung  zusammenstellt  Die  LUtdi 
werden  veröffentlicht,  um  Jedermann  das  Recht  der  Reclamation  dagegeo 
zu  lassen.  Nach  der  Eiutheilung  der  Conscriptionspflichtigen  ont^  die 
verschiedenen  Waffengattungen  haben  sich  dieselben  bei  ihren  Fah^ 
einzufinden.  Abwesende  werden,  wie  im  Lande  anwesend,  in  dieUstes  eii- 
getragen,  ebenso  wie  Militärunfähige,  bis  besondere  Recrutinmgsgeriditf 
über  die  angemeldete  Unfähigkeit  entschieden  haben.  Wer  wahre»! 
seiner  Militärpflichtigkeit  zu  Reisen  genöthigt  ist,  hat  in  seinem  Pass 
die  Militärpflicht  und  die  Altersklasse  ausgewiesen  zu  führen  und  seiaer 
Municipalität  von  seinem  Aufenthalt  Nachricht  zu  geben  *).  Nor  gegeo 


1)  Rath  der  Fünfhundert  vom  21.  Angast  1796  (4.  Fructidor  sn  VI«. 

2)  Deoret  vom  17.  Januar  1799  (28.  Nivöse  an  VU.). 


Reservearmee. 
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Ausweis  seiner  Militärpflicht  und  der  Erfüllung  der  Gesetze  darüber 
kann  man  Erbschaften  und  Legate  antreten,  Schenkungen  empfangen, 
Pensionen  beziehen  etc.  Eine  dauernde  Militärbefreiung  auf  Grund  der 
Unfähigkeit  kann  nur  der  Kriegsminister  ertheilen ;  die  Untersuchnngs- 
ante  müssen  dafür  ihr  Zeugniss  geben,  welches  die  Verwaltung  zu 
bestätigen  und  in  die  Listen  einzutragen  hat  Nach  diesem  Gesetz 
worden  alle  seit  1793  ertheilten  definitiven  und  provisorischen  Abschiede 
als  nichtig  erklärt,  ausser  jene,  welche  auf  Grund  einer  Verwundung 
oder  Krankheit  ertheilt  worden  waren,  und  jene,  welche  Verheiratheten 
ausgestellt  waren.  Für  die  Entscheidung  dieser  Fragen  wurde  eine 
besondere  Militäijury  gebildet  ^),  Napoleon  anerkannte  diese  Gesetz-  Die 
gebung  und  bildete  vor  dem  italienischen  Krieg  durch  eine  neue  Aus- 
hebung jene  berühmte  Reservearmee  von  30,000  Gonscribirten  zum 
Ersatz  für  die  Verabschiedeten  und  30,000  als  Reserve  auf  Kriegsfuss, 
deren  Dasein  ganz  Europa  verspottete  und  noch  nicht  glaubte,  als  sie 
schon  die  Schneefelder  des  grossen  Bernhardt  überschritt  und  auf  dem 
Schlachtfeld  von  Marengo  stand.  Später  organisirte  er  blos  neu  den 
Recrutirangsrath,  welcher  die  Conscriptionstabellen  bilden  und  über 
die  Befreiungen  entscheiden  sollte.  Der  Prefet  hatte  den  Vorsitz  in  dem 
Rathe,  dem  jetzt  auch  Generalofficiere  und  die  Gommandanten  des 
Departements  nebst  den  höchsten  Gensdarmerieofficieren  zugetheilt 
wurden  >).  Zugleich  wurden  11  Militärdepots  für  die  Bestrafung 
widerspenstiger  Recruten  errichtet  ^).  So  war  die  Regierung  erst  im 
Stande,  die  Militärkraft  Frankreichs  zu  überschauen  und  die  Stellung  und 
Kraft  der  Kriegsmacht  zu  prüfen  und  sicher  zu  berechnen.  Die  dauernden 
Kriege,  die  mörderischen  Schlachten  haben  es  freilich  dahin  gebracht, 
dass  selbst  die  Gerechtigkeit  dieser  Gesetze  ein  Schrecken  Frankreichs 
wurde,  so  dass  die  Restauration  gezwungen  war,  sie  wieder  abzuschaffen, 
bis  sie  unter  dem  Namen  der  Recrutirung  wieder  erschienen  ^). 

Für  die  Bildung  und  Debung  der  Recruten  vergeudete  Napoleon  so  Die  BUdang 
wenig  Zeit,  als  die  früheren  Regierungen.  Das  Reglement  der  Con- 
stituante vom  1.  August  1791  bildete  dauernd  die  Basis  des  Militär- 
onterrichtes.  Vom  halb  rechts  und  halb  links,  vom  Deployiren  und 
Aufschliessen  und  Abbrechen  ist  alles  darin  enthalten,  und  der  fran- 
zösische Soldat  sollte  es  so  lernen,  wie  die  Oesterreicher  und  Preusseu. 
Aber  die  drohenden  Gefahren  des  Landes,  das  Drängen  des  Unglücks 
hob  die  Zeit  über  all  die  Massenhaftigkeit  der  niedrigen  Tactik  hinweg 


der  Recmteo. 


1)  Gesetz  Tom  15.  Joli  1799  (27.  Messidor  an  VII.). 

2)  ArrM  Tom  18.  Mai  1802  (28.  Flor^al  an  X.). 

8)  IlttM  vom  12.  October  1803  (19.  VeodtSmiaire  an  XU.). 
4)  Gesets  vom  10.  März  1818. 
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und  lehrte  den  Franzosen,  darin  eben  nur  ein  Mittel  des  Kriegsdienstes 
zn  sehen,  keinen  Zweck.  Der  Krieg  wurde  ihm  eine  practiscbe  Kimst, 
in  der  sich  nichts  lernen  lässt.  So  acceptirte  man  den  von  den  Prensseo 
erfundenen  Ghargir-  oder  Dublirschritt ,  weil  er  am  leichtesten  za 
erlernen  war,  man  wendete  ihn  an,  nicht  um  eine  Parade  zu  machec 
sondern  weil  er  in  seiner  Leidenschaftlichkeit  eben  ein  moralisches 
Mittel  der  Lust-  und  Mutherregnng  war.  Darum  aber  war  es  anc^ 
mOgUch,  immer  Armeen  zu  haben,  weil  man  jedem  das  Recht  gdonte, 
auch  mit  den  Wafifen  in  der  Hand  innerhalb  seines  ganz  persdnlicbee 
Berufes  ein  freier  Mann  zu  sein.  Das  Genie,  das  alles  belebte,  führe 
diese  schlecht  exercirten  Recruten  znm  Siege. 

Das  Avancement  und  der  Generalstab. 
Der  Gerade  in  dieser  Richtung  hatte  das  ancien  Regime,  wie  ich  schoe 

wihrc'nd'dw-  angedeutet,  die  Masse  der  Armee  sich  feindlich  gemacht.  Selbst  der 
Revolution,  ausgezeichnete  Soldat  hatte  keine  Hoffnung,  zur  Geltung,  zu  Ehre  on^ 
Würde,  oder  nur  zu  jenem  Platz  zu  gelangen,  auf  dem  er  seine  AQ^ 
Zeichnung  zur  Geltung  bringen  konnte.  Die  Revolution  mit  ihrer 
Gleichheit  und  Freiheit  Öffnete  dieses  Grab  der  B^abung  ood  des 
Talents.  Dem  König  blieb  nur  das  Recht,  die  zwölf  obersten  Officiere 
der  gesammten  Waffenmacht  zu  ernennen.  Jeder  derselben  mos^t; 
den  Bürgereid  leisten  und  in  die  Nationalgarde  eingetragen  sei& 
Denselben  Forderungen  mussten  alle  Of&ciere  genügen,  welche  zn  des 
Range  eines  Obersten  oder  Oberstlieutenants  aufsteigen  wollten '^ 
Alle  übrigen  Chargen  wurden  zur  Hälfte  von  den  Truppen  gewiUt 
so  dass  die  Truppen  ihre  Lieutenants,  diese  ihre  Hauptleate  ^tc. 
wählten,  nach  der  anderen  Hälfte  aber  wurde  sie  nach  dem  Dienst- 
alter besetzt  Nach  dem  Sturz  des  Königs  ernannte  die  provisonsefc« 
Executivgewalt  die  commandirenden  und  höchsten  Officiere^).  ^ 
Convent  organisirte  die  gesammten  Officierstellen  nach  neaen  Kia&>^ 
und  Namen  und  übertrug  dem  Comite  de  salut  public  die  Ernenocss 
der  Generale  und  Brigadechefs.  Die  übrigen  Officiere  wurden  gewählt 
Sie  standen  in  ihrer  Verantwortung  unter  dem  unmittelbaren  Befebl 
des  Comites  und  bald,  nach  der  Ausdehnung  der  Herrschaft  desselben. 
der  Gommissäre,  welche  dasselbe  zu  den  einzelnen  Armeen  entsendete 
Wer  hier  nicht  gehorchte,  der  wurde  nach  Paris  gesandt  und  ging  ^^ 
dem  sicheren  Tode  entgegen.  Kein  Rang  und  kein  Verdienst  schätxteo 
vor  dieser  Gewalt  Neun  commandirende  Generale  fielen  anter  dff 
Guillotine  während  Robespierre's  Allmacht;  Kellermann  war  daoenhi 


1)  Decret  vom  9.  Man  1792. 

S)  Decret  vom  S.  September  1798. 


Die  Militärversorg^ng  und  Aoszelchnnng. 


529 


bedroht,  Hoche  lag  im  Gefängnisse,  nachdem  seine  Stirn  reicher  Lorbeer 
geschmückt  hatte.  Aber  dieser  Schrecken  wurde  oft  zum  Träger  der 
Siege.  Der  Gonvent  befahl  einen  Sieg  zu  erkämpfen  und  die  Generale 
wussten,  dass  sie  der  Guillotine  verfallen  waren,  wenn  sie  geschlagen 
wurden.  Dumouriez  wurde  darum  zum  Yerräther,  tapfere  Officiere, 
zur  Uebergabe  oder  zum  Rückzug  gezwungen,  erschossen  sich,  Jourdan 
stürmte  1793  viermal  über  die  Sambre  und  wäre  zum  fünften  Mal 
hinubei'gestürmt,  weil  er  den  Befehl  hatte,  Charleroi  zu  nehmen  und 
bei  Fleurus  eine  Schlacht  zu  gewinnen. 

Das  Directorium  beendete  diese  Gewaltthaten  und  kehrte  wieder 
auf  die  Bestimmungen  der  Constituante  zurück.  Die  höchst  com- 
mandirenden  Officiere  wurden  von  den  Directoren  ernannt  und  unter- 
standen für  Disciplinarvergehen  dem  Kriegsminister,  welcher  sie  be- 
strafen konnte,  aber  alsbald  den  Directoren  Bericht  erstatten  musste. 
Die  höheren  Officiere,  welche  nicht  zur  commandirenden  Generalität 
gehörten,  wurden  von  einem  besonderen  Kriegsrath  gerichtet.  Doch 
konnte  der  Kriegsminister  und  der  comroandirende  General  provisorisch 
Strafen  über  sie  aussprechen,  welche  alsbald  der  Bestätigung  des 
Directoriums  bedurften.  Für  die  Bataillonsgenerale  und  Brigade-  oder 
Divisionschefs  bildete  der  Etat-major  des  betreffenden  Corps  das  Dis- 
ciplinar-  und  Kriegsgericht  ■).  Alle  übrigen  Officiere  standen  unter 
den  gewöhnlichen  Militärgerichten.  Sie  wurden  zur  Hälfte  nach  dem 
Dienstalter  besetzt  und  zur  Hälfte  durch  Wahl.  Doch  sollte  Niemand 
Officier  werden  können,  der  nicht  drei  Jahre  als  Soldat  oder  Unter- 
officier  gedient  hat,  ausgenommen  jene  des  Genie-  und  Artilleriecorps, 
bei  denen  ausgezeichnete  Thaten  allein  entscheiden  konnten  2). 

Die  Ernennung  der  gesammten  Etat-majors  ging  nach  der  Con- 
stitution des  Consulats  an  den  ersten  Consul  über  ').  Die  Gesetzgebung 
konnte  dies  um  so  leichter  thun,  als  sie  wusste,  wie  scharf  Napoleon 
das  Verdienst  zu  erkennen,  zu  ehren,  aber  auch  zu  benutzen  verstand. 
Die  Ehrenlegion,  auf  die  ich  im  Folgenden  zurückkehre,  vollendete  die 
Bestimmungen  der  Constitution. 


Dia 
Reform«!!  des 
Dlreetorlama. 


Napoleon 
Alt  oberster 
Kriegsherr. 


Die  Hilitärversorgung  und  Auszeichnung. 
Wie   das    ancien    Regime   im  Militärdienst    des   Gemeinen   eine    ümPHocIp 
Pflicht  sah  und  des  Adlijrgeborenen  ein  Recht  und  eine  Würde,  bemass  f"^"* „!„,," 
es  darnach  auch  die  Erhaltung  und  Versorgung.    Der  gemeine  Soldat    Tersorroag. 
hatte  einen  niedrigen  Sold,  so  lange  er  diente,  und  war  brot-  und 


1)  Decret  vom  26.  October  1795  (4.  Bramaire  an  IV.). 

2)  Gesetz  vom  ö.  September  1798  (10.  Fructidor  an  VI.)  TIt  V.  Art  61. 
8)  Arrdt^  vom  8.  October  1800  (16.  Vend^miaire  an  IX). 
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W&r4«  der  Bürgerliche  sieh  nie  aufachwingen  konnte «  rendirtei  die 
Millionen,  welche  der  Staatsschatz  für  die  Waffenmacht  aoagnb.  Die 
Revointion,  wie  sie  in  ihrer  ganzen  Thätigkeit  im  Volke  n^,  richtete 
auch  anf  dieses  ihre  Arbeitsziele.  Der  Name  der  Soldaten  wikide  ii 
I«aafe  der  Zeit  ganz  abgeschält  und  mit  dem  des  Verth«idigen  iei 
Vaterlandes  vertauscht  Darin  lag  zugleich  Aa%abe  and  Pfliclit  des 
Vaterlandes.  Die  Armee  sollte  gleich  sein,  wie  das  Volk,  und  io  \\s 
keine  besondere  Auszeichnung,  kein  anderer  Unterschied  hemciiM, 
AbtcUftiDgder  als  jener,  den  Talent,  Ehre  and  Würde  gab.  Alle  Ehrenzeichen,  welche 
Pe^tiont^Mtu.  ^**  aociw  Regime  geschaffen,  wurden  abgeschafft  und  die  Einkünfte, 
die  mit  ihnen  Yerbunden  waren,  eingezogen.  Der  Soldat  beiog 
seinen  Sold ,  der  mit  dem  Grad  und  der  Höhe  des  Verdiemtes  stjeg. 
Die  Constituante  erklärte  erst  als  allgemeinen  Grundsatz,  dsss  es 
eines  freien  Volkes  würdig  sei,  seine  Bürger,  welche  für  den  Statt 
gearbeitet  haben,  zu  belohnen,  dass  es  gerecht  sei,  ihr  Alter  so  achin&ei, 
dass  das  Talent,  das  dem  Vaterland  sich  oftfert,  auch  erhalten  nod 
belohnt  werde.  Solche  Arten  der  Belohnung  naante  das  Ges^  iffc, 
die  Pensionen  aji^d  GratilEurationea.  Die  ersten  erhielt  der  Bärger 
nach  Verdienst,  die  zweiten  für  gebrachte  Opfer,  als  Preis  denelba 
oder  Entschädigung.  Niemals  konnte  eine  Pension  ohne  die  Clansei  der 
Bückfälligkeit  verliehen  werden,  doch  konnten  für  Kinder  und  Vi^ittven 
noch  Alimentatioasbeiträge  erworben  werden.  Diese  allgemeinen  Gnod* 
Sätze  des  Pensionsgesetzes*)  galten  überhaupt  für  die  Staatsbeamtec. 
Dann  bestimmte,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Blilitärdienste,  das 
Gesetz,  dass  für  die  Erhaltung  der  Soldaten  und  Invaliden  m  beson- 
derer Fond  angelegt  werden  sollte,  aus  welchem  die  Pensionen  deiselbes 
nach  einem  dreissigjährigen  Eri^sdienst  in  der  Landarmee  und  fuo^- 
ondzwanzig  Jahre  in  der  Seearmee  erworben  werden.  Kriegsjabit 
zählten  doppelt;  der  Ednig  konnte  in  besonderen  Fällen  schoB  vor 
dieser  Zeit  Belohnungen  ertheilen.  Wer  als  Militär  eine  GeldbelohoBs; 
für  seine  Dienste  ausschlug,  konnte  ein^  Ehrenauszeichnung  fordern. 
Erst  der  Convent  entwickelte  diese  Grundsätze  zu  einem  Tollstindi^i} 
System.  Die  Gefahr  des  Vaterlandes  zwang  ihn,  cor  Ermootening  ^ 
die  Vertheidigung  denen,  die  sich  ihr  weiheten,  ein  weiteres  sorgenfreies 
Leben  zu  garantlren.  f)r  Teryprach  jedem  Soldaten  und  OfBcier  ba 
feinem  Abschied  schon  nach  zehn  Jahrep,  wobfi  Krieg^hre  doppelt 
sähle.&9  einen  Anspruch  anf  den  vierten  Theil  seines  Gehaltes  und  Soldes. 
Jedes  Jahr  Dienstzeit  über  diese  zehn  Jahre  erwarb  einen  Zaschlaf 
von  einem  Dreissigstel  des  Gehaltes.  Jedem  Militär  sollte,  ohne  Rncksicbt 


*)  Decret  rom  3— 2S.  A^gnit  1790. 


Die  Militänreraorguog  and  Auszeichnung.  ,       531 

aof  eine  Dienstzeit,  für  eine  Campagne  60  Livres,  für  zwei  150»  für 
drei  300  und  für  vier  500  Livres  als  Belohnang  ausgezahlt  werden. 
Jeder  Freiwillige  sollte  dasselbe  Recht  geniessen.  Eine  Militärpension 
wnrde  lebenslänglich  und  neben  jedem  anderen  Einkommen  und  Gehalte 
ausgezahlt  Für  die  Erhaltung  der  Wittwen  und  Waisep  sollten  400 
Millionen  Güter  der  Emigrirten  verkauft  und  ein  besonderer  Fond  daraus 
gebildet  werden  ^).  Eine  gleiche  Pension  und  Unterstützung  hatten  die 
Marinesoldaten  zu  beanspruchen  *).  Die  Monicipalbehörden  hatten  die 
Rollen  der  Pensionäre  anzulegen  und  dieselben  durch  die  Departements- 
Terwaltung  an  das  Ministerium  des  Innern  gelangen  zu  lassen.  Ausser 
diesen  allgemeinen  Versorgungen  wurden  durch  verschiedene  Decrete 
in  der  ersten  Kriegsperiode  zahlreiche  Stipendien  und  Freitische  in 
Schulen  und  CoUegien  den  Sühnen  gefallener  Militärs  ertheilt.  Das 
Pensionsrecht  der  Wittwen  bestand  in  dem  Anspruch  auf  die  Hälfte  des 
Gehaltes  des  Mannes,  wenn  er  im  Kampf  gefallen  oder  schwer  verwundet 
worden  war,  oder  wenn  er  dreissig  Jahre  gedient  hatte').  Für  die 
Marine  galten  dieselben  Bestimmungen,  nur  forderte  das  Gesetz  überall 
statt  einer  dreissigjährigen  Dienstzeit  nur  fünfundzwanzig  Jahre  ^).  Das 
Peasionsgesetz  des  Directoriums  vom  14,  September  1799  (28.  Fructidor 
an  VII.),  welches  diese  Grundsätze  nach  verschiedenen  Theilen  hin 
erweiterte,  ist  auch  das  Muster  der  späteren  Gesetzgebung  geworden. 
£s  theilte  die  Pensionen  in  gewöhnliche  Pensionen  und  einen  „Sold 
de  retraite^  ein,  der  entweder  lebenslänglich  oder,  nur  persönliche 
Dienste  betreffend,  für  Zeit  ausgewiesen  war.  Man  verlor  seine  An- 
sprache darauf  durch  Annahme  von  Diensten  bei  fremden  Mächteui 
durch  freiwilligen  Austritt  aus  dem  Dienst  vor  dem  dreissigsten  Dienst- 
jahr und  durch  eine  Verurtheilung  zu  Leibes-  oder  infamirenden 
Strafen  bis  zur  Rehabilitation.  Ein  doppelter  Sold  war  nicht  vereinbar, 
wohl  aber  ein  Sold  de  retraite  und  ein  Civilgehalt.  Bei  Verwundungen 
oder  im  Dienst  erfolgter  Unfähigkeit  zum  weiteren  Dienst  erhielt  man 
dieselben  Pensionsrechte,  wie  nach  dreissig  Jahren  Dienstzeit  Eine 
Pension  konnte  nie  höher  als  6000  und  nie  geringer  als  100  Francs 
sein.  Die  Dienstjahre  ausserhalb  Europas  und  auf  dem  Meere  galten 
selbst  im  Frieden  für  achtzehn  Monate.  Alle  Militärpensionen  und  der 
Sold  de  retraite  wurden  in  monatlichen  Raten  ausgezahlt  Napoleon 
anerkannte  dieses  Gesetz  im  vollen  Dmfange*),  doch  föhrte  er  durch 


1)  Decret  vom  21.  Februar  1793. 

2)  Decret  yom  4.  Mai  1793. 
8)  Decret  vom  4.  Jani  1798. 

4)  Decret  vom  4.  April  1794  (16.  Germmal  an  HI.). 
6)  Decret  vom  28.  April  1803  (8.  Flor^  an  XI.). 
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die   Organisation   des   Hotel    des   invalides   und  die   Gründnog  der 
Ehrenlegion  zwei   wesentliche   Veränderungen   ein,   welche  anf  dec 
Stolz  und  die  Wurde  des  französischen  Soldaten  äusserst  günstig  m- 
rQckgewirkt  haben. 
Dm  HAtei  Ludwlg  XIV.  uud  Louvois  haben  durch  die  Gründung  desbvalideo- 

hüteis  ihrem  Ruhm  das  schönste  Denkmal  gesetzt.  Seit  der  Gründoc^ 
desselben  bis  zur  Revolution  wurde  wenig  an  seiner  inneren  Ordoocf 
geändert.  Es  war  und  blieb  den  verdienten  Soldaten  der  Armee  zs: 
Altersversorgung  gewidmet,  obgleich  auch  hier  mit  der  reichen  Dotat:.: 
viel  Missbrauch  getrieben  wurde.  Die  Revolution  veränderte  nach  dec 
Sturz  des  Königs  den  Namen  und  nannte  es  Hutel  national  des  mili- 
taires  invalides.  Der  Genuss  der  Stellen  in  diesem  Hotel  war  eis 
doppelter:  entweder  in  demselben,  oder  ausserhalb  desselben,  b 
welchem  Fall  der  Invalide  dann  in  Geld  erhielt,  was  er  im  H/i 
in  Natura  beanspruchen  konnte.  Die  Gesetzgebung  bestimmte  alle  Jahre 
die  Stellen,  welche  vertheilt  und  besetzt  werden  konnten,  und  die  Fonds, 
mit  denen  sie  zu  erhalten  waren.  Das  Directorium  des  l)epartem€ois 
von  Paris  hatte  die  oberste  Verwaltung  desselben  und  schrieb  alle  Jabit 
durch  eine  öffentliche  Bekanntmachung  die  Stellen  aus,  welche  fr^ 
oder  neu  errichtet  waren.  Das  Alter,  die  Länge  der  Kriegst«: 
und  die  Zahl  und  Schwere  der  Verwundungen  gaben  den  Vonnf' 
Durch  diese  neue  Organisation  wurde  das  Institut  von  der  Masse  dn 
Beamten  gereinigt,  welche  im  ancien  Regime  zumeist  die  Pools  des 
Institutes  verzehrten.  Die  innere  Verwaltung  leitete  der  Minister  ^ 
Innern  und  ein  besonderer  Verwaltungsrath,  der  unter  der  Aufsicil 
der  Departemeutsverwaltung  von  Paris  stand.  Er  bestand  aas  t\:iä 
Genera Irath  und  einem  engeren  Verwaltungsbureau.  Beide  waren  ad 
Coromunalbeamten  und  Militärs  des  Huteis  zusammengesetzt.  D» 
letzteren  wurden  alle  Jahre  von  den  Invaliden  gewählt  Der  >er 
waltungsrath  wählte  seinen  Vorstand,  seinen  Oeconomen,  Secretiriu;! 
Cassir.  Die  Sitzungen  des  Rathes  waren  immer  und  für  alle  Anse^ 
legenheiten  öffentlich.  Das  Bureau  hatte  die  Beaufsichtigung  dtr  V>J 
waltung  und  die  Vertheilung  der  Geschäfte.  Für  alle  Streitigkdta 
im  Innern  des  Huteis  bestand  ein  besonderes  Tribunal  de  condiiati:: 
aus  drei  Notabein  der  Gemeinde  von  Paris  und  sechs  Militärs,  wcl  bi 
von  den  Invaliden  gewählt  wurden.  Die  Mitglieder  des  InvalidcnhOteij 
waren  militärisch  organisirt  und  bildeten  ein  Corps  von  5000  Mann,  crtil 
dem  Titel  Veterans  nationaux,  mit  allen  Rechten  der  acliren  Militin 
Jede  Compagnie  wurde  von  einem  Rath  verwaltet,  dem  ein  Gemeiade 
beamter  präsidirte.  Eine  besondere  Abtheilung  wurde  für  die  VetersDd 
der  Gensdarmerie  gebildet.  Die  Pensionen ,  die  jeder  erhielt,  wurda 
für  jeden  Rang  nach  einem  Maximum  und  Minimum   bemessen  m 
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nach  der  Zahl  der  Kinder  durch  Zuschläge  erhöht*).  Diese  Organi* 
sation  bildet  heute  noch  die  Basis  der  Verwaltung  des  Invalidenhotels. 
Der  Convent  berief  zu  gleichem  Genuss  auch  alle  Freiwilligen  und 
jeden  Soldaten,  welcher  Nationalität  er  auch  angehörte,  wenn  er  in 
französische  Dienste  einmal  eingetreten  war  >).  Napoleon  verminderte 
die  Zahl  der  im  Hutel  zu  versorgenden  Invaliden  auf  3000  und  be- 
stimmte, dass  überhaupt  nur  jene  Invaliden  aufgenommen  werden 
sollten,  welche  ein  oder  mehrere  Leibesglieder,  oder  das  Augenlicht 
verloren  hatten,  oder  bei  dreissigjähriger  Dienstzeit  sechzig  Jahre  alt 
waren.  Die  Stellen,«welche  frei  wurden,  sollten  stets  zu  zwei  Drittel  den 
Soldaten  in  Activität  und  einem  Drittel  den  Veteranen,  welche  von  ihrem 
Sold  de  retraite  lebten,  gesichert  sein.  Die  übrigen  Veteranen  und 
Invaliden  wurden  ausserhalb  des  Hotels  versorgt '). 

Die  Geschichte  der  Ehrenlegion  habe  ich  an  einem  anderen  Di«  Ehrtn. 
Orte  schon  dargestellt  und  gezeigt,  wie  aus  den  El^i'^nz^icb^i^ '  Onr«n?MUa^^^ 
der  Bastillestürmer  die  Napoleonischen  Ehrensäbel,  Ehrenmnsketen, 
Ebrentrommelschlägel  etc.  hervorgingen  ^),  und  wie  man  diese 
Neuerungen  und  die  endliche  Organisation  der  Ehrenlegion*)  nur  eine 
Erweiterung  des  Paragraphen  der  Constitution  nannte,  welche  ver- 
dienten Kriegern  Auszeichnungen  zusicherte.  Abgesehen  nun  von  der 
politischen  Seite  dieses  Institutes,  machte  die  materielle  Lage  desselben 
ein  grossartiges  und  Muth  und  Ehrgeiz  wesentlich  beeinflussendes  Ele- 
ment ans  der  Schöpfung  Napoleon's.  Es  sollte  allen  verdienten  Sol- 
daten eine  Auszeichnung  und  Erkenntlichkeit  für  besondere  Dienste 
sichern.  Die  Legion  wurde  in  15  Gohorten  getheilt,  welche  jede  einen 
besonderen  Hauptort  inne  haben  sollte.  Jede  Gehörte  bestand  aus 
7  Grossofficieren,  20  Gommandeuren,  30  Officieren  und  350  Legionären. 
Die  Mitglieder  wurden  auf  Lebenszeit  durch  den  Verwaltnngsrath  er- 
nannt, dem  allein  diese  Ernennung  zustand.  Ein  Adroinistrationsrath 
verwaltete  die  Legion.  Er  wurde  von  den  3  Gonsuln  und  S  Officieren 
der  Legion  gebildet.  Der  erste  Consul  war  Chef  der  Legion  und  Prä- 
sident des  Rathes.  Die  Gehalte  jeder  Gehörte  wurden  aus  ihren  Fonds 
bestritten  und  dafür  jeder  Gehörte  eine  Rente  von  200,000  Francs  aus 
den  Nationalgütem  gesichert.  Um  in  Friedenszeiten  in  die  Legion 
aufgenommen  zu  werden,  musste  man  fünfundzwanzig  Eriegs- 
jahre  haben.    In  Eriegszeiten  entschied   Verdienst    Der   hohe  Ratb 


1)  Dccret  Tom  30,  April  1792. 

2)  Decret  vom  10.  Februar  1793. 

3)  Arrdt^  Tom  28.  April  1803. 

i)  Decret  Tom  25.  December  1799  (4.  Kirtst  an  VIII.). 
5}  Deeret  Tom  19.  Mai  1802  (29.  Flor^al  an  X.). 
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Tersaramelte  sich  in  jedem  Monat  einmal,  nm  die  Ernenmifigea  imd  Asf- 
nahmen  zu  prüfen  and  vonunehmen.  Ein  Grosskanzler  und  Grossschati- 
meister  leiteten  die  Verwaltangsgescbäfte.  Jede  Cohorte  hatte  ausser- 
dem ihren  besonderen  Verwaltongsrath  ?on  9  Mitgiiedtfn,  weiche  ass 
den  höchsten  Officieren  und  den  Legionären  gewählt  worden.  Dsr 
Chef  der  Cohorte  war  Präsident  des  Rathes.  Ein  Kanzler  nnd  Sdatz- 
meister  leiteten  die  Detailverwaltnng  and  ein  Oeconom  die  Spita!as£^ 
legenheiten  ').  Ceber  die  Vermögensverwaltung  sollte  alle  drei  Mosatt 
Rechnung  gelegt  werden  ').  Man  verlor  seine  Wurde  als  L^si' 
durch  alle  Gründe,  durch  die  man  sein  Bürgerrecht  verlor.  Abe: 
jeden  Urtheil  eines  Gerichtshofes  über  einen  Legionär  erhielt  erst  nad 
Prüfung  des  Justiz-,  Kriegs-  und  Marineministers  und  der  Comnussii« 
des  Gouvernements  beim  Cassationshof  Kraft,  hifamirende  Straf» 
konnten  erst  nach  vorgegangener  Degradation  vollzogen  werden').  A!i 
das  Kaiserreich  auch  das  äussere  Zeichen,  den  fanfdoppelstraliE^e 
8tem,  mit  der  Wurde  verband^),  schuf  es  damit  ein  allen  §lcick' 
Ziel  des  Ehrgeizes,  welches  um  die  Person  des  Kaisers  immer  inm^ 
das  ganze  Listitut  gruppirte. 

Das  Festangswesen. 
Dl«  Durch  die  Kriegf&hrung  und  neue  oder  hohe  TaetQr,  welcbeäe 

umgjwuitun»  Armeeverhältnisse  allmälig  aus  sich  selbst  entwickelten  und  der  Ztt 

des  Fettungv-  ^  «         r 

wcteoF.  mit  zwingender  Gewalt  aufdrangen,  verloren  die  festen  Punkte,  » 
Kriegspiätze  und  das  ganze  Festnngs-  und  Belagerungswesen  jene  hebe 
Bedeutung,  welche  sie  vor  der  Revolution  besassen  nnd  wodurch  nt 
ihnen  noch  zu  Zeiten  Ludwig's  XIV.  die  Entscheidungen  derErkst 
abhingen.  Die  beweglichen  Punkte  der  Armeen  selbst  traten  aD  dk 
Stelle  der  festen,  der  Kriegsplätze  und  Festungen,  und  an  Stelle  de 
Belagerungen  traten  die  Märsche,  an  Stelle  der  Belagenmgsknnst  die 
Kunst,  ganze  Armeen  plötzlich  von  einem  Punkt  auf  einen  weit  est- 
fernten  hinzuwerfen  und  damit  das  Kriegsspiel  alle  Angeoblicke  ^ 
seiner  Richtung  zu  verändern.  Die  Berechnung  der  Zeit  erfoider^ 
jetzt  jene  Kunst  nnd  Fähigkeit,  welche  g^enüber  den  Festuneeo  sa^ 
ihrer  Belagerung  die  Berechnung  der  Raum-  und  Pestigkeitsverfailtni^'c 
erheischte.  So  dirigirte  Dumouriez  eine  Armee  an  die  Grenze  Hollacd^ 
und  schob  eine  zweite  über  den  südlichen  Rhein  nach  Dentschlasi 
Napoleon   setzte  1796  die  Kriegs-  und  Kampflinie  von  Paris  o^ 


1}  Arrdt^  vom  2.  Jnli  1802  (13.  Hessidor  an  X.). 
2)  Arr&te  Tom  12.  Jali  1802  (23.  Messidor  an  X.)- 
8)  Arrdt^  vom  15.  Man  1804  (24.  Ventdae  an  XII.). 
4}  Decret  vom  11.  Juli  1804. 
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ItalkD  feftt,  im  86)beA  Augenblick,  als  eine  Armee  durch  Deutschland 
g^gen  Wien  sieh  kehrte.  Das  ÜDmOgliche  su  thun,  war  bei  der  Lage 
dieser  Verhältnisse  das  Princip,  wie  ehemals  bei  dem  Beginn  einer 
BelageruDg  diese  nnr  doreh  die  genane  Berechnmig  des  Möglichen 
gerechtfertigt  werden  konnte.  Der  Debergang  bei  Ledi,  die  Bilmärschö 
gegen  Gnasdanowich,  Wurmser  and  Aloinzi  waren  ebensa  grosse 
tactische  Operationen  und  fortificatorische  Thaten,  als  die  siegreiche 
Belagemngen  Venddme's,  Loavois'  und  aller  Feldherren  Ludwig's  XIV. 

Es  war  natürlich,  dass  bei  dieser  Sachlage  die  Gesetzgebung  nnd  verwaitang 
nititärische  Organisation  in  Betreff  des  Festangswesens  sich  aof  die  ^"J^^^ 
Organisimng  des  Vorhandenen  nnd  die  bessere  Einrkbtong  des  Be* 
stdienden  beschriUikte.  Das  organisirende  Gesetz  vom  8—10.  Jnli  1791 
ist  das  einzige,  welches  die  Revolatk>n  ffir  das  Festangswesen  erzeugte, 
aod  es  ist  bis  heate,  wo  das  Festungs-  und  Belagerangswesen  immer 
mehr  aas  dem  Kriegsgebrauch  kam,  noch  geltend  *)•  Darnach  wurdet 
die  Kriegspl&tze  in  drei  Klassen  eingetheilt,  je  nach  ihrer  Wichtigkeiti 
wie  sie  eine  dem  Gesetz  beigegebene  Tabelle  darstellte.  Die  Kriegs* 
platze  der  ersten  Klasse  waren  die  wichtigsten  und  jene,  welche  stets 
im  vollen  Stande  der  Vertheidigung  erhalten  werden  mussten;  die  dtf 
zweiten  Klasse  waren  jene,  welche  zametst  ihre  Wichtigkeit  in  der  Unter* 
Btfitzong  der  der  ersten  Klasse  hatten;  and  jene  der  dritten  Klasse, 
welche  en  masse  za  erhalten,  d.  h.,  deren  Gebände  für  den  Kriegs«^ 
zweck  bestimmt  za  erhalten  waren,  ohne  einen  ausschliesslichen  Zweck 
im  Krieg  zu  erfüllen.  Alle  anderen  Fortüicationswerke  sollten  als 
ranöthig  und  ausser  diesen  drei  Klassen  liegend  vernichtet  nnd  neoe 
mnr  mit  Bewilligung  der  Gesetzgebung  und  Sanetion  des  Königs  er- 
richtet werden  können.  Die  Kriegsplätze  worden  in  dreifacher  Beziehung 
gedacht,  nach  der  sich  auch  ihre  Ordnung  nnd  Verwaitang  richtete, 
B&mlich  in  Friedenszeiten,  in  Kriegszeiten  und  im  wirklichen  Belagerucg»- 
zostand.  In  Friedenszeiten  überwachten  und  erhielten  die  Magistrate 
und  Civilbeamten  die  Gesetze,  und  die  Hilitftrautoritäten  hatten  nur 
den  Whrkungskrels,  den  ihnen  ihre  Militarstellung  gab.  Auch  im 
Kri^pBzeiten  blieben  die  Civilbeamten  in  Th&tigkeit,  doch  konnten  sie 
von  den  Uilitftraotoritäten  zur  strengen  Durchführung  aller  Gesetze 
überwacht  und  herbeigezogen  werden.  Den  Beginn  des  Kriegszustandes 
firkftndete  die  Gesetzgebung  und  der  König.  Im  Belagerungszustand 
ging  alle  Autorität  an  die  Mtlitärgewalt  über,  die  zugleich  allein  ver- 
antwortlich wurde.  Der  Belagerungszustand  b^ann,  wenn  die  offenen 
Wege  vom  Feind  in  einem  Umkreis  von  ISOO  Toises  abgesperrt  waren, 
und  hörte  auf,  sobald  sie  in  dieser  Entfernung  wieder  frei  geworden  waren. 


*)  G^ando  a.  a.  0.  Bd.  IV.  No.  1834  u.  ff.  8.  601  u.  ft 
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Alles,  was  zar  Befestigung  der  Eriegsplätze  geh^^rt,  sam  Schutze  dient) 
die  Kriegsplätze  selbst  und  alles  Land  im  Umkreis  von  4  Toises  wtr 
Eigenthum  der  Nation  und  stand  unter  der  Verwaltung  des  Kriegs- 
ministers.  Die  Privaten,  auch  innerhalb  dieser  Linien  oder  im  grösseren 
Eigenthumskreise  der  Festungsplätze,  waren  den  Vortbdlen  und  Kotl- 
wendigkeiten  der  Fortification  unterworfen,  und  zahlreiche  Serritotes 
waren  schon  aus  dem  ancicn  Regime  dem  Staat  garantirt  *).  Die  B^ 
tretung  dts  Terraios  der  Festungswerke,  die  Anlage  von  Wegen  imd 
Gräben  in  dem  Umkreis  von  500  Toises  bei  Festungswerken  sster 
und  zweiter  Klasse  und  300  Toises  bei  jenen  dritter  Klasse  konnte  dqt 
mit  Erlaubniss  der  Militärbehörde  geschehen. 

Für  das  Fortificationswesen  wurden  besondere  Beamte  eingesetzt, 
die  Gardes  des  fortifications  und  Eclusiers  des  fortifications,  und  a 
Tier  Klassen  eingetheilt,  von  denen  die  Mitglieder  der  ersten  und  zweites 
Klasse  stets,  ehe  sie  daselbst  eintraten,  schon  sechs  Jahre  in  der  drittes 
und  vierten  Klasse  gedient  haben  mussten.  Sie  standen  unter  dem 
Befehl  der  Militärautorität  und  wurden  vom  Eriegsminister  in  die  Ter- 
scbiedenen  Endplätze  vertheilt.  Sie  mussten  stets  an  ihrem  Diesst- 
orto  wohnen  und  konnten  mit  ihrem  Amt  keinen  anderen  Dienst  ver- 
einen. Die  alten  Festungscommandanturen  wurden  aufgelöst  ondas 
ihre  Stelle  die  Officiere  der  Linientrnppen  eingesetzt.  D^  Genoal  war 
zugleich  Chef  de  Tarrondissement  der  gesammteu  Kriegsmacht,  die  m 
Festungsbezirk  stationirt  war.  Er  leitete  mit  der  Municipaiautoritit  die 
Execution  der  Gesetze.  Ein  Officier  konnte  seine  Trappe  nnr  g^ 
Anzeige  bei  dieser  Militärautorität  und  der  Municipalbehörde  verUsseo. 
Ueberhaupt  war  die  Militärbehörde  in  allen  Dingen,  die  mcht  ins- 
schliesslich  militärischer  Natur  waren,  von  der  Civilautorität  abhaogif 
Die  militärische  Macht  war  im  Festungsrayon  so  organisirt,  wie  in  der 
Linie,  nur  wurde  zur  Erleichterung  des  Dienstes  eine  grössere  Menge 
Officiere  zu  Platzadjutanten  ernannt  und  ein  besonderes  Militärsecretamt 
für  die  Eanzleigescbäfte  eingesetzt.  Die  Schlfissel  der  Festungsthore bitte 
der  Commandant  zu  bewahren  und  es  blieben  nur  bestimmte  Zoginfefi: 
den  Verkehr  der  Geschäftsleute  geöffnet.  Die  militärische  Besatsoi 
war  von  allen  Abgaben  frei,  und  selbst  für  die  Corpsaasgaben  konnte 
kein  Abzug  statthaben. 

Alles  bewegliche  Eigenthum,  wenn  es  zum  Militärdienst  gebffrte. 

stand  unter  der  Verwaltung  der  Militärautorität.  Alles  Uebrige  geholte 

Sricfftmateri*].  in  den  Competcuzkreis  der  Civilbchörde.   Die  Mittel  der  Erhaltung  des 

Ersteren  wurden  aus  dem  Staatsschatz  bestritten  und  vom  Ericp^ 

ministcrium  verwendet,   das  dafür  verantwortlich  war.    Alle  Militir* 


Dm 
KSfontbam:  Dm 


*)  Ordonnance  vom  9.  December  1718. 
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gebäude  und  Festangsplätze  konnten  nur  für  die  Unterkunft  der  Truppen 
verwendet  werden.  Die  Municipalitäten  daselbst  waren  nicht  verpflicUtct, 
Logis  oder  Magazine  zu  liefern,  ausser  wenn  die  vorrätbigen  nicht 
genügten.  Dennoch  mussten  die  Municipalitäten  stets  in  Renntniss  jener 
Räumlichkeiten  sein,  welche  sie  im  Nothfall  zu  liefern  hatten,  war  es 
bei  Durchmärschen  oder  ausserordentlichen  Veranlassungen. 

Alle  Militärbauten  und  Arbeiten  wurden  par  entreprise  nach  einer 
öffentlichen  Ausschreibung  vorgenommen.  Die  Zusprechung  sollte  nie  in 
Masse,  sondern  im  Detail  des  Preises  für  die  Natur  .des  Werkes  und 
Materials  vorgenommen  werden.  Der  Kriegsminister  stellte  durch  die 
Eriegscommissäre  die  Arbeit  und  deren  Rechnung  den  Verwaltungen 
der  Departements  und  Directorien  zu,  welche  die  Bekanntmachung 
und  in  Verbindung  mit  den  Eriegscommissären  auch  die  Zusprechung 
vornahmen.  Alle  unternommenen  Bauten  mussten  jedoch  unter  Auf- 
sicht der  Militäragenten  geführt  werden.  Die  Unternehmer  der  Militär- 
arbeiten waren  den  Militärantoritäten  zum  Gehorsam  verpflichtet,  unter- 
standen jedoch  in  Betreff  aller  Klagen  und  Forderungen  den  Civilgerichten, 
und  im  Fall  von  Strafen,  welche  die  Militärpolizei  ansprach,  in  Betreff 
des  Vollzugs  gleichfalls  denselben.  Für  die  Leitung  aller  Bauten  und 
Unternehmungen  wurde  ein  besonderes  Comite  des  fortifications  ein- 
gesetzt und  aus  Officieren  des  Geniecorps,  Generalinspectoren  und 
Directoren  des  Fortificationswesens  gebildet.  Zur  Erleichterung  aller 
Arbeiten  wurden  zugleich  Archives  des  fortifications  angelegt  und  in 
denselben  Pläne,  Karten,  Schriftwerke  etc.  niedergelegt.  Napoleon 
setzte  noch  in  jedem  Eriegs-  und  Festungsplatz  besondere  Waffen- 
commandanturen  ein,  welche  nach  der  Wichtigkeit  ihres  Postens  in  ver- 
schiedene Elassen  getheilt  waren  '). 


Dm 
Comlt4  des 
forÜflcatloBt. 


Die  Flotte  und  der  Marinedienst. 
Die  Geschichte  der  französischen  Kriegsflotte  und  des  Marine- 
dienstes hängt  mit  der  Geschichte  des  Erieges  während  der  Revolution 
ebenso  zusammen,  wie  jene  der  Landarmeen.  Wie  der  nordamerikanische 
Freiheitskrieg  der  Hebel  der  französischen  Marine  geworden  war,  so 
waren  die  Zeiten,  in  denen  England  eine  feindliche  Stellung  gegen 
Frankreich  nahm,  auch  zugleich  jene,  in  welchen  die  Gesetzgebung 
Ungeheures  leistete.  Obgleich  aber  die  Lage  Frankreichs  wie  berufen 
erscheint,  aas  dem  Lande  eine  Seemacht  ersten  Ranges  zu  bilden  •—  das 
französische  Meeresufer  beträgt  2754  Eilometres  und  die  Ufer  und  Seen  im 
Innern  des  Landes  zeigen  eine  Oberfläche  von  1035  Eilometres  carees  *)— 


))  AttM  vom  16.  April  1800  (26.  Oemoioal  an  VIIL). 
S)  Chass^riau:   Pr^cis  a.  a,  O.  Bd.  I.  8.  607. 
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80  hat  doch  erst  eine  viel  spätere  Zeit  diese  Kräfte  des  Landes  cot- 
wickelt  Die  Revolution  war  dafür  unfähig,  und  war  es  woU  nu 
darum  zumeist,  weil  ihre  Aufgabe  auf  einem  anderen  und  reicheno 
Gebiete  zu  vollenden  war.  Dennoch,  in  der  Zeit  als  Monge  1792  iu 
Marineministerium  trat,  hatte  man  in  der  kürzesten  Zeit  343  SekÜi 
ausgerüstet  und  kriegstüchtig  gegen  England  gestellt  und  die  Fihif- 
keiten  Frankreichs  gezeigt.  Ebenso  kühn  arbeitete  der  Vicetdminkl 
Decres,  der  dauernd  während  Napoleon's  Herrsehalt  das  Maiioe- 
ministerium  inne  hatte.  Die  Kriegsflotte  zählte  im  Jahre  ISOO  u 
571  Schiffe,  welche  in  den  Friedensjahren  bis  1804  auf  269  vermiadeit, 
im  folgenden  Kriegsjahr  wieder  auf  507  Schiffe  «rhoht,  1810  ad  ^ 
und  1811  sogar  auf  1018  Schiffe  gebracht  wurde  *). 

Nach  der  alten  Marinegesetzgebung  war  Frankrdchs  Seekiste  io 
Quartiere  und  Syndicate  getheilt').  Die  Constituante  behielt  die» 
Eintheihing  bei,  bis  Napoleon  das  Seegebiet  Frankreichs  in  €  Arrot- 
dissements  theiite,  vom  Hafen  und  Seeufer  de  la  Manche  bis  Dünkirdieiii 
von  Dünkirchen  bis  Gherbourg,  mit  Havre  als  Hauptort,  von  Chcrboiirg 
bis  Quimper,  mit  Brest  als  Hauptort,  von  Quimper  bis  zum  Unken 
Ufer  der  Loire,  mit  Lorient  als  Hauptort,  vom  linken  Ufer  der  Im 
bis  zur  spanischen  Grenze,  mit  Rochefort  als  Hauptort,  and  endlid 
die  Häfen  des  mittelländischen  Meeres  und  der  Inselo,  mit  Toolon  ab 
Hauptort ').  Innerhalb  dieser  Eintheilungen  wurde  aach  von  den  ns- 
schiedenen  Gesetzgebungen  die  Flottenverwaltung  organisirt,  daen 
Grundsätze  in  vielen  Beziehungen  noch  heute  in  Kraft  bestebes*) 
Die  Kriegsseemacht  des  Reichs  besteht,  so  erklärte  die  Constitaaate*)« 
für  die  Dienste  des  Landes  gegen  auswärtige  Feinde.  Sie  darf  oor  ftr 
französische  Truppen  verwendet  werden  und  kann  nur  mit  Bewilüguai 
der  Gesetzgebung  fremden  Mächten  dienen.  Der  König  ist  der  hftcbste 
Kriegsherr  der  Marine.  Alle  Beamten,  die  Soldaten  und  Offidere  der 
Marine  leisten  alle  Jahre  dem  Gesetz,  der  Nation  und  dem  Kibiig  da 
Eid  der  Treue.  In  ihrem  Dienste  sind  alle  verantwortlich,  und  nur  durd 
ein  Ürtheil  des  Kriegsrathes  kann  ein  Militär-  und  durch  den  BescUsa 
der  Verwaltungsbehörde  ein  Givilbeamter  seines  Dienstes  eotlAs« 
werden.  Alle  Bürger  sind  befähigt,  in  den  Marinedienst  eiBzntreteB* 
und  es  giebt  keinen  Unterschied  in  demselben  zwischen  Militär-  oid 
Givilbeamten.    Die  Gesetzgebung  bestimmt  alte  Jahne  die  BessIdBOg 


1)  ChaBseriaa  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  644. 

2)  Dccret  voui  31.  October  1789.    Offert:   Inscripfion  maritiiiie  S.  1 

3)  Reglement  vom  27.  April  1800  (7.  Flordal  an  VIII.). 

4)  Odrando  a.  a.  0.  Bd.  IV.  8.  861  xl  ff.  und  468  u.  ft 

5)  Deeret  vom  3—7.  JuE  1790. 
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der  Harinebeamten  nnd  Soldaten,  das  Avancement,  die  Gesetze  über 
Verbrechen  und  Strafen,  die  Ernennung  der  Offleiere  und  Bildung  der 
Equipage,  die  Zahl  der  Schiffe  und  die  nOthige  Summe  der  Erhaltung 
des  Seekriegswesens.  Der  Marineminister  hat  ffir  diese  Punkte  der 
Gesetzgebung  seine  Berichte  vorzulegen  und  die  Ausgaben,  nach  Monaten 
vertheilt,  auszuwerfen.    Er  ist  für  die  Verwendung  verantwortlich'). 

Ffir  die  Seekriegsmacbt  galten  dieselben  Gesetze,  wie  ffir  die  Die  See- 
Landarmee,  in  Betreff  der  Disciplin  und  der  Militärjustiz.  Nur  er-  kriegimmeht 
heischte  die  Bildung  der  Seemacht,  selbst  in  der  Organisation  der 
Disdplinarräthe  und  Seegerichte,  manche  Veränderungen.  Der  Gom- 
mandant  des  Schiffes  und  der  commandirende  niedere  Officier  hatten 
eine  unbeschränkte  Disciplinargewalt,  doch  konnten  Disciplinarvergehen 
nur  von  einem  Gerichtsrath  nach  dem  Bericht  einer  Jury  mit  Leibes- 
strafen bestraft  werden.  Diese  Jury  wurde,  wie  bei  den  gewöhnlichen 
Militärgerichten,  aus  den  verschiedenen  Chargen  gebildet.  Ausser 
diesem  gewöhnlichen  Gerichtsrath  konnten  die  Schiffscommandanten 
auf  ihren  Schiffen  auch  Kriegsgerichte  einsetzen,  welche  die  Beschlüsse 
des  Gerichtsrathes  cassiren  konnten  ^).  Eine  entwickeltere  Form  gab  du 
dieser  Gerichtsbarkeit  erst  das  Decrct  vom  20.  September  bis  12.  October 
1791.  Darnach  wurden  in  den  Häfen  von  Brest,  Toulon,  Rochefort  und 
Lorient  ständige  Kriegsgerichte  eingesetzt,  bestehend  aus  einem  Gross- 
richter and  zwei  Assesoren,  welche  aus  den  ältesten  Schiffshauptleuten 
und  den  Chefs  der  Verwaltung  gewählt  wurden.  Die  Competenz  dieser 
Gerichte  erstreckte  sich  auf  alle  Verbrechen  der  Marinesoldaten  und 
Beamten  in  den  Häfen  oder  Schiffen.  Nur  die  Polizeivergehen  wurden 
von  der  Correctionspolizei  gerichtet.  Der  KOnig  ernannte  seinen  Auditeur 
und  den  Greffier  des  Gerichts.  Die  Jury  wurde  aus  den  verschiedenen 
Graden  der  Seearmee  gebildet.  In  ihrem  Process  unterschieden  sich 
die  Gerichte  von  den  Militärgerichten  nicht,  nur  ist  zu  bemerken,  dass 
bei  jenen  der  königliche  Auditeur  den  Process  instruirte.  Alle  Urtheiie 
eines  Seekriegshofes  traten  augenblicklich  in  Kraft  und  wurden,  selbst 
wenn  sie  auf  Tod  lauteten,  am  selben  Tage  vollzogen.  Erst  das  Consulat 
setzte  neben  diesen  Gerichten  für  jede  Division  der  Seemacht  einen 
besonderen  Kriegsrath  ein,  dessen  Competenz  auf  alle  Verbrechen 
der  geeammten  Equipage,  selbst  der  Landsoldaten,  vom  Augenblick 
der  Einschiffung,  sich  erstreckte  '). 

In   der   gesammten    Marinetruppe   unterschied   die   Constituante 
Schiffsjungen,  Arbeiter,  Matrosen,  die  Commandirenden  der  Matrosen 


kriegifffilcbt«. 


1)  Decret  vom  12.  September  1790. 

2)  Decret  Yom  21—22.  Angast  1790. 

8)  ArrM  vom  9.  Mars  1804  (18.  Ventdse  an  XTI). 
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Die         und  die  eigentlichen  Seesoldaten  und  deren  Officiere').    Jeder  Barger 
*'*''"""i*****°  konnte  in  den  Seedienst  eintreten,  wenn  er  achtzehn  Jahre  alt  war,  und 

und  Marine-  '  ' 

eonteripiion.  erwarb  als  Soldat  schon  nach  zweiundsiebzig  Monaten  tadellos» 
Dienstes  und  als  Arbeiter  nach  sechzehnjährigem  Hafendirast  das  volle 
Burgerrecht  ^).  Die  Officiere  theilten  sich  nach  dem  Commaodo  der 
Schiffe  in  Lieutenants,  Hauptleute  und  Generalofficiere.  Die  letzteren 
sind  Admiräle,  Vice-  und  Contreadroiräle.  Ihre  Ernennung  blieb  dea 
König  vorbehalten.  Das  Commando  über  9  Schiffe  hatte  der 
Admiral ,  das  über  eine  Division  der  Contreadmiral.  In  ihrer  Ver- 
sorgung stand  die  Seearmee  der  Landarmee  gleich,  nur  wurde  für  die 
Seeinvaliden  ein  besonderer  Pensionsfond  angelegt,  der  theils  ans  Ab- 
zügen vom  Gehalt,  theils  aus  Antheilen  an  den  Prisen  erhalten  wurde'). 
Erst  bei  dem  drohenden  Kriege  mit  England  erfolgte  durch  die  Legislative 
eine  genauere  Organisation  des  Seekriegsdienstes.  Es  sollte  die  Seeannee 
dauernd  aus  9547  Mann  bestehen,  von  denen  3699  die  Seeartilleiie  mit 
147  Artillerieofficieren  bildeten.  Die  Uebrigen  bildeten  die  Seeinfanterie. 
Sie  theilte  sich  in  Regimenter,  Bataillone  und  Compagnien.  Der  Artilterte 
wurden  drei  Arbeitercorapagnien,  der  Infanterie  eine  Grenadiercompagoie 
zngetheilt.  Die  Dienstzeit  war  auf  acht  Jahre  festgesetzt  and  die  An- 
werbung und  das  Avancement  wie  bei  der  Landarmee  geordnet.  Die 
drei  Commandanten  der  Häfen  von  Brest,  Toulon  und  Rochefort  waren 
Commandanten  en  Cbef  der  gesammten  Seeartillerie  ^).  Nach  der  Ent- 
setzung des  Königs  wurden  auch  in  der  Seearmee,  wie  in  der  Landannee. 
die  Officiere  von  der  jedem  Grado  zunächst  untergeordneten  Officier- 
klasse  gewählt  ^).  Der  Convent  wollte  die  gesammte  Marineverwaltang 
civilmässig  gestalten  und  organisirte  an  den  Kästen  VerwaltuDgsboreui 
mit  einer  Zahl  Beamten,  weiche  die  Dienste  der  Verwaltung,  der  An- 
werbung und  selbst  des  Krieges  versehen  sollten.  Das  Wahlsystem 
welches  alle  Institutionen  des  Staats  in  dieser  Zeit  durchdrang,  sollte 
auch  hier  im  vollsten  Maasse  zur  Geltung  kommen,  sowohl  im  Cink 
als  Mililärseedienst  ^).  üirst  das  Directorium  nahm  wieder  das  Recht 
der  Ernennung  des  ganzen  Etat-major  für  sich  in  Anspruch ').  Gntcr 
dem  Consulat  wurden  die  Scbiffscommandanten  unter  die  Anfacht  des 
Secprefets  gestellt  In  jedem  Arrondissement  wurde  ein  solcher  ein- 
gesetzt   Sie  standen  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Marine- 


1)  Dccret  Tom  29.  April  bi.s  25.  Mai  1791. 

2)  Dccret  vom  3— 7.  Juli  1790  and  31.  Dccember  1790  bis  7.  Januar  1791. 

3)  Decret  vom  30.  April  bis  13.  Mai  1791. 

4)  Decret  vom  21.  Mai  1792. 

6)  Decret  vom  23.  Aagast  1792. 

6)  Decret  Tom  27.  September  1793. 

7)  Decret  vom  25.  October  1795  (3.  Brumaire  an  IX.)* 
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minister  und  hatten  die  gesammte  Verwaltung  der  Hafen-  nnd  See- 
kriegsbauten und  die  Direction  aller  Kriegsschiffe.  Der  gesammte 
Marinedienst  wurde  in  fünf  Abtheiiungen  eingetheilt:  in  den  Kriegs- 
dienst, den  Schiffsbau,  die  Bewegung  in  den  Häfen,  den  Artilleriedienst 
nnd  die  Verwaltung  und  Verrechnung.  Jeder  einzelnen  Abtheilung 
stand  ein  Chef  für  die  Leitung  des  Detaildienstes  vor.  Der  Chef  der 
Verwaltung  hatte  zugleich  die  allgemeine  Inspection  über  die  Hafen- 
nnd  Küstenverwaltung.  Die  Commandanten  der  Artillerieparks  schlugen 
dem  Marineprefet  die  Officiere  der  Seearmee  zur  Ernennung  vor,  aber 
sie  wählten  selbst  bei  einer  Ausrüstung  eines  Schiffes  die  Officiere  und 
Trnppen.  Unabhängig  vom  Marineprefet  waren  die  jedem  Arrondibse- 
ment  zugetheilten  Inspectoren  des  Gouvernements,  welche  der  erste 
Consul,  wie  die  Prefets,  ernannte').  Für  das  Avancement  bestimmte 
Napoleon,  dass  jeder,  der  in  einen  höheren  Grad  aufrückte,  im  niederen 
Grad,  je  nach  der  Wichtigkeit  des  höheren,  eine  darnach  bestimmte 
Zeit  gedient  haben  musste  2).  Die  freiwillige  Anwerbung  blieb  dauernd 
in  Gebrauch,  selbst  nach  dem  neuen  Conscriptionsgesetz  für  die  Land- 
armee '}.  Uebrigens  sollten  schon  nach  den  Bestimmungen  der  Con- 
stituante alle  zum  Seedienst  tauglichen  Bürger  vom  achtzehnten  bis 
dreissigsten  Jahre  in  besondere  Rollen  eingetragen  werden.  Reichte 
die  freiwillige  Anwerbung  zur  Vervollständigung  der  Seearmee  nicht 
aus,  dann  wurde  dieselbe  aus  den  in  den  Rollen  gesetzlich  Verzeichneten  ^ 

ergänzt  ^).  Zur  Eiuschreibung  in  die  Rollen  des  Marinedienstes  ver- 
pflichtet waren  in  erster  Klasse  alle  unverheiratheten  Seebewohner,  in 
zweiter  Klasse  die  kinderlosen  Wittwer,  in  dritter  die  Vcrheiratheten 
ohne  Kinder  und  in  vierter  Klasse  die  Familienväter  bis  zum  fünfzigsten 
Lebensjahr.  Jede  Klasse  konnte  zur  Requisition  dienen,  wenn  die  vor- 
hergehende nicht  ausreichte.  Wer  zum  Seekriegsdienst  nicht  mehr 
tauglich  war,  konnte  doch  zu  anderen  See-  und  Marinediensten  engngirt 
werden.  Die  Kinder  der  Seekriegsleute  hatten  beim  Engagement  der 
Schiffsjungen  den  Vorzug.  Diese  Seeeinschreibung  wurde  nach  den  ver- 
schiedenen Arrondissements  vollzogen  und  eingetheilt  und  von  der 
Marineverwaltung  unter  Leitung  der  Syndici  vorgenommen^).  Napoleon  pi« 
belebte  die  seit  der  Oi-ganisation  der  Constituante  in  Verfall  gerathenen  Marineichiüw. 
Marineschulen  wieder  und  berief  in  dieselben  technisch  gebildete  Männer, 
um  für  den  Artilleriedienst  vorbereitet  zu  werden.   Die  Schulen  standen 


1)  Reglement  Tom  27.  April  1800  (7.  Flordal  an  VIII). 

2)  Arret^  Tom  13.  April  1806  (23.  Oerminal  an  IX.). 
8)  Arret4  vom  6.  Mai  1803  (15.  Flordal  an  XL). 

4)  Gesetz   vom  31.  December  1790   and  Gesetz  vom   24.   October    1796 
(3.  Brumaire  an  IV.). 

6)  Gesetz  rom  3.  Brumaire  an  IV. 
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unter  der  Leitung  des  Marinepräfecten  und  des  Murineministers,  welciwr 
die  Professoren  berief  und  anstellte  *). 
sehinit.  Erst  seit  dieser  grossartigen  Thätigkeit,  welche  die  Regienugen 

^c^ll^Mht!*  ^^^  Revolution  und  endlich  Napoleon  auf  dem  Gebiet  des  Kriegsdienstes 
nach  allen  Seiten  hin  entwickelte,  ist  Frankreich  ein  militärischer  Staat 
geworden,  wie  kein  zweiter  in  Europa  existirt.  Das  Volk  entzoDdet 
seinen  Geist  leicht  für  jeden  Krieg,  weil  es  seine  Niederlagen  schneü 
vergibst,  gegenüber  den  Siegen,  die  es  in  jeder  Art  und  Weise  in  seiner 
Erinnerung  aufbewahrt.  Der  Soidateudienst  ist  jedem  Franzosen  ü 
Ehrendienst  und  nirgends  kann  Talent  und  Charakter  so  schnell 
Garriere  machen,  als  inmitten  der  Armee,  nirgends  findet  das  Feuer 
und  die  Begeisterung  der  Jugend  eine  so  glänzende  Verwerthung,  als 
unt^  den  Waffen.  Die  Revolution  hat  diese  umwälzende  Sewegung 
im  Nationalcharakter  geschaffen,  und  wenn  es  auch  wahr  ist,  dass 
doch  das  Glück  immer  erst  die  Thaten  des  Genies  rechtfertigt,  so  ist 
es  doch  sicher,  dass  die  Grösse  jener  welterschuttemden  Ereignisse, 
die  an  die  Heere  Frankreichs  sich  anknüpften,  nachdem  die  Revolutioa 
sie  wach  gerufen,  darin  lag,  dass  jede  Idee,  jedes  Gesetz,  aus  dem 
Wesen  der  Nation  hervorgehend,  in  demselben  wieder  seine  aber- 
windende Gewalt  fand  *,  das  gab  der  französischen  Armee  ihren  natio- 
nalen Charakter  und  ihre  politische  Stellung. 


*)  Decret  vom  SO.  Juli  bis  10.  August  1791  und  Arrit^  rom  13.  April  iSOt 
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as  dem  absoluten  Staatsbegriff,  den  die  Revolution  an  die  Stelle  der  Der 
absoluten  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Königs  gestellt,  hatte  die  mo-  ^^*^^^^ 
derne  Zeit,  die  damit  sich  eröffnete,  auch  erst  in  Wahrheit  jene  Bewegung  Tbiugkeit  des 
d^r  Staatsgesao^mtheit  geschaffen ,  die  man  jetzt  erst  ein  Staatsleben  v^^^««- 
nennen  konnte,  da  die  einzelnen  Theile  und  Glieder  organisch  in  ein- 
ander griffen,  die  einzelnen  Bewegungen  unter  einem  einzigen  obersten 
Gesetze  standen  und  ebenso  umgekehrt  wieder  dieses  oberste  Gesetz, 
dieser  einzige  Gedanke  sich  in  Alles  und  Jedes  drängte  und  in  ihm 
zum  Ausdruck  kam.  Aber  auch  die  absolute  Staatsgewalt  that  dies 
in  der  vergangenen  Zeit!  Doch  that  sie  es  als  einen  Zug  der  Willkür, 
in  der  eben  der  Absolutismus  allein  gesucht  wurde.  Der  absolute 
Sta^tsbegriff  aber  gestaltete  seine  Herrschaft  als  ein  Recht  und  die 
Wirkungen  und  Aeusserungen  derselben  als  ein  System  alles  Rechts. 
Es  war  der  Absolutismus  der  Vernunft  gegenüber  jenem  des  Willens, 
und  wie  dieser  moderne  Staatsgeist  das  gesammte  wirthschaftliche 
Leben  erfasste  und  in  allen  seinen  Aeusserungen  sich  unterordnete,  so 
drängte  er  sich  auch  in  das  geistige  Leben  der  Menschen;  Glaube  und 
Wissen  sollten  ebenso  Tragsäulen  seiner  Existenz,  seiner  Entwickelnng 
und  seines  Bestandes  werden,  als  er  selbst  beide  durch  seine  Fähigkeit 
«entwickeln  und  heranziehen  wollte.  Die  absoluten  Staaten  des  Mittel- 
alters standen  dieser  Aufgabe  des  Staats  unendlich  fern.  Beide  Theile 
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derselben  waren  Sache  der  persönlichen  Fähigkeit  nnd  der  individaellen 
Kraft,  die  Staatsgewalt  selbst  forderte  nichts  von  ihnen,  so  lange  sie 
eben  selbst  in  ihrer  Erscheinung  gleich  und  anberührt  da?on  blieb. 
Wenn  sich  dieses  Verhältniss  änderte,  verlangte  sie  einfach  Unterwerfang. 
Die  Gewalt  trat  hier,  wie  überall,  der  persönlichen  Freiheit  and  indi- 
viduellen Thätigkeit  gegenüber.  Der  Glaube  des  Volkes,  die  Religioc 
nnd  ihre  sichtbare  Yerwaltungsordnung,  die  Kirche,  hat  diesem  allge- 
meinen Satze  gemäss  ihren  Entwickelungsgang  genommen,  leb  werde 
ihn  im  Folgenden  ausführlicher  darzustellen  versuchen.  Das  ^^issea. 
die  Bildung  und  ihre  sichtbare  Verwaltung,  Schule  und  ünterrichN 
berührte  die  äussersten  Grenzen  der  Staatstbätigkeit  kaum  und  dracg 
natürlich  auch  nur  mit  den  leisesten  Eindrücken  in  die  Gescllscliaft. 
Wohl  darf  man  bei  der  Betrachtung  dieser  Verhältnisse  nie  vei^s^eiu 
dass  die  Zeit  ein  wesentliches  Bildungselement  in  der  Geschichte  ist. 
Dennoch  aber  ruhten  auch  in  jener  Vergangenheit  schon  allgemeine 
Grundgedanken,  die,  weil  sie  so  allmächtig  waren,  dass  sie  Jahr- 
hunderte beherrschten ,  nur  ganz  einfach  sein  konnten.  Für  die  Zät 
vor  der  Revolution  und  ihren  Geist  in  dem  Gebiet,  das  ich  eben  jetit 
darstellen  will,  war  es  eben  der  Absolutismus,  der  das  Recht  der 
Individualität  und  ihre  Entwickelung  leugnete.  Das  Individuum  wa: 
im  Staate  nicht  ein  lebenskräftiges  Glied,  sondern  ein  Object,  an  des 
die  Staatstbätigkeit  ihre  Gewalt  willkürlich  versuchte.  Wie  konnte 
da  das  geistige  Leben,  die  sittliche  Gestaltung  Bedeutung  haben?  la 
historischen  Entwickelungsgange  erscheinen  denn  auch  kurz  vor  di*r 
Revolution  beide  Institutionen,  Kirche  und  Schule,  dem  gesammtei 
Volk  und  dem  einzelnen  Bürger  vollständig  entfremdet.  Herkwijdi: 
ist  diese  Erscheinung,  aber  sie  ist,  wie  man  erkennen  kann,  oi'jt 
unerklärlich.  Fünfzehnhundert  Jahre  hatten  die  Priester  das  V.'.i: 
unterrichtet,  und  nach  diesem  anderthalbtausendjährigen  UnteiricJt 
war  den  Schülern  eben  nichts  so  einleuchtend  geworden,  als  die  Listig- 
keit der  Lehrer  und  Nutzlosigkeit  der  Lehre.  Die  Kirche,  wie  sie  b^ 
stand,  ging  im  ersten  Andrang  der  Revolution  zu  Grande,  aber  ci-M 
einen  Augenblick  der  Gedanke,  dass  man  ohne  sie  leben  könne,  wec: 
sie  ist,  was  sie  eben  sein  soll.  Ein  Strom  von  Bildung  und  Aufklira:: 
ergoss  sich  über  Frankreich,  von  einigen  bedeutenden  Geistern  aus- 
gehend, und  dennoch  fegte  die  Revolution  alle  Anstalten  und  Institure 
hinweg,  welche  Erziehen  und  Lehren  zur  Aufgabe  hatten,  aber  obce 
auch  nur  einen  Augenblick  zu  vergessen,  dass  man  alsogld^i 
wieder  das  Nene,  aber  Bessere  schafifen  müsse.  Und  auch  diese  Thätig- 
keit fand  ihre  Nahrung  in  dem  gleichen  Gedanken,  der  von  der  Netb- 
wendigkeit  der  Kirche  überzeugte,  in  dem  Gedanken:  dass  das  la- 
dividuum  sich  als  ein  Bürger  des  Staates  entwickeln  müsse  nnd  dis^ 
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der  Staat  ein  ebenso  hohes  Interesse,  als  heilige  Pflicht  habe,  durch 
die  Kraft  der  Gesammtheit  den  Einzehien  zu  fördern  and  zu  erziehen, 
d.  h.  für  den  Staat,  dass  der  Bfirger  wieder  auch  als  Individuam  seine 
freie  Entwickelangssphäre  habe,  welche  der  Staat  mit  seiner  Macht 
berührt  and  berühren  mass,  indem  er  Mittel  and  Wege  dieser  Ent- 
wickelang zeigt  and  herstellt  and  weil  er  selbst  von  dieser  individuellen 
Entwickelang  abhängig  ist  in  seiner  Macht  und  Grösse. 

Und  diesen  Gedanken  geschaffen,  durch  die  That  bewährt  zu  di« 
haben,  ist  die  Bedeutung  der  Revolution  auf  dem  Gebiete  des  geistigen  ^jJJ" obl™t«** 
Lebens  des  Volkes.  Man  hat  ihr  vorgeworfen,  dass  sie  die  Religion  Gedanke  ror 
geleugnet  und  zerstört,  Kunst  und  Wissenschaft  lahm  gelegt  und  ver-  ^*|^J*,°°* 
wildert  habe.  Wenn  dies  selbst  im  Einzelnen  ganz  unwahr  ist,  wie 
wir  in  der  folgenden  Darstellung  sehen  werden,  so  wäre  es,  selbst 
wenn  im  Einzelnen  die  Zeit  keine  dauernden  Früchte  gereift  hätte, 
doch  immer  noch  ungerecht,  diese  Behauptung  zu  vertreten,  da  die 
Zeit  eben  den  höchsten  Gedanken  geboren,  unter  dessen  Schutz  erst 
das  Einzelne  wahrhaft  gedeihen  und  Werth  erringen  konnte,  den  Ge- 
danken, dass  die  Entwickelung  und  Vollendung  des  Einzelnen  nur  in 
dem  Bewusstsein  der  Gesammtheit  und  der  Zusammengehörigkeit  ruht, 
da  der  Einzelne  nichts,  die  Gemeinsamkeit  allein  das  Ewige  ist  oder 
dieses  erhält  Daraus  schuf  die  Revolution  die  zwei  obersten  Grund- 
sätze, welche  für  die  Gesittung  des  neunzehnten  Jahrhunderts  von  so 
unendlicher  Bedeutung  wurden.  Der  Glaube  des  Einzelnen  ist  frei 
und  diese  Glaubensfreiheit  ist  ein  Menschenrecht  und  muss  als  solches 
auch  ein  Recht  des  Burgers  sein.  Die  äussere  Darstellung  aber  und 
sichtbare  Verwaltung  desselben,  die  Kirche,  ist  der  Gesammtheit  unter- 
geordnet, der  sie  für  des  Einzelnen  Wohl  dient.  Die  Freiheit  der  Kirche 
wäre  auch  in  der  Zukunft  nur  die  Sclaverei  der  Staaten,  wie  sie  es 
in  der  Vergangenheit  war.  Wissen  und  Bildung  ist  frei  und  ein 
Menschenrecht,  und  muss  darum  gleichfalls  ein  Recht  des  Bürgers  sein, 
da  seine  Aufgabe  in  der  Entwickelung  liegt.  Die  äussere  Darstellung 
derselbeü  und  sichtbare  Verwaltung  in  Schule  und  Unterricht  ist  der 
Gesammtheit  untergeordnet,  welche  sie  mit  der  gemeinsamen  Kraft 
wie  eine  Pflicht  erfassen  muss,  da  die  Ungleichheit  der  Kräfte  des 
Einzelnen  das  gleiche  Wohl  der  Entwickelung  und  Vollendung  nicht 
zu  schaffen  im  Stande  ist,  die  Gesammtheit  aber  darin  wenigstens, 
im  Wunsche,  es  zu  erzielen,  ihre  letzte  Aufgabe  hat.  Denn  nur 
darin  findet  sich  die  Versöhnung  der  Macht  der  Gesammtheit  mit 
dem  Recht  des  Einzelnen.  So  wenig,  als  der  Staat  in  der  Pflege  und 
Verwaltung  des  öffentlichen  Unterrichts  die  Freiheit  desselben  stört, 
wie  sie  die  individuelle  Entwickelung  selber  gestalten  will,  so  wenig 
stört  die  Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat  die  Freiheit  des 
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Glaubens  im  Einzelnen,  wie  sie  Herz  und  Gewissen  befriedigen  kaim. 
Darum  geht  mitten  in  der  Revolution  das  scheinbar  Versehiedei»,  die 
Lehre  der  Religionsfreiheit  und  die  Verfolgung  der  Kirche,  die  Frdlieit 
der  Bildung  und  die  gewaltsame  Staatserziehnngf  wie  sie  wifaraid  des 
Convents  unter  Robespierre  und  St  Just  angestrebt  wurde,  neben 
einander.  Beide  Elemente  entarten  auf  die  erschreckendste  Wdse,  aber 
sie  entarten  nur,  weil  man  die  Grenze,  die  beide  scheidet,  im  Stora 
der  Ereignisse  verwischte  und  nicht  zu  erkennen  vermochte.  Es  war 
der  Zukunft  vorbehalten,  die  aufgeschlossenen  Ideen  zu  Uina 
und  in  ihre  gerechten  Beziehungen  zu  stellen.  Eine  Revolution  siet 
gewöhnlich  mehr,  als  sie  erntet,  da  das  Gedeihen  der  Ernte  wsse 
ihrer  Macht  liegt.  Die  der  Revolution  mit  Napoleon  folgende  Zeit  hat 
diese  Gedanken  nicht  organisch  zur  endlichen  Wahrheit,  wie  sie  hätteo 
dauern  können,  entwickelt.  Nur  langsam  klärten  sich  im  Lauieder 
Zeit  die  Begriffe,  und  auch  auf  dem  geistigen  Gebiete,  so  wat  Tolk 
und  Staat  in  ihrer  Gesammtheit  mit  demselben  als  immanent  ach  er- 
kennen, ringt  die  Lösung  aus  der  traurigen  Verwirrung  sich  faenor. 
EiaUkefliiBff.  Es  Ist  die  Aufgabe  des  Folgenden,  nun  zu  zeigen,  wie  in  Kirclie 

und  Schule  die  Revolution  diese  Gedanken  nach  der  Form  ihm  Ge- 
setze zum  Ausdruck  und  zur  Lebensthätigkelt  bringen  wollte  nsd 
wirklich  auch  brachte.  Wie  neben  dieser  äusseren  Organisatton  die 
Glaubensfreiheit  und  die  Bewegung  der  Bildung  als  Rechte  des  MeDScheii 
und  constitutionelle  Grundrechte  des  Bürgers  sich  entwickeln,  habe  ieh 
an  anderen  Orten  schon  dai^estellt.  Wie  beide  aber  in  die  ünssxsc 
Organisation  nach  ihrer  Geschichte  eingreifen,  wird  leicht  in  der  fol- 
genden Darstellung  hervorzuheben  sein. 


Die  katholische  Kirche. 


Rlrclie  und  ILlrdien^rdnaiis  wor  der  ReT«latt«B« 

Die  Wenn  die  höchsten  Gedanken  erst  wieder  auf  ein^n  Höheponkt 

Bewegung  d«r  ^g^  menschlichen  Entwickelung  belebt  wurden,  so  lagen  sie  im  Ka»« 

Ideen  In  der  °  1-0 

Revoiotion.  schou  m  den  Anfängen  der  menschlichen  Entwickelungsgeacluc«e> 
Erst  die  Entwickelung  hat  sie  im  Werden  und  Wachsen  veiiodeft 
und  vielfältig  gestaltet,  aber  die  Kraft  der  wahren  Natar  hat  sie  otcbc 
gestört;  denn  im  Augenblick,  wo  diese  sich  zeigen  kann,  tnti  sie  asck 
hervor  und  tritt  augenblicklich  auch  allmächtig  auf.    Die  katkoH^ck« 
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Kirche  in  Frankreich  hat  einen  solchen  Entwickelangsgang  gekommen, 
dass  nach  einem  Jahrtausend  desselben  die  Revolution  auf  die  erste 
Geburtsstunde  zurückkehren  konnte  und  in  dieser  die  Mittel  und  Be* 
weise  fand,  die  wahre  Bedeutung  und  Aufgabe,  die  richtige  Stellung  uod 
Wurde  derselben  auf  die  Höhe  einer  neuen  staatlichen  Gestaltung  empor- 
zuheben und  ihr  das  Feld  einer  neuen  Entwickelung  wieder  zu  eröffnen. 

Der  Kampf,  den  die  französische  Revolution  mit  der  katholischen  di«  steiiunf 
Kirche  zu  kämpfen  hatte,  ruhte  in  seinem  Grund wesen  auf  dem  Ver-  ^'i^*^!^*^*^ 
h&itnisse  von  Staat  und  Kirche,  wie  es  für  ganz  Europa  während  des 
Mittelalters  sich  entwickelt  und  bis  zum  Ende  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts dauernd  erhalten  hatte.  Jeder  politische  Kampf  mit  der 
Kirche  gipfelt  in  der  Klärung  dieses  Verhältnisses.  Jeder  solche  Kampf 
wird  furchtbar  werden  und  zur  Unterwerfung  oder  gänzlichen  Ver- 
nichtung der  Kirche  führen,  wenn  er  von  einem  Volke  angeregt  wird, 
das  einen  so  hohen  Begriff  des  Staates  anerkennt,  als  das  französische, 
und  in  einer  Zeit  eben,  die  gerade  diesen  Begriff  zur  absoluten  Herr- 
schaft emporheben  wollte.  Das  möge  man,  wenn  man  die  Geschichte 
dieses  Kampfes  in  der  französischen  Revolution  schreibt,  nicht  ver- 
gessen, dass  eben  mächtige  Grundsätze  es  waren  und  nicht  einzelne 
Persönlichkeiten,  die  in  mehr  oder  weniger  phantastischer  Ausschreitung 
die  streitenden  Parteien  leiteten,  welche  in  dieser  Zeit  auf  einander  trafen. 
Nie  hätte  der  Kampf  so  lange  gedauert,  nie  wäre  er  so  blutig  und  ent- 
setzlich geworden,  wenn  dies  nur  der  Fall  gewesen.  Nie  hätte  sich 
das  Volk  seines  Glaubens  selbst  entäussert,  wenn  es  nichts  weiter  zu 
erfüllen  gehabt  hätte,  als  die  Schwärmereien  einzelner  Freigeister.  Aber 
jener  Staat  mit  seiner  Freiheit  und  Gleichheit,  mit  seinen  Menschen- 
rechten und  der  einzigen  anzuerkennenden  Autorität  der  Volks- 
souveränität, jener  Staat,  der  als  alleiniges  Ziel  „das  allgemeine  Wohl* 
der  Menschen  anerkannte  und  alles  unter  seine  absolute  Gewalt  zwang, 
was  diesem  diente,  und  ausserdem  nichts  anerkannte,  jener  Staat,  der 
endlich  unter  dem  Convent  den  Menschen  und  jede  Individualität  ver- 
schlang und  nur  den  Bürger  anerkannte,  das  war  der  Streiter  gegen 
die  Kirche,  die  nach  ihrer  historischen  Stellung  ihn  nicht  allein  im 
Einzelnen,  sondern  gerade  in  seinem  umfassenden  allgemeinen  Begriff 
leugnete.  Darum  werden  wir  den  Kampf  dieses  Staats  gegen  die 
Kirche  auch  in  der  Zeit  am  heftigsten  wüthen  sehen,  wo  er  auf  seinem 
Höhepunkt  angelangt  —  in  der  Zeit  des  Gonvents.  Die  Kirche  er- 
scheint in  ihrer  ganzen  äusseren  Erscheinung  vernichtet,  ihre  Lehren 
verschwunden,  und  das  allein  ist  Gott,  Glaube  und  schafft  einen  neuen 
Cultus,  was  ja  einzig  und  allein  auch  für  das  Bewnsstsein  des  Volkes 
noch  jenen  absoluten  Staat  erhält  —  die  Vernunft  Und  in  der  Zeit, 
als  jener  Staatsbegriff  zu  wanken  begann  und  der  Glaube  an  die 
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Möglichkeit  seiner  practischen  Bewahrheitang  dnrch  die  GaiHoüne  er- 
schfittert  war ,  da  erscheint  mit  dem  Directoriom  auch  wieder  der 
Gegner  dieses  Staates  und  scheint  an  Kraft  gewonnen  zu  haben,  die 
immer  mehr  auch  steigt,  je  schwächer  jener  wird,  bis  sie  sich  voll- 
ständig wieder  belebt,  als  der  Absolutismus  des  Militärdespoten  alle 
Kräfte  sammelt,  mit  denen  er  die  Schöpfungen  der  ReTolation  udi 
Idee  und  That  vernichtet.  So  glaube  ich,  muss  man  die  Parteien  in 
dem  Kampfe  gruppiren,  um  gerecht  und  wahr  sein  zu  können*). 
Dl«  Unter  der  Gewaltherrschaft  der  römischen  Kaiser  war  die  Baas 

^dVrKirc'he.*  der  katholischen  Kffche  gelegt  worden.  Sie  war  in  ihrem  Begrifc 
nichts  in  dieser  Zeit,  als  eine  geistige  Gemeinschaft.  Das  Evangeliom 
war  ihr  Grundgesetz.  Von  der  Uebung  einer  äusseren  politisches 
Macht  konnte  keine  Rede  sein,  da  die  Gewalt,  die  herrschte,  in  der 
Kirche  keine  ausserhalb  dem  Wirkungskreise  dieser  Gewalt  stebei^ 
Gemeinschaft  erkannte.  Auch  in  der  fränkischen  Zeit  erscheint  Kirche 
und  Staat  noch  eins  und  nicht  nach  zwei  grossen  LebensgemeinsdiafteB 
getrennt.  Der  weltliche  Fürst  vereinigt  in  sich  auch  die  Kirchenhobeit 
und  die  Bischöfe  erscheinen  als  seine  Beamte  und  als  Beamte  da 
Staates.  Aber  die  Kirche  hatte  dennoch  schon  eine  besondere  Bedeotnof 
im  Staate  errungen.  Muthig  war  sie  den  über  Europa  sich  ergiessenden 
Barbarenhorden  gegenüber  getreten,  sie  allein  hatte  den  Kampf  mit  ihnen 
siegreich  gekämpft,  hatte  das  Taufwasser  über  sie  ausgegossen  und  der 
Gewalt  des  Schwertes  ein  Recht  gesetzt,  das  römische,  in  desses 
Spiritualismus  die  Kirche  zuerst  den  besten  Biinde^enossen  für  ihr 
civil isatorisches  Werk  fand.  Zu  gleicher  Zeit  hatten  die  Fisches 
Decretalen  ein  Kirchengesetz  geschaffen,  das  alsbald  und  durch  dra 
Jahrhunderte  eine  absolute  Gewalt  in  der  kirchlichen  Ordoung  be- 
hauptete. Ihr  Hauptziel  war  auch  ihre  grösste  Gewalt:  die  Metropolitafi- 
und  Provinzialconcilien  abzuschwächen  und  die  universelle  Jurisdictios 
des  Bischofs  von  Rom  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Carl  der  Grosse, 
der  die  geistliche  Gewalt  mit  einer  weltlichen  Macht  ausrüstete,  gati 
den  Bestrebungen  dieser  Gesetzgebung  den  besten  Vorwand,  um  in  der 
Person  des  Papstes  und  der  Bischöfe  die  geistliche  und  weltliche  fi^ 
walt  zu  vermischen. 


•)  Pressanc^ :  L'dglise  et  la  rdvolation  fran^tse  1864.  Es  sckeiat  nrir  ii 
dem  Vergessen  and  der  Nichtbeachtung^  des  Staats^dankens,  den  die  BeTohtka 
aafgeatelit,  auch  der  Mangel  dieses  neuesten  Werkes  über  Staat  nnd  Kireb«  n 
liegen  und  darin  auch  die  vielfach  schwankenden  und  oft  beschriobea  As- 
schauungen  des  gelehrten  Verfassers  ihren  Grund  zu  haben.  Einzelne  PersoBO* 
und  wenn  sie  noch  so  gross  sind,  haben  nicht  die  Kraft,  Ideen,  die  JabHiimdert« 
alt  geworden  sind,  in  einem  Augenblick  zu  vernichten.  Aber  neue  Ideen  vtr 
mÖ^en  es,  die  dem  Menschen  berufen  erscheinen,  Jahriionderta  sock  so  «fkb» 
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Hit  der  Zertrümmerung  der  caroliDgischen  Monarchie  ging  das    di«  Rireb« 
Culturwerk  der  ersten  christlichen  Jahrhunderte  vor  der  sich  bildenden      "?/V*w 
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rohen  Feudalherrschaft  unter.  Das  römische  Recht  verschwindet  vor  ztit. 
den  Gewaltthaten  der  Herren,  der  Ghristianismus  verliert  seinen  Ein- 
fluss  auf  die  Massen  des  Volkes,  die  in  Abhängigkeit  und  Erniedrigung 
ihren  Gewalthabern  unterworfen  sind.  Die  Fehden  des  zehnten  Jahr» 
hunderts  dulden  keine  Vereinigung  der  gemeinsamen  Interessen,  die 
Bischöfe  können  sich  nicht  vereinigen,  die  Provinzialconcilien  hören  auf 
und  Glaube  und  Sitte,  wie  sie  den  Gesetzen  und  Gesetzgebern  entrückt 
sind,  gehen  einem  jähen  Verfalle  entgegen.  In  dieser  traurigen  Lage 
der  Völker  sieht  auch  die  Kirche  kein  anderes  Mittel,  ihre  Lehren  zu 
befestigen,  als  die  Befestigung  ihrer  weltlichen  Macht  für  ihre  Lehrer. 
Dem  Trieb  und  Verständniss  der  Zeit  gemäss  bildete  sich  diese  an- 
gestrebte Herrschaft  dem  Lehenswesen  gemäss  aus,  das  ganz  Europa 
beherrschte.  Die  Kirche  wird  zuerst  eine  Schützerin  der  Sclaven  und 
Unglücklichen  und  strebt  mit  Geduld  die  Versöhnerin  zwischen  Herren 
und  Knechten  zu  sein.  An  dem  Fasse  der  Burgen  und  Schlösser  er- 
richtet sie  ein  schlichtes  Kirchlein  und  heiligt  es  als  ein  Asyl  der 
Unterdrückten«  Da  fand  die  Feudalität  zuerst  eine  Grenze  der  Gewalt, 
und  der  Priester,  der  diese  Grenze  setzte,  zuerst  die  Basis  seiner  Macht 
in  dem  Herzen  des  Volkes.  Er  wird  selbst  ein  höheres  Wesen,  dem 
durch  das  Sacrament  des  Ordo  ein  geistlicher  Charakter  mit  unver- 
löschbarer  Kraft  aufgedruckt  ist.  Je  höher  dadurch  der  Cleriker  über 
den  Laien  stieg,  desto  höher  stieg  die  Kirche  über  den  Staat  und  aus 
den  Quellen  des  Glaubens  entwickelte  sich  zuerst  der  Gegensatz  zwischen 
Staat  and  Kirche.  Aber  das  darf  man  nicht  übersehen,  dass  schon  in 
diesen  leisen  Spuren  jener  grossartigen  Bewegung,  die  sich  erst  später 
entwickelte,  schon  die  Verwirrung  der  Begriffe  zu  erkennen  ist,  auf 
der  die  späteren  Kämpfe  zwischen  Staat  und  Kirche  ruhen,  der  Be- 
griffe von  der  geistlichen  Weihe  des  Priesters  und  dessen  weltlicher 
Stellung.  Diese  wird  mit  jener  gedeckt,  endlich  ganz  durch  sie  auf- 
gesaugt. So,  mächtig  für  das  Volk,  zuerst  ein  Schützer  der  Einzelnen, 
schwingt  sich  die  Kirche  zur  staatlichen  Gesetzgeberin  empor.  Der 
Gottesfriede,  den  sie  anbefiehlt,  ist  die  erste  Form  eines  Weltgesetzes, 
von  der  Kirche  dictirt.  Der  Katholicismus  findet  in  dieser  Bewegung 
seine  erste  feste  Basis  in  dem  Glauben  der  Völker,  die  in  ihm  ihren 
Schutz  sehen.  Der  Bischof  von  Rom,  um  den  in  Kirchen,  Klöstern, 
Abteien  und  Bisthümern  die  Kirche  sich  organisirt,  wird  der  äussere  Aus- 
druck der  Einheit  des  heiligen  Strebens  und  der  weltlichen  Organisation. 
In  der  sündigen  Welt  bleibt  sie  so  das  reine,  in  der  rohen  Staatsform 
wird  sie  als  das  beseligende  Licht  anerkannt.  Die  Macht  der  Kirche 
war  entschieden,  und  Gregor  VIL  ist  der  persönliche  Ausdruck  dieser 
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Macht,  die  sich  endlich  als  allein  gebietend  in  der  eoropäischen  Weh 
zeigt,  als  sie  das  Ziel  der  Völker  and  ihrer  Thatigkeit  za  ihron  Dieosti 
neigt  und  bestimmt.  Das  Jahrhundert  der  Ereozzüge  ist  die  Gescbichte 
dieses  Cultar-  und  Civilisationsprocesses.  Die  Kirche  hatte  ach  zur 
absoluten  Freiheit  emporgeschwungen,  und  neben  dieser  Frdhdt  var 
der  Staat  ein  Sclave.  Das  gesammte  christliche  Europa  kam  in  virk- 
liche  oder  beanspruchte  Lehensabh&ngigkeit  vom  päpstlichen  Stöhle. 
Die  Kirchen-  So  erscheint  die  Kirche  im  Mittelalter  in  einer  grossart^  joA 

Mutdwte^'  vollständigen  Organisation  und  wie  in  concentrischen  Kreisen  nach 
einer  dreifachen  Ordnung  in  ihren  verschiedenen  Kräften  entwickelt 
Sie  ist  eine  rein  geistige  Gesellschaft  und  umfosst  in  den  GesetKo 
der  Evangelien,  der  Canones  und  der  Kirchväter  Religion  und  Glaube 
der  gesammten  christlichen  Welt.  Sie  ist  eine  rein  weltliche  Gesell- 
schaft und  ist  als  solche  nach  dem  Geiste  der  Zeit  ihrer  Bildong  als 
Feudalgesellschaft  gebildet  und  regiert  Sie  erwirbt  als  LehensbmiD 
und  besitzt  nach  dem  Lehensrecht,  sie  hat  zahlreiche  Sclaven  imd 
ebenso  zinspflichtige  Unterthanen,  sie  ist  Lehensherr  und  Lehoisfasall 
und  in  ihren  Personen  ebenso  den  Pflichten  der  Feudalität  ooter- 
werfen,  wie  sie  die  Rechte  geniesst,  welche  dieselbe  giebt.  Sie  stehi 
in  dieser  Form  mitten  in  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Ver- 
band Europas.  Sie  scheidet  aber  endlich  wieder  aus  diesem  gldchcB 
Verband  aus  durch  ihre  eigene  und  nur  für  sich  bestehende  Organi- 
sation, als  welche  sie  die  eigentliche  Hierarchie  entwickelt  und  zumeisl 
gross  und  mächtig  erscheint.  Als  diese  Gesellschaft  hat  sie  ihr  be> 
sonderes  öffentliches  und  civiles  Recht,  ihre  besondere  JnrisdictioD  imi) 
in  öffentlicher  und  privater  Beziehung  ihre  besondere  Verwaltung.  Das 
canonische  Recht  ist  das  Gesetzbuch  dieser  Gesellschaft.  Bis  zur  voll- 
ständigen Entfaltung  dieser  Gestaltung  der  Kirche  und  ihrer  Hefrsd»it 
ist  der  Entwickelungsgang  aller  europäischen  Staaten  feist  ganz  gleicb 
geartet.  Die  Reaction  aber  gegen  dieselbe  scheidet  die  Völker.  Während 
sie  in  Deutschland  sich  nur  auf  dem  W^e  der  Gewalt  geltend  macht 
und  dauernd  so  allein  zum  Ausdruck  kommen  kann,  ringt  sie  in  Frank- 
reich sich  zu  einer  gesetzlichen  Gestaltung  empor,  deren  wesentlichste, 
positiv  rechtliche  Erscheinung  im  Appel  conune  d'abus  noch  heate  ia 
der  Gestaltung  des  französischen  Staats  so  tief  wurzelt,  dass  man,  wi« 
einst  der  französische  Gesandte,  Paul  de  Foix,  zu  Gr^or  XTTl  iosserte. 
eher  die  Apenninen  entwurzeln  könne,  als  diese  Appellation. 
Die  Emporgestiegen  in  der  Entfaltung  ihrer  Macht  vom  nennte  bis 
dreizehnten  Jahrhundert  durch  ihre  sittliche  Au%abe,  zeigte  sich  <3ie 

oeweii  der    Kirche  am  Ende  dieser  Zeit  in  einer  vollständigen  Ordnung  und  in  der 

^^^"^^       reinsten  Bewahrheitung  des  Satzes,  welcher  das  canonische  Recbt 

leitete:  Der  Staat  ist  die  Kirche.    Sie  protestirte  in  der  Entfaltong 
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dieser  Macht  gegen  die  Gewalt  und  den  Zafall,  der  in  den  Gottes« 
urtheilen  die  ganze  bürgerliche  Gerichtsbarkeit  beherrschte,  and  vertrat 
zuerst  die  Idee  einer  nach  Gesetzen  geordneten  bürgerlichen  und  staat- 
lichen Gerichtsbarkeit.  Und  gerade  das  war  es,  was  sie  zuerst  als 
eine  Wohlthat  der  Völker  erscheinen  Hess.  Langsam  dehnte  sie  die 
Herrschaft  ihrer  Gesetze  aas  and  vermehrte  äberall  und  anter  den 
verschiedensten  Namen  ihre  Gerichte.  Schritt  für  Schritt  mit  der  Ver- 
mehrung ihrer  Gerichte  und  der  Ausprägung  der  exceptionellen  Stellung 
ihrer  Mitglieder  selbst  vermehrte  sie  aber  auch  vom  zwölften  Jahr- 
hundert an  den  Kreis  ihrer  Oompetenz,  sowohl  in  Beziehung  auf  die 
Personen,  als  Sachen.  Es  genügte  das  äussere  Zeichen  der  Tonsur  zu 
haben,  um  jeder  weltlichen  Gerechtigkeit  entzogen  und  allein  der  geist- 
lichen Gewalt  unterworfen  zu  sein.  Es  genügte  die  geringste  Beziehung 
za  einer  kirchlichen  Lehre,  ja  die  Möglichkeit,  mit  einer  solchen  in 
Verbindung  gebracht  zu  werden,  um  als  Kirchensache  von  der  Com- 
petenz  der  geistlichen  Gewalt  erfasst  zu  werden.  Die  drei  grossen 
Lebensacte,  Geburt,  Ehe  und  Tod,  durch  die  Sacramente  der  Taufe, 
Ehe  und  der  letzten  Oelung  der  kirchlichen  Einwirkung  nahe  gerückt, 
unterwarfen  derselben  bald  das  ganze  persönliche  Leben.  Alles,  was 
mit  der  Geburt  zusammenhing,  der  gesammte  Personalstand,  Adoption, 
Legitimation,  Vormundschaft,  wurden  durch  ihre  Beziehungen  zum 
Saerament  der  kirchlichen  Gompetenz  unterworfen.  Das  Sacrament  der 
Ehe  zog  in  diese  Gompetenz  die  Ehecontracte,  das  Ueiratbsgut,  das 
Wittwengeld,  die  Giltigkeit  oder  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe,  die 
Verletzungen  des  Sacraments.  Die  kirchliche  Geremonie  der  letzten 
Oelung,  das  kirchliche  Begräbniss  drängte  endlich  alle  Acte,  die  mit 
dem  Ableben  des  Menschen  in  Verbmdung  stehen,  in  die  Kenntniss 
und  unter  die  Entscheidung  der  Kirche.  Das  Testament  wurde  vor 
dem  Pfarrer  gemacht,  die  Kirche  war  Vollstreckerin  desselben.  Sie 
verweigerte  das  kirchliche  Begräbniss,  wenn  fromme  Legate  sie  nicht 
bedachten,  und  am  Ende  ergri£fen  die  Priester  eigenmächtig  die  Güter 
der  Verstorbenen  als  ihr  Gut.  Im  Eide,  als  einem  wesentlich  religiösen 
Acte,  fand  man  endlich  das  Mittel,  alle  Contracte  und  Verpflichtungen 
der  kirchlichen  Gompetenz  vollständig,  oder  wenigstens  in  Concurrenz 
mit  der  weltlichen  Autorität,  zu  überweisen.  So  gri£f  die  geistige  Ge- 
walt der  Kirche  in  das  Leben  des  Volkes  ein  und  erntete  die  Früchte 
desselben  durch  die  Befestigung  ihrer  eigenen  selbstständigen  Gewalt, 
die  immer  mehr  jene  des  Staates  sich  unterordnete. 

Rein  wirth  schaftlich  bildete  sich  die  Macht  der  Kirche  durch  die         Dia 
Zehnten  und   Beneficien    aus.     Der  Zehnt,  in  seinem  Ursprung  «^ '^^'J^j^'^^J^^^^ 
Institut  der  menschlichen  Wohlthätigkeit,  wurde  durch  die  Ganonisten       Kirohe. 
erst  zu  eiuem  göttlichen  Rechte  emporgehoben  und  dadurch  erst  zu  einer 
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zwingenden  Pflicht  des  Laien.  Er  wurde  anter  den  YersdüedeufeeB 
Namen  und  Arten  die  Quelle  der  Reichthümer  der  Kirche,  aber  and 
der  zahlreichen  Processe,  welche  das  canonische  Recht»  mit  sdoeii 
ebenso  zahlreichen  Bestimmungen  und  Entscheidungen  darfiber,  aodi 
in  das  wirthschaftliche  Leben  des  Volkes  drängten.  Die  Beoefloea 
umschlossen  das  eigentliche  Besitzrecht  der  Kirche,  das  gegen  Ende 
des  elften  Jahrhunderts  im  Beneficialwesen  schon  eine  besondere  Ord- 
nung nnd  vollendete  Gestalt  erhält.  Jedes  kirchliche  Amt  wird  mt 
einem  Beneficium  ausgerüstet,  aber  die  Gesammtheit  derselben  \A^ 
in  der  Diöcese  unter  der  bischöflichen  Verwaltung.  IHeselbe  Idee, 
welche  die  Vertheilung  der  Militärerwerbungen  leitet,  leitet  anch  jeae 
der  Kirche.  Der  Besitz  wird  unter  dem  Titel  einer  Pflichtübung  g^ 
geben.  Die  Kirche  selbst  gründet  in  ihrem  höchst  eigenen  Bereiche 
eine  besondere  Feudalität,  und  dieselbe  Geschichte,  welche  das  welt- 
liche Fendalwesen  durchlebt,  durchlebt  auch  das  kirchliche  im  r^nstei 
Wiederspiel.  Das  Beneficium,  anstatt  ein  blosses  Accessoriam  der 
kirchlichen  Pflicht  zu  sein,  wird  die  Hauptsache,  und  von  den  g^ 
wohnlichen  Beneficien  scheiden  sich  die  einfachen  ans,  weldie  ohoe 
jede  Pflicht  zum  Genuss  vertheilt  werden.  Sie  sind  es,  die,  oft  in  des- 
selben  Personen  vereinigt,  deren  Reichthum  und  Glanz  bilden,  wihremi 
der  untergeordnete  Landpriester  in  Armuth  das  Evangelium  lebit 
Hier  ruhen  die  Gründe  der  Entartung  der  Kirche  und  des  geschichtlich 
gewordenen  Hasses  gegen  ihre  Organisation,  wie  ihn  die  RevolntioB 
endlich  zur  Geltung  brachte.  Hier  aber  ruhen  auch  die  Grunde,  wanm 
der  civilisatorische  Einfluss  der  Kirche  endlich  verfällt  und  sie  seihst 
mit  ihrem  Rechte  und  ihren  Gesetzen  die  Reaction  der  weltKches 
Macht  wach  ruft 
Die  Als  der  moderne  Geist,  von  der  Reformation  wach  gerufen,  das 

"diTKirtSn- "  ^^^^  Feudalwesen  zu  bekämpfen  und  den  modernen  Staat  zn  gestalten 
ffcwAi».  Staat  anfing,  da  war  die  Kirche  der  naturliche  Feind  des  Fortschrittes;  d«ia 
uid  Kirch«,  jjjy  j^echt  hatte  nie  die  Lasten  des  Feudalwesens  berfihrt,  sie  seib^ 
war  reich  durch  dasselbe  geworden,  sie  war  Lehensherrin,  hatte  ihn 
Sclaven  und  Leibeigenen,  hatte  Real-  und  Personallasten  einzaerntea, 
wie  sie  das  Feudalrecht  in  langen  Reihen  begründet  hatte«  Die  Ge- 
sellschaft aber,  die  ihre  Kraft,  freilich  durch  die  Kirche  entwickelt, 
jetzt  fühlte,  konnte  die*Last  nicht  mehr  tragen.  Vor  dieser  Bewegimg, 
die  ganz  Europa  mit  der  Reformation  er&sste,  war  eigentlich  in  Frank- 
reich der  Kampf  schon  am  Ende.  Darum  fand  diese  hier  keinen  Boden 
mehr,  denn  mit  ihren  ersten  Ideen  war  sie  vollendet,  und  war  es  im 
katholischen  Christenthume  selbst.  Schon  im  vierzehnten  Jahrinuidert 
ringt  der  Staat  mit  der  Kirche  seinen  nothwendigen  Kampf  aas.  £r 
appellirte  vom  schlecht  unterrichteten  Papst  an  den  besser  sn  «sier- 
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richtenden,  tod  diesem  an  die  öcnmenischen  Goncilien,  von  den  Ver* 
dammangsurtheiien  an  das  Volk,  und  er  siegte,  von  den  Wirren  in 
der  Kirche  selbst  in  seinen  Bestrebangen  nnterstfitzt  Die  Könige  von 
Frankreich  nahmen,  wie  jene  von  England,  ihr  Gesetzgebnngsrecht  in 
Ansprach  und  duldeten  ohne  ihre  Erlaubniss  keinen  päpstlichen  Ge- 
sandten mehr  in  ihrem  Lande,  die  päpstlichen  Bullen  bedurften  des 
Placets,  die  Appellation  nach  Rom  wurde  gehindert  und  die  Lehens- 
abhängigkeit geleugnet.  Die  päpstliche  Steuererpressung  fand  Wider- 
stand und  der  Beneficienwucher  eine  strenge  Beschränkung  durch  das 
Gesetz  des  Reiches  *).  Die  französische  Regierang  achtet  jetzt  sorgsam 
darauf,  die  Lehensabhängigkeit  der  Bischöfe  vom  Staat  in  voller  Kraft 
zu  erhalten,  und  fordert  streng  den  Lehenseid  in  einer  bestimmten  Frist 
und  vor  der  Gonsecration.  Endlich  zieht  sie  die  Geistlichkeit  zu  allen 
staatlichen  und  städtischen  Lasten,  und  der  König  macht  ein  Antheils- 
recht  an  der  Beute  der  Spolien  zu  gleichen  Theiien  jnit  den  kirchlichen 
Oberen  geltend.  Und  um  zuletzt  die  ausgedehnteste  Machtfülle  der 
Kirche  zn  brechen,  durch  die  sie  in  alle  socialen  Verhältnisse  sich 
eindrängte  und  die  staatliche  Gewalt  zumeist  bedrohte,  die  der  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit,  schuf  das  vierzehnte  Jahrhundert  noch  die  In- 
stitution des  Appel  comme  d'abus,  durch  die  man  die  unverrfickbare 
Grenzlinie  zwischen  der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt  festsetzen 
wollte.  Von  nun  an  sollten  den  geistlichen  Gerichten  nur  geistliche 
Sachen,  den  weltlichen  aber  ausschliesslich  die  weltlichen  Sachen  zu- 
gewiesen sein.  Neben  dieser  ursprunglichen  Form  des  Appel  comme 
d'abus  als  einer  Competenzbestimmung,  wodurch  man  zuerst  die  kirch- 
liche Gewalt  einzuschränken  suchte,  gewann  auch  der  Satz  am  Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  Geltung,  dass  die  königlichen  Beamten 
auf  Grand  ihrer  Pflichterfüllung  nicht  mit  geistlichen  Strafen  bedroht 
werden  konnten.  Jetzt  erst  war  die  weltliche  Macht  frei  und  die  kirch- 
liche Gewalt  von  der  weittragendsten  Ohnmacht  bedroht,  da  jetzt  erst 
der  weltliche  Richter  seine  Hilfe  zur  Execution  der  kirchlichen  Urtheile 
verweigern  konnte.  An  diese  Errungenschaft  des  Staates  reihte  sich 
eine  mächtige  Erweiterung  desselben  in  Betreff  der  wirthschaftlichen 
Stellung  der  Kirche.  Die  königlichen  Richter  erwarben  die  Competenz 
über  Besitzstreitigkeiten  in  den  Materien  der  Beneficien.  Dadurch 
mussten  sie  nothwendig  auch  competent  werden,  über  die  Beneficial- 
titel  zu  entscheiden  und  deren  Kenntniss  fordern  zu  können.  Die  Summe 
dieser  Errungenschaften  eines  Jahrhundert  langen  Kampfes  fasste  die 
pragmatische  Sanction  Garl's  VII.  vom  Jahre  1438  zusammen,  als  das 


*)  Durand  de  Maillane:   Les   libert^  de   Vigliae  gsllicane  proar^«  et 
commentöefl.  1771.  Bd.  I.  8.  196  n.  Bd.  H.  S.  243  a.  ff.  352  n.  ff. 
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grösste  Zeichen  des  Fortschrittes  und  der  Aufklärang  und  die  Baas 
der  Freiheit  der  gallicanischen  Kirche.  Sie  richtete  sich  zumeist  gegen 
den  von  Rom  aus  getriebenen  Pfrundenwucher,  die  Verschleppung  der 
geistlichen  Sachen  und  die  missbränchüche  Anwendung  der  Excom- 
munication.  Die  Snprematie  der  allgemeinen  ConciUen  über  den  Papst, 
die  Freiheit  der  Wahl  der  Bischöfe  und  die  Abschafifnng  jeder  Appellattoii 
an  den  Papst,  selbst  in  rein  kirchlichen  Dingen,  ward  anerkannt 
Die  Parlamente,  als  am  besten  geeignet,  über  die  Vollziehung  einer 
Verordnung  zu  wachen,  die  Staat  und  Kirche  in  gleicher  Weise  anging, 
da  weltliche  und  geistliche  Elemente  in  ihnen  wirkten,  nahmen  die 
pragmatische  Sanction  unter  ihren  Schutz  and  gewannen  so  das  Recht, 
in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Kirche  einzugreifen.  Erst  das 
sechzehnte  Jahrhundert  zerstörte  mit  dem  Concordat  Franz'  L  und 
Leo's  X.  vom  16.  August  1516  die  Errungenschaften  der  Vergan- 
genheit wieder.  Es  ordnete  Kirche  und  Staat  im  Geist  der  territoria- 
listischen  Strömung  der  Zeit,  welche  die  Könige  allmächtig  machte. 
Die  Wahl  der  Kirchenfursten,  wie  sie  nicht  nur  die  pragmatische 
Sanction,  sondern  die  Canones  selbst  anerkannten,  wurde  zum  Vortheil 
der  absoluten  Gewalt  des  Königs  abgeschafft,  und  das  Recht  der  Nation, 
dem  Papst  nicht  mehr  zinspflichtig  zu  sein,  durch  das  System  der 
Annaten  wieder  zerstört  Die  gallicanische  Kirche  hat  seit  diesem 
Concordat  vergeblich  um  ihre  Freiheit  im  Innern  und  Unabhängigkeit 
von  der  absoluten  Gewalt  der  Könige  gerungen,  mit  der  sie  doch  alleiii 
der  Gewalt  des  Papstes  widerstehen  konnte.  Nur  jene  Freiheit  and 
die  Garantie  derselben ,  welche  sie  gegen  die  Uebergriffe  der  Päpste 
schützte,  konnte  sie  bewahren.  Der  Appel  comme  d^abus  war  immer 
das  wirksame  Mittel.  Jetzt  erst  entwickelte  sich  die  Theorie,  dass  er 
die  gerechte  Handhabe  sei,  durch  welche  der  Staat  über  die  Bfissbränche 
der  geistlichen  Gewalt  richten  könne.  Die  Materien  desselben  dehnten 
sich  immer  weiter  aus,  bis  init  den  Klagen  der  Geistlichkeit  die 
Könige  nur  wieder  gegen  die  übermächtige  Gewalt  der  Parlameote 
zu  reagiren  versuchten  i).  Und  es  ist  kein  Zweifel,  dass,  wie  es  aneh 
die  freimfithigsten  Juristen  der  Zeit  bestätigen,  die  Kirche  jetzt  mit 
der  Anwendung  des  Appel  comme  d'abus  geknechtet  wurde*).  Die 
Kraft  des  Cierus  aber  war  längst  gebrochen,  und  vergebens  waren 
seine  Klagen  und  Beschwerden  gegen  den  einmüthigen  Widerstand  des 


1)  Edict  Carrs  IX.  vom  16.  April  1671.  Art.  5.  Ordonnance  Ton  Bloii 
Art.  59.  Declaration  vom  Jahre  1G57.  Art.  69.  Pierre  Pithoa:  Liberia  de 
r^glise  gallicane  1594  bildete,  wenn  auch  ans  einer  Privatthätigkeit  des  Ge- 
lehrten hervorgegangen,  doch  bald  Öffentliches  Becht 

2}  Affre:   De  Tappel  comme  d'abus.  1845.  S.  106. 
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Königs,  der  Parlamente,  des  Volkes  und  der  niedrigen  Geistlichkeit. 
Die  Kirche  erschien  am  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  in  einer 
nenen  Gestalt  and  anderen  Ordnung.  Sie  war  eine  geistige  Gesell- 
schaft, deren  Haupt  der  Papst,  deren  Gesetzgeber  für  Glaube  und 
Religion  die  Concilien  waren.  Sie  war  auch  noch  eine  politische  Ge- 
sellschaft, aber  als  solche  nur  ein  Theil  des  Staates,  der  in  seinem 
Oberhaupt,  dem  König,  der  Schützer  ihrer  Rechte  und  Freiheiten,  und 
in  ihrer  äusseren  Disciplin  auch  ihr  Gesetzgeber  war.  So  fest  hatten 
die  Jahrhunderte  der  Kämpfe  von  Staat  und  Kirche  in  Frankreich  diese 
Grundsätze  hingestellt,  dass  die  Beschlüsse  des  Concilinms  von  Trient 
spurlos  an  Frankreich  vorübergingen,  die  französischen  Bischöfe  auf 
demselben  nicht  erschienen  und  die  Könige  Frankreichs  die  Publication 
desselben  nicht  duldeten.  Was  konnte  die  Reformation  Lutber's  den 
französischen  Königen  und  dem  Volk  bieten?  Dennoch  aber  hat  diese 
Bewegung,  als  sie  die  rein  geistigen  Elemente  aus  den  politischen  ab- 
sonderte, auch  in  Frankreich  in  dem  Edict  von  Nantes  das  erste  Mal 
den  Grundsatz  der  geistigen  Freiheit  geschaffen,  und  damit  doch  auch 
einiges  beigetragen,  die  Gewalt  des  Staates  gegen  die  Kirche  zu  stärken. 

Erst  das  siebzehnte  Jahrhundert  lehrte  die  Könige  wieder  in  einer  oia  Keaetion 
umgekehrten  Ordnung  durch  die  Verbindung  mit  dem  Besiegten  den  * y^jj^undtrt!" 
zu  überwinden,  mit  dem  sie  zuerst  gesiegt  hatten,  und  daraus  eine  g^gen  die  staat- 
Machterweiterung  zu  ernten.  Aber  es  war  nicht  mehr  die  Sicherstellung  "®**®  Freiheit, 
des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche,  welche  die  Gesellschaft  und 
die  staatliche  Gewalt  bewegte,  sondern  einzig  und  allein  die  Vollendung 
der  absoluten  und  einheitlichen  Königsgewalt.  Zur  Herstellung  der- 
selben beugte  sich  die  katholische  Kirche  unter  das  königliche  Scepter, 
sie  wurde  seine  Lohndienerin  und  streute  dadurch  erst  den  Saamen, 
der  aus  der  rein  politischen  Revolution  von  1789  endlich  auch  eine 
kirchliche  machte,  die  mit  dem  alten  Staat  auch  die  alte  Kirche  ver- 
nichtete. Bossuet  trat  bei  der  Eröffnung  der  Assemblee  du  clerge  im 
Jahre  1682  für  die  Einheit  der  römischen  Kirche  auf  und  wurde  damit 
der  Vorläufer  des  Edicts  vom  22.  October  1685,  welches  das  Edict  von 
Nantes  widerrief.  Ludwig  XIV.  wollte  die  Einheit  seiner  Gewalt  in 
zeitlichen  Dingen  und  er  musste  darum  auch  jene  der  geistigen  Gesell- 
schaft wollen.  Die  Einheit  musste  herrschen  in  den  getrennten  Kreisen, 
um  die  unbeschränkte  Gewalt  der  Macht  möglich  zu  machen,  die  über 
beide  sich  erhoben.  Von  diesem  Gedanken  wurde  der  Calvinismus 
bekämpft,  der  Jansenismus  bis  an  den  Herd  des  Port  Royal  vernichtet, 
der  Protestantismus  endlich  aufgelöst  und  verfolgt,  bis  die  Gewalt  des 
Königs,  den  sein  Volk  den  Grossen  nannte,  erlahmte  und  jene  seines 
Nachfolgers  vom  Elend  der  Zeit  selbst  erstickt  wurde.  Die  katholische 
Einheit  des  Staates  war  in  den  Augen  dieser  Regenten  die  Religion 
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selbst,  das  Christenthum  in  seiner  alleinigen  Wahrheit  Und  die  KAmge 
waren  stark  in  diesem  Glauben,  weil  sie  von  ein^  blinden  und  un- 
wissenden Gesellschaft,  von  der  Strömung  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
darin  unterstützt  wurden.  Darum  konnte  jener  Gedanke  von  der 
katholischen  Einheit  Frankreichs  bald  alle  Institutionen  und  das  ganze 
Volksleben  durchdringen,  Sitte  und  Recht  beherrschen.  Schritt  für 
Schritt  gingen  mit  den  Gewaltthaten  der  Regierung  gegen  die  geistige 
Freiheit  die  Gewaltthaten  der  Wissenschaft  unter  Letellier's  und  selbst 
Bossuet's  Führung  gegen  wahre  Freiheit  und  Aufklärung  >).  Endlich 
konnte  die  königliche  Macht  im  Gesetze  selbst  verkündigen:  Es  giebt 
keine  Häretiker  mehr  in  Frankreich. 
D!e  EiBheit  Das  absolute  Königthum  hatte  in  der  politischen  und  geistigeo 

dei  Miiteehnt««  Qrdnung  Igesiegt  Frankreich  war  eins  im  Absolutismus  und  Ratho- 
Abfoiotiunus  v.  licismus.  Dieso  Kämpfe  aber  hatten  die  Kirche  und  ihre  Organisation 
KathoiieinnM.  ^^^j^  ^^^  noueu  Geiste  gemäss  entwickelt.  Sie  hatte  jetzt  im  König- 
thum ihren  Schützer  gesehen  und  wurde  die  Wohldienerin  semer  Laster. 
Adel  und  Kirche  standen  zu  ihm ,  weil  sie  selbst  von  ihm  in  der  Er- 
haltung ihrer  Macht  abhingen.  Das  Königthum  duldete  alle  Laster 
und  Missbräuche  in  der  Kirche,  weil  es  in  ihr  die  Vertheidigerin  nnd 
Schützerin  seiner  eigenen  Laster  erkannte.  Der  hohe  Glerus  in  den 
18  Erzbisthumern^  den  113  Bisthümern,  den  Abteien,  die  nach  Tan- 
senden  zählten,  versank  allmälig  in  dem  Genuss  seiner  Reichthümer. 
Der  niedrige  Glerus  lag  in  Armuth,  die  ihn  gegen  den  hohen  empören 
konnte,  aber  auch  in  Unwissenheit,  die  ihm  seine  Stellung  und  noch 
weniger  seine  Aufgabe  begreifen  Hessen.  Dud  ein  unwissender  Cleros 
ist  stets  das  beste  Mittel  der  Beherrschung  für  die  hohe  GeistUchkdi 
Wohl  war  D'Aguesseau  bemüht,  durch  seine  Reformen  die  Stellung  des 
niedrigen  Glerus  etwas  zu  verbessern  ^),  aber  der  Adel,  der  die  hoben 
Kirchenwürden  und  reichen  Beneficien  inne  hatte,  widerstrebte  si^reich 
den  Reformen.  Und  das  waren  die  Gründe,  welche  beim  Ausbrach 
der  Revolution  die  Kirchenfürsten  um  den  wankenden  Thron  schaarten» 


1)  Die  Exposition  de  la  foi  erfichien  1668;  das  Edict  von  1669  onto^ 
drückte  in  den  Parlamenten  die  aas  protestantischen  nnd  katholischen  Ma- 
gistraten gemischten  Kammern,  andere  Edicte  gewährten  den  CoDrertiteo 
Schnldfristen  und  andere  civilrechtliche  Begünstigungen.  Im  Jahre  1671  er- 
schien die  jesuitische  Exposition  de  la  doctrine  de  T^lise  catholique  eat  k« 
mati&res  de  controyerse  und  1676  die  gehässige  Histoire  des  yariations,  ood  ei 
folgten  die  Edicte  yon  1680  und  1681  üher  den  Uebertritt  der  Kinder  lur 
katholischen  Kirche,  die  Ausschliessung  der  Protestanten  yon  Öffentlichen 
Aemtern  nnd  Würden,  das  Verbot  gegen  den  Katholicismus  zu  schreiben 
und  EU  sprechen  nnd  1686  die  Widerrufung  des  Ediets  yon  Nantes.  Weaige 
Jahre  yorher  waren  die  Ayertissements  aux  protestants  erschienen. 

2)  Edict  yom  Jahre  1749. 


Die  Kirchenreformation  der  Constituante.  557 

mit  dessen  Sturz,  ja  Veränderung,  sie  selber  ihre  Macht  verliereu 
massten,  welche  den  niedrigen  Glerus  aber  in  die  Reihen  der  Revolution 
drängte,  mit  deren  Sieg  er  nur  gewinnen  konnte.  Das  endlich  waren 
die  Gründe,  welche  die  Religion  selbst  zerstM  hatten.  Die  Zeit  der 
Regentschaft  und  die  Herrschaft  Ludwig's  XV.  hatte  sie  längst  in  dem 
Herzen  des  Volkes  auch  von  dem  Thron  herab  entwürdigt.  Die  Priester- 
schaft endlich  zerstörte  sie.  Der  hohe  Glerus  war  ein  Bild  der 
Verderbtheit  und  Sorglosigkeit  um  das  geistige  Wohl  des  Volkes,  der 
niedrige  ein  Bild  des  Elends  und  der  Unwissenheit,  vermöge  deren  er  es 
nicht  vermochte,  für  Glaube  und  Sitte  zu  wirken.  Die  Revolution  er- 
hob sich  und  vollendete  nun,  was  die  Kirche  selbst  vorbereitet  hatte, 
—  ihren  Untergang. 


nie  Klrckieiipeferntatl^n  der  C^nstltiuiiite. 

Zwei  Dinge  waren  es,  welche  die  Thätigkeit  der  Revolution  in  D10  Biemtnt« 
der  Kirche  Prankreichs  und  ihrer  Ordnung  so  gewaltig  machten,  dass   J*^^"'****"^ 
nach  einem  kurzen  Kampfe  der  feindlichen  Parteien  die  eine,  die    Frankreioh. 
Kirche,  eben  gänzlich  unterging.    Erstens  die  statistischen  Kenntnisse 
über  den  Stand  der  Kirche  nach  ihren  Mitgliedern  und  ihren  Gütern, 
und  zweitens  die  philosophische  Speculation,  welche  durch  das  auf- 
lebende Studium  der  Geschichte  und  |die  Ereignisse  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  genährt   worden   war.     Beide  [Elemente   der  Bewegung 
waren  durch  zahlreiche  Schriften  aller  Art  und  jeder  Form  in  die  Mitte 
des  Volkes  eingedrungen  und  schufen  die  Einheit  der  Ueberzeugung 
von  der  Nothwendigkeit  einer  Reformation  der  Kirche  schon  lange  vor 
der  Revolution.   Die  Verzögerung  der  Reform  aber  ist  immer  der  Grund 
der  Revolution.    Die  Kirchenordnung  Frankreichs  im  Augenblick  der    statituk  der 
Revolution  umschloss  18  Erzbisthümer,  113  Bisthümer,   1922  Abteien,   'ndK^hfa- 
13  Orden  mit  mehr  als  1200  Bettelmönchklöstern  und  1500  anderen      ordnimg. 
Klöstern.  Der  reguläre  Glerus  war  nach  1600  Kapellen,  37,000  Pfarreien, 
2760  Ganonicaten,  1380  anderen  Würden  und  828  kirchliche  Gollegien 
oder  Gapiteln  vertheilt  *)•    Reiche  Güter  und  Schätze  nährten  dieses 
Heer  der  kirchlichen  Beamten  *).   Auf  den  Pfarrer  und  Vicar,  der  die 
Lasten  der  Arbeit  trug,  entfiel  freilich  nur  ein  ausgeschiedenes  Theilchen, 


1)  Delboa:  L'^glise  de  la  France.  1856.  Bd.  I.  Chap.  IL    Boiteaa  a.  a.  O. 
S.  37  u.  172.    Siijes:   Politische  Schriften.  Bd.  I.  S.  86  u.  ff. 

2)  Siehe  Band  I.  dieses  Werkes  S.  212.    Delbos  a.  a.  O.  Bd.  I.  Cbap.  XIV. 
Laurent:   L'^glise  et  T^tat  1862.  S.  4  u.  ff. 
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die  GoDgrua,  die  ihm  zur  Erhaltung  seines  Lebens  kaum  3—400  ÜTres 
jährliche  Einnahme  bot.  Mit  dem  Steigen  der  Preise  der  Lebensmittel 
stieg  hier  das  Elend,  dort  aber  wuchs  der  Reichthum  und  die  Cepplg- 
keit.  Diese  Zustände  kannte  vor  der  Revolution  ganz  Frankreich  ond 
Wort  und  Schrift  sorgte  dafür,  sie  in  ihrer  ganzen  Entsetzlichkeit 
immer  und  immer  wieder  klar  und  eindringlich  darzustellsn.  Die 
Ereignisse  bei  dem  Ausbruch  der  Revolution  illustirten  dorck  den 
sittii.he  sittlichen  Zustand  des  Glerus  die  Vergangenheit  Mit  Begierde  sah 
^"ciH^^**  der  niedrige  Clerus  der  Revolution  entgegen ,  und  in  dieser  Begierde 
erschien  er  dem  Volk  als  geeigneter  Vertreter  seiner  Rechte.  Ad  24i 
Pfarrer  erschienen  als  Mitglieder  in  der  Constituante,  und  ausser 
Gregoire  war  nicht  einer  fähig  zu  sprechen ,  hatte  nicht  einer  does 
Begriff  vom  Recht  und  von  den  öffentlichen  Geschäften,  von  der  (k- 
schicW  seines  Landes  und  der  Aufgabe  seiner  Zeit.  Aus  der  Mitte 
dieses  Clerus  gingen  die  wüthendsten  Revolutionärs  der  Zukunft  oiHi 
die  blutigsten  Henkersknechte  der  Revolutionstribunaie  hervor.  Selbst 
aus  dem  Clerus  der  zweiten  Ordnung  erhob  sich  nur  Mauiy,  Sityes 
und  Montesquiou,  und  nur  der  hohe  Clerus  zeigte  unter  seinen  Mit- 
gliedern Männer  von  hoher  Kenntniss  und  reicher  Bildung,  aber  feißd- 
lieh  zum  grössten  Theil  der  Strömung  der  Zeit  und  innig  verwachs 
mit  den  Lastern  und  Missbräuchen  der  Vergangenheit  Er  war  es  ja* 
der  in  die  Administration  der  Provinzen  thätig  eingriff,  zur  Leitoog 
der  Geschicke  Frankreichs  selbst  herbeigerufen  wurde.  Diese  tr- 
schrecklichen  Missverhältnisse  traten  jetzt  vor  Aller  Augen  nod  «üt 
Bewegung  der  Zeit  gestattete  nicht  mehr,  den  Gründen  derselben  oAcit- 
zuforschen,  um,  wenn  man  des  Urtheils  bedürfe,  gerecht  in  dieseo 
Urtheil  sein  zu  können.  Das  wenige  Gute  wird  dauernd  bei  geschlosseDes 
Ständen  das  Verdienst  des  Einzelnen,  für  das  Schlechte  allein  ma$< 
solidarisch  der  Stand  eintreten.  Und  an  den  Stand  kehrte  ach  zQtf^^ 
die  Revolution.  Erst  als  dieser  in  seiner  Macht  gebrochen  war,  weod^ 
sie  sich  in  Verfolgung  und  Gewaltthat  gegen  den  einzehien  Pne>tef- 
Die  Philosophie  Die  Macht  der  Zahlen,  welche  die  Deberzeugung  einer  Reformativi 
"jlh^hunde^"  °^^»  wurde  von  dem  Geist  der  Philosophie  getragen,  welchen  ^ 
achtzehnte  Jahrhundert  wach  gerufen  hatte  und  den  man  jetzt  tuf  ^ 
staatliche  Ordnung  anwendete.  Auch  hier  war  der  Clerus  selt^ 
in  Mitte  der  Bewegung  das  anregende  Element  Er  stützte  sich  mit 
seiner  Macht  auf  die  Geschichte  und  rief  dadurch  zumeist  dea  Kaspf 
gegen  die  Religion  wach,  den  man  jetzt  führte  und  für  den  man  die 
Waffen  auch  aus  dieser  Geschichte,  aus  den  Evangelien  ond  dtr 
Philosophie  nahm.  Niemals  hat  eine  Kirche  die  Freiheit  des  Gewi^coi 
vertreten  oder  genährt.  Jede  Kirche  ist  ihr  natürlicher  Feind,  vh^ 
sie  nur  durch  den  Glauben,  dass  sie  allein  im  ausschliesslidien  B^ 
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der  Wahrheit  ist,  ihren  Bestand  sichern  kann.  Bestimmt  zuerst,  die 
Beziehungen  der  Menschen  zu  Gott  zu  regeln,  mischt  sie  sich  alsbald 
in  jene  der  Menschen  unter  einander  und  sucht  mit  der  Herrschaft 
über  Herz  und  Geist  die  Herrschaft  über  das  ganze  Leben  zu  gewinnen. 
Die  Kämpfe  der  katholischen  Kirche  gegen  die  Protestanten  unter 
Ludwig  XIV.,  die  Macht  und  Gewalt  derselben  unter  seinen  Nachfolgern 
hatten  diesen  Geist  jeder  Kirchengeschichte  in  aller  Herzen  lebendig 
gerufen,  die  Philosophie  machte  aus  den  Thatsachen  allgemeine  Sätze 
und  gelangte,  um  dem  wie  zwingenden  Gesetze  zu  entgehen,  zur  Auf- 
lösung jeder  positiven  Religion  und  zur  Lehre  der  Naturreligion.  Die 
Gesetzgebung  der  Revolution  fasste  die  alte  Wahrheit  in  dem  Mittel 
zusammen,  das  ihre  schädlichen  Folgen  bekämpfen  sollte,  und  verkün- 
dete in  den  Menschenrechten  als  erstes  Recht  des  Menschen  —  die 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  Mit  dieser  Freiheit,  wenn  sie  in 
reiner  Wahrheit  zur  Geltung  kommt,  kann  es  keine  herrschende  Eürche 
mehr  geben,  und  ohne  eine  solche  hat  der  Staat  nichts  mehr  von  der 
Macht  einer  Religion  zu  fürchten.  Die  wahre  Religionsfreiheit  l6st  die 
Kirchenordnung  in  eine  Sectenordnung  auf  und  macht  den  Glauben  zu 
dem,  was  er  sein  soll:  zur  Sache  des  Individuums.  Der  Staat  wird 
frei  sein  und  in  dieser  Freiheit  Schützer,  Ordner  und  Wohlthäter  jedes 
Glaubens  sein  können  *). 

So  vereinigte  sich  in  Mitten  der  Constituante  mit  der  Macht  der  Dfe 
thatsächlichen  Verhältnisse  die  Gewalt  der  religiösen  Ueberzeugung  und 
eröffnete  den  Kampf  gegen  die  katholische  Kirche,  der  auf  jedem  Schritt 
ein  Kampf  für  die  geistige  Freiheit  war.  Es  handelte  sich  darum, 
zuerst  die  Macht  der  Kirche  zu  brechen,  die  Quellen  dieser  Macht  zu 
zerstören  und  dann,  nachdem  sie  mit  jeder  anderen  Glaubensverbindung 
gleich  gemacht  war,  sie  zu  ordnen,  wie  sie  nach  der  Idee  der  absoluten 
Staatsgewalt  im  Staate  eben  selbst  bestehen  kann.  Diese  drei  Schöpfun- 
gen, die  in  der  Auflösung  des  Klosterverbands,  in  der  Säcularisation 
der  Kirchengüter  und  endlich  in  der  Constitution  civile  du  clerge  ihren 
Ausdruck  fanden,  bilden  den  Inhalt  der  grossartigen  Kirchenreformation 
der  Constituante.  Der  ganze  Kampf  der  Constituante  gegen  die  Kirche 
aber  findet  in  seiner  Gesammtheit  und  seinen  einzelnen  Aeusserungen 
das  leitende  Princip  in  dem  Gedanken  der  Stellung  und  des  Verhält- 
nisses der  beiden  Parteien:  Staat  und  Kirche.  Dieses  aber  gelangt  in 
der  Form  zum  vollständigen  Siege,  dass  die  Kirche  dem  Staat  unter* 
worfen  ist  und  unterworfen  sein  muss.  Der  politische  Gedanke  ist  die 
Einheit  der  verschiedenartigsten  Gesetze  und  Ereignisse.     Er  findet 


AbtlehUa  d«r 
CoiuUtaant«. 


*)  Siehe  Band  L   diesem  Werkes  S.   173  u.  ff.  und  meine  Schrift:   Ana- 
charsis  Clootz.  1865. 
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für  die  Kirche  als  eine  politische  Gemeinschaft  sein»  «od^tig» 
Ausdruck  in  der  Givilconstitution  des  Clerus  und  für  die  ßrche  ab 
eine  rein  geistige  Gemeinschaft  in  der  Religionsfireihttt  Bade  grossto 
und  mächtigen  Ideen,  keineswegs  widerstrebend  den  Lehren  des  Eno- 
geliums,  und  das  eben  war  die  Kraft  der  Revolution  für  die  Hasse 
des  gläubigen  Volkes,  waren  doch  geradezu  entgegengesetzt  d^  Msto- 
rischen  Entwickelung  der  Kirche  in  Frankreich  und  dem  selbst  disd 
die  Gesetze  proclamirten  katholischen  Charakter  des  Landes,  und  <k» 
war  die  Ohnmacht  des  Kampfes  der  Revolution,  die  im  Lauf  der  Est* 
Wickelung  desselben  zuerst  das  Schisma,  dann  während  des  CooTe&ts 
und  des  Directoriums  den  wüthenden  und  blutigen  Kampf  der  beides 
Parteien  im  Innern  der  Kirche  und  des  Glaubens  erzengte,  bis  end- 
lich Napoleon,  den  historischen  Faden  wieder  aufnehmend,  dureh  m 
Goncordat  an  die  gallicanischen  Freiheiten  anknüpfend,  darch  semc 
absolute  Herrschergewalt  den  absoluten  Staatsgedanken  der  BeTolntk» 
repräsentirend  und  dessen  Forderungen  vertretend ,  Frieden  uod  Ver- 
söhnung brachte. 
Di«  In  den  Klöstern  hatte  sich  die  Kirche  das  Heer  ihrer  kräfiiptea 

^"Bölt'r***'  Vertheidiger  gross  gezogen.  Lange  Jahrhunderte  vor  der  Revolutioc 
waren  diese  ihrer  wirthschaftlichen  und  sittlichen  Au%abe,  dk  bd 
ihrer  Begründung  wie  ein  reicher  Segen  für  die  barbarischen  Volk? 
erschien,  entfremdet  In  Unthätigkeit  und  Sittenlosigkeit  versooken. 
waren  sie  dem  französischen  Volke  ein  Gegenstand  des  Spottes  ia<i 
der  Verachtung  geworden.  Der  Orden  der  Jesuiten  aber  hatte  de£ 
Hass  gegen  jede  Klosterverbindung  gross  gezogen  und  aus  den  Eimp^ 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  gegen  denselben  nahm  die  ReTotatk» 
die  Macht  und  den  Beruf,  in  alle  Klöster  zu  dringen  und  die  Verbin- 
dungen, welche  der  modernen  Gesellschaft,  in  welcher  Form  iaaer, 
nur  als  eine  Unsittlichkeit  und  Dnnatürlichkeit  erscheinen  konsieE« 
mit  einem  Schlage  zu  vernichten.  Aber  auch  der  Staat  und  die  Politik 
lieferte  die  Waffen  dazu  und  gab  die  eigentlich  rechtliche  Form.  D>^ 
Princip  der  persönlichen  Freiheit,  wenn  es  den  Staat  in  seiner  ^ 
sammten  Volksmasse  durchdringen  sollte,  musste  auch  die  eiuelaes 
Theile  beherrschen.  Ein  Eid,  wie  und  unter  welchem  Schutze  er  ^ 
geleistet  war,  wenn  er  dieses  höchste  Princip  der  staatlichen  Gesell- 
schaft negirte,  konnte  nicht  mehr  von  dem  Gesetz  derselben  anerkasBt 
werden.  Die  Constituante  verbot,  nachdem  sie  die  Menschenrechte  an- 
erkannt, mit  kurzen  Worten  alle  Klöster,  deren  Mitglieder  durch  ei 
feierliches  Gelübde  verpflichtet  wurden  *).  Dieser  Gedanke  aber  war 
in  seiner  besonderen  Richtung  nur  die  Folge  eines  obersten  Graodstties. 


*)  Decret  vom  15—19.  Febraar  1790. 
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der  die  ganze  Eirchenorganisation  beherrschen  sollte,  und  der  Vor- 
läufer der  späteren  Civilconstitution.  Der  Clerus  bildete  keine  besondere 
Ordnung  und  keine  Corporation.  Seine  Mitglieder  waren  Beamte 
und  Burger  des  Staates  <).  Die  Gesetzgebung  anerkannte  nnr  noch 
die  Vereinigung  geistlicher  Personen  für  die  Pflege  des  Kirchendienstes. 
Nach  dieser  Ordnung  konnte  in  jeder  Gemeinde  ein  geistlicher  Verband 
bestehen,  der  wenigstens  zwanzig  Geistliche  in  einem  Kloster  vereinigte. 
Keine  besondere  Thätigkeit,  kein  Abzeichen  konnte  die  einen  von  den 
anderen  scheiden.  Die  Bettelorden  waren  verboten,  die  Ordenskleider 
abgeschafft.  In  diesen  Bestimmungen,  wie  in  jenen  der  inneren  Organi- 
sation, machte  die  Gesetzgebung  keinen  Dnterschied  zwischen  männ- 
lichen und  weiblichen  Klöstern.  Nach  der  inneren  Organisation  dieser 
Verbindungen  sollte  das  freie  Wahlrecht  auch  hier  die  Verwaltung 
schaffen  und  die  Gemeinde  das  Aufsichtsrecht  über  die  Bildung  der- 
selben und  ihre  Thätigkeit  haben.  Als  Bürger  des  Staates  sollten  die 
Hitglieder  in  Zukunft  alle  Burgerrechte  geniessen.  Sie  konnten  über  ihr 
bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  frei  disponiren,  und  das 
bürgerliche  Erbrecht  galt  im  ganzeu  Umfang  für  sie,  wie  jeden  anderen 
Bürger  ^).  Diese  Zurückführung  eines  Theiles  des  Volkes  zur  übrigen 
Volksmasse  war  der  mächtigste  und  gerechteste  Schlag  gegen  eine 
Institution,  die  den  Gesetzen  der  Natur  so  mächtig  widerstrebte,  wie 
der  Weisheit  aller  Staatspolitik.  Die  Anerkennung  aber  des  sittlichsten 
Grundsatzes  aller  Glaubenslehre,  dass  nur  der  Glaube  und  das  Gewissen 
die  Menschen  vereinen  kann  '),  hätte  jetzt  der  mächtigste  Hebel  sein 
können,  eine  wahre  religiöse  Gemeinschaft  zu  begründen,  wie  die  Apostel 
sie  gedacht  und  die  Evangelien  sie  gewollt  hatten.  Aber  in  der  Ab- 
stumpfung des  Klosterlebens  hatten  Mönche  und  Priester  diesen  wahren 
sittlichen  Halt  der  Lehre,  die  sie  doch  predigen  sollten,  verloren,  und 
während  eine  grosse  Zahl  von  Mönchen  und  Nonnen  ins  bürgerliche 
Leben  zurückkehrten,  predigte  eine  andere  Zahl  Hass  und  Verachtung 
dem  Staatsgesetze,  bis,  die  daraus  entstehende  blutige  Empörung  zu 
unterdrücken,  auch  dem  Staat  kein  anderes  Mittel  übrig  blieb,  als  die 
rohe  Gewalt,  und  dem  religiösen  Fanatismus  den  politischen  Fanatismus 
entgegenzusetzen.  Dies  zu  thun  blieb  der  Zeit  der  Legislative  und 
des  Convents  vorbehalten. 

Die  Kirche  war  durch  die  Auflösung  des  Klosterverbandes  und         Die 
die    Proclamirung    des    obersten    Grundsatzes,    dass    die    Priester  ,^^^'^JJ^jj^^ 
Beamte    und  Bürger    des  Staates  seien,  ihrer  persönlichen  Gewalt 


1)  Decret  vom  29.  October  1789. 

2)  Decret  rom  28.  October  bis  1.  November  1789  and   14.  October  1790. 
8)  Decret  vom  13—20.  Februar  1790. 
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beraubt  Noch  aber  erschien  sie  den  ersten  beobachtenden  and  prft- 
fenden  Tagen  der  Revolution  allmächtig  und  nnaberwindlich  in  ibrem 
Reichthum  and  ihrem  Besitz.  Die  sachliche  Gewalt  in  ihr  mnsste  zer- 
stört werden,  nro  den  politischen  Gedanken  durchzufahren,  nach  dtss» 
Bewahrheitung  das  neunzehnte  Jahrhundert  noch  ringt,  dass  der  Staat 
ihr  Herr  sei.  Das  allein  kann  auch  der  Ausgangspunkt  sein,  von  dem 
man  die  Arbeit  der  Revolution  in  dieser  Richtung  betrachtet  Bs  ist 
der  allein  gerechte.  Kein  Glaubenshass,  nicht  der  mattherzige  Gedanke 
der  Finanznoth  —  denn,  rief  in  dem  Kampf  Mirabeau  einst,  nicht  am 
das  handelt  es  steh,  was  nützlich,  sondern  um  das,  was  gerecht  irt  — 
sondern  allein  der  Gedanke,  dass  man  die  Kirche  unter  das  allgemeiDe 
Gesetz  beuge,  da  jede  Verschiedenheit  die  Kraft  and  Macht  des 
Staates  vernichte,  war  der  leitende  Gedanke,  der  zur  Yernichtoag 
aller  anderen  Einnahmequellen  der  Kirche,  als  der  der  Besoldung  der 
Kirchendiener  führte  und  die  Säcularisation  der  Kirchengüter  endlich 
nach  sich  zog.  Ein  Vorwand,  und  „ein  glucklicher  Vorwand  *)*  dafiir 
war  das  Elend,  die  Noth,  welche  die  unz&hligen  Rechte  und  PrivilegieD 
der  Kirche  erzeugte,  die  Aussaugang  und  der  Ruin  des  Landes,  zu  dem 
sie  beitrugen,  die  Schuldenlast  des  Staates,  die  man  endlich  mit  dem 
Verkauf  der  Kirchengüter  zu  decken  meinte.  Es  war  ein  Vorwand  nur, 
denn  ehe  man  die  Gründe  desselben  bewahrheitete,  war  der  grosse 
Rechtsgedanke,  der  in  Wahrheit  die  Auflösung  des  Kirchenvermögens 
leitete,  längst  in  der  Form  des  Gesetzes  anerkannt.  Dass  aber  eine 
Verwirrung  der  Ideen  und  Crtheile  über  die  Ereignisse  der  Revolotioa 
in  dieser  Richtung  möglich  geworden,  lag  in  der  Leidenschaft,  welche 
der  Kampf  um  die  Durchführung  eines  durch  seine  innere  Wahrheit 
selbst  wirkenden  Grundsatzes  erzeugte.  Die  mattesten  Gründe  roussteD 
oft  die  gerechtesten  Gesetze  motiviren.  Und  wenn  einzelne  Kirchen- 
schriftsteiler aus  jenen  zumeist  die  Ungerechtigkeit  dieser  beweisen 
wollen,  so  zeigen  sie  nur  die  Schwäche  ihres  eigenen  Glaubens,  und 
der  W^iderspruch ,  der  darin  liegt,  aus  einem  schlechten  Wort  «ne 
grosse  That  zu  verdammen,  macht  aus  der  Vertheidigung  nur  eine 
Anklage  des  Unrechts,  das  man  vertheidigt. 
Abichftflbiig  Die  Nacht  des  4.  August,   welche   nach  der  Prociamirung  der 

Freiheit  des  Volkes  durch  die  Abschaffung  aller  Privilegien  und  Feudal- 
lasten  auch  die  wirthschaftliche  Freiheit  des  Einzelnen  anerkannte, 
vernichtete  auch  die  Privilegien  und  Zehntenrechte  der  Kirche  Man 
erklärte  sie  zuerst  nur  für  ablösbar,  ehe  man  eben  die  Meinungen 
selbst  über  das  Wesen  dieser  aussaugenden  Lasten  geklärt  hatte. 
Wenige    Tage     darnach    forderte    Mirabeau    die    vollständige   Aof- 


der  Zehnten  n. 
LehemlMtto. 


*}  Laurent  a.  a.  0.  S.  ^. 


Die  Kirchenreformation  der  Constitaante.  563 

hebnogO*  ^^  erhob  sich  znm  Staunen  der  Constituante  selbst 
Siiyes  und  protestirte^egen  ein  solches  Gesetz.  Aber  ehe  seine  Worte 
noch  Bedeutung  erhalten  konnten,  erklärte  der  Erzbischof  von  Paris» 
,»im  Namen  seiner  Mitbrüder  und  aller  Mitglieder  des  Glerus,  welche 
der  hohen  Gesetzgebung  angehören,  die  kirchlichen  Zehnten  in  die 
Bände  der  gerechten  und  grossmüthigen  Nation  zu  legen."  Darnach 
ging  die  Gesetzgebung  einen  Schritt  weiter  und  hob,  von  der  revo- 
lutionären Bewegung  des  Landvolkes  gedrängt,  alle  Zehnten  gegen  eine 
theilweise  Entschädigung  ihrer  Besitzer  aus  dem  Staatsschatze  gänzlich 
auf*).  In  Verbindung  mit  der  Vernichtung  dieser  Rechte  der  Kirche 
stand  die  Vernichtung  aller  Rechte  und  Leistungen,  welche  der  Papst 
in  Frankreich  genoss.  Die  Summen,  die  ihm  als  Annaten  zuflössen, 
die  Peterspfennige,  und  wie  alle  päpstlichen  Geldrecbte  hiessen,  wurden 
unterdrückt,  und  verboten,  diese  in  irgend  einer  Weise  anzuerkennen 
und  SU  leisten  '). 

So  wichtig  und  bedeutungsvoll  auch  dieser  Kampf  war,  so  ver-  nie 
schwand  er  doch  alsbald  gegen  jenen,  den  die  Säcularisation  der  ^'^°^'^n^ 
Kirchengüter  erzeugte.  Die  Anregung  dieser  Frage  ging  aus  der  Mitte  gUMr. 
des  Clerus  selbst  hervor.  Klagend  ruft  ein  strenggläubiger  Kirchen- 
schriftsteller aas,  »dass  es  Talleyrand  war,  der  Bischof  von  Antun,  dem 
die  Kirche  von  Frankreich  ihre  Armuth  schuldet,  ihr  Exil,  ihre  Leiden, 
ihre  Märtyrer,  dass  er  es  ist,  dem  sie  den  schmerzlichen  Zustand  schuldet, 
unter  dem  sie  seu&t  und  noch  lange  seufzen  wird,  wenn  Gott  nicht 
Mitleid  mit  ihr  hat*).^  In  der  Mitte  der  Constituante  waren  alle 
Meinungen  über  den  Besitz  der  Kirche  vertreten,  wie  sie  noch  heute 
vorherrschen  und  im  ungeklärten  Streite  liegen.  Die  einen  behaupteten, 
dass  die  Güter  der  Kirche  gehören,  als  einer  Corporation,  und  bewiesen 
damit,  dass  man  dem  einzelnen  Theile  nichts  entziehen  könne.  Die 
anderen  behaupteten,  sie  gehören  den  einzelnen  Theilen  und  nicht  dem 
Ganzen,  und  bewiesen,  dass  die  Güter  ebenso  ein  wahres  Eigenthum 
seien  und  man  sie  Niemanden  entziehen  könne.  Andere  wieder  sagten 
mit  vielen  alten  Canonisten,  dass  sie  Niemanden  gehören,  sondern 
res  sacrae,  res  religiosae  seien,  die  Gott  und  Niemand  anderen  gehören, 
deren  Eigenthumer  also  die  gläubigen  Zwecke  seien^).  Wie  die  Kirchen- 
schriftsteller alle  diese  Meinungen  vertreten,  je  nachdem  sie  dem  Be- 
weise für  das  Recht  der  Kirche  dienen,  so  legte  die  Constituante  sie 


1)  A.  C.  Tom  10.  AngQst  1789. 

2)  Deeret  vom  14.  April  1790.   Decret  vom  8.  Mai  biA  7.  November  1790. 

5)  Decret  Tom  8.  Angast  1789. 

4)  Delbos  a.  s.  O.  Bd.  I.  S.  191,  360. 

6)  A.  C.  vom  2^14.  NoTember,  19.  December  1789. 
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alle  bei  Seite  nnd  schlug  den  practischen  Weg  ein,  indem  sie  znmeist 
annahm,  sie  gehören  denen,  die  davon  fett  werden,  und  fand  eben 
darin  das  Unrecht  des  Besitzes,  weil»  zurückkehrend  auf  die  Absichten 
der  Geber,  darum  sie  nicht  gegeben  worden  sind.  Zugleich  zeigte  die 
practische  Beleuchtung  der  Verhältnisse  der  Guter  zu  ihren  Besitzern, 
wie  all  die  Theorien  nur  leerer  Schein  seien,  wenn  es  darauf  ankommt, 
zu  zeigen,  wie  sich  das  Eigenthum  äussere  in  Erwerb»  Veränsserung» 
Veränderung,  welche  Rechte  immer  von  den  einzelnen  GorporationeD, 
die  das  Gut  besitzen,  geübt  werden.  Und  gerade  in  dieser  Richtung 
hatte  die  Gesetzgebung  und  der  Clerus  in  ihr  schon  den  entscheideuden 
Rechtsspruch  in  dem  Decret  vom  29.  October  17^9  ausgesprochen, 
indem  sie  den  Clerus  nur  als  eine  Summe  öffentlicher  Beamten  und 
Bürger  anerkannte.  Von  diesem  Standpunkt  aus  führten  Chapelier 
und  Mirabeau  den  Kampf  für  das  Recht  der  Nation,  die  Güter  der 
Kirche  einzuziehen,  gegenüber  Maury,  dem  mehr  blendenden,  als  wahr- 
heitsgetreuen und  von  der  Gerechtigkeit  seiner  Sache  überzeugten  Ver- 
theidiger  des  Kirchenbesitzes.  Es  handelt  sich  an  diesem  Orte  nicht 
darum,  die  Frage  nach  dem  Recht  der  Kirche  im  Allgemeinen  zo 
entscheiden,  sondern  allein,  ob  in  der  geschichtlichen  Entwickelang 
die  Gesetzgebung  gerecht  gehandelt  hat.  Sie  ist  es  ja,  die  alles,  was 
besteht,  am  Ende  in  seinem  Bestand  festigen  und  rechtfertigen  mussi 
und  es  ist  wahrlich  keine  Kunst,  wenn  man  aus  diesem  Entwickelungs^ 
gange  die  besten  Glieder  herausreisst,  wie  es  selbst  der  wenigstens 
gerecht  sein  wollende  Affre  thut*);  es  ist  keine  Kunst,  dann  Recht  und 
Unrecht  zu  vertheilen,  wie  man  es  beliebt.  Die  historische  Gerechtig- 
keit aber  zieht  sich  klar  durch  die  Geschichte  der  Debatte  der  Con- 
stituante, und  diese  selbst  liefert  den  Commentar  dazu.  Auf  den  Stand- 
pnnkt  der  Eigenthumsfrage  stellte  sich  Mirabeau,  indem  er  den  schon 
von  Rousseau  gelehrten,  aber  bei  diesem,  wie  bei  ihm  selbst  falschen 
Satz  aufstellte:  das  Gesetz  allein  oonstituirt  das  Eigenthum.  Das 
ist  falsch  dem  Principe  nach,  denn  das  Gesetz  ist  nur  die  Kraft  des 
Eigeuthums,  seine  Bewahrheitung,  seine  staatliche  Garantie.  Es  kann 
aber  auch  in  dem  Besitzstreit  der  Kirche  nichts  beweisen,  und  Abbe 
Maury  konnte  mit  den  Capitularien  in  der  Hand  deutlich  zeigen,  dass, 
wenn  jener  Grundsatz  eine  Waffe  sein  soll «  die  Kirche  sie  ebenso  ge- 
brauchen könne.  Und  er  gebraucht  diese  Waffe  auch  und  reiht  an 
den  Satz  der  Capitularien  „quidquid  ecclesia  possidet,  in  illins  ditione 
maneat  res  possessa*%  den  Grundsatz,  dass  ein  Eigenthum  vor  dem 
Gesetz  eine  Chimäre  seil    Auch  ihm  musste  Rousseau  für  eine  Sache 


*}  Affre:   Traitö  de  la  propri^t^  des  biens  eccUsiastiqoes.  t  1,  S.  9.  §  St 
S.  22.  §  d,  S.  28  u.  ff. 
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dienen,  die  er  nie  vertreten  hätte.  Das  ist  das  Schicksal  alles  Falschen. 
Aber  Haury  geht  nicht,  wie  Mirabeau,  von  diesem  Satz  ans  vorwärts, 
nm,  wie  dieser,  za  behaupten,  weil  das  Gesetz  der  Nation  fehlt,  welches 
die  Ewigkeit  des  Besitzes  anerkennt,  darum  besitzt  die  Kirche  unge- 
recht und  die  Nation  kann  nehmen,  was  ihr  gehört,  sondern  er  geht 
?on  jenem  Eigenthumssatze  nach  rückwärts  und  gelangt,  um  die  Kraft 
des  Gesetzes  selbst  zu  rechtfertigen,  zu  dem  fruchtbaren  Satz:  „Das 
Eigenthum  aber  ist  die  Beziehung  der  Sachen  zu  den  Personen.''  Aber 
gerade  dieser  Satz  hebt  den  obigen  Satz  wieder  auf  und  macht  die 
Bestimmungen  der  Capitularien  nur  zu  vorübergehenden  Rechtssätzen. 
Und  mit  den  Decretalen  in  der  Hand  bewies  Treiihard,  dass  die  Kirche 
nur  eine  geistige  Gemeinschaft  sei  und  ihre  Priester  nur  Lehrer  und 
Beamte,  zu  denen,  wie  Thouret  mahnend  den  Priestern  zurief,  „die 
Religion,  als  sie  in  die  Gesellschaft  trat,  nicht  sagte :  Gehet,  gedeihet, 
erwerbet,  sondern  predigt  meine  Sitten  und  Grundsätze.  Und'S  fährt 
er  fort,  „als  es  nöthig  war,  einen  Unterhalt  zu  geben,  sagte  sie  euch: 
Es  ist  gerecht,  dass  der  Priester  vom  Altare  lebe.  Und  wir,  wir  sagen 
euch  durch  eine  strenge  Erklärung  dieses  Wortes:  Es  ist  nothwendig, 
dass  die  öffentlichen  Beamten  von  ihren  Aemtern  leben.  Die  Religion 
bat  euch  nicht  gelehrt,  dass  der  Genuss  des  Grundeigenthums  das  Wesen 
der  Religion,  des  Cultns,  der  Priesterschaft  sei,  denn  kein  biblischer 
Text  sagt  dies  und  es  widerstrebt  der  Natur  des  Priesterthums  *).'' 
Und  auf  diese  Lehre  des  Evangeliums,  dass  der  Priester  nur  ein  Lehrer 
des  Glaubens  und  in  diesem  die  Kirche  nur  eine  geistige  Gemeinschaft 
und  keine  politische  Corporation  sei,  hatte  die  Gesetzgebung  der  Con- 
stituante die  Kirche  schon  zurückgeführt.  Die  Vergangenheit  von  acht- 
hundert Jahren  hatte  wohl  die  Missbräuche  in  der  Kirchenordnung 
befestigt,  und  diese  Befestigung  hatten  die  Vertheidiger  des  Rirchen- 
besitzes  wohl  für  sich.  Aber  ein  Hissbrauch,  den  die  Gesellschaft  in 
seinem  geschichtlichen  Gange  erkennt,  kann  auch  durch  das  Recht  der 
Zeit  nicht  geheiligt  werden.  Ein  Missbrauch,  dem  aber  auch  das  Gesetz 
der  Gesellschaft  widerstrebt,  muss  vernichtet  werden.  Und  dieses  Gesetz 
der  Gesellschaft,  wie  die  historische  Erkenntniss  des  Missbrauchs,  hatten 
die  Gesetzgeber  der  Constituante  für  sich,  und  nachdem  der  Clerus 
auf  seine  wahre  Stellung  zurückgeführt  worden  war,  die  Summe  der 
Beamten  und  öffentlich  Angestellten  nur  zu  sein,  war  auch  die  Be- 
ziehung der  Sachen  zu  den  Personen  wieder  aufgelöst  und  das  Eigen- 
thum hatte  seinen  geschichtlichen,  wie  rechtlichen  Eigenthumer  verloren. 
Die  Gesellschaft,  der  Staat,  die  Nation  traten  nach  ihrem  Recht  in  die 
herrenlosen  Güter  wieder  ein.  An  das  Grundgesetz  vom  29.  October  1789 


•)  A.  C.  Tom  12.  April  1790. 
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über  die  Personen  der  Kirche  reihte  sich  Temnnfl-  und  gesetzgemi» 
das  Gesetz  vom  2.  November  1789,  dass  die  sogenannten  Kircbeogüter 
der  Nation  zar  Disposition  gestellt  würden.  Zahlreiche  Gesetze,  die 
nun  folgen,  entwickeln  nur  diesen  allgemeinen  Gedanken,  nnd  obglekh 
sie  eigentlich  nur  selbstverständliche  Gonseqnenzen  waren,  gab  fluien 
die  Constituante  doch  noch  einen  gesetzlichen  Ausdruck,  um  mehr 
einen  Beweis  der  Gerechtigkeit,  als  der  Nothwendigkeit  zu  liefern. 
Die  Durch.  Die  Natiou  übernahm  den  herrenlosen  Besitz  und  damit  die  Last^ 

ffihrungder  -^  öffentlichen  Beamten  selbst  zu  erhalten,  die  des  Glaubens,  wie 
der  Kirchen,  der  Politik,  der  Justiz  und  der  Landesvertheidigung.  Die  Priester 
^^^''  werden  vom  Staat  besoldet  und  pensionirt  *).  Die  Munidpalititea 
haben  genaue  Verzeichnisse  der  Priester  anzulegen  und  den  Stsat  in 
Eenotniss  seiner  Pflichten  g^enüber  den  Beamten  und  den  Be- 
dürfnissen derselben  zu  erhalten  *).  Die  Nation  übernahm  auch  endlich 
die  Schulden  und  Verpflichtungen  der  Kirche,  und  die  Gläubiger  waren 
angewiesen,  ihre  Forderungen  am  Kirchenbesitz  vor  den  Staatskassen 
zu  rechtfertigen  ').  Nur  jene  geistlichen  Verbindungen,  deren  politiscbei 
Band  die  Gesetzgebung  anerkannte,  wie  der  Maltheser-Orden,  die  kirdi- 
lichen  Armen-  nnd  Krankenhäuser  und  fromnie  Stiftungen,  blieben  too 
dem  allgemeinen  Gesetz  unberührt.  Sie  behielten  ihre  Güter  und  die 
Verwaltung  derselben,  ja  sogar  das  Recht  der  Zehnten,  wo  es  eboi 
bestand^).  Das  ist  ein  charakteristisches  Zeichen  für  die  strenge 
Consequenz  der  Gesetzgebung  und  ihre  Gerechtigkeit  Erst  in  de4B 
Augenblick,  als  die  Legislative  auch  diese  Corporationen  aofldste^ 
hörte  natürlich  auch  das  Besitzrecht  mit  auf,  aber  gleichfalls  übemahn 
der  Staat,  als  er  in  die  Rechte  des  Besitzers  eintrat,  auch  die  ato 
darauf  haftenden  Pflichten.  Die  Armenversorgung,  die  Gründung  da 
Spitäler  wurde  Staatspflicht  *).  Andererseits  freilich  erschienen  mit  der 
Erregung  der  revolutionären  Leidenschaften  und  des  Widerstandes,  des 
die  Gesetzgebung  unter  den  Priestern  fand,  da  während  d^  Gütcr- 
einziehung  auch  die  Civilconstitution  schon  das  Schisma  in  Frankrdck 
erzeugt  hatte,  zahlreiche  Gesetze,  die  weit  die  Grenze  der  Gerechtigkeit 
und  auch  jene  der  Klugheit  überschritten.  Man  ergriff  das  vorräth^ 
Geld  und  alles  Gold  und  Silber*),  erklärte  auch  jene  Wertfagegenstinde» 
welche  zum  Gottesdienste  selbst  verwendet  wurden,    für  NattoDal- 


1)  Deeret  Tom  2—4.  November  1789  and  13—18.  Noyember  1789.  Deei^ 
▼Olli  5—12.  Febmar  1790. 

2)  Deeret  vom  20—26.  Mai  1790. 
8)  Deeret  yom  24.  Mai  1790. 

4)  Deeret  vom  22.  April  1790. 

5)  Deeret  Tom  18.  August  1792. 

6)  Deeret  Tom  2—4.  November  1789. 
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elgentbum  und  schickte  sie  in  die  Mfinzstätte  des  Staates  >).  Man 
machte  den  Anfang  der  Gewaltthaten  des  Gonvents,  man  verletzte 
das  religiöse  Gefühl  der  Gläubigen,  und  je  beiliger  der  Gegenstand 
war,  den  man  ergriff,  je  vertrauter  er  dem  Gläubigen  war,  desto  un- 
beiliger  erschien  der  Gesetzesact  und  desto  gewaltthätiger  jene,  die  ihn 
vollzogen.  Am  Ende  der  Thätigkeit  der  Constituante  war  nicht  mehr  die 
Rede  von  einer  gesetzlichen  Entwickelung  der  Besitzergreifung  nach 
ihren  natürlich  vielfach  v^schiedenen  Formen  und  Gestaltungen.  An 
die  Stelle  des  Rechts  und  seiner  Entwickelung  trat  die  Gewalt  und 
ihre  rohe  Gonsequenz  —  der  Sieg  des  Stärkeren.  Nur  ein  auch  für 
die  spätere  Zeit  noch  maassgebender  Grundsatz  fand  seinen  gesetzlichen 
Aasdruck.  Alle  Güter,  Häuser  und  Gebäude,  welche  der  Geistlichkeit 
sam  Besitz  verbleiben,  werden  von  ihr  als  Nutzniesserin  besessen,  die 
Nation  aber  wird  die  Eigenthuroerin  auch  dieser  Güter  ^).  Gerade  die 
Gewalt,  welche  dem  Recht  folgte,  wirkte  ein  auf  die  Bildung  des 
Drtheils  über  die  wirthschaftliche  Seite  der  Maassregel  der  Einziehung 
der  Eirchengüter. 

Die  Güter  sollten  so  verwaltet  werden,  wie  überhaupt  die  National-         Die 
guter.  Die  grössten  Gütersumroen  wurden  gleich  an  die  verachiedenen  ^•^^^^^^^^"^ 
Monicipalitäten,  welche  den  Erwerb  machen  konnten,  abgetreten.   Paris   »«euUriiirten 
übernahm  in  seinem  Gebiet  Güterwerthe  der  Geistlichkeit  von  400  Mil-       ^^^^'' 
Uonen '),  wobei  zumeist  die  schmählichsten  Betrügereien  und  Gewalt- 
thaten vorkamen,  denen  am  Ende  das  Volk  sich  in  wfithenden  Kämpfen 
widersetzte  0*    Zu  gleicher  Zeit  gab  die  Schöpfung  der  Assignaten, 
die  Finanznoth  des  Staates,  die  Schwierigkeit  der  Verwaltung  dieser 
OBgeheuren  Güterroassen  Veranlassung  zu  den  Verschleuderungen  der 
Göter,  welche  diese  ebenso  entwertheten,  wie  die  übrigen  zum  Verkauf 
ansgebotenen  Nationalgüter.     Die  Speculation   bemächtigte  sich  der 
Göter  und  ihres  Verkehrs,  drückte  den  Preis  immer  mehr  herab,  und 
man  kann  es  glauben,  dass  in  der  That  der  Staatsnutzen  ein  ganz 
unbedeutender  war,  was  um  so  fühlbarer  gerade  bei  den  Kirchengütern 
wurde,  als  ja  durch  die  Einziehung  derselben  dem  Staatsschatz  die 
Erhaltung  der  Priester  zur  Last  fiel.    Daraus  aber  Beweise  für  die 
Ungerechtigkeit  der  Gesetzgebung  überhaupt  ableiten  wollen^),  oder 
die  Nutzlosigkeit  beweisen  wollen,  und  mit  Maury,  der  wirthschaftlich 
genau  die  Folgen  der  Säcularisation  in  einer  revolutionären  Zeit  er- 


1)  Decret  ▼om  3—27.  Mai  1791  und  6—15.  Mai  1791. 

2)  Decret  vom  6—15.  Mai  1791. 
d)  Decret  vom  24.  Man  1790. 

4)  Lacretelle:  Hiatoire  de  rassembl^e  eonstitaante.    Bd.  I.  8.  823  o.  £ 

5)  Affre  a.  a.  O.  §  5,  8.  80. 
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kannte  und  ausrief:  »So  oft  der  Staat  die  Guter  der  Kirche  nahm,  ist 
er  der  Narr  seiner  Bemühungen  gewesen  i)*",  und  darin  gewissermaasseo 
eine  göttliche  Strafe  zu  suchen,  —  das  ist  verkehrt  und  thöricht.  Es  be- 
weist eben  nichts,  als  dass,  wenn  immer  die  Verhältnisse  und  die  Zeiten 
eine  gleiche  Maassregel  gebieten  sollten,  man  dieselbe  besser  und  ver- 
ständiger machen  soll,  um  die  Gerechtigkeit  der  Sache  nicht  durch 
die  Thorheit  ihrer  Ausfuhrung  zu  zerstören. 
Die  So  war  die  französische  Kirche  denn  auch  ihrer  sachlichen  Gewalt 

d^iT'du  eilww.  ^ß''*^^^t)t,  aber  weder  dadurch,  noch  durch  die  Zerstörung  der  Kloster- 
verbindungen, sondern  wieder  durch  den  obersten  Grundsatz  jenes 
Decretes  vom  28.  October  1789  wurde  der  Schlusssteia  der  nationalcD 
Gesetzgebung  geschaffen:  die  neue  Organisation  der  Kirche,  welche  die 
Geschichte  als  die  Constitution  civile  du  cierge  verzeichnet  hat  Die 
meisten  Schriftsteller  der  Revolution  verdammen  sie  im  AllgemeineD, 
im  grossen  Ganzen,  fast  im  Princip.  Mir  erscheint  dies  als  Unrecht 
Nur  im  Einzelnen  Qberschritt  die  Gesetzgebung  ihr  Recht  und  übte 
Gewaltthat,  und  nur  auf  diesen  Deberschreitungen  ruhte  das  Unglück, 
das  das  ganze  Werk  erzeugte.  Aber  eine  neue  Organisation  war  nöthig, 
und  eine  Organisation  sogar  im  Geiste  der  Civilconstitution,  da  ja  der 
alte  Kirchenverband  aufgelöst,  die  Kirche  in  ihrer  Hierarchie  als  poli- 
tische Gemeinschaft  zerstört  war.  Die  Kirche,  wenn  sie  dem  Staat 
nützen  sollte,  wenn  sie  ihrer  Bestimmung  genügen  sollte,  bedurfte  eine 
Verwaltungsordnung.  Und  diese  allein  gab  das  Decret  vom  12.  Juli  1790 
unter  dem  Namen  der  Civilconstitution.  Die  Constituante  war  dazu 
berechtigt,  denn  sie  erkannte  die  Kirche  nur  im  Staate  an,  sie  sah  in 
den  Priestern  nur  Staatsbeamte.  Sollten  sie  das  sein,  dann  mosste 
der  Staat  ihnen  das  Maass  ihrer  Rechte  und  Pflichten  ausmessen,  ihre 
Thätigkeit  bestimmen.  Die  Kirche,  als  geistige  Gemeinschaft  aber,  war 
auch  von  der  Constituante  anerkannt  und  als  solche  war  sie  dem  Staat 
nicht  unterworfen,  und  in  der  Religionsfreiheit  hatte  dieser  selbst  den 
Grundsatz  anerkannt  ^).  Aber  die  Civilconstitution  verleugnete  in  ein- 
zelnen Punkten  das  Staatsgrundgesetz,  und  das  war  ihr  Unrecht  und  er- 
zeugte das  Schisma,  das  eben  dadurch  selbst  berechtigt  wurde.  Die  neoe 
Organisation  der  Kirche  durch  das  Decret  vom  12.  Juli  1790  ging  in 


1)  Delbos  a.  a.  O.  Bd.  I.  6.  423. 

2)  Das  ist  das  Wesen  der  Religionsfreiheit,  und  weil  sie  darch  die  Ein- 
griffe der  Gesetzgebung  in  die  geistige  Gemeinschaft  der  Kirche  verletzt  worde, 
darum  war  die  Civilconstitution  in  einigen  Punkten  ebenso  ungerecht  and  ge- 
setzwidrig, als  unklug.  Die  Auffassung  der  Religionsfreiheit  cur  Civiloonstitotioo 
in  Jäger's  L'^glise  de  la  France  pendant  la  rdvolution  Tom.  IL  S.  49—51  istfalschi 
weil  sie  fanatisch  ist,  wie  jene  in  Gaudry's  Legislation  des  cultes  Tom.  I.  8. 64, 
weil  sie  nicht  auf  dem  Gesetz  ruht. 
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ihren  einzelnen  Theilen  von  dem  Grundsatz  der  Herrschaft  des  Staates 
über  die  Kirche  aus  und  in  ihren  Beweisen  fflr  die  Gerechtigkeit  dieses 
Grandsatzes  von  den  Lehren  der  Evangelien,  der  Kirchenväter  und  der 
ältesten  Kirchenordnung.  In  ihrem  ersten  Grundsatz  gerecht  und  sorg- 
fältig, war  die  Constituante  in  ihrer  Beweisführung  ungerecht,  denn 
sie  wählte  diese  nach  ihrem  Bedarf,  ohne  den  ebenso  hohen  Autoritäten 
für  das  Gegentheil  und  der  geschichtlichen  Entwickelung  irgend  ein 
Recht  zu  lassen.  Die  Orgnnisirung  umfasst  vier  wesentliche  Theile, 
welche  zugleich  die  vier  wesentlichen  Streitpunkte  bildeten :  Die  neue 
Diöcesancircumscription  durch  die  Staatsgewalt,  die  Wahl  der  Bischöfe 
und  Pfarrer,  und  zwar  durch  die  Zahl  der  Bürger  und  nicht  der 
Gläubigen,  die  Unabhängigkeit  der  Bischöfe  vom  Kirchenoberhaupt, 
dem  Papst,  neben  der  canonischen  Einsetzung  durch  den  Metropolitan, 
anstatt  jeuer  durch  den  Papst,  und  endlich  die  Bestimmungen,  welche 
rückwirkend  die  alte  Gesetzgebung  zerstörten. 

Für  die  neue  Diöcesancircumscription  sollte  die  neue  Landesein-         di« 
theilung  das  Muster,  der  centraiisirende  Geist  derselben  auch  gleich  "*'•  ^**<'«^- 

olrcuntcnpiloii  • 

kräftig  für  die  Kirchenordnung  sein.  Aus  den  Capitularien  bewies 
Treilbard,  als  Mitglied  des  Comites  für  Kirchensachen  und  Bericht- 
erstatter, dass  die  Carolinger  die  BisthQmer  frei  und  selbstständig  er- 
richtet und  die  Diöcesankreise  bestimmt  hatten  *).  Man  führte  Beweise 
ans  der  Gesetzgebung  der  Kaiser  und  zeigte,  wie  Valentinian,  Mar- 
cianus  u.  A.  BisthQmer  aufhoben  und  neue  errichteten,  und  dass  die 
Kirchenväter  den  Satz  lehren,  'dass  die  Ordnung  der  Kirche  den 
politischen  und  civilen  Gesetzen  folgen  soll.  Aber  die  Bischöfe  machten 
die  Lehren  der  Kirche  geltend,  dass  man  eine  Diöcese  nicht  zerstören 
kann,  ohne  die  Gewalt  eines  Bischofs  zu  zerstören,  diese  aber, 
vfiQ  sie  rein  geistig  und  wie  sie  von  der  höchsten  Kirchenautorität 
gegeben,  nur  von  dieser  genommen  werden  kann.  Sie  machten  aber 
auch  ihr  Recht  der  Geschichte  geltend  und  zeigten,  dass  die  galli- 
canische  Kirche  immer  das  Gesetz  Innoncenz'  L  anerkannt  habe,  dass 
die  staatliche  Gewalt  nicht  das  Recht  habe,  Bisthümer  zu  schaffen 
oder  zu  zerstören.  Die  geistliche  Partei  unterlag  im  Streit  und  der 
erste  Zweifel  an  der  Gerechtigkeit  der  Constitution  civile  du  clerge 
war  geschaffen.  Jedes  Departement  sollte  eine  Diöcese  bilden,  welche 
mit  jenem  gleiche  Ausdehnung  hatte.  Ueber  denselben  wurden  10  Erz- 
bisthumer  errichtet,  deren  Ausdehnung  das  Gesetz  bestimmte.  Die 
Bischöfe  sollten  mit  den  Districtsadministrationen  die  Pfarreintheilung 
vornehmen,  so  dass  eine  Cathedrale  von  10,000  Seelen  wenigstens 
12—16  Pfarreien  hätte.  In  Städten  mit  wenigstens  6000  Seelen  bestand 


*)  A.  C.  Tom  20—80.  Mai  1790. 


dar  Priester. 


570  ^'^^  Org^isation  der  gvistigea  Thltigkcii 

eine  Pfarre.  In  jeder  Diöcese  sollte  ein  Seminar  für  die  BUdimg  d« 
Geistlichkeit  enichtet  werden.  Die  Pfarrer  bildeten  zogldeh  den  Ratii 
des  Bischofs,  mit  dem  er  über  seine  Diöcese  die  geistliche  Jansdictioii 
übte.  Alle  Kirchen  und  Kapellen,  die  ausserhalb  dieser  neneii  OrdouDg 
noch  bestanden,  wurden  aufgelöst  und  galten  als  aufgehoben. 
Die^wabi  Die  Besetzung  der  Pfarren  und  Bisthumer  sollte  durch  Wahl  ge- 

schehen. Die  Constituante  ging  auch  hier  auf  die  Apostelgeschichte 
zurück,  und  selbst  die  Geistlichkeit  war  ohnmächtig,  das  Recht  da 
Volkes  zu  leugnen.  Nach  der  pragmatischen  Sanctiou  Garl's  VE  war 
freilich  die  Wahl  vom  Volk  auf  den  Cierus  übergegangen  aod  das 
Goncordat  von  1516  hatte  auch  dieses  Recht  zerstört  Aber  dsacnd 
wurde  es  vom  Volke  wieder  gefordert,  und  selbst  der  Papst  legte  in 
dem  gegen  die  Constitution  erlassenen  Breve  vom  10.  Man  1791  das 
Hauptgewicht  seiner  Verurtheilung  nicht  auf  die  Wahl,  sondern  auf 
die  Berufung  der  Juden  und  aller  Andersgläubigen  zur  Wahl.  U&d 
sicher  überschritt  die  Constituante  hier,  fortgerissen  von  den  masssios 
tobenden  Worten  Mirabeau's,  die  Grenze  der  Gerechtigkeit  und  Klug- 
heit *).  »Ist  es  denn  an  euch'S  rief  der  Tribun  den  Bischöfen  eotgegeo, 
»die  Wahl  zu  verdammen  und  die  Religion  anzurufen,  nachdem  der 
belle  Tag  die  Finsterniss  zerstört  und  die  Intriguen  zerrissen  hat,  durch 
welche  ihr  ins  Episcopat  gekommen  seid,  ihr,  die  ihr  die  OeatnreB 
der  elendesten  Verwaltung  seid,  ihr,  die  ihr  die  Frucht  jener  erschnk- 
liehen  Ungleichheit  seid,  welche  zu  den  höchsten  Würden  des  Priester* 
thums  jene  rief,  welche  in  Faulheit  und  Unwissenheit  zu  Grande  giogeo 
und  welche  unbarmherzig  die  Thüren  des  Heiligthums  fär  den  veiasD 
und  arbeitsamen  Theil  der  Kirchenordnung  schlössen.*'  Die  Gonstitoaate 
siegte  und  bestimmte,  dass  die  Bischöfe  durch  die  DepartementiwaU- 
Versammlungen,  die  Pfarrer  durch  die  Districtsversammlungen  gew&fait 
werden  sollten.  Um  wahlfähig  zu  sein,  musste  der  Bischof  fünfzehn  Jahn 
in  der  Diöcese  als  Pfarrer,  der  Pfarrer  zehn  Jahre  nach  der  kirchüchea 
Weihe  in  einem  Rirchenamt  gedient  haben.  An  den  Wahlact  scUoss 
sich  die  neue  Form  der  Consecration,  zugleich  der  ernsteste  Strdtpaokt 
der  Kirche  gegen  die  Revolution,  aber  sicher  auch  der  dem  Prinq) 
nach  wenigstens  ungerechtfertigste.  Der  Bischof  hatte  sidi  dea 
Metropolitan  zu  präsentiren,  und  wenn  er  zum  Metropolitan  gevihii. 
dem  ältesten  Bischof,  um  auf  Grund  der  Wahlprotocolle  die  eaaoniaefce 
Confirmation  zu  empfangen.  Der  Metropolitan  oder  älteste  Bischof 
sollte  eine  Prüfung  vornehmen  und  erst  nach  dem  günstigen  Ansp^ 
derselben  die  Confirmation  ertheilen.  Wenn  er  sie  Terweigerte,  so 
musste  er  seine  Gründe  angeben,  gegen  welche  dem  Bischof  der 


•)  A.  C.  Tom  9—17.  Januar  1790. 


Die  KirdieiirefonDation  der  Constituante.  571 

Appel  comme  d'abns  als  Rechtsmittel  zustand.    Eine  besondere  Be- 
stätigung vom  Papste  war  nicht  nöthig.   Diesem  war  blos  Eenntniss  zu 
geben,  „als  ein  Zeichen  der  Einheit  des  Glaubens  und  der  Verbindung 
der  Kirche."    Der  gelehrte  Canonist  Durand  de  Haillane  vertrat  mit 
aller  Schärfe  diese  Bestimmungen  und  bewies  ihre  Gerechtigkeit  aus 
zahlreichen  Sätzen  der  Kirchenväter  und  Goncilien,  welche  alle  an- 
erkannten, dass  die  päpstlichen  Einsetzungsbullen  dem  Priesterthum 
Wesentliches  nichts  gaben.    Auch  die  Gesetze  Frankreichs,  selbst  das 
Concordat  Franz'  I.  hatte  den  Satz  anerkannt,  den  die  Civilconstitution 
wieder  neu  belebte  und  den  Bossuet  schon  vor  mehr  als  hundert  Jahren 
mit  aller  Schärfe  vertheidigt  hatte.  Aber  die  Bischöfe  protestirten,  und 
der  Papst  heiligte  diesen  Protest  zumeist,  denn  die  Wahl  der  Priester 
durch  ein  Volk,  jedes  Glaubens  haar,  wie  das  französische  jener  Zeit,  war 
der  tOdtlichste  Stoss  der  Hierarchie,  und  die  Consecration,  dem  Erz- 
bischof anvertraut,   mit  gänzlicher  Ausschliessung  des  Papstes,  die 
vollendete  Befreiung  Frankreichs  von  Rom.    Das  Gesetz  aber  wurde 
anerkannt,  und  das  Schisma  vollzog  sich  zumeist  auf  diesem  Punkte 
desselben.     Wie   die   Bischöfe   von   ihrem   Metropolitan,   wurden  die 
Pfarrer  von  ihrem  Bischöfe  nach  vorgenommener  Prüfung  institnirt. 
Vor  der  canonischen  Consecration  hatte  der  Bischof  ebenso,  wie  der 
Pfarrer  vor  der  canonischen  Institution,  den  bürgerlichen  Eid  zu  leisten, 
treu  der  Nation,  dem  Gesetz,  dem  König  und  der  Civilconstitution  zu 
bleiben.    Die  Constituante  fühlte  wohl,  dass  die  Macht  der  neuen  Zeit        dw 
viel  von  der  Haltung  des  Clerus  abhänge,  daher  wollte  sie  denselben    ^^•»••'•w- 
durch  den  Eid  verpflichten  und  stellte  ihn  ansserdem  auch  noch  dauernd 
unter  die  Aufsicht  der  Verwaltungsbehörden*).    Wer  den  Eid  nicht 
leistete,  war  seiner  Stelle  verlustig  und  konnte  als  Rebell  verfolgt  werden. 
Der  Clerus  aber  fühlte,  dass,  wenn  er  den  Eid  leiste,  er  vollständig 
mit  der  katholischen  Kirche,  wie  sie  das  übrige  Europa  beherrscht 
und  Frankreich  beherrscht  hat,  breche,  dass  seine  Kraft  vernichtet,  ja 
dass  selbst  sein  Glaube  verletzt  sei.    Er  verlangte,  um  diesen  Zweifel 
zu  beschwichtigen,  ein  Nationalconcil,  und  die  Constituante  war  unklug 
genug,  es  zu  verweigern.    Der  widerspenstige  Clerus  wäre  sicher  auch 
auf  dem  Concil  unterlegen,   wie  er  in  Wirklichkeit  in  den  folgenden 
Kämpfen  unterlag,  denn  in  ihren  wesentlichsten  Bestimmungen  war 
die  Civilconstitution  nichts  anderes,  als  eine  Umwandlung  der  aristo- 
cratischen  Ordnung  der  Kirche  in  eine  democratische.    Diese  aber 
zählte  ein  Heer  von  13,426  Priestern  im  ersten  Augenblick  der  Procla- 
mation,  welches  sie  anerkannte  und  den  Eid  leistete.   Das  war  ja  das 
Unglück  der  Kirche,  und  es  war  das  von  ihr  selbst  geschaffene  Unglück, 


*)  Decret  Tom  27.  November  bii  S6.  December  1790. 
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dass  in  ihrer  Mitte  aus  dem  armen,  niedrigen  und  nnwissenden,  aber    | 
zahlreichen  Glerus  ein  demorratischer  Körper  sich  gebildet  hatte,  der,    < 
mit  gleichen  Wünschen  and  Hoffnungen,  der  Kirche  selbst  feindlieb    | 
isvar  und  den  Bestrebungen  der  Revolution  von  Aussen  aus  der  Uitt«    i 
der  Kirche  selbst  entgegenkam.    Und  wie  die  politische  Aristocratie   | 
gegenüber  der  Gewalt  des  Volkes  unterlag,  so  rousste  die  kirchlicbe   i 
Aristocratie  gegenüber  dieser  Macht  unterliegen,  die  noch  hinter  sic^ 
die  Gesetzgebung  und  die  Volksmassen  hatte.    Das  Schisma  volizof   j 
sich.    Das  ßreve  des  Papstes  verbot  die  Ablegung  des  Eides  and  b^ 
fahl  den  Widerruf,  wenn  er  schon  geleistet    Die  Constituante  aber,   I 
nachdem  sie  gesehen  hatte,  wie  die  Priester  mit  der  äusseren  Kirchen- 
Ordnung  die  Religion  zu  vermischen  suchten,  um  die  Aufregung  unter   j 
den  Gläubigen  zu  nähren,  erklärte,  dass  sie  der  Religion  ergeben  «i 
und  bleiben  wolle,  und  mahnte  die  widerstrebenden  Priester  an  ibrt  < 
heilige  Pflicht,  zur  Ruhe  des  Volkes  beizutragen  und  den  Frieden  n 
erhalten  0.    Achtzehn  constitutionelle  Bischöfe  vertheidigten  in  einen  j 
geistvollen  Werke  die  neue  Gesetzgebung  *)  und  riefeii  den  Clerns  tcr  , 
Befolgung  der  Gesetze  auf.    Vergebens  war  der  Ruf.    Das  Scbisna  I 
wurde  durch  die  gegenseitige  Unduldsamkeit  erweitei-t,  und  je  grösser  i 
der  Zwiespalt,  desto  heftiger  wurden  die  Streiter  in  der  gegensdt)§«;  I 
Verfolgung.  Während  in  der  Hauptstadt  die  Religion  mit  den  Priesteni  i 
verschwand ,  zog  sich  in  den  Provinzen  durch  die  Revolution  ^n  bis-  ! 
tiger  Religionskrieg  hin,  den  erst  Napoleon  zu  versöhnen  im  Stande  var.   | 

Dl«  ttbifffen  DioscT  Kampf  wüthete  längst  in  Frankreich,  ehe  die  übrigen  ße- 

^TJr"cwf"  8t>ni«°"0gen  der  Civilconstitution  in  Vollziehung  gesetzt  werden  konnten. 

eoBsututioo.  und  schnell  verschwanden  diese  selbst,  als  die  Constituante  ihr  Verl 
beendet  hatte.  Ich  gehe  darauf  nur  noch  ein,  um  den  Geist  genaner 
zu  kennzeichnen,  der  die  Gesetzgebung  in  einer  so  grossen  ood  be- 
deutungsvollen Frage  leitete.  Die  Civilconstitution  wiederholte  dit 
Bestimmungen  früherer  Gesetze  über  die  Gehalts-  und  Pen^ions^Üiigkei! 
der  Priester,  um  die  Stellung  derselben  als  Staatsbeamte  desto  klarff 
auszudrücken.  Sie  anerkannte  den  Appel  comme  d'abus  als  Rechts- 
mittel, um  den  Widerstand  gegen  sich  zu  brechen.  Aber  nicht  das 
Parlament  von  Paris  sollte  der  Huter  der  staatlichen  Freiheit  s«£* 
sondern  die  Districtstribunale  die  Appellationen  wie  gewöhnliche  Bechti* 
fragen  entscheiden  *).  Dadurch  wurde  das  mögliche  Widerstreben  dff 
ErzbischOfe  und  Bischöfe  gegen  einen  Wahlact  gebrochen»  deon  die 


1)  iDstrDction  vom  26.  Janaar  1791. 

2)  Accord  des  vrais  principes  de  rdglise,  de  1a  morale  et  de  U  raiion  soU 
Constitution  civile  da  clerg^  1791. 

8)  Decret  vom  24.  November  1790. 
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Wähler  waren  ja  wieder  Richter  fiber  die  Eräftigkeit  ihrer  Wahl. 
Zahlreiche  andere  Gesetze,  deren  ich  schon  gedachte,  setzten  noch  tief 
eingreifender  die  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche  fest,  als  die  Civil- 
Constitution.  Die  Kirche  wurde  dadurch  aus  dem  gesammten  bürger- 
lichen Leben  hinausgedrängt  und  vor  allen  die  Gleichheit  der  Bürger  in 
hochwichtigen  und  practischen  Lebensfragen  anerkannt.  Die  Verzeich- 
nung des  Civilstandesy  der  Geburts-  und  Sterbefälle,  wurde  eine  Pflicht 
der  Gemeiodebeamten  und  die  Kirche  hatte  nichts  mehr  dabei  zu  thun. 
Bürgerliche  Gesetze  ordneten  das  Vonnundschaitswesen  und  die  Er- 
richtung der  Testamente,  und  indem  beide  nun  der  kirchlichen  Ein- 
wirkung entzogen  wurden,  traten  sie  als  hohe  individuelle  Interessen 
in  die  Verwaltungsaufgabe  des  Staates.  Die  Ehe  endlich  wurde  auf 
ihren  reinen  und  ursprünglichen  Charakter  zurückgeführt,  zu  einem 
bürgerlichen  Institut  erhoben,  dem  die  Kirche  wohl  ihren  Segen,  aber 
kein  Recht  und  keine  Kraft  ertheilen  könne.  Diese  Errungenschaften 
der  Revolution  hat  keine  Zeit  mehr  Frankreich  verkümmern  können. 
In  diesem  Geiste  endlich,  der  alle  diese  Gesetze  und  die  Civilconstitution 
durchzieht,  war  die  Thätigkeit  der  Constituante  eine  Reaction  gegen 
die  letzten  drei  Jahrhunderte  und  eine  Rückkehr  zumeist  auf  die 
pragmatische  Sanction  Carl's  VII.  Mirabeau  wollte  demselben  einen  ent- 
schiedenen Ausdruck  geben  und  verlangte  geradezu  eine  Verdammung 
der  Vergangenheit,  welche  das  Concordat  Franz'  I.  und  somit  das  Unheil 
Frankreichs  geschaffen.  Die  Constituante  verwarf  seine  Adresse,  denn 
sie  wollte  die  Kirche  in  den  Lastern  der  Vergangenheit  reformiren,  nicht 
diese  selbst  für  die  Erinnerung  vernichten,  da  ja  mit  ihr  zumeist  durch 
kirchliche  Würdenträger  der  geistige  Ruhm  Frankreichs  verknüpft  war. 


Die  Revolution  der  Kirelie  dureh  den  Convent 
und  da«  Jllreetorlum« 

Der  Staat,  der  eine  Reformation  der  äusseren  Kirchenordnung         ^i« 
versucht,  wird  immer,  wenn  diese  den  Sonderinteressen  der  herrschenden  Nothwcndigkeit 
Kirche  widerspricht,  in  den  Religionsstreit  gedrängt.   Jede  herrschende  kneg»«  in  dtr 
Kirche  trägt  das  Bewusstsein  der  Ungerechtigkeit  ihrer  Herrschaft  in  fr*n»ö»i«ci»eu 
sich,  weil  jede  Glaubenslehre  den  Grundsatz  der  freien  Ergebung  in 
Gott  enthält,  die  anerkannte  Herrschaft  einer  Kirche  aber  diesen  Grund- 
satz leugnet.    Daher  kann  es  eine  herrschende  Kirche  nur  in  einem 
unfreien  Staate  geben,  oder  in  einem  der  Kirche  selbst  unterworfenen 
Staat.    Eine  herrschende  Kirche  ist  daher  der  nothwendige  Bundes- 
genosse der  absoluten  Staatsgewalt     Das  Volk,  das  die  absolute 
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Staatsgewalt  zertrüminert,  hat  damit  auch  den  Anfang  out  der  Za- 
stOrung  der  herrschenden  Kirche  gemacht  Aber  dies  erkenBend, 
nimmt  jede  um  die  Herrschaft  ringende  Kirche  im  Laufe  der  Zeit  den 
Absolutismus  der  Staatsgewalt  als  Glaubenssatz  in  sich  auf,  wie  sie 
für  sich  selbst  aus  der  Einheit  des  Glaubens,  d.  L  def  Heirsch&ft  da 
Kirche,  einen  Satz  der  Religion  zu  machen  weis.  Und  wie  jede  herr- 
schende Kirche  eine  Vertheidigerin  des  Absolutismus  der  Staatsgeiais 
ist,  so  neigt  sich  nur  dieser  immer  zur  Anerkennung  einer  herrscbeadec 
Kirche  hin.  Und  darum  erscheint  bei  Revolutionen  absoluter  Staata 
jedesmal  das  Streben  nach  einer  Kirchenreformation,  und  unter  den 
geforderten  Freiheiten  findet  die  Religionsfreiheit  immer  zuerst  DireB 
Ausdruck,  weil  sie  der  erste  Bruch  mit  der  Herrschaft  einer  Kirche 
und  der  Schützerin  des  Absolutismus  ist  Da  aber  ist  es  fast  bei  allen 
Reformationen,  welche  diese  äussere  Herrschaft  einer  Kirche  zo  brecb^a 
suchen,  die  herrschende  Kirche  selbst,  welche  das  eigentliche  Gebiet  des 
Streites  verlässt,  denn  sie  fühlt  ihre  Ohnmacht  daselbst,  and  ihn  anf  j^ics 
des  Glaubens  drängt,  denn  sie  kann  sich  hier  unnahbar  wähneo.  Er- 
schrecken die  politischen  Gewalten  vordieser  nur  trügerischen  Wehr,  lassei 
sich  die  Völker  dadurch  ^täuschen,  dann  siegt  die  Kirche  oder  sie  opfeit 
von  ihrer  Herrschaft  eben  nur  so  viel,  als  sie  eben  will..  DnrchschaKB 
die  politischen  Gewalten  aber  die  Täuschung,  dann  werden  sie  ione; 
und  voltkommen  siegen.  Selten  aber  wird  die  Erkenntniss  eine  allge- 
meine sein,  da  Verstand  und  Bildung  verschieden  vertheilt  siod,  lui 
aus  jeder  Kirchenreformation  wird  ein  Glaubenskrieg,  d.  h.  ein  En^> 
der  unter  dem  trügerischen  Schein,  für  den  Glauben  geführt  tu  werd^s. 
von  den  Feinden 'der  geistigen  Freiheit  doch  nur  für  die  Hent^ 
der  geistigen  Unfreiheit,  für  eine  äussere  Kirchenherrschaft  gefulut 
wird.  Am  Anfang  eines  solchen  Kampfes  ist  selten  das  Ende  sovoh! 
für  die  Kirche,  als  für  die  Religion  vorauszusehen. 
Di«  RcUbIom.  Das  war  der  geistige  Gang  in  der  Reformation  der  Kirche  dnrti 
LA^u^y«?  ^^®  Constituante  bis  zur  Berufung  der  Legislative.  Die  CoostitDaDte 
hatte  den  Mutb,  dem  trügerischen  Geschrei  der  Bischöfe:  »Ihr  zerst5re: 
die  Religion",  ihre  Glaubenstreue  entgegenzusetzen  und  von  ilirc^ 
versuchten  Kirchenordnung  keine  Gefahr  für  die  Religion  zu  fiirdtes 
Die  Kirche  aber  hielt  fest  an  ihrem  Trug  und  drängte  ihr  Jazuser- 
geschrei  um  die  zerstörte  Religion  in  die  Massen  des  imwisieodes 
Volkes,  das  an  den  Grenzen  des  Reichs  in  der  Thal  zam  watheod«* 
Kampf  sich  erhob.  »Wir  triumphiren  l'^  rief  der  Abbe  Maary.  Jbnp^ 
die  Kirche  an,  und  das  ist,  als  ob  man  eine  Pfeife  an  einem  Polf^* 
fiass  anzündet""*).    Als  die  Legislative  in  der  Mitte  des  Volkes  die» 


*)  B^imp.  d«  raac  Mon.  vom  18.  Man  1791. 
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oniiatdrlich«  Reaction  gegen  die  Bestrebungen  der  Constitoante  sah 
und  im  Lauf  ihrer  Thätigkeit  erkannte,  dass  sie  die  Revolution  in 
allen  ihren  Schöpfungen  bedrohte,  erzeugte  sich  in  ihrer  Mitte  ebenso, 
wie  in  der  Biitte  des  Volkes,  eine  doppelte  Bewegung  gegen  die  kirch- 
liehen Ereignisse.  Die  eine  drang  im  Gebiete  der  äusseren  Kirchen- 
organisation  vor,  die  andere  wollte  endlich  in  das  des  Glaubens  selbst 
eindringen.  Die  erste  leitete  die  Politik,  weil  sie  die  Revolution  und 
ihre  Frfichte  bedroht  sah,  die  zweite  der  Hass  gegen  die  Kirche. 
Die  erste  führte  zur  gänzlichen  Vernichtung  der  äusseren  Kirchen* 
erscheinung,  die  zweite  zur  furchtbarsten  Entartung  der  Glaubens- 
freiheit Die  erste  aber  ging  dauernd  der  zweiten  vorher.  Bemüht 
und  verpflichtet,  die  Kirche  in  ihrem  blutigen  Widerstand  zu  brechen, 
vernichtete  man  sie  nach  und  nach  in  ihrer  ganzen  äusseren  Erschei- 
nung, und  als  man  alles  Mögliche  gethan,  und  dennoch  nicht  sieg- 
reich war,  zerstörte  man  sie  in  ihren  Lehren  und  versuchte,  an  die 
Stelle  ihrer  Religion  eine  neue  Religion  zu  setzen. 

Die  Legislative  löste  alsbald  nach  ihrem  Zusammentritt  alle  jene  oiniiiehc 
Orden  und  kirchlichen  Gemeinschaften  auf,  welche  die  Constituante  ^^g'^l^^^ 
noch  erhalten  hatte,  wie  die  Orden  für  Kranken-  und  Armenpflege,  Kirehenver- 
für  Unterricht  und  Erziehung  u.  dergl.  ')•  Endlich  sog  sie  auch  die 
Güter  des  Maltheserordens  ein,  als  des  letzten  Restes  einer  Gemein- 
schaft mit  theilweisem  kirchlichen  Charakter  *).  Der  Eid  auf  die 
Constitution  und  die  Civilordnung  des  Clerus  wurde  jetzt  mit  Gewalt 
erzwungen,  und  wer  denselben  verweigerte,  seines  Gehaltes,  seiner 
Pension  und  endlich  auch  seiner  Freiheit  verlustig  erklärt').  Das 
war  das  Signal  zum  Kampf  der  politischen  Gewalten  gegen  die  kirch- 
lichen Beamten.  Man  verfolgte  die  Priester  bis  an  die  Stufen  des 
Altars,  und  wer  nicht  flüchtete,  wurde  deportirt  und  über  die  Grenze 
geschafft.  Theils  aus  Deberzeugung,  theils  aus  Furcht  leistete  der 
niedrige  Clerus,  mit  Ausnahme  jenes  der  Bretagne,  zumeist  den  Eid. 
Je  willfähriger  man  einen  Theil  desselben  fand,  desto  gewaltthätiger 
wurde  man  gegen  die  Widerstrebenden.  Zahlreiche  Kiichen  und 
Kapellen  wurden  zerstört,  die  bestehenden  alles  Schmuckes,  endlich 
auch  der  heiligen  Gegenstände  beraubt,  und  alles,  was  an  Gold  und 
Silber  in  denselben  vorgefunden,  wurde  auf  Befehl  der  Gesetzgebung 
an  die  Münzstätten  des  Reichs  abgeliefert^).  Der  Convent  endlich 
schmolz  die  Glocken  ein,  verweigerte  jede  Duldsamkeit  gegen  eine 


1}  Decret  vom  18.  Aagust  1792. 

2)  Decret  vom  19.  September  1792. 

S)  Decret  vom  29.  November  1791  und  27.  Mai  1792. 

4)  Decret  Tom  4.  September  1792  and  10.  September  1792. 


öffentliche  Religionsubung,    liess   zuletzt   die   Kirchen  nnd  Kapelleo 
schliessen  und  verbot  den  Gemeinden,  irgend  ein  Gebäude  zur  H^ 
ligionsübung    den    Gläubigen    zu    übergeben.     Auf   des  Expriesten 
Cambon*s  Antrag  cassirte  er  die  Gesetzgebung  der  Constituante  über  den 
Giviistand  der  Priester.  Er  anerkannte  keine  religiösen  Beamten,  keine 
religiösen  Verrichtungen,  verweigerte  die  Besoldung  der  Priester  aof 
Grund  ihres  Eirchenamtes  und  die  ehemals  bewilligten  Pensionen,  an! 
anerkannte,  als  Zeichen  der  vollständigen  Glf^ichheit  der  Priester  mit 
den  übrigen  Burgern ,   die   zuerst  in   der  Verwirrung  willkürlich  |e- 
schlossene  Ehe  derselben,  die  jetzt  ein  Staatsrecht  wurde.   Die  Kirche 
in  ihrer  äusseren  Organisation  war  vollständig  vernichtet   Die  Religi<)n 
sollte  Sache  des  Individuums  sein,  der  Staat  war  vollkommen  losgelöst 
von  jeder  Verpflichtung,  die  Religionsfreiheit  wurde  in  Beziehung  aai 
die  äussere  Organisation  der  Kirche  der  Ausdruck  der  vollstindigeD 
Gleichgiltigkeit  des  Staates.    Es  ist  eine  interessante  Ersch^ung  in 
der  Geschichte,  denn  es  ist  das  einzige  Mal,  dass  dieser  Grondsau 
allen  Religionen  gegenüber  von  einem  europäischen  Staate  verkündig 
wurde.  Amerika  hat  diesen  grossen  Grundsatz  mit  seiner  Freiheit  an- 
erkannt und  mit  ihr  durch  alle  Kämpfe  bis  in  die  Gegenwart  sieg- 
und  segensreich  erhalten.    Frankreich  vermochte  es   nicht,  denn  die 
Gewaltsamkeit,  mit  der  es  ihn  durchfuhren  wollte,  und  der  furcbtUre 
Widerstand,  den  es  erfuhr,  drängte  die  Staati^gewalt  von  dem  Gebie: 
der  äusseren  Kirchenorünung  in  das  des  Glaubens  selbst.    Mao  wollte 
endlich  den  Glauben  vernichten,  um  die  Macht  der  Kirche  im  Volke  z; 
zerstören.  Aber  in  dem  Augenblick,  in  dem  man  dies  wollte,  erkannte  mar, 
dass  der  Staat  ohne  sittliche  Basis  nicht  bestehen  könne,  und  dieReligioos- 
freiheit  wurde  auf  diesem  Gebiete  der  Ausdruck  des  Götzendienstes. 
Diff  Hertteiionc         Schou  Unter  der  Constituante  hatte  diese  Bewegung  einige  ^ 
dl^^'nTlon'  ^^^^^^f^  erlangt.   Man  wollte  eine  neue  Religion  schaffen,  um  mit  ä: 
Der  ConTent  katholischcn  Kircho  leichter  brechen  zu  können   und  aus  dem  Staa: 
selbst  heraus  eine  mit  diesem  harmonirende  Kirche  zu  gründen.  Je:e 
Section  vod  Paris  sollte  Projecte  einsendeu.   Man  wollte  das  alte  tcd 
neue  Testament  abschaffen  und  aus  dem  Talmud,  dem  Coran,  deo 
Lehren  Luther's  und  Calvin's  eine  neue  Bibel  machen.    Die  heilL-e^ 
Bilder  sollten  durch  die  Bilder  der  modernen  Helden  ersetzt  werd.'Ci 
in  den  Kirchen  sollten  Caffeebäuser  und  Büffets  errichtet  werden,  damit 
mit  der  Erbauung  sich  die  gesellige  Unterhaltung  verbinde.   Ein  Comite 
wurde  sogar  gebildet,  um  die  Prüfung  der  Wahl  eines  Patriarchen  vco 
Frankreich  vorzunehmen,  und  die  versuchsweise  vorgenommene  ^ahl 
erhob  Mirabeau  auf  den  Patriarchenstuhl*).     So  unbedeutend  diese 


*)  Eine  Schrift  aus  der  Imprimerie  du  patriarcho  de  la  France  in  enteo 
Jahre  der  neuen  Religion.  1790. 
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Verkehrtheit  auch  gewesen,  so  trägt  sie  doch  den  Charakter,  der  unter 
der  Gonventsherrschaft  die  Religionsbewegung  ausfüllte,  den  einer  rein 
politischen  Religion.  Erst  unter  der  Legislative  entfaltete  sich  dieser 
Geist  mit  grösserer  Macht  und  gelangte  endlich  in  dem  Cultus  der 
Vernunft  zum  vollendeten  Ausdruck.  Ich  habe  bei  der  Darstellung 
der  Religionsfreiheit  darauf  schon  hingewiesen  ').  Wie  hier  im  Götzen- 
dienst, so  ist  auch  in  der  Naturreligion,  die  Robespierre  demselben 
entgegensetzte,  derselbe  Grundgedanke  der  leitende  Faden.  Er  £ndet 
weiter  seinen  Ausdruck  in  der  Herstellung  einer  neuen  Zeitordnung, 
der  neuen  Festtage  und  der  Art  und  V\^eise,  wie  dieselben  gefeiert 
werden  sollten.  Der  Staat  mit  seinem  Leben  sollte  mit  der  Kirche 
und  ihrem  Glauben  in  eins  verschmolzen  werden.  Der  Staat  selbst 
sollte  auch  die  Kirche  sein.  Erst  unter  dem  Directorium  machte  sich 
durch  die  Theophilanthropie  eine  Reaction  gegen  diesen  Geist  geltend, 
und  gerade  darin  liegt  die  Bedeutung  derselben  für  die  äussere 
Kirchenordnung. 

Die  Theophilanthropie  war  es,  die  aus  der  Religion  wieder  eine  Die 
Sache  der  individuellen  Freiheit  machen  wollte,  die,  abgelöst  vom  '^^"^"^JJtf^X" 
Staat  und  der  Politik,  in  der  persönlichen  Frömmigkeit  ihre  nährende  Religion,  dm 
Quelle  finden  sollte.  Darum  verlangte  der  edle  Larevelliere-Lepaux  die  ^»»"«^»«»rt""»- 
Gestattung  einer  Privatreligionsfeier  und  die  Herstellung  eines  ein- 
fachen Cultus,  für  den  man  keine  Priester  bedürfe  und  der  darum 
auch  keine  Gefahr  für  den  Staat  haben  werde.  Mit  diesem  Streben 
nach  der  individuellen  Freiheit  in  der  Religion  schuf  man  von  neuem 
die  staatliche  Duldsamkeit.  In  32,214  Kirchspielen  wurden  die  katho- 
lischen Kirchen  wieder  eröffnet  und  tausende  von  Gemeinden  forderten 
die  Gestattung  der  religiösen  Feierlichkeit  *).  Das  Directorium  duldete 
die  Rückkehr  der  Priester,  und  so  mächtig  war  die  Hoffnung  der  Kirche, 
in  Frankreich  wieder  zur  Herrschaft  zu  gelangen,  dass  der  Papst  „an 
seine  sehr  geliebten  Söhne  in  Christo,  die  Bürgerdirectoren  der  fran- 
zösischen Republik**,  schon  Unterhändler  zur  Abschliessung  eines  Con- 
cordats  sandte  und  je  nach  der  Verständigung,  die  man  in  Paris 
erziele,  in  der  Form  von  Breven  päpstliche  Schreiben  in  Bereitschaft 
hielt,  das  eine  mit,  das  andere  ohne  den  apostolischen  Segen  ').  Aber 
die  Zeit  war  noch  nicht  so  weit  gediehen,  um  einer  Kirche  wieder  von 
der  Höhe  der  Gesetzgebung  eine  öffentliche  Anerkennung  zu  zollen. 
Die  religiöse  Duldsamkeit  musste  auf  diese  erst  vorbereiten.  In  dieser 
Vorbereitung  aber  schuf  die  Zeit  wieder  einen  neuen  und  bedeutungs- 


1)  Siehe  auch  meine  Schrift:  Anacharsis  Clootz. 

2)  Gr^goire :   Essai  hlstorique  sar  les  liberUs  de  T^glise  gallicane.  8.  226. 
S)  OnSffoire:    Essai  a.  a.  O.  8.  223. 

Richter:   Staats-  mid  OeMUaohaftarecht.  n.  87 
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vollen  Grundsatz,  der  dar  Schlussstein  der  Bewegung  des  Kimpfes 
zwischen  Staat  und  Kirche  vor  Napoleon  ist  Es  ist  die  Sctopfang 
und  Entwickelung  des  Satzes,  dass  der  Staat  der  Religion  nur  beauf- 
sichtigend gegeuübertreten  könne.  Die  Religionsfreihdt  kano  ihre 
Ausdehnung  in  einem  geordneten  Staate  nicht  bis  zum  Götienäienst 
finden,  sondern  hat  ihre  Grenze  im  staatlichen  Recht  der  Polizei  Ich 
habe  an  einem  anderen  Orte  auf  die  Bestimmungen  dieser  Gesetzgeboog 
schon  hingewiesen.  Hier  ist  nur  zu  bemerken,  dass  die  Kirche  QDter 
dem  Directorium  keine  ausgesprochene  und  sichere  Organisation,  keine 
staatliche  Anerkennung  fand,  sondern  dass  sie  in  dem  Begriff  der 
Religionsfreiheit  allein  das  Recht  ihres  Bestandes  hatte  und  dass  der 
Staat  seine  Stellung  zu  jeder  äusseren  Kirchenordnung  durch  seine 
Polizeigewalt  geordnet  sah.  Dieser  Fortschritt  der  Aafkl&rui^,  {Feco 
ihn  Napoleon  organisch  entwickelt  hätte,  wurde  Frankreich  in  seiDer 
sittlichen  Gestaltung  höher  gehoben  haben,  als  es  alsbald  die  Zeit 
zeigte,  welche  mit  dem  Concordat  von  ISOl  die  Reaction  gegen  Aaf- 
klärung  und  geistige  Freiheit  heiligte. 


Die  Refltouratloii  der  Rlrehe  dureli  Mapeleea« 

Die  gallicanischen  Freiheiten. 

Die  RoKuiiate  Zwol  Gruudsätze  hatten  sich  in  den  Wirren  des  Schismas  imd  der 

Di^^GUubcns"  politischen  Revolution  für  das  Bewusstsein  Aller  ebenso,  wie  für  die 

nnd  Gewissens-  Gesetzgebung  sicher  begründet    Die  Gesetze  des  Staates  anerkeanea 

frefheit.      ^|^  Glaubeus-  und  Gewissensfreiheit  und  sie  ordnen  den  religiöseB 

Cultus,  so  weit  er  zu   einer  äusseren   und  öffentlichen  DarsteUoag 

kommt.    Unter  dem  Schutz  dieser  beiden  Grundsätze  pred^n  <Ü£ 

katholischen  Priester,  lehrten  die  protestantischen  Prediger  und  warec 

die  Tempel  der  Juden  wieder  eröffnet  worden.  Innerhalb  dieser  Gnmd- 

Sätze  waren  die  Anhänger  jedes  Bekenntnisses  vollkommen  gleich.  Die 

Freiheit  und  politische  Gleichheit  hatte  vom  Beginn  der  RevolaüoB 

an  schon  längst  jene  Schranken  niedergerissen,  welche  die  Bürgo'  9fä 

Grund  ihres  Bekenntnisses  im  gesellschaftlichen  und  öffentlichen  Leben 

getrennt  hatten.  Aber  Frankreich  war  ein  katholischer  Staat,  nnd  die 

Kämpfe  in  der  Vendee  hatten  gezeigt,  wie  fest  das  französische  Toik 

mit  den  Lehren  des  römisch-katholischen  Cultus  verwachsen  war.  Dk' 

grosse  geistige  Gemeinschaft,  welche  innerhalb  desselben  das  innzb- 

sische  Volk  repräsentirte,  musste  nach  einer  äusseren  Ordnung  drinfeo. 

und  wenn  die  Gesetzgebung  sie  nicht  vorsorgend  selbst  gebildet  bitte, 

so  würde  sie  sicher,  wie  vor  Jahrhunderten,  durch  Zeit  and  Gewohabeit 
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sich  wieder  entwickelt  haben.  Schon  unter  dem  Directorium  zeigte 
sich  dieser  Process.  Die  Gläubigen  hatten  sich  um  ihre  Kirche  ge- 
schaart,  die  Kirchen  der  niedrigen  Religionslehrer  an  jene  eines  höheren 
Eirchenfürsten  sich  wieder  angeschlossen,  und  innerhalb  dieser  frei 
sich  bildenden  Ordnung  war  auch  wieder  eine  rechtliche  Anerkennung 
derselben  gefunden  worden.  Es  war  dies  die  Lehre  der  gallicanischen 
Freiheiten.  Das  alte  historische  Recht  behauptete  seine  Ansprüche. 
Und  in  dem  Augenblick,  in  dem  innerhalb  des  Yerfassungsgrundsatzes 
der  Religionsfreiheit  ein  religiöses  ßekenntniss  eine  sichere  Organisation 
entwickelte,  musste  denselben  Process  auch  jedes  andere  Bekenntniss 
durchmachen,  denn  neben  dem  Organischen  kann  das  Unorganische, 
neben  dem  Geordneten  das  Ungeordnete  nicht  bestehen,  wenn  der  Friede 
des  Verschiedenartigen  nicht  dauernd  gefährdet  werden  soll. 

Das  Gesetz  ist  im  Staate  die  Organisation  des  Friedens.  Dies 
erkannt  zu  haben,  war  die  Bedeutung  Napoleon's  auch  im  Gebiet  der 
Religion  und  des  Glaubens.  Das  Gesetz  aber  ist  im  Staate  auch  die 
Erhaltung  der  Freiheit.  Und  dies  war  die  Kraft  der  Schöpfungen 
Napoleon's  auch  im  Gebiet  der  Religions-  und  Gewissensfreiheit  Der 
grosse  Gesetzgebungsact,  welcher  in  diesem  Gebiete  der  Entartung  der 
Freiheit,  wie  sie  der  Convent  zeigte,  eine  Schranke,  und  der  Gefahr 
der  Gleichgiitigkeit,  wie  sie  das  Directorium  in  sich  trug,  vorbeugen 
sollte,  war  das  Concor dat  Napoleon's  mit  Pius  VII.  vom  Jahre  IX.  und 
die  organischen  Artikel  vom  18.  Germinal  an  X.  Kein  neues  Recht 
sollte  damit  geschaffen,  sondern  der  historische  Faden  der  geistigen 
Gestaltung  Frankreichs,  den  die  Revolution  zerrissen  hatte,  wieder  auf- 
genommen werden  und  das  zukünftige  Recht  in  seinem  Bestände  sichern. 
Und  das  war  die  Kraft  Napoleon's  auch  für  die  Zukunft,  die  von 
seiner  mächtigen  Hand  nicht  mehr  geleitet  werden  konnte.  Und  in 
dieser  historischen  Gestaltung  ist  das  Concordat  nichts,  als  die  Wieder- 
belebung der  gallicanischen  Freiheiten.  Wir  werden  die  Bestimmungen 
derselben  im  Folgenden  bei  der  Darstellung  der  Schöpfungen  des  Con- 
cordats  immer  wieder  ins  Leben  treten  sehen.  Erst  im  Jahre  1810 
anerkannte  ausdrücklich  ein  Gesetz,  „dass  das  Edict  Ludwig's  XIV. 
über  die  Declaration  des  französischen  Clerus,  die  Kirchengewalt  be- 
treffend, gegeben  im  März  1682  und  durch  die  Parlamente  eingetragen 
am  28.  März  1682,  als  Grundgesetz  des  Reiches  anerkannt  sein  sollte  *).« 
Die  gallicanischen  Freiheiten  aber  sind  nichts  anderes,  als  die  rechtliche 
Anerkennung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  und  des  Rechtes 
beider,  sowohl  als  selbstständiger  Gemeinschaften,  als  in  Bezi^ung 
zu  einander  innerhalb  dieses  Verhältnisses.   Das  Concordat  Napoleon'a 


Das  Gesetz 

al»  Maasa 

der  Kirchen- 

Ordnung. 


*)  Decret  vom  25.  Februar  1810. 
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und  die  organischen  Artikel  sollten  die  Wiederbelebung  derselben  ^) 
sein,  und  sie  wären  es  auch  vollständig  geworden,  wenn  in  der  Ge- 
schichte des  Concordats  nicht  ganz  andere  Factoren  gewirkt  hätten, 
als  jene  einer  freien  Kirchengemeinschaft,  wie  eben  die  gallicanischen 
Freiheiten  sie  schaffen  wollte. 
Napoleon  und  Schou  auf  seinen  ersten  Kriegs-  und  Siegeszug  durch  Italien  hatte 

Napoleon  den  fluchtigen  französischen  Priestern  Schutz  und  Sicherheit 
auf  dem  eroberten  Gebiete  zugesichert  und  grossmüthig  für  ihre  Be- 
dürfnisse gesorgt  *).  Als  er  mit  der  Constitution  vom  Jahre  VIII.  in 
die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  trat,  übte  er  die  weitgreifendste  Dul- 
dung und  konnte  schon,  ehe  er  noch  das  Cotacordat  abschloss,  för 
einen  Wiederhersteller  des  Glaubens  und  der  Religion  gelten.  Er  wnsste, 
dass  die  Religion  eine  Macht  sei,  und  wollte  sie  als  solche  auch  be- 
nutzen. Doch  nur  zur  Duldung  fühlte  er  sich  damals  stark  genug. 
Erst  die  Schlacht  von  Marengo,  auf  deren  Entscheidung  ganz  Europa 
mit  banger  Spannung  hinblickte  und  deren  Sieg  den  Sieger  wie  ein 
Wunder  emporhob,  gab  ihm  die  Macht,  alles  zu  thun,  was  er  wollte. 
Seinen  Willen  hatte  er  wenige  Tage  vor  dieser  Schlacht,  am  5.  Juni  18(K), 
dem  versammelten  Clerus  von  Mailand  verkündet  „Meine  feste  Ab- 
sicht ist  es,  die  christliche  und  römisch-katholische  Religion  in  ihrem 
ganzen  Umfange  wiederherzustellen,  so  dass  sie  öffentlich  geübt  werden 
könne  und  in  dieser  öffentlichen  Uebung  jene  volle  ausgedehnte  und 
unverletzliche  Freiheit  geniesse,  welche  sie  in  jener  Epoche  besass,  als 
ich  das  erste  Mal  in  dieses  glückliche  Land  trat.  Ueberzeugt,  da^  es 
die  Religion  allein  ist,  welche  ein  wahres  Glück  in  einer  geordneten 
Gesellschaft  nähren  und  die  Grundfesten  eines  guten  Gouverne- 
ments befestigen  kann,  versichere  ich,  dass  ich  sie  beschützen  und 
vertheidigen  werde,  zu  allen  Zeiten  und  durch  alle  MitteL**  Was  er 
den  italienischen  Bischöfen  verkündete,  war  zugleich  eine  Proclamation 
für  Frankreich.  Und  alsbald  nach  dem  Siege  von  Marengo  und  dem 
darnach  erfolgten  Frieden  von  Amiens  überreichten  Portalis,  der  eigent- 
liche geistige  Schöpfer  des  Concordats,  Regnier  und  Regnault  de  Saint 
Jean  d'Angelie  dasselbe  der  Gesetzgebung.  Und  in  seiner  grossen 
Darstellung  der  Grundsätze  des  Concordats ')  weht  der  Geist  Napoleon's 
und  enthüllt  den  Kern  der  Hoffnungen  und  Absichten  der  Regierung. 
Für  diese  aber  war  das  Concordat  nur  ein  Mittel  der  Politik  und  der 
Befestigung  der  Herrschaft.  Die  Gesellschaft,  so  entwickelt  diese  Grund- 
sätze Portalis,  bedarf  der  Religion,  als  eines  Nothankers  ihrer  zeitlichen 


1)  Porthlifl  im  Corps  I^gislatif  vom  16.  Qerminal  an  X.  Disc.  Concord.  8. 113* 

2)  Proclamation  vom  16.  Februar  1797  (27.  Pluvidse  an  V.). 
8}  Corps  liSgislatif  vom  6.  April  1802  (16.  Germinal  an  X.). 
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UnTollkommenheit.  Die  Gesetze  sind  die  Leiterinnen  gewisser  Hand  langen, 
die  Religion  die  Leiterin  alles  Handelns.  Der  Staat  bedarf  ihrer  und 
er  bedarf  ihrer  als  ein  Gebot,  da  die  Menge  immer  mehr  an  dem  hängt, 
was  man  ihr  befiehlt,  als  was  man  ihr  beweist.  So  kann  der  Staat 
eine  Religion  anerkennen.  Bei  dieser  Anerkennung  aber  muss  er  seine 
allein  berechtigte  Gewalt  so  wahren,  dass  jene  in  ihrer  äusseren  Er- 
scheinung immer  von  ihm  abhängt.  Er  muss  ihr  Schützer,  ihr  Gesetz- 
geber sein.  Er  muss  ihre  Diener  und  Lehrer  wählen  und  in  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  beaufsichtigen  können.  Gerade  in  dieser  Richtung 
der  katholischen  Kirche  sich  zuwendend,  die  diese  Grundsätze  durch 
ihr  Papstthum  zu  bedrohen  scheint,  erklärt  er,  in  diesem  gerade  mehr 
eine  Formfrage  zu  sehen,  denn  eine  Gefahr.  Die  Gouvernements  der 
katholischen  Nationen  ziehen  die  Autorität  eines  entfernten  Kirchen- 
fürsten  vor,  dessen  Stimme  nur  schwach  wiederhallt  und  der  selbst 
das  grOsste  Interesse  daran  hat,  sich  die  Neigung  jener  Mächte  zu 
erhalten,  von  deren  Schutz  ja  seine  eigene  Existenz  abhängt.  Und 
endlich  ruft  er  geradezu  aus:  »Wie  haben  sich  die  Eroberer,  die  ihre 
Eroberung  befestigen  und  erhalten  wollten,  verhalten  ?  Sie  haben  dem 
besiegten  Volke  ihre  Priester  gelassen,  ihre  Altäre  und  ihren  Cultus. 
Und  das  ist  die  Weisheit,  die  uns  nach  der  Revolution  auch  leiten 
muss,  denn  sie  ist  nichts  anderes,  als  eine  Eroberung.'* 

Das  war  der  Kern  der  Napoleonischen  Schöpfung.  Die  Religion 
sollte  ein  Behelf  der  Politik  sein,  und  nur  so  weit  sie  dieses  sein 
konnte,  sollte  sie  zur  Herrschaft  gebracht  werden.  Den  Staat  sollte 
sie  stützen,  und  sie  musste  ihn  so  anerkennen,  wie  ihn  Napoleon 
dachte:  als  absolute  Einheit.  „Die  Einheit  der  öfiPentlichen  Macht  und 
ihre  Allgemeinheit^,  erklärte  später  Portalis  '),  »sind  eine  nothwendige 
Gonsequenz  der  Unabhängigkeit  des  Staates.  Die  öffentliche  Macht 
rouss  sich  selbst  genügen,  sie  ist  Nichts,  wenn  sie  nicht  Alles  ist.  Die 
Diener  der  Kirche  dürfen  nie  die  Anmaassung  haben,  sie  theilen  oder 
legrenzen  zu  wollen.**  Es  war  natürlich,  dass  die  Kirche  diesem 
Geiste  widerstreben  werde,  so  lange  sie  es  vermochte.  Aber  eben, 
weil  Napoleon  in  der  Religion  und  der  Kirche  nur  ein  politisches 
Werkzeug  erkannte,  war  es  ebenso  sicher,  dass  er  seinen  Geist  zur 
Durchführung  bringen  werde,  um  welchen  Preis  es  auch  sei.  Er  drohte 
der  Kirche,  er  setzte  ihr  nur  kurze  Frist  zur  Ueberlegung,  und  als  er 
sie  gebeugt  hatte,  versuchte  er  selbst  das  Concordat  zu  fälschen  ^). 
Die  Kirche  fügte  sich  endlich  der  ihr  gegenüberstehenden  weltlichen 
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1)  Corps  Mgrislatif  vom  16.  Juli  1801  (86.  Messidor  an  JX.). 

2)  GonsAlvi:   Mömoires  par  Gr^tineau-Joly  8.  864,  and  Grtigoire  a.  a.  O. 
8.  227—229. 
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Gewalt,  und  indem  sie  sich  fügte,  hatte  auch  sie  nicht  den  Gedanken, 
der  Religion  zu  dienen,  sondern  den  allein,  sich  mit  der  weltlichen 
Gewalt  gegen  den  dieser,  wie  ihr  drohenden  gemeinschaftlichen  Feisd 
zu  verbinden  und  den  Widerstand  der  Beherrschten  für  alle  Zeit  zu 
brechen.  Und  daher  ist  jeder  Schritt  im  Werden  des  Concord&ts  lo 
Lug  und  Trug  eingehüllt,  jetzt  gefährdet  durch  eine  ungerechte  For- 
derung der  einen  oder  anderen  Gewalt,  dann  gesichert  durch  eines 
Compromiss,  der  beiden  die  grössten  Vortheile  verspricht,  aber  jeden 
nur,  wenn  er  es  versteht,  den  anderen  zu  täuschen.  Die  organischer. 
Artikel  sind  der  deutlichste  Beweis  dieses  Kampfes.  Sie  waren,  nach- 
dem das  Concordat  die  Staatsgewalt  als  frei  und  selbstst^ndig  uo<l 
die  Kirche  in  ihr,  nicht  über  und  nicht  neben  ihr  anerkannt,  ein  reii 
gesetzgebrischer  Act  und  bedurften  keiner  Zustimmung  der  päpstMei 
Gewalt.  Dennoch  aber  suchte  ihnen  die  weltliche  Gewalt  auch  einer. 
kirchlichen  Charakter  vor  der  öffentlichen  Meinung  zu  geben.  Man  git. 
obgleich  erst  ein  Jahr  später,  als  das  Concordat  abgefasst  war,  ihret. 
dasselbe  Datum  mit  diesem  und  publicirte  sie  mit  demselben,  uü 
das  Volk  glauben  zu  machen,  die  verschiedenen  Parteien  hätten  ^ 
anerkannt.  Man  bedurfte  dieses  Ttuges,  um  jene  Bestimmungen,  di' 
das  Concordat  gefährdeten,  mit  gleicher  Kraft  auszurüsten,  die  die>e> 
selbst  genoss.  Der  Papst  protestirte  laut  dagegen,  aber  vergebeit 
Er  schwieg  endlich,  weil  man  mit  der  Zerstörung  des  ganzen  Gebandti 
drohte,  das  man  so  mühsam  errichtet  hatte.  Erst  1810  kam  eia^ 
Revision  der  Artikel  zu  Stande,  und  erst  1814  erfolgte  die  Aofhebciii 
derselben,  so  weit  sie  den  Kirchengesetzen  widerstrebten. 
Die  Aber  gerade  diese  Kämpfe  kennzeichneten  den  Geist  der  Gesete- 

nedeniung  des  gebuug  uud  schufcu  alle  ihre  Gefahren,   die  grösser  für  den  Staat 

Concordati  und  '^  °   ,  ,,  ,    .      .       .,  ,  .  ••,.„.,  ,.      ,    .      • 

Keine  Folgen,  warou,  der  allmächtig  m  ihr  erschien,  als  für  die  Kirche,  die  dadnrü 
gebeugt  werden  sollte.  Das  Concordat  war  für  Frankreich  nothwend^. 
Der  französische  Staat  war  ein  katholischer,  da  die  Mehrheit  sein«' 
Volkes  dem  katholischen  Glaubensbekenntnisse  anhing.  In  dieses 
.  Bekenntniss  bedurfte  das  Volk  einer  gesetzlichen  Ordnung.  Aber  e« 
hätte  genügt,  wenn  diese  Ordnung  innerhalb  des  Verfassungsgrundsatie? 
der  Religionsfreiheit  wäre  hergestellt  worden,  innerhalb  dessen  ja  acc:i 
die  übrigen  vom  Staat  anerkannten  Glaubensbekenntnisse  sich  be 
wegten.  So  weit  das  Concordat  diese  Grenze  überschritt,  war  es 
gefährlich,  und  war  es  zumeist  für  die  Staatsgewalt,  weil  es  dieser 
Rechte  gab,  die,  wie  vorsichtig  auch  geübt,  doch  in  das  Reditde 
Religionsfreiheit  eingriffen.  Darum  war  das  Concordat,  wenn  gie^ 
so  weit  religiös,  als  es  dem  grössten  Theil  der  Nation  seine  ReügioQ 
wieder  sicherte,  doch  irrreligiös,  weil  es  die  weltliche  Gewalt  innitt^ 
der  Glaubenssätze  als  eine  mehr  berechtigte  Macht  eindrängte,  tl» 
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Er  wurde  der  Tyrann  der  Kirche,  wie  des  Staates.  Was  war  natör- 
lieber,  als  dass  ihn  jene  endlich  so  hasste,  wie  dieser,  und  ebenso 
gehein)  gegen  ihn  arbeitete.  Was  aber  war  auch  naturlicher,  als  das» 
der  Papst  seine  Gewalt  über  die  Herzen  der  Priester  steigen  sab,  je 
mehr  diese  die  weltliche  Gewalt  zu  Sclaven  beugen  wollte.  Der  staatlich 
geknechtete  Priester  neigt  sich  der  ausserhalb  des  Staates  stehenden 
Gewalt  huldigend  zu,  weil  er  mit  ihr  selbst  der  ihn  lästigen  Macbt 
entschlüpft.  Die  gallicanischen  Freiheiten  wieder  anerkennen,  die  staat- 
liche Gewalt  zur  Schützerin  derselben  erheben  and  in  der  äussereo 
Kirchenordnung,  der  katholischen  Kirche,  wie  jeder  anderen  gegenüber, 
sie  organisiren,  das  wäre  das  Werk  gewesen,  das  Napoleon  zum  segen- 
bringenden Reformator  für  Gultus  und  geistige  Freiheit  gemacht  hätte. 
So  aber  war  er  mit  seinem  Goncordat  nichts,  als  eine  Nachahmung 
der  Bestrebungen  des  gewöhnlichsten  Absolutismus  der  VergaDgenbeit, 
und  er  war  darin  viel  niedriger,  als  dieser,  weil  er  eben  seiner  Zeit 
und  ihrer  Aufklärung  gerade  entgegengesetzt  war.  Der  Glanz  des 
französischen  Clerus  ist  seither  gänzlich  erloschen;  Frankreich  bat 
sein  Pfaffenthum,  wie  die  übrigen  katholischen  Länder,  und  dass  es 
dasselbe  hat,  das  war  das  Resultat  des  Concordats.  Es  giebt  keine 
gallicanische  Freiheit  mehr  in  Frankreich,  denn  der  Geist,  der  :$ie 
geschafifen,  ist  todt,  kein  Bossuet,  kein  Fenelon  und  Massillon  wurde 
mehr  geboren,  nur  mit  den  Namen  prunkt  in  schwankenden  Zeiten  noch 
die  Geschichte. 

Die  moderne  französische  Kirche. 
Die  absolute  Die  Vorfasscr  des  Concordats  trugen  alle  einen  streng  dogmatischeo 

^dte^Kir'Iben."  ^^^^  *°  ®*^^*  ^^®  woUtcn  die  katholische  Kirche  ganz  und  ohne  jeJe 
ordnong.  Acndcrung  hergestellt  wissen  und  glaubten  sie  ohne  diese  Bedlogoof 
nicht  möglich.  Nur  einen  Gedanken  hielten  sie  fest,  den  Gedankeo. 
dessen  Repräsentant  eben  Napoleon  war,  den  der  absoluten  Staats- 
gewalt. Wäre  Napoleon  nicht  gewesen,  so  wäre  sicher  der  Staat  in 
dem  Process  der  Aussöhnung  mit  der  Kirche  unterlegen,  wie  dies  aocb 
stets  der  Fall  war,  wenn  geistig  schwache  und  politisch  nnwisseDde 
Menschen  den  Thron  inne  hatten.  Die  Staatsgewalt  also  bewahrte 
ihre  unantastbare  Stellung  und  der  Satz  der  gallicanischen  Freiheitea: 
„Die  Kirche  ist  im  Staate  und  nicht  dieser  in  der  Kirche"*,  fand  in  des 
Goncordat  seine  Erneuerung  und  war  in  einer  Richtung  der  Leitfaden 
der  Gesetzgebung  für  die  Stellung  der  modernen  Kirche.  Die  ReToIntion 
hatte  hier  ihren  Sieg  bewahrt  Aber  die  Kirche  erschien  dodi  in  dieses 
Staate  durch  die  gesetzliche  Anerkennung  zweier  Grundsätze  als  ta^ 
besondere  Macht  und  wurde  dadurch  dem  Gedanken  der  Staatadobeit 
widerstrebend,  ebenso  wie  sie  im  engsten  Kreis  ihrer  Gesetigdwof 
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die  Grundlage  derselben,  die  Religionsfreiheit,  aufhob.  Die  beiden 
Grundsätze  waren  die  Anerkennung  eines  fremden  Souveräns,  der  mit 
seiner  höchsten  geistigen  Autorität  den  Charakter  eines  zeitlichen 
Souveräns  vereinte  '),  und  die  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass 
die  katholische  Religion  die  Religion  der  immensen  Mehrheit  des 
französischen  Volkes  sei  2).  Diese  beiden  Grundsätze  bildeten  in 
anderer  Richtung  die  Führer  der  modernen  Kirchengesetzgebung  und 
lösten  den  Satz  politischer  Weisheit,  dass  die  Religion  eine  Sache  des 
Individuums  sei,  in  dem  der  Staat  sie  schirmen  und  schützen  soll, 
wieder  auf.    Die  Revolution  hatte  hier  ihren  Sieg  wieder  verloren. 

Die  beiden  Grundsätze  nun ,  der  Staat  als  absolute  einheitliche  und  di«  Grundaxts« 
gleiche  Gewalt  und  die  Kirche  in  den  beiden  Sätzen  dennoch  in  dieser  ^*'"  concorcmt«. 
Ciowalt  als  besondere  Körperschaft  anerkannt,  bilden  die  beiden  Gruppen 
der  Gesetzgebung,  welche  die  moderne  Kirchenordnung  charakterisiren. 
Die  eine  umfasst  die  Ordnung  und  die  Verhältnisse  des  Staats  zur 
Kirche,  oder  der  Kirche  eben  im  Staate.  Die  andere  umifeisst  die 
Summe  der  Grundsätze,  welche  eben  die  Kirche  selbst  als  besondere 
Macht  organisiren.  Der  Staat  tritt  der  Kirche,  wie  jeder  anderen  dio Ezecntiv. 
Gemeinschaft,  als  allgemeine  und  höchste  Gewalt,  als  gesetzgebende  ^^^^*^*^^^''®*^^ 
Gewalt  und  als  Executiv-  und  verwaltende  Gewalt  gegenüber.  In  erster  Kirche. 
Richtung  nahm  das  Concordat  den  Grundsatz  der  Declaration  von  1682 
auf:  Das  Kirchenoberhanpt  und  die  Kirche  selbst  haben  nur  Gewalt 
empfangen  in  geistlichen  Sachen,  und  keineswegs  über  zeitliche  und 
bürgerliche  Dinge*).  Das  Staatsoberhaupt  ist  somit  absoluter  Herr 
der  Kirche  gegenüber  in  allen  zeitlichen  Dingen,  kann  nicht  entsetzt 
und  in  seiner  Gewalt  von  ihr  nicht  beeinfiusst  werden.  Die  wichtigste 
Folge  dieses  Grundsatzes  war  die  Behauptung  der  Errungenschaft  der 
Revolution,  dass  die  Ehe  ein  rein  bürgerliches  Institut  sei.  Eine  reli- 
giöse Geremonie  kann  nur  folgen,  wenn  vor  der  bürgerlichen  Autorität 
die  Ehe  geschlossen  worden  ist  ^).  Der  Kirche  war  weiter  verboten, 
sich  in  öffentliche  Geschäfte  zu  mischen,  die  Gesetze  des  Landes  zu 
besprechen,  in  Hirtenbriefen  oder  anderer  Form  öffentliche  Acte  zu 
critisiren  oder  censiren,  oder  selbst  in  religiösen  Dingen,  in  Betracht 
der  absoluten  Staatsgewalt,  mit  fremden  Fürsten,  selbst  mit  dem  Papst, 
zu  verkehren,  ohne  besondere  Erlaubniss  der  Staatsgewalt^).  Das 
Staatsoberhaupt,  endlich  auch  als  Oberhaupt  der  nationalen  Kirche 


1)  GesetE  vom  8.  April  1802  (18.  Germinal  au  X.)  Art  6  u.  24. 

2)  Gesetz  vom  18.  GermiDal  an  X,  Art.  1. 

3)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art.  6  a.  24. 

4)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art.  64  n.  Code  p^nal  Art  199  u.  200. 
6)  Code  pdnal  Art.  201—203,  204—206,  207^-208. 
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anerkannt,  ernennt  die  Eirchenffirsten ,  die  Erzbischöfe  nnd  BisehOfe, 
welcher  Ernennung  erst  die  canonische  Institution  nachfolgt*).  Endlich 
fand  dieses  Verhältniss  in  dem  Gesetz  vom  17.  Februar  1810,  welches 
eine  Revision  des  Concordats  einschloss,  einen  festen  Ausdruck  durch 
den  Satz,  dass  keine  fremde  Souveränität  eine  geistige  Autorität  im 
Innern  Frankreichs  üben  könne  *). 
Die  Auch  in  zweiter  Richtung,  den  Staat  als  Gesetzgeber  betrachtet,  aner- 

^^'ewau^dM '  kannte  das  Concordat  seine  absolute  Macht,  wie  ehemals  die  gallicanischen 
Staates  und  die  Freiheiten.  Keine  Bulle,  Breve,  Rescript,  oder  wie  immer  ein  päpstlicher 
Kirche.  ßefehl  hcissen  mag,  selbst  wenn  er  nur  an  Private  geht,  kann  empfangen, 
publicirt,  executirt  oder  gedruckt  werden,  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss 
der  Regierung  ').  Ohne  diese  Erlaubniss  darf  kein  Legat,  Yicar  oder 
päpstlicher  Comroissar  eine  kirchliche  Function  auf  französischen  Boden 
üben  ^).  Selbst  die  Decrete  der  Synoden  oder  allgemeinen  Concilien 
können  in  Frankreich  nicht  veröffentlicht  werden,  ohne  in  ihrer  Form 
durch  Ae  Regierung  geprüft  zu  werden,  ob  sie  den  Gesetzen,  Rechten 
und  Freiheiten  Frankreichs  gemäss  sind  ^).  »Denn^,  erörterte  Portalis, 
„der  Papst  ist,  wie  alle  Menschen,  den  Schwächen  des  menschlichen 
Geschlechts  unterworfen,  er  kann  getäuscht  werden  und  sich  selbst 
täuschen  . . .  und  auch  die  allgemeinen  Concilien  sind  dayon  nicht  ans- 
genommen,  obgleich  die  Katholiken  diese  als  unfehlbar  anerkenneo  *)." 
Der  Appci  Für  die  Sicherheit  dieser  Staatsgewalt  belebte  Napoleon  die  alte  In- 
stitution des  Appel  comme  d'abus  wieder.  Die  Constituante  hatte  den 
historischen  Gang  dieses  Institutes  unterbrochen.  Die  Bezirksgerichte 
waren  competent  in  allen  Fragen  der  Verletzung  der  Constitution  ciTÜe 
du  clerge.  Napoleon  aber,  in  richtiger  Erkenntniss  dessen,  dass  die 
Grenzen  beider  Gewalten  dauernd  nur  durch  das  Gesetz  auf- 
recht erhalten  werden  könnten,  belebte  das  Institut  wieder  in  seiner 
alten  Form  und  Bedeutung.  Als  Fälle  des  Missbrauches  der  kirehiidien 
Gewalt  gelten  Verstösse  gegen  das  öffentliche  Recht  und  die  Gesetxe 
des  Reichs,  nicht  blos  gegen  die  Strafgesetze,  welche  besondere  Verbrecten 
der  Geistlichkeit  aufzählen  ^),  sondern  gegen  Cnltnsgesetze,  die  orga- 
nischen Artikel  und  andere   bürgerliche  Anordnungen,   Yerletcnngeo 


comme  d*abUB. 


1)  Gesetz  vom  18.  Germinal  »d  X.  Art  17 — 18. 

2)  Decret  vom  17.  Februar  1810.  Art.  12. 

3)  Pithou  et  Dnpuy:    Libert^   de  T^glise  gallicane.   Art  94  q.  99,  oo^ 
Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art.  1. 

4)  PithoQ  et  Dnpuy  a.  a.  O.  Art  11,  12,  46,  46,  53,  59  a.  60  und  Geseti 
vom  18.  Germinal  an  X.  Art  2. 

5)  Gesetz  vom  10.  Germinal  an  X.  Art  8. 

6)  Portalis:   Concordat  8,  159  n.  169. 

7)  Code  p^nal  Art.  199,  200,  201—208. 
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der  in  Frankreich  geltenden  Canones.  Am  wichtigsten  aber  erscheint 
das  Institut  des  Appels  in  den  Scblussbestimmungen  des  Gesetzes, 
welche  auch  za  den  meisten  Recnrsen  Veranlassung  gaben  ')•  Darnach 
kann  ein  Abus  stattfinden,  wenn  durch  irgend  eine  öffentliche  Handlung 
der  Geistlichkeit  bei  der  Ausübung  des  Cultns  die  Ehre  der  Bürger 
verletzt,  ihr  Gewissen  beunruhigt,  sie  unterdrückt  oder  beleidigt,  oder 
ein  öffentliches  Aergerniss  gegeben  wird  *).  Dadurch  erst  wurde  das 
Institut  wieder  auf  jene  Höhe  der  Bedeutung  emporgehoben ,  welche 
es  historisch  errungen  und  aus  der  die  Constituante  es  herausgedrängt 
hatte.  Demgemäss  entzog  Napoleon  auch  den  gewöhnlichen  Tri- 
bunalen die  Competenz,  über  den  Abus  zu  entscheiden  und,  bestimmt, 
zwischen  den  beiden  hohen  Gewalten,  Staat  und  Kirche,  zu  stehen, 
sollte  auch  jenes  Institut  wieder  die  Entscheidung  derselben  haben, 
das  die  Gesammtheit  der  Staatsthätigkeit  repräsentirt  —  der  Staats- 
rath ').  Das  Verfahren  wurde  somit,  durch  die  Behörde  bedingt,  ein 
administratives,  also  geheim,  ohne  Plaidoyer,  ohne  Kostenverurtheilung 
und  ohne  „fol  abus".  So  wichtig  für  die  Staatsgewalt  die  Wieder- 
belebung dieses  Instituts  war,  ebenso  gefährlich  war  und  wird  seine 
wirkliche  Anwendung  sein.  Nur  mit  grösster  jVorsicht  darf  [es  der 
Staat  gebrauchen.  Vor  jedem  anderen  Tribunal  hätte  die  Oeffentlich- 
keit  herrschen  müssen,  welche  der  Religion  sowohl,  als  der  weltlichen 
Gewalt  nur  schaden  konnte.  Zeit  und  Ort  muss  erwogen,  nichts  so 
deKcat  behandelt  werden ,  als  jene  Fragen,  welche  mit  dem  Gewissen 
in  Verbindung  stehen.  Andererseits  aber  wird  oft  zwischen  dem  Priester 
und  der  weltlichen  Behörde  entschieden  werden  müssen,  und  gerade 
dafür  war  es  weise,  die  Anwendung  des  ganzen  Institutes  dem  Staats- 
rath,  als  der  über  den  Parteien  in  jeder  Richtung  stehenden  Autorität, 
anzuvertrauen  ^).  Portalis  vertheidigte  diese  Bestimmungen  gegen  die 
Meinung  des  Clerus,  dass  der  Appel  ungerecht  wäre,  weil  die  weltliche 
Gewalt  nicht  in  geistlichen  Dingen  entscheiden  könne.  „Man  braucht 
aber  weder  Priester,  noch  Theologe  zu  sein,  um  festzustellen,  ob 
eine  Bulle,  ein  Canon,  ein  Breve  in  den  gewöhnlichen  Formen  erlassen 
worden,  ob  sie  besondere  Clausein  enthält  oder  neue  Bestimmungen, 
die  nicht  gerade  heterodox,  aber  doch  entgegengesetzt  den  Gesetzen 
des  Reiches  sind.  Huss  man  Doctor  der  Sorbonne  sein,  um  die  That- 
sachen  zu  prüfen,  welche  die  Worte  eines  Priesters  bei  Uebung  seines 
Dienstes  veranlassen,  und  darin  den  «Charakter  einer  Drohung,  einer 


1)  Dalloz:  B^p.  Bd.  XIV.  8.  787,  788  u.  790. 

2)  Gesetz  vom  18.  Qerminal  an  X.  Art.  6. 

3)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art.  7  u.  8. 

4)  TroUey  a.  a.  O.  Bd.  V.  S.  217  u.  ff. 
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öffentlichen  Beleidigung  oder  der  Ruhestörung  zu  erkennen ')?"  Und 
gerade  auf  dieser  Höhe,  zu  der  empor  das  Concordat  ein  in  dem  Be- 
wusstsein  des  Volkes  festgewurzeltes  Institut  wieder  emporhob,  würde 
es  auch  wieder  der  strenge  und  unparteiische  Richter  zwischen  den 
Gewalten,  welche,  verschieden  ihrer  Natur  nach,  dennoch  vereinigt 
innerhalb  der  Grenzen  eines  Reiches  wirken  und  schaffen  sollten. 
Frankreich  wahrt  dieses  Institut  als  einen  goldenen  Faden  in  seiner 
Gesetzgebung,  und  alle  katholischen  Länder,  wenn  sie  ohnmächtig  sind. 
es  sich  zu  erwerben,  können  Frankreich  doch  darum  beneiden. 
Die  Der  Staat  erscheint  endlich  in  dritter  Richtung  «jIs  Verwaltnngs- 

de^  suat^s  über  ^^^'^^^^^P* '  ^"^  ^*®  Kirchc  muss  sich  seinen  Gesetzen  fügen.  Drf 
die  Kirche.  Verfassungsmässig  festgestellte  Grundsatz,  die  Religionsfreiheit,  zeichnet 
von  vornherein  nach  dieser  Richtung  die  Aufgabe  der  Gesetzizebncg. 
Der  Staat  erscheint  einerseits  in  der  Kirche  selbst,  um  ihre  Ordnung 
zu  bestimmen  und  seinen  Frieden,  Ruhe  und  Sicherheit  dadurch  zn 
erhalten.  Kein  National-  oder  Metropolitanconcil,  keine  Diöcesansjnode 
oder  berathende  Kirchenversammlung  darf  statthaben  ohne  Bewilligunf 
der  Regierung.  Kein  fremder  Priester  darf  in  Frankreich  ohne  diese 
einen  Kirchendienst  üben.  ^liemand  kann  von  einem  Bischof  durch  die 
Weihe  dazu  berufen  werden,  der  das  zweiundzwanzigste  Jahr  nicht 
erreicht  hat  *).  Andererseits  aber  erscheint  der  Staat  mit  gleichem 
Beruf  und  gleicher  Gewalt  zwischen  der  Kirche  und  den  übriges 
Gläubigen  anderer  Religionen,  welche  er  anerkennt.  Keine  öffentliche 
Ceremonie  des  katholischen  Cultus  darf  ausserhalb  der  Khrchengebäade 
gefeiert  werden  in  Orten,  wo  noch  andere  Religionen  geübt  werden. 
Kein  Priester  darf  sich  erlauben ,  direct  oder  indirect  Andersgläabife 
jpu  schmähen,  zu  beschuldigen  oder  anzugreifen.  Niemand  darf  über- 
haupt irgend  eine  Vorschrift  geben,  welche  der  durch  die  Gesetze 
bestimmten  Uebung  des  katholischen  Cultus  zuwider  ist  ').  Dnd  in  den 
Grenzen  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  setzt  das  Concordat  und  die 
organischen  Artikel  die  Rechte  und  Pflichten  der  Priester  fest,  ^dtDn^ 
erklärte  Portaiis,  ),wie  die  religiösen  Institutionen  niemals  dem  öffent- 
lichen Glück  gleichgiltig  sein  können,  wie  sie  das  grösste  Gut  and  d£s 
grösste  Hebel  schaffen  können,  so  müssen  die  Staaten  ein  für  alle  M2I 
wissen,  an  was  sie  sich  halten  können  bei  jenen  Institutionen,  welck 
vielleicht  nützlich,  aber  auch  gefährlich  der  Politik  sein  können  ...  Der 
Staat  ist  bedroht,   wenn  ohne  sein  Wissen  Regehi  aufgestellt  oder 


1)  Portalis:   De  Tasage  et  de  Tabus  de  resprii  philosopkiqitft.  S.  GL  i^d 
Rap.  Tom  23.  September  1803. 

2)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art  4,  19  u.  32. 

8)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art  46,  52,  63  n.  70. 
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verändert  werden  kOnnen,  wenn  er  den  Formen  und  Institutionen  jenes 
Goovernements  fremd  bleiben  soll,  das  die  Aufgabe  hat,  die  Seelen  zu 
regieren  ').«  So  wahrte  sich  die  Staatsgewalt  ihre  Macht  und  ihr 
Ansehen.  So  erschien  sie  als  Gesetzgeberin,  Richterin  und  Polizei  in 
der  Kirche,  und  bestimmte  nach  ihren  Grenzen,  die  sie  sich  selbst  zog, 
jene  der  Kirche,  innerhalb  deren  sie  sich  entfalten  könne.  Die  Staats- 
gewalt in  ihrer  vollsten  Anerkennung  wurde  so  auch  die  Basis,  auf  der 
die  eigentliche  Kirchenordnung  des  modernen  Frankreichs  eirichtet 
wurde  und  innerhalb  deren  jedes  einzelne  Institut  derselben  nach  Rechten 
and  Pflichten  bestimmt  wurde  und  seine  Lebenskraft  fand.  Denn  ,,die 
Kirche  hat  eine  andere  Macht  und  nichts  mit  der  des  Staates  gemein, 
und  nur  Unwissenheit,  Ehrgeiz,  Fanatismus  und  eine  falsche  Dialectik 
haben  diese  einfachen  Wahrheiten  entstellt  ').^ 

Die  neue  Kirchenordnung. 
Auch  für  die  neue  Kircheneintheilung  wollte  Napoleon  an  die  Ver- 
gangenheit seinen  Plan  anknüpfen  und  mit  den  Bestimmungen  des 
Concordats  auf  die  gallicanischen  Freiheiten  zurückkehren.  Die  Basis 
der  neuen  Kirchenordnung  sollte  die  politische  Landeseintheilung  sein 
und  der  rOmische  Stuhl  in  Verbindung  mit  dem  Gouvernement  sie  vor- 
nehmen ').  Sie  sollte  nach  den  organischen  Artikeln  in  Bisthümer, 
Pfarreien  und  Neben-  oder  Hilfskirchen  zerfallen.  In  jedem  Bezirk 
eines  Friedensrichters  sollte  wenigstens  eine  Pfarrei  errichtet  werden. 
Der  Bischof  bestimmt  mit  dem  Präfect  die  Zahl  und  Ausdehnung  der 
Hiifskirchen,  doch  können  diese  Bestimmungen  nur  mit  Genehmigung 
des  Gouvernements  in  Execution  gesetzt  werden  *).  Die  gesammten 
Pfarreien  werden  unter  50  bischöfliche  Diöcesen  vereinigt  und  diese 
wieder  nach  10  Erzbisthümern  vertheilt,  welche  ihren  Sitz  zu  Paris, 
Malines,  BesanQon,  Lyon,  Aix,  Toulouse,  Bordeaux,  Bourges,  Tours  und 
Ronen  haben  sollen  *).  Die  Bischöfe  und  Erzbischöfe  können  mit 
Genehmigung  des  Gouvernements  innerhalb  ihrer  Diöcesen  besondere 
Capitel  errichten.  Auch  die  Zahl  und  die  Wahl  der  Priester,  welche 
diese  Capitel  bilden  sollen,  ist  von  der  Genehmigung  des  Gouvernements 
abhängig.  Die  Metropolitan-  oder  bischöflichen  Capitel  haben  bei  jeder 
Erledigung  eines  Bischofssitzes  dem  Gouvernement  Nachricht  zu  geben 
von  der  Erledigung  und  den  Maassregeln,  welche  sie  dafür  getroffen 


1)  Portalis:    Sitzung  vom  16.  Germiiial  an  X. 

2)  Portoiis:    Concordat  a.  a.  O.  S.  113  u.  ff. 

8)  Concordat  vom  15.  Juli  1801  (26.  Messidor  an  IX.)  Art.  2. 
4)  Gesetz  vom   18.  Germinal  an  X.  Art.  60—61,   und  G^rando  a.  a.  O. 
Bd.  n.  8.  11  u.  ff. 

6)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art  68. 
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habeu.  Keine  Neuernng  darf  während  einer  Erledigung  eines  Bischofs- 
sitzes vorgenommen  werden  ^).  In  jedem  Erzbisthum  soll  unter  dem 
Namen  eines  Seminars  ein  Erziehungshaus  für  den  Clerus  angelegt 
werden.  Ausserdem  können  Bischöfe  und  Erzbischöfe  solche  Seminare 
nur  mit  Bewilligung  des  Gouverneurs  in  ihren  Diöcesen  einrichten.  Die 
Organisation  derselben  muss  der  Bestätigung  des  Gouvernements  onter- 
worfen  werden*). 
Die  OrduQog  Innerhalb  dieser  äusseren  Grenzen  sollte  nun  auch  ein  neuer  Cialis 

wieder  eingeführt  werden  und  nach  den  Formen,  welche  das  Goncordat 
und  die  organischen  Artikel  bestimmten.  Gerade  diese  Bestimmungen 
waren  der  Gegenstand  der  heftigsten  Meinungskämpfe.  Das  Gouverne- 
ment behielt  sich  das  ausschliessliche  Recht  vor,  die  Erzbisthumer 
und  Bisthümer  nach  den  von  ihm  selbst  festgesetzten  Bestimmungen 
zu  besetzen,  nach  welcher  Besetzung  erst  die  päpstliche  Einsetzung 
angesucht  werden  konnte.  Aber  das  Gouvernement  ist  bei  diesen  Er- 
nennungen an  eine  Frist  gebunden,  während  der  Papst  in  Betreff  der 
canonischen  Einsetzung,  freilich  ungerechterweise,  unbeschränkt  ist 
Nach  dieser  Einsetzung  hat  der  Bischof  den  Eid  der  Treue  in  die 
Hände  des  ersten  Gonsuls  abzulegen').  In  dem  Breve  Tarn  molta 
vom  15.  August  1802  forderte  der  Papst  alle  Bischöfe  auf,  ihren  Sitzen 
zu  entsagen  und  der  neuen  Einsetzung  gewärtig  zu  sein.  Von  den 
alten  135  Bischöfen  waren  51  gestorben,  45  folgten  dem  Rath  des 
Papstes,  36  verweigerten  den  Gehorsam.  Es  waren  jene,  die  flüchtig 
in  England  unter  dem  Einfluss  der  Bourbonen  lebten  ^).  Ohne  Rück- 
sicht aber  darauf,  führte  Napoleon  die  neue  Besetzung  durch  und 
Caprera  installirte  die  Bischöfe,  als  päpstlicher  Legat,  nach  der  Er- 
laubniss  des  Breve  vom  29.  November  1801.  Der  Bischof,  ernannt 
und  eingesetzt,  ist  an  seine  Diöcese  gebunden  und  darf  dieselbe  nur 
mit  Erlaubniss  der  Regierung  verlassen.  Zur  Unterstützung  seines 
Dienstes  stehen  ihm  zwei  Generalvicare,  die  er  aus  den  Priestern  seiner 
Diöcese  ernennt,  zur  Seite.  Jeder  Bischof  ernennt  die  Pfarrer  sdner 
Diöcese  und  diese  haben  in  die  Hände  des  Prefets  den  Dienst-  and 
Treueeid  zu  leisten.  In  ihren  kirchlichen  Diensten  sind  sie  nur  vom 
Bischof  abhängig  und  seiner  Aufsicht  unterworfen,  doch  kann  er  sie 
erst  installiren,  wenn  die  Regierung  die  Wahl  gebilligt  hat  *).  Bischt 
und  Erzbischöfe  können  zu  ihren  Namen  den  Titel  Citoyen  oder  Monsieor 


1)  Gesetz  vom  18.  Qerminal  an  X.  Art.  11,  35—38. 

2)  Gesets  vom  28.  Ventöse  an  XIL  Art  1,  und  Gesets  vom  18.  Germinal 
an  X.  Art  11,  28—25. 

8)  Gesetz  vom  18.  Qerminal  an  X.  Art  16—18. 

4)  Portalis:  Goncordat  a.  a.  O.  S.  61. 

5)  Gesetz  Yom  18.  Germinal  an  X.  Art  19—26,  29-33  n.  4& 
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hinsuftgen.  Alle  anderen  Titel  und  Auszeichnungen  sollen  verboten 
bleiben.  Das  Kaiserreich  hob  stillschweigend  diese  Bestimmung  des 
GoQCordats  wieder  auf  und  machte  unter  seinen  ergebenen  Priestern 
Edelleute  aller  Art,  wie  unter  seinem  Militär  und  Beamten.  Die  Ordens- 
gelubde  blieben  bei  dieser  neuen  Ordnung  des  Clerus  unberücksichtigt 
aod  die  Klosterverbindungen  untersagt,  ausgenommen  jene,  welche  sich 
dem  Unterricht  und  der  Krankenpflege  widmeten  ^). 

Eine  schwierige  Frage  aber  blieb  dem  Gouvernement  in  Betreff  nupriestereh«. 
der  personlichen  Verhältnisse  der  Priester  zu  entscheiden,  jene  der 
Priesterehe.  In  seinem  Bericht  über  die  organischen  Artikel  grifif 
Portalis  sie  auf  und  führte  sie  auch  zu  einem  endgiltigen  Abschluss. 
Zu  strenger  Jurist,  um  jene  in  der  Zeit  der  Revolution  durch  die  Macht 
des  Staates  geschlossenen  Ehen  als  nichtig  zu  erklären,  anerkannte  er 
die  Resultate  der  Vergangenheit,  denn  selbst  die  Kirchengesetze,  sagte 
er,  sehen  in  der  Ehe  kein  zwingendes  Hinderniss  für  den  Kirchendienst, 
sondern  stellen  nur  ein  Verbot  auf.  Die  civilen  und  politischen  Gesetze 
müssen  sie  daher  anerkennen.  Aber  zu  strenger  Katholik  wieder,  um 
auch  für  die  Zukunft  Verhältnisse  zu  nähren,  welche  die  Kirche  ver- 
bietet, will  Portalis  die  Kraft  der  alten  Sitte  wieder  anerkennen.  Die 
bürgerliche  Autorität  soll  in  Zukunft  ihren  Beistand  bei  einer  Priester- 
ehe verweigern.  Freilich  wird,  wenn  sie  dennoch  geschlossen  werden 
sollte,  der  Effect  durch  die  bürgerlichen  Gesetze  anerkannt  werden 
müssen.  Aus  diesen  Grundsätzen  bildete  sich  die  erste  Theorie  über 
die  Priesterehe.  Sie  war  menschlich  und  gerecht  gegen  die  Geschichte. 
Die  Kirche  kann  den  Priestern  die  Uebung  ihres  Dienstes  untersagen, 
wenn  sie  dem  Verbot  der  Ehe  nicht  nachkommen.  Der  Priester  selbst 
kann  seiner  Weihe  entsagen  und  ein  einfacher  Bürger  werden,  wenn  er 
eine  Ehe  eingeht  Diese  Auffassung  ruhte  noch  auf  dem  Grundsatz  des 
Code  civil,  der  die  Ehescheidung  als  zulässig  erklärte.  Als  aber  das  Gesetz 
über  die  Ehescheidung  einfach  die  Unmöglichkeit  derselben  erklärte  ^), 
wurde  auch  die  individuelle  Freiheit  wieder  gebeugt  unter  den  Respect 
vor  der  natürlichen  und  religiösen  Ordnung  und  dem  Nutzen  der  Familien. 
Auch  auf  die  Auffassung  der  Priesterehe  wirkte  dies  zurück,  und  man  er- 
kannte in  der  priesterlichen  Weihe  ein  unübersteigliches  Ehehinderniss. 
Der  Cassationßhof  anerkannte  die  Verbote  der  Ganones  als  bürgerliche 
Gesetze,  und  die  Zeit  des  neunzehnten  Jahrhunderts  brach  abermals  mit 
einem  Grundsatz,  den  die  Worte  der  Apostel  geheiligt  und  die  Sittlich- 
keit und  Menschlichkeit  geboten  hätten,  für  alle  Zeiten  anzuerkennen  '). 


1)  Gesetz  vom  18.  Qerminal  an  X.  Art.  11.  Odrando  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  19  u.  flf. 

2)  Gesetz  vom  8.  Mai  1816. 

3)  Laferri&re:    Essai  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  406  o.  ff. 
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Die  üebung  Füf  die  ücbuDg  der  Rechte  und  Pflichten  der  Priester,  abLelirer 

'^"''cIiUm!''^''"  der  Religion,  sollte  der  Grundsatz  der  Reli^onsfreiheit  gelten,  wie  ihn 
das  Concordat  selbst  ausgedrückt  hatte.   Die  katholische  ReligioQ  kano 
frei  in  Frankreich  geübt  werden,  ihr  Cultus  ist  öffentlich  ond  nar  des 
Polizeigesetzen  unterworfen,  welche  für  die  öffentliche  Rohe  zu  sorgeo 
haben  >).   Der  Kirchendienst  soll  in  den  dazu  bestimmten  Kirchen  uod 
Kapellen  gefeiert  werden.    Hauskapellen  und  Privatoratorien  köoneü 
ohne   ausdrückliche   Erlaubniss    des   Gouvernements   nicht  errichte: 
werden.    Die  Kirchen  eines  Cultus  können  nur  von  diesem  benatzt 
und  geweiht  werden.     Die  Kirchenglocken  wurden  wieder  eingeiahrt, 
doch  sollte  der  Bischof  mit  dem  Präfect  die  Art  ihrer  Yerwendan: 
genau  bestimmen.    Die  Kirche  kann  über  religiöse  Acte  ihre  Register 
führen,  doch  können  diese  in  keiner  Weise  mehr  als  die  gesetzliches 
öffentlichen  Acte  ergänzend  oder  ersetzend  betrachtet  werden.  In  Offes 
Acten  und  Aufzeichnungen  soll  die  Kirche  aber  an  den  Staatskaloider 
gebunden  sein  ').    Dieser  anerkannte  keine  Feste  und  Festtage,  nnc 
erst  durch  das  Indult  des  Papstes  vom  9.  April  1S02,  welches  mit 
Erlaubniss   des  Gouvernements  ')   veröffentlicht  wurde,  wurden  ^er 
allgemeine  kirchliche  Feiertage  wieder  eingeführt:   Die  Gebart  Jeso, 
die  Himmelfahrt  Jesu,  Empfängniss  der  Jungfrau  und  das  Fest  aller 
Heiligen. 
i>«^_^^  Nachdem  das  Concordat  so  die  persönliche  Stellung  des  Cietu« 

neu  geschaffen,  dem  Cultus  selbst  die  leitenden  Grundsitze  wiedtf 
gegeben,  in  allen  Fragen  aber  mit  der  kirchlichen  Debung  die  weltliche 
Gewalt  verbunden  hatte,  blieb  noch  eine  Frage  zur  Entscheidong  nbrir. 
deren  Wirkung  bis  in  die  neueste  Zeit  Gegenstand  des  Zwdfels  csii 
des  Streites  gewesen  ist.  Es  war  die  Frage  nach  dem  kirchlichem 
Hab  und  Gut,  dem  Besitz  und  Besitzrecht  der  Kirche.  Das  Concordat 
sprach  darüber  zwei  allgemeine  Grundsätze  aus.  Der  Papst,  ^lockM 
allein  über  den  Frieden  und  die  Herstellung  der  katholischen  Kirche.* 
versprach  für  sich  und  seine  Nachfolger,  dass  nie  die  Erwerber  ^r 
Kirchengüter  in  irgend  einer  Art  gestört  werden  sollten.  Das  GoDTerB^ 
ment  dagegen  sichert  den  Bischöfen  und  Pfarrern  einen  genügende 
Gehalt  zu  und  gestattet  den  französischen  Bürgern,  zu  Gansten  <itf 
Kirche  Stiftungen  zu  machen  *).  Dadurch  also  wurde  der  Kirche  kä: 
Besitzrecht  mehr  zugesprochen ,  dagegen  dem  katholischen  Coltns  dk 
Erhaltung  der  Priester  von  Seiten  des  Staates  garantirt,  was  fibri§a> 


Klrcbeab«tite. 


1)  Concordat  Art  1. 

2)  Gesetz  rom  18.  Germinal  an  JL  Art  45—56. 

3)  Anrate  vom  19.  April  1802. 
4}  Concordat  Art  18  a.  15. 
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selbstverständlich,  da  die  Priester  nur  als  Staatsdiener  anerkannt 
wurden').  Die  unbeweglichen  Güter,  welche  von  der  Kirche  kraft 
des  Amtes  in  Besitz  genommen  werden,  treten  mit  diesem  in  ihren 
Besitz,  aber  nicht  in  ihr  Eigenthum.  Die  Erhaltung  dieser  Güter 
bleibt  daher  eine  Last  der  Gemeinden,  als  Eigenthümer,  und  nicht 
der  Nutzniesser  *).  Nach  diesen  Bestimmungen  war  über  das  blosse 
Besitzrecht  der  Kirche  an  diesen  Sachen  gar  kein  Zweifel,  und  erst 
nach  der  Julirevolution  erregte  die  Disposition  des  Staates  über  den 
demolirten  erzbischöflichen  Palast  in  Paris  einen  Streit  zwischen 
Staat  und  Kirche,  welcher  endlich  auch  gegen  die  Kirche  nach 
langen  Verhandlungen  entschieden  wurde  *).  Dennoch  trat  bald  eine 
Aenderung  in  diesen  Verhältnissen  ein.  Die  Bischöfe  erhielten  ein 
selbstständiges  Recht,  für  die  Verwaltung  beweglicher  Sachen  besondere 
Fabriken  anzulegen  *).  Sie  hatten  nach  dem  Gesetz  über  die  Kirchen- 
fabriken  für  alles  den  Gultus  Betreffende  zu  sorgen,  und  nur  dann, 
wenn  das  Vermögen  nicht  ausreichte,  den  bestimmten  Zwecken  zu  ge- 
nügen, konnten  die  Gemeindebürger  zu  besondern  Leistungen  herbei- 
gezogen werden^).  Trotz  dieser  Verrückung  des  Grundprincips  muss  doch 
auch  für  heute  noch  behauptet  werden,  dass  das  gesammte  Besitzrecht 
der  Kirche  sich  auf  ein  Mutzniessungsrecht  an  den  dem  Kirchenamt 
zugewiesenen  Gütern  beschränkt.  Das  Eigenthum  an  allen  diesen 
Gütern  ist  ein  öffentliches,  departemeutales  und  communales. 


Die  protestantlseheii  Qlaiibensffemelnscliaflen* 

Die  Stellung  der  Protestanten  war  in  dem  Jahrhundert  vor  der         ^** 

°  SteUung  der 

Revülution  eine  äusserst  traurige.  Sie  waren  aller  öffentlichen  Rechte  Protestanten  im 
verlustig,  sie  konnton  weder  Richter,  noch  Advocaten,  weder  Aerzte,  »i»«»  ^'«J^- 
noch  Pächter  oder  Kaufieute  sein,  selbst  das  niedrigste  Gewerbe  nicht 
treiben.  Dennoch  aber  wurden  sie  zu  den  Lasten  der  katholischen  Kirche 
herbeigezogen  und  selbst  als  sogenannte  Neubekehrte  noch  einem  lang- 
währenden staatlichen  und  gesellschaftlichen  Druck  unterworfen.  Es 
ist  ein  trauriges  Zeichen  für  die  Rohheit  des  sogenannten  philosophischen 
Jahrhunderts,  dass  Voltaire  noch  mit  Entsetzen  von  den  Calvinisten 
in  seiner  Geschichte  Ludwig's  XIV.  spricht,  Montesquieu  die  verkehr- 


1)  Gesetz  vom  18.  Oerminal  an  X.  Art.  64—67. 

2)  Arret^  vom  8.  April  1808  (18.  Oerminal  an  XI.)  und  16.  Juli  1803. 
8)  Affre:   Trait^  a.  a.  O.  §  4,  S.  109  n.  ff. 

4)  Arrdt^  vom  8.  Flor^al  an  XI. 
6)  Dccret  vom  80.  December  1809. 
Richter:   Staats-  and  OeBellacbaftsreebt.    II.  38 
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testen  Dinge  über  den  politischen  Charakter  der  ReligionsbekeBntause 
ausspricht,  und  selbst  ein  Turgot  am  Vorabend  der  Revo^atioD  nichts 
mehr  für  die  Freiheit  der  Protestanten  zu  fordern  wagt,  als  besondere 
Sterbe-,  Ehe-  und  Todtenregister.  Unter  Ludwig  XV.  wurden  noch  ao 
3000  Personen  auf  Grund  ihres  Glaubens  zur  Galeere  ventrthält^^ 
Hinrichtungen  auf  Grund  des  Glaubens  werden  noch  unter  LodwigXTI. 
verzeichnet ,  und  er  selbst  beschwor  bei  seiner  Tbroobesteigang  nodi 
„die  Ausrottung  der  Ketzer**  *).  Der  Justizmord  des  Calas  erschütterte  dk 
Herzen,  Menschenfreunde,  wie  Malesherbes,  Tui^ot,  Portalis,  Gondorcet. 
erhoben  ihre  Stimmen  für  die  „Emancipation  der  Protestanten^S  abersieer- 
reichten  doch  nichts  mehr,  als  jenes  gerühmte  Gnadenedict  Ludwig'sXVI. 
vom  Jahre  17S7,  das  den  Protestanten  erlaubte,  ihre  Geburten,  Heiratb« 
und  Sterbefälle  anzuzeigen.  Erst  die  Revolution  that  das  Uebnge. 
Dio  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  den  Protestantismus  mit  Vor- 

liebe behandelte.  Der  Grundsatz  der  Religionsfreiheit  berief  die  Pn>' 
testanten  zum  Genuss  aller  Rechte  der  französischen  Bürger.  In  ihieiD 
Besitz  sollte  die  protestantische  Kirche  unverletzt  erhalten  und  derselbe 
nicht  in  die  Nationalgüter  einbezogen  werden  ^).  Bald  aber  Indefte 
die  politische  Haltung  der  Protestanten  die  Lage  derselben.  Ali 
Gonstitutionelle  waren  sie  dem  königlichen  Absolutismus  gegenüber 
getreten,  als  Föderalisten  bekämpften  sie  den  Convent  und  wurden  Opfer 
der  Schreckensherrschaft.  Der  Convent  beraubte  endlich  auch  sie  ih(rt> 
kirchlichen  Besitzes  *)  und  stellte  die  protestantische  Kirche  in  ihren 
weiteren  Geschick  der  katholischen  gleich.  Sie  verschwindet  in  der  folgen- 
den Revolution,  wie  diese,  bis  die  Zeit  Napoleon's  mit  der  allgemeiocD 
Reformation  auch  eine  neue  protestantische  Kirchenordnung  herstellte- 
Dass  in  Mitte  der  Revolution  so  viele  Protestanten  unter  den  Führern 
derselben  hervorragen,  ein  Rabaut  St.  Etienne,  ein  Barnave,  ein  Boissr 
d'Anglas  als  Protestanten  an  die  Spitze  der  Ereignisse  traten,  fast  alle 
Protestanten  mit  Begeisterung  der  Revolution  anhingen,  lag  keincsw^io 
den  Glaubenslehren  der  protestantischen  Kirche,  — -  denn  religiös  hattCE 
und  haben  die  Protestanten,  wie  Katholiken  und  Juden,  ihre  Pietisteo, 
Mucker  und  Jesuiten,  —  sondern  es  lag  allein  in  der  Zeit  selbst,  welche 
einem  Theil  des  Volkes  seine  politische  und  rechtliche  Wiede^ebort 
verhiess  und  wirklich  erzeugte.  Ein  hoch  aufgeklärter  Priester  der 
Revolution  stellte  zuerst  den  Grundsatz  der  Duldsamkeit  und  Gleich- 


1)  Aignon:   De  IMtat  des  protentants  en  Fraoce.   S.  87. 

2)  Die  protestantische  Kirche  Frankreichs  ron  1787—1846,  vaa  Dr.  ^'> 
L.  Gteseler  beraangegeben,  Bd.  I.  S.  23. 

3)  Dccret  vom  1—10.  Dccember  1790,    Notioe  sur  lea  fondatioos  iAbü»- 
stratives  par  le  s^minaire  Protestant  da  Strasabourg.  1854.  P«ii.  IL 

4)  Decret  ▼om  8.  März  1793. 
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berechtigung  auf,  und  daa  Princip,  mit  dem  man  die  Andersgläubigen 
im  selben  Staat  zur  friedlichen  Gemeinschaft  vereinen  könne.  „Sicher 
halte  ich",  schreibt  Gregoire,  „die  Juden,  Protestanten  und  Theophilan- 
thropen auf  einem  Irrwege,  aber  als  Mitglieder  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft haben  sie  ebenso  viel  Rechte,  als  ich,  einen  Tempel  zu  bauen 
und  ihn  öffentlich  zu  besuchen.  Jede  politische  Gesetzgebung  soll  in 
Betracht  der  verschiedenen  religiösen  Gesellschaften  sich  in  die  Worte  zu- 
sammenfassen lassen:  Hindern,  dass  man  sie  stört  und  dass  sie  stören  ^)/^ 

Napoleon  belebte  nun  diesen  Grundsatz  zum  Theil  in  den  oi^ani-  Napoleon»! 
sehen' Artikeln  zum  Concordat  und  in  seiner  bürgerlichen  Gesetzgebung,  ^'^g'^^'n.*^  * 
Die  reformirte  Kirche  und  die  Augsburger  Confession  wurden  als  voll-  Ordnung, 
ständig  berechtigte  Kirchen  anerkannt  und  traten  als  solche  zur  Staats- 
gewalt in  dasselbe  Verhältniss,  wie  die  katholische  Kirche.  Keine 
dogmatische  oder  doctrinale  Entscheidung,  kein  Formular  unter  dem 
Titel  einer  Confession  oder  einem  anderen  Titel  kann  in  Frankreich 
veröffentlicht  oder  Gegenstand  des  Unterrichts  werden,  ohne  besondere 
Bewilligung  des  Gouvernements  für  die  Veröffentlichung  oder  Bekannt- 
machung. Niemand  kann  in  der  protestantischen  Kirche  eine  kirchliche 
Function  üben,  ohne  Franzose  zu  sein.  Die  Kirche  und  ihre  Beamten 
können  in  keiner  Beziehung  unter  eine  fremde  Macht  oder  Autorität 
sich  stellen,  oder  von  ihr  abhängig  werden.  Der  Appel  comme  d'abu3 
ist  auch  gegen  die  protestantische  Kirche  zulässig  und  der  Staatsrat! 
die  richtende  Behörde  in  Streitigkeiten  der  Religionsdiener,  der  welt- 
lichen Behörden  und  Gläubigen.  Die  kirchlichen  Beamten  sind  Staats- 
diener und  werden  vom  Staat  besoldet.  Die  protestantische  Kirche 
ist  fähig,  wie  die  katholische,  Stiftungen  zu  empfangen,  doch,  wie  diese, 
mit  Bewilligung  der  Regierung  und  unter  deren  Verwaltung.  Für  die 
Heranbildung  der  protestantischen  Geistlichkeit  werden  Academien  und 
Seminare  gebildet,  deren  Lehrer  vom  Gouvernement,  zuerst  vom  ersten 
Consul,  ernannt  werden.  Die  Verwaltung  dieser  Institute  wird  vom 
Gouvernement  bestimmt.  Nur  aus  diesen  Schulen  kann  die  protestan- 
tische Geistlichkeit  hervorgehen  ^).  Die  protestantischen  Priester  sind, 
wie  die  katholischen,  von  der  Vormundschaftspflicht  befreit ')  und  von 
der  Jury  ausgeschlossen  ^).  Man  zählte  in  Frankreich  im  Jahre  1807 
63  Consistorialkirchen  mit  521  Pfarreien;  127  reformirte  Kirchen  und 
19  Bethäuser  mit  651  Pfarren^). 


1)  Gregoire:    M^moires  Bd.  II.  S.  7. 

2)  Gesetz  roni  18.  Germinal  an  X.  Tit.  I.,  II.  und  III.  Art.  1—14. 
8)  Code  ciYile  Art.  427. 

4)  Code  dUnst.  erim.  Art.  884. 

b)  Die  protestantische  Kirche  Frankreichs  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  96. 
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Die  innere  In   ihrer  besonderen   Ordnung  wird    die  reformirte  Kirche  von 

de^'^omirren^*^*^''®"'  Locülsynoden  und  Synoden  verwaltet    Auf  je  6000  Seelen 
Kirche.       wird  eine  Consistorialkirche  gerechnet  und  fünf  derselben  bilden  das 
Arrondissement  einer  Synode.    Keine  Kirche  soll  von  einem  Depart^ 
ment  in  ein  anderes  sich  erstrecken.    Das  Gonsistorium  einer  Kirche 
besteht  aus  dem  Pastor   und  nach   der  Wichtigkeit  der  Kirche  ans 
sechs  bis  zwölf  Notablen,  die  aus  der  Zahl  der  höchstbestenerten  Bürger 
der   Gemeinde   gewählt   werden.     Das   Gonsistorium    überwacht  die 
Kirchendisciplin,  die  Güter  und  Almosen.    Der  Pastor  ist  der  Präsideot 
desselben,  der  älteste  Notable  führt  das  Secretariat.    Die  Sitzmigen 
werden  an  bestimmten  Tagen  gehalten.    Ausserordentliche  Sitzangeo 
bedürfen  der  Bewilligung  des  Maires  oder  Sousprefets.   Alle  zwd  Jahre 
scheidet  die  Hälfte  des  Gonsistoriums  nach  dem  Alter  aus.   Der  Pastor 
ist  lebenslänglich  in  seine  Würde  eingesetzt  und  kann  nur  durch  Er- 
kenntniss  des  Gouvernements  entsetzt  werden.   Das  Gonsistorium  wählt 
ihn  und  präsentirt  ihn  dem  ersten  Gonsul  zur  Einsetzung,  nach  der  ei 
dem  Prefet  den  Eid  der  Treue  leistet.    Eine  Synode  wird  durch  de& 
Zusammentritt  der  Pastoren  und  je  eines  Notabein  jeder  Kirche  gebildet. 
Sie  überwacht  den  Gultus,  den  Unterricht  und  die  Eirchengeschifte, 
und  hat  darüber  an  den  Staatsrath  im  Voraus  zu  berichten,  ehe  sie 
die  Gegenstände  in  Verhandlung  zieht    Eine  Synode  kann  nm-  mit 
Bewilligung  des  Gouvernements  zusammentreten  und  wird  vom  Prefet 
oder  Sousprifet  assistirt^). 
Die  innere  Die  Augsburgische  Gonfession  wird  durch  Pastoren,  Localconsbtoriea, 

ordnang  der   Inspectioneu  Und  Generalconsistorien  verwaltet.  Die  Stellung  der  Pastöreo 

Aogtbargiscnen         ^  «  •    l 

Gonfesiion.  ist  dieselbe,  wie  jene  der  reformirten  Kirche.  Fünf  ConsistoriaUarcheD 
bilden  das  Arrondissement  einer  Inspection.  Diese  besteht  aus  einem 
Priester  und  einem  Notabel  jeder  Kirche  und  versammelt  äcb  nach 
eingeholter  Erlaubniss  des  Gouvernements.  Aus  jeder  Inspection  werdes 
für  die  unmittelbare  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Kirchendienstes 
eine  geistliche  und  zwei  weltliche  Personen  gewählt  Diese  Inspectaren 
müssen  für  diese  Dienste  von  der  Regierung  bestätigt  werden,  so  wie 
ihre  Entscheidungen  nur  nach  Bestätigung  der  Regierung  Executivkrait 
erlangen.  Die  Generalconsistorien  wurden  zu  Strassburg,  Maioi  and 
GOln  errichtet  und  aus  einem  weltlichen  Präsidenten,  zwei  geistlichen 
Inspectoren  und  einem  Deputirten  jeder  Inspection  gebildet  Der  Pre- 
sident und  die  geistlichen  Inspectoren  wurden  vom  ersten  Gonsol  er- 
nannt, dem  sie  zugleich  den  Eid  der  Treue  zu  leisten  hatten.  Ds^ 
Generalconsistorium  kann  sich  nur  mit  Erlaubniss  des  Gouvernemeots 
versammeln,  hat  dem  Staatsrath  über  seine  Verhandlungen  Bericht  so 


*)  Gesetz  vom  18.  Oenniual  an  X.  Art.  15—17  u.  28. 
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erstatten  und  kann  seine  Sitzungen  nur  auf  sechs  Tage  ausdehnen. 
Der  Prefet  des  Departements  des  Sitzungsortes  hat  im  Generalcon- 
sistorium  Sitz  und  die  Leitung  der  Berichterstattung  an  den  Staatsrath. 
Für  die  Zeit  von  einem  Generalconsistonum  zum  andern  wird  für  die 
gesammte  Leitung  des  Kircheudienstes  ein  Directorium  eingesetzt,  be- 
stehend aus  dem  Präsidenten,  den  zwei  ältesten  kirchlichen  Inspectoren 
niid  drei  vom  ersten  Gonsul  ernannten  weltlichen*). 

Jedenfalls  hätte  die  protestantische  Kirche,  nachdem  der  Sturm 
der  Revolution  sich  gelegt  hatte,  mehr  innere  Freiheit  ertragen,  zumeist 
sie  Kraft  genug  zeigte,  aus  sich  selbst  heraus  sich  zu  organisiren. 
Napoleon  hätte  in  dieser  Richtung  viel  Gutes  schaffen  können,  wenn 
er  nicht  selbst  zum  Theil  von  politischen  Vorurtheilen  befangen  gewesen 
wäre,  die  nach  ihm  abermals  in  Religions-  und  Glaubensvorurtheile  aus- 
arteten und  in  der  schmählichsten  Pfaffenwirthschaft  der  Restauration  zu 
jenen  Schandthaten  führten,  welche  die  Geschichte  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts nur  mit  Erröthen,  aber  sicher  auch  zum  letzten  Mal  berichtet '). 
Nach  Wiederherstellung  der  Ruhe  und  Beendigung  der  Glaubensverfol- 
gungen anerkannten  die  Regierungen  die  Gesetzgebung  Napoleon's,  die 
mit  wenig  Aenderungen  auch  noch  heute  vollständig  gilt '). 


Die  Juden  und  Ihre  Cultusordnun^* 

In  ähnlichen  Verhältnissen,  wie  die  Protestanten,  lebten  vor  der         du 
Revolution  die  Juden,  nur  trat  zwischen  sie  und  die  übrige  Volksmasse  jn^''^  Ijten 
noch  der  gesellschaftliche  Hass,  oder  wenigstens  Widerwille,  den  hier    Fimnkreieb. 
die  Juden  zumeist  selbst  verschuldeten.   Sie  theilten  sich  in  Frankreich 
in  zwei  nach  Sitte  und  Culturfähigkeit  streng  geschiedene  Racen,  in 
die  portugisischen  Juden,  im  Süden  Frankreichs,  und  die  deutschen 
Juden,  zumeist  im  Elsass  verbreitet.   Während  jene  frühzeitig  mit  dem 
französischen  Nationalgeiste  sich  verschmolzen,  den  Landesgesetzen  und 
Gebräuchen  nachgingen,  viele  der  Hindernisse,  welche  ihrer  Emanci- 
pation  entgegenstanden,  selbst  bereitwilligst  wegräumten,  dem  Gewerbe 
und  Ackerbau  ebenso  sich  zuwendeten,  wie  dem  Handel,  fleissig  und 
tolerant  waren,  haben  die  deutschen  Juden  mit  ungeheurer  Zähigkeit, 
welche  die  Verschiedenheit  der  Sprache  noch  beförderte,  an  ibron 
Eigentbümlichkeiten  festgehalten  und  jede  Assirailirung  von  sich  ge- 


1)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  Z.  Art.  83—^7. 

2)  Die  protesUntische  Kirche  in  Frankreich«  Bd.  L  8.  126. 
8)  G^rando  a.  a.  0.  fid.  U.  S.  29  n.  ff.  No.  427  n.  ff. 
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wiesen.  Sie  waren  die  Anbänger  und  Vertreter  des  starresten,  aber 
auch  bornirtesten  Talmudismus,  gingen  einzig  und  allein  dem  Handel 
und  Zinsenwucber  nacb,  mieden  jede  andere  Beschäftigung  und  nährten 
selbst  den  Hass,  der,  rückwirkend  auf  sie  wieder,  ihre  Emancipatin 
verhinderte  *).  Vor  Ludwig  XVI.  kümmerten  sich  die  Regierung  n 
wenig  um  die  sittliche  und  bürgerliche  Entwickelung  einer  Volksmcss . 
die  beiläufig  60—80,000  Seelen  zählte.  Ludwig  XVL  erst  Hess  eine 
Commission  zusammenrufen,  die  unter  Malesherbes*  Vorsitz  über  die 
Emancipation  der  Juden  berathen  sollte,  und  die  Fragen,  die  derselKn 
vorgelegt  wurden ,  waren  dieselben ,  welche  später  Napoleon  der  za 
gleichem  Zweck  einberufenen  Judencomraission  unterbreitete  *).  Die 
Die  Revolution  unterbrach  diese  Arbeiten  und  Cltrraont  Tonnerre  re^te  in 
Juden  und     ^^^  Constituante  durch  die  Vorlage  eines  Emancipationsdecretes  einer 

die   Revolntlor»  ^  * 

wüthenden  Meinungskampf  auf.  Mirabeau  hatte  zuerst  darüber  ge- 
schrieben, der  deutsche  Baron  Clootz  die  Frage  aufgegriffen  und  vom 
Erzbischof  von  Paris  darüber  mit  der  Ausweisung  bedroht  wonlee. 
Robespierre  erhob  mit  aller  Kraft  seine  Stimme  für  die  Freiheit  udJ 
Gleichberechtigung.  Ein  einziges  kurzes  Decret,  welches  diese  auch 
erklärte  '),  erledigte  die  Frage  in  ihrer  grossen  Wichtigkeit.  Der  Kampf 
der  katholischen  Partei  war  noch  zu  gewaltig,  der  Abscheu  des  Volkes 
selbst  zu  gross  und  vor  allen  die  Zeit  zu  bewegt,  um  mit  tieferem 
Ernste  die  Frage  zu  erörtern.  Dennoch  hatte  die  Constituante  gefehlt 
ihre  Aufgabe  in  dieser  Richtung  so  zu  vernachlässigen.  Die  Eraancipatif-o 
der  Juden  hing  damals,  wie  immer  und  überall,  wo  sie  angeregt  wurde, 
von  wichtigeren  Gesetzen  ab,  als  jenem,  das  Freiheit  und  Gleicb- 
berechtigüng  blos  erklärte,  ohne  die  Mittel  anzugeben,  die  dafür  bildeten 
und  erzogen.  Fünfzehn  Jahre  dieser  Freiheit  und  Gleichheit  haben 
keinen  Eindruck  und  keinen  Erfolg  gehabt,  und  Napoleon  fand  di' 
Unterschiede  so  scharf,  wie  sie  ehemals  bestanden  *).  Aber  aach 
Niemand  war  geeigneter,  als  Napoleon,  den  wie  unlösbar  erscheineoden 
Bann  zu  brechen.  Er  allein  hatte  ein  so  hohes  Interesse  für  ein  Zid, 
das  er  sich  gesetzt,  dass  er  auch  Zwang  und  Gewalt  nicht  scheute, 
es  zu  erreichen.  Die  seltene  Grösse  erschien  überall.  Und  die  Juden 
mussten  emancipirt  werden  und  werden  überall  emancipn-t  werdea 
müssen,  da  sie  freiwillig  aus  ihren  vererbten  Zuständen  nie  heraus- 
treten, die  ihnen  bei  aller  Verachtung  doch  Vortheil  auf  Kosten  des  Rechtes 
des  anderen  versprechen.    Die  Cultur  Europas  darf  keine  Ablageruof 


1)  Hallez:    Dea  juifa  en  France.  1845.  Part  I. 

2)  Halles  a.  a.  O.  S.  163. 

8)  Decret  rom  S7.  Septembor  1791. 

4)  L^n  Hal^yj:   B^nin^  de  rhistoire  des  jaifs  moderiiM.  S.  501 


Die  Juden  und  ihre  CnltnBordnnng.  599 

asiatischer  Wirthschaft,  selbst  wenn  diese  nur  im  Kreis  der  Familie 
herrscht,  dulden.  Man  hat  die  Thätigkeit  Napoleon's  als  ein  Werk 
des  Hasses  dargestellt  i),  und  auf  den  ersten  Anblick  erscheint  sie 
auch  so,  aber  sie  scheint  blos  so,  weil  sie  nicht  blos  schöne  Worte 
eines  letzten  Zieles  giebt,  sondern  anch  die  Mittel,  dieses  zu  erreichen. 
Die  Jahre  der  Erziehung  sind  immer  schwerer  und  die  Züchtigung  wird 
allenthalben  in  ihnen  geboten. 

Mit  Güte  und  Zwang  schritt  Napoleon  auf  die  Sitten,  den  <  harakter  Napoleon  u.  die 
und  Geist  des  jüdischen  Volkes  los.    Er  berief  daher  eine  Judenver-  Em»ncipation 

^  der  Jaden. 

Sammlung,  um  erklären,  feststellen  und  beweisen  zu  lassen,  dass  der 
judische  Glaube  durch  die  französischen  Gesetze  nicht  verletzt  werde, 
und  dass  man  ein  guter  Bürger  und  guter  Jude  sein  könne,  „um  die 
Mittel  aussprechen  zu  lassen,  welche  sie  selbst  als  die  besten  erkennen, 
um  ihre  Glaubensgenossen  der  Uebung  von  Künsten  und  Gewerben 
zuzuwenden,  durch  eine  anständige  Industrie  die  schmachvollen  Er- 
werbsquellen zu  ersetzen,  denen  viele  Generationen  hindurch  sich 
überlieferten.^'  Und  in  demselben  Decret  ^)  befahl  Napoleon  auch 
gleich y  dass,  vom  Tag  der  Einberufung  des  Judenconcils  an,  ein  Jahr 
hindurch  alle  Executionen  der  Contractsansprüche  sistirt  bleiben  sollten, 
welche  nicht  unter  Handelsleuten  und  nicht  als  einfache  Bewahrungs- 
gescbäfte  errichtet  wären.  Unter  dem  Vorsitz  Fustado's  von  Bordeaux 
wurde  das  Judenconcil  am  26.  Juli  1806  eröffnet.  Mole  brachte  die 
Botschaft  des  Kaisers  und  legte  ihm  die  Fragen  vor,  die  es  beantworten 
sollte.  Der  ernsteste  Trennungspunkt  war  die  Ehe.  Das  Concil  bestätigte 
die  Monogamie  und  die  Möglichkeit  der  Scheidung  auch  nach  jüdischem 
Gesetz,  aber  es  erklärte,  dass  es  gemischte  Ehen  wohl  in  ihrer  Givil- 
wirknng  anerkenne,  aber  nicht  in  religiöser  Beziehung.  Es  bestätigte, 
die  Franzosen  als  Brüder  anerkennen  zu  können,  nach  dem  Talmud 
jede  Profession  üben  zu  dürfen,  aber  nur  von  Fremden,  nicht  von  Juden 
Zinsen  nehmen  zu  können.  Nach  diesen  Beschlüssen  versprachNapoleon'), 
am  Grand  Sanhedrin  ein  feierliches  Judenconcil  einzuberufen.  Er  wollte 
eine  imposante  Erklärung,  „damit  keine  Entschuldigung  mehr  bleibe, 
Bürger  des  Landes,  wie  jeder  andere,  zu  sein%  und  der  längst  gefälschte 
Talmud  nicht  mehr  der  Vorwand  sei,  aus  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
sich  zu  scheiden.  Um  der  Versammlung  die  besondere  Weihe  zu  geben, 
sollten  von  den  siebzig  Mitgliedern  derselben  zwei  Drittel  Rabbiner  sein. 
Am  4.  Februar  1807  trat  diese  feierliche  Versammlung  zusammen  und 
erklärte  sogleich,  dass  die  mosaischen  Gesetze  religiöse  und  politische 


1)  Halävy  A.  a.  0.  8.  312. 

2)  Decret  vom  80.  Mai  1806. 

3)  Declaration  rom  18.  September  1806. 
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Bestimmungen  enthielten,  von  denen  die  ersten  absolut  nnd  unabänder- 
lich, die  letzteren  aber  ohne  Kraft  und  Bedeutung  seien,  da  die  Jaden 
keine  Nation  mehr  bildeten.  Auf  Grund  dieses  obersten  Princips  be- 
stätigte die  Versammlung  die  Beschlüsse  des  ersten  Concils,  welche 
nun  auch  als  Declaration  des  Grand  Sanhedrin  in  das  Beeret  vom 
17.  März  1S08  übergingen  und  den  Codex  der  Cultusordnung  der  Jaden 
in  Frankreich  bis  auf  die  Gegenwart  bildeten*).  Darnach  sollte  in  jedem 
Departement,  das  wenigstens  2000  Juden  hatte,  eine  Synagoge  und  ein 
israelitisches  Gonsistorium  gebildet  werden.  Der  Sitz  desselben  sollte 
da  sein,  wo  die  meisten  Juden  wohnten.  In  keinem  Fall  sollte  mehr 
als  eine  Synagoge  und  nirgends  Privatsynagogen  errichtet  werden. 
Ein  Grossrabbiner,  der  zugleich  Vorstand  einer  Gonsistorialsynagoge 
ist,  bildet  mit  einem  anderen  Rabbiner  und  drei  aus  der  Gemeinde 
gewählten  Israeliten  das  Gonsistorium.  Daneben  besteht  eine  Notablen- 
versammlung  von  25  höchstbesteuerten  Juden  für  die  Wahl  des  Con- 
sistoriums  und  die  Beaufsichtigung  des  Cultus  und  Leitung  der  allge- 
meinen Angelegenheiten.  Das  Gonsistorium  hat  über  die  Uebung  des 
Cultus  zu  wachen,  die  Conscriptionslisten  der  militärpflichtigen  Juden 
zu  führen  und  die  Ordnung  zu  erhalten.  Für  das  Rabbinat  sind  nur 
Franzosen  geeignet.  Jeder  Rabbiner  bezieht  einen  Gehalt,  der  dorch 
eine  auf  die  Juden  umgelegte  Steuer  aufgebracht  wird.  Das  Gon- 
sistorium hat  die  öconomische  Verwaltung,  die  Notablen  die  Beauf- 
sichtigung derselben.  Erst  seit  1830  werden  auch  die  jüdischen 
Religionslehrer  als  öffentliche  Beamte  angesehen  und  vom  Staat 
besoldet.  Wichtig  für  die  Emancipation  der  Juden  war  die  Beschrän- 
kung der  Competenz  der  Rabbiner  auf  ihre  religiöse  Thätigkeit.  Sie 
hatten  keine  politische  und  gerichtliche  Gewalt  mehr,  was  vor  der 
Revolution  zumeist  eine  unübersteigliche  Schranke  der  Verschmelzung 
der  Juden  mit  dem  übrigen  Volke  war. 

Auch  in  politischer  Richtung  setzte  die  Judenversammlnng  des 
Grand  Sanhedrin  die  Grundzüge  fest,  welche  zumeist  die  Emancipation 
befördern  und  eine  Verschmelzung  der  Nation  anbahnen  sollten.  Alle 
Wuchergeschäfte,  wie  Darlehen  an  Minderjährige,  an  Frauen  ohne 
Bewilligung  des  Gatten,  an  Militärs  ohne  Genehmigung  des  Armee- 
chefs, wurden  als  nichtig  erklärt«  Jeder  Judenwechsel  mosste  in  seiner 
Summe  gerechtfertigt  werden,  und  jeder  Zinsenzuschlag,  wenn  er  die 
Gesetze  zu  täuschen  bestimmt  war,  wurde  als  nichtig  erklärt.  Jeder  Jude 
musste  ein  Gewerbspatent  erwerben  und  dasselbe  alle  Jahre  erneaeo. 
Alle  Handelsacte,  Contracte  und  Obligationen,  von  patentlosen  Juden 
eingegangen,  wurden  als  nichtig  erklärt.     Um  ihre  Vermehrung  zn 


•)  G^rando  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  S5  n.  £P.  No.  2268  a.  ff. 
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hindern,  wurde  ihre  Niederlassung  erschwert.  Sie  wurden  dabei,  wie 
bei  jeder  Niederlassung,  an  den  Erwerb  eines  G rundeigen thums  und 
das  Versprechen,  Grundbesitzer  zu  bleiben  und  keine  Handelsgeschäfte 
zu  treiben,  gebunden.  Alle  Juden  wurden  militär))flichtig  und  unfähig, 
Stellvertreter  zu  stellen.  Später  konnten  sie  Ersatzmänner  kaufen, 
doch  nur  aus  der  Zahl  ihrer  Glaubensgenossen  ').  Diese  bürgerlichen 
[Bestimmungen  sollten  zehn  Jahre  dauern,  in  der  Hoffnung,  dass  nach 
der  Zeit  ein  genügender  Ausgleich  eingetreten  sein  würde.  Endlich 
zwang  man  alle  Juden,  Familiennamen  anzunehmen  ^).  Vorzüglich  die 
deutschen  Juden,  welche  nur  nach  wenig  biblischen  Namen  und  den 
Wohnorten  sich  kennzeichneten,  trieben  damit  argen  Missbrauch.  Man 
entzog  sich  dadurch  und  durch  den  leichten  We  hsel  des  Namens  der 
Besteuerung,  den  gerichtlichen  Verfolgungen  u.  s.  w. 

Wohl  lagen  in  diesen  Bestimmungen  manche  Gewaltthaten,  aber 
sie  waren  nöthig  und  haben  dem  Judenthum  nicht  geschadet.  In  einer  Zeit 
von  zwanzig  Jahren  haben  sich  die  Juden  verzehnfacht.  1810  zählte  man 
s(  hon  400,000  ").  Dennoch  aber  kann  man  die  Kraft  aller  Mittel,  welche 
die  Gesetzgebung  angewendet,  bezweifeln,  nnd  der  Erfolg  der  Eman- 
cipation  rechtfertigt  die  Mühe,  die  man  darauf  verwendet,  noch  nicht 
Dass  dies  aber  der  Fall  ist,  mag  zumeist  noch  daran  liegen,  dass  heute 
noch  der  Schulunterricht  in  der  Emancipationsgesetzgebung  vergessen 
ist.  Heute  noch  sind  die  Primärschulen  nach  Gonfessionen  getrennt, 
und  die  Erhaltung  der  jüdischen  eine  Last  der  Glaubensgenossen.  Das 
zu  vollenden,  gleichen  Unterricht  für  alle  Bürger,  mit  Ausschliessung 
jeder  Religionslehre,  in  den  Schulen,  bleibt  als  Aufgabe  einer  noch  freier 
und  aufgeklärter  denkenden  Zeit  überlassen,  als  jene  war,  die  Napoleon 
in  seiner  Reformation  unterstutzte  und  ihm  dann  folgte. 


Der  öffentliche  Unterricht 


Die  Sehule  und  llipe  Oriranl«afttlon. 

Nichts  bietet  in  Frankreich  einen  so  traurigen  Anblick,  nichts  ist     HiatoHi^cbe 
alle    Jahrhunderte   hindurch    in    dieser  Traurigkeit   des    Unvollkom-     E*ni<?**^«- 
menen  und  Trügerischen  sich  so  gleich  geblieben,  als  der  Öffentliche 
Unterricht  und  seine  Organisation.    Reformatorische  Ideen  desselben 


1)  Decret  Yom  26.  December  1813. 
.2)  Decret  yom  20.  Jali  1808. 
8)  Halles  ii.  a.  O.  S.  241.    BMvy  a.  a.  0.  S.  242. 
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haben  alle  Zeiten  geschaffen,  aber  alle  tragen  auch  die  Zdcben  der 
Unfähigkeit  in  sich,  sie  aaszufuhren.    Selbst  die  Revolation  mit  ihres 
schöpferischen  Geistern  macht  hier  keine  Aasnahme.    Ich  habe  an 
einem  anderen  Orte  schon  die  Grandzüge  der  geistigen  Bewegimg  auf 
diesem  Gebiete  dargestellt    „Man  kann  sie  bewandern,  wie  Denkstene 
der  Ausdehnung  des  menschlichen  Geistes,  aber  sie  besassen  za  weoi; 
Cebereinstimmung  mit  dem  wahren  Zustand  Frankreichs,  als  dass  dk 
Unmöglichkeit,  sie  auzawenden,  nicht  klar  war,  selbst  für  jene,  dk 
schwer  an  diese  Unmöglichkeit  glaubten  *).''   Und  dass  diese  Zustiodt 
dauernd,  unter  den  verschiedensten  Regierungen,  den  entgegengesetz- 
testen Zeitströmungen  sich  gleich  bleiben,  jedem  Jahrhundert  ei^es- 
thumlich  sein  konnten,  das  muss  in  der  That  einen  tieferen  Gno 
haben,  als  die  Unwissenheit  der  Regierung,  oder  ihren  bösen  Willen,  oir 
ihre  Gleichgiltigkeit,  oder  ihren  Despotismus.    Diese  sind  es  wohL  & 
zum   grossen  Theil  die  Pfleger  und  Erhalter  gewisser  Zustande  M 
die  Zustände  aber  zu  schaffen,  haben  sie  doch  nicht  die  Macht.  Diae 
hat  allein  die  Nation  selbst  in  ihrem  Wesen  und  Charakter,  wie  r: 
von  Anfang  an  das  gallische  Volk  kennzeichnet  und  wie  er  sich  tDt- 
wickelt  hat,  um  eine  französische  Nation  zu  bilden. 
Der  Natior.ai-  £s  gicbt  keine  Nation  in  Europa,  die  so  sehr  die  einzelne  Per 

sönlichkeit,  die  Individualität  aufzehrt,  als  die  franacteiscbe.  Es  pA- 
keine,  bei  der  der  Einzelne  so  niedrig  gegenüber  der  gesammten  >'ati6s 
stände,  aber  auch  keine,  bei  der  der  Einzelne  so  bereitwillig  nad 
gleichgiltig  gegen  sich  selbst  der  gesammten  Nation  sich  imterwirit 
Die  Nation  kann  Alles  von  dem  Einzelnen  fordern,  and  er  leistet  ih^ 
Alles  ohne  Widersprach;  der  Einzelne  selbst  fordert  selten  etwas  &' 
sich,  aber  immer  alles  für  seine  Nation.  Daram  ist  die  franzdasck 
Nation  eine  kriegerische,  denn  die  Vernichtung  des  Einzeben  deckt 
die  That  des  Volkes,  die  er  nur  als  solche  anch  als  die  seine  a:^- 
kennt.  Sein  Ehrgefühl  ist  der  Nationalstolz,  sein  Ehrgeiz  der  Katiöoa. 
rühm ,  seine  Eitelkeit  die  Nation  selbst.  Der  Franzose  spricht  sclte: 
von  sich,  immer  von  seinem  Volk.  Seine  eigene  That  erscheint  ihm  imser 
gross,  weil  sie  ihm  immer  als  eine  That  seines  Volkes  erscheint  j^ 
That  seines  Volkes  erscheint  ihm  gleich  begeisterangsfihig,  weil  5<' 
jeder  als  seine  eigene  That  erfasst.  Darum  hat  der  Staat  eine  sokk 
Gewalt,  darum  ist  er  centralisirt,  wie  kein  anderer,  darum  kann  er 
es  allein  sein  und  kein  anderer  wird  ihm  darin  gleichkommen«  Be 
den  verschiedensten  Staatseinrichtungen  habe  ich  darauf  hingewiesefr 
wie  dieser  Nationalcharakter  mit  ein  Träger  derselben  ist,  and  isDe: 


Charakter  und 
die  ScboJe. 


*)  Goizot:  Essai  sur  Thistoire  et  sur  IMUt  actoel  de  riasteoelioa  ptU^^ 
en  France.  S.  40. 
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einer  der  kräftigsten.    In  dem  Gebiete,  das  ich  jetzt  darzustellen  ver- 
suche, wird  man  erkennen,  wie  er  die  Seele  desselben  ist  und  die  Be- 
dingung der  Dnvollkommenheit  und  der  Grund  der  Möglichkeit  dieser 
dauernden  Unvotlkommenheit.  Die  Schule  ist  die  Macht  der  Individualität, 
wo  diese  aber  verschwindet,  kann  jene  unmöglich  ihre  Bedeutung  ent- 
falten.   Der  Charakter  der  französischen  Nation  aber  ist  es  wieder, 
der  diesen  inneren  Organismus  des  geistigen  Lebens  überspringt.    Er 
ist  es,  der  die  Beschränktheit  des  Geistes  erzieht.   Beweglich  in  seiner 
Phantasie,  befriedigt  den  Franzosen  die  Kenntniss  der  Oberfläche  eines 
Gegenstandes';  beschränkt  im  Trieb  nach  Erkenntniss,  ist  und  bleibt  er 
in  dieser  selbst  beschränkt.    Die  Befriedigung  ist  ihm  leicht,  weil  das 
Bedurfniss  ein  engherziges  ist.    Darum  war  es  nach  dem  Gang  der  Ge- 
schichte auch  den  widersprechendsten  Ereignissen,  den  verschiedensten 
Regierungen  möglich,  das  französische  Volk  zu  beherrschen,  es  zur 
Freiheit  zu  führen,  es  in  die  Knechtschaft  zu  beugen,  es  für  Aufklärung 
zu  begeistern  und  in  der  Finsterniss  von  Glauben  und  Denken  zu  er- 
halten.    Es  war  ihnen  möglich,   wenn  sie  nur  den  nationalen  Geist 
dafür  zu  erregen  suchten,  ein  nationales  Interesse  in  Bewegung  zu  setzen 
vermochten.    Wahrer  Ruhm  und  eitele  Prahlsucht,  edele  Begeisterung 
und  blosse  Schwindelhaftigkeit ,  nationaler  Stolz  und  lächerliche  An- 
maassung  liegen    in  dem  Herzen   eines  Franzosen   ununterscheidbar 
neben  einander,  wie  in  der  Geschichte  der  ganzen  Nation,  und  selbst 
die  Besten,  wenn  sie  alle  Vorzüge  der  Nation  in  sich  tragen,  theilen 
die  Fehler,  oder  sind  wenigstens  von  ihnen  angekränkelt.  Halbwisserei 
und  Unwissenheit  sind   die  Folge  und   sind  seit  Jahrhunderten   der 
Charakter  französischer  nationaler  Bildung.   »Es  giebt  viele  Menschen 
in  Frankreich,  die  noch  nicht  lesen  können,  und  zu  viel,  die  schon 
Rhetorik  treiben,  die  Unterrichtsgegenstände  sind  engherzig,  die  Natur- 
wissenschaft und  Geschichte  haben  keinen  Raum,  das  Studium  des 
Alterthums  ist  unvollständig,  jenes   der  Sprache   und  Literatur  der 
fremden  Völker  fast  ganz  verbannt  . . .  Man  erkennt  darin  die  Spuren 
jener  düsteren  und  engherzigen  Politik,  welche  alles  zurückdrängt  und 
abschneidet,  von  dem  sie  nicht  einen  persönlichen  Nutzen  erwarten  kann, 
und  welche  es  den  Menschen  schwieriger  macht,  andere  zu  täuschen 
und  zu  erniedrigen  *).'*    So  kennzeichnet,  mit  Recht  und  mit  Unrecht 
zugleich,  Guizot  das  System  des  Unterrichts  Napoleon's.  Mit  Recht,  weil 
es  in  der  That  so  war,  mit  Unrecht,  weil  er  es  ausschliesslich  nur 
für  Napoleon's  Zeit  so  kennzeichnet,  während  es  doch  allen  Zeiten 
gemein  ist,  weil  es  die  Nation  selbst  so  schafft  und  will,  und  anders 
zu  begreifen  selbst  heute  noch  in  der  grossen  Masse  unfähig  ist.  Will 


•)  Guwot  a,  a.  O.  S.  104. 
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roaD  zu  einem  sicheren  und  segensreichen  Resultate  kommen,  d&on 
niuss  man  dort  anfangen  zu  arbeiten,  wo  der  Kern  der  gegenw&rtigeD 
Uebelstände  liegt.  Man  muss  das  Individuum ,  die  einzelne  Person 
bilden  und  ihre  Augen  fähig  machen,  über  die  Engherzigkeit  des 
2^ationalitätsschwindels  hinwegzusehen  und  die  persönliche  Erkeontniss 
über  diesen  emporheben.  Man  muss  in  Wahrheit  eine  Yolksbildong 
anstreben,  die  befähigt  und  eben  nur  befähigt,  in  dem  Einzelneo  selbst 
eine  Welt  zu  schaffen,  die  Welt  des  Berufes. 
Die  Bildung  und  Wissenschaft  war,  wie  allenthalben  in  Europa,  so 

^'FrLUrcich.*''  ^"^'^  ^^  Frankreich  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters,  ja  bis  zur 
Lohrer  und  Erfin<lung  der  Buchdruckerkunst,  das  Privilegium  nur  Weniger.  Cod 
Schüler.  ^^  ^j^^.^^  darum  auch  die  Wenigen,  die  es  besassen ,  es  hob  sie  empor 
zu  jener  Würde  und  Auszeichnung,  welche  Kriegsgeschick  und  Waffeo- 
kunst  gaben,  die  grössten  Künste  der  Feudalzeit  Die  Priestersckft 
und  der  Frieden  der  Klöster  schützte  Kunst  und  Wissenschaft,  lehrte 
und  unterrichtete  die  zu  ihnen  herbeiströmende  Jagend.  Ao  doeoi 
Orte,  an  einen  Lehrer  war  ein  ganzes  Leben  gebunden,  das  eiimul 
sich  der  Wissenschaft  geweiht  hatte.  Darum  verzeichnet  die  älteste 
Geschichte  allenthalben  nur  grosse  Lehrer,  aber  keine  Schalen,  ät 
erzählt  von  zahlreichen  und  ausgezeichneten  Schülern,  aber  sie  weiss 
nichts  von  einer  allgemeinen  Bildung,  von  einer  Volkserziehung.  D^ 
Zahl  und  Art  der  Schüler  waren  auch  die  Basis  der  ersten  öffentliches 
Organisation  des  Unterrichts,  und  die  Lehrer  und  ihre  Namen  die  Basis 
einer  ersten  Studienordnung.  So  eröffnen  sich  mit  dem  zwölften  Jahr- 
hundert die  Annalen  der  französischen  Universität  mit  Aballard.  Dk 
Schüler  sind  nach  Nationen  abgetheilt,  und  zwar  ia  die  franx5sisck 
Nation,  die  Nation  der  Picardie,  der  Normandie,  Englands  und  Deatsch- 
iands.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  verschwindet  der  verhasste  Sase 
Englands ,  und  die  deutsche  oder  germanische  Nation  umfasste  aocb 
die  Engländer  *).  Jede  Nation  zerfiel  in  Tribus  oder  Regionen,  wel^ 
im  Laufe  der  Zeit  nach  ihren  Wissenschaften  in  Facaltäten  sich  trenotea. 
Unter  diesen  ragte  die  Theologie  als  Hauptwissenscbaft  bis  za  IM- 
wig's  XIV.  Zeiten  hervor.  Zahlreiche  Privilegien  stärkten  bald  diese 
Institute  und  die  freie,  fast  republikanische  innere  Ordnung  derselbes 
hob  sie  zu  ebenso  grossen  socialen,  als  politischen  Gewalten  empor*)- 
Seit  dem  zwölften  Jahrhundert  hatten  sich  23  Universitäten  gebildet, 
die  nominell  bis  zur  Revolution  bestanden  '*).  Carl  VII.  erschütterte 
zuerst  die  alten  Constitutionen,  indem  er  alle  Universitäten  unter  das 


1)  Vallet  de  Viriville:  Histoire  de  Tinstruction  publiiiüe  en  Eorope.  S.  1& 

2)  Yzam:   Instruction  publique  avant  1789. 
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Parlament  stellte  und  Dicht  mehr  ihre  souveräne  Freiheit  duldete, 
welche  sich  nur  dem  Conseil  du  roi  unterordnete,  in  dem  der  Rector 
der  Universität  als  Pair  des  Reiches  dauernd  seinen  Sitz  hatte  *). 
Ludwig  XII.  endlich  entkleidete  alle  Universitäten  ihrer  monströsen 
Privilegien  und  führte  sie  auf  das  Maass  des  gemeinen  Rechts  zurück. 

Neben  den  Universitäten ,  aber  fast  überall  von  ihnen  abhängig,  dic  Conegien. 
weil  von  ihnen  gegründet,  bestanden  in  den  grösseren  Städten  so-  ^^i^^^ib^^^^, 
genannte  Colleges  für  die  Erziehung  junger  Geistlicher  und  die  Bildung  btMte*. 
und  Belehrung  der  Armen,  welche  hier  in  einer  bestimmten  Anzahl 
freien  Zutritt  hatten.  »Dieser  doppelte  Charakter  der  Devotion  und 
des  Elends,  scharf  ausgedrückt  in  der  ersten  Gründung  dieser  Institute, 
hat  nicht  aufgehört,  bis  auf  unsere  Tage  ihre  Physiognomie  und  Be- 
stimmung zu  beeiniussen,  und  verdient  besonders  bemerkt  zu 
werden  *y*  Die  berühmteste  Schule  dieser  Art  war  die  von  dem 
Beichtvater  Ludwig's  IX.,  Robert  Sorbon,  gegründete  und  nach  ihm 
benannte  Sorbonne  in  Paris.  Nach  ihrem  Muster  wurde  eine  grosse 
Anzahl  ähnlicher  Institute  gegründet,  die  sich  fast  alle  bis  zur  Revo- 
lution erhalten  haben.  Fromme  Stiftungen  waren  ihre  wirthschaftliche 
Basis.  Die  Geistlichkeit  leitete  den  Unterricht,  der,  je  mehr  die  Cor- 
porationen  derselben  sich  vermehrten  und  freier  und  unabhängiger  von 
einander  gestalteten,  immer  mehr  von  dem  Einfluss  der  Universitäten 
sich  losmachte  und  mit  der  Auflösung  der  Einheit  bald  auch  die  Gleich- 
heit der  Erziehung  und  Bildung  zerstörte.  Jedes  einzelne  Institut  hing 
von  seiner  Stiftung  ab  und  wurde  nach  dem  willkürlich  gegebenen 
Reglement  des  Stifters  geleitet.  Dadurch  aber  wurde  allmälig  auch 
die  Verbindung  mit  dem  Staate  aufgelöst,  selbst  die  idealen  Beziehungen 
zu  demselben  zerrissen,  und  dieser  hatte  so  wenig  Einwirkung  auf  die 
Erziehung, '  als  die  Erziehung  selbst  Bedeutung  für  ihn  und  seinen 
Beruf.  Dieser  Geist  drängte  sich  allmälig  auch  in  die  niedrigen  Schulen, 
welche  als  Pädagogien,  grandes  ecoles  grammaticales  und  petites  ecoles, 
in  den  einzelnen  Cathedralen  in  gleicher  Weise,  wie  die  Colleges,  ge- 
gründet wurden.  Die  pragmatische  Sanction  Carl's  YIL,  das  Concordat 
Franz'  I.  und  die  Ordonnanzen  CarPs  IX.  und  Heinrich's  in.  haben  die 
Stiftungen  bestätigt  und  die  Geistlichkeit  in  ihren  Privilegien  erhalten, 
»obgleich  man  sagen  kann,  dass  die  Kirche  ihre  moralische  Schuld 
gegen  das  Volk  nicht  allzu  genau  abtrug').**  Die  sogenannten  »kleinen 
Schulen^  die  später  ecoles  frangaises  genannt  wurden,  waren  beiden 
Geschlechtern  geöffnet,  die  hier  im  Katechismus,  Lesen,  Schreiben  und 


1}  Vlriville  a.  a.  0.  8.  186  a,  166. 
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606  ^i^  Organisation  der  geistigen  Thätigkeit. 

Rechnen  unterrichtet  wurden.  Erst  die  Vernichtung  des  Faustrechtestt&d 
die  Entwickelung  des  Frauendienstes  und  die  verweichlichte  Kitter- 
zeit  lenkte  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Bildung  des  weihlichen  Ge- 
schlechts hin,  obgleich  diese  bis  heute  noch  in  Frankreich  ad  äce: 
sehr  niedrigen  Stufe  steht  und  von  Seiten  der  Regierung  nur  elLe: 
ganz  unvollkommenen  Fürsorge  sich  erfreut. 
Die  Die  Renaissance   und  der  Protestantismus  wirkten  mit  grossem 

nnd*di^*eichrte  N^ichdruck  auf  die  Belebung  der  allgemeinen  Bildung.  Jene  wies  dtt 
Biidang.  höheren  Uuten'ichte  neue  Ziele,  dieser  entwickelte  mit  Hiugebaog  un-l 
Sorgfalt  die  Volksbildung.  Mit  den  Gewaltstreichen,  welche  die  Re- 
gierungen gegen  die  Universitäten  übten  und  wodurch  sie  ihre  Privi- 
legien zerstörten,  sanken  diese  selbst  von  ihrer  hohen  Bedeutung  hsc^k 
Zugleich  war  ihr  Geist  ein  sehr  enger  und  genügte  nicht  mehr  der  Zeit 
Sie  lehrten  gar  keine  Sprachen,  ausser  der  lateinischen,  and  sei.v 
diese  war  zu  einem  Patois  entartet.  Der  theologische  Geist,  die  eo:- 
herzige  priesterliche  Bildung,  die  sie  beherrschte,  war  besonders  der 
Entwickelung  des  Studiums  der  griechischen  und  hebräischen  Spcacb' 
feindlich.  Lange  hatte  Franz  I.  die  Idee  eines  College  des  trois  languc? 
in  sich  entwickelt,  aus  der  endlich  das  College  de  France  mit  dei 
Lehrstühlen  der  hebräischen,  griechischen  und  lateinischen  Sprache  ht^ 
vorging.  Dann  folgten  die  Lehrstühle  der  Mathematik  und  Philosophie 
Ludwig  XIIL  legte  endlich  1610  den  Grundstein  zu  einem  besoDdem) 
Gebäude,  dem  heutigen  College  de  France.  Erst  Ludwig  XVI.  voIU&det 
den  Bau  und  wandte  ihm  alle  Sorge  zu.  Im  Jahre  17SS  hatte  t^ 
19  Lehrstühle*).  An  diese  Schöpfung  reihte  sich  jene  der  Bibliothek 
Mazarin's  1643,  St.  Genevieve  1710  und  endlich  der  königlichei 
Bibliothek  1737.  Für  die  Entwickelung  aller  Wissenschaft  wurde  eaü- 
lich  1635  die  Academie  franQaise  gegründet  und  zur  Pflege  derKüibte 
der  Jardin  des  plantes  im  Jahre  1626,  die  Specialschule  für  Phannäca; 
1777,  der  Chemie  1778,  der  Mineralogie  17S3  und  der  Musik  KSi 
Die  Universitäten  gingen  mit  schnellem  Schritt  ihrem  Verfall  entg^ea 
Die  Schulen  Abailard's,  Thoraas  d'Aquiu's  und  Bonaventura's  vam: 
gothische  Institutionen.  Die  Theologie  war  durch  die  Metaphysik  hin- 
durch zu  einer  verjährten  und  fast  eitelen  Wissenschaft  geworden.  D^e 
Medicin,  wo  immer  sie  die  Geistlichkeit  in  ihren  Händen  hatte,  ^i^^ 
der  Theologie.  Die  Rechtswissenschaft  wurde  durch  die  Leichtigkeit 
entwürdigt,  mit  der  man  ohne  jede  Prüfung  den  Doctorgrad  erUii^ 
konnte.  Staatsämter,  welche  eine  gesetzliche  Schulbildung  erheischus 
gab  es  nicht,  da  man  ja  jedes  Amt  mit  Geld  erwerben  konnte.  So 
erbte  die  Revolution  diese  einst  weltberühmten  Anstalten,  and  es  v^r 


•)  Viriville  a.  a.  0.  S.  253. 
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natürlich,  dass  sie  ohne  Achtung  der  Geschichte,  die  unter  den  Lastern 
und  Uebeln  vergessen  lag,  nnr  vernichtend  vorgehen  konnte. 

Der  Protestantismus  lenkte  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Volks-         Der 
bildung-    Aber  die  grosse  kirchliche  Bewegung  rief  auch  die  Schöpfung  anti^^df*  Voi^^^ 
des  Jesuitenordens  hervor,  und  gerade  diese  wurde  epochemachend  für      biMnog. 
die  Geschichte  des  französischen  Unterrichtswesens  und  der  Revolution. 
Schon  im  Jahre  1600  hatten  sie  200  GoUegien  in  Europa,  wovon  der 
grösste  Theil  auf  Frankreich  entfiel.   Sie  drängten  sich  in  den  Yolks- 
nnterricht,  fast  alle  GoUegien  gingen  an  sie  über.   Sie  errichteten  selbst 
neue  Schalen  und  ertheilten  daselbst  den  Unterricht  unentgeldlich,  und 
zugleich  durch  ausgezeichnete  Kräfte.  Ihr  Erfolg  war  ein  ungeheurer  ■). 
Erst  nach  der  Ermordung  Heinrich's  IV.  wurden  sie  dem  Volk  ver- 
dächtig und  durch  einen  feierlichen  Parlamentsbeschluss  ans  Frankreich 
verbannt.    Unter  Ludwig  XIV.  gewannen  sie  neuerdings,  selbst  gegen 
den  unbegrenzten  Yolkshass,   ihre  Gewalt  wieder,   bis  sie  abermals 
durch  das  Parlament  1762  vertrieben  und  alle  ihre  Lehranstalten  auf- 
gehoben wurden.   Das  Port  Royal,  die  Benedictiner  und  die  Weltpriester 
de  rOratoire  traten  in  der  Erziehung  an  ihre  Stelle.    Der  Unterricht 
wurde  jetzt  nach  drei  Klassen  ertheilt,  in  den  GoUegien  für  die  höhere 
Bildung,  in  den  maison  d'etudes  für  die  Bildung  der  Lehrer,  und  in  den 
ecoles  miUtaires,  in  denen  die  Söhne  des  Adels  und  der  Reichen  in 
militärischer  Organisation  herangebildet  wurden.    Daneben  bestanden 
einige  Schulen  für  die  Armen.   Der  Staat  aber  mit  seinen  Bedürfnissen 
war  aus  dem  Bereich  des  geistlichen  Unterrichts  gänzlich  ausgeschlossen. 
»Die  Gegenstände  des  Unterrichts  hatten  wenig  Beziehungen  zu  den 
Kenntnissen  und  Ideen,  welche  die  Welt  schätzte  und  forderte,  so  dass 
der  Name  eines  Savant  de  Gollege,  welcher  im  sechzehnten  und  sieb- 
zehnten Jahrhundert  ein  Ehrenname  war,  nun  ein  Ausdruck  der  Ver- 
achtung wurde  und  nur  ein  unnützes  Wissen  zu  bezeichnen  schien^).'' 
Wohl    gingen   ans  einzelnen   Schulen,   besonders  jenen   der  Priester 
de  rOratoire,  berühmte  Männer  hervor,  die  grosse  Masse  des  Volkes 
aber  erlag  dem  Unheil,  welches  alle  Priestererziehung  nach  sich  zieht. 
Diese  bildete  jene  Generation,  welche  die  Revolution  erschuf,  „bei  der 
man»  trotz  der  Grösse  der  Idee,  die  sie  mit  gebar,  doch  Mühe  hat,  zu 
glauben,  dass  sie  unter  einer  Monarchie  und  von  religiösen  Genossen- 
schaften erzogen  und  doch  voUständig  den  Doctrinen  und  Gewohn- 
heit^ fremd  war,  auf  denen  das  Gouvernement  nnd  die  Religion  ihres 
Landes  ruht ').'' 


1)  Viriville  a.  a.  O.  8.  232. 

2)  GniBOt  ft.  a.  O.  8.  28. 
S)  Gidsot  a.  a.  0.  8.  30. 
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Die  Aber  man  fohlte  schon  vor  der  Revolution  die  furchtbare  Kloft, 

Refonnaiion    ^glche  die  lebende  und  heranwachsende  Generation  von  der  Zeit,  die 

d«R  UnterrichU. 

Roa»i«an'<i  sie  ausfGllte,  und  der  Aufgabe,  die  sie  zu  erfüllen  hatte,  trennte.  Je 
^™"'  mehr  eben  die  2^it  in  Wenigen  geistige  Grösse  gebar,  desto  deutlicher 
zeigte  sich  die  niedrige  Stufe  der  Bildung  und  Sittlichkeit,  auf  der  die 
grosse  Masse  stand.  In  der  Leidenschaftlichkeit  des  Nationalcharakters 
und  der  Leichtigkeit  der  Phantasie  griff  man  zu  verwegenen  Experi- 
menten. Die  Encyclopädisten  traten  auf  und  schlenderten  in  unz&hligen 
Schriften  und  endlich  mit  der  Encyclopädie  selbst  die  Oberflächlichkeit 
in  die  Nation,  mit  der  man  sich  alsbald  begnügte,  und  die  Verkehrtheit 
alles  Wissens,  an  der  die  allgemeine  Unwissenheit  sich  begierig  sättigte. 
Da  endlich  erschien  auch  der  Emil,  als  die  Pandorabüchse  der  Ge- 
schlechter. Aber  mit  dem  grossen  Gedanken  einer  einheitlichen  Erziehung 
und  gleichen  Bildung,  warf  er  doch  auch  die  Dnnatur  unter  die  wissens- 
begierige  Zeit,  weiche  unter  dem  Scheine  der  Naturgemässheit  die 
Jugend  doch  nur  verwildern  und  zur  Rohheit  hindrängen  konnte.  Mao 
sah  nach  ihm  in  der  Entwickelung  der  naturlichen  Kräfte,  welche  in 
jeden  Menschen  schlummern,  das  Ideal  aller  Erziehung,  aber  man  hatte 
die  Harmlosigkeit  des  Herzens  in  der  sitten-  und  charakterlosen  Zeit 
untergraben,  so  dass  man  gänzlich  unfähig  war,  das  eigentliche  Wesen 
einer  naturgemässen  und  menschenwürdigen  Erziehung  zu  ahnen. 
Rousseau  selbst  war  unendlich  weit  davon  entfernt,  sie  zu  begreifen, 
und  aus  seinem  Emil  wäre  nie  und  wird  niemals  eine  männliche  ond 
würdige  Generation  gebildet  werden.  Aber  in  der  Menschenliebe,  die 
den  Philosophen  und  seine  Philosophie  erwärmte,  hätte  die  Zeit  einen 
kräftigen  Anstoss  finden  können,  besser  und  würdiger  zu  denken  nnd 
denken  zu  lernen.  Nicht  den  Menschen  in  die  Urwälder  zurückzuführen, 
nicht  ihn  erhalten  in  der  Blödigkeit  der  Kinderjahre,  war  die  Aufgabe 
der  Reformation  des  Volkes  und  seines  Geistes,  ebenso  wenig,  als  ibn 
vollpfropfen  mit  geistlosen  Phrasen  und  lüderlich  gedachten  Wahrheiten, 
wie  die  Encyclopädisten  es  versuchten.  Aber  in  der  Schule  den  Menschen 
entwickeln,  sein  Herz  für  das  Gute  und  Schöne  empfänglich  machen, 
seinen  Geist  auf  die  Begriffe  der  Gesellschaft  und  der  menschUchen 
Vereinigung  hinwenden,  innerhalb  deren  er  nach  der  Schule,  die  ihn  das 
Rüstzeug  gab,  ein  Bürger  werden  soll,  das  wäre  die  Aufgabe  der  Zeit 
gewesen.  Nur  Turgot  erkannte  diese  Aufgabe.  Er  strebte  schon  17T5 
eine  einheitliche  Schulleitung  an,  eine  Verbindung  des  Staates  mit  der 
Bildung  des  Volkes,  aus  der  er  ja  die  Kraft  seines  Bestandes  und  seine 
Aufgabe  allein  nehmen  kann.  Er  scheiterte  an  der  Unwissenheit  des 
Volkes  und  der  Klugheit  jener  Parteien,  deren  Macht  das  Elend  der 
Zeit  war.  Die  Revolution  trat  auf  und  begrub  alle  Reformation  der 
einzelnen  hervorragenden  Geister,  indem  sie  sich  selbst  an  ihre  Stelle 
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setzte.  Sie  hat  nichts,  oder  nur  wenig  im  Einzelnen  geleistet.  Aber 
einen  grossen  Gedanken  hat  sie  unzerstörbar  geschaffen,  und  dieser 
alldn  ist  die  Rechtfertigung  ihrer  Grösse  auch  auf  dem  Gebiet,  das 
ich  fm  Folgenden  mit  seinen  Zweifeln  und  Irrthümern  bis  zu  seiner 
Entartung  in  der  Hand  Napoleon's  darstellen  werde.  Und  dieser  eine 
grosse  Gedanke  war  die  Vereinigung  der  Bildung  und  Entwickelung 
des  Einzelnen  mit  dem  Staat.  Allgemeinheit  der  Schule,  Ausscheidung 
der  Priester  und  ihrer  besonderen  Stellung  und  Begriffe  aus  der  Schule 
und  endlich  Unentgeldlichkeit  des  Unterrichtes  waren  die  Mittel  der 
Bewahrheitung  jenes  Gedankens. 


Die  Reformation  des  Unterrichtswesens. 
An  die  Forderungen  Turgot's  in  Betreff  des  Unterrichts  lehnten  Die 
sich  auch  die  Cahiers.  Die  meisten  forderten  eine  einheitliche  Schul-  ^n^^afoTchui- 
leitung  und  einen  dem  ganzen  Volk  gemeinsamen  und  gleichen  Unter-  refonnttion. 
rieht  Die  politische  Revolution  nahm  aber  mit  jeder  Stunde  der 
Thätigkeit  der  Constituante  einen  immer  grösseren  Raum  in  den  Vor- 
stellungen ein  und  erdrückte  endlich  die  Bemühungen  um  eine  sittliche 
Erneuerung  des  Volkes.  Nur  die  Schule,  der  öffentliche  Unterricht, 
die  Bildung  hätte  diese  schaffen  können.  Aber  die  Revolution  bedurfte 
des  Bürgerthums,  des  kräftigen,  freiheitsbegeisterten  Burgerthums,  und 
vergass  darüber  den  Menschen.  Auf  diesem  Bedürfniss  der  Zeit  und  dem 
Trieb,  dasselbe  mit  aller  Macht  zu  befriedigen,  ruhten  die  Fehler  und 
Verkehrtheiten,  die  man  erzeugte.  Talleyrand  war  es  allein,  der  mit 
der  neuen  Organisation  des  Unterrichts  sich  beschäftigte.  Er  legte 
der  Constituante*)  einen  Schulplan  vor,  nach  dem  der  gesammte 
öffentliche  Unterricht  nach  vier  Stufen,  der  Landeseintheilung  ent- 
sprechend, vertheilt  werden  sollte.  Die  Volksschulen,  ecoles  primaires, 
welche  in  den  Gemeinden  errichtet  werden  und  die  Anfangsgründe  des 
Wissens  lehren  sollten;  die  ecoles  de  district,  ähnlich  den  alten  CoUegien; 
die  Ecoles  de  departement,  ähnlich  den  Pacultäten  und  bestimmt,  in 
den  besonderen  Fachwissenschaften,  Medicin,  Jurisprudenz  und  den 
technischen  oder  militärischen  Wissenschaften,  die  besondere  Ausbildung 
zu  leiten.  Auf  der  Höhe  des  Unterrichts,  als  ein  Centralpunkt  für 
Kunst  und  Wissenschaft,  sollte  das  Nationalinstitut  errichtet  werden, 
dem  zur  öffentlichen  Erbauung  und  Aneiferung  die  Nationalfeste  zur 
Seite  standen.  Dieses  Institut  sollte  dem  ganzen  Unterricht  den  Geist 
der  Einheit  und  Gleichheit  aufprägen  und  erhalten.  Die  Constituante 
veftagte  die  Discussion  dieses  Planes  und  schloss  ihre  Sitzungen,  nach- 


•)  A.  C.  vom  86.  September  1791. 
Biebter:  Staats-  und  OeMUielialtsredit.  IL 
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dem  sie  direct  nichts  gethan,  als  in  der  Constitution  den  GnmdMtx 
ausgesprochen  hatte,   dass  ein   öffentlicher  Unteiricht  errichtet  nod 
organisirt  werden  solle,  gemeinsam  allen  fiQi^rn  und  nneDtieldlich 
in  jenen  Dingen,  welche  für  jeden  Barger  unentbehrlich  sind*).  Infurcct 
freilich  hatte  sie  desto  mehr  geschaffen.    Das  religiöse  Schisma  hatte 
zahlreiche  Priester  aus  Frankreich  verdrängt,  welche  eheouds  mit  des 
Unterricht  sich  beschäftigt  hatten.    Mit  der  Auflösung  der  Ord^  and 
Klöster  waren  auch  jene  Institute  gefallen,  welche  tkeils  in  den  Colleges, 
theils  in  den  Volksschulen  die  Ensiehung  leiteten.    Da  man  den  Gnod- 
satz  aufgestellt  hatte,  die  Erziehung  nur  weltlichen  Lehrern  la  über- 
geben ,  auch  Talleyrand  hatte  ihn  in  seinen  Plan  aufgenommen,  so 
beachtete  man  diese  Folgen  zuerst  wenig.    Erst  der  Convent  sah  mit 
Entsetzen  die  allgemeine  Verwilderung,  die  Verlassenheit  der  Schalet 
und  der  Catheder. 
Der  Convent  Mit  bewundomswerthem  Eifer  legte  er  Hand  an  die  Arbeit,  sod 

^  ettiiimng!*^"  ^^  ®^  *^  Schaffen  versuchte,  ja  selbst  was  er  geschaffien  hat  auf  dem 
Gebiet  des  Schulwesens,  wie  auf  der  Höhe  der  Kunst  und  Wissenscbait, 
zeigt  zumeist,  wie  ungerecht  die  Vorwärfe  sind,  die  man  jener  Zeil 
macht,  wenn  man  sie  der  Rohheit  und  moralischen  Verwilderoog  b^ 
schuldigt.  So  wenig  dies  der  Fall  war,  ebenso  wenig  war  es  aber 
auch  möglich,  dass  ihre  Thätigkeit  allenthalben  besondere  Früchte 
tragen  konnte.  Sie  war  verkehrt,  weil  der  Grundsatz,  der  »e  lehrte, 
ein  verkehrter  war.  Dass  er  es  aber  war,  lag  in  der  Strömong  der 
Zeit.  Bei  der  Eröffnung  des  Gonvents  war  die  Revolution  und  ihr« 
bisher  errungenen  Resultate  durch  die  innere  Reaction  und  die  lusasee 
Feinde  gefährdet.  Alle  Kraft  musste  angestrengt  werden,  um  sie  ebe& 
nicht  untergehen  zu  lassen.  Aber  die  Kraft  konnte  im  Manne  nidit 
gefunden  werden,  wenn  sie  im  Kinde  nicht  schon  erzogen  wurde. 
Wie  die  Kirche,  und  in  ihr  zumeist  die  Jesuiten,  in  der  vergangeoäi 
Zeit  sich  der  Erziehung  bemächtigten,  um  den  Geist,  der  ihr  einst 
dienen  konnte,  frühzeitig  zu  pflegen,  so  wollte  der  Convent  die  Schal« 
seiner  Herrschaft  vollständig  unterwerfen,  um  frfih  den  Bürger  zo  er- 
ziehen, der  dem  Staat  einst  ganz  und  vollständig  angehören  sollte  osd 
musste.  Das  erste  Mal  gewinnt  der  Gedanke  der  modernen  Zeit,  diss 
die  Schule  ein  Staatsinstitut  und  ein  Staatsinteresse  sei)  seinen  Abs* 
druck  und  seine  Organisation.  Und  der  Gedanke  war  gross.  D^ 
Ausführung  desselben  nur  war  von  trügerischen  Vorstellungen  geleitti« 
und  entartete  ihn  wieder.  Wir  werden  sehen,  wie  Naiwleoii  oidits 
anderes  that,  als  Robespierre,  und  nur  dadwch  sich  unterschied,  dass 
er  giacklicher  im  Erfolge  war. 


**)  Constitation  vom  Jahre  1791.  Tft  I.  Art  8. 
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Condorcet  war  im  Convent  der  Vertreter  des  Unterrichtswesens,  Die  sehoi- 
und  seine  Vorschläge  drangen  zum  Theil  in  die  Gesetzgebung  ^^  **''coirr«u^ 
Gonvents  ein,  ohne  jedoch  von  einer  durchgreifenden  Ausführung  be- 
lohnt zu  werden.  Er  wollte  einen  Unterricht  nach  fünf  Stufen.  Ecoles 
primaires  für  jede  Gemeinde,  und  zwar  je  eine  für  400  Einwohner,  in 
denen  die  Kinder  vom  sechsten  Jahre  an  in  den  Anfangsgründen  des 
Wissens  unterrichtet  werden  sollen.  Ecoles  secondaires  in  jedem  District 
und  je  eine  auf  4000  Einwohner,  für  den  Unterricht  in  der  Grammatik, 
Geschichte  und  Geographie  Frankreichs,  in  Kunst,  Handel,  Moral  und 
den  Anfangsgründen  der  Landesgesetze.  Die  Instituts  und  Lycees  sollten 
die  dritte  und  vierte  Klasse  bilden  und  in  den  Departements  errichtet 
werden.  Die  ersteren  sollten  nach  vier  Klassen  abgetheilt  werden,  für 
das  eingehendere  Studium  der  Mathematik  und  Physik,  Moral  und 
Politik,  Literatur  und  die  Künste.  Neun  Lyceen,  in  die  verschiedenen 
Regionen  des  Landes  vertheilt,  sollten  dieselben  Gegenstände  lehren, 
aber  eingehender  und  tiefer.  Die  Einheit  des  Unterrichts  sollte  das 
Nationalinstitut  erhalten,  welches,  alle  geistige  Grösse  in  sich  vereinend, 
die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  führen  sollte.  Von  dem  ge- 
sammten  Unterrichtsbudget  sollte  ein  Theil  ausgeschieden  werden  und 
der  Erziehung  der  Armen  in  ausgezeichneten  Stiftungen  zugewendet 
bleiben.  In  der  That  decretirte  nach  diesem  Plan  der  Convent  die 
Errichtung  der  Primärschulen  ^),  welche  später  nach  zwei  Abtheilungen 
für  die  beiden  Geschlechter  eingerichtet  werden  sollten  *).  Und  als  der 
Convent  alle  Schulen  des  ancien  Regime  auflöste '),  setzte  er  an  Stelle 
der  alten  CoUegien  die  modernen  ecoles  centrales,  als  die  höhere  Stufe 
des  Volksunterrichtes,  in  denen  alle  Wissenschaften  gelehrt  werden 
sollten,  in  Verbindung  mit  dem  Unterricht  in  den  Künsten.  Eine 
Bibliothek,  ein  Naturaliencabinet,  ein  Saal  für  Experimente  und  Auf- 
stellung von  Maschinen  und  Modellen  sollte  errichtet  und  bei  jeder 
Centralschule  zum  öffentlichen  Gebrauch  bestimmt  werden.  Später 
fügte  ein  Gesetz  zu  den  Unterrichtsgegenständen  noch  die  Gymnastik 
hinzu.  Es  ist  interessant,  desselben  zu  gedenken,  denn  es  ist  das 
einzige  Mal,  dass  eine  französische  Unterrichtsgesetzgebung  ihre  Auf- 
merksamkeit darauf  richtet  ^).  In  Paris  sollte  eine  Musterschule  für 
öffentliche  Arbeiten  errichtet  werden,  die  Grandlage  der  berühmten 
ecole  polytechnique^).   Diese  Schule  wurde  in  einen  dreijährigen  Cursus 


1)  Decret  Tom  30.  Mai  1793. 

f)  Decret  Tom  17.  November  1794  (27.  Bramatre  an  JH.). 

8)  Decret  Tom  15.  September  1798. 

4)  Decret  vom  17.  November  1794  (27.  Bmmaire  aa  III.). 

6)  Decret  vom  1.  September  1795  (16.  Fractidor  an  III.). 
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getheilt  nnd  in  dem   ersten   die  Kinder  vom  zwölften  Jahr  sb  als 
zulässig  erklärt  >).    Die  Uauptrichtung  dieser  Schule  kehrte  sich  zuerst 
der  Lehre  der  Militärwissenschaften  zu.    Die  Kriegszeit  eiheischte  die 
schnelle  und  umfassende  Heranziehung  geeigneter  Kräfte.  Daher  reihte 
man  auch  alsbald  an  diese  Schule  die  Errichtung  einer  hesoDdereo 
Artillerieschule,  einer  Ingenieurschule,  einer  Schule  für  die  Lehre  d«s 
Brücken-  und  Strassenbaues  und  einer  Schiffsbauschule.  Die  Z«t  ver- 
hinderte die  vollständige  Entwickelung  dieses  grossartigen  Institutes, 
bis  Napoleon  ihm  seine  ganze  Thätigkeit  zuwendete.    Wie  Xapolwa 
hier  nur  den  Ruhm  der  Vollendung  erntete,  so  auch  bei  der  AusbildMf 
der  ecole  des  arts  et  metiers.    Auch  diese  Schule  hatte  der  Conve« 
zuerst  angeregt  *).   Sie  wurde  in  Paris  für  fähige  Jünglinge  vom  sech- 
zehnten bis  zwanzigsten  Jahre  zum  höheren  Unterricht  in  allen  matk- 
matischen  und  technischen  Gegenständen  eröffnet  Das  Institut  nationak 
endlich,  welches  mit  diesen  Schöpfungen  zugleich  entwickelt  wurde, 
sollte  die  Resultate  der  inneren  Entwickelung  der  Republik  und  jete 
der  Wissenschaft  der  übrigen  Länder  in  sich  aufnehmen,  lehren  uDd  ver- 
öffentlichen. Das  Institut  sollte  nach  den  Wissenschaften  in  drd  Klas^Q 
und  verschiedene  Sectionen  zerfallen  und  unter  unmittelbarer  Leitung 
der  Gesetzgebung  stehen,  der  es  über  die  Fortschritte  der  Künste  urA 
Wissenschaften  zu  berichten  verpflichtet  war.    Es  leitete  die  jährüclie 
Bewerbungsausschreibung,  nach  dessen  Entscheidung  zwanzig  beßbigte 
Bürger  zu  dreijährigen  Forschungsreisen  in  die  Fremde  gesendet  werdec 
sollten,  von  wo  aus  sie  durch  periodische  Berichte  dem  Institut  Nach- 
richt über  die  Erfolge  ihrer  Studien  zu  geben  hatten.  Zugleich  hatte  das 
Institut  alle  Jahre  Ehrenpreise  für  ausgezeichnete  Leistungen  in  KuDSt 
und  Wissenschaft  zu  vertheilen. 
Die  Diese  Grundzüge  der  ,Thätigkeit  des  Convents  auf  dem  Gebiete 

vnlse'nlcLftcn.  ^^^  CnteiTichts  drückcu  von  allem  Anfang  an  der  Begründung  dt 
modernen  Studienwesens  Frankreichs  den  Geist  desselben  auf,  der  s 
bis  auf  die  Gegenwart  noch  beherrscht.  Dass  einzelne  Wissenschaftes 
fast  gänzlich  untergingen,  wie  Theologie  und  Jurisprudenz,  lag  in  ^^ 
gewaltigen  Umgestaltung  der  Revolution.  Die  eine  fiel  mit  der  Kircb«^ 
die  andere  mit  der  Zerstörung  des  alten  Staates  und  seiner  Geschiebte. 
Als  Napoleon  sie  wieder  belebte,  musste  er  diesen  Erscheinungen  aach 
Rechnung  tragen.  Dass  überhaupt  jede  wahre  theoretische  Biliianc 
verloren  ging,  lag  in  der  Auflösung  der  Universitäten  und  der  Kraft- 
losigkeit, sie  wieder  zu  beleben.  Aber  dass  das  gesammte  Bildoo^ 
System  Frankreichs  einen  ganz  besonderen  Charakter  annahm,  der  es 


1)  Decret  vom  25.  October  1795  (30.  Yend^miaire  an  IV.). 

2)  Decret  vom  28.  September  1794  (7.  VendiSmiaire  an  IIL> 
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auch  für  die  Zukunft  beherrchte,  das  lag  theils  in  dem  Natiooalcharakter, 
theils  in  den  momentanen  Bedürfnissen,  die  man  befriedigen  wollte. 
Die  Thätigkeit  der  Zeit  wendete  sich  zumeist  der  Entwickelung  der 
exacten  Wissenschaften  zu.  Der  I^ationalcharakter  huldigte  dem  auf- 
fallenden Glanz,  dem  Ruhm  und  dem  Aeusserlichen.  Das  National- 
institut wurde  gepflegt  und  mit  allen  Kräften  ausgerüstet,  während 
man  den  Primärunterricht  dauernd  vernachlässigte.  Der  Secundär- 
unterricht  entwickelte  sich  nur  langsam.  Im  Jahre  VI.  hatte  man  erst 
52,  im  Jahre  VIII.  erst  86  solcher  Schulen  errichtet  Aber  je  ohn- 
mächtiger sich  der  Staat  in  dieser  Richtung  zeigte,  desto  thätiger 
wurde  die  Privatspeculation.  Wie  ehemals,  so  ergriff  auch  während 
der  Revolution  dieselbe  den  Unterricht  *).  Der  Convent  duldete  ihre 
Thätigkeit,  weil  er  in  ihrer  Beschränkung  nur  eine  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  sah  und  doch  in  ihr  am  Ende  die  Erfüllung 
dessen  erkannte,  was  ihm  selbst  unmöglich  wurde.  Die  Entwickelung 
der  Privatanstalten  aber  lenkte  die  Gesetzgebung  zur  Darstellung 
zweier  Grundsätze,  von  denen  der  eine  segenbringend  hätte  sein 
können,  wenn  er  eben  folgerichtig  entwickelt  worden  wäre,  der  andere 
nur  ein  Trugbild  der  Zeit  war  und  bei  der  ersten  Wendung  der  Er- 
eignisse untergehen  musste,  allgemein  aber  nur  verkehrt  wirken  konnte. 

Der  erste  dieser  Grundsätze  war  die  Unterordnung  der  Schule  Die  Stellung 
unter  die  Gemeinde  »).  Aus  aufgeklärten  und  patriotischen  Bürgern  ^^'  ^^^^^  "° 
sollten  in  den  Districten  besondere  Commissionen  gebildet  werden, 
welche  den  Unterricht  zu  beaufsichtigen  und  zu  leiten  hätten.  Bei  der 
Bildung  dieser  Commissionen,  die  aus  der  Wahl  der  Gemeindever- 
sammlungen hervorgehen  sollten,  gingen  stets  die  Yerheiratheten  den 
Ledigen  vor,  die  Väter  den  kinderlosen]  Gatten,  und  stets  gab  auch 
das  höhere  Alter  den  Vorzug.  Diese  Commissionen  hatten  zugleich 
über  die  Errichtung  von  Schulen  und  Privatanstalten  zu  entscheiden, 
die  Prüfung  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  vorzunehmen.  Und  gerade 
hier  kennzeichnen  sich  die  Fehler  des  französischen  Unterrichtswesens 
und  der  Geist  der  Revolution.  Es  bildet  den  zweiten  Grundsatz, 
den  man  im  republikanischen  Unterrichtswesen  durchzuführen  gedachte. 
Was  immer  und  überall  das  deutsche  Schulsystem  und  Unterrichts- 
wesen so  gross  und  ausgezeichnet  macht,  die  Bildung  und  Erziehung 
der  Lehrer,  das  macht  das  französische  schlecht  und  verkommen.  Die 
Revolution  nährte  sich  mit  eitlen  Trugbildern.  In  allen  ihren  Gesetzen 
fordert  sie  von  dem  Lehrer,  als  erste  und  besondere  Eigenschaft,  nur 
republikanische  Tugend  und  Grundsätze.    Wer  diese  zur  Darstellung 


1)  Viriville  a.  A.  0.  8.  287. 

2)  Decret  vom  28.  October  1798  (7.  Bnimaire  an  II.). 
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bringt,  der  kann  Lehrer  sein  ^).  Freiheit  and  Glaehheit  soll  in  den 
Schulen  darch  die  Lehrer  gelehrt  werden'),  bei  der  Prüfung  der 
Schüler  selbst,  wenn  sie  in  eine  höhere  Schale  aufgenommen  «erden 
sollen ,  soll  ein  besonderes  Augenmerk  auf  ihre  republikanische  Ge- 
sinnung genommen  werden ').  Die  Anstellung  der  Lehrer  wurde  daher 
an  den  Ausspruch  einer  Juiy  d'instruction  gebunden,  welche  Jury  aas 
drei  Familienvätern  gebildet  wurde,  die  das  Districtsdirectorium  emeDoen 
und  in  ihrer  Thätigkeit  überwachen  sollte  ^).  Ebenso  wurden  tue 
Professoren  der  höheren  Schulen  angestellt*).  Den  Geist,  des 
die  Gesetzgebung  des  Convents  in  dieser  Richtung  darstellte,  brachte 
Die         Robespierre  zum  vollendetsten  Ausdruck  in  seiner  ecole  de  Mars,  welche 

4eoi«  de  Mart.  ^^  zwischen  Paris  und  Neuilly  errichtete  •).  Ein  neues  Geschlecht 
musste  seiner  Republik  erzogen  werden  und  sollte  aus  dieser  Schalt 
hervorgehen.  Wie  Napoleon  sein  Rekruten-  und  Soldatenvolk  schofl 
in  den  Schulen  sich  heranzog,  so  wollte  Robespierre  in  ihnen  seine 
republikanische  Jugend,  reich  an  Tugend  und  stolz  auf  seine  Freiheit. 
bilden.  In  seiner  Kriegsschule  fanden  an  3500  Junglinge  Aufnahme. 
die  willkürlich  aus  ganz  Frankreich  ausgewählt  wurden.  Niemaod 
durfte  aus  der  Schule  heraus.  Niemand  in  dieselbe  hinein.  Der  GonTeot 
überwachte  sie  durch  seine  Commiss&re.  Militärische  Künste,  TactÜL 
Agricultur,  Chemie  und  Physik  wurde  neben  den  Lehren  der  repabü- 
kanisohen  Grundsätze  gelehrt.  Eine  Statue  der  Freiheit  war  innerhalb 
des  Institutes  aufgestellt,  die  Junglinge  selbst  durch  ein  besoodere^ 
phantastisches  Costum  ausgezeichnet.  Es  sollte  ein  Heer  von  PreiheitS' 
aposteln  gebildet  werden,  welches  vom  Geist  der  Republik  durchdrno^B 
und  ihrem  Stifter  ergeben  war.  Es  sollte  in  der  That  nichts  anderes 
sein,  als  die  Ehrenlegion  Robespierre's.  Nach  seinem  Sturze  fielnatärlhh 
auch  die  Institution  seines  Ehrgeizes  oder  seines  republikanischen  Ideals. 
Die  Sehn!-  Das  Directorium  fand  in  dem  ausgezeichneten  Daunon  den  Vertreter 

*Direc"riniM!'  ^^^  modemeu  ünterrichtswesens.  Er  ging  in  seinem  Plan  auf  die  Meec 
Condorcers  zurück  ^)  und  wollte  nach  einer  fünffachen  Abstofong  die 
Schulen  organisiren,  an  die  er  dann  als  höchste  Stufen  die  Moseea 
und  besonderen  Kunstinstitute  anreihte.  Die  Nationalfeste  sollten  das 
ganze  Volk   zu  besonderen  Uebnngen  der  Künste  anregen  nnd  n- 


1)  Decret  vom  19.  December  1798   (29.   Frimaire  an  II.).    Decret  nz 
28.  October  1793  (7.  Brnroaire  an  IL). 

2)  Decret  vom  21.  October  1793  (80.  VeDd&niaire  an  H.). 
8)  Decret  vom  28.  September  1794  (7.  Venddmiaire  aa  III,). 
4)  Decret  vom  17.  November  1794. 

6)  Decret  vom  26.  Februar  1795. 

6)  Decret  vom  1.  Juni  1794  (18.  Prairial  an  IL). 

7)  Bath  der  Fünfhundert  vom  25.  October  1794. 
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saniDMfübreD.  In  der  practiscben  DnrchfQhruBg  seines  Planes  war 
aber  auch  er  so  rathlos,  wie  die  Verwaltang  des  Directoriams.  Die 
Constitution  decretirte  den  Sehulzwang,  aber  die  Verwaltung  vernacb- 
läasigte  die  £rrichtung  der  Volksschulen,  wie  die  vorhergegangene  Zeit. 
Sie  blieb  der  Privatthätigkeit  fast  vollständig  überlassen.  Doch  glaubte 
das  Directorium  die  Freiheit  derselben  beschränken  zu  müssen  und 
stellte  alle  Lehranstalten  unter  öffentliche  Aufsicht  ')•  ^^^  höheren 
Schulen  wurden  nach  der  Organisation  des  Gonvents  anerkannt,  doch 
zu  ihrer  weiteren  Ausbildung  und  Vermehrung  fehlte  dem  Directorium 
dtf  Frieden  des  Reiches  und  das  nöthige  Verständniss.  Nur  eine  be- 
sondere Institution  ist  hier  hervorzuheben.  Es  ist  dies  die  Errichtung 
der  Lehrstühle  für  die  orientalischen  Sprachen  bei  der  National- 
bibliothek in  Paris  ^).  Das  Leben  des  Volkes,  wie  das  des  ganzen 
Staates,  bedurfte  einer  mächtigen  Hand,  die  zuerst  den  Frieden  gab, 
und  dann  der  Sorge,  den  Frieden  zu  benutzen,  sich  weihte.  Dauernd 
hatte  man  sich  mit  dem  Worte  der  Freiheit  des  Unterrichts  begnügt,  und 
vergessen,  dass  der  Genuss  der  Freiheit  auch  hier  nur  durch  die  Ordnung 
möglich  sei.  Napoleon  brachte  hier,  wie  überall,  die  Ordnung «  aber 
nirgends  md^,  denn  hier,  zerstörte  er  die  Freiheit  des  Geistes. 

Das  Dnterrichtswesen  Napoleon's. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  Napoleon  mit  durchdringendem     Napoleon 
Blicke  die  Gulturverhältnisse  seiner  Zeit  durchschaute.   Er  ahnte,  dass  """"^J!;  ^''^^' 

'  blldang. 

nur  auf  einer  sittlichen  Baals  im  Herzen  des  Volkes  eine  grosse  Zeit, 
eine  glänzende  Regierung  und  ein  glückliches  Volk  für  die  Länge  der 
Zeit  herangezogen  werden  könne.  Er  ahnte,  dass  dies  nur  durch  die 
Schulen  und  den  öffentlichen  Unterricht  geleistet  werden  könne.  Aber 
eben,  weil  er  mit  der  Kraft  des  Genies  seine  Aufgabe  erkannte,  darum 
glaubte  er  diese  Aufgabe  auch  nur  so  erfüllen  zu  müssen,  wie  er  es 
wollte  und  für  sein  Interesse  begriff.  Tyrannen  und  Despoten  haben 
schon  oft  eine  Welt  umgestürzt  und  auch  eine  andere  Welt  wieder 
aufgebaut.  Beherrscht  aber  haben  die  Welt  für  die  Länge  der  Zeiten 
nur  edle  Geister.  Napoleon  hat  die  Vergangenheit  Frankreichs  ver- 
dunkelt, selbst  die  Grösse  der  Revolution  durch  seine  eigene  Gewalt 
zerstört;  er  war  im  Stande,  aus  dem  gährenden  Stoff  und  dem  Chaos, 
das  er  ererbte,  eine  neue  Ordnung  zu  schaffen,  ab&t  er  vermochte  es 
nur,  diese  Ordnung  zum  Gehorsam  zu  zwingen,  so  lange  er  alle  Ge- 
walt besaas,  seihst  die  des  Vorurtheils.  Alles  hatte  er  fast  geschaffen, 


1)  Arrdt^  Tom  17.  November  1797  (27.  Bnunaire  an  VI.)*    Decret  Tom 
6.  Februar  1799  (17.  Plavidse  an  VII). 

2)  Decret  vom  SO.  Märe  1796  (10.  Gemünal  an  m.). 
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um  eioen  mächtigen  KOiper  zu  bilden,  aber  nichts  als  Schein  and  Trag, 
um  diesen  Körper  eine  Seele,  einen  warmen  Herzschlag  ^nznhaadieD. 
Die  menschenwürdige  Erziehang  allein  würde  dies  vermocht  babeo. 
Er  aber  basste  und  verachtete  sie,  weil  er  sie  fürchten  masste.  Der 
dumme  und  unwissende  Mensch  allein  kann  ein  Sciave  sein,  der  dn- 
seitig  gebildete  allein  ein  Fanatiker.  Und  solche  Menschen  wollte 
Napoleon,  denn  nur  solche  konnten  seine  Herrschaft  ertragen.  Und 
wie  man  den  Menschen  will,  so  wird  man  seine  Erziehang  und  Bil- 
dung ordnen. 
Die  Die  Constituante  hatte  ihre  Aufgabe  auf  dem  Qebiet  des  öffent- 

lichen Unterrichts  nicht  begriffen  und  nicht  erfüllt.  Vielleicht  Tormochte 
Napoieon'a.  8ie  dss  eiuc  uicht  und  konnte  darum  das  andere  nicht.  Der  Convent, 
kräftiger  im  Begreifen  seiner  Aufgabe,  als  jene,  und  kühner  in  der 
Durchführung,  drängte  seine  unermessliche  Thätigkeit  in  alle  Gebiet« 
des  Lebens  und  Hess  sie  überall  wirken.  Gondorcet  legte  mit  philo- 
sophischem Geiste  die  Basis  seines  Dnterrichtswesens,  und  es  gestaltete 
sich,  mitten  in  der  Verwüstung  der  Zeit,  darauf  viel  des  Schönen  und 
Guten.  Aber  die  Zeit  war  zu  bewegt,  um  allem  Bahn  zu  brechen,  ja 
um  selbst  das  Einzelne  nur  zur  vollen  Blüthe  gelangen  zu  lassen. 
Napoleon,  ohne  in  seiner  Constitution  des  öffentlichen  Unt^richts  lo 
gedenken ,  stellte  zuerst  den  Frieden  her,  und  als  er  hergestellt  war, 
ging  er  auch  an  das  Werk,  ihn  zu  nützen.  Das  erste  Organisations- 
gesetz des  öffentlichen  Cnteirichts  stammt  aus  dem  Friedensjahr  1802. 
Aber  die  Ideen  der  Vergangenheit  sollten  neben  ihm  keinen  Raum 
haben,  und  ohnmächtig  waren  selbst  jene,  welche  sie  ehemals  geschaffen, 
ein  Talleyrand,  ein  Boissy  d'Anglas,  ein  Daunou.  Begeistert  von  ihnen, 
legte  Chaptal  einen  grossen  ünterrichtsplan  der  Regierung  und 
Gesetzgebung  vor').  Er  hatte  zuviel  des  Geistes  der  Revolution,  und 
wurde  verworfen.  An  seine  Stelle  trat  der  ünterrichtsplan  Fourcroy's, 
der,  der  Gesetzgebung  vorgelegt,  auch  zum  Gesetz  erhoben  wurde ^). 
Der  öffentliche  Unterricht  sollte  darnach  in  Volksschulen,  den  ecoles 
primaires,  ertheilt  werden,  die,  in  den  Communen  errichtet,  auch  von 
diesen  erbalten  werden  sollten ;  in  Mittelschulen,  den  ecoles  secondaires, 
welche  entweder  als  öffentliche  Schulen  von  den  Gemmden  zu  er- 
richten waren,  oder  durch  Privatthätigkeit  gebildet  und  erhalten  werden 
konnten.  Für  sie  gestattete  das  Gesetz  wieder  die  Errichtung  öffent- 
licher Stiftungen  und  autorisirte  die  Gemeinden  und  Departements, 
solche  anzunehmen  und  zu  verwalten.  Die  dritte  Stufe  des  öffentlichen 
Unterrichts  sollten  die  Lyceen,  die  Specialschulen  und  ausserordentiichea 


1)  Moniteor  vom  19.  Bmmaire  an  IX. 

2)  Gesetz  yom  1.  Mai  1808  (11.  Flordal  an  X.). 
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Bildungsanstalten  bilden.  Im  Laufe  von  zwei  Jahren  wurden  46  solche 
Lyceen,  378  öffentliche  Secundärschulen  und  361  Privatschulen  in  den 
301  Departements,  welche  Frankreich  damals  zählte,  errichtet.  Der 
eigentliche  Yolksunterricht  aber  blieb  dauernd  vernachlässigt,  und  noch 
im  Jahre  1829  hatte  von  38,335  Gemeinden  fast  die  Hälfte  noch  keine 
Schule ').  An  die  Staatsthätigkeit  in  all  ihrer  Hilfslosigkeit  einerseits 
und  ihrem  schlechten  Willen  andererseits,  reihte  sich  die  kräftiger 
wirkende  Privatthätigkeit  und  der  Wohlthätigkeitssinn.  Madame  de 
Pastoret  regte  diesen  an,  und  seit  1800  beginnt  die  Eröffnung  der 
Armenschulen,  und  durch  die  ThätigkSt  der  clericalen  Partei  die 
Bildung  der  sogenannten  kleinen  Seminare,  welche,  zuerst  bestimmt 
für  die  Heranziehung  der  Jugend,  die  sich  dem  geistlichen  Stande 
widmen  wollte,  bald  die  eigentlichen  Secundärschulen  wurden.  Sie 
entwickelten  sich,  je  mehr  sie  sich  der  allgemeinen  Theilnahme  er- 
freuten und  darnach  auch  ihre  Kosten  vermindern  konnten  *).  In  diese 
selbst  auf  der  Höhe  des  Glanzes  des  Kaiserreichs  sehr  traurigen  Zu- 
stände fällt  die  Gründung  und  Wiederbelebung  der  Universität'), 
welche  den  rohen  und  schlecht  geführten  Bau  vollenden  sollte. 

Innerhalb  dieser  Ordnung  sollte  das  „Napoleonische"  Volk  heran-        Dtr 
gezogen  werden.   Der  Geist,  der  sie  von  allem  Anfang  an  belebte  und  ^JpJieoniic^^^^^ 
den  die  spätere  Gesetzgebung  auch  „als  Basis  alles  Unterrichts''  aus-       schale. 
sprach,  war  die  katholische  Religion,  die  Dynastie  Napoleon's  und  der 
Gehorsam  gegen  die  Gesetze  der  Universität  *).  Und  um  dem  despotischen 
Geiste  alles  zu  unterwerfen,  die  Menschen  nur  für  ihn  zu  erziehen, 
wurde  im  Unterricht,  in  der  äusseren  und  inneren  Schulordnung  und 
in  der  Verwaltung  derselben  alles  darnach  gebildet  und  geformt    Die 
Primärschulen  sollten  nach  dem  Bedürfniss  der  Bevölkerung  in  den         Die 
einzelnen  Gemeinden  errichtet  und  durch  die  Unterpräfecten  organisirt  *''**»*"**»'*'«°- 
werden.  Mehrere  Gemeinden  konnten  sich  für  die  Erhaltung  einer  Schule 
vereinen   und   dieselbe  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung  einrichten. 
Je  der  fünfte  Theil  der  Schüler  konnte  wegen  Armuth  von  der  Ent- 
richtung des  Schulgeldes  befreit  werden.   Die  Lehrer  an  diesen  Schulen 
wurden  durch  die  Municipalräthe  gewählt  und  vom  Maire  angestellt. 
Sie  erhielten  von  der  Gemeinde  eine  Wohnung  und  einen  Gehalt  aus 
den  Rinnahmen   des  Schulgeldes^).     Um  einen   diesen  Bedürfnissen 
entsprechenden  Lehrerstand  heranzuziehen,  sollte  die  Universität  die 


1)  Viriville  a.  a.  O.  S.  822. 

2)  Guizot  a.  a.  O.  S.  60. 

8)  Peeret  rom  10.  Mai  1806. 
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Die  nöthtgen  Maassregeln  treffen.  Es  wurden  darnach  bei  jeder  Aeademie 
Normaii.efaaien.  ^^j  j^  Innem  der  Collegien  eine  oder  mehrere  Normalscholen  errichtet, 
in  denen  die  Methode  des  Unterrichts  im  Lesen,  Schreiben  und  ReehneD 
gelehrt  and  die  VolkschoUehrer  gebildet  werden  sollten  ■)-  ^^  lAittA- 
Di«  socundür.  Bchule  oder  die  Secundärschule  stand  zwischen  der  Volksschaie  ucd 
schalen.  ^^^  Centralschulcn  oder  Lyceer..  Sie  sollten  gleichfalls  von  den  Ge- 
meinden errichtet  oder  durch  die  Privatthätigkeit  gebildet  werden,  uod 
in  ihnen  die  lateinische  und  französische  Sprache,  Geographie,  Geschichte 
und  Mathematik  gelehrt  werden.  Um  die  Erricbtung  dieser  Schulen  in 
befördern ,  versprach  das  Gouvernement  den  Lehrern  derselben  eine 
Bevorzugung  bei  der  Besetzung  der  Lehrerstellen  an  den  Lyceeo, 
Freistellen  in  diesen  Schulen  für  die  ausgezeichneten  Schüler  uad 
Zuweisung  von  Schuliocalitäten  und  besondere  Gratificationen  der 
Lehrer.  Zur  Errichtung  einer  Schule  der  Art  bedurfte  es  der  Ge- 
nehmi^ng  des  Gouvernements.  Die  Beaufsichtigung  derselben  blieb 
dem  Prefet  An  ihn  mussten  auch  die  Zeugnisse  der  Fähigkeit  für 
das  Lehramt  eingereicht  werden  *).  Später  wurde  in  jeder  Stadt,  Id 
der  eine  solche  Schule  errichtet  worden  war,  ein  besonderes  Ver- 
waltungsbureau  aus  dem  Sousprefet,  dem  Maire,  dem  Gommissar  des 
Gouvernements  bei  dem  Tribunal  des  Arrondissements,  zwei  Hit- 
gliedern des  Municipalrathes,  dem  Friedensrichter  und  dem  Sdiol- 
director  gebildet  Es  hatte  die  Leitung  des  Unterrichts  und  die  üeber- 
wachung  des  Schuldienstes  und  präsentirte  zugleich  für  die  öffentlidie]] 
Schulen  dem  Minister  des  Innern  die  Candidaten  für  die  Directoreo- 
Dia  Pensiosate.  stellen.  Innerhalb  jeder  dieser  Schulen  konnten  Pensionate  enriditet 
werden,  deren  Preise  das  Gouvernement ,  ebenso  wie  das  Schulgeld 
der  externen  Schüler,  bestimmte.  Jede  Schule  mnsste  25  Freistellen  for 
die  Söhne  der  im  Kriege  gefallenen  Soldaten  offen  halten,  welche  das 
Gouvernement  besetzte.  Das  Pensionatleben  wurde  militärisch  oigaoi- 
sirt  und  bis  ins  Detail  durch  das  Gesetz  bestimmt ').  Auch  hier  konnte 
man  nur  Lehrer  oder  Director  nach  Genehmigung  der  Universität  werden 
und  musste  daffir  den  Grad  eines  Bachelier  der  beiden  Facultäten 
y>des  lettres  et  des  sciences**  erlangt  haben  ^). 
DieLycew.  Diesen  Schulen   zunächst   standen  die  in  jedem  Arrondissement 

eines  Appellationstribunals  durch  das  Gouvernement  errichtetmi  Lyceeo, 
die  frfiheren  Centraischulen  und  späteren  königlichen  Collegien.  h 
ihnen  wurden  die  alten  Sprachen,  Rhetorik,  Logik,  Moral,  Geschichte, 


1)  Gesetz  Tom  17.  M&ra  1808.  Art  107—108. 

2)  Decret  yom  1.  Mai  1802.   ArrSt^  Tom  28.  Jimi  1802  (4.  Mesiidor  an  X.). 
8)  AnM  Tom  12.  October  1803  (19.  Vend^miaire  aa  XII.). 

4)  Decret  yom  17.  M&rz  1808.  Art.  108  u.  81. 
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Physik  und  Mafhetnatik  gelehrt.  Die  Schüler  waren  nach  Abtheilangen 
geordnet,  als  Schfiler,  welche  das  Goavernement  in  die  Freistellen  ein- 
fahrte, SchOler,  welche  aus  den  Socundärschalen  eintraten,  endlich 
jeoe,  welche  in  Pension  gegeben  wurden,  und  die  Externen.  Gerade 
diese  Schulen,  als  einer  der  wichtigsten  Grade  der  Bildung  der  Jugend, 
sachte  Napoleon  ganz  in  seine  Hand  zu  nehmen.  Er  besetzte  nach 
anbeschränkt  freiem  Entschlüsse  alle  Freistellen,  Hess  sich  so  ein 
Heer  von  3000  Jünglingen  in  seinem  Geiste  erziehen  und  machte  mit 
ihnen  auch  ihre  Eltern  von  sich  und  seiner  Gunst  abhängig.  Um  diese 
Thätigkeit  zu  vergrössern,  suchte  er  wieder  an  den  Stiftungen  zu 
sparen,  um  sie  selbst  zu  vermehren,  und  bestimmte,  dass  die  Eitern 
die  Hälfte  der  Freistelle  bezahlen  sollten.  Man  wollte  am  Ende 
gar  keine  Freistelle  mehr  haben,  und  die  Regierung  musste  sie  mit 
Fremden  besetzen,  um  sie  auszufallen  i).  Die  Schüler  wurden  ganz 
militärisch  gehalten,  nach  Compagnien  eingetheilt  und  je  nach  Ver- 
dienst und  Fleiss  mit  den  Stellen  von  Sergents  und  Corporalen  belohnt. 
Das  Studium  der  Sprachen  wurde  vernachlässigt,  nur  die  lateinische 
Sprache  gepflegt,  ausser  Mathematik  nichts  ernst  und  durchgreifend 
mehr  gelernt*).  Die  Verwaltung  wurde  von  einem  Censor,  einem 
Provisor  und  einem  Prorurator  geleitet,  welche  der  erste  Consul  er- 
nannte. Die  Oberaufsicht  führte  ein  Bureau,  bestehend  aus  dem  Prüfet, 
dem  Präsidenten  des  Appellationsgerichts,  dem  Gouvernementscommissar 
daselbst,  dem  Maire  und  dem  Provisor  des  Lyceums').  Der  Prefet 
war  Präsident  des  Bureaus  und  von  ihm  natürlich  alle  anderen  Mit- 
glieder beeinflusst.  Jeder  Lehrer  konnte  vor  dasselbe  gerufen  und  zur 
Rechenschaft  über  sein  Verhalten  gezogen  werden^).  Das  hervor- 
ragendste dieser  Lyceen  war  das,  das  den  Namen  Bonaparte*s  und 
später  des  Kaisers  trug.  Es  war  das  alte  College  de  Louis  le  Grand, 
welches  die  Revolution  überlebt  hatte.  Während  des  Convents  hiess  es 
College  de  T^galite  und  unter  dem  Directorium  Institut  des  boursiers,  bis 
es  unter  dem  Ministerium  Fran^ois  de  Neuchateau  Prytanee  fran^ais  ge- 
nannt wurde.  Es  zerfiel  vom  Jahre  Vin.  an  in  vier  Abtheilungen,  für  Paris, 
Fontainebleau,  St.  Germain  und  St.  Cyr.  Das  zu  Compiegne  errichtete 
Prytaneum  war  zur  Heranbildung  von  Marineofficieren  bestimmt. 

Die  letzte  Stufe  endlich  bildeten  die  ecoles  speciales,  welche  das  nie  «coies 
eigentliche  Facultätsstudium  umfassten.  Sie  wurden  für  die  verschie-  •p««*»^««- 
densten  Fächer  errichtet.   So  zehn  Schulen  für  die  Rechtswissenschaft, 


1}  Gaizot  a.  a.  0.  S.  69. 

2)  Arret^  vom  10.  December  1802  (19.  Frimaire  an  XL). 

8)  Decret  vom  1.  Mai  1802. 

4)  Reglement  vom  10.  Jant  1808  (21.  Frairial  an  XI.}. 
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drei  für  Medicin,  vier  für  Natargeschichte,  eine  für  Mathematik  etc.  *). 
Mit  der  ÜDiversitätsorganisation  wurde  in  den  Facultäten  eine  besondere 
Ordnung  eingeführt.  Die  erste  Facultat  war  jene  der  Theologie,  daim 
folgte  die  Jurisprudenz,  Medicin,  Mathematik  und  Physik  und  die 
Facultes  des  lettres.  Auch  an  den  Facultäten  gab  es  Freistellen 
für  die  Söhne  der  Militärs,  welche  der  Kaiser  besetzte.  Der  Unterricht 
an  den  Facultäten  war  öffentlich,  doch  nach  Form  und  Inhalt  streng 
begrenzt  und  bis  auf  die  Bücher,  die  verwendet  werden  durften,  vom 
Gesetz  vorgeschrieben.  Nach  der  Vertheiiung  der  DnteirichtsgegeD* 
stände  in  die  verschiedenen  Jahrgänge  wurden  auch  die  G^enstlnde 

Die  der  £xamina  und  die  Ordnung  derselben  bestimmt.  Die  theologische 
^''Icuim^  Facultät  umfasste  das  Studium  der  heiligen  Geschichte,  der  Dogmen 
und  evangelischen  Moral.  Wenigstens  drei  Professoren  sollten  darin 
lehren.  Jeder  Professor  musste  Doctor  sein  und  wurde  vom  Bischof 
oder  Erzbischof  des  Hauptortes  der  Academie  dem  Grand  maitre  der 
theologischen  Doctoren  präsentirt.  Unter  drei  Gandidaten  entschied 
die  Bewerbung  ').   Solche  Facultäten  wurden  neben  jedem  Erzbisthom 

!>*«  errichtet.  In  den  Rechtsfacultäten  wurde  das  bürgerliche  Recht  ge- 
lehrt, die  Verwaltung  und  das  öffentliche  Recht,  die  Criminalgesetzgebong 
und  der  Givilprocess.  Die  Revolution  wirkte  nirgends  deutlicher  oacfa,  als 
in  diesem  engherzigen  Studienplan.  Sie  hatte  den  historischen  Verband 
des  geltenden  Rechts  mit  der  Vergangenheit  gelöst  und  das  Studiom 
dieser  verschwand  aus  den  Schulen.  Damit  aber  verschwand  ancfa 
das  Bewusstsein  einer  Rechtsgeschichte  und  die  Fähigkeit  der  Eot- 
wickelung  des  Bestehenden.  Nirgends  in  Europa  ist  die  Rechts- 
wissenschaft so  ins  Stocken  gerathen,  als  in  Frankreich,  und  als  durch 
die  Einflüsse  Deutschlands  und  deutscher  Wissenschaft  in  den  dreissiger 
Jahren  Frankreich  seine  Geschichte  erst  studiren  lernte,  staunte  es  di« 
Resultate  der  Forschung  lange  wie  Phantasien  und  Himgespinnste  an. 
Aber  gerade  in  dieser  Engherzigkeit  genügte  die  Wissenschaft  den 
despotischen  Geist,  der  die  Erziehung  und  Bildung  Frankreichs  be- 
herrschte. Aber  sie  genügte  auch  der  Zukunft,  die  man  durch  sein 
Studium  vorbereitete.  Der  ganze  Staat  war  nach  dem  System  der 
Bedienstung  organisirt.  Ein  wahres  Amt,  einen  Beamtenstand  im 
edelen  Sinne  des  Wortes  giebt  es  in  Frankreich  so  wenig,  als  es  das 
Wort  dafür  giebt.  In  der  gesammten  Verwaltung  entscheidet  die 
mechanische  Fertigkeit  und  Gewandtheit  über  die  Anstellung  and  die 
Erhöhung  im  Dienste.  Die  allgemeine  Abhängigkeit  hat  die  Veraot* 
wortung  aufgelöst.    Im  Civil-  und  Criminalrecht  genfigt  die  Kenntnis 


1)  Decret  vom  1.  Mai  1802. 

2)  Decret  vom  17.  Man  1808  und  22.  Ventdse  an  XIL 
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des  Gesetzeswortes  und  die  Klugheit  in  der  Verbindung  der  Paragraphen. 
Die  staatliche  Organisation  hat  auch  hier  der  Freiheit  des  Urtheils, 
welche  eine  höhere  Bildung  fordert,  den  Geist  der  Gesetze  erkannt 
wissen  will,  eine  unubersteigliche  Schranke  gesetzt.  Die  Klage  über 
einen  schlechten  und  unwissenden  Richterstand,  wie  sie  heute  noch 
allenthalben  in  Frankreich  laut  wird,  wird  nicht  durch  eine  Organi- 
sation der  Gerichte  allein  beseitigt  werden,  sondern  durch  eine  neue 
Ordnung  der  Rechtsfacultät.  Hier  wird  die  Trägheit  der  Geister,  das 
Genügen  an  der  todten  Paragraphenreiterei  gross  gezogen.  Nach  zwei- 
jährigem Gursus  in  dem  Clvilrecht,  mit  dem  in  der  mittelmässigsten 
Weise  das  römische  Recht  vermischt  wird,  in  dem  Civilprocess  und 
Griminalrecht  kann  man  das  Baccalaureat  erlangen.  Nach  einer 
blossen  Zeitdifferenz,  nach  einem  dritten  Jahr  und  gleichen  Studien 
erhält  mau  die  Licence,  und  das  Doctorat  nach  einem  vierten  Jahr. 
Den  zweiten  Grad  muss  man  erlangt  haben,  um  Richter  oder  Pro- 
curator  werden  zu  können  und  zur  Advocatur  zugelassen  zu  wer- 
den. Professor  kann  man  erst  nach  Ablegung  des  Ductorexamens 
werden^).  Die  Rechtsfacultäten  wurden  zu  Paris,  Dijon,  Grenoble, 
Aix,  Toulouse,  Rennes,  Poitiers,  Caen  und  Strassburg  errichtet,  um- 
fassender und  gründlicher  geordnet  war  das  Studium  der  Medicin,  welches  di« 
an  den  Facultäten  zu  Paris,  Montpellier  und  Strassburg  gelehrt  wird, 
und  jenes  der  Hilfswissenschaften  derselben.  Eine  besondere  Aufmerk-  dieFacniu« 
samkeit  widmete  Napoleon  in  dieser  Richtung  der  Pharmacie  *).  Die  ^^^eriettreV* 
sogenannten  Facultes  des  sciences  et  des  lettres  waren  errichtet,  um  in 
den  verschiedenen  höheren  Wissenschaften  zu  unterrichten  und  zugleich 
für  den  öffentlichen  Unterricht  selbst  vorzubereiten.  Sie  umfassten  das 
Studium  der  Moral  und  Literatur,  und  um  für  gewisse  Functionen  und 
Professionen  einen  höheren  Bildungsgrad  zu  bilden,  das  Studium  der 
exacten  Wissenschaften,  Mathematik,  Physik  und  ihrer  Zweigwissen- 
schafteu  ').  Nach  beiden  Richtungen  hin  reiheten  sich  an  diese  Facultäten 
andere  Institute,  welche  die  gleichen  Zwecke,  aber  in  vollendeterem 
Haasse  verfolgten.  So  das  College  de  France  mit  seinem  encyclopädischen 
System,  alle  menschliche  Wissenschaft  zu  vertreten  und  zu  lehren,  die 
Schule  der  orientalischen  Sprachen  bei  der  National-,  oder  später 
der  kaiserlichen,  und  wieder  später  der  königlichen  Bibliothek.  In 
zweiter  Richtung  die  ecole  polytechnique  für  die  Vervollkommung  in  den 
mathematischen  und  technischen  Wissenschaften  und  die  Vorbereitung 
für  den  öffentlichen  Dienst,  in  den  man  alsbald  nach  Vollendung  der 


medidnlsehe 
Facoltiit  and 


1)  Gesetz  vom  17.  März  1808  und  22.  Ventdse  an  XII. 

2)  Gesetz  vom  21.  Germinal  bis  1.  Flor^al  an  XI. 

8}  Decret  yom  17.  März  1808  und  SUtat  vom  16.  Febnuir  1810. 
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Studien  eintrat  Die  grosse  Garriere,  zu  welcher  im  öffentlichen  Dienste 
diese  Schule  vorbereitete,  konnte  sowohl  militärisch,  als  bürgerlich  sein. 
Die  Zahl  der  Schüler  war  auf  300  beschränkt  und  die  Aufnahme  in  der 
Schule  an  eine  Bewerbung  und  das  Alter  von  zwanzig  Jahren  ge- 
bunden. Mit  dem  Eintritt  war  das  Versprechen  verbunden,  in  des 
Staatsdienst  zu  treten,  die  Wahl  desselben  blieb  dem  Schüler  über- 
lassen. Das  ganze  Institut  wurde  militärisch  organisirt,  die  Lehrer  vom 
ersten  Consul  ernannt,  ebenso  die  besonderen  Prüfungscommissäre '). 
Nach  Vollendung  des  Studiums  an  dieser  Schule  trat  man  noch  in  die 
besonderen,  für  den  unmittelbaren  Eintritt  in  den  Staatsdienst  b^ 
stimmten  Vorbereitungsschulen  ein,  wie  in  die  Militärschulen  der  ver- 
schiedenen Art^),  die  ecole  des  ponts  et  chaussees,  schon  aus  dem 
Jahre  1747  stammend  und  1791  reorganisirt '),  die  ecoie  des  mines, 
gleichfalls  schon  im  ancien  Regime  1783  gegründet  und  1792  re- 
organisirt  ^) ,  die  verschiedenen  Biidungsanstalten  für  den  Ingenieur- 
dienst  etc.  ^).  Dieser  Theii  des  französischen .  Unterrichts wesens  ist 
wohl  der  vollendetste  und  selbst  für  andere  Staaten  musteigiitig  ge- 
wesen. Ihm  dankt  Frankreich  das  Heer  seiner  gewandten  Techniker 
und  Ingenieure,  seine  trefflichen  Officiere  der  Artillerie  und  des  Genies, 
und  in  Folge  dieser  zahlreichen  thätigen  Kräfte  die  hohe  Bluthe  seines 
materiellen  Lebens. 
Di«  UDiver«it£t.  Die  Gesammthoit  des  höheren  Unterrichts  in  seinen  vier  Gradeo 
repräsentirt  die  Universität,  welche  Napoleon  nun  wieder  als  kaiserliche 
Universität  errichtete.  Es  war  aber  nur  ein  schöner  Name,  reich  ao 
grossen  Erinnerungen,  stolz  im  Klang  des  Namens,  ab^  ohnmächtig 
und  unbedeutend  in  seiner  Wahrheit  *).  Sie  bildete  im  engsten  Siooe 
nichts  als  eine  höchste  Behörde  in  Unterrichtssachen  and  war  reprä- 
sentirt in  dem  Gonseii  de  Tuniversite  imperiale,  bestehend  aus  zehn 
auf  Lebenszeit  ernannten  und  zwanzig  alle  Jahre  neu  gewählten  Rätbeo. 
Die  Functionen  dieses  Käthes  waren  zahlreich  und  umfassten  die  Geseti- 
gebung*und  Organisirung  des  ganzen  Unterrichtswesens.  Von  sdneo 
Entscheidungen  gab  es  nur  eine  Berufung  an  den  Staatsrath'').  Seine 
Thätigkeit  wurde  am  Ende  der  Regierung  Napoleon's  ins  Ungemessene 
gesteigert.  Die  Gesetze  häuften  sich,  Statuten  und  Reglements  wurden 
zahllos  erlassen  und  nur  die  wenigsten  ausgeführt,  nichts  bedeutend 


1)  Gesetz  yom  16.  Deeember  1799  (26.  Frimaire  an  VIIL). 

2)  Arrdtö  vom  12.  Venddmiaire  an  XI.    Reglement  yom  26.  März  1807. 
8)  Decret  vom  7.  Fructidor  an  XII. 

4)  Decret  vom  18.  November  1810. 

5)  G^raodo  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  510  u.  E  No.  352  u.  ff. 
6}  Decret  vom  10.  Mai  1806. 

7}  Deoret  vom  17.  MSn  1808.    Serrignjr  a.  a.  O.  B4.  IL  S   500. 
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als  ein  Zeugniss,  wie  Napoleon,  als  er  seine  Herrschaft  wanken  sah, 
erkannte»  warum  sie  so  plötzlich  und  so  furchtbar  wanke.  Aber  es 
blieb  ihm  keine  Zeit  mehr  zur  Arbeit.  Nach  einer  traurigen  Herrschaft 
der  ßourbonen,  die  in  einer  Studienordnung  nach  dem  Muster  jener 
Tor  Jahrhunderten  >)  die  Finsterniss  jener  Zeit  wieder  erziehen  wollte, 
folgte  Lonis  Philipp,  der  eigentliche  Begründer  eines  französischen 
Volksschalwesens  nnd  Wiederherstelier  der  Freiheit  der  Wissenschaft 


Kniist  und  l¥lssensclialll* 

Die  öffentlichen  Kunstanstalten. 

lieben  dem  öffentlichen  Unterricht  und  der  Schulbildung,  als  dem 
System  der  Entwickelung  des  Einzelnen  in  der  Gesammtheit,  suchte 
die  Revolution  der  Kunst  und  Wissenschaft  selbst  einen  Boden  zu 
schaffen,  auf  dem  sie  sich,  ohne  Rücksicht  auf  den  Einzelnen,  als  für 
sich  bestehende  Mächte  der  Gesellschaft  und  des  Staates  entwickeln 
sollten.  Anstalten  wurden  ins  Leben  gerufen,  oder  wenn  sie  schon 
bestanden,  mit  einem  neuen  Geiste  erfüllt,  um  als  Sammelplätze  der 
Künste  und  alles  Wissens  zu  dienen  und  der  gesammten  Nation,  wie 
dem  Nationalruhm  zu  gehören.  Hierher  gehören  die  Bibliotheken, 
Archive,  naturhistorischen  Cabinete,  Sammlungen  der  Kunst  und 
Wissenschaft,  und  endlich  in  persönlicher  Darstellung  der  gleichen 
hohen  Aufgabe  das  Institut  nationale,  als  der  friedliche  Ruhm  Frank- 
reichs und  die  Repräsentation  seines  Geistes  *).  Und  der  Convent  war 
es,  der  auch  hier  allenthalben  einen  nachhaltigen  Anstoss  gab. 

Die  vier  grossen  Bibliotheken,  die  königliche,  die  Bibliothek  Ma- 
zarine,  St.  Genevieve  und  de  1' Arsenal,  gingen  insgesammt  an  die 
Gemeindeverwaltung  über,  wie  die  Erhaltung  der  Anstalten  ähnlicher 
Art  in  den  Departements  ').  Der  Convent  übergab  den  Districten  und 
Departements  die  Bücher  und  Manuscripte,  welche  in  den  Klöstern 
und  Kirchen  und  den  Gütern  der  Emigrirten  vorgefunden  wurden,  zur 
Anlegung  besonderer  Bibliotheken,  weiche  sie  dann  auf  eigene  Kosten 
zu  verwalten  hatten^).  Alle  Drucker,  Graveure  und  Lithographen 
wurden  verpflichtet,  vor  dem  Verkauf  ihrer  Werke  ein  Exemplar  der- 
selben in  der  königlichen  und  später  der  nationalen  Bibliothek  zu 


Die  bShercn 
Bildnngfl- 
anstalten. 


Die 

Bibliotheken 
and  Archive. 


1)  Decret  vom  4.  December  1821. 

2}  Goncourt:   Histoire  de  la  aoclM  fran^aise  pendant  le  directoire. 

3)  GeseU  Tom  18—19.  Augast  1790. 

4)  Decret  yom  27.  Janaar  1794  and  Geseta  vom  11.  Frimaire  an  VII. 
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deponiren,  und  ein  zweites  fflr  die  Bibliothek  des  Ministers  des  Innern*). 
Ausser  den  Bibliotheken  wurden  die  öffentlichen  Archive,  als  Staats-  und 
Departementalarchive,  errichtet,  um  nicht  allein  die  Docnmente  der  Ge- 
schichte, sondern  auch  alle  Urkunden  aufzubewahren,  welche  das  5ffeot- 
liche  Leben  des  Staats,  der  öffentlichen  Anstalten  und  Privatpersonen 
betrafen  ^).    Die  Staatsarchive  sollten  auf  Staatskosten,  die  anderes 
auf  Kosten  der  Departements  erhalten  werden  ')•    Die  ersteren  waiden 
von  einem  Archiviste  national  verwaltet,  den  die  Gesetzgebung  er- 
nannte  und   der   derselben   auch   verantwortlich   war.    Der  Gonient 
führte  ein  besonderes  Comite  des  archives  ein  und  theilte  dasselbe 
nach  den  Gegenständen   seiner  Verwaltung  *).     Darnach  zerfiel  das 
Archiv  in  archives  judiciaires  und  archives  domaniales.   Napoleon  vies 
dem  ersteren  seinen  Sitz  im  Justizpalast,  dem  zweiten  im  Nationalpaksi 
für  Kunst  und  Wissenschaft  an.    Er  behielt  sich  auch  die  EroennoDg 
der  Archivare  vor  und  übergab  diesen  die  freie  Wahl  ihrer  ünter- 
beamten  ^).    Während  des  Kaiserreichs  bekleidete  Daunou  die  Stelle^ 
und   es   gebührt  seiner  geistvollen  Systematisirung  der  Archive  das 
Verdienst,  die  Forschungen  der  französischen  Geschichte  so  erleichtert 
ja  überhaupt  möglich  gemacht  zu  haben.    Dm  durch  die  Benntzong 
der  Bibliotheken  und  Archive  nicht  in  die  Gefahr  der  Zerstörung  oder 
Vernichtung  eines  Gegenstandes,  wie  des  Missbrauches  zu  kommeo, 
erliess  Napoleon    eine   besondere   Ordnung   für   die    Benutzung  uDd 
Publication  der  Manuscripte,  wonach  alle  für  ein  Nationaleigentboo) 
erklärt  wurden,  dessen  Benutzung  und  Bekanntmachung  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Gouvernements  geschehen  konnte.    Diese  Genehm^ong 
ertheilte  das  Ministerium  des  Aeusseren  für  alle  Gegenstände  seines 
Departements  und  das  Ministerium  des  Innern  für  die  übrigen  *). 
Die  Moteen.  Aehulich  diesou  Sammlungen  der  Schätze  der  Wissenschaft  sollteo 

auch  die  Künste  in  den  Museen  ibre  Depots  zur  allgemeinen  Bildnng 
und  Aufklärung  finden.  Auch  hier  wurden  neben  den  Staatsanstalteo, 
welche  der  öffentlichen  Verwaltung  übergeben  wurden'),  Museen  ia 
den  Departements  und  Städten  angelegt,  deren  Erhaltung  und  Ver- 
waltung diesen  zur  Last  fiel  *).  Das  königliche  Museum  im  Loo^ 
bildete  zuerst  einen  Theil  der  Civilliste  und  ging  nach  dem  Sturz  des 


1)  Gesetz  vom  Id.  Juli  1793.    Decret  vom  6.  Februar  1810. 

2)  Decrot  vom  12.  September  1790. 

3)  Gesetz  vom  11.  Frimaire  ao  VII. 

4)  Decret  vom  25.  Juni  1794  (7.  Meesidor  an  II.). 
6)  AttM  vom  28.  Mai  1800  (8.  Frairial  an  VIIL). 

6)  Decret  vom  20.  Februar  1809. 

7)  Gesetz  vom  18.  October  1792. 

8)  GesetB  vom  11.  Frimaire  an  VII. 
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EöDigthuins  an  die  Nationalschatzverwaitung  übec»  bis  es  Napoleon 
wieder  mit  der  Civilliste  des  Kaisers  vereinigte  > ).  Viel  ging  im  Laufe 
der  Revolution  von  den  Schätzen  dieser  Sammlungen  zu  Grunde,  theils 
durch  betrügerische  Käufe  und  Verkäufe  ausserhalb  des  Landes  nach 
England  und  Russland  2).  An  die  Museen  der  Künste  reihten  sich  jene 
der  Naturwissenschaften.  Der  Gonvent  gab  dem  Museum  der  Natur- 
geschichte seine  ausserordentliche  Organisation,  die  es  bis  heute  noch 
erhalten  hat  Es  sollte  eine  grosse  Unterrichtsanstalt  bilden  für  die 
Naturwissenschaften  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  und  in  ihrer  beson- 
deren Anwendung  auf  die  Fortschritte  des  Ackerbaues,  Handels  und 
der  Künste.  Besondere  Professoren  wurden  für  die  einzelnen  Zweige 
derselben  angestellt,  um  öffentliche  Vorlesungen  in  den  vom  Gesetz 
bestimmten  Cursen  zu  halten.  Sie  wählten  aus  ihrer  Mitte  einen  Director 
und  einen  Schatzmeister.  Eine  besondere  Bibliothek  für  die  das  Museum 
betreffenden  Gegenstände  wurde  angelegt  und  diese,  wie  das  gesammte 
Museum,  in  Verbindung  mit  allen  ähnlichen  Anstalten  in  den  Departe- 
ments gesetzt,  deren  oberste  Leitung  das  Nationalmuseum  übernahm  '). 
In  Verbindung  damit  stand  der  Jardin  des  plantes  und  die  botanischen 
Gärten  der  Departements  ^)  und  das  astronomische  und  meteorologische 
Observatorium  von  Paris,  das  gleichfalls  bestimmt  war,  mit  den  ähn- 
lichen Anstalten  in  den  Departements  zu  correspondiren  und  zur  all- 
gemeinen Belehrung  öffentliche  Vorlesungen  zu  halten  ^).  In  directer 
Beziehung  auf  die  Vervollkommnung  der  Gewerbe  und  der  Industrie 
legte  der  Gonvent  das  Conservatoire  des  arts  et  metiers  an,  als  eine 
Ausstellung  von  Maschinen,  Modellen,  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
wichtiger  Kunst-  und  (Industriegegenstände.  Drei  Erklärer  und  ein 
Zeichenmeister  wurden  für  öffentliche  Vorträge  angestellt  ®). 

Die  persönliche  Repräsentanz  der  Kunst  und  Wissenschaft  sollte  Das  intutat 
endlich  ihren  Mittelpunkt  in  dem  Institut  de  France  finden,  die  Go- 
sammtheit  aller  geistigen  Arbeit  und  Grösse  Frankreichs  umfassend 
und  der  Quell  des  nationalen  Lohnes  und  Ruhmes.  Hervorgegangen 
aus  der  Idee  Ludwig's  XIV.  als  königliche  Academie,  verfiel  auch  sie 
dem  Hass  der  Revolution,  welcher  vor  seinem  Forum  kein  Privilegium 
dulden  wollte.    Nach  heftigen  Angriffen  wurde  sie  durch  den  Gonvent 


de  Franoe. 


1)  Gesetz  Tom  26.  Mai  bis  1.  Juni  1791,  18.  October  1792,  9.  Frimaire 
bis  16.  Thermidor  an  11.  u.  a.  m. 

2)  Qoncourt:    Histoire  a.  a.  O.  S,  386  u.  ff. 
8)  Gesetz  yom  10.  Jani  1793. 

4)  Gesetz  vom  8.  August  1793,  16.  Germinal  an  II.  and  11.  Frimaire  an  VII. 
6)  Gesetz  vom  3 — 10.  September  1790,   11.  Germinal  an  II.,  7.  Messidor 
an  III.  n.  a.  m. 

6)  Decret  vom  10.  October  1794  (19.  Vend^miaire  an  III.). 
R 1  o  h  t  e  r :  StMits-  and  OeseUaGhafttrecht.  U.  40 
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aufgelöst  und  ihr  Saal  im  Lonvre  versiegelt ').  Das  Directorinm  be- 
lebte ihren  Geist  wieder,  aber  grossartiger  und  in  anderer  Form.  Das 
Institut  gehört  Frankreich  und  hat  seinen  Sitz  zu  Paris,  mn  Wissen- 
schaften und  Künste  zu  vervollkommnen,  alle  Fortschritte  des  oieoscb- 
liehen  Geistes  und  alle  Arbeiten  des  allgemeinen  Nutzens  und  Rohmes 
Frankteichs  in  sich  aufzunehmen  >).  Es  wurde  in  verschiedene  Aca- 
demien  abgetheilt,  von  denen  Napoleon  noch  vier  behielt:  für  Physik 
und  Mathematik,  Sprache,  Geschichte  und  schöne  Literatur  uod  Künste 
Die  Academie  der  Moral  und  Politik  ging  unter  seiner  Gewaltheirscbaft, 
die  sich  bis  hierher  fortzupflanzen  verstand,  unter  *).  An  diesem  Herd« 
alles  Wissens  fanden  sich  die  grössten  Geister  Frankreichs;  da  sassec 
für  Geometrie  Lagrange,  Laplace,  für  Mechanik  Monge,  für  Astronomie 
Lalande,  Gassini,  für  Experimentalphysik  Charles,  für  Chemie  Bertbollet, 
Fourcroy,  Chaptal,  für  Geschichte  Haiey,  da  sassen  ein  Lacepede,  Oam, 
Adonson,  Jussien  für  Botanik  und  Zoologie,  ein  Cabanis,  Bemardin 
de  St  Pierre,  Mercier,  Daunou,  Sieyes,  Röderer  für  Politik  und  Philo- 
sophie, Chenier,  Lebrun,  Mehul,  Gretry  für  Poesie  and  Mumk,  kurs, 
der  friedliche  Glanz  der  Revolution  und  des  Kaiserreichs.  Die  Elemente 
einer  ungeahnten  Grösse  waren  vorhanden.  Aber  der  tyrannisebe  Geist 
Napoleon's  legte  auch  hierher  seine  Hand  und  duldete  Leben  uod  Be- 
wegung nur  so  weit,  als  es  ihm  genehm. 

Die  bildenden  Künste. 
Der  Staat  geit  dem  Untergang   des  griechischen  Volkes  hat  kein  andere 

"*  Kftnste.  °*°  ^^^^  so  klar  erkannt,  dass  die  Kunst  eine  öffentliche  Macht,  eine 
Volks-  und  Staaten  bildende  Gewalt  ist,  als  das  französische.  Das  fran- 
zösische Volk  aber  selbst  wieder  hat  diese  Bedeutung  der  bildeodei 
Künste  nie  so  deutlich  erfasst,  als  in  der  Zeit  der  Revolution.  Ifl 
Anschauung  seiner  nationalen  Grösse,  welche  in  Bildern  und  Bildsiolen. 
in  mächtigen  Tempeln  und  öffentlichen  Gebäuden,  seinen  Göttern  and 
Helden  geweiht,  vor  Aller  Augen  in  jedem  Augenblicke  stand,  bei 
öffentlichen  Festen  und  Spielen,  bei  politischen  Yerhandlnngeo  and 
dem  alltäglichen  Leben  ihm  zur  Seite  blieb,  seine  Augen  fesselte, 
seine  Phantasie  erregte,  sein  Herz  bewegte,  in  Anschauung  die^r 
Grösse  hat  das  griechische  Volk  seine  eigene  Wurde  und  Erhabenheit 
herangezogen  und  entwickelt.  Dem  Niedrigsten  des  Volkes  waren  die 
Gegenstände  seiner  Kunst  zugänglich,  und  durch  die  tägliche  An- 
schauung wurde  ihm  die  Bedeutung  derselben  selbst  so  klar,  als  das 


1)  Decret  vom  6.  Aagnst  1793. 

2)  Gesetz  Tom  8.  Bramaire  an  IV. 
8)  Decret  vom  23.  Januar  1803. 
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Spi^elbild  derselben  in  Farben  und  Marmor.  Die  wahren  Kunstler  aller 
Zeiten  und  aller  Schulen  haben  in  ihren  Werken  nur  den  Geist  der 
Z«t  wiederholt,  welche  sie  gelebt  haben.  Regierung,  Sitte  und  Literatur 
sind  die  Lichtbilder,  welche,  in  dem  Prisma  des  Auges  gesammelt, 
das  Kunstwerk  mitten  in  die  Wahrheit  des  Lebens  stellen  und  selbst 
zu  einer  lebendigen  Wahrheit  gestalten.  Und  Griechenland  hatte  solche 
Kanatwerke,  solche  Kunstler.  Die  antike  Kunst  war  ein  lebendig 
pulsirender  Theil  der  antiken  Welt  und  der  Geschichte  dieser  Welt. 
Auch  in  Frankreich  waren  die  verschiedenen  Kunstperioden,  die  fast 
stets  mit  einer  Zeit  des  politischen  Glanzes  zusammenfielen ,  nur  das 
Wiederspiei  des  jeweiligen  Lebens  und  des  Geistes,  der  es  durch- 
leuchtete. Und  gerade  in  dem  Jahrhundert  vor  der  Revolution  tritt 
dies  deutlich  herv<Mr  in  den  ihrer  Zeit  bewundernswerthen  Künstlern 
uad  Kunstwerken.  Je  mehr  eine  Nation  durch  das  Gefühl  ihrer  Grösse 
und  ihres  Ruhmes  stolz  auf  sich  selbst  wird,  desto  mehr  wird  sie  be- 
sorgt, In  ihren  Monumenten  ihren  Sitten  und  Gebräuchen,  ihren  Thaten 
und  den  Ereignissen  ihres  Lebens  Ausdruck  zu  geben  und  die  Dar- 
stellungen derselben  eifersüchtig  zu  bewahren.  Diese  Zeit  des  nationalen 
Bewttsstseins  rief  Ludwig  XIV.  mit  epochemachender  Kraft  hervor. 
Und  seit  dem  Glanz  der  Romantik  Franz'  L,  welche  in  der  Renaissance 
die  grösste  Schöpfungsperiode  einer  national  französischen  Kunst  be- 
gründete, ist  es  Ludwig  XIV.  wieder,  der  ihr  einen  neuen  lebenskräftigen 
Stoff  bot  Watteau,  Boucher,  Vanloo,  Chardin  Grenze,  Fragonard, 
Vien  u.  A.  sind  die  Künstler  jener  Zeit,  die  den  Ruhm  eines  gewaltigen 
Regenten  verherrlichen  und  dadurch  seine  Grösse  selbst  theilen.  In 
ihrem  Geiste  sind  sie  nichts,  als  der  Spiegel  des  Hofes  und  der  Salons, 
das  Echo  der  Poeten  und  Philosophen,  und  endlich  zehrend  von  der 
Grösse  der  Vergangenheit,  aber  unfähig,  sie  noch  gleich  lebendig  zu 
begreifen,  verfallen  sie  der  Schwäche  und  Sittenlosigkeit  der  Zeit 
Lttdwig's  XV*,  die  sich  wenigstens  in  ihren  traurigen  Folgen  auch  der 
Regierung  Ludwig's  XVI.  vererbte.  Das  naturliche  Gefühl  verschwindet 
unter  der  Herrschaft  der  unnatürlichsten  Ausschweifung,  leichte  Sitten 
herrschen  und  unterwerfen  sich  der  Phantasie,  welche  in  ausdrucks- 
losen Allegorien  ihre  Befriedigung  findet.  Auf  äusseren  Effect  ist  jede 
Schöpfung  berechnet,  den  Augenblick  soll  der  Glanz  und  das  blendende 
Machwerk  befriedigen,  wie  die  entnervte  Phantasie  eben  nur  fähig  ist, 
einen  Augenblick  zu  schaffen  und  zu  gemessen.  Nur  bei  solcher  Entartung 
und  Erschlaffung  einer  Kunstzeit  ist  die  Herrschaft  einer  starren  Regel, 
die  tyrannisclie  Schule  und  der  Schulgeist  möglich.  Unfähig,  selbst  neu 
und  grossartig  zu  schaffen,  begnügt  sich  die  Zeit  in  der  Befriedigung 
der  vorgeschriebenen  Regel  und  der  einmal  mühselig  gefundenen  Ge- 
setze.   Die  königliche  Academie  in  Paris  und  die  französische  Haler- 
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schule  im  Palais  national  in  Rom  war  der  Ansdrack  dieser  Herrschaft 
des  Scfaulgeistes  und  der  Reaction,  der  das  ganze  Runstieben  Frank- 
reichs zu  verfallen  drohte.  Die  Academiker,  einst  der  Stolz  der  fran- 
zösischen Kunst,  vor  der  Revolution  schon  der  Hohn  des  Künstlers, 
tyrannisirten  mit  beschränktem  Geist,  aber  nationaler  Eitelkeit  die 
Schöpfungskraft  der  Kunst  und  den  Geschmack  des  Volkes.  Und  je 
mehr  sie  der  nationalen  Eitelkeit  nachgaben,  desto  mehr  befestigten 
sie  die  Macht  und  Gewalt  ihres  Urtheils.  Die  Kunst^  als  ihre  Jün^ 
dem  Geist  der  Ausschliesslichkeit  sich  beugten,  den  Lehensstaat  anrh 
in  die  Regionen  der  Phantasie  drängten,  von  der  Herrschaft  des  Pri- 
vilegiums abhingen,  die  Kunst  selbst  sah  sich  dadurch  in  die  engsten 
Kreise  der  beschränkten  Geister  gefesselt  und  dem  Geist  des  Volkes, 
seinen  Vorstellungen  und  Ideen  entrückt.  Sie  musste  es,  je  weniger 
sie  fähig  war,  denselben  einen  sicheren  Ausdruck  zu  geben.  Sie  konnte 
es,  je  mehr  der  Staat  selbst  und  seine  Regierung  das  Bewnsstsein  toq 
der  Bedeutung  einer  nationalen  Kunst  verlor.  In  die  geheimen  Räome, 
in  denen  ein  sittenloser  Hof  sich  ergötzte,  ein  verkommener  Adel  seinen 
Lüsten  genügte,  fügten  sich  die  Künste  und  ihre  Schöpfungen  ein.  Da 
lagen  zerstreut  in  den  Schlössern  des  Königs,  den  Häusern  des  Adels, 
alte  und  neue  Kunstwerke.  Da,  wo  die  Kunst  mit  der  Industrie  sich 
vereinte,  wie  in  der  Manufactur  von  Sevres,  den  Gobelins,  der  Savonnerie, 
fehlte  jede  einheitliche  und  kräftige  Leitung ').  Madame  Pompadour 
allein  versuchte  es,  durch  die  Eröffnung  der  Gallerie  im  Louvre  zur 
öffentlichen  Benutzung  die  nationalen  Schöpfungen  dem  Volk  zugänglich 
zu  machen  *).  Aber  der  Geist  war  erschlafft.  So  productionsröch  er 
war,  so  arm  war  er  an  Ideen.  So  sehr  er  sich  bemühte,  den  Regeln 
der  Kunst  zu  genügen,  so  wenig  war  er  geeignet,  den  Bedörfoissen 
des  Volkes  Befriedigung  zu  bieten.  Lebrun  und  seine  Schule  hatten  der 
Majestät  Ludwig's  XIV.  gehuldigt  und  sclavisch  ihr  gedient  Aber  die 
Majestät  der  Könige  war  mit  Ludwig  XV.  und  XVI  aus  dem  Leben 
gewichen.  Welchen  Werth  konnte  sie  für  ein  Geschlecht  haben,  welches 
die  Wahrheit  nicht  begriff,  die  die  Bilder  zeigen  wollten.  Unter  Lud- 
wig XV.  schwelgte  man  unter  Rosen,  in  sinnlichen  Schäferspielen  fand 
die  Schlaffheit  der  Zeit  ihre  Befriedigung.  Was  aber  konnten  diese 
Kunstschätze  dem  Geschlecht  Ludwig's  XVI.  bedeuten,  das  vom  Elend 
verzehrt  wurde,  das  jene  Vergangenheit  ihm  hinterliess.  Cnd  dcnnoh 
war  das  Geschlecht  fieberhaft  erregt  in  seinen  Hoffnungen  and  Wonschent 
glühend  in  seiner  Phantasie.  Das  Elend  der  Zeit  nährte  den  Trieb,  es 
abzuwenden,  und  in  diesem  Triebe  schuf  man  die  Revolution  des  Staates, 
und  damit  auch  der  Kunst. 


1)  GoDcourt:  Le  Directoire  h.  a.  O.  S.  270. 
2}  Capefigue:  Louis  XVL  Bd.  IIL  Chap.  lU. 
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Zwei  grosse  Ideen  erzeugte  die  Revolution  auf  diesem  Gebiete  und         Die 
wurde  dadurch  epochemachend  für  die  nationale  Kunst.    Mit  der  Zer-     ^""^  "°** 

*  ,  die  firanzödsehe 

trümraerung  des  r>eudai8taates  zerstörte  man  auch  die  Privilegien  der  Revolution. 
Kunst  und  gab  ihr  die  Freiheit  ihrer  Schöpfung.  Angefeindet  schon 
lange  durch  den  grössten  Künstler  seiner  Zeit,  durch  David,  wurde 
endlich  die  Academie  vom  Convent  aufgelöst,  ebenso  wie  die  Maler- 
schule zu  Rom.  An  die  Stelle  der  tyrannischen  Schule  und  des  Geistes 
der  Reaction  trat  die  Macht  des  Meisters  und  die  Gewalt  seiner 
Schöpfungen.  Die  Freiheit  trat  ein  in  den  Tempel  der  Musen.  Lange 
entfernt  dem  Volke,  sollte  die  Kunst  demselben  wieder  vertraut  werden. 
In  den  Departements  wurden  die  Kunstschätze  gesammelt,  aus  den 
Schlössern  wurden  sie  hervorgezogen  und  in  allgemeinen  Ausstellungen 
und  Museen  vereinigt.  Nicht  dem  Einzelnen  sollte  sie  ein  privilegirter 
Besitz  sein,  das  Grosse  sollte  der  Nation  und  jedem  in  ihr  zu  gleichen 
Theilen  gehören.  Im  Jahre  1790  wurde  durch  Kunstfreunde  die  erste 
Societe  des  amis  des  arts  gegründet,  von  der  die  ersten  Kunstaus- 
stellungen ausgingen,  und  schon  in  demselben  Jahr  wurde  die  erste  der- 
selben, welche  alte  und  junge  Meister  vereinigte,  eröffnet*).  Beide 
Schöpfungen  der  Revolution  wirkten  fördernd  auf  einander  zurück. 
In  den  Kunstausstellungen  sahen  die  Meister  die  Begeisterung  des 
Volkes  und  fanden  so  das  Ziel  ihrer  Aufgabe.  Eine  Kunst,  die  ausser- 
halb dieses  Zieles  steht,  wird  keiner  Zeit  genügen.  Eine  Kunst,  die  in 
der  Begeisterung  der  Nation  ihren  Lohn  sieht,  wird  auch  Begeisterung 
für  ihre  Schöpfungen  finden.  Hoch  aber  über  die  Schöpfungen,  welche 
sich  geradezu  dem  Leben  der  Kunst  zuwendeten,  erhob  sich  der  all- 
gemeine Sturm,  welcher  die  Zeit  erschütterte,  er  musste  auch  das 
Kunstleben  erfassen  und  entweder  neu  und  grossartig  entfalten,  oder 
vernichten.  Zuerst  in  der  Macht  der  grossen  Ereignisse,  welchen  alles 
unterlag,  wurde  auch  die  Kunst  ein  Mittel  der  Revolution.  Sie  konnte 
es  ohne  Gefahr  sein,  denn  wenn  sie  der  Grösse  diente,  konnte  sie 
selbst  nicht  klein  werden.  Erst  als  diese  Grösse  vor  der  Gewalt  eines 
Einzigen  zusammenbrach,  dem  alles  zinsbar  wurde,  fiel  sie  herab  von 
ihrer  Höhe  und  wurde  selbst  nur  ein  schnöder  Zweck.  Zuerst  malte 
sie  Götter  für  die  Menschen,  dann  Menschen  als  Götter.  Damals  blühte 
sie  und  Hess  eine  iHuge  Blüthe  erwarten,  hier  ist  sie  im  Verfall  und 
geht  schnell  zu  Grunde,  wie  alles,  was  in  seiner  Entwickelung  gestört 
wird.  Man  klagt  die  Revolution  oft  an,  dass  sie  Kunst  und  Poesie 
zerstört  habe.  Mit  Unrecht!  Freilich  war  die  Zeit  der  Revolution  keine 
Zeit  des  Gebarens  und  des  reichen  Fruchtbringens.  Selten  ist  dies  eine 
solche  Zeit.  Aber  reich  an  Elementen,  unendlich  reich  an  Saamen  und 
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an  Yersprochangen  war  sie,  welchen  die  Zeit  eben  nur  keine  VoUendnog 
gegönnt  hat. 
Di«  neue  Schon  vof  der  Revolution   zeigte  sich  eine  Bewegung  anf  dem 

Der  Heaiismus:  Gebiete  dcF  bildenden  Künste.  Man  war  der  Schäferspiele  überdrüssig 
David.  und  jener  still  verzehrenden  Sinnlichkeit,  die  doch  Herz  und  Geist  kah 
und  unbewegt  Hess.  Das  Alterthum  wurde  mitten  in  der  Bewegung 
der  Literatur  auch  der  Kunst  vertraut  und  man  kehrte  wieder  aaf 
seine  Schönheitslinien  und  Formen  zurück.  Yien  gab  den  ersten  An- 
stoss,  von  dem  Niemand  mehr  erfasst  wurde,  als  David,  der  Küostler 
der  Revolution,  und  Proudhon,  der  Revolutionär  der  Kunst.  Als  man  im 
Jahre  1791  die  zweite  Kunstausstellung  eröffnete,  erschien  David  mit  drei 
Bildern:  den  Horatiern,  Brutus  und  dem  Tode  desSocrates.  Bewondend 
stand  das  französische  Volk  vor  den  Helden  des  Alterthums,  und  da 
sie  gerade  in  der  Revolution  erschienen,  welche  die  Froheit  Idirte,  für 
die  jene  Helden  gekämpft  und  gefallen,  ahnte  man  den  Gedanken  des 
Künstlers,  mit  seinen  Bildern  dem  Volk  auch  Lehren  für  sein  eigenes 
Leben  zu  geben.  Und  neben  diesen  Bildern  stand  ja  schon  die  Skizze 
jenes  gewaltigen  Ereignisses,  welches  die  Freiheit  des  franzQsisdMD 
Volkes  begründet  und  die  Revolution  eröffnet  hatte,  der  Schwor  im 
Ballhause.  Lebardier,  Souvee,  die  Academiker,  verschwinden  nebeo 
dieser  Grösse,  Regnault  behauptete  sich  nur,  weil  er  malte,  wie  David 
zu  malen  gelehrt  hatte.  Aber  die  Schüler  David's,  Fahre  mit  dem 
Tod  Abel's,  Yernet  mit  dem  Tirioraphe  de  Paul  Emile,  ernteten  den 
Beifall  der  Zeit.  Sie  waren  es,  die  Schüler  des  grossen  Meisters,  welck 
epochemachend  in  der  Revolution  auftraten.  1793  hatte  David  nichts 
ausgestellt,  aber  Jedermann  kannte  schon  die  Bilder,  Marat's  Tod  Qod 
Lepelletier  auf  dem  Todtenbette.  Die  Schüler  aber  waren  mit  aileo 
Fleisse  den  Ereignissen  der  Revolution  gefolgt,  in  denen  der  Heister 
als  Mitglied  des  Convents  selbst  eine  so  grosse  Rolle  gespielt  Petit 
Coupray  hatte  den  Marsch  nach  der  Grenze,  Ponrcelli  das  Fest  der 
Sansculotes  auf  den  Ruinen  der  Bastille,  Desfonts  die  Belagerang  da 
Tuilerien  durch  „die  braven  Sansculotes^*  ausgestellt  In  den  Knust- 
tempeln  sah  das  Volk  alle  jene  Ereignisse  wieder,  die  es  kurz  vorher 
erlebt  hatte,  und  saugte  neue  Begeisterung  daraus.  Aber  auch  die 
Gesellschaft  der  Kunstfreunde  blieb  bald  hinter  der  revolationireB 
Bewegung  zurück  und  genügte  nicht  mehr  den  Forderungen  der  Zeit 
Die  soci^t«  Man  schuf  1794  eine  neue  Gesellschaft,  die  Societe  populaire  dts  arts, 
^^^^^wtl  ^*'  ^"  ^®  ^^®  bedeutendsten  Künstler  eintraten.  Der  Gonvent  wollte  seiae 
Macht  auch  in  das  Gebiet  der  Künste  drängen  und  bestimmte  die  Stoie, 
die  von  den  Künstlern  nun  zu  b^an4eln  waren  *)•    Da  ze^en  sieh 
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bald  die  Entartungen.  Der  schöpferische  Geist  ging  unter  vor  der 
Gewalt.  Er  ward  engherzig  in  der  Idee,  übertrieben  und  unnatürlich 
in  der  Ausführung.  Die  grossen  Thaten  der  antiken  Welt  bildeten  den 
Stoff,  und  wo  diese  nicht  genügten,  die  Zeit  überhaupt  mit  der  Dar- 
stellung der  leicht  fasslichen  Ereignisse  nicht  mehr  ausgefüllt  wurde, 
griff  man  endlich  zur  Allegorie,  um  die  Phantasie  noch  ungebundener 
hin-  und  herschweifen  zu  lassen.  Zahllos  waren  die  Bilder  der  Freiheit, 
der  Gleichheit,  der  Brüderlichkeit  u.  s.  w.  Boizot  malte  vier  Freiheiten, 
zwei  Gleichheiten,  eine  Fraternität,  drei  Republiken  u.  s.  w.  Die  Schüler 
David's  beherrschten  noch  die  Ausstellungen  damit,  doch  ragten  nur 
Wenige  über  die  Mittelmässigkeit  empor.  Vernet,  Isabey,  Fragonard  fils 
hielten  David's  Ruhm  noch  aufrecht.  Alle  theilten  sie  mit  ihrem  Meister 
die  Weichheit  der  Form,  die  Kühnheit  der  Composition  und  den  Fleiss  der 
Ausführung,  alle  aber  auch  die  Einförmigkeit  Als  man  im  Salon  vom 
Jahre  X.  zahlreiche  Schüler  David's  vereint  sah,  fand  man  allenthalben 
die  Gleichheit  der  Gesichter  und  Aehnlichkeit  der  verschiedenen  Gompo- 
sitionen.  Das  eine  Ziel,  die  Begeisterung  der  Revolution,  die  gleiche 
Stimmung  und  Gesinnung  der  Künstler  hatte  doch  die  Engherzigkeit 
der  Kunst  gezeigt,  die  man  fast  sclavisch  zur  Dienerin  der  Gesellschaft 
machen  wollte«  Freilich  ragten  über  der  Masse  einige  Künstler  hervor. 
Gerard  hatte  sein  Bild,  Amor  und  Psyche,  ausgestellt,  das  Schönste 
der  Zeit  an  Weichheit  und  Idealismus.  Wie  veredelnd  fiel  dieses  Bild 
in  die  verwilderten  Vorstellungen  der  Zeit  Hennequin  hatte  die  Ge- 
wissensbisse des  Orest  gemalt,  Gautterot,  Debret,  Barbier  u.  A.  reihten 
sich  verdienstvoll  an  Vernet,  dem  glänzendsten  Schüler  David's, 
Isabey  u.  A.  an. 

Niemand  konnte  im  Strom  dieser  Production  die  Aufmerksamkeit      Die  »iie- 
fessein,  wenn  er  eben  nicht  über  diese  Schule  hinausging,    und  der  'p^'adhon3* 
Meister  der  neuen  oder,  für  die  Revolution  besser  ausgedrückt,  der   teine  schnio. 
anderen  Schule,  war  Proudhon.    Mit  Recht  hebt  ihn  Renouvier  vor 
Allen  hervor,  doch  hätte  er  ihn  eben  nur  einen  Revolutionär  der  Kunst, 
nicht  den  Künstler  der  Revolution  par  excellence  nennen  sollen  *).   Das 
war  nur  David.  Er  hatte  seinen  Stoff,  seine  Begeisterung,  sein  Ziel  aus 
der  politischen  Bewegung  genommen.   Proudhon  studirte  in  der  Stille 
seines  Ateliers  Mengs,  Angelika  Kaufmann  u.  a.,  zerlegte  die  Kunst 
des  Ausdrucks  RaphaePs,  des  Golorits  Titian's,  Corregio's  Halbdunkel 
und  opferte  der  Kunst  um  der  Kunst  willen.    Ferne  den  Ereignissen, 
drängte  sein  Pinsel  im  Reich  der  Phantasie  nach  der  Allegorie,  und 
hier    war   er  Meister,  und  er  allein.     Die  Rache  der  Ceres,   die 
Liebe  zur  Vernunft  zurückkehrend,  die  Vereinigung  von  Freundschaft 
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und  Liebe,  haben  seinen  Rubra  begründet  Er  konnte  mit  diesen  Idealen, 
die  stets  des  Commentars,  des  langen  Studiums  bedurften,  wenig  zu- 
gänglich und  schwer  verständlich  waren,  er  konnte  für  die  Revolution 
keine  überwiegende  Bedeutung  haben.  Erst  einer  späteren  Zeit  blieb  es 
vorbehalten,  ihn  zu  würdigen.  Freilich  erkannte  diese  Zeit  schon,  dass 
in  ihm  nur  ein  hoher  Fleiss  und  tiefes  Studium  das  Genie  ersetzen  und 
die  hohe  Kunstfertigkeit  eigentlich  den  Schwung  der  Begeisterung  aus- 
füllen musste.  Im  Uebrigen  konnte  die  Allegorie  so  wenig,  wie  am 
Anfang  der  Revolution,  auch  im  Verlauf  derselben  die  Zeit  bele- 
digen. Ihre  Zeit  ist  die  Zeit  der  bürgerlichen  Ruhe,  des  Friedens 
und  stillen  Genusses.  Die  grossen  Ereignisse  am  Anfang  der  RevolutioD, 
die  sittliche  Erschlafifung  zur  Zeit  des  Directoriums,  nnd  wieder  die 
welterschütternden  Thaten  nach  ihr  drängten  nach  realistischer  Ver- 
sinnbildlichung. In  jenen  hatte  David  seinen  Ruhm  gefunden.  Die 
Zeit  des  Directoriums  mit  ihrem  schwachen  Gouvernement,  leichten 
Sitten,  reichen  und  übermüthigen  Leuten  schuf  die  Caricatur  and 
bot  ihr  eine  unerschöpfliche  Masse  Stoff.  Die  Thaten  Napoleon's 
füllten  wieder  die  Begeisterung  der  Zeitgenossen  und  mussten  bald  die 
Kunst  beherrschen.  Die  Kri^shelden  wurden  gemalt,  die  Ereignisse, 
die  den  nationalen  Ruhm  machten ,  waren  bald  der  einzige  Stoff  der 
nationalen  Kunst.  Callet  malte  Bonaparte  am  18.  Bramaire,  Gros 
malte  ihn  zu  Jaffa,  Vemet  zu  Marengo,  Isabey  zu  Sevres.  David 
selbst  endlich  malte  die  Apotheose  des  Kriegshelden  in  dem  Debergang 
über  die  Alpen  und  in  der  Vertheilung  der  Adler.  Den  Höhepunkt 
der  Davidschule  und  das  Ende  der  Revolution  in  der  Kunst  bildete 
das  Bild  des  Meisters,  »die  Sabinerinnen'^  Die  Versöhnung  des  Ge- 
waltigen mit  dem  Zarten,  der  Einfluss  des  Gefühles  der  Duldung  auf 
die  Rache  und  die  Gewaltthat  fanden  hier  ihren  herrlichen  Ausdruck. 
Der  Künstler  hatte  sich  zurückgezogen  in  den  Frieden  seines  Ateliers, 
nnd  ferne  den  revolutionären  Bestrebungen,  schuf  er  das  Bild  des 
Friedens  und  der  Versöhnung.  Die  Kunst  hatte  ausgedient,  die  Be- 
wegung der  folgenden  Zeit  und  die  Herrschaft  des  Tyrannen  konnte 
sie  nicht  wieder  beleben. 

Napoleon  nnd  Nur  cins  ist  merkwürdig  in  der  Zeit  Napoleon's  und  verdient  Er- 

^'KuMt^D'r'*  wähnung,  denn  es  war  das  Element  der  Grösse  der  französischen  In- 

NUtaiiohkeiu-  dustrio.  Seit  Jahrhunderten  beherrschte  Frankreich  den  Geschmack 
riehiung.  ^^^  ^|^  Mode.  Die  Revolution  hatte  mit  ihrem  Gleichheitsgedanken 
das  Costum  zerstört  und  das  Kleid  an  seine  Stelle  gesetzt  Einfachheit 
und  Gleichförmigkeit  war  das  Ziel  dieser  Bewegung.  Mit  diesen  boden 
Elementen  aber  vereinte  sich  der  Geschmack,  um  weiter  bildend  das 
zu  entwickeln,  was  früher  seine  Entwickelung  in  der  nationalen 
Costumirung  fand.    Und  der  Geschmack  war  die  Basis,  auf  der  die 
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Knnst  eben  mit  der  Industrie  sich  verband.  Kein  Land  der  Welt  zeigt 
diese  Vereinigung  so  in  allen  Sch()pfnngen,  als  Frankreich,  keines  zeigt 
die  Thätigkeit  derselben  in  grossartigeren  Musteranstalten,  wie  Frank- 
reich. Die  Gobelins  und  Savonnerie  sind  die  Beweise  und  die  6cole 
des  beaux  arts  die  Erziehungsstätte  dafür.  Nicht  die  Industrie  mit 
ihrer  Lebendigkeit  und  Thätigkeit,  nur  die  Eunstthätigkeit  in  ihr  ist 
die  Gewalt  Frankreichs,  wodurch  das  Land  von  seinem  Centrum,  der 
Hauptstadt  aus,  den  Geschmack  und  die  Mode  bestimmt.  David  be- 
schäftigte sich  damit,  ein  nationales  Costum  zu  erfinden,  aber  in  der 
Vereinsamung  der  Bestrebung  verfiel  er,  wie  seine  Schüler,  in  dieser 
Thätigkeit  der  Lächerlichkeit,  die  unter  dem  Directorium  bald  zur 
Unzüchtigkeit  ausartete*).  Als  aber  Napoleon  seine  Aufmerksamkeit 
der  nationalen  Industrie  zuwendete,  trugen  bald  diese  Bestrebungen 
ihre  Frucht.  Die  Industrie  zog  die  Grenzen  der  Schöpfung  der  Phan- 
tasie innerhalb  des  Zweckmässigen  und  Nützlichen,  und  die  Kunst 
füllte  dieses  so  begrenzte  Gebiet  mit  dem  SchOnen  aus.  Noch  stehen 
in  dieser  Richtung  alle  anderen  Nationen  Frankreich  weit  nach,  und 
erst,  wenn  man  diese  Gewalt  der  französischen  Industrie  wird  begreifen 
lernen,  wird  die  Kunst  selbst  einen  neuen  Aufschwung  erhalten  und 
ein  Gebiet  ihrer  Thätigkeit  eröffnet  sehen,  welches  sie  selbst  nur  gross 
und  bedeutend  machen  kann. 

Neben  der  Malerei  und  ihrer  Grösse  und  Bedeutung  in  der  Revo-  Die  seaiptar. 
lution  verschwinden  die  übrigen  bildenden  Künste.  Die  Sculptur  hatte 
wohl  durch  Pigalle  und  Houdon  einen  starken  Stoss  nach  Vorwärts 
erhalten,  indem  die  beiden  Künstler,  jener  durch  seinen  nackten  Voltaire, 
dieser  durch  seinen  Washington,  das  Studium  der  Antike  wieder  be- 
lebten und  die  eigentliche  Aufgabe  des  Meisseis  zeigten.  Obgleich  nun 
auch  zahlreiche  Künstler  ihnen  folgten,  Beauvollet,  Michaion,  Ramey, 
Carteliier,  Lesueur  u.  A.  ganz  fleissig  arbeiteten,  so  sind  doch  mit 
Ausnahme  einiger  Werke  GhandePs  und  Cartellier's  alle  vergessen  und 
verschwunden,  Zeichen  genug  ihrer  Mittelmässigkeit  und  Werthlosigkeit. 
Bedeutender  noch  trat  die  Ornamentik  mit  Moitte,  einem  Schüler  Pigalle's, 
hervor,  der  mit  seinen  sinnvollen  Gesimsen  das  Pantheon  verzierte. 
Aber  allenthalben  ist  hier  das  Antike  nur  sclavisch  nachgeahmt,  ohne 
Schwung  und  Begeisterung.  Die  nackten  Mauern  des  Pantheons  waren 
ohnmächtig,  Begeisterung  und  Wärme  einzufiössen,  eine  schöpferische 
Zeit  kann  nichts  aus  ihnen  lernen.  Nur  das  eine  muss  der  Geschicht- 
schreiber festhalten,  um  gerecht  zu  sein,  dass  die  Revolution  die  Musen 
wieder  in  die  Mitte  des  Volkes  führte  und  dass  diese  dort  die  Herzen 
erhoben  und  begeisterten. 
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Die  schöne  Literatur  und  das  Theater. 
Theater  und  Nirgends  in  der  Welt  ist  die  schöne  Literatur  und  das  TheaUr 

voik.cb«r.kter.  ^jj,^  g^  mächtig  Wirkende  Gewalt  für  Staat  und  Gesellschaft,  als  ia 
Frankreich.  Nirgends  sind  mit  Schöpfungen  auf  diesem  Gebiete  so 
innig  politische  Ereignisse  und  sociale  Umgestaltungen  verbundeD,  als 
eben  da.  Die  Geschichte  Frankreichs  hat  unzählige  Beispiele  dafür, 
die  Revolution  selbst  ist  epochemachend  darin.  Sie  brach  plötzlich 
mit  Allem,  was  vor  ihr  bestand,  und  sie  brach  damit,  weil  sie  die 
grosse  Gewalt  der  Dinge  kannte,  die  sie  eben  zu  ihrem  Vortheil  aus- 
nützen wollte.  Aber  auch  bei  keinem  Volke  erkennen  die  Schriftsteller 
und  Dichter  so  sehr  ihre  sociale  Wichtigkeit,  als  eben  bei  dem  fran- 
zösischen. Selten  stehen  sie  ausserhalb  der  Bewegung  des  Zeitgeistes, 
immer  gehen  sie  mit  der  Richtung  des  Yolksgeschmacks.  Sie  huldigen 
diesem  mehr,  als  dem  reinen  Genius,  weil  davon  der  augeobUcklick 
und  sichere  £rfolg  abhängt,  und  in  diesem  angenblicklicbeo  Erfolg« 
jeder  die  eigentUche  Erfüllung  seines  Berufes  und  seiner  Begabung 
erkennt.  Selten  gräbt  man  in  Frankreich  ein  Jahrhundert  nach  dem 
Tode  eines  begabten  Geistes  erst  sein  Andenken  aus,  lernt  ilm 
dann  erst  begreifen  und  setzt  ihm  dann  erst  Bildsäulen.  Wer  seioe 
Bedeutung  in  Frankreich  nicht  errungen  hat,  so  lange  er  lebt,  der 
erringt  sie  gewiss  nie  mehr.  Der  bewegliche  und  leicht  entzondbare 
Geist  der  Nation  und  die  aligemeine  Herrschaft  der  Hauptstadt  aber 
die  Bewegung  des  Geschmacks  sind  die  beiden  Hauptträger  diesff 
Frankreich  fast  ausschliesslich  angehörigen  Erscheinung.  In  ihr  aber 
liegt  auch  die  Bedeutung  jener  Fluthen  literarischer  Prodactiooeo. 
Sie  haben  alle  einen  momentanen  Werth,  sind  in  diesem  Werth  seheB 
für  die  reine  Kunst  von  Bedeutung  und  in  dieser  Bedeutung  nnsterblicL 
aber  sie  sind,  wie  sie  sind,  Zeugen  der  Gesittung  und  der  Cultnr  eines 
Augenblicks,  und  zur  Erkenntniss  derselben  immer  unerlässlidi. 
Die  Ein  merkwürdig  gleichartig  sich  entwickelnder  Pulsschhig  gd^t 

dei^RevoiuUon.  ^^^^  ^*o  Strömung  der  schönen  Literatur  des  siebzehnten  und  achi- 
zehnten  Jahrhunderts  bis  zur  Revolution.  Ich  kann  nur  mit  grosso: 
Strichen  ihren  Geist  kennzeichnen.  Er  zeugt  zur  Genüge  für  die  Zeit 
und  ihre  einzelnen  Productionen.  Mit  Ludwig  XIV.  war  durch  die  Groa- 
dung  der  französischen  Academie  ein  Element  in  die  allgemeine  VoUa- 
entwickelung  gesetzt  worden,  in  welchem  durch  den  Geist  der  Antorität 
den  es,  aus  allen  Grössen  der  Zeit  gebildet,  darstellte,  das  wahrhaft 
Grosse  geschaffen  worden,  das  stets  zum  Grossen  anspornte.  Sie  be- 
stimmte, wie  mit  zwingendem  Befehl,  den  guten  Geschmack,  sie  bal- 
digte in  allgemeiner  Verwilderung  dem  gesunden  Meoschenventaod, 
schuf  die  klare  und  kurze  Ausdrucksweise  und  die  Schönheit  der 
sprachlichen  Darstellung.   Durch  sie  wurde  das  siebsehnte  Jahrhoodert 
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auch  in  dem  fraesten  Gebiete  alles  Lebens  and  Denkens,  in  der  schönen 
Literatur,  eine  Zeit  der  Autorität  Alle  Darstellungen  durchdringt  ein 
Geist  Es  ist  der  Geist  der  schönen,  kunstgerechten  Ausdrucksweise. 
Die  Beredsamkeit  ist  das  Ziel  aller  Arbnt  Die  Predigten  Bossuet's 
sind  das  Muster,  an  denen  der  französische  Styl  sich  entwickelt  und 
bildet  Die  classischen  Dichtungen  selbst,  die  Tragödie  zumeist,  ist 
von  diesem  Geist  durchdrungen.  Eine  solche  Erscheinung,  wenn  sie 
von  grossen  Geistern  getragen  wird,  kann  das  Grosse  unbedingt  er- 
zeugen. In  dem  Augenblicke  aber,  in  dem  die  Mittelmässigkeit  in 
dieselbe  eindringt,  wird  sie  höchst  gefährlich  wirken.  Bald  wird  das 
Einbalten  der  todten  Regdm  das  Ziel  der  Phantasie  und  der  Schöpfung»- 
kraft  sein,  die  Form  wird  über  den  Inhalt  sich  aufschwingen,  die 
Routine  wird  der  Gott  der  Efinste  werden.  Und  das  war  der  Geist, 
der  das  achtzehnte  Jahrhundert  last  in  allen  Schöpfungen  der  Literatur 
und  der  darstellenden  Kunst  des  Theaters  ausföUte.  So  mächtig  war 
dieser  Geist,  dass  er  in  einer  Reihe  Gesetze  selbst  seinen  Ausdruck  fand. 

Aus  dem  Geiste  der  Autorität  entwickelte  sich  naturgem&ss  die  du  eiasaJich« 
Gritik.  Jene  hatte  die  Einfachheit,  Yerhältnissmässigkeit,  einen  starren  2«^^^'* 
begrifflichen  Zusammenhang  gelehrt  und  daraus  das  classische  Zeit- 
alter der  französischen  Literatur  geschaffen.  Diese  lehrte  jetzt  alles 
unter  den  reinen  Begriff  setzen,  unter  den  Haassstab  des  gesunden 
Menschenverstandes  glaubte  man  alles  zwingen  zu  mfissen  und  zu 
ktanen,  was  sich  nicht  darnach  zerlegen  liess,  war  falsch  und  schlecht, 
was  nicht  wie  ein  mathematisches  Exempel  ausgerechnet  werden  konnte, 
verkehrt  und  nutzlos.  Die  Encyclopädisten  waren  das  Endresultat  dieser 
masehineBmässigen  Entwickelung.  Die  Mathematik  war  die  Logik  der 
PhikMophie,  das  Regehmässige  der  Geist  der  Musik  und  Dichtung.  Der 
erste  musikalische  Krieg  hatte  in  dem  Kampf  gegen  den  italienischen 
Geist  die  nationale  Musik  zum  Sieg  gehoben  und  in  Raroeau  zugleich 
den  bedeutendsten  schöpferischen  Geist  geschaffen.  Aber  kalt  ist  dieser 
Geist  und  nur  bewundernswerth  in  der  Strenge  seiner  Ordnung  und 
Regebnässigkeit  Die  Poesie,  die  zumeist  aus  der  munteren  Quelle  des 
fnachen  Lebens  unmittelbar  ihre  Nahrung  ziehen  soll,  geht  geistig  unter 
in  der  Sittenkosigkeit  und  Ekelhaftigkeit  der  Zeit  und  hat  einzig  und 
aiiein  ihre  Bedeutung  in  der  Macht  der  Form.  Sie  ist  es  jetzt,  die  jene 
ekelhafte  Eitelkeit  erzengt,  aus  welcher  der  weinerliche  Ton  entsteht, 
von  dem  alle  Poesie  durchdrungen  ist,  mit  dem  man  die  Schamlosig- 
keit heiligt,  die  gemeinste  Sittenlosigkeit  auf  den  Altar  der  Bewunderung 
erhebt  Crebtllon  ist  der  erste^  der  dieser  Schöpfungszeit  den  Weg  bahnt 
Der  Unsittlichkeit  wird  die  Sentimentalität  umgehangen,  der  Wahnsinn 
ist  der  Galanteriedegen^  mit  dem  man  für  das  Heil  der  Menschheit  zu 
fechten  sich  einbildet   Manon  Lescaut  des  Abbe  Privost  ward  diesem 
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Geschmack  zum  Evangelium,  in  dem  der  Diebstahl  zur  Heldentbat 
des  Adels,  der  Dienst  der  Hurerei  zur  noblen  Passion  geheiligt  wird. 
Da  blieb  am  Ende  nichts  mehr  übrig,  als  die  Gemeinheit  selbst  za 
heiligen,  wie  in  Louvet's  Faublas  und  den  Liaisons  dangereoses  von 
Laclos  u.  A.  Und  wo  die  Sitten losigkeit  nicht  den  Lorbeer  erraog, 
da  drückte  ihn  die  feine  Gesellschaft  auf  die  Stirnen  der  Schmeichler 
und  Speichellecker.  Aber  die  wahre  Poesie  wird  nicht  aus  den  Formeii 
allein  geboren,  der  gesunde  Menschenverstand,  wie  man  eben  dk 
Thatigkeit  der  theils  vertrockneten,  theils  entarteten  Phantaae  nanote. 
der  witzige  Ausdruck  ist  nicht  ihr  höchstes  Gesetz.  Die  frdt 
individuelle  Stimmung,  jenes  für  sich  Empfinden,  der  Natur  and  sma 
Seele  Gehorchen,  der  hohen  Phantasie  Dienen,  das  war* vor  dem 
Richterstuhl  der  Critik  unmöglich,  denn  daran  konnte  sie  nicht  zeiren 
und  mäkeln,  dagegen  war  die  Academie  ohnmächtig  mit  ihren  Gewalt- 
Sprüchen.  Die  wahre  Poesie  musste  als  Barbarei  gelten! 
Dm  Theater  Das  Theater  aber  war  jenes  Gebiet,  auf  dem  die  Macht  dieser 

"or^i°rauon!''  g^istloseu  Critik  unüberwindlich  war.  Die  Gesetzgebung  des  StaaUs 
hatte  ihr  da  die  Thatigkeit  möglich  gemacht«  Bis  in  das  Asyl  dir§ 
Geistes  hatte  sich  die  Feudal ität  fortgepflanzt.  Um  die  firanzösisck 
Comödie,  die  Meliere  unter  dem  königlichen  Schutze  Lndwig's  IIV. 
geschaffen,  in  ihrem  Glänze  zu  erhalten,  griff  Ludwig  XIV.  aach  far 
die  Kunst  zu  jenem  Mittel,  durch  das  die  Feudaimonarchie  ihre  Macht 
allenthalben  zu  stärken  suchte.  Er  umgab  die  Gomedie  ^rao^ise  mit 
zahh-eichen  Privilegien.  Ihr  gleich  stand  die  grosse  Oper  ab  »kocig- 
liebes  Theater'S  mit  ihren  Mitgliedern  als  „Comediens  du  Roi"".  Alk 
übrigen  Theater  in  Paris  und  in  ganz  Frankreich  wurden  diesen  beides 
Schauspielen  tributpflichtig  gemacht,  und  wo  immer  eine  neae  Bülue 
errichtet  werden  sollte,  mussten  die  Unternehmer  von  denselben  das 
Recht  dazu  kaufen.  Für  die  dramatische  Kunst  und  die  Aufführung 
eines  Theaterstucks  hatte  die  Gomedie  fran^aise,  für  die  Oper  uo^ 
ihre  Darstellungen  die  grosse  Oper  in  Paris  willkürliches  Besteoerui^ 
recht  ♦).  So  erwarb  das  eine  Theater  das  Privilegium  des  Harleqain-«. 
ein  anderes  das  des  Spectakelstücks,  ein  drittes  das  der  kleines 
Comödie  u.  s,  w.  Alle  Augenblicke  hatte  das  Parlament  Processi 
über  Störungen  des  Privilegiums  oder  Ueberschreitmugen  desselben  xs 
entscheiden,  die  um  so  natürlicher  wurden,  je  eifersüchtiger  der  Theater- 
zwang  behauptet  werden  konnte.  Die  beiden  königlichen  Bühnen  koiutea 
unter  dem  Schutze  ihres  Privilegiums  einen  grossen  Glanz  entfaites. 
Sie  waren  daher  auch  gut  königlich  gesinnt.    Alle  übrigen  aber  m* 


*)  Siehe  meine  Schrift:    Schiller  nnd  seine  Bllaber  in  der  fraot5atiehs 
Revolution.  No.  4  S.  8  u.  ff. 
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fielen  dem  Elead.  Sie  waren  beim  Ausbruch  der  Revolution  mit  ihren 
Künstlern  alle  republikanisch  gesinnt.  Die  Kunst  selbst  aber  musste 
erlahmen.  Jede  freie  Schöpfung,  die  sich  von  der  Routine,  der  man 
huldigte,  los  machte,  konnte  erdrückt  werden,  weil  das  Privilegium 
die  Aufführung  zu  hintertreiben  im  Stande  war.  Nur '  wer  der  Regel 
genügte,  der  konnte  auf  jene  Bretter  treten,  die  die  Welt  bedeuten 
—  sollen. 

Aber  das  Privilegium  erzeugte  die  Revolution.   Die  beiden  grossen         Die 
politischen  Gedanken,  Freiheit  und  Gleichheit,  sollten  auch  die  Literatur  "^Y^^^Th^te"* 
und  das  Theater  revolutioniren  und  einer  neuen  Periode  entgegenführen,  und  die  «ehöne 
Und  auch  hier  liegt  das  Epochemachende  der  Zeit  nicht  in  den  einzelnen     l"«™*"- 
Schöpfungen,  sondern  blos  in  dem  grossen  Gedanken,  der  allgemein 
über  das  einzelne  Werk  sich  erhob.   Die  Kunst  sollte  frei  sein,  frei  in 
ihrer  Thätigkeit  und  frei  in  ihrem  Genuss.    Die  Kunst  sollte  gleich 
sein,  d.  h.  sie  sollte  als  ein  einziges  Gut  dem  Volke  gehören.   Und  in 
diesem  letzteren  Gedanken  lag  ihre  revolutionäre  Kraft  während  des 
Zeitalters  der  Revolution.    Rousseau  war  es  auch  hier,  der  lange  vor 
der  Revolution  mit  glühender  Leidenschaft  sich  dem  Volke,  der  grossen 
Masse,  zuwendete,  die  in  ihrer  Einfachheit  und  Natürlichkeit  noch  nicht 
entartet  war.    Bernardin  de  St.  Pierre  zeigte  mit  zartem  elegischen 
Ausdruck  dasselbe  Ziel.    Der  Paria,  der  Verachtete,  sollte  nach  langer 
Irrfahrt  das  endliche  Glück  finden.  Um  es  ihm  zu  geben  und  zu  sichern.         Der 
stürzte  sich  eine  Fluth  rühriger  Hände  auf  den  Journalismus.    Er  ist  •'^°™*^*«"'"- 
Literatur  und  Poesie  der  Revolution.    In  tausend  Blättern  und  aber 
tausend  Flugschriften  strömte  die  Wissenschaft  dem  Volke  zu.    Wissen- 
schaft aber  war  nichts  anderes,  als  Aufklärung,  Hass  gegen  die  Ver- 
gangenheit, Revolution  der  Zukunft.     Die  Pressfreiheit,   welche   die 
Revolution  errang,  war  ihr  Mittel,  allmächtig  zu  werden.    Die  Poesie 
sollte  auch  keine  andere  Aufgabe  haben  und  kein  anderes  Ziel,  als 
das  Volk,  seine  Aufklärung,  sein  Hass  gegen  die  Vergangenheit  und 
Revolution   der  Zukunft.     Der   Figaro  Beaumarchais'   war  die  erste 
gewaltige  Schöpfung  dieser  Bewegung,  die  Theaterfreiheit  das  Mittel 
derselben,  gleichfalls  allmächtig  zu  werden.    Nachdem  ich  die  Press- 
freiheit schon  an  einem  andeien  Orte  geschildert,  bleibt  nur  noch  vor- 
behalten, diese  in  ihrer  politischen  Gewalt  darzustellen. 

Kurz  vor  der  Revolution  machte  sich  eine  merkwürdig  grossartige  Die 
Bewegung  im  Gebiete  des  Denkens  und  geistigen  Schaffens  geltend,  Retoi^loLxei't. 
welche  die  Grösse  der  Zukunft  verkündete.  Die  Electricität ,  die 
Aerostatik  und  die  Dampfkraft  war  erfunden,  Dom  Ganthey  lehrte 
schon  die  Theorie  der  Telegraphen,  die  Gebrüder  Montgolfier  hatten 
die  Theorie  der  Aerostaten  geschaffen,  Marquis  de  Joufroy  gab  der 
Mechanik  eine  neue  Richtung,  Cook  und  Forster  richteten  die  Augen 
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der  Menschheit  auf  eine  nene  Welt,  Bnffon  lebte!  Die  Sdiöplnngen des 
Geistes,  welche  zor  grossen  That  ifihren  konnten  und  massteo,  bevegten 
den  Geist  zur  Theorie  nnd  regen  Specnlation.  Mit  Begdstoimg  sih 
Gondorcet  der  neuen  Zeit  entgegen,  nnd  mit  dem  Hass  gegen  Loge 
nnd  Falschheit  lehrte  er  Wahrheit  und  sah  in  der  Menschheit  das  M 
seiner  Aufgabe  0*  Ohne  Illusion,  ohne  Scbwirmerei  ging  Sieyes  den 
gleichen  Ziel  auf  dem  trockenen  Wege  der  Thatsachen  entgegen.  Mit 
der  Wuth  des  P&rteimannes  erschien  in  den  Reihen  der  Kimpier 
Mirabeau.  Yolney  philosophirte  über  das  Glück  der  Menschheit  is 
fabelhaften  Bildern  *)  und  zeigte  zugleich  in  seinen  ReisebeschreibiuigeiL 
ausgerüstet  mit  grossen  Erfahrungen,  die  Bahnen  einer  nenen  Thitigktit 
des  MenschengeachlechtB.  Zahlreiche  andere  Kräfte»  ein  Destat  de  Trad 
ein  Daunen,  ein  ROderer,  der  talentvolle  Soard,  der  ältere  Segnr  stdlteo 
sich  in  die  Reihen  der  Arbeiter  für  eine  neue  Zeit.  Aber  im  Andiug 
der  ersten  wirklichen  Revolution  konnte  der  langsam  wirkende  Gedanke 
seine  Bedeutung  nicht  erringen.  Den  Thaten  des  Lebens  muiBtes 
Thaten  des  Geistes,  die  den  Augenblick  begriffen  und  ausfällten,  foigea. 
Die  Poesie  hatte  dieses  Vorrecht 
Die  ijriMhe  Die  lyrischo  Poesie  lag  fast  verkommen.    Nodi  ei^Gtste  man  sck 

^^  DrMM.  ^^  ^°  ^^  Langweiligkeit  Baptiste  Boussean's,  obgleich  man  in  den  leid«h 
schaftlichen  erotischen  Gedichten  Parny's  schon  eine  andere  Leyertfiaea 
hörte.  Die  Lüsternheit  fand  in  den  Memoiren  genügende  Anregung*). 
die  höfische  Schmeichelei  hatte  in  dem  sp&t^en  RevolntionSr  Eteoachnri 
Lebrun  auch  noch  ihren  Arbeiter.  Erst  im  Sturm  der  Revolutton  wurde 
jener  Stern  emporgehoben,  der  ein  halbes  Jahrhundert  ^&nien  nad 
wärmen  sollte:  Beranger.  Aber  erst  das  Theater  eröffnete  der  Litaatv 
den  Weg  in  die  Revolution  und  fahrte  sie  als  eine  thfttige  Kimpfeni 
ein*  Jener  grosse  Monolog  des  Figaro  im  fünften  Act  des  Sticbs 
Beaumarchais'  gab  den  Anstoss  zur  politischen  Gomödie  und  Tragödie. 
Die  Muse  empörte  sich  gegen  die  bösen  Könige»  die  Maitressei 
und  Günstlinge  und  ging  einher  im  zerlumpten  Gewände  des  Volkes. 
klagte  sein  Elend  und  zeigte  seinen  Jammer.  Imbert,  Lefevre  hattes 
solche  Tragödien  geschrieben.  Da  erschien  mit  dem  Anshmeh  dtf 
Revolution  Joseph  Ghenier's  Charles  IX.  Chenier  war  der  Bevolotids 
als  Dichter,  was  David  der  Revolution  als  Maler  war.  Kein  sutaloies 
Beiwerk  mehr,  keine  Liebesscenen,  keine  Mythologie,  nur  wiAUnff 
Ernst»  die  starre  Wahrheit  der  Geschichte  sollte  die  H^sea  be««|tt 
und  ^  empören.    Das  Lesen  war  oham&chtig  gegen  diese  M»^ 


I)  Gondorcet:  Esqnisse  d'an  tableso  faifltoriqae  des  progi^  dTeipritl 
S)  Yolney:  Les  mines  on  m^ditatioiis  sw  les  r^voiotioiis  des  «sfiMl'W. 
8)  Chaoifotii  Leben  dof  MsMehell  Bkh^eo* 
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Von  der  Bühne  berab  masste  es  gespielt  werden;  dem  aber  stand  das 
Privileginm  der  Bühnen  entgegen.  Da  forderte  Chapelier  in  der  Gon-  nie 
stituanteO  ein  Gesetz  über  die  Freiheit  der  Theater,  und  die  Gesetz-  The»urfrciheit. 
gebang  gab  es.  Es  erklärte,  dass  Niemand  an  der  Aufführung  eines 
Theaterstücks  und  der  Errichtung  eines  Theaters  gehindert  werden 
kOnne.  Auf  Robespierre's  Forderung,  dass  man  mit  dieser  Freiheit 
auch  die  Freiheit  von  jeder  Theaterinspection  verbinden  solle,  erklärte 
das  Gesetz  weiter,  dass  keine  Behörde  die  Aufführung  eines  Stückes 
verhindern  und  sich  überhaupt  nicht  in  Theaterangelegenheiten  mischen 
sollte.  Das  war  die  Freiheit  im  höchsten  Maasse,  ja  selbst  bis  zur 
Entartung.  Das  Gesetz  zeigte  alsbald  seine  Wirkung.  Eine  Reihe 
Schauspielhäuser  wurde  eröffiaet  und  diese  nur  den  Schriftstellern  zur 
Verfügung  gestellt,  deren  Schöpfungen  unmittelbar  dem  Geist  der  Zeit 
huldigten,  die  ihre  Stoffe  aus  der  Revolution  nahmen.  Eine  übermässig 
producirende  Literatur  der  Revolution  erschien.  Aber  sie  erschien  und 
verschwand  im  selben  Augenblick.  Die  Ereignisse  drängten  immer  zu 
neuer  Production.  Was  man  kurz  vorher  erlebt  hatte,  lebte  man  im 
Theater  noch  einmal  durch.  Das  Theater  war  ein  Mittel  zur  Revolution 
geworden*).  Der  Gonvent  befahl  nun,  was  gespielt  werden  sollte. 
Schauderdramen  zeigten  elende  Priester,  betrunkene  Päpste,  fluchende 
Abbes,  Zoten  der  gemeinsten  Art  brachten  den  Adel  auf  die  Bühne, 
um  ihn  verhöhnen  zu  lassen.  Ghenier's  Garl  IX.,  Gajus  Gracchus  füllte 
die  Herzen  mit  Tyrannenhass,  eine  „Schlacht  bei  Marathon^  regte  den 
kriegerischen  Sinn,  ein  Stück,  »die  Belagerung  von  Lille**,  die  Be- 
geisterung  der  Nation  auf.  Die  Glassiker  wurden  unter  die  Gensur 
der  Guillotine  gestellt ').  Das  Directorium  befahl  *) ,  dass  an  jedem 
Theater  vor  Erheben  des  Vorhangs  ein  Lied ,  „geliebt  von  jedem  Re- 
publikaner**, gesungen  werden  müsse,  und  decretirte  endlich^),  dass 
die  Theater  geschlossen  werden  sollten,  in  denen  man  die  verdammens- 
werthe  Verehrung  des  Königthums  zu  erwecken  versuche.  So  erfüllte 
die  Gesetzgebung  ihre  Aufgabe,  welche  ihr  der  Nationalcharakter  und 
die  grosse  Bedeutung  des  Theaters  für  das  französische  Volk  aufizwang. 
Das  Theater  war  ein  politischer  Factor  geworden.  Die  Poesie  freilich 
ging  dabei  unter.  Wie  die  Göttin  der  Freiheit  sich  zumeist  in  den 
Tagen  verschleiern  muss,  die  um  ihren  Besitz  kämpfen,  so  verhüllen 
sich  auch  die  Musen  in  den  Tagen,  in  denen  man  sie  als  Werkzeug 
betrachtet,  und  nicht  als  Göttinnen  auf  unentweihtem  Altare  feiert 


1)  A.  C.  N.  vom  13.  Janaar  1791. 

2)  Richter:  Schiller  und  seine  Räuber  a.  a.  O.  S.  11  n.  ff. 
8)  Viyien:  £tade  administratiye  a.  a.  O.  Bd.  IL  S.  897. 
4)  Arrdt^  vom  18.  Janaar  1796  (18.  Nivdse  an  IV.). 

6)  Arrdtä  vom  14.  Febraar  1796  (26.  Plnviöse  an  IV.). 
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Napoleon  Erst  Dach  der  Aaflösung  des  Convents  eröffiiete  der  sionUche 

nnruterttur  "^"^^J  ^^^  Begierde  nach  Lebenslust  der  Poesie  eine  neoe  Bahn. 
Desaugiers  ist  der  Dichter  dieser  Zeit  Aber  wie  der  Sturm  der  Zeit 
eigentlich  nur  die  Phantasie  in  ewiger  Bewegung  hielt  und  so  in 
krankhafter  Triebkraft  auch  die  Geister  erzeugte,  so  erlahmten  sie 
alle,  als  der  Sturm  vorüber  war.  Und  auf  dem  öden  Gebiet  sah  maa 
nichts,  was  übrig  geblieben.  Das  wahre  Talent  hatte  allen  gefehlt 
Ein  Arnault  konnte  mit  etwas  Witz  Ruhm  erlangen,  ein  Raynourd 
mit  seiner  Verstandeskälte  den  Lorbeer  erringen.  Schon  fühlte  maa 
die  Hand  des  sich  emporringenden  Gewalthabers  auch  in  der  Kaost 
Arnault's  Venetianer  ward  von  Napoleon  beeinflnsst,  Rajnooard  stand 
unter  dem  Schutz  des  Kaisers,  aber  wie  das  sich  allein  alhnächti^ 
Wollende  das  zur  Allmacht  Berufene  nie  erkennt  und  gern  die  Mittel- 
mässigkeit  duldet  und  lohnt,  so  beugt  sich  auch  vor  dem  Throo  des 
Gewaltigen  nur  diese.  Der  bedeutendste  dichterische  Geist  jener  Zeit. 
Lemercier,  ging  an  Napoleon  unbeachtet  vorüber.  Die  wahre  Kan^t 
konnte  nicht  vor  dem  Auge  des  ängstlichen  Machthabers  Gnade  fiadea. 
denn  sie  wollte  —  die  Freiheit.  Wie  die  Musen  der  Revolution  in  der 
ungebundenen  Freiheit  dienten,  so  sollten  sie  jetzt  in  neuar  Sclaverei 
wieder  dem  Kaiserthron  ergeben  sein.  Die  Gesetzgebung  benutzte 
Aufhebung  der  dazu  das  bcsto  Mittel  —  das  Theater.  Napoleon  hob  die  Theaterfreiheit 
•*  ^^^^  ®  •  nieder  auf*)  und  reducirte  die  Theater  von  Paris  auf  sieben,  und  bald 
darnach  fiel  die  oberste  Leitung  dem  Gouvernement  zu  ^).  Das  be- 
rühmte Decret  von  Moskau  vom  15.  October  1812  gab  dem  Theitre 
fran^aise  seine  Constitution  ')  und  kehrte  auf  die  alte  PrivilegioO' 
wurthschaft  der  Zeit  vor  der  Revolution  zurück.  Es  war  natürlid 
dass  der  neu  eingeführte  Theaterzwang  bald  die  gleichen  Folgen,  wk 
ehemals,  erzeugte.  Das  Theätre  frangaise  erblühte  anter  dem  kaiser- 
lichen Schutz,  ein  Talma  erfreute  sich  selbst  der  persönlichen  Frcooii- 
Schaft  des  Weltbeherrschers,  aber  der  warme  Pulsschlag  fehlte,  die 
belebende  Kraft.  Im  Lustspiel,  in  den  kleinen  Comödien  eines  Aodneoi 
und  Picard  ergötzte  sich  der  geknebelte  Geist,  der  durch  gute  Laaoe 
und  Leichtsinn  amüsirte,  aber  weder  dem  Yolksgeist,  noch  sich  sdl^ 
genügte.  Nur  ein  Kunstzweig  konnte  der  Grösse  des  KaiserthroA> 
genügen,  weil  er  geeignet  war,  selbst  in  der  Zwangsjacke  etwas  z« 
schaffen  —  die  Oper. 
Die  Huftik.  Im  zweiten  musikalischen  Krieg  hatte  mit  Gluck  der  dasasche 

Geschmack  über  die  Missbräuche  der  nationalen  Eitelkeit  nnd  der 
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italieoischen  Talentlosigkeit  gesiegt  Vor  der  politischen  Revolution 
war  diese  Kunstrevolution  in  erbittertem  Kampf  durchgeführt  worden. 
Die  Grösse  der  That  trugen  Giuck's  herrliche  Schüler,  Gherubini  und 
Mehul,  durch  das  Geschlecht  der  Revolution  und  durch  ihre  Sturme 
siegreich  hindurch.  Aber  die  Schönheit  in  ihren  neuen  Formen,  die 
freie  Begeisterung  konnte  dem  falschen  Pomp,  den  der  Emporkömmling 
am  sich  wollte,  um  seine  Rolle  nie  zu  vergessen,  nicht  genügen.  Auch 
ihm  sollte  die  Kunst  huldigen,  und  da  sie  der  reinen  Begeisterung  nicht 
bedurfte,  fand  sie  auch  ihren  Träger  und  Arbeiter.  Es  war  Spontini. 
Er  betäubte  die  Menge,  berauschte  sie  mit  Kriegslärm  und  Schlacht- 
getümmel und  heiligte  den  Kanonendonner,  mit  dem  der  gewaltige 
Kaiser  Europa  erfüllte.  Wohl  lebte  daneben  ein  Gretry,  erhielt 
Boieldieu  die  Liebenswürdigkeit  des  nationalen  Geistes  aufrecht,  aber 
ihre  Herrschaft  konnten  sie  doch  erst  erringen,  nachdem  der  rohe 
Geist  des  Kriegsheeres,  das  die  Herrschaft  hatte,  vernichtet  war. 

Unter  dem  Scepter,  das  so  gewaltig  herrschte,  dass  selbst  die 
Künste  sich  beugten  oder  verstummten,  bedurfte  das  ganze  Zeitalter 
eines  neuen  Entwickelungsganges,  um  seiner  Literatur  und  Poesie  eine 
neue  Bahn  zu  eröffnen.  Aber  es  ist  unzweifelhaft,  dass  dafür  gerade 
Napoleon  den  Grundstein  legte.  Sein  gewaltthätiger  Geist  musste  sich 
manchmal  doch  seiner  eigenen  Grösse  beugen,  und  so  wenig  er  das 
Grosse  und  Freie  neben  sich  dulden  wollte,  regte  er  es  doch  immer 
wieder  an.  Er  ist  es,  der  es  versuchte,  die  classischen  Studien  wieder 
zu  beleben,  zur  Antike  zurückzukehren,  dadurch  den  Geschmack  zu 
bilden  und  zu  erziehen.  Und  gerade  diese  Anregungen  schufen  die 
modernen  critischen  Studien,  in  denen  die  neue  Literatur  und  Poesie 
Frankreichs  erwuchs.  Wohl  blieb  die  Gritik  einseitig  und  unfruchtbar 
in  der  Zeit,  als  ein  Fontanes,  der  ältere  Geoffroy  u.  A.  sie  gewandt 
zu  einer  Kunst  emporhoben,  aber  sie  fühlte  doch  heraus  und  lehrte, 
was  der  Zukunft  Noth,  indem  sie  erklärte  und  erörterte,  was  die  Ver- 
gangenheit geschaffen  und  die  Gegenwart  befriedigt  oder  unbefriedigt 
genoss.  Die  Restauration  und  die  Julimonarchi;  ernteten  die  Früchte. 
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Die  Beziehungen  Frankreichs 
nach  Aussen. 


Frankreich  und  die  fhuutfsiselien 
Colonien. 

Binieitong  and  YVeDiger  um  der  Vollständigkeit  einer  rechtsbistorischen  Betrachtung 
Eintheuanf.  ^y^^^^  ^^^^^  '^^^  ^q  ^j^  Darsteliang  der  Staatsordnang  Frankreichs 
während  der  Revolution  ein  Bild  der  Beziehungen  FVankreichs  nach 
Aussen,  als  um  jenen  beiden  grossen  Gedanken,  welche  die  Revolutioii 
geschaffen  und  in  ihren  Hütten  geleitet  haben,  noch  einen  charakte- 
ristischen Zug  zu  gewinnen,  der  das  Bild  derselben  schärfer  ansprigt 
und  vielleicht  zumeist  in  seiner  epochemachenden  Grösse  darstellt 
Für  die  erstere  Absicht,  die  ich  hier  vermeide,  spricht  die  Resultatlosig- 
keit  der  Bemühungen  der  Revolution.  Den  Zweck  aber,  den  ich  bei 
der  folgenden  Darstellung  verfolge,  rechtfertigt  die  Groasartigkeit  der 
Ideen  der  Zeit,  mit  4^  man  in  der  That  das  Dnmögtiche,  getragen 
von  dem  Glauben  an  die  Wahrheit  der  Ueberzeugung,  leisten  wollte. 
Ich  theile  das  Folgende  in  die  Betrachtung  der  Beziehungen  Frankrächs 
zu  seinen  Colonien  und  die  Beziehungen  zu  den  übrigen  Staaten  und 
Völkern.  In  beiden  sind  die  Bemühungen  der  Gesetzgebung  fsst 
spurlos  verschwunden;  in  beiden  aber  treten  die  beiden  grossen  Ge- 
danken der  Revolution,  Freiheit  und  Gleichheit,  so  mächtig  hervor, 
dass  sie  in  Wahrheit  hier,  erst  nachdem  sie  schon  in  der  Gesetzgebung 
vollendet  erscheinen,  revolutionirend  wirken.  Hier  sind  ue  die  Grunde 
folgenreicher  Ereignisse,  während  sie  in  Frankreich  selbst  erst  die 
Folge  derselben  sein  sollten. 
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DIq  geographische  Lage  Frankreichs  macht  dieses  Land  schon  prsaimieii  als 
von  Natur  aus  zu  einem  Staate,  dessen  eine  Thätigkeit  auf  das  Meer 
und  seine  Gebiete  und  Schätze  angewiesen  ist  und  in  Wahrheit  ver- 
zeichnet die  älteste  Geschichte  Frankreichs  schon  Eroberungszüge,  die 
von  der  normannischen  Küste  ausgehen  und  sich  über  die  grossen 
Heere,  welche  sie  berühren,  erstrecken.  Dieppe  ist  seit  den  ältesten 
Zeiten  der  Ausgangspunkt  der  erobernden  und  handeltreibenden  Schiff- 
iabrt  Die  reichen  Eaufleute  von  Ronen  hatten  schon  1365  zahlreiche 
Schiffe  dafür  ausgerüstet  und  mit  den  entferntesten  Ländern  und  Heeren 
Verbindungen  angeknüpft.  Die  englisch-französischen  Kriege  verzögerten 
aber  die  Entwickeiung  dieser  Thätigkeit,  theils  zerstörten  sie  dieselben. 
Erst  im  sechzehnten  Jahrhundert  wieder,  nach  der  Entdeckung  Amerikas, 
belebte  sich  der  kühne  Geist  des  Volkes  von  Neuem.  Die  Franzosen 
berührten  damals  schon  die  Küsten  von  Australien  und  Uadagascar. 
Aber  alles,  was  sich  in  dieser  Richtung  entwickelte,  geschah  durch 
Privatthätigkeit  und  ohne  Unterstützung  des  Staates.  Erst  Franz  L 
sandte  mit  seinen  Schiffen  den  Florentiner  Verozzani  übers  Heer. 
Seine  Absichten  nahm  der  kühne  Jacques  Cartier  wieder  auf  und 
campirte  lange  auf  der  Ile  de  terre  neuve.  Canada  wurde  jetzt  erobert, 
und  wurde  für  Frankreich,  was  der  Senegal  im  Westen  Afrikas  für  die 
französische  Handelswelt  schon  gewesen.  Ein  Colonialsystem  aber 
brach  sich  trotz  der  glücklichen  Eroberungen,  welche  Frankreich  seit 
diesen  Unternehmungen  vollendete,  keineswegs  Bahn.  Han  sah  die 
Eroberungen  als  glückliche  Beute  an,  die  bestimmt  waren,  die  Hacht 
und  den  Reichthum  des  Eroberers  zu  vermehren.  So  occupirte  Frank- 
reich von  1625 — 1636  St.  Christophe,  Hartinique,  Guadeloupe.  Richelieu 
hinterliess  Frankreich  eine  Seemacht,  welche  es  nach  Spanien  and 
Portugal  zur  ersten  Colonialmacht  erhob.  Die  schönsten  Theile  Nord- 
amerikas und  grosse  Besitzungen  an  der  Hittagsseite  des  neuen  Welt- 
theiles,  zahlreiche  Besitzungen  im  indischen  Ocean  anerkannten  die 
französische  Herrschaft.  Unter  Hazarin  wurde  die  Bourboninsel  ge- 
wonnen. St  Domingo,  die  Königin  der  Antillen,  und  Tabago.  Der 
Frieden  von  Ryswick  bestätigte  Frankreich  in  allen  diesen  Besitzungen. 
Erst  das  achtzehnte  Jahrhundert  sah  es  von  dieser  Bedeutung  herab- 
sinken. Der  Friede  von  Utrecht  1713  entzog  Frankreich  seine  Vor-, 
posten  für  den  Besitz  Canadas:  Terre  neuve  und  Acadien.  Erst  später 
fand  es  in  der  Ile  de  France  einen  Ersatz.  Unter  Ludwig  XV.  mnsste 
es  an  England  Ganada  ganz  abtreten ;  die  grössten  Partien  von  Luisiana, 
Granada,  St  Vincent,  Dominique  und  Tabago,  nebst  den  meisten  in- 
dischen Besitzungen  gingen  nach  dem  Vertrag  von  Paris  1763  ver- 
loren. Erst  Ludwig  XVL  kehrte  sich  mit  Vorliebe  der  Colonialpolitik 
obgleich   die  mit  grossen  Anstren^ngen  nntemommene 
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Unterstützung  Amerikas  in  seinem  Freiheitskampf  for  Frankreieh  <^ne 
jeden  materiellen  Vortheil  blieb'). 
Die  Innerhalb  dieser  Bewegung  des  Besitzstandes  änderte  nch  nichts 

'^oidMoTder*  ^°  Betracht  der  öffentlichen  und  wirthschaftlichen  Colonicn.  Die  Colonien 
CoionSea.  wurden  in  ihren  Erzeugnissen  ausgebeutet  und  in  dieser  Auabeatung 
gewaltsam  bedrückt.  An  die  Gründung  von  Productivcolonien  dachte 
Niemand,  als  schon  längst  England  und  Holland  dadurch  reich  und 
mächtig  wurden.  Ja  man  zweifelte  in  Frankreich  sogar  an  ihrer 
Nützlichkeit  Colbert  hat  in  diese  ausschliesslich  französische  Wirth- 
schaft  erst  einen  Gedanken  gebracht,  der  bis  zur  Revolution  herrschend 
blieb.  In  der  Befürchtung,  dass  vermöge  der  territorialed  Trennung 
der  Colonien  vom  Mutterlande  dieses  nie  die  thatsächliche  Herrschaft 
und  Verwaltung  führen  könne,  verfiel  er  in  den  Irrthum,  dass  der 
Colonialhandel  und  mit  ihm  auch  der  Colonialbesitz  nur  durch  privile- 
girte  Gesellschaften  erhalten  und  geleitet  werden  könne.  Diesen  nun 
gab  man  mit  dem  Handelsprivilegium  auch  die  Verwaltung  aod  Herr- 
schaft. Von  mächtigen,  bewaffneten  Factoreien  aus  beherrschten  diese 
zumeist  sehr  willkürlich  und  gewalttbätig  die  Ländereien  und  Be- 
sitzungen. Die  indische  Compagnie  hatte  so  die  SouveränitHt  dem 
französischen  Könige  abgenommen  und  beherrschte  den  grössten  Hieil 
der  überseeischen  Besitzungen^).  Und  diese  Organisation  brachte 
Frankreich  einen  Jahresertrag  von  kaum  120  Millionen*),  während 
die  Colonien  wohl  das  drei-  und  vierfache  bei  der  Verschiedenheit  der 
Producte  und  des  fast  unerschöpflichen  Reichthums  derselben  hätten 
liefern  können  ^). 
Dio  Als  nun  die  Revolution  das  Mutterland  bedrohte  und  schon  in 

^Sre  001001^°'*  allen  Theileu  unterwühlt  hatte,  richtete  sich  der  lebendige  Geist  d» 
Politik.  Constituante  auch  mit  Begeisterung  auf  die  überseeischen  Besitzungen 
Frankreichs.  ,>Sie  sind  die  Nährennnen  des  französischen  Handels*, 
erklärte  Bamave*),  „die  Pflanzstädte  unserer  Matrosen,  und  ftut  die 
gesammte  Schifffahrt  ist  in  dem  gegenwärtigen  Augenblick  der  mittel- 
bare oder  unmittelbare  Effect  der  Colonien."*  Barnave  schildert  dann 
klar  und  deutlich,  dass  auch  Frankreichs  Weltstellung  von  den  Colonien 
abhänge.  Denn  „man  wird  sicher  England  und  Spanien  wachsen  sehen, 
je  mehr  Frankreich  seine  Sorge  darum  opfert,  und,  zurückgeworfen 
auf  das  Festland,  wird  es  bald  die  Freiheit  verlieren,  an  seinen  eigenen 
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Küsten  zu  schiffen.^  Bei  dieser  Erkenntuiss  der  Bedeutung  der  Colonien 
für  das  Mutterland  war  die  erste  Frage  die,  über  das  Verhältniss  der 
Colonien  zum  Mutterlande,  ja  diese  Frage  hatte  schon  im  Jahre  1790 
auf  St.  Domingo  und  Martinique  bedenkliche  Bewegungen  erzeugt. 
Zwei  Systeme  der  Golonialverwaltung  boten  sich  der  Gesetzgebung 
zur  Befolgung,  wenn  man  eben  absieht  von  jener  willkürlichen  Privi- 
legienwirthschaft,  welche  der  Geist  des  alten  Systems  war.  Frankreich 
könnt«  die  Colonien  als  für  sich  bestehende  Verwaltnngskörper  be- 
handeln, die  ihr  Haupt  in  den  Colonien  selbst  fanden  und  ihre  Ordnung 
in  den  Verhältnissen,  welche  diese  nach  territorialer  und  wirthschaft- 
licher  Anlage  entwickelten.  Dieses  System  accepirt,  hätte  die  Fähigkeit 
gehabt,  sich  zu  einer  parlamentarischen  Ordnung  zu  entwickeln,  und 
wäre  gewiss  das  dem  Geist  der  Revolution  zumeist  entsprechende  ge- 
wesen. Frankreich  konnte  aber  auch  die  Colonien  als  einfache  Yer- 
waltungssectionen  des  Mutterlandes  ansehen  und  als  solche  in  die 
Categorie  seiner  eigenen  behördlichen  Ordnung  einreihen.  Das  war 
denn  auch  in  der  That  dasjenige,  was  die  Revolution  versuchte,  und 
sie  versuchte  es  gewiss  nur,  weil  sie  in  der  ersten  Begeisterung  noch 
voa  dem  Glauben  ausging,  dass  die  Ideen  der  Revolution  nicht  Frank- 
reich allein,  sondern  die  Menschheit  erfassen  und  versöhnen  könnten. 
Man  betrachtete  die  Colonien  wie  Theile  der  französischen  Erde,  die 
Bevölkerung  derselben  wie  Theile  des  französischen  Volkes,  man  berief 
endlich  in  die  Gesetzgebung  Repräsentanten  der  Colonien,  wie  man 
jene  des  französischen  Volkes  berufen  '),  man  erklärte  die  Menschen- 
rechte als  auch  auf  die  Colonien  anwendbar,  und  eine  Societe  des  amis 
des  noirs  bemühte  sich,  die  Grundsätze  9er  Freiheit  und  Gleichheit  in 
die  Schichten  der  Colonialbevölkerung  zu  drängen.  Dieses  letztere 
zumeist  erregte  die  Revolution  auf  St.  Domingo  und  Martinique,  die 
endlich  den  Verlust  der  mächtigsten  Colonie  für  Frankreich  nach 
sich  zog. 

Die  Menschenrechte  berührten  nämlich  in  erster  Linie  die  Frage  Die  Reyoiution 
der  Sclaverei.   Der  grösste  Theil  der  Colonialarbeit  wurde  von  Sclaven  *"/J"^hi^°J^° 
geleistet.   St.  Domingo  zählte  nach  einigen  Schriftstellern  600,000,  nach  <ier  sciaverei. 
anderen   700,000  Sclaven,   welche  mit  grossen  Kosten  erhalten  und 
durch  Mühe  und  Sorge  von  mehr  als  einem  Jahrhundert  auf  eine  solche 
Bevölkerungszahl  gebracht  worden  waren  ^).   Schon  vor  der  Revolution 
wurden  Stimmen  laut,  die  die  Abschaffung  der  Sclaverei  forderten  ^), 
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und  Necker  klagt  seine  Zeit  der  Inconseqaenz  an,  mit  der  sie  es  tct- 
mag,  bei  allen  Lehren  über  Moral  und  Humanität  alle  Jahre  20,000 
Bewohner  Afrikas  in  Retten  zu  le^en.  „Wird  es  eine  Chimäre  bleiben**, 
ruft  er  aus,  „dass  die  Forsten  einen  allgemeinen  Vertrag  schliesseo, 
durch  den  alle  Nationen  in  gemeinsamer  Anerkennung  auf  den  Sciaven- 
handel  verzichten  ^)?^  Und  die  Humanität  allein,  die  Moral  allein  war 
es,  welche  auf  dem  Gontinent  die  Vorstellungen  bestimmte,  nach  denen 
man  mit  den  Menschenrechten  die  Abschaffung  der  Sclaverei  vei^and. 
Ueber  dem  Meere  aber  war  die  Betrachtung  der  Sclavenfrage  immer 
und  von  jeher  eine  rein  wirthschaftliche.  „Denn**,  erklärten  die  Be- 
schwerdeschriften der  Deputirten  von  St.  Domingo,  „denn  wenn  wir 
mit  freien  Händen  unser  Land  bebauen  konnten,  wir  würden  nicht  so 
enorme  Summen  für  den  Kauf  der  Arbeitskräfte  ausgeben.'^  Die  In- 
surrection  in  St.  Domingo,  erklärten  sie  weiter,  sei  nur  aus  Furdit 
vor  einer  Erhebung  der  Neger  ausgebrochen.  Und  diese  erste  Insnr- 
rection  der  Golonien,  bei  Anwendung  der  Menschenrechte,  regte  denn 
auch  Barnave  zu  dem  Vorschlage  an,  die  Golonien  zu  Volksversamm- 
lungen zusammenzuberufen  und  über  ihre  Wünsche  zu  befragen  *).  Er 
erörterte  zugleich  aus  den  Beschwerden  der  Golonien  die  drei  Gegen- 
stände ihrer  Furcht  und  Klage.  Erstens  die  Anwendung  der  allgemeinen 
Gesetze  Frankreichs  auf  die  Golonien.  Es  sei  nicht  möglich,  dies  durch- 
zuführen, da  die  Golonien  vermöge  ihrer  ganz  besonderen  Verhältnisse 
ihre  besondere  Gesetzgebung  erhalten  müssten,  welche  ihren  Zuständen, 
Menschen,  Klima  u.  s.  w.  entspräche.  Zweitens  die  Anwendung  der 
besonderen  Gesetze  Frankreichs  auf  die  Golonien.  Drittens  endlich 
das  Prohibitivsystem  des  Handels  zwischen  den  Golonien  und  Frank- 
reich. Ueber  diese  Punkte  sprach  sich  denn  auch  die  Denkschrift  der 
Abgesandten  St.  Domingos  aus.  Sie  forderte  eine  besondere  Gonstitntion, 
den  Golonialverhältnissen  entsprechend  und  mit  ihrem  Schwerpunkt  in 
diesen  ruhend,  und  nicht  in  einem  Ministerium,  das  unfähig  sei,  die 
Verhältnisse  zu  erkennen  und  zu  befriedigen.  Sie  verweigerte  die  An- 
erkennung der  besonderen  Gesetze,  und  besonders  jene  der  Menschen- 
rechte, aber  forderte  eine  Erklärung  der  Rechte  der  Sclaven,  in  der 
das  Verhäitniss  derselben  zu  ihren  Herren  ausgesprochen  und  sicher 
gestellt  werde.  Endlich  forderte  sie  Handelsfreiheit,  denn  es  sei  gegen  das 
Eigenthumsrecht,  dass  man  seine  Waaren  an  jene  abliefern  müsse,  welche 
am  wenigsten  zahlen,  um  sie  an  die  zu  verkaufen,  die  am  meisten  zahlen. 
Die  Gonstituante  acceptirte  diese  Beschwerde  und  berief  nach 
einer  der  französischen  nachgebildeten   Wahlordnung  eine  Assembiee 


1)  Necker:  Administration  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  817  n.  319. 

2)  Decret  vom  8—10.  März  1790. 
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coloniale  ein,  welche  nach  ihrem  besten  Ermessen  alle  jene  Functionen  Dia 
üben  sollte,  welche  die  Nationalversammluag  ihr  übertrüge.  Die  wich- 
tigste derselben  war  die  der  Gesetzgebung.  Alle  Gesetze  aber  bedurften 
der  Genehmigung  des  Königs,  und  wenn  sie  rein  innere  Maassregein 
enthielten,  jener  des  Gouverneurs.  Die  Executivgewalt  gehörte  dem  König, 
als  obersten  Herrn  der  Colonien.  Ihn  vertrat  in  der  Ausübung  der 
Gewalt  ein  Gouverneur  i).  In  der  weiteren  Ausbildung  der  Gesetz- 
gebung aber  brach  sich  der  centralisirende  und  alles  uniformirende 
Geist  der  Revolution  immer  mehr  Bahn.  Man  erklärte  die  Colonien 
für  Theile  des  Reiches  und  unterordnete  sie  doch,  trotz  des  ausge- 
aprochenen  Wunsches  vom  Gegentheil,  der  Gesetzgebung  Frankreichs. 
Man  theilte  sie  wie  B'rankreich  ein,  bildete  in  den  einzelnen  Landes- 
theilen  die  vielköpfigen  Versammlungen,  liess  der  Assembl^e  coloniale 
nur  mehr  ein  Petitionsrecht  für  die  wichtigsten  Angelegenheiten,  Über- 
trag das  Wahlsystem  der  Verwaltungsbehörden  auf  die  dafür  fast  gar 
nicht  geeigneten  Volksmassen,  kurz,  den  gesammten  Verwaltungs- 
apparat, der  FYankreich  regierte,  und  stellte  an  die  Spitze  desselben 
einen  Gouverneur,  als  höchste  vom  König  ernannte  Executivgewalt, 
und  einen  Directenr  general  d'administration  als  höchsten  Leiter  der 
Finanzverwaltung*).  Hätte  die  revolutionäre  Bewegung  nicht  allzu 
schnell  um  sich  gegriffen,  so  wäre  es  möglich  gewesen,  dass  die  Co- 
lonien vielleicht  in  den  Grenzen  der  Constitution  sich  entwickelt  hätten. 
Allein  die  Emigration  und  royalistische  Partei  erregte  hier  mit  der 
Eröffnung  des  Convents  den  Kampf,  der  alsbald  nach  der  Abschaffung 
der  Sclaverei ')  zu  einem  besonders  St.  Domingo  verwüstenden  Bürger- 
krieg ausbrach.  St  Domingo  ging  in  dieser  Zeit  für  Frankreich  ver- 
loren, und  mit  Ausnahme  Madagascars  *),  wüthete  auf  allen  fran- 
zösischen Colonien  die  Revolution.  Der  Convent  fand  keine  Zeit,  der 
grossen  und  traurigen  Verwüstung  Aufmerksamkeit  zu  schenken. 

Erst  das  Directorium,  gestärkt  durch  den  kurzen  inneren  Frieden,  Napoleon  und 
das  Kriegsglück  und  den  Ruhm,  kehrte  sich  der  Ordnung  der  Colonien 
wieder  zu.  In  einer  besonderen  Colonialconstitution  ^)  suchte  es  Ord- 
nung und  Gesetzmässigkeit  wiederherzustellen.  Die  Constitution  war 
jener  Frankreichs  nachgebildet,  nur  sollten  an  die  Stelle  der  Directoren 
drei  „Agens*'  in  den  grösseren,  je  einer  in  den  kleineren  Colonien  die 
höchste  Executivgewalt  haben.  Napoleon  durchschaute  mit  schärferem 
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1)  Decret  Tom  28.  MXrs  1790  und  S.  April  1790. 

2)  Decret  rom  15.  Jtini  bis  10.  Juli  1791. 

8)  Decret  vom  4.  Februar  1794  (16.  Pluviöte  an  II.). 

4)  Jnles  Duval  a.  a.  O.  Chap.  VIII.  8.  398. 

6)  GesetB  Yom  1.  Januar  1796  (18.  Nivöse  an  VUL). 
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Blick  die  Lage.  Er  wusste,  dass  bei  so  grosser  räumlicher  Trennang 
einei  Verbindung  der  Regierung  und  Verwaltung  der  Colonien  mit  dem 
Mutterlande  unmöglich,  dass  eine  Verantwortlichkeit  der  Behörden  der 
Colonien,  wie  in  Prankreich,  immer  undurchführbar  sein  werde,  weil 
eine  sichere  Würdigung  der  Verhältnisse  so  weit  getrennter  Länder 
durch  die  Regierung  des  Mutterlandes  und  seiner  Gesetzgebung  un- 
möglich sei.  Die  Consularconstitution  erklärte  daher,  dass  besondere 
Gesetze  die  Regierung  der  Colonien  bestimmen  würden  0.  Darnach 
führte  er  in  den  Constitutionen  der  verschiedenen  Colonien  das  System 
der  selbstständigen  Verwaltung  durch,  welche  nur  in  ihren  höchsten 
Spitzen  mit  dem  Staatsoberhaupt  in  Verbindung  gebracht  wurde.  Der 
Geist  derselben  sollte  ein  militärischer  sein.  Daher  stellte  er  an  die 
Spitze  der  Regierung  einer  Colonie  einen  Generalcapitän  als  Herrn  der 
bewaffneten  Macht.  Ihm  zur  Seite  stand  ein  Colonialpräfect,  als  Chef 
der  inneren  Verwaltung,  und  ein  Justizcommissar  als  Leiter  des 
Gerichtswesens  *).  Diese  Constitution,  zuerst  für  Guadeloupe  g^ben, 
wurde  dann  auf  die  Inseln  Martinique  und  Santo  Lude  übertragen  *) 
und  endlich  auch  auf  Tabago  angewendet  *).  Nur  auf  der  Insel  Elba 
wurde  neben  dem  Generalcomniissar,  der  die  oberste  Verwaltung  leitete, 
ein  Verwaltungsrath  eingesetzt,  dessen  Mitglieder  gleichfeills  der  erste 
Gonsul  ernannte.  Die  einzelnen  Colonien  wurden  nach  Gemeinden  und 
Cantonen  gegliedert  und  in  diesen  für  die  Localver waltung  Burger- 
versammlungen berufen,  theils  zur  Berathung  der  ihnen  zugewiesenen 
Gegenstände,  theils  zur  Wahl  ihrer  Abgeordneten  und  Verwaltungs- 
behörden. Die  Insel  Elba  wählte  hier  auch  drei  Wahlcandidaten  für 
die  Wahl  eines  Abgeordneten  zur  Gesetzgebung.  Das  Gesetz  über  die 
Abschaffung  der  Sclaverei  wurde  wieder  aufgehoben,  doch  der  Sclaven- 
handel  und  die  Behandlung  der  Schwarzen  besonderen  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterworfen').  Allen  Schwarzen  und  Farbigen  wurde 
der  Eintritt  in  das  continentale  Gebiet  Frankreichs  untersagt  ^).  Das 
Kaiserreich  änderte  in  dieser  Organisation  nichts.  Nur  wurden  die 
Spitzen  der  Colonialregierung  dem  Staatsoberhaupt  verantwortlich  er- 
klärt und  für  den  Missbrauch  der  Amt^ewalt  unter  die  Competeni 
des  kaiserlichen  höchsten  Gerichtshofes  gestellt.  Die  Gesetzgebung  und 
jeder  Minister  in  seinem  Amtskreise  konnte  die  Anklage  erheben'}. 


1)  Constitution  vom  Jahre  VIII.  Art«  91. 

2)  Constitution  Yom  19.  April  1801  (29.  Germinal  an  IX.). 
S)  Gesetz  yj^n  26.  Mai  1802  (6.  Prairial  an  X.). 

4)  Arret^  vom  SO.  Juni  1802  (18.  Messidor  an  X.). 

5)  Gesetz  yom  20.  Mai  1802  (SO.  FlorM  an  X.). 

6)  Arrete  yom  2.  Juli  1802  (13.  Messidor  an  X.). 

7)  Constitution  yom  18.  Mai  1804  Art.  101—104  n.  118. 
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Der   GoloniaLbesitz   Frankreichs    aber   hatte    durch   den   Verlust         Der 
St.  Domingos  eine  grosse  Schwächung  erlitten.    Luisiana  wurde  1800  ^pJ^nJ^reichl' 
an  Amerika  verkauft,  und  als  der  Friede  von  1814  und  1815  Frank-  nach  der  rbto. 
reich  auf  seinen  Besitzstand  vor  der  Revolution  zurückführte«  musste       ^^^^^' 
CS   auch   noch   Ile  de   France,   St  Lucie  und  Tabago  opfern.    Erst 
die  Julimonarchie  brachte  durch  die  Eroberung  Algiers  und  das  zweite 
Kaiserreich  durch  die  Ausdehnungen  am  Senegal,  Neu-Caledonien  etc. 
Entschädigungen  für  die  Verluste. 


Das  ysikerrecht  der  französischen  Kerolution. 

Das  zweite  Gebiet  der  Gesetzgebung  der  Revolution,  in  Betreff  Einleitung. 
der  Beziehungen  Frankreichs  nach  Aussen,  umfasst  das  eigentliche 
Völkerrecht.  Wie  die  natürlichen,  rein  sinnlichen  Triebe  zumeist  die 
Kindheit  des  Menschen  beherrschen,  und  erst  die  Männlichkeit  in  der 
Bildung  und  Erfahrung  über  die  rohen  Naturtriebe  sich  vereinen,  die 
geistige  Herrschaft  setzen  lehrt,  die  ordnet,  versöhnt  und  ausgleicht, 
die  nicht  mehr  das  Fürsichalleinsein  des  Kindes  duldet,  sondern  das 
Nebeneinander  erkennt,  so  war  auch  im  gesammten  Rechtsleben  das 
Völkerrecht  im  Alterthum  und  in  der  rohen  Zeit  des  Mittelalters  todt  und 
erschlafift  darnieder  gelegen.  Es  erschien  höchstens  negativ  und  gipfelte 
in  der  feindseligen  Ausschliesslichkeit  Die  Religion  allein  stand  zum 
Theil  versöhnend  zwischen  den  Völkern.  Da  aber,  als  mit  den  Refor- 
roationskriegen  dieses  Zeitalter  sich  schloss  und  die  moderne  Cultur 
sich  zu  gestalten  begann,  da  erst  erschien,  wie  in  der  eintretenden 
Männlichkeit  der  Völker,  auch  das  Bewusstsein  der  Gemeinsamkeit 
und  Gegenseitigkeit  Der  westphälische  Friede,  als  der  erste  europäische 
Friede,  als  die  Basis  des  europäischen  Staatensystems,  ist  auch  die 
erste  und  feste  Grundlage  des  europäischen  Völkerrechts,  auf  der  jenes 
Bewusstsein  seinen  geordneten  Ausdruck  fand.  Aber  noch  kämpfte 
in  den  Völkern  das  Gefühl  der  rohen  Naturkraft  gegen  den  Geist  einer 
ausgleichenden  Gerechtigkeit.  Die  Stärke  und  Macht  des  Einzelnen 
ist  immer  und  immer  wieder  der  Hebel  der  Thaten,  welche  die  Ge- 
rechtigkeit Aller  ins  Exil  drängen.  Die  Nationalkraft  entwickelt  sich 
nur  in  der  willkürlichen  Eroberung,  und  die  gegenseitige  Achtung  findet 
sich  nur  in  der  gegenseitig  ausgeprägten,  stets  drohenden  Gewaltfülle. 
Und  doch  kann  nur  auf  diesen  beiden  Elementen  ein  bleibendes  Gleich- 
gewicht der  Staaten  erzeugt  werden.    Dieses  aber  wieder  wird  die 
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einzig  mögliebe  Basis  keineswegs  des  Völkerrechts  an  sicli,  wohl  aber 
der  za  hoffenden  Entwickelting  desselben  sein.  Keine  Heiligkeit  des 
Wortes  und  Eides,  keine  Achtung  der  gerecht  Tollendeten  That  findet 
sich  in  dieser  Vergangenheit,  nur  einzelne  Formen  des  Verkekn,  und 
man  könnte  sagen  der  gesellschaftlichen  Beziehung,  finden  ihre  Eot- 
Wickelung  und  Anerkennung.  Und  selbst  heute  noch  stehen  mir  tod 
dem  grossen  Ziel  des  Völkerrechts  unendlich  ferne,  obgleich  die  Civi- 
lisation  mächtigen  Schrittes  hindrängt  nach  dem  Ziele  dv  Fteibeit 
aller  Völker  und  des  in  dieser  allein  ruhenden  Friedens. 
Die  Einen  Augenblick  hat  Europa  dieses  letzte  Ziel  schon  geahnt,  ja 

^««rideen  «Tm^  ^"^^  ausgesprochen.  Es  war  in  der  Zeit  der  französischen  RevolütioD. 
Yoikerrechu.  Es  war  aber  auch  nur  ein  Augenblick  und  nur  eine  Ahnung.  Die 
blutigen  Ereignisse,  welche  sich  bald  zusammendrängten,  die  Zeit  ans- 
fällten  und  Europa  bezwangen,  Hessen  dem  einen  Gedanken  keinen  Baas 
zur  Erfüllung.  Zu  ungleich  waren  die  Völker  in  ihrem  Geiste  und  ihrer 
Bildung,  zu  verschieden  die  Interessen,  Wünsche  und  Hoffnungen.  Cnd 
nie  werden  Ereignisse  und  Thaten  das  Recht  der  Völker  bilden  ood 
schaffen.  Nie  werden  sie  es  vermögen,  weil  immer  in  ihnen  die  piiy* 
sische  Macht,  die  rohe  Gewalt  sich  zeigt  und  zeigen  muss.  Diese  aber 
kann  nur  Sieg  und  Niederlage,  Sieger  und  Besiegte  als  endliche  Folge 
zeigen,  und  aus  diesen  Verhältnissen  wird  nie  ein  gleickes  Beeht 
keimen.  Es  ist  bezeichnend  für  das  Wesen  des  Völkerrechts,  dass  es 
im  grossen  Dmfang  seiner  Bestimmungen  aus  dem  Geist  eines  «uigeB 
Mannes  hervorgegangen,  dass  nicht  Gewohnheit  und  Gebrauch,  nidt 
Zwang  und  Befehl  es  geschaffen  oder  allmälig  geUldet  hat  Und  »cber 
wird  auch  nur  wieder  ein  souveräner  Geist  einen  Fortschritt  oder  die 
endliche  Vollendung  desselben  erzeugen.  So  war  denn  aach  die  frae- 
zösische  Revolution,  wie  alle  gewaltsamen  Erschütterungen,  ohnmächtig, 
in  ihrem  Verlaufe  sichere  Resultate  dem  Völkerrecht  zu  öberlieferD« 
obgleich  sie  neben  dem  Ideal  desselben  manche  fmchtbare  Idet 
manch  grossen  Gedanken  aufstellte.  Dass  sie  aber  so  ohnmichtig 
in  diesem  Gebiet  zusammenbrach,  ja  dass  sie  bald  selbst  der  Tor- 
kämpfer der  schmählichsten  Verletzungen  alles  Völkerrechts  wurde. 
das  lag  auch  zum  grossen  Theil  mit  in  der  Schuld  der  abrigen  Hadite 
Europas,  die,  der  gemeinen  Gewalt  sich  vertrauend,  Frankreich  aosser- 
halb  des  ordentlichen  Völkerrechts  stehend  erklärten  ^),  die  in  Gemeio- 
samkeit  und  unter  Fährung  eines  Burke  und  Pitt  Frankreich  aas  der 
Reihe  der  europäischen  Länder  ausgestridien  nannten,  die  Gewalt- 
maassregeln und  Rechtsverletzungen  mit  jedem  Schritte  schafeD  und 
zu  Gewaltmaassregeln  und  Rechtsverletzungen  drängten.   Es  war  dies 


*)  Wheaton:  Hietoire  da  droit  dea  gens.  S.  884. 
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die  nothwendige  Folge,  und  Mirabeaa  hatte  es  Burke  Torhergesagt,  dass 
„dieses  Loch  in  der  europäischen  Karte  einen  Vulcan  bedente.** 

Ehe  dieser  Valcan  aber  zum  Ausbruch  kam,  hatte  die  französische  Reform  in  den 
Revolation  doch  schon  einige  grössere  Ideen  gezeitigt,  die  selbst  in  ^^**J'j"  ^*][ 
dem  Stnrme  der  folgenden  Eriegsjahre,  in  denen  schnell  der  Idealismus  vöikerrcehu. 
der  ersten  Revolutionszeit  unterging,  noch  einige  bemerkenswerthe 
Bekräftigungen  erhielten.  Die  Menschenrechte  waren  auch  im  Gebiet 
des  Völkerrechts,  wie  der  gesammten  inneren  Rechtsordnung  Frank- 
reichs, von  grosser  Bedeutung.  Sie  waren  nicht  blos  die  Proclamation 
der  Freiheit  des  Franzosen  und  die  Anerkennung  der  Menschenwürde 
in  ihm,  sondern  sollten,  abgesehen  vom  bürgerlichen  Status,  für  die 
gesammte  Menschheit  gelten.  Und  so  setzte  die  französische  Nation 
in  dem  Recht,  das  sie  sich  selbst  dictirte,  zugleich  eine  Pflicht  für 
sich  selbst,  es  auch  als  Recht  aller  anderen  Nationen  anzuerkennen. 
Die  unmittelbare  Folge  dieser  grossherzigen  That  war  die  Bewegung 
in  den  französischen  (Kolonien  gegen  die  Sclaverei,  welche  ich  im 
Vorhergehenden  schon  erörtert  habe.  Eine  zweite  Wirkung  war  die 
Umgestaltung  des  gesammten  Fremdenrechtes  und  in  unmittelbarem 
Zusammenhang  mit  den  Menschenrechten  die  Vernichtung  des  bar- 
barischen Droit  d'aubaine.  Und  wenn,  wie  ich  schon  im  ersten  Theile 
des  Werkes  angedeutet  habe,  die  Gesetzgebung  Napoleon's  von  diesen 
Lehren  der  Moral  und  Humanität  wieder  abwich  und  zum  Theil  auf 
das  alte  Recht  zurückkehrte,  zum  Theil  neue  Grundsätze  erschuf,  die 
mit  der  Uebung  anderer  Staaten  nicht  im  Einklänge  standen,  wie  die 
Anmaassung  einer  Gerichtsbarkeit  über  Fremde,  die  weder  persönlich, 
noch  sachlich  mit  dem  französischen  Staat  in  Verbindung  standen  *), 
oder  die  Verweigerung  der  Gerichtsbarkeit  gegen  einen  Fremden,  wo 
diese  dem  Fremden  hilfreich  wäre*),  so  lagen  zumeist  die  Grunde  in 
der  Stellung  und  Haltung  der  anderen  Nationen,  welche  zur  An- 
erkennung der  Reciprocität  hindrängten,  wie  vor  allen  bei  der  theil- 
weisen  Wiederbelebung  des  Droit  d'aubaine,  oder  in  dem  gewaltthätigen 
Geiste  Napoleon's  selbst,  der  hier  mehr  willkürlich,  als  klug  und  gerecht 
wirkte,  wie  in  den  letzteren  Fällen.  Die  Menschenrechte,  rückwirkend 
wieder  von  der  in  ihnen  liegenden  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Menschen, 
führten  dann  zur  Umgestaltung  der  Besitzverhältnisse  der  Fremden. 
Gleich  in  ihren  Rechten  mit  den  Franzosen,  wurden  sie  auch  gleich 
in  ihren  Pflichten.  Bei  der  Aufhebung  der  Feudallasten  wurden  auch 
die  Firemden  in  ihrem  Besitz  verpflichtet,  diese  den  allgemeinen  Ge- 
setzen zu  unterwerfen.    Das  österreichische  Ultimatum  machte  daraus 


1)  Code  civile  Art  14  und  Foelix:  Droit  international  8.  218  n.  ff. 

2)  Foelix  a.  a.  O.  8.  187  n.  ff. 
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einen  casus  belli  und  verlangte  die  Wiederherstellung  der  drückendsten 
Privilegien  und  Vorrechte.  Frankreich  blieb  dem  einmal  eingeschlagenen 
Wege  bis  zur  Kriegserklärung  getreu,  und  diese  selbst  wieder  war  nur 
Die  aiigcmoine  ein  Fortschritt  in  den  Begriffen  des  Völkerrechts.  Die  Legislative 
vId^Qi'e[ehh«H.  stellte  jetzt  alle  Staaten  Frankreich  gleich,  und  zwar  gleich  in  dem  Beruf 
zur  Freiheit  ^).  Und  darum  rief  sie  alle  Völker  auf,  mit  und  für  Frank- 
reich zu  kämpfen,  da  alle  nur  das  eine  Ziel  hätten,  so  wie  der  Convent 
von  vornherein  den  Feldherren  seiner  Armeen  erklärte,  die  Rechte  und 
Freiheiten  des  französischen  Volkes  überall  zu  proclamiren,  und  so  zu 
zeigen,  wie  der  einzige  Grundsatz  alles  Völkerrechts  sich  in  dem  Ge- 
setz Frankreichs  der  allgemeinen  Gleichheit  fände  *).  Es  war  damit 
Dm  der  erste  gesetzliche  Ausdruck  eines  neuen  Kriegsrerhtes  gegeben,  auf 
Kriegariicht.  ^^^  zumeist  die  Lehren  der  Humanität  und  Menschlichkeit  in  der 
Kriegführung  sich  zurückführen  sollten.  Wenn  die  Kriege  einst  in  der 
That  für  eine  grosse  Idee  werden  geführt  werden,  wie  es  in  einem 
Augenblick  auch  die  Legislative  und  der  Convent  zu  thun  Termeinte, 
dann  erst  wird  der  Krieg  um  den  Frieden  geführt  werden.  Kicht  die 
Vernichtung  und  Zerstörung  whrd  sein  2Uel  sein,  um  das  ohnmächtig 
Gewordene  sich  unterwerfen  zu  können,  sondern  die  Versöhnung  des 
Verschiedeneu  und  Getrennten  wird  seine  einzige  Aufgabe  sein,  um 
mit  dem  zu  gleicher  Macht  Emporgehobenen  und  mit  gleichem  Recht 
Ausgerüsteten  vereint  zu  leben.  Durum  erklärt  in  seinem  Idealismus 
der  Convent,  den  Krieg  nur  zu  führen,  um  die  Freiheit  za  bring^L 
>,Alle  Völker  aber,  welche  die  Freiheit  zurückweisen,  mit  ihren  Fürsten 
sich  verbinden,  werden  als  Feinde  betrachtet,  und  gegen  sie  sollen  die 
Waffen  nicht  niedergelegt  werden,  als  bis  zu  ihr^  Dnteijochung '}.*' 
Diesen  Geist  des  Krieges  wagten  selbst  noch  hervorragende  Männer 
der  Mapoleonischen  Zeit  dem  grossen  Eroberer  darzustellen  und  daraus 
die  Pflicht  der  Menschlichkeit  in  der  Kriegführung  abzuleiten  ^).  In 
der  Constitution  des  Convents  vom  24.  Juni  1793  stellte,  von  diesen 
Gedanken  ausgehend,  der  philosophische  Condorcet  endlich  geradezu 
den  Satz  der  Freundschaft  und  allgemeinen  Genossenschaft  der  euro- 
päischen Völker  auf^),  die  keine  willkürliche  Einmischung  in  das 
Leben  und  Verhalten  der  übrigen  Völker  dulden  könne  und  nur  die 
gewaltsame  Verletzung  des  Gebietes  als  Kriegsgrund  anerkenne.  Wenn 
nun  diese  Grundsätze  auch  einzig  und  allein  nur  auf  dem  Papier 


1)  Declaration  vora  14.  April  1792. 

2)  Decret  vom  20.  April  1792  and  Decret  vom  17.  Deeember  1792. 
8)  Decret  vom  17.  Deeember  1792. 

4)  Heffter:  Völkerrecht  8.  210. 
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blieben  und  in  der  Wirklichkeit  bald  durch  die  Ereignisse  wieder  auf- 
gehoben wurden,  so  erzeugten  sie  doch  im  Einzelnen  wieder  andere 
Gedanken,  welche  fruchtbringender  erscheinen  konnten.  Gleich  beim 
Ausbruch  des  Krieges  gab  die  Legislative  ein  Gesetz 'über  die  Be- 
handlung der  Kriegsgefangenen,  das  wie  eine  practische  Bewahrheitung 
der  obigen  Ideen  erscheint.  „Wenn  die  Gesellschaft  gezwungen  ist**, 
erklärte  sie  ^),  »den  Menschen  der  Freiheit  zu  berauben,  so  ist  jede 
Strenge,  die  nicht  geboten  ist,  immer  zu  Termeiden.*^  Sie  stellte  daher  Dm  Recht 
die  Kriegsgefangenen  „unter  den  Schutz  der  Nation  und  die  besondere  ^^f^^'j^J^ 
Protection  des  Gesetzes.^'  Jede  Gewaltthat  an  ihnen  sollte  so  bestraft 
werden,  als  ob  sie  einem  französischen  Bürger  zugeffigt  sei.  Das  Ehren- 
wort des  Kriegsgefangenen  sollte  allein  Kraft  besitzen,  jede  persönliche 
Freiheitsbeschränkung  zu  verhindern,  ausser  eben  jene,  den  Ort  nicht 
zu  verlassen,  den  das  Gesetz  ihm  zugewiesen.  Der  Kriegsgefangene 
konnte  alle  Rechte  des  Franzosen  geltend  machen,  um  seinen  Erwerb 
zu  sichern,  ein  Gewerbe  zu  treiben  u.  dei^l.  Der  Convent  anerkannte 
dieselben  Grundsätze  und  machte  es  den  Generalen  zur  Pflicht,  dem 
Feinde  über  die  Lage  und  Behandlung  seiner  Gefangenen  Nachricht 
zu  geben,  um  so  auch  den  französischen  Soldaten  in  der  Gefangenschaft 
die  gleichen  Rechte  zu  sichern  *).  Aus  der  gleichen  Anschauung  von  Roform  de> 
der  Genossenschaft  aller  Völker  ging  auch  die  Auffassung  des  Gesandt- 
schaftsrechtes hervor,  welches  im  Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
so  schwere  Verletzungen  erfahren,  und  das  selbst  während  der  Revo- 
lution noch  von  Gestenreich  durch  den  Rastatter  Gesandtenmord  eine 
schmachvolle  Verleugnung  erdulden  musste.  Neben  dem  anerkannten 
Princip  der  Exterritorialität  der  Gesandten  und  Geschäftsträger  trug 
die  Legislative  den  Mnnicipalitäteu  besonders  auf,  über  die  Sicherheit 
derselben  zu  wachen  und  bei  einem  Verlassen  des  Landes  sie  bis  zu 
den  Grenzen  Frankreichs  zu  begleiten  ').  Das  Directorium  ging  sogar 
bei  der  Wiederaufnahme  der  freundschaftlichen  Beziehungen  Frankreichs 
zu  einigen  Staaten  so  weit,  den  Gesandten  derselben  in  der  National- 
versammlung Sitz  und  für  die  Vertretung  der  Angelegenheiten  ihrer 
Staaten  berathende  Stimme  zu  ertheilen  ^). 

Aber  all  diese  Ideen  gingen  wieder  mit  den  Kriegszeiten  unter,    zeratsmng 
und  an  Stelle  des  Rechts  trat,  wie  im  Innern  des  Reichs,  so  auch 
gegenüber  allen  anderen  Völkern,  die  Gewalt  und  Willkur.   Kein  Friede 
war  mehr  sicher,  kein  Vertrag  galt  den  Vertragschliessenden.  Bedrängt 
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zuerst  YOQ  den  fremden  Mächten,  an  deren  Schritte  sich  ebenfalls  \m- 
K&hlige  Verletzungen  des  Völkerrechts  knüpften,  suchte  die  Revolution 
mit  gleichen  Waffen  zu  kämpfen  und  schritt  zuerst  aus  Nothwehr,  dann 
unter  Napoleon,  im  Gefühl  der  alleinigen  und  grössten  Macht,  über 
alle  Schranken  des  Rechts.  Der  Gonvent  vernichtete  alle  Verträge, 
welche  Frankreich  mit  den  ihm  feindlichen  Mächten  geschlossen  ^),  er 
schloss  selbst  neue  Verträge  und  zerstörte  dieselben  bei  günstiger  Ge- 
legenheit Trauriges  Zeichen ,  dass  das  Völkerrecht  doch  immer  nur 
ein  Recht  der  Duldung  und  noch  lange  nicht  im  Bewnsstsdn  des 
Gerechtigkeitssinnes  der  Völker  begründet  ist  Einfache  Befehle,  Airetes, 
Sinatusconsulte  verrückten  unter  Napoleon  die  Grenzen  der  Länder, 
schufen  Königreiche  und  vernichteten  dieselben  ').  Von  einer  Achtong 
der  Staatspersönlichkeit,  von  einer  Anerkennung  ihrer  Rechte  war  kaue 
Rede  mehr.  Den  Höhepunkt  dieser  Gewaltthaten  bildete  endlich  die 
Gontinentalsperre  ').  Sie  bildete  den  Ausdruck  des  Hasses  Frankreichs 
gegen  England  und,  bestimmt,  die  Tyrannei  dieses  Staates  zu  brechen, 
wäre  sie  sicher  auch  dal&r  geeignet  gewesen,  wenn  der  gewaltthätige 
Geist  Napoleon's  eben  daraus  eine  innige  Vereinigung  der  Gontinental- 
staaten  zu  gestalten  gewusst  hätte.  So  aber  kämpfte  er  damit  nicht 
allein  gegen  den  Feind,  sondern  verletzte  durch  die  niedrige,  parteiische 
und  selbst  verkäufliche  Vollziehung,  durch  die  damit  verbandene  Er- 
drückung aller  Freiheit  des  Gontinents,  die  heiligsten  Rechte  der 
übrigen  Völker.  Völkerrecht  und  europäisches  Gleichgewidit  erlagen 
vor  dem  Andrang  des  Eroberers,  bis  die  allgemeine  Goalition  gegen 
Frankreich  der  Verheerung  ein  Ziel  setzte  und  die  Verträge  von  1814 
und  1815  wieder  eine  feste  Basis  schufen,  auf  der  mit  dem  politischen 
Gleichgewicht  die  Erhaltung  der  Rechte  eines  Jeden  und  der  Ftiede 
Aller  sich  neu  beleben  sollte. 


1)  Decret  vom  1.  Febniar  1798  und  1.  Mars  1793. 

2)  Kamptz:  Beiträge  xom  Staats-  ond  Völkerrecht  Bd.  I. 
8)  Klflber:  Droit  des  gens  §  810  u.  ff. 
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Der  Beamtenorganismus  der  französischen 
Verwaltung. 

J  etst,  nachdem  ich  in  der  vorhergehenden  Darstellung  die  französische  Einieitang. 
Verwaltung,  wie  sie  die  Revolution  entwickelt,  nach  ihren  verschiedenen 
Zweigen  und  in  diesen  nach  ihrer  Ordnung  und  Thätigkeit,  Inhalt  und 
Form  darzulegen  versucht  habe,  jetzt  wird  sich  innerhalb  dieser  Grenzen 
leicht  ein  Bild  von  der  Gemeinsamkeit  des  Beamtenorganismus  geben 
und  in  diesem  auch  am  Besten  noch  einmal  der  Geist  des  französischen 
Verwaltungssystems  zeigen  lassen.  Was  das  Vorhergehende  der  Thätig- 
keit und  den  Geschäften  gemäss  zeigen  sollte,  das  wird  diese  Betrach- 
tung in  der  Entwickelung  der  Personen,  welche  diese  leiten,  darstellen. 
Im  Einzelnen  haben  sie  schon  an  den  verschiedenen  Orten  ihre  Er- 
örterung gefunden.  Hier  sollen  sie  nur,  unter  einen  Begriff  gereiht, 
den  Zusammenhang  und  die  Einheit  des  Geistes  der  französischen  Ver- 
waltung beweisen.  Und  gerade  in  dieser  Richtung  hat  Tocqueville  in 
seinem  oft  angeführten  Werke  das  entscheidende  Wort  gesprochen,  dass 
die  Revolution  nichts  Neues  geschaffen  hat.  Man  wird  aber  leicht  im 
Folgenden  erkennen,  dass  die  Revolution  erst  das,  was  durch  die  Jahr- 
hunderte und  mit  ihnen  geworden  war,  dem  Volks-  und  Staatsgeist  zum 
Bewosstaein  gebracht  und  es  selbst  unter  einen  unwandelbaren,  mit 
diesem  Geist  innig  verbundenen  obersten  Gedanken  gereiht  hat 

Die  französische  SiMrache  liefert  schon  für  das  Folgende  einen        Der 
ersten  und  charakteristischen  Beweis.    Die  Sprache  selbst  hat  kein  ^l^^^l^^^ 
Wort  fOr  den  Begriff  Amt  und  Beamter.     Es  giebt   in  Frankreich 


nur  einen  employe,  einen  Angestellten,  Verwendeten  oder  foDctionnaires, 
Ausübende,    und    es  findet    sich    nur   das  Wort  Magistrat,  welches 
in   seiner  so   verschiedenartigen  Anwendung  ebenso   oft  uo^geotlich 
gebraucht  wird,  da  es  doch  zumeist  nur  den   Begriff  der  Obrigkeit 
enthält.    Es  giebt  aber  auch,  wie  kein  Wort  dafür,  so  auch  kein  Amt 
und  keine  Beamten,  wenigstens  nicht  in  dem  hohen  Sinne  des  deutscben 
Volkes  und  der  deutschen  Sprache.    Es  giebt  auch  in  Frankreich  keioe 
Gesetzgebung  über  das  Beamtenrecht,  obgleich  zahlreiche  Gesetze  die 
Stellung  des  Staatsdieners,  die  Organisation  der  Aemter  und  ihre  Coni- 
petenz  erörtern ,  und  es  giebt  auch  keine  Beamtenpragmatik,  als  die 
Starreste   Cousequenz   des    ganzen    französischen    VerwaltungsweseDN 
So  ist  es  heute,  so  war  es  vor  der  Revolution,  und  diese,  vie  das 
Kaiserreich  haben  nichts  daran  geändert,  ja  haben  dieses  Wesen  our 
noch  fester  ausgeprägt.    Der  Beamte,  wenn  wir  ilin  trotz  der  Sprache 
so  nennen  wollen,  ist  nur  ein  Diener  der  Verwaltung.    Die  ForderoBg 
des  unbedingten  Gehorsams  und  der  Mangel  jeder  amtlichen  Selb>t' 
ständigkeit,   gegenüber   der   höheren  Autorität,   ist   die  nothwendifc 
Folge  des  Begriffeß  in  der  thatsächlichen  Aeusserung.    Und  darin  litit 
der  Werth  des  französischen  Verwaltungssystems,  aber  auch  seine  Ge- 
fahr und  sein  Mangel.    In  seiner  Gesammtheit  ist  es  ungeheuer  michtig 
und  sicher,  dem  Befehl  folgt  unmittelbar  der  Gehorsam  und  di&s 
zeigt  die  Ausführung  sicher  und  vollkommen.   In  den  einzelnen  Theilen 
aber  ist  es  ohnmächtig  und  nnselbstständig,  der  einzelne  Beamte  immff 
abhängig  vom  Befehl  und  für  diesen  selbst  in  seinem  persöolichai 
Werthe  ohnmächtig.    Und  das  war  auch  die  Gewalt  der  französischen 
Revolutionen,  die  immer,  selbst  wenn  sie  nur  durch  die  Dishannome 
in  einem  kleinen  Theilchen  erzeugt  wurden,  gleich  das  ganze  Staats- 
gebäude erfassten.    Hierin  liegt  aber  auch  die  unendliche  Schwierigkei: 
der  Reform  in  Frankreich,  weil  sie  stets  das  ganze  Staatsgebände  er- 
schüttern muss,  wenn  sie  auch  nur  das  Einzelne  ändern  wilL 
Die  historiiche         Diese  merkwürdige  Erscheinung  ist  nun  keineswegs  das  £rzeogQi^> 
Buu  de«     qIq^  bestimmten  Gesetzgebung,  sondern  einer  langen  Geschichte,  tvoe^ 

frans.  Beamten-  o  o?  o 

wftseni.  Zusammenwirkens  territorialer  Verhältnisse  und  des  Volkscharakters 
Ihr  bewnsstes  Erscheinen  in  der  Gesetzgebung  aber  ist  die  Arbeit  der 
Revolution  gewesen,  und  erst  seit  ihrer  Thätigkeit  steht  das  System 
das  eben  Frankreich  heute  regiert,  mit  seinem  scharfen  Charakter  uMi 
seinen  sicheren  Beziehungen  vollkommen  gegliedert  da.  Ich  habe  in 
der  Einleitung  zur  Staatsverwaltung  auf  die  einzelnen  Elemente  dieser 
Erscheinung  schon  hingewiesen.  Ich  habe  gezeigt,  wie  in  Frankreich 
das  Königthum  frühzeitig  mit  seinen  Beamten  sich  umgab  mA  wie 
das  Wesen  der  Monarchie  sich  hier  in  einem  Organismus  von  k(^ig- 
liehen  Dienern  darstellte,  welche  im  Namen  des  Königs  das  höch^ 
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Recht  verwalten.     An  die  königliche  Gewalt  schlössen  sich  die  Ge- 
meinden, vor  allen  die  grossen  Städte  an,  um  durch  sie  einen  beson- 
deren Schutz  gegen  die  Lehens-  und  Landesherren  zu  haben.     Das 
städtische  Wesen,  durch  die  grossen  Verschiedenheiten  des  Lebens,  die 
sich  in  ihm  concentriren,  ist  allenthalben  auch  die  Basis  einer  grossen 
Entwickelung  der  Verwaltung,  des  Verwaltungsrechts  und  selbst  der 
Verwaltungswissenschaft    £s  ist  unzweifelhaft,  dass  Frankreich  der 
grossen  und  frühen  Entwickelung  des   städtischen  Lebens  auch  die 
frühe  Entwickelung  seiner  allgemeinen  Verwaltung  dankt   Es  ist  aber 
auch  gewiss,  dass  darum  in  Frankreich  am  frühesten  und  sichersten 
die  Verwaltung  sich  zu  einem   königlichen  Beamtenorganismus   cen- 
tralisirt    Denn  wie  die  Städte  sich  an  das  Königthum  anschliessen, 
erscheint  dieser  in  ihnen  zuerst  neben   der  städtischen  Verwaltung, 
dann  über  dieser  und  endlich  anstatt  dieser.    Der  Beamtenorganismus    dm  streben 
mit  seinem  Königthum  ist  zuerst  die  Quelle  der  Einheit  des  Staates,  '^^  s^nheu.^^'^ 
er  wird  aber  auch  die  eigentliche  staatsbildende  Gewalt  und  ist,  man 
könnte  sagen,  schon  das  moderne  Frankreich,  ehe  dieses  als  einziger 
Staat  ezistirt.     Und  so  fest  gestaltet  sich  diese  Idee,   so  tief  fasst 
sie  im  Laufe  der  Zeit  in  dem  Bewusstsein  des  Volkes  Wurzel,  dass 
dieses,  trotz  des  Hasses   gegen  die  Willkürlichkeiten  des  absoluten 
Beamtenstaates,  dennoch  in  allen  Bewegungen  und  Erschütterungen 
daran  festhält   Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist  frühzeitig  das  Wesen 
des  französischen  Amtsorganismus.    Der  französische  Staat  in  seiner 
territorialen  Erscheinung,  gebildet  durch  die  Unterwerfung  der  ver- 
schiedenartigst beschaffenen  Landestheile,  der  Provinzen,  zeigt  in  den 
früheren  Jahrhunderten,  selbst  bis  über  Ludwig  XIV.  hinaus,  in  diesen 
Provinzen   die   verschiedensten  Einrichtungen  und  Aemter,   oft  eine 
Trennvng  der  einzelnen  Theile  durch  besondere  Verfassungen  und  Ge- 
setze, die  allenthalben  ein  für  sich  bestehendes  und  abgeschlossenes 
Ganze  bilden.   Diese  Verschiedenheit  und  Absonderung  der  Theile,  im 
noch  rein  idealen  Ganzen,  zu  brechen,  spinnt  sich  über  den  Staat  ein 
Beamtennetz.    In  dem  Zweck  seiner  Errichtung  liegt  auch  das  Ziel 
seiner  ganzen  und  dauernden  Tbätigkeit.    Und  die  Möglichkeit,  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  bestimmt  von  allem  Anfang  an  seine  innere  Ordnung. 
Es  ist  das  System  der  absoluten  Unterordnung  des  niederen  königlichen 
Beamten    unter  den  ihm  vorgesetzten   und    aller   wieder  unter   den 
absoluten  Willen  der  Regierung.    Es  bildet  sich  damit  in  dem  noch 
territorial  geschiedenen  Staat  ein  in  dem   königlichen  Beamtenthum 
persönlich  dargestellter  Einheitsstaat.    Beide  finden  ihre  Versöhnung 
in  dem  beiden  gleichen  Königthum.    Und  das  ist  das  Entscheidende 
für  die  weitere  Entwickelungsfähigkeit    Es  musste  sich  nothwendig  in 
dem  durch  das  Beamtenthum  gebildeten  Staat  ein  besonderes,  diesem 
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eigenes  Recht  bilden.  Dnd  es  bildet  sich  auch  in  dem  in  der  kftmg- 
lichen  Gewalt  liegenden  Gesetzgebnngsrecbt,  das  alles  nack  abseloter 
Gewalt  bestimmt  und  dann  ebenso  auch  aasfüihrt  Und  damit  geht 
die  lehensherrliche  Selbstständigkeit  und  die  ganze  selbstständige 
Th&tigkeit  der  Gemeinden  unter,  was  nm  so  leichter  geschieht,  je 
ohnmächtiger  eben  jene  Gesetzgebang  war,  die  in  der  Volksthätigkat, 
den  Ständen,  gegenüber  dem  Königthum  repr&sentirt  war,  aber  mit 
dem  fünfzehnten  Jahrhunderte  schon  gänzlich  zerrüttet  ist.  Der  ktoig- 
liehe  Beamtenstaat  siegt,  und  sein  Recht  ist  das  allein  für  die  Einheit 
Dm  fiirebra  des  Reiches  geltende.  Aber  noch  ein  zweites  Princip  wirkt  in  diesem 
"*meicbhe?L  ^'^  Eiitwickelungsgang  gestaltend  und  fordernd  und  reicht  epochemachend 
bis  in  die  Gegenwart  Es  ist  das  Princip  der  Gleichheit  DasK5iiig- 
thum  bekämpft  mit  seinen  Beamten  die  ständisch  gegliederte  Gesell* 
Schaft.  Der  Beamtenstaat  anerkennt  und  kann  keine  Form  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ausserhalb  der  Staatsgewalt  anerkennen.  Der 
privatrechtliche  Anspruch  auf  ein  öffentliches  Recht,  also  der  Rechts- 
titel der  ständischen  Gesellschaft  darauf,  wird  als  unzulässig  mit  dem 
einheitlichen  Staat  und  seiner  ebenso  einheitlichen  Staatsgewalt  be- 
kämpft und  endlich  überwunden.  Am  Ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts schon  ist  fast  alle  öffentliche  Gewalt  nur  Staatsgewalt,  der 
gesammte  grundherrliche  Verwaltungsorganismns,  also  die  Pflichten, 
sind  bei  Seite  gedrängt  und  auf  die  königlichen  Beamten  überwälzt  Er 
besteht,  ganz  unvereinbar  mit  seinem  Mamen,  nur  noch  im  Privilegiam. 
Damit  ist  auch  die  Besonderheit  der  Verwaltung  verschwunden  und 
die  Gleichheit  an  ihre  Stelle  getreten.  Es  giebt  nur  noch  ein  Gesetz 
und  eine  Verwaltung  in  überall  vollkommen  gleicher  Biidang.  Diese 
Gleichheit  war  so  noth wendig,  dass  ^ie  sich  fiberall  wie  von  selbst 
entwickelt,  und  wie  die  Schwerkraft  von  allem  Körperlichen,  ist  sie 
vom  Beamtenstaat  untrennbar.  Deberall  über  einander  geschichtete 
Beamteustellen,  von  denen  die  niedere  der  höheren  zum  Gehorsam 
und  nur  zum  Gehorsam  verpflichtet  ist  Die  höheren  finden  ihre  Ver- 
einigung in  den  Ministern  und  endlich  im  Conseil  d'etat  Und  diese 
äussere  Ordnung  bestimmt  auch  den  inneren  Geist  Die  Selbstständig- 
keit des  einzelnen  Gliedes  der  Verwaltung  ist  verbannt,  ebenso  wie 
die  freie  Thätigkeit,  selbst  das  Gesetz  ist  für  dieses  nicht  die  höchste 
Gewalt,  sondern  der  Befehl,  der  vom  Conseil  d'etat  ausgeht  und  als 
Veroidnung  der  Regierung  erscheint  Macht  dies  die  Verwaltung  vor 
der  Revolution  so  unendlich  schwierig  und  complicirt,  so  macht  aber 
gerade  diese  Erscheinung  wieder  auch  den  Sieg  über  die  Provinsiai- 
ordnung  und  das  ständische  Wesen  möglich,  der  nirgends  so  voll- 
ständig vom  Beamtenstaat  errungen  wurde,  als  in  Frankreich.  Dieser 
Process  war  vollendet,  ehe  die  Revolution  ausbrach.   Die  Ungietchbeit 


Der  BeamtcnorganiBmiifl  der  franzönscben  Yerwaltimg.  659 

war  verschwnüdeii,  aber  auch  die  Freiheit.  Nor  die  Gesetzgebung  war 
frei,  in  der  Verwaltung  gab  es  nur  Gehorsam.  Und  die  Gliederung 
dieser  Verwaltung  zeigt  das  Aufgehen  jedes  einzeihen  Organes  in  der 
einen  Staatsgewalt.  Sie  erhält  die  Gleichheit  an  allen  Punkten  und 
ringt  dauernd  damit,  sie  herzustellen,  wo  noch  Ungleichheit  besteht, 
sie  Iftsst  nirgends  mehr  eine  Selbstverwaltung  zu,  denn  diese  w&re 
nothwendig  die  Ungleichheit,  die  gesellschaftlichen  Unterschiede  würden 
an  ihr  wieder  hervortreten.  Und  dies  entwickelt  eben  die  ausschliess- 
liche Herrschaft  des  Amtswesens  im  Ganzen,  wie  im  Einzelnen  die 
Unterordnung  dieses  unter  jenes,  die  Unselbstständigkeit  desselben 
gegenüber  der  centralen  Gewalt,  den  Absolutismus  der  persönlichen 
Staatsidee  auf  der  Basis  der  gesellschaftlichen  Gleichheit  Diese 
Gleichheit  nun  wollte  auch  die  Revolution  nicht  opfern,  ja  sie  befestigt 
sie  erst,  indem  sie  einen  Verfassungsgrundsatz  daraus  macht,  der>  in 
dieser  Verfassung  selbst  nur  eine  Abstraction,  durch  die  Verwaltung 
erst  ins  Leben  eintritt.  Daher  vernichtet  die  Revolution  die  Girondisten, 
welche  mit  ihren  Bestrebungen  nach  Selbstverwaltung  auch  diese  Gleich- 
heit stören  wollten,  wie  sie  dadurch  die  Allmacht  der  Gesetzgebung  zu 
brecfaen  versachten.  Sie  anerkennt  das  Amt  nnd  die  Herrschaft  des 
Amtswesens  im  Ganzen,  wie  im  Einzelnen,  und  anerkennt  es  fast  aus- 
schliesslich,  so  wie  es  das  ancien  Regime  gestaltet.  Aber  der  Abso- 
lutismus in  diesem  System  soll  gebrochen  werden.  Die  provinziale 
Scheidung,  die  st&ndischen  Körperschaften,  welche  einst  der  Regierung 
ein  Gegengewicht  waren,  waren  verschwunden  und  hatten  eben  so  die 
Gewalt  der  Regierung  möglich  gemacht.  Die  Revolution  nimmt  den 
historischen  Faden  wieder  auf  und  setzt  ihr  das  ganze  Volk  in  seiner 
Vertretung  entgegen.  Die  Harmonie  zwischen  beiden  aber  findet  sich 
jetzt  in  der  Verantwortlichkeit.  Die  Gesetzgebung,  indem  sie  diese 
fordert,  gewinnt  damit  die  sicherste  Garantie  ihrer  Macht.  Die  Ver- 
waltung, indem  sie  sich  derselben  unterwirft,  gewinnt  damit  ihre  eigene 
Freiheit  wieder.  Und  das  war  die  entscheidende  That  der  Revolution. 
Indem  sie  den  Absolutismus  bricht  und  die  Staatsgewalt  nicht  mehr 
nach  Wille  und  That  in  einer  Person  sich  findet,  will  sie  in  der 
Gleichheit  auch  die  Freiheit  möglich  machen.  Die  Verfassungen  werden 
der  gesetzliche  Ausdruck  dieser  geistigen  Umwälzung,  und  indem  sie  in 
sich  diese  Grundsätze  aufoehmen,  bilden  sie  selbst  die  innere  Ordnung 
der  Verwaltung*). 


*)  Conntitution  vom  Jahre  1791»  Declaration  Art  15  und  Constitotion 
Cbap.  II.  Sect.  4.  Art.  7.  Tit.  V.  Art.  3.  Constitation  yom  Jahre  1798  Art  106 
o.  106.  Constitution  vom  Jahre  ni.  Art.  200,  808  u.  807.  Constitution  yom 
Jahre  VIIL  Art.  57  u.  6». 
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Der  Amt!-  Dieser  neue  Geist  musste  nan  nothwendig  auch  auf  die  äussere 

"^'nevoi^ilon^*'  Ordnung  der  Verwaltung  einwirken.  Die  Gleichartigkeit  und  Einheit 
Die  verADtwort- der  Verwaltung,  welche  das  ancien  Regime  geschaffen  hatte,  musste 
iichkeit.  jjjjI^  jgj^  Verantwortlichkeit  derselben  gegenüber  der  Gesetzgebung  ver- 
eint werden,  d.  h.  jene  musste  sich  so  weit  neu  gestalten,  dass  sie 
diese  möglich  mache.  Dieser  Ideengang  schafft  denn  gleich,  nachdem 
er  bewusst  wird,  die  Minister  und  die  Ministerien.  In  dem  Folgeoden 
werde  ich  ihre  Geschichte  geben,  da  sie  in  der  Revolution  sowohl  für 
die  Politik  des  Staates,  als  für  seine  Verwaltung  von  hoher  Bedeutung 
ist.  Die  Minister  fassen  die  verschiedenen  Verwaltungsthätigkeiteo  in 
einem  einheitlichen  ViTillen  zusammen  und  machen  dadurch  erst  die 
Verantwortlichkeit  möglich.  Diese  wieder,  um  allgemein  nnd  dauernd 
sein  zu  können,  macht  die  Hierarchie  der  Verwaltung  nöthig,  innerhalb 
welcher  alle  den  Ministerien  zu  unbedingtem  Gehorsam  verpflichtet 
sind.  Und  dadurch  wird  der  Beamtenstaat  wieder  im  ganzen  Reiche 
ein  gleicher  in  seiner  Form  und  in  seinem  Recht  Der  Beamte  bleibt 
auch  jetzt,  wie  ehemals,  ein  Diener  der  Verwaltung,  von  dem  der 
Minister  nur  den  unbedingten  amtlichen  Gehorsam  fordert,  neben  dem 
gleichfalls  wieder  weder  eine  Selbstständigkeit,  noch  eine  Selbstthätig- 
keit  möglich  ist.  Wie  die  Gesetzgebung  nur  eine  ist,  so  wird  dadurch 
auch  die  Verwaltung  nur  eine,  und  dies  macht,  wie  ehemals,  auch  für 
die  Gegenwart  diese  so  unendlich  mächtig,  aber  auch  wreder  gefährlich. 
Vom  Maire  zum  Sousprefet,  von  diesem  zum  Prefet  findet  der  Wille 
des  Staats  seine  Ausführung,  aber  wo  die  Ausführung  beginnt,  da  wird 
dieser  Wille  ausgeschlossen,  das  Gesetz  wirkt  auf  die  Theile  der  Ver- 
waltung nicht  ein,  die  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Organe  g^en 
das  höhere  schliesst  jeden  anderen  Einfluss  aus,  selbst  das  Gericht, 
nnd  nur  die  Verwaltung  entscheidet  über  sich  und  ihren  Beamten. 
Und  wie  dieser  Organismus  an  allen  Orten  und  in  allen  Verhältnissen 
erscheint,  ist  er  eben  die  Verwirklichung  der  geträuroten  allgemeinen 
staatlichen  Gleichheit  und  Einheit.  Wo  in  diesem  grossen  Organismus 
das  Gesetz  schweigt,  da  setzt  die  vollziehende  Gewalt  selbst  sich  ihre 
Die  Rechtsordnung.  Das  ist  seit  der  Revolution  das  Wesen  der  Ver- 
^"ewld""  Ordnungsgewalt  der  Executive.  Es  ist  das  zweite  Element  der  Ver- 
wiiklichung  der  Einheit  und  Gleichheit,  und  eben  darum  muss  sich 
demselben  selbst  dort,  wo  es  mit  dem  Einzelinteresse  in  CoUision 
kommt,  dieses  im  Namen  des  öffentlichen  Interesses  unterordnen.  Die 
Verordnungsgewalt  umfasst  daher  jetzt  nicht  blos  die  Vollziehung  des 
Gesetzes  im  Einzelnen,  sondern  ist  vermöge  ihrer  Stellung  im  ganzen 
Amtsorganismus  auch  die  Vertreterin  des  einen  und  allgemeinen  Staats- 
interesses gegenüber  dem  Privatinteresse.  Sie  geht  von  der  einen  nnd 
überall  gleichen  Staatsgewalt  aus.   Die  Revolution  hat  diesen  Gedanken 
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als  das  innerste  Wesen  der  französischen  Verwaltung  dauernd  bewahrt. 
Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  allgemeinen  Willens,  sagen  die 
Menschenrechte,  aber  es  hat  in  der  Constitution  vom  Jahre  1791  seine 
speciellen  Aufgaben  ').  Der  KOnig  aber  bat  das  Recht  der  „Ordres"  und 
ist  der  oberste  Chef  der  Executivgewalt  *).  Auch  der  Convent  bringt  dies 
zum  Ausdruck,  obgleich  Gesetz  und  Verordnung  von  einer  und  derselben 
Gewalt  ausgehen  ').  Aber  als  mit  dem  Comite  de  salut  publique  eine 
sichere  Executivgewalt  sich  gebildet  hatte,  ein  »gouvernement'S  trennen 
sich  die  Functionen  und  das  Recht  der  „Arretes^*  und  „des  mesures^ 
geht  auf  dieses  über  ^).  Das  Directorium  erhält  das  Recht  der  Executiv- 
gewalt in  den  provisorischen  oder  Driiiglichkeitsgesetzen  ^),  die  sich 
unter  dem  Gouvernement  Napoleon's  wieder  als  Recht  desselben  Regle- 
ments und  ,,autres  actes"  zu  einem  reinen  Verorduungsrecht  gestalten  •), 
als  welches  es  der  Zukunft  übermittelt  wurde.  Das  Verordnungsrecht 
erscheint  weiter  im  ganzen  Amtsorganismus  als  überall  gleich  kräftig 
und  gleich  wirksam;  es  ist  eine  selbstständige  Gewalt  und  schliesst 
jeden  fremden  Eingriff  aus  und  kann  denselben  auch  nicht  anerkennen. 
Das  Gesetz  vom  16—24.  August  1790,  die  Basis  der  sogenannten 
Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  hat  diesen  Grundsatz  als 
allgemein  und  alle  Zeiten  verbindend  aufgestellt.  Und  weil  diese 
strenge  Scheidung  im  französischen  Staatsorganismus  begründet  ist 
und  die  Verwaltung  immer  selbstständig  sein  muss,  erscheint  endlich 
drittens  das  Verordnungsrecht  im  ganzen  Amtsorganismus  selbst  dort 
mächtig  und  gleich,  wo  das  Privatinteresse  mit  demselben  in  CoUision 
geräth.  Und  diese  drei  Elemente  haben  mit  dem  Verorduungsrecht 
in  der  französischen  Verwaltung  ein  anderes  grosses  Gebiet  geschaffen, 
welches,  mit  seinem  Verfahren  zusammengenommen,  die  sogenannte 
Jurisdiction  administrative  bildet.  Ich  kehre  in  dem  Folgenden  auf  die 
Geschichte  derselben  während  der  Revolution  noch  ausführlicher  zurück. 
Die  französische  Verwaltung  zeigt  demnach,  während  und  nach  der 
Revolution  —  nicht  durch  sie,  sondern  durch  die  Jahrhunderte  entwickelt, 
aber  durch  sie  erst  zum  vollständigen  und  bewussten  Ausdruck  gebracht 
—  einen  nach  Innen  und  Aussen  fest  und  unverrückbar  gegliederten 
Amtsorganismus.  Sie  bildet  eine  grosse  Hieraicbie  nach  ihrer  äusseren 
Gestalt  und  eine  gewaltige  Centralisation  nach  ihrer  inneren  Ordnung. 


1)  ConMitationyom  Jahre  1791.  Menschenrechte  Art.  6.  Constitution  Tit.  III. 
Chap.  III.  Sect.  1. 

2)  Constitution  v.  J.  1791  Tit.  III.  Chap.  IL  Sect.  4.  Art.  4.  Tit.  III.  Chap.  IV. 

3)  Constitution  vom  Jahre  1793  Art.  53. 

4)  Constitution  v.  J.  II.  Sect.  1.  Art.  12.  Sect  2.  Art  4  u.  6.  Sect  3.  Art.  2. 

5)  Constitution  vom  Jahre  III.  Art  81,  94  u.  144. 

6)  Conatitution  vom  Jahre  VUL  Art  42  n.  44. 
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Es  giebt  keine  Selbstverwaltong  in  Frankreich  nnd  kann  keine  g^n, 
denn  es  giebt  neben  der  souveränen  Nation,  eins  und  untheilbar»  keine 
selbstständige  Willensbestimmung  eines  Theiles,  die,  wenn  sie  bestände, 
jene  und  mit  ihr  die  Gleichheit  auflösen  würde.  »Das  GefQhl  der 
Gleichheit,  so  aligemein  und  so  unruhig  in  Frankreich,  beugt  sieh  frei- 
willig unter  diese  Oberherriichkeit  *)/^  In  dieser  äusseren  hierarcluscbea 
Ordnung  ist  die  Verwaltung  in  ihrer  Gesammtheit  dem  Gesetz  unter- 
worfen, welches  für  die  Sicherheit  dieser  Unterwerfung  die  Verantwortoof 
fordert.  Diese  Forderung  macht,  um  erfüllt  zu  werden,  die  Freiheit 
des  Willens  des  Einzelnen  unmöglich,  sondern  gebietet  nur  Gehorsam 
gegen  den  die  einzelnen  Thätigkeiten  in  einen  persönlichen  Willen 
zusammenfassenden  Minister.  Das  aber  ist  die  moderne  Centralisation 
der  Verwaltungsthätigkeit  im  Amtsorganismus.  Und  um  endlich  diese 
in  dauernder  Thätigkeit  zu  erhalten ,  ist  die  Verwaltung  für  ihre  ein- 
zelnen Thätigkeiten  allein  bestimmend  und  frei,  und  das  wieder  bildet 
in  seiner  Organisation  das  System  der  Administrativjustiz. 
Die  Dass  die  Revolution  dieses  System  in  seinen  einzelnen  Theilen 

^I^t^itan^'  häufig  verrückte,  in  gewissen  Zeiten  sogar  gänzlich  umstürzte,  diss 
weiens  in  der  das  Amt  nicht  immer  im  Dienst  der  Verwaltung,  sondern  «»dem  Staate 
RcToiatioQ.  jj^nen  q^  gjQ  Zufall  war,  der  von  politischen  Gopjuncturen  *)"  abhing, 
das  lag  in  der  stürmischen  Bewegung  der  Zeit  und  war  doch  nur 
vorübergehend.  Der  Geist  dieses  Systems  hat  dauernd  v<»^wal(et, 
und  er  stählte  sich  nur  in  der  Gluth  der  Leidenschaften.  Er  fand  in 
der  höchsten  Erregung  seinen  Ausdruck  in  dem  Krieg  gegen  die  Vendee, 
im  Namen  Frankreichs  und  seiner  Einheit  und  Gleichheit  geführt,  in 
der  Vernichtung  der  Girondisten,  im  Namen  Frankreichs  nnd  seiner 
Einheit  und  Gleichheit  vollzogen,  und  endlich  erfasste  ihn  selbst  die 
Gesetzgebung  und  verkündete  ihn  sogar  als  Befehl.  ,»Alle  Veretaigui^n 
und  errichteten  Bundnisse,  sei  es  durch  die  Volksrepräsentanten, 
durch  öffentliche  Gesellschaften  . . .  selbst  durch  das  Gentralcomite  der 
Ueberwachung  ...  sind  aufgelöst  und  ausdrücklich  verboten,  als  die 
Einheit  der  That  des  Gouvernementa  umatürsend  und  sn 
Föderalismus  festhaltend  . . .  ^y^  Dass  aber  dieser  Geist  so  all- 
mächtig war,  das  lag  in  seiner  geschichtlichen  Kraft  und  seiner  stetigen, 
das  ganze  französische  Staatsleben  umfassenden  und  zu  einer  Staatsidee 
gestaltenden  Entwickelung.  Und  darum  war  die  Revolution  im  Amts- 
or^ganismus  des  französischen  Reichs  auch  gar  nicht  schöpferisch  nnd 
konnte  es  nicht  sein,  wenn  sie  den  ganzen  Staat  nicht  für  unberechenbare 


1)  Barante:  Qnestions  conetitut  S.  82.  Laferri^:  Cour  d'adm.  S.  106.  f  S. 

2)  Barante  a.  a.  O.  S.  91. 

3)  Const.  provis.  vom  Jahre  II.  Sect  8.  Art  17. 
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Zeit  hätte  in  Anarchie  aaflOsen  wollen.  Die  Gleichheit,  welche  das 
ancien  Regime  geschaffen  hatte,  wurde  von  der  Revolution  eben  nar 
anerkannt  Sie  konnte  nichts  gestalten.  Nnr  die  Freiheit,  wenn  sie 
wirklich  lebenskräftig  in  der  Revolution  erschien,  konnte  schöpferisch 
wirken.  Und  das  ist  das  Gebiet,  auf  dem  die  Revolution  wirklich  das 
Nene  auch  gestaltete.  Sie  hatte  schon  die  Verantwortlichkeit  im 
Beamtenkörper  selbst  erschaffen  und  diesem  seine  Freiheit  innerhalb 
der  Giengen  des  Gesetzes  gesichert  Sie  musste  aber  auch  für  die 
freien  Bürger  selbst  aus  der  Verfassung  heraustreten  und  zu  einem 
reellen  Gute  werden.  Das  konnte  sie  nur  in  der  Verwaltung.  Die 
Freiheit  in  der  Verwaltung  aber  realisirt,  musste  zur  Selbstverwaltung 
hindrängen.  Diese  aber,  in  dem  Sinne  des  als  Muster  vor  aller  Augen 
stehenden  Englands,  war  neben  der  Gleichheit  nicht  möglich.  Und 
dennoch  konnte  man  das  Recht  des  Staatsbürgers,  nicht  nur  an  dem 
Willen  des  Staates,  wie  ihn  die  Verfassung  darstellt,  Theil  zn  nehmen, 
sondern  auch  selbstthätig  in  die  Vollziehung  einzugreifen,  nicht  leugnen« 
Dies  führte  die  Revolution  dahin,  sich  ihre  eigene  Selbstverwaltung  zu  di«  seitn. 
schaffen,  in  dem  System  der  Conseils.  Das  sollte  die  Freiheit  mit  der  p^'Xerch«: 
Gleichheit  verbinden,  das  sollte  das  System  sein,  das  mit  dem  Amts-  Dia  Ooaseiii. 
Organismus  die  Selbstverwaltung  versöhnte,  und  es  war  in  der  That 
der  Idee  nach  auch  das  letzte  Auftauchen  der  germanischen  Elemente 
Frankreichs,  welche  lange  vor  der  Revolution  schon  in  ihrer  Wirksam- 
keit zerstört  waren ,  die  jetzt  aber  in  der  wirklichen  Ausführung  des 
nenen  Systems  für  immer  vernichtet  wurden.  Was  aber  die  Conseils 
aach  repräsentiren  sollten,  was  immer  für  Rechte  nnd  Freiheiten  sie 
erwarben«  in  ihrer  inneren  Ordnung  waren  sie  doch  nichts  weiter,  als 
der  Ausdruck  der  absoluten  Staatsidee,  wie  der  Amtsorganismus. 
Eeberall  gleich,  überall  thätig  erschien  der  Staatsbürger,  aber  überall 
anselbstständig  gegenüber  dem  Ganzen.  Darum  ist  auch  diese  so- 
genannte französische  Selbstverwaltung  nur  ein  Mechanismus.  Er  fügt 
sich  in  die  drei  Verwaltungskörper  ein:  das  Departement,  das  Arron- 
dissement  und  die  Commune;  er  zeigt  in  ihnen  nach  seiner  Thätigkeit 
nichts  als  die  Ueberoahme  eines  Theiles  der  amtlichen  Functionen,  er 
ist  das  berathende  Element  neben  dem  ausführenden  Thätigen.  Wie 
dies  das  eigentlich  Entscheidende  der  ganzen  Ordnung  im  Amtswesen 
ist,  so  ist  es  auch  nur  in  so  weit  eine  Selbstverwaltung,  als  die  Debung 
der  den  Conseils  zugewiesenen  Functionen  eben  auf  Gesetzen  und 
nicht  in  dem  Willen  der  Regierung  liegt  Dieser  Selbstverwaltungs- 
körper oder  die  Macht  des  freien  Volkes  steht  dem  Amtsorganismus 
oder  der  Macht  der  Staatsverwaltung  so  gegenüber,  wie  das  einzelne 
Individuum  dem  ganzen  Staat  Sie  stehen  in  einem  dienstlich  hier- 
archischen Verhältniss  unter  der  Macht  der  Minister  und  sind  diesen 
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allein  verantwortlich.  Sie  berathen,  aber  kOnnen  weder  ErföUang  ibies 
Rathes  fordern,  noch  Verantwortung  in  der  Erfüllung.  Die  amtliche 
Pflicht  des  Beamten  beherrscht  vollständig  die  Kraft  der  Selbsttb&tig- 
keit  des  Volkes.  Von  einer  Privatklage  oder  civilen  Verantwortlichkeit 
kann  natürlich  keine  Rede  sein.  Den  vollständigen  Aasdruck  dieses 
Geistes  stellt  das  Gesetz  vom  28.  Pluviose  an  VIII.  und  als  Basis  dieser 
Gesetze  das  Gesetz  der  Constituante  vom  22.  December  1789  dar.  Die 
Revolution  hat  ihn,  wie  ich  gezeigt  habe,  langsam  und  nach  verschie- 
denen Wandlungen  gestaltet,  die  folgende  Zeit  wenig  an  seinem  Geiste 
geändert  *). 
AiMdebnQBff  Uebrigens  hat  Frankreich  dieses  System  seiner  Selbstverwaltung 

der  CoMcu».  g^hon  Während  der  Revolution  und  noch  mehr  seit  dem  ersten  Kaiser- 
reich fast  in  seinem  ganzen  Staatsoi-ganismus  in  allen  Orten  zum 
Ausdruck  zu  bringen  gesucht,  so  in  seiner  Militärverwaltang,  seinem 
Unterrichtswesen  und  selbst  seiner  Kunst-  und  Industrieverwaltang, 
seiner  Berg-,  Wege-  und  Brückenverwaltung  u.  s.  w.  Ich  habe  an  den 
verschiedenen  Orten  darauf  hingewiesen.  Sie  sind  in  ihrer  inneren 
Ordnung  zum  Theil  von  einander  verschieden,  indem  sie  theils  als 
Räthe  doch  nur  wieder  Aemter  sind,  theils  blos  berathende  und  in 
keiner  Weise  entscheidende  Körper,  und  als  solche  wieder  theils  dauernd, 
theils  für  bestimmte  Fragen  nur  berufen.  Das  aber  haben  sie  alle  mit 
einander  geraein,  dass  sie  den  Antheil  des  freien  Staatsbürgerthums 
an  der  unbeschränkten  und  gleichen  Thätigkeit  der  Staatsverwaltung 
darstellen  wollen.  Und  gerade  so  sind  sie  das  charakteristische  Merk- 
zeichen des  französischen  Amtsorganismus  und  der  ganzen  Verwaltung 
geworden,  das  sicher  noch  heute  in  seiner  Entwickelung  nicht  abge- 
schlossen ist  und  bei  all  seinen  Fehlern  *)  doch  viel  Gutes  und  Nütz- 
liches geleistet  hat. 


Die  HUiiisterien  and  die  Jüliilstcr« 

Die  Mit  der  Gestaltung  und  Entwickelung  der  französischen  Verwaltung 

ftMhfcbtiiche  ^jjj^j   jjjj.^g   Aratswesens   hängt   die   Geschichte   der   Gestaltung  der 

Entwickelung.  ,    ,        .      .  .       -..      t^       •    .  ^»  -^ 

Ministerien  auf  das  innigste  zusammen,  ja  die  Erscheinung  dieser  ist 
nur  der  nothwendige  Ausdruck  der  Gestaltung  jener.  Die  Geschichte 
des  Staatrathes,  auf  die  ich  bei  der  Darstellung  des  Verfassungsrechtes 
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schon  hingewiesen  habe,  ist  bis  zur  Reyolution  auch  die  Geschichte 
der  Ministerien.  Das  alte  Conseil  du  roi  war  in  Frankreich,  wie  in 
England,  zuerst  ein  Rath  der  Grossen  des  Reichs  um  die  Person  des 
Königs.  Aus  dem  dadurch  begründeten  Vertrauen  wird  es  natörlich, 
dass  die  Könige  bald  aus  seiner  Mitte  die  Personen  wählten,  denen  sie 
wichtige  Staatsgeschäfte  vertrauen  wollten,  bald  wieder  solche,  die 
derartige  Dienste  dem  Staat  leisteten,  in  den  Staatsrath  beriefen.  So 
ruhte  die  Leitung  der  höchsten  Staatsgeschäfte  theils  in  der  Mitte  dieses 
Staatsrathes  oder  dessen  Sectionen,  theils  in  den  Händen  hoher  Einzel- 
beamten, welche  selbst  wieder  Mitglieder  des  Rathes  waren  und  so  neben 
ihrer  ezecutiven  Thätigkeit  einen  berathenden  Körper  hatten,  den  sie 
aber  selbst  wieder  bildeten  *).  Der  Titel  Minister,  den  alle  in  den 
Staatsrath  berufenen  Vertrauenspersonen  führten,  hatte  noch  nicht  jene 
Bedeutung,  wie  während  der  Revolution  und  nach  ihr.  Die  Aemter, 
welche  wie  Vorläufer  der  späteren  Ministerien  angesehen  werden 
können,  hatten  noch  nicht  jenen  Charakter,  den  die  spätere  Zeit  erst 
erzeugte.  Der  Staatskanzler,  als  der  höchste  Staatsbeamte  des  ancien 
Regime,  ist  fast  Stellvertreter  des  Königs,  nimmt  die  Lehenseide  der 
Kronvasallen  und  der  königlichen  Gouverneure  entgegen  und  führt  die 
Regierung  in  Abwesenheit  des  Königs;  er  ist  Justizminister  und  selbst 
der  höchste  Justizbeamte,  beaufsichtigt  als  solcher  die  gesammte  Rechts- 
pflege und  präsidirt  selbst  den  königlichen  Gerichten,  er  beaufsichtigt 
den  Buchhandel  des  Reichs  und  ist  höchste  Censurbehörde,  also  Minister 
des  Innern  und  der  Polizei  ^).  Ihm  zunächst  steht  der  Finanzminister 
oder  Surintendant  des  finances,  und  seitdem  er  die  gesammte  Leitung 
der  Staatsfinanzen  hat,  seit  1573  Controleur  general  des  finances. 
Diesen  beiden  höchsten  Staatsbeamten  zunächst  stehen  die  seit  Lud- 
wig IX.  immer  bedeutenderen  Secretaires  d'etat  Sie  sind  zuerst  in 
ihrem  Wirkungskreis  nicht  sachlich  geschieden,  sondern  blos  räumlich, 
indem  die  Gompetenz  eines  jeden  nach  einer  Anzahl  Provinzen 
sich  bestimmt,  die  ihnen  zugetheilt  sind,  was  gewiss  zur  Ver- 
wirrung der  Geschäfte  und  Beamtenwillkür  genügenden  Grund  gab. 
Erst  seit  Ludwig  XIV.,  als  die  ständische  Gesellschaft  vollkommen 
gebrochen,  der  Beamtenstaat  seiner  Entwickelung  nahe  ist  und 
in  ihm  schon  streng  die  grossen  staatlichen  Functionen  ausgeprägt 
erscheinen,  erst  seit  dieser  Zeit  erscheinen  die  Staatssecretäre  in 
erster  Richtung  als  Vertreter  bestimmter  Geschäftskreise.  Es  giebt  als 
solchen  einen  Secretaire  d'etat  pour  les  affaires  etrangeres,  einen  pour 
la  marine,  einen  dritten  pour  la  guerre  und  einen  vierten  pour  la  maison 
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du  roi  et  le  clergi.  Sie  entsprechen  nicht  mehr  den  Abtheilnngen  des 
Staatsrathes,  erscheinen  strenger  von  ihm  geschieden,  obgleich  sie 
Mitglieder  desselben  sind,  aber  nähern  sich  desto  mehr  den  neneren 
Ministerien.  Ihnen  zunächt  und  auf  der  fast  gleichen  Rangstufe  stehen 
die  vier  Klassen  der  maitres  des  requetes,  besonders  wichtig  für  die 
Justiz-  und  Finanzverwaltung  ^).  Hier  erscheint  nun  wohl  im  ancien 
Regime  schon  eine  Seite  des  modernen  Ministers  entwickelt,  die  eines 
höchsten  Beamten  nach  einer  bestimmten  Richtung  der  Verwaltung. 
Aber  es  fehlt  doch  noch  vollständig  der  Begriff  eines  Ministeriums  und 
mit  diesem  zugleich  die  Vertretung  eines  Systems.  Sie  hatten  keine 
polttiscbe  Bedeutung,  was  gerade  seit  der  Revolution,  was  längst  in 
England  das  eigentlich  Bedeutungsvolle  ist  Sie  waren  Beamte  des 
Königs,  die  von  seiner  Gnade,  seinem  Bedärfniss,  oft  blos  von  seiner 
Laune  abhingen.  Sie  waren  seinem  persönlichen  Belieben  oder  sein«! 
Verlegenheiten  verantwortlich  und  konnten  auch  nichts  mehr  sein,  da 
in  der  Person  des  Monarchen  eben  die  absolute  Staatsgewalt  vereint 
war.  Ihre  äussere  Ordnung  trug  dazu  auch  noch  bei,  indem  jeder 
einzelne  wieder  von  unzähligen  Händen  in  seiner  Thätigkeit  durch- 
kreuzt oder  in  dem  Geschäftskreis,  der  ihm  seinem  Namen  und  seinem 
Berufe  nach  gebührte,  von  anderen  ersetzt  wurde.  Der  Geschäftsknas, 
der  heute  dem  Minister  des  Innern  zukommt,  wurde  vom  Kanzler, 
vom  Staatsrath  und  besonders  dem  Gonseil  des  depeches,  vom  Staats- 
secretär  des  königlichen  Hauses  und  dem  des  Krieges  geleitet.  Daneben 
griffen  die  Parlamente  durch  ihre  Polizei  in  seinen  Wnrknngskreis. 
Das  Finanzministerium  von  heute  fand  seine  höchste  Leitung  in  dem 
Generalcontroleur,  dem  Gonseil  royal  und  seiner  Abtheilung,  dem  Barean 
du  conseil  des  finances,  dem  Staatssecretär  des  königlichen  Hauses, 
der  die  Postverwaltung  leitete,  dem  Secretär  des  Krieges,  der  Aus- 
schreibung und  Erhebung  gewisser  Nebensteuem  verwaltete  >).  Es  war 
natfirlich,  dass  Necker,  als  er  Finanzminister  wurde,  Vereinfachung  der 
Geschäfte  und  Selbstständigkeit  der  Leitung  verlangte.  Im  Jahre  1783 
nannte  der  Präsident  der  Ghambre  des  comptes  den  Finanzminister 
die  Staatsvorsehnng,  und  dennoch  war  dieser  allnöthige  Mann  nicht  im 
Stande,  die  wahre  Summe  von  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Staates 
kennen  zu  lernen.  Jeder  Minister  hatte  sein  beliebiges  Budget,  ja 
manche  Kassen  waren  ihm  gänzlich  verschlossen  *).  Erst  bei  Einbe- 
rufung der  Etats  generauz  setzte  Necker  es  durch,  dass  er  wenigstens 
ffir  seine  Person  eine  unbeschränkte  Freiheit  in  der  Verwaltung  seines 
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Departements  geniessei  aber  er  erklärte  dabei  auch,  dies  nur  nnter 
•einer  Verantwortung  su  wollen.  Redlichkeit  und  Oeffentlichkeit 
das  waren  die  Grundpfeiler,  auf  denen  er  sein  Ministerium  errichten 
wollte.  Aber  noch  waren  die  Lasten  fester,  als  der  Widerstand,  sie  zu 
brechen  *).  Ja  noch  Hessen  sich  auch  gar  keine  sicheren  Erfolge  eines 
solchen  Verlangens  absehen,  wenn  man  eben  die  blosse  geschäftliche 
Zweckmässigkeit  nicht  in  Betracht  zieht  Die  Verantwortlichkeit,  der 
sich  ein  Hinister  laut  unterwerfen  wollte,  konnte  in  einem  absoluten 
Staat  nur  ein  revolutionäres  Wort  sein,  oder  eine  Phrase,  aber  auch 
nichts  weiter.  Necker  stürzte  über  sein  Verlangen,  aber  freilich  be- 
schleunigte dies  den  Ausbruch  der  Revolution. 

Die  Einberufung  der  Etats  generanx  und  ihre  Gonstituirung  als  Die 
Assemblee  Constituante  hatte  entschieden,  dass  die  Regierung  Frank-  dirMinUtori!». 
reichs  mit  dem  Absolutismus  gebrochen  und  zu  einer  constitutionellen 
sich  emporgeschwungen  habe.  Frankreich  sollte  ein  Verfassungsstaat 
sein.  Von  diesem  Augenblick  an  beginnt  auch  die  grosse  Bewegung 
der  administrativen  Umgestaltung  Frankreichs.  Die  äussere  Form 
wird  wenig  geändert,  der  Amtsorganismus,  wie  wir  gesehen  haben, 
bleibt  Staatsordnung,  aber  mit  der  Verfassung  wird  ihm  eine  neue  Basis 
untergeschoben.  Gesetzgebung  und  Vollziehung  erscheinen  getrennt, 
die  Verantwortlichkeit  dieser  gegen  jene  soll  das  Bindungsroittel  beider 
sein*  Sie  ist  das  Erste,  das  die  Constituante  von  der  Vollziehung  fordert 
Cnd  wie  dieses  aus  der  Trennung  der  Gesetzgebung  von  der  Vollziehung 
natürlich  hervorgeht,  so  erscheint  ebenso  naturlich  die  Vereinigung  der 
Organe  der  Vollziehung  unter  einem  persönlichen  Willen,  der  die  Ver- 
antwortlichkeit eben  möglich  macht  Die  Ministerien  treten  auf  und 
vom  ersten  Augenblick  fast  vollständig  ausgerüstet  mit  dem  Charakter, 
den  sie  in  den  continentalen  Staaten  seither  in  sich  tragen.  Ehe  aber 
die  Constituante  zum  vollen  Bewusstsein  dieser  Verhältnisse  kam, 
machten  die  Vorstellungen  noch  eine  grosse  Revolutimi  durch.  Und 
diese  Revolution  prägte  neben  der  administrativen  Stellung  auch  die 
politische  der  Ministerien  aus.  Der  Constitutionalismus  soll  das  System 
der  Einheit  des  Staates  sein,  der  Einheit  zwischen  Regierung  und 
Volksvertretung,  und  darum  kann  er  nur  eine  Wahrheit  sein,  wenn 
diese  der  Regierung  die  Organe  weist,  welche  fähig  sind  und  allein 
fähig  sein  können,  eine  Verfassung  durchzuführen,  oder  wenn  die  Re- 
gierung aus  freier  Einsicht  solche  Organe  wählt  Nicht  ein  Zwang 
für  die  Regierung  kann  darin  li^en»  diese  aus  der  Majorität  der  Volks- 
vertretung wählen  zu  müssen,  aber  die  Anerkennung  des  Constitutio- 
nalismus legt  ihr  den  ideellen  Zwang  auf,  solche  Organe  für  sich  zu 
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wählen,  welche  eben  jener  entsprechen.  Nur  so  ist  der  Verfassaogs- 
Staat  möglich,  denn  nur  dadurch  kann  er  eine  Wahrheit  sein.  Nor  so 
können  die  Minister  sein,  was  sie  in  der  neuen  Zeit  sein  sollen,  selbst 
Vertreter  einer  Idee,  die  in  der  hoben  Würde,  die  ihnen  das  Geschick 
vertraut,  die  Macht  finden,  diese  Idee  durchzuführen.  Das  ist  der 
politische  Werth  der  modernen  Ministerien,  und  wenn  er  nicht  zur 
Wahrheit  wird,  ja  wenn  eine  Gesetzgebung  ihn  in  seiner  Entwickelang 
nur  hindert,  ist  alles  Verfassungsleben  —  zuerst  ein  Verfassungskampf, 
ein  Gomproniiss  endlich,  und  wenn  dies  nicht  mehr  ausreicht,  ein 
Verfassungsbruch  —  alles  Vorfassungsleben  ist  nur  Schein !  Von  dieser 
Bedeutung  der  Minister  in  einem  Verfassungsstaate  hatte  in  der  Con- 
stituante nur  ein  Mann  einen  klaren  Begriff,  und  dieser  eine  wurde 
durch  die  in  dieser  Richtung  ganz  confusen  Begriffe  der  Revolutions- 
m&nner  überstimmt  Es  war  Mirabeau. 
Die  Kurz  nach  Eröffnung  der  Gesetzgebung  erklärte  die  Constituante, 

Hini!!7ef  far  ^^^  ^^®  Minister  und  Käthe  des  Königs,  welchen  Ranges  and  Standes 
OrieugebuDf.  sio  auch  soieu,  welches  Amt  sie  bekleideten,  persöulich  für  alle  gegen 
die  Rechte  der  Nation  und  die  Decrete  der  Gesetzgebung  unternommeuen 
Handlungen,  für  alles  gegenwärtige  und  alles  folgende  Unglück  ver- 
antwortlich seien  *).  Diese  Forderung  hatte  jetzt  einen  ganz  anderen 
Sinn,  als  in  der  Zeit,  in  der  Necker  das  erste  Mal  sie  stellte,  denn 
sie  war  jetzt  eben  möglich  und  nöthig.  Aber  es  handelte  sich  jetzt 
um  die  Frage,  was  wollte  die  Constituante  mit  ihrer  Verantwortung, 
nachdem  sie  doch,  was  eigentlich  das  Erste  hätte  sein  sollen,  weder 
das  Verhältniss  der  Minister  zum  König,  noch  jenes  zum  Volk  und 
seine  Vertretung  bestimmte.  Obgleich  sie  aaf  die  Wahl  der  Minister 
durch  ihre  absolute  Gewalt  einen  Druck  ausübte,  Hess  sie  doch  die 
Verwirrung  und  Möglichkeit  der  Willkür  des  ancien  Regime  bestehen. 
Sie  ging  noch  weiter  I  Wie  sie  aus  Furcht  vor  dem  Absolutismus  das 
Königthum  hasste  and  es  so  unter  seine  Aufgabe  erniedrigte,  dass  es 
nie  dieselbe  erfüllen  konnte,  wenn  der  König  eben  Recht  und  Gesetz, 
das  die  Volksvertretung  dictirte,  anerkannte,  so  hasste  sie  aoch  die 
obersten  Diener  des  Königthums,  sah  in  den  Ministern  nur  Schreck- 
gestalten der  Vergangenheit,  schuf  ihre  Gesetzgebung  nur  in  diesem 
Sinne  und  that  nichts,  was  eine  Aenderung  und  eine  natürliche  Ord- 
nung hätte  hervorbringen  können.  Die  Constituante  fühlte  sich  in 
ihrer  Macht,  und  wie  einst  das  Königthum  in  diesem  Gefühl  zur  Des- 
potie griff,  gelangte  auch  die  Volksvertretung  dahin.  Wie  jenes  einst, 
sah  sie  jetzt  alles  ausser  ihr  nur  als  todtes  Werkzeug  an,  nicht  be- 
rechtigt zu  denken,  nur  berufen  zum  willenlosen  Gehorchen,  aber  unmec 
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verpflichtet,  die  üblen  Folgen  za  verantworten.  In  dieser  Despotie 
gelangte  die  Constituante  dahin,  sich  immer  mehr  and  mehr  als  blos 
befehlendes  Organ  zu  entwickeln,  sich  gänzlich  von  der  Rxecutivgewalt 
nicht  nur  in  der  That,  auch  im  Rath  loszusagen,  den  Ministern  jeden 
Zutritt  zur  Gesetzgebung  zu  verbieten,  sie  zu  derselben  nur  dann  zuzu- 
lassen, wenn  sie  ihr  Erscheinen  befahl,  Verantwortung  oder  Er- 
klärungen forderte.  Wenn  dabei  eine  harmonische  Leitung  eines 
Ministeriums  hätte  möglich  sein  sollen,  dann  hätte  der  König  nur 
Vertrauensmänner  der  Gesetzgebung  als  Minister  berufen  müssen.  Aber 
gerade  dieses  verbot  man  dem  König  ■),  verbot  es  gegen  Mirabeaa*s 
überzeugende  Rede,  verbot  es  selbst,  als  er  empört  ausrief:  Verbietet 
dem  König,  dass  er  Mirabeau  zum  Minister  mache!  Wohl  war  es  auch 
ein  trauriges  Zeugniss  von  der  grossen  Corruption  von  Ehre  und  Sitte, 
dass  Robespieire,  boncher  und  Desmouniers  darauf  antrugen,  dass  kein 
Volksvertreter  vier  Jahre  nach  Miederlegung  seines  Mandats  einen 
Miuisterposteu  annehmen  dürfe,  aus  Furcht,  die  Aussicht  auf  Ehre 
und  Würde  könne  den  Volksvertreter  in  der  Ausübung  seine  Pflicht 
beeinträchtigen,  aber  mehr  war  es  ein  Zeugniss  von  der  Unklarheit 
über  den  inneren  Charakter  des  Constitutionalismus.  Als  Mirabeau 
seine  ersten  Pläne  scheitern  sah,  strebte  er  wenigstens  eine  Verbindung 
der  Minister  mit  der  Volksvertretung  an.  Er  forderte  freien  Zutritt 
derselben  in  der  Gesetzgebung,  ja  verlangte,  dass  sie  erscheinen  müssten, 
um  in  Rath  und  That  diese  zu  unterstutzen  und  mit  ihrem  Geiste 
selbst  sich  zu  beleben.  Vergebens !  Ein  Abgeordneter  machte  geltend, 
dass  dann  die  Ministerverantwortlichkeit  eine  (yhimäre  sei,  Lanjuinais 
selbst  sah  darin  eine  Vermischung  der  Gesetzgebung  mit  der  Executiv- 
gewalt  und  bestimmte  die  Verwerfung  des  Antrages  ^).  Von  diesem 
Augenblick  an  kehrte  sich  Mirabeau  von  der  Constituante  ab  und  trat 
mit  dem  König  in  geheime  Verbindung.  Er  war  berufen,  Minister 
seiner  Zeit  zu  sein,  denn  er  fühlte  die  hohe  Bedeutung  des  Amtes,  er 
war  durchglüht  von  dem  Gedanken,  sein  System  durchzuführen!  Bei 
diesem  Verhältniss  der  Miuister  zur  Gesetzgebung  waren  die  dauernden 
Reibungen  und  Anfeindungen  derselben  ganz  erklärlich.  Ein  Ministerium 
folgte  dem  andern,  eins  war  so  haltlos,  wie  das  andere,  bis  zu  jener 
Zeit,  in  der  die  Parteiherrschaft  sich  so  weit  entwickelt  hatte,  dass 
die  Parteien  selbst  ihre  Ministerien  aufstellten  und  sie  an  die  Regierung 
brachten.  Auch  in  der  Mitte  des  Volkes  hatte  während  dieser  Streitigkeiten 
die  Confusion  der  Begriffe  die  Herrschaft  errungen.    Die  Constituante 


1)  Siehe  Band  I.  Rechte  der  Constituante  und  ihrer  Mitglieder  Seite  272. 

2)  A.  C.  Sitzung  vom  6.  November  1789.    R^imp.  de  Tanc.  Mon.  Bd.  II. 
No.  86  n.  86. 
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deeretirte  gute  Gesetze  und  glaubte  damit  genug  gethan  zu  haben. 
Das  Volk,  als  es  bei  den  revolutionftren  Störungen  die  Wirkangen  der- 
selben nicht  verspürte,  sandte  Deputationen  an  die  Gesetzgebung,  mit 
der  Bitte,  das  Ministerium  zu  entlassen,  da  es  das  Vertrauen  verleren 
habe.  So  1790  nach  Necker's  Sturz.  Danton,  als  Führer  einer  solchen 
Deputation,  erkl&rte:  Ganz  Frankreich  hat  das  Recht  zu  denken,  dass 
die  Minister  ihre  Entlassung  geben  werden,  und  übrigens  kann  die 
Gesetzgebung  dieselbe  fordern,  wenn  sie  es  f&r  nöthig  halt.  Was  man 
doch  für  politischen  Unsinn  hören  muss,  rief  Cazales  aus*)l 
Die  steiinoflr  So  unklsT  aber  in  politischer  Beziehung  die  erste  Zeit  der  Gon- 

^▼•m"H^n"  ^^^^^^  ^»r>  80  klar  war  sie  in  der  Erkenntniss  der  Verwaltung, 
org«iü«mai.  ihrer  Bedeutung  und  der  Stellung  der  Minister  in  derselben.  Nachdem 
man  die  Verwaltung  geordnet,  die  Justiz  geregelt,  die  Wirthschaft  o.  s.  w« 
in  eine  feste  Ordnung  gebracht  hatte,  da  gestaltete  sidi  aus  den  Prin- 
cipien  dieser  Ordnung  der  gesetzgebrische  Gedanke,  und  das  Decret 
▼om  27.  April  bis  25.  Mai  1791  brachte  die  vollständig  neue  Organi- 
sation des  Ministeriums  hervor.  Damach  erst  konnte  man  von  Mimstem 
und  einem  Ministerium  in  unserem  heutigen  Spvachgebrauch  reden.  Das 
Ministerium,  bestimmte  das  Gesetz,  wird  ans  sechs  Ministern  gebildet, 
einem  Minister  der  Justiz,  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Krieges,  der 
Marine  und  des  Aeusseren,  also  so,  dass  in  der  Vollziehung  kein  Tbeil 
derselben  ausserhalb  eines  Ministeriums  stehe,  nach  der  Ordnung  des 
wtfklichen  Staatslebens«  Das  Gleichartige  wird  zu  einem  selbstständigen 
Ganzen  vereint  und  bildet  das  Ministerium.  Die  Minister  werden  vom 
König  ernannt,  üben  unter  seinem  Befehl  ihr  Amt  und  bilden  um  ihn 
das  Conseil  du  roL  Aus  ihnen  ernennt  der  König  den  Ministerpr&si« 
deuten.  Damit  erscheint  der  Begriff  des  Gesammtministeriums,  in 
welchem  in  Form  eines  Käthes  die  Gesammtheit  des  staatlichen 
Organismus  vertreten  sein  soll,  innerhalb  welcher  sich  die  einzelnen 
Ministerien  mit  ihrem  getrennten  Berufe  ver^en.  Je  in  seinem  De* 
partement  hat  jeder  Minister  das  Gesetzvorschlagsrecht  und  kann  far 
die  Execution  der  Gesetze  die  dafür  nöthigen  Proclamatioaen  erlassm. 
Er  ist  somit  das  entscheidende  Organ  für  die  Vollziehung,  aber  im 
eigentlichen  Amtsorganismus  selbst  nicht  anders  thätig,  als  —  ver- 
ordnend. Und  nur  darum  konnte  das  Gesetz  weiter  fordern ,  dass  in 
jeder  Gesetzgebungsperiode  jeder  Minister  der  Gesetzgebung  Rechen- 
schaft fiber  seine  Verwaltung  abzulegen,  allenfialsige  Missbräuche  aufim* 
decken  und  die  Mittel  in  Vorschlag  zu  bringen  habe,  durch  weidie  sie 
abgestellt  werden  konnten.  In  Bezug  auf  die  einzelnen  Ministerien  war 
jedes  in  seinem  Gesch&ftskreis  nur  dem  König  untergeordnet  In  ihrer 


*)  Baches  et  Booz:  Histoire  parlsmentaire  Bd.  VIII.  8.  27« 
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Th&tigkeit  erschienen  sie  als  Beamte  des  Staates  and  werden  Ton 
diesem  besoldet.  Damit  waren  alle  Privilegien  abgeschafft,  alle 
Sportein  nnd  Pfrfindengenfisse,  mit  denen  das  ancien  Regime  seine 
Söldlinge  ausgestattet  Die  Missbr&nche  in  dieser  Richtung  waren 
ausserordentlich.  So  empfing  der  Fioanzminister  bei  seinem  Eintritt 
ein  Geschenk  von  100,000  Livres  und  erhielt  nebst  einem  Gehalt  als 
Staatsminister  und  Staatsrath  auch  in  seiner  besonderen  Eigenschaft 
einen  Gebalt  von  200,000  Livres  und  eine  Pension  von  20,000  Livres. 
Eine  Menge  Geschenke  in  Gold  und  Silber  kamen  ihm  pflichtmässig 
zu.  So  erhielt  er  bei  der  Erneuerung  der  Pachtcontracte  ober  die 
königlichen  Güter  eine  Weinlieferung  im  Werthe  von  150,000  Livres. 
Sein  Silberzeug  war  von  der  Maikirung  ausgenommen,  er  besass  eine 
freie  Loge  in  allen  Theatern  u.  dergl.  *). 

Dass  diese  Organisation  im  geraden  Giegentbeil  zu  jener  Englands, 
wo  heute  noch  so  vieles  im  ganzen  System  der  Ministerien  wie  un^ 
durehdringlich  erscheint,  in  Frankreich  von  allem  Anfang  an  so  klar 
und  durchsichtig  erscheint,  das  lag  in  dem  Geist  der  gesammten  staat- 
lichen Organisation.  £s  gab  keine  Selbstverwaltung  und  sollte  keine 
geben,  es  gab  nur  Aemter  und  Beamte,  streng  gegliedert  und  geordnet, 
der  Executivgewalt  zum  amtlichen  Gehorsam  verpflichtet,  wie  diese 
der  scharf  ausgeprägten  Gesetzgebung  zur  Verantwortung.  Es  war 
an  keinem  Theile  eine  Aenderung  möglich,  wenn  eben  nicht  der  ganze 
Staat  ge&ndert  werden  sollte.  Die  Kämpfe,  die  ich  jetzt  bis  zum 
Consulat  zu  verzeichnen  habe,  liegen  alle  auf  politischem,  nie  auf  ad- 
ministrativem Gebiet.  Dieses  war  vollendet,  jenes  aber  mit  der  Gährung 
der  Gesellschaft  gleichfalls  in  dauernder  Bewegung,  l^ach  der  Flucht 
des  Königs  stieg  die  Bedeutung  der  Ministerien  immer  höher,  indem  die 
Gesetzgebung  auf  sie  die  Leitung  der  Executive,  ohne  Rucksicht  auf 
den  König,  übertrug.  Und  als  die  Legislative  dem  König  durch  das 
Decret  vom  10.  August  1792  jede  Executivgewalt  entzog,  wurden  die 
Ministeüen  zu  eiuem  Conseil  ezecutif  provisoire  vereinigt,  welches  unter 
Leitung  eines  alle  Wochen  aus  seiner  Mitte  gewählten  Präsidenten  die 
ganze  Executivgewalt  selbstständig,  nur  unter  Verantwortung  der  Ge- 
setzgebung, fühlte.  Wichtiger  aber  war,  dass  die  Gesetzgebung  sich 
damit  das  Recht  zusprach,  die  Minister  selbst  durch  Wahl  und  absolute 
Stimmenmehrheit  zu  ernennen.  Es  war  das  erste  Mal,  dass  ein  Partei- 
niinisterium  an  die  Spitze  der  Regierung  trat.  Die  Girondisten,  welche 
die  Legislative  beherrschten,  hatten  es  mit  Roland-Dumouriez  eingesetzt 
Nur  Danton  im  Justizministerium  vertrat  die  Bergpartei.  Es  erschien 
freilich  als  das  bedeutendste,  nicht  nur  durch  die  persönliche  Thatkraft 


Dm 

Mlnlcterinm 
trlAreBd  der 
RcToIntioB. 
Die  Panel- 
mlalaur. 


^  Boiteau  a.  a.  O.  8.  886. 


672  Schlau. 

seines  Vertretens,  sondern  dnrch  das  Recht,  alle  Gesetze  im  Namen 
der  Nation  zu  zeichnen  und  zu  proclamiren.  Dieses  Parteiministeriom, 
so  mächtig  es  fQr  die  Butwickelung  des  Constitutionalismns  hätte  sein 
können,  wenn  es  aus  einer  Machtvollkommenheit  und  Einsicht  des 
Königs  hervorgegangen  wäre,  wenn  er  selbst  an  seiner  Spitze  die 
königliche  Gewalt  hätte  behaupten  können,  war  doch  nichts  weiter, 
als  ein  Ausdruck  der  revolutionären  Gesinnung,  diente  weniger  dem 
Staatsinteresse,  als  den  Parteibewegungen,  und  stürzte  natürlich,  als 
die  Partei  vernichtet  wurde,  die  es  zur  Herrschaft  brachte.  Madame 
Roland  hat  es  versucht,  die  Thätigkeit  ihres  Gemahls  zu  rechtfertigen, 
wie  die  Tochter  Necker's  später  dem  Crtheil  der  Geschichte  über  ihren 
Vater  vorgreifen  wollte.  Dieser  „war  ein  schlechter  Pilot  in  dem  Sturme, 
der  sich  vorbereitete  ')",  jener  ein  noch  schlechterer  Steuermann  im 
Sturme,  der  endlich  das  Staatsschiff  ergriffen  hatte.  Necker  verleitete 
die  Eitelkeit,  nur  an  die  Weisheit  seiner  eigenen  Meinung  zu  glauben, 
und  am  Ende  »war  er  ein  vergessener  Triumpbator  und  nicht  einmal 
ein  Gegenstand  des  Hasses  für  die  Menge,  deren  Ideal  er  einst  war  ^}." 
Roland  glaubte  sich  das  Ideal  einer  Partei,  von  der  er  doch  nichts  als 
ein  Werkzeug  war,  die  Ursache  einer  Revolution,  in  der  er  nur  ein 
verschwindend  kleines  Bewegungsmittel  war.  Jenes  Rechtfertigungs- 
schreiben des  Ministeriums,  das  Roland  geheim  abfasste,  nachdem  ifs 
König  die  Bestätigung  des  Verfolgungsdecretes  der  Priester  verweigerte, 
und  gegen  den  Ohnmächtigen  der  Gesetzgebung  vorlegte,  als  die 
August-Revolution  alle  Gemüther  erhitzte  und  die  Septembermorde 
drohten,  war  ebenso  unnütz,  als  rechtswidrig,  und  dennoch  triumphirte 
über  diese  That  die  Gattin  des  Ministers ,  als  ob  sie  Frankreich  da- 
durch gross  gemacht  habe.  »Ich  habe  ihn  geschrieben,  diesen  famosen 
Briefs  rief  Madame  Roland  aus,  ohne  zu  ahnen,  dass  sie  darum  das 
Schaffet  bestieg ').  Ich  kehre  im  Folgenden  auf  die  Rechtfertigung 
dieser  Ansicht  zurück.  Nach  dem  Sturz  der  Gh*ondisten  und  ihres 
Ministeriums  trat  die  Bergpartei  in  dasselbe,  doch  war  bei  der  All- 
macht des  Gonvents  von  einer  Selbstständigkeit  der  Ministerien  keine 
Rede.  Nur  die  Organisation  derselben  ist  interessant,  denn  sie  zögt, 
wie  die  Volkssouveränität,  trotz  aller  Worte  über  Freiheit  und  Gleich- 
heit, in  den  Absolutismus  übergeht  und  in  diesem  selbst  die  Organi- 
sation des  alten  Königthums  anzunehmen  sucht.  Im  Gonvent  ei^reift 
sie  die  Gesetzgebung,  übt  die  Justizgewalt  und  die  Executive,  erfosst 
alle  Staatsgewalt  und  kann  endlich  auch  die  Ministerien  in  Gomiles 


1)  M^moires  de  Mad.  Roland  par  Dauban.  1864.  Bd.  L  S.  S52. 

2)  Lacretelle:  Histoire  de  rassembl^  Constituante  Bd.  L  S.  256. 
8)  Dauban:  M^moires  Bd.  I.  8.  366. 
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auflösen.  Es  verschwindet  nämlich,  wie  unter  dem  absoluten  König-  Die  Auflötang 
tham,  die  Möglichkeit  der  Verantwortlichkeit  im  Sinne  der  Verfassung,  ^^'j^^^^^^'^d«" 
and  es  kann  höchstens  eine  rein  administrative  Verantwortung  in  Be-  conTents. 
treff  der  einzelnen  Verwaltungsgescbäfte  möglich  sein.  Zuerst  wurde 
das  Kriegsministerium  aufgelöst  0*  Um  bei  den  drohenden  Kriegen 
und  der  unsicheren  Haltung  der  Armee  dieselbe  mehr  beeinflussen,  die 
Macht  des  Kriegsministers  aber  dadurch  brechen  zu  können,  wurde 
das  Kriegsministerium  in  sechs  Divisionen  getheilt,  für  Truppen 
und  Besoldung,  für  die  Verpflegung,  für  Artillerie  und  Befestigung,  für 
Disciplin  nnd  Milit&rpolizei,  für  die  Kri^smaassregelu  und  endlich  für 
den  Dienst  der  Veteranen.  Ausser  demselben  wurde  ein  Gomite  de  la 
guerre  gebildet,  welches  wieder  in  sechs  Sectionen  zu  je  fünf  Mitgliedern 
getheilt  wurde.  Ebenso  wurde  das  Marineministerium  organisirt  und 
sechs  Sectionen,  jede  zu  fünf  Mitgliedern,  für  Marinebauten,  für  die 
Truppen-  und  Polizeiangelegenheiten,  die  Proviantirung,  das  Rechnungs- 
wesen, die  Golonien,  die  Ernennungen,  sowohl  im  Marinemilitär,  als 
in  Givildiensten ,  eingesetzt.  Endlich  wurden  durch  das  Decret  vom 
1.  April  1794  die  Ministerien  gänzlich  abgeschafft  und  an  ihre  Stelle 
zwölf  Gommissionen  gesetzt,  welche  unter  Leitung  des  Gomite  de  salut 
publique  und  Verantwortung  gegenüber  dem  Gonvent  die  Executive 
führten.  Diese  Gommissionen  waren  erstens  die  Gommission  für  Givil- 
polizei-  und  Gerichts  Verwaltung;  zweitens  die  Gommission  für  den 
öffentlichen  Unterriebt,  die  Schauspiele  und  Feste,  Denkmäler  und 
Museen,  die  Volkszählung,  Maass-  und  Gewichts-  und  politische  Oeco- 
nomie;  drittens  die  Gommission  für  Ackerbau  und  Künste;  viertens 
für  Handel  und  Gewerbe;  fünftens  für  öffentliche  Arbeiten;  sechstens 
für  die  Armen-  und  Krankenpflege;  siebentens  für  Post  und  Messagerie; 
achtens  für  das  Finanzwesen;  neuntens  für  die  Organisation  und 
Operation  der  Armeen;  zehntens  für  Golonien  und  Marine;  elftens  für 
Arsenale  und  Miiitärmagazine;  zwölftens  für  äussere  Angelegenheiten 
und  die  Duaneverwaltung.  Die  Leitung  der  äusseren  Angelegenheiten 
behielt  sich  übrigens  das  Gomite  de  salut  publique  vor  *).  Die  Mit- 
glieder jeder  Gommission  waren  in  ihrem  Wirkungskreise  solidarisch 
vor  dem  Revolutionsgouvernement  verantwortlich,  d.  h.  rein  amtlich 
und  nicht  verfassungsmässig.  Daher  wurden  sie  auch  vom  Goroiti 
de  salut  publique  ernannt,  ebenso  wie  alle  Beamten,  die  in  den  Bureauz 
der  einzelnen  Gommissionen  verwendet  wurden').  Robespierre,  als 
der  Herr  seiner  Zeit,  wusste  dieses  Recht  allein  für  sich  zu  gewinnen 


1)  Decret  vom  6.  Febraar  1798. 

8)  Const.  provifl.  vom  Jahre  II.  Beet  3.  Art  1.  Decret  yom  17.  März  1796. 
8)  Const.  proTis.  vom  Jahre  II.  Sect  8.  Art  8.  Sect  8.  Art  18  a.  8ect  6. 
Richter:  StMU-  und  OetellAehAfUreeht.  IL  48 
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und  beförderte  dadurch  vor  allen  seine  Macht.  Es  sind  die  Per- 
sonallisten noch  erhalten  und  die  ersten  Entwürfe,  wie  er  die  Stellen 
besetzte  oder  zu  besetzen  gedachte.  Es  sind  durchaus  Menschen  ohne 
Namen,  bekannt  oder  verwandt  mit  ihm  oder  seinen  Freunden,  aber 
alle  gute  Patrioten,  wie  er  zu  den  Namen  bemerkt,  empfohlen  durch 
ihre  Tbaten  bei  den  Blutgerichten  in  Paris,  Lyon  und  Arras,  mit  mehr 
oder  weniger  Talent,  bald  ausgezeichnet  durch  Klugheit  oder  lliat- 
kraft,  bald  würdig  für  Ehre  und  Amt  durch  eine  schöne  That  V/eil 
einer  von  diesen  letzteren  eine  Guillotine  als  Siegel  führte,  kam  er  in 
die  Commission  des  Ackerbaues.  Die  republik anis^che  Gesinnung 
musste  die  Beamten  auszeichnen,  wie  sie  der  Geist  des  Amtes  selbst 
war.  Die  Künste  waren  dem  Ackerbau  angereibt,  da  die  Republik 
nur  diesen  als  höchste  Kunst  anerkannte.  Die  Justiz  war  ein  An- 
hängsel der  Polizei,  die  wichtigste  Tbätigkcit  der  Commission  des 
Handels  und  Verkehrs  die  Herbeiscbaffung  von  Lebensmitteln  für  die 
Armen  und  Elenden. 
Die  Miniiter  Die  Constitution  vom  Jahre  IlL  schaffte  diese  traurige,  aber  na- 

türliche Wirthschaft,  die  so  viel  Unheil  über  Fiankreich  brachte,  so 
ungeheure  Summen  unrechtmässig  verschwendete  und  dennoch  nur 
geeignet  war,  der  absoluten  Gewalt  eines  Einzelnen  immer  zu  dienen, 
vollständig  ab  und  kehrte  zu  der  Organisation  der  Constituante  wieder 
znrück,  da  sie  von  Neuem  die  Gesetzgebung  von  derExecutivgewalt  streng 
und  sicher  schied.  Die  Ernennung  der  Minister  wurde  den  fünf  Direc- 
toren  übergeben.  Ein  Minister  sollte  wenigstens  dreissig  Jahre  zählen 
und  keiner  mit  dem  anderen  verwandt  sein  (Art  148).  Durch  das 
Decret  vom  2.  October  1796  (12.  Nivusean  IV.)  wurden  die  einzelnen 
Ministerien  vollständig  nach  dem  Muster  der  Constituante  organisirt, 
und  da  die  Constitution  erklärte,  dass  es  wenigstens  sechs,  aber  nicht 
mehr  als  acht  Minister  geben  dürfe,  errichtete  das  Decret  vom  2.  Ja- 
nuar 1796  (12.  NivOse  an  IV.)  ein  Polizeiministerium,  »in  Anbetracht, 
dass  der  Minister  des  Innern  unmöglich  die  ungeheuere  Aasdehnuog 
der  Ueberwachung  erfüllen  könne. ^*  So  leicht  es  vorauszusehen  war, 
dass  dieses  Ministerium  sich  werde  in  andere  Ministerien  auflösen 
müssen,  da  es  auch  allein  entwickelungsfähig  war,  so  wurde  doch  nur 
mit  einer  sehr  schwachen  Majorität  das  Decret  von  der  Gesetzgebong 
angenommen.  Das  neue  Ministerium  hatte  die  Execution  aller  Polizei- 
gesetze, die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit,  den  Befehl 
über  die  Polizeilegion,  die  Gensdarmerie  und  in  Zeiten  des  Bedürfnisses 
auch  der  Nationalgarde.  Der  erste,  der  dieses  seither  in  Frankreich 
80  bedeutungsvolle  Ministerium  leitete,  war  der  grosse  französische 
Jurist  Merlin,  der  das  Justizministerium  bisher  geleitet  und  dieses  jetzt 
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an  Genisseux  abgab  ^).  Mit  der  CoDstitution  des  Directoriums  und 
der  neaen  Organisation  der  Ministerien  war  die  Parteistellung  derselben, 
wie  sie  seit  dem  Gironde- Ministerium  herrschte,  wieder  gänzlich  auf- 
gehoben. Die  fünf  Directoren  waren  die  Parteihäupter,  und  da  sie  !>!• 
eigentlich  keine  andere  Stellung  zum  Volk  und  besonders  zur  Gesetz-  ye^auang!- 
gebung  hatten,  als  jene  von  ersten  Ministern,  als  Vertrauensmänner,  beamte. 
die  aus  den  Parteien  der  Volksvertretung  hervorgegangen  waren,  die  Ministerien. 
Minister  aber  nur  wie  ihre  Hilfsbeamten  erschienen,  so  zogen  sie  alle 
Aufmerksamkeit  auf  sich,  beherrschten  die  öffentliche  Meinung  und 
bestimmten  durch  ihre  Haltung  die  Stärke  der  Parteien.  Bei  den 
Kämpfen  derselben  und  deren  Siegen  oder  Niederlagen  fielen  daher 
auch  stets  nur  die  Directoren,  die  oberste  Executivgewalt,  selten  die 
Minister,  gegen  die  sich  der  Kampf  gar  nicht  gerichtet  hatte.  Es 
waren  im  wahrsten  Sinne  Fachministerien,  besetzt  mit  Männern  der 
Wissenschaft,  ausgezeichnet  in  der  Literatur  und  Politik.  Sie  hioter- 
liessen  der  Zeit  des  Consulats  grosse  Vorarbeiten  für  die  neue  Staats- 
oi^anisation ,  sie  räumten  mit  den  Missbräuchen  und  Verkehrtheiten 
auf,  die  der  Convent  zurückgelassen  hatte.  Freilich  war  dadurch 
gerade  das  Kraftverhältniss  des  Constitutionalismus  verkehrt.  Die 
Exectttivgewalt  war  dauernden  Schwankungen  und  Angriffen  ausgesetzt, 
die  Hinister,  die  eigentlichen  Piloten  in  den  politischen  Bewegungen, 
blieben  wie  nebensächlich  unberührt.  Das,  was  dauernd  sein  soll,  die 
Regierung,  war  dem  beständigen  Wechsel  unterworfen,  das,  was  durch 
seine  Beweglichkeit  diese  Dauerhaftigkeit  schützen  soll,  blieb  un- 
wandelbar und  wechselte  nur  je  nach  Neigung  der  Regierung. 

Dieselbe  Stellung  wollte  Sieyes  den  Ministern  in  seinem  Entwurf  zur  si^yci^Hiniater- 
Constitution  für  das  Consnlat  geben  *>    Die  beiden  Consuln,  der  des    °'jf"^J*"^°* 
Friedens  und  des  Krieges,  sollten  ihre  Minister  wählen,  welche  gleichfalls 
als  reine  Fachmänner  und  Gelehrte  ihnen  zur  Seite  stehen  sollten.  Wohl 
hatte  er  in  der  Idee  des  grand  electeur  das  stabile  Element  für  die 
Regierung  gefunden.    Da  aber  dieser  selbst  wieder  nichts  anderes,  als 
eine   blosse  Einheitsrepräsentation   der   Regierung   durch   die   beiden 
Consuln   war,  so  hätte  er  schwerlich  aus  dieser  Würde  eine  andere 
Macht  geschaffen,  als  jene  der  Directoren  war.   In  seiner  Person  wäre  . 
die  Regierung  stets  gefährdet  gewesen,  auf  sie  hätte  sich  die  Parteir. 
bewegung  concentriren   müssen*     Napoleon  verwarf  diese  Form  der 
höchsten  Regierung,   behielt  die  Trennung  der  Ministerien  und  ihre.. 
ZaUl  bei,  wie  sie  das  Direptorium  ihm  überliefert,  aber  gab  ihnen  durch 
die  hohe  Stellung,  welche  d^  Consulat  sich  selbst  zu  sichern  wusste, . 


1)  ErnennuDgsdecret  vom  4.  Januar  1796. 

2)  Boulay  de  la  Meurthe:  Theorie  constitutioueUe  de  Si&yes:  £xecutiT^ewaIt 
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die  Bedeutung  der  Ministerien  der  Constituante.  Er  vermochte  es, 
^eil  er  in  der  Zeit  des  Consulats  wenigstens  dem  Scheine  nach  die 
constitutionelle  Regierungsform  anerkannte  und,  wie  jene,  eine  strenge 
Scheidung  der  Gesetzgebung  und  Executivgewait  durchführte,  innerhalb 
der  die  Stellung  der  Minister  eben  gleichfalls,  wie  zur  Zeit  der  Con- 
stituante, sich  entwickeln  konnte  und  sich  in  der  That  auch  entwickelte. 
Politisch  weise  war  diese  Organisation,  indem  sie  die  Regierung  jetzt 
wieder  über  das  Parteiinteresse  erhob  und  die  Minister  demselben 
gegenüberstellte,  politisch  gerecht  war  sie,  weil  nur  so  eine  yerfassnngs* 
massige  Regierung  möglich  war.  Die  AngrifiFe  und  Attentate  auf  die 
Person  des  ersten  Consuls  waren  nicht  gegen  ein  Princip,  gegen  ein 
System  gerichtet,  sondern  dauernd  gegen  die  Gewalt  und  Grösse, 
welche  Napoleon*8  Person  reprftsentirte  und  die  Gegnw  mit  Schrecken 
erfüllte. 
Dl«  icinisuriM  In  der  Stellung  der  einzelnen  Ministerien  wurden  nur  wenig  Yer- 
apoeoat.  |^||jQf^^3Q  vorgenommen.  Der  erste  Consul  ernannte  die  Minister, 
doch  war  er  dabei  an  die  liste  nationale  gebunden  ■)•  Zu  den  sieben 
vorhandenen  Ministerien  trat  ein  achtes,  das  Ministerium  für  die  Ver- 
waltung des  Staatsschatzes.  Es  hatte  die  Einnahmen  sicher  zu  steilen, 
über  die  Bewegungen  der  Fonds  zu  wachen  und  die  vom  Gesetz  anto- 
risirten  Zahlungen  zu  leisten.  Dies  sollte  von  nun  an  nur  kraft  eines 
Gesetzes  oder  Arretes  der  Consuln  und  eines  besonderen  Mandats  der 
einzelnen  Minister  geschehen.  Die  Ausgaben  der  einzelnen  Ministerien 
wurden  von  ihm  gezeichnet  und  öffentlich  bekannt  gemacht  *}.  Da- 
durch wurde  eine  ausserordentliche  Specialisirung  der  Pinanzverwaltang 
eingeführt,  nach  der  man  desto  leichter  einen  üeberblick  über  die  ganze 
Finanzlage  des  Staates  gewinnen  konnte.  Alle  Zahlungen  lagen  vor 
den  Augen  dieses  Ministers,  es  konnte  so  wenig  ein  Diebstahl,  Untere 
schleif  mehr,  wie  es  bisher  Mode  war,  geschehen,  als  Zufälligkeiten, 
doppelte  Auszahlungen  und  Verrechnungen  vorkommen.  Wohl  war 
damit  eine  dem  Finanzminister  concurrirende  Verwaltung  geschaffen, 
ja  ihm  geradezu  als  ControUe  an  die  Seite  gestellt  Misshelligkeiten, 
gegenseitige  Anfeindungen  konnten  nicht  ausbleiben.  In  der  «raten 
Zeit  konnte  wohl  der  Geist  ]Sapoleon*s  die  rivalisirenden  Aemter  ver- 
söhnlich erhalten,  auch  waren  der  ausgezeichnete  Gandin,  als  Finanz- 
minister, ebenso  wie  Eiarbe  Marbois,  als  Minister  des  Staatsschatzes, 
zu  sehr  von  patriotischen  Gefühlen  beseelt  '),  als  dass  sie  den  Gefahren 
ihrer  Stellung  mit  Absicht  nachgegeben  hätten.    Dennoch  aber  machten 


1)  Constitution  vom  Jahre  VIII.  Art.  58. 
8)  Constitution  rom  Jahre  VUL  Art.  66—69. 
8)  Bresson  a,  a.  O.  Bd.  IL  8.  199  n.  200. 
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sich  unter  dem  Kaiserreich  so  viele  Uebelstände  geltend,  dass  die 
Stellung  des  letzteren  Ministerioms  für  die  Dauer  nicht  haltbar  schien. 
Betreffs  der  übrigen  Ministerien  brachte  das  organische  Gesetz  zur 
Constitution  vom  Jahre  YIU.  vom  4.  August  1802  einige  Neuerungen 
hervor.  Der  Justizminister  wurde  zum  Grand  juge  ministre  de  la  justice 
erhoben,  mit  einem  ausgezeichneten  Platz  im  Senat  und  Staatsrath. 
Er  führte  das  Präsidium  in  den  Sitzungen  des  Cassationshofes,  und 
wenn  er  es  für  nOthig  erkannte,  bei  jedem  Appellationsgericht 
(Art.  78).  Zugleich  wurde  mit  dem  Justizministerium  das  Ministerium 
der  Polizei  verbunden,  als  dieses  durch  das  Arrete  vom  15.  September 
1802  (28.  Fructidor  an  X.)  vorfibergehend  aufgehoben  wurde.  Als 
aber  Napoleon  durch  die  Herstellung  des  Kaiserreichs  seine  Macht 
befestigt  sah,  wurde  es  durch  einen  der  ersten  Acte  der  kaiserlichen 
Regierung  als  Ministere  de  ia  police  geneiale  wiederhergestellt  und 
mit  dem  gleichen  Wirkungskrei-^e ,  den  es  vor  seiner  Vereinigung  mit 
dem  Justizministerium  besass  >)•  Seine  ausserordentliche  Thätigkeit, 
die  der  SpQrersinn  Fouche's  noch  mehr  vergrösserte,  machten  die  Zu- 
theiiung  von  vier  Staatsräthen  zu  dem  Ministerium  nOthig,  welche  mit 
dem  Minister  gemeinsam  zu  arbeiten  hatten  und  mit  der  Correspondenz, 
den  laufenden  Geschäften  und  Beaufsichtigung  der  Ausfuhrung  derselben 
betraut  waren.  Der  Minister,  wie  abwechselnd  je  einer  dieser  Staats- 
räthe,  waren  zu  täglichen  öffentlichen  Audienzen  verpflichtet.  Alle 
Wochen  musste  unter  dem  Vorsitz  des  Ministers  ein  Polizeirath  ge- 
halten werden,  dessen  ProtocoU  dem  Kaiser  augenblicklich  vorzulegen 
war.  Das  Kriegsministerium  ging  wohl,  was  die  schöpferischen  Ideen 
anbelangte,  zumeist  an  Napoleon  über.  Für  die  Militärverwaltung  stellte 
er  demselben  einen  aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  besonderen  Rath 
für  die  Gesundheitspflege  und  Spitalverwaltung  zur  Seite  >)•  Später 
wurde  es  für  die  einzelnen  reinen  Verwaltungssachen  in  acht  Divisionen 
eingetheilt,  welche,  mit  der  nöthigen  Beamtenzahl  versehen,  unter  be- 
sonderen Directoren  standen,  die,  mit  dem  Kriegsminister  verbunden, 
die  oberste  Militärverwaltung  leiteten ').  Endlich  wurde  der  Militär- 
verwaltung noch  eine  besondere  Kriegsdirectiou  an  die  Seite  gegeben 
und  der  Director  derselben  dem  Kriegsminister  im  Rang  gleichgestellt 
Der  Director  arbeitete  mit  dem  ersten  Consul,  doch  stets  in  Gegenwart 
des  Kriegsministers  ^).  Desgleichen  erhielt  das  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  seinen  höchsten  Impuls  von  Napoleon  selbst. 


Dm  PoliBci- 
minitteHnm. 


Dm  Kriegt- 
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1)  Decret  yoin  10.  Juli  1804  (21.  Messidor  an  XII.). 

2)  ArrSt^  tohi  25.  März  1800. 
8)  ArvM  vom  21.  Juli  1801. 

4)  Arrete  yom  8.  Mars  1802  (17.  Tentöse  an  X.). 
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Dflg  Aber  gerade  dadurch  zeigte  er  die  hohe  Bedentang,  die  er  demselben 
llli'^wirti^^^^  An'  beilegte,  und  die  Organisation,  die  er  demselben  gab  •),  beweist  zur  6c- 
goiegenhciten.  ufige  Seine  ausserordentliche  Sorgfalt.  Das  Personal  dieses  Miuisteriams 
zerfiel  in  vier  Klassen:  die  Gesandten,  die  ministre  plenipoteDtiaire  und 
die  Gesandtscbaftssecretäre  der  ersten  und  zweiten  Klasse.  Der  Minister 
hatte  den  gleichen  Rang  eines  Gesandten.  Dieselben  Aemter  im  Innern 
des  Reichs  standen  jenen  für  die  äussere  Thätigkeit  gleich.  Daneben 
errichtete  Napoleon  eine  besondere  Klasse  der  Aspirants,  deren  Mit- 
glieder den  einzelnen  Bureanx  zugetheilt  waren  und  eine  besondere 
Schule  für  den  auswärtigen  Dienst  bilden  sollten.  Später  wurden 
solche  Aspirants  unter  dem  Namen  von  Auditeurs,  je  sechzehn  an  der 
Zahl,  jedem  Ministerium  zugetheilt,  um  für  die  sichere  Yerwaltungs- 
thätigkeit  und  Gerichtscarriere  herangebildet  zu  werden.  Sie  bereiteten 
die  Vorarbeiten  für  Gesetzvorlagen  vor,  hatten  das  Recht,  in  alle  Acten 
Einsicht  zu  nehmen  und  beim  Staatsrath  und  seinen  Berathungen  zu 
erscheinen.  Das  Ministerium  des  Innern,  dessen  Geschäftskreis  durch 
die  ungeheure  Yerwaltungsorganisation  immer  mehr  ausgedehnt  wurde, 
und  durch  die  Herstellung  des  Cultus  und  die  neue  Dnterrichtsorgaoi- 
sation  kaum  mehr  im  Stande  war,  dem  grossen  Geschäftskreis  zu  ge- 
nügen, wurde  jetzt  von  diesem  abgelöst.  £s  wurden  demselben  zuerst 
zwei  Staatsräthe  für  Cultus  und  Unterricht  zugetheilt*),  diese  aber 
bald  unter  die  directe  Leitung  des  Gouvernements  gestellt ')  und  end- 
lich nach  Herstellung  des  Kaiserreichs  ein  besonderes  Ministerium  des 
Cultus  und  Unterrichts  eingeführt.  Der  Würdigste,  der  es  fuhren 
konnte,  Portalis,  wurde  mit  demselben  betraut^). 
Die  stciiang  Diese  äussere  Gestalt  der  Ministerien  wnrde  aber  wesentlich  in 

*GcMt«*eban"'  ^^^^^  inneren  Ordnung  und  im  Verhältniss  zum  staatlichen  Leben  mit 
and  Regierung,  dem  Kaiserreich  geändert.  Die  Gesetzgebung  erliegt  dem  absolateo 
Geist  des  Monarchen,  und  je  mehr  sie  sinkt,  desto  mehr  werden  die 
Minister  nur  dem  Willen  des  Monarchen  dienstbar  und  —  verantwortUeh. 
Die  Verantwortung  wird  eine  rein  administrative,  die  Minister  selbst 
sind  nichts  mehr,  als  höchste  Beamte.  Die  Minister  verlieren  ihre 
selbstständige  Verordnungsgewalt  an  den  Souverän,  sie  sind  nur  aus- 
führende Behörden,  ihre  Harmonie  mit  den  grossen  Verwaltungsgruppen 
verschwindet  und  nach  Nützlichkeitsgründeu  vermehrt  oder  vermindert 
sie  der  Kaiser  in  ihrer  Zahl.  Sie  vertreten  kein  Princip  und  kein 
System  mehr.    Die  Allmacht  des  Kaisers  deckt  ihre  Porsou  und  ihre 


1)  Arret4  vom  23.  April  1800  (3.  Flor^al  an  Vin.). 

2)  ArrettS  vom  8.  März  1802  (17.  Ventose  an  X.), 

S)  Arrct^  vom  6.  October  1802  (14.  Ventd^e  an  X.). 
4)  ArreU  vom  21.  Medsidor  an  XII. 
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Utüdlangen.  Die  Verfassung  war,  seilst  auf  dem  Papier  noch  cod- 
stitutioneH  genannt,  nur  in  der  Person  Napoleon's  repräsentirt.  Die 
Grösse  des  Kaisers  bieit  den  Verfall  ab,  zu  dem  ein  solches  System 
fubren  musste,  und  als  er  drohte,  stürzte  nur  der  Schöpfer  desselben. 
Die  bewegte  Zeit  musste  ihn  angreifen,  denn  die  Minister  hatten  keine 
fiedeatung  in  ihr. 


Die  Ministerverantwortlichkeit. 
Das  Corrclat  aller  Gewalt,  wenn  sie  auf  Recht  und  Gesetz  ruht,  di« 
ist  die  Verantwortlichkeit  des  Gebrauches  der.selben.  Das  Wesen  alles  ^„7d^eMin'!!t[^ 
Rechts  liegt  darin,  dass  es  die  Grenzen  der  menschlichen  That  und  verantwortlich- 
Freiheit  innerhalb  der  Grenzen  der  Gerechtigkeit  setzt,  und  diese  ist  ^^'*' 
daniHch  nichts  anderes,  als  die  Macht  der  Prüfung,  ob  jene  sich  nnr 
80  entfalten.  Wo  immer  eine  rechtlich  begründete  Gewalt  vorkommt, 
DiQSs  sie  sich  dieser  Prüfung  unterwerfen,  wenn  sie  nicht  Willkür  sein 
oder  zur  Willkür  früher  oder  später  ausarten  will.  Eine  rechtlich  be- 
gründete Gewalt  kennt  nur  der  Verfassungsstaat,  wie  wir  ihn  im 
heutigen  Sinne  begreifen.  Er  allein  giebt  im  Voraus  die  Garantie  der 
Gerechtigkeit,  weil  er  die  Grenze  der  Gewalt  giebt.  In  ihm  also  kann 
allein  von  einer  Verantwortlichkeit  des  Gebrauchs  der  Gewalt  die 
Rede  sein,  weil  man  in  ihm  allein  den  Anfang  derselben  und  ihr  Maass 
erkennt.  Man  sollte  daher  in  Verfassungsstaaten  gar  nicht  nötbig 
haben,  von  einem  Verantwortlicbkeitsgesetz  besonders  za  sprechen, 
da  dieses  ja  im  innersten  Wesen  desselben  liegt.  Der  Absolutismus 
ruht  auf  keinem  Recht,  die  Gewalt  hat  somit  keine  Grenze,  die  Ge- 
rechtigkeit ist  Zufall.  Eine  Verantwortung  des  Gebrauchs  der  Gewalt 
ist  hier  unmöglich.  Aber  eben  darum  ist  in  absoluten  Staaten  alles 
ausser  der  Sphäre  des  Privatrechtes  erlaubt,  weil  immer  nur  die 
Willkür  die  Grenze  des  Unerlaubten  festsetzt.  Der  Absolutismus  ist 
hior  milde,  dort  aufgeklärt  und  am  dritten  Orte  Despotismus,  und 
Niemand  kann  die  Möglichkeit  dieser  Gestaltung  leugnen.  Das  Volk 
kann  ihn  ertragen,  es  kann  ihn  bezweifeln;  es  kann  ihn  angreifen 
und  sich  zur  Revolution  erheben,  und  Niemand  wird  sein  Recht 
dazu  leugnen.  Anders  aber  ist  es  in  Verfassungsstaaten,  weil 
Recht  und  Gesetz  die  Grenze  der  Gewalt  bestimmen.  Jede  Ver- 
letzung derselben  ist  erkennbar,  jede  Erkenntniss  kann  Prüfung 
der  Verletzung  fordern,  jede  Wahrheit  derselben  Gericht  und  Strafe. 
Die  französische  Revolution  hatte  kaum  mit  dem  absoluten  Königthum 
gebrochen,  als  sie  augenblicklich  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
an  die  Spitze  ihres  staatlichen  Lebens  stellte.  Und  die  Geschichte 
der  Minister  ist  auch  die  Geschichte  der  Verantwortlichkeit  während 


OFO  Schlass. 

Die         der  Revolution  ')•  Mit  dem  Begriff  war  jene  Zeit  angenblicklieh  fertig. 

RitomHon^^und  ^^  ^^™  Gefühle  ihrer  constituirenden  Kraft,  im  Bewasstsein  ihrer  eigenen 
die  Minister.   conBtitutionellen  Stellung  hatte  die  Constituante  wenige  Wochen  nach 

^•'"jI^jJ"^"^-  ihrer  Berufung  alle  Minister  und  alle  Civil-  und  Hiiitärautoritäten  für 
alle  gegen  die  Rechte  der  Nation  und  die  Gesetze  der  Yoiksvertretnng 
unternommenen  Handlungen  persönlich  verantwortlich  erklärt^).  Necker 
war  den  Cabalen  und  Hofintriguen  gegenüber  gesturst.  Das  Volk  er- 
kannte damals  noch  in  ihm  den  Vertreter  seiner  Freiheit  und  Rechte 
und  in  beiden  auch  den  seiner  revolutionären  Bewegung.  Es  drang 
auf  seine  ZurGckberufnng,  und  das  erste  Mal,  zum  Schutz  der  Tbätig- 
keit  eines  freiheitsliebenden  Ministers  selbst»  erklärte  es  die  Gewalt- 
haber für  verantwortlich.  Nicht  zum  Schutz  des  Volkes,  zum  Schals 
des  Königs  ward  das  Gesetz  gegeben.  Der  König  sollte  erfahren,  dass 
er  von  schlechten  Ministern  berathen  werde,  wenn  das  Volk  eine  An- 
klage auf  Verantwortung  ihres  Rathes  oder  ihrer  That  erhob.  Die 
Minister  sollten  in  diesem  Schutz  des  Königs  das  Maass  ihrer  eigenen 
Gewalt  und  selbst  eine  Garantie  für  die  Gerechtigkeit  ihrer  Gewalt- 
ausubung  finden.  So  erkannte  die  Constituante  im  ersten  Augenblick, 
als  der  neue  Begriff  erschien,  sein  Wesen  ganz  klar  und  stellte  es  hin 
nicht  als  ein  Recht  des  Volkes,  nicht  als  eine  Waffe  gegen  die  Regie- 
rung, sondern  als  ihren  Schutz!  Es  ist  traurig  für  die  Erkenntniss 
der  Regenten,  wenn  sie  ein  solches  Gesetz  sich  stets  nur  abzwingeo 
lassen,  wenn  es  ihnen  stets  als  nichts  anderes  erscheint,  denn  als  ein 
Angriff  auf  ihre  Unfehlbarkeit  und  Allweisheit.    Wenn  sie  aber  das  > 

Richtige  erst  in  den  Zeiten  der  Noth  erkennen,  dann  ist  es  natürlich,  | 

dass  das  Recht  von  ihnen  immer  wie  ein  Gewaltstreich  angesehen 
und  in  der  That  auch  von  der  anderen  Partei  wie  ein  solcher  gehand- 
habt wird.  Wenn  sie  es  aber  wie  ein  „bewundernswerthes  Mittel*" 
erkennen,  welches,  wie  de  Lolme  in  Betrachtung  des  englischen  Rechts  \ 

ausruft,  durch  Entfernung  und  Bestrafung  pflichtvergessener  Minister 
dem  üebel  des  Staates  unverzüglich  Heil  bringt  und  scharf  die  Grenzen 
zeichnet,  innerhalb  deren  die  Macht  sich  halten  soll,  weiches  das 
durch  die  Vereinigung  von  Schuld  und  Macht  g^ebene  Aergemias 
wegräumt  und  das  Volk  durch  einen  grossen  und  erhabenen  Act  der 
Gerechtigkeit  beruhigt '),  wenn  sie  es  als  das  erkennen,  dann  werden 
sie  ihrem  eigenen  Recht  die  Anerkennung  nicht  versagen.  Aber  aaeh 


1)  Mohl  hat  in  seiner  grossen  Abhandlung  über  „die  Verantwortiichkeit 
der  Minister^S  1837,  den  Lehren  der  franEÖsischen  Reyolution  in  Entrfistanfr 
seines  Herzens  und  voll  Verachtung  nur  wenig  Worte  gewidmet,  S.  702,  wie 
ich  glaube,  mit  Unrecht. 

2)  Beeret  Tom  23.  Juli  1789. 

3)  de  Lolme:  The  Constitution  of  England.  Buch  L  Gap«  4, 
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nur  dann  wird  die  Ministerverantwortlichkeit  eine  Rechtsfrage  sein 
and  bleiben.  Im  anderen  Fall,  in  den  Händen  des  Volkes,  ja  selbst 
nnr  für  das  Volk  gegeben,  wird  sie  immer  zu  einer  Pärteifrage  und 
moss  es  werden.  Wenn  aber  in  einem  Lande  die  Frage  nach  der 
Schuld  oder  Nichtscbuld  der  Räthe  der  Krone  Parteisache  wird,  dann 
ist  auch  die  nationale  Freiheit  gefährdet,  der  Act  des  Gesetzes  wird 
zu  einem  Mittel  der  Fröhnung  der  Leidenschaften,  die  Geltendmachung 
des  Rechtes  wird  nicht  nach  dem  Maass  und  Gebot  der  Gerechtigkeit 
bestimmt,  sondern  hängt  allein  von  der  Kraft  der  Parteien  ab.  Die 
Prärogative  der  Krone  verfallen  mit  dem  Verfall  oder  dem  Missbrauch 
der  Hinisterverantwortlichkeit.  Nirgends  wurde  die  Ministerverant- 
wortlichkeit so  strenge  gehandhabt,  als  in  England.  Selbst  seitdem 
durch  den  üebergang  des  geheimen  Raths  der  Krone  in  ein  Gabinet 
das  Erkennen  der  schuldigen  Rathgeber  aus  der  Mitte  der  Räthe  der 
Krone  sehr  erschwert  worden,  hat  es  dennoch  die  Geltendmachung  der 
Ministerverantwortlichkeit  nicht  verhindert,  ja  bis  zum  Anfang  des 
vorigen  Jahrhunderts  selbst  der  Uebertreibung  keine  Grenze  gesetzt, 
nach  der  man  oft  durch  einen  einfachen  gesetzgebrischen  Act  die 
Minister  in  den  Tower  oder  aufs  Schaffet  sandte  *).  Aber  gerade  da- 
durch discreditirte  man  das  Recht  Die  Weisheit  jedes  Gesetzes  ruht 
in  der  Vorsicht  seiner  Anwendung.  Bei  Walpole's  Sturz  hatte  sich 
das  erste  Mai  die  Parteiherrschaft  in  Englands  Regierung  mächtig 
gezeigt  Sie  ergriff  augenblicklich  als  ihre  beste  Waffe  das  Königs- 
recht  der  Ministerverantwortlichkeit  Was  war  die  Folge?  Em  Com- 
promiss  unter  den  sich  gegenseitig  ablösenden  Parteien,  die  Minister- 
verantwortlichkeit gar  nicht  mehr  anzuwenden,  sondern  durch  einen 
Ostracismus  missliebige  Minister  vom  Amte  zu  entfernen.  Jede  un- 
gesetzliche politische  Handlung  blieb  von  da  an  ungesQhnt  Ist  die 
ministerielle  Partei  im  Unterhause  stark  genug,  so  schützt  sie  die 
Minister  gegen  jeden  Angriff.  Sinkt  sie  herab,  so  schützt  sie  die  neue 
Majorität,  die  bei  nächster  Gel^enheit  denselben  Dienst  für  ihr  Mi- 
nisterium benOthigen  kann.  Gerade  so  war  es  in  Frankreich,  seitdem  die 
Revolution  die  Minister  für  verantwortlich  erklärte  und  in  ihrer  ersten 
Gestalt,  wie  sie  die  Constituante  hingestellt  hatte,  veränderte.  Das 
Recht  ward  Parteiwaffel  Nur  wurde  sie  anders  gebraucht  als  in  Eng- 
land, anders  darum,  weil  revolutionäre  Leidenschaft,  persönlicher  Hass 
und  Schlechtigkeit  die  Gemüther  verwirrte. 

Die  Omnipotenz,  welche  die  Volksvertretung  sich  anroaasste,  leider  Die  verwimniff 
gegenüber  der  Ohnmacht  der  rath-  und  thatlosen  Regierung  anmnassen  '*'  Berriff««. 
musste,  Hess  alsbald  den  Grundsatz  der  Ministerverantwortlichkdt  nur 


*)  Mohl:   Die  Verantwortltehkeit  der  Minister.  Boch  II.  Cap.  1. 
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wie  ein  Recht  des  GesetzgebungskOrpers  erscheioen.  Aber  DOch  wider- 
sprach einer  thatsächlichen  Aasfibang  desselben  in  dieser  Form  die  fibrige 
Gesetzgebung.  Die  Unverletzlichkeit  des  Königs  ward  anerkannt,  als 
der  erste  und  heiligste  Grundsatz  der  Monarchie,  als  die  festeste  Basis 
der  Nothweudigkeit  und  Möglichkeit  der  Ministerverantwortlicbkeit. 
So  dachte  zuerst  die  Constituante  und  entwickelte  weiter  in  diesem 
Geist,  in  dem  Gesetz  über  die  Organisation  der  Ministerien,  die  Yer- 
Dieverfmusungs- antwortlichkeit  der  Minister*).  Keine  Ordre  des  Königs,  keine  Ent- 
adi^inSiriuive  «ch^i<***"o  ^^  Couseil  du  roi  hatte  Executivkraft,  wenn  sie  nicht  von 
Verantwortlieh-  einem  Minister,  je  nach  dem  Geschäftskreis,  in  den  sie  fallt,  gezeichnet 
^^'^'  war.  Nur  in  der  Gegenzeichnung  lag  das  Mittel  der  Erkenntniss  von 
der  Unterordnung  der  Ministerpflicbt  unter  das  Recht  des  Ködi^ 
Verantwortung  fordern  zu  können.  Auch  die  Befehle  des  Königs  waren 
nichts  anderes,  als  Entscheidungen  des  Rathes  seiner  Minister,  ond 
.80  wenig,  wie  diese,  der  Verantwortung  derselben  entzogen.  Die 
Minister  hatten  der  Volksvertretung  Rechenschaft  Qber  ihre  Verwaltang 
zu  geben,  und  diese  konnte  immer  Vorstellungen  erheben  und  an  den 
König  bringen  über  das  Verhalten  seiner  Rathgeber,  ja  sie  konnte  dem 
Staatsoberhaupt  stets  erklären,  dass  die  Minister  das  öffentliche  Ver- 
trauen verloren  hätten.  Ausdrücklich  erklärte  dann  das  Gesetz,  welche 
Verbrechen  eine  Anklage  auf  Verantwortung  nach  sich  ziehen  könnten. 
Die  Minister  waren  verantwortlich  für  alle  Verbrechen  ihrer  Untergebenen 
gegen  die  nationale  Sicherheit  und  die  Constitution,  für  alle  Attentate 
auf  die  Freiheit  und  das  individuelle  Eigentbuiu,  für  jede  Verwendung 
öffentlicher  Gelder  ohne  ein  Gesetz  und  für  alle  Verschwendungen 
öfieotlicher  Einnahmen,  von  ihnen  selbst  gemacht  oder  begünstigt, 
lieben  diesen  eigentlichen  Staatsverbrechen  war  jeder  Minister  auch  für 
die  in  seinem  Verwaltungsgebiete  an  Privaten  verübten  Verbrechen 
verantwortlich,  doch  um  der  Böswilligkeit  eine  Schranke  zu  setzen, 
sollte  nur  die  Gesetzgebung  das  Anklagedecret  bewilligen  können.  So 
hatte  das  erste  Gesetz  schon  eine  ganz  klare  Scheidung  der  verfassungs- 
mässigen und  der  nur  einfach  administrativen  Verantwortlichkeit  Diese 
folgte  aus  dem  Amtsorganismus  und  konnte  auch  ohne  Verfassung 
gehandhabt  werden,  jene  aber  ruhte  in  der  Verfassung,  die  Gesetz- 
gebung und  Vollziehung  trennte.  Ueber  die  erste  Wirkung  irgend  einer 
Klageerhebung  gegen  einen  Minister  sprach  sich  das  Gesetz,  wie  die 
amerikanische  Verfassung,  aus:  der  Minister  wird  von  seinem  Amte 
entfernt.  Die  Verjährung  der  Verantwortlichkeit  trat  beim  Marine- 
minister in  drei  Jahren,  bei  allen  übrigen  in  zwei  Jahren  ein,  vom  Tag 
des  vollzogenen  Verbrechens  an  gerechnet    Nur  die  Klagen  auf  Ver- 


*)  Gesell  vom  27.  ÄprU  bis  25.  Mai  1791.  Art.  24—86. 
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letzung  der  persönlichen  Freiheit  waren  keiner  Verjährung  unterworfen. 
Die  Constitution  nahm  diese  Bestimmungen  in  sich  auf  *).  Der  Code  penai 
vom  26.  September  bis  16.  October  1791  nannte  alle  Acte,  für  welche 
die  Minister  zur  Venmtwortung  gezogen  werden  können,  »Verbrechen 
gegen  die  Constitution  ^)**.  Das  war  die  Ministerverantwortlichkeit  in 
der  wahrhaft  constitutionellen  Monarchie.  In  dem  Augenblick,  als 
man  mit  ihr  brach,  als  man  sie  nicht  mehr  wollte,  sehen  wir  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Minister  entarten,  sie  wird  dem  Parteihass  über- 
liefert und  als  solche  selbst  zu  einer  Waffe  gegen  das  Kdnigthum. 
Dieses  wird  mit  ihr  untergraben  und  verfällt  mit  ihr. 

Nach  der  Flucht  des  Königs  entzog  die  Gesetzgebung  demselben  Die  Annö^ang 
die  Executive.  Die  Legislative  sah  ihn  nur  mehr  als  einen  obersten  4r«nt^ortHch. 
Beamten  an  und  an  seiner  Statt  erscheint  das  gesammte  Ministerium  keit  in  der  de» 
in  der  Voligewalt  der  Regierung,  aber  in  dieser  auch  solidarisch  ver-  König«, 
antwortlich  ').  Die  Parteien  hatten  die  Gewalt  erworben,  die  Parteien 
besetzten  das  Ministerium,  sie  mussten  es  in  seiner  Vollgewalt  vertreten, 
der  König  selbst  war  für  sie  nur  ein  Mitglied  ihrer  Gesinnung,  wenn 
er  ihnen  anhing,  ein  Gegner,  wenn  er  von  ihnen  abwich.  Die  Räthe»  der 
Krone,  als  der  Partei  allein  dienstbar,  sahen  gleichfalls  in  dem  König 
nichts  als  ihren  Genossen  oder  Gegner.  Im  Augenblick  der  Unzu- 
friedenheit der  Partei,  oder  angegriffen  von  den  Gegnern,  griffen  sie 
zu  jenem  Mittel,  das  in  Bugland  zwei  Revolutionen  hervorgerufen  und 
endlich  in  Frankreich  den  König  auf  das  Schaffst  geführt.  Sie  setzten 
an  Stelle  der  Ministerverantwortlichkeit  die  persönliche  Verantwortlich- 
keit des  Königs,  die  civile  Laudatio  auctoris  wird  ins  Staatsrecht  ein- 
geschmuggelt. Das  war  die  grosse  That  des  Ministeriums  Roland,  es 
war  ein  politischer  Fehler,  wie  er  nie  schroffer  und  niedriger  begangen 
wurde.  In  jenem  schon  erwähnten  Schreiben  an  die  Legislative  recht- 
fertigte sich  das  Ministerium,  dass  es  unschuldig  an  der  Verweigerung 
der  Anerkennung  des  Decretes  über  die  nichtbeeideten  Priester  sei,  da  es 
dieselbe  dem  König  gerathen,  der  König  aber  ihren  Rath  nicht  angenommen, 
d.  h.  sich  von  ihrem  Parteiinteresse  entfernt  habe.  Die  Girondisten- 
partei hatte  dadurch  einen  grossen  Sieg  errungen,  aber  es  war  eben 
nur  ein  Parteisieg,  der  morgen  von  der  anderen  Partei  in  eine  Nieder- 
lage verwandelt  werden  konnte.  Und  die  politische  Unwissenheit  rächte 
sich.  Die  Ministerverantwortlichkeit  hörte  von  diesem  Augenblick  an 
auf,  ein  Rechtsgedanke  zu  sein,  weil  das  Subject  des  Rechtsinstitutes 
fehlte.    Der  König  ward  zur  Verantwortung  gezogen  und  verurtheilt. 


1)  Constitution  vom  Jahre  1791  Tit.  111.  Gbap.  II.  8eot.  4. 

2)  Code  p^aal  Part  2.  Tit.  I«  Sect  8. 

3)  Deoret  vom  28.  Juli  1792. 
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Die  Parteimacht  nahm  seine  Stelle  ein.  Aber  die  Herrseluifl  der  Partei 
ist  nie  eine  Rechtsfrage,  sondern  immer  nur  eine  Machtfrage.  Ihre 
Tbätigkeit  richtet  sich  nur  auf  die  Erhaltung  der  Macht,  nicht  auf  die 
Verantwortung  derselben.  Ihr  gegenüber  kann  es  keine  Rechtferligang 
geben,  sondern  nur  Vernichtung.  Und  so  geschah  es  denn  auch,  dass 
die  Ministerverantwortlichkeit  jetzt  als  blosses  Mittel  benutzt  wurde, 
die  Partei  zu  stürzen,  die  die  Gewalt  hatte,  was  um  so  sicherer  war, 
je  fester  sich  in  der  Volksvertretung  Gesetzgebung  und  Executivgewalt 
wieder  zu  einer  absoluten  Alacht  vereinigte.  Und  diese  kann  und  wird 
nie  das  Recht  nach  dem  Mäass  der  Gerechtigkeit  prüfen,  sondern  allein 
nach  dem,  wie  es  ihr  gedient  hat  Und  da  die  Macht  der  Partei  über 
den  Besitz  der  Gewalt  entschied,  so  war  sie  es  aliein,  die  Verantwort- 
lichkeit forderte,  und  zwar  so  weit  stets,  als  sie  ihrem  Parteiinteresse 
entgegen  stand.  Brissot  erhob  am  U.  März  1792  die  Anklage  gegen 
das  Ministerium  Delassart  und  stürzte  es.  Seine  Partei  trat  in  die 
Regierung.  Robespierre  und  Danton  stürzten  dieses  Ministerium  und 
brachten  Roland  durch  die  Ministeranklage  zum  Fall.  Als  Danton  ans 
seinem  Ministerium  trat,  benutzte  man  seine  Thätigkeit  in  demselben, 
um  ihn  zu  vernichten.  Ihm  folgte  Garat,  und  als  er  der  Partei 
Robespierre's  nicht  gefugig  war,  wurde  er  zur  Verantwortung  über  die 
Führung  seines  Ministeriums  gezogen,  angeklagt  und  eingesperrt  Das 
Wesen  dieses  Treibens  blieb  sich  dauernd  gleich.  Man  wollte  herrsdien 
und  kennzeichnete  seine  Herrschaft  durch  die  Ausübung  der  GewaH. 
Das  Gesetz  war  Nichts,  ja  es  konnte,  selbst  befolgt,  zum  Verbrechen 
werden*).  Nachdem  die  Ministerien  aufgelöst  und  die  zwOlf  Com- 
missionen  eingesetzt  worden  waren,  trat  an  die  Stelle  der  Mtnister- 
verantwortHchkeit  das  Recht  des  Revolutionsgouvernements.  Alle 
Beamte  bis  zum  Schreiber  und  Hausdiener  wurden  für  verantwortlich 
erkl&rt  und  aus  dieser  Verantwortlichkeit  stets  der  Klagegrand  abgeleitet, 
wegen  schlechter  Gesinnung  angeklagt  und  gerichtet  zu  werden.  Als 
das  Directorium  endlich  seine  Herrschaft  antrat  und  die  Parteileiden- 
schaft erlahmt  war,  trat  wohl  kein  anderes  Recht  an  die  Stelle  der 
Willkür  —  denn  thatsächlich  wirthschaftete  dieses,  wie  einst  dieConvents- 
regierung,  nur  deportirte  man,  anstatt  zu  köpfen  — ;  aber  der  gesetz- 


*)  Das  Coinit^  de  salat  pnbliqae  hatte  einst  befohlen,  Gensdannen  in  dM 
Departements  zu  senden,  um  Pferde  zu  requiriren.  Der  Kriegsminister  I.  B.  No9 
Buchotte,  eingedenk  seiner  Verantwortlichkeit,  wollte  sich  sicher  stellen  and  bat 
nm  die  Anlegung  der  Staatssiegel  an  den  Befehl.  Die  Antwort  des  ComitiSi 
lautete:  „Libcrt^,  Egalit^,  Fraternit^.  Allez  vons  faire  f....  Qae  le  diable 
▼ons  coDfonde,  s'il  tous  faut  des  ordreH  ponr  donner  des  selles,  quand  il  toos 
a  ^t^  enjoint  de  fonrnir  des  chevanx.  Faat-il  aossi  des  ordres  ponr  qne  toos 
donniei  des  brides?'*  Danton,  Bobert  Lindet,  Cambon  zeichneten  den  Beeehlnaa. 
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gebrische  Gedanke  brach  sich  doch  wieder  Bahn  and  schritt  wieder  Die  wieder. 
in  die  Wege  der  Gerechtigkeit  Die  Constitution  vom  Jahre  HL  er-  yV^JJ^^J^fX 
kl&rte  die  Minister  verantwortlich  für  alle  Verbrechen  gegen  die  Sicher-  keit. 
heit  des  Staates  und  Freiheit  der  Person,  ebenso  für  die  Execution  aller 
Gesetze  und  der  Verordnungen  der  Directoren.  Erst  das  Organisations- 
decret  der  Ministerien  *)  verrückte  wieder  den  Gedanken  einer  ver- 
fassungsmässigen Verantwortlichkeit,  da  es  erklärte,  dass  die  Minister 
in  Betracht  derselben,  wie  jeder  einfache  Bärger,  den  gemeinen  Straf- 
gesetzen unterlägen.  Nur  sollte  die  Denunciation  derselben  an  das 
Directorium  eingebracht  werden,  welches  dieselbe  zur  Erhebung  der 
Anklage  der  Gesetzgebung  fiberreichte.  Gab  diese  der  Anklage  statt, 
so  hatten  die  Criminaltribunale  des  Departements,  in  dem  die  Execativ- 
gewalt  ihren  Sitz  hatte,  oder  wo  das  Verbrechen  verübt  worden  war,  die 
Verfolgung  zu  beginnen.  Auch  die  Constitution  des  Consulats,  obgleich 
in  ihr  schon  die  Grundlage  des  Napoleonis(hen  Absolutismus  lag,  an- 
erkannte noch  den  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  der  Minister, 
aber,  im  Gegensatz  zur  Zeit  des  Directoiiums,  scheinbar  vollkommener 
im  Geist  der  constitutionellen  Monarchie.  Die  Directoren  nämlich 
waren,  trotz  der  Miuisterverantwortlichkeit,  auch  selbst  verantwortlich, 
konnten  von  der  Gesetzgebung  angeklagt  und  von  einem  haute  cour 
de  la  justice  gerichtet  werden.  Die  Consuln  aber  erklärte  die  Con- 
stitution für  unverantwortlich  und  hob  sie  mit  diesem  Grundsatz  über 
die  Republik  mitten  in  die  Gestalt  der  monarchischen  Souveränität. 
Aber  auch  die  Ministerverantwortlichkeit  wurde  in  feste  Grenzen  ge- 
setzt und  die  Verbrechen,  wegen  deren  die  Minister  zur  Verantwortung 
gezogen  werden  konnten ,  streng  bestimmt  Verantwortlich  waren  sie 
für  alle  Acte  des  Gouvernements,  welche  von  einem  Minister  gegen- 
gezeichnet waren  und  vom  Senat  als  unconstitutionell  erklärt  wurden; 
für  die  Nichtausführung  der  Gesetze  und  Verordnungen,  für  alle  eigenen 
Befehle,  welche  als  der  Constitution  oder  den  Verordnungen  der  Bxecutiv- 
gewalt  zuwider  erachtet  wurden;  die  Denunciation  der  Minister  sollte  in 
diesem  Fall  von  den  Tribunalen  ausgehen.  Das  Corps  legislatif  berieth 
die  Anklage,  aber  nur  nach  Anhörung  der  Minister.  Erst  in  Folge  einer 
solchen  Verhandlung  und  nur  kraft  eines  Gesetzes  konnte  ein  Minister 
in  Anklagestand  versetzt  werden.  Das  war  ein  erster  Versuch,  eine 
annähernd  verfassungsmässige  Verantwortlichkeit  auch  in  der  Procedur 
derselben  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Aber  bei  der  Abhängigkeit  der 
Gesetzgebung  von  der  Regierung,  der  Dienstwilligkeit  des  Senats  gegen 
dieselbe  war  eine  Durchführung  des  Gesetzes  nicht  zu  fürchten.  Darum 
erschien  die  Ministerverantwortlichkeit  auch  in  der  Constitution  des 


*)  Decret  votn  2.  Oetoher  1796. 
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Kaiserreichs  vom  18.  Mai  18(M  and  wurde  eine  grosse  Menge  Paragraphen 
anf  die  Erklärung  und  Darstellung  derselben  verwandt  (Art.  13S, 
110  u.  ff.)«  Das  Corps  legislatif  hatte  die  Anklage  su  erheben.  Nor 
in  den  beiden  Fällen,  der  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  und  der 
Pressfreiheit,  deren  Wächter  der  Senat  war,  sollte  auch  die  DenaociatioB 
von  ihm  ausgehen  (Art  112).  Das  Ansehen  der  kaiserlichen  Minister 
duldete  es  aber  jetzt  nicht  mehr,  dass  sie  sich  selbst  bei  einer  erhabenen 
Anklage  vertbeidigten.  Der  Kaiser  ernannte  dafür  drei  Staatsräthe, 
welche  die  Yertheidigung  bis  zur  Klageerhebung  leiten  sollten  (Art.  1 15). 
Die  Verhandlung  und  Verurtheilung  sollte  vom  hohen  kaiserlichen  Ge- 
richtshof geleitet  und  vorgenommen  werden,  im  Fall  aber  das-Urtheil 
auf  eine  infamirende  Strafe  lautete,  dieses  nur  mit  Bewilligung  des 
Kaisers  vollzogen  werden  können  (Art  132). 
Niehtfffkeit  So  hatte  das  Recht  des  Staates  wohl  in  Worten  einen  constitutio- 

rt'J!^onulh-  n®"««»  Satz  zum  Ausdruck  gebracht,  in  der  That  aber  bedeutete  er 
keft  anu.r  nlchts.  Der  absolute  Geist  Napoleon's  selbst  kannte  keinen  Zweifel 
an  der  Weisheit  seiner  Entschlüsse  und  konnte  von  anderer  Seite  aoich 
keinen  dulden.  Daneben  hatte  sich  mitten  im  Kampf  um  die  Freiheit 
der  Polizeistaat  kräftiger  entwickelt,  als  er  vor  der  Revolution  be- 
stand. Und  was  ist  die  Ministerverantwortlichkeit,  wenn  sie,  auf  der 
Höhe  des  Staates  schwebend,  mit  allen  übrigen  Institutionen  nicht 
harmocurt?  Was  ist  sie,  wenn  gerade  das  wichtigste  Ministerium,  jenes 
der  äusseren  Angelegenheiten,  nur  den  Inspirationen  des  Regenten  folgt 
und  jeder  Einwirkung  der  Volksvertretung  entzogen  ist,  wie  dies  unter 
Napoleon  L  der  Fall  war  und  wie  es  heute  wieder  ist  ?  Sie  ist  da,  wie 
so  oft  behauptet,  in  der  That  nichts  anderes,  als  ein  Galanteriedegen, 
der  nicht  aus  der  Scheide  gezogen  werden  darf.  Freiheit  und  Selbst- 
ständigkeit der  Gerichte,  Selbstverwaltung,  unabhängige  Ankläger 
werden  im  Innern  eines  Staates  zuerst  die  sichersten  Garantien  der 
Freiheit  sein;  die  strengste  Verantwortlichkeit  des  Ministers,  der  zu- 
meist die  Ehre  und  Wurde  des  Staates  repräsentirt,  der  den  Staat  nach 
Aussen  vertritt,  das  werden  die  besten  Garantien  des  Rechts  und  der 
Gerechtigkeit  sein,  welche  der  Monarch  für  seine  Macht  so  nothwendig 
bedarf,  als  das  Volk  für  sein  Glück. 


Die  Admlnl0tratl¥jiuitla. 

Etnieitang.  Wie  der  französische  Amtsorganismus  in  seiner  grossartigen  Glie- 

derung und  geschichtlichen  Entwickelung  den  gesammteu  französischen 
Staat  und  seine  Ordnung  zur  persönlichen  Gestaltung  bringt,  so  ist 
innerhalb  jenes  Amtsorganismus  wieder  die  Administrativjustiz  ein  so 
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wesentliches  Element,  dass  es  eigentlich  demselben  seinen  eigenen 
Charakter  als  allgemeines  Kennzeichen  aufgedrückt  und  sich  dadurch  in 
die  französische  Staatsidee  und  ihre  Ordnung  selbst  unverrückbar 
eingebürgert  hat  Und  gerade,  wie  der  Amtsorganismus,  ist  auch  die 
Administrativjustiz  mit  der  Geschichte  Prankreichs  geworden  und  darnm 
so  fest  mit  der  ganzen  Verwaltungsordnung  verschlungen.  Wir  haben 
gesehen,  wie  das  Königthum  mit  seinen  Beamten  die  feudale  Staats- 
und Gesellschaftsordnung  bekämpfte  und  überwand.  In  dieser  Zeit  war 
der  Staatsbegriif  ein  privatrechtlicher  Begriff,  wie  die  Staatsgewalt 
und  ihre  Aufgabe  auch  nur  innerhalb  dieser  engen  Schranken  gefunden 
werden  konnte.  So  wenig  nun  darin  eine  Trennung  des  Oflfentlichen 
Rechts  vom  Privatrecht  erkannt  werden  kann,  ebenso  wenig  vermag 
man  eine  Scheidung  der  Justiz  von  der  eigentlichen  Staatspflege  der 
Verwaltung  zu  erkennen.  Ja  die  Justiz  war  eigentlich  Alles.  Sie  Die  Allmacht 
regelte  alle  staatsbürgerlichen  Verhältnisse,  sie  musste  es  thun  und  der  jn-ti«  im 
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mau  erwartete  es  von  ihr.  Die  Staatsgewalt  fand  sich  in  dem  Begriff 
der  Jurisdiction,  und  die  Rechtsordnung  war  der  hauptsächlichste  Zweck 
der  Staatsthätigkeit  Es  gab  für  die  verschiedensten  Thätigkeiten 
weder  verschiedene  Aemter,  noch  ein  verschiedenes  Verfahren.  Die 
Curia  regis  war  die  Darstellung  dieser  Einheit  nnd  das  Königthum 
die  Quelle  derselben.  Die  Organisation  des  Kelches  fand  sich  wieder 
im  Gebiete  der  Kronvasallen.  Erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  trat 
mit  der  Vermehrung  der  Geschäfte  und  der  Befestigung  der  Monarchie 
in  dieser  Einheit  mit  der  Bildung  der  Parlamente  aus  der  Curia  regis 
auch  eine  Scheidung  der  Justiz  und  Verwaltung  auf.  Wohl  war  diese 
noch  sehr  unvollkommen.  Die  Parlamente  griffen  in  die  Verwaltung, 
der  Staatsrath  verwaltete  viele  Rechtssachen,  selbst  in  ihrer  äusseren 
Ordnung  erscheinen  beide  kaum  im  Unwesentlichen  verschieden*).  Aber 
es  traten  doch  schon  neben  dem  Parlamente  für  besondere  Rechts- 
sachen auch  besondere  Behörden  auf,  wie  die  Chambres  des  comptes, 
de  tresor,  Cour  des  monnaies,  des  aides  etc.,  und  für  die  niederen  In- 
stanzen die  Elections,  Gonnetablie,  Admiraute  etc.  Sie  schufen,  wenn 
auch  zum  grössten  Theil  nur  für  das  Finanzwesen,  die  sogenannte 
Jurisdiction  d'attribution,  welche,  wenn  auch  noch  nicht  die  moderne 
Administrativjustiz,  so  doch  die  Basis  eines  grossen  Theiles  derselben 
war.  Denn  es  bildete  sich  der  Satz,  dass  der  König,  der  ja  aack  die 
gesetzgebende  Gewalt  war,  seine  Gesetze  entweder  durch  die  Verwal- 
tung oder  durch  die  Gerichte  executiren  lassen  könne,  und  man  schied 


*)  Dsreste:  La  justice  adminUtratiTe  en  France.  S.  647  a.  654.  Zu  diesem 
ansgezeicbneten  Werk  als  ebenso  treffliche  Vorarbeit  siehe  Pardessus:  Eiisai 
historique  sur  TorgAnisation  de  la  justice  depuis  Hugo  Capet  jusqu*  k  Louis  XII. 
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darnach  bei  der  absolaten  Gewalt  beider  eine  justice  retenue  oder 
administrative,  als  einem  Tiieil  der  königlichen  Gewalt,  die  er  io  aeinen 
Conseil  d'etat  und  durch  seine  Beamten  ausübte,  und  eine  jnstioe 
deleguee  oder  ordinaire,  welche  die  Gerichte  ausübten  ').  Wesenthdi 
aber  von  der  modernen  Administrativjustiz  verschieden  war  diese  Art 
der  Verwaltungsjustiz  dadurch,  dass  man  von  den  hohen  Verwaltnngs- 
Instanzen  an  die  Parlamente,  ebenso  wie  von  den  niederen  an  die 
gewöhnlichen  Gerichte  appelliren  konnte. 
Die  Einen  wesentlichen  Fortschritt,   aber  nach  einer  ganz  aodwD 

Richtung  hin,  machte  das  Institut  durch  die  Schöpfung  d^  InteudiDteo. 
Je  unabhängiger  die  Gerichte  im  alten  Prankreich  waren,  desto  wkf 
widerstrebten  sie  der  königlichen  Willkfir,  desto  eifriger  aber  war  diese 
bemüht,  sie  zu  beugen  oder  wenigstens  bei  Seite  zu  drängen.  So  mude 
es  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  fast  ein  Gesetz,  die  Justiz  von 
allen  jenen  Angel^enheiten  auszuschliessen,  die  mit  der  Ausübung  der 
königlichen  Macht  in  irgend  einem  Zusammenhang  standen.  Daür 
wurden  besondere  Gerichte  eingesetzt,  die  nur  durch  diesen  Nameo 
den  Schein  der  Unabhängigkeit  wahren  sollten,  in  Wahrhät  aber  toU- 
ständig  abhängig  von  der  Krone  waren.  Das  waren  die  Inteodasteii, 
jene  Personen,  in  denen  zuerst  mit  vollkommener  Klarheit  die  Wandlang 
sich  vollzog,  dass  nicht  mehr  die  Justiz  Verwaltung,  wohl  aber  die 
Verwaltung  Justiz  sein  konnte.  Sie  waren  es  endlich  auch,  die  sdioa 
vor  der  Revolution  den  Satz  vollständig  ausbildeten,  dass  die  Gericbte 
von  allen  jenen  Sachen  ausgeschlossen  seien,  bei  denen  das  Interesse 
der  Staatsgewalt  in  irgend  einer  Art  in  Betracht  kam,  wie  bei  alieo 
Domänenfragen,  den  Fragen  über  die  Staatsschuld,  die  Verpachtsng 
der  Staatseinkünfte,  öffentliche  Arbeiten,  Wege  und  Strassen  o.  s.  w. 
So  sehr  nun  diese  Beschaffenheit  der  Intendanzen  sich  der  gegen  willigen 
Administrativjustiz  näherte,  so  war  sie  wieder  sehr  verschieden  durch 
die  Stellung  der  Intendanten  selbst  Diese  waren  doch  nur  Verwaltoogs- 
beamte,  vollständig  abhängig,  an  keine  Form  gebunden.  Es  waria 
der  Ausübung  ihrer  Function  eben  nichts  zu  erkennen,  als  die  admioi- 
strative  Willkfir,  die  sich  bei  ihnen  so  zeigte,  wie  auf  der  böduten 
Stufe,  dem  Staatsrath,  der  eben  in  dieser  Zeit  erst  das  System  der 
iMe  Evocationen  vollständig  ausbildete, 
o^aüeä'dareh  ^^^  ^^  Rovolution  klärte  den  Begriff  der  Verwaltungsjostis,  vnA 
dteReroitttion.  zwar  zuerst  durch  die  Trennung  der  Gewalten  *).  Dieser  obef8te6^ 
danke  war,  wie  ich  schon  an  mehreren  Orten  angedeutet  habe,  kein 
willkürlicher,  sondern  erzeugt  durch  den  Gedanken  der  voUkoBOMBeB 

1)  Serrifpiy:  Organisation  a.  a.  O.  Bd.  I.  8.  15. 

8)  Beeret  Tom  17— SIK.  Augoat  1790,  dann  Constitation  vom  Jähst  lH 
n&d  Code  pdnal  Art.  127. 
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Einheit  and  Gleichheit  aller  Interessen,  der  Ueberordnung  des  ge- 
sammten  Staates  über  das  Einzelleben;  und  wie  dies  nur  durchgeführt 
werden  konnte  durch  den  überall  gleichen  Amtsorganismus,  so  war 
die  Befriedigung  der  Gleichheit  und  Einheit  aller  Interessen  eben  die 
Verwaltung  selbst,  sie  war  der  stete  Ausdruck  der  französischen  Staats- 
idee. Darum  musste  sie  gewahrt  bleiben  in  ihrer  Selbstständigkeit 
und  Freiheit,  nichts  durfte  sich  in  ihre  Thätigkeit  mischen,  sie  allein 
musste  die  ihr  entgegentretenden  Hindernisse  wegschaffen,  und  so 
wurde  seit  jenem  Gesetz  der  Constituante  der  Begriff  des  französischen 
Administrirens,  »das  ist  nicht  allein  Executiren,  sondern  auch  die 
Hindernisse  der  Execution  wegschaffen  und  die  Beschwerden,  welche 
sie  erzeugt,  richten  *),''  entwickelt  und  bis  heute  herrschend.  Dadurch 
ist  nur  die  Verwaltung  mächtig,  ihre  eigene  Thätigkeit  zu  bestimmen, 
die  Aeusserungen  zu  leiten  und  zu  erklären,  die  Formen  derselben 
allein  vorzuschreiben,  die  einzelnen  Glieder  ihrer  Thätigkeit  zu  beauf-  i^«  Gebiete 
sichtigen,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  und  zu  richten  —  die  Verwaltung  ^^^ 
ist  die  Herrin  ihrer  Competenz  *).  und  diese  Freiheit  der  Verwaltung,  ^jZum. 
nicht  nur  zur  Execution,  sondern  auch  zum  ürtheil  in  derselben,  bildet 
das  erste  grosse  Gebiet  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Sie  erscheint 
als  nichts  anderes,  denn  als  der  Anspruch  der  rechtlichen  Autorität 
innerhalb  der  Sphäre  der  Verwaltung,  und  nach  dem  Begriffe  dieser 
scheidet  sie  sich  streng  von  der  gemeinen  Gerichtsbarkeit,  welche,  ob 
Straf-  oder  Civiljustiz,  immer  nur  die  Geltendmachung  des  absoluten 
Rechtes  ist,  wonach  sich  der  zur  Entscheidung  vorgelegte  That bestand 
erledigt.  Sie  wird  aber  dadurch  in  ihrem  Gesammtbegriff  nicht  nur 
zu  einer  Gerichtsbarkeit  für  die  Verwaltung  und  ihre  Thätigkeit, 
sondern  auch  zu  einer  Gewalt,  weiche  die  Herrschaft  des  Staats 
innerhalb  des  Lebens  des  Einzelnen  darstellt,  so  weit  dieses  unter 
tler  Herrschaft  der  allgemeinen  Ordnung  steht  und  der  Einzelne  eben 
selbst  als  ein  Glied  des  Staates  erscheint,  wie  im  Betrieb  der  Gewerbe, 
in  der  Pflege  der  Schule,  im  Armenwesen,  in  der  Gemeindeordnung  u.  s.  w. 
Und  gerade  in  dieser  Richtung  war  die  Revolution  unendlich  thätig. 
Sie  zerstörte  fast  alle  Civilgerichtsbarkeit,  indem  sie  mit  ihrer  absoluten 
Gewalt  den  Verwaltungsbeamten  zum  Richter  erhob.  Und  dies  wieder 
war  um  so  leichter  möglich,  als  eben  kein  Gesetz  die  Competenz  der 
Gewalten  regelte,  ja  ein  alles  bestimmendes  Misstrauen  gegen  die  Justiz 
sich  immer  mehr  der  Verwaltung  zuneigte,  um  ihre  Thätigkeit  zu  ver- 
mehren und  ihre  Gewalt  zu  erhöhen.  Wohin  wäre  auch  die  Revolution 
gekommen,  wenn  sie  über  alle  Fragen  der  Nationalgüter  und  Gonfis- 

1)  Laferri&re:  Cours  d^administ  a.  a.  O.  Liv.  8.  Chap.  I. 

2)  Dareste  a.  a.  O.  S.  201  a.  ff. 

Richter:  Staats-  and  QeseUBchaftarecht.  II.  44 
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cationen  einen  Civil  process  zugelassen  hätte.  Die  Verwaltang  mnsste 
die  Rechte  za  schützen  wissen,  die  sie  selbst  geschaffen  hatte.  Und 
die  ungeheure  Zahl  der  Processe  ')  gerade  dieser  Art,  welche  die 
Verwaltung  geschaffen  und  die  sie  noth wendig  auch  vollenden  musste, 
begründete  zumeist  die  Nothwendigkeit  einer  Justiz,  deren  Grenzen  sich 
nicht  mehr  genau  werden  bestimmen  lassen,  ausser  eben  so  weit,  als 
gewisse  Gebiete  der  Verwaltung  unzweifelhaft  als  ihrer  Gewalt  an- 
gehörig anerkannt  sind  ^).  Und  die  Masse  dieser  Gegenstände  bilden 
das  zweite  Gebiet  der  Administrativjustiz,  das  contentieox  administratif, 
als  die  Gesammtheit  aller  Rechtsverhältnisse,  in  welchen  die  Verwaltang 
mit  dem  Einzelnen  und  seinem  Rechtsinteresse  in  Gollision  gerith. 
Damit  ist  das  Privatrecht  der  Verwaltung  flberliefert,  und  nur  dadurch, 
dass  die  Revolution  gerade  hier  ein  vollendetes  Klagerecht  und  einen 
sicheren  Process,  ähnlich  dem  der  Gerichte,  im  Laufe  der  Zeit  ent- 
wickelt hat,  erscheint  das  Missverhältniss  gemildert  Seit  der  Anhäufanf 
der  Massen  der  Administrativjustizsachen  durch  die  Entwickelnng  der 
Revolution  hat  sich,  so  weit  die  Frage  eben  die  Gegenstände  betrifft, 
nichts  geändert.  Im  Gegentheil  hat  man  das  Gebiet  nur  erweitert,  nnd 
man  glaubte  es  thun  zu  können,  weil  man  dem  Andrängen  um  Re- 
formen des  Administrativprocesses  und  der  Behörden  nachgegeben  und 
diese  in  der  That  auf  eine  einzig  dastehende  und  musteri^ltige  Weise 
entwickelt  hat.  Dennoch  aber  wird  man  von  dieser  Bahn  ablenken 
und  die  Reformen  werden  sich  auf  die  Streitgegenstände  richten  mösseo. 
I^ach  strengen  Rechtsgrundsätzen  wird  man  erkennen  lernen ,  dass  es 
nicht  nothwendig  und  gerecht  ist,  von  dem  gemeinen  Recht  abzn- 
weichen,  weil  ein  Privatrecht  in  Beziehung  zum  öffentlichen  Rechte 
steht,  was  eben  in  Frankreich  zur  Verkümmerung  der  Giviljnstiz 
geführt  hat,  oder  weil  ein  Recht  auf  Grund  eines  öffentlichen  Rechts- 
verhältnisses entstanden  ist,  da  ja  nie  die  Entstehung,  sondern  allein 
der  Inhalt  die  Beurtheilung  der  Natur  eines  Rechtsverhältnisses  be- 
stimmen kann.  Endlich  sollte  gleichfalls  die  Stellung  der  Parteien 
nie  eine  Abänderung  des  gemeinen  Rechtsw^es  nach  sich  ziehen,  wie 
es  z.  B.  in  Frankreich  allenthalben  der  Fall  ist,  wenn  der  Staat  in 
Obligation  getreten  ').  Kurz,  das  contentieux  sollte  jene  Fälle  allein 
umfassen,  in  denen  die  Rucksicht  auf  das  allgemeine  Wohl,  das  Nützliche, 
Zweckmässige  zur  Geltung  gebracht  werden  soll,  nicht  aber,  wie  es  in 
brankreich  der  Fall  ist,  das  bürgerliche  Recht  der  Verwaltung  unter- 
werfen und  es  dieser  gegenüber  dauernd  zur  Unfreiheit  verurtheiles. 


1)  Du  CoDseil  d*^tat  duns  notre  monarchie  constitutionelle.    1818.  S.  113. 

2)  Dareste  a.  a.  O.  S.  226  a.  ff.  Chap.  IV.  u.  ff. 
8)  Daresto  a.  a.  0.  S.  276  n.  ff.  Chap.  VI.  n.  ff. 
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Aber  gerade  die  grosse  Unsicherheit,  welche  die  Trennung  der  Die 
Gewalten  m  Bezug  auf  die  Gegenstände  derselben  dauernd  zeigte,  und  ^^^^'J^j^fj^,^. 
die  Erkenntniss  der  Unmöglichkeit,  hier  eine  scharfe  Daratellung  aller  ja«ti£. 
F&ile  aufzufinden,  führte  dahin,  statt  diese  noch  weiter  zu  suchen, 
lieber  die  Organe,  denen  die  Entscheidung  zustehen  sollte,  scharf  und 
sicher  zu  gestalten.  Zwei  Entwickelungsstadien  umfasste  die  Thätig- 
keit  der  Revolution.  Erstens  führte  die  Zeit  der  Constituante,  des 
GoDvents  und  des  Directoriums  die  vollständige  Trennung  der  Gewalten 
durch,  deren  letzter  Ausdruck  sich  noch  in  dem  Organisationsgesetz 
vom  16.  Fructidor  an  III.  findet,  wodurch  die  Administration  von  jeder 
Beeinflussung  oder  Beunruhigung  durch  die  Gerichte  gesichert  war. 
Die  Gompetenz  war  so  vollständig  entschieden.  Zweitens  war  es  die 
Organisation  der  Jurisdiction  der  Verwaltung  selbst,  und  diese  Aufgabe 
vollendete  zum  grossen  Theil  das  Consulat  und  Kaiserreich.  Ich  habe 
an  den  verschiedenen  Orten  auf  die  meisten  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Punkte  schon  hingewiesen,  und  es  handelt  sich  nur  noch 
darum,  die  Organisation  zu  einem  engen  Bilde  zusammenzufassen. 

Die  Constituante  begann  ihre  Thätigkeit  mit  der  Auflösung  aller         Die 
alten  Verwaltungsgerichte,  der  Intendanzen,   der  Salzgerichte,   aller  ^"^q*""*"^^^ 
Ansnahmstribunale,   endlich  auch   der  am  Anfang  noch  erhaltenen  Administratir- 
Tribunaux  d'amiraute  und  der  Chambres  des  comptes  ').    Der  Staats*       J^^*'- 
rath  selbst  ging  im  Laufe  der  Zeit  seiner  Auflösung  gleichfalls  ent- 
gegen, indem  man  ihn  in  seinen  Functionen  immer  mehr  schwächte 
und   endlieh   gleichfalls    auflöste^).     Drei   verschiedene    Vorschläge 
wurden  der  Gesetzgebung  für  die  Verwaltung  der  Administrativjustiz 
vorgelegt.    Das  Comite  für  die  Justizorganisation  schlug  die  Errichtung 
je  eines  Yerwaltungstribunals  in  jedem  Departement  vor,   bestehend 
ans  fünf  Richtern,   welche,   wie  die  Richter  der   Districtstribunale, 
gewählt  werden  sollten.    Der  Vorschlag  wurde  verworfen,  da  er  nichts 
anderes  erzeugt  hätte,  als  die  Wiederbelebung  der  eben  aufgelösten 
Aosnahmsgerichte  *).    Chabraud  wollte  die  Verwaltung  dem  starren 
Rechte  beugen  und  die  gewöhnlichen  Tribunale  auch  als  Richter  in 
Verwaltungssachen  anerkannt  sehen.  Aber  die  Constituante  betrachtete 
die  Juatizgewalt  mit  feindlichen  Augen  und  wollte  eher  eine  Beschrän- 
kung, als  Vermehrung  ihrer  Competenz,  ja  diese  hätte  in  der  That 
bei  der  von  ihr  vorgenommenen,  so  unvollständigen  Organisation  der 
Justiz  nur  gefährlich  sein  können.   Der  Vorschlag  wurde  verworfen  ^), 


1)  Decret  Tom  22.  December  1789,  Decret  Tom  4.  Mai  1790,  Decret  Tora 
September  1790,  Decret  vom  9.  Augast  1791  und  Decret  vom  4.  Juli  1791. 

2)  Decret  vom  14-27.  April  1791. 
8)  A.  N.  C.  vom  27.  Mai  1790. 

4)  A.  N.  C.  vom  24.  Mftrz  1790. 
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and  das  dritte  Project  endlich  acceptirt,  das  cootentieax  der  VerwaltoDg 
selbst  zu  lassen,  wodurch  man  zumeist  erreichte,  was  man  anstrebte, 
eine  freie  und  unbeschränkte  Verwaltung,  indem  diese  nun  eben  selbst 
Richter  in  eigener  Sache  wurde.  Die  Departementsdirectorien  waren 
neben  ihrer  reinen  Verwaltungsthätigkeit  auch  Verwaltungsrichter.  Sie 
richteten  als  erste  und  letzte  Instanz  in  gewissen  Fällen,  in  anderen 
als  zweite  Instanz  fär  die  Districtsdirectoricn  und  endlich  als  erste 
Instanz  in  Fällen,  welche  den  Verwaltungen  unter  Autorität  des  Königs 
zu  üben  übertragen  wurden  *).  In  diesen  Fällen  und  allen  der  allr 
gemeinen  Verwaltung  traten  jetzt  die  Minister  an  Stelle  dos  alten 
Staatsrathes  mit  jener  Justizgewalt,  die  dieser  einst  geübt  hatte*). 
Endlich  erscheint  noch  der  König  selbst  als  Verwaltungsrichter  im 
Competenzconflict,  oder  besser  in  Gonfiits  d'attribution,  zwischen  Ver* 
waltungsbehörden  und  Justiz  und  dem  einfacheren  Falle  zwischen  zwei 
Verwaltungsbehörden  ').  Neben  dem  König  aber,  hervorgegangen  aas 
der  Vorstellung  der  Volkssouveränität,  erfasste  die  Gesetzgebung  selbst 
als  ein  altes  Souveränitätsrecht  die  gesamrate  Finanzhoheit  und  wurde, 
in  Bezug  auf  die  Veräusserung  der  Nationalguter,  der  Liquidation  der 
Staatsschuld  und  des  Rechnungswesens,  höchste  Administrativjnstiz- 
behörde  ^).  Damit  trat  die  Gesetzgebung  an  Stelle  des  alten  Staats- 
rathes und ,  indem  sie  das  Recht  aus  ihrer  souveränen  Stellung  ableitete, 
wurde  sie  grade  dadurch  eine  Vorläuferin  des  Convents,  der  in  der 
wilden  Anarchie  seiner  Zeit  an  die  Stelle  des  Königs  und  endlich  auch 
der  Minister  die  Gesetzgebung  setzte,  die  alle  Gewalt  in  ihren  Hän- 
den hatte  und  nun  absolut  entscheiden  konnte.  Aber  diese  Gebahning 
musste  einen  Augenblick  wie  nothwendig  erscheinen,  da  sich  alsbald 
nach  der  Auflösung  der  Constituante  die  Fehler  der  von  ihr  geschaffenen 
Organisation  zeigten:  keine  Unabhängigkeit  der  Behörden,  um  dem 
Rechte  des  Einzelnen  eine  grössere  Sicherheit  zu  gewähren,  und  den- 
noch wieder  keine  strenge  Controle  über  die  Verwaltung  selbst  Das 
Directorium  kehrte  wieder  zu  der  strengen  Scheidung  der  Gewalten 
zurück.  Neben  der  Municipalität  des  Cantons  erschienen  die  Central- 
verwaltungen,  denen  die  Gouvernementscommissäre  zur  Seite  standen. 
Das  Gouvernement  selbst  trat  jetzt  in  die  Gewalt  des  Königs  ein, 
nicht  nur  für  die  Entscheidung  der  Gompetenzconflicte,  sondern  auch 
für  die   Verletzung  der   Gesetze    und   selbst  der  Verordnungen  der 


1)  Decret  vom  7.  September  1790. 

2)  Gesetz  vom  27.  April  1791. 

3)  Gesetz  Yom  7—14.  October  1790  u.  Gesetz  yom  27.  April  bis  26.  Mai  1791. 

4)  Gesetz  vom  22.  November  1790,  25.  März  1791  und  4.  Juli  bis  17.  Sep- 
tember 1791. 
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höheren  Autorität  >),  wodurch  zumeist  die  Justizgewalt  der  Minister 
theils  durch  die  feste  Bestimmung  in  gewissen  Fällen,  theils  durch  die 
Appellation  an  sie,  wie  eine  zweite  Instanz,  schärfer  ausgeprägt 
wurde.  Zu  gleicher  Zeit  ging  jene  Justizgewalt,  welche  der  Convent  und 
selbst  die  Constituante  ausübte,  vollständig  an  die  Ministerien,  zumeist 
den  Finanzminister,  über,  unter  dem  als  erste  Instanz  eine  General- 
direction  fflr  die  Staatsschuld  entschied,  und  die  Gesetzgebung  endlich 
keine  andere  Justiz  ausübte,  als  jene  der  Rechnungslegung,  für  welche 
aus  den  beiden  Käthen  zu  je  fünf  Mitgliedern  besondere  Commissionen  zur 
Vorbereitung  der  Entscheidung  gebildet  wurden.  Die  Streitgegenstände, 
welche  der  Verwaltung  zufielen,  waren  in  jener  Zeit  ins  Unendliche 
gestiegen.  »F)s  ist  der  gewöhnliche  Effect  der  Revolutionen,  dass  sie 
Ausnahmsmaassregeln  erheischen,  von  denen  die  Staatsweisheit  dann 
nicht  mehr  erlaubt,  sie  der  Anwendung  der  Tribunale  zu  überliefern  ^).'' 
An  zwei  Drittel  des  französischen  Bodens  waren  mit  den  National- 
gütern veieint  und  standen  unter  der  ausschliesslichen  Verwaltungs- 
thätigkeit.  Hunderttausende  von  Käufen  und  Verkäufen  waren  voll- 
zogen und  abgeschlossen  worden,  die  Ansprüche  hatten  sich  auf  die 
verschiedenste  Art  und  Weise  getheilt  und  waren  durch  alle  Titel  in 
andere  Hände  gekommen  ').  Wohl  gehören  diese  Gegenstände  heute  der 
Geschichte  an,  aber  sie  waren  für  die  Entwickelung  der  Institutionen 
von  unendlicher  Tragweite. 

Mit  der  Herstellung  des  Consulats  begann  eine  neue  Zeit     Die  Kapoieon  n.  die 
Constitution  vom  Jahre  VIU.  belebte  zuerst  wieder  den  seit  der  Re-  Administrativ. 

jasüx. 

volution  gänzlich  zerstörten  Staatsrath  und  führte  mit  dem  grossen 
Verwaltungsgesetz  vom  28.  Pluviose  an  VIII.  eine  neue  Verwaltungs- 
ordnung ein,  welche  Friede  und  Ordnung  bringen  sollte  und  wirklich 
brachte.  Hatte  das  ancien  Regime  einst  die  Administration  der  Justiz 
überliefert,  so  kam  die  Revolution  in  ihrem  Misstrauen  gegen  die  Justiz 
dahin,  diese  der  Administration  zu  überliefern.  Damit  endete  fast  die 
ßewahrbeitung  des  zuerst  aufgestellten  Grundsatzes  von  der  Trennung 
der  Gewalten.  Die  Administrativgewalt  war  es  dann,  welche,  ihre 
Functionen  immer  mehr  überschreitend,  die  Revolution  verlängerte. 
Die  neue  Verfassung  sprach  nicht  mehr  von  dem  Princip  der  Trennung 
der  Gewalten,  aber  die  organisirenden  Gesetze  führten  sie  in  aller 
Strenge  durch,  und  diese  Strenge  gelangte  endlich  auch  wieder  zur 
Frage  nach  der  Ordnung  der  Administrativjustiz,  welche,  je  sicherer 
und   kräftiger  man   Verwaltung   und   Justiz   gestalten  wollte,   desto 


1)  Decret  vom  21.  Frnctidor  an  III.  Art  27. 

2)  Dareste  a.  a.  O.  S.  170. 

3)  Da  Conseil  d'^tat  a.  a.  O.  S.  113. 
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schärfer  und  genauer  bestimmt  werden  mosste.  Und  aus  den  Bemühungen 
des  CoDSulats  ging  ein  Bau  hervor,  der  nach  seiner  äusseren  Organi- 
sation, wie  unüberwindlich,  allen  Stürmen  und  Angriffen  d^  späteren 
Zeit  getrotzt  hat  und  in  der  That,  wenn  seine  innere  Gestalt  der 
äusseren  entsprechend  wäre,  auch  als  mnstergiltig  bezeichnet  werden 
könnte.  Dennoch  aber  vollendete  es  die  Bestrebungen  der  Revolution, 
indem  es  zu  der  von  ihr  zuerst  angestrebten  festen  Begründung  der 
Competenz  der  Gewalten  auch  eine  sichere  Jurisdiction  hinzufügte. 
Der  Der  Staatsrath,   wie  ihn  die  Constitution  vom  Jahre  VHI.  ein- 

führte, hatte  eine  doppelte  Function.  Er  war  dem  Gouvemement 
tribttoai.  helfend  zur  Seite  gestellt  für  die  Vorbereitung  der  Gesetze  and  Regle- 
ments der  Verwaltung,  und  als  Spitze  der  gesammten  Verwaltung  zn- 
gleich  das  richtende  Organ  über  alle  administrativen  Klagegegenstände. 
Er  sollte  nicht  entscheiden,  sondern  die  Entscheidung  für  die  hl^chste 
Executivgewalt  vorbereiten.  Er  ist  somit  alles  für  die  Thatsache,  nur 
vorbereitend  für  die  Rechtsfrage  ').  Abgesehen  nun  von  seiner  rein 
verwaltenden  Thätigkeit,  entwickelte  sich  seine  Jurisdiction  im  Laufe 
der  Zeit  erst  vollständig.  Die  Constitution  vom  Jahre  VIII.  gab  ihm 
zuerst  das  Recht  der  Anklage  aller  Beamten  ^),  welche  erhoben  werden 
sollte  nach  der  beim  Minister  eingebrachten  Denunciation ,  und  von 
der  haute  cour  entschieden  wurde.  Er  ist  weiter  die  richtende  Beh(^de 
über  die  Gesetzmässigkeit  aller  Acte  des  Römischen  Hofes,  wenn  diese 
in  Frankreich  zur  Geltendmachung  und  Publication  bestimmt  sind  '). 
Er  ist  die  berathende  Behörde  über  den  Appel  comme  d'abas  nebea 
der  nach  dem  Concordat  wieder  stillschweigend  anerkannten  Jarisdiction 
der  Bischöfe  in  ihren  Diöcesen  und  Erzbischöfe  in  ihren  Metropolen  *). 
Er  beräth  und  beendet  die  Sache,  wenn  der  Abus  kein  Verbrechen 
enthält,  und  weist  nach  seiner  Berathnng  in  diesem  Fall  die  Klage 
vor  das  competente  Gericht,  denn  immer  entscheidet  der  Staatsrath 
nur  die  administrative  Frage  im  Appel.  Der  Staatsrath  wurde  wieder 
Prisengericht,  wie  vor  der  Revolution  ^).  Die  Constituante  hatte  dafür 
die  Handelstribunale  eingesetzt,  so  weit  die  Fragen  nicht  in  Civil-  oder 
Criminalsachen  einschlugen  ^).  Unter  dem  Convent  ging  die  Gerichts- 
barkeit an  das  Conseil  executif  provisoire  über,  bis  das  Directorium 
abermals  die  Handelsgerichte  dafür  competent  erklärte,  mit  der  Za- 


1}  Reglement  vom  6.  Nivdse  an  VIII. 

2)  Constitution  vom  Jahre  VIII.  Art.  76. 

3)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art.  1.  Arrdt4  vom  11.  Bramaire  an  Xu. 

4)  Gesetz  vom  18.  Germinal  an  X.  Art  6,  14,  18,  19  a.  90. 
6)  Arrete  vom  26.  Ventdse  an  VIII. 

6)  Gesetz  vom  9—13.  Angust  1791  und  14.  Februar  1793. 
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lässigkeit  der  Appellation  an  die  Civilgerichte  ^).  Als  das  Consulat 
nun  den  Staatsrath  dafür  competent  erklärte  und  in  dem  Conseil  des 
prises  eine  besondere  Section  dafür  organisirte,  führte  es  zugleich  eine 
bestimmte  Jurisprudenz  ein,  die  heute  noch  als  Basis  gilt  ^).  Der 
Staatsrath  endlich  wurde  die  oberste  (>ompetenzbehörde  in  den 
Conflits  d'attribution  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  *).  Der  Prefet 
ist  es,  der  den  Conflit  erhebt  und  mit  Darlegung  der  Gründe  dem 
Procurator  des  betreffenden  Gerichts  denselben  überreicht  *),  Trotzdem 
man  die  Trennung  der  Gewalten  durchführen  wollte,  gab  man  den 
Gerichten  selbst  doch  nicht  das  Recht,  den  Conflict  zu  erheben,  im 
Fall  die  Administration  ihre  Gompetenz  überschritt.  Erst  die  spätere 
Zeit  der  Restauration  setzte  bestimmte  Fälle  fest  für  die  Criminal- 
sachen  und  einzelne  Fälle  der  Correctionspolizei ,  ohne  sich  auch  nur 
principiell  zu  dem  Satz  aufzuschwingen,  dass  eine  Einmischung  der 
Verwaltung  nur  dort  gestattet  sei,  wo  das  Gesetz  es  ausdrucklich  er- 
laubte. Würde  man  diesen  Satz  anerkennen,  so  wäre  die  viel  erörterte 
Streitfrage  in  Betreff  dieses  Punktes  am  Besten  gelöst  ^).  Der  Conseil 
d'etat  ist  endlich  Appellationsinstanz  für  alle  Entscheidungen,  in  nicht 
letzter  Instanz  von  den  Verwaltungsgerichten  gefällt,  selbst  denen  der 
Cour  des  comptes.  Die  bedeutungsvollste  Reform  der  Administrativ- 
justiz brachte  zuletzt  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1806,  wodurch  zugleich 
mit  einer  strengen  Procedur  die  Commission  de  contentieux  im  Staats- 
rath organisirt  wurde,  bestimmt,  in  allen  Streitsachen  die  Instruction 
Yorzabereiten  und  den  endlichen  Bericht  dem  Staatsrath  zur  Ent- 
scheidaug  derselben  vorzulegen.  Es  war  dies  die  Basis  der  Heran- 
bildung eines  Corps  der  vollkommensten  administrativen  Jurisprudenz, 
deren  Entscheidungen  und  Prüfungen  selbst  die  Minister  fürchteten. 
Jetzt  wurden  auch  die  alten  avocats  au  conseil  wieder  eingeführt,  mit 
dem  ausschliesslichen  Rechte,  die  Memoiren  und  Requetes  der  Parteien 
in  Administrativstreitsachen  zu  zeichnen  *). 

Mit  dem  gleichen  Berufe,  wie  der  Staatsrath,  fungirte  im  engeren         Die 
Kreise  das  Conseil  de  prefecture.    Es  war  eine  neue  Schöpfung  des    ^öfectare  au 
Organisationsgesetzes  vom  28.  PluviOse  an  VIII. ,  bestimmt,  in  allen  Admiiii<«trativ- 
Administrativstreitsachen  die  richtende  Behörde  zu  sein.  Die  Functionen     ^^^"°<^i^* 
des  Präfecturrathes  sind  sehr  bedeutend  und  umfassen  die  nach  den 
Gesetzen  der  Constituante  vielfach  zerrissene  administrative  Thätigkeit. 


1)  Oeaets  yom  18.  Brumaire  an  II.,  8.  Brumaire  an  IV.  u.  8.  Flor^al  an  IV. 

2)  Arret^  yom  6.  Germinal  an  IX.  und  Gesetz  vom  2.  Prairial  an  XI. 

3)  Reglement  vom  5.  Nivdse  an  VlII.  n.  Constitution  ▼.  J.  VIII.  Art.  62. 

4)  Arrdt^  vom  13.  Brumaire  an  X. 

6)  Foncart  a.  a.  O.  Bd.  III.  No.  839.    Serrigny  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  190  u.  a.  m. 
6)  Qeneti  yom  22.  Juli  1806  Art.  44  u.  ff. 
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So  ist  der  Präfecturrath,  abgesehen  wieder  von  seiner  reinen  admini- 
strativen Tbätigkeit,  als  Geriebt,  Verwaitungsgericbt  in  allen  Fragen 
der  directen  Steuern,  die,  als  nach  besonderen  von  der  Verwaltung 
angelegten  Rollen  erhoben,  auch  nur  ihr  in  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
zur  Entscheidung  zugewiesen  werden  können.  Die  Fragen  der  in- 
directen  Steuern  gehören  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte,  da  es  bei 
diesen  sich  stets  um  die  Anwendung  eines  Gesetzes  auf  bestimmte 
Fälle  handelt  1).  Die  Präfecturräthe  sind  competent  in  Streitigkeiten 
der  öffentlichen  Arbeiten,  die  aus  einem  Contract  zwischen  Verwaltung 
und  Unternehmer  hervorgehen,  und  in  Betreff  der  Entschädigungen 
Dritter  bei  Ausführung  der  Arbeit.  Die  Tribunale  schreiten  wieder  in 
allen  diesen  Fällen  ein,  wo  es  sich  um  reine  Civil-  oder  Strafsachen 
handelt,  wobei  es  auch  keinen  Dntersrhied  macht,  ob  der  Staat  als 
Partei  erscheint,  wie  bei  Bezahlung  der  Unternehmung,  der  Caution  etc. 
Die  Gompetenz  der  Administrativtribunale  erstreckt  sich  auf  alle 
Sachen  der  grand  und  petit  voirie,  naturlich  auch  wieder  nur  so  weit, 
als  nicht  reine  Eigenthumsfragen  zum  Streit  fuhren.  Endlich  erscheinen 
diese  Gerichte  competent  in  allen  Fragen  der  National-,  Staats-  und 
öffentlichen  Güter,  in  denen  der  Prefet  immer  als  Partei  für  den  Staat 
auftritt,  ohne  dazu  der  Erlaubniss  des  Präfecturraths  oder  Staatsraths 
zu  bedürfen.  Desgleichen  gingen  die  Functionen  der  alten  maitrises  des 
eaux  et  forets,  welche  die  Constituante  vorübergehend  den  gewöhn- 
lichen Tribunalen  zuwies^),  an  den  Präfecturrath  über.  Im  Laufe 
der  Napoleonischen  Herrschaft  vermehrten  sich  noch  die  FuDctionen 
des  Rathes.  Er  griff  in  die  Wahlstreitigkeiten  ein,  übte  eine  Polizei- 
gerichtsbarkeit in  Betreff  gefährlicher  Etablissements,  eine  Vormnnd- 
schafi  über  die  Gemeinden,  indem  er  über  das  Riagerecht  derselben 
entscheidet,  und  über  die  Streitigkeiten  der  Theilung  der  GemeindegOter. 
So  war  die  Competenz  dieser  Räthe  wohl  nicht  so  umfassend,  als  die 
Regierung  zuerst  beabsichtigte  '),  aber  dennoch  von  grosser  Tragweite, 
um  so  mehr,  als  gar  kein  Gesetz  die  Procedur  dieser  Gerichte  an 
feste  Formen  band,  sondern  allein  der  Gebrauch  diese  endlich  nach 
dem  Verfahren  vor  dem  Civilgericht  festsetzte.  Es  existirte  von  Anfang 
an  keine  Oeffentlichkeit  und  keine  Mündlichkeit,  keine  feste  Form  des 
Urtheils.  Ein  Arrete  des  Rathes  hat  den  Charakter  des  Urtheils.  Erst 
das  Gesetz  vom  22.  Juli  1S06  setzte  die  Frist  der  Appellation  an  den 
Staatsrath  auf  drei  Monate.  Es  ist  natürlich,  dass  diese  Gerichte  ihre 
Entscheidungen  auch  selbst  widerrufen  konnten,  da  sie  doch  nur  Ver- 


1)  Dareflte  a.  a.  O.  Chap.  XV.  S.  396  o.  ff. 

2)  Decret  vom  7—11.  September  1790. 

3)  Dareste  a.  a.  O.  S.  174  u.  ff. 
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waitungsbebördeu  waren.   Aus  gleichem  Grunde  haben  sie  auch  keine 
Gewalt  in  der  Execution  des  gefällten  Urtfaeils. 

Obgleich  nun  die  Organisation  der  Verwaltung  Napoleon's  von  AdminiBtr*üv. 
dem  Grundsatz  der  Trennung  von  Handlung  und  ürtheil  in  der  Ad-  /j*^,^i*raa'. 
ministration  ausging,  so  haben  die  Gesetze  dieselbe  dennoch  nicht  richten 
überall  streng  durchgeführt,  und  es  erscheinen  neben  den  Administrativ- 
tribunaien  auch  noch  die  Administrativpersonen  als  Richter,  so  die 
Minister,  Prefets,  selbst  Souspretets  und  Maires.  Wohl  musste,  dem 
Andrängen  der  öffentlichen  Meinung  nachgebend,  die  Justizgewalt  der 
Minister  ihre  grösste  Bedeutung  dem  Staatsrath  abgeben,  aber  sie 
behielten  dennoch  ein  Theilchen  derselben  je  in  ihrem  Gebiete,  besonders 
der  Finanzminister,  von  dessen  Entscheidung  der  Recurs  an  den  Staats- 
rath ging  '),  und  der  Kriegsminister  mit  gleicher  Unterordnung  unter 
dem  Staatsrath.  In  vielen  Fällen  aber  gab  es  keinen  Recurs,  aber 
die  Verantwortlichkeit  bildete  dann  ge wisse rmaassen  eine  indirekte 
Appellation.  Wohl  verschwand  diese  Garantie  mit  der  Entwürdigung 
der  Gesetzgebung  unter  Napoleon,  und  der  ministeriellen  Willkür  war 
ein  breiter  Weg  eröffnet.  Die  Prefets,  welche  vor  Allen  Administratoren 
und  nur  Administratoren  sein  sollten,  wurden  gleichfalls  theils  als 
selbstständige  Richter,  theils  als  Richter  im  Präfecturrath  für  be- 
stimmte, minder  wichtige  und  drängende  Fälle  eingesetzt.  Dieses 
Missverhältniss  in  ihrer  Stellung  wurde  erzeugt  durch  das  Verkennen 
ihrer  Stellung,  in  der  man  eine  Aehnlichkeit  mit  jener  der  alten  In- 
tendanten sah,  während  sicher  nur  die  Präfecturräthe ,  als  an  deren 
Stelle  getreten,  anerkannt  werden  müssen^).  Von  dem  ürtheil  des 
Prefets  gab  es  übrigens  den  Recurs  an  den  Minister  und  Staatsrath, 
und  au  diesen  zumeist  in  Fällen  von  Aratsmissbrauch  und  Incom- 
petenz  ').  Der  Sousprefet,  in  seiner  Beamtenstellung  zu  rein  passiver 
Thätigkeit  verurtheilt,  erschien  gleichfalls  in  der  Administrativjustiz 
für  einige  Fälle,  wie  die  der  grande  voirie,  als  Richter  competeut,  wie 
der  Maire,  der  freilich  als  Gentrum  der  Gemeinde vei*waltung,  ähnlich 
dem  Prefet,  auch  zur  Verwaltungsjustiz  berufen  erschien  ^). 

Eine  ganz  besondere  Stellung  in  der  Hierarchie  der  Administrativ-     Die  Coun 
Justiz  nimmt  die  mit  dem  Kaiserreich  auftretende  Cour  des  comptes  Adrak^rtrau*!* 
ein.    Sie  ist  ein  Tribunal  der  Administrationsordnung  und  nicht  der      tnbanaic. 
Justizpflege,  aber  durch  ihre  Organisation  und  die  Unbeweglichkeit 
ihrer  Richter  dieser  mehr  verwandt,  als  jener.    Die  Constituante  hatte 


1)  ÄrrM  vom  18.  Ventöse  an  Vm. 

2)  Dareste  a.  a.  O.  8.  178  u.  ff. 

8)  Arrdt^  Yom  18.  Thermidor  an  X.^  27.  F^rimaire  an  XI. 
4)  Arrdt^  vom  29.  FlorM  an  X. 


ihre  FanctioDen  nach  AuflGsuDg  des  alten  Staatsrathes  ausgeflbt.  Mit  der 
Commissioo  de  la  comptabilite  nationale  versuchte  das  Directoriom') 
und  in  ähnlicher  Weise  das  Consulat  *)  die  Herstellung  einer  besoD- 
deren  höchsten  Finanzgerichtsbarkeit  Aber  erst  dem  Kaiserreich  gelai^ 
es,  dieselbe  mit  der  Cour  des  comptes  in  fester  Weise  zu  organisiren^). 
Sie  wurde  in  verschiedene  Kammern  getheilt  und  entschied  thdis 
als  erste  und  letzte  Instanz,  theils  als  Appellationshof  in  zweiter 
Instanz.  In  erster  Richtung  entschied  sie  über  die  Rechnungslepog 
der  Generahreceveurs  und  anderer  oberster  Finanzbeamten.  Ab 
Appellationshof  entschied  sie  über  die  Rechnungslegung  der  Präfector- 
räthe.  Ihre  Gerichtsbarkeit  ist  einzig  und  souverän  für  ganz  Frank- 
reich und  die  Colonien,  ihre  Procedur  streng  und  bis  ins  Detail  vom 
Gesetz  bestimmt.  Nur  Revision  und  Cassation  ist  gegen  ihre  Airets 
zulässig,  und  zwar  die  erste  im  Fall  der  Auffindung  neuer  Beweise, 
die  zweite  im  Fall  der  Nachweisung  von  Formfehlern, 
sobinif.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Organisation  der  Verwaltnogs- 

jastiz  besonders  nach  der  Revolution  für  Frankreich  sehr  segensreich 
wirkte.  Die  Administrativgesetze,  welche  häufig  der  Augenblick  er- 
zeugt, die  ungeheure  Hasse  derselben,  die  Ungerechtigkeiten  der  Re- 
volution, welche  die  Willkür  begünstigte,  die  heiligsten  Interessen  &o 
die  Beamtengewalt,  an  ihre  Unwissenheit  und  Corruption  knüpfte,  hnA 
durch  die  strenge  Organisation  der  Verwaltungsjustiz  erst  eine  Grenze, 
welche  sie  in  die  Bahnen  der  .Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit 
drängte  und  gegenüber  allen  Missbräuchen  den  Bürger,  sein  Etgra- 
tham  und  seine  Freiheit  erst  wieder  sicher  stellte.  Sie  krönte  die 
gesammte  Verwaltung,  sie  bildete  das  Gleichgewicht,  welches  danemd 
mit  dem  Einzelinteresse  das  Staatsinteresse,  und  umgekehrt,  in  Hir- 
monie  bringen  sollte.  Aber  dennoch  fehlt  die  wahre  Garantie  fBr 
Recht  und  Gerechtigkeit.  Die  Richter,  welche  mit  einer  so  hobeo 
Gewalt  ausgerüstet,  denen  zahlreiche  und  heilige  Interessen  anvertraut 
sind,  haben  keine  Selbstständigkeit.  Sie  sind  absetzbar,  schlecht 
besoldet,  vermischt  mit  der  eigentlich  activen  Verwaltung.  Und  neben 
der  Hierarchie  dieser  Gerichte  hat  die  Zeit  noch  zahlreiche  Aosnahms- 
gerichte  eingeführt,  für  den  Unterricht,  die  Nationalgarde,  das  Möia- 
wesen,  die  Recrutimng  u.  s.  w.  Kein  Gesetz  bestimmt  in  festen 
Grenzen  die  Procedur,  vergebens  wird  die  Oeffentlichkeit  und  Münd- 
lichkeit angestrebt,  vergebens  die  strenge  Bestimmung  der  Gompetenz. 
Und  dennoch   wird   die   französische  Verwaltung,  so  grossartig  im 


1)  Constitation  vom  Jahre  ITI.  Art  881. 

2)  Constitotion  vom  Jahre  VUI.  Art.  89. 
8)  Decret  vom  16.  September  1807. 
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Ganzen,  so  ausgezeichnet  im  Einzelnen,  erst  zur  wahren  Yollendang 
sich  erheben,  wenn  sie  die  von  so  vielen  aasgezeichneten  Geistern 
schon  laut  geforderten  Reformen  durchfahrt.  Und  ich  kann  meine 
Darstellung  mit  dem  Satze  schliessen,  mit  dem  ich  sie  begonnen  habe. 
Alle  staatsbürgerliche  Freiheit  wird  erst  wahrhaft  lebendig  und  sicher 
sein,  wenn  jene  grosse  Kluft,  welche  zwischen  den  Idealen  der  Ver- 
fassungsgrundsätze und  ihrer  Bewahrheitung  im  täglichen  Leben  aus- 
gefüllt ist,  ausgefüllt  durch  die  Macht  von  Recht  und  Gesetz. 
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